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Die  Sjmdikatsbestrebungen^) 
im   niederrheinisch -westfälischen  Steinkohlen- 
bezirke. 

Eine  geschichtlich-kritische  Stadie 


Frans  Sarter» 
Bargaasessor. 

I.  Etnleltnng. 

Die  rheinisch-westfUische  Steinkohlenindustrie  gehört  infolge  ihres 
gewaltigen  Betriebes  auf  einer  verhältnism&Big  kleinen  Fläche  und 
der  alljährlich  zunehmenden  Arbeiterzahl  zu  den  wichtigsten  Industrie- 
zweigen unseres  Vaterlandes  und  beansprucht  wegen  der  grOSem 
oder  geringeren  Beteiligung  weiterer  Volkskreise  lebhaftes  Interesse. 
Bis  vor  wenigen  Jahren  war  den  meisten  unserer  Landsleute  der 
Bergwerksbetrieb  nur  in  undeutlichen  Umrissen  bekannt  Erst  der 
im  Frühjahr  1889  ausgebrochene  große  Arbeiterausstand  lenkte  plötz- 
lich  die  allgemeine  Aufmerksamkeit   auf   die  bergbaulichen  Verhält- 


1)  Vorliagende  Stndia  basweekt  niobt,  aio  in  Jader  Basiafaang  Tollstftndigat  Bild  dar 
Kartallbairagiuig  im  oiadarrbaioiich-wastfiliMhen  Stainkoblenbaairlie  in  gabao  und  aUa 
gagan  lia  arhobanan  Einwftnda  an  baleacbtan:  vialmabr  soll  dia  Arbait  nur  ainan  Bai- 
trag  an  der  Banrtailiing  der  Syndikatofraga  bilden.  Hieran  iet  ae  für  aweckmftBig  er- 
aebtat  worden,  der  kritiscben  Betprecbaog  eine  syatemadfche  Darstellung  der  Ent> 
stebnngsgesebiebte  des  Syndikates  in  knrsen  Zflgen  Torantansablcken. 

Das  Hatarial  dieser  Stadie  ist  yorsngswelse  Originalaktan  und  Anfkaichnnngan  ant- 
Dommen,  welobe  mir  mit  dankenawerter  Bereitwilligkeit  von  Werksdirigeaten  und 
sonstigen  am  wastAlisehen  Bergbau  beteiligten  Herren  aar  Verf&gnng  gestellt  wurden. 
Ebenso  fbBt  dar  kritische  Teil  aof  Brfahrangen,  die  ron  mir  im  westfkUscben  Steinkohlen- 
basirka  aaf  On»d  parsdnliehar  Ansohanong  gesammelt  worden  sind. 

KSln,  im  Oktober  1898.  Sartar. 

Dritte  FMge  Bd.  Yn  (LZn).  1 


2 


Frans  8&rter« 


nisse  und  brachte  das  Interesse  für  den  Steinkohlenbergbau  nicht 
nur  bei  deo  kohlenverbrauchenden  iDdustriezweigeo,  sondern  auch  bei 
dem  Privatmann,  der  in  seinem  kleinen  Haushalte  diesen  uoenlbehr* 
liehen  BrennstoflF  verwenden  muß,  in  recht  fühlbarer  Weise  zur  Gel- 
tung. Dieses  einmal  geweckte  Interesse  mußte  noch  um  so  mehr 
gesteigert  werden  und  auch  sonst  uDbrteiligte  Kreise  ergreifen,  als 
sich  auf  diesem  Gebiete  Vorgänge  vollzogen,  welche  für  das  volks- 
wirtschaftliche  Leben  von  einschueidender  Bedeutung  sind. 

Die  Bestrebungen  zur  Hebung  der  westfälischen  Steinkohlen* 
Industrie,  welche  in  den  letzten  Jahrzehnten  sich  in  verschiedenen 
Formen  geltend  machten,  haben  neuerdings  ihren  Ausdruck  in  der 
Bildung  von  Kohlenverkaufsvert^inen  und  in  der  Gründung  des  Kob- 
lensyndikates  gefunden.  Die  Presse  bat  sich  der  Atigelegenheit  mit 
Eifer  bemächtigt,  die  verschiedenen  Industriezweige,  im  besonderen 
die  sehr  interessierte  Eisenindustrie  hat  Stellung  zu  der  Frage  ge- 
nommen, und  auch  die  Vertreter  der  Landwirlschaft  haben  geglaubt» 
ihre  Ansicht  über  den  ihnen  im  allgemeinen  fernliegenden  Gegen- 
stand aussprechen  zu  müssen.  Im  Hause  der  Abgeordneten  ist  das 
Syndikat  der  Gegenstand  häufiger  und  heftiger  Debatten^)  gewesen; 
zahlreiche  Broschüren  sind  gedruckt  worden.  Je  nach  dem  partei- 
politischen Standpunkte  und  nach  der  jeweiligen  volkswirtschaftlicheo 
Stellung  des  Kritikers  haben  die  Kohlenkarielle  eine  unbeflingt  zu- 
stimmende odt*r  abfällige  Beurteilung  erfahren.  Während  der  Frei- 
händler in  den  Kohlenverkaufsvereinigungen  eine  die  Selbständigkeit 
und  Individualthäiigkeit  hemmende  Einrichtung  erblickt,  verurteilt 
der  kuhlenverbrauchende,  iiidustrielle  SclmtzzoUner  sie  deshalb,  weil 
er  von  einer  monopolistischen  Ausbeutung  eine  Erschwerung  seiner 
Konkurrenzfähigkeit  befürchtet.  Die  Gegnerschaft  des  Landwirtes 
erklärt  sich  wohl  hauptsächlich  aus  der  Besorj^nns,  daß  mit  der  ge- 
steigerten Lebensfähitikeit  der  Steinkohlenindustrie  der  Laudwirt- 
schaft  die  nötigen  Arbeilskräfte  ent/(igen  werden  könnten. 

Diese  Urteile  sind  jetloch  weni:ier  von  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten»  als  vielmehr  von  Sonderintercssen  ge- 
leitet; andererseits  ist  nicht  zu  verkt-nnen,  dnß  die  den  Vereinigungen 
günstigen  Ansicliten  vorzugsweise  das  Interesse  des  Bergwerksbesilzcra 
vertreten. 

Eine  richtige  Beurteilung  der  Kohlen  Verkaufsvereinigungen  ist 
Bur  möglich  an  der  Hand  der  Geschichte,  welche  zeigt,  unter 
welchen  Verhältnissen  die  westfälische  Steaikohleninduslrie  Jahre  lang 
gearbeitet  hat,  welche  Versuche  zur  Erhitltung  ihrer  Lebenstahijikeit 
unternommen  worden  sind  ur»d  wie  sich  nach  diesen  zahlreichen,  zum 
größten  Teile  mißglückten  Versuchen  die  Bildung  der  Verkaufsver- 
einigungen und  die  Gründung  des  Syndikates  vollzogen  hat. 

Es  ist  hierzu  erforderlich,  zunsichst  mit  einigen  Worten  auf  die 
liage  der  Industrie  vor  einigen  Jahrzehnten  einzugeben. 


1)  Vgl  die  ittnoffraphischfio  Benclile  der  Bitiunfr^n  d«i    pretifftiicheD  Abgeordii«tttii-, 
hAU»es  Tom  15.  Februmr,  16«  F«bruftr,  1.  atid  3.  Mlrs  1B98. 


Die  SyndikAtttboAtrebuD^eQ  im  niederrheioiscb-vrtAtflHschen  Steinkolileabesirk«. 


n.  GescMchtllche  Entwfelceliifig  der  Solilenrerkaiift* 
Terelnigungen. 

A.  Die  Lage  der  Steinkohle  niBdustrie  zu  Anfang  und 
Mitte  der  70er  Jabre. 

Die  Gruben  des  niederrbeinisch-westfälischeD  Bezirkes  waren  in 
der  Milte  dieses  Jahrhundtirts  vorwiegend  in  den  HäuduD  alterer,  im 
Reviere  ansässiger  P'annlien.  Fremde^  größere  Kapitalien  waren  bis 
dabin  nur  in  den  seltensten  Fällen  zu  Hilfe  geuotniuen.  Erst  die 
Jabre  1855—1867  gaben  infoljj;e  des  Eisenbahnbaues  und  der  Ent- 
Wickelung  der  Eisenindustrie  überhaupt,  nacbdein  der  Kulilenreichtum 
der  nördlichen  Reviere  unter  dem  Mergel  festgestellt  war,  den  ersten 
AnlaB  zur  Gründung  einer  größeren  Anzahl  neuer,  mit  verbesserten 
maschinellen  Anlagen  ausgerüsteten  Unternehmungen,  zu  deren  Durch- 
führung umfangreichere  Geldmittel  erforderlich  waren.  Auch  das 
Ausland  stellte  ein  nicht  unbedeutendes  Kapital  diesen  Zwecken  zur 
Vertügung. 

Nachdem  durch  die  Einführung  des  Allgemeinen  Berggesetzes 
vom  24.  Juni  18b5  die  der  freiheitlichen  Bewegung  der  Industrie  bin- 
derlichen Schranken  gefallen  waren  und  mit  dem  Bevormundungs- 
system gebrochen  war,  ergab  sich  als  nächste  Folge  eine  Vermehrung 
der  Produktion.  Die  Steinkohlentörderung  in  den  westfälischen  Berg- 
revieren stieg  in  den  Jahren  1864— 18b9  von  8146433  Tonnen  auf 
12034  169  Tonnen.  Die  beiden  folgenden  Kriegsjahre  brachten  natnr- 
gf^mäß  einen  Rückgang  der  Förderung,  ^'ach  dem  glücklieben  Aus- 
gange des  deutsch  französischen  Krieges  trat  jedoch  ein  unerbörter 
Aufschwung  der  Industrie  ein.  Es  entstand  eine  große  Anzahl  neuer 
Unternehmungen,  an  denen  sich  nicht  nur  bedeutende,  angesammelte 
Kapitalien^  sondern  auch  die  kleinsten  Ersparnisse  beteiligten,  Aeltere, 
bestehende  VNerke  wurden  zu  bedeutenden  Preisen  angekauft  und  in 
Aktiengesellschaften  umgewandelt.  Wenn  schon  die  Gründung  der 
Neuanlagen  eine  bedeutende  Zunahme  der  Produktion  veranlaßte,  so 
hatte  auch  bei  den  bestehenden  Anlagen  das  Bestreben,  durch  Er- 
niedtigung  der  Selbstkosten  einen  möglichst  hoben  Gewinn  zu  erzielen, 
eine  Vermehrung  der  Förderunj^  zur  Folge,  So  kam  es,  daß  sich  die 
Förderung  des  Jahres  1873  bereits  auf  16416570  Tonnen  belief. 
Allerdings  fand  dieses  Förderquantum  bei  di5r  atigemein  gesteigerten 
Industneihäti^keit  flotten  Absatz  zu  hohen  Preisen. 

Der  Schwerpunkt  des  Interesses  des  Bergbaues  war  jedoch  an  die 
Börsenplätze  verlegt.  Es  bandelte  sieb  nicht  mehr  um  eine  gedeih- 
lithe  Entwickelun^  der  Bergwerksindustrie,  sondern  um  die  Herbei- 
führung einer  günstigen  Kursbewegung  und  die  Erzielung  einer  hohen 
Dividende.  Die  Bergwerksaküen  wurden  zu  einer  schwindelhalten 
Uöhe  gesteigert  und  die  Börse  machte  glänzende  Geschäfte^). 


1)  VieL  hifrILber  sucb   Wilfa«   O  e  ehe  Ibft  naer  ,  Die  vt irtsebAmiche  Krisia,  BerUtt 
1S76,  8«ite  i9  fS 
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Der  Rückschlag  begann  im  Jahre  1874,  als  die  allgemeine  wirt- 
schaftliche Lage  sich  zu  verschlechtern  anfing. 

Die  Eiseaiuduslrie,  die  Uauptabnehmerin  der  Bergwerksprodukte, 
mußte  wegen  Mangels  ao  Aufträgen  den  Betrieb  einschränken.  Aus 
der  verminderten  Nachfrage  folgte  ein  Preissturz  der  Kohlen,  die 
Kurse  fielen  rapid  uod  es  begann  die  Zeit  des  tiefsten  wirtschaft- 
lichen Verfalles  der  SteinkohleDindustrie.  Die  Gesamtproduktion  des 
Jahres  1874  sank  auf  15312812  Tonnen;  der  Ausfall  erfolgte  jedoch 
nur  in  den  drei  ersten  Quartaleo;  im  vierten  Quartal  1874  war  die 
Förderung  des  gleichen  Zeitraumes  im  vorhergehenden  Jahre  wieder 
erreicht,  und  damit  begann  die  Tendenz  zur  Vermehrung  der 
Produktion. 

Die  fortwährend  steigende  Zunahme  der  Förderung,  die  dem  Be- 
streben, die  Selbstkosten  zu  erniedrigen,  entsprang,  welche  jedoch  zur 
Nachfrage  in  keinem  Verhältnisse  stand,  —  die  Sucht,  die  Produkte 
um  jeden  Preis  loszuschlagen  uod  die  infolgedessen  hervorgerufene 
Preisschleuderei  wirktea  sehr  schädlich*  Eine  Anzahl  von  Werken, 
besonders  von  deojenigeD,  welche  mit  unverhältnismäßig  hohem  Kapi- 
tal angekauft  waren,  mußte  infolge  zunehmender  betriebatecbnischer 
Schwierigkeiten  den  Betrieb  einstellen;  auch  diejenigen  Werke,  welche 
auf  einer  soliden  Grundlage  ruhten,  hatten  mit  den  größten  Schwierig- 
keiten zu  kämpfeo ,  um  überhaupt  bestehen  zu  können.  In  dieser 
Zelt  erfolgte  auch  die  RQckwandlung  mancher  Aktieugeselischaften  in 
Gewerkschaften,  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  zur  Fortführung  des 
Betriebes  die  nötigen  Kapitalien  aufbringen  zu  können* 

Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob,  wie  von  schutzzötlneriscber 
Seite')  behauptet  wird,  der  Debergang  zu  der  freihändlerischen  Poli- 
tik und  zur  Goldwährung  im  Jahre  1874  einen  EinfluS  auf  den 
Niedergang  der  Industrie  ausgeübt  bat.  Die  Hauptursachen,  warum 
die  niederrheinisch-westfälische  Steiokohlenindustne  schwerer  wie  die 
anderen  ladustriezweige  von  der  Ungunst  der  allgemeinen  Geschäfts- 
lage betroffen  wurde,  liegen  auf  anderen  Gebieten: 

1)  Die  gesteigerte  Forderung  brachte  eine  Heber  Produktion 
hervor,  welche  auf  dem  Markte  nicht  unterzubringen  war,  und  infolge- 
dessen einen  Preisniedergang. 

2)  Die  große  Zersplitterung  des  Bergwerksbesitzes 
nötigte  die  einzeloen  Werke,  untereioaQder  eineo  Wettbewerb  auf 
Tod  und  Leben  aufzunehmen  und  die  Waren  selbst  unter  den  Selbst- 
kosten auf  den  Markt  zu  werfen,  lediglich  zum  Zwecke  der  Aufrecht- 
erbaltung  des  Betriebes,  unter  Aufwendung  von  Mitteln,  die  mit 
großen  Opfern  durch  Zubußen  und  Anleihen  aufgebracht  werden 
mußten.  Betrug  doch  noch  im  Jahre  1882  die  Anzahl  der  konkurrie-  m 
renden  Werke  192.  ■ 

3)  Hierzu  kommt  die  scharfe  Konkurrenz  mit  der  eng- 
lischen  und  belgischen  Kohle.     Berücksichtigt  man,   daß   ein 


1)  itttt<nattg«o  dfts  Verein«  s;ir  WahruDfp  der  f^meiDAAineii  wirtscbAftlicheo  lDt«r«**an 
in  Bheintmod  und  Westfftlen.     Düsseldorf  1883  Heft  4  und  5,  Seite  111. 


Di«  Syndikikta bestreb UDffQQ  im  ]iitd6frb«ini»€b-ir«0tfMti»chen  Steinkoblenbesirke. 

gto&fdV  Teil  der  englischen  Kohlen  aus  den  in  unmittelbarer  Nähe  der 
See  oder  schiffbaren  Flüsse  liegenden  Bergwerken  in  Grubenfahrzeugen 
auf  kurze  Entfernung  bis  an  die  ^ee  herangeschafft  und  direkt  in 
diesen »en  verladen  wird,  und  daß  außer  den  niedrigen  Schiffsfrachten 
auch  die  Preise  der  Kohlen  selbst  in  England  im  Allgemeinen  ein 
niedriges  Niveau  zeigen,  so  erscheint  es  nicht  auftallu.nd ,  daß  die 
Wettbewerbsbedingungen  für  die  englischen  Kohlen  wesentlich  günstiger 
waren  als  für  die  westfälischen. 

4)  Dieser  Wettbewerb  war  noch  mehr  erschwert  durch  die  hohen 
Frachtsätze,  welche  die  lediglich  auf  den  Eisenbahntransport  an- 
gewiesene Ruhrkohle  wesentlich  verteuern. 

Solchen  Verhältnissen  stand  die  niederrheinisch-westfälische  Stein- 
kohlenindustrie in  der  Mitte  der  siebziger  Jahre  gegenüber.  Die 
beteiligten  Kreise  sahen  sich  vor  die  Alternaive  gestellt,  auf  Mittel 
und  Wege  zur  Wiederbelebung  der  Industrie  zu  sinnen  oder  ihre 
Existenz  in  bedenklicher  Weise  zu  gefährden. 

Vor  allem  ward  es  den  Bergbautreibenden  klar»  daß  die  Ver- 
schleuderung der  Betgwerksprodukte  auf  der  inneren  ungesunden 
Konkurrenz  beruhte  und  daß  als  das  durchgreifendste  Mittel  die 
Konsolidation  der  Werke  zu  größeren  Komplexen  anzustreben 
sei*  Dieses  Ziel  wird  auch  jetzt  noch  beharrlich  verfolgt,  und  es  sind 
vorzugsweise  die  „Gelsenkirchener*'  und  „Harpener**  Bergwerksaktien- 
gesellschaft, welche  mit  Glück  diesen  Weg  beschritten  haben.  Drr 
zielbewußten  Durchführung  eines  derartigen  Planes  stehen  jedoch 
Schwierigkeiten  gegenüber,  deren  Beseitigung  in  unabsehbare  Ferne 
gerückt  ist.  Es  mag  hier  nur  angedeutet  werden,  daß,  abgesehen 
von  Hindernissen  technischer  Natur,  die  in  Betracht  kommenden 
änanziellen  Fragen  die  Lösung  der  Aufgabe  sehr  erschweren,  zumal 
da  ohne  Heranziehung  fremder  Kapitalien  der  Konsolidationsplan  wohl 
nicht  ausführbar  ist.  Zudem  werden  vielfach  von  denjenigen  Werken, 
deren  Verschmelzung  mit  größeren  Gesellschaften  ins  Auge  gefaßt  ist, 
fast  unerfüllbare  Bedingungen  gestellt.  Andererseits  tritt  auch  in  der 
geringen  Geneigtheit  der  einzelnen  Gruben  Verwaltungen,  ihre  vielleicht 
mit  zäher  Ausdauer  errungene  Selbständigkeit  preiszugeben,  der  Durch- 
führung des  Konsolidationsplaiies  ein  Uindernis  entgegen,  das  nur 
durch  die  Zeit  überwunden  werden  kann. 

Da  von  vornherein  die  Verwirklichung  eines  einheitlichen  Kon- 
solidationsplanes vor  der  Hand  als  aussichtslos  erkannt  wurde«  so 
mußte  auf  anderem  Wege  versucht  werden,  die  Steinkohlenindustrie 
wieder  in  gesunde  Bahnen  zurückzuführen. 


B.  Die  auf  Hebung  der  Steinkohlenindustrie   hinzielen- 
den Bestrebungen, 

welche   zum   Teil    nebeneinander    laufen,    lassen   sich    nach    vier  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  verfolgen: 

L  Das  Bestreben  war  darauf  gerichtet,   das  Absatzgebiet  zu 
erweitern. 
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II.  Man  suchte  die  U  e  b  e  r  8  c  h  w e  m  m  u  n  g  des  Kohlenmarktes 
durch  Fördereinschränkungen  zu  beseitigen  und  so  durch  An- 
passen des  Aogebotes  an  die  Nachfrage  eioe  konstante  Preislage  zu 
erzielen. 

III.  Es  wurde  der  Versuch  einer  Preisreg ulierung  iioter- 
Qommen. 

IV.  Man  ging  zur  Organisation  des  Koh  lenverkaufage- 
achäftes  über.    (Bildung  der  Kohleosyndikate.) 


I.  Die  Bestrebungen  snr  Vargrosserung  des  Absategebietea. 

Die  verschiedenen  Einzelbestrebungen,  den  Produkten  neue  Ab- 
satzgebiete zu  verschaffen,  erhielten  eine  bestimmtere  Form,  als  23 
Gas-  und  Flammenkohleuzechen  des  Bochunier  und  Geisenkirchener 
Reviers  im  Jahre  1877  zu  dem  Westfälischen  Koblenaus- 
fuhr  verein  zusammentraten. 

Dieser  Verein,  welcher  auch  heute  noch  nominell  besteht,  bildet 
eine  lose  Vereinigung  von  Interessenten  mit  dem  Zwecke,  durch  Agi- 
tation den  Absatz  der  Produkte  in  den  heirai sehen  und  überseeischen 
Häfen  zu  befördern  und  für  die  einzelnen  Zechen  die  Einleitung  der 
Geschäfte  so  zu  treffen,  daß  ohne  große  Weiterungen  zum  sofortigen 
Abschluß  derselben  vorgegan^^eu  werden  kann. 

Der  Ausfuhrverein  bediente  sich  xur  Abwickelung  der  Geschäfte 
einer  Firma.  Seine  Bestrebungen  richteten  sich  hauptsächlich  gegen 
die  Konkurrenz  der  englischen  Kohlen,  und  es  ist  diesem  Vereine  auch 
gelungen,  der  westfälischen  Kohle  in  den  Nordseebäten,  mit  Ausnahme 
von  Hamburg,  dauernd  Eingang  zu  verschaffen.  Das  Uebergewicht  der 
englischen  Kohleneiuiuhr  im  Hamburg  ist  außer  den  durch  die  Schiffs^ 
Verfrachtung^  bedingten  Vorteilen  und  Annehmlichkeiten,  hauptüächlidi 
durch  die  Abneigung  der  Hamburger  Kauffeute  gegen  den  Bezug  der 
westfälischen  Kohle  begründet^  da  sie  durch  eine  Verdrängung  der 
fremden  Kohlen  eine  Schädigung  ihrer  lebhaften  englischen  Handels* 
beziehungen  befürchten.  I 

Die  Versuche  des  Kohlenausfuhr  Vereines,  auch  die  Ostseehäfen  zu 
gewinnen,  sind  gescheitert;  diese  sind  in  unbestrittenem  Besitze  des 
englischen  Kohlenmarktes.  Ebensowenig  erfolgreich  waren  die  Ver- 
suche, die  östlichen  Provinzen')  zu  gewinnen,  da  sowohl  die  sächsi- 
schen und  schlesischen  Steinkohlen  als  auch  die  Braunkohlen  den 
Markt  beherrschen*  Einen  besonderen  Erfolg  erzielte  der  Verein  noch 
dadurch,  daß  es  ihm  im  Jahre  1^78  gelang,  die  Lieferungen  für  die 
kaiserlich  deutsche  Marine  zu  erhalten,  welche  bis  dahin  ihren  Jahres- 
bedarf mit  englischer  Kohle  deckte.  Leider  ist  die  Kohlenlieferung 
für  das  Etatsjahr  1893/94  wiederum  an  englische  Händler  vergeben 
worden.    Ohne   auf   die  Beweggründe  näher  einzugehen,    welche   die 

ij  Ein  Mitte  November  1876  bej^ÜDdiBtes  „Ber^ptch'Mttrkisches  Zecbenkon^ortiniit 
fUr  den  Kohlen&bitmtz  nacli  dem  Oiten^\  welcbes  den  Abaats  der  westfElUcbeti  Kohle  In 
Otten  der  Maoiirchte,  speiiell  ia  Berlto  ilu  vergröBerii  atrebtOi  hat  gleivbfmlle  keine 
oeoneiievrerteD  ErloJge  erhielt. 


DI«  SyodikAUbestreboDgeD  im  Di«dflrrheioi9ch>westntUscb6D  Stetukohleobexlrk«.  J 

Marineverwaltung  zu  diesem  Schritte  veranlaßt  hat,  und  ohne  die 
Frage  prüfen  5?u  wollen,  ob  dieselbe  durch  den  diesjährigen  Bezug  der 
eoglischen  Kohle  wirklich  die  von  ihr  behaupteten  großen  Ersparnisse 
erzielt  hat,  muß  man  es  doch  sehr  bedauern,  daß  bei  den  ohnehin 
schwierigen  Äbsatzverbältnissen  die  Ruhrkohle  diesen  Abnehmer  ver- 
loren hat^  ein  Verlust,  der  auch  vom  sozialpolitischen  Standpunkte 
aus  von  großer  Bedeutung  ist. 

Der  Kohlenausfuhrverein ,  dessen  Aufgabe  in  letzter  Zeit  durch 
die  Thätigkeit  der  Kohlenverkaufsvereine  sehr  beschränkt  wurde,  ist 
die  einzige  ausgeprägte  Vereinsbildung  zum  Zwecke  der  Erweiterung 
des  Absatzgebietes  gewesen. 

Daneben  sind  auch  von  selten  des  „Vereins  für  die  bergbaulichen 
Interessen  im  Oberberframtsbezirke  Dortmund"  Bestrebungen  ausge- 
gangen ,  der  westfälischen  Kohle  neue  AbsatzL^ebiete  zu  erschließen. 
Der  genannte  Verein*)  wurde  im  November  1858  gegründet,  zu  einer 
Zeit,  wo  nicht  nur  die  Erträgnisse  des  Grubenbetriebes  hinter  den  be- 
scheidensten Erwartungen  zurückgeblieben  waren,  sondern  auch  wo 
durch  die  Errichtung  einer  großen  Reihe  von  Tiefbauanlagen  eine  be- 
denkliche Uebcrproduktion  den  Kohlenmarkt  zu  Überschwemmen  drohte. 
Diese  ungünstige  Lage  des  Steinkohlenbergbaues  führte  die  Gründung 
des  Vereins  herbei.  Seine  Benmhungen  sind  während  der  Zeit  seines 
Bestehens  fortwährend  darauf  gerichtet  gewesen,  die  Exportfähigkeit 
der  Ruhrkohle  zu  steigern*  Zu  dem  Zwecke  unterzog  sich  der  Verein 
vor  allem  der  Aufgabe,  neue  Verkehrswege  zu  schaffen  und  auf  eine 
Tariferraäßigung  für  die  Kohlentransporte  hinzuwirken.  That^ 
sächlich  ist  es  ihm  auch  gelungen,  die  Bewilligung  einer  Reihe  von 
Ausnahmetarifen   für  die  exportierte  Ruhrkohle  zu  erreichen. 

Einen  weiteren  Fortschritt  bezeichnet  die  Ausdehnung  der  Fracht- 
satzermäßigung, welche  bisher  nur  den  Überseeisch  ausgeführten 
westfälischen  Kohlen  und  den  Bunkerkohlen  bewilligt  war,  auf  die 
für  den  Ortsgebrauch  in  Hamburg  und  Umgegend  bestimmte  Kohle. 
Die  Folge  war  eine  Vereinigung  von  sieben  größeren  Bergwerksgesell- 
schaflen  zum  Zwecke  der  Errichtung  eines  Rheinisch -Westfälischen 
Kohlen-  und  Kokslagers**,  welches  unter  dem  Namen  „Kohlenlager 
Sternschanze"  zu  Hamburg  seit  Beginn  des  Jahres  1889  besteht 
und  durch  welches  auch  eine  allmähliche  Aufbesserung  des  Kohlenge- 
schäftes erreicht  worden  ist 

Wenn  auch  die  Bestrebungen  zur  Erweiterung  des  Absatzgebietes 
von  teilweisen  Erfolgen  begleitet  waren,  so  sind  sie  doch  nicht  im- 
stande gewesen,  der  in  den  siebziger  Jahren  herrschenden  Ueber- 
produktion  Abflußkanäle  zu  eröffnen. 

Man  versuchte  deshalb,  das  Grundübel,  an  dem  die  Steinkohlen- 
produktion krankte,  mit  der  Wurzel  auszurotten  und  glaubte  den 
richtigen  Weg  in  einer  Organisation  der  Förderung  gefunden  zu 
haben« 


I)  Vgl.  d€n  Jihresbcncht  pro  ISSS. 
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II.  Die  OrgamisatiOD  der  Förderung. 

1)  Die   Periode  der  FörderkonveDtionen   vom  Jahre 
1877  bis  1887. 

Trotzdem  in  der  Mitte  der  siebziger  Jahre  Angebot  und  Nach- 
frage  in  eioem  ganz  unaugemesseDeD  Verhältnisse  zu  einander  standen, 
steigerte  sich  die  Kohlenförderung  alljährlich.  Es  tauchten  zwar 
mancherlei  Vorschläge  auf,  durch  Fallenlassen  von  üeber-  und  Neben- 
schicbten,  durch  Einlegen  von  Feierschichten  die  Ueberproduktion  zu 
vermindern.  Aber  von  solchen  halben  Maür^eln  war  ein  durchschla- 
gender Erfolg  nicht  zu  erwarten. 

Der  erste  direkte  Versuch,  sich  über  eine  Reduktion  der 
Förderung  zu  einigen,  ging  im  Dezember  1877  von  Zechen gruppen  der 
Bergreviere  Dortmund,  Witten  und  Sprockhövel  aus,  denen  sich  bald 
die  übrigen  Zechen  des  Oberbergamtsbezirkes  anschlössen.  Man  einigte 
sich  dahin,  für  die  drei  ersten  Monate  des  Jahres  1878  eine  10-proz. 
Reduktion  der  Förderung  des  IV.  Quartals  1877  eintreten  zu  lassen. 
Dieses  Uebereinkommen  hatte  wenigstens  den  Erfolg,  daß  cUe  rück- 
läufige Preisbewegung  einhielt  und  sich  die  Preise,  wenn  auch  auf 
niedrigem  Niveau,  hielten*  Eine  thatsächliche  Fördereinschräokung 
fand  jedoch  nicht  statt,  da  die  den  jüngeren  Anlagen  eingeräumte 
Ausnahmestellung  die  lO-prozentige  Einschränkung  illusorisch  machte. 
Da  außerdem  von  Festsetzung  einer  Konventionalstrafe  abgesehen 
worden  war,  so  war  diese  Einigung  bereits  im  Anfange  ihres  Be-  ^ 
Stehens  t^escheitert.  ■ 

Nunmehr  wurden  die  Versuche  zur  Regulierung  der  Produktion 
im  nämlichen  Jahre  von  dem  Vereine  für  die  bergbaulichen  Interessen 
wieder  aufgenommen.  Die  Verhandlungen  zo^eu  sich  lange  hin,  hatten 
aber  schließlich  doch  den  Erfolg,  daß  141  Zechen,  welche  95,1  Proz. 
der  Gesamtförderung  des  Oberbergamtsbezirkes  Dortmund  vertraten» 
sich  zu  der  L  Förderkonvention  für  das  Jahr  18  80  einigten. 

Der  Vertrag  wurde  am  29.  Oktober  1879  notariell  geihätigt 
Seine  wesentlichen  Bestimmungen  gipfeln  in  folgenden  Punkten : 

1)  Jede  kontrahierende  Zeche  vermindert  für  das  Jahr  1880  ihre 
Förderung  um  5  Prozent. 

2)  Es  bleibt  jeder  Zeche  überlassen,  für  die  Reduktion  dasjenige 
Förderquantum  zu  Grunde  zu  legen,  welches  sie  in  einem  der 
Jahre  1876—1879  gefördert  hat. 

3)  Für  je  100  Centner  Kohlen,  die  über  das  auf  diese  Weise  fest- 
gelegte Quantum  hinaus  gefördert  werden,  verfällt  die  betreffende 
Zeche  in  eine  Konventionalstrafe  von  je  10  Mark. 

4)  Eine  Ausnahmestellung  wird  bewilligt 

a)  den  in  der  Entwickelung  begriffenen  Tiefbauanlagen,  welche 
ihre  Tagesforderung  bis  zu  7500  Centner  steigern  dürfen, 

b)  den  im  Besitze  von  Hüttenwerken  befindlichen  Zechen,  für 
welche  nur  das  zum  Verkaufe  gelangende  Quantum  unter 
obige  Reduktion  fällt. 
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5)  Der  Vertrag  soll  nur  bindend  sein,  wenn  so  viele  Zechen  bei- 
treten, daß  mindestene  90  Prozent  des  Förderquantums  pro  1879 
in  den  Vertrag  eingehen. 

Der  lange  Winter  und  die  wieder  gesteigerte  Beschäftigung  der 
£iseDindustrie  brachte  bei  flottem  Kobtenabsatze  eine  Preissteigerung 
von  50—60  Prozent.  Eine  Fördereinschränkung  fand  jedoch  that- 
sachlich  nicht  statt,  denn  im  I  Quartal  1880  wurden  bereits  14 
Millionen  Centner  Stückkohlen  mehr  gefördert,  wie  im  gleichen  Zeit- 
räume des  Vorjahres.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Thatsache,  welche  die 
Gefahr  der  Ueberproduktion  in  erhöhtem  Maße  herbeizuföhren  schien, 
wurden  schon  im  Mai  1880  die  Verhandlungen  wegen  der  Verlänge- 
rung der  L  Konvention  aufgenommen. 

Die  Neigung,  sich  auch  für  1881  zu  binden,  trat  jedoch  schon 
weniger  hervor.  Gleichwohl  kam  auch  die  2.  Förderkonvention 
ffkr  das  Jahr  1881  zustande,  jedoch  mit  verschiedenen  Abände- 
mngen.  Der  Kardinalpunkt  lag  in  der  Erweiterung  der  Ausnahme- 
Stellungen : 

1)  Den  Neuanlagen  wurde  anstatt  der  frühern  7500  Centner  ein 
tägliches  Förderquantum   von  9000  Centnern  zugebilligt. 

2)  Die  im  Besitze  von  Hüttenwerken  befindlichen  Zechen  durften 
im  Falle  geringeren  eigenen  Bedarfes  die  gegen  das  laufende 
Jahr  hervortretenden  Difierenzquantitäten  auf  den  Markt 
bringen. 

3)  Diejenigen  Zechen^  welche  im  Jahre  1880  durch  besondere  Um- 
stände in  ihrer  Förderung  zurückgeblieben  waren,  durften  nach 
der  Entscheidung  einer  Kommission  ihr  pro  1880  bewilligtes 
Quantum  bis  zu  10  Prozent  erhöhen- 

4)  Die  Konventionalstrafe  wurde  auf  5  Mark  ermäßipt. 

Bei  dem  Spielräume,  welcher  den  verschiedenen  Zechen  bei  der 
Normierung  der  Förderung  eingeräumt  war,  bei  der  großen  Anzahl 
von  Ausnahmestellungen,  welche  schHeßlicb  die  Regel  Überwogen,  war 
es  nicht  zu  verwundern,  daß  beide  Förderkonventionen  ihren  Zweck 
verfehlten.  Bei  den  niedrigen  Konventionalstrafen  ergab  sich  für  die 
meisten  Zechen  bei  Ueberschreitung  des  bewilligten  Förderquantums 
Doch  ein  Nutzen. 

Es  wurden  für  die  Jahre  1880  und  1881  an  Konventionalstrafen 
die  Summen  von  537332  M.  und  185252  M.  eingenommen,  welche 
einer  Mehrförderung  von  5373320,  resp.  3  706040  Centnern 
entsprachen. 

Die  verschiedenen  Verhältnisse  und  Bedingungen,  unter  denen  die 
einzelnen  Werke  arbeiten,  —  von  den  großen  Unternehmungen  im 
Norden  des  Bezirkes  mit  ihren  Massenförderungen  bis  zum  Kleinbe- 
trieb herab,  wie  er  noch  vielfach  im  Ruhrgebiete  umgeht,  —  ferner 
die  Mannigfaltigkeit  der  Kohlensorten  und  ihre  verschiedene  Qualität 
bilden  den  Hauptgrund,  weshalb  die  Versuche  zur  Bildung  von  Kon- 
ventionen für  die  folgenden  Jahre  scheitern  mußten. 

Im  Jahre  1883  glaubte  man  die  Organisation  der  Förderung  auf 
veränderter  Basis  durchführen  zu   können.     Von   dem  Gedanken  aus- 
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gehend,  daß  die  beiden  früheren  KonveiitioDeu  an  den  zahllosen  Aus- 
nah  mestelluDgen  gescheitert  waren,  wollte  man  das  Ziel  nunmehr  durck 
das  entgegeoi^^esetzte  Verfahren  erreichen. 

Durch  Aufheben  sämtlicher  Ausnahmestellungen  hoffte 
man  einerseits  den  Einwendungen  zu  begegnen,  welche  gegen  die 
früheren  Verträge  wegen  angeblicher  Begünstigung  einzelner  Zechen 
erhoben  wurden,  andererseits  durch  eine  derartige  Gleichstellung  nicht 
mehr  auf  so  große  Schwierigkeiten  zu  stoßen,  zumal  da  sich  zur  da* 
maltgen  Zeit  nur  noch  einzeloe  Zeclien  im  Eotwickelungsstadium  be- 
fanden und  noch  nicht  auf  der  Höhe  des  von  ihnen  angestrebten  nor- 
malen Betriebes  angelangt  waren.  Der  auf  Grund  dieser  Erwägungen 
in  einer  außerordentlichen  Generalversammlung  des  bergbaulichea 
Vereins  den  Zechen besitzern  vorgelegte  Entwurf  fand  zwar  allseitige 
Zustimmung;  die  Durchführung  des  Planes  scheiterte  aber  an  dem 
Mangel  an  Beteiligung,  da  nur  68  Prozent  ihre  Beitrittserklärung  ab- 
gaben. 

Trotz  aller  mißlungenen  Versuche  gab  der  Vorstand  des  bergbau- 
lichen Vereins  seine  Bemühungen  nicht  auf.  Es  gelang  ihm  auch, 
noch  einmal  eine  3.  Ford  erkonvention  für  die  Zeit  vom 
1.  Juli  188  5  bis  31,  Dezember  1886  zustande  zu  bringen,  in 
welche  90,6  Prozent  der  Förderung  eingingen»  Sie  beruhte  auf  dem 
Entwürfe  von  1884  mit  der  einen  Ausnahme,  daß  eine  Ausnahme* 
Stellung  denjenigen  Zechen  zugebilligt  werden  dürfte,  welche  eine 
solche  beanspruchen  zu  müssen  glaubten.  Die  Ausnahmestellungen 
vereitelten   wied*Tum  die  Wirkung  der  Konvention. 

Im  Jahre  1886  wurde  nunmehr  der  Vorschlag  gemacht,  eine  (4,) 
Förderkonvention  für  die  folgenden  5  Jahre  unter  nachstehenden,  van 
den  früheren  Grundsätzen  abweichenden  Gesichtspunkten  ins  Leben 
zu  rufen: 

IJ  Eine   Regulierung  des  Angebotes   soll    in    der  Weise   angestrebt 
werden,   daß  die  Zechen  sich  verpflichten,   in  dem   ersten  Halb- 
jahre eines  jeden  Jahres   nur  ^/i^i   iin   dritten  Vierteljahre  ^/,, 
des  Quantums  zum  Absatz  zu  bringen,   während  das  4.  Quartal 
freigegeben  wird. 
2)  P'ür  Aiinderförderung    wird   den  betreffenden  Zechen   eine  Vergtt-» 
lung  bewilligt,   welche   aus  der  Abgabe  für  Mehrförderung,    be- 
ziehungsweise aus  einer  Umlage  zu  bestreiten  ist 
Durch  diese  Abänderungsvorschläge   suchte   man   zweierlei  zu  er- 
reichen, nämlich 

a)  eine  Regelung  des  Angebotes,  entsprechend  der  wechselnden  Ge- 
schäftslage, 

b)  durch  Prämiierung  der  Minderforderung   eine  Einschränkung  der 
Produktion, 

Bei  den  Verhandlungen  stellte  sich  jedoch  heraus,  daß  eine  aua- 
reichende  Zustimmung  in  den  Kreisen  der  Ürubenverwaltungen  nicht 
zu  erzielen  war,  und  die  weiteren  Bemühungen  wurden  als  aussichts^j 
loa  aufgegeben. 

Nachdem    sich  erwiesen  hatte,    daß   auf  dem   bisherigeQ   Wege,! 
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nämlich  durch  freie  VereiobaraDg,  eine  angemessene  Regelung 
der  Förderung  nicht  zu  erreichen  war,  beschloß  der  Vorstand  des 
bergbaulicheo  Vereins,  von  weiteren  Versuchen  abzusteheo  und  das 
angestrebte  Ziel  vermittelst  der  alle  Zechen  des  Oberbergamtsbezirkes 
umfassenden  BerggewerkscbaftskaBse  zu  erreichen. 


» 


2*  Versuch  der  Organisation   der  Produktion   mittelst 
der  Berggewerkschaftskasse. 

Die  westfälische  Berggewerkschaftskasse  ist  eine  den  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1863  unterworfene  Bergbauhilfskasse, 
welche  zufolge  eines  Fusionsvertrages  aus  der  Märkischen  und  Essen- 
Werden^scheti  Berggewerkschaftskasse  gebildet  wurde.  Sie  umfaßt  mit 
verschwindenden  Ausnahmen  sämtliche  im  Oberber^^amtsbezirke  Dort- 
mund gelegenen  Bergwerke.  Ihre  Aufgabe  bildet  im  allgemeinen  die 
Verfolgung  wissenschaftlicher  Zwecke  zur  Hebung  und  Beförderung 
des  Bergbaus.  Da  die  Beschlüsse  der  Berggewerkschaftskasse  für  alle 
Mitglieder  bindend  sind,  so  glaubte  man  durch  eine  entsprechende 
Abänderung  der  Satzungen  ein  Mittel  j^^efunden  zu  haben ,  mit  Erfolg 
die  Organisation  der  Förderung  durchzuführen. 

Nach  längereu  Beratungen  und  mit  dem  Herrn  Minister  gepfloge- 
nen UnterbandluDgeu  erhielt  das  Statut  eine  neue  Fassung,  welche 
am  1.  März  1887  die  ministerielle  Bestätigung  fand.  Nach  diesem 
Statut  waren  die  Obliegenheiten  der  Berggewerkschaftskasse  dabin  er- 
weitert, daß  ihr  auch  die  Mitwirkung  bei  Ausführung  gewisser  den 
Bergwerken  des  Kassen bezirkes  durch  die  Unfallversicherung  erwachse- 
nen Auff^'aben  zustehen  sollte^  welche  über  die  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Pflichten  hinausgingen.  Zur  Erfüllung  dieser  Zwecke  sollten 
außerordentliche )  in  einer  Abgabe  für  Mehrförderung  bestehende 
Beiträge  erhoben  werden. 

Der  Kardinalpunkt  der  Statutenänderung  lag  in  dem  der  Gene- 
ralversammlung der  Berggewerkschaftskasse  zustehenden  Rechte,  eine 
bis  zu  5  Prozent  steigende  Einschränkung  der  Förderung 
mit  der  Wirkung  zu  beschließen,  daß  die  kontraveniereude  Zeche  ge- 
zwungen war»  für  Mehrförderung  eine  außerordentliche  Abgabe  zu  ent- 
richten, deren  Höhe  jährlich  nach  bestimmten  Grundsätzen  festgesetzt 
werden  sollte.  Von  der  Befugnis  der  Fördereinschränkung  wurde  be- 
reils  im  Jahre  1887  Gebrauch  gemacht,  indem  eine  Einschränkung 
der  Förderung  um  2  Prozent  gegenüber  der  Jahresforderung  von  1886 
beschlossen  wurde. 

Dieser  Beschluß  hatte  jedoch  so  wenig  Wirkung,  daß  nicht  nur 
keine  Verminderung  eintrat,  sondern  das  Förderquantum  des  Jahres 
1887  eine  Zunahme  von  5  Prozent  gegen  die  Förderung  des  Vor* 
Jahres  erfuhr. 

Auch  wurde  von  einigen  Zechen  die  Rechtsverbindlichkeit  der  die 
außerordentlichen  Beiträge  betreffenden  Satzungsabänderuugen  be- 
stritten. Der  anhängig  gemachte  Rechtsstreit  wurde  durch  mehrere 
Instanzen  verfolgt  und  schließlich  zu  Ungunsten  der  Berggewerkschafts- 
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kaue  cnUchiedeii.  Id  dem  Urteile  des  Oberlandesgericbts  zu  Hamm 
f0ro  13,  Dezember  1890  ist  ausgeführt*),  Haß 
^die  Btaturariscbe  BestimmiiBg  der  Westfälischen  Berggewerkschafts- 
kaase  Ober  die  Erhebung  der  außerordentlichen  Beitrage,  über  den 
geieUlicheo  Wirkungsgrad  der  Rergbauhilfskassen  binaosgehe  und 
dem  §  2  des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  der  Bergbauhilfskassen 
Tom  5.  Juni  1863  entgegenlaufe". 

Durch  dieses  gerichtliche  Crtcil  war  der  durch  die  Statuten- 
änderung beabsichtigte  Zweck  einer  Produktionseioschränkung  voll* 
Btändig  ?ereitelt. 

Mit  diesem  mißlongeuen  letzten  Versuche  haben  die  Bestrebungen, 
durch  eine  Organisation  der  Förderung  die  Steinkohlen- 
industrie in  gesunde  Bahnen  zurückzulenken ,  ihren  Abschluß 
gefunden, 

m.    Freisregaliemng* 

Gleichzeitig  mit  den  Versuchen  zur  Organisation  der  Förderung 
waren  Bestrebungen  darauf  gerichtet,  durch  Preiskonventionen 
die  innere  Konkurrenz  der  einzelnen  Werke  zu  beseitigen. 

Die  allgemeine  Durchführung  eines  derartigen  Unternehmens  be- 
gegnete sehr  vielen  SchwierigkeiteD,  da  es  fast  unmöglich  schien,  für 
die  so  verschiedenen  Kohlen qualitäten  einheitliche  Preissätze  so  zu 
normieren,  daß  alle  Produzenten  einverstanden  waren.  Solche  um- 
fassende Preiskonventionen  sind  zwar  vorübergehend  zustande  ge- 
kommen; sie  vermochten  jedoch  einen  durchschlagenden  Erfolg  nicht 
auszuüben,  einerseits  weil  diese  Verständigungen  nur  loser  Art  waren 
und  nur  einen  Teil  der  Zechen  umfaßten»  andererseits  weil  mangels 
einer  straffen  Organisation  die  Bedingungen  nicht  eingehalten  wurden. 

Gleichwohl  hat  man  das  Ziel  innerhalb  engerer  Grenzen 
zu  erreichen  gesucht,  indem  man  zu  Preiskonventionen  für  bestimmte 
Kohlenqualitäten  zusammentrat.  Diese  Konventionen  haben  ihrem 
Zwecke  wenigsten  insoweit  entsprochen,  als  der  Verschleuderung  der 
Produkte  vorgebeugt,  beziehungsweise  ein  zu  weit  gehendes  Sinken 
der  Preise  verhindert  wurde. 

Der  erste  Versuch,  auf  der  Grundlage  der  Preisregulierung  eine 
Einigung  zu  erzielen,  ist  bereits  im  Februar  1878  von  Seiten  der 
Gaskoblenzechen  des  Bochumer  und  Gelsenkirchener  Reviers  ausge- 
gangen. 

1)  Die  Vereinigung  der  Gaskohlenzechen,  V 

Die  im  Februar  1878  abgeschlossene  Preiskonvention  wurde  im 
nämlichen  Jahre  wieder  aufgehoben,  weil  eine  größere  Gesellschaft 
nicht  beitrat  Die  Bestrebungen  ruhten  bis  zum  Ende  des  Jahres 
1879.    Erst  im  Anfange  des  folgenden  Jahres  traten  wieder  8  Zechen 
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swecks  Normiemng  diies  Mindestpreises  zusammen ;  diese  Verdnigimg 
serfiel  jedoch  bald  infolge  des  Austrittes  bedeutender  Werke. 

Eine  im  März  1884  von  22  Gaskohlenzechen  zur  Preisfestsetzung 
berufene  Versammlung  verlief  gleichfalls  resultatlos.  In  der  Mitte  des 
Jahres  1887  bestand  nur  noch  eine  Vereinigung  von  3  Gaskohlenzechen 
mit  der  Bestimmung,  sich  gegenseitig  ihre  Kundschaft  zu  sichern. 
Allmählich  schlössen  sich  in  den  folgenden  Jahren  wieder  mehrere 
Zechen  dieser  Vereinigung  an,  andere  traten  wieder  aus,  so  daß  heute 
noch  7  größere  Gesellschaften  der  Vereinigung  angehören,  welche  im 
Jahre  1890  zu  festen  Satzungen  überging. 

2)  Die  Vereinigung  der  Gasflammkohlenzechen 

wurde  im  Jahre  1881  behufs  Feststellung  eines  Mindestpreises  ge- 
schlossen, ging  jedoch  schon  in  der  Mitte  des  folgenden  Jahres  still- 
schweigend anseinander.  Die  im  Jahre  1883  angestellten  Versuche, 
die  Konvention  in  einen  festen  Rahmen  zu  bringen,  verliefrai  gleich- 
falls resultatlos«  Erst  die  im  Jahre  1885  wieder  aufgenommenen  Ver- 
handlungen führten  im  folgende  Jahren  den  notariellen  Abschluß  der 
bis  Ende  1887  giltigen  Preis konvention  herbei,  welcher  22  Zechen 
betraten.  Die  Vereinigung  ist  alljährlich  erneuert  worden.  Es  ge- 
hören ihr  zur  Zeit  18  Zechen  an.  Vorübergehend  trat  sie  während 
des  Besteh^s  der  „Zechengemeinschaft^^  vom  Februar  bis  September 
1892  außer  Kraft 

3)  Die  Vereinigung   der  Fettkohlenzechen    und  Koks- 
anstalten. 

Die  Vorgeschichte  des  Kokssyndikates  reicht  bis  zum  Jahre  1882 
zurück.  Dasselbe  nimmt  als  Preiskonvention  seinen  Ursprung 
in  der  Vereinigung  der  Kokskohlenzechen  des  Ober- 
bergamtsbezirkes Dortmund,  welche  in  diesem  Jahre  zu 
Bochum  abgeschlossen  wurde.  Die  Lösung  der  Preisregulierungsfrage 
bot  weniger  Schwierigkeiten  beim  Koksverkaufe,  weil  hier  nur  eine  be- 
stimmte Kohlenart  in  Frage  kam.  Die  Vereinigung  bestand  1  Vs  Jahre 
mit  gutem  Erfolge,  und  es  wurden  lohnende  Preise  erzielt  Obschon 
zur  damaligen  Zeit  die  Produktion  und  Nachfrage  in  angemessenem 
Verhältnisse  standen,  so  trat  doch  bald  eine  Ueberproduktion  ein,  da 
eine  Beihe  neuer  Koksöfen  gebaut  wurde.  Mögen  auch  die  tech- 
nischen Verbesserungen  des  Koksofenbetriebes,  bei  welchem  die  Ofen- 
gase nutzbar  zur  Kesselheizung  verwendet  werden,  die  Zunahme  der 
Koksöfenzahl  verursacht  haben,  so  gab  doch  auch  die  Erzielung  der 
guten  Preise  Anlaß  zu  der  Ueberproduktion. 

Durch  die  Konvention  waren  die  einzelnen  Zechen  zwar  an  die 
Preisbildung  gebunden ;  diese  wurde  jedoch  vielfach  umgangen,  indem 
entweder  zugleich  mit  dem  Koks  Kokskohle  zu  ermäßigten  Preisen 
geliefert  oder  ein  höheres  Skonto  gewährt  wurde,  thatsächlich  also 
der  Koks  billiger  abgegeben  wurde,  als  die  PreisDormierung  gestattete. 
Die  Konvention   zerfiel  daher  auch  im  Jahre  1883,  und  es  trat  ein 
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erheblicher  Preisrückgang  in  Koks  ein.  Erst  im  Jahre  1885  wurde 
der  Plan  einer  KoDveDtion  M/ieder  aufgenomiuen,  und  es  entstand  nach 
läitgcren  Beratungen  die  Vereininigung  der  Fettkohlen- 
zecheD  und  Koksanstalten  im  Oberbergamtsbezirke 
Dortmund  (Kokssyndikat  Bochum). 

Sie  hatte  sich  als  üauptKwii'ck  die  Vereinbarung  angemessener 
Preise,  außerdem  noch  die  EiuschränkuEig  der  Produktioo  zum  Ziele 
gesetzt 

77  Proz,  der  Produzenten  traten  der  Vereinigung  bei.  Nach  den 
Satzungen  mußte  jeder  Abschluß  mit  dem  Konsumenten  durch  das 
Syndikat  genehmigt  werden,  welclie  seinerseits  den  Preis  festsetzte. 
Ais  Mindestpreise  galten  zur  damaligen  Zeit,  i 

für  Koks  7.6  Mark  und  ■ 

für  Kokskohle    4,0      „  ■ 

Bei  der  infolge  der  schlechten  Lage  der  Eisenindustrie  herunter- 
gehenden Konjunktur  mußte  im  Jahre  1886  mit  Produktionseinschiän- 
kungen  vorgegangen  werden ,  welches  unter  den  Produzenten  große 
Mißstimmung  hervorriefen.  Als  nun  in  der  Mitte  desselben  Jahres 
der  ViTsui'h  gemacht  wurde,  von  der  Zt^ntralstelie  allein  aus  den 
ganzen  VerkauJF  zu  besorgen,  um  höhere  Preise  zu  erzielen,  und  ala 
infolgedessen  14  Tage  lang  überhaupt  keine  Aufträge  einliefen,  er» 
folgte  mit  dem  l.  Oktober  1886  die  Suspension  der  Preisregulierung- 
Formell  sollte  allerdings  noch  jeder  Abschluß  dem  Syndikate  ange- 
zeitj;t  werden;  jede  Zeche  brhielt  jedoch  in  der  Preisbildung  freie 
Hand,  Hauptzweck  der  formellen  Bestimmung  war  die  Absicht,  den 
Ucberbtick  Über  den  Koksmarkt  nicht  zu  verlieren. 

Infolge  des  nunmehr  eintretenden  wilden  Konkurrenzkampfes  sank 
der  Kokspreis  auf  ö  M.  herab.  Bei  den  weiteren  Bestrebungen  zur 
Hebung  des  KokBnmrkles  ist  jedoch  das  Mittel  dtv  Preiskonvertion 
fallen  gelassen;  auf  ganz  anderem  Gebiete  werden  wir  die  Bt^mühungeü 
der  KükBproduzenten  wiederfinden. 

4)  Die  verschiedenen  Vereinigungen  der  Magerkohlen- 

zechen, 

welche  erst  in  neuerer  Zeit  erfolgt  sind,  bezwecken  gleichfalls  lediglich 
eine  Preisregulierung.  Sie  sollen  der  systtmatischen  Vollständi^^keit 
halber  unter  den  BeHtrebun^en  zur  Preiskonventionshildung  an  dieser 
Sti'ile  angeführt  werden;  sie  werden  jedoch  erst  später  abgehandelt 
werden,  da  die?c  Ve^eil^ignngen  ein  festeres  Gefü^e  auf  weisen  und 
bereits  als  Kühlenverkaufsvereine  zugleich  eine  Regulierung  des  Ver- 
kaufsgeschäftes bezwecken. 


IV.    Die  Organisation  des  Verkaofsgeschäftes« 

Am  24.  Mai  1887,  also  nach  dem  Scheitern  der  Förderkonventionen, 
legte  der  Abgeordnete  Dr.  Hamm  ache  r  dem  Verein*^  für  die  bergbau- 
lieben Jntere»seii  eine  Den  k sehr  ift  vor,  welche  sich  mit  den  Mitteln 
zur  Hebung  der  Steinkoblenindustrie  eiftgebend  befaßte.  Aus  dieser 
Schrift  öind  folgende  wesentliche  Gesichtspunkte  hervorzuheben: 
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1)  Die  BemübuDgen  sind  zu  richten  auf  die  Erzielung  lohnender 
Verkaufspreise  unter  Zugrundelegung  der  gegenwärtigen  ge- 
Bamten  Prod  uktiousl  eistun  g  und  einer  mäßigen,  den  Be- 
dürfnissen sich  anpansenden  Steigerung  ders^elben* 

2)  Der  Grund,  weshalb  biüber  keine  lohnenden  Ergebnisse  erzielt 
worden  sind,  liegt  lo  der  Zersplitterung  des  Bergwerks- 
besitzes und  inder  ,,Indi  vi  dual  thätigkeit  der  einzelnen 
Werke**,  ihre  Produkte  zu  verkaufen, 

3)  Mit  Rücksiebt  auf  diese  Thatsache  ist  der  gemeinschaft- 
liche Verkauf  der  Berg  Werksprodukte  durch  Syndikat* 
liehe  Vereinigungen  zu  regeln. 

4)  Diese  Bestrebungen  sind  jedoch  erfolglos,  solange  sie  des  festen 
kontraktlichen  Bodens  entbehren,  und  solange  sich  kräftige  Kon* 
kurrenzwerke  aus^chließen. 

5)  Die  Verkaufsvereine  lassen  sich  konstruieren  aus 

a)  den  einzelnen  Werken  oder 

b)  den  Werken  und  Syndikatsheteiligten,  oder 

c)  bloß  aus  dritten  Per^onen, 

Die  beiden  letzten  Formen  haben  die  Bildung  einer  Handels- 
gesellschaft zur  Voraussetzung. 

Auf  dies^er  wei^enilith  veränderten  Grundlage  wurde  noch  im 
Sommer  des  Jahres  1887  der  Versuch  aufgejkommen,  eine  Einigung 
sänitlicher  Zechen  herbeizutühren.  Der  Vorsthlag  ging  dahin,  unter 
Mitwirkung  von  Kapitalkräften  in  Form  einer  Handelsgesellschaft  ein 
Syndikat  ins  Lebens  zu  ruleo,  welches 

1)  die  gesamte  Kohlenförderung  zu  beistimmten  Preisen  und  unter 
bestimmten  Bedingungen  übernimmt,  und 

2)  den  Vertrieb  derselben  allein  und  auf  eigene  Hand  zu  b^ 
sorgen  bat. 

Die  Hauptschwierigkeit  lag  in  der  festen  Begrenzung 
der  Produktion*  Die  Handelsgebellschaft  sollte  nach  dem  Ent- 
würfe nur  gebunden  sein,  zu  dem  im  voraus  festgesetzten  Grund- 
preise 8  0  Proz.  der  Förderung  zu  übernehmen,  und  sie  hätte  da- 
nach das  Recht  erhalten,  für  alle  über  jene  80  Proz.  hinausgehenden, 
ihr  zum  Verkaufe  angebotenen  Kohleivmengeu  Preise  zu  gewähren, 
die  unter  die  festgesetzten  Preiise  hinabgingen« 

Auf  diese  indirekte  Nötigung  zur  Fördereinschrän- 
kung ibt  das  Scheitern  des  Projektes  zurückzuführen. 

Von  weiteren  Bemühungen  nach  dieser  Richtung  hin  wurde  bei 
der  sich  günstiger  gestaltenden  Geschäftslage  abgesehen.  Kur  der 
Koksmarkt  zeigte  infolge  Scheiterns  der  Preiskünveniion  im  Jahre 
1887  ein  trustloses  Aussehen,  Die  Fettkohlenzechen  nahmen  deshalb 
den  Plan  einer  Syndikatsbildung  für  sich  allein  wieder  auf.  Man 
hotrte  hier  eher  eine  Vereinbarung  auf  fester  Grundlag*^  zustande  zu 
bringen,  weil  der  Umfang  des  Koks-  und  Fettkohlengeschäftes  hichter 
zu  übersehen  war;  es  handelte  sich  nän)lii:h  nur  um  etwa  75  Ei&eu- 
bütten  mit  500—600  Äbsclilüssen.  Die  Koksprotluzenten  traten  an- 
fänglich mit  einer  Firma  wegen  Verkaufs  der  get^am  ten  Kokserzeugung 
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in  VerbinduDg*  Als  die  UnterhandlungeD  sich  zerschlugen,  wurde 
im  Oktober  die  Bildung  einer  Kommanditgesellschaft  „West- 
fälische KoksvereiniguQg*^  beschlosseu,  welche  aus  den  Produzenten 
selbst  bestehen  sollte.  Aus  juristischen  Bedenkeo  ließ  man  den  Plan 
jedoch  fallen.  Ebensowenig  gelang  es,  die  Bildung  einer  den  gleichen 
Zweck  verfolgenden  Aktiengesellschaft  zu  erreichen,  da  die 
größeren  Koksanstalten  sich  fem  hielten. 

Nach  diesen  vergeblichen  Versuchen  zur  Syndikatsbildung  wurde 
vorläufig  die  Fortsetzung  der  „wirtschaftlichen  Vereinigung  der  Fett- 
kohlenzechen  und  Kokaanstalten*'  im  Jahre  1888  auf  die  Dauer  der 
folgenden  5  Jahre  beschlossen,  mit  der  Modifikation,  daß 

„die  mit   dem  Auslande  abgeschlosseneu  Geschäfte  aus  der  allge- 
meinen Vereinkasse  subventioniert  werden  sollten.** 

Mit  Beginn  des  Jahres  1889  begann  sich  der  Kokspreis  zu  heben 
und  stieg  bis  zum  Schlüsse  dieses  Jahres  von  10  M.  auf  30  M. 
pro  Tonne.  Bei  derartigen  Preis  Verhältnissen  wurden  die  Syndikats- 
bestrebungen beiseite  gesetzt* 

Id  den  Preisen  der  übrigeß  Kohlen  war  jedoch  beim  EiDtdtt  des 
Sommers  1889  wieder  eine  rückläufige  Bewegung  eingetreten.  Dm  dem 
Markte  eine  größere  Stetigkeit  zu  gebeo,  faßte  man  endlich  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  Oberbergamtsbezirkes  Dortmund  die  Bildung 
von  gemeinschaftlichen  Verkaufsstellen  ins  Auge.  Man  ging  diesmal 
von  zwei  Gesichtspunkten  aus: 

1)  Man  ließ  die  früher  stets  vorschwebende  Idee  fahren,  sämt- 
liche Werke  des  Oberbergamtsbezirkes  zu  vereinigen.  Mau  entschied 
sich  vielmehr,  mehrere  lokale  Vereinigungen  ins  Leben  zu  rufen, 
welche  sich  untereinander  und  mit  den  außenstehenden  Gesellschaften 
leicbt  benehmen  konnten. 

2)  Innerhalb  der  so  zustande  gekommenen  Gruppen  glaubte  man 
jedoch  mit  dem  System  der  losen  Fühlungnahme  brechen  zu  müssen, 
entschied  sich  vielmehr  für  die  Bildung  fest  geschlossener  Verk  aufs* 
vereine. 

Diese  Verkaufsvereine  sind  im  Laufe  des  Jahres  1890  zustande 
gekommen.    Sie  sind  in  zwei  Formen  in  die  Erscheinung  getreten: 

a)  In  der  einen  Form  treten  die  Zechen  zu  einer  Vereinigung  zu- 
sammen, welche  die  Kontrolle  über  den  Verkauf  in  der  Art 
ausübt,  daß  die  von  den  Zechen  gethätigten  Abschlüsse  von 
den  dazu  bestellten  Organen  kontrolliert  werden:  Verkaafs- 
vereine    zur  Preisregulierung. 

b)  Die  andere  Form  besteht  darin,  daß  die  Zechen  zu  einer  Han- 
delsgesellschaft zusammentreten,  welche  den  ganzen  An-  und 
Verkauf  der  Produkte  vermittelt:  Verkaufs  vereine  in  Form 
von  Handelsgesellschaften. 
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1)  Die  Kohlenverkaufsvereine  und  ihre  Organisation. 

a)  Die  Verkanfsyereine  zum  Zwecke  der  Preis- 
reguliernng. 

Zu  diesen  Verkaufsvereinen  sind  zu  rechnen:  Der  Verein  Bheinisch- 
Westftlischer  Magerkohlenzechen,  der  Steele-Mülheimer  Kohlenver- 
kaufsverein, die  Ziegel-  und  Kalkkohlenvereinigung  und  die  Grus-  und 
Siebgruskohlenvereinigung.  Ihre  wesentlichen  Bestimmungen  sind 
folgende : 

1)  Der  allgemeine  Zweck  des  Vertrages  besteht  darin,  durch 
eine  Preiseinigung  möglichst  günstige  Kohlenpreise  zu  erzielen. 

2)  Die  Festsetzung  des  Mindestpreises  erfolgt  alljährlich 
durch  die  Vereinsversammlung.  Derselbe  darf  nicht  „unterschritten^^ 
werden. 

3)  Die  einzelnen  Zechen  treten  mit  einem  nach  gewissen  Grund- 
sätzen festgd^ten  Förderquantum  in  die  Vereinigung  ein.  Es 
ist  Sache  der  Geschäftsleitung,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daiß  die  ein- 
zelnen Mitglieder  an  dem  Ge&ÜEuntverkaufe  im  VerhIÜtnis  zu  ihrer  Be- 
teiligungsziffer teilnehmen. 

4)  Die  Verkaufsorganisation  weist  einen  Unterschied  auf: 

a)  Fflr  die  Ziegel-  und  Kalkkohlenvereinigung  ist  eine  gemein- 
same Verkaufsstelle  errichtet,  und  die  Mitglieder  begeben 
sich  des  Bechtes,  direkt  an  die  Kundschaft  zu  verkaufen  oder  zu 
offerieren. 

b)  Bei  den  drei  anderen  Verkaufsvereinen  erfolgt  der  Kohlenver- 
kauf selbständig  durch  die  Zechen  sdbst  Sie  sind  nur  ver- 
pflichtet, dem  Geschäftsführer  die  Origtnalrechnungen  zur  Prüfung 
vorzulegen.  Diese  Vereinigungen  bilden  daher  eine  Art  Kon- 
trollbureaus. 

5)  Für  Uebertretungen  der  Vertragsbestimmungen  sind  Konven- 
tionalstrafen festgesetzt 

b)  Die  VerkaufBTereine  in  Form  von  Handelsgesell- 

Schäften. 

Die  rückläufige  Bewegung  des  Kokspreises,  welcher  im  Anfange 
des  Jahres  1890  wieder  auf  8,50  M.  pro  1  Tonne  sank,  veranlaßte 
zunächst  die  Koksproduzenten,  zur  Syndikatsbildung  überzugehen. 
Die. Erfahrungen,  welche  diese  bei  den  früher  angestellten,  fehlge- 
schlagenen Versuchen  gesammelt  hatten,  kamen  auch  bei  der  Bildung 
der  übrigen  Handelsgesellschaften  zur  Geltung.  Man  entschied  sich 
für  die  Gründung  von  Aktiengesellschaften,  die  ihrerseits 
wieder  mit  den  einzelnen  Zechen  besondere  Verträge  abschlössen. 

Die  Dortmunder  Zechen  gingen  am  9.  August  1890  mit  der  Grün- 
dung des  Dortmunder  Kohlenverkaufsvereins  voran. 

Fast  gleichzeitig  entstand  das  Kokssyndikat.  Ihnen  folgte 
im  Dezember  die  Gründung  des  Bochumer  und  Essener  Kohlen- 

Dritte  Fol««  Bd.  YH  (LZII).  2 
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Verkaufs  Vereins,  uod  im  Februar  1891  diejenige  des  B  rikettvcr- 
kaufsvereins  zu  Dortmand, 

Die  drei  KohleDverkaufsvereioe  vertreten  eine  Jahresfdrdemng  von 
aber  10 Vt  Millionen  Tonnen. 

Die  Organisation  und  die  wesentlichen  Bestimmungen  der  Satzun- 
gen  der  vorstehend  genannten  Verkaufsvereine  sind  folgende : 

A.  Es  werden  Aktiengesellschaften  gegründet  zum  Zwecke  des 
An-  und  Verkaufes  von  Bergwerksprodukten  (Kohlen,  Koks  und 
Briketts).  Thatsächliche  Inhaber  der  Aktien  sind  nur  die  Zechen- 
besitzen  Die  Uebertragung  der  Aktien  ist  an  die  Einwilligung  der 
Gesellschaft  gebunden. 

B*  Zwischen  diesen  Aktiengesellschaften  und  den  einzelnen  Werks- 
besitzen!  wird  ein  Vertrag  abgeschlossen,  der  nachstehende  wesent- 
liche Bedingungen  enthält: 

1)  Der  Vertrag  bezweckt,  jede  innere  Konkurrenz  auf  dem 
Koblenmarkte  thunlichst  auszuschließen  und  feste  Vereinbarungen  über 
die  Beteiligung  am  Gesamtabsatze  und  über  Preise  und  Lieferungs- 
bedingungen zu  erreichen. 

2)  Zu  dem  Zwecke  übertragen    die    dem   Verkaufsvereine  ange^ 
hörigen  Mitglieder  ihre  gesandte  Produktion   diesem  Vereine,    welche 
dagegen   die   Verpflichtung  des  Verkaufes    der  Produkte  übemimml 
Die  kontrahierenden  Zechen   haben   sich  jeden  direkten  Verkaufes 
enthalten. 

3)  Die  Preisbildung  erfolgt  derartig,  daß  in  den  nach  Be- 
dürfnis anberaumten  Versammlungen  der  Werksbesitzer  Mindest- 
preise festgesetzt  werden,  welche  nicht  „unterschritten*'  werden 
dürfen.  Diese  Mindestpreise  sind  Verrechnungspreise  und  dienen  nur 
dazu,    um  das  Verhältnis  der  einzelnen  Zechen  zu  einander  zu  regeln. 

a)  Die  über  die  Mindestpreise  erzielten  Preise  kommen  zu  bestimm- 
ten Teilen  der  betreffenden  Zeche  und  den  Verkaufsvereineu 
zu  gute. 

b)  Die  Mindestpreise  dürfen  nur  „unterschritten"  werden,  wenn  im 
Falle  einer  Konkurrenz  das  Geschäft  für  den  Verein  verloren 
geben  würde.  Dieser  bat  alsdann  auch  den  entstandenen  Verlust 
zu  tragen.  ^ 

4)  Als  Grundlage  für  die  Beteiligung  am  Gesamtabsatfffl 
ist  das   im  L  Semester  1890    produzierte  Quantum  festgelegt,     üeber 
die  H5he  des   den   einzelnen    Zechen    zuzubilligenden   Quantums   ent- 
scheidet der  Verkaufsverein  und  endgiltig  eine  Kommission. 

5)  Eine  gleichmäßig  prozentuale  Einschränkung  der 
Förderung  kann  nach  Lage  des  Marktes  von  dem  Verkaufsvereine  in 
üebereinstimmung  mit  den  Beschlüssen  der  Versammlung  der  Werks- 
besitzer angeordnet  werden.  Der  Verkaufsverein  braucht  in  diesem 
Falle  nur  das  durch  Beschluß  eingeschränkte  Förderquantum  zu  über- 
nehmen. 

6)  Die  Konventionalstrafe  für  jeden    den  Bestimmungen   des  Ve 
träges  zuwider  abgesetzten  Doppelwaggon  beträgt  je  ö(X)  M* 
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Nach  diesen  beideu  Richtungen  sind  die  Verkaufsvereine  in 
IMtigkeit  getreten. 

£g  galt  jetzt,  untereinander  und  mit  den  außerhalb  stehenden 
größeren  Gesellschaften,  welche  för  sich  eine  Art  Verkaufsverein  bilden, 
in  D&here  Beziehungen  zu  treten. 

Dieses  Ziel  glaubte  man  am  besten  durch  Begründung  eines  größeren 
Verbandes  zu  erreichen. 


2.  Die  Gemeinschaft. 

Die  Zechengemeinschaft  wurde  Anfangs  Januar  1892  ins  Leben 
gerufen«  zu  dem  Zwecke, 
„durch  gemeinschaftliche  Maßregeln  Förderung  und  Absatz  in 
Kohlen  der  Gemeinschaftsmitglieder  zu  regeln,  den  verlustbringenden 
Wettbewerb  der  Mitglieder  untereinander  zu  beseitigen  und  ange- 
messene Preise  zu  erzielen.*^ 

Die  Hauptbefugnisse  der  Versammlungen,  welche  in  den  nach  der 
Qualität  der  Kohlen  gebildeten  Gruppen  zusammentraten  —  der 
Gruppenversammlungen  —  waren 

1)  Festsetzung  der  Preise  für  sämtliche  Kohlensorten, 

2)  zeitweilige  Einschränkung  der  Förderung. 

Mit  Ausnahme  dieser  beiden  Punkte  hatte  die  Hauptver- 
sammlung, welche  aus  den  Vertretern  der  sämtlichen  der  Gemein« 
Echaft  angehörenden  Mitglieder  bestand,  die  endgiltige  Entscheidung 
über  sonstige  in  Frage  kommende  Gegenstände* 

Diese  Gemeinschaft,  in  welche  30665196  Tonnen  eingegangen 
waren,  entbehrte  jeder  festen  Organisation  und  war  von  vornherein 
so  locker  gefügt,  daß  jeder  Interessent  auf  eigene  Faust  handelte.  Die 
Hilfslosigkeit  dieser  Vereinigung,  welche  das  Recht  der  juristischen 
Person  nicht  besaß,  trat  kurz  nach  der  Gründung  zu  Tage,  als  es 
nicht  möglich  war,  eine  kontraktbrüchige  Zeche  gerichtlich  zu  verfol- 
gen, znmaJ  da  auch  anderen  Werken  die  Gelegenheit  zu  statten  kam, 
die  ihnen  unbequeme  Vereinbarung  lösen  zu  können.  Ebenso  schnell 
wie  sie  im  Jahre  1892  erschien,  ist  die  Gemeinschaft  auch  wieder 
verschwunden. 

Das  Bedürfnis  der  Kohlenverkaufsvereine,  sich  durch  eine  weitere 
bestimmte  Vereinbarung  mit  den  anderen  Zechen  zu  vereiuigen,  zeigt 
am  deutlichsten  die  Unsicherheit  des  westfälischen  Kohlenmarktes  und 
den  Mangel  an  eigenem  Zutrauen,  die  innere  ungesunde  Konkurrenz 
zu  beseitigen. 

Die  Kohlenverkaufsvereine  haben  auch  nicht  den  gehegten  Er- 
wartungen entsprochen.  Es  mag  hier  nur  angedeutet  werden,  daß  die 
Ursache  dieses  teilweisen  Mißerfolges  unter  anderem  in  den  Mängeln 
der  Organisation  zu  suchen  ist.  Einerseits  um  diese  zu  beseitigen, 
andererseits  um  einen  festen ,  auf  kontraktlichem  Boden  gegründeten 
Zusammenschluß  der  Industrielle«  zu  erzielen,  wurde  der  1887  ent- 
worfene ursprüngliche  Plan  der  Gründung  eines  Kohlensyndikates 
wieder  aufgenommen. 
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3.  Das  Bbeinisch-Westfälische  RohleosjDdikat 
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eralai  Sumt-  imd  VertrigBentinirfe  zn^teicii  eine  Begrlttdnii«  f  or,  in 

irekker  ee  bei&l: 

JM  Zeebengemcäiiadiaft  im  Oberbergamtsbesike  Dortmond  hat 
der  KotniniiMinn  ab  Bichtadmar  f&r  ihze  Auigßim  die  einheitliche 
Yerkanfaetrile  ▼ürgescbridmL  Einer  acdebei  Verkniifi»telle  nur 
die  VenDitteloDg  der  Verkäufe  zuzutetleD.  erschlea  ao3geschlo8Ben, 
iriehnehr  wurde  zur  erfolgreicheo  Durchfähning  der  au^noramenen 
BeitrebiDigeii  für  nötig  erachtet^  die  YerkaofiBatelle  ab  aelbatstäiidige 
und  BelbtSadtoIdiieriacbe  bezw.  berechtigte  Trägerin  des  Ein-  und 
Verkaofee  der  Bergwerimerseognisae  «nznaelac»,  und  es  war  daher 
die  Erriditoog  einer  selbstJüidigeD  Gesellschaft  in  Aussicht  zu  nehmen 
geboten/* 

Unter  diesen  Gesichtspunkten  ging  das  Bestreben  darauf  hinaus, 
den  gesamten  Kohlen-Ein*  uod  Verkauf  des  ganzen  Oberbergamtsbeorkes 
in  einer  Hand  zu  Tereioigen. 

Die  Terschiedenen  den  Zechenbesitzern  torgelegten  SjmdikataeQt- 
würfe  fanden  nicht  ihre  Zustimmung.  Erst  im  Februar  dieses  Jahres 
ist  es  gelungen,  eine  Einigung  herbeizuführen,  nachdem  die  schwierige 
F^e  über  die  Höhe  der  Beteiligung  der  einseinen  Zechen  am  Ver- 
kaufe nach  vielen  mühevollen  Verhandlungen  ^)  endlich  gelöst  war. 
Die  Organisation  des  Kohlensyndikates  gleicht  derjenigen  der  Kohlen- 
verkaufsvereine^  Ist  auch  Zweck  und  Ziel  des  Syndikates  Tiel  weit- 
gebender, da  es  den  Vertrieb  der  Produkte  des  ganzen  Oberbergamis- 
Bezirkes  umfaßt,  so  sind  doch  im  allgemeinen  die  Grundzüge  adner 
Verfassung  dieselben  geblieben. 

L  Auch  hier  ist  eine  Aktiengesellschaft  gegründet  Jede  am 
Syndikate  beteiligte  Zeche  ist  im  Verhältnis  zu  ihrer  Förderung  zur 
Abnahme  einer  gewissen  Anzahl  von  Aktien  verpflichtet,  deren  Oeber- 
Iragung  von  der  Zustimmung  der  Gesellschaft  abhangig  ist.  ^ 

IL  ]>agegen  weist  der  zwischen  dem  Syndikate  und  den  Zechen- 
besitzem  abgeschlossene  Vertrag  einige  wesentliche  Abänderungen  gegen 
die  Satzungen  der  Verkaufsvereine  actf,  und  zwar  betreffen  diese  Aende- 
ruQgen 

1)  die  Organisation, 

2)  die  Befugnisse  der  Einzelorgane. 
1)  In  die  Reihe  der  Organe  ist  neu  aufgenommen: 

a)  der  Beirat,  welcher  sich  aus  Mitgliedern  von  Zechenverwaltungen" 
zusammensetzt^  und  zwar  derartig,  daß  auf  eine  Produktionsbetei« 
ligung  von  je  1   Million  Tonnen   jeder  Zechenbesitzer,  resp.  jede 
Gruppe  je  ein  Mitglied  zum  Beirate  ernennt 

I)  All  chArakterUtUch  hlorfttr  sei  rnnfeführt,    dmtH  &b«r  den  Asspratli  «iner  Zoch«ik«_ 
▼«rwalrinif,    mit  emem  tftglichen  Mefarqiuuituin  ^on  400   Toonea  fto  dem  Verk&ufe  tellsil 
ntlmea,    in  den    d^sa    «nbermttinUo  Versamtnlangeo    nicht    weniger  als    9€  Stunden  t« 
hmndelt  worden  ist! 
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b)  Eine  KommissioQ  zur  Feststellung  der  Beteiliguogszjffero. 

2)  Gegenüber  den  in  den  Bestiiumungen  der  KohleDverkaufsvereine 
festgesetzten,  weitgehenden  Befugnissen,  welche  den  Versammlungen 
der  Zechenbesitzer  eingeräumt  sind,  ist  der  Schwerpunkt  der  Thätig* 
keit  des  Syndikates  in  die  Hand  des  Vorstandes  und  Beirates 
gelegt*    Die  wesentlichen  Befugnisse  dieser  Organe  sind  folgende: 

a)  Der  Vorstand  bestimmt  die  Verkaufspreise  und  Verkaufsbedin- 
gufigen,  jedoch  anter  Beachtung  der  Normen,  welche  der  Beirat 
hinsichtlich  der  Preis*,  Qualitäts-  und  Sortenbestimmung  als  Richt- 
schnur aufstellt. 

b)  Der  Beirat  entscheidet  endgiltig 

a)  aber  den  Antrag  eines  Zechenbesitzers  auf  Produktiousvermeh- 
rnng, 

ß)  über  Straffestsetzung  gegen  einen  Zechenbesitzer  bei  Nichter- 
füllung der  Li eferungs Verpflichtung, 

y)  über  Aufstellung  der  allgemeinen  Normen  bei  Preis-,  Qualitäts- 
und  Sortenbestimmung. 

Dagegen  ist  der  Versammlung  der  Zechenbesi  tzer  von 
wesentlichen  Befugnissen  nur  die  Beschlußfassung  Über  eine  etwaige 
Fördereinschränkung  verblieben. 

Als  Grundlage  für  die  Beteiligung  der  einzelnen  Zechen  Ist  je 
nach  Wahl  die  Förderung  des  Jalires  1891  oder  1892  zu  Grunde 
gelegt 

Das  Syndikat,  in  welchem  eine  Produktion  von  SSV»  MiUioneQ 
Tonnen  vereinigt  ist,  ist  entgegen  den  ersten  Vertragsentwürfen  anstatt 
auf  10  Jahre  nur  auf  eine  fünfjährige  Dauer  abgeschlossen  worden. 
Das  Syndikat  hat  seine  offizielle  Thätigkeit  am  L  August  d,  J.  auf- 
genommen; bis  dahin  haben  die  Zechen  noch  allein  und  nur  unter 
Zustimmung  des  Syndikats  Vorstandes  den  Verkauf  besorgt.  Auch  heute 
ist  die  Thätigkeit  des  Syndikates  noch  beschränkt,  da  vor  dem  Inkraft- 
treten desselben  von  sehr  vielen  Zechen  bereits  langjährige  Abschlüsse 
gethätigt  worden  sind. 

Die  Aufgabe  der  Kohlen  Verkaufs  vereine  ist  durch  die  Gründung 
des  Kohlensyndikats  beendigt.  Es  wird  wohl  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein,  wenn  die  Verkaufsvereine  nach  Erledigung  ihrer  Geschäfte  ihre 
Thätigkeit  einstellen  werden.  In  dem  Berichte  \)  des  Dortmunder 
Kohlenverkaufsvereines  über  das  verflossene  Geschäftsjahr  heißt  es 
bereits: 

„Da  unsere  sämtlichen  Vereinszechen  (mit  einer  Ausnahme)  dem 
Rheinisch- Westfälischen  Kohlensyndikate  beigetreten  sind,  und  letz- 
teres, nachdem  dasselbe  seine  Organisatioasarbeiten  beendet,  nun- 
mehr auch  den  Verkauf  übernommen  hat,  kann  unsere  Aktien- 
gesellschaft sich  auflösen''. 

Die  Bestrebungen  zur  Organisation  des  Verkaufsgeschäftes  haben 
daher  heute  in  der  Bildung  des  Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndi- 
kates ihren  letzten  Ausdruck   gefunden.    Bevor  jedoch  auf  eine  kriti- 
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GesAmiuborftcbafl 
njtch  erfolgten  Abacbreibam^eQ 
Jahr  1879         Jahr  iSBi 


107  Aktieo(^ttlUeb«f^en  für  EUeobötienbetrieb 

und  MASchloeobiLii*) 
TVestffUische  SteinkoblenmdiiAtrie 


ti99  Pros. 
Oi77      „ 


5,16  Pro«. 


Forscht  maD  den  inoern  Gründen  des  schlechten  finanziellen 
Ergebnisses  des  westfälischen  Bergwerksbetriebes  nach,  so  ist  an 
erster  Stelle  die  Ueberlastung  der  Bergwerke  mit  Kapital 
anzuführen. 

Es  ist  eine  allgemeine  und  nicht  unberechtigte  Annahme,  daß  zur 
Rentabilität  eines  Werkes  auf  die  Tonne  Förderung  eine  Kapitalanlage 
von  10  Mark  entfallen  darf. 

Unter  diesen  günstigen  Bedingungen  arbeiten  etwa  5—6  Werke 
des  Oberbergamtsbezirkes  Dortmund*  Bei  den  übrigen  Werken  beträgt 
[jedoch  die  Summe  des  aufgewendeten  Kapitals,  einschl.  der  Uypothe- 
tkenschuld  im  Durchschnitt  der  18  Jahre  20,09  Mark^)  pro  Tonne 
I  Förderung,  also  doppelt  so  viel.  Es  war  eben  eine  Folge  des  Nieder- 
ganges der  Industrie  (und  hierbei  spielen  die  ^.Gründerjahre'^  1871 
bis  1874  keine  geringe  Rolle),  daß  die  Zechen  lediglich  zur  Aufrecht- 
erhaltung des  Betriebes  gezwungen  waren,  durch  Ausschreibung  von 
Zubußen  oder  Emittierung  neuer  Aktien  die  Gesellschaft  mit  Grund- 
kapital zu  Überlasten. 

In  zwei  ter  Linie  Ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  die  Selbst- 
kosten sich  in  keinem  Verhältnisse  zu  den  Verkaufspreisen  steigern, 
und  zwar: 
I        1)  durch  die  im  allgemeinen  erhöhten  Löhne, 
■    2)  durch    die  fortwährend   gesteigerten   Kosten   der  Wetterführung, 
»         Förderung  und  Wasserhaltung  bei  zunehmeoder  Teufe  der  Schächte, 
3)  durch  die  den  Werken   infolge  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung 

P         auferlegten  größeren  Lasten, 
Schließlich   sind   noch   die  Bergwerksabgaben  in   die  Berechnung 
mit  einzuziehen* 

Dr.  Reismann-Grone*)  hat  über  die  beiden  zuletzt  genannten 
Punkte  auf  Grund  eingebender  statistischer  Nachrichten  Berechnungen 
angestellt,  die  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  zu  erachten  sind.  Greijfen 
wir  aus  dieser  Zusammenstellung  zwei  Jahrgänge  heraus,  so  erhalten 
wir  folgendes  Bild: 

(SIefa«  Tabelle  muf  8.  24.) 

H        Die  Jahresförderung  hat  betragen: 

^^^  im  Jfthre  18  8  6  18  9  1 

^^^B  28  497  3 1 7  ToDueo ,  3  7  39S  56 1  Toon  «n. 

^^^  Es  haben  sich  also  die  öffentlicfarechtlichen  Lasten  auf  die  Tonne 
I     Förderung  belaufen   auf  0,27   M.   pro   1886    und   0,45  M.  pro   189L 


1)  „Olfick  »o-f  S  B«rfC-  und  HUtt«timftnabebe  Zeitung  Hlr  d«ii  KiedsiTheio  und  Waet- 
faltn.     Esaen  —  Jfthrgmng  1883,  No.  45. 

f)  Effertt,  Was  sind  oomuile  Kobleoprebe?     S.  11. 
8l  ».Glück  ftaf't  Jahrgang  1895.  Nr.  5. 
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J«lir  18B€        jAbr  lif  1 


4m  W«fktb«iilser  wmr 
HL  Pijyjfi  4fr  Wcrkftbeiiciar  mt 
IV   Btittfgt  i«r  lü>a|i|>scliftnaifi«r«/«- 


BtScbnchdkb«  Abgmben 


Umrk 

3205S97 

195^370 


«304939 

1043002 

119689 


Mark 

5000000*) 

921544 

3986619 

3407009 
261790 


^  rsvH? 


16830404 


Dtadbeo  siod  demnaeb  im  Zeitraum  von  6  Jahres   um  67  Proz. 
K»tiegeii»). 

B€i  ¥orBtehender  Berecbnaog   ist  noch  darauf  hinzuweisen,    daS 
lediglich  die  Beitrage   der  Werksbesitzer  zur  Knappscbaftskassej 
und   Alters-    und    Invaliditiltsversicherung    aufgenommen    sind.      Di€ 
Beiträge  der  Arbeiter,   welche  Reismann  mit  in  die  Berechnung  ge 
zogen  hat,  sind  außer  Betracht  gelassen;   letztere  hätten  jedoch  auc 
hier  mit  Recht  einbezogen  werden  können,  da  dieselben  bei  der  Fest 
Setzung  der  Lohnhöhe  stets    mit   berücksichtigt    und   daher  in<f 
auch  vom  Werksbesitzer  geleistet  werden.    Es  genügten  jedoch    schon 
die  in   vorstehender  Tabelle   aufgeführten   Zahlen,    um   die  abnorme^ 
Steigerung  in  der  Belastung  der  Werke  zu  kennzeichnen. 

Wenn  iemer  eingewendet  werden  konnte,  daß  sich  durch  die  dem- 
oäcbstige  Außerhebungsetzung  der  Bergwerksabgaben  ^)  die  Belastung 
fast  um  r/j  vermindern  würde,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  daß 
dieser  Ausfall  durch  die  nach  dem  Gesetze  vom  24.  Juni  1891  er- 
hobene Einkommensteuer  in  Hohe  von  rund  4200000  M.  wieder  ge- 
deckt wird;  bis  zu  dem  Zeitpunkte  aber,  wo  das  Gesetz  vom  14*  Juli 
1893  in  Kraft*)  tritt,  haben  die  Werke  eine  doppelte  Steuerlast  zu 
tragen.  Im  übrigen  dürfte  jedoch  darauf  hinzuweisen  sein,  daß  durch 
die  Einkommensteuer  eine  viel  gerechtere  Besteuerung  des  Bergbaues 
erfolgt,  wie  durch  die  bisherigen  vom  Brutto  werte  der  Produkte  er- 
hobenen Bergwerksabgaben.  Außer  diesen  Steuern  werden  die  Berg* 
werke  noch  gemäß  §§  28  und  96  des  Kommunalabgabengesetzes  vom 
14*  Juli  1893  für  die  Gemeinden  Abgaben  zu  entrichten  haben* 

Die  Verteilung  der  Selbstkosten  auf  die  Zechen  des  Oberberg- 
amtsbezirkes Dortmund  ergiebt  ffXt  das  Jahr   1890  folgendes  BUd^): 


1)  Dimetben  t>«inig«n  im  OberbfirgamUbezlrk  Dortroond  fAr  du  Etat^Ahr  lB^O/0t 
hon  94a,  für  dM  EtAUJahr  1891/92  5  371  527. 

2)  Nftch  dem  Betriebs  berichte  pro  1892/93  b«Ue  die  OewerkAch&ft  der  SteiDkohlen- 
stelle  Moni  Cenii  bei  Herne  in  dieeem  Zeitruime  ad  öffeatliehea  Latten  0^63  IC, 
flr  di«  Tonne  der  iC«hIenf5rderun|7  x.u  leitten«  ^*  Kdlniacbe  Zeitung  vom  2S^  Sepiembtr 
1898,  Nr    778. 

3)  Gesetz  wegen  Aufbebaog  direkter  StA&teeteaem  vom  14.  Juli  1893  %  2  betreffend 
AnTserfaebiingsetBung  der  nergwerkeabgebea. 

4)  1.  JkprU  189&;  %  30. 

A)  Kleine,  Heber  Selbstkosten  und  Preise  der  westnUUcben  Koblen,  i^QlQek  wat\ 
tSil,  Nr  88. 
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■                       Jabjr  1890 

2»bl 

der 
Berip. 

werke 

BrattofSrde-     x^iii  d^, 

"^g            Arbeiter 

Tonnen 

Effekt  pro 

Maon  ond^ 

Bebtobt 

Tonnen 

Selbet- 

k  0 1 1  e  D 

pro   Tonne 

Mark 

fierifwerke  mit  mehr  nU  300  t  Effekt 
m           „           „     160—300  t         „ 
W           1,            .t  weniger  &Ls  600  t  ,, 

3^ 
43 
100 

12750909 
10736291 
1 1  982  990 

36  980    , 

38613 

52192 

344 

377 
221 

5,6 

8,4 

Ob«rl»erffKDt«bemLrk  Dortmund 

«7S 

35496290 

127  794 

277 

7.0 

Zu   den  am  schlechtesten  gestellteo  Bergwerken    mit   8,4  Mark 

i  Selbstkosten  gehören  mithin  ö7,2  Proz.  sämtlicher  Bergwerke.  Nach 

1  den  Ermittelungen  des  Dortmunder  Kohlen  Verkaufs  Vereins   stellte  sich 

der    durchschnittliche    Verkaufspreis    im   Geschäftsjahre    1890/91    auf 

8,79  Marki). 

Dem  Gedanken,  auch  diese  ungünstig  gestellten  Zechen  bei  der 
gedrückten  Geschäftslage  lebensfähig  zu  erhalten,  entsprang  die  Bil- 
dung der  Konventionen.  £s  liegt  nahe,  daß  in  der  Wahl  der  Mittel 
zuerst  Mißgriffe  gemacht  worden  sind.  Als  solche  sind  die  Preis- 
und  Förderkonventionen  zu  bezeichnen: 

a)  PreiskonventioD  en  irgend  welcher  Art,  welche  auf  der 
Qualität  beruhen,  sind  nicht  durchführbar,  weil  so  viele  Zechen 
verschiedene  Kohlensorten  zugleich  förtiern  und  weil  es  aus 
technischen  Gründen  nicht  immer  möglich  ist,  die  verlangten 
Kohlenqualitäten  zu  liefern. 

b)  Die  Förder  kon  ventionen  haben  die  jährliche  Zunahme  der 
Förderung  nicht  zu  hindern  vermocht  und  ihrem  Zwecke  nicht 
entsprochen,  weil  die  ihnen  zu  Grunde  liegende  Idee  vollständig 
verfehlt  ist. 

et)  Jede  lebensfähige  Industrie  muß  sich  ausdehnen  und  ihre  Pro- 
duktion steigern.  Die  Steinkoblenindustrie  beendet  sich  auch 
heute  noch  in  eioem  fortwährenden  Entwickelungsstadlum,  und  es 
ist  noch  gar  nicht  abzusehen,  wann  die  Kohlenschätze  der  nörd- 
lichen Reviere  dem  Betriebe  erschlossen  sein  werden.  Es  ist 
grundfalsch,  den  Datürlichen  und  uuvermeidlichen  Ausdehnungs- 
prozeß durch  künstliche  Mittel  hemmen  zu  wollen.  Uebrigens 
gingen  auch  die  Förderkonventionen  durch  Bewilligung  der  zahl- 
reichen Ausnahmestellungen  an  ihrer  eigenen  Inkonsequenz  zu  Grunde. 
lÜchtig  ist  der  in  den  Förderkonventionen  ausgesprochene  Ge- 
danke, daß  zu  jener  Zeit  die  Produktionszunahme  in  einem 
unua türlichen  Verhältnisse  zur  Erweiterung  des  Absatzgebietes 
stand.  Doch  läßt  eich  schon  seit  dem  Jahre  1882  die  Be- 
hauptung einer  Ueberpro<iuktion  ^)  bestreiten,  wenn  der  Bedarf  an 


1)  Dr.  KeUmann  Grone  fiebt  In  der  HroscbQre  „Die  KoblenkiLrtelle  und  die  Ei&ec- 
iDdustrie'*  Essen  1891  den  Durch«chiiitt^preU  pro  1890  nur  »nt'  8  Mark  en  (Seite  6).  — 
Der  in  der  Minis terielzeitscb Hit  für  des  Berg-,  HQtteo-  und  Salinen weeen  im  preofeiscbea 
9Uate  (Berlin],  B^nd  89,  Stetistiecber  Teil  engegebene  Durckschnittsprels  von  11,07  KL 
beliebt  sieb  aar  auf  P(irderkoble. 

1)  Tgl.  hierüber  encli  den  Beriebt  der   oordwestUeben  Gruppe  dee  Vereins   deatscher 


Franz  S^rter^ 

Gas-  und  GasflammkohIeD  beute  a]lerdit]<>s  auch  reichlich  gedecE 
ist.  Der  Beweis  liegt  in  der  Thatsache,  daß  ohne  thatsäcbliche 
FördereinschränkuDg  das  jährliche  Förderquantum  ohae  Schwie* 
rigkeiteD  abgesetzt  worden  ist.  Auf  dem  Koksmarkte  überwiegt 
allerdings  das  Angebot  die  Nachfrage,  und  aus  diesem  Grunde 
ist  das  Kokssyndikat  aucb  bereits  zu  bedeutenden  Produktions- 
einschränkungen übergegangen. 
ß)  Die  Förderkonventionen  sind  nur  eine  mechanische,  die  Be- 
dürfnisse der  Industrie  nicht  berücksichtigende  Einrichtung  ge- 
wesen, und  haben  die  Regulierung  des  Angebotes  ganz 
auüer  acht  gelassen.  Eine  zeitweilige,  der  Marktlage  ent- 
sprechende Fördereinschränkung  würde  auf  die  Preislage  entschie- 
den günstig  eingewirkt  haben.  Dieser  Gesichtspunkt  ist  aber  erst 
bei  dem  Entwürfe  der  4,  (nicht  zustande  gekommenen)  Förder- 
konvention zum  Ausdrucke  gelangt  (Seite  10.) 


IV.    Eritiselie  Belenehtiing  der  Syiidlkatsbestre1>tiiigeii. 

Erst  allmählich  hat  sich  in  den  Kreisen  der  Bergbautreibendeo 
die  Ceberzeugung  Bahn  gebrochen,  daß  der  Krebsschaden  der  west- 
fälischen Bergwerksindustrie  nicht  in  der  vermeintlichen  üeberproduk- 
tion,  sondern  in  der  Art  des  Vertriebes  der  Produktion  liegt.  Diese 
Erkenntnis  hat  zur  Gründung  der  Kohlenverkaufavereine  und  des  Koh- 
lensyndikates gefühfL 

An  die  Spitze  ihrer  Satzungen  sind,  ganz  im  Gegensatz  zu  den 
früheren  Satzungen  folgende  beiden  Grundsatze  gestellt: 

1)  Als  Grundlage  für  die  Beteiligung  der  einzelnen  Zechen  dient  die 
heutige  Jahresförderung,  zugleich  unter  Annahme  einer  mäüigen 
Steigerung  derselben. 

2)  Die  Produktion  kann  zeitweise  und  entsprechend  der 
Marktlage  eingeschränkt  werden. 

Zu  solchen  Produktionseinschränkungen  ist  man  auch  thätsächlich 
übergegangen.  So  hat  der  Dortmunder  Kohlenverkaufsverein  nach 
seinem  Jahresberichte  ^ )  gegenüber  der  Beteiligungsziifer  im  Geschäfts- 
jahre 1892/95  eine  wirkliche  Einschränkung  der  Förderung  von  22  Proz. 
durchgeführt.  In  gleicher  Weise  ist  auch  das  Kokssyndikat  zu  erheb* 
licheu  Produktionseinschränkungen  übergegangen,  welche  im  vergangenen 
Geschäftsjahre  durchschnittlich  13 Vs  Proz.  betragen  haben. 

Trotz  solcher  Produktionseinschränkungen,  welche  doch  Angebot 
und  Nachfrage  in  ein  rationelles  Verhältnis  zurückzuführen  geeignet 
waren,  ist  eine  rückläufige  Preisbewegung  eingetreten.  Nun  ist  zwar 
das  abgelaufene  Wirtschaftsjahr  in  allen  Zweigen  von  Industrie  und 
Handel  ein  ziemlich  ungünstiges  gewesen ;  überall  wurden  Klagen  über 
Mangel  an  ausreichender  Beschäftigung  laut,  und   der  stetig  zurück- 

Bit«o*  und  Stahl iDdastrifllter,  ia  den  ^,MiUeiliiiigeii  du  Varoloi  tttr  Wilirttaf;  der  ^mein- 
»Mneo  wirUcfaftf^Ueheo  Intereasea  id  HhemlaDd  und  W«9(fj|teo'\  ]S84|  Nr.  3  aod  i^ 
Seite  45$. 

1)  Kölüiscbe  Zeitoog  6,  September   1893,  Abendaaigftbe, 
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gehende  Bedarf  gab  zu  mehr  oder  weniger  erheblichen  Konzessionen 
iD  den  Preisen  der  Produkte  Anlaß.  Aber  trotz  dieser  allgemeiDen 
uDgüDstigen  wirtschaftlichen  Lage  hatte  man  doch  von  den  Kartellen 
erwartet,  daß  sie  dem  Sinken  der  Preise  Eiohalt  thun  würden.  Daß 
sie  diese  Hoffnung  zu  Schanden  machten,  ist,  wie  die  Handelskammer 
zu  Mannheim  in  ihrem  Jahresbericht  pro  1892  zutreffend  bemerkt, 
,,teils  auf  die  zu  elastische  Organisation  dieser  Vereinigungen,  teils  viel- 
leicht auch  auf  eine  nicht  ganz  korrekte  Auffassung  des  Sinnes  der- 
selben durch  einzelne  Mitglieder,  teils  auch  auf  nicht  unbedeutende 
Zwangsverkäufe  zu  Lasten  säumiger  Abnehmer"  zurückzuführen. 

Diese  Ausführungen  verweisen  zunächst  auf  die  Einreden,  welche 
von  privat  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  aus  gegen  die  Syndikat« 
erhoben  werden,  und  die  für  die  Beurteilung  der  Syndikatsbestrebungen 
w^entlicbe  Anhaltspunkte  bieten. 

Einwände  gegen  die  KohlensyndUate. 

A,     Privat  wirtschaftli  eher   Natur. 
L     Mängel. 

1)  Wenn  die  Mannheimer  Handelskammer  der  Organisation 
der  Kohlen  Verkaufs  vereine  einen  Teil  des  Mißerfolges  zuschreibt,  welchen 
sie  auf  dem  Eohlenmarkte  zu  verzeichnen  haben,  so  ist  zur  Beurtei- 
lung dieses  Einwurfes  in  Erwägung  zu  ziehen,  daß  die  Entscheidung 
Über  die  wichtigsten  Fragen  bisher  in  den  Händen  der  Versammlung 
der  Zechenbesitzer  lag.  Solange  allerdings  dieses  vielköpfige,  durch 
Sonderinteressen  geleitete  Organ  zur  Entscheidung  über  die  wichtig- 
sten Fragen  berufen  ist,  kann  eine  ersprießliche  Thätigkeit  der  Koh- 
lenverkaufs vereine   nicht  erhofft  werden* 

Wünscht  eine  Zeche  mit  einem  größeren  F5rderquantum  am 
Verkaufe  beteiligt  zu  werden,  so  ist  der  Antrag  drei  Monate  vor- 
her dem  Verkaufsvereine  zu  unterbreiten.  Bei  diesem  liegt  die  Ent- 
scheidung in  erster  Instanz,  und  in  zweiter  bei  einer  besonderen  Kom- 
mission. Die  Preisregulierung  erfolgt  gleichfalls  durch  die  Ver- 
sammlung. Ehe  letztere  einen  diesbezüglichen  Antrag  erledigt  hat, 
ist  es  vielleicht  für  die  Ausnutzung   einer  guten  Konjunktur  zu  spät. 

Die  schlimmen  Erfahrungen,  welche  durch  eine  derartige  Organi- 
sation gesammelt  worden  sind,  bat  sich  das  heutige  Kohlensyndikat 
zQ  Katzen  gemacht  und  deshalb  die  endglltige  Entscheidung  über  die 
vorhin  genannten  beiden  Punkte  in  die  Hand  des  Beirates  gelegt  Dem 
Vorstand  ist  allerdings  die  Festsetzung  der  Verkaufspreise  und  -bedio- 
gungen  vorbehalten,  jedoch  unter  Beachtung  der  vom  Beirat  hierfür 
festgesetzten  Normen.  Letzterer  ist  daher  thats&chlich  dasjenige  Organ, 
welchem  die  wichtigsten  Befugnisse  übertragen  sind.  So  zweckmäßig 
und  vorteilhaft  nun  auch  die  dem  Beirat  übertragene  Befugnis  erscheint, 
ao  darf  man  sich  andererseits  auch  nicht  verhehlen,  daß  die  Art  seiner 
Zusammensetzung  zu  ernsten  Bedenken  Anlaß  geben  kann.  Diese  soll 
derartig   erfolgen,    daß  jedem    Zechenbesitzer,  beziehungsweise  jeder 
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das  Bedit  zusteht,  far  eine  ProdnktiofisbetriSginig 
je  1  MiirioB  Tcmneo  je  ein  Mitglied  tum  Beirmt  ni 
Die  groSes  Werke  erhalteD  hierdurch  eines  tinYerfamhJusaiitigea  Ein- 
ioS  uf  die  SjndikütEleitiiiig ,  während  die  kletseren  Zecbeo  efaie 
eiffeatiiche  Vertretcmg  zor  Wahnmg  ihrer  IntereBBen  nicht  besitzeB. 
Dkm  BesCifliaiiiiig  des  SjidikataeBtwiirfes  kMUe  Tielleicht  fQr  die 
Eiiste&z  des  Syndiluitea  seihst  ^erhiiigiusToIl  «erden.  DsB  bei  einem 
UnteraehmeD  Ton  solchem  Umfange  die  Geschiftdeiliiiig  in  die  Hände 
weniger,  einsichtsToUer  Mäoner  gelegt  werden  muß,  ooterliegt 
keinem  Zweifel.  Man  sollte  jedoch  von  Tonihcmn  alle  Organe  mit 
unparteiischen  Mäonem  besetzen  nnd  dedhalb  auch  die  weit- 
gehenden Befagnisse  des  Beirates  nicht  den  Interessenten  selbst,  son- 
dern solchen  Leuten  anvertrauen,  die  zwar  mit  den  indadtriellen  Ver- 
hältnissen durchaas  vertraut  sein  müssen,  deren  objektives  Urteil  aber 
durch  Sonderinteressen  nicht  getrübt  sein  darf.  Ohne  irgendwie  die 
Unparteilichkeit  und  Fähigkeit  des  heute  konstituierten  Beirates  in 
Zweifel  ziehen  zu  wollen,  da  ihm  Leute  von  bewährter  Tbätigkeit  und 
Einsicht  angehören,  uod  da  erst  die  Zukunft  zeigen  muß,  wie  sich 
diese  Organisation  bewähren  wird,  dürfte  es  angezeigt  erscheinen,  auf 
die  Gefahren  uod  Nachteile  derselben  hinzuweisen.  Denn  man  muß 
immerhin  berücksichtigen,  daßman  es  mit  Menschen  zu  than  hat^  auf  deren 
Handlongsweise  das  SelbstiDteresse  einen  großen  Einfluß  ausübt,  und 
die,  gelbst  wenn  sie  von  diesem  Einflüsse  frei  sein  sollten,  doch  unter 
dem  mächtigeren  Eindrucke  derjenigen  handeln  müßten,  deren  Interessen 
zu  vertreten  sie  übernommen  haben. 

2)  Der  Vorstand  des  Kohlensyndikates  vermag  durch  eine  rasch 
und  sichere  Orientierung  über  die  Marktlage,  durch  richtige  Dispo-^ 
sitionen  sich  das  Vertrauen  seiner  Hitglieder  zu  erwerben.  Er  muß 
aber  vor  allem  die  Energie  besitzen,  die  in  den  Versammlongen  her- 
vortretenden Sonderinteressen  und  Gegensatze  so  auszugleichen,  daß 
die  Beschlußfassung  nicht  unnötigerweise  verzögert  wird  und  vor  allem 
so  ausfällt,  daß  für  die  Gesamtheit  günstige  Erfolge  erwachsen. 
In  dem  heutigen  Kohlensyndikat  sind  allerdings  die  Befugnisse  der 
Zecbenversammlungen  im  Vergleiche  zu  den  von  den  Kohlenverkau^ 
vereinen  diesem  Organe  eingeräumten  Rechten  gewaltig  beschnitten. 
Aber  es  sind  doch  noch  manche  Bestimmungen  (wie  z.  B,  die  wichtige 
der  zeitweisen  Produktionseinschränkung)  verblieben,  welche  unter 
Umständen  von  einschneidender  Bedeutung  sein  können;  man  ver- 
gegenwärtige sich  nur^  daß  das  Syndikat  heute  bereits  eine  15-proz. 
Förderungseinschränkuug  beschlossen  hat.  Daß  der  Syndikatsvorstand 
auf  die  Beschlußfassung  der  Zechenbesitzer  durch  seine  vorbereitenden 
Haßregeln  einen  wesentlichen  Einfluß  ausüben  kann,  ist  ebensowenig 
zu  bezweifeln,  wie  die  Annahme,  daß  die  Erfolge  des  Syndikates  durch 
einsichtige  und  energische  Maßnahmen  des  Vorstandes  bedingt  sind. 
Die  Leitung  der  bisherigen  Kohlen  Verkaufsvereine  scheint  in  vielen 
Punkten  der  nötigen  Energie  entbehrt  zu  haben,  sonst  würde  ^)  z.  B, 
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der  Essener  KohleDverkaufsverein «  dessen  Existenzbediuguiigeii  doch 
die  gleichen  wie  diejeDigeo  des  Bochum  er  und  Dortmunder  sind,  auch 
noch  weiter  bestanden  haben,  während  er  thatsäcblich  nur  ein  Schein- 
dasein gefristet  hat.  Derartige  innere  Vorgänge  entziehen  sich  nattlr- 
licb  der  Beurteilung  des  Unbeteiligten.  Es  mag  jedoch  noch  hervor- 
gehoben werden,  daß  besonders  der  Dortmunder  Kohlen verkaufsverein 
ein  viel  festeres  Gefüge  und  innigeren  Zusammenhang  aufgewiesen  bat; 
die  ihm  angehörigen  Zechen  sind  seit  längerer  Zeit  an  ein  gemein- 
sames Handeln  und  ein  Zusammenhalten  gewöhnt,  und  daher  ist  auch 
hier  die  festere  Organisation  und  energische  Leitung  zu  erklären. 

3)  Ein  Teil  des  Mißerfolges  der  Kohlenverkaufsvereine  ist  den 
von  ihnen  befolgten  Geschäftsprinzipien  zuzuschreiben.  Wie 
der  Zusammenbruch  der  Zechengemeinschaft  gezeigt  hat,  ist  die  Not- 
wendigkeit des  Zusammenarbeitens  noch  nicht  Men  Werksbesitzem 
zu  lebhaftem  Bewußtsein  gekommen.    Auch  die  Kohlenverkaufsvereine 

»haben,  anstatt  den  Grundsatz  treu  zu  befolgen,  die  innere  Konkurrenz 
möglichst  zu  beseitigen,  sich  vielfach  gegenseitig  unreelle  Kon- 
kurrenz bereitet.  Die  Vereinbarungen  über  Mindestpreise  wurden 
zwar  offiziell  gehalten,  aber  dadurch  umgangen,  daß  ein  Teil  der 
Frucht  übernommen  oder  ein  höheres  Skonto  bewilligt  wurde').  Bei 
derartigen  Grundsätzen  kann  es  allerdings  nicht  wunder  nehmen,  daß 
die  Kohlen  Verkaufs  vereine,  welche  Hand  in  Hand  gehen  sollten,  durch 
entgegengesetzte  Bestrebungen  den  gehegten  Erwartungen  nicht  ent- 
sprochen haben. 

Dieser  den  Kohlenverkaufsvereinen  anhaftende  Mangel  ist  durch 
die  Gründung  des  Kohlensyndikates  beseitigt,  nachdem  nunmehr  der 
gesamte  Vertrieb  in  eine  Hand  gelegt  ist.  Daß  die  einzelne  Zeche 
entgegen  den  Bestimmungen  des  Vertrages  auf  eigene  Faust  Geschäfte 
abschließen  und  das  Syndikat  hintergehen  könnte,  ist  bei  der  Höhe 
der  Konventionalstrafen  ausgeschlossen ;  denn  das  Syndikat  besitzt 
ganz  anders  wie  die  ehemalige  Gemeinschaft  die  Gewalt,  eine  Ver- 
tragsbrüchige Zeche  eventuell  auf  gerichtlichem  Wege  zur  Erfüllung 
I     ihrer  Verbindlichkeiten  anzuhalten. 

■         Das  Kohlensyndikat  wird   daher  durch  seine  verbesserte  Organi- 
r  sation  diejenigen  Fehler  vermeiden  können,  denen  die  Kohlen  Verkaufs- 
vereine   einen  Teil    ihres  Mißerfolges  zu   verdanken    hatten.    Es   teilt 
jedoch  mit  letzteren  gewisse,  im  Wesen  der  Kartelle  liegende  innere 
Gefahren,  welche  den  Bestand  des  Syndikates  leicht  gefährden  können. 


n.  Die  inneren  Gefahren 

liegen  auf  zwei  Gebieten,  und  zwar 

1 )  in  der  Beteiligung  der  einzelnen  Zechen  am  Verkaufe 
tin  gentierungs  frage. 

2)  in  der  Preisbestimmung. 


—  Kon- 
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MitgUeder  des  Kohlensjiidikates  sind  Werke  mit  einer  grofiec 
TagesfördernDg  yod  mehr  als  500  ToBDen,  und  solche  mit  einer  täg- 
lichen FörderuDg  bis  zu  500  Tonnen. 

Es  steht  sich  also  Groß-  und  Kleinbetrieb  gegenüber.  Die 
Interessen  beider  vereinigen  sich  in  dem  Bestreben,  mit  einer  mög- 
lichst hohen  Beteilignngsziffer  in  das  Syndikat  einzutreten,  gehen  aber 
darin  grundsatzlich  auseinander,  daß  f&r  die  kleineren  Betriebe  die 
Frage  über  die  Höhe  der  Beteiligung  am  Verkaufe  von  viel  größerer 
Bedeutung  ist  wie  für  die  umfangreichen  Unternehmungen^  welche 
durch  einen  Ausfall  an  Förderoog  relativ  nicht  so  hart  betroffen 
werden. 

Folgendes  Beispiel,  dem  ein  thatsäcUicher  Vorgang  aus  der  Zeit 
der  Syndikatsbildung  zu  Grunde  liegt,  wird  dies  erläutern: 

Ein  größeres  Werk  hat  für  eine  neue  Schachtanlage  ein  Kapital 
von  8  Millionen  Mark  aufgewendet.  Seine  Forderung,  mit  einem  täg- 
lichen Mehrquantum  von  400  Tonnen  an  dem  Verkaufe  teilzunehmen, 
erscheint  daher  nicht  unberechtigt.  Dagegen  hat  eine  kleinere  Zeche 
mit  einer  Tagesförderung  von  500  Tonnen  eine  neue  Kohlenwäsche 
im  Werte  von  200000  Mark  gebaut  Mit  Recht  hebt  diese  Zeche 
hervor,  daß  sie  durch  Aufwendung  dieser  Summe  relativ  mehr  be- 
lastet vnrd,  wie  jenes  Werk  durch  die  Kosten  der  neuen  Schacht- 
anlage, und  daß  sie  viel  empfindlicher  getroffen  wird,  wenn  ihr  kleines 
Produktionsquantum  durch  die  Mehrförderung  jenes  Werkes  an  Absatz- 
fähigkeit verliert. 

Diese  Gegensätze  des  Groß-  und  Kleinbetriebes  erschweren  nicht 
nur  das  Zustandekommen  jeder  Vereinigung,  sondern  bilden  auch 
fernerhin  eine  Klippe,  an  der  das  Syndikat  leicht  scheitern  kann 


I 


Dem  Syndikate  gehören  Zechen  mit  hohen  und  solche  mit 
niedrigen  Selbstkosten  an.  Hieraus  ergiebt  sich  die  Frage:  Ist  das 
Syndikat  imstande,  die  Preise  immer  derartig  zu  halten,  daß  auch  die 
schlechter  situierten  Zechen  rentabel  bleiben? 

Zechen  mit  günstigen  Betriebsverhältnissen  haben  auch  in  Zeiten 
gedrückter  Geschäftslage  und  bei  niedrigen  Kohlenpreisen  Ueberschüsse  — 
erzielt    Diese  Werke  werden  daher  geneigt  sein,  auch  die  Mindest^fl 
preise  möglichst  niedrig  zu  halten,  schon  von   der  Besorgnis  geleitet,^ 
bei   hohen   Preisen   nicht  genügend   Abnehmer   zu   finden.    Nun   sind 
aber  diese  günstig  gestellten  Werke  nicht  die  Preisbestimmer.     Zweck 
aller  Konventionen  ist  die  Verbesserung  der  Lage  derjenigen  Werke, 
die  unter  schwierigeren  Verhältnissen  arbeiten.    Diese  bilden  die  über- 
wiegende Anzahl;  ihre  Interessen   müssen   deshalb   bei   der  Preisbe- 
stimmung der  Kartelle  vorzugsweise  berücksichtigt  werden  und  drängen 
naturgemäß  auf  eine  steigende  Richtung  der  Preise  hin. 

Die  beiden  Gegensätze  werden  noch  durch  ein  drittes  Moment 
verschärft,  nämlich  durch  die  Preisbestimmungsgründe  der  Reeder- 
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firmen,  welche  einmal  als  Zechenbesitzer  die  Interessen  der  Pro- 
duzenten vertreten,  femer  als  Kohlenankäufer  bestrebt  sind,  die 
Preise  zu  drücken,  und  drittens  als  Frachtvermittler  gleichfalls  ein 
Interesse  an  niedrigen  Kohlenpreisen  besitzen. 

Bei  flottem  Kohlenabsatze  und  bei  steigenden  Preisen  wird  die 
Lösung  der  Preisbestiramungsfrage  keine  Schwierigkeiten  bieten.  Da- 
gegen hat  das  Syndikat  bei  gedrückter  Geschäftslage  durch  erfolg- 
reichen Ausgleich  der  Gegensätze  seinen  Wert  zu  beweisen,  und  es 
hängt  von  der  Einsicht  seiner  Mitglieder  ab,  ob  es  einen  Preisrück- 
gang unter  die  Selbstkosten  zu  verhindern  in  der  Lage  ist. 

Nach  den  Satzungen  darf  das  Syndikat  aUerdings  in  vereinzelten 
FälleD^  in  denen  durch  eine  fremde  Konkurrenz  der  Verlust  eines 
Absatzgebietes  zu  befürchten  steht,  unter  die  Mindestpreise  herab- 
gehen. Der  entstandene  Verlust  wird  aber  alsdann  auch  von  dem 
Syndikate,  d.  h.  von  allen  Mitgliedern  getragen.  —  In  dem  Ge- 
danken, daß  die  Gesamtheit  für  die  Lebensfähigkeit  des  Einzelnen 
Opfer  übernimmt  und  übernehmen  muß,  liegt  ein  nicht  zu  unter- 
schätzendes ethisches  Moment. 

Die  Möglichkeit,  daß  das  Kohlensyndikat  an  diesen  beiden  inneren 
Gegensätzen  von  Groß-  und  Kleinbetrieb,  von  gut  und  schlecht  Situ- 
ierten  scheitern  kann,  ist  nicht  ausgeschlossen.  Grundsätzlich  läßt 
sich  diese  Frage  jedoch  nicht  entscheiden;  sie  ist  lediglich  eine 
That  Sachen  frage.  Ihre  Beantwortung  hängt  von  der  Feststellung 
ab,  wie  stark  die  widerstrebenden  Elemente  sind,  und  ob  die  Leitung 
die  nötige  Energie  besitzt,  die  inneren  Gegensätze  auszugleichen.  Aber 
auch  bei  der  umsichtigsten  Leitung  können  alle  Erfolge  illusorisch 
werden  durch  die  auswärtige  Konkurrenz,  welche  leicht  einen  Zwie- 
spalt unter  den  Mitglie<lern  hervorzurufen  vermag.  Allerdings  wird 
sich  jetzt,  wo  die  Entscheidung  Über  die  wichtigsten  Fragen  in  den 
Händen  weniger  Männer  ruht,  ein  Ausgleich  eher  ermöglichen 
lassen  wie  früher;  dafür  ist  aber  auch  die  Abstimmung  des  Einzelnen 
um  so  verantwortlicher  und  um  so  schwerwiegender  geworden,  als  bei 
der  Vertretung  einer  Reihe  von  Interessenten  durch  die  eine 
Stimme  vielleicht  die  schärfsten  Gegensätze  ausgeglichen  werden 
müssen,  und  zwar  derartig,  daß  das  für  Alle  Ersprießliche  zum  Aus- 
druck gelangt. 

Wie  ersichtlich,  sind  die  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  gegen  das  Kohlensyndikat  erhobenen  Einwände  nicht  unbegründet. 
Aber  es  ist  zu  berücksichtigen,  daß  nicht  nur  die  Form  noch  immer 
verbesserungsfähig  ist  und  heute  bereits  gegenüber  der  Organisation 
der  Kohlen  Verkaufsvereine  wesentliche  Vorzüge  aufweist,  sondern  daß 
auch  die  inneren  Gegensätze  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  schwinden 
werden. 

Unser  ganzes  wirtschaftliches  Leben  steht  heute  unter  dem 
Einflüsse  des  Großbetriebes,  Auf  allen  Gebieten  der  Industrie  hat  in- 
folge der  großen  Kapitalansammlungen,  des  stetig  zunehmenden  Ver- 
kehrs und  der  hierdurch  gesteigerten  Bedürfnisse  der  Großbetrieb  den 
Kleinbetrieb   immer    mehr  verdrängt;    die   Massenproduktion   drückt 
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den  Preis  der  Ware,  und  deshalb  muß  das  Bestrebeii  darauf  gerichte 
sein,  möglichst  die  Selbstkosten  zu  erniedrigen.  Die  Erreichung  dieses^ 
Zieles  ist  aber  auf  die  Dauer  nur  im  Großbetriebe  möglich,  und  der 
Kleinbetrieb  muß  daher,  wenn  er  nicht  unter  besonders  günstigen  Be- 
dingungen arbeitet,  entweder  konkurrenzunfähig  werden  oder  im  Groß- 
betriebe aufgehen.  Und  daß  die  kleineu  Steinkohlenbetriebe  einmal 
verschwinden  werden,  unterliegt  keinem  Zweifel;  ihre  Assimilation  zu 
oder  auch  mit  größeren  Verbänden  erfordert  jedoch,  wie  bereits  früher 
dargetban  worden  ist,  noch  einen  bedeutenden  Zeitaufwand. 

■f^  Eine  zweite  charakteristische  Erscheinung  unseres  heutigen  Wir 
Schaftslebens  giebt  sich  in  der  Bildung  der  Kartelle  kund,  welche  in  aJleD 
möglichen  Branchen  entstanden  sind.  Auch  hier  läßt  sich  geschieh tUc' 
nachweisen,  daß  die  Zunahme  der  industriellen  Thätigkeit  zanäch 
die  einzelnen  Industriellen  eines  bestimmten  Industriezweiges  zu  einem 
erbitterten  Konkurrenzkampfe  unter  sich  veranlaßte.  Erst  der  Rück- 
schritt, welchen  die  Werke  durch  einen  solchen  ungeregelten  Wett^_ 
bewerb  machten,  führte  zu  der  Erkenntnis,  daß  nur  eine  Einigunj 
über  Preis-  und  Absatzbedingungen  unter  den  konkurrierenden  Werke 
den  Untergang  des  Industriezweiges  aufhalten  könne.  Und  so  erleben 
wir  jetzt  das  Schauspiel,  daß  durch  die  Kartellbildungen,  in  sich  ge- 
einigt, Industriezweig  gegen  Industriezweig  kämpft. 

Daß    die    niederrheinisch- westfälische    Steinkohlenindustrie    au 
diesen  Weg  gegangen  ist,  wurde  in  der  Darstellung  der  geschieht 
liehen  Entwickelung  der  Syndikatsbestrebungen  dargethan.     Die  Ge 
schichte  zeigt,  wie  viele  Versuche  zur  Hebung  dieses  Industriezweigeffi 
unternommen  worden  sind,  bevor  die  Erkenntnis  durchbrach,  daß  der 
Produkten  vertrieb  reformbedürftig  war.     Auf  dieser  neuen  Grund- 
lage sind  die  Kartelle  und  das  heutige  Kohlensyndikat  aufgebaut,  mit 
dem  bestimmt  ausgesprochenen  Zwecke, 
„für  die  Zukunft  die  ungesunde,  innere  Konkurrenz  auf  dem  Kohleo- 
markte   auszuschließen   und   mit    anderen    bei   der   Konkurrenz    in 
Betracht  kommenden  Zechenbesitzern  und  Vereinigungen  soweit  als 
thunlichst  feste  Vereinbarungen   über  die  Beteiligung  am  Gesamt- 
absatz, sowie  über  Preise  und  Lieferungsbedingungen  zu  erreichen". 
Dieses  von  den  Syndikaten  angestrebte  Ziel  hat  eine  Reibe  volks- 
wirtschaftlicher Vorwürfe   und  Bedenken   hervorgerufen,    welche  eine 
eingehende  Beurteilung  erfordern. 


B.  Volkswirtschaftliche  Einreden  gegen  die  Syndikate. 

Aus  der  Zahl  der  gegen   die  Kartellbestrebungen  erhobenen  Ein^ 
Wendungen  ist  zunächst  folgender  Vorwurf  hervorzuheben:  ■ 

Durch  das  Kohlensyndikat  wird  ein  Kohlen  ring  gebildet,   und^ 
hierdurch    werden    Monopolpreise    geschaffen,    unter    deren    Ein- 
wirkung die  kohlen  verbrauch  enden  Industriezweige  zu  Grunde  gehen 
müssen. 

Daß  die  Gefahr  einer  monopolistischen  Ausbeutung  zeitweise 
eintreten  kann,  soll  nicht  bestritten  werden.  Diese  Gefahr  ist  aber 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  äußerst  beschränkt. 
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Es  ist  zunächst  eDtschiedeo  zu  bestreiten,  daß  durch  das  Kohlen- 
syndikat  ein  ökonomisches  Monopol  geschaffeD  wird.  Man  fiodtt  zwar 
vielfach  das  Kohteusyndikat  in  eine  Parallele  mit  dem  verkrachten 
Kupferring  gestellt.  Daß  dieser  Vorgleich  ^anz  unzutreffend  ist,  er- 
giebt  sich  aus  der  Thatsache,  daß  der  Kupferring,  als  ein  KoDSortium 
von  Spekulanten,  die  ausschließliche  Verfügung  und  Ver- 
wertung sämtlicher  Kupfervorräte  der  Welt  anstrebte,  um  „durch  un- 
lautere, künstliche  spekulative  Mittel  plötzliche  Preisverschiebungen 
nach  oben  oder  nach  unten  ins  Werk  zu  setzen,  und  auf  diese  Weise 
durch  den  plötzlichen  Hoch-  und  Tiefgang  des  Preises  das  Publikum 
auszubeuten'**)*  Dagegen  bezweckt  das  Kohtensyndikat  als  eine  Ver- 
einigung der  Produzenten,  nach  Möglichkeit  uur  die  innere  Kon- 
kurrenz auf  dem  westfälischen  Kohlenmarkte  zu  beseitigen. 

Von  einem  Kohlenmonopole  könnte  überhaupt  nur  die  Rede  sein» 
wenn  der   regulierende  Einfluß   aller   aus*   und    inländischen   Kohlen- 
angebote  wegfiele,    d,  h.    wenn    sämtliche    Kohlenproduzentee    zu 
einem  einzigen  großen  Syndikate  zusararaentreien  würden.     Die  west- 
fälische Steinkohlenindustrie  ist  aber  heute  ebenso  wie  früher  genötigt, 
auf  die  allgemeine  Lage  des  Weltmarktes  Rücksicht  zu   nehmen,   und 
da  sind  es  vor  allem   die   konkurrierenden  Kohlengebiete,   welche  die 
Preisuonnierung  beeinflussen.     Wie  der  Handelsminister  Frh.  von  Ber- 
lepsch  in  der  Sitzung  vom  3.  März*)  d.  J.  treffend  ausführte, 
^konkurriert   die   englische   Kohle  an   außerordentlich    vielen  Stellen 
mit  der  westfälischen^   die  belgisciie  Kohle  konkurriert   mit   ihr;  in 
gewissem  Sinne  konkurriert  mit   ihr  die  Saarbrücker  Kohle;   in  der 
Provinz  Sachsen   konkurriert   die   böhmische   und   sächsische  Kohle, 
eben  dort  über  Berlin  hinaus  die  oberschlesische  Kohle", 

Es  gehört  keine  lebhafte  Phantasie  dazu,  um  sich  zu  vergegen- 
wärtigen, daß  die  westfälische  Steinkohlenindustrie  ringsum  von  Kon- 
karrenten  und  zumeist  sogar  recht  gefährlichen  umgeben  ist.  Außerdem 
sind  auch,  wie  die  „Erfolge"  der  Gemeinschaft  dargethan  haben,  im 
niederrheinisch-westfälischen  Bezirke  selbst  genug  Zechen  vorhanden, 
welche  durch  ihre  Konkurrenz  auf  die  Preisbestimmung  einwirken. 

Ist  daher  thatsächllch  ein  Kohleomonopol  nicht  vorhanden,  so 
wird  auch  die  Befürchtung,  es  könnten  durch  das  Syndikat  monopo- 
listische Preise  geschaffen  werden,  durch  folgende  Erwägung  hinfällig. 
Der  gnißte  Teil  der  Steinkohlenprodukiion  des  Oberbergaratsbezrrkes 
Dortmund  wird  in  den  natürlichen  Absatzgebieten  Rheinland- Westfalen 
abgesetzt.  So  sind  im  Jahre  1890  von  der  Gesamt förderuug  von 
35469  290  Tonnen  in  diesen  beiden  Provinzen  lU  336  800  Tonnen 
=  54,3  Proz.  oder  69,79  Proz.  der  absatzfähigen  Rohkohle  ver- 
blieben, welche  vorwiegend  zu  industriellen  Zwecken,  im  besonderen  zu 
Zwecken  der  Eisenindustrie  Verwendung  fanden.  Würde  durch  mono- 
polistische Preise  die  Lebensfähigkeit   dieser  Industriezweige  bedrohti 


i)  Abgeordneter  Schmiedinfr  in   der  SlUatig  des  Abgeordoeteahauae«    vom  16.  Feb 
1&93{  Stenograph.  Berichte  Seite  893, 
%)  Stenograph.  BeHebte,  Seite  ISOS. 
Dritte  folce  Bd.  VU  (IXtt),  3 
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SO  würde  sich  die  westfälisclie  SteitikohleöiDdustrie  ihre  eigeneD  Lebens- 
adern unterbinden.  Denn  die  kohlenverbraticbenden  loduBtriezweige 
würden  ihren  Bedarf  aikderweitig  decken  können«  und  die  Staatsgewalt 
wäre  in  der  Lage,  durch  Bewilligung  von  AusuahmetarifeD  die  Heran- 
scbafl'ung  billiger  Indusiriekohlen  zu  vermitteln  und  durch  Aufbebung 
der  wegtfälischen  Ausnah nietarife  das  Syndikat  zu  Preisrückgäugen  zu 
zwingen.  „In  einem  Staate,  dei^sen  Eisenbahnverwaltung  in  einer  Hand 
koLzentricrt  ist,  sind  die  Mittel,  eiuer  solchen  Vereinigung  gegenüber- 
zutreten, erheblich  größer  als  in  irgend  einem  anderen  Lande  der 
Welt" ').  1 

Die  Folgen  des  durch  eine  mulwillige  Preistreiberei  kaum  wieder" 
einzuholenden  Verlustes  an  Absatzfäbigkeit  und   des  unvermeidlichen 
Preissturzes  würden  albdanu  auf  die  Steinkohlenindustrie  selbst  zurück- 
fallen. 

Eine  weitere  Folpe  würde  unzweifelhaft  auch  die  Vernichtung  des 
Syndikates  sein,  da  beim  Mangel  au  Aufträgen  jede  Zeche  selbst 
wieder  ihre  Produkte  zu  vertreiben  suchen  würde.  Wenn  der  Syn- 
dikatsgegner die  Anllösurig  der  Karti^lle  auch  mit  Freuden  begrüßen 
wird,  so  kann  er  sich  doch  nicht  verhehlen,  daß  dann  erst  recht  die 
frühere  Preisschleuderei  zu  voller  Blüte  gelangen  und  die  Steiukohlen- 
industrie  den  trostlosesten  Zuständen  enlgegengehen  wird. 

Unter  diesen  Gesichtspunkten  muß  die  Gefahr,  daß  das  Kohlen- 
syndikat eine  nronopolislische  Ausbeutung  auch  nur  versuchen  wird, 
Vollstil ndig  verschwinden. 

Allerdings  wird  es  durch  Verminderung   der   inneren  Konkurrens^ 
die  Erzielnng  besserer  Preise  ermöglichen. 

Hierdurch  betördert  aber  das  Kohlensyndikat  —  so  wird  weiter 
eingewendet  —  die  Gründung  neuer  UnttTnebmungeu  und  die  Er- 
weiterung bestehender  Anlagen,  infolgedessen  eine  Ueberpro- 
d  u  k  t  i  o  n. 

Es  ist  richtig,  daß  alle  Konventionen  zugleich  mit  einer  günstigea 
Preisnormierung  diese  Uehelsiände  zur  Folge  haben  können. 

So  ist  z,  B*  der  Eintluß  der  Preiskonveuiion  von  1882  auf  die 
Koksproduktion  unverkennbar  ^): 


Zftbl  der  b«tri«b«ficii 

Kok^5^eo 


Zaii»hiii6  In  Profteoten. 


1881     Mai 


lass 


November 


4292 

4<»33 
5284 


|8°/^   im  Irttufe  eiDtjfi  gADxen  Jahres 

)I  ].()<*/«  ^^  Lftufe     eines  )i  Alben    Jähret    unter 
der  EiDWii-kaug  der  Preit^kouvection. 


Ende  1892  standen  63()4  Koksofen   in  Petrieb;   demnach   hat 
Laufe   der  letzten   zehn   Jahre  trotz   Bestehens   des   Kokssyndikate 
die  Zunahme  nur  19,3  Proz.,  oder  noch  keine  2  Proz.  pro  Jahr  betragen. 


t)  Frh.  Too  Berippsch  in  der  SiUiinK  vom  3.  Mftrs  1893. 


,,0[Ück  nuf«',  Jiitirtfmi.g   1883«  Kr,  28. 
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Iß)  allgemeineD  machen  sich  auch  ohne  Syndikate  bei  günstiger 
Geecbäftslage  BestrebungeD  zur  NeugründuDg  und  Erweiterung 
von  Anlagen  geltend;  man  vergleiche  nur  die  Gründerwut  zu  Aurang 
der  70er  Jahre.  Daß  die  Syndikatsbilduog  nach  dieser  Richtung  hin 
begünstigend  einwirkt,  ist  eine  Qbele  Nebenwirkung,  aus  der  jedoch 
dem  Syndikate  als  solchem  ein  Vorwurf  nicht  herzuleiten  ist. 

Wenn  auch  der  Kartellbildung  ein  gewiss^er  Eiiiöuß  auf  die  Koks- 
erzeugung zuzuschreiben  ist,  so  wäre  es  doch  falsch,  erstere  allein 
für  die  Zunahme  derselben  verantwortlich  zu  machen.  Entsprechend 
der  allgemeinen,  naturgemäßen  Produktionsvermehrung  der  nieder- 
rheinisch-westfälischen  Steinkohlenindustrie,  ist  auch  das  geförderte 
Kokskohlenquantum  alljährlich  gewachsen.  Dieses  ist  aber  außerdem 
auch  durch  die  geologischen  und  technischen  Verhältnisse  bedingt. 
Im  allgemeinen  zergliedert  sich  das  Sleinkohlenvorkommen  Westfalens 
in  drei  Abteilungen,  nämlich  —  vom  Hangenden  zum  Liegenden  ge- 
rechnet —  in  die  Gaskohlen-,  Fettkohlen-  und  Magerkohlen|>artie. 
Nach  dem  geologischen  Verhalten  der  Lagerstätte,  nach  der  Anzahl 
und  der  Art  der  sie  durchsetzenden  Verwerfungen  und  nach  den  Be- 
triebsverhällnissen  richtet  sich  die  Forderung  und  die  Qualität 
der  geförderten  Kohle,  Während  die  eine  Zeche  nur  eine  bestimmte 
Kohlen  quali tat  produziert,  fördert  eine  andere  etwa  zugleich  Gas-  und 
Fettkohle.  Die  Betriebsverhältnisse  der  letzteren  können  es  nun  mit 
sich  bringen,  daß  nur  Fettkohlen  gefördert  werden  müssen,  und  damit 
ist  denn  sofort  auch  eine  Zunahme  iler  Koksprüduktion  j^egeben-  So 
entsprechen  ferner  manchmal  die  bestehenden  Anlagen  nicht  mehr  den 
an  die  Wetterführung  und  Förderung  gestellten  Anforderungen.  Die 
Betriebspunkte  rücken  von  den  Förderschächten  aus  immer  mehr  ms 
Feld,  die  Förderkosten  werden  fortwährend  gesteigert  und  der  Berg- 
werksbesitzer ist  im  Interesse  eines  rationellen  Betriebes  geradezu  ge- 
zwungen, das  Grubenfeld  durch  ueue  Schächte  zu  erschließc-n.  Diese 
Anlagen  erfordern  aber  oft  einen  Aufwand  von  Millionen;  man  kann 
deshalb  das  Bestreben,  durch  eine  Produklionsvergrößerunjj  aus  der 
Kapitalanlage  Nutzen  zu  ziehen,  nicht  als  unben-chiigt  ansehen.  Wie 
weit  derartige  Verhältnisse  im  einzelnen  Falle  von  Einfluß  sind,  läßt 
sich  schwer  feststellen,  zumal  da  solche  Veränderungen  unter  Umstän- 
den innerhalb  kurzer  Zeit  eintreten  können.  Würde  jedoch  die  Zu- 
nahme der  Kokskohlenförderung,  unabhängig  von  den  vorhin  geschil- 
derten Verhältnissen,  in  so  abnormer  VNeise  erfolgen,  wie  sie  vielfach 
von  den  Gegnern  der  Syndikate  dargestellt  wird,  so  müßte  diese  Ab- 
normilät  auch  in  den  Produkt ionszifiern  der  gesamten  Steiukolilen- 
Industrie  zu  Tage  treten.  Letztere  bat  sich  aber  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt in  ziemlich  gleiihmäßig  prozentualer  Steigerung  entwickelt 
Hieraus  ist  zu  schliißen,  duß  auch  die  Kokskohleuproduktion  im  all- 
gemeinen denjeni^jen  Verlauf  genommen  hat,  welcher  als  eine  Folge 
der  Gesamteiiiwickelunsz  der  Sleinkohlenindustrie  und  der  Betriebsver- 
hältnisse erscheinen  nmß. 

Im  einzelnen  Falle  ist  es  jedoch  schwer  zu  beurteilen,  welche 
Momente  für  die  jeweilige  Zunahme  der  Förderung  von  maßgebendem 
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Eioflusse  gewesen  sind.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ma^  auch  d^ 
SyndikatsbilduDg  eioe  Schuld  m  der  allgemeinen  ProduktioDsver- 
größening  beizunjesseD  sein.  In  etwas  wird  aber  dieser  üebelstand 
durch  die  Thatsacbe  parallelisiert,  da£  die  Syndikate  in  bedeutend 
mehr  erfolgreicher  Weise  wie  die  Einzelzecben  imstande  sind,  der 
yermehrten  Produktion  neue  Abflußkanäle  zu  eröffnen. 

Kun  wird  aber  gerade  aus  den  Bemühungen,  der  stärkeren  Pro- 
duktion Absatz  zu  verschaffen,  der  Vorwurf  hergeleitet,  daß  das 
Koblensyndikat  genötigt  sei,  dem  Auslande  die  Kohlen  zu  billigeren 
Preisen  zu  liefern  als  dem  Inlande,  und  daß  daher  die  ausländische 
Konkurrenz  auf  Kosten  der  vaterländischen  konkurrenzfähig  gemacht 
werde.  Zur  Begründung  dieses  Vorwurfes  stützen  sich  die  Syndikats* 
g^gner  auf  die  vom  Kokssyndikate  gethätigten  Auslands  verkaufe. 

Zar  Beurteilung  der  Handlungsweise  des  Kokssyndikates  ist  da- 
von auszugehen,  daß  dieses  gezwungen  war,  auf  jeden  Fall  die  üeber- 
Produktion  zu  vertreiben.  Wenn  es  auch  eine  durchgreifende  Ein-  * 
gchränkung  der  Produktion  anordnete,  so  würde  die  Durchführung 
doch  an  der  technischen  Unmöglichkeit  scheitern ;  denn  die  Fettkohlen- 1 
zechen  sind  auf  die  Kokserzeugung  angewiesen*  „Bei  der  Weichheit] 
der  westfälischen  Fettkohle  ist  ein  starker  Feinkobtenfall  unvermeid- 
lich, und  hierdurch  werden  die  Zechen  geradezu  gezwungen,  über  den 
Bedarf  des  Inlandes  hinaus  Koks  zu  fabrizieren,  um  überhaupt  die 
Feinkohle  nutzbringend  zu  verwerten*'  *).  Außerdem  würde  ein  Nicht- 
betrieb  der  Kokst^fen  oder  auch  nur  eine  bedeutende  Einschränkung 
des  Koksofenbetriebes  den  rationellen  Grubenbetrieb  im  höchsten  Grade 
gefährden«  einmal  weil  die  Kesselheizung  ausschließlich  durch  die 
Koksofengase  bewerkstelligt  wird,  sodann  weil  ein  längeres  Stillliegen 
der  Oefen  diese  dauernd  betrlebsunfähig  macht.  Da  nun  das  Koks- 
syndikat der  Ueberproduktion  keine  Schranken  auferlegen  kann ,  so 
handelt  es  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  ganz  richtig» 
wenn  es  die  im  Inlande  nicht  absetzbaren  Koksmengen  wenigstens  zu 
verwerten  sucht  Die  teilweise  Preisschleuderei  ist  nicht  dem 
Kokssyndikate  als  solchem  zur  Last  zu  legen ,  sie  ist  vielmehr  in  der 
Macht  der  Verhältnisse  begründet  Wäre  der  Koks  dem  Auslände« 
nicht  zugeführt  worden,  wäre  also  dieses  Koksquantum  unabsetzbar! 
geblieben,  so  wäre  Einstellung  des  Betriebes  und  Entlassung  von 
Arbeitern  die  nächste  Folge  gewesen  ;  andererseits  wären  die  bedeuten- 
den Eisenbabnf rächten,  welche  doch  der  A  1  Ige m  ein  hei t  zu  gute fl 
kommen,  ausgefallen,  —  Verluste,  welche  ungleich  hober  anzuschlagen! 
sind,  wie  die  allerdings  bedauernswerte  Verschleuderung  von  National- 
gut  ins  Ausland. 

Daß  die  Koksk  auf  preise  dem  Auslande   billiger  gestellt  wer- 
den mußten,  ist  wohlbegründet 

Bei  den  Au  Bland  SV  er  kaufen  kommen  allgemein  zwei  wesent- 
liche Momente  in  Betracht: 

1)  Die  Verkaufspreise  können  nicht  einseitig  vom  Verkäufer  nach 


1)  Jahrttbcricht  Üb«r  HAndelBkAmmtr  mn  BiKbom  pro  1891. 
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den  im  Inlande  erzielten  Preisen  normiert  werden;  vielmehr  wirkt 
hier  als  Preisbestimmungsfaktor  der  Konkurrenzpreis  der  aus- 
ländischen Kohle. 

2)  Der  wirkliche  Kohlenkaufpreis  setzt  sich  zusammen  aus  dem 
Grundpreise  loco  Zeche  und  der  Fracht,  welche  für  die  Koblentrans- 
porte  nach  dem  Auslande  durchschnittlich  30— 40M.  >)  über  den 
durchschnittlichen  Inlandsfrachten  steht.  Zur  Entschädigung  für  den 
Fracht  auf  seh  lag  giebt  die  Kohlenindustrie  den  ausländischen  Kon- 
sumenten einen  Preisabschlag,  um  ihn  zum  Abschluß  des  Ge- 
schäftes geneigter  zu  machen,  —  ein  im  Handel  allgemein  anerkanntes 
und  wohlberechtigtes  Geschäftsprinzip. 

Die  in  Broschüren,  Handelskammerberichten  und  der  Presse  auf- 
gestellten Behauptungen  *},  daß  der  ausländische  Konsument  hierdurch 
zum  Nachteile  des  inländischen  bevorzugt  wird,  sind  jedoch  in  dieser 
Allgemeinheit  unzutreffend. 

Legen  wir  folgendes,  von  Dr.  Reismann  in  seiner  Broschüre  auf- 
geführte Beispiel  zu  Grunde  : 


Koks  Ton 

BsMD  nach 

LQttich 


Koks  Ton 

Essen  nach 

Hamm 


Kaufpreis  fBr  den  Doppelwagen  |     120,0     M.  1300  M. 

Dmsu  Pracht  für  den  Doppelwagen  1       65,86  M.    1        26,0  M. 


185,86  M.     I       156     M. 


Dieses  konkrete  Beispiel  veranschaulicht  zweierlei.  Einmal  drückt 
es  deutlich  den  Einfluß  aus,  den  die  Frachtkosten  auf  den  Gesamt- 
preis ausüben.  Thatsächlich  bezahlt  also  der  ausländische  Kon- 
sument, weil  er  die  Fracht  mitbezahlen  muß,  den  Koks  höher  wie 
der  inländische.  In  einem  derartigen  Preisabschlage  kann  daher  ein 
Verlust  an  nationalem  Wirtschaftsleben  nicht  gefunden  werden,  freilich 
insoweit  nur,  als  nicht  Preisschleuderei  eintritt.  Demgegenüber  ist 
wieder  zu  berücksichtigen,  daß  die  Kohlenindustrie  auf  alle  Fälle  ge- 
nötigt war,  einen  Teil  ihrer  im  Inlande  nicht  absatzfähigen  Kokspro- 
duktion ins  Ausland  zu  verschleudern ,  um  denselben  überhaupt  ver- 
werten zu  können.  Da  sich  eine  durchgreifende  Einschränkung  der 
Kokserzeugung  aus  technischen  Gründen  nicht  durchführen  läßt,  so 
ist  die  Industrie  in  die  Notlage  versetzt  worden,  das  Nationalgut  an 
Steinkohlen  zu  vergeuden.  Andererseits  bringt  sie  aber  dit'ses,  wenn 
auch  unfreiwillige  Opfer  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  weiche  in  den 


1)  Dr.  Beismann-Grooe ,  Die  Kohlen kartelle  and  die  Eisenindustrie,  Essen  1891, 
Seite  S6  ff. 

S)  Kanits -Podangen,  Die  Kohlen verkaafsTereine  und  ihre  wirtschaftliche  Be- 
reehtii^f,  Berlin,  Seite  17  ff.  —  „Kohleurioge" ,  1891  (Verlag  Wieseuthal-Berlio), 
Seite  17  ff.  —  iJ^^^  geplante  Kohlenring,  eine  Gefahr  f&r  die 
Indastrie*'  1892  (Verlag  Bachern  Köln)  Seite  27  ff.  ,,Zam  Monopol?''  1891(?) 
(Verlag  Brieger-Berlin)  Seite  9  ff.  —  Preihan  dels-K  orr  espondens,  Berlin  1891, 
Nr.  66  und  andere.     Ferner  die  Jahresberichte  der  Handelskammer  so  Siegen. 
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fODi  Aaslaode  (diesseits  der  LaDdesgreim)  gi^ahltea Frachtpretsen 
eiDeo  Za wachs  des  KatioDalvertDögeiis  erhält  Diese  Thatsacfae 
briogt  die  andere  Konseqaenz  obigen  Beispieles  zum  Aasdruck.  So 
werden  für  jeden  nach  Lüttich  abgesetzten  Doppetwagen  etwa  5  Sechstel 
der  Frachtkosten f  also  mehr  wie  50  M.  Tom  aosländischen 
Käufer  zu  Gunsten  der  Allgemeinheit  vereinnahmt. 

Diese  für  die  Beurteilung  der  Auslandsverkäufe  wichtigen  Momente 
werden  vielfach  nicht  genügend  gewürdigt. 

Das  Kokssyndikat  ist  besonders  von  der  stark  interessierten 
Eisenindustrie  wegen  der  Auslandsverkäufe  sehr  angefeindet  worden. 
Zum  Beweise  jedoch,  daß  dieser  Industriezweig  am  wenigsten  AnlaS 
batf  über  derartige,  durch  die  Verhältnisse  gebotene  Auslandsverkäufe 
ein  abfälliges  Urteil  zu  falten,  berücksichtige  man  zunächst,  daß  der 
Kokskonsum  von  selten  desselben  ein  sehr  schwankender  ist^),  sodaau 
daß  die  Siegener  Hüttenwerke  und  der  Roheisen  verband  z.  B.  im 
Jahre  1892  für  jede  über  die  Zollvereinsgrenzen  exportierte  Tonne 
Boheisen  eine  Bonifikation  von  1,50  M.  vom  Kokssyadikat  erhalten 
haben;  dabei  ist  überhaupt  davon  abgesehen,  daß  der  Koksversand 
ins  Siej?erland  zu  ermäßigten  Tarifsätzen  erfolgt  Und  hat  etwa  die 
Eisenindustrie  in  Zeiten  geschäftlicher  Krisen  solche  verlustbringende 
Auslandsverkäufe  nicht  selbst  gethätigt,  und  steht  sie  heute  etwa  auf 
einem  anderen  wirtschaftlichen  Standpunkte?  Man  vergleiche  nur 
folgende  Ausführungen  aus  dem  Berichte  der  nordwestlichen  Gruppe 
des  Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller  über  die  Lage 
der  Eisen-  und  Stahlindustrie  in  Rheinland- Westfalen  und  Nassau  im 
Jahre  1883^): 

,,Es  muß  anerkannt  werden,   daß,   wenn  vereinzelte  Geschäfte  zu 

verlustbringenden   Preisen   im  Auslande  abgeschlossen  worden   sind, 

dies   geschehen   ist,    um   den  Betrieb   im    großen    und  ganzen   und 

damit  die  Leistungsfähigkeit  des  Werkes  aufrecht  zu  erbalten,   und 

den   Arbeitern   Beschäftigung    und  Verdienst  zu   sichern.     Nur  die 

gänzliche  Verkenn ung  dieser   Verhältnisse  und  die  Unkenntnis   der 

Bedingungen,  welche  für  die  Gestaltung  der  Selbstkosten    und   der 

Preisbildung  maßgebend  sind,  können  dazu  führen,   Vorwürfe   und 

Verdächtigungen   auf  die  Industriellen   zu  häufen ,  weil  sie  die     im 

gegebenen     Falle    im     Auslände    kontrahierten ,    verlustbringenden 

Preise  nicht  auch  im  Inlande  gelten  lassen  wollten/' 

Wenn    aber    die  Eisenindustrie    auch    heute  ^)    noch    solche   An- 

schauungen   über    Auslandsverkäufe   vertritt,   darf  sie   der  Koblenin- 

dustrie  die  Befolgung   der  nämlichen  Grundsätze   nicht  zum  Vorwurf 

machen* 

Freilich  dürfen  die  für  die  Kohle nindustrie  allein  vertust^ 
bringenden  Auslandsverkäufe  nur  die  Ausnahme  bilden;  es  würde 

i)  £i  wordaa  im  «reitfiLJSftchflD  Kohlenrevier  abgesefett 
189  t        468  000  Tonnea  Koki 
dmgeiceo      18»2  nur     878  380     ,,         „ 
»)  April-Heft  18S4  der  Zeittchrirt  „SUbl  and  Ebeii'\ 
2)  Vf(L  Jahresbericht  der  Handel skfttnaier  za  Sieg«»  pro   1891. 
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sonst  der  ud vermeid) iche  Niedergang  dieses  Indus triezweiires  auch  von 
den  schlimmsten  wirtschaftlichen  Folgen  f(ir  die  Gesamtheit  begleitet 
sein.  Dies  zu  verhindern,  wird  das  Syndikat  viel  eher  in  der  Lage 
sein,   wie  die  einzelnen  unter  sich  konkurrierenden  Zechen. 

Zu   diesen   bedeutsamen   volkswirtschaftlichen  Einwänden  gesellen 
sich   noch  zwei  andere,  die  zwar  nicht  von  gleich  einschneidender  Be- 
deutung  sind,   auf  die  jedoch   der  Vollständigkeit  halber  kurz  einge- 
angen  werden  muß. 

Man  befürchtet  nämlich  von  den  Kohlenverkaufsvereinen  die  Ver* 
nichtung  vieler  kaufmännischer  Existenzen  und  die 
Lahmlegung  des  Kohlenhandels. 

Daß  die  Zechen^  auch  wenn  sie  den  direkten  Kohlenverkauf  aus 
der  Hand  gegeben  haben,  kaufmannischer  Kräfte  nicht  entbehren 
können,  ergiebt  sich  aus  der  Ueberiegung,  daß  für  jedes  Werk  eine 
geordnete  Buchführung,  eine  tüchtige  Materialienverwaltung  von 
höchster  Bedeutung  ist*  Zudem  ist  eine  kaufmännische  Leitnog  schon 
deshalb  nicht  entbehrlich,  weil  nach  den  Satzungen  das  Kohlensyndi- 
kat das  Recht  besitzt, 

„die  Mitwirkung  eines  jeden  der  Zechenbesitzer  zum  Abschluß 
eines  Vertrages  oder  zur  Beilegung  von  Differenzen  in  Anspruch  zu 
nehmen''. 

Schließlich  wird  ganz  übersehen,  daß  auch  das  Syndikat  kauf- 
männischer Kräfte  bedarf,  und  daß  also  ein  dort  entstehender  Aus- 
fall durch  den  hier  gesteigerten  Mehrbedarf  ausgeglichen  wird.  Es 
findet  nur  eine  Verschiebung  des  kanfmänniscben  Geschäftes  statt. 
An  Stelle  der  Gesamtheit  von  Zechen  tritt  das  Syndikat  als  alleiniger 
Verkäufer  auf.  Mit  ihm  hat  sich  der  Händler  zu  benehmen.  Dieser 
wird  freilich  nicht  mehr  wie  früher  in  der  Lage  sein,  die  Konkurrenz 
der  Einzel  verkauf  er  zu  einem  Drucke  auf  die  Preise  zu  benutzen» 
Und  auch  insofern  wird  die  Reform  des  kaufmännischen  Vertriebes 
von  Vorteil  sein,  als  „die  oft  verderbliche  Intervention  eines  ille- 
gitimen Zwischenhandels  eingeschränkt  wird*'  *).  Aber  der  Kohlen- 
handel selbst  wird  ebensowenig  lahmgelegt,  wie  ein  volkswirtschaft- 
liches Leben  ohne  Zwischenhandel  möglich  ist 

Daß  für  die  Zukunft  „unter  Ausschaltung  aller  lebendigen  Kräfte 
die  Bestellungen  von  der  Zentralstelle  aus  ressortmäßig'**)  erledigt 
werden^  hat  doch  zur  Voraussetzung,  daß  solche  Bestellungen  auch 
einlaufen.  Ein  Mangel  in  der  Nachfrage  wird  sich  aber  schon  bald 
fühlbar  machen  bei  Außerachtlassung  des  kaufmännischen  Grundsatzes, 
daß  der  Verkäufer  einer  Ware  seine  Abnehmer  aufsuchen  muß, 
um  sich  über  ihre  Bedürfnisse  zu  orientieren.  Das  Syndikat  wird 
daher  von  selbst  darauf  angewiesen  sein ,  durch  Agenten  die  Fühlung 
mit  der  Kundschaft  aufrecht  zu  erhalten. 

Diese  geht  freilich  für  die  einzelnen  Zechen  verloren,  da  sie  sich 
des   direkten  Vertriebes  an   die  Konsumenten   begeben   haben.     Nicht 


1)  Bericht  der  HAadelskammer  su  Bocham  pro  1880,  S«ito  6. 
S)  „Der  geplanfe  RobtttDriog*^,  Seit«  0. 
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unberechtigt  ist  deshalb  der  Einwaud ,  daß  sich  die  eiuzelne  Zecli^  i 
durch  Aufgabe  der  persönlicbeu  Beziehungen  der  Gefahr  aussetze,  bei  | 
eiuem  Zusamnieobruche  des  Syndikates  nicht  sofort  genügende  Ab- 
nehmer  für  ihre  Produkte  zu  öoden,  und  daß  die  Wiederaufnahme  der 
Beziehungen  mit  der  Kundschaft  neue  Opfer  an  Zeit  und  Geld  er- 
fordere. Dieser  immerhin  wieder  einzuholende  Verlust  muß  jedoch 
weit  hinter  die  verderblichen  Folgen  des  wilden  Konkurrenzkaoipfea 
und  der  Preisschleuderei  zurücktreten,  welche  beim  Scheitern  des 
Syndikates  in  erhöhtem  Maße  eintreten  werden* 


C.  Wirtschaftliche    Berechtigung  des  Kohlensyndikats.' 

Sämtliche  volks-  und  privat  wirtschaftliche  Einwände  gegen  das 
Kohlensyndikat  verdienen  eingehende  Berücksichtigung,  Sie  vermögen 
jedoch  nicht  die  Gründe  zu  entkruftigen,  welche  im  Interesse  der 
Lebensfähigkeit  der  Steinkohleniudustrie  zu  Gunsten  der  KÄrtell- 
bildung  sprechen. 

Daß  diese  Bestrebungen  lediglich   auf  Börsenmanöver   zurückzu* 
fuhren  seien,  dürfte  eine  unerwiesene  Behauptung  sein.     Die  verwerf- 
lichen  Kurstreibereien    und    das  Börseuspiel    mit   Bergwerkspapierea 
haben    mit  den  berechtigten  Interessen  der  Steinkohleutndustrie  nichts 
zu  thun.     Es  mag  auch  noch   darauf  hingewiesen   werden,   daß  durck« 
das  Statut   der  Aktiengesellschaft  des   Syndikates,    die  nebertraguagj 
der  Aktien   von   der  Zustimmung   der  Gesellschaft   abhängig   gemacht] 
ist;    diese  Bestimmung   weist   darauf  hin,   daß   die    Börsenspekulation! 
von  den  Syndikatsbestrebungen  vollständig  fern   gebalten  werden  solK 

Es  sind  allerdings  sechs  große  Bankhäuser  an  einer  Reihe  von 
Zechen  stark  beteiligt;  diese  vertreten  noch  nicht  ein  Viertel  der 
Gesamtproduktion  des  Oberhergamtsbezirkes  Dortmund,  Wie  wenig 
aber  gerade  von  dieser  Seite  Kartellbildungen  beJürwortet  werden» 
ergiebt  sich  aus  der  Thatsache,  daß  bei  den  Verhandlungen  über  die 
Gründung  des  heutigen  Kohleosyndikates  sowohl  die  Gelsenkirchener 
Bergwerks-Aktiengesellschaft,  als  auch  die  Berg  Werksgesellschaft  Hi- 
bernia,  deren  Aktien  vorwiegend  in  Händen  Berliner  Firmen  sind,  sich 
am  schwierigsten  gezeigt  haben*). 

Die  geschichtliche  Entwickelung  der  Kartellbestrebungen  beweist^ 
daß  der  Gedanke  zur  Gründung  des  Syndikates  aus  der  Industrie 
selbst  hervorgegangen  ist  Seine  volkswirtschaftliche  fierechtigung 
Hegt  in  der  Berechtigung  der  Steinkohlenindustrie  zu  exi- 
stieren, und  zwar  so  zu  existieren,  daß  sie  aus  der  Kapitalanlag d-;fl 
einen  angeuiessenen  Gewinn  zieht  ™ 

Die  niederrheinisch*westfälische  Steinkohlenindustrie   ist  aber  nur 
lebensfähig,    wenn   die    innere,    ungesunde   Konkurrenz    be-,j 
seitigt  wird, 

„Der  ganze  ungeheuere  Aufbau  einer  Aktiengesellschaft,  die  erst 
»ach   so   vielen  Mühen   zustande  gekommen   ist,   sollte   weiter  keinem] 


1)  Na«]|  prWftten  MiUeilntigen  eines  VoraUiidsmit|fnede$  des  Sjrodikates. 
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Zweck  haben,  als  die  Preise  für  die  Kohlen  2U  erzielen,  die  auch  bei 
dem  voUstäDdig  freien  Verkaufe  der  Kohlen  seitens  aller 
Zechen  herauskommen?*)*'  Daß  bei  der  ungeregelten  Konkurrenz  die 
westlälische  Steinkohlenindustrie  keine  Preise  erzielt  hat ,  welche  als 
an  gemessen  zu  bezeichnen  sind,  beweist  die  Geschichte  und  die 
Statistik  der  70er  und  80er  Jahre.  Auch  Produktionseinschränkungen  und 
Preiskonventionen  können  einen  Erfolg  nicht  aufweisen,  eben  weil  das 
Angebot  ungeregelt  bleibt.  Eine  solche  Regulierung  ist  nur  durch- 
führbar, wenn  die  175  konkurrierenden  Einzelwerke  sich  zu  größeren 
Komplexen  vereinigen.  Ehe  das  rationellste  Mittel  der  Konso- 
lidation durchgeführt  sein  wird ,  kann  die  westfälische  Steinkoblenin- 
dustrie  längst  zum  Erliegen  gekommen  sein.  Das  andere  Mittel  zur 
•  Beseitigung  der  inneren,  ungesunden  Konkurrenz  besteht  in  der  wirt- 
schattlichen  Vereinigung  zum  Zwecke  des  gemeinsamen 
Kohlenverkaufes.  Es  bedarf  keines  Hinweises,  <)aß  die  durch  die 
Kohleuverkanfsvereine  auf  30  zusammengeschmolzene  Zahl  der  Kon- 
kurrenteu  mit  fiirößerem  Ertolge  VereiDbarungen  Über  Absatzverhält- 
nisse und  Preishöhe  treffen  kann.  Um  so  mehr  ist  das  heutige  Kohlen- 
syndikat  imstande,  den  Produktenvertrieb  in  einer  den  Marktverhält- 
nissen  entsprechenden  Weise  zu  regeln. 

Zunächst  ist  das  Syndikat  in  der  Lage,  darauf  hinzuwirken,  duß 
das  Angebot  der  wirklichen  Nachfrage  auch  entspricht.  Die  früheren 
Jahre  haben  nicht  so  sehr  an  den  Folgen  der  gesteigerten  Produktion 
gekrankt  als  an  dem  Fehler,  daß  in  Zeiten  des  flauen  Geschäftsganges 
das  Angebot  nicht  vermindert  wurde.  Das  Syndikat  besitzt  das  Mittel, 
Sfine  Mit;Li;lieder  zu  einer  zeitweisen  Einschränkung  der  Produktion 
zu  zwingen,  ohne  jedoch  durch  Beschränkung  der  Gesamtproduktion 
die  natürliche  Entwickelung  der  Steinkohlenindustrie  zu  hemmen.  Die 
Durchführung  dieses  richtigen  Grundsatzes,  nur  die  der  Nachfrage  ent- 
sprechenden Quantitäten  auf  den  Markt  zu  bringen,  wird  erleichtert, 
wenn  die  einzelnen  Zechen  den  Betrieb  so  einrichten,  daß  die  Haupt- 
forderung in  die  Monate  des  Hauptabsutzes  fällt,  während  in  den 
Sommermonaten  der  Schwerpunkt  auf  die  Aus-  und  Vorrichtungs- 
arbeiten gelegt  wird. 

Mit  der  Regelung  des  Angebotes  ist  die  Preisbildung  eng  ver- 
knöpft. Bisher  ist  es  eine  eigentümliche  Erscheinung  des  westfälischen 
Kohlenmarktes  gewesen,  daß  ein  die  Nachfrage  nur  um  wenige  Prozent 
übersteigendes  Angebot  die  größten  Preisschwankungen  hervorruft. 
Es  ist  ein  Vorzug  des  Syndikates,  durch  ein  reguliertes  Angebot  eine 
gleichmäßige  Preisgestaltung  zu  bewirken. 

Die  Syndikatsgegner  sehen  allerdings  in  der  Karlellbildung  nur 
den  frevelhaften  Versuch  der  Steinkohlenindustriellen,  durch  Preis- 
steigerungen die  Kohlenkonsumenten  auszubeuten;  verfolgt  man  die 
diesjährigen  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  über  den  Etat 
der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltuug,  so  findet  man  diesen  Ge- 
danken in  den  sämtlichen  Reden  der  dem  Syndikate  abgeneigten  Ab- 


1)  Abgeordnettr  Brdmei  in  der  SiUttog  des  Abg^ordneteahmaads    Tom  1.  März  1893. 


42 


F  mnz  Sftrterf 


geordneten  ausgesponnen.  Von  fr^ihäBclIerischer  Seite')  wird  es  ge- 
radezu als  eine  Absiebt  der  KarteUbildiidg  hingestellt,  „die  Regelang 
der  Produktion  uod  des  Preises  durch  Angebot  und  Nachfrage  bei 
Seite  zu  schieben  und  an  dessen  Stelle  den  souveränen  Willeu  der 
Mitglieder  der  Vereinigung  zu  setzen**.  Die  Folgen  einer  unberech- 
tigten Preistreiberei  sind  bereits  auseinandergesetzt  worden.  Daß  sich 
aber  die  ludustnellen  des  westfälischen  Steinkohlenbergbaues  auch 
dieser  Wirkungen  bewußt  sind,  darf  man  von  einer  UnternehmerscbafM 
voraussetzen,  „die  sich  durch  einen  besonders  hohen  Grad  von  Intelli^B 
genz  auszeichnet  und  niemals  die  einfachsten  wirtschaftlichen  Gesetze 
außer  acht  lassen  und  beispielsweise  niemals  bewußt  die  Kohlenpreise 
80  steigern  wird,  daß  die  deutsche  ludustrie  konkurrenzunfähig  auf 
dera  Weltmärkte  werden  müßte*)**. 

Zweck  des  Syndikates  ist  nämlich  nicht  die  Erzielung  hoher 
Preise  und  starres  Festhalten  an  solchen  Preisen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Lage  der  übrigen  Industriezweige.  Es  strebt  vielmehr,  und 
zwar  mit  vollem  Rechte  Preise  an,  die  in  angemessenem 
Verhältnisse  zu  dem  Kapi talaufwande  und  den  erhöhten  Selbst* 
kosten  stehen,  und  welche  die  „starren'*  Durchschnittspreise  der 
70er  und  80nr  Jahre  von  4—5  Mark  übersteigen  müssen  ^).  Eine 
Starrheit  der  Preise  wäre  für  die  Steinkohlenindustrie  selbst  ver- 
hängnisvoll. Die  Konkurrenz  mit  der  ausländischen  Kohle  zwingt  von 
selbst  schon,  auf  die  Lage  des  Weltmarktes  Rücksicht  zu  nehmen. 
Und  eben  weil  das  Kohlensyndikat  dieselbe  besser  zu  überblicken  und 
auszunutzen  vermag,  wird  es  eine  regelmäßige  Preisbewegung 
erzielen,  welche  den  Erfordernissen  sämtlicher  Industriezweige  gerecht 
wird,  welche  sich  jedoch  von  den  verhängnisvollen  Folgen  hef- 
tiger und  unvorhergesehener  Preisschwankungen  frei  halt 
Eine  Bestätigung  der  vorstehend  entwickelten  Ansichlen  findet 
sich  in  dem  Jahresberichte  der  Handelskammer  zu  Frankfurt  a,  M. 
für  das  Jahr  1890  (S.  208),  in  welchem  es  heißt; 

„Durch  die  Verkaufsvereinigungen  erhielt  der  ungeregelte  Werl 
der  Kohlen  wieder  eine  feste  Position,  das  Unterbieten  hörte  auf, 
ebenso  verhinderte  aber  dieses  Zusammengehen  der  Zechen  An- 
wüchse nach  oben,  welche  sonst  bei  dem  bald  eintretenden 
strengen  und  langen  Winter,  der  geschlossenen  Schiffahrt  und  den 
vielen  Störungen  auf  den  Eisenbahnen  sicher  eingetreten  wären, 
während  unter  der  Leitung  der  Syndikate  nur  eine  langsame  und 
nicht  eine  sprungweise  Erholung  der  Preise  sich  vollzogen  hat  Es 
muß  konstatiert  werden,  daß  die  uns  vorliegenden  Berichte  erster 
Kohlenhandlungen  hier  alle  einstimmig  betonten,  nur  den  Verei- 
nigungen der  Zechen  und  deren  maßvollem  Vorgehen  sei  es  zu  ver- 


1)  PrelfaftndelikorreapondcDS,  1890,  Nr*  60. 
3)  Dr  BQekiiighiias  f  DI«  VerstmatHchung  der  Stemkofa]eiib«rfprerk«,  Jen«  tS9l 
3)  Frhrr.  von  Bdriepach  in  der  Sitssmig  des  Abi^eordDeteß hause»  vom  3.  M&rc  l89Ss1 
i^Wean  d«s  Bestreben  de»  Syndikates  4mhm  fcebea  sollte^  eine  der  Erböliani;;  der  Selbtt- 
koAten  entsprechende  Preis  erhöh  ao^^  eintreten  sa  lassen  ^  so  wird  meines  Erachtens  nie* 
nand  den  F&hrern  und  Leitern  de»  Syndikates  aus  ihrem  Streben  «inen  Vorwarf  maolwa 
konnao.*^ 
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danken,  daß  nicht  rapide  und  übertriebene  Preissteigerungen  und 
Mehrforderungen  sich  geltend  machen  konnten,  die  ohne  einheit- 
liche Leitung  bei  dem  während  des  Winters  flberall  so  dringend 
auftretenden  Bedarf  gar  nicht  zu  vermeiden  gewesen  wären  ^). 

Ueber  die  im  Dezember  1892  infolge  der  eintretenden  scharfen 
Kilte  plötzlich  gesteigerte  Nachfrage  nach  Hausbrandkoblen  fQhrt  die 
Frankfurter  Handelskammer  im  diesjährigen  Berichte  (S.  207)  aus: 

^Im  Bezüge  direkt  von  den  Kohlenzechen  oder  deren  Ver- 
tretern trat  während  dieser  Periode  eine  Verteuerung  der  Kohlen- 
nreise  nicht  ein,  während  im  Kleinhandel  etwas  höhere  Preise  ge- 
fordert wurden/^ 

Die  bis  jetzt  mit  den  Kohlenverkaufsvereinen  gemachten  Er- 
fahrungen haben  dargethan,  daß  sie  mit  Mäßigung  das  Ziel  einer 
Aofbenening  der  Preise  durchzuführen  bestrebt  sind,  und  man  darf 
auch  von  dem  Syndikate  erwarten,  daß  es  mit  Festigkeit  den  Plan 
dnrchl&hren  wird,  eine  stabile  Preislage  zu  schaffen.  Diese  wird 
lieht  nur  den  westfälischen  Kohlenmarkt  festigen,  sondern  auch  den 
kohleoTerbrauchenden  Industriezweigen  zu  gute  kommen,  welche  auf 
regelmäßige  Preisschwankungen  mit  größerer  Sicherheit  ihre  Kal- 
kslatioQen  an&tellen  können. 

Wie  aus  den  statistischen  Darstellungen  des  Kokssyndikates  er- 
nchtlich  ist,  hat  der  deutsche  Robeisenmarkt  infolge  der  gleichmäßigen 
Pniabewegung  des  Koks  in  den  Jahren  1891  und  1892  eine  ziemlich 
hMntante  Haltung  bewahrt,  während  das  schottische  Roheisen  im 
girichtti  Zeiträume,  allerdings  auch  unter  dem  Einflüsse  einer  ausge- 
dehnten Spekulation  und  des  im  FrQbjahre  1892  in  Durham  ausge- 
brocbenen  Streikes,  den  heftigen  Schwankungen  des  englischen  Koks 
gefalgt  ist 

D4e  Beseitigung  der  inneren,  ungesunden  Konkurrenz  durch  die 
Kartellbestrebungen  ist  noch  nach  einer  andern  Richtung  hin  für  die 
westfälische  Steinkohlenindustrie  von  Belang,  insofern  als  die  Lebens- 
fthigkeit  derselben  als  einer  Exportindustrie  durch  die  Konzen- 
tration des  kaufmännischen  Vertriebes  bedingt  ist.  Die  Größe  und 
Bewegung  der  westfälischen  Steinkohlenausfuhr  ist  aus  der  am  Schlüsse 
tfeser  Arbeit  befindlichen  Tabelle  ersichtlich. 

Hiernach  beläuft  sich  die  G  e  s  a  m  t  a  u  s  f  u  h  r  an  Kohlen  und  Koks  auf: 


Prosent- 

Proient- 

im  Jfthre 

Kohlen 
Tonnen 

SAtS  Tom 

Gesunt- 
abtaue 

Koks 
Tonnen 

tats  Tom 

GTesamt- 
absatse 

1S80 

1622  516 

8,6 

209187 

16,1 

1SS5 

2202216 

9,«i 

536358 

23,14 

1S88 

2392  118 

8,88 

691474 

22,45 

1889 

2283347 

8,5 

697651 

21,07 

1890 

2597274 

9,»7 

827690 

22,8 

1891 

2589019 

8,74 

894  265 

23,11 

189S 

2524416 

8,76 

I  201446 

29,86 

1)  la   Ihalieliem  Sinne    ftoieni   aich   die  Handelaluuninern   sa   MUlieim   a.  d.  Bnlir 
in  den  B«riehten  pro  1890. 
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Fraos  Smrter, 


Diese  Zahlen  beweisen  deutlich  die  Bedeutung  des  westfälischeo 
Steinkoblenexiiortes;  derselbe  hat  in  deu  letzten  10  Jahren  sich  bei 
Kohien  auf  dem  zieriilich  gleichen  Niveau  von  8 — 9  Prozent  der  zum 
Absatz  gelangten  Kohlenmenge  gehalten.  Dagegen  ist  die  Koksausfuhr 
bedeutend  gestiegen  und  beträgt  heute  über  V^  der  gesamten  absatz* 
fähigen  Menge.  Andererseits  zeigt  jedoch  die  Ausfuhrtabelle,  wie 
schwankend  und  unzuverlässig  die  einzelnen  Absatzgebiete  sind ;  diese 
Thatsache  ist  gerade  kein  besonders  hervorragender  Beweis  &Xr  die 
nachhaltige  Exportfähigkeit  der  westfälischen  Steinkohlenindustrie. 
Die  Ursache  dieser  ErscheiDung  ist  vorzugsweise  in  dem  Mangel  einer 
einheitlichen  Organisation  zu  suchen. 

Die  Geschichte  der  Aui^fuhr  lehrt,  daß  erst  die  Bestrebungen 
mehrerer  zu  einer  Vereinigung  zusammengetretenen  Zechen  Erfolge 
erzielt  haben;  sie  zeigt  aber  auch,  daß  eine  lose  Vereinigung  eine 
systematische  Erweiterung  des  Absatzgebietes  nicht  durchzuführen 
vermag.  Zwar  sind  viele  Versuche  und  Vorstöße  unternommen  worden, 
jedoch  ohne  dauernden  Nutzen,  Es  ist  erklärlich^  daß  die  einzelne 
Zeche  das  Risiko  von  Auslandsgeschäften  nicht  übernehmen  kann,  ohne 
sich  beim  Mißlingen  derselben  dem  vollständigen  Ruitie  auszusetzen. 
Wohl  aber  vermögen  auf  koutrakilichem  Boden  festgeschlossene  Ver- 
bände wie  die  Kohleuvt-rkaufsvereine  und  das  Syndikat,  die  mit  aus- 
reichenden Geld-  und  Hilfsmitteln  ausgestattet  sind,  die  Exportfrage 
mit  dauerndem  Erfolge  zu  lösen.  Nur  weil  die»e  den  Wellmarkt  zu 
übersehen  und  not  einem  in  sich  konkurrenzfreien  Angebote  der  aus- 
ländischen  Konkurrenz  entgegenzutreten  verniö^^en ,  kann  es  ihnen 
gelingen,  der  westfäfischen  Kohle  dauernde  Absatzgebiete  im  Auslande 
zu  sichern.  Andererseits  entfallt  das  Risiko,  welclies  allen  Auslands- 
geschattcn  eigen tümlich  ist,  auf  die  Gesamtheit,  ohne  den  Einzelnen^ 
zu  stark  zu  belasten,  fl 

(Siehe  Tabelle  »uf  S.  44.)  ^ 

unter  diesen  Gesichtspunkten,  welche  aus  dem  Grundsatze  ent- 
8prin,34en,  daß  die  Lehenslahi^keit  der  Steinkohlenindu^strie  auf  dem 
Export  beruht,  erscheint  das  Kohlensyndikat  wirtsrhaftlich  berechtit^t. 

Seine  Bestrebungin  haben  sich  vorzugsweise  nach  drei  Richtungen 
hin  geltend  zu  machen: 

a)  Es  müssen  vor  allem  die  Gebiete  gewonnen  werden,  welche  heute 
noch  im  ausschließlichen  Besitze  des  auslandischt-n  Kohtrnrnarkte^ 
sind.  Die  wichii^iblen  und  wohl  auch  gesichertsten  ausländischen  Absatz« 
gebiete  für  die  Ruhrkohle  sind  bis  jetzt  Holland,  Lnx*mburg;  Frankreich 
und  Belgien,  Die  Ausfuhr  in  die  beiden  zulrfzt  genannten  Länder 
hat  jedtch  gegen  die  Vurjahre  einen  Rück^^cbritt  zu  verzeichnen;  auch 
in  Holland  hat  im  vergani^enen  Jahre  die  englische  Kohle  Fortschritte 
gemacht.  Nur  in  geringerem  Maße  sind  Rußland,  Schweden,  Spanien 
ond  die  außereuropäischi*n  Länder  am  Export  beteiligt;  in  diese  Ge- 
biete wurden  im  Jahre  1890  zusammen  60  otHJ  Tonnen  Steinkohle  und 
10620  Tonnen  Knks  verwandt.  Auf  die  Gewinnung  von  Itaheu  und 
Spanien  würde  wohl  zunächst  das  Augenmerk  zu  richten  sein.  

Vor  allem  wird  das  Syndikat  aber  auch  dafür  zu  sorgen  ht 
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dtB  die  Umladung  in  den  Seehäfen  in  einer  den  heatigen  Anforde- 
roBgra  entsprechenden  Weise  geschieht,  und  daß  die  erforderlichen 
teeboischen  Verbesserungen  und  Anlagen  in  Angriff  genommen  werden. 
Die  Klagen  Ober  die  Schwierigkeiten,  welche  dem  Export  zur  See  von 
Hamburg  aus  entgegenstehen,  richten  sich  nicht  zum  geringsten  Teile 
dagegen,  daß  dort  keine  einzige  Kippvorrichtung  zur  Verladung  der 
BohrkoUe  in  die  Seeschiffe  vorhanden  ist.  Wie  es  in  dem  auf  Ver- 
«DlaaaoDg  der  Handelskammer  herausgegebenen  Berichte  tlber  Ham- 
burgs Handel  im  Jahre  1892  heißt,  funktionieren  die  bestehenden 
LiduDgs-  und  Löschvorrichtungen  zur  Zufriedenheit;  „der  Mangel  einer 
praktischen  Kippvorrichtung  bleibt  aber  fühlbar^. 

b)  Das  Koblensyndikat  muß  noch  eine  weitere  Verbilligung 
der  Frachtsätze  fQr  die  Ruhrkohle  anstreben.  Der  Einfluß  der 
verbilligten  Tarifsätze  für  die  Ausfuhr  nach  Hamburg  tritt  in  folgender 
Zosammmstellung  recht  zu  Tage: 

j  .        Einfuhr  nmch  Hamburg     Zunahme  in  dem  Yieijihrigen 

t  Zeitraum 

18S2  494  944  — 

1S86  572945  77951  t  —  16  7p 

1890  885882  312937  t  -a  54,6  0/0  seit  Einmhrung 

der  Attsnahmeiarife  im  J.  1886. 

Die  Tariffrage  bat  von  Seiten  der  Handelskammern,  der  einzelnen 
Industriezweige  und  der  Tagespresse  eine  sehr  verschiedene  Beant- 
wortung gefunden.  Während  der  eine  Tariferhöhung  fordert,  befür- 
wortet der  andere  die  Herabsetzung  und  ein  Dritter  sogar  die  Ab- 
tchaffiiDg  aller  Ausnahmetarife. 

Van  der  Borght^)  hat  die  Kohlentariffrage  eingehend  erörtert, 
und  gelangt  zu  folgenden  allgemeinen  Folgerungen: 

Billige  Kohlenfracbten  liegen  zunächst  im  Interesse  der  Kohlen- 
produzeuten  selbst,  sodann  aber  auch  im  Interesse  der  Kohlen- 
konsumenten: 

1)  Wenn  es  der  vaterländischen  Industrie  möglich  ist,  mittelst  nied- 
riger Tarife  den  Wettbewerb  des  Auslandes  erfolgreich  zu  be- 
kämpfen, so  bleibt  dem  Vaterlande  ein  großes  Nationalvermögen 
ei  halten. 

2)  Ist  die  Kohlenausfuhr  durch  hohe  Tarifsätze  erschwert,  so  werden 
sich  die  kohlenverbrauchenden  Industriezweige  in  den  Kohlen- 
distrikten über  Gebühr  zusammendrängen,  während  bei  billigen 
Tarifen  sich  auch  dort  eine  Industrie  entwickeln  kann,  wo  ent- 
weder andere  wichiijze  Rohstotie  erzeugt  werden,  oder  ein  Haupt- 
absatzgebiet  in  der  Nähe  liegt  oder  endlich  zahlreiche  Arbeits- 
kräfte zur  Verfügung  stehen. 

Die^e  Au^führungtn  legen  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
billiger  Tarife  in  präziser  Weise  dar  und  sind  in  ihrer  Allgemeinheit 
tls  zutreffend  zu  erachten.  Was  jedoch  im  einzelnen  Falle  unter  bil- 
ligen Tarifeu   zu  verstehen  ist,   und   was  als  die  untere  Grenze  für 


1)  Ten  dT  Borght,  Zur  Kohlentariffrage,  Aachen  1884. 
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KobleDtarifermäßlj^iiügeD  angesehen  werden   rouß,  ist  nicht  leiclit  m 
entscbeiden. 

Dr.  ReisiDäDD^)  giebt  eine  Zusammetiatellung  der  für  Steinkohle 
giltigeo  Ausoahmetarife,  und  kommt  in  Uebereinstimmung  mit  iran 
der  Borght^)  zu  dem  zutreffenden  Sclilasse,  daß  die  Frachten  der 
Ruhrkohle  im  Vergleich  zu  denen  der  ausländischen ,  namentlich  der 
englischen  Kohle,  gegenwärtig  noch  zu  hoch  sind.  Eine  Erniedrigong 
der  Koblentarife  wird  aber  nicht  nur  die  Ausfuhr  der  Ruhrkohle 
steigern«  sondern  auch  der  staatlichen  Eisenbahnverwaltung  erhöhte 
Einnahmen  sichern. 

Die  Bielefelder  Handelskammer  (Jahresbericht  pro  1891)  erblickt 
allerdings  in  den  Kohlenausfubrtarifen  die  Einräumung  einer  MoDopol- 
stellun«;  zu  Gunsten  der  Kohlenindustrie.  Sie  befürwortet  deshalb  die 
Beseitigung  oder  wenigstens  eine  wesentliche  Einschränkung  aller 
Ausfuhrerieichterungen  und  verspricht  sich  von  solchen  MaSnahmea 
den  Erfolg,  daß  der  ansländische  Absatz  verringert,  hierdurch  auf  dem 
inländischen  Kohlen  markte  ein  gesteigertes  Angebot  und  infolgedesaeo 
ein  Preisrückgang  bewirkt  werde.  Bei  der  Durchführung  eines  solchen 
Planes  steht  nur  zu  befürchten,  daß  die  Folgen  für  die  Steinkohlen* 
Industrie  viel  schwerwiegender  sein  werden,  wie  von  der  Handelskammer 
angenommen  ist. 

Wie  schon  dargethan,  ist  der  Export  für  die  westfiüiache  Stein- 
kohlenindustrie eine  Lebensbedingung;  wie  im  besonderen  gezeigt  wurde, 
muß  das  Syndikat  diejenige  Koksmenge,  welche  über  den  Bedarf  des 
Inlandes  hinaus  produziert  wird,  im  Auslande  vertreiben.  Ein  Auf» 
hören  dieser  Ausfuhr  würde  die  Steinkohlenindustrie  tief  schädigen« 
wenn  nicht  zum  Erliegen  bringen.  Und  unter  diesem  Gesichtspunkte 
muß  man  es  so^ar  als  eine  Pflicht  des  Staates  bezeichnen,  die 
Ausfuhr  zu  begünstigen,  und  als  Aufgabe  des  Syndikates»  auf 
weitere  Tarifermäßigungen  hinzuarbeiten. 

c)  Die  Stein  kohienindustrie  besitzt  das  lebhafteste  Interesae  an 
der  Vennehning  der  Absatzwege.  Im  besonderen  ist  der  Ausbau  der 
Wasserstraßen  für  sie  von  höchster  Bedeutung.  Die  verschiedeiieffi 
Kanal  Projekte,  die  zum  Teil  schon  in  der  Ausführung  begriffen  sind, 
zum  Teil  noch  der  Beschlußfassung  unterliegen,  versprechen  der  wesi- 
&liscben  Steinkohlenindustrie  eine  große  Zukunft.  Hierbei  mag  nur 
angedeutet  werden,  daß  die  wichtige  Frage,  wer  späterhin  den  Schiff- 
fahrtsbetrieb auf  den  ueuen  Wasserstraßen  übernehmen  soll,  in  zweck- 
mäßigster Weise  vielleicht  dahin  gelöst  wird,  daß  das  Kohlensyndikal 
mit  eigenen  Fahrzeugen  den  Wassertransport  ausführt,  da  dieses  am 
besten  in  der  Lage  ist,  die  erforderlichen  technischen  Einricfatongeo 
in  einer  den  Anforderungen  des  Betriebes  und  der  Verfrachtung  eoV 
sprechenden  Weise  zu  treffen. 

Nicht  minder  bedeutungsvoll  ist  für  die  Steinkohlenindastrie  das 
in  leuter  Zeit  aufgetauchte  Projekt  der  Rhein* Seeschiffahrt     Die  Be- 


1)  Bai«BAii]i.  Die  Kolilcokvun«  ofte..  S.  S«  IT     rua  der  Borsbt,  Dm 


BtdMtUf  dar  Sl 


K^n  1891,  Mie  St. 
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tataog  desselben   für  die  Ruhrkohle  in  Bezug  auf  die  Export-  uod 

'  EnoknrreoiEf ahigkeit  mit  der  englischen  Kohle  ist  yod  Prof,  Dr.  van 

der  Borght  in  der  bereits  früher  erwähnten  Schrift  aberzeugend  nach- 

Würden  doch  nach  seiner  Berechoung  allein  an  Unkosten 

*/,  MQlioQ  Mark  bei  einer  Ausfuhr  von  957000  Tonnen  erspart 

In  den  Yorstehenden  Ausführungen  sind  nur  die  wichtigsten  Ge- 
4dltspttQkte,  welche  für  eine  befriedigende  Lösung  der  Exportfrage 
i«  Rohrkohlengebiet  maßgebend  sind,  kurz  skizziert.  Sie  reichen  je- 
doch aus,  um  zu  zeigen,  daß  der  Thätigkeit  zur  Erweiterung  des  Ab- 
nUgebietas  der  Ruhrkohle  noch  ein  weites  Feld  geboten  ist 

fia  ist  eine  wirtschaftliche  Aufgabe  des  Koblensyndikates, 
iDe  derartigen  Bestrebungen  zu  ur^terstützen,  und  es  Hegt  in  seiner 
Jfacbl,  die  gebotenen  Mittel  zur  Steigerung  der  Exportfäbigkeit 
gftüdlich  auszunützen. 

Dms  Schlußergebnis  der  kritischen  Studie  fassen  wir  dahin 
somnmen,  daß  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  das 
K^ÜaiiSf  ndikat  nicht  nur  wirlachaftlich  berechtigt,  sondern  sogar  not- 
jMilft  tsL  Damit  jedoch  dauernde  Erfolge  erzielt  werden  können, 
M  erforderlich,  daß  die  einzelnen  Werksbesitzer  von  der  Solidarität 
flver  Interessen  überzeugt  and  auch  bereit  sind,  zum  Wohle  der  6©- 
sa&tbeit  Opfer  zu  bringen, 

EDie  Kartellbestrebungen  werden  von  dem  Freihändler  aus  pri  n  zi- 
Jlen  wirtschaftlichen  Gründen  bekämpft.  Wenn  er  jedoch  an 
Spitze  seines  Programraes  die  unbedingte  wirtschaftliche  Frei- 
vmt  des  einzelnen  Individuums  stellt^  dürfte  er  konsequenterweise  auch 
iie  Sf  odikatsbiliiung  nicht  verurteilen,  insofern  als  sich  diese  als  eine 
freiwillige  Willensäußerung  der  einzelnen  Mitglieder  darstellt  Frei- 
lUi  wird  dagegen  eingewendet  werden,  daß  einerseits  viele,  lediglich 
m  existaizläbig  zu  bleiben,  zum  Anschluß  an  ein  Kartell  und  daher 
iBlil  Aufgeben  ihrer  Selbständigkeit  gezwungen  werden,  andererseits 
die  freie  Konkurrenzfähigkeit  desjenigen  beeinträchtigt  wird,  welcher 
ridi  tarn  Syndikate  fern  hält.  Aber  diese  Folge  tritt,  auch  ohne 
KartdlbUdang,  im  Volkswirtschaftsleben  überall  da  ein,  wo  im  gleichen 
Gewerbe  große  und  kleine  Betriebe  in  Wettbewerb  treten.  Ferner 
wefvlea  ?oa  freihändlerischer  Seite  die  Kartellbildungen  mit  Vorliebe 
«li  ein  Produkt  der  Schutzzollpolitik  hingestellt.  „Nächst  Nord- 
merilEa  tat  das  Deutsche  Reich  das  Land,  in  welchem,  unter  dem 
Sdnilze  hoher  Zolle,  Kartelle  und  Koalitionen  sich  in  reichster  Fülle 
flÄiidft  haben  0-"  D*e  'ß  Nordamerika  erfolgte  Gründung  der 
Kartelle  ist  jedoch  nicht  als  eine  Wirkung  des  Schutzzollsystems  an* 
SDBdbeii;  vielmehr  haben  dort  „übermäßige  Konkurrenz  und  die  durch 
die  YereiDigung  verschiedener  Ktablisflements  zu  einem  einzigen  Uoter- 


Seliluf^. 


^I)  VHIhaiid«Ukorr«tpondeai^  1890,  Nr.  SS. 
üt  ai.  TU  (LXU), 


so 


Fr»  ns  Sfir  ter , 


DchmeQ  erzielten  Ersparnisse  die  Trusts  ins  Leben  gerufen  ^j/*  Diese 
Auslassungen  treffeu  auch  auf  die  westfälische  Steinkohlenindustrie  zu. 
Die  Kohknsyndikatsbilduog  kann,  wie  die  Freihan del^korrespondena 
auch  an  anderer  Stelle  zugeben  muß»  bei  dem  Fehlen  jeglichen  Kobleo- 
BchutzzoUesauf  die  Schutzzollpolitik  nicht  zurückgeführt  werden  ;  ebenso- 
wenig ist  dieselbe  aber  auch,  wie  dieses  Blatt  weiter  behauptet,  als 
eine  Folge  der  allgemeinen,  vom  Staate  eingeschlagenen  volksvrirt- 
schaftlichen  Richtung  anzusehen.  Wenn  vielmehr  jemals  ein  Industrie- 
zweig eine  Verbesserung  seiner  Lage  aus  eigener  Kraft  zu  er- 
reichen sich  bemüht,  so  ist  es  die  westf  älis  che  Steinkohlenindustrie. 
Ihre  Geschichte  beweist  dies  und  zeigt  ferner,  daß  die  Industriellen 
nicht  etwa  eine  unberechtigte  Preistreiberei,  sondern  vielmehr  eine 
gleichmäßige  Preisbewegung  auf  dem  Kohlenmarkte  als 
Zweck  ihrer  Koalitionsbestrebungen  betrachten.  Die  Erreichung  dieses 
Zieles  dürfte  wohl  als  die  wichtigste  Errungenschaft  des  Syndikates 
zu  bezeichnen  sein.  Im  Laufe  dieser  Studie  wurde  bereits  darauf 
hingewiesen,  daß  eine  gleichmäßige  Preisbewegung  auch  für  die  kohlen- 
verbrauchenden Industriezweige  von  großer  Bedeutung  ist  Aber  noch 
nach  einer  anderen  Richtung  hin  ist  der  Einfluß  der  Preisgestaltung 
zu  prüfen.  Heute  vollzieht  sich  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete 
kaum  ein  Vorgang,  der  nicht  auch  von  sozialpolitischem  Standpunkte 
aus  der  Kritik  unterzogen  würde.  Es  erübrigt  daher  noch,  in  eine 
Prüfung  der  Frage  einzutreten,  in  welchem  Maße  das  Kohlensyndikat 
auf  die  sozialen  Arbeiterverhältoisse  einwirken  wird.  Nach  der  An- 
schauung der  Abgeordneten  Brömel  und  v.  Kardorff *)  steht  zu  be- 
fruchten, daß  „aus  den  Preissteigerungen,  welche  das  Kohlensyndikat 
durchsetzt,  mit  Notwendigkeit  neue  Ansprüche  der  Arbeiter  hervor- 
gehen, und  daß  demnach  diese  geschäftltcbe  Praxis  gerade  dazu  drängt, 
die  Gegnerschaft  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  aufs  neue 
zu  verschärfen  und  speziell  wieder  verhänKnisvolle  Ausstände 
herbeizuführen".  Das  Koblensyndikat  wird  daher  direkt  für  den  Aus- 
bruch von  Streiks  verantwortlich  gemacht,  und  zwar  deshalb,  vreil  die 
„Dividenden  in  so  bedeutendem  Maße  wachsen  würden**.  Der  Kurs- 
zettel ist  aber  noch  lange  nicht  für  den  Stand  der  Industrie  maß* 
gebend ;  auf  die  Notierungen  der  B5rse  wirken  vielmehr  häufig  Momente^ 
die  den  Interessen  der  Steiukohlenindustrie  geradezu  entgegenstehen. 
Aber  abgesehen  hiervon  würde  die  Gefahr  der  Herbeiführung  von 
Streiks  durch  die  Syndikate  dann  thatsächlich  eintreten  können,  wenn 
die  Prämissen  dieses  Schlusses  zutreöend  wären.  Die  Syndikata- 
gegner  verwechseln  stets  die  Syndikate  mit  den  spekulativen 
Ringen;  sie  können  sich  deshalb  von  dem  Gedanken  nicht  trennen, 
daß  die  Kartei Ihestrebun gen  etwas  anderes  bezwecken,  als  die  innere 
ungesunde  Konkurrenz  auf  dem  westfälischen  Kohlenmarkte  zu  be- 
seitigen und  durch  ein   der   Nachfrage  entsprechendes  Angebot  an- 

1)  JeremiAh  W.  Jaoks ,  Die  Tra»ts  in  den  Vereis i|Eteo  Suaten  von  Nordftmertkft, 
deutsche  l?eb«rsettQaf^  in  deo   JahrbQcherD  ffir  NitiODmlökauomie  und  SUtUtik,  Jene.  1891, 

%)  SieDa|(ra.|>h.  n«rlcbte  des  Lasdtiigfti,  SUiocg  vom  1&,  Febr.,  reip.  9.  Mirs« 
8.  874   iiiid   1305. 
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S messe ne  Preise  zu  erzieleo.  Dieser  Zweck  kano  zwar  bei  sinn- 
er  Leitung  außer  acht  gelassen  werden.  Eine  unnatürliche 
PreiBtreiberet  könnte  alsdann  allerdings  die  Begehrlichkeit  der  Arbeiter 
Qidi  Loboerhohungen  reizen  und  Streiks  herbeiführen.  Ehe  jedoch 
ibe  eolche  Bewegung  unter  den  Arbeitern  Platz  greift^  werden  die 
Felgen  einer  unberechtigten  Preissteigerung  längst  eingetreten  sein; 
tar  RAckgang  in  den  Preisverhiiltnissen  und  die  auf  dem  Kohlen* 
■aiktt»  eststebende  Verwirrung  wird  derartig  auf  die  ganze  Industrie 
mUdnnrfcen,  daß  ein  etwa  yorübergeheod  eintretender  Arbeiterausstand 
eteoso  schnell  wieder  beendigt  wird.  Die  Steinkoblenindustrie  muß 
jedoch  mit  der  Möglichkeit,  daß  durch  gewissenlose  Agitation  Streiks 
fom  Zaane  gebrochen  werden,  heute  mehr  wie  sonst  rechnen.  Dies 
kttn  sie  aber  trotzdem  nicht  abhalten,  mit  allen  erlaubten  Mitteln 
ebe  Aufbesserung  ihrer  ungünstigen  Lage  anzustreben.  Wie  im  Laufe 
der  kritischen  Studie  dargethan  wurde,  bietet  jedoch  unter  den  gegen- 
MriigeD  Verhältnissen  die  Syndikatsbildung  die  einzige  Möglichkeit, 
|Bwmde  VerbÄltnisse  auf  dem  Kohlenmarkte  zu  schafFen. 

Von  dieser  Association  der  Zechenbesitzer  befürchten  aber  die 
lUrtdlg^ner  noch  einen  zweiten  sozialpolitischen  Nachteil.  Sie  er- 
bBcIWi  Dämlich  in  dem  Syndikate  die  Vereinigung  yon  großen  Kapitalien 
11  einer  llaud«  und  halten  dafür,  daß  eine  derartige  Kapitalanhäufung 
oer  dszo  geeignet  sei,  den  Angriffen  der  sozialistischen  Richtung 
Wut  imaere  heutige  Wirtschaftsform  neue  Angriffspunkte  zu  bieten  *)* 
Den  gegeoüber  weist  Steinmann-Bucher  ^)  in  seinen  allgemeinen  Unter- 
eoebuigeii  über  die  Kartelle  zutreffend  darauf  hin,  daß  es  „das  Eigen- 
Mnllelie  ^on  dem  deutschen  Unternebmerverbande  ist,  daß  er  sich  nicht 
ale  die  vereinigte  Kapital  macht  der  Einzelunternehmer  geltend 
sadit«  eandem  als  ein  volkswirtschaftlicher  Verwaltuogskörper,  dessen 
mtigkcit  nur  ein  Teil  der  wirtschaftlichen  Verwaltung  des  ganzen 
▼idkes  ist*\  Gerade  so  wie  vor  der  Syndikatsgründung  ist  auch 
heoie  bei  jedem  Werke  Produktion  und  Selbstkostenbilduog  (abgesehen 
fw  düfl  Lagerungsverhältnissen,  denen  ja  auch  eine  ausschlaggebende 
SoUe  mfütlt)  durch  die  Höhe  des  in  dem  Bergwerke  steckenden  An- 
l^gekApitales  und  des  verfügbaren  Betriebskapitales  bedingt;  auch 
Msl  bleibt  es  Sache  des  einzelnen  Industriellen,  den  Ertrag  seines 
Widkes  dorch  eine  sachgemäße  technische  Leitung  unter  möglichster 
Bermbeetzong  der  Selbstkosten  zu  steigern.  Aufgabe  des  Syndikates 
ist  m^  die  Produkte,  welche  ganz  ohne  sein  Zuthun  einen  bestimmten, 
darcfa  die  U6he  der  Selbstkosten  bedingten  Mindestverkaufswert  er- 
Ingt  haben,  zu  einem  möglichst  günstigen  Preise  zu  verwerten. 
Dm  Syndikat  erscheint  daher  gewissermaßen  nur  als  ein  großes  Ver- 
kfto&baremtt*  Würde  dagegen  das  Syndikat  bezwecken,  sämtliche 
Zidieft  ^konsolidieren,  stellte  es  also,  in  diesem  Sinne,  in  seiner 


d.    J, 


1)  VkL   dl«    Red«    des  Abgeordnelen    Brdmel    io  der  SiUnog    Tom    3.  Härs 
lüfr.  B«r.  B.  130^ 

t)  A.    BtelRibAikti- Bacher ,    Weaen    und    Bedeutung    der    gewerbllctieo    Karten e ,    im 
t^bf^§^    ftr  Q«MUgebaiiff,  VerwaUnng  luid  Volkswirtscfaftftr  :Nene   Folge  15.  JftbrgADg, 
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VoUeDdung  ein  ganz  WestfaleD  omfasseodes  koDsolidiertes  Werk 
dauD  wäre  allerdings  die  AQSatnmluDg  der  Kapitalieo  ti 
einer  Hand  eine  uDbe&trittene  Tbatsache.  Nur  in  den  Bestrebung 
die  kleineren  Zechen  zu  größeren  Unternehmungen  oder  mit  besteheodeij^ 
umfangreichen  Werken  zu  konsolidieren,  könnte  die  Gefahr  einer 
„Kapitalsasäociation''  erblickt  werden.  Wenn  es  Absicht  des  Syndikates 
wäre,  die  an  sich  berechtigten  Konsolida tionsbestrebuugen  derartig  su 
tibertreiben,  daß  die  sämtlichen  westfälischen  Zechen  zu  einheitlichem 
Betriebe  und  einheitlicher  Verwaltung  vereinigt  würden,  dann  w&re 
allerdings  der  Vorwurf  berechtigt,  das  Syndikat  begünstige  eine  Stär- 
kung der  Irrlehre  über  die  kapitalistische  Wirtschaft.  Es  verrät  jedoch 
eine  vollständige  Verkennang  des  Wesens  und  Zweckes  der  Kar- 
telle, auch  die  heutigen  Syndikatsbildungen  für  die  Verbreitung 
solcher  falschen  Anschauungen  verantwortlich  machen  zu  wollen. 

Als  das  Endziel  der  Syndikatsbestrebungen  ist  die  Herbeiführung 
einer  gleichmäßigen  Preisbewegung  bezeichnet  worden.  Wie  bereits 
angedeutet  wurde,  ist  dieselbe  auch  auf  die  Arbeiter  1  o  b  n  frage  von 
wesentlichem  Einflüsse.  Denn  die  Lohnhöhe  ist  nicht  etwa  allein  voa^ 
dem  Verhältnis  des  Arbeiterangebotea  zur  Nachfrage  abhängig,  sonderflfl 
wird  auch  durch  die  Preise  wesentlich  beeinflußt,  welche  der  Arbeit- 
geber für  seine  Produkte  zu  erzielen  hoffen  darf. 

Und  dieser  Faktor  wird  durch  die  Marktverhältnisse  bestimmt 
Es  ist  gezeigt  worden,  welchen  Einfluß  das  Syndikat  hierauf  auszuüben 
berufen  ist,  und  es  wurde  insbesondere  darauf  hingewiesen,  daß  die 
Kartelle  imstande  sind,  eine  relativ  stabile  Preislage  auf  dem  Markte 
zu  erzielen.  Der  Einfluß  auf  die  Lohnbewegung  würde  sich  alsdanii 
dahin  geltend  machen,  daß  auch  hier  die  Schwankungen  sich  in  engeren 
Grenzen  halten  müßten,  und  daß  die  Lobnverhältnisse  entsprediUDd 
den  ang^trebten  gleichmäßigen  Verkaufspreisen  reguliert  werden. 

Es  wird  jedoch  immer  ein  schwieriges  Unternehmen  bilden,  mittelst 
der  Statistik  auch  den  Nachweis  für  die  Einwirkung  der  Kartelle  auf 
die  L#ohnhöhe  zu  erbringen.  Denn  dieselbe  wird  von  den  verschie- 
densten Faktoren  beeinflußt.  So  macht  eine  Verlängerung  oder  Ver- 
kürzung der  Schichtdauer  bei  gleichbleibender  Lohnhöhe  eine  Lohn- 
herabsetzung bezieh uüj79weise  -erhöhung  aus.  Ferner  spielt  die 
Arbeitsleistung  in  der  Lohn  beurteil  ung  eine  große  Rolle.  Im  rheinisch- 
westfälischen  Stein  kohlenbezirke  ist  die  Steigerung  der  Löhne  mit 
einem  Rückgang  der  Arbeitsleistung  zusammengetroffen.  Vergleicht 
man  die  in  verschiedenen  Jahren  erzielten  Arbeiterleistun^eu  des  Ober- 
bergamtsbezirks Dortmund  untereinander,  so  ist  „der  im  Jahre  1889 
und  1890  aufgetretene  Rückgang  der  Förderleistung  im  wesentlichen 
auf  die  im  Laufe  der  Jahre  1889  und  1890  eingetretene  Abkürzung 
der  Schichtdauer  zurückzuführen.  1891  sind  solche  in  größerem  Um- 
fange nicht  erfolgt.  Die  Thatsache  des  weiteren  RückschritteB  scheint 
in  e^tttkff^  Zusammenhange  mit  der  Lohnbewegung  zu  stehen;  wahr- 
(\  dies  durch  die  Beobachtung,  daß  bei  sinkenden 
'S91  die  Leistung  eine  Steigerung  aufwies.  Einen 
h  die  Winterversorgung  haben;  daß  diese  indea 
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nicht  allein  die  Ursache,  zeigt  der  Vergleich  mit  den  vorhergehenden 
gtnstigen  Jahren^  ^).  Auch  ist  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  die 
Arbeiterbewegiingen  (Streiks)  sowohl  auf  die  Lohnhöhe  als  auch  auf  die 
nfdsbige  des  Marktes  und  hierdurch  wieder  indirekt  auf  den  Lohn 
enwirken.  Mit  einem  Worte,  es  sind  so  viele  Faktoren  bei  der  Be- 
arteilang  der  Lohnfrage  zu  berQcksichtigen,  daß  erst  auf  Grund  ein- 
gehender Erhebungen  ein  Urteil  darüber  möglich  ist,  welcher  Ein- 
ftuB  in  einem  bestimmten  Falle  maßgebend  gewesen  ist.  Solange 
addie  DntersuchuDgen  und  Feststellungen  nicht  vorliegen,  wird  sich 
auch  statistisch  nicht  nachweisen  lassen,  inwieweit  die  Syndikatsbil- 
dimg die  Lohnbewegung  günstig  beeinflußt.  Daß  jene  aber  hierauf 
ausreichend  einwirken  wird,  darf  so  lange  bestimmt  angenommen 
woden,  als  die  Kartelle  den  mit  ihrer  Gründung  verfolgten  Zweck 
—  eine  Festignng  des  Kohlenmarktes  —  mit  Energie  und  Mäßigung 
dnrdifOhren.  C&e  Zukunft  muß  zeigen,  ob  das  Kohlensyndikat  auch 
eine  acdche  segensreiche,  sozialpolitische  Mission  zu  erfüllen  im- 
stande sein  wird. 

Wer  auch  heute  noch  in  dem  Kohlensyndikate  nur  einen  von 
^etaüanten  zu  Spekulationszwecken  gebildeten  Ring  erblickt,  geht 
mit  seinem  Urteil  auf  eben  so  schiefer  Bahn,  wie  derjenige,  welcher 
iDsn  sanguinisch  von  dem  Kartell  die  plötzliche  Gesundung  der  west- 
iUiichcp  Steinkohlenindustrie  erwartet.  Das  Kohlensyndikat  stellt 
vorttnfig  in  der  Geschichte  der  rheinisch-westfälischen  Steinkohlen- 
iidnatrie  erst  einen  auf  veränderter  Grundlage  angestellten  neuen 
Vemch  rar  Schaffung  gesunder  Verhältnisse  dar.  Dieser  Versuch  ist 
au  den  bedeutsamsten  wirtschaftlichen  Ereignissen  zu  rech* 
und  lutnn  mit  den  früheren  Bestrebungen  der  Industriellen  gar 
in  Vergleich  gezogen  werden.  Bei  dieser  Sachlage  kann  die 
Kartellbildung  noch  nicht  auf  hinreichende  Erfahrungen  sich  stützen. 
Ihre  Ergebnisse  dürfen  deshiüb  vorläufig  noch  nicht  mit  demselben 
Maßstäbe  gemessen  werden,  wie  Unternehmungen,  welche  nach  er- 
probten Grundsätzen  geleitet  werden.  Man  darf  nicht  jeden  Mißgriff 
und  Fehler  dem  Syndikate  als  solchem  zur  Last  legen,  ebensowenig 
aber  aach  die  Leiter  für  dieselben  verantwortlich  machen,  sofern  ihnen 
lieht  ein  offenbarer  Mangel  an  der  erforderlichen  Einsicht  und  Um- 
ncht  nachgewiesen  werden  kann.  Es  ist  zu  hofien,  daß  die  Besonnen- 
heit und  der  gute  Wille  der  rheinisch-westfälischen  Bergbautreibenden 
die  Btfttrchtungen  der  Syndikatsgegner  als  haltlos  erweist  und  die 
mmmdir  fast  zwei  Dezennien  währenden  Bestrebungen  zu  einem  be- 
fciedigeDden  Abschluß  bringt. 

1)  MiabterialseitMhrift,  Sutist  Teil  pro  1891,  S.  73. 
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Die  zweite  Lesimg  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Oe* 
setzbuches  für  das  Deutsche  Beich. 

(Fortftetioiig)  ^) 
Vou  Ajntsriohter  Greif  f. 


xxin. 

Die  §§  898 — 902    behandeln    den  Erwerb    dea  Eigentams  an 
BrzeugniBffeo    und    ähnlicliezi  BeataDdteilen  einer  Sach^»^ 
Der  %  898,   welcher  die  Begel    ausspricht,   dafs  ErzeugnisBe  und  aonatigl^l 
BestaDdieile   einer  Saohe    auoh   nach   der  Trennung   dem  Eigentümer  der 
Bache  gehören»  blieb  unbeao standet.    Die  folgenden  Vortchriften  enthalten 
AuAuahmen   von  der  Regel.     Nach  §  899  Aba.   1   erwirbt  derjenige,  den 
an  der  Sache  ein  dingüchee  Nutuangarecht  (z.  B.  ein  Niefsbrauch)  Kustehtj 
dAfl    Eigentum    an    den    seinem  Hecht    unterliegenden    Erzeugnissen 
sonstigen    Bestandteilen    mit    der   Trennung.     Dieser   Satz,    welcher  nich^^ 
angefochten  wurde,  soll  nach  dem   L  Halbsatz  des  Abs.  %  nicht  Anwendung 
inden,  wenn  der  Eigentümer  die  Sache  ohne  Kenntnis  yon  dem  Nutzung!- 
rechte  im  Eigeobesitz  hat;   die  Bestimmung  des  Abs.   1   soll  jedoch  nach 
dem    2.  Halbsatz  dann   wieder  gelten,    wenn  der  Nutzungsberechtigte 
Trennung  der  Bestand  teüe  ohne  verbotene  Eigen  macht  bewirkt*  Der  Aba.  * 
wnxda   mit   Rücksicht   auf  die    folgenden    zu    §  900    gefafsten  Beschlfta 


Yorl&uflga  Zmanmen  stellimg  ddr  KommiiaiombescMtii«,     (FortseUang.) 
IW     Erwerb  voo  Erzeug aUseJi  und  soaiitigeQ  Bestandteilea  einer  Sache. 

§  898      EnMugDisAe   tmd    «oiutjgo  Bes^t&tid teile    einer  Sache    gefadren    auch  nach 
Treanaog   dem    Eigeatümer    der   Sache,    loweit   sich    nicht   mu    den  §§  899  bis  901  ein 
anderes  ergiebt 

§  899  r  Wer  vermöge  eme«  Hechtes  au  einer  fremden  Bache  befngt  ist,  Eraengnlsee 
oder  ftonitige  Bestand  teile  der  Sache  eich  ansueignen,  erwirbt  das  Eigentum  an  deaaalben, 
unbeachadet  der  Vorachrifken  der  §§  900  and  901,  mit  der  Trennang« 

§  900.  Wer  eine  Sache  im  Eigeoheäit^e  bat,  erwirbt  da»  Eigentum  an  den  Früchten 
der  Im  $  79S  Ab».  1  beaeichoeUn  Art^  tinbeachadet  der  VorttchriHeu  des  §  901 »  mit  der 


1}  Ver^l    den  rortgen  Band  S.  677. 
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f  gntdohen.  Der  §  900  läfst  den  Eigenbesitzer  eioer  fremden  Sache  dai 
Bgenhrm  an  den  im  §  793  Kr  1  bezeichneten  natürlichen  Früchten  —  d,  h, 
ü  den  Erxengnitsen  und  der  eooBiigen  Ausbeute,  welche  der  BeBtimmung 
itr  6«ehe  gemäfs  aus  ihr  gewonnen  wird,  —  mit  der  Trennung  erwerben, 
ei  lei  denn,  dafs  der  Eigenbesitzer  bei  der  Trennung  den  Mangel  seiner 
Bcirwdi^gQiig  zum  Besitz  oder  das  an  der  Sache  beateheode  Nutzungsrecht 
«MB  uid«ren  gekannt  hat»  oder  dafs  einer  Ton  zwei  weiteren  später  zu 
«fViklienden  Auen  ahm  eföllen  vorliegt.  Die  Kommission  erweiterte  die 
Tonoiirifi  des  §  dOO  nach  zwei  Richtungen :  sie  dehnte  sie  erstens  auf 
jeden  Eigen  besitz  er,  also  auoh  den  im  Eigenbesitz  befindlichen  Eigen- 
t&Bier«  sveitens  auf  deujecigen  ausp  welcher  eine  Sache  zum  Zwecke  der 
AoHibiiiig  eines  Nutzungsrechts  an  deraelben  besitzt  oder  im  mittelbaren 
BMits  bei.  Durch  die  erste  Erweiterung  wurde  der  1.  Halbsatz  des  §  899 
Ate,  9  aaehlich  gedeckt,  durch  die  zweite  der  2.  Halbsatz  nach  der  An- 
iieki  der  Kommission  wenigstens  in  der  Hauptsache;  darüber  ^  ob  der 
i.  Heibeats  noch  andere  Fälle  im  Auge  habe^  welche  durch  den  erwei- 
tvien  S  900  nicht  getrofft^n  werden^  waren  die  Meinungen  geteilt;  jeden- 
&lla  eher  glaubte  man  die  Entscheidung  dieser  Fälle  der  Wiasenschaft 
oftd  Praxia  öbarlasaen  zu  können.  Der  §  900  erfuhr  weiter  folgende 
AcBdenangen :  Voraussetzung  des  Fraohterwerbs  ist  nach  dem  Entwurf,  dafs 
ier  Bigtfiibeiitz  an  der  Sache  zur  Zeit  der  Trenoung  der  Früchte  besteht 
Die  KofBiniesion  beschlofSf  einer  Anregung  der  Kritik  folgendp  auf  den 
mA  ihren  Befchlüsseo  zum  Fruchterwerb  erforderlichen  Besitz  den  §  885 
Aba.  3,  3  und  deo  §  d88a  Abs.  2  Satz  1  (nach  der  im  Tor.  Bd.  S.  690,  691 
B)%«iellien  Zusammenstellung)  zur  entsprechenden  Anwendung  zubnugen; 
ea  eell  eleo  der  Besitzer,  wenn  er  den  Besitz  ohne  seinen  WiUen  Ter- 
BfKty  aber  binnen  JahreBfriat  oder  mittels  einer  innerhalb  dieser  Frist 
tdlobexien  Klage  wiedererlangt,  an  den  in  der  Zwieohenzeit  gezogenen 
FMebten  Eigentum  erwerben  und  ebenso  der  Erbe  dea  Besitzers  an  den 
I^Ib  der  Zeit  zwischen  dem  Tode  des  Beailzera  und  der  Besitzergreifung 
^^^KBrben  getrennten  Früchten,  wenn  entweder  in  dieser  Zeit  kein  anderer 
^HB  Beaitz  ergriflten  oder,  falls  ein  anderer  den  Besitz  ergriffen  hat«  der 
^1  Jbtelmiien  Jahresfrist  nach  der  Besitzergreifung  oder  mittels  einer  inner- 
■  halb  dieeer  Frist  erhobenen  Klage  sich  den  Besitz  Terschafift  hat,  —  Nach 
dam  Esiwurf  (Satz  2  Nr,  1)  schliefst  femer  nur  die  bei  der  Trennung 
der  yrHebte  Torhandene  Kenntnis  tob  dem  Mangel  seiner  Berechti- 
gmg  sam  Besitz  oder  von  dem  Nutzungtreoht  eines  anderen  den  Fmehi- 
erwetb  des  Besitzers  aus.  Die  Kommission  setzte  die  Torschrift  in  Ein* 
Ueog  mit  dem  §  881  Abs.  2  und  dem  §  886  dahin,  dafs  der  Fruoht- 
crwerb  ebenso  wie  die  Ersitzung  ausgesohlossen  sein  soll,    wenn  der  Be- 


Tnmmaig*  Der  Erwerb  Ut  aui^fi^chlosten^  wcdd  d«r  £if«Dbesits«r  nicht  sam  Eigenbttslts 
eiir  rfe  m^ttw  wtrmög^  eioei  Recht«a  an  der  Sache  xum  Pmcbibezago  berechtigt  ist 
9mi  ^m  SigBlib<sits«r  bei  dem  Erwerbe  des  Eigenbeaüsei  nicht  in  gutem  QUaben  wftr 
•im  var  der  Trenonng  den  Rechtsmuigfl!  erfahren  hat. 

Oeai  K^l^iibeaitmer  steht  derjenige  gleich,  welcher  eine  Sache  tum  Zwecke  der  Au* 
ikaag  «ieee  Nvtsiiiigsrecbtea  an  derselben  bevitst  oder  im  mittelbaren  Besitae  hat. 

Aef  tfe«  Eigeobeaits  und  den  ibna  gleicbgcstellteti  Beaits  finden  die  VorftchrfHeo  des 
I  Mi  Ab«,  t,  a  und  des  §  aS8a  Abs.  t  Ssta  1   entapreofaende  Anwendung. 
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aitser  deo  BediUmangel  beim  Betitzerwerb  kannte  oder  nur  infolge  grober 
FfthrlHfiftigkeit  nicht  kaonte  oder  Apäter  vor  der  Trennung  der  Frilohta 
erfahrt  —  Der  Entwurf  ycrsagt  dem  Eigenbesitzer  (in  Satz  2  Kr*  2) 
den  Fruobterwerb  auch  dann,  wenn  er  den  Heaitx  durch  eine  «irafbare^ 
wenn  auch  nur  auf  Fabrläfisigkeit  beruhende  Handlting  erworben  hat. 
Bie  Ausnahme,  ist  wesendich  auf  den  Fall  der  Hehlerei  berechoet;  da 
jede  oh  dieiei  Vergehen  nach  der  fefltfiteheDden  Kecht&preobung  des  Keioha- 
gerichts  nicht  als  ein  ^^nur  auf  Fabrlä«tigkeit  beruhendes"  onzuieheii  tat, 
10  sah  die  Eommiasion  kein  Bediirfnifl,  die  Ausnahme  der  Nr.  2  neben 
der  der  Nr.  1  beizubehalteD.  Die  furaere  AusDahme,  welche  der  Satz  2  Nr«  S 
bestimmt^  wurde  aus  demselben  Qrunde  gestrichen  wie  die  Terwandte  Vor- 
schrift des  2.  Halbsatzes  des  §  699  Abs.  2. 

Die  Bestimmungen  der  g§  901,  902  über  den  Erwerb  des  Kigen- 
tums  an  Erzeugnissen  oder  sonstigen  Bestandteilen  durch  denjenigen,  welchem 
der  Eigentümer  oder  ein  anderer,  dem  die  Bestandteile  nach  der  Trennung 
gehören^  gestattet  hat,  sich  die  Bestandteile  ansueignen,  blieben  sachlich 
unangefochten,  erfuhren  aber  eine  Ergänzung.  Die  Bestimmungen  setzen 
Toraus,  dufs  derjenige,  der  die  Aneignung  gestattet,  hierzu  bertichtigt  ist. 
Bie  wurden  also  keine  Anwendung  Enden  z.  B.  auf  einen  Pächter,  der 
in  gutem  Glauben  Ton  eintm  unredlichen  Eigeobe&itzer  gepachtet  hmt. 
Die  Kommission  ftillte  die  Lücke  aus,  indem  sie  dayon  ausging,  dafs  nach 
dem  den  §§901,  902  zu  Grunde  liegenden  Gedanken  der  redliche  Pächter 
etc.  ebenso  nach  Mafsgabe  dieser  Vorschriften  Eigentum  an  den  Erzeug- 
nissen erwerben  müsse,  wie  er  es  nach  §§  877  C  thun  würde,  wenn  die 
Erzeugnisse  ygn  dem  Verpächter  ihm  einzeln  veräufsert  und  übergeben 
würden. 

Der  §  903  Abs.  1,  der  die  Vorsohrifien  über  die  Zueignung  (oder 
naeh    der    Fassang    der  RedaktioDskommission    die  Aneignung)    mit    dem 


§  901.  (SOI,  902,)  Bat  der  Eig«atlim«r  eioem  undereD  f^eaUttet,  lich  Eneagobs* 
oder  »oostlgo  BeaUndteile  der  S&che  ADiaelgneii,  so  «rwirbt  dieser  du  EigeDtam  an  dtD- 
selbeD ,  weati  ihm  der  Besits  der  Sache  ober  lassen  hi ,  mit  der  Trennung ,  anderenfmUs 
mit  der  BesiliergreifgQg.  Solange  stcJi  der  andere  in  dem  ihm  iberlMMDen  BettUe  d«r 
Sache  befindet,  kann  der  Eigectfliner  di«  Oestftltung  aicfat  widernifeii «  wenn  sv  aa  dsr* 
selbeo  verp fliehtet  15 L 

Da»  QleJcbe  gilt,  weon  die  Geitattang  oicht  von  dem  Eigentümer,  sondern  too 
eiocm  aadereo  ausgeht,  welchem  Erzengiiiii^e  oder  sonstige  Bestandteile  einer  Sache  nach 
dar  Trennt] Dg  gehören, 

Dieee  Vorschriften  finden  auch  dann  Anwendung,  weno  derjenige «  welcher  dU  Aa> 
eigoang  einem  anderen  getUUet  hat ,  hlerKu  nicht  berechtigt  war ,  es  sei  deao «  da£i  dar 
andere,  fallft  ihm  der  Besttx  der  Sache  überlassen  war,  bei  der  Ueberlassaog,  aaderan- 
falls  bei  der  Ergretrung  des  Besitaes  der  Eriengnisse  oder  der  sonstigen  Bestandteile  niefat 
in  gutem  Glauben  war  oder  vor  der  Trenonng  den  Keofatsmangel  erfahren  hat 

§  SOS  vergl.  §  901, 

V.     Aaeignttüg. 

I  909.  Wer  eine  herrenlos«  bewegliche  Bache  in  Eigenbesitz  nimmt,  erwirbt  da« 
ESganlam  an  der  Sache,  Das  Eigentum  wird  nicht  erworben,  wenn  die  Aneignung  gasvts* 
lieh  Terboten  ist  oder  da»  Aneignangsrechl  eines  anderen  durch  die  Besitsergrelfuog  Ttr- 
leut  wird, 

Anmerkung.  Es  bleibt  Torbehalten,  dem  Art.  43  des  Entwurfes  des  Einführtiags* 
gesaties  folgenden  Zosats  beiiufOgeu: 

aab^tchftdet  der  Vorschrifl  de«  §  BOA  SaKi  8  des  Bürgerlichen  Oeseubuchs. 
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dnleitot,  daft  wer  eine  hen-eolose  bewegliehe  Sache  in  Eigen  beBiis 
uia«il»  das  Kigeolum  an  deraelbeD  erwirbt,  wurde  nicht  beaDstandet. 
Haoli  Ab«*  2  wird  da«  Eigentum  nicht  erworben,  wenn  die  Aneignung 
güaUlich  rerbaiea  ist  oder  das  AneigDun garecht  eine»  anderen  yerletzea 
Wlltda.  Die  Kommiseion  behielt  diese  Vorschrift  einem  Streichungian trage 
Ifgenfkber  sachlich  bei.  Soweit  der  Abs,  2  den  Fall  yer  bot  widriger  An- 
iigaiiiig  betrifft^  erschien  seine  Beibehaltung  im  Interesee  der  Deutlicbkeit 
aitxliiih.  BexiigUch  des  Falles  einer  gegen  ein  au sBchliefa liebes  Aneig* 
BUBgnfBchi  yeretoseenden  AneigQung  hielt  man  es  nicht  iür  angängig,  die 
B#gctiiog  lediglich  der  Landesgesetsgebung  zu  überlassen  und  diese  da- 
duic^  lu  einem  Eingreifen  zu  nötigen ,  zumal  da  eine  landesreohtüoh 
fWMkiedeiie  Hegelung  zu  abweichender  strafrechllicber  Beurteilung  der 
gUf^eii  Handlung  in  den  einzelnen  Staaten  führen  würde.  Indem  man 
das  Hauptgewicht  darauf  legte,  die  priTatreobtlichen  Wirkungen  der  hier 
tacliaheii  Aneignungshandlungen  so  zu  bestimmen,  dafs  die  daraus  sich  er* 
gttondeD  strafrechtlichen  Folgerungen  mit  der  Yolkäanftchauang  im  Ein- 
Umog  slehen,  erachtete  man  es  für  ailein  gemesseu ,  mit  dem  Entwurf 
wador  den  Oecupanten  noch  den  AneigDungsberechtigteo  Eigentum  er^ 
Wtrten ,  sondern  die  Herrenlosigkeit  der  Sache  fortbestehen  su  lassen. 
Dtr  Beratung  des  Eintührungagesetxes  wurde  die  Prüfung  Torbehaltea, 
A  bezüglich  einzelner  der  landei gesetzlicher  Begelung  überlassener  An- 
•Ifotiiigsreohte  den  Landesgeaetzen  auch  eine  Abweichung  vom  §  903 
Ate.  9  gestattet  werden  solle ;  nur  inbetreff  des  Jagd-  und  Fischereirechts 
(Alt*  43  des  Einf.*OeB.)  entschied  man  sich  vorbehaltlich  einer  Naoh- 
pftfotig  schon  jetzt,  eine  solche  Abweichung  nicht  zuzulassen.  Zu  §  904, 
der  die  Toraussetzungen  des  Herrenlos  werden  s  einer  im  Eigentum  stehen- 
deo  beweglichen  Sache  bestimm t^  vermied  man,  ron  einer  Erklärung 
das  Kigeotümers,  dafs  er  das  Eigentum  aufgebe,  zu  sprechen.  Im  §  905, 
Wilelüif  die  Voraussetzung  der  Herrenlosigkeit  wilder  und  gezähmter  Tiere 
Mlift«  wurde  der  Abs.  2,  übrigens  in  Uebereinstimmuug  mit  der  Absicht 
im  Entwurfs,  entsprechend  dem  §  906  dahin  geändert,  dafs  gefangene 
wüde  Tiere  herrenlos  werden,  wenn  sie  die  Freiheit  wiedererlangen  und 
der  Kigentümer  sie  nicht  unverzüglich  Terfolgt  oder  die  Verfolgung  auf- 
giefai;  maa  hielt  es  für  angemessen,  in  dieser  Weise  einen  Eigentums« 
▼eriosl  ebne  Willen  des  Eigen tUmers  auszuichliefsen.  Der  Entwurf  erf er- 
dest Wiedererlangung  der  natürlichen  Freiheit;  dieser  Aufdruck  wurde 
Tecwcden,  weil  aus  demselben  Zweifel  bezüglich  der  Anwendbarkeit  der 
Tenelmft  auf  nicht  einheimisobe  wilde  Tiere  hergeleitet  werden  könnten. 
Wilde  Here  dieeor  Art  von  der  Yorschrift  des  Abs.  2  auszunehmen, 
«rseUe»  wegen  der  Unbestimmtheit  der  Unterscheidung  Ton  einheimischen 

I  te4«  Eine  bewegliche  Sache  wird  herrenlos,  wena  der  Eigentümer  la  der  Abaiebt, 
•af  Äaa  Blgsatum  in  venichten,  den  Besitx  der  S«ch«  aufgiebt. 

I  f  Od.  Wilde  Tiere  »iod  herrenlos,  lolsnge  ste  sich  in  der  Preibeil  befinden.  WQde 
Timm  la  Tltri^irteii  gnd  Fitche  in  Teichen  und  anderen  goscbloiiMnen  Prir«tgewSsMrn 
sied  eSrht  herreslo«. 

Q#£ioa*i3«  wilde  Tiere  werden  herreuloi,  wenn  sie  die  Freiheit  wiedererlaogen  bb4 
^•ff  SftatliD^f  si«  nicht  QOTersüglich  verfolg  oder  die  Verfolgung  eofgiebt 

Oäaibinte  Titre  werden  herrenlo^i  wenn  «ie  die  Gewohnheit  ablegen,  an  den  ih&ea 
Ort  aoracksukehreo. 
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und  oieht  einheimiftchexi  wilden  Tieren  bedenklicli  und  innerlicli  ntö 
gerechtfertigt.  Die  §§  906 — 909,  welche  besondere  Bestimmungea  über 
die  YorauAsetzuDgen  des  H  erren  los  werden  a  von  Bienen  und  den  Erwerb 
dcB  Eigentums  an  denselben  enthalten,  wurden  aacblich  uoTerändert  ange- 
nommen* Da  diese  Beatimmungen  Yom  preufsiBchen  LandesökonomiekoUe* 
gium  gebilligt,  ferner  in  den  dem  preuftaiscben  Äbgeordnetenhause  tod 
den  Abgeordneten  Letocba  und  Forsch  im  MIrs  1889  vorgelegten  Geaatz* 
entwurf  mit  geringfügigen  Aenderiingen  aufgenommen  und  dort  von  der 
3*  AV an derrer Sammlung  dea  Deutschen  bienenwirtsohaftlioben  Vereine  (Sep- 
tember 1889)  gutgehmlden  worden  smd,  hielt  die  KommiBaion  sieh  zn 
einer  sachlichen  Nachprüfung  derselben  nicht  für  berufen. 

Im  §910,  weloher  die  VorschrifLen  über  gefundene  Sachen 
eröffnet  und  die  Anzeigepäicht  des  Finders  (Abs.  l,  2)  sowie  die  Yer- 
p£ichtuDg  der  Polizeibehörde  zur  öffentlichen  Bekanntmaohang  dea  Eundea 
(Abs.  3)  ausspricht,  wurde  der  Abs.  3  als  lediglich  eine  lostruktion  für 
die  FoUzeibebÖrde  enthaltend  und  deshalb  nicht  in  das  Gesetebaoh  gehörig 
gestrichen.  Die  Bestimmungen  des  §  911  über  die  Erhaltungs-  und  Yar- 
wahrungspflicht  des  Finders  wurde  gebilligt  Bezüglich  aller  Verpflich- 
tungen des  Finders  besohlofs  man,  seine  Haftung  entsprechend  dem  §  750 
aufVoraatz  und  grobe  Fahrlässigkeit  zu  beschränken.    Der  §  912,  welcher 


§  i^OG.  £iu  iLU»g«2Dgener  Bieneüschwarni  wird  herreDloSi  wenn  der  EigentQmer  ihu 
alciht  uiiver^Üglieh  verfolgt  oder  die  Verfolgung  aufgiebc  oder  wenn  er  den  Schwann  dbr-^ 
geitalt  aui  dem  Gesichte  verliert«  dafs  er  Dicht  mehr  weir»,  wo  »tch  der  Schwitrm  beflndciL 

§  907,  Der  Eigeotümer  eines  ausgesogenen  Bienen  »eh  warmes  kann  bei  der  Verfal- 
gang  fremde  GrundstÜiike  betrete»,  lüt  der  Schwärm  in  eine  fremde  nicht  besettte  Bieoeo- 
wobnung  eiagezogeni  «o  kann  der  Eigen  tUroer  dea  Scbwarmei  tum  Zwecke  des  Eiuraageos 
die  Wohnaitg  dffnen  und  die  Waben  herausnehmen  oder  heraiubrecben.  Die  Vorschriften 
des  §  824  c  finden  Anwendang. 

§  908.  Vereinigen  »ich  ausgezogene  Bieneo&cb wärme  verschiedener  Etgentümer,  ao 
warden  die  Eigentümer^  welche  ihre  Sohw&rme  verfolgt  habeQ,  Miteigentütnar  das  «ia- 
gefangenen  Gesmmtächwartnea;  die  Auleila  bcstinimou  fiicb  nach  der  Zahl  der  Terfolgteo 
Schwirme« 

§  909,  Ist  ein  Bienenschwarm  in  eine  fremde  besetzte  Bienenwohnung  eingeaogen, 
so  erstrecken  sich  das  Eigentum  und  die  sonstigen  Rechte  au  den  Bienen ,  mit  welcbeo 
die  Wohnung  besetzt  war^  auch  auf  deu  eingesogenen  Schwärm.  Das  EigentiuDi  tiad  die 
sonstigen  Rechte  an  dem  eingesogenen  Schwärm  erJoscben, 

VI      Fund. 

§  910.  (910^  9St  Abs.  1,)  Wer  «ine  verlorene  Sache  findet  und  au  sich  nimiDt, 
bat  dem  Verlierer  oder  dem  Eigentümer  oder  einem  sonstigeci  Empfangsberechtigten  wawmr* 
afigUeb  Anseige  zu  machen 

Kennt  der  Finder  die  Empfangsberechtigten  nicht  oder  ist  ihm  ihr  Aufenthalt  unbe- 
kannt, so  hat  er  den  Fund  und  die  Umatlode,  welche  für  die  Ermittelung  der  Empfangs« 
barechtigten  erheblich  sein  können^  uuvertüglich  der  Polizeibehörde  antuseigen.  Betrlgt 
dar  WfliTl  der  Sache  nicht  mehr  als  drei  Mark,  so  bedarf  es  der  Ansetge  bei  der  Poliaei* 
b«b3rd«  nicht, 

§  911       ^911,  913.)     Der  Finder  ist  zur  Vorwahrung  der  Sache  verpflichtet. 

Ist  der  Verderb  der  Sache  lu  besorgen  oder  ist  die  Aufbewahrung  mit  unverhiltnis* 
mlUiiifeii  Kosten  verbunden,  so  hat  der  Finder  die  Sache  öffentlich  versteigern  zu  lassen. 
Tor  der  Versteigerung  ist  der  Polizeibehörde  Anzeige  su  machen.  Der  Erl5s  tritt  an  die 
Stall«  der  Sache. 

§  912.  Der  Finder  ist  berechtigt  und  auf  Anordnung  der  Polizei  beb  5rda  Terpllielitet, 
die  Sache  odar  den  Versteigerungserlds  an  die  PolizeibebÖrde  abtuliefern. 


^«tioo&ldkoiiocniflch«  G«««ttgebuag. 
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^e  BereelitiguDg  und  die  Verpftiohtung  des  Finders  zur  Ablieferung  dii 
FiudeB  ftD  die  Polizeibehörde  regelt,  blieb  uDbeanstaiidet.  NAch  dem  Abi,  d 
des  §  912  kann  sich  der  Finder  durch  Ablieferung  der  Sacbe  an  die 
Peii^eibehöFde  voo  seinen  Verpflichtungen  für  die  Zukunft  befreien.  Die 
Sommisäion  war  der  Ansicht»  d&fa  dem  Finder  noch  auf  andere  Weise 
ermöglicht  werden  mÜBse,  sich  zu  befreien,  zumal  da  e«  in  manchen 
<3egenden  nicht  üblich  sei,  die  Polizeibehörden  mit  der  Aufbewuhrung 
geftindener  Sachen  zu  befassen.    Sie  ging  davon  aus,  dafs  thunliohste  £r- 

tleiohterung  der  Pflichten  de^  Finders  dessen  Geneigtheit,  sich  der  Ter- 
lorenen  Sache  anzunehmen,  steigere  und  sich  deshalb  auch  im  Interesse 
des  Verlierers  empfehle.  Nach  der  dem  Entwurf  tu  Grunde  liegenden 
Ansicht  wird  der  Finder  auch  dann  befreit,  wenn  er  die  Sadie  an 
einen  zum  Empfange  Berechtigten  herausgiebt;  die  Frage,  wer  empfaoga- 
boreehtigc  ist,  wird  im  Entwurf  nicht  ausdrücklich  entschieden,  nach 
den    Motiven    ist    es    jeder,     der    zum    Besitz    der   Sache    berech- 

tilgt  ist.  Der  Finder  soll  zur  Prüfung  der  Empfangsberechtigung  des- 
jeaigen,  dem  er  die  Sache  herausgiebt,  verpflichtet  sein,  und  demnach 
EoU  die  Herausgabe  der  Sache  an  den  Verlierer  ihn  nicht  schlechthin 
befreien*  Die  Kommission  beschlofs  dagegen,  der  Herausgabe  an  den 
Verlierer  unbedingt  befreiende  Wirkung  auch  gegenüber  den  sonstigen 
Empfangsberechtigten  beizulegen.  Sie  nahm  an,  dafs  sich  die  Empfangs- 
berechti^^ung  dt^s  Verlierers  im  allgemeinen  schon  aus  dem  ihm  nach  den 

»Grundsätzen  über  die  Erstatfuog  eioer  ungerechtfertigten  Bereicherung 
zuitehenden  Herausgabeanspniche  ergebe,  dafs  aber  der  Finder  auch  dann 
durch  Herausgabe  an  den  Verlierer  befreit  werden  müsse,  wenn  diesem 
in  Gemäfsheit  des  beschlossenen  §  797  a  (^ergL  Bd.  LXI  S.  60)  ein  eol- 
ober  Anspruch  uicht  zustehe;  nur  dann  dürfe  in  diesem  Falle  die  Be- 
fireiiug  selbstverständlich  nicht  eintreten,  wenn  der  Finder  bei  der  Her- 
ausgabe wisse,  doTs  das  Verhältnis,  auf  welchem  die  thatsächliche  Gewalt 
des  Verlierers  beruhte,  nicht  mehr  bestehe,  er  sich  also  durch  die  Heraus* 
g«be  einer  Begünstigung  schuldig  mache. —  Der  §  913,  nach  weichemim 
FsJle  der  Versteigerung  der  Sache  der  Erlös  an  Stelle  der  Sache  tritt, 
wurde  nicht  angefochten. 

Die    §§    914 — 916    betreffen    die    Ansprüche    des    Finders.      Der  in 
§  914  Nr.   1    anerkannte  Anspruch    auf  Ersatz    von  Aufwendungen  wurde 


%  913  v^rirl.  §  ni  AU»,  t,  %  918  b. 

f  fl5«»     Der  Fiader  hat  Dur  Voruts  und  grobe  FahrlÄ^jiigkeit  %q.  vertreten. 

§  913  b.  Der  Finder  wird  ddrch  die  Uerausgkbe  der  Sache  &ii  den  Verlierer  iknch 
dea  :»ODsbf;eQ  EmpfangsberechtigteD  (^egeafiber  befreit. 

§  914,  Bat  der  Finder  zum  Zwecke  der  Verwnhrung  oder  Erhaltung  der  Sache  oder 
«um  Zwecke  der  Ermittelung  eine«  EmpfaDfcaberecbti^ten  Aafweadungen  gemacht,  die  er 
nach  den  Utm»tanden  für  erforderlich  halten  durfte,  hq  kann  er  von  dem  Empfaogi- 
berechtigten  Knuiti&  verlangen. 

§  914  a,  (914,  9St  Abs  ?.)  Der  Finder  kann  von  dem  Em pfaogr berechtigten  einen 
Pinderlobn  verlangen.  Der  Pinderlohn  beträgt  von  dem  Werte  der  Sache  bi«  lU  drol- 
hundert  Mark  fünf  vom  Hundert,  von  dem  Mehrwert  ein«  vom  Hundert^  bet  Tieren  eins 
vom  Hundert.  Hat  die  Sache  nar  f&r  deu  Empfangsberechtigten  einen  Wert,  »o  ial  der 
Finderlobn  nach  billigem  Ermeaken  aa  bestimmen. 

Der  Anspruch  Ist  aoageechlo^seo ,  wenn  der  Finder  die  AnaeigepAichl  verletaC  oder 
4eo  ^ond  auf  Nachfrage  verheimlicht  hat. 


eo 
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inehtJoh  gebilligt.  Nach  Nr.  2  soU  der  Finder  eineo  Dach  dem  Wert' 
der  Sache  fest  bestimmten  Fuodlohn  verlangen  können.  Gegen  diese  Vor- 
sehrift  wnrde  eingewendet,  daTs  man  die  Belohnung  des  Finders  dem  Ansiands 
geftihl  des  Yeriterera  überlassen  müsse  und  dafs  die  gesetzliche  Bemessang 
des  Fundlohns  su  onbilligen  Ergeboiseen  fiihre.  Es  wurde  daher  teils 
Beseitigung  des  Ansprnohs  auf  Fundlohn  ^  teils  Beiehränkung  desselben 
auf  den  Fall,  wenn  der  Verlierer  und  der  Eigentümer  unbekannt  sind, 
empfohlen.  Die  Kommisaion  hielt  jedoch  mit  dem  Entwarf  das  im  Ge* 
biete  des  preufsischen  und  sachatschen  Rechts  im  Volksbewufstsein  fest 
eingewurzelte  Institut  des  Fundlohns  für  innerlich  gerechtfertigt  und  cur 
Yerhütang  Ton  Fundunterschlagungen  dienlich.  Im  einzelnen  setzte  mau 
entsprechend  einem  Wunsche  des  Generalkomitees  des  landwirtschaftliehen 
Vereins  in  Bayern  und  des  deutschen  Landwirt  seh  afUrats  den  Fandlohn 
für  verlorene  Tiere  auf  eins  yom  Hundert  des  Wertes  fest  Ungereoht* 
fertigt  erschien  die  Bestimmung  der  Kr.  2  Abs.  2  Satz  2 ,  dafs  bei  der 
Berechnung  des  FundJobna  von  dem  Wertbetrage  die  dem  Finder  so  er* 
setzenden  Aufwendungen  in  Abzug  kommen  sollen,  weil  danach  der  Fand- 
lohn desto  niedriger  werden  würde,  je  länger  der  Finder  die  Sache  auf- 
bewahrt and  je  mehr  Mühe  er  auf  die  Ermittelung  des  Verlierers  Ter- 
wendet.  Der  Abs.  3  der  Nr*  2,  nach  welchen  der  Finder  durch  Ver- 
letzung der  Anzeigepfiicht  des  Anspruchs  auf  den  Fundlohn  verloiltg 
wird,  blieb  unbeanstandet  Nach  §  915  hat  der  Finder  wegen  der  ihm 
nach  §  ^H  zustehenden  Ansprüche  daa  Recht,  die  Sache  bis  sa  seiner 
Befriedigung  zurückzubehalten ;  hat  er  die  Bache  dem  EmpfaogGbereohtigten 
herausgegeben,  so  kann  er  sich  wegen  seiner  Ansprüche  an  denselben 
persönlich  nur  dann  halten,  wenn  er  sich  die  Ansprüche  bei  der  Heraoa- 
gäbe  vorbehalten  hat.  Die  Kommission  stimmte  dem  Entwarf  darin  bei,  dafs 
der  Finder  vor  der  Herausgabe  der  Sache  an  den  Empfangsberechtigten 
durch  das  ZurückbehaltungBrecht  genügend  geschützt  sei.  Dagegen  er- 
schien es  ihr  nicht  angemessen ,  die  Haftung  des  Bmpfangsbereohtigtaa 
nach  der  Herausgabe  tou  einem  Vorbehalt  des  Finders  abhängig  lu 
maohen,  weil  der  minder  geschäftskundige  Finder  einen  solchen  Vorbehalt 
regelmäfsig  unterlassen  werde  und  es  Sache  des  Empfangiberechtigten  sei, 
sich  Tor  der  Annahme  der  Bache  bei  dem  Finder  nach  dem  umfang  seiner 
Ansprüche  zu  erkundigeu.  Man  beschlofs  dagegen  die  Haftung  des  Em- 
pfängers in  Ermangelung  eines  Tom  Finder  gemachten  Vorbehalts  ander- 
weit in  doppelter  Hineicht  zn  erleichtern.  Einerseits  wurdo  fUr  die 
Geltendmachung  der  Ansprüche  des  Finders  <»ine  kurze  Ausschi oTsfrift 
festgesetzt  ähnlich  wie  für  den  Ansprach  des  Vermieters  auf  Heraus- 
gabe der  gegen  seinen  Willen  Ton  dem  Mieter  aus  den  vermieteten  Räuman 
fortfeaehafilten  Sachen  (nach  §  52t  b  der  Bd.  LIX  S.  bbb  mitgeteilten 
Zosammenstellung),  Andererseits  gab  man  dem  Empfangsberechtigten  daa 
Hecht,  sich  durch  Rückgabe  der  Sache  an  den  Finder  Ton  der  Haftung 
an  befreien ;  es  erschien  dies  notwendig,  am  den  Empfangsberechtigten  daTor 


§  9lb.  Aaf  die  m  den  %%  914,  914 a  b«stiiiimtan  Aoeprteb«  findeo  die  f&r  di«  An- 
Sprache  des  Beeitxen  gegeo  deja  Eigvotüioer  wegco  VenreDdoDgeo  gek«iideD  Vors«lirifWo 
dss  I  9dS  entiprecbende  AnwendaDg 
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SB  tehtitsMy  dttCi  er  naehtxiglieli  duroh  Antpräohe  des  Finden^  die  Tiel- 
kieiit  den  Wert  der  Seohe  tlbertteigen,  überrasoht  werde.  (Die  Eedaktiotte* 
kenmi«ioa  will  die  sa  S  916  beeohloMeDeii  Venehriften  durah  eine  Yer- 
weieang  «ef  die  besfigliJi  der  YerwendaDgumeprfielie  des  Beeiiien  gegen 
den  fiigentiimer  ipSier  betchlotteDen  Bestimmungen  eraetien.)  Der  §  916 
wnrda  seehlieli  gebilligt  Der  §  917,  welcher  der  Polizeibehörde  wegen 
der  Ton  ihr  gemachten  Aufwendungen  dieselben  Beohte  beilegt,  welche 
des  Finder  nach  ^  914,  916  anstehen,  wurde  gestrichen,  weil  man  dayen 
aoaging,  dals  die  Pdiaeibehdrde  die  Fftrsorge  fOr  Fundsachen  nicht  als 
6eaehiflsfllhrer  der  beteiligten  PriTstperaonen,  sondern  kraft  ihres  Amtea 
ttbemehnM  und  deshalb  nicht  die  Gewährung  eines  privatrechtlichen  An« 
spnieha  gegen  den  Smpfisngsberechtigten,  sondern  nur  etwa  die  Fest- 
setsnng  einer  GebQhr  angemessen  erscheine. 

Die  SS  918 — 921  regeln  den  Eigentumserwerb  des  Finders,  derselbe 
sdl  sieh  regelmSfsig  durch  die  Aushändigung  eines  schriftlichen  Zeugnisses 
der  Foliseibehörde  an  den  Finder  yoUdehen,  durch  welches  die  Behörde 
beaeheinigt,  dafs  binnen  eines  Jahres  (besw.  binnen  drei  Jahren)  nach  der 
Anneige  dea  Fundes  ein  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Sache  bei  ihr  nicht 
angemeldet  ist  Nur  bei  Sachen  Ton  einem  drei  Mark  nicht  übersteigenden 
Werte  aoll  die  Anaeigepflicht  des  Finders  und  das  Erfordernis  des  pdiaei- 
Hehen  Zeugnisses  weglillen  und  der  Finder  mit  Ablauf  eines  Jahrea  ohne 


i  Sie  Tergl.  S  918  b. 

I  SIT  fMtriehen. 

I  eie.  (Sia— 9tl.)  mt  dem  AblMf  efaiM  JaliTM  nach  der  AnMige  dM  Fuid« 
M  eir  Folimelbelierde  anrirbt  der  Finder  die  Eigentam  an  der  Saelie,  ee  aei  denn,  daft 
wmhf&t  eio  BanpfiuigBberachiigter  dem  Finder  bekannt  geworden  iat  oder  sein  Recht  bei 
der  Feibeibeberde  angemeldet  hat  Mit  dem  Erwerbe^  desEigentams  erlöschen  die  sonstigen 
Bedtte  an  der  Sache. 

Beftri^  der  Wert  der  Sache  nicht  mehr  als  drei  Marie,  so  beginnt  die  einjibrige 
FHst  Biit  dem  Fände.  Der  Finder  erwurbt  das  Eigentam  nicht,  wenn  er  den  Fond  sAf 
Kafchfrage  ▼erheimlicht  hat. 

§  918  a.  Sind  innerhalb  der  im  §  918  Abs.  1  bestimmten  Frist  Emp&ngslierecb- 
tigte  dem  Finder  bekannt  geworden  oder  haben  sie  ihre  Rechte  bei  der  Poliselbehörde 
reehtseilig  angemeldet,  so  erwirbt  der  Finder  das  Eigentom  und  erlöschen  die  sonstigen 
Rechte  an  der  Sache  dann,  wenn  die  Empfangsl>erechtigten  sich  auf  die  AnfTordening  dea 
Ffiadere  nicht  aar  Befriedignog  der  dem  Finder  nach  den  §§  914  bis  916  anstehenden 
Anaprfiehe  bereit  erkllren.  Die  Auffordenmg  hat  nach  Mafitgabe  des  §  9S8a  Abs.  1,  S 
an  erfolgen. 

§  9iab.  (918,  916.)  Durch  die  Abliefemng  der  Sache  oder  des  Versteigernngs- 
erUbea  an  die  Poliaeibehörde  werden  die  Rechte  des  Finders  nicht  berfihrt.  LUst  die 
Pdli8eibeb8fde  die  Sache  Yerstoigem,  so  tritt  der  Erlös  an  die  Stelle  der  Sache.  Die 
Ptoliaeibebörde  darf  die  Sache  oder  den  Erlös  nur  mit  Zostimmong  des  Finders  einem 
EmpCangsbereehtiiiten  herausgeben. 

f  aiSe.  (9S8  Abs.  1.)  Versiebtet  der  Finder  gegenüber  der  Foliseibehörde  auf  das 
Recht  sam  Erwerbe  des  Eigentums  an  der  Sache ,  so  geht  sein  Recht  auf  die  Gemeinde 
des  Fnndorts  fiber. 

Hat  der  Finder  nach  der  Ablieferung  der  Sache  oder  des  Erlöses  an  die  Poliaei- 
bshSrde  auf  Ornnd  der  Vorschriften  der  §§  918,  918a  das  Eigentum  erworben,  so  geht 
daaselbe  anf  die  Gemeinde  des  Fundorts  Aber,  wenn  der  Finder  nicht  innerhalb  einer 
ihm  Ton  der  Poliseibehörde  bestimmten  Frist  die  Herausgabe  Tcrlangt. 

$919  Tergl.  $  918. 

{  9fO  rergl.  $  918. 

{  Ml  TtrgL  §  910  Abs.  1  SaU  9,  %  914a  Abs.  8,  (  918  Abs.  t. 
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weiteres  daa  Eigen  tarn  an  der  Fundsache  erwerben.  Die  Eommission  be<- 
Bchlofs  im  Anechlaro  an  einen  Vorschlag  Ton  Bahr,  bezüglich  aller  Fund* 
Sachen  Ton  dem  Erfordernis  des  polizeilichen  ^eagnis&es  abzusehen.  Mit 
den  aus  dieser  grundsätzlichen  Aenderung  eich  ergebenden  Abweichungen 
wurden  die  §§  918 — 921  sachlich  gebilligL  Danach  ist  der  Eigentums- 
erwerb  und  das  mit  diesem  regelmäTsig  Terbundene  Erlöschen  der  son- 
stigen Hechte  dann  ausgeschlossen,  wenn  innerhalb  eines  Jahres  nacb  der 
Anseige  (bexw.  bei  geringwertigen  Sat^heu  nach  dem  Funde)  der  Eigen- 
tum  er  oder  ein  sonstiger  Empfangsberechtigter  dem  Finder  bekannt  ge- 
worden oder  ihre  Hechte  bei  der  Poliiseibehörde  angemeldet  haben.  Im 
Anschluls  an  den  §  919  Abs.  2  beschlofs  die  Kommissioo,  den  Heraus- 
gabeansprueh  eines  solchen  Empfangsberechtigten  dann  erlöschen  ^u  lassen, 
wenn  derselbe  die  Abnahme  der  Bache  gegen  Bt^friedigung  des  Fioders 
rerweigert.  Eine  Vorschrift  darüber^  unter  welcht-n  Toraus?et2ungen  der 
Finder  das  Eigentum  erwerbe  und  die  sonstigen  Hechte  erlöschen,  hielt 
die  Mehrheit  für  entbehrlich.  Die  EedaktioDskommission  hat  jedoch  in 
der  Ton  ihr  Torgeschlagenen  Fassung  Ton  einer  Entscheidung  dieser  Frage 
nicht  absehen  zu  können  geglaubt.  Der  Verweigerung  der  Abnahme  stellte 
man  den  Fall  gleich ,  wenn  der  Empfangsberechtigte  nicht  innerhalb  einer 
ihm  Ton  dem  Finder  bestimmten  angemessenen  Frist  die  Sache  gegen 
Befriedigung  des  Finders  abnimmt  oder^  falls  er  die  Ansprüche  desselben 
bestreitet,  gegen  den  Finder  Klage  auf  Herausgabe  der  Sache  erhebt. 
Die  EedaktioDskommission  hat  diese  Beschlüsse  mit  den  bezüglich  der 
Verwendungsansprüche  des  Besitzers  gegen  den  Eigeotüraer  beschlossenen 
Vorschriften  in  Einklang  gesetzt  Die  Vorschrift  des  §  922  über  die  Ver- 
pflichtung des  Finders  zur  Herausgabe  der  Bereicherung  blieb  sachlich  unan- 
gefochten. Der  §  923,  welcher  die  Hechte  des  Finders  unter  gewissen 
Voraussetzutigen  auf  die  Gemeinde  des  Finders  übergehen  läfst,  bedurfte  mit 
Hücksicht  auf  die  vom  Entwurf  abweichende  Hegelung  des  Eigentumserwerbes 
des  Finders  einer  Aenderung.    Die  besonderen  Bestimmungen  der  §§  924 — 927 


§  922.  (922,  923  Abs.  2.)  Wer  lufolR«  der  Vorschriaen  der  §§  »18,  918a,  9lSc 
etoeD  RecbUrerlust  erleidet,  kunn  la  doo  Fällen  der  §§  818,  918  a  voq  dem  Finder,  b 
den  Fällen  des  §  918  c  von  der  Gemeinde  de«  FandarU  diis  durcli  die  Recht&indemsg 
Erlangte  nach  den  Varschnften  über  die  Hernas^abe  einer  angerechtfertif^ten  Bereich»- 
ning  rordern.  Der  Ansprnch  erlischt,  wenn  «r  nicht  binnen  drei  Jahren  nach  dem  Erwerbe 
d&»  Eigentnms  gerichtlich  geltend  gemacht  worden  ist, 

§  928  yerg).  §§  918  c  922, 

§  924.  Wer  eine  Ssche  in  den  Geschifksr&amen  oder  den  TmnsportmittelD  «mer 
Sffenllichen  Behörde  oder  einer  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  Verkehrsansi  alt  findvt 
und  an  steh  ntmmt^  hat  die  Sache  nnTeraügiich  an  die  Behörde  oder  die  VerkebrMUi!«taU 
oder  an  einen  Beamten  derselben  abxnltefem.  Die  Vorschriften  der  §§910  bis  922 
finden  keine  Anwendung. 

§  925.  (925  Abs.  1,  92C  Abs.  2.)  Die  Behörde  oder  die  Verkehrsanstalt  kann  die 
an  tie  abgelieferte  Sache  offieutlicb  veriteigern  lft.s«.en.  Die  öfieotlichen  Behörden  nod  die 
VerkehrMustalten  des  Reiche»,  der  Bnadeastaaten  nnd  der  Gemeinden  können  die  Ver- 
steigerung durch  einen  ihrer  Beamten  vornehmen  lassen. 

Die  Verstelgernng  Ut  erst  «otissig,  wenn  der  Fond  SOentlich  bekannt  gemacht,  die 
Empfani^sberechtigten  in  der  Bekanntmachang  aar  Anmeldung  ihrer  Rechte  nnter  Bestim- 
mong  einer  F>ist  anfgefordert  worden  sind  und  die  Frist  ohne  eine  Anmeldang  verstriebeo 
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aber  die  BehandluBg  der  in  den  Oesohäftiräumen  oder  Traniportmitteln 
einer  öffenüiehen  Behörde  oder  Yerkehrsanstalt  gefundenen  Saohen  sowie 
laderen  in  den  BesiU  einer  öffenÜicben  Behörde  gelangten  Sachen  einet 
•eiaer  Person  oder  seinem  Aufenthalt  nach  anbekannten  Empfangsberech- 
tigten blieben  sachlich  unangefochten. 

Die  Vorschrift  des  §  928  über  den  Schatzerwerb  erfahr  folgende 
Aendemngen:  Zum  Begriff  des  Schatzes  gehört  nach  dem  Entwurf,  dafs 
die  Sache  Ton  dem  früheren  Besitzer  verborgen  worden  ist,  so  dafs  ins- 
beeondere  eine  verlorene  Sache  nicht  unter  den  Schatzbegriff  fallt  Man 
erweiterte  den  Begriff,  indem  man  nur  erforderte,  dafs  die  Sache  ver- 
borgen gelegen  hat  Nach  dem  Entwurf  tritt  femer  der  Eigentums- 
arwerb  mit  der  Besitzergreifung  durch  den  Pinder  ein.  Die  Kommission 
hielt  ea  für  angemessener,  den  Eigentumserwerb  an  die  Entdeckung  zu 
knüpfen,  vorausgesetzt  jedoch,  dafs  infolge  dieser  Entdeckung  der  Schatz 
•ach  Bachtrfiglich  von  dem  Entdecker  in  Besitz  genommen  worden  ist 
2a  ciDcr  besonderen  abweichenden  Vorschrift  über  den  Erwerb  des  Eigen- 
tarne  an  einem  in  einer  beweglichen  Sache  verborgenen  Schatze 
sah  man  keinen  hinreichenden  Grand.  Eine  Bestimmung  über  die  Be- 
handlang  aufgefundener  Sachen  von  künstlerischem  oder  geschichtlichem 
Wert  erschien  entbehrlich,  weil  nach  Ansicht  der  Kommission  gemäfs 
Art  42  des  Entwurfs  des  Einführungsgesetzes  die  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften unberührt  bleiben,  welche  den  Finder  zur  Ablieferung  solcher 
an  öffentliche  Behörden  gegen  Wertersatz  verpflichten. 


ist  Die  BekanntmaehoDZ  ist  Dicht  erforderlieb,  wenn  der  Verderb  der  Sache  la  besorgen 
oder  die  Aufbewahrung  mit  nnTerhUtnismftfsigen  Kosten  Terbanden  ist 

Der  Erlös  tritt  an  die  Stelle  der  Sache. 

§  926.  Hat  sich  der  Empfangsberechtigte  nicht  binnen  drei  Jahren  nach  dem  Ablaafe 
der  in  der  BekanntmachoDg  bestimmten  Frist  gemeldet,  so  fällt  der  VersteigerangserlSs, 
wenn  die  Behörde  oder  die  Yerkehrsanstalt  eine  Reichsbehörde  oder  eine  Reicbsanstalt 
ist,  an  den  Reichsfiskas,  wenn  sie  eine  Landesbehörde  oder  eine  Landesanstalt  ist,  an 
den  Fiakos  des  Bondesstaats,  wenn  sie  eine  Gemeindebehörde  oder  eine  Gemeindeanstalt 
ist,  an  die  Gemeinde,  wenn  die  Verkehrsanstalt  von  einer  Privatperson  betrieben  wird, 
an  diese. 

Ist  die  Versteigernng  ohne  die  im  §  925  Abs.  2  bestimmte  Bekanntmachang  erfolgt, 
so  beginnt  die  dreijährige  Frist  erst,  nachdem  der  Fand  öffentlich  bekannt  gemacht  and 
die  Empfangsberechtigten  in  der  Bekanntmachung  snr  Anmeldang  ihrer  Rechte  aufgefordert 
worden  sind.     Das  Gleiche  gilt,  wenn  gefandenes  Geld  abgeliefert  worden  ist. 

Die  Kosten  werden  von  dem  herauszugebenden  Betrag  abgezogen. 

§  926  a.  (925  Abs.  2.)  Die  in  den  §§925,  926  bestimmte  Bekanntmachung  erfolgt, 
wenn  die  Behörde  oder  die  Yerkehrsanstalt  eine  Reichsbehörde  oder  eine  Reichsanstalt 
ist,  nach  den  von  dem  Bundesrat  erlassenen  Vorschriften,  in  den  übrigen  Fällen  sind  die 
▼OB  der  Zentralbehörde  des  Bundesstaates  erlassenen  Vorschriften  maf:»gebend. 

§  927.  Ist  eine  Sache  im  Besitz  einer  öffentlichen  Behörde,  ohne  dafs  diese  vertrage- 
milsig  Bur  Herausgabe  verpflichtet  ist,  so  finden  die  Vorschriften  der  §§  925  bis  926  a  ent* 
sprechende  Anwendung,  wenn  der  Behörde  der  Empfangsberechtigte  oder  dessen  Aufenthalt 
■nbekannt  ist. 

§  928.  Wird  eine  Sache,  die  so  lange  verborgen  gelegen  hat,  dafs  der  Eigentiimer 
nickt  mehr  zn  ermitteln  ist  (Schatz),  entdeckt  und  infolge  der  Entdeckung  in  Besits 
gettommen,  so  wird  das  Eigentum  zur  Hälfte  von  dem  Entdecker,  zur  Hälfte  von  dem 
Eifeatftmer  der  Sache  erworben,  in  welcher  der  Schatz  verborgen  war. 
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Mit  dem  §  929  beginnt  der  vom  EigentumsaBspruch  handelnde 
Tierte  TiteL  Der  §  929  giebt  dem  Eigentümer  einen  AuBpraob  auf  Her* 
ausgäbe  der  Saohe  lowobl  gegen  den  Besitzer  (im  Sinne  det  Entwurf«) 
wie  gegen  den  Inhaber;  nur  die  Erfüllung  der  Herauigabeptlicht  eoU  eioh 
(n&oh  den  Motiven)  verlieh ieden  gestalten  für  den  Inhaber  und  den  die 
Sache  eelbst  innehabendeu  BeKitser  auf  der  einen  und  den  nicht  selbst 
in  der  Inhabung  befindlichen  Besitzer  auf  der  anderen  Seite  dergestalt, 
dofa  die  ersteren  dem  Eigentümer  die  Sache  selbst  herouszu geben  haben, 
während  letzterer  nur  den  ihm  gegen  den  Inhaber  suatehenden  Heraus- 
gabeanspruch  abzutreten  haben  boIL     Biese  Regelung  bedurfte  mit  Rück- 
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Ansprüche  aas  dem  Eigentam. 

§  929.     Der  Etgenturoer  kAtin  voq  dem  Bmsiuer  die  HerjmsgAbe  der  Seche  Terlengeo, 

§  929  e.  (942«)  Der  Besltier  ketin  die  Herftusgebe  der  Sache  verweigern,  wean  er 
oder  der  mittelbare  Besiuer,  toq  dem  er  lein  Recht  zam  Besks  ableitet,  dem  EigeotÜmer 
gegenüber  zum  Besitxe  berechtigt  ist  Itt  der  mittelbare  B««iizer  dem  Eigentümer  gegeafibe r  aar 
Ueberlaasuog  dea  BeaUze^  ao  den  Besitaer  nicht  befugt,  so  kauo  der  EigeatOmer  von  dem 
BesHier  die  Herausgabe  der  Bache  an  den  mittelbaren  Besitzer  oder^  wenn  dieser  deo 
ßeeits  nicht  wieder  Übernehmen  will  oder  kafiD|  an  sich  selbst  verlangen. 

Der  Beüitser  einer  Sache,  die  nach  §  87i  b  durch  Abtrettiog  des  Aosprachs  auf  Ber* 
ausgäbe  verftuf^ert  worden  ist,  kann  dem  neuen  EigentQmer  die  Einwendungen  entgegen« 
seUeo,  welche  ihm  gegen  den  abgetretanen  Anspruch  zustehen. 

§  929  b.  (9S3.)  Der  BesitEer  hat  dem  Eigentümer  die  Nutiungen  hersas  zu  geben « 
welche  er  nach  dem  Eintritte  der  Rechtshängigkeit  gezogen  bat.  Die  aaf  die  Gewinnung 
der  Nutanngen  verwendeten  Kosten  sind  von  dem  Eigentümer  insoweit  an  ersetzen ,  als 
sie  einer  ordnangsmifaigen  Wirlacfaa/t  entsprechen  und  den  Wert  der  Nutaungen  ntehl 
Übersteigen. 

Bat  der  Besitser  nach  dem  Eintritte  der  Bechtshinglgkett  infolge  teinea  yeracbntdeoa 
Nutaungen  nicht  gezogen,  die  er  nach  den  Regeln  einer  ordoongsmitr^igen  Wirtschaft  bitte 
ziehen  können,  so   ist  er  dem  Eigentümer  zum   Eraatae  verpflichtet. 

§  939  c.  Hat  em  Besitzer,  der  die  Sache  als  eigene  oder  tum  Zwecke  der  Aastbuiif 
eines  Ihm  in  Wirklichkeit  nicht  aoatehendeo  Nutzungsrechtes  an  der  Sache  beaitat,  den 
Besitz  unentgeltlich  erlsngt,  so  ist  er  dem  ElgenthÜmer  zur  Herausgabe  der  vor  dem  Ein- 
tritte der  Kechtshingigkeit  gesogenen  Kutzuugeo  nach  den  Vorschriften  Über  die  Beraoa* 
gäbe  einer  ungerechtfertigten  Bereicherung  verpflichtet. 

§  929  d.  (953)  Der  BeaUter  ist  von  dem  Eintritte  der  Bechtshiogigkett  an  dem 
£igentümer  fUr  den  Schaden  verantwortlich,  welcher  dadurch  entsteht,  dafi  die  Sache 
infolge  seines  V^erschnldens  verschlechtert  wird,  outergeht  oder  aus  einem  aonstigen  Grunde 
von  ihm  nicht  herausgegeben  werden  kann, 

%  929  0.  (93t,  93i.)  War  der  Besitzer  bei  dem  Erwerbe  des  Besitaes  nicht  in  gatem 
Glauben^  so  haftet  er  dem  Eigentümer  von  der  Zeit  des  Erwerbes  an  nach  den  §§  9S9  b, 
9S9  d.  Erfährt  der  Besitzer  spfiter,  dafs  er  zum  Besitze  nicht  berechtigt  ist,  so  haftet  er 
in  gleicher  Weise  von  der  Erlangung  der  Kenninis  au.  Eine  weitergehende  Haftung  wegen 
Verzuges  bleibt  unberührt 

§  929  r     (9StJ     Leitet  der  Besitzer    das  Recht    aum  Besitze  von    einem  mlttelbareu 
Beaitxer  ab,  eo  finden  die  Vorschriften  des  §  929  e  in  Ansehung  der  Nutzungen  nur  An- 
wendung«   wenn    der   mittelbare  Besitzer    bei    dem  Erwerbe    des  Besitaes  nicht  in  fulem  i 
Olaubeu  war  oder  später  den  Mangel  des  Rechtes  zum  Besitze  erfahren  hat  ' 

War  der  Besitzer  bei  dem  Erwerbe  des  Besitzes  in  gutem  Glauben,  so  hat  er  gleich* 
wohl  von  dem  Erwerb  an  den  Schaden,  welcher  dadurch  entsteht,  dafs  die  Sache  infolge 
•eines  V^erschuldons  verschlechtert  wird ,  untergeht  uder  aus  einem  sonstigen  Grunde  von 
ihm  nicht  herzusgegeben  werden  kann,  dem  Eigentümer  gegenüber  insoweit  zu  vertreten, 
aU  er  dem  mittelbaren   Besitzer  verantwortlich  ist 

§  929  g.  (936,)  Hat  sich  der  Besitzer  durch  verbotene  Eigenmacht  oder  durch  eine 
strafbare  Flandlung  den  Besits  verschafft,  so  haftet  er  dem  Eigentümer  nach  den  Vor- 
Schriften  Über  den  Schadensersatz  wegen  unerlaubter  Haadlnugen. 
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lieht  auf  die  betohlostene  Umgettaltang  der  Be8ii87or»ohriften  einer 
Aeoderang.  EinTerständnis  bestand  in  der  KommiBsion  darüber,  dafa 
dem  SigentOmer  gegenüber  dem  Besitzer  (im  Sinne  der  2.  Lesung)  der 
Ansprach  auf  Herausgabe  der  Sache  anstehen  müsse.  Dagegen  zeigte  sich 
eine  eriiebliehe  Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  dem  Eigentümer  weiter 
soeh  gegen  den  mittelbaren  Besitzer  ein  Anspruch  auf  Einräumung  des 
Bittalbaren  Besitaes  gegeben  und  ob  daneben  eine  bedingte  Verurteilung 
des  mittelbaren  Besitzers  zur  Herausgabe  der  Sache  fiir  den  Fall  der 
Wiadararlangnng  des  unmittelbaren  Besitzes  zugelassen  werden  solle. 
Für  die  Gewährung  eines  Anspruchs  auf  Einräumung  des  mittelbaren 
Besitzes  wurde  geltend  gemacht,  dieselbe  entspreche  theoretisch  dem 
Wesen  des  mittelbaren  Besitzes,  sei  es  dafs  man  in  diesem  ein  wirk- 
liches Besitzrerhältnis ,  sei  es  dafs  man  in  ihm  eine  dem  Eigentümer 
gebührende  Rechtsposition  und  deshalb  in  dem  mittelbaren  Besitz  eines 
Dritten  eine  Yerletzung  des  Eigentums  erblicke.  Vor  allem  aber  sei  der 
bezaiehnete  Anspruch  praktisch  zum  Schutze  des  Eigentümers  unentbehr- 
lich, damit  der  Eigentümer  sich  die  mit  dem  mittelbaren  Besitz  bezüglich 
des  Beiitssehutzes  und  der  Eigentumsübertragung  verbundenen  Yorteile 
Tmehaffen  und  dem  mittelbaren  Besitzer  die  für  ihn  mit  diesem 
Verhältnis  rerknüpften  Vorteile  in  Bezug  auf  den  Fruchterwerb  und  die 
Srutznng  entziehen,  auch  den  Umweg  yermeiden  könne,  der  sich  ergebe, 
wenn  der  auf  Herausgabe  der  Sache  verklsgie  unmittelbare  Besitzer  ge- 
■äls  S  78  C.P.O.  den  mittelbaren  Besitzer  als  seinen  Auktor  benennt; 
anter  Umständen  werde  die  Verfolgung  des  Eigentums  unerträglich  er- 
schwert, ja  unmöglich  gemacht,  wenn  man  den  Eigentümer  auf  den 
Ansprach  gegen  den  unmittelbaren  Besitzer  beschränke.  Die  Mehrheit 
der  Kommission  lehnte  jedoch  die  Anerkennung  eines  Anspruchs  der  be- 
leiehneten  Art  gegen  den  mittelbaren  Besitzer  ab.  Sie  war  der  Ansicht, 
dsis  ein  solcher  Anspruch  durch  die  Natur  des  mittelbaren  Besitzes  sich 
nicht  rechtfertige,  da(s  es  sich  hier  um  die  Eegelung  des  der  gemein- 
rechtlichen rei  vindicatio  entsprechenden  Eigentumsanspruohes  handle, 
dessen  Wesen  die  Ausdehnung  auf  den  mittelbaren  Besitzer  nicht  zulasse 
und  durch  diese  Ausdehnung  verdunkelt  werden  würde.  Wenn  die  rei 
vindicatio  nach  römischem  Recht  auch  gegen  den  nicht  selbst  inne- 
habenden juristischen  Besitzer  (im  Sinne  des  gemeinen  Hechts)  gegeben 
werde,  so  beruhe  dies  darauf,  dafs  nach  römischem  Becht  der  juristische 
Besitzer  den  Inhaber  jederzeit  seiner  Inhabung  entsetzen  könne;  dieser 
Standpunkt  sei  aber  nicht  mehr  haltbar,  nachdem  dem  Inhaber  Besitz- 
schutz gewährt  worden  sei.  Ein  vindikatorischer  Anspruch  gegen  den 
mittelbaren  Besitzer,  z.  B.  den  Verpächter  eines  fremden  Grundstücks, 
entspreche  nicht  der  natürlichen  Auffassung  des  Lebens  und  habe  über- 
dies nur  geringen  praktischen  Wert,  da  mit  demselben  eine  unmittelbare 
und  unbedingte  Verurteilung  zur  Herausgabe  der  Sache  doch  nicht  er- 
reicht werden  könne.  Der  Eigentümer  habe  gegenüber  dem  mittelbaren 
Besitzer  unter  Umständen  einen  Anspruch  aus  einer  unerlaubten  Hand- 
lung, den  negatorischen  Eigentumsanspruch  (§  943),  jedenfalls  eine  Fest- 
stellungsklage (nach  §  231  O.P.O.);  bei  diesem  Schutz  könne  und  müsse 
man  es  bewenden  lassen. 

Ddtlt  folgt  Bd.  VU  (LXn).  5 
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Die  Kommisfiion  erledigte  hierauf  zunächBt  dcfii  §  942,  welcher  dia 
EiDweDdiiDgen  gegen  den  Herauegabeanspruch  des  Eigeutütnera  auf  ÜTUod 
einea  dinglicben  oder  obligatoriechen  RechrA  sum  Besitze  betriflPt  Der- 
selbe wurde  entsprecheDd  der  Umgestaltung  der  BeBitzIehre  und  dem  zu 
§  929  gefafaten  Beschlufs  d&hm  geändeit,  dafa  der  Besitzer  die  Heraui- 
gäbe  der  Sache  vor  weigern  kann,  wenn  er  oder  der  mittelbare  Besitzer^ 
Ton  dem  er  sein  Recht  zum  Besitze  ableitet,  dem  Eigentümer  gegenüber 
zum  Besitze  berechtigt  ist.  Zweifel  ergabeu  sich  darüber,  wie  sich 
in  dem  falle,  wenn  zwar  der  mittelbare  Besitzer  dem  Eigentümer  gegen- 
über (als  Nieffl brauch  er,  Pächter  eto.)  zum  Besitz  berechtigt  ist,  den  Be- 
8it£  aber  tinbefugterweise  an  einen  Dritten  überlassen  bat,  der  Anspruch 
des  Eigentümers  gegen  diesen  dritten  Besitzer  gestalte.  Man  war  zum 
Teil  der  Ansicht^  dafs  der  Eigen  tum  er  mit  dem  yindikatoTischeo  Anspruch 
zum  Teil,  dafs  er  mit  dem  negatorischen  Anspruch  gegen  den  Besitze 
vorgehen  könne.  Die  Mehrheit  beschlofs  mit  Rüoksicht  auf  diese  Meinung« 
yerschiedenheit  ond  darauf,  dafs  keine  der  vertretenen  Ansichten  zu  eioeoi^ 
praktisch  befriedigenden  Ergebnis  führe,  die  Frage  ausdrücklich  dahin  zu 
entscheiden,  dafs  der  Eigentümer  Yon  dem  Besitjser  die  Herausgabe  der 
Sache  an  den  mittelbaren  Besitzer  oder,  wenn  dieser  den  Besitz  nicht  wieder 
übernehmen  will  oder  kann,   an  sich  selbst  verlangen  könne. 

Die  §§  930 — 935  regeln  die  Voraussetzungeo,  unter  welchen  der 
„Besitzer"  uod  der  Inhaber  dem  Eigentümer  gegenüber  zur  Herausgabe 
der  Nutzungen  und  zum  Schadensersatz  yerpdichtet  ist.  Auf  den  §  930 
wird  später  eingegangen  weiden.  Der  §  931  betrifft  die  Haitung  des 
unredlichen  „Beiitzers"  d.  b.  nach  der  Terminologie  der  2.  Lesung  dea  un- 
redlichen Eigenbesitzers  ohne  Unterschied,  ob  dieser  die  Sache  in  unmittel- 
barem oder  nur  in  mittelbarem  Besitz  hat  Die  Haftung  dea  mittelbaren 
Besitzers  wurde  späterer  Erwägung  vorbehalten.  Anlangend  die  Haftung 
des  unredlichen  selbst  im  Besitz  befindlichen  Eigen besitzers,  so  setzt  die 
selbe  nach  dem  Entwurf  die  —  sei  es  beim  Besitzerwerb  vorhandene 
sei  es  später  erlangte  —  Kenntnis  des  Eigenbesitzers  von  dem  Mang« 
des  Rechte  zum  Besitze  voraus.  Die  Kommission  billigte  diese  Kegeluog^ 
für  den  erst  nach  erfolgtem  Besitzerwerb  eintretenden  bdeen  Glauben,  be- 
schlofs aber,  der  beim  Besttzerwerb  vorhandenen  Kenntnis  des  Eigen- 
besitzers von  seinem  Rechtsmangel  die  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruhende 
Ünkenntnia  gl  ei  ohzua  teilen.  Sie  hielt  diese  Gleichstellung  aus  denselben 
Gründen  für  geboten,  wie  bei  der  Ersitzung  (§  B81  Abs.  3)  und  dem 
Fruchterwerb  (s.  oben  S.  55),  Man  sah  keinen  Grnnd,  einen  Besitzer, 
der  nach  dem  zu  §  900  gefaCsten  Beschlüsse  an  den  natürlichen  Früchten 
nicht  Eigentum  erwerben,  diese  vielmehr  dem  Eigentümer  herauszugeben 
haben  aoU,  wegen  anderer  Nutzungen  nur  nach  den  Grundsätzen  über  die 
Erstattung  einer  ungereohtiertigten  Bereicherung  haften  zu  lassen,  und 
erachtete  es  auch  im  übrigen  für  dem  natürlichen  Rechtsbewufstaeiu  ent- 
spreohendi  dafs  ein  aolcher  Besitzer  in  demselben  Umfange  hafte  wie  der-, 

§  030»  Liegen  die  ia  den  §§  929  b  bb  929^  bflselchneten  Vorftossetsuiigeo  olcli 
▼or»  sf»  ist  der  BesitEer  weder  lar  Herftusgabe  von  NatsuDgeti  noch  zum  Ersals  etAes 
8otiad«iis  verpflichtet. 

$  931  vergl.  %  929  e  Satt  1, 
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iaig^  der  beim  BetitdEerwerbe  feineii  Bechtsmangel  gekannt  hat.  Der 
§  931  Abf.  8  ber&ckBiohtigt  noch  besonders  den  Fall,  dafs  der  Besitser 
d«  Beeits  durch  eine  strafbare,  wenn  auch  nur  auf  Fahrlässigkeit  he- 
nkende Handlung  erworben  hat.  Diese  Bestimmung  wurde  aus  dem- 
MlbeoTGninde  gestrichen  wie  die  des  §  900  Satz  2  Nr.  3.  —  Den  Um- 
fing der  Haftung  des  unredlichen  Eigenbesitzers  bestimmt  der  Entwurf 
dakis,  daCs  derselbe  dem  Eigentümer  die  gezogenen  Nutzungen  herauszu- 
geben und  den  Schaden  2u  ersetzen  hat,  welcher  infolge  seines  Yer- 
Nbaldens  durch  Untergang  oder  Yerschlediterung  der  Sache  oder  jener 
HutsvDgeD  oder  durch  versäumte  Ziehung  Ton  Nutsungen  entstanden  ist; 
dagegen  schweigt  der  Entwurf  Ton  der  Haftung  für  den  Schaden,  welcher 
dsdazeh  entsteht,  dafs  der  Eigenbesitzer  auf  andere  Weise  als  durch 
Untei^;mng  oder  Verschlechterung,  insbesondere  durch  Veräufserung,  schuld- 
kaft  zur  Hermusgabe  der  Sache  aufser  Stand  gesetzt  wird.  Die  Kommission 
nk  hierin  eine  Lücke  des  Gesetzes  und  dehnte  daher  die  Haftung  auf  den 
baseiehneten  Schaden  aus.  Der  §  932  Abs.  1  Satz  1  regelt  die  Haftung 
des  unredlichen  Inhabers,  der  die  Sache  „für  den  Besitzer"  innehat,  also 
aaeh  der  Terminologie  der  2.  Lesung  des  unredlichen  Besitzers  in  dem 
Falle,  wenn  ein  anderer  Hb  der  Eigentümer  mittelbarer  Besitzer  ist. 
Wenn  dagegen  der  unredliche  Besitzer  sein  Becht  zum  Besitze  Tom  Eigen- 
timer ableitet,  z.  B.  aus  einem  mit  diesem  geschlossenen  Mietyertrage, 
dessen  Nichtigkeit  ihm  bekannt  ist,  so  soll  sich  seine  Haftung  nach  den 
tUgemeinen  Grundsätzen  über  ungerechtfertigte  Bereicherung  oder  uner- 
knbte  Handlungen  bestimmen.  Die  Kommission  war  der  Ansicht,  dafs 
das  Bednrfiiis  einer  selbständigen  gesetzlichen  Begelung  der  Haftung  des 
naiedlichen  Besitzers  auch  für  diesen  Fall  bestehe,  und  dehnte  deshalb 
die  zu  %  931  beschlossenen  Bestimmungen  über  die  Haftung  des  Eigen- 
badtzera  anf  jeden  Besitzer  aus.  Der  §  932  Abs.  1  Satz  2,  welcher  dem 
$931  Abs.  2  entspricht,  wurde,  wie  dieser,  gestrichen.  Der  §  932  Abs.  2 
lehliefst  die  Haftung  des  unredlichen  Besitzers  in  Ansehung  der  Nutzungen 
las,  wenn  derselbe  sein  Besitzrecht  von  einem  redlichen  mittelbaren  Be- 
ulzer  ableitet,  weil,  wenn  der  Besitzer  vom  Eigentümer  in  Anspruch  ge- 
aemmen  werden  könnte,  er  sich  seinerseits  an  den  mittelbaren  Besitzer 
wurde  halten  können.  Diese  Vorschrift  fand  die  Zustimmung  der  Kom- 
mission. 

Der  §  933  regelt  die  Haftung  des  Prozefsbesitzers  d.  h.  des  redlichen 
Beötaera  nach  dem  Eintritt  der  Kechtshängigkeit  des  Eigentum sanspruchs 
dnreh  Verweisung  auf  §  931  Abs.  1  und  §  932.  Sachlich  wurde  die  Be- 
stimmung mit  den  Aenderungen,  die  sich  aus  den  zu  den  letztgenannten 
Tonehriften  gefafsten  Beschlüssen  ergaben,  gebilligt.  Die  Kedaktions- 
kommiseion  hat  entsprechend  einem  bei  der  Kommission  gestellten 
Antrage,  für  zweckmäfsig  erachtet,  die  Haftung  des  Prozefsbesitzers  an 
tfster  Stelle  und  selbständig  zu  regeln  und  bezüglich  der  Haftung  des 
■nredliehen  Besitzers  auf  diese  Begelung  zu  yerweisen ;  es  ist  dies  nament- 
bah  ans  dem  Grunde  geschehen,  weil  an  mehreren  Stellen  des  Eechts  der 
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Sciltildverhältmsge  auf  die  Vorschriften  über  die  Haftung  des  ProxeCibe- 
fiitzerB  Bezug  genonimeu  wird, 

Naoh  §  934  soll  sowohl  der  redliohe  wie  der  ud redliche  Bedtier 
voD  dem  Zeitpunkte  au^  in  welchem  er  nach  den  §§  245,  246  in  Verzug 
kommt,  nach  den  für  den  Verzug  geltenden  Vorschriften  haften.  Ditse 
Vorschrift  fand  insoweit  Billigung »  als  sie  sich  auf  den  unredlichen  Be- 
siicer  bezieht;  ihre  Ausdehnung  auf  den  redlichen  Besitzer  wurde  dagegen 
abgelehnt.  Nach  dem  Entwurf  würde  dieser,  nachdem  er  von  dem  Eigen- 
tümer zur  Herausgabe  der  Bache  aufgefordert  wäre,  die  slreßge  Haftung 
nach  den  Grundsätzen  über  den  Verzug  nur  durch  den  seh  wer  zu  führenden 
Beweis  abwenden  könaeu,  dafs  er  ohne  jedes  Verschulden  das  Recht  des 
Eigentümers  nicht  erkannt  habe.  Diese  Regelung,  welche  dem  bestehenden 
Recht  nicht  entsprich t,  eraohien  nicht  angemessen,  weil  sie  der  Bedeutung 
des  redlichen  Besitzes  niclit  gerecht  werde  und  im  Widerspruch  damit 
siehe,  dafs  für  die  Unterbrechung  der  Ersitzung  und  des  Fruohterwerbs 
der  Eintritt  der  Verzugs  Voraussetzungen  nicht  genügen  soll.  Ben  Eigen- 
tümer hielt  man  durch  die  Möglichkeit^  den  redlichen  Besitzer^  duroh 
Klageerhebung  in  die  Lage  des  Prozefsbesitzers  zu  bringen,  für  aus- 
reichend geschützt«  Der  §  935,  nach  %velchem  eine  Schadensersatzp flieht 
des  Besitzers  nach  den  Vorschritten  über  die  Haftung  aus  unerlaubten 
Handlungen  nur  dann  eintritt,  wenn  er  sich  den  Besitz  durch  eine  straf- 
bare oder  eine  vorsätzlich  begangene  unerlaubte  Handlung  Terschafft  hat, 
wurde  sachlich  beibehalten;  nur  setzte  man  an  die  Stt^lle  der  allgemeinen 
Kategorie  einer  vorsötzlich  begangenen  unerlaubten  Handlung  die  aHtin 
in  Betracht  kommende  Handlung   dieser  Art,   die   verbotene  Eigenmacht 

In  den  §§  9131 — 936  sinrl  die  Voraussetzungen,  unter  denen  der  Be- 
sitzer dem  Eigentümer  gegenüber  zur  Herausgabe  der  Nutzungen  oder 
zum  Schadensersalz  verpflichtet  ist,  erschöpfend  bestimmt  Der  redliohe 
Besitzer  ist  hiemach  von  dieser  Verpflichtung  für  die  Zeit  bis  zum  Ein- 
tritt der  Rechtshängigkeit  frei.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  kann 
sich,  da  der  Fall  des  Verzuges  nach  dem  mitgeteilten  Beschlüsse  nicht 
mehr  in  Betracht  kommt,  nur  noch  orgeben,  wenn  die  Voraussetzungen 
dus  §  935  vorliegen.  Die  Kommission  hielt  es  für  zweokmafsig,  ent* 
sprechend  dem  §  930  Abs.  l  die  beaeichnete  Regel  zur  Vermeidung  von 
Zweifeln  auszusprechen.  Sie  fügte  aber  abweichend  vom  Entwurf  noch 
eine  weitere  Ausnahme  bei  inbetreff  der  Haftung  für  Schaden,  welcher 
dadurch  entsteht,  dafs  die  Sache  infolge  des  Verschuldens  des  redlichen 
Besitzers  verschlechtert  wird,  untergeht  oder  aus  einem  sonstigen  Grunde 
von  ihm  nicht  herausgegeben  werden  kann.  Man  ging  davon  aus,  d&fa 
eine  solche  Haftung  zwar  den  redlichen  Eigenbesitzer  nicht  treffen  dürfe, 
dafs  dagegen  ein  redlicher  Besitzer,  der  sein  Besitzrecht  von  einem  mittel- 
baren Besitzer  ableite,  die  Sache  also  als  fremde  besitze,  wegen  des  be- 
zeichneten Schadens  dem  Eigentümer  ebenso  haften  müsse  wie  dem  mittel- 
baren Besitzer  und  sich  nicht  darauf  dürfe  berufen  können,  dafs  er  einen 
anderen  für  den  Eigentümer    gehalten  habe.      Nicht   erforderlich  eranhien 
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ei,  batonden  klannitellen,  dab  die  Haftang  des  redlichen  Besitzers  nach 
den  OmndaStsan  über  die  Erstattung  einer  ungerechtfertigten  Bereicherang 
«Her  anderen  Beschränkung  nicht  unterliege  als  derjenigen,  welche  sich 
tas  den  Bestimmungen  über  den  Fruchterwerb  des  redlichen  Besitzers 
(S  900)  und  der  Befreiung  desselben  yon  der  Yerpflichtung  zur  Heraus- 
gabe sonstiger  Nutiungen  (§  930  Abs.  1)  ergiebt.  Die  Kommission  be- 
fshlofs  jedoeh,  auch  in  Ansehung  der  Früchte  und  sonstigen  Nutzungen 
eine  Haftung  dee  redlichen  Besitzers  nach  den  Grundsätzen  über  die  Her- 
snsgabe  einer  ungerechtfertigten  Bereicherung  dann  eintreten  zu  lassen, 
wenn  derselbe  den  Besitz  unentgeltlich  erlangt  hat  Sie  erblickte  in  dieser 
Bestimmung  eine  notwendige  Folgerung  aus  dem  Gedanken,  welcher  den 
n  den  §$  889,  880  ge&fsten  Beschlüssen  zu  Grunde  liegt,  daTs  das  für 
den  Sohatx  des  gutgläubigen  Erwerbs  mafsgebende  Verkehrsinteresse  nicht 
daza  nötige,  auch  im  Falle  unentgeltlichen  Erwerbs  diesen  Schutz  auf 
Kasten  des  wahren  Berechtigten  unbeschränkt  durchzuführen.  —  Der  §  930 
Abs.  2«  welcher  lediglich  das  Verhältnis  der  Vorschrift  des  Abs.  1  zu  den 
H  898 — 908  klarzustellen  bezweckt,  ist  als  entbehrlich  weggelassen. 

Die  §S  986 — 938  regeln  die  Ersatzansprüche  des  Besitzers  gegen  den 
Bigentftmer  wegen  der  yon  ihm  auf  die  Sache  gemachten  Verwendungen. 
Nach  dem  Entwurf  (|  986  Abs.  1)  kann  jeder  Besitzer,  der  redliche  wie 
dsr  muredliche,  wegen  jeder  Verwendung  yom  Eigentümer  insoweit  Ersatz 
indem,  als  der  Eigentümer  durch  die  Verwendung  infolge  der  Wieder- 
sriangong  der  Sache  aus  dem  Vermögen  des  Besitzers  bereichert  ist.  Die 
KoBmiaaion  hielt  demgegenüber  in  üebereinstimmung  mit  mehreren  AeuTse- 
ringen  der  Kritik  eine  yerschiedene  Behandlung  des  redlichen  und  des 
aredliehen  Besitzers  für  geboten.  Dem  redlichen  Besitzer  beschlofs  man, 
aaen   Brsatianspruch   insoweit  zu  gewähren,    als   die   Verwendung   not- 

§  ese.  (9S6  Abs.  1,  8.)  Der  Beiitser  kann  fUr  die  Verwendangen,  die  er  anf  die 
Stelle  gemmeht  hat,  von  dem  Eigentümer  insoweit  Ersatz  Terlangen,  als  sie  notwendig 
waren  oder  durch  sie  der  Wert  der  Sache  noch  zu  der  Zeit,  zn  welcher  der  Eigentümer 
die  Sache  wiederlangt,  erhöht  ist.  Die  gewöhnlichen  Kosten  der  Erhaltung  der  Sache 
siad  jedoch  dem  Besitser    für  die  Zeit,    für  welche  ihm    die  Nntaangen  Terbleiben,    nicht 


Fllr  Verwendangen,  die  nach  dem  Eintritte  der  Rechtshängigkeit  gemacht  worden 
sind,  kann  der  Besitzer  Ersatz  nur  Tcrlangen,  wenn  sie  notwendig  waren.  Das  Gleiche 
gilt  far  Verwendungen,    die   ein  Besitzer   gemacht   hat,    der    nach  §  929  e  Abs.  1  haftet. 

§  986  a.  Zn  den  notwendigen  Verwendangen  im  Sinne  des  §  9S6  gehören  auch  die 
Aefvendnogen,  die  der  Besitzer  zar  Bestreitung  tod  Lasten  der  Sache  gemacht  hat.  Für 
die  Zeit,  flr  welche  dem  Besitzer  die  Nutzungen  yerbleiben,  sind  ihm  nur  auTserordent- 
Sehe  Laaten  au  ersetzen,    die  als   auf  den  Stammwert  der  Sache    gelegt   anzusehen  sind. 

§  986  b.  (936  Abs.  S.)  Hat  der  Besitzer  mit  der  Sache  eine  andere  Sache  als  wesent- 
lichcB  Bestandteil  Terbunden,  so  kann  er  sie  abtrennen  und  sich  aneignen.  Die  Vorschriften 
des  I  514  Abs.  8  Satz  8,  S  finden  entsprechende  Anwendung. 

Daa  Recht  nur  Abtrennung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Besitzer  nach  §  936  Abs.  1 
SMS  S  für  die  Verwendung  Ersatz  nicht  verlangen  kann  oder  die  Abtrennung  für  ihn 
kanto  Katzen  hat  oder  der  Eigentümer  ihm  mindestens  den  Wert  ersetzt,  welchen  der 
Bestaadteil  nach  der  Abtrennung  für  den   Besitzer  haben  würde. 

{  986  c  Ist  ein  landwirtschaftliches  Grundstück  herauszugeben,  so  hat  der  Eigen- 
tteer  die  Kosten,  welche  der  Besitzer  auf  die  noch  nicht  getrennten,  jedoch  nach  den 
Bcgeln  einer  ordnongsmifsigen  Wirtschaft  vor  dem  Ende  des  Wirtschaft^ahres  zu  trennen- 
den Früchte  verwendet  hat,  insoweit  zu  ersetzen,  als  sie  einer  ordnungsm&fsigen  Wirt- 
entsprechen und  den  Wert  dieser  Früchte  nicht  übersteigen. 
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wendig  oder  durch  sie  der  Wert  der  Sache  «ur  Zeit  der  Keritisgabe 
erhöht  ist.  Man  nahm  an,  daf«  diete  Begelang  mit  der  des  Entwürfe  if 
wesentlichen  auf  das  gleiobe  Ergebnis  hinaualaafe;  denn  nach  richtiger 
Anflicht  werde  der  Eigentümer  durch  eine  Tom  Besitzer  gemachte  not- 
wendige Verwendang  stets  infolge  der  Ersparung  einer  notwendigen  Aus* 
gäbe  bereichert,  auch  wenn  der  Wert  der  8ache  zur  Zeit  der  Herausgabe 
durch  die  Verwendung  nicht  mehr  erhöht  sei,  80  dafe  auch  nach  dem 
Eütwurf  der  Besitzer  wegen  notwendiger  Verwendungen  steta  Enati 
fordern  könne.  Zur  Vermeidung  von  Zweifeln  erschien  es  jedoch  sweck- 
mäfsiger,  dies  besonders  auszusprechen.  Dem  unredlichen  Besitzer  (und 
ebenso  dem  Prozefsbeflitzer)  beechlofB  man  dagegen  nur  wegen  notwen- 
diger Verwendungen  einen  Ersatzanspruch  zu  gehen.  Man  erwog ,  daTa 
durch  die  Regelung  des  Entwurfs  der  Eigentümer  der  Willkür  des 
Besitzers  preisgegeben  werde,  dafs  femer  dem  Besitzer»  der  wissentlioh 
auf  eine  fremde  Sache  eine  Verwendung  mache  ^  an  sich  jeder  Eraatzan* 
Spruch  versagt  sein  müsse  und  dafs  nur  bezüglich  der  notwendigen 
Verwendangen  aus  Billigkeitagründen  eine  Ausnahme  gemacht  werden  könne. 

Nach  §  936  Abs.  2  mufs  sich  der  Besiteer,  welchem  die  Nutzungen 
der  Sache  yerbleiben,  also  der  redliche  Besitzer,  yon  dem  ihm  fSi 
Verwendungen  zu  ersetzenden  Betrage  den  Reinertrag  der  gezogenen 
Nutzungen  abrechneu  lassen.  Die  Kommission  war  der  Ansicht,  dafi 
diese  Abrechnung  zu  Schwierigkeiten  und  nicht  selten  zu  ungerechten 
Ergebnissen  fuhren  würde.  Einfacher  und  billiger  erbchien  es,  den  dem 
Abs.  2  zu  Grunde  liegenden  Gedanken  einer  Ausgleichung  der  mit  dem 
Besitz  der  Sache  verbundenen  Vorteile  und  Nachteile  in  der  Art  zur 
Geltung  zu  bringen,  dafs  dem  Besitzer  für  die  Zeit^  für  welche  ihm  die 
Nutzungen  verbleiben»  ein  Ersatzanspruch  wegen  der  von  ihm  aufgewen- 
deten gewöhnlichen  Kosten  der  Erhaltung  der  Sache  versagt  werde. 

Der  Begriff  der  Verwendungen  wird  im  Entwurf  nicht  definiert 
Zweifelhaft  kann  daher  sein,  ob  die  Vorschriften  über  den  Ersatz  von 
Verwendungen  auch  für  die  vom  Besitzer  zur  Bestreitang  von  Lasten  der 
Sache  gemachten  Aufwendungen  gelten.  Da  das  Wort  „Verwendungen** 
an  manchen  Stellen  des  Entwurfs  in  einem  diese  Aufwendungen  nicht 
mitumfasaeuden  engeren  Sinne  gebraucht  wird,  hielt  man  für  zweck- 
mäfsig^  durch  eine  erläuternde  Vorschrift  die  Anwendbarkeit  der  hier  in 
Bede  stehenden  Bestimmungen  auf  die  bezeichneten  Aufwendangen  klar- 
zustellen (vergl.  §  936  a  der  Zusammenstellung].  Die  Kommission  er- 
blickte femer  eine  Lücke  des  Entwurfs  dann»  dafs  er  keine  Bestimmungen 
enthält  über  die  Verpliichtung  des  Eigentümers  zum  Ersatz  der  auf  die 
Gewinnung  von  Nutzungen  vom  Besitzer  aufgewendeten  Kosten  sowie  der 
Kosten,  welche  der  Besitzer  eines  landwirtflchaftUchen  Grundstücks  auf  die 
noch  nicht  getrennten,  jedoch  nach  den  Regeln  einer  ordnungemälsigen 
Wirtschaft  vor  dem  Ende  des  Wirtschaftsjahres  zu  trennenden  Früchte 
verwandt  hat  (vergl.  §  54öa  der  Bd.  LIX  8.  565  mitgeteilten  Zusammen- 
stellung und  §  1009  des  Entwurfs).  Diese  Lücke  wurde  ausgefüllt  (§  929b 
Abs.  1  Satz  2,  §  936c  der  Zusammenttellung). 

Der  §  936  Abs.  3  giebt  dem  Besitzer  einen  erweiterten  Schutz  in 
dem    Falle,    wenn    die   Verwendung   darin    besteht,    daÜB    er    eine    andere 
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SMhe  mit  der  heraiuiragebenden  Saohe  als  weBenÜiohen  Bestandteil  ver- 
boDden  2.  B.  auf  einem  Grundstüok  ein  Gebäude  errichtet  hat.  In  diesem 
Falle  ktente  es  nach  den  §§  897,  986  Abs.  1,  2  Torkommen,  dafs  der  Be- 
litaer  nicht  einnud  den  Wert  vom  Eigentümer  ersetzt  zu  yerlangen  be- 
nohtigt  wäre,  welchen  die  verbundene  Sache  nach  der  Trennung  haben 
würde.  Zur  Yermeidong  dieses  unbilligen  Ergebnisses  wird  dem  Besitzer 
unter  der  Voiaassetzung,  dafs  der  Eigentümer  ihm  nicht  mindestens  den 
btieiohneten  Wert  ersetzt,  das  Recht  gegeben,  die  von  ihm  verbundene 
Sache  wieder  abzutrennen  und  sich  anzueignen,  jedoch  unter  der  Ver- 
^chtoiig,  die  herauszugebende  Sache  auf  seine  Kosten  wieder  in  den 
Torigen  Stand  zu  setzen.  Diese  Bestimmung  wurde  gebilligt;  die  Mehr- 
heit hielt  auch  einem  abweichenden  Antrage  gegenüber  daran  fest,  dafs 
das  Abtrennungsrecht,  entsprechend  dem  geltenden  Becht,  von  dem  Eigen- 
tömer  duxeh  Ersatz  des  angegebenen  Wertes  müsse  ausgeschlossen  werden 
können,  weil  anderenfalls  der  Eigentümer  der  Chikaoe  des  Besitzers  aus- 
gesetst  und  die  volkswirtschaftlich  nicht  wünschenswerte  Lösung  von 
■ttslichen  Sachverbindungen  (wie  das  Niederreilsen  von  Gebäuden,  das 
Abhauen  von  Bäumen)  befördert  werden  würde.  Das  Abtrennungsrecht 
des  Besitzers  wurde  jedoch  dadurch  erweitert,  dafs  man  den  auf  das  Weg- 
Bthmerecht  des  Mieters  bezüglichen  §  514  Abs.  2  Satz  8  (der  Bd.  LIX 
S.  552  mitgeteilten  Zusammenstellung)  für  entsprechend  anwendbar  er- 
klärte; der  Eigentümer  soll  also,  wenn  seine  Sache  vor  der  Abtrennung 
an  ihn  zurückgelangt  ist,  auch  verpflichtet  sein,  dem  Besitzer  die  Ab- 
trennung zu  gestatten,  diese  Gestattung  jedoch  verweigern  dürfen,  bis  der 
Bedtser  für  den  durch  die  Abtrennung  entstehenden  Schaden  Sicherheit 
leistet.  Aus  den  gleichen  Gründen  wie  in  dem  Falle,  wenn  der  Eigen- 
tümer den  Wert  ersetzt,  den  die  verbundene  Sache  nach  der  Trennung 
haben  würde,  wurde  das  Abtrennungsrecht  auch  dann  ausgeschlossen, 
wenn  die  Abtrennung  für  den  Besitzer  keinen  Nutzen  hat.  Eine  fernere 
Ausnahme  war  selbstverständlich  für  den  Fall  zu  bestimmen,  wenn  der 
Besitzer  für  die  in  der  Ter  bin  düng  liegende  Yerwendung  nach  der  an 
Stelle  des  §  936  Abs.  2  beschlossenen  Vorschrift  keinen  Ersatz  yerlangen 
kann.  Dagegen  wurde  der  Antrag  abgelehnt,  das  Abtrennungsrecht  für 
Pflanzen  und  Bäume  deshalb  ganz  auszuschliefsen ,  weil  diese,  wenn  sie 
längere  Zeit  ihre  Nahrung  aus  dem  Grundstücke  gezogen  hätten,  einen 
Teil  des  Wertes  des  Grundstücks  selbst  darstellten.  Die  Mehrheit  ging 
davon  aus,  dafs  man  bezüglich  der  Pflanzen  und  Bäume  zu  einem  ange- 
measenen  Ergebnis  sowohl  inbetreff  des  redlichen  wie  des  unredlichen 
Besitzers  gelange,  wenn  man  sie  als  Nutzungen  des  Grundstücks  auffasse, 
hielt  aber  für  nicht  erforderlich  und  im  Interesse  der  Einfachheit  des 
Geaetzea  für  nicht  rätlich,  eine  besondere  Vorschrift  über  die  Frage  auf- 
znnehnaen. 

Die  Yorschrift  des  §  937  über  das  Becht  des  Besitzers,    wegen  Ver- 


§  937  Der  Besitser  luuin  für  die  Verwendungen  eines  Vorbe«itzers,  dessen  Rechts- 
■•chfolzcr  er  geworden  ist,  in  demselben  Umfange  Ersatz  verlangen,  in  welchem  ihn  der 
Verbesitaer  fordern  l^önnte,  wenn  er  die  Sache  heraoszageben  hätte. 

Die  Verpflichtung  des  Eigentümers  zum  Ersätze  der  Verwendangen  erstreckt  sich 
■Mb  aof  die  Verwendiingen,  welche  gemacht   worden    sind,    bevor   er    das  Eigentum  er- 


72 


Nfttiooildkoaomiscb«  G«set«gebBxig:« 


weD düngen    eines  Yarbesitzers,    desten  Eeohtsnachfolger   er  gewordea  itt^ 

Ertatz  ztt  TerUngen,  blieb  unbeanaUndet.  Während  nach  §  937  eine  auf 
aeiten  des  Besitzers  eingetretene  Reohtsneoh  folge  den  Ersatzae  Spruch 
wegen  der  Verwendung  nicht  auBschliefst,  soll  im  umgekehrten  Falle,  wenn 
auf  leiten  des  Eigentümers  nach  der  Verwendung  eine  Hechtsaachfolge 
eingetreten,  das  Eigentum  also  auf  einen  anderen  übertragen  ist,  der  neue 
Eigentümer  zum  Eriatjc  der  Verwendung  nach  dem  Entwurf  nicht  Ter* 
pflichtet  seiu.  Diese  TOn  der  Kritik  mehrfach  beanstandete  Regelung 
erschien  auch  der  Kommission  bedenklich,  weil  sie  dem  Eigentümer  er- 
mögliche, dem  Besitzer  die  in  der  Sache  selbst  liegende  Sicherheit  für 
den  Ersatz  der  Verwendung  durch  Uebertragung  des  Eigentums  zu  ent- 
ziehen. Sie  beschlofs  daher,  dem  Besitzer  auch  gegen  den  neuen  Eigen- 
tümer den  Ersatzanspruch  wegen  der  Verwendung  zu  gewähren.  Das  Be- 
denken, dals  hierdurch  der  Grundsatz  des  äfTeotlichen  Glaubens  des  Grund- 
buchs durchbrochen  werde,  erschien  hier  ebensowenig  durchschlagend  wie 
gegenüber  dem  Satze  „Kauf  bricht  Miete  nicht**.  Man  setzte  jedoch  vor- 
aus, dafs  durch  das  ZwangsYoIl Streckungsgesetz  die  Geltendmachung  des 
Ersatzanspruches  wegen  Verwendungen  gegenüber  den  Real  gläubigem  und 
und  dem  Ersteher  ausschliefsen  werde. 

Nach  §  938  Abs,  1  ist  der  Ersatzanspruch  des  Besitzers  wegen  Ver- 
wendungen dadurch  bedingt,  dafs  der  Eigentümer  die  Sache,  sei  es  durch 
Herausgabe  Ton  seiten  des  Besitzers,  sei  es  auf  andere  Weise  wiederer- 
langt. Daraus  folgt  einerseitSp  dafs  der  Besitzer  Tor  der  Wiedererlangung 
der  Saehe  durch  den  Eigentümer  von   diesem  Ersatz    nicht  fordern  kann, 


A  n  m  6  r  k  Q  n  g.  Voraiugesetzt  wird^  dafs  m  das  GeAets,  betruffeDd  die  ZwAiigrroll- 
■treckuDg  in  da«  atibewegliche  VennÖK«0)  eine  Vorschrift  mufgeDommen  wird^  oftch  welcher 
der  Beaitser  deo  ReftlgliublK^eru  ntid  dem  Ersteher  gegenüber  einen  ErSAtftanBpmcb  wegeo 
YerweDdoRgen  olcbt  geltend  inftcben  kann. 

g  98^.  Der  Besitzer  kjuin  den  Anspruch  aaf  Ersatz  von  Verwendungen  nur  geltuid 
mscbea  ,  wenn  der  Eigentümer  die  Sache  wiedererUngt  oder  die  Verwendungen  g«neh* 
migt.  Solange  die  Genehmigung  nicht  erfolgt  itit^  kann  der  Eigentümer  die  Geltend- 
ntachang  des  Anspruchi»  dadurch  aasschJieftten  ,  dafs  er  die  wiedererlangte  Sache  lurQck- 
giebt.  Die  Genehmigung  gilt  aU  erteilt,  wenn  der  Eigentümer  die  ihm  von  dem  Besitaer 
unter  Vorbehalt  des  Anspraeba  aagebotene  Sache  angenommen  bat. 

Hat  der  Besitaer  die  Sache  dem  Eigentümer  herausgegeben,  »o  erlischt  der  Anspraeli, 
wenn  er  nicht  vor  dem  Ablauf  eines  Monats,  bei  einem  Ornndstiicke  vor  dem  Ablaufe 
von  tech»  Monaten  nach  der  Heraujigabe  gerichtlich  geltend  gemacht  wird,  es  sei  denn, 
dafs  der  Eigentümer  die  Verwendungen  genehmigt  hat. 

Zur  BerauBgabe  der  Sache  ist  der  Beaitser  nur  gegen  Befriedigung  des  Anaprnelis 
verpflichtet;  das  Zurück behaltungarecht  ist  aasgejchlossen  ,  wenti  der  Besitaer  die  Sache 
durch  eine  vorstttzlich  beganiprene  uoerJaubte  Handlung  erlangt  bat 

§  938  a.  Der  ße»it29r  kann  den  Eigentümer  unter  Angabe  der  H5he  des  als  Eraati 
verlangten  Betrags  aoffordem,  innerhalb  einer  von  ihm  bestimmten  angemessenen  Frist 
sich  darüber  au  erkiirsn,  ob  er  die  Verwendungen  genehmige. 

Erfolgt  die  Genehmignag  nicht  vor  dem  Ablaufe  der  Frist,  so  ist  der  Besilieir 
berechtigt,  Befriedigung  aus  der  Sache  »aeb  dfo  Vorschriften  über  den  Pfand verkaufi  be! 
einem  Qmiidstticke  nach  den  Vorschnftan  über  die  Zwaagsvollstreckung  in  das  unbeweg* 
liehe  Vermögen  zu  sucheo. 

Bestreitet  der  Eigentümer  den  Ansprach  vor  dem  Ablaufe  der  Prtst^  so  kann  sich 
der  Beaitser  aus  der  Sache  erst  dann  befriedigen  t  wenn  er  nach  rechtskräftiger  Peststel- 
iang  des  Betrag«  der  Verwendungen  den  Eigentümer  unter  Bestimmung  einer  angemessenen 
Frist  lur  Erklixung  aufgefordert  hat  and  die  Genehmigung  nicht  inaerbalb  der  Frist 
erfolgt  ist 
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«dgrowaiti,  dab  im  Beritier  mit  der  Wiedererlangung  ein  für  allemal 
iao  Snatianspmoh  erworben  hat.  Die  EommiBsion  billigte  die  YorBchri^ 
im  Aba.  1,  hielt  aber  im  Interesse  des  Besitzers  auf  der  einen,  des  Eigen- 
tuiera  auf  dar  anderen  Seite  eine  Modifikation  der  beaeichneten  Folge- 
nugan  fllr  ndtig.  Was  aunftohst  den  Eigentümer  betrifft,  so  könnte 
dieaar  tehwer  gesohftdigt  werden,  wenn  er  infolge  der  Wiedererlangung 
dar  Saehe  unbedingt  sum  Ersatz  aller  notwendigen  Verwendungen  yer- 
pfliehtat  w&de.  Gerechtfertigt  erschien  eine  solche  Haftung  nur  in  dem 
Falle,  wenn  der  Eigentümer  die  ihm  vom  Besitser  unter  Vorbehalt  seines 
Ersatsantpruchs  angebotene  Sache  diesem  abgenommen  hat;  in  der  solcher- 
geetalt  orfolgtan  Abnahme  kann  eine  Genehmigung  der  Verwendungen  durch 
daa  Sigantümer  gefunden  werden.  Die  Redaktionskommission  will  dem- 
gamils  jede  anderweitige  Genehmigung  der  Verwendungen  durch  den 
Bigentümar  der  in  der  bezeichneten  Art  erfolgten  Abnahme  der  Sache 
in  der  Wirkung  gleichstellen;  der  Besitzer  soll  also  durch  die  Genehmigung 
iteia  einen  unbedingten  Ersatzanspruch  erhalten.  In  den  Fällen  dagegen, 
m  denen  dar  Eigentümer  die  Sache  entweder  nicht  yom  Besitzer  selbst 
gozftekampIlBngen  hat  oder  zwar  yon  diesem,  aber  ohne  dafs  derselbe  sich 
bei  dar  Heransgabe  seinen  Ersatzanspruch  vorbehalten  hat,  und  in  denen 
der  Eigentümer  die  Verwendungen  auch  nicht  anderweit  genehmigt  hat, 
beaahloCa  die  Kommission,  seine  Haftung  in  doppelter  Weise  zu  erleichtem. 
Kr  eoU  sunäohst  das  Recht  haben,  die  Sache  an  den  Besitzer  mit  der 
Wirimng  zurückzugeben,  dafs  dieselbe  Rechtslage  wieder  eintritt,  welche 
bealand,  beror  er  die  Sache  wiedererlangte,  d.  h.  dafs  der  Besitzer  ron 
Sun  nicht  Ersatz  fordern  kann.  Weiter  soll  der  Eigentümer,  auch  wenn 
er  die  ihm  yom  Besitzer  herausgegebene  Sache  behält,  von  der  Haftung 
frei  werden,  falls  der  Beaitzer  seinen  Ersatzanspruch  nicht  innerhalb 
eines  Monats,  bei  Grundstücken  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  gericht- 
lieh geltend  macht 

Anlangend  den  Besitzer,  so  ergiebt  sich  für  diesen  aus  der  Vorschrift 
des  §  938  Abs.  1  eine  sehr  mifsliche  Lage.  Der  Abs.  2  legt  ihm  zwar 
wegen  seines  Ersatzanspruchs  das  Zurückbehaitangsrecht  bei,  d.  h.  das 
Recht,  die  Herausgabe  der  Sache  bis  zur  Befriedigung  seines  Ersatzan- 
spmohs  zu  yerweigem.  Diese  yon  der  Kommission  gebilligte  Bestimmung 
yerhilft  dem  Besitzer  aber  nicht  zur  Befriedigung,  wenn  der  Eigentümer 
die  Sache  nicht  zurückerlangen  will.  Es  nützt  dem  Besitzer  auch  nichts, 
wenn  er  die  Sache  dem  Eigentümer  anbietet.  Verweigert  dieser  die  Ab- 
nahme, so  kommt  er  zwar  nach  §  941  in  Verzug;  der  Besitzer  kann  je- 
doch deshalb  yon  ihm  nicht  Ersatz  seiner  Verwendungen  verlangen,  er 
darf  sieh  femer  der  Sache  nicht  entäufsem,  muTs  sie  weiter  als  fremde 
behandeln  und  bleibt  fortdauernd  dem  Herausgabeanspruch  des  Eigen- 
tümers ausgesetzt.  Die  überwiegende  Mehrheit  der  Kommission  erblickte 
in  dieser  Regelung  eine  grofse  Härte  für  den  redlichen  Besitzer,  und  es 
wurden  mannigfache  Vorschläge  zur  Abhilfe  gemacht.  Einer  derselben 
ging  dahin,  den  Eigentümer,  falls  er  die  Abnahme  der  Sache  gegen  Be- 
friedigung des  Besitzers  yerweigert,  das  Eigentum  zu  Gunsten  des  Be- 
sitzers yerlieren  zu  lassen;  dieser  Vorschlag  erschien  jedoch  dem  Eigen- 
gegenüber  übermäXsig  hart.    Die  Kommission  beschlofs  dagegen  nach 
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eingehender  Kr^rteruc^,  dem  Besitzer  da«  Hecht  zu  gehen,  seine  Befried!* 
guQg  aus  der  Sache  zu  suohen,  falls  der  Eigeatümer  auf  die  Auffordarung 
des  Besitzers,  die  Sache  gegen  Befriedigung  desselben  abzunebmeti ,  ihn 
nicht  binnen  einer  ihm  vom  Besitzer  gesetzten  angemessenen  Frist  be- 
friedigt* Man  war  nach  Prüfuog  aller  Anträge  der  Ansicht,  dafs  durch 
diese  Bestimrautig  der  erforderliche  Schutz  des  Besitzer«  auf  die  Verhältnis- 
müfsig  b&ßte  und  einfachste  Art  erreicht  werde.  (VergL  im  einzelnen  de«  \ 
§  938a  der  Zusammenstellang,  io  welchem  der  Gedanke  des  BesohloMet  * 
wieder  ebenso  wie  in  §  938  Terailgemeinert  ist.) 

Der  §  939  giebt  dem  redlichen  Besitzer  einer  beweglichen  Saohe, 
der  dieselbe  entgeltlich  erworben  und  nur  deshalb  nicht  das  Eigentum 
an  ihr  erlangt  hat«  weil  sie  gestohlen^  Yerloren  oder  sonst  ohne  den 
V^illen  eines  früheren  Besitzers  aus  dessen  Besitze  gekommeo  war,  dem 
die  Sache  zurückrerlangenden  Eigentümer  gegenüber  den  sog.  Losung«* 
anspruch,  d.  h,  den  Anspruch  auf  Ersatz  desjenigeu,  was  er  für  die  Bache 
dem  VerÄufserer  geleistet  oder  noch  zu  leisten  hat.  Die  Kommiision 
strich  diese  Bestimmungp  Sie  zog  in  Betracht»  dafs  der  Entwurf,  indem 
er  den  redlichen  Erwerber  in  der  Regel  das  Eigentum  erlangen  lasae  und 
ilin  daneben  in  den  Ausnahmefällen  allgemein  durch  den  Lösungsanspruoh 
schütze,  im  geltenden  Recht  keinen  Vorgang  habe  und  «ich  bezüglich  Amt 
HeKelung  dieser  Ausnahmefalle  einer  Halbheit  schuldig  mache.  Der 
Lösungsanspruch  sei  geeignet,  zum  Schutze  der  Hehlerei  zu  dienen  und 
dem  unredlichen  Besitzer  einen  gewissen  Vorschub  zu  leisten,  er  führe 
zu  Tielen  Streitigkeiten  und  stelle  den  bemittelten  Eigentümer  in  Bezug 
auf  die  Verfolgung  seines  Rechts  günstiger  als  den  unbemittelten.  Diesen 
Bedenken  gegenüber  erschien  die  Öilligkeitsrücksicht  auf  den  redlichen 
Erwerber  nicht  ausreichend^  um  die  Beibehaltung  des  Lös ungsan Spruchs 
zu  rechtfertigen.  Ebenso  wie  der  §  939  wurde  auch  die  Vorschrift  des 
§  940  über  den  Lösungsanspruch  desjenigen,  der  eine  bewegliche  Sache 
in  gutem  Glauben  von  einem  Nichteigentümer  als  Pfand  genommen  hat, 
gestrichen.  Man  war  dabei  aber  einverstanden,  dafs  den  Landesgesetzen  H 
gestattet  sein  müsse,  gewerblichen  Pfandleihem  und  Pfandleihinstituten  ^ 
eben  dem  §  940  entsprechenden  Schutz  zu  gewähren,  und  behielt  «ich 
vor,  den  Art  47  des  Entwurfs  des  Einführungsgesetzes  nötigenfalls  in 
diesem  Sinne  zu  verdeutlichen. 

Die  Bestimmung  de«  §  941,  dafs  der  Eigentümer  gegenüber  einem 
Besitzer,  der  wegen  Verwendungen  Ersatz  verlangt,  auch  dann  in  An* 
nahmevorzug  kommt,  wenn  er  zwar  die  Sache  anzunehmen  bereit  ist, 
aber  nicht  Befriedigung  oder  Sicherstellung  des  Ersatzanspruchs  anbietet» 
wurde  gleichfalls  gestrichen.     Ein  Teil  der  Mehrheit  hielt  die  Bestimmung 


I  930  gestrichen.  ' 

§  940  Ke^trieheo. 

Anmerkittig.  K»  wird  dftvoD  «usgegmogeo,  dar»  nftch  Art.  47  de»  Entwurfes  dt« 
EinnihraDg9ii;e3>etse!i  die  lftxideag«9etsllcfaeo  Vor»chrift«D  aaeh  insoweit  aobenibrt  bleibtn, 
»Is  ajicK  den^elbea  die  i^o werblieben  PfAndl^iher  und  PCsndlelbAn»talteii  die  bei  ibnaa 
verpHiodetea  SecboD  dem  Ei^entSiaer  nur  gegen  BesAblaog  der  auf  die  Sacben  gegebenen 
Darlehen  h^rftustufroben  braachAii, 

f  Sil  gettricben. 
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fldt  Bfteknoht  Mif  den  §  266  für  felbsirentändliohy  ein  anderer  Teil  dagegen 
für  oBTereinbar  mit  der  zu  §  938  besohlossenen  Vorschrift»  durch  welche 
an  die  Weigerung  dee  Eigentümers,  die  Sache  unter  Berichtigung  des 
Verwendangianspmchs  abzunehmen,  eine  Tom  §  256  abweichende  Bechts- 
folge  geknüpft  ist     Des  §  942  ist  scbon  oben  Erwähnung  geschehen. 

Die  Kommiaaion  kam  aodann  auf  die  bisher  Torbehaltene  Präge  zu- 
rück, ob  über  das  Verhältnis  des  Eigentümers  zum  mittelbaren  Besitzer 
eine  Bestimmung  aufgenommen  werden  solle.  Es  wurde  Torgeschlagen, 
auf  dieaea  TerhUtnis  die  für  das  Verhältnis  des  Eigentümers  zum  (un- 
mittelbaren) Besitzer  besohlossenen  Vorschriften  ganz  oder  teilweise  für 
estapredhend  anwendbar  zu  erklären.  Die  Minderheit  erachtete  diese  Vor- 
aohläge  für  nicht  vereinbar  mit  der  Auffassung  yom  Wesen  des  mittel- 
baren Beaitzea,  auf  Grund  deren  bei  §  929  ein  Anspruch  des  Eigentümers 
auf  Einräumung  des  mittelbaren  Besitzes  abgelehnt  worden  sei.  Die 
Mehrheit  teilte  diese  Ansieht  nur  insoweit,  dafs  sie  von  einer  Bezugnahme 
aof  den  §  929  absah,  um  nicht  den  Sinn  ihres  zu  §  929  gefafsten  Be- 
Bchlnaaes  zu  yerdunkeln.  Dagegen  beschloOi  sie,  die  Vorschriften  über 
die  Haftung  des  Besitzers  für  Nutzungen  und  Schäden  und  über  seine 
Eraatssmsprüche  wegen  Verwendungen  auf  das  Verhältnis  des  Eigentümers 
zom  mittelbaren  Besitzer  für  entsprechend  anwendbar  zu  erklären,  sie 
hielt  die  entspreohende  Anwendung  nach  den  jenen  Vorschriften  zu  Grunde 
liegenden  Gedanken  für  innerlich  gerechtfertigt  und  erachtete  im  Interesse 
der  Frazia  für  erforderlich  und  angemessen,  die  in  Bede  stehende  Frage 
im  allgemeinen,  jedoch  ohne  ein  Eingehen  auf  Einzelheiten,  ausdrücklich 
n  entacheiden. 

Die  Bestimmungen  des  §  948  über  den  (negatorischen)  Anspruch  des 
Big«ntümerB  in  dem  Falle,  wenn  sein  Becht  auf  andere  Weise  als  durch 
Entziehung  oder  Voreuthaltung  des  Besitzes  beeinträchtigt  wird,  blieben 
unbeanstandet.  Der  Landeigesetzgebung  behielt  man  vor,  in  Bezug  auf 
Eisenbahn-,  Dampfschiffahrts-  und  andere  Verkehrsuntemehmungen  mit 
Rücksicht  auf  das  öffentliche  Interesse  an  der  Fortfuhrung  des  Betriebes 
den  aus  §  943  folgenden  Anspruch  der  benachbarten  Grundeigentümer 
auf  Einstellung  des  Betriebes  nach  dem  Vorbilde  des  §  26  der  Gewerbe- 
ordnung auszuschlielsen.     Der  §  944,   welcher  den  §  942    und  den  §  73 

§  942  Tergl    §  929  a. 

§  942«.  Auf  dM  RechUverhältnU  zwischen  dem  Eif^eDtfimer  und  dem  mittelbaren 
Besitzer  finden  die  Vorschriften  der  §§  929  b  bis  938  a  enUprechende  Anwendanf^. 

§  94S.  (948,  944.)  Wird  das  EiKeutum  in  anderer  Weise  als  durch  EntziehunK 
oder  Vorenthaltuog  des  Besitzes  beeinträchtigt,  so  kann  der  Eigentümer  von  dem  Störer 
die  Beseitigung  der  Beeintrichtignng  verlangen  Sind  weitere  Beeintrfichtigangen  zu 
besorgen,  so  kann  der  Eigentümer  auf  Unterlaasong  klagen. 

Der  Ansprach  des  Eigentümers  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Thäter  dem  Eigentümer 
gegenüber  sor  Vornahme  der  Handlung  berechtigt  war. 

Anmerkong.  In  dem  Entwarf  des  EinführungsgeseUes  soll  geeigneten  Ortes 
bcatiinmt  werden : 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetslichen  Vorschriften,  nach  welchen  die  Vorschrift 

des  §  26  der  Gewerbeordnung  auf  Eisenbahn-,    Dampfschiffahrts-  und  ähnliche  Ver- 

kehrsoDtarDehmungen  erstreckt  wird. 

§  944  vergl.  §  948  Abs.  2. 

Anmerkung.  Im  Art  II  des  Entwurfes  des  Ein  führ  ungsgesetses  soll  die  Civil- 
pros^ftordnung  dahin  ge&ndert  werden: 
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der  O.P.O.  auf  den  negatorischen  Ei  gen  tu  msan  Spruch  für  entaprecheö^ 
Jin wendbar  erklärt,  wurde  sachlich  gebilligt;  den  auf  den  §73  beziigücheu 
Teil  verwies  man  jedoch  in  die  Civil prozefs Ordnung,  Der  §  73  eelbst 
wurde  mit  der  in  «weiter  Lesung  angenommenen  Gestaltung  der  Beiiüe- 
Torschriften  in  Einklang  gebracht. 

Eine  wesentliche  Aenderun^  erfuhr  der  Entwurf  sodann  durch  den 
Beschlurs,  eine  Eigentumaverroutung  zu  Gunsten  des  gegenwärtigen  und 
des  frühereD  Besitzers  einer  beweglichen  Sache  für  die  Dauer  des  Be- 
sitzes aufzustellen.  Der  Beschlufs  bezweckte  in  erster  Linie  einen  er- 
weiterten Schutz  des  gegenwärtigen  Besitzers.  Nach  dem  Entwurf 
genügt  diesem  gegenüber  zur  Begründung  des  Anspruchs  auf  Herausgabe 
der  Sache  der  Nachweis»  dafs  der  Kläger  einmal  das  Eigentum  erworben 
hat;  der  Besitxer  mufs  zur  Abwehr  des  Anspruchs,  sofern  er  nicht  Ver- 
jahruDg  oder  gemäfs  §  942  ein  Kecht  zum  Besitze  einwenden  kann»  dar- 
thuut  dafs  da^i  Eigentum  des  Klägers  nicht  mehr  fortbesteht,  gegebenen- 
falls dafs  er  seihet  Eigentum  erworben  hat.  Die  Mehrheit  erblickte  in 
dieser  Regelung  eine  unerträgliche  Gefährdung  des  Besitzers  und  hielt  et 
der  natürlichen  Anpassung  Ton  der  Bedeutung  des  gegenwärtigen  Bedtzes 
für  entsprechend,  in  Ueberein Stimmung  mit  der  Anschauung  des  deutschen 
Rechts,  dem  französischen  und  dem  Handelsrecht  zu  Gunsten  des  gegen- 
wärtigen Besitzers  eine  EigentumsTermutung  aufzustellen.  Die  Yermutung 
soU  für  Geld  und  Inhaberpapiere  ausnahmslos  gelten^  bei  anderen  beweg- 
lichen Sachen  aber  fortfallen,  wenn  der  Kläger  nachweisti  dafs  die  Sache 
gestohlen  oder  verloren  oder  sonst  ohne  den  Willen  des  Besitzers  aus 
dessen  Besitz  gekommen  ist;  deon  diese  Art  des  Besitzverlustes  hat  für 
den  früheren  Besitzer  den  Eigentumsverlust  nicht  zur  Folge  und  schliefst 
einen  Eigentumserwerb  des  gegenwärtigen  Besitzers  nach  den  Vorschriften 
über  den  redlichen  Erwerb  aus.  In  den  Fällen,  in  denen  die  Eigentums- 
vermutung zu  Gunsten  des  gegenwärtigen  Besitzers  ausgeschlossen  oder 
vom  klagenden  früheren  Besitzer  widerlegt  ist,    eoll    diesem    die  Eigen- 


1.   Im  §  7B  sind  statt  der  Worte  ^,iiii  N&m«Q  eines  Drilten^'  zu  ietB«D 
Im  Ab&,   1  die  Wort«  ,,aQf  Grutid  eines  Rechts irerbtl totstes  der  im  §  824  d  Abf.  1 
de»  Bürf^erlichen  Oesetabuchb  bezeich Eieteti  Art^*, 

im  Abs.  $  die  Worte  ,,tuf  Grund  data  RechtSTerbfiJtuiiSfteB  der  im  Abi.  1  bMeieb* 
neten  AtV\ 
S.  Als  %  13tk  wird  fof|^eude  Vorschrift  eingestellt: 

Die  Vorscbriften  de»  §  73  fiodeii  entsprecbende  Anwendunff  wenn  jem&ad  ron 
dem  Eigentümer  einer  Sftcbe  wegen  BeeintrKchti^n^  des  Gigentums  auf  Orond  einer 
Maudlung  verklagt  iftt,  die  er  in  Ausübung  des  Rechtes  eines  Dritten  Torgenomman 
SU  haben  behauptet. 

§  944  a.  (867.)  Befindet  iich  ein«  bewegliche  Sache  auf  etnem  Grundstäcko,  dfta 
ein  anderer  als  der  Eigentümer  der  Sache  beaitxt^  so  steht  diesem  gegen  den  BesiUer 
des  OrondstÜcJis    der  im  §  884  c  bestimmte  Anspruch  lu 

§  944  b.  Es  wird  vermatet^  da/«  der  Besitzer  einer  beweglichen  Saclie  Eigeotüracr 
der  Sttehe  ist  Zu  Gunsten  eines  früheren  Besitzers  besteht  die  Vermatuog  für  die  Z«it, 
während  welcher  er  die  Sache  besessen  hat 

Ist  die  Sache  gestohlen  oder  verloren  oder  sonst  ohne  den  Willen  eines  früheren  Besitaers 
ans  dessen  Besitae  gekommen^  so  ist  die  Vermutung  für  das  Eigentum  des  gegenwärtigen 
Besitiers  dem  früheren  Besitzer  gegenüber  ausgescblosson.  Auf  Geld  und  Inhaberpapiere 
findet  diese  Vorschritl  keine  Anwendung. 

Im  Falle  eines  mittelbaren  Besitaes  gilt  die  Vermutung  fir  den  mittelbareo  BeaiUer. 
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tnrntTermatiiDg  snr  Seite  stehen.  Ist  neben  dem  gegenwärtigen  oder 
frikheren  Besitzer  ein  mittelbarer  Besitzer  yorhanden  oder  Torhanden  ge- 
wesen, so  soll  die  Yermatong  für  ihn  gelten. 

Der  §  945  giebt  dem  redlichen  Eigenbesitzer  einer  beweglichen  Sache 
im  AnsehlnCs  an  die  gemeinrechtliche  actio  Pabliciana  einen  eigentnm- 
ihnlichen  Schutz ,  indem  er  die  Bestimmangen  über  die  Ansprüche  des 
Eigentümers  zu  seinen  Gnnsten  für  entsprechend  anwendbar  erklärt  Die 
Mehrheit  der  Kommission  hielt  einen  auf  den  Eigenbesitzer  be- 
schränkten publicianischen  Schatz  neben  der  beschlossenen  Eigentumsyer- 
rnntuDg  für  entbehrlich.  Dagegen  nahm  sie  an,  dafs  auch  neben  den  An- 
sprüchen ans  dem  Besitz,  einer  ungerechtfertigten  Bereicherung  und  einer 
onerlanbten  Handlung  ein  Bedürfnis  bestehe,  dem  irüheren  Besitzer 
einer  beweglichen  Sache,  also  z.  B.  auch  dem  Mieter,  dem  Einder, 
einen  dem  preufsischen  Recht  nachgebildeten  Schutz  gegen  den  schlechter 
berechtigten  gegenwärtigen  Besitzer,  zu  gewähren,  d.  h.  stets  gegen  den 
anredlichen,  unter  gewissen  Voraussetzuqgen  auch  gegen  den  redlichen 
Bedtier.  Man  yersagte  diesen  Schutz  jedoch  dem  früheren  Besitzer  nicht 
nur  im  Falle  bdsgläubigen  Besitzerwerbes,  sondern  auch  dann,  wenn  er  den 
Besitz  aulgegeben  hat,  weil  er  damit  sein  Verhältnis  zur  Sache  selbst  ge- 
löst habe. 

Aus  der  Zeit,  auf  welche  sich  dieser  Bericht  erstreckt,  ist  zum  Schluls 
Doeh  ein  für  die  Zusammensetzung  der  Kommission  bedeutsames  Ereignis 
lu  erwähnen.  Am  80.  April  y.  J.  starb  der  Vorsitzende,  Staatssekretär 
des  Beichsjustizamts  Hanauer.  Inzwischen  ist  durch  einen  BeschluTs 
des  Bundesrats  die  Frage  des  Vorsitzes  dahin  neu  geregelt  worden,  dafs 
dem  bisherigen  stellyertretenden  Vorsitzenden  Königl.  preufis.  Geheimen 
Ober-Jnstizrat  Küntzel  der  Vorsitz  übertragen,  dem  neu  ernannten 
Staatssekretär  des  Beichs- Justizamts  Wirkl.  Geheimen  Rat  Nieberding 
jedoch  das  Recht  yorbehalten  ist,  an  einzelnen  Sitzungen  der  KommissioD, 
in  denen  Fragen  yon  besonderer  politischer  Bedeutung  zur  Beratung 
•tehen,  mit  Stimmberechtigung  teilzunehmen  und  in  denselben  den  Yor- 
•itz  zu  führen. 


§  945.  Wer  eine  bewegliche  Sache  im  Besitze  gehabt  hat,  kann  yon  dem  Besitser 
die  Herausgabe  der  Sache  yerlangen,  wenn  dieser  bei  dem  Erwerbe  des  Besitzes  nicht 
in  gntem  Glauben  war. 

Ist  die  Sache  gestohlen  oder  yerloren  oder  sonst  ohne  den  Willen  des  früheren  Be- 
sitzers ans  dessen  Besitze  gekommen,  so  findet  der  Anspruch  auch  gegen  einen  gutglftu- 
bigen  Besitzer  statt,  es  sei  denn,  dafs  dieser  der  Eigentämer  der  Sache  ist  oder  dafs  ihm 
der  Besitz  in  gleicher  Weise  wie  dem  früheren  Besitzer  yor  dessen  Besitzzeit  abhanden 
cekommen  ist.     Auf  Qeld  oder  Inhaberpapiere  findet    diese  Vorschrift    keine  Anwendung. 

Der  Anspruch  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  frühere  Besitzer  bei  dem  Erwerbe  des 
Besitses  nicht  in  gntem  Qlauben  war  oder  wenn  er  den  Besitz  aufgegeben  hat.  Im  übrigen 
finden  die  Vorschriften  der  §§  929  a  bis  942  a  entsprechende  Anwendung. 

§  945  a.  Die  Vorschrift  des  §  945  findet  zu  Qunsten  eines  früheren  mittelbaren 
Besitzers  entsprechende  Anwendung. 
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Die   Oj^anisation   des  Handwerks  und   die  Begelung  des 

Lehrlingswesens. 

Von  Dr.  Thilo  Hiimpke,  Altona. 

Am  15.  Augast  1893  hat  der  Herr  Minister  für  Handel  and  Ge- 
werbe, Freiherr  Ton  Berlepsch,  ein  Schreiben  an  die  Ober-Präsidenten 
der  preufBisohen  Provinzen  gerichtet,  in  welchem  er  diesen 

A.  Vorschläge   für  die  Organisation  des  Handwerks, 

B.  Vorschläge  für  die  Regelang  des  Lehrlingswebens 
im  Handwerk 

zar  Begutachtung  unterbreitet  Der  Herr  Minister  nennt  diese  Vorschläge 
selbst  das  unTerbindliche  Ergebnis  Torläufiger  Erwägungen.  Dieselben 
geben  im  wesentlichen  nur  die  Grundlage  für  weitere  Erörterungen,  bei 
denen  die  Auslassungen  der  Behörden  und  die  Ton  der  Oeffentlichkeit  cu 
erwartende  Kritik  gewürdigt  und  berücksichtigt  werden  sollen.  Am 
18.  August  ist  dann  das  Rundschreiben  im  Staatsanzeiger  zur  Veröffent- 
lichung gelangt.  Der  Herr  Minister  hat  dadurch  ausdrücklich  bekundet, 
dafs  er  eine  möglichst  vielseitige  Kritik  seiner  Vorschläge  wünscht. 

Diese  Handlungsweise  verdient  die  gröfste  Anerkennung,  die  ihr 
leider  bisher  nur  in  bescheidener  Weise  zu  teil  geworden  ist  Der  Herr 
Minister  hat  durch  seine  Veröffentlichung  ausdrücklich  gezeigt,  dafs  das 
etwa  zu  erlassende  Gesetz  nicht  am  grünen  Tische  gemacht  werden 
soll,  sondern  dafs  den  Interessenten  der  weiteste  Spielraum  geboten  werden 
soll,  ihre   Wünsche  und  Ansichten  zur  Geltung  zu  bringen. 

Die  Kritik  hat  sich  auch  in  sehr  ausgedehnter  Weise  der  neuen 
Vorschläge  bemächtigt.  Wer  jedoch  die  bisherigen  kritischen  Aeufserongen 
der  Presse  verfolgt,  kann  leider  nur  konstatieren,  dafs  diese  Be- 
sprechungen an  Sachlichkeit,  wenn  auch  nicht  alles,  so  doch  sehr  viel 
cu  wünschen  übrig  lassen.  Die  in  der  Tagespresse  bisher  laut  gewordenen 
MeinuDgsäufserungen  verraten  aufs  deutlichste,  dafs  die  Bekanntschaft 
mit  dieser  Materie  aufserhalb  der  Fachkreise  noch  eine  äufserst  mangel- 
hafte ist ;  man  stöfst  dabei  auf  die  stärksten  Irrtümer  und  Mifsverständ- 
nisse.  Es  ist  diesen  Dingen  von  jeher  nur  eine  sehr  geringe,  ja,  man 
kann  sagen,  so  gut  wie  gar  keine  Beachtung  geschenkt  worden. 

Za  den  vielen  falschen  Auffassungen,  denen  wir  wiederholt  begegnet 
sind,    gehört  z.  B.  die,   dafs   die  genannten  Vorschläge,   weil   von   einem 
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preaÜMSclien  Ressortminister  ausgegangen,  sich  lediglich  auf  PreuTsen  be- 
zögen und  es  sich  demnach  nur  um  die  Errichtung  preufsischer  Gewerbe- 
kiiDmem  u.  s.  w.  handle.  Dafs  sie  aber  yielmehr  sur  Vorbereitung  eines 
Reichsgeeeises  dienen  sollen,  hätte  man  auch  bei  nur  flüchtigem  Durch- 
leben schon  daraus  ersehen  können,  dafs  darin  an  mehreren  Stellen  dem 
Bundesrate  gewisse  Befugnisse  yorbehalten  werden;  zudem  ist  für  den 
gröfsten  Teil  der  darin  behandelten  Gegenstände  überhaupt  nicht  die 
pirtikularstaatliche,  sondern  nur  die  Eeichsgesetzgebung  zuständig. 

Um  kurs  auf  die  Entstehung  des  Entwurfes  zur  Organisation  des 
Hiodwerks  einzugehen,  so  ist  zu  bemerken,  dalis  sich  die  Regierung  be- 
raiti  seit  mehreren  Jahren  mit  dieser  Frage  beschäftigt 

Gelegentlich  der  ersten  Interpellation  Hitze  am  24.  November  1891 
erklärte  der  Herr  Staatsminister  Dr.  von  Bötticher  im  Beichstage,  dals 
die  BegieruDg  den  Silagen  des  Handwerkerstandes  durch  eine  Organisation 
des  gesamten  Handwerks  Abhilfe  schaffen  wolle.  „Wir  denken  uns",  so 
fahrte  der  Herr  Minister  aus,  „die  Organisation  des  gesamten  Handwerks 
ia  der  Weise,  dafs  wir  Handwerker-  oder  Gewerbekammem  errichten 
vollen,  welche  für  die  einzelnen  Bezirke  eingerichtet  werden  und  denen 
der  gesamte  Handwerkerstand  dieser  Bezirke  unterworfen,  resp.  an  denen 
er  beteiligt  ist  Die  nähere  Ausgestaltung  dieses  Gedankens  kann  ich 
Ihnen  heate  noch  nicht  entwickeln,  auch  hier  habe  ich  zu  sagen,  dafs 
diese  Entvirickelung  meiner  persönlichen  Anschauung  für  Sie  von  keinem 
beienderen  Werte  sein  dürfte,  weil  diese  persönliche  Anschauung  natür- 
lich der  Korrektur  deijenigen  Instanzen  unterliegt,  die  sich,  bevor  die 
Siehe  an   den  Eeichstag  kommt,  noch  damit  zu  beschäftigen  haben"  ^). 

In  deraelhen  Bede  hatte  kurz  vorher  der  Herr  Minister  die  Ein- 
fihning  der  obligatorischen  Innung  und  die  Einführung  des  Befähigungs- 
Bichweiaes  nsu^h  seiner  und  nach  der  Ansicht  des  preufsischen  Ministers 
für  Handel  und  Gewerbe  für  nahezu  unmöglich  bezeichnet.  Der  Eedner 
betonte,  dafs  in  dieser  Beziehung  der  Bundesrat  keine  Beschlüsse  gefafst 
habe,  dafs  aber  die  Frage  wegen  der  Wiedereinführung  des  Befähigungs- 
nichweisea  in  einem  Hundschreiben  bei  den  sämtlichen  Bundesregierungen 
inr  Sprache  gebracht  worden  sei  und  dafs  das  Ergebnis  dieser  Umfrage 
äthin  gehe ,  dafs  die  Regierungen  sich  nicht  für  die  Wiedereinführung 
des  Betähigungsnacbweises  erwärmen  können  ^). 

Diese  klare  ablehnende  Stellungnahme  des  Ministers  gegenüber  den 
beiden  Hauptforderungen  der  Handwerker  hatte  jedoch  nicht  den  ge- 
wünschten Erfolg,  denn  auf  dem  Deutschen  Innungs-  und  allgemeinen 
Hsodwerkertage,  der  vom  14.  bis  17.  Februar  1892  in  Berlin  stattfand, 
blieben   die  Handwerker   auf  diesen   ihren  Kardinalforderungen   bestehen. 

Da  die  von  dem  Minister  von  Bötticher  in  Aussicht  gestellte  Vor- 
lige  wegen  Organisation  des  Handwerks  dem  Beichstage  nicht  so  scbDell 
nging,  wie  die  dem  Handwerk  befreundeten  Parteien  erwartet  hatten, 
10  stellte  der  Abgeordnete  Hitze,    wiederum    am  6.  Dezember  1892,   eine 


1>  Thilo  Hampke,  Handwerker-  oder  Gewerbekammem  V  Ein  Beitrag  zur  Lösung 
icr  gewerblicben  Organisationsfragef  Jena  1893,  S.  142  fg. 

2)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages,  8.  Legislatur- 
ptriodt,  I.  Session  1890/92,  V.  Bd.  125.  Sitznng,  S.  8019  fg. 
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laierpelleition    an   die   Regierung»    am    zu   erfahren ,   wie   weit   diese   mit 
ihrem  Organieationeplane  gekommen   ftei^). 

St&atamiüister  Br.  yod  Bättioher  beantwortete  diese  Anfrage*  Er 
erklärte,  dafd  das  Reichsamt  des  Innern  und  das  preu^iaohe  Handelt- 
miniflterium  keineswegs  die  Hände  in  den  Schofs  gelegt  hätten  und  dafs, 
wenn  die  Sachen  bis  heute  nicht  spruchreif  lur  das  Haus  wären^  dann 
die  Sobald  nicht  an  der  Kegierungf  sondern  an  den  Schwierigkeiten  liege^ 
wtdche  die  Frage  biete.  Vorschläge  seien  für  die  Organiiution  des  Hand* 
Werks  und  für  die  Regelung  des  LehriiDgäwesens  als  Torläu£ge  Grundlage 
aufgestellt«  lieber  diese  YorsclUäge  sei  bereits  mit  sachverständigen 
Interessenten  aue  den  gewerbetreibenden  Kreisen  verhandelt  und  swar 
in  neuester  Zeit  ^).  Das  Protokoll  enthalte  wertvolle  und  ausgiebige 
kritische  Bemerkungen  z\i  Jenen  Vorechlägeo,  die  nun  zu  Vurlagen  ver- 
arbeitet werden  sollten. 

Die  verbündeten  Regierungen,  erklärte  der  Redner,  hätten  jedoch 
noch  keine  Stellung  zur  Organisation sfirage  genommen.  Bei  der  Organi- 
sation gehe  die  Absicht  dahin,  das  gesamte  Handwerk  in  Handwerker- 
kammern zusammenzufassen  I  weiche  territonal  abgegrenzt  sind»  Diesen 
Handwerkerkammern  sollten  gewisse  obligatorische  Funktionen  beigelegt 
werden,  uamenÜich  gewisse  Belugnisse  bei  Regelung  des  Lehrlingiwesens^ 
die  Erstattung  von  Gutachten^  welche  über  gewerbliche  Fragen  von  den 
Behörden  gefordert  werden,  die  periodisohe  Berichterstattung  Eber  die 
Lage  des  Handwerks,  die  Aufsicht  über  die  Durchführung  der  für  die 
Ausbildung  und  Behandlung  der  Lehrlinge  erlassenen  Yorsohriften  and 
die  Mitwirkung  bei  der  Ueberwachung  der  auf  den  Arbeiterschutas  be- 
züglichen Bestimmungen  der  Gewerbeordnung.  Daneben  sollten  den  Hand- 
werkerkammern  gewisse  fakultative  Befugüisse  zustehen,  welche  sich  be- 
ziehen auf  die  zur  Förderung  des  Kleingewerbes  geeigneten  Einrichtungen 
und  Mafsnahmen  uod  welche  dahin  zielen^  dafs  sie  solche  Mafanahmen 
auch  bei  den  kompetenten  Behörden  anregen  dürfen*  Dann  werde  eine 
weitere  Fakultät  ihnen  dahin  beigelegt  werden,  die  zur  Förderung  des 
Kleingewerbes  geeigneten  Einrichtungen  und  Mafsnahmen  zu  beraten  und 
anzuregen,  Veranstaltungen  zur  Förderung  der  gewerblichen,  sittlichen 
und  techniHchen  Aasbildung  der  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlinge  zu 
treffen  und  für  einzelne  Gewerbe  oder  Gewerbegruppen  Prüfungsausechüase 
mit  der  Aufgabe  zu  errichten,  diejenigen  Lehrlinge,  welche  es  bean- 
spruchen» bei  Beendigung  der  Lehrzeit  einer  Prüfung  zu  unterziehen 
und  über  den  Erfolg  dieser  Prüfung  Zeugnisse  auszustellen.  Weiter 
solle  ihnen  der  Erlafs  von  Vorschriften  zugestanden  werden  über  das 
Verhalten  der  Lehrlinge,    die  Art  und  den  Gang  ihrer  Ausbildung,  sowie 


1)  Steuogrspliische    Bericht«   Über    dU  VerhAndtuogen    dea   Ealcfatftges, j  VIII.    L«fi*«j 
likHirpeTiode,  U.  Se^siciD   1892/93      I.  Ud.  9.  SUsuDg,  S.  Sfi3  fg. 

2}  Diese  VerbaadluDgea  fnaden  mm  25*  und  2$,  November  in  Berlin  im  Beichuml^ 
de»  lüDern  statt.  SftchTerstäodige  waren  Fabrikbesitzer  Berghnuäcn-KolD,  Vorsitzender 
des  Verbandes  deatjfcher  GewerbeToreine»  Dr.  Brehmer^LÜbeckf  SekretAr  der  Lübecker 
Gewerbekaunncrr ,  Nagel- Hambiirg,  Sekretär  der  Uambnrger  Gewerbekammer ,  Stampf- 
Osnabrück ,  Sekret&r  der  Oanabrücker  Daudeljücammer^  und  Dr.  Schal  i,  G^eralaelLfetir 
des  Zentral aasschoBsei  der  vereSnigten  InnungsTerbinde  Deotacbiands. 
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aber  den  Besuch  der  Ton  ihnen  errichteten  Fach-  und  Fortbildungs- 
schulen, soweit  dieser  Besuch  nicht  durch  Gesetz  oder  Statut  geregelt  ist^ 
endlieh  über^die  Anmeldung  der  Gesellen,  Lehrlinge  und  Arbeiter. 

y^Sie  sehen",  so  fahr  der  Herr  Minister  fort,  „dafs  wir  für  die  Kom- 
petens  der  Gewerbekammem  einen  sehr  weiten  Kreis  gezogen  haben,  und 
das  haben  wir  thun  cu  müssen  geglaubt,  weil  wir  den  Gewerbekammern 
Tor  allen  Dingen  eine  lebenstüchtige  und  lebensvolle  Thätigkeit  sichern 
wollen.  Uni  hat  selbstverständlich  die  Frage,  wie  die  Innungen  in  dieser 
Organisation  einzugliedern  sein  möchten,  lebhaft  beschäftigt.  Es  besteht 
bei  uns  beiden  Ministem,  die  wir  zunächst  uns  mit  der  Sache  beschäftigt 
haben,  nicht  das  Bestreben,  die  Innungen  aus  der  Welt  zu  schaffen  oder 
ihnen  das  Dasein  zu  erschweren.  Im  Gegenteil,  wir  stehen  beide  auf 
dem  Standpunkte,  dafs  wir  die  Zusammenfassung  des  Handwerks  zu  wirt- 
schaftlichen Zwe<^en  als  durchaus  löblich  und  nützlich  ansehen.  £s  wird 
lieh  unseres  Erachtens  ermöglichen  lassen ,  den  Innungen  innerhalb  der 
neu  in  Aussicht  genommenen  Organisation  eine  Stelle  anzuweisen.''  üeber 
die  Einzelheiten  liefs  sich  der  Minister  jedoch  nicht  aus.  Er  ging  dann 
auf  die  Unterfragen  ein,  z.  B.  auf  das  Wahlrecht  und  auf  die  Abgrenzung 
rüoksiehtlieh  des  Kreises  der  Beteiligten,  namentlich  die  letzte  Frage  be- 
zeichnete er  als  sehr  schwierig,  denn  was  sei  heute  Handwerk.  Hin- 
nehtlich  dieses  Punktes  werde  man  wahrscheinlich  zu  keinem  anderen 
Ergebnis  kommen,  als  dafs  hier,  wie  bei  der  Unfallversicherungsgesetz- 
febong,  zu  einer  mechanischen  Begrenzung  geschritten  wird.  Sodann  ging 
der  Minister  auf  die  das  Lehrlingswesen  betreffenden  Fragen  ein.  Zum 
Sehluls  bat  der  Bedner,  der  Regierung  Zeit  zu  lassen,  damit  sie  mit 
ordentlichen,  gut  vorbereiteten  Yorschlägen  vor  das  Haus  kommen  könne. 

In  dem  ersten  Entwürfe,  von  dem  der  Herr  Minister  hier  ge- 
•prochen  hatte,  war  noch  nicht  an  Fachgenossenschaften  gedacht  worden. 
Dieser  erste  Entwurf  sollte  mit  den  Abänderungsvorschlägen,  die  in  der 
Kommission  am  25.  und  26.  November  von  den  Sachverständigen  ge- 
macht waren,  zu  einem  neuen  Entwürfe  umgearbeitet  werden. 

Der  erste  Entwurf  war,  obgleich  er  nicht  offiziell  publiziert  wurde, 
doch  ziemlich  bekannt  geworden,  und  die  Presse  hatte  bereits  angefangen, 
an  diesem  Kritik  zu  üben.  Der  hanseatische  Gewerbekammertag,  der 
vom  18.  bis  20.  Januar  1893  in  Lüneburg  stattfand  und  an  dem  neben 
dem  Generalsekretär  der  vereinigten  Innungsverbände  Deutschlands  auch 
ein][höherer  Beamter  des  Königlich  Preufsischen  Handelsministeriums  teil- 
nahm, beschäftigte  sich  ausschliefslich  mit  der  gewerblichen  Organisations- 
frage. Eine  zweite  Konferenz,  zu  welcher  der  Zentralausschufs  der 
deutschen  Innungsverbände  die  Einladung  übernommen  hatte  und  die  am 
3.  und  3.  März  1893  in  Berlin  stattfand,  beschäftigte  sich  ebenfalls  mit 
der  Frage.  Auch  diese  Verhandlungen  wurden  vertraulich  behandelt. 
Man  besehlofB,  die  Innungen  und  Innungsverbände  zu  erhalten  und  weiter 
auszubauen,  da  man  nur  in  ihnen  eine  feste  Stütze  des  Handwerks  er- 
blicken könne.  Vor  allen  Dingen  sei  es  nötig,  dafs  denselben  mehr,  als 
bisher,  Förderung  von  selten  der  staatlichen  Behörden  zu  teil  werde. 
Die  Handwerk erkammem  nach  dem  Vorschlage  der  Begierung  aber  —  auch 
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darüber  war  man  einig  —  könne  man  nicht  als  geeignet  ansehen,  di8 
Innungen  zu  ersetzen^). 

Alle  die  in  der  Breese  und  in  diesen  und  vielen  anderen  Veraamm* 
langen  herYortretenden  Anaiohtezi  Bind  von  der  Kegierung  erwogen  worden, 
nnd  so  sind  wohl  die  mannigfachen  Abweichungen ,  entstanden  die  der 
jetzige    neue  Entwurf  gegenüber  dem  früheren  aufweist. 

Die  grör^te  Abweichung  besteht  darin,  dafs  mau  jetzt  auTeer  Hand* 
werkerkammern  auch  noch  Faohgenossenschaften  schaffen  will,  denn  Punkt  I 
der  Yorachläge  über  die  Organisation  des  Handwerks  sagt:  f^Znt  Wahr* 
nebmung  der  Interessen  des  Kleingewerbes  sind  FaohgeDORsenschaften  und 
Handwerkskammern  cu  errichten.  Die  Errichtung  der  Fachgenossen- 
schaften erfolgt  inoerhalb  der  Bezirke  der  Handwerkskammern,  Die  Ab- 
grenzung dieser  Bezirke  wird  nach  Anhi>rung  beteiligter  Gewerbetreibender 
von  der  Landescentralbehörde  bestimmt** 

Folgen  wir  dem  neuen  Organi Baiionsentwurf  und  treten  wir  deshalb 
zunächst  an  die  Faehgenossenschaften   heran. 


L  Faehgenotsensohaften. 

Zaatändigkeit. 

IL 

Mit  Ausnahme  des  Handels  und  der  in  §§  29—30,  31 — 57  der  Ge- 
werbeordnung aufgeführten  Gewerbe,  aber  ein  schlief  «lieh  des  Musiker- 
gewerbes,  soweit  es  höhere  kiinstlerieche  Interessen  nicht  Terfolgt,  gehören 
den  Fach  genossen  Schäften  alle  Gewerbetreibenden  an,  wekbe  ein  Hand- 
werk betreiben  oder  regelmäfsig  nicht  mehr  als   20   Arbeiter  beschäftigen. 

Durch  Beschlufs  des  Bundearates  kanu  für  bestimmte  Gewerbe  die 
BeiehäfligUDg  einer  geringeren  Zahl  von  Arbeitern  als  Grenze  festgesetzt 
werden.    (Diese  Faohgeno&gcnschfiften  Bollen  also  Zwangsorganisationen  sein«)^ 

Durch  Beschlufs  des  Bundesrats  können  bestimmte  Gewerbe  tod  der 
Zogehörigkeit  zu  den  Fach  gen  o  äsen  sohaften  ausgenommen  werden*  Der 
Beschlufs  kann  auch  für  örtliche  Bezirke  erlassen  werden. 

lieber  die  Errichtung  sagt  der  Entwurf  weiter:  ^ 

Die  Fachgenosdenachaften  sind,  soweit  einzelne  Gewerbszweige  im 
Bezirke  der  Handwerkskammer  hinreichend  stark  Tertreteu  sind^  für  diese» 
soweit  dies  nicht  der  Fall,  für  mehrere  Gewerbszweige  unter  tbuntiohstef 
Berücksichtigung  der  Terwandten  Gewerbe  zu  bilden. 

i 

Die  Bildung  erfolgt  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Bildung  der  Be- 
ruf sgenossen  schatten  bei  der  UnfallTersicherang. 


t)  Bericht  der  Bremisolien  OewerbekamiDer  über  ibre  ThitJgkdt  in  dsr  Zdt  Yon 
Aofang  Mu  1898  bi*  dahio  1893,  erAUttet  an  d«D  Gewerb ekonvent  am  19*  Hai  1893« 
BremeD  1893,  S.  13  C 


VL 

Jedor  (Gewerbetreibende  gehört  kraft  Oesetses  der  Genossenschaft 
•eines  Faches  an.  Gewerbetreibende,  in  deren  Betriebe  mehrere  Gewerbs* 
sweige  Tereinigt  sind,  sind  der  Fachgenossenschaft  ihres  Hanptgewerbs- 
sweiges  loraweisen. 

Statut 

vn. 

Die  FaehgenoBsensohaften  regeln  ihre  innere  Yerwaltnng  sowie  ihre 
GeediUUordnnng  doreh  ein  Ton  der  GeneralTersammlong  ihrer  Mitglieder 
in  beeehüelsendes  Statut.     Das   Statut  mufs  Bestimmungen   treffen   über 

den  Namen,  Sita  und  Besirk  der  Fachgenoesenschalt, 

die  Zusammensetsung,  Wahl  und  Befugnisse  des  Vorstandes  und  der 
etwa  XU  bestellenden  Ausschüsse, 

die  Zusammensetsung,  Berufong  und  Art  der  Beschlufsfassung  der 
GeneralTorsammlung, 

die  Bemessung  und  Yerteilung  der  Beiträge, 

das  Rechnungswesen. 

Das  Statut  bedarf  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde. 

Kommt  ein  BeschluÜB  der  GeneralTersammlung  über  das  Statut  nicht 
nstande  oder  wird  die  Genehmigung  wiederholt  yersagt,  so  erläfst  die 
köhere  Verwaltungsbehörde  das  Statut  mit  rechtsyerbindlicher  Kraft. 

Organe. 

vm. 

Dem  Vorstande  liegt  die  gesamte  Verwaltung  der  FachgenossenBchaft 
and  die  Wahrnehmung  ihrer  gesetiHohen  Befagnisse  ob,  soweit  nicht  ein- 
lelne  Angelegenheiten  durch  Gesets  oder  Statut  der  BeschluTsnahme  der 
GeneralTersammlung  Torbehalten  oder  besonderen  Ausschüssen  über- 
tragen sind. 

Der  Beschlofsnahme  der  GeneralTersammlung  sind  Torbehalten: 

1)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Vorstandes  und  der  Ausschüsse; 

2)  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Handwerkskammer; 

3)  die  Feststellung  des  Etats,  die  Prüfung  und  Abnahme  der  Jahres- 
rechnung, die  Bewilligung  Ton  Ausgaben,  welche  nicht  im  Etat 
Torgesehen  sind; 

4)  Abftnderungen  des  Statuts. 

Stimmrecht  in  der  GeneralTersammlung. 
IX. 

In  den  GeneralTersammlungen  der  Fachgenossensohaft  ist  stimm- 
bereohtigt,  wer  das  95.  Lebensjahr  ToUendet  und  seit  mindestens  einem 
Jahr  im  Beiirke  der  Handwerkskammer  ein  der  Fachgenossenschaft  an- 
gehörendes   stehendes  Gewerbe   betreibt.     Personen,   welche  cum  Amte 
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eines    SchÖffan    unfähig    aind 
»md  nicht  stimmberechtigt. 


31,   32   des  GerichteTtrfasatiBgtgeaetzeiU 


WählbaTkeit  £u  Aemtern. 
X. 

Zu.  Mitgliedern  des  VoratandeB  oder  der  AuMohütsa  kÖDiien  nur 
solche  Angehörige  der  FachgeDosBenschatt  gewählt  werden^  welche  da« 
30*  Lebensjahr  Tollendet,  io  dem  der  Wahl  YorhergegaDgeoen  Jahre  für 
sich  oder  ihre  Familie  ArmenunterBtützUDg  aus  öffentlichen  Mitteln  nicht 
empfiangen  oder  die  empfangene  Armenunteratützang  erstattet  haben  nnd 
im  Bezirk  der  Handelskammer  seit  mindestens  2  Jahren  ein  der  Fach- 
genossenschaft augehörendes  stehendes  Gewerbe  betreibeu. 

PersoneD^    welche  zum  Amte  eines  Schöffen  nnfähig  sind,    sind  nicht ^ 
wählbar. 

Ehrenamtliche  Stellung  der  Inhaber  der  Aemter* 

XL 

Die  Aemter  der  Fachgen ossensoliaften  sind  Ehrenämter,  Die  Ceber* 
Qahme  kann  nur  aus  Granden  Terweigert  werden ,  aus  denen  die  Wahl 
«um  Beisitzer  eines  Gewerbegerichts  abgelehnt  werden  durt 

Die  Aufgaben  der  Fachgenoasenschaft  werden    in    obligatorische 
fakoltatire  onterschieden. 


Aufgaben, 
a)  Obligatorisclie. 

XII 

Aufgabe  der  Faehgenossenschaft  ist: 

1)  Die  Pflege    des  Gemeingeistes,    sowie    die  Aufrechterhaltang 
Stärkung  der  Stand  es  ehre  nnter  den   Genossen, 

2)  Die  Förderung  eines  gedeiklicheu  Verhältnisses  zwischen  Meistern 
und  Gesellen,  sowie  die  Fürsorge  für  daa  Herbergsweden  der  Gesellen  und     i 
fiir  die  Naohweisung  der  Gesellenarbeit.  fl 

3)  Die  nähere  Regelung   des  Lehrlingsweaens    und    die  Fürsorge    für^ 
die    technische,    gewerbliche    und    sittliche  Auabildung  der  Lehrlinge,    der 
Erlafs  von  Vorschriften    über   das  Verhalten   der  Lehrlinge,    die  Art    und 
den  Gang  ihrer  Ausbildung,    die  Form    und  den  Inhalt  der  Lehrverträge, 
sowie  über  die  Verwendung  der  Lehrlinge  aufserhalb  des  Gewerbes. 

4j  Die  Entscheidung  über  die  zwischen  den  Mitgliedern  der  Fach- 
genosseuichaft  nnd  ihren  Lehrlingen  entatehenden  Streitigkeiten,  welche 
sich  auf  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  Aufhebung  des  Lehrverhält- 
nisaes,  anf  die  gegenseitigen  Leistungen  aus  demselben,  auf  die  £rteilung 
oder  den  Inhalt  der  Arbeitsbücher  oder  Zeugnisse  beziehen. 

b)  Die  Bildung  von  Prufung&aussohüisen  für  einzelne  Gewerbe  oder 
Gewerbegroppen  zu  dem  Zwecke,    Lehrlinge  und  Gesellen    auf  ihren  An- 


KfttfonaUlkonomisclM  C(«s«tsg«bmif •  g5 

trtg  dner  PrUmg  bq   anteniehen    und   über   den  Erfolg  derselben   ein 
Zeugnis  aufkoetellen. 

b)  Pakaltatiye. 

xm. 

Die  Faohgenossensohftiten  sind  befdgt: 

1)  Veranstaltongen  zar  Fördemog  der  gewerblichen,  tedhnisohen  and 
nttiichen  Ansbildung  der  Gesellen,  Gehilfen  and  Lehrlinge  sa  treffen  and 
Paahsehalen  za  erriohten  and  la  leiten. 

2)  üeber  den  Besnoh  der  yon  ihnen  errichteten  Fortbildangs-  and 
Fftohsebalen  Vorsohriften  za  erlassen,  soweit  dieser  Beeaoh  nicht  daroh 
Statat  oder  Gesetz  geregelt  ist 

xnr. 

Die  Yorschriften  der  Fachgenossensohaften,  welche  anch  für  einzelne 
Gewerbe  erlassen  werden  können,  anterliegen  der  Genehmigang  der  Hand- 
verkskammer and  dürfen  deren  Yorsehriften  and  Beschlüssen  nicht  za- 
viderlanfen. 

Die  nähere  Begelang  der  Prüfdngen  erfolgt  dnrch  eine  Prüftings- 
ordnang,  welehe  yon  der  Fachgenossenschaft  za  beschlief sen  ist  and  der 
Genehmigang  der  Handelskammer  bedarl 

Aufsicht. 
XV. 

Die  Fachgenossenschaften  sind  der  Aafbidht  der  Handwerkskammern 
nnterstellt.  Die  Handwerkskammer  kann  sich  der  Fachgenossenschaften 
all  ihrer  Organe  bedienen. 

Bei  diesen  Fachgenossenschaften  ist  aach  ein  GehilfenaQssohnls  yor- 
geaehen. 

Gehilfen  aasschuf  6.     Errichtung. 

XVL 

Die  bei  den  Mitgliedern  der  Fachgenossenschaft  beschäftigten  Ar- 
beiter wählen  den  Gehilfenausschufs.  Zur  Teilnahme  an  der  Wahl  sind 
diejenigen  Arbeiter  berechtigt,  welche: 

a)  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden; 

b)  das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

c)  seit  länger  als  einem  halben  Jahre  im  Bezirk  der  Fachgenossen- 
ssbaft  beschäftigt  sind  und  während  mindestens  der  £Wfte  dieses  Zeit- 
raumes bei  Mitgliedern  derselben  in  Arbeit  stehen. 

Wählbar  ist  jeder  Arbeiter,  welcher 

a)  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindet; 

b)  das  80.  Lebensjahr  yoUendet  hat; 

c)  in  dem  der  Wi^  yorangegangenen  Jahre  für  sich  oder  seine  Fa- 
ailie  aas  öffentlichen  Mitteln  Armenunterstützung  nicht  empfangen  oder 
die  «BpÜMigene  Armenunterstützung  erstattet  hat 
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d)  seit   miDdeit^Ds   2   Jahren   im  Bezirk   d^r  Fachgenoetansohaft  be- 
schäftigt ist  and  während  dieser  Zeit  laager  als  ein  Jahr  hm  liitgliedam      i 
der  FaohgenDaseQBchaft  io  Arbeit  gestanden  hat.  fl 

Bas  Amt  eines  Mitgliedes  des  GehilfenaussohusteB  ist    ein  EhrenamL  V 
Die  Uehernahme    kann    nur   aus  GrUnden    verweigert  werden,    ans  denen 
die  WaM  zum  Beisitzer  eines  Qewerbegerichts  abgelehnt  werden  darf.        ^m 

XYIL  ' 

Kommen  Wahlen  jedoch  nicht  zustande,  oder  wird  von  der  Mehrzahl 
der  Oewähltan  wiederholt    die  Annahme  der  Wahl    mit  Erfolg    abgelehnt«  M 
so    hat   die   höhere  Verwaltungsbehörde    nach  Anhörung   der    Handwerks*  ^ 
kammer   entweder    einen    Gehilfenanssehufa    aus    der  Zahl  der    Wählbaren 
zu  ernennen  oder   die  Wahrnehmung    seiner  Obliegenheiten   anderen  Per- 
sonen zu  übertragen. 


Zuständigk  eit, 

xvni. 

Der  Gehilfe nausaehufs  ist  bereohtigt  zar  lOtwirkang  bei  Begelang 
der  LehrlingsTerhältDisse»  der  Abnahme  der  Gesellenprüfung,  der  Ent- 
soheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Mitgliedern  der  FaohgenosBenschaft 

und  ihren  Lehrlingen,  sowie  bei  der  Begründung  und  Yerwaltong  aller 
Einriohtungen»  welche  die  Interessen  der  Gehilfenschaft  berühren. 

Seine  Mitglieder  nehmen  an  der  Beratung  und  ßesohluXsfassung  der 
Fachgenossen  Schaft  über  die  Yorstehend  bezeichneten  Angelegenheiten  mit 
vollem  Stimmrecht  teil«  Kommt  ein  Besohlnls  gegen  die  Stimmen  seiner 
sämtlichen  Mitglieder  zustande,  so  kann  der  Qehilfenausschufs  mit  auf- 
schiebender Wirkung  die  Enteoheidung  der  Handwerkskammer  beantragen. 

Bei  der  Abnahme  der  Gesellenprüfungen,  bei  der  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  zwiBohen  Angehörigen  der  Fachgenossensohaft  and  ihren 
Lehrlingen  und  bei  der  Verwaltung  von  Ein  rieh  tun  gen,  für  welche  die 
Gehilfen  Aufwendungen  zu  ma^^hen  haben,  sind  die  Mitglieder  des  Ge- 
hiifenaus Schusses,  abgesehen  von  der  Person  des  Yoraiizenden,  in  dem 
gleichen  Mafse  zu    beteiligen,  wie    die  Mitglieder  der  Fachgen ossenschafL. 

Der  Gehilfe Dausschufs  ist  ferner  berechtigt,  Anträge  bezüglich  aller 
aeine;  Zugehörigkeit  angehörenden  Gagenstände  bei  der  Fachgenossen- 
schaft und  der  Handwerkskammer  zu  stellen,  welche  aber  dieselben  zu 
besohl] efsen  haben. 

XIX. 

Die  durch  die  Bildung  und  die  GesohäftsfUhruKig  des  Gehilfenaus- 
Schosses  bedingteo  Aufwendungen  sind  von  allen  Wahlberechtigten  auf- 
zubringen ^). 

Dies  sind  die  fUr  die  Faohgenossenschaften  in  dem  Entwarf  in  Aus* 


])  H&Mpk«,  Dar  Verbmid  deuUeber  Oewerb« vereine,  seloe  EcUtebiiDg«  OrgeniSAÜoti 
und  biiherige  Wtrka&mkeit.  Jahrbuch  für  Gesetsgebnn^,  VerwilCmig  imd  Volkswirtschaft 
w,  6.  SchmoUer,  XVII.  Jahrg.,  S.  S09  ff. 
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fielit  genommenen  Beitimmiingen ,  ond  obwohl  dieselben  mit  denen  über 
die  Handwerkikammem  and  das  Lehrlingswesen  susammenhängen,  wollen 
wir  doch  der  Faohgenosfenscbaftsfrage   zunäohst   gesondert  näher  treten. 

Die  Gründe,  die  dasn  geführt  haben,  in  dem  Entwarf  Zwangsfaohge- 
Doseenaebaften  Torzaschlagen,  sind  in  den  Erläaterangen  za  dem  Entwarf 
angedentet.     Dieselben   sprechen   sich   in   folgender  Weise   aus: 

Durch  die  beabsichtigte  Begelang  sollen  nnr  das  Handwerk  and 
diesem  gleich  ca  erachtende  Kleinbetriebe,  nicht  aber  der  Grofsbetrieb  ge- 
troffen werden.  Femer  sind  Gewerbszweige,  die  mit  dem  Handwerk 
keine  Berührnngspunkte  haben,  ausgeschieden;  anch  ist  dem  Bandesrat 
die  Beftignia  beigelegt,  den  Kreis  der  anfser  Betrieb  bleibenden  Betriebs- 
arten, als  welohe  i.  B.  hansindastrielle  Betriebe  in  Frage  kommen  können, 
nach  Bedürfnis  zn  erweitem. 

Von  der  Festlegang  des  Begriffes  „Handwerk''  ist  ebenso  wie  in  den 
bisherigen  Gesetzgebungen  in  der  Erwägung  Abstand  genommen,  dafs  die 
Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  handwerksmäfsiger  Betrieb  Torliegt,  nur 
nach  Lage  der  thatsächlichen  VerhältnisBe  Ton  Fall  lu  Fall  beurteilt 
werden  kann. 

Für  die  neben  dem  Handwerk  hervorgezogenen  Betriebe,  welche 
saeh  ihrem  Umfange  und  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  sich  von 
luBidirerkamäfsigen  Betrieben  nicht  wesentlich  unterscheiden,  ist  als  Merk- 
mal in  Ermangelung  einer  erschöpfenden  Begriffsbestimmung  nach  dem 
Vorgänge  anderer  Beiohsgesetze ,  z.  B.  des  ünfallyersicherungsgesetzes, 
die  Zahl  der  der  Begel  nach  ständig  besöhäftigten  Arbeiter  angenommen. 

Brfii£st  werden  sollen  alle  Betriebe,  bei  denen  die  obigen  Yoraus- 
•etzungen  zutreffen,  ohne  Büoksicht  auf  persönliche  Eigenschaften  der 
Inhaber;  es  mufste  daher  ausgeschlossen  erscheinen,  hierzu  durch  weiteren 
Ausbau  der  Innnngsgesetzgebang  zu  gelangen,  weil  die  Innungen  ihrer 
Entwickelung  und  ihrem  Wesen  nach  nur  einen  begrenzten  Kreis  der 
Gewerbetreibenden  ihres  Fsches  von  yomherein  nicht  zulassen.  Obwohl 
die  Mitglieder  der  Innungen  den  Fach  gen  ossenschaften  angehören,  erscheint 
der  Fortbestand  der  Innungen  und  die  Weiterbildung  ihrer  Bestrebungen 
nmsoweniger  geföhrdet,  als  Einrichtungen,  wie  Herbergen,  Arbeitsnachweis 
und  Fachschulen,  deren  Kosten  gegenwärtig  Ton  den  Innungamitgliedem 
allein  zu  bestreiten  sind,  künftig  von  allen  Fachgenossen  unterhalten 
worden  müssen  und  dadurch  eine  erhebliche  finanzielle  Entlastung  der 
Innungen  herbeigeführt  wird.  Es  steht  vielmehr  zu  erwarten,  dafs  nach 
wie  Tor  sich  diejenigen  Elemente  in  der  Innung  zusammenfinden  werden, 
welche  in  einem  ausgedehnteren  Bildungsgange  die  alleinige  Gewähr  für 
die  Erhaltung  und  gedeihliche  Entwickelung  des  Handwerks  erblicken 
und  weiteren  Anforderangen  freiwillig  genügen  wollen.  Auch  werden 
sieh  die  Innungen,  da  ihnen  wirtschaftliche  Aufgaben  vorbehalten  bleiben, 
mehr  als  bisher  der  Ausbildung  des  Genossenschaftswesens  zuwenden  und 
durch  Einrichtung  von  Darlehenskasssen,  Bohstoffassoziationen  etc.  einem 
in  weiten  Kreisen  des  Handwerks  empfundenen  Bedürfnis  Bechnung 
tragen  können.  Um  die  Gesamtheit  der  Gewerbetreibenden  durch  die 
Regelung  erfassen  zu  lassen,  war  es  unvermeidlich,  in  der  Fachgenossen- 
sehaft  eine  Organisation  zu  schaffen,  der  alle  Gewerbetreibenden  in  einem 
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Örtlichen  Bezirke  ohoe  Erfülltiog  beetimmter  Vorbedlogungea  kraft  Gesetsei 
aogebören.  Diese  soll  ah  Korporation  im  wetentlichen  für  alle  Fach- 
genossen  diejenigen  Aufgaben  erfülieQ^  die  bisher  den  Innungen  fUr  den 
beBchräuklen  Kreis  ihrer  Mitglieder  zugewiesen  waren  und  unter  denen 
die  Regelung  des  LehrliDgswesens  die  erste  Stelle  einnimmt;  damit  ist 
gleichzeitig  für  die  ErfüUung  aller  auf  die  Hebung  des  Haüdwerkerstandes 
abzielenden  Veranstaltungen  eine  breitere  und  .leistungsfähigere  Grundlage 
gewonnen* 

Die  Faohgenosaensohaften  werden  in  den  Handwerkerkammern  xn- 
Bammengefafst,  die  berufen  ist,  eioerseita  die  Interessen  des  Kleingewerbes 
der  AllgemeiDheit  gegenüber  zu  yertreten  und  andererseits  die  Durch- 
fdhrung  der  den  Fachgenossensohaften  und  Innungen  zufallenden  Auf- 
gaben zu  sichern/' 

Aus  dieder  Begründung  geht  aufs  deutlichste  hervor  ^  dafs  man 
ZwangsfachgoDOssenBchalten  schaffen  wollte ,  um  die  Gesamtheit  der  Ge- 
wt'rbetreibeoden  in  einer  gemeinsamen  festen  Organisation  2u  umfassen« 
Diese  ZwangsfaohgeDOssenachaften  sind,  da  ihnen  die  Aufgaben  der  bis- 
herigen Innungen  zugewiesen  werden,  genau  das,  was  gewisse  Handwerker* 
kreise  Deutschlands  bisher  unter  dem  Namen  von  obligatorischen  oder 
Zwangsinnungen  forderten.  Allein  in  Namen  besteht  ein  Unterschied.  Der 
Name  Faohgenossensohaft  ist  der  österreichischen  Gesetzgebung  nachgebildet, 
die  in  demselben  Sinne  Genossensohatten  kennt.  Man  wählte  diesen  fremden 
Namen,  weil,  wie  der  Geh,  Ober-Eeg,-Eat  Dr.  Sieffert  auf  dem  Gewerbe- 
kammertag zu  Eiseuach  ausführte,  der  Name  Innung  in  SiiddeatsohlaDd 
geradezu  das  rote  Tuch  sei,  da  man  darin  einen  Bückachritt  ins  Mittel- 
alter sehe  ^ ). 

Vielleicht  lag  wohl  auch  der  Grund  mit  darin,  daTs  es  dem  Herrn  Handelfl-  I 
minister  Freiherm  Ton  Berlepsch  nicht  angenehm  war,  die  obÜgatorisoheo 
Innungen  unter  ihrem  eigentlichen  Namen  den  Handwerkern  seihst  ent- 
gegenzubringen, nachdem  erst  vor  zwei  Jahren  sein  Kollege,  der  Staate- 
minister Dr.  von  Bötticher,  im  Reichstag  ausgeführt  hatte,  d&Ts  er  und 
der  Handel  aminister  die  Einführung  des  Befähigungsnachweises  und  der  ■ 
obligatorisohen  Innung  fUr  nahezu  unmöglich  hielten,  ^ 

Das,  was  am  24  NoTember  1891  noch  für  unmöglich  gehalten  wurde, 
wird  also  jetzt  unter  dem  unschuldigen  Namen  „Fachgenossenaohaft"  selbst 
im  Gesetzentwurf  Torgeschlagen.  Nur  der  Befähigungsnachweis  wird  auch 
heute  noch  auf  Grund  der  schlechten  Erfahrungen,  die  mit  diesem  in 
Oeaterreioh  gemacht  worden  sind,  fiir  unmöglich  gehalten.  Hätte  man 
auch  bei  den  Zwangsfaohorganisationen  die  österreichischen  Erfahrungen 
herangezogen,  so  würden  auch  diese  jedenfalls  heute  noch  für  unmög- 
lich gehalten  werden,  wie  wir  später  nachzuweisen  gedenken. 

Wie  ist  dieser  plötzliche  Umschwung  in  den  Anschauungen  unserer 
höcbsten  Eegierungskreise  zustande  gekommen?  m 

Um  dies  näher  zu  beleuchten,  wollen  wir  etwas  auf  die  Innungsfrago  ' 
eingehen. 


l)^Bsrfeht   Qbsr   die   VerhAtidtani;«a    des  XI.    Deutaebso    OewerbekunmerUgei   in 
Eis«n*rh  «m  13 ,  IZ.  und  14.  Oktober  109»,  Dr«id«D,  S.  89. 
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Bei  SinfiUining  der  Oewerbefreiheit  durch  das  Geseti  Tom  21.  Juni 
1869  hatte  man  die  Innungen  zwar  bestehen  lassen,  man  hatte  sie  jedoch 
nach  dem  Grundsatz  laisser  faire,  laisser  passer,  der  damals  in  der  Blüte 
das  Mancheatertums  der  Hauptgrundsatz  in  den  wirtschaftlichen  An- 
lehaunngen  war,  des  Charakters  der  öffentlich-rechtlichen  Korporation  be- 
näht und  sie  thatsächlich  zu  losen  Vereinen  herabgedrückt,  die  nichts 
Srheblichea  mehr  leisten  konnten.  Viele  Innungen  lösten  sich  infolge- 
dessen auf;  die,  welche  bestehen  blieben,  wurden  höchstens  noch  durch 
Kassen  zusammengehalten,  leisteten  aber  sonst  nichts  mehr  auf  den  Ge- 
bieten, auf  denen  sich  die  Innungen  eine  Existenzberechtigung  bewahrt 
hatten^).  Diese  sehr  grolbe  Organisationslosigkeit  machte  sich  in  ihren 
Folgen  auf  dem  Gebiete  des  Lehrlings-,  Gesellen-,  Herbergs-  und  ÜDter- 
itütsuBgsweaens  etc.  fühlbar,  und  weitgehende  Mifsstände  bildeten  sich 
Nif  allen  diesen  Gebieten  heraus. 

um  dieser  Organisationslosigkeit  entgegenzutreten,  wurde  das  Innungs- 
gesetz Tom  18.  Juli  1881  mit  seinen  Zusatznovellen  der  Jahre  1884, 
1886  und  1887  erlassen. 

Obgleich  sdion  vor  Erlafs  des  Innungsgesetzes  eine  sehr  weitgehende 
Handwericerbewegung  hervorgetreten  war,  welche  obligatorische  Innungen 
forderte,  so  machte  man  sie  doch  nicht  obligatorisch,  sondern  man  liefs 
ihren  fakultatiTen  Charakter  bestehen. 

Es  wurde  ihnen  nur  ihr  öffentlich-rechtlicher  Charakter  wieder- 
ftgeben  und  da  mit  den  den  Innungen  zugewiesenen  mannigfachen  Auf- 
giben  Tiele  Fflichten  für  die  Mitglieder  verbunden  waren,  so  gab  man 
Siaeii  einige  Vorrechte,  um  einen  Anreiz  zum  Beitritt  zu  diesen  Innungen 
n  bieten. 

Man  lehnte  damals  die  obligatorische  Innung  ab,  weil  die  TJeber- 
leagong  herrsehend  war,  dafs  der  gröfisere,  wichtigere  Teil  bei  der 
Reorganisation  der  Innungen  auf  die  eigene  Initiative  und  die  energische 
Thaügkeit  der  beteiligten  Ejreise  falle.  Es  wurde  darauf  besonders  hin- 
gswieaen,  dals  jener  korporative  Geist,  der  die  mittelalterlichen  Zünfte 
in  ihrer  Blütezeit  erfüllte  und  der  auch  zum  gröfsten  Teil  seine  ideale 
Schwungkraft  aus  dem  Boden  lebendiger  religiöser  TJeberzeugung  gewauu, 
neh  nicht  durch  Gesetzesparagraphen  werde  erzwingen  lassen.  Die  For- 
derung der  obligatorischen  Innung  beruhte  auf  einer  TJeberschätzung  legis- 
lativer Mafsregeln.  Aus  diesem  Grunde  wurde  im  Jahre  1881,  obgleich 
einige  Stimmen  für  den  Innungszwang  im  Reichstag  sich  regten,  ein  An- 
trag, der  derartige  Zwangsinnungen  forderte,  doch  thatsächlich  nicht 
gestellt. 

Man  war  der  Ueberzeugung,  dafs  es  ein  ganz  aussichtsloses  Beginnen 
leia  würde,  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zur  Wiedereinführung  des 
laoungazwanges  zu  schreiten.  Bei  der  Verschiedenheit  des  Gewerbe- 
betriebs in  Städten  und  auf  dem  Lande,  bei  der  verschiedenen  Beschaffen- 
heit der  einzelnen  Gewerbszweige,    bei  der  mannigfachen  und  noch  viel- 


1)  Hftmpke,  Die  wesentl  ichsten  Handwerkerfragen  unserer  Zeit  in  den  Verhand- 
laaftB  d«r^enteo  lordentlichen  Hauptversammlnng  des  Verbandes  der  dentsohen  Gewerbe- 
wttB«,  KSln  189),  8.  58  fg. 
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faoh  im  Flufa  befindlioben  Technik,  bei  der  &afserordeatlioh  Tereohiedenen 
wirtschafüieheii  und  so^ialaa  StelluDg  der  eiDzelnen  GewerbetTeibecdeo 
würde  es  geradezu  ein  unvoUziehharer  Gedanke  seiü  ^  durch  die  Beicks« 
gesetzgebung  ZwaogsiDnungen  einzuführen,  ausQahmiloB  also  die  gleichen 
oder  verwandten  Gewerbe  in  die  Schablone  eiuer  ZwaogskorporatioQ 
hinbin  führen  zu  wollen  und  auch  da,  wo  dies  gar  nicht  den  Intereasen 
der  betiüligton  Kreise  entspricht^  wo  die  Beteiligteu  selbst  die  lo«e  Fona 
des  blofaen  Vereins  weit  vorziehen  wurden  *). 

Wenn  msn  aber  den  Zwaag  ablebniCi  so  war  die  Frage,  was  dann 
gesetzliob  geacheheo  könne,  um  die  Wiederbelebung  des  iDnungswesena 
herbei  zuführeo. 

Von  der  Neuerweckung  des  korporativen  Geistes  erhoffte  man  die 
Neubdubung  von  Zucht  und  Sitte,  von  körperlicher  Tüchtigkeit,  cameut- 
lieh  auch  die  WiederbelebuDg  des  Gefühls  für  die  Ehre  des  Stande«,  Han 
war  der  MetDung,  dafs  mit  dieser  ethischen  Seite  auf  d&s  engste  in  Zu- 
sammenhang stehe  die  erziehliehe  Seite.  Man  hoffte,  dafs  durch  die 
InnuDgeu  ein  Mittel  gefandon  werde,  um  sowohl  in  moralischer  wie  in 
technischer  Beziehung  die  junge d  Handwerker  besaerf  als  bisher  geschehen 
sei,  zu  erziehen.  Es  sei  vor  allem  dem  jungen  Handwerker  eine  allseitige 
Ausbilduug  zu  geben,  damit  aus  dem  Üt-ifsigen  Lehrling  ein  tüchtiger 
Geselle  und  demnächst  ein  ehrenwerter  Heister  werde.  Aber  gegen  diete 
einseitige  Hervorhebung  der  mehr  idealen  Seite  der  Aufgabe  wurden  auch 
erhebliche  Bedenken  geiiuTsert,  Man  fragte  sich,  mit  welchen  Mitteln 
dieser  ideale  ethische  Zweck  erreicht  werden  solle  und  wie  man  sich 
namentlich  ein  zulässiges  Einseifen  der  Staatsgewalt  naoh  dieser  Seite 
hin  vorstelle.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs,  wenn  man  der  Innung 
die  Aufgabe  stelle,  in  technischer,  intellektueller  und  sittlicher  Be- 
ziehung den  Handwerkerstand  zu  heben,  damit  ja  den  einzelnen  Innungs- 
genossen  ebensoviel  VerpÜichtuogen  auferlegt  werden,  und  man  fragte 
sich:  wenn  man  keinen  Innungszwang  will  und  keine  staatlich  regle- 
mentierte Innung,  wie  will  man  dann  die  Erfüllung  dieser  grofsen  Auf* 
gaben  herbeiführen,  die  mit  so  vielen  Verpflichtungen  für  das  einzelne  Mit- 
glied verbunden  ^icid?  Mit  anderen  Worten:  es  schien  notwendig  zu  sein^ 
dafs  man  den  Innungeo  gewisse  Vorteile  zuweise,  damit  jene  Yerpflich- 
tungen  von  den  Innungsgenossen  übernommen  würden ,  und  es  schien 
darum  berechtigt  zu  sein,  diese  Vorteile  ihnen  zuzuweisen,  weil  die  Ueber- 
nähme  und  Ausführung  jener  Yerpflichtnngen  im  allgemeinen  Intereate 
als  überaus  wünschenswert  sich  darstellten. 

Auf  diesen  Standpunkt  stellte  eich  der  damalige  Entwurf  der  Regierung. 
In  der  Begründung  des  Innungsügesetzentwurfes  war  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, das  Gesetz  beruhe  im  allgemeinen  auf  der  Auffassung^  dafs  zu 
dem  Ende  die  Innungen,  soweit  es  ohne  Anwendung  eines  direkten  oder 
indirekten  Zwange;»  geschehen  kann,  wieder  zu  Organen  der  gewerblichen 
Selbstverwaltung  für  das  Handwerk  gemacht  werden  sollen .  welche  im- 
stande sind^    durch  die  Förderung  der  gewerblichen  Interessen  ihrer  Mit- 


1)  dtenoginphiftche  Bencbfce  über  die  VerhaDdlangui  des  RttiduUgeSi  4.  Legislatar'  < 
Periode,  lU  Sq»»{od,  1880,  U4.  II,  S.   1184  C 
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ifSMu  and  dmreh  Pflege   dee  OemeingeiiteB  und  des  StandesbewuIstBeins 
«ne   wirtsehafQiehe   und  Bittliohe  Hebung  des  Handwerkerstandes   ansu- 


Den  Alireis  sum  Beitritt  in  die  Innung  sollte  hauptsächlich  der 
I  lOOe  bieten. 

Die  Orfinde,  die  zur  Aufiiahme  dieses  Paragraphen  führten,  waren 
nach  dar  Begründung  des  Oesetientwurfes  folgende^): 

Sie  beruhen  auf  der  Erwägung,  dats  es  wünschenswert  sei,  den 
Innungen  eine  grSfsere  Anziehungskraft  für  die  Handwerker  zu  verleihen, 
ils  sie  nach  den  bisherigen  Erfiahrungen  ohne  solche  Bechte  haben,  und 
dab  ee  nioht  nur  zulässig,  sondern  auch  durch  die  Bäcksicht  auf  die  not- 
wendige Hebung  des  Handwerkerstandes  geboten  erscheine,  denjenigen 
Innungen,  welohe  in  ihrem  Kreise  das  Oesellen-  und  Lehrlingswesen  mit 
firfelg  geregelt  und  dadurch  zugleieh  ein  öffentliches  Interesse  wahr- 
gnommen  haben,  diese  Begelung  auch  für  das  ganze  in  der  Innung  yer- 
treieae  Handwedc  anzuTertzauen.  Zumal  der  Erfolg  der  Thätigkeit  der 
Innung  auf  diesem  Gebiete  stets  ein  lückenhafter  bleiben  werde  und  unter 
Pmslinden  Tereitelt  werden  könne,  wenn  es  in  das  Belieben  des 
onaelnen  Handwerkers  gestellt  bleibe,  sich  durch  Femhaltung  von  der 
lanung  der  tou  derselben  aufgerichteten  heilsamen  Ordnung  zu  entziehen. 
Sieee  Erwägungen  können  für  das  Lehrlingswesen  in  gewissem  Mause  und 
issofbm  als  zutreffend  anerkannt  werden,  als  dasselbe  neben  der  gewerb- 
lidMB  auch  eine  Bedeutung  für  das  Erziehungs-  und  Bildungswesen  hat, 
weUhe  eine  beschränkende  Begelung  durch  staatliches  Eingreifen  recht- 
fvtift  Der  Uebertragnng  der  Aufsicht  über  das  gesamte  Lehrlingswesen 
dea  betr«£bnden  Gewerbes  auf  die  Innung  stehen  indessen  unüberwindliche 
praktiaabe  Schwierigkeiten  und  Bedenken  entgegen. 

Ihren  Mitgliedem  gegenüber  ist  die  Innung  Tollkommen  befugt,  nicht 
aar  die  Beobachtung  der  das  Lehrlingswesen  betreffenden  gesetzlichen 
Torsehriften,  sondern  auch  die  Erfüllung  der  yon  ihr  selbst  aufgestellten 
■Ututarischen  Anforderungen  durch  Ordnungsstrafen  und  andere  Zwangs- 
nitlal  zu  sichern.  Soweit  es  sich  um  die  Mitglieder  der  Innung  handelt, 
bat  auch  ein  den  Organen  der  Innung  durch  das  Statut  eingeräumtes 
Berisionarecht  nichts  Bedenkliches.  Auf  serhalb  der  Innung  stehenden 
Meistam  gegenüber  den  Innungsorganen  dieses  Becht,  ohne  welches  eine 
wirksame  Aufsicht  undurchführbar  bleiben  würde,  einzuräumen,  erscheint 
dsgegea  nicht  nur  grundsätzlich  bedenklich,  sondern  würde  auch  unver- 
meidlieh  zu  den  gehässigsten  Streitigkeiten  Anlafs  geben.  Ebensowenig 
wilde  den  Innungen  das  Becht  eingeräumt  werden  können,  Verletzungen 
der  geaetalichen  oder  der  statutarischen  Yorschriften  an  Nichtmitgliedern 
dareh  Ordnungsstrafen  zu  ahnden.  Die  ganze  Aufsichtsthätigkeit  würde 
neh  daher  darauf  reduzieren,  dafs  die  Innungen  die  zu  ihrer  Kenntnis 
fslangenden  Verletzungen  gesetzlicher  Vorschriften  bei  der  zuständigen 
Fsliieibehörde  zur  Anzeige  brächten ,  eine  Thätigkeit ,  zu  welcher  die 
laaoBgseigane  auch  ohne  besondere  Ermächtigung   berechtigt    sind,   und 


1)  StMMgfmphisefae  Berichte  Aber  die  Verhandlongen  des  Beichstegea,  4.  Legitlatiur- 
pnede,  IV.  SesMon,  1881,  Bd.  lU,  Berlin  1881,  Aktenetttcke  Mr  49. 
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welohe  all  Pflicht  2n  übemehmen  sie  wahrsoheinlich  wenig   geoeigi 
würden. 

Ei  De  EiDwirkuDg  auf  das  LehrlingsweBen  atifierhalb  de«  Kreites 
ihrer  Mitgliader,  welcher  derartige  Bedenken  oioht  eDtgegeosteheD,  kaon 
den   Innungeo   nur  dadurch  eingeräumt  werden^ 

1)  dafs  ihren  Organen  die  Entscheidung  der  zwischen  Meistern  undfl 
Gesellen  entstehenden  Streitigkeiten,  auch  wenn    die    erateren    nicht  Mit-^ 
glieder  der  Innung  sind,  für  den  Fall  übertragen  wird,  dafs  sie  von  einem 
der  streitenden  Teile  angerufen  wird,  und 

2)  dafk  diejeaigen  Yorsohriften ^  welche  Ton  der  Innung  für  ihre 
Mitglieder  über  die  Kegelung  der  Yerhältnisse  der  Lehrlinge,  über  deren 
Ausbildung  und  Prüfung  getroffen  mnd,  auch  für  die  der  Innung  nicht 
angehörenden  Gewerbetreibenden  für  verbindlich  erklärt  werden. 

Die  letztere  Mafsregel  erscheint  namentlich  dann  gerechtfertigt,  weoQ^ 
die  Innung  zur  Sicherung  einer  dem  öffentlichen  Interesse  cntsprechendeaH 
Erziehung   und  Ausbildung    der    Lehrlinge    ihren    Mitgliedern  Opfer   auf- 
erlegt   und    an    die    bei    letzteren    eintretenden    Lehrlinge    Anforderungen 
stellt I    welche  die  Innungamitglieder  gegenüber  den  an  jene   Vorschrifteo j 
nicht  gebuDdenen  Meistern  in  N'aohteil  versetzen  und    die  Lehrlinge  vom] 
Eintritte   bei    Innungumeietern    abschrecken    könnten.      Auch    die    Durch- 
fuhrung  der    aus  schlief  gliche  D    Befugnis    der   Innungsmitglieder    zur   An- 
nahme von  Lehrlingen  stehen  praktische  Schwierigkeiten  nicht  entgegen*] 

Diese  Befugnisse  können  indesaen  den  Innungen  wiederum  nur  unter 
gewissen  Voraussetzungen  und  in  einem  gewissen  Umfange  übertragen  wer» 
den,  wenn  den  damit  zu  erreichenden  Vorteilen  nicht  überwiegende  Nachteile 
gegenübertreten  aollen.  Die  Voraussetzungen  sind,  dafs  die  betreffende  Innung 
das  Lehrlings wesen  nicht  nur  statutenmöfsig  in  befriedigender  Weise  ge- 
regelt, sondern  auch  durch  die  Handhabung  dieser  Ecgelung  in  ihrem  Be- 
zirke unzweifelhafte  Erfolge  erzielt  bat,  und  dafs  sie  in  ihrem  Bezirke 
wirklich  den  Kern  des  Handwerkerstandes  in  sich  vereinigt  Ob  diese  Vor- 
aussetzungen vorhanden  sind,  muTs  in  jedem  einzelnen  Falle  festgestellt 
werden.  Es  ftind  daher  natürlich  in  der  Weise,  wie  es  durch  den 
BeichstagsbeschluTs  ad  No.  10  vorgesehen  wird,  durch  allgemeine  Vor- 
schriften im  voraus  die  Voraussetzungen  festzuttellcn ,  unter  denen  die 
Uebertragung  der  fraglichen  Befugnisse  eintreten  soll.  Es  muTs  vielmehr 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  überlassen  werden,  auf  Grund  pflicht- 
mäfdger  Prüfung  darüber  zu  entscheiden ,  ob  im  einzelnen  Falle  die 
Uebertragung  zulässig  ist  oder  nicht.  Die  Grenze  aber,  innerhalb  welcher 
jene  Befugnisse  uuszuüben  sind,  mufs  so  gezogen  werden,  dafs  die  letzteren 
nur  solchen  Gewerbetreibenden  gegenüber  Geltung  haben,  welche  nach  der 
Art  ihres  Gewerbebetriebes  in  die  Innung  einzutreten  berechtigt  sind, 
also  weder  durch  deren  Umfaog  noch  durch  die  Gegenstände  ihres  B^ 
triebes  von  der  Innung  ausgesoblossen  werden.  Nur  auf  diese  Wetee 
können  der  Grofsbetrieb  und  solche  Kleinbetriebe,  in  welchen  die  Arbeiten 
Tertchiedener  Handwerke  kombiniert  sind »  vor  unberechtigten  Ein- 
wirkungen der  Innungen  sicher  gestellt  werden. 

Der  so  begründete  §  100  e  wurde  nach  langen  parlamentaritohen 
Kämpfen  in  allen  seinen    drei   Teilen    erat   im  Jahre    1884    QeaeU«     Da 
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dieser  §  100  e  einen  noch  nicht  genügenden  Anreiz  zum  Beitritt  zu  den 
Innungen  bot,  ao  wurde  durch  Gesetz  vom  6.  Juli  1887  der  §  100  f.  mit 
•einen  ZuBtttzparagraphen  zum  Gesetz  erhoben.  Weil  Aufwendungen  der 
Innungen  für  Herbergswesen ,  Arbeitsnachweis,  für  Fortbildungfischulen 
and  Sehiedsgerichte  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  so  sollte  nach  §  lOOf 
fOr  den  Bezirk  einer  Innung  auf  Antrag  derselben  durch  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  bestimmt  werden  können,  dafs  Arbeitgeber,  welche, 
obwohl  sie  ein  in  der  Innung  vertretenes  Gewerbe  betreiben,  derselben 
nicht  angehören,  und  deren  Gesellen  zu  den  Kosten 

1)  der  Ton  der  Innung  für  das  Herbergs wesen  und  den  Nachweis 
für  Gesellenarbeit  getroffenen  beziehungsweise  übernommenen  Einrich- 
tungen (§  94,  Ziffer  2), 

2)  derjenigen  Einrichtungen,  welche  von  der  Innung  zur  Förderung 
der  gewerblichen  und  technischen  Ausbildung  der  Meister,  Gesellen  und 
Lehrlinge  getroffen  sind,  beziehungsweise  unternommen  werden, 

3)  des  Yon  der  Innung  errichteten,  beziehungsweise  zu  errichtenden 
Schiedsgerichts  in  derselben  Weise  und  nach  demselben  Malsstabe  beizu- 
tragen yerpflichtet  sind,  wie  die  Innungsmitglieder  und  deren  Gesellen. 

Die  Bestimmungen  sind  widerruflich. 

Aber  auch  dieser  §  lOOf  hat  keinen  besonderen  Anreiz  zum  Beitritt 
ra  solchen  Innungen  gegeben  ^)» 

Die  Erfolge  des  Innungsgesetzes  Tom  18.  Juli  1881  sind  bisher  nicht 
^«rartige  gewesen,  wie  man  sie  erwartet  hatte. 

In  Preuüsen  ist  die  Innungsbildung  am  weitesten  «gediehen.  Daselbst 
katten  sieh  bis  zom  1.  Dezember  1892  auf  Grund  des  Innungsgesetzes 
79S6  Inniingen  mit  221  387  Mitgliedern  reorganisiert,  beziehungsweise 
lea  gebildet.  Yon  diesen  7925  preulÜBischen  Innungen  hatten  1904  den 
Antrmg  aof  Verleihung  des  §  100 e  gestellt,  doch  ist  dieser  Paragraph 
snr  1220  der  beantragenden  Innungen  yerliehen  worden. 

Den  §  100  f  hatten  sogar  nur  136  Innungen  in  Preufsen  beantragt, 
und  an  68  ist  er  dann  yerliehen  worden. 

Für  die  anderen  deutschen  Staaten  liegen  nur  Daten  aus  dem  Jahr 
1888  Yor.     Bis  zum   1.  Dezember  1888  bestanden  in 

(Siehe  Tabelle  auf  S.  94.) 

Im  ganzen  Deutschen  Reich  bebtanden  demnach  10  325  Innungen 
mit  316  507  Innungsmeistern. 

Bö  würden  also  die  Innungsmeister ,  wenn  wir  circa  2  Millionen 
lelbständiger  Handwerker  im  Deutschen  Reich  annehmen,  nur  16  Proz. 
sUer  selbständigen  Handwerker  ausmachen. 

Es  ist  also  mit  dem  neuen  Innungsgesetz  nicht  gelungen,  die  Majorität 
dtr  Handwerker  Deutschlands  in  derartigen  Organisationen  zu  umfassen. 
In  Süddeutachland  haben  die  Innungen  so  gut  wie  keinen  Eingang  ge- 
fimden.  Dort  ist  der  Gewerbestand  hauptsächlich  in  Gewerbevereinen 
organisiert,  die  eine  weitgehende  Thätigkeit  im  Interesse  des  Handwerks 
eatwiekeln.     Aber    selbst   in  Preufsen,    wo    die  Innungsentwickelung   die 


1)  Th.    Hampke ,    Die    Innongsentwickelung   in   Preofsen ,    eine   statistbche   Studie. 
«fichmoUen  Jahrbficher,  Bd.  XVIU,  8.  212  fg. 
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Bajeni 

156  tnniingen  mit 

11  144 

Saclueo 

1264 

55  574 

Württemberg 

2$ 

I  112 

Baden 

3« 

1063 

Heuen 

36 

996 

MAckleobitrg  -  ächweiio 

a73 

S3S8 

Saehsen  -  WeiniAr 

52 

961 

Mecklenbarg^Strelit« 

SS 

917 

Oldenborg 

36 

I  tat 

BrsoDftchireig 

63 

»44« 

Sachjen-MeioiitgeD 

40 

680 

SAcbsen-  AI  tenbnrg 

51 

139« 

Skehsen-Goburg-Gotba 

91 

2  194 

Aoh&ll 

93 

2271 

Schwftrsbarg  -  SoadershAUcii 

12 

^n 

Scbwarzbarg*  RadoUtftdt 

19 

399 

Waldeck  nnd  Pyrmont 

6 

88 

Renjj  ältere  Linie 

19 

624 

Renf»  jüngere  Linie 

U 

320 

Sch&nmbnrg-Lipp« 

3 

40 

Lippe 

9 

»79 

Lftbeck 

18 

640 

Bremen 

n 

1169 

Hunbnrg 

28 

4258 

höchste  Blüte  in  Deutsohland  erreicht  bat^  haben  die  InnungeQ  eigentlich 
Dur  in  den  Stlult^n  und  oamenüich  in  den  gröfseren  Städten  ordentlioh 
Eingang  gefunden.  Auf  dem  Lande  iet  yan  einer  Innungathätigkeit  bieber 
urenig  zu  spüren.    , 

Die  §§  100  e  uod  f^  die  hanptiächlieh  einen  indirekten  Zwang  sma 
Beitritt  in  die  Innungen  ausüben  soilten»  haben  die  gehofften  Erfolge  nicht 
gehabt.  Der  §  100  e  hat  da,  wo  er  verliehen  wurde»  die  Gegenaätse 
swisühen  Innungameister  und  NichtinnungsmeiBter  nur  noch  Terachlrfti 
und  da  die  betreffenden,  denen  die  Lehrltngsbaltung  durch  die  Innung  Ter> 
boteu  wurde,  ihre  Lehrlinge  als  jugendliche  Arbeiter  weiter  behielten, 
bat  dieser  Paragraph  auch  vielfach  nicht  die  beabsichtigten  Wirkungen 
gehabt.  Der  §  lOOf^  der  überhaupt  so  gut  wie  nicht  in  Kraft  getreten 
ist^  hat  wegen  der  rielen  umetiodlichen  Kassen führungen^  die  mit  feiner 
Durchführung  verbunden  waren^  den  Innungen,  die  ihn  erhielten,  riele 
Arbeit  veruriacht,  ohne  meist  die  beabeichtigteu  pekuniären  Erfolge  zu 
bringen.  Da  die  meisten  Gewerbetreibenden  sieh  weigerten»  die  Kosten 
mit  £U  eablen  und  da  häuEg  nicht  feststand,  ob  der  Betreffende  auch 
wirklich  tu  den  Kosten  herangezogen  werden  kannte»  sc  hat  der  §  100  f 
die  Innungen»  die  ihn  erhielten,  häu£g  in  unaufhörliche  Prozesse  ver- 
wickelt, so  dafs  die  Neigung»  sich  um  ihn  zu  bewerben»  bei  den  meisten 
Innungen  geschwunden  ist  ^). 

Haben  die  Innungen,  da  sich  nur  16  Pros,  der  deutschen  BLandwerker 
ihnen  anschlössen»  nicht  zu  der  gewünschten  Ordnung  auf  den  ihnen  an- 
vertrauten Oebieten  gefuhrt»  eo  mufs  man  anerkennen»  dafs  sie  doch 
Erhebliohee  geleistet  haben    und  dals  die  Yerhältnisse  im  Gewerbe   anter 


1)  KiDSchUerslkb  der  Mitglieder  von  42  nicht  orgati Vierter  iDnani^eD. 
tj  Bis  som  1,  Detember  189S  hatten  von  eilen    prearsiscben  Innungen  nur  t^T  Pr< 
den  §  100  f  beantragt  und  nur  0,8  Proi    denselben  erhalten. 
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ihrem  Einflufs  beMer  geworden  uncL  EiBzelne  InnoDgen  können  sogar 
•nf  Torsfigliohe  Leistungen  zorückblieken. 

84  Proz.  aller  deutschen  Handwerker  stehen  also  noch  aufserhalb 
der  Innungen,  teils  weil  sie  überhaupt  einen  festen  Zusammenschlufs  nicht 
nötig  EU  haben  glauben ,  teils  weil  sie  die  mit  der  Innung  yerbundenen 
Kosten  sehenen  und  weil  sie  Yon  diesen  Kosten  keine  persönliehen  Yor- 
teile  erwarten,  teils  auch  weil  der  losere  Zusammenschlufs  in  Oewerbe- 
Tereinen  ihnen  angenehmer  erscheint 

Die  Innungen  haben  zum  Teil  Aufgaben  zu  erfüllen,  die  im  allge- 
meinen öffentlichen  Interesse  liegen ;  Pflege  des  Herbergswesens,  des  Arbeits- 
nschweises,  der  gewerblichen  Ausbildung  etc.  lag  im  Interesse  der  Allge- 
meinheit. Die  Innungen  konnten  daher  auf  diesen  Gebieten  nicht  Genügen- 
des leisten,  wenn  nicht  alle,  die  GennXs  dayon  haben  wollten,  mit  zu 
den  Kosten  beitrugen.  Gerade  weil  die  Leistungen  der  Innungen  im 
gewissen  Sinne  der  Gesamtheit  zu  Oute  kommen,  ist  stets  yon  den  In- 
onngsmeistem  die  Forderung  der  Zwangsinnung  erhoben  worden,  damit 
die  Aulsenstehenden  in  die  Innung  und  zu  den  Kosten  beizutragen  ge- 
iwungen  würden. 

Auf  diesen  Standpunkt  hat  sich  nun  der  preufsische  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe  gestellt,  indem  er  Zwangsfachgenossenschaften  in 
das  Leben  rufen  wilL 

Die  Gründe,  die  zur  Zwangsorganisation  fahren,  hat  in  sehr  präziser 
Form  die  Hamburger  Gewerbekammer  in  einer  Besolution  zusammen- 
gefaHit,  in  der  sie  auf  dem  Eisenacher  Gewerbetag  ihr  zustimmendes 
Fotam  SU  den  obligatorischen  Fachgenossenschaften  begründete. 

Diese  Resolution  lautet*): 

Im  Hinblick  darauf:  dafs  die  Gesetzgebung  über  das  Innungswesen 
infefem  einen  Widerspruch  in  sich  schliefst,  als  sie  freiwillige  und 
partiknläre  Innungen  mit  Aufgaben  belastet,  wie  namentlich  den  in  §  97 
Ziffer  2  und  8  der  Gewerbeordnung  bezeichneten,  deren  Erfüllung  im 
Interesse  des  Geaamtgewerbes  geboten  ist  und  demnach  auch  den  gesamten 
6ewerb^;enossen  auferlegt  werden  müfste; 

dafs  er  femer  durch  die  §§  100  und  folg.  d.  G.  0.  nur  in  unyoll- 
ftindigem  und  unbefriedigtem  Mafse  gelungen  ist,  diesen  Widerspruch  zu 
beseitigen ; 

daOs  aber  auch  den  zu  errichtenden  Handwerkskammern  zur  Erfüllung 
der  ihnen  zugewiesenen  Aufgaben  der  SelbstverwaltuDg  pflichtmäfsige 
Organe  zur  Seite  stehen  müssen,  die  sie  nicht  in  freiwilligen  und  parti- 
koliren  Vereinigungen,  sondern  nur  in  obligatorischen  und  die  gesamten 
der  Handwerkskammer  unterstehenden  Gewerbetreibenden  umfassenden 
Körperschaften  finden  können; 

dafs  endlich  eine  durchgreifende  körperschaftliche  Organisation  des 
Kleingewerbes  ebenso  sehr  aus  wirtschaftlichen,  wie  aus  sozialpolitischen 
Rfiekaichten  wünschenswert  erscheint: 

iat  die  Hamburger  Kammer  mit  der  in  den  Vorschlägen  des  preuf  sischen 


1)  Beriebt  fiber  die  VerhandlnDgen  des  XI.  dentachen  GewerbekammerUges  in  Eiie- 
lieh  am  IS.,  18.  und  14.  Oktober   1898,  Dresden,  S.  11. 
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Ministers  für  Handel    tiod  Gewerbe    Torgeaehenen  Errichtung  von  oblig 
toriaohen  FackgenoBBenachaften  gruLtdaatzlich    and  im    allgemeinen  ainyer«' 
standen/' 

Um  die  Gesamtheit  der  Gewerbe  treibenden  durch  die  Regelung  erfaftt 
2a  lassen,  war  ea  unvermeidlich,    in  der  Fachgenossenschaft  eine  Organa 
sation  eu  schaffen,  der  alle  Gewerbetreibenden  in  einem  örtlichen  Bezirk 
ohne  Erfüllung    bestimmter  Yorbedin gangen    kraft  Gesetzes  angehören, 
fuhren  die  Erläuterungen   des  oeuen  Entwurfes  aus. 

Eine  derartige  zwangsweise  Organisation  unter  Zusammenfassung  aller 
Gewerbetreibenden  hat  in  Oeaterreich  stattgefunden,  und  wenn  für  die 
Ablehnung  des  Befähigungsnachweises  die  österreichischen  Erfahrungen 
stichhaltig  gewesen  sind»  so  dürften  auch  in  Bezug  auf  die  Beurteiluni; 
des  Wertes  ¥0n  Genossenschaften  die  österreichischen  Erfahrungen  Ton 
einigem  Werte  sein. 

lyie  österreichische  Gewerbeordnung  vom  Jahre  1859,  welche  mit 
dem  1.  Mai  1860  in  Wirksamkeit  trat,  ruhte  bekanntlich  auf  dem  Prinzipe 
der  Gewerbefreiheit»  und  sie  ßtimmte  im  allgemeinen  mit  der  zehn  Jahre 
apater  erlassenen  deutschen  G*0,  überein.  In  einem  wesentlichen  Punkte 
trat  jedoch  ein  Unterschied  zu  Ttige.  Die  österreichische  Gewerbeord« 
nung  behielt  die  alten  Innungen,  wenngleich  mit  geschmälertem  Wirkungs- 
kreise, als  Zwangs  genossen  Schäften   bei. 

Bie  Gewerbeordnung  beseitigte  zwar  die  atten  Zünfte  und  Innungen  mit 
ihren  Zwangsrechten  uud  Vorrechten^  üefs  es  sieh  aber  dennoch  angelegen 
sein,  eine  genossenschaftliche  Verbindung  der  Gewerbegenossen  aufrecht 
zu  erhalten  und  selbst  in  Gewerben,  in  weJohen  bisher  keine  Korpo- 
rationen bestanden,  eine  solche  herzustellen,  Sie  schrieb  daher  Gewerbe- 
genossenschaften Yor^  weichen  jeder  Gewerbetreibende  durch  den  blofsen 
Antritt  seines  Gewerbes  beitreten  mufste.  Die  Aufgabe  dieser  Genossen- 
schaften war,  in  richtiger  Fortbildung  der  Idee  der  Zunft  eine  gewerb* 
liehe  SelbstTcrwaltung.  Das  Gesetz  übertrug  ihnen  insbesondere  die  Borge 
für  die  Erhaltung  geregelter  Zustände  zwischen  Mitgliedern  der  Genossen- 
schaft und  ihren  Angehörigen  (Gehilfen,  Lehrlingen),  namentHoh  in  Bezug 
auf  Lehr-  und  Dienstverhältnii»;  die  Austragung  der  bezüglichen  Streitig- 
keiten; die  Gründung  oder  Förderung  Ton  Fachschulen;  die  Gründung 
YOD  Ad  stalten  zur  Unterstützung  der  Mitglieder  und  Angehörigen  der 
Genossenschaft  in  Fällen  der  Erkrankung  oder  sonstigen  Notlagen  und 
die  Beau&iohtigung  dieser  Anstalten ;  die  Veranstaltung  tou  Ausweisen 
zum  Zwecke  der  Arbeitävermittelung;  die  Erstattung  Ton  Auskünften  an 
die  Behörden  und  die  Mitwirkung  bei  allen  auf  die  Gesamtheit  der  Gewerbe- 
genossen bezüglichen  allgemeinen  Verwaltungsmarsregelo.  Sie  erhielten 
jedoch  keine  eigene  Exekutivgewalt,  sondern  nur  eine  Disziplinargewalt 
über  ihre  Genossen.  Stimmberechtigt  und  wählbar  waren  nur  jene 
Gewerbetreibenden»  welche  ihr  Gewerbe  bereits  durch  drei  Jahre  betrieben. 
Die  Geschälte  der  Genossenschaft  wurden  durch  einen  Ausschufs  (Vor- 
stand) besorgt.  Die  Gehilfen  waren  nicht  eigentliche  Mitglieder,  sondern 
nur  Angehörige  der  Genossenschaft,  aie  nahmen  indes  an  der  Verwaltung 
der  Krankenkassen  und  an  den  Genossenschaftsgerichten  akÜT  Teil. 

In    der    Praxis    sind    diese  Zwangsgewerbegenossenschaiten    nicht    zu 
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gtdtihMthem  Leben  gelangt;  ausgoDommeD  io  der  Reichihauptstadt^  «owie 
in  tinigvn  gröfBoren  8iädten  und  Industrie  orten,  wo  nooh  von  früher  htr 
kitlUge  lanaogeo  bestanden  ').  Sie  wurden  nur  sehr  allmählioh  in  den 
|rtl&«fen  Städten  errichtet,  freilioh  auch  hier  und  da  mit  gewiiltsamer 
ZuammeDlegUDg  veTSchiedener  Gewerbe  in  eine  GenoaBenachatt,  während 
lie  auf  dem  Lande  und  in  den  kleinen  Städten  nur  wenig  Wurzel  fafüten* 
IB75  bestanden  erst  ungefähr  2500  Oenossenscharten  *),  Neben  ihnen 
habet»  aioh  auf  der  Basis  des  Yereinsgesetzea  rom  Jahre  1B67  freie  Ver- 
tani^migen  (Gewerk vereine,  Fachvereine  etc.)  gebildet,  welche  analoge 
Zirteke^  suweilen  mit  gröfserem  Erfolg,  anstrebten. 

Obgleich  die  GenoBsenschf^ften  auf  dem  vielgepriesenen  Prinzip  des 
Zwanges  beruhten ,  war  zu  Anfang  der  80er  Jahre  die  Auflösung  des 
gewerblioben  Verbandes  sehr  weit  gediehen.  Man  ersieht  dies  aus  den 
RaaiilialtQ  der  von  der  Regierung  aus  Anlar»  der  Reform  der  G.O.  ge- 
|Aogtft«a  ErhebuDgen  über  den  Zustand  des  Genossenschaftswesens  in  den 
aisielnen  öaterreiobiscben  Ländern.  Danach  bestund  in  Oesterreich  im- 
nctltiti  eine  nicht  unbeträchtliche  Zahl  von  genoBeenschaftlichen  Ver- 
ttadeii  mit  einem  oft  bedeutenden   Vermögensbestand  ^)< 

Allein  nur  der  bei  weitem  kleinere  Teil  dieser  Verbände  konnte  als 
Önoaeenacbaften  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  angesehen  werden,  die 
gmCM  MebfBabl  bestund  lediglich  aus  Ueberresten  der  alten  Innungen. 
Auf  dem  Eachen  Lande  Nieder^Oesterroichsy  in  Ober- Oesterreich,  Salzburg, 
KraiHy  dem  Küstenlande,  in  Galisien  und  der  Bukowina  bestanden  keine 
Geiioeaeiidchaften  im  Sinne  des  Gewerbegesetzea,  ja  teilweise,  wie  in  Kruin 
nd  dein  Eusteniande,  tiberhaupt  keine  Inoungsverbande,  In  Dalmutian 
war  weder  der  Bestand  einer  Geno)>sen8cbaft  noch  einer  Innung  zu  kon- 
ititiereii«  und  ebenso  lagen  die  Dinge  in  dem  südlichen  Teile  von  Tirol. 
MNt  in  Böhmen,  Mahren  und  Sohlesien,  jene  Ländern,  in  welchen  der 
HaoptviU  des  alten  Innungewesens  ei  oh  befunden  hatte,  war  eine  gedeih- 
tiaiie  Eotwiokelung  des  Genossenschaftswesens  nicht  eingetreten.  Nur 
fir  Wien  und  Umgebung  glaubte  man  eine  solche  bis  zu  einem  gewissen 
Grmde  mit  Sicherheit  konstatieren  au  können.  Ein  tieferer  Einblick 
in  äie  Entwiokelung:  der  Gewerbegenossenschaften  während  ihres 
iweaffi^jiliTigen  Bestandes  vom  Beginn  der  606r  Jahre  bis  zur  Gewerbe- 
aoreUe  vom  15.  Mär^  18SS  kann  nioht  gewonnen  werden.  Gleich- 
wahl durfte  die  Anticbt  kaum  bestreitbar  sein ,  dafs  das  gewerbliche 
KerpormlleiliweseQ  in  dem  erwtihnten  Zeiträume  erhebliche  Rtioksohritte 
|eB«eht  bsbe.  Von  irgendwelcher  ThÜtigkeit  der  meisten  Genossenschaften 
Wir  wenif  SU  veräpitren.  In  dem  Berichte  der  Pilsener  Handels-  und 
Geverbekkinmer  tnr  daa  Jahr  1870  dndet  sich  die  Thatfiache  yerseiohnet, 
iift  T90  den  SO  4  Genossen  schalten  des  Kammerbezirkes ,    deren  Statuten 


'  t}  fleMiib«rg«  Eftiidbucli  d«r  politfsehen  OekODorote,  TQbtiigea,  1886,  Bd.  II,  8.  48S. 

>ii  det  Dr.  von  PI  euer  tn  der  A.  OenoralversAtninluDg  dM  Vcreini  für  Sotlal- 
|«l  V.  f.  8.,  Bd.  XI,  S.  78. 

&]  rr    ?^4-Hmfd.  SiktUtisehe  Stndieo  über  die  Entwickelunff  der  dsterrdcbisctien  Qewtrbe- 
gaecnaantrliifttn  mit   beionderer  Rücksicht  nuf  die  Wiener  Genosten Schäften.     StatbCliche 
lk«raasg«geli«u  von  der  k.  k.  «Utistbcben  Zentral kotnmistioot    XIV.  J*]|r- 
Wi«ti,  tidS,  8.  174 

«te  r^a^  u,  \n  tum  7 
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genehmigt  worden  waren,   155,  also  mehr  als  die  Hälfte,  überhaupt  nicht 
ina  Leben  getreten  wKren,  ron  den  übrigen   149  aber  war  eine  genossen* 
ech&ftiiche  Thätigkeit  im  Sinne  des  §   1 1 4  des  GewurbegeicUcs  tiichi  ent- 
wickelt werde D.     Dieselben  kouaten  rielmehr  höohsteDs  als  Leichenbestat-i 
tungsvereine    an^eflehen    werden.      Biese  Genossen sohat'teu   waren   also  eial 
schlagotider  Beweis^  dafs  eich  wirklioh  korporativei  Leben  nicht  erswingetti 
lärsi.     Eine  Zusammt^nsteLIung  aus  dem  Jahre   18B0  weist  für  die  Reichs« 
ratsläuder  die  GeeamtzaM  der  Oenossenschaften  mit  2870  nach.    Hiarroo 
waren  832  yermögensios  *). 

Welches  war  nnu  der  Grund  des  Scheiterns  dieser  Zwangsgenossen- 
iohaf ien } 

Erstens  lag  er  in  der  Schwierigkeit,  Elemente  der  Mittelklasse  xn 
selbstTcr waltender  Thätigkeit  zu  Tcranlaseen*  Man  ist  in  diesen  Kreisen 
wenig  geneigt,  mü^hselige  und  verantwortliche  Aemter  zu  übernehmen. 
Auf  dem  Gebiete  dur  wirtschaf Hieben  BelbstTerwaltungy  wo  man  niebt 
blofs  selbst  verwaltet,  sondern  wo  man  sich  selbst  Yerwaltet,  wo  es  «ich 
also  um  die  unmittelbaren  eigenen  materiellen  Interessen  handelt,  tritt 
eine  Lauigkeit  häutig  heiror,  welche  die  Keime  einer  korporatiTen  Selbst- 
rerwaltung  nicht  gedeihen  läfst. 

Durch  die  Bestimmung,  deXs  nur  ein  dreijähriger  Gewerbebetrieb  das 
aktiTe  und  passive  Wahlrecht  in  der  GenosseDschaft  erteilt»  während 
gleichwohl  die  Beitragspflicht  schon  vom  Tage  des  Gewerbeantritta  beginnt, 
waren  von  Tornherein  die  jÜDgeren  und  strebsameren  Elemente  des  Ge- 
werbes der  Genossenschaft  entfremdet,  und  die  Wahlen  und  damit  der  Ein- 
Üufs  in  der  GenoeseDschaftsvorstchung  kamen  so  in  die  Hände  einer  kleinen 
Anzahl  von  Gewerbetreibenden,  welchen  oft  die  Lust  und  Fähigkeit  zu 
einer  erfolgreichen  Tbätigkeit  fehlte.  Ebenso  hatte  das  Geseti  es  versäumt, 
den  Beschlüssen  der  Genossenschaft  eine  ordentliche  Exekutivkrafl  lu 
geben.  Um  ihre  BcsohlÜBse  durchzusetzen ,  muTste  der  Vorstand  sieh  an 
die  Polizei-  und  Verwaltungsbehörden  wendeo,  wodurch  die  Autorität  und 
die  W^irksumkeit  der  neuen  Icstitution  von  vornherein  lahmgelegt  wurde. 
Aufserdem  Hefi  die  Bohchränkung  der  Kompetenz  der  Genossenschaft  in 
Streitigkeiten  atis  dem  Arbeitsverhältni8  auf  die  Dauer  desselben  oder 
auf  30  Tage  nach  seinem  Ablaufe,  sowie  die  überaus  leichte  Appelk- 
bilität  ihrer  Urteile  an  die  Verwaltungsbehörden  die  genossenschaftliche 
Jurisdiktion  nicht  recht  aufkommen.  Auch  entsprach  die  Vertretung  der 
Arbeitnehmer  in  den  Genossen  seh  aftsgeri  oh  ten  nicht  der  gerechten  Forde-  ^ 
ning  nach  Parität  *).  ■ 

Auch  in  Bezug  auf  das  Krankenkassenwesen  hatten  die  Genossen sohaflen 
von  Anfang  an  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Vor  allem  hatten  sie 
häufig  grofse  Spitalschul  den  von  den  alten  Innungen  zu  übernehmen. 
Biese  Schuldenlast»  welche  bei  manchen  Genossenschaften  noch  immer 
weiter  anwuchs,  hatte  ihren  Grund  hauptsächlich  in  einer  gesatzlichen  Ver- 
ffigung  (für  Ni  oder  Österreich  das  sog.   Verpflegungsnormale  vom  30.  Man 

1)  Frsibvrr  Fnedrtch  Ton  Cftll,  Die  OewerbegeseUgebang  in  Oesterrelcb  (Usodirörttr- 
buch  für  äUatawUaeuachftfteo,  Bd.  111,  S.  994). 

Z)  Beitrat  den  Dr.  von  Plener  m  der  3.  Getierftlvorssrnmltiiig  des  Vereins  fflr  Sosial- 
poUtik  (8.  d.  V.  r  8 ,  Bd    XI,  8    ?9;} 
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1887),  welche  aUe  ffir  ein  Genossenschafttinitglied  aufgelaafeDen  Spital- 
kasten ohne  Eüokaicht  auf  die  Dauer  der  Verpflegung  der  Oenossenscbaft 
snr  Last  sohreihen  liefs.  Diese  Bestimmung  war  besonders  drückend  für 
die  Genossenschaften  der  gröfseren  Städte,  in  welchen  allein  sich  öffeut- 
liehe  Spitäler  befanden,  da  viele  Gehilfen  schon  in  leidendem  Zustande 
io  die  Stadt,  insbesondere  nach  Wien  reisten,  dort  für  einige  Tage  in 
Arbeit  traten,  den  Kranken  beitrug  für  einmal  entrichteten  und  dann  so- 
fort sich  in  das  Spital  aufnehmen  liefsen,  wo  sie  auf  Kosten  der  Ge- 
nossenschaft Tcrpflegt  wurden.  Da  die  Krankenbeiträge  der  Gehilfen 
schwer  einzutreiben  wareu,  so  ruhten  in  den  Genossenaohaften,  die  kein 
Vermögen  besafsen,  die  Spitallast  hauptsächlich  auf  den  kleinen  Meistern, 
und  dieser  Umstand  hat  Tiel  dazu  beigetragen,  die  Genossenschaft,  welche 
ihnen  hauptsächlich  als  Kassierer  des  Spitals  erschien,  bei  den  Gewerbe- 
tieihenden  unpopulär  zu  machen. 

In  Bezug  auf  die  Arbeitsvermittlung  entsprachen  die  Genossenschaften 
nicht  in  genügender  Weise  ihren  Aufgaben. 

]^n  weiterer  Grund,  um  die  Genossenschaften  unbeliebt  zu  machen, 
lag  in  ihrer  Verwendung  von  Seiten  der  Steuerbehörden  bei  der  £in- 
sehätsnng  zur  Erwerbs-  und  Einkommensteuer,  indem  hier  die  Genossen- 
lehaftsTorstände  mit  Mitteilungen  über  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
und  andere  Verhältnisse  der  Genossenschaftsmitglieder  den  Behörden  an  die 
Hand  gehen  mufsten. 

Den  Genossenschaften  ist  es  sodann  auch  nicht  gelungen,  auf  das 
Lehrlingswesen  einen  bedeutenden  Einflufs  auszuüben.  Auch  auf  dem  Ge- 
biet« des  XJnterrichtswesens  waren    nur  minimale  Erfolge  zu  yerzeiohnen. 

Ein  Hauptgrund  des  Scheiterns  der  ganzen  Institution  lag  zweifellos 
in  der  nieht  genügenden  Berücksichtigung  des  bernfsgenosseuBchaftlichen 
Momentes.  Die  bunte  Zusammen würfelung  heterogener  Gewerbebranchen 
liels  ein  Gefühl  für  ein  gemeinsames  berufsgenossensohaftliches  Streben 
kaum  aufkommen.  Andererseits  gelaug  es  selbst  auf  diesem  Wege  oft 
nieht,  solche  Verbände  ins  Leben  zu  rufen,  die  sich  zur  Erfüllung  der 
zahlreichen  und  überaus  wichtigen  Aufgaben,  welche  das  Gewerbegesetz 
den  Genossenschaften  als  obligatorische  Funktion  überwiesen  hatte,  fähig 
erweisen  konnten. 

Dafs  man  auch  namentlich  den  Zwang  ftir  ein  Hinderungsmittel  des 
Gedeihens  der  Genossenschaften  hielt,  geht  besonders  deutlich  aus  den 
Protokollen  der  allgemeinen  öffentlichen  Enquete  über  die  Lage  des  Klein- 
gewerbes in  Nieder-Oesterreich,  abgehalten  von  der  Handels«  und  Gewerbe- 
kammer in  Wien  1873  und  1874,  hervor.  Es  war  die  Frage  gestellt 
worden :  „Sind  die  Bestimmungen  dos  VIL  HauptstÖckos  der  G.O.  in  Bezug 
suf  die  Gewerbegenossenschaften  (Zwangsgenossenschaften)  den  dermaligen 
Verhältnissen  des  Gewerbestaodes  entsprechend;  welche  Beschwerden 
werden  in  dieser  Beziehung  erhoben  und  welche  Beformen  des  Instituts 
der  Gewerbegenossenschaften  werden  beantragt?" 

Fast  alle  Experten,  meist  sogar  Vorstandsmitglieder  yon  Genossen- 
tehaften,  forderten  die  Aufhebung  des  Zwanges.  Der  Ruf  nach  Ab- 
Mhaffnng  der  Zwangsgenossensohaften  erlangte  immer  mehr  Nachdruck, 
aod  fist  allgemein  forderte  man  freie  Genossenschaften  und  glaubte,   dafs 
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diese    erspriefsliober  wirken  würden,    weil    die   iDtelligeDteo  uod  besseren 
Elemente  sich  in  ihnen  zasammenachliefsen  würden^). 

Infolge  dieser  Strdmuog  wurden  mehrmals  VerBaohe  gemacht,  die 
Zwangsgenofiseo Schäften  zu  beseitigen.  Dies  gelang  jedooh  nicht,  sondern 
einer  kleiogewerblichen  Agitation,  welche  in  ihren  Tendenseo  nngemeiD  viel 
Aehnlicbkeit  mit  nnfterer  neuen  deuUohen  Handwerkerbewegung  hat,  ge- 
lang es,  ein  Gesetz  zustande  zu  bringen,  in  dem  der  Befahiguoganaehweis 
und  die  Zwangagenostensohaft  daa  Hauplsiel  der  Reform  waren. 

Oeateriüioh  wurde  durch  Geeet£  Tom  15.  März  1863  bereits  mit  dem 
Befähigungsnachweis  und  der  obhgatori sehen  Innung  (Zwangsgenossen* 
Schaft)  beglüoktf  yon  denen  unser  deutscher  Handwerkerstand  immer  noch 
die  Hetlung  erwartet 

Der  Teil    des  Gesetzes^    welcher   sich    mit    den    Fach  gen  oftsenschaften 
beschäftigte,  der  also  den  obligatorischen  Genossenschaften  der  osterreiohi-  ^ 
sehen  Gewerbeordnung    yom  Jahre   1859    neues    Leben    einzuhauchen    be- fl 
stimmt  war,    erfuhr  verhältnismäfsig  wenig  Widerstand,    da  es  sich  nicht 
um  ein  NoYum   handelte,   sondern  lediglich  einer   bestehenden  Institution 
unter  günstigeren  Umständen  eine  ehrliche  Probe    gegönnt  werden    sollte.  M 
Begeistert  wurde  damals    das  Evangelium  der  Kettung    de^  Kleingewerbes  V 
durch  die  auf  dem  Befähigungsnachweise  basierten  Zwangsgenossenaohafleu 
von  dea  Stimm fiihrem  der  Handwerker  gepredigt  ^). 

Biese  erblickten  darin  den  Beginn  einer  Selbstverwaltung  des  klein* 
gewerblichen  Lebens,  durch  die  aua  einem  atomisierteu  Menschenhaufen  ein 
sielbewufster  und  willenskräftiger  Stand  erwachsen  werde.  Was  die 
Zünfte  in  ihrer  Blüteieit  gewesen,  das  sollten  die  Zwangsgen oisentcb&tteD 
in  moderner  Form  sein.  Sie  wlirdeo  die  zersplitterten »  im  Kampfe  mit 
dem  Grofsbetriebe  aufgeriebenen  Einzelkräfte  zusammenfassen  zu  einer 
widerBtandsfähigen,  belebenden  Organisation,  in  welcher  jene  den  Kampf 
mit  dem  Kapitale  siegreich  zu  bestehen  die  F^ähigkett  erlangen.  Nicht 
blofs  das  materielle  Moment  geeioter  Kraft  komme  in  dieser  Hinsicht 
in  Betracht;  auch  die  geistigen  und  moralischen  Faktoren  gehobenen 
Selbstbewulstseins,  der  Standesehre,  des  korporativen  Pflichtgefühls  würden 
in  Wirksamkeit  treten.  In  dieser  korporativen  Gliederung  würden  auch 
die  Interessengegensätze  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  Aua* 
gleiohung  finden,  und  so  wurden  sich  die  Zwangsgenoseenscbafien  zu  einer 
lebensvollen  Gesamtorganisation  der  klcingewerblichen  Kreise  gestalten« 
welche  die  Lösung  der  einschlägigen  Ver waltun gsaufgaben  tibernehraeu 
und  einen  erhebenden  Gegensatz  zu  der  Auflösung  des  Biirgerstandes 
bieten  wü^rde.  Der  skeptischen  Frage:  Warum  denn  dies  alles  nicht 
längst  —  bei  dem  mehr  als  zwanzigjährigen  Bestände  der  Zwangsge« 
Dessen  Schäften  —  schon  realisiert  sei,  begegnete  man  mit  einer  Reihe  von 
Gründen.  Die  Behörden  seien  schuld,  dafs  die  Genossenschaften  wenig 
gediehen,    well    sie    denselben    kein    Interesse    entgegenbrachten    und    die 


1}  Protokolle  der  «U^emeiDeti  öaterrebhitoheo  Enquete  ttber  die  Lsf^  des  Klelo- 
gewerbea  in  Nt«d«r*Oeftter reich,  nbgebaltea  voia  der  Handeln*  uod  GewerbekAtomer  in 
Wien   1873  und  1874,  I.  Bd.,  Wien   1074. 

2)  Emil  BaX|  Die  dsterreichiscfae  Gevrerbsnorelle  tod  1883,  in  SchmoUer's  Jfthr* 
bttcbem,  YIL  J&brg„  Leipzig  1883,  S.  153. 
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iwiagtweite  Bildnog  von  soloheD  nicht  betrieben.  Wie?  Ware  es  nicht 
irof  allem  S&che  der  Beteiligten  selbst  gewesen,  d.  h,  der  Einnichtigeren, 
BoftrgiBcberen  unter  den  HaDiiwerkagenassen,  die  Bildung  der  Genoisen* 
•eiiall#o  iLDSuregen  und  in  die  Hand  zvl  nehmen,  wenn  mit  demselben 
wirkliob  jene  Fanaoee  gegeben  ist?  Die  Bebördeo  würden  dann  ihre 
FflMlItt    beittglich    der  Zwang«bildung   gewife    üicht   Tersäumt    haben,    wie 

^ja   mmiih    an    einzelnen   Fällen,    welche    die    Befärworter    selbst    anführten, 
0awte»en    iat      Wo    solche  GenosÄentohaftea    io    gröfserer  Zahl    that- 

Filalilieii  iDi  Leben  traten,  z,  B.  in  Wien,  dort  loll  es  wieder  eine  den 
W&nachen  der  Beteiligten  nicht  eotsprecheode  Zasammen legung  mehrerer 
GflWerii«  xa  einer  Genossenschaft  gewesen  sein,  welche  die  Apathie  der 
Mlt^Üe^eri  ja  sogar  ein  Widerstrebet)  gegen  den  genossenschaftHohen  Ver* 
band  harforb rächte.  Das  kann  unt«r  allen  Umständen  indes  nur  einzelne 
Falle  bolfaffen,  und  auch  bezüglich  dieser  war  das  Votum  der  Handtjls- 
katttoer  in  Bezug  auf  die  ZuFammeo legung  nicht  bindend,  nichts  hätte 
(aod  hat  thatsäoblich)  einzelne  Gewerbe  gehindert,  im  Gegensatz  zu 
diaaain   Votum  gesonderte  Genossenschaften  zu  bilden. 

Daoo  sei  der  Wirkungskreis  der  Zwangsgen  essen  seh  aften  nach  der 
5riibeTea  0.0.  kein  ausreichender  gewesen;  dieselben  wären  wenig  mehr 
ak  dar  Kaasierer  für  das  Spital  (in  dem  die  erkrankten  Hilfsarbeiter  rer- 
pAi0  werden)  und  der  Berater  der  Steuerbehörden  (bei  Auflage  der  Er- 
wirb* und  Einkommensteuer)  gewesen,  die  Gewerbetreibenden  hätten  so 
gal  wie  gar  keine  Vorteile,  viel  mehr  blofs  Lasten  Ton  dem  Verbände  ge- 
haJb/L  Ein  Vergleich  der  Kompetenz  der  Zwangsgenossensobafteu  nach 
te  0.0.  Tom  Jahre  1859  und  der  Gewerbenovelle  vom  15.  März  188S 
wifd  ariEeben,  inwieweit  das  begründet  ist,  und  das  MaTs  der  Erweiterung 
kciiQcti  lehren,  von  welchem  man  sich  so  grofsartige  EesuUate  versprach. 
Badlich  sei  die  Organisation  selbst  mangelhaft  gewesen ;  eine  Besserung 
daraalbea  auf  Grand  der  gewonnenen  Erfahrungen  werde  die  Zwangs* 
pMoaaaoaohaften  erst  aktionsf^hig  machen.  Es  werden  also  auch  nach 
titaar  Riabtuog  hin  die  Bestimmungen  der  vorliegenden  Gesetznovelle  zu 
pruita  »ein* 

Daa  neue  Oasetz  enthält  eine  wesentliche  Verschärfung  des  Prinzips 
dat  Kwaoges.  Die  Apostel  der  Zwangsinnung  hatten  ja  auch  stets  das 
Arftmaol  geltend  gemacht,  es  sei  noch  nicht  genug  Zwang  vorhanden 
gawaaaa»  as  müsse  noch  mehr  Zwang  aosgeübt  werden.  Der  Wortlaut  des 
6»iataa<  seigt,  dafs  keineswegs  blofs  die  handwerksmäfsigen  Gewerbe, 
mm^mrwLf  mit  Ausnahme  der  Fabriken,  alle  Gewerbebetriebe  Zwangsgenossen- 
•Hi^*^"^  bilden  sollen,  wie  überhaupt  die  Novelle  fast  aufrsohliefttlioh  auf 
daa  Klatagewerbe  zugeschnitten  ist^), 

Daa  Gesetz  geht,  wi«  früher,  von  der  Betrachtung  aus,  dafs  auf  eine  Ein- 
wiflraog  zum  Beitritt  nicht  verzichtet  werden  könne,  damit  der  beabsichtigte 
Zwaok  amicht  ward«».  Allerdings  werden  die  thatsäcbUohen  Vurhältnisse, 
welcihti  die  Bildung  von   Genossenschaften   nicht  allerwarts  zulassen,  durch 


1)  S^ItsTf  OrwerbepoUtische  Strßmungen  in  Ocsterreicb  -  Uttg»rn.  Eme  8kisie. 
Vlvimymcbrlll  für  Volkjiwinh»cb«ft ,  Poütik  und  Kultargcscliichta,  berAiugegsben  voo 
Maati  Witt«  B4<  99,  Bmlin  1886,  S.  181. 
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§  106,  wie  folgt,  berückfliohtigt:  Uoter  deoeot  welche  gleiche  oder  verwandle 
Gewerbe  iü  einer  oder  lo  Dachbarlicheti  GemeiDden  betreibeo,  samt  den 
HilfBarbeitero ,  hi  der  bustehende  Verbauü  aufreiht  gu  erhalteo  aod ,  60- 
fem  er  ooch  eicht  besteht,  nach  ßinTemehmeu  der  HaodeU*  and  Gewerb«* 
kammer,  welche  die  Beteiligton  zu  hören  hat,  soweit  es  die  Örtlichen  Ver- 
hältnisae  nicht  uxjmöglioh  tnaohen,  durch  die  Gewerbebehörde  hersu* 
filelleu.  Die  BeitrilUpütht  ist  die  Folge  des  Aotritts  des  Ge werbet; 
wer  mehrere  verfichiedeoartige  Gewerbe  »eibstäudig  betreibt,  kann  daheir 
auch  mehreren  Gecossenscbaften  ao gehören.  Die  bestehenden  Gewerbe- 
korporatioDeii  hüben  ihre  Statuten  dem  ueuen  Recht  entsprechend  sn  re- 
formieren. Dia  im  §  114  normierten  Zwecke  der  Genossenschaften  sind 
in  der  Hauptsache  den  bisherigen  gleich.  Die  18 59er  Gewerbeordnung 
erklärte  als  Aufgabe  der  Genosseaschaften  ,,die  Förderung  derjenigen  An« 
stalten  und  Vorbereitungen,  welche  die  Bedingungen  der  gemeinaamen 
gewerblichen  loleresaen  abgeben'^,  und  führte  als  ihre  obligatorisohe  Auf- 
gabe namentlich  auf:  die  Sorge  für  Aufreohlerhaltung  des  Lehr-  und 
BieDstTerbandes,  die  schied sgerichtiiohe  Au^tragoii;;  der  Streitigkeiten,  die 
Gründung  von  Fachächulen  und  Anstalten  2ar  Unterstützung  der  Mit- 
glieder in  Erkrank ungsfäLlen  und  Notlagen,  Ton  gewerblichen  Assosiationeo, 
Gewerbsan lügen  sur  gemeinsamen  Benutzung  u,  b.  w.^). 

Nach  der  Novelle  von  1883  büsteht  der  Zweck  der  Genoäsenschaft 
in  der  Pflege  des  Gemeingeiatesp  in  der  Erhaltung  und  Hebung  der 
Standesehre»  sowie  in  der  Förderang  der  gemeinfiameü  gewerblichen  In* 
tere0«eo  durch  Errichtung  Ton  VorschufakasseD,  Kohstofflagero,  Verkaufs- 
hallen p  durch  Einführung  dea  gemein schaftlicheu  Maschinenbetriebes  und 
anderer  Methoden.  Hieran  reiht  eich  eine  Aufzählung  der  obligato tischen 
einzelnen  Aufgaben ,  welche  mit  dem  früheren  Gesetze  bis  auf  die  neuen 
belangreichen  Funktionen   bezüglich  des  Lehrlingswesens  übereinstimmen  *). 

Den  neuen  Genossenschaften  ist  nämlich  eine  weitgehende  EinfluTa- 
nähme  auf  daa  ganze  Lehrlings wesen  zugewiesen  durch  Erlafs  von  der 
behördlichen  Genehmigung  zu  unterbreitenden  Beatimmungen :  über  fach- 
liche und  religiös-sittliche  Ausbilduag  dar  Lehrlinge,  über  die  Lehrseit 
bei  nicht  handwerkBmäfsigen  Gewerben,  die  LehrlingsprüfoDgen,  die  Be- 
stätigung der  Lehrzeugnisse,  über  die  Bedingungen  für  das  Halten  der 
Lehrlinge  überhaupt,  sowie  über  das  Verhältnis  der  letzteren  zur  Zahl 
der  Gehilfen  im  Gewerbe.  Was  die  Organisation  der  Genossenschaften 
betrifft,  so  gehören  denselben  al»  Mitglieder  nur  die  Arbeitgeber  an,  die 
Gehilfen  sind  in  untergeordneter  Vertretung  nur  Angehörige  der  Ge- 
nossenschaft Die  EegierungsTorlage  wollte  die  Hilfsarbeiter  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  (Unbescholtenheit,  Grofsjährigkeit)  als  gleiohbe> 
rechtigte  Mitglieder  ansehen,  die  Novelle  drückte  ihre  Stellung  «u  der 
unfreieren  des  bisherigen  Systems  wegen  der  Interessengegensätze  und 
Verschiedenheit    der    eosialen    Stellung    herab.       Nur    bei    dem    wichtigen 


1)  Tf  Lakner,  Pruktisches  HAndbüch  der  neuen  österreichtschen  Oewerbe-Ordniiiig, 
•ntbiltend  don  ▼olbtModigcD  Text  des  Gesersea  vom  20.  Dezember  1839,  Wien  1660, 
S.  63  IT. 

S)  Die  durch  dl«  Oesetse  vom  15.  Man  18^3  und  B.  M^n  1835  nbgeloderte 
und  ergiuitte  Gewerbe-Ordoang  Tom  20.  Dezember  1859«  5.   Aufl.,  Wien  1893,  S.  136  IT* 
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lericbtlicheii  Aassohasae  zur  Austragurtg  der  zwisoheo  den  Arbeit- 
end Hilfflarbeitern  ent stehenden  Streitigkeiten  aus  dem  Arbeitd-^ 
Lilir»  tmd  Lohn* Verhältnisse  und  bei  der  VerwaUung  der  KrankeukaBieu 
(im  wekhen  die  Gehilfen  neben  den  Arbeitgebern  Beiträge  leisten)  ist  eine 
GltidiaieLfung  der  beiden  Elemente  erfolgt.  Die  Geschäfte  der  Genossen« 
idull  besorgt  die  Genossenaohaftsversammlung»  die  Genossensobafts-Yor- 
4ia!^QDg  i^Geo otsen Schafts- Auaschufs  unter  Leitung  des  VorsteherB)  und  der 
laJtieiTichterl i cb e  Aassschurs.  Die  GenosseDBohaftsTersammlunfr  besteht 
Uta  den  atimmbereehtigten  Mitgliedern  (das  Stimmrechi  erliseht  infolge 
I  ttimfreebtlieher  Verurteilnng,  Konkurseröffnung,  Anordnung  einer  Kuratel). 
Die  Gehilfen  der  io  der  Genosse nscbafl  vereinten  Gewerbetreibenden ,  als 
Aogehorig«  der  Genossen schaft  konstituieren  sich  als  GeaellenTersammlong 
ttstor  dt»  gewählten  Obmann.  Ihre  Thätigkeit,  die  Rechte  and  Pflichten 
rvftlt  daa  Statut.  Zum  Wirkungskreis  der  Gebilfenyersammlung  gehört: 
dia  Wahroebmung  und  Erörterung  der  Interessen  der  Gesellen,  die  Wahl 
dvr  MitfUeder  des  schiedsrichterlichen  Ausschusses  und  die  Wahl  der 
DdafWtto  tUT  Genossen schaftsrersammlung  tum  Zweck  der  Vorbriogung 
fön  W8Dicheu.  Ebenso  kann  die  GenossensohaftsTersammtung  durch  De- 
Itfierte  mit  beratender  Stimme  an  der  Oehilfenversammlung  teitnehmen. 
Im  iriehtige  Neuerung  liegt  in  der  den  Genoesenscbaften  auferlegten 
Ver^i^btnog,  lur  Unterstützung  der  Gehilfen  in  Krankheitsfällen  Kranken- 
Irnitn  so  errichten»  tu  welchen  beide  Teile  Beiträge  sahlen.  Der  Zu* 
•ahnla  der  Gehilfen  darf  nicht  höher  als  d  Proz,  rem  Lohne  sein,  während 
jar  d«r  Arbeitgeber  nicht  höher  bemesseo  werden  dar!  als  der  des  Ge- 
Ulleobeitimgs^) 

Auf  die  Details  dieser  Organisation  weiter  einzugehen,  würde  den 
Elkmeo  dieser  Abhandlung  fibersehreiten.  Die  Abweichungen  gegenüber 
das  früheren  Bestimmungen,  Ton  denen  man  das  ganze  Heil  erwartete, 
wareo  aUo  angemeiu  geringe.  Einen  Erfolg  Tnrsprach  man  sieh  deshalb 
b  «»bjektiT  urteilenden  Kreisen  in  Oesterreich  too  den  Zwangsgenossen- 
lahaltso  nicht,  weil  sieh  eben  ein  pelbstthätigea  Wirken  duroh  Gesetzes- 
|M»gi«pl»#B  nicht  erzwingen  läfst* 

BIb  endgiltiges  Urteil  läfi^t  sich  natürlich  über  die  Novelle  vom 
Jahre  \MZ  Jetzt  noch  nicht  fällen,  soriel  steht  jedoch  fest,  dafs  obwohl 
dia  StimiBen  Über  den  Wert  odi^r  Unwert  der  Gewerberechtsreform  in 
Otilf  riMi  Tom  Jahre  1B89  noch  nicht  Yerstummt  sind,  kann  man  doch 
Mfui«  dia  Zweifler  sind  nicht  bekehrt,  die  Anhänger  nicht  befriedigt 
vordeo.  Dafs  mancherlei  bei  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  nicht  so  seii 
via  M  aaia  sollte^  ist  eine  tou  niemand  geleugnete  That^ache;  ob  aber 
i^  Grand  Hir  die  Mangelhaftigkeit  darin  gelegen  sei^  dafs  man  mit  der 
Oew#rbeordnuDgsno Felle  zu  sehr  oder  zu  wenig  gegen  dns  Prinzip  der 
Oavarbftfriiheit  yeriitofsen  habe»  ist  noch  die  Frage «  hinsichtUch  deren 
teolworiuog  die  Meinungen  sehr  auseinandergehen  ^). 


[t)  Ztller,  0«werb«poHti*cii«  Ström aogen  io  Oestflircich  -  On^Ärn.  Ein«  SkiM«. 
(Vl«1«l|«lbrs*e]uiri  (ür  VolkswirUcbaft,  Politik  and  KotturgesehicbU,  hftrsatg^'geben  voo 
Ibiaari  Wis»,  Bd.  ft9 )     B«rlia  \tU,  S.   184. 

S)  ^Ftkt4ir  Mst^s.^  Die  Kntwickloni^  der  dtterrelchiicbeu  GcDosavo^hAftea  (DeuUche 
Wvm^  ||eaAt»b«ftc,  h«rftüsgeg«b^tt  toii  C  Poriier»lorfsr,  VUI.  JAhrg.«  1888,  Aagutlbefl). 
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Nach  einer  ZueamnieDi^telltttig  im  OeeterTeichiBchen  OekonomiileB 
(1888)  Nr.  11  betrug  die  tiesamtzohl  der  io  Oesterreioh  auf  Grund  dtr 
G«werbeDOTelle  bu  Ende  des  Jahre«.  1887  errJohteten  Genoäsensohaftea 
4648,  von  welchen  651  auf  die  Oenossen Schäften  für  einzelne  Gewerbe, 
6^2  auf  die  Genosfienschaften  fiir  Gruppen  rerwandter  Gewerbe  und  Mib 
auf  die  KailektivgenosBet] Schäften  entfielen.  Die  meisten  GenoasenBchafteo, 
Dämlich  1422,  bcfcfitzt  Böhmen,  die  wenif^sten,  6  an  der  Zahl,  das  KtUten- 
land.  Es  machen  die  Faohganossensohaften  alao  nur  14,2  Proz.  aller 
5»terreiehiBchen  Genosaenschnften  auB.  Nur  14»3  Pro2.  aller  Genossen* 
Schäften  sind  aolehe  yerwandier  Uewerba^uppen ,  dagegen  machen  71,3 
Proz.  aller  Genoasenachaften  die  KollektiTgenosBenschafteo  oder  Eeiben- 
xünfte  auB« 

Schon  früher  hat  die  bunte  Zusammen  würfe!  ung  heterogener  Gewerbe- 
branchen  das  GetUhl  für  gemein Bchaftliches»  berufsgeDosfienaohaftltobea 
Streben  nicht  aufkommen  lassenf  man  darf  wohl  annehmen,  dafa  die  Ver* 
haltnisae  in  den  Kolleklivgeoossen Schäften    heute    noch  die  gleichen  find. 

Seit  dem  Jahre  1887  bat  die  GenosaenBohaftfientwickelung  Oeaterreichi 
uoüh  weitere  Portaohritte  gemacht. 

Nach  der  Darstellnng  des  Standes  des  gewerblichen  GenoseenschAfta- 
weaens  (1891),  Wien  1891,  betrug  die  Gesamtzahl  der  Genossen  Schäften 
5118.  Es  hatte  sich  also  die  Zahl  in  den  yier  Jahren  um  565  GenoBsen- 
Bohaften  renuehrt.  Von  diesen  5113  Genosseni^chaften  waren  722  solohe 
für  einiselne  Gewerbe,  2252  solche  für  verwandte  Gewerbe  und  2189  Kol- 
lektivgenoBsen Schäften.  £a  hatten  sich  altio  die  Fachgenosßenschaften  um 
71  rermehrt,  die  GeuossenBchafteD  verwandter  Gewerbsgruppen  wiesen 
eine  Vermehrung  von  1600  Genossen sohaften  auf,  dagegen  waren  die 
KollektivgenossenBchaUeu  um  1106  an  Zahl  zurückgegangen,  d.  h.  es  war 
eine  Zerschlagung  von  EolIektivgenoBseusohaften  in  solche  verwandter  Ge- 
werbsgruppen  und  in   Fachgenosaenschaften  erfolgt. 

Ea  waren  also  jetzt  14,1  Proz.  Fachgeoossenschaften,  44 »2  Proz.  Ge- 
nosaensohaften  für  Gruppen  verwandter  Gewerbe  und  41,7  Proz.  KoUektiv- 
genoBBenscheften  (TerritorialgenoBseusehafteo  oder  sogenannte  Heihenzünfta). 

Dafa  aber  die  Zahl  der  Genoaseosohaften  noch  keinen  Schluft  auf 
die  Wirksamkeit  derselben  zuläf^t,  möge  aus  folgendem  hervorgehen.  Nach 
einer  Ton  dem  gemeinsamen  «tatis  tischen  Bureau  der  Handelskammer  bewirke 
Brunn  und  Olmülz  für  das  Jahr  1886  bearbeiteten  Statistik  der  mahrischen 
Geoossenschaften  bestanden  im  ganzen  857  Genossenschaften,  von  denen 
sich  155  auf  den  BrÜnner  uud  202  auf  den  Olmützer  Kammerbezirk  ver- 
teilen. Nur  Über  276  dieser  Genossenschaften  lagen  Angaben  über  Ein- 
nahmen und  über  288  Angaben  über  Ausgaben  vor.  Wenn  man  bedenkt» 
dafs  eine  sehr  botrachtliohe  Zahl  von  Gewerbegenossenschaften  gar  keine 
YermögenBgt^ bahrung  ausgewiesen  hat,  alHO  wahrscheinlich  bis  zum  Sclilusse 
des  Jahres  1886  noch  nicht  funktionierte,  so  wird  man  nicht  auf  eine 
lebensvolle  Bethätifiung  der  geD0R«en8chiiftlich©n  Institution  Bchliefjsen 
können,  zumal  ein  nicht  unbedeutender  Teil  der  zumeist  nicht  erheblichen 
Ausgaben  schon  in  dem  allgemeinen  Yerwultungsaufwande  seine  Be- 
gründung findet^). 


I 


1)  Scfanüd,   StatUtUolie  Stadien  Über  die  Entwickelang  der  österreichtscbeo  Gewerbo- 
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IXmm  ThftiflMhe,  db  tieh  wahnoheinlieh  nicht  nur  in  Mähvtn  oder 
sonstwo  finden  irird,  ist  aber  ein  Beweis,  dafs  siob  wohl  durch 
0eseti  Oenosaenschaften  aaf  dem  Papier  schaffen  lassen,  dafs  diesen  jedoch 
■eist  kein  Leben  innewohnt. 

Folgende  Uebersicht  der  aof  Grand  der  Bestimmungen  des  Gesetzes 
Toa  15.  Mim  1883  errichteten  gewerblichen  Genossenschaften  für  das 
Jahr  1891  seigt  näher  die  Yerteilung  ^). 


Kronljuid 

Schäften  für 
einielne 
Gewerbe 

Genossen- 
schaften für 
Orappen 

KoUekHr- 
SODosaen- 

Summe 

Bemerkung 

verwandter 
Gewerbe 

sehaften 

1)  Nicdvestttmich 

163 

276 

95 

534 

t)  OlMrastemich 

84 

3" 

260 

666 

3)  Salsbar« 

II 

57 

t\ 

109 

4)  8f«i«niimrk 

57 

320 

338 

5)  Kiratan 

8 

34 

47 

83 

S)  Krsia 

5 

13 

16 

34 

7)  KflstenUnd 

S 

2 

— 

7 

8)  Tirol    und   Vor- 

■ribcrg 

34 

176 

85 

395 

•)  Bullaen 

321 

884 

889 

1884 

10)  MIhrcii 

56 

131 

387 

s 

11)  8eblMi«]i 

16 

,11 

15a 

It)  Gallsien 

58 

211 

435 

IS)  B«kowiD« 

3 

5 

16 

44 

14)  DataMCiMi 

I 

5 

9 

«5 

Nach  dem  SUnde 
▼om  Des.  1886 

SamiM 

7" 

2252 

2139 

5113 

Obgleich,  wie  wir  sahen,  5113  Genossenschaften  bestanden,  waren 
doch  nur  2857  GehilfenversammluDgen,  2657  Schiedsgerichtsausschüsse, 
B08  Genossenschaftskrankenkassen  und  195  Lehrlingskrankenkassen  ge- 
läldet  worden. 

Aas  den  Zahlen  ergiebt  sich,  dafs  das  Oüoossenschaftswesen  in  formeller 
Bexiehong,  soweit  es  sich  nämlich  lediglich  um  die  Bildung  der  Genossen- 
lehalten  nnd  um  die  Verfassung  der  Statuten  für  dieselben  handelt,  seit 
der  Wirksamkeit  der  NoTcUe  yom  Jahre  1883  eine  namhafte  Entwickelnng 

lofWrist 

Leider  ist  hinsichtlich  der  Erfüllung  der  den  Genossenschaften  durch 
dts  Gaseis  übertragenen  materiellen  Aufgaben  —  wie  dies  bei  der  Kürze 
des  Bestandes  der  neueren  Gesetzgebung  übrigens  zum  Teil  wohl  begreif- 
lieh erseheint  —  ein  auch  nur  annähernd  gleicher  Fortschritt  nicht  zu 
Terseiehnen.  Wenn  selbst  berechtigte  Hoffnungen,  welche  an  die  Reform 
der  G.G.  geknüpft  wurden,    bisher  unerfüllt  bleiben,  so  mufs  die  Ursache 


Uli. 


mit  besonderer  Bttcksicht  aaf  die  Wiener  Genossenschaften.     Statistische 
XIV.  Jahrg.,  Wien  1888,  S.  177. 
1)  DantelJoBg   des  Standes   des  gewerblichen  Genossenschaftswesens   (1891),    Wien 


l 


106 


NationtlSkonOTnUeha  Q«s«tx^btttif^ 


d&YOQ  SQiiSehet  in  den  allgameitieD  wirtichafllioheo,  sozialen  und  politiscbeo 
Verhfü  toi  igen  geeucht  werden.  Aber  aach  dai  GeseU  »elbit  trägt,  wenn- 
gleich nnr  in  untergeordnetem  &fafi^e,  daran  Schuld,  indem  namentlich 
seiDe  organisatorischen  Bedtimmungen  übermäfsig  verwickelt  und  mehrfach 
unklar  und  dadurch  einer  glatten  Abwickelung  der  Geschäfte  hinderlich  «lod* 
Auf  manchen  Gebieten  ist  eogar  ein  Rückschritt  gegen  früher  wahr- 
nehmbar, to  hei  der  Arbeit«Termittelang  infolge  des  Auischeidens  det 
Fabrikbetriebes  aus  den  Genossen schafteD  und  bei  der  judisiellen  Th^tig* 
keil  der  GeDogAenBchalteo,  welche  durch  die  Novelle  Tom  Jahre  1883  in 
eine  rein  schiedsrichterliche  umgewandelt  worden  ist,  also  nie  auf  Grund 
eines  Kompromisses  wirksam  wer^len  kann. 

Der  Thateacho,  dafs  schon  im  Jahre  1886  für  10 86  genotsenschaft- 
iiche  Kroukenkas£en  das  Statut  vorfafst  war,  ist  gegenüberzuhalten» 
dafs  an  GenossenachaftskrankenkasBen  ^  welche  den  Bestimmungen  dei^ 
KrankeDversicherungsgesetses  vom  30.  März  1888  (R.G  Bl  Nr.  89)  eni 
spracheo^  für  das  Jahr  1889  nur  599  mit  eiuer  MitgUederzahl  Ton  180  67fl 
(durchschnittlioh  also  302)  Personen  und  für  das  Jahr  1890  nur  663  miil 
einer  Mitgliederzahl  von  215  894  (durchschnittlich  also  326)  Personen 
ausgewiesen  wurden,  Lehrlingskrankenkassen ,  welche  den  AnordnuDgen 
des  KrankenrersieheruQgsgesetzes  entsprachen,  bestanden  im  gauien  91 
mit  25  347   (durchschnittlich   279)  FersoneD. 

Auch  für  das  gewerbliche  Bildungswesen  ist  bisher  seitens  der  Ge- 
ne tseoschaften  nur  sehr  wenig  geschehen.  Der  grofse  Aufschwung,  der 
auf  diesem  Gebiete  wahrzunehmen  ist,  mufs  vielmehr  zumeist  auf  die 
Förderung,  welche  dem  iDdustrielleu  Bildungswcsoo  seitens  des  Staates 
direkt  zu  Teil  wird,  zurückgeführt  werden.  Dies  beweisen  schon  die 
jährltoh  für  diesen  Zweck  in  das  Budget  eingestellten  Summen»  welche 
betrugen  in  Gulden 

Im  Jmbre  1876  308300 

t,       „       1881  454  4'0 

,,       M       1882  84«  437 

„       ,,       1883       1  00s  948 

und,    10  weiter  jährlich  um    rund    100  000  fl,  waohseod,    im  Jahre    1893 
angesetzt  sied   mit  2  081359  fl. 

Nur    ein  kleiner  Tiil  dietter  Beträge   flnfs  GenoBsenschaftBijehulen  ak 
Staat ssubrention  zu*     Immerhin  wird  ein  gewisser  Zusammenhang  zwischeaij 
den  den  Berdhigungsnachweia  fordernden  Bestimmungen  der  0,0,  und  der 
Förderung,  wekhe  dem   gewerblicheu  Bildungswesen  gerade  in   den   letzten 
Jahren    und    mit    stüts    zunehmuudem  Erfolge    zuteil    geworden  ist,   ntohftH 
in   Abrede  gestellt  werden  ^),  'S 

Schwiedland  sagt  in   seiner  Abhandlung  über   die  Einführung  obliga* 
toriseher    ArbeiteranfiBohüsse    und    den    Versuch    einer    Organisierung    der^ 
Industrie  in  Oesterreich  über  die  Genossenschaften  folgendes  >):  ^M 

1)  Freiherr  Friedrich  von  Call,  Gewerbeges«tsgfbung  In  Oesterreich.  Bandwort^r^ 
buch  für  StA aU Wissenschaften,   Bd    111,  S    998. 

2)  Si:hwi«dUt]d,  Die  EiiinihrQDi<  obligmtorischer  Arbeiteratt&fichÜMe  und  der  Ver»neb 
einer  Organ isierong  der  Induitrie  in  Oe&terreirh.  Sehmoll er'n  Jfibrbacb  für  Ge«etsgebang, 
Verw«UtiDg  und  VolkswirUebafr,  XV.  Jabrg  ^  Leipilg  lS9i,  S.  1358. 
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ifTrotsdem  das  Gesetz  TOm  15.  Mars  1683  bereits  seit  »ieben  Jahren  in 
Hrk^amkeit  ist,  sind  dioGewerbegeDossensohafteD  Dooh  lange  nicht  defimtir 
konstituiert,  und  auch  wo  äie  besttfheQ,  ist  die  Beteili|^UDg  an  der  Genos^en- 
sohaftsTeraammlung  so  gering,  dafs  die  Anzahl  an  Mitgliedern^  an  deren 
Anwesenheit  die  Beschluffifahigkeit  der  Versammlung  geknüpft  ist,  stetig 
reduJEiert  werden  muTd.  IHe  Interesseodivergenz  der  kapitalkräftigen  and 
der  unbemittelten  Meister  hat  sich  auch  innerhalb  der  Genossenschaft 
gelttfnd  gemacht ,  und  da  die  letzteren  in  Mehrzahl  sind ,  werden  die 
kapitalkräftigen  Genosdensehaftsvorsteher  allmählich  durch  solche  ersetzt, 
deren  Tendenzen  die  Sympathien  der  kleinen  Leute  haben  und  welche 
selbst  auf  das  Gehalt  als  Vorateher  angewiesen  sind»  Hieraus  folgt,  dafs 
bie  die  Popularität  Ruchen  und  nicht  stets  mit  der  erforderlichen  That- 
kraft  an  der  Durchführung  der  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  in 
Bezug  auf  das  Lehrlings wesen  und  dergleichen  mltarbeiteD.  Bio  Gehilfen 
umgekehrt  stellen  überall  die  ttichtig«)ten  Genossen  an  die  Spitze  des  Ge- 
hillroaussohusses  und  haben  diese  seit  der  Durchführung  deg  Arbeiter^ 
Kranken  versieh  erungsge  setz  es  ror  Kntlassungen  und  gemeinsamen  Mals- 
oahmeu  der  Meister  didurch  sicher  zu  stellen  gewufst,  dafs  sie  ihnen  die 
bieoldeten  Stellen  in  den  geDOssenschaftlicben  Krankenkassen  zuwendeten, 
Bf  deren  Verwaltung  sie  mafsgebenden  Einflufs  haben.  Während 
Kmit  die  Genossi  uschaft  der  Meister  bisher  nicht  jene  kräftige  Gestalt 
besitzt,  welche  dem  Gesetzgeber  Torgeschwebt  haben  mag,  ist  der  Ge- 
hilfei>aus3ohufs,  z  imindest  in  den  Städten,  eine  wenn  auch  nicht  einflufs* 
reiche,  so  doch  thatkrüftige  Vertretung  des  Arbeiterinteresses,  welche  früh- 
zeitig auf  die  Vereinigung  der  Berufsgenossen  Bedacht  nahm  und  deren 
Fuhrung  übernahm,  sowie  in  der  Genossensohaft  unermüdet  auf  die  Durch- 
führung der  zu  Gunsten  der  Arbeiterschaft  und  der  Lehrlinge  bestehenden 
retzliohan  Bestimmungen  drängt.'* 
Eine  in  Oesterreich  ziemlich  anerkannte  Thatsaehe  ist  es,  dafi  die 
meisten  Genossen^fchaften  und  iltre  Verbiu düngen  vorwiegend  nur  eine 
politische  Thätigkeit  entfalten  utid  lusbeaondere  von  der  radikalen  und 
aniisemi  tischen  Partei  Strömung  benutzt  worden.  Vor  allem  zeigt  sich  der 
Uebtlstand,  dafs  in  die  Zwangsgeno^senschaften  Handwerker  aufgenommen 
werden,  welche  ausäcbltefslieh  nur  für  einen  grofscn  Arbeitgeber  arbeiten, 
der  dann  die  betrefiPenden  Waren  vertreibt.  Diese  Leute  sind  eigentlich 
keine  Unternehmer,  sondern  Hausindu^trlelle.  Diese  Elemente  bilden  die 
Mehrzahl  in  den  grofsen  Genossenschaften  der  Schneider,  Tischler  etc, 
und  durch  sie  sind  sehr  schädliche  Bewegungen  in  die  Handwerkerfrage 
bin  eilt  getragen*  Diese  Bewegungen,  die  in  Oesterreich  vorwiegend  anti- 
femitisclien  Charakter  tragen,  würden  bei  uns  jedenfalls  Sozialdemokratie 
setien  Charakter  annehmen. 

Da  auch  die  österreichische  Statiftik  über  die  Gewerbegenossen* 
echaften  eine  sehr  mangelhafte  ist,  so  kann  man  über  die  Wirksamkeit 
derselben  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsvermittlung,  des  Lehrlingswesens, 
der  schiedsrichterlichen  Thatigkeit,  des  genoBsenschaftliohen  Kranken- 
kaesen Wesens  und  der  sonstigen  Leistungen  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
jm  einzelnen  keine  Aufschlüsse  geben. 

Nur   über  die  Wiener  Genossenschaften,   die    wohl   mit    die   höchste 
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EDiwiekeluDg    der    östeireichi sehen    GeDossetiflcliaiten    überhaupt    zdigeD, 
liegen    derftrtige  Ans^aben    Tor,    doch  beweiflen  diese,  dafa  die  Leisiunge^H 
selbst  in  Wien  auf  allen  diesen  Gebieten  böebBt  mantrel^afte  sind  ^)«       ^t 

Scbmid  sagt  über  die  Resultate  seiner  statietiicben  Arbeit:  ,,Duroh  die 
Torstehende  Untersuchung  ist,  glauben  wir,  aur  Genüge  klargelegt,  welche 
grofse  und  wichtige  Aufgaben  der  administratiTen  Htatistik  bei  Lösung 
der  Frage  der  Gewerbeorganisation  noch  harren  ^  und  wie  wenig  sie  die- 
selben  bisher  erfüllt  hat.  Es  mufs  in  der  That  als  ein  dringendes  B«^- 
dürfnis  bezeichnet  werden,  dafs  die  Gewerbegesetzgebungp  bevor  sie  neuer- 
lich kodifikatorisoh  vorgeht,  sich  zunächst  Bechen schalt  ablege  über  die 
bisherigen  Hesultate  des  durch  die  GewerbenoTolle  yersuohten  Neubaue|H 
der  Gewerbeorganisation,  Insbesondere  wird  nur  auf  diesem  Wege  di^| 
Entecheidung  über  die  Frage  der  z w an gs gemeinschaftlichen  Natur  der 
gewerblichen  Yerbände  mit  Sicherheit  gefüllt  werden  können.  Es  mag 
sein»  dafs  die  bisherigen  Erfahrungen  nicht  zu  Gunsten  der  Zwaogige- 
Dossenfiohaften  sprechen,  und  auch  wir  yermdgen  uns  des  Eindruckei 
kaum  zu  erwehren,  dafs  die  in  den  letzten  20  Jahren  wiederholt  ge- 
iiufserten  Zweifel  über  den  Nutzen  dieser  Institution  durch  unsere  Unter- 
suchung eher  eine  Verstärkung  als  eine  Abschwächung  erfahren  haben. 
Gleichwohl  sind  wir  noch  weit  entfernt  zu  meinen,  dafs  durch  freie  In* 
nuni^en  oder  berufsgenossenschaftliche  Vereinigungen  für  sich  allein  ohne 
weiteres  die  durch  das  Institut  der  Zwangsgenossenschaften  angestrebten 
Zwecke  sicherer  oder  ausgiebiger  erreicht  werden  würden,  Wohl  aber 
glauben  wir  durch  die  vorsteheode  BarstoUung  den  Beweis  erbracht  tu 
haben,  dafs  die  gegenwärtige  Gewerbeorganisation  nicht  nur  in  vielen 
Bt'tails  Gebrechen  aufweist,  sondern  vor  allem  ein  Organ  Termissen  läf^t^ 
welches  für  die  Durchführung  der  genossenschaftlichen  Aufgaben  wachen 
würde.  Ein  derartiges  Organ  sollen  für  Deutschland  die  IHandwerks- 
kammern  sein.*^ 

Um  uns  nochmals  zu  resümieren,  so  steht  so  viel  in  Oesterreich  fest, 
dafs  das  gepriesene  Prinzip  des  Zwanges  bisher  nicht  die  erwarteten  Er* 
folge  gebracht  hat.  80  kurz  der  seit  der  letzten  tiefgreifenden  Reform 
verstrichene  Zeitraum  auch  ist,  so  wurden  doch  Versuche  unternommen, 
die  Frage  der  Aenderung  der  0.0.  wieder  von  neuem  10  Flufa  zu  bringen  *)» 
Eine  Reihe  einschiügiger  Antrage  von  Abgeordneten  war  bei  der  am  Be- 
ginne des  Jahres  1891  erfolgten  Auflösung  des  AbgeordneteDhauses  noch 
unerledigt  gewesen,  und  die  Mehrzahl  derselben  wurde  in  dem  im  Früh- 
jahr 1891  neugewählten  Hause  abermals  eingebracht.  Alle  diese  Antrage 
haben  von  der  fortdauernden  Notlage  des  Kleingewerbeetandea  ihren  Au«M 
gang  genommen  und  haben  zum  Teil  wohl  auch  in  der  Enttäuschung  dieseH 
Kreise  ihren  Ursprung ,  welche  an  die  Röfarm  der  80er  Jahre  über» 
mäXsige  Hoffnungen  geknüpft  hatten.  Sie  gehen  dahin,  den  EinfluTs  der 
Genossenschaften  auf  die  Verwaltung  des  Ge werbe wesens  zti  erweitern,  die 


1>  F.  Schmidt  Ststistisehe  Srudien  Ubsr  die  Enhrloksianj?  der  dsterreichisehen  Gewerbe- 
l^enotMiij^chAft«»  mit  bettOD derer  Rücksicht  auf  die  Wieii«r  Genosa«osch&fleii.  3Utist{«cHa 
MonatHschrifi,  XIV    JahTg  ,  Wien   1888,  S    184  ff    und  8.  S23  ff. 

2)  Freiherr  Friedrich  von  Cati.    Gewerbugesotigebung    in  Oesterreich.     Bmndirörteft- 
biwli  Ar  StaatttwisatnachAften,  Bd.  IJI,  S.  995. 
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Zahl  der  kotuseftsiomertea  and  der  haudwerksmäTiigeB  Geweibe  za  ver- 
■lalireD  I  dte  FabriksunteraebmuD^en,  fiillB  sie  Oegeaätäude  handwerkt- 
nibi^er  Gewerbe  erseugeo,  dem  BetähiguugsDachwäise  und  dadaroh  weiter- 
filieDdeo  BetcbräokuQgeo  zu  unter  werfen,  den  iierahigungsnaohweis  f  eroer 
•aeh  ftaf  die  Mebrzahl  der  KandeUgewerbe  auszudehoeD  und  der  gewerb- 
belieii  Tbiitigkeil  der  Eiuielneo  auch  durch  bliDacbraQkaDg  dee  Umfauges 
d«pr  eiaxeloeQ  Handels-  und  Gcwerbebefuguisse  eogere  Grenzeo  £u  ziehen. 
Ferner  werden  eine  Verlängerung  der  Lehrzeit,  EioBohränkuDg  de»  Ageotur- 
wnfeoj,  Mmfsregeln  gegen  ua  reelle  Aus  verkaufe  und  die  Wiederherstellung 
dar  ffeBoaaeDsebatliicheD  Geriehtsbarkett  als  einer  obligatorischen  verlangt. 
Amh  die  pbligatoriache  Schaffung  vnn  Verbänden  zwischen  den  GoQOsseu- 
idttlten  eioes  Bezirkes,  mit  der  Fakultät  den  Verband  auch  aaf  mehrere 
Btnrke  aoBZudehnen,  wird  behufs  besseri^r  WahruDg  der  Standesintercsaeo 
(«tedorL  Uand  in  Hand  damit  gehen  die  Bestrebungen  auf  Teilung  der 
keKlelieiidea  Handels«  und  Gewerbekammern  in  selbständige  Handels-  und 
tillkaliiidige  Gewerbekammem. 

Um  BUD,  ehe  die  Gesetzgebung  auf  dem  angedeuteten  Wege  weitere 
Mnilla  Ihot,  sieh  über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  orientieren, 
hu  dma  Stterreiohisohe  Parlament  einen  Permanenz aussohui's  eingesetzt, 
im  yom  6.  Juni  bis  zum  10.  August  1893  eine  Gewerbeenquete  ver- 
attitftlWie^  deren  Resultate  noch  nicht  vorliegen .  aber  bald  zu  erwarten 
^),  Jedenfalls  wird  diese  Enquete  auch  mehr  Einblick  in  die  that- 
Verhältnisse  der  Ö&terreiohisohen  Genossen schafteu  gestatten. 
!•  Vii#  »ehr  zu  wünschen  ^  dafs  unsere  Kegierung  dem  Beispiele  der 
lillKf«tollia^#Q  Regierung  folgte  und,  bevor  sie  mit  dem  Orgauisatioiis- 
istinirf  mm  den  Rinohstag  herantritt,  eine  EnquMe  tiber  die  Wirksumiceii 
d«r  Inonagen  veranstaltete,  um  im  Detail  statistisoh  nachzuweisen  ,  was 
diaailliatt  denn  eigentlich  auf  dem  Gebiete  des  Lehrlings-,  GeaelleD*, 
AtMlAAchweis- ,    Herbergs-,    Unterstützungs-,    Fachschulwesens    etc.    ge- 


Wtt  sind  der  persönlichen  Ueberzeugang,  dafs  eine  Vergleiohiing  der 
der  österreichischen  und  der  deutschen  Enqudte^  also  eine  Ver- 
Bg  der  Keaaltate  von  Zwangs-  und  von  freien  gewerblichen  Ur* 
MlMoeo,  nicht  zu  TJnguotteu  der  letaleren  ausfallen  würde'). 
Obwohl  also  die  Resultate  der  österreichischen  Zwan gegen ot^senschafteo 
Äaaaweft  zur  Nachahmung  anreizen^  will  der  preufsische  Haudelsminister 
Dränfen  weiter  Kreise  unseres  Handwerkerstandes,  welche  in  der 
bUgmloHaohen  Innung  das  Heil  des  Handwerkerstandes  sehen,  nachgebeti 
wmA  diele  ooter  dem  Namen  Facbgenossenschaft,  genau  nach  dem  Muster 
I  d€r  MieTre«  Chi  sehen  Genossenschaft,  ins  Leben  rufen. 
■^     Dttfa  bei  dem  neuen  Organ isatiootentwurf  bezüglich  der  Faohgenossen- 

^^^H)  SeaUtpolltlsche»   ZentrAlbUtt,    II,  Jahrg.,   Kr.   5S    (Engelbert   Periicrstorrer,    Dt« 
^^HmlilrfselM  6«w«rt)e«nf)uet«  vom  6.  «Iudi   bis  10.  AuiriiftC  1893). 

t|  Wllir««i4  d«»  Uruckei  dieser  AbljMnitung  bjit  Dr.  jur  Ebenhoeh,  fisterreiehlsoher 
UdHratebfvoTdiittter  und  Ktfereut  d^ber  die  Uewerbereform  im  Oew«rbssiU!»Lhu9S<i  dss 
istsinhysthiii  Abgeordueteuhftttfte»t  «i^»e  ScbriTr,  betUelt:  ^^Die  mtindliche  Oewerbeeiiqudte 
^  MtfVeMabcKaa  ParlAnuDls  und  dio  Gsworbcrefurm  in  Oeitsrr«ich'*  erscheinon  Iftsaen^ 
^tiin  ^alM  AafiMlUis««  Ub«r  die  Heäalute  d%r  EuquSle  giebL 
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loh&ftaii    die    österreiobitche    GesetzgebuBg    aU    Muster    gedient   hat ,    i<t 

sweifello»;  deno  die  im  Entwarf  Torge^ehcnen  Fachgenossenschafteo  stimmcQ 
in  ihren  Aufgaben  und  in  ihrer  Organisation  fast  volletündig  mit  den  m 
Oesterreioh  bereita  Eieit   1859   be^tehendeD   Genossenschaften  überein. 

Wir  müsten  also  die  Facbgenossenschaften  grundgätelich  Terwerfen« 
und  wollen  nun  besonders  der  Frage  näher  ireteUf  was  aus  den  Innungen 
werden  wtirde,  wenn  derartige  Zwangsorganisationen  dooh  geseha^en 
würden. 

Die  Fachgenosgentcbaften  sind  ganz  ähnlioh  gedacht  wie  dte  he^ 
stehenden  Innungen»  nur  einmal  mit  der  EinweiU  rung,  dufs  ihnen  alle 
Gewerbetreibenden  des  Faches  oder  der  Fächer,  für  die  sie  gebildet  werden 
sollen,  angehören  müssen,  fem  er  mit  der  Erweiterung,  dafa  sie  je  nach 
der  Sachlage  mehrere  —  wenn  möglich  verwandte  —  oder  gar  alle  Ge- 
werbe des  Ortes  hezw.  ihres  Bezirkes  werden  umfassen  können,  endlich 
mit  Vermehrung  der  Befugnisse  ineofurn,  als  ihnen  ein  gesteigerter  Ein- 
Hufs  auf  das  Lehrlingsweeen  eine  weitergehende  Mitwirkung  bei  den  Ge« 
sellenprüfnngen  zustehen  solL  Der  Entwurf  will  dabei,  wie  wir  bereit« 
herTorhobenp  die  Innungen,  jedoch  unter  Beschränkung  auf  ihre  Mitglieder, 
neben  diesen  Genoßsensohaften   weiter  bestehen  lassen. 

Erregt  fchon  dieses  Nebeneinanderbestehen  so  gleichartiger,  teilfl 
weise  sich  deckender  Vereinigungen  auf  den  ersten  Blick  Bedenken,  f^^ 
wird  dies  noch  gesteigert,  wenn  man  erwägt,  dafs  von  diesen  Ter* 
einigungen  die  eine  —  die  Fach  genossen  seh  aft  —  eine  Zwangporgtinisatioo 
ist,  die  andere  —  die  Innung  —  auf  freiwilligem  Beitritt  beruht.  E* 
wenien  daher  diejenigen  Handwerker,  welche  bisher  Innungsmitgliedeir 
wiiren  und  es  weiter  bleiben  wollen ,  doppc^lt  belastet,  ihnen  erhöhte 
materielle  Opfer  und  eTentucil  iweimaliger  Zeit¥€rlust  zugemutet.  Schon 
diese  Erwägung  führt  dahin,  mit  Sicherheit  anzunehmen,  dafs  Tennutlich 
den  Innungen  der  gröfste  Teil  ihrer  Mitglieder  ent:;£ogen  und  schon  damit 
zumeist  die  Lebensfähigkeit  genommen  werden  würde*  Noch  klarer  wird 
die  Schwierigkeit  und  ünzweckmafsigkeit  des  Nebeneinanderbestehens, 
wenn  man  die  für  die  neuen  Körperschaftfn  im  Entwürfe  und  die  fllr 
die  Innungen  in  der  Gewerbeordoung  festgesetzten  Aufgabeo,  sowohl  die 
,, obligatorischen^'  als  ..fakultutiTen'',  mit  einander  vergieioht.  Diese  Auf- 
gaben sind  zum  gröfsten  Teile  identisch.  Nebst  der  allgemein  vorge- 
schriebenen Pflege  des  Gern  ein  geistes,  Aufrech terhaltung  und  Stärkung  der 
Stiuideiehre,  Forderung  des  gedeihlichen  Verhältnisses  zwischen  Meister 
und  (Jesellen  obliegt  beiden :  Fürsorge  für  Herberg!>wesen  und  Arbeits- 
nachweis, Regelung  des  Lehrlingswesens  und  Fürsorge  für  dit)  Lehrlinge 
und  deren  gewerbliche  und  sittliche  Ausbildung,  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten, Fachsehulenerrichtung,  Veranstaltung  von  Prüfungen  der  Lehrliage 
und  Gesellen;  nur  ist  deti  Fach  genossen  schoften  die  Hildung  von  Prüfung!« 
ausschüasen  für  Gesellen-  und  Meisterprüfung  als  obligatorische  Funktion 
vorgeschrieben,  den  Innungen  noch  die  Förderung  des  gemeinschaftlioheu 
Geschäftsbetriebes  der  Innungsmitglieder,  die  Errichtung  von  Unter- 
stüttungskassen  anheim  gestellt. 

Das  sind  die  ganzen  —  im  Grunde  geringfügigen  Unterschiede  in 
dem  Wirkungskreise  beider  Körperschaften  —  um  so  melur  gering^  als  die 
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Vartutt^lttiiigen  für  gern  ein  seh  aftli  eben  geschäftlichen  Betrieb,  wie  2.  6, 
feBcdatameii  BohstoffeinkaQf,  MagasiogenoBseDschaft  u.  dergl,  so  gut  wie 
^r  ttteht  bei  den  Innungen  bisher  ztistande  gekommen  aind  und  btji  der 
liidtr  tief  eingewurzelten  Abnti|i;ung  utiserer  deutiohen  Handwerker  gegi^u 
des  Senettenachaftswesen  ToraussichÜich  auch  in  Zukunft  keiue  belang- 
reiclie  Holle  s[>ieten  werden.  Ni eh tadesto weniger  wird  in  der  Begründuog 
liet  Botwuri'ae  die  Erfüllung  dibsor  letztgenannten  Aufgabtn  als  hin- 
TwAivd  für  den  weiteren  Bestand  und  Zu^^amtnenhalt  der  lunungen  er- 
WMrt^  10  drnen  sioh  nach  wie  vor  diejenigen  Elemente  zui^ammenfinden 
wUrdeo,  welche  in  seinem  ausgedehnten  Bildungsgang  die  alleinige  Gewähr 
IQj  die  Erhaltung  und  gedeihliche  Entwickelung  des  Handwerks  erblicken 
md  weiteren  Anforderungen  freiwillig  genügen  wollen.  Dufs  diese  Voraus- 
•eUungen  nicht  zutreffen  würdeUp  ist  Ton  allen  Seiten,  namentlich  toq 
4eii  iDQungen  selbst,  herTorgehoben  worden.  Die  Innungsmitglieder  haben 
daher  ganz  richtig  in  der  Vorlage  ein  Todesurteil  der  Innungen  erbliokt. 
Bitt  Nebeneinanderbestehen  von  Fach  genossen  schatten  und  Innungen  ist 
azu  unm£»glich.  Die  in  AuBaicht  genommene  Bildung  von  Zwangsfaoh- 
geaoisen Schäften  würde  die  in  vieler  Beziehung  für  das  Handwerk  recht 
ncenireich  gewordenen  lonungeo  und  Oewerbevereine  zu  Tollstündig  be- 
öitttitBgv-  und  wesenlosen  Scheininstitutiooeu  machen.  In  den  Innungs- 
kfilieii  kam  man  daher  bald  zu  folgenden  GegenTorschlägen.  Man  sagte: 
Der  Zwjkgf  den  Facbgenossenschaften  beizutreten,  braucht  einfach  in  die 
TtTpStehituig  umgewandelt  zu  werden»  Hch  der  Innuug  anzuschliefsen. 
Kin  eoicheo  Vorgehen  würde  gegenüber  der  geplanten  Neuerung  den 
haben,  dafs  die  weitere  Orgatiisalion  des  Handwerks  auf  dem  un* 
eil  TieleD  Stellen  bewährten  Innungdwesen  aufgebaut  würdc^  und 
die  T^rheodenen  Innungen  würden  dann  nicht  nur  im  V öligen ufa  der 
Oiaftfi  etomal  verliehenen  Rechte  bleiben,  sondern  ihre  Wirksamkeit  wurde 
den  Beitritt«-  und  Beitragszwang  der  sämtlichin  Handwerker  eine 
rerte  Stärkung  erfahren.  Es  würde  dabei  freilich  vorausgesetzt 
werde«  mQstenf  dafi  auch  da,  wo  mun  bislang  von  der  Vereinigiin«;  dur 
Oeaoieeii  in  Innungen  abgesehen  hat,  von  Gesetzes  wegen  solche  Körper- 
mhMiUm  ernchtet  würden.  Lehnten  daher  die  Innungen  anfänglich  die 
Tsiiflife  allfeinein  rund  ab»  so  sahen  sie  doch  bei  reiflicher  Prüfung, 
dale  die  Faohgenosienschaften  eigentlich  weiter  nichts  seien,  als  die  von 
Auen  ULogft  herbeigewünschten  Zwangst onungen.  Neuerdings  stellt  man 
»dl  dAlier  der  Vorlage  in  diesen  Kreistn  sympathischer  gegenüber.  Man 
Vtefdbi^  dafs  stett  des  Ausdrucks  »^FachgenosBenschaft^'  das  Wort  Innung 
geMiCst  werde  und  glaubt  mit  den  so  geachüffeuen  Zwangsinnungen  wieder 
&  Blüte  des  Handwirks  herbeiführen  zu  können, 

Bie  ioouDgsmitglieder  machen  sich  jedoch  hierbei  nicht  klar,  dafs 
die  Ineosgen  mit  dem  Augenblick,  mit  dem  sie  obligatotischen  Charakter 
trlajigeft«  euch  ihre  viele  Elemente  ausschliefscnden  AufnahmebedingUDgen 
^esi  laaeen  müaien. 

Jelai  fordert  die  Innung  den  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
ode?  ciB4^  beatimmten  Auabildungsgang,  euch  vielfach  eine  .Vleisterprüfung 
e&a  Attiktahmebedingungf  wird  die  Innung  obligatorisch,  so  kommen  alle 
erilietiodigeo  Handwerker,  seien  sie  nun  im  Besitz  der  Ehrenrechte  oder 
■ifikit    aeien  aie  Ffmeher   oder  geprüfte  Meister,   in    die  Innung   hinein. 
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Giöe  obligttoiitehe  Inoung  iet  alto  nur  mögliofa»  irenD  den  InouDgeti 
aufgegeben  würde«  ihre  Aufnahm ebedinguogeo  eu  euspendiereD.  Die 
Forderung  der  obligatoriiohen  InnuDg  wäre  doch  geradezu  ein  Unrechti 
weno  die  Innungea  nur  den  Teil  der  Vorechläge  uoceptieren  wollten,  welche 
ihnen  Beiträge  zu  ihren  Einrichtungen  auch  Ton  Nichtniitgliedern  re 
schafft,  sich  im  übrigen  aber,  wie  bisher,  abgrenzen  wollten.  Fallen 
AutnahmebedingungeQi  so  würde  jede  Innung  in  der  Lage  sein«  die 
samten  Handwerker  ihres  Bezirkei  in  sich  aufzunehmen.  Die  Fortdaue 
der  Innungen  als  jurifttische  FerBonen,  welohe  wegen  Terdchiedener  Kas^en^ 
einriohtungen,  die  aonst  aufgelöst  würden,  sehr  wünEichenawert  ift,  wäre 
dann  gewahrleiatet.  Diese  Aufnahme  aller  Elemente  wird  aber  yon  den 
Innungen  ganz  besonders  und  mit  Recht  gefürchtet,  denn  man  will  sich 
reiuhalten  yon  unlauteren  Elementen. 

Gerade  der  Umstandi  dafa  die  Innungsmitglieder  mit  allen  mögliche 
unlauteren  Bltnienten,    die   gar  kein  Interesse  an  der  Hebung  des  Hand 
werker^tandea  haben,  zusammeo geworfen  werden  würdeu,    war  bisher  eil 
Hauptargument    der   Innungen    gegen    die    Fachgenoasenschaften,      Dieses 
Argument   trifft   auch    gegen    die   obliga  fori  sehen    Innungen  zu« 

Alle  Freunde  der  obligatorischen  Organisationen,  mögen  sie  nun  unter 
dem  Namen  Fachgenosaenscbafl  oder  obligatorische  Innung  ins  Leben  treten, 
glauben,  dafs  die  Elemente,  die  sich  bisher  in  den  Innungen  znsammen- 
geschlossen,  auch  in  den  obligatorischen  Organisationen  die  Führung  be- 
balten würden,  dafs  z,  B.  die  Vorstände  der  bishengen  Innungen  auch 
Wahrscheinlich  später  die  Vorstände  der  späteren  FachgenoBsensohafCen 
(obligutorisohen  Innungen)  warden  würden,  denn  die  Elemente,  die  sich 
jetzt  fern  gehalten  hätten,  würden  aus  IntercHselosigkeit  doch  meist  zu  den 
Versammlungen  nicht  kommen  ^).  Es  würde  daher  alles  beim  alten  bleiben 
nur  der  grofse  Vorteil  werde  erzielt,  dafs  alle  Handwerker  zahlen  müfsteii. 

Mau  ist  sogar  der  Ueberzeuguog,  dafs  die  Innungen  auch  an  den 
Orten,  wo  sie  nicht  die  Mehrzahl  bilden,  um  ihres  bisherigen  Zusammen- 
hanges willen  den  Auaschlag  geben  und  ihren  lunungsToritand  an  die 
Spitze  der  Fachgenossenschaft  bringen  werden. 

Aus  diesem  Grunde  forderte  die  Gewerbekammer  zu  Hamburg  eine 
Bestimmung,  wonach  der  Voritand  einer  innerhalb  der  Fach  gen  esse  nschaft 
bestehenden  Innung  —  die  als  die  engere  Fachgenossenschaft  zu  gelten 
hat  —  aus  denselben  Personen  zusammengesetzt  sein  kann,  wie  der  Vor- 
stand der  Fach  genossen  Schaft. 

Ferner  müfbte  nach  Ansicht  der  Hamburger  Gewerbekammer  zu  be* 
stimmen  sein,    dafs  Überall  da,  wo  für  einen  Gewerbszweig  oder  fUt  ve 
wandte    Oewerbszweige  Innungen    bestehen,    welche    in   Hinsicht    auf 
Zahl    oder   die    gewerbliche  Bedeutung  ihrer  Mitglieder  gewissen  Torau« 
Setzungen    entsprechen,    die  Fstohgenossensohaften    im  AnsohliirB    an  diei»! 
Innungen  zu  bilden,  die  betreffenden  Qewerbszweige  also  nicht  etwa  einer 
andersartigen    zueammengesetzten    Faohgenossenschaft    einzugliedern    sind 

Den  Glauben  daran,  dafs  die  Vorstände  der  jetzigen  Innungen  auch 
die  Seele  der  Faoh  gen  essen  seh  aften  bilden  werden,  teilen  wir  Aioht.         J 


1)  Bericht  über  die  Verh«ndliing^«D  des  XL  deuUchen  Oewerb«kaaimert«gM  ia  EUonaeli 
au  IS.,  13    DQd  14,  Oktober  1893,  Dresdeo^  3.  S7. 
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Die  Leote^  die  jetst  die  Yorstände  der  Innungen  l»ilden,  sind  stols 
•af  ikr  HendweiA  und  ihre  mei«t  abgelegte  Prüfong.  Sie  würden  aber 
dadsreh,  dafa  sie  mit  allen  möglichen  Elementen  in  einer  Körperschaft 
imaMnieB  tagen  toUen,  Tor  den  Kopf  gestofsen  werden.  Sie  würden  sich 
waliraeheinüch  ana  Ehrgefühl  ans  den  Tersammlnngen  aurückziehen ,  in 
denen  Elemente  Torhandeni  auf  die  aie  mit  Nichtachtung  herabblioken. 

Wahrtoheinlioh  würden  in  Gewerben,  wie  bei  den  Schuhmachern, 
Sdineidem  ete.^  in  denen  die  Sozialdemokratie  weite  Kreise  bereits  er- 
griffen hat,  die  Genossenschaft  sehr  bald  soiialdemokratisohen  Charakter 
erhalten,  denn  gerade  in  diesen  Gewerben,  in  denen  es  viele  selbständige 
Haadwerker  giebt,  die  eigentlich  unselbständige  Hausindustrielle  genannt 
werden  mülsten,  würde,  wie  in  Oesterreieh,  der  Yorstand  aus  diesen 
Kreisen  aieh  rekrutieren. 

Wenn  die  sosialdemokratisohen  Elemente,  durch  ihre  feste  Partel- 
eiganiiation  geaehult,  aahlreioh  in  den  Generalyersftmmlungen  erscheinen, 
während  bei  der  grofsen  Interesselosigkeit  der  Handwerkerinreise  überhaupt 
die  Beteiligung  an  diesen  Yersammlungen  eine  geringe  ist,  wird  ea  leicht 
sein,  diesen  Zwangsorganisationen  sozialdemokratischen  Charakter  au  geben. 

Herr  Geh.  Ober^Beg.-Rat  Dr.  Sieffert  hob  auf  dem  Eisenacher  Ge- 
werbekammertag herror,  dafs  die  Innungen  in  ländlichen  Beiirken  nicht 
oidentlich  gewirkt  hätten.  Im  Osten  gebe  es  eine  ganze  Anzahl  von 
puiungea,  die  im  wesentlichen  nur  auf  dem  Papier  ständen.  Ea  seien 
zwar  die  Handwerker  thatsäehlich  zusammengeschlossen,  aber  nach  dem 
ZuaHmnensehlufs  ebenso  teilnahmlos  wie  früher  geblieben;  yon  einem 
Darelidriagen  der  Notwendigkeit,  gemeinsam  au  operieren,  sei  keine  Rede. 
?on  Zeit  su  Zeit  werde  einmal  eine  Innnngsfestlichkeit  oder  eine  Prüfung 
abgehAlteii,  damit  würde  aber  die  Hebung  des  Standes  nicht  erreicht. 
Diese  Mifserfolge  hätten  zu  dem  Gedanken  der  Zwangsorganisation  geführt, 
aad  er  müsse  doch  sagen,  dafs  der  Drang  nach  obligatorischer  Gestaltung 
•ehr  lebhaft  in  Handwerkerkreisen  Platz  gegriffen  habe  ^). 

Unserer  Ansicht  nach  mtifste  der  Mifserfolg  den  man  schon  mit  frei- 
willigen Organisationen  bisher  auf  dem  Lande  gehabt  hat,  gerade  yor 
obligatoriaehen  Organisationen  warnen.  Wenn  die  Handwerker,  die  sich, 
weil  aie  ein  Bedürfnis  zum  ZusammenBchlnfs  fühlten,  in  Innungen  freiwillig 
▼ereinigt  haben,  bei  der  loteressenlosigkeit  ihrer  Handwerksgenossen  nichts 
leisten  können:  wie  kann  man  da  glauben,  dafs  Organisationen,  in  denen 
die  widerwilligen  Elemente  mit  Gewalt  hinein  gezwungen  werden,  etwas 
lebten  sollen.  Die  Interessen] osigkeit  wird  durch  den  Zwang  nicht  aus  der 
Welt  geachafft,  das  zeigen  deutlich  die  österreichischen  Genossenschaften, 
denn  dort  ist  die  Genossensohaftsentwickelung  auf  dem  Lande  eine  sehr 
geringe  trotz  des  Zwanges,  und  diejenigen  Genossenschaften,  welche  dort 
besteiMO,  leisten  meist  nichts  im  Yergleich  zu  denjenigen  in  den  Städten. 
Dnreh  daa  Prinzip  des  Zwanges  würde  die  Zahl  der  Organisationen,  die 
auf  dem  Papiere  bestehen  ,   jedenfalls  sehr  vermehrt  werden. 

Man  braucht  sich   nur  eine   derartige    ländliche  Genossenschaft,    die 


1)  Btriebt   &b«r    cUt    VerbsndlnDgen    des    XI.    dentscben    Oewerbekammertages    in 
~    am  IS.,  IS.  und  14.  Oktober  1893,  Dresden,  S.  S6. 
IMUt  Polte  B4.  VU  (LZU).  g 
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eich  auf  einen  landmtlicben  Kreis  eratreokt  und  naturgemäTt  mehrere  Ue- 
werbe  umfafst  als  bestehend  Yorzustellen,  um  zu  begreifen,  wie  onmöglich 
die  Lebensfähigkeit  einer  Bolchen  OeDosienschaft  sein  mafi.  Eine  Geoeral- 
Tersammlnng  einer  derartigen  Genosftenaohaft  wird  kaum  jsustande  kommeo, 
wenn  man  niaht  bestimmt,  dafs  sie  bereits  bei  einigen  wenigen  An- 
wesenden beschtufefahig  sein  soU^  denn  die  Mitglieder  dieser  Genossen* 
Schäften»  die  kein  gemeinsames  Faohinteresse  Terbindet,  da  alle  möglichen 
Gewerbe  zusammengewürfelt  sind  ^  werden  keine  Last  haben ,  auf  eigen^J 
Kosten  den  ganzen  Bezirk  zu  durohreisen,  um  an  einer  Generalversamm^J 
lang  teilnehmen  zu  können. 

Was  soll  eine  derartige  Fachgenossensohaft  inr  Pflege  de«  Gemein-'^ 
geiates  und  Aufreohterhaltung  der  Standesehre  thnn ,  wenn  keine  Gene- 
ral Versammlungen  zustande  sa  bringen  sind ,  und  wenn  yielleioht  der 
Yorstand  nicht  einmal  in  allen  seinen  Mitgliedern  am  Orte  des  Sitzes  der 
Genossenschaft  wohnt?  Die  Mitglieder  werden  wahrscheinlich  nur  dnroh  ihre 
Zwangsbeiträge  an  die  Existenz  ihrer  GeuoMenscbaft  erinnert  werden  und 
mit  Nachdruck  auf  die  Beseitigung  der  unnützen  Ausgaben  zu  dringen  aueheo. 

Treten  wir  nun  noch  der  Frage  der  ErriohttiQg  sotoher  Fachgenossen* 
Schäften  (obligatorischen  Innungen)  gerade  auf  dem  Lande  näher. 

Gerade  hier,  wo  infolge  der  geringen  Zahl  der  Angehörigen  der  eio- 
eelnen  Gewerbe  bisher  gar  keine  Innungen  oder  Vereinigungen  welcher 
Art  immer  bestanden  haben ,  insbesondere  in  den  kleinen  Landstädten 
und  auf  dem  flachen  Lande,  wird  die  Errichtung  von  wirklichen  Fachge- 
noisen Schäften,  d.  h.  Ton  Vereinigungen  von  Handwerkern  gleioben  Faches^ 
ohnedies  zumeist  ausgeschlossen  sein,  und  salbst  Genossenschaften  aus 
mehreren  Yerwandten  Gewerben  werden  schwer  zu  bilden  sein.  Es  wird 
daher  nichts  erübrigen,  als,  wie  auch  der  Organisationsplan  andentet,  „ge- 
mischte Genossenschaften",  d.  h.  Vereinigungen  aller  möglichen  Gewerbe, 
zu  bilden,  und  die  Angehörigen  der  Terschiedensten ,  oft  in  ihren  Stand- 
punkten und  Interessen  kollidierenden  Gewerbe  in  eine  Genossenschaft  lu- 
sammenzubongen,  wenn  man  nicht  den  zweiten,  noch  umständlicherea 
Weg  wählen  und  GenossenBchaften  fUr  weite  Bezirke  bilden  wilL  Bafs  eine 
gedeihliche  Funktion  der  neuen  Körperschaften  von  Tornherein  ausge- 
schlössen  sein  wird,  ist  klar;  wie  wenig  gemeinsame  Interessen  sind  eigent- 
lich bei  einer  solchen  „gemtichten  Genossenschaft"  vorhanden  und  wie 
beachwerlich  wird  andererseits  eine  wirkliche  aktive  Mitarbeit  für  die  Ge- 
nosaenschaftsmiiglieder  bei  räumlich  sehr  grofsem  Bezirke  !  Für  die  ersten, 
die  gemischten  Genossenschaften  ^  fehlt  es  an  gemeinsamen  techniaoh- 
gewerblichen  Interessen ,  die  allein  zu  Veranstaltungen  fdr  Hebung  des 
Gewerbes  führen  köonen ;  für  die  letzteren,  die  Genossen sohaften  mit 
grofsen  Bezirken,  an  gemeinsamen  lokalen  Interessen ,  so  dafs  hier  nicht 
einmal  die  Veranstaltungen ,  die  allen  Gewerben  eines  Ortes  dienen,  wie 
Fortbildungsschulen  und  dergL^  werden  Förderung  fiüden  können»  da  immer 
eine    Rivalität    zwischen    den    verschiedenen  Orten    vorhanden    sein    wird. 

Auf  dem  Eisen  acher  G  ewerbekam  meriage  hat  der  Herr  Geh.  Ober- 
Beg.-Bat  Dr.  Sieffert  erklärt^  die  Bildung  von  Bezirken  der  Fachgenossen* 
Schäften  werde  lediglich  von  den  thatsächlichen  Verhältnissen  abhängen  *}, 

1)  Bericht  über  die  VerhkndlQngen  des  Xl,  deutschen  QewerbekainiD«rtsg«s  Iq 
KiHnaeh  sm  lt.,  18.  und  14.  Oktober  I8ta,  Dresdeo,  S,   19  ff. 
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Betnehte  man  dagegen  die  ländliohen  fiedrke  im  Osten  des  Reiches,  wo 
du  Menschenmaterial  in  Beeng  auf  die  einseloen  Fachgenossenschaften 
•0  vnendlieb  gering  sei,  dann  müfsten  selbstyerständlich  die  Kreise  er- 
weitert werden,  um  eine  lebensfähige  Organisation  zu  bekommen.  In 
liodliehen  Beiirken  nnd  im  Osten  werde  man  daher  wohl  fiit  Bildang 
Ton  Faohgenoesenschaften  Landratsbezirke  ins  Auge  zn  fassen  haben; 
der  Mittdpinnkt  sei  aber  in  eine  kleine  Stadt  zu  legen.  Die  Tendenz 
nach  möglichst  kleinen  Fachgenossenschaften  sei  übrigens  auch  bereits 
in  den  MotiTen  snm  Gesetzentwurf  berTorgehoben,  wonach  je  für  dasselbe 
Faeh  sogar  die  Bildung  von  mehreren  Faehgenossensohaften  möglich  sein 
loUe.  Berlio  habe  Innungen  von  mehreren  1000  Mitgliedern,  was  ja  vom 
Standpunkt  der  Innungen  ans  ganz  erfreulich  sei,  wornnter  aber  das  innere 
Leben  nnd  die  Wirksamkeit  einer  solchen  Organisation  leiden  müsse. 
Sein  Herr  Chef  stehe  auf  dem  Standpunkte,  dafs  er  nichts  dagegen  haben 
würde,  wenn  die  grofsen  Berliner  Schuhmacher-  oder  Schneiderinnungen 
sieh  nach  Stadtteilen  gliedern  wollten.  Die  Tendenz  des  Entwurfs  gehe 
also  nach  Fachgenossenschaften  yon  möglichst  geringem  Umfang  und 
lasse  einen  gröfseren  Besirk  nur  da  zu,  wo  es  mit  kleinen  nicht  angehe. 

Wenn  sich  also  die  Bezirke  nur  auf  landrätliche  Kreise  erstrecken, 
so  werden  aofser  dem  Schneider,  Schuhmacher  nnd  einigen  anderen  Ge- 
werben, die  rielleicht  sahireich  genug  vertreten  »ind,  um  eine  besondere 
Genossenschaft  für  sieh  bilden  su  können,  alle  anderen  Gewerbe  in  eine 
oder  mehrere  gemischte  Genossenschaften  zusammengeworfen  werden 
Bussen.  Dafs  die  Leistungen  dieser  gemischten  Genossenschaften,  deren 
Mit^ieder  zu  den  Versammlungen  aus  dem  ganzen  Bezirke  nach  dem  Sitz 
der  Genossenschaft  kommen  müssen,  wahrscheinlich  gleich  Null  sein 
werden,  ist  jetzt  schon  mit  Sicherheit  anzunehmen. 

In  Berlin  möchte  man  die  grofsen  Genossenschaften  der  Schneider 
und  Sehuhmacher,  die,  wenn  der  Beitritt  zu  denselben  obligatorisch  wird, 
jedenfalls  bis  auf  6 — 7000  Mitglieder  steigen  würden,  nach  Stadtteilen 
zergliedern. 

Dieser  Vorschlag  wird  kaum  Sympathien  bei  den  Innungsmeistem 
finden,  wenn  man  bedenkt,  zu  welchen  Unznträglichkeiten  bisher  Doppel- 
innnngen  geführt  haben. 

Ss  ist  leider  yorgekommen,  daß  yerschiedentlich  Doppelinnungen  in 
sin  nnd  derselben  Stadt  genehmigt  worden  sind.  Sogenannte  Doppel- 
mnungen  bestehen  in  Berlin  bereits  für  das  Gewerbe  der  Bäcker,  der 
Barbiere  (Friseure  nnd  Perückenmaoher)  und  der  Böttcher.  Es  hat  sich 
in  Berlin,  wie  in  anderen  Städten  heran sgest eilt,  daß  das  Vorhandensein 
derartiger  Doppelinnungen  der  Förderung  der  gemeinsamen  gewerblichen 
Interessen  im  allgemeinen  nicht  zuträglich  ist. 

Wollte  man  jedoch  trotz  dieser  Bedenken  für  jeden  Berliner  Stadt- 
bezirk je  eine  Fachgenossenschaft  der  Schneider,  Schuhmacher  etc.  bilden, 
•oll  dann  der  Arbeitsnachweis  an  allen  einzeln  geregelt  werden  oder  soll 
ein  gemeinsamer  Arbeitsnachweis  bestehen?  Der  gemeinsame  Arbeits- 
Bsehweis  wäre  natürlich  das  richtige.  Derselbe  würde  jedoch  wegen  der 
Reibereien  der  einzelnen  Genossenschaften  nicht  funktionieren  können. 
Aehnlich  würde  es  sich  auch  mit  den  übrigen  Aufgaben  verhalten. 

8* 
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Was  nun  den  Kreis  der  Personen  betriflft,  die  in  Fachgenossenschafte&l 
vereinigt  werden  sollen,  so  waren  infolge  der  nicht  ganz  prävisen  A  usdru< 
weil 6  der  Yorlage  yiele  Irrttiiner  laut  geworden,  die  diireh  die  Erkläruo* 
gen    der  Herren  Vertreter   der   Regierung   auf   dem  Kiseuaoher  Gewerbe«^ 
kammertag  indessen  beseitigt  worden  sind.  H 

Der  Entwurf  sagt: 

„Mit  Ausnahme  des  Handels  und  der  in  §§  29 — 30,  Sl — 37  der 
Gewerbeordnung  angeführten  Gewerbe»  aber  einschließlich  des  Musikcrge- 
werbes,  soweit  os  höhere  künstlerische  Interessen  nicht  verfolgt,  gehörten 
den  Fachgeoossenschaften  alle  Gewerbe  treiben  den  an  ,  welche  ein  Hand- 
werk betreiben  oder  regelmäßig  nicht  mehr  als  20  Arbeiter  beschäftigen. 
Durch  Busohlufs  des  Bundesrates  kann  für  bestimmte  Gewerbe  Aie  Be- 
schäftigung einer  gerin|!6renZahl  von  Arbeitern  als  Grenze  festgt' setzt  werden. 

Durch  Beechluß  des  Bundesrats  können  bestimmte  Gewerbe  von  der 
Zugehörigkeit  zu  den  Paohgenossensohatten  ausgenommen  werden.  Der 
Beschluß  kann  auch  für  örtliche  begrenste  Bt^sirk  erlassen  werden. 

Obgleich  die  Erläuterungen  sagen,   daß   Ton  der  Festlegung  des  Be^| 
griffs  „Handwerk**  Abstand  genommen  wäre    und    daß  die  Trage,    ob  eiB^ 
handwerkimäfsiger    Betrieb   vorliege,   nur    nach    Lage   der   thatsächlichen 
Verhältnisse  von  Fall  zu  Fall    beurteilt    werden    kann ,    so    hat   der  Herr 
Begierungsvertreter,  Geh.  Eeg.*Bat  Dr.  Wilhelmi^  doch  auf  dem  Eisenacher 
Gew erbekam mertag    ausgeführt,    dafs^    wenn  in  dem   Entwurf  von   hatid- 
werksmälsigen    Betrieben    oder    solchen «    welche   regelmäf£^ig   nicht   mehr 
als    20  Arbeiter   besobäfligen,   die   Bede  sei,    damit   gesagt   werden   sollen 
dafs  unter  die  Zuständigkeit  der  Fachgenossenschaften  alle  Betriebe  fallen» 
welche    als    handwerkamäfsig    im    Sinne    des    Entwurfes    anzusehen    sind, 
d.  h.   jeder  band  werk  smaftige  Betrieb    ohne  Rücksicht    auf   die  Zahl    deC^ 
Arbeiter   soll    unter  die  Organisation  fallen  *).     Die  Zahl    20  ist  also  nurS 
eine  Grenze  für  die  nicht  band  werk  smäfsige  Klein  Industrie. 

Wenn  also  das  Maurergewerbe  ein  handwerksmafsigce  ist»  so  sollen 
alle  Maurermeister,  haben  sie  nun  100  oder  200  Hilfsarbeiter,  in  die  Facb- 
genossenschaft  gehören. 

Diese  Art  der  Auslegung  der  einschlägigen  Bestimmung  scheint 
jedoch  fiir  viele  Gewerbe  äufserst  bedenklich^  da  es  in  vielen  hmnd« 
werksmäfsigen  Gewerben  Grofsbetriebe  giebt,  deren  Leiter  dünn  in  die 
Fachgen ossensoh&fl  und  Handwerkskammer  gezwungen  würden.  Die  KoD* 
ditorei  ist  gewifs  ein  handwerksmäfsiges  Gewerbe.  Es  müfsten  d&her 
aUe  Konditorei),  gleichviel  wie  viel  Arbeiter  sie  habeo,  in  die  Fachge- 
ooBsenschaft  gehören  -).  Die  Chefs  der  Firma  Gebrüder  Stollwerck  in  Köln 
würden  daher  io  die  Fach  gen  ossenschaft  und  in  die  Handwerkskammer 
gehören.  Derartige  Terhältnisse  würden  sich  in  sehr  vielen  handwerks- 
mäfsigen  Gewerben  herausstellent  so  z.  B.  in  der  Möbeltischlerei,  Silber- 
war enfabrlkation,  Schneiderei,  Schuhmacherei^  Uhrmacher  ei  etc.  Die  Chefi 
der  grofseu  Exportmöbelfabriken  in  Berlin,  der  Schuhfabriken  in  Firma- 
teils,    die    Grolskauäeute    und  OroCsindustrielle    im    wahrsten    Sinne    dea 


1)  Bericht  Über  die  Verh&ndlangeD  des  XL  dsutacben  Gewerbekftmmertagei  lo 
ElseoMb  Am  12.,  13.  und  li.  Oktober   1898,  S,  63. 

%)  WoUU  m«£i  dies«  Befliimmatig  oicbt  «>  ftiiil6g«n,  so  mülite  man  de»  Beanittfi 
&b«rt«Aa«ii,  vua  FiJl  in  FaU  bu  boitimmenj  bei  wU  viel  Arbeileru  der  Betrieb  ein  buid« 
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W«itM  md,  würden  nur,  weil  das  Gewerbe,  welches  sie  im  Orofsen  be- 
tniben,  noeh  haadwerksinftfsig  genannt  werden  mnfs,  in  die  Faohge- 
BestenBehali  und  Handwerkskammer  hinein  gezwungen  werden. 

Man  wflxde  bei  dieeer  Auslegnng  togar  die  österreichiBohe  GeBeis- 
gebung  übertrumpfen. 

In  Oetterreioh  sind  Fabriken  yon  dem  Beitritt  aar  Fachgenossen- 
tehaft  bisher  noeh  befMt.  Unter  Fabrik  yersteht  man  dort  solche  ge- 
werblidie  Unternehmungen,  in  welchen  die  Herstellung  oder  Verarbeitung 
Ton  gewerbliehen  Yerkehrsgegenständen  in  geschlosseDen  Werkstätten 
unter  Beteiligung  einer  gewöhnlich  die  Zahl  von  20  übersteigenden, 
aufserfaalb  ihrer  Wohnungen  beschäftigten  Ansahl  tou  gewerblichen 
HilÜBarbestem  erfolgt,  wobei  die  Benutzung  Ton  Maschinen  als  Hilfsmittel 
und  die  Anwendung  eines  aibeitsteiligen  Verfahrens  die  Regel  bildet  und 
bei  denen  eine  Unterscheidung  von  den  handwerksmäfsig  betriebenen 
Prodnktionsgewerben  auch  durch  die  Persönlichkeit  des  zwar  das  Unter- 
nehmen leitenden,  jedoch  an  der  manuellen  Arbeitsleistung  nicht  ieil- 
Behmenden  Gewerbsnntemehmers,  dann  durch  höhere  Steuerleistang  durch 
Fimenprotokolliernng  und  dergleichen  eintritt. 

Dcorjenige,  welcher  in  Oesterreich  eines  der  im  Gesetz  genannten 
47  haodwerksmftfiigeo  Gewerbe  mit  mehr  als  20  Hilfsarbeitern  betreibt, 
ist  Fabrikant  und  braucht  weder  den  Befähigungsnachweis  zu  erbringen, 
noch  der  Faohgenossenschaft  anzugehören. 

Aber  auch  noch  in  anderer  Beziehung  geht  der  deutsche  Vorschlag 
zn  weit,  und  dies  ist  durch  die  unglückliche  Verquickung  der  Handwerks- 
kammer mit  der  Fachgenossensohaft  herbeigeführt  worden.  Man  hat  die 
Notwendigkeit  eingesehen,  die  Kleinindustrie  mit  in  die  fl[andwerkskammer 
dnzubeziehen.  Da  jedoch  die  Handwerkskammer  von  den  Fachgenossen- 
sehaften  gewählt  werden  soll,  so  will  man  die  Kleinindustrie,  bei  der  noch 
kein  Wunsch  naoh  obligatorischem  Zusammenschlufs  laut  geworden  ist, 
nun  auch  in  Fachgenossenschaften  organisieren.  Eine  Notwendigkeit, 
die  Kleinindustrie  in  allen  ihren  Mitgliedern  bis  zu  20  Hilfsarbeitern  in 
Zwangsfachgen OBsen Schäften  zu  vereinigen,  ist  nicht  vorhanden  und  wird 
auch    von  der  Regierung  gar  nicht  zu  erweisen  gesucht. 

Werfen  wir  zum  Schlufs  noch  einen  Blick  auf  die  Aufgaben  der 
Fach  gen  oseenschaften.  In  der  Hauptsache  handelt  es  sich,  wie  bei  den 
jetzigen  Innungen,  um  die  Pflege  des  Gemeingeistes,  sowie  Aufrechter- 
erhaltung und  Stärkung  der  Standesehre  unter  den  Genossen  des  Hand- 
werks. Bei  der  Durchberatung  des  Innungsgesetzes  im  Reichstag  wies 
man  besonders  darauf  hin,  dafs  es  sich  hier  um  soziale  und  ethische 
Aufgaben  handele,  die  sich  nicht  erzwingen  liefsen,  sondern  auf  deren 
Entwiekelung  Zwang  geradezu  ertötend  wirken  würde.  Aus  diesem  Ge- 
siehtspunkte  heraus  wurde  damals  ein  Antrag  auf  Schaffung  von  obliga- 
torischen Innungen  überhaupt  nicht  gestellt,  und  dieser  Gesichtspunkt 
dürfte  unseres  Erachtens  heute  noch  ebenso  zutreffen.  Pflichtgefühl  löfst 
neh   nicht    erzwingen,    und    die   widerwillig  in   die    Fachgenossenschaft 

vcrksmiXiiger  Ut.  Wahrscheinlich  wfirde  jedoch  die  Agitation  der  Handwerker  bald  dahin 
fahren,  daJk  man  alle  Betriebe  in  die  FachgenoMenschaft  hineinaaawingen  sacht.  In 
Oertifieieh  will  man  Jetst  auch  bereits  die  bbher  aasgeschlossenen  Fabriken  in  die  Fach- 
swlogen. 
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der    obligatonBclien    Inoung   hineingezwimgeoen    Elemente    werden   nielitt 
DÜUen,  a 00 dem  nur  eioeQ  Ballast  für  die  loBtHitüoD  bilden. 

Man  hat  auch  neuerdings  wieder  darauf  hingewieseu,  dafs  Berufsge- 
noasemchafteo,  KrankenkaBBen  etc.  auf  dem  Prinzip  des  Zwanges  beruhten, 
und  daraus  ableiten  wellen ,  dafs  dann  auch  dieses  Prinzip  bei  den 
Innungen  das  richtige  sei. 

Bei  Kraukenkassen,  Berufs  genösse  nsohaften»  bei  Alters-  und  Inralidi* 
tätsversieherung  haudeU  es  sieh  hauptsächlich  um  die  Beechaffung 
materieller  Güter.  Ist  Geld  da,  so  köonen  die  Aufgaben  dieser  Insti* 
talionen  in  der  Hauptsache  erfüllt  werden.  Der  Schwerpunkt  liegt  hier 
auf  dem  materiellen  Gebiet.  Ist  bei  eiüer  Inuung  oder  Fachgenossenschaf) 
dagegen  nur  Geld  vorhanden,  fehlt  der  Gemeinsiun ,  so  wird  doch  trotz 
des  Geldes  nichts  Wesentlichem  im   Interesse  des  Standes  geleistet  werden. 

Sodaun  werden  auoh  zu  verschiedene  Kiemente  in  die  Genossenschaft 
gezwungen,  und  an  der  InteresseodiTergeßz  derselben  mofs,  wie  es  sich 
bereits  in  Oesterreioh  zeigte  eine  gesunde  Wirksamkeit  scheitern«  Aus 
allen  den  au geführten  Gründen  glauben  wir  die  Faehgenossensobaften 
oder  obligatorischen  Innungen,  man  oenne  sie,  wie  man  wolle,  ablehnen 
zu  müssen^  weil  durch  sie  die  jetzt  bestehenden  Organisationen  zerstört 
werden  würden  und  Organ isalionen  an  deren  Stelle  treten  würden,  deren 
Wirksamkeit  man  zwar  noch  nicht  kennt,  die  jedoch  aller  Wahrschein* 
lichkeit  nach  der  österreichischen  Analogie  keine  gedeihlichere  sein  würde. 

Wir  sind  yielmehr  der  Au  sieht,  dafs  man  die  bestehenden  Innungen 
und  Gewerbevereine  mit  allen  Kräften  fordern  sollte  dadurch^  dafs  man  sie 
möglichst  zu  üntiTorganen  der  beabsichtigten  Handwerkskammern  heran- 
zieht, und  was  die  Innungen  besonders  betrifift,  die  vielen  kleinlichen  Auf- 
siohtsbestimmunii^eny  die  im  Gesetz  Yorgeschrteben  sind,    etwas  erleichtert^ 

Die    aus   der  Natur    der  Suche    keineswegs    folgende   organische  Yef^V 
bindung    von    Fachgeuossen Schäften    und    Handwerkskammern    halten    wir 
für   einen  HÜckschritt   des    zweiten   Eutwurfä    gegenüber  dem  ersten,    der 
die  Fachgeno  säen  schuften  nicht  kannte. 

Die  Fachgenossenschatten  sind  wahrscheinlich  einer  energisohen  Agi* 
tation  der  Handwerker  zu  dankt  n ,  die  in  obligatorisohen  Innuniien  ihr 
Heil  sehen.  Hoffentlich  wird  jedoch  die  sehr  energische  Gegeoagitatiou 
der  süddeutschen  Gewerbevereine  die  Kcgieruug  wieder  zu  ihrem  früheren 
Standpunkt  znrückbringen. 

Auf  der  zweiten  ordentlichen  Hauptversammiung  des  Verbandei 
Deutscher  Oewerbevereiue  zu  Wiesbaden,  am  25.  und  26.  September  1893, 
wurden  die   Fachgenosseuschaften  fast  einetimroig  abgelehnt^). 

Die  Fachgenoßstnachaften  wären  höoht^tens  Wahlkörper  für  die  Hand- 
werkskummer, um  solche  tu  schaffen,  int  jedoch  eine  so  verklaui^ulierte 
Organisation  nicht  erforderlich,  wie  wir  bei  der  Frage  der  Handwer 
kammer  erweisen  wollen,  der  wir  nun  näher  treten. 


t)  \'6rh&iidlaiig«o  der    IL   ofdentllthen  Httoptveriianimtung  des  VerU&ades  deutActter 
6eir«rbeY6roine  tu  WiftsbAden  ^m  ^6.  a.  S6.  Septembor  1893»     E5la  1893. 
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Vachtrag  zu  dem  Anftatzet  Das  Projekt  einer  allge- 
meinen   obligatoriBchen  Alters-  und  Krankenversicherang 

in  England. 

Von  Dr.  Asehrott 

Band  XY,  8.  861  ff.  dieses  Jahrbaohi  habe  leh  das  Ton  Canon 
Blacklej  «ofgettellte  Projekt  einer  allgemeinen  obligatorischen  Alters-  und 
KnakMiTorsiohening  erOrtert  und  am  Sohlnsse  dieses  Aufsaties  meine 
penSniiehe  Ansieht  dahin  ausgesproohen,  dafs  dies  Projekt  trotz  der  viel- 
laehao  dagegen  erhobenen  Einwendungen  und,  obwohl  manche  dieser  Ein- 
weadimgen  insbesondere  nach  den  Brmittelnngen  des  8elect  Committee 
•n  National  ProTident  Insnsanoe  (1885 — 1887)  als  berechtigte  anerkannt 
wasdmi  müssen,  suniohst  nicht  Ton  der  Tagesordnung  in  England  yer- 
sehwiDden  werde. 

IHeee  Ansieht  hat  ihre  Bestätigung  gefunden:  das  Projekt  hat  nicht 
snfgebSrty  die  öffentliche  Meinung  in  England  und  das  englische  Parlament 
SU  besohäftigen.  Ja,  das  Interesse  an  dem  Projekte  ist  in  letster  Zeit 
dadureb  erheblioh  verstärkt  worden,  dafs  der  bekannte  Parlamentarier 
Chamberlain  su  wesentlichen  Punkten  des  Projekts  seine  Zustimmung 
erklärt  hat.  Im  Jahre  1891  ist  unter  dem  Vorsitze  Chamberlain's  ein 
freiwilliges,  aus  fast  allen  Parteien  gebildetes  Komitee  des  Unterhauses 
zusammengetreten,  um  die  Frage  der  staatlichen  Altersversicherung  zu 
beraten.  Im  Ansehlusee  an  die  von  diesem  Komitee  gefafsten  Beschlüsse, 
welche  einige  erhebliche  Veränderungen  des  Blackley'schen  Projektes  in 
sich  schlössen,  hat  dann  Chamberlain  in  der  National  Beview  vom  Februar 
1892  einen  Artikel  über  Old  Age  Pensions  veröffentlicht,  welcher  be- 
sonders wegen  des  darin  gemachten  Vorschlags  einer  staatlichen  Unter- 
stützung der  Altersversicherung,  wovon  Blackley  in  seinem  Projekte  nichts 
wissen  wollte ,  grofses  Aufsehen  erregte.  In  Bede  und  Schrift  wurde 
Chaaberlein  wegen  dieses  Artikels  vielfach  angegriffen;  vergl.  insbesondere 
die  Rede  des  früheren  Staatssekretärs  für  Irland,  Morley,  in  der  Times 
vom  8.  Februar  1892  und  die  kleine,  aber  vortreffliche  Schrift  von  C. 
8.  Loch,  Old  Age  Pensions  and  Pauperism.  London,  Swan  Sonnen- 
schein A  Co.,  1 892.  Besonders  wurden  gegenüber  Chamberlain  die  Wechsel- 
beziehungen erörtert,  welche  zwischen  der  von  ihm  vorgeschlagenen 
Altersrersicherung  und  den  geltenden  Annengesetzen  beständen,  und  es 
wurde  ferner  die  Kichtigkeit  der  von  Chamberlain  aus  den  Armenziffern 
gesogenen  Schlüsse  bestritten. 
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Im  Aoäcblusee  an  diese  Erörterungen  fufsie  daa  englische  üoterhaui 
am  7.  März  1892  den  Bescblufs»  eine  besondere  Erhebung  über  die  Zahl 
der  Armen unteratützten  in  £ng:land  und  Wales  nach  bcatimmteo  Alters- 
klassen  vorzunehmen.  Die  Resultat«  dieser  Erhebung  sind  jetzt  im  XXU« 
Jöbreaberichte  des  Local  GoTemment  Board  (London  1893,  Seite  LYIII  ff.) 
veröffentlicht  worden  und  bieten  soviel  Interessantes,  dafs  et  angezeigt 
erscheint,  hier  kurz  darauf  einzugeben. 

Die    Erbebung    weicht     von     den    bisherigen    armeo statistischen    Er* 
mittelungen  insofern  ab ,    als  sie  sich  nicht  auf  die  Feststellung  der  Zahl 
der  Unterstützten  an  einem  bestimmten  Tage    beschränkt,    Bondern  neben 
der  auch    bisher    erhobenen  Zahl    der    am    1.  Januar    1892  üntersiütsteB^H 
gleichzeitig    die  Gesamtzahl    der    im   Laufe    des   Rech  du  ngs  Jahres    1891/99H 
—   Lady-day    {25.   März)    1891   bis  Ladj-day  1892   —  Unterstützten    ao- " 
giebt/).     Da  für    das   Verhältnis  von  Altersversicherung  und  Armennnter- 
atützung    nur    die    letztere  Zahl   von   Bedeutung  ist,    so  lasse    ioh  im   Fol« 
genden    die    Ermittelungen    über   die    am    1.  Januar    1892    UnterstütxteD 
aufser  Betracht 

Bei  der  Erhebung  sind  3  AltersklaBsen  der  Unterstiizten  unterschieden 
worden  a)  Personen  unter  16  Jahren^  b)  Personen  zwischen  16  und  66 
Jahren;  o)  Personen  von  65  Jahren  und  darüber.  Bei  dieser  Klasseoein- 
teilung  war  einmal  mafsgebend,  dafs  man  jetzt  in  England  darüber  einig 
ist|  dafs  die  Altersgrenze,  bei  der  eine  Alters  Versorgung  eintreten  müfsle, 
nicht  über  das  65.  Lebensjahr  hinausgeriiokt  werden  darf,  während  in 
dem  BlacklejrUchen  Projekte  die  Altersgrenze  auf  70  Jahre  angenommen 
war;  die  Hervorhebung  der  unter  16  Jahre  alten  rechtfertigt  sich  ferner 
dadurch,  dafs  es  sieh  hier  um  Uneelbstständige  handelt,  welche  für  die 
eigene  Versicherung  nicht  in  Betracht  kommen   können. 

Die  Gesamtzahl  der  zu  irgend  einer  Zeit  während  de»  Bachnungs* 
Jahres  1891/92  aus  Armen mitt^in  Unterstützten  betrug  1573  074«  Davon 
waren 

s)  PenonsD  unter  16  Ja.brea 

b)  Fer&oDen  iwUch«»  16  und  65  Jiihrei) 
tind  swar: 

fnftnnUche  276  387 

w«ibllcb(s  34  t  196 

c)  PeriöDSD  voti  65  Jahren  und  darüber 
und  «war: 

inäiiDUcba  163  630 

wsiblicbe  338  274 


553  587 
617  5«3 
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1)  Id  nieliiein  Buche  über  dss  on^tlscb«  Artnenwesen,  Lstpsig,  Duncker  und 
btot»  I8&6f  habe  ich  Seite  411  ff.  die  bisherig«  Erbebun^&srt  Der  engtiacben  Anneiitfl atUi 
welche  nur  die  Zahl  der  um  t.  Januar  and  1.  Juli  eioes  jedaa  Jahres  UritemtÜlAtea 
featgestellt  und  die  auä  diei^n  beldea  ZifTero  gezo>^eite  Uitle  ali  die  DurchscbuitUkiffer 
der  Unterst ütateii  beBeichnot^  aui»fUhrlicb  besprachen  und  auch  meine  Bedeuketi  i^e^^eo  die 
englische  Annahme,  def*  die  Ge^aoitsahl  der  im  i.»ufe  eines  jAhre^  Unter^tüitten  3 '/i 
Mil  BO  grof»  Bti  «Is  diese  Durchsohoitt&ti^er,  auägedrüekt.  Dieao  ßedenkeo  werden  durch 
dia  neue  Brbebaug  beatAtigt ;  deon  wahrend  die  Zahl  der  am  1.  Janaar  1899  Unter* 
slfiUteo  700  746  betrKgt.  war  die  Gesamuahl  der  im  Laufe  dea  RechDung^ahre«  l891/9t 
UotemtOUten  1  573  074,  aUo  nar  wenig  Qber  doppelt  so  grots  ala  die  ersiere  Ziffer.  In 
beiden  ZifTem  eind  UbrigenB  die  in  Anstalten  bef^nctltcben  armen  Irren  und  die  Vaga* 
Händen  Dicht  mltentballan ,  diese  beidea  Klasüeo  »tnd  bd  der  guuan  Erhebiing  aulaar 
BeiraebC  gebUebeu. 
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Um  SohlÜB86  aas  dieseQ  Ziffern  zu  ziehen,  mnts  man  dieselben  mit 
den  allgemeinen  Bevölkerungsziffern  in  Yergleioh  bringen.  Et  ergiebt 
sieh  aUdann,  daCi  Ton  der  Gesamtbevölkerung  in  England  und  Wales 
5,424  Proz.  im  Laufe  des  Bechnungsjahres  1891/92  der  öffentliohen  Unter- 
stützung anheimgefallen  sind,  dajk  dagegen  yon  der  65  Jahre  und  darüber 
alten  Beyölkerung  27,424  Proz.,  und  zwar  bei  den  Männern  26,976  Proz., 
bei  d«n  Fraoeii  91,106  Psoz.  der  öffentliohen  Unterstützung  bedurft 
haben. 

Be  steht  hietnaoh  fest,  dalb  fast  V9  aller  Frauen  und  über  V4  <^Uer 
Männer  im  Alter  von  65  Jahren  und  darüber  der  Armenkasse  bisher  zur 
Last  fallen.  Ein  hinlänglicher  Beweis  dafür,  welch  grolsen  Einflufs  die 
Einführung  einer  Altersversicherung  auf  die  Armenkosten  ausüben  würde, 
und  ein  gewichtiges  Argument  für  den  yon  Chamberlain  beantragten 
8taatssusehufs !  Dabei  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dafs  sich  die  Propor- 
tion der  über  65  Jahre  alten  unterstützungsbedürftigen  Personen  in  den 
sinzelnen  Bezirken  sehr  verschieden  gestaltet  Während  die  Ziffer,  wie 
eben  angeführt,  für  ganz  England  und  Wales  etwas  über  27  Proz.  be- 
trägt, bleibt  sie  in  zwei  Bezirken  (Westmorland  und  Salop)  unter  15  Proz., 
erhobt  sich  dagegen  für  London  auf  mehr  als  35  Proz.,  für  die  Grafeohaft 
Hertford  sogar  auf  mehr  als  36  Proz. 

Mit  Rücksieht  auf  die  Idee  des  Blackley^schen  Projektes,  mit  der 
Altersversicherung  eine  Krankenyersicherung  zu  verbinden,  ist  auch  die 
Zahl  derjenigen  Armen  unterstützten  ermittelt  worden,  bei  denen  die 
Unterstützung  lediglieh  in  der  Gewährung  ärztlicher  Hilfe  und  Heilmittel 
(^medieal  relief)  bestand.  Die  Ziffer  beträgt  für  das  Hechnungsjahr  1891/92: 
311082  und  verteilt  sich  auf  die  Altersklassen 


a)  ODter  16  Jahren 

68576 

b)  awUcheii  16  and  65  Jahren 

117  029 

and  twar: 

bei  den  Männern 

54  794 

bei  den  Frauen 

62235 

c)  65  Jahre  nod  darüber 

25  477 

und  Bwar: 

bei  den  Männern 

II  233 

bei  den  Frauen 

14244 

Bemerkenswert  ist  hierbei  das  starke  Heryortreten  der  Altersklasse  b 
und  das  Zurücktreten  der  Altersklasse  c.  Während  die  Gesamtzahl  der  mit 
medical  relief  unterstützten  Armen  etwa  14  Proz.  aller  Unterstützungen 
beträgt,  verringert  sich  dieser  Prozentsatz  bei  den  über  65  Jahre  alten 
Armen  auf  etwa  6  Proz. 

Ob  und  wann  sich  die  Projekte  der  Einführung  einer  Alters-  und 
KrankenTersioherung  in  England  zur  That  umsetzen  werden ,  läfst  sich 
kaom  Toraussagen.  Sicherlich  haben  aber  diese  Projekte  durch  die  hier 
besprochene  Erhebung  eine  gewichtige  Unterlage  gewonnen. 
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lahlaogen  sowie  der  Höhe  der  Einlagen  in  Preufsen. 
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17*30 

17,03 


13.11 
I3.H 
14a«» 
i4.xe 

14.  V  7 

14.33 
14,17 

14.40 
14,30 

14,38 

14.&3I 

14,07 
14.57 

iS>o& 

14»B0 

15,1* 
15*1* 

15.05, 

15^71 
I6,1B 
16,  BD 

17,05 
17,30 

l6i34 

16,44 
16,45 

16,  ?9 


r6,s9 

16,15 

16,43 

16,11 

I5i9* 

I5i79 

15.63 

lSt37 

I5»33 

15.33 

I5t3 

16,1 

i4,fi 

I5i3 

1510 

ts.** 

15^7 

15,6 

T5.& 

15-0 

iSii^i 

i5iat 

6.12 

7^73 

8,1» 

7.33 
8,08 
$.40 

8.0 

8,96 

9.5? 

]0,4^ 

IO,S4{ 
U^OÜ 
10,^? 

11,^7 
!Ii!J8 
11,80 
11,48 
I3,g9 
11,13 

(5  *2 

15.511 
17.Ö6 
lS,ti4 
30,10 

30,5  (J 
20  tj!) 
31.35» 
31,64 
llt95 

33,3  a 
21, 9U 
11.03 
32^^ 
23,33 

22p5 

14.1 
33,56 

14.  Ö 
14>3 
34i30 


317 

167 

394 

3H 
3^4 
336 
306 

366 
395 
435 
449 
473 
422 

461 
473 
496 

534 
533 

487 

630 

685 

758 
8tr 
*6o 

920 

953 

998 

1023 

i  089 

I  125 
I  314 

1308 

"397 
1  486 

I5S90 
16369 
17164 
17948 
1*691 
19115 


tll.     Die  EntwickelaDg  der  SpftrkMseDeinlftgen 

Poitsp&rkAiifiJi 

SoiistiK&  Bp«rk«st«D 

Ende 

dir 

£mhl 
d«r 

SetrAg  d«r  K\n- 

Viigen  (ld  BIftrk. 

1   £  =  tu  M,, 

üil 

der 

1 
Betrag 

Jfthre 

£ml«ffBr 

lLir»=80Pf.) 

u"* 

Ei  y  leger 

{\u  Mark)         ' 

U"* 

GroftbiitAoiifttA  ntid  IrlAitd 

ises^iges 

395  10^ 

81 976  ras 

310 

1  521  336 

79889697s 

s*s 

1866—1870 

967066 

25a  644  288 

141 

I  384  889 

73t  [80  284 

SU 

1871 

1  303  492 

340  500  080 

261 

^- 

776393160 

ISIS 

1  44a  448 

386  366  780 

268 

— 

793  597  600 

— 

1873 

15S&645 

423  354  980 

27  2 

— 

810002700 

— 

}BT4 

I  668  733 

463  349  380 

'Z® 

— 

839327980 

— 

t%U 

I  7r7  103 

S03  746  900 

283       ' 

— 

847750580 

— 

18Tt 

I  702  374 

539  93«  000 

3»7 

— 

865  669  160 

— 

1S17 

1  791  340 

574815140 

31' 

— 

884  773  710 

— 

I87i 

I  892756 

608  231  260 

311 

1515735 

885  867  700 

SS* 

1879 

1988477 

640  242  680 

3" 

I  506714 

87s  957  100 

S84 

1880 

i  184971 

674  892  740 

309 

15 19  80s 

879518940 
832803320 

SU 

I8at 

2607613 

723889930 

278 

1  531  486 

S76 

1881 

J  858  976 

780756410 

173 

1553983 

89  3  351  620 

sr6 

1883 

3  105  H^ 

83s  376160 

369 

1  566  1 84 

899  741 460 

579 

1884 

3  333^75 

895475460 

269 

1  581  474 

9i6«ii7  740 

S79 

1885 

3535650 

953  956  760 

279 

1  592  997 

927  118  180 

579 

1B86 

3  731  421 

1017486740 

299 

1  i  590  804 

936879900 

5*9 

1887 

3951761 

1079481300 

173 

[  &04610 

945144440 

S90     i 

1888 

4230927 

I  171  127  S80 

379 

«579546 

938093  760 

SS7 

188» 

4  507  809 

I  259  991 400 

379 

>  55!  594 

902  556  400 

SSO 

1890 

4837314 

1352696140 

380 

1  535  782 

87301104a 

570 

1891 

5118395 

I  432  160040 

279 

I  510281 

857511300 

569 

Itmlieu 

1879 

— 

— 

— 

676  337 

357110683 

s*« 

1873 

— 

_ 

—^ 

680116 

360061858 

519 

1874 

— 

— 

— 

705  *89 

373  69s  846 

5J0 

1875 

— 

-^ 

— 

769  iS7 

431  76t  106 

S48 

1876 

57  354 

1954713 

34 

833760 

442  303  586 

53° 

1877 

114191 

s  179934 

4S 

880032 

459139854 

SM 

1878 

157651 

9  108  131 

58 

886  947 

481  746611 

543 

1879 

238  869 

30985829 

88 

915  466 

515450790 

SM 

1880 

33984s 

37  002  2S8 

109 

958044 

549377359 

573 

1881 

471094 

53  597  491 

114 

997036 

571  844  361 

574 

1889 

591018 

67  960  989 

ns 

I  037  139 

595115763 

574 

1889 

805  988 

89  701  738 

III 

i  089  287 

640  507  383 

S88 

1884 

1015328 

1        118  675  921 

117 

1  136  579 

710084443 

6*5 

188& 

I  305  61 1 

141  391  356 

117 

i  189  167 

763  566  246 

64a 

1886 

I  391  343 

1        175871900 

126 

I  348  360 

815559500 

661 

1887 

1  588  S67 

i8S7S55i" 

117 

I  194552 

861  823692 

666 

J888 

16593^1 

199376200 

120 

1317511 

869  907  260 

675 

1889 

194(^43 

228763464 

116 

1358672 

911  219700 

671 

AnmerknDK.  Die  Daten  wurden  folgenden  Werken  entnommen:  Zeittohr.  6m 
Bureaus,  Jahrg.  1880  ff.;  Kalender  und  Statist.  Jahrb.  fflr  d.  Königr.  SaehMo,  Jahrg. 
teilungen  der  GrofsharBogl.  Hessischen  Zentralstelle  f.  d.  Landesstatistik.  Bd.  19 — 19: 
of  the  M.  Kingdom,  Teil  Y— YIUi  Annnario  Statistico  Itaiiano  ,  Jahrg.  I8M|  Oailtr 
Sparkassen  n.  s.  w.,  f.  d.  Jahr  1889;  Statist  Monatsschrift»  heransgvg.  t.  d.  2«Btr.«XttB^ 
de  i4gislation  eompar^s,  Jahrg.  1887.  — 


ia  KngiMHl,  Bilieii,  Oefterr«idi  nnd  Frankreioh. 


8|»atkaM«D    (ohD«    di«  Mit 

1888   in 

Oait«rr«iGh,  anit  lg$S  !□  FrAnkr«i«h 

dar 

6ing«nibrtflo  Pi»it»pmrk 

UKD 

&M 

B«t»g 

11  g^ 

Zahl 

|}«trKg  der  Ein- 

^|l? 

4«r 

4w  EiDtat«D 

=  11^ 

d«r 

Ihgtta  (in  M&rk 
l  Güldenst  H. 

m» 

lOiikffMr 

(in  Mftrk) 

II«- 

Jfthr« 

Einlrser 

1  Frtök  =  80  Pf.) 

:U"- 

0«at«rrebb 

1 916  338 

881  873  100 

460 

1862—1865 

523012 

226159742 

«* 

«351955 

973  «»4  57a 

4«4 

1866—1870 

727  243 

410589370 

lä 

1  116893340 

1871 

1021  462 

682  347  298 

— 

»1799^380 

— 

1878 

I  13344« 

806093612 

712 

— 

1233357680 

— 

1873 

l  207  139 

965  564  404 
1078  626  918 

800 

— 

119a  477  360 

— 

1874 

I  263  357 

854 

— 

i35M97  4«o 

» 

1876 

1342693 

I  178  858  314 

878 

— 

1  405  600  160 

.— 

1876 

1  381  077 

1230  126  150 

883 

— 

1459  5»  Wo 

— 

1877 

I  403  936 

1  250048718 

890 

340«  4»> 

1494098960 
1516199880 

441 

1878 

■  425  174 

1397384706 

910 

3495  191 

437 

1879 

1  483  559 
1550084 

1398677354 

943 

37<H477 

1554421680 

430 

1880 

1489308914 
1584  397  116 

961 

4140098 

1606693240 

388 

1881 

1  616  936 

980 

4401959 

1673008040 

358 

188S 

1690540 

1653  668  513 

978 

4671816 

1735118630 

371 

1888 

1769680 

1736598660 

981 

4916149 

1  812  393  200 

364 

1884 

I  85;  833 

1851850668 

997 

S 128  647 

1881074940 

367 

1885 

I  932  504 

I  971  512  720 

1020 

5  3"  «5 

1954366640 

369 

1886 

2018695 

3  145  325  000 

105 1 

5  55^37« 

a  OH  7*5  740 

364 

1887 

2089196 

2  182  404  000 

1044 

5700473 

2099331640 

342 

1888 

2183483 

2307516000 

1057 

6o<9403 
6363096 

2 162  548  800 

357 

1889 

3299306 

2471030000 

1074 

2  225  707  180 

349 

1890 

2  397  327 

2565534000 

1070 

6638677 

j  289  671 340 

347 

1891 
1868—1865 

2  481 415 

3671852000  ' 

1076 

Italitn 

Frankreich 



_ 

— 

151«  3451 

365  51«  982 

242 



— 

_^ 

1866—1870 

I  955  «96 

492230402 

252 

— 

^__ 

— 

1871 

3  031  328 

429983228 

213 

— 

_ 

— 

1878 

2016552 

412  174822 

204 

891  114 

444  «5«  309 

493 

1878 

2  079  196 

436077390 

210 

9943*3 
1044598 

464419788 
49085474« 

467 

1874 

2  170066 

458799654 

211 

470 

1875 

2  365  567 

52833«  174 

223 

« 164  335 

546436619 

469 

1876 

2625209 

2  868  263 

615  227  749 

234 

1297889 

586379547 
625441853 
663086750 

452 

1877 

690  267  325 

24« 

1468  120 

426 

1878 

3173721 

812933122 

256 

1629  157 

407 

1879 

3507711 
3  841  104 

923636633 

263 

«895*75 

1       730  310  03 1 

385 

1880 

1024  162  155 

267 

2  151  907 

828  760  364 

404 

1881 

4  199  238 

I  127  122  891 

268 

2394779 

904957602 

378 

1888 

4434362 

1  403  302  968 

3«6 

2639703 

1  001  432  400 

385 

1888 

4562452 

1453200000 

3  «9 

2883419 
2976834 

1  047  579  «03 

363 

1884 

4704452 

1620240000 

344 

1  069  283  460 

359 

1885 

4926391 

I  770  400  000 

359 

3  «99  915 

1  139983  100 

35« 

1886 

5096716 

1771  185600 

347 

1887 

5  207  354 

1891  560000 

363 

1888 

5361908 

I  996  261  600 

372 

1889 

5542602 

2  037  483  200 

369 

1890 

5761408 

3368369000 

4«« 

1891 

5948882 

3  484  748  800 

421 

EöaifL  PtmI.  Statut  BnrMuu,  Jahrg.  1876  ff.;  ZeiUebr.  de»  Königl.  Bayer.  Sutitt. 
latft— ItST;  ttatiat.  Jahrb.  f.  d.  GroEhenoKtnm  fiaden,  Jahrg.  1878  und  1884;  Mit- 
Abatmel  for  the  Unitad  Kingdom  No.  18,  88  und  88 ;  MiMellaneons  StatUtioa 
Sftatiatik,  iMraaagif.  v.  d.  K.  K.  Statist  Zentral-KomnüMlon :  Statittik  der 
ItST;    ABBMire  statiitique  de  la  France,  Jahrg.  1886;   BalleUn  de  ttaUsUqoe  et 
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Misielleil. 


Beaoltate  der  belgiaohen  Staatssparkasae  vom 




9—\,t     Am^ 

Die  nuf  Bücher  bei  der  Zenrralkuu 

Zvat  dif 

Steaeräoitern,  «owi«  bei  den 

Dar^h- 

JAhr 

Smm- 
oid- 

ftuigege- 
benen 
Bücher 

saldierten 
Bücher 

AU  frech  teil 
Bücher 

ZAht  der 
Einlagen 

Betrug  der 
EiotAgmi 

schnttls- 
KimtiTie  dcT 
Eirtlfttren 

1865 

36 

82a 

17 

803 

'  135 

598388 

527.8 1 

ißse 

41 

6036 

S23 

6016 

35  470 

1645115 

to3»SÄ 

1807 

S' 

13978 

I  962 

18031 

58  106 

7569651 

llO*tl 

isee 

S9 

17814 

5  995 

39861 

146115 

11961517 

88.71    ' 

1869 

,s 

19364 

1144' 

47784 

156804 

8  8S9S37 

56,^0 

1870 

17981 

13419 

52346 

144468 

U  S78  455' 

939* 

1871 

49« 

15975 

II  iqo 

57  131 

"33  954 

u  66193s 

87.0« 

1872 

509 

17514 

11  '55 

63510 

153632 

18110  109 

ti8,ss 

1879 

533 

H^rs 

it  150 

77035 

18Ü007 

11  451  078 

115,3» 

1874 

544 

29498 

14141 

91191 

^37007 

21011  530 

92.SI 

IBIS 

55« 

19866 

15746 
iSiit 

106312 

*57  040 

31134887 

I25»2 

1876 

555 

14673 

121771 

^81355 

509319^1 

183*77 

1877 

552 

46150 

11  085 

147838 

187  1S8 

50375667 

i75'*i 

1878 

548 

44  477 

13030 

169285 

3J0939 

54411290 

174»»9 

18TS 

554 

41483 

3SoaS 

176741 

319958 

64114383 

t94.»* 

1880 

605 

S1IS4 

1913^ 

100565 

313  666 

67540057 

ioSe7 

1B8I 

619 

67961 

33674 

334851 

405004 

67413  194 

165.5« 

1882 

638 

134316 

43  693 

325  475 

836  541 

66  595  580 

79ie4 

1883 

624 

994S7 

54194 

370  768 

861 998 

78534999 

91,00 

1884 

628 

97  676 

61  7U 

406  656 

908085 

86  36S  705 

95^01 

188Ä 

830 

98  899 

61468 

444087 

9147^1 

foi  911839 

tIt,4S 

1886 

8J4 

103  803 

6248Q 

4^5  4^0 

931  564 

117889033 

I3S,S8 

1887 

841 

1139S6 

67  785 

546  611 

I  093  898 

1*3551033 

[1303 

IgSB 

842 

135  937 

73873 

598675 

I  193880 

119525676 

too,is 

1BS9 

841 

133799 

75  167 

657  307 

I  30  i  551 

120713639 

gi.7ft 

I8i0 

844 

140  104 

66454 

731057 

I  466  tt^ 

150906657 

101,9S 

188L 

846 

14&691 

77^74 

800074 

i  511000 

155341532 

10t,91 

MUielleo. 
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15.  September  1585  bis  8L  Deiember  1881. 


k  BrtMel,    bei 

den   Agentaren    der   Nationalbank   in    der  ProTini,   bei    den  Post-   and 

FUialeo  bewirkten  Einlagen 

Darchscbnitts- 

Gathaben, 

ItU  der  Rück. 

Betrag  der 

samme  der 

Kapitalisierte 

inkl.  kapitalis. 

Darchscbnitts- 

uklnngen 

R&ckiahlongen 

Rfieksah- 
langen 

Zinsen 

Zinsen  am 
31.   Desember 

samme 

42 

71029 

169M8 

2273 

529632 

659.66 

1902 

916  930 

482,08 

35605 

2  293  422 

381,«« 

582s 

3238641 

556,27 

137968 

6  762  400 

375.0« 

13955 

4  708  576 

337,41 

302164 

15  31«  505 

384,29 

23461 

7  812  549 

333»oo 

356  161 

16  821  654 

352,08 

31943 

«U35244 

354*8« 

555  861 

19620726 

374^82 

«9  4«4 

10  244  896 

348,18 

953  246 

21  992  011 

384,94 

30451 

1 1  627  924 
15  849  588 

447i53 

682  777 

27256973 

429,17 

35086 

45^7S 

894866 

33753329 

438.16 

4463« 

19463455 

436,09 

1014708 

37  326  103 

404,87 

49  3" 

25798418 

5231O6 

1  194429 

44857001 

421,98 

61  102 

32794012 

536.70 

2742851 

65737831 

535,44 

7075« 

39379593 

556,60 

2044299 

78778204 

532,87 

77043 

43129198 

559,81 

2418469 

92  478  765 

546.29 

96255 

Si  416  969 

1        53417 

2  838  103 

108214282 
125098287 

612,27 

96725 

53939247 

557,65 

4  283  195 

623.73 

108293 

67  823  787 

'        623,00 

3682400 

128370094 

546,59 

136325 

70377728 

1        516,24 

3  408  262 

127996208 

393*25 

169627 

68318277 

1        402,75 

3729434 

141942464 

382,83 

199729 

73680380 

368,90 

4  198221 

158829010 

390,57 

221  152 

76  547  104 

345.»! 

4  856  344 

189061089 

425.72 

248643 

97  578  765 

392,40 

5812422 

216893238 

446,82 

277412 

105663  172 

1        380,89 

6160285 

239941384 

438,96 

319388 

106  169  928 

332.42 

6  927  306 

260  224  438 

434,67 

346787 

105  945  682 

305,fii 

7  585  704 

282  588  099 

429,92 

344  47« 

116597252 

338,48 

8517908 

325415412 

445,18 

427  792 

158335447 

370,12 

9473517 

333  428  732 

416,75 

IMte  Pdf«  BL  VII  (LXU). 
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Mivtellen. 


Die  belgischen  Schalaparkasaen  von  1886  bis  189L 


.Tftlir 

Zahl  der 

Zahl  der  Schfiler 

Schüler  im  Besiti 

Snmme  der 

Einlagen  bei 

Schalen 

IL  SchQlerinnen 

eines  Sparbuchs 

Knaben 

Mädchen 

1885 

7007 

827  670 

133  416 

1600467 

1238368 

1886 

7069 

869254 

138  031 

1  766  829 

1  373  7^S 

1887 

7022 

889  320 

146674 

1905  177 

1  485  658 

1888 

7447 

891  842 

154  192 

1  960111 

Ibi6  115 

1889 

7547 

894776 

162  589 

2  036  700 

1  698  343 

1890 

7637 

896787 

167696 

2  216  720 

I  825  429 

1891 

7753 

925  488 

172  629 

2361960 

I  945  «16 

Von  den  Einlagen  des  Jahres  1885  waren : 

77il  ^/o  ^m  Betrage  von         i—     20  Frcs. 

13,6    „     „         „  „         20—  100  „ 

5»9    «t    t)        «  »f      100—  500  „ 

i»8    »»    »»        •»  ♦»       500—1000  „ 

1,1    „     „         „  „     1000—3000  „ 

0,6    „    „         „       über  3000  „ 

Von  allen  mit  Jahressehlnfs  aufrechten  Einlägebüchem  hatten : 


47,8  0/0 

ein  Guthaben 

von         1—     ao  Pres. 

21,7   „ 

1» 

,1 

„         20—  100     „ 

14»7     f, 

♦» 

», 

„      100—  500    „ 

5.9    *. 

»1 

ti 

„       500—1000    „ 

7,1   ,. 

>f 

1, 

„     1000—3000     „ 

3t8    f, 

1» 

n 

über  3000 

Quelle:    Compte    Rendu   des   Operations   et    de   U  Situation  de  la  caisse  gön^rale 
d'^pargne  et  de  retraite.    Ann6e  1886.     p.  2  und  p.  80. 

Befloltate  der  italienisohen  SchulBparkassen  vom  Jahre  1876  an 
bis  Ende  des  Jahres  1886, 


Jahr 

Zahl  der  Lehrer, 

welche  Spargelder 

annehmen 

Zahl  der  sparen- 
den Schulkinder 

Zahl  der  von 

den  Lehrern 

angenommenen 

Einlagen 

Betrag  der 
Einlagen 

Lire 

1876 

522 

"935 

89541 

32048,8s 

1877 

522 

8996 

69260 

296791«! 

1878 

1060 

17759 

144926 

53601.8S 

1879 

2304 

28432 

295481 

107021,70 

1880 

3240 

40956 

432  237 

174596,62 

1881 

4248 

55043 

635  356 

238  544,9» 

1882 

4580 

54841 

636305 

251  457,8S 

1883 

4540 

36212 

613  018 

253467.0s 

1884 

4526 

46939 

533  750 

295  506,68 

1885 

3451 

65062 

573037 

376344,87 

Quelle:    Reladone   intomo   al   servisio  delle  oasse  postali  riBparmio  du- 
ranie  Tanno  1885.     (Anno  deoimo.)     Borna  1886.     p.  XGIY. 
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Die  Besultate  der  SohnlBparkaBsen  in  Ungarn  vom  Jahre 

1876—1886. 


Jahr 

Orte 

Schulen 

Manipolanten 
(Lehrer) 

Einlagen 

Ersparte  Saume 
in  Qnlden 

1876 

«3 

IS 

3» 

2621 

lim 

30416 

1877 

17 

30 

9S 

2010 

1878 

30 

36 

105 

3682 

1S79 

3S 

50 

93 

2862 

33650 

1880 

96 

»41 

222 

7  333 

54647 

1881 

178 

340 

451 

14984 
16273 

71817 

1882 

256 

^^l 

§65 

"4734 
131  580 

1883 

314 

438 

697 

21992 

1884 

317 

458 

758 

24085 

151451 

1885 

334 

5«7 

775 

23494 

152474 

1886 

397 

581 

926 

28256 

113  264 

Quelle:   BIfter  fierioht  über  die  SohalBparkassoD  in  Ungarn  yon 

B.  F.  Weife,  Yioe-Präsident  der  Soholsparkassen-SektioD  des  nngarischen 

Landee-Agriknltarvereins. 
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HUsellaa. 


in. 

Die  Sohwankungen  des  BiBkonts,  des  Notenkones  und  des 


London^) 

Paris  1) 

Berlin*) 

Amsterdam  ^) 

Bk. 

Mkt 

Bk. 

Mkt 

Bk. 

Mkt. 

Bk. 

Mkt. 

Vo 

% 

% 

O/o 

% 

% 

% 

% 

Dorchschoitt  1841—60 

3^8 

3»28 

4ao 

— 

— 

— 

— 

— 

„            1861—60 

4.24 

3.78 

4.14 

^ — 

4.49 

— 

— 

— 

.,            1861—70 

4.8 

3.» 

39 

— 

4.6 

— 

4.14 

— 

„            1871—76 

358 

3.80 

.    478 

— 

4-46 

3.48 

3,74 

3.»o 

„            1876—80 

2,88 

2.40 

2.6 

3.18 

406 

3  14 

3  16 

2,9 

1881     . 

388 

2,1b 

383 

3.87 

4.88 

38 

3.17 

3 

1882 

4.08 

342 

3.71 

3.89 

4.8 

4.03 

4.6 

4,26 

188?. 

34 

2,94 

3,04 

3.8 

4 

2,9 

4.08 

hf 

1884 

3.04 

2,6 

3 

3,6 

4 

2.97 

3« 

3,8 

Dnrehschoitt  1886     . 

H 

2« 

3 

H 

4i 

3 

n 

2t 

Ii6chster        ,, 

4 

1 

3 

H 

5 

4 

3 

2« 

niedrigiter     „ 

3 

3 

1} 

4 

4 

3| 

3 

Dnrchsehnitt  1886 

3A 

H 

3 

2| 

3«\ 

Jl 

3 

Hl 

Ii6eh8ter        „ 

S 

4A 

3 

3 

5 

21 

2S 

niedrigster     „ 

a 

«* 

3 

I* 

3 

11 

3} 

IJ 

Dnrchscbnitt  1887 

3A 

»A 

3 

m 

3tl 

H 

3) 

2H 

h6chster        „ 

5 

3i 

— 

3 

4 

3} 

— 

21 

niedrigster     „ 

2 

I 

— 

H 

3 

it 

— 

3 

Durchschnitt  1888 

3»80 

3,S8 

3.10 

2.75 

3.8 

H 

31 

H 

h6ch8ter        ,, 

5 

41 

41 

3i 

4.6 

31 

2* 

niedrigster    „ 

3 

H 

H 

3 

3 

H 



If 

Durchschnitt  1889 

3i 

31 

3.1 

n 

3i 

H 

21 

21 

höchster         „ 

6 

ii 

4i 

4J 

5 

5 

n 

24 

niedrigster     „ 

n 

'* 

3 

2 

3 

4 

H 

11 

Dnrchsehnitt  1890 

r' 

3.71 

3 

3,68 

4.84 

3.87 

3.87 

2,69 

höchster         ,, 

4» 

3 

3 

51 

5i 

41 

4 

niedrigster     „ 

3 

1} 

3 

2J 

4 

3} 

n 

24 

Durchschnitt  1891 

li 

'l 

3 

at 

3} 

H 

3iV 

2J 

höchster        „ 

5 

3| 

4 

3 

H 

4 

li 

3i 

3 

niedrigster    „ 

n 

3 

U 

3 

3} 

3 

2t 

Dnrchsehnitt  1892 

H 

H 

n 

1} 

3} 

I* 

2| 

3 

höchster        „ 

3 

2} 

3 

n 

4 

3J 

3 

2fi 

niedrigster    „ 

2 

} 

2) 

I 

3 

U 

H 

14 

Durchschnitt  1898 

3 

I| 

2j 

2} 

4 

31 

31 

2} 
4} 

höchster 

5 

3} 

2} 

2} 

5 

4i 

5 

niedrigster     ,, 

n 

I 

3} 

n 

3 

n 

H 

iJ 

Januar          „ 

n 

I 

3} 

2} 

3 

i* 

H 

2S 

Februar         „ 

n 

4 

3} 

n 

3 

4 

H 

3 

Mir« 

^ 

iJ 

3^ 

2{ 

3 

a} 

3} 

II 

April             „ 

H 

ij 

H 

3 

n 

s( 

3 

Mal 

4 

H 

2( 

2 

4 

3i 

3 

3 

Juni 

H 

I 

3} 

2} 

4 

3!l 

3 

3 

Jnli 

H 

I 

2| 

H 

4 

311 

3 

2 

August          „ 

5 

3J 

2| 

H 

S 

4! 

5 

3 

September     „    • 

3i 

iJ 

3} 

2^ 

5 

4; 

5 

4 

Oktober 

3 

it 

H 

24 

H 

5 

4J 

S 

4 

November      „ 

3 

1* 

2| 

5 

4i 

4 

3 

3 

1} 

2} 

2} 

5 

4t 

31 

3 

1)  Auf  Grund   der  Angaben   des  Statist  u.  Beonomist 


S)  Haeh  dtm  BvliBar 


Mitsellen. 
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Sflberpreites  im 

Jahre 

1898  and  der  Veijahre. 

Brfiaseli) 

Wi«|i) 

Peten- 

•        1. 

Preis  1)  des 
SUbers  in 

Ross.*) 

OesUrr.  *) 

ItaUe- 
nisohe 

bargi) 

London 

Banknoten 

Bankn.  per 

Bank  noten 

Bk. 

Mkt. 

Bank 

Bank 

d 

per  100  R. 

100  Quid. 

100  £ 

7. 

% 

% 

% 

d 

Mk. 

Mk. 

Mk. 





_ 

— 

59f6S 

-~ 

-~ 





5*87 

— 

6l,S5 

— 

— 

3.W 

— 

S 

6,6 

6o,94 

— 

— 

4.«» 

3.»o 

5.18 

6,18 

59.08 

— 

— 

2.96 

3,86 

4.86 

6,08 

$a,46 

3ai,t8 

170,96 

4,os 

3." 

4 

51.78 

213.08 

173.46 

4»s» 

4.11 

4,16 

51.81 

803,84 

170,81 

3*4 

3>> 

4^08 

51.08 

200»58 

170.44 

3.S 

30 

4 

50*68 

206,00 

167,57 

3/i 

H 

4 

aH 

203,66 

163,28 

4 

3« 

4 

50 

214,50 

165,80 

3 

»i 

4 

46t 

193.40 

I6I.16 

H 

H 

4 

&• 

197.86 

I6l,98 

3 

«* 

4 

20X,S5 

163,50 

H 

1 

4 

43i 

192.86 

l6l,80 

3A 

>» 

^ 

5iV 

44» 

l80,67 

161,00 

2} 

3i 

5i 

47. 

I86,t6 

i6a,70 

3 
3i 

4 

4 

43iV 

175.85 

159.46 

»1 

4t 

♦H 

I9M6 

X64,»5 

168,70 

5 

4i 

4i 

— 

44A 

219,50 

H 

3 

4 

— 

4>l 

163,60 

160,45 

iTft 

3.1 

4i 

5.86 

Sl* 

214.T6 

171.07 

3 

4} 

5 

219,85 

173,80 

5 

31 

4 

4IH 

207,80 

168,20 

3.1t 

3,8S 

4,46 

47.96 

«35.76 
256,70 

175.6O 

4 

3t 

51 

54^8 

182,70 

3 

S 

4 

43i| 

221,60 

170,86 

3 

41 

441 

222,77 

174.8 

3 

a! 

5 

47 

845*10 

178,6 

3 

H 

4 

43f 

194.10 

172,40 

2| 

il 

4 

39} 

204,68 

170,92 

3 

H 

4 

4» 

2IS,90 

172,80 

=1 

n 

4 

38A 

197.00 

168,80 

H 

4 

4i 

35.08 

213,21 

164,66 

75.14 

3 

2 

5 

38,6 

214,95 

168,80 

78.SO 

2i 

It 

4 

31.85 

208,70 

160,86 

70,75 

^ 

1 

4 

38.6 

208,70 

168,80 

78,30 

n 

I 

4 

38.4 

2I$,96 

168,75 

78,26 

H 

1| 

4 

37.76 

214,10 

168.80 

78,20 

»i 

I 

4 

38 

212,66 

166,60 

78,15 

3 

2i 

2 

4 

37,76 

813,90 

165.&0 

77.80 

3 

4 

31.85 

213,95 

164.95 

76,60 

3 

J  ' 

4 

38.6 

213,00 

163,90 

75.40 

3 

H 
2f 

4 

34t6 

211,60 

162,10 

73.10 

3 

4 

34.18 

312,16 

161,20 

72,76 

3 

2} 

5 

33.44 

212,46 

160,8  5 

70,75 

3 

af 

5 

38,00 

213,86 

162,66 

70,80 

3 

3| 

5 

3«.76 

216,25 

162,90 

72.70 
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üebertucht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 
und  des  Auslandes. 

1.    0eiohiolit6  der  Wifienieliaft.    Enojklopfcdiichti.    Lehrbftelier.    8peii«ll« 
theorettiobe  üntermolrangeB. 

Bapprechty  Ludwig»  Juttus  Möser^s  sosiale  and  yolkt- 
wi  rtschaftliohe  Ansohauungen  in  ihrem  Yerhältnis  sar 
Theorie  and  Praxis  seines  Zeitalters.  Gekrönte  Preisschrift 
Stuttgart,  J.  6.  Gotta'sche  Buchhandlung  Nachfolger.  1892.  gr.  8  <>  I? 
und  173  SS. 

Eine  Monographie,  welche  das  Denken  und  wissenschaftliche  Schaflfen 
des  deutschen  Patrioten  und  Politikers  mit  all'  seinen  Eigentümlichkeiten 
und  Charaktersügen  auf  seinen  volkswirtschaftlichen  und  sozial- 
politischen Inhalt  hin  prüfte,  war  längst  eio  litterarischer  Wunsch, 
den  indes  die  dogmengescbichtliche  Forschung  bis  jetzt  nicht  erfüllt  halt«. 
Die  staatswirtsohaftliche  Fakultät  der  Universität  München  suchte  diesem 
Bedürfnisse  zu  entsprechen,  indem  sie  vor  zwei  Jahren  eine  Darstellung 
der  sozialen  und  nationalökonomischen  Ansichten  Justus  Möser's  als  Preis- 
frage stellte.  Der  Verfasser  der  uns  Torliegenden  Arbeit,  der  auch  der 
Preis  zuerkannt  wurde,  hat  sich  in  erfreulicher  und,  wie  wir  mit  Recht 
sagen  dürfen,  in  glücklicher  Weise  seiner  Aufgabe  entledigt,  and  ist 
durch  eine  erschöpfende  Behandlung  des  Stoffs  der  höchst  interessanten 
Persönlichkeit  des  osnabrückischen  Staatsmannes  im  ganzen  auch  gerecht 
geworden. 

Der  Anlage  nach  zerfällt  die  ganze  Schrift  in  zwei  Abteilungen.  Von 
diesen  beschäftigt  sich  die  erste  (S.  1 — 64)  mit  dem  sozialen  und  sosial- 
politischen  Gedankenkreis  Mö8er8,  während  die  zweite  (S.  64 — 173)  seinen 
Tolkswirtschaftlichen  Ansichten  gewidmet  ist  Seiner  Bearbeitung  legt 
der  Verfasser  eine  scharfe,  auf  ihren  inneren  Zusammenhang  gegründete 
Bohematische  Gliederung  zu  Grunde,  welche  in  beiden  Hauptabschnitten 
langsam  und  allmählich  von  den  generellen  Gesichtspunkten  za  den 
speziellen  yorschreitet.  Nachdem  wir  immer  zunächst  die  Elemente  seiner 
Auffassung  veranschaulicht  erhalten,  werden  wir  in  der  Folge  über  seine 
Anschauungen  über  die  politische  Seite  der  Frage  aufgeklärt  Beiden 
Abteilungen  wird  ein  etwas  allgemein  gehaltener  Abschnitt  Toran geschickt, 
welcher  die  Stellung  Möser's  zur  sozialen  Bewegung  in  der  zweiten  Hälfte 
des    achtzehnten    Jahrhunderts    näher     charakterisiert      Im    einseinen: 


»lebt  iib«r  di«  DeuMtra  PublikAtionen  Dfiattcblftods  and  das  AusUndes.     ]35 


Ropprecht  b^ginot  seine  Darstellung  mit  den  Ideen  Moser'»  über  Freiheit 
und  Gleicbheit,  wobei  seine  Gedanken  entgegen  der  sonatigen  Zeitrichtung 
Yeaentlieh  von  den  allei  nivellierenden  Houiseau'schen  Egalitateideen 
abweichen,  die  er  im  Gegenteil  scharf  bekämpft.  Hieran  gchlieffit  Aioh 
die  Darlegung  der  Grundsätze  Moier^s  hinsichtlich  der  Stände  als  politi- 
•dlA  Organiiation  des  Staatsganzeo  ^  in  welcher  er  die  naturgemäfse 
(XiederuBg  der  verschiedenen  sozialen  Schichten  und  Klai^sen  erblickt,  die 
logUche  Abstufung  in  Eechta-  und  Bangkreise  ^ndet.  Den  Abschlafs  der 
mlen  Abteilung  bildet  dann  eine  Zusammenfassung  seiner  Ansichten 
iber  die  »oaiale  Politik, 

Die  volkswirtschaftlichen  £r<Krterangen  werden  mit  Betrachtungen 
aber  die  Elemente  der  Produktion  eingeleitet  und  der  Verfasser  bu* 
•chaftigt  sich  insbesondere  mit  der  Stellungnahme  Möser's  jsu  den  Be- 
gnIPexi  y^ Arbeit"  and  .^Kapital".  In  ersterer  Beziehung  sind  die  ange- 
lOfenen  Darlegungen  ziemlich  ausführlich  und  stehen  sehr  häufig  in 
ebrnkteriitisehem  Gegensätze  zu  Adam  8mith,  was  namentlich  bei  dem 
Problem  der  Arbeitsteilung  zu  Tage  tritt.  Ueberhaupt  ist  es  auffallend» 
dafs  die  Lehren  des  grof^en  Schotten  auf  Moser  ohne  tiefgehenderen  Ein- 
flofft  geblieben  sind,  wiewohl  das  Erschainen  des  grofsen  Werkes  von 
Adain  Smith  über  den  Wohlstand  der  Nationen  gerade  in  die  Zeit  fallt, 
die  rieb  als  den  Höhepunkt  der  schriftstellerischen  Thätigkeit  Möser's 
I  (1766—1782)  darstellt^  in  jene  Epoche,  in  welcher  die  trefflichen  Auf- 
s&tie  in  den  osnabrückischen  In telligenjf blättern  entstanden«  die  er  später 
unter  dem  Titel  „Patriotische  Phantasien'^  gesammelt  haL  Dagegen  ver- 
wmeu  wir  bei  ihm  eine  einläfsliche,  wissensohaflliche  Behandlung  des 
tweit«o  Produktionsfaktors,  des  Kapitals.  Die  ilbrigon  Kapitel  beschäftigen 
mA  mit  der  Bevölkerungspolitik,  der  Konsumtion  und  dem  Luzus.  Den 
fletklaf»  bildet  eine  Erörterung  über  Möser's  Stellung  zu  den  drei  Haupt- 
fiUeteOy  der  Produktion  der  Landwirtschaft ,  des  Gewerbes  und  Handels, 

Belnem  ganzen  Wesen  nach  ist  der  osnabrüeker  Staatsmann  Historiker 
Bod  Praktiker  und  als  solcher  steht  er  mit  der  ganzen  theoretisierenden- 
ratl<niAluüaehen  Richtung  seines  J^ahrhunderts  in  Widerspruch.  Gegen 
He  Eottitemusche  Doktrin»  welche  den  uDgeselligen  Zustand  der  Mensch- 
hett  a!»  don  idealsten  preifat»  macht  er  die  geBellschafItliche  Naturanlage 
dt«  lleDicben,  seine  soziale  Bedingtheit,  geltend«  Aber  auf  der  anderen 
Sttil«  variastet  gerade  Eieine  hiBtorisch*  praktische  Begabung  den  Sosial- 
peHtikar  tu  man gelhaflem,  irrtümlichem  Bestreben«  indem  Moser  vorhandene 
Zustiade  nicht  nur  historisch  zu  erklären,  sondern  auch  ihr  Fortbestehen 
I  über  die  Zulässigkeit  hinaus  mit  dieser  Erklärung  zu  rechtfertigen  suobt. 
I  Wl«  ar  aber  den  abstrakten  Strömungen  seines  durchaus  philosophischen 
MtmHeri  abhold  ist»  lo  steht  er  auch  mit  der  Staats-  und  Verwaltuiigs- 
prtzia  ttinea  Säkulums  in  mannigfachem  Widerspruch,  Im  Gegensätze 
n  des  ccotripetalen  Strömungen  des  Wohlfahrtsstaates  des  18.  Jahr- 
InradMta  oeigt  er  den  Organisationen  einer  ständisch  gegliederten  Selbst- 
vmraltliiif  zu.  Er  ist  ein  überaus  warmer  Vertreter  und  Freund  des 
boqiortttiTm  Wesens,  dem  er  die  Ausgleichung  der  sozialen  Interessen 
ikvlttMCD  will  und  seine  nachdrückliche  Betonung  des  Prinzips  der  ge* 
saUaelimltllohen  Selbsthilfe  durch  genossen schaftlicbe  Vereinigungen  ist  ffir 
B  hohem  Grade  oharakteristiach. 
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Id  Bupprechts  Arbeit  haben  wir  es  mit  einer  gohÖDeu  Leistung  tu 
thun ,  die  wir  gerne  als  aulseret  dankenswerte  Bereicherung  anserer 
do g m e ngeet chi oh tl lohen  Litterutur  und  Forftohuug  anarkenDeo.  Nur  hätte 
Keferent  gewtiDsoht ,  dafs  die  beiden  Abteilungen  der  Darstellung  durch 
ein  eiDheiÜioheB  Band  Terbunden  worden  waren:  nämlich  durch  eine 
kurze  Schilderung,  die  uns  deo  Entwiirkelungfigang ,  die  Einfluase  und 
Strömungen  veranfichauücht  hätte,  welohe  den  Werdeprozefs  Yon  Justua 
Möser'fl  sosialen  und  yolkswirtsohuftlicheD  Ideen  bedingt  und  geleitet 
haben.  Ein  derartiger  Abschnitt  tollte  in  eioheitlichem  Bilde  das  Torführen, 
was  in  des  Yerfa^tseri  ErörteruDgen  an  verschiede  Den  Stellen  ohne  iunaren 
Zusammenhang  mit  dem  Ganzen  geboten  wird« 

Würzburg.  Dr.  Max  yon  HeckeL 

Born  hakt  C,  Die  deatjchu  Süsialf^esetzgebuDg  syst^matlfch  durgesUllt.  3.  Aafi. 
Freiburg  i/ß.,  Mohr,  1895.     gr.   8.     IV^ßÄ  S8.     AI.   1,60. 

Wurst,  Ad.,  A.  Tbier«WolkiiwirUcbBfi]iche  AoAcbftuuDgen.  Jena,  G»  Fischer,  1893. 
gr.  8.  VUI — 89  SS.  (A.  u,  d.  T  :  Sammlung  uatioiialükoiiomKj<cher  and  »ututiteber 
Abhandlatigen  des  sUaUwiMfinacbaftlieheo  Seminara  za  Hall« ,  beraaagegebttn  vou  (ProC) 
J.  Conrad,  Bind  I,  Hett  5.) 


C  a  u  w  fc  8 ,  Paul  (prof.  k  la  faonltd  de  droit  da  Paris),  Conra  d^^nomie  polltiqaet 
eonianant,  avec  Texpove  dea  priocipe«,  raDalyae  des  qaeitions  de  t^Ulalioa  ieo&omkitte, 
3«  Edition*     4  toI».     Parb»  Larose  &  F^oreel,   1883,     8.     fr.  40.—, 

Dictioaaaire  de»  Üuarice»,  pttbll/«  aoua  la  directton  de  L^oo  Say  (aocien  minlitre 
de  Hnanceftf  etc.)  par  L.  Foyot  et  A.  Lanjalley  (chef  d«  bareftu  et  nncieo  directeur  g^neraJ 
aa  Minist^re  de»  flnunces)  Pasdcute  2S,  Parle,  Berger- LevranU  &  C^\  1893.  Roy, 
in*8.  fr,  3t50»  (Sommaire :  Sapeur^^pönipier:»  —  Soci^tis  de  aecoar«  mataels,  —  8eb. 
—  Serrieei  p^niteatjaires.  —  Soci6t6ii.  —  Solde.  —  Bubstancet  aUmeotairea.  —  Snoc«»- 
iloo,  —  etc.) 

Balfoar,  A.  J.^  Essays  aod  addresses.  London,  David  Dooglaa,  1893.  crüfni>8. 
6/, — ♦  (Gontents:  The  pteasures  of  readiog.  —  Hiahop  ßerkeley*f  lifo  and  lett«rs  — 
Cobden  and  ih«  Manchester  Schoot.  ^  Politic»  and  political  economy,  —  A  fragment  on 
progrees.  —  etc.) 

Morria,  W,  and  E.  Beiford  BaXf  Social btii :  ita  growth  and  ootcome.  Landan, 
8wan  SonnenscheiOr  1895,     crown-8      VIII— 335  pp.     6/—. 

NieholBOQ,  J.  Shieid  {Prof.  of  poliL  economyf  Edinburgh),  Principle*  of  political 
ecoBomy.  Voh  l  London,  A.  k  Ch.  Black,  1893  gr.  Jn-8.  VI— 451  pp»,  clolh.  15/,  —  . 
(ContenU:  Introduction,  —  I,  Pruduction:  Utility.  ProducCioii.  UouKUtnptJon.  Natare. 
Labour.  Capital.  Dlviaioo  of  Inbour^  Production  on  a  Urge  end  productiou  ou  a  &malt 
»cale.  Large  aod  small  fanning,  The  law  of  dtmmidibing  return  and  Ihe  law  of  incroa^rng 
retarn.  The  princlpte  of  popatation.  The  growth  of  material  capital.  —  II,  Distribution  : 
Tbe  di»tribation  of  wealth,  The  inAtitaiion  of  private  property.  Bt^quest  and  inheritanee. 
Property  in  land  and  compeiisation  for  exprüpriatioti.  Competition  aud  cui^toni.  Cti»tij<iu  < 
and  village  commiinities.  Feudalism  Modern  üwner!»hip  of  Und  and  industrial  freedoia. 
Contractu  for  the  bire  of  Und.  Wage»  und  tfieories  of  WBges.  Relative  wagoa*  Th«  | 
effecta  of  law  and  cnstooi  on  wages.  Profits.  Economic  rent.  Economic  ht»tory  and  «eo- 
nomic  otopias,  — ) 

(fnoccbi-Viani,  O.,  Dal  fnaszinianiamo  al  iocialtbnio :  couferenaa.  Colle,  cjp. 
Meont,  1893.  8.  18  pp.  (Pnbblicato  a  eura  delta  sezione  »ocialiffta  regionale  toscana 
del  partito  dei  lavoratori  italieni,] 

Gnaaaardi,  G.  (avvocato),  Cafechii»niio  polittco  degti  itallani,  Alesaandria,    tip,  Q.  ] 
M    Piccooe^  1893.     8.     35  pp,     (Per  le  uozi^n  d'Argi»uto  dei  sovrani  d*ftal»a,) 

Joynesf  J.  L.|  11  catecbismo  aoclalt»u.  Traduziooe  iteliana  daU*  ingle*e  di  E*. 
D,  £.   Milano,  Critica  sociale  edit ,  1893       16.     47  pp       I    0,15. 

M  o  1 1  o  i  a  f  D.  (avrocato)«  Scienza  policicti :  trattato  in  diritto  amminislradvo  stüla 
retponaabilitk  degti  uffieiali  di  govemo  e  pubblici  runeionari.  3^  editiooe.  Catanzaro, 
tip    del  Calabro^  1894.     8.     153  pp.     t  4.—. 
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Kitti,  Fr.  S.,  La  popolaiioDe  e  il  sistema  aodale.  Torino,  L.  Rou  &  C,  1894. 
6.  SIS  pp.  L  $^50.  (Contiene:  CauM  storiehe  delle  dottrine  economiehe  solla  popo- 
lasioaa.  —  La  popolasfone  e  11  sistema  lodale.) 

Sabbatini,  P.  (prof.)«  ^^  eompito  sociale  delJo  stato  e  la  legislasione  sociale  in 
Balia.     Modena,  tip.  Soliani,  1898.     4.    89  pp. 

Dieelonario  prietico  de  adminietraciöo.  2  tomoe.  Madrid,  EstabL  tip.  de  »,E1 
Seeretariado^S  1893.    4.    pee.  40.—. 

t,    0Me]iiflhta  und  Darttdliiiig  der  wixtiobmftliolien  Kultur. 

T.   Buehwald,    GottaT,.   Bilder    aoa    der    volkswirtBohaftlichen 
«od  polititehen  Vergangenheit  Meoklenbargs.  Neattrelitz  1893.   S^. 

Dieses  als  Festsehrift  zur  Feier  der  goldenen  Hochceit  Ihrer  König- 
lichen Hoheiten  des  Qrofsherzogs  und  der  Orofsherzogin  von  Mecklenborg- 
Sireliti  Teröffentliehte  B&chlein  enthält  fünf  bemerkenswerte  Sohiide- 
nmgen  ans  der  Zeit  Ton  1631 — 1708.  Drei  derselben  sind  wesentlieh 
politisohen  Charakters  und  behandeln  die  Pläne  zur  Einigung  und  Eräfti- 
giing  Mecklenburgs,  die  sogen,  »^meoklenbttrgische  Kombination'^  sowie  den 
Gftstrower  Erbfolgestreit;  die  beiden  anderen  beziehen  sich  auf  national- 
ftkonomische  Dinge.  Hier  teilt  der  Yerl  einerseits  auf  Grund  eingehenden 
Aktenstodiums  eine  Reihe  von  Angaben  mit,  die  ein  ziffernmäfsiges  Bild 
TOD  den  Verwüstungen,  denen  das  platte  Land  im  dreilsigjährigen  Kriege 
sotgesetzt  war,  aufrollen.  Die  Daten  stammen  aus  den  Aemtem  Strelitz 
and  Stargard.  Andererseits  charakterisiert  er  den  Stammyater  des  Hauses 
Mecklenburg  Strelitz ,  Herzog  Adolf  Friedrich  II.,  in  seinen  Bemühuugen 
am  die  Hebung  der  Yolkswirtscbaft  in  seinem  Ländchen  Stargard 
and  Batzeburg.  Tabakskultur  und  Hopfenbau»  Brauerei  und  Branntwein- 
brennerei, Gold-  und  Glasmalerei,  Wollenweberei  und  Pulrerfabrikation 
haben  den  hohen  Herrn  beschäftigt,  der  die  Freude  hatte,  dafs  seine  Be- 
strebungen nicht  TÖllig  im  Sande  verliefen  und  heute  die  Genugthuung 
haben  würde,  dafs  wenigstens  der  eine  der  von  ihm  begünstigten  Pro- 
duktionszweige, nämlich  der  Tabaksbau,  bis  auf  den  heutigen  Tag  blüht. 
Herr  von  Buchwald,  den  man  als  gewandten  und  geistvollen  Schriftsteller 
schon  aus  seinen  früheren  Veröffentlichungen  zu  schätzen  Ursache  hat, 
bewährt  auch  hier  wieder  sein  eigenartiges  Talent.  Aus  gröfätenteils  un- 
gedruckten  Quellen,  Akten  und  Briefen  schöpfend,  weifs  er  nicht  nur  ganz 
Neues  vorzutragen,  sondern  versteht  auch  dem  Neuen  durch  ansprechende 
Beleuchtung  besonderen  Reiz  zu  verleihen,  vereinzelte  trockene  Angaben, 
auf  die  er  je  nachdem  Licht  oder  Schatten  fallen  läfst,  zur  Würdigung  ihrer 
allgemeinen  Bedeutung  zu  bringen.  Mit  Vergnügen  liest  man,  wie  er  dem 
Herzog  Adolf  Friedrich  gerecht  zu  werden  versteht  und  mit  Staunen 
aimmt  man  wahr,  wie  er  den  vielgeschmähten  Herzog  Ghretien  Louis  I. 
in  Schutz  zu  nehmen  und  in  seinem  Wesen  versöhnende  Seiten  aufzufinden 
veiLi.  Da  die  wirtschaftlichen  Zustände  des  17.  und  des  Beginnes  des 
18.  Jahrhunderts  erst  wenig  erforscht  sind,  hat  der  Verfasser  sich  ein 
eotsehiedenes  Verdienst  mit  seinen  Forschungen  erworben,  ganz  abge- 
sehen von  dem  Danke,  den  ihm  die  mecklenburgische  Landesgeschichte  zu 
loUen  hat. 
Rostock  i.  M.  Wilh,  Stieda. 
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Kniekei  Aug, ,  Die  Ein  Wanderung  io  den  westfUllschea  Btädteo 
bift  1400.  Ein  Beitrag  zur  Geechiehte  der  deataelien  Städte.  Kanster, 
Regeosbergiche  Buchhandlung,   1893.      176  SS.     (U,  3.) 

Der  Verf.  sagt  in  der  Flinleitung,  dafa  er  ungedrucktes  Material  nicht 
herangezogen  habe»  auch  nit^hl  beabsichtige,  neue  Thesen  aufzustellen, 
londem  dafß  es  »eine  Abliebt  sei,  durch  Benutzung  des  gedruckt  Tor- 
Uegenden  urkundlichen  Materialifl  in  möglichster  Yolhtändigkeii  fiir  eine 
bestimnite,  zeitlich  abgegrenzte  Periode  und  fdr  ein  beschränktes  Landes- 
gebiet der  Prüfung  der  Frage  der  Einwanderung  in  den  Städten  naher 
zu  treten^  die  bisher  meist  nur  in  dem  Rahmen  der  Verfassungegeiohiehte 
der  deutschen  Städte  im  allgemeinen  behandelt  worden  ist«  Er  erledigt 
sich  seiner  Aufgabe  in  einer  sehr  geschickten  Weise  und  in  korrekter, 
klarer  Sprache,  Nachdem  er  die  Gründe  für  die  Einwanderung  dar* 
gelegt  hat,  die  teils  rechtlicher  teils  wirtschaftlicher  Natur  waren,  be- 
handelt er  die  Stellung  der  Landesherm,  der  Grundherrn  und  der  Stadt 
eeibst  zu  den  Pfahlbürgern,  Edelbürgern,  Fremden  (Gästen)  und  Jaden 
und  das  Verhältnis  dieser  zu  einander  und  zu  den  VoObürgern.  Für  die 
Grotte  der  Einwanderung  weifs  der  Verf.  keine  bestimmten  Nachweise  zu 
liefern,  weil  das  Üueilenmaterial  fiir  den  Zeitraum,  den  er  sich  yorgeselzt 
hat«  fehlt.  Ein  Exkurs  beschäftigt  sich  mit  der  deutschen  Verjährungsfrisr, 
in  welchem  der  Verf.  geg<  u  Hegels  Vermutung  des  englischen  Kinflussee 
durch  Vermittelung  Heinrichs  des  Löwen,  die  selbatändige  Entwickelung 
der  betreffenden  RechtJ^grundBätz6  in  Deutschland  nachzuweisen  sucht. 

Müneter  i./W.  Hoogeweg. 

V.  Hrennor,  J.   (Frh),  ßei^ach   bei  den  Kannibalen  Sumatras.  Erst«  Durchquerung: 
der  utiabfaäDgigen  Bataklande,     Wür£bur((,    L    Woerl,    1B94.     Roy -8.      IV — 388  8{i^    init_ 
sah Irei eben  111  D»tfat innen,  Karten  etc.     If.   10, — , 

Cholera,  di«^  in  Hamburg  in  Ihren  Ursachen  und  Wirkungen.     Ein«  okoaotniacli 
medixioiücfae  Uniers ucbunj;.    Teil   11^  Abreilutii;   1  und  Totl  III      Hamburg,  hrs|c    und  ver 
legt    von    der   Akrien};e5elUchart    f,Neiie    Börsenhu.Ue**^    1893,      hücb'4.     (Inhftlt:  Teil 
Abteil   I  ;  Verlauf  und  Bekftmpfanf^  d«r  Epidemie   von  (Dr.  med.)  F,   Wolter  (prnki.  Ar 
Hamburg)   K     Ein   Rückblick    auf  Uamburi;!»    frUbere    Choleraepidemien,   —  Teil   111: 
Notatand  »pflege.   Der  EinflufHi  der  Cholera  auf  GrofaindustriOf  Gewerbe,  Handel  uod  Scbiff*' 
fahrt.     Mit  lahtreichen  Tabellen  und  Formularen.) 

Chronik  der  Stadt  An  gern)  linde.  Augermiinde,  C.  Windolff,  1895«  8.  78  SS 
M.  1  -^. 

Demme,  L.  (StadtsekreUr  eu  Her«feld),  Kacbricbten  und  Urkunden  lar  Chronik 
von  Herttfold.  Band  It:  die  Zeit  von  Hegiiin  des  30j£hrigon  bis  «u  Befcinn  des  Tjihrigen 
Kriege».  Hersfeld,  U.  Schmidt.  1893.  gr.  8.  360  8S.  M.  i,50.  ^Enthält  bt^sonder»_ 
urkundliche  Belege  sar  Qeachichte  der  Qewerke,  Lebenümlttelpreiie,  l^hne  and  Zäaf\  ~ 
Bersfelda:)  ^ 

K  i  n  Blick  auf  die   volkswirUcbaft liehen  VerhiUniasa  Italiens.     Stuttgart«  su  Qaiu 
berg»  1894.     gr.  8.     43  SS.     M.   1  — . 

Horne^  A*  (Lehrer  an  der  Süueha/achule),  Geschichte  von  Frankfurt  a/H.  iti  | 
drÄngter  Darstellung.  3.  Aufl.  Krankfurt  a,,^.,  C.  Jösel,  1893.  8.  Vlll-341  88.  uiÜ 
Ansichten  und  Pl&nen  der  Stadt  aun  friiberen  Jahrhunderten.  M.  5* — .  (Au»  dem  Inhalte? 
Bauliche  und  wirtschaftliche  Zustiiide,  —  Die  FVsakfurter  Messen  und  Verkehr^auitaiteo. 
—  Eutwickeiung  der  bürgerlichen  Freiheit,  —   Das  Haus  Rothschild.   — ) 

Koppmann,  K„  Beiträge  xur  Qeschiehte  der  Stadt  Rostock.  Heft  3.  Rnslocki 
Stiller,  1893.  gr  8.  11t  SS.  M.  2. — .  (Herausgegeben  im  Auftrage  des  Vereins  der 
Rostocker  Altertümer,  Hell  3  ) 

Marcuse,  Adolf,  Die  HawaÜM-heu  Inseln.  Berlin,  R.  Friedlinder  k  Sohn,  1894 
gr.  8.  IV— 186  SS.  mit  4  Kart«n  und  40  Abbtldungeti  nach  photographiscfaen  Dngiiial- 
AofomhiDttn.     M,  9. — , 
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Baab«,  W.,  MeekkabiirgUche  VaterlAndskiuide.  8.  Aufl.,  «iiiBlich  umgearbeitet  and 
bb  aar  Oegenwart  Terbeesert  nnd  TervoUstindigt  Ton  Gustav  Qoade.  Band  I.  Wismar, 
SastorfTsebe  Hofbaehbdl.,  1898.  12.  VI— 1610  88.  M.  18.—.  (A.  a.  d.  T. :  SpesieUe 
Ortakande  beider  OroMierxogtflmer  Mecklenburg  nebst  5  StAdteplInen  und  einem  alpha- 
betiaclian  Ortsregiater. 

8a  eb,  A.  (Prof.),  Der  Ursprung  der  Stadt  Hadersleben  ond  des  Stadtrecbt  Hersog 
WaUeman  IV.  Tom  Jahre  1298.  Hadersleben,  J.  Dreesen  Nachf.,  1898.  4.  VIII— 80  88. 
■it  dner  Ansieht  der  alten  8tadt  und  6  Siegelabdrücken.  M.  8.—.  (Festschrift  zur 
nebshoBdertjIhrigen  Jubelfeier  der  Sudt.) 

Seliweadimann,  Job.,  Der  Bauernstand  des  Kantons  Lasern  ehemals  und  heute, 
«srgalect  rom  Standpunkte  der  Staatswirtsohaft  und  Sosialpolitik.  Luaem,  Gebr.  Biber, 
1898.     gr.  8.     XVI— 808  88.     M.  8,40. 

Semran,  A.,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Stadt  Neumark.  Neumark  (Westpr.), 
J.  K5pke,  1898.  8.  74— VI  88.  M.  1,50.  (VeröffenÜichung  des  „historischen  Vereins 
b  Marfanwardar^.) 

Wattke,  K.  (kgl.  ArehiTassistent),  Die  Versorgung  Schlesiens  mit  Sali,  1777— 
1790,  Tornebmlich  mit  Siedsals,  künstlichem  und  englischem  Steinsais  und  Halle,  Grofsen 
Selse  and  die  kdnigl.  Seehandlung.  Nach  archivalischen  Quellen  dargestellt.  Berlin, 
Slaigardt,  1894.     8.     VI— 185  88.     M.  4.—. 


Appel  ans  ehambers  de  eommeree.  Avenir  de  Tlndo-Chine.  Extrait  d*un  livre 
»ou  presse:  La  France  et  TAngleterre  dans  l'Indo-Chine.  Rizheim,  impr.  A.  Sutter, 
1898.    8. 

Foarnier  de  Flaix,  E.,  Pendant  une  mission  en  Bussie,  I^^sörie:  A  trayers 
rAüemagne.  8  tomes.  Paris,  Guillaumin  &  O«,  1894.  in-18  j^ns.  668— XXXI  et 
XLVIU  pair.  fr.  10—.  (Table  des  mati^res:  L'entrainement  ^conomique  de  TAUemagne: 
Coktcna.  Br4me.  Hambourg.  Progr^s  de  la  naTigation  maritime  et  du  commerce  de 
PAllciBagne.  Berlin.  La  Beichsbank  et  les  banques  en  Allemagne.  —  L'entrainement 
•odal  de  TAlleniagne:  Les  associations  coop^ratives  compar^es  en  Allemagne  et  dans  les 
aadrts  Euts.  De  la  richesse  de  rAIIemagne  compar6e  k  celle  des  Etats-Ünis,  de  TAngle- 
terrc  da  la  Franee.  —  De  Berlin  k  Dantsig  et  ä  KSnigsberg.  Kant  et  Schopenhauer.  — 
EBtraiBemeot  politique  de  TAllemagne:  La  lutte  pour  la  Suprematie  en  Europe.  Le  reli- 
vtaMBt  de  la  Franee.  —  Appendices.  — ) 

Mayer,  E.  (auditeur  de  Ire  classe  au  Conseil  d'Etat),  L'utilitä  publique  et  la  pro- 
priete  prir^e.  Paris,  G.  Massoo,  1893.  194  pag.  fr.  2«50.  (Sommaire:  Expropriation 
pour  cause  d'utilit^  publique.  —  Restrictions  apport^s  an  droit  de  propri^t^  dans  l'int^rdt 
d«  la  drenlation.  —  BestrictioDs  apport^es  an  droit  de  propri6tö  dans  un  int6r6t  d'hygi^ne 
et  de  salnbrit^.  —  Restrictions  apport^es  k  la  propri^ti  privee  daos  l'int^rdt  de  la  s^curit^ 
pabliqne  et  de  la  defense.  —  etc.) 

Demarr,  J.,  Ad^enturesin  Anstralia  fifty  years  ago :  being  a  record  of  an  emigrants 
vmaderings  through  the  colonies  of  New  South  Wales,  Victoria  and  Queensland  during 
tbe  y^ars  1889 — 1884.     London,  Swan  Sonnenschein,   1893.     8.     362  pp.     6/.—. 

Renne rt,  T.,  Diamonds  and  gold  in  South  Africa.  London,  Stanford,  1893.  8. 
854  pp.  witb  maps  and  illnstrations.     7/6. 

W  a  w  n ,  W.  T.,  The  South  Sea  Isländers  and  the  Queensland  labour  trade :  a  record 
fÄ  royai^es  and  experiences  in  tbe  Western  Paoific,  from  1875—1891.  London,  Swan 
Sonnenschein,  1898.     Roy.-S.     XVI— 440  pp    with  maps  and  illnstrations.     18/.6. 

8.    BarUkamngslahra  nnd  Bevdlkaningtpolitik.    Aaswandamng  und  Kolonisation. 

AoBwandernngUDd  AaswaDderangspolitik  inDeotsoh- 
land.  Berichte  über  die  EDtwiokelnng  und  den  gegenwär- 
tigen Zustand  des  Auswan  d  e  r  angewesen  s  in  den  Einzel- 
staaten und  im  Reich.  Im  Auftrage  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
henwagegeben  ron  Prof.  Dr.  E.  von  Philippe  vi  eh.  Leipzig. 
Dancker  ft  Humblot,  1892.  479  SS. 

Das  alte  und  dooh  ewig  jange  Aas  wandern  ngsproblem  hat  in  der 
letsten  Zeit  mehr  denn  je  die  öffentliche  Anftnerksamkeit  aaf  tioh  gelenkt. 
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Bpexielle  in  dieser  HichtuDg  wirkt»Dde  Hotneote  aind  haupteächlich  tn  dem 
Zusammen  hang  der  AuswanderuDg  mit  den  schweben  den  agrarpolitiicheo 
K OD tro Versen  zu  erblicken,  e^odann  iq  der  Vorlegung  eioes  Reichsaaswao- 
demogsgeBetzefi.  das  hoffen tlioh  iq  der  nächsten  Tagung  des  Reiehstagea 
Terabscbiedet  wird. 

80    ist   denn    der   rorliegeode    Sammelband    doppelt    willkommen    lu 
heirsen ,    zumal    er  aurserordentlich    dankenswerte    MitteilungeD    aus    allen 
Teilen    des  Reiohsgebietes  in    Fülle  enthält,    die    von  den  kompeten tasten 
Beurteilern  herstammen«     Eingeleitet  wird  das  Bach  daroh  Prof.  t.  Philippo-^ 
Tioh,  der  besonders  die  Fragen   de  lege  ferenda  eingehend  bespricht^      Ait^| 
das  englische  Vorbild  anknüpfend,  verlangt  der  sachkundige  Verfasser  die 
Errichtung    einer   Zentral stefle    zur  Verwaltung    des    gesamten   Answande- 
rungswesens,    die    Nutzbarmachung    der    auswärtigen    Reichsvertretung   <u 
gleichem  Zweck,  Verhandlungen  mit  den  Regierungen  der  Einwanderungs- 
länder zum  Schutz  wie  zur  Fürsorge  für  dahin  gehende  Emigranten.  Mit 
dieser  staatlichen  hätte  die  private   Organisation  Hand  in   Hand  su  gehett^ 
uud  erstere  zu  ergänzen.      Leider  sind  wir,  wie  der  Gesetzentwurf  seigt^^| 
Ton  der  Realisierung  dieser  Posiultate  noch  recht  weit  entfernt 

Derselbe  Autor  behandelt  auch  die  Auswanderung  aus  Baden,  einem 
der  wichtigsten  hier  in  ßetraeht  kommenden  Gebietsteile.  Hier  ist  von 
besonderem  Interesse  die  Epoche  positiv  fördernder  Autwanderungspolitik 
1846 — 54.  Der  Staat,  die  Gemeinde,  organisierte  wie  nicht  organisierte 
Priyatthättgkeit  grifiTen  hier  ein  mit  nicht  unbeträchtlichen  Mitteln.  80 
wurden  in  den  Jahren  1850^56  allein  1  601  783  fl,  dafür  Terwendet. 
Die  gesamten  den  Auswanderern  gewährten  öffentlichen  Unterstützungen 
(seit  1866  nur  von  den  Gemeinden  herstammend)  betrugen  in  1840 — 89 
nicht  weniger  als  9  687  176  Mark.  Die  Auswanderung  aus  Baden  betrug 
in  den  letzten  Jahren  6000  Köpfp,  Das  Maximum  war  in  1867  mit  8 
bis  10  000  Auswanderera;  zweifellos  war  die  Einfuhrung  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  das  Hauptmotiv.  Iq  sehr  instruktiver  Weise  zeigt  Philippovioh 
durch  Vergleichung  der  Aemter  mit  Mehr-  bezw.  Nfinderbevölkerung  in 
1858  uud  1885,  wie  es  giradc  die  ärmsten  und  am  dürftigsten  bevölkerten 
Gegenden  sind ,  aus  denen  sich  der  Auswandererstrom  ergiefst  Aafser 
ungünstigen  klimatischen  Verhältnissen  wie  der  wechselTollen  Lage  des 
Weinbaues  ist  es  hier  die  Boden  Zersplitterung,  welche  die  wirksamste 
ökoriomisohe  Ursache  der  Auswanderung  ist.  ^o  ist  denn  der  Schlufs 
ein  unabweisbarer»  dafs  eine  repressive  Auswanderui^gspolitlk  nur  ungUn- 
etige   Folgen  zeitigen   würde. 

Rag.- Assessor  Dr.  Krieg  behandelt  das  bayrische  Auswauderungs* 
wesen.  Dieser  Staat  ist  besonders  typisch  för  die  gesetzgeberischen  Er- 
schwerungen der  EmigratioD  —  freilich  ohne  sonderlichen  Erfolg.  Die 
AuRwanderongsBiffer  ist  hier  nicht  hoch:  1846 — ^55:  3,1  Ausgewanderte 
auf  1000  Bewohner,  1886  —  90:  4»0,  Für  das  ganze  reohtsrheini^he  Ge- 
biet der  Monarchie  betrug  der  Durchschnitt  1836—90  nur  1,5.  Die 
höchste  Zi0er  weist  das  Jahr  1853/54  mit  4,1  auf.  Dagegen  lind  aus 
der  Pfalz  in  18S6~9Q  252  678  Personen  in  die  Fremde  gezogen  •• 
7,1  ^/^p  der  Bevölkerung  im  Jahre.  Die  Differenz  der  Bewegung  in  beiden 
Gebieten  wird  durch  eine  grapfaiiohe  Darstellung   sehr  gut  illuatriert.  Die 
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EheinpfaU  erreicht  ihr  erstes  Maximum  in  1854  mit  15  ^j^^^ ;  in  deo 
iahreo    Id7d— 1881    seifet    »ch  mo    plötdioher  Spniüg  tod  noch  nicht  3 

[mt  li  ^/o0  der  Bevöikeruog,  die  Bewegung  dauert  bis  1890  au  und  er- 
reicht hier  oaheza  22  ^/qq.  In  den  letsteu  JahreD  ist  sie  weoigsteae 
iiiieh  der  EeiohBatatistik  erheblich  gesunkeD.  Auch  hier  wirken  die  für 
Baden  geachilderten  ökouomi scheu  Verhältoisse  ala  primäre  Ursache  der 
Aaawmodenuig*  Im  übrigen  zeigt  das  Diagramm  einoQ  ToUkommenen 
Ftraileliamai  der  Aaswaaderaagä^iffero,  der,  wie  wir  hiaziifügen  möchten, 
«aeh  dar  Bewegung  im  Reiche  entspricht. 

F&r  daa  (irofsherzogtum  Hessen  hat  Mioisterialsekretar  Fay  Be- 
rieht  erstattet  Es  findeo  sich  hier  Anlaufe  xur  Organisation  der  Aus- 
wandamog  und  Kolonisation  besonders  seit  1849,  dem  Jahre,  welches 
lb«rhAupt  die  bossugliche  Gesetzgebung  ruformatorJBch  umgestalttft.  Ganze 
QfnaiDden  wanderten  ans;  eine  Gemeinde  der  Provinz  Starken  bürg  suchte 
üire  615  Ortsanne  mit  Aufwand  yon  50  UOO  fl.  in  Amerika  anzu^iiedelo, 
was  natürUoh  mirslang.  Während  die  hestjisohe  Auswaudoruog  bis  Mitte 
dar  4Ü«r  Jahre  unerheblich  war,  stieg  sie  ?an  1845 — ^46  von  1969  auf 
6020  Köpfe,  eine  Zahl,  die  sie  seither  nie  erreicht  hat  Für  die  letzte 
Ep<»ohe  ist  das  Jahr  1881  mit  4173  Auswanderern  das  Maximum,  Der 
Ottrohschnitt  beträgt  etwas  über  2000  Seelen,  steht  soaaoh  etwas  über 
dem  des  Beiohes* 

I  Daa  letzte  der  Gebietsteile  in    der  8üd westecke  des  Reiches  ist  W  ür- 

timberg,  über  das  Prüf.  Dr.  F.  C.  Huber  referiert  Dieses  Köuigreioh 
iti  neben  den  osteibischen  Gebieten  der  eigentlich  klassische  Boden  der 
Aoivaodeniiig.  Nioht  weuiger  als  ein  volles  Viertel  seiner  heutigen  Be- 
wahacfsaliJ  sind  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  über  See  gegangen.  Auch 
hter  wmr  das  Maximum  Ende  der  40er  und  Anfang  der  50er  Jahre  mit 
$7000  Atifwanderern  in  1841—45  und  70  000  in  1862  —  55.  lu  rier- 
jihfig^a  Darchschnitten  sinkt  der  Auswanderer  ström  von  da  auf  16  000 
ud  watter  auf  4000,  von  1879  steigt  er  auf  24  000  Köpfe,  1882 — 90: 
:UI0041,  Haber  führt  ans,  die  vielberufeae  „schwäbische  Wanderlust*' 
hteft«  miniißgUch  die  Ursache  dieser  Massenbewegnog  sein.  Die  Haupt- 
pAate  MWi  vieUnehr  in  eioer  lauge  dauernden  gewerblichen  Krisis  au 
f%^\tWi  welche  im  Anfange  dieses  Jahrbondert«  in  Württemberg  mit  be* 
iattd«l«r  Sabärfe  wütete  ,  sodauu  die  besonderen  Yerhältniase  des  Weiu- 
ba«eSy  später  nach  den  geschetlerten  Erwerbuugen  von  1848  UQa:ufriedeQ- 
beii  mit  den  politi sehen  Zuständen  iu  der  Heimat.  Huber  macht  sehr 
beoMrkan «werte  Bandglosseo  bezüglich  der  künftigen  Auswauderungs* 
fsUtik  dea  Reiches. 

Ton  Wurtemberg  nach  Mecklenburg  ist  kein  geringer  geogra- 
phieafcT  ^Sprung.  Ref.  Liudig,  welcher  das  Auswanderuugswesen  letzteren 
^-^T^Tf  schildert,  eutroUt  uns  dabei  ein  ergrtsifendes^  treu  nach  der  Wirk- 
Ikhksii  gisseiohnetes  Bild  von  der  Lage  des  Landarbeiters,  insbesoudere 
la  htiem^haitlicheu  Besiti.  Yollig  abhängig  von  dem  Grofsgrand  besitz  er 
iltt»  Aoaeteht  das  Fortkommens  hat  hier  freilich  die  Emigralion  festen 
BoJeB-  Die  Verhältnisse  haben  sich  übrigens  im  Domanium  durch  iooere 
EeleniiaaliettaaiarsregelD  erheblich  gebessert.  Bis  1850  war  in  Mecklen- 
barg  die  Atuwanderuag  unerheblich;  in  den  Jahren  1851 — 54  tohwoU  sie 
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aber  auf  eine  seither  nicht  mehr  erreichte  Höhe  an.  Daa  Maximum  fii 
auf  1B54  mit  10  000  AuswaDdereru  und  überstieg  damit  weitaus  doill 
Geburtenüberschurs.  1855 — 58  betrag  die  DarohschDittszifiTer  immer  Doeh 
8  *7o„  der  BevÖlkeruug;  sie  sinkt  bis  1861,  steigt  tou  da  ab  wieder  be- 
trächtlich. 1871 — 80  iat  sie  wieder  schwächer»  dagegen  sehr  stark  1880 
— 83;  auf  1882  fällt  daa  zweite  Maximum  mit  6155  überseeischen  Aai- 
Wanderern  ===  lü,68  ^/^^  dur  BevölkeruDg;  seither  ist  wieder  eine  Kh- 
sohwäühung  zu  konstatieren.  Die  überaus  fesselnde  Darstellung  der  agra- 
rischen Yerhältniase  machen  Liadigs  Beitrag  £u  einem  besonders  wert-, 
Tollen. 

Analog  liegen  die  Binge  im  oBtelbischen  Preafsen  (Bericht  er  statt 
Reg.-Asaesaor  Dr.  Leidig).  Eine  nennenswerte  Auswanderung  besteht  en 
seit  den  40er  Jahren;  allein  bis  1860  überwiesen  weitaus  die  wt«stIicbeo' 
industriellen  FroTiuzeu.  Von  1870  ab  kommt  die  AuswandeTung  der  öst- 
lichen Landarbeiter  in  JFiuTs,  wozu  Westpreufsen,  Posen  und  Pommern 
das  gröfsle  Konlingent  stellen.  In  diesen  FroTinzen  mit  OatpreoTsen  (ohne 
erhebliche  Auswanderung!)  zuaammeugenommen  kamen  auf  eioeo  Aut* 
waoderer  Bewohner 

in  1880  3   194,3 
1885  :   202^1 

1890  :   225 

Somit  ist  immerhin  eine  nicht  unerhebliche  Minderung  der  Bewegung  za 
konataiieren. 

Diesen  Ziffern  am  nächsten,  doch  in  beträchtlichem  Abstände  kommt 
die  Auewanderung  aus  Schleswig-Holstein  und  Hannoyer,  sodann  die  aus 
den  Westprovinzen  (relativ  hoch  im  Begier ungsbez.  Kassel),  Am  schwäch* 
aten  iat  sie  in  Brandenburg,  Schlesien  und  Sachsen.  Die  Uraacheo  der 
oatelbiachen  Auswanderung  aind  in  der  Grund besitzverteÜung  zu  suchen, 
welche  neuerdings  oft  insbeaondere  durch  die  Arbeiten  und  Verhandlungen 
des  Vereins  für  Sosialpolitik  beleuchtet  wurde. 

Dr.  £.  Boasoh  referiert  für  Hamburg,  Dr.  M.  Lindemann  für 
Bremen  die  Gesetzgebung  and  die  Wohlfahrtseinrichtungen  des  Aus* 
w an derungs Wesens.  Bezüglich  des  letzteren  als  weitaus  wichtigsten  £in- 
schitiTungshafeus  ist  anzumerken ,  dafa  die  Kontrolle  doch  stark  reform- 
bedüdtig  aein  mufa,  da  dort  eingreifende  Abänderungsvorachläge  zur  Zeit 
beraten  wurden. 

Endlich  das  Königreich  Saohsen,  welches  Dr.  £.  Pohle  behandelt. 
Hier  war  die  Auswanderung  von  jeher  eine  aohwaohe.  Hur  fUr  die  Jahre 
1853—61  liegen  detaillierte  Ziffern  vor,  die  bei  ihrer  Kleinheit  keine 
weitergehenden  Schlüsse  geatatten. 

Im  ganzen  reiht  sich  der  vorliegende  Sammelband  den  besten  Unter- 
suchungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  würdig  an.  Als  seine  bedeut- 
samste Lehre  möchten  wir  die  betrachten  ,  daTs  eine  repressiye  Auswan- 
derungspolitik  keine  Zukunft  hat.  Bui  den  Verhandlungen  wird  zweifels- 
ohne auf  die  Ergebnisse  dieses  Buches  vielfach  hingewiesen  werden«  Sollte 
fieferent  an  diesem  a  ufaer  ordentlich  brauchbaren  Werke  eine  Ausstellung 
machen^  so  wäre  es  die,  daTs  die  Einzelergebnisae  und  namentlich  auch 
die  Zifleru  nach  einem    einheitlichen    Schema  zusammengestellt  und  üher^ 
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dehtlioh  geordnet  würden.  Vielleioht  bringt  der  zweite  Band,  weloher 
die  Aoswendemngfpolitik  der  InimigrationBländer  enthalten  toll,  eine 
•elehe  Tabelle,  welehe  seinen  Wert  u.  £.  noch  erhöhen  dürfte. 

Berlin.  Rudolf  Grätzer. 

Otto,  Bd.  (Gymnasiallehrer,  Dannstadt),  Die  Bevölkerunic  der  Stadt  Batsbaeh  (i.d. 
Wetteram)   wihreiid   des   Mittelalters.      Darmsudt,    A.  Bergsträfser ,    1898.     gr.  8.     X— 

les  sa.   M.  s.— . 

Stahl  mann,  F.,  Mit  Emin  Pascha  ins  Hers  von  Afrika.  Ein  Reisebericht  mit  Bei- 
trigea  von  Dr.  Emin  Pascha,  in  seinem  Aaftrage  geschildert.  Im  amtlichen  Auftrage  der 
Keloaialabteiluig  des  Answirtigen  Amtes  herausgegeben,  2  Teile.  Berlin,  D.  Reimer, 
IBM.  Boj.-e.  901  SS.  Text  mit  8  Karten,  %  Porträts,  SS  Vollbildern  a.  275  TexUb- 
bildnc«n.  Prachtband.    M.  25.~. 


Balletin  de  la  Soci^t^  Neochateloise  de  g6ographie.  Tome  VII :  1892— 1898. 
Isechitel,  8oci6t<  Nenehateloise  d'imprimerie,  1898.  gr.  in-8.  671  pag.  avec  cartes  et 
gmrwea.  (Bxtrait  de  sommaire :  Une  Tisite  an  pay«  des  Hakka,  dans  la  proTinee  de  Canton, 
per  Cb.  Piton  (aneiea  missionaire  en  Chine).  —  Observations  sur  les  popolations  k  peaa  dalre 
•t  k  peaa  fone^  de  la  Poljn6sie ,  par  L.  Metchoikuff.  —  Dicouverte  de  TAustralie. 
ItstüratioDs  de  premi^res  cartes  de  l'Australie,  par  G.  Colliogridge.  —  Mes  voyages  au 
Ooofo  fraa^als,  par  E.  Presset  (instituteur-missionaire  k  Baraka-Libreville).  —  De  Val- 
dssia  k  Looren^  Marques,  Jooiiial  de  voyage  de  C.  H.  Schloefli-Glardon  (missionaire  k 
VsldeaU  [Traoawaal].) 

JeaanenejyA.  (agent  de  eolonisation),  La  Nouvelle-Cal^donie  agricole|  natura 
■iairalogiqae  et  g&logiqoe  da  sol.  Renseignements  pratiques  pour  les  Amigrants.  Paris, 
ChaUamel,  1894.  12.  VU— 844  pag.  reli«.  fr.  8,50.  (Sommaire:  Le  sol.  —  La  flore.  — 
Us  terrea.  Caltore  gindrale.  La  mein  d'oeuvre  agricole.  Condamn^s.  Immigrants.  Emi- 
psats,  etc.  —  Colonisation.  Oatillage  ^conomique.  La  petite  propriit^.  —  Prodoits  de 
Tsfrlealtare  en  Noavelle-Calddonie.  —  Renseignements  agrieoles  et  commerciaux  pour  les 
iBigranta.  —  ete.  — ) 

Dal 7,  C  P.,  llie  settlement  of  the  jews  in  North  America;  ed.  with  notes  and 
sfpaadiMS  hj  M.  J.  Köhler.    New  York,  Ph.  Cowen,  1898.    12.  XVUI~17l  pp.,  doth. 

4.    Bergbau.    Land-  nnd  Fontwirtachalt.   Fiieheroiweeen. 

Cnbe,  Maximilian  von,  Die  geschichtliche  Entwickelnng  der 
fiirBtlioh  Stolbergischen  Forsten  su  Wernigerode.  Auf  Grund  arohivalischen 
Materials  dargestellt.  Mit  einer  Karte.  Berlin,  Paul  Parey,  1893.  gr. 
8V  XI  und  220  88. 

Der  hohen  Bedeutung  und  sorgfältigen  Pflege,  deren  sich  der  deutsche 
Wald  l>ei  allen  germanischen  Yölkerstämmen  2U  allen  Zeiten  eu  erfreuen 
hatte,  entspsioht  nicht  der  Zustand  unserer  wirtschafts-  und  forstgeschioht- 
Hehen  Litteratur.  Insbesondere  gebricht  es  uns  noch  immer  an  um- 
CMsenderen,  quellenmärsigen  Untersuchungen,  welche  gerade  die  historische 
Kntwiekelung  gröfserer  Forstkomplexe,  an  denen  wir  erfreulicherweise 
dank  deutsoher  Rechtsinstitute  in  anserem  Yaterlande  eine  stattliche  Zahl 
sa£raweisen  haben,  sur  Darstellung  bringen.  Wir  dürfen  daher  Cabe's 
Sehrift  mit  Freude  begrüfsen,  da  sie  in  dieser  Art  den  Anfang  zu  forst- 
(esehiehtliohen  Spezialforschungen  bildet  und  hoffen,  dafs  durch  sie  bald 
aeoe  Arbeiten  ähnlicher  Art  angeregt  werden  möchten. 

Die  ganze  Schrift  zerfällt  in  vier  Teile.  Hiervon  behandelt  das 
erste  Kapitel  die  Lage,  Gröfse,  die  BodenbeschafPenheit,  das  Klima  und 
den  allgemeinen  Charakter  der  Forsten  nach  Baumgattungen,  Wildstand 
■od  administratiTer  Binteilung.  Das  zweite  Kapitel  ist  der  Wirtschafts- 
md    y erwaltungigeichichte ,  das   dritte  der  Verwertung  und  der  Preis- 
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entwickelung  der  forstliohea  KutzuDgeo,  YOrnebmlicli  der  Audhaltang  des 
Holzes  und  das  vierte  den  Besoldung!»- »  Lohn-  und  sonflügen  Arbeiter- 
verhältnifiden  gewidmet*  BeEionders  interessant  erscheint  mir  die  sehr  aus- 
führlioh  dargestellte  geschichtliche  Entwickelung  der  Holzpreise ,  deren 
Gestaltung,  namentlich  seit  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  durch  eine 
Reihe  voq  Tabellen  veranschaulicht  wird.  Für  die  Arbeiterverhältnisse 
dürfte  es  charakteriBtisch  sein^  dafs  die  eigenartigen  Umstände  der  Grftf* 
Schaft  auf  ein  Jahrhunderte  langes  ZuBamraeogehen  von  Herrschaft  und 
ünterthanen,  von  Arbeitgeber  und  Arbeiter  fruchtbringend  und  förderod , 
hingewirkt  haben*  Die  günstigen  Bedingungen  für  ein  patriarchalische 
Verhältijis  haben  denn  auch  thataächlicb  in  stürmischer  Zeit  ihre  Prüfung 
bestanden;  denn  das  erlauchte  Dynasten geschlecht  hat  nicht  nur  die 
iJinimalgrenae  der  Fürsorge  für  ihre  üntergebenuu  geleistet,  sondern  hat 
es  auch  verstanden,  mit  wahrer  Humanität  den  üeist  des  gesell schiiftiichea 
Zueammengehörigkeit^gefütils  zu  pflegen  und  im  Sturme  der  Zeiten  zu 
erhalten.  Wiederum  ein  Beweis,  dafs  auch  in  unseren  Tagen  historisch 
herauigewaohsene  putriarchaliscbe  Zustände,  wenn  durch  höhere  £in* 
sieht  und  zeitgemäfse  Zugeständnisse  entsprechend  fortentwickelt,  ihr 
Seherflein  zu  segensreicher  Gestaltung  der  Arbeiterfrage  beitragen  können. 

Das  quellenmärsige  Material  zur  vorliegenden  Schrift  ist  aus  dea 
(urstlich  Stolbergi sehen  Archiven  zu  Wernigerode  geschöpft.  Sie  scbliefsl 
sich  dem  Cyklus  von  Abhandlungen  an,  welche  der  Herr  Herausgeber | 
dieser  Jahrbücher  über  die  Landwirischaft  der  gräflich  Htolbergiechett 
Domänen  (Backhaus,  Wendorif),  sowie  über  die  ältesten  gewerblichen 
Verbände  der  Stadt  Wernigerode  ^Meister)    schon    trüher    angeregt    halte^j 

Würzburg.  Dr,  Max  von  H  e  o  k  e  L 

Bock,  U.  C.f  Roggen«  aad  Weite  DeiEi  fahr  darcb  das  Deutsch  e  Hei  eh.  BerliQ,  Bng 
18d8.  a^T,  8.  W  SS.  M.  0,20.  (SoaderAbdmck  «ui  den  Nummero  v.  88.  u.  29.  No 
vember   1893  der  , «Täglichen   Rundschaa/*) 

Biicking,  H.    (Prof.    der    MmormJogie,    StrAfaburg),    Der    QordvrestÜcbe    Spessart 
Oeologtscb  aufgeuotnuien  und  edftutert,     Berlin«    Bcbropp^  1898*     Roy, -8,     VJll — S74  gä 
mit    I    geologischen    Karte  u.  3  TAfdn.      (A.  a*  d.  T. :    Abhandtuogen    der    kgU    prent 
geotogiaeheo  Laadesaofltatt«  Neue  Folge  Heft  It,) 

Forst*  aad  Jagdkaleoder  1894.  Jahrgaug  XXLI,  Qerausgegebeo  vod  P.  Jadeicb 
and  H.  Behm.  Teit  11.  ßerlm,  ^^pHnger,  1894,  12.  XU— 704  SS.  M.  9.—  .  (lolialt: 
StatistUche  Ceberaicht  und  Personalatatu»  d«r  Foraten  des  Deutschen  Reichs  aud  <ii^t 
(jRathcheu  ForU Verwaltungen.  —  Kacbricbtefj  über  die  foritlicben  UDt«rrichtaan»lalten 
Deutscblaud»^  Oeeterreich»  und  der  Schweiz«  die  Statistik  der  o»terreicht»cfaeo  Staat»-  «ad 
FoDd^ forste,  die  Wald  fläche  der  Schweiz,  etc.) 

Holzapfel,  E.  (Fror,  techn.  Hochschule,  Aachen),  Das  ßheinthal  iron  Binger- 
brück  bis  Lahnstein  Berlia,  Schrupp,  1893.  RojS.  VI — 124  SS.  mit  1  goologiseb«« 
Ueberkichlskarte,  16  AniichteD  aus  dem  Ebeintbil  itod  5  Abbildungen  im  Tez^t.  (A.  l 
d.  T. :  Abbandluugen  der    kgl.   preuf».  geulogischeu   Landesanstalt,    IJeue  Folge    Beft  12 

Jahreaberlcbt    über    die    Verbreitung    von    Tierseuchen    im    DeuUcb«o 
Jahrg.  VII:    Das    Jahr    1892.     Berlia,    J.Springer,    1893.      Roy. -8.     VI— SSO  SB, 
92  Tabellen  nod  0   Uebersichtakarten.     M.  IS.^. 

Kinkelin,  F.  (Dozent  der  Geologie  am  Senekeobergianttm,  Frankf.  e/M.),  Dta 
Tertiär-  and  Dilavislbiidungeu  den  Untermaintbales,  der  Wetterau  und  des  Südabbang«» 
des  Taunus.  Berlin,  Scbropp,  1892.  Roj-8.  302  SS.  mit  8  gaologtscben  Ueberaiebts- 
karten  und  12  Abbildungen  im  Text  (A.  u.  d.  T. :  Abhaodlangen  sur  geoIog;fscheQ 
Spezialk  arte  von   Prenfsen  und  den  ThßringiBcheo  Staaten,  Band  IX  Heft  4*) 

Langer,  L.  (Direktor  der  Ackerbau-  und  Flachsbereitongstchnle,  TrantMiatt),  Flaclka- 
baa  und  F lache be reitung.  Darstellung  ihrer  g«geuwftrtigen  Entwickelung*  WittD»  A,  BSidtft, 
1893*     gr,  Lex.-8.     69  88.    M.  8.--,  # 
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Reuss,  K.  (Foritnt»  Dessau),  Ranchbasch&digang  in  dem  Ton  Tiele-Winckler'sehen 
Fdratrarlara  Mjslowiti-KaitowiU,  insbesondere  Ermittelang,  Bewertung  und  Vertaünng 
daa  Banehsebadana.  Goalar,  J.  Jiger  &  Sohn,  1898.  4.  IV— 836  SS.  mit  t  Karten. 
M.  16 . 

T.  BosebmaDn-H5rbQrg,J.  (o. 8.  Prof.,  Gsemowits),  Die Viebsihlang in  Oester- 
reicb  Tom  $1.  Desembar  1890.  Heft  1.  Wien,  A.  H5Ider,  1898.  gr.  8.  180  SS.  M.  8,40. 


Calrert,  A.  F.,  The  mineral  resonrces  of  Western  Aostralia.  London,  G.  Philip  & 
Soa,  1898.     erown-8.     XII— 179  pp.     8/.~. 

Carman,  £.  A.,  H.  A.  Heath,  and  J.  Minto,  Special  report  on  the  biatory 
aad  praiant  oondftion  of  the  shaep  indoatry  of  the  U.  Statea.  Prepared  nnder  the  dfareotion 
of  D.  B.  Salmoa.  Washington  1898.  8.  (Pabiication  of  the  U.  St.  Department  of  agri- 
ealtara.) 

Maanal,  a,  of  the  geology  of  lodia.  Snd  edition,  largelj  re-written  by  R.  D.  Old- 
kaai  (GalentU).     London,  Panl,  Trübner  &  C^  1898.    Roy.-S.     16/.—. 

6.    Oawarba  und  Indoitrla. 

Romolo  Broglio  d'Ajano,  Graf,  Die  yenetianiBohe  Seidenin- 
dnitrie  und  ihre  Organisation  bis  sam  Ausgang  des  Mittelalters.  (Mfinohener 
Tolkswirtschaftliehe  Studien,  herausgegeben  von  Lujo  Brentano  und  Walther 
Lots,  2.  Stück.)     Stuttgart,  Gotta,  1898.     8<>.     VI  u.  59  SS. 

Die  Seidenindustrie  hat  sich  in  Venedig,  ebenso  wie  in  Florenz  und 
Godha  im  18.  Jahrhundert  entwickelt;  der  Fabrikationsbetrieb  war  haus- 
iadnstrielL  Kaufleute  und  Seidenarbeiter  aus  Luooa,  dem  Hauptsits  der 
itaHenisohen  Seidenweberei  im  13.  Jahrhundert,  wanderten  zu  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts  infolge  der  heftigen  Parteikämpfe  zwischen  Ouelfen  und 
Ohibellincn  aus  Lucoa  aus  und  wandten  sich  zum  grofsen  Teil  nach  Venedig, 
wo  sie  im  14.  und  15.  Jahrhundert  die  Industrie  auf  ihren  Höhepunkt 
braefaten.  Das  kaufmännische  Element  erlangt  zu  gleicher  Zeit  mehr  und 
sehr  die  Oberhand  über  die  Meister  und  Arbeiter.  Der  Kaufmann  wird 
Leiter  der  Produktion  und  liefert  den  Meistern  den  Rohstoff  zur  Ver- 
srbeitang.  Mit  dem  16.  Jahrhundert  ist  in  Venedig  die  Blütezeit  der 
Seideiiindustrie  zu  Ende. 

Die  kleine-  Schrift  des  Grafen  Broglio  d^Ajano ,  die  in  einzelnen  un- 
dfutachen  Kedewendungen  den  Ausländer  verrät,  ist  nach  den  Akten  des 
itaatlichen  Archivs  und  des  städtischen  Museums  in  Venedig  gearbeitet, 
ne  giebt  eine  ausführliche  Darstellung  der  Geschichte  und  der  Organi- 
tstionsformen  der  venetianischen  Seidenindustrie  und  bietet  eine  will- 
kommene Ergänzung  zu  dem  monumentalen  Werke,  das  die  Berliner 
Akademie  der  Wisseoschaften  1892  über  die  preufsische  Seidenindustrie 
des  18.  Jahrhunderts  herausgegeben  hat^),  insbesondere  zu  Band  III, 
S.  7  ff..,  wo  die  Seidenindustrie  in  Italien  geschildert  wird. 

Die  üntersuchuDg  Broglio  d'Ajano's  soll  übrigens  nur  eine  Vorarbeit 
idn  für  spätere  Studien    über   die  Hausindustrie   der  italienischen  Städte 
im  Mittelalter. 
Charlotten burg-Berlin.  Wilhelm  Naud^. 

B  Abm  s  D  n ,  R  ,  Der  FabiikeoreTisor.  AnleitaDg  fQr  die  mit  der  Revision  der  gewerb- 
ikbtB  Anlagen  «of  Grund  der  Reichsgewerbeordnnng  betrauten  Beamten.  Dresden,  G.  A. 
Kaufmann,  1893.     8.     90  SS.     M.  1,50. 


1)  Acta    Boronaica.     Denkmäler    der    preußischen    Staatsverwaltung.     Band  I—III. 
Seidc&iDdsstria. 
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Böttger,  H.,  FUr  dfti  Baodwerk,  Ein«  Besprechung  des  Entwurfs  des  prettCiti 
HandeUminiBters  Frb.  r.   Berleptch    itir  Organi&Ation    d^A    Handwerks    and    »ar  B^gtlrnng" 
de«  Lebrllngawesen».     Braanachweig,  A.   Limbucht   1894.     gr.  8,     81  88,     M.    1. — . 

Kreba^  W*,  Zum  Schutze  de»  Kiemgewerbes  liegen  Auswüchse  und  UebelelAnde  im 
fimodel  and  Kredit tf^erkebr.  ßericbt  im  Auftrage  des  Centralvorstandeü  des  8cbweizeri»cben 
Gewerbevereins  eritatcet  an  die  Delegiertenversaoomlung  in  Freiburg^  Juni  1893.  Zfihcb, 
Verlag  des  Scbweizerlscheu  GewerbeTerelnSi  1893,  kl,  4.  48  83.  M.  i.— .  (A* 
Gewerbliche  Zeitfragen,  Heft  8,) 

Mitteilungen,    amtliche,    aa^    den   Jahre^berlcbten   der   GewcrbeaufaicbUb 
Jahrgang  XVH:  1892.     Berliu,   W.  T    Brocr,   1893.     gr.  8,     XX— 405  88.  mit 
und  Abbildungen.    M,  6,90.  (Eebufi  Vorlage  an  den  Bundearat  und  den  Reichitag 
mengestellt  im  Reichsamt  dea  Innern.) 

Norddeutscher  Lloyds  Bremen,  Worlis  Columbian  EapoBition,  1893.  Bremen. 
kl.  4.     S4  88.  engl.  Text  u.  8  Kartogramme, 

Oaierrietb,  A.,  Die  Reform  des  Urbeberrecbts,  Berlin,  Deutsche  Schriflateller' 
genoasanschaft,   V^erlagsabteilungi   1893.     k\,  4.     34  BS. 

Patentgesetze,  »imtUcbe,  des  In-  und  Auslandes  in  ihren  wlchtigateu  Bestim* 
moDgeo«  IToter  Miiwiirkung  der  Bedaktinu  des  lugeniearkaieaders  von  W.  H.  tJhlaod 
ber&usgegeben  von  (Ingenieur)  R.  Scbmebtik.  Dreadenf  Q.  Kübtroann,  1894,  19.  VUl  — 
231  88.     M.  2,—, 

8cb  wanb  au  sser  ,  E.,  Die  Nürnberger  Bleistiftiudustrie  von  ihren  ersten  Anf&ng^en 
bis  aur  Gegenwart.     Greifswald,    Druck  ron  C.  Seil»    1893.     8.     168  8S,     (DisaerUiion  > 

UebereinkommsUf  da^^  des  Reiches  mit  dea  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
vom  15.  Januar  189^»  den  gegenseitigen  Scbuta  des  Urheberrechts  betrefiend,  Berlin, 
Deutsche  SchriftAtellergenciBSeDScbart,  Verltgsabt eilung,    1893.     kl.  4      6  88. 

Witt»  O.  N.  (Prof.  der  tecbn.  Chemie),  Die  deutsche  chemische  Industrie  in  ihren 
Beiiehungen  zum  Patentwesen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Erfindungen  ans  dem 
Gebiete  der  organischen  Chemie.  Acht  Vorträge  gebalten  im  kais.  Patentamt  tu  Bertiiu 
Berlin,  R.  Httckecberger,  1893.     Roy.-8,     VUl— 143  88.     geh    M.  ö.— . 


Anuuaire    des  commer9ant«    de    btnyrne    ec    de   rAnalolie^    ctH  par  J,  L.  Naip 
(et  publik  par  J    Nalpas  et  J.  d'Andria).    U«  annee ;   1893.    Smyrne,  impr.  de  G.  Timoni, 
1899.     8. 

Conc  i  1  i  a  ti  o  n  ,  de  la^  et  de  Tarbitrage    dans    les    conflits    collectißi    entre  patrons 
et  ouvriers  en  France  el  k  T^tranger.     Paris  1893.    6.    610  pag.    (Publicatioii  de  TOffic 
du  travail.) 

Ri9*raquot,  Faiences,  porcelalnas  et  biscuits :  Fabrication.     Caract^ret.     Di 
Paris,  H.  Laureus,  1893.     8.     ay,  gravores.     fr.  3  60, 

Georgeson,  C.  C.  (Prof.),  Progress  report  od  tfae  dairy  itidoatry  of  Denmark 
a.  L  (Wasbingtoo)  1893.     8.  (Publication  of  tbe  U,  ät  Department  of  agricultare.) 

Low  eil,  J.  8.,  lodustrial  arbitrntioo  and  conciliatton :  some  cfaapters  from  tbi 
indostrial  hlstory  of  the  past  thirty  ye&rs.    London,  Putnam's  8oni,  1693.    crowo-8.    t/.6. 

6     Kandel  und  Verkehr. 

Glaser,  F.  (k.  k.  Prof.,  Uitglied  der  k.  k  Prüfuagskommissioo  filr  das  Lahramt 
an  bfiberen  UandelsiehransUlten),  Das  kommersielle  Bildungswesen  in  Oe.^terretcb- Ungarn 
auf  Grundlage  des  elemeouren  und  mittleren  Unterrichtes  ond  die  kaufmftnniscfaen  Lehr- 
anst&lten  des  Deutschen  Reiches.  Wies,  A.  Holder,  1893.  Roy.-8.  VI-'431S  S8.  H.  10  — 

O  0  e  t  %  ^  P.  (UegBaumstr.),  Der  Elster- Saal ek anal  von  Leipsig  nach  Creypan.  Asf 
Grand  der  vom  kgl.  si^chs.  Pinan«minlsterium  im  Jahre  1891  veranlafsten  eiogahaiidaii 
Vorarbeiten  und  Entwürfe  bearbeitet.  Loipilg ,  Klster'8aalekanal verein ,  1893.  gr*  8. 
60  88.  mit  Karte  in  gröfst  Imp.-Folio,     M.   1,60. 

Jahresbericht  der  Bandelakammer  fiir  das  Lenoegebiat  des  Kreiaaa  Altena 
und  für  den  Kreis  Olpe  für  das  Jahr  1893.  Altena,  Druck  von  Rolaod  Kord*Bawisch« 
1898.     8.     63  88.  nebst  86  SS,  tabellariseber  Anlagen. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Plauen  auf  das  Jahr  189S. 
Teil  II.     Planen,  Druck  von  Wieprecbt,  1893.     gr.  8.     8S.  306—485. 

Norddeutscher  Lloyd.    tJistoire  et  statistiqut.  Br^me,  imprim.    Hauschild,  189S. 
pet.  in-4.     t4  pag.    et  9  Ubieaux    graphiqnes.   -^    Dasselbe,   englische  Ausgabe, 
in.  9  graphische  Darstellungen. 


Uebenielit  fiber  die  neneston  Pablikationen  DeatschUnds  und  des  Aaslandes.    147 

8 e ha  OB,  Q.  (Prof.,  Wfinibiirg),  Die  KetteDschleppschifTehrt  auf  demMaiD.  Bam- 
berg, C.  C.  Baebiier,  1898.  gr.  8.  VI^lOl  88.  2.—.  (A.  o.  d.  T. :  8tndieD  über  die 
bajeritchen  Wasserstralseii.) 

StrafsenbahneD,  Aber,  mit  besonderer  Bficlckicht  auf  die  Verkehrsverhftltnisse 
dsr  Haopt-  and  Beaidenssudt  Dessan  and  ihrer  Umgebangen.  Dessen,  F.  Baomann, 
i888.     8.     80  88.     M.  0,20. 


Mnllender,  A.  (viee-consal  et  n^godant  ä  Verviers  etc.),  Projet  de  chemin  de 
in-  ilectriqne  sonterrain  ä  Bruzelles.  Vervier,  impr.  Cronqaet  &  fils,  1893.  in-4.  190  psg. 
»▼.  nombrenses  graTOres  dans  le  texte  et  hors  texte  et  pians  hors  texte,     fr.  25. — . 

International  (the)  Colambian  naval  rendezvoas  and  review  of  1898,  and  nayal 
■snoeoTres  of  1892,  Angnst  1898.  Washington,  Government  Printing  Office,  1898. 
gr.  in-8.  288  pp.  with  mape.  12/.6.  (Pablieation  of  the  Office  of  naval  intelligence,  NaTj 
OtpertBMnt.  Contents:  The  international  Columbian  naval  rendeavoos  and  review.  — 
Motes  on  naval  administration  and  personnel.  —  Notes  on  ships  and  turpedo  boats.  — 
Xotee  on  ordaance.  —  Notes  on  small  anns.  —  Some  Standard  boolcs  on  professional 
Mbjeets.  —  etc.) 

7.    FinaaswoMn. 

Bericht  Aber  die  Besprechung  von  Handelskammern  and  landwirtschaftlichen  Vereinen 
ite.  betrefüend  den  Reichsweinsteaergesetsentwurf.  Geschehen :  Mains,  den  13.  November 
1113.    Mains,  B«ehdrackerei  H.  Prickarto,  1898.     8.     105  SS. 

Brandt,  F.,  Das  Lotteriewesen  unserer  Zeit.  Eine  hamanistische  Studie.  Hamburg, 
Bademacher,  1898.     gr.  8.     100  88.     M.  l.~. 

Fernow,  A.  (BegB.,  Frki.  a/0.),  ErgänsungsstenergeseU  vom  14.  Juli  1893.  Text- 
nifsbe  Büt  Anmerkk.  und  Sachregister.  Berlin,  Guttentag,  1893.  16.  98  SS.  M.  0,80. 
(A.  ■.  d.  T.:  Gottentag'sche  Sammlung  preufsischer  Gesetse,  Nr.  13.) 

Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preufsischen  Staate. 
tetistik  der  fveuHuschen  Einkommennteuerveranlagung  für  das  Jahr  1893/94.  Im  Auf- 
tnie  des  Herrn  Finansmiuisters  bearbeitet  vom  kgL  statistischen  Bureau.  Berlin,  Verlag 
im  Bftrwu»,  1898.    imp.^.    IV— 879  88. 

Sand,  H.,  Das  deutsche  Spiritusmonopol  im  Lichte  der  Zahlen.  Volkswirtschaft- 
Ixlie  Stadie.     Berlin,  Parej,  1893.     B07.-8.     16  SS.     M.  1.—. 

T.  8  e  h  m  i  d  ,  £.  (wflrtt.  Oberstleutnant  a.  D.),  Die  Wehrsteuer  eine  natOrliche  Folge 
dtr  allgemeinen    Wehrpflicht     Berlin,    Fr.  Lnckhardt,    1893.     gr.  8.     24  88.     M.  0,50. 

Sommerlad,  Th.  (Privatdos.  Halle- Wittenberg) ,  Die  Rheinzölle  im  Mittelalter. 
Hslle  a/S.,  Kaemmerer  &  C^  1894.     8.     VUI— 173  SS.     M.  3,60. 

Werminghoff,  A.,  Die  Verpfilndungen  der  mittel-  und  niederrheinifichen  Reichs- 
aidte  wAhresd  des  18.  und  14.  Jahrhunderts.  Breslau,  W.  Koebner,  1893.  gr.  8.  Vi- 
lli 88.  M.  5,60.  (A.  u.  d.  T. :  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechts- 
Itwhiebte,  hrsg.  von  (Prof.)  O.  Gierke,  Heft  45.) 


J  o  s  a  t ,  J.  (ancien  sons-chef  de  bureau  ä  l'administration  centrale  du  Minist^re  des 
e),  Becaeil  de  ridactions  sur  les  si^ets  d'^conomie  politique  et  sur  des  questions 
teiBci^res  et  adminbtratives.  Sujets  et  questions  donn^s  aax  difltirents  concours,  trait^ 
»ne  toas  les  d4veloppements  qu'ils  comportent  et  groupös  dans  un  ordre  m^thodique  et 
imtani.  Paris  et  Nancy,  Berger-Levranlt  &  O«,  1894.  gr.  in-8.  VIII— 500  pag.  avec 
7  plaaebes  diagrammes.  fr.  8. — .  (Concours  aux  grandes  administrations  financüres  de 
fbet:  Miniatire  des  finances.  Cour  des  comptes.  Inspection  g^o^rale  des  finances. 
Tr^iorerie  d'Afrique.  Caisse  des  d^p6ts  et  consignations.  Banqae  de  France.  Credit 
fserier.) 

Ashton,  J.,  A  history  of  English  lotteries  now  for  the  first  time  written.  London, 
Snipkaa,  Marshall  k  C^  1893.  gr.  in-8.  XI — 359  pp.  with  numerous  woodeuts  and 
St  separatalj  inaerted  old  lottery  hüls  in  facsimile  on  papers  of  various  tints,  doth. 
1S/.6  (ConUnta :  Antiquity  of  the  lot.  First  lottery  in  England.  —  Lottery  for  armour 
m  15M.  A  rojal  lottery  at  Harefleld  in  1602.  —  The  Virginia  lottery  of  1612.  — 
fIrst  Stau  lottary,  anotherin  1697  and  in  1710.  —  Penalties  on  private  lotteries.  Bri^sh 
MsBiiim  lottery I  Lottery  for  Cox's  Museum;  Lottery  for  the  Leverian  Museum.  —  The 
BtjdcU  lottery.  —  „The  City«'  lottery    for   houses.  —  London    and   the    lottery.  —  Be- 
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giniilDg  of  Uid  ead  of  totteries,  —  Prote«t$  a^slti^t  loiteries,  —  The  lotter/  ftbolUbtd.  — 
The  Ifttt  totterj  (18^6).  —  D«»cri|itiün  of  touery  t>ffice-keep«r&.  —  Suidd«*  caiUMd  by 
ihe  lottery.  ^  The  Glugow  btterleä.  —  Advertbtug  foreign  lotterieA.  —  EftohurK 
luUaries.  —  The  „MbiinK  Word  Competitiun^%  iU  ri»e  »ad  fall.  —  elc) 

ColbarDf  B.  T,  TaxMtion  uf  Urge  estates.  Philadelphia,  Afuericao  Academj  of 
Politioal    and    Social    Scieiite,    1893.     8.     |  0.15.     (Publkatlou»    of    ihe  Society,  N*  97.) 

Moutagaa,  Fr  <deptttatü)»  II  moDg^olio  detia  labbricaBioDe  e  detla  veudiia  deU' 
alcool  in  llalia;  «tudi  e  proposte  Roma^  tip.  deÜM.  Camera  dei  depuUtl,  IB93<  6. 
167  pp.  I.  t,  (CoQtieQe:  L'iuduatda  e  il  commefcio  de^li  »pirlci  e  dei  loro  derivAti  in 
Italia.  —  La  uostra  le^t^lazione  aagii  spiriti  ed  i  «uoi  efifettJ.  —  A  qnali  criteri  düvr«bb« 
upirarai  lo  italia  la  legialasione  suf^Ü  ^piriüf  per  garaoiire  tattt  gl!  iulereasi  che  ad  «aaa 
tti  cooneitODo  ?  —  11  mauopalio  ri^olvtj  ]ti  questloue  doIT  alcool  eoacilJaiidone  tutti  gUM 
mtere«^i  ad  e&aa  collegatl.  -^  Impianto  ed  e^erciii^»  del  oiüDopölio.  —  EflTeUi  äuausiaHl 
ed  ecouamiei  det  mooupoUo.  — ) 

P  i  c  b  ,  C.  (av  vocAto),  CitUdmo  e  Usco :  le  Uggt  dHiDposta  splegat«  al  eootriboeole, 
ToriDo,  L.  Roox  &,  C,  edit.,  1893      16.     134  pp.     1    0,50 

TaDji^orra,  V.,  Le  teggi  »tatbtiche  del  cansiiDio  del  tabacco  in  Italia»  Bqiba^ 
tip.   G.   Ualbip   1893.     8.      17   pp. 

B.    Geld-,  Bank-,  Kredit-  tmd  T«rKioli«nLsgtw«Beii. 

A»Gheobeim,  W.,  Der  Abanudon  der  Veraiehertea  in  der  8eever8tcbernti|t. 
J.  J,  Heioe,  1893.     nr*  8.     56  SS      M.  1,20. 

BarcsyDskl  (kgl.  Au'hung!iinsp«ktor  der  Prov.  Sacbsesl,  Die  Maf»»  and  Gewieble» 
ordnUDg  f&r  da«  Deutsche  Reich  uebai  AichordEiUDg  und  Aiehgebühreotaxa  «rgiUiai  tmd 
erUatert      Magdeburg,  E.    Bttensch  jau.,  1893.     8.     X^I92  SS.     M.   S. — . 

r  a  i  fs  t ,  U.  (Piorahelm)»  Vemicherung  gegen  aDvera»vbuidete  Ar beiuloei^kait.  Zar 
Orientternog  nod  ße^fpre^buog  spemiell  für  evau^tUische  Arbeiterveteioe.  Leipsig,  Grunow, 
1894.  8.  56  SS.  M.  0,50.  ^A  u  d.  T.:  Evaogeliach-soziale  Zeicfrageu ,  II.  Reibe, 
Heft  9.) 

Oc»hhard,  H.  (Direktor  der  Hanseat  lachen  Versicherangsanstalt  filr  Invalititit»» 
and  AUersversitbeTung)^  Die  iiacb  dem  Invaläditats-  und  Alter» veräieheruugegeMise  ver> 
kicberteu  Peraoueo.  Handbuch  zur  Festsielluog  des  der  Invaliditati-  und  Alter^versicbt' 
rung  uaterstellteu  Peräoneukrei^eb.  lierlio,  Hey  manne  Verlag,  1893.  gr.  8.  X — BS8  8S 
M.  6.». 

Oebhaid,  H.  Die  Reform  der  InvalidititA'  und  AltersTersicberong.  Maint, 
J.    Diemer,    1898.      8.     74  SS.     M.    K— . 

Ic  h  en  hae  user,  J.,  Kitie  Eiors«nkriAid.  Ein  Beitrag  sur  Geaobichte  der  Kriien. 
Zittau  i.  S  ,  Pahl,    1693.     8.     20  SS.      U,  0,75. 

Israel,  B.,  Die  V ersiehe rungsgeselbchafteo  io  Geste rreich* Ungarn  im  Jahre  1892. 
Wien  1893.     S.     5  Bogen.     (Sc^uderab druck  aus  «.Ebrensweigs  A«»ekaranxjabrbttch^*.) 

Israel,  B.,  Die  Reau!tate  der  detiracheu  VeraJcherung^geaallscbafCen  im  Jabre  1892 
Wien   1893.     8.     6  Bogen.     (Souderabdruck  aus  .,EhreDiireige  Aa»ekaraii2jahrbtieb^.) 

JQigens,  A.  C.  (Sekretiir  der  HMudehkammer,  Hamburg),  Bambnrgi^cbes  BörMo- 
handbach.  Sammlung  von  den  Haniburgbchen  Handel  betreffenden  Ueanaeu,  Verordnaogen« 
Statuten  etc.    4.  Auflage,     Hamburg,    O.  HeiAiner,    1893.      18      VIH— 288  bS.      M.  3.^ 

Karden,  E.,  Die  Ujr»achtuLig  de»  Geide«  in  Preulaen  Berlin,  H.  SteSnita,  1894 
8.     66  SS.     M,   1.—. 

Kolk,  F.  (Leutnant  a.  D.),  Scblacbtdnbllder  von  der  Börse.  Berlin,  Verlag  der 
Gescb&ftSft teile  der  Anttjiemliiflchen  Verein igung  Itlr  Korddeui$chland,  1894.  gr,  8.  54  83. 
mit  2  grapfaiflchen  Darrt telluugeti  in  Imper   ^uer-folio.     M.   1. — . 

Liudsay,  S.  Mc  Cune  (Whaiton  School  fellow  in  politic&l  »dence,  ünirentty  of 
Paniieylvanie,  Pbiladelpbia),  Die  Preisbewegung  der  Edelmetalle  seil  1850  YergUcbeo  mil 
dar  der  anderen  MDtalJe  unter  besonderer  Berückäidiligung  der  Produktion»*  und  Konasm-i 
Cionsverbllinias«.  Jena,  G.  Fischer,  1898.  gr.  8.  XIV— S18  SS.  M.  5.^.  (A. 
d.  T. :  Sammlung  nationatokouomiachor  und  ttatistibcher  Abhandlungen  des  Staats  wisset»*] 
•cbaftlicben  Seminars  zu  Halle  a./S  ,  beratugegeben  von  (Prorj  J.  Conrad.  Band  VI 
Heft  S.) 

Solano,  Arw. ,  Die  Organisation  der  Terminbörse  und  deren  notwendige  Au 
bebitug,     Leipaig,  H.  Beyer,  1893.     gr.  8.     40  SS.     M.  0,eO 

Spiegel,  E.,  Die  sCIdamenkaniscbe  Republik  (Transvaal)  and  ihre  Goidproduktion. 
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Daten  aar  Orientlening  fttr  Besitaer  sfldaftikanischer  Goldminenaktien  (und^Staatspapiere. 
Bariin,  W.  T.  BrMr,  1898.    gr.  8.    81  88.  mit  Karte.    M.  0,60. 

Yonlaathea,  B.  (HypothekarkontroUeor) »  Kreditreform  und  ZalUungsiristen. 
BaCiratv  gehalten  an  der  DeiegiertenTersammlnng  des  schweizerischen  Gewerbevereins  in 
Preibnrg  den  18.  Juni  1898.  Zflrieh,  Verlag  des  Schweiserischen  Gewerbevereins,  1898. 
kL  4.     95  88.     M.  1  — .    (A.  u.  d.  T. :  Gewerbliche  Zeitfragen,  Heft  IX.) 

Wagner,  Ad.,  Die  neueste  8ilberkrisis  und  unser  Mfinawesen.  Berlin,  H.  Walther, 
1894.  gr.  8.  89  88.  M.  1,50.  (Zwei  mit  einem  Vorwort  Tersehene  Aufsitse  aus  den 
„PreaiUaehen  Jahrbflchem**.) 


van  Djek-Poury  (directeur  de  la  Banqne  popnlaire  de  Bmzelles),  Les  secrets 
de  la  finaaee  ou  Tart  de  g4rer  soi-mdme  ses  affaires.  Bruxelles,  Vanderauwera,  1898. 
19.    148  pag.     fr.  l.~. 

Lefort,  J.,  Trait^  thioriqne  et  pratique  du  contrat  d'assnrance  sur  la  yie.  VoL  I. 
Psris,  Thorin  &  fils,  1894.  8.  fr.  12,50.  (Sommaire:  Notions  gto^rales,  histoire  des  assn- 
naces  sur  la  yie.  —  Leur  fontionnement.  —  Le  contrat,  ses  ^Itoients  constitutifs,  sa 
natare  juridiqae  et  sa  formation.  —  8on8  presse :  Vol.  11.  Obligations  des  parties,  effists 
im  eontrat.     Vol.  IIL     Eztinotion  du  contrat.  — ) 

Penn's  Compendium  of  the  English  and  foreign  fnnds.  15^  edition,  re-written. 
With  an  addendum  giTing  latest  Information,  by  R.  L.  Nash.  London,  E.  Wilson  &  C^, 
im.    8.     790  pp.     85/.—. 

Haalitt,  W.  Carew,  The  coinage  of  the  European  continent.  London,  Swan 
Sonaensebein,  1898.  8.  With  950  iUustrations.  91/.— .  (Contents :  Introduction  (66  pp.). 
—  The  catalognes  (places  of  coinage,  nomenclatnre)  etc.  (828  pp.)  —  Descriptive  out- 
liat,  systematieally  arraoged  (240  pp.)  — ) 

Lota,  W.,  Monetary  Situation  in  Germany.  Philadelphia,  American  Academy  of 
PoUtieal    and  8ocial  Science,    1898.     8.    |  0,25.     (PnblicaUons   of  the  Society,    N*  95.) 

Nicholson,  J.  8h.  (Prof.,  Edinburgh),  Money  and  monetary  problems.  New 
&Dd  enlarged  edition.     London,  A.  &  C.  Biach,  1898.     crown-8.     7/.6. 

Statfleld,  G.  H.  and  U.  8.  Cautley,  The  rnles  and  nsages  of  the  stock 
cxchaage.     %^  edition«    London,  Wilson  &  C*,  1898.     8.     190  pp.     5/.—. 

Woodford,  A.  Barnham,  On  the  use  of  silver  as  money  in  the  United  States: 
iB  historical  study.  Philadelphia,  American  Academy  of  Political  and  Social  Science, 
1995.     8.     60  pp.     I  0,35.     (Pnblications  of  the  Society,  N®  96.) 

9.     Boiiale  Frage. 

George,  Henry,  Zur  Erlösung  aus  sozialer  Not.  (The  condition 
of  laboor.)  Offener  Brief  an  Seine  Heiligkeit  Papst  Leo  XIII.  Deutsch 
Ton  Bernhard  Ealenstein.  Nebst  dem  Bundschreiben  des  Papstes  über 
tie  Arbeiterfrage.     Berlin,  Verlag  t.  Elyin  Staude,  1893. 

Der  bekannte  Führer  der  amerikanischen  Bodenverstaatlichungspartei, 
Henry  George,  antwortet  in  seiner  Schrift  The  condition  of  labour  auf 
das  Bandftchreiben  des  Papstes  über  die  Arbeiterfrage.  In  letzterem 
Schriftst&eke ,  das  in  yorliegender  Schrift  abgedruckt  ist,  hatte  der 
Papst  nicht  nur  seine  Ansichten  über  die  soziale  Beform  im  allgemeinen  ausge- 
ipioehen,  sondern  sich  auch  speziell  gegen  die  Ideen  der  single  tax  men 
gtwendet.  Leo  XIII.  tritt  hier  für  das  Privateigentum  an  Grund  und 
Boden  ein:  immer  unterliege  der  Mensch  Bedürfnissen,  die  nur  in  der 
Geatalt  wechselten ;  seien  die  heutigen  befriedigt,  so  stellten  morgen  andere 
ikre  Anforderungen;  die  Natur  mtisse  dem  Menschen  demgemäfs  eine 
bleibende,  unrersiegliche  Quelle  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  ange- 
vieeen  haben  und  eine  solche  Quelle  sei  nur  der  Boden  mit  den  Gaben, 
£e  er  spende.  Die  Yorschläge  des  Papstes  zur  Hebung  der  wirtschaft- 
liehen Lege  der  Arbeiter  laufen  im  wesentlichen  darauf  hinaus,  dafs  deir 
Staat   das    Uebermafs   der   Arbeit   verhindern,   die   Frauen-   und   Kinder- 
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arbait  eioschräixkeii,  und  GeseUaBTorBotinfteD  zur  Sicherung  dar  OeAuod- 
heit  und  Sittliohkeit  io  den  Fabrikea  erlaasen  ealle.  Auch  möge  er  im 
Palle  allzu  aiedriger  Löhne  zur  Regelung  deraelben  die  AusBtäude  bil- 
ligen;  ferner  «oU  dem  Arbeiter  der  Erwerb  von  Gruud  und  Boden  er- 
leichtert werden,  und  die  Bildung  von  ArbeiterkoaLitionsD  dürfe  nich^fl 
erschwert  werden,  Gegen  den  Inhalt  dieses  Rundschreibens  wendefV 
sich  0*,  indem  er  eine  kurze  Zusammenfassung  seiner  bereits  in  den 
früheren  Werken,  namentlich  in  ,,ForUchritt  und  Armut**  niedergelegten 
Ideen  giebt.  Für  ihn  ist  die  soziale  Frage  schlechthin  die  „Landfrage''; 
ist  letztere  erledigt ^  dann  ist  erstere  gelöst.  Dabei  betont  G.  wiederholt, 
dafs  er  das  gleiche  Aureuht  aller  am  Grutid  uod  Boden  des  Vaturlacdei 
nicht  durch  gemeinsohafüichen  Beiitz  züt  Geltung  bringen  wolle;  dnXs 
Tielmehr  nach  seinem  Vorschlag  der  Grund  und  Boden  in  Fri Tatbesitz 
zu  belassen  sei»  mit  der  vollen  Freiheit  des  Besitzers,  denselben  zu  Ter- 
schenken,  zu  verkaufen  und  2U  vererben;  nur  die  Grundrente  soll  durch 
Wegsteuerung  den  Grundbesitzern  abgenommeu  und  zur  Deckuug  aller 
StaaUausgaben   verwandt  werdt^n* 

Die  von  Eule  »stein  gut  üb  er  setzte  Schrift  Bei  allen  denen  empfohlen, 
die  sieb  über  die  Ideen  des  originelkni  amerikanischen  Autors  zu  informieren 
wünschen,  ohne  seine  grafseu   Werke  zu  ötudierea. 

Halle  a/S.  K.  Die  hl. 

Backhaus,    W.  E.,    Allen    die  Erde!     Kritisch-geschichUiche  Di 
legungen  zur  i^ozialen  Bewegung.    Leipzig,  Yerlug  t.  W,  Friedrigh,   1893, 

Wie  der  Titel  des  Buchs  Termutem  lüfst,  gehört  der  Verf.  zu  der  Boden* 
reformpartei^  und  zwar  i&t  Backhaus  ein  spezieller  Anhänger  Flur  scheim  's 
B.  giebt  in  seiner  Schrift  eine  historische  Darlegung  der  Bodenreform- 
bewegung und  der  Theorie  von  Stemm,  George,  Flürscheim  u.  s.  w. 
Das  sozialdemokratische  Programm  wird  einer  eingehendea  Kritik  unter- 
zogen. Der  Verf,  fordert  alle  sozialreformalorischen  Farteien  auf,  sieb 
um  das  freie  Banner  ,, Allen  die  Erde''  zu  acharen.  Die  Differenzen,  welche 
die  einzelneil  Sekten  iootfrhalb  der  Bodenreformpartei  aufweisen,  seien 
höchfit  beklagenswert;  am  besten  wäre  es  nach  Backhaus'  Ansicht,  wenn 
alle  sich  FlürE^cheim's  Programm  anschlössen.  Für  die  Kritik  der  F/scheo 
Theorie,  die  B.  unbedingt  acoeptiert,  darf  ich  auf  meine  ausfahrliabe  Be- 
sprechung der  neuesten  Liti-jratur  liber  Verstaatlichung  des  Grund  und 
Bodens  Terweisen  (io  diesen  Jahrbüchern,  111.  F.  ill*  Bd.  8.  516  fg,}. 
Halle  a/S.  E.  DiehL 

Brsttti,  Adolf,  Berlttter  Wahfiun^verbiltdisäe.     D«t]käcbrift  d«r  B«rlioer  Arbeit«] 
lAnitÜtskommtasioa.      Berlin.  VerUj^  de»  „Vonrärts'V  1893.     8,     80  SS.     M.  0,35.     (A.  a. 
d,   T.:  Berlioer  Arbdterbibliottiek,  HL    Serie,  Heft  6  u.  7.) 

Colt,  StuntDu^  Nscbbarichaft&gildeo.  Ein  Werkzeug  sosider  Reform.  Atu 
dem   Eof^tischen.       Berlin,   B.  Oppenheim,  189B      8.     VI~195  HS      M.  2^. 

Protokoll  über  die    V^erhandlutiK^Q  ^es  Purteitsge»  der  aosiatdemokrstUchen  Partd 
Deuticblands.     Abgehalten    so  K51a  «./Rh.  vom  SS.  bU  28.  Oktober  189S.     Beriln,   Vi 
l«g  de.«  „Vorw*m'\  1893-     8.     S85  »S.     M,  0,40. 

Roth,  £.  (R«g.'  u,  MedK.),  Armen fürar^r^e  und  Armenkratikenpflege  mit  besonderer 
Bftrttcksicbtigung  der  beutii^eti  Stellunj^  des  Artneuarttes  tiud  VorachlKge  su  ihrer  Reform 
Berlin,  B    Seboeti,    1893.     8      V— 90  SS.     M    «,— . 

Siltel,  V.  I Kreisdirektor  s.  D.)  ^  Reform  der  Armeapdage  in  EUaft» Lothringen. 
Freiburg  l/B.,  Herder,   1893      8.     Vül— 89  SS.     U.   1,40. 
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Und  B«WI  ^rschl    Zeitroman.    %  Bftode.     Leipsig,    E.  Herrmann  sen.,    1898.     8. 
IV— 810  u.  IV— S95  88.    M.  8.—. 


L'AJmanaeh  de  la  qaesUon  soeiaie  poar  1894.  Rddigi  par  lee  öcrivains  les  plas 
aatorie^  da  eoeialiame  et  Teilte  de  la  litt^rator«  soos  la  direction  de  P.  Argyriadis. 
Paria,  BMaedon,  49,  me  de  RivoU»  1898.  8.  824  pag.  av.  graTures.  fr.  1,80.  (8om- 
maire:  Liberte  bourgeoise,  r4ponse  k  „la  Tyrannie  soeialiste**  [par  Guyot],  par 
P.  AffTriad^  —  Pierre  Leroox,  par  H.  Denis.  —  La  latte  de  classe,  par  £.  Landrin.  — 
Solidarit^,  par  O.  Renard.  —  Le  parti  socialiste,  par  E.  Vaillant.  —  Conte  sodaliste, 
par  L.  Perrin.  —  La  grande  iniqait^  6conomiqiie,  par  Benolt  Malon.  —  Amonr  et 
Benage,  par  J.  Preaiigny.  —  Le  socialisme  en  Chine.  —  Lettre  de  H.  Bochefort  sur 
Looiee  Micbel.  —  Paysans  et  capiuliates,  par  Bebel.  —  Whiteehapel,  par  Charlotte 
Vairelle.  —  Le  monde  marcbe,  par  H.  Brissac.  —  Poar  la  vie,  par  Paule  Minck«  — 
HynM  k  la  mort,  par  J.  Goesde.  —  Demolissons,  par  A.  Cipriani.  —  Barbarie  et  eiviii- 
Mtion,  par  F.  Engel«.  —  La  morgae,  par  G.  Moroteao.  —  Let  fonctionnaires,  par  A. 
T«ber.  —  Les  deox  prostitntions,  par  Foarier.  —  Le  coUectivisme,  par  E.  Zola.  — 
Union  et  discipline,  par  Eng4nie  Potoni6-Pierre.  —  Le  militarisme,  par  D.  Nieawen- 
bais.  —  Congris  des  monidpalit^  socialistes  de  Saiot-Deois,  par  H.  Laarent.  —  Le 
estaplasme  social  de  la  Chambre,  par  G.  Martin.  —  etc.) 

Darkheim,    E. ,    De   la   division   da    travail    social.      Paris,    Alcan,    1898.     8. 

Uoyois,  J.,  La  bourse  braxelloise  da  travail  poar  femmes.  Rapport  prösent^  au 
Bom  du  eomit4  k  Tassembl^e  g4n6rale  du  86  f^vrier  1898.  Renaix,  Coartin,  1898.  8. 
7  psg.     fr.  0,50. 

Pias  de  griTOS.  Le  galn  proportional  au  salaire.  Etüde  sociale,  par  X  et  XX. 
Ixslks,  Legrand-Maerakaleke,  1898.     8.     20  pag. 

Davidson,  J.  M.,  The  gospel  of  the  poor.  Londoo ,  W.  ReoTes,  1898.  18. 
HO  pp.     1/. 

Malloek,  W.  H.  (author  of  ,4»  lifo  worth  living?'*),  Labour  and  the  populär 
wtliisre.     London,  A.  &  C.  Black,  1898.     8.     840  pp.     6/.—. 

Tneker,  Benj.  R.,  Instead  of  a  book  by  a  man  too  busy  to  write  one.  New  York 
1893.  8.  (Der  Verfasser  dieser  Schrift  Aber  den  philosophbchen  Anarchismus  ist  Redakteur 
dts  New  Torker  anarchistischen  Jonmals  „Liberty^^) 

n^exaioBa,  F.,  PycciÜH  paöovlK  fl  peBOJuoiaoHHUM&  abh^ohIx.  >KeHe6a  1892. 
t.    (Der  rasaisciie  Arbeiter  in  der  revolutionären  Bewegung  der  Gegenwart.    Genf  1892.) 

Colajanni,  N.,  Uoa  questione  ardeote:  la  concorreoza  del  lavoro.  Roma,  la 
..Ri^-isto  popolare''  edit.,  1898.     8.     89  pp 

F  r  a  t  i  n  i  f  G.,  II  socialismo  cattolico  nel  sao  torreoo  pratico :  note,  appanti  e  proposte 
Trevi,  G.  Fratini  edit,  1893.     16.     80  pp.     1.  0,30. 

Morris.  W.,  La  futnra  rivoluzione  sociale  ossia  un  capitolo  del  libro:  Un  paese 
cb«  oon  esbte.  Traduziooe  di  Raggero  Panebianco.  Milane,  tip.  degli  „Operai",  1893. 
16      85  pp.     1    0,10 

M  o  1 1  o  1  a ,  D.  (arvocato),  Coosiderazioni  suUa  questione  sociale  in  rapporto  alle  otto 
ore   di  lavoro.     3»  edizione.     Catanzaro,    tip.  del  Calabro,    1894.     8.     153  pp.     1.  4. — . 

Smissaert,  H.,  Het  aandeel  van  den  Staat  in  de  verzorging  der  armen.  Utrecht, 
J.  L.  Beyers,  1893.  gr  8.  VIII — 208  biz.  fi.  8  — .  (Historische,  sUtistische  und  kritische 
Betrachtangen  über  das  hollftodische  Armeogeseta.) 

de  Vries,  T.,  Beawaren  tegen  het  socialittme  zooals  het  zieh  in  Nederland  open- 
basrt     Appingedam,  A.  Knaap,   1893.     8.     4en  82  blz.     fl.  0,20. 

Vi  Cent,  A.,  Socialismo  y  anarquismo.  La  enciclica  de  ouestro  saotisimo  padre 
Uo  XIIL     De  conditione  opificnm.     Madrid,  Hernandez,  1898      4.     pes.  5,50. 

10.   Oesetsgebong. 

T.  Braochitschf  M.,  Die  neuen  preaf;tichen  Verwaltangsgesetze.  Nach  dem  Tode 
de»  Verfassers  omgearbeitet,  fortgeführt  und  herausgegeben  von  (Oberpräsident)  Studt  und 
UstcrstaatssekretAr)  Brauobehrens.  Bd.  V.  Berlin,  Heymann,  1898.  gr.  8.  VIII— 850  SS. 
ftb.  M.  8.—.  (Inhalt:  XIX.  Gewerbepolizei  —  XX.  HaodeUkammern.  —  XXL  Hills- 
ksMen,  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung.  — ) 

Ergftaaangsband  1898  der  Rechtsgrundsitze  des  kgl.  preuf»ischeo  Oberverwaltungs- 
(crichu.    Heraasgegeben  von  K.  Parey  (VerwGerDir.  a.  D.).    2.  Aufl.    Berlin,  J.  J.  Heine, 
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Udd.     8      Vm— 143  SS.    M.  3,50.     (lobatt:  H«chUgrDnd&äU6  n.us  Bd,  XXUl  a. 
der  fintscheidaageiif  aoirie  aa&  Bd.  I  der  £nUcheidiiDgeo  in  äteuersmchen.) 

Meyot  E«  (OLuade«kultmrQerichtsfi.),  Städte rweiterungeti  in  rechtlicher  Beuebimi;. 
ßerliu,  He^rmenn,  1093.     8.     VI — 97  SS.  mit  4  Zeicbotiogeo.     H,  S.— . 

Loi  du  15  Ikiillet  1889  sar  Je  recrutement  de  l'erm^ei  modiüee  pmr  iei  loi^  dtt 
6  Dovembre  1890,  2  fävHer  1891,  11  et  19  jiiiiiet^  11  uovembre  et  S6  decembre  189S* 
ö«  ^ditioD  uinot^e  et  mtse  k  joar  jusqu^ea  joiti  1693.  PArb«  Chu-Iei  LATfttiaelle,  1893. 
8.     60  pe^.     (t,  0,60. 

ßigelow,  M,  M.,  Elemeatft  of  the  Uw  &i  bilU^  notea  üod  checjue«.  London ^  Sweei 
Sl  Uuweli,  1893.     crown^S.     10/.6. 

Matthews,  J.  B,f  The  law  relatin^  to  coveoanU  in  refitraiol  of  trade.  Loodon, 
Sweet  dt  Maxwell,  1893,     8.     9/.—. 

Moicoao  de]  Prado  y  Eozas,  J»,  Nuevo  tratado  de  legi«Uci6Q  hfpotbecaria  de 
ßspana  y  ultranar.     Zaragos&a^  C\  AniJo,  1893.     4.     pes.   13.». 

11*   Staat«-  und  YerwaltnngeTeoht* 

Achen,  Üauähalt&eUt  der  Sudt  Aachen  für  1893/94.  Aachen,  Druck  von  A^  Jacobt 
&  C**,  1893.  4.  174  SS,  —  Bericht  Qber  die  Verwaltttag  and  den  Suud  der  Gemeinde- 
angelegen  hei  ten  SU  dem  (Aachener)  Hatiähaltjietat  de^  Jahre«  1893/94,  ebd.  4.  12$  SS* 
und  38  SS.  Anlagen.  J 

Düsseldorf.     Bericht   über   Stand    und  Verwaltung    der  Gerne iodeangelegeiüieiteilf 
der  Stadt  DfU&eldorf  fOr    den  Zeitranin    vom  1    IV.  1893  bis  31.  111.    1893.      DOüseldorf, 
gedruckt  bei  L.  Vo£t  &  D«,  1893,     4.     201  SS. 

Erfurt.  Bericht  über  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  OeDieindeaDgelegeubeltea 
der  SUdt  Erfurt  für  das  Etat»jahr  1892/93.  Erfurt,  Ohleuroth'sche  Huchdruckerei,  1893. 
gr.  4.     106— LXll  SS. 

GehaltSiiätBe,  die,  der  Eeichsbeamten  und  preufaii sehen  Beamten  im  Eingetnen 
aiifgetührt  und  vergüchen  und  ein  Wort  au  Gunaten  der  GehaltssHtze  nach  Alten^tulen. 
Von  mciireren  Postbeamten.    3.  AtuB.     Bielefeld,  E.  Siedhoff,   1893.    8.     16  SS.    M.  0,40* 

OsuahrDck.  Berictit  Ober  die  Verwaltntig  tiud  den  St&ad  der  Oemeiodeaagelcfen* 
heiton  der  Stadt  0«n«brilck  für  das  BechunQ>isjabr  vom  1.  IV.  1B09  bis  81.  UL  1893. 
OsnabrÜLk,  Huchdruckerei  vou  A    Liej»ecke,    1893.     4.      103  SS. 

P  r  e  u  f  s  ,  W.  ü.,  Die  engliäche  Staatj»verraj>^uQg.  Eine  gedräugte  Darstellung  der- 
selben   für    StaatjfOiMunery    Kaufleute,    Schiffsrheder   etc*     Oldenburg,    Schulze,    1894^     8. 

viu— 118  S8     ÄL  i,eo. 

Batzenhofer,  G.,  Weaea  und  Zweck  der  Politik.  Als  Teil  der  Soaiologie  und 
Grundlage  der  Staat&wiA&eu&di&f^en.  Bd.  It  vu  UL  Leipzig,  Brockhaus,  1893.  gr.  8* 
VU— 363  u.  X— 481  SS.  mit  1  lithogr.  T»fel.  (Preia  für  das  dreibändige  Werk  M,  20.  —  .) 
[Inhalt  Band  11:  Die  St&atapulitik  nach  auffteti.  —  Die  Gesellschaftfipolttik.  —  Ba^nd  HI: 
Der  Zweck  der  Politik  im  allgemeineo.  ^-  Die  siviliaatori»che  Politik  im  Staate.  —  Die 
aivilisatort^che  Staaiapoiitlk  nach  aufsen.  ^-  Die  xivitUatorische  GeäellftchaftftpoÜlik«  ^— 
Zar  Kritik  der  Zivilisatlou.  — ] 

Schweizer,  P.  (a.  o.  Prof.,  Zürich),  Geschichte  der  ichwel^erbchen  Nentralitit. 
Teil  n.    Prauenfeld,  J.  Huber,   1893.    gr.  8.    Bogen  18—33  des  Ge*amtwerkes.    M   4  — . 

Witten.  HauahalteeUt  tUr  die  Zeit  vom  I,  April  1893  hU  31.  Mira  1894  nebjt 
Bericht  Qber  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegeuheiten  für  das  ßeehoungsjahr 
1899/93.     Witleu,  Druck  von  C   L,  Krüger,  1893.     4.     IV-~146  SS, 

ßorgeftudf  Gh.,  Ela.blisaemeDt  et  revlaion  des  oonatitutions  en  Aui4rique  et  en 
Enrope.     Etüde  de  lögislatioa  compar^e.     Paris,  Thorin  &  fils,  1894.     6.     fr  7,öO. 

Lage  maus,  £.  G.,  Eecueil  dt»  trait^a  et  Conventions  conclus  par  le  royaome  de^ 
Pajfl-Bas  avec  les  puissmuces  etrauger^,  depuis  1813  juAqu'ä  nos  Jours,  Tome  XI.  La 
Heye,  Belinfaote  (rhres,   1893.     gr,  8      XXX^270  pag.    fl.   7.   —   (Bd.   t--XJ  d.   73,S5..i 

Mec  heiin,  L.,  Lettre  ouverte  a  M.  le  Eedacteur  reüponsable  du  Journal  de  Saint« 
P^tersbourg.     Belstngfors,  impr.  centr,,    1693.     8.  J 

Olli  vi  er,    Em.   (de  TAcademie  fraoc<^ie)»    Solutions  politiqaee  et  sociales.     Pi^iiS^ 
A.  BeMier  &  O«,  1894.    iu-18  j^sus.     Vll— 810  pag.    fr.  3,50.     (Table  des  matiires:  Le 
guerre  sociale.  —  De  la  presse.  —  De  la  m^tbode  politiqne.  —  De  la  poliüqae  pontific4le.  — J 

T  h  o  r  1  e  t ,  L,  (chtf  de  bureati  k  (a  pr6fecture  de  la  Seine))  Trait4  des  trevanx  com* 
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■BBMz  k  l'iiMg«  d«f  nudret.  Nancy,  Bwc^r-Levraolt  &  0, 1894.  gr.  in-8.  XX— 417  p«g. 
fr.  7,50.  (Tabl«  das  nuUlires:  Dispositions  legales  et  r^lementaires  applieables  ä  U 
g^ntoüiU  dm  tniTMix  tz^eaUs  par  les  eommonet.  —  Dispositioni  l^alet  etc.  applicables 
k  eertainea  catdgoriea  de  travanx  oommnnaiix.  — ) 

O  o  o  d  n  o  w ,  £.  J.,  Comparative  admmittratiye  law :  an  analysis  oC  the  administrative 
Systems,  national  and  locaL    8  vols.     London,  Patnam's  Sons,  1898.     8.     85/. — . 

Hart,  A.  B.,  Practical  essays  on  American  govemment.  London,  Longnums,  Green 
k  C*,  1898.  crown-8.  880  pp.  6/.—.  (Contents :  The  Speaker  as  premier.  —  The  9xtniM 
of  the  saffrage.  —  The  election  of  a  President.  —  Do  the  people  wish  civil  service  reform. 

—  The  Chilean  eontroversy :  a  study  in  American  diplomacy.  —  The  oolonial  town  meeting. 

—  The  colonial  shire.  —  The  rise  of  American  eitles.  —  The  biography  of  a  river  and 
ksrbor  BilL  -.  The  public  land-policy  of  the  ü.  SUtes.  —  Why  the  South  was  defeated 
in  tk«  dril  war.  ~~) 

Temple,  £.  (Sir),  Life  in  Parliament:  being  the  experience  of  a  member  in  the 
Houe  of  Commons  from  1886  to  1898,  ind.  London,  Mnrray,  1893.  crown-8. 
XVIU— 891  pp.     7/.6. 

Williams,  £.  V.,  A  treatise  on  the  law  of  executors  and  adnünistrators.  9^  ed. 
t  Tols.    London,  Stevens  &  Sons,  1893.    Roy.  8.     76/. — . 

12.  StatUtik. 
Deutsches  Reich. 

Badiscbe  Jastisstatistik  für  das  Jahr  1890.  Karlsruhe,  MUler'sche  Hofbuchbdl., 
1S9S.     4.     VlI— 189  SS.    (Bearbeitet  im  grobbers.  Jostisministerium.) 

Beiträge  sur  Statbtik  des  QroAherzogtums  Baden.  Herausgegeben  vom  statbtischen 
8ir«aa.  Neue  Folge,  Hefk  6.  Karlsruhe,  MaUer'sche  Hofbuchhandl.,  1893.  4.  XI~312  SS. 
(lokalt:  Die  Volksalhlung  vom  1.  XIL  1890,  Teil  I.) 

Beiträge  sur  Statistik  des  Köoigsreichs  Bayern,  Heft  LIX.  Mttnchen,  Hofbuoh- 
drackerei  von  Wolf  &  Sohn,  1898.  Roy.-8.  Herausgegeben  vom  k  statistischen  Bureau, 
(lahalt:  I.  Die  Ergebnisse  der  Viehsählung  im  KR.  Bayern  vom  1.  Desember  1892  nüt 
«akiteaden  Bemerkungen  von  (ORegR.)  Carl  Rasp  (Vorstand  des  k.  Statist.  Bfireaus). 
LXVI — 405  SS.  mit  1  Karto-  und  1  Diagramm.  —  II.  Ergebnis  der  Erhebung  Aber  die 
ZsrtrfimBiemng  bäuerlicher  Anwesen  in  Bayern  während  der  Jahre  1888 — 1890      81  SS.) 

Bericht,  statistischer,  ttber  den  Betrieb  der  kgl.  bayerischen  Verkehrsanstalten  im 
7crwaltang»jahre  1898  n^bst  Nachrichten  ttber  den  Eisenbahnneubau.  Mfinchen,  Hof- 
bocbdruckerei  E.  Mahlthaler,  1893.  Roy .-4.  VI— 857  SS.  mit  XXX  Beilagen  auf  280  SS. 
(Herausgegeben  von  der  Generaldirektion  der  kgl.  bayer.  Staatseisenbahnen  und  der  Direktion 
der  kgl.  bayerischen  Posten  und  Telegraphen.) 

Bericht  Über  die  46.  Hauptversammlung  des  Evangelischen  Vereins  der  Gustav- 
Adolf-Stiftung,  abgehalten  in  Bremen  am  6.,  6.  und  7.  Sept.  1893.  Leipzig,  Selbstverlag 
des  CentralvorsUndes  des  Evang.  Vereins  der  GasUv- Adolf-Stiftung,  1893.  8.  252  SS. 
(Aaf  S.  114  ff.:  Die  internationale  Einnahme-  und  Gemeindeunterstützungsstatistik.^ 

Jahrbuch,  sUtistisches,  der  Stadt  Berlin.  Jahrgang  XVUI:  Sutistik  des  Jahres 
1891.  Im  Auftrage  des  Magistrats  herausgegeben  von  R.  Böckh  (Direktor  des  statistischen 
Amtes  der  Stadt  Berlin).  Berlin,  Stankiewics  Buebdruckerei,  1893.  8.  XVI— 426  SS. 
M   6.—. 

Mitteilungen  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  München.  Band  XIH.  MUochen, 
Uodaaer,  1893.  4.  304  und  298  SS.  (A.  u.  d.  T.:  Bericht  Aber  die  Ergebnisse  der 
Volkssählung  in  München  vom  1.  12.  1890  und  der  damit  verbundenen  Wohnungs-  und 
Hsoshaltszähinng.     3  Teile  mit  9  Tafeln,  24  Plankärtchen  und  1  Stadtplan.) 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  vom 
23.  Juni  bis  25.  Juni  1892  und  vom  3.  Februar  bis  10.  Februar  1898.  Berlin,  C.  Hey- 
naoa,  1893.  4.  11—61  SS.  M.  1. — .  (A.  u.  d.  T.:  Drucksachen  der  Kommission  fiir 
Arbeiterstatistik,  Verhandlungen  Nr.  1/2.) 

Röder,  J.  (Besirksarst  der  Sudt  Würsburg),  Medizinische  Sutistik  der  Stadt 
Wfirsburg  für  das  Jahr  1891  mit  Einschlnb  des  Jahres  1890.  Wfirzburg,  Stahel,  1898. 
p.  8.     M  SS.  mit  Tabellen  und  2  lithogr.  Tafeln.     M.  3.--. 

Rufsland. 
Beiträge    zur   Sutistik    des   Rigaschen  Handels.     Jahrgang  1891.     II.  Abteilung: 
Ufas  Handelsverkehr   auf  den  Eisenbahnen.     Herausgegeben   im  Auftrage    der   handeis- 
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sUtUtiseheo  S«klioii    des  Rifr^er  Börsen koroitees    voa  A.  Tobieo    (S«kr«Uf    der 
Biga,  BaeU  Bucbdruckertf,  1893.     Boj.  i     VUI— 113  Sd 

UaliftD. 

BelAiioDe  medico-sUlisticA  solle  condixioni  ftmniturfe  dei  B.  esercifo  itolUno  nelt* 

Inno   1892  comptUCa  dall*  Ispettorato  di  saait^  milltftre  (Ufflcio  stAtistica]  sotto  U  direxion« 

del  (Msggior  geoerale  medico  Upettore)  SaoUnera.     Borna,    K.  Vogbera,   169S      gr.  m^t. 

IV — 179  pp.     (PubblicAifooe  del  MlDJatero  della  gnerra.)  J 

Schweia.  " 

BeTÖlkerung,  die,  der  Scbweia  tinterschfedeii  nach  dem  Bernfe.  Vom  eidgeo5»sltcbeo 

Btatiätiscben  Bureau,     o,  0.  a    J.     (Bero,    S.  X.   1893)     4.     21   83.     (Abdruck    ana  daa^i 

III.  Bande  der  .^Ergebnisse  der  eidg,  VolkseihluDg"  rom  1 .  XII,  1888) 

Mitteilungen,    atatisü»che,    betrefi'eod    den   Kaotoa  Zdrlch.     Herauägegabea  roa 

kantonalen  5tatitü»chen  BOreau,  Jabr  1891.    HeA  2:  Landwirtschaftliche  Statistik^  1.  HÜfU : 

Arealstatistik.     Zürich  1893.     k}    8      IV- 82  SS.  mit  4  Karten. 

Schweizerieiche  HandelsstatUtik.    Uebersicht  der  Ein-  und  Ausfuhr  dar  wicbtigstesj 

Wareo,    UI.    Quartal    1893       Bern,    Buclidruckerei    B     Colin,    1893.     gr.   foUo.     60 

(Herausgegeben  vom  schweiBerischen  Zoltdepartement.) 

Amerika  (Vereinigle  Staaten] - 
Production    and    dUtribution    of  the  pnoclpul  agricultural  producta  ot  tbe  world. 
Compiled  from  tbe  orfieint  siatistic*.     Washington   1893,     8.     (Ü.  St.  Department  of  agri^j 
cnlture.     Division  of  atatistics.     Misceilancaus  series^  report  N^  5.)  I 

—  (Argen  tioien). 
Estadistica    del    comercio    j    de  la  navegaciiSn  de  ta  Repiäblica  Argentloa  ccrrr»> 
ipondiente  al  ano   1892     Buenos  Aires,  Compauia  de  billetes  de  banco,  1893«    Boj.  in-8. 
XVI— 472  pp.     (Pablicaciöo  ofßciaj  ) 

Asien  (Britisch 'In dien). 
Statut  ical  abstract  relatlDg  to  ßrlllsb  Indta  from  1882/83  to  1881/99»  XXVIl^ 
Dumber.     LoEidon  ^    prtnted    bj    Eyre    k    Spottiswoode ,    1898      gr.    In  -  S      IV^300  pp 
(Purliiim.  pHpf^r«    blue  book.     Contents:    Area  and  population,  Cenaus  of  1891.    «-»    Vttat' 
stattstic».     Emigration.    —    Finance     —    Coinige   and  curreDC)'.  —  Agricalture  atid  laü4 
tenures.    —    Railways,     Post  Ofäce      Telegrapbs.    —    SaTings  bauks.   —    Educaiioa.  — ^_ 
Trade.  -—  Sbipping,  —  Cnstoms  laHff'.     Prices  current:  food  graln«  and  satt.  —  ate.)     ^M 

18.    Tertohiedenea. 

Bern  heim,  E  (Prof.  der  Geüchichtei  Greifswald],  Lehrbuch  der  histarisch«D 
Methode.  Mit  Nachweis  der  wichtigateu  Quellen  und  Bilfsmittel  aum  Stadium  der  Ge- 
schichte. S.  (völlig  durchgearbeitete)  Aufl.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1894.  8» 
XI t— 684  SS  H  12.—.  (luhftit:  Hegriß*  und  Wesen  der  Geschichis Wissenschaft. 
Methodologie.  —  Quellenkunde  (Heuristik).  —  Kritik.  —  Auffüssung ) 

Bismarck.    Die  politischen  Heden  des  FQrsteti  Bismarck.   Ilistorisch-krittscbe  Oeaamt^^ 
ausgäbe  besorgt  von  Horst  Kohl.     Band  VIÜ:  1879—1881-     Stuttgart,  CotU  Nachfolger; 
1893      gr.  8.     XX— 436  SS      M    8.—. 

Blum,  Hans,  Das  Deutsche  Reich  zur  Zeit  Bismarcks  Politische  Geschieht«  tob 
1871  bis  1890.  Leipsig«  Bibtiograpbiscbes  Institut*  1898  Boy.-8.  XX— 708  SS.  mit 
Portrit  Bismarcks      geb    M.  7,50. 

V.  Bodelschwingh,  F.,  Lose  B litter  aus  einem  Tagebuch.  Berlin,  Pattkammer 
k  M,  1893      kl  8      89  SS      M    1,60. 

T.  Hoeusbroecb,  P.  (Gral'),  Modemer  Jesuitiamus.  Berlin,  H.  Waltber.  1893. 
gr.  8.     M.  l.— 

Jahresbericht«  XXIU  ,  de»  Verein«  schwel leriseher  Gymnasiallehrer.  Aarau, 
Saaeriftnder  Sc  C^,  1893.  gr.  8  54  SS.  M.  1  — .  (Darin:  Di«  Ergebnisse  der  neue« 
Ausgrabungen  auf  der  AkropoÜt  von  Athen,  von  J.  Escber.  — ) 

Jahresbericht,  XXIV.^  des  LandesmedidnatkoUeglums  über  das  Medisinai wesea 
im  K4$oijrreich  Sachsen  auf  das  Jahr  189S  Leipiiig,  F  C  W  Vogel  1898  Roy .-8 
890  SS. 
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Kalender  für  die  technischen  Hochschulen  nnd  Bergekedemien  des  Deatscben 
Reiches,  Wintersemester  1898/14.  S  Teile.  Leipsig,  A.  FeUz,  1898.  12.  geb.  M.  1 — . 
(Teil  n.  Personellen  und  stotistische  Nmchrichten  enthaltend,  ist  bearbeitet  von  (Prof.) 
W.  Sebeffler.) 

Katerban  (Reg.-  u.  Med.R.),  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  im  Begbs.  Stettin 
wfthrend  der  Jahre  1889,  1890,  1891.  VII.  Verwaltungsbericht.  Stettin,  Druck  von 
Herrcke  ft  Lebeling,  1898.     8.     VI— 218  SS.  einschl.  47  TabeUen. 

Raab,  K.  R.,  Hans  von  Raumer.  Ein  biographischer  Versuch.  Erlangen,  Haz 
Mencke,  189S      gr.  8.     X— 188  SS.  mit  dem  Bildnis  Raumers.     H.  1,60. 

Roseoboom  (Ingenieur,  Kiel),  Die  stidtische  WasserversorguDg.  Unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  hygleinitchen  nnd  whtsehaftlichen  Qesichts|Hinkte  bearbeitet.  Berlin, 
B.  Mflckenberger,  1898      gr.  8.     VIII— 44  SS.     M.  1,20. 

Tan  er a,  C,  Die  Revolutions-  und  Napoleon ischen  Kriege.  2  Bftndchen.  (I. :Von 
Vitasy  bis  AusterHU.  IL:  Von  lena  bis  Moskau.)  Mfinchen,  C.  H.  Beck,  1898.  kl  8. 
Vni-245  u.  VI~244  SS.  mit  Uebersichtskarten  und  Schlschtpiftnen.  M.  5.—.  (A.  u. 
d  T. :  Deutschlands  Kriege  von  Fehrbellin  bis  K5n{ggrilta,  Bd.  IV  u.  V.) 

Volker,  H.  8.,  Handbuch  der  deutschen  Volksblldungabetitrebungen.  Gewidmet  den 
Volksbilduogsvereinen  und  allen  Volksfreuoden.  ZQrich,  C.  Schmidt,  1898.  gr.  8.  IV — 
130  SS.     M.  2.—. 


L*  A  1  s  a  c  e  Lorraine  devant  l'Europe  par  Patiens,  (pseud.).  Psris,  P.  Ollendorff 
1893.    in-18.  couverture  en  coul.,  avec  cartes,  croquis,  etc.     fr.  8,60. 

C  1  e  r  c ,  H.  (ancien  membre  de  l'Ecole  fran^.  d'Athkoes),  Les  m^tkques  ath^niens. 
Etode  sur  la  condition  legale,  la  Situation  morale  et  le  rdle  sociale  et  ^conomique  des 
etrangers  domicUi4s  k  Athines.     Paris,  Thorin  &  fils,  1894.     8.     fr.  14.—. 

Errera,  L.  (prof.,  Bmxelles),  Les  Juifs  russes.  Extermination  ou  ömancipation? 
Bntxelles,  Muqusrdt,  1898.  gr.  in-8.  184  psg.  avec  carte,  fr.  1,60.  (Table  desmatiires: 
Lettre  pr^face  de  Th.  Mommsen  —  Etablissement  des  Juifs  eo  Russte.  —  La  population 
jnvs.  I^  territoire.  Les  privil4gi6s.  —  Condition  des  Juifs  dans  le  territoire.  —  Les 
Btsares  de  pers^utioo.  —  Accrusations  port^es  per  les  antlsömites,  en  Rnssie,  contre  les 
jsif».  —  etc.) 

Morean  de  Jennys,  A.  (membre  de  Tlnstitut),  Aventures  de  guerre  au  temps  de 
U  R4publique  et  du  Consnlat.  Pr^face  de  L^on  Say  (de  l*Acad4mie  fran^alse).  Paris, 
OaOlanmin   &  O«,  1893.     gr.  in-S.     XXIU— 469  pag.     fr.  7.  -. 

Plaget.  E.,  Histoire  de  l'^Ublissemeot  des  J^saites  eo  France  1540—1640.  Leide, 
E.  J    BrilK  1893      8.     IX— 628  psg.     fr.  11.—. 

T  a  i  n  e ,  H.  (de  TAcad^mie  fran^eise),  Les  origines  de  la  FrsDce  contemporaine.  Le 
rcfime  moderne.  Tome  II.  Paris,  Hachette  &  Ci^  1894.  gr.  in-8.  XVI— 406  pag. 
\T.  7.50.     (Table;  Livre  VW««:  L'^gllse.  —  Livre  VIi*me :  L'Ecole.) 

Clemow,  F.,  The  cholera  epidemic  of  1892  in  tbe  Rnssian  Empire.  With  notes 
-jpoD  treatmeot  snd  methods  of  desinfection  in  cholera,  and  a  sbort  aeconnt  of  the  Con- 
fereoce  od  cholera  held  in  St  Petersburg  in  December  1892.  London,  Longmans,  Green  & 
C'  .8.     136  pp.     6/.—. 

Great  public  schools:  Eton,  Harrow,  Winchester,  Rugby,  Westminster,  Marlborough, 
Cbeltenham,  Haileybary,  Clifton,  Charterhonse.     London,  E.  Arnold,  1893.     8.     6/. — . 

Strahan,  S.  A.  K.,  Suicide  and  insanity:  A  physiological  and  sociological  study. 
LocdoD.  Sonnenschein,  1893      crown-8. 

W  i  U  o  u  g  h  b  y  ,  E.  F.,  Haodbook  of  public  health  and  demography.  London,  Mac« 
millan.  1898.  crown-8.  XVI— 609  pp.,  clotb.  4/.6.  (Contents:  Health  of  the  man.  — 
Health  of  the  hoose.  —  Health  of  tbe  cIty.  —  Health  of  the  people.  —  Demography: 
Sutistics,  Constitution,  etc.  of  popolation.  Death  rates  and  prcTcntible  mortality.  Com- 
parative  mortalitles.     Birth  rates,  Life  tables  Dr.  O^le'«.  —  Saniury  law.  —  etc.) 

Phttezi,  A.,  PyccKiH  boohhbiii  ölitt.  b-l  Ä*HCTBiiTejLHOCTH  H  me^Tax^.  Ct.- 
nerepfiypri*  1893.  8.  (Das  russische  Militftrleben  in  der  Wirklichkeit  nnd  in  der  Ein- 
bilding,  von  A.  Rittikh.) 

Csro,  E,  EI  snicido  y  la  civilizaci6n.  Madrid,  impr.  de  la  Compania  de  impr.  y 
iibr.,  1898      8      pes.  3.—. 

Trsba'Jos  escolares.     Exposici6n  de  Chicago  an o  de  1893.     Buenos  Aires  1898.  8. 

Kupt3x(8ov.  E.  K.,  'loTopCa  toO  cuyxpovou  'EXXtjvtafioO  and  rrj;  I8puacci>c  toC 
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Patjuctow  Tij;  *EXA(iöoc  P^XP^  "^^^  ^1  \^*'P^'*  M-ac  1832—1892,  etc.  I,  (Oeeebichte  i«» 
tDoderaeo  GriecheoluidT  seit  der  OründaD^  des  K5Di^eicbs  (1832)  bis  Kar  Gegeav^rt, 
TOD  E,  K.  Kyrlaktdos.)     Athen   1893      8. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes, 

A.     Frftnkreieh. 

AopAle»  de  TEcote  llbre  des  äcieoces  potitiques  (PAris).  Tome  VIII,  l^* 
Janvier  k  Juillet  1693:  öoe  noavelle  Ecole  libre  des  sciences  eoeiales  et  polttiqaes  tu 
B«lgi(|ue,  per  L.  Aacoc.  —  Lea  iiidigimes  tuoiaieos,  pikr  Manr.  Ceudel,  —  De  1«  000- 
ditioD  dea  otraugers  ea  Alsace-LorriaßeT  pur  M.  Veren.  —   Hippolyte  Taine  ,  pjir  E.  BoQimjr. 

—  L'^tJibHsseiiieat  et  1a  rerbioa  des  constitattons  «ux  Eut^-Uais  d'Ameriqae^  p&r  C. 
BorgeJLud.  —  De  la  d6dactioD  du  passlf  dans  les  d^cUrations  de  sacce»ü»ioD  ,  par  P*  de 
Goioluon.  —  FöDCttouiiaires  et  hommes  d'Etat  auglais,  par  Max  Ledere.  —  Las  varUHons 
do  reveDu  et  du  prix  des    terrea    eo  France  aa  XVIIe  et  au  XVIII«  si^cte,    par  D.  ZoUa. 

—  Les  enqnctes  parlemeoCairea  et  la  loi  beige  du  3  tnai  1880^  par  £.  Payen.  —  One 
aaaodation    contre  la  meodiciU  k  domicil«   dant    le   graud-duüfa^  de  Bade,    par  A.  Spire« 

—  etc, 

Bulletin  de  atatistiqu«  et  de  l^glslatloo  comparL<e.  XVII<>  ana^e  (1898)  KoTembre: 
A«  France,  colouies:  Prodnctia'D  des  yihs  et  des  ddreg  eo  1893  (France  et  Algerie)  avec 
cartea.  —  Lea  prodalts  de  reoreglatrementi  des  domaines  et  du  timbre  constat^s  pendant 
rannte  I89S,  —  Les  caisses  dMpargne  scotaires  —  Le>  reveuus  de  TEtat:  France  dix 
Premiers  moia,  Algerie  neuf  premier»  müia,  exereice  1898.  —  Le  commerce  exterieur, 
mois  d'Octubre.  —    La  «ttuation    finnöcifere   des    cummanes  en  1892  (Fraoce  et  Algerie) 

—  B.  Paya  ^trangera :  Autriche-Oougrie :  Le  projet  de  tudget  autrichieo  pour  1894«  — 
Eapagne:  Le  r^'glme  des  atcoots. —  Italie:  Le  payement  des  droits  de  douaoe  eo  espfceet^ 
m^talliquea  (d^cret  du  8  novembre  1898j>  —  Grice :  Le  message  royal.  —  Rasste: 
r^ultata  d^finitifs  de  Texercice  1892.  —  Etats-Uni» :  L'abrogatlou  de  la  loi  du  14  juillet 
1890»  lol  du  l^r  novbEnbre  1898.  —  Ausirane :  La  vigne  et  le  vin.  —  etc 

Journal  des  Economiste»,  52«  aoneef  Novembre  1893t  Le  nourelle  regime  dooftoier 
de»  colonics,  par  Bouchid  de  Belle.  —  Les  officiers  minist^riels,  par  L.   Thenreau  (stiite). 

—  Le  mouvemeot  agncole,  par  G.  Foutjuel.  —  Revue  critiqae  des  poblicatioo»  ^conomt- 
ques  ea  langue  fran9(ii3eT  par  Rouxel.  —  L^ujiure  en  Rusäie,  par  Inostraniets.  —  Un 
syndicat  de  la  paix.  —  Les  faaci  social ivles  de  la  Sicile.  —  Societ»-  dVconomie  potitiqae;, 
s^«Dce  du  4  novembre  1893:  Discni^sion;  De  Tintervention  de  TEtat  dan»  le  contrat  de 
travail.     N^crologie :  Ed.    Lecouteux    et    Auguste    ä6vene.  —    Cfaronique    <?conomique.  — 

Journal  de  la  Societe  de  «talistique  de  Paris.  XXXlVt>'iiift  annee  (1893)  2f«  U^ 
Novembre:  Proc^s-vcrbel  de  la  s^ance  du  25  octobre  1893,  —  Les  valears  successoraUs 
et  lea  donatloos,  par  Tous^aint  Loaa.   —  Chroniqae  des  transports,  par  Beaurin-Gressier. 

—  Chronique  des  Ünance»  publiques,  par  Fr.  Desjnrdins.  —  Cbroniquc  de»  banqoes. 
changes  et  m^tanx  prdcleux,  pmr  Pierre  des  Essara.  —  etc. 

Reform  Q  sociale,  la.  II1<' s^rte,  N»«"  68  k  71,  16  Octobre  k  1  Dicembre  1898: 
Les  programmes  radicaux  de  r6formes  d^impfits^  par  Rene  Stonrm.  —  Lea  oeuvres  de 
rinitiatiTe  priv(^e  k  Genfeve,  par  P.  Mariu.  —  La  t'<^pression  legale  de  l'unure  eri  AU«* 
magne,  par  E.  Dubob.  —  Un  mot  aur  le  credit  agricole  k  propo»  d'un  Hvre  r^'cent : 
„le  credit  sgricole,  par  Tonil  lon*S  par  Benoit  L^^vy.  —  La  reorganisation  de  reoseigne- 
ment  des  sciences  politiques  dans  les  univer»ites  de  l'Etat  en  Belgique.  —  La  Constitution 
de  la  famille  et  du  patHmoine  sous  le  For,  ea  B^arn,  par  L.  Batcavo.  I.  Persistanee  de« 
id4es  ancienoes  sous  le  code  i  IL  La  Constitution  da  patrimoine ;  111.  Inäuence  des  tois 
rictotM.   —  Le  ayndlcat    agricole  de  PAojou  et  ses  aections    paroisaiales,    par  E,  Kicolle, 

—  Lea  aasociations  professionnellftB  «t  les  physiocratea,  par  A.  des  Cilleals  —  Les  gr^ves 
d'apr^  une  aUtisttque  r^cente,  par  (prof.)  Santangelo  Spoto.  —  ün  cours  prattqne  d'4co' 
oomie  politique  k  rUnivcriitd  de  Ll^ge,  par  A  D.  —  M^langes  et  notices:  Cn  disciple 
am^ricaln    de    Proudhom    (B.  R.  Tocker),    par  J.  Angot    des    Hotours.      LHodiistrie  et  les 
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moeurs  sociales,  par  A.  Fongerouss«.  —  La  snppression  des  bareaox  de  plaeement,  par 
Maar.  Vanlaer.  —  LtJnion  d'sssistance  par  le  travail  da  VI«  arrondissement  et  las  boreanx 
aanidpaiix  de  plaeemeot,  par  H.  Defert.  —  Corner  d'Aatriche,  par  Walter  Kaempfo: 
Le  congrto  de  ^aa  et  les  tendanees  de  la  petite  indostrie.  Le  parti  soeial-chr^tien  et 
scs  dang^reoses  propagandes  etc.  —  L'initiative  popalaire  et  le  droit  aa  travail  en  Saisse, 
per  J.  d'Anetban.  »  Histoire  öleetorale  de  1898,  per  H.  Joly.  —  Une  famille  mrale 
sovs  Taneien  regime  de  Poitoa  (1560 — 1840),  par  A.  Tandonnet.  —  Uo  noavel  historien 
de  Biehelieo,  par  J.  Argot  des  Sotoars.  —  La  Sod^t^  beige  d'^eonomie  sociale.  Rapport 
sommaire  sar  les  travaax  de  sa  12«  session  (1892 — 1893),  par  V.  Brants.  —  Le  moare- 
mtot  social  k  l'^tranger,  par  J.  Cas^Jeux.  —  Chrooiqae  da  moavement  social,  par  A. 
Fougeroosse.  —  etc. 

Revae  gönirale  d'administration.  Pablication  daMinist^re  de  rintMeur.  XVle  ann^e 
(189S)  Novembre :  Un  baoqoier  da  Tresor  royal  aa  XVUIo  si^le :  Samael  Bernard,  sa 
TIS,  so  oorrespondence  (1661 — 1789),  par  V.  de  Swarte  (tr^rler-payear  gin^al  de  Seine- 
«t-Mame).  —  Notes  de  jarispmdence  (section  de  l'int^rlear,  des  caltes,  de  l'instmction 
pnbliqoe  etc.)  saite.  —  Chroniqae  d'Aatriohe-Hongrie :  La  r^forme  äl^ctorale  en  Aatriohe. 

—  Chroniqae  de  Belgiqae:  R^rision  de  la  Constitation  (loi  da  7  sept  1898).  —  Chroniqae 
d«  Tadministration  franfaise.  —  etc. 

Revne  d'^conomie  politiqae  (Paris).  7«  ann^e,  M®  11,  Novembre  1898:  Eisai  sar 
Is  fabriqae  collective,  par  E.  Schwiedland.  —  Les  grands  magasins  tels  qa'ils  sont,  par 
P.  da  Maroossem.  —  Comment  et  finir  avec  le  sweating-system  ?  par  Bdatrice  Potter 
(Hn-  Sidney  Webb).  —  Chroniqae  IdgislaÜve,  par  E.  VUley.  —  etc. 

Revoe  maritime  et  eoloniale.  Tome  CXIX,  livraison  887,  D^cembre  1893:  Laeonstrao- 
tion  des  b&timents  par  l*indaftrie,  par  R.  Lavigne.  —  Agde,  son  origine,  son  histoire 
msritime  (soite  et  fin),  par  Robin.  —  Jean  Gaspard  Vence,  corsaire  et  amiral  (saite  et 
fia),  par  H.  Loir.  —  Vocabalaire  des  poadres  et  explosifs  (soite).  —  Pdches  maritimes: 
Ls  ptebe  da  maqoereaa  dans  le  mer  d'Irlande.  La  pdche  da  thon  en  Sardaigne.  Sitoation 
de  la  p^che  et  de  rostrdicoltore  pendant  le  mols  de  septembre  1898.  —  etc. 

B.     England. 
Board  of  Trade  Joomal.    December  1898:  Formation  of  a  Rossian  naphtha  anlon. 
•»  The  flax  trade  of  Rassia.  —    Railway   rates  in  Sweden   for  iron  and  iron   goods.  — 
yetherUnds  trade  marks  legislation.  —  The  present  condition  of  the  French  wine  indostry. 

—  International  workmen's  exhibition  in  Milan.  —  The  Import  trade  of  Beyrooth.  — 
The  Import  trade  of  China  and  the  likin  doties.  —  Imports  of  ootton  into  the  United 
Stetes.  —  Tariff  changes  and  costoms  regolations.  —  Customs  tariff  of  Western  Aostra- 
lia.  —  Proceedings  of  Chambers  of  commerce.  —  Statistics  of  trade,  emlgration,  fisheries, 
etc.  — 

Contemporary  Review,  the.  December  1893:  The  government  and  laboar,  by 
H.  W.  Massingham.  —  Parish  coancils  and  parish  charities,  by  J.  Darfield.  —  The 
economy  of  high  wages ,  by  J.  A.  Hobson.  —  Education  and  instroctioD ,  by  (Lord) 
Coleridge.  —  The  Strasborg  commemoration.  —  Compolsory  porchase  of  Isnd  in  Ireland, 
bj  A.  Traill.  —  Territorialism  in  the  South-Eastern  counties,  by  R.  Heath.  —  A  rejoinder 
to  Prof.  Weitmann,  by  H.  Spencer.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  December  1893 :  The  Ireland  of  to>day,  psrt  II: 
The  rhetoricisns,  by  X.  —  The  onemployed,  by  (the  Rev.  Canon)  Barnett  —  The  ice 
age  aod  its  work,  part  2,  by  A.  R.  WsUace.  —  A  Seuth-Sea  island  and  its  people,  by 
Fr.  J  Mose.  —  Self-govemment,  by  W.  8.  Lilly.  —  A  hunt  for  bsppiness,  by  (the 
Iste)  Fr.  Adams.  —  Clothing  as  s  protection  against  cold,  by  R.  Roose.  —  History  and 
ses-power,  by  „Naaticas'*.  —  etc. 

Humanitarian,  the  Vol.  III,  No.  6,  December  1893:  A  key  to  the  social 
Problem,  by  (Cardinal)  Vsoghsn.  —  Alcobol:  its  ose  and  misuse,  by  (Sir)  Dyce  Dack- 
worth.    —    Anthropometry  as  applied  to  social  and  economic  qoestions,    by  Ch.  Roberts. 

—  The  daty  of  the  employed,  by  (Sir)  W.  Houldsworth.  —  The  taxation  of  pleasore, 
bj  M.  Qo.  Holyoake.  —  The  palpit  and  the  press,  by  A.  Wilcox.  —  A  commenUry  of 
marriage,  by  L.  Johnson.  —  etc. 

National  Review,  the.  December  1893:  Is  oar  sea  power  to  be  maintained? 
by  (Lord)  O.  Hamilton.  —  Matthew  Arnold,  by  L.  Stephen.  —  The  volontary  schools 
criftis,  by  (the  Rev.  Canon)  Hayman.  —  The  kirk  and  presbyterian  union,  by  (the  Rev.) 
E.  H.  Story.  —  The  onsolved  Irish  problem,  by  the  O'Conor  Don.  —  Silver,  by  Moretotf 
Frewen.  —  etc. 
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KiQet«etith  Century,  the.  No.  202^  December  1893:  Sociali&ni  in  Fr«Ace,  bjr  ] 
Yve*  Gayot  (Ute  Miahter  of  public  works  of  Frauce).  —  Wliat  Loodoo  people  die  of, 
by  Hugh  Percy  Dudd.  —  Reconeclions  of  Prof  Jowett,  by  A,  Ch.  Swinburne.  —  Upper 
Bouses  in  modern  Sutes.  1.  The  IUÜad  Seuete*  by  (the  Bfarcbe^e)  F.  Nobili-VitelletchL 
—  Queen  Elizabeth  and  Ivad  the  lerriblci  by  W.  Bartiea  SleveDi.  —  The  Queen  eud  [ 
her  fir«t  prime  Mioisterf  by  K,  B.  Brett.  —  Od  the  origio  of  the  HaaboniiJutd  raio«,  by 
J,  Tb.  BeDt.  —  The  Loudoo  Schout  Board:  a  repty  to  Mr,  Lyulph  Sunley,  by  J.  IL 
Biggle  (Chairmao  of  tbe  Board).  —  A  wedding-gift  to  Eaglaud  io  1662,  by  W.  Freirei} 
Lord.  —  Toalon  lud  the  Freu  eh  navy,  by  W.  Laird  Clowes,  —  etc. 


C.    O  e  ä  t  e  r  r  e  i  c  h 
BitouiitAhefte,    hrsg. 


Ungarn, 
von  EogelberC  Pernerstorfer. 


Decitache  Worte.  Bitouiit«hefte,  hrsg,  von  EogelberC  Pernerstorfer.  Jahrg.  XIll 
(1893),  Heft  12|  Dezember:  Zu  einem  oeueu  Buche:  („Die  EntatehoDg  der  Volkairifi- 
acheft'S  voa  Prof.  Bücher),  voo  (Prof.J  Jul  Platter  (Zürich).  —  Die  ArbeiUverhlituiss« 
in  RofslaLDd*  —  Zur  Eefortn  der  Armenvertretutig,  von  Jul.  BrUgel  (Brünni.  —  Abs 
meiDem  Baueroapiegel,  von  W.  Nag]  (Wien).  —  Zur  Kontroverse  F.  v.  Peldegg  und  i 
Dr.  Himmelbaurf  vod  J.  (Bitter)  y.  Neupeuer  (Wieo).   —  etc.  ' 

Mo  D  ataac  bri  ft ,  statiitische^  beran»gegeben  vod  der  k.  k,  »tatistischeo  Central- 
komtnit^ioD.  Jahrg.  XIX  (1893),  Uelt  10/1^,  Oktober,  November  und  Desember:  Die 
öaterreicbiachen  Assekuraoigeüeibcbafteti  im  Jahre  1891,  von  R.  Krickl  (Scblufä) :  Die 
Schilden versicheruDg.  —  Die  fi'ischerei  an  der  adriatUchen  K&ite  Oesterreicha  im  J^re 
1891/92,  von  C.  Krafft«  —  Die  BerufiiverbiUuliae  der  Bevölkerung  Wiens,  von  E, 
Eauchberg.   —  Aus  den  Sitsungeu  der  k.  k.  slatbtjtcheii  CentrelkommifisioD.   —   etc.  | 

Oe  8  t  e  r  r  e  i  c  b  -  Ungariäthe  Revue.     Jahrg.  VUl  (1893).     Herauagegeben  und  redi* 

Heft  2 :    Die    ReforiBarbeiteQ    im    ungariicben 
—    Der  Reicbfrbofrat  in  Wieti,   von    £.    Qmgtia, 


giert  voB  A.  Mayer -Wyde.  Band  XV 
AckerbaumJnisterium,  von  K.  Mandello. 
—  etc. 


Italien. 


Qiornale  dogli  Economiitl,  Dicembre  1893:  La  criei  e  11  programmA  liberale 
(per  1»  direstoQfl  del  Giornale).  —  Teorii  della  popolasione,  per  £.  La  Loggtm  (codU* 
nuasione  e  fine).  —  Francesco  Ferrara  all'  Univerftitk  di  Torino,  1849 — 18Ö9,  per  S. 
Cognetti  de  Martiia.  —  11  taJlimento  quale  sintomo  della  potenaa  commerciale  d'un  paeae, 
per  A.  Contento«    —  Hivista  del  t^redito  popolare,  per  G.  C.  B.   —  Cronaco,  per  V.  Pareto. 

—  La  sitttaztooe  del  mercato  uiüneiano,  per  X.  — 

Riviata  della  beneficeuza  pubblica  e  di  igiene  aociale«  —  Anno  XXI,  31  Ottobre 
— 30  Novembre  1893,  ü^  10/1 1:  Quali  debbano  easere  gli  avanzi  dei  coosuntivi  del 
ricoveri  di  mendicitk  e  degii  iatituti  equivalentl,  devolatl  •  beneficio  degU  isabili  al  lavoro, 
per  C.  Hoflali«  —  La  riforma  dei  monti  di  piet^  per  (avvocato)  B.  Peaoo.  —  L'Impero 
coloniale  ingleae:  EmigraEione  e  colonizuaione,  per  G.  F.  Righetti.  —  L'Espoetaione 
intern asio aale  operaia  di  Hilano  nel  1894.  —  Lo  »vtluppo  della  cooperaztone  di  coDStimo 
in  Europa.  —  Unasocietk  cooperativa  per  l'eserciiio  del  CoUegio  coovitto  ,, Dante  Alighieri'* 
in  Firenae.  —  Lo  avlluppo  delt'  igteue  iu  Germania,  per  C  Flügge.  —  Note  di  iogegae- 
ria  aaoitaria,  per  Chiappont.  —  Cronac«  della  beoeficenaa,  della  prevfdenxa,  della  coopera* 
aiooe  e  di  fatri  jioctall  intereaeanti  i  lavoratori.  —  etc. 

G.    Holland. 

de  Economist»  opgericbt  door  J.  L.  de  ßruyti  Kopa.  XLU.  jaargang  (1893) 
December:  Das  holländiBche  Arbeiterachui2ge»etz,    von  F.  W.  Weaterouen  van  Meetereu 

—  Die  Annahme  dea  Gesetsea  vom  2.  X.  1893  betreffend  die  Besteuerung  der  Einkommen 
auf  Gewerbe  und  Beruf,  von  G.  M.  Boiaaevain.  —  Wir  lach  aftliche  Cbronik.  —  HaodeU- 
ehronik.  —  etc. 

H.  Seh  weil. 
Schwel  leriache  BtHter  FQr  WirtachafU^  und  Sozialpolitik.  Redigiert  von  O. 
Wultacbleger.  Jahrg.  l  (1895)  Ko.  10  u.  11:  15.  November  und  1.  Dexember:  Agrar* 
politiacbea  aua  Oeaterreich,  von  J.  Platter,  —  Die  Notwendigkeit  einer  Erweiternog  der 
Bevöikerung^utiatik  iu  der  Scbweis,  von  G.  H.  Schmidt  —  Ein  moderner  Stidteer* 
weiterungaplau,  von  A.  MÜlberger.    —    Zar  Frage    dea  RechU  auf  Arbeit,  von  0.  Beck. 

—  Die  geplante  Kranken-  and  (Jutall veraicherung  und  die  Arbeite racbalt.  —  Zar  THnk- 
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gelderfrAge.  —  Zm  Beniteilang  der  Gewerkschsftsbewegoog.  —  Zar  Initiative  fBr  die 
iMBtstttlicbe  Knukenilage.  —  Der  intemationele  Kohlengrftberstreik,  toxi  O.  Wull- 
seklegv.  —  QemeJBdllcfae  Syialpoiitik.  —  etc. 

L' Union  poetale.     XVIIIe  volnme,  No  11,  ler  NoTembre  et  N»  12,  ler  D^cembre 
1M8:  Beeensement  rar  le  service  des  postes  de  la  R^pabliqne  de  Liberia.  —  Franchise 
de  port  et  eontrebande  posUle  an  P^rou.  —  Trois  horaires  des  postes  saisses  da  XVXI^ 
tikle  (fin.)    —    Eztrait  dn  SSme  rapport  de  gestion    du    Maitre    g^n^ral    des   postes    de- 
Grande-Bretagne  et  d'Irlaode,  ponr  1'  exerdce  d'ayril  1892  k  fin  mars  1893.  —  etc. 
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Archiv  für  Post  and  Telegraphie,  Jahrgang  1893,  No.  22  and  23,  November  and 
Dnember:  Das  neoe  Postgeblnde  in  Memel.  —  Th^ophraste  Benandot,  ein  Vergessener 
-  miekbliek  anf  die  Fortschritte  der  angewandten  Elektrisität  im  letiten  Jahre.  —  Der 
Goldfnnd  auf  dem  Postgrandstüek  in  Köln.  —  Der  Schiffahrtskanal  von  Dortmund  nach 
d«  Emsbifen.  —  Handels-  und  VerkehrsverhIItnisse  der  Kanarischen  Inseln.  —  etc. 

Allgemeines  statistisches  Archiv.  Heransgegeben  von  Georg  v.  Mayr.  Jahrg.  III 
(1818).  1.  Halbband :  Die  Reform  der  deatschen  landwirtschaftlichen  Statistik,  von  Traa- 
fott  Müller.  —  Rossisehe  Sterbetafeln,  von  L.  v.  Bortkewitsch.  —  Die  österreichische 
Arbeitenufallstatbtik  nnd  die  SosialsUtistik,  von  Schiff.—  Sutistische  Technik:  Deatsehe 
Arbdterstatlstik,  von  v.  Mayr.  Meine  Kritik  der  prenlsiscben  Volkssühlangsformalare, 
TOD  demselben.  —  Statistische  Ergebnisse:  Innere  Wanderangen  in  Oesterreich,  von 
Bsaebberg.  Die  deat»chen  Arbeiterkolonien  1882/1892,  von  Berthold.  Rafslands  Beden- 
tag  flir  den  Weltgetreidemarkt  (SehlaDi).  —  Verschiedenes:  Die  Reform  der  deatschen 
Lsadwirtsehaftsstatistik  (nach  den  Bestimmungen  des  Bandesrats).  Die  Statistik  aaf  den 
iBtwnationalen  Kongressen  des  Jahres  1891.  Gkschiftsberichte  der  statistischen  Aemter, 
voa  6.  V.  Mayr.  Hogo  Frani  (Ritter)  v.  Brachelli  Nekrolog,  von  V.  MaUja.  —  Inter- 
satioaale  statistische  Uebersiehten :  1.  KriminalitAt,  von  £.  Mischler.  2.  Bevdlkerangsstand, 
vom  Heraasgeber.  —  etc. 

Chriatlieh-sosiale  Blfttter.  Katholisch-sosiales  Centralorgan.  Jahrg.  XXVI  (1893) 
Htft  19  and  20:  Ueber  die  Zerreibang  des  Mittelstandes  (Schlafs).  —  Ueber  die  Ursachen 
der  franiösischen  Revolation  (III.  Fortseta.).  —  Die  Verteilang  der  Sozialdemokratie  nach 
doB  Wahlkreisen.  —  Die  Zustände  in  Sisilien.  —  Allgemeine  Menschenliebe  und  allge- 
Btioer  Klassenkampf.  —  Ein  unheilvoller  Streik  (der  Kohlengrüber  in  Mittelengland).  — 
Unser  Centram.  —  Zur  Lohnfrsge.  —  Die  Sosialdemokratie  in  den  fiberwiegend  katho- 
Uacben  Reichstagswablkreisen.  — 

Deatsehe  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Hrsg.  von 
iL  Fletscher.  Jahrg.  XVIII,  1893,  Desember:  Der  fransösisch-siamesiscbe  Friedens- 
MbUls,  von  M.  V.  Brandt.  —  Lotbar  Bacher,  von  H.  v.  Poschinger,  Artikel  VII.  —  England, 
Prtakreich  and  Rnfsland  in  Asien,  von  H.  Geffcken.  —  Die  Unfreiheit  des  menschlichen  Willens, 
TOD  E.  (Frh«)  V.  Stockmar.  —  Erlebnisse  eines  amerikanischen  Staatsmannes  bei  Bereisung 
dtotscher  Höfe  tu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  von  H.  v.  Wilke.  —  Die  russische 
Flotte.  —  etc. 

Pinaniarchiv.  Herausgegeben  von  Georg  Schans.  Jahrg.  X  (1893)  Band  U: 
RosoBlage,  Etatsfragen  und  Stand  der  Steuerreform  in  Württemberg,  von  K.  F.  v.  Schall 
(vftrttemb.  StaatsR.)  —  Die  Verpachtung  der  prenlsiscben  Staatsdomänen  nebst  Vor- 
MhJIgen  aar  Reform  der  allgemeinen  Bedingungen,  von  P.  Berger  (Schlafs.)  —  Die 
Flasnsen  Spaniens,  von  Max  v.  Heckel  (Privatdos.,  Univers.  Wfirsburg )  —  Die  ersten 
Bwolute  der  Herabsetsung  der  Eilgütertarife  in  Frankreich,  von  A.  Raffalovich  (wirkl. 
ScsatsR.)  —  Das  Budget  Frankreichs  für  das  Jahr  1893  und  die  Rechnung  von  1891, 
▼OB  Maar.  Harbulot.  —  Das  Finanzwesen  Italiens  im  Jahre  1892,  von  Ludw.  Sachs 
(Wiea.)  —  Der  Steuerertrag  von  Branntwein,  Wein,  Bier,  Zucker,  Sali  und  Tabak  in 
dsB  wichtigsten  Knitarstaaten  anf  Grund  der  letzten  Rechnung  (1891),  von  G.  Schans.  — 
Die  Erbschaftssteuer  in  Preufsen,  Elsafs-Lothringen  und  den  wichtigsten  aufserdentschen 
tsropiischen  Lftndem.  —  etc. 
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PreaTsische  Jshrbttcher.  Herausgegeben  von  Hins  Delbrfiek.  Band  LXXIV, 
Heft  S,  Oeseniber  1898:  Die  rechtlicbe  Stellung  der  evangelischen  Kirche  Deutschlands 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelang,  von  (OKonsistorR.  a.  D.)  K.  K5hler  (Darmstadt).  — 
Entwarf  einer  Baaplattsteuer,  von  Rod.  Eberstadt.  —  Zwei  Jabrxehnte  deutscher  See- 
schifTahrt  (1878—1893),  von  (Prof.)  O.  Krfimrael  (Kiel).  —  Der  politische  Wert  der  Ge- 
schichte, von  Hartpole  Lecky,  fibers.  v.  W.  Imelmann.  —  Das  Deutsche  Reich  und  die 
Polen,  von  L.  E.  (III.  Artikel).  —  etc. 

Vereinsblatt  fQr  deatscbes  Versicherungswesen.  Jahrg. XXI,  1898,  Nr.  18:  Ver- 
sicherang indirekter  Schftden  in  Brauereien  und  Malzfabriken.  —  Zur  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  und  anderer  Gerichtshöfe  in  Versicherungsangelegenheiten.  —  etc. 

Vieteljahrshefte  sar  Statistik  des  Deotschen  Reiches.  Herausgegeben  vom  kais. 
sUtistischen  Amt  Jahrg.  1893,  Heft  4:  SUtistik  der  Reichstagswahlen  von  1898.  — 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze  1887—1892.  Vorllufige  Mitteilung.  — 
Schttibildang  der  im  Ersatijahre  1892/98  eingestellten  Rekruten.  —  Ueberseeische  Aus- 
wanderung im  dritten  Vierte^ahr  1898.  —  Verungiackungen  deutscher  Seeschiffe  in  den 
Jahren  1891  and  1892.  —  SchiffsunfXlle  an  der  deutschen  Kttste  während  des  Jahrei 
1892.  —  Salzproduktion  und  Salsbesteuerung  im  deutschen  Zollgebiet  während  des  Etats- 
jahres 1892/93.  —  Tabakbau  und  Tabakernte  im  Emtcjahr  1898/98.  Tabakbau  in 
Emt^abr  1898/94.  Vorläufige  Nach  Weisungen.  Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  während 
des  Eutijahres  1892/93.  —  Stärkezuckergewinnung  und  -Handel  während  des  Betriebe- 
jahres 1.  August  1892  bis  81.  Juli  1898.  —  Zuckergewinnung  und  -Besteuerung  während 
des  Betrieb%jahres  1892/93.  —  SaatensUnds-  und  vorläufige  Emtenachriehten  fQr  dai 
Jahr  1893.  — 

Viertel  Jahrschrift  ffir  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte.  Jahrg. 
XXX,  1898,  Band  IV,  2.  Hälfte:  Zur  Geschichte  der  deutschen  Gesellenverbände,  von 
Chr.  Meyer.  —  Der  Individualismus,  von  M.  Block.  —  Ein  neuer  Versuch  zur  LSsnng 
der  Don  Carlos-Frage,  von  G.  Winter.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  Wien, 
von  E.  Blau.  —  Philosophie  und  Volkswirtschaft,  von  G.  Lewinstein.  —  etc. 

Zeitschrift  des  kgl.  prenfsischen  statistischen  Bureaus,  hrsg.  von  dessen  Direkt« 
£.  Blenek.  Jahrg.  XXXIII  (1893),  IV.  VierteUahrsheft:  Die  Geburten,  Eheschlieftongen 
und  Sterbefälle  im  prenfsischen  Stsate  während  des  Jahres  1892.  —  Der  Altersaufbaa 
der  prenfsischen  Bev51kerttng  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1881  bis  zum  81.  Dezembsf 
1890.  —  Die  prenfsischen  Sterbekassen  mit  Umlageverfahren  gegen  das  Ende  des  Jahrei 
1892.  —  etc. 


Frommannsche  iJuchdi uckerei  (Hemuinn  Pohle)  In  Jena. 


KartWi«d«afeld,  Der  deotoelie  Oetreidebuidel.  IQl 


n. 
Der  deutsche  Getreidehandel 

Von 

Kurt  Wiedenfald. 

W&hrend  die  ProduktioD  des  Getreides  yod  unberechenbaren  und 
jedem  EiDfluS  entzogenen  Naturfaktoren  abhängt  und  daher  in  ihren 
ebzeluen  Perioden  beträchtliche  Schwankungen  aufweist,  ist  der  Be- 
dtrf  nach  Brotkom  in  gleichmäßig  steigendem  Umfange  ein  notwendiger 
ODd  zeigt  daher  nur  geringe  Abweichungen  von  der  gerade  auf- 
steigenden Linie. 

In  diesem  Verhältnis  liegt  die  Schwierig:keit  für  den  Getreide- 
groBhandel«  seine  Rolle  als  Vermittler  zwischen  Produktion  und 
Konsumtion  erfolgreich  wahrzunehmen;  aus  dieser  Sachlage  entspringt 
die  l^rvorragende  Wichtigkeit,  welche  dem  Handel  gerade  auf  diesem 
Gebiete  beizumessen  ist  Seine  Aufgabe  ist  es,  Angebot  und  Nach- 
frage entsprechend  Vorrat  und  Bedarf  zu  regeln  und  durch  Anziehen 
oder  Nachlassen  des  Preises  mit  einander  in  Einklang  zu  bringen, 
indem  er  in  Notjahren  durch  hohen  Preisstand  den  Bedarf  auf  das 
geringst  mögliche  Maß  beschränkt  und  in  guten  Ertragsjahren  ihn  zur 
höchsten  Grenze  aufsteigen  läßt,  indem  er  das  Angebot  durch  Auf- 
gpeichem  ausgleicht. 

Solange  ein  Land  stets  über  seinen  Bedarf  hinaus  Getreide  pro- 
duziert, ist  dem  Handel  seine  Aufgabe  leicht  gemacht;  hat  er  doch 
dann  nur  den  jeweiligen  Ueberscbuß  abzustoßen.  Muß  aber  zur  Be- 
friedigung des  inländischen  Bedarfs  ausländisches  Korn  herangezogen 
werden,  so  wächst  mit  der  zunehmenden  Importnotwendigkeit  die 
Wichtigkeit  des  Getreidegroßhandels ;  denn  von  seiner  Thätigkeit  hängt 
dann  in  großem  Umfange  die  Volksemährung  ab.  Notgedrungen  wird 
der  Handel  dann  ein  internationaler;  er  nimmt  die  Zufuhrmengen, 
wo  er  sie  am  leichtesten  findet. 

In  dieser  Lage  befinden  wir  uns  jetzt  in  Deutschland.  Seit  etwa 
der  Mitte  unseres  Jahrhunderts  vermag  bekannntlich  die  Landwirt- 
schaft den  durch  starken  Volkszuwacbs  bedeutend  gesteigerten  Bedarf 
nicht  mehr   zu    decken.     Nach    v.   Graß*KIanin   muß  etwa  Vs   ^^ 
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konsemierten  Brotkorns  selbst  dann  noch  eingeführt  werden,  wenn 
ganze  Üeberschuß  des  Ostens  in  den  zufuhrbedürftigen  Westen  geleit 
wird*).  Schon  diese  Durchschnittsquote,  in  absoluter  Zahl  1,3  Mil 
liarden  kg  herbeizuschaffen ,  verlangt  angestrengte  Thätigkeit  d« 
Handelskretse;  die  Anforderungen  sind  aber  noch  größer,  da  ja  auch 
jene  Ausgleichung  zwischen  Ost  und  West  bewerkstelligt  werden  mtiB 
—  eine  Aufgabe,  die  um  so  schwerer  zu  erfüllen  ist,  als  der  Westen 
andere  Qualitäten  zu  beziehen  gewöhnt  war,  als  der  Osten  sie  liefert. 

Mit  Recht  ist  daher  die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  auf  die 
Organisation  gerichtet,  mittels  deren  unser  Getreidegroßbandel  sdne 
80  wichtige  Bestimmung  erfüllt.  Der  Einblick  ist  jetzt  wesentlich  er- 
leichtert, da  die  umfangreichen  Materialien  der  nun  abgeschlossenen 
Börsenull tersuchung,  vor  allem  die  ausgedehnten  Sachverständigen- 
Vernehmungen  manchen  dunklen  Punkt  aufkläre«.  Auf  dieser  Grund- 
lage soll  hier  eine  Schilderung  dieser  Organisation  gegeben  werden. 
Bei  der  Beurteilhng  ihrer  Vorzüge  und  ihrer  Schwächen  hat  man  daran 
festzuhalten,  daß  dem  flandel  lediglich  die  Versorgung  mit  Getreide 
obliegt,  daß  soziale  Probleme  zu  lösen,  zunächst  nicht  seine  Sache  ist. 
Die  Antwort  auf  die  Frage,  ob  und  wie  eine  Reform  einzuleiten  ist, 
wird  dagegen  wesentlich  durch  soziale  Rücksichten  beeinflußt;  es  darf 
nicht  vergessen  werden,  daß  etwa  40  Proz,  unserer  Bevölkerung  Land- 
wirtschaft treiben  und  also  auch  als  Produzenten  an  dem  Getreide- 
umsatz interessiert  sind. 

Es  erschien  zweckmäßig,  zunächst  die  heutige  Organisation  des 
Getreidehandels  zu  betrachten,  indem  erst  der  Ausbau  der  Börsen  und 
freien  Händlerversammlungeo,  dann  die  Zweige  des  Handels  und  die 
dabei  beteiligten  Personen,  darauf  die  Geschäftsformen  und  schließlich 
einige  wichtige  Börseneinrichtungen  besprochen  werden.  Es  folgt  eine 
ausführliche  Darstellung  des  Termingeschäfts,  das  bekanntlich,  wie  es 
zur  Zeit  gehandhabt  wird,  fast  ganz  aus  dem  Rahmen  des  wirklich^ 
Getreidehandels  heraustritt;  mit  ihm  hängt  auf  das  innigste  dd 
Kommissionshandel  zusammen,  dessen  Schilderung  daher  hier  sein 
Stelle  findet.  Endlich  werden  die  bisher  gemachten  Reformvor- 
schläge, vor  allem  die  der  Börsenuntersuchungskommission  einer  Krtt 
unterzogen  werden. 


A.  Die  Organisation  des  Getreidehandels* 

L  Die  Börsen   und  freien  HändlerversammluDgeD? 

1,     Den   Mittelpunkt    des  Getreidehandels    bilden    natürlich    di 
großen  und  kleinen  ßör  s  en  ,  welche  in  nicht  geringer  Zahl  den  Koni- 
umsatz in   ihren   Betrieb    aufgenommen    haben.     Allen   steht    an  Be* 
deutung  weit  voran  Berlin;   es  ist  Gentralpunkt   für  Deutschland. 


1)  V.  Grifs-RlaDin,  dk  wtrt9ch»n]iche  Bedoatung  d«r  Korni6tl«  and  die  MJ^^Uehktlf 
Ihrftr  Uerabietsuog  (BerHo  1S91)  berechnet  den  jfthrlicbea  Bedarf  DeQtacbUods  ftol 
10  Mmiard«Q  ki;,  wihrend  Dar  8J  Milliardeu  prodoviert  werden. 
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hat  mch  auch  im  Welthandel  einen  bedeutenden,  für  den  Roggen- 
wrfcehr  sogar  aoasdilaggebendea  Einfluß  zu  erringen  gewußt  ^).  Sein 
Umatiti  ist  belrichtlicb ;  in  1892  z.  B.  hat  die  bauptatädtische  BOrse 
81064 1  Weizm  und  178041 1  Boggen  gehandelt,  wozu  noch  108610  t 
Hafer  und  64096 1  Gerste,  sowie  bedeutende  Mengen  Mais  und  Mehl 
treten;  die  enormen  Abschlüsse,  welche  durch  Differenzzahlungen  erledigt 
wurden,  sind  in  diesen  Zahlen  nicht  einbegriffen;  und  das  war  ein 
Jahr,  in  dem  die  Staffeltarife  manche  Sendung,  welche  sonst  Berlin 
berührt  hätte,  dies  umgehen  ließen.  Die  Centralisation  auf  Berlin  ist 
in  ständigem  Wachstum  begriffen ;  zahlreiche  Klagen  der  übrigen  Börsen- 
^tae,  wie  sie  namentlich  in  den  Eingaben  bezüglich  der  Staffeltarife 
eathaltra  aind,  beweisen  es;  davon  zeugt  auch  die  Thatsache,  daß  aus 
Breslau  der  letzte  vereidete  Makler  1892  nach  Berlin  gezogen  ist. 

Der  Beichshauptstadt  am  n&chsten,  im  effektiven  Umsatz  noch 
Uhar  steht  der  große  süddeutsche  Getreidehandelsplatz  Mannheim. 
Bogflnatigt  durch  unsere  beste  Wasserstraße,  versorgt  diese  Börse 
ganz  Süddeutschland  und  die  Schweiz  mit  dem  aus  dem  deut- 
schen Osten  und  dem  Ausland  zugeführten  Korn.  Vor  allem  wird 
kier  in  Weizen  gehandelt  (in  1892  636880,6  t);  in  den  anderen  Sorten 
iit  der  Verkehr  nur  geringfügig,  und  auch  die  Termingeschäfte  sind 
nicht  umfangreich. 

Auch  der  andere,  am  Bhein  gelegene  große  Getreideplatz,  Köln, 
Mtit  vor  allem  Weizen  um.  Seine  Bezugsgebiete  sind  dieselben,  wie 
die  Mannheims ;  der  Absatz  findet  nach  dem  nördlichen  Westen  Deutsch- 
hMla  sUtt 

Geringerer  Bedeutung  sind  die  übrigen  Börsen.  Königsberg  und 
Danzig  dienen  dem  Export  des  ost-  und  westpreußischen  Getreides^ 
Siettin  ist  Einfuhrhafen  für  Berlin  geworden  und  versorgt  dies  zu- 
sammen mit  Hamburg  mit  den  erforderlichen  Quantitäten  ausländischen 
Korns.  Breslau  ist  stark  zurückgegangen;  es  hat  seinen  Umsatz  an 
Borlin  verloren. 

Es  bestehen  dann  noch  in  Deutschland  eine  Anzahl  von  Getreide- 
kandelsplätzen,  die  nur  lokale  Bedeutung  haben;  es  sind  dies  Posen, 
Magdeburg,  Halle,  Leipzig,  Dresden,  Lübeck,  Bremen,  Frankfurt  a.  M. 
Stuttgart,  München,  Straßburg.  Sie  haben  sich  teils  zu  Börsen  kon- 
lentriert,  teils  bestehen  nur  lose  Zusammenkünfte  der  dortigen  Groß- 
händler; die  Versammlungen  werden  auch  an  den  meisten  dieser  Plätze 
nicht  täglich  abgehalten. 

2.  Eine  reichsgesetzliche  Regelung  der  Börsenorganisation 
ist  bisher  nicht  erfolgt.  Die  bestehenden  Einrichtungen  sind  im  wesent- 
lidien  ein  Produkt  allmählicher  Entwickelung  und  meist  der  Initiative 
der  Börsenkaufleute  entsprungen.  Sie  sind  daher  sehr  verschiedenartig, 
dem  lokalen  Bedürfnisse  entsprechend. 

Nur  in  Preußen  besteht  ein  umfangreiches  Aufsichtsrecbt  des 
Staatea.    §  3  des  Emfübrungsgesetzes  zum  Handelsgesetzbuch  macht 


1)    ünttf    WjiehDegntdski     waren    die    Berliner    Boggenpreite    allUiglieh    an    dei 
BaboMtai  angesehlagen. 
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die  Errichtung  von  Börsen  und  die  Aufßtellung  von  Börsenordnungeo 
TOD  der  GenehmiguDg  des  Handelstninisters  abhängig;  §  191  A.  L  R. 
I,  6  giebt  dem  Staate  die  Befugnis,  „wenn  durch  Mißbräuche  oder 
Mängel  der  inneren  Verfassung  einer  Korporation  die  Erreichung  des 
Zweckes  gehindert  oder  Nachteil  für  das  gemeine  Wohl  hervorgebracht 
wird,  zur  Abschaffung  der  Mißbräuche  und  Wiederherstellung  der 
guten  Ordnung  zweckmäßige  Mittel  vorzukehren**  —  oSenbar  eine 
sehr  dehnbare  Bestimmung,  da  die  Voraussetzungen  des  Eingreifens 
je  nach  dem  Ermessen  der  Regierung  vorliegen  oder  nicht.  Vielfiieh 
ist  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  worden ;  es  braucht  nur  an 
den  Streit  zwischen  dem  Handelsminister  (damals  Fürst  Bismarck)  und 
den  Berliner  Aeltesten  über  die  Produktensach verständigen  und  über 
das  Mindestgewicht  des  Termingetreides  erinnert  zu  werden,  wobei 
stets  die  Börse  zur  Nachgiebigkeit  gezwungen  wurde.  Das  Resultat 
ist  eine  ziemlich  weitgehende  Einheit  in  der  Organisation  der  preußischen 
Börsen^  die  aber  doch  der  Befriedigung  lokaler  Bedürfnisse  geoügendea^ 
Baum  läßt 

Auch  in  Württemberg  hat  der  Staat  sich  Einfluß  auf  die  Bdrsenl 
vorbehalten;  die  Feststellung  von  Börsenpreisen  ist  dort  nur  Vereineal 
gestattet,  deren  Börsenordnungen  vom  Landesherrn  genehmigt  und  die 
dadurch  zu  öffentlichen  Vereinen   geworden   sind»    Ist  die  Börsenord- 
nung einmal  bestätigt,  so  steht  dem  Staate  keine  weitere  Aufsicht  zu. 

In  den  Übrigen  Bundesstaaten  hat  die  Regierung  nicht  einmal  bei 
der  Gründung  einer  Börse  entscheidend  mitzusprechen, 

3.  Bezüglich  der  inneren  Organisation  können  wir  3  Grop* 
pen  unterscheiden.  Dresden  und  Stuttgart  sind  korporativ  zusammen- 
gefaßt; Generalversammlung  und  der  von  ihr  gewählte  Vorstand,  in 
Stuttgart  auch  ein  ständiger  Börsenansschuß  sind  die  Organe  der  Ver- 
einigung, die  für  sich  eine  juristische  Person  bildet.  Ganz  frei  und 
ohne  festgesetzte  Ordtmng  kommen  die  Getreidegroßhändler  in  Frank- 
furt, München  und  Bremen  zur  Abwicki^lung  ihrer  Geschäfte  zusam- 
men ;  Frankfurt  und  München  haben  auch  keine  B()rsen  gebildet,  sondern 
stellen  lediglich  zwanglose  Großliandlerversammlungen  dar.  In  der 
Mitte  stehen  die  übrigen  deutschen  Börsen,  vor  allem  die  preußischen 
und  Mannheim;  hier  sind  die  Börsenmitglieder  als  solche  ohne  Ver- 
tretung und  haben  als  Gesamtheit  keinerlei  Rechte  und  Pflichten;  nur 
die  Zugehörigkeit  ist  von  gewissen  Voraussetzungen  abhangi*,^;  die  Börse 
untersteht  hier  den  Handelskatnmeru  oder  den  im  wesentlichen  gleich- 
artigen Aeltesten-  und  Vorsieherkollegien  der  Kaufmannschaft. 

Die  Funktionen  der  Börsenvorstände  und  die  der  üandelskammern 
oder  Aeltesten  sind  die  gleichen  ;  sie  haben  für  die  Ordnung  im  Börsen- 
verkehr zu  sorgen,  die  Geschäftsbedinguiigen  zu  formulieren,  den  Ge- 
schäftsgang zu  beaufsichtigen  und  durch  geeignete  Einrichtungen  zu 
erleichtern;  sie  ernennen  die  Sachverständigen  und  die  Schiedsrichter 
und  stallen  die  vereideten  Handelsmakler  an,  sie  vertreten  die  Börse 
nach  außen.  Ihre  wichtigste  Befugnis  ist  die  Entscheidung  über  Zu- 
lassung und  Ausschließung  der  Börsenmitglieder  innerhalb  der  durch 
die  Börsenordnungen  gezogenen  Grenzen,  sowie  die  Bestimmung  der 
an  ihrer  Börse  zu  handelnden  Fruchtsorten. 
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Am  eogsteo  ist  der  Kreis  der  Mitglieder  Datürlich  bei  deu 
korporativ  organisierten  Börsen;  nur  Personen  aua  dem  Handel  und 
der  Landwirtschaft  können  den  Vereinen  beitreten.  Auch  die  freien 
GroSbiiDdler Versammlungen  zu  Frankfurt  und  München  werden  nur 
von  Interessenten  besucht.  Ganz  anders  in  Hamburg  und  Bremen; 
liier  181  das  gesamte  anständige  männliche  Publikum  zugelassen,  und 
aitBer  den  Getreidehändlern  verkehren  in  der  Thal  dort  zahlreich  die 
mit  dem  Getreidetransport  beschäftigten  Personen,  Rechtsanwälte  und 
Notare,  sowie  ganz  uninteressierte  Privatpersonen.  Für  die  übrigen 
Biyrseii  können  als  Beispiel  die  Berliner  Aufnabmebestimmungen  gdten, 
da  sie  im  großen  und  ganzen  mit  denen  der  anderen  Plätze  überein- 
stimmen. 

Nach  §  4  der  revidierten  Berliner  Börsenordnung  vom  15.  Juli 
1884  darf  die  Börseneintrittskarte  nicht  erteilt  werden  au  Minderjährige 
inid  Frauen;  an  Personen«  die  sich  nicht  im  Vollgeuuß  der  bürger- 
liebeD  Ehrenrechte  befinden ,  die  entmündigt  sind,  oder  über  deren 
Vcrmdgen  der  Konkurs  schwebt;  an  Personen  endlich,  die  wegen  betrüg- 
Ikheti  Bftakerutts  rechtskräftig  verurteilt  worden  sind*  Sofern  nicht 
ciaer  dieser  Falle  vorliegt«  muß  der  Zutritt  gewährt  werden  deu  Mit- 
gBedem  der  Kaufmannschaftskorporation ;  Personen,  welche  als  Inhaber, 
Tttkelimer  oder  Prokuristen  einer  Hündlungsfirma  oder  als  Vorsteher  einer 
.UttiMgeaellschaft  oder  Genossenschaft  in  das  Handels-  oder  Genossen- 
icbiftsregister  Berlins  oder  seiner  Vororte  eingetragen  sind;  Personen, 
wtithe  als  Handlungsgehilfen  bei  einer  der  vor  bezeichneten  Personen 
oder  Firmen  angestellt  sind  und  deren  Zulassung  vom  Prinzipal  beau- 
flagt wird;  Personen,  welche  vermöge  ihrer  Amts-  oder  Diensipfiicht 
dfe  BOfse  zu  besuchen  haben.  Im  übrigen  entscheidet  das  Aeltesten- 
UBegiiiin  nach  freiem  Ermessen;  doch  steht  dem  Abgewiesenen  die 
Dage  bei  dem  Bezirksausschusse  offen  (§  137  des  Ges.  über  die  Zu- 
ittodlgkeit  der  V^erwaltungsbehörden  vom  1. 8.  83).  Nur  sofern  der 
Bncbluß  einen  Fremden  oder  einen  Berichterstatter  der  Presse  oder 
iChUeUlcb  Personen  betrifft,  welche  ein  Hiifsgewerbe  betreiben,  ist  er 
inaafechtbar.  Antragsteller,  welche  nicht  Mitglied  der  Korporation 
dar  Kaufmannschaft  sind,  müssen  eine  schriftliche  Empfehlung  Beitens 
dreier  Korporationsmitglieder  beibringen. 

Bei  der  in  ihr  Ermessen  gestellten  Zulassung  richten  sich  die  Ber- 
Baer  Aelteaten  danach,  ob  jemand  an  dem  Börsen  bandet  ein  Interesse 
idaer  Lebensstellung  nach  hat  oder  nicht;  eine  Kommission  hat  diese 
F^e  tu  jedem  Einzelfall  zu  prüfen.  Auch  wird  neuerdings  nachge- 
briuil,  ob  die  als  Handlungsgehilfen  angemeldeten  Personen  dies  wirk- 
lieh sind;  es  ist  früher  unter  anderm  vorgekommen^  daß  jemand  sich 
fW  befreundeter  Seite  als  Kommis  zum  Börsenbesuch  anmelden  ließ, 
^bücilil  er  garnicht  in  dieser  Stellung  stand,  vielmehr  von  Beruf  Ge- 
ligeaahiiljdichter  war^. 

In  Jeioand  einmal  zugelassen,  so  kann  er  nur  aus  den  in  den 
BSiieiioiileuDgen  festgesetzten  Gründen  vrieder  ausgeschlossen  werden. 
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Uierio  kommen  auch  die  freien  Börsen  der  Hansastädte  den  übrigeit ' 
ziemlich  nahe;  auch  bierfür  mag  Berlin  als  Beispiel  dienen.  Von  selbst 
erlischt  da»  Zutrittsrecht,  sofern  jemand  in  ein  Verhältnis  gerät,  welches 
seine  Zulassung  verhindern  würde.  Sonst  bedarf  es  eines  AusschließangB- 
beschlusses  der  Aeltesteu.     Dieser  kann  ergehen 

1)  gegen  diejenigen,  welche  erweislich  nicht  des  Börseohandels, 
sondern  anderer,  demselben  fremder  Zwecke  wegen  sich  einfinden;  . 

2)  diejenigen,   gegen    welche  der  VerJüst  der  bürgerlichen  Ehren- ■ 
rechte  durch  ein  noch  nicht  rechtskräftiges  Erkenntnis  ausgesprochen  ist  ;^ 

3)  diejenigen,  gegen  welche  der  Antrag  auf  Entmündigung  ge- 
stellt ist; 

4)  diejenigen,  welche  wegen  einfachen  Bankerutts  rechtskräftig 
verurteilt  worden  sind  oder  welche  sich  im  Zustande  der  Zahlungsun- 
fähigkeit befinden  —  (dieser  Zustand  gilt  als  eingetreten,  wenn  jemand 
Akkord  vorschlage  macht  oder  wenn  er  eine  liquide  und  fällige  Schuld- 
Verbindlichkeit  unberichtigt  gelassen  hat)  — 

5)  diejenigen,  welche  in  den  Börsensälen  und  Nebenräumen  von 
Oeffnußg  bis  Schließung  der  Eingangsthüren  sich  schuldig  machen  der 
Beleidigung  oder  Verleumdung  eines  anderen  Börsenbesuchers  oder  einea 
Korporationsbeamten,  der  Erre^^'ung  von  Lärm,  der  Verletzung  des 
Auslandes  oder  der  Zuwiderhandlung  gegen  eine  Anordnung  des  Bcirsea* 
kommissars^  endlich  der  Verbreitung  falscher  Gerüchte,  sofern  nicht 
ein  unverschuldeter  Irrtum  zugrunde  liegt  In  den  Fällen  1)  bis  3) 
dauert  die  Ausschließung  so  lange,  bis  der  Grund  beseitigt  ist.  Bei 
Bankerutt  oder  Zahlungsunfähigkeit  ist  die  Ausschließungszeit  auf 
3  Monate  bis  3  Jahre  festzusetzen,  mindestens  aber  so  lange,  bis  der 
Nachweis  einer  mit  sämtlichen  Gläubigern  durch  Zahlung,  Erlaß  oder 
Stundung  erfolgten  Regulierung  geführt  ist.  In  den  Fällen  der  No,  5) 
ist  der  Börsenbesucher  auf  die  Zeit  von  3  Tagen  bis  zu  1  Jahre  aus- 
zuschließen. Gegen  Rückfällige  und  uuter  sonst  erschwerenden  Umständen 
kann  lebenslängliche  Ausschließung  verfügt  werden.  —  Vor  Abfassung 
des  Beschlusses  ist  stets  der  Beschuldigte  anzuhören ;  er  hat  dag^en 
die  Klage  bei  dem  Bezirksausschusse. 

Aus  den  Ausschließungsgrüude« ,  welche  die  übrigen  Börsenord» 
nungen  anführen,  sind  nur  die  Stuttgarter  anzuführen,  da  die  anderen 
wie  gesagt,  im  wesentlichen  den  Berlinern  entsprechen.  Die  Stuttgarter 
Landesproduktenbörse  entfernt  nur  diejenigen,  welche  das  Schiedsgericht 
umgehen  oder  sich  nicht  seinem  Spruche  unterwerfen ;  die  den  Jahres- 
beitrag oder  Schiedsgerichtsgebühren  nicht  zahlen,  die  sich  eines  not«>- 
risch  unehrlichen,  chikauösen  ^Geschäftsbetriebes  schuldig  machen,  und 
schließlich  diejenigen,  welche  fortgesetzt  den  Statuten,  Satzungen  und 
Beschlüssen  des  Ausschusses  entgegenhandeln. 

Die  Physiognomie  der  Börsen  iat  auch  bei  weitgehender  Ueber- 
einstimmung  in  den  Aufnahme-  und  Ausschlußbestimmungen  eine  sehr 
verschiedene ;  lokale  Eigentümlichkeiten ,  vor  allem  die  historische 
EntWickelung  haben  hier  mehr  Einfluß,  als  die  schärfsten  Kontroll- 
maßregeln. Wie  es  bei  einem  so  großen  Verkehr  nur  natürlich  ist, 
zeigt  die  Berliner  Produktenbörse  die  bunteste  Zusammensetzung,  wenn 


Dar  demtsoha  Gatreidabandel.  ]g7 

8ie  sidi  auch  noeh  sehr  zu  ihrem  Vorteile  von  der  Berliner  Effekten- 
Ufse  nnteradieidet;  neben  hochangesehenen,  altfundierten  Firmen 
•tehoi  Neafinge,  von  denen  niemand  weiß,  was  sie  gestern  waren  und 
was  sie  moraen  sein  werden,  und  mit  denen  jene  nur  wenig  sich  ein- 
lassen >).  Wie  anders  sieht  es  dagegen  z.B.  in  Bremen  aus;  ohne 
Börsenordnung  hat  der  Stand  der  Getreidehändler  sich  hier  sehr 
eiklniT  erhalten,  einem  homo  novus  ist  es  fast  unmöglich,  einzu- 
dringen *).  Wo  auch  Landwirte  verkehren  —  in  Mannheim  z.  B.  — 
wird  das  Bild  wieder  anders. 

4.  An  all«!  Börsen  ist  dafiär  gesorgt,  daß  die  Aufsichtsbehörde 
IUmt  die  Ihatsächlichen  Vorgänge  stets  gehörig  unterrichtet  ist.  Von 
ihr  gewählte  Kommissarien  müssen  beständig  zur  Börsenzeit  auf  der 
Börse  anwesend  sein  und  haben  ftlr  die  unmittelbare  Aufrechterhaltung 
der  Ordnmig  Sorge  zu  tragen ;  sie  sind  zur  Entgegennahme  von  Be- 
achwerdcD  befugt  In  Berlin  besteht  außerdem  die  sogen.  „Ständige 
Deputation  der  Produktenbörse^',  deren  Aufgabe  in  erster  Linie  die 
Bstsdieidung  von  Streitigkeiten  der  Börsenmitglieder  ist,  die  aber 
toeh  das  Aeltesten- Kollegium  in  der  Festsetzung  von  Börsenbe- 
diagungea  zu  unterstfitzen  hat;  sie  wird  aus  4  Mitgliedern  des 
AetoBten-KoUegiums  und  11  gewählten  Mitgliedern  der  Kaufmann- 
schafte-Korporation  gebildet*). 

5.  Berlin  hat  dann  noch  eine  bemerkenswerte  Eigentümlichkeit, 
mdardi  es  sich  nicht  gerade  zu  seinem  Vorteile  von  den  anderen 
FlltaeB  unterscheidet.  Es  besteht  nämlich  neben  der  organisierten 
ODd  beanfsichtigten  Hauptbörse  noch  die  sogenannte  Frühbörse. 
Eatstanden  aus  dem  Verkehre  der  Berliner  Händler  mit  den  um- 
iNgenden  Produzenten  und  ursprünglich  lediglich  ein  Getreidemarkt, 
hat  sich  dieses  Institut  allmählich  zu  einer  freien  Börse  entwickelt. 
Die  Börsenhändler  benutzen  sie  jetzt  weniger  dazu,  das  Getreide  an- 
zokaufen,  als  vielmehr  zur  Orientierung  über  die  Börsenstimmung 
oad  auch  direkt  zum  Abschlüsse  von  Börsengeschäften,  die  sich  aber 
hier  jeder  Kontrolle  entziehen;  die  Befugnisse  der  Börsenkommissare 
erstrecken  sich  nicht  auf  diese  FrQhbörse,  der  Zutritt  steht  jeder- 
mann  frei. 

II.  Die  Zweige  des  Getreidegroßhandels  und  die  dabei 
beteiligten  Personen. 

Selbst  in  London,  das  doch  sonst  in  seinen  Handelseinrichtungen 
darchaos  konservativ  ist,  hat  sich  die  Scheidung  der  am  Getreide- 
groShandel  beteiligten  Personen  nach  dem  Felde  ihrer  Thätigkeit 
Didit  aufrecht  erhalten  lassen;   die  Grenze  zwischen  merchant  (Egen- 


1)  DiflM  AosflUiruiigeii,  wie  auch  ein  groBer  Teil  der  gsnsen  Arbeit  berahen  aaf 
Mitteiioiigen,  welche  dem  Verfasser  persöolich  gemacht  worden  sind.  Auch  der  Auskunft 
mtikrwv  Handelskammern  Terdankt  er  manche  Bemerkung. 

S)  Vergl.  auch  Lctj  Ton  Halle:  Der  f^eie  Handelsmakler  in  Bremen,  S.  78  (in 
SchmoOer's  Jahrb.  1898). 

S)  Handbuch  der  Berl.  Produktenbörse,  1894,  S.  186  fg. 
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h&ndler)  und  factor  (KommissioDär)  eioeraeits,  zwischen  factor  uH 
broker  (Makler)  andererseits  verwischt  sich  immer  mehr*)-  An  den 
deutschen  Plätzen  ist  eine  einseitige  Thätigkeit  noch  seltener;  bald 
auf  diesem,  bald  auf  jenem  Gebiete  des  Getreidehandels  ist  jede  einzelne 
Firma  je  nach  Gelegenheit  thätig. 

L  Für  Deutschland  am  wichtigsten  ist  die  Ueberführung  des  bei 
uns  selbst  produzierten  Getreides  in  den  Verbrauch,  vor  allem  die 
Ausgleichung  zwischen  der  Ueberproduktion  im  Osten  und  dera  Mehr- 
bedarfe  im  Westen  und  Süden.  Der  kleine  Händler  in  der  Provinz, 
welcher  die  Vorräte  der  Landwirte  aufkauft  und  zu  größeren  Posten 
vereinigt,  führt  die  gesammelten  Mengen  dem  Großkaufmanne  in  einer 
der  Börsenstädte  zu;  von  hier  aus  erfolgt  dann  die  Verteiloog  auf 
die  bedürftigen  Gegenden.  Vor  allem  sind  es  die  Danziger,  Königs- 
berger und  Berliner  Händler,  welche  diese  Thätigkeit  ausüben;  doch 
hat  sich  unter  der  Geltung  der  Staffeltarife  das  Bestreben  entwickelt, 
unter  Umgehung  dieser  Umschlagplätze  das  östliche  Korn  direkt  nach 
dem  westlichen  nnd  südlichen  Deutschland  zu  versenden.  Aber  auch 
hierbei  sind  es  die  Großhändler,  welche  den  Verkehr  ermitteln,  Ein 
anmittelbarer  Uebergang  vom  Erzeuger  zum  Verbraucher  findet  nicht 
einmal  in  den  Produktionsgebieten  selbst  statt;  der  Landwirt  hat  es 
noch  nicht  vermocht,  sich  auch  nur  für  seine  nächste  Umgebung  von 
dem  Zwischenhändler  zu  emanzipieren  *). 

2.  Der  Rest  des  Bedarfs  wird  durch  den  Import  gedeckt. 
Äußer  Rußland,  das  in  gewöhnlichen  Zeiten  Hauptlieferant  aller  Ge- 
treidesorten ist»  versorgen  uns  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, Ostindien,  Ungarn,  Australien,  auch  Chile,  Argentinien  und 
Syrien  mit  Weizen;  Roggen  wird  aus  Kanada  und  der  Türkei,  Hafer 
aus  der  Balkan- tialbinsel  und  Nordamerika  bezogen«  Gerste  kommt 
aus  Böhmen  und  Mähren,  Mais  von  der  unteren  Donau,  der  Türkei 
und  Nordamerika.  Doch  ändern  sich  naturgemäß  diese  Bezugs- 
Verhältnisse  vielfach,  je  nachdem  die  inländische  Ernte  ausgefallen  ist 
und  sich  die  Lage  der  exportierenden  Länder  gestaltet.  Früher  be- 
zogen wir  alles  fremde  überseeische  Getreide  von  London;  dort  war 
das  große  Vorratsmagazin,  aus  dem  auch  Deutschland  schöpfte.  Jetat 
ist  es  gelungen,  wenigstens  mit  einigen  Exportgebieten,  vor  allem  mit 
Rußland  und  den  Balkanstaaten,  direkte  Beziehungen  anzuknüpfen; 
für  amerikanisches  und  ostindisches  Korn  ist  London  auch  jetzt  noch 
der  Vermittlungsplatz  ^). 

3.  Der  Export  ist  seit  der  Herrschaft  der  Getreidezölle  sehr 
zurückgetreten  ^).      W&hrend    vorher   ein  großer  Teil    des    östlichen 


1)  Pachl>,  Der  eugtUcbe  OetrcIdebEodel,  1890,  S,  2$  fg. 

3)  Die  ,,ß&IU9cho    KorDr«rkiiarS'Qe&05iten»ch*n'S    welche    di««ts    ZieJ    ▼•rfolft, 
»ich  leider  bei  deu  augflafttigen  Zeiteo  nicht  weiter  »uadehoen  kdonen. 

3V  Vergi.  SÄchverst.  Prot.  8.  2769 

4)  Die  AQsftLhr  betrag  1880  —  178  170  t  Weiteo,  26587  t  Roggen 

1884  —     16195  I        IT  6  2S6  t       „ 

1887   —  412  t        „  314  t       ♦, 

1890  —  ao6  t        „  193  t       ,t 
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Korns  seinen  Absatz  in  SkandiDavien  und  England  fand,  bat  es  natfir- 
lidi  die  Gebietsabscbließung  darcb  die  Zölle  notwendig  und  einträg- 
lidi  gemacbt)  das  Gretreide  innerbalb  der  Zollscbranken  unterzubringen; 
nur  unbedeutende  Mengen  werden  noch  von  Danzig  und  Königsberg 
ans  in  das  Ausland  versandt.  Ein  Aufschwung  ist  von  der  in  Aus- 
sidit  gestellten  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  zu  erwarten. 

4  Endlich  kommt  noch  der  Transitverkehr,  d.  h.  der  Durch- 
inhrh&ndel  in  Betracht.  Russisch- Polen  benutzt  als  Ausfuhrhafen 
Danzig;  die  Billigkeit  des  Wassertransports  —  die  Weichsel  hinab  — 
weist  ja  darauf  hin.  In  Königsberg  und  Pillau  kommt  vielfach  Ge- 
treide aus  den  nördlichen .  Komdistrikten  Rußlands  zur  Verladung,  da 
das  Zarenreich  bis  jetzt  noch  keinen  günstigen  Hafen  an  der  Ostsee 
besitzt;  Kronstadt  ist  bekanntlich  einen  großen  Teil  des  Jahres  hin- 
durch dem  Verkehr  entzogen.  Hier  droht  allerdings  dem  deutschen 
Handel  eine  große  Gefahr:  durch  Ausbau  des  Liebauer  Hafens  und 
dnich  Gewährung  billiger  Eisenbahntarife  sucht  sich  Rußland  selb- 
ständig zu  stellen. 

Im  sQdlichen  Deutschland  sind  Mannheim  und  München  Transit- 
plätze; der  schweizer  Import  wird  zum  großen  Teile  von  hier  aus 
besorgt. 

5.  Alle  Geschäfte,  welche  mit  dem  Ausland  geschlossen  werden, 
sei  es  zum  Import  oder  zum  Export  oder  zum  Transit,  gehen  auf 
eigene  Gefahr  und  Rechnung  des  deutschen  Händlers;  in  dieser 
Btehtong  sind  keine  Kommissionäre  im  rechtlichen  Sinne  thätig, 
vor  allem  der  in  London  so  vielfach  auftretende  Konsignatär,  d.  h. 
der  mit  überseeischem  Getreide  auf  fremde  Rechnung  handelnde  Kauf- 
mann fehlt  in  Deutschland  ganz  ^ ). 

Der  Kommissionshandel  beschränkt  sich  auf  den  internen  Umsatz 
und  ist  auch  da  im  effektiven  Verkehr  nur  geringfügig.  Sein  Haupt- 
gebiet ist  das  Termingeschäft;  hier  vermittelt  er  die  Geschäfte  der 
Dicht  zur  Börse  gehörigen  Personen  und  vor  allem  den  Verkehr 
zwischen  den  einzelnen  Börsen.  Am  zahlreichsten  sind  sie  daher  in 
Berlin,  unserer  bedeutendsten  Terminbörse,  vertreten.  Firmen,  die 
nach  außen  zunächst  als  Bankiers  erscheinen,  sind  vielfach  Kommissionäre 
im  Getreidehandel  und  die  großen  und  kleinen  Getreideürmen  sind 
alle  zugleich  Kommissionäre.  Mit  Unrecht  werden  aber  die  Kaufleute 
so  genannt,  welche  in  regelmäßiger  Geschäftsverbindung  den  Groß- 
grundbesitzern ihr  Getreide  abnehmen;  diese  treten  stets  selbst  als 
Käufer  auf  und  bringen  das  Korn  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr 
in  Umlauf'). 

6.  Außer  den  Händlern  sind  noch  die  Leiter  der  großen  Handels- 
mahlen,  soweit  sie  an  dem  Börsenplatze  ansässig  sind,  regelmäßige 
Besucher.  Die  Landwirte  beteiligen  sich  unmittelbar  verhältnismäßig 
wenig  an   dem  Börsenhandel,    nur    an   den    süddeutschen   und  säch- 


1)  Ttrgl.  SaehTerst.  Prot.  S.  2441. 

t)  Dm   Eigentflmlichkeit   dlMes   Verkehrs  bestobt   darin ,    dafs   der  Kaufpreis   nicbt 
ibsotot  bestimmt,  sondern  dafs  der  Bdrseopreis  dafür  in  Besag  genommen  wird. 
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sischeB  Plätzen  machen  sie  ihre  Abschlüsse  in  Person,  meist  be 
sie  sich  für  ihre  Tcrmtogeschäfte  eines  Kommissionilrs,  während  sifti 
ihr  effektives  Getreide  an  die  Saniinelhändler  in  der  Provinz  abgeben; 
einige  wenige  stehen  auch  in  direkter  Beziehung  zu  einem  Groß- 
kaufmann. 

7.    Es  ist  nun   noch  eine  Personengruppe  zu  besprechen,    welche 
dem  Handel  unentbehrlich,  ihrer  notwendigen  Funktionen   wegen  aber^    . 
dringend  einer  Reform  bedürftig  ist:   die  Makler     Wir  unter scheidai^l 
an  den  deutschen  Börsen  die  vereideten  Hanclelsmakler  und  die  freiei^l 
Makler;   jene  haben    besondere   reichsgesetzlich    und    durch    Makler- 
Ordnungen  aufgestellte  Rechte  und  Pflichten,  diese  sind  unbeschränkte 
Vermittler  der  innerhalb  einer  Börse  geschlossenen  Geschäfte, 

Nach   Art  66  des   Handelsgesetzbuches   sind   die  Handelsmakler 
(Sensale)  amtlich  bestellte  Vermittler  für  Handelsgeschäfte;  sie  leisten 
den    Eid,    daß  sie   die   ihnen   obliegenden   Geschäfte    getreu    erfüllen 
wollen.    Die  Anstellung  erfolgt  in  der  Regel  durch  den  Börsenvorstand, 
beziehentlich  die  beaufsichtigende   kaufmännische  Korporation,    nur  in 
Stuttgart  durch   den   Gemeinderat;   in    Preußen   hat    der  Kegierungs-^ 
präsindent   (in  Berlin   der  OberpräsidentX   in  Sachsen   der  König  dilfl 
Anstellung  zu   bestätigen.     Sie  müssen   unbescholten,   zuverlässig  tiod^ 
in  ihrem  Fach  erfahren  sein.     Sie  stehen   unter  der  Disciplinargewalt 
der  sie  anstellenden   Behörde;    Strafen   sind  Verweis,  Geldbuße   und 
zeitweilige  Ausschließung  von    der  Börse,    Von   der  ihnen  nach   §  6ft 
der  Berliner  Maklerordnung  zustehenden  Befugnis,  den  Handelsmaklero 
feste  Plätze  anzuweisen  und  zur   Kontrolle  Börsensekretäre  neben  sie 
zu  stellen,   haben   die  Berliner  Aeltesten   im  Produktenverkehr   bisher 
keinen  Gebrauch  gemacht. 

Das  wichtigste  Recht  der  Handelsmäkler  ist  die  Mitwirkung  bei 
der  Kursfeststellung;  die  ihnen  früher  vielfach  zustehende  Berechtigung 
der  alleinijj;en  Geschäftsvernjittelung  ist  jetzt  überall  aufgehoben.  Zahl- 
reich sind  die  ihnen  obliegenden  Pflichten,  Sie  dürfen  nicht  auf 
eigene  Rechnung  oder  als  Komraissioiiäre  Geschäfte  abschließen,  auch 
sich  nicht  für  die  Erfüllung  verbindlich  machen;  sie  müssen  ihre  Ver* 
richtungen  persönlich  und  ohne  Gehilfen  betreiben;  sie  dürfen  nur  von 
Anwesenden  Auftrage  entgegen  nehmen.  Sodann  haben  sie  ein  Tage- 
buch zu  führen»  in  welches  täglich  die  vermittelten  Geschäfte  unter 
Angabe  der  Kontrahenten,  der  Zeit  des  Abschlusses,  der  gebändelten 
Menge  und  des  Preises  einzutragen  sind.  Einige  weniger  wichtige 
Obliegenheiten  treten  noch  hinzu. 

Der  Verkehr  hat  sich  jedoch  von  den  Handel maklern  abgewandt 
In  den  Hansastädten  sind  sie  daher  schon  ganz  abgeschafft,  und  an  den 
übrigen  Börsen  ist  ihr  Dasein  kein  glänzendes,  soweit  sie  überhaupt 
noch  vorhanden  sind  —  von  Breslau  ist,  wie  erwähnt,  der  letzte  1892 
verzogen   und  in   Stettin   giebt  es   auch   keinen   mehr*).     Die  lawt_ 


1)  Sftcbverst  Prot.  S.  2386.     Zu    bemerken  ist^    dars    oacb    den  AoBMgeo   der 
llii«r  Sachverttändtgea    nur  etWA   i/^^ — >/^^    dir  TermiDgescbftfte    darcli    verdd.  Mi, 
▼ermittelt  werden. 
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mimuscheD  SachveiBtäDdigen  der  Enquete  haben  sich  daher  fast  ein- 
stimiDig  ipsgesa  die  Bdbehaltiing  der  vereideten  Makler  in  ihrer  heutigen 
Ofganisation  ausgesprochen  ^). 

Die  Schwierigl^it  liegt  vor  allem  in  dem  Verbot,  Gesch&fte  fttr 
eigeae  Rechnung  zu  machen,  während  das  Vermittelungsmonopol  auf- 
gehoben ist  Wie  der  Verkehr  sich  heute  entwickelt  hat,  will  der 
(Merent  sofort  wissen,  ob  ein  Abschluß  möglich  ist;  er  will  auch  oft 
niAt  sogleich  erk^nen  lassen,  welche  Stellung,  ob  die  des  Käufers 
oder  des  Verkäufers,  er  einzunehmen  beabsichtigt  Wendet  er  sich  an 
eincD  Tereideten  Makler,  so  ist  ihm  nicht  gedient;  dieser  mufi  ja  erst 
den  Gegenkontrahenten  suchen  und  finden  und  dazu  wissen,  ob  der 
Offisreot  kaufen  oder  verkaufen  will.  Der  freie  Makler  dagegen  über- 
Bimsit  das  Geschäft  selbst,  der  Händler  braucht  daher  nicht  mit  der 
Frage,  kann  ich  zu  dem  und  dem  Preise  kaufen  oder  verkaufen,  an 
ihn  heranzutreten;  er  erkundigt  sich  vielmehr  nur,  zu  welchen  Preisen 
tAeriiaupt  ein  Geschäft  zu  machen  ist,  und  erhält  dann  die  Antwort, 
^ch  nehme  zu  dem  und  gebe  zu  dem  Preise'S  Aber  auch,  wenn  der 
Händler  mit  einer  offenen  Offerte  an  den  freien  Makler  herangeht, 
ichfieSt  dieser  das  Geschäft  in  der  Regel  fttr  sich  ab;  er  rechnet 
darauf,  auch  seinerseits  einen  Gegenkontrahenten  zu  finden,  und  braucht 
<khar  jenen  ersten  Händler  nicht  in  Ungewißheit  zu  lassen. 

Allerdings  muß  bei  der  Vermittlung  durch  einen  freien  Makler 
darauf  verzichtet  werden,  daß  der  Vertrag  offiziell  bei  der  Preisnotiz 
bcrteksiditigt  wird;  aber  oft  entspricht  dies  aus  SpekulationsrQck- 
sichten  nur  dem  Wunsche  der  Parteien,  sonst  kann  auch  leicht  durch 
eise  Mitteilung  an  den  BOrsenkommissar  eine  Einwirkung  auf  die 
Notiz  erwirkt  werden. 

Die  vereideten  Makler  sind  daher  mit  ihren  vielen  Pflichten  und 
geringen  Rechten  sehr  im  Nachteil  gegenüber  den  unbeschränkten 
Pfnschmaklern ;  die  von  ihnen  vermittelten  Umsätze  sind  nicht  be- 
deutend und  ihr  Einkommen,  das  doch  im  wesentlichen  aus  der 
Kourtage  besteht,  nur  gering  ^).  Es  ist  demnach  nicht  zu  verwundern, 
daß  vidfach  Strohmänner  seitens  der  Makler  gehalten  werden,  welche 
im  Auftrage  und  auf  Rechnung  dieser  —  gegen  das  Verbot  —  als 
Gegenkontrahenten  auftreten ;  der  Schein  ist  dann  gewahrt,  der  Makler 
kun  aber  sofort  seinem  Auftraggeber  Bescheid  geben,  da  der  Stroh- 
Muin  ja  nur  nach  seiner  Instruktion  handelt.  Daß  eine  ganze  Anzahl 
dber  Händelsmakler  mit  Hilfe  solcher  Strohmänner  arbeiten,  ist  an 
der  Börse  ein  offenes  Geheimnis^). 

Aber  selbst  bei  dem  besten  Willen,  eigene  Geschäfte  zu  ver- 
meiden, kann  bei  der  heutigen  Art  der  Kursfeststellung  ^)  ein  Handels- 
makier  in  die  Lage  kommen,  selbst  übernehmen  zu  müssen,  wenn  er  nicht 


1)  Vergl.  syttemat.  SachregUter  der  Enquete,  8.  Teil,  tu  Frage  13. 

t)  Et  ist  daher  vorgekommeo,  dafs  vereidete  Makler  in  BerÜD  am  die  Erlaobois 
fcbeten  haben,  neben  ihrem  Maklergewerbe  noch  Agentaren  und  dergl.  betreiben  zu 
4ürfeo  (Sachrerst  Prot.  S.  8578). 

3)  Vergl.  Sachyerst.  Prot.  S.  2578. 

4)  Darflber  später. 
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anders  seine  ganze  Existen?.  gefährden  will.  Ein  Beispiel:  Ein  MakleT 
erhält  den  Auftrag,  eioen  Posten  Getreide  zu  verkaufen  nicht  unter 
150  M.;  er  kann  zu  diesem  Preise  keinen  Käufer  finden.  Bei  der 
Kursnotiz  ergiebt  sich^  daß  irgend  jemand  dem  amtierenden  Kommissar 
aberzeugend  nachgewiesen  hat,  daß  er  zu  150  M.  ein  Geschäft  abge- 
schlossen hat;  dieser  Preis  kommt  also  zur  Notiz.  Will  nun  jener 
Makler  nicht  seine  ganze  Kundschaft  verlieren,  so  ist  er  gezwungen, 
zu  diesem  Preise  abzunehmen,  und  alles,  was  er  zur  Milderung  dieser 
Gesetzes-  und  Eidesverletzung  thun  kann,  ist,  daß  er  sofort  a  tont 
prix  weiterverkauft  *).  Hierin  liegt  doch  zum  mindesten  ein  Gewissens- 
zwang der  bedenktichslen  Art. 

Aber  auch  die  Vorschriften  über  die  Führung  des  Tagebuches 
gehörig  zu  beachten,  ist  dem  Handelsmakler  sehr  schwer  und  bei  | 
Häufung  der  Geschäfte  ganz  unmöglich.  Die  Namen  der  Kontrahenten, ' 
sowie  die  Mengen  und  Preise  wird  er  sich  allerdings  im  stärksten 
Gedränge  notieren  können  uod  zur  Unterstützung  seines  Gedächt- 
nisses notieren  müssen,  aber  nicht  auch  den  genauen  Zeitpunkt  des 
Abschlusses.  Eine  Angabe  nach  Stunden  hat  wenig  Zweck;  innerhalb 
kürzerer  Zeiträume  schwankt  der  Preis,  Nach  Minuten  aber  die  Notiz 
zu  machen,  geht  bei  starkem  Betriebe  nicht  an. 

Alles  dies  drängt  zu  einer  Beseitigung  der  beutigen  Makler- 
organisation. Es  wird  später  zu  untersuchen  sein,  wie  man  auch  ohne 
den  vereideten  Makler  zu  einer  glaubwürdigen  Preisnotiz  gelangen  kann. 

Der  freie  oder  sogen.  Pfuschmakler  hat  nur  die  Pflicht,  sein  Ge- 
werbe anzuzeigen  (Gewerbeordnung  §  35);  wenn  er  sich  als  unzuver- 
lässig erweist,  ist  ihm  der  Betrieb  zu  untersagen.  Andere  Schranken 
sind  nicht  gezogen;  vor  allem  untersteht  der  freie  Makler  der  Börsen- 
disziplin  nicht  mehr,  wie  jeder  andere  Besucher  auch.  Zahlreich  ist 
daher  diese  Klasse,  und  nicht  wenige  „katilinariscbe  Existenzen*'  halten 
sich  durch  Verniittterthätigkeit  über  Wasser.  Die  Folge  ist  ein  ständiges 
Unterbieten  in  den  Kourtagesätzen  und  eine  Folge  hiervon  die  Not- 
wendigkeit, durch  kühne  Spekulationen  das  Einkommen  zu  Ter« 
mehren.  Der  Reiz  und  die  Gelegenheit  zu  Wagnissen,  liegt  schon  in 
der  Art,  wie  die  freien  Makler  die  Geschäfte  vermitteln;  da  sie  doch 
einmal  übernommen  haben,  so  ist  es  verführerisch,  nicht  sogleich  den 
Gegner  zu  suchen,  sondern  einen  günstigeren,  noch  besonderen  Ge- 
winn verheißenden  Moment  abzuwarten.  Die  Provision  verdienen  sie 
ja  auf  jeden  Fall  In  der  Reihe  der  freien  Makler  finden  sich  daher 
auch  die  stärksten  Jobber,  die  planlos  bald  in  dieser,  bald  in  jener 
Richtung  der  Spekulation  ihr  Glück  versuchen  *)  —  die  Wirkungen 
zeigen  sich  beim  Termingeschäft*  Hat  ein  Makler  falsch  gerechnet 
und  seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  können,  so  wird  er  von 
den  geschädigten  Auftraggebern  noch  möglichst  lange  gehatt43n;  durch 
die  lim  stets  zukommende  Kourtage  können  die  Verluste  allmähltj^ 
gedeckt  werden. 


3)  VargL  SaGhYer»t  Prot.  S.  5469. 

4)  Vergl,    t^l^^t"  TerminhaDdef^S    SonderAbdmck  las    der  Hamburgiftcben  BdrsentiAU« 
1092«  3.  26 


Der  daattcha  GetraidebMidel.  173 


III.    Die  Geschäftsformen. 

Die  FormeD,  in  denen  sich  der  deutsche  Getreidegroßhandel  bewegt, 
siDd  die  des  allgemeinen  internationalen  Handels;  sie  schließen  sidi, 
wie  es  bei  der  Entwickelang  gerade  des  Getreideverkehrs  natürlich  ist, 
besonders  eng  dem  euglisdien  Geschäftsgange  an  ^).  Entweder  wird 
anf  sofortige  Erfüllung,  loco,  gehandelt,  oder  die  Lieferung  der  Ware 
folgt  dem  Vertragsabschluß  erst  nach  längerem  Zeiträume  (Lieferungs- 
gOKh&ft  i  w.  S.).  Hier  unterscheiden  wir  wieder  Verträge  über  Ge- 
treide, welches  bereits  unterwegs  —  rollend  oder  schwimmend  —  ist, 
Yortrfige  Ober  lagerndes  und  demnächst  zur  Verladung  kommendes 
Korn  und  endlich  Verträge  über  die  Lieferung  zu  bestimmter  Zeit; 
eine  Unterart  dieser  letzten  Gattung,  des  Lieferungsgeschäfts  i.  e.  S. 
ist  das  Termingeschäft. 

Die  Geschäftsformen  sind  nicht  plötzlich  und  willkürlich  von  den 
Interessenten  aufgestellt;  wir  haben  es  hier  mit  einer  langfam  fort- 
schreitenden EntWickelung  zu  thun  *),  die  sich  in  jedem  Fache  des 
Handels  wiederfindet.  Der  ursprüngliche  Kontrakt  ging  nur  über  Ware, 
die  bereits  am  Erfüllungsort  vorhanden  ist  und  von  deren  Beschaffen- 
hdt  sich  daher  der  Käufer  überzeugen  kann.  Allmählich  kam  man 
darauf,  unterwegs  befindliche  Sachen,  deren  Qualität  man  nur  aus 
Proben  ersehen  konnte,  zu  verkaufen;  der  Schritt,  auch  lagerndes 
Getreide  zu  handeln,  war  nicht  weit  Schließlich  sah  man  von  der 
individuellen  Bestimmung  der  Ware  ab;  nach  feststehenden  Mustern 
veri^ichtete  sich  der  Verkäufer  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte 
m  liefern.    Ein  Einheitsmuster  stellte  dann  der  Terminhaodel  auf. 

Die  Entwickelung  ist  durchaus  planmäßig.  Zunächst  handelte  es 
sich  darum,  die  in  einem  Engagement  festgelegten  Gelder  möglichst 
sdinell  wieder  zu  neuer  Arbeit  frei  zu  bekommen  und  den  Zeitraum 
zwischen  Produktion  und  Verwertung  einer  Ware  zu  verkürzen ;  deshalb 
Keß  man  den  Verkauf  dem  Einkauf  rasch  folgen  und  schließlich  vor- 
angeben. Gleichzeitig  wurde  durch  die  Aufstellung  erst  mehrerer,  dann 
dnes  Einheitsmusters  die  individuelle  Ware  generalisiert  und  durch 
die  Fixierung  fester  Vertragsbedingungen  den  Abschlüssen  das  persön- 
liche Moment  genommen;  beides  diente  zur  Erweiterung  der  Bezugs- 
und Absatzmöglichkeit 

1.  Bei  dem  Platzgeschäft  oder,  wie  es  auch  genannt  wird, 
Geschäft  mit  prompter  Ware,  loco-Geschäft,  muß  das  Getreide  zur 
sofortigen  Lieferung  bereit  liegen.  Es  wird  ab  Bahn,  ab  Speicher,  ab 
Kahn  oder  auch  ab  Fuhre  gehandelt,  je  nach  dem  Ort,  an  dem  der 
Käufer  abzunehmen  hat;  es  wird  bei  der  Empfangnahme  bar  bezahlt. 
—  Diese  Geschäfte  bilden  die  Regel  in  dem  Verkehr  zwischen  unserem 
einheimischen  Landwirt  und  seinen  Abnehmern;  doch  sind  sie  natur- 
gemäß auch  im  inneren  Börsenverkehr  nicht  selten.    In  Berlin  werden 


1)  Vergl.  Fachs  a.  a.  O.,  S.  81  fg 

2)  Vergl.  SAchyanUadigenprotokoU,  S.  82S4fg.,  2429  fg. 
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sie  tum  größten  Teil,  jedenfalls  in  weit  bedeuteoderer  Zahl  als 

rend  der  offiziellen  Börse  an  der  uDkoDtrollierten  Frühbörse  geschlosseiLl 

2.  Zahlreicher  sind  die  Lieferungsgeschäfte.  Als  „rol- 
lend** oder  j^schwimmend**  bezeichnetes  Getreide  muß  zur  Zeit  de 
Vertragsschiusses  bereits  der  Eisenbahn  oder  dem  Schiffer  zum  Traai 
port  übergeben  sein  *).  Rollende  Transporte  kommen  aber  fast  nti 
im  inneren  Verkehr  vor;  bei  ausländischem  Bezug  muß  der  billiger 
Wasserweg  benutzt  werden.  In  der  Regel  wird  das  überseeische  Kor 
zunächst  nach  einem  Orderhafen*)  dirigiert  und  vor  oder  bei  de 
Ankunft  in  diesem  Hafen  weiter  verkauft;  dort  erhält  der  Schiffer 
dann  die  Anweisung,  wohin  er  sein  Fahrzeug  führen  und  abladen  soll 

Trotz  dieser  Transport körzung  ist  bei  den  Schwankungen  de 
Getreidepreise  auch  diese  Form  des  Kaufes  noch  mit  einem  bedeutend 
den  Risiko  verbunden;  zwischen  der  Abfahrt  des  Schiffes  von  dem^ 
Verladungsort  und  der  Ankunft  im  Orderhafen  liegen  Wochen  und 
Monate,  welche  bedeutende  Aenderungeu  in  den  Preisen  mit  sich  bringea 
können.  Nur  gut  fundierte  Häuser  vermögen  diese  Gefahr  zu  rrageiufl 
und  es  wird  daher  auch  bei  uns^)  immer  mehr  üblich  „auf  Abladung**^ 
zu  verkaufen.  Das  Korn  wird  dann  der  Gefahr  einer  Seefahrt  nicht 
aasgesetzt,  ohne  daß  seine  preiswerte  Abnahme  gesichert  ist;  es  wird 
lagernd  mit  der  Verpflichtung  verkauft,  daß  es  binnen  kürzester  Frist 
(nach  den  verschiedenen  Börsenusaucen  differierend)  zur  Verladung 
gebracht  wird.  Das  Risiko  eines  Preisfalls  und  des  Transports  gebt 
auf  den  Käufer  über. 

In  den  Einzelbestimmungen  dieser  Kontrakte  über  überseeisches 
Getreide  richtet  sich  der  deutsche  Handel  ganz  nach  seinem  englischen 
Vorbilde.  Auch  bei  uns  bürgert  sich  das  Cife- Geschäft,  d.  h.  der  Vertrag, 
nach  welchem  der  Verkäufer  auch  die  Fracht-  und  VersicherungsgebObr 
(cost,  freight  und  insurance)  zu  leisten  hat,  mehr  und  mehr  ein. 

Die  Zahlung  des  Preises  erfolgt  schon  gegen  Aushändigung  der 
Dokumente,  welche  zur  Verfügung  über  die  Ware  berechtigen;  das 
sind  Konnossement  und  Versicherungspolice.  Diese  Papiere  werden  nach 
vollendeter  Verladung  mit  der  Post  abgesandt,  erreichen  also  den  Be- 
stimmungsort weit  früher  als  das  Frachtschiff.  Der  Käufer  zahlt  daher 
entweder  bar  mit  einem  Abzug  von  3  Monat  Diskont  oder  er  giebt  eia 
Accept  gleichen  Ziels.  Die  Dokumente  gehen  dann  von  Hand  zu  Hand« 
und  ihr  Umlauf  ersetzt  durchaus  den  des  Getreides  selbst. 

Die  Qualität  wird  nach  einer  individuellen  Probe  bestimmt  oder 
nach  Londoner  Standardmuster  und,  soweit  amerikanisches  Getreide 
in  Frage  kommt,  nach  den  Graden  eines  der  dortigen  Elevator&ysteme  *). 
Die  erste  Form,  der  Handel  nach  Probe,  ist  die  einfachste  und  ur- 
sprüngliche; sie  vermeidet  zwar  leichter  den  Streit  über  die  Vertrags* 
mäßigkeit  der  gelieferten  Ware,  ist  aber   auch  sehr  umständlich  and 


1)  Verg^l    BiiDdbuch  der  Berlioer  Prodalcfetibdrtef  1894«  8.  89. 

S)  Solche  Häfeo    sind    für    dms   öitliche  Getreide  MalU    aod  vor  «llem  OibnklUr,  flkr_ 
dms  weltliche  die  BMen  der  BQd«Dj(]i»chce  KQfte. 

3)  In  Ed Irland  i»t  es  ebeoio  (Fachs). 

4)  VergL  hTerQb«r  SeriDg,  Die  lAndwirtscbemicbi  RookiUTe&i  NoFd*Ameiik«a« 
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erkuibt  nur  einea  langsamen  Umsatz,  so  daß  bei  ans  sogar  das  wech- 
Rlnd  ausfallende  russische  Gretreide  lieber  nach  Gewichtsgrenzen  als 
■ach  fester  Probe  gehandelt  wird.  Die  zweite  Art  kämpft  mit  der  Schwie- 
rigkdt  einen  festen  Standard  herzustellen.  New- York  hat  in  seinen 
Bevators  eine  nach  der  Ernte  innerhalb  gewisser  Grenzen  wechselnde 
Qradierang,  Chikago  dagegen  einen  an  veränderlichen  Maßstab,  in  den 
jede  Ernte  eingereiht  wird.  Welches  System  soll  man  wählen;  wonach 
Mdlen  vor  allem  aach  die  Londoner  Standardmaster  aufgestellt  werden  ? 
Und  doch  ist  ein  schneller  Umsatz  heute  dermaßen  Lebensfrage  des 
Geirddehandels,  daß  man  lieber  die  mit  dieser  Unsicherheit  verbun* 
dmen  ünzatrftgiichkeiten  erträgt,  als  zum  Handel  nach  Probe  zurück- 
greift. 

Die  Versicherung  erstreckt  sich  außer  auf  den  völligen  Verlast 
der  Ladung  häufig  auch  auf  eine  Beschädigung  durch  die  Fahrt  bis 
a  10  Proz.  des  Wertes.  Die  sonstigen  Wertminderungen  tragen  die 
Burteien,  je  nach  besonderer  Abmachung  der  Käufer  oder  Verkäufer 
mit  oder  ohne  Preisnachlaß  ^). 

3u  Der  Käufer  aus  einem  derartigen  Vertrage  schließt  zu  seiner 
Deckung  einen  Lieferungsverkauf  in  e.  S.  ab;  er  verpflichtet  sich  zu 
bntimmter  Zeit  einen  Posten  Getreide  zu  liefern.  Er  kann  sich  unge- 
fthr  berechnen,  wann  die  von  ihm  gekaufte  Ladung  den  Bestimmungs- 
ort erreichen  wird,  und  bestimmt  danach  den  Zeitpunkt  seiner  Liefe- 
roagsverpflichtung.  Da  aber  die  Ankunft  eines  Schifles  sich  nicht  auf 
4m  Tag  vorher  angeben  läßt,  so  ist  eine  Frist  üblich,  innerhalb  deren 
die  Lieferung  zu  erfolgen  hat;  der  Verkäufer  hat  dann  die  Wahl,  an 
iridiem  Tage  dieses  Zeitraumes  er  seiner  Verpflichtung  nachkommen 
w3L  Der  Vorteil  dieser  Geschäftsart  liegt  für  den  Verkäufer  darin, 
dal  er  das  Risiko  des  Absatzes  und  des  Preisrückganges  abwälzt;  der 
Känfer  sichert  dagegen  den  Bezug. 

Technisch  eine  Unterart  des  Lieferungsgeschäfts  bildet  das  Termin- 
geschäft, das  auch  allmählich  an  die  Stelle  jenes  tritt.  Es  unter- 
scheidet sich  nur  dadurch,  daß  die  wichtigsten  Vertragsbestimmungen, 
mit  Ausnahme  der  Preisabrede,  dem  Parteiwillen  nicht  unterliegen, 
ein  für  alle  Mal  durch  Börseousance  fixiert  sind. 

Eine  aasführliche  Besprechung  dieses  so  vielfach  angefochtenen, 
nabezweifelt  äußerst  wichtigen  Geschäftszweiges  und  des  eng  damit 
verbundenen  Kommissionshandels  wird  später  folgen.  Es  bleiben  noch 
einige  Einrichtungen  der  Börsen  zu  besprechen,  welche  zur  Erfüllung 
ihrer  allgemein  volkswirtschaftlichen  Aufgabe  getrofiien  sind  —  die 
Vmsnotiz  —  und  die  der  Erleichterung  des  Verkehrs  dienen  sollen 
—  Sachverständigenkommissionen  und  Schiedsgerichte. 

IV.  Einzelne  Börseneinrichtungen. 

L  Zwar  sind  die  Börsen,  wie  im  §  1  der  meisten  Ordnungen  zu- 
treflfend  gesagt  ist,  zur  Erleichterung  des  Handels  gegründet  und  daher 


1)  Dto  Biotelheiten  sind  geaaa  die  der  englischen  Kontrakte.  Vergl.  Fuchs  (a.  a.  O., 
S.  87)t  dar  hier  ftbarhaopt  snr  Ghrondlage  dient. 
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iD  erster  Linie  verpflichtet,    bei    ihren   Einrichtungeii    die  Handels^ 
interessezi   zu   berücksichtigeo.     Ihr  Einfluß  erstreckt  sich   aber  weil 
über  diese  Kreise  binaus,  sie  haben  sich  zu  schwerwiegenden  Faktorea 
der  allgemeinen  Wirtschaft  entwickelt,  und  vor  allem  sind  es  die  er- 
zielten Preise,  welche  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenken.     Nicht  nur 
die  Börsen  unter  sich   richten  sich  in  ihren  Preisen  nach  einander  — 
für  Deutschland    ist  Berlin    der  Mittelpunkt;    das   Treiben    an    den     i 
anderen    Plätzen   wird   erst  lebhaft,    wenn   das  Telegramm   mit  d^M 
Berliner  Notierungen    eingelaufen  ist,  und  man  beginnt  und  scblieJtff 
daher  meist  etwas  später  als  in  der  Hauptstadt.     Auch   im  Verkehr 
zwischen  den   Landwirten    und    den    aufkaufenden   Händlern   ist  der 
Börsenpreis  maßgebend,  und  meist  wird  der  Kaufpreis  nur  durch  eine 
Relation  zum  —  in  der  Begel  höchsten  bezahlten  —  Börsenpreis  aus- 
gedrückt. 

Es  ist  daher  notwendig,  daß  auch  anßerhalb  der  Börse  stehende 
Kreise  die  Preise  erfahren.  Diesem  Bedürfnis  kommt  man  durch  die 
Preisnotierung  entgegen. 

Leider  fehlt  es  hier  an  einheitlichen  Gmndsätzeu.  Während  die 
meisten,  darunter  alle  preußischen  Börsen  die  Notiz  durch  börsen- 
amtlich  bestellte  Kommissare  feststellt' n  lassen,  ist  sie  an  andercD 
Plätzen,  vor  allem  in  den  Hansastädten,  ganz  privaten  Ursprungs. 
Ihre  Genauigkeit  läßt  in  beiden  Fälleu  viel  zu  wünschen  übrig. 

I*  In  Berlin  ist  das  Verfahren  so  geregelt,  daß  sich  am  Schlosse 
der  Börse,  um  2  Uhr,  die  vereideten  Makler  mit  dem  amtierenden 
Bör.'^enkommissar  io  das  Kurszimmer  zurückziehen  und  unter  Au^h 
schliißung  aller  übrigen  Persönlichkeiten  die  Preisnotierungen  fest^ 
stellen.  Das  Material,  auf  das  man  sich  stützt,  sind  zunächst  die  von 
den  vereideten  Maklern  selbst  vermittelten  Geschäfte;  sie  sind  ver- 
pflichtet, auf  ihren  Eid  sie  wahrheitsgemäß  anzugeben.  Außerd^n 
haben  sie  sich  auch  über  die  sonsti^^en  Abschlüsse  zu  informieren,  um 
ein  mö^^lichst  getreues  Bild  der  Markttage  geben  zu  können.  Die 
Makler  sind  aber  nur  Gehilfen  des  Kommissars;  dieser  trägt  die  Ver- 
antwortung für  die  Notiz  und  hat  daher  auch  Über  sie  zu  entscheidea 
Auch  er  erkundigt  sich  während  des  Börsenlaufes  über  die  abge- 
schlossenen Geschäfte;  er  htßt  sich  vor  allem  von  den  freien  Maklern 
ihre  Bücher  zeigen  und  fragt  auch  die  Kontrahenten  selbst  —  nur  ist 
niemand  verpflichtet,  ihm  Auskunft  zu  geben,  wahrheitswidrige  An* 
gaben  werden  allerdings  mit  zeitweiliger  Ausscbiießung  geahndet,  und 
ein  großer  Teil  der  Geschäfte  kommt  bekanntlich  unter  lautem  Geschrei 
zustande.  Außerdem  machen  die  Parteien  selbst,  auch  unaufgefordert, 
vielfach  Mitteilung  von  ihren  Preisen;  besonders  den  Kommissionären 
liegt  daran,  die  von  ihnen  erzielten  Abschlüsse  in  der  offiziellen  Notiz 
vertreten  zu  sehen,  da  sie  sich  den  Kunden  gegenüber  nur  hierdurch 
rechtfertigen  können. 

Trotz  alledem  ist  das  Material  nur  unvollständig  und  unzuver- 
lässig. Zahl  reiche  Kontrakte  kommen  in  der  Notiz  eicht  zum  Aus- 
druck; entweder  die  Parteien  haben  ihre  Engagements  auch  dem 
Kommissar  gegenüber  nicht  aufdecken   wollen   uud    daher  auch  dem 
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fennittelDden  freien  Makler  jede  Mitteilung  untersagt,  oder  sie  haben 
sich  Dicht  um  die  Notiz  bekümmert,  und  der  Eommissar  hat  auch 
«mst  keine  Kenntnis  erhalten.  Sodann  fehlen  und  müssen  nach  den 
BestimiDungen  der  Börsenordnung  fehlen  die  umfangreichen  Abschlüsse 
der  Frühbörse;  hier  ist  im  Effektivgeschäft  der  Umsatz  nicht  gering 
and  Termingeschäfte  werden,  wenn  auch  in  geringer  Zahl,  ebenfalls 
dort  abgeschlossen,  so  daß  hier  ein  offenbarer  Mangel  vorliegt 

Üüler  diesem  Material  hat  der  Kommissar  zu  sichten,  keine  leichte 
Aofgabe  an  sich  und  erschwert  durch  das  Bewußtsein  des  umfassenden 
Einflusses  der  Berliner  Preisnotiz,  Feste  Regeln,  nach  denen  der 
Kommissar  die  Notierung  zu  leiten  bat,  sind  nicht  aufgestellt;  er  ist 
I  ganz  auf  sein  Urteil  angewiesen.  Vor  allem  steht  er  vor  der  Frage, 
loU  die  Preisnotiz  möglichst  alle  thatsächlich  abgeschlossenen  Ver- 
trtge  umfassen,  oder  soll  sie  ein  Bild  der  allgemeinen  Marktlage  eines 
Tages  geben?  Je  nachdem  er  sich  diese  Frage  beantwortet,  wird  er 
oSäbaren  Spekulationsmanövern  Einfluß  gewähren  oder  nicht  Nicht 
mmal  innerhalb  derselben  Börse  herrseben  hierüber  einheitliche  Grund- 
sitze, wenn  auch  die  Mehrzahl,  besonders  der  Berliner  Kommissarien« 
die  zweite  Ansicht  vertritt').  Wie  wichtig  aber  die  Auffassung  des 
jeweiligen  Leiters  der  Preisfeststellung  ist,  ergiebt  sich  schon  daraus, 
dat  Tiele  Kommissionäre  aus  spekulativen  Rücksichten  zu  gewissen 
Preisen  Geschäfte  —  thatsächlich  oder  fiktiv  —  abschließen,  lediglich. 
Bin  ihren  Kunden  gegentiber  eine  bestimmte  Notiz  zu  erzielen;  das 
Beispiel  von  dem  wider  Willen  eintretenden  Handelsmakler  ist  auch 
«i  Beleg. 

Wie  es  bei  den  zahllosen  kleinen  Unterschieden  in  der  Qualität 
des  gebändelten  Getreides  nicht  anders  möglich  ist,  giebt  die  amtliche 
Prdsfeatstellung  auch  für  den  loco-Handel  nicht  eine  Einbeitsnotiz ; 
€s  werden  nur  die  niedrigste  und  höchste  Grenze,  sowie  der  Durch- 
icfanittspreis  der  Lieferungsqualität  und  einiger  besonders  gesuchter 
Sorten  angegeben  *y  Entscheidend  ist  daran  die  Notierung  des  Preises 
der  Liefertingsqualität ,  die  generelle  Angabe  gewinnt  dadurch  über- 
laopt  erst  einen  Wert  Diese  Qualität  steht  ein  für  alle  Mal  fest  und 
iit  daa  Landwirten  bekannt,  so  daß  sie  sich  aus  ihrem  Pretsstande 
■flgefiUir  den  für  das  eigene  Korn  zu  erzielenden  Preis  innerhalb  der 
geMrelleo  Grenzen  zu  berechnen  vermögen.  Ohne  eine  derartige  An- 
gtim  hat  der  Produzent  gar  keine  Kontrolle;  er  erfährt  ja  nicht, 
wddie  Qualitäten  gerade  an  einem  Tage  umgesetzt  sind,  und  in  der 
allpfDeinen  Notiz  ist  die  beste  und  schlechteste  Ware  enthalten  ^), 

Die  Notiz  der  Terminpreise  giebt  nur  den  Gang  der  Preisbewegung 


I)   T«rgL    die    Ausi«g«n    d«r    als    S&chTeratJLDdg.    TerDommeoeu    Kommissariea    su 
!•  10. 
i)  Der  «iDÜich«  Prebssttel  rom   19.  Aag^aat  1893^    der  gBrade  vorliegt,  leuttt  e.  6. 
ttigjfea!  U>eo   130 — 140  U.  nach  QuaUtäC,    Lieferung«qaalitit   136  M. ;  rtasiacher  — 
fttter  ftlter  und  neuer  136 — 137  üb  Bahn  bea.,    September-Oktober  138|25  k 
tia^  h  US  V.  hex.  0,  ».  w. 

a)  la    di«Mm   Punkte    leigt    steh    die  Wichtigkeit    det    itMitnebeii    Elnfluaseei    dl« 
MfarMf  4m  LiefemDgiqtiatitAt  erfolgt  auf  Veranlessang  der  Regiernng. 
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an,  ©hne  aber  bestimmte  Zeitabschnitte  im  Auge  zu  haben  und  obne 
jede  Rücksicht  auf  die  zu  den  au  gesetzten  Preisen  gebändelten  Mengen. 
In  dem  Beispiel  der  Anmerkung  2  S.  177  bedeutet  die  Notiz:  zu  Begion 
der  Börse  wurde  auf  September-Oktober- Termin  für  1000  kg  138,25  M, 
bezahlt,  im  Laufe  der  Börse  —  wann,  ist  unbestimmt  —  stieg  der 
Preis  auf  138,5  M.  und  fiel  schließlich  wieder  auf  138 '/g  M.  Nur 
durch  ein  Zurückgehen  auf  die  Maklerböcher  und  auch  dann  nur  mit 
großer  Vorsicht,  ist  die  Angabe  des  ungefähren  Zeitpunktes,  wann 
einer  der  notierten  Preise  herrschte,  möglich;  die  Feststellung  der 
dazu  verkauften  Mengen  ist  überhaupt  nicht  möglich  ')  —  ein  Mangel, 
der  sich  im  Kommissionshandel  drückend  fühlbar  macht. 

Für  die  sonstigen  Lieferungsgeschäfte  findet  eine  Preisnotierung 
nicht  statt;  sie  ist  bei  der  Mannigfaltigkeit  dieser  Verträge  nicht 
möglich  uad  ohne  Interesse. 

Dem  Berliner  Verfahren  schließen  sich  im  wesentlichen  die  Börsen 
an,  an  denen  noch  vereidete  Makler  fuogieren.  Köln  macht  insofern 
eine  Ausnahme^),  als  lediglich  die  von  den  Handelsmaklern  ver- 
mitteiten  Geschäfte  berücksichtigt  werden  und  auch  nur  „insoweit  sie^ 
angemessene  Quantitäten  zum  Gegenstande  haben,  resp.  das  im  Börsen-B 
verkehr  übliche  Quantum  erreichen^S  Dieser  Zusatz  erhebt  etwas  zum 
Prinzip,  was  in  Berlin  thatsächlich  auch  geübt  wird. 

2.  An  den  Börsen,  wo  die  vereideten  Makler  fehlen,  ist  der  Börsen- 
kommissar noch  mehr  wie  in  Berlin  auf  die  Beobachtungen  und  Mit- 
teilungen angewiesen,  welche  ihm  aus  der  Mitte  der  Börsenbesucher  ge- 
macht werden.  Man  hat  deshalb  in  Danzig  und  Stettin  dazu  gegriffen,  zu 
bestimmten  Zeiten  durch  öffentlichen  Aufruf  die  Preise  festzustellen; 
die  Interessenten  versammeln  sich  dann  um  den  Kommissar,  und  unter 
gegenseitiger  Kontrolle,  jedoch  ohne  Zwang,  werden  die  vereinbarten,^ 
Preise  angegeben.  In  Breslau  fungieren  2  Kommissare  bei  der  PreiS'fl 
feststeltung;  zu  ihrer  Unterstützung  werden,  da  vereidete  Makler 
fehlen,  von  der  Handelskammer  Per&onen  aus  dem  aktiven  Händier- 
stande  herangezogen. 

In  den  Hansasiädten  findet  eine  amtliche  Notierung  der  Getreide- 
preise Überhaupt   nicht   statt;   die  privaten   Aufzeichnungen   beruhen 
auf  den  Beobachtungen  ihrer  Veranstalter,  sie  enthalten   die  Grenzea^ 
der  loco-Preise.  fl 

6.  Stuttgart,  dessen  Getreideumsatz  bekanntlich  nicht  sehr  be- 
deutend ist,  hat  das  amerikanische  System  angenommen^);  alle  Ver* 
träge  müssen  in  ein  ßörsenbuch  eingetragen  werden,  Käufer  und  Ver- 
käufer sind  zu  der  Angabe  verpflichtet. 

In  der  äußeren  Erscheinung  der  Preisnotiz  ist  leider  auch  keine 
Einheit;  die  eine  Börse  notiert  für  eine  Einheit  von  1000  kg,  andere 
nur  nach  100  kg,  einige  sogar  noch  nach  den  holländischen  Maßen, 


1)  VtTgl  Sachverst-Prot.  8,  2310. 

t)  KOIoer  BdraeQordntmg  §  7. 

3)  SUtnton  der  Stuttg*  LAndttAprodaktooliorse  §  II. 
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U.  Schließlich  siBd  noch  die  Einrichtungen  zu  besprechen,  welche 
Too  den  Börsen  zur  Entscheidung  etwaiger  Streitigkeiten  getroffen  sind. 

Wird  die  Qualitä^t  der  gelieferten  Ware  —  spätestens  am  Tage 
nach  der  Lieferung  —  bemängelt,  so  treten  Sachverständigenkommis- 
sionen in  Aktion.  Zu  diesem  Zwecke  werden  von  den  Börsen behörden 
auf  eine  Anzahl  Jahre  Experten  ernannt,  aus  denen  im  Einzelfall  die 
Urteiler  genommen  werden.  In  Preußen  unterliegt  die  Ernennung  der 
Bestätigung  durch  die  Regierung ;  Berlin  hat  sich  1888  nach  heftigem 
Streit  mit  dem  Handelsministerium  (unter  Bismarck)  verpflichtet,  die 
Sachverständigen  möglichst  aus  den  Firmen  zu  wählen^  welche  sich  in 
der  Regel  nicht  am  Termingeschäft  beteiligen.  Die  Benennung  für 
den  Einzelfall  liegt  bei  dem  Bönsenvorstand^)  oder  bei  dem  Vor- 
sitzenden des  Gremiums;  sie  geschieht  in  Berlin*)  nach  bestimmter 
Reihenfolge,  sonst  durch  das  Los.  Meist  3,  in  Berlin  auf  besonderes 
Verlangen  bei  dem  Termingeschäft  auch  5  Sachverständige  entscheiden 
über  die  Vertragsmäßigkeit  des  Getreides  nach  ihrem  besten  Wissen; 
zur  Feststellung  des  Gewichtes  bedienen  sie  sich  der  Börsenwage, 

Alle  sich  nicht  auf  die  Qualität  der  Ware  beziehenden  Streitig- 
keiten werden  durch  das  Börsenschiedsgericht  entschieden.  Es  be* 
siebt  meist  aus  3  Richtern,  welche  dem  Schiedsrichterkollegium  zu 
entnehmen  sind,  und  zwar  wählt  in  der  Regel  jede  Partei  einen  Rich- 
ter und  die  so  bestimmten  Beisitzer  deu  Obmann  *).  Id  Berlin  be- 
steht ein  doppeltes  Verfahren;  für  alle  Nicht-Termingeschäfte  gilt^  so- 
fern nicht  durch  Vertrag  ein  anderes  Forum  vereinbart  ist,  die  von 
der  „ständigen  Deputation  der  Produktenbörse^^  abgezweigte  Abteilung 
von  3  iMitgliedern  der  Deputation  als  Gerichtshof*),  bei  Terminge- 
i  Schäften  entscheidet  unter  Anschluß  jedes  anderen  Forums  ein  Schieds* 
gerieht  von  3  Personen,  welche  der  Präsident  des  Aeltesten- Kollegiums 
aus  den  stets  für  3  Jahre  gewählten  Schiedsrichtern  ernannt  ^).  Das 
Verfahren  richtet  sich  nach  den  Vorschriften  der  Reichszivilprozeß- 
ordnung, es  ist  ein  möglichst  bescbleunigtes.  In  Berlin  sind  daher 
als  Beweismittel  nur  Urkunden  und  anwesende  Zeugen  zugelassen; 
die  Entscheidung  erfolgt  sofort  nach  geschehener  Verhandlung«). 

So  die  heutige  Organisation  des  deutschen  Getreidehandels;  das 
Termingeschäft  und  der  damit  eng  verbundenen  Kommissionshandel 
Bind  dabei  nur  flüchtig  gestreift  worden,  da  beide  in  ihrer  jetzigen 
Benutzung  weniger  dem  wirklichen  Mandel  dienen,  ala  vielmehr  Speku- 
lationsgelüste der  Borsenbesucher  sowohl  als  außenstehender  Personen 
befriedigen,  Ihre  Schilderung  ist  daher  einem  besonderen  Teile  vor* 
behalten. 


i)  So  in  BerUn. 

3}  HAQdbDfh  der  Berl,  Prodaktcnbdrsa  1894,  S.  88,  §  8^  S    91,  §  23;  S.  3,  %  7. 
S)   In    BreftlAU  kÖnn^a    die    3    Richter    noch    diia  Hakudfllakammtr^S/ndLkaft    zur    B«- 
n^tnnir  liiDiasieh^D. 

4)  Hukdbach  S.  Ii7  ^erb.  mit  8.  93  §  30* 

A)  Haiidbuth  S.  ö,  §  16. 

e)  Handbuoh  S*  128,  §  7  and  9  9. 
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B.  Ber  Termin-  und  EonmilsBlonshAiideU 
L  Der  TermiDbandel. 

Das  Tenningescbäft  hat  sich  allmählich  aus  dem  Liefeniogsver- 
trag  entwickelt ;  es  unterscheidet  sich  von  diesem  dadurch ,  d^  bei 
ihm  alle  weseotlicheü  Bestandteile  des  Vertrages ,  ausgeDommen  die 
Preisbestimmung,  der  Willkür  der  Parteien  entzogen  sind;  von  den 
Börsenbehörden  festgesetzte  Bedingungen  sind  für  alle  Kontrakte  dieser 
Art  maßgebend  und  bestlmmeQ  sie  teils  absolut  (so  betrefis  der  Quali- 
tät des  gebändelten  Getreides)»  teils  ziehen  sie  der  Parteiyereiobaruog 
gewisse  Schranken  (so  bezüglich  der  gehandelten  Mengen  uad  der 
Lieferungazeit). 

Für  den  Gang^  welchen  die  Entwickelung  dieser  GeschäftsfortD 
genommeü  hat,  kann  wohl  die  Schilderungj,  die  zwei  Berliner  GroS- 
bändler  vor  der  Börsen-Dntersuchungskommission  gegeben  haben,  als 
typisch  angenommen  werden  V). 

Während  noch  in  den  zwanziger  Jahren  unseres  Jahrhunderts 
der  Getreidehaodel  Berlins  wesentlich  ein  loco-Verkehr  war  —  der 
Markt  fand  auf  dem  Genadarmen  markt  statt  — ,  entwickelte  sich  id 
dem  folgenden  Jahrzehnt  ein  umfangreicher  Koenossementhandel;  die 
Provinzialhändlerj  die  das  Getreide  von  den  Landwirten  aufkauften, 
verkauften  es  per  Konnossement  nach  Berlin  mit  der  VerpflichtuDg, 
die  Ladung  spätestens  Ende  April  abschwimmen  zu  lassen,  die  Gefahr 
der  TransportverzögeruDg  und  Preisänderung  trug  der  Käufer.  All- 
mählich wurde  es  dann  üblich,  zukünftige  Konnossemente  zu  verkaufen; 
es  wurde  in  diesen  Verträgen  nur  das  Quantum  und  ungefähr  die 
Qualität  bezeichnet,  weder  der  Ort  der  Abladung  noch  eine  genauere 
Sortenbezeichnung  waren  darin  angegeben.  Mit  der  Zeit  stellten  sich 
aber  bei  dieser  Geschäftsform  Unzuträglichkeiten  heraus;  es  kam  vor, 
daß  im  Hinblick  auf  ein  und  dieselbe  Ladung  mehrere  Konnossemente 
verkauft  wurden,  daß  vor  altem  sehr  schlechte  Qualitäten  zur  Lieferung 
gelangten.  In  den  fünfziger  Jahren  schritt  man  daher  zur  Fixierung 
der  zu  liefernden  Mindestqualität  und  der  sonstigen  Vertragsbedingungen. 
Anfangs  enthielten  die  Schlußscheine  nur  Bestimmungen  über  das  Quan- 
tum (1250  Scheflfel),  das  Durchschnittsgewicht  (80,  dann  81  preuß. 
Pfund  per  alten  Scheffel),  den  Termin  und  Ort  der  Lieferung,  schließ- 
lich die  Bedingung,  daß  bei  Verzug  der  Gegner  berechtigt  sei,  durch 
einen  vereideten  Makler  einen  entsprechenden  Posten  kaufen  oder  yer* 
kaufen  zu  lassen.  In  den  sechziger  Jahren  trat  noch  die  Unterwerfung 
unter  das  Schiedsgericht  hinzu,  und  mit  allmäblicben,  jeweilig  geringen 
Aenderungen  ist  man  zu  dem  beutigen  Schlußschein  gelangt  Die  letzte 
Umarbeitung  ist  erst  am  1.  Januar  dieses  Jahres  wirksam  geworden. 

Außer  Berlin,  welches  jetzt  den  Terminhandel  für  Roggen,  Weizen, 
Hafer  und  Mais  ausgebildet  hat,  haben  Mannheim  (alle  Sorten),  Köln 
(Weizen,  Roggen  und  Hafer),   Stettin   und  Danzig  (Weizen,  Roggen) 

1)  VergL  8Ad3vtr9t.^ProL  8.  SSSi  ff.  nad  S.  Ut9  ff. 
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sowie  Breslau  (Roggen«  Hafer)  Bestimmungen  für  diese  Geschäftsform 
icetmffeo.  Bedeuteod  ist  aber  nur  der  Berliner  Verkehr;  die  anderen 
Plitxe  bleibeo  hinter  ihtn  weit  zurück. 


a)  SohltifssoheinbestimmungeiL 

Die  börseniDäßig  festgesetzten  Bedingungen  regeln  das  Tennin- 
gttch&ft  in  jedem  Stadium  seines  Verlaufs. 

Der  AbschluÜ  erfolgt  unter  Auswechslung  der  formularmäOigen 
SdiloBscheine.  Gegenstand  des  Geschäfts  ist  ein  sogenannter  Schluß, 
1  h*  eise  Mengeneinheit  von  meist  50  t  oder  ein  beliebiges  Viel- 
fache dii'ser  Quantität  0* 

Sodann   ist  die  Quantität  der  gehandelten   Ware  festgesetzt,  je 
.nach   der  Börse  verschieden,     Berlin   ist   nach   hartnäckigem   Streite 
|lrit  dem  preuß.  Handelsministerium  in  den  neuen  Formularen  zu  fol- 
sodeo  Festsetzungen  gelangt^). 

1)  Weizen  —  gut,  gesund,  trocken,  frei  von  Darrgeruch  (Rauh- 
Pövett«-],  Kubanke-  und  syrischer  Weizen  ausgeschlossen)  und  durch- 
lebaitUich  756  gr  per  Liter  wiegend; 

2)  Boggen  —  gut,  gesund,  trocken,  frei  von  Darrgeruch  und  durch- 
ttknitllich  712  gr  pro  Liter  wiegend; 

3)  Hafer  —  gut,  gesund,  trocken,  frei  von  Darrgeruch  und  durch- 
«ksitüicb  450  gr  pro  Liter  wiegend; 

4)  Hais  —  gut,  gesund« 

Ajmähemd  gleiche  Anforderuogeo  für  die  Lieferungsware  werden 
ia  KBlii  und  Breslau  an  alle  dort  gehandelten  Getreidearten,  in  Stettin 
is  B^ggeo  und  in  Mannheim  ao  Mais  gestellt  Im  übrigen  difierieren 
msere  Mrsen  ziemlich  bedeutend  von  einanden  In  Mannheim  ist  das 
UiDdestgewicht  erheblich  niedriger,  man  begnügt  sich  dort  mit  75  kg 
pfi>  U  (etwa  724,5  gr  pro  I)  für  Weizen,  70  kg  (=  667,5  g)  för  Roggen 
od  48  kg  (=:400g*))  für  Hafer;  die  Bestimmungen  Über  die  liefer- 
Ima  Sorten  und  die  Zulassung  fremder  Bestandteile  sind  dagegen 
lAirfer  präzisiert  als  in  Berlin.  In  Stettin  ist  für  Weizen,  in  Danzig 
Ar  Weiten  und  Roggen  auf  den  Durchschnitt  der  letzten  Ernten  Bezug 
■BMinmeii  ^);  Danzig  bat  auch  die  Besonderheit,  daß  mehrere  Qua- 
ilAieii  derselben  Art  je  nach  Herkunft,  Alter  und  Bestimmung  ge- 
kttddt  werden. 

Zu  liefern  ist  die  Ware  innerhalb  eines  usancenmäßtg  begrenzten, 
in  Obrigen  durch  die  Parteien  zu  vereinbarenden  Zeitlaufs,  Früher 
«ireo  mehrfach  2,  seit  dem  1.  L  94  ist  allgemein  1  Monat  Lieferungs* 


1)  I  f  der  Berliner  Bedio^ngen  für  den  WeiBeotenslDliftQdeL  Nach  dleeeo  wird 
y^lgaaJti  fttete  cidert  werden^  tafeni  nicbta  beftoodere«  gesagt  iit* 

•)  1   l- 

M)   Die  üfBreclmiiiigeo   aüid   erfolgt  uMch   den  Angaben   in  Sonndorfer^   Tedinik  det 

i)  fttottfo:  Weisen  nicbt  geringer  wXb  der  Darchiebnitt  der  beiden  letiten  iol&ndi* 
m  ftaHB.  Danaig:  Weisen«  AaswadiA  nor  nach  dem  Darehaefanitt  der  letaten  Ernte 
iHif ;   Wt^ggn  —  gute  DitrcluchnittaqiialitAt. 
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frist  dem  Verkäafer  zu  lassen*)-  ^^^  P^eis  ist  in  das  beHebige 
mes&eü  der  Parteieo  gestellt.  Ein  Uebertrafren  des  Schlaßscheios 
eineo  Dritten  ist  nur  luit  Genehraigung  des  Gegners  gestattet*). 

So   die  Vereinbarungen   bei   dem  Abschluß  des  Vertrages,     Sei» 
Abwickelung  vollzieht  sich  ebenfalls  in  festen  Formen,   denen  sich  die 
Parteien  in  dem  Schlußscheine  unterwerfen. 

An  einem  nach  seinem  Belieben  zu  wählenden  Tage  innerhalb  des 
Lieferungsmonats  muß  der  Verkäufer  seinem  Kontrahenten  .«ankündigen, 
andienen'',  d.  h.  sich  zur  Lieferung  bereit  erklären  ^).  Er  benutzt  zu 
diesem  Zwecke  ein  feststehendes  Formular,  welches  unter  anderem  die 
Angabc  des  Lagerungsortes  enthalten  muß.  Den  Zettel  giebt  er  bis 
zu  einer  in  den  Kündigungsordnungen  näher  bezeichneten  Stunde  dem 
Käufer  selbst  oder  an  das  Bureau  der  Börse  ab.  Für  jeden  „Schluß* 
muß  er  einen  besonderen  Schein  ausstellen;  die  Kündigung  erfolgt 
unter  dem  nach  gewissen  Prinzipien  alltäglich  börsenamtllch  festge- 
stellten Kündigungspreise. 

Sämtliche  Scheine  lauten  daher  über  die  gleiche  Quantität,  gleiche 
Qualität  und  gleichen  Preis;  es  ermöglicht  sich  ein  Weiterbegebeo: 
Der  Käufer,  welcher  zugleich  Verkäufer  auf  den  gleichen  Termin  ist, 
setzt  nicht  einen  neuen  Kündigungsschein  in  Umlauf,  sondern  überträ^^t 
—  durch  Indossament  —  den  ihm  eingehändigten  Schein  an  seineo 
Käufer  Zur  Erleichterung  und  Beschleunigung  dieses  Verfahrens 
dient  das  unter  Börsenaufsicht  stattfindende  Köndigungsverfahren.  Zu 
bestimmter  Stunde  werden  hierbei  die  im  Bureau  eingelaufenen 
Scheine  durch  Börsenangestellte  aufgerufen  und  den  Käufern  einge- 
händigt. In  eng  begrenzter  Zeit  muß  die  Indossierung  erfolgen.  In 
Berlin  werden  dazu  nur  wenige  Minuten  gelassen*);  in  Köln  und 
Mannheim^)  dagegen  ist  noch  am  Tage  nach  der  Ausstellung  eiu 
Umlaufen  gestattet,  wenn  es  innerhalb  der  ersten  5  Minuten  seit 
Borsenanfang  beginnt;  Breslau  und  Danzig  lassen  bis  zur  Beendigung 
der  —  auf  den  Kündiguogstag  beschränkten  —  Umlaufszeit  jedem 
Inhaber  beliebige  Frist  des  Giro  zu  vollziehen^). 

Wer  nicht  sofort  den  Schein  indossiert,  bezw.  wer  ihn  am  Schlüsse 
der  ümlaufszeit  in  den  Händen  hat,  darf  nicht  weiter  übertragen;  ein 
Kursieren  an  einem  späteren  Tage  ist  nicht  statthaft,  der  letzte  In- 
haber muß  abnehmen.  Weigert  jemand  die  Annahme  des  Kündigungs- 
scheines  oder  ist  er  zur  Zeit  des  Aufrufs  nicht  gegenwärtig,  so  ^t 
er  als  in  Verzug  befindlich. 

Hat  der  Schein  kursiert,  so  erfolgt  die  efifektive  Lieferung  seit 


1)  UeberscJirUt  o.  a   O. 

S>  §  IS.     Di«»e  Bestimm uDii^  ist  wieh%,    d*  »te  em«ii  v«rbr«it«ten  Irrtum   «riderl^ 
Etn  Austritt  ai»  dem  Vertrag v er bftltai5  Ut   nicht  ohne  weitarat   möglich;    nur   die 
s&clüicht  Leiatno^  kum  flbertniirto  werden.     Der  Sehwerponkt  dei  Termin g^etch^fts  liegt 
daher  in  dem  K&ndigmigsverfahrea. 

5)  §   B. 

i)  Die  gMite  Umleitftteit  betrigt  90,    ua  ultimo   ^  Uln.   (§  I  der  Berliiier  Kättdi» 
fnagftordnQOg). 

6)  §  13  der  dortigen  .^endelsgebrAncbe'*. 
6)  Stettin  hat  kein  KJlndJfiuigfeYerfiahrea, 
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1  des  ersten  Aoküodigers  an  den  lohaber  des  Scheins ,  spätestens  am 
&  oder  7.  Tage  —  je  nach  der  Börse  —  nach  der  Kündigung.  Der 
Ueferer  hat  dabei  einen  geringen  Spielraum  der  zu  erstattenden  Menge, 
&  Pro^  in  Berlin  *)•  Breslau- Daazig  und  2  Proz.  in  Stettin  ;  nur  Köln 
itad  Mannheim  verlangen  strikte  Lieferung.  Für  das  Zuwenig  oder 
Zuviel  wird  der  Durchschnittspreis  vom  Tage  der  Ahnahme  für  den 
laafendeo  Termin  berechnet  —  Der  Abnehmer  hat  Zug  um  Zug  den 
Kiodignogspreis  zu  zahlen  ^), 

Ist  die  Lieferung  unbeanstandet  erfolgt  und  der  Regulierungspreis 
gesablt,  auch  etwaige  Streitigkeiten  ausgetragen,  so  erfolgt  die  end- 
gilcige  Begleichung  der  Vertragspreise  unter  allen  Gliedern  der  Kün- 
(ligQDgskette;  sie  zahlen  sich  die  Differenzen,  welche  zwischen  ihrem 
Vertragspreise  und  dem  Kündigungspreis  entstanden  sind,  einander 
ans').  Bis  zu  diesem  Schluß  haftet  jeder  Indossant  seinem  Indossa- 
Utar  für  die  Lieferung  der  Ware,  jeder  Nach  mann  seinem  Vorgänger 
fhr  die  Zahlung  des  ganzen  Kaufpreises. 

Aaf  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  finden  die  allgemeinen, 
^B  geeebilderten  Prinzipien  Anwendung, 

Erkliren   die  Sachverständigen   die   angekündigte  Ware   für  nicht 

lieferfahig,  so  bat  der  Käufer  die  Wahl^  ob  er  sie  zu   dem  von  den 

.Experten   alsbald   festzusetzenden  Minderwert  abnehmen   oder  sie  zu- 

jrftdc weisen  will.     Entscheidet  er  sich   für  Zurückweisung;    so  gilt  die 

Ueferoog  als  nicht  geschehen^).  Die  einmal  für  nicht  lieferbar  erklärte 

P**-*«jiß  «Surf  in  Berlin^)  und  Breslau®)  erst  nach  Ablauf  von  7  Tagen 
er  zu  einer  Andienung  benutzt  werden,  falls  nicht  ihre  Lieferbar* 
vorher  nachgewiesen  wird,  in  Danzig  sogar  schlechthin  erst  nach 
Igen  'l 
Die  wichtigste  Rechtsfrage,  welche  sich  an  die  Abwickelung  des 
Termipge^h&fts  knüpft,  ist  die  nach  den  Folgen  des  Verzugs.  Nur 
!■  deo  beiden  rheinischen  Plätzen  sind  die  einschlägigen  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  gewahrt  worden.  Die  übrigen  Börsen  haben 
«ireblich  abweichende  Festsetzungen  getroffen.  Ueberall  ist  das  Recht, 
bd  Verxug  des  Gegners  vom  Vertrage  zurückzutreten,  ausgeschlossen  ®). 
Der  Kaufer  hat,  wenn  ihm  nicht  geliefert  wird,  nur  die  Wahl  zwischen 
dem  Selbsthilfekauf,  d.  h.  Ankauf  der  Waren  für  Rechnung  des  Ver- 
kiitfera  durch  einen  vereideten  Makler,  und  der  abstrakten  Differenz- 
beredinitiig,  d.  h.  der  Berechnung  „des  Preisunterschiedes  zwischen 
dem  Vertragspreise  und  dem  amtlich  festgesetzten  Durchschnittspreise 
d»  letzten  Werktages  der  Lieferungsfrist*'^);  beides  kann  natürlich 
aaeb  ra  seinem  Nachteil  ausschlagen.   Der  Verkäufer  hat  im  Verzugs- 

t)  §  8  4«r  B«fUogtmg6n. 
t)  ft  «- 

S)  9  f  d«r  KQjidIgsiigiordii. 

«)  I  ft* 

f)  §  10  i*r  dorticMi  BadioKuagwi. 

T>  f   1<  dar  dortigao  B«diDgaDg«a  ßr  Li«feraiigsgMch£fttt. 
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falle  in  Berlin  nur  das  Recht,  die  Ware  am  Tage  nach  der  letiten 
Äbnahmefrist  durch  einen  vereideten  Makler  für  Rechnung  des  Käufers 
verkaufen  zu  lassen*);  in  Danzig,  Stettin  und  Breslau  hat  auch  er 
das  Recht  der  Differenz  berech  nung. 

Der  Verzug  tritt  ein  wie  bei  anderen  Geschäften  auch,  wenn  der 
Verkäufer  nicht  zur  Zeit  liefert  oder  wenn  der  Käufer  nicht  abnimmt ; 
es  tritt  der  erwähnte  Fall  hinzu,  daS  der  Käufer  die  Andienung  durch 
Nichterscheinen  an  der  Börse  an  dem  vom  Veikäufer  gewählten  Tage 
durch  oder  ohne  ein  Verschulden  verhindert. 

So  die  rechtliche  Gestaltung  des  Terminhandela,  Sie  zeigt,  daS 
nach  den  Schlußscheinbedinguogen  jeder  Kontrahent  einen  unbedingten 
Anspruch  auf  effektive  Abwickelung  hat;  die  Abrede  nur  durch  Diffe- 
renzn'gulierung  das  Geschäft  zu  erledigen  hat  hier  keinen  Raum,  sie 
mündlich  oder  sonst  nebenbei  zu  treffen  ist  natürlich  nicht  ausge- 
schlossen. 

Wichtig  ist  auch,  daß  Berlin,  unser  Hauptterminmarkt  in  eirügen 
wenigen  Punkten  von  den  übrigen  Plätzen  abweichende  Bestimmungen 
getroffen  hat;  so  die  äußerst  enge  Begrenzung  für  den  Umlauf  eines 
Kündigungsscheines,  der  Ausschluß  der  Terminhändler  vom  Sachver- 
ständij^^enamt,  die  Beschränkung  des  Verkäufers  auf  das  Recht  des 
Hilfeverkaufs. 


b.     WirtBOhaltUobe  Stellung. 
1.    Zweok  und  Aufgaben« 


Die  wichtigste  Funktion   des  Terminhandels  liegt  bekanntlich' 
VersicherungsmögUchkeit,   welche   er   dem   effektiven   Verkehr 


1. 
in   der 

bietet 

Der  Händler,  welcher  erst  später  an  ihn  gelangende  Ware  kauft, 
trägt  zunächst  das  ganze  Verwertungsrisiko ;  er  läuft  Gefahr  überhaupt 
nicht  oder  nur  zu  geringerem  Preise  weiter  verkaufen  zu  können.  Zur 
Vermeidung  dieser  Klippe  veräußert  er  auf  Zeit  und  sichert  sich  da- 
durch den  Absatz  und  einen  ibm  genehmen  Preis,  verzichtet  aber  auch 
auf  die  Chance  eines  höheren  Gewinns.  Bei  geringem  Umsatz  würde 
zu  diesem  Zwecke  vollkommen  das  Lieferungsgeschäft  i.  e.  S.  genügen. 
Der  kaufende  Händler  hat  dann  Zeit  genug  sich  wieder  einen  Abnehmer 
zu  suchen  und  mit  diesem  alle  Bedingungen  der  Lieferung  zu  verein* 
baren,  ehe  er  jenen  ersten  Kauf  abschließt  Bei  starkem  Verkehr  und 
der  damit  verbundenen  Notwendigkeit  schnellen  ^Entschlusses  muß  er 
zum  Termingeschäft  greifen  und  dieses  seinen  Berech aungen  zugrunde 
legen;  denn  der  ihm  offerierende  Verkäufer  kann  nicht  warten,  bis  er 
seinerseits  einen  Käufer  zu  den  gerade  passenden  BediuguDgen  gefun* 
den  hat.  Beim  Termingeschäft  sind  alle  Einzelheiten  festgelegt;  zu 
diesem  finden  sich  stets  Kontrahenten.  Ohne  daher  bereilseine  bestimmte 
Person  als  Abnehmer  im  Auge  zu   haben,  kann   der  Händler  die  von 
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Ai38W&rt8  kämmende  Offerte  aDDebmen,  wenn  er  nur  bei  den  TermiD- 
preisen  seine  Recboung  findet;  um  den  Absatz  braucht  er  Dicht  mehr 
zu  sorgen. 

Dabei  läßt  das  TermiDgeschäft  dem  Verkäufer  die  Freiheit,  trotz 
des  Verkaufs  noch  anderweit  günstiger  über  die  Ware  zu  verfügen 
Dareb  die  Qualitätsfestsetzungea  verliert  das  Getreide  völlig  seine 
Eigenschaft  als  individuelle  Sache  und  wird  wahrhaft,  nicht  nur,  wie 
Oboe  TermiDgeschäft  fiktiv,  fungibel;  für  die  Lieferbarkeit  kommen 
ja  Dor  die  Mindestforderungen  der  Schlußscheine  in  betracht,  alle 
ftbrigeo  Eigenschaften  bleiben  unbeachtet.  Eine  der  Art  generalisierte 
Ware  ist  aber  an  einer  großen  Börse  stets  zu  haben.  Will  daher 
jcoer  Händler  seinem  Käufer  nicht  das  Getreide,  welches  er  bei  Ab- 
sthloß  des  Terminvertrages  im  Auge  hatte,  liefern,  so  „deckt  er  sich 
tflf  den  Termin  ein^\  d.  b.  kauft  seinerseits  einen  entsprechend  großen 
Terminposten  und  überweist  seinem  Käufer  nur  den  Ktindigungsschein. 
Er  kann  dies,  weil  seinem  Terminverkauf  zwar  die  von  ihm  gekaufte 
QuQtitüt  Getreide  zu  Grunde  lag,  aber  darin  nicht  individuell 
verkauft  iat;  er  riskiert  nur  eine  Differenzzahlung.  In  der  Zwischen- 
xett  kann  er  nach  Gutdünken  über  seine  Ware  verfügen;  er  vermag 
vor  allem,  wenn  ihre  Qualität  die  usancemäßige  übertrifft,  den  ent- 
q)reebeod  höheren  Preis  zu  erzielen  und  auch  unterwegs  befindliche 
Sendungen  noch  unter  Abkürzung  des  Transportweges  anderweit 
gÜBStiger  abzusetzen.  Dieser  letzte  Gesichtspunkt  kommt  besonders 
hr  den  überseeischen  Importeur  in  Betracht;  er  verkauft  bei  Abschluß 
im  Kaufes  einen  gleich  großen  Posten  auf  Termin,  verschafft  sich 
jedoch  nach  Ankunft  der  Schiffspapiere  einen  günstigeren  Käufer  und 
dirigiert  nun  unter  beträchtlicher  Kostenersparnis  die  Ladung  direkt 
Meli  dem  dem  Abnehmer  am  nächsten  gele^^enen  Hafen,  während 
jeaea  Termingeschäft  durch  Eindeckung  seine  Erledigung  findet* 

Außer  dem  großen  Getreidehändler  bedient  sich  auch  der  große 
Haadelamüller  mit  Vorteil  des  Termin  Verkehrs.  Sei  es,  daß  er  be- 
deQtetidere  Quantitäten  Mehl  auf  spätere  Lieferung  schon  verkauft 
bal  QJid  sich  daa  erforderliche  Rohmaterial  verschaffen  muß,  sei  es, 
dal  er  überkaupt  für  eine  gleichmäßige  Tbätigkeit  seiner  Mühle  Sorge 
tragen  will,  er  nimmt  Getreide  auf  Termin  zu  einem  Zeitpunkt,  wenn 
die  Pr^isstellung  ihm  Gewinn  verheißt,  und  ist  nicht  gezwungen, 
wie  beim  Lieferungsgeschäft  ein  effektives  Angebot  abzuwarten.  Be- 
ichaflt  er  sich  in  der  Zwischenzeit  anderweitig  das  nötige  Material, 
m  dtekX  auch  er  sich  auf  den  Termin  ein. 

0i^e  Vorgänge  werden  noch  durch  das  Kündigungsverfahren  er- 
kkhtart  und  verbilligt.  Bei  einem  Umsatz,  wie  die  großen  Getreide- 
UneD  UlD  beute  haben,  ist  es  klar,  daß  die  effektiven  Mengen  nicht 
Mets  direkt  aus  der  Haod  des  Importeurs  in  die  des  Müllers  über- 
gribeo;  eine  Reibe  von  Zwischenhändlern  ist  noch  an  dem  Gange  be- 
teiligt. Ist  nun  das  Getreide,  wie  bei  dem  Terminhandel,  generalisiert, 
11  wurde  in  primitiven  Verhältnissen  ein  Posten  durch  viele  Hände 
kttfai,  ebne  irgend  welche  Aenderung  zu  erfahren;  B,  giebt  die  von 
L  empfiangene  Ware  unversehrt  an  C.  weiter.    Die  sämtlichen,  hier- 
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mit  ^erkoüpften  Transport-,  La^erun^s*,  VersicheruDgs-  und  sonstigen 
Kosten  erspart  das  KüEidigungsverrahren.  Aehnlich,  wie  darch  das 
ausgedehnte  Abrecbnungswesen  auf  dem  Gebiete  des  Geldverkehrs, 
wird  durch  das  umlaufen  des  Kündigungsscheins  die  Zirkulation  der 
Ware  ersetzt;  diese  legt  nur  den  Weg  vom  Lagerungsort  des  ersten 
auf  den  des  letzten  Gliedes  einer  Kette  zurück.  Wie  wesentlich  diese 
Erleichlerunj?  für  den  nich  deckenden  Händler  oder  Müller  ist,  ergiebt 
schon  die  Thatsache,  daß  diese  Deckungsgeschäfte  naturgemäß  unge- 
heuer häufig  sind. 

Es  fragt  sieb  nun,  in  welchem  Umfange  vermag  das  Termin- 
geschäft der  Versicherung  zu  dienen?  Kann  es  gegen  jeden  Verlust 
schützen  oder  verringert  es  nur  die  Gefahr?  Nur  eine  Abschwächung, 
nicht  die  Aufhebung  des  Risikos  ist  seine  Folge. 

Am  einfachsten  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  die  dem  Termin- 
geschäft zu  Grunde  liegende  Getreidemenge  den  Schlußscfaeinbe- 
dingungen  entspricht  und  der  Verkäufer  sie  thatsächlich  andient;  ist 
gegen  früher  zur  Zeit  der  Lieferung  der  Preis  gesunken,  so  ist  der 
Händler  vor  diesem  Schaden  bewahrt,  da  er  ja  seinen  höheren  Ver- 
traj^spreis  erhält;  hat  dagegen  eine  Steigerung  stattgefunden,  so  muß 
er  sieh  mit  dem  niederen,  vereinbarten  Preise  begnügen,  und  mit  der 
Möglichkeit  dieses  Verlustes  ist  die  Möglichkeit  jenes  Gewinnes  und 
die  Sicherheit  des  Absatzes  bezahlt 

Wenn  die  Qualität  dag^egen  die  Usanceware  übertrifft,  so  wird 
sich  der  Käufer  in  der  Regel  eingedeckt  haben  und  sehen,  sein  Ge- 
treide zu  dem  entsprechend  höheren  Preise  abzusetzen*  War  die  Preis- 
bewegong  eine  sinkende,  so  muß  ihn  die  Differenz,  welche  er  aus 
seinen  beiden  Termingeschäften  bezieht  —  er  hat  billiger  ge-  als  ver- 
kauft —  für  die  Einbuße  an  Gewinn,  welche  ihm  der  Verkauf  seiner 
Effektivladung  zu  dem  niedrigeren  Preise  bewirkt,  entschädigen;  diese 
wird  also  erheblich  eingeschränkt.  Sind  die  Preise  dagegen  gestiegen, 
Bü  gewinnt  er  im  effektiven  und  zahlt  im  Termingeschäft;  hier  also 
verringerter  Gewinn. 

Die  ungünstigste  Lage  für  den  Verkäufer  ist  die,  daß  sein  Ge- 
treide nicht  einmal  den  Terminerfordernissen  entspricht  Der  Preis 
einer  derartigen  Ware  steht  infolge  des  geringen  Bedarfs  so  wesent* 
lieh  unter  dem  Terminpreis,  daß  der  Inhaber  zunächst  versuchen  muß, 
durch  Mischung  wenigstens  die  Terminqualität  herzustellen.  Gelingt 
ihm  die  Operation,  so  kommt  er  in  die  Stellung  eines  Käufers  von 
Terminware,  wie  sie  «uerst  geschildert  ist.  Hat  er  dagegen  keinen 
Erfolg^  so  muß  er  sich  aus  seinem  Termingeschäft  durch  Differenz- 
Zahlung  lösen  und  tritt  nunmehr  in  die  Beziehungen  ein,  wie  sie  sich 
für  den  Fall  einer  besseren  Qualität  ergeben.  Stets  ist  aber  sein  Ver- 
lust erhöht  und  sein  Gewinn  gemindert»  entweder  durch  die  Ver- 
arbeitungskosten  oder  durch  den  unverhältnismäßig  tiefen  Stand  der 
Preise  minder  guter  Ware'). 


l)  Hierbei  wird  ▼or&osiceaetst,  dmft  die  W&re  erst  Auf  dem  Trmoiport  gelltteo  het, 
d^DU  BODit  wQrde  der  Verkäufer  dtirch  den  niedrigea,  Ton  ihm  gesahlteD  KAOfpreii 
gedeckt  sein.  Diei  muß  hervorgehoben  werden  wegen  der  später  la  beeprecheDdeii  FiUe 
Abeicbtlicher  Andieoung  nünderwertigeu  Oetreidei. 


Der  deutsch«  G«treid«bftDdeL 


187 


Aof  alle  Fälle  wird  die  Gefahr  eines  Verlustes  verringert.  Deno^ 
selbst  wenn  der  Händler  seine  Ware  zur  Terminlieferung  benutzt  und 
dabei  Schaden  erleidet,  so  hat  er  dafür  die  Sicherheit  sofortigen  Ab- 
satzes and  8part  Lagerungs-  und  ünterbaltunf^Bkosten.  Am  günstigsten 
ist  seine  Stellung,  wenn  er  auf  Termin  eflektiv  liefert  und  die  Preise 
gesunken  sind;  seinem  Gewinne  steht  keinerlei  Verlust  gegenüber. 

Für  den  kaufenden  Händler  oder  Müller  liegen  die  Verhältnisse 
gerade  umgekehrt,  je  nachdem  er  Terminware  oder  eine  bessere  oder 
rine  schlechtere  Qualität  braucht;  für  ihn  ist  das  günstigste,  wenn  die 
Preise  steigen  und  er  gerade  Verwendung  für  Lieferungsgetreide  hat, 
da  dann  sein  Vertragspreis  niedriger  ist  als  der  zur  Lieferungszeit 
herrschende  und  diesem  Gewinne  kein  Verlust  entgegen  steht. 

Alle  an  dem  Terminhandel  sich  beteiligenden  Personen  stehen 
unter  dem  £influl}e  gleicher  Faktoren,  und  es  verteilt  sich  daher  die 
Gefahrstragung  auf  alle  Teilnehmer  in  ziemlich  gleicher  Weise;  es  ist 
eine  Art  von  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit.  Voraussetzung  ist, 
daß  sich  jederzeit  Käufer  und  Verkäufer  für  Terminware  finden.  Die 
nnmittelbaren  Interessenten  bilden  aber  eine  zu  kleine  Gruppe,  als 
dftA  sie  stets  mit  Sicherheit  auf  einen  Gegenkontrahenten  innerhalb 
totdben  rechnen  könnten.  Der  Kreis  der  Beteiligten  muß  erweitert 
werben;  das  Anlage  suchende  Großkapital  muß  hinzutreten,  um  aus 
rein  spekulativen  Motiven  anzubieten  oder  abzunehmen.  Auch  hierzu 
bietet  der  Terminbandel  die  Hand.  Die  Festlegung  der  Qualität 
erübrigt  die  Kenntnis  vom  Getreide,  die  Difierenzregelung  bei  Verzug, 
»wie  die  Möglichkeit  prompter  Weiterbegehung  machen  das  Halten 
fOO  Speichern  und  sonstigen  mit  dem  effektiven  Handel  verbundenen 
Verrkfatungen  entbehrlich.  Das  Kapital  findet  daher  in  dem  Getreide- 
termtDbandel  ein  ebenso  geeignetes  Gebiet  zur  Arbeit,  wie  in  irgend 
ciiem  anderen  Felde;  ihm  kommt  es  ja  nur  auf  Ausnutzung  der 
Preisdifferenzen  an,  und  über  die  Zukunftschancen  kann  sich  ein  großer 
Kapitalist  mit  ausgedehnten  Beziehungen  ebenso  gut  eine  Meinung 
bilden,  wie  der  Getreide hfindler  oder  Müller* 

Uaber  die  Beteiligung  des  Publikums  im  allgemeinen  ist  an 
Ipitarer  Stelle  zu  sprechen.  Hier  muß  nun  noch  die  Stellung  erörtert 
werden,  welche  der  Landwirt  zu  dem  Terminhandel  einnimmt.  Er  ist 
doch  auch  erheblich  an  dem  Getreideumsatze  interessiert.  Hat  er 
■icbi  aacb  Vorteil  vom  Terminhandel?  Indirekt  zweifellos,  wenigstens 
M  den  heutigen  AbsatzverhältnisseD;  der  von  dem  Gutsbesitzer 
ktafende  Handler  würde  ihm  eine  erhebliche  Risikoprämie  von  dem 
Preise  abziehen  müssen,  wenn  er  sich  nicht  an  der  nächsten  Börse 
den  Verkauf  sichern  könnte.  Aber  nicht  auch  direkt  ?  Ist  e^  nicht 
vidkacht  auch  für  ihn  zweckmäßig,  sein  Produkt  nach  Termin- 
botiiiiinang  zu  verkaufen?  Auf  diese  Frage  ist  nur  verneinend  zu 
aoiWoiteD;  der  Landwirt  bleibt  besser  fern  vom  Terminbandel.  Ein- 
ntal  isl  66  für  ihn,  der  sich  im  wesentlichen  aus  Zeitungsnachrichten 
lud  welligen  privaten  Erkundigungen  seine  Ansicht  von  der  Welt- 
varhtslage  bilden  muß,  unmöglich  ein  auch  nur  annähernd  sicheres 
Crtdl    über    den  wahrscheinlichen  Gang  der   Preisbewegung  zu  ge- 
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winnen ;  er  kann  daher  in  der  Regel  nicht  wissen,  welcher  Tennin  ftlr 
ihn  der  vorteilhafteste  ist,  uod  muß  sich  fast  ganz  dem  Zufall  oder 
seinem  Kommissionär  überlassen.  Vor  allem  ist  aber  sein  Produkt 
durchaus  nicht  die  generelle  Ware  des  Terminhandels;  er  kann  nicht 
wie  der  Händler  durch  Mischung  aller  möglichen  Sorten  die  Lieferung»- 
qualität  herstellen,  er  ist  stets  an  das  von  ihm  produzierte  Korn  ge- 
bunden und  daher  zahlreichen  Gefahren  ausgesetzt,  die  der  Händler 
umgehen  kann.  Schließlich  ist  auch  die  gleichzeitige  Lieferung  der 
Mindestquaotität,  des  Schlusses,  nur  großen  Grundherren  möglich  und 
auch  für  diese  mit  bedentenden  Kosten  für  Fuhrwerk  und  A^rbeiter 
verbunden,  da  sie  sehr  angestrengte,  aber  nur  kurze  Zeit  andauernde 
Arbeit  erfordert;  kleinere  Landwirte  würden  stets  nur  ratenweise  an 
den  Börsenplatz  abführen  können  und  die  nicht  geringen  Lagerspesen 
für  die  Zeit  tragen  müssen,  bis  sie  einen  Schluß  zusammen  haben*). 
Nach  alledem  muß  schon  der  Landwirt  den  Vorteil  der  Absatz-  und 
Preisversicheriing  dem  Händler  und  Handelsmüller  überlassen  *). 

Daß  überhaupt  die  Versicherungsmöglichkeit  für  die  beteiligten 
Handelskreise  ein  Vorteil  ist,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.  Sie 
ist  es  aber  auch  unmittelbar  für  die  gesamte  Volkswirtschaft.  Einmal 
kann  der  sich  schützende  Zwischenhändler  mit  einer  geringeren  Risiko- 
prämie sich  begnügen ;  er  verteuert  also  das  Brotkom  auf  seinem 
Wege  vom  Produzenten  zum  Konsumenten  nicht  in  dem  Maße,  wie  er 
es  ohne  Terminhandel  müßte.  Sodann  wird  in  Notzeiten  hierdurch 
eine  regelmäßige  Versorgung  mit  Getreide  möglich.  Bei  der  starken 
Konkurrenz,  welche  sich  in-  und  ausländische  Händler  heute  gegen- 
seitig machen,  wirft  das  einzelne  Geschäft  nur  geringen  Gewinn  ab. 
Ledtglich  ein  häufiger  Umsatz  des  Betriebskapitals  vermag  dasselbe 
einträglich  zu  verzinsen.  Soll  daher  der  Händler  auch  noch  das 
Absatzrisiko  tragen  und  ein  längeres  Festliegen  seines  Kapitals  fürchten 
müssen,  so  verringerte  sich  die  Aufsicht  auf  vorteilhaften  Geschäfts» 
betrieb  in  einer  Weise,  daß  ein  großer  Teil  gerade  der  angesehenen 
Firmen  sich  zurückziehen  und  anderweitig  sich  ein  Feld  der  Thätigkeit 
suchen  müßte  ^),  Diese  Verminderung  der  Konkurrenz  würde  auf  die 
Versorgung  mit  Brotkoro  nur  nachteilig  wirken  können. 

2,  Für  die  gesamte  Volkswirtschaft  wichtiger  ist  die  Ausgleichung 
der  Preise,  welche  der  Getreideterminhandel  nach  Art  and  Zeit 
bewirkt. 

Wenn  an  einem  Platze  Ueberfluß  an  Ware  ist  und  daher  das 
Getreide  nur  zu  niedrigen  Sätzen  Absatz  findet,  während  an  anderer 
Stelle  infolge  Mangels  hohe  Preise  gezahlt  werden,  benutzt  der  Ter- 
minhändler  die  mit  diesem  Geschäft  verbundene  Frist,  das  Getreide 
von  dem  Ort  des  Ueberangebots  an  den  des  Mehrbedarfs  zu  leiten. 
Er  zieht  also  dort  Ware  fort  und  verringert  das  Angebot,  erhöht  den 
Preis;   hier  vermehrt  er  die  Vorräte,   senkt  den  Preis*    Der  Erfolg 

l)  VergL  Sichverat.-Prot.  8.  26i7. 

t)  Sinnliche   ia    der  Eoqmet«  TerDotumenen  Landwirte   von  ProfeMion    stiiiiia«ii  mit 
dtr  hier  vertreteDen  Aniicbt  Über«iQ. 

B)  VergL  SAoliTerttlJidtg^D.ProtolioUe  d«r  Esqnllt  8.  »94. 
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ist  eine  AnoäheruDg  beider ,  bezw.  aller  Plätze,  die  um  so  mehr  an 
Bedeutung  gewioDt,  als  der  Händler  ja  durchaus  nicht  den  thatsäch- 
lichen  Eintritt  starker  Preisdivergierungen  abwartet,  sondern  schon 
die  Anzeichen  der  Bewegungbeobachtet  und  danach  seine  Ware  dirigiert, 
Hberhohen  Diflerenzeo  daher  vorbeugt  ^). 

Auch  die  Schwankungen  in  der  Zeit  verhindert  der  Terminhandel. 
WfthreDd  ohne  ihn  nach  jeder  Ernte  das  Getreide  massenhaft  an  den 
Markt  geworfen  wird  und  nun  Aufnahme  —  natürlich  zu  geringem 
Preise  —  aucht;  während  andererseits  ohne  ihn  kurz  vor  der  neuen 
Ernte  Mangel  herrscht  und  daher  hohe  Preise  gezahlt  werden  müssen, 
verteilt  der  Terminhandel  die  Mengen  auf  das  ganze  Jabr  und  gleicht 
10  Aogeboi  und  Nachfrage,  also  auch  die  Preise  aus.  Er  nimmt  aber 
iich  die  Preisfaktoren  längerer  Zeiträume  in  seine  Berechnungen  im 
loraos  auf.  Ist  ein  schlechtes  Jahr  zu  erwarten^  so  lohnt  es  sich^ 
Getreide  zu  speichern;  dadurch  wird  schon  vorher  das  Angebot  ver- 
riflgert  und  die  Preisstellung  in  die  Höhe  getrieben,  während  anderer- 
seits diese  Vorräte  das  neue  Angebot  verstärken  und  die  Preise  niedriger 
halten.  Umgekehrt,  wenn  eine  gute  Ernte  in  Aussicht  steht.  Also 
mch  hier  Ausgleichung. 

Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  daß  Preisschwankungen  durch  den 
Teiminhandel  überhaupt  ausgeschlossen  sind.  Im  Gegenteil  Da  es 
bei  dieaen  Geschäften  möglich  und  notwendig  ist,  daß  jedes  Ereignis 
[6i>fort  zum  Ausdruck  kommt,  und  z.  B.  Weizen  fast  allmonatlich  auf 
irgend  einem  Punkte  der  Erde  geerntet  wird,  also  auch  stets  neue 
FaJkloreD  in  die  Erscheinung  treten,  so  oszilliert  der  Preis  beständig '). 

Dies  gilt  jedoch  nur  für  ruhige  Jahre,  welche  sich  nicht  zu  weit 
feil  dem  Durchschnitt  entfernen*  Tritt  ein  Notjahr  oder  eine  Periode 
iülerordentlich  guter  Erträge  ein,  so  ist  aus  später  zu  erörternden 
GrtDdeii  das  Gegenteil  zu  konstatieren. 

Die  statistischen  Untersuchungen,  welche  Cohn  und  Eantorowicz  •) 
bis  zum  Jahre  189ü  durchgeführt  haben,  bestätigen  die  obigen  Be- 
kioptuirgeo.  Im  Roggenhandel  betrug  z.  B.  die  größte  Dififerenz, 
vdehe  zwischen  einer  Terminnotierung  und  dem  Effektivpreise  zur 
Z^t  dea  Termins  sich  ergab,  in  1850—1860  =  30  Proz,,  1861—1870 
—  98  Proz.,  1871—1880  ==  19,11  Proz.  und  im  letzten  Jahrzehnt 
der  Berechnung  15,78  Proz.  Der  Durchschnitt  der  Differenzen  betrug 
ftr  die  gleichen  Zeiträume  13,81  Proz.,  8,50  Proz.,  6,56  Proz.  und 
7^  Press.  *  ^).    Im  ganzen   also  eine  Verringerung  dieser  Differenzen, 

I)  In  Dratacbluid  i»t  eio«  lokale  AnnäherunK  beaoDdsrs  sdt  dar  ZvaMmmtntmuuug 
in  gtbiiCi  dorcli  den  Schuttiotl  so  beobAcbteo. 

1)  la  Berlin  fast  akb  n«cb  den  BUtUt,  Üntenacbungcti  der  Eoqa^te  der  Roggen- 
«  (V— fc»ebUt  und  dArgeateltt  toh  dea  AeUeaten  der  K&aftnADtischaft)  kAom  jeinali 
S  Wmhtn  mui  gleicbem  Stande  gebaltco. 

1)  CoKo,  Zeitscbrift  des  prU.  »tatittt.  Barean«  1868 ,  Zeitschrirt  für  Nal.-Oekonarmti 
flk  SMitiik  hd.  16«  Zeitscbrifl  flr  dii  gea.  StaaUiriss.  1877.  Kantorowici,  Schmolle» 
Jalirbft«licr  K.  F.  Bd.   15 

4)  Vimm  teUU  Sleigeroog  Oült  aof  1885—90,  wo  9,30  Pro«,  gegenüber  6,80  Proi. 
h  liet — §4  inioff  itarker  SpekulattoDnDaodTer  und  Stdrangen  durch  die  Zonp^oltük 
■li  OwdhMfcaitttdlfferaiia  «rMibl«oeii. 

ft)  la  WdMO  i«t  dir  Gang;  1866— 7S  Maximaio  81^68  Pros.»  Dorcbichnitt  8,$8  Prom. 
IITi— fi  Uäx,  ia,66  Pros.,  DarcbacbDiU  7,56  Proi. 
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die  bei  dem  Einfluß  der  Termiepreise  auf  den  effektiven  Umsatz  einen 
Rückschluß  auf  Verriogerung  der  Differenzen  der  Effektivpreise  selbst 
unbedingt  zuläßt  *). 

Allerdings  ist  einzuräumeo,  daß  an  dieser  Ausgleichung  auch  die 
enorme  Verbesserung  des  Nachrichten-  und  Transportdienstes  in  nicht 
unbedeutendem  Maße  Anteil  hat.  Wie  weit  der  Einfluß  dieser  Faktoren, 
wie  weit  der  des  Termiuhandels  reicht,  läßt  sich  natürlich  ziffermäßig 
nicht  feststellen;  aber  jedenfalls  hat  aus  deu  angeführten,  dem  Wesen 
des  Terminhandels  entnommenen  Gründen  auch  dieser  daran  mit* 
gewirkt. 

Nur  bei  dem  Terminhatidel  ist  auch  eine  Spekulation  k  la  baisseH 
möglich.  Die  festbestiranite  Qualität,  welche  allen  Verträgen  zu  Grunde  B 
liegt,  erlaubt  dem  Händler,  einen  Posten  zu  verkaufen,  den  er  zur 
Zeit  des  Vertragsschlusses  noch  nicht  besitzt,  den  er  aber  bis  zur 
Lieferung  —  billiger  einzukaufen  gedenkt.  Es  tritt  also  der  auf  Preis- 
niedergang  rechnende  Verkäufer  dem  ä  la  hausse  spekulierenden 
Käufer  gegenüber  und  setzt  dessen  ohne  Terminhandel  fast  unbe- 
schränktem Einfluß  den  seinigen  entgegen,  zweifellos  ein  Vorgang  aus- 
gleichender Wirkung. 

3.  Auch  ist,  wie  schon  erwähnt,  nur  bei  dem  Terminhandel  eine 
Preisnotierung  möglich.  Während  bei  dem  der  Parteienwillkör  über- 
lassenen  Lieferungsgeschäft  i,  e.  S.  die  Preise  durch  alle  möglichen 
Kebenumstände  bestimmt  werden,  läßt  die  Preisabrede  bei  dem  Termin- 
geschäft sehr  deutlich  die  Ansicht  der  Kontrahenten  über  die  zu- 
künftige Gestaltung  des  Getreidehandels  erkennen  und  daher  ein  dem 
Kurs  der  Wertpapiere  analog  zu  beurteilender  Preis  des  Getreides  sich 
auch  für  spätere  Lieferung  feststellen. 

Dies  ist  die  —  man  möchte  mit  Rücksicht  auf  die  jetzigen  Zu- 
stande an  den  Terminbörsen  sagen,  ideale  —  wirtschaftliche  Stellung 
des  Terminhandels;  er  giebt  dem  Effektivhändler  eine  Gelegenheit,  sich 
gegen  allzu  starken  Verlust  zu  schützen,  er  vermag  eine  Ausgleichung 
der  Preise  nach  Prt  und  Zeit  zu  bewirken^  er  ermöglicht  eine  Preis- 
notierung für  zukünftige  Termine. 

Aus  diesem  Resultat  ergiebt  sich  auch,  für  welche  Handelszweige 
der  Termin  Umsatz  ein  wirtschaftliches  Bedürfnis  ist  Er  ist  notwendig 
und  daher  berechtigt  nur  bei  dem  Verkehr  in  solchen  Sachen,  welche 
Gegenstände  des  internationalen  Handels  sind,  deren  Üedarf  ein  all- 
gemeiner und  sich  stets  gleichbleibender  ist,  deren  Produktion  aber 
Schwankungen  unterliegt  und  sich  auf  bestimmte  Zeiten  beschränkt. 
Nur  bei  dem  Umsatz  von  Welthandelsobjekten  mit  seinen  wechselnden 
Chancen  ist  das  Verlangen  nach  so  prompter  Versicherung  berechtigt; 
nur  bei  Gegenständen  allgemeinen  gleichen  Bedarfs  unter  schwankender 
Herstellung  ißt  die  Ausgleichung  der  Preise  und  die  Kenntnis  von  der 
voraussichtlichen  Zukunftsgestaltung  wichtig. 

1)  Der  Tenniopreis  «i«ht  beroito  deti  loco  Pr«ts  sar  Zeit  des  AbschJua»es  da«  . 
TermiDgeschifU  in  die  Udba  oder  draekt  ihu  her&b^  oihert  ihn  ftlso  dem  loeo  Preis  tnf  >J 
Zeit  deg  Temin». 
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Von  Getreidearten  fallen  darunter  Weizen,  Roggen  und  Hafer,  in 
neuerer  Zeit  auch  Mais,  nicht  Gerste.  In  jeneD  Arten  ist  daher  der 
Ttt'iiiiobajidel  sehr  entwickelt,  auch  in  Mais  breitet  er  sich  immer  nnehr 
üts;  für  Gerste  hat  er  noch  nirgends  Fuß  fassen  köoneo. 

Dm  zu  beweisen,  daß  der  Terminhandel  nicht  einmal  für  den  Um- 
Mz  von  Weizen,  diesem  bedeutendsten  Welthandetsartikel,  notwendig 
ist,  hat  man  auf  London  verwiesen^).  Hier  ist  ein  Hauptpunkt  des 
gesamten  Weizenhandels  und  doch  ein  ganz  unbedeutender  Termin- 
terkehr  In  London  liegen  aber  die  Verbältnisse  ganz  singulan  ün- 
eodlicbe  Vorräte  und  Proben  senduogsbereiter  Mengen  liegen  dort;  der 
Bedarf  kann  daher  ununterbrochen  gedeckt  werden.  Meist  ist  es  Kon- 
agnalionsware,  die  nach  London  kommt;  der  Importeur  trägt  daher 
kcbi  Risiko.  Und  doch  beteiligt  sich  auch  der  Londoner  Getreide- 
hiadler  am  Termingeschäft;  da  die  dortigen  konservativen  Grundsätze 
m  ihm  uur  in  sehr  beschränktem  Umfange  erlauben^  so  wendet  er 
63cli  ans  Ausland  und  giebt  seine  Terminaufträge  vor  allem  nach 
New  YorkO- 

Für  Weizen  und  Roggen,  Hafer  und  Mais  ist  also  das  Bedürfnis 
nach  dem  Termiobandel  anzuerkennen*  Es  fragt  sich  nun,  sind  die 
Attiit   verbundenen  Nachteile  so  stark,   daß  sie  die  Lichtseiten   ver- 

Idankelii,  oder  kann  man  ihnen  wirksam  entgegentreten? 
52)  Nachteile  dea  Termi  nh&ndele, 
Ea  ist  als  notwendige  Voraussetzung  eines  wirksamen  Termin» 
hiadaia  die  Möglichkeit  bHszeichnet  worden,  daß  sich  auch  nichtfach- 
Vlaiissche,  kapitalistische  Kreise  beteiligen.  In  diesem  Hineinziehen 
HÜeDstebender  Personen  liegt  aber  zugleich  die  größte  Gefahr;  fast 
iOa  KachteUe  des  Termingeschäfts  lassen  sich  hierauf  zurückfuhren, 
1,  Am  bedenklichsten  ist  die  Teilnahme  dem  Börsenleben  sonst 
08Z  fern  stehender  Leute,  der  sog.  Outsiders,  und  auch  diesen  ist  ja 
M  der  heutigen  Organisation  des  Termin  handeis  dieser  nicht  ver- 
Ifllliüidi  Wenn  ein  ganz  unerfahrener  Mann  zum  Termingeschäft 
gnUi^  ao  treibt  ihn  lediglich  die  Sucht,  mühelos  hohen  Gewinn  ein- 
miSreichen;  er  benutzt  es,  wie  er  sonst  vielleicbt  sich  an  einer  Lotterie 
iMUiUgao  würde.  Meist  steh  blind  dem  Zufall  überlassend,  da  er  sich 
riD  Urteil  zo  bilden  nicht  in  der  Lage  und  oft  auch  nicht  fähig  ist« 
kiofl  oder  verkauft  ein  Outsider  beliebige  Posten  Termingetreide;  er 
hofft,  die  Preisgestaltung  wird  für  ihn  eine  Differenz  abwerfen.  Hier- 
Mf  lUMDBI  es  ihm  allein  an;  an  effektive  Abwicklung  denkt  er  gar- 
aicbt.  Auf  seiner  Seite  liegt  daher  zweifellos  ein  Spiel,  vielleicht  ein* 
Bai  ailie  Wette  vor,  ein  wirtschaftlich  vernünftiges  Geschäft  aber  nie. 
Wdchfl  Gefahren  für  ihn  selbst  hierin  liegen,  bedarf  kaum  der  Aus- 
tthnmg;  die  Aussicht  auf  mühelosen  Gewinn  unterdrücken  den  Spar* 
tiifilv  der  oft  hohe  und  immer  unberechenbare  Verlust  führt  zum  liuin. 
D&  outaider  schädigt  aber  nicht  nur  sich  selbst;  er  beeinträchtigt 


I)  B«riebl  der  Esqaltt-Kommusion  S.  79. 
I)  VmiL  8«ehT«nt*Prot  S.  SeSS,  3S799. 
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auch  die  güBBtigeo  Wirkuogeii  der  ganzen  GeschäftsgattuDg.  Die  ver 
gichernde  Funktion  des  TermiDhaedels  verliert  ihren  Grund,  wenn  die 
Gefahr  von  den  stärkereu  Schultern  der  Händler  und  Müller  auf  die 
schwachen  Privaten  abgewälzt  wird,  und  infolge  der  Uoerfahrenheit 
dieser  Kreise  ist  dieser  Erfolg  unabwendbar.  Wenn  dagegen  einge- 
wendet wird,  daß  das  Risiko  bei  dem  Gange  vom  großen  Importeur 
zum  kleinen  Spieler  sich  auf  unzählige  Personen  verteilt  und  zum 
größten  Teil  bereita  innerhalb  der  kapitalkräftigen  Kreise  absorbiert  fl 
wird,  so  ist  diese  Thatsache  allerdings  zuzugeben;  es  bleibt  aber  trotz« ^ 
dem  richtig,  daß  auch  eine  üebertragung  auf  zahlreiche,  aber  schwache 
Kräfte  zu  Gunsten  einer  einzigen,  aber  starken  Hand  kein  wünschens- 
werter Vorgang,  sondern  möglichst  zu  verhindern  ist  Der  outsider 
ist  ja  dann  für  den  wirklichen  Handel  auch  ganz  überflüssig^). 

Dann  die  Preisgestaltung.  Die  unvermögenden,  aber  gewinnsüch- 
tigen Kreise  beteiligen  sich  fast  nur  in  ungewöhnlichen  Zeilen  *).  Bei 
ruhigem  Geschäftsgange  verheißen  die  zwar  unaufhörlichen,  aber  geriog- 
fügigee  Schwankungen  der  Preise  einen  zu  geringen  Gewinn,  als  daS 
auf  Uninteressierte  ein  Reiz  zur  Teilnahme  ausgeübt  würde.  Kommt 
aber  Erregung  in  die  Bewegung,  so  stürzt  das  Publikum  hinzu,  und 
urteilslos  wie  es  ist,  verstärkt  es  lediglich  die  gerade  herrschende 
Richtung,  treibt  also  den  Preis  ganz  unverhältnismäßig  in  die  Höhe 
—  ich  erinnere  an  den  Herbst  1891  —  oder  drückt  ihn  über  das  sonst 
berechtigte  Maß  hinab.  Tritt  dann  der  unvermeidliche  Umschwung  ein, 
so  machen  ihn  die  Outsiders  zu  einem  jähen,  Aengstlich  ihr  geringes 
Kapital  zu  verlieren,  suchen  sie  bei  dem  Wechsel  der  Bewegung  noch 
möglichst  viel  zu  retten;  sie  lösen  sich  aus  ihren  Engagements  and 
verstärken  so  nur  den  ihrer  ursprünglichen  Richtung  entgegengesetzten 
Gang,  Ein  Beispiel:  Im  Sommer  beginnt  Getreide  ungewöhnlich  stark 
im  Werte  zu  steigen,  Roggen  wird  teuerer  als  Weizen.  Von  allen 
Seiten  kommen  nun  die  Aufträge  zum  Kaufen,  und  diese  enorra  ge- 
steigerte Nachfrage  treibt  natürlich  die  Preise  mächtig  —  1891  sprung- 
weise in  die  Höhe.  Eine  Zeit  lang  hält  diese  Bewegung  an;  niemand 
denkt  an  Realisieren  der  Engagements,  der  Gewinn  kann  gar  nicht 
groß  genug  sein.  Jetzt  steht  für  das  nächste  Jahr  ein  guter  Ertrag 
in  Aussicht,  das  Angebot  wird  stärker  und  stärker,  die  Preise  beginnen 
erst  langsam,  dann  stärker  zu  fallen.  Nun  rührt  sich  auch  das  Pub* 
likum  und  deckt  sich;  es  verkauft,  was  es  früher  gekauft  hat.  Jetzt 
ist  es  das  Angebot,  welches  anschwillt,  die  Preise  gehen  sprangweise 
herab.  Die  in  ruhigen  Zeiten  dem  Terminhandel  innewohnende  Kraft 
der  PreisausgleicbuDg  wird  durch  diese  Vorgänge  vollständig  in  das 
Gegenteil  verkehrt. 

Was  für  Leute  aber  gewissenlose  Kommissionäre  in  den  Termin- 
handel hineinziehen,  ist  geradezu  unglaublich.    Offiziere,  hohe   und 


1)  Diea  geben  mach  Torurteilafrete  Stianneii  aus  dum  KaafinixinASlJkiide  unbedm^  sa. 
VergL  f,D6r  TerminhaDd«!*'  (Abdruck  kus  der  II«iaburg.  B5rsenhftllB  1&92);  Grünwald* 
LUieothAl,  Zum  TerminbADdel  ah  der  Berlmer  ProdukCenbör»«.  Atteh  faal  ^le  Steh* 
TenUad){(en  der  Eoqu^te  siod  dieser  Ansicht. 

S)  Vergl.  SaehTorst.-Prot.  S290. 
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Diedrige  Beamte,  kleine  Kaafleate  und  Handwerker,  ja  Eelber  and 
Hausknechte  sind  in  den  Prozessen  am  Börsendifferenzen  als  Parteien 
aufgetreten  I 

Za  diesem  anverständigen  Pablikum  gesellen  sich  noch  vielfach 
onbedeatende  Pfoschmakler,  die  ihre  Vermittelungsthätigkeit  zu  Speku- 
lationen allerkühnster  Art  benutzen  ^). 

2.  Alle  diese  Kreise  rufen  die  geschilderte  Wirkung  sehr  gegen 
ihren  Willen  hervor.  Bewußt  lenkt  dagegen  oft  das  sich  beteiligende 
Großkapital  die  Preisbewegung. 

Daiß  im  Terminhandel  weit  größere  Mengen  als  gehandelt  erschei- 
nen, als  wirklich  vorhanden  sind,  ist  selbstverständlich  und  nicht  zu 
tadeln,  so  lange  den  Abschlüssen  thatsächliche  Vorräte  zugrunde  liegen ; 
steUt  sich  doch  schon  ein  Schluß  als  verdoppelt  dar,  wenn  er  nur  durch 
3  H&nde  geht.  Die  Terminbestimmungen  ermöglichen  aber  auch  ein 
Handeln,  ohne  daß  im  geringsten  an  Ware  gedacht  wird;  die  schließ- 
liche Differenzregulierung  vertritt  die  effektive  Lieferung.  An  diesem 
Punkt  setzt  nun  die  Spekulation  ein,  um  die  sich  günstige  Preisgestal- 
tong  zu  erzwingen  und  die  natürliche  Bewegung  auf  Zeit  wenigstens 
za  hemmen. 

Auf  den  verschiedensten  Wegen  erreicht  das  Kapital  dieses  Ziel. 
Hat  es  bei  Abschluß  des  Vertrages  k  la  hausse  spekuliert,  so  heißt 
es  bis  zur  Regelung  des  Geschäfts  den  Börsenpreis  in  die  Höhe  treiben, 
das  Angebot  vermindern  und  die  Nachfrage  erhöhen.  Es  werden  des- 
halb bedeutende  Posten  Getreide  unter  der  Hand  abgegeben  mit  der 
Bedingung,  daß  die  so  verkaufte  Ware  in  den  Konsum  überführt  wird 
und  nicht  wieder  an  der  Börse  erscheint.  Oder  es  werden  große  Vor- 
lite  eingesperrt  und  dadurch  dem  Markte  entzogen').  Beide  Manöver 
erfordern  aber  Geldmittel  und  zwar,  da  sie  nur  bei  großen  Posten  zum 
Erfolge  führen,  bedeutende  Geldmittel;  das  in  dieser  Richtung  engagierte 
Großkapital  muß  sie  gewähren.  —  Die  Nachfrage  wird  erhöht  durch 
massenhafte  Kaufaufträge,  deren  bedeutendes  Risiko  wieder  nur  das 
Großkapital  zu  tragen  vermag. 

Die  Gegenpartei  verfährt  natürlich  umgekehrt;  sie  verstärkt  das 
Angebot  und  verringert  die  Nachfrage.  Von  allen  Seiten  schafft  sie 
doShalb  Getreide  heran,  um  es  zur  Kündigung  zu  verwenden  und  nach 
gemachtem  Gebrauch  wieder  abzustoßen.  Am  Tage  vor  dem  ultimo 
kommen  ja  häufig  ganze  Eitrazüge  mit  Korn  nach  Berlin.  Mit  Vorliebe 
bedient  man  sich  minderwertiger  Ware.  Denn  durch  die  Kündigung 
auch  solchen  Getreides  erscheint  das  Angebot  erhöht ;  daß  sie  ungiltig 
ist,  zeigt  sich  ja  erst  später.  Wird  es  zurückgewiesen,  so  steckt  der 
Verkäufer  die  Differenz  der  Preise,  die  sein  ungiltiges  Angebot  noch 
zu  seinen  Gunsten  vergrößert  hat,  ein  und  wiederholt  bei  nächster 
Gelegenheit  das  einträgliche  Manöver,  so  oft  als  die  Differenzen  ihn 
filr  die  Lagerungskosten  entschädigen. 

1)  Vmrgl.  oben  S.  171. 

2)  B«idet  ist  im  Winter  1891/92  in  umfangreichstem  Mafse  «n  der  Berliner  Börse, 
Teraa  die  berflchtlgte  Speknlationifirm«  Ritter  &  Blamenfeld  getehehen.  Vergl.  Sftchyer- 
stiadigenproi.,  8.  S488. 

Mite  Folf«  Bd.  YU  (LXU).  13 
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Beide  Parteien  bedienen  sich  auch  mit  Erfolg  der  sog.  Dnterder- 
handregulieruDgeDf  d.  h.  sie  bestimmen  durch  Gewährung  irgend  ivelcher 
Vorteile  den  Gegen kontrahenten  vorzeitig  seine  Position  aufzugeben  und 
das  Geschäft  heimlich  zu  realisieren. 

Alles  dies  sind  Vorgänge,    die  an  sich  den  Beteiligten  nicht  zam 
Vorwurf  gemacht  werden  können;  jeder  will  eben  für  sein  arbeitendes 
Kapital  mit  Recht  mdglichst  hohen  Gewinn   erzielen.     Aber  in  diesem  | 
Zusammenhatig,    da  sie  bestimmt  und  fähig   sind  auf  den  Börsenpreis  j 
einzuwirken,   sind  sie  verwerflich  und  gefährlich.     Der  Börsenpreis  ist 
nicht   nur  ein  Durchschnittspreis   der  an    der   Börse   abgeschlossenen 
Geschäfte    —   schon    diese   Eigenschaft   wird   durch    jene    heimlichen  ^ 
Machenschaften  hinfällig  —  sondern  er  ist  bestimmt  von  der  au^en*fl 
blicklichen  Preislage  des  Artikels  überhaupt   ein  Bild  zu  geben    unti  H 
dient  daher  auch  zahlreichen  anüerhalb  der  Börse  geschlossenen    Ver- 
trägen  zur  Grundlage.     Diese  Aunahme  wird   illusorisch,   wenn  nicht 
auf  Vorrat  und   Bedarf  beruhendes  Angebot   und  Nachfrage,    sondern 
lediglich  Kapital-  und  Kreditmacht  den  Preis  bestimmen ;  wenn  dieser 
nur  davon  abhängt,   welche  der  Parteien  die  kräftigere  ist  und  daher  _ 
ihre  Position  länger  zu  behaupten  vermag.  ■ 

Aber  auch  vor  an  sich  zu  verurteilenden  Handlungen  scheuen  sich  ™ 
die  Spekulanten  nicht.  Falsche  Gerüchte  werden  an  der  Börse  aus- 
gesprengt und  in  der  gefügigen  Presse  verbreitet;  Geschenke  werden 
an  die  Vertreter  von  Zeitungen  gegeben,  damit  sie  die  gleiche  Rich- 
tung in  ihren  Berichten  vertreten.  Jenes  Betrug,  dieses  Bestechung 
vom  moralischen  Standpunkt  aus.  Auch  rechtlich  Betrug,  leider  nur 
äußerst  selten  zu  fassen,  sind  die  Scheingeschäfte,  in  Sonderheit  die 
Scheinkündigungen.  Obwohl  der  Kündigungsschein  den  Lagerort  an- 
giebt  —  er  muß  es  ja  zu  seiner  Giltigkeit  —  ist  doch  das  damit 
angediente  Getreide  garnicht  vorhanden.  Er  erscheint  nur  an  der 
Börse,  um  den  Preis  zu  drücken.  Willfahrige  Freunde  lassen  ihn  kur- 
sieren und  schließlich  in  die  Hand  des  Ausstellers  zurückgteiten.  Liegt  J~ 
der  Scheinkündigung  bereits  ein  Scheinabschluß  zugrunde,  so  ist  diej 
Wirkung  verdoppelt;  das  Verfahren  ist  das  gleiche. 

Demselben  Zwecke  dienen  vielfach  auch  die  Kündigungen  auf  sich 
selbst.     Allerdings   sucht   oft  der  Aussteller   eines    auf   ihn  selbst  als 
Empfänger  lautenden  Scheins  damit  sich  einen  Aufschub  der  Entschei*i 
düng,   an  wen  er  kündigen  will,  zu  verschaffen  —  er  gewinnt  die  Zeit! 
zwischen  dem  Endtermin  der  Büreauabüeferung   und   dem  Beginn  des] 
Kündigungsverfahrens;   aber   in    zahlreichen    Fällen    wird    ein    solcher 
Schein  nur  abgegeben,   damit  die   gekündigte  Menge  größer  erscheint, 
und  bleibt  im  übrigen  regungslos  bei  dem  Aussteller. 

Seitens  der  Börsenleute    wird  allerdings   behauptet,  daß  derartig^ij 
Erscheinungen   in   ruhigen  Zeiten  nur  äußerst  selten  hervortreten;   für 
bewegte   Perioden   werden  sie  als   häufig   zugegeben  ').      Das  genügt 
zwar,  die  Aufmerksamkeit  auf  sie  zu  lenken.     Aber  auch  in  verhältnis- 


1)  VMTgl.  die  AenSeruiigen  der  kattfmftuD.  Bkebreratlodlgeii.     (System.  Berichl  Teil  11 

KU  Frife  t). 
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mhjgen  Jahreo,  wie  1893  eines  war,  müssen  SpekulatioD3- 
fma&Ofer  in  ziemlich  beträchtlichem  Maße  gespielt  habeu.  Woher  deno 
die  plützlicbeu,  ganz  UDgewöhDlich  großen  Küodigungen^  welche  in  den 
eisten  Tagea  des  September  1893  stattfanden»)?  Es  läßt  sich  bei 
der  Höhe  der  gekündigten  Mengen  nicht  annehmen,  daß  die  Kündigungen 
ille  aus  Engagements  mit  eßektiver  Grundlage  herrührten.  Hier  liegt 
(»ffeDbar  der  Schloß  eines  Spekulationsgeschäfs  von 

Alle  diese  Nachteile,  wie  sie  bisher  geschildert  sind,  beruhen  auf 
ier  allzu  ausgedehnten  und  unkontrollierten  Beteiligung  von  an  dem 
eSektiveu  Getreidebandel  nicht  interessierten  Personen.  Sie  sind 
schwerwiegend  genug,  die  Vorzüge  des  Termin  band  eis  in  den  Schatten 
m  stallen.  Denn :  die  Versicherung  wird  dem  Händler  sehr  erschwert, 
ia  ofiber^chenbare  Einflüsse  seine  Aufstellungen  durchkreuzen^);  sie 
wird  UQ wirtschaftlich,  indem  schwache  Elemente  das  Risiko  den  starken 
ihnehmen.  Der  in  ruhigen  Zeiten  bewirkten  Ausgleichung  der  Preise 
liiit  eine  ungeheure  Bewegung  bei  unnormaler  Lage  des  Marktes  gegen- 
über. Die  Preisnotierungen  sind  nicht  mehr  das,  was  sie  sein  soUen, 
datier  wertlos  und  gefährlich. 

3.  Weniger  bedeutend  und  auch  leichter  zu  beseitigen  sind  einige 
Fdiler,  welche  der  heutigen  Organisation  des  Terminhandels  anhaften, 
aber  picht  in  seinem  Wesen  begründet  sind. 

Eine  Gefahr  liegt  in  der  Feststellung  der  Lieferuu-;squalität  ein- 
witig  durch  die  Börsenbebörden.  Im  Interesse  des  Handels  liegt  es, 
tttcht  zu  hohe  Anforderungen  zu  stellen,  damit  stets  genügende  Mengen 
mit  Leichtigkeit  beschafft  werden  können.  Andererseits  wird  aber  der 
Preis  80  wesentlich  durch  das  Verhältnis  beemflußt,  in  welchem  ein 
Po-^  n  rreide  zu  der  Lieferungsqualität  steht,  daß  überwertiges  Korn 
mii  i  entsprechend   höheren,  sondern    nur   einen  wenig   höheren 

Frei*  erzielt.  Es  wird  daher  vorteilhaft,  das  Getreide  nur  in  Lieferung«- 
gute  herzustellen;  eine  leicht  zu  erkennende  Gefahr  für  die  Landwirt- 
schaft, wenn  die  Anforderungen  gering  sind').  Allerdings  ist  auch 
Dicht  zu  verkennen,  daß  durch  ein  sehr  hohes  Maß  die  Durchführung 
fon  Schwänzen  (corners)  erleichtert  wird. 

Auch  die  Zulassung  einer  Ware  zum  Terminhandel  sollte  nicht 
ltd%Uefa  in  da5  Ermessen  der  Börsen  selbst  gestellt  sein.  Nicht  das 
Bedtrfate  des  Verkehrs,  oft  allein  das  Verlangen  nach  vermehrten 
Spehalationsobjekten  ist  dann  maßgebend  ^). 

4.  Die  sonst  noch  erhobenen  Vorwürfe  sind  nicht  zutreffend. 
Selbst  mit  Hilfe  des  Termin  bandeis  ist   es  der  Börse  nicht  mög- 
lich, die  Getreidepreise  unabhängig   von  den  Preisfaktoren  der  Natur 


1)  Am  K  S«pt«tiib«r   1893  sitid  2^450  t  fio^geo  gekündigt  worden. 

1)  Itftöchflr  OrofililjidJer  bfidieDt  sich  jetzt  „der  ewigen  SebwAnltongeQ  wegen**  oiolll 
du  TenalnhejidetA  (SAcbverst  -Prot.  S.   34 6S,  S886). 

t)  Aue  di«MtB  Gmode  hui  io  Prea&eo  die  Regteraog  dAr&uf  gedroDgeo,  daB  die 
Il6fi«ii  dAi  Mladeetgewiciit  bereafeetsteo. 

4j  Kia  Beieplel  bierfür  bietet  der  Termbbandel  in  Kammaug.  In  Preu&eo  wurde 
••Im  EbMfVair  toa  der  Kegieriug  niebt  aagel»sien;  in  Leipzig  ist  er  trote  lebbefteo 
Wldenpmeba  eUer  Intereeaeotea  «ifgeiioimtieii  worden. 
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ZU   diktieren.     Zu   jedem   Vertrag    gehören    doch   2  Parteien*   deren 
Interessen    entgegengesetzte    sind.      Den    a  la  baisse    spekulierenden 
Verkäufern   stehen   daher   stets   die  ä  ia  hausse  auftretenden    Käufer 
gegenüber,   und   es  kann  ja  gar  nicht  anders  sein,   als   daß  sich   die     • 
beiden    Richtungen   im   großen    und   ganzen    gleich    stark    gegenüber  ■ 
stehen.    Gerade  bei  reinen  Spekulationsgeschäften  fehlt  doch  die  Not-  ■ 
wendigkeil  des  Abschlusses,  die  unter  anderen  Verhältnissen  vielleicht 
zu   einem  Vertragsschluß   auch   auf  einer   verlorenen  Position    drängt 
Wollte  daher   eine   der  Parteien    —  der  Vorwurf  wird  vor  allem  deo 
Baisse-Spekulanten  geuiacht  —   ihre  Kräfte  mißbrauchen,   so    würden 
ihr  bald  die  Gegeukontrahenten  fehlen. 

Es  tritt  hinzu,  daß  gerade  der  Getreidehandel  ein  vollständig 
internationaler  ist,  daß  es  daher  nicht  in  der  Hand  einer,  auch  nicht 
der  bedeutendsten  Börse  liegt,  beliebige  Preise  zu  zahleo*  Um  daher 
einer  bestimmten  Richtung  dauernd  zum  Siege  zu  verhelfen,  müßte 
eine  Einigung  aller  der  in-  und  ausländischen  Interessenten  erzielt 
werden ;  von  vornlierein  ein  aussichtsloses  unternehmen ,  wie  der 
KaifeekorRcr  in  Hamburg,  der  trotz  der  Führung  der  Rothschilds  mit 
Verlust  geendet  hat,  und  die  Versuche  in  dem  Petroleumhandel  zur 
Genüge  bewiesen  haben. 

Daß  die  Börse  überhaupt  den  Preis  bestimmt,  läßt  sich  natürlich 
nicht  leugnen;  es  ist  leider  nur  allzu  wahr,  daß,   wie  bereits  erwähnt, 
fast  alle  Verträge  zwischen  dea  Produzenten   und  ihren  Käufern  nach 
dem  Börseüpreise  abgeschlossen    werden.     In   der  Bestimmung   dieses^fl 
Preises  ist  die  Börse  aber  auch  an  die  natürlichen  Faktoren  gebuoden,  H 
die  für  sie  allerdings  international  sind  und  daher  auch  dem  heimischen 
Einflüsse  entgegengesetzt  wirken   können.     Der  stetige  Niedergang    in 
den  letzten  Jahrzehnten  ist  sehr  erklärlich,  ohne  daß  maa  Spekulationen 
ä  la   baisse    dafür   verantwortlich    machen    kann;    Nordamerika    und 
Indien    haben   so   bedeutende   Mengen    Getreides    auf  den    Markt   ge-  j 
bracht,  daß  ein  Fallen  des  Preises  unvermeidlich  war  V)-  ■ 

Vorübergehende   Störungen    bringt   aber   das  Termingeschäft  zu-" 
Stande.    Schon  die  Thatsache  eines  starken,  unerwarteten  Angebots  an 
sich    vermag,    auch    ohne  daß   eine    entsprechende   Menge   Getreides 
dahinter  steht,  den  Preis  monieutan   zu  werfen    und    umgekehrt  eine 
spekulative  Nachfrage  ihn   zu   treiben.     Doch    wirken   solche  Manipu^  M 
lationen  nicht  auf  die  Dauer,    die  Gegenpartei  durchschaut  sie  in  derfl 
Regel   bald   und    läßt    sich    daher   nicht   weiter   dadurch    beeinflussen. 
Aber  da  imnierhin  jene  Bestürzung  in  den  Preisnotierungen  zum  Aus- 
druck gekommen  ist,  so  bleibt  bei  deren  weitreichendem  Einflüsse  der 
Schaden  dieses  Gebahrens   auf  der  Landwirtschaft  haften,   die  Börse 
erholt  sich   leicht   durch  die   stärkere  Gegenströmung,   der   Landwirt 
ist  an  seinen  Vertrag,  den  er  bei  dem  ungünstigen  Preisstande   abge* 
schlössen  hat,  gebunden^). 


t)  VergL  Soriti^:  LftudirfrUcbd'll.  Koakurrens  Hordamerniae ,  S.  211  aod  Wolf« 
ThmtsAchen  und  Auastchlcn  der  ostindtAcheii  Koakarreaz  im  WeiseDbandel  (1886), 

i)  Vergl.  die  AeulAeruageu  d«r  k«uifmiiiiiisch«ii,  sowohl  wie  die  der  laudwirUehAfl* 
Ucfaeo  SachvtrsUUidtgeii  (Stchregiater  su  Ff«f e  7  uüd  6). 


Der  deotoclie  G^treMehuidftl, 
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HH   Man  hat  ferner  behauptet,   der  TerminhaDdel   befördere  die  Kon- 

■nttrattoo  des  Handels  in  Getreide  und  setze  dadurch  die  Produzenten 

m  tu  drückende  Abhängigkeit  von    ihnen    unzugänglichen  Faktoren.    Die 

"  Tbataacbe  einer  fortscbreiteuden  Zentralisation,   besonders   auf  Berlin 

SQ,  kann  nicht  geleugnet   werden.     Dies   liegt  aber  so  sehr  im  Inter- 

efise  jedes  Handels,  daß  er  stets  mit  allen  Kräften  danach  streben  und 

es  daher  auch  erreichen  wird,  wenn  nicht  mit  Hilfe  des  Termingeschäfts, 

ilMli  mit  andern  Mitteln, 

Der  Terminhandel  soll  auch  der  Bildung  von  Schwänzen  Vorschub 
leisten.  Eher  das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Durch  die  Verteilung  der 
Lieferungsverbindlichkeit  auf  einen  längeren  Zeitraum  ist  der  Ver- 
teofer  in  die  Lage  gesetzt,  bei  eintretendem  Mangel  noch  bis  zum 
Schluß  der  Frist  Ware  heranzuziehen  und  dadurch  der  sonst  allerdings 
leicht  erdrückenden  Nachfrage  entgegentreten  zu  können.  Es  hat  daher 
auch  jeder  corner  der  letzten  Zeit  mit  bedeutendendem  Verluste  der 
iligten  geendet. 

Schließlich  sind  die  Verzugsbestimmungen  bemängelt  worden :  daß 
Nachfrist  nicht  gegeben  wird,  daß  der  Schaden  nicht  speziell 
mchzuweisen  ist,  daß  das  Recht  des  Rücktritts  fast  überall  ausge- 
idilo8$eD  ist  —  Die  Gewährung  einer  Nachfrist  ist  bei  dem  Interesse 
im  Handels  an  pünktlichem  Abschluß  unmöglich,  daher  ja  auch  im 
mistigen  kaufmännischen  Verkehr  nur  selten  (Wechsel!).  Der  Kauf- 
aiami  muß,  wenn  er  überhaupt  konkurrenzfähig  sein  will,  sein  Kapital 
mAgliebst  oft  umsetzen;  er  baut  daher  eine  Unternehmung  unmittel- 
bar auf  der  anderen  auf,  und  wird  die  eine  nicht  pünktlich  abgewickelt, 
10  stürzt  das  ganze  Gebäude.  Eine  Nachfrist  hat  hier  keinen  Platz  *). 
Warum  den  Schaden  spezialisieren  und  auch  wieder  eine  Ver- 
«dgening  der  Abwickelung  hervorrufen^)?  Auf  einem  Terminmarkt 
fiideii  sich  stets  Käufer  und  Verkäufer  für  beliebige  Mengen  Getreide 
n  deni  Börsenpreis,  Der  Erfüllungsbereite  kann  sich  zu  diesem  daher 
tl€ia  decken,  und  sein  Schaden  besteht  eben  nur  in  einer  etwaigen 
Diflereait.  Ebenso  kann  aber  auch  der  Säumige  stets  sich  aus  dem 
Vefvtfe  sieben,  und  deshalb  ist  das  Rücktrittsrecht  ausgeschlossen. 
Will  der  Gegner  seine  Stellung  verbessern  und  den  Preis  durch  ein 
DecJcuDgsgeschäft  zu  seinen  Gunsten  noch  etwas  verändern,  so  ist  es 
ihm  an  den  meisten  Börsen,  sowohl  als  Käufer,  wie  als  Verkäufer, 
imbeiioinmen,  durch  einen  vereideten  Makler  den  An-  oder  Verkauf 
ctoor  seinem  Vertrage  entsprechenden  Menge  zu  bewerkstelligen ;  in 
Berlin  hat  allerdings  nur  der  Käufer  dies  Recht,  der  Verkäufer  nicht. 
5,  Zum  Schluß  noch  einige  Worte  über  das  Prämiengeschäft  Eng 
mit  dem  Termiahandel  verbunden,  bestärkt  es  die  mit  diesem  ver- 
boDdooen  Gefahren  noch  beträchtlich.  Nur  in  sehr  seltenen  Fällen 
M  m  für  den  Händler  ein  Bedürfnis,  durch  Zahlung  einer  Prämie 
mA  den  Abschluß  eines  Vertrages  oder  den  Rücktritt  von  einem 
za  sichern.    Der  Importeur,   der  ins  Ausland  eine  Offerte  ge- 

}>  ammj^f  weleher  dies  V«rlMigen    txn  BeichfUg  (SiUung   Tom    1€.  6.  89  ftmfgeateUt 
•«  leteCDt  M  idbil  »nfgegtbeo  la  b»beo ;  wetti^l«i»  ist  er  in  den  Enqnlte-Sitsungea 
ile  dmof  rarftekfekomiiieii,  obwohl  «r  sonst  «Ue  Bedeoken  eingehend  geltend  mmcbt* 
I)  KrvaaMeitnng  >oip  10.  HSm  1892  (BeaernTereuDmlaDg  TOa  B&Ue). 
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sandt  hat  und  noch  UDsicher  ist,  ob  sie  angenommen  wird,  kann  ja 
in  die  Lage  koniraen,  sich  eines  derartigeo  Geschäfts  (sog.  Vor-  oder 
Rückprämie)  mit  Vorteil  zu  bedieneo.  Aber  wie  gering  ist  das  Risiko» 
welches  er  dadurch  vermeidet  t  Heute  bindet  sich  Diemaud  mehr  auf 
Tage  an  seine  Offerte,  höchstens  auf  Stunden;  per  Draht  gebt  sie 
hinaus,  umgehend  bat  die  Antwort  per  Draht  zu  erfolgen  ').  Noch 
kürzer  ist  die  Warte frist,  weno  im  Inland  eine  große  Getreidelieferang 
ausgeschrieben  wird  und  der  bietende  Händler  sich  den  Bezug  nur 
für  den  Fall,  daß  er  zur  Lieferung  gelangt,  sichern  will.  Stets  ist 
also  das  Risiko  doch  nur  unbedeutend  und  daher  ein  dringendes  Be- 
dürfnis kaum  anzuerkennen^).  Aber  immerhin  liegt  hier  doch  ein 
wirtschaftlicher  Grund  vor. 

Bedenklicher  sind  schon  die  Nochgeschäfte.  Der  Verkäufer,  welcher 
einen  größeren  Posten  Getreide  lagern  hat,  möchte  wenigstens  für  einen 
Teil  einen  höheren,  als  den  Termiopreis  erzielen;  er  verkauft  deshalb 
nur  */3  etwa  gegen  Prämie  und  gewährt  dafür  dem  Käufer  das  Recht, 
einen  gleichen  Posten  noch  ein-  oder  zweimal  zn  verlangen  *).  Macht 
dann  der  Käufer  von  dieser  Befugnis  Gebrauch,  so  hat  der  ganze 
Posten  vorteilhaften  Absatz  gefunden;  thut  er  es  nicht,  so  muß  der 
für  das  eine  Drittel  erzielte  höhere  Preis  einen  etwaigen  Ausfall  des 
Rests  decken-  —  Zweifellos  eine  äußerst  kühne  Berechnung,  die  mit 
der  Versicherung  durch  Terminhandel  nichts  mehr  gemein  hat;  der 
eine  Faktor,  die  Absatzversicherung,  fällt  ja  ganz  fort. 

Gar  keinen  Boden  im  wirtschaftlichen  Lehen  haben  die  Stellage- 
geschäfte. Wie  läßt  sich  wohl  eine  Sachlage  denken,  in  der  es  für 
den  Händler  von  Wichtigkeit  Ist,  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  nach 
seiner  Wahl  als  Käufer  oder  als  Verkäufer  aufzutreten?  Eio  Grund 
ist  unerfindlich ;  es  ist  die  reine,  lediglich  auf  Difierenz  gerichtete 
Spekulation,   die  mit  dem  effektiven  Umsatz  garnichts  zu  thun  hat*). 

Einen  Fehler  haben  aber  alle  Prämiengeschäfte:  der  Prämien- J 
geber  muß  sich  für  die  Prämie  zu  entschädigen  suchen  und  ist! 
geradezu  darauf  angewiesen,  mit  allen  Mitteln  eine  ihm  günstige  Preis- 
bewegung durchzusetzen,  die  oben  geschilderten  Manöver  auszuführen. 
Andererseits  liegt  in  der  Beschränkung  des  Risikos  auf  eine  Prämie, 
wie  sie  die  Vor-  und  Rückprämieogeschäfte  enthalten,  ein  verstärkter 
Anreiz  für  Outsiders,  von  dem  Gifte  des  Tenninhandels  zu  naschen  und 
in  der  Aussicht  auf  die  im  Nochgeschäft  doppelt  und  dreifach  zu  ver* 
dienende  Provision  eine  starke  Versuchung  für  Kommissionäre,  immer 
neue  Opfer  heranzuziehen. 

Dem  ganz  geringfügigen  Nutzen,  den  in  seltenen  Fätlen  der  eSektive 
Handel  aus  dem  Prämiengeschäft  zieht,  stehen  also  recht  bedenkliche 
Wirkungen  auf  das  Börsenspiel  gegenüber.  ■ 


1)  VergL  S^cbv-Prot.  S.   2317. 

9)  D«r   ^dfst«   O^trmdehftndler   Dsnslgs   htX   nach   aeiner   Angabe   ftberliAopc    ooeh 
koin  PrlmieDgescbiLft  abgescb1os»en.     (Sju^hT.-Prot.  S.  8892).  H 

3)  So  betreffs  SpirituA  SAcbv.-ProL  S.  3153.  H 

i)  Treffend  ist  das  Stell ft^egeacbfirt    von    dem    8«c1it.  KopUch  (Prot.  S,  36T2)  „«int^ 
besondere  Form  von  Monte*K«rio*'  j^eoAnnt. 
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Dm  Termiogescbäft  mit  seiner  ausgedehnten  Heranziehung  atißer- 

der  Börse  stehender  Kreise  hat  die  KonfimissioDSthätigkeit  zu  einer 
^der  wicbtigsteu  und  eiDträglichsten  Funktionen  der  großen  und  kleinen 
Bdrsenhändler  auf  dem  Gebiete  des  Getreidehandels  gemacht  Zahl- 
reiche Finnen  beschäftigen  sich  überhaupt  nur  mit  der  Besorgung 
fremder  Aufträge,  und  auch  die  bedeutendsten  Berliner  Importeure 
baboD  diese  Tbätigkeit  in  ihren  Betrieb  aufgenommen. 

Der  Kommissionär,  wie  er  sich  uameBtlieh  in  Berlin  ausgebildet 
tiil,  bewegt  sich  auf  doppeltem  Gebiete;  einmal  schließt  er  für  seinen 
Auftraggeber  die  Verträge  über  individuelle  Ware  ab,  sodann  besorgt 
er  auch  dessen  Terminabschlusse.  Die  Formen,  in  denen  sich  diese 
Thatigkeit  vollzieht,  sind  bei  beiden  Arten  im  wesentlichen  die  gleichen ; 
bei  dem  Terminhandel  treten  aber  ihre  Kigentümlichkeiten  schärfer 
benror,   so   daß  sie   im  Anschluß  an   diesen   besprochen  werden  sollen. 

L  Unter  dem  Einfluß  des  §  376  H.G.B.  hat  sich  eine  vollstän- 
dige  Umwälfung  des  Kommissionsverkehrs  vollzogen;  §  376  giebt  be- 
lanntlich  dem  Kommissionär  das  Recht,  bei  Waren,  ,  •  ,  welche  einen 
BQfiezK  oder  Marktpreis  haben,  das  Gut  selbst  zu  liefern  oder  für 
sieh  zu  bebalten,  wenn  nicht  der  Kommittent  ein  anderes  bestimmt 
bat;  er  muß  nur  nachweisen,  „daß  bei  dem  berechneten  Preise  der 
Kirseii preis  oder  Marktpreis  zur  Zeit  der  Ausführung  des  Auftrages 
eiogehalten  ist".  Da  Getreide  zu  diesen  Börsenwaren  gehört,  so  macht 
htole  dar  Kommissionär  fast  immer  ^ )  von  diesem  „Selbsteintritts- 
reeht*^  Gebrauch  und  wird  Gegen kontrahent  seines  Kommittenten. 
Dtr  Schlußsehein  lautet  daher  auch  stets:  „Ich  kaufte  von  Ibnen  oder 
Ich  verkaufte  an  Sie  ,  .  .  /^^),  so  daß  der  Auftraggeber  spätestens 
bei  Empfang  dieses  Scheins  das  Verhältnis  durchschaut  Selbstver- 
Kindlich  „behält"  der  Kommissionär  nicht  alle  so  geschlossenen  Ver- 
I  Mgt  ,4n  sicb^S  d,  h.  er  verkauft  oder  kauft  diese  Waren  auch  seiner- 
icitBb  Das  Deckungsgeschäft  schließt  er  aber  dann  nicht  als  Kom- 
ttiasiOliäri  sondern  auf  seine  eigene  Rechnung  und  daher  auch  zu  der 
ihm  beliebenden  Zeit  and  Größe  ab* 

Das  Selbsteintrittsrecht  hat  den  Vorzug  vor  der  eigentlichen  Kom- 
osnoB^  daß  der  Auftraggeber  sofort  Bescheid  Über  die  Ausführung 
te  Auftrags  erhält  ^%  überhaupt  besser  bedient  wird  und  daß  ander er- 
Mts  der  Kommissionär  nicht  gezwungen  ist,  durch  die  Angabe  (sogen. 
AnlpUie)  des  Gegners  seine  Geschäftsbeziehungen  dem  Kommittenten 
dha  IQ  legen*).  Es  bringt  sodann  den  sogen.  Kursschnitt  mit  sich. 
WihreiMl  bei  der  eigentlichen  Kommission  der  Beauftragte  dem  Auf- 
den  Preis  berechnen  muß,  welchen  er  thatsäcblicb  bei  dem 


i:    i«c2tTe7itAndiK«iiprotokoU  S.  8418,  8598,  8770  u.  *. 

v^ngl    die  SchlafMcbeiiiei  die  anser  gröfster  Kommistioaix  »d    dar  EffcktBobör»«, 
^  «N  j&ocli»li«okf  im  V«rk«hr  mit  ihren  Auftraggebern  benntst 

||  Hoiik«  Ssr  Bdrsenrebrm,  S.  89. 

i)  Terfl  Orllnirftld  und  LUi^nUi&l^  D«r  Terminb&nde)  wa  der  Berliner  Produkteabön« 
[  (im;,  S.    li. 
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Geschäft  erzielt  hat,  genügt  es  bei  Seibateintritt,  daß  er  „d^o  BörsetJ^l 
preis  zur  Zeit  der  Ausführung  des  Auftrags"  iaDegehalten  hat;  bringt' 
ihm   das  Deckungsgeschäft  einen   günstigeren  Preis,  so   ist   das   sein 
Vorteil»  er  macht  dann  einen  ,,K ursschnitt*'. 

Die  Bestimmung  des  Handelsgesetzbuches  leidet  an  zwei  Mängeln 
Einmal  ist  es  bei  dem  Verfahren  der  Kursfeststellung  kaum  mögüchj 
den  Zeitpunkt,  wann  einer  der  Preise  geherrscht  hat,  {festzusteUen p 
ganz  unmöglich  ist  es  aber  zu  erkennen,  in  welchem  Augenblick  der 
Kommissionär  von  seinem  Rechte  des  Selbsteintritts  Gebrauch  macht,  — 
es  ist  ja  eine  Sache  lediglich  des  Entschlusses ,  dem  eine  Aeußerung 
durchaus  nicht  zu  entsprechen  braucht.  Je  nachdem  eine  Einkaufs- 
oder  eine  Verkaufskommission  vorliegt,  trägt  der  Kommissionär  oder 
der  Kommittent  die  Nachteile,  die  sich  aus  diesem  Verfahren  ergeben. 
Denn  wenn  der  Beauftragte  als  Verkäufer  mehr  beansprucht,  als  die 
niedrigste  Preisnotiernng  angiebt,  und  der  Käufer  will  ihm  nicht  mehr 
bewilligen,  so  ist  bei  der  heutigen  Notierung  jenem  der  Beweis  seines 
höheren  Anspruchs  sehr  erschwert,  wenn  nicht  unmöglich,  und  ebenso 
liegt  es,  wenn  der  Auftraggeber  der  Verkäufer  ist  und  der  Kommis- 
sionär nur  einen  niedrigen  Preis  in  Rechnuog  stellt* 

Ist  das  aber  wirklich  ein  Nachteil?  Für  den  Börsenhändler 
zweifellos  nicht;  er  hat  es  in  seiner  Hand,  den  Auftrag  ohne  Selbsteintritt 
auszuführen  und  dann  durch  den  Schluüschein  den  Beweis  des  höheren 
Preises  zu  führen.  Aber  auch  der  Kommittent  ist  nicht  geschädigt; 
er  kann  es  nicht  verhindern,  daß  sein  Beauftragter  das  Geschäft  für 
ihn  in  dem  ungünstigsten  Augenblick  abschließt,  und  darf  sich  daher 
auch  nicht  beklagen,  wenn  nun  der  Kommissionär  selbst  anstatt  eines 
Dritten  den  Gewinn  einsteckt,  üebrigens  wird  sich  der  Börsenmann 
in  der  Regel  aus  Furcht  vor  der  Konkurrenz  scheuen,  stets  oder  auch 
nur  oft  den  niedrigsten  Preis  anzusetzen,  wenn  er  sich  auch  nicht  weit 
darüber  erheben  wird. 

Auch  von  einem  K  u  r  s  s  c  h  n  i  1 1  kann  nicht  wohl  die  Rede  sein, 
da  das  Deckungsgeschäft  den  Kommittenten  gar  nicht  berührt  Die 
meisten  Aufträge  laufen  vor  Beginn  der  Börse  ein,  also  zu  einer  Zeit, 
wo  noch  kein  Börsenpreis  besteht  Der  Kommissionär  kann  dann  von 
seinem  Rechte  noch  keinen  Gebrauch  machen,  er  muß  die  Ausführung 
des  Geschäfts  aufschieben  und  behält  sich  den  Selbsteintritt  vor.  Da 
aber  die  Börsenpreise  auch  im  Laufe  der  Börse  nicht  festgestellt  und 
somit  nicht  bekannt  werden,  so  kann  er  sich  auch  in  dieser  Zeit  über 
den  Preis  nicht  entacheideD;  er  muß  warten,  bis  die  Notiz  veröffent- 
licht ist  und  er  daraus  den  Börsenpreis  ersieht  Selbst  wenn  er  nun 
auch  den  Moment  markiert  hat,  in  dem  er  den  Entschluß,  den  Auf- 
trag gerade  dieses  oder  jenes  Kunden  selbst  zu  erfüllen,  gefaßt  hat, 
so  ist  es  ihm  doch  unmöglich^  den  Börsenpreis  dieses  Augenblicks  fest- 
zustellen. Er  ist  darauf  angewiesen,  aus  den  Zahlen  eine  auszusuchen, 
und  da  er  dabei  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Beauftragter,  sondern 
als  selbständiger  Verkäufer  dem  Kommittenten  gegenüber  steht,  so 
ist  er  —  wenn  man  überhaupt  bei  dieser  Sachlage  noch  eine  Berecfa- 
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tigimg  zum  SelbsteiDtritt  aDDebmen  iwill  —  sicherlich  befugt,  sein 
Uiiareflse  voran  zustellen  und  einen  Preis  nahe  der  niedrigen  Grenze  in 
Reclmittig  zu  nehmen.  Der  Kursschnitt  soll  nun  darin  bestehen  ^  daß 
der  Kommissjonär  diesen  Preis  stets  so  aussucht,  daß  aus  dem  Deckungs- 
gesehäft  ein  Gewinn  für  ihn  abfällt.  Auch  das  ist  im  einzelnen  nicht 
der  FalL  Bei  den  Abschlüssen,  die  er  während  einer  Börse  —  auf 
seine  dgeoe  Rechnung  —  macht,  denkt  der  Börsenhändler  wohl  an 
die  Gesamtheit  der  Aufträge^  die  ihm  geworden  sind;  aber  jeden  ein- 
leloeo  hat  er  nicht  im  Kopfe.  Auch  er  selbst  ist  nicht  imstande  an- 
tsgebeo,  für  welchen  Auftrag  er  in  diesem,  für  welchen  er  in  jenem 
AiiKeoblicke  sich  deckt  ^).  Er  wird  selten  so  unvorsichtig  sein,  alle 
Dedcongsgescbäfte  auf  einmal  und  zu  demselben  Preise  auszuführen; 
idcfaeo  Preis  soll  er  nun  dem  einen,  welchen  dem  anderen  Kunden 
htt^echoeii?  Im  ganzen  gewinnt  er  vielleicht  bei  diesem  Vorgehen;  im 
cioselfieD  l&ßt  sich  aber  nichts  feststellen,  und  darauf  kommt  es  an, 
«eQD  man  von  „Kursschnitt**  reden  will. 

Etwas  anderes  ist  es  ja,  ob  man  bei  der  heutigen  Art  der  Preis- 
fcsistelictng  im  Getreidehandel  ein  Recht  zum  Selbsteintritt  als  beste* 
hiod  Doeh  annehmen  wilL  Es  kann  sehr  wohl  dagegen  geltend  gemacht 
lerden,  daß  der  Absatz  2  des  §  376  zugleich  eine  weitere  Voraus- 
Maujig  dca  Selbsteintrittsrechts  aufstellt;  daß  es  dem  selbsteintreten- 
dm  KoaiiDisaionär  überhaupt  möglich  sein  muß,  ,,deo  Börsenpreis  zur 
Zdl  der  Ausführung  des  Auftrags  einzuhalten'',  und  dazu  muß  er  ihn 
for  altem  selbst  kennen.  Einige  wenige  Börsenhändler  verzichten  aus 
diesem  Grunde  auf  das  Recht  des  §  376;  die  überwiegende  Mehrheit 
hftt  aber  —  offenbar  gegen  die  Absicht  des  Gesetzes  —  den  Begriff 
dar  AiiafBhrungszeit  weiter  und  versteht  darunter  den  ganzen  Lauf 
einer  B&ise;  jedenfalls  halten  sie  sich  für  zum  Selbsteintritt  befugt 
idioii  aus  dem  Grunde,  weil  diese  hier  genannte  Voraussetzung  ohne 
Ikr  Verschulden  fehlt»). 

Der  Verkehr  hat  sich  an  diese  Art  der  Auftragserfüllung  gewohnt. 
Aocb  der  Kommittent  will  in  der  Regel  mit  niemandem  außer  seinem 
Kommiflsionär  zu  tbun  haben.  Er  würde  vermutlich  sehr  erstaunt  sein, 
wenn  auf  dem  Scblußschein  stände:  „In  Ihrem  Auftrage  verkaufte  ich 
^  in  N*  N-  .*♦**;  sein  erster  Gedanke  ist  sicherlich,  was  geht  mich 
H  S.  V,  aa»  ich  will  von  meinem  Kommissionär  das  Kaufgeld  haben,  was 
H  «r  mit  der  Ware  macht,  ist  seine  Sache  *).  Will  er  aber  in  seinem 
H  Vertrsoeii  nicht  so  weit   gehen,   daß  er  dem  Kommissionär  ganz  freie 

1)  V«rfS.  8««b7«rstIiiaiROoprotokon.  S.  StU. 

t)  Bt  wfirdt  SU  weit  nihrtn»  die««  Eechtsfrft^e  hier  sa  b«h&iide]a.  Eine  oberstricht«r- 
~  donf  i»t,  sortd  mir  bek«tiiit,  noch  nicht  erfolgt.  Auch  bisher  nicht  provosiert 


1)  Um  «f«  ikn  meiAtft»  aIber]i«g«odeB  Esispiel  tu  wihltto :  Ein  Deponent  der  Reiehs- 
kmk  fMat  dlneüf  Or4er  sn  ▼erknafen;  Unt  Schlarsseheto  het  sie  »n  X  verknufl;  et  ent- 
iliiC  eia«  S4f«ruDg  in  der  Geldiehlanf;.  Was  würde  wohl  der  Deponent  legen  ^  wenn 
mi  ^m  IfallBeis  ait«Utt  de»  b&ren  Oeldea  eine  Ceialonsur künde  mn  ihn  gesandt  wQrde 
all  4v  AsHbrderunf^ ,  den  X  eu  beten^n ,  de  die  Keicbsbenk  nur  den  Auftrag  «rfttlH 
nicht  übernoiameD  habe  ? 
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Hand  läßt,  so  liegt  es  in  seiner  Macht,  eine  Grenze  anzugeben ;  selbst* 
Terständlich  muß  diese  inneprehalten  werden.  Allerdings  sind  solche 
^Jimits''  Dicht  häufig;  das  heute  vielfach  zugezogene  Publikam  ist  nicht 
dazu  angethan,  mit  seinem  Vertrauen  vor  der  Spekulation  zurückzu- 
halten, erst  bei  Verlusten  wird  es  stutzig. 

Kann  somit  auch  für  die  Parteien  aus  dem  Selbsteintritt  in  dieses 
Stadium  der  Spekulation  ein  Nachteil  nicht  erwachsen,  so  ist  doch  ein 
allgemeiner  Schaden  damit  nicht  verbunden.  Der  Gewinn,  den  die 
Deckungsgeschäfte  abwerfen  —  Verluste  können  es  nur  in  ganz  seltenen 
Fällen  sein,  da  auch  der  unvorteilhafteste  Preis  in  der  Notiz  erscheiot 
"  reizt  natürlich,  die  Zahl  der  Kunden  möglichst  zu  vergrößern  und 
rücksichtslos  auch  ganz  uninteressierte  Kreise  in  das  Treiben  der 
Spekulation  hineinzuziehen.     Doch  davon  später. 

2.  In  der  Regel  vollzieht  sich  heutzutage  der  Beginn  eines  Termin- 
engagements in  einer  anderen  Form.  Der  Börsenhändler  wartet  nicht 
ab,  daß  ihm  Aufträge  von  außerhalb  zugehen,  sondern  geht  seinerseits 
mit  sogen.  Anstellungen  vor*).  Er  stellt  nach  Börsenschluß  einea 
Offertenzettel  zusammen,  der  an  alle  seine  Agenten  telegraphiert  wird 
und  diesen  zur  Grundlage  ihrer  Aufforderungen  zum  Geschäftsabschluß 
dient.  Hier  ist  also  der  Auswärtige,  der  sogen.  Kommittent,  der  an- 
nehmende Teil.  Von  einem  Auftrag  kann  gar  keine  Rede  sein;  es 
liegt  vielmehr  ein  Kaufvertrag  vor  mit  der  Besonderheit,  daß  der 
Offerent  zugleich  sich  verpflichtet,  die  Abwickelung  des  Engagements 
zu  leiten  ^). 

Da  in  diesen  „Anstellungen"  meist,  wenigstens  bei  ruhigem  Ge- 
schäftsgange —  in  bewegten  Zeiten  pflegt  man  vorsichtiger  zu  sein  — 
die  Offerte  für  Ein-  und  Verkauf  dieselbe  ist  oder  nur  ganz  unbe- 
deutende Spanimngen  zwischen  den  beiden  Preisen  aufweist^),  so  ist 
natürlich  das  Risiko  ein  ganz  bedeutendes.  Die  Angaben  sind  auf 
Grund  der  letzten  Börse  gemacht;  alle  bis  zum  Schluß  der  nächsten 
Börse  daraufhin  einlaufenden  „Aufträge*'  werden  danach  berechnet; 
da  aber  jede  Aenderung  bei  der  Gleichheit  der  Offerte  sich  doppelt, 
als  Gewinnverringerung  und  Verlustvermehrung  geltend  macht,  so 
können  die  ständigen  Preisschwankungen  den  Anstellenden  stark  in 
Verlust  setzen.  Er  rechnet  darauf,  dalS  die  Kaufs-  und  Verkaufsab- 
schlüsse sich  ungefähr  gleichstehen  werden  und  daß  ihm  die  —  audi 
bei  dieser  Geschäftsform  erhobene  —  Provision  als  Gewinn  verbleibt, 
auch  etwaige  Verluste  überwiegt.  Wie  weit  diese  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung zutrifft,  läßt  sich  nicht  übersehen.  Immerhin  ist  das  Risiko 
80  groß,  daß  gerade  die  angesehenen  Firmen  es  vermeiden  und  zum 
Teil  derartige  Geschäfte  für  unreell  erklären*),  und  das  mit  Recht; 
es  ist  durchaus  ungesund,  daß  jemand  sich  für  Verhältnisse  bindet« 
die  er  nicht  übersehen  kann.     Wie  will  der  Ansteller  m  genau  angeben 


1)  aachvarst-Prot.  3.  i417  n.  a.  <^  GrÜDw&ld  a.  a.  O.  B.  19.  { 

1)  In  den  B€r9«iikreiseD  hat  iioh  di6i«  riehtige  AoffMsiiiii^  bereits  Geltung  verschaffl; 
vergl.  Grüawald  a,  a.  O.,  sowie  die  kaufm&iiiiiscbeD  Saohvent&Ddigao  aa  Frage  19  luid  tl. 
S)  Vergl.  Sachvcrst-Prot.  S.  8747, 
4)  VergJ.  SachTerat-Prot,  8.  8769. 
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^UoD^i,  wie  er  es  zur  AufstelluDg  einer  derartigen  OSerte  müßte, 
welcher  Preisgan^  am  nächsten  Tage  sein  wird*  Es  ist  also  nur  eine 
kühne,  planlose  Spekulation,  welche  der  Ansteller  betreibt,  ohne  wirt- 
scb&fUiche  Berechtigung,  lediglich  zu  dem  Zwecke  eingegangen,  Kunden 
etjunifangeD  and  dadurch  möglichst  viel  Provision  zu  verdienen. 

EHe  Anbänger  dieses  Gebahrens  machen  geltend,  daß  der  aus- 
wärtige Getreidehändler  in  jeder  Minute  Gelegenheit  haben  muß,  sich 
öher  die  Termin  Verhältnisse  der  anderen  Börsen,  besonders  Berlins,  zu 
ifkntieren  ').  Telegraph  und  Telephon  dürften  ihn  aber  diesem  Ziele 
weieBilich  näher  bringen  als  die  Anstellungen  der  meist  kleinen 
EoiDmifisiiottsfirmen  die  so  arbeiten.  Den  Schaden  tragen  auch  hierbei 
die  aiitsiders,  die  zur  Erhöhung  des  Umsatzes  und  der  Provisionen 
fceiftiigezogeQ  werden. 

So  der  Abschluß  des  Termingeschäfts.  Als  Regel  kann  man  danach 
hmsteHea,  daß  der  Börsenhändler  das  Geschäft  selbst  macht,  daß  er 
itao  im  wesentlichen  nicht  mehr  Kommissionär  ist  Wofür  bezieht  er 
■her  die  Provision,  die  doch  stets  berechnet  wird?  Nach  der  Auf- 
kamag  des  Börsenschiedsgerichts  von  Berlin  ^ ),  der  beizutreten  ist, 
fl^  die  Verpflichtung  die  Lösung  des  Vertrages  auszuführen,  also  für 
doD  zweiten  und  wesentlichen  Teil  der  Spekulation. 

3.  Iq  der  Zeit  zwischen  dem  Vertragsschluß  und  der  Erfüllung 
tritt  die  Stellung  des  Börsenhändlers  als  eines  Kommissionärs  wieder 
ti  den  Vordergrund,  Da  die  Mehrzahl  der  Kunden  nicht  im  ent- 
ferntesten an  eine  effektive  Lieferung  oder  Abnahme  denkt,  so  handelt 
m  lieb  nun  darum,  den  richtigen  Zeitpunkt  der  Deckung  zu  finden. 
Ist  der  Auftraggeber  selbst  Getreidebändler  und  börsen  kundig,  so  kann 
er  «OB  eigenem  Wissen  das  Deckungsgeschäft  anordnen;  jeder  andere 
Eosdis  Ist  aber  auf  den  Rat  seines  Koramissiooärs  angewiesen,  und  da 
'  aieb  du  Realisationsgeschaft  durch  Selbsteintrirt  erledigt  wird  —  An- 
Isugeii  können  hierbei  nicht  vorkommen  —  so  kommt  es  in  der 
TItal  zu  einer  scharfen  Interessenkollision.  Der  Kommissionär,  der  im 
mteo  Vertrag  Käufer  gewesen  ist  und  daher  im  zweiten  als  Verkäufer 
asftitttf  bat  das  Interesse,  bei  steigenden  Preisen  den  Kunden  mdg- 
bhsl  tange  bei  dem  ersten  Engagement  festzuhalten ;  der  Unterschied 
zwifldiieii  den  Preisen,  der  in  diesem  Falle  ihm  zufällt,  wird  dann  immer 
gfifier.  Wenn  der  Preisgang  dagegen  nach  unten  tyerichtet  ist,  so  be- 
mtht  sieh  der  Kommissionär,  recht  bald  die  Deckung  zu  bewirken,  um 
OMl  geringe  Differenz  nur  zahlen  zu  müssen.  Gerade  umgekehrt  liegen 
41b  Verbältoisse,  wenn  der  Kommissionär  sich  a  la  hausse  engagiert 
kat.  In  Jedem  Falle  ist  das  Interesse  des  Kommittenten  engegengesetzt ; 
er  frigt  also  seinen  Gegner  um  Rat. 

Eine  Milderung  dieser  Gegensätze  liegt,  wie  zuzugeben  ist,  darin, 
i$i  fiisi  jeder  Kommissionär  in  beiden  Richtungen  spekuliert  und  haupt- 
lieblitb  lof  den  sogen.  Kursschnitt  und  die  Provision  rechnet.  Aber 
hier  kommt   wieder  in  Betracht,   daß  vor  allem  kapital-  und  kredit* 


1)  Ortowmid  m,  ».  O. 

I>  VmrgL  8«d»T«rit.-Prot.  B,  27U. 
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Starken  Börsenleuten  eine  —  wenn  auch   nur  vorübergehende  —  Bö 

einflassung  der  Preise,  mindestens  der  Preisnotiz  möglich  ist  M,  Es' 
ist  bei  der  großen  Macht^  die  ihr  Rat  auf  die  Kunden  ausübt,  nicht 
schwer  zu  erreichen,  daß  die  Geschäfte  der  einen  Richtung  zu  dieser, 
die  der  anderen  Tendenz  zu  jener  Zeit  abgewickelt  werden;  je  nach- 
dem wird  dann  eine  Pression  ausj^eübt  oder  der  Preis  in  die  Höhe  ge- 
trieben.    Hier  sind  die  kleineren  Firmen  die  harmloseren. 

4  Wenn  ein  derartiges  Realisationsgeschäft  abgeschlossen  ist,  so 
ist  die  Spekulation  im  wesentlichen  erledigt;  die  zu  zahlende  Preis- 
differenz ergiebt  sich  aus  den  Preisen  der  beiden  Verträge.  Wartet 
dagegen  der  Kunde  den  Termin  ab  und  deckt  sich  erst  im  Laufe  des- 
selben oder  läßt  sich,  da  er  nicht  abnehmen  oder  liefern  kann  und 
will,  in  Verzug  setzen,  so  ist  die  Stellung  des  Kommissionärs  ver- 
schieden, je  nachdem  der  Kunde  mit  dem  ursprünglichen  Geschäft  ge- 
oder  verkauft  hat.  Hat  der  Kommittent  zu  empfangen,  so  ist  der 
Kommissionär  unbedingt  berechtigt,  den  Zeitpunkt  der  Kündigung 
nach  seinem  Interesse  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Kunden  zu  wählen. 
Auch  als  Mandatar  könnte  er  nicht  verhindern,  daß  seinem  Auftrag- 
geber die  Lieferung  bei  ungünstiger  Preisgestaltung  angeboten  wird; 
der  Selbsteintritt  soll  aber  weder  seine  Stellung  verschlechtern,  noch 
die  des  Kommittenten  verbessern,  und  der  Kommissionär  muß  sicher- 
lich als  Verkäufer  dasselbe  thun  können,  was  jedem  Dritten  erlaubt 
ist.  Die  Vertrauensstellung,  die  er  einnimmt,'  hat  hiermit  gar  nichts 
zu  thun  ^). 

Anders  bei  der  Verkaufskommission.  Hier  ist  der  Kommittent 
der  kündigende  Teil,  und  der  Komraissiouär  handelt  daher  zuerst  in 
dieser  Eigenschaft  und  soll  das  Interesse  jenes  wahren;  er  hat  also 
vor  allem  den  Tag  auszusuchen,  der  eine  möglichst  hohe  Differenz  zu 
Gunsten  (niedrige  zu  Ungunsten)  seines  Kommittenten  abwirft  Sein 
persönliches  Interesse  ist  entgegengesetzt;  das  Verhältnis  ist  das  gleiche, 
wie  das  oben  ausgeführte. 

5.  Diese  Schattenseiten  des  Selbsteintrittsrechts  zeigen  sich  nur, 
wenn  dem  Kommissionär  ein  unerfahrener  Outsider  gegenübersteht; 
denn  nur  der  bedarf  des  Rates.  Und  in  diesm  Punkte  liegt  daa  ganze 
Unheil  des  heutigen  Kommissionshandels.  Um  die  Provisionen  und 
sonstigen  recht  zahlreichen  Vorteile,  die  ein  umfangreiches  Kommissions- 
geschäft abwirft,  einziehen  zu  können,  wird  der  ganze  Schwärm  un- 
interessierter und  unverständiger  Privatpersonen,  vom  Offizier  und  Be» 
amten  bis  zum  Hausknecht  und  Kellner  veranlaßt,  den  Tanz  um  das 
goldene  Kalb  des  Termingeschäfts  mitzumachen.  Agenten  und  Reisende 
machen  die  Kunden  ausfindig'*);  mit  der  Vorspiegelung,  daß  sie  im 
schlimmsten  Falle   nur  eine  geringe  Differenz  verlieren,   aber  anderer- 


l)  VergK 

t)  lo  der  Litt«r»tiir  bcrrs«ht  die  «n^cgeDf^Betste  Ansicht;  TergK  Hnok  «.  ^  O. 
S.  29f  KsebenbAcb,  Zur  Reorg^nisKtion  des  Termio^eschttlts  (Preuf».  J&brbttcbvr  1891 
Oktobcirbeft)  S,   &11   fg. 

3)  8achver»t,-Prot  8.  2508. 
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seits  große  Sammen  gewinDen  können  ^),  verleiten  sie  diese  Personen 
zam  Abschloß. 

Nun  mag  es  ja  sein,  daß  ein  Teil  der  Agenten  gegen  den  Willen 
der  Auftraggeber  ohne  Rücksicht  auf  die  Yermögensstellung  des  Kunden 
fiirgeht,  um  auch  ihrerseits  die  Provision  zu  verdienen ;  es  wird  jedenfalls 
auch  vorkommen,  daß  sie  denselbcQ  outsider  mehreren  Kommissionären 
Kof&hren  und  erst  dadurch  seine  Kreditfähigkeit  überschreiten  ').  Beides 
mildert  zwar  den  Vorwurf,  den  man  mit  Recht  gegen  die  Kommissionäre 
wegen  dieses  Treibens  erhebt;  die  wirtschaftliche  Kalamität  wird  da- 
durch nicht  beseitigt. 

Daß  aber  auch  die  Kommissionäre  selbst  nicht  wählerisch  in  ihren 
Mitteln  aind  und  dem  Agententreiben  widerspruchslos  zusehen,  geht 
schon  daraus  hervor,  daß  immer  wieder  kleine  Leute  verleitet  werden. 
Allmählich  dürften  doch  die  Herren  ihre  Agenten  kennen  lernen;  es 
ist  nicht  zuviel  verlangt,  daß  sie  derartigen  Zutreibern  den  Laufpaß 
geben«  Bezeichnend  ist  auch  ein  Beispiel,  das  einer  der  Sachver- 
ttindigen  vor  der  Börsenuntersuchungskommission  erzählt  hat  ^). 
Duiach  hat  sich  ein  Berliner  Kommissionshaus  an  die  Bürgermeister 
Udner  süddeutscher  Städte  mit  der  Bitte  gewandt,  Personen  zu  be- 
DOineD,  die  vielleicht  zu  Termingeschäften  geeignet  wären.  Eine  £r- 
liatemog  ist  wohl  überflüssig. 

6.  Im  Verkehr  mit  diesem  Publikum  müssen  allerdings  die 
Kommissionäre  oft  auf  die  Einziehung  des  Gewinns  verzichten;  die 
Schuldner  haben  eben  nichts.  Meist  aber  sichern  sie  sich  durch  Depots, 
d.  h.  sie  verlangen  bei  Abschluß  des  Geschäfts  eine  prozentuale  Ein- 
ahluDg,  die  bei  ungünstigem  Preisgang  vermehrt  werden  muß.  Dies 
Verfahreo  hat  allerdings  den  Vorzug,  daß  der  Kunde  frühzeitig  vor 
der  Gefahr  gewarnt  wird.  Es  bietet  aber  dem  Kommissionär  auch 
die  willkommene  Handhabe,  den  Kunden  „aus  dem  Engagement  zu 
w^en^%  d.  h.  eine  vorzeitige  Lösung  des  Verhältnisses  herbeizuführen. 
Hit  Hilfe  einer  momentanen  Preisbeeinfiussung  bewirkt  er,  wenn  sein 
Kunde  ihm  unsicher  erscheint  oder  er  für  sich  Verlust  aus  dem  Preis- 
ging fürchtet,  .daß  das  Depot  nicht  ausreicht,  und  verlangt  nun  Er- 
gänzung ohne  Rücksicht  darauf,  daß  der  Privatmann  vielleicht  nicht 
is  der  Lage  ist,  erneute  Einzahlungen  zu  machen.  Läuft  die  geforderte 
Depotsverstärkung  nicht  ein,  so  reguliert  der  Kommissionär  sofort,  d.  h. 
er  handelt  so,  als  ob  an  diesem  Tage  der  Erfüllungstermin  eingetreten 
wäre^).  Auch  ohne  bösen  Willen  des  Kommissionärs  verschlechtert 
die  Nachschußpflicht  die  Stellung  des  Kunden;  momentane  Preis- 
störungen  bringen  ihn  um  den  Gewinn,  den  er  erhalten  hätte,  wenn 
er  bis  zum  Termin  alle  Nachschüsse  hätte  zahlen  können. 

7.  Eine   fernere  Sicherheit  für  den  Kommissionär  liegt  bekannt- 


1)  Vergl.  den  ThatbestAnd  des  Urteils  in  EDtscbeidangen  de«  Reichsgerichts  in  Ciril- 
naicD  Bd.  30,  S.  S15. 

S)  OrflBirmld  a.  •.  O.  S.  23. 

S)  SAciiTer8t.-Prot.  S.  2841. 

4)  Di«  kAafmäniiisehen  Sachverst.  haben  diese  Manipulationen  zagegeben.  Vergl. 
Hch  KsebeabAch  a.  a.  O. 
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lieh  in  dem  gesetzlichen  Pfandrecht,  das  er  nach  §  374  H-ÖJ 
an  dem  Kommissiousgut  bat  Diese  BestimniuDg  ist  zu  allgemein  ge- 
halten und  führt  in  einem  Falle  zu  offenbarer  Dogerechtigkeit.  Weon 
ein  Provinzialbändier  einem  Mitgliede  der  nächBlen  Börse  (etwa  Breslan) 
einen  Posten  Getreide  zum  Verkauf  übersendet  and  dieser  sich  wieder 
eines  Konimissionärs  (etwa  in  Berlin)  bedient,  so  ist  es  zweifellos  nicht 
angebracht,  daß  der  Berliner  Kommissionär  wegen  aller  Forderungeo, 
die  er  gegen  den  Breslauer  hat,  ein  Pfandrecht  an  dem  Gute  des 
Provinzialhandlers  bat  ^),  und  doch  deckt  der  §  ä74  H.G*B,  auch 
diesen  Fall. 

Sodann  fragt  man  sich  auch,  wie  kommt  der  selbstein tretende 
Komniisäionär  zu  diesem  Pfandrecht,  Seine  Stellung  als  Kommissionär 
besteht,  wie  wir  gesehen  haben,  nur  dem  Namen  nach;  thatsachlich 
iüt  er  einfach  Gegenkun traben t  mit  einem  unbedeutenden  Mehr  ?oq 
Verpflichlungen,  als  sie  Käufer  oder  Verkäufer  im  gewöhnlichen  Leben 
übernehmen.  Ein  Grund  zu  einem  gesetzlichen  Pfandrecht  liegt  hier 
gar  nicht   vor. 

Nach  alledem  leuchtet  es  ein,  daß  in  der  Regel  das  außenstehende 
Publikum  nur  heranzezogen  wird,  um  gerupft  zu  werden.  Es  fragt  sich, 
wie  kann  es  sich  bei  dem  heutigen  Recht  gegen  die  Ausbeutung  schützen. 


III.  Die  Differenzeinrede*)*  ■ 

Wenn  der  Termin  vertrag  durch  Lieferung  der  Ware,  sei  es  yoö 
Hand  zu  Hand,  sei  es  in  Form  von  Weiterkündigungen,  erledigt  wird, 
so  liegt  eine  rechtliche  Besonderheit  nicht  Tor;  die  Ansprüche  daraus, 

auch  die  auf  Differenzzahlung,  smd  ebenso  rechtsbeständig  wie  bei 
jedem  andern  Kaufe. 

Aüders  wird  es,  wenn  lediglich  die  Diflferenzregulierung  eintritt, 
wie  sie  sich  im  Verkehr  zwischen  Kommissionär  und  Kommittenten  als 
Regel  hodet  Hier  erscheint  das  sogen,  reine  Difierenzgescb&ft,  bei 
dem  die  Parteien  es  von  Anfang  an  lediglich  auf  diese  Differenz  ab> 
gesehen  haben.  Unzweifelhaft  kann  der  Klage  aus  einem  derartigeo 
Geschäft  nach  heutigem  Recht  die  sogen.  Differenzeinrede  entgegen- 
gesetzt werden,  d.  h.  es  kann  geltend  gemacht  werden,  daß  die  Kon- 
trahenten effektive  Erfüllung  überhaupt  nicht  gewollt  haben.  Es  liegt 
dann  eben  kein  reelles  Geschäft,  sondern  ein  Spiel  vor,  und  Spiel- 
forderuugen  sind  nicht  klagbar.  Darüber  ist  kein  Zweifel.  Die  Schwierig- 
keit liegt  aber  in  der  Frage,  wann  ist  ein  so  gearteter  Vertrag  ansßu- 
nehmen  ? 

Zunächst  natürlich,  wenn  die  Parteien  die  effektive  Erfüllung  aus- 
drücklich ausschließen.  Das  kommt  aber  thatsächtihh  nie  vor.  Die 
lermingeschäfte  werden  auch  seitens  der  Outsiders  nach  den  Schluß- 
scheiubedingungen  abgeschlossen,  und  nach   diesen  ist  ja  jedem  Teil^ 

1)  Sa«hver»t-Prot  8,  2768. 

t)  V«rgl.  IQ  diesem  AbicbaiU  die   sehr  auKführUcbe  Dftntelliuig  dar  R«cht»prftcbaiig 
tber  PiffereRageseli&fte  in  dem  Berieiit  d«r  EaqueCekommiAsion  S«  ISS  fg. 
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dift  Recht    auf  Lieferuog  bez^r.  AbDahme    gewahrt.    Also   dann   still^ 
scbireogeiide  VereinbaruDg«     Aber  wann  liegt  eioe  golche  vor? 

I>er  sich  sicherode  Importeur  hat  zweifellos  die  Absicht,  seine 
Wmre  oicht  zur  Erledigung  des  TermiDgescbäfts  zu  verwenden;  er  will, 
weon  irgend  möglich,  aus  diesem  nun  die  Differenz  ziehen.  Sein 
Ktiifer  ist  sich  desseo  auch  bewußt,  ihm  ist  die  Ditferenzregeluog  auch 
'  Ol.  Und  doch  liegt  kein  reines  Differenzgeschäft  vor;  nun  und 
verzichtet  der  Käufer  auf  s^in  Recht,  dem  Gegner  seiner  Zeit 
eoisprechendeu  Warenposten  „aozudienen'S 
Wie  aber,  wenn  ein  Outsider  mit  einenj  Börsenkommissionär  das 
Geischaft  abschließt?  Ist  dann  nicht  durch  die  Natur  der  Sache,  auch 
ifte  SiellQOg  des  einen  Kontrabenten,  jede  eff^ektive  Erfüllung  ausge- 
^Kkloa8«D?  An  sich  keineswegs,  der  verkaufende  Private  braucht  nur 
Auftrag  au  einem  Deckungskauf  zu  geben  und  den  ihm  übertragenen 
KQlidigofigsscheiQ  an  seinen  Käufer  zu  girieren;  oder  der  kaufende 
nataider  läßt  einen  Deckuugsverkauf  vornehmen  —  in  beiden  Fallen 
ist  der  urspranglicbe  Vertrag  erfüllt,  beides  ist  jederzeit  möglich,  der 
Eifolg  ist  der  gleiche  wie  bei  einfacher  Differenzregulierung ').  Der 
intritt  ändert  an  dieser  Sachlage  auch  nichts;  denn  es  ist  recht- 
ofleiibar  gleichgiltig,  ob  das  sog.  Realisationsgeschäft  mit  einem 
ilteo  oder  mit  dem  Kommissionär  abgeschlossen  wird.  Auch  in 
Falle  verzichtet  der  Börsenhändler  bei  Abschluß  des  Termin- 
vcnrages  durchaus  nicht  darauf,  dem  Kunden  effektives  Getreide  anzu- 
kttodigüo  oder  Lieferung  zu  verlangen,  er  kann  es  schon  deshalb  nicht, 
vdl  er  sieb  in  der  Regel  deckt  und  daher  auch  seinerseits  auf  eine 
KtSndigong  gefaßt  sein  oder  selbst  kündigen  muß.  In  dem  Healisations- 
wrtFMg  liegt,  wie  immer  betont  werden  muß,  eine  effektive  Erfüllung; 
la  Stelle  des  Getreides  geht  dann  der  Ktindigungsschein  von  Konimis- 
riooAr  zu  Kommittent  (zu  Mänden  des  Kommissionärs)  und  zurück. 

Aus  der  sozialen  Stellung  des  Kunden  alleiti  kann  die  Difl'erenz- 
exDrede  daher  nicht  begründet  werden.  Jeder  Hausknecht  kann  sich 
bdiebig  auf  Spekulation  Häuser  kaufen ,  ob  er  etwas  vom  Bauen  oder 
Mtb  nur  Verwalten  versteht  oder  nicht  —  In  Berlin  bekaontlich  keine 
8dt€Dheit  — ;  aber  niemand  käme  auf  den  Gedanken,  den  Kauf  des- 
halb fllr  anfechtbar  zu  erklären.  Liegt  die  Sache  bei  einem  Getreide- 
kitif  aB  der  Börse  rechtlich  —  und  nur  darauf  kommt  es  an  —  im 
fttlagateii  anders?  Die  größere  Verleitung,  der  schnellere  Vertauf  sind 
ifelteidit  Gesichtspunkte ,  welche  eine  abweichende  Gesetzgebung 
feraolaaseo  können,  aber  für  die  Rechtsanwenduug  ohne  jeden 
BafloS.  Ebensowenig  wie  die  soziale  Stellung  die  Einrede  begrün- 
Mt  kaoo  sie  daraufgestützt  werden,  daß  dem  Kommissionär  die  Ver- 
seinea  Kommittenten  und  seine  Unfähigkeit  eine  so  bedeu- 
SiraiiDe,  wie  sie  der  ganze  Kaufpreis  darstellt,  zu  zahlen  bekannt 
war;  der  Kommittent  braucht  auch  bei  effektiver  Erfüllung  nur  zur 
OiAraiuzablung  stark  genug  zu  sein,  da  sie  doch  durch  die  öeber- 
des  Kündigungsscheines  vor  sich  geht. 


1)  OI#  KomniiMioasgebilhreQ  werden    »tets  nur  einnial,    für  Abacbliiijt  und  Beiftliiiig 
OBBCB  b«r«ehiiei     Die  MAklerspesea  kSniiaQ  sieht  ia  BeCraebt  kommeii. 


^Sisi 
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In  dem  bekannten  Urteil  vom  19.  November  1892^)  hat  das  Reichs- 
gericht (i.  Civilseuat)   das    Vorliegen    einea   reineo   Differenzgeschafts 
daraus  entnonjoieo,  daß  der  Agent  des  Kommissionärs  den  Kunden  zu 
dem   Terminabschluß   durch   die   Bemerkung   überredete,  er   habe  ifli 
schlimmsten  Falle  nur  eine  DifTerenz   zu  zahlen,  abzunehmen  brauche 
er  nicht  —  Richtig  ist  an  diesem  Erkenntnis,  daß  der  Kommissioo&r 
die  Äeußerung  des  Agenten  auch  dann   gegen    sich  gelten  lassen  muA, 
wenn  er  ihn  nicht   dazu   ermächtigt   hat.     Aber  in   keinem  der  Worte 
liegt  ein  Verzicht  auf  effektive  Erfüllung*     Der  Kommissionär  ist  immer 
uoch  berechtigt,  vou  seinem  Kunden  einen  Realisationsabschluß  zu  ver* 
langen;  dieser  muß  entweder  für  einen  Nachindossatar   (bei  Einkaufs-^ 
kommission)  oder  für   einen  Vor  Indossanten   (bei  Verkaufskommissioi^H 
Sorge  tragen.     Und  was  ist  dann  der  Erfolg?    Der  Kunde  zahlt  odel™ 
empfängt  die  Differenz  und  bekommt  von  dem  Getreide  kein  Körnchen 
zu  sehen.     Also  das,  was  der  Agent  versprochen  hat.  ^H 

Anderen  Senaten  desselben  Gerichts  bat  daher  der  jenem  UrteiB 
zu  Grunde  liegende  Thalbestaod  nicht  genügt,  die  Einrede  durchgreifen 
zu  lassen.  Also  selbst  beim  höchsten  Gericht  keine  Einigkeit.  Beim 
Berliner  Handelsgericht  I,  der  ersten  Instanz  für  derartige  Prozesse, 
sind  die  Meinungen  ebenso  geteilt;  die  eine  Kammer  schließt  sich  jenem 
Reichsgerichtsurteil  an,  die  andere  verwirft  es* 

Und  bei  den  anderen  Gerichten  ist  derselbe  Zustand.  Die  Sicher- 
heit der  Rechtsprechung  fehlt;  je  nach  dem  Anfangsbuchstaben  des 
Klägers  wird  ein  Prozeß  verloren  oder  gewonnen;  das  Rechtauchen 
wird  selbst  zum  Hazardspiel. 

Diese  Einrede  ist  aber  die  einzige  Besonderheit,   welche  das  Ter- 
mingeschäft im  Civilrecht  hat;   sie   gewährt  höchstens   dem    unglQck* 
liehen  Spieler  ein  Mittel,  sich  den  Ansprüchen  seines  Gegners  zu  ent- 
zieheii,   während  er  den  Gewinn   sicherlich   eingesteckt   haben  würde. 
Indirekt  veranlaßt  sie  vielleicht  auch  die  Kommissionäre,  in  der  Wahl 
ihrer  Kuaden  vorsichtiger  zu  sein,   und  schränkt  dadurch  die  Beteili- 
gung außenstehender  Kreise  ein;    in  Berlin  ist  wenigstens  das  Ueraa^ 
ziehen  der  Outsiders  wesentlich  zurückgegangen,  seitdem  jenes  Reicb^H 
gerichtsurteil  erlassen  worden  ist.     Aber  die  Einrede  macht  doch  dies^^ 
Teilnahme  nicht   unmöglich,   und   das  Treiben   der   Börsenleute    unter 
sich  laßt  sie  ganz  unberührt. 

Strafrechtlich  wird  das  „Differenzpiel"  nur  geahndet,  soweit  über- 
mäßige Verluste  zum  Konkurse  geführt  haben ;  das  erfolgreiche  Spielen 
ist  erlaubt  *). 

Es  erhellt,  daß  die  rechtliche  Regelung  des  Termin-  und  Kommis- 
sionshandels nicht  genügt;   auch  hier  ist  Abhilfe  dringend  notwendig. 


1)  EnUcbeidungen  des  Reichs^ericbls  m  CiTits&cfaeti   Bd.  30,  S.  215. 

£)  lo  geistreicher  Webe  wird  in  der  Broschüre  ^^Üiffereoigeachlfr^j  Hatnbnr^r  Btfneo- 
h»ne  1893  der  Widerspruch  iwJacheci  der  D ifToret) sei a rede  und  dieser  StrafbesÜaxaiaiiit 
gekeansetchaet  I  jeoe  richtet  »ich  gegen  die  Übeririebeae  Kreditgew&brang ,  di«se  be- 
straft diLü  zu  starke  Kreditaehmea. 

(PorUetzuag  folgt) 


l^AtidMl^onomiteb«  CUMtigelmiif.  ^Q^ 


Nationalökonomische  Gesetzgebung, 
m. 

Ke  iweite  Lesimg  des  Entwurfes  eines  Bttrgerliohen  Oe- 
setsbuohes  für  das  Deutsche  Beich. 

(Forttetauog)  *). 
Von  Amtsrichter  Greiff. 

XXIV. 

Der  f&nfle  Titel  dei  Tom  Eigentum  handelnden  Absehnitts  regelt 
dM  Mit  eigen  ihn  m.  Der  §  946  erkennt  in  Abi.  1  die  Möglichkeit 
«nee  Miteigentums  d.  h.  eines  mehreren  Personen  gemeinschaftlich 
nsUhenden  Eigentums  an  und  spricht  in  Abs.  2  aus,  dafs  für  das  die 
Begel  bildende  Miteigentum  nach  Bruchteilen  neben  den  §§  768 — 778 
fis  SS  947—951  gelten.  Diese  Sätze  wurden  sachlich  nicht  angefochten. 
Die  Badaktionskoromission  hat  den  Abs.  1  und  den  in  Abs.  2  enthaltenen 
Hinweis  anf  die  §§  768-- 778  als  entbehrlich  weggelassen.  Der  §  947 
iteUt  die  Zulässigkeit  der  Begründung  eines  Rechts  an  der  gemeinschaft- 
liehen Saohe  für  einen  Miteigentümer  gegen  den  Zweifel  eicher,  welcher 
dsrans  hergeleitet  werden  könnte,  dafs  der  Miteigentümer  den  Begründungs- 
Tortrag  mit  sich  selbst  abschlief sen  mufs.  Die  Kommission  hielt  einem 
Streichungsantrage  gegenüber  die  Beibehaltung  dieses  Satzes  für  nützlich, 

▼erUiiilge  Zosamm^nstellimg  der  Kommissionsbesehlilise.    (Fortsetsang.) 

Fünfter  Titel. 

Miteigentum. 

I  f4S.  8t«ht  das  Eigeotam  an  einer  Sache  Mehreren  nach  Brachteilen  so,  so  findra 
£e  Vorschriften  der  §S  947  bis  951  Anwendung. 

§  947.  Die  gemeinschaftliche  Sache  kann  auch  su  Gunsten  eines  Miteigentümers 
belastet  werden. 

Die  Belastune  eines  gemeinschaftlichen  Grundstücks  su  Gunsten  des  jeweiligen  Eigen- 
tlaers  eines  anderen  Grundstficlis  sowie  die  Belastung  eines  anderen  Grundstücks  sa 
Gaosten  der  jeweiligen  Eigentümer  des  genieint»chaftlichen  Grundstücks  wird  nicht  dadurch 
saige»chlo»s«u ,  da£i  das  andere  Grundstück  einem  Miteigentümer  des  gemeinschaftliehen 
Grindstüeks  gehört. 


1)  V«trl.  S.  54. 
Ontto  Folge  Bd.  VU  (LXÜ).  |4 
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erwog  aber,  dnh  derselbe  Zweifel  auch  in  dem  Falle  sich  ergebe,  weoa 
ein  gemeinscbaftlioliei  GrundstÜGk  zu  Guoaten  dea  jeweiligen  JSigeotumer» 
eines  einem  Mittigentümer  gehörigen  CirnndatUcks  oder  ein  Grundstück 
der  letzteren  Art  zu  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentümera  dea  gemeinscbaft- 
liehen  Grundstucka  belastet  werden  äolle«  und  sprach  daher  auch  die 
Zuläsaigkeit  ei  Der  derartigen  BelaetuDg  aasdrückiich  aus.  Der^  §  948 
welcher  auf  die  Uebertragung  und  die  Belaatung  des  Anteila  eines  Mit*^ 
eigentümers  die  für  die  Ue  bertrag  an ;:;  dea  Eigeotuinea  an  der  gemeia« 
aohaftlicben  Sache  und  die  Belaatung  derselben  geltenden  Vorachrifte« 
für  anwendbar  erklärt,  wurde  als  enlbehrlioh  geatriohen;  man  hielt  it 
inaofem  auch  für  Yerdunkelnd;  als  die  Vorschriften  über  das  Eigeotufl 
allgemein  auf  den  Anteil  ei  Des  Miteigentümers  Anwenducg  finden  müisea,j 

Der  §  949  ermöglicht,  wahrend  nach  den  YoraohrifteQ  dea  Eotwu 
über  die  Oemeinscbaft  diu  Yerainbarung  über  den  Aussohlufs  der  Teilung 
nur  unter  den  vertTagEohliefsenden  Teilhabern  selbst  wirksam  ist,  den 
Miteigentümern  eines  Grondstüoks  einen  dinglich  wirksamen  Ausschluf» 
der  Teilung.  Nach  dem  früheren  Beschlüsse  der  Kommission  soll  dagageo 
bei  jeder  Gemeinschaft  die  Yereinbarung  der  Teilhaber  über  den  Aus- 
ichlufs  der  Teilung  für  und  gegen  die  Sondernachfolger  der  Teilhaber 
wirken.  Naeh  dieser  Vorschrift  würde  also  auch  der  Erwerber  eints 
MiteigentumsanteÜB  an  einem  Grundstücke  einen  von  dem  veräufäerndeo 
Miteigeotümer  mit  einem  anderen  Miteigentümer  vereinbarten  Teilunga- 
ausscblufe  uobedingt  gegen  sich  gelten  lassen  müssen.  Die  Kommissioa 
hielt  ea  jedoch  für  nicht  vereinbar  mit  dem  Grundgedanken  des  Grund- 
buohsjstenis,  dafs  der  Erwerber  eiocs  OruDdstücksan teils  einer  ao 
wesentlichen  Beeinträchtigung  seines  Hechts,  wie  sie  in  dem  Ausschlufs 
der  Teilung  liegt,  ausgesetzt  werden  solle,  wenn  dieselbe  aus  dem  Grund- 
buch nicht  ersichtlich  aei.  Sie  beschlofs  daher,  die  Wirksamkeit  des 
unter  Miteigentümern  eines  Grundstücks  vereinbarten  Teilungaausaehlussee 
gegen  den  Sondemechf olger  eines  Miteigentümers  von  der  Eintragung  der 
yeTeiobarung  in  dae  QruEidbuch  abhängig  zu  machen.  An  dieselbe  Voraus« 
Setzung  knüpfte  man  aus  dem  gleichen  Grunde  die  Wirksamkeit  gegen 
den  Sondernaohfolger  auch  bezüglich  der  Vereinbarung,  durch  welobe  die 
Miteigentümer  eines  Grundstücks  die  Verwaltung  und  Benutzung  regeln, 
sowie  bezüglich  der  in  den  §§  769  e  und   770  (der  Bd.  LXI  S.  535, 


%  948  gestricbeo. 

§  949.  Hftbeti  die  MitfiigcDtQmer  aiDCs  Graudstücks  die  Verwultang  and  Beoa 
durch  VereiDbsrtitig  {^ereg«tt  oder  haben  sie  das  Recht  ^  die  Aafbeboog  der  Oemeioteli 
KU  T«rU»gen,  für  immer  oder  auf  Zeit  atugeBchioisen  oder  eiue  KÜDdigongsfrist  bestimmt, 
10  wirkt  die  Veremharuiig  gegen  den  SoDdernat^bfolger  eiaes  MittigentOmeri  nur,  w«na 
sie  eis  Beiiutung  dei  Anteils  im  Grundbuch  eiogetrageu  ist 

Die  in  den  §§  769  c,  770  hestrtDinteii  Aosprüche  können  gegen  den  SoDdemachfelger 
eine»  Miteigentümers  nur  geltend  geiiiacht  werden,  wenn  sie  im  Grundbuch  eingetragen  sind 
Anmerkung.     Der  Art,  7S    des  Entwurfes   des    Eißtlihrungjgeaeties   aoH  folgende 
Faasuug  erhalten : 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetilichen  Vors  ehr  i  ftcn ,  welche  f&r  den  Pallf  dara 
jedem  der  Miteigentümer  eines  mit  einem  Gebäude  rersehcaen  Grandstäcks  die  aas- 
ftchlteraliche  Benuttuuf^  eines  Teiles  de»  OrundstÜckä  eingeräumt  ist,  das  Gemein- 
ich afts Verhältnis  naher  bestimmen  nnd  die  Anwendung  der  §§  767  bis  767b  des 
Bürgerlichen  Qesetshnchs  sowie  des  §  14  Abs.  ^  der  Konkursordnang  •ntscbliefsen. 


HttlomMcoBonibdit  ÖMetigebiiii^.  ^\\ 

■itgetnlten  ZotammeiiBtelluiig)  bestimmten  AasgleiehaDgtansprftcbe  der 
MiMgeattmer  gegen  einander.  Infolge  des  zn  §  949  gefafsten  Beschlusses 
«fbhr  der  Art  78  des  Entwurfs  des  Einf&hrungsgesetzes,  welcher  einen 
mf  du  sog.  Stookwerkseigentum  bezüglichen  Vorbehalt  fdi  die  Landes- 
gecetse  enthält,  eine  Umgestaltung.  Die  Kommission  nahm  an,  dafs  auch 
ii  den  FSlIen,  in  denen  die  Eigentümer  mehrerer  Orundstüoke  auf  einem 
Sinen  gemeinsehafüich  gehörenden  Grundstücke  eine  zum  Vorteil  jener 
Grondstücke  dienende  gemeinschaftliche  Einrichtung,  z.  B.  einen  gemein* 
lebaftliohen  Brunnen  halten,  durch  TertragsmäljBigen  Teilnngsausschlufs 
and  Bestellung  einer  Grunddienstbarkeit  an  dem  gemeinsamen  Grund- 
itfieke  ZV  Gunsten  der  den  einzelnen  Miteigentümern  gehörenden  Grund* 
itfieke  dem  Bedürftiisse  genügt  werden  könne,  und  lehnte  daher  die 
Aufnahme   einer   besonderen  Bestimmung   für   die  bezeichneten  Fälle  ab. 

NmOl  §  950  sollen  die  Vorschriften  der  §§  872,  903,  904  über  den 
Big«ntumserwerb  durch  Aneignung  und  die  Vorschrift  des  §  873  über 
den  SigeDtumserwerb  durch  Aufgebot  auf  den  Anteil  eines  Miteigen* 
timan  Anwendung  finden.  Statt  dessen  wurde  beantragt,  den  yon  einem 
Miteigentümer  aufgegebenen  Anteil  den  anderen  Miteigentümern  nach 
Yerbiltnis  ihrer  bisherigen  Anteile  anfeilen  zu  lassen.  Der  Mehrheit 
tnchien  jedoch  diese  Regelung  für  Anteile  an  Grundstücken  nicht  an- 
aehmbar,  weil  den  anderen  Miteigentümern  ein  belasteter  Anteil  nicht 
htth  dfts  Gesetz  aufgedrängt  werden  dürfe,  während  bezügUch  des 
Aoteils  en  einer  beweglichen  Sache  dieses  Bedenken  praktisch  nicht  in 
Bstneht  komme.  Sie  glaubte,  dafs  es  für  Grundstücksanteile  eventuell 
d«B  Vorzug  Terdiene,  den  anderen  Miteigentümern  nur  ein  dem  ans 
{  872  folgenden  Hechte  des  Fiskus  yorgehendes  Aneignungsrecht  beizu- 
kgen,  entschied  sieh  aber  schliefslich  für  die  Streichung  des  ^  960,  weil 
die  angedeutete  Regelung  unTcrhältnismäfsig  yerwickelte  Bestimmungen 
Böthig  machen  würde  und  bei  der  geringen  praktischen  Bedeutung  der 
ia  S  950  behandelten  Fragen  die  Entscheidung  derselben  unbedenklich 
4flr  Wissenschaft  und  Praxis  überlassen  werden  könne.  Der  §  951 
legeli  den  Schutz  des  Miteigentumes,  indem  er  die  §§  929 — 945  für 
•Dtsprechend  anwendbar  erklärt  und  zwei  erläuternde  Bestimmungen 
beifügt.  Soweit  diese  letzteren  die  Ansprüche  des  Miteigentümers  gegen 
einen  anderen  Miteigentümer  betrefiPen,  der  demselben  den  Mitbesitz  an 
der  gemeinschaftlichen  Sache  vorenthält,  erachtete  die  Kommission  sie 
far  entbehrlich.  Im  übrigen  wurde  der  §  951  sachlich  beibehalten; 
man  sah  insbesondere  keinen  Grund,  dem  einzelnen  Miteigentümer  gegen- 
über einem  dritten  Besitzer  der  Sache  abweichend  von  der  allgemeinen 
Vorsehrifl  des  §  339  den  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Sache  an  ihn 
allein  zu  gewähren. 

Die  Kommission  ging  hierauf  unter  Aussetzung  des  das  Vorkaufsrecht 
SB  Grundstücken  behandelnden  fünften  Abschnitts  zu  dem  sechsten 
Abechaiit  über,  welcher  das  Erbbaureoht  betrifft,  d.  h.  das  yeräufaer- 

I  seo  gtstrichta. 

I  961.  Jeder  Miteigentümer  kann  die  Ansprfiche  aus  dem  Elgentnme  Dritten  gegen- 
Ikv  ia  AwMkmg  der  gansen  Sache  geltend  machen,  den  Ansprach  auf  Heranagabe  jedoeh 
wo  m  Qemliaheit  dea  §  841  a. 

14» 
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Hohe  uod  yer  erbliche  Eeobt  einer  PtTflon  an  eiDem  Q  rund  stücke,  kraft 
desaen  dieialbe  befugt  kt,  auf  oder  unter  der  OberÜäche  det  Grutid^tücki 
ein  ßauwerk  zu  habeo.  Die  in  §961  Abs.  l  enthaltene  ßegrlffi- 
bestimmung  wurde  gebilligt.  Der  Abs*  2  erschien,  soweit  er  die  Un- 
moglicbkeit  der  Besthxänkutig  des  Erbbaurechts  auf  einen  Hruchteil  dei 
Grundatüoks  ausspricht,  entbehrlich.  An  der  iu  Abs,  2  femer  bestimmten 
Unzulässigkeit  einer  auf  einen  Gebäudeteil ,  insbesondere  ein  Stockwerk, 
beschränkten  Erbbaurechte  hielt  man  einem  abweichenden  Antrage 
gegenüber  fest.  Hinzugefügt  wurde  der  Säte,  dafs  das  Erb  baurecht  auf 
die  BenuUung  eines  für  das  Bauwerk  nicht  erforderlichen  Teiles  des 
helastetcD  Grundstücks  erstreckt  werden  kann^  wenn  sie  für  die  Benntsung 
des  Bauwerkes  Vorteil  oder  Aonuhmlichkeit  bietet  Der  Zusats  besweckt« 
der  in  den  MotiTcn  ausgesprofihenen  Auffassung  entgegenzutreten,  daX« 
es  der  Bestellung  einer  Grunddienstbarkeit  zu  Gunsten  des  jeweiligen 
Erbbauberechtigten  bedürfe^  um  diesem  das  Recht  2ur  Benutzung  anderer 
als  der  als  Baugrund  dienenden  Teile  des  belasteten  Grundstücke  zu  Ter- 
schaffen ;  man  nahm  an,  daß  da^  regelmäfsig  vorhandene  Bedürfnis  des 
Erbbauberechtigten^  auch  unbebaute  Teile  des  belasteten  Grundstücks 
benutsen  zu  können,  durch  Beste) luug  einer  Grunddienstbarkeit  jedenfalls 
nicht  tünreichend  einfach ,  zum  Teil  aber  wegen  der  gesetzlichen  Be- 
schränkung des  zulÜBsigen  lohalt«  ron  Grunddienstbarkeiten  überhaupt 
nicht  befriedigt  werden  kenne.  In  Gemafsheit  des  zu  §  7B1  Abs.  2  ge- 
fafsten  Beschlusses  (rergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LV  S.  679)  wurde  sodano 
in  den  Torliegenden  Abschnitt  die  Bestimmung  eingestellt,  dafs  die  für 
Grundstücke  geltenden  VorsohrifteB  auch  für  das  Frbbaureoht  gelten. 

Der  §  962  Abf.  1  erfuhr  entsprechend  dem  bezüglich  der  Form  der 
Auflassung  gefefsten  Besehluesc  eine  Aenderung  dahin,  dafi^  die  zur  Be* 
gründung  des  Erbbaureohts  nach  §  B28  erforderliehe  Einigung  Tor  dorn 
Grundbuchamt,  Yor  Gericht  oder  vor  einem  Notar  erklärt  werden  mul^, 
der  Abv^.  2  Satz  1  yerlangt  zur  Begründung  des  Erbbaurechts  Eintragung 
sowohl  auf  dem  Grundbuchblatt  des  belasteten  Grundstücks  als  auf  einea 
für    das   Erbbaurecht    bestimmten    Grundbuchblatt      Die  Kommission 


Sechster  Absoluütt. 

Erbbaurecht. 

§  961.     Em  OniodfttQck  kann  m  der  WoUe  betosUt  werdeo,  dafs  einem  ftod«««? 
dem   Eigentümer   das    yeräurserliclie    und    vererbljche  Reicht    stisteht,    aaf   oder    unter  der 
Oberfliche  des  OritadstQtks  ein  Bauwerk  zu  baben  (Erbbatireobt), 

Das  Erbbfliiiredit  kaon  auf  die  Benatxang  eioea  fUr  das  Bauvrerk  Dicbt  erforderUcben 
Teiles  dea  OruadstQcks  erstreckt  werden,  wenn  sie  für  die  Beoutsnog  des  Banwerkas 
Vorteil  oder  Annebmücbkelt  bietet. 

Die  Beachr&nkmng  des  ErbbaurechtH  aof  einen  Teil  eine»  GebKudeSi  insbesondere  eia 
Stockwerk,  ist  ansulM&si;, 

§  962.  Die  Kur  Begründnog  de»  Erbbaurecbta  oacb  §  8SS  erforderliche  Eiaigong 
des  Eigentümers  and  de»  Erwerber»  rnnfs  rot  dem  Grundbucbaintet  ror  Qericbt  oder  vor 
einem   Notar  erkllrt  werden 

Bei  der  Eintragong  de»  Rechte»  kann  zur  oftheren  Bezeichnung  dea  InbalU  des  Reehte» 
aar  die  Eintragoogabewillignog  ßeiiig  f^eoonimen  werdeu 

%  962  a.     (965.)     Die    aor    Aufhebiuag   de»    Erbbaurecht^t    nach  §  8S0a  erforderlk 
Erkllruug  de»  Berechtigten  mufs  vor  dem  Gnindbuchamt  abgegeben  werden, 
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in  Aanoht,  daft  die  Anlegung  eines  beionderen  Blattes  für.  das  Erbbau« 
mbi  lediglieh  eine  teofaniaohe  Erleiohterang  der  Bachführong  für  weitere 
mf  das  ErbbAttrecbt  bei&gliohe  Eintragungen  beiweoke  und  dafs  es  sieh 
iaher  iiieht  reehttetige,  die  Eintragung  auf  dem  besonderen  Blatt  als 
■aleiiellea  Erfordernis  für  die  Begründung  des  Erbbaureohts  auftu« 
■teilen.  Dafs  nr  Begründung  des  Erbbaurechts  Eintragung  bei  dem 
belaateten  Orundstüoke  erforderUoh  ist»  folgt  schon  aus  §  828;  der 
iba»  1  Beta  1  konnte  daher  gestrichen  werden.  Für  die  Orundbuoh- 
•fdnoog  nahm  jedoeh  die  Kommission  die  Aufnahme  der  Ordnungsyorschrift 
ia  AiMsieht^  dafs  das  Erbbaurecht  ein  besonderes  Blatt  im  Grundbuch 
fitaltfm  aolL  Der  Abs.  2  Sata  2,  welcher  eine  Bezugnahme  auf  die 
fiatmgiingsbewilligttng  bei  der  Eintragung  gestattet,  blieb  unangefochten, 
der  S  963y  welcher  den  Erbbauberechtigten  im  Falle  des  unter- 
des Bauwerks  aur  Erneuerung  desselben  für  berechtigt  erkl&rt 
Audi  dar  auf  den  Schutz  des  Erbbauberechtigten  bezügliche  §  964  und 
tar  die  reohtsgeschäftliche  Aufhebung  des  Erbbaurechts  regelnde  §  965 
wurden  aaehlich  gebilligt.  Die  Yorschriften  des  %  965  waren  jedoch 
boreita  dmreh  die  zu  $  884  beschlossenen  allgemeinen  Bestimmnngen  über 
£e  reehtagesehiffüiche  Aufhebung  von  Bechten  an  Ghrundstücken  gedeckt 
(fvigl.  den  %  880  a  der  Bd.  LXI  8.  72  mitgeteilten  Zusammenstellung) ; 
nr  die  Beeonderheit  bedurfte  hier  noeh  der  Erwähnung,  dsfs  die  zur 
Aofhebiisg  des  Erbbaureohts  erforderliche  Erklärung  des  Berechtigten 
vor  dem  Orundbuehamt  abgegeben  werden  mufs.  In  betreff  der  zur 
AnfhebiiDg  weiter  erforderlichen  Löschung  des  Erbbaureohts  war  die 
Kemnuaaion  der  Ansicht,  dafii  die  Eintragung  der  Löschung  auf  dem  Blatt 
4ss  belasteten  Grundstücks  erforderUoh  und  genügend  sein  müsse, 
neh  wenn  für  das  Erbbanrecht  ein  besonderes  Blatt  gebildet  sei ;  in  dem 
klzteren  Falle  die  Löschung  auf  dem  besonderen  Blatt  des  Erbbaurechts 
fir  erlbrderlich  und  genügend  zu  erklftren  lehnt  man  ab,  weil  man  diese 
▼erschrifi  mit  dem  hei  §  962  Abs.  2  Satz  I  eingenommenen  Standpunlcte 
sieht  für  vereinbar  hielt. 

Mit   %    966  beginnen    die   Yorschriften    über   die    Grunddienst- 

§  ses.     Dm  Erbbanrecht  erlischt  nicht  dadurch,  dafs  das  Bauwerk  untergeht. 

§  9S4.  (781  Abs.  2,  962  Abs.  2,  964.)  Die  (Br  Grundstficke  geltenden  Vorsehriften 
Ithcn  noch  f&r  das  Erbbanrecht. 

Wird  das  Erbbanrecht  beeintrilcbtigt,  so  finden  die  f&r  die  Ansprüche  ans  dem  Eigen- 
time  geltenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 

Annerkmog.  Es  wird  voransgesetst,  dafs  die  Grund buohordnung  eine  Bestim- 
■ug  «Btlialten  wird,  nach  welcher  das  Erbbaurecht  ein  besonderes  Blatt  im  Grundbuch 
ffhaltao  solL 

§  9e5  Tergl.  §  962  a. 

Siebenter  Abschnitt 

Dienstbarkeiten. 

Erster  Titel. 

Grunddienstbarkeiten. 

I  9f«.     Bin  Omndstäck  kann  an  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentflmers  eines  anderen 

Onadktflckj  in  der  Weise  belastet  werden,   dafs  dieser   das    belastete  Grundstück  in  ein- 

Mbca  Beaichnsgen    benutaen   darf  oder  dafs  auf  dem   belasteten   Gmndstfteke  gewisse 


814 


KfttioDAldkoDoniiicb«  G«»«t»f§biiBf. 


barkeiten»  welche  den  ersteo  Titel  de«  ron  den  Dienslbarke 
haDdelnden  fliebentea  Abaohoitta  bilden.  Ueber  die  TOobUgdsohäftUb 
BegrÜDdung  einer  GruoddieDstbarkoit  enthalt  der  Entwurf  keine  beeondere 
BefttimmuDg;  für  dietelbe  «ind  Tielmehr  die  allgemeinen  Vorachrtfteo  d«i 
§  828  mafegebend,  zur  B^griindung  ist  mithin  die  Einigung  der  be- 
teiligten Gmndaigentamer  and  Eintragung  der  Granddienstbarkeit  in  dta 
Grundbuch  erforderlich.  Dies  gilt  jedooh  nnr  für  die  Neubegrondung  too 
Grunddienstbarkeiten  nach  dem  Inkrafttreteu  des  Gesetzbochea.  Beiij 
der  zu  dieser  Zeit  bestehenden  Cirnnddienatbarkeiteu  trifft  der  ArUl 
dea  Eutwurfea  dea  Einföhmngageaetsea  Vorsorge.  Zum  Verstand nia  daa- 
eelben  mufa  bemerkt  werden ,  dafs  das  materielle  Grundbuchrecht  dta 
Geaetzbucha  erst  dann  zur  Anwendung  kommen  soll,  wenn  gemäfa  ArL  10$ 
Aba,  2  des  Kinf.-Gei^.  durch  landeaherrliche  Verordnung  bestimmt  iat, 
dafa  dae  Grundbuch  für  einen  Bezirk  ala  angelegt  anzusehen  ist.  Von 
diesem  Zeitpuükt  an  sind  inabeaondere  nicht  eingetragene  Rechte  an 
Grundstücken  dum  Untergange  infolge  des  Grundaatzea  dea  öffentlichen 
Glaubena  dea  Grund bucha  (§g  837  ff)  auageaetzt.  Von  der  beseiobnetan 
Regel  macht  der  Art.  109  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  bestehendeo 
Grunddienstbarkeiten.  Es  soll  nämlich  durch  landeaherrliche  Verordnung 
beafimmt  werden  können ,  düfa  die  £u  der  Zeit,  in  welcher  das  Grund- 
buch als  angelegt  anzusehen  ist,  bestehenden  Grunddienstbarkeiten,  mit 
welchem  das  Halten  einer  dauernden  Anla^^e  verbunden  iat,  aolaoge  ala 
diese  Anlage  besteht,  andere  zu  jener  Zeit  bestehende  Gmnddieiistbar- 
keiten  binnen  einer  zehn  Jahre  nicht  übersteigenden,  von  dem  lukraft* 
treten  dea  Bürgerlichen  Gesetzbuches  an  zu  berechnenden  Frist  der  Ein* 
tragung  in  daa  Grundbuch  zur  Erhaltung  der  vollen  Wirksamkeit  gegen 
Dritte  nicht  bedürfen.  Die  Kommission  unterzog  die  Frage»  ob  dor  Ein- 
tragungszwang, wie  ihn  der  Entwurf  unbedingt  für  neue  Grucddieost- 
barkeiteu,  beschränkt  für  bestehende  featatellt,  beibehalten  werden  aolle, 
einer  sehr  eingehenden  ErÖrttrung»  Wie  in  der  Kritik,  so  wurde  aueh 
in  der  Kommission  der  Standpunkt  des  Entwurfs  lebhaft  bekämpft  Be- 
süglich  der  Neubegründung  von  Grunddienstbarkeitan  eDtschied  sich  jedoch 
eine  Mehrheit  von  14  gegen  13  Stimmen  für  die  Beibehaltung  des  Ent- 
wurfs.    Sie   ging   davon  aus,    dafa  alle  Gründe,    die  bei  gewitaen  Reohta- 


HiiDdluugfin    Qiclit  vorgenomDien    werden    dürfon    oder    dafsi    die  Aatübaog  «ioM  mam  detn 

Eigeutume  ati  dem    bolasteten  Grundstücke    dem    anderen  Grundstock   gegenüber  sieh  er* 

grebendcn  Beclites  AUsgeschloMen  Ist  (Grunddicnslbftrkeit). 

Anmerkung.     Der  Art.  109    des  Entwurfes    dos  Ktoflühraogsgeeetiea  toll ,    soweit 

er  skh  Aar  DifiosIburkoUeD  bezieht,  dnreh  fof^ende  V^orscbrlfteD  ersetst  werdeo: 

Eine  Griinddlen&tbArkeiti  die  tu  der  Zeit  besteht,  in  welcher  das  Grund  buch  «la 
Btif^elrisrt  Atizaache»  Ut,  bedarf  tqj  Krhiiltitug  ihrer  Wirkt^anikeit  gegenOber  den  JUTeni- 
lichen  nUubeii  des  Grundbuch»  nicht  der  Elntregung.  Die  EInIregong  but  jedoch 
XU  erfulgen,  weun  sie  von  dem  Berechtigten  oder  dem  £i(^nttimer  dea  belasteteit 
Grundstücks  verlangt  wird ;  die  Kostet]  »ind  ron  demjentgen  zu  tragen  ond  Torta« 
scbiersen,  welcher  die  Eintragung  verliingt 

Durch  landesherrliche  Verordnung  kann  bestimmt  werden,  dafs  die  beifiitehenden 
ßrunddieuittbarkeiten  oder  eioaeine  Arten  derselben  2ur  Krhaltaug  der  Wirksamkeit 
gegenüber  dem  öffeatlicheD  Glauben  des  Grundbuclis  bei  der  Anlegung  des  Grand* 
buche  oder  später  in  das  Grundbuch  eingetragen  werden  mü&fien.  Die  Verordunag 
kmnn  für  einaelne  GrandbuehbeKirke  erlassen  werden,  ^ 
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gtwhiften  «ine  Foniudiiienuig  erforderlich  machten»  auch  Uli  die  Be- 
rtdlmg  TOn  Gmnddiensibarkeiten  zuträfen.  Bei  diesen  komme  et  zur 
Yenaeidnng  TieUbeher  Streitigkeiten  namentlich  darauf  an,  eine  feste 
Grundlage  fir  die  Untencheidung  zwischen  blofser  Duldung  aus  nachbar- 
Ucher  OefiÜli^eit  und  der  Einräumung  eines  das  dienende  Grundstock 
dasend  belaatanden  Beehtes  zu  schaffen.  MiUste  daher  mindestens  ein 
genehtlioher  oder  notarieller  Bestellungsverirag  gefordert  werden,  so  ver- 
fiena  aa  den  Yonug,  noch  einen  Schritt  weiter  zu  gehen  und  in  üeber* 
«aatiMmvng  mit  $  828  Eintragung  zu  verlangen.  Es  handle  sich 
kbei  aielit  um  die  formalistische,  folgerichtige  Durchführung  des  ange* 
•ommettan  Oruadbnchsystems,  yielmehr  sprächen  die  gleichen  sachlichen 
Grande,  welche  für  die  Annahme  dieses  Systems  mafsgebend  seien,  auch 
llr  den  Sintiragungszwang  bei  Grunddienstbarkeiten.  Eine  Ueberfällung 
te  Gmndbüeher  sei  nicht  zu  besorgen,  da  in  den  Städten  durch  Bau- 
fdiaeioidaungeD,  auf  dem  Lande  durch  die  Zusammenlegungen  das  Bedürfnis 
flkr  die  Keubegrfindung  yon  Grunddienstbarkeiten  wesentlich  yermindert 
mL  Eine  nicht  geringe  Anzahl  yon  städtischen  und  ländlichen  Grund- 
änalbarkeiten  belaste  das  dienende  Grundstück  so  erheblich,  dafs  für  sie 
die  Kundbarmaehung  durch  das  Grundbuch  nicht  entbehrt  werden  könne; 
oae  Uetersoheidung  der  Grunddienstbarkeiten  nach  ihrem  Werte  lasse 
ach  aber  ueht  machen.  Dafb  der  Eintragungszwang  für  neue  Grand- 
äenstbarkeiten  nicht  durchgeführt  werden  könne,  sei  nicht  richtig.  Man 
log  dabei  in  Betracht,  dafs  der  Entwurf  in  der  vorliegenden  Frage  bei 
den  meiaten  Bundesregierungen  und  den  zur  Vertretung  der  Landwirt- 
Nhaft  berufenen  Körperschaften  mit  Ausnahme  des  preufs.  Landes- 
Otkonensie-KoUegiums  Zustimmung  gefunden  hat  Die  Mehrheit  lehnte 
es  auch  ab,  für  die  durch  eine  dauernde  Anlage  erkennbaren  oder  solche 
Ofonddienstbarkeiten,  mit  denen  das  Halten  einer  dauernden  Aplage  ver- 
bsnden  iat,  eine  Ausnahme  von  dem  Eintragungszwange  zu  machen.  Man 
hielt  den  Begriff  der  bezeichneten  Grunddienstbarkeiten  für  zu  unbe- 
itimmt  und  erblickte  in  dem  Bestehen  einer  dauernden  Anlage  keinen  ge- 
Bfigenden  Ersatz  für  die  Eintragung,  sowohl  in  Betreff  der  Feststellung, 
ob  wirklieh  ein  Becht  begründet  werden  solle,  als  hinsichtlich  der  Bestimmung 
dM  Banges  der  Dienstbai'keit ;  auch  für  den  Hypothekenverkehr  hielt  man 
die  Erkennbarkeit  der  Dienstbarkeit  aus  dem  Grundbuch  für  unentbehrlich. 
Ebensowenig  erachtete  man  es  für  berechtigt,  in  dem  Falle,  von  zwei 
«ioem  Eigentümer  oder  Miteigentümer  gehörigen  Grundstücken,  von 
denen  das  eine  der  Benutzung  des  anderen  durch  eine  dauernde  Anlage 
dient»  das  eine  vorauf sert,  bezw.  das  eine  dem  einen,  das  andere  dem 
anderen  Miteigentümer  zugeteilt  wird,  eine  Grunddienstbarkeit  nach  Mafs- 
fsbe  der  aus  der  Anlage  ersichtlichen  Benutzung  ohne  Eintragung  ent- 
stehen zu  lassen;  man  war  der  Ansicht,  dafs  sich  in  dem  bezeichneten 
Falle  höchstens  eine  Auslegungsregel  des  Inhalts  aufstellen  lasse,  dafs 
der  Eigentümer  des  bisher  der  Benutzung  des  anderen  Grundstückes 
dieeeaden  Grundstücks  zur  Bestellung  einer  entsprechenden  Grunddienst- 
barkeit verpflichtet  sei,  erachtete  jedoch  die  Aufnahme  einer  solchen  Aus- 
Isgnagsregel  zum  Teil  für  überflüssig,  zum  Teil  für  bedenklich. 

Während  es  hiernach  bezüglich  der  Neubegründung  von  Grunddienst- 
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barkeitOD  beim  EDtwurf  blit^b,  erfuhr  der  Art.  109  des  Eint  Ges,  eio« 
AeuderuDg*  Man  hielt  es  mit  EuokBicht  auf  die  Ycrflobiedenheii  der 
wirtaohafÜichen  Verbältniese  und  nameatlioh  den  sehr  TerachiedeiieQ  8taiid 
der  ÄblÖBUDgen  und  Flurbereinigungen  nicht  für  aogängig,  für  das 
ganse  Reich  eine  eiüheitliche  AusBchlufsfriet  lu  beftümmen ,  nach 
deren  Ablauf  die  nicht  eingetragenen  bestehenden  Grunddienstbarkeiten 
der  Gefahr  des  Untergangs  in  Gemäfaheit  dee  §  837  auigeeetzt  eein  eollteo; 
man  nahm  an«  dafs  diese  Regelung  unvermeidlich  su  sahlreiohen,  wirt* 
ichaftlioh  und  sozial  sehr  empfindlichen  Rechts  Verlusten  führeo  miüjte* 
Es  wurde  daher  der  allgemeine  Sats  an  die  Spitze  gesteUt»  daf«  die  lur 
Zeit  der  Anlegung  des  Grundbuchi  bestehenden  Grunddienstbarkeiten  tur 
Erhaltung  ihrer  Wirksamkeit  gegenüber  dem  öffentlichen  Glauben  dei 
Grundbuchs  nicht  der  Eintragung  bedürfen.  Dabei  sah  die  Eammi«sion 
jedoch  mit  dem  Entwurf  als  daa  zu  erstrebende  Ziel  die  Eintragung  aller 
Grunddienstbarkeiten  an.  Um  die  Erreichung  dieses  Zieles  thunÜchst  zu 
fördern,  legte  mau  eiDerseits  sowohl  dem  Eigentümer  dee  herrschendan« 
als  dem  des  dienenden  Grundstücks  das  Recht  bei,  die  Eintragung  der 
Grunddienstbarkeit  auf  seine  Kosten  zu  verlangen,  Andereraeita  behiell 
man  der  landesherrlichen  Yorordnungsgewalt  die  Befugnis  Tor,  für  dai 
gante  Landesgebiet  oder  auch  für  einzelne  Grundbuchbezirke  zu  bestimmecr 
daffi  die  besteheuden  Grunddienstbarkeiten  oder  einzelne  Arten  derselben 
zur  Erhaltung  der  Wirksamkeit  gegenüber  dem  öfFentlichao  Glauben  des 
Grundbuchs  hei  der  Anlegung  des  Grundbuchs  oder  später  eiogetragen 
werden  müssen.  1 

Die  Kommission  bet^chaftigtc  sich  sodann  mit  der  Ermge,  ob  oot* 
sprechend  mehreren  Wünschen  der  Kritik  die  Ersitzung  Ton  Grand* 
dienstbarkeiten  durch  gutgläubige  Ausübung  innerhalb  gewiBser  Frist 
zugelassen  werden  solle.  Der  Entwurf  sohliefst  diese  Erwerbsart  ans, 
und  er  fand  hierin  die  Billigung  einer  grofsen  Mehrheit  der  Kommission. 
Man  erwog  namentlich^  daXs  die  Anerkennung  der  Ersitzung  erfiahrungi* 
mäfdg  zu  zahlreichen  Terwi ekelten  Prozessen  und  in  vielen  Fällen  zur 
mifsbräuchlicheü  Erschleichung  eines  Rechts  führe,  sowie  dafs  sie  die 
Vorteile  des  Eintragungszwangs  in  erheblichem  Mafae  aulhehen  würde. 
Eine  neu  beginnende  Ersetzung  sei  nach  dem  Inkrafttreten  des  Getetz* 
buchs  nahezu  uq möglich,  da  kaum  jemand  gutgläubig  würde  annehmen 
können,  ohne  Eintragung  ein  Reoht  zu  erwerben.  Ebensowenig  sei  die 
Zulassung  der  Ersitzung  geboten  ^  um  den  Beweis  des  Bestehens  der 
älteren  Grunddienstbarkeiten  zu  erleichtern,  und  sie  sei  andererseitj 
bedenklich,  weil  durch  sie  der  wünschenswerte  Antrieb  zur  Eintragung 
der  bestehenden  Grunddienstbarkeiten  abgeschwächt  werden  würde.  — 
Entsprechend  der  früher  beschlossenen  Vorschrift  über  die  sog.  Titularer- 
sitzung  des  Eigentums  an  einem  Grundiitücke  (rergl,  den  Torigen  Band 
8.  683)  liefi  man  jedoch  auch  für  Grunddienstbarkeiten  eine  Titularer- 
Sitzung  zu.  Wenn  nämlich  eine  in  Wirklichkeit  nicht  bestehende  Grund* 
dienstbarkeit  dreifsig  Jahre  lang  im  Grundbuch  eingetragen  und  ausgeübt 
worden  ist,  so  ist  die  negatorische  Klage  des  Eigentümers  des  dienenden 
Grundstücks  auf  Unterlassung  weiterer  Ausübung  und  Löschung  der  Grand- 
dienstbarkeit  yerjährt.    Trotzdem  würde  der  Eigentümer  des  herrschenden 
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6n»ditftokB  nieht  £•  Duldung  weiterer  Ausübung  verlangen  k^mnen. 
Vh  üeeee  widemproehtrolle  Yerhältois  zu  beseitigen,  besehlols  man,  den 
BgenidMer  dea  herraehenden  Qruoditücks  unter  der  beseichneten  VorauB- 
MtauBg  die  Orunddienatbarkeit  erwerben  au  lassen.  Ss  erschien  dies 
aoah  eineneita  der  in  §  826  aufgestellten  Yennutung  für  die  Richtigkeit 
daa  Omndbuehinbalts  entspreohend,  andererseits  zweekmäfsig,  um  eine  Erör- 
tavuag  flber  die  etwaigen  Mängel  des  Bestellungsaktes  nach  langer  Zoit 
aoaiaaohlieliMn.  Mit  Rfioksioht  auf  die  su  vermutende  Rechtmäfsigkeit 
der  Begrindnng  wurde  der  Sats  hinaugefügt,  [dafs  der  Rang  der  Dienst- 
barkeit  sieh  naeh  der  Eintragung  bestimmt 

Der  auf  den  Begriff  und  Inhalt  der  Grnnddienstbarkeiten  beaügliche 
§  966  blieb  unbeanstandet  Ebenso  erfuhr  der  §  967,  welcher  den  zu- 
liaaig«!  Inhalt  und  Umfang  Ton  Orunddienstbarkeiten  näher  begrenzt, 
kmne  aaehUdie  Aendemng.  Den  §  968  strich  man  als  aberflüssig,  weil 
mib  der  in  ihm  enthaltene  Satz,  dafs  eine  Grunddienstbarkeit  naeh 
Braehteilen  weder  begründet  noch  aufgehoben  werden  kann,  aus  dem 
Begriffe  der  Omnddienstbarkeit  ergebe.  Oegen  die  Vorschrift  des  §  969 
über  die  Art  der  Eintragung  wurde  nichts  erinnert  Auch  die  Bestimmongen 
des  %  970  über  die  Verpflichtung  des  Berechtigten  zu  schonender  Aus- 
übung der  Dienstbarkeit  und  zur  Erhaltung  der  von  ihm  auf  dem  dienenden 
Omndatftoke  gehaltenen  Anlagen  wurden  unTcrändert  beibehalten.  Der 
{971   Abs.  1  erklärt  bei  Grunddienstbarkeiten,   su    deren  Ausübung  das 


§  967.  Alt  OnmddieiifltbArkait  ist  nur  eine  solche  Belastong  •ullssig,  waleba  für 
ik  Bttiatswig  des  Gmndstfleks  des  Berechtigten  Vorteil  oder  Annehmlichkeit  bietet.  Ueber 
das  sieh  hienuis  ergebende  Mefs  hinaus  kann  der  Inhalt  der  Dienstbarkeit  nicht  erstreckt 


§  tea  geatriebeo. 

§  969.  Bei  der  Einhragnng  einer  Ckunddienstbarkelt  in  das  Grundbuch  kann  snr 
aikaren  Beseichnang  dea  Inhaltes  des  Rechtes  auf  die  Eintragungsbewiiiigung  Besug 
Itoommen  werden. 

§  969  a.  Ist  eine  iu  Wirklichkeit  nicht  bestehende  Grunddienstbarkeit  in  das  Grund- 
biek  eingetragen,  so  erwirbt  der  Eigentämer  des  Grundstücks,  su  dessen  Vorteile  sie 
•infelragen  iat,  das  Rocht,  wenn  die  Dienstbarkeit  dreifsig  Jahre  lang  eingetragen  gewesen 
lad  aosgefibt  worden  ist.  Die  Vorschriften  des  §  871a  Sats  2,  3  finden  entsprechende 
Aswendung.     Der  Rang  der  Dienstbarkeit  bestimmt  sich  nach  der  Eintragung. 

§  970.  Bei  der  Ausübung  einer  Grunddienstbarkeit  hat  der  Berechtigte  das  Interesse 
des  Eigentümers  des  belaateten  Grundstücks  thunlichst  su  schonen.  Anlagen,  die  von 
taa  Rcrechtigten  auf  dem  belasteten  Grundstücke  sur  Ausübung  der  Dienstbarkeit  gehalten 
wtrden,  sind  von  ihm  in  ordnungsroäf»igem  Zustande  su  erhalten,  soweit  das  Interesse 
4ts  Eigentümers  des  belasteten  Grundstücks  es  erfordert. 

§  971.  (971  Abs.  1,  8.)  Gehört  sur  Ausübung  einer  Grunddienstbarkeit  das  Halten 
«aar  Anlage  auf  dem  belasteten  Grundstücke,  so  kann  bestimmt  werden,  dafs  der  Eigen- 
tflsMr  dieses  Grundstückes  die  Anlage  au  unterhalten  hat,  soweit  das  Interesse  des  Berech- 
tigten es  erfordert  Steht  dem  Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks  das  Recht  sur 
Mitbenutsung  einer  solchen  Anlage  su,  so  kann  bestimmt  werden,  dafs  der  Berechtigte 
die  Anlage  an  unterhalten  hat,  soweit  es  für  das  Benutzungsrecht  dea  Eigentümers  erfor* 
derüch  iat. 

Wird  eine  solche  Unter haltungspflicht  bestimmt,  >o  finden  auf  sie  die  Vorschriften 
iibcr  die  Reellasten  entsprechende  Anwendung. 

§  971  a.  (971  Abs.  2,  3.)  Besteht  die  Grunddienstbarkeit  in  dem  Rechte,  auf  einer 
bealichen  Anlage  des  belasteten  Grundstücks  eine  bauliche  Anlage  su  halten,  so  hat, 
wenn  nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist,  der  Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks  die  erstere 
Anlage  xa  unterhalten,  s<>weit  das  Interesse  des  Berechtigten  es  erfordert.  Die  Vorschrift 
d«  §  971  Aba.  S  gilt  auch  für  diese  Unterhaltungspflicht. 


K«tIoBal$k<»nomt>vbe  Ge9«ls|rebiiiig. 


Halten  einer  ADkge  auf  dem  dienenden  Grundetüok  gehörti  die  BentimoDung 
für  zulässig»  dais  der  Eigentümer  dieses  GrundBtücks  die  Anlage  zu  untere . 
halten     hat,    soweit    das    Interesse    des    Berechtigten    e«    erfordert,      Di#l 
Kommission  ergänzte  diese  Vorschrift,  indem  sie  für  den  Fall,  wenn  dem  i 
EigeDtümer   des    belasteten  Grundstücks  das  Recht  zur  Mitbenutsang    der  . 
Anlage  zusteht,  auch  die  Bestimmung  gestattete,  dafs  der  Berecbtigtej 
die  Anlage  zu    unterhalten    hat,    Boweit    es   für    das  Benutzungsrecht  det| 
Eigentümere    erforderlich  iet;    sie    glaubte,    dae    praktische  Bedürfnis   «uf  i 
diese  Weise  am  einfachsten  zu  befriedigen.     Die  Absätze  2  und  3  wurden, 
abgesehen  von  einer  durch  den  Zusatz  zu  Abs.  l    gebotenen  Erweiterung 
des  Abs,  !),  unverändert  beibehalten. 

Der    §    972    giebt    dem   Kigeotümer    des    belasteten  Grundstücks   bsi 
einer  Gninddienat barkeit,    bei    der    der  Ort    der  Ausübung    bestimmt    ist»,^ 
das  Kecht,  die  Verlegung  der  Ausübung  auf  einen    anderen  ebenso  geeig*H 
neten    Ort    des    belasteten    Grundstücks    auf   seine    Kosten     zu    yerlangeD, 
falls    sich    die  Ausübung    an    di^m    zuerst    bestimmten  Orte    infolge    einer 
Veränderung    der  Umstände    als    besondere    beschwerlich    für   den    Eigeo*^ 
tümer  erweist.     Ist  ein  Ort  für    die   Ausübung    nicht   bestimmt,    sondern 
dem  Berechtigten    die    Wahl    des  Ortes  überlassen,    ohne    dafs    nach  dem 
Inhalte    des  Begründungs  vertrag  es    die    aus  §  970    folgende  Beschränkung 
des  Berechtigten    als    ausgeschloBaen    anzusehen    iatt    so    argiebt   sich    für 
den  Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks  ein  dem  §  972  entsprechendes 
Recht  auf  Verlegung  der  Ausübung  schon  aus  §  970.     Bei  der  praktischen 
Bedeutung  dieser  Folgerung  aus  §  970  erschien    es  der  Mehrheit  zweck- 
mäfsig,  dieselbe  im    §  973    zum  Ausdruck   zu   bringen.      Auf&erdem    giti£^ 
man    in    der    Erleichterung    des    Eigentümers   des    belasteten  Grundstüokfl^ 
insofern  über  den  §  972  hinaus,    als    man  dies  Recht    auf  Verlegung  der 
Ausübung  nicht  davon  abhängig  machte^  dafs  die  bisherige  Ausübung  i  n« 
folge    einer    Veränderung    der    Umstände    sich    als    besonderifl 
beschwerlich  erweise.     Man  hielt  diese  Voraussetzung  für  bedenklich,  weif^ 
der  Nachweis  einer  Veränderang  der  Umstände    oft    schwer    zu  erbringen 
sein  werde,    und   war    der  Ansicht,    dafs   die    mit   dem    §  972    bezweckte 
Entlastung   des    Eigentümers    des     dienenden    Grundstücks    demselben    im 
Yolkss wirtschaftlichem  Interesse  auch    dann  gewährt  werden  m&sse,    wenn 
die    eine    besondere  Beschwernis    hervorrufenden    Verhältnisse    schon    zur 
Zeit   der    Begründung    der   Dienstbarkeit    bestanden    haben;    da   nur    eine 
Verlegung  der  Ausübung  auf  eine  ebenso  geeignete  Stelle  in   Frage  stehe, 
könne    eine    Benachteiligung    des    Berechtigten    aus    der    Vorschrift     nicht 
entstehen.      Der   Vorschlag»    auch    die  Verlegung    der  Ausübung    auf    ein 
anderes  Grundstück  zuzulassen,    wenn  dadurch  die  Sicherheit  der  Dienst- 

I  97S.  B«8ckränki  sieh  die  jewellii^«  Aasfibaitg^  edaer  Grunddienstbarkeit  oaeli  deii^H 
Katur  derselben  eof  einen  Teil  de«  be)«Atet«ii  OrandUQckSf  lö  kann  der  Eigentümer,  wens^^ 
die  Ausübung  an  der  bistjerijiEQ^n  S^telle  für  ibu  besonder»  beschwerlich  i»t,  die  Verlefpiog 
der  AuaObung  auf  eine  andere,  für  den  Bereehtigten  ehens^o  f^eeif^nete  Stelle  Terlangaa  | 
die  Rosten  der  Verle^uni?  sind  von  Ihm  9;u  trai^en  and  voriuscbiersen.  Die  VerlegBOg 
kano  auch  dann  verlmogt  werden ^  wenn  die  Au> Übung  durch  Rechlsgeiebäft  auf  eioeo 
bestimmten  Teil  des  GrundMücks  beschrKokt  lit 

Da«  Recht  auf   die  Veriegung   kaaa    ntebt   durch  Re^htagesohift  anagotchloasmi  ote_ 

b^chrinkt  werden. 
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bttfcmi  BMht  t— iatrichttgt  werde,  wurde  maß  Bfiokiioht  euf  dee  InteresM 
dee  Bweektigfteii  ebi^eleliiii  Zur  Sicherung  des  Bereehtigten  geb  man 
deBidben  miek  die  Beehi,  YonohielBung  der  Kesten  lu  verlengen. 

Der  S  978»  weleber  den  Fall  der  Eolliaion  einer  Qrunddienttbarkeit 
■ut  einem  «ndmn  Nutenngt-  oder  Oebrauehireobte  an  demselben  Grund- 
stflAke  betrifft»  blieb  saehliob  nnrerftndert.  Der  $  974  wurde  gestriohen, 
wml  man  in  aeinom  labelt  lediglieh  s^bstrerständliehe  Folgerungen  aus 
dem  Begriff  der  Grunddienstbarkeit  erblickte.  Aus  demselben  Grunde 
sliieh  die  Kommisaion  auch  den  Sati  1  des  $  976,  welcher  besagt»  dalb 
üo  Oronddienstbaxkiait,  wenn  das  dienende  Grundstück  in  Natur  geteilt 
wild,  an  allen  einleben  Teilen  fortbesteht;  die  Aufnahme  dieses  Satses 
sreehien  deshalb  bedenMioh,  weil  der  Entwurf  fftr  das  Brbbanreeht  eine 
sntsfveeheode  Yorsehrifl  nicht  enthält,  obwohl  dort  sachUeh  dassalbe 
pikm  mufis.  Der  8ati  2  des  {  976  wurde  beibehalten.  Nach  %  976 
8als  1  besteht  die  Grunddienstbarkeit  auch  im  Falle  der  Teilung  des 
kerrsehendeB  Grundstocks  für  alle  einzelnen  Teile  fort  Die  Kommission 
bssehlofs,  diesem  Sets  die  Auslegungsregel  beisuf&gen,  dafs  eine  Yer- 
mshmag  der  Bdastnng  infolge  der  Teilung  im  Zweifel  nicht  eintreten 
lilrle.  Sie  teilte  aswar  an  sich  die  in  den  Motiren  ausgeflUirte  Ansicht, 
iafs  die  Frage,  ob  der  Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks  sich  die 
ittsübuag  der  Grunddienstbarkeit  nach  dem  Tollen  umfange  des  durch 
fie  Teilung  des  herrsehenden  Grundstücks  gesteigerten  Bedürfnisses 
fahUen  laasen  mttsse,  neoh  dem  Inhalte  des  Begründungsvertrages  au 
mtseheiden  sei,  hielt  jedoch  aur  Beseitigung  von  Zweifeln  die  Auf« 
sabaM  dee  mitgeteilten  Auslegungsregel  für  nütalich.  Der  Sata  2  des 
(  976  wurde  nicht  beanstandet. 

Die  in  $  977  enthaltenen  Vorschriften  über  die  reehtsgeschMltliehe 
iafhebong  einer  Grunddienstbarkeit  behielt  man  sachlich  bei.  Insbesondere 
Isknte  man  es  ab,  das  Erfordernis  der  Zustimmung  derjenigen,  deren 
lochte  an  dem  herrschenden  Grundstück  durch  die  Aufhebung  berührt 
werden  würden,  fallen  su  lassen,  weil  man  dieses  Erfordernis  sum  Schutse 
der  boaeichneten  Bealberechtifstcn  für  anentbehrlich  hielt  Da  der  Inhalt 
dss  $  977  schon  durch  die  als  §  880a  beschlossenen  allgemeinen  Vor- 
Mhriften  gedeckt  war,   kam   der   %  977  in  Wegfall.  —  Mehrere  Anträge, 

§  97S.  TriBt  «iDe  Granddianstbarkeit  mit  eiDer  anderen  Ornnddlenstberkeit  oder 
timm  eoDetigen  Nntsongsreoht  an  dem  Grandstficke  dergeetalt  aatammen,  daA  die  Rechte 
itbeneinander  nicht  oder  nicht  vollstindifr  ausgeübt  werden  können,  und  haben  die 
Seehte  gleichen  Rang,  so  kann  Jeder  Berechtigte  eine  den  Intereasen  aller  Berechtigten 
■ach  bllligvm  Ermessen  entsprechende  Regelung  der  Ausfibnng  verlangen. 

§  974  gestrichen. 

I  974  a.  (976.)  Wird  das  GmndstQck  des  Berechtigten  geteilt,  so  besteht  die  Grund- 
^■stlMrkeit  f&r  alle  einseinen  Teile  fort;  die  Aosabong  ist  jedoeh  im  Zweifel  nur  in  der 
Weise  sollssig,  dafii  sie  fOr  den  Eiirentfimer  des  belasteten  Grandstttcks  nicht  beschwer- 
lieber wird.  Gereicht  die  Dienstbarkeit  nur  einem  Teile  des  Grundstücks  des  Berech- 
ügUn  anra  Vorteile,  so  erlisoht  sie  fUr  die  übrigen  Teile. 

§  976.  Wird  das  belastete  Grundstück  geteilt,  so  werden,  wenn  die  Ausübung  der 
Grunddienstbarkeit  auf  einen  bestimmten  Teil  des  belasteten  Grundstücks  beschrAnkt  ist, 
die  Teile  Ton  der  Dienstbarkeit  frei,  welche  aufserhalb  des  Bsreichs  der  Ausübung  liegen. 

§  976  vergl.  §  974  a. 

I  977  TsrgL  §  eSOa. 
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welche  dahin  gingeo,  auch  durch  drei fsigj ährige  Niohtausübuog  eio« 
Grumldienitbarkeit  erlÖscbeD  zu  lassen,  fanden  nicht  die  Zustimmung  der^ 
iMehrheit.  Man  hidt  es  mit  der  Bedeutung  der  Eintragung  nioht  förfl 
yereinbarp  dafs  der  eingctrugene  Berechligte  sur  Erhaltung  seines  RechU 
genötigt  sein  solle,  die  Auiühuag  deiselben  nachzuweisen.  Aus  der 
längeren  Nichtausübung  folge,  so  nahm  man  an,  keineswegs  die  Wert* 
losigkeit  des  Rechtes  für  den  Berechtigten.  Die  Anerkennung  des  Er- 
Ion  oben  s  durch  Nichtausübung  führe  erfshrangsmäTBig  zu  sahlreichrn 
Prozessen,  setze  den  Berechtigten  ohikanösen  Einwendungen  das  Eigen« 
iümers  des  belasteten  Grundstücks  aus,  gefährde  unter  Umatänden  die 
liealbi  reohtigten  des  herrschenden  Grundstücks  und  habe  die  mifsliolte 
Folge,  dalä  einerseits  daH  Grundbach  unrichtig  werde,  andererseita  aber 
die  erJosobene  Grunddi^oitbarkeit  Ttrmöge  des  öffentlichen  Glaubens  des 
Grundbuchs  zu  Gunsten  eines  dritten  Erwerbers  eines  Rechts  an  dem 
hetraob enden  Grundstück  aU  fortbestehend  gelten  müsse.  Ebenso  luhotn 
man  es  ab,  an  die  widerspruchslose  Duldung  einer  die  Ausübung  der 
Grunddienstbarkeit  hinderndeD  EinricbtuDg  auf  dem  belasteten  Grundstücke 
von  Seiten  des  Bereohtigten  das  Erlöschen  der  Dienstbarkeit  zu  knöpfen; 
mau  erblickte  in  diesem  Vorschlag  einen  durch  ein  praktisches  Bedürfe ii 
nicht  gerechtfertigten  liefgeheiiden  Eingriff  in  das  Recht  des  Bereohtigten. 

Der  auf  den  Schutz  des  Dienstbarkeitsherechtigten  bezügliche  %  97% 
wurde  nicht  beanstandet  Neu  aufgenommen  wurde  die  Bestimmung»  dufs 
wenn  der  Anspruch  des  Berechtigten  gegen  den  Eigentümer  des  belaste- 
ten Grundstücks  auf  Herstellung  des  der  Dienstbarkeit  entsprechenden 
thatsHchlii'heti  Zustandei  verjährt  ist,  die  Grunddienstbarkeit  erlischt 
Die  Bestimmung  setzt  voraus»  dafs  die  Grunddienstbarkeit  nicht  einge- 
tragen ist,  da  andernfalls  die  Verjährung  des  Anspruchs  aaoh  §  847  aus- 
geschloBsen  sein  wurde,  kann  also  nur  zur  Auwenduog  kommen^  wenn 
eine  durch  Eintragung  entstandene  Orunddienätbarkeit  zu  Unrecht  ge- 
löscht ist  und  deshalb  trotz  der  Löschung  fortbesteht.  Obwohl  die  Be- 
stimmung somit  Ton  geringer  praktischer  Bedeutung  ist,  hielt  die 
Mehrheit  die  Aufnahme  doch  für  angemessen ,  um  den  formalen  Fort- 
b#8iand  der  Barecbligung  trotz  Wegfalls  der  Möglichkeit  ihrer  Geltend- 
maohung  auszuachlierscn.  Dabei  wurde  von  Tomherein  ins  Auge  ge* 
fafst  ^  die  hier  fragliche  Bestimmung  zu  einer  alle  Rechte  an  Grund- 
stücken umfassenden  allgemeinen  Yorscbrift  zu  erweitern.  Eine  derartige 
Vorsohrift  ist  yon  der  Redaktionskommission  inzwischen  festgestellt  worden 
(yergU  die  Anmerkung  zu  §  978  der  Zusammenstellung), 

Der   §    979    gewährt    dem    Besitzer    eines    Grundstückt,    für    desaett 


{  978.  Wird  eise  GrunddienstbArkeit  beeintriohtfgt,  so  finden  auf  den  Atiftproek 
des  1iar«cht{gteD  gegen  den  Slörer  die  Vorächriften  d«a  |  948  «Dlsprechead«  Amreodiuig. 

Anajerkoofr.     Als§  S45  b  wird  folgende  Vorgchrift  eiD^estetU : 

Ist  eiD  R«€ht  an  emetn  Grundfttilck  im  Grundbache  mit  Uureclit  gel&scht,  so  crliMbI 

ei»,  irenn    der  Ansprucli   des  Berechtigten    gegen    den    BigeDtOmer  Terjfihrt  isL     Da* 

Gleiehe  gitt,    wenn  ein    kr&ft  Gcsotses  entstandenei  Recht  an  einem  fremden  Grund* 

»tück  im  Grundbuche  nicht  einicetragen  int 

§  979-  Wird  der  Besitser  eines  OrundAtücks  b  der  Ausübung  einer  für  den  Eigfia- 
tümet  desselben  im  Gmudbiicb  eiugetragenen  Graaddietistbarkeit  gestört,  so  finde»  di« 
fUr  den  Be»it3ssihutz  gelteiidon  Vorschriften  entsprechende  Anwendung,  soweit  die  Dienst* 
barkeii  innerhalb  eines  Jahres  vor  der  Stdrtmgi  sei  es  aueb  nur  einmalp  ausgeübt  worden  i»L 
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ügMtliiiiMr  mm  Gnmddienfltbarkait   in   das  Gnmdbach   eiDgetngen   ist, 
•maa  dem  fientischuts  naoh^bildeten  Sohuti  gegen  Yerhinderong   oder 
Stfirung  der  Austtbung  der   Dienstbarkeity   soweit  diese  innerhalb  eines 
Jahrea  Tor  der  Yerbindeniog  oder  Störung,  wenn  anoh  nur  einmal,  ausgeübt 
worden  ist     Die  Yorsehrift  wurde   sachlich    gebilligt    Oer  Zusatz,   daüs 
bei   Gmnddiraaibarkeiten ,    die   nicht    in  jedem  Jahre   ausgeftbt    werden 
kfinnen,  es  genfige,  wenn  die  Ausübung  bei  einer  der  drei  letiten  darge- 
botenen  Gelegenheiten  stattgefonden   hat,    wurde    abgelehnt,    weil   man 
Un  Bedfirfnie  für  denselben   anerkannte,   auch  die  in   ihm   aufgestellte 
YoraiMBetsung  für  eine  n  unsichere   hielt     Der  §  979   sohfitst   nur  die 
Attanbang  einer  eingetragenen  Grunddienstbarkeit    Die  Kommisaion 
stimmte  dieser  Beschränkung  au.    Sie  erachtete  es  mit  den  fiir  den  Bin- 
tragungisiwang  moCsgebenden  Granden  nicht  fiir  yereinbar,   der  Ausübung 
mAi  eingetragener   Grunddienstbarkeiten   oder    auch    nur   solcher  nicht 
eiagetrageaen  Grunddienstbarkeiten,  welche  mit  dem  Halten  einer  dauern- 
den Anlage  Terbunden   sind,   einen    entsprechenden  Schuts  au  gewähren. 
Dagegen  erschien  ein    weitergehender  Besitzschuts   ffir  die    sur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Oesetibuchs  bestehenden   Grunddienstbarkeiten  geboten, 
als   ihn   der  Art    111    des   Entwurf  des   Binführungsgesetaes    yorsieht 
Naeh   dieser  Yorsehrift  sollen  die  bisherigen  Gesetze  ttber  den  Schutz  im 
Besita  einer  Grunddienstbarkeit  solange  Anwendung  finden,  bis  das  Grund- 
baeh  ffir  das  dienende  Grundstfick  als  angelegt  anzusehen  ist.    Bezüglich 
der    la    dieser  Zeit    nicht    eingetragenen    älteren   Grunddienstbarkeiten 
würde    danach  ein  Besitzschutz   nicht  mehr   stattfinden;   der  Berechtigte 
würde   auch   für  die  Zeit,   wfihrend   deren   die  Grunddienstbarkeit  nach 
Art  109    dea   Binführungsgesetzes    ohne    Eintragung   noch   gegen   Dritte 
Teil  wirksam   wäre,    nur  die    aus  seinem  Rechte  abgeleiteten  Schutz- 
■itlel  geltend  machen  können,  durch  welche  dem  Bedürfnis  nach  schleu- 
siger Beseitigung  einer  Hinderung  oder  Störung  der  AuBÜbung  nicht  Ge- 
süge  geschieht     Die  Kommission  bcöchlols,  für  die  bezeichnete  Zeit  dem 
berechtigten  eioen  dem  §  979  entsprechenden  Schutz    zu    gewähren,   je- 
doch nur  bei  Grunddienstbarkeiten,  die  mit  dem  Halten    einer  dauernden 
Anlage  auf  dem  belasteten  Grundstück  verbunden  sind,  da  nur  bei  diesem 
•in   dem  Sachbesitzer  ähnliches  äuTiseres  Yerhältnis  des  Berechtigten  zum 
belaateten  Grundstücke  yorhanden  sei,  wie  es  als  Yoraussetzung  eines  Be- 
ntzschutzes  gefordert  werden  müsse.     Ueber   die  bezeichnete  Zeit   hinaus 
den  bestehenden  Grunddienstbarkeiten  der  gedachten  Art  Besitzschutz  zu 
gewähren,  lehnte  man  ab,  weil  dadurch  ein  wünschenswerter  Antrieb  zur 
Eintragung  der  bestehenden  Dienstbarkeiten  beseitigt  werden  würde. 

ADBtrknng.    Dem  Art  111  des  Entwurfes  des  Einfttbmngsgesetses  soll  als  Abs. S 
Iblgesde  Vorschrift  angefügt  werden; 

Von  der  Zeit  an,  su  welcher  das  Onindbncb  als  angelegt  ansnseben  ist,  floden,  wenn 
der  Besitser  eines  Gmndstfleks  in  der  Aasfibnog  einer  Granddienstbarkeit  gestört 
wird,  mit  welcher  das  Halten  einer  dauernden  Anlage  anf  dem  belasteten  GmodstUcke 
vertmnden  ist,  die  fBr  den  Besitsschntx  geltenden  Vorsebriften  des  BQrgerlichen 
Gesetsbocbs  so  lange  entsprechende  Anwendung,  als  Dienstbarkeiten  dieser  Art  nach 
Art  109  aar  Erhaltung  der  ToUen  Wirksamkeit  gegenflber  dem  StTentUchen  Glaaben 
des  Oraodbnchs  der  Eintragung  nicht  bedürfen. 
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Der  zweite  Titel  des  hier  firaglieben  AbBchnitti  regelt  den  NiefB^ 
brauch  und  ewar  saDächet  den  Nieffibrauoh  an  Sachen. 
Bestimmungen  des  |  980  über  den  Begriff  des  Niefsbrauchs  und  die  20- 
läisige  BeflOhrünkung  seines  Inhalts  wurden  sachlioh  gebilligt.  Den 
§  981  strich  man,  weil  man  die  in  ihm  ausgesprochene  Statthaftigkeit 
eiues  Niefsbrauchs  an  dem  Bruchteile  einer  Sache  für  selbstTerständlioh 
hielt.  Die  Vorschrift  des  §  982  über  die  Art  der  Kiutragung  des  Niefs- 
brauohs  an  einem  Gmudstücke  blieb  unbeanstandet  Entsprechend  den 
für  das  Eigentum  an  Gruudstucken  und  für  Grunddienstbarkeiten  be- 
sohloisenen  Vorachnften  der  §§  87 la  und  969a  (vergL  den  Torigen 
Band  8.  679  und  oben  8«  216)  wurde  auch  eine  TabularersitzunU 
des  Niefsbrauchs  an  GrundstückeD  anerkannt ,  dabei  aber  die  Zlii| 
sammenfassung  aller  dieser  Einzelvorschritten  su  einer  allgemeinen  Vor< 
schritt  in  Ausgeht  genommen.  Diese  allgemeine  Yorscbnft  ist  inz wische 
von  der  Redaktionskommission  formuliert  worden*  (Vergl.  den  §  S42 
in    der  Anmerkung    au     §    982    der   Zusammeu Stellung«)     Die    in    §    91 


Zweiter  Titel 

Niefabrsticb, 
I.     Kiefsbraucli  an  Sacb«!]. 
§  900.     Eine  Sache  kann    in    der  Weise  belastet  werden,    daft    ein    auderer  ala 
Ki^ttutÜmer  berechtigt  tst,   die   Nutaangea  der  Sache  au  xtehen.     (NteHibraucb.) 

Der  Nie&braach  kwstu  durch  dea  AmschltLr«  eit>aelii«r  Nataangen  bescbHLukt  werdii 
§  981  gestrkfaou. 

§  988.     Wird  der  Nietsbraucb  an  einem  Gmudälücke  bestellt^  ao  kaDZi  bei  de 
tragung  in  das  Grundbuch  zur  nfiheren   Bez.eichDung  des  Inbalta  des  Bechtes  auf  die  ] 
tragangsbewilligung  Besug  genommen  werden. 

Anmarkung.     AU  §  84&a  wird  folgende  Vorachrift  eingestellte 

Wer  als  Elgeut&mer   eines  Grundstücks   Im  Oruudbucb    «iugetrageii  ist,    ohne 
er  das  Eigentum    erlangt    hat^    erwirbt    das  Eigentum,    wenn    die  Ktutragung  dreifi 
Jabre  bestanden  und  er  während  dieser  Zelt  das  Grundstock  im  Eigenbesitse  g«faa 
hat.     Die  dreifäiigjEhrige  Frist    wird    in    derselben  Weise  berechnet  wie  die  Friat 
die  Ersitaung    einer    beweglichen  Sache.      Der  Lauf   der  Frist,  ist    gt^hemmt ,    aola 
eiu  Wider»pruch  gegmi  die  Richtigkeit  der  Eintragung  im  Gruudboefa  einget] 

Diese  Voracbriften  finden  entsprechende  Anwendung^  wenn  für  jemand  ein  ifa 
austebendes  anderes  Kecht  im  Grundbuch  eingetragen  ist«  das  3R um  Besitze  de«  j 
atOicks    berechtigt    oder    deasen  Ausübung    nach    den    für    den  Besita    gelteuden 
Schriften  geacbütat  uU     Ffir  den  Rang    des  Rechtea   ist    die  Eintragung  mafsgeb 
§  9SSa<     Uit  dem  Ktefsbrauch    an    einem  Grundstück  erlangt  der  Niefabraucher 
Niefsbraach  ao  dem  Zubehöre    nach   den    fUr    den  Erwerb  des  EigeDtuniä    gelteudeti  Va 
achrifteu  des  §  868  a. 

§  98S.  Zur  Bestellung  des  NIersbrmacbs  an  einer  beweglichen  Sache  tat  erforderlich, 
dafs  der  Eigentümer  die  Baehe  dem  Erwerber  QbergiebC  und  dafs  beide  darüber  einig 
sind,  dafs  diesem  der  Niefsbraucb  auateben  soll.  Die  Vorschriflen  des  §  874  8ata  S  und 
der  §§  874  a  bis  880  finden  entsprechende  Anwendung ;  in  den  Fielen  des  §  878  tritt 
an  die  8 teile  des  Erlöscbeos  des  Hechtes  eiues  Dritten  die  Wirkung,  dafs  der  liliefsbnuidi 
dein  Rechte  vorgebt. 

§  983  a.  Der  Niefsbrancb  au  einer  beweglichen  Sache  kann  durch  Ersitsung  erworben 
werden.  Die  fSr  den  Erwerb  des  Eigentums  durch  Ersitiung  geltenden  Voncbrifltt 
finden  entsprechende  Anwendung.  J 

§  983  b.  (99S  Aba.  1  Sats  1.)  Der  Nief^hraacber  kajin  den  Zustand  d«r  SM&b«  mm 
seine  Kosten  feststellen  lassan*     Da«  gleiche  Recht  steht  dem  Besteller  am.  ^ 

Anmerkung.  Die  Voracbrifteu  des  §  99S  Abs.  1  Sats  t,  Abs,  S  des  Bntw«  M 
aind  in  der  Voraussetaung  gestrichen  worden,  dafs  sie  tu  das  für  erforderlioli  erachtate 
Reichsgeseti  über  die  Angelegenheiten  der  fVeiwilligen  Gerichtsbarkeit  aufgeuümuieQ  werdasu 
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Abi.  I  aii%Mt«llieB  BrfordeniiBse  der  rechtsgesehSftliehen  BegHlndong 
dtt  Nieftbran^ht  «a  fliner  beweglichen  Sache  wurden  saohlich  gebilligt. 
Der  Abt.  2  erkUbrt  gewisae  auf  die  EigentamBÜberiragang  beiügliche 
Yenehriften  für  entepreoheDd  anwendbar.  Die  KommiBsion  stiinmte 
dieser  Yerweiaang,  Bowmt  sie  nieht  daroh  Streichung  der  angezogenen 
Yoiiohxillen  erledigt  war,  eachlieh  an,  beschlofB  aber,  abweichend  vom 
Bat  warf,  auch  die  in  den  §{  877 — 860  enthaltenen  BcBtimmungen  über 
iim  EigentamBerwerb  durch  den  gutglftubigen  Erwerber  auf  den  Erwerb 
des  NiaCibrmoohs  an  einer  beweglichen  Sache  für  entsprechend  anwendbar 
sa  «lidäreD«  Sie  hielt  den  g^^n  die  entBpreehende  Anwendung  in  den 
MetiTan  geltend  gemachten  Grund,  dafB  die  fraglichen  BoBtimmnngen  nur 
im  YeriwhrBintereBBe  gegeben  und  deehalb  auf  die  Niefsbrauchsbestellung 
aieht  aussadehnen  seien,  weil  diese  kein  YerkehrBgeschäft  sei,  nicht  fdr 
itiehhaltig.  Namentlich  aber  erschien  proklisch  bedenklich,  dafs  nach 
dem  Entwurf  bei  der  Bestellung  des  Niefsbrauchs  an  einem  GmndBtücke 
dareh  einen  als  Eigentümer  eingetragenen  Nichteigentümer  der  Erwerber 
iwar  gemÜB  §  837  den  Niefsbracuh  an  dem  Grundstücke,  nicht  aber  an 
dem  etwaigen  Zubehör  erlangen  würde.  Ebenso  hielt  die  Kommission, 
im  OegenBati  aum  Entwarf,  durch  ein  praktisches  Bedürfbis  für  geboten, 
«ine  Eraitsuag  doB  NieüibrauchB  an  beweglichen  Sachen  anzulassen,  um 
dem  redliehen  Erwerber  eines  Niefsbrauchs  in  den  Fällen  Schutz  su  ge* 
wlhren,  in  denen  die  Sache  gestohlen,  Terloren  oder  auf  andere  Weise 
dem  Beaitaer  ohne  seinen  Willen  abhanden  gekommen  und  daher  nach 
§  879  der  Erwerb  des  Niefsbrauchs  nach  den  Grundsätaen  über  den  Erwerb 
im  guten  Glauben  ansgeschloBsen  ist. 

Die  Bestimmung  des  §  984  über   das  Recht   des  Niefsbrauches  zum 
Bssita   der  Sache  blieb   unangefochten.     Auch   die   auf  den   Niefsbrauch 


}  SeSe.  (993,  1042.)  Bei  dem  Niefsbrauch  an  einem  Inbegriffe  von  Gef^eastftoden 
Bod  der  NieDibnacher  und  der  Besteller  einander  verpflichtet,  aar  Aufnahme  eines  Ver- 
Mkbnisset  der  Gegenstände  mitsuwirken.  Das  Verzeichnis  ist  mit  der  Angabe  des  Tages 
4»  Auftiahmt  an  versehen  und  von  beiden  Teilen  zu  unterzeichnen ;  jeder  kann  ver- 
kagao,  daCi  die  Unterzeichnung  öffentlich  beglaubigt  wird.  Jeder  Teil  kann  auch  ver- 
isngtiL,  da(s  das  Verzeichnis  durch  die  zuständige  Behörde  oder  durch  einen  zuständigen 
Biüitcn  aufgenommen  wird.  Die  Kosten  sind  von  den\janigen  zu  tragen  und  vorzu« 
lehiefiMn,  welcher  die  Aufnahme  oder  die  Beglaubigung  verlangt. 

§  984.  (984,  991,  994  Satz  1.)  Der  Niefsbraucher  ist  zum  Besitze  der  Sache  be- 
rechtigt. 

Er  hat  bei  der  Ausfibung  des  Nutzungsrechts  die  bisherige  wirtschaftliche  Bestim- 
maag  der  Sache  aufrechtzuerhalten  und  nach  den  Regeln  einer  ordnungsmäfsigen  Wirt- 
schaft zu  verfahren. 

I  984a.  (989  Abs.  1,  994  Satz  8.)  Der  Niefsbraucher  Ist  nicht  berechtigt,  die 
Üaehe  umsngeatalten  oder  wesentlich  zu  verändern. 

Der  Niefsbraucher  eines  Grundstficks  darf  neue  Anlagen  zur  Gewinnung  von  Steinen, 
Kies,  Saad,  Lehm,  Tbon,  Mergel,  Torf  und  sonstigen  Bodenbestandteilen  errichten,  sofern 
zieht  dia  wirtschaftliche  Bestimmung  des  Grundstücks  dadurch  wesentlich  verändert  wird. 

§  f 84  b.  Ist  ein  Wald  Gegenstand  des  Niefsbrauchs ,  so  kann  sowohl  der  Besteller 
tb  dar  MIcAbraiicher  verlangen,  dafs  das  Mafs  der  Nutzung  und  die  Art  der  wirtschaft- 
liehen Behandlung  durch  einen  Wirtschaftsplan  festgestellt  wird.  Tritt  eine  erhebliche 
Aeadtraiig  der  Umstände  ein,  so  kann  jeder  Teil  eine  entsprechende  Aenderuug  des 
WjrtzAaftsyJaaa  verlangen. 

Die  Kostan  sind  von  jedem  Teile  zur  Hälfte  zu  tragen. 
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an  dem  Bniohteilo  einer  Sache  beziiglicben  Bestimm ujigeti  des  §  98&  er* 
fuhren  keine  sachliche  Aenderutig;  die  KedaktiooBkommisaioD«  veioher 
überlaisen  war,  den  Abs.  2  mit  dem  Abi.  1  EUiammensofaflaeDp  hat  diaee 
ZusamTneDfaeftung  für  unthunlioh  gehalten^  will  den  Aba*  2  aber  weg- 
lafleen^  weil  Bich  der  Inhalt  durch  Analogie  ergebe.  Der  §  986,  welcher 
den  Fall  des  Zusammentreffens  des  NiefabrauchB  mit  einem  anderen  Nalsungt- 
oder  Gebrauchsrecht  un  derselben  Sache  regelt,  wurde  mit  einer  dem  Be* 
■chloTa  zu  §  973  enttprechendea  Aenderung  beibehalten.  Im  §  987,  naoh 
welcbem  sich  der  Nicrsbrauch  an  einem  Grundatücke  auf  die  mit  dem 
Eigentum  an  dem  Grundatücke  Terbundenen  Vermögensrechte  eratreokt, 
erblickte  mau  eine  aelbttyerstandliche  Folgerung  aus  dem  Wesen  des  dioglicbea 
Kechti  und  strich  ihn  daher.  Neu  aufgenommen  wurde  eine  Bestimmung  über 
die  Kratr eckung  der  Bestellung  des  Niefsbrauchs  an  einem  Grundstücke 
auf  dessen  Zubehör;  man  erklärte  aus  den  gleichen  Gründen,  auf  denen 
die  auf  die  Auflassung  bezügliche  Vorschrift  des  §  86Sa  (vergl«  den 
vorigen  Band  S,  677,  679)  beruhte,  diese  Vorschrift  auf  die  Niefabrauch* 
beatellung  für  entsprechend  anwendbar.  H 

Der  Abs.  I  des  §  988  wurde  als  entbehrlich  gestrichenf  weil  sich^ 
der  in  ihm  auagesprocheoe  Fortbeitand  des  Niefsbrauchs  an  solchen  ge* 
trennten  Bestandteilen  der  belasteten  8aohe»  welche  nicht  £u  den  Früchteo 
gehören,  aus  §  898  und  §  988  Abs.  2  ableiten  lasse.  Der  Abs.  2  des 
§  988  ergäüzt  den  §  899,  nach  welchem  der  Niefsbraucher  an  den  ge- 
trennten Früchten  der  Sache  mit  der  Trennung  Eigentum  erwirbt,  in 
Bezug  auf  die  über  das  Mafs  ordentlicher  Wirtsohafl  hinaus  gesogenen 
Früchte,  iudem  er  einerseits  di#  Anwendbarkeit  dea  §  899  auch  auf  diese 
Früchte  klarstellt^  andererseits  aber  eine  VurpÜichtung  des  Niefsbraucher« 
AUTO  Ersatz  des  Wertes  solcher  Früchte  nach  Beendigung  des  NieCs- 
brauchs  und  zur  Sicherheitsleistung  lür  die  EiTüllung  der  Krsatzpflicht  bd> 
stimmt.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  wurdeu  you  der  Mehrheit  gebiUigt|H 
insbesondere  hielt  man  einem  abweicheu den  Antrag  gegenüber  die  unbedingt*^ 
Verpflichtung  zur  Sicherheitsleietung  zum  Schutze  des  Eigentümers  für  un- 
entbehrlich.  Der  Vorschlag,  den  Kiefsbraucher  eines  Waldes  sum  Eraatso 
dee  Wertes  der  Ton  ihm  gezog^enen  Erzeugnisse  über  den  §  988  Abu,  :2 
hinaus  insoweit  zu  yf-rpflichten,  als  durch  ihre  Trenoung  die  zukünftigen 
Erträge  oder  der  Stamiiiwert  des  Waldes  vermindert  werden,  wurde  ab* 
gelahnt;   man  nahm  an,   dafs  der  §  988  Abe*  2  auoh  in  der  Anwendung 


§  9U  vergL  §  1017  a,  J 

§  986  vergL  §  1013  a.  f 

§  987  getrieben. 

I  988.  D«r  Niefsbraacbsr  srwirbt  da»  Eigentain  tueh  an  soloben  FrüebUn ,  die  er 
den  Kegeln  einer  ordnungBiu&riigen  Wirtschaft  Kuwider  oder  deihalti  im  üebermaTse  geaogen 
bal«  weil  dies  infolge  «iues  beaoQder«»  Krei^uUse«  uotweDdig  geworden  Ut  Kr  isl  j«docli, 
imbeachadet  aeiuer  V^eraDtwortilchkek  für  ein  Verschiilden,  verpflichtet,  des  Wert,  welcben 
die&e  Früchte  lur  Zeit  der  Trenuiitig  batteu,  detu  ücdteller  bei  der  Beeadigaog  des  Ntel^ 
breuchs  zu  ersetzen  uud  fUr  die  Erfüll uug  dieaer  V^erpÜkbtung  äicfaerbelt  au  leiateti.  Die 
Ersatxpdjcht  tillt  weg,^  »uwoil  durch  den  Uberinüfsigiin  Fruchtbeaug  die  dem  NieCibraocber 
für  «toe  «pitere  Zeit  gebiibreadea  Katiuugeu   beetulrichtjgt  werden. 

Sowohl  der  Beateiler  als  der  Niejj»braucber   Iulüu  verlangen,    dafs  der  itt  «raeia«ode 
Batrag  aur  Wiederberitellnng  der  Sache  lueoweii  verwendet  wird  *  als  ea  eui«r 
KoiUlsigea  Wirtacbaft  «ut«prtctii. 
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ud  den.  Hiefotanaoh  aa  einan  Walde  zu  angemesaenen  Ergebnissen  fUure, 
irlhiead  der  Tonehlag  den  £igent1lmer  des  Waldes  einseitig  begünstige. 
Ilar  eine  BrgiaBong  erfbhr  der  Entwarf,  indem  man  dem  Besteller  des 
tritCslnraiieha  und  dem  NieTabraucber  das  Beeht  gab,  von  einander  sn  ver- 
kafen,  dafs  der  ra  ersetsende  Betrag  sur  Wiederherstellung  der  Saehe 
iaaoweit  Tenrendet  werde,  als  es  einer  ordnungsmäfsigen  Wirtschaft  ent- 
eprieht.  Man  ging  davon  aus,  dafs  die  Gewährung  dieses  Rechts  nam  ent- 
lieh ia  den  FÜen,  in  denen  eine  dbermäfsige  Trennung  Ton  Frachten 
daveh  einen  besonderen  umstand,  s.  B.  durch  Windbruch,  erforderlich 
weidai  durch  das  Interesse  beider  Teile  geboten  sei  und  dafs  andererseits 
d«r  Hielabrauoher  durch  die  sofortige  Verwendung  des  zu  ersetzenden 
Betrages  regelmäfsig  deshalb  nicht  benachteiligt  werde,  weil  er  ffir  den 
entgehenden  Zinsgenufs  durch  die  Erhöhung  des  Nutzungs wertes  des 
€raBdat&ekes  entsohAdigt  werde.  Der  Abs.  8  des  §  988,  welcher  eine 
Sehadensersatspflieht  des  Niefsbrauchers  wegen  Yersohuldens  vorbehält, 
blieb  unangefochten.  Ebenso  wurde  die  Vorschrift  dea  §  989.  Abs.  1 
8ats  1  Aber  das  Recht  des  Niefsbrauchers  eines  Grundstücks,  zur  Ge- 
winnasg  von  Bodenbestandteilen  neue  Anlagen  zu  errichten,  gebilligt. 
Dsr  2.  Satz  des  Abs.  1  wurde  als  neben  §  793  des  Eintührungsgesetzes 
entbehrlich  gestrichen.  In  §  990,  welcher  ein  Recht  des  Niefsbrauchers 
an  einem  in  der  belasteten  Sache  gefundenen  Schatze  verneint,  wurde 
Sau  1  weggelassen,  weil  sich  sein  Inhalt  aus  §  928  ergiebt,  Satz  2  da- 
gegen  der  Deutlichkeit  wegen  beibehalten. 

In  den  §§  991  ff.  geht  der  Entwurf  davon  aus,  dafs  mit  der  Be- 
gründong  des  Nießbrauchs  kraft  Gesetzes  zwischen  dem  Niefsbraucher 
md  dem  Eigentümer  der  belasteten  Sache  ein  Schuldverhältnis 
entsteht.  Dementsprechead  regelt  er  auch  beim  Pfandrecht  an  beweg- 
lichen Sachen  ein  gesetzliches  Schuldverhältnis  des  Pfandgläubigers  zum 
Bigentümer  des  Pfandes.  Die  Kommission  hat  bei  der  Beratung  des 
P&ndrechts  an  beweglichen  Sachen  diese  Grundaaffassung  des  Entwurfs 
tos  später  mitzuteilenden  Gründen  verworfen  und  bcBchlosBCD,  statt  der 
Yerschriften  über  das  bezeichnete  gesetzliche  Sohuldverhältnis  Bestimmungen 
aber  das  Schuldverhältnis  des  Pfandgläubigers  zum  Verpfänder  auf- 
sonehmen.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Beschlufs  hat  die  Redaktions- 
kommission in  der  unten  mitgeteilten  Fassung  der  hier  fraglichen  Yor- 
lehriften  an  die  Stelle  des  Eigentümers  der  belasteten  Sache  den  Be- 
iteller  des  Niefsbrauchs  gesetzt.      Die  §§  991,  994 — 999  werden  sachlich 

§  989  vergl.  §  984  a  Abs.  2. 

§  990.     Du  Recht  des  Niefsbraachers  erstreckt  sich  nicht  aaf  den  Anteil  des  Eigen- 
tiaers  an  einem  Schatse,  der  in  der  Sache  gefunden  wird. 

§  991  vergl.  §  984  Abs.  2,  §  997  Satz  1,  §  1007  Abs.  1. 

i  992  Targl.  §  988  b. 

I  998  Tergl.  |  988  c. 

I  994  Tergl.  §  984  Abs.  2,  §  984  a  Abs.   1. 

I  995  gestrichen. 

§  998  vergl.  |  997  a. 

I  997.     (991,  997,  998  Abs.  1.)     Der  Nielsbrancher  hat  für  die  Erhaltung  der  Sache 
ia  ihrem  wirtschaftlichen  Bestände  sa   sorgen.     Ansbesaerangen   nnd  Ernenerangen  liegen 
ihm  oar  insoweit  ob,  als  sie  sa  der  gewöhnlichen  Unterhaltung  der  Sache  gehören. 
Mtts  roiff«  BS.  TU  (Lxn).  2  5 
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gebilligt.     Die  EedaktioDskommissioD  hat  den  §  99&  als  neben  §  904  8ais  * 
entbebrlioh  weggelaHeeo.     Bine  Ergänzung  erfulir  der  £utwurf   durch  di#J 
Yorsobrift,   data    bei    dem    Niefs brauch    an    einem  Walde    sowohl  der  Be*j 
stell  er    als    der  Niefsbraucher   die  Fefltstellung   des    Mafses    der   Nutzung] 
und    der    Art    der  wirtdchaftliohen    Behandlung    durch    einen  Wirtachafts*] 
plan  und  im  Falle  erheblicher  Aenderuog  der  Umstände  eine  entsprechendt 
Aenderung  des  Wirtschaf teplao es  yerlangen  kann.     Die  Vorschrift  ersohietkfj 
sowohl    im  Interesse    der   Forstkultur   wie    der    Beteiligteu    geboten.     Da] 
diese  von  der  Aufstellung    und   Berechtigung  des  Wirtschaftsplans   gleich-  [ 
mäfsig  Vorteil  haben,  hielt  man   für  angemessen,  ihnen  die  Kosten  je  zur] 
Hälfte  aufeuerlegeo»     Die  Beatimmun  gen  dea  §  992  über  die  Feststellung 
des    Zustandes    der   belasteten    Saohe    durch    Sachvers Ländige    wurden    ge-- 
billigty    die    Verfahren sYorschriften   des    Abs.     1    Satz    2  und    des    Abs,  ^ 
jedoch  in  das  in   Aussicht    genommene  Keichsgesetz    über    die  Angelegen- 
heiten    der    freiwilligen    Gerichtsbarkeit    verwiesen.       Der    §  99S    Satf   I 
Terpiichtet  hei  dem  Nicfsbrauch  an  einem  Inbegriff  Yon  Vermögens  gegen* 
ständen    den    Niefsbraucher  zur    Mitteilung    eines    yon    ihm    aufge- 
nommenen, mit  seiner  ünterechrift  und  dem  Datum  Tersehenen  Verseieh*  , 
nisses  der  einzelnen    Gegenstände  an  den  Eigentümer  und  gicbt  in  8at8  1 


§d97a.     (996,  9 9d  Ab«.  2.)     Wird    sine   aufsergewöbnUche  AuibssseraDg   oder  KH 
nsnerußg  der  Sache  erforderUch  oder  wird  die  Such«  xer^tdrt  oder  beHchldigl  oder  msfliln 
»ich  ein  EMttör  ein  Recht  nn  der  Siiohe  aU|  so  hat  der  NiefabrAticfaer  dem  Besteller  untsr« 
ztiglk'h  Anzeige  zu  machen. 

§  998  vergl.  §§  991,   997»,  999». 

§  999,     (999  Abu.   l  )     Kimmt  der  Niersbrftuclier  eines  OmadMÜcks  eine  erforderlicli 
gewordene    anisflrgewöfanlirhe    Auibessernog    oder    Emeoerong   selbst    vor,    so    d^rf  er  t^A 
derselben  innerhalb  der  Grenzen  einer  ordnaog»mftrsigou  Wirtschsffc  auch  BestADdteile  des^J 
6rand«tiicka  verwenden,  welche  nicht  su  den  ihm  gebührenden  FHlchtea  geboren, 

§  999*,  4,908  Abs.  2^  999  Abs,  3.)  Nimmt  der  Nicfftbrttucher  eine  erforderticll 
gewordene  Aasbeüserung  oder  Emeaerang  der  Sache  nicht  selbst  vor,  so  hat  er  demi 
Besteller  die  Vornahme  zu  gestatten.  Bei  dem  Nief^brauch  an  einem  Grundstüi^ke  kAoii 
der  Besteller  verlaugen,  daf^  ihm  teu  der  Ausbesserang  oder  Ernenerung  die  Verweodnng^J 
der  im  §  999  bezolchiiotea  Bodtnbe>taiidteile  gestattet  wird. 

§  999  b.     (1001,  1003  Nr.  4)     Der  Niefsbraucher  hftt  für  die  Dauer  de»  Nief»br«achi  j 
die  Seche  gegen  Feuersgefahr  und  sonstige  UnflLlte  auf  seine  Konten    unter  Versicherunii^ 
zu  bringen,    wenn    die  Versicherung    einer    ordntingam&fsigen  Wirt»cb«ft  entspricht.     Die 
Versicherang  ij»t  ao  la  Dehmeo,  dafs  der  Ausspruch  aus  derselben  nicht  ohne  den  Bestellet 
geltend   gemacht  werden  kenn. 

ist  die  Seche  bereits  versichert,    so  fallen  die  filr  die  Versicherung  zu  entrichtendeo^ 
Beitrige    nnd    Prämien    dem    Niefi^braucher    für    die  Dauer    des    NiefsbrAachs    zur    Le»t, 
soweit  er  tm  Versicherung  verpflichtet  gewesen   sein  würde. 

§  999  c.  (1002.)  Tritt  ein  die  Zehlunggpflicht  de*  Versicherers  begründender  ÜnfeU 
ein,  so  steht  dem  Nierabrancher  der  Niefsbreach  an  dem  Anspruch  auf  die  Versicbenuigs- 
snmme  nach  den  für  den  Niefsbrauch  eo  einer  auf  Zinsen  aosätehenden  Forderung  gelten* 
den  Vorschriften  zu. 

Sowohl  der  Besteller  eis  der  Niefsbraucher  kann  verlangen  ,  dafs  die  Versichern ngs* 
fumme  aur  Wiederherstellang  der  Sache  oder  zur  BeschafTung  eines  Eneties  insoweli 
verwendet  wird,  eis  es  einer  ordnangsmftfsigtin  Wirtscheft  entsprichL  Der  Besteller  keao 
die  Verwendung  selbst  besorgen  oder  dem  Nlefsbraucber  überlessen. 

§  999 d.  (1003  Nr.  1  — B.)  Der  Niefsbreacher  t!»t  dem  Besteller  gegenüber  ver- 
pflichtet, für  die  Dauer  des  Niefsbreachs  die  «u(  der  Sache  ruhenden  öffentlichen  Leslen 
mit  Ansschlnfs  der  euCserordent liehen  besten,  welche  eis  auf  den  Stemmwert  der  Sech« 
gelegt  anzusehen  sind,  sowie  diejenigen  privetrecbtlicheo  Lesten  %a  tregen,  welche  bereite 
zur  Zeit  der  Bestellung  des  Nieföbreuchs  auf  der  Seche  hefteten,  insbesondere  die  Zinien 
der  Hjpothekeaforderungen  und  Grundachulden. 
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anr  diMMii  das  Beoht,  öflfanüiohe  Beglaubigung  des  Yerieiohnittss  auf 
■eine  Koeten  au  Terlangen.  Naoh  dem  Besohlafs  der  KommisfioB  soUeu 
der  Kefrliranolier  und  der  Eigentümer  des  belasteten  InbegrifEs  einander 
Terpfliehlet  sein,  sur  Aufnahme  eines  Verzeichnisses  mitzuwirken,  und 
jeder  Teil  soll  die  5£fentliehe  Beglaubigung  rerlangen  können.  Diese 
AenderuBg  erschien  im  Interesse  des  Nieüsbrauohers  notwendig.  Sodann 
wurde  beiden  Teilen  das  fernere  Becht  beigelegt,  lu  Terlangen,  daüs  das 
Yeneiehnie  durch  die  inständige  Behörde  oder  durch  einen  anständigen 
Beamten  aufgenommen  wird.  Der  Bntwurf  giebt  dieses  Becht  im 
S  1043  beim  Nielsbrauch  an  einem  Yermögen  dem  Eigentümer  allein. 
Schon  wegen  der  Schwierigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  einem  solchen 
Ntelsbrauch  und  dem  in  §  993  behandelten  Niefsbrauch  an  einem  Inbe- 
gnif  Ton  Yermögensgegenständen  erschien  es  ratsam ,  die  Bestimmung 
des  %  1042  hierher  zu  ftbertragen. 

Der   %  1000,   welcher  den    Niefsbrauch   an    einem  Qrandst&ck    samt 
laventar  betrifft,   wurde  in  Satz  2  dahin  rerdeutlicht,   dafs  sich  die  Ver- 
pflichtung des  Niefsbranehers   zum  Ersatz   abgehender  luTcntarstücke  nnr 
auf  den   gewöhnlichen  Abgang   bezieht,   und   erhielt   femer    den  Zasatz, 
dab»   wenn  der  NiefBbraucher  das  Inrentar  zum  Schätzuogswerte  mit  der 
Yerpflichtung  übernommen  hat,    es   bei    der  Beendigung  des  NierSsbrauchs 
zum  Schätzungswerte   ZDrückzugewähren,    die  Vorschriften    der   §§    Ö8öb, 
535e  (der  Bd.  LIX  S.  568  mitgeteilten  Zusammenstellung)   entsprechende 
Anwendung  finden.     Der  §  1000  verpflichtet  den  Niefsbraucher  der  Begel 
nach  nur  insoweit,  die  belastete  Sache  zu  Gunsten  des  Eigentümers  unter 
Yersicherung  zu  bringen,  als  es  Ton  Seiten  eines  ordentlichen  Hausraters 
m   geachehen   pflegt,   oder,    wie   statt  dessen    im    Sinne   der   2.  Lesung 
gesagt  werden  soll,  als  die  Versicherung  einer  ordnungsmäfsigen  Wirtschaft 
entspricht;  nur  bei  dem  Niefsbrauch  an  einem  Gebäude  soll  die  Yerpflich- 
tong   des  Niefsbranehers,    es    gegen  Feuersgefahr    unter    Versicherung    zu 
bringen,     unabhängig     yon    der     bezeichneten     Voranssetzung     bestehen. 
Die    Kommission    besohlofs,     auch    diese  Yerp flichtung  des  Niefsbranehers 
dnrch    die     gleiche    Yoraussetzung     zu    beschränken,    weil    keineswegs 
lUe  Gebäude,    namentlich    nicht    alle   Nebengebäude    gegen    Feuersgefahr 
Tsraichert    zu  werden  pflegten  und    daher  die   unbedingte  Versicherungs- 
pflicht   des     Nieffibrauchers    mit    der     aus     ihr     folgenden    Ersatzpflicht 
ra   unbilliger    Härte    führen     könnte.       Nach    Satz     3     des    §     1001    ist 
die   Yersicherung    so   zu   bewirken ,    dafs   dem  Eigentümer   der    Anspruch 
ans  der  Yersicherung    zusteht.     Die  Kommission    war   der   Ansicht,    dafs 
dsm  Interesse   des  Bestellers    auch  durch   eine  auf  den  Namen  des  Niefs- 


§  1000.  Ist  ein  Orandstück  samt  Inventar  Gegenstand  des  Niefftbraachs,  so  kann 
der  Kicfsbraocber  fiber  einzelne  Stücke  des  Inventars  innerhalb  der  Grenzen  einer  ord- 
Bugsmilsigeo  Wirtschaft  verfQgen.  Er  hat  für  den  gewöhnlichen  Abgang  sowie  für  die 
oacb  den  Regeln  einer  ordnnngsm&rsigen  Wirtschaft  aoszoscheidenden  Stücke  Ersatz  zu 
beschaffen;  die  von  ihm  angeschafften  Stücke  werden  mit  der  Einverleibung  in  das  In- 
TtDtar  Eigentum  desjenigen^  welchem  das  Inventar  gehört. 

Hat  der  Niefsbraucher  das  Inventar  zum  Schätzungswerte  mit  der  Verpflichtung  über- 
noameo,  es  b«i  der  Beendigung  des  Niefsbrauchs  zum  Schätzungswerte  zurückzugewähren, 
w  Soden  die  Vorschriften  der  §§  5S5  b,  535  c  entsprechende  Anwendung. 

I  1001  vergl.  §  999  b  Abs.  1 
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brauoherd    geDommene    Versicherung   dano     genügt     werde,     wenn     dabei 
aud bedungen  werde,   dafs  der  Anspruch  aus  der  Vertioherung   nioht  ohne 
den    Besteller   geltend    gemacht    werden     könne.      Die    Yartohriflen    des 
§    1002  über  die  Rechte    des  NiefsbraucherB  bezüglich   des   Anspruch«    i 
die  Versichemngsgelder  und  sein  und  des  Eigentümers  Recht  in  Bezug  i 
die  Verwendung  dieser  Gelder  erfuhren  keine  aachliche  Aenderung.     Ebenst] 
blieb  der  §   1003,   welcher   die  Verpflichtung  des  Niefebrauchers  gegenüber) 
dem    Eigentümer    zur    Tragung     gewisser    Lasten     regelt,     unbeanstandet  [ 
Der  auf  die  Ansprüche  des  Eigentümers  während  des  Bestehens  des  Nieff> 
brauch»   bezügliche    §    1004    wurde    durch    eine   dem    §    51 6a    (der  Band 
LIX     S.    652    mitgeteilten    Zusammen  Stellung)     entaprecbende    Vorechrth 
ereetst,    durch  welche  das  Klagerecht  des  Eigentümers   im  Falle  unrecht« 
mäfsigen  Oebraucha  der  Sache  vnn    der  trete  Abmahnung   erfolgten  Fort« 
fetzuog     des    Gebrauchs    abhängig     gemacht  wird;    im    übrigen     ersohieo 
der  Inhalt  des  §    1004  •elb&tTerständlich* 

Die  Bestimmung  des  §  1005  über  die  Verpflichtung  des  Niefsb rauohers 
jur  Sioherheitöleistung  blieb  unangefochten.  Der  §  1006  giebt  dem] 
Eigentümer  der  belasteten  Sache  das  Reoht^  die  üebertragung  der  Niefs* 
brauch sausübung  auf  einen  gerichtlich  bestellten  Verwalter  2u  verlangen, 
erstens  dannj  wenn  der  Niefi^ braucher  nicht  innerhalb  einer  gerichüich 
bestimmten  Frist  Sicherheit  leistet,  ferner  dann,  wenn  derselbe  die  iba 
obliegenden  Verpflichtungen  in  erheblichem  MaTse  verlettt.  Die  letztere 
Voraussetzung  wurde  entsprechend  dem  zu  §  1004  gefafsten  Beschlusse 
dahin  geändert  ^  dafa  der  Niefabraucher  sein  die  Rechte  des  Bestellers 
erfaebUoh  verletzendes  Verhalten  ungeachtet  einer  Abrechnung  des  BesteUers 
fortseist.      Im    Uebrigen    wurde    der  §  1006    sachlich    beibehalten.       Der 

g  1002  Yergl.  %  999«. 

I  1003  yetgL  §  999  b  Abs.  %  999  d. 

§  1003  &.     (10 10.)     MAcbt  d«r  Ntefsbrftucher  VerweadaDgea  aaf  die  äAche,  so  bestia 
»ich  die  Ers&Upäicbt  de»  BestoUers  Ra«h  den  Vorschriften  über  die  QeschäfkafHhraog  i 
Aarinig.     Für  die  Dftiier  des  NJefibraucb»    kaaa    der  Nier^braaclier  Zinsen   des  von  ihoi 
Anfgewendeten  Geide«  nicht  verlftogeo.     Daj  Becht  zur  Wegnahme  einer  Eiorichtunj^  steht 
dem  Nietäbriiuch«r  m  dem  für  den  Mieter  im  §  614  Abs,  %  bestimmten  Umf&OKe  in. 

§  lÜOSb.  (1007  Abs.  1)  Ver&nderutifceo  oder  VerschUcbtemngen  der  Sache,  wetch« 
durch  die  cirdnungstnifsig«  Ausübung  des  Niefabraachs  herbeigeführt  werden  ^  »od  voo 
dem  Niersbraucher  nicht  lu  vertreten. 

§  lOOSc,  (lOOfi,  1006)  Wird  durch  dms  Verholten  des  Nier^b rauch ers  die  BesorgnU 
einer  VerteCsung  der  Rechle  des  Beatetiers  bef^rÜndet  ^  so  kann  der  Besteller  Sicherbeitt' 
leistnng  verlangen.  Auf  Antrag  des  Bestellers  hM  das  Gericht  für  die  SioherheiUlebtoag 
eine  Kri»t  an  bestimmen. 

Leistet  der  Niefsbraucher  dis  Sicherheit  nioht  innerhalb  der  be«timmi«n  Frist,  ad 
kann  der  Besteller  veriangeot  daTs  die  Ausübung  des  Niersbraucbs  für  Rechnung  des  NIett* 
brauchen  einem  von  dem  Gerichte  lu  bestellenden  Verfralter  übertragen  wird.  Der  Ver- 
walter steht  unter  der  Aufflicht  des  Gerichts  wie  ein  für  die  Zwangsverwaltung  «ine« 
Omndstflcka  bestellter  Verwalter.  Vorwalter  kann  auch  der  Besteller  des  Ntefsbraachs  »ein. 

Die  Verwaltung  ist  aufsubeben,  wenn  die  Sicherheit  nachtriglicb  geleistet  wird. 

§  1004^  Macht  der  Niefübrattcher  einen  Gebrauch  von  der  Sache  ,  «a  dem  er 
befogt  ist,  9«  kann  der  Besteller  auf  Unterlassang  klagen,  wenn  der  Gebrauch  ang« 
einer  Abmabnnng  fortgesetxt  wird. 

§  1006  vergL  §  lOOSc 

%  1006.  (10O6  Ab«.  1.)  Verlettt  der  Nlersbraucbar  die  Rechte  des  Bestellers  in 
erheblichem  MaUe  und  »etat  er  das  verletaende  Verb  alten  ungeachtet  einer  AbmahDung 
dei  Bestellers  fort,  «o  kann  der  BesteUer  die  Anordnaug  einer  Verwaltung  nach  §  l<K)i  c 
Abs.  S  verlangen. 
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§  1007,  waleber  die  Baekgewabr  der  beliisteten  Sache  nach  der  Beendi^n^ 
dm  ISi^Ctbraucha  betrifft,  blieb  sachlich  uDbean  stand  et.  Nach  §  1008 
iadeo  im  Full  der  Becndi^ang  desNieftbrauchi  au  einem  rom  Ifieribrnuoher 
Termitflaten  oder  verpachte ten  OrundBtiiciE:  die  auf  die  Yeräufseruag  eines 
▼•nBietetesi  oder  verpachteten  Grundstücks  bezüglichen  Yorgchriften  der 
II  509 — 51 2,  632,  537  entsprechende  Anwendung.  Nachdem  diese  Yor- 
iClinlt^ii  aul  de?  Grundlage  des  Satzes  ,,Kauf  bricht  nicht  Miete*'  umgestaltet 
warden  waren,  kannte  eine  uoTe ränderte  entsprechende  Anwendung  derselben 
mal  drii  hier  yorliegenden  Fall  nioht  mehr  in  Frage  kommen,  da  danach  der 
Slgctttiimer  aii  den  Tom  Niefsbraucher  geschlossenen  Mietvertrag  für  die 
jM9e  DiMier  desselben  gebuoden  sein  würde.  Dagegen  erschien  es  durch 
im  IntttieaBe  dea  Niefibrauobi^rs  und  des  Mieters  geboten  und  mit  der 
Biifcneht  auf  den  Eigentümer  wohl  verträglich,  diesen  für  die  Bauer  der 
gtMililieben  Kündigungsfrist  an  den  Mitvertrag  zu  binden  und  ihm  abo 
atir  das  Recht  zur  Kündigung  des  Yartrages  unter  Einhaltung  jener  Frist 
«ULSttriomeo.  Auch  dam  Mieter  ein  gleiches  Kündigungsrecht  zu  geben 
kMl  dia  Mehrheit  nicht  für  gerechtfertigt.  Um  dem  Mieter  jedoch  die 
MdgUefakeit  zu  gewahren,  eich  über  die  Fortdauer  des  Yertrages  Gewifs* 
Ml  sm  Ter^chaffeD,  legte  man  ihm  das  Hecht  bei,  dem  Eigentumer  eine 
Kai  zur  Erkllrung  mit  der  Wirkung  zu  bestimmen»  dafs  beim  Sehweigen 
dti  Eigentümers  des«en  Kündigung« recht  erlösche.  Zum  Schutze  des 
Micftef»  gegen  Kollusion  des  Niefs brauchers  mit  dem  Eigentümer  wurde 
aftdlii^  die  Yorschhft  aufganommen,  dafs  im  Falle  der  Beendigung  dbs 
KiaJabrauahs  durch  Verzicht  des  Niefs  brauchen  der  Eigentümer  erst  tob 
dMi  Zeitpunkte  an  kündigen  kann,  in  welchem  der  Niefsbrauch  ohne  den 
Totlaht  erloschen  sein  würde.  Der  §  1009,  welcher  den  Anspruch  des 
Siafiliraucbers  auf  Ersatz  Ton  Besteilungskosten  regelt «  wurde  nicht 
biaiiiifelt,  konnte  jedoch  durch  Yerweisung  auf  den  dem  §  1009  naoh- 
galHMfiii,  neu  aufgenommenen  §  5 4 da  (der  Bd  LIJC  B.  565  mitgeteilten 
ShMSAttantteUuiig)  eraeti£t    werden.     Nach  §  1010    Abs,   1    soll    sich    der 


I  1007.  (991t  1007,  1009J  Der  Nifilsbraacfaer  ist  verpäkbtet,  die  Sache  OAcb  der 
Httndifitag  dce  Nlefsbr&ncbs  dem  Besteller  surUck zugeben. 

Biti  dem  Niersbraoch  aa  einem  UodwjrUcbal'lXJcbeii  QruudfltQeke  ßodoti  die  Vckr« 
f^rtltoB  d«r  §1  545,  bibm,  bei  dem  Niersbrvocb  sd  elDeni  Landgcte  die  VonebHfkso 
lee  I  aaf  eatspreebende  AnwendaDg, 

I  1009  Lsl  ein  Oranditück  von  dem  Niefsbrsaclier  aber  die  Dsuer  det  Kieribraacfaft 
klsaas  irennletet  oder  verpftchtet«  io  finden  nscb  der  Beendigan^  de«  Nief»br»iicbs  die 
fir  des  Fall  der  Vertaltenuig  Reitenden  Vorscbriften  der  §§  530  a,  530  b  des  §  SSO  c 
Im  I   und    d«r  §§  5S0d  bis  530  f,  53Di  entsprechende  Anwendung, 

Dar  Bestalter  ist  jedoch  berechtigt  da«  Hiet^  und  Pacht  Verhältnis  unter  Kinbaltttag 
der  gaaatalleheo  KQndigitDgsfrift  zu  kundigen.  D^t  Mieter  oder  der  Pachter  kann  den 
BtrtaUer  uuter  Bestimmung  einer  angemessenen  Frist  lur  Erklfiraug  darüber  aulTordern, 
o^  «r  von  dem  KÜndigungsrecbte  Gebrauch  machen  wolle.  Die  Küiidigang  ist  au»gt- 
srklfti»tii,  wenn  sie  nicht  innerhalb  der  Frist  erfolgt,  Ist  der  Nieüb rauch  infolge  Ver- 
liiils  4m  Niefsbraacbers  erloschen,  so  ka^o  der  Besteller  erst  von  dem  JiSeitpwnkt  an 
liedligiii^  in  welchem  der  Nieisbraach  ohne  den  Versieht  erlosch ea  sein  würde. 

I   1009  TerfL  §  10O7  Abs.  2. 

I  1010  Targl    g  1008  a. 

I  1010  ft.  Die  Ersataansprüche  des  Bestellers  wegen  Verleide  mögen  oder  Verschlechte- 
twMßim  4m  fiaebe  sowia  die  Ansprüche  des  Niefsbrancbers  auf  Ersatz  von  Verwendungen 
siif  mi  QtSJSttnnc  der  Wegnahme  einer  Einrichtung  verjähren  in  sechs  Monaten.  Die 
ftffOraaf  b«fiaot  nach  Mafsgabe  des  §  620  b  Sati  S. 
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£r§atz  an  Spruch  des  NiefibrAuchers  wagen  YdrweoduDgeD,  die  er  über  du 
Mafi  Beicer  Yerpfliohtung  hinaus  gemacht  hat,  nach  den  Vortchnften 
b^fttimmen^  die  für  den  firBaUanspruoh  des  Besitsers  gegen  den  Eigen- 
tümer gellen  (§g  936  ff.).  Diese  Vorschriften  erschienen ,  nachdem 
in  zweiter  Lesung  ein  unbedingter  Ersatzanspruch  des  Besitz ers  wegen 
notwendiger  Verweaduogen  anerkannt  worden  war,  hier  nicht  mehr  an* 
wendbar,  weil  man  annahm,  dafs  notwendige  Verwendungen  des  Niefs- 
braucherä  bei  langer  Dauer  des  Niefsbrauchs  regelmäfeig  im  alleinigen 
Interesse  des  Niefeibrauchers  gemacht  sind  und  dem  Eigentümer  nicht  sn 
gute  kommen.  Man  gab  daher  dem  Niefsbraucher  einen  Ersatzansprach 
nur  nach  den  Vorschriften  über  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  und  auch 
diesen  mit  der  Ausnabnie,  dafs  der  Niefsbraucher  für  die  Dauer  des  Niefs- 
brauche  Zinsen  des  Ton  ihm  aufgewendeten  Geldes  nicht  soll  Terlangen 
können,  und  aufserdem  ein  dem  in  §  514  bestimmten  Rechte  dee  Mieters 
entsprechendes  Recht  zur  Wegnahme  einer  vor  ihm  gemachten  Ein* 
richtung.  Die  gegenseitigen  ErBatzansprüche  des  Niefsbraucher«  und  des 
Eigentümers  wurden  ebenso  wie  die  des  Mieters  und  des  Vormieten 
einer  kurzen   Verjährung  unterworfen. 

Nach  §  1011  Abs.  1  kann  der  Niefsbrauch  veräuftert  und  belastet 
werden.  Obwuhl  der  Standpunkt  des  Entwurfs  lebhaft  Terteidigt  wurde, 
entschied  sich  die  Mehrheit  dafür,  die  Uebertraguog  des  Niefsbraucht 
auszuschliefaen  und  nur  die  Ueberlassung  der  Ausübung  an  einen  andertb 
zuzulassen.  Sie  ging  davon  au»^  dafs  in  den  praktisch  fast  allein  in  fie> 
tracht  kommenden  Fällen  eines  rechtsgesohaftlich  begründeten  Niefi* 
brauchs,  nämlich  in  den  Fällen  des  testamentarisch  angeordneten  Niefs* 
brauchs  des  überlebenden  Ehegatten  oder  eines  anderen  und  des  bei 
Gutstibergaben  vertragämäfiig  ausbedungenen  Niefsbrauche,  die  üebertrag- 
barkeit  dos  Niersbraucha  dem  Wesen  des  Verhältnisses  nicht  entspreche* 
Der  Niefsbrauch  sei  seiner  Natur  nach  zum  V er kehrsgegen stand  und  zur 
Kreditgrundlage  nicht  geeignet.  Derjenige,  welchem  der  Niefsbraucher 
die  Ausübung  des  Niefsbrauchers  zu  obligatorischem  Recht  (als  Mieter» 
Pächter  etc.)  überlassen  habe,  6ei  sowohl  gogon  Dritte,  insbesondere  gegen 
die  Gläubiger  des  Niefsbrauchers^  als  in  Bezug  auf  die  Fruchtziehung  ans* 
reichend  sichergestellt,  ho  dafs  für  die  Zulassung  der  Uebertragung  des 
Niefsbruuchs  selbst  kein  Bedürfnis  bestehe.  Mit  der  Aenderung  des  §  101t 
Abs.  l  erledigten  sich  die  Absätze  2  und  3  sowie  die  §§  1012,  lOld, 
welche  die  Veräufserliohkeit  des  Nieft^ brauchs  voraussetzen. 

Die  Vorschrift  des  §  1014  Abs*  1  über  das  Erlöschen  des  Niefs* 
brauchs    durch    den  Tod    des  Berechtigten    und    durch    das  Erlöschen    der 


%  tOll  (lOn^lOIS;)  Der  Niersbraach  bt  ntcbt  ÜbertrAgbar  Die  Ao^übang  dm 
Niefäibrftachs  kipn  eiuem  Anderen  QberIftAsen  werden. 

§  1012  v«TgL  §  lOU, 

g  1013  vergl.  §  1011. 

%  1013  a,  (686.)  Trifl\  ein  Ntefsbrauch  mit  eioem  loderen  Niefsbrauch  oder  mit 
einetn  soniligen  Null  an  gerecht  ad  der  Sache  dergestalt  zusammen,  ämC*  die  R«chte  otbeu 
eiosnder  nkht  oder  nicht  vollständig  aasgeQbt  werden  können,  und  baben  die  Be«liM 
gteieben  Rang,  lo  findet  die  Vorschrift  de»  §  979  Anwendung. 

§  1014  Der  Nter&branch  erlischt  mit  dem  Tode  des  Nieräbrtttchert.  Stellt  der  Nl«(a* 
brauch  einer  jaristischeo  Person  2u,  so   erlischt  er  mit  dieser 
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jorifttiaehen  Peraon,  welcher  er  lasieht,  blieb  unbeaDstandet,  dagegen  warde 
die  in  Ab«,  2  ansgesprocheDe  zeitliche  Besehränkung  des  für  eine  jarittitche 
Person  begrtiadeten  Niefsbrauchs  aaf  die  Dauer  Ton  100  Jahren  fallen 
gelasaen.  Man  sah  keine  darchsohlagendcn  praktischen  Qründe  für  diese 
rein  fiosttiTe  Beschränkung  und  nahm  an,  dafs  die  Zulassung  eines  bis 
siim  Srlösehen  der  berechtigten  juristischen  Person  fortbestehenden  Niefs- 
branchs  in  manchen  Fällen  durch  das  Bedürfnis  geboten  sei  und  au  Un* 
autiSglichkeiten  nicht  führe.  Der  auf  die  rechtsgeschäftliche  Aufhebung 
dea  Kiefsbrauohs  an  einem  Grundstücke  beaügliche  §  1015  kam  als  durch 
den  %  830  a  gedeckt  in  Wegfall ;  in  betre£f  der  firstreokung  einer  solchen 
Aufhebung  auf  den  Niefsbrauch  am  Zubehör  des  belasteten  Grundstüeks 
wurde  eine  Anslegungsregel  aufgenommen,  welche  den  bezüglich  der  Auf- 
lassung und  der  Begründung  des  Niefsbrauchs  an  einem  Grundstücke  be- 
schlossenen Bestimmungen  entspricht.  Der  §  1016  erledigte  sich,  soweit 
er  den  Fall  der  Belastung  des  Niefsbrauchs  mit  dem  Recht  eines  Dritten 
betrifft,  duroh  den  eine  solohe  Belastung  ausschlielsenden  Beschlufs  lu 
§  1011;  im  übrigen  wurde  er  gebilligt.  Ebenso  blieb  der  auf  den  Schutz 
des  Nielsbrauohers  besügliche  §  1017  unbeanstandet.  Ueber  das  £r- 
lösehen  eines  lu  Unrecht  gelöschten  Niefsbrauchs  an  einem  Grund- 
stücke duroh  Yeijährung  des  Anspruchs  des  Niefsbrauohers  gegen  den 
Eigentümer  auf  Ueberlassung  des  Besitses  des  Grundstückes  wurde  eine 
der  besüglieh  der  Grunddienstbarkeiten  beschlossenen  Vorschrift  ent* 
sprechende  Bestimmung  angenommen,  welche,  ebenso  wie  jene  Vorschrift, 
durch  den  8.  220  mitgeteilten  §  843  b  gedeckt  werden  soll. 

Die  besonderen  Bestimmungen  der  §§  1018 — 1020  über  den  Niefs- 
brandh  an  verbrauchbaren  Sachen  erfuhren  keine  sachlichen  Aenderungen. 
Der  Abs.  2  des  §  1018  erledigte  sich  dadurch,  dafs  sein  Inhalt  nach  dem 


§  1015  Tergl.  §  830  a. 

§  1015  a.  Wird  der  Niersbraach  an  einem  Grunditficlce  durch  Rechtsgesch&ft  aaf- 
ftbobcD,  so  erstreckt  eich  die  Aufhebung  im  Zweifel  auch  auf  den  Niefsbrauch  an  dem 
Zubehöre. 

{  1016.  (1016  Abs.  1.)  Der  Niefsbrauch  an  einer  beweglichen  Sache  erlischt,  wenn 
«r  mit  dem  Eigentum  in  derselben  Person  susammentrifft. 

§  1016  a.  (1016  Abs.  8.)  Zur  Aufhebung  des  Niefsbrauchs  an  einer  beweglichen 
Sache  durch  Rechtsgeschäft  genügt  die  Erklärung  des  NieCsbrauchers  gegenüber  dem 
Best«Uer,  dafs  er  den  Niefsbrauch  aufgebe.  Ist  der  Besteller  nicht  der  Eigentümer,  so 
kann  die  Erklärung  auch  dem  Eigentümer  gegenüber  abgegeben  werden. 

§  1017.  Wird  das  Recht  des  NieCibrauchers  beeinträchtigt,  so  finden  auf  die  An- 
sprache des  Niefsbranchers  die  für  die  Ansprüche  aus  dem  Eigentume  geltenden  Vor- 
Schriften  entsprechende  Anwendung. 

§  1017  a.  (985  Abs.  1.)  Besteht  ein  Niefsbrauch  an  dem  Anteil  eines  Hiteigen- 
tömers,  so  übt  der  Nief:»braucher  die  sich  aus  der  Gemeinschaft  der  Hiteigentümer  in 
Ansehung  der  Verwaltung  der  Sache  und  der  Art  der  Benutzung  ergebenden  Rechte  aus. 
Die  Aufbebong  der  Gemeinschaft  kann  nur  yon  beiden  gemeinschaftlich  yerlangt  werden. 
Wird  die  Gemeinschaft  aufgehoben,  so  gebührt  dem  Niefsbraucher  der  Niefsbrauch  an 
den  Gegenständen,  welche  an  die  Stelle  des  Anteils  treten. 

§  1018.  (1018—1080.)  Sind  rerbrauchbare  Sachen  Gegenstand  des  Niefsbrauchs, 
w  wird  mit  dessen  Bestellung  der  Niefsbraucher  Eigentümer  der  Sachen ;  nach  der  Be- 
endigung dM  Niefsbrauchs  hat  er  dem  Besteller  den  Wert  su  ersetsen,  welchen  die  Sachen 
nr  Zeit  der  Bestellung  hatten.  Sowohl  der  Besteller  als  der  Niefsbraucher  kann  den 
W«t  anf  seine  Kosten  durch  Sachverständige  feststellen  lassen. 

Der  Besteller  kann  Sicherheitsleistung  yerlangen,  wenn  der  Anspruch  auf  Ersatz  des 
Wertet  geUhrdet  ist 
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zu  §  9B3  gefafsten  Besohlufs  für  den  Niefibrauch  an  Saebeo  aUgemeiii 
güUen  toll  Der  8aU  2  doB  §  1020  wurde  gestricheo,  weil  mao  anuahm^ 
daA  er  tich  aus  Sats  1   mit  genügender  SiGherheit  ableiten  lasse. 

YoD  den  folgenden  Vorschriften  über  den  Niefsbraoch  aa 
Be übten  wurden  die  §§  1021  —1026  im  wesenUiGhen  beibehalten«  Za 
§  1022,  welcher  die  rechtegeicbäft liehe  BegründuD^  eines  Niefftbraach& 
an  einem  nicht  übertragbaren  Rechte  aassohliefsr,  wurde  wegen  der  {prak- 
tischen Wichtigkeit  «lea  Hatzes  ein  Antmg  auf  Streichung  abgelehnt.  Im 
§  1023  erledigte  »ich  der  Sat£  1  insoweit,  als  er  die  Yeräarsemng  des 
Kiefsbrauebs  betrifft,  durch  den  au  §  1011  gefafsten  BeschluTs;  dar 
SaUs  2,  welcher  die  Anwendbarkeit  des  §  1087  Abs.  2  auf  die  Begrün- 
dung des  Niefsbraucha  verneint,  wurde  in  der  Voraussetzung  gestrichen^ 
data  der  §  1087  Abs.  2  ebenso  wie  der  verwandte  §  869  in  die  Qrand* 
buchordnuug  zu  yerweisen  seia  werde.  Die  §§  1024,  1025  fanden 
iStieichuDgsanirKgen  gegenüber  aus  den  in  den  Motiren  angeführten 
Gründen  die  Billigung  der  Kehrheit.  Die  Bestimmung  des  §  1026,  dafi 
die  au  den  Nuteuogen  des  belasteten  Hechts  gehörenden  Ansprüche  gegen 
Dritte  vom  Ntefsbraucher  ohne  Abtretung  erworben  werden,  wurde  g«* 
striohen ,  weil  man  sie  nach  der  Natur  des  Niefsbrauchs  an  einem 
Rechte  für  •elbatversländlich,  die  besondere  HerTorbebuog  aber  für  ge* 
eignet  hielt ,  das  Wesen  eines  solchen  Nierabrauchs  zu  yerdunkaln.  Den 
§  1027  behielt  man  einem  Streicbungsan  trage  gegenüber  sur  Vermeidung 
TOn  Zweifeln   bei. 


Anmsrkting.     Es  wird  vorau«ges«tit ,    dalk  die  in  der  Aoinerkiuif  sa  %  98Sb  im  ' 
dsa  Gesetz    über    die  Angelegenheiten    der    freiwilligen    Gerichts  bar  k  et  t    verwitaeDeo  Tor^ 
Mhriften  des  §  992  Abs.  1  Seti  2,  Abs.  %  des  Entw.  1  »af  diesen  F^ü  erstreckt  w«rd«iu  ^ 
<'       §  1019  Tergl.  §  lOlB. 

§  1020  rergl.  §   lOlS. 

H.     NiefsbrAuob  an  R«obten. 

§  1021.     Gegenstand  des  Nlefsbraucfas  kenn  each  ein  Recht  sein. 

Aaf  den  Niefsbrench  an  Rechten  finden  die  Vorschriften  Über  den  Nief^branch  mm- 
Sachen  «nUprechende  Aoweoduxigf  soweit  sich  nicht  aas  den  %%  1022  bis  1037  ein  Aoderea 
argiebt 

§  1022.  (1022,  1023.)  Die  BestelJtiag  de»  Niefsbraacbi  an  einem  Rechte  erfolgt 
nach  den  fOr  die  Ueheriragunf  des  Rechtes  geltenden  Vorschrifben* 

An  aluem  Rechte,  das  nicht  Übertragbar  ist,  kann  ein  Niefsbranch  nicht  bestellt 
werden. 

§  1013.  Ist  ein  Recht ,  kraft  deaaen  eine  Leistani;  gefordert  werden  kann ,  Qej^n- 
stand  de»  Niefsbrauehs,  sc  finden  auf  das  Eecbtsverhiknis  swiechen  dem  Niersbraucber 
und  dem  VBrpfiicbteten  die  Vorschriften  entsprechende  Anwendung  ,  welche  im  Falle  der 
Uebertraguiig  des  Rechtes  tDIr  das  RechtsverbUtnts  twiscbeo  dem  Erwerber  ond  dena 
VerpHtehteten  trelten. 

§  1024  Das  mit  dem  Niefsbrauche  belastete  Recht  kann  durch  BecbUgeschlft  nur 
mit  Zu»timmang  des  Nieftbraachers  aufgehoben  werden.  Die  Zustimmung  ist,  soweit 
nicht  die  Vorscbrit't  des  %  8^  a  Abs.  2  Satz  S  An«Fendung  findet,  dem  Berechtigten  gegen-^ 
Ober  SU  erkliren;  die  Erklärung  ist  unwiderrunich. 

Da^  Gleiche  gilt  im  Falle  einer  Aenderting  des  Rechtes ,  sofern  sie  den  Nicfsbraoels 
beeinträchtigt. 

%  1025.  Auf  die  Beendigung  des  Kiefsbraoehs  an  einem  Rechte  finden  die  Vor^ 
scJiriflen  der  §$  10 IS,  lOlßa  auch  dann  entsprechende  Anwendung,  wenn  daa  mit  den 
Nielabraoche  belastete  Recht  nicht  ein  Recht  an  einer  beweglichen  Sache  Ist. 

I  1026  gestrichen. 

§  1027.     Dem  Niefsbraucher  einer  Leibrente  ^    eines  Ansaugs    od«r    •tnes    üboJicbeB 
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Der   die    beaoodereD    Vonohrifieii    über    den    Niefsbrauoh   ftn    Forde- 

Dfeo  eröffDende  §   1028,    welcher  dms  Recht  und   die  Pflicht  de«  Niefa* 

scher«  tut  BioziehuDg  der  Fordeniug  Ausspricht,    blieb  unbeaootaodeiy 

•betiM»   der   §   1029    Abs.   1  ,    nach    welchem    der    Niefobraucher    mit   der 

hmmfMUg  dta  fesohuldeteu  Gegeattaadet    an   ihn   den  Niefsbraach  an  dem* 

utbmn   erwirbt«     Der  Abs.  2  des  §   1029    trifft    für   den  Fall,    dafa   weoD 

mek    der    Betchaffenheit    des    Oegeostaudea    zur    Begrüodan^     dea    Niefs- 

hnvebea   deaaen  KiotraguDg    io    das  Gmudbach  erforderlich    ist»    die    be* 

ifudeie  BetttmiDUDg,  daXa  der  Gläubiger  verpflichtet  seio  aoll,    die  zu  der 

m&tnifinif   erforderlichen    ErkläruDgen    abifttgebeo.     Die    Mehrheit   nahm 

as^  dala   in   Ennangelung  einer  Sonderbestimmung  der  Niefsbrancher  einer 

auf   Cabertragung     des    Eigentums    oder    auf   Begründang    eines    anderen 

Rtchta    an    einem    Grundstücke   gerichteten    Forderung    nach    §    1028    ala 

emiehligt  anzusehen  sei,  das  Hecht    ilir  den  Gläubiger  iu  erwerben  und 

Üa    in    dteeem  Erwerbe    und    zur  Begründung    dea  Niefsbraucha    an    dem 

BMhte    erforderlichen  Erklärungen    im  Namen    dea  Gläubigers  abzugeben, 

oad  daXa  er  andererseits  yom  Gläubiger  diejenigen  Erklärungen  yerlangen 

kSttbe^  welehe  lu  seiner  Legitimation  als  Niefsbrauoher  erforderlich  seien. 

Da  dleaaa  Ergebnis   angemessen    erachien ,    hielt    man  eine  besondere  Be- 

iÜaimang  im  Sinne  dea  Abs,  2  oder  vereohi edener   sn   ihm  geatellter  Ab- 

iadtruDgaan träge  für  entbehrlich.     Gegen  den  Abs.   3  des    §   1029    wurde 

nicht«   erinnert.      Während   nach    dieser    Vorsohrift    bei    dem  Nietsbraueh 

ta  einer    auf   die  Leistung    Ter  brauchbarer  Sachen    gerichteten   Forderung 

der  NieXabraucher   mit    der   Einziehung    der  Forderung    daa  Eigentum    an 

diD  Saehen  nach  §   1018  erwirbt,  giebt  der  §  lOdO  einem  solchen  NieCs- 

briQoher  nach  dem  Eintritt  der  Fälligkeit  der  Forderung  einen  Ansprach 

gifan  den  Glänbiger   auf  Abtretung    der  Forderung,    um  demselben    auch 

^k  Tenrertung    der  Forderung    im  Wege    des    Verkaufs    zu    ermöglichen. 

\>\t  Kommission  ging  dayon  aus,  dafs  der  Niefsbrauoher,  wenn  die  Forde- 

mag  sicher  aei,    regelmäXeig    kein  Interesse    an    der  Möglichkeit  dea  Yer- 

liaii  habe,  wenn  sie  dagegen  unsicher  aei,  die  Möglichkeit    dea  Verkaufa 

tbitsächlich   nicht  bestehe^  und  Uefa  daher  den  §    1030  als  für  den  Niefi* 

kiQcher  praktisch  bedeutungeloa  fallen.     Der  §    1031,  welcher  den  Niefa* 

brauch    an  einer    gegen    den  Niefsbraucher    selbst   bestehenden  Forderung 

bairim,    wurde  in  der  Erwägung  gestrichen,    dafs    sich  sein  Inhalt  schon 

las  der   in    |    1028    anerkannten    Verpflichtung    dea    Niefsbrauohers    zur 

finsiehnng   der    belasteten  Forderung    und   aus    dem    aelbstverständ liehen 

fctit  ergebe,    dafs    der  Gläubiger    alle!  mit    dem  Niefsbraoch    Tereiubareo 

&eehle    bezüglich    seiner   Forderung    behalte.      In    der    Bestimmung    dea 


fccbiai   fvb&hita    die   eloselami  Leistungeo ,    weldM    saf   Oniiid    de«  B«ehteft   gefordert 

I  10$^.  Der  KieJAbrancber  einer  Forderang  i»t  sor  EiosiebtiQg  der  Forderung  be- 
mkt^  E/  hai  für  die  ordnongsmifsigt  fiinaiehuDg  sa  sorgen.  Zu  sonstigen  Ver- 
Ifeafen  ftber  die  Forderoog  ist  er  nicht  berechtigt, 

I  tost.  Mit  der  L«iitiiBg  d«i  8«baIdDers  ma  den  Miefibrancher  erwirbt  der  Omabiger 
4«  faiaititaton  OagenstftDd  nnd  der  Niefsbraucher  den  Nief«br«nch  so  demselben, 

Wcr^SD  ^erbranehb&re  Sachen  geleJetet,  so  erwirbt  der  Niefsbraucher  dei  Eigenlimi  i 
<is  Voficbrfllco  dae  §  lOIS  finden  entsprechende  Anwendung. 

H  1080,  1051,   I0$<  gestrichen. 
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$  1032,  daft  die  VereiDigUDg  der  mit  dem  Niefsbrauch  belasteten  Forde- 
rung mit  der  Verbindlichkeit  in  derselben  Person  oicbt  gegen  den  Niett- 
braacher  wirke,  erblickte  man  eine  blofse  Folgerung  aui  der  dinglichen 
Katar  des  KieTsbraucbs,  welche  keines  gesetzlichen  Ausspruchs  bedürfe. 
Die  Vorschriften  der  §§  1033,  1034  über  den  Niefabrauob  an  einer 
auf  Zinsen  ausstehenden  Forderung  wurden  nur  insofern  angefochten^  ab 
sie  durch  die  Voraussetzung  einer  auf  Zinsen  ausstehenden  Forderung  auf 
manche  Forderungen  anwendbar  seien,  fiir  die  sie  nicht  pafsten  (e,  B.  Ter- 
zinsliohe  Oiroguthaben),  dagegen  andere  Forderungen  nicht  umfafsten,  aiif 
welche  sie  nach  dem  zu  Grunde  liegenden  Gedanken  Anwendung  Eodeti 
mtLfsten  (z,  B.  unverzinsliche  Abfindungsgelder,  Kaufachillingsreste)^  und 
es  wurde  demgemäXs  vorgeschlagen,  die  Vorschriften  auf  solche  Forderungen 
zu  beziehen,  die  zur  Kapitalanlage  dienen.  Die  Mehrheit  hielt  jedoch 
diese  Fassung  der  Voraussetzung  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Lage 
des  Schuldners  fUr  zu  unbestimmt  und  gab  der  Fassung  des  Entwurfs 
den  Vorzug,  weil  diese  die  Anwendbarkeit  der  Vorschriften  an  eine  sicher 
und  leicht  feststellbare  Voraussetzung  knüpfe  und  im;  grofsen  und  gaozeu 
zutreffend  abgreuze.  (Die  Bedaktionskommission  hat  den  Abs.  5  des  §  103S 
im  Anschlüsse  an  den  §  339  [a41a  der  Bd.  LVIll  S.  728  mitgeteilten 
Zusammenstellungj  yom  Entwurf  abweichend  gefafst.)  Im  §  1035»  naoh 
welchem  die  Vorschriften  über  den  Niefsbrauch  an  einer  Forderung  auf 
den  Niefsbrauch  an  einer  Grundsohuld  oder  einer  Eigentümerhypothek 
entaprechende  Anwendung  finden,  strich  man  das  Wort  ^^entsprechende*', 
um  nicht  zu  der  in  der  Wissenschaft  vielfach  vertretenen  Auffassung  der 
0rund  schuld  als  einer  Real  Obligation  im  Gesetz  bestimmte,  ablehnende 
Stellung  zu  nehmen.     Die  §§  1036,    1037  enthalten  Vorschriften  über  den 


§  1099.  Ist  «ine  *uf  ZiDs«ii  iiusstcheade  Forderung  QegensUnd  d«i  KlefAbrAacbt, 
50  gelten  die  Vorschrirtea  der  §§   lOSS  »  bb  1054. 

§  1033  A  (loas  Abs.  1,  2,  4,  5)  Der  Schuldner  kAon  d&a  KApiUl  our  aa  den 
Ktefdbrftucber  und  den  Qliubigor  gemeinschnftltcli  Bfthleu.  Jeder  von  beiden  kAim  T^t- 
Ungen ,  dafa  mn  sie  gemeinAcbafUtch  gexiblt  wird ;  jeder  kana  ststt  der  S&hlimg  eto 
BlDterlegnag   für  beide  fordern. 

Der  Nier»braacher  and  der  Qliabiger  köoDcn  nyr  geiiielnscbftfllicfa  kündigen.  Di« 
Kfindigang  des  Schaldners  ist  iiur  wirk&am  ^  wenn  sie  dorn  Nier^breacfaer  and  dem 
GlAabiger  erklärt  ist 

§  1033  b.  (1033  Abs,  3.)  Ist  die  Forderung  fällig,  so  sind  der  Niefabraucher  und 
der  GJftnbiger  einender  verpäichtet,  sur  Einsiebno^  mfttnvirken.  Hängt  die  F&lligkeit 
von  einer  Kfindigang  ab,  so  kenn  joder  die  Mitwirkung  dei  Anderen  zur  Ründiguiig  rer- 
lAugen^  wenn  die  EinKiehung  der  Forderung  wegen  Gefährdung  ihrer  Sicherheit  Dich  dta 
Regeln  einer  ordnungamfirslgen  Vernaogensverweliung  geboten  ist 

§  1034.  Der  Niefsbreucher  und  der  Gliabiger  sind  einander  verpflichtet  dii»a  mh- 
iowirken,  dafs  des  eingestogene  Kapital  nach  den  für  die  Anlegung  von  Mündelgeldern 
geltenden  Vorschriften  vorainilicb  angeiegt  und  gleichseitig  dem  Nier^braacber  der  Kiale* 
brauch  bestellt  wird.     Die  Art  der  Anlegung  bestioimt  der  Niefabraucher, 

§  1085.  Die  Voraciiriften  über  den  Niefsbraueh  an  einer  Forderung  finden  auf 
den  Niefabraneh  an  einer  Omndschald  und  auf  den  Kiefebrauch  an  einer  Eigentümer- 
bjpotliek  Anwendung. 

§  1036-  ist  eine  Scbutdrerscbreibang  auf  den  Inhaber  oder  eine  Aktie  aaf  den 
Inhaber  Gegenstand  des  Niefsbrauch?^  «'>  ^^"h*  der  Besitt  des  Papiers  und  des  eb  dem* 
aetben    gcborenden    Erneuernoiraächeip  i»;(jbrmacfaer    und     dem    Besteller    gemelo* 

ichafilicb  au.     Kommt    ^in  ^    Art    der   Aatbewabrung    nicht    sucthod*, 

ao  ist  das  Papier  r  ■  e  bei  einer  Hinterlegungastell«  oder,  wms 


Nationalökonomische  GesetsgeboDg.  235 

mdtlxraaob  an  ttDor  SoholdvertchreibuDg  auf  den  Inhaber  oder  an  einer  Aktie 
auf  den  Inhaber,  YorausgeBetzt,  daft  diese  Papiere  nicht  alt  verbranohbare 
Sadien    Gegenstand    des    NieTsbraaohs   sind.      Die    Torgesöhlagene   Aus- 
dehnnng  der  Yorschriften  auf  den  Niefsbrauch  an   anderen  Wertpapieren 
lehnte  man,  als  vnm  Teil  nicht  passend,  lum  Teil  entbehrlich  ab.     Nach 
§  1086  Abe.  2  ist,  wenn  sich  der  Eigentümer  and  der  Niefsbrancher  über 
die  Art   der  Anfbewahrung   des  Papieres    nicht   einigen,   das  Papier   mit 
den  dani  gehörenden  Zins-,  Benten-  und  Oewinnanteilscheinen  und  dem  dazu 
gehörenden  Smenerangssohein  bei  einer  ö£fentliohen  Hinterlegangstelle  in 
bestimmter   Weise    in  Yerwahrong   su    geben.     Die   Kommission   billigte 
dieee  YorBohrtft  beiüglioh  des  Stammpapiers  uod  des  Emeuerungsscheines, 
legte   dagegen   im   Interesse    der   Yerkehrserleichterung    das   Recht  tum 
BetitK   der  Zins-,    Benten-    und   Gewin nanteilscheine   dem    Niefsbraucher 
allein    bei     Man   gab  diesem   femer  das  Recht,   nach   seiner  Wahl  aach 
die  Hinterlegong  des  Papiers  und  des  Emeuemngsscheins  bei  der  Beichs- 
bank  sn  verlangen.    Der  Yorsohlag,   bei  Papieren,   bei   denen   eine  üm- 
sehieilmng  auf  den  Namen  des  Eigentümers  zulässig  ist,  wahlweise  diese 
ÜBsehreibang  snsolassen,  wurde  als  durch  kein  praktisches  Bedürfnis  ge- 
reehtfeitigt     Terworfen.      Der    Abs.  8  erhielt   in   UebereinstimmuDg   mit 
Wünsehen   der  Kritik   eine   allgemeinere   Fassung.     Zu  Abs.  4,   welcher 
die  Yorschriften  über  den  Niefsbrauch  an  einer   auf  Zinsen  ausstehenden 
ferdemng,   d.  h.  die  §§  1038,    1034   im    übrigen  für  entsprechend    an- 
wsndbar  erklSrt,  wurde  die  Yerweisung  auf  §  1088  gestrichen,  weil  dieser 
)sd«nfialls   seinem  Wortlaut  nach   zur  entsprechenden   Anwendung   nicht 
geeignet  erschien,  die  Beiugnahme  auf  §  1084  wurde  dagegen  sachlich  beibe- 
balten.     Hinzugefügt  wurde  der  Satz,  dafs  als  ein  gemäfs  §  1034  wieder- 
sasolegender  Teil    des  Kapitals  auch  eine   bei  der  Einlösung  des  Papiers 
m  zahlende  Prämie   gelten  soll.     Bei   der  Erheblichkeit  der   in  Betracht 
kommenden  PrSmienbetrftge   hielt  man   für   zweckmäfsig,   das   Wesen   der 
bei  der  Einlösung  yon  Prämien  papieren    gezahlten  Prämien  im  Gegensatz 
IQ  solchen  Prämien,  die,  wie  z.  B.  Konvertierungsprämien,    als  Form  der 
&8Tergütung    anzusehen    sind,    im    Gesetze    klarzusteUen.      Der   §   1037, 
ns«h  welchem  zur  Begründung  des  Niefsbraucbs  an  einem  der   hier  frag- 
liehen Inhaberpapiere  an  Stelle  der  IJebergabe  des  Papiers  die  „Einräumung 
sad  Ergreifung  der  gemeinschaftlichen  Inhabung^'  oder  die  für  den  Eigentümer 
and  den  Niefsbraucher  erfolgende  öffentliche  Hinterlegung  des  Papiers  genügt, 


Ur  Nieftbraacher  es  verlangt,  bei  der  Reicbsbank  dergestalt  au  hinterlegen,  dafs  der 
Aitpraeh  aaf  Herausgabe  vgn  dem  Niefsbraacber  und  dem  Besteller  nur  gemeinscbaft- 
tteb  geltMid  gemacht  werden  kann.  Der  Besitz  der  zu  dem  Papiere  gehörenden  Zins-, 
toten-  oder  Qewinnanteilschelne  steht  dem  Niefsbraucher  zu. 

Der  Niefsbraucher  und  der  Besteller  sind  einander  verpflichtet,  zur  Beschaffung 
isMr  Ziat-,  Renten-  oder  Qewinnanteilscbeine  sowie  su  sonstigen  durch  eine  ordouogs- 
■iftigt  Vena9gensTerwaltnng  gebotenen  Hafsnahmen  mitzuwirken. 

Iii  FnUe  der  Einlösung  des  Papiers  finden  die  Vorschriften  des  §  1034  Anwendung. 
Bnt  M  der  Einldsaog  gesahlte  Prämie  gilt  als  Teil  des  KapiUls. 

lal  die  Scbaldverschreibung  oder  die  Aktie  als  verbranchbare  Sache  Gegenstand  des 
Ikftibnaefas,  eo  bewendet  es  bei  den  Vorschriften  des  §  1018. 

I  1087.  Zur  Bestellang  des  Niefsbraucbs  an  einer  Schuldverschreibung  auf  den 
oder  na  einer  Aktie  auf  den  Inhaber  genügt  an  Stelle  der  Uebergabe  des  Papiers 
U  llMiMHui   dM  MitbMities. 
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wurde,    soweit   er  die  HiDtarlegung  beirifTt,    g^fltrioheD,    im    übrigao  aber 
der  DetiUtohkeit  wegen  beibehalten. 

Äua  dem  gleichen  Gruude  Lehnte  man  die  Streiohung  des  die  Vor* 
Schriften  über  den  Niersbreuch  nn  einem  Vermögen  eröffoeoden 
§  103Ö  eb.  Der  auf  den  §  313  verweilende  §  1039  kam  ebenso  wie  der 
§  313  ale  Belbstrerstfindlich  iü  Wegfall.  Nach  §  1040  Abs*  1  Satz  1 
kann  der  zur  BesteUung  des  Niefsbraucha  an  einem  Termögen  Ver- 
pflichtete die  zum  Zweck  der  Berichtigung  fälliger  Schulden  nödgeu 
Gegenstände  zurückbehalten  und,  falls  er  sie  nicht  xurüekbehalien  halt 
ist  nach  Sat2  2  der  Niefsbraucher  zur  Rückgabe  rerplüohtet.  Die  Kom^ 
mission  beschränkte  sich  darauf,  diese  RückgabepÖicht  des  NieTsbraucberi 
aassusprechen,  indem  sie  annahm,  dafs  sich  aus  denselben  das  Zorückbe- 
haltungsrecht  des  Bestellers  rou  selbst  ergebe*  Im  übrigen  wurden  die 
Bestimmungen  des  §  1040  sachlich  im  wesentlichen  gebilligt  Der  Eni- 
Wurf  erfuhr  jedoch  eine  doppelte  Erganiung*  Naoh  dem  Entwurf  können 
die  (Jläubiger  des  Bestellers,  sofern  sie  die  Bestellung  des  NieDsbrauehi 
nicht  anfechten  können,  2u  ihrer  Befriedigung  sich  nur  an  die  beim  Be- 
steller zurückgebliebenen  Gegenätände  und  die  dem  Besteller  gegen  den 
Niefsbraucher  sustehenden  Ersatz-  und  Eückgabeansprüohe  halten  ,  nicht 
a&  die  dem  Niefsbraucher  übertragenen  Gegenstände ,  es  sei  detm,  dali 
der  Niefsbraucher  die  «Schulden  des  Bestellers  Übernommen  hat*  Die 
Kommission  hielt  diese  Regelung  für  unsweokmafsig  jedenfalla  in  den 
Fallen  dea  testamentarisch  bestellten  Niefsbraucha  und  der  dem  NieXs' 
brauch  nachgebildeten  ^gesetzlichen  Nutzniersungsrechte,  aber  auch  im  Falle 
des  yertragimäfbigen  Niefsbraucha  und  gab  daher  den  Gläubigem  dei 
Bedteilers ,  soweit  ihre  Farderungeu  vor  der  Bestellung  entstanden  sind, 
das  Recht  t  ohne  Rücksicht  auf  den  Niefshrauch  Befriedigung  aus  den 
diesem  unterliegenden  Gegenständen  zu  yersagen*  Bezüglich  der  Ter« 
brauchbaren  Sachen  wurde  zur  Vermeidung  Ton  Zweifeln  eine  verdeut- 
Höhende  Vor  schritt  aufgenommen.     Die  Entscheidung    der  Frage ,    ob  lur 


111.    NiersbrAuch  an  einein  V6rro5g«D. 

§  1038.  Dur  NiefjsbrAuch  an  dem  VormöR«ii  einer  Person  kann  aar  in  dmr  W«i»a  b«- 
stellt  werden,  dafs  der  Kierabraucher  den  Ntefabrauch  ma  deo  «iDHlneo  sa  d«ni  V«nii^^feu 
gehörenden  GefpeuKtiliideii  erlani^t.  Soweit  der  NiefdbrmuGh  beitellt  Ut«  gellen  die  V(^r* 
acbriften  der  §§  1029  e  bi«   1041  . 

I   10d9  geütrichen.  ■ 

§  t039ft.  Die  Gläubiger  des  Bestellers  können,  soweit  ibre  Forderangen  Tor  deA 
Bestellung  erxtstanden  sind  ,  ohne  KQcksichl  &uf  den  Nieräbranch  Befriedigong  aus  deo 
dem  Niefj^brmucb  unterliegenden  Oegenfttämden  verl engen.  Hei  der  NieHibniacfaer  da» 
Eigentum  ao  verbraucbbareo  Sachen  erlangt ,  so  tritt  an  ihre  Stelle  der  Ansprach  de» 
Be»telJerA  aaf  KrBat«  des  Werte»  der  Sachen ;  der  Niefsbraucher  itt  den  Gllabigem 
gegenüber  zum  sofortigen  Krsatie  verpAichteL 

^  1040.  Der  Beeleller  kann,  wenn  eine  Forderung  der  im  |  1039a  bczetcbneteii 
Art  nHlig  iat|  von  den  Niefabrencher  BÜctkgmbe  der  au  ihrer  ßeriehtigung  erforderlicbto 
Gegenstände  verlangen.  Die  Auswahl  ateht  ihm  tu ;  er  kann  jedoch  nur  die  tur  Be* 
ricbtigung  vorzugsweise  geeigneten  QegenstKnde  auswählen.  Soweit  die  anröckgegetkenen 
Gegenstände  ausreichen,  ist  der  Besteller  dem  Kiefsbraucher  sur  ßerichtigang  TerpAklitet 

Der  Nieisbrancher  kann  aum  Zwecke  der  Bencbligong    die   dem  Nier«braaeh    anter- 
liegenden  Gegenstände  veriuftem ;    er  hat  die    aur  Berichtigung    vortugtweise  geeigneten 
Gegehstände   aueau wählen.      Soweit   er    xum    Ersatae   des  Wertes   verbrauchbarer 
verpflichtet  ist»  darf  er  eine  Veräufserung  nicht  vornehmen* 
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Dimhlftlinnig  der  betehloMenen  Beititntnangeii  eine  Brgäniang  der 
CMlffiMwIeordniiog  notwendig  sei,  blieb  bis  lor  Beratung  des  eheliohen 
Gftterreehte  MWgesetst.  —  Der  Entwurf  enthält  femer  keine  Bestimmung 
dn&ber,  ob  der  Niefsbranoher  lur  Beriohtigang  von  Scholden  des 
BoftaUer»  die  dem  Niefsbranoh  unterliegenden  Oegenstftade  Teräufsem 
kann.  Die  Kommisnon  legte  ihm  dieses  Beoht  bei»  Terpfliohtete  ihn 
star  dorn  Bestdier  gegentber,  die  Tonnigsweise  geeigneten  OegenstSnde 
imuwIlLlen.  Sntspreohend  dieser  Yerpfliobtuag  hat  ^e  Redaktions- 
kommissioB  den  8ats  beigef&gt,  dafs  der  Niefsbranoher  insoweit  eine  Vor- 
ivbenuig  nioht  Tomehmen  darf,  als  er  lum  Ersatse  des  Wertes  Ter- 
branehbaror  Saohen  rerpfliehtet  ist;  denn  der  von  ihm  gesehuldete  Geld- 
betrag ist  stets  Tor  anderen  Gegenständen  als  lur  Scholdentilgnng  geeignet 
ansuaehen. 

Der  %  1041  rerpfliehtet  den  Niefsbranoher  gegenüber  dem  Besteller, 

die  Smen   einer  sohon    bei   der  Bestellung  Torzinsliohen  Forderung   des 

Bestcilers    und  gewisse   andere   Ton   diesem    geschuldete    wiederkehrende 

Lmstongen   fttr  die    Dauer  des   Niefsbrauchs   lu  tragen.     Die  Vorsohrifb 

haä   im    wesentlichen   Zustimmung.     Die    Kommission   erleiohterte   aber 

aush  hier  den  Olftubigem  des  Bestellers  die  Bechtsrerfolgung ,   indem  sie 

ihnen  das  Beeht  beilegte,  ihre  Forderungen  wegen  der  Zinsen  und  sonstigen 

wiederkebrenden   Leistungen   fttr    die   Zeit   des   Niefsbrauchs    gegen    den 

Niefsbranoher  unmittelbar  geltead  in  maohen.     Sie  ging  davon    aus,   dafs 

der  Niefsbranoher  eines  Vermögens   in   betre£f  der   ihm    sufidlenden 

Nntiongen   sich  in   Shnlioher   Lage   befinde   wie   der   Erwerber  eines 

Yermdgens  in  betreff  des  gansen  Vermögens  untt  dafs  daher  ebenso,    wie 

assh  S  819  der  Erwerber  fiir    alle  Sohulden   des  Veräufserers  persönlich 

ksften  solle,  der  Niefsbranoher  fttr  die  ordnungsmäfsig  aus  den  Nutsnngen 

n  berichtigenden  Sohulden  des  Bestellers  persönlich  haften  müsse.     Auch 

bssfiglich  dieser  Haftung  erklärte  man    eine    sie  aussobliefsende    oder  be- 

Khränkende    Vereinbarung    für    unstatthaft.     Die    Vorschrift    des    §  1042 

eriedigte    sich   dadurch,    dafs   sie,    wie    oben   erwähnt,    durch   den   Be- 

leklofs   SU   §    993    auf  jeden    Niefsbrauch    ausgedehnt    worden   ist.      In 

i  1048   wurde   entsprechend    den    au  §  319  Abs.  3  und  §  501    gefafsten 

Bsichlössen    die  Erwähnung   des  Niefsbrauchs   an    dem   Bruchteile    eines 

Versnögens  oder  einer  Erbschaft  gestrichen. 

Der  dritte  Titel  dieses  Abschnitts,  welcher  von  den  beschränkten 
psrsönliohen  Dienstbarkeiten  handelt,  erfuhr  nur  geringfügige 
Aeoderungen.     Die  Bestimmung  des  §   1045    über  die  IJnzuIässigkeit  der 


I  1041.  Die  Qläabiger  des  Bestellen  können  ihre  Ansprüche  saf  Zinsen  Ton  Forde- 
nnsM,  die  sehon  snr  Zeit  der  Bestellang  des  Nier»braach8  rersinslieh  waren,  sowie  saf 
mUn  wiederkehrende  Leistangen,  die  bei  ordnangsmaTsiger  Verwaltung  aus  den  Ein- 
klaftea  bestritten  sn  werden  pflegen,  fSr  die  Zeit  des  Niefsbraachs  auch  gegen  den  Niels- 
brtieher  geltend  machen.  Die  Haltung  des  Nieftbraachers  kann  nicht  durch  Verein- 
bsraif  swieehen  ihm  und  dem  Besteller  ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden. 

Der  Nieftbrancher  ist  dem  Besteller  sur  Berichtigung  dieser  Ansprache  rerpfliehtet. 
Die  Baekfsbe  ron  Oegenstanden  aur  Berichtigung  derselben  kann  der  Besteller  nur  Ter- 
Isafen,  weon  der  Nieliibraucher  mit  der  Erlttllung  dieser  Verbindlichkeit  in  Versng  kommt. 

f  104t  TergL  g  988  e. 

§  104S.  Die  Vorschrillen  der  §J  10S8  bis  1041  finden  auf  den  NieAbraueh  an 
tiser  Erbsehalt  entsprechende  Anwendung. 
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BegrftDdnBg  und  der  Auibebiuig  einer  eolohen  DienttlMurkeii  aa  einem 
Bniehteile  des  belatteten  OrandetückB  warde  ans  demselben  Onmde  nie 
der  S  968  gestrichen.  In  $  1046  erklärte  man  die  üebertragnng  einer 
solchen  Dienstbarkeit,  entsprechend  dem  beafiglich  des  Niebbraoehs  ge- 
üüsten  Beschlasse,  fttr  absolut  ansgesohlosseo,  wShrend  man  in  botreff 
der  Unsolassigkeit  der  Ueberlassnng  ihrer  •  Ausübung  die  DispositiF- 
Torsohrift  des  EntworfSi  beibehielt.  Der  §  1048  erledigte  sieh,  soweit 
er  den  Fall  der  Yeränberlichkeit  des  Rechts  Toraoasetit,  dnrch  den  Be- 
sdhlnls  lu  S  1046.  Die  in  $  1049  enthaltene  Besngnahme  auf  den  %  1014 
Abs.  S  kam  durch  die  Streichung  des  letiteren  in  Wegfidl.  Den  in 
S  1050  Abs.  2  für  entsprechend  anwendbar  erkUrten  Vorschriften  wurden 
die  neabeschlossenen  §$  982a,  1010a  und  1015a  der  mitgeteilten  Zu- 
sammenstellung beigefügt. 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  endlich  mit  mehreren  An- 
trägen, welche  Bestimmungen  über  die  einer  Gemeinde  lu  Gunsten 
ihrer  Mitglieder  zustehenden  Dienstbarkeiten  vorschlugen.  Die  An- 
träge wurden  abgelehnt.  Es  erschien  weder  erforderlich  noch  an- 
gängig, beiüglich  der  sehr  mannigfaltigen,  im  bisherigen  Recht  Tor- 
kommenden  Berechtigungen  der  fraglichen  Art  eine  allgemeine,  ihre 
rechtliche  Natur  klarstellende  Bestimmung  aufzunehmen.  Man  hielt  es 
femer  mit  Rücksicht  auf  §  1046  für  überflüssig,  die  Zulässigkeit  der 
künftigen  Bestellung  einer  beschränkten  persönlichen  Dienstbarkeit  fUr 
eine  Gemeinde  zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder  auszusprechen,  und  sah 
als  selbstverständlich  an,  dafs  ein  über  eine  solche  Dienstbarkeit  in  einem 
Rechtsstreit  zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Eigentümer  des  belasteten 
Grundstücks  ergangenes  Urteil  für  und  gegen  die  einzelnen  Gemeinde- 
mitglieder wirke,  da  bei  den  künftig  begründeten  Dienstbarkeiten  der  in 
Rede  stehenden  Art  den  einzelnen  Mitgliedern  ein  von  dem  Recht  der 
Gemeinde  unabhängiges  Recht  nicht  zustehen  könne. 


Dritter  Titel. 
Beschränkte  persönliche  Dienstbarkeiten. 

§  1044.  (1044,  1048,  1049.)  Ein  Grandstflck  kann  in  der  Weise  belastet  werden, 
dafs  ein  anderer  als  Eigentümer  berechtigt  ist,  das  Grundstück  in  einseinen  Besiehongen 
za  benatzen  oder  eine  sonstige  als  Inhalt  einer  Grunddienstbarkeit  zulässige  Befugnis 
auszuüben  (beschränkte  persönliche  Dienstbarkeit). 

Die  Vorschriften  der  §§  967  bis  973, 975, 978, 979, 1014  finden  entsprechende  Anwendung. 

§  1045  gestrichen. 

§  1046.  Der  Umlang  einer  beschränkten  persönlichen  Dienstbarkeit  bestimmt  sieh 
im  Zweifel  nach  dem  persönlichen  Bedürfnisse  des  Berechtigten. 

§  1047.  Eine  beschränkte  persönliche  Dienstbarlieit  ist  nicht  übertragbar.  Die  Ueber- 
lassnng der  Ausübang  an  einen  anderen  ist  uniuläasig,  soweit  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist. 

§  1048  vergl.  §  1044  Abs.  2. 

§  1049  vergl.  §  1044  Abs.  2. 

§  1050.  Als  beschränkte  persönliche  Dienstbarkeit  kann  auch  das  Recht  begründet 
werden,  ein  Gebäude  oder  einen  Teil  eines  Gebäudes  unter  Ausschlufs  des  Eigentümers 
als  Wohnung  zu  benutzen.  Auf  dieses  Recht  finden  die  für  den  Niefsbrauch  geltenden 
Vorschriften  der  §§  982  a,  983  b,  984,  des  §984a  Abs.  1,  der  §§997,  997  a,  des  §  999  a 
Satz  1  und  der  §§   1003a,  1003b,  lOlOa,  I0l5a  entsprechende  Anwendung. 

Der  Berechtigte  ist  befugt,  seine  Familie  sowie  die  zur  standesmäfsigen  Bedienung 
und  zur  Pflege  erforderlichen  Personen  zum  Mitwohnen  aufzunehmen. 

Ist  das  Recht  auf  einen  Teil  des  Gebäudes  beschränkt,  so  kann  der  Berechtigte  die  zum 
gemeinsamen  Gebrauche  der  Bewohner  bestimmten  Anlagen  und  Einrichtungen  mitbenutzen. 


NalioMlökoiiomiseht  G«s«tagebiiiig.  288 


IV. 

Geaets,  betrefTend  die  Oesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung.    Vom  20.  April  1892. 

Enter  AbiehiiiU. 
Errichtung  dtr  Oesellscha  ft. 
S  1.     QcMllscbaften    mit   beschränkter  Haftung   können   nach  Maü^pube   der  Bestim* 
■ogeu  dieees  GeMtaei  lu  jedem  gesetslich  suUuigen  Zireck  errichtet  werden. 

{  1.  Der  GeeellsehaftsTertrag  bedarf  des  Abschlusses  in  gerichtlicher  oder  notarieller 
hm.    Er  ist  ron  simtlichen  Gesellschaftern  su  unterseichnen. 

Die  Uateneichnung  durch  BeToUmftchtigte  bt  nur  auf  Grund  einer  gerichtlich  oder 
Ntariell  errichteten  oder  beglaubigten  VoIImaeht  sulXssig. 

S  S.    Der  GesellschaftsTertrag  mufs  enthalten: 
1.  die  Urma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft, 
t  den  Gegenstand  des  Unternehmens, 
t  tai  Betrag  des  Stammkapitals, 

i  den  Betrag  der  ron  jedem  Gtopellschafter   auf  das  Stammkapital   su    leistenden  Bin« 
lege  (Stammeinlage). 

Soll  das  Unternehmen  auf  eine  gewisse  Zeit  beschränkt  sein  oder  sollen  den  Gesell- 
Kbiftern  aafser  der  Leistung  von  Kapitaleinlagen  noch  andere  Verpflichtungen  gegenüber 
der  Gtselbchafl  auferlegt  werden,  so  bedürfen  auch  diese  Bestimmungen  der  Aufnahme 
in  den  GesellschaftsTertrag. 

§  4.  Die  Firma  der  Gesellschaft  mufs  entweder  von  dem  Gegenstande  des  Unter- 
Mhmess  entlehnt  sein ,  oder  die  Namen  der  Gesellschafter  oder  den  Namen  wenigstens 
eoes  derselben  mit  einem  das  Vorhandensein  eines  Gesellschaftsverhftltnisses  andeutenden 
Znatie  enthalten.  Die  Namen  anderer  Personen  als  der  Gesellschafter  dürfen  in  die  Firma 
liebt  anfgenommeu  werden.  Die  Beibebaltang  der  Firma  eines  auf  die  Gesellschaft  fiber- 
Itfingenen  Geschäfts  (Handelsgesetzbuch  Artikel  22)  wird  hierdurch  nicht  ausgeschlossen. 
Die  Firma  der  Gesellschaft  mufs  in  allen  Fällen  die  zusätzliche  Bezeichnung  „mit 
bcsebrinkter  Haftung**  enthalten. 

$  5.  Das  Stammkapital  der  Gesellschsft  mufs  mindestens  zwansigtausend  Mark,  die 
iUfflineinlage  jedes  Gesellschafters  mufs  mindestens  fünfhundert  Mark  betragen. 

Kein  Gesellschafter  kann  bei  Errichtung  der  Gesellschaft  mehrere  Stammeinlagen 
ibernebmen. 

Der  Betrag  der  Stammeinlage  kann  für  die  einzelnen  Gesellschsfter  verschieden 
b«itimmt  werden.  Derselbe  mufs  in  Mark  durch  hundert  teilbar  sein.  Der  Gesamtbetrag 
der  Stammeinlagen  mnis  mit  dem  Stammkapital  übereinstimmen. 

Sollen  von  Gesellschaftern  Einlagen ,  welche  nicht  in  Geld  su  leisten  sind ,  auf  das 
SUmkapital  gemacht  oder  soll  die  Vergütung  für  VermSgensgegenstände ,  welche  die 
GcMllsehaft  übernimmt,  auf  Stammeinlagen  angerechnet  werden,  so  mufs  die  Person  des 
Gnellschaftcrs,  der  Gegenstand  der  Einlage  oder  Uebernabme  sowie  der  Geldwert,  für 
«•kben  die  Einlage  angenommen  wird ,  oder  die  für  die  übernommenen  Gegenstände  zu 
Cnrihrende  Vergütung  im  GesellschaftsTertrage  festgesetzt  werden. 
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§  6.     Dt«  OeiellfchAtt  mafs  einen  oder  mehrere  Ge«chlftsfäbrer  hab«n. 

Zq  6e»cbil'tsf Obrem    könneii    Oeäeltscbifter    oder   aodere    Personen    bestellt 
Die  Besteltnt)^  erfolgt  entweder  im  GeMllschtflsverlrmge  oder  nech  Mefsf^abe  der  Betll 
moDgeo  de»  dritteti  Abacbnitta. 

Hi  im  GesellacbikrtST ertrag«  bestimmt,  dftfs  sämtliche  OeselUch&ft«r  lar  Oescbi 
fohruDg  berechtigt  sein  sollen,  eo  gelten  nar  die  der  Qesellachiifc  bei  PeeteeUuni;  dia 
Bestimmung  Angehörenden  Personen  uls  die  bestettten  Geschirufübrer. 

§  7.     Der    GeaellschEfta vertrag ,    sowie    die    Personen    der    GescbKftafilhrer    sind 
Eintragung  in    dos  Bindelsregiiter    bei    dem  Gericht^    in    deuten   Beiirk    die    Ge»ellicll 
ihren  Sita  hat^  anxnmelden. 

Die  Anmeldang  darf  nur  erfolgen,  nachdem  von  jeder  Stammeiolag«,  eovreic  oll 
andere  alti  in  Geld  xu  leistende  Einlagen  auf  da»  StammkaptUt  gema<'bt  siod^  ein  Vieri 
mindesten»  aber  der  Betrag  von  Eweihancfertufidrünt'xig  Mark  eiogesahlt  ist. 

Der  Anmieldung  müssen  beigefSgt  aein : 
1.  der  Gesell  »uhftfuvertrag   und    im  Palle    daa  §  2  AbsAts  S  die  Vollmaehten  d«r  1 

treter,    welche  den  Geselbchaftsvertrag    unters  ei  ebnet    haben,    oder  eine    begtaubl 

Abschrift    dieser  Urkunden, 
S.  die  Legitimation  der  Gcdchftfcsführer ,  sofern  dieselben  titcbt  im  Gesell  sc  hafisvertn 

bestellt  sind, 

3.  eine    von    den   Anmeldenden   na terschrl ebene    Liste   der    Gesellsebafter,    ans    wald 
Name,   Vorname,   Stand  and  Wohnort  der  letaleren,  sowie  der  Betrag  der  Toa 
jeden  derselben    übernommenen   Stammeinlage  ersiohtlich  ist, 

4,  in  Item   Falle,    dafs  der  Gegenstand    des  fJoteniebmeni    der   staatlichen  Genebniigj 
bedarf,  die  Geuehmigungsurkunde. 
In  der  Anmeldung  ist  die  Versicherung  absogeben,  dafs  die  im  §  7  Absats  S  he 

fieten    Leistangen    auf   die    StarameinlsgeD    bewirkt    sind,    and    dafs    der    Gegenstand 
Leistungen  »ich  in  der  freien   V^erfiigung  der  Gesclifiltanihrer  befindet. 

Die  Gescbüfcsfuhrer  hsben  ihre  Unterschrift  vor  dem  Geriebt  so  teichne^n  odar 
^tiiebnting  in   beglaubigter  Form  ein  au  reichen. 

§   0,     Die  Anmeldendeu  heften    der  Oesellsebaft  solidarisch    für  die  Richtigkeit 
Angaben    hinsichtlich    der    auf   die  Stam  mein  tagen    gemachten  Leistungen  (§  7   Absatl 

Versichtlelitungen  oder  Vergleiche  der  Gesellschaft  in  betreff  der  ihr  nach  Absafii 
xustehendeu    Ersatxamiprüche   sind    aowirksam ,    soweit    der    Ersats    aar  Befriedigung  i 
Oiittbiger    der    Gesellschaft   erforderlich    ist.      Auf   einen  Vergleich,    welchen  dar  Sft 
Pflichtige  im  Falls    der  Zahlungsunfähigkeit    aar    Abwendung    oder  lieseitigaag  de»  I 
kursTerfabreiis   mit   seinen    GISubigera    abschUefst,    findet    diese    Bestimmung    kein« 
Wendung. 

Die  ArisprQcbe  auf  Grund  der  vorstehendea  Bestimmungen  verjähren  la  fUnf  Ja 
aeit  der  Eintragung  des  GeselUcbaftavertragc»  in  dai  Handelsregister. 

§  10.  Der  eingetragene  Gesell  Schafts  vertrag  ist  von  dem  Gerieht  tm  Ausaog« 
▼erdifentlichen. 

Die  VerdffentUcbung   mufs   das  Datum  des  Gesell  seh  af [^Vertrages ,   sowie  die  im 
Kr.    1   bis  3  und  gegehenenfsUs    die    im    §  6  Absata  4  bexeicbneten  Festsetsungeii   o 
dem  Kamen  und  Wohnorte  der  Gesehäftstlhrer  enthalten. 

Ist  das  Unternehmen  auf  eine  gewisse  Zeit  beachrlnkt  (§  3  Absats  3),  so  ist  i 
diese  Bestimmung  au  veröffentlichen.  Das  Gleiche  gilt  von  Bestimmungen  de«  Qm 
scbaftsvertrages  über  die  Form  ,  in  welcher  die  GeschiflsfBhrer  ihre  Witlenserkliraj|| 
kundgeben  und  für  die  Gesellschaft  xelchnen^  sowie  Über  die  Art  und  Weise,  in  wel« 
öffentliche  Bekanntmj««hnngea  der  Gesellschaft  su  erlassen  sind. 

§  11.  Vor  erfolgter  iilintragung  in  das  Handelsregister  besteht  die  GeselladuH  i 
beschränkter  Haftung  als  so  Ichs  nii*ht 

Ist  vor  der  Eintragung  im  Namen  der  Gesellschaft  gehandelt  worden ,  so  tiaflao 
Handelnden  persdoHcb  und  solidarisch. 

§  19.  Jede  Zweigniederlassung  mufs  bet  dem  Gericht,  in  dessen  Betirk  si«  i 
befindet,  aur  Eintragung  in  das  Handelsregister  angemeldet  werden. 

Die  Anmeldung  hat  die  im  §  1 0  Absata  8  und  3  bezeichneten  Angaben  xu  «nthall 
Derselben  ist  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Gesellschaftsvertrages  und  eine  von  i 
Geriebt  der  Hauptniederlassung  beglaubigte  Abschrift  der  Liste  der  OesellsehAfier  ' 
aufügen. 

Die  Bestimmung  im  §  8  Abaatx  3  findet  AoweDduDg. 
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Zweiter  Abeelmitt 
RtehtsTerhftltnisse  der  Gtstllsehaft  und  der  Gesellschafter. 
I  IS.    Die   GeseUseluift  mit  beschränkter  Haftang  eis   solche   bet   selbstftndig  ihre 
Backte  and  Pffiehten;   sie  kenn  Eigentmn  und  andere  dingliche  Rechte  an  Omndstfickeu 
werben,  Tor  Gericht  klagen  and  verklagt  werden. 

P&r  die  VerUndliehkeiten  der  Gesellschaft  haftet  den  GUlabigern  derselben  nar  das 
Gwelltchaftsvermggen. 

Die  OeeeUsehaft  gilt  als  Handelsgesellschaft  im  Sinne  des  HandelsgeseUbuchs. 
f  14.     Der  Geschiftsanteil  Jedes   Geselltchafters   bestimmt   sich   nach   dem  ßetrage 
d«r  Ton  ihm  übernommenen  Stammeinlage. 

I  16.     Die  Geschiftsanteile  sind  TerioAerlieh  and  yererbüch. 

Erwirbt  ein  Gesellschafter  sn  seinem  orsprflnglichen  Geschäftsanteile  weitere  Geschäfts- 
Mteile,  so  behalten  dieselben  ihre  Selbständigkeit 

2ar  Abtretung  Ton  Geschäftsanteilen  durch  Gesellschafter  bedarf  es  eines  in  gericht- 
fieker  oder  notarieller  Form  geschlossenen  Vertrages.  Die  Angabc  des  Bechtsgmndes 
dv  Abtretung  ist  nicht  erforderlieh. 

Der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form  bedarf  auch  eine  Vereinbarung,  durch  welche 
4it  Verpflichtung  eines  Gesellschafters  sur  Abtretung  eines  Gtoachäftsanteils  begrfindet 
vird.  Eine  ohne  diese  Form  getroffene  Vereinbarung  wird  jedoch  durch  den  nach  Ma(s- 
gabe  des  rorigen  Abeataes  geschlossenen  Abtretungsrertrag  giltig. 

Durch  dui  Gesellschaftsvertrag  kann  die  Abtretung  der  Geschäftsanteile  an  weitere 
yeraissetanngen  geknüpft,  Insbeeondere  Ton  der  Genehmigung  der  Gesellscliaft  abhängig 
fHBsekt  werden. 

f  16.  Der  Gesellschaft  gegenfiber  gilt  im  Falle  der  Veräufserung  des  Geechäfts- 
utds  nur  deijenige  als  Erwerber,  dessen  Erwerb  unter  Nachweis  des  Uebergangs  bei 
d«r  OeeeUsehaft  angemeldet  ist. 

Die  Tor  der  Anmeldung  ron  der  Gesellschaft  gegenfiber  dem  Veräufserer  oder  von 
im  letsteren  gegenfiber  der  Gesellschaft  in  Beeng  auf  das  GeseilschaftsTerhältnis  Torge- 
tosuMoen  Bechtshandlnngen  muis  der  Erwerber  gegen  sich  gelten  lassen. 

Ffir  die  nur  Zeit  der  Anmeldung  auf  den  Geschäftsanteil  rfickständigen  Leistungen 
irt  der  Erwerber  neben  dem  Veränftwer  Tcrhaftet. 

{17.  Die  Veräufterung  von  Teilen  eines  Geeehäftsanteils  kann  nur  mit  Genehmi- 
fug  der   Gesellschaft  stattfinden. 

Die  Genehmigung  bedarf  der  schriftlichen  Form;  sie  mufii  die  Person  des  Erwerbers 
■od  den  Betrag  beseichnen,  welcher  von  der  Stammeinlage  des  ungeteilten  Geschäfts- 
tttdls  auf  jeden  der  durch  die  Teilung  entstehenden  Geschäftsanteile  entfällt. 

Im  GesellschaftsTertrage  kann  bestimmt  werden,  dafs  für  die  Veräuikerung  von 
TdUo  eines  Geschäftsanteils  an  andere  Gesellschafter,  sowie  ffir  die  Teilung  ron  Ge- 
KbIfUaateilen  verstorbener  Gesellschafter  unter  deren  Erben  eine  Genehmigung  der 
6«Mllsehaft  nicht  erforderlich  ist 

Die  Bestimmungen  im  §  5  Absats  1  und  3  Aber  den  Betrag  der  Stammeinlagen 
bdcn  bei  der  Teilung  von  Geschäftsanteilen  entsprechende  Anwendung. 

Eine  gleichseitige  Uebertragung  mehrerer  Teile  von  Geschäftsanteilen  eines  Gesell- 
lehsfters  an  denselben  Erwerber  ist  unsulässig. 

Aolser  dem  Falle  der  Veräufserung  und  Vererbung  findet  eine  Teilung  von  Geschäfts- 
istaUen  nicht  statt  Sie  kann  im  Gesellscbaftsvertrage  auch  für  diese  Fälle  ausgeschlossen 
vwden. 

§  18.  Steht  ein  Geschäftsanteil  mehreren  Hitberechtigten  ungeteilt  su,  so  können 
lis  die  Bechte  aus  demselben  nur  gemeinschaftlich  ausfiben. 

Ffir  die  auf  den  Geschäftsanteil  an  bewirkenden  Leistungen  haften  sie  der  Gesell- 
leksft  soUdarisch. 

Bechtahandlungeo,  welche  die  Gesellschaft  gegenfiber  dem  Inhaber  des  Anteils  vor- 
nsehmen  hat,  sind,  sofern  nicht  ein  gemeiosamer  Vertreter  der  Mitberechtigten  Torhanden 
bt,  wirksem,  wenn  sie  auch  nur  gegenfiber  einem  Mitberechtigten  vorgenommen  werden. 
Gefsaflber  mehreren  Erben  eines  Gesellschafters  findet  diese  Bestimmung  nur  in  Besug 
laf  Beehtshandlungen  Anwendung,  welche  nach  Ablauf  eines  Monats  seit  dem  Anfalle 
dtr  Erbechaft  vorgenommen  werden. 
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§  19.  Die  EtnuhluDgen  auf  die  SUmm«iii lagen  siod  nach  Verhftltnis  der  letttrriti 
tu  lelsteo. 

Die  Summe  in  lagen  können  den  Gesellscfaittern  »arser  dem  Falle  einer  Herab  seUnnit 
de»  Stammkapitals  weder  erlassen  nach  i^stundel  werden.  Eine  Aufreelinang  kfioben 
di«  GeeelUehalter  nietat  f^eltend  machen ;  ebensowenig  findet  an  dem  Ge^enetaDde  «iaer 
nicht  in  Geld  sa  leistenden  Einliige  we^en  Forderungen,  welche  sich  nicht  anf  deo  Oefea* 
stand  besiebeu,  ein  Zurückbebattungsreeht  statt. 

Eine  Leistang  auf  die  Stammeini age,  welche  in  Geld  besteht  oder  welche  dorek 
Anfrecbnnng  einer  fUr  die  Ueberlafisung  von  Vermdgensgegen stünden  an  gfiwthrenden 
Vergütung  bewirkt  wird<»  befreit  den  Gesellschafter  von  seiner  Verpfifchtong  nur,  suwtit 
sie  in  AasfUhrung  einer  nach  §  6  Absata  i  getroffenen  Bestiromong  erfolgt, 

§  20.  Ein  Geseltsehafter,  welcher  den  auf  die  Stammeintage  eingeforderten  Betrag 
nicht  aar  rechten  Zeit  einzahlt ,  ist  zvlt  Entrichtung  von  Veraugsainsen  von  Rechts  wegen 
rerpfiichteL 

Im  GesellscbsfisTertrage  können  fGr  den  Fall  der  versSgerten  Einaablnng  Konvea* 
ionaldtrafen  ohne  Rücksicht  auf  die  sonst  stattfindenden  gesetzlichen  Einschränkungen 
estgesetat   werden. 

§  21.  Im  Falte  yeraögerter  Einzahlung  kann  an  den  sftamigen  Gesellschafter  eine 
erneute  Aufforderung  zur  Zahlung  binnen  einer  zu  bestimmenden  Nachfrist  unter  Act' 
drobung  seines  Ausschlusses  mit  dem  Qesch&i1santeil,r  ■'^f  welchen  die  Zahlnng  lu  erfolgen 
hat,  erlassen  werden.  Die  Aufiordernug  erfolgt  mittelst  eingeschriebeneo  Briefes,  Die 
Nachfrist  mafs  mindestens  einen  Monat  betragen. 

Nach  fruchtlosem  Ablauf  der  Frist  ist  der  stumige  Gesellschafter  seines  Geacbifts- 
anteila  nnd  der  geleisteten  Teilzahlungen  tu  Gunsten  der  Gesellschaft  verlustig  au  erkltreo 

Wegen  des  Ausfslls,  welchen  die  Gesellschaft  au  dem  rückständigen  Betrage  oder 
den  später  auf  den  Gescbättsanteil  eingeforderten  Betrftgeo  der  Stammeinlage  arleidei» 
bleibt  ihr  der  ausgeschlossene  Gesellschafter  verhaftet. 

§  22*  Wegen  des  von  dem  ausgeschlossenen  Gesellschafter  nicht  beaahtten  Betrages 
der  Stmmmeinlage  ist  der  Oeseltscbaft  der  letzte  und  jeder  frühere,  bei  der  GeselladuUt 
angemeldete  Rechtavorg&oger  des  AusgeMhloaietieii  irerhaftet. 

Ein  früherer  Rechtevorgftnger   haltet  nur,   soweit   die   Zahlung   von    desaen   Rechl 
nach  folger  nicht  lu  erlaugen  ist ;    dies  ist  bb    zum  Beweise    des  Gegenteils  ansmoehmeo^] 
wenn  der  letttere  die  Zahlung  nicht  bis  zum  Ablauf  eines  Monate  geleistet  hat,  m 
an  ihn  die  Zahlungsaufforderung    nod  an  den  fiechtsvorgfinger    die  Benachrichtiguiig  toh 
derselben  erfolgt  ist. 

Die  HaftpÜicfat  des  Rechts  vorgingers  ist  auf  die  tanerhalb  der  Fri^t  von  f&nf  Jahren 
auf  die  Summeinliige  eingeforderten  Einzahlungen  beschrinkt  Die  Frist  beginnt  mit 
dem  Tage,  an  welchem  der  Uebergaog  des  Geschftftsan teils  auf  den  Rechtsnachfolger  ord- 
oungsmifsig  angemeldet  ist. 

Der  Eeehtsvorginger  erwirbt  gegen  Zahlnng  des  rfickständigen  Betrages  den  GeaebifU- 
anteil  des  auegeschlossenen  Gesellschafters, 

§  23,  Ist  die  Zahlung  des  rückstJtndigen  Betrages  von  Reebtsvorgingem  nicht  aa 
erlangen,  so  kann  die  Gesellschaft  den  Gescbiftsanteil  durch  einen  Makler  oder  aur  Vor- 
nähme  von  Versteigerungen  befugten  Beamten  öffentlich  verkaufen  lassen.  Eine  ander« 
Art  des  Verkaufs  ist  nnr  mit  Zustimmung    des    ausgeschlosseneu  Gesellschafters  sulisiig. 

§  24.  Soweit  eine  dtsmmeinlage  weder  von  den  Zahlungspflichtigen  eingeiogen, 
noch  durch  Verkauf  des  Geschäftsanteils  gedeckt  werden  kann^  haben  die  übrigan  Oeaell« 
achafter  den  Fehlbetrag  nach  Verbftitnis  ihrer  Gesch&ftM »teile  anfau bringen.  Beltrige, 
welche  von  einaeluen  Gesellschaftern  nicht  zu  erlangen  sind  ,  werden  nach  dem  beaeieh* 
oetea  VerhJUtnis  auf  die  Übrigen  verteilt. 

§  2j!»,  Von  den  in  den  §§81  bis  14  beaelchneten  fiechtefolgan  können  die  Geeel]- 
sohaiter  nicht  befreit  werden. 

§  3  a*  Im  Gesellschaf  tsver  trage  kann  bestimmt  werden ,  dafa  die  GMellecb  alter  ftber 
den  Betrag  der  Stammeinlageu  hinaus  die  Einforderung  von  weiteren  Binsahlongvn  (Nach* 
aobflaaen)  bescbilelsen  können. 

Die  Einaablnng  der  Nach  Schüsse  hat  nach  VerhUtnifi  der  Geachäftsaaleite  m 
erfolgen. 

Di«  Naehschufspflicht  kann  im  GoeellaehaftsTertrage  auf  eineo  beeümmten«  itaeh  Ver^ 
hältnts  der  Geschäftsanteile  festzusetzenden  Betrag  beschränkt  werden. 
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f  17.  Ist  die  NaobsdiBlkpfliekt  nicht  «nf  eiaen  bestimmten  Betrsg  beschrinkt,  so 
ksl  jeder  Oeseltoehsfter,  fiüls  er  die  Stsmmeinlage  Tollst&ndig  eingessblt  hst,  des  Recht, 
•ich  Ton  der  Zahlung  des  saf  den  Oesehftflsanteil  eingeforderten  Nachschosses  dadurch 
sa  befreiMiy  da6  er  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Aaffordemng  sar  Einsahlang  den 
flmliiftsMiteil  der  OeseUschaft  aar  Befriedignog  ans  demselben  lar  VerfQgaDg  stellt. 
Ebenso  kann  die  Gesellschaft,  wenn  der  Oessllschafter  binnen  der  angegebenen  Frist 
weder  Toa  der  beaeiebneten  Befugnis  Gebraaeh  macht,  noch  die  Einsablung  leistet,  dem- 
•elbea  mittels!  eingeschriebenen  Briefes  erklftren,  dals  sie  den  Geschäftsanteil  als  sor 
Yerflgaag  gestellt  betrachte. 

Die  GeseUsehalt  hat  den  GeschiftsantetI  innerhalb  eines  Monats  nach  der  Erklirung 
des  Gesellschafters  oder  der  Gesellschaft  durch  einen  Makler  oder  einen  aar  Vornahme 
▼oa  Versteigernngen  befugten  Beamten  öffentlich  yerkanfen  su  lassen.  Eine  andere  Art 
des  Verkaafs  bt  nur  mit  Zustimmung  des  Gesellschafters  tullssig.  Ein  nach  Deckung 
der  Verkanfskosten  und  des  rfickständigen  Nachschusses  Terblelbender  Ueberschufs  gebflhrt 
dem  Oesellsehafter. 

Ist  die  Befriedigung  der  Gesellschaft  durch  den  Verkauf  nicht  lu  erlangen,  so  flUlt 
der  €kschlflsanteil  der  Gesellschaft  su.  Dieselbe  ist  beftagt,  den  Anteil  für  eigene  Rech- 
aang  sa  Terlalsem. 

Im  Geeelisehaftsrertrage  kann  die  Anwendung  der  rorstehenden  Bestimmungen  auf 
den  Fall  beschrinkt  werden ,  dals  die  auf  den  Gesehftftsantell  eingeforderten  Nachschüsse 
einen  bestimmten  Betrag  flberschreiten. 

{  S8.  Ist  die  Nachsehufspflicht  auf  einen  bestimmten  Betrag  beschrinkt,  so  finden, 
wenn  im  OeseUsehaftsrertrage  nicht  ein  anderes  festgesetst  Ist,  im  Falle  yersögerter 
Kimahlang  Ton  Nachschfissen  die  aaf  die  Einsablung  der  Stammelnlagen  beifigliehen 
Votselniftan  der  §§  Sl  bis  S8  entsprechende  Anwendung.  Das  Gleiche  gilt  im  Falle 
dts  {  S7  Abeata  4  auch  bei  anbesebrlakter  Nachschulspflicht,  soweit  die  Kaehschfisse 
diB  Im  GesellsebaftsTertrage  feetgeselsten  Betrag  nicht  fiberschreiten. 

Im  GesellschaftsTertrage  kann  bestimmt  werden,  dafs  die  Einforderung  Ton  Nsch- 
tchtssen,  aaf  deren  Zahlung  die  Vorschriften  der  S§  81  bis  88  Anwendung  ünden,  schon 
vor  ToUstladiger  Einfordemag  der  StammeinUgen  sullssig  ist. 

{  89.    Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf  den .  nach  der  jihrlichen  BUani  sieh 
«gebeadeD  Beiagewinn,  soweit   nicht  im  GesellsebaftsTertrage  ein   anderes  bestimmt  ist 
Die  Vertellnng   erfolgt   nach  Verhiltnis   der   Geschlftsanteile.    Im  GesellschaftoTsr- 
ksfe  kann  ein  anderer  Malsstab  der  Verteilung  festgesetst  werden. 

%  80.  Das  sur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen  der  Gesellsehaft 
dirf  an  die  Gesellschafter  nicht  ausgeaablt  werden. 

Bingeaahlte  Nacbschflsse  können,  soweit  sie  nicht  sur  Deckung  eines  Verlustes  am 
Stammkapital  erforderlich  sind,  an  die  Gesellschafter  surflckgesahlt  werden.  Die  Zurfick* 
tthlsog  darf  nicht  Tor  Ablauf  ron  drei  Monaten  erfolgen,  nachdem  der  Rficktahlungs- 
besehlnf«  durch  die  im  Gesellschaftsvertrage  f&r  die  Bekanntmacbungen  der  Gesellschaft 
bcsünmiten  öffentlichen  Blltter  und  in  Ermangelung  solcher  durch  die  fQr  die  Bekannt- 
aaehangen  aus  dem  Handelsregister  bestimmten  öffentlichen  Blätter  bekannt  gemacht  ist. 
la  Falle  des  §  88  Absats  8  ist  die  Zurflcksahlung  Ton  Nacbscbtissen  Ton  der  Volleln- 
tthhmg  des  Stammkapitals  unzullssig.  ZurückgesabUe  Nacbschflsse  gelten  als  nicht 
dsgtsogen. 

I  81.  Zahlungen,  welche  den  Vorschriften  des  §  30  sawlder  geleistet  sind,  mflssen 
ia  Gesellschaft  erstattet  werden. 

War  der  Empfinger  In  gutem  Glauben,  so  kann  die  Erstattung  nur  insoweit  ver- 
iisft  werden,  als  sie  sur  Befriedigung  der  Oesellschaftsglinbiger  erforderlich  Ist 

Ist  die  Erstattung  von  dem  EmpAnger  nicht  sa  erlangen,  so  haften  fflr  den  su 
•Msftenden  Betrag,  soweit  er  sur  Befriedigung  der  GeselUchaftsgllnbiger  erforderlich 
in,  die  fibrigea  Gesellsehafter  nach  Verhiltnis  ihrer  Geschlftsanteile.  Beltrige,  welche 
vou  einseinen  Gesellscbafcem  nicht  su  erlangen  sind,  werden  nach  dem  beselchneten 
V«UUtais  auf  die  flbrigen  Tertellt 

Zahlangen,  welche  aaf  Grund  der  Torstehenden  Bestimmungen  su  leisten  sind,  kön- 
MB  den  Verpflichteten  nicht  erlassen  werden. 

Die  Ansprüche  der  Gesellschaft  verjähren  in  fünf  Jahren ;  die  Veijihrung  beginnt 
■it  dem  AbUnf  des  Tages,  an  welchem  die  Zahlung,  deren  Erstattung  beansprucht  wird, 
filsistet  ist.  Flllt  dem  Verpflichteten  eine  bösliche  Handlungsweise  rar  Last,  so  findet 
4k  BsgfimaBnng  kalne  Anweadang. 
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Für  dis  in    den  Fillen    d«s  Aba«ts  3  geleistete    ErsUttan^   «iner  Zthlaag    siüd   den 
Oesellschartern  die  Oeschäfunihrer,    welchen  in  betreff  der    geleiiteleo  Zahlrmg  ein  Ver-  , 
seholdeo  lur  Lmst  llUt,  solidBriscb  lani  ErsaUe  rerpflichteC. 

§  32.  Liegt  die  Im  §  31  AbsAtz  1  beaeichnete  Voraaseetsting  nicht  Tor,  so  siikd] 
die  QeieUAcbftt^er  in  keiDem  Felle  >rerpfl lebtet,  Betraget  welche  sie  io  gutem  dlaabea ' 
iUi  Qew  in  Ott]  teile  bezogen  beben,  suraekiaiableo. 

§  38.  Üie  GeaelUcb&ft  darf  eigene  GeachKftABnteilef  ftuf  welche  dl«  StMiiiiiAtiilege 
nocfa  nicht  Tollstftodig  eingeseblt  ist«  uicbt  erwerben. 

Sie  »oll  euch  eigene  GeschÜftsanteUe,  auf  welche  die  Stamm einlage  vollstiodlg  ein* 
gesehlt  Ist,  nicht  erwerben^  sofern  nicht  der  Erwerb  auü  dem  Über  den  Betrag  dea 
Stammkapitals  hiuaus  vorhaDdeoeo  Vermögeo  geschehen  katia. 

§  34.  Die  Einiiebang  (Amortisation]  von  Geschift&aateilen  darf  nur  erfolgen«  lowel^-^ 
bie  im  GeaflllschafU vertrage  tagetaasen  ist. 

Ohne  die  Zuitimmung  des  AnteilAberechligteD  findet  die  Eineiehung  nur  Statt«  wenn 
die  Voraassetiungen  derselben  vor  dem  Zeitpunkt ,    in  welchem   der  Üerechtigte  den 
McbftftBanteil  erworben  hat,  im  Geselbchaftsvertrege  festgesetzt  waren. 

Die  Deatimmnug  im  §  80  Absata  1  bleibt  unberührt. 


ÜTitter  AbidmiU. 
Vertretung  und  Geschäftaführung. 

§  8&.  Die  Geselbehaft  wird  durch  die  GeschäTtaHibrer  gencbtlicb  und  attraargerieht- 
lieh  vertreten. 

Dieselben  haben  in  der  durch  den  Gesellacbafts vertrag  bettimmten  Form  ihr«  WUl«nj* 
«rklirungen  kondaugeben  und  für  die  Geaellschaft  au  zeichnen,  ist  nichts  darüber 
beütlmmt,  so  mufs  die  Erklärung  and  Zeichnung  durch  Bftmtliche  Gesch&ftstührer  erfalgeu 
Ist  der  Gesell  schalt  gegenüber  eine  WiJleuaerklärung  abzugeben,  so  genfigt  es,  weiim  die- 
selbe  an  einen  dur  Geechfifistlhrer  ert'oJgt. 

Die  Zeichnung  geschieht  in  der  Wetae,  d&fa  di«  Zeichnenden  so  d«r  FImi  d«r 
G«B«llftcbaft  ihre  Nameua Unterschrift  beifügen, 

§  36.  Die  Gesellschaft  wird  durch  die  in  ihrem  Kamen  von  den  Geachlfksf&hrem 
vorgenommenen  KecbUge^chifte  berechtigt  und  verptlichtet ;  es  ist  gleichgiidg «  ob  das 
Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Gesoltachat'c  vorgenommen  worden  ht^  oder  ob  die 
Umstinde  ergeben,  dufs  t^  nach  dem  Wiliea  der  Beteiligten  lilr  die  Gesellschaft  vor 
genommen  werden  tollte, 

§  37.     Die  Ge»chftfta rubrer  sind  der  Geaellscbaft  gegenüber  verpflichlel,  die  Bese 
kungen  einsobalteui  welche  lUr  den  Umfang  ihrer  Befugnis,  die  Gesellsehait  lo  vertreten, 
durch  den  Gesellscbaftä vertrag  oder,  soweit  dieser  nicht  ein  anderes  bestimmt,  durch  die 
BescblQ^sc  der  Gesellschafter  festgesetzt  sind. 

Gegen  dritte  Personen  bat  eine  Besclirlnkung  der  Befugnis  der  Geschäftsführer»  die 
Geaellscbaft  zu  vertreten,  keine  rechtliche  Wirkung.  Dies  gilt  insbesondere  für  den  Fall, 
dal»  die  Vertretung  sich  nur  auf  gewisse  Geschäfte  oder  Arten  von  Geschälten  ersir«clc«& 
oder  nur  unter  gewissen  Umständen  oder  für  eine  gewiaa«  Zelt  oder  an  einaelnen  Orten 
ataltfinden  soll,  oder  daCs  die  Zuütimmuug  der  GeMÜschafter  oder  eine«  Organa  der 
Geaellscbaft  für  einzelne  Geschäfte  erfordert  ist. 

§  38.  Die  Bostellttog  der  Geachifts Fahrer  ist  zu  jederzeit  widermflich,  onbeBcbadet 
der  Entschädigungsansprüche  aus  be-'^tebenden  Verträgen« 

Im  Gesell tchafUvertrage  kann  die  Zuläsaigkeit  des  Widerrnfs  auf  den  Fall  beachrftnkt 
werden,  djifs  wichtige  Gründe  denselben  notwendig  machen.  Als  solche  Gründe  sind 
laibesoodere  grobe  Pflichtverletzung  oder  Dnßihigkeit  zur  orduungsm&fsigeu  GeechälU- 
fühmng  an  zusehen. 

§  39.  Jede  Aenderong  in  den  Personen  der  GcschlÜBÜhrer,  aowle  die  ernente  Beatellaeg 
oder  die  Beendigung  der  VoUmaolit  eines  GeschäftsiBhrers  mufs  ohne  Verzug  aor  Eintrat 
gung  in  das  ünndelsregister  angemeldet  werden.  Die  Legitimation  der  angemeldetem 
Geachäflsführer  ist  beizufiigen. 

Zugleich  haben  neu  bestellte  Gefich&rtsfÜhrer  ihre  Unterschrift  vor  dem  Gericht  zu 
seiehnen  oder  die  Zeichnung  in  beglaubigter  Form  einzureichen. 

§  40.     Eine  Aenderung   in    den   Perikonen    der  GeschäflsfUbrer,   «ine  Beondlgnng  der 
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Y«llBMht  ünm  CktoldtfliilUirers ,  sowi«  ein«  Aeademng  des  GMdlsobaftfTertrtgw  rftek- 
liehtlleli  d«r  Form  Ar  WUleiiMrkliniiigeii  der  Oeschftftsf&hrer  kAnn,  solange  sie  nicht 
»  des  Haadelsrefistor  eingetragen  und  SffeDtHcii  bekannt  gemaeht  ist,  einem  Dritten  ron 
der  Geeolleehaft  nur  entgegengesetat  werden,  wenn  letitere  beweist,  dals  der  Dritte  beim 
Abeebhisse  des  Gesehlfts  Ton  der  Aendemng  oder  Beendigimg  Kenntnis  liatte. 

Naek  geschekener  ffintragong  and  Bekanntmaehnng  moA  der  Dritte,  sofern  nicht 
darek  die  ümstMade  die  Aanalmie  begründet  wird,  daTs  er  beim  Absehlasse  des  Oeschlfts 
fie  Aeodenng  oder  Beendigang  weder  gekannt  halie,  noch  habe  kennen  mfissen,  dieselbe 
fegen  siek  gelten  lassen. 

f  41.  AlljikrUck  im  Monat  Janaar  haben  die  GeschlfUflihrer  eine  ron  ihnen  anter- 
Mkriebene  Ldste  der  Gesellschafter,  aus  welcher  Name,  Vorname,  Stand  and  Wohnort 
der  lelsteren  sowie  ihre  Stammeinlagen  sa  entnelmien  sind,  lam  Handelsregister  einsa- 
reickea.  Sind  seit  Einreichang  der  lotsten  Liste  Verlndemngen  hinsichtlich  der  Person 
der  Ctosellsckafler  and  des  Umfangs  ihrer  Beteiligang  nicht  eingetreten,  so  genilgt  die 
Einreicknng  einer  entsprechenden  Brklimng. 

{  4S.  Die  Geschäftsführer  sind  rerpllichtet,  Ar  die  ordnangsmifsige  BachfOhrang 
der  CUseUsckaft  sa  sorgen« 

Sie  müssen  in  den  ersten  drei  Monaten  des  Geselilft^ahres  die  Bilans  für  das  rer- 
lossene  Oceehilt^ahr  nebst  einer  Gewinn-  and  Verlastrechnnng  aaistellen. 

Darek  den  GesellschaftsTertrag  kann  die  beseichnete  Frist  bis  aaf  sechs  Monate, 
bei  Gesellschafken,  deren  Unternehmen  den  Betrieb  Ton  Geschiften  in  Übersemschen  Gk- 
hietea  sam  Gegenstände  hat,  bb  aaf  nenn  Monate  erstreckt  werden. 

Für  Gescllscliaften,  bei  welchen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  im  Betriebe  Ton 
Bsnkgeschiften  besteht,  ist  die  Bilans  innerhalb  der  Torbeseichneten  Fristen  in  den  im 
I  80  Absats  1  bestimmten  difontllehen  BUttem  darch  die  Geschäftsführer  bekannt  sa 
■eeken.     Die  Bekanntmachung  bt  sam  Handelsregister  einsareichen. 

I  48.     Für  die  Aafitellaog  der  Bilans  kommen  die  Vorschriften  des  Artikels  81  des 
Hsaddigesetsbaehs  mit  folgenden  Mafsgaben  sar  Anwendang: 
I.  Anlagen  and  sonstige  VermSgensgegenstände,   welche   nicht  sar  WeiterTeräofserong, 

londem  danernd   sam  Betriebe   des  Unternehmens  bestimmt   sind,  dürfen   hdchstens 

sa  dem  Anschallbngs-    oder   Herstellangspreise   angesetst   werden;   sie  kSnnen  ohne 

EÜcksicht  aaf  einen  geringeren  Wert  sn  diesem  Preise  angesetst  werden ,   sofern  ein 

der  Abnntsaog  gleichkommender  Betrag  in  Absng  oder  ein  derselben  entsprechender 

Smenerangsfonds  in  Ansata  gebrecht  wird ; 
I.  die  Kosten  der  Organisation  and  Verwaltang   dürfen   nicht  ab  Aktiva  in  die  Bilans 

eiDgesetst  werden ; 

3.  de»  Recht  der  Gesellschaft  sar  Einsiebong  Ton  Nacbscbflssen  der  Gesellschafter  ist 
Ab  Aktirom  in  die  Bilans  nar  insoweit  einsastellen,  als  die  Einsiehang  bereits 
beschlossen  bt  and  den  Gesellschaftern  ein  Recht,  durch  Verweisang  auf  den  Ge- 
scbXftsanteil  sich  von  der  Zshlang  der  Nachscbüsse  sa  befreien,  nicht  sasteht:  den 
in  die  Aktira  der  Bilans  aafgenommenen  Nachschofsansprüchen  mafs  ein  gleicher 
Kspitalbetrag  in  den  Passiven  gegenübergestellt  werden; 

4.  der  Betrag  des  im  GeselbchaftsTcrtrsge  bestimmten  Stammkapitals  ist  unter  die 
Psssira  aafsunehmen.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Betrage  eines  jeden  Reserve-  und 
Bmeaerungsfonds ,  soorie  von  dem  Gesamtbeträge  der  eingesahlten  Nachschüsse, 
soweit  nicht  die  Verwendung  eine  Abschreibung  der  betreffenden  Passivposten  be- 
gründet; 

y  der  aas   der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva   und    Passiva   sich    ergebende  Gewinn 
oder  Verlust  mufs  am  Schlüsse  der  Bilans  besonders  angegeben  werden. 
{  44.     Die  Geechäftsfübrer  haben  in  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  die  Sorg- 
(tii  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  ansnwenden. 

Geschäftsführer,  welche  ihre  Obliegenheiten  verletsen,  haften  der  Geselbchaft  solidarisch 
Ar  den  entstandenen  Schaden. 

Insbesondere  sind  sie  lum  Ersatse  verpflichtet,  wenn  den  Bestimmungen  des  %  80 
lewider  Zahlangen  ans  dem  snr  Erhaltung  des  Stsnmikapitals  erforderlichen  Vermögen 
der  Gesellschaft  gemacht  oder  den  Bestimmungen  des  §  88  suwider  eigene  Geschäfts- 
aateile der  Geseilkchaft  erworben  worden  sind.  Auf  den  Ersatsansprach  finden  die  Be- 
iÜBnnmgen  im  {  9  Absats  8  enUprechende  Anwendung.  Soweit  der  Ersats  snr  Befriedi- 
fOBg  der  Giäabiger  der  Gesellschaft  erforderlich  ist,  wird  die  Verpflichtung  der  Geschäfts- 
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ffihrer  dftdtircb  olcht  »ufgeliofaen ,    daJj»  dietelben  in  Betolgon^  »ihm  B«achla»tei  dar  Ck* 
aellachiifter  gebAßdelt  Imbea. 

Die  AniprÜcbe  aot'  Grund  der  vorstebeDden  8eaiiaiiiitiu|Een  verjähren  in  flinf  Jahrta, 

§  46.  Die  rUr  die  Geschäfts  Hl  hr  er  gegebenen  Vorschriften  gellen  auch  für  Stellver- 
treter von  Oeschftflsf&hrern« 

§  46*  Die  Rechte,  welche  den  GesellschRftern  in  den  Angelegenheiten  der  Qe»eU- 
aeh«ft^  insbesondere  in  Beang  kuf  die  Führung  der  Geachäfte  xuatehen,  sowie  die  Ao»^ 
Qbujig  dertelben  besümmen  sich,  soweit  nicht  geaetstiche  Vorttchnflten  entgegen« teheui 
nech  dem  GeseUschaflsvenrage. 

Id  firmmngetuiig  besonderer  BeätinunuDgen  des  OeteUschefU Vertrages  finden  die  Vur- 
sehrinen  der  §§  47   bis  62  Anwendung. 

§  47.     Der  Bestimmnug  der  GeselUcbefter  unterliegen  : 
L  die  FesCstellnng  der  Jahresbilenz  und  die  Verteilung  des  ens  derselbeo  eieh 

den  Beingewiniu| 
2.  die  Einforderung  rOD  Einiahlungen  aaf  die  Stammeinlagen ; 

5.  die  Rückzahlung  von  Nachschüssen; 
4.  die  Teilung  sowie  die  Einsiehutig  von  Geschiitfü&n teilen  ; 

6.  die  Bestellung  ,und  die  Abberufung   von  Geflchiltaf^rero   aowie  die  Entlastung 
selben ; 

6,  die  Mafsregeln  zur  Prüfung  und  Ueberwachung  der  Geschlftslübrung  j 

7>  die  Bestellung    von  Prokuristen    und    von  Handlungsbevollmikhtigteu    sum  gesamtiD 

Geschftrubetriebe ; 
8,  die  Geltendmachung    von  Er^Btsauj^prücben  ,    welche    der  Gesellsehaft  aus  der  Gnio- 

düng  oder  Geschäftsführung  gegen  Gescbäftsrubrer  oder  Gesellschafter  xustehen,  sowie 

die  Vertrettifig  der  Gesellschaft   in  Proteasen,    welche  sie    gegen  die  OeachiftsfiUtrer 

au  mhren  hat. 

§  48.  Die  von  den  Gesellschaftern  in  den  Augelegenheiten  der  GeselbchafI  zu  treffen* 
daa  Beetimmungen  erfolgen  durch  ßeschluf^fassung  nach  der  Mehrheit  der  abgegebenen 
Stimmen. 

Jede  hundert  Mark  eines  GeschftfUanteiU  gewähren  eine  Stimme. 

Vollmachten  bedürfen  tu  ihrer  Gikigkeit  der  schriftlichen  Form, 

Ein  Geselbchafteff  welcher  durch  die  Be&ehlufsfas»uug  entlastet  cMler  von  elfieff  Ver- 
bindlichkeit befreit  werden  soll,  hat  hierbei  kein  Stimmrecht  und  darf  ein  solches  aoch 
nkht  für  andere  ausüben.  Dasselbe  gilt  von  einer  Beseht u(kfai>siuigt  welche  die  Vor- 
nahme eines  Eechtsgeschlfts  oder  die  Einleitung  oder  Erledigung  eines  Becht&»treites 
gegenüber  einem  Geaelbchnfter  betrifft. 

§  49.     Die  BftüchlÜüse  der  Gesell scbafler  werden  in  Ver»amni langen  gefafi»!. 

Der  Abhaltung  einer  Versammlung  bedarf  es  nicht,  wenn  s&mlliche  Gesellschafter 
•cbriftlich  mit  der  an  tretenden  Bestimmung  oder  ml  t  der  schriftlichen  Abgabe  der  Stimmen 
■ich  einverstanden  erklären. 

§  60.     Die  Vcrsammlnng  der  Gesellschafter  wird  durch  die  Geschiftsführer  berufen. 

Bie  ist  attfser  den  aasdrÜclcMch  bestimmten  FUleo  «u  berufen^  wenn  es  im  liit«rM»e 
dttr  Gesellschaft  erforderlich  erscheint. 

Insbesondere  mufs  die  Versammlung  unveraÜglich  bernfen  worden,  wenn  aus  der 
Jahresbilans  oder  ans  einer  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  aufgestellten  Biiani  sich  ergiebt, 
dafs  die  Bllfle  des  StammkaptLals  verloren  ui. 

§  51.  Gesellschaftor ,  deren  GedchÜftsan tolle  zusammen  mindestens  dem  lehntan 
Teile  des  Stammkapitals  entsprecbeiiT  sind  berechtigt^  unter  Angabe  des  Zwecks  tind  der 
Gründe  die  Bentfung  der  Versammlung  su  verlangen. 

In  gleicher  Weise  haben  die  Geaellschaflter  das  Hecht^  au  verlangeui  dafs  Gegen> 
stJUide   xur  Beschlufsfassung  der  Ver^iammlung  angekündigt  werden. 

Wird  dem  Verlangen  nicht  entsprachen    oder    sind  Per»onen,   an  welche  dasselbe  %u 
rtchtßn  wire,    nirht  vorhanden,    so    köaueti    die    im  Absatz   I   beseichneten  GesellscJiaftar 
anter  Mitteilung   des  Bach  Verhältnisses    die  Bernfung  oder  Ankündigung   selbst  bewirken« 
Die  Versammlung  beschliefsl,    ob   die   entstandenen  Kosten    von    der  Oetdbchafi  la  tr*-  J 
gen  sind. 

§  62.  EHe  Berufung  der  Versammlung  erfolgt  durch  Einladung  der  Gesellschafter 
mittelst  eingeschriebener  Briefe.  Sie  iat  mit  einer  Frist  von  mindestens  einer  Woche  au 
bewirken. 
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Dtf  ZwMk  d«r  VtrMmmluig  mU  jedeneit  b«i  d«r  B«niAuig  aqgekfliidigt  worden. 

Iil  dim  VtiMininlnng  aieht  ordnnnginiifiiig  borafen,  m  kSonui  BMchlftsM  nnr  gefalst 
werden,  wenn  simtUelio  Gesellsohefter  aDwesend  sind. 

Dm  GtelelM  gilt  in  Beeng  »nf  BesehlOaee  Aber  OegeniOnde,  welche  nicht  wenigstens 
drei  "Alge  tot  der  Ver— mminng  in  der  Or  die  Berufung  Torgeschriebenen  Weise  nnge- 
kindlgt  worden  sind. 

I  6B.  Ist  nnch  dem  OesellscheftsTertnige  ein  AofsiohUrat  sn  bestellen»  so  finden 
sef  denselben,  soweit  nicht  im  Gesellschsftsvertrege  ein  anderes  bestimmt  ist,  die  für  den 
AeüOehtimt  einer  Aktiengesellschmft  nach  den  Artikeln  224  bis  226  AbsaU  1  des  Handels- 
gwetsbochs  geltenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendong. 

Schadensenatsansprftche  gegen  die  Mitglieder  des  Aolsiohtsrats  wegen  Verletsnng 
ihrer  Obliegenheiten  reijihren  in  fUnf  Jahren. 

Ylntn  AbMhaitt 

Ablndernngen  des  Gesellsohaftsy  ertrages. 

{  54.  Eine  Ablndening  des  Gesellsehaftsvertrages  kann  nnr  doroh  Besehlois  der 
GeseUschaller  erfolgen. 

Der  Beschlaft  nmfs  gerichtlich  oder  notariell  benrkandet  werden;  derselbe  bedarf 
•iner  Mehrheit  Ton  drei  Vierteilen  der  abgegebenen  Stimmen.  D%r  GesellsohaftsTertrag 
kann  noch  andere  Erfordernisse  aaCitellen. 

Eine  Vermehmng  der  den  Gesellschaftern  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  obliegenden 
Leastnngon  kann  nur  mit  Zostimmong  simtlicher  beteiligter  Gesellschafter  beschlossen 
werden. 

I  55.  Der  Beschluß,  welcher  eine  AbXnderong  des  GesellschaftsTertragee  sam  Ghgen- 
itaade  hat,  uuJk  rar  Eintragung  in  daaHandelsregiater  angemeldet  werden.  Die  VertiTent- 
tichung  der  Eintragung  findet  nur  insoweit  statt,  als  die  Abänderung  eine  der  im  (  10 
AbsatB  2  und  8  beaeichaeten  Beetimmungen  sum  Gegenstande  hat. 

Die  AbAnderung  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  sie  in  das  Handelsregister  ein* 
getragen  bL 

I  56.  Wird  eine  Erhöhung  des  Stammkapitals  beschlossen,  so  bedarf  es  sur  Ueber- 
nahme  jeder  auf  das  erhöhte  Kapital  au  leistenden  Stammeinlage  einer  gerichtlich  oder 
notarieU  aufgenommenen  oder  beglaubigten  Erklirung  des  Uebemehmers. 

Zur  Uebemahme  einer  Stammeinlege  kSnnen  von  der  Gesellschaft  die  bisherigen 
Gesellsehafter  oder  andere  Personen,  welche  durch  die  Uebemahme  iliren  Beitritt  au  der 
Ociellschaft  erklären,  angelassen  werden.  Im  letsteren  Falle  sind  aniser  dem  Betrage 
d«r  Stammeinlage  auch  sonstige  Leistungen,  au  welchen  der  Beitretende  nach  dem  Gesell- 
»chafthvertrage  ▼erpflichtet  sein  soll,  in  der  im  Absatz  1  beseiohneten  Urkunde  ersicht- 
lich SU   machen. 

Wird  von  einem  der  Gesellschaft  bereits  angehörenden  Gesellschafter  eine  Stamm- 
dnkge  auf  das  erhöhte  Kapital  fibernommen,  so  erwirbt  derselbe  einen  weiteren  Geschäfts- 
&at«l. 

Die  Besiimnmugeo  im  §  5  Absats  1  und  8  Aber  den  Betrag  der  Stammeinlagen 
Mwie  die  Bestimmung  in  §  5  Absats  2  über  die  Unsnlässigkeit  der  Uebemahme  mehrerer 
Stammeinlagen  finden  auch  hinsichtlich  der  auf  das  erhöhte  Kapital  su  leistenden  Stamm- 
siolaffen  Anwendung. 

§  57.  Soll  auf  da»  erhöhte  Stammkapital  eine  Einlage  gemacht  werden,  welche 
nicht  in  Gald  su  leisten  ist,  oder  soll  eine  Vergätung  ffir  Vermögensgegenstände,  welche 
die  Gesellschaft  flberaimmt,  auf  eine  Einlage  angerechnet  werden,  so  muls  die  Person 
deijenigen ,  welcher  die  Einlage  su  leisten  oder  die  Vermögensgegenstände  au  fiberlassen 
hat,  sowie  der  Gegenstand  der  Einlage  oder  Ueberlassung  und  der  Geldwert,  ffir  welchen 
die  Einlage  angenommen  wird,  oder  die  ffir  den  fiberlassenen  Gegenstand  su  gewährende 
Vergfitung  in  dem  Beschlüsse  auf  Erhöhung  des  Stammluipitals  festgesetst  und  in  der  im 
§  56  Absata  1  beseichneten  Erklärung  angegeben  werden. 

Die  Bestimmung  im  §  19  Absata  8  findet  entsprechende  Anwendung. 

§  58.  Die  beschlossene  Erhöhung  des  Stammkapitals  ist  sur  Eintragung  in  das 
Hsndeisregiater  aosumelden,  nachdem  das  erhöhte  Kapital  durch  Uebemahme  Ton  Stamm- 
eialagen  gedeckt  ist. 

Die  Bestinunung  im  §  7  Absats  2  fiber  die  ror  der  Anmeldung  des  Gesellschafts- 
▼ertragee  su  leistende  Einsahlung,  sowie  die  Bestimmung  im  §  8  Absata  2  fiber  die  in 
der  Amneldung  absugebende  Versicherung   finden  entsprechende  Anwendung. 


KiklionAlÖkonomitche  G^setzgebungt 

Der  ABm«1dang  stud  beizafiigoi] ; 
1    dfQ  im    g  56    Ab»u  1    beseichneten    KrkJi&rüngeo    oder    ein«    bogUttbi^    Abtcltrifl 

derselben ; 
9.  eine    von    den  Anmeldenden    unterschriebene  I^Ut«    der  Personenf    welche    die    neuen 

StunomnU^et)    QbemommeD    h&ben;    aus   der  Liste  mah    der  Betrag    der  voo  jedem 

ubcrnomtnenen  Einln^e  ersichtlich  sein. 

In  Besni;  Ruf  die  Verintwortlichkeit  der  Anmeldeuden  nir  die  Richügkett  ihrer  An- 
geben  finden  die  Besttmmangen  im  {  9  entsprechende  Aitfrendang* 

§  69.     Eine  Rermbsetsnng  des  Summkapitel«  kenn  nur  unter  Beobeehtiuiip  dier  ai«h- 
itehendeu  Beitimnunngeo  erfolgen : 
1.  der  Besclilnrs  tnf  HeriibMtsung   dee  SUmmkJipitalt   maftf   von    den  CkeehlfliAhiiin 

sn  drei  verschiedenen  Malen  durch  die  im  §30  Ab«etm  2  bezeichneten  Bl&Cter  bekaa«! 

gemacht  werden  j  in  diesen  Bekanntmachttngen  »ind  «tigteich  die  GlÄubiuer  der  Oeeell» 

achifl  eufsufordern,  sieb  bei  derselben  lu  melden  \   die  an»  den  HaadeUbüchem  der 

Oeaellsobaft    er§icht1icben    oder    in    anderer  Weise    bekannten  Ol&ubiger    sind    durch 

besondere  Mitteilnnj?  zur  AnmelHung  aufzufordern ; 
£.  die  OIKnbiger,    welche  »fch  bei  der  Oej^etlschaft  melden  und  der  HerabseUnng  nicht 

anjitimmen,  ttnd  wegen  der  erhobenen  Ansprüche  tu  befnedigea  oder  t icberso«tellen ; 
8.  die  Anmeldung  des  Herab setxungsbedchlusse»    sur  Etntmgung  in  das   HaDdeJ%regist«r 

erfolgt  nicht  Tor  Ablaof  eineü  Jahres  seit  dem  Tage  ,    an  welchem  die  Anffordening 

der  Olftabiger  in  den  ölfentlichen  Blättern  «um  dritten  Male  stattgefüDdeii  hat; 
4.  mit  der  Anmeldung    sind    die  Bekanntmachungen    des    BeachloMes   eittsurelebea ;  xit* 

gleich    haben    die  GeschäftjifQhrer  die  Versicherung    abzugeben,    dar»    die  Gliubigflf, 

welche  nich  bei   der  Gesellschaft    gemeldet    und    der  Herabsetzung    nicht    togeetimmt 

haben,  befriedigt  oder  sichergestellt  sind. 

Die  Bestimmung  Im  §  5  Absatz  1  über  den  Mindestbetrag  des  Stammkapitals  bleibt 
onberährt  Erfolgt  die  Herabsetaung  zum  Zweck  der  Zn  rück  sah  lung  von  Stamme  in  lagen 
oder  EUiD  Zweck  des  f^rlasses  der  auf  diese  geschuldeten  Einaahlungeo,  so  darf  der  v«r^ 
bleibende  Betrag  der  dtammeiulageo  nicht  unter  den  im  §  5  Absata  i  and  5  beaeichneteD 
Betrag  berabgebeD* 


PanfUr  Abiekiiitt. 
Auflösung  und  Liquidation. 
§  60-     Die  Gesellschaft  mit  beschrlinkter  Haftung  wird  aufgelöst: 
L  durch  Ablauf  der  im  GeseltichaftsTertrage  bestimmten  Zeit  ] 

%.  durch   Beacblufs  der  Gesellschafter  ;    derselbe  bedarf»    sofern  im  Gesell schaflsvertr ige 
nicht  ein  anderes  bestimmt  ist^    einer  Mehrheit  Ton    drei  Vierteilen  der  abgegebenen 
Stimmen  ; 
3«  durch    gerichtliches  Urteil    oder    durch    Entscheidung    de»    Verwalluiigsgeiriohte    oder 

der  Verwaltungsbehörde  in  den  FÄlleu  der  §§  61    und  6S  ; 
4.   durch  die  Eröffnung  des  Kon kitrairer fahre ns. 

Im  Gesellachal tsvertrage  köuuen  weitere  AuflÖsuogsgrüude  festgesetzt  werden. 
§61«  Die  GcselUchaft  kann  durch  gerichtliches  Urteil  aufgelöst  werden,  wenn  die 
Erreichung  des  Gesollschaftssweckee  unmöglich  wird^  oder  wenn  andere,  in  den  Ver- 
bal tn.iB&eo  der  Gesellschaft  liegende»  wichtige  Gründe  für  die  Auflö:<uiig  vorhanden  sind^ 
Die  Aufldsungsklage  ist  gegen  die  Gesellschaft  lu  richten.  Sie  kann  nur  von  Gesell- 
»cbaftern  erhoben  werden,  deren  Geschäftsanteile  susammen  mindestens  dem  aehntcn  Teile 
des  Stammkapitals  entuprechen 

FQr  die  Klage  ist  das  Landgerieht  ausachliersltoh  zust&adig,  in  dessen  Betirlt  die 
Gdse}hchaft  ihren  Sita  hat. 

§  69  Wenn  eine  Gesellschaft  das  Gcmeinwiihl  dftdurch  gefährdet,  dafs  die  Ge^ll' 
si'hafter  gesetzwidrige  BoschlQsse  fassen  oder  gesetzwidrige  Handlungen  der  QcschJLfts- 
fUbrer  wissentlich  geschehen  lassen,  so  kann  sie  aufgelöst  werden,  ohue  dafs  deshalb 
ein  Anspruch  auf  Entschftdigung  stattflndet. 

Das  Verfahren  und  die  Zustlndigkeit  der  Behörden  richtet  lieh  nach  den  für  etreitigt 
Verwaltungssachen  landesgesetalich  geltenden  Vorschriften.  Wo  ein  Verwattnngsstreit- 
verfahreii  nicht  besteht,  kann  die  Auflöaung  nur  durch  gerichtliches  Erkenotoi»  auf  Be- 
treiben der  höheren  Verwaltungtbehorde  erfolgen.  AusechHefsnch  lustindig  ist  in  diesem 
Falle  das  Landgericht,  In  deeaeu  Besirk  die  Gesellschaft  ihren  Sita  hat 
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I  CS.  ü^hm  te  yimiSfni  d«r  GMellBchAft  findtt  dai  KookunverfSilirmi  aafrer 
tai  FUU  d«r  gahhragiwnflaiigktit  aneh  In  dem  Fille  der  Uebendmldniig  stott. 

Die  «tf  des  KonkonrerlUiren  Aber  das  VermSfen  einer  Aktienfeeelleeheft  bemflg- 
Keten  Yoneliriften  im  f  198  Abernte  S,  §  194  der  Konknrtordnnng  finden  aaf  die  Qesell- 
nkift  mit  beechrlnWer  Halinng  entiprecbende  Anwendung. 

I  94.  Die  GeeehBftiflUirer  beben  die  Eröflbnng  dee  KonknrsTerfmbrenfl  in  beentregen, 
lobiM  die  ZeblrageanflOiigkeit  der  GeMllsoball  eintritt  oder  eoe  der  Jebreebllenm  oder 
m  iiner  km  Laafe  dee  Geeebiimebres   enfgeetollten  BUans  üebenebnldong  lieb  ergiebi. 

Die  OeeebÜlefUirer  eind  der  Geeelleeheft  snm  Enetae  aller  neeb  diesem  Zeitpnnkt 
fMilelen  SeUangen  Terpdlebtet  Anf  den  Bnetaenspraeh  finden  die  Beetirnmengen  im 
{  44  Abeets  8  end  4  entspreebende  Anwendung. 

Die  KWUhnng  dee  Konkanreriebrene  iel  von  Amte  wegen  in  das  Handelsregister  ein- 
ntngea.    Eine  VeröffentUchong  der  Eintragung  findet  niebt  stett. 

I  96.  Anfror,  dem  FUle  dee  KonkursTerfabreos  ist  die  Anflösnag  der  Qesellsebaft 
m  Batragmig  in  das  Handelsregister  annmelden. 

Sie  mnlii  anfserdem  von  den  Oesebiftsflibrem  in  drei  ▼ersebledenen  Malen  dureb  die 
in  {  80  Abeets  1  beaelebnelen  Sifentlleben  BUtter  bekannt  gemaebt  werden.  Dnrcb  die 
Bikmitmafliimig  sind  sngleieb  die  OUnblger  der  Gesellsobaft  anfiinfordern ,  sieb  bei  der- 
mUm  sa  melden.    Bekannte  Gllnblger  sind  doreb   besondere  Mitteilong  lor  Anmeldung 


§  99.  In  den  Pillen  der  AuflSsnng  aufser  dem  Falle  dee  KonkursTorfabrens  erfolgt 
At  Uffuidatkm  dureb  die  Gescblltefabrer,  wenn  niobt  dieselbe  dureb  den  Gesellsebafts- 
twteag  oder  durdi  Besebluft  der  Gesellsebafter  anderen  Personen  Übertragen  wird. 

Auf  Antrag  Ton  Oesellsebaftem ,  deren  Gescliiftsanteile  sutammen  mindeetens  dem 
nkstsn  Teile  des  Stemmkapirals  enteprecben,  kann  ans  wichtigen  Gründen  die  Bestellung 
V«  Liquidatoren  dureb  das  Gericht  (§  7  Abeats  1)  erfolgen. 

Die  Abberufting  tou  Liquidatoren  kann  durch  da»  Gericht  unter  derselben  Voraus- 
Ntnag  wie  die  Bestellung  stettfinden.  Liquidatoren,  welche  nicht  Tom  Gericht  ernannt 
M,  kSanen  aueb  durch  Beeebinrs  der  Gesellschafter  ror  Ablauf  des  Seitrsums,  für 
»ildieB  sie  bestellt  sind,  abberufen  werden. 

{  97.  Die  ersten  Liquidatoren  sind  durch  die  Gesehftft»lfibrer,  Jede  Aenderung  in 
im  Pfsonen  der  Liquidatoren  sowie  eine  Beondigung  ihrer  Vollmacht  Ist  durah  die  Li- 
fii4itorsn  snr  Eintragung  in  das  Handdsregiater  ansumelden. 

Sagleieh  haben  die  angemeldeten  Liquidatoren  ihre  Unterschrift  persdnllch  Tor  dem 
Owieht  SU  seiehnen  oder  die  Zeichnung  In  beglaubigter  Form  einsnreichen. 

Der  Anmeldung  der  gerichtlich  oder  durch  Beschluß  der  Gesellschafter  bestellten 
Uqildatoren  ist  die  Legitimation  derselben  beisufügen. 

I  99.  Die  Liquidatoren  haben  In  der  bei  ihrer  Bestellung  bestimmten  Form  ihre 
WilltBserklirungen  kundsugeben  und  für  die  Gesellschaft  su  seiehnen.  Ist  nichts  dar- 
ibw  beetimmt,   so    mn(s    die   Erkllrnng    ond    Zeichnung    dorch    sämtliche  Liquidatoren 


Die  Bestimmung  Ist  mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  sur  Eintragung  in  das 
Bsadelsregister  ansumelden. 

Die  Zeicbnongen  geschehen  In  der  Weise,  dsfs  die  Liquidatoren  der  bisherigen,  nun- 
■thr  als  Liquidationsfirma  in  beaelchnenden  Firma  ihre  Namensunterschrift  beifBgen. 

§  99.  Die  Vorschriften  dee  §  40  über  das  Verhältnis  an  Dritten  finden  besflglich 
4«  Liquidatoren  Anwendung. 

§  70.  Bis  sur  Beendigung  der  Liquidation  kommen  ungeachtet  der  Auflösung  der 
QatUtchaft  In  Besng  auf  die  BeebtoTerhXltnisse  derselben  und  der  Gesellschafter  die 
7«tchiUken  des  swelten  und  dritten  Abschnitts  sur  Anwendung,  soweit  sich  aus  den 
Itj^mengen  des  gegenwirtigen  Abschnitte  and  ans  dem  Wesen  der  Liquidation  nicht 
ds  saderee  ergiebt. 

Der  Geriehtsstand,  welchen  die  Gesellschaft  sur  Zeit  ihrer  Aufidsung  hatte,  bleibt 
\m  lar  ToUsogenen  Verteilung  dee  Vermögens  besteben. 

§  71.  Die  Liquidatoren  haben  die  laufenden  Gesohifte  su  beendigen,  die  Verpflich- 
tis(ta  der  aafgel9sten  Gesellschaft  su  erfüllen,  die  Forderungen  derselben  einsuaiehen 
mi  dssVermfigen  der  Geeellschaft  In  Geld  umausetsen;  sie  haben  die  Gesellschaft  gericht- 
Beh  Bod  aaisergerichtllcb  au  Tertreten.  Zur  Beendigung  schwebender  Gesehftfte  können 
ii  I#iqsidatoren  aneh  neue  Geschifte  eingehen. 

{  71.    Die  LiqsIdatoreB  haben  die  ans  ^  89,   87,  |  49  Absata  1,   t  U  Abeate  1, 


KülioaAlökoftomt&ebe  Getettgftbims. 

2  itnd  i,  §  50  AbAftts  1  und  2,  §  64  i^ioh  ergebenden  Eeohte  und  Pflidifceii  dar  OmcMfU' 

führer. 

Sie  hebeo  sofort  bei  Begifio  der  LiqaidAtion  und  detnnftehtt  in  j«d«iii  J«lire  etat 
Ritaos  aufaiifetellen. 

§  73 >  Das  VermögeD  der  GeaelUcheft  wird  unter  die  6e»elt$cb aller  nadi  Verbüttau 
ihrer  GefrcbaftAanteile  verteilt.  Darcb  den  Geaellsebafto vertrag  kann  ein  viderea  V«r- 
biltDl»  für  die  Veneilung  be&Ummc  werdeiD. 

§  7i  Die  Verteilung  darf  nicht  vor  TU^udr  oder  StehereteLLaog  der  Seboiden  4m 
GeseJUtrhaU  oud  nicht  vor  ▲blaaf  eines  Jabre»  seit  dem  Tage  vorgenomiiie&  werdea«  an 
«elcbem  die  Aufforderung  an  die  GlaubiRer  (§  66  Abaata  S)  in  den  öfifentliobeii  BilUera 
?.am  dritten  Male   erfolgt  bt. 

Nicht  erhobeno  Schul dbeträgei  »owie  die  Beträge  für  betagte,  •ehwabeade  oder  atreltige 
Vorbindlicfakeite»  sind  tu  hintcrleKeu. 

Liquidatoreu,  welche  dieten  Voracbrifteu  auwiderhaodeln.  sind  aum  Eraatae  ämr  rtt- 
toilteu  Bellige  »olidari^ch  verpflichtet  Auf  deu  Ersataauäpruch  fladen  die  BeetinuBoagan 
im  %  44   Ab»at8  3  und  4  efitaprecbeode  Anwendußg. 

§  76.  Nach  Beendigung  der  Liquidatiou  »ind  die  Bücher  und  Sehriftea  der  Geaalt 
acbafc  für  die  Dauer  von  sehn  Jahren  eitiem  der  Qe»elLichenEer  oder  eiueia  Dritten  in 
Verwahrung  au  gebau.  Der  Geaeibchafiter  oder  der  Dritte  wird  in  Ermangelung  einer 
Besümmuüg  deb  Geselbchiftsvertrages  oder  eine»  Be»ohlu&sea  der  Ge»ellftchaner  durch 
daa  Gericht    (§  7   Absatz   l)  heetimmt, 

Dia  Geselbchafter  und  deren  Bechtänaohfotger  sind  aur  Einsteht  der  Bbcber  and 
Schriften  berecluigt.  Gläubiger  der  Gesellschaft  können  von  dem  Gerieht  (|  7  Abaatt  t^ 
aar  Eioaicbt  ermächtigt  werden. 

fisehiter  Abaebiütt. 
ScfalurftbeitimmungeD. 

§  76.  Die  iu  dieiem  Geaetae  vorge^briebenen  Anmeldungen  sam  H^odeUregtateir 
sind  durch  ^»amtliche  GeachifLsfÜhrcr  oder  »amtliche  Liquidatoren  persönlich  au  bewirken 
oder  in  beglaubigter  Form  eiuiitreichen. 

Die  in  §§  39,  41«  §  48  Ab»ata  4.  §  55,  §  5a  Abb«U  1  und  Abiatz  3  Nr.  S.  |  59 
Abi»Hta  1  Nr.  3,  §§65,  67,  §  6g  Absata  X  vorge^tchriebeneu  Atim4»lduugen  ond  Ei«- 
roichungen  miiflüen  auch  au  dem  Haudelüregi^ter  einer  jeden  Zweiguiederleaaung  erfolgen. 

Für  den  Eintritt  der  in  ^  11,  40,  §  55  Absata  3,  §  69  vorgesehenen  Wirkttogeo 
enUcheidet  die  Eintragung  in  daa  Hafkdebregister  der  Hauptniederla^^sung. 

§  77.  Die  Geschaftaführer  uod  die  Liquidaloren  »ind  vou  dem  Gericht  (§  7  Aba»la  1« 
^  n)  zur  Bewirkuiig  der  in  §§  12,  39,  41,  §  4^  Ab»ats  4,  |$  66*  67«  %  68  AbaaiUi  t, 
^  76  AbaAta  3  vorgeachriebenen  Anmelduiigen  und  Eiureichuagea  durch  OrdonafeatnleB 
anzuhalten. 

Bück&ichttich  des  Verfahrens  sind  die  Vorschriften    mafsgebend,    welche  aar 
gung  der  im  Handel sgeaetabueh    angeordneten  Anmeldungen    aato  HandelaregisCer 

§  76.  Wird  eine  Aktiengesell-^chaft  aucn  Zweck  der  Umwandlung  in  eine  Geaellaebalt 
mit  be!»chr£okter  Haltung  aufgelöit^  so  kann  die  Liquidation  der«elben  unterbleiben,  wenn 
hin^iciitlich  der  Errichtung  der  neuen  Gesellachaft  den  uach^tebendan  Beacimmungen  gc» 
nügt  wird. 

Das  Stammkapital  dar  neuen  Gesellschaft  darf  nicht  gerittger  aein  mb  die  0raiid- 
kapitel  der  auf  gelobten  GeiellftchaH 

Den  Akttonäreo  iat  durch  öffentliche  Bekanutniaohaog  oder  in  soottt  geeigneter  Weis« 
Gelegenheit  an  geben,  mit  dem  auf  Ihre  Aktion  entfallenden  Anteil  an  dem  Vermöieen 
der  aufgetöstea  Geiell»cbart  »ich  bei  der  neuen  Geaellacbaft  lu  beteiligen.  Die  Aktie« 
der  sich  beteiligenden  Mitglieder  inüaseD  mindesteos  drei  Vierteile  des  GruudkApitals  der 
aufgelösten  Gesellscliaft  darstellen. 

Der  auf  jede  Aktie  entfnl lande  Anteil  an  dem  Vermögen  der  anfgeldateu  Oeaelleekaft 
wird  auf  Grund  einer  Bilanz  berechnet,  welche  der  Generalversammlung  der  Aktiooirt 
xnr  Geoebmi^ng  vorsulege»  bt.  Der  Befehl uTs,  durch  welchen  die  Genehmigang  erfolgt, 
bedarf  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteilen  de^  in  der  General veraam ml ong  vartretenes 
Grundkapitals. 

Die  neue  Gesellschaft  mufs  spktestena  binnen  einem  MonAte  nach  Aaflfieang  d«^ 
Aktiengeaellacbaft  sur  Eintraguug    in    da»  Handel sragbter    angemeldet  werd«o.     Die 
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tnguig  darf  nnr   erfolfoi,   nadidem    die  Beobacbtang   der   Torstehenden   Bestimmimgen 
Mckgewieeen  ist. 

{  7f.  In  dem  Falle  des  §  78  |^bt  das  VermSgen  der  anffrelösten  Oesellsehaft  ein- 
adBtlslieh  ihrer  Sebolden  mit  der  Eintragung  der  nenen  Oesellscliaft  in  das  Handels- 
ngnler  amf  dieee  von  Beebta  wegen  Aber. 

Jeder  Aktionär,  welcher  bei  der  nenen  Gesellschaft  sich  nicht  beteiligt  bat,  kann 
im  dieser  die  Anssahlong  eines  seinem  Anteil  an  dem  VennSgen  der  aufgelösten  Oesell- 
Mksft  entsprechenden  Betrages  rerlangen. 

ünTeraflglieh  nach  der  Eintragung  der  nenen  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  sind 
4s  Olinbiger  der  aufgelösten  Gesellschaft  nach  MaTsgabe  der  Bestimmungen  des  Artikels  SiS 
dsi  Handelsgeeetibaclu   dureh   die  Gtosohftftsftihrer   der   neuen   Gesellschaft   anfsufordern, 
fleh    bei  dieser  sn  melden.    Die  Glftnbiger,  welche  sich   melden  und   der  Umwandlung 
sieht  swtimmen,   sind  sn  befriedigen  oder  siehersustellen.     Die  Geschfiftsf&hrer  sind  den 
GÜabigeni  der  aoiiKelösten  Gesellschaft   persönlich    und   solidarisch  fthr  die  Beobachtung 
Vonehriftea  Terantwortlich. 
§  80.    Mit  Gefingnis  bis  so  einem  Jalire   und   sugleich  mit  Geldstrafe  bis  su  fQnf- 
Mark  werden  bestraft: 
1.  GesehiftsflUirer  und  Mitglieder   einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung,    welche 
bebols  Eintragung  des  GescllseliaftsTertrages  in  das  Handelsregister,  sowie  Geschäfts- 
Ahrer,  welche  behufs  Eintragung  einer  Erhöhung  des  Stammkapitals  in  das  Handels- 
ngister  dem  Gerieht  {%  7  AbsaU  1)  hinsichtlich   der  Biusahlnngen   auf  die    Stamm- 
einlagen wissentlich  iklscbe  Angaben  machen; 
S.  Gesehäftsflihrer  einer  Gesellschaft  mit   beschränkter  Haftung,   welche,   um  die  Ein- 
tragmsg   einer  Herabsetsnng  des  Stammkapitals  in   das  Handelsregister  su  erwirken, 
dem  Gericht   (§  7  Absati  1)   hinsichtlich   der   Befriedigung   oder   Sicherstellung   der 
Gläabiger  wissentlich  eine  unwahre  Versicherung  abgeben; 
3.  Gesehäftsflihrer,    Liquidatoren,   sowie   Mitglieder   eines  Aufsichtsrats   oder   ähnlichen 
Orgnas  einer  Gesellschaft   mit  beschränkter  Haftung,   welche   in   einer   öffentlichen 
Mitteilung  die   Vermögenslage  der   Gesellschaft   wissentlich   unwahr   darstellen  oder 
wsohleiem. 

Soglekh  iLann  aaf  Verlust  der  bfirgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

Bind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  aasschliefälicb  die  Geldstrafe  ein. 

§  81.     Die  Strafrorsehriften  der   §§  209  bis  211    der  Konkursordnung  finden  gegen 

die  Oeechäftsflihrer   dner  Gesellschaft   mit  beschränkter  Haftung,    welolie  ihre  Zahlungen 

eingestellt  liat   oder   Aber   deren    Vermögen    das   Konkursverfahren   eröffnet   worden    ist, 

Anwendung,  wenn  sie  in  dieser  Eigenschaft  die  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  begangen 


§  82.  Die  Geschäftsführer  oder  Liquidatoren  einer  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftang  werden  mit  Geßngnis  bis  su  drei  Monaten  und  sugleich  mit  Geldstrafe  bis  su 
■laniend  Mark  bestraft,  wenn  entgegen  den  Vorschriften  im  §  64,  §  72  Absatz  1  der 
▲atrag  aaf  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  unterlassen  ist 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  ausschliefslicb  die  Geldstrafe  ein. 

Straflos  bleibt  derjenige,  besflglich  dessen  festgestellt  wird,  dafs  der  Antrag  auf 
EröAiuDg  des  Konkursverlkhrens  ohne  sein  Verschulden  unterblieben  ist. 


252 


KMSoDAtökoniiiDischi  Gesetsgebtsog« 


Die  Altersyersicherung  für  Arbeiter  in  Frankreich. 


Von  üodri  Liest«. 


Mao  beiobäftigt  sich  seit  einifJC^Q  Jahren  in  Frankreioh  wie  in  riel^o 
anderen  Landern  viel  mit  der  Frage^  wie  tnan  den  Arbeitern  für  di« 
T&ge  des  AltHrA  die  Mittel  des  Unterhalte  sichern  könne.  8eit  Unger 
Zeit  ühng^ns  sind  solche  Bestrebungen  hervorgetreten.  Doch  hat  der 
Tom  Sozialismus  gegebene  Anstof»,  dm  Streben  der  Kandidaten  iür  die 
Volksvertretung,  sich  Anhang  im  Volke  211  verschaffen,  diese  Frage  jetzt 
SU    einer    brennenden  gemacht. 

Zahlreiche  Oesetzesvorschfäge  aind,  wie  wir  weiter  unten  tehen 
werden,  in  dieser  seh wi erigen  Frage  gemacht  worden.  Bevor  wir  jedofh 
in  eine  Prüfung  derselben  eintruten«  diirfte  ee  jedoch  ewerkmäfAiK  »ein,  der 
früher  in  Frankreich  nach  dieser  Eicbtung  hin  getn  achten  Bohritte  Er- 
wähnung zu  thun. 

Gesetz  vom  18.  und  2  5.  Juni  1850.  Dieses  Oesets  iti  das 
erste  liber  die  Alters  versieh  er  uug  oder  Altersleibrentcn  fiir  Arbeiter 
Die  Kasse  stand  unter  Garantie  df's  Staates.  Der  Beitritt  stand  frei. 
Die  Beiträge  mulaten  mindestens  5  Pres,  oder  ein  Vielfaches  davon  ha- 
trßgen.  Zur  Ansammlung  kUnncrer  Beitrage  auf  die  Höhe  von  5  Frca._ 
dienten   besondere  vermittelnde  Kassen. 

Die  Tarilsätze  waren  nach  folgenden  Grundsätzen  festgesetzt; 

1)  wurden  füi  jode  Einlige    5  Pro«.  Zinsen  berechnet; 

2)  richtete  man  sich  nach   der  Sterbewahrscheinlichkeit  des  Beitritt«*" 
alters    und    nach    dem  Alter,    in    welchem    der  Bezug    der  Rente    begann, 
unter  Zugrundr legung  der  bekannten  Tafel  von   Deparcieux; 

3)  trug  man  auch  der  KückTergiitung  der  eingezahlten  Bumme  itn 
Falle  des  Vorableben s  Rechnung,  falls  der  Verdcherte  beim  Eintritt  dieee 
Bedingung  gestellt  hatte. 

Einzahlungen  konnten  für  Personen  im  Alter  von  mehr  als  3  Jahren 
erfolgen.  Die  Höhe  der  Rente  für  ein  Mitglied  war  auf  den  Höohstbetraf; 
von  600  Frc8.  bescIiränkL  Die  Rente  war  un'dbertragbar  und  konnte  bis 
zur  Rohe  von  360  Frcs.  nicht  gepfändet  werden.  Die  Rentenbeträge 
wurden  vierteljährlich  bezahlt  Der  Bezug  der  Rente  begann  nach  W| 
der  Versicherten    zwischen   dem    50.  und    60.  Lebensjahre. 
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Die  YerwAllimg  der  Kasse  wer  der  allgemeineQ  Staatsdepositenkasse 
Ibsrtragen.  Die  Bedingongen,  unter  denen  der  Staat  die  Gesoliäfte  führte, 
vtm  sehr  vorsorglieh  getroffen. 

Der   Artikel   12   des   Gesetzes   Tom    18.  Jani    1850    giebt   kurs    die 
Qrandfüge   dieser  Verwaltung  an,    welche   sugleich    in   sehr  geschickter 
Weise  die  Amortisation  der  Staatsrente  ermöglichte. 
Das  Yerfiüiren  war  folgendes. 

Für  die  Binsahlungen  der  Deponenten  kaufte  man  für  Namen  und 
Seehnung  der  Kasse  Staatsrenten.  Es  ist  klar»  daüb  man  einen  solchen 
ftententjpus  wählte,  welcher  die  meisten  Zinsen  brachte  und  unter  Pari 
lUod.  Waren  die  Beuten  berechnet,  so  wurden  sie  in  das  grofse  Staats- 
leholdbuch  unter  die  dette  viagire  eingetragen.  Diese  Eintragung  erfolgte 
alle  6  Monate  für  die  während  des  Halbjahrs  angelegten  Renten  auf  den 
Naaen  der  Versicherten.  Durch  eine  einfache  Umschreibung  wurde  ein 
iof  den  Namen  der  Bentenkasse  geschriebener  Bentenbetrag  auf  den 
Nimen  der  Amortisationskasse  ftbertragen.  Dieser  Bentenbetrag  war  so  be- 
BSBsen,  dsXs  er  nach  dem  mittleren  Kurse  der  im  letzten  Vierteljahr  be- 
werkstelligten Ankäufe  ein  der  einsutragenden  Leibrente  gleiches  Kapital 
faringwi  mnfste. 

Et  war  dies  eine  Umwandlung  ewiger  Benten  in  Leibrenten,  die 
fsn  seibat  eine  Amortisation  der  Staatsrenten  zur  Folge  hatte.  Wenn 
den  Turifen  eine  zutreffende  Berechnung  zu  Grunde  gelegen  hätte,  so 
bitte  die  Verwaltung  der  Altersrentenkasse  dem  Staate  nichts  als  die 
thatsäehlichen  Kosten  der  Amortisation  gekostet. 

Dieses  Gesetz  nützte  jedoch  den  Arbeitern,  für  die  es  eigentlich  ge- 
aseht  worden  war,  nicht  so  viel,  wie  man  hätte  erwarten  sollen,  sondern 
Bshr  den  Handwerkern,  wohlhabenden  Beamten,  überhaupt  allen  besser 
Gestellten,  bei  denen  der  Hang  zur  Sparsamkeit  schon  ausgebildet  ist. 
Selbst  rermdgende  Leute  bedienten  sich  der  Kasse,  um  ihr  Einkommen  zu 
erhöhen,  indem  sie  die  ganze  Prämie  in  einer  einmaligen  Einlage  zahlten 
and  sidi  so  (ein  Jahr  Tor  Eintritt  in  das  zum  Bezug  der  Beute  be- 
leehtigte  Alter)  eine  Torteilhafte  Beute  erwarben,  die  zu  ihrem  übrigen 
Einkommen  noch  hinzutrat. 

Das  war  nicht  die  Absicht,  in  welcher  die  Gesetzgeber  Ton  1 850  die 
Rentenkasse  geschaffen  hatten.  Man  bemerkte  denu  auch  schon  im  ersten 
Jahre  dee  Bestehens  der  Blasse,  dafs  das  Gesetz  nicht  den  daran  ge- 
knüpften Erwartungen  entsprach« 

Diese  Erfahrung  führte  zu  dem  Gesetz  vom  28.  Mai  1858,  welches 
die  eben  erwähnte  Spekulation  yerhindem  sollte  und  bestimmte,  dafs  die 
jibziiehen  Einzahlungen  die  Summe  tou  2000  Frcs.  nicht  übersteigen 
durften. 

Ein  anderes  Gesetz,  das  Tom  4.  Juni  1864,  erhöhte  den  Betrag  der 
Leibrente,  welcher  durch  das  Gesetz  vom  Juni  1850  auf  einen  Höchst- 
betng  Ton  600  Frcs.  festgesetzt  worden  war,  auf  1500  Frcs. 

Diese  Erhöhung  hatte  ihren  Grund  darin,  dafs  man  die  Alters- 
▼enichemng  für  die  Arbeiter  auch  auf  die  Beamten  ausdehnen  wollte. 
Aofterdem   erieichterte    man    so    auch   den   groben    industriellen   Unter- 
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oehmuDgen  und  den  Eisen  bahn  gesell  sohaften  das  Anlegen  von  Renten  f^ 
ihre  Arbeiter  und  Beamten. 

Man  kann  Bogar  sagen ,  dafa  diese  Gesell schaften  die  meinten  Ein- 
sahlungen  in  die  Altersrentenkasse  gemacht  haben.  Die  vorgenommeneiij 
Enqueten  zeif^en,  daXs  Ton  185 1  bis  1881^  aUo  in  30  Jahren,  nur  225  OOQ 
Einzahlungen  direkt  gemaclit,  dagegen  beinahe  8  MiUioaen  dorch  Y« 
mittelung  (von  wechselseitigen  HiifäTereinen,  Geflellachaftan  und  Qeoossen** 
schalten)  bewerkstelligt  wurden*  Der  Betrag  der  direkt  efngesahlten 
Summen  war  nichtadestoweniger  höher  als  derjenige  der  indirekteD  Ein- 
lagen« Die  ersteren  nämlioh  betrugen  268  Mill*,  während  die  letzteren 
nur  die  Summe  Ton  ungefähr  150  AJilL  erreichten.  Daraus  ist  leicht  £u 
ersehen^  dafs  die  direkten  Einlagen  von  den  kleinen  Kapitalisten  bewerk- 
stelligt wurden,  welche  relativ  grofse  Summen  einzahlten»  während  diifl 
indirekteD  Einlagen  geringfügige  Lohn-  oder  GehaltsabsUge  waren^  di^l 
durch    die    Arbeitgeber   in    die    Kasse    eingezahlt  wurden. 

Jedenfalls  aber  war  die  Folge  dieser  Erhöhung  der  Rente  auf 
1500  Fres.  eine  TerhältnismäFsig  sehr  starke  Zunahme  der  Operationen 
der  Eentenkasse. 

Der  Satz  der  Kapitalisierung  war  durch  das  Gesetz  vom  Jani  18S0 
auf  5  Pros,  festgesetzt  worden ,  ein  sehr  hober  Satz ,  der  für  den  Staat 
Verluste  bei  der  Verwaltung  der  Kasse  herbeiführte. 

Eine    andere    Ursache    von    Verlusten    kam    2U    der    eben    genanntalfl 
noch  hinzu.     Die  Tafel  Deparcieux's,  welche  den  Berechnungen  als  Grund^' 
läge    diente,    war    voller   Dehler.      Als    man  später  die    Kasse    unter   dem 
Namen  Caisse  Nationale  des  Eetiaites  reorganisierte,    legte    man.  wie  wir 
weiter  unten  sehen  werden ,    eine  neue  Tafel    an.     Eine  Beform  war  also 
geboten.     Sie  wurde  durch  das  Gesetz    vom   20*  Juli  1886  vorgenommen. 


Gesetz  Tom  20.  Juli   1886.  ^ 

Dieses  Gesetz  ermäfsigte  nicht  blofs  den  zu  hohen  Satz  der  Kapitali- 
si<:ining  und  änderte  nicht  nur  die  Tafel  Deparoieux's,  welche  grobe  Fehler 
enthielt.  Das  waren  mehr  Aenderungen  der  inneren  Organisation  and 
Verwaltung.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1886  änderte  auch  die  Natur  der 
Kasse  voUstandig,  indem  es  dieselbe  zu  einer  Staatskasse  machte.  Durch 
das  Gesetz  van  1850  war  die  Kasse  mit  Absicht  so  organisiert  worden, 
dafs  damit  nicht  ein  wichtiges  Staatsinstitut  geschaffen  wurde;  man 
wollte  die  Gründung  von  Alterarentenkaseen  mehr  der  privaten  Initiative 
überlassen ,  Altersrentenkassen  zu  gründeo ,  was  übrigens  einige  Ter* 
fiiohcrungegesellschaften  auch   mit    grofsem  Erfolge    gethan  haben. 

Der  Einflnfs  des  Staatssozial ismus,  welcher  sich  in  den  Jahren  vorher 
im  Parlament  bemerklich  macht,  hat  viel  dazu  beigetragen,  sozialiatitohie 
Ideen  in  das  Gesetz  von   1886  hineinzubriugen. 

Die  Kasse  erhielt  eine  eigene  Dotation.  Der  Satz  der  Kapital! salion 
wurde  auf  4  Proz.  herabgesetzt  und  der  Uöchstbetrag  der  Beute  auf 
1200   Frcs.  beschränkt. 

Hinsichtlich  der  Einzahlungen  wurdeo  grofse  Erleichterungen  gewährt. 
Diejenigen,    welche  mehr   als    16   Jahre   alt    sind,   und   die   verheirateten 
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fnoM  können  Sinsahlnngen  ohne  den  Nachweis  der  AatoriBation  macheD. 
0er  aiedrigite  Beirag  der  EiniahJuDg  ist  1  f  re. 

Die  Biniahlnngen  können  hei  den  Oeneraleinnehmem,  hei  den  Nehen- 
imd  Untereinnehmern  und  hei  den  Postämtern  gemacht  werden.  Doch 
htlMn  diese  Brieichterungen  die  Zahl  der  direkten  Deponenten  und  die 
Simmie  ihrer  Einzahlungen  nicht  so  vermehrt,  wie  man  hätte  erwarten 
MÜen,  wodnroh  bewiesen  wird,  dafs  die  Vorsorge  für  die  Zukunft  in  den 
irbeitenden  Klassen  sich  nicht  sehr  gehoben  hat.  Indessen  mufs  ihan, 
■m  eine  mtreffende  Antwort  auf  diese  Frage  zu  geben,  auch  die  £in- 
lahhmgen  in  die  Sparkassen  und  die  Anlage  kleinerer  Vermögen  in 
OUigationen  der  Stadt  Paris,  der  Eisenbahnen  u.  s.  w.  mit  berücksichtigen. 

Seit  18B6  sind  die  Ausgaben  im  Verhältnis  zu  den  Einnahmen  immer 
lehr  hoch  gewesen,  denn  die  Zahl  der  auszuzahlenden  Beuten  hat  eine 
beständige  Zunahme  er&hren.  Aufserdem  war  auch  der  Kapitalisations- 
nlz  Ton  4  Proz.  noch  zu  hoch.  Man  hat  denn  auoh  die  darin  liegende 
Gefahr  erkannt  und  ihn  auf  8  ^/^  Proz.  erniedrigt. 

Eine  Beform,  die  wirklich  Früchte  getragen  hat,  war  diejenige  der 
Bereehnongstafel. 

Die  neue  Tafel  wurde  1880  begonnen  und  1886  abgeschlossen.  Sie 
vnide  naoh  Beobachtungen  an  mehr  als  287  000  Personen  aufgestellt. 
Ss  wird  behauptet,  —  wir  möchten  dem  jedoch  nicht  durchaus  bei- 
stimmen —  dafs  sie  die  umfassendsten  Erfahrungen  wiedergiebt,  die 
tberbaapt  hinsichtlich  der  Gesetze  der  Sterblichkeit  gemacht  worden  sind. 
Li  Oebraadi  ist  sie  seit  dem  1.  Januar  1888.  Diese  neue  Tafel 
wsieht  besonders  darin  von  der  früheren  ,^  derjenigen  Deparcieux's  ab, 
dafii  die  Mortalität  nach  ihr  bedeutend  niedriger  ist  als  nach  der  alten 
TtfaL 

Leon  Say  hat  bei  einem  Vergleich  gefunden,  dafs  die  Besultate  der 
neuen  Tafel  denjenigen  der  1869  für  die  englischen  Versicherungsgesell- 
sdiaften  aufgestellten  Tafel  sehr  nahe  kommen. 

Wir  haben  uns  hier  weder  auf  die  Einzelheiten  der  Thätigkeit  der 
Ousee  Nationale  des  Betraites  noch  auch  auf  eine  ausführliche  Statistik 
sinzulassen  und  beschränken  uns  auf  die  Angabe  Zahlen  zu  geben,  welche 
sieh  auf   die  Tbätigkeit  der  Kasse  im  Jahre  1892  beziehen. 

Die  Zahl  der  Einzahlungen  (nach  dem  kürzlich  im  Journal  officiell 
▼eröffentliohten  Berieht)  betrug  872  591,  gegen  1891   82  080  mehr. 

Der  Betrag  der  Einzahlungen  in  Francs  ergab  für  1892  82  799  984  Frcs., 
gegen  1891  1  481  414  Frcs.  weniger.  Die  Zahl  der  Kollektiveinzahlungen 
Termehrte  sich  um  84  064  und  der  Betrag  solcher  Einzahlungen  um 
277  857  Frcs.  Es  hat  dies  seine  Ursache  darin,  dafs  sich,  wie  Yorher 
schon,  die  grofsen  Gesellschaften  der  Eisenbahnen,  der  Bergwerke,  der 
Industrie  etc.  der  Kasse  zur  Versicherung  ihrer  Beamten  und  Arbeiter 
bedieBen. 

So  finden  ee  die  Eisenbahngesellschaften  Nord,  Orions,  Ouest,  Est- 
Algtfrien,  die  Oompagnie  des  Mines  d'Auzin,  die  Omnibasgesellschaft  in 
Fluia  Torleilhafty  sich  der  Geisse  Nationale  des  Betraites  zur  Vermitte- 
faukf  so  bedienen. 
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Die  Abnabme  fällt  daher  auf  die  Einzeleinzahloiigent  die  der  Zahl 
nach  um   1984,  dem  Betrage  nach  am   1  7ö9  252  Fros.  JHUÜckgegaDgeo  tind* 

Dieser  Kückgaog  ist  hauptaächliob  der  ReduktioD  des  Ziuafiifftei  auf 
d^/,   Proz.  zuzttflohreiben* 

Es  iit  offenbar,  dafe  eine  Staatskasse  nur  dano  ohne  »chwere  Be- 
lastung des  Budgets  zu  existieren  vermag,  veon  sie  auf  die  Aenderungeu 
des  Zinefufaea^  der  beute  die  Tendenz  hat,  immer  mehr  zu  tinken,  g€* 
QÜgende  Rücksicht  nimmt. 

Die  ,,Caisa6  Nationale  des  Betrattes"  würde  dieselben  Bedingungen 
haben  müssen  wie  die  PrivatgeBellsohtiften »  wenn  ihr  nicht  Tom  Staat« 
Dotationen  oder  Subventionen  zufliefseo  würden.  Es  ist  suiagebetii 
dafs  in  Frankreich  die  Gesellschaften ,  welche  Alt«» raren tenkasaen  er* 
richtet  haben,  dent  Publikum  zahlreiche  Ycrteile  bieten  aod  ihre  Ter- 
waltung  weniger  unter  Formalitäten  leidet. 

Einige  Arbeitgeber  und  mehrere  Industrie-  und  Handeligeaellachafteo 
bedienen  sich  wie  der  gröfste  Teil  der  Eisen  bahn  gesell  schaf  tan  der  Gaiaae 
Nationale. 

Ton     solchen    UntemehmuDgen    der    privaten    Initiative     sei    die   dm 
Bon  March^  (magasin  de  nouveantes)  erwähnt.    Die  ,,Compagnie  d^Aasurauce 
g^u^rale'^  welche  selbst  eine  Eenteukasse  f&r  das  Publikum  hat,  bat  eban- 
fall»    eine    besondere    Eaase    mit    sehr    bemerkenswerter    Einrichtung 
ihre  Beamten  und  Kommis. 

Leider  werden  die  von  den  Arbeitgebern  eingerichteten  Kassen  ni 
alle  mit  demselben  Geschick  verwaltet  wie  die  eben  genannte.  Zuweilen 
ist  es  vorgekommen,  dals  bei  Falüssementn  die  für  die  Altersrenten- 
küssen  aufgesammelten  Fonds  mit  dem  Vermögen  des  Arbeitgebers  zuaammeo- 
geworfen  worden  und  in  ,dem  Zusammenbruch  de«  Unternehmena  mit  ver- 
loren gingen.  Da  die  Fonds  dieser  Kassen  im  allgemeinen  aui  zwei 
Quellen  herrühren  ,  1)  den  Ab^^ügen  von  den  Lobuin  der  Arbeiter  bezw. 
Kommis,  2)  den  Beiträgen  und  Dotationen  der  Arbeitgeberi  so  vr&ren  in 
solchem  Falle  die  Arbeiter  um  einen  Teil  ihres  Lohnen  gebracht 

Zur  Verhütung  darartiger  Fälle  ist  der  Vorschlag  gemacht  worden» 
dem  Arbeiter»  welchem  der  Arbeitgeber  eine  Altersrente  augelegt  hat,  ein 
Vorrecht  auf  das  Vermögen  dea  Arbeitgebers  vor  den  übrigen  Gläubigem 
zu  geben.     Ein   Vorschlag,  der  der  Gerechtigkeit  entspricht 

Aufserdem  wollte  man,  dals  die  Summen,   weiche   für  Pensionen  und 
Renten    aus  Lohnen    und  Beitragen    der    Arbeiter   gesammelt    werden,    in 
die    staatlichen  Kasten  (Alterarentenkaase    oder   Staatsdepositenkaflae)    aiii^ 
gezahlt  werden  sollten.  H 

Doch  sind  diese  Vorschläge,  wie  wir  weiter  unten  leken  werdoii, 
weit  überholt  durch  diejenigen ,  welche  die  Zwangsveriichemng  ala  das 
Beate  anpreisen. 

Die  liberalen  Nationalökooomen,  welche  jedem  Zwange  abgeneigt 
uod  der  Ansicht  sind ,  dafs  jede  V^ersicherung,  um  gute  Erfolge  zu  er- 
zielen, möglichst  freiwillig  sein  muTs,  würden  es  lieber  sehen,  wenn 
•ich  im  Anschlüsse  an  die  gewerblichen  Syndikate  solche  Kassen  bildeten^ 
die  von   Arbeitern    und   Arbeitgebern    verwaltet    würden.     Damit   aich  die 
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Ternohemng   «of  einen  weiteren  Kreii   entieeken  könnte,   rnftfaien  diese 
Kitten  regionnle  eein. 

Bin  Beispiel  dnf&r  bietet  die  Onitte  Centrale  de  Seeoart 
•t  de  Pr^Toynnoe  für  die  Bergarbeiter  des  Loire-Beokent,  der  fttt 
aQe  Kohlengnibengeeelltebaften   dietet  Beokens  angehören. 

Diese  Kasse  ist  sn  gleicher  Zeit  1)  gegenseitige  Hilftkatte  für  Krank- 
ksiten,  2)  Kasse  für  Unfälle,  8)  Kasse  für  Altersyersichernng. 

Die  Kommission  für  die  Direktion  und  Verwaltung  besteht  ans 
16  Mitgliedern ,  Ton  denen  6  durch  die  Arbeitgeber  aus  der  Zahl  der 
Arbeitgeber,  9  durch  die  Arbeiter  gewählt  werden. 

Man  hat  hier  eine  lehrreiche  Erfahrung  dafür,  dafs  es  wohl  möglich 
iit,  den  Arbeiter  an  Selfguyerament  su  gewöhnen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dafs  die  wechselseitigen  Hilfsyereine,  be- 
sonders  diejenigen  der  kleinindustriellen  Arbeiter,  für  ihre  Mitglieder  eben- 
fidls  Altersrenten  anlegen  und  die  Fonds  der  Caisse  Nationale  des  Betraites 
ftbergeben.  Allem  Anschein  nach  wird  sich  der  ZufluTs  von  Fonds  von 
dieser  Seite  noch  sehr  steigern  und  zu  einer  drückenden  Last  für  den 
Staat  weiden.  Besser  wäre  es,  wenn  private  freie  regionale  Kassen  Ton 
den  Arbeitern  der  gleichen  Industrie  oder  ähnlicher  Industrien  gegründet 
würden. 

Nur  beilänftg  wollen  wir  die  seit  einigen  Jahren  erfolgte  Gründung  von 
BentenTersioherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  erwähnen,  die  ihre 
Thitifkeit  mit  allzu  grofsem  Optimismus  begonnen  und  durch  fslsche 
Bereehnangen  sich  selbst  getäuscht  haben. 

Berühmte  Mathematiker  und  Nationalökonomen  haben  an  den  Hjpo- 
thesen  dieser  Gesellschaft  Kritik  geübt,  deren  Zweck  zwar  ein  edler  war 
imd  die  von  den  besten  Absichten  beseelt  waren,  die  aber  ins  Allgemeine 
gehende  Träumereien  für  Wirklichkeit  nahmen.  Sicherlich  werden  sie 
einige  gute  Folgen  haben,  und  die  ersten  Mitglieder  werden  unbestreit- 
bare Vorteile  davon  haben,  aber  die  später  Beitretenden  werden  nur  ge- 
ringen Nutzen  von  ihren  Ersparnissen  ziehen. 

JedenCslls  aber  beweist  der  grofse  Zulauf,  welchen  diese  Gesellschaften 
gefunden  haben,  dafs  die  private  Initiative  und  die  Neigung  zu  frei- 
willigem Handeln  in  den  Arbeiter-  und  Mittelklassen  nicht  fehlen.  Einige 
Jahre  Zeit  und  ein  wenig  wirtschaftliche  Erziehung  werden  zur  Organi- 
sation derartiger  Arbeiterkassen  genügen. 

Aber  man  erwartet  nichts  von  der  Zeit  und  dem  Fortschritt  der  Ideen. 

Viele  Deputierte  (und  viele  thnn  dies  aus  Reklame)  möchten  gern 
allen  Bürgern  Altersrenten  geben  und  machen  den  Vorschlag,  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  zur  Beitragsleistung  für  solche  Altersrenten  zu 
zwingen. 

Wir  wollen  hier  diese  Gesetzesvorschläge  nicht  im  Einzelnen  durch- 
gehen. 

Es  wird  genügen,  den  allgemeinen  Plan  der  wichtigsten  unter  ihnen 
vorzuführen. 

Die  Urheber   dieser  Projekte   weisen    darauf  hin,   dafs    die   wechsel- 
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settigeo  Hilfavt^reine  toh  12  MillioDen  Arbeitern  nur  ungefähr  1  2S2  000^ 
also  Dur  wenig  mehr  als  ein  Zehntel  zu  ihren  Mitgliedern  xllhlen,  dafi 
aufaerdem  die  Altersrenten  in  denaelben  sich,  na;  io  kleiner  Zahl,  Däm- 
lich 2u  2  Pros,  der  Mitglieder  Enden,  was  durch  die  Statistik  vom 
31.  Oktober  18d0  dargethan  ist    Es  giebt  unter  ihnen  nur  27  787  Pensionäre. 

Seit  1890  »ind  nicht  weniger  als  10  GesetzesTorsobläge  in  dieser 
Frage  gemacht  worden* 

Der  bekanoteste  von  allen  dieien  Yomchlägen  ist  der  von  Constani, 
der  im  Juni   1891   im  Namen  der  Regierung  yorgelegt  wurde. 

Viele  wesentliche  Zage  hatte  dieser  Entwurf  den  früheren  Vorschlagen, 
namentlich  dem   Vorschlage  NameUs  entlehnt. 

Er  bezieht  aieh  auf  frauzöflische  Arbeiteri  die  nicht  mehr  als  3000  Frei. 
jährliches  Einkommen  haben.  Das  Gesetz  übt  keinen  eigentlichen  Zwang 
aus,  ea  prägumiert  aber  den  Beilritt,  d,  h.  der  Arbeiter  fällt  von  selbst 
unter  das  Gestttz,  wenn  er  nicht  ausdrücklich  eine  gegenteilige  Erklärung 
abgiebt.  Man  äaoht  uko  die  in  der  Natur  des  Arbeiters  liegende  Gleioh- 
giitigkeit  zu  seinem  Vorteile  zu  wenden.  Der  Arbeitgeber  soll  nach 
diesem  Projekt  einen  Betrag  TOn  6  oder  10  Centimes  yon  dem  Lohne 
seiner  Arbeiter  pro  Arbeitstag  zurückbehalten  und  selbst  einen  gleichen 
Beitrag  zahlen. 

Der  Staat  würde  eine  Subvention  im  Betrage  Ton  zwei  Drittel  dt 
Einzahlungen  des  Arbeiters  und  Arbeitgebers  gewähren  und  würde  aufser 
dem  ein  Drittel  der  jährliohen  Prämie  übernehmen.  Im  Zeitpunkt  de 
Liquidation  mufs  der  Arbeiter^  welcher  ein  Qmttungabuch  Über  die 
Rente  hat,  nachweiseni  da(s  er  nicht  ein  Einkommen  über  600  Frei. 
bezieht. 

Das  Zusammenwirken  Ton  Staat,  Arbeitgeber  und  Arbeiter  ist  schon 
im  Jahre   1879  von  dem  Depatierten  Nadaud  in  Vorschlag  gebracht  worden. 

Auch  unter  den  anderen  Vorschlagen  stützen  sich  viele  auf  das  Zu- 
sammen wirkeu  von  Arbeiter,  Arbeitgeber  und  Staat.  So  der  von  Laeote 
(Deputierter),  welcher  auf  diu  Kapitalisierung  einer  vom  Staate  zo  gebenden 
jährlichen  Zahlung  von  75  MilL  Frcs.  während  2b  Jahren  und  eine  gleiche 
jährliche  Zahlung  hinauskommt,  die  von  einer  Hilfskasse,  wdohe  durch 
eine  Jnoggesellensteuer    ihre    Nahrung    erhalten    sollte,    zu   leisten    wäre» 

Der  Urheber  dieses  Vorschlages  beabsichtigt  auiderdem  die  Grün- 
dung eines  Invalidcnhauses  in  jedem  Departement  und  eine«  Hospitals 
in  jedem  Kanton  für  Invaliden  der  Arbeit,  Es  ist  leicht  zu  erraten, 
dafs  der  Urheber  dieses  Vorschlages  ein  Mediziner  ist.  Man  erkannte 
gleich,  dafs  der  Vorsrhlag  wenig  praktisch  i«it. 

Noch  viel  weiter  geht  der  Vorschlag  von  Chassainge  (Deputierter) 
£r  will  allen  Franzosen  beiderlei  Geschlechts  eine  Rente  geben.  Diese 
Renten  edlen  im  Betrage  verschieden  sein  von  700  Frc«.  für  Paris  bis 
zo  SOü  Fros.   für  die  Gemeinden  unter  SOOU   Einwohnern. 

Die  Gelder  sollten   der  Kasse  aus   Erbschaftssteuern  zufliefseD,  welche 
1  Proz.  des  Kapitals  bei  Vermögen  von  10  000  Froe.  und  darunter,  20  Pios. 
für  Vermögen    von    50  000    bis    100  000  Frcs,    und    75  Proz.    für   soIclia_ 
über  1   Mill.  Frcs.  betragen  sollten.  ^M 

Diese  Vorschläge  nehmen  auf  die  individuelle  Sparsamkeit  also  über- 
haupt keine  Rücksicht. 


NationalSkoDomfeche  Oesetigebmig.  259 

Paul  GnieyMe  (Deputierter)  hat  einen  sehr  eingehenden  and  sorg- 
naeB  Bexieht  fiber  diese  yerschiedenen  Vorschläge  geliefert. 

Die  Kommission  für  die  Arbeiterangelegenheiten  (Commission  da 
trsTail)  der  vorigen  Kammer  hat  wohl  das  Zasammenwirken  von  Arbeiter, 
Arbeitgeber  and  Staat  als  Prinzip  hingestellt,  aber  sie  hat  den  Arbeit- 
geber der  Yerpfliohtang  enthoben,  für  den  Arbeiter  die  Zahlung  su  leisten, 
(kUs  dieser  es  selbst  thun  will  und  hat  dem  Arbeitgeber  die  Sorge  für 
die  Bewerkstelligung  der  Lohnabzüge  abgenommen. 

Die  Mitwirkung  von  Arbeitgeber  und  Staat  war  so  gedacht,  dafs 
eine  Beisteuer  Tom  Arbeitgeber  erhoben  und  vom  Staat  eine  Subvention 
dasu  gegeben  werden  sollte,  ohne  dafs  jedoch  ein  bestimmtes  Verhältnis 
iwischen  diesen  Subventionen  und  den  von  den  Arbeitern  gezahlten  Be- 
tiigen  obwalten  sollte. 

Alle  diese  Vorschläge  sind  sehr  lobenswert,  bergen  aber,  selbst  ab- 
geschwächt» eine  grofse  Gefahr  in  sieh,  nämlich  die,  dafs  in  die  Hände 
des  Staates  Summen  gelegt  werden,  welche  schliefslich  sehr  bedeutend 
werden  müssen.  Nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit  würden  sich  die  dem 
8taate  anvertrauten  Summen  auf  viele  Milliarden  beziffern.  Nimmt  man 
SB,  dafs  ein  Drittel  der  Arbeiter,  also  etwa  6  Hill.,  jährlich  einen 
dnrehschnittlichen  Beitrag  von  20  iSrcs.  zahlt,  so  würde  das  aufgehäufte 
Kapital  bald  20  Milliarden  betragen. 

Was  soll  der  Staat  mit  diesen  Kapitalien  anfangen?  Wird  er  nicht 
in  die  Versuchung  kommen,  sie  zu  unnützen  Arbeiten  zu  verwenden? 

Wird  es  für  ihn  nicht  sehr  schwierig  sein,  diese  Fonds  zu  dem 
finsfuls  von  S^/^  Proz.  anzulegen,  welcher  der  ganzen  Berechnung  zu 
Grunde  liegt  ?  Der  ZinsAnfs  sinkt  von  Tag  zu  Tage.  Wenn  er  z.  B.  auf 
2  i/i  Proz.  angelangt  ist,  wird  das  ganze  Gerüst  der  mühsam  gewonnenen 
Berechnungen  zusammenstürzen. 

Dahin  gehen  die  Befürchtungen  vieler  denkender  Männer,  welche 
vissen,  dafs  bei  dem  Wachsen  der  Staatsaosgaben  und  der  Schwierigkeit, 
neue  Steuern  aufzulegen,  der  Staat  dazu  neigen  wird,  diese  Fonds  zur 
Herstellung    des  Gleichgewichts    in  seinem  Haashaltetat  zu  benützen. 

Welches  Schicksal  diese  Vorschläge  in  der  neuen  Kammer  haben 
werden,  läfst  sich  nicht  vorhersehen.  Staatssozialisten  sind  sehr  zahl- 
reioh  darin,  wenn  sie  auch  nicht  diesen  Namen  tragen.  Nur  wenige 
bsben  Erfahrung  in  volks-  und  finanzwirtscbaftlichen  Dingen.  Wenn  der 
FintDzminister,  wer  es  auch  immer  sein  mag,  sich  nicht  vom  Interesse 
für  das  allgemeine  Wohl  leiten  läfst  und  nicht  den  Depatierten  über  die 
finsnriellen  Konsequenzen  dieses  Altersyersicherungs-Gesetzes  die  Augen 
öffnet,  so  ist  zu  befürchten,  dafs  ein  Gesetz  von  der  Art  zustande  kommt, 
wie  SS  die  Commission  du   travail  der  vorigen  Kammer  ausgearbeitet  hat. 
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IV. 
Ber  deutsche  Aurseiibaiidel  seit  iS85. 

Von  M.  Dieimaon-  Cbemniu* 

In  dem  d«ut«cheD  AufieDhaDdel  hatte  toq  1872  bu  1879  de 
der  Einfuhr  den  der  Ausfuhr  regelmäfsig:  um  einen  sehr  bedeuten  de  a 
betrag  überwogen,  im  Burchtohnitt  des  Geeamtverkehres  ausflohliefAÜch 
der  Edelmetalle  um   1070   Millionen  M,  jährlich. 

Im  Jahre    1880   trat   nach    wesentlioher  Aenderung    des  fitatitUttche 
ErhebttngflTerfahrene    ein    plötzlicher    Umschwung    ein,    der    allerdingfl 
einem  grofsen  Teile  durch  nicht  ein wurfB&aie  Aenderung  der  Wertaohät«u 
begründet  war,     Yon   1880  bis  1887  wichen    die    berechneten  Werte  der" 
EiDfukr  und  der  Auafuhx    nur    um    yerhältni^mäfsig    geringe  Betrage  von 
einander  ab. 

Im  Oktober  1888  erfolgte  die  Aufnalime  von  Hamburg  und  Breme 
in  df^n  Zoll  verband  dea  Keiohea.  An  sehn  liehe  Warenvorräte  wurden 
Niederlagen  übemommeD  und  so  ergab  die  Bilans  des  Jahres  1888^ 
gesehen  von  den  Edelmetallen,  im  freien  Verkehr  oder,  nach  der  neueren 
Bezeichnung,  im  Spesialhanclel,  zwar  nur  einen  Einfuhrüberschufs  von 
85  MilHooen  M.,  im  Jahresaufsenhandel  oder,  nach  der  neueren  Bezeich- 
nung, im  Geeamteigenhandel  dagegen  einen  solohen  ron  201,  bei  Nieht- 
berück  sich  ti  gang  des  YeredelungBTerkehres  von  231  Millionen  M.  In  den 
beiden  folgenden  Jahren  stieg  der  Ein  fuhr  überBchufs  des  Spesialhandelf 
ansehnlich  über  800  UilLionen  M.,  erreichte  1891  994  und  1892  sogar 
1083  Millionen  M. 

Aufserhalb  der  Fachkreise  ist  nur  wenig  bekannt ,  auf  wie  sweifeU 
hafter  Grundlage  die  den  auswärtigen  Handel  betreffenden  Wertangaben 
wie  fast  in  allen  Ländern  so  auch  bei  uns  beruhen.  Die  „amtlicheD^ 
Zahlen  der  Handel sstatistik  werden  von  den  Gebildeten  unseres  Volke 
in  der  Regel  mit  demselben  absoluten  Vertrauen  aufgenommen  wie  ein« 
amtliohe  Abrechnung  über  eine  Kasaenverwaltung.  Aber  aueh  d  i  e  An«>~' 
sieht  ist  unter  den  Gebildeten  weit  verbreitet,  dals  eine  „ungünsdge'' 
Handelsbilanz  als  ein  nationales  Unglück  zu  betrachten  sei,  und  Vieles 
ist  die  Holle  nooh  in  Erinnerung,  welche  der  „ Milliarden verlust^^  in  den 
handelspolittschen    Kämpfen    Eode    der    70er  Jahre   gespielt    hat.     Soweit 
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dia  BeobaohtuDg  das  Verf/s  reiokt,  yerbraitet  tich  die  Kunde  von  <l«r 
neeenbaftea  UnterbiUnz  der  leteten  Jahre  auffällig  laugiam^  und  wird 
in  der  Regel  mit  einem  Gefühl  aufgenommeni  das  iiob  wohl  als  pein- 
liehee  Erstaunen  bezeiobnen  läTfit. 

Aber  auch  die  Fachkreise ,  in  denen  roilständige  Klarheit  Über  den 
Vnteriohied  zwiBchen  Kandehbilanz  und  internationaler  Zahlungsbilanz 
oder  Wirtsohaftsbilaoz  vorhanden  iat,  und  in  denen  die  Aufitellung  der 
Bilanz  durchaus  niohi  als  Hauptzweck  der  Eandelsstatigtik  betrachtet  wird, 
übersehen  die  Vorgänge  der  letzten  Jahre  nicht  mit  voller  Klarheit»  und 
damit  hängt  es  wohl  auch  zusammen  ^  dafs  die  Tagespresso  deuselben 
verhäitnismäfsig  wenig  Beachtung  schenkt. 

Diese  Vorgänge  sind  jedenfalls  nicht  durch  Qrilnde  einheitlicher  Art 
bedingt.  Einereeiis  ist  die  Handelsbilanz  unzweifelhaft  beeiaÜoTtt  durch 
erkennbare,  aufgerhalb  ihrer  selbst  liegende  Aenderungeu  in  yerhältnissen^ 
welche  auf  die  iDteroatiooale  Zahlungsbilanz  wirken.  Aber  diese  Aende- 
rungeu ^  deren  Wirkung  sich  allerdings  zahlen mäft»ig  nicht  sicher  feststellen 
läTst,  genügen  wohl  sohwerlich  zur  Erklärung  des  Umschlages  der  Bilanz 
seit  1889,  und  es  fragt  sich  nun,  ob  noch  andere,  nicht  im  Warenver- 
kehr selbst  begründete  Verhältnisse  wirksam  sind  oder  ob  nur  Fehler  in 
der  Ermittelung  des  Warenverkehres  nach  Mengen  oder  Werten  vorliegen. 

In  der  Tabelle  I  sind  zunächst  die  allgemeinen  Verhältnisse  des 
deutechen  Aufsenhandels  den  Werten  nach  für  die  einzelnen  Jahre  leit 
ldS5  zur  Darstellung  gebracht-  Das  Jahr  1885  ist  als  Anfangejahr  ge- 
wählt, teils  weil  in  ihm^  bez.  seinem  Naoh folger  die  Handel sbewegnng 
Beutioblands  ebenso  wie  die  Englands ,  der  Vereinigten  Staaten  etc.  zu 
einem  Tiefpunkt  gesunken  war,  teils  auch  weil  in  ihm  die  deutschen  ZöUe 
mehrfache  Aenderungen  erfahren  haben  und  endlich  auch  weil  in  didsem 
Jahre  die  amtlichen  handelflitatistisohen  Verötfentliohungen  umgestaltet 
worden  find. 

Zur  Erläuterung  der  Tabelle  ist  folgendes  zu  erwähnen. 

Von  den  Niederlagen*)  gehen  alljährlioh  Waren  in  den 
Verkehr  über,  während  neue  Warenmengen  aus  dem  Auslande  eingehen. 
Die  verbleibende  Bi^Terenz  ist  unter  der  Einfuhr  der  Tabelle  als  Differenz 
auf  Niederlagen  aufgeführt.  Sie  liefert  teils  die  „Ausfuhr  von  Nieder- 
lagen", teils  dient  sie  zur  Ansammlung  von  Vorräten.  Aus  der  Tabelle 
läfst  sich  leicht  berechnen  ,  welche  bedeutende  Mengen  seit  dem  ZoUan- 
schluTs  von  Hamburg  uod  Bremen  für  den  letzteren  Zweck  Verwendung 
gefunden  haben.  Von  1B88  bis  1891  beträgt  ihr  Wert  nicht  weniger 
als  312,9  Millionen  M.  Darunter  befinden  sich  u.  a.  83  164,1  Tonnen 
Rohtabak.  Wollte  man  deren  Wert  berechnen  ^  ao  würde  man  es  wohl 
für  selbstverständlich  halten,  dafs  man  den  Einfuhrbetrag  eines  jeden 
Jahres  mit  dem  geschätzten  Wert  der  Mengeneinheit  multiplizierte;  man 
würde  dann  einen  Gesamtwert  von  128,0  MilL  M.  erhalten.  Die  Reichs* 
Statistik  aber  erhält  206,0  MilL  M.     Das  macht    sie  in    folgender  Weise; 


0  Sstt  d«m  ZolUaschlufa  ^sh^rsü  nach  die  Preibesirke  Bremeu  aad  Brake  stt  dev 
NiftdertAgsn,  wodurch  iich  da»  Vorkommen  erheblicher  Meogea  sotlfreier  Waren  im  Nieder* 
tagenverkehr  erkllrt. 
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Auf  Niederlagen    sind   von  1888    bis  1891    an  Bohtabak   überhaupt 
angegangen 

276039,5  Tonnen  im  Werte  von  450,15  Hill.  M. 
In  den  freien  Verkehr  sind  davon  ausgegangeD 

117710,1  Tonnen  im  Werte  von  195,31  Hill.  M., 
sugefohri  worden  sind 

75  175,8  Tonnen  im  Werte  von  48,84  üill.  M. 
El  rerbleiben  demoaoh 

83  154,1  Tonnen  im  Werte  von  306,oo  Mill.  Bf. 

Das  Kanststück  wurde  dadurch  fertig  gebracht,  dafs  die  Ansfiihr  Ton 
Niederlagen  mit  gleichem  Wertsatze  für  die  Mengeneinheit  bedacht  wurde, 
wie  die  Ausfiahr  aus  dem  freien  Verkehr,  und  dieser  Wertsatz  ist  für 
Rohtabak  wesentlich  niedriger  als  der  für  die  Einfuhr  ^).  Auf  logische 
Riehtigkeit  hat  dieses  Verfahren  keinen  Ansprach;  es  ist  daher  duroh- 
SQS  anzuerkennen,  dafs  dasselbe  seit  1892  aufgegeben  worden  ist,  iwenn 
auch  das  lange  Beharren  bei  einer  derartigen  unrichtigen  Auffassung  nicht 
eignet  ist,    das  Vertrauen  zu  unserer  Handelsstatistik   zu    mehren. 

Die  Methode,  die  auf  Niederlagen  eingegangenen  Waren  beim  Aus- 
gang naoh  verschiedenen  Wertsätzen  zu  Terreohnen,  je  nachdem  sie^^in 
den  freien  Verkehr  eintreten  oder  ausgeführt  werden,  wird  übrigens  bis 
in  die  neneste  Zeit  mit  nicht  immer  untweifelhafter  Berechtigung  für 
eine  Anzahl  Ton  Waren  festgehalten,  sie  ist  aber  seit  1892  doch  wenig- 
itens  auch  für  Petroleum,  Branntwein  in  Fässern  und  Hefe  aufgegeben 
▼erden. 

Jedenfalls  ist  hiemach  die  „Differenz  auf  Niederlagen*'  ein  recht 
xweifelhafter  PostcD. 

Nicht  recht  verständlich  ist  der  seit  1889  regelmäfsig  auftretende 
Xiederlflgen verkehr  von  Edelmetallen.  Im  Jahre  1891  sind  u.  a.  12  606  OOOM. 
in  gemünztem  Qolde  aus  den  Vereinigten  Staaten  auf  Niederlagen  einge- 
gangen, die  bis  Ende  1892  noch  nicht  wieder  ausgegangen  sind,  und^  eine 
Btok,  welche  die  Millionen  aufgenommen  haben  könnte,  befindet  sich 
doch  wohl  nicht  in  den  Freibezirken. 

Die  Durchfuhr  wird  seit  1891  nur  noch  den  Mengen  nach,  nicht 
aber  den  Werten  nach  aufgeführt,  namentlich  weil  für  sie  „vielfach  nur  all- 
gemeine Warenbenennungen  in  Anwendung  kommen,  die  für  die  Vor- 
nahme einer  Wertberechnung  nur  eine  wenig  oder  gar  nicht  geeignete 
Onmdlage  abgeben."  Das  ist  insofern  bedauerlich,  als  dadurch  der  Ver- 
gleich der  deutschen  Handelsstatistik  mit  der  des  Auslandes  wesentlich 
eriohwert  wird.  Es  darf  übrigens  nicht  übersehen  werden,  dafs  eine  ganz 
genaue  Abscheidung  der  Durchfuhr  von    dem  Eigenhandel    nicht  möglich 


1)  Für  die  Tonne  bei  der  Einfahr 

1888 

1889 

1890 

1891 

1500 
bei  der  Ausfuhr   900 

1700 
650 

1750 
650 

1630 
610 
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ist,  bei  den  zoLlfreieß  nicht  tod  dem  freien  Verkehr,   hei  de&  zollpflieh- 
tigen  wenigBteDs   nicht  roo  dem   GeBamteigeDhftndt'l  *). 

Eine  EigenlümUchkeit  der  HeiohsBtatistik  besteht  dario,  daTi  lie  deo 
BegriÖ'  „K  d  e  1  m  e  t  a  1 1  e*'  an  Yerschiedeoen  SteUeo  id  Teraohiedeoem  Sinne  ^ 
gehraucht.     Die  in  der  KaDdehBtatialik  überhaupt    Tiel    Terbreitete  Sitte. fl 
den    Edelmetalieu    eine    besondere  Stellung  einzuräumen^  beruht  jedfofalli 
auf  dem   Geduckeni   dafs  Gold  und  Silber  zur  Ausgleichung  der  Hnndels- 
bilanz  dienen.      Mag  man    auch    namentlich    mit    Rücksicht    auf    die    um-  fl 
fassende   gewerbliche   Varwenduag    der    beiden   Metalle    und    die    Stellang  V 
des  Silbers  im  deutschen  Währungssjrstcine  die  allgemeine  Richtigkeit  dieser 
Annahme  bezweifeln,  so  ist  doch  der  Reiobsstatistik  kein  Vorwurf  danins 
2u  machen,  wenn  sie  der  alten  Sitte  und  den  Beschlüssen  des  sUUstiBohea 
Kongresses  folgend  bis  eiDachUefsHch    1B90  Gold  und  Silbtr  gemünzt,  roh 
und  in  Barren,    sowie  unvollständig  deklariert  in  den  austuhrllchen  Aus« 
weisen  über  den  Warenverkehr  als  Edelmetalle  ausschied;  bis  zum  l.  JuU 
188B  rechnete  sie  auch  Bruchgold  und  Bruchsilber  ein.     Diese  Auffa^iong 
des  Begriffes  Edelmetalle  ist  in    den  Zusammenstellungen    der  Tabelle  lu 
Grunde  gelegt  worden, 

Id  dem  ,, Statistischen  Jahrbuche''  und  seit  1891  auch  in  den  ausfuhr* 
liehen  Ausweisen  ist  jedoch  der  BegrifiP  Edelmetalle  noch  dahin  erweitert^ 
dafs  er  auXser  dtm  oben  genannten  Gold  und  Silber  noch  Fagament 
(dieser  altertümliche  Ausdruck  bezeichnet  aus  Bruchgold  und  Bruchsilber 
zusammengeschmolzene  Barren j^  seit  dem  L  Jul]  188S  mit  EinschluTa  von 
Bruchgold  und  Bruchsilber,  weiter  Abfälle  von  der  Gold-  und  Silberrer- 
arbeituDg  und  ,, vorstehend  nicht  genannte  edle  Metalle,  roh,  in  Barren 
oder  Bruch''  un>fafst.  Warum  diese  doppelte  Unterscheidung  gemacht 
wird,  ist  UD verständlich ;  mit  der  iDternationalen  Bilanz  haben  Platin, 
Iridium  etc.  doch  keinesfalls  etwas  zu  thun  und  für  das  Material  der 
Af£nieran stalten  ist  der  Zusammenhang  mit  dieser  Bilanz  doch  mindeateot 
recht  zweifelhaft. 

Fragt  man  nun,  wie  das  Kais,  statistische' Amt  selbst  den  seit  18S9 
eingetretenen  Omaohwung  unserer  Handelsbilanz  erklärt,  bo  dndet  man 
in  der  ^,S^tistik  des  Deutschen  Reichs"  im  wesentlichen  folgende  Ant- 
worten. Im  Jahre  1889  wird  »,zur  richtigen  Würdigung  der  Zahlen*' 
darauf  hingewiesen,  dafs  infolge  des  Zollan Schlusses  der  früheren  Aut* 
Bchlttsse  die  Warenmengen^  welche  früher  aus  dem  Zollgebiete  nach  diesen 
Ausschlüssen  zu  deren  Verbrauch  ausgeführt  wurden  ,  nicht  mehr  nach* 
gewiesen  werden  und  die  jetzt  mit  zu  verrechnenden  Waren  »  welche  in 
den  früheren  Ausschlüssen  erzeugt  und  von  da  nach  fremden  Ländern 
ausgeführt  werden,  den  obigen  Ausfall  voraus  sichtlich  bei  weitem  nicht 
ausgleichen. 

Andererseits  sei  die  Einfuhr  in  den  freien  Verkehr  durch  den  Hinzu- 
tritt einer  so  hervorragend  kaufkräftigen  Bevölkerung  wie  die  Hamburgs 
und  Bremens  gehoben  worden,  wie  auch  die  Erstreckung  der  statistischen 

l)  Betspie IftWfllsB  soUin  nach  der  RftichsstatitClk  von  188G  bU  1891  11  4tl  Toanen 
roh«r  Kmfftte  tm  Ofiiimtoigenhftnd«!  nach  Rarslftod  gesendet  worden  sein«  Lübeck  allein 
hat  difpegen  in  dieser  Zeit  mllein  nach  Fiontatid  15  954  Toaoea  gesendet  aod  iwar^  nach 
gef.  Mitteilung  der  dortigen  UaDdelsk&miner,  fast  atisschlief^tkh  in  eigenem  Handel, 


M  i  s  z  e  1 1  a  n.  265 

Kichwdse  auf  die  als  Simpelartikel  dieser  StSdte  in  grofsen  Mengen  zur 
Siofiüir  kommenden  Warenartikel  fremden  Ursprungs.  Als  Beispiel  wird 
hitrbei  die  Sinfnhr  Ton  Baumwolle  genannt  ^).  Der  Hehrbetrag  werde 
dtdnreb,  dafs  die  aus  der  eigenen  Produktion  der  früheren  Ausschltiue 
ia  du  Zollgebiet  eintretenden  Waren  nicht  mehr  zu  berücksiohtigen  sind, 
duehaas  nicht  aufgewogen. 

Femer  wird  bemerkt,  dafs  seit  1889  Proviant  und  Vorräte  für  in- 
lindische  Schiffe  in  Hamburg  etc.  nicht  mehr  anmeldepflichtig  seien,  so 
Q.  i.  Steinkohlen,  und  endlich  dafs  der  Yeredlungsverkehr,  namentlich  in 
d«r  Eisenindustrie,   auf  Kosten    des   freien  Verkehrs  zugenommen    habe. 

Allerdings  wird  auch  herrorgehoben ,  daüs  die  teilweise  recht  un- 
ginitigen  Ernten  der  Jahre  1888  und  1889  eine  aufsergewöhnliche  Steige- 
rang  der  Getreideeinfuhr  bedingt  haben,  doch  legt  allem  Anschein  nach 
der  Herr  Beferent  das  Hauptgewicht  auf  Einverleibung  der  früheren  Aus- 
idüftste. 

In  der  Einleitung  zur  Statistik  des  Jahres  1890  wird  auf  die  Bilanz- 
iBgelegenheit  nicht  eingegangen.  In  der  von  einem  anderen  Referenten 
besibeiteten  Statistik  von  1891  wird  bemerkt:  „Die  sogenannten  un- 
llünstigen  Handelbilansen,  wie  sie  hier  in  die  Erscheinung  treten,  dürften 
an  sieh  noch  kein  ungünstiges  wirtschaftliches  Bild  darstellen,  da  durch 
die  Wareneinfuhr  und  -Ausfuhr  nur  ein  Teil  der  Qesamtverbindlichkeiten 
beglichen  wird,  welche  das  Zollgebiet  gegen  das  Ausland  hatte  und  welche 
ditses  ihm  schuldete.''  Im  Jahre  1892  wird  noch  entschiedener  aus- 
gesprochen, dafs  die  sogenannte  ungünstige  Bilanz  charakteristisch  für 
•US  Industriestaaten  sei.  Damit  kann  man  auf  das  Vollständigste  ein- 
füttanden  sein,  aber  es  fehlt  die  Erklärung  der  gewaltigen,  seit  1889 
«Bgetretenen  Aenderung  in  der  Art,  wie  diese  Oesamtverbindlichkeiten 
bsgüehen  werden. 

Unzweifelhaft  ist  es  jedenfalls,  dafs  die  Einverleibung  der  früheren 
AttMehlüsse  einen  sehr  bedeutenden  Einflufs  auf  die  handelsstatistischen 
Zthlen  ausgeübt  hat.  Dieser  Einflufs  kann  wohl  verhältnismäfsig  am 
nehersten  auf  Grund  der  Ausweise  über  den  QrcDZ verkehr  beurteilt  werden, 
die  allerdings  seit  1891  nicht  mehr  veröffentlicht  werden,  aber  doch 
gende  für  die  üebergangsjahre  noch  vorliegen.  Es  mufs  dabei  die  ge- 
nate  Nordseeküste  mit  den  Ausschlüssen  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden, 
da  die  Bezeichnung  ihrer  einzelnen  Teile  wesentliche  Aenderungen  erlitten 
hat  Auch  ist  der  die  Durchfuhr  umfassende  Oesamthandel  ins  Auge  zu 
fuien,  einerseits  weil  das  vorliegende  Material  nur  für  diesen  die  Werte 
n  ermitteln  gestattet  und  andererseits  weil  die  Unterscheidung  der  Durch- 
fuhr nicht  immer  gleichartig  gewesen  ist. 


1)  Damit  ist  wohl  gemeint,  daA  die  frühere  Durchfohr  sollfreier  Gegenstände  nach 
te  AnsehlaTs  als  Einfuhr  in  den  freien  Verkehr  erscheine,  denn  der  Lagerbestand  war 
b«eiti  im  Vorjahre  fibemommen  worden.  Es  mfifste  demnach  die  unmittelbare  Durchfahr 
TOB  BsamwoUe  gesunken,  andererseits  aber  die  Einfuhr  aus  dem  freien  Verkehr  gestiegen 
Min.  Das  macht  sich  in  den  amtlichen  Zahlen  nicht  gerade  aufTUlig  bemerkbar.  Es  lind 
SB  roher  Baumwolle  ausgegangen 

1887  1888  1889 

ans  dem  frden  Verkehr    94  867        55  530       68  a86  Tonnen 
in  Durchfuhr  14  337        15  403        19  54^        n 


Mi  ssel  leu. 

Es    erglebt    sich    dud  ,    dafi    der    Ge samt rerk ehr  mit    AusichliiTt    der 
£delmetail0  (lo  gleichem  Sinne  wie   in  der  Tnbelle)  betragön  hat: 
1)  aber  die  i^fMmt«  NordsMkfist« 
18B5  18S6  1887  1888  1889  1890 

Millionen  M. 
da  ii;2,i         1245*7         I354tür         1S29*3         t790,ft        >SlS«> 

■au  1394,1         1386,0         1521.1?         i53^rfl         '43^>&         'S'S-o 

mebr  ein 
mehr  »a» 


tSn 


mehr  cId 


12,0 

1885 
5109,1 


140,:! 


167,0 


3S2.0 


320,5 


7i6 


S)  über  aJlo  anderen  Grentstrecken 


1888 


3<«9^2 

307^.1 


1887  1888 

MiUioQen  M, 

33091»         34<6.» 
3192,7         3207.8 


1889 

3869,8 
3383.1 


1890 

39851« 
34654 


62,0 


4I1I 


IIb,! 


208  »s 


486,2 


$20.4 


TJoter  der  Einfuhr  der  Nordseeküste  im  Jahre  1888  befinden  itob 
die  auf  Niederlagen  übernommenen  Vorräte ,  namenüicb  von  Rohtabak. 
Bringt  man  letzteren  bei  der  Einftihr  in  Abzag,  so  stellt  sioh  der  Uebfor- 
•chaTi  der  Einfuhr  oder  Ausfuhr  für  die  Nordseekütte  wie  folgt : 


mehr  ein 
mehr  aiu 


1885 


I01,fl 


1886 


215,3 


387            188  8 

1889 

1610 

Milijonen  H. 

24^.ft 

1I1,T 

264,7 


»77.0 


Man  wird  sohwerlich  irren,  wenn  man  Yoraussetzt,  dafs  die  Aaiweii« 
über  den  Gesamtverkehr  durch  die  Einverleibung  der  früheren  AnsschlÜMo 
nur  an  der  Grenze  gegen  die  Nordteektiste  (im  oben  beseiohneten  81  DU«) 
beeinfinfit  worden  sind.  Denn  dafs  die  jetzige  für  den  Bedarf  diea«r 
Ausschlüsse  bestimmte  Einfahr  in  den  freien  Verkehr,  welche  über  andere 
Orenzstreoke  kommt,  früher  als  Dtirchfuhr  eraohien,  ändert  an  der  Gefamt* 
summe  nichts  und  jedenfalls  beziehen  die  Ausschlüsse  ihren  Bedarf  ao 
Dichtdeutschen  Waren  jetzt  nicht  auf  anderen  Wegen  als  vor  dem  Ao*^ 
schlufs.     Aehnliches  gilt  für  die  Ausfuhr.  |H 

Danach  wäre  aus  den  obigen  Zahlen  zu  sohlieffien^  dafs  die  seit  1880 
eingetretene  Aenderung  im  Verhältnis  der  Einfuhr  zur  Ausfuhr  zwar  zu 
einem  sehr  grofsen  Teile  durch  den  Anachlurs  der  früheren  Z  0  Hausse  hl  üase 
bedingt  sein  kann,  dafs  aber  nach  andere  Gründe  mitgewirkt  haben 
müssen. 

Die  Einverleibung  der  früheren  Ausschlüsse  scheint  naoh  der  oben 
angeführten  amtlichen  Darstellung  nur  in  der  Art  gewirkt  %a  haben,  dafi 
das  Zollgebiet  gute  KoDsumenten ,  aber  sohlechte  Produzenten  erhaltafl 
hat.  UnerÖrtert  bleibt  dabei  die  Frage  1  welche  Gegenleistung  die  Aas- 
aoblüaae  für  die  von  ihnen  konsumierten  Artikel,  die  ihnen  sicherlich 
nicht  geschenkt  werden,  dem  alten  Zollgebiete  gewähren.  Zur  Beantwortung 
dieser  Frage  ist  von  der  Thatsache  auszugehen,  dafs  Hamburg  und 
Bremen  reiche  Städte  mit  umfassendem  Handel  und  bedeutender  Schilf* 
fahrt  sind. 

Es    ist   wohl    zweifellos «    daffl   mehr   hanie>atisches  Kapital    im    alten 
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Zollgebiete  erwerbend  angelegt  ist,  als  umgekehrt  zollinländiBohes  in  den 
Hanteetftdten  and  ebenso ,  dafs  Hamburg  und  Bremen  bedeutende  Gut- 
haben in  auTserdeutsohen  Ländern  besitzen.  Die  Erträge  des  in  Deutsoh- 
land  angelegten  Kapitals  werden  mehr  oder  weniger  durch  Warensendungen 
susgeglichen  werden.  Soweit  diese  letzteren  für  den  eigenen  Konsum 
der  Ausschlüsse  bestimmt  waren,  erscheinen  sie  nach  dem  AnschluTs  nicht 
mehr  in  der  Handelsstatistik;  soweit  sie  sur  Ausfuhr  bestimmt  waren, 
bleiben  sie  in  derselben  nach  wie  vor.  Die  Erträge  des  im  Auslande 
arbeitenden  hansaatisehen  Kapitals  kommen  unzweifelhaft  ganz  über- 
wiegend in  Form  von  Waren  nach  Hamburg  und  Bremen.  Soweit  sie 
dort  konsumiert  werden,  bilden  sie  jetzt  zollinländische  Einfuhr,  welcher 
keine  Ausfuhr  gegenübersteht.  Einen  Teil  dieser  Waren  aber  erwirbt 
das  alte  Zollinland  durch  andere,  welche  in  den  Ausschlüssen  konsumiert 
werden.  Diese  letzteren  Waren  erscheinen  jetzt  in  der  Ausfuhrstatistik 
nicht  mehr. 

Der  Reichtum  der  Hansestädte  mufs  sonach  bewirken,  dafs  die  deutsche 
Handelsbilanz  nach  dem  Anschlüsse  „ungünstiger"  erscheint  als  vorher; 
dss  „um  wie  yiel"  läfst    sich  allerdings  auch  nicht  annähernd  bestimmen. 

Wohl  noch  stärkeren  Einflofs  auf  die  Bilanz  mufs  jedoch  die  Handels- 
und  Schiffahrtsthätigkeit  der  Hansestädte  ausüben.  Es  ist  Grundsatz  der 
Beichsstatistik,  dafs  als  Preis  der  eingeführten  Waren  derjenige  betrachtet 
wird ,  welcher  dafür  vom  Inlande  an  das  Ausland ,  als  Preis  der  ausge- 
fahrten  Waren  dagegen  deijenige  Betrag,  welcher  dafür  vom  Auslande  an 
du  Inland  gezahlt  wurde.  In  die  Einfuhrpreise  sind  nicht  einzurechnen 
die  für  XJeberführung  der  Waren  bis  zum  Bestimmungsorte  an  Inländer 
gezahlten  Fracht-  und  Yersicherungsgelder,  Lager-  etc.  Gebühren  und 
Spesen,  sowie  der  Handelsgewinn  der  inländischen  Kanfleute  bei 
RiMdisierung  der  Einfuhr.  Andererseits  sind  in  die  Ausfuhrpreise  einan- 
reehnen  die  für  XJeberführung  der  Waren  ins  Ausland  an  Inländer 
gezahlten  Fracht-  und  Yersicherungsgelder,  Lager-  etc.  -Gebühren  und 
Spesen,  sowie  die  Kosten  der  Verpackung  und  der  von  inländischen 
Kaufleuten  an  den  ausgeführten  Waren  erzielte  Handelsgewinn. 

Die  Folge  davon,  dafs  die  Hamburger  und  Bremer  aus  Ausländem 
SU  Inländern  geworden  sind,  mufs  also  ^r  unsere  Handelsstatistik  darin 
bestehen,  dafs  die  über  die  Nordseeküste  eingegangenen  Waren  billiger, 
die  über  diese  Küste  ausgegangenen  teuerer  anzusetzen  sind. 

Beispielsweise  war  früher  als  Preis  des  von  Hamburg  bezogenen 
Kaffees  der  vom  Binnenländer  an  den  Hamburger  Kaufmann  gezahlte  Be- 
trag anzunehmen;  jetzt  dagegen  ist  für  den  Kaffee,  der  von  einem  Ham- 
burger bei  einer  Hamburger  Gesellschaft  versicherten  Schiff  für  Ham- 
burger Bechnong  von  Brasilien  gebracht  worden  ist,  der  in  Brasilien  vom 
Hamburger  Geschäftshaus  gezahlte  Preis  in  Kechnung  zu  stellen. 

Andererseits  war  früher  der  Preis  von  Waren,  welche  im  Binnenlande 
fiir  Hamburger  Exporteure  angefertigt  wurden,  der  von  dem  Exporteur 
fftr  die  frei  Hamburg  gestellte  Sendung  gezahlte  Betrag;  jetzt  da- 
gegen ist  es  der,  welchen  der  Exporteur  etwa  in  Mexiko  erzielt,  wenn 
er  die  Ware  auf  einem  Hamburger  Schiffe  dorthin  sendet. 

So  unsicher  auch  die  zahlenmäfsige  Feststellung  der  so  entstehenden 
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Differenz  sein  mag»  so  dürfte  ee  doch  wohl  ziioht  zu  hoch  gegriffen  Beio, 
wenn  die  Differenz  sowohl  für  die  Einfuhr  wid  fdr  die  Aasfohr  auf 
durchBOhiiittlich  etwa  10  Proz*  veraniohlagt  wird. 

Danach  würde  die  Handels*  nnd  8ohiffahrt9thätigkeit  der  Hansestädte 
unsere  Bilanz  jährlich  um  etwa  300  bis  350  Millionen  M,  ,|Vertchlechtero'\ 
Der  Reiehsstatisiik  ab^r  würde  die  auferordentlich  schwere  Aufgabe  tu- 
fallenp  ihre  8chätzuDgswerte  für  die  Mengeueinheit  mit  Eücksicht  auf  den 
Anteil^  welchen  die  früheren  AuBschlüsae  an  dem  gesamten  deutschen  Ver- 
kehre der  einzelnen  Warenarten  haben,  entsprechend  abzuändern. 

Zu  den  Einwirkungen,  welche  die  Hansestädte  auf  die  internationale 
Zahlungsbilanz  (^im  GegeDsatze  zu  Handelsbilanz)  durch  ihr  Guthaben  im 
Auslande,  durch  ihre  Handekthätigkeit  in  Yermitteiung  des  deutschen 
Handels,  durch  den  Gewinn  ihrer  Schiffahrt  etc.  ausüben,  kommt  noch 
die  Wirkung  des  Gewinnes,  welchen  diese  Plätze  in  dem  Ton  der  Eeichs- 
statistik    nicht  berückst chügten    auTserdeutschen  Zwischenhandel    erzielen. 

In  den  Ausweisen  über  den  freien  Verkehr  Deutschland»  ist  direkt 
nichts  TOn  den  Kolonialwaren  aller  Art  zu  bemerken,  mit  denen  Ham- 
burg die  skandinavischen  Länder  versorgt,  von  dem  Reis  und  dem  Tabak, 
die  Bremen  herbeiholt,  um  sie  in  den  rerschiedensten  aufserdeatschen 
Ländern  wieder  abzusetzen. 

Jeder  wirtschaftlichen  Leistung  steht  im  Verkehr  der  Völker  wie 
in  dem  der  Einzelnen  die  Gegenleistung  gegenüber,  aber  schwer  erkenn« 
bar  sind  oft  die  Wege,  auf  denen  »ich  die  in teruati anale  Ausgleichung 
vollzieht.  Dafs  beispielsweise  Hamburg  Vieh  aus  Dänemark  für  viele 
MilüoQen  M.  jährlich  ohne  anscheinende  GegeuieiatuDg  bezieht,  ist  nicht» 
weniger  als  eine  ueue  Ersoheinung.  Früher ,  als  dies  Vieh  bei  uns 
Durchfuhr  bildete,  kümmerte  sich  kaum  jemand  darum;  jetzt,  da  e»  Ein- 
fuhr geworden,  wundert  man  sich  darüber  Früher  wie  jetzt  haben  die 
Dänen  sicher  kein  Kalb  ohne  Bezahlung  gegeben,  und  jetzt  wie  früher 
kann  niemaud  sagen,  ob  Dänemark  sein  Vieh  etwa  mit  Petroleum  au» 
den  Vereinigten  Staaten  oder  Kaffee  aue  Brasilien  bezahlt  erhalten  hat 
oder  ob  damit  nach  mancherlei  Umwegen  Forderungen  ausgeglichen 
worden  sind,  welche  Hamburg  durch  Lieferung  deutscher  Wollen  waren 
oder  Pianofortes  nach  Ostindien  oder  Australien  an  Engtand  erhalten 
hatte. 

Zur  Beurteilung  der  Handels  Verhältnisse  an  der  Nordseeküete  ist  e« 
von  Interesse,  mit  den  Angaben  der  Reichs  Statistik  diejenigen  in  Ver- 
gleich zu  stellen,  welche  seitens  Hamburgs  und  Bremens  gemacht  werden. 
Dies  ist  in  Tabelle  II  geschehen,  zu  deren  Erläuterung  folgendes  tu  be- 
merken ist: 

Die  von  Hamburg  berücksiobtigte  Einfuhr  land-  und  ffufswärts  ist 
die  mit  der  Lübeck- Hamburger,  Berlin-Hamburger  und  Venlo-Hambnrger 
Eisenbahn  und  die  von  der  Oberelbe  kommende.  Sie  stellt  demnach 
nicht  die  gesamte  Landeinfuhr  dar,  da  die  Einfuhr  mit  der  Altooa-Kieier 
Bahn,  die  von  und  über  Harburg,  von  Altena,  mit  Fuhre  aus  der  nächsten 
Umgebung ,  die  von  der  Unteretbe  und  mittelst  der  Post  fehlen*  Der 
Darcbfuhrverkehr  durch  Hamburg  mittelst  Eisenbahn  ist  nicht  berück- 
sichtigt. Entsprechendes  gilt  für  die  Ausfuhr.  Die  Ausfuhrwerte  bi» 
einschiiefslich   1B88  sind  geachätzL 
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Von  der  hünsentischen  Einfuhr  seewarti  aus  aufderdeutsoheo  Hifcn 
dient  ein  TeU  dem  E-igeneo  Bed&rfe  und  dem  au&erdeuUohen  ZwUehea- 
hftDdel  der  HanBestadie,  Der  weite ua  gröfste  Teil  ist  dagegen  cur  Aus* 
fuhr  und  Durchfuhr  nach  Deutschland  bestimmt  und  mit  EintchluTs  der 
Ausfuhr  von  eigenen  Produkten  der  früheren  Ausschlüsse  in  das  Zoll- 
gebiet muls  er  der  Ausfuhr  land-,  ÜuTs-  und  seewiirts  uach  Deutschland 
entsprechen,  yorausgesetzt,  dafs  diese  Ausfuhr  den  Mengen  nach  riehtig 
ermittelt  und  ihr  Wert  nach  gleichen  Einheitspreisen  berechnet  ist  wie 
die  Einfuhr.  Die  Tabelle  £1  läTst  t^rkennen,  dafs  die  genaueren  Er^ 
mlttelungen  seit  1889  zwischen  der  Einfuhr  seewärts  aus  aufserdeutachen 
Ländern  und  der  Qesamtaust'uhr  nach  Deutschland^  soweit  diese  ernuttelt 
ist,  eine  jährliche  DiffereoK  von  zwischen  rund  165  und  280  HilHonen  li. 
ergeben. 

Diese  Differenz,  welcher  noch  der  Wert  der  nach  Deutschland  aus* 
geführten  eigenen  Produkte  hinzujeufügen  ist,  bleibt  für  den  eigenen  Et* 
darf  und  den  Zwischenhandel  der  Hansestädte  und  die  Lücken  der  Aus- 
fuhr ermittel  ung  übrig. 

Die  hatii^eatiache  Ausfuhr  nach  Deutschland  kann  mit  dem  deutschen 
Geeamteingange  über  die  Nordseegrenze  einschliefslich  der  Freihafen  in 
Vergleich  gestellt  werden.  Allerdings  umfafst  die^e  Grenze  auoh  Gebieti* 
teile,  welche  von  dar  hunseatitchen  Statistik  nicht  erreicht  werden«  doch 
ist  dies  Terhältnismäft^ig  nicht  Yon  grofser  Bedeutung. 

Seit  dem  15.  Oktober  1888  hat  die  deutsche  Statistik  die  für 
eigenen  Bedarf  der  Htinsestädte  bestimmte  Einfuhr  mit£uberücksiohtigeiipi 
während  die  Einfuhr  eigener  Produkte  der  HanBesiädte  für  »ie  in  Wog 
fall  kommt.  Ist  die  letztere  Einfuhr  wirklich  so  unbedeutend,  wie  das 
Kaiser!,  statistische  Amt  nach  dem  oben  Erwähnten  anzunehmen  scheint, 
und  yerb rauchten  andererseits  die  Hansestädte  irüher  in  ansehnliohera 
Mafse  seewärts  eingeführte  Waren ,  so  muTs  die  Differenz  zwischen  den 
Angaben  der  Reichs  Statistik  und  denen  der  Hansestädte,  beiderseits  voll- 
standige  Kichtigkeit  Torauegesetzt ,  jetzt  eine  entsprechende  Aenderung 
gegen  früher  zeigen. 

Die  hier  benutzbaren  Ausweise  der  Keichfistatistik  über  den  Grenz- 
verkehr  liegen  nur  bis  zum  Jahre   1890  Tor. 

Es  gingen  nun  in  den  Hansestädten  aua  aufsereuropäischen  Ländern 
leewärts  an  Waren  ein: 


loch     I 


less 


18B6 


1889 


18B0 


1887         188« 
Million««  M. 

1236.0  t20t,S       I36M      1404,7       l(>l%,$      1814,1 

Im  deutschen  Zollgebiete  gingen  dagegen  Über  die  Nordseeküste  ein- 

schliefelich  Freihäfen  Überhaupi  ein: 

1272.1  i245»7     i354»i     1529. a     1790,5     1835*3 

Die  letzteren  Zahlen  sind  sonach  im  Vergleich  mit  den  erstereo 

höher  um         46,1         43,8  124,6       151,«  i,S 

niedriger  um      ^  .  II, u  , 

Der  Vergleich   wird    für   das   Jahr    1888   dadurch    gestört^    dafo   die 
Beichsstatietik  die  üebemahmen  auf  Niederlagen  ala  Einfuhr  mit  zu  rer* 
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TMhMD  hatte,  so  namentlioh  die  tod  Bohtmbak.  Bringt  mea  daher  letz- 
teren auf  beiden  Seiten  dnrehgängig  in  Abiug,  so  stellt  sich  die  Seeeinftihr 
der  HaaieetSdte  anf 

1885        1886        1887        1888        1889        1890 

Hillionen  M. 
1151,9     1130,«     1285,8     I33ii7     I57«.9     175077 
und  die  Einfahr  in  das  Zollgebiet  auf 

HUUonen  M. 
1191.8     117I18     1356,5     1359,9     1685,0     1736,7 

Die  XJebereinstimmang,  die  allerdings  der  gegenseitigen  Ausgleiohang 
sshlreieher  EinaeldifEerenaen  zu  danken  ist,  ist  sonach  nur  im  Jahre  1889 
in  nennenswertem  Mafse  gestört,  aber  nach  den  Untersuchungen  des  Verf. 
im  wesentlichen  nach  allein  Anschein  nicht  durch  Gründe,  welche  mit 
dsm  Zollanschlüsse  in  Verbindung  stehen.  Oder  mit  anderen  Worten :  Der 
eigene  Bedarf  der  Hsnsestädte  an  aufserdeutschen,  seewärts  eingegangenen 
Waren  hat  auf  die  deutsehe  Handelsstatistik  keinen  nachweisbaren  an- 
fshnliehen  Kinflnfs  ausgeübt 

Die  obigen  Darlegungen  sprechen  yielmehr  dafür,  dafs  die  Zunahme 
der  Einfuhr  an  der  Nordseeküste  seit  dem  ZoUanschluTse  keine  scheinbare, 
•endem  eine  thatsächliohe  ist. 

Anders  dagegen  steht  es  mit  der  Ausführ  des  Zollgebietes  über  die 
Herdseeküste,  welche  mit  der  Ton  hanseatischer  Seite  angegebenen  —  aller- 
dings, wie  oben  bemerkt,  seitens  Hamburgs  nnyoUständig  angegebenen  — 
Sinfishr  in  Vergleich  au  stellen  ist 

Aus  dem  Zollgebiete  gingen  über  die  Nordseeküste  aus: 

1885        1886         1887        1888        1889       1890 

Millionen  M 
1294,1     1386,0     1521,«     1536,9     1438,»     15^5.0 
in  Hamburg  und  Bremen  gingen  land-  und  fluTswärts  ein 

Millionen  M. 
955»*       992.«     X040»5»     "o8,3     1333,4     1451.0 
Die  letzteren  Zahlen  sind  sonach  kleiner  als  die  ersteren  um 

Millionen  M. 
338,7       393,8       481,0       428,6        105,1         64,0 

Hier  findet  sonach  anecheinend  die  Angabe  der  Beiohsstatistik  yolle 
BeitätiguDg,  dafs  der  Zollanschlufs  auf  Verminderung  der  Aasfuhr  des 
Zollgebietes  gewirkt  habe,  weil  die  Waren,  welche  früher  aus  dem  Zoll- 
gebiete SU  deren  Verbrauche  ausgeführt  wurden,  nicht  mehr  nachgewiesen 
werden. 

Dies  gilt  namentlich  auch  für  Vieh,  landwirtschaftliche  Produkte, 
Bsamaterial  etc.,  welche  in  Hamburg  aus  der  näheren  Umgebung  und  mit 
der  Altona-Kieler  Bahn  eingehen.  Besondere  Wichtigkeit  besitzt  darunter 
dss  Vieh,  dessen  Einfuhr  in  Hamburg  zwar  ziemlich  vollständig  ermittelt, 
in  den  hier  zu  benntzenden  Ausweisen  jedoch  nur  soweit  aufgeführt  wird, 
sls  sie  auf  den  früher  genannten  Verkehrswegen  erfolgt. 
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Dies  wirkt  störend  auf  den  Vergleich,  ebenso  aber  auch  der  üml 
d&fi    der  Wert   der  Lederw&ren    yoq    der   EeiohssUÜBtik    ttur»erorde| 
riel  höher  angesetzt  wird  als  Ton  hanseatischer  Seite.     Es  ist  daher  i 
xnäfsig,  Vieh  und  Lederwaren  auf  beiden  Seiten  gleichmäTaig  in 
bringen p  wodurch  sich  folgende  Zahlen  ergeben. 

Ausgang  aus  dem  Zollgebiete : 

1685        1886        1887        1888        1889         tS»0  

Millionen  M. 
rii4,5     1194,1     1515,5     I3^4td     i341«o     ]43^*<> 
Eingang  in  den   Hanseatädten : 

MiilloneD  M, 
^H?      937i6      988*1     »067,7     1263,4     1393*» 
Dii'erenz : 

Millionea  M. 
ai9.*^      256»5      327»*      597>a        79*6        44.7 
Danach  würde  die   Vermin d er ung,   welche  die  deutsche  Ausfuhrg 
gesehen  YOm  Vieh^   durch  deü  ZoUansohlufs  erfahren  hat,    auf   etw« 
bis  250  Mill.  M,   jährlich    au   Tcrunachlagen    sein,    wenn    die  Kambi 
firmittelungsfehler     annähernd    konstant    geblieben    sind. 

Ein  ähnlrol^es  Resultat  ergiebt  sich,  wenn  man  die  hanaeattsoha 
fuhr  nach  aufstTdeutschea  Häfen  in   Betracht  zieht.      Stallt  man  hiei 
die  Jahre  bh  1883  die  von  Hamburg   nicht    ausgewiesene  Auffuhr  | 
ddutsoben  Häfen  mit  ruod  50  Mill.  M.  in  Rechnung^)   und   bringt 
hier  Vieh  und  Lederwaren  in  Abzug,  so  ergiebt  sich  der  Betrag; 

1885         1886        1887         1888         188«        1890 
MilliODen  M. 
zu  942,4       976, i     1074, ti     1137,0     133^,:»     I406,«> 

somit   gegen  die   oben  angegebene  Ausfuhr   aus   dem  Zollgebiete  wei 
172,1       217,9       240,9       227,9  4,7        3it4 

Dies    acbüefst    aüerdings    mancherlei    Abweichungen    zwIa 
Eeicha Statistik  und  der  hanseatischen  Statistik  nicht  ans. 

80    sind    beispielsweise    aus    dem  Zollgebiete    über   die  Nor 
einschl.    Freihäfen    an    Abraumsalzen,    Chloriialium    und    schwefelai 
Kall  ausgegangen : 

1888  188Q  1890 

ToQtiei] 

27399t  201915  154  7ÄS 

In   Hamburg    allein    sind   dagegen    an    solchen    land-   und    fluCa' 
ein  gegangen,    ganz   überwiegend    unter   der   Bezeichnung   ,,Abraum8| 

260381         228748        232461  Tonnen 

und  seewärts  nach  auf  serdeutschen  Häfen  ausgegangen : 

344 OSS  234671  229985  Toaneii*). 


1)  Mit  Rücksicht  »nf  die  verscbiffUn  IfengSD    ist  dies  im  Vorhlltnis  in 
1800  and  folgende  reichlich. 

2)  Hftch  den  VerflcbiffuogaUsteii  der  EeicIustiiUftilc  siad  mn  „AbrAutmabea  bb  1 
KocbsAtig«hAlt*'  &m  Htmbarg  kasgegaogen: 
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Aeholiehet  Ee\g^  sioh  bei  MaMhiDOD,  wobei  aber  die  für  Sohiffe  bestiinmteii, 
welche  tob  der  Beichsstatisük  niobt  berückuchtigt  werden,  EiDfLafs  baben 
Unnen,  bei  muaikalisoben  Instrumenten  und  anderen  Waren  ^).  Es  er- 
ieh«int  aber  um  so  weniger  angemessen,  diesen  Abweiohungen  grofsee 
Sewieht  beizulegen,  als  die  Hamburger  Statistik  in  ibren  yersobiedenen 
Jahig&Dgen  niobt  frei  Ton  Widersprüoben  ist 

Hat  nun  auob  der  AnsobluTs  der  früheren  Zollaussoblüsse  naob  dem 
Yontebenden  unzweifelbaft  in  bedeutendem  Mafse  zu  dem  seit  1889  ein- 
getretenen ümscbwunge  unserer  Handelsbilanz  beigetragen,  so  ist  er  doch 
keinesfalls  dessen  aussoblieliBliobe  Ursache.  Darauf  weisen  sohon  die  Aende- 
nngeo  bin,  welehe  in  dem  Ton  dem  Ansohlufs  niobt  beeinfluTsten  Ver- 
bhi  über  die  yerscbiedenen  Orenzstreeken  auftreten.  Am  wenigsten  auf- 
fidleDd  ersoheinen  diese  Aenderungen  an  der  Grenze  gegen  Frankreich 
md  gegen  die  Schweiz.  lieber  diese  beiden  Grenzen  zusammen  gingen 
tauchliefslieh  Edelmetalle  im  Gesamthandel : 

1885  1886  1886  1888  1889  1890 

MUlioneo  Mark 

ein  639,2        66a,6        673,6        709»«        775fi        74a.7 

«u  605,7        654,6        662,6        6ss,o        676,7        678.7 

mehr  ein      33,5  8,0  10,9  54,8  98>4  64,0 

Dagegen  treten  starke  Aenderungen  einerseits  bei  dem  Yerkehre  au^ 
welcher  sieh  über  die  Grenzen  gegen  Oesterreioh,  Bufsland  und  die  Ostsee 
bewegt  und  andererseits  bei  dem  Yerkehr  über  die  Grenzen  gegen  Holland 
«nd  Belgien.  Für  den  ersteren  sind  die  den  GesamtauTsenhandel  betreffen- 
dcD  Zahlen  folgende: 


1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

Millionen  Mark 

ein 

AU 

1396,4 
1294.2 

1326,8 

1227,0 

1413»^ 
1273.7 

1579.9 
1298,9 

1733,4 
1413.« 

1837,7 
1466,2 

mehr  ein 

102,2 

99.8 
1888 

140,0 
1889 

281,0 
1890 

320,1 

371.5 

Tonnen 

243673  222517   220008 

Dil  Beseichnnng  „AbranmiAlze  etc."  ist  hier  anrichtig,  denn  während  dieselbe  in  Ham- 
barf,  allerdings  in  nicht  recht  passender  Weise,  eine  Art  Sammelmbrik  bildet,  kommt 
de  io  der  Beiehsstatistik  einer  bestimmten  Warenart  zq,  von  welcher  im  GesamtaadMn- 
kssdel  flbtrhanpt  nur  ausgegangen  sind: 

1888        1889        1890 

Tonnen 

200773    143022    112 133 

1)  Auch  die  Verschiffongslisten  der  ReichssUtistik  zeigen  mancherlei  AofllUliges. 
80  sind  nach  ihnen  1889  nicht  weniger  als  716  Tonnen  halbseidene  Posamente  Ton 
Brtmen  verschifift  worden,  darunter  S88  Tonnen  nach  Britisch  Indien,  während  im  Qe- 
■BBtaiifMnhandel  dieses  Jahres  nur  588  Tonnen  solcher  Waren  aas  Deutschland  aasge- 
giifen  sind,  daron  gar  nichts  nach  Ostindien,  und  auch  die  Bremische  Statistik  Ton  den 
«•Ündischen  Vertchiffongen  gar  nichts  weiOi. 

DiMa  Folce  Bd.  yn  (LZII).  ^3 
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Dagegen  gingen  über  die  belgiseh-hoUäiidiiehe  Grense 

1885           1886           1887           1888  1889  1890 
Millionen  Mark 

ein              1031,5        1081,4        1159,6         1 133,6  1339,1  I36l,t 

ans             ina,5        1165,3        itas,o        1261,5  ia6t,6  i>9'»6 

mehr  ein        .  66,6  69,7 
mehr  «in       81,0            83,9            65,4           139,7 

Die  Vorgänge  an  dieser  Grenze,  walohe  neben  der  gegen  die  Hordiee 
haaptsäohlidh  für  unseren  Yerkehr  mit  England  und  den  anlserearopiiaehen 
Undem  Ton  Bedeutung  iit,  haben  einige  Aehnliohkeit  mit  denen  an  der 
hanseatiiehen  Grenze,  wenn  auch  der  ümsoblag  des  Jahres  1889  ans  leieht 
Terständliohen  Gründen  hier  yiel  weniger  stark  herrortritt. 

Führt  aber  die  üntersuohung  im  einzelnen  schon  an  der  Grenze 
gegen  die  Kordsee,  wo  die  Vorbedingungen  für  sie  die  denkbar  günstigsten 
sind,  nur  zu  recht  mangelhaften  Aesultaten,  so  bietet  sie  an  der  belgisch- 
holländisohen  Grenze  noch  yiel  weniger  Aussichten.  — 

Im  allgemeinen  ist  kein  Umstand  zu  finden,  der,  aulserhalb  der  Handels- 
bilanz liegend,  unsere  internationale  Wirtschaftsbilanz  aufserhalb  der  Hanse- 
stidte  seit  1888  plötzlich  abgeändert  haben  könnte. 

Nichts  deutet  darauf  hin,  dafs  wir  Guthaben  an  das  Ausland  in 
ungewöhnlichem  liafse  neu  erworben  oder  Torhandene  flüssig  gemacht 
haben,  wenn  auch  Verschiebungen  Torgekommen  sein  werden,  oder  dafs 
wir  dem  Auslande  yersohuldet  worden  sind« 

Viel  wahrscheinlicher  ist  die  Erklärung  wenigstens  zum  Teil  darin 
zu  suchen,  dab  die  Mängel  unserer  Handelsstatistik  sich  neuerdings  in 
anderer  Weise  geltend  machen  als  früher. 

Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dafs  in  der  Ermittelung  der  in  den  Ver- 
kehr getretenen  Mengen  wesentliche  Aenderungen  aufser  den  durch  die 
Einverleibung  der  firüheren  Ausschlüsse  Tcranlafsten  eingetreten  sind.  Es 
ist  daher  wohl  unbedingt  als  sicher  anzunehmen,  dafs  die  Ton  der  Reichs- 
statistik konstatierte  starke,  meist  anhaltende  Zunahme  der  Mengeneinfuhr 
gewisser  Waren  und  andererseits  die  anhaltende  Abnahme  der  Mengen- 
ansfuhr  gewisser  anderer  den  Thatsachen  so  genau  entspricht,  als  die 
Ermittelungsorgane,  deren  Gewissenhaftigkeit  aufser  allem  Zweifel  steht, 
überhaupt  nachzuweisen  yermögen. 

Der  Verdaoht  richtet  sich  vielmehr  gegen  die  Schätzung  der  Werte, 
deren  Zuverlässigkeit  notorisch  eine  sehr  beschränkte  ist.  Beruhen  doch 
die  bereohneten  Verkehrswerte  zu  einem  grofsen  Teile  auf  der  Annahme 
von  Durchschnittspreisen  der  Einheitsmengen,  welche  kaum  etwas  anderes 
als  Vermutungen  sind. 

Oft  genug  ist  der  Widersinn  eines  Schätzungssystems  hervorgehoben 
worden,  welches  den  Wert  einer  gewissen  unter  einem  Namen  zusammen- 
gefafsten  Warenmenge,  die  aus  Artikeln  der  verschiedensten  Art  in  unbe- 
kannten Verhältnissen  zusammengesetzt  ist,  nach  einem  gemeinschaftlichen, 
auf  Vermutung  beruhenden  Durchschnittspreise  berechnet  Der  Grund- 
mangel des  Systems  läfst  sich  auch  durch  Befragung  noch  so  zahlreicher 
und  noch  so  tüchtiger  Fachmänner  seitens   des  statistischen   Amtes  nicht 
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beteitigoii.  Das  sUtkÜMhe  Amt  fragt  ebeo  mehr,  als  der  weiseste  Mann 
beantworten  kann;  seheot  es  doch  selbst  nicht  davor  lur&ok,  den  Wert 
TOD  Oelgemälden  naoh  deren  Gewicht  za  sohätsen.  Es  ist  daher  nicht 
n  Torwonderny  dafs  die  befragten  SachTorständigen  die  gewünschte  Ans- 
kanft  häufig  nur  sehr  ungern  geben,  nicht  selten  dieselbe  aach  Terweigem 
ond  daCs  die  Beiohsstatistik  trotz  aller  ihrer  anerkennenswerten  Bemühungen 
isilweise  zu  fiasultaten  gekommen  ist,  die  mit  der  Wahrscheinlichkeit  in 
entschiedenem  Widerspruche  stehen  ^). 

Freilich  ist  es  auXserordentlich  schwer,  den  B  e  w  e  i  s  zu  fähren,  da(s  der 
Tenautete  Durchschnittspreis  in  einem  bestimmten  Falle  unrichtig  ist  oder 
dsfs  die  Preisänderungen,  die  von  Jahr  zu  Jabr  erfolgt  sind,  nicht  den 
wirkliehen  Handelsyerhältnissen  entsprechen. 

Dafs  die  jährlichen  Preisänderungen  teilweise  sehr  ansehnliche  Be- 
träge erreichen,  kann  an  sich  nicht  überraschen.  Ihr  Umfang  läfst  sich 
ans  folgender  Zusammenstellung  erkennen,  welche  einerseits  zeigt,  um 
wisTiel  die  Handelswerte  der  einzelnen  Jahre  höher  (+)  oder  niedriger 
(—)  als  die  der  Yoxjahre  waren  und  andererseits,  wie  sich  die  Yerhält- 
lisse  gestaltet  haben  würden,  wenn  den  Wertberechnungen  der  einzelnen 
Jahre  die  Durcbschnittspreise  des  Yorjahres  zu  Gründe  gelegt  worden 
wiren. 

£s  betrug  nämlich  der  Wert  der  Wareneinfuhr  und  Ausfuhr  im  freien 
Yerkehr  im  Yergleidh  mit  dem   Yoxjahre   mehr  (-|-)   oder  weniger  ( — ) 

Einfahr  Aoifiibr 

thateäehUch  ."f^  ^?^-  thatsftehlich        -T**  ^?^' 

jahrspreiMD  virnumcmicn       juiupgprelsen 

Millionen  Mark 

1886  —  316372  —  58365  —344682  —111657 

1886  —  56145  —  44902  +125296  +199437 

1887  +  236420  +  232571  +149732  +158954 

1888  +  166  013  +  70574  +    70574  +    27154 

1889  +  724353  +  580660  —   39204  —130  951 
1880  +  147  048  —  12  056  +  161 493  —      I  591 

1891  +        7745         +     149389  —152043         —    12884 

1892  —    131943         +     'O3992 —221  179         —    49488 

1893  gegen  1885  + 1  093  491         +1  080  228  +    94  669         +  190  631 

Hiemach  wie  auch  Dach  der  XJotersuchung  der  Einzelheiten  scheint 
die  oben  erläuterte,  durch  den  Zollanschlufs  der  Hansestädte  bedingte 
Pleitänderung  im  allgemeinen  nicht  berücksichtigt  worden  zu  sein. 

Im  einzelnen  erregen  die  Aeoderungen  mancherlei  Bedenken.  So 
gind  namentlich  die  Durchschnittspreise  einiger  für  die  Ausfuhr  wichtigen 
Waren  teils  plötzlich,  teils  allmählich  der  Art  herabgesetzt  worden,  dafs 
die  Herabsetzung  allem  Anschein  nach  weder  der  Verbilligung  der  Pro- 
duktion durch  technische  Fortschritte  oder  Preissenkung  der  Rohmaterialien 
oder  einer  Qualitätsverminderung  der  in  den  Verkehr  gebrachten  Waren, 
wadem   einer  Berichtigung   früherer  Fehler  entspricht ').     Beachtenswert 


1)  ESm  Aniahl  BeUpiole  dalür  hat  der  Verf.  in  seiner  Schrift :  „Dentschlands  Waren- 
^miä  et«.**  (Berlin«   L.  Simion,  1888)  snsanunengestollt. 

1)  £•  ist  nicht  nnwshrscheiniich,  daOi  die  in  neuerer  Zeit  in  yerschiedenen  Lindem 

18* 
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19t  mich    der  Umstand  ^    dafa   die  Yerk  eh rsm engen  gewiiser  Wftren,    deren 

Wertscliätzyaii:  besonders  bedenklich  kt,  starke  Aendfimngen  erfahren  haben 

und  dafsnuo  infolge  der  irrigen  WertBchätzung  der  Einflurs  der  Mengenäade^ 

rung  bedeutender    ergeheint  a!i  den  Thatsachen  entspricht     Bies  füllt  am 

meisten  auf  bei  der  Auäftibr,  wie  bei  der  von  Spitzen^  feinen  Lederwaren  und 

anderen  Wart  d,  deren  Wert  niutraafBlich  stark  überschätzt  itt    Ob  bei  den 

Mi  der  Ein  fühl  in  wachsendem  Mafse  beteiligten  Waren  WeFtftbertchätmngen 

^'»^'Sttten     m  MaTae  vorkommen,    läfat  eich  mit  einiger  Sicherheit  nicht 

len        rwähnenawert   ist   jedoch  p  daik  der  Bezug  Ton  zwei  Waren^ 

die         der  Einfuhr  eine  hervorragende  Stelle  ei  nehmen,  n  um  lieh  0e- 

una    &a^ee,   in   hohem  Matae    durch    das  TermiDgescbäft  reguliert 

und  daTd  daher  die  Ermittelung    des  wirklichen  BnrcbschuitLspreiaea^ 

ftir   dieselben  vom  laiande    an  das  Ausland  befahlt  worden  ist,  wohl 

SU  den  Uümögliohkeiten  gehört, 

üntersncht  man  nun  zuuäohst,  welche  Waren  eq  der  Einfohrzunahme 
besonderB  starken  Anteil  genommen  haben ,  bq  ergiebt  sich ,  dalk  dnreh 
anhaltende  oder  zeitweilige  Zunahme  des  üebersohusses  der  Einfuhr  über 
die  Ausfuhr  im  freiem  Verkehre  sich  namentlich  folgende  Waren  aus* 
zeichnen  ^), 


1886 

1800    1 

1887    1 

1888    1 

1889    { 

1890 

I8fl     1 

189i 

BfehreiDfahr  in 

MiUioneu 

Mmrk 

(^  Mebraaafahr) 

Vifth 

3.. 

70|7 

71» 

6t,a 

151.« 

J99,7 

224*1 

236,t) 

Nobruags-  a.  &oiial«- 

mittil 

J34.* 

2^9,0 

393i» 

359»ö 

676.5 

726,5 

850,1 

898,3 

Bobstüfffl   d«r  T«xtil- 

iodaitrie 

37116 

39Ö1« 

45«*« 

471.9 

S8M 

546.5 

S03'i 

477i7 

Gam«  uod  Seide 

189,8 

236,3 

307.7 

304.5 

351,9 

aia,ß 

1749 

iS2a 

QoIk,  roh  Qod  einfach 

bearbeitet') 

75.» 

45.9 

68,7 

86,fl 

I37»< 

ii6t& 

113^9 

i39ta 

Oelfrüchte 

44^4 

40.« 

46.S 

S9.» 

77.a 

79*4 

94.« 

7%o 

Eohe  unedle  Hetalle 

—    12,4 

-     iH,s 

—     titi 

—       M 

3SiO 

3».ü 

as.ft 

28a 

DaagemitteliLAbmie 

40,5 

4StO 

43iS 

59.» 

?5.6 

8l»7 

96,1»; 

9SiO 

Alles  ftndere 

-990,» 

-1194,8 

—  1285a 

^1216,7 

-112J,6 

-ii67,a 

•^1089,4 

--1052,5 

84.1 

-    97.3 

—     10,6 

84.9 

848,4 

834^0 

991^8 

1083,0 

Auf  den  Verkehr  von  Yieh  hahen  der  AnBchlafs  der  früheren  Zoll- 
auBBchüsse  sowie  die  einerseits  von  Deutschland,  andererseits  Ton  aus- 
wärtigen Staaten  verfügten  Beschränkungen  mannigfacher  Art  in  ver- 
dener  Weise  eingewirkt 

Die  Mehreinfuhr  y  bez.  Mehrausfuhr  ( — )  verteilt  sich  in  folgender 
Weise. 


•ingetretenen  Zollerhöboogen  teilweise  der  dentscheo  Ausfahr  besserer  Waren  weniger 
nacbteilig  gewesen  sind  als  der  der  geringeren,  es  ist  jedocb  nicbt  mSglicb,  nachznweiseni 
inwieweit  dies  der  Fell  gewesen  ist. 

1)  Die  Zablenangeben  sind  hier  wie  im  Folgenden  tbnnlichst  beschränkt  worden? 
namentlich  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  das  vom  kais.  statistischen  Amte  heransgegebene» 
weit  yerbreitete  ,,Statistische  Jahrbuch**    Über   die  Einselhelten    yielfach  Anfsohlols  giebt> 

2)  Einschl.  geringer  Mengen  Fischbein-  nnd  Homstibe. 
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1886 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

Millionen  Mark 

Pnrw 

41.» 

53»o 

58,9 

62,1 

69.9 

61,7 

64,4 

53,8 

BMHdi:  Stirn  und 

OehMB 

—17,6 

—10,6 

—11,2 

-10,8 

4,8 

5.5 

IM 

14,5 

Kibe 

7»6 

17,8 

17,7 

17,0 

31,7 

38,7 

46,1 

43,7 

bgTM^ii]idK£lb«r 

-  5.* 

—  4,1 

-3,2 

—  2,8 

10,7 

13,9 

17.4 

17,6 

-15,* 

2,7 

3>8 

4,8 

46,7 

58,1 

80,6 

75,7 

SpiotelMl 

0,7 

!•* 

0.6 

0,8 

0,9 

2,6 

1,2 

I»6 

And««  Schweine 

23.« 

34'i 

25,6 

11,0 

37,7 

74.7 

71,2 

97,6 

Seteffieh  Q.  LImmer 

-26,4 

—27,6 

—24,4 

—26,0 

— I5i4 

—12,6 

—  6,5 

—  7,5 

Aadim 

6.0 

7,0 

9.« 

9,0 

11,8 

15« 

13,2 

15,5 

30,« 

70,7 

73,2 

6i,a 

151,6 

199.7 

224,1 

236,0 

oder  Dach  Stückzahl  der  wichtigeren  Posten 


1885 

1     1886 

1887    1     1888 

1889 

1890    1  1891 

189S 

Teasende  Stück 

Pfenie 

44,2 

45.1 

60,6 

63,8 

69,4 

62,5 

64.7 

53.9 

BadTich:     Stiere 

■ad  Ochsen 

-43.6 

—27,5 

-28,9 

—27,6 

14.4 

16,8 

45,4 

42,6 

Ktlie 

10,« 

40.5 

53,1 

47,4 

88,0 

103,6 

130,6 

132,8 

JnigTiehii.Kilber 

-51,6 

—47,9 

—4«, 8 

—30,7 

55.1 

66,5 

83.1 

82,4 

^eaferkel 

94.8 

187.2 

89,9 

44.8 

98,1 

231,6 

181,4 

124,1 

Aader«  Sehweine 

123,8 

-279,8 

98,9 

—73.2 

3»7,6 

592,6 

730,2 

856,4 

Sehefrieh  B.  Lim. 

■er 

-1192,6 

—1332,3 

-1245,5 

—  123M 

—605,2 

-395,8 

-220,1 

-308,1 

Es  scheint  nicht  gerade  schwer  zu  sein,  wenigstens  annähernd  den 
EinfLuTs  zu  beatimmen,  welchen  der  Zollanschlufs  der  früheren  Ausschlüsse 
tuf  die  Wertbilanz  des  deutschen  Viehyerkehres  ausgeübt  hat  Bis  ein- 
lehlielslich  des  Jahres  1890  liegen  die  Ausweise  über  den  Gesamtausgang 
Ton  Vieh  über  die  gesamte  Nordseeküste  vor;  rechnet  man  zu  den  darin 
gegebenen  Zahlen  den  yerhältnismäfsig  geringen  Eingang  in  den  Hansestädten 
Mewärts  aus  dem  Auslande  nach  der  hanseatischen  Statistik  und  bringt  anderer- 
leits  den  hanseatischen  Ausgang  und  Wiederausgang  nach  dem  Zollinlande 
(nach  der  Beichsstatistik)  in  Abzug,  so  erhält  man  die  Werte  des  Viehes, 
welches  bis  zum  15.  Oktober  1888  in  den  Ausschlüssen  für  deren  eigenen 
Bedarf  wie  für  deren  Ausfuhr  nach  dem  Auslande»  seitdem  aber  nur  für 
die  letztere  verfügbar  blieb.     Dieser  Betrag  stellt  sich  wie  folgt: 


1885        1886 


1889        1890 


Pferde 
SchlechtTieh 


12,2 
81,6 


9,6 
70,6 


6.7 

4,7 


11,2 
1,4 


1887         1888 
Millionen  Mark 

9.2  9,6 

74.0         55.9 

Wie  zweifelhaft  jedoch    die   Zahlen    sind,    ergiebt   sich  sofort,  wenn 
ans   der  Hamburger  und  Bremer  Statistik   die  Werte  des  Viehes  zu- 
Denstellt,    welches    in   den    beiden    Plätzen   für  eigenen   Bedarf  und 
ftr  die  Ausfiahr  verfügbar  blieb.     Diese  Werte  waren 
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1885        1886        1887        1888        1889  1890  1891  1891 
MillioDen  Mark 

Pferde  17,3         14,3         15,5         ii,8         30,8^)  14,8  l6»4  17,» 

SchlftehtYieh        59,5         54,6         50,2         47,7         $6,7  65,4  69,0  61,9 

Die  Ausfuhr  seewärts  aus  den  Hansestädten  nach    dem  Ausland  betrug 

Millionen  Mark 

Pferde  3,8         2,5         2,0         2,8  7i4         3f9         3*6         >t8 

Schlachtrieh        5,4         6,5         5»4         4,6         I5,ö         5,9         3,9         2,9 

Die  grofsen  Differenzen  der  beiderseitigen  Angaben  liegen  hauptBäoh- 
lioh  in  den  Wertschätzungen.  Dafür  mögen  nur  zwei  Beispiele  herau»- 
gegriffen  werden. 

Im  Jahre  1890  sind  nach  der  Beichsstatistik  aus  Deutschland  nach 
England  ausgegangen  Pferde: 

im  Jahreaaofaeohandel  705  Stück  für     i  410  000  M. 

in  Durchfuhr*)  12329      „        „     10 628 000    „ 

13034      „        „     12038000  M. 
Hamburg  und  Bremen  haben  nach 

England   ausgeführt  12828      „        „       3609000    „ 

Weiter  gingen  z.  B.  im  Jahre  1887  nach  Hamburg  und  Bremen  an 
Schweinen,  einschl.  Ferkeln,  aus  Deutschland  angeblich  aus: 

im  Jahresanlsenhandel  ^S^  S^7  Stttck  fOr  16  328  000  M. 

in  Durchfuhr  (dänische)  279637       „       „    31878000    „ 

538 154       n       »»     48206000  M. 
in  Hamburg  kamen  land-  und  flufswirts  an     596  416       „       „    29  055  OOO    „ 

Danach  scheint  der  Wert  des  nach  den  Hansestädten  ausgeführten 
Viehes  früher  überschätzt  worden  zu  sein  und  es  ist  immerhin  gewagt, 
wenn  die  „Verschlechterung",  welche  die  Wertbilanz  des  deutschen  Viehver- 
kehret durch  den  Zollanschluls  erlitten  hat,  auf  etwa  60  Millionen  M. 
jährlich  veranschlagt  wird. 

Deutlicher  alt  nach  den  Werten  tritt  der  EinfluÜB  des  ZollansohlosaeB 
hervor,  wenn  man  das  in  den  Hansestädten  verbleibende  Vieh  nach  Stück- 
zahl ermittelt.  Dabei  ergiebt  sich  der  jährliche  Bedarf  dieser  Städte  an 
Pferden  zu  etwa  3500  bis  4000  Stück.  Der  AnschiuTs  hat  sonaoh  auf 
den  Verkehr  von  Pferden  nur  sehr  geringen  EinfluÜB  gehabt;  an  der  Zu- 
nahme des  deutschen  Einfuhrüberschusses  im  allgemeinen  haben  die  billigen 
russischen  Pferde  ansehnlichen  Anteil. 

Der  eigene  Verbrauch  der  Hansestädte  an  Stieren,  Ochsen  und  Kühen 
stellte  sich  in  den  Jahren  1885 — 88  auf  etwa  40—48000  Stück  jährlich, 
der  an  Jungvieh  und  Kälbern  auf  etwa  70 — 75  000  Stück  im  geachätzten 
Gesamtwerte  von  etwa  25  Millionen  M.  Im  Jahre  1889  machte  das 
englische  Einfuhrverbot  der  deutschen  Ausfuhr  von  Rindvieh  nadi  England 
(in  der  Hauptsache  aus  Schleswig- Holstein)  ein  Ende,  welche  in  den 
letzten  vier  Jahren  zwischen  8000  und  18  000  Stück  jährlich  betragen  hatte. 


1)  Die  Hamburg^  Angabe   der  Ausfuhr   yon   Pferden    landwärts,   tpeslell   auf   der 
Hamburg- Venloer  Bahn,  ist  nach  allem  Anscheine  in  diesem  Jahre  fehlerhaft. 

2)  Jedenfalls  hauptoftchlich  russische. 
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Im  übrigen  aber  ist  die  1889  beginnende  Steigerung  des  deatschen  Ein- 
fabrfiberBohuBses  tob  Bindyieh  nioht  sowohl  durch  Abnahme  der  Ausfuhr 
alfl  durch  Zunahme  des  inländischen  Bedarfes  veranlafst 

Ib  eigenthümlioher  Weise  ist  der  Verkehr  tou  Schweinen  durch  den 
Zollansehluis  beeinflulst  worden«  Eine  ansehnliche  Durchfuhr,  fast  aus- 
nddiefiilich  tob  Dänemark,  ging  durch  das  Zollgebiet  nach  den  Ausschlttssen ; 
•is  Teil  Ton  ihr  kam  später  wieder  zurück,  grölstenteils  in  den  freien 
Ytrkehr. 

Diese  gesamte  Durchfuhr  würde  jetzt,  soweit  sie  nioht  auch  beim 
Wiedereintritte  Durchfuhr  bildet,  als  Einfuhr  zu  betrachten  sein,  da  Schweine 
Ton  dan  Ausschlüssen  seewärts  in  das  Ausland  so  gut  wie  gar  nicht  Tcr^ 
Mndet  werden«  Wären  die  Hansestädte  schon  1885  einverleibt  worden,  so 
würde  sich  der  EinfuhrüberschuTs  nicht,  wie  oben  angegeben. 


1S85 

IS86 

1887 

1888 

aaf      122 

279 

99 

—  73  Tausend  Stück, 

Bondern  auf 

640 

739 

575 

381         „          „ 

gettellt  haben. 

Der  Hamburger  Bedarf  hat  sich  nun  aber  infolge  des  Bückganges  der 
Exportschlächterei  allmählich  stark  yermindert  Nach  der  Hamburger 
Sutistiky  die  in  den  vergleichbaren  Jahren  ganz  leidlich  mit  der  Heichs- 
ftttiftik  übereinstimmt,  sind  in  Hamburg  an  Schweinen,  einschlielslich 
geringer  Mengen  Ferkel,  verblieben: 

1886         1886         1887         1888         1889         1890         1891         189S 

Tanseode  Stück 
482  426  444  399  257  201  260  248 

Nachdem  die  dänischen  Zufuhren  durch  das  deutsche  Einfuhrverbot 
gesperrt  worden  waren,  wurde  1888  und  1889  zunächst  in  Deutschland 
Srsatz  gesucht.  Später  hat  der  in  verschiedenen  Teilen  Deutschlauds 
auftretende  Bedarf  den  Einfuhrüberschufs  1891  auf  den  gleichen  und 
1892  selbst  auf  einen  etwas  höheren  Betrag  gebracht,  als  den  bei  Mit- 
berücksiehtigung  Hamburgs  im  Jahre  1886  erreichten. 

Yerhältnismäfsig  wenig  ist  der  Verkehr  von  Schafvieh  und  Lämmern 
durch  den  Zollanschlufs  beeinflufst  worden;  die  starke  Abnahme  des  Aus- 
fobrübersehusses  ist  vielmehr  besonders  durch  die  bekannten  Erschwerungen 
der  Ausfuhr  nach  Frankreich,  Belgien,  England  und  Holland,  in  Verbindung 
mit  den  Rückgange  der  deutschen  Schafzucht,  für  einige  Jahre  (1889 — 91) 
ioeh  durch  den  Umstand  veranlafst,  dafs  wegen  der  französischen  Verkehrs- 
beeebränkongen  ansehnliche  Mengen  von  Hammeln  in  ausgeschlachtetem 
Zustand  nach  Frankreich  versendet  wurden. 

Im  allgemeinen  ist  es  nach  dem  Vorstehenden  nicht  zulässig,  die  im 
Infsage  dieses  Abschnittes  gegebenen,  den  deutschen  Viehverkehr  be- 
treffenden Zahlen  einfach,  wie  es  ja  in  Tageszeitungen  mehrfach  geschehen, 
als  Beweis  des  durch  die  Bevölkerungszunahme  und  den  gestiegenen 
Wohlstand  des  des  Landes  veranlafsten  inländischen  MehrbedarÜB  an  Fleisch 
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JJntST     dem    nioht    yerarbeiteten     Getreide    (einschliefslieh 
mibliger  NabrongsttofTe)  erreichten  den  größten  EinfdhrüberBchiilli : 


1885 

1888 

1887 

1888        1889 
Milllooen  Mark 

1890 

1891 

189t 

Wt(MII 

2*'* 

38.« 

77.8 

48,7 

75.« 

'X 

163,« 

199.« 

Rogfftn 

84,1 

54.6 

54.0 

58,4 

"3.8 

137.1 

88.7 

Otrit« 

52,0 

35.« 

55.ft 

46,0 

86.8 

96,7 

103,1 

71.1 

Btftr 

22.4 

5.7 

12,7 

15.7 

30,6 

21.7 

13.8 

9,8 

Mull 

19.« 

16.8 

14.7 

10.4 

30.6 

54.* 

51.6 

74,9 

Aadorti 

4iS 

0.« 

3.0 

—  0,1 

9.8 

14.1 

3M 

26,1 

257,7 

i5o.ft 

217.» 

179,1 

345.7 

389,1 

499,9 

469,8 

1)  Der  AusführUbirtchufs  yoo  Zueker  aller  Art  eiotchl.  Symp  nnd  Melasse  betrug: 
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Man  wird  yerauoht  sein,  als  selbstverständlich  voraoscusetien,  dals 
für  die  in  den  freien  Verkehr  eingegangenen  soUpfliohtigen  Waren  der 
Zoll  lach  wirklich  hexahlt  worden  sei.  Das  ist  nicht  der  Fall.  Als  in 
dm  freien  Verkehr  eingegangen  werden  u«  a.  aufgeführt 

1835    1886    1887    1888    1889    1890    1891    1892 
Tausende  Tonnen 


WliMD 

572»4 
769.7 

«73.8 
565*8 

547,8 
638,6 

339.8 
652,8 

516,9 
1059,7 

672,6 
879,9 

905,8 
842,7 

1296,« 
548,6 

Für  die  Veraollang  sind  dagegen  in 

Rechnung  gestellt: 

Tanaende  Tonnen 

WdMO 

Bogg» 

473.1 
714.« 

176,1 
464,8 

455,8 
567,1 

247,8 
486,1 

a-.' 

587,8 
833,8 

699.8 
741,7 

1219,9 
621,6 

Aehnliches 

gilt   für 

andere 

OetreideartCD,    1 

sowie   übrigens  1 

luch  für 

Oel£räehte. 

Die  Differenz  erklärt  sich  dadurch,  dafs  die  für  Mühlenlager  nach 
doB  Gesets  yom  23.  Juni  1883  aoll£rei  eingegangenen  Waren  dem  freien 
Yerkehr  angerechnet  werden.  Diese  Waren  müssen  durch  entsprechende 
Mengen  in  das  Ausland  ausgeführter  Fabrikate  ausgeglichen  werden, 
deren  Ausfuhr  jedoch  nicht  immer  in  dem  gleichen  Jahre  erfolgt.  Da- 
doioh  entstehen  Wertrerschiebungen  wie  z.  B.  folgende: 

1888       1889        1890        1891  1892 

Millionen  Mark 
Weisen  nnd  Boggen  fQr  Milhlenlager  Terffigbar    28,3         40,8         l8,s         53,6         — 0,1 
Fibrikate^)  Ton  Mühlenlagern  aoa  26,t         27,3         23,0         19,8  19,1 

Dafs  wir  hiemach  mit  dem  Mühlenlagerverkehr  ein  schlechtes  Oe- 
Mhäft  machen,  ist  teilweise  durch  die  schlechten  Preise  yeranlaTst,  zu 
welchen  die  Beichsstatistik  die  Fabrikate  neuerdings  yerkaufen  läfsi  So 
kostete  nach  ihrer  Angabe  durchschnittlich  die  Tonne 

1891  1892 

Weisen  180,5  153,7  M. 

Boggen  162,8  162,0    „ 

dagegen  Mehl  175  160       „ 

Der  Bedarf  der  früheren  Ausschlüsse  für  den  eigenen  Konsum  fällt 
bei  dem  Oetreide  nicht  sehr  schwer  in  das  Gewicht ;  es  wird  reichlich  sein, 
wenn  man  deren  Konsum  an  Brotkom  auf  200  kg  für  den  Kopf  der 
Bey5lkerungy    also   im    ganzen   auf  etwa    160  000    Tonnen    veranschlagt. 

Die  aus  der  obigen  Zusammenstellung  ersichtliche^  namentlich  in  den 
beiden  letzten  Jahren  henrortretende  Zunahme  des  Einfuhrüberschusses 
Ton  Fabrikaten  aus  Getreide  etc.  erklärt  sich  durch  zunehmende 
Einfuhr  Ton  Beis  und  von  Mühlenfabrikaten  für  den  Grenzbezirk»  wie  durch 
abnehmende  Ausfuhr  yon  Mehl  aus  Getreide  und  yon  Kartoffelstärke  und 
-Mehl.  Das  grofse  Bremer  Beisgeschäft  mit  dem  Auslande  erscheint  im 
YeredelungsTcrkehre,  nicht  im  freien   Verkehre.  — 

Ein   ungewöhnlich    buntes   Bild   zeigt   der   Yerkehr   tou    Fleisch, 


1)  Einschl.  der  ans  Gerstei  Mais»  Reis  and  Httlsenfrfichten. 
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bat.  Die  EiiiYerleibiiiig  der  Irakeren  AusBchlüsse  hat  die  Auifuhr 
Bungsmäfflig  um  etwa  6000  TonDeti,  aber  auch  die  £iafuhr  um  er 
2  000  TonueD  jährlich  vermindert  Bie  däniiche  Durchfuhr,  die  bii  zum 
EinfuhrTerbote  von  1887  in  einer  jährlichen  Höhe  von  3 — 4600  Tonnen 
nach  Hambarg  ging,  scheint  dort,  wenigateoB  zunäcbst,  durch  gesteigerte 
Einfuhr  von  Schlachtvieh  aua  Deutschland  ersetzt  worden  zu  sein.  Seit 
1839  haben  in  der  Einfuhr  von  Fleisch  die  Vereinigten  Staaten  raach 
die  dominierende  Stellung  erlangt;  sie  liefarten  1892  fast  ^/^  dea  Oe- 
iamtbetragoB.  Beachtenswert  ist  übrigens,  daCa  der  Fleiscbbedarf  zur 
Froviantierung  der  hanseatidohen  Flotte  von  der  Handelsstatistüc  md 
berücksichtigt  wird,  — 

In  Bezug  auf  die  übrigen  Nahrung«-  und  Gonufsniittel  mag 
erwähnt  werden,  dafe  die  Wertzunahme  des  EiDfuhrüberechuases 
Kaffee  fast  ausschUefilich  durch  Preissteigerung  veranlafet  ist;  die 
Einfuhrmengen  haben  seit  1885  nur  zwischen  10  200  und  12  600  Tonnen 
geschwankt  und  erreichen  1892  noch  nicht  die  Höhe  von  1886.  Die 
hauptsächlich  infolge  der  Beschränkungen ,  welche  dieser  selbst^  sowie 
Äuch  der  Verkehr  von  lebendem  Vieh  in  verschiedenen  Ländern  erfahr 
von  der  Keichsstatistik  ao genommenen  Dorohschnittspreiee  bleiben  ni 
wie  vor  um  9  bis  17  M.  für  100  kg  höher  als  die  in  Hamburg 
klarierten,  was  nach  dem  Früheren  schwerlich  richtig  ist. 

Weiter  ist  hervorzuheben  die  enorme  Zunahme  der  Einfuhr  von: 
Eiern,  von  welchen  1891  nicht  weniger  als  62  734  Tonoen  im  ge- 
iohätzten  Werte  von  70  889  000  M,  eingegangen  sind,  grörsteDteila  aus 
Oesterreich  und  Bufsknd.  Wenn  die  österreichische  Statistik  Beoht  hat, 
überschätzt  freilich  die  un serige  den  Einfuhrwert  der  Eier  um  einen 
ganz  gewaltigen  Betrag.  Während  nämlich  die  Eeichsstatistik  den  Wi 
von   100  kg  bei  der  Einfuhr  an  setzt , 

1888      1889      1890      1891      1898 
sa  85       85       105       98      113  M. 

giebt  Oesterreich  den  Durchschnittswert  bei  der  Ausfuhr  nur  an  (1  fl.  ==  l»7o] 
gerechnet) 

za  4S,j^  44  45  48,&  M. 

Kechnet  man  mit  der  Hamburger  Statistik  auf  100  kg  1800  Stück  *)i 
ao  erscheint  der  Durchschnittspreis  der  Keichsstatistik ,  namentlioh  mit 
BEokiioht  auf  das  mit  dem  Transport  der  Eier  verbundene  Eisiko,  aller- 
dinga  unverhältniBmäfsig  hoch.  Kamburg  f^chätzt  1892  100  kg  landwärta 
eingegaugene  Eier  zu  80  M*,  also  immerbin  nur  etwa  ^/j|  so  hoch  wie  dio 
Eeichsstatistik»  welche  den  vom  Inlande  an  das  Ausland  gezahlten  Fr 
lu  berücksichtigen  hat  * ).  — 

Nächst   dem  Vieh  und  den  Nahrungs-  und  Oenufsmitteln    haben 


1)  Am  dem  Vergtckho  der  Ton  H&mburg  1891   und   1892    in  Terschiedeoeti  Eiub« 
g«ffi««htea  Augabea  ersieht  sich,   d&Ti  Aaf  100  kg  1818  Stück  gerechoet  werden, 

2)  Die    englische  fltatbtlk    schlitzt    die    «m  DeutachUnd    eingegBogetieD  Eier  Hir 
grofse  Httodert  (120  St&ck) 

1888  1889  18dO  1891  1898 

to     6,t3  6,0s  6fOS  5,B8  6tis  M. 
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Spin  Ott  off  6   den   bedeutendsten  Ebflofs  aof  die  Sleig^erung  des  Ein- 
fohrSbenehoiieo  aoegeübt 

Den  Mengen  naoh  stellte  sieh  der  EinfuhräbersobulB  der  wichtigsten 
Spinnstoffe  wie  folgt: 


Baumwolle 

8eliafiroUe>) 

Jute 


1885  I  1886  I  1887  |  1888  |  1889  |  1880  |  1891  {  189S 
Tausende  Tonnen 


IS7,« 
88,7 

4i»i 


i6i,o 
95,7 
43,« 


197,7 

100,9 

56,9 


»79,0 

Il8,7 

58,1 


224,5 

129,0 

63,6 


226,9 

119.6 

69,8 


»37,8 

136,6 

82,0 


219,1 

151,* 

46,4 


Die  Zahlen  sind  nicht  der  Art ,  dafs  Zweifel  gana  ungerechtfertigt 
encheinen;  aber  bei  yersohiedenen  Prüfungen  der  Einfuhr-  und  Aus- 
fahrangaben  hat  der  Verfasser  keinen  ernstlichen  Orund  au  ihrer  Be- 
•oatandung  gefunden. 

Einen  Vergleich  der  Durchaohnittspreise  der  Baumwolle  mit  den 
hiBieatischen  ermöglicht  folgende*  Zusammenstellung. 

Aua  Hamburg  und  Bremen  sind  an  Baumwolle  (in  Hamburg  einschL 
AbfUle)  land-  und  flufswärts  ausgegangen 


1886 

1887 

1888 

ISO»60 

190,80 

I5a,6i 

Werte  von 

MiUionen  Mark 

144*70 

l82,S7 

151.89 

•Ifo  im  Durchschnittspreise  für  100  kg  yon 
96  96  99 

In    das   Eeichszollgebiet   sind    dagegen 


1889 


186,11 


190,45 


102 


1890 


239»08 


«47,41 


103,5  M. 


über    die   Qrenae  gegen  die 


Nordsee   einschl.   der  Freihäfen   an    Baumwolle   einschl.   Abfälle  im   Qe- 
•amthandel  eingegangen: 

1886                   1887                   1888  1889                   1890 

Tausende  Tonnen 

iS3f88                 196,29                154,15  212,44')             344t9S 

im  Werte  von  Millionen  Mark 

149,91                I97»9«                159,95  231,88               270,10 
also  im  Durchschnittspreise  für  100  kg  von 

97                   loi                  104  109                 iio  M. 

Das  ist  somit  eine  gana  leidliche  Uebereinstimmung,  aber  doch  würde 
die  Gesamtsumme  der  Eeichsstatistik  1890  sich  um  etwa  17  Millionen 
M.  niedriger  stellen ,  wenn  ihr  die  hanseatischen  Durchschnittspreise  au 
Onmde  gelegt  wären.     Seit  1891    schätzt  übrigens   die  Eeichsstatistik  die 


1)  Bis  80.  Juni  1888  einschl.  AbfKlIe 

9)    Ob   1889   etwa   teilweise   eine   Doppelrechnung   seitens   der  Reiehsstatlstik  statt- 
ftfuden  hat,  lft(st  sich  nicht  entscheiden. 
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Baumwolle  niedriger  ale  Hamburg  und  Bremeo»  Id  dieeem  Jahre  koste 
100  kg  zur  See  eiogefäbrte  Baumwolle  in  Hamburg  94,4  M.,  in  Bremen 
9SJ  M*  für  100  kg,  naoh  der  Reichsstatietik  dagegen  Baumwolle  durch- 
schuittJich  nur  87  M.»  im  Jahre  1892  in  Hamburg  79  M.,  in  Bremen  80  M.» 
nach  der  Eeichsgtatifltik  nur  77,6  M.  | 

Der  eotöpreohende  Vergleich  fdr  Sohafwolle  läfst  sich  mangele  An- 
gaben  in  Hamburg  nur  für  1889  und  1890  durchführen.  Er  ergiebt 
(unter  Mitberuckaiohtigung  der  Seeaue  fuhr  Ton  Hamburg  nach  Hannover 
und  von  Bremen  nach  Preufsen)  den  Durch Bchnittspreie  der  nach  dem 
Zollgebiete  auegeführteD  Wolle  1889  zu  164  M.  und  1890  zu  177  M.  für 
100  kg.j  während  die  KeichsBtatiBtik  im  ersteren  Jahre  bei  der  Einfuhr , 
200  M.,  im  zweiten    190  M.  aoietÄt* 

Aehnliohe    Differenzen    ergiebt   der   Vergleich    zwifiohen    den  Preisen,' 
die   in    Hamburg    und  Bremen    der    seewärta    eingegangenen    Wolle    zuge- 
schrieben   werden,    und    den   DarobschnittapreiBen  der   Keiehsstatistik«    ob* 
gleich    die    letztere    neben    der    hanBeaiigchen    Einfuhr    hauptsächlich    die 
über  Belgien  eingehende  billige  Laplatawolle  zu  berücksichtigen  hat. 

Bedenkt  man,  dafs  auch  die  hanseatisohen  Angaben  keinen  Anspruch  da- 
muf  haben,  den  Betrag,  der  für  die  in  Deutflohland  eingeführte  Schafwolle 
vom  In  lande  an  das  Ausland  gezahlt  worden  ist,  absolut  richtig  darzustellen, 
so  wird  die  Ansicht  wohl  nicht  als  ungerechtfertigt  erscheinen,  dals  die 
Reichsstatistik  nicht  in  der  Lage  ist,  den  Durchgchnittspreis  aelbst  dann, 
wenn  es  sich  um  einen  anscheinend  leicht  zu  beurteilenden  Artikel  han* 
delt ,  auf  20  Proz.  genau  festzustellen ,  so  dafs  beispielsweise  Toc  dem 
Werte»  den  sie  der  in  den  freien  Verkehr  eingeführten  Schafwolle  zu* 
schreibt,  mindestens  50  Millionen  M.  jährlich  in  der  Luft  seh  weben 
würden. 

Der  Einfuhrwert  von  Garnen  und  Seide  war  nur  1889  unge- 
wöhnlich hoch ;  der  Mehrbetrag  gegen  das  Vorjahr  entfiel  in  diesem  Jahre 
hauptsächlich  auf  ungefärbte  Kohseide,  zur  reichlichen  Hülfte  infolge 
Erhöhung  des  Durchschnittspreises,  und  auf  Wollengarne,  euch  bei  dieeen 
zu  mehr  als  ein   Drittel  durch  Preiserhöhung. 

Bei  dem  Holze  verteilte  sich  die  Mehreinfuhr  den  Mengen  nach  in 
folgender  Weise: 


Holt,  roh 

Holt,  einfach 
b6Arb«ttet ') 


leSß         1886  1887         1888         1889  1890 

Tftnsende  Tonnen 
893,!!       1053,3      1412,0      i8i2,i      iSl2,.i 


1891 


1892 


»379>a     l^S.» 


1377,9       892r«       1052,2 

760,«  44J,9  719.1  802,8  1133.3  ll6s,s  II  14.6  I30I|9  1 
Der  Ansohlufs  der  Hansestädte  scheint  nur  in  der  Weise  gewirkt  zo. 
haben,  dafs  er  die  Ausfuhr  rechnungsmäfaig  um  etwa  80  000  Tonnen 
Bau-  und  Nutzholz  vermindert  und  die  Einfuhr  durch  Umwandlung  Ton 
etwa  1 0  000  Tonnen  früherer  Durchfuhr  vermehrt  hat.  Der  eigene  Konsum 
der  Ausschlüsse  an  seewärts  eingegangenem  Holze  läfst  sich  nicht  bestimmen. 
Nicht  2n  übersehen  ist  Übrigens,  daCi  die  SchÜtzungspreiBe  des  Hol- 
zes zu  den  besonders  bedenklichen  gehoreUp 


1)  Einftchl.  geringer  Mengen  Fischbein-  and  Hornttibe, 
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Ton  den  in  den  freien  Verkehr  eingeführten  Oelfrüehten  ist  ein 
Teil  sollfrei  za  Auefahrfabrikaten  verarbeitet  worden;  anoh  nach  Abzug 
deeeelben  verbleibt  eine  sehr  ansehnliche  Zunahme  der  Einfuhr.  Es  ver- 
blieben nimlich 

1885         1886         1887         1888         1889         1890         1891         1892 

Tansende  Tonnen 
238,1        202.7        228,4        274,9        321,6        372,9        4",»        387.6 

Auffallig  ist  folgender  Umstand,  der  vielleicht  auf  unrichtige  Freis- 
bestimmung  hindeutet  In  den  Jahren  1885  bis  1892'  sind  im  ganzen 
189  958  Tonnen  Oelfrüchte  zollfrei  verarbeitet  worden;  als  ausgegangen 
von  Mühlenlagem  werden  aufgeführt  58  867  Tonnen  Eüböl  im  Werte 
von  24  698  000  M.  und  5487  Tonnen  Speiseöle  im  Werte  von  4  122  000 
M,  Aulser  Raps  und  Etibsaat  sind  fast  nur  Mohn,  Sesam  und  Erdnüsse 
verarbeitet  worden,  die  sämtlich  durchschnittlich  teuerer  als  die  ersteren 
sind.  Bechnet  man  jedoch  den  Wert  der  verarbeiteten  Oelfrüchte  nur 
nach  den  geschätzten  Preisen  des  Raps,  so  ergiebt  sich  derselbe  zu 
41804  000  M.y  während  die  Fabrikate  zusammen  nur  den  Wert  von 
28815  000  M.  erreichen  sollen. 

In  Bezug  auf  die  anderen  am  Einfuhrttberschufs  besonders  stark  be- 
teiligten Artikel  mag  nur  erwähnt  werden,  dafs  unter  den  rohen  unedlen 
Metallen  Kupfer  sich  durch  sehr  starke,  1889  plötzlich  eintretende 
Einfohrzunahme  1)  und  Blei  und  Zink  durch  gesteigerte  Einfuhr  bei  ab- 
nehmender Ausfuhr  auszeichnen,  während  unter  den  Düngemitteln 
und  Abfällen  Kleie  etc.,  Oelkuchen,  tierische  Blasen  etc.  und  Super- 
phoephat  besonders  starke  Einfuhrzunahme  erfahren  haben. 


Während  die  Einfuhrwerte  von  Yieh,  Nabrungs-  und  Genufsmitteln 
und  einigen  Rohstoffen  weit  stärker  gewachsen  sind  als  deren  Ausfuhr- 
werte, hat  namentlich  bei  den  Fabrikaten  der  Textilindustrie  (unter  welche 
Game  und  Seide  hier  nicht  eingerechnet  sind)  und  bei  den  Leder-,  Rie- 
mer- etc.  Waren  seit  1888  eine  starke  Abnahme  der  Ausfuhrwerte  statt- 
gefanden. 

Es  überwog  nämlich  die  Ausfahr  über  die  Einfuhr  im  freien  Verkehre : 

1885         1886         1887         1888         1889         1890         1891         1882 
Mehrausfohr  in  Millionen  Mam 

737.8  725.5       712,1        710,8        616,7        601,4 

126.9  123,8        104,1  90,6         83,8         73.0 
421.0        367,9       307,8       367.1        389,1       378.1 

990,2      1194,8      1285,1      1216,7      1123,5      1167,8      1089.1      1052,5 

Die  Ausfuhr  von  Textilfabrikaten  betrug   in  Tausenden  Tonnen 
70,60       78,50      86,49        85,23       79,44      82,94       83,28      92,24 


TextUfabrikate 

544,8 

674,8 

Lederwaren 

104,9 

117,8 

ioderea«) 

341.0 

402,2 

1)  Da(s  Cementkupfer  früher  vielfach  als  £n  deklariert  wurde   (B-St.  Bd.  47),  hat 
diriuf  schwerlich  wesentlichen  Einflafs. 

2)  Anfser  den  bei  der  Einfahr  erwähnten  Waren  s.  S.  876. 
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Den  Werten  nach  waren  daran  beteiligt 


1885    1886    1887    1888    1889    1890    1891    189« 

mit  Millionen  Mark 

Zeugwaren 

360,4 

408,3 

439,6 

434,9 

424.8 

425,2 

375.7 

384.5 

Strampfwaren 

88,1 

106,2 

109,9 

105,8 

108,6 

106,6 

«7,2 

93.4 

Posamente 

477O 

56,9 

62,5 

63,4 

68.3 

72.0 

67.7 

63,» 

Spitaen  and  Stickereien 

38.4 

59,4 

62,6 

49,4 

40»« 

38»o 

28,0 

17.2 

Kleider,  Wisclie  und  Patawaren 

86,8 

97,2 

103,7 

104,8 

121,9 

121,8 

"3.8 

88,t 

HOte,   Schmackfaden   und   kilnstUche 

Blumen 

27,7 

30,8 

30,0 

28.3 

234 

20.1 

21,4 

20,0 

Anderes  1) 

9,6 

10,9 

12,8 

14*6 

14*4 

13.« 

12.6 

12,8 

mit  Abrundoug 

658.0 

769,2 

821,0 

801,2 

801,0 

797.2 

705.9 

679.7 

dagegen  Einfuhr 

II3i7 

94.4 

83,8 

75.7 

88,9 

87,0 

89,2 

78.4 

Unter  den  ausgeführten  Zeugwaren  befanden  sich 


seidene  11.  halbseidene 
wollene 
baumwollene 
leinene 


133.5 

158.4 

54,8 

13.5 

Am  Au£fallend8ten 
halbseidenen   Zeugwaren 


1886        1886        1887        1888        1889 
fOr  Millionen  Mark 

163,8       174,4  165,1 

189,8       172.7  181,4 

65,1         61,4  63,8 

'5.8           I5'5  H18 


1890        1891 


163,4 

172,4 

58.1 

13.8 


175,2 

180,1 

68,4 

15.4 

tritt  hier  die 
hervor ,    yon 


127,9 

165,8 

63  8 

18,4 


1889 


123,3 
165.5 

74.1 
21,2 


Ausfuhrabnahme  der  seidenen  und 
der   besonders    die   halbseidenen 


Zeuge,  Tücher  eto.  auf  ihren  Hauptmärkten,  den  Vereinigten  Staaten  and 
England,  betroffen  worden  sind.  Der  Verf.  hat  schon  wiederholt  *)  darauf 
hingewiesen,  dafs  die  Reiohstatistik  im  Vergleich  mit  den  Handelsaus- 
weisen des  Auslandes  unsere  Ausfuhr  von  seidenen  und  halbseidenen 
Waren  bedeutend  zu  hoch  bewertet  ^) ;  sie  setzt  z.  B.  die  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  ausgeführten  derartigen  Waren  etwa  doppelt  so  hoch  im 
Werte  an,  wie  dieselben  bei  den  in  Deutschland  wirkenden  amerikanischen 
Konsulaten  deklariert  worden  sind.  Thatsächlich  hat  ja  namentlich 
Krefeld,  der  Hauptpunkt  der  deutschen  Seidenindustrie,  neuerdings  schlechte 
Zeiten  durchzumachen  gehabt.  Seine  Auefuhr  an  seidenen  und  halb- 
seidenen Zeugwaren  nach  auCserdeutschen  Ländern  betrug  nach  den  Be- 
richten der  Krefelder  Handelskammer 


1885 


1886 


1887 


1892 


1888        1889        1890        1891 
Millionen  M. 
49,5         54,9         54,7         45,6         50,9         54,2         44,4         39,9 

Hat  die  Beichsstatistik  Becht,  so  müsseo,  volle  Bichtigkeit  der  beider- 
seitigen Zahlen  vorausgesetzt,  andere  Fabrikationsorte  zur  Ausfuhr  geliefert 
haben 


1)  Fnfsdecken,  Filae,  Haargewebe  und  Seilerwaren. 


Dentschlands  Warenhandel,  S.  20  etc.,  Deutschlands  Warenansfahr  nach  den  Ver- 
•ialgteii  Staaten  (Berlin  1891,  L.  Simioo],  S.  81. 

8)  Fraglich  erscheint  es,  ob  die  starke  Preisherabsettang  der  Binder  —  der  seidenen 
VM   8400  M.    fttr    100  kg   1889   bis  auf  4000  M.  1899,    der  halbseidenen  Ton  8100  M. 
1890  auf  2000  M.  in  1892  —  eine  Berichtigung  frttherer  Fehler  enthält. 
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MiJUonen  H. 
80,4      108,4       iao,5       118,9      123,5       110,»        83,0        83,4 

Diesen  avflUlligeii  Zahlen  ist  •ohwerlich  groüse  Bedeutung  zusuer- 
kennen  und  zwar  weil  die  BeichsBtatistik  gar  nicht  in  der  Lage  ist, 
weder  die  Mengen  der  aus  Deutschland  ausgehenden  halbseidenen  Waren, 
noch  deren  Durchschnittswert  genau  su  ermitteln.  Die  Bezeichnung 
khalbeeiden'*  ist  im  geschäftlichen  8prachgebrauohe  eine  vielfiBkch  schwan- 
ende  ,  der  Art  nach  sind  die  Waren  ädüserst  versohieden  —  beispielsweise 
fireis-Oeraer  oder  Glanohauer  Kleiderstoffe  gegen  Ohemnitzer  Schirmsstoffe 
oder  £lberfelder  Möbelstoffe  und  gegen  Erefelder  Waren,  —  ihre  Fabri- 
kation wird  in  yielen  Industriebezirken  gleichzeitig  mit  der  yon  anderen 
betrieben  und  dte  statistisohe  Deklaration  giebt  bei  gemischten  Sendungen, 
soTiel  dem  Yer£  bekannt,  sehr  häufig  oder  yielleicht  in  der  Eegel  nur 
den  überwiegenden  Bestandteil  an. 

Zur  Beurteilung  der  Glaubwürdigkeit  der  Angaben  über  die  Ausfuhr 
Ton  seidenen  und  halbseidenen  Waren  überhaupt  sind  folgende  Zahlen 
Ton  Interesse: 

Der  Einfiihrüberschufs  tou  Seide  betrug 

1S85         1886         1887         1888         1889         1890         1891         1892 

TonDen 
2015.      2707        2743        2989        3229        2745        2575        2876 

im  Werte  von  MUlionen  M. 
72,5         106,1         103,7        99.9        125,4        106,1         90,0         92,1 

Dayon  wurde  der  gesamte  deutsche  Bedarf  gedeckt  und  aufserdem 
wurden  an  seidenen  und  halbseidenen  Waren  aller  Art  zur  Ausfuhr  ge- 
lielert 

Tonnen 
4927        5943        6676        6628        6148        5728        4939        4824 

im  Werte  von  Millionen  M. 
148,7        179,«        195,9        183,4        I97i0        186,3        146,5        142,0 

Die  Ausfuhr  Ton  wollenen  Zeugwaren,  die  yon  1888  an  den 
Mengen  nach  fast  ununterbrochen  gestiegen  war,  erlitt  1889  einen  plötz- 
liehen  Abfall  yon  rund  2800  TonneD,  nahm  dann  aber  die  steigende  Be- 
wegung sofort  wieder  auf.  Es  liegt  nahe,  den  Sturz  von  1889  auf  den 
Anschlufs  der  früheren  Zollausschltisse  zurückzuführeD.  Die  Statistik 
Ton  Hamburg — Bremen  kommt  hier  wenig  in  Betracht  —  giebt  nun  den 
Verkehr  yon  Wollen-  und  Halbwollenwaren  aufser  Strumpfwaren  und 
Posamenten  wie  folgt  an: 

1886    1887    1888     1889    1890     1891     189S 


Ebfohr  Undwirts*) 
Auftihr  leew&rts 
Einfahr  seewärts 
AiuhhT  landwärts  >) 

994a 
8148 
2426 
1948 

Tonnen  netto 

10298       10  318 

8  523         8  564 

2813         2012 

I  690         I  523 

16222 
8153 
1884 
2  818 

10  186 
8312 
2015 
2394 

II  299 
7708 
1866 
2399 

12  156 
8572 
1651 
1683 

1)  Im  früher  erläuterten  Sinne. 


m 
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Diese  Zahlen  sind  wohl  dabin  auszalegen,  daTs  nach  dem  AnschluBaö] 
zolliDländiiche  Wollenwaren  zunäohsi  im  UabermaTeei  übrigens  auch  in 
besonders  billigen  Sorten  ^),  in  Hamburg  eingeführt  wurden,  während  die 
Einfuhr  aasländieoher  (englischer)  abnahm,  und  dafs  Ton  Hamburg  aua 
Zwischenhandel  mit  den  deutschen  Waren  in  Deutschland  selbst  Tersuohi 
wurde,  jedoch  ohne  dauernden  Erfolg. 

Der  gesamte  Ausfuhrwert  der  Wollen  waren  ist  im  wesentlichen  be* 
dingt  durch  den  t ermuteten  Durchschnittspreis  der  „unbedruckten  Tuoh- 
und  Zeugwaren'^  welchen  die  Rdohs&tatiatik  von  750  M.  für  100  kg  im 
Jahre  1885  auf  825  M.  im  Jahre  1889  hat  steigen  und  dann  bis  1892 
auf  680  M.  hat  fallen  lassen.  Die  Bestimmung  eine«  zutreffenden  Durch- 
schnittspreises für  so  Tersohieden artige  Waren  gehört  jedoch  zu  den  Vu* 
möglichkeiten. 

In  ähnlicher  Weise  hängt  der  berechnete  Ausfuhrwert  der  baum- 
wollenen Waren  in  der  Hauptsache  yon  der  Annahme  des  Durch- 
sohnittspreises  für  gefärbte  etc.  dichte  Gewebe  ab,  dessen  Hichtigkeii  xu 
konstatieren  unmöglich  ist  Der  Einflufs  des  Zollanschlusses  soheiot  für 
die  baumwollenen  Zetigwaren  ein  etwas  anderer  gewesen  zu  sein  als  für 
die  wollenen  insofern^  als  in  Hamburg  die  1889  plötzlich  eingetretene 
Zunahme  der  Einfuhr  landwärts  ebenso  wie  die  der  Ausfuhr  landwärts 
länger  angehalten  hat.  Es  betrug  nämlich  in  Hamburg  der  Verkehr 
Baum  wollen  waren  aufs  er  Strumpfwaren  und  Posamenten 


1887 


1888 


Einfiibr  lAsdwirt» 

9490 

9  745 

Ausfuhr  SMW&rto 

9681 

10386 

Einfabr  seewärtA 

6194 

5232 

AuAfuhr  Und  wärt« 

2639 

2  163 

1889  1890 

TonDen  neUo 

12976 

9680 

4907 

4  162 


13038 

9854 
4961 

4008 


1891 


12035 

9  335 
5625 

4  5C>8 


13  179 
11319 
S3«7 
3023 


Wenn  hier  schon  die  Seeausfulir  1892  ungewöhnlich  hoch  erscheint^ 
so  läfst  die  Eeichsstatistik  eine  noch  weit  bedeutendere  erkennen;  die 
Ausfuhr  Ton  gefärbten  eie.  dichten  Geweben  ist  nach  ihrer  Angabe  yon 
dem  schon  nicht  gewöhnlichen  Betrage  Ton  14  456  Tonnen  im  Jahre  1891 
auf  18  185  Tonnen  1892  gestiegen*  Die  Zunahme  lallt  besonders  auf 
England,  Chile,  Argentinien,  Brasilien  und  Eumänien  j  vermutet  darf  wohl 
werden,  dafs  daran  besonders  die  sächsische  LausiU  und  der  M.-Glad* 
bacber  Bezirk  beteiligt  sind. 

Die  Wertzunahme  der  Leinen  aus  fuhr  ist  hauptsächlich  in  dem 
gesteigerten  Bezüge  yon  Tisch-  etc.  Zeug  seitens  der  Yereinigten  Staaten 
begründet  — 

Was  weiter  die  Strumpfwaren  anlangt,  so  stehen  hier  die  bagra^ 


1)  Der   DuTcbaciufltdpreia    d«r    In    Hainburg    landwärts   eiogefübrteo    Wollan-  ' 
HalbwollenwarttD,  «uasehllerslich  Slrtinipfw&reti,  betrug  für  100  k{f 

1887  1888  1889  1B90  1691  189S  J 

71Ä  751  637  763  77^  688  M.  | 

Kscb    der  ReichstatiAtik    waren   dagegen    die  Über    die    Nordsee    eioachliefslicli  Preili&fsa 
ftOftgegftDgeoeD  eotsprecbeDdeD  Waren,  nur  mit  EiDscbtnfs  der  FasatDentea,  wert: 

761  803  857  811  ii.       —  — 
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wollaneii  obenan.  Ihr  DurchBohnittspreis  war  bei  der  Antfohr  1882  jeu 
1000  M.  für  100  kg  angesetzt»  wurde  bis  1885  allmählich  auf  850  und 
seitdem  bis  auf  600  M.  herabgemindert.  Er  ist  früher  wahrsoheinlioh 
ansehnlioh  zu  hoch  gewesen. 

Naeh  den  Aasweisen    der   amerikanischen  Konsulate  sind  nämlich  in 
flachsen    (einsohliefälich   Zeulenroda   i.  Th.)  ^)   an   derartigen   Waren   zur 
Ausfohr  nach  der  Union  deklariert  worden  beispielsweise 
1887  1891  1892 

fflr  22  950  000  M.  19  007  000  H.  23  939  000  M. 

Kach   der  Beichsstatistik   sind   an   baumwollenen  Strumpfwaren   aus- 
gegangen naoh  den  Vereinigten  Staaten 

fQr  22  561  000  M.  *)  20  543  000  M.  26  754  000  M. 

nach  anderen  Ländern 

für  46209000  H.  22230000  M.  25066000  H. 

Der  B&ckgang  der  Ausfuhr  nach  den  ,,anderen  Ländern''  entspricht 
keinesfalls  den  Thatsaohen. 

Wunderliche  Schicksale  schreibt  die  Beichsstatistik  der  Spitzen- 
und  Stiokereiindustrie  zu.  Im  Jahre  1886  läfst  sie  nicht  weniger  als 
64  300  kg  Zwimspitzen  im  Durchschnittswerte  von  20  000  M.  für  100  kg 
ausführen,  zur  reichlichen  Hälfte  nach  den  Vereinigten  Staaten ,  deren 
Statistik  jedoch  so  gut  wie  nichts  dayon  weifs,  im  Jahre  1892  ist  die 
Menge  auf  5600  kg  und  der  Darchachnittswert  auf  10  000  M.  gesunken. 
Seidene  Spitzen  mit  Metallföden  sinken  von  1891  zu  1892  plötzlich  Ton 
18  000  M.  für  100  kg  auf  10  000  M.  Baumwollene  Spitzen  und  Sticke- 
reien,  die  1886  noch  5000  M.  wert  waren,  erreichen  nur  noch  2500  M., 
ihr  Gesamtwert  sinkt  Ton  über  50  Mill.  M.,  im  Jahre  1887  auf  kaum 
18  Hill.  M.  1892  und  der  frühere  Hauptabnehmer,  England,  hat  in  seiner 
Statistik  yon  dem  grofsen  Falle  so  gut  wie  keine  Notiz  genommen. 

Aehnlich  geht  es  den  Kleidern  etc.  Im  Jahre  1889  waren  475  Ton- 
aen  seidene  und  halbseidene  Kleider  und  Putzwaren  44  147  000  M.  wert, 
1892  dagegen  419  Tonnen  nur  noch  20  940  000  M.;  der  Dorohschnitts- 
pxds  war  von  9300  M.  für  100  kg  auf  5000  M.  herabgesetzt^).  Bei 
den  baumwollenen  und  wollenen  etc.  Kleidern  und  Putzwaren  stehen  z.  B. 

5821  ToDnen  fBr  58  208  000  M.  im  Jahre  1892 
gegen  4909         „         „    68723000   „     „        „      1889 

Der  DurchschnitUpreis  ist  von  1400  M.  für  100  kg  auf  1000  M. 
gefallen. 

Auf  die  hinsichtlich  ihrer  Wertschätzung  herrorragend  zweifelhaften 
Waren :  halbseidene  Zeuge  und  Bänder,  baumwollene  Strumpfwaren,  Spitzen 

1)  In  anderen  Teilen  Dentschlands  werden  nur  anbedeutende  Mengen  legalisiert. 

f\  Mengen  nnTollstftndig  ermittelt. 

8)  1889  etieg  die  Anafahrmenge  der  seidenen  etc.  Kleider  plStsIich  um  60*/ot  ^^^' 
nod  die  der  banmwollenen  abnahm.  Da  die  Hansestädte  schwerlich  die  bedeutende  Mengen 
Nidaier  Kleider  ans  ihrer  eigenen  Produktion  geliefert  haben,  so  hat  wohl  Aendemng 
te  Eabriiiemng  stattgefunden. 

Mtt«  Folge  Bd.  TU  (LXn).  19 
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und  Stickereien,  sowie  Kleider  fällt  fast  die  gesamte  AbDAbme,  weicli 
der  geschätzte  Aystuhrwert  der  Textilfabrikate  seit  dem  Höhepimkie  to 
^'S87  erfahreo  hat, — 

BeBoudere  BeacbtuDg  TerdieDt  weiter  unter  anderem  die  Ausfuhr  vog 
feinen    Lederwaren    (auBichliersHch    Handschuhe    und    seit    1 .  Ju 
188B  Spielwaren  *)).     Dieselbe  soll  betragen  haben: 

1886  1887  1888  1889  1890  18dl  18»S 

Tonil  eu 

4989  5*73  5037  385^  3358  318«  2599 

im  Werte  von  Tiuatnden  MArk 

99776         105458         100736         77110        68841  63610  5' 974 

Der  Durchschnittswert  war  1890  zu  2050  M.,  im  übrigen  zu  2UO0  M. 
f&r   100  kg  angesetzt. 

Der  Yerf  bat  echon  früher  die  Vermutung  ausgesprochen  und  durollH 
Hinweia  auf  die  Handelwslalisiiken  ver^tihiedener  Ländtr  begründet  ^y| 
daTs  ätitens  der  Keiehsstatislik  Artikel^  die  anderwärts  nicht  als  Leder* 
waren  klasaitizitrt  werden,  yielleicht  Albums  für  Photographjen  etc., 
unter  .starker  Werl  üb  erschau  ung  als  „feine  Ltderwaren*'  verrechnet  werden. 
Nun  hat  neuerdings  der  Abaais  von  Fhotogruphiealbums  beträchtlich  ab- 
genommen ^)  und  zwar  namentlich  auih  nueh  den  Vereinigten  Staaten, 
weiohen  die  Ausfuhrabtiahme  der  ^^feineD  Lederwaren''  nach  dt^r  Reichs- 
fitütit^iik  zum  ^rofaen  Teil  zur  Last  fällt  ^).  Diea  ^  iirde,  wenn  die  obige 
Yermutung  richtig  ist,  die  Men^;eoabuahme  der  Ausfuhr  tu  einem  ansehn- 
lichen Teile  erklären. 

Als  einen  im  Werte  stark  Überschätzten  Artikel  hatte  der  Verf.  fräfarr 
das  Papier  bezeichnet  Jetzt  ist  der  Durchschnittspreis  des  Schreib'^ 
Druck-  und  Zeichanpapiers  von  85  M.  für  100  kg  im  Jahre  1885  bis 
70  M.  1888,  50  M.  1887  und  37  M,  1891  (1892  40  M.)  herabgesetzt 
worden;  die  Ausfuhr  von  2S  609  Tonnen  1885  war  zu  20  068  000  M., 
die  von  31417  Tonnen  1891  nur  zu  11624  000  M.  geschätzt  worden. 
Allerdings  ist  der  Preis  des  Papieres  bekanntlich  stark  gesunken^  aber  zu 
einem  guten  Teile  ODtspricht  die  PreisherabHetzuug  doch  wohl  einer  Be- 
richtigung früherer  Fehler.  Der  Hauptabnehmer  England  giebt  den  Wert 
des  au&  Deutschland  eingeführten  Bohreib-  und  Druckpapieres  1686  la 
durchi^chniltlich   59   M.   für   100  kg,   1891   dagegen   zu   47   M.  an. 

Erwähnung  verdient,  dafa  die  Ausfuhr  feiner  Galanteriewaren  seit 
1886  bis  auf  nicht  viel  mehr  als  den  sehnten  Teil^   die  der  leinen  Gegen- 


1)  Die  Menge  der  seit  1,  JuH   1888  abgeachiedeneti    und    so  Spiel  waren    ger  echoe 
feinea  LederwAreo  \AUt  sich  uiclit  geoAii    feststelleiit    kAnn  mber    mehrere  bandert  Tonn 
betrftKeo.      Durch  diese    veränderte  Rabniiemng    sinkt    der    Prei»  der    Tonne  von   20Q00 
auf  1500  M. 

S)  Deutachlfttids  WArenhandef,  S.   50. 

3)  So  1.  B  Bcrieht  der  Aeltesten  der  Berliner  KaafmuiiischAft  189S|  8.  Sdl,  Bericht 
der  Handelskammer  Offeubacb   18dS,   S    89, 

4)  Mach  den  Aiij^ben  des  amerikanischen  GeneralkooBUlats  in  Berlin  iat  di«  Aa»* 
fahr  von  Albama  aa»  Berlin,  dem  wicbtigsten  Platse  flr  diesen  Artikel,  nach  den  Vcr« 
dnigten  Staaten  von  B426  0DO  M.  in  dem  am  90.  Jani  achliersenden  Bechnoog^ahre  I8t0 
andaaernd  gesunken  bis  auf  1407  000  M    im  Rechnungsjahre  1893. 
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•tiiid«  TOD  Almnhiiam,  Niokel  eto.  auf  weniger  als  die  Hälfte  geennken 
•ein  eolL  Dm  ist  jedenfaUs  nicht  80170111  die  folge  daron,  dals  der 
eifene  Konsum  der  Hanseetfidte  nioht  mehr  als  Ausfuhr  au^ef&hrt  -wird, 
als  vidmehr  Ton  Torftnderter  Bnbriaierang.  Die  Dorohsicht  der  statiBtisohen 
Zahlen  erweekt  den  Eindruck,  da(s  die  oben  genannten  beiden  Waren- 
arten in  schwankender  Weise  als  solche  oder  als  Kurzwaren  deklariert 
werden,  dab  aber  in  das  Gebiet  der  Kurawaren  wieder  die  p,feinen  Eisen- 
waren'' einerseits,  die  „unToUständig  deklarierten  Spielwaren"  andererseits 
eingreifen  und  Yeraweigungen  noch  nach  yersohiedenen  Bichtungen  laufen. 
Zur  Erläuterung  genügt  wohl  folgende  Ausfuhrttbersicht : 


1886 

1887 

1888 

1889 
Tonnen 

1890 

1891 

189S 

Galanteriewaren 
▲iBBinivm-  ate.  Waran 
Kanwaran 

alöS 
1536 

260 
3169 
1440 

359 
2341 
"37 

98 
1590 
1757 

81 

1379 
2115 

55 
1417 
«379 

63 

1317 
ao7a 

4932        4869       3737        3445        3575        3«5i        345« 

Die   geänderte  Rubriaterung  würde   den    Durchschnittspreis,   der  für 

Galanteriewaren  an  9000  M.  und  für  Aluminium-  etc.  Waren  au  6000  bis 

6500  M.,   nur  1892   au  5000  M.  angesetzt  war,   auf  rund    2000  M.  für 

die  Tonne  werfen.  — 

Gegenüber  den  lahlreicben  Warenarten,  deren  Ausfuhr  in  neuerer 
Zttt  stagniert  oder  abgenommen  hat,  aeigen  nur  yerhältnismäfsig  wenige 
«ne  ansehnliche  Zunahme  des  Ueberschusses  der  Ausfuhrwerte  über  die 
Einfkihrwerte.     Yen  ihnen  sind  folgende  herrorzuheben : 

AusfohraberschaTt  in  Millionen  H. 

1885      1886      1887      1888      1889      1890      1891  189» 

Ckeaieeha  Fabrikate                   97,1     103,8     108,4     108,8     I30,s     130,2     i^6,t  145,8 

Qegenetlnde  der  Litterator  ete.     39,1       38,1       49,9       4^/1       54*8       ^»9      03,0  61,7 

Die  Ausfuhr  der  chemiBohen  Fabrikate  ist  seit  1885  fast  ohne  Unter- 
bieebung  um  über  50  Millionen  M.  gestiegen.  Davon  fallen  20  Millionen 
M.  auf  Alizarin  und  Anilinfarben  und  rund  15  Millionen  M.  auf  „nicht 
»nderweit  genannte  chemische  Fabrikate  und  Farben'^  deren  Wertschätzung 
ganz  besonderen  Scharfsinn  erfordert,  5  Millionen  M.  auf  Alkaloide  etc. 

An  der  AusfubrsteigeruDg  von  Gegenständen  der  Litteratur  und 
ödenden  Kunst,  welche  seit  1885  über  30  Millionen  M.  beträgt,  sind 
Bisher  etc.  mit  rund  10,  Farbendruckbilder  mit  30  Millionen  M.  beteiligt, 
die  ersteren  fast  ausschliefslich  infolge  Erhöhung  des  DnrchBchnittspreises, 
der  ebenso  wie  der  der  Farbendruck bilder  ein  ziemlich  willkürlicher  ist  ^). 
Dsnuf,  dafs  der  Ausfohrwert  der  Farbendrackbilder,  der  seit  1880  von  6^/^ 
•sf  48  Millionen  M.  gestiegen  sein  soll,  höchstwahrBcheinlich  gewaltig 
ftbttrschätat  ist,  hat  der  Verf.  schon  früher  hingewiesen. 

Von  allen  wichtigeren  Waren  haben  wohl  den  bedeutendsten  Anf- 
•ehwnng  des  Ausfuhrwertes  die  Bürsten  binderwaren   erfahren,  und 


1)  Die  Korporation  der  Berliner  BaehhüDdler  hat  sfch  für  onfEliig  lor  Angabe 
tttm  satrefTeaden  Dorebsclinittspreises  der  aas  Deutschland  ansgeführten  Bücher  etc.  er- 
klirt    Bericht  der  Aeltetten  der  Kaaftnanneehaft  von  Berlin,  1898,  8.  48. 

19* 
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zwar  Yon  etwa  3  Millionen  M.  im  Jahre  1885  auf  t5V«  KiUioneii 
I>ies  igt  im  weseotlicheD  eine  Dur  scheiDbare  ZuDahme.  Eioerseita  ii 
nämiicli  der  DoToheohnittBpreis  der  groben  BüratenbinderwareD  seit  1888 
plötzlich  voD  140  M.  für  100  kg  auf  400  U,,  der  der  feioen  von  700  M. 
Buf  2000  M,  erhöht  worden  ^)  and  andererfleits  sind  1889  allem  Antoheine 
nach  über  200  Tonnen  all  feine  Waren,  anstatt  wie  früher  alt  grobe 
aufgeführt.  Der  Menge  nach  ist  die  Ausfuhr  im  ganzen  seit  1B85  nur 
Ton    1284  Tonnen  auf  1629  Tonnen  gestiegen. 

n     Von  weiterem  Eingehen    auf  Einzelheiten    kann  hier  wohl  abgeeeheit 
werden.  ■ 


Im  allgemeinen  aber  mag,  einige  frtihere  Betrachtungen  zuiammen* 
fas^endp  noch   folgendes  bemerkt  werden« 

Es  ist  in  Deutsohland,  ebenso  wie  in  jedem  anderen  Lande  p  nicht 
möglich,  über  die  internationale  Zahlung«-  oder  Wirtsohaftabilanz,  Ton 
welcher  die  Kandelabilanz  nur  einen  Teil  bildet»  volle  Klarheit  zu  er- 
langen.  Das  Aufsuchen  der  HandeUbilanz  ist  auch  keineswegs  die  Haupt- 
aufgabe der  Handelsstatistik  und  die  wirklich  richtige  Ermittelung  dieser 
Bilanz  ist  als  praktisch  unerreichbar  zu  betrachten.  Die  deutache  Statistik 
speziell  vermag  nach  ihrem  Wertschätzungssysteme  nur  eine  rohe  An- 
näherung zu  geben.  Die  tou  ihr  früher  ermittelte  Ueberbilanz  hatte  ftn 
■ich  weoig  Wahrscheinlichkeit^  da  Deutschland  zweifellos  ein  international 
reiches  Land  ist. 

Trotzdem  ist  die  Verwunderung  über  den  plötzlichen  Umschwung  der 
deutschen  Handelsbilanz  seit  1889  ganz  berechtigt.  Denn  derselbe  isl 
keinesfalls  allein  dadurch  zu  erklären,  dafs  grobe  Fehler  der  Wertschätzung 
entgegengesetzter  Bichtung  wie  früher  gemacht  worden  seien. 

Es  liegen  yielmehr  diesem  Umschwünge  eine  Mehrzahl  von  Ursachen 
zu  Grunde,  welche  allerdings  nicht  sämtlich  klar  erkennbar  sind. 

Jedenfalls  ist  die  internationale  Wirtechaftsbilanz  Deutschlands  durch 
den  Zutritt  Hamburgs  und  Bremens  zum  deutschen  Zollgebiete  derart  Ter- 
ändert  worden,  dafd  die  Handelsbilanz  ^^ungünstiger''  werden  mufate.  Inwie- 
weit die  internationale  Wirtschaftsbilanz  noch  durch  andere  aufserhalb  des 
Handels  liegende  Umstände  wenigstens  zeitweilig  geändert  worden  ist^ 
läTst  sich  nicht  entscheiden* 

Weiter  muTsten  infolge  des  Umstandes,  dafs  die  Hansestädte  aus  Zoll- 
ausland zu  Zollinland  geworden  sind,  die  Waren,  deren  Verkehr  diese 
Städte  Yermitteln^  bei  der  Einfuhr  verhältnismafsig  billiger^  bei  der  Aus- 
fuhr verhältnismäfsig  teuerer  angesetzt  werden  als  frliher*  Dies  ist,  mit»  viel- 
leicht zufälliger,  Ausnahme  dar  Baumwolle  und  Schafwolle  in  den  beiden 
letzten  Jahren  nicht  geschehen.  Die  volle  Berücksichtigung  dieses  Ein- 
flusses ist  auch  bei  dem  von  der  Eeichsstatietik  angenommenen  Schätzungs- 
BYsteme  als  unmöglich  zu  bezeichnen. 

Drittens  haben  Aenderungen  der  Wertschätzung  stattgefunden,  welche 
nach  allem  Anscheine  weit  mehr  frühere  IJebergchätzungen  der  Ausfuhr- 
werte berichtigen,    als  neue  Ueberschätzungen  herbeiführen.     Zugleich  hat 


1^  im  Statist.  Jabibaeb  axod  die  Werte  fUr  1085—87  omchtrftglieh  «rbSbt  wordl«ii. 
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die  Auafiihr  einiger  besonders  stark  überschätzter  Warenarten  teils  that- 
sftehWeh,  teils  wohl  soheinbar,  infolge  veränderter  Deklarationsart,  ab- 
ganommen« 

Einigen  Umständen ,  die  für  onyollständige  Ermittelung  der  Ausfuhr- 
mangen in  den  Hansestädten  sprechen,  kann  genügende  Beweiskraft  nicht 
jnierkannt  werden. 

Der  oben  erwähnte  Einflufs  des  Zollanschlusses  ist  so  schwer- 
wiegendy  dab  yoranasichtiich  auch  in  Zukunft  die  deutsche  Handels« 
Statistik  y  wenn  de  die  Omndsätze  ihrer  Wertschätzung  nicht  ändert, 
zn  einer  XJnterbilanz  gelangen  wird,  aber  bei  der  Unklarheit  über  andere 
mitwirkende  Ursachen  Iftfst  sich  darüber,  ob  die  Höhe  dieser  zukünftigen 
Unterbilanz  sich  wie  anscheinend  für  das  laufende  Jahr  so  auf  die  Dauer 
Termindem  wird  oder  nicht,  kein  Urteil  abgeben. 

Oktober  1893. 


\ 
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Englands  Aursenhandel  im  Jahre  1892^). 

Von  M.  Dieimann. 

Die  auf-  und  alMteigende  Bewegung  des  engUscheD  AaftoohaDdalty  die 
1886  eioen  Tiefpunkt  erreicht  hatte,  war  seitdem  bis  Ende  dar  80er  Jahre 
in  stark  aufsteigender  Richtung  geblieben,  sowohl  in  Bemg  anf  die  Ein- 
fuhr Ton  Waren,  wie  in  Bezug  auf  die  Aasfuhr  derselben.  In  neuester 
Zeit  jedoch  zeigen  Einfuhr  und  Ausfuhr  Tersohiedenes  Verhalten.  Die  Ein- 
fuhrwerte schwanken  nur  yerhältnismäfsig  wenig  um  den  in  der  eng- 
lischen Handelsgeschichte  fast  beispiellosen  hohen  Stand,  den  sie  im  Jahre 
1889  erreicht  hatten;  die  Ausfuhrwerte  dagegen  sind  yon  dem  allerdings 
ebenfalls  beispiellosen  hohen  Stand  des  Jahres  1890  in  den  beiden  letzten 
Jahren  rasch  herabgesunken. 

Aus  den  endgiltigen  amtlichen  Ausweisen  ergiebt  sich  für  das  Jahr 
1892  folgende  Znsammenstellung: 

Werte  in  Tausenden  £ 
Englische       Verein.       Andere 


Ei  nfuhr: 


Waren 

Edelmetalle 

Darchfahr 


A  asfuhr: 

Waren,  englische 

H       fremde  und  koloniale 
Bdelmetolle 
Durchfuhr 


EinfohrÜberschuA 
Ausfnhrübersehufs 
Warenausfuhr  in  Pros,  der  Einfuhr 
desgl.  einschl.  Edelmetalle 


Europa 

175079 
6605 
7045 

97  766  ») 
10950 
I  127 

Staaten 
108  186 

Linder 

4*763 
8421 
1600 

im  gansen 

4*3  794 
3*330 
10  581 

188  729 

109843 

"5  347 

52784 

466705 

78903 

39532 

13554 

1594 

1   'tt 

9855 
2640 

*6  547 

4865 

150 

4620 

46997 
3585 
5  35* 

17*7 

227  077 
64563 

28  911 

IG  581 

133  583 
55146 
67,66 

7*f66 

93706 
16  137 

83.07 
83.76 

46182 

69165 

38,28 
36,«» 

57661 
4877 

Il8,98 
109,18 

331  13* 

135  573 

68,ss 
70,28 

Gegen  das  Vorjahr  zeigt  die  Wareneinfuhr  eine  Abnahme  von  kaum 
8  Proz.,  die  Warenausfuhr  dagegen,  beinahe  ebenso  wie  im  Vorjahre,  eine 
solche  von  fast  6  Proz.  Die  Aasfuhrabnahme  fällt  jedoch  aussohliefslioh  auf 
die   englischen    Waren,    die   einen   Ausfall  von    8  Pros,   erlitten  haben, 


1)  U«ber  die  Vorjahre  tind  Milleiluiigeu  gegobsD  in  den  Jahrb.  3,  F.  Sd.  lU,  S,  4 IS 
«od  Bd    V,  3,  444, 

2)  Anfterdero    ward«£i  au  Dtamaatan  vom  Rip,    welch«  m  diesem  Jahr    lam  enGso 
Mal  aufgeführt  wefdin,  rar  0  IK^Ö  9Ut  Pfd.  Sutl  elßgemhrt 
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wihxend  die  Ansfohr  yon  fremden  and  kolonialen  Waren  eine  Zunahme 
TOD  ftber  4  Proz.  erfahren  hat. 

Von  den  in  England  eingeführten  Waren  haben  besondere  Aufmerk- 
•amkeit  in  beanspruchen  einerseits  die  Bohstoffe  für  die  Textilindastrie, 
ond  andererseits  die  Nahrungs-  und  GenuTsmitteL 

Die  Einfuhr  Ton  Bohstoffen  der  Textilindustrie  hat  nach 
ihrem  Gesamtwert  allerdings  eine  Abnahme  erlitten.  Diese  Abnahme  trifft 
in  der  Hauptsache  die  rohe  Baumwolle.  Yon  dieser  war  jedoch  im  Vor- 
jahr eine  grSfsere  Menge  zugeführt  worden,  als  je  auTor,  während  gleich- 
seitig die  wieder  ausgeführte  Menge  geringer  war  als  seit  yielen  Jahren, 
ao  dals  der  noch  nie  erreichte  Betrag  von  16,2  Millionen  englische  Gtr. 
verfügbar  geblieben  war.  Die  Baumwollzufuhr  des  Jahres  1892  ist 
immerhin  den  Mengen  nach  eine  reichlich  normale,  der  Durchschnitts- 
preis war  jedoch  mit  2,39  Pfd.  Sterl.  für  den  englischen  Ctr.,  entsprechend 
96  M.  für  100  kg,  ungewöhnlich  niedrig. 

Der  Gesamteingang  von  Bohstoffen  der  Textilindustrie^) 


1889 

1890 

1891 

1892 

Tausende  £ 

BaamwoUe 
Schafwolle 
Jäte«) 
Aodsres 

4564a 

28362 

5429 

9755 

42757 

26931 

4922 

8635 

46081 

27857 

4204 

8923 

37888 

26839 

3891 

7860 

89198 

83245 

87065 

76478 

Davon  wurden  wieder 

ausgeführt 

1889 

1890 

1891 

1892 

Tausende  £ 

Baumwolle 
Schafwolle 
Jäte 
Aoderes 

5872 

15418 

1745 

2637 

4750 

14463 

1594 

2224 

3788 

15785 

1351 

2827 

4536 
16802 

1289 
2297 

25672   23031  23751  24924 

Die  Einfuhr  von  Nahrungs-  und  Qenufsmittel n  läTst  die 
irirtsehaftlichen  Verhältnisse  des  englischen  Volkes  im  Jahre  1892  durch- 
las nicht  als  ungünstige  erscheinen.  Allerdings  ist  der  Gesamtwert  dieser 
Einfohr  nur  um  eine  Kleinigkeit  gestiegen,  aber  ein  gana  ansehnlicher 
Betrag,  der  am  Bezug  von  Getreide  erspart  wurde,  fand  seine  Verwendung 
lur  Beschaffung  von  Nahrungsmitteln  tierischen  Ursprungs.  Die  Einfuhr 
«rrdchte  folgende  Werte: 


Mahinngsmittel  tierischen  Ursprungs 

Gelrelde  etc. 

SMker 

Andeivs 

1889 

43721 
55842 
23081 
40046 

1890           1891 

Tausende  £ 

46164        46  715 

18706        20488 
41  044        41  953 

1892 

SO  873 
63955 
20516 

41695 

162690 

164089      176569 

177  039 

Q  DU  Babriiierung  ist  hier  wie  im  folgenden  die  der  BeichssUtistik. 
4  Ota  MtBgen  nseh  ist  die  Binfiüir  Ton  Jute  andauernd  gesunken  von  888  458  Tons 
UM  Ms  258860  Tons  1892. 
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Die  Wiederausfuhr  dieser  Waren  betrug: 

1889 

1890 

1891 

189» 

Tausend«  £ 

NahrangBinittel  tierischen  Urspniogs 

Oetreide  etc. 

Zacker 

Anderes 

1734 

2002 

861 

8330 

2088 

1939 
960 

8519 

1883 

2296 

461 

7305 

ai66 

»313 
412 

7  395 

12927 

13506 

11945 

12286 

Unter    den  Nahrungsmitteln  tierischen 

Ursprungs  standen   obeni 

1889 

1890 

1891 

1892 

Tausende  £ 

Butter  and  Margarine 

Speck,  Sehmals  and  Schinken 

Fleisch,  frisch  und  gesalsen 

Eise 

Eier 

13900 

11972 

6828 

4491 
3  128 

13682 

II  939 

8431 

4975 

3  4»9 

15149 
II  162 

8531 
4813 
3506 

15678 

13  "7 

9210 

5417 
3  795 

Der  gesteigerte  Bezug  yon  Fleisch  und  Speck  etc.  ist  im  letsten 
Jahr  nicht  etwa  durch  yerminderte  Einfuhr  yon  Schlachtyieh  yeranlafst^ 
denn  die  Einfuhr  yon  Vieh  ausschliefslich  Pferden  betrug: 

Taasende  £ 
10  391         II  246         9282         9393 

In  Bezug  yon  Oetreide  etc.  traten  die  Vereinigten  Staaten  für  den 
durch  das  russische  Ausfuhrverbot  entstandenen  Ausfall  ein.  Es  kamen 
nämlich  an  Getreide  und  Mehl,  also  abgesehen  yon  anderen  mehligen 
Nahrungsstoften  : 

1889  1890  1891  '         1892 

Taasende  £ 
Aus  den  Verein.  SUaten  18  209         19  890         22443         30  367 

„     Bafsland  14808         13  206         13833  5242 

„     anderen  Ländern  18  169        20389        25746        23  124 

51  «86        53485         62022        58733 
Durch   die  Mehrlieferung   yon  Oetreide,    sowie  yon  Nahrungsmitteln 
tierischen  Ursprungs    haben  die  Vereinigten    Staaten    die  Minderlieferung 
yon  Baumwolle  mehr  wie  ausgeglichen. 

Weit  weniger  günstig  als  die  Verhältnisse  der  Einfuhr  erscheinen 
die  der  Ausfuhr,  soweit  die  englischen  Waren  in  Frage  kommen.  Von 
der  ungttnstigen  Oeschäftslage  ist  yor  allem  die  Eisen-  und  Maschinen- 
industrie  betroffen  worden,  zum  Teil  allerdings  infolge  des  Rückgänge» 
der  Preise,  aber  doch  jedenfalls,  wenn  auch  nicht  durchgängig  nachweis- 
bar, ganz  überwiegend  infolge  der  Abnahme  der  Absatzmengen.  Die 
Ausfuhr  englischer  Waren  betrug  nämlich  in  Tausenden  Pfd.  Sterl.: 


1889 

1890 

1891 

1892 

Game  and  Seide 

21649 

22291 

21  203 

19360 

Teztilfabrikate 

98520 

99871 

94503 

89725 

Oegenstinde  der  MttaUindiutrle 

38943 

43182 

37227 

31  180 

17971 

19466 

18526 

16354 

1975 

3030 

1774 

827 

Brmisto 

14782 

19020 

18895 

i6  8it 

A-^ 

.      Jf^5 

56671 

55107 

52820 

1935     «63531     247235     227077 
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Dio  wichtigste  Warengrappe,  die  der  Textilfabrikate,  erreiohte 
1892  einen  geringeren  Wert,  ala  in  irgend  einem  Jahre  seit  1880,  mit 
einiiger  Aoinahme  des  Jahres  1885;  gegen  1890  ergiebt  sieh  ein  Aus- 
Ul  Ton  nicht  weniger   als  10  Mill.  Pfd.  Sterling. 

Die   Ansfohrwerte  waren  folgende: 


Banmwoliene  Web- 

UDd  Wirkwaren 
Woilene        „ 
Anderes 

1889 

56101 
21325 
21094 

1890           1891 
Taasende  £ 
59099       56976 
20418       18447 
20354       19080 

1892 

53398 
17907 
18420 

98520 

99871       94503 

89725 

Die  Einfahr  dagegen  hat  nieht  nar  nicht  ab-,  sondern  sogar  am  eine 
Hflbigkeit  zogenommen  und  damit  den  höchsten  Stand  seit  1880  er- 
nieht;  sie  betrag 

Taasende  £ 
28364       27519       27975       28419 
woTon  wieder  aasgef&hrt  warden 

Taasende  £ 
3290        3856        3464        3275 

Die  Aaafahrabnahme  trifft  hauptsächlich  auf  ungebleichte,  demnächst 
«ich  gebleichte,  nicht  gefärbte  etc.  fiaumwollstoffe  und  bei  diesen  wieder 
umentlich  auf  Ostindien  (einschl.  Strafsenansiedlungen  und  Ceylon)  und 
Quna  (einschL  Hongkong).  Die  Wertabnahme  ist  jedoch  größtenteils 
dsnh  Sinken  des  Durchschnittspreises  Teranlaftt.  Es  warden  nämlich 
TOD  derartigen  Stoffen  abgesetit 

1890       1891  1892 
Taasende  Yards 

nach  Ostindien        1 807  353    l  627  186  l  625  836 

,,  China            503  88 1     462  829  426 136 

andern  LKndern    l  270  481    i  343  409  l  277  065 


3581 

715 

3433424        3329037 

Q  Werten  nach 

1890           1891         1892 
Taasende  £ 

nach  Ostindien 
„     China 
M     anderen  LKndem 

15967       14442       13  "7 

5128        4729        3985 

13232       13843       12485 

34327    33014    29597 

Danach  findet  die  Ansicht,  dafs  die  Wertabnahme  der  Ausfuhr  Ton 
BanmwoUwaren  nach  Ostindien  und  China  durch  die  Konkurren s  der  in 
Ölungen  selbst  heranwachsenden  Industrie  sowie  durch  die  Konkurrens 
te  Yereinigten  Staaten  yeranlafst  sei,  für  das  vorige  Jahr  in  der  eng- 
^i*^^  Statistik  durchaus  keine  schwerwiegende  Unterstützung.  Dagegen 
^  noh  die  Ansicht,  dals  die  ostindisohe  Spinnerei  auf  die  englische 
Aiiiftihr  TOB  Baumwollgarnen  nach  Ostindien  und  China  nachteilig  ein- 
wirke, doroh  den  Hinweis  auf  die  englische  Statistik  nicht  gerade  wider- 
^^1  dsnn  diese  Ausfuhr    ist   1892    allerdings   nach  Menge   und  Wert 


298  Misaellen. 

geringer  gewesen  als  in  irgend  einem  Jahre  seit  1880 ;  aber  bei  Ber&ok* 
sichtigung  einer  längeren  Zeitdauer  zeigt  dooh  gerade  die  Auafahr  Ton 
Baumwollgarnen  nach  Ostasien  zu  bedeutende  und  zu  unregehnSCuge 
Schwankungen,  als  dafs  aus  den  Ergebnissen  eines  Jahres  weitgehende 
Schlüsse  gezogen  werden  könnten. 

Die  englische  Ausfuhr  von  Garnen  und  Seide  erreichte   folgende 
Werte 


Baomwollgarne 

nach  Ostindien  a.  China 

,,     anderen  Ländern 
andere  Game  a.  Seide 

1890 

9084 
9950 

1891           1892 
Taosende  £ 

3003         2129 

8  174        7  564 

10  026        9  667 

22  291 

21203       19  3^ 

Den  Mengen  nach  ist  die  Ausfuhrabnahme  der  baumwollenen  Game 
infolge  des  Sinkens  der  Durchschnittspreise  weit  geringer  als  naoh  den 
Werten  und  auf  Ostindien  und  China  beschränkt.  Die  Ausfuhr  betrag 
nämlich  in  Tausenden  engl.  Pfunden 

1890  1891  1892 

nach  Ostindien  n.  China                   67  309  66  288  50  503 

„    anderen  Ländern                     190  982  178  971  182  819 

258291  245259  233322 

Noch  ungünstiger  als  für  die  Textilindustrie  lagen,  wie  sohon  er- 
wähnt, die  Absatzverhältnisse  für  die  Metallindustrie,  im  besondern  fttr 
die  Eisenindustrie.     An  Metallartikeln  aller 'Art  gingen  aui 

1889         1890  1891         1892 

Tausende  £ 

Eiiien                                3^  131      34330      29405      23960 
anderes  6812         8852         7822         7  220 

38943       43182       37  "7       31180 

Während  im  Vorjahre  namentlich  der  Absats  nach  Argentinien,  Ost- 
indien und  Deutschland-Holland  gelitten  hatte,  wurde  1892  besonders 
der  nach  Australien,  den  Vereinigten  Staaten,  Südafrika  und  Brasilien 
Ton  der  Abnahme  betroffen.  £s  wurden  nämlich  an  Gegenständen  der 
Eisenindustrie  ausgeführt  nach 


1890 

1891 
Tausende  £ 

1892 

den  Vereinigten  Staaten 

Australien 

Ostindien 

Deattchland-Holland 

6804 
3843 
3721 
2859 

6440 

2873 
2034 

4987 
2579 
2558 
1806 

Argentinien 
Cap  0.  Natal 
BrasOiwi 
•adma  Lftod«» 

2539 

1 180 
"853 

865 

1505 

1224 

10  129 

703 
1  165 

852 
9310 

34330 

29405 

23960 

li^    ^^   A^naftihzabnahma    nahmen    mit    wenigen   Ausnahmen,    wie 
^dattott»  liBitliohe  Artikel   teil,    beeonders   stark  Bisen- 
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baliMDatexialy    Wailbbleeh,    Draht   und   Meeserwaren.     Beispielsweise   he* 
tx«g  die  Aotftihr  Toa  Sohienen  in  Tausenden  Tons 

1 035,4     70a,«       468,8 
der  Darehsehnittspreis  fttr  die  Ton 

5»^8        5»4»        4.80  £ 
die  Ausfuhr  Ton  Weifsblech  in  Tausenden  Ton 

421,8       448,*       395.4 
und  der  Durchsohnittspreis  für  die  Ton 

15,08        15,98        13,48  £ 

Nooh  weit  stärker  jedooh  als  das  unter  Eisen  aufgeführte  Eisenbahn- 
material haben  naoh  den  oben  angeführten  Zahlen  verhSltoismäTsag  die 
Eisen  bahnfahrxeuge  gelitten. 

Die  Abnahme  füllt  auoh  hier  Torzugsweise  auf  Argentinien,  Ostindien 
«ad  Australien. 

Weiter  leigt  sieh  ein  starker  Ausfnhrrfickgang  bei  den  Masohinen, 
und  Instrumenten,  deren  Ausfuhr  allerdings  seit  1889  gröfser  ge- 
wesen war  als  je  suTor.     Diese  Ausfahr  hatte  nämlich  betragen 

1889  1890  1891  1892 

Tansende  £ 
17  971       19466       18526       16354 

An  dem  Absati  speaiell  Ton  Masohinen  sind,  wie  leioht  erklärlich, 
die  Tersohiedenen  Länder  in  den  einseinen  Jahren  in  ziemlieh  stark 
schwankendem  Mafs  beteiligt;  während  der  Bückgang  des  Jahres  1891 
besonders  durch  Argentinien  und  Deutschland  yeranlafst  war,  zeigten  sich 
1892  namentlich  Frankreich,  Australien  und  Brasilien  weniger  auf- 
nahmefähig. 

Der  letzte  Artikel,  der  neben  Gegenständen  der  Textilindustrie  und 
der  Metallindustrie  sowie  Maschinen  in  der  englischen  Ausfuhr  von  her- 
Torragender  Bedeutung  ist,  sind  die  Brennstoffe.  Auch  diese  zeigen 
twar  einen  Ausfuhrrückgang,  aber  doch  hauptsächlich  nur  infolge  der 
PreisTermioderung.  Es  wurden  nämlich  an  Steinkohlen,  Koks  und  Bri- 
ketts ausgeführt 

1889  1890  1891  1892 

Taasande  Tons 
28956       30143       31084       30454 

im  Werte  von  Tausenden  £ 

14782       19020       18895       16  811 

Die  Wiederausfuhr  Ton  fremden  und  kolonialen  Waren,  welche  die 
«iglische  Statistik  von  der  Ausfuhr  eigener  Waren  thunlichst  genau 
Qoterscheidet»  hat  fast  Tollständig  den  Verlust  wieder  eingeholt,  welchen 
ne  im  Vorjahre  erlitten  hatte.  Die  Zunahme  fällt  hauptsächlich  auf 
Schafwolle,  Baumwolle,  Schmalz  und  Speck,  Indigo  und  Felle  und 
Einte. 

Die  besproohenen  Verhältnisse  lassen  auf  den  Anteil  schiiefsen, 
wslahen    die  yerschiedenen  Länder   im   yorigen  Jahr   an    dem  englischen 
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Handel  genaanDen  babeD.  Der  Anteil  Kuropfts  au  der  Einfuhr  erBchtint 
niedriger,  der  der  Vereinigten  Staaten  höher  oIb  seit  Tielen  Jahren  ^  in- 
folge der  Termioderten  Einfuhr  von  Getreide  aus  Katsland,  nebenbei 
auch  aus  RunjänieOr  und  des  gesteigerten  Bezuges  Ton  Nahrun gamittaLn 
aufl  den   Vereinigten  Staaten. 

Der  prozentuale  Anteil  der  TerBefaiedeoen  Hände Ugebiete  an  der  eag- 
lißcheu   Einfuhr  war  folgender 

Eoropft         engl.  Beäitziingen  ')         Verein.  SUAt«D         «udere  L&ndcr 
1S91  42,06  33^84  23,9S  tO,t^ 

189t         41,BQ  23,0s  35,5a  ]O,09 

Von  dem  Eückgang  der  Ausfuhr  englischer  Waren  wurden 
stärkfiten  betrol'en  die  englisehen  Besitzungen ,  im  besondern  Australien, 
Ost] D dien  und  Hongkong,  demnächst  sämtliche  europäische  Staaten,  aufiier 
Kufaland»  Dänemark  und  Btilgarieo,  Die  Vereinigten  Staaten  hielten  sich 
fast  unverändert  und  Ton  den  aüdamerikaniichen  Ländern  ergaben  Chile 
und  Argentinien  einen  ansehnlichen  Zuwachs  gegen  das  Vozjahr.  Pro- 
centual  gingen  Ton  den  englischen  Waren  nach 

EaropA         engl.  Hesttsungea         Verein,  SUsteo         Rodereo  LEndem 
13dl        34.65  34,77  rt,i4  19»^« 

1893     34»75  33,87  11,69  20,70 

Die  Wiederausfuhr  fremder  und  kolonialer  Waren  steigerte  ti^ 
namentlioh  nach  den  Vereinigten  Staateu ,  KoUand ,  Deutschland  und 
Bufsland,    während    sie    nach    Frankreich  ^    Australien    eto,    abnahm. 

Im  ganzen  entspricht  die  Bewegung  nicht  des  englischen  Einfuhrhandais, 
wohl  aber  dos  Ausfahrhandels  in  den  letsten  Jahren  derjenigen  ,  welche 
als  charakteristisch  für  den  Welthandel  be2e lehnet  werden  mufs,  näialioh 
einem  Eückgaog  Ton  dem  1890  erreichten  hohen  Stand.  Dieser  Charakter 
spricht  sich  in  der  englischen  Handelastatistik  noch  Bcbärfer  aus  als  in 
der  deutschen.  Wird  der  Stand  des  Jahres  1BB9  mit  100  beseichnet»  so 
•teilt  sich  die  deutsche  Ausfuhr 

1890    1891    189S 
»nf  104*7     102«0    96,7 

die  der  englischen  Ausfuhr  eigener  Waren 

auf     105,^  99,3  91,2 

und  die  der  englischen  Gesamtausfuhr  von   Waren 

&i]f     t04,u  97,^        92,4 

Dafs  die  englische  Einfuhr  sich  in  ganz  anderer  Weise  bewegt  alt 
die  Ausfuhr,  erklärt  sich  wie  so  manche  andere  ähnliche  Erscheinung 
diraui,  dafs  zwischen  den  Völkern  noch  andere  Wirtschaft  Hebe  Beziehtinge 
als  die  des  Handels  bestehen. 


1)  Die  amtliche  eoglbcbu  8tatUtik  kauu  »teh   noch  immer  nicht  entschliersva,   Helgo* 
Und  von  der  Liate  der  engUschen  Besitaimigeu  m  »treicheo» 
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VI. 

Die  Preise  des  Jahres  1898  in  Deutschland  und  der 
Einfiufo  des  ZcUes  auf  die  Getreidepreise. 

Von  J.  Conrad. 

Id  den  folgenden  Tabellen  geben  wir  eine  Uebenioht  der  Daroh- 
■chnitttpreiBe  des  Jahres  1893  gegenüber  den  Vorjahren  bis  1879,  wie 
sie  in  der  offiziellen  Beichsstaiistik  als  TereinEelte  Zahlen  geboten  sind. 
Es  ergiebt  sich  daraus,  dafs  nach  dem  arithmetisohen  Mittel  in  dem  Jahre 
1893  das  Preisniveau  gegenüber  den  Vorjahren  nooh  mehr  gesunken  ist. 
Gegenüber  dem  Durchschnitt  von  1879 — 89  gleich  100  zeigt  dies  letzte 
Jahr  einen  Rückgang  auf  91,52,  während  1892  noch  auf  95,32,  1891 
98,14,  1890  106,71  stand.  Getreide  und  Mehl  sind  nicht  ganz  auf  diese 
inäfe  herabgegangen,  sondern  nur  auf  93,86,  während  die  Vorjahre,  ins- 
besondere das  Jahr  1891  sogar  wie  100  zu  120,  eine  erhebliche  Erhöhung 
ergaben.  Bedeutend  zurückgewichen  ist  das  Bohmaterial  für  die  Teztil- 
industrie  auf  81.  Auch  die  Metalle  gingen  auf  89,6  zurück,  während 
Steinkohlen  auf  114  stiegen. 

(Siebe  Tabelle  I,  II  n.  III.) 
Zu  einem  ähnlichen  Ergebnis    gelangen   wir   für   die  Preise  in  Eng- 
lind,    wie    sie  uns  der  Economist  angiebt.     Im  Verhältnis    zum  Vorjahre 
und  die  Preise  der  Metalle  gesunken,    im  Jahre  1893  wie  100  :  87,    die 
Lebensmittel    etwas    weniger     wie    100  :  89 ,     obwohl     gerade    das   Ge- 
treide erheblich  herabgegangen  ist,    der  Weizen  von  31  auf  26,5  sh.  per 
Qaarter,  die  Gerste   von    26,5    auf  25,5,    der  Hafer   Ton    19,9    auf  15,4. 
Aach  das  Fleisch  hat  einen,   wenn    auch  nur  geringen  Bückgang  erfahren. 
Die  Produkte  der  Textilindustrie  sind  um  ein  Geringes  gestiegen.     Kaffee, 
Thee,  Zucker,  Oel,  Talg  sind  um  ein  Unbedeutendes  gesunken.     Im  ganzen 
er^ben    sämtliche  Nummern    einen    Bückgang   wie   100  :  91.     Gegenüber 
öem  Durchschnitt   Ton  1867 — 77    stellt   sich   die  Gesamtheit   der  Index- 
nommem  in  den  letzten  Jahren  1888:  70,  1889:  72,  1890:  72,   1891:  72, 
1S9S:  68,  1893:  62,    die  Nahrungsmittel  inkl.  Kolonialwaren  gingen  von 
78  im  Jahre  1893    auf  66   zurück,   das  Silber   fireilich   ist   noch   stärker 
lierontergegangen  yon  65,4  im  Jahre  1892  auf  56  im  Jahre  1893. 

In  besonderer  Weise  wollen  wir  diesmal  die  Preisentwickelung  bei 
^«a  Getreide  verfolgen.  Wir  erwähnten  bereits,  dals  der  Getreidepreis 
in  Deutschland  im  letzten  Jahre  erheblich  hinter  den  Voijahren  zurückbleibt, 
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g^gaiiübar  dem  Dorchsolmitte  yon  1879 — 83  ist  er  anf  86,8  sarüokgegangeD, 
wihxeiid  des  Jehr  1892  sieh  Doch  auf  97  erhielt.  Am  tiefsten  ist  der 
Weisenpreie  gesunken,  im  IHirohsohnitt  yon  15  Notierangen  auf  157,4  M. 
pro  Tonne,  das  ist  g^enüber  dem  Darohschnitt  yon  1879 — 89  wie  100 
sn  83,7.  Der  Monat  Desember  steht  noch  unter  dem  Jahresdurchschnitt 
aut  149  Mark  pro  Tonne,  eine  ZifPer,  die  wir  in  den  letzten  14  Jahren 
yergebens  suchen,  obgleich  unter  denselben  sehr  billige  Jahre  yorhanden 
waren.  In  Königsberg  und  Breslau  ist  der  yerzollte  Weizen  im  Dezember 
sogar  mit  132  M.,  der  unyerzollte  in  Danzig  mit  119  M.  pro  Tonne 
notiert,  und  man  muTs  bis  in  die  zwanziger  Jahre  zurückgehen,  um  in 
PreuTsen  einen  so  niedrigen  Jahreepreis  zu  finden.  In  England  war  der  Preis 
suf  26  sh.  pr.  Qu.  gesunken  (119,7  M.  pro  Tonne),  im  Dezember  auf  27  sh. 
gestiegen.  Anderthalb  Jahrhunderte  muTs  man  zurüokyerfolgen,  um  einen 
io  niedrigen  Jahrespreis  für  Weizen  in  England  zu  finden.  Um  einen 
Anhalt  zu  geben,  wie  auch  an  anderen  Orten  der  Preis  zurückgegangen 
ist,  erwfthnen  wir  (nach  dem  Bericht  über  den  Getreidehandel  in  Berlin 
und  seine  internationalen  Beziehungen  im  Jahre  1893  yon  Emil  Meyer), 
dsTs  nach  den  yon  der  Begierung  ermittelten  Durchschnittspreisen  in  den 
Ter.  Staaten  Nordamerikas  per  Bushel  Weizen  1890  83,8  c,  1891  83,9  c, 
1892  62,4  c.,  1893  52,1  c.  gezahlt  wurden.  In  Chicago  1892  79,  1893 
nur  68  0.     In  New- York  im  Januar  1-893  81,5  c,  im  Dezember  68  c. 

Als  Grund  dieser  niedrigen  Preise  wird  allgemein  die  Ueberproduktion 
sogeeehen,  welche  in  den  letzten  3  Jahren  infolge  im  grofsen  Ganzen 
(einstiger  Ernten,  in  den  hauptsächlichsten  Teilen  der  ciyilisierten  Welt 
Toiiag,  wodurch  erhebliche  Vorräte  als  Ueberschüsse  yon  einem  Jahre 
zum  andern  herüber  genommen  werden  mufsten  und  einen  Druck  auf 
die  Preise  ausübten.  Selbst  der  bedeutende  Ausfall  inolge  der  Mifsernte 
des  Jahres  1891  in  Bufsland  yermochte  dies  Ergebnis  nicht  auftuhalten, 
rielmehr  wurde  er  durch  die  überreichen  Lieferungen  besonders  aus  den 
Ver.  Staaten  yoUauf  ausgeglichen.  In  dem  letzten  Jahre  wurde  dieses 
noch  besonders  unterstützt  durch  die  Erisis  und  Geldnot  in  den  Vor.  Staaten, 
welche   das  Land  zu  starken  Verkäufen  k  tout  priz  zwangen. 

Wir  geben  in  dem  Folgenden  eine  Uebersicht,  wie  sich  die  Ein- 
fuhryerhältnisse  an  Weizen  in  England  in  den  letzten  Jahren  gestaltet 
haben: 

Tabelle  IV.     Britisches  Eeich.     Einfuhr  yon  Weizen  und  W.-Mehl. 


Oesamt- 
eioftihr 


RnfsUnd 

Pro«. 


Ver.  SUaten 
Pros, 


Indien 


IPros. 


Brit.  Amerika 
Pro«. 


Australien 

Pro«. 


W7-SI  67.1  M.Qu. 

lllT-91  82,3  „     ,, 
»IM     187007808 
UI3     I87825476 


7067056 
8899221 

16657348 

4362986 

10  061 988 


10.5 
lO.ft 

20.8 
11,5 


38456968 
40249308 
38109250 

53354133 
50259352 


56,6 
47.7 
46,9 
61,3 
57,3 


3877077 
10 179320 

9603975 

12495442 

6 183  508 


5,7 
12 
11,6 

14.* 

7»o 


3872432 
2887534 
3449866 
5234845 
4238341 


25,7 

3i4 

4,1 

6,0 

4,1 


2446930 
3510933 

1  947  991 

2  016  846 
2655188 


3,6 
4,1 
3.1 

«.8 

3,0 


Es  ergiebt  sich  daraus,  dafs  Bufsland  yon  1887 — 91  das  doppelte 
Quantum  als  bisher  nach  England  geliefert  hatte,  yolle  20  Proz.  des  eng- 
liichen   Bedarfs.     Im  Jahre    1892   aber   ging   die  Lieferung   auf  fast  ein 
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Viertel  herab,  ohne  dafs  dieser  Ausfall  io  Eügland  wesentlich  rerspQrt 
wurde*  Im  Jalire  1893  stieg  die  Zutuhr  wieder  mit  10  Mili.  Cwte,  ober 
den  Durch Bohniti  der  Jahre  1877 — 86  hinaui,  indem  Buislaod  nach  Eng- 
land erhebliche  Quantitäten  Terfrachtcte,  welche  ohne  den  Zollkrieg  nach 
iJeatBohland  gekommen  waren.  Von  1877^ — 91  haben  die  Ver.  Staaten  ziem- 
lieh  das  gleiche  Quantum  Ton  38 — 40  Hill.  Cwts*  in  England  abgesetzt,  fa&t 
die  Hälfte  oder  über  die  Hälfte  der  ganzen  englischen  Zufuhr*  In  den 
beiden  lotsten  Jahren  sind  diese  Summen  noch  erheblich  in  die  Höll 
gegangen  auf  über  ÖO  MilLp  womit  es  57 — 61  Proe.  des  englischen 
darfes  deckte.  Die  auTser ordentlich  günstigen  Ernten  in  Amerika  ge* 
statteten  eine  Steigerung  der  Ausfuhr  um  10 — 12  MilL  Cwta.,  ohne,  wi^ 
wir  aahen^  die  amerikanischen  Pruiae  halten  zu  können.  fl 

Von  Interesse  ist  es,  zu  verfolgen,  wie  sich  Britisch-Indien  in  diesen 
Jahren  verhalten  hat  Noch  in  den  Jahren  von  1877 — 83  lieferte  m 
nur  3,8  Mill  Cwta.,  5,7  Proz.  der  englischen  Zufuhr  Von  1882 — 91 
ca.  10  Mill.  und  nahezu  12  Proz.  1893  ging  aber  die  Zufuhr  auf  6  Mill. 
und  7  Proz,  zurück  und  zwar»  wie  berichtet  wird,  weil  die  Londoner 
Preise  die  Lieferung  aus  Indien  nicht  mehr  gestatteten.  Während  also 
bei  diesen  Preisen  Amerika  den  Export  noch  zu  steigern  vermochte»  ob- 
wohl im  letzten  Jahre,  wie  die  Mannheimer  Handelskammer  berichtet, 
die  Seefracht  von  New- York  nach  Liverpool  etwas  gestiegen  war,  hörte 
für  Indien  bereits  die  Lieferun gs Fähigkeit  auf.  Bas  ist  sehr  bedeutsun 
auch  für  die  Silberfrage.  Denn  es  ergiebt  sich«  dais  auch  das  letzte  Laud, 
auf  welches  möglicherweise  wieder  das  weitere  Herabgehen  des  Silber- 
preises steigernd  auf  die  Auefuhr  wirken  könnte,  an  dieser  Preisgrenze 
den  Dienst  versagt,  und  man  wird  daher  mit  Fug  und  Becht  sagen  können, 
dafa  die  Preis  Verhältnisse  des  Silbers  fortan  für  die  Gestaltung  der  Weisen- 
preise  kaum  eine  höhere  Bedeutung  haben  werden,  als  die  der  Eisen-  und 
Kupfer  preise, 

Bntisch-Nordamerika  hat  in  den  letzten  Jahren  eine  steigende  Be* 
deutung  erlangt,  es  lieferte  in  den  beiden  letzten  Jahren  etwas  aber 
5  Proz.,  Australien  2,8  Froz.  In  erhebltoh  bedeutenderem  MaTse  ali 
bisher  trat  im  Jahre  1893  Argentinien  mit  7,7  Mill.,  9,6  Froz.  auf»  im 
Jahre  1892  nur  mit  3,4  Mill.,  während  in  den  vorhergehenden  Jahren 
der  Statistical  Abstract  nicht  einmal  für  wert  hält,  Argentinien  überhaupt 
besonder»  anzuführen.  Die  Gefahr,  dafs  neue  Konkurrenten  im  Weisen- 
import auftreten,  ist  deshalb  gegenwärtig  noch  keineswegs  ausgeschlossen« 

Deutachland  hat  in  den  letzten  Jahren  eine  nicht  unbedeutende  Steigerucg 
der  WeizeDeinfuhr  erfahren.     In  den   10  Jahren  von  1880 — 89  schwankte 
die  Gesamteinfuhr  zwischen  227  000  t  im  Jahre  1880  und  750  000  im  Jahre 
1884,  und    der  Durchschnitt    war    466  000   U     Im  Jahr©  1890    betrug  di« 
Summe  bereits   672  000,    1891    905  000,   1892   1296  000,    1893   703  000  t. 
Dagegen  ist  die  Koggen  einfuhr  in  den  letzten  Jahren  sogar  eine  geringere 
gewesen.     Von   1880—89  schwankt  die  Eoggeneinfuhr   zwischen   565  00^ 
im  Jahre  1886  und   1069  000  im  Jahre    1889,  während  der  DurohschniH 
rund    700  000  t    beträgt*      Im    Jahre    1890    belief    sich    die  Einfuhr    a^ 
876  000,    1891    auf  842  000    und    sank    dann  1892    auf  648  000    und  auf 
227  000  im  Jahre   1893.     Während  der  Hafer  grofse  Veränderungen  nicht 
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«ofkuwoisen  hat»  ist  dio  Einfiihr  der  Genie  erheblich  gestiegen.  In  den 
enrihnten  10  Jahren  sohwankte  sie  swischen  221000  im  Jahre  1880 
nnd  651000  im  Jahre  1889.  1890  werden  bereits  735  000  eingeführt, 
1893  852  000. 

Dar  annehmende  Bedarf  des  Landes  infolge  des  alljährlichen  An- 
wachaena  der  BeTölkemng  nm  ca.  1  Proz.  oder  ^/^  Hill.  Menschen  kommt 
dabei  mit  swingender  Gewalt  znm  Ansdruck.  Die  deutsche  Landwirt- 
schaft zeigt  aioh  völlig  anfser  stände,  dem  wachsenden  Bedarfe  zu  ge- 
nügen. Die  Anbaufläche  der  vier  Hauptgetreidearten  ist  um  ein  Unbe- 
dentendea  zurückgegangen.  Die  Fortschritte  der  Landwirtschaft  in  der 
Bestellung  und  Dängung  haben  jenen  Ausfall  wohl  ausgleichen  köoneo, 
aber  eine  nachhaltige  Steigerung  der  Ernteerträge  nicht  zu  bewirken 
Termoeht. 

Das  hauptsäohlichste  Bezugsland  Deutschlands  für  Getreide  ist  be« 
kanntlich  BuTsland.  Yen  1880 — 84  lieferte  es  yon  dem  Weizen  35  Proz. 
Ton  dem  Roggen  56  Proz.  Von  1885 — 89  52  Proz.  und  69  Proz.,  yon 
1890 — 93  38  Proz.  und  an  Roggen  66  Proz.  In  dem  Jahre  nach  der  russischen 
MillBemte  1892  dagegen  nur  20  und  22  Proz.,  trotzdem  in  diesem  Jahre 
Deutachland  wenigstens  an  Weizen  einen  sehr  bedeutenden  Bedarf  hatte. 
1898  sank  der  Import  an  russ.  Weizen  auf  6  Pioz.  herab,  während  er  an 
Roggen    noch   67    Proz.   der   im   ganzen   sehr  yerringerten   Zufahr    aus- 

(Siehe  Tabelle  V.) 

Oeaterreioh,  das  in  den  achtziger  Jahren  noch  24  Proz.  des  Weizen- 
importa  lieferte,  hat  in  den  4  Jahren  yon  1890 — 93  nur  noch  7,7  Proz. 
abgegeben  und  die  Roggenzufuhr  hat  in  den  letzten  Jahren  so  gut  wie 
ganz  aufgehört.  Daraus  ist  deutlich  zu  erkennen,  wie  gänzlich  unbe- 
gründet die  Furcht  unserer  Landwirte  yor  der  Konkurrenz  mit  Oeatetreich 
war.  Nur  an  Gerste  erhalten  wir  noch  erhebliche  Quantitäten  yon 
unserem  sfidlichen  Nachbar,  und  in  einzelnen  Jahren  auch  an  Hafer. 
Dafür  sind  in  den  letzten  Jahren  die  Vereinigten  Staaten  und  Rumänien 
als  direkte  Lieferanten  mehr  heryorgetreten,  da  auch  ihnen  die  ZoUer- 
mäfsigung  zu  gute  gekommen  ist.  Im  Jahre  1892  stammte  fast  die 
Hälfte  unserer  bedeutenden  Weizeneinfuhr  aus  Amerika  mit  über  einer 
halben  Million  Tonnen;  im  Jahre  1893  noch  27  Proz.  In  diesem  Jahre 
war  der  hauptsächlichste  Lieferant  Rumänien,  yon  wo  35,6  Proz.  der 
ganzen  Weizeneinfohr  kamen.  Auch  Roggen  wurde  da  zum  ersten  Male 
aus  diesen  beiden  Ländern  bezogen,  1892  aus  den  Yer.  Staaten  136  000 
Tonnen;  doch  scheint  dies  ganz  exceptionell  zu  sein,  denn  schon  im 
folgenden  Jahre  ging  der  Betrag  auf  2000  Tonnen  zurück,  weil  die  Preise 
zu  wenig  ermutigend  waren.  Rumänien  schickte  uns  besonders  im  letzten 
Jahre  yerhältnismäfsig  viel  Roggen  und  noch  mehr  Gerste  und  Hafer,  die 
Hüfte  der  ganzen  Zufuhr.  In  diesem  Lande  ist  mithin  ein  neuer  und 
sehr  beachtenswerter  Faktor  in  unserem  Getreidehandel  aufgetreten,  der 
bisher  wenig  Beachtung  gefanden  hat  Rumänien  ist  hauptsächlich  in 
den  letzten  Jahren  an  die  Stelle  Rofslands  getreten,  und  bei  Fortdauer 
des  Zollkri^s   mit  Rufsland   würden    wir   sicher  noch  mehr  rumänisöhea 
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Getreide  erhalten,   während  die  Rumänen  roBsitohea  Getreide  konaumieren 
▼ürden« 

Bei  der  tohwankenden  Einfohr  in  Dentschland  mufaie  anoh  der  £in- 
flnf  t  dea  Zollea  auf  die  Preiae  in  den  yerachiedenen  Jahren  ein  ungleicher 
aein.  Wir  haben  auf  der  folgenden  kleinen  Tabelle  den  Preiaunteraohied 
zwiaehen  yersolltem  Weizen  in  Königaberg  und  unTerzolltem  in  Dansig, 
dann  die  Preiae  in  England  mit  denen  in  Berlin  und  Lindau  yergliohen 
und  die  DifPerensen  aeit  dem  Beatehen  dea  Zollea  gekenozeiohnet  Bei 
Boggen  konnten  wir  leider  die  Vergleiohung  nioht  bia  auf  die  neueate 
Zeit  fortführen,  da  die  deutaohe  Reiohaatatiatik  nur  für  Bremen  den  Preia 
f&r  nnyersollten  Roggen  yerfolgt  hat,  der  in  den  leisten  Jahren  überhaupt 
nicht  sur  Notierung  gelaugte.  Ea  iat  aehr  zu  beklagen,  dafa  die  offizielle 
Statistik  nicht  f&r  mehrere  Orte  die  Preiae  für  Tranait-  und  Inlandware 
angiebt,  da  die  Yergleiohuog  beider  für  die  Beurteilung  der  wirtaohaft- 
liehen  Wirkung  dea  Zollea  tou  aufaerordentliohater  Bedeutung  iat 

(Siehe  TabeUe  Mf  8.  810.) 

Ana  onaerer  Tabelle  ergiebt  aich,  dafis  von  1879  —  88  der  Preia  dea 
Weisena  in  Danzig  noch  höher  war  ala  in  Königaberg.  In  Berlin  nur 
5  M«  höher  ala  in  England.  Nur  Lindau  zeigte  damala  aohon  45  M. 
mehr  ala  England.  Die  Wirkung  dea  eraten  Zollea  war  mithin  eine 
Terachwindende.  Die  erate  Erhöhung  dea  Zollea  machte  aich  in  den 
feigenden  Jahren  bereite  bemerklich«  Nach  der  Erhöhung  dea  Zollea  am 
20.  Febroar  1885  erhöhte  aich  die  Di£Perens  zwiaehen  unverzolltem  und 
TersoUtem  im  Jahre  1886 — 87  auf  14  und  17  M.  In  England  atellte  aie  aich 
gegenüber  Berlin  bereita  10  und  16  M.  niedriger,  zwiaehen  Lindau  und 
Ki^and  atieg  aie  auf  62  und  54.  Mit  dem  Jahre  1888  trat  der  erhöhte 
Zoll  Ton  5  M.  auf,  und  damit  atieg  die  Differenz  auch  sofort  zwiaehen 
Danzig  und  Königsberg  auf  31,  in  den  folgenden  Jahren  auf  39,  40  und 
43.  Die  Berliner  Preiae  erhoben  aich  über  die  englischen  aohon  im 
Jahre  1889  um  52,  im  Jahre  1891  sogar  56,  in  Lindau  bia  auf  90  und 
95  If.  pr.  t.  In  den  erat  genannten  Städten  sehen  wir  ganz  allmählich  den 
ZoU  atärker  zur  Geltung  kommen,  die  Differenz  bleibt  aber  noch 
anter  dem  ZoUaatze  zurück,  während  er  in  Berlin  gegenüber  England 
zeitweiae  etwaa  überachritten  wird.  Noch  früher  und  energischer  tritt  die 
Wirkung  dea  Zollea  in  der  Preiadifferenz  für  Roggen  zwiaehen  Lübeck 
and  Bremen,  Stettin  und  Bremen  in  den  gleichen  Jahren  herror. 

Das  Schwanken  in  der  Wirkung  dea  Zollea  hängt  naturgemäfs  zu- 
sammen mit  dem  Bedarf  Deutschlands  und  dem  Stand  der  Vorräte  dea 
Auslandes,  denn,  wie  wir  schon  im  Jahre  1879  in  dieaen  Jahrbüchern 
darzulegen  verauchten,  ist  die  Preisgestaltung  eine  Machtfrage,  und  in 
jedem  Jahre  yerschiebt  sich  dieselbe ;  bald  hat  daa  Inland,  bald  das  Ausland 
daa  Uebergewicht  bei  der  Preisbeatimmung.  Je  mehr  wir  genötigt  aind, 
im  Aualande  die  Händler  zum  Einkauf  dea  Bedarfa  herumzuschicken, 
ui  so  mehr  müssen  wir  uns  den  ausländischen  Preisen  anpassen,  daa 
Ton  ihnen  eingeführte  Getreide  hat  den  Zoll  Toll  und  ganz  zu  tragen,  die 
Preisdiffereus  zwischen  In-  und  Ausland  entspricht  in  der  Hauptsache 
de«  Zoll.  Je  weniger  wir  im  Aualande  als  Käufer  auftreten,  je  mehr 
■an  unaTon  dort  daa  Getreide  offeriert,  je  mehr  ea  an  den  Auafuhratätten  in 
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WdKeu  pro   1000  kg 

WeUüU 

ie79-dä 

i»a4-8& 

Isaf} 

tsa?      i8Bd 

16B9        ISBO 

lS9i 

laet 

l§»a 

üdnii^iberg 

19^,7  i 

f<JO,ög 

«Sl.ürt 

Ijg.i?      I66,üft 

176,5»      185,75 

331,46 

183.50 

142* 

DüD^iir 

iq8,K5 

150,11 

ijS.tiü 

I4iu»     'SSn 

I37'ft* 

i4S««6 

178,11 

tsS.üfi 

»as. 

Enjflftiid 

300,  ai) 

iy,4i      t^o^uo 

I47,tö     I44ifiö 

135^25 

HS'öö 

i6g.is 

141, ßa 

119» 

Berlin 

105,  Qfl 

161,6fr 

iSMSf 

164,38 

172,34 

l»7,7S 

i9S^*o 

324.«  1 

176*1 

tSi.J 

Lbdmm  q 

HSii« 

101,11^ 

103,51 

101,74 

aci6,fli» 

a3Q,lT 

»33>ofi 

«57»»8 

337^18 

30Si^ 

t 

+   »iii 

—  tO,7& 

- 14,0« 

—  i7t«ö 

—  30,91 

—  lß,9(l 

—  40,09 

—  43^3Ä 

-  1S.4* 

—  17. 

+  $m 

+     8,14 

+  10,  AI 

+  t6,ia 

+  37,^^8 

+  S^.&o 

+  4ö,3l 

+  S6,0fl 

1 

*..H«Jl.,». 

+  45*1* 

+  4f  ri4 

+  6i,gi 

+  54^01 

+  6345 

+  84pS* 

-*-  87i9T 

-h  89,70 

+  9Si«i 

+  86. 

Roggen  pro 

1000  kg 

187D/S3 

1&84/85 

18H€ 

1887 

1888 

1     1$89 

1890 

1B9I 

aA¥»riolli 
LUb^'k,     ras»,    otw» 

163,14 

114.79 

lOlt9S 

94*€i 

9«,8« 

[O6^0i 

110,08 

154^4* 

Tl,3  kf  pri)  hl 

flt9lÜtl»ittl  ff«^Il  ki 

ff«  Hl 

i64,Ao 

143,1^1 
138.4« 

136,51 

fl6,E0 

131,8« 

i7ö.ie 
t66,€» 

317,96 
3tl,0& 

Hr«ai«a 

+     I|I4 

4-  IJiit 

4-  3e,7s 

+  37  6* 

+  49^«»  +  50f38 

+  63,5  S( 

Mmmb  Itfvrt,  OB  to  weniger  kommt  der  Zoll  lam  Auadraek,  die  Preis- 
difereni  Tereohwindet  Nur  auf  Grund  einer  deUiUierten  Yergleiohung 
der  Brnte*  und  TorretaTerhiliDiaee  der  Tersehiedeoen  in  Betrmcht  kommen- 
dea  Linder  kann  der  Zusammenhang  Ton  Umehe  und  Wirkung  in  ge- 
nllfender  Weite  klargelegt  werden ,  wosn  nnt  im  Momente  der  Raum 
und  da»  Material  fehlt  Wir  wollen  nur  noeh  auf  die  Preisbüdong  der 
beiden  letaten  Jahre  eingehen. 

In  beiden  Jahren  iet  die  PreisdüFerenx  sowohl  swisehen  Danzig  and 
SSai^berg  wie  iwitehen  Berlin  und  England  bei  dem  Weisen  eine  auf- 
ftllend  geringe,  obwohl  gerade  in  dieeem  Jahre  die  ^»fo>»y  naeh  Deutsch- 
land eine  exeeptioaell  hohe  gewesen  ist  In  dem  ersten  Falle  nur  25 
«ad  17»  in  dem  iweiten  34  nad  32.  Die  Differenz  sinkt  authin  noeh 
«rheblieh  unter  die  Zollermil»igang  iaMge  des  Ssterreiehkehen  Handels- 
rertza^:««  herab.  Offenbar  war  im  Jahre  1S93  der  Prms  für  russische 
Waure  übermü;»ig  hoeh»  wihread  er  zagleieh  ia  Deatsehlaad  durch  das 
rek'hüche  Angebot  r^m  Auslände  luruckgehaltea  wurde.  Sehr  begreiflich, 
dial&  daher  an  der  russisehen  Grenze  der  Preisaatersehied  aa  Tenolltem 
and  luiTersoIItem  Getreide  geriag»  ia  liadaa  aber  ger«äe  aaisargewöhnlich 
^ah  war.     Ganz  aadblLend  iai  die  aariwe  WUm«:  das  Zellaa  im  Jahre 
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Weizen  1898  pro  1000  kg 


mr    P«bniAri    Mirs 

April    1     Mai 

Jaoi 

Jali 

August 

Septbr. 

October 

Novbr. 

Desbr. 

MI 
o.to 

i4S'öo 

126,67 
II9»7 

152*17 
210,00 

146,00 
125,88 
114,00 
149.62 

209,00 

I47.60 
128,04 

112,5 

155'«» 

209,50 

151,00 
131.52 

117,40 
159.72 

212,50 

150,00 
127,12 
124,6 

157,85 

216,00 

149.00 

125,42 

121,6 

158,62 

212,00 

142,00 
125,41 
120,00 

I55.80 

201,50 

137,00 
128.12 

115.5 

149,48 

199.75 

136,00 

124,85 

125,00 
142.94 
196,50 

134,00 

119.68 

124.2 

142,16 

195.8O 

132,00 

119,18 

122,7 

143,68 

194.00 

7.4« 

0*t 

—  l8,8S 
-♦-  32,47 
+  90,8 

—  20,62 
+  35.62 

+  95.80 

—  19.46 

4-  4».79 

+  97,00 

—  19.48 
+  4«»82 

+  95.1 

—  22,88 

+  33.8» 

+  91,4 

—  23,58 

+  37,02 

+  90,4 

—  16,59 

+  35,80 

+  81,5 

—    8,88 

+  33,98 

+  84,25 

—  11,65 

4-  17,94 

+  71,60 

—  14,82 
+  17,96 

+  71.1 

—  12,87 
+  20,88 
+  71,8 

1893,  da  der  Preuuntenohied  zwischen  Danzig  und  Königsberg  nur  17  M. 
betrug,  obgleich  an  der  mssisohen  Grenze  der  Zoll  nicht  nur  nicht  herab- 
geeetzt,  sondern  im  August  sogar  noch  um  50  Proz.  erhöht  wurde,  wo- 
dnroh  die  Einfuhr  russischen  Getreides  thatsächlich  inhibiert  werden 
mnllste.  Wenn  gleichwohl  nach  der  Statistik  21  600  t  Weizen  und  yolle 
100  000  t  Boggen  von  der  Statistik  als  Import  russischen  Ursprungs 
M^efuhrt  sind  und  zwar  im  Spezialhandel,  also  in  dem  freien  Verkehr 
das  Zollgebietes,  so  hat  das  seine  besondere  Bewandtnis.  Wenn  die  Statistik 
femer  angiebt,  dafs  noch  6953  t  Weizen  zu  7^/,  M.  Zoll,  und  zum 
selben  Satze  58,049  t  Eoggen  importiert  sind,  so  scheint  das  dem  oben  Ge- 
Bigteo  zu  widersprechen,  findet  aber  seine  yolle  Erklärung  darin,  dafs  diese 
Quantitäten  in  die  Mnhlenlager  gewandert  sind,  wo  sie  unyerzollt  zur 
Verarbeitung  gelangten,  um  als  Mehl  in  das  Ausland  zu  gehen,  also 
thatsächlich  nicht  in  das  Inland  zu  gelangen  und  Zoll  zu  zahlen,  denn 
aa  Mehl,  welches  aus  dem  Mühlenlageryerkehr  in  das  Ausland  gebracht 
▼urden,  sind  145  500  t  aufgeführt. 

In  den  einzelnen  Monaten  war  die  Differenz  des  yerzollten  und  un- 
Terzollten  Weizens  nach  der  offiziellen  Statistik  yon  Danzig  und  Königs- 
berg während  des  letzten  Jahres  sehr  yerschieden.  Im  Januar  betrug 
sie  17  M.,  stieg  im  März  auf  20,  ging  dann  wieder  herunter,  um  im  Juni 
und  Juli  23  und  darüber  zu  erreichen  und  sank  aber  schon  im  August 
tof  16,  also  gerade  in  dem  Momente,  wo  der  Zollkrieg  zum  Aus- 
bruch kam.  Im  September  sank  die  Differenz  sogar  auf  9,  stieg  bis 
zum  Noyember  auf  14  und  war  im  Dezember  13.  In  den  letzten 
3  Monaten  verminderte  sich  auch  die  Differenz  zwischen  Berlin  und 
Lindau  einerseits  und  England  andererseits  erheblich,  weil  in  Deutsch- 
liod  die  Preise  heruntergegangen  waren,  während  sie  in  England  etwas 
itiegen.  80  war  noch  im  April  und  Mai  zwischen  Berlin  und  England 
die  Differenz  42  M.,  im  Oktober  und  November  war  sie  auf  18  herunter- 
gegangen. Zwischen  Lindau  und  England  betrug  sie  immerhin  noch 
71  M.,  zwischen  Mannheim  und  England  im  Dezember  50  M.,  so  dafs 
sa  Rhein  die  Einfuhr  bei  einem  Zoll  yon  35  M.  noch  offen  blieb, 
vibrend  sie  an  der  russischen  Grenze  selbst  bei  einer  Herabsetzung  auf 
20  M.  noch  verschlossen  gewesen  wäre. 
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Eid  wcetpreufsiaolier  Gutabesitzor  teilt  uat  aut  den  BörseD berichtet) 
rweier  Danzigor  Kaufleute  Preise  für  kürseBte  Termine  für  inländiftoben 
and    TTanaitweizen    in    den    letzten    drei    Monaten    dee  Jahres    189S    mit, 

welche  wir  hier  wiedergeben. 


Weizeopreiäe  pro  Tonne  in  Mnrk« 


II. 


DAtum 

InL 

Transit 

Differenz 

Dftttiiii 

lal. 

Transit 

Differi 

Sl.  Okt. 

»33 

132 

II 

17.  Okt 

133 

125 

8 

S8.      „ 

136% 

laiV, 

J5 

31       ti 

137 

"3 

14 

18.  Not. 

136 

116 

30 

T.  Nov. 

137 

tao 

ly 

25.      „ 

136V, 

ns 

3lV, 

n.    „ 

136 

IIS 

XI 

16.  Des. 

137 

«23V. 

uV, 

13.  Dei, 

138 

117 

31 

2».      ,. 

'36 

"33V, 

I2V. 

26.      ,, 

135 

itS 

■7 

Hiernach  lät  also,  aohraibt  er,  der  Inlandweizen    nach  I.  nur  11  bii 
21 '/j   M.  teurer    als    der    russisohe    im  Transitlager    in   Danzig,    nach  I(. 
sogar    nur    8 — 21   M.  teurer«      Wenn    also    auch    der    Zoll    auf   35  M*  er^ 
mäfsigt  wird,  so  würde  deshalb  dach  kein  Zentner  Weizen  aus  dem  Tran* 
sitlager    in     den    inländiaohen    Verkehr    übergehen.     Der    Abschluls    dei 
HandeWertrageB    mit  KuTflland   würde  also  auf  den  Inlandspreis  des  Wei^^ 
z<?ns  in  Danzig  von  keinem  Einflufs  sein.     Wie  aber  stellt  sioh  die  Sache' 
an  der  russischen  Grenee»  Die  Ei  aen  bahn  fr  acht  Ton  Warschau  nach  Thoro 
stellt  sich  per  Tonne    um   6,4   M,  billiger    als    nach  Danzig.      Warschaue 
Weizen,  welcher  im  Transitlager  in  Danzig  118  M.  kostet,  würde  in  Thor 
unverzollt  111.60   M.,    mit   dem    Zoll    Ton    35  M.  alßo    146^60  M.  stehen." 
Thatfiächlich    sind     aber    in    Thorn    in    den    letzten    3    Monaten    nur    127 
— 136  M.  bezahlt  worden,    also    auch    hier    würde    sich    nach    AbschloTs 
des  Hand  eis  Vertrags  nichts  ändern.     Der  polnische  und    russische   Weizen 
würde  weiter  durch  das  Transitlager  den  Weltverkehr  aufsuchen,  den  hie* 
ßigen  Lok&lverkehr  aber  meiden.     Was  aber  wirklich  aus  russischen  Grens- 
orten  herübergeschafft  würde,  könnte  einen  Einflufs  auf  die  hiesigen  freite 
nicht  ausüben. 

Die  Boggenpreise  gestalteten  sich  wie  folgt. 


Hoggenproiae  pro  Ton  da  in  Hark^ 


IL 


Datum 

Xul. 

Tr«n5. 

Differenz 

D&tQin 

luL 

Tram. 

Differen 

21.  Okt. 

115 

91 

24 

8.  Okt. 

116 

94 

SS 

«8.      „ 

117 

92 

3S 

17.      „ 

116 

91 

^S 

18.  Nov. 

'i4V. 

85 

^97, 

7,  Nov. 

117 

90 

27 

2Ö,       ,. 

"S 

81 

34 

38.  NoY* 

H7 

83 

34 

16.  Des. 

114 

84 

30 

5.  D«>. 

116 

83 

33 

83.       ,, 

"4 

84 

30 

19.     t, 

114 

83 

31 

Hierbei  ist  zu  bemerken,  d&fs  der  in  Danzig  notierte  Preis  für  Roggen 
von  121  Üf  holliindisch  Gewicht  gilt  und  tür  jedes  £  darüber  pro  Tonne 
eine  Mark  Zuschlag  gezahlt  wird,  und  da  der  Eoggen  dieses  Jahre»  ein 
schweres  Gewicht  hat,  so  werden  dafür  bis  10  M.  pro  Tonne  mehr  gezahlt. 

Die  obige  Zusammenstellung  ergiebt,  dafs  besonders  in  der  aweiteo 
Hälfte  des  November  Transitware  stark  gefallen  war ,  so  dafs  die  Diffe- 
renz faat  die  Höhe  eines  Zolles  von  35  M.  erreichte,  immerhin  büeb  er 
ob    darunter   und    besonders    im  Dezember   wäre  die   Einfuhr  bei 
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diätem  Zoll  noeh  ansgesohlossen  geblieboD.  Anders  stellt  sieh  die  Sache 
f&r  Thorn,  Naeh  der  fr&her  gemaohten  Angabe  über  die  niedrigeren 
Frachtkosten  Ton  Warschau  würde  dort  der  Boggen  zu  76,60  M.  und 
naeh  Yersollung  111,60  M.  gekostet  haben,  so  dafe  daselbst  bei  dem  in- 
ländischen Preis  Ton  114 — 122  M.  wenigstens  für  geringe  Qualitäten  die 
Einfuhr  möglieh  gewesen  wäre.  Bei  erheblichen  Lagerongen  yon  Getreide 
in  Polen  könnte  der  Import  auf  den  inländischen  Preis  Einfluls  ausüben, 
aber  ein  unbedeutender  Büokgang  würde  ihn  doch  sofort  wieder  ausschliefsen. 
Auch  für  Boggen  ist  deshalb  unter  den  vorliegenden  Verhältnissen  von 
der  projektierten  ZoUherabsetzung  nicht  viel  zu  befürchten. 

Soweit  unser  Gewährsmann. 

Die  bisherige  Untersuchung  ergab,  dafs  bei  einer  günstigen  Ernte  in 
Deutschland  wie  im  letzten  Jahre  und  bei  einem  Bückgang  der  Preise 
iuf  dem  Weltmarkt  infolge  reichlicher  Zufuhr,  also  gerade  dann,  wenn 
die  Landwirte  eine  Unterstützung  am  nötigsten  braachen,  der  Zoll  seine 
Wirkung  versagt  Namentlich  im  Osten,  wo  die  Produktion  den  Bedarf 
äbersteigt,  wird  dann  ein  erheblicher  Einflufs  auf  die  Preise  nicht  ausgeübt, 
80  dafs  es  dort  gleichgiltig  ist,  ob  der  Zoll  3,5  oder  7  M.  beträgt,  wäh- 
rend allerdings  im  Westen  bei  der  bedeutenden  Preisdifferenz  zwischen 
Mannheim-Köln  einerseits  und  London  andererseits  doch  auch  bei  höherem 
Zoll  die  Einfuhr  möglich^leibt.  In  Jahren  gröfseren  heimischen  BedarflB  kommt 
dagegen  der  Zoll  in  seinem  Einflufs  auf  die  Preise  allseitig  zur  Geltung, 
d.  h.  gerade  wenn  die  Preise  ohnehin  schon  Terhältnismäfsig  hohe  sind, 
findet  noch  eine  Verteuerung  um  den  Zoll,  ja  ev.  noch  darüber  hinaus 
Btatt,  welche  den  Konsum  in  bedeutenderem  Mafse  belastet»  wie  das  im 
Jshre  1892  klar  zu  Tage  trat 

Am  1.  September  1891  wurden  in  Preufsen  Staffeltarife  für  Trans- 
port auf  Strecken  mit  mehr  als  200  km  eingeführt  und  zwar  unter  Gleich- 
itelluDg  Ton  Mehl  und  Getreide,  yon  Malz  und  Gerste,  wie  sie  in  anderen 
Landern  längst  existierten.  Der  Minister  für  Eisenbahnwesen  hat  die- 
lelben  im  Abgeordnetenhause  Ende  Juni  des  yorigen  Jahres  ausführlich 
Tsrteidigt.  Er  wies  mit  Becht  darauf  hin,  dafs  eine  Ermäfsigung  der 
Tarifsätze  mit  wachsender  Entfernung  auf  einer  wirtschaftlich  und  finanziell 
richtigen  Grundlage  beruhe,  da  dieselben  dadurch  den  Selbstkosten  in 
höherem  Mafse  angepafst  würden.  Für  die  landwirtschaftlichen  Produkte 
laien  sie  ganz  besonders  geeignet,  um  innerhalb  des  Landes  die  Aus- 
gleichung der  Vorräte  auf  gröfsere  Entfernungen  zu  erleichtern.  Sie  seien 
gsrade  für  die  nördlichen  und  östlichen  Proyinzen  yon  Wichtigkeit,  um 
ihren  üeberschufs  an  Mittel-  und  Süddeutschland  abzutreten.  Die  Gleich- 
itellnng  von  Mehl  und  Getreide  begünstige  die  Verarbeitung  des  Boh- 
materials  in  der  Produktionsgegend  selbst,  was  wiederum  für  unseren 
Osten  yon  besonderer  Bedeutung  ist,  da  dort  die  Industrie  als  Ergänzung 
dsr  Landwirtschaft  zu  sehr  fehlt,  was  allgemein  als  ein  grofser  Mangel 
empfunden  wird.  Der  Fachminister  konstatierte  auch  eine  sofortige  Zu- 
asbme  des  Getreideverkehrs  im  Inlande  in  den  9  Monaten  von  September 
1892  bis  zum  Juni  1893,  gegenüber  der  gleichen  Zeit  von  1890/91  um 
237000  T.   Getreide   und   29  600  T*   Mühlen&brikate.     Nun   ist  in  der 
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neueren  Zeit  gerade  von  SüddeuUebland  erhebliehe  Klage  gegen  dieie 
Staffeltarife  geführt  und  es  fragt  sich,  ob  namentlich  der  Preiedmek  im 
Süden  und  Westen  dadurch  herbeigeführt  ist,  wie  es  dort  behauptet  winL 
Die  Vergleiobung  der  Preise  zwischen  Marktorten  des  Ostena  und 
Westens,  die  wir  hier  folgen  lassen,  ergeben  keinen  Anhalt,  dats  seit 
Einführung  jener  Tarifbegünstigungen  eine  erhöhte  Ausgleichung  und  da- 
mit ein  Druck  auf  die  Preise  des  Westens  ausgeübt  ist 


Boggenpreise 

1886—90 

1891 

189S 

1898 

Frankfurt 
Danzig 

13a 

215 
208 

181 
174 

146 
1*3 

Differenz 

20 

7 

7 

23 

Köln 
Könlgsbersr 

149 
126 

222 
199 

191 
168 

152 
120 

DifliBrens 

23 

23 

23 

32 

Mannheim 
Stettin 

156 
"39 

218 
211 

188 
168 

154 
«31 

Differenz 

17 

7 

20 

23 

Magdeburg 
Posen 

145 
129 

211 
198 

175 
168 

136 
"3 

Differenz 

16 

13 
Weizenp 

7 
reise 

13 

1886—90 

1891 

1898 

1893 

Frankfurt 
Königsberg 

190 
168 

233 
221 

183 

163 

143 

Differenz 

22 

12 

II 

20 

Köln 
Stettin 

184 
i75 

232 
220 

!i; 

164 
150 

Differenz 

9 

12 

10 

14 

Mannheim 
Stettin 

203 

I7S 

241 
220 

204 
181 

178 
150 

Differenz 

28 

21 

23 

28 

Magdeburg 
Posen 

176 
167 

222 

221 

186 
187 

155 
145 

Differenz 

9 

I 

I 

10 

Eine  Vergleichung  der  Transporte  an  Getreide  auf  den  Eisenbahnen 
auf  Grund  der  Zusammenstellung  wie  Thamer  in  dem  Eisenbahn archiv, 
die  wir  in  der  Gesamtheit  und  für  yerschiedene  Gruppen  der  Besugs- 
und  Absatadistrikte  gemacht  haben,  unterstützt  ebensowenig  eine  solche 
Meinung. 

(Siebe  TabeUe  auf  8.  816  u.  817.) 

Wir  kommen  deshalb  au  dem  Ergebnis,  daljs  die  Furcht  Nord-  und 
Sftddeutiohlaadt  ror  den  StaflfSeltarifen  wenigstens  für  Getreide  eine  er- 
heUiah  UMartdafcene  ist,  bei  Mehl  liegt  die  Sache  anders. 

"Snsar»  wie lu  erwarten  steht,  der  Identitätsnachweis 

"^  wild,  ao  mufs  dadurch  die  Wirkung  der  Staffel- 

|iii  Mafhe  abfiesohiriicht  werden,   denn  09  üe^ 
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dun  nooh  weniger  eine  Veranlassung  ror,  Ton  den  Eisenbahnen  Ge- 
bcwieh  sa  macheD,  nm  den  üeberschuXs  der  Frodaktion  über  den  Bedarf 
Ton  Fordoei-  nach  Mittel-  und  SuddeutschlaDd  absusohieben.  Die  natür- 
Uehen  Seewege  würden  dann  wieder  in  ihre  Reehte  eintreten,  der  über- 
seeisehe  Getreidehandel  in  Königsberg,  Danzig,  Stettin  n.  s,  w.,  der  durch 
die  Zölle  fisst  auf  Null  reduziert  war,  würde  wieder  zur  Blüte  gelangen  und  damit 
die  Einnahmen  der  Produzenten  um  den  Zoll  erhöhen,  weil  sie  in  der  Lage 
wSren,  ihre  Produkte  gegen  bessere  Preise  als  bisher  zu  exportieren  und 
aufserdem  noch  die  Zollquittungen  mit  wenig  unter  35  M.  pro  Tonne  an 
die  Importeure  im  Westen  zu  rerkaufen.  Wir  haben  uns  sehen  ror  einer 
Beihe  von  Jahren  an  anderer  Stelle  (Deutsches  Wochenblatt,  Jahrgang  1887) 
darüber  ausgesprochen  und  nachzuweisen  versucht,  dafs  dadurch  der 
erhoffte  Nutzen  der  Getreidezölle  wesentlich  gesteigert  würde,  während 
ihre  Nachteile  dadurch  in  bedeutendem  Mause  gemildert  werden  könnten. 
Die  Landwirtschaft  des  Ostens  und  Nordens  würde  erheblich  gewinnen, 
während  die  des  Südens  und  Westens  bei  weitem  nicht  in  gleichem  Ma(se 
geschädigt  würden.  Dieser  Schaden  schlösse  aber  einen  entsprechenden 
Vorteil  der  dort  überwiegenden  Industrie  ein,  welche  unter  den  bedeutend 
höheren  Lebensmittelpreisen,  als  sie  England  hat,  in  der  Konkurrenz  auf 
dem  Weltmarkte  notwendig  benachteiligt  wird. 

Wir  geben  unten  ^)  die  betreffenden  Sätze  des  soeben  veröffentlichten 
Oesetzentwurfs  über  die  Beseitigung  des  Identitätsnachweises  wieder. 

1)  1.  Bei  der  Ausfuhr  von  Weisen,  Boggen,  Hmfer,  HfilsenfrfichteD 
and  Gerite  werden,  wenn  die  ausgeführte  Menge  wenigstens  500  kg  beträgt,  auf  An- 
trag des  WarenfShrers  Bescheinigungen  (Einfnhrsoheine)  erteilt,  welehe  den  In- 
haber berechtigen,  innerhalb  einer  Yom  Bundesrat  auf  längstens  neun  Monate 
SU  bemessenden  Frist  die  gleiche  Menge  der  nämlichen  Waren- 
gattnng  ohne  Zollentrichtung  einsuffihren.  Abfertigungen  sur  Ausfuhr 
fl[iit  dem  Anspruch  auf  Erteilung  yon  Eiofhhrschelnen  finden  nur  bei  den  Vom  Bundes- 
rat SU  bestimmenden  Zollstellen  statt.  Für  die  vorbeseichneten  Waren,  wenn  sie  aus- 
sehliefUich  sum  Absats  in  das  Zollausland  bestimmt  sind,  werden  Transitlager  ohne 
amtlichen  Mitverschlufs ,  In  welchen  die  Behandlung  und  ümpackung  der  gelagerten 
Waren  uneingeschränkt  und  ohne  Anmeldung  und  die  Mischung  derselben  mit  inländischer 
Ware  sulässig  ist,  mit  der  Mafsgabe  bewilligt,  dafä  die  zur  Ausfuhr  abgefertigten  Waren- 
mengen, soweit  sie  den  derzeitigen  Lagerbestand  an  ausländischer  Ware  nicht  über- 
schreiten, von  diesem  Bestände  abzuschreiben,  im  übrigen  aber  als  inländische  Waren 
SU  behandeln  sind.  Für  Waren  der  bezeichneten  Art,  welche  zum  Absats  entweder  in 
das  Zollausland  oder  in  das  Zollinland  bestimmt  sind,  können  solche  Lager  mit  der 
ferneren  Mafsgabe  bewilligt  werden,  dafn  die  aus  dem  Lager  zum  Eingang  in  den  freien 
Verkehr  des  Zollinlands  abgefertigten  Wareomengen,  soweit  sie  den  derzeitigen  Lager- 
bestand an  inländischer  Ware  nicht  übersteigen,  von  diesem  Bestände  sollfrei  abzuschreiben, 
Im  übrigen  aber  als  ausländische  Waren  zu  behandeln  sind.  Im  Sinne  der  vorstehenden 
Bestimmungen  steht  die  Aufnahme  in  eine  öffentliche  Niederlage  oder  in  ein  Transit- 
lager unter  amtlichem  Mitverschlufs  der  Ausfuhr  gleich. 

8.  Den  Inhabern  von  Mühlen  oder  Mälzerelen  wird  für  die  Ausfuhr  der  von 
ihnen  hergestellten  Fabrikate  eine  Erleichterung  dahin  gewährt,  dafs  ihnen  der  Eingangs- 
mU  für  eine  der  Ausfuhr  entsprechende  Menge  des  zur  Mühle  oder  Mälzerei  gebrachten 
Misländischen  Getreides  nachgelassen  wird.  Der  Ausfuhr  der  Fabrikate  steht  die  Nieder- 
Ugang  derselben  In  eine  Zollniederlage  unter  amtlichem  Verschlufs  gleich.  Ueber  das 
hierbei  in  Bechnung  zu  stellende  Ausbeuteverhältnis  trifft  der  Bundesrat  Bestimmung. 
Dsi  zur  Mühle  oder  Mälzerei  zollamtlich  abgefertigte  ausländische  sowie  auch  sonstiges 
Qskreide,  welches  in  die  der  Steuerbehörde  zur  Lagerung  des  erstbezeichneten  Oetreides 
ugtmeldeten  Bäume  eingebracht  ist,  darf  in  unverarbeitetem  Zustande  nur  mit  Genehmigung 
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Tabelle  VL 


Ge&amtsumineii  von  G^treid^  ood  Hälien fruchten, 

VVeiiOD  und 

WeiEeD.Hog- 

gen«  Ger»ie* 

Berer 

ftof  deauchcn  Eiaeobahneo  verfrachtet 

Eoggen 

Im  entere n 

im  Wechselver- 

Davou entfalten  auf 

Lokal  ver- 

kehr d.  deutliche» 

Im  Wechsel  verkehr 

Jfthr 

üeber> 

den  Verkehr 

kehr  der 

Verkehrsbezirke 

der  deatächeti  Verkehrt- 

Haupt 

eiciselneii 

mit  Au&»chl(if4 

heiirke  mit  Aii»aebliib 

im  !q' 

mit  dem 

Verkehre- 

der  Beeh&fea- 

der  Seehafen statioaen 

Uode 

Auslände 

beairke 

eUtionen 

TontiCQ 

1884 

s  463  097 

4312  196 

t  150900    1  867824 

1799  «77 

I  078  427 

t  604  250 

1885 

S  489  089 

43524^2 

1  136627    2007505 

1  805  694 

1  049  566 

1  593  02? 

1886 

5  297  029 

4  559  59J 

737438    2034852 

197 1330 

1  144  621 

t  746  40s 

1887 

S  «35  704 

4  758  208 

1077496,   2132323 

2048316 

'  153  574 

1  799  980 

1888 

6650  152 

5315950 

1336202    2358399 

2  287  060 

I  212383 

2  023  994 

1S80 

6652614 

5  420  474 

1  232  139    2613662 

3207061 

1  180928 

I9'3  795 

1890 

6701  381 

5677941 

1023439    2  670  151 

233445» 

1  237  762 

1  949  409 

1891 

7281637 

5  969  767 

1  3nB70i  2915503 

2  385  900 

I  236850       2014537 

1892 

7068803 

6  163  loi 

905701 

3740032 

2524938 

1  382  393 

2130W 

Wir  haben  in  uDserem  Artikel  Band  I,  Jahrgang  1691  über 
Wirkung  der  Getreidezölle  gchoo  doe  Nachweis  zu  führen  gesucht, 
die  Sehwankungen  des  Eubelkurses  weder  ausachluggebend  für  die 
riiB«isoh6D  Getreidtipreiae  noch  für  die  unsrigen  seien.  Da  in  der 
neueren  Zeit  die  Frage  von  neuem  in  den  Vordergrund  getreten  ist,  in- 
dem im  Bei  oh  s  tage  ein  Antrag  vorgelegt  werden  soll,  der  den  Zoll  je  nach  dem 
Sinken  des  Rubelknrses  mit  einem  Zuschlag  belegen  soll,  um  die  Wirkung 
desselben  von  den  Kursschwankungen  desselben  zu  emanzipieren,  müssen 
wir  noi^h  einmal  darauf  zurückkommen. 

Darüber  kann  kein  Zweifel  sein  ^  dafs  ein  Sinken  des  Rubelwerte» 
eine  Exportprämie  für  nissisehes  Getreide  in  sich  soblierst.  Natürlich! 
Sind  100  Papierruhel  schon  für  180  M,  zu  haben,  so  nimmt  der  russische 
Getreideexporteur,  der  in  Deutschland  für  seinen  Weizen  Gold  erhält,  für 
je  100  Rubel  40  M,  mehr  ein,  als  wenn  100  Rubel  220  M.  kosten.  Das 
deutsche  Gold  bat  in  Rufaland  eine  entsprechend  höhere  Kaufkraft  und 
es  ist  Tollständig  ricbtig,  dafs  bei  der  angeoommenen  Differene  ein  Zoll 
Ton  35  M.    reichlich   d» durch   ausgeglichen    wird.     Ebenso    sicher  ift  et» 


der  Steuerbehörde  verftursert  werden.  ZawiderhendlungeD  hieri;egen  werden  mit  einer 
Oeldstrefe  hie  eu  einteasend  Merk  (feehndet.  Inhehern  von  Hfihlen  oder  Mklxereien, 
welchen  die  vorbeKeichoete  tCrt eichtet atig  g^ewihrt  ist,  sind  auf  ihren  <Antrm|^  bei  der  An«' 
führ  ihrer  Pebrtkate  en  Stelle  des  Erlasses  des  Eingenfcastiües  fUr  eine  entsprechende 
Menge  lur  Mulüe  oder  Mälzerei  gebrachten  «asIindiBchen  Getreides  EittfuhrschelDS 
(Ziffer  1)  über  eine  gleiche  Getreidemeoge  sa  erteilen. 

9    Die    nlhercn  Anordnungen ,    insbesondere    in  Bezug    auf    die  Form    der    Einfuhr- 
scbttine.  auf  die  Beacbeffenhelt  (Mindestqualilät)  der  mit  dem  Ansprach  eaf  Erteilang  Yon 
KInfuhrscheinoti  ausgeführten  Waren  und  auf  die    an    die  Lagerinhaber  in  »teltendeii   Aa'>  ^M 
forderungen,  trifll  der  Bundesrat     Dereelhe  ist  ermächtigt,    die  Verweiidong  der  Emfuhr-  H 
•#<ff)f>«.  «)||<;h   Mifsgtbe  ihre»  ZoHwertes  auch  «or  Begleichung  von  Zoltgefllten  für  aodere 
*  *  ^iiTer  1    genannten  Waren    unter    den    von  ihm    fosttneetsendeo  Bedingaageo 
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Jmhr 


ProTina  Oit-  imd  W«ttpr«Qfi«ii|  PoTiim^rni  Pe»»«o  oabit  di&  Hftfan 
di«««r  Provinitii 


T9rk«hr  itiner- 
hnlb  der  «in- 

SfeiUAQ    Vw- 

kflhrsb«zirk« 


Vfirft»od 


Ettipfftner 


&fna«t)9cbilTAHr£a-l    EeekchifTftbrtR* 
verkehr         |  T«rkettr 

Mehr  Mehr 

Versnnd  Empfmng  VerÄ^od  Ktiipfiog 


1888~89 
1889— «0 
1890—91 
1891  — 9S 


1888—89 
1889—90 
1890—91 
1891—99 


1888—89 
1889—90 
1890—91 

1891-99 


1888—89 
1889—90 
1890-91 
1891-99 


1888—89 
1889-90 
1890—91 
1891—99 


1888—89 
1889—90 
1890—91 
1891—99 


Weilen  in  Tonnen 


366780 
311  S16 
358956 
349614 


I  38a  354 
I  205  154 
I  253  846 
1049264 


144798 
III  037 

119  964 
108976 


116  460 
loi  230 
120  916 

93169 


140533 

113  3«o 

I  138  497 

131  893 


428  522 
166  507 

317  743 
186525 


8265 


336401365811 
I  (  289  289  888 


8713 


Roggen  in  Tonnen 

197539    «64761  1 171  662 
151  098     93047;  54380 

;  2163I5  .  I2O3I2  '    69936 

i  170  596 '128 133 1 57139 


165  961 

137704 


202611     — 


II 496 
18983 
29987 


FroTins  Hessen,  Oberbessen  etc.,  Bohrreyier  Daisbarg,  Lotbringen,  EUart, 
BAjeriscbe  Plkls,  Orof«hersogtam  Hessen 

Weisen 


648883 
658460 

775617 
470254 


821  425 

886  140 

I  007083 

689442 


768085! 

721  764 

I  019  988 

836631I 


617  170 

644747 
802478 
658  041 


157  197 
165  170 
185  748 
156597 


113469 
95  345 
99214 
77430 


160798 
205598 
219978 
213  121 


35310 
46596 
43517 
48118 


140985 

241 859 

_ 

102  361 



156945 

250029 

— 

126  799 

— 

170005 

278696 

— 

123456 

— 

191 195 

379317 

— 

262313 

— 

169795 
157  726 
184055 

151  975 


Roggen 

211  928 
173  779 
192  56s 
187  073 


303  616 
280  145 
247  384 
241  837 


Bayern,  Württemberg,  Baden 
Weisen 


309344 
387421 
305  389 
465965 


284  343 

285  222 
232  478 
279989 

Roggen 


308  774 

I  250  S74 

394  782 

491866 


57356 

45728!    - 

45  434 

— 

36547 

29  840 1  — 

43348 

— 

31840 

22  287    — 

51504 

— 

22719 

15308    - 

32781 

— 

dab  dadaroh  ein  gewisser  Einflufs  auf  den  Getreidepreis  in  Rufsland  aus- 
geübt werden  kann.  Die  Exportprämie  von  40  M.  setat  die  Händler  in 
den  Stand,  Getreide  nooh  in  abgelegeneren  Gegenden  tiefer  in  dem  Inneren 
des  Landea  aufaukaufen   und   über  die  Grenae  hinaus   au  transportieren, 
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wo  sidi  bisher  der  Tranßport  niolit  bezahlt  machte.  Dadurch  wird  m\ 
mal  ioDerhalb  der  üren^eD  de»  Landes  ein  gröfserer  Vorrat  disponibel« 
welcher  wiederum  hemmend  auf  die  Preiserhöhung  in  Kurtland  selb^^t 
einwirkt»  d,  h.  mildernd ,  nicht  aufliebend.  Der  Export  wird  dadurch 
allerdinga  erhöht  Aber  es  ist  klar,  dafa  sich  diese  Erhöhung  n 
in  engen  Grenzen  bewegen  kann.  Die  russiache  Landwirtschaft»  besonder« 
der  rtisaische  Bauer  ist  nicht  in  der  Lage,  daa  Wirtschaftssystem  den  Preis- 
Verhältnissen  von  einem  Jahre  zum  anderen  anzupassen.  Er  bebaut  di 
selbe  Fläche  und  mufs  sie  bebauen»  wie  das  seiiiu  landwirtschiiftlich'^'' 
techniacben  VerhältniHae  bedingen.  Schau  bei  uns  beobachten  wir  in  den 
AnbauEächen  der  einzelnen  Früchte  von  einem  Jahre  zum  anderen  nur 
gans  geringe  Schwankungen ,  wie  viel  geringer  werden  sie  in  eintm  so 
zurückgebliebenen  Lande  wie  Rufsland  sein ;  und  treten  auch  Veränderungen 
darin  ein,  so  sind  sie  auf  ganz  andere  Ursachen  lurückzufuhren  ^  als  auf 
die  Höhe  der  Preise  und  die  ValutaTurhältnisse.  Die  grofae  Masse  der 
Landwirte  mufs  femer  jedes  entbehrliche  Quantum  aus  pekuniären  Rück* 
sichten  auf  den  Markt  werfen.  Das  iür  den  Export  yerfugbare  Quantum 
wird  deshalb  in  der  Hauptaaobe  durch  dtn  Ernteau^fall  bestimmt.  Die 
Preishöbe  und  eomit  auch  die  Yalutayerhältnisse  können  darauf  nur  einen 
untergeordneten ,  die  Frachtpreise  ausgleichenden  Einflufs  haben.  Der 
Bauer  ist  dchiieftlich  mit  jedem  Preise  zufrieden ,  auf  ihn  tälH  in  der 
Hauptsache  der  Gewinn  wie  der  Schaden  zurück^  soweit  nicht  die  Händler 
durch  geschlossenes  Auftreten  den  ersteren  für  sich  in  Anspruch  zu  neh- 
men yermügen.  Der  EiuEufs  der  Valutaschwankungen  auf  die  Höhe  des 
Exports  und  infolgedessen  auf  die  Preise  auf  dem  Weltmarkte  und  speziell 
in  Deutschland  wird  nach  allem  aufser ordentlich  überschätzt,  er  ist  nur 
ab  ein  untergeordneter  anzusehen.  Wir  sahen  oben«  dafs  der  bedeutende 
Ausfall  der  russischen  Ausfuhr  infolge  der  Mifsernte  im  Jahre  1891  auf 
den  Weltmarktpreis  keine  erhebliche  Wirkung  auszuüben  vermochte,  wie 
yiel  weniger  wird  dies  nach  einer  geringen  Hebung  des  Exportes  infolge 
eines  niedrigen  Rubelkurses  zu  tagen  sein.  ^ 

(Siehe  Tabelle  VII.)  " 

Die  folgende  kleine  Tabelle  führt  nun  den  gesamten  russischen  Export 
von  1875  bis  auf  das  letzte  Jahr  an,  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung 
des  Rubelkurses,  des  Silberpreiaes  wie  der  Getreide  preise  an  verschiedenen 
Orten.  Leider  liegen  uns  nur  Angaben  für  die  Kalenderjahre  vor,  welche 
den  EinÜufg  der  Ernte  naturgemäfs  nicht  voll  zur  Erscheinung  kommen 
lassen,  da  eben  die  Zahlen  zweier  Erntejahru  mit  einander  verbunden  sind. 
immerhin  kann  man  durch  Vergleiobung  der  Zahlen  leicht  ersehen,  dafa 
Rubelkurs  und  Exportquantität  in  keinem  inneren  Zusammenhange  stehen, 
und  ebensowenig  der  Rubelkurs  und  der  Getreidepreis  in  London  oder 
Berlin.  In  den  Jahren  1875 — 76,  wo  der  Rubelkurs  ein  sehr  hoher  war, 
stand  der  Weltmarktpreis  verhältnismäf^ig  niedrig  und  ebenso  die  Aus- 
fahr aue  Eufsland,  Im  Jahre  1878/79  war  der  Rubel  billig,  der  Export 
allerdings  auch  verbal tnismafsig  grofa,  er  sinkt  aber  in  den  folgenden 
Jahren,  während  der  Kurs  steigt  Das  Sinken  des  Eubelkurses  18S^ 
und  83  geht  etwas  Hand  in  Hand  mit  der  Ausfuhr,  der  wescntllcliB 
Xiefttaitd  des  Kurses  im  Jahre   ISi^S  bewirkt  aber   nicht    eine  Steigeruiif 
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der  Ausfuhr,  die  vielmelir  erheblich  zurückgeht.  Mit  dem  weiteren  Sinlceii 
im  Jahre  16B7  im  Kurse  steigt  zwar  auch  die  Ausfuhr,  abt-r  als  im 
Jahre  1888  der  Kübel  wieder  erheblich  teurer  wird,  erreicht  die  Ausfuhr  eine 
Höhe,  wie  äie  noch  oiemals  dageweten  ist  Im  Jahre  1889  ist  der  Rubel 
gestiegen  von  191  auf  214,  die  Ausfuhr  sinkt  ganz  unverhältQiBmäfiig 
TOD  531  auf  192  MilL  Obwohl  nun  im  folgendeu  Jahre  der  Rubel  g^nt 
exoepiioDell  auf  235  steigt,  wächst  auch  die  Ausfuhr  auf  die  doppelte  Höhe 
des  VorjahreB  und  gebt  im  folgetiden  Jahre  noch  etwas  zurück,  obwohl 
der  Rubelkars  etwas  gesuakea.  Das  .Jahr  1892  war  bekanntlich  ein 
exceptionelles  infolge  der  Yorbergegan gen en  Mifsernte,  die  Ausfuhr  ging  erheb- 
lich zurück,  während  der  Kurs  nur  204  stand,  also  erheblich  niedriger  als  in  den 
Yoriahren,  1893  stieg  der  Kur«  auf  213,  zugleich  aber  auch  der  Export 
Da  unsere  sonstigen  Quellen  uns  für  dieses  Jahr  noch  im  Stiche  laM«B, 
so  stützen  wir  una  auf  den  schon  oben  erwähnten  Bericht  über  den  6e- 
treidehaadel  von  Emil  Meyer  in  Berlio,  nach  welchem  Rafslands  Export 
in  den  5  Hauptgetreidearten  1891  rund  30  Mill.  Quarter  betrag»  1892 
16,01  MilU,  1893  wiederum  29,04.  Für  Weizen  waren  die  betr.  Zahlen 
13,2,  6,1  und  10,6  Mill.  Quartcr.  Eür  Roggen  5,1,  0,9,  uüd  2,0  Mill 
Quarter  im  letzten  Jahre.  Der  Rubel  war  im  letzten  Jahre  gestiegen, 
aber  auch  die  Ausfuhr. 

Die  Unabhängigkeit  der  russischen  Ausfuhr  von  dem  Rubelkurse 
scheint  uns  danach  genugsam  bewiesen  zu  sein.  Was  aber  den  Vorschlag 
einer  Anpassung  des  Zolles  an  den  Kurs  betrifft,  so  halten  wir 
ihn  nicht  nur  für  unausführbar,  weil  für  Rufsland  unacceptabel^  sondera 
auch  für  iu  hohem   Mafse  bedenklioh  für  das  Deutsche  Reich. 

Hao  übersieht  dabei,  dafs  das  russische  Ministerium  mit  der  russisohea 
Handels  weit  den  Rubelkurs  wenigeteEs  momentweise  in  hohem  Mafse  zu 
beherrecheo  vermögen.  Diese  Macht  werden  sie  jedenfalls  nicht  zu  Gunsten 
Deut  Sehlands,  sondern  zum  eigenen  Nutzen  yerwerten.  Sind  erhebliche 
Yorräte  an  Getreide  an  den  ßahnstationeu  ^  an  der  Grenze  etc.  aufge* 
speichert  und  zur  Verfrachtung  bereit,  so  wird  der  Kurs  künstlich  in  die 
Höhe  getrieben,  damit  der  Zoll  gesenkt  und  das  Getreide  in  Maaaen 
über  die  Grenze  geschaift,  worauf  der  Kurs  wieder  auf  daa  frühere 
NiToau  flinken  kann»  Das  wird,  sagen  wir,  im  EinTerstäodnisse  mit  der 
russischen  Hand  eis  weit  gescheheu,  die  davon  den  Nutzen  hat,  während 
die  Deutschen  dadurch  unTorbereitet  getrofTan  werden. 

Man  weifs,  wie  die  Wirkung  der  gleitenden  Bkala  in  England  in 
der  Hauptsache  darauf  hinauskam ,  die  Preisschwankungen  in  aufser* 
ordentlicher  Weise  zu  erhöhen  ,  wovon  die  grofsen  Händler  Gewinn  zu 
ziehen  wulsteo,  während  die  Farmer  und  die  Schiffrheder  dadurch  er- 
heblich geschädigt  wurden.  Dii-  Verfrachtung  des  Getreides  erhielt  einea 
aufserord entlieh  unruhigen,  ungleichen  Charakter.  Bald  lagen  die  Bchiffe 
unbenutzt  in  den  Häfen,  bald  konnten  sie  die  Massen  zu  importierenden 
Getreides  nicht  bewältigen.  Der  Farmer  mufete  sein  Getreide  verkaufen« 
wenn  er  Geld  brauchte  und  konnte  nicht  den  geeigneten  Moment  der 
vorübergehenden  Preissteigerung  abwarten,  wie  der  Kaufmann.  In  der 
gleichen  Weise  würde  eine  gleitende  ZoUsk&la,  die  sich  statt  nach  dem 
Getraidepreise  nach  dem  Valutastande  richtet,  in  ihrer  praktiaoheii 
^Ni  Gegenteil    von  dem  erzielen^    was   man  von  ihr  erhoift 
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Wer  von  der  Gesehiohte  lernen  will,  findet  in  dieser  Hinsicht 
Maieriml  genag  Tor.  Sie  zeigt ,  dafs  so  grofse  Umwälzungen  im  wirt- 
ichafüichen  Leben  der  oiyilisierten  Welt,  wie  sie  die  modernen  Kommuni- 
kationsmittel geschaffen  haben ,  nicht  durch  solch  kleinliche  Mittel  zu 
beeinflussen  sind.  Trotz  aller  Palliatiymittel  werden  wir  noch  lange  niedrige 
Fruohtpreite  behalten.  Die  Gesundung  unserer  Landwirtschaft  wird  erst  ein- 
treten,  wenn  die  heranwachsende  Generation  sich  mehr  daran  gewöhnt 
katy  mit  dem  niedrigen  Preisniveau  und  hohen  Löhnen  zu  rechnen,  und 
dem  entsprechend  der  Grundwert  und  die  Pacht  erniedrigt  ist  Ein 
Sinken  der  Grundrente  ist  aber  für  die  Entwickelung  der  Volkswirtschaft 
in  deh  ebensowenig  ein  Schaden ,  wie  das  Sinken  des  Zinsfufses,  wenn 
dem  entsprechend  die  Arbeitsrente  steigt  Die  Aufgabe  des  Staates  kann 
nicht  dahin  gehen,  diese  Verschiebung  überhaupt  aufsuhalten,  sondern 
nur  die  ruinösen  Folgen  derselben  für  die  momentanen  Besitzer  zu 
mildem,  und  den  Uebergang,  der  natürlich  auch  über  den  Grundbesitzer 
hinaus  den  Kapitalisten  bedroht,  zu  erleichtern.  Dazu  ist  augenblick- 
lich der  Oetreidezoll  noch  unerläfslieh,  obwohl  seine  Wirkung  eine  unzu- 
linglichere  ist»  als  man  gewöhnlich  annimmt 
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Cowper,  H.  Swainson,  Through  Turki»h  Arabia:  A  juroey  from  the  mediter- 
rsaean  to  Bombay  by  t  e  Eupbrates  and  Tigris  Valleys  and  the  Persian  gulf.  London, 
W.  U.  Allen,  1894.     8.     606  pp.     18/.—. 

Dunmore  (Earl),  The  Pamirs.  S  vols.  London,  Murray,  1894.  8.  690  pp. 
with  maps  and  iilu»trations.  24/. — .  (Contents  a  narmtive  of  a  year's  expedition,  on 
horseback  and  ou  foot,  through  Kasbmir,  Western  Tibet,  Chinese  Tartary  aod  Ru»sian 
Central  Asia.) 

Lansdell,  H.,  Chinese  Central  Asia:  A  ride  to  little  Tibet.  8  vols.  London, 
Low,  1894.     8.     456  aod  612  pp.  with  3  maps  and  80  iilusuations,  cloth.     36/  —. 

Legge,  A.  O.,  Sunny  Manitoba,  its  people  and  its  Industries.  London,  Unwin, 
.1898.     8.     Wüh  map  and  Ulustrations. 

New  Zealand   oCficial   yearbook,   the ,    1898.     Prepared   by   E.  J.  v.  Dadelssen 
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(Registrar-Geoeral).     Wellington,    printod    bj  S.  Costell,    1898.     8.     YIII— 4&S  pp.    with 
cbart  maz.-in  fol.     1/. — . 

Medina,  J.  T.,  La  impreDto  en  Mexico.  Epitome.  (1589 — 1810.)  Sevilla,  E. 
Rasco,  1898.     8.     pes.  8S,&0. 

8.    BeTölkenmg  und  BeTÖlkemngtpolitik.    Aoiwandening  und  KoloniMitlon. 

Hefa  1er,  C,  Die  deutscbeo  Kolunien.  BoAchreibanK  von  Laud  und  Leuten  unserer 
auswärtigen  Besitzungen.  8.  Aufl.  Leipzig,  G.  Lang,  1894.  gr.  8.  VXII — 198  SS.  ntt 
61  Abbildungen  u.  1  färb.  Kolonialkarte.     M.  8. — . 

Nachrichten  über  Kaiser  Wilhelmsland  und  den  Bismarck* Archipel.  Heraus- 
gegeben von  der  Neu-Guinea-Kompagnie  au  Berlin.  Jahrg.  1898.  Berlin,  Aaber  &  C*, 
189i.     gr.  8.     74  SS.  mit  8  Lichtdrucktafeln  u.  1  Karte.     M.  8. — 


de  Goesbriand,  H.,  Un  essai  sur  l'art  de  coloniser.  I^  partie.  Landereau,  impr. 
Desmoulins,    1898.     8.     38  pag. 

Colquhoun,  Archibald  R.,  Matabeleland :  The  war,  and  our  position  in  South 
Africa.  London,  Leadenhall  Press,  1894.  crown-8.  VII — 167  pp.  with  Sketch  maps  of 
the  country.     8/.6. 

Johnston,  J.,  Reality  versus  romance  in  South  Central  Africa :  An  aeoount  of  a 
journey  across  the  continent  from  Beoguella  on  the  west  through  Bihe,  GanKuella,  Ba- 
rotte,  the  Kalahari  desert,  Mashonalaud,  Manica,  Goroogosa,  Nyasa,  the  Shire  Islands, 
to  the  mouth  of  the  Zarabesi  on  the  east  coast.  London,  Hodder  &  Stoughton,  1894. 
Roy.* 8.     858  pp.  with  map  and  61  full-page  illustrations.     81/. — . 

de  Guzm4n,  P.  L.,  Bistoria  de  las  misiones  de  la  Compania  de  Jesus  en  la 
India  Oriental,  en  la  China  y  Japon  desde  1540  hasU  1600.  Bilbao,  impr.  del  Corasön 
de  JesAs,   1893.     4.    pes.  10. — . 

de  Lahr  a,  R.  M.,  La  autonomia  colonial  en  Espana.  Discursos.  Madrid,  impr. 
de  los  sucesores  de  CnesU,  1898.     16. 

4     Bergbau.    Land-  und  Fontwirtoohaft.   FUohereiweien. 

Jahrbuch  der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft.  Herausgegeben  vom  Direk- 
torium. Band  VIU :  1893.  Berlin,  Parey,  1898.  Roy.-S.  XVI— 889  u.  688  u.  147  SS. 
M.  6  — . 

Landwirtschaftliches  Jahrbuch  der  Schweiz.  Herausgegeben  vom  schweixe- 
rischen  Landwirtschaftsdepartement.  Band  VII :  1893.  Zürich,  Orell  FOfsli,  1894.  Roy .-8 
VI1^336  SS  mit  10  Tafeln  in  Farbendruck  u.  65  Holzschnitten.  M.  6. — .  (Aus  dem 
Inhalte:  Von  der  Viehzfihlungsperiode,  von  Geering.  —  Die  Aufzucht  des  Kalbe»,  von 
(Prof.)  A.  Krfimert.  —  Ueber  die  Ernährung  der  landwirtschaftlichen  Nutztiere  von  (Prof.) 
£.  Schulze.  —  Die  Viehversicheruog,  von  (Prof.)  £.  Hefs.  — ) 

L  e  m  b  e  r  g  ,  H.,  Die  Steinkohlensechen  des  niederrheinisch-westfUischen  Industrie- 
bezirks.    Dortmund,  J.  C.  Krüger,  1894.     8.     55  SS.     M.  1,60. 

Pagenstecher,  A.,  Die  Errichtung  von  landwirtschaftlichen  Wanderwinterschulen 
nach  dem  Muster  der  landw.  Wanderwinterschulen  im  Fürstent.  Lübeck,  als  Mittel  aur 
Erhaltung  des  landwirtschaftlichen  Klein-  und  Mittelbetriebes.  Stuttgart,  E.  Ulmer,  1898. 
gr.  8.     IV— 36  SS.     M    0,80. 

Ruhland,  G.,  Ueber  die  Grundprinzipien  aktueller  Agrarpolitik.  Vortrag.  Tübingen, 
Laupp,  1893.     8.     20  SS.     M.  0,60. 

Siedamgrotzky,  O.  (OMedR,  Prof.  an  der  tierfiratlichen  Hochschule,  Dresden), 
Das  Veterin£rwesen  im  Königreich  Sachsen.  Sammlung  der  Gesetze  imd  Verordnungen, 
die  sich  auf  die  AubUbang  der  Tierheilkunde  beziehen.  Dresden  1893.  gr.  8.  VIII — 198  SS. 
geb.  M.  6. — .  (Der  Inhalt  befafst  sich  mit  Organisation  der  Veterinärpolizei,  Ausübung 
der  Tierheilkunde,  Tierärzten,  Arznei  waren  handel  und  Apothekenwesen,  Tierzucht,  Trans- 
port und  Haltung  von  Tieren,  Fleischbeschau,  Abdeckerei.  — ) 

V  ieh  Seuchenübereinkommen,  das,  swischsn  dem  Deutschen  Reich  und 
Oe^terreich-Ungam  vom  6.  18.  1891  (R.-G.-B1.  für  1898,  S.  90  mit  Uebersicht  über  die 
in  Oesterreiob-UngMen  bestehenden  Sperrgebiete  ete.  Berlin,  Parey,  1898.  8.  89  SS.  mit 
Karte  vm  OmtmwtUk  U^    M.  1,60. 

W*f     '  B>4»r»   devtacher,    fttr  das  Jahr  1894.     Jahrbuch    f&r  Weinbauer, 

We^  <*%,    Hraf.  von  H.  Würtenberger.    Jahrg.  IV.     Oos   bei  Baden- 

1884.  18.  geb. 
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BroillinrdfCli.  (enden  prof.  k  V Eeole  forestikre),  Le traitement  des  boie  en  France. 
Bstimadon,  partage  et  oaofniit  des  forftts.  Noav.  Edition.  Nancy,  Berger-Levranlt  &  O , 
1894.  8.  XIII— 686  pag.  fr.  7—  (Table  des  mati^res:  Gestion  g^n^rale  des 
forits.  —  Tullis  simples.  —  Taillis  sons  fnuie.  —  Fntaies  pleines.  ^  Beboisements.  — 
EDplois  des  bois.  —  Bstimation  des  forftts  etc.) 

Collard,  A.,  Le  cheval  et  les  aotres  animanx  domestiqnes  en  France,  dans  ies 
institvtions  du  moyen  Ige.  Chftlons-sor-Mame,  imprim.  de  l'Union  r^pabliaine,  1898. 
8.     dS  pag. 

Oarlandat,  J.J.  (ing^nieor-conseil),  L* agricnltnre  indnstrielle  fran^aise.  Etade 
de  prdroyance  nationale.  Paris,  Miehelet,  1893.  Boy.  in-8.  XX — 443  pag.  avec  8  cartes. 
fr.  7  —  (Sommaire:  Caltures  indastrielles  de  1' eucalyptos  et  da  topinambour,  combiniet 
entre  elles  et  aree  les  aotres  caltnres  intensives  fran^aises.) 

loBAHOBH^,  IIoiiHc  ffoiiaid  CTOKC  y  Kpa&eBSHx Gp6iiH  31  ffe^eM6pa  1890  roxHHe 
Eeorpia  1893.  4.  XCVIII  pp.  (Einleitender  Text  and  sammariscbe  Ziffern  inr  »er bischen 
Viebsiblang  TOm  31.  XII.  1890,  Ton  W.  Jowanowitscb,  mit  8  Karte-  a.  4  Diagrammes). 

Joseph  (le  p^re ,  capaein),  Caisses  mrales  fran9aises  k  responsabilitö  illimit4e. 
Tarbes,  impr.  Crohar4,  1898.    in-18  J^as.   16  pag. 

Julien,  A.,  Les  indattries  cbeyaline  et  mnlassi^re  en  Alg4rie.  Constantine,  impr. 
Ifarle,  1898.  8.  40  pag.  (Extrait  da  „Bulletin  de  la  Sooiet^  d' agricnltnre  de  Con- 
stantine.") 

Moncada  y  Ferro,  O.,  Elementos  de  laboreo  de  minas.  Cartagena,  Beqoena, 
1898.     4.    pes.  15.—. 

Owen,  J.  A.,  Forest,  Held  and  feil.  London,  Lawrence  &  Bullen,  1894.  crown-8. 
110  pp.     8/.6. 

Belaiione  generale  sul  servisio  minerario  nel  1899.  Borna,  tip.  di  O.  Bertero, 
1898.  Imp.  iD-8.  100  pp.  Pubblicasione  del  Corpo  reale  delle  miniere.  (Estratto 
dalla  RivisU  mineraria  del  1893.) 

d  e  Bocquigny  (comte),  La  Cooperation  agricole.  Paris,  Perrin,  1893.  in-18jteus. 
91  pag. 

Sheldon  (Prof.),  The  ftiture  of  British  agriculture:  how  farmers  may  best  be 
beaefited.  London,  Allen &Co,  1893  8.  II— 168pp  ,  cloth.  9/.6.  (Contents:  Will  grain  raising 
pay  in  Oreat  Britain  ?  —  Is  wheat  to  be  no  longer  king  ?  —  The  beef  of  the  future.  — 
Oiür  breeds  of  sheeps  and  how  to  mend  them.  —  Dairy  farming  to  the  front.  —  Practieal 
dairy  work.  —  Dairy  transformations.  —  Tenant  farmers  interests.  — ) 

Thudichum,  J.  L.  W.,  A  treatise  on  wines:  their  orig^n,  nature  and  varietiea, 
with  practica!  directions  for  yiticulture  and  vinification.  London,  Bell  &  Sons,  1894.  8. 
XX— 887  pp.  6/.—. 

Tonillon,  M.  O.  (avocat  k  la  Cour  d'appel),  Le  credit  agricole.  Paris,  CheTalier 
Marescq,  1893.     8.     194  pag. 

Zanotti,  ü.,    L'agricoltnra   e  le   casse  di  risparmio   ordinarie.      Rayenna,    tip.  di 

A.  Calderini,  1893.  8.  278  pp.  l  5. — .  (Contiene.  Credito  personale.  —  Credito 
agrario :  1.  Prestiti  agrari.  2.  Mutai  ipotecari.  8.  Esercisio  del  credito  agrario  ed 
emisaione  delle  cartelle  agrarie.  —  Credito  fondiario.  — ) 

Zolle,  D.  (prof.  k  1'  Ecole  de  Grignon),  Code  manuel  du  propri^taire  et  de  V  agri- 
enitnre.  Paris,  A.  Oiard  &  E.  Brikre,  1894.  in-l8.  fr.  8.  (Petite  Encyclop^die  sociale, 
AeoBomiqne  et  financikre,  tome  X.) 

6.    Gewerbe  und  Indiiitrle. 

▼.  Biedermann,  F.  (Frh.),  Preisfreiheit  nnd  Gewerbeordnung.  Eine  Studie  snr 
nodemoD  Gesetsgebnng.     Leipsig,  ▼.  Biedermann,  1894.     8.     48  SS. 

Kalender  für  Elektrotechniker.  Herausgegeben  Ton  (Ingenieur)  F.  Uppenhom. 
Jahrg.  XI:  1894.     München,  K.  Oldenbourg,  1894.    kl.  8.    393  SS.  mit  221  Abbildungen 

B.  2  Tafeln.  M.  4.—.  Aus  dem  Inhalte:  Elektrisches  Malssystem.  —  Magnetische  und 
elektrisehe  MaCsmethoden.  —  Elektrische  Maschinen.  —  Elektrische  Beleuchtung.  —  Elektro- 
chemie. —  Elektrische  Kraftübertragung.  —  Telegraphie.  —  Telephonie.  — ) 

Kim  bei,  M.,  Notruf  des  Kunstgewerbes!  Schulung  und  Niedergang  desselben  in 
Preolsea.     DarmsUdt,  Alex.  Koch,  1893.     Roy.  8.     29  SS.     M.  1,60. 

Lage,  die  sosiale,  der  Tabaksarbeiter  Deutschlands,  susammengestellt  nach  den 
SrgebDissen  des  Kongresses  der  Tabakarbeiter,  abgehalten  in  Berlin  Tom  19. — 25.  November 
1898.     Berlin,  C.  Butry,  1898.     gr.  8.     120  SS. 
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Bieff],    A.f  Volkskunst    Haiufleifs  and  Bnoatndastrie, 
8.     IV— «2  88.     M,  2,—, 


B«rlio,    Q.  SiesM&ft,    1814 


Compte  r«Ddu  de  U  iltURtion  eommereitle  et  indiutrielle  de  le  cireontcriptioti  de 
Marseille  petidant  r&nn^e  189S.  Marseille^  impr  ßarlatier  &  Bertbelet,  1893.  8.  164  pef« 
(PubticatioD  de  la  Chnrnbre  de  eotninerce  de  Marfreille.) 

Oa^riD,  U.f  Ouvrier-emploje  de  la  fabrique  coop^ratWe  de  papiem  d' Anfpooli 
(Charente)  dana  le  ajsi^oie  dei  eogageineDts  voloaUires  permaoentes  d^apr^a  les  reu 
meoU  recueiliis  sur  lea  lieux^  en  1890.  Parts,  Firmio-Didot  k  O* »  1893.  Roy,  lii-8tl 
fr.  S.  (L«&  ottvrieri  des  deiu  mondeSt  pabli^s  par  la  ^ciät£  d'^coDomie  lociale,  lU  Urimjl 
83«  fBACicule.) 

Goal  and  p-etroleutn  tn  Columbia,     Coinmercial  tnformatioa.    Wa^bini^oii   1895. 
28  pp.    (Bureau  oi  tbe  AmencaD  Eepablica,  Special  Bulletin,  November  1893  ) 

ludastries,  the,  of  Kasjiia.  Vol.  V ;  Siberia  aod  tbe  grtat  Siberian  r&tlway. 
8t.  Petersburg,  1893.  gr.  in-8.  XU— 265  pp.  witb  a  general  map.  8/  — .  (Publbhed 
by  the  Department  of  trade  and  manufactures,  Imperial  Mlnistry  of  fiDaoce  for  tbe  worid't 
Colambbn  Exposition  at  Chicago.  Contenti:  Historical  sketcb.  —  Geographica!  reTie« 
of  Siberia  —  Tbe  Yakutsk  frotitter  couutry.  —  Tbe  Amour-Littoral  borderland.  —  Tbe 
Kirgliit  steppe  region»  —  Tenure  and  aae  of  land.  —  Forest  wealth.  —  Tbe  todu«trtet 
of  ibe  ruraj  population.  —  Huntjng  and  the  für  tnduitry  io  the  far  Eaat.  ^  Indiutry^ 
oommeroe,  atid  ways  of  communication.  —  Maoufacturitig  industry  and  tbe  home  trad« 
—  The  foreign  trade  of  Siberia.  —  Water  and  OTerlaod  cotnmanicatioo  —  The 
Siberian  railroad ;  bbtorical  r«view  of  tbe  queatlon  conceming  tbe  Siberian  railwmy.f — j 
Topographical  and  tecbiiival  eonditiona  of  the  great  Siberian  raiiway  ajnd  ita  eoftt.  —  Im* 
portaJice  of  tbe  great  Siberiaa  raiiway    — ) 

M  a  t  b  es  0  n  t  E.,  Tbe  depreciatloo  of  factortea,  mioea  and  indaatnal  undertaklugs,  lad 
tbdr  Tataation.     9i^    ediCJon.     London,  Spona,  1894.     8      liO  pp.     7/.e.  J 

6   Handel  tmd  Verkehr. 

Berieht  fiber  die  Krgebnij«e  de»  Betriebes  der  preoral*cben'" Staatseise ob&hiieii  im 
Bftnebsjahre   1892/93.     Berlin,  W,  Moeser  Holbuchdrtickerei,    1894*     4.     Vl^iU  88. 

Bericht  Qber  die  Thitigkeit  der  QandeUkaiomer  in  Bremen  im  Jahre  1^93,  er* 
stattet  an  den  KaufmAtinskonTeiit.  Bremen,  Druck  von  H.  H.  Hausebild,  1894.  fr.  8. 
44  SS. 

Bericht^  vorläufiger,  der  Handelskammer  au  Kiel  Aber  ihre  Thitigkeit  aowfe  8ber 
Läse  und  Gang  dea  Verkehrs  im  Jahre  1893  Jahrg.  XXJL  Kiel,  Druck  der  ,«Nord- 
Ostsce-Zeituijg'*,  1894  8.  72  i$S,  (Erstattet  im  der  öflentlicbea  8itaung  der  Haodele- 
kammer  am  30    XII     1893.) 

Bericht,  vorllufiger,  der  Handelskammer  za  Lübeck  über  das  Jahr  1899,  erttsttet 
am  31    Deaember   1893      Lübeck,  Druck    von    H.    G.  RjLhtgens.    1893.      Roy.-S       44  88. 

Handboch  l&r  die  deaiache  BaDdelamarioe  auf  das  Jahr  1893,  Berlin,  Q.  Reimer, 
1893.  gr  8  VI— 128,  184  and  169  SS.  M.  7.—.  (Herausgegeben  Im  Reicbaamt 
des  Innern  ) 

Jahresbericht  über  die  EUenbahneo  und  die  Dam pfscbi (fahrt  im  Grofahertog* 
tum  Baden  für  das  Jahr  1892.  Herausgegeben  von  der  General direktion  der  badischen 
Staatseisen bahnen.  Karlsruhe,  Cb.  F.  Mtiller'sche  Hofbhdl.,  1893.  4.  94  SS  und  34  T»-| 
bellen  auf  428  88.  nebst  aahlreichen  Pahrplantabellen  und  graphischen  Darstellung 
des  Güterverkehrs  1892.  in  grofs  imper.  qu.-falio.  (Bildet  aogldch  die  LH.  Kaeh 
weUung  Über  den  Betrieb  der  grofsb.  badischen  Staatseisen  bahnen  ond  unter  Staatrrar 
waltung  stehenden  Privatbahnen.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  au  Hamburg  über  daa  Jahr  189S.  Bamborg, 
Ackermann  &  Wulffi   1894.     gr.  Lei.-S.     37  SS 

Jab  reiv  be  ric  h  t  der  RtndeUkammer  au  Kohlen«  ftlr  1893.  1>ef1  L  Kobleai, 
Druck    der  Krabbenacben  Bnchdrockerei,  1693.     gr.  folio.     14  88. 

Jahresbaricht  der  Hundel^kammer  für  den  Kreis  Mannheim  fllr  das*Jabr  1898. 
Teil  I  Huniihfim,  Verlag  der  Kammer,  1894.  gr.  8.  21  ü.  948  SS.  (Aus  dem  In* 
halte!  Lafti'^  *  ■'*  "'^'' -^  ■  v.  ^-  -:  ; -o  ^nd  Fabrikate.  —  Animsliache  Rohprodukte  und 
Fabrikalei      t  e  im  Jahr«  1893    —  Montanindustrie.  ^   Schifahrt« 

***^  •  *"•'  \  ,:..-„ :,ru«gswe»cn    —  ArbelierverhÄltnisse    —   Ortfeninebe 

ilnlaae    Oaa   frb«    Landgericbta    Mannheim,     Kammer    für    Handele- 
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K«l««der  fir  BiMnlMliiitaeliiiiker,  beffrfliidet  ▼<>■  E.  Hrasinffer  ▼.  Waldafre.  Neu- 
bgarfcdtet  aotor  MltvHrkvDir  tod  FachrfloosMii  von  A.  W.  Meyer  (RecBniiM.)  Jehr«.  XXL 
18t4.  S  Teile.  WieeUden.  Benrmeno,  1893.  kl.  8.  Mit  sehlreieben  AbbildiiDfren  in 
T^(Zt  and  nit  Kieeabehnkerte.  M.  4.—.  (Aus  dem  Inbelt:  MascbiDenbira,  Ton  (BmiR.) 
Bkeiaberd  a.  (Civ.  log.)  Abefff.  —  LokomotiT-  and  Wairenbea,  von  (Prof.)  O.  Meyer.  — 
Heben-  and  Kleinbehnen.  —  Strefsenbahnen,  Ton  (RegBauM.)  A.  W.  Meyer.  —  Drabt- 
Milbahnen.  —  Tedmieebe  Statistik.) 

▼.  Samsoa-Himmelstjerna,  H,  Zollkrieg  and  Weitfriede.  Preibonr  i./B., 
1884.     in*   8.     87  SS.     M.  0,80.     (Die  Schrift  bekämpft   den  rassischen  HendelsTertrsg.) 

Sartori,  A.  (Geh.  KommersR.),  Der  Nordostsee-Kanel  and  die  deutschen  See- 
hifea.  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1894.  gr.  8.  68  SS.  mit  6  Ubelleriscben  Anlagen. 
M.  8 — . 

Ulrich«  P.  (OORegR.),  Suffeltarife  and  Wasserstrefsen.  Berlin,  J.  Springer,  1894, 
8.     VI_884  SS      M.  4.—. 


Treaties  of  coaimerce  and  navigatioa.  London,  printed  by  Eyre  A  Spottiswoode. 
1888.  Folio  (Perliam.  paper.  Contents:  Coples  of  most-fsTonred-nation  elaases  in 
eil  treaties  of  commerce  and  navigation  between  Oreat  Britain  and  foreign  powers,  in  force 
ea  1^  Aaffust,  1888«  stating  the  period  wheu  terminable,  and  shoaring  whetfier  they  apply 
ts  tha  British  eolonies.) 


Bericht  iber  die  Verhandlangea  der  am  88.  November  1888  im  B6rsengeb«ade 
sa  Berlin  Tersammeltea  Deleffierten  norddeatscher  HandelsTorstftnde  betreffend  den  Ent- 
warf eines  Weinstenergesetses.     Berlin,  Druck  von  A.  Haasmann,  1898.     8.     37  SS. 

Bonaenberir,  B.,  Des  Strafverfahren  in  Zoll-  aad  Stenenachen.  Eine  Samm- 
laag  der  In  Preufsen  bestehenden  Vorschriften  für  das  Verfahren  etc.,  erl&ntert.  Berlin, 
Heymaan,  1894.    gr.  8.     XVin  -  658   SS.     M.  10.—. 

Denkschrift  des  Tabakvereins  Msnnbsim.  Mannheim,  Drnek  der  Vereias- 
draekerei,  1894.  4.  8  SS.  mit  Anhang  I— V.  (Dem  deutschen  Reichstage  überreicht 
ia  der  8.  Session  der  IX.  Legislaturperlode.) 

Entwarf  eines  Oesetse  wegen  Abinderung  des  Oesetses  betreffend  die  Erhebung 
von  Reichsstempelabgaben  vom  1.  Juli  1881/89.  Mai  1886,  nebst  BegrOndung.  Berlin, 
Hcymaans  Verleg,  1898.     Roy..4.     89  SS.    M.  1.—. 

Oegen  den  Prachtbriefiitempel.  Berlin,  Druck  von  E.  Billig  Nschf. ,  1884. 
8.     8  SS. 

Koch,  K.  H.,  Zar  Kritik  der  Weinsteuervorlsge.  Im  Aaftrage  von  Winsem  des 
Rheines  und  der  Moeel.  Mains,  v.  Zsbem,   1898.     gr.  8.     86  SS. 

Richter,  Eng.,  Gtogen  die  projektierten  Stempelsteuern  suf  QnittuoKen,  Praeht- 
briafe,  Cbecks  und  Oiroanweisangen.  Berlin,  Verleg  „Pertsohritt**,  1893.  gr.  8. 
U  SS.     M.  0,80.  

1 1  faut  r4Ublir  Is  loterie.     Paris,  Oardanne,  1894.     8.      80  pag.     fr.  1.—. 

J  a  g  1  a  r ,  C,  La  crise  du  cr4dit  de  1*  Etat  et  des  bsnques  suz  Etats-Unis.  Paris, 
Chaiz,  1898.     8.     19  pag.     (Eztrsit  de  r„Economiste  f^an^ais.**) 

Nouveau  dietionnaire  des  droits  d* enregistrement  et  de  timbre,  publik  sous  Ia 
direetioa  d'A.  Martinot  (receveur  des  domaines).  Tome  II.  Neuilly-sur-Seine,  1898.  8. 
488  pag.     fr.  80.— 

Badea-Powell,  B.  H.,  A  short  account  of  the  Inland  revenue  and  its  ad- 
ministrstion  in  British  Indis,  with  s  skstch  of  ths  land  tenures.  London,  Clsrendon 
Press,  1894.     crown-8.     942  pp.  with  a  map.     6/. — . 

Piaanse  sccounts  of  the  United  Kingdom  of  Oreat  Britain  sad  Ireland,  for  the 
fiaaaeial  year  1892/98,  ended  81*t  March  1898.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode, 
1888.  gr.  in  8.  IV— .118  pp.  (Psrl.  paper,  ordered,  by  the  H.  of  Commons,  to  be 
printed,  28.  VL  1898  ) 

James,  CA.,  Mining  royalties :  their  praetical  operstion  snd  effect.  London, 
LaairaiaBS,  1884.     4.     278  pp.     6/.—. 

Report,  XXXVIth,  of  the  Commissioners  of  Her  M%j.'s  Inland  revenae  for  the  year 
eadad  81«t  Mareh  1898,  with  sppeadiz.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottlswoods,  1888. 
gr.  l»-8.    44  and  LVIII  pp.    (Psrl.  paper  by  command.) 
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UplOD,  J.  Kendrick«  Weftitb«  d«bt,  and  UxAtioo.  Part  l:  Public  d«bt  WmlthpJ 
toD,    Goverament    Printfof?    OflBce,    1894      4.     890  pp.    with    map    and    dlc^rram^ 
16/^.     (The  Xltn  Cetiaui    of    tlie  ü    ÖUtes,    1890      Cont«DU:  National    d«bt    of   fordi^ 
countrie«.  —  Foreif^n  local  debc.  —  Debt  of  tbe  United  Stat«».  —  State  and  Jocal  d«bt.) 

Seeber,  Fr,  Fananaa»  y  admmistracioo.     Bueno»  Aires,  J.  Penser«  1892.     IS.        J 

8.     G«M*,  Buik-,  Kredit-  and  y«nicli«nugfWM«a.  ■ 

BIkrgBü  tbat  Würgen.     Züricb,  Th    Schröter,   1893.     8.     IV^Si  Sg.     M.  0,iO. 

Handbueb  der  AktlenKe^elUchaften  and  Geldinstitute  der  Scbweii«  6.  And  1894* j 
ZÜrkb.  Oreti  Fctrsli,  1898.  gr.  8.  (,,Abfr«8ihlosiieQ  per  1,  Oktober  1898.*')  XEV— 5&8  88.1 
M.  1»,—.  1 

Kardes,  E.«  Die  Milaacbtnag  d«s  Geldes  in  Prenf^ien.  Eertia^  H^  Steinlti«  1899. 
gr,  8.     M.   1.—. 

Kern,  3,  F.,  Daa  natQrlif^he  Geldtiyatein  oder  die  £ntdeckiiag  der  Goldmacberkuatt 
2    Ana.     BerÜD,   UhtemaDn  &  Müller,  1893.     8.     14  SS.     M.  0,40. 

Komiteebericbt,  der,  über  die  indische  Währangsrefonn  in  deatacber  üeb«r< 
traeuDg.  eingeleitet  von  A.  Ooteraeti^r.  Wien  ,  Volk*wirtj*chaftl.  Verlag  Ton  A.  Oontt 
1893      VIII  — 96  SS      M.  2—. 

K  o  m  p  a  fs.  Finanzielles  Jabrbuch  für  Oe«terreich-UngarOt  g^grUndel  von  O.  Le»B- 
bardt,  1894.  Herausgegeben  von  S.  Heller  Jahrg.  XX VU  Wien,  A.  R51der,  1894. 
Lex -8.  XXX — 1S07  SS,  geb,  fl.  6.  — .  (Ana  dem  Inhalte:  Oesterrekbi»che  und  ung»' 
rische  Rankea  and  Kreditinatitnte.  —  Versicberung^geüelUchafteB.  —  Induatriege^ellscheften 
Oeatarreich- Ungarns.  —  VerkehrsanstAltvn  Oesterreich-Üngams.  —  Sparkassen.  —  Oastar- 
reichiache  Genoftsenscbaften.  —  Die  Finanaeu  Gesterreiob-Ungerns.  —  Fouda-  nnd  Lotterie 
papiere.   —  St&tiatiacbe  Beiirige.  — ) 

Leiffmann,  Mor,  Gotd,  Silber,  P»pier.  4  Aofl.  Dllueldorf,  B.  LiDts,  1891 
gr.  8.     22  SS.     M    0.60 

V.  d,   Leyen,  A.  (GOUegR ),    Die    Finans-    and    Verkehrepolitik    der    nordasieHkft- 
oiichen  Eisenbahnen.     Ein  Beitrag  aar  Beurtellang  der  oeneutea  Eiaenbahnkriai«,    Berlia  ~ 
Springer,  1894,     Eoy.-8.     Vm_80  83.     M.  2,-^. 

Farne  Tsf  Osias«  Internationalea  Papiergeld.  Lemberg,  Gobrynowtei  &  Schmidtt' 
1894,     gr.  8.     49  SS.     M.  9  — . 


Barclay,  R^  Tbe  distarbance  of  tbe  Standard  of  valae.  London,  Wilaon  Jk  C*, 
1894.     crown-8.     105  pp.     1/6. 

Cordingley.  W.  G.,  Gaide  to  the  stock  exchange,  being  an  expUnetlon  of  every 
node  of  apecnlating  in  stoeks  and  ufaares  and  illustratlng  the  manner  tn  whicfa  trana- 
actions  are  carrted  out  To  whicb  is  »dded  a  complete  gtosaary  of  tha  terms  &ad  phrttaea 
peentiar  to  tbe  .^House".  Loudoot  S.  Low^   1893.      12.     180  pp.,  clotfa.     2/. — -, 

Ho  well,  J.  H.,  BimetAlliam;  or,  enrrency  reform:  e  paper  read  at  tbe  BHatol 
Liberal  Club,  Febraary  9,   1893.  6,   ed.  London,  Simpkin,   1894.  8.  44  pp.     /  0,4. 

Scottisbt  tke.  law  directory  and  banking  and  insuraaee  liste  for  1894.  Qlaegow, 
W.  Hodge  iL  C,  1894.     8.     5/.— . 

Skinner,  Th.,  Tbe  stock  ejichange  year^book  tor  1894«  A  careful  digeat  of 
Information  relating  to  the  origiu  ^  hiatory  and  present  poaition  of  each  of  the  pabUc 
secnrities  and  Joint  »lock  companies,  known  to  the  market«  of  the  ü.  Kingdont.  XXö»  year 
of  pnblication.  London,  1  Boyal  Exchange  baildings,  £.  C,  1894.  gr*  in-8.  XLiV — 
1900  pp.,  cloth.     18/.—. 

Orti  y  BruU,  V.,  La  cmeaüön  monetarla,    Madrid,  Hu^rfanos,  1899.  8.  pea  S. — . 

9.     Swiaie  Fra^. 

Brau«,   O.  H.    (PHeeter   der    Eradi5cese    St.  Paal ,    Minnesota),   Zuf   LSenog   der 
eoaialen  Frage.     1    Soaiale  Fragen    de»    Kolumbtacben    Katholikenkongreeses,    SepL   l89S#jH 
IL  Der  Anthracitkohlenarike  in  PenntyWaoien   1887/88  im  Vergleich  mit  den  Bergarbeiter<^H 
hewegangeu  in   Grofabriunnien    und    Deotschland.     St.  Lonis  (Mo.),  B.  Herder,  1899.     9. 
88— VIII  — 174  SS.     M.  4.—.     (Freibiirger  Dissertation  ) 

Brückner,  N,    Die    öSeotlicbe    und    private    Fürsorge.     Gemein n Qtaige  Tbitigkelt 
und  Armen «resen    mit    besonderer    Bexiehung    auf   Frankfort  a/M.      Heft  9:  FQrsorge  für 
telbttliidige   Erwachsene       Frankfurt  a/M.,    JQgel,    189$.      p.  8.     VUi  u.  Bogen  7—14. 
—X  des  Oeaamtwerkea.     M.  9. — « 
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Bleha«r,  L.  (Prot),  I>anriBi8miis  «nd  Sosialiamiis  od«r  der  Kampf  um  das  Dasein 
nd  dia  modama  Oeaellaebaft.  Leipsiff,  E.  Ofinther,  1894.  gr.  8.  7S  SS.  M  1.^1 
(A.  a.  d.  T.:  Darwiaistitehe  Scbriften,  Naae  Folfce,  Nr.  19.) 

Croaaaiejer,  B.  (BremerhaTen),  Eine  Zuflaeht  der  Elenden.  BremerhaTen,  Cb. 
G.  TleakeD,  1894.  kl.  8.  76  88.  M.  1 — .  (Inhalt:  Znr  Oeiehiehte  der  StrafaosUlten. 
—  Kritik  den  OeOngaUwesena.  —  Die  Arbeiterkolonien.  —  Die  Heimatkolooie ) 

Panlhabar,  H.  (Piarrer),  Drei  aosiale  Fragen  unser  Landvolk  betreffend:  Landes- 
Taraorgnngilmter,  Armenbeschlftignog,  Krankenpflege  auf  dem  Lande,  ans  dem  Leben 
beaatwortat  Schw.  HaU,  Baehhdl.  f.  innere  Mission,  1898.  8.  42  SS.  mit  19  Abb», 
daagaa.     M.  0,60. 

H  i  a  8  e ,  A.  (Pastor,  StrafanstaHsgeistlieher,  Koswig),  Oesetse  and  Einriehtangen  aar 
BakAoipftiag  soaialer  Notstlade  fttr  das  Heraogtnm  Anhalt,  Köthen.  SohriflenDiederlage 
des  Evang.  Vereinshaoses,  1898.     8.     64  SS.     M.  0,70. 

Lax,  H.,  Btiaane  Cabat  and  der  Ikarlsohe  Kommanismas.  Mit  einer  historisehen 
Blalaitnag.     Stattgart,  IMeta,  1894.     8.    Xn~294  SS    mit  BUdnis.     M.  1,50. 


Blaebe,  E.  (sabatitat  da  proearear  g^o^ral),  La  patrooage  des  d^tenas  lib^r^s  en 
Baaaa^n,  impr.  Millot  frires  &  Cie,  1898.     8.     46  päg. 

Cattaj,  A.,  Maoael-formalaire  social,  militaire,  aniversel.  Projet  teehniqae  de  la 
Boavalle  anade  aaiTersalle  das  traTaillaars.  Paris,  P.  Dapont,  1898.  in-18  J^sas.  266  pag. 
et  tableaa  en  eonl.     fr.  6. — . 

Kaaneagieser,  A.  (I'abb4),  Ketteier  et  Torganiration  sociale  en  Allemagne. 
Paria,  Letbielleax,  1894.     19.     fr.  8,60. 

Offlea  da  travail.  Salaires  et  dar4e  da  trarall  dans  ribdastrie  fran9aise.  Tomel«: 
Ddpartement  de  la  Seine.  Paris,  impr.  nationale,  1898.  8.  VllI— 616  pag.  fr.  7,60. 
(Pablieatioa  da  Ministira  da  eommerce,  da  Tindastrie  et  des  eolonies.  Table  des  matiires : 
Bat  et  dtendae  de  TenquAle.  Organisation  de  l'enqodte.  Enqa4tes  accessoires.  Plan  da 
eaapla  randa  de  l'enqa4te.  — >  Etat  ddtailH  par  Etablissement  des  nombres  d'oaTriers, 
salairaa  at  hearea  da  travail.  —  Analyse  des  renseiffnementa  reeneillis :  Etade  de  qaelqaes 
qaestioas  k   l'aide  des  ^l^ments  foamis  par  l'enqadte.    etc.  — ) 

Teisaier,  Boj,  L'assistanee  par  le  travail  de  Marseille.  Compte  rendo  gdn^ral 
da  2e  ezareice  (1899).  Marseille,  Agence  de  rassistance,  1898.  in-4.  181  pag.  (Compre- 
aaat  las  eompfes  rendas  des  6  sactions:  Travail  proTisoire;  Charit^  effleaoe;  Office  central 
d'assistanee ;  Trdsorerie  et  propsgande;  Enfance;  Patron  age  des  lib^res.  — ) 

Zahlet,  Maar.,  Le  crime  social.     Paris,  1898.     16.     fr.  8,60. 

T.  Sehalse-OaeTernits,  O.,  Social  peace.  A  study  of  the  trade  nnion  moTO- 
OMnt  in  England.  With  a  prefsce  to  the  EnRÜsh  edition.  Translated  by  C.  M.  Wich* 
stfed,  and  edited  by  Oraham  Wallas.  London ,  Swan  Sonnenschein,  1894.  8.  XXX — 
800  pp.     8/  6. 

Worthington,  T.  Locke,  The  dwellings  of  the  poor  and  weekly  wage-eamers 
ia  and  aroand  towns.  London,  Swan  Sonnenschein,  1893.  8.  XV~164  pp.  with  14  lllos- 
trations,  eloth.  9/6.  (Contents:  Past  et  present.  —  Decentralisation  and  diffüsion.  — 
Open  Spaces.  —  Space  adjoining  dwellings.  —  Old  eottage  property.  —  Cottages  and 
eottaga-flats.  —  British  freehold  homes.  —  French  cottages  and  freehold  homes.  —  Block 
dwellings.  —  French  block  dwellings.  —  The  hoteis  of  the  poor.  —  Light,  Ventilation, 
aad  damp  prerention.  Drainage.  —  House  refase.  —  Legislation :  Old  and  new  dwell- 
ings. —  Companies  and  agendes.  — ) 

Ciccotti,  E.,  Socialismo  di  stato  e  socialismo  democratico.  Milano,  Critica  sociale 
eda,  1894.     16.     31  pp.     1.  0,90. 

Pra  eontadini  (dialogo).  NnoTa  edislone  rivedau.  (Propaganda  socialista.)  Reggio 
Esailla,  tip.  economica,  1893.     16.     47  pp.     (Biblioteea  dell'  associasione,  N^   3.) 

Rienai  (ps.  für  H.  van  Kohl),  Socialismo  en  Trijheid.  Amsterdam,  J.  A.  Fortayn, 
1898.     8.     fl.   1,96. 

Ldpes  del  Arco,  A.  B.,  Cincer  social.  Madrid,  L.  Bobalcaba,  1898.  4.  pes.  2.— . 

Vaga-Bey  Falco,  L.,  La  caestiön  social  en  Espana.  Madrid,  M.  O.  Hemandea, 
1898.     8.    pes.  2.—. 

10.    Oatetagabnag. 
Hfibner,  B.,  Der  Immobiliarprosefs  der  fränkischen  Zeit.     Breslan,  Marcas,  1898. 
8.    (UatarsachaDgen  aar  daatsehen  Staats-  and  Bechtsgeschichte  von  O.  Oierke,  Bd.  XLII.) 
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K  efopjfi,  E.,  Die  Ehtfraa  im  k&Dftiirfin  PHT«tr«c1ir  der  Scfaw«!«.  Sürieh,  A.  MlllcrJ 
»894^     ffr.  8.     M  SS,     M,  0.40. 

V    LandmiiDn,  R.  fMinf^tlt).   Die  Oew«rbeordnan|{  für  diB  D«iit»che   Erkh.  nnU 
ßeHlck«icbCiiranK  der  6e9*fx|ire.btinf(ftma.reri«lien  ,    der  PrAxi«    und    der  LitterMQr    erlittt« 
und  mit  VollzuerHvomrhnftefi  hortUiiirsGreben.     8    AaÜ      S.  HXlOe,   1.  Lf«fenit»fr      Mtn^ra, 
C.  H.   Beck.   1894      gr.  8      S    4S3— 784   de»  Ouamtwerke«      M    i.— . 

StiifAL  H,  (SUAUflchreiberK  Dait  nea«  Btucvuets  d«s  Kihntoofl  Z&rieh ,  ndt  An- 
merknnf^o.     ZOrtch,  A.   Mönem  Verln?,   1893.     8      9t  SS.     M    S -^. 

Corbe,  HippoL  (avocftt) «    Droit    romilQ  :    Efude    comptree    de    !■    oftture    et  < 
lUtruct^reB  de  la  lex  Ttcesiina  herediuttim ;  droit  frftti^ftis:    De  l*iiDp6t  pro^resttoooel 
iid^rc    eo  f^^n^ral   et   dftns   «on   appUcJiHoti    nux  droits    de   muUtion    par   d4e^»,     ClM»»)i] 
Renn*'*,   impr      Le  Roy.   189S.     8      128  p«p. 

Drouaax,  L.  favocat),  La  r^rorme  des  fniltitesv  CommentAire  de  1a  IoJ  du  4  mm% 
1889  Bur  les  liquidution«  jndicieire^  9"  ^ditiou  Toure,  impr.  Arrnult  &  O*  ^  1899. 
tn-18  J^UB      246  pw^^. 

Tournier.  P.  (i;ref6er  k  U  Coctr  de  CASuitiofiV  Droit  roroAin:  HtitAtre  do  titre 
puUtif  en  matl^re  d'u»aoapion;  droit  fran^AU:  De  ritiv$olAbilit4  du  domtellt  ffbkeA). 
Peris,  A,   RovKKeAu.  1693      8.     S4S  pAir- 

SerutttiQ,    T    K.,    The    cootrftct    of  Afihreifrhtmeut   ab  expressed    in    ebm 
And  bUla  of  Udbfj:.     Spedition.     Loudou,  C(o«reB«  1894      8>     18/  — 

d  '  A  e  u  A  n  u  o .  J.,  La  itt^uesia  y  1a  evoiueiAn  del    derecho  civil.     MAdrid,  Co 
tmpresor«»  y  iibreroB«   1893      4.     pes,    15 — * 

BAfrAchinA  Pestor,  F.,  C^di^o  de  comercio  eBpAÄol ;  Ja  Hb  pmdeocfA  y  lef«s 
extranjerea  eu  materJA  de  cAmbio.     AHcAi»tp,  J.  Kspli.   1893      4.     pe«.  8.  — . 

6 od  i  n  es  j  M i  h  n  r  a  «  M.«  Elemento  de  derecho  maHtimo  e9|»AQoL  MAdHd,  EAtobt 
tip.  de  ItifAnteriA  de  MAHnA.   189S.     4.     pes,  10.  —  . 

Oliver  f  Eftteller,  6. ,  Derecho  iromoblliArio  eapADOt.  Tomo  I  ^  cuwL  t. 
MAdrid^  suceioreB  de  RIva  deueyrA,  1893      4.     p«s^  5-».  ^ 

11.   StaAti-  und  ▼«rw»ltiuifir«o]iL  ^ 

BfAndenburfr  a.  d.  H-  Verwnlrnn^tbeHcht  pro  1  ApHl  1893  bis  dAbio  I89S 
BrAudenburir  a.  d.  H.,  Wiesfkes  Bnehdruckorei ,  1893.  4.  34  S^t  8  SS.  AdIai;««!  atfd 
TAbelleti  in  FoI«o. 

B  r  A  Q  u ,  Ad.«  Die  PArteien  des  deutachen  BeichBtA^reAf  ibre  ProfrrAmra«,  Entwlek*- 
TuAir  und  Stärke.  Sluttf^rt.  Diets«  1893  gr.  A.  38  SS.  mit  grAphbeber  DArsteUonc. 
M    0,40 

Bromberff.  Bericht  d«a  MA|riatrAts  sn  Bromberg  Ober  die  VerwAltani;  um6  d«ii 
StAud  der  OemeindeAnRelei^enheiten  im  VerwAltun^JAbre  1.  Aprii  188S/93.  Bro«ib«*f, 
OroenAuertehe  Bnchdruckerei.  1894.     Roy -8.     IV— 53  SS. 

Dortmund.  Bericht  über  die  Verfraltunir  det  Armenwesena  der  StAdC  D^rtmiiAd 
fUr  dAS  VerwAltantr^Ahr  vom  1 .  IV.  1893/93.  Dortmund,  BnchdrQcker«!  von  F.  W.  Bah- 
fUA,  1893.     4.     51    88. 

BAlberatAdt.  Bericht  Ober  die  Gemein  de  An  frelAireobAiten  der  StAdt  HalbArctadt 
mr  de«  jAhr  vom  L  (V.  1892/93  HAlber»tAdt,  Druck  vod  C  Doelle  A  6ohn,  1893.  4 
89  SS.  nebst  3  AnTA«r«ti. 

KAutaky,  K. ,  Der  PaHAmeotArismuB ,  die  VolkAfr«s«tafc«baDg  und  die  SosiaT* 
dmnokrati«,     Stattgmrt,  Dietk,  1893.     S      Vni— 139  SS.     M.  0,75 

KSnlgsberfir  i./Pr  Bericht  aber  Verwaltoair  und  StAod  der  Oemeindeani^lec««' 
heitvn  der  ki^L  Heapt-  und  ReAfdensttadt  Köniirsberfr  i./Pr.  während  dos  Recbnunn^JAbre» 
L  April  1898  bie  dAhin  1893.  Könii^sberjj  i /Pr.  ♦  Druck  von  HAusbrAnd»  NAchfolirer^ 
1893.  4.  140  SS  —  BAUprüberaicbt  über  die  d«r  StAdtbAuptkAtse  In  K6oiK*ber|^  i /Pr. 
Angewiesenen  V(«rwAltunir««wei|?'»  pro  1.  IV     1892/93«  ebd    1893      4      88  SS. 

KrefAld.  Berieht  QbAl-  die  VerwAltanif  und  den  Stand  der  6eaieiad«Ang<leg«a> 
h«lt«n  fUr  dA9  Jfthr  1892/93.     Krefeld,  Druck  von  KrAmer  Sl  BrAun,  1894.     4,     134  SS. 

MAffdeburf^,  Bericht  über  VerWAltung  nod  StAnd  der  OemeindeAOfre^tei^nbaltaB 
Hör  «u-lf  Mntfdeburfr  mr  die  Zelt  vom  1.  IV  1892  bis  81,  m.  1893.  Maf^debnric,  Buf- 
hu  -i  roo  K.  Frie«A,   1893,     gr   4.     IV— 257  SS     mit  2    kArtoifraphtwhen  Dar- 

Bt.-        ■.-'  - 
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1  L  TMr.  Mf  das  J»hr  rtm  1.  April  18»8  Ms  Ende  Mftri  IBM.  MflhlbAiiMii !.  Thflr., 
Draek  tob  O.  Dftnn«r,  1898.     gr.  4.     47,  10  n    4  88. 

P«rt«iprofrftmm«,  devtscin.  Berlin,  PottkAnmer  &  Mflhlbr^cht,  1894.  ftr.  8. 
U  88.  M.  1,90.  (Inhalt:  Politfscha  Parteien.  —  Kirehenpolitisehe  Partei.  —  Wirt- 
•ehaftspoUtiache  Parteien.  —  Antisemiten.  —  Sosialisten.  — ) 

Poaa«.  Bericht  Über  Verwaltnafif  und  Stand  der  Oemeindeanfir«l«ff«nhe{ten  der  Stadt 
Posen  mr  das  Jahr  vom  1.  lY.  1899  bis  81.  III.  1898.  Posen,  Bnchdrackerei  A.  Förster, 
1898.     4.     »7   SS. 

8  e  h  o  1 1 7 ,  K  ,  Das  Avtonomierecht  des  hohen  Adels  in  seiner  Entwickelnnff  seit 
der  AnOebanff  des  ilteren  Dentschen  Reiches.  M&nchen,  J.  Sohweitser,  1894.  ppr.  8. 
44  88.     M.  I,t0. 

Wiener  Kommnnalkalender  und  stidtisehes  Jahrbuch,  1894.  XXXIII.  Jahrgang. 
Wies,  J.  N.  Veraay,  1894      8.     488  SS.     M.  8,90. 


O* Brian,  W.,  Irish  ideas  London,  Loogmans,  1898.  8.  t/.8.  (ContenU:  The 
irish  national  Idea.  —  The  lost  opportonities  of  the  irish  gentry.  —  A  gern  of  mls- 
fOTenneent.  —  Are  the  irish  tenants  knaves.  —  Toleration  in  the  fight  for  Ire- 
laBd.  _) 

OstrogorakI,  M.,  The  rights  of  women:  a  eomparative  study  in  history  and 
kgialmtiofi.     London,  Swan  Sonneasebein,  1894.     erown-8.     988  pp.     t/.6. 

Blebards,  H.  C,  The  corrupt  and  illegal  practices.  Prävention  Act,  1888.  Anno- 
eted  aad  ezplained,  with  notes  of  judieial  decisions,  on  eases  of  bribery,  treating  under 
inHuencef  personation,  etc.     London,  Jordan,    1894.     orown-8.     198  pp.     9/.6. 

Her  B  an  so  n,  B.  F.,  Finlands  statrittaliga  stfllning.  Helsingfors,  O.  W.  Bdlund, 
1898.     8.     kr.  8,50. 

Moria! ,  C,  Comiiione elettorale :  studio  teorico  pratico.  Milano,  fratelli  Dumolard, 
1894.  18.  907  pp.  1.  9,60  (Contiene:  Monarchie  mista.  ~  Specie  di  eorrusione  — 
Sofismi  de!  cormttori.  —  Tlmori  e  speransa.  — ) 

▼  an  den  Helm,  G.  L.,  Aanteekeningen  op  de  gemeentewet  en  de  wetgeving  op 
den  pereoonlijkeo  Staat.    'sHage,  Oebr.  Belinfiuite,  1898.     8.     fl.  0.50. 

▼a«  Idsinga,  J.  W.  H.  M.,  De  administratieve  rechtspraak  en  de  Constitution eele 
Bonarchle.     Deel  I.      'sHage,  W.  P.  Tan  Stockum  A  Zoon,  1898.    8.    fl.  9,50. 

Mijhoff,  D.  C,  Staatokundige  geschiedenis  van  Nederland.  Deel  II.  Zntphen, 
TMene  *  C*,  1898.     8.    fl.  4.—. 

Slekenga,  J.,  De  gemeente  in  Nederland.  Leeuwarden,  M^er  &  Schaafvma,  1898. 
4.    fl.  1.80. 

STerires  statskalender  f5r  kr  1894.  Utgifiren  af  kgl.  Majts.  Vetenskaps  Akademi. 
StBekkolm,  Norstedt  &  Sdner,  1898.  8.  655  pp.  och  bihang:  Udrag  ur  Norges  stats- 
kalender.    XVI  pp. 

Wallgren,H.  O.,  Den  intemationaien  rittsordningens  problem.  Upsala,  Lundequist, 
1898.     8.     kr.  9,50. 

Censo  de  los  empleados  administratives,  funcionarios  judieiales  y  personal  docente 
de  la  Bepi&blica  Argentina,  correspondiente  al  81  diciembre  de  1899.  Buenos  Aires  1898. 
Boy.  in-8.     Vm — 881  pp.     (Pnblicaciön  del  Departamento  nacional  de  estadistica.) 

P  o  s  a  d  a ,  A.,  La  administraciön  politica  y  la  adminlstraciön  social.  Madrid,  suces- 
setea  de  RiTadeaeyra,  1898.     8.    pes.  5.^. 

18.    Btatifltik. 
Allgemei  n  es. 
Kdbner,  O.,  Die  Methode  einer  wissenschaftlichen  Rttckfallsstatistik  als  Grundlage 
siaer  Beform  der  KrininalstatSstik.    Berlin,  Guttentag,  1898.     8.     IV->124  SS.    (Sonder- 
abdraek  ans  der  Zeitschr.  für  die  ges.  Stralrechtswissenschaft) 

Deutsches  Reich. 

Adamy,  H.,  Schlesien  nach  seinen  physischen,  topographischen  und  statistischen 
▼etUltaifliea.     7.  Aufl.     Breslau,  Trewendt,  1898.    8.    985  SS.  mit  Karte,  geb    M.  9.-~. 

Answftrtiger  Handel  des  deutschen  ZollgebieU  im  Jahre  1899,  Teil  II:  Darstel- 
laag  aarh  Herknnifta-  und  Bestimmungslftndem.  Herausgegeben  vom  kais.  statistischen 
MA.  BerHa,  Pattkammer  A  Mühlbrecbt,  1898.  Imp.-4.  XXXV— 451  88.  M.  8.—. 
(▲.  a.  d.  T.:  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  N.  F.  Bd.  LXVIL) 
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Bettrftf^e    Eur    SUtistik    des    Orobhersof^um»    H<»»eii.     B*Etd    XXXVII.    Haft  Sti 

Dis  ZiPHDü^iYerKafserunireD  von  Liegenschaften  ood  die  Za*  and  Abnahme  det  «nT  deoi] 
Grundbeüflii  ruh«  öden,  id  den  offentlicbeD  Bflchern  einfi|:ftrAgenen,  Scbaldenttandes  inj 
Jahr  1890«  vau  6  Fertseh.  Damisudt ,  Jonj^haus ,  1893.  4.  IV -38  SS,  (He 
geifebto  von  der  (rrof^hers.  Centralstelle   ftr  die  Landetstatistik,) 

GothaUcher  rei^ealo irischer  Hofkalender  nebst  dSptomatiseb-sUtistiacbeiii  Jahr* 
buch,  1894.     Jahrg.   CXXXL     Gotha  1894,     1$      sreb.  M.  6,20. 

Jahrbuch,  statistbches,  deutscher  Städte.  In  V^erbindang^  mit  seinen  Kollaveo  H. 
Blek'her,  R.  Bockh,  R.  Büchel,  H,  Edelmann  f,  M.  Flinaer,  E.  Haa&e,  E.  Birticbb^rf, 
O.  Koch.  O  Pabst,  F  X,  PrÖb^tt.  O  Tschierflchky,  E  WQrabarg;er  and  K*  ZimmerBlttUi 
brg,  von  M.  Neefe  (Direktor  des  sUtist.  Amts  der  Stadt  Bre&lao),  Jabrfi^.  III.  Brwlaa, 
W.  G.  Korn.  189S.     (cr,  8      V1H-S78  SS      M.   11,50. 

Käppi  er,  H  ,  Kritische  Betracbtnngeu  Ober  die  bisherii^n  Verhandlnoeen  der  Kom- . 
mlision  f&r  Arbeiterst&tisttk,  soweit  sie  nna  als  Müfler  interessieren,  Altenharf;,  Dracki 
von  Q  Schoster,  1893.  Imp.-folio.  8  BS.  (Sonderabdruck  an«  dem  Fachblatr  dar  Mbllerl 
Dent^tchlands.) 

Klinisches  Jahrbach.  Im  Anftrave  des  Hinitten  der  geistlichen,  ünterrldit^r' 
and  Medisinalanf^ele^etiheiten  unter  Mitwirkau^  der  vortraRenden  Rite  GOMedHB  nod 
Dtt.  (Prof)  C.  8krsec*ka  und  Q  Schönfeld  hersasgeffebeo  von  (Prof,)  A.  GurtstadL 
Band  V,  Berlin,  Springer.  1894,  nx^  8,  V— 490  SS.  mit  6  Tafeln,  ijeb  M  16— ,1 
(Ans  dem  Inhalte:  Stulistik  der  stationären  Kliniken  and  Polikliniken  der  prenfs,  Oni-I 
versiiüten  für  1891/9S  :  a,  Verwattnnf^snacbrichten  ;  b,  Morbiditätsstatistik;  c»  Unterrichts«  ' 
9Utistik.> 

Mitteilnnfren»  statistische^  au»  dem  Herzogtnm  Sachsen- Alte nbarff.  Kr.  XXXV, 
Altenbarf?,  81.  Sil.  1893  4,  (Inhalt:  107.  üebersicht  der  Geschäfte  der  herm.  s^^alteoli. 
jQstiabehSrden  fUr  die  Jahre  1889  —  98.  —  Üobemicbt  der  Verwaltnnfrser?ebnissa  der 
Sparkassen  im  Jahre  1898.  —  Ergebnisse  der  ViebaKhIuDg'  im  Hersogt.  Bachsen-A.  am 
1   XII.   1892.) 

Nachrichten,  statistische ,  Ober  das  Orofshervoii^tüm  Oldenborif.  HeransffQft^baa 
Ton  drm  K^roßh.  statistischen  Bureau.  Heft  33:  Die  Viehhaltung  nach  den  Kripebaisaaii 
der  ZAblunK  vom  1.  Dezember  1892.  Oldenburg,  A.  Littmann«  1893.  4  Vf^l  und 
37  SS. 

Statistik  der  Binnenschi fTahrt  fUr  das  Jahr  189S,  sowie  der  Bestand  der  dentsche» 
Plafs-,  Kanal-,  HhAT-  und  KDstcnsehiffe  am  31.  Dezember  189S.  Herau^geirebert  vom  k als 
»Utistischen  Amt  Berlin,  Punkammer  &  Möhlbrecht,  1893  Imp.-4.  IV— 38,  FV.  179  SS. 
M-   6.—.     (A,  o,  d.  T.  :  Statistik  des  Deutschen  Reich*,  N    P.   Bd.  LXX.» 

Statistik  Über  die  Dsoer  der  Schienen.     Erhebungsjahre  1879/90.     Heraosgegebeft  ^ 
von    der    geschäfts  führen  den    Verwaltung    des    Vereins     deatscber   Eisen  bahn  veriral  rang 
Wiesbaden,    Kreidel,   1894,     Folio.     Vyi_183  SS,     M,  20.—. 

Statistik  der  Schachtfärderseile  im  OBergamtsbet.  Dortmand,  189S.  Dorttnand, 
Druck  von  Bellmann  &  Middendorf,  1893      Imp.-folio.     66  SS. 

Verkebrsstalistik  des  Eisenbahndtrektionsbeiirks  K51n  (linksrheinisch)  f^r J 
das  Jahr  1892/93.     Köln,    Kölner  Verlagsanstalt  und  Drockerei,    1898.     gr.  S.     308  Sa«| 

F  rank  reich. 
Office  dn  travall.     Notices  et  comptes   rendos,     Fascienle  6:  R4saltats    st«tiitiq 
de  l^assurance  obrgatoire    contre  la  maladie    en  Antriebe.     Parisu    Berger- Levr aalt  &  Ö>«  | 
1893.  8.  147  pag.  (Pablication  du  Ministäre  da  commerce,  de  Tindaatrie  et  des  colonias.) 

England. 
Statistical  abstract  for  the  several  colonial  and    other  posaessions  of  ibe  üoitod 
Kingdom  in  each  year  from   1878  to  1892    XXX^b  N^.  LM>ndon,  prioted  by  E jra  &  SpotU»- 
irQOd«f  1893.     gr.  In-d.     198  pp.     (Pari,  paper  by  eommand,  bloa  book>) 

Rafsland. 

Bafirige    tnr   Statistik    des    Rigaschen    Handels      Jahrgang  1891,    l.  Abt«ilnng4 
Rigas  Handelsverkehr  anf  den  Wasserwegen      Riga,  Raett  Bachdrnckerei,  1893.     Imp.  C  ' 
XI   -123  SS. 

Bidrag  ÜU  Ftnianda  uflSciela  Statistik.  XI,  Medicinatverket  My  följd  8,  (Bariobt 
über    da*    fiflboUieba   Oesandheitswesen    im    Jahre  1891)    118  och  LXIV  pp.  ^    XIV  U 
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JastaffingTerket,  t.  (Berieht  fiber  die  Tbitigkeit  der  Biehaiigekominission  im  Jehre  1899.) 
17  pp.  —  XV.  Lots-  och  f/riorftttoingen.  Ny  fd^d  7  (Bericht  über  das  Lotsen-  und  Lencht- 
fevenresen  an  den  finlftndiscben  Kfisten  fOr  das  Jahr  1891.)  80  pp.  —  XVII.  Kroaosko- 
game.  Ny  fd^d  8.  (Berieht  Aber  die  Verwaitnng  der  Kronforsten  im  Jahre  1891.)  68  pp. 
and  12  TabeUen.  —  XVUI.  Indostri-sUtistik,  8  är  1891,  2  delen  (Bergbaa-  and  Hatten- 
Statistik,  Mflnswesen;  Sutistik  der  Gewerbe  and  fabrilLmäfsigen  Betriebe).  IX— 49  and 
XVIII— 224  pp  — .  XIX.  Vftg' och  Tattenbyggnaderna  (Bericht  aber  die  Weg-  and  Wasser- 
baoarbeiten  im  Jahr  1891).  104  pp.  XX.  Jemvägs-sUtistilL.  22.  (Bericht  aber  den  finlän- 
diveben  Eiseubahnbetrieb  im  Jahr  1892.)  XI- 298  pp.  —  XXU.  FörsälLringsTÜsendet, 
1.  (Berieht  Aber  den  Stand  des  fiollndischen  Versicherangsweseus  im  Jahr  1892.)  IV— 
€6 — XX — 52  pp.    Zusammen  9  Hefte.     Uelsingfors  1898.    Roy.-S. 

Italien. 

Annaario  statistico  itaiiano,  1892.  Roma,  tip.  nas.  di  G.  Bertero,  1893.  Boy. 
ia-8.  Xll — 968  pp.  1.  8. — .  (Pubblicaaione  del  Ministero  di  agriooltara,  indastria  e 
commercio,  Diresione  generale  della  statistica.) 

I>ella  leva  sai  giovaoi  nati  neu*  anno  1871  e  delle  vicende  del  R.  esereito  dal 
1«  loglio  1891  al  80  giogno  1892.  Relasione  al  Ministro  della  guerra  (Teneote  Generale) 
L.  Pelloax.  Koma,  tip.  L.  Cecchini,  1893.  gr.  in-8.  VIII— 143  pp.  e  44  pp.  aUegati 
1 — IV.  max.  in-obl.  folio.  (Italienische  RelLratierungsstatistik  für  das  Aa»hebang^ahr 
1891/92.) 

Seh  weis. 

Jahrbuch,  sUtlstisches,  der  Schweis.  Jahrgang  lU.  Bern,  Orell  Fassli,  1893. 
gr.  8.  XVI— 460  SS.  mit  6  graphischen  Darstellungen:  Verteilung  der  Bodeuflttche  der 
Schweis  nach  ihrem  produktiven  und  unprodniLtiTen  Verhftltnis.  —  Drahtseilbahnen  der 
Schweis.  —  Influensaepidemie  in  der  Schweis,  Winter  1889/90.  —  Stimm beteiiiguug  bei 
den  Mationalratswahlen  vom  26.  X.  1890.  —  Mit  deutacbem  und  fransösisohem  Text. 
A.  u.  d.  T. :  Schweiserische  Sutistik,  Lieferung  93.  (Herausgegeben  vom  statistischen 
Bfireau  dt»  eidg.  Departements  des  Innern.) 

Rechenschaftsbericht,  LXIL,  des  Obergerichtes  und  des  Kassationsgerichtes 
an  den  h,  Kantonsrat  des  Kantons  ZUrich  aber  das  Jahr  1892.  Winterthur,  Buchdmckerei 
Geschwister  Ziegler,  1893.     8.     232  u.  100  SS. 

8c h weil,  die,  im  Lichte  der  Zahlen.  Statistische  Notisen  aber  die  wichtigsten 
geographischen,  geschichtlichen,  politi»chen  und  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
Schweis.  Zusammengestellt  von  H.  Kr^  Winterthur,  M.  Kie»chke,  1893.  8.  VI— lu6  SS. 
M.  1,30. 

Schweiserische  GeOngnisstatistik,  Statistique  p^nitentiaire  Snisse.  Bern,  Orell 
Fü/sli,  1893.  4.  128  SS.  Mit  deutschem  und  franzö»iftchem  Text.  (A.  u.  d.  T. :  Schweise- 
hsehe  Statistik,  Lieferung  92.  Herausgegeben  vom  statistischen  Bareau  des  eidgenössi- 
schen Departements  des  Innern.) 

Amerika  (Vereinigte  Staaten). 

A  n  n  u  a  1  sUtistics  of  manufactures  (of  Massachusetts)  1892.  Boston,  Wright  A  Potter 
printing  C,  1893.  gr.  in-8.  XXV— 476  pp.,  cloth.  (Sute  of  Massachusetts  public 
docnment»  N^  36.  Contents:  Introduction.  —  Capital  invested  by  Industries,  1891,  1892. — 
Stock  nsed  by  Industries,  1891,  1892.  —  Goods  made  by  Industries,  1891,  1892.  — 
Comparison  of  goods  made.  Same  establishments,  for  the  years  1888  —  92.  —  Persons 
employed  by  Industries,  1891,  1892.  —  Wage«  paid  by  Industries,  1891,  1892.  —  Pro- 
portion of  business  done  by  Industries,  1891,  1892.  —  Industry  presentations.  —  In- 
dosuial  chronology,  1892.  —  etc.) 

Census,  the  Xltb,  of  the  United  SUtes,  1890:  Compendium.  Part  1:  Population. 
Washington,  Government  Printing  Office,  1894.  4.  CXL— 967  pp.  with  coloured  maps, 
cloth.  16/. — .  (Contents:  Introduction.  —  Reporten  the  progress  of  the  nation.  — 
Specimens  of  forms  of  schedule  used  by  enumerators.  —  Statistics  of  population  for  each 
State  and  territory  from  1790  to  1890.  —  Coloured  population  classified.  —  Dwellings 
and  fiunilies.  —  Statistics  of  Alaska.  — ) 

Report  on  the  population  and  resources  of  Alaska.  Washington,  Government 
Printing  OfBee,  1894.  4.  280  pp.  with  3  eoloured  plates,  74  fall  page  illustrations  from 
pkotofraphs,  and  a  large  map,  elotlL     16/.    (Popnlation.  -^    Gkography  and  topography 
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—  Social  iUtiattc«.  —  Für».  —  FiÄh«ries.  —  Mio<s*—  Commerce.  —  Historieftl  nvlmw.^ 

indiji&e,  etc)     [The  Xl^  Ceiuii«  of  tbe  U.  SUiei»,   1890.] 
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IIL 

Die  Lehre  vom  Ursprünge  des  Geldes. 

Eine  methodologische  Studie 

Ton 

Dr.  Walther  Lots. 

Fniehtbarer  vielleicht  als  der  Streit  Aber  die  Methode  staats- 
wirtscfaaftlicher  Forschang  im  allgemeinen  dürfte  es  meines  Erachtens 
sein,  in  ocmcreto  die  Ergebnisse  prüfend  zu  vergleichen,  zu  denen  in 
theoretischen  Einzelfragen  die  induktive  und  die  deduktive  Forschung 
gelangt  ist  Es  kann  nur  eine  Wahrheit  geben,  aber  vielleicht  giebt 
OB  verschiedene  Wege,  die  zu  derselben  rohren.  Weder  für  die  de- 
doktivai  nodi  f&r  die  induktiven  Forscher  ist  die  Methode  Endzweck. 
Zweck  der  ökonomischen  Theorie  kann  für  die  ernsthafte  Unter- 
sQchimg  bloß  die  Gewinnung  solcher  Lehrsätze  sein,  welche  die 
Kausalzusammenhänge  des  wirtschaftlichen  Lebens  in  einer  mit  den 
Thatsachen  vereinbaren  Gedankenreihe  klarlegen. 

Es  fragt  sich,  ob  dieser  Zweck  mit  jeder  der  beiden  Methoden 
bisher  gleich  gut  erreicht  wurde. 

Von  dieser  Erwägung   ausgehend    möchte  ich   im  folgenden  ein 
Thema    ins    Auge    fassen,    das    in    nahezu    allen    Lehrbüchern    der 
theoretischen    Nationalökonomie    bisher    deduktiv    bebandelt    worden 
ist:   nämlich  die  Lehre  vom  Ursprünge  des  Geldes.    Dnser  Vorgehen 
wird  folgendes  sein:    Von   den   Führern  auf  dem  Gebiete   national- 
ökonomischer  Forschung  erwählen   wir  zunächst  einen  hervorragenden 
Meister  der  Deduktion   und  bemerken   uns,   wohin  der  von  ihm  ge- 
liesene  Weg  führt.    Dann  versuchen   wir  es  mit  der  entwickelungs- 
gttchichtlidien  induktiven   Methode  und   vergleichen,  ob  die  Wahr- 
bdt,  das  Endziel  unserer  Forschung,  von  beiden  Wegen  aus  erreich- 
ter ist 

Als  Führer  auf  dem  Wege  deduktiver  Forschung  soll  uns  der 
tsrnperamentvoUste  Gegner  der  historischen  Schule,  Professor  Karl 
Meäger,  die  Richtung  weisen.  Insbesondere  in  der  jüngst  im  Hand- 
iMertNidi  der  Staatswissenschaften  veröffentlichten  Fassung  wähle 
idi  MflilB^  Ausführungen  über  den  Ursprung  des  Geldes  zum  Am- 
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gaogbpuokt  der  folgeudeu  BetrachtuDg,  Dicht  deshalb,  weil  darin  sei 
erhebliche  Ab^eichungeo  vou  anderen  Autoren  enthalten  wären,  sende 
weil  sich  bei  Menger  die  präcisestef  auf  Deduktion  bewußt  gegründei 
Formuliernug  von  einigen  Sätzen  findet,  die  abweichend  von  der  sod 
von  ihnen  befolgten  Methode  auch  solche  Autoren  vortragenf  die  prii 
zipiell  nicht  Gej;ner,  sondern  Anhänger  der  entwickelungsgeschichj 
liehen  Forschung  sind. 

Ich  habe  femer  um  so  mehr  Anlaß,  dies  Thema  in  der  voti  Meog< 
gegebenen  Behandlung  zum  Objekt  meiner  Untersuchung  2U  wähle 
da  Menger,  in  kürzerer  Formulierung,  gerade  seine  Theorie  über  de 
Ursprung  des  Geldes  in  seiner  Schrift  „Unsersuchungen  Über 
Methode  der  Suziatwissenschaften  und  der  politischen  Oekouomie  in 
besondere"  als  ein  Musterergebnis  der  Deduktion  den  Lesern  ^orlübf 
leb  stehe  übrigens  nicht  an,  zuzugeben,  daß  gerade  dann,  wenn 
Menger  gelungen  sein  sollte,  deduktiv  den  Ursprung  des  Geldes  rich- 
tig zu  erklären,  ein  großer  Triumph  von  ihm  errungen  sein  dürfte. 
I  Denn  wenn  die  Deduktion  imstande  ist,  dies  Problem  ohne  gescliicbi- 
'liehe  Forschung  zu  lösen,  dann  würde  die  mühevolle  Arbeit  induktiver 
Untersuchung  gerade  auf  einem  Gebiete  der  Entwickelungserklaruug 
als  entbehrlich  gegenüber  dem  aprioristischen  Konstruieren  erscheiueu 
müssen. 

Menger's  Anschauung   über  den   Ursprung  des  Geldes  laßt   sich 
in  vier  Gedankenreiheo  zusainmenfasseu. 

1)  Der  Periode  der  Geldwirtschaft    ist  die  Zeit  des 
Tauschhandels  vorausgegangen  0. 

2)  Der  Tausch  der  Gebrauchsgüter  Yor  Entstehung 
des  Geldes  ist  unbequem. 

Daß  in  den  Anfängen  des  Verkehrs  die  Zahl  der  Tauschgeschäfte 
nur  eine  sehr  eng  begrenzte  sein  könne,  vvird  folgendermaßen  veran- 
schaulicht: „Wie  selten  trifft  sichnämlich  der  Fall,  daß  für  jemanden  du 
in  seinem  Besitze  befindliches  Gut  einen  geringeren  Gebrauchswert  hat 
als  ein  anderes  im  Besitze  einer  anderen  Person  befindliches,  wa 
zugleich  für  diese  letztere  gerade  das  umgekehrte  Verhältnis  stal 
findet?  Um  wie  viel  seltener  noch  jener  Fall,  daß  diese  beiden  Pi 
sonen  einander  begegnen  I  Man  denke  gar  an  die  besonderen  Schi 
rigkeiten,  welche  sich  dem  uomittelbaren  Austausche  von  Gütern  in 
jenen  Fällen  entgegenstellen,  wo  Angebot  und  Nachfrage  sich  quau^ 
tativ  nicht  decken,   wo   z.  B.  ein  unteilbares  Gut  gegen  verschiedtsfl 


1)  ÜieM  Stufe  der  KDlwickeltaug  cbM.r&ktensieH  Menger  S.  IH  d  IIL  Bds.  ^ 
fijLodwdrterbuchä  der  StamtswifteeDscfaiAGn  folf;eDddniiar»eD :  ,4u  d«a  Aiiflog«ii  den 
kebrsf  wo  die  Erkeantois  de^  Ökonomischen  V'orteüe«,  weleber  sich  aiu  der  Aiuaü 
der  vorbendeni^ii  Teaachfcelegenheiten  ertieleti  liiBt,  bei  den  wirt^ehenenden  Stth|ek|| 
HUI  AUmllineb  «rwecht^  Ihre  Zwecke,  wie  die«»  der  ii^infacbheit  elter  KuHurmaJlnK« 
iprlebl,  vorerst  cur  euf  des  NäcbaUie^ende  gericbtet  sind  uud  detD(feiiiiLre  bei  TAttecli|^^ 
tckAflen  siub  nur  der  Qebr  Aachs  wert  der  ma  erwerbenden  Qiiter  in  Beirecht  kooiai, 
l-t  i^.\*.ni^ttiT  fUrnnt'  hed*pht,  ledtplfch  !»olcbe  Göter  ein  tu  tau  »eben,  an  welchen  tr  «laeo 
iieii  U«U«rf  hftt ,  Ueg«i(cii  ilirjetiigen  xurückeuweieeii ,  deren  er  entweder  flW* 
,  i)i  bvdifcTf  ud^t  mit  welcbati  er  bereiU  euirekbend  venuript  iBt  *^ 


Bde.  4. 
e»  V  Jl 
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irligei  im  Besitze  verschiedener  PersaneD  befindliche  oder  wohl  gar 
itgm  solche  Güter  ausgetauscht  werden  soll,  welche  nur  in  ver- 
M:biedenen  Zeitpunkten  begehrt  und  nur  van  verschiedenen  Personen 
geleistet  werden  können  *V* 

Soweit  Menger.  Seine  eben  wiedergegebenen  Ausführungen  lehnen 
sich  an  folgende  Worte  Roscher's  (System,  Bd.  I,  §  116)  zieuolich  treu 
an:  „Bei  iri^end  höher  entwickelter  Arbeitsteilung  würde  die  Fort- 
dauer des  bIo£en  Tauschhandels,  also  Umsatzes  von  unmittelbaren  Ge- 
braucbsobjekten  gegen  einander,  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
babeo.  Hie  schwer  wird  es  oft  fallen,  gerade  denjenigen  Menseben 
tu  find^,  welcher  unserem  Mangel  abhelfen  kann  und  zugleich  unseres 
Uebeiflttsses  bedarf!  Wie  noch  viel  seltener  mag  es  vorkommen,  dali 
iicb  UebertluB  und  Maugel  in  der  Quantität  genau  entsprechen,  daß 
also  r,  B  der  Nagelschmied,  welcher  eine  Kuh  eintauschen  will,  einen 
Vtehb^mdler  antrifft,  welcher  genau  so  viel  Nägel  braucht,  wie  eine 
Kob  wert  ist!'' 

3)  ,4ß  <ler  Natur  der  Dinge  selbst'*,  wie  sich  Menger 
attsdrückt,  hat  das  Hilfsmittel  gelegen,  welches  die 
Schwierigkeiten  des  unmittelbaren  Austausches  der 
Gebraucbsgü  ter  beseitigte;  dies  Hilfsmittel  ist  „die  ver- 
schiedene Absatzfähigkeit  der  Güter."  An  sich  sollten  wir 
denken,  es  sei  hier  wiederum  derselbe  Gedanke  ausgesprochen,  wie 
ibs  Roseber  gleichfalls  an  der  oben  augeführten  Stelle  entwickelt: 
^Wie  nützlich  müßte  es  darum  sein,  wenn  es  eine  Ware  gäbe,  die 
jedennann  jederzeit  angenehm  wäre,  zumal  wenn  sie  Teilbarkeit, 
Traosportleicbtigkeit  und  Aufbewahrungsfähigkeit  damit  verbände. 
Wer  von  ihr  alsdann  gehörigen  Vorrat  besäße,  der  könnte  gewiß  sein, 
alle  anderen  Tauschgöter  damit  zu  erlangen;  jeder  Verkäufer  könnte 
zufrieden  sein,  wenn  er  zunächst  gegen  die  „allgemeine  Ware'*  ver- 
tmoachte'^. 

Indes  Menger  präcisiert  deutlicher,  was  er  sich  unter  der  ver- 
icbiedeneo  Absatzfähigkeit  der  Waren  denke,  die  —  in  der  Natur 
der  Dinge  liegend  —  zur  Entstehung  des  Geldes  geführt  habe: 

,«Das  hohe  Maß  der  Absatzfähigkeit  einer  Ware  äußert  sich  nicht 
dftdarcb ,  daß  sie  zu  irgend  einem ,  etwa  zu  Not-  oder  Zufallspreisen 
ftbgwetatt  2U  werden  vermag.  In  diesem  Sinne  sind  alle  Waren  nahezu 
gküdi  absatzfähig.  Das  hohe  Maß  der  Absatzfähigkeit  einer  Ware 
tastebi  darin,  daß  sie  zu  den  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage 
CBliprecbendeu ,  zu  ökonomischen  oder  doch  von  denselben  nicht 
nocntiich  abweichenden  Preisen  jeweilig  leicht  und  sicher  veräußert 
werden  kann.  Eine  große  Absatzfähigkeit  in  diesem  praktisch  allein 
bedeutsamen  Sinne  weisen  erfahrungsgemäß  vornehmlich  jene  Waren 
aa£,  nach  welchen  ein  allgemeiner  und  infolge  ihrer  relativen  Selten- 
Iwit  nelbet  bei  kaufkräftigen  Marktgenossen  nur  unvollständig  gedeckter 
Bedarf  besteht')/' 


]>  Handwdrtorlmeb  Ul,  S.  7BS. 

i)  aABdwdft«rbucU  l  «9,  S    7:ii  Auut    2, 
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Wenn  ich  Menger  nicht  mißverstehe,  lautet  die»e  These,  in 
Sprache  des  gewöhnlichen  I^bens  übersetzt:  Alle  Waren  des  Wir 
Schaftslebens  seien  bereits  in  dem  primitiven  Wirtschaftszustande, 
welchem  die  Entstehung  des  Metallgeldes  sich  vollziehe,  Preisschwa 
kungen,  einer  Art  von  Absatzkrisen  unterworfen,  mit  Ausnahme  de 
jenigen  Ware,  die  die  Menschen  zum  Geld  erkoren  haben.  Das 
dürft] is  nach  einem  allgemeinen  Tauscbmittel  sei  gleichbedeutend 
dem  Bedürfnisse  nach  einer,  keinen  Absatzschwankungen  und  Absat 
krisen,  unterworfenen  Ware').  Nunmehr  ist  der  Punkt  hervorzuheb 
in  welchen  Menger^s  Theorien  von  dem  in  den  meisten  Lehrbüche 
Enthaltenen  sich  abhebt.  Nicht  notwendig  als  ein  Ergel 
nis  der  Vereinbarung  oder  etwa  durch  Gesetz  sei  di 
zum  Geldstoffe  geeignetste  Ware  zum  Geld  gewordei 
dies  sei  nur  in  gewisse  n  Fällen  der  Geschichte  enl 
sprechend,  jedoch  geschichtswidrig  für  die  Falle,  ,»wo 
das  Geld  urwüchsig  oder  —  —  —  organisch  aus  den 
wirtschaftlichen  Ver bältnissen  eines  Volkes  ent- 
stand''«). 

Hier  ging  nach  Menger  die  Entstehung  des  Geldes  in  folgender 
Weise  vor  sich:  „Mit  der  örtlichen  Ausbreitung  des  Güterverkehr 
und  mit  der  auf  immer  weitere  Zeiträume  sich  ausdehnenden  Vorsorgl 
für  die  Deckung  des  Güterbedarfs  mußte  das  eigene  Ökonomische  Inter* 
esse  jeden  einzelnen  lehren,  auch  darauf  zu  achten,  für  seine  minder 
absatzfähigen  Güter  insbesondere  solche  Waren  einzutauschen,  welche 
neben  dem  Vorzuge  einer  hoben  lokalen  Absatzfähigkeit  zugleich  weite 
örtliche  und  zeitliche  Grenzen  der  Absatzfähigkeit  aufwiesen  —  Wan*n, 
deren  Kostbarkeit,  leichte  Transportabilität  und  Konservierungsfähig- 
keit  (in  Verbindung  mit  dem  Umstände,  daß  sie  einem  räumlich  weit 
verbreiteten  und  dem  Wechsel  nicht  unterworfenen  Bedürfnisse  ent- 
sprachen) dem  Besitzer  nicht  nur  eine  lokale  und  augenblickliche, 
sondern  zugleich  eine  räumlich  und  zeitlich  möglichst  uneingeschränkte 
Macht  über  alle  übrigen  Marktgüter  zu  Ökonomischen  Preiaim 
sicherten  *)." 

Die  Entstehung  des  Geldes  erscheint  somit  Menger  „als  die  unbea 
,gjchügte  Resultante  spezifisch  individueller  Bestrebungen  der  (ilied^ 
eimer  uesellschaft  und  ihrer  allmählich  zum  Durchbruche  gdangeod 
Einsicht  in  das  verschiedene  Maß  der  Absatzfähigkeit  der  Güter  ^ 
Besonders  hervorgehoben  wird  dabei  von  Menger  der  Einff 
von  Hebung  und  Gewohnheit  Nachdem  die  einsichtsvollsten 
tüchtigsten  wirtschaftenden  Subjekte  zum  eigenen  ökonomischen  Nut 

l)  Menger  TerweUt   m    d«r   ob«»    citierten    SteÜ«    des  HjtDdwdrterbuehs    dar  aUali* 

wissensehiiftoii  «uf  »eine  Au^rUbrungen  Über  die  verechiedeDe  Absatsfilhigkeit  der 
Waren,  die  er  1871  in  seinen  Qrandfiitaien  die  VolktwirtschAftatehre  S.  933  ff.  vtrdffenl- 
neäl  h*t. 

3)  Vgl.  a,a£»tt  dem  cit.  Artikel  det  Handwörterbncbt  M enger' s  ÖDterttichiingeo     aber 
die    Ifetbode    der    SoxiAlwissenachaftea    Qtid     der    polittscheij     Oekonoinie     ixisb«»otid« 
Uipeig  1883,  S    174. 

8)  Vgl.  Handwöiierbacb  l.  o.  8.   7B3, 

4}  VgL  »,  ft*  O.  S.  734. 


EH«  Lebf«  Ton  ITr»|>riiTi(ca  dei  (l«td«9. 


341 


»darch  längere  Zeit  die  Annahme  eminent  absatzfähiger  Waren  geübt 
haben,  werden  die  jeweils  absatzfähigsten  Waren  schließlich  von 
alko  wirtschaftenden  Individuen  im  Austausch  gegen  ihre  Waren  an- 
geoommen  ^). 

Meoger  erklart  nun  weiter  die  Entstehung  des  Edelmetallgeldes 
mit  folgenden  Worten:  „Die  nach  Maßgabe  örtlicher  und  zeitlicher 
VerhiÜtsiBse  absatzfühigsten  Waren  sind  zum  Gelde  geworden,  bei  den 
nimlicbeo  Völkern  zu  verschiedenen  Zeiten ,  und  bei  verschiedenen 
VOIkeni  2ur  nämlichen  Zeit,  Waren  sehr  verschiedener  Art  Daß  die 
edlai  Metalle  bei  einzelnen  Völkern,  schon  ehe  die  letzteren  in  die 
Geschtebtc  treten,  in  der  Folge  bei  allen  Völkern  von  fortgeschrittener 
«irtscbaftlicber  Kultur,  zum  allgemein  gebräuchlichen  Tauschmittel  ge- 
worden sind,  erklärt  sich  aus  ihrer,  jene  aller  übrigen  Güter  weit- 
aas  übertreffenden  Absatzfahigkeit  und  aus  Eigenschaften,  welche  die- 
aalbra  zugleich  für  die  Neben-  nnd  Konsekutivfunktionen  des  Geldes 
bnaooden  geeignet  erscheinen  ließen  •).''  Nach  einem  Ueberblicke  über 
die  bekannten  ökonomischen  und  physikalischen  Eigenschaften  der 
Edelnietalle  faßt  Menger  seinen  Gedankengang  zusammen:  „Der  ver- 
hiltiiisinABtg  große,  dauernd  und  allerorten  auftretende  Begehr  der 
taJischkraftigBten  Marktgenosscn  hat  rücksichtlich  der  Edelmetalle 
Xot-,  Moment-  und  Zufallspreise  in  höherem  Maße  als  bei  irgend 
«elcben  anderen  Waren  ausgeschlossen,  insbesondere,  da  dieselben  um 
ihrer  Kostbarkeit,  Dauerhaftigkeit  und  leichten  Verwahrung  willen 
uglelch  die  beliebtesten  Thesaurierungsmittel  und  vom  Handel  be- 
soeders  begünstigte  Güter  geworden  waren  *).^ 

Soweit  glaubte  ich  Menger's  Theorie  zunächst  reproduzieren  zu 
nHteeD^  nnd  zwar  —  um  jede  Entstellung  zu  vermeiden,  möglichst 
ciitter  Anlehnung  an  seine  eigenen  Worte.  Die  übrigen  AusfllhruDgen 
Uemmr^E  in  dem  Abschnitte  über  Entstehung  des  Geldes  lasse  ich  ab- 
siciitiich  unberücksichtigt,  da  Behauptuof^en,  wie  die  von  der  angeblich 
Torhjuidenen,  aber  bisher  nicht  genügend  erklärten  Debermacht  des 
K&ttfer^  Ober  den  Verkäufer*),  von  angeblicher  Ungunst  der  Ijage 
des  Waren  Verkäufers  gegenüber  der  des  Geldbesitzers  als  einer  gesetz- 
mäSigen  wirtschaftlichen  Erscheinung  nicht  durch  mich  widerlegt  zu 
werden  brauchen,  sondern  durch  das  Leben  selbst,  durch  Kaöee- 
sdiwtaxien,  Petroleumringe  und  von  den  Arbeitgebern  verlorene  Streiks 
Heettgend  wideriegt  werden.  Nur  eines  möchte  ich  zum  Schlüsse  bei 
dieser  Gelegenheit  noch  als  charakteristisch  für  Menger's  Grundan- 
sdiauung  hervorheben,  nämlich  daß  er  den  Satz:  ,,Pecuniara  habens, 
habet  omnem  rem  quam  vult  habere'^  ohne  Einschränkung  für  alle 
Zeien  seit  Entstehung  des  Geldes  als  zutreffend  ansieht  ^), 


i/x 


i)  VuL 
i)  Vfl. 


rnte<r<tifhttng«ii  Aber  die  Methode  ii.  s    w,  8,  177. 
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n. 

Es    181     gewiß    der    Eindruck     jedes    nicht    voreiDgeoomrDeueü 
Lesers  der  eben  rei^roduzicrteii  Menger'schen  Ausführungen^  daß  einige 
der  Sätze   unseres  Autors  zutreffend   sind.     Soweit   wir  es   nicht  mit 
jenen  Sätzen  zu   thnn  haben,  die  für  den  gesunden  Menschenverdtand 
auch  ohne  Studiun»  der  Nationalökonomie  verstandlich  sind,   gehör 
zu   den   ohne  weiteres  als   richtig  anzuerkennenden  Thesen    Menger 
diejenigen,  welche  gerade  nicht  deduktiv,  sondern  aus  der  verstäodnii 
vollen  Beobachtung  des  heutigen  WirtschaftslebeuB  heraus   für  die 
formuliert    werden.      Einige     andere     sehr    wesentliche    Glieder    der' 
Henger'scheD  Gedankenreihe  riefen  dagegen   in    mir  beim  Durchlesen 
lebhaftes  Befremden  hervor.     Dieser  Teil  seiner  Ausführungen,   worin 
aus    vermuteten   Motiven    der  Individuen    heraus    eine  Ent Wickelung 
deduziert    wird,    schien    mir    in    so    un  versöhn  barem    WidersprucljH 
mit    dem    Grundcbarakter    der    primitiven    Wirtschaf  tsver  fassung    -^^ 
I  soweit    dieselbe    aus    induktiven    Forschungen    bekannt    ist     —    za 
stehen,  daß  nur  eine  Allernative  blieb:  entweder   sind   alle  Resultats 
der  bisherigen  Eotwickelungsuntersuchungen  der  historischen  Forsch^l 
falsch  oder   Menger's  Thesen  bedürfen   einer  Revision.    Die  ünbefrie- 
digung  über  diesen  Widerspruch  wird  nicht  dadurch    vermindert,   daß 
Meoger  —  ohne   positivi*  Beweise  zu  erbringen  —  dem   deduktiv   ge 
wonnenen  Teile  seiner  Eotwickelungskonstruktion  Versicherungen  ein- 
flicht, wie:  „Dies  scheint  nun  thatsächlich  allerorten  der  Fall  gewesen 
zu  sein"  *),  sowie  daß  er  selbst  gegen  „geschicbtswidrige  Suppositionen'' 
polemisiert  ^), 

Als  ich  darauf  beschloß,  mich  nunmehr  induktiv,  i  h.  unter  Zu* 
hilfenahme  geschichtlicher  Studien  mit  der  Entstehung  des  Geldes  zu 
beschäftigen,  wurde  ich  auf  ein  Buch  des  Herrn  William  Ridgeway  *f, 
Professors  an    der  Universität   Cork,    aufmerksam    gemacht     Herrn 
Ridgeway's  Ausgangspunkt  ist  nicht  die  Untersuchung  von  Fragen  der 
theoretischen   Nationalökonomie,    vielmehr    steht  für  ihn   im    Vorder- 
grunde  des  Interesses  die  Metrologie.    Er  sucht  Beweise  dafür  zu  er- 
bringen, daß  die  erste  Entsteh  ung   des  Gewichtswesens  nicht  aifl 
die  Weise  erfolgt  sein  könne,   wie  die  deutschen  Metrologen  es  zu  ei^ 
klären   suchten.     Diese  Seite   der  Frage   will    ich  jatoch    vollkommen 
aus  dem  Spiele  lassen    und   lediglich   die   ökonomisch   wertvollen  E|h 
gebniase  zu  verarbeiten  suchen,  zu  denen  Ridgeway  gelegentlich  sein^| 
Forschungen  Über  den  Zusammenhang  primitiver  Geld-  und  Gewichts» 
Systeme  gelangt  ist 

Ridgeway's  Methode  besteht  darin,  die  Grundsätze  der  geologisch^ 
Forschung  hui  die  Probleme  des  Ursprungs  von  Gehl  uud  Gewicht 
zuwenden.    Der  Geolog  erschließt  die  Geschichte  der  auf  der  Erdofc 
fläche  stattgehabten  Verschiebungt^n   und  Umwälzungen  aus  der  Beob^ 


1)  Vgl  »    ^  O,  S.    73S. 
1)  V^l   1,  ft.  O.  R.   784. 
3)  Will  [«Hl  Ridgtwfty,  The  origiu 
Cambridg«  1891. 
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»ditiing  der  Schichtiinf^en ,  die  uns  heute  wiederholt  in  bestimmter 
Anfeinanderfolge  begegnen.  Ridgeway  erschließt  analog  die  Geschichte 
der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Umwälzungeo  big  zur  Ent- 
stehung des  Edelmetallgeldes,  indem  er  erstens  die  Zustände  der  heute 
Doch  in  primitiven  Verhältnissen  verbliebenen  rückständigsten  Völlfer- 
M^mme  beobachtet,  andererseits  die  frühesten  Geschichtsöberlieferungen 
beuliger  Kulturvölker  damit  vergleicht.  Auch  die  ökonomisch  inter- 
essanten Ergebnisse,  zu  denen  Ridgeway  gelangt  ist,  sollen  im  folgen- 
den nicht  sämtlich  hier  verwertet  werden.  Das,  was  er  nur  kombiniert, 
nicht  aber  überzeugend  durch  Thatsachen  nachgewiesen  hat,  darf  für 
uns  nicht  zum  Ausgangspunkt  der  Betrachtung  erwählt  werden.  Anders 
ist  m  mit  der  reichen  Auslese  an  Thatsächlichem ,  die  Ridgeway  uns 
al«  Frucht  umfassender  ethnographischer  Studien  sowie  als  Frucht  der 
LektOre  von  Verr»ffentlichungen  über  die  Urgeschichte  Egyptens,  Meso- 
potamiens, Indiens,  Chinas  und  der  europäischen  Länder  giebt*  um 
Rjdgeway's  Mitteilungen  vom  nationalökonomischen  Standpunkte  ver* 
werten  zu  können,  müssen  wir  dieselben  übrigens  noch  ergänzen  durch 
rfaa^  was  beute  betreffs  der  Entwickelung  der  primitiven  Wirtschaften 
und  der  ältesten  Eigentumsverhältnisfie  als  Resultat  Wirtschaftsgeschichte 
lieber  Forschung  von  anderen  festgestellt  worden  ist.  Dann  kommen 
Wir  zu  folgenden  Thesen : 

1)  In  den  Anfängen  des  Wirtschaftslebens  ist  die  von  Menger  ver- 
mutete Motivierung  für  die  Entstehung  des  Grßldes,  das  Aufsuchen 
dner  unbedingt  absatzfähigen  Ware,  psychologisch  unmöglich. 

lo  den  Anfängen  des  Wirtschaftslebens  stehen  sich  nicht  die  In- 
dlTidurn  wie  geriebene  Börsianer  gegenüber,  ihre  Bedürfnisse  abwä* 
Reod  und  um  den  Wert  der  zu  vertauschenden  Güter  ieilschend, 
wie  Men<^er  annimmt.  In  den  ersten  Anfängen  des  Wirtschaftslebens 
wiitl  überhaupt  nicht  getauscht^  sondern  in  der  patriarchalischen  Fa- 
milie naturalwirtschaftlich ,  d.  h.  für  den  Selbstverbrauch  produziert. 
IHe  Einzelnen  können  nichts  vertauschen  und  eintauschen,  denn  sie 
Imben  noch  an  nichts  ein.  individuelles  Eigentum  und  können  folglich 
I  iiidi  nichts  veräußern,  vertauschen.  Das  Tauschen  zwischen  Indivi- 
konnte  erst   beginnen   mit  der  Entwickelurrg  des  Sondereigen- 

2)  Es  mag  hier  unerörtert  bleiben,  ob  überhaupt  der  erste  Tausch- 
bmndel  ein  Tauschhandel  zwischen  wirtschaftenden  Individuen  war, 
femer  ob  er  überall  beginnt  zwischen  Volksgenossen  untereinander 
i^der  zwiachtn  Fremden  und  Volksgenossen.  Mit  anderen  Worten,  es 
hlifihf  für  on^  etwas  nur  Wahrscheinlich  es,  nicht  aber  genügend 
ptM  ^  rschtes,  ob  der  älteste  Tauschhandel  ein  Austausch  von 
iht  Hiiuptlinge  mit  Auswärtigen  gewesen  ist. 

Jedenfalls  begegnet  uns  in  der  Geschichte  eines:  Da,  wo  ein  Han- 
del zwischen  Volksgenossen  stattfindet,  sind  die  Austauschverhältnisse 
zwi^bi^  den  Waren  nicht  Gegenstand  des  Feilscfaens  im  einzelnen 
Falb,  soDöern  fest  geregelt.  Man  nimmt  vom  StAmmesgenossen  nicht 
«mel^  als  man  herauszupressen  vermag,  sondern  soviel  als  billig,  als 
ist    In  dieser  Stufe  kann  nicht  das  Bestreben,  eine  absolut 
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absatzfähige  Ware   zu   haheo,   die   von  Not-  und  Zufallspreisen   uo^ 
hängig  sei,  zur  Erfindung  des  Geldes  geführt  haben.  Diese  Wirtschafte- 
stufe  kennt  wohl  Hungersnöte  in  Jahren  des  Viehsterbeoa  und  anderen 
Unsegens,  aber  nicht  Absatzkrisen. 

3)  Was  wird  aber  getauscht  in  primitiven  WirtschaftsverhältDisseo?! 
Etwa  aller  öeberschuß  der  eigenen  Wirtschaft  des  Robinson  gegeo  den  j 
UeberächuE  des  Arbeiteertrages  des  Freitag,   den  dieser   nicht  selbst 
konsumiert?    Mit   nichten  j    Im  primitiven  Wirtschaftsleben  kann  jeder 
gerade  wie  in  den  Zeiten    der   höchsten  Kultur   nur  das   vertauschen,  J 

//  was  ver&ußer liebes  Eigentum  ist. 

Die  Gegenstände  des  ersten  Tauschhandels  sind  nur  wenige,   weil] 
nur   wenige  Dinge   bereits   frei   veräußerliches  Privateigentum    gewor- 
den sind. 

Diejenigen  Dinge,   an  denen  in  den  Anfängen  der  Geschichte  zu- 
erst Eigentum,   und  zwar  auch  mit  der  Möglichkeit,  dasselbe  zu  ver*  S 
äußern,  entsteht,  sind:  erbeutete  und  erkaufte  Menschen:  Weiber  und  fl 
Sklaven;   ferner  später  das  Vieh;   außerdem  Erzeugnisse  der  eigenen 
Arbeit  der  Stammesgenossen,  wie  Waffen  und  Ackerbau-  und  Fischerei- 
gerate;  endlich  Schmucksachen;  außer  den  Erzeugnissen  eigener  fried-j 
lieber  Arbeit  endlich  noch  das  von  Fremden  dafür  ertauschte  Erzeug- 
nis des  Auslandes  und  das  vom  Feinde  mit  der  Waffe  Eroberte.     Grund* 
eigentum  ist   nicht  fähig,    Ware   des  Tauschverkehres  in   primitiven 
Zuständen  zu  sein :  einmal  bildet  sich  keineswegs  überall    ein  Grund- 
eigentum  der  Einzelnen  bereita   mit  der  Seßhaftmacbung   des  Volkes 
scharf  aus;    so  erhielten   sich   Reste   des   alten   Gesamteigeotums  in 
Irland   bis  ins  17*  Jahrhundert  hinein;   zweitens  ist  das   individuelle j 
Grundeigentum  in  alter  Zeit,  nachdem  es  entwickelt  wurde,  noch  nicht] 
frei  veräuJäerbar. 

4)  Es  ist  nicht  begreiflich ,  wie  sich  aus  diesem  primitiven  Zu-| 
Stande,  da  die  ersten  Gegenstände  des  Sondereigentun^s  zu  festen 
Sätzen  gegeneinander  vertauscht  wurden,  aus  Erwägungen  der  Indivi-| 
duen  über  das  Bedürfnis  nach  einer  absolut  absatzfähigen  Ware  das  Geld 
entwickeln  konnte.  Es  ist  dagegen  sehr  wohl  begreiflich,  wie  sich  aus 
diesen  primitiven  Verhältnissen  diejenige  Durchgangsstute  zum 
einheitlichen  Wertmesser  und  allgemeinen  Zahlungsmittel  herausbilden 
mußte,  die  uns  thatsächlich  zuerst  in  der  Geschichte  begegnet,  die 
Periode  eines  aus  verschiedenen  Waren  kom  bi  ni  er  ten  Geldsystems.  1 
Ridgeway  hat  eine  Menge  Material  in  erschöpfender  Weise  dafür  ge- 
liefert, daß  zuerst  als  Geld  eine  Skala  verschiedener,  in  festem  Aus- 
tauschverhältnis zu  einander  stehender  Waren  fungiert. 

Als  erstes  Geld  begegnen  uns,  und  zwar  gleichzeitig  neben  ein- 
ander: Sklaven  und  SklaviDneii,  Vieh,  Ackerbauinstrumente  und 
Fischereiwerkzeuge,  Sclimuckwaren,  sowohl  Goldringe  wie  Silber- 
stangen und  aneinandergereihte  Muscheln,  von  auswärts  eingeführte 
Gewebe,  Metallwaren  u.  s.  w.  S 

Je  ärmer  die  wirtschaftliche  Kultur  eines  Volkes,    um    so   ärmer^ 
ist  die  primitive  Warengeldskala.     Nicht  ist   eine   dieser  Waren    der 
Wertmesser  das  Geld,  sondere  die  Gesamtheit  der  erwähnten  Wareoi 
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dei^n  QoaDtttäten  in  einem  festen  Austauschverhältois  stehen,  wie  heute 
etil  Hundertmarkschein  und  Zwanzi^pfennigstücke,  bildet  das  Geld- 
^steni.  Nicht  ein  Kindergeld  oder  ein  Rioggeld  oder  Sklayengeld  igt 
das  Geldsystem  in  der  ersten  Entwickelungsstufe,  die  uns  entgegen- 
tritt, sondern  eine  Kombination  all  dieser  Güter  tu  ?erscfaiedeneu  Ein- 
heiten der  WertvorsteÜung. 

Die  erste  Frafie,  die  uns  sich  aufdrängt,  lautet:  Was  ist  charak- 
teristisch  für  die  Waren,  die  uns  zuerst  als  Geld  begegnen?  Die  Ge* 
rechtigkeit  fordert  hervorzuheben,  daß  sich  die  Antwort  hierauf  nahezu 
präzis  mit  den  Worten  eines  Gelehrten  geben  läßt,  der  unannehmbare 
Geldtheorien  entwickelt,  da,  wo  er  aus  dialektischen  Gespinnsten  ab- 
strahiert, hingegen  mit  feinem  Verständnis  das  Ergebnis  eines  großen 
eiitwtckelun<78geschichtlichen  Wissens  zusammenfaßt ,  da,  wo  er  Tbat- 
stehen,  nicht  Axiome  verarbeitet.  Karl  Marx  sagt:  ,»Geldform  heftet 
sich  entweder  an  die  wichtigsten  Eintauschartikel  V)  ä«»  der  Fremde, 
wdclie  In  der  Thal  naturwüchsige  Erscheinungsformen  des  Tausch- 
werte der  einheimischen  Produkte  sind.  Oder  an  den  Gebrauchs- 
mgenstand,  welcher  das  Hauptelement  des  einheimischen  veräußerlichen 
B^tztnnis  bildet,  wie  z.  B.  Vieh/'  Letzteren  Satz  möchte  ich  aller- 
dings etwas  allgemeiner  formulieren :  „Oder  an  die  Gebrauchsge^en- 
stiUide«  welche  zuerst  veräußerliches  Besitztum  wurden,  z,  B.  Menschen, 
Vieh,  Geräte,  Schmuck,"  Daß  die  Menschen  übrigens  oft  den  Menschen 
Belbfit  in  der  Gestalt  des  Sklaven  zu  einem  der  ursprunglichen  Geld- 
matertalien  gemacht  haben,  ist  Marx  ebenfalls  bekannt  gewesen. 

Eine  Frage,  die  nun  naheliegt,  lautet:  „Können  wir  uns  überhaupt 
etneD  Handel,  basiert  auf  die  Koexistenz  verschiedener  Waren-Geldarten, 
greifbar  vorstellen?  Hierfür  entnehme  ich  aus  dem  reichen  Materiale 
Blitgeiray'8  einige  Beispiele: 

i)  Nach  Berührung  mit  dem  römischen  Gewichtssystem,  dem  sie 
die  Coze  und  den  scripulus,  sowie  wohl  auch  nach  Berührung  mit 
dem  angelsächaiscben  Gewichtssjstem ,  dem  sie  den  penny  entnahm, 
weist  die  keltisch>irische  Wertskala  der  als  Geld,  bezw,  als  Rechnungs- 
dnlii^t^)  fungierenden  Güter  folgende  Zusammensetzung  auf: 

1   SklftTiD  (cumbal,  «ndlla)  «^  3   UuzeD  Stlbert»  (uDg^> 

1  voUjJLhnge  Kuh  (bo  inor)  ■=   1    Unze  ^  24  »creüpalta  S)ll>er 

l  jung«  Kah  im  5.  Jabre  (siinihaisc)  «c   */,   ung»  =:   12  scr«iipafU 

1  jaoge  Kuh  im  2*  Jahre  (cot pich)  =  6  sGrempaUa 

1  JilirllDg  (durt)  ^  4  »crcapHlU 

IMe  MUchoatiutig  omer  Kah  für  Sammer  uud  B erbst  =  €  9cr«Ap*ils 

1  Schsi  B  3  screApalU 


1)  Vgt.  9  59  des  L  Bande«  von  Karl  Marx:  „Das  Kapital  Kritik  der  poHtiscben 
kooomi«'*  \u  dar  mir  vorlief;<»udeD  3,  Auflage  von  IS83  In  Anbetracht  de»  Um« 
a,  da/s  mehrere  Völker  nicht  Eintauscbartikel  aas  der  Eremde,  aoodern  ihr  oigenen 
Ezparfprodokt  sam  Warengelde  tnachteti ,  wie  gewi&ae  Jäfcervölker  TierfeUa  uad  die 
lalifl^T  den  Stock  flach «  möcht«  kh  statt  ^^EiQtaoacfaartikeh'  lieber  sa^o :  »^GegeD' 
■Itod«  dM  Aostaaeche»  mit  fremd«ii  Völkern*''. 

S)  VgU  Ridgftwaj    a.  a.  O.  a  33.      Die   Sklavin    blieb    Bdchnong^aeinheit    im    Geld* 
9;ti«m  «oeh  ntteh  Aafhebang  der  persöolicfaen  Unfreiheit^ 
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Die  MilchnatBttnjf  «mer  Ziege  für  Sommer  nnd  Berbet  t»  1%  pingfcin  ') 
Die  ftfagescborene  Wolle  eines   Schafes  =s  1'/,  pinginn 
Die  MilchnutKuni?  eines  Scbftfes  «s^  '/,  pin^nn 
Ein  ZiegGalAmiD  (meinnan)  =   '/i  pin^nn. 

b)  Suchen  wir  einen  Anweadungsfall,  in  welchem  noch  beute  das 
System  der  Wertskala  mit  Hilfe  verschiedener  Waren-Geld arteo  in 
voller  Blate  steht,  so  haben  wir  RidjEceway  *)  nach  Darfour  in  Central- 
afrik.i  zu  folgen.  Es  ist  vorauszuschicken,  daß  es  dort  keinerlei  Me- 
tall giebt,  außer  dem  importierten.  Die  Wertskala,  nach  der  die  Dinge 
eingeschätzt  werden,  hat  in  der  Stadt  Fächer  zu  Darfour  als  höchste 
Einheit  den  mäiinlichen  Sklaven,  der  sechs  Spannen  vom  Knöchel  bis 
zum  Ohrlappen  groß  sein  muß.  Man  schätzt  den  W^ert  eine^  Pferdes, 
indem  man  sagt,  es  sei  zwei  oder  drei  Sklaven  wert  Ein  Sklave 
wiederum  wird  als  gleichwertig  betrachtet  mit  folgenden  Quantitäten 
anderer  Zahlungsmittel:  30  Stücken  Baumwollgewebe  von  bestimmter 
Länge,  oder  *3  Ochsen  oder  10  spanischen  Dnllars  von  bestimmtem 
Gepräge.  Andere  Elemente  der  konventionellen  Wertskala  für  kleinere 
Zahlungen  sind  in  Fächer  Zinoringe,  in  Kobeih  aneinander  gereihte 
Perlen,  von  denen  8  Schnüre  einem  normalen  Stücke  Baumwollgewebe 
gleichgeachtet  werden*  In  der  praktischen  Anwendung  ist  nicht  zu 
erkennen,  ob  Baumwollgewebe  oder  Rinder  oder  Sklaven  das  Geld 
von  Darfour  sind,  ebensowenig  als  bei  uns,  ob  es  das  10-  oder  das 
20-Markstück  ist  Beim  Brautkauf  zahlt  der  Bräutigam  seinem 
Schwiegervater  in  großer  und  kleiner  Münze,  d.  h,  üblicher  Weise 
20  Kühe,  sowie  1  Sklaven  und  eine  Sklavin.  Der  Vater  schätzt  des- 
halb mehr  als  die  Söhne  die  Tochter,  die  als  nagO^hoi  alq^aißoiat 
den  Rinderstall  für  ihn  füllen. 

Es  ist  aus  den  Verhältnissen  in  Darfour  überaus  anschaulich  zu 
entnehmen»  daß  ursprünglich  die  Dinge,  die  überhaupt  gehandelt 
werden,  d.  h.  die  ersten  Waren,  zugleich  das  Geld  geworden  sind; 
da  der  Handel  mit  konventionellen  Austausch verhfiJtnisBen  dieaer 
Waren  rechnet,  so  bleiben  diese  Austauschverhältnisse  verschiedener 
Waren  als  Geldsystera  bestehen,  auch  nachdem  die  ursprünk'tich  tth 
alleinige  Marktwaren  dienenden  Gegenstände  ihrerseits  das  Wertmaß 
für  andere  hinzukommende  Gegenstände  des  Marktverkehrs,  d.  h.  sie 
Geld  geworden  sind. 

c)  Ein  anderes  in  der  Ent Wickelung  zurückgebliebenes  Volk,  dessen 
Gcldeinrichtungen  hier  zu  betrachten  sind,  tritt  uns  in  den  Babnars 
in  Anam,  den  Nachbarn  der  Laos-Stamme,  entgegen^).  Höchste 
Werteinheit  als  Tauschgut  ist  der  männliche  Sklave,  die  nächste  Ein- 
heit bilden  Büffel  und  kesselartige  Gefäße,  von  denen  je  nach  Größe 
und  Qualität  6—7  Stück  einem  Sklaven  gleich  geschätzt  werden. 
Ein  Büffel  oder  1  Kessel  bilden  das  Aequivalent  wiederum  für  7  irdene 
Krüge    von    bestimmter  Form    und   Fassungsfähigkeit     Die    kleinste 


n  3  piDginn  wurden  (gleich  eia  scrouptU  gerechnet. 


8)  VgK  I,  c 
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Werteiiibeit  wird  durch  die  Zahl  von  10  eisernen  Hacken  dargestellt, 
die  TOD   den  Cedans    hergestellt   und   von   den  Bahnars  als   landwirt- 
schaftliches Gerftte  benutzt  werden.     10  der  eisernen  Hacken  werden 
100  französischen  Centimes  gleichgeschätzt.     Da  ein  Büffel  den  \^ert 
Ton  280  dieser  Eisenstücke  bat,  so    kann   man   sich  leicht  die  Wert- 
skala der  Bahnars  in  französische  Währnng  übersetzen.     Ein  Sklave 
•würde   umgekehrt  als  die   200  Francs-Note  der  Währung  jener  Ost- 
rasiaten    zu  bezeichnen   sein.    Die  Anwendung  des   eben   botrachttten 
|F  von  Warengelfi   spiegelt  sich   in   folgender  Preistabelle:   Ein 

[V  .         Hjck  von  der  Größe  einer  Kerze  kostet  1  Eisenhacke,  ein  kleiner 
iBohrbut  das  Doppelte;  ein  feines  Schwert  samt  Scheide  hat  den  W^ert 
|TOn   einem  irdenen  Kruge  ond  103  Eisenhacken ;  eine  Annbrust  samt 
lehnor  kostet  3  Eisenhacken,  während  von  Pfeilen  je  nach  der  Quali- 
'tit   30  oder   20,   von   vergifteten  Pfeilen   bereits  5  einer   Eisenhacke 
gleichgeachtet  werden;   der  Preis  einer  Lanzenspitze  ist  derselbe  wie 
der  der  Armbrust;  der  Preis  eines  Pferdes  besteht  in  3  oder  4  Kesseln 
oder  ebensoviel  Büffeln;  ein  großer  Elefant}  wird   mit  10—15  Sklaven 
erkauft. 

5)  Die  eben  betrachtete  Entwickelungsstufe ,  in  der  verschiedene 
Waren  in  konventionellem  ge^^enseitigen  Austauschverhältnis  sich  zu  einem 
Geldsysteme  ausbilden,  ist  die  Zeit  der  Entstt^hung  des  Geldes.  AU 
die  Diuge,  die  Menger  als  psychologische  Motive  für  die  Erfindung 
des  Geldes  anführt,  haben  das  eine  gemeinsam,  daß  sie  für  dieses 
Entwickdunpsstadium  nicht  zutreffen. 

Die  Menschen    haben   nicht  eine  im  Menj^er*schen  Sinne   absolut 
'abaatzfahige  Ware  herauszusuchen.    Noch   nicht  alle   Gebrauchswerte 
sind  Ware;  was  aber  Ware  ist,  ist  nicht  etwa  heftigen  Preisschwan- 
kungen  ausgesetzt,   sondern  wird  in  festem  Austauschverbältniaäe  er-  I 
handelt.     Ferner  ist  in    jener  Entwickelungs&tufe   nicht,   wie   Menger 
m  Toraussetzt,  bei  den  Tauschenden  —  und   das  sind   vor  allem   da- 
mala  die  Großen  und  Reichen  der  Erde  —  das  Bestreben    vorhanden, 
Jediglich  solche  Güter  einzutauschen,  an  welchen  das  tauschende  In- 
dividuum einen  unmittelbaren  Bedarf  hat,   dagegen  diejenigen  zurück- 
zuweisen, deren  das  Individuum  überaupt  nicht  bedarf  oder  mit  welchen 
bereits   ausreichend   versorgt   ist".    Nein,  der    Halbwilde   hat   die 
lieorie  vom  Grenznutzen   noch   nicht   studiert,   da  er  das  Geld  er- 
et:  er  ist   unersättlich    in    seiner  Gier    nach   Weibern,  Sklaven, 
IHDuckgegenstÄnflen,  Vieh,     Was  er  nicht  selbst  konsumiert  oder  mit 
BlDen  Genossen  verpraßt,  das  wird  thesauriert  oder  mit  scheuer  Ehr- 
^farcht  den  Göttern  ausgeliefert.    Endlich  ist  in  jener  Wirtscbaftsperiode, 
du  das  Geld  erfunden  wird,  keineswegs  überall  alles  für  Geld  sofort 
erwerben  oder  überhaupt  veräußerlich:   selbst   in   der  verspäteten 
Jtafc  von  Wildheit,  die  das  christlich-germanische  Mittelalter  vor  den 
ttügen  darstellt,  ist  viele  Jahrhunderte  nach  Erfindung   des  Gel- 
oiebt  jeder  Grundbesitz  ohne  weiteres   für  den  Geldmann  erwerb- 
\mr :  es  hat  Zeiten  gegeben,  in  denen  der  Satz  „Geld  regiert  die  Welt" 
Hiebt  zutraf. 

6)  Eine  sehr  häu6ge  Gestaltung  der  Warengeldskala  ist  diejenige 
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Geldverfassuog,  die  man  als  die  des  Rindergelde»  zu  bezeicbDeti  pflc 
Es  wird  von  Ridgeway  mein  er  Meinung  nach  nicht  scharf  genug  be^ 
tont,  daß  auch  das  Kindergeld  nicht  eine  Währung  darstellt,  die  auf 
ein  einziges  Gut  als  alleinigen  Wertmesser  basiert  ist,  sondern  daß 
vielmehr  hier  eine  arm  lieber  ausgestattete  Kombination  von  ver- 
ßchiedeiien  in  ihrer  Gesamtheit  als  Geldsystem  dienenden  Waren  vor- 
liegt Die  viehzüchtenden  Völker  unterscheiden  sorgfältigst  den  Wert 
von  Rindvieh  verschiedenen  Alters  und  Geschlechts,  neben  dem  Rind- 
vieh spielen  in  dieser  Warengeld skala  die  übrigen  Waren  des  vieh- 
züchtenden Haushalts^  Schafe  und  andere  Tiere,  ebenfalls  als  Wert- 
messer  eine  Rolle.  Sie  sind  ebenso  gut  Wähningsgeld  für  bestimmte 
kleinere  Werteinheiten,  wie  der  normale  Ochse  es  für  größere  Werte 
ist  Sie  sind  nicht  bloß  Scheidemünze  einer  Rinderwährung.  Aeußerst 
peinlich  wird  zwischen  den  verschiedenartigen  Elementen  der  als  Vieh- 
g(^ld  zusammenfaßbaren  Wertskala  z.  B.  in  den  Aerztetaxen  des 
Zend-Avesta  unterschieden,  die  Ridgeway  selbst  mit  verwertet  hat*) 
Elemente  des  Viehgeldsystemes  sind:  drei  verschiedene  Qualititen 
Ochsen,  ferner  Kühe^  Schafe,  Stuten,  Kameele,  Die  höchste  mitge* 
teilte  Werteinheit  des  altpersischen  Viehgeldsystems,  d.  h,  der  Lohn, 
I  den  ein  Arzt  für  Heilung  eines  besonders  hochstehenden  Wür- 
denträgers verlangen  darf,  ist  ein  Viergespann  samt  Wagen, 

Besondere  Erörterung  verdient  hier  der  Wirtschaftszustaud ,  wel- 
cher dem  oder  den  homerischen  Sängern  der  Iliade  vorschwebt.  Han- 
delt es  sich  um  Taxierung  des  Wertes  von  Waren,  so  dient  der  Wert 
eines  Rindes  als  Maßstab.  Als  Prämien  dagegen  bei  den  Spielen  fif^^u- 
rieren  außer  den  Rindern  und  mit  diesen  im  Werte  verglichen  die- 
jenigen Güter,  welche  sonst  bei  primitiven  Völkern  regelmäßig  neben 
dem  Vieh  Bestandteil  der  Warengel dskala  sind.  Obwohl  Ridgeway 
nicht  besonders  den  Unterschied  des  homerischen  von  dem  Geldsystem 
z.  B.  der  Babnars  betont,  so  ist  es  doch  geraten,  nicht  beide  Zustände 
^zusammenzuwerfen.  Wir  sind  völlig  im  Ungewissen,  ob  die  Kampf- 
I  preise,  die  außer  Rindern  uns  begegnen,  Elemente  eines  nicht  nur  aus 
Viehgeld  bestehenden  älteren  Warengeldsystems  einmal  gewesen  sind 
oder  nicht  Die  bekannteste  homerische  Stelle,  die  hierher  gehört*), 
enthält  eine  Aufzählung  und  Wertvergleichuog  der  Preise,  die  Achilleus 
bei  der  Leichenfeier  für  Patroklos  den  Ringkämpfern  aussetzte: 

.,PeJeus  Sohn  nuu  stellr«  noch  ander«  Preise  des  Kftmpf«t, 

Zeigend  dem  D«n«ervo]k,  des  mühsam  fttrebeodeo  Ringe&fti 

Erst  dem  Sieger  deu  grofseo  uod  feuerduld enden  Dreifuf», 

Welchen  an  Wert  swölf  Rinder  bei  sich  die  DitnAer  fchitzten ; 

Doch  dem  Besiefi^ten  steUf  er  ein  blähendem»  Weib  in  den  Kampfkrettf 

K  tilg  in  manch  er  tei  Knnitti  und  geiehüUt  vier  Rinder  an  Werte.** 

Andere  Spielpreiae,  nicht  aber  notwendig  Elemente  eines  Geld^ 
Systems,   die  uns  ebenfalls  bei  Homer  begegnen,    sind*)   z,  B.   ein 


i}  Vgl.  Bidgeway   a.    e.    O.    S.    S6 ,    ferner  die    bereits   oben   ciüerte  irieob«  Wert* 
skala  0.  ».  w. 

2)  lUaa  Buch  XXtU,  Vers  700   C  (nach   der    Vossisohea    Uebersetsaag   in   8.  A«i. 

von  1S06). 

3)  mas  Buch  XXIH,  Ven  740  ff. 
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Krug,  der  nicht  nach  dem  Gewichte,  sondern  nach  der  Fassungs- 
flUiigfceit  näher  charakterisiert  wird,  ferner  ein  Stier,  ein  Kessel,  ein 
halbes  Talent  Goldes  u.  s.  w. 

7)  Die  nächste  Frage,  die  nunmehr  /m  beantworten  ist,  lautet: 
Wie  haben  wir  uns  die  Entstehung  des  Edelmetallgeldes  zu  denken  V 
Kehren  vrir  —  um  uns  dies  zu  veranschaulichen  —  zur  Betrachtung 
der  sub  5  a — c  geschilderten,  nicht  bloß  sagenhaften,  sondern  that- 
Sichlichen  Geldsysteme  zurück,  die  manuigfache  Waren  umfaßten,  so 
finden  wir  außer  dem  Vieh  in  den  besonders  reichhaltigen  Warengeld- 
Systemen  zwei  Arten  von  Gütern  vertreten,  denen  eine  Zukunft  als 
auBscbließlicher  Geldstoff  beschiedeo  sein  sollte:  die  dem  Schmucke 
djeneoden  Waren  und  die  zu  nützlichen  Geräten  verwendbaren  un- 
edlem Medalle. 

Erledigen  wir  zunächst  letzteren  Punkt,  so  ist  aus  Ridgeway  zu 
ntaelimcn,  daß  Eisen  und  Bronze  als  Bestandteile  der  Cirkulation 
—  imbesoQdere  wo  diese  Metalle  importiert  werden  mußten  —  sehr 
lajige  die  Form  des  Nutzgegenstandes  bewahrt  haben,  den  sie  Ursprung- 
Udt  als  Bestandteil  der  Warengeldsysteme  darstellten*  Die  moderne 
ekineBische  Kupfermünze,  bekannt  wegen  der  Durchlochung*),  ist  die 
nidimeDtäre  letzte  Ausgestaltung  des  ursprünglich ,  d.  k,  noch  im 
3.  Jahrhundert  v.  Chr.  bei  den  Chinesen  als  Glied  einer  umfang- 
reicheren Wertskala  gebräuchlichen  Messergeldes.  Noch  zwischen  479 
und  801  n.  Chr  ist  die  Messerform  bei  diesem  Kupfergelde  gewahrt, 
üpILter  schwindet  die  immer  mehr  eioscbrumpfende  Klinge  auch  als 
Symbol,  und  nur  die  Durchloch ung  bleibt  ah  Renüoiscenz  an  die  frühere 
dgeolümliche  Form  des  ausgehöblteu  Messergriffs;  das  chinesische 
Oflid  Ton  beute  ist  also  recht  eigentlich  ein  Messer  ohne  Klinge. 

Eisengeld  in  Hackenforni  oder  Stangenform  spielt  entweder  neben 
«tatt  der  Bronze  und  des  Kupfers  in  vielen  Warengeld^ystemen 
etae  ihnlicbe  Rolle. 

Der  Ursprung  des  Namens  des  griechischen  oßohig,  der  in  histo- 

mcher  Zeit  eine  Silbermünze  ist,   wird  in   nicht  unglaubhafter  Weise 

iroa  Ridgeway  in   der  früheren  Zirkulation   spießförmiger  oder  nagel- 

'l&rmiger  Kupferstücke  als   Teil  des  Warengeldsystems  gesucht    Eine 

i^axfjn    habe  dann  die  Bedeutung:  eine  Handvoll  kupferner  Obolen '). 

Hat  die  Verwendung  der  l]nedelmL*ialle  als  Bestandteil  der  Wert- 
f^alen  —  und  noch  heute  als  Material  der  Scheidemünze  —  ihren 
historischen  Grund  in  der  Verwertung  dieser  Metalle  zu  nützlichen 
Geraten^  so  bat  andererseits  insbesondere  das  Schmuckbedüt*fnis  einen 
Einfluß  auf  die  Entstehung  gewisser  anderer  Elemente  des  Warengeld- 
ajstems  geübt,  die  das  Geld  der  Gegenwart  werden  sollten, 

Der  Schmuckbedarf  führt  bei  einer  Menge  von  Völkern  dazu,  im 
fWaraageldsystem  den  Muscheln  eine  Stelle  zu  schaffen.  Die  Muscheln, 
ScbnÜre  gereiht,  werden  dann  aus  einem  Bestandteil  des  Waren- 
^gddsystems   bisweilen   das   Geld   überhaupt,   mindestens  vielfach   diu 


I)  VfL  dk  AbbUdiutgwi  U  o.  S.  167. 
t]  Vgl  NUiern  h  c.  S.  810. 
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ScfaeidemüQze  beim  Fehlen  der  UnedelnietaUe  in  dieser  Funktion, 
Diese  MuächelD,  ao  Stränge  aufgescbDÖrt,  als  Glied  einer  Warengeld- 
Skala,  sind,  wie  an  sonstigen  Orten,  so  auch  in  Kaliforuieo  bei  den 
lodlaßem  beliebt  gewesen.  Eine  besümmte  Menge  Mascheln  wurde 
dort  noch  in  diesem  Jahrhundert^)  dem  Werte  zweier  Frauen  oder 
zweier  Graubärenfelle  oder  von  25  Ztmmetbärenfellea  oder  dreier 
Ponies  von  normaler  Qualität  oder  endlich  von  100  Dollars  gleich  ge- 
schätzt. Auch  nachdem  die  Muscheln  ihre  Kaufkraft  verloreu  halten^ 
nachdem  also  die  primitive  Skala  des  Warengeldes  zerstört  war,  blieb 
das  Museheigeld  geschätzt  als  die  Gabe,  die  man  den  Totan  io  die  fl 
Jagdgründe  des  Jenseits  mitgab.  ' 

Es  ist  nur  entsprechend  all  dem  bisher  Beobachteten,  dafi  btd 
wohlhabenderen  Völkern  sehr  zeitig  erbeutete  oder  ertauschte  Scbmuek- 
sacben  aus  Gold,  später  auch  Silber  eine  Stelle  in  der  Wertskala  ge- 
winnen. Sobald  die  Schmelz technik  bekannt  wird,  ist  die  beliebteste 
Form,  die  dem  Golde  gegeben  wird,  die  Form  des  Ringes,  ferner  der 
Spirale,  von  der  sich  Windungen  losreißen  ließen  für  kleinere  Zab> 
langen,  endlich  der  Spange,  die  das  Gewand  zusammenhält.  Eine 
andere  Form  der  goldenen  Tausch  mittel  dagegen,  die  man  für  aus 
primitiven  Zeiten  stammend  früher  ansah,  die  Regenbogenschüsseln, 
gehören  nach  Ridgeway*)  nicht  hierher,  sondern  werden  von  ihm  für 
grobe  Nachahmungen  der  macedoniscben  Goldmünzen  erklärt 

Ridgeway  hat  nun  betreu  der  in  Gräbern  in  den  verschiedensten 
Ländern  gefundenen  Goldringe  zwei  Sätze  aufgestellt,   von   denen   ich 
den  einen  als  richtig  anerkennen,  den  anderen  aber  bis  auf  weiteres  ^ 
skeptisch  betrachten  muß.  ■ 

Mit  Recht  nimmt  m.  E.  Ridgeway  ^)  Stellung  gegen  diejenigen,  \ 
welche  von  einer  Epoche  reden,  in  welcher  ein  silbernes  und  goldenes 
„Ringgeld'^  das  Geld  gewisser  Nationen  gebildet  habe,  und  so  erblickt 
er  in  den  Ringen  der  nordiBchen  Volker,  wie  andererseits  in  den  Gold- 
ringen  und  Bronzeringen  der  keltischen  Gräber,  der  Gräber  femer 
Mykenäs  und  Aegyptens,  in  dem  goldenen  Ohrring,  den  AbrahaiDS 
Knecht  bei  der  Brautwerbung  der  Rebekka  tiberreicht,  Schmuck- 
gegenstände, die  im  Austausche  ein  Glied  der  herkömmlichen 
Wertekala  wurden.  Diese  Goldringe  sind  also  entweder  eine  Ware, 
deren  Wert  durch  die  als  Warengeld  fungierenden  Sklaven  und  Vieh- 
häupter gezählt  wurde,  oder  —  was  oft  der  Fall  ist  —  nicht  bloß 
eine  Ware,  sondern  ein  Bestandteil  der  W^ertskala  des  Warengeld- 
sy^tems.  Die  Ringe  sind  keineswegs  das  Geld  einer  Kulturstufe,  die 
noch  nicht  Münzen  kannte,  aber  häufig  eine  Geldart. 

Nicht  dagegen  möchte  ich  unbedingt  zu  verallgemeiDern  wagen 
die  Schlüsse,  die  Ridgeway  aus  den  Ergebnissen  des  Nachwiegens 
solcher  alter  Ringe   zieht.     Danach   hätten    sich   die  uns   erhalteoeo 


I)  Ygh  1.  c.  S.  16.  Atu  dem  obou  KeftUgUti  orklift  sich  kuch  die  atif  dl«  MAriaikcr 
UsUKlicb«  Stell«  b«t  WalU,  A othropolugi«  der  K«tarvdlk«r,  S.  87  d.  %.  Abt.  d.  V.  Bd, 
^  1S70  Leip<i|f 

i)  Vgl,  «.  a,  O.  8.   140, 

5)  Vgl  «.  A.  O.  S.  5&, 
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[»Idriugc  der  verschiedensten  Völker  auf  gewisse  Nornjaleioheitsge- 
Wichte  zurückfübreD  lassen.  Ich  trage  aus  einem  Grunde  Bedenken, 
die  Fälle,  welche  Ridgeway  seiner  Vermutung  zu  Grunde  legt,  zu  ver- 
«Ilgemeinero,  ui^d  ^war  deshalb,  weil  für  die  germaniächen  Goldringe 
uiir  noch  heute^  as  unbefriedigende  Resultat  beachteuswert  erscheinen 
muß,  zu  dem  der  verstorbene  boetbeer  auf  Grund  sorgfältiger  Unter- 
sttchungen  gelangt  ist  Soetbeer  ^)  sagt:  „Wir  nehmen  —  keinen  An- 
«taüd,  eä  unumwunden  anzuerkennen,  daß  unsere  Untersuchung  wegen 
etnes  Gewichtssystems  bei  den  alten  germanischen  Goldringen,  unge- 
achtet allen  Eifers  die  Spuren  eines  solchen  zu  entdecken,  zu  dem 
i^ativen  Ergebnis  geführt  hat,  daß  eine  absichtliche  regelmäßige  Ge- 
ftchtsbemessung  dieser  Ringe  nicht  stattgehabt  hat,  und  daß  dieselben 
fiur  in  der  Weise  ala  Geld  verwendet  worden  zu  sein  scheinen,  daß 
man  sie,  ganz  oder  zerstückelt,  nach  vorangegangener  Wägung  für  den 
danach  zu   berechnenden   Wertbetrag  in  Zahlung  gab,  gleichwie  Gold 

in  Stangen,  Barren   oder  anderer  lorm/' «Trotz  des  somit 

ausgebliebenen  positiven  Ergebnisses  dieser  unserer  Gewichtsunter- 
auehungeu  schien  es  nicht  unpassend,  selbige  mit  einiger  Ausführlich- 
kdt  vorzulegen,  sei  es  nun,  daß  Andere,  welche  sonst  durch  die  An- 
aich teu  über  das  keltische  (bronzene  oder  eiserne)  Ringgeld  sich  zu 
gleicher  Untersuchung  der  germanischen  Goldringe  veranlaßt  sehen 
mteliten,  nach  Prüfung  der  hier  mitgeteilten  Notizen  sich  diese  Mühe 
^areiif  oder  sei  es  auch,  daß  Andere  dennoch  versuchen  wollten,  unter 
Uerbeiscbafiung  noch  fernerer  Materialien  die  Basis  eines  bestimmten 
Gewichtssjstems  jener  Goldringe  nachzuweisen/' 

Ohne  diejenigen  von  Ridgeway  erörterten  Fälle  daher  anzweifeln 
za  wollen,  in  denen  die  Goldringe  gewisse  geläufige  Gewichtsmengeu 
und  deren  Vielfaches,  bezw.  Unterteilungen  darstellen  mögen,  nehme 
ich  bis  auf  weiteres  an,  daß  die  germanischen  Goldringe  mindestens 
2tim  Teil  aus  der  Periode  stammen,  da  die  betreifenden  Germaneü* 
Itüuie  das  Gewicht  noch  gar  nicht  anwandten  und  auch  das  Gold 
tbmao  nach  der  Größe  taxierten,  wie  heute  noch  ost&siatische  Völker 
mtl  dem  Silber  verfahren. 

8)  Eine  Vorfrage,  die  mit  dem  eben  Betrachteten  in  Zusammen* 
bang  atebt  und  zu  beantworten  ist,  damit  wir  veistihen  lernen,  wes- 
faalt»  schließlich  die  Edelmetalle  der  Geldstofl*  ^az  i^oxt]if  wurden, 
kotet:  Wober  kommt  es,  daß  in  den  entwickelteren  Landein  das  Gold 
ao  tmüg  ein  Glied  des  Warengeldf^ystems,  so  zeitig  mindesteus  einer 
(tef  Wertmesser  wurde?  Ridgeway  giebt  eine  Erklärung  bierfür,  die 
awar  nur  eine  Hypothese  ist,  jedoch  bekannte  Thatsachen  in  einer 
«tea  primitiven  Verhältnissen  so  sehr  tintsprechendeu  Weise  verwertet, 
daß  ihr  jedenfalls  ein  hoher  Grad  von  Wahiscbeiulichkeit  nicht  abzu- 

rcbea  isu     Er  macht  darauf  aufmerksam,  daß  das  Gold  das  für  den 
Befgbaua  und   der  Schmelztechnik   noch   unkundigen  Wilden  anj 


I)  Vfi.  A.  Sotttb«er«    BeitrMfo    lur    Oeackieiite    d«8    Geld-    und    Müazwe»«as    tu 
'  1,    lu    Ud,   I    d«sr    l^4>rsvbuiigdu    «ur    deuUchsa  GMebkUür    UöUlii|f«ii   iSftOi 
tk  SSi  «1*4  UO, 
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leichtedteo   gewicnbare  und  am    ersten  entdeckbare   Metall  ist.    Ab* 
Alluvialgold  findet  es   sich   im  SchwenimlaDd  der  Flüsse,  befreit  von 
dem  harten  Gestein,  von  dem  es  sonst  bei  bergmännischer  Gewinnung 
mühsam  zu  trennen  ist.     Der  Glanz  des  schmuckbereitenden  Minerals 
lockt   das  Auge   der  Menschen   gar  bald   an.     Fast  überall   hat   sieb 
Allavialgold    gefunden   in   dem  Schwemmland    in    der  Nähe  der  Mün- 
dungen der  großen  Flüsse^  d.  h.  da,  wo  zuerst  eine  höhere  wirtschaft- 
liche Kultur  und  ein  größerer  Grad  von  Reichtum  erlangt  wird.     Aber 
schnell   ist  der  heimische  Vorrat    in   diesen  Gebieten  erschöpft.     Dsa^ 
Bedürfnis  nach  Gold  als   Schmuckgegenstand    —  einmal   erwacht  — ^fl 
treibt  dazu,  von  anderen  Ländern,   von  anderen  Völkern   Gold  zu  er-^ 
Obern  oder  zu  ertauschen.     Als  ein  Gut,  das  von  Land  zu  Land  wan- 
dert, wird  das  Gold    frühzeitig  eine    Handelsware,  um   später   dasS 
Geld,  die  Ware   xöt    i^oyjv    zu  werden.     Nächst  dem  Golde  ist  beiV 
der  nun   folgenden  Entwickelung   der    primitiven   Schnielztechnik  am 
leichtesten  zu  gewinnen  Kupfer ;  erst  später  wagten  sich  die  Menschen 
an  das  Silber,    ein  im  wesentlichen  nur  bergmännisch  zu  gewinnendes 
Produkt,  und  zuletzt  an  das  Eisen. 

^)  Das^  was  nun  Ridgeway  betreffs  der  weiteren  Entwickelung  nicht 
nur  glaubhaft  macht,  sondern  glänzend  nachweist,  ist  in  den  Satz 
zusammenzufassen:  Gold  ist  die  erste  Ware,  lange  Zeit  die  einzige 
Ware,  die  gewogen  wird,  nachdem  einmal  die  Kunst  des  Wiegens 
erfunden  ist;  die  älteste  Wage  ist  die  Goldwage.  Neben  Gold  wird 
sehr  zeitig  das  Kupfer  gewogen,  viel  später  Silber  und  andere 
Metalle. 

Ein  hochcivilisiertes  Volk,  wie  die  Azteken')  bei  Cortez'  Ankunft 
es  waren,  hat  sich  behelfen  können,  Gold  als  eine  Art  des  Warengeld 
neben  Zinnstücken  und  Kakaokörnern  zu  verwenden,  ohne  überbaupts 
Gewichte  zu  kennen.  Der  Goldstaub  wurde  in  Gänsekiele  eingefüllt 
als  Tauschmittel  verwendet 

Dasjenige  heute  lebende  primitive  Volk,  welches  uns  das  darauf 
folgende  Stadium  der  Entwickeln ngsgeschidite  durch  seinen  heutigen 
Zustand  veranschaulicht,  sind  die  bereits  oben  erwähnten  Bahnars, 
die  an  die  Laosstämme  angrenzen,  Gold  wird  dort  gehandelt,  ist 
aber  noch  nicht  das  Geld.  Der  Tauschhandel  unter  Herrschaft  eines 
Warengeldsystems,  dessen  kleinste  Einheit  die  Eisenbacke  bildet,  herrscht 
noch  vor.  Die  Bahnars  haben  bereits  das  Wägen  erlernt,  wenden  es 
aber  auf  nichts  anderes  an,  wie  auf  den  durch  Goldwäscherei  ge- 
wonnenen Goldsand  *), 

Nahezu  der  gleiche  Zustand  muß  geherrscht  haben  zur  Zeit  der 
Entstehung  der  Iliade:  dasjenige  Gut,  welches  bestimmt  in  der  lUade 


1)  Vgl.  Ridgewmy  &    %,  O.  S.   19a.     Nuch  Warte    1.  c    Bd.  rv%    S.  101  bt  «»  j^^locli  ■ 
nicht  TÖUlfp  au»|feieblosB«ti,  daf«  di«  AKlekati  die  KoQst  de»  Wieg«iis  kBaaUo      Frof  £b«rs  ^^ 
machte  mich  w&hreDd  des  Druckes  darauf  auftDerkaam,    dafji  auch    in  Oberei^yptiMi  Qotd- 
sUab    in    Posen,    und    twar    von    Oeier-f    Adler-,    Trappe-    and    Stranrifedcrti    gebändelt 
worden    bt,      Vf  l,  E.  Hartmann ,    llatiirgeacblcfatlicb-iii«diiuibebe    Skiase   dt*   Ni1Uiide*f 
B«rHji  1866,  8.  61», 
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feit»  nach  dem  Gewichte  taxiert  wird,  ist  Gold.  Die  einzige  Stelle, 
^welcher  Tom  Wiegen  eines  anderen  Gutes,  nämlich  der  Wolle,  die 
Rüde  ist*),  kann  möglicher  Weise  jüngeren  ITrsprunges  sein.  Es  ist 
übrigens  auch  wahrscheinlich,  daß  die  Römer  bis  zur  Zeit  des  Plautus 
das  Wiegen  nur  für  Gold,  Silber,  Kupfer  und  die  der  Sklavin  zuge- 
wogeoe  Walle  anzuwenden  gewohnt  waren.  Von  den  Gegenständen  des 
iltesteii  Verkehrs  in  Rom,  die  als  res  mancipi  per  ars  et  libram  zu 
Qbertrageo  waren,  ist  überhaupt  keine  ihrer  Natur  nach  geeignet,  nach 
dem  Gewicht  gehandelt  zu  werden. 

In  den  ältesten  Teilen  der  Bibel  wird  das  Gewicht  nur  in  Ver- 
bindung mit  Gold,  Silber  und  Juwelen  und  Gewürzen  erwähnt  Auch 
die  alten  Aegypter  haben  das  Gewicht  in  der  ältesten  Zeit  anscheinend 
nur  für  Metalle  und  —  wie  Ridgeway's  ^)  Angaben  hinzuzufCigeo  ist —  für 
Apothekerwaren  und  kostbare  Gesteine  angewendet.  Auch  für  die 
Arier  zur  Zeit  der  ältesten  Vedischen  Gesänge  sucht  Ridgeway  ähn- 
liches nachzuweisen. 

10)  Für  Ridgeway  ist  nun  die  Entdeckung,  daß  die  Edelmetalle 
aawte  Kupfer  die  ersten  nach  Gewicht  gehandelten  Güter  der  Ge- 
debichte  sind,  der  Ausgangspunkt  sehr  anri/gender  und  geistreicher 
Kombinationen  auf  dem  Gebiet  der  Metrologie  und  Numismatik:  Kom- 
binationen, die  im  einzelnen  zu  beurteilen  ich  mich  nicht  für  kom- 
petent halte.  Nur  die  Grundidee  des  Gedankenganges  von  Ridgeway 
sei  hier  dkizziert:  Wenn  die  Edelmetatle  die  ersten  Güter  sind,  auf 
welche  die  Kunst  des  Wiegens  angewendet  wurde,  dann  ist  es  wahr- 
iClieinlicb,  daß  die  kleinen  Gewichtseinheiten  der  überlieferten  Ge* 
irickta^Bteme  entstanden  sind  nicht  durch  Division  einer  naturwissen- 
tebafÜlch  konstruierten  älteren  größeren  Gewichtseinheit,  sondern  viel- 
mebri  daB  die  kleinen  Gewichtseinheiten  als  die  für  Edelmetallwiegungen 
allein  wichtigen  die  zuerst  entstandenen  Teile  urwüchsig  gewordener 
Gewicbtasysteme  darstellen  ^). 


I)  Vgl.  Uiu  Xli.  4$S— 4S7,  ferner  Ridj^eway,  *.  ä.  O    S    118. 

t)  Vft  m.  1k,  O,  S.   121   und  ferner  H.  Brug:»ch,  Oescbkht«  AegjptOQS  unter  d«n 

a,  291  ff.,  inab^s    8.   Sl^  (der  Ausüj^ahe  vou   1677,    di»    mir    ftJIeifi  sag&nglich 

t)^     th^t\h*t    wird  m    dvr  Anf^ühlaog    der  Beute,  die  ThuLine»  Ul.    um    1600  r.  Chr. 

[  baltübrifchtii,  aofier  Silber,  Gold    und  Erz  nur  ,|Bliiy stein"  ond  «onstlgo  Edelsteine  uls  ge- 

IB  Out  «rtrihot.     Vf^l  »ueb  ebeuddselbst  S.  2B6.     Aolitiliolie«  »chitdert  betr.  Miil&kk& 

K  t    Bd,  V,  1.  Abt.,  S.   13Ö 

V.  Lebmaoo,    eiu  Kritiker,    der    vom  metrologpiscben  Suiudpankte  au»  tuit 

iikett  Ridgewfty'a  AtulUhruiigen  über  die  Entsteh un^  de.i  GewicbtAweseuA  be- 

•  ItlÜt  Dfteb    wie  rot    an  der  Meinung  fest,    dafa  die  Babytonier  bereits  vor  5000 

wiMMiaebaftlich    begründete»  GewicbUsy^tem    besessen  hütteo;    die  Basis  des 

am    das  Zebntel  der  babylonischen  Doppelella,    das  Wasaergewiobt   des  Hohl- 

41«  GewicbUeinbeit,  nAinlich  die  Mine.     Aber  das^  woranr  et  Htrrn  Lehmann  bu> 

il,  )H'         ^       r.n  Watreiten,  dafB  die  primltiveii  Völker  durch  l^legen  der  Edelmetalle 

tttfi  >   die  kleinen  Gewii-btseinheiten   kunütrutert  babeo^  vielKoebr  kommt  es 

MÜgiici«!  M<»fi»ui  an  XU  betonen^    daf«  die   BabyJouter  vor  fiOOÜ  Jahren  beraits  lAngst 

MadSnai    primtlirer  Völker    aberscbrttten    hatten    und    sehr   wohl   imstande   gewesen 

mttf  i]atarwi»iien)(cb«rtru^her  Basis    ein  Mafs-  und  Gewichtssystem,    vielleieht  in  An- 

i|P  an  eiu  JUteres,  nach   Kidgeway's  Orundsfttaeu  uatQrlich  entstandene«,  att  eraeogen, 

1»  «af  d«tii  gleichen  Vertabreu    wie    die  Anibildang    des  metriaebeu  Mafs-  und  Q%* 

UfTtüie      Ra  liflgi  durchaus  nicht  in  meiner  Absicht»    an  dieaar  raiu  mairo- 
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Wie  wird  nun  in  der  Gegenwart  Gold  gewogen  bei  jenen  pnroi- 
tiven  Stämmen,  die  noch  beute  alle  Waren  außer  Gold  ohne  ZuhUfe- 
uabme  der  Wage  bandeln?  fl 

Zur  Beantwortung  dieser    Frage   hat  Ridgewajr  auf  Grund  aeiuer" 
reichen   Belesenheit  ein  erstaunlich   massenhaftes  Material    von   Bei- 
spielen zusammengetragen,  die  alle  den  Beleg  erbringen,  daß  die  pri- 
mitiven Völker  als  Gegengewicht  beim  Wiegen  des  Goldes,  unter  Cm- 
standeQ  auch  des  Silbers,  Kupfers,  etwas  Überaus  Naheliegendes,  näm- 
lich  Fruchtkörner,   benutzten.     Noch   heute  wiegen   die    Wilden   von 
Anam    und  Laos   ihr   Gold    mit    Mais-   und   Bciakörnern  *).      Andere 
Fruchtkörner  versehen  —  entöprechend  anderem  Klima  —  in  anderen 
Ländern   den  gleichen  Dienst  oder  haben  ihn  versehen,  wie  noch  auii 
den  beutigen  Gewichtssystemen  nachweisbar  ist     Eine  der  kleinen  Ein- 
heiten   des  arabischen   Gewichtssystems,  welche   im   Edelmetallhandd 
der  ganzen  Welt  bekannt  geworden  ist,   das  Karat,  ist  nichts  anderesj 
als  das  Gewicht  der  Kerne  des  Carob  oder  Johannisbrotbaumes,     DieaV 
Karat  entspricht  zugleich  dem  Gewichte  dreier  Gerstenkörner  oder  von 
vier  Weizenkörnem  *), 

Ea  ist  Rldgeway  gelungen,  nachzuweisen,  daß   die  Erinnerung  an 
die  ursprüngliche  Verwendung  der  Fruchtkörner  als  Gewichtseinheiten 
sich  speziell  in  dem  altertümlichen  englischen  Troygewichtssystera  er- 
balten bat,  das  bekanntlich    nur   für   den  Handel   in  seit  uralter  Zeitfl 
gewogenen  Gütern,  in  Edelmetallen  und  Juwelen,  üblich  ist.   Das  „Gran'^^ 
d,  h.  Korn  Troygewicht   ist  nichts  weiter  seinem  Ursprünge  nach,  als 
das  Gewicht  eines   Gerstenkornes  ^=  0,064  g.    Noch   in   einer  Akte^ 
aus  der   Zeit  Heinrichs  VIL   wird    ausdrücklich    bestimmt,    daß   dedl 
Sterling,  der  zwanzigste  Teil   einer  Unze  Troygewicht,  so  viel  wiegen^ 
solle  als  32  W^eizenkörner  aus  der  Mitte  der  Aehre  gemäß  dem  alten 
Rechte.    Da  32  Weizenkörner  dasselbe  Gewicht  wie  24  Gerstenkörner 
haben,  andererseits  24  Grän  Troygewicht  ausdrücklich  unter  Eduard  L 
schon  als  gleich  schwer  mit  32  Körnern  Weizen  bezeichnet  werden,  sod 
hat  allerdings  die  Annahme   Ridgeway's,   daß   das  Grän   Troygewicht 
ursprünglich   auf  das  Gewicht  der  Gerstenkörner  basiert  worden  sei, 
einen  so  hohen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  für  sich,  daß  wir  sein« 
Theorie  beinahe  als  Gewißheit  annehmen    dürfen  ^).     Es  ist  bedauer-^ 
lieh,  daß  Ridgeway  sich  nicht  darüber  verbreitet,  ob  die  in  der  älteren 
deutschen  Münzsprache  gebräuchlichen  Ausdrücke  Korn   und  Schrote  ^} 


logriaclisn  Kontroverte  Stenung  sa  pebmen,  d»  der^n  Auatrag  die  reo  mir  Air  Torr»6geiid 
Abhftndtung   verwerteten    ErgobnUso  Eidgewmy'jt    unberührt    läCit.     VgL    C.  F.  Lmbu 
D»H    aJtbabytoDiBche    Mäfa»    und    OewicliUayift«in    aU    Gruodtag«    der    ancikeu    0«wicbU-^ 
Munt-  und  Mftßisy»teme.     Tin^    des  Aetes    da  8«  Coogr^  Internattonal  de«  Orienuilbt««i 
Uhu  k  Stockholm  et  k  CbrUii«ai&,  Leide  16d3,   8.  180,  187   und  201. 

1)  Vgl.  Kidgewmy  a.  «.  0.  S.  166. 

f)  Vgl.  a.  11.  O.  S.  179,  die  rdmbcbe  eüUquA  nud  du  grieohitobe  xip^Tiov  gebcti 
ebeDfans  muf  den  Kern  des  JobAn&isbrotbAumeft  cnrftok.  Weniger  aosnihrUcb  itinnetiti 
bei  Grimm,  Wörterbuch  Bd.   V,  S.  S05. 

3)  Vgl.  e.   *.  O,  S.  180— 18J. 

i)  Herr  Professor  Peul  in  München  tnAcbt  mich  dareof  »aftnerksAm,  defa  ans  sprevlH 
liehen  QrUuden  ein  Zusammen  bang  &  wischen   den  als  Uünagewiclit  venreii4ele&  Eämara 
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auf  Heranziehung  des  Getreides  als  Müozgewicht  nach  seineD  Quellen 
hiudeuteD. 

11)  Verfolgen  wir  weiter  diejenigen  Ergebnisse  der  Forschungen 
unseres  Gewährsmannes,  welche  nicht  bloß  für  den  Metrologen  und 
den  Numismatiker,  sondern  auch  für  den  Tlieoretiker  des  Wirtschafts- 
lebeos  ?on  Wichtigkeit  sind,  so  ist  noch  hervorzuheben,  daß  allerdings 
diejenige  mit  Gctreidekörnern  abgewogene  Quantität  von  Geldmetall, 
weiche  schließlich  die  übrigen  Elemente  des  ursprünglichen  Waren- 
Ktems  zurückdrängte  und  das  Geld,  auch  die  Einheit  für  alle 
hwert Vorstellungen  wurde,  in  einer  Anzahl  von  Gebieten  sich 
Janach  bestimmt  hat,  wie  viel  des  Goldes  nach  der  Wertskala  als 
Aequivalent  eines  Ochsen  oder  einer  Kuh  angesehen  wurde.  Ob  wirk- 
lich allenthalben  bei  den  arischen  und  semitischen  Völkern  die  Geld- 
einheit in  einer  und  derselben  Menge  Goldes  als  Aequivalent  des 
liinderwertes  zu  suchen  ist,  erscheint  mir,  auch  nachdem  Ridgeway 
eine  Menge  von  dafür  sprechenden  Dingen  zusammengetragen  hat, 
noch  immer  nicht  zwingend  erwiesen,  ist  auch  nicht  für  unser  Thema 
von  entscheidender  Bedeutung.  Jedenfalls  ist  anschaulich  geojacht, 
daß  sich  die  künftige  Normalgewichtseinheit  des  Währungsmetalles 
in  Angliederung  an  die  Wertskala  des  W  arengeldsystems  in  den  Ge- 
brauch einführen  konnte,  und  dann  ohne  weiteres  verständlich,  wes- 
halb bei  einer  gewissen  Stufe  der  Kulturentwickelung  die  Edelmetalle 
in  Anbetracht  ihrer  physikalischen  günstigen  Eigenschaften  alle  anderen 
minder  zum  Geldstotf  geeigneten  Waren  aus  der  Rolle  des  Wertmessers 
verdriLagen  konnten. 

Drei  Illustrationen  dieser  Entwickelung,  von  denen  ich  zwei  Rid* 
^geway  entnehme,  mögen  hier  —  als  symptomatisch  bedeutsam  —  er- 
wähnt werden : 

a)  In  einer  semitischen  Inschrift,  die  zu  Marseille  aufgefunden 
wurde  und  nicht  spater  als  im  4.  Jahrhundert  v*  Ohr  von  den 
Karthagern  abgefaßt  sein  dürfte*),  wird  ein  Tarif  aufgestellt,  wie 
fiel  Gewichtseinheiten  Silber  den  Priestern  zu  leisten  seien,  falls  das 
Opfer  eines  Ochsen,  eines  Kalbes,  einer  Ziege  oder  eines  Bockes,  eines 
ScbAfeSs,  Vogels  u,  s,  w.  geschuldet  wird.     Während  diese  Inschrift  bis- 

ah  ein  Gehührentarif  für  die  Opferpriester  angesehen  wurde,  er- 


4  d«iD  Urtprang  des  Wortes  Münftschrot  nicht  w^bracbeinncli  »«i.  Dagegen  verdatike 
I«lh  ihm  den  Nitcbweis  «iuer  SteDu,  di«  auch  füt  deutsche  L*tide  die  Verweudang  der 
OerttSDkdrfier  als  MÜiixg« wicht  bezeui^t  Im  ,,DeutbcheD  Wörterbuch**  (V,  1819)  flüdet 
iidh  tolgmnda  CltAt  eas  dem  Bniieler  BUchofareeht  (13^  Jahrhundert):  »eoi  viare  aol  mau 
v«eb  dl«  {ifenniuge  ver^iüechen,  unde  üb  mau  archvrenich  viel  da  amme  tcbiUmge  ge- 
bivatan  luide  abcgaage»  avrei  gersteuchoni,  da»  gftt  im  aber  iiiht  au  lio  C^re.  awaa  dar 
9km  wit«4  daa  Ut  der  valäcb.  Uiersu  findet  aicb  im  Wdrterbueh  die  Notii :  Oer^taukorti 
iil  4m  a«ll^ii  &li  blofser  Gewicht^begriff  gebraucht,  obwohl  man  «ur  Bestimntuog  der  Ab- 
fNMmf  Im  Gewichte  gewifs  tinch  irirkticbs  Kdrner  nahm.  —  VgL  fiberbanpt  Art. 
Jbmw^*  II«  i  ttnd  9  im  Grimmtcheu  Wörterbuch. 

1)  Dia  im  Corpus  [Dscnptiouum  Semiticarum  VuL  [,  Pars  1,  pag  317  TeröffenUklito 
[fieeJlHft  Ist  bei  Kidgewsy  a.  a  0  8.  143  mttgeteitt.  Wie  weit  ftpracblicb  Ridgewajre 
THitMi^  OtöfUeh  bt,  kauu  ich  auf  Grund  der  lateinisch  ad  und  eugMicheo  Uebersetiimg 
4ü  Otlr  nnvcrttindncbeo  »emitischeu  Teitei  nicbt  «utschetden. 
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klärt  Ridgeway  die  betreffenden  Silbermengen   mit  sehr  viel  Gescbic 
als  AblösungBSumtneo,    die  vom  Tieropfer  eDtbindeo. 

b)  Die   Dormaie  Gewichtseinheit  Silbers,   die  um   das  Jahr  K 
vor  Christi  Geburt  * )  in  Ae^ypten    dem  Geldsystem   zu  Grunde  liegt 
das  Ket    (9,0959    g),     entsprach    um    jene   Zeit    genau    dem    Weruil 
eines  Ochsen.    Auch  symbolisch  deutet  uns  eine  ältere  ägyptische  Ab- 
bildung aus   der  Zeit  um  1000  v,  Chr.  an,  wie  Gewichtsein  hei teo  vou  ^ 
Edelmetall  an  Stelle  anderer  Waren  das  Wertmaß  wurden«).     Es  i^tfl 
eine  Wage  dargestellt,  in  deren  einer  Schale  31  Ringe  edlen  Metalles" 
Hegen,  während  die  Gewichte  in  der  anderen  Wagschale   die  Formen 
von  liegenden  Stieren,  Süerköpfen  und  Steinziegeln  aufweisen. 

c)  Daß   uns    die  germanischen    Volksrechte    nach   Erfindung   d€ 
Münze  denselben  Prozeß,   die  Einreihung   des  Edelmetalles  als  Wert^ 
messer  in  eine  Warengeldskala ,   die  später  absterben   and  dem  Edel-^ 
metallgeld  Platz  machen  sollte,   zeigen,   dafür  hatte  schon  vor  Ridge 
way  =•)  der  Deutsche  A,  Soetbcer  ♦)  Material  geliefert. 

12)  Ich  wiederhole  nochmals,   daß  die  These,   auf  welche  Ridge 
way  —  um    seine   numismatischen   Kombinationen    zu    begründen  — ' 
besonderes  Gewicht    legt,   die  These,  daß  die   normale  EdelmetAllge- 
Wichtseinheit    als   Grundlage   des  Geldsystems    überall   in   arische 
und    semitischen   Gebieten    dem   Ochsenwerte   entsprochen    habe,    füll 
mich  nicht  die  Bedeutung  hat,    wie  seine   übrigen  Ausführungen  und 
m.  E.  noch  weiterer  Belege  bedarf,  um  nicht  als  voreilige  GeneralisatioD^ 
zu  erscheinen. 

Fassen  wir  aber  den  Zustand  nun  ins  Auge,  in  welchem  gewisse 
Gewichts  mengen  Goldes,  Silbers  oder  Kopfers  oder  aller  drei  Metalle  _ 
nebeneinander  die  Funktionen  des  allgemeinen  Zahlungsmittels  und" 
Wertmessers  unter  Verdrängung  der  übrigen  Elemente  der  ältere 
Wertskalen  des  Warengeldsystems  erobert  hatten,  so  ist  zu  sagen 
daß  nunmehr  Jahrhunderte  hindurch  bereits  vor  Erfindung  der  Müna 
die  Edelmetalle  alles  zu  leisten  vermochten,  was  sie  heute  in  ge 
mün^tem  Zystande  leisten  —  soweit  nämlich  das  Bedürfnis  der  Uai  ' 
1er  bei  Zahlungen  von  Land  zu  Land  und  bei  inländischen  Zahli] 
in  Betracht  kam.  Dagegen  war  die  Möglichkeit  den  Fürsten  noc 
vorenthalten,  einen  inlandsgeldumlauf  zu  schaifen ,  dessen  Wert  unab^ 
hängig  vom  Metallgehalt  durch  Befehl  der  Staatsgewalt  bestimmt 
wird.  Alles  Geld  war  noch  Ware,  anderes  Geld,  dessen  Edelmetall-^ 
wert  seinem  Nominalwerte  nicht  entspricht,  konnte  noch  nicht  gef 
schaffen  werden. 

Wohl  aber  konnten  sich  schon,  wenn  nun  die  älteren  Fesseln  dea 


1)  Vgl.  ä.  SSI  ttiid  S3S  d«r  oben    clüerten  Attsf^ftbe    des  Bruj^efrseben  W«rkM 
RidgeWAy  &.   k.   O.  3.  Ii5. 

t)  \gl  BruR^cli  ft.  &.  O.  S.  «86  i  Ridgeway  8.  153  spricht  oichl  ron  Stelusii^eio, 
»ber  von  Kübeti  und  HörnerD  und  Ohren  von  Kuben  sowie  LöwenhKuptern.  V^l  müch 
ft.  1.  O.  S.  UZ. 

8)  Vgl.  «.  »    O.  S.  Ul 

4)  Vgl.  Boelbeer   e.  k  ü.  S.  SIA  £r.     Soetbeor     kAim   lich    aber    oiebt   den  Sa 
?orftteilet},  wo  mefarere  Wareo  in  User  BelftUon  neben  eiDsnder  Geld  w*ren. 
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Verkehrs  beseitigt  wurden,  wenn  alle  Güter  Gegenstand  des  Sonder- 
eigeutums  wurden  und  alles  Sonderet  gen  tum  frei  veräußert  werden 
durfte,  alle  die  psychologischen  Triebe  im  Menschen  entwickeln, 
die  wir  da  finden,  wo  —  wie  Menger  fälschlich  auch  für  die 
i>riDUÜVBteti  Zeiten  es  voraussetzt  —  alles  für  Geld  feil  ist  Geld 
die  Welt  da,  wo  der  kaufmännische  Geist  am  meisten  vor- 
bt.  Die  auri  sacra  fames  packt  die  Phöoiker  und  Phöniziens 
Tocbteratadte ,  sie  faßte  »cbou  früher  magisch  auch  die  ägyptischen 
PbamoQen,  sie  beherrscht  bereits  in  uralter  Zeit  das  Treiben  in  den 
Städten,  die  sich  lange  schon  vor  der  Blüte  der  Phöniker  zu  Markt- 
plätzen des  Wdthanddö  entwickelt  hatten:  in  den  Städten  Babylon 
and  Kiniveh,  deren  Gewandtheit  und  Verderbtheit  derjenigen  unserer 
vom  Gelddurst  erfüllten  modernen  Menschen  glich. 

Die  ,,auri  sacra  fanies''  treibt  die  ägyptischen  Könige  Seti  L  und 
Kutöes  IL  (um  1366  bezw.  1333  v.  Chr.),   ihre  Kriegsgefangenen  zur 

^Atiibettiung  der  Goldbergwerke  auszunutzen^),  und  offiziöse  Schreiber 
aingen  sofort  geschäftig  das  Lob  der  Großen,  sobald  Gold  ge- 
■pDDen  wird, 
P  Schon  ehe  der  Goldbergbau  uns  begegnete,  beginnen  die  Fahrten 
in  fremde  Lande,  um  von  anderen  Völkerschaften  zu  erobern  oder  ein- 
zuLaoschen.  Um  1600  v.  Chr.  sendet  die  ägyptische  Königin  Ma-ka-ra 
Gtiiiutti*Amon  Haschop  eine  Expedition  zur  See  nach  einem  fremden 
Lande,  das  Brugsch^)  in  der  Nähe  des  Kap  Gardafui  vermutet, 
bie  Aenypter  geben  den  Eingeborenen  die  Gaben  ihres  Landes:  Brot, 
Met,  Wein,  Fleisch,  getrocknete  Früchte,  und  dafür  heimsen  sie  als 
Gu^Bagescbeak  außer  Tieren,  Hölzern,  Elfenbein,  Augenschminke  und 
Wdbraiicli  reichlich  Kupfer  und  Gold  ein.  Und  nicht  bloß  der  ein- 
giet^üschte  Weihrauch,  sondern  auch  Kupfer  und  Gold  werden  von 
der  Königin,  als  die  ägyptischen  Abgesandten  zurückkehren,  der  Gott- 
heit in  Theben  dargebracht 

Weniger  dem  Dienste  der  Gottheit  als  der  eigenen  Bereicherung 
■  der  Schiffer  waren  freilich  andere  Züge  in  ferne  Lande  gewidmet, 
m  die  am  des  Goldes  willen  im  Altertum  unternommen  wurden,  ähnlich 
wie  spater  die  Spanier  das  Inkareich  aus  gleichem  Grunde  ausge- 
plllndert  haben.  Kidgeway  giebt  als  Beispiel  Herodots*)  Schilderung 
¥on  den  Fahrten  der  Karthager  im  5.  Jahrhundert  v.  Chr.  an  die 
we^afrikiLnische  Küste.  Wenn  die  Karthager  zu  einer  gewissen,  jeu- 
«dts  der  Säulen  der  Herakles  wohnenden  Nation  gekommen  sind, 
m\r  :  ^ie  ihre  Schiffe^  breiten  am  Strande  die  mitgebrachten  Waren 
iti£  i  gar  verlockend  aus,  zünden  ein  großes  Feuer  an  und  ziehen 

liaiui  vorsichtig  auf  die  Schiffe  zurück.     Die  Eingeborenen  nahen, 
|en   die  Ware,  um   derentwillen   die   Fremdlinge   die  Fahrt   unter- 
nämcn,   das  Gold,   ebenfalls  zur  Schau  am  Strande  aus  und   ziehen 
Bieh  2Urück.    Sind   die  Karthager  mit  der  Menge  des  Goldes  zufrie- 

1)  VglL  Bni^eb  a.  a.  O.  B.  475  IT  and  6S0  ff. 
t>  VfL  UrogM^h,  m.  a.  O.  8.  98«,  tU,  286. 

|>  Vgi^  Bi4ftwAy,   A.  &.  O.  8.  83,    64    ood  Herodoi  IV,  196.     G«iimi   dauelbe    b«- 
tisiMl  MS  ttod«r&er  Zflit  flkr   die  H&DdekiecbnUt    »m  Niger  WiUto,    L  c  Bd.  II,  S.  tOl. 
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den,  so  nehmeD  sie  es  mit,  ihre  eingeführten  Wareo  als  Gegenj 
zurücklassend.  Erscheint  ihneu  das  dargebotene  (jroUl  /.u  wenig, 
ziehen  sie  sich«  ohne  die  Waren  oder  das  Gold  zu  berühren ,  auf  die 
Scbifle  zurück,  um  abzuwarten,  daß  die  Eingeborenen  ihren  Einsatz 
an  Gold  vergrößern. 

13.  Ridgeway  ^)  schließt  sich  der  üblichen,  allerdings  von  Momnisen^ 
nicht  geteilten  Ansicht  an,  daß  der  Fortschritt  vom  Verkehr  mit  ge-^ 
wogenem  Edelmetall  —  dem  Zahlungsmittel  der  alten  Aegypter,  Baby- 
lonieru  *)  und  Assyrer  —  zum  gemünzten  Gelde  den  Lydiern  zu  danken 
sei.  Die  ältesten  Münzen  wären  dann  einem  Vorläufer  des  Krösus  zu- 
zuschreiben und  die  Erfindung  des  Münzens  ins  siebente  Jahrhundert 
zu  datieren.  Wir  wissen  nicht,  ob  die  lydischen  Könige,  welche  zuerst 
jene  daheim  gewonnene,  schwer  für  die  Alten  trennbare  Verbindung 
von  Silber  und  Gold,  das  Elektron,  mit  einem  Gewicht  und  Feinheit 
beglaubigenden  Stempel  versahen  und  dadurch  auch  auswärts  um 
laufsfähig  machten,  sofort  ihr  Geld  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel 
innerhalb  ihrer  Lande  erhoben  haben.  Jedenfalls  hat  Ridgeway's  An^ 
nähme  viel  für  sich,  daß  das  erste  Münzen  nichts  weiter  war,  wie 
die  Stempelung  von  Edelmetallgtücken,  welche  nach  ihrem  Feingewicht 
den  längst  als  Geld  üblichen  Edelmetallgewichtseinheiten  entsprechen 
sollten.  Danach  wäre  die  Münze  allerdings  ursprünglich  nichts  weiter 
als  ein  hinsichtlich  Gewicht  und  Feinheit  beglaubigter  Edelmetall* 
barren  gewesen. 

m. 

Es  war  meine  Absicht,  in   den  bisherigen   Auseinandersetzungen 
eine   methodologische   Arbeit  zu  geben*    Ich   hofie  gezeigt   zu  haben, 
daß  die  Ausführungen  Über  die  Entstehung  des  Geldes,  welche  Menger 
als  Musterbeispiel  der  Fruchtbarkeit  der  von  ihm  verteidigten  Methodol 
entwickelt,  in  sehr  wesentlichen  Punkten  sich  als  irrig  erweisen,  wenn' 
sie  verglichen  werden  mit  den  Ergebnissen   historischer  l^'orschungen; 
und  zwar  habe  ich  absichtlich  dabei  nur  diejenigen  Mitteilungen  Ridge-J 
way^s  als  Widerlegung   der  Mengcr'schen  Theorien    zu  verwenden  ge- 
sucht, die  als  gesichert  zu  übernehmen  sind.    Es  war  mein  Bestrelien» 
alles    auszusondern     oder   mindestens  als    hypothetisch  kenntlich   zu 
machen,  was  von  Ridgeway  nur  vermutet  oder  kombiniert  ist 

Sollte  es  mir  viellercht  gelungen  sein,  auch  andere  zu  überzeugen,  J 
daß  die  Menger'sche  Methode  ihren  besten  Verteidiger  in  erheblichcuj 
Dingen  zu  irrigen,  also  nicht  exakt  wissenschaftlichen  Resultaten  ge^j 
führt  hat,  so  bin  ich  zufrieden.  Mich  schreckt  nicht  der  Vorwurf,! 
daß  die  positive  entwickelungsgeschichtliche  Feststellung  derzeit  noch] 
nicht  alle  Stadien  der  EDtstebung  des  Geldes  ihrerseits  derart  zu  be-| 
leuchten  vermag,  daß  wir  nunmehr  haarklein  berichten  konnten,  wie  e$\ 
im  einzelnen  bei  der  Entstehung  des  Geldes  zugegangen  sei.    Ich  bin 


l)  VergK  a.  k.  O.  S.  S03  ff.  uod    201;    ferner  8,   298  ff. 

S)  Auf  die  StT^Hfrige,    ob  die  alten  Babylonter    bereits  gestempelte  MetalUtÜcke    -^j 
ohoe  Nacbwiegea  —  «la  Geld  Terwendet  haben,  solt  hier  nicht  eiogegang^ea  w«rd«(i. 
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der  erste,  zuzugestehen,  daß  insbesondere  noch  drei  Dinge  einer  Auf- 
kULroDg  bedflrfen: 

1)  Die  Frage,  was  denn  die  konventionetlen  Umtauschverhältnisse, 
die  uns  bei  primitiven  Völkern  als  Prinzip  des  ersten  Warenhandels 
begegnen,  beeinflußt  habe;  überhaupt  die  Frage,  wie  denn  die  ersten 
EiichdDungsformen  des  Tauschhandels  zu  denken  sind,  ob  als  Aus- 
tausch von  Geschenken  zwischen  den  Großen  der  Erde  oder  anders. 

2)  Die  Frage:  Wie  sind  die  Menschen  dazu  gekommen,  aus  der 
primitiven  Wertskala  des  Warengeldsystems  die  Edelmetalle,  bezw. 
vorher  gewisse  Vieharten  als  das  Tauschmittel  xar  *b^ox^  und  als 
den  allgemeinen  Wertmesser  auszuwählen?  Sind  hierbei  die  sakralen 
und  staatlichen  Anordnungen  über  Lieferung  gewisser  Opfertiere,  bezw. 
Boßn  in  Vieh  oder  Metall  von  Einfluß  gewesen?  Wie  hat  sich  je- 
wdlig  die  wirtschaftliche  Veränderung  in  der  priesterlichen  Verwaltung 
und  den  BedQrfiiissen  der  Geistlichkeit  mit  der  Veränderung  der  zu 
leistendeD  Waren  als  zusammenhängend  erwiesen?  Welchen  Einfluß  hat 
femer  das  Tribntwesen  auf  die  Entstehung  des  Geldes  geübt? 

3)  Die  Frage:  Wie  weit  läßt  sich  in  der  Zeit  des  Warengeld- 
systems und  der  späteren  Entwickelung  zum  Metallgeld  in  jedem 
einzelnen  Falle  eine  vorausgehende  oder  korrespondierende  Ausdehnung 
des  Individualeigentums  und  insonderheit  der  freien  Veräußerlichkeit 
desselben  auf  einen  bestimmten  Güterkreis  feststellen?  Leider  bleibt 
ans  Ridgeway  fast  stets  Mitteilungen  über  das  Stadium  der  Eigen- 
tumsentwickelung  bei  den  Völkern,  die  er  schildert,  schuldig.  Das 
hierüber  von  mir  Betonte  mußte  anderen  Quellen  entnommen  werden. 

Doch  ist  es  etwa  entmutigend,  wenn  wir  noch  bestimmte  Einzel- 
fragm  als  erforschungsbedürftig  anerkennen  müssen,  nachdem  doch  die 
gesamte  Methode,  die  Ridgeway  anwendet,  sich  als  wirklich  fruchtbar 
erwiesen  hat? 

Es  kommt  mir  vor,  als  seien  uns  nunmehr  einige  Marksteine  ge- 
wiesen, die  uns  auf  irdischem  Boden  von  den  Menschen  der  Vorzeit 
zn  den  Menschen  von  heute  führen  und  uns  beim  Aufsuchen  des  Ur- 
sprungs einer  wichtigen  heutigen  Institution  wenigstens  die  Richtung 
vorl&SIich  weisen,  nach  der  wir  zu  schauen  haben.  Ist  auch  nicht 
der  Pfad,  den  die  Menschen  von  einem  Markstein  zum  anderen 
wandelten,  im  einzelnen  genau  bekannt,  so  wissen  wir  doch,  daß 
wir  nicht  von  Luftschlössern  auszugehen  und  nicht  luftige  Ex- 
kursionen zu  machen  haben,  um  von  den  Zeiten  vor  Entstehung  des 
Geldes  zum  Verständnis  der  modernen  Welt  zu  gelangen. 

Dies  zu  schildern,  war  Zweck  der  vorliegenden  Abhandlung.  In 
einer  später  zu  veröffentlichenden  behalte  ich  mir  vor,  die  Folgerungen 
zu  ziehen,  die  sich  m.  E.  aus  der  eben  skizzierten  Entstehungsge- 
schichte und  der  weiteren  Entwickelung  des  Geldes  für  die  Theorie 
des  heutigen  Geldsystems  mit  Notwendigkeit  ergeben. 
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Der  deutsche  Getreidehandel, 


Von 
Kort  Wiadenfbld. 

(FortselzunR.) 


C*    Reform  vor8cblSg:e. 

Die  geschilderten  Formty   des  Verkehrs   haben  dem  Getreidehan-j 
del  genügt,  seine  schwierige  Aufgabe  der  KoDSunivcrsorgunf^  zu  erfüllea 
Während  es  noch  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  vorgekommen  is^ 
daß   Rußland  Ueberfluß   an  Brotkorn    hatte    und    bei    uns   drückende  _ 
Mangel   herrschte^),  is*'  ^s  sogar  in  dem  Notjahr  1891,  in   dem  die 
europäischen    Ernten    sämtlich   weit    hinter  dem    Durch^schnittsertrage^ 
zurückblieben,  dem  deutschen  Getreidehandel  gelungen,  von  den  über* 
seeischen  Elxportlandern  für  den  Bedarf,  wenn  auch  zu  hohen  Preis 
zu  decken.   Sind  in  dieser  Beziehung  vielleicht  noch  Mangel  vorhandea 
so  kann  sie   nur  der  Händlerstand   allein    ausfindig  machen  und  ver^ 
bessern. 

Andererseits  jE?reift  jed*>ch  der  Getreide  verkehr  so  tief  in  das  Lehei 
der  weitesten  Kreise  unserer  Bevölkerung  hinein,  daß  auch  deren  It 
teresse  einer  Berücksichtigung  in  der  Ausbildung  der  Verkehrsformf 
bedart\  daß,  insoweit  dies  in  Frage  kommt,  auch  Nichthändler  mitzu 
sprechen  haben. 

An  mehreren  Punkten  setzt  die  Kritik  von  diesem  sozialen  und 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  ein;  es  ist  schon  ange- 
deutet worden,  wo  eine  Reform  notwendig  erscheint.  Bei  den  Vor  ~ 
schlagen  darf  man  jedoch  nicht  außer  acht  lassen,  daß  gerade  d« 
Handel  seiner  ganzen  heutigen  Gestaltung  nach,  bei  den  ausgedehnt 
Verkehrsbeziehungen  der  Länder  untereinander,  bei  der  schnellen  Waren 
und  Nachrichtenbeförderung  der  Neuzeit,  bei  der  starken  Konkurren 
der  Nationen  und  Einzelpersonen  darauf  gerichtet  ist,  möglichst  sehr 
kenlos  seiner  Aufgabe  nachzugehen,  daß  er  bestrebt  sein  muß,  je 
sich   bietende   Bezugs-  und   Absatzgelegeuheit    schnell   und  gründlich 


1)  SAcbvenULndigeoprotokoU  S,  Si3S. 


Der  dtnteche  Oetraidebiadel.  3gX 

aoszuiiatzeD.  Nur  wo  dringende  Rücksichten  auf  die  Allgemeinheit  es 
erheiflGhen  und  wenn  andere  Mittel  fruchtlos  sich  erweisen,  wird  man 
dazu  schreiten  dürfen,  den  Handel  selbst  zu  beschränken. 

I.    Die  Börsenorganisation. 

1.  Bei  der  Wichtigkeit,  welche  die  grofien  Handelszentren,  die 
Börsen,  für  das  allgemeine  Wirtschaften  erlangt  haben,  ist  es  vor  allem 
erforderlich,  daß  die  staatlichen  Gewalten  eine  Au&icht  darüber  aus- 
üben. Bisher  hat  sich  nur  Preußen  die  genügenden  Rechte  gewahrt; 
selbst  in  Württemberg  ist  die  Regierung  schädlichen  Einrichtungen 
gegenüber,  die  ein  bestätigter  Börsenverein  einführt,  machtlos.  Mögen 
8i(ä  aus  dieser  Freiheit  der  Börsen  Dnzuträglichkeiten  ergeben  haben 
oder  nicht  —  in  Leipzig  sind  sie  bekanntlich  aus  Anlaß  des  Kamm- 
zogterminhandels hervorgetreten  —  die  Rc^erungen  haben  das  Recht 
und  die  Pflicht,  über  ein  so  tief  eingreifendes  Institut  der  Volkswirt- 
schaft ein  wachsames  Auge  zu  halten.  Nur  wenn  das  unparteiische 
Staatsorgan  die  Macht  hat,  bei  den  Einrichtungen  einer  Börse  entschei- 
dend mitzuwirken,  ist  es  möglich,  daß  außer  den  einseitigen  Handels- 
interessen, die  selbstverständlich  dem  Börsenvorstande  die  wichtigsten 
ersclieinen,  auch  die  Bedürfnisse  der  anderen  an  dem  Getreideumsatz 
beteiligten  Kreise  Berücksichtigung  finden ;  nur  dann  kann  die  in  vielen 
Punkten  wünschenswerte  Einheit  der  deutschen  Börsen  erzielt  werden. 

Es  ist  daher  dem  Beschluß  der  Börsenuntersuchungskommission, 
der  diese  Pflicht  allen  Bundesstaaten  auferlegt,  beizustimmen.  Auch 
hat  sie  wohl  das  Richtige  getroffen,  wenn  sie  die  Au&icbt  nicht  dem 
Bundesrat,  sondern  den  Einzelregieruogen  zuteilt  und  nur  einige  Be- 
fugnisse im  Interesse  der  einheitlichen  Fortbildung  dem  obersten  Reichs- 
exekutionsorgan beilegt  In  der  Tbat  kommen  bei  den  einzelnen  Börsen 
mannigfaltige  lokale  Verschiedenheiten  in  Betracht.  Natur  und  Größe 
der  Geschäfte,  auch  der  spezielle  Volkscharakter  weichen  bedeutend 
von  einander  ab,  so  daß  die  Landesregierung  ein  sicheres  Urteil  über 
Notwendigkeit  und  Dmfang  eines  staatlichen  Eingriffs  hat  als  die  zu- 
sammengesetzte Reichsre$?ierung.  Die  Aufsicht  würde  sich  darauf  zu 
erstrecken  haben,  „zu  prüfen,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  Errich- 
tnng  einer  Börse  vorhanden  sind,  und  die  allgemeinen  Bedingungen 
festzusetzen  oder  zu  genehmigen,  welche  für  den  Handel  und  Verkehr 
an  den  Börsen  und  die  Zulassung  zu  denselben  maßgebend  sein 
aoUen"  »)• 

In  welcher  Weise  das  Aufsichtsrecht  unmittelbar  ausgeübt  wird, 
ist  ziemlich  unerheblich,  da  der  Staat  in  jedem  Falle  die  Hand  über 
der  etwa  designierten  Behörde  oder  Person  hält  In  Preußen  hat  es 
sich  bewährt,  die  Börsen  den  Handelskammern  und  kaufmännischen 
Korporationen  zu  unterstellen ;  infolge  ihrer  Zusammensetzung  vermögen 
diese  Körperschaften  genügend  und  besser  wie  ein  staatlicher  Beamter 
den  wechselnden  Bedürfnissen  des  Handels  Rechnung  zu  tragen,  wäh- 
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rend  die  Regierung  durch  ihre  Oberaufsicht  die  ^tistigeu  Interessen 
stützt  —  ein  Schutz,  der  ein  langsaTneres  Verfahren  immerhin  ver- 
trägt. Trotzdem  empfiehlt  es  sich,  eine  staatliche  Behörde  an  jeder 
Börse  zu  organisieren,  weniger  zum  Zwecke  der  unmittelbaren  Auf- 
sieht  als  zur  BerichterstaituDf?  und  Orientierung*).  Bisher  sind  die 
staatlichen  Org^ane  auf  die  Mitteilungen  angewiesen ,  die  ihnen  die 
Börsenvorstände  oder  Privatpersonen  machen;  eine  unvermittelte  Kennt- 
nis der  recht  komplizierten  Vorgänge  und  Einrichtungen  ist  nicht  mög- 
lich. Auch  im  Interesse  der  Br^rse  selbst  liegt  es,  daß  diesem  Mangel 
durch  Errichtunf^  von  Börsen kommissariaten  abgeholfen  wird.  Selbst- 
verständlich muß  dann  auch  dafür  gesorgt  werden,  daß  den  Beamten 
der  genügende  Einblick  eröffnil  wird;  zu  diesem  Zwecke  ist  ihnen  die 
Teilnahme  an  den  Sitzungen  des  Vorstandes,  an  den  Schiedsgerichten 
und  an  den  Begutachtungen  der  SachverstÄndiiien  zu  gestatten,  sie 
njüssen  berechtigt  sein,  die  Börsenräame  zu  besuchen  und  sich  (iber 
alle  Vorgänge  von  der  Eröffnung  bis  zum  Schlüsse  und  bis  zur  Preis- 
feststellung durch  unmittelbare  Anschauung  zu  orientieren  •).  Die  gegen 
eine  derartige  Behörde  erhobenen  sachlichen  Bedenken  ')  fallen,  sofern 
man  sie  wie  hier  nicht  als  Aufsichts-,  sondern  als  unparteiisches  Orien- 
tierungsorgan organisiert.  In  der  Wahl  der  Beamten  ist  allerdings 
große  Vorsicht  zu  üben;  einmal  liegt  in  der  genauen  Kenntnis  der 
Börsen  Vorgänge  ein  starker  Reiz,  sich  am  Börsenspiel  zu  beteiligen, 
und  dann  „darf  Sachkenntnis  nicht  durch  strebsame  Schneidigkeit  ersetzt 
werden"*)»  da  auch  die  Börsenicute  Vertrauen  zu  diesen  Organen 
haben  müssen.  An  Arbeit  wird  es  einer  derartigen  Behörde  nicht 
fehlen;  häufige  Berichte,  statistische  Untersuchungen,  sowie  die  Mitwir- 
kung hei  den  —  später  zu  besprechenden  —  DiszipHnargerichteii  sind 
Thätigkeiten,  die  in  ihr  Ressort  fallen. 

Einer  einheitlichen  Regeluug  bedürftig  und  daher  der  Gewalt  des 
Bundesrats  zu  unterstellen  sind  die  Bestimmungen  über  die  börsen- 
mäßig gehandelten  Waren  und  über  die  äußere  Erscheinung  der  Preis- 
notierung. Ein  Zustand ,  wonach  an  der  einen  Börse  eine  Ware  aus- 
geschlossen ist,  während  sie  an  einer  benachbarten  umf?esetzt  wird, 
muß  nach  Möglichkeit  verhindert  werden.  Um  Geschäfte  mit  indivi- 
duellem Gegenstande  kann  es  sich  hierbei  kaum  handeln;  es  kommt 
nun  der  Terminverkehr  in  Betracht.  Schließt  aber  eine  Börse  irgend 
eine  Warengattuug  von  diesem  aus,  so  ist  das  an  sich  schon  ein  Zeichen, 
daß  ein  wirtschaftliches  Bedürfnis  auch  des  Handels  nicht  vorliegt; 
offenbar  haben  dann  nur  Spekulationsgelüste  die  Einführung  betrieben, 
und  diese  erreichen  ihren  Zweck  und  schädigen  damit  den  gesamten 
Verkehr,  auch  wenn  sie  nur  an  einer  Börse  durchdringen. 

Die  Einheit  der  Preisnotiz  ist  im  Interesse  einer  leichteren  üeber- 


1)  Vergl.  SacHverstlndigenprotokoll  8.  X416, 

9)  Eine  ähalicbe  EehSrdo  finden  wir  in  den  FAbnkiQspeküoDQD. 

S)  Die  k&nfiiiftiinischen  Sücbrectate  richten  tioh  iKmtlich  gtgmn  den  Stutakomfni^s&r, 
weil  sie  in  efoer  solchen  UDintUelbiireo  Aufsichl  mit  der  Befugnis,  direkt  im  EitikolUll 
einEagreifaüf  ein  nicht  Terdientes  Zeichen  de«  MifstriLatnA  sehen. 

4)  Cohn^  Ztir  Börse Drebrin  (Deotsche  EandAcbAU  1898)  S.  S18. 
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sieht  des  Preisverhältnisses   der  verschiedenen  Börsen  wünschenswert, 
doch  nicht  von  größerer  Becieutung. 

2.  In  einigen  Punkten  bedarf  auch  die  innere  Organisation  der 
Bdnieii  einer  Aenderung.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  zur  Zeit  an 
ien  gr<>ßen  Handelsplätzen  wie  Berlin  sich  vielfach  Elemente  ein- 
lischen^  die  an  der  Börse  nichts  zu  suchen  haben  and  die  deshalb 
^nisehalterj  werden  müssen.  Eine  einheitliche  Regelung  ist  jedoch 
bur  in  großen  Umrissen  möglich;  der  Verkehr  hat  im  Laufe  der  Zeiten 
den  verschiedenen  PlÄtzen  so  verschiedene  Bedürfnisse  und  fest- 
i^wurzelte  Gewohnheiten  entstehen  lassen  —  ich  erinnere  an  den 
Srsenbesuch  der  Rechtsanwälte  etc*  in  Hamburg  — ,  daß  eine  lieber- 
itnmung  innerhalb   engerer  Grenzen  nur  unter  Verletzung  berech- 

Handelsinteressen  erzwungen  werden  kann, 
^Es  ist  vorg^chlagen  worden  M,  alle  Börsen  korporativ  zu  orgaui- 
leren.  Dies  würde  vielleicht,  nicht  einmal  sicher  fremde  Elemente 
rnbalten;  aber  zweifellos  würde  eine  derartige  Zusammenfussung 
iclen  tüchtigen  Kräften  den  Zutritt  lediglich  wegen  Kapitalmangels 
uomöj^lich  machen  und  dadurch  die  Macht  von  Kapital  und  Kredit 
nur  starken.  Die  Börse  darf  aber  als  notwendiges  Institut  des  alU 
^meioen  Wirtschaftslebens  nicht  zu  einem  Privilegium  Wohlhabender 
werden  »)• 

Ein  besseres  Mittel  zur  Reinigung  von  unlauteren  Elementen  bildet 
ine  Prüfung  der  die  Aufnahme  beantragenden  Personen  einerseits» 
Bine  verstärkte  Disziplinargewalt  der  BorRenbchördcn  andererseits.  Mit 
Tag  und  Recht  kann  man  verlangen,  daß  zu  einer  Einrichtung  von  so 
leittragenden  Wirkungen,  wie  die  Börse  sie  mit  sich  bringt,  nicht  aus- 
lahmslos  jeder  beliebige  zugelassen  wird.  Durch  Reichsgesetz  muß 
iher  den  Börsen  vorständen  die  Pflicht  auferlej^t  werden,  in  jedem 
SiDzelfall  zu  prüfen,  ob  der  Antragsteller  seiner  sonstigen  LebenssteK 
a«g  nach  ein  Interesse  am  Borsenbesuch  hat  oder  nicht  —  ein  Ver- 
ahren,  das  sich  in  Berlin  schon  während  der  kurzen  Zeit  seines  Be- 
bens bewahrt  hat  Wann  ein  solches  Interesse  vorliegt,  kann  nur 
^rsenbehörde  entscheiden;  lokale  Bedürfnisse  verlangen  eine  vcr- 
iene  Regelung.  Während  z.  B,  an  den  kleineren  Platzen  wie 
Icn,  Stuttgart  etc.  lediglich  Getreidehändler,  Müller  und  Landwirte 
_  Bdrsenbesuch  interessiert  sind,  bedürfen  die  proßcn  Terminplätze 
"auch  der  Beteiligung  kapitalistischer  Kreise,  hat  sich  in  dt^n  Seestädten 
die  Sitte  entwickelt,  daß  auch  die  Transporteure  an  den  Börsen  ihre 
GcKhafte  abschließen.  Darin  muß  daher  den  Lokalbehörden  freie  Hand 
gelisaen  werden  ^). 

Bedenklich  ist  die  Bestimmung  der  Kommission,  daß  jeder  Antrag- 
eller  3  Gewährsmänner  beizubringeD  hat,  die  ausgeschlossen  werden 


19. 


^teller 

^H^^  Labecinski,  Zur  EßrseDenquot«  S. 

^^Bl  V«fgl   B«Hcht  S.   13. 

^^^T>  Mit  diwen  GroDdafttzen  stimmso  die  Kommitsionsvorscliltge  übereio,  ihre  NonB*. 
tfvb«Mliii«iiitg«o  6b«r9chreUen  nicbt  die  Oreoze  der  Int«re»aeoprüfung  —  d«r  BeschlurA, 
i»f«  «teil  iillA]i«non9Q    der  Absei) luf«  von  BärAongaschifteo    lu  unterstgen  iit,    «mchtiat 
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können,  wenn  sie  Nachteiliges  über  ihren  Klienten  gewußt  haben  oder 
hättt?.n  wissen  müssen  und  wenn  gegen  diesen  die  Ausschließung  ver^^ 
hänjjt  wird.  Den  Börsenbehörden,  die  über  die  Aufnahme  zu  entscheidend 
haben ,  wird  dadurch  ein  Teil  der  Verantwortung  abgenooimen ,  ohne 
daß  jemand  anders  sie  thatsächlich  trägt;  denn  der  Beweis,  daß  der 
Gewährsmann  seine  Pflicht  verletzt  hat,  ist  so  schwer  zu  führen,  daß 
unlautere  Elemente  vor  der  Eventualität  einer  Ausschließung  nicht, 
zurückschrecken  und  trotzdem  für  Gesinnungsgenossen  die  Gewährscbafl( 
übernehmen.  Daß  die  Bürger  mindestens  3  Jahre  lang  der  Börse  an- 
gehört haben  müssen  und  daß  „in  geeigneten  Fällen*'  Realkaution  voii| 
ihnen  verlangt  werden  kann,  ändert  an  diesem  Bedenken  auch  nichts 
da  ist  es  besser,  die  Verantwortung  für  die  Zulassung  lastet  unge«| 
schwächt  auf  der  prüfenden  Behörde.  Eine  geeignete  ünterstütxung 
findet  sie  in  dem  ebenfalls  vorgeschlagenen  Ausbang  des  Antragstellers^ 
an  der  Börse,  und  das  Gegengewicht  gegen  zu  große  Weitherzigkeit 
liegt  in  der  Staatsaufsicht. 

Die  Bestimmungen,  welchen  Personen  der  jiCutritt  schlechthin  zu 
untersagen  ist,  haben  sich  bewährt.  Daß  künftig  niemand  mehr  einen 
Anspruch  auf  prüfungslose  Zulassung  haben  kann,  folgt  aus  der  allge- 
mein gesetzten  Prüfungspflicht. 

3.    Trotz  umfassender  Erkundigung  und  vorsichtiger  Entscheidung 
können  aber  Elemente  eindringen,  die  sich  später  als  schädlich  erweisen 
und  daher  wieder  entfernt  oder   wenigstens   gi»warnt   werden   müssen. 
Den  Börsen  vorständen  mnß  daher  nach  wie  vor  die  Befugnis  zustehen,  in 
geeigneten  Fällen  mit  Strafen  vorzugehen.    Soweit  es  sich  uro  die  Aus-d 
schließungsgründe  handelt,  die  in  §  5  der  revidierten  Berliner  B<3r?ien-| 
Ordnung  aufgeführt  sind,  hat   sich   das   bisherige  Verfahren  bewährt;] 
es   genügt   in    diesen  Fällen,   daß   der    Beschluß    nach  Anhörung   deni 
Beschuldigten  seitens  des  Vor:*tande8  ergeht    Nicht  genügend  ist  aberj 
die    Aufzählung    der    Ausschließungsgründe.      Zahlreiche    Handlungen^ 
müssen,    was   die   kaufmännischen    Sachver8tändi[:,Tn    bitter   bi klagen^ 
ungerügt  gelassen  werden,   obwohl  sie  allen   kaufmännischen  Anstand 
verletzen,  weil  sie  nicht  gerade  in  den  §  5  hineinpassen. 

Alle  die  Kniffe,  welche  im  Terminhandel   zur  Erzielung  gewisscH 
Preisbewegungen  angewandt  werden,  alle  die  Manipulationen,  mit  denen | 
gewissenlose   Kommissionäre   das  Publikum   ins  Garn  locken,   kdDii 
nicht  geiihndet    werden;  aber  die  Erregung  von  Lärm  wird  wenigsle 
im    Prinzip  bestraft      Hier  ist  dringend   Abhilfe  nötig;  die  St 
fuguis   muß    erweitert  werden,   so  daß   alle  der  kaufmännischen  FJir 
wiilersprecheuden  Handlungen    eines   Börsenmitgliedes,   auch   wenn  si 
außerhalb  der  Börse,   aber  innerhalb  seines  Geschäftsbetriebes  forge^] 
nommen  sind,  gerügt  werden  können. 

Wann  eine  solche  ehrenrührige  Handlung  vorliegt,  muß  im  Eimel- 
fall  entschieden  werden  ^).    Der  Begriff  von  kaufmännischer  Ehre  und 


1)  Die  TOD  d«r  KommiMioa  aalg« führten  Vorgtngt   bomben  dch  var  mlitm  mmf  lüa 
$eKid«o  d«s  Tan&iD'  und  KoiDnii««ioaftli«ndd«  and  tiad  nir  al»  B«ispi*le  attci^f«bc&,  mim^ 
»olcb«  Midi  durehttiui  tntrvllfliid. 
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Anstand  läßt  sich  noch  weniger  in  Gesetzesworte  fassen,  wie  Ehre  und 
Anstand  anderer  Stande,  da  gerade  in  der  Kaufmannschaft  ganz 
teterogene  Elemente  sich  zusammeDÜnden,  Aus  diesem  Grunde  ist 
daher  auch  nur  ein  Kollegium  von  Standesgenossen  befähigt,  die  Eut- 
sdmduug  sachgemäß  zu  treÖcn,  und  es  ist  richtig,  daÜ  die  ivommissiou 
auch  die  Aburteilung  dieser  Fälle  den  Börsenvorständen,  eventuell  den 
fou  den  Börsenbesuchem  gewählten  Personen  übertragen  wissen  will. 
Andererseits  kommen  aber  gerade  hierbei  alle  die  Vorgänge  in  Betracht, 
deren  allgemeine  iSchädiichkeit  früher  nachgewiesen  worden  ist.  Es 
muß  daher  eine  Garantie  gegeben  werden,  daß  auch  thatsachlich  mög- 
lichst alle  Handlungen  solcher  Art  der  Beurteilung  unterzogen  werden 
und  daü  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  persönlichen  Verhältnisse  vor- 
gigaiigen  wird.  Dies  kann  man  nicht  den  BOrsenleuten  allein  über- 
laasn;  gerade  weil  die  Anschauungen  über  das  kaufmännisch  Erlaubte 
90  verschieden  sind  und  der  Ausschluß  von  der  Börse  häufig  den 
TftUigen  wirtschaftlichen  Ruin  des  Bestraften  herbeiführt,  wird  sich  ein 
Standesgenosse  leicht  scheuen,  zweilelhafte  Sachen  zur  Anzeige  zu 
briugen.  Hier  muß  ein  objektives  staatliches  Organ  die  Rolle  des  Ver- 
folgers übernehmen;  es  muß  eine  Art  Staatsanwaltschaft  an  den  Börsen 
errichtet  werden,  die  berechtigt  ist,  die  Einleitung  des  Disziplmar- 
Verfahrens  zu  verlangen  und  den  Verlauf  desselben  vom  Standpunkt 
dm  öffentlichen  Interesses  aus  zu  überwachen ' ).  Da  dem  Staats- 
kommissar eine  entscheidende  Stimme  bei  der  Beurteilung  der  Thai 
nicht  beigelegt  ist,  so  kann  in  einer  derartigen  Einrichtung  unmöglich 
ein  Zeichen  des  Mißtrauens  gegen  die  Börsen behörden  gesehen  werden ; 
liaB  aber  der  Staat  ein  bedeutendes  Interesse  an  der  Ahndung  solcher 
Handlungen  hat  und  haben  muß,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Not- 
wendige Voraussetzung  ist  jedoch,  daß  der  Kommissar  ausreichende 
Sichkenntnis  besitzt  und  sich  in  ständiger  Fühlung  mit  den  l>eteiligten 
Personen  hält;  denn  nur  dann  ist  Aussicht  vorhanden,  daß  chikanöse 
Denunziationen  von  Anfang  an  nicht  berücksichtigt  werden  —  auch 
aufi  diesem  Grunde  empfieblt  sich  die  Erweiterung  des  Kommissariats 
tu  einer  Orientier ungsbehörde. 

Trotz  aller  Vorsicht  kann  es  vorkommen,  daß  das  Disziplinar- 
verfahren gegen  einen  Unschuldigen  eröffnet  wird.  Bei  der  £ruphnd- 
lichkeit  des  kaufmännischen  Kredits  gegen  jede  Störung  des  Cfewerbe- 
betriebes  muß  deshalb  dafür  gesorgt  werden,  daß  bis  2ur  Entscheidung 
Dichta  in  die  Außenwelt  dringt;  das  Verfahren  muß  geheim  sein,  so- 
ll&ge  nicht  der  Beschuldigte  selbst  Oeflentlichkeit  beantragt  und  da- 
nit  die  Gefahr  der  Kredit^etährdung  selbst  veranlaßt  Die  allgemeinen 
Interessen  sind  genügend  durch  den  Staatskommissar  vertreten.  Ks 
nd  ein  Mißgriff  der  Untersuchungskommission,  daß  nach  ihrem  Vor- 
tdifaige  auch  der  Kommissar  den  Antrag  auf  Oefi'enthchkeit  stellen 
kiait  Zahlreiche  Fälle  sind  denkbar,  in  denen  sachlich  vielleicht  ein 
ofieiiee  Verfahren  zweckmäßig  erscheint;  bei  einem  Disziplinargericht 
ftteht  aber  die  Person  des  Beschuldigten  im  Vordergrund,  und  die  Rück- 


1)  Tortfthlic  der  KommiBtSoii. 
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sieht  aat  dieseo  verlangt  aus  den  angeführten  Gründen  eine  geheime 
Verhandlang.  Zur  Wahrung  des  sacblichüD  Interesses  an  der  Oeffenl- 
lichkeit  würde  eine  Bestimmang  ausreichen,  wonach  auf  Antrag  des 
Kommissars  oder  auch  schlechthin  die  Verkündung  des  Urteils  öftent-H 
lieb  und  uuter  Angabe  der  Gründe  erfolgen  muÜ.  Eine  besondere^ 
Ehrenerklärung  ist  dann  nicht  mehr  nötig,  aber  bei  der  Eigen tümlich* 
keit  der  Börse  ganz  zweckoiäßig. 

Diese  Disziplinarbestimmungen  werden  voraussichtfich  genügen,^ 
die  schädlichen  Elemente  von  den  Börsen  zu  entfernen.  Der  ehren- 
werte Teil  der  Kaufmannschaft,  der  infolge  seines  moralischen  Ueber*J 
gewichts  in  den  Vertretungen  die  Mehrheil  besitzt,  wehrt  sich  ja  selbst 
gegen  die  Auswüchse  und  wird  daher  sicher  die  Mittel,  die  eine  solche 
Organisation  ihm  giebt,  ergreil'en.  Sollten  die  Bestimmungen  trutzdeoi 
lax  gehandhabt  werden,  so  liegt  auch  hier  in  der  Staatsaufsicht  das 
Gegenmittel. 


IL  Maklerwesen  und  Preisnotierung, 

Es  ist  schon  dargelegt  worden,  daß  die  Institution  der  vereideten 
Makler  in  ihrer  heutigen  Gestaltung  unhaltbar  ist  und  einer  durch* 
greifenden  Aenderung  bedarf.  Entweder  muß  das  Maklergewerbe  ganz 
freigegeben  werden,  oder  aber  es  ist  Sorge  zu  tragen,  daß  den  Handels- 
maklern genügende  Rechte  beigelegt  werden,  damit  sie  ihre  Pflichten 
ei 0 halten  und  doch  ein  genügendes  Einkommen  beziehen  können. 

Zur  Beurteilung,  ob  die  Makler  wegen   ihrer  Mitwirkung  bei  der^ 
Preisfeststellung  unentbehrlich  sind,  empfiehlt  es  sich,   erst  die  etwafl 
notwendigen  Aenderungen  im  heutigen  Verfahren  bei  der  Preisnotiening 
zu  erörtern : 

1.   Zunächst  ist  Klarheit  darüber  zn  schaffen,   was  eigentlich  die 
Preisnotiz  bezweckt.    Die  an  der  Börse  unmittelbar  und  untereinander  ^ 
verkehrenden  Kaufleute  haben  nur  ein  geringes  Interesse  an  der  Notiz  ;■ 
das  Hauptgewicht    liegt    nach    außen   hin.     Einmal    ist  es   für  den 
Kommissionär  von  Wichtigkeit,   in  der  offizieilen  Preisangabe   seinem 
Kunden   gegenüber  gedeckt  zu  sein;   sodann   bildet   die  Notiz  für  den 
Landwirt  die  Grundlage  seiner  Eüektivabschlüsse,  und   des  letzteren     i 
Interesse  steht  in  diesem  Falle  daher  im  Vordergrund.  fl 

Für  die  Außenwelt,  vor  allem  für   den  Produzenten,  ist  es  durch-" 
aus   gleichgiltig,   welche   Preise  im  Einzelnen   an   der  Börse   gezahlt 
sind;  persönliche  und  sachliche  Besonderheiten  *)  veranlassen  hier  einen 
niedrigeren,   dort  einen  höheren  Stand.      Die  der  Börse  fernstehendea 
Kreise   wollen   aus   der  Notiz   ersehen,   wie  die  allgemeine  Marktla^re-B 
des  Artikels  ist;  sie  wollen  denjenigen  Preis  wissen,  welcher  der  wirk-V 
liehen  örtlichen  Geschäftslage  des  Verkehrs  entspricht  und  demgemäß 
den  gemeinen  Wert  der  Ware  darstellt*). 

Nach  diesem  Gesichtspunkt  sind  die  öffentlichen  Preistabelleu  auf- 


1)  Twfl.  B«ric1it  8.  US. 

t)  Beocblufs  d«r  B.-U.-Kotnmisslaa  (Bericht  9,  148). 
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sostellen*  Außerdem  gewinnt  der  Praduzent  darin  nur  dann  einen  zu- 
verlässigen Anhalt  für  den  Verkauf  seines  Korns,  wenn  die  verschiedeoeu 
QuaJilaten  einer  Sorte  wenigstens  in  großen  Umrissen  angegeben  sind 
und  wenn  sich  auch  die  umgesetzten  Mengen  verzeichnet  finden ;  es  erhellt, 
daß'besonders  die  Angabe  der  Quantitäten  erst  ein  Urteil  darüber  erlaubt, 
ob  mau  es  in  der  That  mit  einem  Böi^enpreis  oder  mit  einem  mehr 
zufalligen  Wert  zu  thun  hat. 

Diesen  Anforderungen  werden  die  beutigen  Preisnotizen  nicht  ge- 
rechL  Fehlt  schon  jede  Garantie,  daß  wirklich  ein  Börsenpreis  der 
charakterisierten  Art  angegeben  wird,  so  ist  volletids  von  einer  ge- 
naueren Angabe  der  Qualitilten  und  Quantitäten  nicht  die  Rede. 

2,  Ein  wirklicher  iJÜrsenpreis  laßt  sich  nur  aut  Grund  vollständigen 
and  zuverlässigen  Materials  festbtellen.  Heute,  wo  —  abgesehen  von 
der  Stuttgarter  Börse  —  nur  die  vereideten  Handelsmakler  ihre  ge- 
ringfügigen Abschlüsse  mitteilen  müssen,  wo  im  übrigen  der  Kommissar 
auf  den  guten  Willen  der  Parteien  und  freien  Makler  angewiesen  ist, 
u$t  weder  die  Vollständigkeit  noch  die  Zuverlässigkeit  gesichert  Da 
aber  bei  dem  weit  ausgedehnten  Einflüsse  der  Preisnotiz  die  AJlge- 
meiaheit  ein  hohes  Interesse  an  deren  Richtigkeit  hat,  so  müssen  da- 
(ör  Garantien  geschaffen  werden,  auch  wenn  etwa  der  Handel  dadurch 
belästigt  werden  sollte. 

Ute  B,*U.-Kommission  bat  einen  etwas  komplizierten  Vorschlag 
gemacht.  An  Stelle  der  vereideten  liandelsmakler  sollen  auf  kürzere 
Zeit  augestdlte  60gen.  Kursmakler  treten,  denen  ein  Abschluß  auf 
eigene  Rechnung  gestattet  ist,  „soweit  dies  zur  Ausführung  der  ihnen 
erteilten  Aufträge  nötig  ist*'.  Nur  Verträge,  die  durch  Vermitteluug 
diiMr  Makler  zustande  gekommen  sind,  sollen  bei  der  Preisfeststellung 
baHüksichtigt  werden ;  allen  anderen  Geschäften  sind  die  Börsenein- 
richtungen   verschlossen. 

Die  Einführung  der  Kursmakler  macht  dies  Verfahren  unnötig 
umstÄQdUcb  und  bat  auch  sonst  seine  Gefahren.  Für  den  Effekten- 
Qiaj*kt  mit  seiner  Unzahl  gebändelter  Wertpapiere  mag  dem  Börsen - 
kommissar  die  Uebersicht  fehlen  und  daher  eine  Unterstützung  durch 
die  Kursmakler  angebracht  sein  ;  die  Getreidebörse  ist  aber  in  ihren 
Objekten  wesentlich  beschränkter  und  einheitlicher,  so  daß  hier  der  doch 
auch  mitten  im  Handel  stehende  Kommissar  ein  Urteil  über  jede  Sorte 
gisninnen  kann,  und  ein  zweiter  Kommissar  würde  jedenfalls  genügen  ' ). 
Ücüi  Kursmaklern  ist  aber  durch  die  etwas  problematische  Bestimmung 
ib«r  (Ue  Selbstausfübrung  eine  Hinterthür  geöffnet,  die  ihnen  den  Zu- 
trilt  Eur  Spekulation  aut  eigene  Rechnung  gestattet;  da  sie  abor  durcli 
ihre  Mitwirkung  bei  der  Preisfeststellung  einen  Ueberblick  über  die 
gmflilen  Abschlüsse  gewinnen,  so  sind  sie  gegenüber  den  anderen 
Btewobe^uchern  unverhältnibmäßig  in  Vorteil  gesetzt  und  vor  allem 
nicht  mehr  unparteiische  Urteiler, 

Da  nun  einmal  eine  scharfe  Kontrolle  der  Abschlüsse  unentbehr- 
lieh  ist,  ao  werden  die  eigentümlicheu  Verhältnisse  der  B5rseu    mit 


1)  Bediv.  Prot  S    S578, 


368 


:urt  WiedcDfeld, 


ihrem  empfindlicheii  Kredit  mehr  berücksichtigt,  wenn  man  das  In- 
stitut der  oftiziellen  Makler  ganz  fallen  läßt  und  nur  das  amerikauisehe 
System,  das  quotation-book,  einführt,  wenn  man  also  nur  denjenigen 
Geschäften  die  ßörseneinrichtungen  (Schiedsgericht,  Sachverständige 
Kündigung  etc)  öffnet,  die  in  ein  Börsenbnch  eingetragen  sind  und 
dadurch  Berücksichtigung  bei  der  Preisfeststellung  haben  finden 
können. 

Zwar   ist  nicht  zu   verkennen»  daß  dieses  System   empfindlich  in 
die  Gewohnheiten  des  deutschen  (ietreidehaodels  emgreift.     Es  ist  aber  ^ 
dasjenige  Verfahren,  welches  den  Zweck,  zuverlässiges  und  voüstandigesfl 
Material  zu  der  Preisfeststellung  zu  schatfen,  am  sichersten  erfüllt  uqcI™ 
dabei   den  Handel   am  meisten   schont.     Durch  die  Bestimmung,    daß 
nur  den  eingetragenen  Abschlüssen   die  Börseueinricbtungen   zur  Ver- 
fügung stehen,  wird  zweifellos  erreicht,  daß  die  weit  übarwiegendel 
Mehrheit   aller  Verträge  zur  Kenntnis  des   amtierenden   Kommissami 
kommt;   es  werden  außer   den  Preisen  zugleich  auch  die  Mengen  he-' 
kannt  und  somit  die  Grundlagen  für   eine  zuverlässige  Notierung  ge- 
geben.    Der  Handel  ist  dann   nicht  gezwungen,   sich  bestimmter  Ver- 
mittler zu  bedienen;   der  freie  Wettbewerb  wird   nicht  eingeschränkt 
Das  persönliche  Moment,    das   bei  der   Beurteilung    der    allgemeioenJ 
Marktlage  eine   wesentliche  Rolle  spielt,    ist  auch  gewahrt;    der  oderi 
besser  die  beiden  Kommissare  dürfen  natürlich  nicht  nur  ein  Rechen- 
exempel  aufstellen,   sie  sollen  nach  wie  vor,   nur  auf  besserer  Grund* 
läge,   ihr  freies  Urteil   abgeben.    Daß   ein   derartiges  Verfahren  auch 
itt  Berlin  mriglich  ist,  haben  angesehene  Großhändler  zugegeben  *). 

Auf  diese  Weise  ist  es  zugleich  ermöglicht,  die  Quantitäten  zu 
bestimmen  und,  wenn  es  we^en  des  Kommissionshanüels  nötig  sein 
sollte,  auch  die  Zeiten  genauer  anzugeben. 

3)  Um   den  Wunsch   nach  genauerer  Spezialisierung  der  Quatital 
erfüllen   zu   können,   bedarf  es  der  Herstellung  fester  Typen.     Unter  i 
den  Sachkennern  ist  Streit  darüber,  ob  dies  möglich  ist,  da  der  deutsche 
Handel  Getreide  der  verschiedensten    Provenienz   und    Beschaffenheit! 
umsetzt*).     Selbstverständlich   dürfen  es  nicht   zu  viele  Muster  seia,| 
da  sich  sonst  der  Wert  der  ganzen  Einrichtung  verflüchtigt. 

4)  Es  kommt  dann  noch  in  Frage,  ob  die  Art  der  heutigen  Noti»^ 
im   übrigen   beibehalten   werden  soll,  ob  sich   nicht  die  Angabe  eine 
Einheitspreises  ermöglicht  und  empfiehlt    Selbst  bei  Aufstellung  meh- 
rerer Typen  wäre  dies  im   Locohaudel   unmöglich,  da   kleine  Uoter- 
8chiede  in  der  Qualität  immer  bestehen  und   auf  den  Preis  etawirkeal 
werden.     Für   den  Termin  verkehr   ist  es   aber  im  Interesse  des  Kom*l 
missionshimdels   wünschenswert  und  auch   möglich,  da   hier  nur  der 
Preis  der  Parteibestinimung  überlassen  ist 

5)  Betreffs  der  freien  Makler  ist  keine  Besonderheit  einzuführen; 


t)  Säcfaver»i.'Prot  S,  2370.  —  In  dem  BÖrseobucfa  ist  KUfcteicb  eioe  vonÜgUche  Gmnd« 
Uge  für  sUiist.  B«r«;chiittog«ti  gcgtbea, 

S)  Der  Vorsitieod«  dt$  Verbaudes  deulacher  MiiUer  bibt  eiu  AasfübrUclittS  Guuehten 
A^r  B.^U.'Kommiision  eiagereiclit,  in  dem  er  die  MÖgUehheit  der  Aufsiellang  von  Tjp«a 
0Acbsuweii«ii  sucht. 


t)er  deatsclie  ddtreideliAiidel.  ^9 

die  verschärften  Disziplinarbestimmungen  genUgen  voraussichtlich,  dem 
JobberanweBen  za  steuern. 

III.    Der  TermiD-  und  Kommissionshandel. 

a)  Dringender  als  alle  die  bisher  besprochenen  Mängel  des  Ge- 
treidehandels bedarf  der  Terminverkehr  einer  durchgreifenden  Aende- 
rong.    Darüber  sind  alle  Parteien  einig,  nur  über  die  Mittel  streitet  man. 

1)  Die  Börsenhändler  und  ein  Teil  der  ihnen  nahe  stehenden 
Schriftsteller  wünschen  die  Begelung  durch  die  Börse  selbst  ^) ;  bei 
genOgend  entwickelter  Disziplinargewalt  sei  die  Börsenbehörde  durch- 
aus imstande,  den  Auswüchsen  wirksam  entgegenzutreten;  daß  bisher 
nicht  mehr  geschehen  sei,  dürfe  man  nicht  zum  Vorwurf  machen,  da 
das  Termingeschäft  eine  verhältnismäßig  junge  Einrichtung  und  daher 
noch  nicht  genügende  Erfahrungen  gesammelt  seien  ').  —  Nun,  so 
ganz  neu  ist  der  Terminhandel  denn  doch  nicht;  er  besteht  seit  einer 
Reihe  von  Jahrzehnten,  und  es  ist  daher  keine  Frage,  daß  man  ihn  in 
Börsenkreisen  auch  von  Grund  aus  kennt.  Wenn  nun  auch  nicht  ge- 
leugnet werden  soll,  daß  ein  Teil  der  angesehenen  Getreidefirmen  das 
Treiben  der  kleinen  Kommissionäre  und  Spekulanten  verabscheut  *),  so 
kann  doch  bei  einer  so  einschneidenden  Frage  nicht  alles  der  Initia- 
tive der  Börse  überlassen  werden ;  der  Einfluß  dieser  achtbaren  Glieder 
reicht,  wie  die  kaufmännischen  Sachverständigen  vor  der  Unter- 
sachungakommission  selbst  zugegeben  haben  ^\  doch  nicht  so  weit,  daß 
lediglich  dadurch  eine  genügende  Besserung  erreicht  werden  könnte. 
Sie  vertreten  zum  Teil  auch  ihrerseits  Anschauungen,  in  deren  Verfolg 
iwar  eine  Aenderung  der  bestehenden  Verhältnisse,  aber  keine  durch- 
greifende Umwälzung  liegt;  so  hält  es  ein  Teil  für  wirtschaftlich  ge- 
rechtfertigt, wenn  sich  auch  kapiialstarke  Privatleute  oder  Landwirte 
am  Terminhandel  beteiligen  ^),  und  über  die  Frage  der  Abschiebungen 
oder  Unterderhandregulierungen  denken  die  meisten  rein  individua- 
listisch*). 

Ein  gesetzgeberischer  Eingriff  ist  deshalb  unerläßlich.  Wenn  man 
davon  ausgeht,  daß  der  Terminbandel  in  reiner  Gestalt  eine  notwendige 
ond  zweckmäßige  Einrichtung  unseres  Getreidehandels,  daß  aber  zur 
E^Qllung  seiner  Aufgaben  auch  die  Beteiligung  von  nichtfachmännischem 
Börsenkapital  unumgänglich  ist,  so  wird  es  sich  bei  einer  Reform 
darum  handeln  müssen,  den  outsider  ganz  auszuschließen  —  er  ruiniert 
sich  selbst  und  stört  die  guten  Wirkungen  des  Terminhandels,  dem 
sich  beteiligenden  Großkapital  dagegen  seine  Spekulationsmanöver  zu 

i)  Koho,  Dor  Getroidotermiohmndel,  1891,  S.  156.  „Der  Termiohmndol**  (Hamburgor 
Boraenluüle  8.  31).     Sachver»Uiid.-Prot   S.  2872,  3011  u.  a. 

t)  Vernrl    nTermiobandol**  a.  a.  O. 

8)  im  Wintar  1891/92  haben  die  Inhaber  mehrerer  Berliner  Firmen  ihr  Amt  als 
Schiedsrichter  niedergelegt,  um  nicht  über  die  »chmatxigen  Manipulationen  der  damaligen 
Hausse- Partei  arteilen  so   müssen. 

4)  Vergl.  äachverst.-Prot.  S.  2440. 

5)  Vergl.  Sachverst.-Prot.  S.  2454,  2810  a.   a. 

6)  V«rgL  SachTerst.-Prot.  S.  2439  (2445),  2849. 

Dcttle  Folgt  M.  Vil  (LXll).  24 
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anterbinden.    Erst   weDD  diese  Ziele  sich  als  unerreichbar  erwe 
sollten,   hat   mao    der   Frage    näher   zu   treten,   ob  die    Vorzüge 
TermiD Verkehrs  auch  für  die  allgemeine  Wirtschaft  so  bedeutend  sind/ 
daß  man  seine  Schattenseiten   in  den  Kauf  nimmt,  oder  ob  es  ratsam 
erscheint,  dem  'J'ermißhandel  überhaupt  entgegenzutreten. 

Den  oben  angegebenen  Zweck  verfolgen  denn  auch  alle  Vorschlage, 
die  bezüglich  einer  Keform  des  Terrain  Verkehrs  gemacht  sind. 

2)  Von  kaufmännischer  Seite  ' )  ist  befürwortet  worden,  das  System 
der   Ein-   und    Nachschüsse  obligatorisch    zu    machen.     Es    soll   also 
jeder  Kontrahent   verbunden   sein,   bei   Abschluß  des  Termingescbaftai 
eine  bestimmte  Quote   des  gebändelten    Betrages  zu   hinterlegen; 
reichen  die  Preis&chwankungeu   während  des   Kontraktlaufes  eineu 
nicht  zu  hoch  anzusetzenden  —  Grad,  so   muß  die   dadurch    benach* 
teiligte  Partei   einen  Nachschuß  in  Höhe  dieser  Schwankung   leisten; 
thut  sie  es  trotz  Aufforderung  nicht,  so  ist  der  Gegner  zur  sofortigen 
Realisation   des  Geschäfts   berechtigt  *).  —  Es  ist  ja  unleugbar,   dafi 
dieses  System  fähig  ist,  ungeeignete  Elemente  vom  Termin  markte  fern 
zu  halten.     Schon   die  Zahlung   des  Einschusses  schreckt  so  manchen 
von  dem  Vertrage  zurück   oder   macht   ihm   den  Abschluß  unmögliclif 
zum  mindesten  warnt  es  vor  zu   hohen  Betrügen.     Die  Nacbscbußlei* 
stung  verringert  auch  das  Bisiko;  die  Realisation  tritt  sofort  ein,  sobald 
einmal  einer   der  Kontrahenteu   die  Differenz    nicht  zahlen    kann;  ioJ 
der  Regel  also  wird  die  Schuld  des  Zahlungspflichtigen   in  geringereri 
Höbe  bleiben,   als   wenn   der   Ablauf  des  Kontraktverhältnisses  abge«^ 
wartet  wird  —  vorausgesetzt,  daß  die  jetzt  herrschende  Spekulations- 
richtung  auch   dann    noch    anhält-     Diese   Voraussetzung   trifft   aber 
nicht   immer  zu,   und   daraus  ergiebt  sich  eine  nicht  zu  wünschendeJ 
Benachteiligung  des    kleinen   Kapitals  gegenüber   dem   großen.     Einaj 
plötzliche,   vorübergehende    Wendung  kann    für   den    Geldarmen   diel 
Zwangsrealisation  und  damit  große  Verluste  bringen,  während  vielleicht* 
zur  Zeit   des   Fristablaufs  die   Preisgestaltung   ihm   günstig   ist;   das 
Großkapital  ist  dagegen  stets  zur  Zahlung  des  Nachschusses  fähig  und 
riskiert  daher  gar  nichts.    Der  Reiz,  Outsiders  heranzuziehen,  wird  da- 
durch noch  erhöht,  die  Bemühungen,  auf  den  Preis  einzuwirken,  werden 
verschärft. 

Auch  der  effektive  Handel  hat  nur  Nachteile  von  einem  solchen 
System,  Der  Käufer  oder  Verkäufer  soll,  selbst  wenn  er  von  vorn- 
herein  zur  Erfüllung  bereit  ist,  monatelang  sein  Kapital  festlegen  und 
bei  jeder  ihm  ungünstigen  Schwankung  diesen  nicht  oder  doch  nur 
mit  ganz  unbedeutendem  Zinsengewinn  arbeitenden  Stock  vermehren. 
Eine  bedauerliche  Härte.  Und  selbst  wenn  man  nach  Analogie  der 
Hamburger  Liquidationskasse  den  Verkäufer,  welcher  irgendwie  seine 
Bereitwilligkeit  zu  effektiver  Lieferung  nachweist^  von  der  Pflicht  des 
Ein-  und  Nachschusses  entbindet  *),   so  lastet  sie  doch  noch  auf  dem. 


1}  GrUnwAld-LUieoÜial  a.  «,  0.  S.  49  und  viele  Such venttKad ige  («u  Frftfe  #), 

S)  Vergl.  Depot  dee  KomtnieeioaiLrt  S.  42  de«  Februarberies. 

3>  Verifl  Fuchs,  Würentermmhatidel  (Schmoller't  J*lirbiiefa  H.  F.  Ift)  8.  St* 


ber  deaiftclie  Oefcroidebftiidel. 
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VarfcAnfer^  der  die  Lieferungspapiere  oder  sonstige  Beweismittel  Dicht 
[Id  seinen  Händen  bat;  der  Käufer  vollends  kann  sich  nie  befreien. 

Wie  sollte  das  System  auch  verwirklicht  werden?  die  Einzahlungs- 
istelle ino£  irgendwie  geschaffen  werden.  Es  wird  da  auf  die  Liqui- 
dationskassen hingewiesen  1).  Diese  als  Aktiengesellschaften  organi- 
I  gierten  Institute  treten  in  jeden  von  ihren  Maklern  vermittelten  Ab- 
schluJi  als  Selbstkontrahenten  ein  und  bieten  dadurch  zwar  dem  Gegner 
die  Sicherheit,  daß  sein  eventueller  Ditferenzaüspruch  befriedigt  wird; 
auch   bewirken   sie   die   mit    dem    Kündigungsverfähren    verbundenen 

»Vorteile  in  noch  umfangreicherem  Maße,  da  sie  alle  Geschäfte  über- 
sehen und  daher  vielgliederige  Ketten,  auch  Kreisfilieren  zusammen- 
istelleti  können  *).  Aber  als  Aktiengesellschaften  sind  sie  bestrebt  und 
nüiMO  es  sein,  möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen.  Dies  führt  ein- 
mal tu  dem  Bestreben,  den  Umsatz  möglichst  zu  erhöhen  und  zu 
t  diesem  Zwecke  den  Termin handel  auch  auf  Waren  auszudehnen,  bei 
denen  ein  wirtschaftliches  Bedürfnis  nicht  vorliegt.  Sodann  liegt  die 
GefÄhr  nahe,  daß  die  Kasse  auch  wirtschaftlich  als  Selbstkon trahentin 
auftritt  und  sich  mit  eigenen  Aufträgen  an  der  Spekulation  beteiligt; 
die  Uebersicht,  welche  ihre  Leiter  über  die  gesamte  Marktlage  ge- 
winnen, verleitet  dazu.  Schließlich  verschwindet  auch  der  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Termin  und  dem  Efiektivgeschäft  fast  ganz.  Die 
Ka£»e  kompensiert  so  viel  wie   möglich  in  sich   selbst  und  zahlt  nur 

Idie  dann  entstehenden  Differenzen  aus  und  zwar  --  eben  dies  ist 
der  Nachteil  —  bereits  lange  vor  Fälligkeit,  sobald  überhaupt  eine 
Kumpensation  möglich  ist 
Fuchs  ^)  empfiehlt  die  Anordnung  des  Liverpooler  Clearing-House. 
Dies  Übt  keinen  Zwang  aus,  sondern  steht  auch  mit  einigen  seiner 
Einrichtungen  den  Personen  zur  Verfügung,  die  den  Kontrakt  nicht 
haben  registrieren  lassen.  Die  Uebernahme  einer  Garantie  ist  ausge- 
icUossen;  gegründet  zur  Vereinfachung  der  KontraktserfüUung  —  An- 
dieoang  und  Lieferung  an  den  letzten  Käufer  besorgte  das  Institut  — 
hat  es  seine  Thätigkeit  auf  die  Abrechnung  zwischen  den  Parteien 
nä  schließlich  auf  die  Entgegennahme  der  Ein-  und  Nachschüsse  aus- 
dehnt, letzteres  nur  auf  Verlangen  einer  Partei.  Ergiebt  sich  eine 
Filiere,  so  kann  das  Zwischenglied  ausscheiden  und  wird  dadurch  von 
der  Verpllicbtung  des  Nachscbusses  befreit,  haftet  aber  bis  zum  Ab- 
lauf für  die  Zahlung  der  Einlagen  durch  den  Vor-  oder  Nacbmann  und 
vor  allem  für  die  effektive  Lieferung. 

Hier  ist  allerdings  die  Gefahr,  daß  die  Kasse  aus  ihrer  Rolle  als 
Vermittlerin  heraustritt,  vermieden  und  auch  das  Verhältnis  zwischen 
Terain*  und  Effektivliandel  nicht  gelockert.  Aber  die  Befürchtung, 
dafl  auch  hier  die  Leiter  ihre  ausgedehnte  Kenntnis  der  bestehenden 
V«r|ifliclilungen  in   einseitigem   Interesse  ausnutzen,   liegt  nahe,    und 


1)  V«rgl.  die  Mbr  «logetieiide  Beartoilimf?  diMtr  ▲nstattdn  im  Bericht  8.  30  fg. 
t)  Vcrfl    „Das  DUrerenigesehiff'  (Hiimbtirgor  Bdrsttuhdlo)  S.  7. 
9)  s.   »^   O.  a.  99 
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eiue  mö^lichBt  weite  Au&dehDuug  des  TerminhaQdels  ist  auch  für 
Institut  eio  großer  Vorteil. 

Alles  dies  läßt  es  als  untbuDlich  er&cbeiDen,  Eid-  und  Nachschüsse 
obligatorisch  für  die  Gütigkeit  des  Geschäfts  zu  raacheo. 

3)  Gaoz  verfehlt  ist  das  Verlangen  *),  die  durch  Differe»22abluii|^^ 
erledigten  Verträge   höher  als  die  anderen  zu  besteuero ;   gerade   du 
auf  unanfechtbar    wirtschaftlicher    Grundlage    beruhenden   lermiuge 
Schäfte  werden  durch  Zahlung  der  Differenz  in  der  Re;4el  abgewickelt^] 
Auch  ist  es  nicht  angängig,  nur  dem  Besitijer  von  Ware  das  Teriuin 
gescbäft   zu   gestatten  und   eine  Kompensation    der  Schlüsse   zu   ver 
bieten  3);  jenes  verträgt  sich   nicht  mit  dem    überseeischen    Uatide' 
der  Importeur   verkauft  auf  Termin,   bevor   er  in   den  Besitz  seine 
Ware  gelangt  — ,   dieses  würde  die  primitiven  Zustände  jener  Zeit€ 
herbeiführen,  als  jeder  Posten  eine  Unzahl  Hände  tbatsächlich  paaaier 
bevor  er  in  den  Konsum  übertrat« 

4)  Auf  eine  eigenartige  Weise  hat  Muok*)  die  Lösung  des  Pra 
blems,  die  outsiders  von  der  Terminspekulation  fernzuhalten,  versuch^ 
uüd  damit  die  Grundlage  für  den  Vorschlag  der  Börsen untersucbungs 
kommission  gebildet.  Nach  seinem  Plane  soll  nur  dasjenige  Termiu^ 
gescbäft  giltig  sein,  ,,welches  zwischen  Firmen,  die  in  das  Handeln 
register  ihres  Niederlassungsortes  eingetragen  und  zugleich  zum  Besuclt' 
einer  deutschen  Börse  zugelassen  sind,  abgeschlossen  wird***).  Mit 
Recht  geht  er  davon  aus,  da£  jeder,  auch  der  Privatmann,  der  sich 
am  Terminhandei  beteiligt,  Kaufmann  ist,  und  daher  im  Handels* 
register  eingetragen  sein  muß.  Uie  Zulassung  zur  Börse,  über  welche 
die  Börseuorgane  zu  entscheiden  haben,  soll  eine  Auslese  unter  den 
eingetragenen  Firmen^)  darstellen,  da  nicht  jeder  Kaufmann  ein 
Interesse  am  Börsenbesuch  habe;  sie  ist  nur  denen  zu  bewilligen,  für 
deren  Geschäftsbetrieb  der  Börsenhandel  ein  Bedürfnis  ist,  im  wesent- 
lichen also  nur  den  Großhändlern,  Großmüilern  und  Großgrundbesitzerin 
(diesen  nur,  wenn  sie  sich  vorher  in  das  Handelsregister  eintrageoS 
lassen).  —  Mit  diesem  Vorschlage  läßt  sich  aber  der  Zweck  nicht  an- 
nähernd vollständig  erreichen.  Zwar  werden  die  Börsenorgane  dafür, 
sorgen,  daB  niemand  vom  Terminhandel  ausgeschlossen  wird,  der 
Wahrheit  ein  Interesse  daran  hat  Diese  Sorge  mu£  sie  aber  natuc 
gemäß  dazu  führen,  die  Grenze  nicht  zu  hoch  anzusetzen.  Der  Bc 
griff  Großkaufmann  ist  doch  nicht  zu  fixieren,  und  ein  objektive 
Slerkmal,  für  wen  der  Termiiihandel  ein  Bedürfnis  darstellt,  ist  nich 
ersichtlich»    W^onach  soll  sich  also  die  Börsenbehörde  richten? 

5)  Diese  Willkür  der  Zulassung  beseitigt  der  Vorschlag  der 
Börsenuntersuchungskommission,  die  Eintragung  in  das  Börsenregister 
lediglich  von  einer  nicht  zu   niedrig  bemessenen  Gebühr  abhängig  zu 

1)  KreuKxeJtaug  vom  15.  April    1S9S.  J 

))  Vgl.  S.  192  de«  FebruArbttftes  f 

3)  Tr^ycTf  Der  Gotreidott^riniafaiuidel  ttnd  Vorschläge  »u  Verinderaii|;eii  (1891)  S.  II. 

4)  Muiik,  Mirabrättcfae  a»  dcu  ttörstsu^  1S92, 

5)  Mimk  A.  ».  O.  S.  13, 

e)  s.  14. 
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macheD  und  diesem  Register  den  Charakter  yoUstäodiger  Oeffentlich- 
keit  sa  geben.  Die  Höhe  der  Gebühr  soll  alle  Personen  geringen 
Einkommens  fem  halten,  die  Oeffentlichkeit  des  Registers  soll  Privat- 
leute angesehener  Lebensstellung  und  auch  Kaufleute,  in  deren 
Betrieb  kein  Bedürfnis  für  Terminabschlüsse  lie^t,  abschrecken. 

Mit  geringen  Aenderungen  kaon  diesem  Vorschlage  beigetreten 
werden.  Wird  die  Gebühr  hoch  genug  bemessen  < ) ,  so  ist  in  der 
That  so  erwarten,  daß  die  ärmeren  Volksschichten  künftig  abgehalten 
werden,  den  Verlockungen  der  Börsenkommission&re  und  ihrer  Agenten 
zu  folgen.  Es  wird  kaum  vorkommen,  daß  eine  Kommissionsfirma  zu 
dem  sonstigen  Risiko  auch  noch  die  Gefahr  eines  Vorschusses  dieser 
Gebühr  übernimmt.  Dm  aber  auch  hiergegen  gesichert  zu  sein,  em- 
pfiehlt sich  noch  eine  Bestimmung,  wonach  die  vorschußweise,  vom 
Kommissionär  für  den  Kunden  geleistete  Gebührenzahlung  dem  Kom- 
mission&r  gegenüber  ungiltig  ist.  Zweifellos  wird  der  größte  Teil  der 
kleinen  Outsiders  im  Verlustfalle  ebenso,  wie  er  jetzt  —  mit  geringer 
Auaaicbt  auf  Erfolg  —  die  Differenzeinrede  geltend  macht,  diesen 
Mangel  der  Grebührenzahlung  einwenden  und  dadurch  vor  dem  wirt- 
schafdiehen  Ruin  geschützt  werden.  Zum  mindesten  wird  dadurch 
die  Geschäftsgefahr  des  Kommissionärs  wieder  wesentlich  erhöht,  und 
auch  dies  führt  zu  einer  Einschränkung  in  der  Heranziehung  der 
kleinen  Privatleute,  wie  ja  schon  das  bekannte  Reichsgerichtsurteil 
eine  Mindemng  bewirkt  hat  Eine  Störung  des  reellen,  notwendigen 
Tenninverkehrs  ist  nicht  zu  befürchten,  sie  mQßte  auch  bei  der 
Wichtigkeit  gerade  dieses  Punktes  mit  in  den  Kauf  genommen 
werden. 

Die  kapitalskräftigeren  Privatkreise,  wie  Beamte,  Offiziere,  auch 
Kaofleute,  deren  Geschäftsbetrieb  nicht  mit  der  Börse  zusammenhängt, 
werden  sich  vermutlich  scheuen,  in  einem  Register,  das  alljährlich 
veröffentlicht  wird  und  jedermann  zugänglich  ist'),  als  Börsenspieler 
aufgeführt  zu  werden.  Es  gilt  mit  Recht  in  der  öffentlichen  Meinung 
für  nicht  anständig,  wenn  sich  diese  Kreise,  die  nichts  von  Börsen- 
gesehtften  verstehen  können  und  daher  sich  lediglich  dem  Zufall 
aberlassen,  in  deren  Treiben  nicht  ein  Fünkchen  Arbeit,  auch  nicht 
Geistesarbeit  enthalten  ist,  an  Börsenspekulationen  beteiligen.  Bei 
Offizieren  und  Beamten  sorgen  auch  die  bestehenden  Vorschriften 
dafür,  daß  sie  nicht  ohne  Erlaubnis  der  vorgesetzten  Behörden  die 
Eintragung  bewirken  können,  da  sie  damit  einen  Gewerbebetrieb  an- 
melden. 

um  aber  diesen  Kreisen,  besonders  auch  den  Landwirten  gegen- 
über die  Schranken  noch  zu  erhöhen,  muß  als  Voraussetzung  der  Ein- 
tragung in  das  Börsenregister  bestimmt  werden,  wie  Munk  auch  vor- 
schlägt, daß  der  Anmelder  bereits  im  Handelsregister  steht.  Da 
Termingeschäfte    nie    vereinzelt  vorkommen   werden  —  dazu  ist  die 

1)  Di«    Kommission   beantragt   genügende   Höhe    (einmal     600    M.     und    aiyährlich 
100  M.). 

1)  Die  Veröffentliohang  im  Reichsanxeiger  ist  ans  diesem  Grunde  besonders  wichtig. 
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Gebühr  zu  hoch  — -,  so  ist  jeder,  der  sie  betreibt,  Kaufmann,  mag  er 
sonst  sein,  was  er  will.  Er  gehört  daher  io  das  Handelsregister  und 
übernimmt  alle  Pflichten,  welche  das  Handelsgesetzbuch  den  Kauf- 
lenten  auferlegt;  er  hat  vor  alleni  Bücher  zu  führen  und  Bilanzen  zu 
ziehen,  muß  sich  auch  der  bezüglichen  Kontrolle  unterwerfen.  Kein 
Zweifel,  daß  diese  Verptiichtungen  viele  vom  Börsentreiben  fern  halten 
werden. 

Kin  Mittel,  zu  verhindern,  daß  Kommissionäre  auch  mit  nicht  ein- 
getragenen Personen  Termingeschäfte  abschlieÜen,  ist  Dichtersichtlich; 
man  muß  sich  mit  dem  Erwarten  begnügen,  daß  das  große,  mit  solchen 
Geschäften  verbundene  Risiko  sie  auf  eine  geringe  Zahl  rcdoxieren 
wird  und  daß  sie  daher  nicht  mehr  schädlich  zu  wirken  vermögen. 
Bei  den  wohlhabenden  Klassen  liegt  ja  die  Gefahr  des  persönlichen 
Rains  nicht  so  nahe. 

Die  Hinderniase,  die  vor  dem  Privatpublikum  aufgerichtet  sind, 
machen  eine  Bestimmung  entbehrlich,  wie  sie  die  Börsenuntersuchungs- 
kommissiöQ  betreffs  des  Effektenhandels  nach  Analogie  des  Wucher* 
gesetzes  getroffen  hat.  In  der  That  kann  wohl  bei  dem  für  Private 
sehr  umständlichen  und  teuren  Wege  von  einer  Verleitung'  unter  Be- 
nutzung des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  kaum  die  Rede 
sein  ').  Auch  würde  es  dem  Prinzip  des  Registers  widersprechen,  daß 
nun  doch  noch  eine  derartige  Einrede  geltend  gemacht  werden 
kann.  Es  ist  daher  zweckmäßiger,  hier  nur  im  Disziplinarwege  ein*  ^ 
zugreifen*  ■ 

Ist    auf  diese  Weise    der  Beteiligung    unbefugter  Personeu    ein       i 
starker  Riege!   vorgeschoben,   so   ist  es  eine  notwendige  Konsequenz, 
daß  die  sogen.  Differenzeinrede ,   wenigstens  so  weit  sie  sich  auf  still- 
schweigende Vereinbarung    der   Nichtlieferung   stützt,    beseitigt   wird. 
„Die  Scheidung    zwischen   berechtigtem    und   unberechtigtem    Handel 
soll   der  Registerzwang   bewirken,  eine   zweite  Scheidung   durch   den 
Einwand  von  Spiel  und  Wette   oder  zwischen  Effektiv-  und  Differenz- 
geschäft  soll  nicht  bestehen  *)."     Der  Einwand,  daß  die  Lieferung!  aus-  ^ 
drücklich  ausgeschlossen  ist,   muß  dagegen   aufrecht  erhalten  werden;  H 
die  Verbindung   des  effektiven  Handels   und   seiner  Vorräte   mit  dem 
Terminhandel  würde  sonst  völlig  aufgelöst  werden^). 

6)  Ein  großer  Teil  der  Schäden,  die  das  heutige  Termingeschäft 
mit  sich  bringt,  kann  als  beseitigt  angesehen  werden,  sobald  die 
Outsiders  den  Kampfplatz  verlassen«  Es  handelt  sich  nun  um  Ab- 
wehrmaßregeln gegen  die  Manöver  des  Börsenkapitals,  dessen  Be* 
teiligung  an  sich  notwendig  ist. 

Am  bedenklichsten  ist  hier  die  Benutzung  minderwertigen  Getreides 
zur  Kündigung^);  sie  drückt  konstant  den  Preis  und  erlaubt  eine 
mehrfache  Wiederholung  ohne  allzugroße  Kosten.  Ein  Gegenmittel 
liegt  schon  in  der  Bestimmung,   daß  für  nicht  lieferbar  erklärtes  Ge* 

1)  V^t,  Bericht  S.    139, 

S)  Vf(L  Bencbt  S.   143. 

8)  Auch  Bfuok,  3.  26,  wiU  die  Eiiir«de  in  dieser  Porm  beibeh&lteii. 

i)  Vgl.  8.  1»1  det  FebruftTbefKe». 


D«r  dcQtacb«  <1«tr«ldefaai)dt1. 
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treide  erst  nach  7  Tagen  wieder  angekündigt  werden  darf  uod  daß 
der  Ktafer  das  Getreide  zu  dem  taxierten  Minderwert  aboehraen  kana. 
Beaaer  wäre  es,  wenn  sich  erreichen  ließe,  daß  jeder  Posten,  bevor  er 
lOf  lieferung  benutzt  wird,  auf  seine  Lieferbarkeit  hin  geprüft  wird* 
Abgesehen  yoq  den  Schwierigkeiten,  die  die  empfindliche  Natur  des 
Üetreides  gegenüber  von  Witterungaeinflüssen  dieser  Vorprüfung  ent- 
g^l^nstellt,  sind  vor  allem  ^roße  Speicheranlagen  erforderlich,  in  denen 
ftr  «ne  genügende  Kontrolle  gesorgt  wird*);  es  muß  gesichert  sein, 
daß  aach  thatsächlich  der  geprüfte  Posten  angekündigt  wird  und 
nicht  Schiebungen  BtattBnden.  Auch  empfiehlt  es  sich,  die  Prüfung 
nur  für  eine  begrenzte  Zeit  gelten  zu  lassen,  etwa  für  10—14  Tage 
da  sonst  die  Einflässe  der  Witterung  zu  groß  werden. 

Solange  eine  derartige  Vorprüfung  nicht  möglich  ist,  muß  man  sich 
bogiifigeo^  diese  Manipulation  vor  dem  Disziplinargericht  zu  rügen,  wo 
•näl  die  anderen  SpekuIationsmanfVver,  die  lediglich  Preisbeeitjfiussung 
beswecken,  abzuurteilen  sind.  Diese  disziplinare  Ahndung  wird  genügen, 
die  Machenschaften  einzuschränken  und  ihnen  dadurch  ihren  gefähr- 
denden Charakter  zu  nehmen.  Um  aber  auszudrücken,  daß  die  All- 
gemeinheit  solche  Vorgänge  für  verwerflich  hält,  empfiehlt  es  sich^  wie 
es  auch  die  Börsenuntersuchungskommission  gethan  hat,  sie  ausdrück- 
lich als  Vergehen  gegen  kaufmännische  Ehre  und  Anstand  zu  bezeich- 
nen. Aul  diese  Weise  kann  auch  den  Prämiengeschäften  entgegen- 
getreten werden.  Da  die  Vor-  und  Rückprämien  immerhin  einen  wirt- 
adtiaftlichen  Grund  haben  können  und  auch  an  der  Börse  ein  Verbot 
von  Gesch&ftsarten  nicht  viel  zu  nützen  pflegt,  so  empfiehlt  es  sich, 
lediglich  auf  dem  Disziplinarwege  Abhilfe  zu  schaffen;  der  Disziplinar- 
hof  hat  dann  zu  entscheiden,  ob  im  Einzelfall  ein  Bedürfnis  vorlag 
oder  nicht.  Der  staatliche  Börsenkommissar  wird  dann  neben  den 
Bdrseobehorden  dafür  Sorge  tragen,  daß  möglichst  alle  Bandlungen 
dieser  Art  zur  Aburteilung  gelangen. 

7)  Bedenken  sind  dann  noch  dagegen  vorbanden,  daß  bisher  die 
BBneiifQntftDde  allein  die  Waren,  in  denen  ein  Terminhandel  slatt- 
indtiy  bestimmen  und  die  Lieferungsqualität  festsetzen.  Da  bei  diesem 
Verbbren  naturgemäß  die  Interessen  des  Handels  einseitig  betont  wer- 
den und  andererseits  gerade  im  Getreidehandel  die  anderen  Stände 
Wlbafl  interessiert  sind,  so  erscheint  es  wünschenswert  auch  diesen 
■Mbu  anen  Einfluß  einzuräumen.  Kommt  bei  Getreide  weniger  die 
Triiiwinir  zum  Terminhaudel  in  Betracht,  so  ist  die  Festsetzung  der 
LtefentQgsqualität  um  so  wichtiger.  Der  Beschluß  der  Börsenunter- 
tsickoagskommission,  daß  eine  von  Zeit  zu  Zeit  zu  berufende  Kommis- 
MQ  tOfi  Vertretern  des  Handels,  der  Müllerei  und  der  Landwirtschaft 
die  Qaalit&t  festzusetzen  hat,  ist  zu  billigen*  Auch  ist  es  richtig 
wom  I»  technisch  möglich  ist,  daß  die  Durchschnittsergebnisse  der 
blilldischen  Produktion  Berücksichtigung  finden;  doch  ist  zu  betonen, 


I]  Die  Barlioer  B^rt«  bt  »eit   mehrerea  JahroD    b^trebl,    stonüicbe    und    itidtJache 
Hb    «1    »oJebftJi  Sp«ieh«rbAut60    za   «rtaDj^en  y    h«l    ab«r    bUhor    freaig  Erfolg    gebtbt. 
A^fttthUeknek  »ebwftbeu  die  Verbfttidluog^n  noch. 
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daß  bei  der  Qualität  einer  Ware  des  internationalen  Haadels  die  An- 
föfderuDgen  des  Konsums  im  Vordergrund  stehen,  da  ihm  nicht  Getreide  J 
von  üi<:ht  beliebter  Eigenschaft  aufgedrängt  werden  darf,  während  crj 
das  Gewollte  anders  woher  beziehen  kann.  —  Ueher  die  Ausführungj 
dieses  Vorschlags  im  einzelnen  kann  meinerseits  ein  Urteil  nicht  gefalltj 
werden,  da  hierzu  praktische  Kenntnisse  von  der  Beschaffenheit  des] 
Getreides  und  ihrem  Wechsel  gehören. 

b)  Werden  die  Vorschläge,  welche  bisher  zur  Aenderung  der  Börsen- 
Verhältnisse  gemacht  sind,  verwirklicht,  so  ist  in  Bezug  adf  deo  Korn* 
missioushandel  nur  wenig  zu  erinnern. 

1)  Im  Locogeschäft  treten  die  Schattenseiten  auch  bei  der 
heutigen  Gestaltung  des  Getreidehandets  weniger  hervor.  Es  stehen 
in  der  Regel  erfahrene  Personen  einander  gegenüber,  die  KommittenteaJ 
sind  in  der  Wahl  ihrer  Kommissionäre  vorsichtig  und  können  deren 
Geschäftsgebahren,  wenn  auch  nur  in  großen  Umrissen,  kontrollieren 
Wird  daher  die  Preiauotiz  in  der  Weise  erweitert,  daß  mehrere  *^ 
stehende  Qualitäten  und  die  in  ihnen  umgesetzten  Mengen  angeg 
werden,  so  hat  die  Beaufsichtigung  den  wünschenswerten  Grad  erreicht. 
Denn  wenn  für  jeden  Typus  der  Preis  notiert  wird,  so  können  die  Span- 
nungen naturgemäß  nicht  so  groß  wie  jetzt  sein.  Jeder  Kommittent 
ist  außerdem  in  der  Lage,  zu  beurteilen,  ob  das  für  ihn  gehandelte 
Getreide  etwas  besser  als  das  Standardmuster  ist,  daher  einen  der 
oberen  Grenze  nahen  Preis  verdient  oder  als  schlechtere  Ware  sich 
der  unteren  nähert.  Der  Kommissionär  muß  dies  bei  der  Auswahl  der 
Preise  im  Falle  des  Selbsteintritts  berücksichtigen;  er  kann  sich  daher 
nur  innerhalb  enger  Schranken  bewegen.  Ihm  ist  aber  auch  geholfen,^ 
da  die  so  notierten  Werte  zeitlich  als  Einheitspreise  gelten   müssen,« 

2)  Aber  auch  im  Terminverkehr  ist  den  Mängeln  des  Kom- 
missionshandels bereits  im  wesentlichen  abgeholfen.  Die  größte  Gefahr 
liegt,  wie  früher  ausgeführt,  tiarin,  daß  die  heutige  Organisation  des 
börsenmäßi^jen  Getreidehandels  den  Kommissionären  erlaubt,  ihrem 
Gelüste  nach  Provisionen  durch  umfangreiche  Heranziehung  von  ouisi« 
ders  nachzugeben,  und  daß  die  Formen  des  KonimissioDshand«*ls  dieaetH 
Reiz  noch  verstärken.  Schiebt  sich  nun  das  Börsenregister  als  schwer | 
zu  überwindende  Schranke  zwischen  den  Börsenhändler  und  deo  un- 
kundigen Privatmann,  so  ist  dies  Bedenken  gehoben;  der  Wünscht^ 
Provisionen  zu  verdienen,  kann  nicht  oder  nur  sehr  st-iten  in  die  Thal 
umgesetzt  werden.  Vor  allem  erscheint  das  Recht  des  Selbsteintritt$.l 
dann  nicht  mehr  so  gefährlich;  die  Interessen kotlision  kann  nur  zwischen 
Kommissionär  und  Outsider,  nicht  zwischen  jenem  und  dem  erfahreneiitl 
Getreide-  und  Börsenhändler  eine  schädigenile  Wirkung  ausüben,  diel 
erforderliche  Kontrolle  ist  in  der  Einheitsnotiz  der  Terminpreise  gegeben. 
Unbedenklich  ist  dann  auch  das  System  der  Ein-  und  Nachschüa 
Unfähigkeit  zur  Leistung  des  Nachschu^seä  ist  dann  nur  in  seltener» 
Fällen  zu  erwarten.     Auch    das  Pfandrecht  kann   unverändert  bleiben. 

3)  Die  Vorschlage,  welche  die  Börsen untersuchungskommissioa 
über  den  Kommissionshandel  gemacht  hat,  fallen  einigermaßen  aus  dem 
Rahmen  der  übrigen  Beschlüsse  heraus;  sie  setzen  einen  Zustand  vor* 
aus,  in  dem  das  Publikum   ungeschwächt  sich   an  der  Terminspeku* 
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latioD  beteiligt  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  sie  größtenteils 
zu  billigen,  wenn  auch  einige  wertlos  erscheinen.  So  dürfte  dem  Kom- 
mittenten kaum  der  Beweis  gelingen,  daß  der  Auftrag  zu  einem  günsti- 
Reren  als  dem  berechneten  Preise  hätte  ausgeführt  werden  können. 
Bedenklicher  erscheint  schon  die  Bestimmung,  daß  der  Kommissionär 
auf  Verlangen  den  Preis  zu  zahlen  hat,  den  er  in  einem  „aus  Anlaßt' 
des  Auftrags  abgeschlossenen  Geschäft  von  einem  Dritten  erzielt  hat; 
der  Beweis  dieses  Preises  kann,  da  es  sich  um  einen  inneren  Vor- 
gang, einen  Entschluß  des  Kommissionärs  handelt,  lediglich  durch  Eides- 
znschiebung  angetreten  werden;  der  Kommissionär  kann  aber  weder 
schwören,  daß  das  Deckungsgeschäft  nicht  „aus  Anlaß^^  gerade  dieses 
indiyidnellen  Auftrags  abgeschlossen  ist,  noch  das  Gegenteil  behaupten, 
da  er  es  ja  selbst  nicht  weißO*  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  die 
liste  nnausführlich,  in  die  alle  Aufträge  mit  den  Deckungsgeschäften 
einzutragen  sind. 

Erfolgt  aber  keine  Absperrung  des  Publikums,  ^so  empfiehlt  sich 
auch  ein  Verbot  der  Nachschüsse.  Mag  der  Kommissionär  sich  durch 
einen  hohen  Einschuß  sichern,  die  Nachschüsse  führen  nur  zur  Benach- 
teiligung des  Kunden ;  je  höher  auch  die  einmalige  Zahlung  zu  Beginn 
des  Geschäfts  ist,  desto  mehr  wird  der  Privatmann  gewarnt. 

4)  Schließlich  müßte  noch  eine  Anordnung  getroffen  werden,  weichte 
die  erwähnte  Ungerechtigkeit  des  Pfandrechts  beseitigt.  Es  genügt 
SU  diesem  Zwecke  dem  Kommissionär  die  Verpflichtung  aufzuerlegen, 
daß  er  dem  zweiten  Kommissionär,  dem  er  seinerseits  die  Ware  zum 
Verkauf  zusendet,  Mitteilung  von  der  Sachlage  macht;  an  derartigem 
Gute  müßte  dann  das  Pfandrecht  des  zweiten  Kommissionärs  ausge- 
schlossen werden. 

An  der  Organisation  des  deutschen  Getreidehandels  ist  ein  Vor- 
gang vor  allem  zu  bedauern,  um  so  mehr,  da  durch  Gesetzesmaß- 
regeln Abhilfe  nicht  geschaffen  werden  kann,  und  bei  der  ungünstigen 
wirtschaftlichen  Lage,  in  der  sich  die  Beteiligten  befinden,  auch  nicht 
Aussicht  auf  baldige  Selbsthilfe  vorhanden  ist:  die  Thatsache,  daß  der 
gesamte  Absatz  der  Produzenten  in  drückender  Abhängigkeit  zu  den 
durch  die  Börse  diktierten  Preisen  steht.  Allerdings  wird  es  nie  gelingen, 
das  eigene  Produkt  ganz  selbständig  und  unbeeinflußt  durch  die  inter- 
nationalen Handelsbeziehungen,  die  im  allgemeinen  in  der  Börse  zum 
Ausdruck  kommen,  in  den  Verkehr  zu  bringen.  Aber  es  läßt  sich  er- 
reichen, daß  nicht  jede  Schwankung  der  Börsennotiz  auch  sich  in  den 
Verträgen  der  Produzenten  bemerkbar  macht,  daß  hierin  ein  stabileres 
Element  hervortritt.  In  erster  Linie  müssen  die  Landwirte  selbst  helfen ; 
von  staatlicher  Seite  könnte  höchstens  dadurch  eingewirkt  werden,  daß 
die  statistischen  Erhebungen,  die  an  Genauigkeit  bekanntlich  sehr  vieles 
zu  wünschen  übrig  lassen,  zuverlässiger  werden.  Hier  ist  vielleicht 
ein  Feld,  auf  dem  die  geplanten  Laudwirtschaftskammern  einigen  Erfolg 
erzielen  könnten. 


1)  Vmrgl.  S.  19$  des  P^bmarbaftes. 
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VI. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes   eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches fOr  das  Deutsche  Seich. 

(PortsatxiinK)  0- 
Von  Amtsrichter  Greiff. 

XXV. 

Naoh  dem  Ton  den  Dienstbarkeiten  handelodeo  siebenten  Abschnitt 
erledigte  die  Kommission  sunäohst  den  dritten  Titel  des  neunten  Ab- 
schnitts, welcher  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen 
(Faustpfandrecht)  regelt.  Nach  der  in  §  1145  Abs.  1  aufgestellten 
Definition  gehört  zum  Begriff  dieses  Pfandrechts,  dafs  es  einer  bestimmten, 
d.  h.  einer  individuell  bestimmten  Person  zusteht.  Dieses  Merkmal  wurde 
fallen  gelassen,  weil  man  keinen  Orund  sah,  die  Bestellung  eines  Pfand- 
rechts für  den  jeweiligen  Gläubiger  aus  einem  Wechsel  oder  einer  Schuld- 
yersohreibung  auf  den  Inhaber  durch  Uebergabe  des  Pfandes  an  einen  Pfaod- 
halter  auszuschliefsen.  Im  Abs.  2  liefs  man,  entsprechend  dem  lu  §  669 
gefafsten  Beschlüsse,  die  Zulässigkeit  eines  Pfandrechts  für  eine  unbe- 
stimmte Forderung  unerwähnt.  In  der  Kritik  ist  vielfach  die  Zulassung 
einer   Verpfändung    ungetrennter   Bodenerzeugnisse    durch  Eintragung  in 


Yorl&iiftge  ZiiSMiimsiistslliuig  dsr  Kommissionsbssohlftsss.    (Portsetsung.) 

Zshnter  Absehnitt. 

Pfandrecht  au  beweglichsn  Sachen  und  an  Rechten. 

Erster  JIM. 

Pfandrecht  an  bewegliehen  Sachen. 

§  1146.     Eine  bewegliche  Sache  kann  bot  Sicherang   einer  Forderung  in  der  Weise 

belantet  werden,  da£s  der  Giftubiger  berechtigt  ist,  Befriedigung  aoa  der  Sache  lu  taohen 

(Pfandrecht). 

Das  Pfandrecht  kann  auch   für  eine  künftige   oder  obs  bedingte  Forderang  bestellt 
werden. 

l)  Vergl.  S.  1p>. 
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eis  öfTentlioheB  Begkter  mit  Büoktioht  aaf  das  Eoreditbedürfnis  der  Land- 
wirte empfohlen  worden.  Die  KommisBion  war  jedoeh  in  üeberein- 
•timmnng  mit  dem  einitimmigen  Besohlufs  des  preufsischen  Landes- 
Oekonomie-Kolleg^ams  und  den  Aeafseningen  der  Bondesregierungen  der 
Anaiolit,  da(s  ein  Bedürfnis  f&r  die  Einführung  eines  derartigen  Begister- 
pfiindrechts  nicht  bestehe.  Der  anf  die  Zolftssigkeit  des  Pfandrechte  an 
einem  Bruchteile  einer  Sache  bezügliche  $  1146  wurde  ebenso  wie  früher 
der  §  981  als  selbstverständlich»  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die 
SS  1184,  1185,  gestrichen. 

Die  in  §  1147  Abs.  1,  2  aufgestellten  Erfordernisse  der  rechts- 
geeehäftlichen  Begründung  des  Pfandrechts  wurden  sachlich  gebilligt. 
MeinimgsTersohiedenheit  ergab  sich  nur  darüber,  ob  und  unter  welchen 
Yorauisetxungen  die  YerpfSndung  einer  im  Besits  eines  Dritten  befindlichen 
Saehe  zugelassen  werden  solle.  Nach  dem  Bntwurf  kann  eine  solche 
Sache  durch  Anweisung  des  Besitzers  gemäfs  §  804  Terpfftndat  werden. 
Nachdem  man  jedoch  für  die  Eigentumsübertragung  das  Institut  der  Be- 
sitsübertragung  mittels  Anweisung  abgelehnt  hatte,  fragte  sich  nur,  ob 
man,  ebenso  wie  dort  (vergl.  den  vorigen  Bd.  S.  685),  auch  hier  die  Ab- 
tretung des  dem  YerpfUnder  gegen  den  dritten  Besitzer  zustehenden 
Herausgabeanspruchs  als  Ersatz  der  Uebergabe  anerkennen  sollte.  Einig 
war  man  darüber,  dafs  man  eventuell  aufser  der  Abtretung  auch  eine 
Anzeige  des  Yerpfänders  an  den  Besitzer  von  der  Yerpfandung  erfordern 
müsse.  Die  Mehrheit  war  aber  weiter  der  Ansicht,  dafs  die  Abtretung 
dee  HerauBgabeanspruchs  in  Yerbindung  mit  der  Anzeige  nur  dann  ge- 
eignet sei,   in  Bezug  anf   die  Erkennbarkeit  des  Pfandrechts    für  Dritte 


{  1146  gwtriehen. 

{  IUI.  (1147  Abs.  1,  2.)  Zar  Bestullung  des  Pfandrechts  ist  erforderlich,  dafs 
der  EiKCDtfimer  die  Sache  dem  Gllabi^zrer  Übeririebt  und  beide  darüber  einig  sind ,  dafs 
dem  GUnbiger  das  Pfandrecht  zustehen  soll.  Die  Vorschriften  des  §  874  Sats  2  und  des 
§  875  finden  entsprechende  Anwendung. 

Die  Uebergabe  einer  im  mittelbaren  Besitse  des  Eigentflmers  befindlichen  Saehe  kann 
dadurch  eraetst  werden,  dafs  der  EigentBmer  den  mittelbaren  Besits  dem  Pfandgläubiger 
äbertrfigt  and  die  VerpfSndong  dem  Besitser  anseigt. 

§  1147  a.  (1147  Abs.  8.)  Die  Entstehung  des  Pfandrechts  wird  nicht  dadurch  aus- 
geschlossen ,  dafü  die  dem  Pfandglftubiger  ttbergebene  Sache  sich  unter  Mitverschlufs  des 
Eigentflmers  befindet  oder  dafs,  wenn  die  Sache  im  Besits  eines  Dritten  ist,  der  mittel- 
b«re  Besits  dem  PfandgUabiger  und  dem  Eigentümer  gemeinschaftlich  ansteht  Das  Pfand- 
recht  entsteht  nicht,  wenn  die  Sache  im  Besitze  des  Eigentümers  bleibt. 

{  1147  b.  (1147  Abs.  2.)  Gehört  die  Sache  nicht  dem  Verpf&nder,  so  finden  anf 
die  VerpfllDdang  die  für  den  Erwerb  des  Eigentums  geltenden  Vorschriften  des  §  877, 
des  §  877  a  Abs.  2  und  der  §§  877  b,  880  entsprechende  Anwendung. 

§  1147  e.  (1152.)  Ist  die  Sache  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  belastet,  so  geht 
das  Pfandrecht  dem  Rechte  vor,  es  sei  denn,  dafs  der  Pfandgläubiger  sur  Zeit  des  Erwerbes 
des  Pfandrechts  in  Ansehung  des  Rechtes  nicht  in  gutem  Glauben  ist.  Die  Vorschriften 
des  §  877  Abs.  1  Säte  2,  des  §  877  b,  des  §  878  Abs.  8  und  des  §  880  finden  ent- 
sprechende Anwendung. 

§  1147  d.  (1151.)  Für  den  Rang  des  Pfandrechts  ist  die  Zeit  der  Bestellung  auch 
daim  Ba(sg«bend,   wenn  es  für  eine  künftige   oder   eine    bedingte  Forderung  bestellt  ist. 

§  1147e.  (1149,  1160.)  Der  Verpfänder  kann  die  dem  persönlichen  Schuldner 
Itgen  die  Forderung,  sowie  die  nach  §  678  a  einem  Bürgen  zustehenden  Einreden  gel- 
tend maeheo ;  die  dem  Erben  des  persönlichen  Schnldners  auf  Griin4  des  IiiTentarrechtfi 
lutebeDde  Eänrede  kann  ni^ht  ([elt^nd  gemacht  weirdeq. 


3fiO 


KflHannl^knnDniUrh«  Öeselt^^ebuni; 


einen  gewissen  Erflfttz  für  die  Üi^berg&be  der  Sache  zu  bieten »  wenn  dfr 
Hesilzer  nach  erfolgler  Anaeige  verp fliehtet  sei,  die  Sache  dem  Uläuhigef 
heraufzugehen^  also  nur»  wenn  der  Verpfänder  eich  in  mittelbarem  Be- 
sitze der  iSaohe  heinde,  nicht  auch,  wenn  ihm  gegen  den  Beftitzer  nurl 
«lirr  Efgi D tu maai» Spruch  auf  Herausgabe  zustehe.  In  dieser  BoBohrän-l 
kung  hielt  mun  für  erforderüch,  eine  uomittelbare  V^erpfändung  d«r  im] 
Be!*itz  eines  Dritten  bt^findlicbitn  Sache  zuzulassen,  da  durch  dia  soni 
alleiti  mögliche  Verpfändung  dea  Herausgabeanspruohs  der  Gläubiger  gegen 
Pfändungen  und  im  Koiikurfte  des  Verpfanders  nicht  aasreiohend  gpschtiizt* 
sein  wlirde.  Mit  Riick sieht  aut  die  im  Verkehrsinteresse  erforderlich«; 
Erkennbarkeit  des  l'fandret^hls  u^urde  femer  der  Satz  l  des  Abs.  3  dabtti^l 
eingeschränkt,  daft»  die  Behtssung  des  Pfaadei  unter  dem  Mitver»ohlu*^6^ 
des  VerpfäntUrs  nur  dann  die  Entstehung  des  Pfandrechts  nicht  hindere, 
wenn  die  Sache  dem  Pfandgläubiger  übergeben  werde,  nicht  auch  dann^^^ 
wenn  sie  in  Besitz  de»  Verptanders  Terbicibe.  Der  Satz  2  des  Ab«.  SlH 
wurde  seiner  grofsen  praktischen  Bedeutung  wegen  einem  Streiehungt-^n 
antrage   gegenüber  beibehalten. 

Die  Bestimmungen  der  §§  1148^  1149  über  den  Umfnng,  in  welchem 
das  Pfand  für  die  Forderung  haftet,  blieben  sachlich  unverändert.  Nur 
hielt  man  für  entbehrlich,  besonders  auszusprechen»  dafn  das  für  eine 
eigene  Schuld  des  Verpfänders  bestellte  Pfand  auch  für  die  A Änderungen 
und  Erweiterungen  hafte,  welche  die  Haupt  Verbindlichkeit  durch  ein 
von  dem  Behuldner  nach  der  Pfandbestellung  eingegangenes  Rechtsgeschäft 
oder  durch  Verschulden  oder  Verzug  des  Schuldoers  erfährt,  da  das  Er- 
forderliche sich  schon  mm  der  H^iftung  des  Pfandes  für  die  Forderung  in 
ihrem  jeweiligen  Bt  stände  ergebe.  Deu  in  §  U50  Abs*  1  ausgesprochenen 
Satz,  dafs  da.s  Pfandrecht  an  jedem  Teile  des  Pfandes  besteht,  glaubte 
man  wegen  seiner  wesentlich  theoretischen  Natur  im  Gesetz  entbehren 
zu  können.  Deu  Abs.  2  behielt  man,  soweit  er  besagt,  dafs  an  ge- 
trennten Erzeugnissau  des  Pfandes  das  Pfandrecht  fortbesteht,  zur  Ver- 
meidung VQn  Zweifeln  bei,  soweit  er  dagegen  da«  Fortbestehen  des  Pfand- 
rechts an  getrennten  sonstigen  Bestandteilen  ausspricht,  wurde  er  ebenso^f 
wie  §  988  Abi.  1  gestriehen.  Die  Vorschriften  der  §§  1161,  1152  »ibefW 
da8  Kangverhältuis  zwiecheu  einem  Piandrecbt  und  einem  anderen  Pfand- 
retjht  oder  einem  anderen  Hecht  am  Pfände  blieben  unverändurt.  Der 
§    1153,  welcher  das   Hecht  dee   Pfandgläubigers  zum  Besitze  des   Pfandes 


{  1148,  (1148,  1149)  Dah  PfAiid  hafUt  für  die  Forderoag  in  der«n  J«w«ilig«ai 
HiB.stande^  insbAsonderfl  Ruch  fUr  Ziunen  uud  Vortrftgsstrsren.  Ist  d%i  Prandr«cht  für  eiot 
rreuide  Schuld  b««telh  vrordeii«  so  irilt  diirdi  ein  imcb  der  Verpfiiidantc  ^im  dftn  S^hüMMT 
varifeuommeaes  BechtS|{:e;ichäft ,  io »besondere  darch  den  Versiebe  &af  «in«  ßinr^a,  eins 
Erweiteranf^  der  Härtung  nicht  ^in. 

Da»  Pfand  heftet  für  die  An^prijcbe  de<(  Pfand i^liiibii^era  anf  ErsaU  der  auf  de* 
Pfand  gemachten  Verwendungen,  filr  die  dem  Pfandglatibiger  sa  er»etieoden  Koileci  der 
Kündigung  and  der  Kechtsverlolgung  sovrie  fir  die  Koi»ten  deü  PfandvejrkaQfK. 

S  1149  vergL  §§  1147e,  1146. 

I  lldO.     (1150  Abä    S.)     Om  Pfandrecbt   erstreckt  eich    auch    auf   die  ErMiifDise^ 
welche  ▼on  dem  Pfände  getretint  werden. 

%  1151   Tergl.  §  1147  d. 

I   llftS  rergl.  §  1147  c, 

§  1165  ge«tricben, 
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gegenüber  dem  Yerpfönder  klaritellt,  wurde  als  eDibebrlich  geitrioheo, 
weil  dieses  Becht  sich  aus  der  Natur  des  Pfandreohts  (§  1145)  tod  selbst 
ergebe.  Die  Yorsobrifteo  des  §  1164  über  das  Nuisungspfand  blieben 
oQTerSndert;  nur  yerdeutlicbte  man  die  Auslegungsregel  des  Abs.  4  dabin, 
daHs  er  sieh  nur  auf  den  Fall  besieht ,  wenn  eine  Ton  Natur  firaoht- 
tragende  Sache  dem  Ffandgläubiger  zum  Alleinbesits  übergeben  ist, 
aieht  auf  die  Fälle,  in  denen  das  Pfand  unttr  dem  MitTerschluTä  des  Yer- 
pf ändere  bleibt  oder  einem  Pfaiidhalter  in  Verwahrung  gegeben  wird. 
Der  den  Schutz  des  Pfandrechts  betreffende  §  1155  wurde  nicht  bean- 
standet. 

In  den  §  1156  ff.  geht  der  Entwurf  davon  aus,  dafs  durch  die  Pfand- 
bestellnng  Inraft  Gesetzes  ein  Schnldyerhältnis  zwischen  dem  Pfand- 
gläabiger  und  dem  Bigentümer  des  Pfandes  als  solchem,  auch  wenn 
derselbe  nicht  der  Verpfänder  ist,  entsteht,  und  regelt  dieses  Schuld- 
Terhältnis  näher ;  dagegen  enthält  der  Entwurf  keine  Bestimmungen  über 
das  durch  den  Verpfändungbyertrag  begründett^  Schuldyerhältnis  zwischen 
dem  Pfiandgläubiger  und  dem  Verpfänder.  In  der  Kommission  bestand 
demgegenüber  Einverständnis,  daCs  jedenfalls  in  erster  Linie  das  letzt- 
gednchte  yertragsmäfsige  Schuldverhältnis  der  gesetzlichen  Begelung  durch 
dispositive  Vorsohriften  bedürfe,  da  die  Begründung  eines  solchen  regel- 
mäCsig  dem  Partei  willen  entspreche,  nähere  yertragsmäfsige  Bestimmungen 
aber  nicht  getroffen  zu  werden  pflegten.  Nur  darüber  gingen  die  An- 
sichten auseinander,  ob  daneben  auch  ein  besonderes  gesetzliches  Schuld- 
TerbältnJB   des  Püandgläubigers   zum  Bigentümer   geregelt   werden   müsse. 


f  1164.  (1154  Abs.  1,  4.)  Das  PfAodrecht  kann  in  der  Waise  bestellt  werdeu, 
daft  der  PfandgUobiger  bereehtigt  ist,  die  Nutsungen  des  Pfandes  sn  sieben. 

Ist  ein«  Ton  Natur  fmebttragende  Sache  dem  Pfandgliubiger  aum  AUainbesitx  fiber- 
geben, so  ist  im  Zweifel  anxnnelimen,  dafs  der  Pfandglftubiger  sam  Frachtbesage  berech- 
tigt »ein  soll. 

§  1164  a.  (1154  Abs.  2,  3.)  Steht  dem  PfandKlfiubiger  das  Recht  za,  die  Natzongen 
SB  sieben,  so  ist  er  verpflichtet,  für  die  Ziehaug  der  Natzangen  su  sorgen  and  Rechen- 
schaft absHÜegen. 

Der  Reinertrag  der  Nntsnngen  wird  auf  die  Forderung  und,  wenn  Kosten  und  Zinsen 
sn  entrichten  sind,  snnäcbst  auf  diese  angerechnet. 

Die  Beteiligten  iLönnen  abweichende  Bestimmungen  vereinbaren. 

^  1155  vergl.  f  1159  b. 

§  115S.  (1156  Abs.  1.)  Der  PfandglXubiger  ist  zur  Verwahrang  des  Pfandes  ver- 
pflichtet. 

%  1156a.  (1159.)  Macht  der  Pfandglftubiger  Verweodungen  auf  das  Pfand,  so 
bestimmt  sich  die  Krsatspfiicht  des  VerpAnders  nach  den  Vorschriften  Über  die  Geschäfts- 
fiUirung  ohne  Auftrag.  Das  Recht  sur  Wegnahme  einer  Einrichtung  steht  dem  Pfand- 
flAabiger  in  dem  f&r  den  Mieter  im  §  514  Abs.  %  bestimmten  Umfange  su. 

§  1156  b.  (1156  Abs.  2.)  Verletzt  der  Pfand^lftobiger  die  Rechte  des  VerpflLnders 
in  erbebiicham  Mafse  nnd  setst  er  das  verletzende  Verhalten  ungeachtet  einer  Abmahnung 
das  Varpfinders  fort,  so  lumn  der  VerpfKnder  verlangen,  dafs  das  Pfand  auf  Kosten  des 
PfandgUlnbigars  hinterlegt  oder,  wenn  es  sich  nicht  sur  Hinterlegung  eignet,  an  einen 
garichtUeh  an  bastellenden  Verwahrer  abgeliefert  wird. 

Statt  dar  Hinterlegung  oder  der  Ablieferung  der  Sache  an  einen  Verwahrer  kann 
der  VerpfKnder  die  RUckgabe  des  Pfandes  gegen  Befriedigung  des  Gläubigers  verlangen. 
Ist  die  Forderung  unversinslich  und  noch  nicht  flillig,  so  genügt  die  Zahlung  einer  Summe, 
die  mit  Hinauraehnung  der  gesetalichen  Zinsen  tlfir  die  Zeit  von  der  Zahlung  bis  sur 
FUHgkeit  dam  Betrage  der  Forderung  gleichkommt. 
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Die  Mehrheit  verneinte  diese  Frage,  indem  eie  annahm,  dafs    der  Eigen- 
tümer  gegen  BeeinträohtigUDgen   durch  den  Pfandgläubiger  durch  die  Vor* 
Bohriften  über  den  Eigen tumsansprucb  genügend  geschützt  werde,  und  in 
Betracht  £0g,    dafs  dem    bisherigen   Hecht    besondere  Bestimmungen  über  ^ 
d&a  Tom  Entwurf  geregelte  gesetzliche  Sohuldverhältniä   fremd  seien.     Die  ^M 
in   den  §§  1 1 56»   H 57  dem  Eigentümer  «u gesprochenen  Rechte  wurden   ~ 
demgemäfd    dem   Verpfänder  beigelegt.     Der  §   1156    fand  im  übrigen 
Billigung,    abgesehen    davon,    dafa    die  Voraussetsung    der   in   Abs.  2  be- 
stimmten  Hechte    entsprechend    dem  2u  §  1004  gcfarsten  Betohlnsse  Ter- 
schärft  wurde.     Die  Yorchriften    des  §  1157   über  das  Recht    de«   Pfend- 
gläubigers  2um  Verkauf  des  Pfandes  bei  drohendem  Verderb  oder  drohender 
Wertminderung    erfuhren    mehrere  Aenderungen.     Wahrend    der  Entwurf       , 
(Abs.   1   Sat2  S)  dem  Eigentümer  nur  das  Recht  giebt,   den  beabsichtigten  ^^ 
Verkauf   durch    anderweitige  Sicherheitsleistung    abzuwenden ,    hielt   man  ^1 
es  der  mutmafalichen  Parteiabsioht  für  entsprechend,  d^m  Verpfander  bei 
drohendem   Verderb  des  Pfandes  oder  drohender   wei^entlicher    (nicht  nur,  ^ 
wie  der  Entwurf  will,    bei    einer    die  Sicherheit   des  PfandglSnbigen  ge-  ^M 
fährdenden)  Minderung  des  Wertes  des  Pfandes  das  Recht  zur  Einlösung 
des  Pfandes    gegen  BestelluDg    anderweitiger    Sicherheit    zu    gebeo.      Der      < 
Entwurf  TerpÜichtet    ferner  (Abs.    1  Sal£   1)  den  Pfandgläubiger    zur  Be«^^ 
nachrichtigung  des  Eigeatümers    sowohl    bei    drohendem    Verderb   als    bel^^ 
drohender  Wertminderung;    tür  den  letzteren  Fall  liefs  man  die  Benach* 
riohtigungspdicht  fallen,  weil  der  Yerptänder  regelmaXsig   ebenso  gut  wie 
der  Pfandgläubiger  in  der  Lage  sei ,    die  Gefahr    rechtseitig  %\i  erkennen. 
Für   den    Fall    der  Wertminderung    machte    mau     sodann    die    Verkaufs- 
befugnis    des  PfandgläubigerB    von    der    weiteren   Voraussetzung  abhängig, 
dafs  eine  von  diesem    dem   Verpfander   bestimmte    angemessene   Frist   zur 
Leistung  anderweitiger  Sicherheit  fruchtlos  rerstriohen  ist,  weil  nur  durch 
diese  Voraussetzung  dem  Verpfander  die  Möglichkeit  gewährt  werde,  sich 


§  1167.     (1157  Abs.  1.)    Ist  der  Verderb  des  Pfandes  oder  eine  weseiitlielie  Mhide- 

ruDg  de»  Wertes  %n  besorgen,  so  keno  der  Verpfluder  die  Eückgmbe  des  Pfmndei  gegen 
A»dflrweitige  Hicherheitsleistnng  Toriangen ;  die  äicberheitsleistan^  durch  Bürgen  ist  Mts> 
geschlossen. 

VoD  dem  drohenden  Verderbe  hnt  der  Pfandgläubtger  dem  Verpflnder  Anzeige  tu 
mechen,  es  sei  denn»  dtSa  die  Anzeige  nnlhunlich  ist. 

§  1167)1,  (1157.)  Wird  durch  den  drufaendeu  Verderb  des  Pfendes  oder  dareh 
eine  tu  besorgende  wesentliche  Minderung  des  Wertes  die  Sicherheit  des  Pfendglltibifen 
gefährdet,  so  kenn  dieser  des  Pfand  öffentlich  versteigern  lassen. 

Die  Versteigerung  ist  erst  salässigf  nAchdem  sie  dem  VerpfEnder  &Qt(edroht  worden 
ist;  die  Androhung  kann  nnterbteibcn,  wenn  das  Pfend  dem  Verderb  sasgesetst  tuid  mit 
dem  Aufscbabe  der  Versteigerung  Gefmhr  verbunden  ist.  Im  Pelle  der  Wertmindentttf 
ist  eafser  der  Androhung  erforderlich,  dafs  der  Pf&ndgliiubiger  dem  Verpfl&nder  zur  Leistunff 
anderweitiger  Sicherheit  eine  engemeüsene  i^ri^t  bestimmt  hat  und  di«B«  verstrichen  ist 
Von  der  Versteigerung  hat  der  Pfandgüubiger  den  Verpfünder  uovertCiglicb  zu  beuaeb> 
richtigen  ;  Im  Falle  der  Unterlassung  ist  er  «um  Schaden sersafcac  verpflichtet.  Üie  An- 
drohung, die  Fristbestimjnung  und  die  Benachrichtigung  sind  nicht  erforderlich,  wen» 
sie  unthunlleh  sind. 

Der  Erlös  tritt  an  die  Stelle  de»  Pfandes.  Auf  Verlangen  des  Verpfinders  bt  der 
lErl&s  au  hinterlegen. 

§  ll&7b.     (1150  Abs,  1,)     Bestellt   das  Pfandrecht    an    mehreren  Sachen,    so 
Jede  für  die  gauze  Forderung, 
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das  Pfuid,  wMiii  er  den  ■ofortigen  Yerkauf  für  naohtnlig  eraohte,  zu 
erhelteo.  Zu  Abs.  2  Satz,  1,  welcher  die  vorgeeohriebenen  Mitteilungen 
dea  Pftüidglliibigerf  für  nur  insofern  erforderlich  erklärt,  als  sie  thon- 
lieh  dnd,  wurde  dem  Ffandgläubiger  die  Beweislast  bezüglich  der 
Uotlittiiliohkeit  der  Mitteilungen  auferlegt  Endlich  sprach  man  den 
Sals,  dafs  der  Erlös  an  die  Stelle  des  Pfandes  tritt,  nicht  nur 
wie  Abs.  3  Satz  1  für  das  Pfandrecht,  sondern  allgemein  aus.  Die 
Yoiaehrift  des  §  1158  Abs.  1,  dafs  der  Eigentümer  Zug  um  Zug 
gegen  Beseitigang  des  Pfaudgläubigers  Bückgewähr  des  Pfandes  ver- 
langen kann,  wurde  gleichfalls  auf  den  Verpfänder  übertragen.  Da- 
gegen sah  man  kein  Bedürfnis,  mit  dem  Abs.  2  dem  persönlichen  Schuldner 
geeetslieh  einen  Anspruch  gegen  den  Pfandgläubiger  auf  Bückgewähr  des 
PCsadee  an  den  Eigentümer  zu  gewähren,  da  das  Interesse  des  Sohuld- 
neia  legelmäbig  durch  den  Bückgewähranspmch  des  Eigentümers  und  des 
VerpAadera  genügend  gewahrt  sei. 

Bezüglieh  der  in  §  1159  geregelten  Verpflichtung  des  Eigentümers 
zum  Ersati  der  Tom  PIkndgläubiger  gemachten  Verwendungen  glaubte 
man  es  bei  den  VorsehriAen  über  die  Verwendungsansprüche  dea  Be- 
sitaera  gegen  den  Eigentümer  (§§  936  ff.)  bewenden  lassen  zu  können. 
Gegenüber  dem  Verpfänder  beschränkte  man  den  Pfandgläubiger  auf 
den  Biaatsaneprach  in  Oemäfsheit  der  Vorschriften  über  Oeschäftsführnng 
ohne  Auftrag  ans  dem  gleiohen  Grunde,  auf  dem  der  zu  §  1010  gefafste 
BaaeWnfs  l>eruhte  (Torgl.  S.  299).  Wie  die  gegenseitigeu  Ersatzansprüche 
öea  NinCibrauekers  und  des  Bestellers  wurden  auch  die  des  Pfandgläubigers 
und  des  Verpfänders  einer  kurzen  Veijährung  unterworfen.  Der  §  1 160, 
weMier  die  Einwendungen  des  Eigentümers  gegen  den  Anspruch  des 
PfiuidgUhitiigert  auf  BefMedigung  aus  dem  Pfände  regelt^  wurde  gestrichen ; 
soweit  er  sich  auf  die  Einwendungen  des  Eigentümers  aus  dessen  per- 
sönlichem Verhältnisse  zum  Pfandgläubiger  betrifft,  erschien  er  selbat ver- 
ständlich; im  übrigen  nahm  man  an,  ergebe  sich  sein  Inhalt  schon 
ans  %   1149. 


§  liae.  (1166  Ab«.  1,  liae  Abs.  1,  1161.)  Der  Pfandgllubiger  Ut  Terpflichtat, 
das  Pfand  nach  dam  Erldseban  das  Pfandrachts  dam  VarpflLndar  snrücksugabaQ. 

Ist  dar  Zaitpanki  aingatratan,  in  walehem  der  Schuldner  aar  Leistung  berechtigt  ist, 
sc  kaan  dar  Verpf&nder  die  BQekgaba  das  Pfandes  gegen  Befriedigung  des  Pfandgläubigers 
▼arUuigan. 

I  liaea.  (1168.)  Dia  Befriedigung  des  PfandgUubigers  durch  den  Verpflinder  Icann 
sach  darefa  Hintariegung  oder  durch  Aufrechnung  erfolgen. 

I  1160  b.  (1164.)  ist  dar  Verpfänder  nicht  der  persönliche  Schuldner,  so  geht, 
sevait  ar  das  Pfandgllublgar  bafHadigt,  die  Forderung  auf  ihn  Aber.  Die  für  den  Bürgen 
galtasdaB  Voraahriflen  das  %  676  finden  entsprechende  Anwendung. 

§  liae  ▼argl.  §  1156a. 

§  liaea.  Dia  Ersataansprfiohe  des  VerpOndars  wagen  Veränderungen  oder  Ver- 
ichlaebCanngao  das  PAmdas  sowie  die  Anspr&cha  des  Pfaudgläubigers  auf  Ersats  Ton 
VerwaadmigaB  oder  auf  Gestattung  der  Wegnahme  einer  Einrichtung  Terjähren  in  sechs 
MoMlw.     Dia  Vaijähning  beginnt  nach  Maf«gabe  des  S  ^SO  b  Sats  2. 

§  liaeb.  (1155.)  Wird  das  Beaht  des  Pfandgläubigers  beeinträchtigt,  so  finden 
tif  dia  AMpffüeaa  das  Pfandgläubigars  die  fUr  die  Ansprüche  aus  dem  Eigentume  gelten- 
4tB  Vanakrillaa  antsprachande  Anwendung. 

I  liee  ▼argl.  {  1147  a. 
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Das  in  §  1161  aaerkaontd  Hecht  des  EigeDtümers ,  da«  Pfkad  oa 
FtUiigkoit  der  Forderung  einzuloieD,  wurde  gebilligt.  Daa  gleiche  EechlJ 
glaubte  mau  uach  dem  Siuae  de«  Verpfanduagi Vertrages  auch  deui  Yep 
pfander  als  solchem  beüegeu  zu  aolieu.  Andereo  Kealberechtigteu 
dem  Eigeutümer,  welche  ihr  Hecht  au  dem  Pfaude  durch  dessen  Verkaa 
Terliereo  würden,  giebt  der  §  1162  das  Recht  ssur  Einlöiung  des  Pfimde 
nur  dttüo,  weun  das  Pfand  Ton  dem  Pfandgläubiger  zum  Zweck  der  Be 
friediguiig  zum  Verkauf  gebracht  wird.  Die  Kommission  warder  Meinung 
daXs  ein  Heal berechtigter  auch  schon  vor  diesem  Zeitpunkte  ein  Intere« 
daran  haben  könne,  das  seinem  Ht'Ohte  im  Wege  stehende  Pfandrecht  zt 
beseitigen,  s.  B.  ein  nachstellender  Flandglüubiger  oder  ein  Niefsbraueh 
während  andererseits  der  Pfandgläubiger ,  wenn  er  befriedigt  wer 
regelmäfbig  kein  weiteres  berechtigtes  Interesse  habe,  das  Ptaod  tu. 
halten.  Sie  hielt  e.6  namentlich  für  unzweckmüfsig,  das  Einltfsuogsrecl] 
der  anderen  Real  berechtigten  yon  dem  ihnen  häufig  nicht  erktuobare 
Umstände  abhängig  2u  macheu  ,  dafs  der  Pfaudgläubiger  das  Pfand  zun 
Verkauf  bringt.  Es  wurde  daher  beschlossen ,  das  Einlöäungsreoht  ä% 
andern  Real  berechtigten  ebenso  wie  das  des  Eigentümers  nur  yon  dvfS 
Fälligkeit  der  Forderung  abhängig  zu  machen.  Das  hiergegen  geltend 
gemachte  Bedenken,  dafs  der  Pfandgläubiger  dadurch  ein  ihm  susteheodi 
kuufmännisches  oder  sonstiges  Zurückbehaltungsrecht  verliere,  ersohii 
nicht  begründet,  weil  der  einlösende  Bereihtigle  das  nach  §§  11 64,  67^ 
'i97  auf  ihn  übergehende  Pfandrecht  nicht  zum  Nachteile  des  Pfand 
gläubiger«  geltend  machen  darf.  Die  Vorsohriften  der  §§  1163,  1164 
blieben  ud  beanstandet. 

Der  §   1166,    welcher    ausspricht ,    dafs    die  Befriedigung    d^  P£aiid- 
gläubigers  aus  dem  Pfaude  durch  Verkauf  erfolgt,  und  die  Voraussetzung«!! 


§  1161  Yer^L  §§  1158  Ab>.  2,  1183  b. 
§   1162  vergl.  §   1183  b. 
I   1183  vergl,  §§  1168  a,   ll83b. 
§   1184  vergt.  %%   1158  b,   1183  b. 

%  1165.     Die  Böfriodigung  des  FfttnifisTiubigers  aus  dem  Pfände  erfolgt  durch  Verksaf  ^ 
Der  PfjiDdgliubiger    int    Eain  VerkmurQ    berechtigt^    «obald  die  Porderiiug    gmu*  oder 
zum  Teil    fäUtg    isL     Be^tebl  der    geschuldete  Oegenatuid  nicht  io  Oeldf  so  ist  der   Ver- 
kauf erst  suÜBsigt  wenn  die  Forderutig  in  eine  Geldforderung  übergegiiiJgeu  iit 

Anmerkung,     lo    den  Art.  U     des    Entwurfes    des    fiiDfahrangigesetsa»    soll    ftti 
§  B%t9.  der  C.P*0    folgende  Vorsehrül  eliigi«Ullt  werdao:  JH 

Bat  der  Qlüubiger  eine   bewegliche  Sache    de»  ScboJdners  im  BesiU  ,   an  der  ih^| 
ein   Pfandrecht  o4er  ein  ZurQckbehaJtungirechl  für  »eine  Forderang  susteht,  so  kano 
der  Schuldner    der    Zwangs  Vollstreckung    in    sein    übriges    Vermögen    widersprechsttt 
soweit  die  Forderung  durch  die  Sache  gedeckt  ist.     6e»teht  das  Pfucdrecht  oder 
Zurückbehaitungarecht    zugleich    tlir    eint    andere  Forderung    de«    GUabigers,    so 
der  Widerspruch  nur  sul&setg,  «reiiQ  auch  diese  Forderung  durch  die  Sache  gedeckt  i 
I   1165  a.     (1167.)     Ktne  vor  dem  Eintritte  der  Verkaufsberechtlgung  getroffene  Ver  _ 
einbarung,  nach  welcher  dem  Pfandgläubiger,  wenn  er  nicht  oder  nicht  rechtseitig  befriedii^ 
wird,  das  Eigentum  an  der  Sache  zufallen  oder  übertragen  werden  soll,  \at  nichtig 

g  U65b.  (1178.)  Unter  mehreren  Pfändero  kann  der  Pfandgllubiger,  soweit  nicht 
ein  anderes  bestimmt  ist,  diejenigen  ausw&bbn,  welche  verkauft  werden  sollen.  £r  kaa« 
nur  so  viele  Pfüiidsr  sum  VerkauJ'e  bringen^  als  su  kleiner  Befriedigung  erforderlich  stml 
§  1185c.  Ist  der  Pf andgliu biger  nicht  \m  Alleinbesita  oder  im  aUeiaigea  mittel- 
baren BeaiUe  dos  Pfände«,  so  kann  er,  wenn  die  Verkaufsberechtiguug  eingetreten  ist, 
die  BeraUAgabe  des  Pfandes  snm  Zwecke  lip^  Verkaufs  fordern.     Auf  Verlangen  4es  V«r- 
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im  TcckMifneedlitt  regdt^  wurde  gebilligt  Zar  Vermeidaiig  Ton  Zweifeln 
fngte  Brno  eine  erklärende  Vortohrift  für  den  Fall  bei ,  wenn  der  Pfand- 
ifiaJbign  niebt  im  alleinigen  Besita  oder  mittelbaren  fiedts  des  Pfaodee 
iit  (t«^  §  II660  der  Zasammenftellnng).  In  üebereinetimmaog  mit 
B^ireren  Wttnaelien  der  Kritik  gab  man  femer  dem  Schuldner  ein  Wider- 
spmeharecht  gegen  die  ZwangsTollstreekung  in  sein  übriges  Vermögen, 
soweit  der  Olänbiger  durch  eine  in  seinem  Besits  befindliche  Sache  des 
Sehnldnersy  an  der  ihm  ein  FÜBtndrechi  oder  ein  Zurückbehaltungsrecht  zu- 
steht^ w^eo  seiner  Forderung  gedeckt  ist.  Man  war  der  Ansicht,  es 
eatapreehe  der  natürliehen  Au^usung  und  der  Billigkeit,  daCi  der  Gläubi- 
ger in  dem  Torausgesetsten  Falle  zuerst  aus  dem  ihm  nächstliegenden 
Oegenalande  Befriedigung  suche;  nur  dürfe  er  cum  Verkauf  des  PÜsndes 
dann  nicht  geiwungen  werden,  wenn  ihm  an  diesem  noch  wegen  an- 
derer Forderungen  ein  Pfand-  oder  Zurückbehaltungsrecht  anstehe  und 
der  Wert  der  Sache  nicht  zugleich  die  anderen  Forderungen  decke.  Die 
Bestimmungen  des  $  1166  über  das  Verhältnis  der  Verkau&rechte  mehrerer 
PfandgUlabiger  fanden  Billigung;  während  aber  Satz  1  nur  den  Fall  be- 
rüekaiehtigt ,  wenn  der  yorstehende  Pfandgläubiger  das  Pfand  innehat, 
d.  h.  im  Sinne  der  2.  Lesung  besitzt,  erstreckte  man  die  Vorsdhrift  auf 
den  Fall,  wenn  derselbe  das  Pfand  im  mittelbaren  Besitz  hat.  Der  auf 
den  sog.  YerfallTertrag  bezügliche  §  1167  blieb  unangefochten.  Der 
%  1168,  welcher  besondere  Bestimmungen  über  die  Befriedigung  des 
Gläubigers  im  Falle  der  Verpfändung  von  Geld  enthält,  wurde  gestrichen. 
Die  Vorschrift  des  Abs.  1  Satz  1  über  das  Recht  des  Gläubigers,  sich 
aas  dem  Gelde  zu  befriedigen,  wurde  nicht  beanstandet,  and  auch  die  in 
Satz  2  anerkannte  Verpflichtung  des  Gläubigers,  im  Falle  der  Ver- 
pfändung Ton  obligationsmäbigem  Gelde,  d.  h.  solchem,  welches  der  Gläu- 
biger nach  Gesetz  oder  Vertrag  als  Zahlung  anzunehmen  yerpfliehtet  ist, 
sieh  aus  dem  Gelde  zu  befriedigen,  wurde  von  der  Mehrheit  als  gerecht 
und  zweckmäfirig  anerkannt,  man  glaubte  jedoch  im  Hinblick  auf  das 
Fehlen  entsprechender  Bestimmungen  im  bisherigen  Rechte  auf  eine  ge- 
setzliche Entscheidung  der  in  Abs.  1  behandelten  Fragen  Terzichten  zu 
können.  Die  Vorschrift  des  Abs.  2  über  den  Zeitpunkt,  mit  welchem  in 
den  Fällen  des  Abs.  1  die  Befriedigung  als  erfolgt  anzusehen  ist,  er- 
schien wegen  ihrer  sehr  geringen  praktischen  Bedeutung  vollends  ent- 
behrlich. 

Nach  S  1169  kann  der  Pfandgläubiger  das  Pfand  nach  MafiBgabe  der 


rs  hat  an  Stell«  d«r  Htransgabe  die  Abliefernog  an  einen  gemeinsehaftUeheB  Ver- 
wahiwr  sa  eifolzen;  der  Verwahrer  hat  sieb  bei  der  Ablieferung  in  Terpflichten,  das 
Pfand  S1UB  Verkaufe  bereitsosteUen. 

§  1 1 06.  Der  PfandglSabiger  ist  nicht  Terpflichtet,  einem  ihm  im  Bange  naehatehen- 
dea  PAwdfllnbiger  das  Pfand  snm  Zweclce  des  Verkauf«  berauaeageben.  Ist  er  weder 
\m  Baiit—  noch  im  mittelbaren  Besitse  des  Pfandes,  so  kann  er,  sofern  er  nicht  selbst 
dsB  Varkaof  betreibt,  dem  Verkaufe  durch  einen  nachstehenden  Pfandgllubiger  nieht 
vidarspreebsD. 

t  1167  Tergl  |  1165  a. 

I  1168  gestrichen. 

I  1169.  Der  Verkauf  des  Pfandes  ist  nach  den  Vorschriftan  der  §(  1170  bis  1174 
n  bewMan. 

OillSe  reife  Bd.  VU  (LZS).  25 
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§§  1170^1176  seibat  verkaufen ^  ohne  eines  gegen  den  Eigentümer  toU^ 
Btreokbaren  Titels  ader  einer  gerichtliohea  firmächtiguag  znm  Y erkaut 
ZQ  bedürfen ;  er  kann  aber  aueh  auf  Grund  einea  aolohen  Toliatreckbareu 
Titel»  den  Verköuf  nach  den  für  den  Verkauf  gepfändeter  bt^wegiiobet 
{dachen  geltenden  Yorschriiten  bewirken  lasaen.  £m  Antrag,  den  Yer- 
kauf  nur  auf  Uruod  eioea  yoliaUreokbaren  Titels  zn^ulasaeUf  wurde  in  der 
Kommission  uieht  gestellt.  Dagegen  wurde  itn  Auscblufs  an  inehr^lii 
Wünsche  der  Kritik  lebhaft  befürwortet ,  entweder  allgemeiu  oder  docb 
tiir  den  Fall,  dafs  der  Pfand  ei  gen  tum  er  gegen  den  Verkaut  Widerspruohi  < 
erhebt»  die  Zulässigkeit  des  Verkauft  Ton  einer  geriohtliohea  Krmäehtiguuifl 
Die  Mehrheit  eotachied  sich  jedoch  nach  eingehen-^ 


abhängig  zu  machen. 

der  Krörterang  für  die  Beibehaltung  des  Entwurfs. 


Sie   giug    davou  aus, 


Uftt    der  Pfandgliabij^er    für    nein    Recht    Kum    V^rknaf    einen    vollstreck baren    Titel '^ 
gegeu  deu  Eigeutümer  erlangt,  so  kaan  er  den  V^erkaaf  auch    nach  den  für  den  Verkaaf 
einer  gejffilodeten  Sat^be  geltenden  Vortchrlfte»  bewirken  lassen, 

§  1170.  Der  Pfandglfiti biger  hat  dem  Eigentümer  den  Verkiuf  ▼orher  ansadrotieu 
und  dabei  den  neldbetrag  zu  beteichaeu,  wegen  deftieo  der  Verkauf  ütattfioden  solL  Die 
Androhung  kann  wirkitam  erat  nach  dem  Eintritte  der  Varkaufsberecbiigtiog  erfolgen; 
lie  ist  nicht  erforderlich^  w«nu  sie  nnthantich  ist. 

Dejr  Verkauf  darf  nicht  vor  dem  Ablauf  eine»  Monats  nach  der  Androhung  erfolgeD. 
lät  die  Andrübuug  unthunlieb«  so  wird  der  Monat  von  dem  Eintritte  der  Verkaufsherccli' 
tigung  an  berechnet. 

I  II71«  Der  Verkauf  des  Pfandes  ist  im  Wege  dflentlicber  Versteigerung  au  be- 
wirken. 

Hat  das  Pfand  einen  Börsen-  oder  Marktpreis,  so  kann  es  auch  aus  freier  Hand 
durch  einen  HandeJsm&kler  oder  durch  eine  zur  Öffentlicben  Versteigerung  befugte  Persan 
suffl  laufoudeu  Preise  verkauft  werden. 

§  1172.  (1172  Abs*  1.)  Die  Versteigemog  hat  an  dem  Orte  so  erfolgen,  an  welcheo^ 
das  Pfand  aufbewahrt  wird.  Ist  von  einer  Versteigerung  an  dem  Aufbewahrnngsort  ^^| 
angemessener  Erfolg  nicht  au  erwarten ,  so  ist  das  Pfand  an  einem  geeigneten  anders^H 
Orte  au  versteigern. 

§  1172a.  (1171  Abs.  2,  1172  Abs.  8.)  Zeit  und  Ort  der  Versteigerung  sind  unter 
aUgemeioer  Beseicbnung  des  Pfandes  dßentlicb  bekannt  so  machen.  Der  Eigentümer 
und  Drittel  denen  Recht«  an  dem  Pfände  lusteheu»  sind  besonders  zu  benachrichtigen ; 
die  Benacbrichtigung    ist  nicht  erforderlich,  soweit  sie  unLhuulich  ist, 

%  1173.  (J173  Abs  1  Sati  1,  Abs.  2,  3)  Der  Pfand  gläubiger  und  der  EigenObner 
können   bei  der  Versteigerung  mitbieten. 

Das  Gebot  des  K  igen  tum  ers  kann  lurückge  wiesen  werden^  wenn  der  Betrag  nicht 
baar  erlogt  wird.  Das  Gleiche  gilt^  wenn  daa  Pfand  für  eine  fremde  Schuld  haftet,  von 
dem  Gebote  des  Schuldners« 

§  1173a.  (ina  Abs.  1  Satz  2,  1175.)  Das  Pfand  darf  nur  mit  der  Besümmuiig 
verkauft  werden,  dafb  der  Kiufer  den  Kaufpreis  sofort  bar  su  «ntrichtan  hat  und  seiner 
Rechte  verlustig  sein  soll,  wenn  dies  nicht  geschiebt 

Erhält  der  PfandglSubiger  den  Zuschlag,  so  ist  der  Kaufpreis  als  von  ihm  empfang 
anzusehen«     Das  Gteicbe    gilt,    wvun    der  Verkauf    ohne    die    tm  Abs,   1    rorgesehrieb 
Bestimmung  erfolgt  oder  von  dem  Vorbehalte  der  Rechtsverwirkung  nicht  vor  dem  Schlus 
des  Versteigerungstermins  Gebrauch  gemacht  worden  i»t;  die  Rechte  des  Pfandgliubig 
gegen  den  Ersteber  bleiben   unberührt, 

§  1174.  Gold-  und  Silbersachen  dELrfen  nicht  unter  dem  Gold-  oder  Silbenrerte 
mugesehlagen  werden. 

Wird  ein  genügendes  Gebot  nicht  abgegeben,    so  kann    der  Verkauf  durch  efne  sar 
dfftallichen    Versteigerung    befugte    Person    aus    freier    Hand    su   einem    den    Gold^ 
BÜberwert  erreichenden  Preise  erfolgen. 
%  1176  vergl.  §  llTSa. 
i  117e  vergl.  §  lie&b. 


Niitiotiftl^kanomtsclia  Gcsetigebting^. 


lUe  ZaUiflung  dea  PriT&lTerkaut's  ohne  Torberige  gerichtliche  Ermäuhti* 
jgxxng  entapreobe  ebenso  der  neoereo  HechtsentwickeluDg  wie  der  Partei* 
absieht ,  welcher  der  Gesetzgeber  keinen  Grund  habe  die  Wirkung  zu 
T6fB«gen,  da  sich  aus  der  Zulassigkeit  des  FriTatverkaafs  im  Gebiete  des 
gemeinten  Eachte  eine  Gefährdung  des  Eigentümers  nicht  ergeben  habe. 
Gegen  Ueberrompelang  werde  dieser  durch  §  1170  genügend  geschlitzt. 
l)ttr  Gläubiger  werde  andererseits  durch  die  ihm  im  Entwurf  in  betreff' 
(lea  Verkaufs  auferlegte  Verantwortung  nicht  übermafsig  besohwert,  da 
ihm  eioeraeits  der  geschäftskundige  Versteigerer  zur  Seite  stehe»  anderer- 
teita  ea  ihm  freistehe,  statt  des  FrivatTerkaufs  den  Verkauf  auf  Grund 
tfioea  ▼oll  streckbaren  Titels  zu  wäblen.  Wenn  das  Handelsgesetz- 
buch Art.  310  das  Erfordernis  gerichtlicher  Ermächtigung  beibehalten 
habe,  so  habe  es  andererseits  da,  wo  nach  dem  bürgerlichen  Recht  Pri- 
Tmtrerkauf  zugelassen  sei,  es  hierbei  auch  für  den  HandelsTerkehr  be- 
lasaen  (Art.  312  Abs.  2).  Eine  Verschiedenheit  zwischen  dem  aUgemeineü 
bürgerlichen  Recht  und  dem  Handelsrecht  sei  nicht  zu  besorgen ,  da  dar- 
auf vertraut  werden  könne,  dafs  bei  der  ReTision  des  Handelsgesetzbuchs 
dieaee  dem  bürgerlichen  Recht  werde  angepafst  werden.  Wollte  man 
dca  Verkauf  des  Ffandee  erst  nach  einer  das  Interesse  des  Eigentümers 
•Jeher  wahrenden  Feststellung  des  Verkaufsreohts  zuladsen«  so  müfste 
mmii  Dicht  nur  eine  gerichtliche  Ermächtigung,  sondern  einen  yollstreck^ 
bar^D  Titel  erfordern^  dieses  Erfordernis  sei  aber  mit  den  Bedürfnissen 
des  Pfandkreditverkehrs  nicht  vereinbar.  Der  §  1169  wurde  hiernach 
fsbüligU  Der  Vorschlag ,  dem  Pfand  gläubiger  den  Verkauf  des  Pfandes 
nach  den  für  den  Verkauf  gepfändeter  Sachen  geltenden  Vorschriften 
aaf  Grund  eines  gegen  den  Verpfänder  yolletreokbaren  Titels  zu  ge- 
statten ,  wurde  abgelehnt,  weil  durch  eine  solche  Vorschrift  der  Eigeu- 
inmer  bedenklich  gefährdet  werden  wurde,  während  das  Inti^resse  das 
gutgläubigen  Pfandgläubigers  durch  §  1195  Abs,  2  genügend  gewahrt 
aeL  Der  §  1170,  welcher  den  Pfandgläubiger  zu  yorberiger  Androhung 
dM  Verkaufs  yerpäichtet^  blieb,  abgesehen  von  der  Ersetzung  des  in  Abs.  2 
beaÜmniten  vierwöchigen  durch  eine  einmonatige  Frist,  sachlich  unveräDdert. 
Die  Bestimmung  des  §  1171  Abs.  1^  dafs  der  Pfandyerkauf  im  Wege 
iffcntlieher  Versteigerung  zu  bewirken  sei,  wurde  als  Regel  gebilligt. 
Ffir  Pfänder,  die  einin  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  gestattete  man 
dem  Gläubiger  jedoch,  entsprechend  einer  Anregung  der  Kritik  und  dem 
Art.  Sil  des  Handelsgesetzbuchs^  auch  den  freihändigen  Verkauf  zum 
lavfeaden  Preise  durch  einen  Handelsmäkler  oder  eine  zur  öffentlichen 
Verateigerung  betugte  Person,  Die  Mitwirkung  einer  derartigen  on- 
pttrt^aehen  MittelBperaon  beim  Verkauf  glaubte  mun,  abweichend  von 
§  1226  Abs.  2  des  Entwurfs,  vorschreiben  zu  sollen,  um  sich  mit  dem 
Haodelsgesetzbuch  im  Einklang  zu  erhalten^  sowie  um  Streit  über  die 
Aogeroeasenheit  des  erzielten  Preises  zu  vermeiden  und  fiir  den  Fall  des 
Strato  eine  sichere  Feststellung  des  Zeitpunkt"^  des  Verkaufs  zu  ermög- 
iieiito^  Der  Abs.  2  des  §  1171  blieb  unbeauBtandeL  Die  Vorschrift 
iei  I  1172  Abs.  1,  dafs  die  Versteigerung  in  der  Gemeinde  zu  bewirken 
itt,  in  welcher  dus  Pfand  im  Falle  der  Befriedigung  des  Pfandgläubigers 
nväclacttgeb«n    sein    würde,    erschien    grundsätzlich    richtig,    aber   moht 
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zweckmäTsig  y  weil  lie  den  Ort  der  Versteigerung  nickt  fest  beatimiiie. 
]dao  schrieb  d&her  Versteigerung  an  demjenigen  Orte  Tor^  an  welchem 
das  Pfand  aufbewahrt  wird;  es  erachien  richtiger^  to&  dem  Ort«,  im  Sinne 
Yon  Ortschaft^  statt  von  der  Gemeinde  zu  sprechen^  weil  die  Gemeinde* 
grenzen  oft  äufserlich  nicht  erkennbar  und  für  die  AuHaasung  d^e  Ver- 
kehrs nioht  mafagebend  sind.  Während  femer  nach  dem  Entwurf  (§  n78)^J 
wenn  der  Verkaut  an  einem  anderen  Orte  (oder  in  einer  Ton  der  gesetz-1 
iich  vorgesohriebenen  abweichenden  Art)  den  Interessen  des  Eigentiimert  ] 
und  des  Pfand  gläubigere  entspricht,  jeder  von  beiden  in  firroangelunf 
einer  Einigung  von  dem  anderen  im  Frozefswege  die  Einwilligung  sun 
Verkauf  an  einem  anderen  Orte  (oder  in  anderer  Art)  verlangen  kann, 
gab  man  dem  Ffundgläu biger  die  —  selbstverständlich  nach  Treu  und 
Glauben  auszuübende  —  Befugnis,  das  Pfand  nach  deinem  ErmesBeu  an 
einem  geeigneten  anderen  Orte  verkaufen  zu  Iskssen.  Der  Abs.  2  det 
g  U72  und  die  §§  1178 — 1177  wurden  gebilligt  Gegenüber  dem  soeben 
mitgeteilten  §  1178  war  man  einig,  dals  die  Verweisung  der  Beteiligten 
auf  den  Frozefsweg  unzweckmäfsig  sei.  Man  beschlofs»  die  Entecheiduug 
dem  Gerichte  im  Verfahren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu  überweisen. 
Die  Bestimmung  der  Zuständigkeit  und  des  Verfahrens  blieb  dem  Gesetz 
Über  die  Angelegenheiten  der  freiwiUigeu  Gerichtsbarkeit  überlassen.  Der 
§  1179  wurde  nicht  beanstandet^ 

Die  Bestimmungen  des  §  1180  Abs.  1,  2  über  die  Wirkung  de« 
regelmäf eigen  Pfand  Verkaufs  fanden  Billigung,  Der  Absatz  3 ,  welcher 
nur  die  Vorscbnften  des  Abs.  2  auf  den  Fall  der  Erteilung  des  Zuechlag« 
an  den  Eigentumer  für  anwendbar  erträgt,  wurde  in  der  Annahme  ge- 
strichen^  dafs  auch  der  Abs.  1  Satz  1  Anwendung  finden  müsse,  die  An- 
wendbarheit aber  in  Ermangelung  einer  entgegenstehenden  Bestimmung 
•ich  von  solbfit  ergebe.  Neu  aufgenommen  wurde  eine  Vorschrift  über 
die  Verpflichtung  des  Pfand  gl  an  bigers  zur  Gewährleistung  wegen  Mängel 
des  verkaufteu  Pfandes.  Im  Falle  des  freihändigen  Verkaufs  glaubte  man 
et  bei  den  allgemeinen  Voraohriften  bewenden  lassen  zu  müsseo,  weil 
der  Ausachlufs  der  Gewährleistung  spricht  die  Pfänder  regelmäit^ig  unvor^ 
käufiich  machen  würde ,  auch  innerlich  nicht  gerechtfertigt  sei ,  da  der 
laufende    Markt*    oder   Börsenpreis    einen    unter    den    gewöhnliohen    Be- 


ig  1177  rergt.  §   1182«. 

§  1178  Tergl.  ^  1182b. 

§  1179.     Der  P&ndgläubiger   bftt    den  Eigentümer    von    dem  Verkiafe    des  Pfand 
und  dem  Ergebnis   auverziiglich  su  beDJkcliriehtlgetif    es  sei  denn,   4mh    die  Benaehr&chtl*! 
gUDg  QDthufilich  ist. 

§  1180,  Durcb  die  recbtmiUjjge  Veriar«enuig  d«»  Pfaodas  erlatifn  der  firfrerbir 
die  gleicbeo  Becbte^  wie  wean  er  die  Secbe  von  dem  Eigentümer  erwürbon  h&tte.  Di« 
gilt  «neb  fQr  den  PfAndgJäubiger,  wenn  ihm  der  ZiucbUg  erteilt  wird. 

Pfusdrecbte  an  der  S«cbe  erlötchett  *uch  dAno,  wenn  sie  dem  Erwerber  bekannt 
w»rea.  Dm  Gleiche  gilt  von  einem  Nierdbranch,  es  sei  denn^  dftfs  er  ulleo  Pfftndrechtea 
im  Eange  vorgeht. 

Anmerkung.  In  daa  Recbt  der  Sehaldrerhältnisse  wird  als  ^  398  a  folgende 
Vorschrift  eingeeteÜt: 

Der  Verkäufer  bat  einen   Mangel  der    verkauAen  Sacbe  nicht  an  vertreten  ^    wenn 

die  Sache  auf  Grand    eines  Pfandrechts    in    ^iTentlicher  Versteigerang    anter  der  &t* 

saiebniing  ajj  Plmod  verkauA  worden  ist. 
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dingmifeD,  also  uioh  der  Bedingung  der  Gewährleistangspflichi  de«  Yer- 
kinilMr»»  abgefehlöMenen  Verkauf  Toranstetse.  Dagegen  enchien  e%  im 
Aatohlmüi  an  $  895  angemessen  und  mit  der  Eücksioht  auf  den  KXafer 
TereiBbar,  die  Oewfthrleistangspflioht  des  Pfandgläubigers  wegen  Mängel 
amssuBohliefsen  9  wenn,  das  Pfand  in  öffentlicher  Versteigerang  anter  der 
Beaeiahnong  als  Pi^nd  yerkaaft  worden  ist.  Die  Abs.  1  and  2  des 
S  1181  worden  gebilligt;  den  Abs.  3  strich  man,  davon  ausgehend,  dafs 
derselbe  dasjenige,  was  er  sagen  solle,  nicht  ausdrücke  und  entbehrt 
werden  könne.  Die  $$  1182,  1183  blieben  unangefochten.  Naoh  Abs.  1 
des  auf  das  Pfimdrecht  an  dem  Anteile  eines  Miteigentümers  besüglichen 
§  1184  werden  die  in  der  Gemeinschaft  der  Miteigentümer  sich  gründen- 
den Bedite  hinsiohtlich  der  Verwaltung  und  Benutzung  der  Sache  yon 
dem  Pfandgl&ubiger  ausgeübt  Die  Kommission  beschlors,  den  Pfand« 
fähiger  nor  aar  Ausübung  der  sich  auf  die  Verwaltung  besiehenden 
Rechte  lÜr  beftigt  lu  erklären.  Die  Redaktionskommission  ist  jedoch  in 
der  onten  mitgeteilten  Passung  davon  ausgegangen,  dafs  auch  die  Rechte 
in  Ansehung  der  Art  der  Benutsung  mit  Rücksicht  auf  den  $  765a  (der 
Band  LX  8.  588  mitgeteilten  Zusammenstellang)  der  Erwähnung  be- 
dfirfsn.  Im  übrigen  blieb  der  %  1184  und  ebenso  der  $  1185  sachlich 
unbeanstandet. 


§  1181.  Die  Verinlhening  des  Pfandes  ist  nicht  reelitmSfsig ,  wenn  gegen  die  Vor- 
■ekriflwi  des  %  11S5  Abe.  %  des  §  llSSb  SaU  t,  des  §  1171,  des  $  117Ss  Ssti  1  oder 
des  §  1174  Tentolsen  wird. 

Verletst  der  Pfuidgllabiger  eine  sonstige  fSr  den  Verkaaf  gegebene  Vorsebrift,  so 
ist  er  um  Sehadensersstse  Terpfllchtet,  wenn  ihm  ein  Verscbalden  sar  Last  fKUt 

S  118S.  Ist  eine  Sache  als  Pfand  ▼eriaf»ert  worden,  ohne  dafs  dem  VeriofiMrer 
ein  Pfiuidrecht  anstand  oder  die  Veräatsening  des  Pfandes  eine  rechtmifsige  war,  so 
Alltel  die  Vorschriften  der  §§  877,  878,  880  entsprechende  Anwendung ,  wenn  die  Ver- 
ialserang  nach  §  11S9  Abs.  8  erfolgt  ist  oder  die  Vorschriften  des  (  1171  oder  des 
§  1174  Abs.  S  beobachtet  worden  sind. 

(  llSSa.  (1177.)  Der  Eigentfimer  nnd  der  Pfandgllubiger  Icdnnen  eine  von  den 
Vorschriften  der  §§  1170  bis  1176  abweichende  Art  des  Pfandverlcaafs  vereinbaren.  Steht 
einem  Dritten  an  dem  Pfände  ein  Recht  sn,  das  dorch  die  Verftufsernng  erlischt,  so  ist 
die  Zastimmung  des  Dritten  erforderlich. 

Anf  die  Beobachtnng  der  Vorschriften  des  §  1171,  des  §  117Sa  Satz  1  nnd  des  1174 
kann  vor  dem  Eintritte  der  Verkanfttberechtigang  nicht  Tersichtet  werden. 

§  118)  b.  (1178.)  EnUpricht  eine  von  den  Vorschriften  der  §§  1171  bis  1175 
abweichende  Art  des  Pfandverkanfs  nach  billigem  Ermessen  den  Interessen  der  Beteiligten, 
so  kann  jeder  von  ihnen  Terlangen,  dafs  der  Verkauf  in  dieser  Art  erfolgt 

Kommt  eine  Einigung  nicht  anstände,  so  entscheidet  das  Qericht. 

Anmerkung.  Es  wird  Torausgesetat,  dafs  in  dem  für  erforderlich  erachteten  Reichs- 
gesetz Aber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die  Zustindigkeit  und  da« 
Verfahren  geregelt  werden. 

§  1188.  Soweit  der  Erlös  aus  dem  Pfände  dem  Pfandglinbiger  zu  seiner  Befriedi- 
gang  gebfihrt,  gilt  die  Forderung  als  von  dem  Eigentümer  berichtigt.  Im  fibrigen  tritt 
der  ErlSe  an  die  Stelle    des  Pfitndes. 

$  llSSa.  (1195  Abs.  8.)  Der  Pfandgllubiger  ist  berechtigt,  bei  dem  Verkaufe  des 
Pfkndee  den  VerpAnder  als  Eigentflmer  anzusehen,  es  sei  denn,  dafs  er  weifs,  dafs  der 
VerpAnder  nicht  der  Eigentflmer  ist 

§  1188b.  (1161—1164.)  Wer  durch  die  Ver&ufserung  des  Pfandes  ein  Recht  an 
d«m  Pftmde  Terlleren  wflrde,  ist  zur  Befriedigung  des  Pfandgllubigers  berechtigt,  sobald 
de  Zeitpunkt  eingetreten  ist,  in  welchem  der  Schuldner  leisten  kann.  Die  Vorschriften 
d«  H  IIMA9  1168b  finden  entsprechende  Anwendung. 

i  1184  rergl.  §  1195  b. 

I  1185  Tergl.  }  1195  b. 
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Von  den  folgenden^  auf  die  Uebertragung  der  Forderung  besügüch^Q 
VorsohrifteD  wurde  der  §  1186  nicht  aDgefochten.  Im  §  1187,  welcher 
dfli  Hecht  des  ueuen  Gläubigers  auf  deo  Besitz  des  Pfaudee  t^owie  die 
HattuQg  des  oeueo  Gläubigers  und  des  bisherlgea  Pfandgläubigers  gegen- 
über dem  EigeDtümer  des  Pfandes  regelt^  wurde  wieder  an  die  Stelle  de« 
KigentümerA  der  Yerpfäudcr  gesetzt.  Die  Abs.  1  und  2  fanden  Zu*  j 
Stimmung;  namentlich  entaohied  sich  die  Mehrheit  in  wiederholter  Be^ 
ratang  für  die  Beibehaltung  des  ScMurssatzes  des  Abs.  2 ,  nach  welchem 
die  burgenähnliche  Hafiung  des  bisherigen  Pfand^läubigers  für  die  Er- 
füllung der  dem  neuen  Gläubiger  dem  Verptauder  gugenüber  obliegende 
YerpBiohlungen  nicht  eintritt,  wenn  die  UeberLraguug  der  Forderung  auf 
Gesetz  beruht;  die  Vorschrift  wurde  nur  auf  den  Fall  ausgedehnt,  wenn 
die  Forderung  dem  neuen  Pfand  glaubiger  Ton  dem  bisherigen  auf  Grund 
einer  gesetzlioheu  Verpüichtnog  abgetreten  worden  ist.  Der  Abt.  ^ 
wurde  gestrichen ,  weil  man  wegen  der  geringen  praktischen  Bedeutung 
der  in  ihm  behandelten  Frage  eine  gesetzliche  Entscheidung  für  enl- 
behrltch  hielt  Der  §  1188  be^iimmt  gegenüber  der  Heg«l  des  §  1187 
Abs.  1,  daf*  mit  der  üebertraguug  der  Forderung  der  neue  Gläubiger  da* 
liecht  auf  den  Besitz  des  Pfandes  erlangt,    eine  Ausnahmo    für    den  FaU 


%  1186.  (II&6,  UÜO.)  Mit  der  Uebertrfti^miig  fler  Pordemog  geht  du  Pfuidrecbl 
»uf  den  iietieD  Gläubif^cr  Über.  Das  Pfjiudrecht  kAirn  nicht  ohne  die  Fordenuig  öbar* 
tragcD   werden . 

Wird  bei  der  U<ibirtr«gaDg  dor  Fcirderung  der  Uebsrg&ng  deti  PfiiDdrschtk  «isg»- 
Hchlcuseo,  10  erlt&cht  das  Pfsradrocht. 

$  1187.  Der  neue  P  rund  i^lün  biger  k&oD  von  dem  bisherigen  Pfund  gläubiger  die  Her* 
ftu^gabfi  des  Pfandes  vf^rlAngcn. 

Von  der  Krlangung    dm  VinhiUe^    an    bet   der    ucne  Pfand gliubtger    dem  Verpfloder 
gogeijüber  die  mil    dein  Pfiindrechte    verbnudenen  Verpflicbtungen.     ErttiJk  er  die^e  Ver^ 
pf}icbtangen  nicht,  m  haftet  tllr  den  von  ihm  tu  er&eUendon  Schnden  der  bisherige  Pfand* 
gl&ablger  wie  ein  Btirge^  der  auf  die  Einrede  der  Voranii klage  verzicbtet  bat;  die  Baflofig   . 
tritt  nicht  ein,    wenn    die  Forderung   kraft  0&»etses  auf    deu    neuen  Pfandgliubiger  öber>| 
gegangen  oder  thni  auf  Grund  einer  gegetalicheo  Verpäiehtung  Abgetreten  worden  ist.         1 

§   1188  gestrichen. 

Anmerknug,  In  den  Art.  1 1  des  Entwurfes  des  Einfubrungsgesetses  aoll  aom 
EraatKe  de»  ^  1188  des  Entw,  I  folgende  Vorsehrift  als  §  7S7a  der  Gmtproaeljordniiiig 
eingestellt  werden; 

Wird  eine  durch  ein  Pfandrecht  an  einer  hewegJichen  Sache  gesicherte  ForderuogJ 

überwiesen ,    so  kann    der  Schuldner    die  Ht^rausgabe    dc^^  Pfände»  an  den  Gläubiger  1 

verweigern  ^    bis  ihm  Sicherheit  f1ir  die  liaftniig    geleistet  ist«    die    fUr  ihn  aus  einer 

VerleUang  der  dem  OlKubiger  dem  Verpfander  gegenüber  obliegenden  Verpflichtungen 

aotsteben  kann, 

%  1188 a.  (1192  Ab&.  K)  Das  Pfandrecht  erlischt  mit  der  Forderung,  für  welebe 
es  besteht. 

§  1188  b.  (1191.)  Das  Pfandrecht  ertischl  dudurch,  dafa  der  Pfand gt&ubiger  das 
Pfand  dem  Verpflinder  oder  dem  Eigentümer  turückgiebt.  Der  Vorbehalt  der  Fortdauer 
des  Pfandrechts  ist  unwirksam. 

Ist  das  Pfand  im  Eesitae  des  VerpfEndera  oder  des  Eigentümers ,  so  wird  Teraolel, 
dafü  das  Pfand  ihm  von  dem  Pfandgliubiger  zurückgegeben  worden  sei,  Daa  Glaiciie 
gilt,  wenn  sich  das  Pfand  im  Besitz  eines  Dritten  befindet,  der  den  Be>tta  .»ach  der 
Entstehung  des  Pfandrechts  von  dem  Verpfander  oder  dem  Eigentümer  erlangt  bat. 

%  l!88c.  (1192  Abs,  Sj  Steht  dem  Verpfftnder  eine  Einrede  su ,  dureh  welche 
die  Geltendmachung  des  Pfandrechts  dauernd  ausgeschlossen  wird,,  so  kann  er  die  Eück« 
gebe  des  Pfandes  verlangen.     Das  gleiche  Recht   hat  der  Eigentümer. 
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der  UebeHraguD^  der  Forderung  durch  Ueberweisuiig  im  Wege  der 
ZwangsTolUtreokuDg ;  der  bisherige  KigeutäTner  soll  yerlaogeti  können, 
dttC»  de»  Pfand  auf  seine  Kosten  öffeQtlich  hinterlegt  wird  und,  wenn  es  dioh 
2ur  Hint€rlep:QDg  nicht  eignet,  dafsea  einem  gerichtlich  bestellten  Verwahrer 
zur  Aufbewahrung  übergeben  wird,  Hb  der  Eigentümer  oder,  wie  es  nach 
dem  Beschlasse  lu  §  1187  heifseu  müfste,  der  Yerpfänder  ihn  aus  der 
(nach  §  1187  Abs.  2  eintretenden)  Haftung  für  die  Erfüllung  der  dem 
neuen  Gläuhiger  dem  Verpfänder  gegenüber  obliegenden  Verpflichtungen 
entlülst  Die  KommiR*»ion  war  der  Ansicht,  dafs  durch  diese  Vorschrift 
einefBeite  der  neue  Gläu>»iger  zu  sehr  beeinträchtigt  werde,  da  es  danach 
vom  Willen  des  V'erpfänders  abhänge,  ob  der  neue  Gläubiger  den  Besitz 
des  FfandeR  erlange,  andererseits  der  bisherige  Gläubiger  nicht  genügend 
gegen  die  Gefnhr  geschützt  werde,  wegen  eines  vom  neuen  Gläubiger 
begangenen  Versehens  bei  dem  Verkauf  des  Pfandes  von  dem  Verpfander 
in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Man  beachlofs  daher,  den  §  1188 
durch  die  Bestimmung  zu  ersetzen,  dafs  der  bisherige  Gläubiger  die 
Herausgabe  des  Pfandes  an  den  neuen  Gläubiger  solle  yer weigern 
können,  bis  ihm  Sicherheit  für  die  Haftung  geleistet  ist,  die  für  ihn  aus 
einer  Verletzung  der  dem  neuen  Gläubiger  dem  Verpfander  gegenüber 
obliegenden  Verpflichtungen  entstehen  kann.  Die  Beetimmung  wurde  in 
die  CiTilproBefsordnung  verwiesen > 

Die  YorBchriften  über  die  Aufhebung  des  Pfandrechte  leitet  der 
§  1189  mit  dem  Satie  ein,  dafs  sar  rech tsgetchiftli eben  Aufhebung  die 
eioBeitige,  gegenüber  dem  Eigentümer  des  Pfandes  abzugebende  Verzichts- 
erkläning  des  Pfandgläubigers  genügt.  Die  Kommission  erklärte  in  Ver- 
folg des  zn  §  1 1 56  gcfafsten  Beschlusses  auch  die  Verzichtserklärung 
gegenüber  dem  Verpfander  für  genügend.  Ebenso  wurden  die  Bestim- 
mungen des  §  1191  Ab».  1  über  das  Erlöschen  des  Pfandrechtes  durch 
Hückgabe  des  Pfandes  an  den  Eigentümer  und  die  unter  Abs.  2  aufge- 
stellte Vermutung  einer  derartigen  Rückgabe  auf  die  Eüokgabe  des  Pfandes 
an  den  Verpfander  ausgedehnt.  Im  übrigen  erfuhren  die  §§  1189  bis 
1191  keine  sachliche  Aenderung.  Der  §  1192  Abs»  1,  welcher  das  Er- 
löschen des  Pfandrechtes  durch  das  Erlöschen  der  durch  dasselbe  ge- 
sicherten Forderung  ausspricht,  wurde  der  Deutlichkeit  wegen  beibehalten. 
Nach  Abs.  2  soll,  wenn  dem  Schuldner  gegen  die  Forderung  eine  die 
Geltendmachung  derselben  dauernd  auisohliefsende  Einrede  zusteht,  das 
Pfandrecht  mit  der  dem  Pfand  gläubiger  gegenüber  abzugehenden  Erklärung 
deß  Eigentümers,  dafs  er  die  Einrede  geltend  mache,  erlöschen.  Der 
Eommission  erschien  das  Erfordernis  einer  aolchen  Erklärung  den  Gewohn- 
heiten dea  Verkehrs  nicht  entsprechend  ;  sie  sprach  daher  dem  Eigentümer 


§  1189.  Zur  AufhebiiDg  d«R  PfuodrschU  durch  Raehts^^cblll  genfigt  di«  Erklftrun« 
de«  Pfjuidgläabigdr»  gegenüber  dem  VerpfSinder  odar  dem  Eigentümer,  dmfs  er  da»  Pfand- 
recht aufgebe. 

Ist  das  Pfandrecbt  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  betastet,  so  ist  dte  Zastunmimf; 
des  Dritten  erforderlich.  Die  Zuftimmung  Ut  dem  PfatidglMnbiger  gegenüber  su  erklären ; 
die  Erkläning  ist  anwiderriiflieh. 

§  11  &0  Tergl.  %  U86  Abs.  %, 

%  im  vergL  §  1188b. 

I  1192  Abs.  1  vergl,  §  1188 a,  Abs.  2  vergl.  §  1188c. 
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uod  Bb«uAO  dem  Verpfander  nur  daa  Kecht  zu,  tinier  der  beseichnetaii 
VorauBieUuog  die  Kliokgabe  dei  Ftandea  zti  verlangen ;  da«  Erlöfcbeo  det 
PtaodreehtB  tritt  dann  Dach  S  ^'^^  ^^^'  ^  ^^^  ^^^  Rückgabe  des  Pfändet 
ein.  Daf»  die  Vorsohrift  de«  §  183  Abs.  1  uoberuhrt  bleibt  (§  1192 
Ahfl,  3)»  glaubte  mao  nicht  bi'aoodtT^  aussprechen  zu  müfseo.  QegeD  den 
§  U93  wurde  Dichte  erinnert.  i>«r  Satz  dea  §  1194,  d&Ti  da«  Pfand  Ton 
dem  Pfandgläubiger  wegen  einer  andereu  Forderung  als  derjenigen,  für 
welche  das  PfaDdreoht  begrüodct  ist,  oichl  zurückbehalten  werden  kaiio^ 
erschien  seinem  wahren  ^inne  nach  selbst  verständlich»  eeinem  Wortlaut 
nach  aber  miftTerBtÜndlich  und  wurde  daher  geetriohen.  Der  g  119S 
Abs«  1  steUt  zu  Ounsten  des  VerpfKnders  für  dessen  Verhältnis  zum 
Pfandgläubiger  die  VermutuQg  auf,  dats  der  Verpfäuder  der  Kigentümer 
des  Pfandes  sei.  Diese  Vermutung  hielt  man  für  entbehrlich  eineneitt 
mit  Hück&icht  auf  die  unter  die  Vorschriften  über  den  Eigen  tamaansprtialli 
aufgenommene  EigentumsTermutnng  zu  Gunsten  des  Besitzers  (TergU  8.  76jyfl 
andererseits  wegen  der  beschlossenen  Aenderuogen  des  vorliegenden  Titels,^ 
durch  welche  an  Steile  von  Vorschriften  über  das  Verhältnis  des  Pfand« 
gläubigers  lum  Eigentümer  Vorschriften  über  dessen  Verhältnis  lom 
Verpfätider  gesetzt  worden  sind.  Nach  Abs.  2  soll,  wenn  der  Yerpfänder 
nicht  der  Eigentümer  ist,  dennoch  zu  Gunsten  des  Pfandgläubigers  and 
dessen  Verhältnis  zum  Eigentümer  des  Pfandes  der  VerpiUnder  solange  all 
Eigentümer  gellen,  als  dem  Pfandgläubiger  nicht  bekannt  oder  nur 
infolge  grober  Fahr  lästig  keit  unbekannt  ist,  dafs  der  Verpfander  nicht 
der  Eigentümer  ist.  Die  Vorschrift  wurde  mit  der  Abweichung  gebilligt, 
dafs  nur  die  Kenntnis  des  Pfaudgläubigers  vou  dem  Eechtsmaogel  des 
Verpfanders,  nicht  auch  die  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruhende  Un- 
kenntnis ihn  des  Schatzes  dieser  Vorschrift  verlustig  machen  soll;  es 
erschien,  entsprechend  dem  zu  §  886  gefafsten  BeschluTs,  angemaesoo,  dott 


I  1193,     Dm  Pfindrecbt  erlischt,    wsiui  «s   mit   d«m  Ei^nlnm  in  il«rsslb«D  P«ir«9B 

mti&iiimeD trifft.     Du  ErMschon    tritt    oii-ht    ein^    aoUn^e    die  Forderuog,    für  irelcbe  dAA 
Ff»nd recht  bsftteht,  mit  dem  Rechte  «ine«  D ritte u  belastet  ist 

Das  Pfandrecht  gilt  io^oweit  ah  nicht  erlo^cheo ,  als  der  Eigeotamer  ein  racbtlieli«! 
LotareiM  an  dem  Fortbeatehen  d«»  Pfandrecht«  hat.  

§  119i  gas  trieb  on. 

%   U95  Abs.  1  gefltriohen,  Abs    S  vergl.  §  liaS  a. 

§   ll9&a.     Die  Vonschriften  über  das  durch  Rech tsgeschift  bestall le  Pfandrecht  1 
auf  die  kraft  Oeset«es  ent^tandineo   PTaudrechte  eDtaprechende  Anwendon^. 

I  tl»5b.     (U84.  I18(^)     Bestebt    ein    Pfandrecht    an    dem    Auteü    aines    Mil 
tiLmer?  .    so  Übt  der  Pfaiirlglltibiger  die  sieb    ma^    der  Gemeia»chaft  der  Uiieigentflinsr  i 
AosehuDg  der  V^orwaltung  der  ä&cbe  and  der  Art  der  Benntaung  ergebanden   Rechte  ant. 

Die  Aufhebung  der  OemeinitchAft  liann  vor  dem  Etotritt  dar  Varkaafsberecbiiguiif? 
des  Pfandgl&iiblger«  nur  von  dem  Miteigintilmer  und  dem  PfMDdgtiiibig«f  gemalDscbaftlicii 
verfangt  werden.  Nach  dem  Eintritte  der  Verkaufsberechtigung  kann  der  Pfandgläubigef 
die  Aufhebung  der  Oefneintehaft  verlangen)  ohne  dafs  es  der  Znstimmiuig  des  Mitaigen^ 
tflmers  bedarf;  er  ist  nicht  an  eine  VeraiDbarung  gebunden,  durch  walcha  4ia  Mitatgati' 
tümer  das  Bacht,  die  Aufhebung  der  OemeinBchal\  tu  verlangen,  für  toiTner  oder  auf  Zeil 
aiisgascblossen  oder  eine  Kündigungsfrist  bestimmt  haben. 

Wird  die  Oemeinscbaft  aafgehobeni  so  gebührt  dem  Pfaodglitablger  das  Pftnidrodll 
an   den  Gegen  stände  o^  welche  an  die  Ktelle  des  Anteils  treten. 

Das  Recht  des  PfandglMubigeri^  zum  Verkaufe  des  Anteils  bleibt  unberflhrt. 

§  lld5c.     (119?)     Für  das  Pfandrecht    au    «inem    im    Sehiffsregiater    aingatn 
Schiffe  geltes  die  besonderen  Vorschriften  der  §§  1196  bis  1304. 


^^^ 
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^^ftadglMabrger   keinerlei  NacKforachtiDgapQioht    bezüglich  des  Rechtes  des 
rerpfanders  ftafza  erlegen.     Der  Vor&chlag,  dem  gat  glaub  igen  Pfandgläo  biger 
nah  in  ßesag  auf  die  Wirkung  eines  zwischen  ihm  und  dt5m  Yerpfönder 
irten  Kechtsstreiteft    über    einen    auf  dem  Pfandreobis^eThaltuisBe  be- 
ihenden   Anspruch    einen    ähnlichen    Schutz    zu    gewähren,    wie   ihn    der 
304  Abs«  2  dem    gutgläubigen  Schuldner  im  Fall  der  Uebertragung  einer 
E^^rderung    gewährt»    wurde    abgelehnt,    teils    weil    man    die    Frage     der 
iWiaaexischaft    and  Praxis    zur  Entscheidung  überlassen    wollte,    teils  weil 
mais    den    Torgeechlageneo  Schutz    für  nioht  gerechtfertigt  und  duroh  ein 
BedirfnU  des  Verkehrs  nicht  geboten  hielt 

In  den  §§  1196 — 1205  hat  der  Entwurf  Bestimtnungen  über  das 
Pfandrecht  an  einem  in  das  Sohiffsregieter  eingetragenen  Schiffe 
und  aji  einer  Sehiffspart  aufgenommen,  jedoch  Torbehaltlieh  der  bei  der 
Bevisioo  des  Handelsgesetzbuchs  zu  treffenden  Entscheidung,  ob  die  Be* 
HiiDioiiogen  in  das  Uandelsgesetzbiich  zu  übernehmen  oder  zu  unter- 
(irückeo  oder  mit  Bezug  auf  die  Verpfändang  von  Fahrzeugen  der  ßinnen- 
lalitfffthrt  zu  ergänzen  seien.  In  der  Kommission  empfahl  die  Minderheit 
Btreichung  der  Vorschriften,  indem  sie  für  zweckmäfsiger  hielt,  die  Rege- 
tong  des  Pfandreohts  an  Seeechiffeu  und  Binnenschiffen  einschliefslich  des 
Verfahrens  dir  Eegi  sterbe  hör  de  einem  besonderen  Heiohsgesetz  zu  über* 
laasen.     Die  Mehrheit  entschied  sich  jedoch  für  die  Beibehaltung  too  Be- 

»ittmmungen  und  hiolt  es,  nachdem  der  Entwurf  solche  aufgenommen  habe, 
aieht  für  gerechtfertigt,  »ich  auf  die  Streichung  der  Bestimmungen  zu  be- 
lohfinken,  da  dieselben  in  der  Kritik  im  wesentlichen  nicht  beanstandet 
•eieci.  Die  Aufnahme  der  Vorschriften  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  er- 
•«bsaii  auch  insofern  sachlich  begründet^  als  für  die  Verpfändung  regi- 
itrierier  Schiffe  im  ganzen  die  gleichen  Gesichtspunkte  in  Betracht  kämen, 
rie  für  andere  Verpfändungen  des  bürgerHchen  Verkehrs.  Soweit  die 
Koannission  etwa  wegen  nicht  genügender  Kenntnis  der  besonderen  Ver* 
hittiiiAe  des  See-  und  BinnenschiffahrtsTerkehra  nioht  das  Eiohtige  treffen 
leliUr  werde  sich  später  ooch  Gelegenheit  finden,  etwaige  Erinnerungen 
fegen  ihre  Beschlüsse  zu  berücksichtigen.  Die  Verpfandung  von  Binnen- 
•elüireii  will  zwar  der  in  der  Vorbereitung  begriffene  Entwurf  eines  Reichs- 
liMUee  betreffend  die  Binnenschi  ff  fahrt  regeln.  Die  Kommission  sah  hierin 
jedoob  keinen  Grund,  nicht  in  das  Gesetsbuch  Vorschriften  aufzunehmen, 
waieb«  sich  auch  auf  das  Pfandrecht  an  registrtrten  Binnenschiffen  be- 
fielieop  vorbehaltlich  späterer  Hin  übern  ahme  der  VorBohriften  in  das 
Handelsgesetzbuch,  unbedenklich  erschien  es  auch,  die  erforderlichen 
Verfahre  US  vor  Schriften  in  das  in  Aussicht  genommene  Gesetz  über  die 
ingelegeoheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu  Terweiten* 


f  ]19d  Zar  B«st«Uttttg  des  PraadrechU  Ut  die  Einfirnng  des  Bigentümers  de«  Schiffes 
Ib4  4m  Olitublj^cr»  diirüber ,  diC»  dem  Glätibif^er  diu»  Pfandrecht  xastoheti  sotl ,  und  dte 
Batrsguns  de»  Pfandrecbts  in  da«  Scbtffsrejpjit«r  erforderlich.  Die  Vor»chrfftea  des 
I  9t9  Ab«.  1  und  des  |  881  finden  entfprecbende  Anwendunj^. 

Aainvrkonc.  Der  §658  der  Civilproser^ordDuti^  io  der  PftssaDg  der  Anmerkaog 
ta  f  883  eothiU  folgenden  Zusttz: 

Dm  Gleiche  g,iH^  wenn  euf  BewilUfs^aug'   der  Emrr«initig  einen  Pfuidre^lits  in  dut 
L  Hslilffirtffielsr   oder    der  Luschont?    eine»    Pfandrechte    im  8chtfr»r«gi«t6r    erk&DOt  ist* 
Utr  8eti  8  der  Anmerktttig  zu  §  833  mu  weg. 
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Der    auf    die    BcgrÜDdung     des    Pfandrechts    an    eioem    regit trierteo 

Schiffe  bezüifliche  §  1196  wurde  tsachlich  btjibehaltt^n ,  abgesehen  veo 
einer  den  bisherigen  Beeohlüi^sen  entsprechenden  Aenderang  der  in  Sati  2 
enthalte uen  Citate.  Die  Zulan9ung  einer  Verpfändung  dnroh  gerichtlieh  fl 
oder  notariell  beglaubigten  Pfand  vertrag  neben  der  Yerpfändung  dorch  B 
Eintragung  in  das  Schiffsregister  lehnte  man  als  mit  dem  §  14  dea  Ein- 
führun gi'gese tzes  zur  Konkursordnnng  nioht  verträglich  ab»  ebenso  den 
Schutz  de?»  gntgläubigen  Erwerb«  eines  Pfandrecht«  von  einem  an  Unrecht 
in  das  Schiffsrigister  als  Eigentümer  Eingetragenen,  da  dem  Schiffsregister 
Riint'm  Zweck  nach  nicht  fiir  den  Erwerb  von  Privatrechten  öffentlicher 
Glauben  beigelegt  werdeo  diirfe.  Im  Anschlufs  an  den  an  Stelle  des  §  8^3  be< 
Ächlossenen  §  658  der  Civilprozefsordnung  (vergl*  Bd.  LXl  8.  73,  76)  sprach 
man  durch  einen  Zusats  zu  dieser  aus,  dafs,  wenn  auf  Bewilligung  der  Ein- 
tragung  eines  Pfandrechts  in  das  Schiffsregister  oder  der  Löschung  eine« 
Pfandreohttj  im  Sohiffsregistar  erkannt  ist»  das  für  vorläoffg  vollstreckbar 
erklärte  Urteil  durch  Eintragung  einer  Vormerkung  vollzogen  wird.  Der 
§  1197  blieb  unbenuhtandet.  Die  Abs,  1  und  2  des  §  1198  und  die 
§§  1 200,  1 202  wurden  untir  der  Yoraussetznng  der  Aufnahme  ent-  M 
sprechender  VoraohrilteD  in  das  Reichsgesetz  über  die  Angelegenheiteo  ^M 
der  freiwilligen  Genchtbbarkeit  gestrichen.  Der  Abs.  3  de»  §  1 198 
wurde  dahin  ergänzt,  dafs  die  Eintragung  eines  8chiffsp  fand  rechts  für  eine 
versinslichs  Forderung  auch  den  Zinssati  enthalten  mufs.  Aufserdem 
erklärte  man  die  für  die  Hypothek  gelttiDdeo  Yorschriften  des  §  1065, 
welche  die  nachträglkhü  Eintragung  der  Verzinslichkeit  and  die  Erhöhung 
des  Zinisatzes  bis  zu  fünf  vom  Hundert  ohne  Zustimmting  des  gleich- 
oder  nachstehenden  Berechtigten  für  zulässig  erklären,  anf  das  Schiffs- 
pfandrecht für  entsprechend  anwendbar,  ebenso  die  Vorschrift  der  §  1066 
über  die  kraft  Gesetees  eintretende  Ausdehnung  der  hypothekarischen 
Haftung  auf  gesetzliche  Zinsen  der  Hauptforderung  sowie  auf  die  Konten 
der  Kündigung  und  der  die  Befriedignug  aus  dem  Grundstück  bezweckenden 
Kechtsverfolgung.  In  betreff  der  ßangordnung  der  an  einem  Schiffe  be- 
stellten Pfandrechte  verwies  man  auf  die  Vorschriften  des  §  834  a  betreffend 
die  KangorduuDg  von  Keehlen  an  einem  Grundstück.  Neu  aufgenommen 
wurde  eine  Bestimmung  über  die  Erstreokung  des  Pfandrecht«  auf  das 
Zubehör  des  Schiffes  (siehe  §  120Sa  der  Zusammen  Stellung)*  Der  §  1199,^^ 
welcher  bezweckt,  die  Anwendung  des  §  1153  auf  das  Sohiffspfandrechl fl 
ausssuschliefsen,    erledigte    sich    durch   die    Streichung    des  §   1153«     Der  ^ 


§   1197  vergl,  %%  1195  c,  l«03c. 

§  1198  (1198  Abii.  3)  Die  Eiutniguiig  maf^f  die  Bezeichnung  de*  Gläabigar»,] 
ilft»  Ge](ib«lriig&  der  Fordoruug  uud  ,  w«Dti  dio  Forderuiig  verzinslich  hU  des  2iaasate«a| 
•nthalien, 

AnmsrkuDK.  Der  §  1198  Ab».  1,  3  und  die  §§  ISOO,  1802  sind  in  d«r  Vor-*! 
Sttäsetnung  gesCricheti  worden,  dafa  das  für  erforderlicli  erecbtcte  EekhftKeifeti  Aber  4Sal 
AnKelegcDbeiteu  der  &-eiwilligeD  GericbUbarkeit  du  VerCibren  vor  der  ftegi»t«rbaliörda  J 
reget u  wird. 

§  1198  a.     Die    RengordDUiiK    der    au    dem  Schilfe   bej^letlten    Pt'aodrecbte    beetfannt 
lieb  nach  den  Vorsebriften  deß  §  834  ik* 

S§  1199,  1800  gestrichen, 


NitioDaldkooomfftclie  Geaetig^ebnng.  395 

S  1901  wurde  gebilligt»  ebenso  der  §  1202.  Wie  dieser  im  Falle  der 
Unrichtigkeit  des  SobiiFsregisters  den  §  843  für  entsprechend  anwendbar 
erkUbrt,  liefs  man  entsprechend  den  §§  844,  845  auch  die  £iutrag:ang 
eines  Widerspruchs  gegen  die  Richtigkeit  des  Schiffsregisters  im  Falle 
einer  an  unrecht  erfolgten  Löschung  eines  Schiffspfandreohts  zu.  Der 
{  1204  blieb  unangefochten. 

Nach  §  1205  sollen  die  Vorschriften  der  §§  1196—1204  auf  das 
Pfandrecht  an  einer  Schiffspart  entsprechende  Anwendung  finden.  Dem- 
gegenüber lag  ein  Antrag  Tor,  die  Verpföndung  Ton  Schiffsparten  durch 
Eintragung  in  das  Schiffsregister  in  dem  Sinne  ausznsohliefsen ,  dafs  eine 
Schiffispart  nur  wie  ein  Gesellschaftsanteil  verpfändet  werden  könne; 
ereniuell  wurde  Torgeschlagen,  nach  dem  Vorgange  des  bremischen  Ge- 
letsea  Tom  15.  Deiember  1887  eine  Verpfandung  Ton  Schiffsparten  durch 
üebergabe  einer  dem  Mitrheder  von  der  Begisterbehörde  auf  Antrag  aus- 


§  1201.  Solange  das  Pfandreeht  im  SchifiRtregbter  eingetragen  ist,  treten  im  Falle 
der  Verlnfsemng  oder  der  Belastang  des  Schiflfes  in  Ansehang  des  Pfandrechts  die  in 
den  §§  878,  983,  lU7e  bestimmten  Wirknnfren  nicht  ein. 

Ist  das  Pfandrecht  mit  Unrecht  gelöscht,  so  gelten  im  Falle  der  Ver&a(sening  des 
Schiffes  die  Vorschriften  des  §  878  Abs.  1  Sats  1,  Abs.  2  auch  dann,  wenn  der  Erwerber 
das  Eigentum  ohne  Üebergabe  erlangt;  die  Vorschrift  des  §  878  Abs.  8  findet  keine 
Anwendnng. 

Wird  ein  Pfandrecht,  welches  dem  mit  Unrecht  gelöschten  Pfandrecht  im  Range 
■achsteht,  anf  einen  Dritten  übertragen,  so  findet  die  Vorschrift  des  §  1147c  Anwendung. 

§  1202  gestrichen. 

{  1203.  Steht  der  Inhalt  des  Schiffsregisters  in  Ansehang  eines  Pfandrechts  mit  der 
wirklielieo  Bechtslage  nicht  im  Einklänge,  so  kann  die  Berichtigang  des  Schiffiregisters 
nach  den  IBr  die  Berichtigang  des  Grandbachs  geltenden  Vorschriften  des  §  848  verlangt 
werden. 

Ist  ein  Pfandrecht  mit  Unrecht  gelöscht,  so  kann  ein  Widersprach  gegen  die  Rich- 
tigkeit des  Schiffsregisters  nach  §  844  Abs.  2  eingetragen  werden.  Solange  der  Wider- 
spruch eingetragen  ist,  treten  in  Ansehung  des  Pfandrechts  die  in  den  §§  878,  988 
1147c  nnd  im  §  1201   Abs.   2  bestimmten  Wirkungen  nicht  ein. 

§  1208  a.  Das  Schiff  haftet  nicht  für  einen  gröfseren  Betrag  als  den  eingetragenen 
Betrag  der  Forderung  nnd  der  Zinsen.  Die  Haftung  für  gesetsliche  Zinsen  und  für 
Kosten  bestimmt  sich  nach  der  für  die  Hypothek  geltenden  Vorschrift  des  §  1065. 

Das  Pfandrecht  kann  ohi)e  Zustimmung  der  im  Range  gleich-  oder  nachstehenden 
Berechtigten  dahin  erweitert  werden,  dafs  das  Schiff  für  Zinsen  bis  zu  fünf  vom  Hundert 
haftet. 

§  1203  b.  Das  Pfandrecht  erstreckt  sich  auch  auf  das  Zubehör  des  Schiffes  mit 
Aosnabme  der  Zubehörstücke,  die  nicht  in  das  Eigentum  des  Eigentümers  des  Schiffes 
l^langt  sind. 

Die  Haftung  der  Zubehörstücke  erlischt,  wenn  sie  von  dem  Schiffe  entfernt  werden, 
bevor  sie  zu  Gunsten  des  Pfandglitubigers  in  Beschlag  genommen  worden  sind.  Werden 
Zubehörstneke  vor  ihrer  Entfernung  von  dem  Schiffe  veräufsert  oder  belastet ,  so  treten 
ia  Ansehang  des  Pfandrechts  die  in  den  §§  878,  988,  1147  c  bestimmten  Wirkungen 
nicht  ein. 

§  1208  c.  (1197.)  Die  Vorschriften  der  §§  1147  bis  1195  a  finden  insoweit  keine 
Anwendung,  als  sich  daraus,  dals  der  Pfandgl&ubiger  den  Besitz  des  Schiffes  nicht  erlangt, 
Abweichungen  ergeben.  In  dem  Falle  des  §  1188c  tritt  an  die  Stelle  des  Anspruchs 
auf  Rfickgabe  des  Pfandes  das  Recht,  die  Aufhebung  des  Pfandrechts  zu  verlangen. 

§  1204.  Der  Pfandgliubiger  kann  seine  Befriedigung  aus  dem  Schiffe  nur  auf  Grund 
eines  vollstreckbaren  Titels  nach  den  für  die  Zwangsvollstreckung  geltenden  Vorschriften 
wehen. 

§  1205.  Die  Vorschriften  der  §§  1196  bis  1204  gelten  auch  für  das  Pfandrecht  t» 
liner  Bchübpait« 
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luttetlenden  Eigentutnsftkie  über  «ein du  Aotail  an  dam  Schiffe  xuzulai«eii. 
Die  Mehrheit  beliefB  es  jedoch  boi  dem  Batwurfe.  Sie  Yerkft&nte  zwar 
nicht,  dafs  erhebliche  Grande  für  die  TÖÜige  Beseitigung  eioeft  Pfandrechü 
an  Schiffsparten  iprächeti,  daffl  nameotlich  ein  solches  Pfandrecht,  da  ei 
einem  voti  den  Mitrhedcrn  her  teilten  Ffaudreohte  um  ganseo  Schiffe  in 
Range  nachstehen  müsse,  regelmäTsig  Ton  geringem  Wert  sei  and  unter 
umständen  2u  Schwierigkeiten  bezüglich  der  Zwangsvollstreckung  fUhreo 
könne.  IndesAen  hielt  man  mit  Rücksicht  auf  die  Ztilafisaog  eines  der- 
artigen Pfandrechts  in  allen  neueren  Gesetzen  doch  für  bedenklich,  ea  für  J 
die  Zukunft  auszuschlief^en.  £s  erichien  wegen  der  wesentlichen  Yer-^ 
Bchiedenheit  der  Khederei  von  der  Gesellschaft  auch  nicht  angemeti^ii, 
nur  eine  Verpfandung  nach  den  für  Gesellschaftsanteile  geltenden  Vor* 
Schriften  zu  gestatten.  Die  Verpfandung  durch  Registe  rein  trag  nahm 
man  an,  habe  im  Gebiet  des  preufniichen  Landrecbts  nicht  zu  MilsstandeD 
geführt,  wä^irend  die  Verpfändung  mittels  Eigen tumsükte^  wenigstens  ftlr 
das  Reichsrecht  ^  eine  Neuerung  bedeuten  würde.  Die  Aufnahme  einer 
Vürschrift  über  die  Verpfanduo;:;  eines  im  Bau  begriffenen  Schiffes,  wie 
eine  solche  z.  ß.  das  Torerwiihnte  bremiBche  Gesetz  und  das  französii^che 
Gesetz  vom  10*  Juli  1885  enthiilt^  wnrde  abgelehnt,  weil  man  ein  Be- 
dürfnis für  die  Regelung  einer  derartigen  Verpfandung  Temeinte. 

Von  den  den  vierten  Titel  de»  neunten  Abschnitt«  bildenden  Vorschriften 
über  das  Pfandrecht  an  Rechten  blieben  die  §§  1206,  1207  unbe- 
anstandet Der  Satz  2  des  §  1208,  welcher  den  §  lü87  Abs.  2  für  nicht 
anwendbar  erklärt,  wurde  ebenso  wie  der  gleichlautende  §  1033  Satz  2 
gestrichen,  dvr  Batz  l  dagegen  und  der  in  der  Anmerkung  ausgesprochene 
Vorbehalt   für   die    ürundbuchordnung    gebilligt*      Man     besohlofs    fer 


Zweitor  Titel. 
Pfandrecht  ad  Recbt«n*). 

§  ]i!06.     (t20G,  um,  t2U.)     0«>g«Dfttiuid  des  Pf AEid rechts  kino  nach  «in  Reclit  1 

Auf  da»  PfAudrecbt  nu  liechteii  äudeti  dte  Vor^cbrifteu  über  d«9  Pfutidrecht  an  btw«g;> 
licheu  SB4:hen  entüprech«tido  Anwtitidiing  ^  soweit  sich  iiieht  aus  den  §§  1^07  bb  1229  ti 
ein  Audisres  ergtebt.  Die  Auweudung  der  Vorflchrifleu  des  §  1147  c  und  des  §  1154 
Aba.  8  Ut  susgeachlojiÄeD. 

I  ISOT.     (1307,  1208.   1210.)     Die    Bestelloiig    dea    Pfandrechta    an    einem    Kochte 
erfolgt  nach  den   für  die  UebertraKuoi;  dei  Rechtet  gelteoden  Vorschriften.     Ist  aar  Ueber^  | 
tragüng  do!>  Rechtes  die  Uebergabe    einer  8&che    erforderlich,    so  finden    die  Yoradirtflti 
der  %%  1147,   lU7a  Auwettdttng. 

Soweit  CID  Eücht  nicht  übertragbar  ist^  kanu  eia  Pfandrecht  an  dem  Rechte  olcbt 
bestellt  werdeo. 

A  n  m  e  r  k  u  II  g.  1.  Es  wird  vorauäge»etxt,  dafs  die  Orundbaebordnang  eino  Voreebrifl 
enthalten  wird,  nach  welcher  die  Uebcrtragung  einer  Forderung  i  für  die  ein  im  Grund' 
buch  eingetrageneä  Recht  ala  Pfand  haftet ,  in  das  Grußdbnch  etßgetragen  werdea  kaue, 
wenngleich  die  Einir&gtini;  zur  öebertragang  nicht  erforderlich  ist. 

2.  Der  Art.  57  de»  Entwurfes  de»  EinrühruDgiige9etz&»  «oll  dahin  verdeutlicht  werdeOt 
data  die  landesgeaetslfcben  Vorschrirten  unberührt  bleiben,  welche  die  Uebertraguog  odt 
Belastung  einer  in  das  8taatsschuldbacb  eingetragenen  Forderung  regeln.  i 

I   1S08  vergl.  §§  l«07,  1200  a.  1 


1)  Die  VorscbrifteD  über  die  dingliche  Sicherung   der  Inhaber  von  Pfandbriefen  and 
Ahnliehen    von    dem  Schuldner    auf   Grund    erworbener    Forderungen    auageitellten  Werl*  \ 
papieren  bleiben  der  Hegelung  durch  ein  besonderes  Betchagesets  vorbehalten. 
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eine  Yerd«utlichuDg  des  Art  &7  des  EbIwutCs  des  Einfilhmn^tgefteizeB 
dAhio^  dati  unberührt  bleibeo  die  LuudesgcäützhchQD  YorBchriften,  welche 
die  UebertraguDg  oder  BelaatuDg  einer  in  das  Staataackuldbuch  eingetr&ga- 
oeD  Forderung  regeLOp  um  der  Landes^eaetzgebuDg  auch  für  die  Zukuoft 
die  nötige  Freiheit  zu  wahren.  Der  §  1209  t^ühlierat  mit  Rücksicht  auf 
die  Regel  des  §  1206  Abs.  2,  dafs  auf  daa  PfaDdrecht  au  Rech  tau  die 
Voräohriften  über  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  Anwendung 
ÜDdeii,  TOQ  dieier  Anwendang  ausdrücklich  aus  die  in  §  1147  in  Ver- 
bindung mit  §  877  enthaltene  Vorschrift  über  den  Schutz  des  gutgläubi- 
gen Erwerbs  des  PfandrecbU  von  einem  Nichteigentümer  und  die  Vor- 
schrift des  §  1152  über  den  Vorrang  eines  in  Unkenntnis  üllerer  Hechte 
erworbenen  Pfandrechts.  Die  Kommission  hielt  die  Bestimmung,  soweit 
sie  die  erstbezeichnete  Vorschrift  betrifi't,  für  entbehrlich,  da  sich  die 
Juan  wendbar  keit  dieser  Vorschrift  aus  dem  Fehlen  des  für  den  Schutz 
dcfi  redliehen  Erwerbs  weBenllicheo  Krfordernii^eB  der  Uebergabe  und 
aas  §  1208  ergebe^  im  übrigen  behielt  sie  den  §  1209  der  Deutlichkeit 
wegen  bei.  Gegen  den  §  1210  wurde  nichts  erinnert.  Ebenso  blieb  die 
auf  die  Verpfändung  einer  durch  formloseu  Vertrag  abtretbaren  Forderung 
bezügliche  Vorschrift  des  §  1211  unverändert.  Der  §  1212  schreibt  für 
die  Verpfandung  Ton  anderen  iu  gleicher  Art  ahtretbaren  Bechteo  ,  ins- 
besondere von  Urheberrechten»  Abschlufs  des  Ffandvertragen  in  gericht* 
lieber  oder  notarieller  Form  vor.  Die  Kommission  iah  keinen  genügen* 
den  Grund  f  für  die  Verptanduni^  solcher  Rechte  strengere  Erforderuivae 
aufzustellen  als  für  die  Abtretung  und  strich  daher  den  §  1212.  ^u 
§  1213,  welcher  zu  Verfügungen  über  das  mit  dem  Pfandrecht  belustete 
Recht  die  Zustimmung  des  Plaudglünbigere  erfordert,  stellte  man  klar, 
dafs  durch  die  Yorschrift  des  2.  Satzes,  nach  welcher  die  Zustimmung 
gegenüber  dem  Berechtigten  erklärt  werden  mufs,  die  Bestimmung  des 
§  83Da  Abs.  2  Satz  3  (der  Band  LXI  S.  72  mitgeteilten  Zusammen- 
stellung) unberührt  bleibt,  dafs  also  bei  Yorpfandeten  Rechteu  an  Grund- 
stücken die  Zustimmung  des  Pfandgläubigers  zur  Aufhebung  des  Rechts 
auch  dem  Gniudbuchamt  gegenüber  erklärt  werden  kaon.  Der  §  1214 
Aha.  1  wurde  von  der  Mehrheit  sachlich  gebilligt ;  dagegen  erschien  der 
Abs.  2  überflüssig,   während  sich  der  Abs,  3  durch  den  die  Verpfändung 


I  ISO»  TergL  §   1206  Abs.  2* 

I  1209  ft.  (1208.)  Ist  ein  Escbt,  kr^ft  desseo  sin«  Leistung^  gsfordert  werden  kann, 
Geg«usUu3(t  des  Pfsadrecbtaf  wo  fltiden  «uf  4tA  KechlAverhftltuis  swinclieo  dem  PlAtid- 
glAubiger  und  dem  Verpflichteten  die  Vorsckrifteo  entaprechead«  AoweoduriK,  wetcliQ  im 
FaII«  der  UebertrAgung  de*  Rechte»  für  diks  BecbUverhiltnij  iwucbeu  dem  Erwerber  und 
dem  Verpflichteten  gelten* 

§  1210  vergl.  |  1207  Abs.  1  Sats  2. 

{  ISM  vergl.  §  1216  b. 

§  1212  gestrichen, 

§  1213.  Du  rerpflndet«  Recht  knim  dareb  Rechtsgeschäft  nur  mit  ZuAtimmuni.; 
dss  Pfaudgliabigers  aafgehciben  werden.  Die  ZiUütitnmuDg  i&l,  sovrett  nicht  die  Vorvchrift 
d«s  §  830«  Abs.  2  Salz  3  Anwenduuf^  ündet,  dem  BerccbtiKteu  »^e^enülier  »u  erkl&ren ; 
die  Erkiftrung  ist  unwidermflicb. 

Daa  Gleiche  ^ilt  im  Fftlle  einer  Aenderung  des  Rechtes ^  sofern  ii«  das  ffnadrecbt 
h«elntrJicbÜgt. 

§  tfU  vergT.  |  1200  Abi.  2, 
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cdnea    Niefsbrauclis    aussohliefeeDdeo    früherem     BeschlufB    erledigte*      DU 
§§    1215,   1216  erfuhren  keine  BeanfitanduDg, 

YoD  den   nim  folgenden    besonderen  Bestimmungen    über    dju  PfiAd* 
recht  RO  ForderangeD  behandelt   der  §   1217     die   Zeit    Tor   dem  Eintnllj 


§  iSlfi.     Der  PfmndgJfttibiger  lunn  seine  Befriedrguug  au»  dem  Bechte  nur  suf  Oiniidl 
eines  yollatreckbareii  Titeb  nach  den  für  die  Zw&ngttvollfrtTuckuun:  geltenden   V*op»clmft4B  j 
suchen,    sofern    niühc    ein  Anderes  bestimmt  ist     Die  Vorsdiril^en    de^  §   1166i^  und  d« 
1    11 S^«  Abs.  S   bleiben  unberübrt. 

§  1216.  Ist  ein  Recbt^  tu  dessen  Verpfindung  die  üebergAb«  einer  Sache  erfordere 
lieh  iatf  Gegenslrnnd  de3  Ffftcdrecbts,  so  finden  auf  dt^  Eridscheri  de»  Pfindrechtj  dank 
die  RQckg&be  der  Sacbe  die  Vurecbriften  des  §   1 188  b  enUprecbende  Anweudong, 

%  1216  A*     Für  das  Pfandrecht  an   einer  Porderting  gelten  die  besonderen  Vorscbri 
der  §§  1216  b  bi«i  12S2a. 

%  1216  b.  (1211.)  Die  Verpfändung  einer  Forderang,  zu  deren  Üebertragimg  dtr 
Abtretiitigivertrag  genügt,  ist  nur  wirksam,  wenn  der  Glänbiger  sie  dem  Schuldner  jl& 
gezeigt  bat. 

^1^17.     (1317  Abs.  4f  fi  äats  2.}     Der  Schuldner  kann  nur  an  den  PfMidgUubiga 
ttud   den  Gläubiger  gemeinschafltich  leisten.     Jeder  iron  beiden  kann  verlangen ,    daf» 
aie  gemeinschaftlich    geleistet    wird;   Jeder    korm   statt    der  Leistung    Tarlungcn ,    dafi  dk  | 
geschuldete  Bache  für  beide  hinterlegt  oder,  wenn  sie  »ich  nicht  zur  Hinterlegting  eigaetf 
an  einen   geriflitlich  zu  beateilenden   Verwabrer  abgeliefert  wird. 

Ist  die  Forderung  nicht  auf  Geld  gerichtet,  »o  steht  das  Recht  sur  Einaieboiig 
Pfand  gläubiger  zu«  wenn  die  Leiütungszeit  nach  dem  Inhalte  des  Scbuldverhältiiissea  od 
ttifolge    einer  Kündigung    fest    bestimntil    ist    oder    im  Falle    des    §  231  der  Ullabiger 
Leistung  gefordert  oder  der  Schuldner  sie  angenommen  hat;    der  Schuldner  kann 
den  Ftandgläii biger  leisten 

§  1217  a.  (1218  Abs.  1,  8.)  Sind  die  Voraussetsongen  des  §  1166  Abs.  8  eiiigt- 
treten,  ao  ist  der  Pfand glftabiger  sur  Eiosiebung  der  Forderung  berechtigt  und  kann  der 
Schuldner  nur  au  ihn  leisten.  Die  Eins^iobung  einer  Oeldforderung  siebt  dem  PfAnit* 
gbiubiger  nur  insoweit  su,  als  sie  2U  seiner  Befriedigung  erforderlich  ist.  Soweit  er  lef 
Eitiziehung  berechtigt  ist ,  kann  er  auch  verlangen ,  dafs  ihm  die  Geldforderung  an  2ah- 
liiugs»tatt  abgetreten  wird. 

Zu  Anderen  Verfügungen  über  die  Forderung  ist  der  Pfandgtlubiger  nicht  berechtigt^, 
tltts  Recht,  die  Befriedigung  aus  der  Forderung  nach  §  1215  zu  suchen,  bleibt  unbe 

§   1217  b.     (1217  Abs.   1,  S,  1218  Abs.   1  Sats  1.}     Hingt    die    FiUigkett    der 
pfandetc^n  Forderung  von  einer  Kündigung  Ab^  so  bedarf  der  Gläubiger  zur  Kündigung  ( 
Zustimmuing  des  PfAndgläubigers  nur,   wenn  dieaer  berechtigt  i^t,  die  Nutaungen  am 

Die  Kündigung  des  Schuldners  tat  nur  wirksam,  wenn  sie  dem  Flandgiftabiger  nod 
dem  Gllu biger  erklärt  ist. 

Sind  die  VorausseUungen  des  §  1165  Abs.  3  eiogetreton,  so  ist  auch  der  PCand- 
glkubiger  sur  Kündigung  bereobtigt;  (Ur  die  KilDdigong  des  Schuldners  genügt  die  Er» 
ktärung  gegenüber  dem  PfandgUubiger. 

I  1217  c.  Die  Vorschi-iften  der  §§  1217  bis  1217  b  finden  keine  Anwendung,  soweit 
der  Pfandgläu biger  und  der  Gläubiger  ein  Anderes  vereinbart  haben. 

%  1317  d.     (1S17    Abs.  5    Satz  1,    1218    Abs.  «,    1326    Abs.  S    Sats  1.)     Kann   die 
Leistung  nur    an    den  Pfandgllubiger    und    den    GUubiger   gemeinschaftlich    erfolg 
sind  beide  einAuder  verpäichtet,  zur  Einsiebuug  mittowirken,  wenu  die  Forderung  I 

Soweit  der  FfAndgläubiger  berechtigt  ist,  die  Forderung  ohne  Mitwirkung  dee^ 
biger»  einzuziehen,  bat  er  für  die  ordnttng:»mAfsige  Einziehung  zu  sorgen.  Von  der  Stii- 
Ziehung  bat  er  den  Gläubiger  unverzüglich  zu  benacbricbtigen,  es  sei  denn,  dAfs  die 
BeuAchrichtIgung  uothunlich  ist. 

§  1217  e.  (1217  Abs,  2.)  Hängt  die  Fälligkeit  der  Forderung  von  einer  KOndigong 
ab^  so  kann  der  Pfandgläobiger,  sofern  ihm  das  Klladigungsrecbt  nicht  susteht,  von  dem 
Gläubiger  die  Vornahme  der  Kündigung  verlAQgeo^  wenn  die  Einziehung  der  Forderung 
wegen  Gefährdung  ihrer  Sicherheit  nach  den  Regeln  einer  ordnuugsmäfsigen  VermSgens- 
verwaltung  geb<>ten  ist.  unter  der  gleichen  VorAu$ietxung  kann  der  Gläubiger,  sofern 
die  Zustimmung  dtn  Pfandgläubigers  ^ur  Kündigung  erforderlich  ist,  die  Zoalümakvug 
verlangen. 
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[dar  Tor&Uf»etzuD^eD  y  tod  denen  nach  §  1166  Aba.  2  beim  Pfandrecht 
«n    bewegliches    Sachen    das  Ter  kauf i^r  echt    des    Pfandgläubigera   abhängt» 

r  d.  h.  Tor  dem  Eintritt  der  Fälligkeit  der  durch  das  Pfandrecht  gedcher- 
Forderung  und,  wenn  diese  nicht  auf  Geld  gerichtet  idt,  vor  der  Um- 
idlung  dexBelben  in  eine  Geldlorderon g.  Die  Abi*  1^3  des  §  1217 
sieben  sich  auf  den  Fedl,  dafs  die  Fälligkeit  der  verpfändeten  Forderung 
TOB  einer  Kündigung  abhängt  Nach  Ab^.  1  soll  eine  gokhe  Forderung 
nur  Ton  dem  Gläubiger  und  dem  Ptandgliiubigcr  gemeioachaftlich  gekün- 
digt wirrden  können.  Die  Kommission  hielt  es  für  angemessener ,  dem 
Uläabiger  regelmäfsig  das  Recht  zur  selbständigen  Küodigung  der  Forde- 
rttog  SU  belassen;  nur  für  den  Fall,  wenn  der  Pfand  gläubiger  berechtigt 
iai,  die  Nutzungen  der  Forderung  zu  sieheu,  erschien  eine  Ausnahme  in 
I  Interesse  geboten  dahin,  dEifs  zur  Kündigung  seine  Zustimmung 
erforderlich  i^t  Im  Ansohlufe  an  diese  Regelung  wurde  der  Abs.  2  des 
§  1217  durch  die  Vorschrift  ersetzt,  dafs  in  dem  Regelfalle  der  Pfand- 
gläubiger  Tom  Gläubiger  die  Vornahme  der  Kündigung,  in  dem  Aus- 
DAhmefiiUe  der  Gläubiger  Ton  dem  Pfaudgtäubiger  die  Zustimmung  2ur 
Kündigung  dann  verlangen  kann ,  wenn  die  Einziehung  der  Forderung 
WAgen  Gefährdung  ihrer  Sicherheit  nach  den  Regein  einer  ordnungs- 
nälaigen  Vermögensverwaltung  geboten  ist.  Die  Bestimmung  des  Abs.  3, 
djs/s  die  Kündigung  des  Schuldners  nur  wirksam  ist«  wenn  sie  dem  Pfand- 
gläubiger  und  dem  Gläubiger  erklärt  ist,  wurde  beibehalten.  Die  Abs. 
I  und  5  beliehen  sich  sowohl  auf  kündbare  wie  auf  audere  Forderungen. 
Ka^h  Aba.  4  kann  der  Sehuldner  nur  an  den  Gläubiger  und  den  Pfand* 
gl&abigtr  gemeinschaftlich  leisten  ^  und  dementsprechend  sollen  nach 
Ab#.  6  der  Gläubiger  und  der  Pfandgläubiger  nach  Eintritt  der  Fälligkeit 
der  Forderung  einerseits  von  einander  die  ^litwirkung  zur  Einsiehung  der 
Forderung,  andererseits  jeder  von  dem  Schuldner  die  Leistung  an  beide 
oder  Hinterlegung  des  zu  leistenden  Gegem^tandes  bezw.  Uebergiibc  des- 
ie11>eQ  an  einen  gerichtlich  zu  bestellenden  Verwahrer  für  beide  ver* 
Imogen  können.  Die  Kommission  billigte  diese  Vorschriften  im  allge- 
meinen sowohl  für  Geldforderungen  als  für  nicht  auf  Geld  gerichtete 
Forderungen.  In  Bezug  auf  Forderungen  der  letzteren  Art  bestimmte 
•10  jedoch  eine  Ausnahme  für  die  Fälle,  in  denen  der  Schuldner  ohne 
▼eitere  Aufforderung  des  Gläubigers  zur  Leistung  verptliebtet  ist,  d.  b. 
üAch  der  Fassung  der  Redaktionskommission  für  die  Fälle,  in  denen  die 
Lotatungsjseit  nach  dem  Inhalt  des  Schuldverhäitniases  oder  infolge  einer 
KündiguBg  fest  bestimmt  ist,  oder  in  denen  eine  Leistungszeit  weder  be- 
stimmt nooh  aus  den  Umständen  zu  eutnehmen,  die  Leistung  daher  uMoh 
J  231  Abe*  l  sofort  gefordert  und  bewirkt  werden  kann  und  die  Leistung 
fStwedt^T  vom  Gläubiger  gefordert  oder  vom  Schuldner  angeboten  ist. 
]m  diesen  FäUen  soll  der  Pfandgläubiger  allein  die  Forderung  ei d ziehen 
yjkd  der  Hehuldner  nur  an  ihn  leisten  können,  sofern  nicht  der  Gläubiger 
imd  der  Pfandgläubiger  ein  anderes  Toreinbart  haben.  Die  Mehrheit 
ier  Kommission  ging  davon  aus^  dafä  diese  Regelung  als  dispositive  dem 
solmaf alieben  Willen  der  Parteien  eutspreohe,  da  bei  der  Verpfändung 
flauif  jäioht  auf  Geld  gerichteten  Forderung  regelmäfsig  beabaiehtigt  werde, 
itet  Pf^ndgläubiger  ein   Pfaudrecht  an  dem  Gegouetande    der  Forde* 
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ruDg  zu  Tertchaffeti,  Im  InteresBe  des  Gläubigers  Terpfliohtete  man  dl- 
neben  deo  Pfaodgläubiger  in  den  ge^lachttn  Falleo«  für  die  oidnong»* 
mäfftige  KinziehuDg  der  Forderung  2u  «orgtn  und  den  Gläubiger  tod  der 
Einziehung  uBYerzüglioh,  eoweii  thunlich,  zu  benaehrichtigeo*  ■ 

Der  §  1218  enthält  Bestimmungen  Über  die  KüudiguDg  und  die  Eim 
zichuDg  der  verpfändeten  Forderung  nach  dem  Eintritte  der  in  §  1165 
Abs.  2  bezeichneten  Voraussetzungen,  Die  Vorschriften  der  Abs,  1 — 4 
wurden  im  wesentlichen  gebilligt.  Soweit  in  deo selben  ein  Hecht  de« 
Pfand  gl  äubigerB  za  aeibatändiger  Einziehung  der  Forderung  anerkannt  itt, 
verpüichtete  man  denaelben  auch  hier,  für  ordnungsmäTsige  £inziehanf 
JEU  sorgen.  Während  fem  er  der  Abs,  2  bestimm  t^  dafs  yon  einer  ver* 
pftindeten  Oeldforderung  der  Pfand  gläubiger  nur  den  zu  seiner  Befriediguof 
erforderlichen  Betrag  einziehen  darf^  gab  mau  in  derselben  Beschränkt] 
dem  Pfandgläubiger  auch  das  Hecht,  die  Abtretung  der  yerpCändatet| 
Forderung  an  Zahlungsstatt  zu  Verlan geu,  indem  man  für  zweckmäfsi| 
hielt,  ihm  die  Erlangung  der  XJeberttagung  nicht  nur  auf  dem  Umweg« 
der  Ueber Weisung  im  Wege  der  ZwangsToUstreckuag,  sondern  unmittelbar 
zu  ermöglichen.  Nach  Abs.  6  sollen,  soweit  der  Pfandgläubiger  von  den 
in  §  1238  gewährten  Recht  selbständiger  Kündigung  und  Binziehusf 
keinen  Gahrauch  macht,  die  Vorschriften  des  §  1217  Anwendung  Buden, 
d.  h.  die  in  §  1217  bestimmten  Hechte  des  Gläubigers  in  betreff  der 
Kündigung  und  Einziehung  unberührt  bleiben.  Diese  Bestimmung  wurde, 
soweit  sie  das  Kündigungsrecht  betrifft,  gebilligt ;  das  Heoht  zur  Ein* 
Ziehung  glaubte  man  dagegen  dem  Pfaudgläubiger  ausschlief ilich  beilegeo 
zu  sollen* 

Nach  §  1219  Abs,  1  erwirbt  mit  der  in  Gemäfsheit  der  §§  12]7| 
1218  erfolgten  Leistung  des  Gegenstandes  der  verpfändeten  Forderung  der 
Pfand  gläubiger  ein  Pfandrecht  an  dem  Gegenstände  und^  wie  der  Entwurf 
nicht    besonders    ausspricht,    der    Gläubiger    den    Gegenstand    selbst.     A& 


§  1«18  Abs,  1,  t  vergl.  §§  1817  ft«  l«17b,  Abs.  3  v«r|(l.  §  ISSS»,  Abs.  i,  I 
vergl.  §  1217  d. 

§  1219.  (IS19  Ab9.  1»  S.)  Mit  der  i»  GemlLfsheit  d«r  §^  1S17,  1217  &  erfolgtss 
LeUtuni;  de»  Schuldnern  erwirbt  der  Gliabi^eir  deD  f^eteUteten  Gegenstand  itad  d«r  Pfand- 
gllubii^er  ein  Pfmdrecbt  an  demselben.  Bei^^tebt  die  Leistung  in  dar  Uebertragang  dci 
Eii^eutum»  ao  einem  Grundstücke,  so  ervrirbt  der  Pfand^liabiger  eine  Sichemngahjpothek. 

Anmerkaug.  Im  Art,  11  des  Entwurfes  das  Ein^hrunf^s^eaetaas  erhiU  der  den 
§  747  der  CivilprosarAOrdnung  eingefügte  Abs,  %  folgende  Fassung: 

Ist  der  Anspruch    auf  die  Uebertragung    dos  Eitrentums  gericbtetf    so  bat  die 

laasung  an  den  Schquester  als  Vertreter  des  Schuldners  zu  erfolgsn.     Mit  dem  Ueb 

gange  des  Eigentums  aQf  den  Schuldner  erlangt  der  Glftubtger  eine  Sichemugabyfioikak 

für  seine  Forderung.     Der  Sequester    bat   die  ElntraguDg  der  SicherungahsTpo^bak  ai 

bewilligen, 

§  1219  a.  (1219  Abs  3,  1221.)  Ist  eine  Oeldfurderung  in  Oemäfahait  de»  {1217 
eingesogen,  so  sind  der  Pfand  gläubiger  and  der  Ollubiger  einander  ^erpEtcbtet ,  dasa 
mitsttwirken^  dafs  der  eingesogene  Betrag,  soweit  es  ohne  BeeiolriefatigaDg  des  lotar- 
«aaas  dea  Ffandglia bigers  tbuulich  ist  ^  urlH  den  für  die  Anlogoog  Ton  MQndalgsklsni 
fslIaDdcD  Vorschnften  «verzinslich  angelegt  und  gleichzeitig  dem  PfaDdgliobiger  das  Pi^d- 
raebt  bestallt  wird.     Die  Art  der  Anlegung  besümmt  der  Glinbiger. 

Ist  die  EiuaiehoDg  in  Getnärüheit  des  §  1217a  erfolgt^  so  gilt  die  Forderung  dsi 
Plandgliubigars ,  soweit  ihm  der  eingesogene  Betrag  sa  seiner  Befriedigung  gabühit  ,  aii 
von  dam  Gt&abifar  berichtigt 
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dmer  Regel  lüelt  man,  enteprechend  dem  sa  §  1029  Abs.  2  gefkCiten 
Beeehloese  (yergL  S.  288),  entgegen  dem  Abs.  2  des  §  1219  auoh  für 
die  Fälle  fest,  wenn  nach  der  Natur  des  Gegenstandes  snr  Begründung 
des  Pfandrechts  dessen  Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich,  wenn 
also  die  rerpfilndete  Forderung  auf  TJebertragung  des  Eigentums  oder  auf 
Begründung  eines  anderen  Rechtes  an  einem  Grundstücke  gerichtet  ist. 
Der  Pfandgläubiger  kann  in  diesen  Fällen  yermöge  seines  Einsiehungs- 
rschta  Tom  Schuldner  die  Bewilligung  zur  Eintragnng  des  Eigentums  oder 
sonatigen  Rechts  für  den  Gläubiger  verlangen.  Mit  der  Eintragung  er- 
wirbt der  Gläubiger  das  Eigentum  oder  das  sonstige  Recht ;  zugleich  ent- 
steht kraft  Geseties  für  den  Pfandgläubiger  an  dem  in  das  Eigentum  des 
Oläabigers  übergegangenen  Grundstück  eine  Sicherungahypothek,  an  einem 
anderen  für  den  Gläubiger  eingetragenen  Recht  ein  Pfandrecht,  und  der 
Pftuidgläubiger  erlangt  nach  §  848  einen  Anspruch  gegen  den  Gläubiger 
auf  Bewilligung  der  Eintragung  seiner  Sicherungshypothek  oder  seines 
Pfiindredhta.  Im  Anschlufs  an  die  Aenderung  des  §  1219  Abs.  2  erfuhr 
die  in  Art.  11  des  Entwurfes  des  Einführungsgesetzes  vorgeschlagene 
Fassung  des  §  747  Abs.  2  der  Ciyilprozefsordnung  eine  Umgestaltung; 
zugleich  wurde  die  dort  in  Satz  8  enthaltene  Bestimmung,  welehe  den 
Fall  mehrfacher  Pfändung  eines  Anspruchs  auf  Uebertragung  des  Eigen- 
tums an  einer  unbeweglichen  Sache  betrifft,  gestrichen,  weil  man 
sie  wegen  der  Seltenheit  des  Falles  für  entbehrlich  erachtete.  Der  Abs.  3 
des  S  1219  fknd  Billigung.  Der  §  1220  behandelt  die  Frage,  wie  im  Falle 
dfir  Einziehung  einer  auf  Leistung  einer  beweglichen  Sache  gerichteten 
Forderung  vor  dem  Eintritt  der  in  §  1165  Abs.  2  bezeichneten  Voraus- 
Setzungen  der  Besitz  der  geleisteten  Sache  zu  gestalten  ist,  davon  aus- 
gehend, dafs  dem  Pfandgläubiger  bis  zum  Eintritt  jener  Voraussetzungen 
der  aossohliefsliche  Besitz  nicht  zusteht.  Nachdem  man  jedoch  zu  §  1217 
beschlossen  hatte,  dem  Pfandgläubiger  in  gewissen  Fällen  schon  vor  dem 
gedachten  Zeitpunkt  ein  Recht  zur  Einziehung  einer  Forderung  der  hier 
fraglichen  Art  zu  gewähren,  erschien  der  §  1220  nicht  mehr  haltbar. 
Der  auf  die  Wiederanlegung  eingezogener  Gelder  bezügliche  §  1221  blieb 
unbeanstandet 

Im  §  1222  geht  der  Entwurf  bei  der  Entscheidung  der  Frage,  wie- 
weit sich  das  Pfandrecht  an  einer  Forderung  auf  die  —  rechtsgeschäftlichen 
oder  gesetzlichen  —  Zinsen  der  Forderung  erstreckt,  von  der  Regel  aus, 
dafs,  entsprechend  dem  §  1214  Abs.  1,  eine  solche  Erstreckung  des  Pfand- 
rechts im  allgemeinen  nicht  eintreten  soll ;  er  bestimmt  jedoch  eine  Aus- 
nahme von  der  Regel  bezüglich  der  Zinsen,  die  zu  der  Zeit  rückständig 
lind,   zu    welcher  der   Anspruch   auf  das  Kapital   von   dem  einziehungs- 

i  ia20  gestrichen. 

§  ia21  Tergl.  §  iai9a  Abs.   1. 

§  1222.  Das  Pfandrecht  an  einer  Forderaug  erstreckt  sich  auch  anf  die  Zinsen  der- 
ieIb«D.  Die  Vortehriften  des  §  1069  finden  entsprechende  Anwendung;  an  die  Stelle 
der  Desehlagnahme  tritt  die  Anseige  des  Pfandglftabigers  an  den  Schuldner .  daOi  er  Ton 
dem  Elntiehnngsrechte  Gebrauch  mache. 

§  1222  a.  (1218  Abs.  8.)  Bestehen  mehrere  Pfandrechte  an  einer  Fordening,  so 
bt  sor  Binsiehong  nur  derjenige  Pfandgiftnbiger  berechtigt,  dessen  Pfandrecht  den  flbrigen 
PUndreehten  rorgeht. 

Dritte  Folf«  Bd.  YD  (LXU)  26 
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bereebiigteii  PfandglSubiger  gegen  deo  SohaldDer  rechlBhäBgig  gemacbi 
wird,  und  besüglicb  der  Ton  jener  Zeit  an  laufenden  Zinsen.  Die  Mebr- 
heit  der  Kommissioo  bielt  es  demgegenüber  fdr  einfacber,  die  ErstreotcuBg 
des  Pfandrechts  auf  die  Zinsen  im  Aosohlufs  an  die  Vorschxilten  ab 
die  KrstrL'ckang  der  Hypothek  auf  die  Miet>  oder  Pachtzinsforderani 
aus  der  YermietUDg  oder  YerpacbtuDg  des  mit  der  Hypothek  belasteteftl 
Orundstüoks  zu  regeln;  demnach  soll  Ton  der  Erstreokuog  des  Pfand*  i 
rechts  auf  die  Zinsen  als  Regel  ausgegangen  werden»  es  sollen  aber  die 
Yorscbriften  des  §  1069»  naoh  welchem  vor  der  Beschlagnahme  des  Grund* 
Stücks  zu  Qunsten  des  Hypoth^kengläubigers  der  Eigentümer  des  Grund* 
etücks  über  die  Hiet-  und  Paoht^ins  forde  rangen  in  gewissem  Umfang 
Yerfügen  kann  und  die  Haftung  jener  Forderungen  unter  gewissen  Vonnt» 
Setzungen  erliecbt,  auf  die  ZiDsen  einer  Terpfandeten  Forderuag  mit  der 
Mafsgabe  entsprechend  anwendbar  sein,  dafs  an  die  Stelle  der  Beschlag- 
nahme die  Anzeige  des  Pfanrigläubigers  an  den  Schuldner  tritt»  dafs  er 
Ton  seinem  Einziehungsrechte  Gebrauch  mache.  Es  erschien  insbesondere 
riohtiger,  dem  Pfandgläubiger  die  Möglichkeit  zu  geben,  durch  eine  biolas 
Anzeige  der  bezeichneten  Art  sich  gegen  weitere  Verfügungen  des  Glaubigen 
über  die  Zinsen  zu  sichern»  statt  ihn  zur  Klageerhebung  zu  nötigen.  Mit 
Rücksicht  auf  das  Bedürtnis  des  LombardTerkebrs  nahm  man  weiter  dis 
Vorschriften  auf,  dafs  das  Pfandrecht  an  einem  Wertpapier  sich  auf  die 
zu  dem  Papiere  gehörenden  Zins-i  Renten*  und  Gewinnanteibcheine  nur 
dann  erstreckt»  wenn  sie  dem  Pfandgläubiger  übergeben  sind,  dafß  jedooh 
in  letztcrem  Falle  der  Eigentümer  in  Brmangelung  einer  abweichendea 
Vereinbarung  die  Herausgabe  der  ^^cheine  verlangen  kann,  soweit  sie  Tor 
dem  Eintritt  der  in  §  1165  Abs.  2  bezeichneten  Voraussetzungen  fällig 
geworden  sißd*  Der  §  1223  wurde  aus  demselben  Grunde  wie  der  ent- 
sprechende §  1032  (vergL  S.  234)  gestrichen.  In  §  1224  vermied  maa 
es,  ebenso  wie  in  §  1035»  die  §§  1217 — 1222  auf  das  Pfandrecht  aa 
einer  £igentümerbjpothek  oder  einer  Grundschuld  für  nur  entsprechend. 
anwendbar  zu  erklären.  I 

Nach  §  1225  ist  zur  Verpfändung  eines  Wechsels  oder  eines  anderen^ 
durch  Indossament    übertragbaren   Papiers    äufser    dem  PfandTertrage    die 
Uebergabe    des    indossierten    Papiers    an    den  Pfandglaubiger    erforderlich 
Die    Vorschrift    stimmt    mit    dem  Art.  309    Abs.  2    Zi£L  2    des    Handelt 
gesetzbuches    überein ,    abgesehen    davon ,    dafs    dort    die    Uebergabe    des 
Papiers    nicht    für  erforderlich,    sondern  für  genügend  erklärt  wird^     Dit^ 
Eommiiiion    besohl ofs,    auch    in    dieser    Beziehung    den    §  1225    mit   decfl 
Vorschrift   des  Art.  309    io   Einklang    zu    setzen,    um  die  Frage  offen  sit^ 
lassen,  ob  neben  der  hier  geregelten  Verpfandung  aaoh  eine  Verpfandung 
des  Rechtes    aus    einem    indossabelen  Papier    nach   den  aUgemeinen  Vor» 


%  ISsa  geitricfaen. 

I  198i.  Di«  Voraelirifl«Q  Über  dfts  Pfandrecht  ad  einer  Fordenuig  ändeii  «af  dt» 
Pfui d recht  in  einer  Orandsehald  und  eaf  das  Pfandrecht  an  einer  Eigen tümerhypotbek 
Anwendnog. 

%  12S5.  Zur  VerpHindaDg  ein^t  WecbieU  oder  eines  anderen  Papiere«  daa  4wth 
IndoisaraeDl  übertragen  werden  kanoi  genügt  die  Eioigung  dea  Oläabigera  and  dea  P&a4» 
gllnbigera  und  die  Uebergabe  de»  indosiierten  Papieri. 
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•ehxiflen  suläaaig  sei.  17ea  aufgenommen  wurde  becüglioh  des  Falles  der 
YarpfiUidung  emes  Wedhsels  oder  eines  anderen  indossabelen  Pipers  eine 
Yomelurift  über  das  Reeht  des  Pfandglftubigers  lur  Einiiehung  der  Por- 
damng  Tor  dem  Eintritt  der  in  §  1165  Abs«  2  beieiohneten  Yorans- 
setsoBgen ;  es  erschien  angemessen,  ihm  dieses  Beoht  unier  derselben 
YorauBsetdrang  au  geben,  unter  welcher  nach  dem  zu  §  1217  ge&fsten 
Besehlusae  der  Pfandgläubiger  eine  nicht  auf  Geld  gerichtete  Forderung 
Tor  dem  gedachten  Zeitpunkt  einausiehen  berechtigt  sein  soll.  Der  Yor- 
sehlag^  dem  Pfandgläubiger  den  Verkauf  des  yerpfäodeten  Wechsels  oder 
aadermi  indossabelen  Papiers  nach  den  Vorschriften  über  das  Pfandrecht 
an  beweglichen  Sachen  su  gestatten,  wurde  abgelehnt;  mau  nahm  an, 
dafii  die  öffentliche  Versteigerung  eines  solchen  Papiers  regelmäfsig  nicht 
einen  annehmbaren  Erlös  eraielen  würde,  und  dafs  andererseits  ein  frei- 
händiger Verkauf  aum  laufenden  Börsenkurse  deshalb  ausgeschlossen  sei, 
weil  die  in  Frage  stehenden  Papiere  einen  Börsenkurs  nicht  haben.  Der 
%  1226  Abs.  I,  nach  welchem  auf  die  Begründung  und  die  Aufhebung 
dee  Pfandrechts  an  einem  Inhaberpapier  und  auf  die  Befriedigung  aus 
diesem  die  Vorschriften  über  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  An- 
wendung finden,  blieb  unangefochten.  Mit  Bücksicht  auf  die  unter  jene 
Vorschriften  neu  eingestellte  Bestimmung  des  §  1171  Abs.  2  (der  mit- 
geteilten Zusammenstellung)  erschien  die  Vorschrift  des  §  1226  Abs.  2 
entbehrlich.  Der  Abs.  3  Satz  1  bestimmt,  dafs,  wenn  eine  Leistung  aus 
dem  Papier  fällig  wird,  der  Pfandgläubiger  zu  deren  Einziehung  berechtigt 
und  verpflichtet  ist.  Die  Berechtigung  zur  Einziehung  knüpfte  man  statt 
dessen  an  dieselbe  Voraussetzung  wie  das  Einziehnngsrecht  des  Pfsnd- 
gläubigers  im  Falle  des  Pfandrechtes  an  einem  indossabelen  Papier.  Den 
Püandgläubiger  zur  Einziehung  zu  yerpflichten,  hielt  man  für  überflüssig, 
weil  nach  dem  oben  mitgeteilten  Beschlnfs  der  Eigentümer  die  Herausgabe 
der  fälligen  Zins-,  Benten-  oder  GewinDanteilscheine  soll  verlangen  können 
und  hierdurch  sein  Interesse  ausreichend  gewahrt  erschien. 

Man  beschäftigte  sich  endlicti  mit  einem  Antrage,  welcher  bezweckte, 
einen  Beschlnfs  der  Kommission  des  Inhalts  herbeizuführen,  dafs  sie  die 
Begelung  des  Pfandrechts  an  Grundstücken,  beweglichen  Sachen  und 
Bechten  für  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  durch  ein  besonderes, 
ipätestens  zugleich  mit  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  Kraft  tretendos 
Beichsgesetz  für  ein  Bedürfnis  erachte.  Die  Kommission  behielt  die  Frage, 
ob  eine  Hypothek  für  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  zuzulassen 
lei,  späterer  Entscheidung  vor.     Im  übrigen  hatte  der  Antrag  im  wesent- 


§  ISae.  Fttr  du  Pfandrecht  an  einem  Inhaberpapiere  gelten  die  Vorschriften  Aber 
das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen. 

§  1226a.  Ist  ein  Wechsel,  ein  anderes  Papier,  das  durch  Indossament  übertragen 
werden  kann,  oder  ein  Inhaberpapier  Gegenstand  des  Pfandrechts ,  so  findet  aaf  das  Bin- 
siehn  Dgsrecht  des  PfandgUabigers  die  Vorschrift  des  §  1217  Abs.  2  anch  dann  Anwen- 
dang,  wenn  die  Forderang  anf  Oeld  gerichtet  ist. 

I  1226  b.  Das  Pfandrecht  an  einem  Wertpapier  erstreckt  sich  aaf  die  la  dem 
Papiere  gehörenden  Zins-,  Renten-  oder  Oewinnanteilsoheine  nar  dann,  wenn  sie  dem 
PCandgliabiger  übergeben  sind.  Der  Eigentümer  kann,  sofern  nicht  ein  Anderes  bestimmt 
ist,  die  Heraasgabe  der  Scheine  rerlangen,  soweit  sie  Tor  dem  Eintritte  der  Voraas- 
•etsongen  des  §  1165  Abs.  2  flUlig  geworden  sind. 
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liohoD  die  dingliche  Sicheniog  der  Inhaber  von  Pfandbriefen  aod  ihnliohen 
Ton  dem  Schuldner  auf  Gmnd  erworbener  Forderungen  aoagesteilten 
Wertpapieren  im  Auge.  Die  EommiBsion  beschlofs,  anszuepreohen«  dafs  sie 
die  Regelung  dieser  Frage  durch  ein  besonderes  Reiohsgesets  fär  wünschens- 
wert halte.  Weiter  zu  gehen  erachtete  sie  für  bedenklich.  Sie  nahm  an, 
ein  dringendes,  praktisches  Bedürfnis  zur  alsbaldigen  Regelung  liege  nicht 
Tor;  die  in  neuerer  Zeit  eingetretene  Schädigung  zahlreicher  Pfandbrief- 
inhaber durch  den  Zusammenbruch  gewisser  Pfisndbriefinstitute  habe  ihren 
Grund  nicht  sowohl  in  dem  Mangel  einer  privatrechtlichen  Sicherung  der 
OlSubiger  gehabt,  als  vielmehr  in  Mängeln  des  wirtschaftlichen  Betriebes 
jener  Institute.  Die  Gesetzgebung  werde  daher  vor  allem  die  Abstellung 
dieser  Mängel  erstreben  müssen.  Ob  zugleich  die  priyatreohtliche  Seite 
der  Frage  geregelt  und  wann  die  gesetzliche  Regelung  in  Angriff  ge- 
nommen werden  solle,  darüber  ihre  Ansicht  zu  äuTsern,  hielt  die  EommissioD 
sich  nicht  für  berufen. 
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Der  Zolltarif  BurslandB. 

Von  A.  Bayerddrffer. 

Wir  haben  schon  im  Jahre  1885  versnoht,  einen  IJeberblick  über 
die  Zölle  aneerer  ÖBtliohen  Nachbarn  bu  geben  ^);  eine  besondere  Yeran- 
lasiong,  den  Gegenstand  an  dieser  Stelle  weiter  zn  yerfolgen,  lag  seither 
nicht  vor,  obgleich  seit  1885  viele  Abänderungen  des  rassischen  Zolltarifii 
eingetreten  sind;  aber  diese  Aendemngen  hatten,  wie  sehen  seit  1876» 
immer  dieselbe  Bichtong,  d.  h.  sie  waren  nnanterbroohene  Erhöhungen  der 
bestehenden  Zollsätze. 

Im  Juli  1893  hat  sich  diese  Tendenz  bekanntlich  zu  einem  voll- 
ständigen ,,Zollkriege^'  mit  Deutschland  zugespitzt,  in  welohem  eine  weitere 
Yerschärfung  der  Absehlielsungsmafsregeln  kaum  möglich  ist,  und  von  wo 
der  Bückweg  zu  erträglichen  Zollsätzen  angetreten  werden  mufs,  wenn 
beide  Länder  sich  nicht  dauernd  grolsen  Schaden  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete zufügen  wollen.  Es  dürfte  daher  jetzt  der  Zeitpunkt  gekommen 
sein,  wo  wir  die  weitere  Entwickelung  des  russischen  Zollwesens  seit  1882 
(im  Ansehluis  an  unsere  firühere  Abhandlung)  näher  betrachten  können. 

Im  Jahre  1883  sind  wesentliche  Veränderungen  der  Zollsätze  Ton 
1882  nicht  Torgcnommen  worden;  die  erste  wichtige  Erhöhung  erfolgte 
am  1.  Juli  1884  beim  EohlenzoU.  Wie  wir  früher  schon  erwähnt 
haben  '),  waren  Steinkohlen  nach  dem  Tarife  von  1868  zollfrei,  nur  an 
der  westlichen  Landgrenze  wurde  zum  Schutz  gegen  die  Konkurrenz 
Schlesiens  ^/,  Kop.  pr.  Pud  erhoben.  Dieser  Zollsatz  erfuhr  nach 
mehreren  Verschärfungen  des  Tarifs  im  allgemeinen  (1877  Zahlung  der 
der  Zölle  in  Gold,  1880  Zuschlag  Ton  10  Froz.)  i.  J.  1882  eine 
Steigerung  auf  1  Kop.  pr.  Pud,  während  Kohlen  bei  der  Einfuhr  über 
andere  Zollämter  (also  aulserhalb  Polens)  auch  da  noch  zollfrei  blieben. 
Im  Jahre  1884  gelang  es  nun  den  Anstrengungen  der  beteiligten  russischen 
Kreise,  neue  Bestimmungen  für  die  Einfuhr  von  Kohlen  und  Koks  durch- 


1)  ytrgl.  diese  Jahrbücher  Bd.  44,  8.  339. 
S)  Bd.  44,  8.  414. 
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zusotzen.  Die  Zallfreiheit  wurde  für  die  gaaxe  Grenie  det  Keichet  an 
gehoben,  und  es  inurBten  Tom  1.  Juli  ab  bezahlt  werden:  bei  der  Rio- 
fuhr  in  die  Häfen  des  Schwarzen  und  Asowficben  Meeres  2  Kop,  Gold 
pro  Pud,  an  der  westlichen  Landgrenze  1^/,  Kop,  und  in  den  H&fen 
dee  Baltischen  Meeres   Vf   Kop,  pro  Fud.  | 

Gleichzeitig  trat  auch  eine  Erhöhung  des  Zolles  für  GuTs  eisen  ein^ 
welcher  nach  deoa  Tarif  von  1882  6  Kop.  Qold  pro  Pud  betrug.  In  Za* 
kunft  sollten  nun  erhoben  werden:  vom  L  Juli  1684  bis  1.  März  1885 
9  Kop.»  vom  1.  Mär£  1885  bis  1,  März  1886  12  Kop.  und  vom  L  Man 
1886  ab  15  Kop.  (2^98  M.  pro  lüO  kgX  und  in  dem  betreffenden  Erlasfts 
bestimmte  die  Regierung  gleichzeitig,  duis  dieser  Zoll  innerhalb  12  Jahren 
nicht  ermäfsigt  werden  dürfe.  | 

HchoD  im  Januar  1885  folgt  eine  weitere  Abänderung  einzelner 
Zollsätze.  Traubenweine  in  Fässern  wurden  yon  2,55  Rubel  pro  Pud 
brutto  auf  3,50  Rubel  (also  ungefähr  von  50  auf  70  M,  pro  100  kg)  und 
moussierten  de  Weine  in  Flaschen  tou  1^0  Rubel  pro  Flasche  auf  1,25  Hubel 
(4  M.)  erhöht,  ebenso  Oliyenöl,  Baumöl,  Knochenöl  etc.  von  9  auf 
2,20  Rubel  und  8eide,  gesponnen  und  gehaspelt,  zum  Nähen,  ungefärbt, 
Yon  8  auf  16  Rubel  und  gefärbt  von  16  auf  32  Rubel,  also  eine  Yer- 
doppelung  der  bestehenden,,  schon  sehr  hohen  Zölle. 

Land  wi  rtaohaf  tli  oh  e  Maschinen  und  Apparate  waren  aoeh 
im  Tarif  von  1882  zollfrei;  eine  Verordnung  vom  März  1885  belegt  auch 
diese  mit  einem  Zoll  von  50  Kop.  pio  Pud  (9,90  M*  pro   100  k). 

Immer  zahlreicher  treten  jetzt  die  Erhöhungen  auf;  im  Mai  1885 
wird  davon  wieder  eine  Reihe  auch  fdr  Deutschland  wichtiger  Waren  ge> 
troffen :  Erze,  mehrere  Sorten  Walzeiaen,  namentlich  aber  Kupfer,  Nickel, 
Aluminium  etc.  und  Kupfer-  und  Messingfabrikate,  wo  wir  Erhöhungen 
von  66  Kop.  auf  1,50  Rubel,  von  l  auf  2  Rubel  und  von  S  auf  4  Kübel 
finden,  Aufserdem  fielen  noch  z.  T*  recht  beträchtliche  Steigerungen  auf 
gufseisürue  Fabrikate»  Schmiedearbeiten,  fein©  Eisen-  und  Stahl wart?n,  Draht, 
Sensen,  Sicheln  und  derartige  Werkzeuge,  sowie  auf  Maachinen  und 
Apparat«*. 

Aber  alle  diese  einzelnen  Erhöhungen  genügten  bald  nicht  mehr; 
man  verfuhr  daher  radikal  und  setzte  im  Juni  1885  „zu  den  bestehenden 
Zollabgaben  eine  ergänzende  Gebühr  von  20  Kop.  Gold  auf  jeden  zu  ent- 
richtenden Rubel  für  sämtliche  über  die  europäische  und  asiatische  Grenze 
eingeführte  Waren''  fest,  d.  h.  also  mit  anderen  Worten :  alle  Zollsätze  er- 
fuhren einen  Aufschlag  von  20  Proz«  —  Von  dieser  Malsregel  autge- 
nommen waren  eine  Auzahi  Artikel,  für  welche  die  ergänzende  Gebühr 
nur  10  Kop.  pro  Rubel  (10  Froz,)  betragen  sollte;  das  waren  aufser  einigen 
weniger  wichtigen  Waren  besonders  Weifsblech  und  Bleohfabrikate  (woU 
mit  Rücksicht  auf  die  rusBiiche  Petroleumindustrie,  welche  ihr  Produkt 
z,  T.  in  Blechkisten  versehiokt),  dann  Zinn  und  Zink,  Glas  waren,  ver^ 
Bchiedene  BaumwoHengewebe  und  gewöhnliche  Metallknöpfe.  Uebrigeui 
uiaoht  bei  einzelnen  dieser  Gegenstände  der  Aufschlag  von  10  Kop.  pro 
Rubel  eine  beträchtliche  Erhöhung  des  Zolles  aus  ;  so  bei  Weifsblech  14  Kop* 
pro  Pud  =  2,80  M.  pro  100  kg,  bei  Bleohfabrikaten  25  Kop.  =^  5  M. 
pro    100    kg,    und    bei    feinen    Baumwollcnge weben ,     wo    der    Zoll    sohoo 
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1,30  Babel  pro  Pfund  (952  M.  pro  100  kg)  beträgt,  würde  sieh  die  £r- 
hdhang  auf  12  Eop«  pro  Pfund  =  95,20  M.  pro  100  kg  belaufen. 

Ferner  sind  nooli  einige  Waren  ganz  von  der  Zusohlagsgebiihr  be- 
tnit  geblieben;  dahin  gehören  Rohstoffe  und  Halbfabrikate,  welche  die 
ruanache  Industrie  gebraucht,  wie  Baumwolle,  Jute,  Häute,  Oerb-  und 
Farbstoffe  u«  s.  w.,  dann  Werkaeoge,  gewisse  Maschinen,  Taschen- 
mesaer  für  Bauern,  Bauernhüte  und  Mützen.  Endlich  sind  diejenigen 
Artikel  ausgenommen,  deren  Zölle  kurz  vorher  erhöht  worden  waren, 
wie  Steinkohlen,  landwirtschaftliche  Maschinen,  Heringe,  Theo,  Wein, 
geaponnene  Seide,  Gufseisen  und  verschiedene  Bisenfiabrikate. 

Trotz  dieser  allgemeinen  bedeutenden  Steigerung  der  Zollsätze  war 
hier  auch  für  die  Folge  noch  keine  feste  Grundlage  für  Handel  und  In- 
dnatrie  gewonnen.  Schon  im  April  des  nächsten  Jahres,  1886,  begann  das 
frühere  Verfahren  von  neuem  mit  einer  beträchtlichen  Erhöhung  der 
Kupferzölle.  Diese  waren  bereits,  wie  oben  erwähnt,  im  Mai  1885  hinauf- 
geeetit  worden  und  blieben  infolgedessen  im  Juni  1886  von  der  Br- 
fiiiznngsgebtLhr  frei ;  jetzt  trat  eine  um  so  schärfere  Steigerung  ein,  welche 
die  folgende  Tabelle  deutlich  zeigt: 


Art  98  Kapfer  etc.  a)  io  Stongeo,  Barren 
b)  inTafelD,  Platten  etc. 
Art  161  Knpfer-  und  Messtngfabrikate 
Art  1«8  t)  Drahtfabrikate  ans  Kupfer 
Art  175  Maschinen  und  Apparate  ans  Kupfer 


Tarif  Ton  188) 


Rubel 
pr.Pad 
0,66 
I,— 
3,— 
3»«o 

1,65 


Mark 
pr.lOO  k 
13.10 
I9>86 
59»66 
65t60 

32,60 


Verordnung 
vom  Mai  1885 


Babel 
pr.Pnd 

1,50 

4.— 
4.— 
3.- 


Mark 
pr.lOOk 
29,75 
39»70 
79.40 
79.40 
59.66 


Verordnung 
▼om  April  18B8 


Rubel 
pr.Pud 
2,50 
3.10 
4,75 
5i&o 

3,50 


Mark 

pr.lOOk 

49,60 

61,50 

94,«» 

109,10 

69,00 


Gleichzeitig  fanden  Erhöhungen  bei  einigen  anderen  Materialien  statt, 
wie  bei  Alaun,  Fotasche,  kaustischem  Natron,  Kali  u.  derg. 

Das  Jahr  1887  brachte  wieder  eine  Anzahl  wichtiger  Veränderungen. 
Zunächst  wurden  im  April  die  Zölle  auf  Eisen,  Stahl  und  Fabrikate  daraus 
einer  durchgreifenden  Revision  unterzogen.  Erze  waren  nach  dem  Tarif 
von  1882  mit  2  Kop.  pro  Fud  belegt  (0,40  M.  pro  100  kg);  dieser  Satz 
wurde  im  Mai  1885  auf  4  Kop.  (0,80  M.  pro  100  kg)  und  jeUt  auf 
7  Kop.  (1,40  M.  pro  100  kg)  erhöht.  Solchem  für  einen  Artikel  wie 
Erz  auXserordentlich  hohen  Zolle  mufsten  selbstverständlich  auch  die  Zölle 
auf  den  weiteren  Stufen  der  Bearbeitung  entsprechen,  und  so  wurde  der 
Sats  für  Guiseisen,  welcher  erst  im  Juni  1884  von  6  auf  15  Kop.  erhöht 
worden  war,  jetzt  bei  der  Einfahr  zur  See  auf  25  Kop.,  an  der  westlichen 
Landgrenze  auf  30  Kop.  pro  Fud  (6  M.  pro  100  kg)  hinaufgesetzt,  wobei  die 
•chon  früher  beigefügte  Bestimmung,  dafs  diese  Zollsätze  bis  1.  Januar  1898 
nicht  ermälsigt  werden  dürfen,  in  Kraft  blieb.  —  Weitere  Erhöhungen 
trafen  die  in  der  Verordnung  Tom  Mai  1885  bereits  erwähnten  und  dann 
infolgedessen  von  der  Ergänzungsgebühr  (Juni  1885)  freigelassenen  Gegen- 
stände: Stangen-  und  Sorteneisen,  Platteneisen,  Stahl,  Eisenguis,  feine 
Bisen-  und  Stahl  waren,  Schmiedearbeiten,  Sensen  etc.,  deren  Zölle  um  10 
bis  80  Kop.  pro  Pud  (2  bis  6  M.  pro  100  kg)  stiegen,  namentlich  aber 
Lokomotiven,  für  welche  der  bestehende  Satz  von  1,40  Rubel  auf  2  Rubel 
(d.  h.  von  27,80  auf  89,70  M.  pro   100  kg)  erhöht  wurde. 
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Das  war  jedoch  nur  die  Einleitung  zu  einem  schärferen  VorgeHen 
gegen  die  Konkurrenz  der  Aueländer  auf  dem  Gebiete  der  Eisenindustrie. 
Denn  gleicbzeitig,  im  April  18B7,  erging  die  Aufforderung  an  die  Minister, 
fiir  die  westlichen  Goavernements  MafBregeln  Torzuachlagen,  am  der 
weiteren  Entwickelung  der  dort  bestehenden  und  dem  Entstehen  neuer  { 
Eisenhütten  vorzubeugeui  welche  mit  auBländiechem  Material  oder  mit  Uiife 
ausläDdiecher  Arbeiter  betrieben   werden  ^). 

Unmittelbar  darauf,  im  Mai  1887,  finden  wir  wieder  eine  nicht  un- 
bedeutende Veränderung  in  den  Sätzen  Tür  Steinkohlen  und  Koks; 
beide  hatten  nach  der  Verordnung  vom  Juni  1834  bei  der  Einfuhr  in  die 
Häfen  des  Schwarzen  und  A  so  wachen  Meeres  einen  Zoll  von  2  Kop»,  aa 
der  westlichen  Landgrenze  von  I^/,  Kop.  und  in  den  baltischen  Häfen 
Ton  V^  Kop.  pro  Fud;  jetzt  wurde  derselbe  für  Kohlen  auf  3,  2  und 
1  Kop.  (0,60,  0,40,  0,20  M.  pro  100  kg),  fiir  Koks  auf  4'/^,  3  und 
l*/j   Kop.  (0,90,  0,60,  0,30  M.  pro   100  kg)    festgesetzt 

Eine  auch  für  Kurfllaud  gans  ungewöhnliche  Zollerhöhung  erfuhren 
gleichzeitig  Hopfen  und  Hopfenextrakt.  Naoh  dem  Tarif  Ton  1682 
zahlten  beide  pr»  Pud  1,20  Kbl. ,  im  Juni  1885  kam  die  Ergänzungsge- 
bühr hinzu,  so  dafs  der  Zoll  Ton  da  ab  1,45  RbL  betrug;  jetzt  im  Mai 
1887  wurde  er  für  Hopfen  auf  10  BbL,  für  Hopfenextrakt  auf  30  Rbl. 
pr  Pud  erhöht,  d.  b,  auf  198,40  M.  und  595,24  M.  pr.  100  kg. 

Näh-  und  Strickgarn  war  bisher  nach  dem  Nettogewicht  mit 
6  RbL  Terzolit  worden  ;  nach  einer  neuen  Verordnung  tollte  dieser  Zoll 
nun  vom  Bruttogewicht  erhoben  werden,  was  namentlich  für  diejenigen 
Sorten  Nähgarne  eine  Erhöhung  bedentete,  welche  auf  hökerne  BoHeu 
gewickelt   sind. 

Nach  einer  Neuordnung  der  Zolleätze  für  Schiffe  und  Ammoniak 
folgen  dann  im  November  1887  noch  eine  Reihe  Aenderungen,  von  wel* 
eben  wir  nur  die  wichtigsten  hervorheben  wollen.  Neu  mit  Zöllen  von 
0,10  und  0,50  EbL  pr.  Pud  (1,98  und  9,90  M.  pr.  100  kg)  wurden 
Fflanzenteile,  Samen,  lebende  PHaozeu,  Blumenzwiebeln,  frische  uod  ge* 
trocknete  Blätter  belegt,  welche  bis  dahin  zollfrei  waren*  Affnallend  i»t 
hier  die  Erhöhung  des  Zolles  auf  Rohbaumwolle,  Nach  dem  Tarif  too 
1882  betrug  der  Zoll  0,45  RbL  pr.  Pud  (8,93  M,  pr.  100  kg);  eine 
Steigerung  dieses  Satzes  hatte  seitdem  nicht  stattgefunden ,  und  die 
20-proz«  ErgHnzungsgebÜhr  von  1885  war  ebenfalls  nicht  in  Anwendung 
gekommen.  Jetzt  sollte  Baumwolle  verzollt  werden  :  bei  der  Ein  fahr  zur 
See  mit  I  RbL  (19,85  H.  pr.  100  kg),  zu  Lande  mit  1,15  RbL  pr.  Pod 
(22,80  M.  pr.  100  kg).  —  Nickt  minder  auffallend  ist  die  Erhöhung  des 
vor  kurzem  erst  neu  eingeführten  Zolles  auf  landwirtschafiliehe 
Maschinen  von  0,50  auf  0,70  RbL  pr.  Pud  (d.  h.  von  9,90  M,  auf 
18,87  M.  pr.    100  kg). 

Der  Steigerung    des    Baumwollezolles    entsprechend    wurde    auch    derJ 
Satz    für    baumwollene    Watte    erhöht.     Dieser    betrug    nacji    dem    Tarif ^ 
Ton    1882    1,20   RbL    pr.  Pud  (23,80  M.    pr.    100  kg),    nach  Einföhroog 
der  Ergänzungsgebühr  1,45  RbL  und  jetzt  wurde  er  auf  2  RbL  (39, 


1)  DeuUchu  HiinddMrchiv,  1887,  L 
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pr.  100  kg)  festgesetst  Weitere  Erhöhangen  trafen  BaamwoUengarD, 
grobe  Gewebe  aus  Flaohs,  Hanf,  Jäte  ete.,  BaumwoUentüll»  Spitzen,  Endpfe, 
Heringe,  Glaaschmeli,  Karswaren. 

Die  ZoUerhöhnngen  traten  in  den  nächsten  Jahren  etwas  seltener 
a&f ;  wir  finden  erst  im  Febraar  1889  wieder  eine  solche  anf  Seide  und 
Seidenwaren  und  auf  Eisenbahnwagen.  Dann  wurden  noch  wollene 
Lumpen,  bisher  sollfrei,  mit  dem  hohen  Zolle  von  1  Bbl.  pr.  Pud  (19,85 
M.  pr.  100  kg)  belegt,  femer  die  Zölle  auf  Wolle  und  einige  Wollfabrikate, 
a&f  die  verschiedenen  Sorten  BaumwoUengam  und  Zucker  erhöht  und 
Papiermasse  aus  Holz  in  die  Reihe  der  zu  verzollenden  Gegenstände 
gestellt. 

Im  August  1890  erfolgte  nun  die  Einleitung  zu  einer  MaCsregel, 
welche  einschneidender  war  als  alle  vorhergehenden.  Am  16.  August 
gelangte  ein  Erlals  des  Kaisers  an  den  Finanzmioister ,  welcher  sagte, 
dala  bereits  eine  allgemeine  Revision  des  Zolltarifs  angeordnet  sei,  um 
ihn  den  gegenwärtigen  Bedürfnissen  der  russischen  Industrie  anzupassen. 
Bs  seien  bereits  Untersuchungen  angestellt  worden,  aber  noch  nicht  zum 
Absehlnfs  gelangt  Der  Schutz,  welchen  die  Zölle  der  Industrie  gewähren 
sollten,  sei  durch  die  eingetretene  Aendemug  im  Werte  des  Kreditmbels 
abgeschwächt  worden,  und  deshalb  solle  schon  jetzt  ein  Zuschlag  von 
20  Kop.  pr.  Rubel  auf  alle  über  die  europäische  Grense  eingeführten 
Waren  erhoben  werden.  Ausgenommen  von  dieser  Mafsregel  sollten  nur 
bleiben :  Steinkohlen  und  Koks  beim  Eingang  über  die  westliche  Landgrenze 
und  über  die  Ostseehäfen,  Slaffee,  Kakao,  Gewürze,  Theo  Zucker  und  einige 
weniger  wichtige  Artikel. 

Das  Resultat  der  in  dem  kaiserlichen  Erlasse  erwähnten  Unter- 
suehungen  und  Arbeiten  im  Finanzministerium  war  ein  ganz  neuer  Zoll- 
tarif, welcher  am  11.  Juni  1891  veröffentlicht  worden  und  am  1.  Juli 
1891  in  Kraft  getreten  ist  Wir  haben  in  einer  Tabelle  die  wichtigsten 
Zollsätze  dieses  Tarifs  mit  denen  von  1882  zusammengestellt,  und  daraus 
werden  die  Veränderungen  sich  am  besten  beurteilen  lassen. 

Im  Januar  1893  fand  nochmals  eine  Erhöhung  des  Zolles  für  Roh- 
baumwolle statt,  und  zwar  bei  der  Einfuhr  zur  See  von  1,20  Rbl. 
anf  1,40  Rbl.  und  bei  der  Einfuhr  zu  Lande  von  1,35  auf  1,55  Rbl.  (im 
europäischen  Handel). 

Wir  kommen  jetzt  zu  derjenigen  Mafsregel  der  russischen  Regierung, 
welehe  für  die  Handelsverhältnisse  zwischen  Deutschland  und  Rufsland 
so  verhängnisvoll  geworden  ist,  nämlich  zur  Einführung  eines  doppelten 
ZolltariÜB.  Der  Umstand,  dafs  Deutschland  durch  seine  Handelsverträge 
landwirtschaftliche  Produkte  anderer  Länder  bei  der  Einfuhr  günstiger 
gestellt  hatte  als  die  russischen,  veranlafste  im  Juni  1893  die  russische 
Regierung,  ebenfalls  einen  zweiten  Tarif  (Maximaltarif)  für  diejenigen 
Länder  au&ustellen,  welche  russischen  Produkten  bei  der  Einfuhr  nicht 
die  Meistbegünstigung  gewähren.  Dieser  Maximaltarif  belegt  eine  grofse 
Seihe  von  Zollsätzen  des  Tarifs  von  1891,  besonders  Fabrikate,  mit 
30  Proz.  Zuschlag,   andere,    namentlich  Halbfabrikate,    mit   20  Proz.  Zu- 
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schlag,  während  EohstoflTe^  welche  die  raseische  ladtistrie  gebraucht,  oialU^ 
erhöht  werden.     AuTserdom  siod  für  diejenigen   aur^creuropiiisoheQ   Waren 
welche    im    TraDBitverkehr    aus     den    betrefi^anden     etiropäisoben    Liadoni 
kommen    (Kaffee«    Kakao,    Reis,    Gummi,    Indigo,    Baumwolle,    Jute  etc*)j 
15   Proz,  Zuaohlag  £u  den  Sätseo  deg  Tarifs  von    1691   zu  zahleo, 

lazwiachao    war    unterm  15/27.  Juni    1B93    eine    Baadelakonveotiosl 
zwischen  Rufsland  uud  Frankreich  abgeachlosseQ  worden,  iu  wolcber  erdterei  ' 
der  frauzösischen   Republik    eine   Anzahl  ErmäTsigungen    der  ZcUsätze  Too 
1891   zugüKtand^  und  zwar  in   Hohe  von  10,  15,  90  und  35  Pros.      Uoter 
den  Waren,  welche  nun  zu  ermäfiigten  Zöllen  Ton  Frankreich  naoh  RuT»- 
land  exportiert  werden   können,    befinden   eich  auch  solche,    deren    Ausfuhr 
Tür  Deutschland  wichtig  ist^  2.  B.  Wein,  Miaeralwaeser,  Cement,  chemische 
Produkte,    Zink,    Eisen-    und  Ötahlwaren,    landwirtschaftliche    Maschinen« 
Musikinstrumente,  Papier,  Kurzwaren  u.  s.  w»  —  Diese  ermäfaigten  Sätze 
gewährte    llufsland    am    25.  Juni/7.    Juli    auch    allen    denjenigen   Ländern, 
welche  TerlragsDoäljBig  oder,  ohne  durch  Vertrag  verpflichtet  zu  sein,  Rufs- 
laod  die  Meistbegünstigung  gewähren,    oder    welche    nur    einen  Zolltarif 
haben    und    daher    die    russischen   Waren    nicht  ungünstiger  behandeln  ala  i 
andere.     Das  waren  alle  europäischen  Länder  mit  Ausnahme  von  Deutsch*  1 
land,  Oesterreich  und  Portugal      Den  letzteren  beiden  Staaten  wurden  am 
15./27.  Juli    aufidrücklich    die    Zollsätze    dos   allgemeinen  Tarifs    vom  Juni 
1891    zugestauden;    mau    verzichtete    also    hier    auf    die    Anwendung    das 
Maximaltarit's,    und    es    blieb    von    allen    europäischen    Staaten     nur    noch 
Deutschland  übrig.     Gegen    dieses    aber    wurde    nun  ein    heftiger  Vorstofs 
gerichtet,    welcher    bekanntlich    zum    Zollkriege    führte.      Au   li./26.  Juli 
1893  verfügte  der  Fioanzminister  die  sofortige  Anwendung   des  Maximal- 
tarifia  gegen  Deutschland,   und  es  geht  aus  allen    diesen  Mafsnahmen   wohlj 
deutlich    hervor,    dafs    dieser    Tarif    in    der  Hauptsache    nur  Deut^chlandt^ 
wegen  aufgestollt  wurde. 

Die  deutsche  Regierung  aotwortete  auf  dieses  Vorgehen  Rufdlandt 
damit,  dafs  es  am  29.  Juli  von  der  in  §  6  des  Zolltarifgesetzes  Tomj 
15.  Juli  1879  gegebenen  Ermächtigung  Gebrauch  machte  und  eine  Reihe J 
von  Positionen  des  Tarifs  im  Verkehr  mit  Rufsland  um  50  Proz.  erhöhte,] 
Diese  Positionen  betrefft^n  Waren^  welche  von  Eufsland  nach  Deutschiandf 
ausgeführt  zu  werden  pflegen,  also  namentlich  Getreide,  dann  Federn, ' 
Uolzborke,  Holz,  Butter,  Fleisch,  Geflügel,  Kaviar,  M üblen fabrikate,  Thee» 
Cigarretten,   Petroleum,  Eier,  Pferde,  Schweine  eto* 

ln«wiftchen  —  am  16./28.  Juli  —  war  in  Rufsland  der  Finajiz* 
minister  schon  ermächtigt  worden,  bei  Bedarf  zu  den  hoben  Sätzen  d«a 
Maximaltarifs  noch  Zollzuschläge  einzuführen,  und  am  21*  Juli/2.  Aug» 
wurde  als  Gegen stofs  gegen  die  Zollerhöhung  Deutschlands  bereits  ein 
Zuschlag  von  50  Proz.  für  deutsche  Ware  festgesetzt.  Gleichzeitig  er- 
höhte man  auch  für  deutache  Schiffe  iu  dc^n  russischen  Häfen  die  Abgabe 
beim   Ein-  und  Auslaufe»  von   5  Kop.  auf  l   Rbl  pr.  Last  (2  Tonnen)* 

Die  Lage  ist  also  jetzt  die,  dafs  in  RuTsland  8  verschiedene  Zoll* 
Üurife  in  Anwendung  sind:  der  allgemeine  Tarif  vom  Juni  1891,  welcher 
im  Verkehr  mit  Oesterreich  und  Portugal  Giltigkeit  hat,  dann  der 
Kooveniionaltanf   mit    10    bis    25   Proz,   Ermäfsigungon    auf    ▼erachiedeae 
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PodtioDen  für  die  anderen  Länder  BoropM  aufser  Deutsohland  und  end- 
Ikh  der  Maximaltaiif  mit  15,  20  und  30  Pros.  Brhöhong  des  allgemeinen 
T&nh  und  mit  einem  weiteren  Zuschlage  auf  diese  erhöhten  Sätze  Yon 
bO  Pro«,  gegen  Deutsohland. 

Nehmen  wir,   um   uns  das   deutlich  au  machen,   z.  B.  landwirtsohait- 
hohe  Maschinen,  so  würden  die  Zölle  betragen  bei  der  Einfiihr  aus 
Owl«r«ieh  0,70  Bbl.  pr.  Päd  «> 


I3>90  M.  pr.  100  kg, 

0,52  Bbl.  pr.  Päd  ■■ 
10,82  M.  pr.  lOO  kg, 


«M  Fnmkreieh  und   d«o  Anderen   enrop.  StMton,  «oCMr  Deatseh- 

Innd,  Oasterreich  und  Portogal  0,52  Bbl.  pr.  Päd  ■■ 

«■8  I>«ntieliland : 

Tarif  Ton  1891  0,70  Bbl. 

SO  Pros.  Zuschlag  nach 

.-Tarif  0,i4      „ 


o,84  Rbl. 
fiO  Pro«.  Zosoblag  0.42      m 


1,26  Bbl.  pr.  Päd  »  25  M.  pr.  lOO  kg. 

Andererseits  beträgt  der  deutsche  Zoll  2.  B.  auf  Weiien  nach  dem 
allgemeinen  Tarife  5  M«  pr.  kg,  nach  dem  Yertragstarife  (Oesterreich  und 
Italien)  8,60  M.  pr.  100  kg  und  bei  der  Binfuhr  aus  Bulsland  7,50  M. 
pr,  100  kg.  

YHr  hielten  es  für  zweokmäfsig,  sunächst  einen  kuraen  Ueberblick 
über  die  Zollreränderungen  seit  1884  au  geben,  weil  sich  daraus  schon 
die  Kichtong  der  russischen  Zollpolitik  deutlich  erkennen  läTst;  jetit 
wollen  wir  auf  diese  Politik  und  ihre  Folgen  etwas  näher  eingehen. 

Wir  haben  schon  in  unserer  früheren  Abhandlung  als  auffallend 
herrorgehoben,  dafs  im  Tarif  yon  1882  yiele,  a.  T.  sehr  wichtige  £oh- 
matarialien  verhältnismäfsig  hohe  Zölle  haben.  Das  tritt  in  dem  neuen 
Tarife  io  yerstärktem  Mafse  hervor.  Am  wenigsten  zu  erklären  ist  die 
Behandlung  eines  der  wichtigsten  Hilfsmittel  jeder  gröfseren  Industrie, 
der  Steinkohlen,  und  des  für  gewisse  Zweige  nicht  minder  wichtigen 
Koks.  Beide  waren  noch  im  Tarif  von  1882  sollfrei,  nur  in  den  Zoll- 
ämtern des  Königreichs  Polen  wurde  für  Steinkohlen  1  Eop.  pr.  Pud 
{=s  20  Pfg.  pr.  100  kg)  erhoben  ^).  Dieser  Zoll  war  offenbar  gegen 
Deutschland  und  gegen  die  sohlesische  Kohle  gerichtet,  welche  in  erster 
Linie  berufen  erscheint,  den  Bedarf  der  westlichen  Gourernements  au 
decken,  und  er  war  auch  hinreichend  hoch,  um  die  deutsche  Kohle  so  zu 
Terteuem,  dafs  sie  nur  schwer  konkurrieren  konote.  Die  Folge  war,  dafs, 
soweit  die  russische  Industrie  nicht  einheimisches  Produkt  rerwendete, 
die  englische  Kohle  den  Markt  beherrschte  und  schlesische  auf  das  kleine 
Gebiet  zurückgedrängt  wurde,  in  welchem  man  sie  wegen  ihrer  Qualität 
und  wegen  niedriger  Fracht   vorzog').     Schon   in  Riga,    Beyal   etc.   traf 


1)  Vor  lS8t  betrug  dar  Zoll  an  d«r  polnischen  Qrens«  7t  ^^P*  P*  ^^* 
fl)  Di«  Aasfahr  DeaUchUndt  an  Steinkohlen  noch  Rufsland  betrag: 

1880  383  811  Tonnen 

1881  373276   „ 
188t  304  984    tt 

1883  405570   t» 

1884  323  016    „ 
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man  fast  nur  engliaolies  Produkt;  dieeeft  drang  dann  bis  in  den  ißduftrie« 
reichen  Moskauer  Besirk  yor,  weil  die  russische  Kohle  sich  auch  dort 
teurer  stellte  und  für  Industriezweoke  nicht  so  gut  2u  rerweDden  war; 
ja  fidbit  im  Süden  ItuTslanda,  also  in  der  Nähe  der  Dones-Bergwerkei 
behaupteten  sich  die  engÜBchen  Kohlen ,  2umal  da  die  Getreidesohi^e, 
welche  von  OdesE^a  nach  England  fuhren,  auf  dem  Rückwege  Kohlen  alt 
Ballast  zurückbrachten*  —  Dtis  veranlafste  dii^  russischen  Bergwerksbesitzer, 
e\iven  stärkeren  Schutz  gegen  die  Konkurrenz  des  Auslandes  su  verlangen; 
sie  schlugen  schon  1883  die  Erhöhung  des  Zolles  an  der  polnischen  Land« 
grenze  Toti  1  auf  2*/,  Kop*  vor,  ein  Sat»,  bei  welchem  die  Ausfuhr 
deutscher  Kohle  nach  EuTt^Iand  wahrscheinlich  ganz  bedeutend  reduziert 
worden  wäre.  Im  Jahre  1884  setzten  sie  aber  doch  eine  Steigerung  auf 
P/j  Kop.  pr.  Pud  (30  Pfg.  px.  kg)  durch  und  erlangten  gleichseitig, 
dafs  nun  auch  gegen  die  englische  Konkurrenz  im  Süden  ein  Zoll  Toa 
2  Kop.  und  in  den  Ostseehäfen  von  ^/^  Kop*  festgesetzt  wurde.  Di« 
Wirkung  dieser  Mafsregel  war  nicht  so  bedeutend^  als  die  Urheber  gehofft 
hatten.  In  Odesta  fürchtete  man  zwar,  dafä  die  Kohleneinfuhr  daroh 
den  Zoll  erschwert  werden  würde,  dafs  dann  die  Oetreideschiffe  leer  von 
England  zurückfahren  und  die  Getreide&achten  steigen  müfsten.  Diese 
Wirkung  trat  aber  vorläufig  noch  nicht  ein^  und  englische  Kohlen  wurden 
im  Süden,  wie  auch  im  Moskauer  Bezirke  und  an  der  Ostsee  weiter  kon* 
sumiert.  Das  war  erklärlich;  denn  die  russische  Industrie  dehnte  licli 
unter  dem  Schutze  der  hohen  Zölle  immer  mehr  aus«  zudem  wurde  ein 
anderes,  früher  viel  verwendete«  Heismateria],  das  Holz,  immer  seltener 
und  teurer,  und  die  russische  Kohlenindustrie  konnte  den  wachsenden 
Anforderungen  wohl  kaum  schnell  genug  entsprechen;  auch  wurde  der 
Transport  der  russischen  Kohle  z,  T*  durch  die  grofseu  Entfernungen 
sehr  verteuert.  Ausländische  Kohle  mufste  daher  trotz  der  Zölle  noch 
herangezogen  werden»  und  wir  sehen  aus  der  unten  gegebenen  Tabelle 
über  die  Einfuhr  Rufslands  an  Kohlen  und  Koks^  dafs  von  1881  bis 
1886,  wenn  das  Jahr  1883  nicht  berücksichtigt  wird»  eine  aofi'allende  Ab- 
nahme dieser  Einfuhr  nicht  stattgetunden  hat.  Leider  nahm  die  schlesische 
Industrie  wegen  der  verschiedenen  ZoUhehandlung  an  der  Landgrenze  und 
an  der  Ostsee  nicht  in  gleichem  Mofsc  daran  Teil  wie  die  englische; 
denn  obgleich  die  preufsischen  Eise u bahnen  die  Kohlentarife  nach  der 
russischen  Grenze  ermafsiglen,  konnte  dadurch  jener  Unterschied  des  Zolles 
nicht  ausgeglichen  werden ,  und  die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  nach  Ruß- 
land wurde,  wie  die  untenstehende  Tabelle  zeigt,  mehr  und  mehr  er- 
schwert. 

Die  geringe  Wirkung,  welche  die  gegen  die  ausländische  Kohle  ge* 
richteten  Zollsätze  von  1884  gehabt  hatten,  veranlafste  die  Bergwerks- 
besitzer  bald,  weitere  Erhöhung  zu  verlangen,  und  so  wurde  1887  der 
Zoll  für  die  südlichen  Häfen  auf  3  Kop.  (60  Pfg.  pn  100  kg),  für  die 
westliche  Landgrenze  auf  2  Kop*,  an  der  Ostsee  auf  l  Kop.  featgesetxt 
Aber  auch  diese  TerhaltDismüTsig  sehr  hohen  Zollsatze  schlössen  die  aus* 
ländische  Kohle  von  Rufsland  nicht  aus ;  denn  niedrige  Preise  und  Frachten 
ermöglichten  die  Eiofuhr  an  der  Ostsee,  gewisse  Bezirke  Polens  waren 
immer  noch  auf  Schlesien  angewiesen,    und    in  Odessa   stieg   die  Einfuhr 
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weil  sich  der  Babelkurs  günstiger  gestaltete ,  der  Transport  russischer 
Kohle  noch  teurer  war,  und  weil  man  bei  gleichen  Preisen  immer  die 
eoglisohe  wegen  der  besseren  Qualität  Yorzog. 

Anders  wurde  es  aber,  als  1890  die  Zölle  für  die  südlichen  Häfen 
eine  weitere  Erhöhung  erfuhren;  jetzt  ging  dort  auch  die  englische  Ein- 
fuhr zurück^  und  das  russische  Produkt  gewann  an  Boden,  zumal  da  die 
grofsen  Kohlengesellschaften  den  Transport  nach  Odessa  selbst  besorgten 
und  Dampfschiffahrtsgesellsohaften,  Eisenbahnen  etc.  veranlafsten,  russische 
Kohle  an  Stelle  der  englischen  zu  verbrauchen.  Im  allgemeinen  wird  die 
nunsohe  Kohlenindustrie  aber  kaum  in  der  Lage  sein,  jederzeit  den 
wachsenden  Bedarf  Buüilands  befriedigen  zu  können,  und  alle  Zölle  werden 
es  nicht  hindern,  dats  auch  in  Zukunft  ausländische  Kohle  in  Anspruch 
genommen  werden  mufs;  dann  bewirkt  der  hohe  Zoll  nur  eine  Yer- 
tenerung  dieses  wichtigen  Materials.  Namentlich  in  den  Grenzgouyeme- 
ments  wird  die  fremde  Kohle  nicht  zu  entbehren  sein,  und  die  Einfuhr 
ist  daher  auch  in  Petersburg,  Reval,  Riga,  Libau  seit  Jahren  beständig 
gewachsen,  während  die  Gesamteinfuhr  Buüslands  zurückgegangen  ist^). 
Im  Innern  freilich  wird  die  Konkurrenz  für  das  Ausland  immer  schwieriger, 
da  man  die  Produktion  der  russischen  Bergwerke  immer  mehr  vervoll- 
kommnet  und  yergröfsert^  und  andere  Heizmaterialien,  wie  Kaphtaabfälle 
und  s.  T.  auch  noch  Holz,  die  Kohle  für  manche  Gewerke  entbehrlich 
machen. 

Es  ist  hier  noch  zu  berücksichtigen,  dafs  in  Bufsland  neben  den 
Zöllen  ein  anderer  Faktor  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  wesentlich  be- 
einflnfiit,  das  sind  die  Schwankungen  des  Bubelkurses.  Wir  kommen 
darauf  später  noch  zurück  und  wollen  hier  nur  erwähnen,  dafs  auch  bei 
Steinkohlen  trotz  einer  Zollerhöhung  an  manchen  Orten  die  Einfuhr  nicht 
sank,  weil  die  Wirkung  jener  durch  eine  Yeränderung  im  Werte  des 
Kreditrubels  paralysiert  wurde. 

Unter  diesen  Verhältnissen  hat  sich  nun  die  Einfuhr  fremder  Kohlen 
und  Koks  nach  Kufsland  wie  folgt  gestaltet^): 


ISSI  100,3 

18S%  105.6 

1883  138,3 

1884  I16.8 

1885  II  1.5 

1886  II3,& 

1887  95.7 

1888  105,5 

1889  126.3 

1890  106.1 

1891  106.1 
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1)  Naeh  n«a«ren  Machrichton  ist  j«tst,  im  Herbst  189S,  im  Sfiden  Rafelandi  «in« 
Kolü«Diiot  Misgebroehen ,  weil  «i  den  Graben  im  Donoi-Bauin  wftbr«nd  der  Brate  an 
Arbeiteni  gefehlt  hat  ond  der  hohe  Zoll  tod  4  Rop.  (80  Pfg.  p.  100  kg)  für  die  Sttd- 
bifeo  die  EinAihr  «rsehwerte.  Die  Freite  find  daher  anf  eine  lolche  HShe  gestiegen, 
da£i  die  Anlegenheit  bereits  die  Anftnerksamkeit  der  Regierung  in  Petersburg  aaf  sich 
ftlenki  bat.  —  Vergl.  Magd.  Ztg.  r.  4.  n.  8.  Desember  189S. 

fl)  8tatbtical  Abstract  for  the  Principal  and  other  Foreign  Conntries,  189S,  8.  68.  — 
Hier     sind    Kohlen    and   Koks    susammen    aofgeiührt;     nach    der    deoUchen    Statistik 
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Miaielldtt, 

deaUohe  Anteil 

an  dieeer  EiDfuhr  Burelandi   betrug: 

Stetnkt^blen          Koks 

l$80 

382811            26945 

Toonea 

1883 

405570           3988  t 

»t 

1884 

323016           38584 

j* 

1885 

312235            46944 

Tir 

1886 

319  191            64  163 

^f 

1887 

}o8  442          74  068 

tl 

1888 

185300          78398 

4« 

1889 

174  543          80088 

Pt 

1890 

151  758          97852 

»♦ 

1891 

134246          95  "86 

If 

1892 

117  too        114929 

»* 

Baraus  ergiebt  sich,  dafs  bei  deo  jetzt  stattfiodendeo  Verhau dlungsa 
zur  Beilegung  des  ZollBtreitea  swiecheu  Deutecblaud  und  Kulaland  in  erator 
Linie  die  Gleichstellung  der  ZoUtätzc  an  der  poluiBchen  Latidgreoae  und 
in  den  baltiseheD  Häfeo  verlangt  werden  m\it&  \  dann  aber  auch  die  Hertb- 
tetzung  des  jetzt  im  Verhältnis  zum  Wert  der  Ware  viel  zu  hohen  ZoUe»^ 
▼on  2  Kop.  pr.  Pud  (40  Pfg.  pr,  100  kg)*);  denn  bei  dieser  Belastung V 
kann  die  gewöhnliche  deutsche  Kohle  mit  der  russischen  sehr  schwer 
konkurrieren,  und  nur  Fettkohlen  werden  von  dem  Zolle  weniger  berührtvj 
weil  diese  in  Polen  nicht  in  genügender  Menge  produziert  werdeo. 

Einen  ganz  bedeutenden  umfang  hat  in  neuerer  Zeit  die  £isen*4 
Industrie  iu  Hursland  gewonoen ,  und  im  Jahre  1688  konnte  deft 
Minister  hei  der  Eröffnung  einer  Eisenbahn  im  Osten  stolz  herrorheben, 
dafs  alles  Material  dieser  Baho  in  Eufsland  hergestellt  sei ,  während 
12  Jahre  früher  eine  solche  Bahn  fast  nur  mit  ausländischen  Fabrikateo  ge- 
baut werden  muTste,  —  Das  erste  Produkt  der  Eisenindustrie,  das  GuTs* 
eisen  ^  wird  hauptsächlich  im  Ural  mit  einer  grofsen  Anzahl  Hochofen 
hergestellt,  auf  Flüssea  nach  Mittelrufslaud  gesandt  und  von  da  weiter 
yerteilt  In  den  Grensbezirken  und  auch  im  Innern  zu  bestimmten  Zwecken 
findet  deutsches  und  englisches  Roheisen  Verwendung;  daa  gab  Veran- 
lassung, den  Zoll,  wie  oben  in  unserer  Uebersicht  geschildert  ist,  fort- 
während zu  erhöhen,  so  dafs  nach  dem  Tarif  von  1891  bei  der  Einfuhr 
über  die  westliche  Landgrenze  35  Kop>  pr.  Pud  (6,90  M.  pr.  100  kgX 
zur  See  30  Kop.  (5,90  pr.  100  kg)  zu  zahlen  sind,  während  der  Tanf  von 
1882  nur  6  Kop.  (1/20  M.  pr,  100  kg)  festsetzte.  Wir  sehen  aus  den  unten 
folgenden  Tabellen,  dafs  der  Import  von  Hoheisen  in  der  Zeit  1881  bis 
1886  ziemlich  auf  gleichem  Stand  blieb,  obschon  der  Zoll  1884  auf  9, 
1885  auf  12  und  18B6  auf  15  Kop.  stieg.  Die  Produktion  Kufslands  war 
noch  nicht  auBreichend  und  zu  teuer,   der  Transport  kostspielig,    und  wo»- 


{§.  folgende  Tubelle)  wichst  aber  der  Import  tod  Koks,  während  derjeninre  voa  8t«{B- 
kohlen  sinkt  Läfst  »ich  dM  snf  dt«  GesAinteiiifabr  BuTslands  übertragen,  »0  het  tr«b 
wachsenden  Bedarfs  eine  bedeutendere  Abnahme  des  Stein  kohlen  Imports  itattgefandeoi  ml» 
ans  diesen  Zahlen  hervorgeht. 

1)  Das  ist  der  ZoUsata  de!  Tarifs  v.  1801.  In  den  Maximeltanf  v.  189S  sind  BtoAv- 
kohlen  nicht  anfgenommen ;  wohl  aber  wird  anf  sie  der  Zollanf^chlag  too  60  Pros.  M 
der  £lDfuhr  ans  Deutschland  in  Anwendung  gebracht,  obschon  man  im  Hai  1907  äk 
2iisafe  erteilt  hatte,  dalli  die  damals  festgesetsten  Zollsätse  bis  l.  Januar  i8t8  nieht  <r- 
h^t  werden  tollten. 
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Uadisohee  BoheiaeD  konnte  daher  noch  nicht  entbehrt  werden.  Zadem 
hatten,  nm  den  hohen  Zoll  auf  Fabrikate  zu  sparen,  schlesiBche  Eisen» 
werke  jenseits  der  Grenze  Filialen  erriohtet»  wo  sie  Roheisen  aus  Sohlesien 
•infahrten  and  daraus  Fabrikate  herstellten.  —  Erst  die  weitere  be- 
deutende Erhöhung  des  BoheisenzoUes  von  1887  (auf  25  und  30  Kop.) 
Terteuerte  das  ausländische  Produkt  so,  dals  nun  eine  bedeutende  Ab- 
nahme der  Einfuhr  erfolgte.  Der  Zoll  übersteigt  jetit  den  Wert  der 
Ware  erheblich;  denn  englisches  Roheisen  kostet  im  Produktionslande 
etwa  4  M.  pr.   100  kg. 

Was  die  Eisenfabrikate  betrifft,  so  ist  ebenfalls  von  der  russisohea 
Regierung  unausgesetzt  und  mit  aller  Energie  der  Plan  rerfolgt  worden^ 
analSndische  Waren  möglichst  ganz  von  Rufsland  aaszuschlie(sen.  Bei 
eiaem  der  wichtigsten  Artikel  war  dieses  Ziel  schon  früh  erreicht;  die 
Herstellung  von  Eisenbahnschienen  hatte  bereits  1882  eine  solche  Aus- 
dehnung erfahren,  dals  sie  für  den  Bedarf  des  Landes  genügte,  ja  im 
Moekaaer  Bezirk  war  1883  sogar  eine  Ueberproduktion  eingetreten,  weil 
die  Fabriken  auf  yerstärkten  Eisenbahnbau  gerechnet  hatten.  Die  weiter» 
Erhöhung  des  Zolles  (1882  50  Kop.,  1891  60  Kop.  =»  9,92  und  11,90  M. 
pr.  100  kg)  verdrängte  ausländische  Schienen  mehr  und  mehr,  so  dafs 
z.  B.  Yon  Deutschland  1891  nur  noch  1651  Tonnen  nach  RuDsland  gingen^ 
gegen  11  721  Tonnen  im  Jahre  1879^).  —  Aehnlich  war  es  auch  mit 
anderem  Eisenbahnmaterial  wie  Lokomotiyen,  Waggons  u.  s.  w.  Der  hohe 
Zoll  begünstigte  das  Entstehen  neuer  Fabriken  und  die  Regierung  unter- 
stttste  das  noch  dadurch,  dafs  sie  den  Eisenbahnen  die  Einfuhr  voa 
Lokomotiyen  und  anderem  Material  teils  verbot,  teils  erschwerte.  Obwohl' 
daher  Lokomotiven  in  Bufsland  viel  teurer  waren  als  in  Deutschland, 
konnten  unsere  grofsen  Fabriken  doch  nur  ausnahmsweise  noch  Aufträge 
von  dort  erhalten. 

Von  den  zahlreichen  übrigen  Artikeln  der  Eisen-  und  Stahlindustrie 
sind  mehrere  schon  früher  infolge  der  Zollerhöhungen  von  der  EinfVihr 
nach  Rufsland  nahezu  abgeschnitten,  und  hier  hat  es  kein  grolses  Interesse 
mehr  gehabt,  ob  und  wie  die  Zölle  später  noch  weiter  erhöht  worden 
lind;  bei  anderen  ist  die  Einfuhr  sehr  zurückgegangen  und  nur  wenige 
zeigen  keine  Abnahme  oder  sogar  Zunahme.  In  den  letzten  Jahren  waren 
es  hauptsächlich  folgende  Gegenstände,  welche  noch  in  etwas  gröfseren 
Mengen  aus  Deutschland  Eingang  nach  Rufsland  fanden:  Eisen  in  Stäben, 
Bleche,  besonders  bessere  Qualitäten,  gurseiserne  Fabrikate,  Eesselarbeiten» 
feine  Eisen-  und  Stahlfabrikate,  Draht,  Sensen,  Sicheln,  Werkzeuge, 
Lokomobilen.  —  Der  Import  landwirtschaftlicher  Maschinen  war  früher 
liemlich  bedeutend,  auoh  aus  Deutschland;  als  aber  i.  J.  1885  ein  Zoll 
von  60  Kop.  pro  Pud  auf  diese  Maschinen  gelegt  und  derselbe  1887  auf 
70  Kop.  erhöht  wurde,  sank  der  Import  sehr  stark,  wie  aus  untenstehender 
Tabelle  hervorgeht. 

Auffallend  ist  es,  dafs  die  hoch  entwickelte  deutsche  Weifsblech- 
Industrie  sich  nicht  an  der  Lieferung  von  Blechen  beteiligt,  welche  von 
den  russischen  Petroleumproduzenten  in  wachsendem  Mafise  gebraucht 
werden.     Man  hat  diese  Bleche  seither   ausschliefslich   in  grofsen  Quan- 

1)  Vergl.  aneh  iiii8«re  Tab«ll«  in  die8«n  Jahrbflchern,  Bd.  44,  8.  417. 
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Utäteii  auB  Englaod  bezogen  und  daraus  die  Kisten  hergestellt,  in  welcha 
das  Petroleum  nach  dem  Orient  ausgeführt  wird.  Der  Zoll  ron  1 JO  RblJ 
pr  Pud  (dS,70  M.  pr.  100  kg)  ist  aUerdiogs  sehr  hooh,  aber  das  eng- 
lische Fabrikat  hat  ihn  ebenfalls  2a  tragen,  und  ebenso  ist  ei  mit  unver* 
zinntem  Blech ,  welchea  man  in  neuerer  Zeit  an  Stelle  dea  Weifshleohd 
zur  Ersparung  Ton  Zoll  bezieht^  um  es  im  Inlande  zu  verzinnen. 

Dieses  letztere  Verfahren  ist,  je  höher  die  Zölle  sliegen,  auch  nooh 
an  anderen  Stellen  mit  Erfolg  angewendet  worden.  So  betrug  der  ZoU 
auf  Draht  im  Jahre  1B82  1,10  Kbl.  pr.  Pud,  für  Brahtnägel,  Nieten  eic 
1,65  Rbl;  diese  Sätze  erfahren  dann  mehrfache  Veränderungen,  und  naeh 
dem  Tarife  von  1B91  ist  für  den  gröberen  Draht  1  RbL,  fiir  die  llfitt^- 
Sorten  1,50  Rbl.  und  für  die  feinen  2  Rbl. ,  für  Drahtnägel  eto«  aber 
2,70  BbK  zu  zahlen.  Die  Folge  war,  dafs  man  aus  Deutschlsini  groben 
Walzdraht  bezog,  ihn  im  Inlande  zu  dünnem  Drahte  umarbeitete  und 
daraus  Drahtnägel  etc.  herstellte.  —  Ferner  liefsen  manche  Ma-^chioeD- 
fabrikanten  Deutschlands  der  Zollersparnis  wegen  die  schweren  und  ein- 
fachen Teile  der  Masohineu  in  Rufaland  herstellen  und  sandten  nur  die 
feineren  Teile  dahin, 

Dafs  durch   die    im  Zollkriege    gegen  Deutaohland   Yon  Buf^land   er*] 
griffenen  Mafsregeln  auch  unser  Export  von  Eisen*  und  Stahlwaren    nsc 
diesem   Lande  nahezu  abge:^chaitten  sein  wird,    liegt    auf    der   Hand;    dii 
Statistik    wird    uns  darüber    bald  Näheres    sagen    können,     SoD    aber    fdf] 
Deutschland  ein  Nutzen   auch  auf  diesem    NVirtsohaftsgebiete  aus  den   Ver*» 
handlangen  zum  Absohlufs  eines  Ha  ndelsy  er  träges  erwachsen^    so  würden 
auch  eine  Anzahl  Eisenzölie  seitens  Rufslaods    ermäfsigt    werden  müssen, 
und  zwar  eicht  nur  um  Kleinigkeiten^  weil  viele  deutschen  Waren  eohon 
früher,    als    die  Zölle    noch    niedriger   waren,     nicht    mehr    konkurrieren 
konnten  ^),      Vor  allem  aber  wäre  es  wünschenswert,  dafs  der  Ausnahme- 
zustand des  Zollkrieges  bald  beseitigt  würde,    damit  nicht  andere  Länder, 
nametitlioh    Kngland    und   Amerika,    da   eindringen,    wo    deutsche  Warea 
nach  dem  Tarife  Ton    1891   noch   importfähig  sind. 

Ndch  dem  Statistical  Abstract  betrug  die  Gesamteinfuhr  Rufalaodi 
über  die  europäische  Grenze 


RoheUea 

Miuehiiien 

tfMcbiti«o 

Bis»ii  io  8tAOK(»n, 

Tafel u  etc. 

Het&Uwirea 

|00OPüd(lO0ORbK 

1000  Ebt. 

1000  Pud 

1000  Rbl. 

1000  Päd  löOO  RhL 

1000  Rbl. 

1881 

«4293 

9  200 

7948 

1  418 

15*34 

6485 

IT  960 

24837 

1882 

13363 

9657 

5915 

1896 

20914 

6708 

13223 

29687 

1888 

H49« 

9  626 

S617 

»857 

19729 

6472 

14053 

«417 

1884 

17330 

11  243 

S784 

1590 

16849 

4871 

IG  368 

20409 

1886  )  13509 

8729 

242S 

1376 

11938 

3878 

8616 

14708 

1886      14  510  1 

8213  1 

i3<4 

1  566 

1445t 

4025   !    8799 

I6t8| 
1 1  878       . 

1887        878  s 

S543 

1742 

1303 

13258 

2798    1     5  7*7 

1888 

4  54"  , 

2409 

2644 

1647 

16090 

3263    1    6910 

»3  7S2       1 

1889 

6363 

3  93« 

2958 

2092 

19486 

4  5>3 

9049 

14615       1 

18d0 

7569 

4839 

2519 

1941 

18030 

4905 

9423 

14487 

1891 

4586 

«857 

2037 

2  121 

18776 

3124 

6509 

13908 

i)  Der  hohe  Zoll  naf  OuTieiMn  wird  freilif^h  nicht  herjibgflseUt  werdto  kdflAtPf 
w«tl  die  nuBiictie  Regierung  sieb  verpflichtet  hat ,  deDSetbeo  vor  1898  ololit  so  tt* 
mifBigeQ. 
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imd  Deatiehlaiid  lieferte  in  den  letiten  Jahren  nach  Boftland  (in  Tonnen 
1000  kg): 
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Der  BinflnTs  der  Zollyeränderongen  ist  hier,  namentlich  bei  den 
Bohmaierialien  nnd  einigen  Halbfabrikaten,  deutlich  su  erkennen;  für 
laoere  Waren,  dann  für  Feilen,  Sägen,  Handwerkszeug  und  dergl.,  sowie 
für  manche  Maschinen  scheinen  die  russischen  Fabriken  doch  noch  nicht 
leistangsfähig  genug  zu  sein.  —  Auffallend  ist  die  Zunahme  der  russischen 
Einfiihr  fast  bei  allen  Artikeln  im  Jahre  1889;  neben  dem  Aufschwung, 
welcher  damals  überall  im  Verkehr  zu  beobachten  war,  trug  in  Bufsland 
notth  der  Umstand  zur  Yermehrung  des  Importes  bei,  dafs  der  Bubelkurs 
Qna  unerwartete  Steigerung  erfuhr;  dadurch  wurde  die  Einfuhr  einer 
Aniihl  Artikel,  welche  schon  lange  durch  die  Zölle  ausgeschlossen  waren, 
wieder  mögliolu 

Noch  weit  mehr  entwickelt  als  die  Biaenwarenprodnktion  ist  die 
Textilindustrie.  Diese  hat  ihren  Hauptsitz  im  mittleren  Bufsland, 
jedoeh  sind  auch  in  Polen  und  einigen  anderen  Bezirken  ausgedehnte 
Fabriken,  deren  Thätigkeit  sich  über  fast  alle  Teile  dieser  Industrie  er- 
itreekt  Die  Entwickelung  war  namentlich  im  letzten  Jahrzehnt  eine  be- 
notende, wozu  die  fortwährenden  Zollerhöhungen  wesentlich  beitrugen, 
^e  der  msaischen  Industrie  auf  dem  inländischen  Markte  hohe  Preise 
neherten  und  die  Produktion  auch  unter  yerhältnismäfsig  ungünstigen 
Umitlnden  ermöglichten.  Die  russischen  Fabriken  fertigen  namentlich 
Vuienartikel  aus  Baumwolle   und  Wolle  für  die   zahlreiche  Berölkerung, 
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dann  aber  auch  snr  Lieferung  naoli  Allen.  Händler  au«  Buoharai  Trans- 
kaukasiea ,  Fersten,  Chiwa  kommen  zur  Mofise  nach  Nischni- Nowgorod, 
verkauleQ  dort  ihre  Produkte  und  nehmea  dafür  baumwoUeno  Waren 
mitp  bei  deren  Ausfuhr  jetzt  der  Zoll  der  Eohbaum wolle  mit  1^50  und 
1/70  KbL  pr,  Pud  zurüokTergütet  wird.  Diese  Warenbewegung  erbill 
dadurch  noch  eine  &iarke  Förderung  ^  dafs  jetzt  der  Anbau  ron  Baum- 
wolle in  Mittelasien  mehr  und  mehr  zunimmt  Die  russische  BegieruDK 
begünatigt  mit  aller  Energie  die  Einfuhr  asiatischer  Baumwolle  und  er^ 
reicht  ihren  Zweck  durch  rücksichtslose  Erhöhung  des  Zolles  filr  Höh* 
bäum  wolle,  welche  über  die  europaii^ehe  Grenze  eiügeht^  «owie  durch  d«^ 
Eisenbahnbau  in  Asien  mehr  und  mehr*  Buumwolle  ist  An  Rohmaterii 
welohes  in  fast  allen  I»dustneländerii  frei  eingeht  oder  doch  nur  ein« 
geringen  Zoll  hat.  Auch  in  Eufgland  war  sie  bis  zum  Jahre  1&82  toll 
frei  und  erst  TOU  da  ab  wurde  sie  mit  dem  YerhältnifimäT^ig  hohen  ZOII0 
Too  45  Eop,  pr.  Pud  (8,92  M.  pr.  100  kg)  belegt;  im  Tarife  Ton  U9I 
war  dieser  Satz  im  europäischen  Handel  bei  der  Einfuhr  zur  See  suf 
1/20  Eb). ,  zu  Lande  auf  1|^5  Kbl.  gestiegen  und  ist  neuerdings  noch 
auf  1,4Ö  und  1,55  KbL  (27,78  M,  und  30,76  M.  pr  100  kg)  erhöhl 
wordt^n.  —  An  der  Yernorgung  BoTslands  mit  Baumwolle  nahm  aofser 
Asien,  Amerika  und  Grofsbritannieu  auch  Deutschland  teil;  diessr 
TransithaDdel  ist,  wie  unsere  Tabelle  (8.  419)  zeigt,  schwankend  und  seit 
1889  im  Steigen. 

Flachs  und  Hanf  sind  zollfrei^  weil  Eufsland  diese  in  grofsen  Uusn- 
titäten  produziert  und  ausführt.  Jute  dügegeo  hatte  schon  1882  einen 
Zoll  von  40  Kop.,  welcher  bis  1891  auf  60  Kop.  gestiegen  ist.  Wolle 
wird  ebenfalls  in  Euroland  gewonnen;  es  gehen  aber  hauptsächlich  ge- 
ringere Qualitäten  in  das  Ausland,  während  bessere  Sorten  importiert 
werden ;  infolgedessen  hat  man  den  hohen  Zoll  von  2  Ebl.  für  ungt^- 
färbte,  3  EbL  für  gefärbte  Wolle  (39,70  und  59,50  M.  pr.  100  kg)  fest^ 
gesetzt,  um  der  russischen  Produktion  einen  Schutz  zu  gewähren.  An 
der  russischen  WoUeinfuhr  hatte  auch  Deutschland  früher  einen  naiO'^ 
haften  Anteil,  aber  durch  die  Erhöhung  des  Zolles  seit  1882  ist 
Einfuhr  im  allgemeinen,  wie  auch  diejenige  aus  Deutschland  immer 
zurückgedrängt  worden  ^\ 

Wag  die  Zölle  auf  Fabrikate  betrifft ,  so  ergiebt  sich  ans  une 
Tabelle  8.  449  in  den  Artikeln  183  bis  203  einmal,  welche  enormen 
jetzt  bei  der  Einfuhr  auf  diesen  Waren  ruhen  und  dann,  wie  sie  seB 
t8B2  gestiegen  sind;  überblicken  wir  diese  Tabelle^  so  wird  es  klar,  wie 
in  60  kurzer  Zeit  eine  hochentwickelte  Textitindustrie  in  Eufttand  ent- 
stehen  konnte,  wie  aber  auch  viele  ausländische  Fabrikate  entweder  ganx 
Ton  der  Einfuhr  uusgesohlossen  werden  oder  doch  nur  schwer  in  Rufs- 
land  Eingang  finden  konnten,  z.  ß.  Vigognegam ,  fertige  Wasche,  die 
niedrigen  Nummern  Ton  Baumwollengam,  Leinen  waren,  wollene  und  seideoe 


1)  Nach 


QaallSQ  betrag  di«  Eiofahr  von  Wolle  aut  DeuUchlaiid : 
1888     t9S  000  Pud. 
1888     t6l  000      „ 
1890       98000      M 
ie»l      119000      „ 
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Tiehar,  JviMiaka  «•  a.  m.;  es  wird  aber  fflni«r  aaoh  eridirlMh»  WMhalb 
Mlir  yiele  Textilwaren  in  Bnfsland  mit  yerbältoismiüiig  hohen  Preisen 
TOB  den  Konenmenten  besahlt  werden  m&ssen,  und  dafs  s.  B.  ron  Klei- 
dnvtoffen  und  Modewaren  nur  noch  feine  Artikel  vom  Auslände  nach 
den  grOlberen  mssiseben  Städten  gehen,  wo  Luxus  herrscht  und  man  die 
Mien  Preise  besahlen  kann. 

Ob  bei  den  stattfindenden  ZoUyerhandlungen  zwisehen  Deutsehlnnd 
und  BuAland  für  ersteres  Zugeständnisse  su  erlangen  sein  werden»  welehe 
geeignet  sind',  uns  das  in  der  Textilbranolie  bisher  verlorene  Absatsfeld 
wieder  su  eröffiien,  scheint  uns  zweifelhafL  Ein  grosser  russisoher  In- 
dnatrieiweig,  welcher  unter  dem  hohen  Zollsehutse  eine  solche  Aus- 
dehnung erlangt  hat,  dats  man  im  Inlande  schon  lange  über  Konkurrenz 
klagt,  würde  yoraussichtlidh  durch  Abschwäehung  dieses  Schutses  zum 
Teil  Inhm  gelegt  werden,  und  es  ist  nach  der  bisher  yon  der  russischen 
Begierung  innegehaltenen  Zollpolitik  nicht  anzunehmen,  daCs  sie  dazu  die 
Hand  bietet;  jedeuflBlls  wird  es  gro(ser  Anstrengungen  bedürfen,  auf 
diesem  Gebiete  bei  den  Verhandlungen  namhafte  Yort^e  für  Deutschland 
in  eslnngen. 

Ee  wurden  im  ganzen  über  die  europfiische  Grenze  nach  BuTsland 
singelÜhrt^): 
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Beide  TabeUen  zeigen 

die 

Abiiahme  der  Einfuhr  Rufalands 

in  vieli 

1 

Tbxtilw&ren ; 

jedoch    tritt 

hier    dieselbe    Erscheinung    auf    wie 

bei  di 

1 

£iaenwareD,    dadii    Dämlioh    der  Import  yon   1888   be»w.    1889    an 
•teigtp    wee  zum  grofsen  Teil  die  Ende  1888    eingetretene  Beeterung 
Eubelkureea  lur  Ursache  hat. 

Die  Kohlen-  and  Eisen- ^  sowie  die  Textilindustrie  sind  diejeüigeo 
WirtichafUzweige,  deren  Ausdehnung  in  Rufsland  am  meisten  uod  rück- 
sichtslosesten gefordert  worden  ist;  es  sind  aber  auoh  diejenigen  Gebiet«, 
welche  tür  die  deutsche  Ausfuhr  das  grofste  Interesse  haben  ^  und  an 
die  hier  in  Betrucht  kommenden  Oegensstünde  werden  sich  also  die  Zoll* 
yerhandlungen  In  erster  Linie  drehen,  namentlich  aber  um  Eisen,  Von 
anderen  Waren  fallen  jetzt  nur  noch  wenige  Waren  bei  der  Auafiihr 
Beutßchlands  nach  Rufsland  ins  Gewicht 

Der  Zoll  auf  Blei  betrug  nach  dem  Tarifa  von  1882  10  Eop.  pr, 
Pud  und  ist  seitdem  nicht  erhöht  worden ;  Kufsland  importierte  1884 
1107  000,  1885  668000  Pud.  1890  1263000  und  1891  1123  000  Pa 
währe  od  Deutschland  nach  Rufs  fand  ausführte: 


1880  3344  Tonnen 

1884  9377 

1885  5057 

1886  6  794 

1887  8  6t6 


1888  8  193  ToQa«Q 

1889  5091         „ 

1890  3883         H 

1891  3756         ,^ 

1892  3  732         ,1 


Der  Anteil  unterer  Bleiproduktion   an    der  Yereorgooii  B«* 
also  nicht  mehr  so  grofs  wie  friiher;  jedoch  liegen  tii«*^ 


Mittall«! 
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1880 

"39 

1888  ss6 

1884 

1165 

1888  8^6 

1886 

1025 

1880  729 

1888 

1216 

1891  399 

1887 

S7S 

188S  282 

vor  aIb  der  raiiiiohe  ZoU ;  deco  auch  die  GetamUuBfahr  Deutsohland« 
ED  Blei  ist  Ton  49313  t  io  1884  und  41  123  t  in  1685  auf  24  971  in 
1891   uod  26  647   t  in    1893  surüokgegaDgeD, 

Cement  wurde  früher  in  ziemlich  groraen  QuantitäieQ  oach  Rufe* 
land  aDBgeführt  (1884  33  539  ToDoeo);  das  hat  aioh  aber  schon  seit 
mehreren  Jahren  geändert,  und  1891  gaben  die  deutsoheo  AuBfuhrlisten 
nur  noch  6718  t,  1892  allerdings  wieder  24  859  t  an.  Wie  weit 
dieser  Rückgang  auf  die  Zotlveränderun^en  oder  auf  andere  Ursachen  zu- 
rüokzuftlhren  i»t,  Jäfst  sich  hier  nicht  feststellen;  yor  18S2  war  Cement 
in  RuTsland  zollfrei;  tod  da  ab  betrug   der  ZoU  7  Kop. ,    1891    aber    10 

PKop.  pr.   Pud  =  1,98   M.  pr.  100  kg. 
Einen     deutlichen    Einflurs    hat    der   Zoll    auf    unsere    Ausfuhr    yod 
Hopfen  nach  Rufsland  ausgeßbl ;  diese  betrug  in  Tonnen: 

^^ 

■  Im  Tarif  von  1882  war  ein  Zoll    Ton   1,20  Rbl  pr.  Pud    festgetetzt 

H  nnd  dieser  wurde  im  Jahre  1887  auf  10  Rbl.  erhöht;  wir  sehen»  dafi 
unsere  Ausfuhr  sofort  auf  etwa  die  Hälfte  der  Torh  ergeh  enden  Jahre  äel 
und  dann  nach  und  nach  weiter  zurückging.  Rufsland  bemüht  sich  jetzt» 
seinen  Hopfenbau  zu  hebeu  und  selbst  zu  exportieren,  und  wir  empfingen 
TOD  dort  1890  2  t,  1891  121  t,  1892  139  t,  was  in  Deutschland  schon 
lu  manchen  Bedenken  und  zur  Forderung  einer  Zollerhöhung  Anlafa  ge- 
geben hat. 

Der  Zoll    auf  Klaviere   und    Pianinoa    betrug    1883    60    Rbl.    pr. 

Stück    (195    M.)    und    für    Flügel    100    Bbl*    (325    M.);    im    Tarif  ron 

1891   sind  diese  ZöUe   auf    80  Rbl.  (260  M.)    besw.     132    Rbi  (429  M.) 

erhöht.     Die  Einfuhr  aus  Deutschland    sank   infolge    dessen    Ton  228  auf 

^      105    t    in    den    Jahren    1864 — 1887,     stieg    dann    bis    1890    wieder   auf 

H     268  t   und  betrug    1892  169  t     £«  werden   jetzt   aber    nur   noch   feine 

^     und  teuere  Instrumente  nach   Rufsland  exportiert,  welche  den  Zoll  tragen 

können ;  die  billigeren  Sorten  sind  yollständig  ausgeschlossen. 

■  Aach    bei  Zucker  in  Broten  und  Stücken  ist  die  deatsche  Ausfuhr 

nach  Rufsland  wesentlich  zurückgegangen!  was  dnrch  die  Höhe  des  ZoUes 
erklärlich  ist;  dieser  war  1882  3  RbL  pr.  Pud  (59,55  M.  pr.  100  kg) 
und  1891  4  Ebl.  pn  Fud  (79,40  M.  pr.  100  kg),  und  unsere  Aus- 
fuhr betrug: 


1884 

8020  TönnoE 

1889 

6331  TOOIMO 

1886 

5426    „ 

1890 

67"  „ 

1888 

4"7o   »» 

1801 

48»5   » 

1887 

5748   1* 

189S 

S7»5   M 

1888 

SS90   ,t 

Bei  einigen  anderen  Waren  ist  die  deutsche  Ausfahr  nach  Rufsland 
trota  hoher  Zölle  gestiegen,  ein  Beweis,  dafs,  wo  es  sich  hier  um  Roh- 
material handeitp  die  russiohe  Produktion  dem  wachsenden  Bedarfe  nicht 
genügt,  wo  aber  solche  Fabrikate  Eingang  taden^  die  betreffende  russische 
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loduitrie    der   denisehen  nicht  gewaohsen  ist^    daft  aber  in  beiden  Eallen 
der  hohe  Zoll  yon  den  rnasi toben  Konsumenten  sa  trftgeo  ist. 

Hierher  gehören  üäute  und  Fellej  welohe  vor  1882  zollfrei 
waren,  von  da  aber  50  Kop.  pr.  Fud  (9,92  M.  pr,  100  kg)  sahlen  mofsten; 
im  Tarif  Von  1891  iiod  diete  Waren  in  ^^trockene  and  trooken  getaUeoe*' 
und  in  ^^DafB  gesalsene'*  getrennt  and  erstere  mit  50,  letztere  mit  35  Kop. 
pr  Fud  belegt;  der  Zoll  ist  alte  z,  T*  ermäfaigt  worden.  Die  Atufahr 
DeutsohlandB  nach  Eafsland  betrug  oun  an  rohen  HSaten  and  Feiten 
1884  982,  1885  597,  18B6  686,  1887  482,  1888  1662,  1869  6297, 
1890  8788,  1891   6403,   1892   4782  Tonneo. 

Femer  itt  unsere  Auafuhr  nach  Hufsland  ao   Kupfer  and  SSinkin 
den    letzteD  Jahren    wieder   gestiegen,    nachdem    sie    bia    1868    bede 
znrtick gegangen  war;  sie  belief  sich  bei : 


KQpr«r 

Zink 

1884  »af     691 

Toonen 

«itf  ^Ito  Totin«n 

1886    „      699 

»t      ^ 

1»     243  t        .» 

1886    »,      709 

ff 

M    1180         .» 

1BS7    ,.      177 

•1 

H       213         u 

1888    M        94 

*t 

t,      7H        t. 

1889    „      814 

»» 

f>   9S7^       »' 

1890    ,,    II 14 

ti 

„   406a 

1891     „     858 

M 

M    39*8       »t 

1899    „  1746 

tt 

u      3674            1. 

Wir  haben  9.  407  sohon  gezeigt,  in  welcher  Wei«e  der  Zoll  auf  Kapf« 
in  den  Jahren  1885  und  1886  erhäht  worden  ist  (Ton  0,66  auf  2,50  BblV, 
nnter  diesem  Eindniok  wurde  die  deutsche  Kapferansfuhr  nach  Bufilinö 
Dahezu  aufgehoben.  Weun  sie  dann  in  den  folgenden  Jahren  wieder 
stieg  und  sioh  sogar  über  ihren  ^hereo  Stand  erhob,  so  ist  das  einer' 
seitfi  der  schon  erwähnten  Beeserong  de«  Rnbelwertes,  andererseits  aber  dem 
Umstand  zuzuschreiben,  dafs  die  mssisohe  Industrie  das  anslfindisohe  Kupfer 
nicht  eutbehren  kann.  —  Aehnlich  ist  es  mit  Zink;  haben  wir  hier  such 
nicht  eine  so  abnorme  Zollerhöhung  wie  bei  Kupfer  Tor  uns  (1882  40  Ko^*, 
1891  50  Kop),  so  genügte  der  allgemeine  Zuschlag  Ton  1887  dochn 
die  deutsche  Ausf^r  vorübergehe  od  so  za  reduzieren,  wie  es  xumt* 
Tabelle  zeigt. 

Zu  den  wichtigeren  Fabrikaten,  deren  Ausfuhr  nach  Eufsland  steigt, 
gehören  einige  Farbstoffe,  iu  deren  HersteiloDg  die  deutachen  Fabrikeo 
bekanntlich  weit  Torge  seh  ritten  sind.     Es  wurden  exportiert: 


Aliiarin 
3^3  TonotD 
^7 


ldiUd  1 

md  uider« 

236 

Tonnto 

308 

1» 

336 

tt 

379 

tu 

5<H 

•♦ 

414 

•1 

549 

(» 

440 

n 

409 

ti 

S16 

tt 

Misi«n«v. 
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^1  TrotE    dee    aufierordeDtlich    hohen    ZoUei    (er    betrug    für  Teerfarben 

■     1682   15   Rbl.,    1891    17   Hbl.   pr.   Fud  =^  337,30  M.  pr.    100   kg)    i«t    es 

H     sieht  gelungen,    die  Fabrikation  dieter  Waren  in  Rufaland  «o  zu  fördern^ 

H     dafs  da«  deutsche  Produkt  entbehrt  werden  könnte. 

B  Wir  sehen  aui  den  bisherigen  Hohilderungen  schon,  daf«  Deutschland 

hauptsächlich  RohmaterialieD  und  Halbfabrikate  nach  Rufslaud  liefert, 
währeod  die  Ausfuhr  an  wertvollen  Oegenständen,  also  Fabrikaten,  ver- 
hältnismäfsig  gering  ist.  Bo  entfallen  von  den  1892  nach  Ruisland  ge- 
sandten 4047  Tonnen  Baum  wolle  und  Baumwollen  waren  nur  97  Toonen  auf 
dichte  Gewebe,  13  Tonnen  auf  Posamentierwaaren,  10  Tonnen  auf  Strumpf- 
waren und  14  Tonnen  auf  Spilsen  und  Stickereien;  femer  von  den 
52  156  Tonnen  Eisen  und  Eisenwaren  nur  705  Tonnen  auf  feinere  Fabri- 
kate,—  Glas  und  Glaswaren  sind  fast  ganz  von  KuTiland  ausgeschlosseo ; 
Deutschlands  Ausfuhr  nach  Rufaland  betrug  1B92  363  Tonnen,  und  die 
ganze  russische  Einfuhr  an  Qlas  etc.  hatte  I8S4  einen  Wert  von  nur 
2,7  MilL  Rbl.,  1891  von  1,5  Mill,  —  Verschwindend  klein  ist  auch  unsere 
Ansfnhr  an  Fabrikaten  aus  Holz  und  Leder,  dann  an  Leinen-,  Beiden*, 
Wollen-,  Papierfabrikaten I  die  unter  den  hohen  Eingangshallen,  wie  sie 
unsere  Tabelle  zeigt,  in  Rufsland  nicht  konkurrieren  können. 

H  Stellen    wir    nun  die  Ausfuhr  Deutschlands  mit  seiner  Gesamtansfuhr 

H     jnuammen,  so  ergiebt  sich  folgendes  Bild : 

Hiemach  ist  unser  Absatz  nach  Eufsland  iiberhanpt  verhältnismäfiig 
gering  uud  er  ist  aufserdem  seit  1864  noch  wesentlich  zurückgegangen;  wir 
sehen  hier  ganz  deutlich  die  eingreifende  Wirkuug  der  Zollveränderungen 
von  1887,  welche  namentlich  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  schwer  betrafen, 
und  auf  diese  fällt  auch  der  gröfvte  Antheil  beim  Rückgange  unseres 
Exportes.     Denn  Deutschland  sandte  nach  RufBland ; 
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1884        719579  TooDen  «s    100 


0«samtAiuifahr  Detttsohlftods 

19  151  756    TODDRD    mm     [00 


1885 

691  169 

^ 

96 

18  814  023 

Tl 

^        98 

1886 

697801 

»= 

97 

18934383 

»• 

=  99 

1887 

520813    M 

m= 

72 

19495689 

M 

mm    loa 

18^8 

483  747   - 

^ 

67 

20740384 

M 

^    108 

1889 

575677 

mm. 

80 

18  293  587 

-   96 

1890 

562516 

«s 

78 

[9365081 

«« 

^  101 

1891 

485  837 

ES 

68 

20139576 

tf 

=*  los 

imi 

510595 

= 

71 

19  891  61$ 

tt 

c=   104 

Bohsfoffe  lt.  fliofAch 
bearbeitet«  Gegetultods 

1885  606032  Tod  Den 

1886  617  249        ,, 
1881        449  449        » 

1888  406816        M 

1889  470  563        „ 


FftbrikAU 

85  108  TQonsa 
80  48s        „ 
7UI7       M 
76  757       »1 
104946 


Diejenigen  Länder,  welche  den  Bedarf  Hufslands  an  auswärtigen 
Produkten  hauptsächlich  decken,  sind  Deutschland  und  Grofsbritannieoi  und 
zwar  steht  ersteres  Land  obenaUp  letzteres  erst  an  zweiter  Stelle.  Unter 
dem  Rückgange  ^e^  russischen  Import«^  hat  Deutschland  am  meisten 
gelitten ,    und   die    ununterbrochenen    Zolierhohungen    Rufslands    sind    für 
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unsere  loduBtrie    Bin    empfindliohgten  ^ewesen^    wie    AUfl  folg^ndciD  ZftliliB 

hervorgeht  *): 


Rorsl&nds 

Dätou 

»«feiten 

Import  «n  Waren 

DentschUud 

GroAibritsnnien 

MilL  anbei 

MÜU  Babel 

Miir  Rub«t 

1881 

499,0  -=   lOO 

219,»  ^ 

100 

108,4  —  too 

1882 

5i9r5  ^  "04 

214a   •«= 

98 

I24,&  =   its 

1885 

SU.!   =    103 

168,6   = 

77 

•33  &  —  >»3 

1884 

486,3  =    97 

I75t»  = 

80 

113,1  =  114 

1886 

579,7  =    76 

H3i9  = 

65 

94.&  •=    «7 

1888 

382,»  ^    76 

i3S>i  - 

6[ 

108,0  »  too 

1887 

333.2  =     67 

112,5  « 

5» 

91.«  «^   s* 

1888 

332.»  =     67 

I22,t    — 

56 

96,0  —    89 

1889 

373.6  —    75 

l«4,o  = 

57 

95.8  —    «9 

1890 

3^1,»  —    7a 

U4,8    — 

52 

86.7  »    80 

1881 

326,«  —    65 

103,0  = 

47 

76,8  «     70 

weseotlicli 

10,4  miu^ 


WähreDd  aUo  die  Geflamteinfuhr  KuTalaadi  um  36  FroE,  MUik,  fi«) 
der  Asieil  Deatschlauds  um  53  Pro£,|  derjenige  GrofflbniaQDiens  dagegen 
nur  am  30  Froz.  —  Die  übrigen  Länder  kommen  hier  nicht  weeentlick 
in  Belraoht;  Belgien  lieferte  1881  für  27.6  Mill.,  1891  für 
Frankreioh  für  19,5  bezw.  15,7  MilL,  Italien  für  9,5  bezw. 
Oeeterreich-Ungam  ffir  23,0  bezw.  15,4  MIIL,  Türkei  für  22,3  bezw. 
5,8  MiU.,  die  Ver.  Staaten  18,3  bezw.  39,7  MiE  Bnbel;  dabei  itt  nar 
die  Zunahme  bei  der  Einfuhr  an»  letzterem  Lande  bemerkenswert,  welohei 
in  der  That  Deutachland  und  Grofabritaünieu  besonderi  bei  der  Lieferung 
Ton  Maeohtnen,  Werkzeugen  und  anderen  Eisenwaren  nach  Eufsland  i.  T« 
erfolgreich  Eonkanenz  macht. 


Die  Gründe»  welche  die  ruseiiühe  Regierung  dazu  Teranlafit  hab^ii^ 
die  Zölle  für  fast  alle  Einfuhrwaren  nach  und  nach  auf  eine  ganx  au&er* 
ordentliche  Höhe  hinaufzu schraube n ,  aind  wohi  nicht  zu  allen  Zeiten 
dieselben  gewesen.  Als  im  Jahre  1877  die  Zollbeträge  anstatt  wie  bisher 
in  Papierrubel,  in  Gold  bezahlt  werden  muTaten,  war  diese  MaTsrega 
einer  ttarken  Erhöhung  sämtlicher  Zollsätze  gleich;  denn  der  Wert  i 
Papierrubelf  stand  1877^1879  etwa  80  bis  50  Froz.  unter  demjenig 
des  Goldrubelt,  Die  Motive,  welche  zu  diesem  Schritte  fahrten,  waren 
erster  Linie  finanzieller  Natur;  man  wollte  die  Staatseinnahmen  hebe 
und  hat  das  auch  erreicht;  denn  ein  Ersatz  der  bisher  eingeführten 
Artikel  durch  solche  inländischer  Produktion  war  nicht  sofort  möglich, 
ebensowenig  ein  Verzichten  auf  den  Konsum  ausländischer  Waren,  welche 
z.  T*  für  die  russische  Volks  Wirtschaft  noch  unentbehrlich  waren,  und  so 
zeigen  die  Jahre  nach  Ein  führ  ung  der  Gold  zolle  bedeutende  Mehreinnahmen 
des  Zolldepartements.  Die  MaXsregel  hatte  aber  noch  die  Nebenwirkung, 
daXs,  weil  die  Preise  der  Einfuhrwaren  durch  die  Zollzahlungen  stiegen, 
Anregung  gegeben  wurde,  sie  ao  weit  als  möglich  im  Inlande  herzustellen ; 
die  Fabriken  Yennehrten  und  rergröfserten  sich  daher,  man  zog  Arbeits- 
kräfte vom  Auslände  heran  und  yerbesscrte  die  Fabrikate,  und  mancher 
Gegenstand  wurde  damals  tohoo  von  der  Einfuhr  ausgeaohlosseu. 


1)  0t»l    Abflt^raet  for  th«  Pnnpi|i*l  Coimtnefty  1890*  %  184/86. 
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BioeD  yiel  mehr  aufgesprochenen  SohntszolKOharakter  tra^n  die 
folgenden  Zoll Teränderon gen  ;  mnäohst  der  1 0- proben tige  Zuschlug  ron 
1880  und  der  Zolltarif  von  1882,  dann  aber  besonder«  die  onunter- 
brochenen  Erhöhungen  bald  hier,  bald  dort;  wo  ein  Industriezweig  noter 
der  Konknrrena  de«  Auslandes  «u  leiden  glaubte,  und  wo  nur  einige 
Aosaioht  Torhanden  war,  einen  Gegenstand  im  Inlande  hervorbringen  zu 
können,  da  wurde  der  Wunsch  nach  Sohutssoll  laut,  und  die  Regierung 
kam  diesen  Wünschen  auf  das  bereitwilligste  entgegen ;  dazwischen  fallen 
dann  die  im  Interesse  der  gesamten  Industrie  verfügten  allgemeinen 
Aulsohlige  auf  die  Zollsätze,  wie  wir  es  oben  in  unserer  üebersiobt  schon 
geaehen  haben. 

Daneben  g:ing  freilich  auch  immer  der  Wunsch  der  Regierung,  die 
Einnahmen  aus  den  Zöllen  zu  vermehren:  aber  das  Atisschliefsen  fremder 
Waren  vom  inländischen  Markte  und  die  Vermehrung  der  2»ollertrage  sind 
Dinge,  die  eich  schwer  vereinigen  lassen,  und  so  war  der  Erfolg  nach 
dieser  Richtung  wenigstens  anfangs  nicht  derartig*  als  man  erwartet  hatte; 
nsch  einem  kurzen  Steigen  der  Einnahmen  infolge  der  Goldsahlungen 
trat  ein  Stillstand  ein,  und  von  1879  bis  1885  ist  nur  eine  kleine  Zu- 
nahme zu  bemerken;  erst  von  1886  an  finden  wir  wieder  ein  stärkeres 
Steigen.  IHe  ZoUeinnahmen  betrugen:  1879  93,2  MilL,  1885  96,9  MilU, 
188e  102,3  Hill.,  1887  107,4  Mill,  1888  141,3  Hill,  1889  138,0  Mill, 
1890  141,9  MilL,  1891  128,4  Mill.  RubeP),  Ist  das  aber  wirkUoh  ein 
Yorteil  fEr  die  russische  Staats*  und  Volkswirtschaft?  Wo  die  Zölle  der 
rassischen  Industrie  einen  wirksamen  Schutz  gewähren ,  da  ist  die  Ein- 
fuhr  zurückgegangen  oder  sie  bat  ganz  aufgehört.  Das  ist,  wie  wir  gesehen 
haben,  bei  vielen  Fabrikaten  der  Fall,  und  der  Wert  der  Einfuhr  dieser 
Waren  über  die  europäische  Grenze  sank  von  93,5  Mill.  Rbl.  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1882 — 86  auf  75,3  MilL  im  Jahre  1892,  also  um 
19  Frei.  Wo  aber  noch  Waren  eingeführt  werden  und  hohe  Zollerträge 
liefamy  da  ist  die  russische  Produktion  nicht  imstande,  den  inländischen 
Bedaxf  lu  befriedigen  und  die  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  durch 
die  ZoUerhöhnngen  erfolgt  dann  auf  Kosten  derjenigen  Inländer,  welche 
die  eingeführten  fremden  Produkte  haben  müssen.  Das  betrifft  nament« 
Eeh  Rohstoffe  und  Halbfabrikate ,  und  unbegreifHeherweise  hat  Rufs- 
Imd  die  Zölle  hier  verhältnismäTsig  fast  noch  mehr  erhöht  als  bei  anderen 
Waren;  trotzdem  ist  die  Einfuhr  nur  von  254,6  Mill.  Rbl.  im  Bureh- 
•eh&itt  Ton  1882^86  auf  235,8  MilL  EbL  im  Jahre  1892,  also  um 
8  Pros,  gesunken«  ein  Beweis,  dafs  die  russische  Industrie  die  fremden 
Freditkte  noch  lange  nicht  wird  entbehren  können  und  dafür  die  hohen 
SSUe  bezahlen  mufs« 

l>aa  f^rt  uns  nun  su  der  Frage,  ob  Hufsland  in  seiner  Zollpolitik 
Ibefhaupt  die  richtigen  Wege  eingeschlagen  hat.  Es  liegt  uns  fem,  hier 
doreli  ein  einfaches  ja  oder  nein  ein  urteil  abgeben  ru  wollen,  und  wir 
liaben  schon  in  unserer  früheren  Abhandlung  darauf  hingewiesen «  wie 
Terwiekelt  [und  schwierig  eine  solche  Frage  ist  Es  kann  keinem  Zweifel 
«aterHegen,    dafs  Rufsland    richtig  handelt,    wenn  es  seine  reichen  Hilfii- 
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quellen  su  öffben  und  nutzbar  zu  m&cheD  euoht;   das  ist  &ber  bei  riele«^ 
Produkten  nur  zu  erreichen,    wenn    ei    seiner  Industrie    den  ioländi^obeQ 
Markt  sichert;    denn  unter  freier  Kankurreni    dee  Auftlandet    mit  eeioem 
hoch  entwickelten  Fabrik we#en  würden  die  AnBtrengungeo  zur  HereteUanf 
einer  grörseren  einheimischen  Industrie  aussichtslos  sein.     Aber  noch  eiml 
anderes  Motiv  scheint  uns  bei  der  eingeschlagenen  SohutzzoUpalitik  immer ^ 
deutlicher   hervorzutreten:    mit  derselben  Energie,    mit  welcher  RufsUDdi 
seine  Industrie  in    allen  Zweigen  zu  heben  sucht,    strebt    es  auch  dahin,! 
die  Ausfuhr    seiner    Produkte    nach    Zentralasien    zu  vergröfsem    und   hal< 
darin    wachsenden  Erfolg,      Nicht    nur    politisch    dehnt    sich    seine  Macht 
in  jenem  Erdteile    immer  weiter    aus;    auch   der    wirtschaflliohe    Verkehr 
zieht  immer    grötsere  Kreise,    und    die    neuen  Eisenbahnen    dienen    nicht 
allein  militari Bohen  Zwecken,  sondern  auch  dazu,  den  Absatz  der  russischem J 
Produkte  dahin  zu  er  leichtem.     Aus  dem  Moskauer  Bezirke  gehen  Mann«! 
faktur-,  Kurzwaren,  Chokolade,  Zucker,  Eisen*  und  Kupferfabrikate,  Porzellan, J 
Spiegel  etc.  nach  Buchara,    Chiwa,    Taschkent«  Persien ;    Kaufleute  in  de 
IndustrieBtadt  Lodz  haben    in  Buchara    und  Samarkand  Filialen   errichte^ 
und  hier  machen  die  russischen  Waren  den  britischen,  welche  ron  lodic 
aus  eingenihrt  werden,  erfolgreich  Konkurrenz,    besonders   seit   die  Trans 
kaspische    Eisenbahn    eröffnet    ist      Auf  der  Messe    in  Nischni-Nowgor 
fiLnden    sich  Händler    aus    allen    diesen  Ländern    ein ,    bringen    ihre  Roh*] 
Produkte,    wie  Wolle,    Seide,    Felle  etc.  und  nehmen  dagegen    die    schoi| 
genannten  Fabrikate  mit  in    ihre  Heimat     Am  wichtigsten    aber  ist,    wie 
wir  schon  früher  erwähnt  haben,    der  wachsende  Import   von  BaumwoU 
aus  Mittelasien  mit  der  Transkaspißohen  Bahn  und  über  Astrachan;   die 
selbe  wird  jetzt  aus  amerikanischem   und  ägyptischem  Samen  gesogen  und 
verdrängt    in  Rufsland    das    amerikanische  Produkt  langsam,    aber    h 
mehr.     Eine  Vermehrung  der  Einfuhr  solcher  Kohprodukte  aus  Asien 
deutet    aber    für   Rufsland    gewöhnlich    eine   Erweiterung    des    Absatzes 
seiner  Fabrikate. 

Auch    dieses    Beatreben,    sioh    den    Absatz    nach    jenen    Gebieten 
sichern,  bevor  andere  Nationen  dort  festen  Fufs  gefafst  haben,    oder, 
das  schon  geschehen  ist,    sie  von    dort    zu  verdrängen,    ist  gerechtfertig 
Aber  hat  sich  Kufsland  darauf  beschränkt,    seine  Hilfsquellen  nutzbar 
machen   und  darin  so  vorzugehen,  wie  eine  gesunde  Wirtschaftspolitik 
fordert?      Wir   müssen    das   beatreiten;    es    sind   unter   dem  Schutze    da 
Zölle  Fabriken  entstanden,  welche  voraussichÜicb  in  absehbarer  Zeit 
Wurzeln  fassen    und    ohne   jenen  Schutz  nicht  bestehen    werden; 
Industriezweige    sind  kunstlich    zu    einer  Aasdehnung    getrieben    i 
für  welche    noch    die  Vorbedingungen  fehlen.     So  war    schon  vor  Jahr 
in  Mittelrulsland  eine  grofae  Industrie  vorhanden,  ohne  dafs  die  Fabrikeal 
darauf  rechnen  konnten,   jederzeit   Brennmaterial    in  hinreichender  Mengti 
aus  dem  Inlande    su  erhallen ,    und    eine    grofäe  Moskauer  Fabrik  mulst 
damals   zu    gewissen    Zeiten    für    2 — 300  000    Rubel    Heizstofite    vorrätin 
halten^  um  nicht  in  Verlegenheit  zu  kommen,     und  auch  jetzt  noch,    in 
Herbst   1893,  beweist  das  Steigen  der  Kohlenpreise    in  Mittel-    und  Süd^ 
rufsland,  welches  schon  zu  Erwägungen  betreffs  tellweiaer  Aufhebung  der 
Kohlenzölle  geflihrt  hat ,   dafs  diese   wichtigste  Grundlage   aUer  Industrie  ' 
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Q<»oh  atchi  den  Anforderungeo  enisprtcht.  Wenn  wir  also  auoh  den 
Woii»eli  BoraUudfi,  die  Gej^enstände  eainea  Bedarfs  eelbtt  hersuitelleo, 
gereühiferiigt  finden,  so  halten  wir  e^  doch  uioht  ftlr  richtig,  nun  allet 
und  iwar  alles  tu  gleicher  Zeit  produzieren  su  wollen.  Aufterdem  aber 
liegt  doch  die  Aufgabe  eineä  Staates  »etnex  Yolka Wirtschaft  gegeoUber 
nidit  alldn  darin»  neue  Induitriezweige  hervorsu rufen,  sondern  alle  Teile 
mti  gleicher  Sorgfalt  £u  pÜegen ;  uod  da  ist  die  Frage  berechtigt:  hat 
RaTiland  wahrend  der  geschilderten  Bemühungen  nicht  andere  wirtschafte 
liehe  Aufgaben  weniger  forgsam  behandelt  ? 

Eu£ilandi  Volkswirtschaft  beruht  bekanntlich  jetzt  und  wahrsohein- 
lieh  auch  noch  lange  auf  der  Nutzbarmachung;  derjenigen  Güterquellen ^ 
welche  sein  ausgedehnter  und  zum  grofsen  Teil  fruchtbarer  Boden  tragt 
Auf  dieser  Thatigkeit  ist  die  Existens  und  der  Wohlstand  Tieler  Millionen 
SUalBaogeböriger  begründet^  uod  ihre  PEege  sollte  daher  wohl  die  oberste 
Aufgable  der  russischen  Eegierung  sein;  dem  entspricht  aber  das  Ver- 
laliieis,  welche«  die  Regieniog  in  ihrer  Zollpolitik  eingeschlagen  hat,  nur 
weniff. 

Die  Erhöhung  der  Zölle  mufste  im  allgemeinen  zunächst  ein  Steigen 
der  Preise  für  alle  importierten  Waren  zur  Folge  haben ;  denn  inländische 
Prodiikte,  welche  als  Ersatz  dien  in  konnten,  waren  nicht  sofort  vorhanden, 
ttod  die  Konsumenten  mufsten  entweder  auf  den  Konsum  Terzichten  oder 
die  Mehrausgaben  auf  sich  nehmen.  Die  hohen  Zolle  riefen  dann,  wo 
das  irgend  möglich  war,  die  Produktion  im  Inlande  herror,  ohne  dafs 
jedoch  dadurch  in  den  Preisen  viel  geändert  wurde;  denn  z.  T,  war  die 
Produktion  ao  teuer,  dafs  sie  nur  unter  dem  hohen  Schutze  betrieben 
werden  konnte ;  wo  aber  die  Waren  billiger  hergestellt  werden  konnten, 
lif  es  im  Interesse  der  Fabrikanten ,  die  Preise  so  hoch  zu  halten,  dafs 
eben  nur  die  Einfiihr  fremder  Produkte  verhindert  wurde.  Das  letztere 
ist  t.  B.  bei  manchen  Fabriken  der  Fall,  die  wegen  der  Zoll  erhöh  un  gen 
▼Ofi  Auslärdem  als  Filialen  in  Bufsland  errichtet  worden  tiind.  Es  kann 
sber  offenbar  der  russischen  Volkswirtschaft  nicht  viel  nützen,  wenn 
z.  B.  ein  französischer  Fabrikant,  welcher  bisher  Fabrikate  nach  Rufsland 
szndte,  nun  das  Hohmaterial  dahin  gehen  läfst,  dort  fabriziert^  aber  dann 
in  den  Preisen  der  Fabrikate  nicht  etwa  den  Zoll  für  das  Rohmaterial, 
sondert»  denjenigen  für  die  fertige  Ware  in  Anrechnung  bringt,  mithin 
di0  Differenz  zwischen  diesen  Zöllen  als  Gewinn  einzieht.  So  entsteht 
dauernde  Verteuerung  sehr  vieler  Leben sbedtirfnisse,  und  diese  lastet 
grofsten  Teil  direkt  oder  indirekt  auf  der  Landwirtschaft,  deren  An- 
fdlÖrtga  den  Hauptbestandteil  der  russischen  Bevölkerung  ausmachen.  Die 
Img^  dieeet  wichtigsten  Zweiges  der  mssiachen  Produktion  ist  aber  ohnehin 
nicht  mehr  so  günstig  wie  früher;  seine  Existenz  ist  vom  Export  abhängig, 
thmt  rtm  allen  Seiten  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  wachsende  Kon- 
kazreiis  entstanden:  Amerika,  Australien,  Ostindien,  Oesterreioh,  die 
DiomvliiideT  etc.  treten  in  den  europäischen  Bedarfsländem  der  russischen 
AwfallT  mit  ihren  Anerbietungen  gegenüber,  diese  Bedarfsländer  schlief»en 
äih  1*  T.  durch  Zölle  gegen  die  Einfuhr  ab ;  niedrige  Preise  der  Boden- 
predukte  auf  dem  Weltmärkte  sind  die  Folge.  Sollte  es  da  nicht  die 
toriMliiiiite  Aufgabe    dei  Staates    lein,    die    Produktion    der  Bodenfrüchte 
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■o  viel  aU  möglich  zu  Terbilligeo  und  den  Landwirten  deo  Gebr&uoli 
derjenigen  Hilfsmiiieli  welche  andere  ackerbautreibende  Staaten  benutien« 
BU  erleichtern ^  Auf  dem  Wege,  den  die  rasilsche  Regierung  aber  tett 
zwei  Jahrzeh oteD  eingeschlagen  hat,  geschieht  daa  nicht;  wir  lehen  g.  K, 
data  auf  die  Einfahr  von  landwirtachaftliehen  Maschinen  und  Geräten 
hohe  Zölle  gelegt  sind  in  der  Hoffnung,  dafs  dieselben  im  In  lande  herge«tellt 
werden  j  das  ist  bis  jetzt  nur  in  geringem  MaTse  geichehen;  aber  s^Ibit  i 
wenn  der  Zweck  erreicht  wäre,  so  wurden  die  Maschinen  dadurch  kaum  U 
billiger,  und  für  die  Landwirte  iat  in  jedem  Falle  die  Anschaffung  erschwert  ^ 

Yen  dem  Wohle  der  Landwirtschaft  hängt  aber  in  Eufslaod  auch 
die  mit  ihrem  Absatz  hauptsächlich  auf  daa  Inland  angewiesene  Industrie 
ab,  und  wir  sehen  es  bei  jedem  Brnteauafall ,  wie  die  Abnahme  der 
Eonsumfähigkeit  der  Landwirte  üeberproduktion  in  der  Textil-,  der  Eisen* 
braoche  u.  s.  w.  bewirkt ,  was  dann  gewöhnlich  wieder  ein  Rufen  nach 
neuen  Zöllen  yenirsacht  ^).  fl 

Die  Frage    hat   dann    noch   eine   andere  Seite.     Die  russieehe  Laad*^ 
Wirtschaft   ist  auf  grofsen  Export  angewiesen.     Wie  soll  ein  solcher  aber 
möglich    sein,    wenn    die    russische  Eegierung    ihr  Ziel    erreichte  und  alle 
ausländischen  Waren  aus  ihrem  Gebiete  Terbannt  hätte?     Deutschland  mi 
einer    der     gröfsten    Abnehmer    russischer    landwirtschaftlicher    Produkte ;fl 
seitdem  aber  die  russischen  zinstragenden   Papiere  zum  grofsen  Teilr^  Toa  V 
den     deutschen    Besitzern     an    das  Ausland    yerkauft    sind,    können    Zins- 
forderungen  nicht  mehr  als  Deckung  für  den  Import  aus  Rufsland  dienen; 
üebertragungen    aus    Deutschlands    Forderungen    an    andere  Staaten    nach 
RuTsland  werden  in  dieser  Höhe  nicht  immer  möglich  sein,  und  et  bleibtJ 
dann    nur   der    Export   yod    Qold    übrig,    gegen    welchen    sich    aber  der] 
deutsche  Geldmarkt  eti ergisch  wehren  würde,     8o  ist  mit  einer  sinkendes | 
Einfuhr   auch  die  Ausfuhr  landwirtscbafüicber  Produkte  gefährdet, 
Bedeutung  aus  den  folgenden  Zahlen  hervorgeht: 


1884 
1885 
1888 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


Tieren 

Wert  in 
1000  Rab«l 

»3  749 
14  113 

II  969 
13708 

12742 

10560 

Eftof 

1000  Päd  1000  RbL 


Stück 

2765000 
2  89s  500 
3041  500 
44O3OCO 
5431000 
6849  000 
5914000 
6552000 


2851 
3056 

«343 
3837 
3296 
4044 
3282 

339S 


i3  7Sa 
12  925 
1 1  410 

»9413 
16  831 
20565 

16  322 
16396 


Aatfuhr  von 
Butter 

1000      1000 

Pod  Rbl. 

3IO  2732 

227  1977 

267  2301 

307  3» 28 

3«3  4139 

42s  4640 

293  3085 

416  4148 

Oet-  und  LeioBftftt 
1000  Rbl. 
21452 
8608 

H545 
26871 

27477 
38662 

25793 
19584 


Getreide,  Hehl 

1000 

Rbl. 
310381 
280050 
116907 

307  580 
4*7032 
352030 

308  623 
323  082 

HoU 


pi^hs 


1000  Rbl. 
3SI53 
23349 
23747 

37  396 

38  204 
54  863 
53034 
43306 


1000 

Päd 
II  III 

9346 

7080 

8550 
11368 
II  310 
12093 
11309 

Wolle 
1000  Pud  1000  Rbl 
1674  15  685 
1433  12003 
2296  20  954 
1760  15  526 
1192  12538 
2t68  33618 
1651  14357 
18 16   13820 


1000 

Rbl. 
58  7i^J 
47 iSS] 
$8484 
47  595J 
60744 

S7901J 

569611 

48381! 


I)  Hat  man  doch   in  einem  telcbeo  Felle   Ied  Hotk&aer  Besirke    sogar  den  Wsiteoh 
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Wi«  ia  d«r  Terwiekeltoa  OrguiiBatioii  der  Tolkiwirtsehaft  die  treibenden 
EjMBm  TOB  einem  Gebiete  in  da«  andere  hinübergreifen,  hier  einen  Faktor 
nBteretfttaend,  dort  ihn  anfhebend,  das  xeigt  eich  auoh  beim  Wirken  des 
medsehea  Z<dltarifs,  welehes  häufig  dnroh  die  Wirkung  der  Bubel-Kors- 
sehwanknngen  gekreoit  wird.  Bekanntlich  steht  der  Wert  des  russischen 
Papiarrabels  weit  nnter  dem  Werte  des  Goldmbela  (825  M.  »»  100  BbL 
Oold),  nnd  ersterer  unterliegt  fortwährend  namhaften  Schwankungen, 
weldie  dnreh  folgende  Notierungen  der  Hamburger  Börse  für  russische 
Noten  (in  Jlark  für  100  Bubel)  angedeutet  werden: 


1880 

1881 

1888 

1888       1884       1885       1886 

Aafiuig  Janvsr        sia 

— 

an 

198       197       213       aoi 

„       April         ai5 

aio 

ao5 

103        ao8       ao9        ao2 

n        J«U               317 

^ 

203 

199       20A       aos        198 
199       206       199        194 

„      Oktober      2o8 

ao2 

1887 

1888 

1889       1890       1891       1898 

Anfang  Jannsr 

191 

176 

ai2       aai       238       200 

„        April 

180 

169 

ai8       221        241        ao8 

^       Juli 

18a 

194 

209        235        227        «>5 

^       Oktober 

180 

«17 

SU       255       214       905 

Steigt  nun  der  Wert  des  Papiermbels,  so  wird  die  Einftihr  yon 
Waven  nach  Bufsland  erleichtert;  deon  stellt  z.  B.  der  deutsche  Fabrikant 
seine  Forderung  in  Bubel,  so  erhielt  er  im  Oktober  1890  für  je  100  Bubel 
S55  Mark,  ein  Jahr  yorher  aber  nur  211  Mark;  er  konnte  daher  1890 
seinen  Bubelpreis  wesentlich  herabsetseD.  Stellte  er  aber  seinen  Preis  in 
Mark,  so  brauchte  der  russische  Käufer  1890  erst  für  je  255  Mark  100 
Babel  xu  aahleo,  während  er  im  Jahre  1889  schon  für  211  Mark 
100  Babel  senden  muüste.  Umgekehrt  ist  es  bei  der  Ausfuhr  aus  Bufsland, 
welche  durch  ein  Sinken  des  Bubelwertes  erleichtert  wird,  soweit  nicht 
sndere  Faktoren  diese  Tendenz  aufhebcD.  Daraus  folgt,  dafs  diese  Schwan- 
kungen des  Bubelkurses  einen  bedeutenden  Einflufs  auf  den  auswärtigen 
Yerkehr  Bufslands  ausüben  müssen;  fireilioh  geht  das  nicht  aus  einer 
Zusammenstellung  mit  den  Aus-  und  Einfuhjrwertziffem  hervor,  weil  hier 
bei  der  Berechnung  der  Warenwerte  der  Bubelkurs  ebenfalls  zum  Aus- 
druck kommt.  Aber  wir  erfahren  aos  den  russischen  Handelsberichten, 
welche  Veränderungen  durch  die  Schwankungen  des  Bubelwertes  hervor- 
gebneht  werden.  80  bewirkte  das  Steigen  im  Jahre  1884  eine  Begünsti- 
gung der  Einfohr  und  eine  Erschwerung  der  Ausfuhr,  u.  a.  auch  yon 
Holi  nach  Deutschland.  In  den  Jahren  1887  und  1888  dagegen  konnten 
die  grofsen  Yorräte  aus  den  reichen  Ernten  der  letzten  beiden  Jahre 
wegen  des  niedrigen  Standes  des  Kurses  zu  sehr  billigen  Preisen  abge- 
geben werden,  während  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1888  mit  dem 
Steigen  des  Kurses  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Einfuhr  eintrat; 
sine  grolse  Anzahl  yon  Waren,  besonders  Eisenfabrikate,  welche  schon 
Ungere  Zeit  durch  die  Zölle  von  Bufsland  ausgeschlossen  waren,  wurden 
wieder  importfähig,   und  die  russischen  Importeure  suchten  ihre  früheren 


tufMprochtii,   dsft  Polsn  IhnUeh  wla  FlnUnd   dnreh  ZoUaehnuiken  Tom   fibrigsn  Bafin 
liod  s«Cr«]uit  werde. 
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Besuj^Bqnellen  im  AufilAiide  wieder  auf.  Dar«  fliete  VorgStog«,  dnroh 
welche  tiuob  im  iDländisoheo  Haudi^l  manche  Umw&lsung^  herbeigefülirt 
wird  (wir  erinoem  nur  an  die  VeraDderoogen  im  Werte  der  ?orräti^«u 
Waren),  den  Abnchteu  der  russischen  Zotlpolilik  nictit  entspreoheti,  hegt 
auf  der  Hand,  und  der  Aafächlag  von  20  Proz.  aaf  sUe  ZallsttUe  Yon 
Jahre  1890,  sowie  der  Zolltarif  von  1891  ist,  wie  wir  geaehoo  haben 
uod  wie  der  kaiserliche  Erlafs  vom  16.  August  1B90  ausdriiekliob  be- 
stätigt, direkt  auf  die  VeraoderuDgtfU  zuräcksofuhreti,  welche  der  Rubel- 
wert  damals  erfahren  hatte.  £s  wäre  dahet  o.  E.  eine  dankbare  Aufgab« 
für  die  russiche  Regierung,  ihr  Augenmerk  auch  darauf  zu.  richten,  dafi 
der  Ktibelkurs  vor  allem  stabiler  wird;  der  Fiuanzminister  h&t  ea  wohl 
an  Anstrengungen  nach  dieser  Kichlung  hin  nicht  fehlen  Usaen;  at^r 
das  Ziel  ist  nur  zu  erreichen,  wenn  die  ganze  Volkswirtschaft  auf  gesunder 
Basis  bernht.  —  Bei  den  Verhandlungen  über  einen  Handelsvertrag  mit 
Eufsland  dürften  auch  diese  Vorgänge  zu  berück  sichtigen  sein^)* 


Wir  haben  bisher  hauptsächlich  das  Verhältnis  zu  aohildern  geati 
in  welchem  sieh  Rufsland  überhaupt  dem  Auslande  gegenüber  betreffs 
WarenauBtandches  befindet.  In  diesem  Verhältnis  nimmt  Deutschland  eins 
besondere  Stellung  ein  dadurch  ^  dafs  es  mit  einer  langen  Grenze 
Nachbar  des  russischen  Reiches  ist  und  von  einer  der  indnstri  er  ei  obsten 
Provinzen  die  Produkte  leicht  nach  Bufsland  senden  kann,  dafs  dann  aber 
andererseits  Deutschland  eine  grofse  Menge  russischer  Rohstoffe  für  seine 
Industrie  und  zum  Lebensunterhalt  der  Bevölkerung  lu  verwenden  ver* 
mag  und  aueh  seit  Jahren  von  Bufsland  bezogen  hat.  8o  kommt  es^  dals 
Deutschland  jetzt  sowohl  der  <;^röfäle  Lieferant  dieses  Reiches,  wie 
der  bedeutendste  Abnehmer  russischer  Erzeugnisse  ist*  Es  betrag. 
Jahre   1891 


der 

Import  Rafslsods 

der 

Export  Kuf>lAnd» 

von 

Dfteh 

Deatsebland 

103tl 

Mitt 

Bbl. 

-  32  0^ 

«9^6 

UiU. 

ftbl. 

«  30  % 

EviflADd 

7M 

11 

11 

=     »3        M 

I73,fi 
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H 

«     37        H 

Vereinigte  SUuteu 

39.7 

»1 

„ 

=  12   „ 

— 

Krau  k  reich 

15.8 

1» 

ti 

—    5   .1 

43.» 

!♦ 

«    7   " 

lUtten 

10,4 

»1 

II 

=    3  tt 

a9i« 

ft 

—    5    .• 

Oe^iterreich-UogArii 

iS.ft 

f* 

1* 

—    5m 

»9*0 

„ 

—  y  M 

Aegypleo 

i7t» 

t* 

ti 

=    S   1. 

t.s 

tl 

^»  —  11 

arid«reD  Liuid«ru 

47»« 
326.« 

II 

-  15   .1 

159»» 

»1 

Rbl. 

-•(.  „ 

637«» 

filll. 

Bei  der  Richtung,  welche  die  rutsisohe  Zollpolitik  verfolgt,  aas  wirtige 
Produkte  zu  Gunsten  der  einheimischen  Industrie  möglichst  ausfuschlie£M(B, 
war  es  unter  diesen  Umständen  erklärlich,  dafs  sich  ihre  MaTsregeln  makf 
noch    gegen  Deutschland,    wie    gegen    die  übrigen  Staaten  richteten;  und 


l)  Ion  Frübjabr«  1898  sank  der  Enbetkur»  in  BAmborg  bb  16S  M ,  im  Herbtt  1890 
wmr  er  muf  260  Ke»Ueg«n  |  in  BtK&  wilt  der  bocbate  Kuri  für  100  M.  1888  61^40  EbU 
1890  der  uiedrigM«  37.47  RbL  £*  liegt  saf  der  HHod,  dtU  I888  der  ra»»uehe  EspoitMr 
dureh  den  niedrigen  Werl  des  Babete  einen  bedeutenden  Vorteil  bntts,  waleb«r 
«Tvifteo  Teil  dM  deat«chsu  Oetreidesolles  nnaglicb. 
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iu  ist  wmt  turftok  tu  Tarfolgen.  Das  sobon  in  den  70er  JahriHi  erlassene 
TerlMi  fttr  die  Eisenbahnen,  ibr  Material  im  Aaslande  sa  bestellen,  betraf 
besenders  Dentsehland,  für  dessen  Sobienen-  und  LokomotiTfabriken  BnTs- 
knd  das  wichtigste  Absatsgebiet  war;  es  begannen  dann  die  ünterschei- 
dvngen  der  Einfuhr  snr  See  und  auf  dem  Landwege,  so  bei  GuTseisen 
(dessen  Zoll  an  der  Seegrense  30  Kop.,  an  der  westlichen  Landgrense 
M  Kop.  betrSgt),  bei  Kohlen  (1  berw.  2  Kop.),  Koks  (IV2  nnd  8  Kop.), 
nnd  daneben  noch  Mafsregeln  auf  anderen  Gebieten,  wie  die  Anfforderong 
an  die  Minister,  die  Errichtung  und  Ausdehnung  yon  Eisenwerken  durch 
AasÜnder  in  Polen  su  yerhindern,  sowie  die  Verordnungen,  welche  eine 
Besehrünkung  im  Erwerb  und  Besits  von  Grundeigentum  für  Ausländer 
herbeiführten,  u.  a.  m.  —  Alles  das  richtete  sich  in  erster  linie  gegen 
Deutsehland,  und  wenn  jetst  ein  Zollkrieg  swischen  beiden  Staaten  aus- 
gebroohen  ist,  so  dürfte  das  ebenso  das  Besnltat  einer  seit  längerer  Zeit 
waehsenden  Spannung,  als  eine  Folge  der  unmittelbar  vorliegenden  Ur- 
saehe  sein.  Diese  Ursache  war  bekanntlich  der  im  Jahre  1892  in  Kraft 
getretene  deutseb-österreiehische  Handelsyertrag,  welcher  den  Getreidesoli 
für  Oesterreieh  und  die  mit  Deutschland  im  Meistbegünstigungsyerhältnis 
stehenden  Länder  herabsetzte,  während  für  russisches  Getreide  der  frühere 
Zoll  besahlt  werden  mufs.  Schon  in  demselben  Jahre  1892  begannen 
Yerhandlungen,  w^che  den  Zweck  hatten,  auch  zwischen  BuTsland  und 
Dentsehland  ein  üebereinkommen  su  treffen;  dieselben  yerliefen  aber 
lesiiltatlos,  und  Bulsland  führte  daher  nun  seinen  übrigens  der  deutschen 
Regierung  schon  lange  yorher  in  Aussicht  gestellten  doppelten  Zolltarif 
ein.  Die  Zollsätze  yon  1891  sollten  hiemach  bei  den  Staaten  in  Anwen- 
dung kommen,  welche  KoTsland  die  Meistbegünstigung  gewähren;  gegen 
die  anderen  Länder  sollten  diese  Sätze  mit  einem  Zuschlage  yon  30,  20, 
15  Proz.  erhoben  werden  (s.  S.  430).  Diesen  Maximaltarif  brachte  RoTs- 
Isnd  bekanntlich  zunächst  gegen  Deutschland  in  Anwendung,  für  welches 
er  wohl  auch  nur  aufgestellt  war. 

Der  Gedankengang  der  russischen  Eegierung  bei  dieser  Mafsregel  ist 
etwa  folgender:  EuTsland  habe  bisher  keine  Handelsyerträge  abgeschlossen, 
sondern  die  Waren  aller  Staaten  gleichmäTsig  behandelt ;  deshalb  sei  auch 
ihm  seither  yon  anderen  Ländern  meistens  zugestanden  worden,  dafs 
seine  Produkte  bei  der  Ausfuhr  dahin  nicht  ungünstiger  gestellt  werden, 
als  diejenigen  anderer  Länder.  Das  sei  seit  1892  anders  geworden,  und 
Rufsland  müsse  daher  nun  ebenfslls  mit  seinem  Prinzip,  für  alle  aus- 
ländischen Waren  die  gleichen  Zölle  zu  erheben,  brechen  und  zwei  Tarife 
aofstellen.  Den  zu  begünstigenden  Staaten  aber  Nachlässe  an  den  Zoll- 
iStzen  yon  1891  zu  gewähren,  sei  nicht  möglich,  weil  diese  den  Bedürf- 
nissen der  russischen  Industrie  entsprechend  festgesetzt  seien.  Der  Zoll- 
tarif yon  1891  müsse  daher  der  Minimaltarif  bleiben,  und  daDoben  sei 
sin  zweiter  Tarif  mit  erhöhten  Zollsätzen  einzurichten. 

Dagegen  kann  man  zunächst  einwenden,  dafs  Bufsland  im  Handels- 
Tsrtrage  mit  Frankreich  doch  für  einige  Waren  niedrigere  Zollsätze,  als 
diejenigen  yon  1891,  bewilligt  hat.  Im  übrigen  läfst  sich,  wenn  wir 
Ten  den  oben  erwähnten  früheren  Mafsregeln  gegen  Deutschland  absehen 
wollen,  dieser  Motiyiemng  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  yersagen; 
Bufsland  hat  formell  allerdings  so  gehandelt  und  seine  Zollpolitik  seither 
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mit  einigeD  Ausnalmien  gegen  alle  Länder  gleiohmiirsig  Terfalgt  Abii 
in  Wirklichkeit  liegt  die  Sache  doch  andera.  Wohl  kamen  die  immer 
fort  wacheenden  Zölle  gegen  alle  Länder  in  Anwendung,  aber  wir  htÜb^z 
(H.  424)  gesehen,  dafs  an  der  Einfuhr  nach  BuTfiland  in  der  Haupteachi 
Beutachlaud  und  England  beteiligt  sind ,  während  die  anderen  Siiatea 
YerhältniBmäfsig  kleine  Beträge  liefern.  Von  den  genannten  beiden  Lin* 
dem  ateht  wieder  Deutichland  obenan,  und  seine  Ausfuhr  nach  Eufülaad 
iat  auch  verhältuifimäCBig  am  meisten  zurückgegangen;  einem  Gegeneundc 
nach  dem  anderen  wurde  der  Eingang  nach  EuTBland  unmöglich  gemaobt 
oder  erschwert,  und  es  di^rfte  wenige  seit  längerer  Zeit  nach  Rufsland 
exportierende  Industriezweige  geben,  welche  den  Druck  der  ruifi^isohea 
Zölle  nicht  geflihlt  haben.  Wenn  nun  Deutschland  mit  anderen  BtAateo 
Verträge  abeohliefst  und  darin  eine  Anzahl  ErmäTsigungen  seiner  Zoll- 
sätze bewilligt^  so  ist  es  unter  den  Verhältniesen,  wie  sie  sich  in  den 
letzten  Jahrzehnten  herausgebildet  haben,  YoUkommen  gerechtfertigt,  weoo 
es  jene  Vergünstigungen  nicht  ohne  weiteres  auch  auf  Bufsland  ühertrigt^ 
wie  dieses  y erlangt,  sondern  daTi  es  dafür  Gegenleistungen  beansprucht» 
welche  dem  Werte  seiner  Zugeständnisse  entsprechen  und  die  ihm  ja 
auch  Ton  den  Vertragsstaaten  bewilligt  worden  sind.  Als  eine  solche 
Gegenleistung  kann  bei  der  gegenwärtigen  Höhe  der  russischen  Zölle  eine 
Bindung  derselben  auf  dem  Stand  ron  1891,  wie  sie  bei  den  früheren 
Verhandlungen  in  der  Hauptsache  von  Rufslaud  Torgeschlagen  sein  soU, 
nicht  angesehen  werden;  Tielmehr  mufs  Deutschland  bei  dem  grofsen 
Werte  seines  Zugeständnisses  für  Bufsland  eine  Hixokkehr  zu  ZoUsiUeD 
yerlangeui  welche  Aussicht  bieten,  dafs  wieder  ein  gröfserer  Absatz  nach 
Eufsland  zu  erlangen  ist.  Um  nun  den  Wert  der  auf  beiden  Seiten  y er- 
langten und  angebotenen  Bewilligungen  beurteilen  zu  köoncD^  wollen  wir 
uns  die  Btellung  beider  Staaten  zu  einander  im  auswärtigen  Verkehr  yor 
Augen  führen. 

Deutschland  hat  selbstyerständlich  bei  seinem  grofsen  Üeberschufs 
an  Industrieerzeugnissen  ein  wesentliches  Interesse,  ein  solches  Absatz- 
gebiet, wie  Bufsland,  zu  erhalten  und  zu  erweitern;  auf  den  Wert  des- 
selben haben  wir  im  Laufe  unterer  Ausfuhrungen  wiederholt  hinge wieseo, 
und  wollen  hier  die  betreffenden  Zahlen  für  die  wichtigsten  Artikel  nur 
noch  zu  einer  kurzen  Uebersicht  zusammenstellen. 


Ausfuhr 

mich 

QetamUDAfubr 

Rur«iMid 

169S 

DeoUchlend« 

1891 

Baamwolle  and  Baumwolkowiir«!] 

4047 

Ion Den 

76360  Tonnen 

Bld  und   Bleiwareo 

SS^^ 

11 

33  97S 

♦» 

Dro^eri«-,  Apotheker-  u.   Farbe wireo 

ISSH 

1« 

530107 

tf 

EiseD  mid  Eitenwu-fio 

51156 

tu 

1  133  676 

1» 

Erde,  Erze  eto 

60377 

rt 

3480063 

t* 

Hiote  oDd  Felle 

4782 

M 

35  «0 

1» 

Meacbinen,  lostrimiente  etc. 

1163t 

tf 

03451 

«1 

Kopfer  and  Kapferwaren 

3  loo 

t* 

#9«% 

t* 

Sleiukobleu  etc. 

13a  »s» 

»1 

10843408 
68488 

w% 

Wolle  uad  WoUwaren 

2943 

»T 

t* 

Zink  ttnd  Zinkwarsn 

3854 

»4 

71097 

•t 

Die    ganze    Ausfuhr    Deutschlands   nach    EuCsland   beträgt    allerdings 
Dur  510  595  t^  was  2,6  Proz.  der  ganzen  Auafuhr  von   19  891615  t  aua* 
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maohi;  aber  m  werden  nooh  manche  Waren  über  Belgien  oder  auf  an- 
deren Wegen  naob  Bofaland  gegangen  sein,  und  dann  beträgt  der  Anteil 
Bulklands  an  unserer  Ausfiihr  dem  Werte  naob  immer  nooh  7,6  Pros«, 
ein  Brnehteil,  welchen  unsere  Industrie  namentlioh  bei  der  gegenwärtigen 
wirtaehaftliohen  Lage  nur  schwer  entbehren  könnte. 

Nooh  gröfser  scheint  uns  aber  das  Interesse  Rufslands  zu  sein»  einen 
Teil  dea  Uebersohusses  seiner  landwirtschaftliehen  Produkte  und  seiner 
Bohatofle  nach  Deutschland  ausführen  zu  können ;  denn  auch  in  der  Beihe 
der  nufisohe  Erzeugnisse  aufnehmenden  Länder  steht  Deutschland  seit 
1891  wieder  wie  früher  an  der  Spitze.     Der  Export  Bufslands  betrug: 


nach  England: 

«berhanpt: 

1884 

183,9 

MilL  RbL 

152,1 

MUl. 

RbL 

550,5  Hill.  RbL 

1885 

14«»» 

f> 

n 

153.9 

♦» 

fi 

497.9 

ti      f. 

1886 

118,5 

»» 

t) 

139.9 

»1 

•1 

436.5 

.1      .1 

1887 

151.7 

tt 

»t 

182,3 

»» 

f» 

568.5 

.*      f» 

1888 

181,6 

»» 

»» 

«78»? 

1» 

,» 

728,0 

>♦      1» 

1889 

190*8 

»» 

tt 

«57,« 

», 

tt 

687,0 

M            »» 

1890 

176,4 

f» 

n 

191»9 

♦f 

»♦ 

610,4 

f»            t* 

1891 

191.6 

»1 

9» 

172,6 

ti 

»1 

627.9 

»1            ♦» 

Die  übrigen  Linder  kommen  hier  ebenfalls  weniger  in  Betracht; 
Frankreich  empfing  1884  für  89,2,  1891  für  48,8  MilL,  HoUand  47,0 
bezw.  88,4  Mill.,  Italien  18,6  bezw.  29,8  Hill.,  Oesterreiöh-Üngam  80,8 
bszw.  29,0  Mill.,  Belgien  22,8  bezw.  20,1  MiU.  Bb). 

Yen  dem  nach  Deutschland  ausgeführten  Quantum  fallen  auf 

1888  1889  1890  1891 

Lebensmittel                      73,2  65,7  58,6  77,4  Mill,  Rbl. 

Rohstoffe  IL  Halbfabrikate  95,6  iii,5  107,3  98,2     „        „ 

Tiere                                    8,8  8,4  6,5  lo.s     „        „ 

Fabrikate                             4,4  4,7  4,0       5,1     „        „ 


181,5     190,3   176,4  191,6  Mill.  Rbl. 

Wir  erhalten  also  zum  weitaus  gröfsten  Teile  Lebensmittel  und  Boh- 
Stoffe  Ton  dort. 

Betrachten  wir  nun  nach  der  deutschen  Statistik  die  Einfuhr  aus 
Boiiland,  so  handelt  es  sich  hauptsächlich  um  folgende  Produkte: 


1890 

1891 

1892 

Weizen 

370823 

515212 

257  299  ' 

Tonnen 

Roggen 

750461 

618985 

"3  377 

i> 

Hafer 

174662 

103  658 

7964 

tt 

Gerste 

365  283 

294  114 

176992 

1» 

Bau-  und  Nntshols 

1669399 

I  284  270 

1609157 

»» 

Flaebs 

55  459 
39187 

52912 

52086 

»t 

Hanf 

43052 

38231 

?• 

Heede 

11641 

II  619 

11944 

II 

Raps  n.  Rübsaat 

28434 

38055 

10244 

tt 

Leinsaat 

57212 

72818 

63581 

tt 

Mais 

69481 

99  539 

26938 

»» 

Oelkaehen 

53830 

56928 

86635 

tt 

Schafwolle 

1989 

2334 

1499 

f> 

Da£s  Bufsland   ein    solches  Absatzgebiet  nicht    ohne   weiteres   preia- 
Seben  kann,  liegt  auf  der  Hand,  zumal  da  es  noch  mancherlei  Yorkehrun- 
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gen  getroffen  hat  und  ooch  trifft,  um  die  Auafiihr  nach  Deutschland  m  ' 
Tergröfsera.  Das  itt  namentUch  der  Fall  bei  aeinea  Naphtaprodukten. 
Die  Erzeugung  Yon  Petroleum  und  seinen  Nebenprodukten  hat  in  BoTs*  ! 
laod  während  des  letzten  Jahrzehnt«  durch  Vergrörserung  und  Verhesie- 
rung  der  Anlagen  eine  bedeutende  Ausdehnung  erfahren  *).  Der  rusneche 
Markt  verbraucht  achon  seit  längerer  Zeit  nur  inländisches  Erzeugoii, 
und  der  Ueberschurä  mufs  daher  an  daa  Ausland  verkauft  werden.  Bii- 
her  hatte  Rufsland  aber  nur  bedeutenderen  Absatz  naoh  OstasieDp  während 
Europa  mit  seinem  grofsen  Konsum  nur  ganz  geniige  Mengen  aufnahm. 
In  neuerer  Zeit  machen  nun  die  russischen  PetroleumgeseUschaften  grofie 
Anstrengungen,  auch  nach  Westen  hin  mehr  Boden  zu  gewinnen,  und  da* 
bei  hat  mau  besonders  auch  Deutschland  im  Auge ;  man  hat  die  Qualität 
den  deutschen  Ansprüchen  anzupassen  versucht'),  ferner  Einrichtungen 
zur  vorteilhaften  Versendung  und  Lagerung  der  Ware  in  Deutschland  ge- 
troffen und  strebte  eine  Vereinbarufig  mit  den  amerikaniRohen  Gesell* 
schuften  behufs  Verteilung  des  europäischen  Konsumgebietes  an.  Alle 
diese  Bemühungen  haben  durch  den  Zollkrieg  eine  Unterbrechung  erfahren, 
denn  bei  dem  deutschen  Zollzusohlag  yon  50  Proz. ,  wonach  der  Zoll 
gegen  Eulsland  für  Petroleum  von  6  auf  9  M.  und  für  das  wichtigsta 
Nebenprodukt,  die  mineralischen  Schmieröle,  von  10  auf  15  M.  pr  100 
kg  gestiegen  ist,  kann  wohl  eine  namhafte  Einfuhr  nach  Deutschland 
nicht  mehr  stattßndeu.  In  den  letzten  Jahren  betrug  diese  Einfuhr  aus 
Bufsland: 


Pstroleom 

miuer«l.  Schmierole 


1890 
43  5*0 
20923 


die  Gesamteinfuhr  Deutschlands  aber: 


AH  Petroleum 

an  minerftl.  Schmierölea 


1B90 

646  804 

52311 


1891 
44326 
25667 


1891 
60666 


t89S 
46456  ToQoeü 
29  233 


1892 
743  433  ToöDen 
63  150 


Noch  ein  anderer  Artikel  gewinnt  immer  gröfsere  Bedeutung  fiir  den 
Export  Ktifslandi  nach  Deutschland,  nämlich  Eier,  Während  im  Jahre 
1884  nur  3790  t  nach  Deutschland  gingen ,  hat  sich  dieses  Quantum 
1890  auf  18227,  1891  auf  21268,  1892  auf  25  484  t  erhöht,  und  es 
betrug  nach  der  russischen  Statistik  oa.  307  Mill.  8ttick*  DeutschlaDd 
ftihrte  im  ganzen  an  Eiern  ein:  1890  54072,  1691  57  482,  1692  62  734  t« 
davon  kamen  aus  Oeaterreich :  1890  32387,  1891  31670,  1892  32799  t 
Die  Vermehrung  der  Gesamteinfuhr  fällt  also  zum  grofsen  Teile  auf  Ver* 
gröfserung  des  Imports  von  Hufaland.  Im  Handelsrertrage  mit  Oester reich 
ist  letsterem  ein  Zoll  von  2  M.  pr.  100  kg  bewilligt  worden ,  während 
für  russische  Eier  nach  dem  allgemeinen  Tarife  3  M.  pr.  100  kg  sa 
Eahlen  sind»  HuTsiand  bat  daher  auch  hier  ein  wesentlichet  loterease, 
denselban  Zollsatz  wie  Oestereich  zu  erlangen,    um   seine  Ausfuhr  zu  er- 


I)  Es  wtinleü  voa  Roh-Nftphta  gewoaaea :  1881  40,5,  1885  ll7,t,  1890  189^8, 
189  t  288,8  Mill.   Päd. 

S)  Dms  rassbche  Petroleum  w&r  too  itt  groJkdm  specifiachen  Gewicht  and  pa(Vti 
Hiebt  gut  für  die  in  DeatachlaDd  gebrlacbll^hen  Lampen« 
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halt«D.  Auch  an  dieser  Stelle  macht  Bufsland  Anstrengongen,  seinen 
Export  sn  heben  und  dasselbe  gilt  für  Fleisch,  Hopfen,  Tiere  und  dergL 

Diese  ganze  Ausfuhr  Bufslands  nach  Deutschland  ist  dureh  den  Zoll- 
krieg mehr  oder  weniger  gefährdet;  denn  wenn  auöh  yersuoht  werden 
sollte,  Getreide  auf  Umwegen,  also  durch  Ezportierung  nach  solchen 
Staaten,  welche  mit  Deutschland  im  Meistbegünstigungsverhältnis  stehen 
und  die  dann  ihr  eigenes  Getreide  nach  Deutschland  senden  können,  an 
letsteres  Land  abzusetzen,  so  ist  das  doch  mit  so  viel  Weitläufigkeiten 
und  Kosten  rerknüpft,  daTs  an  einen  vollen  Ersatz  des  früheren  Exports 
nicht  zu  denken  ist  Und  was  die  nach  dem  deutschen  Tarif  zollfreien  Artikel, 
Fladhs,  Hanf  etc.,  betrifft,  welche  durch  den  50  ^/^  igen  Zollzuschlag  nicht 
belastet  werden,  so  dürfte  da,  wo  dieselben  anderweitig  zu  beschaffen  sind,, 
niehti  entgegenstehen,  gegen  BuTsland  Kampfzölle  einzuführen. 

Das  führt  uns  nun  aber  sogleich  zu  der  Frage,  ob  Deutschland,  wenn 
der  Zollstreit  längere  Zeit  dauert  und  noch  rerschärft  wird,  nicht  neben 
dem  Verlust  des  Exports  seiner  Indostrieerzeugnisse  noch  einen  weiteren 
Schaden  durch  Yerschliefsung  einer  wichtigen  Bezugsquelle  für  Lebens- 
mittel und  Bohstoffe  erleidet  Wir  wollen  dieselbe  an  der  Hand  der 
8talistik  zu  prüfen  versuchen. 

Der  Gesamtimport  Deutschlands  von  Weizen  betrug  in  den  letzten- 
8  Jahren: 


1890 

1891 

1892 

672587 

905  332 

1296  213  Tonnen-, 

davon  liefarten: 

370823 

515212 

257  299        n 

Vereinigte  Staaten 

51988 

143  539 

630213 

Rnminien 

61800 

42853 

91  78s 

Oeeterreieh-Ungam 

III  183 

75158 

45  673 

Ostindien 

938 

24107 

50908 

Das  Jahr  1892,  in  welchem  Bufsland  wegen  der  Mifsemte  von  1891 
wenig  zu  exportieren  hatte,  zeigt,  dafs  Deutschland  seinen  Bedarf  auch 
ohne  Bufsland  am  Weltmarkt  decken  kann ;  andererseits  ist  freilich  auch 
die  Lage  unserer  östlichen  Nachbarn  hier  günstiger,  weil  der  Weltmarkt 
meiitens  Gelegenheit  bietet,  Weizen  unterzubringen,  auch  ohne  dafs  Deutsch- 
land anter  den  Beflektanten  ist.  —  Anders  yerhält  es  sich  mit  Boggen. 


1890 

1891 

1892 

Oeeamtimport  Deutschlands 

879  903 

842  654 

548  599  Tonnen 

Davon  lieferten: 

Rnlsland 

750461 

618  985 

"3  377        »> 

Niederlande 

26880 

18  931 

4  826 

Rnminien 

23744 

23300 

26818 

Vereinigte  Staaten 

20924 

64327 

136  129 

Wir  sehen,  dafs  bei  Boggen  ein  Ersatz  des  russischen  Produktes  nur 
lom  Teil  möglich  und  dafs  Deutschland,  soweit  seine  eigene  Produktion 
moht  aasreicht,  in  der  That  hauptsächlich  auf  Bufsland  angewiesen  ist; 
^W  wie  die  Erfahrung  lehrt  und  wie  die  Zahlen  des  Weizen-  und  Bog- 
genimports  beweisen,  giebt  es  für  Deutschland  noch  den  Ausweg,  dafs  es 
anstatt  Boggen  z.  T.  Weizen  rerwendet,  und  dieser  Ausweg  würde  wohl 
noch  mehr  benutzt  werden,  wenn  russischer  Boggen  für  längere  Zeit  durch 

28» 


486 
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Prohibitivmaf »regeln  von  Deulsohland  foro  gehalten  würde.  Für  Büfalind 
aber  wäre  da«  eiQ  a oh werer  Schlag ;  detia  Deutsohlaod  \»t  da!«  gröfste  uad 
wichtigste  Absatzgebiet,  und  neben  ihm  öndet  russiächer  Roggea  nar  Doeb 
in  einigen  kleinen  Staaten   Aufaahme. 

Ber  Gesamtimport  Deutachlands  an  Hafer  war 


1890 

1891 

189i 

187  717 

119  884 

87  837  Toaa«a 

Davon  «u» 

•t 

RafalAud 

174  66a 

103  658 

7964       .. 

Oestorreicb-Unj^arD 

172a 

103S6 

60  749 

Vereinigte  StiMitea 

2568 

9 

7964 

Bumlnien 

933 

21 

<>3>3       » 

Hier  deckt  also  in  normalen  Zeiten  EoTsland  beinahe  den  ganiio 
Bedarf  Deutschlands  an  fremdem  Hafer;  wir  sehen  aber,  dafa,  wenn  die 
ruseiBche  Zufuhr  fehlt,  andere  Bezugsquellen  vorhanden  sind,  aus  weichet^ 
Deutschland  wenigstens  einen  Teil  seines  Bedarfes  entnehmen  kann;  immer 
hin  dürfte  eine  Unterbrechung  dea  Verkehrs  naohteilige  Folgen  tur  beide 
Staaten  haben. 

Unsere  Einfuhr  aus  Rursland  an  Gerste  iet  niobt  unbedeutend,  dooh 
hat  dieselbe  für  uns  nioht  dieselbe  Wichtigkeit  wie  diejenige  von  Bogfei 
und  Hafer»  da  Oeaterreich  und  in  steigendem  MaTse  auch  RumanieD 
unseren  Bedarf  an    ausländischer  Gerste    zu    einem    grofsen  Teile  decken. 

Die  betrefifcnden  Zahlen  sind: 


1890 

1S91 

1898 

Gesiimtitnport 

735  292 

72^519 

583  297  Touueii. 

Havou  aas 

Rursluod 

365  283 

294x14 

176  99* 

Oesterreich-  ÖDgam 

278011 

309817 

263  557 

HuminieQ 

47600 

52608 

77  304 

Etwas  anders  ist  die  Lage  Deutsehlanda  bei  denjenigen  Importroh- 
stoffen» welche  es  für  seiBe  Industrie  gebrauoht.  An  Flachs  wurden 
im  ganzen  eingeführt:  ^ 

1890     6069t  Töoneo,       1891   57936  Toonen,       1893  65882  Tootieo«  f 


aUB 


60691  Tönneo, 
55  459      n 
Rufsland 


52912 

kamen»    welches    hiernach    fast    aosschliefslich 


1893  65  882  ToQtieo« 

„     52086  „ 

den   Bedarf. 


unserer  Industrie  deckt,  soweit  das  inländische  Produkt  nicht  ansreich^fl 
und  diese  einheimische  Produktion  scheint  unter  der  Konkurrenz  too' 
Baumwolle  und  Jute  und  unter  dem  Sinken  der  Flacbsp reise  zurück* 
gegangen  zu  sein.  Es  ist  dabei  aber  zu  berücksichtigen^  dafs  Deutsch* 
land  auch  gröfsere  Mengen  von  Flachs  exportiert  (1890  26  248  Tonnen, 
1891  28  733  Tonnen,  1892  26  951  Tonnen),  und  Ruf&land  hat  daher  doch 
Veranlassung,  darauf  zu  achten,  dafs  seine  bedeutende  Flacheausfuhr  nach^ 
Deutschland  durch  den  Zollstreit  keine  Verminderung  erfahrt,  «umal 
es  in  den  letzten  Jahren  bemüht  gewesen  ist,  den  Export  noch  du 
Verbesserungen  der  Qualität  zu  heben.  Zu  diesem  Zwecke  hat  die 
gierung  Vorschriften  über  die  Behandlang  und  Beschaffenheit  des 
Ausfuhr  bestimmten  Flachses  gegeben  und  laTst  diesen  mit  Stempeln  rar- 
sehen.  ^^^ 
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Auch  in  Hanf  ist  Enfsland  unser  bedeutendeter  Lieferant;  denn  yon 
der  ganzen  Einfohr  yon  51867  Tonnen  in  1890,  63  475  Tonnen  in  1891 
nnd  49  908  Tonnen  in  1892  fielen  89187,  43  062  und  88  281  Tonnen 
auf  BuDsland.  Dafs  hier  wie  bei  Flaohs  und  ferner  auch  bei  Raps,  Büb- 
•aaty  Leinsaat,  Holz  und  einigen  anderen  Artikeln,  wovon  Deutschland 
groXse  Mengen  aus  Hofsland  erhält,  durch  ein  plötzliches  Abschneiden  der 
nusiachen  Zufuhr  und  die  dadurch  notwendigen  Verschiebungen  im  Yer- 
kehr  mit  den  genannten  Waren  auch  für  Deutschland  manche  Nachteile 
herbeigeführt  würden,  ist  wohl  anzunehmen. 

Eine  recht  drückende  Folge  des  Zollstreits  für  Deutschland  ist  dann 
Dooh  die  für  deutsche  Schiffe  bedeutend  erhöhte  Abgabe  bei  der  £in- 
und  Ausfahrt  in  und  aus  russischen  Häfen;  dadurch  ist  die  Schiff- 
fahrt Ton  unseren  Ostseehäfen  nach  der  russischen  Küste,  durch  welche 
früher  nicht  nur  deutsche,  sondern  auch  ausländische  Waren  befördert 
wurden,  unmöglich  gemacht,  und  Handelsstädte  wie  Lübeck  haben  darunter 
zu  leiden. 

Aus    den   vorstehenden    Angaben   geht   wohl   genügend   hervor,   dafa 

für  beide  Staaten  wichtige  Interessen  bei  dem  Zollstreite  auf  dem  Spiele 

stehen,    und  dafs  beide  Yeranlassung  haben,   alles  aufzubieten,   um  einen 

gesunden  Verkehr  herzustellen.     Das  ist   nun  der  Zweck  der  jetat  atatt- 

ündanden  Verhandlungen   über   einen  Zollvertrag.     Von  den  Vorschlägen, 

welche    dabei   bisher   von    beiden  Seiten    gemacht  worden  sind,  ist  etwas 

Bestimmtes    noch   nicht  bekannt;   die  Aufgabe  ist  jedenfalls  nicht  leicht, 

ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  welches  allen  berechtigten  AnforderuDgen 

genfigen  wird;  denn  einerseits  ist  anzuerkennen,   dafs  Rufsland  seine  mit 

yielen  Opfern   gegründete  junge  Industrie  nicht  der  Konkurrenz  der  Tor- 

geschrittenen    westlichen   Staaten    preisgeben   kann;  andererseits    erheben 

sich  in  Deutschland  gewichtige  Stimmen,    welche  von  einer  Herabsetzung 

des  Zolles   auf  russische  Bodenprodukte  eine  schwere  Schädigung  unserer 

Landwirtschaft  befürchten.     Es  wird  daher  der  eingehendsten  Erwägungen 

der  Regierung  und  des  Reichstages  bedürfen,  um  hier  den  richtigen  Weg 

SU   finden;    denn    niemand  wird  verlangen,   dafs  wir,   um  unsere  Ausfuhr 

nach  Rufsland  unvermindert  zu  erhalten,  so  wichtig  diese  auch  für  unsere 

des  Exports  so  sehr  bedürftige  Industrie  sein  mag,  unserer  Landwirtschaft 

einen    dauernden    Schaden    zufügen.     —     Für    Deutschland    würden   also 

wohl  in    der  Hauptsache   folgende  Gesichtspunkte  bei  den  Verhandlungen 

mttfsgebend   sein:    Welche  Vorteile   entstehen    unserer  Industrie   aus   der 

Kzmäfsigung  russischer  Zölle  ?  Stehen  diese  Vorteile  im  Verhältnis  zu  dem 

Xutsen,    welchen    wir   Rufsland    gewähren,     wenn   wir    seinen  Produkten 

anteie  Grenzen  wieder  öffnen  ?  Wie  weit  ist  letzteres  möglich,  ohne  unsere 

L^adwirtschaft   zu   benachteiligen?   Da   wir   annehmen    können,   dafs   auf 

V>eideQ  Seiten    der   lebhafte  Wunsch   besteht,   zu   einer  Verständigung   zu 

^langen,    so    hoffen    wir,    dafs   die  Verhandlungen    auf  dieser  Grundlage 

SU  einem  beledigenden  Absohlufs  gelangen  werden. 

Zum    Schlufs   fügen    wir   noch    eine  Tabelle   der  wich  tigeren  Waren 

b«,  welche  es   ermöglichen    soll,   das  Wachsen  der  russischen  Zölle   von 

1B82  bis  1891  zu  beurteilen,   welche  ferner  die  Zollsätze  des  russischen 

Xiximaltarifs  und  des   russisch-französischen  Handelsvertrags,   sowie   der 
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aUgemeioen  und  Yertragsiarife  Deutschlands  uod  OeaterreiohB  eothali; 
um  die  YergleicbuDg  zu  erleicliten],  Bind  die  Zolhätee  in  Mark  und 
Pfennige  pt,   100  kg  umgerechnet 

AuTser  den  in  der  4.  Beihc  der  Tabelle  angegebenen  Zollreduktioneü 
der  rußBisch-franzÖBiBchen  HaDdeläkonventioo  sind  seitens  Hulfilands  noch 
Ermäfsigungen  zugestanden  bei  Delikatessen,  Coment,  fetten  Oelen,  amma* 
tiaclien  Artikeln,  Musikinatrumenten,  Spitzen,  Hüten,  Federn  und  Kurz- 
waren. Femer  wird  von  Deutschland  der  Zuschlag  von  50  Pros,  au^r 
bei  den  in  der  7.  Reihe  der  Tabelle  bezeichneten  Zollsätzen  noch  bei 
folgenden  Waren  in  Anwendung  {gebracht:  Buchweizen,  Hill  senfräch  tt, 
Hirse,  Mais,  Malz,  Anis,  Federn,  Holzborke,  Holz,  feine  Kautschukwaren. 
Waren  aus  edlen  Metallen  etc.,  gesalzene  Fische,  Geflügel,  Sämereien, 
Leinöl,  Bebmalz,  Talg,  fertige  Schafpelze,  Matten^  Eier^  Pferde,  Sohweiiie, 
grobe  Filze. 

Während  des  Drtickes  vorstehender  Abhandlung  ist  der  Entwurf  »um  ' 
deutsch- russischen  Handelsvertrage    veröffentlicht   worden.      Die  Zahl    der  ' 
Deutschland  bewilligten  Zollermärsi jungen  ist  bedeutend  gröfser,   als  man 
erwartet  hatte,  und  in  nicht  weniger  als  71    Artikeln  (von  218)  des  ras- 
sisohen  Zolltarifs  von   1891   bind  Veränderungen  eingetreten.     Diede  haben  ^ 
natürlich  nicht    alle    gleichen   Wert^    und    es    sind    manche  dabei,    weichet 
wohl  kaum  eine  Erhöhung  der  deutschen  Ausfuhr    nach  Eufsland  herbei 
fuhren  werden;  andere  Zugeständnisse  sind  aber  sehr  wertvoll;  wir  rechnen 
dazu  namentlich   die  Herabsetzung   des  Zolles    für  Steinkohlen    und  Koks 
auf  die  Hälfte  der  Sätze  von   1891    und  die  Gleichstellung   bei    der  Ein- 
fuhr  über  die    westliehe  Landgrenze  und    in   den  baltischen  Häfen.      Da* 
mit    wird   die  Bevorzugung    der    englischen   Kohle    aufhören,    und    et    ist  fl 
wohl  eine  Zunahme  der  deutschen  Ausfuhr  zu  erwarten.  V 

Der  Zoll  für  Gufseisen  ist  zwar  nur  von  35  auf  30  Kop.  pr.  Pud 
ermäfsigt  und  hat  also  auoh  künftig  eine  im  Yerhältnii  zum  Wert  der 
Ware  beträchtliche  Höhe.  Wir  legen  aber  das  Hauptgewicht  auch  hier 
darauf,  d&fs  der  Zoll,  wie  bei  Kohlen,  für  die  Einfuhr  zu  Lande  und  zur 
See  gleichgestellt  ist  Das  englische  Eoheisen  hat  nun  keinen  Yorsprung 
mehr,  und  es  wird  dem  schleäischen  Produkte  hoffentlich  gelingen,  wieder  | 
ein  gröfserea  Absatzgebiet  in   Rufaland  zu  erobern. 

Von  den  übrigen  der  Eisenindustrie  gewährten  Ermafäigungen  fallen 
eine  Anzahl  auf  Band-  und  Sortiereisen,  Fa^on eisen,  Sehienen  (meistens 
von  60  auf  50  Eop.),  dann  auf  grobe  Eisenfabnkate  und  Maschinen  (von 
1,70  auf  1,40  Rbl.),  auf  landwirtschaftliche  Maschinen  und  Gerate  (von 
70  auf  50  KopO,  auf  Mesaerwaren  u.  s.  w- 

Wichtig  erscheint  uns  noch  besonders  die  Herabsetzung  des  Zolles« 
für  elektrische  Kabel  von  4  auf  2  RbL;  denn  bei  der  fortdauernden  Aus- 
dehnung des  russischen  Telegraphennetzes  dürfte  sich  hier  Aussicht  bieten, 
den  Export  zu  erweitern.  Ebenso  wird  auch  die  Ermäfsigung  des  Zolles 
für  Pianinot  von  80  auf  64  BbL  p.  Stück  den  bisher  für  die  billigeren 
Sorten  fa^t  ganz  v erschlossenen  Weg  nach  Eufsland  wenigstens  z,  T. 
wieder  öffnen. 

Auf   dem    Gebiete   der  Texlüindustrie    scheinen    uns    diejenigen    Er- 
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mKtigiuigeii  am  wichtigsten  zn  sein,  welche  gestrickte  Fabrikate 
betreffen ;  hier  ist  der  Zoll  für  baumwollene  Waren  Ton  1  auf  0,60  Bbl., 
f&r  alle  anderen  von  1  auf  0,60  Bbl.  p.  Pfd.  herabgesetzt,  und  das 
wird  jedenfalls  der  Beyölkerung  jener  Gegenden,  wo  diese  Fabrikate  her- 
gestellt werden,  Yorteil  bringen. 

Es  ist  nicht  möglich,  in  diesem  Nachtrage  auf  den  Yertragstarif 
näher  einzugehen.  Der  Reichstag  wird  zu  prüfen  haben,  ob  die  yon 
Seite  Rufslands  gemachten  Zogeständuisse  ein  Aequiyalent  bilden  für  das, 
was  Deutschland  bezüglich  der  Zölle  auf  Getreide,  Petroleum  etc.  gewährt. 
Jedenfalls  kann  der  gegenwärtige  Zustand  nicht  fortdauern,  und  jeder  Ab- 
sohluXs  eines  Handelsvertrages,  auch  wenn  er  noch  weniger  Ermäfsigungen 
der  russischen  Zölle  brächte,  als  es  jetzt  geschieht,  wäre  anzunehmen, 
weil  dadurch  wenigstens  die  20  und  80  Proz.  Aufschlag  des  Maximal- 
tarifs sowie  die  weiteren  50  Proz.  Zuschlag  auf  diese  erhöhten  Zölle  be- 
seitigt und  uns  auch  die  Ermäfsigungen  des  französisch-russischen  Handels- 
yertrages  zugestanden  würden.  Dazu  kommt,  dafs  die  ermäfsigten  Zölle 
Don  auf  10  Jahre  festgelegt  werden  sollen,  und  dafs  damit  endlich  unserer 
Exportindustrie  für  ihre  Geschäfte  nach  Bufsland  die  bisher  yermifste 
stabile  Grundlage  gegeben  wird.  So  dürften  yon  dieser  Seite  Ausstellungen, 
welche  den  Abschlufs  des  Vertrags  gefährden,  kaum  zu  machen  sein. 

Was  die  andere  Seite,  die  Zugeständnisse  Deutschlands,  betrifft,  so 
li^  der  Schwerpunkt  bekanntlich  in  der  Ermäfisigung  der  Getreidezölle, 
yon  welcher  behauptet  wird,  dafs  sie  die  Landwirtschaft  schädigen  werde. 
Wir  enthalten  uns  des  Urteils  darüber,  ob  und  wie  weit  das  geschehen 
wird,  sind  aber  der  Meinung,  dafs,  wenn  jetzt  die  Erhöhung  des  deutschen 
Zolles  für  Weizen  und  Boggen  yon  5  auf  7^/,  M.  keine  wesentliche  Er- 
höhung der  Preise  in  Deutschland  heryorgebracht  hat,  später  die  Er- 
mäfsigung  auf  3^/,  M.  auch  keinen  grolaen  Druck  auf  die  Preise  aus- 
üben wird.  Der  Inlandpreis  kann  sich  auch  jetzt  nur  auf  Grund  des 
Weltmarktpreises  und  eines  Zolles  yon  3^/,  M.  bilden,  weil  zu  letzterem 
Satze  Weizen  und  Roggen  aus  fast  allen  Ländern  mit  Ausnahme  Bufslands 
eingeführt  werden  können.  Deutschland  wird  aber  nicht  mehr  yom  Aus- 
lande beziehen,  als  nötig  ist,  um  seine  Produktion  bis  zur  Höhe  des  Be- 
darfs seiner  Beyölkerung  zu  ergänzen,  und  was  später  yon  Rufsland  mehr 
eingehen  wird  als  jetzt,  das  wird  jedenfalls  yon  anderen  Ländern  weniger 
bezogen,  oder  es  wird  dafür  nach  Aufhebung  des  Identitätsnachweises 
deutaches  Getreide  zu  yorteilhaften  Preisen  ausgeführt  Dann  können  wir 
aber  auch,  nachdem  Oesterreich  und  allen  meistbegünstigten  Staaten  der 
Zollsatz  yon  3^/,  M.  zugestanden  ist,  die  gleiche  Zollbehandlung  einem 
Lande  nicht  yersagen,  welches  bereit  ist,  Deutschland  gegenüber  mit  seiner 
bisherigen  Zollpolitik  zu  brechen,  und  uns  Zugeständnisse  macht,  welche  es 
in  solcher  Ausdehnung  noch  niemals  eingeräumt  hat  Die  Zurückweisung 
dieees  Vertragsentwurfs  würde  jedenfalls  grofse  Schwierigkeiten  nach  yer- 
achiedenen  Richtungen  hin,  besonders  auch  in  der  politischen,  heryorrufen. 
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Rms. 

Bus. 

tncü 

.  Juni 

Maztmal- 

(riM^ 

BussUcher  ZollUrif  vom  11. 

Juni  1891 

1882 

tarif 

tSt.] 

T.  18W«) 

dekl 

v»ti 

Art. 

Rbl.*) 

M.») 

Rbl.  *) 

IL») 

Aoftchla^iB 
PresMttnnf 

410    ZolIiltM 

Ton  1891 

1.  Getnide 

■ollfrei 

frei 

2.  Reis 

1.  verarbeitet         pr.  Päd 

0,70 

I3»8ö 

0,70 

13,89 

ao 

8.  in  Halsen             „      „ 

0,40 

7i98 

0,40 

7,98 

IS 

5.  Mehl,  Mall,  Orütie  bmtto 

O,»0 

3»97 

0,10 

1,98 



4.  Kartoffelmehl,  Stärke,  BtLgo 

etc. 

1.40 

27,78 

Kartoffelmehl 

0,60 

11,90 

Stärke 

I,— 

19,85 

30 

Sago  etc. 

I,— 

19,86 

i 

17.  Cichorie    und  and.  Kafl'ee- 

sarrogate 

0,76 

14.88 

0,40 

7.93 

20 

18.  Kaffee,  1.  roh 

2.  gebrannt 

3- 
4  — 

5950 
79.S6 

1 

2,60 

49,60 

15             1 
20            1 

19.  Kakaobohnen  a.  -ichalen 

1.  roh 

2.  geröstet 

3»- 
4'- 

59.60 

7985 

} 

2,60 

49,60 

15 
20 

80.  Thee 

Thee 

1.  über  die  eorop.  Orenie 

1.  Blumen-, 

grüner 

eingeführt 

21,— 

416,66 

und  gelber 

22,— 

436,50 



2.  von  Osten  eingefOhrt: 

2.  Handels,  schwar- 

a)  tchwarser,     grftner, 

ler,         Stengel-, 

gelber    ' 

13,- 

257,96 

Ziegelthee 

17,- 

337,80 

b)  Ziegelthee 

2,50 

49.60 

e)  Tafelthee 

10,— 

198,40 

21.  Tabak 

! 

1.  in  Buttern  etc. 

15.40 

305.SO 

14,- 

277,80 

20 

2.  Ranch-  a.  Schnupftabak 

pr.  Pfand 

1,80 

I03I,— 

I.— 

793.- 

30            , 

8.  Cigarren  etc.     „       „ 

3tS0 

2540,— 

2.40 

1903»- 

30            1 

22.  Zacker 

1 

1.  Rohiocker  etc. 

3.— 

59,50 

2,— 

39.70 

i 

2.  RafOnade  etc. 

4»— 

79.40 

3,- 

59.60 

-    1 

26.  Hopfen 

10,— 

198.40 

1 

1,80 

23.80 

1 

Hopfeneztrakte 

30,- 

595,«o 

— 

28   Weine 

1.  in  FIssern             bratto 

4.- 

79,40 

2,55 

50,60 

30 

2.    „  Flaschen,  nicht  moas- 

sierend             pr.  Fl. 

0,4  & 

1,45 

0,40 

1,80 

30 

0, 

8,   „  Flaschen,  moossier. 

1 

pro  Fl. 

1,40 

4,55 

1,10 

3.67 

30 

1, 

29.  Bier 

1.  in  Fässern             brutto 

1,50 

29.8O 

I,— 

19,60 

— 

2.    „  Flaschen          pr.  Fl. 

0,20 

0.65 

0.17 

0,56 

— 

1)  Alle  Zölle  verstehen    sich    bei    der  Angabe   in   Rubel   pro  Pud  ■>  16,88  kg.,   soweit 
8)  Die    Zollsätse   dieses    Maximaltarifs    sind  jetit   mit   einem    60-proientigen  Zuschlage 
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Oesterreiehs 

dn«r 

if 

Vertragstarif 
(Oesterreieh) 

Zollsltse  geg. 
RnftUnd 

Allgemeiner  Tarif 

Vertragstarif 

OO  kff 

M.  pr.  100  kg 

M.  pr.  100  kg 

fl.  und  M.  pr  100  kg 

fl. 

and  M.  pr.  100  kg 

5.— 
5.— 
4»— 

2,85 

iet2«— 

4»— 
Ue 

IO,50 
O  12,50 

3»*o 
3»Ä0 

2,80 
2,— 
2,- 

4»- 

7,80 

7,50 
7,50 

6,- 

3,86 

3,- 

I5»T5 

fl.         M. 
Gerste,  Hafer            0,75        1,50 
Weilen  1                   t  ..«        -. 
Boggen  /                   '•*'        ^'~ 
Baps                           I,—        2,— 
BeU                           2,—       4,— 
Mehl                          3.75        7,50 

fl.         M. 
1,50       3,— 

I,- 
1  40,— 
»tso.- 
>  35»- 
t  45»- 

— 

Kaffee                      40,—      80,— 

„       gebrannt      50,—    lOO,— 

Kaffeesnrrogate       15,—     30.— 

Kakao                     84,—      48,— 

lOO,— 

— 

150,-. 

Thee                      100,—   200,— 

i8o,- 
270  — 

127,50 
405»- 

Tabak 

nur  gegen  beson- 
dere Bewilligong 

20,— 

14»- 

30,- 

Hopfen                     10,—      20,— 

7-      14.- 

«48,— 

a 

.  80.- 

10  bis  20 

Wein                        20,—      40,— 
Schaumwein             50,—    100,— 

40,—     80,— 

4»— 

— 

Bier 

in  Fässern               3,—        6,— 
in  Flaschen             8,—      16,— 

ifemerkt  ist;  bei  der  Angabe  in  Mark  stets  pro  100  kg. 
d  in  Kraft. 
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Bisa. 

s 

«np 

BoMiaeher  ZoUUrif  vom  11.  Juni 

1891 

Russischer  Zolltarif  vom  : 
1882 

L.  J«ni 

Mazimal- 

tarif 
T.  1888 

m 

AnftdOifls 

^^* 

Rbl. 

M. 

Rbl. 

M. 

ProMtaauf 

Art. 

dtoZolMtn 
Ton  1891 

84.  Fleisch,  Würste  etc.                I,— 

19,80 

0,80 

I5*8& 

20 

85.  KIse                                       6,- 

119.- 

5,— 

99.«o 

30 

S 

86.  Batter                                      0,50 

9»90 

0,50 

9.»o 

20 

66.  Häote,  bearbeitet 

1.  kleine,     gegerbte,     Sä- 

misch-,  Kalb-,  Rindleder  ii,— 

218,20 

9.- 

17816O 

20 

S.  Saffian-,  Glactieder  etc.  15,— 

297.60 

9,— 

178,60 

20 

u 

8.  grofse,  gegerbte                 6,— 

119.- 

5,- 

99.«o 

20 

i.  lackiertes  Leder                 8,50 

i68,60 

6,- 

119,— 

20 

3 

67.  Lederfabrikate 

1.  Fafsbekleidnng    p.  Pfd.     i,— 

793.- 

0,60 

476,- 

30 

8.  Lederne  Handschuhe 

p.Pfd.     3.- 

2380,— 

M4 

1935.— 

30 

3 

i.  Pferdegeschirr  etc.  „    „      0,55 

436,- 

0,45 

349,— 

30 

74.  Töpferwaren 

1.  Geschirr                               0,8 0 

5i96 

0,20 

3»9T 

20 

schmfickong                         1,50 

29  JO 

I,— 

I9.80 

30 

76.  Fayencewaren 

1.  einfarbige                            i,— 

I9.8O 

0,85 

16,86 

30 

8.  mit  Mustern                        1,40 

27,80 

I.— 

I9.80 

30 

I 

8.  feinere                                 3,75 

74»A0 

2,50 

49,60 

30 

76.  Porsellanwaren 

1.  einfarbiges  ete.                   5,30 

105,10 

4»— 

79,85 

30 

im 

t.  mit  Mustern  etc.               10,6 0 

210,80 

8.- 

158,70 

30 

3 

8.  feinere                               ai, — 

416,60 

16,- 

317,40 

30 

77.  Glaswaren 

0,60  bis  10  Rbl.  p.  Pud 

0.5 0  bis  8,—  Rbl.    pr.  Pud 

30 

—  11,90  bis  198,40  M. 

9.9»    n    I58»74  M.  pr.  100  kg 

p.  100  kg 

, 

MUieUan. 
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Oesterreichs 

CT' 

Vertregstftrif 

ZoUsItaegeg. 
RnlUand 

VertragsUrif 

.  100  kg 

ILpr.lOOkg 

IL  pr.  100  kg 

fl.  and  M.  pr.  100  kg 
fl.          M. 

fl.  and  M.  pr.  100  kg 
fl.          M. 

lO,— 

Sehweinefl. 

30,— 

Fleisch                      6,-       12,— 

17,- 

Würste                    25,—       50,— 

16,—      3«.— 

and.  Fleisch 

'§•"" 

ao,— 

16,- 

30,— 

K&se                       20,—      40,- 

10,-      ao,- 

20.— 

ao,— 

30,— 

Bntter                     10,—       ao,— 

I       30^— 

ia,-u.2o,— 

45>- 

Geflfigel 

150,- 

225,- 

lebend                           frei 

tot                         6,—      la,— 

3.-       6,- 

.P«Ue  frei 

^■~ 

Häute  and  FeUe            frei 

18.- 

Leder                        9,—       18»- 

«      36,- 

Sohlleder                18,—      36.— 

15-      30,— 

ed«r36,- 

feines  Leder           18,—       36,— 

Lackleder, 

Jachten, 

schwaraes 

Hand- 

•dtf. 

gewöhnt      Leder- 

sehahleder    9,—       18,— 

«      50,- 

waren                    25,—      50,— 

Treibriemen  aa,—     44,— 

idar- 

32,50      65,— 

1        70,- 

65,- 

Schahwaren            35,—      70,— 

32,50      65,— 

lahe 

Handschahe            50,—     IOC,— 

100,— 

reo 

Thonwaren 

)  bU  16,- 

Gald.  0,50  bis  iSt— 
M.        I,-    „    30,- 

o,«6  bb  la,— 
0,60   „  24,— 

ji 

PoneUan 

14.- 

10,— 

weift                       7»-       14- 

5»-      «0.- 

30,- 

20  bis  24 

farbig                    15»—      30,— 

10,—       20,— 

■D 

30,- M. 

Ermibigiingen 
im  Vertrag  mit 
Oesterreich  bei 

Glaswaren 

1,50  bis  15,—  fl. 

BrmJUUgongen   im  Ver- 
tragstarife  bei  Hohlglaa, 

3—    fl  30,—  M. 

fisrbigem  Glas,  Glasplitt- 
chen,  Glasknöpfen  eto. 

▼on  Glas,  Glat> 

optische  and  Uhr- 
gliser                   75,-     150,- 

SO,—     100,— 

knöpfen  etc., 

Glasperlen    n. 

and.  feinen 

Glaewaren 
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Miftiellen. 




BasB. 

tn|M 

BiusUcher  Zolltarif  Tom  11. 

Juni  1891 

Rassisoher  Zolltarif  vom  1. 
1888 

Juni 

Maximal, 
tarif 

[tmA 
•iai 

T.  1888 

dM 

Ebl. 

M. 

RbL 

M. 

PranetMMJ 

Art. 

dieZoDsItM 
Ton  1881 

79.  Steinkohlen,  eingeflihrt 

1.  in  die  Häfen  des  Schwar- 

len  o.  Asowschen  Meeres 

0,03 

0,60 

frr* 



S.  über   die    westl.    Land- 

bei  der  Ausfuhr 

M 

grense 

0,02 
0,01 

0,40 

o,so 

nach  Polen          0,oi 

o,so 

z 

S.  Koks 

a)  in    den    Häfen    des 

< 

Sehwarsen   n.  Asow- 

schen Meeres 

O,04V, 

O.90 

frei 

b)  aber  die  wesU.  Land- 

grense 

o,os 

0,6  0 

e)  in  d.  Baltischen  Häfen 

o,oiV, 

0,80 

85.  Flüssige     DestUlationspro. 

diikte,dasNaphta,  Schmieröl 

»,~ 

19*84 

0,60 

11,90 

20 

185.  Farbstoffe  ans  Steinkohlen- 

teer 

17,- 

337.30 

15,- 

297,60 

30 

188.  Brse 

0,07 

1,40 

0,08 

0,40 

— 

188.  Gnfseisen 

1.  lor  See  eingeführt 

0,80 

5.96 

1 

8.  über   die   wesU.    Land- 

>                                             0,06 

1,19 

— 

grense 

0.85 

6,94 

1 

140.  1.  Band-  nnd  Sorteneisen 

O.60 

11,90 

0,40 

7,93 

20 

8.  eiserne  Schienen 

O.60 

11,90 

0,50 

9.92 

20 

8.  in  Blättern,  Tafeln   etc. 

0,85 

l6,90 

0,50 

9.92 

ao 

14 1 .  Blech,  versinnt;  Eisenblech, 

mit  Farbe  etc.  übersogen 

1,70 

33,70 

1,40 

27.78 

20 

148.  1.  Band-  nnd  SortienUhl 

0,60 

11,90 

0,40 

7,98 

20 

8.  Suhlschienen 

0,60 

11,90 

0,60 

9,92 

20 

8.  Stahl  in  Blättern  etc. 

0,85 

l6,90 

0,50 

9.99 

20 

148.  Kupfer,     Nickel,     Alumi- 

nium etc. 

1.  in  Barren  etc. 

2,50 

49,60 

}                                               0,66 

13.10 

20 

8.  in  Stangen  etc. 

3»io 

6l,50 

20 

144.  Zinn 

1.  in  Barren  etc. 

0.45 

8,90 

0,40 

7,98 

20 

8.  in  Blättern 

I,— 

19,80 

0,70 

13,89 

20 

Hisaellea. 
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Deotichlands 

Oesterreichs 

AUgemeiner 

TÄTif 

Vertragstarif 

Zollsitse  geg. 
Rolsland 

Allgemeiner 

Tarif 

Vertragstarif 

U.  pr.  100  kg 

M.p.  100  kg 

fl.  und  M.  per  100  kg 

fl.  and  M.  per  100  kg. 

fl.         M. 

fl.         M. 

Steiiikohlen      frei 

frd 

Steinkohlen 

frei 

Kok«                 frei 

frei 

Koks 

frei 

Petroleum       6,— 
mineralische 
Bchmieröle    10,— 

9,— 
15,- 

Mineralöle,    raffi- 
niert,  3,—,  6,— 
n.  10,—  fl..  6^, 
10  a.  20  M. 

£rs                    frei 

frei 

Ers 

frei 

Onlseiften         i,— 

— 

GoAeisen 

0,80          1.60 

0,«5          I,8( 

Schmiedbares 

Eisen  in  Sti- 

ben  etc.        2,60 
Platten  und 

Bleche          3«- 

2,60 

3»— 

Eisen    and    Stahl 
in  SUben,  nleht 
fafonnlart 

fa^onniert 

Schienen 

Bleche  und  Putten 
6  and  7  fl., 
12  and  14  M. 

2,76           5,60 
3t60         7»— 
2,76          5,60 

2,60          5.- 

3.-       6.- 

2,60          5.- 

5»— .    5»'6.    ^»fto  fl. 
10,—,  11,60,  13,—  M. 

Bleche,  ver- 
sinnt,    mit 
Farbe  Qber- 
sogen            5,— 

suhl 

inSt&ben    2,60 

Eisenbahn- 
schienen       2,60 

Stahlbleche     3,— 

versinnt 

8,—  a.  10,—  fl. 
16.—  a.  jo,— M. 

8,-  «nd    9.—  fl. 
16,—  «nd  18,—  M. 

Knpfer,  roh     frei 
„inStangen  12,- 

Kapfer,  roh 
„  in  Stangen  etc. 

frei 
8,-      16,- 

Zinn,  roh         frei 
„  gewalst     3,— 

Zinn,  roh 
„  in  Blechen  ete. 

frei 
4.-        8,- 
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Mitaallen. 




Bm.       te^ 

Biu8i8cher  ZoUtarif  vom  11. 

Jani  1891. 

Rassbcher  Zolltarif  rom  1. 
1888 

Jmü 

Kaximal. 
tHif 

[nmA 
■ls.1 

T.  1888 

MI 

Rbl. 

M. 

Rbl. 

M. 

Art. 

disZolkitM 
TOB  1891. 

145.  QiiMksilbar 

2,40 

47.60 

2,— 

39>68 



146.  BM 

1.  in  Barren 

0,IO 

1,99 

0,10 

1.99 

— 

S.  in  Rollen 

0,80 

5.96 

0,2  0 

3.97 

90 

147.  Zink 

1.  in  Stflcken 

0,60 

9.90 

0,40 

7.98 

20 

Ol 

t.  Zinkblech 

I,— 

I9*B0 

0,70 

13.89 

90 

0, 

150.  Onffeiten,  verarbeitet 

1.  goAeiseme  Abgfisie  etc. 

0,76 

I4»90 

0,60 

9.92 

20 

Ol 

S.     ,,  emaiU.  Geschirr 

I,— 

I9t80 

0,80 

15.86 

20 

8.     „  Fabrikate,   bearbei- 

tet  etc. 

1,70 

33»' 0 

I.— 

19.8O 

20 

I. 

151.  Bisen-  and   Stahlfkbrikato, 

geschmiedet  etc. 

I|70 

33»'o 

0,80 

15.85 

30 

152.  Bisen-    and   StahlkesseUr- 

beiten 

1,70 

33.70 

1,— 

19.84 

30 

158.  Bisen-  and   Stahlfabrikate, 

abgedreht,   poliert   etc., 

mit   Teilen    ans    Holi, 

Kapfer  etc. 

1.  über  6  Pfd.    per   Stflck 

wiegend 

1,70 

33.70 

1,— 

19.84 

30 

h 

8.  weniger  als  5  Pfd.  wie- 

gend 

2,70 

53.60 

«.— 

39.68 

30 

8f 

8.  Vorhftngeschlösser 

4,— 

79,40 

2,— 

39.68 

30 

154.  Blechfabrikate 

1.  aller  Art,    sowie   aach 

emailliert,  rerainnt   etc. 

3»— 

59.60 

2,60 

49.60 

30 

8.  mit     Vergoldang,     Ma- 

lerei  etc. 

6,- 

119.— 

5.— 

99.20 

30 

155.  Draht 

1.  Eisen-    and    SUhldraht, 

nach  dem   Darchmesser 

Bbl.     I,—,     1,60,     2,— 

p.  Päd.  M.  19,80,  29,70, 

39,70  p.  100  kg 

1,10 

21,88 

30 

8.  Kapferdraht,    nach  dem 

Darchmesser 

Rbl.    4,-1    5.-»    6»- 

p.  Pud.  M.  79.40,  99,20 

119,—  p.  100  kg 

1,66 

32,78 

30 

MtssellaD. 
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Oesterreicha 

■tf 

Vartragstarif 

Zoliatie  geg. 

Allgemeiner 

Tarif 

Vertragstarif 

100  kg 

M.pr.lOOkg 

M.pr.  100  kg 

fl.  und  M.  pr.  100 

kg 

fl.  and  M.  pr.  100  kg 

fl. 

M. 

fl.         M. 

b«r      frei 

1           frei 

Blei,  roh 

2,— 

4,— 

^     3,- 

„  gewalzt  etc. 

5.- 

10,- 

h          frei 

Zink,  roh 

i»— 

2,— 

frei 

to     3.- 

„  gewallt 

3,- 

6,- 

1,60      3.— 

Grober  ZinkgoTs 

5»- 

10,- 

3.-      6,- 

ran. 

Grober  EiMBgnra 

aas 

anbearbeitet 

a,— 

4»— 

PV£|     2,50 

abgedreht  etc. 

4»— 

8,- 

irte  lo,— 

rersinnt,  emaill. 

8,50 

17.- 

8,-    16,- 
emailliertes 

•hTor- 

Eiaen-  and  Stahl- 

Koch- 

led«t, 

waren  a.  schmied- 

geschirr       6,60     13,— 

Kat. 

barem  Eisengafr 

3.- 

etcfl.4,— ,5,— , 

4,—,    8,-  fl., 

ren. 

8,60  -  M.  8,-, 

8,-,  14,-  M. 

weh 

lo,— ,  17,— 

1.      6,- 

KesMl, 

8,50 

17,— 

7,50     15,— 

ab- 

Heagabeln,  Schaa- 

Un, 

fein,  schwere 

7,— 

14»— 

6,50    13,— 

»» 

Peilen,  Hämmer, 

te.    lo,— 

grofre ,       Hea- 

10,— 

20,- 

Uffen 

gabeln,  leichte. 

idere 

Schraaben  etc. 

w«el5»- 

Sägen,  Peilen, 

■«D- 

kleine,   leichte 

24»- 

Werkseoge 

20,— 

40,- 

i5,~    30,— 

iln, 

Peine  Eisen-   and 

t> 

Stahlwaren 

rte.  6o,— 

15»—»  25,—,  fl. 
30»— t  50»— M. 

12,—,  20,—  fl. 
24,-,  40,—  M. 

Nähnadeln 

100,— 

200,— 

50,—  100,— 

rikAte, 

Blechwaren,    ver- 

irt, 

1        lO,- 

zinnte 

15.- 

30.- 

12,—    24,— 

ht      3.- 

Draht    nach     der 
Stärke 

fl'4»-"»  5i— »^» — » 
8  _  -  M.  8,-, 
10,— ,12,— ,16,— 

3.—»  5  —  6»—»  7»—  fl. 
6,— 10,— ,12,— ,14,— M. 

aht  12,— 

Knpferdraht 
über  0,5  mm 

8,— 

i6,~ 

anter      „ 

10,— 

20,— 

9.—    18,- 
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Mitsall«!!. 


^ 

EOM. 

^ 

RuMischer  ZoUUrif  Tom  11. 

Jani  1881 

Rassischer  ZoUtarif  yom  1.  Jani 
1888 

Mazimal- 
tarif 

all. 

T.  1898 

isdieUaf  k 

^^ 

RbL 

M. 

RbL        M. 

ffZSUZ 

Art 

4ie2olbltie 
TOB  18»1 

166.  Drahtfabrikate 

1.  ans  Eisen  oder  Stahl 

3.«o 

63. 50 

2,76     54,66 

30 

S.  ans  Kupfer  etc. 

6,—,  9,—  Rbl.  p.  Pud. 

119,—,     178,60    M.    p. 

100  kg 

3,80    65,48 

30 

8.  DrahtnSgel,  Nieten,  Kla- 

▼ierstifte 

a,70 

53,«o 

1,66      32,74 

30 

157.  Nadeln 

1.  Nähnadeln  etc.    p.  Pfd. 

0^6ö 

515.- 

O.60  397 - 

30 

S.  Strick-,    Pack-,   SatUer. 

nadeln  etc.           p.  Pfd. 

0,86 

285,- 

0,80   237,— 

30 

168.  Meaaerwaren 

1.  Einfassang  ans  ord.  Ma- 

terial, Scheeren 

16,- 

317^40 

12,—   238,08 

30 

8.  mit  feiner  Einfassong 

32.— 

634.90 

24,—  476.16 

30 

8.  Taschenmesser  f.  Bauern 

6,60 

130,90 

6,—  119,04 

30 

169.  Hieb-,  Stofs-   und    Schafs- 

Waffen 

«4.— 

476,«o 

20,—  396,80 

30 

ISO.  Sensen,     Siehein,   Spaten, 

Heugabeln  u.  dergl. 

1,40 

27,80 

0,60        9,92 

— 

\ 

161.  Werkzeuge 

1,40 

27,80 

0,80      15,86 

30 

1 

168.  Fabrikate    au«    Zinn    und 

20 

Zink 

1,30,  3,30  U.  4,80  Rbl. 

I, —  und  2,50  Rbl. 

=»     25,79,     65,48     u 

SB  19,84  und  49,60  M. 

95.»*  M. 

164.  Fabrikate  aus  Blei 

I,- 

19,84 

0,80      15,87 

20 

167.  Maschinen,  Apparate,    Mo- 

delle  dazu: 

1.  aus  Kupfer 

4,80 

95i20 

1,66     32,74 

30 

8,  Oas-,  Wassermesser,  Pe- 

troleum-,  Näh-,    Strick- 

masch.,      Lokomobilen, 

Tender  etc. 

1,70 

33,70 

0,90      17,85 

30 

1 

8.  Lokomotiven 

2  — 

39.70 

1,40      27,80 

30 

4.  Landwirtschaft!.  Masch. 

o.  Geräte 

0,70 

13,90 

frei 

20 

c 

178.  1.  Lampen 

a)  feder  Art    mit  Aus- 

) 

nahme   der  wollenen 

zollfrei 

\                                           frei 

b)  wollme 

2,— 

39,70 

1 

20 

ttUseli««. 


m 


I>MtMbluids 

rwir 

Vwtngtttfif 

ZollOlM  geg. 
RnrilaDd 

Tkrif 

Vertragttarif 

'.  100  kf 

M..pr.  100  k« 

K.pr.l00kg 

t.  UDd  M.  per  100  kg 

fl.  and  M.  per  100  kg 

fl.       M. 

fl.      M. 

Drahtwftreii,grobe 

8,—     16,— 

Dnhtpigel 

6,50     13,— 

•iB 

Nilmadeln 

100.—  300,— 

50,—  100.— 

60,- 

Striekiuuielii 

50,—   100,— 

30,—    60,— 

i4«lB 

Ht— 

l«MVlO,— 

MMV, 

waren 

50,—  100,- 

45.-    90,- 

nm 

«4- 

■ 

HiebwaffBD  etc. 

aS.~    SO.- 

H.— 

50,—    100,— 

45*—    90,— 

«       60,- 

aiciitiii. 

Sensen,      Sicheln 

1  «te.  10,— 

etc. 

6.50    13.- 

5—    Wt- 

•€•    IS.- 

ito  ans 

FabrikateaniZink 

1.  ZiDk 

in  SUngen,  Ble- 

6.-,24,- 

chen 

in  Dribten,  Rüh- 

h-     6.- 

1,40       3,— 

ren  etc. 

5,—    10,— 

3—      6,— 

Pabrikate  ans  Zinn 

4t—      «t— 

lU  MS  Blei 

Fabrikate  aas  Blei 

5.—   10,— 

^— ,H.— 

MB, 

»Wln/^ 

Lokomotiven       1 
Lokomobilen       / 

8,fto    17,- 

8,-    16,- 

Andere  Matohlnen 

SbUS.- 

ZoUstUea,  Oat- 
Uch    mit   Brml- 
ftignngen  im  Ver- 
tragtUrif 

1            frei 

Lumpen 

frel 

■  urai  rdf*  M.  TU  (Uli). 


a« 


m 


Itt  laeltan. 






s? 

RMt. 

tnpl 

Rnsiiseher  Zolltarif  rem  11. 

Jani  1891 

Rassischer  Zolltarif  vom.  1. 
1882 

Jani 

Maiiaal.  lim^ 
tarif       ait.! 

▼.  1898 

MI 

Rbl. 

M. 

Rbl. 

M. 

ÄriJ 

Art 

die  SoDMtM 
▼oa  IMl 

Der! 

177.  Sehreibpapierwaren 

0,8&,    0,60,    2,40,  4»—» 

6,—,  io,60.  8,—,  14,50 

Rbl.     »B     6,94,      11,90, 

0,22,    0,60,    2,20.    3,—, 
5—,   6,—,   8,—,    II,- 

Rbl.  =  4,87,  9,92,  43,70. 

30 

ittai 

47»6«,    79»««i     «»9,06, 

210,88,    158,7s,    287,70 
M. 

59,52,    99.21.       119,05, 
158,73,  218,25  M. 

eial 

179.  Faserige  Pflanaenstoffe 

1.  Baamwolle,  roh 

a)  aar  See    elngefabrt 

1,20 

23,80 

\                                     0.45 

8,98 

15 

b)  aa  Lande        „ 

I,S6 

26,80 

15 

t.  Jäte,  roh 

0,60 

11,90 

0,40 

7.»a 

15 

8.  Flachs  and  Hanf 

frei 

frei 

I8Q1  Seide 

1.  Kokons,  bonrre  de  soie, 

AbfUle 

O,S0 

5,»5 

0,22 

4.86 

20 

I,— 

19,80 

0,55 

10,92 

20 

181.  Wolle  und  Flanmhaar,  an- 

gekftmmt 

1.  oDgeflrbt 

2,— 

39,70 

I,— 

19,80 

20 

2.  geflrbt,  Kunstwolle 

3,~ 

59.50 

«f— 

39,70 

20 

182.  Baumwollene    Watte,   kar- 

dfttschte 

1.  nngefltrbt 

2.  gefKrbt 

2,20 
3.«o 

43,80 
63,50 

\                                                 1.20 

23,80 

20 
20 

188.  BaamwoU.  Garn 

1.  bis  Nr.  40  englisch 

1.  bis  Nr.  45  engl. 

a)  angebleicht 

4,20 

83,80 

3,60 

71,*« 

30 

b)  gebleicht   a.    gef&rbt 

aasgenommen,  s.  a.  c) 

5,40 

107,10 

4.70 

93,«4 

30 

a)  gef&rbt   in   Adriano- 

pelrot 

5|70 

113,10 

c  — 

99,2  i 

30 

2.  von  Nr.  40—50  engl. 

2.  aberNr.45engl. 

a)  angebleicht 

5,7e 

"3,10 

a)  angebleieht         5»— 

99,«  i 

30 

b)  gebleicht  a.  gefXrbt 

6,80 

i34,«o 

>        b)  gebleicht  u. 

30 

8.  über  Nr.  60  engl. 

gefärbt               ^, — 

a)  angebleieht 

8,50 

i68,60 

30 

b)  gebleicht  a.  gefärbt 

9,60 

190,50 

30 

4.  gedrehtes  Oarn 

a)  Nähgarn    auf    Hols- 

spakhen,  bratto 

9.— 

178,60 

1     Näh.  and  Strick- 

30 

b)  gtawlnitea  Garn,  aas 

1        garne  Jeder  Art        6,— 

119,04 

2  ttnd  mehr  Fäden 

",- 

218,20 

30 

lliS*«ll«ll. 
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DeotacbUndt 


OMtMTeiehs 


Allicwneiner 
Tarif 

Vertragstarif 
(Oesterreich) 

BnftUnd 

Allgemeinei 

Tarif 

VertragsUrif 

M.  pr.  100  kg 

M.  pr.  100  kg 

M.  pr.lOOkg 

fl.  and  M.  pr.  100  kg 

fl.  and  M.  pr.  100  kg 

fl.          M. 

fl.          M. 

Papierwar«D : 

Papierwaren : 

Halbstoff  ans 

Halbstoff  aas  Hols 

0,60       I,— 

Holi,  Strohpa- 

Löschpapier 

3.-      6,- 

I.ft0      3,- 

pi«r«  Pappe    l,— 

Packpapier 

3.~      6,- 

1,60      3,— 

3,- 

Papier 

5»—    «o.— 

3-      6,- 

Dnick-,  Schreib- 

Tapeten 

25,—    50,— 

,8,-    36,- 

papier          10  — 

6,- 

Waren     ans     Pa- 

Waren aoaPa. 

pier  ete. 

>5»-    30.- 

",—    »4,- 

pSer  ete.      12,— 

Tapeten        24,— 

Banmwolle       frei 

BaamwoUe 

frei 

Jäte                  frei 

Jäte                     \ 
Fhushs,  Hanf      / 

frei 

Flachs,  Hanf    frei 

Seiden-Kokons-frei 

Seiden-Kokons 

frei 

Robseide           frei 

Wolle                frei 

Wolle 

frei 

Baamwoll.Watte 

Baamwoll.  Watte 

5.—    10.— 

• 

1,60 

Ranmwoll.  Garn, 

BaamwoU.    Garn, 

1.  eindrfthtig, 

einfach,  roh. 

roh,    nach  der 

nach  der   Stärke 

mehrere 

St&rke     iabU36 

6,—  bis  16.—  fl. 

Ermäßig. 

9.  aweidrähtig. 

12,— „   3«.— M. 

angen  Im 

roh,  nach    der 

dapliert 

Vertraga- 

Stärke     I5bl839 

nach   der  Stärke 

tarife 

ein-  n,  iwel- 

8,—  bU  12,—  fl. 

drihtig,gebleiehi 

16,- „    24,- M. 

oder  gefftrbt,  nach 

einfach  oder  du- 

der Stärke 

bliert,    gebleieht 

34  bU  48.- 

oder  gefärbt,  nach 

drei  a.  mehr- 

der Stärke 

drähtig       48,— 

12,— bis  20,—  fl. 

aweidrähtig,wie- 

24,—   „  40,- M. 

derholtgeiwimt 

drei-  and  mehr- 

70,— 

drähtig 

Garne  für  den  De- 
taÜTeritanf 

H,-    4«.- 
35»-   70,- 

:I9* 
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* 

Ross. 

BüsaiMher  Zolltarif  Tom  11. 

Juni  1891 

Rassischer  Zolltarif  rom  1.  Juni 
1888 

Masimal- 
tarif 

sfls 

▼.  1888 

Mi 

Rbl. 

M. 

Rbl.        M. 

AniMlilsfffa 

Art. 

dieZoIteltn 
▼OB  1891 

184.  Joto-,     Lein-,      Hanfffaro, 

nicht  gedreht 

6,- 

119,- 

4,40       87,80 

30 

186.  Seide,  gewunden,  Nähseide, 

Gespinnst     ans    bonrre 

de  soie 

1.  nicht  geOrbt 

40,— 

793,«o 

8,-     158,78 

30 

S.  gefirbt 

56.- 

IUI,— 

16,-     3^7,46 

30 

186.  Wolle,  gekimmt,    gespon- 

nen etc. 

1.  gekimmt 

a)  nicht  geOrbt 

b)  geOrbt 

5,60 

109,10 

Kammwolle  nngefXrbt    3,—       59,5« 

20 

7,— 

138,90 

gefXrbt        4,50      89,90 

20 

S.  gesponnen 

a)  nicht  geOrbt 

9,— 

178,60 

7,50     148,80 

20 

b)  geOrbt 

IO,60 

2O8,S0 

9,—     178,60 

20 

8.  gewanden  (8  und  mehr 
FIden) 
a)  nicht  gefXrbt 

IO,50 

208,80 

20 

b)  gefirbt 

12,— 

238,10 

20 

187.  Banmwoll.     Gewebe,     ge- 

gebleicht, geArbt 

bleicht  nnd  nngebleicht 

0,81,  0,42,  0,50,    1,20   Rbl. 

0»86,    0,46,    0,62,    I,S& 

pr.  Pfd.  -.  245,-,  332,-, 

Rbl.  p.  Pfd.  —  278.-, 

397,-,95*,-M.pr.  100  kg 

365,-.  492.—,  IO71,- 

M.  p.  100  kg 

188.  Banmwoll.  Gewebe,  gefllrbt 

bedruckt 

0,6»,    0,76,    0,9t,    1,45 

0,55,  0,66,  0,88,  1,82  Rbl. 

Rbl.  p.  Pfd.  ».  492,-, 

pr.  Pfd.  —  436,70,  523,«o, 

595,-,  730,-,  "SO,- 

656,—,  1046,—  M.pr.  100 

M.  p.  100  kg 

k? 

181.  Jäte-   nnd  Leinwandsicke 

2,tf0 

51,60 

2,—      39,68 

30 

198.  Leinwand    n.    Battist   ans 

Flachs,  Hanf  etc.  p.  Pfd. 

I,— 

793,- 

0,70   556,- 

30 

188.  Gewebten,  gestrickte  Zeuge 

ans  Wolle,  glatt,   bnnt- 

gewebt                   p.  Pfd. 

1,20 

952,— 

0,90  714t- 

IJLl   9218,- 

30 

800.  Dieselben  bedruckt  „     „ 

1,50 

1190,- 

30 

1,1 

108.  Wollene  Teppiche     „     „ 

0,40 

317,- 

0,86   278,- 

30 
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Allgemeiner 
Tarif 


Deotschlands 

Verttragttarif 
(Oesterreicb) 


ZoUsätse  geg. 
KufsUiid 


Oeeterrelchs 


Allgemeiuer  Tarif 


VertragsUrif 


M    pr.  100   kg 


Flache-,  Jäte-, 
Hanfgarn,  nach 
der  St&rke 

S  M»  12,- 


Seide,  gesponnen, 
FloreUeide,  nicht 
gefirbt  frei 

Desgl.  gefKrbt 

36.- 

Nähseide     200,— 

Wolle,  gekfimmt 

Wollengam    8,  - 
,,  einfach  du- 
bliert    10,— 
„  einfach,  ge- 
bleicht oder 
gefftrbt  12,— 
„  dabliert,  ge- 
färbt     24,- 


Baumwoll.  Ge- 
webe, 

dichte  80, — 

100.—,  120,- 
andichte    200,- 
Gardinenstoffe 

230,- 


Leinwand,  unge- 
färbt etc. 

I2bis6ö,^ 

Leinwand,g6färbt 

6ö  bis  150,— 

Wollenwaren 

3  bis  450,— 


M.pr.  100  kg 


M.  pr.  100  kg 


Plachsgarn, 
angefärbt   etc. 
bis  Nr.  8  eng- 
lisch 7,50 
Seile,  Taue, 
Stricke  15,— 


Grobe 
Leinwand 

18,- 


fl.  nud  M.  pr. 


Flachs-  and  Hanf- 
garne 

1,50  bis  35,—  fl. 

3.—    .,    70,— M. 

Jategarn 

1,60  bU     5,—  fl. 

3,—    „    10,— M. 

Floretsefde, 
roh 
gvfärbt 

Nähseide 


100  kg 
fl.         M. 


fl.   and  M.  pr.  100  kg 
fl.         M. 


frei 
50,—  100,- 
50,-  100,- 


Wolle,  gekämmt 
WoUengame, 

einfach,  roh 

bis     Nr.  45 

über    ^    ., 

dabliert 

bU    Nr.  46 

über    „    ,, 

einfach,     gefärbt 


frei 


8,- 
",- 

«4,- 


16,- 

24,- 

24,- 
28,- 


bis    Nr.  45 

12,— 

24»— 

über    ,.    „ 

16,- 

32,— 

dubliert,   gefärbt 

etc. 

bis    Nr.  45 

16,- 

32,— 

über    „    „ 

20,- 

40,— 

Baamwoll.  Waren 

34»- Ms  160,-.  fl 

»  68,-  bis 

320  M. 

Jatesäoke 
Leinenwareo 
6,—  bis  120,—  fl. 
12,— „  240,— M. 


Wollen  waren 
12,— bis  200,— fl. 
24,— ,,400,— M. 


6,—     12,- 


35.-      70,- 
35.-     70,- 


lo,—    20,- 


14,-     28- 


16,-    32,-^ 

Diese  Zollsätse  haben 
sämdich  im  Vertrags- 
tarife  Brmäfsigiingen. 


tienraren  .etc. 


100,—  200,- 


85.—  «70,— 
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VIIL 
Die  Brotpreise  in  Berlin  im  Jahre  1893. 

Von  Dr.  B.  Hirschberg. 

Unter    den   wenigen  Erhebungen   über   die  Preise  von   Brot  können 
die  der  Stadt  Berlin  wegen  der  Korrektheit  der  Aufnahmen  auf  besondere 
Bedeutung  Anspruch  machen.     Diese  Bedeutung    wurde   erhöht  durch  die 
früher  und  sogar  auch  yereinzelt  noch  jetzt  geltend  gemachte  Behauptung, 
dafs  der  Preis  des  Brotes  sich  nahezu  unabhängig  yom  Oetreidepreise  ent- 
wickele,  dafs  im   Vergleich   zu  den   anderen  Einwirkungen  der  Preis  dei 
Korns  ohne  bemerkbaren  EinfluTs  sei,  und  dafs  sonach  auch  eine  etwaige 
Erhöhung   der   Getreidepreise    durch  Zölle   den   Brotpreis   unmöglich   ver- 
ändern  könne.     Die   Statistik   der  Brotpreise   hat  inzwischen  die  Unrich- 
tigkeit solcher  Anschauungen   nachgewiesen,   und   es  ist  auch   unzweifel- 
haft  ein  Umschwung   in   denselben    namentlich  bei  den  leitenden  Kreisen 
eingetreten.     Es  sei  in  dieser  Hinsicht  kurz  einiges  Material  in  Erinnerung 
gebracht : 

In  den  Motiven  zum  Zolltarif  vom  13.  April  1879  wurde  ausgeführt, 
dafs  ein  EinfluOs  der  Zollerhöhung  „noch  weniger  wie  auf  die  Preise  des 
Getreides'*  auf  den  Preis  der  Backwaren  zu  erwarten  sei.  „Ein  solcher 
ist  um  Bo  unwahrscheinlicher,  je  erheblicher  die  Preisunterschiede  zwischen 
dem  Bohstoff  und  dem  zum  Genufs  bestimmten  Produkte  sich  stellen/' 
Dann  wird  auf  die  amtlichen  Bekanntmacbungen  der  Polizei  zu  Weimar 
zurückgegangen,  wonach  ein  Pfund  Weifsbrot  bei  den  verschiedenen 
Bäckern  zwischen  15  und  33  Pfennigen  kostete  u.  s.  w.  „Berücksichtigt 
man",  heifst  es  dann,  „dafs  100  Pfund  Weizen  etwa  120  Pfund  Brot 
ergeben,  so  zeigt  sich,  dafs  der  Preis  des  Weizens,  bis  der  letztere  sich 
in  Gestalt  von  Backwaren  zeigt,  einen  Aufschlag  von  100—300  Proz.  er- 
fahrt''. Das  Zurückgehen  auf  die  wertlosen  Ermittelungen  der  Brotpreise 
in  Weimar  ist  für  die  damalige  Lage  und  Kenntnis  dieses  Teiles  der  Sta- 
tistik bezeichnend.  Ferner  wird  noch  bemerkt,  „dafs  gröfsere  Bäckereien 
bei  der  Feststellung  ihrer  Preise  für  Backwaren  Preisänderungen  für  das 
Bohprodukt  unter  3  M.  pro  Zentner  gar  nicht  zu  berüoksichtigen  pflegen''« 
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durch   die  spftter  beigebraohten   guten  BrotpreissiatiBtiken   als  irrig 

erwiesene  Behauptung.     Der  KommiBsar  des  Bundesratfly  Tiedemann,   wies 

dann   zum  üeberflufs  in   der  Sitsung  Tom    20.  Mai    1S79  auoh  nooh  auf 

eolohe  ungenügenden  Quellen  auidrüeklich  als   mafsgebend   hin,    indem  er 

sagte :  9,8ie  finden  in  den  Motiyen  eine  Zutammenatellung  Ton  Brotpreisen 

ans  der  Stadt  Weimar,  die  meines  Eraohtens  keines  Zusatzes  weiter  bedarf. 

Die  Zahlen,  die  dort  angeführt  sind,   zeigen  drastisch,   dafs  die  Brotpreise 

•ich   nach   ganz   anderen  Yerhältnissen   richten,   wie   nach 

dem  augenblicklichen  Stande  des  Getreidepreises'*  u.  s.  w. 

....  yjch  könnte  aus  der  Rheinprovinz,   aus  Westfalen,   aus  Schletwig- 

Holitein   ganz   ähnliche  Zahlen    vorführen."     Der  damalige  Reichskanzler 

spTtch  sich  dann  in  der  Reichstagssitzung  vom  21.  Mai  1879  in  ähnlicher 

VeiM  aus:  die  Landwirtschaft  habe  schon  Vorteil,  „wenn  die  Konkurrenz 

des  Auslandes  auf  dem  deutschen  Markt  erschwert  wird".     Dann  fahrt  er 

fort:  iyDies    ist  eine  Kleinigkeit  im  Verhältnis  zu  den  Schwankungen  im 

Kompreise,  wie  wir  sie  in  den  Jahren  gesehen  haben,  wir  haben  sie  schon 

öfter  noch   einmal  so  hoch  wie  jetzt  gehabt,    ohne   dafs  unser  JQirot 

teurer  geworden  isf 

Diesen  AeuTserungen  aus  dem  Jahre  1879  sei  nun  nur  kurz  eine  Be- 
aerkung  des  jetzigen  Reichskanzlers  in  der  Sitzung  vom  15.  Februar  1893 
gegenüberstellt:  „Wenn  ich  die  Komzölle  ins  Auge  fasse,  so  gehe  ich 
Ten der'Ansicht  aus,  dafs  sie  an  sich  eine  schwere  Last  für  das  Land 
sind,  und  dafs  —  ich  habe  das  auch  vor  einem  Jahre  bereits  geäufsert 
—  aan  nicht  recht  thut,  von  Opfern  der  Landwirtschaft  zu  reden,  sondern 
Ton  Opfern,  die  für  die  Landwirtschaft  gebracht  werden.'' 

Diese  kurzen  Notizen  werden  genügen,  um  den  Umschwung  der  An- 
fiohten  über  die  Wirkung  des  Oetreidepreises  auf  den  Brotpreis  und  da- 
oit  auf  den  Konsumenten  erkennen  zu  lassen.  Dazwischen  liegen  nooh 
oioohe  Anzeichen  dafür,  dafs  dieser  Umschwung  sich  unter  dem  Druck 
der  in  immer  besserer  Form  und  Art  beigebrachten  Zahlenreihen  voll« 
zogen  hat.  Dies  ist  indessen  bekannt  genug,  ebenso  wie  die  hiermit  zu- 
tammenhängenden  Aenderungen  in  der  Zollpolitik  des  Reiches,  als  dafs  die 
ingeführten  Thatsachen  näherer  Ausführung  bedürften;  ihre  Erwähnung  hätte 
lieh  überhaupt  erübrigt,  wäre  nicht  gegen  den  Verfasser  von  einem  Kritiker, 
bei  dem  man  bessere  Kenntnisse  voraussetzen  sollte,  in  Zweifel  gezogen  wor- 
den, dafs  man  den  Bäckern  irgendwo  ernstlich  den  Vorwurf  gemacht  hätte, 
dab  eie  sieh  nach  den  Getreidepreisen  nicht  richteten. 

An  der  Hand  der  Veröffentlichungen  des  Statistischen  Amts  der  Stadt 
Berlin  werden  nun  nachstehend  die  wesentlichsten  der  früher  mitgeteilten 
Tabellen  fortgesetzt  Dabei  wird  hinsichtlich  der  Art  der  Aufnahmen  auf 
^e  Angaben  in  den  früheren  Jahrbüchern  verwiesen. 

Die  Preisbewegung  des  Roggenbrotes  hat  im  Vergleich  mit  den  Grofs- 
Wdelipreisen  von  Mehl  und  Korn  folgenden  Verlauf  genommen: 
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1 

Preise 

pro  100  KiU«ramn  ia  Marii 

Roggen- 

Roggen. 

RoggM- 

Bog««, 

mehl 

guter. 

■illl 

w^* 

Montttt 

Boggeti. 

No.  D/l 

gesunder 

Rotgen* 

No.  €/l 

brot 

KUtea, 

jeder 

brot 

«itef» 

Jedsr 

gesundes 

Pro- 

geaundea 

Pn- 

Inkl.  Sack 

▼enlens 

inkl.  Sack 

TeaitBS 

1890 

1891 

Jaouar    

«7.08 

24.«« 

17.66 

28.89 

24,fS 

I7.»t 

P^braar  . 

iMi 

23,4» 

17.46 

28.SI 

24,78 

17.91 

Min  . 

«7»»o 

23»28 

1719 

28,70 

ss.ts  ^ 

26,0t 

iMf 

April. 

«7.01 

22.85 

l6,67 

29.10 

18.8S 

Mai     . 

«6,71 

22,«2 

i6,to 

30.40 

28,11 

20,ST 

Jaiii   . 

«6,6  s 

2I.8t 

1S«46 

31.27 

28.8t 

21.20 

Jali    . 

36,fl 

22,76 

16.64 

3i«ft4 

28,04 

21,ST 

Angoft 

»7.11 

22,;  9 

16,44 

33.01 

3M4 

23.1* 

8«ptember 

37,«6 

23,88 

l6,9S 

34.»» 

3246 

23,49 

Oktober  . 

«7.SS 

25,98 

17.46 

34.»7 

31.96 

»3.«i 

November 

27,bb 

25,»o 

18,16 

34.«« 

33,io 

23.9« 

Desember 

«7  75 

2S,»0 

17.96 

34.6S 

32.40 

2M» 

Dsrebiehnltt 

27.1s 

23.46 

17.00 

31.6S 

29.06 

21,12 

189t 

1893 

JaDnar   

33>s» 

30.fl 

22,46 

21.88 

l8,04 

13.88 

Februar 

34»>» 

29.I8 

20,96 

S2,08 

18,09 

13.9« 

Mftra. 

33,BT 

«907 

2C,Ö9 

22,01 

I7.S6 

1288 

April. 

3».T8 

26,8U 

19.9t 

21,69 

i7.fs 

13.«9 

Mai     . 

3i.»s 

2688 

19.78 

21,90 

19.11. 

14.4« 

Jaul   . 

Z^M 

26.1s 

I9,S7 

22,86 

19.40 

14.55 

Jnli    . 

3o.«8 

2S,l» 

l8,6S 

22,41 

18,95 

14.42 

Augast 

28.84 

20.SS 

I418I 

22,81 

17.90 

13.«» 

26,18 

197s 

14*47 

21,94 

17.00 

12,92 

Oktober  . 

2S,09 

19»  »1 

I4«02 

21,72 

16,8 1 

12,55 

November 

23f81 

17.99 

I3«44 

21,87 

16,22 

I2,S9 

Deaember 

2«.4ft 

17.46 

I3.O8 

21.09 

16,27 

12.6t 

Dorcli 

sehnit 

t 

29»6« 

23,97 

I7.6O 

21,89 

I7.«9 

13.37 

Der  Preis  des  Brotes  und  das  Gewicht  des  Fünftiigpfennigbrotes   seit 
1886  yerlief  folgendermafsen : 


Jabr 
1886 
1887 
1898 
1889 
1890 
1891 
1899 
1893 


Preis  M. 

20.8O 
20,6  5 
21,22 
24,72 
27.I8 

31, 6«; 

29.52 

21,89 


Qewiebt 

2,40 
2,42 
2,86 
2,02 
1,84 
1.58 
1,70 
2,28 


Am  Ende  des  Jahres  war  sohon  ein  Qewioht  von  3,37  kg.  erreioht» 
und  man  darf  auf  eine  weitere  Gewichtszanahme  der  Brote  reohoen. 
Während  der  Preis  des  Roggens  um  24,  des  Hehles  um  26,3  Pros,  gegen 
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das  Vorjahr  gefallen  ist»  ist  der  des  Brodes  um  25,8  Pros,  ^rüok- 
gegaogen. 

Was  dies  für  die  Berliner  Haushaitang  bedeutet,  ist  sohon  in  früheren 
Arbeiten  des  Yerfitssers  ausgeführt  worden.  Eine  auf  Thatsaohen  beru- 
hende Schätsung  des  Roggenbrotverbtauchs  ist  weder  fdr  Berlin  noch  für 
andere  Städte,  die  ihnliche  Verhältnisse  aufweisen,  vorhanden.  Wenn  der 
Verfasser  wie  früher  (Tergl.  N.  F.  18,  8.  437  dieser  Jahrbüoher)  100  kg 
pro  Kopf  und  400  pro  Haushaltung  annimmt,  so  ergiebt  sich  für  das 
Jahr  1898  eine  ICind erausgäbe  yon  7,68  li.  pro  Kopf  bez.  30,52  M.  pro 
Haushaltung  gegen  1892,  und  von  9,77  M.  pro  Kopf  und  88,08  M.  pro 
Haushaltung  gegen  1891.  Die  Arbeiterhaushaltungen  mit  einem  wahr- 
scheinlich weit  stärkeren  Konsum  sind  natürlich  auch  stärker  entlastet 
worden. 

Der  Preisyerlauf  des  Brotes  im  Vergleich  zum  Korn  weist  die  schon 
früher  beobachtete  Gleichmäfsigkeit  auf.  Die  Mazima  der  Kompreise  im 
Mai  und  Juni  führten  zu  Maximis  der  Brotpreise  im  Juni  und  Juli,  und 
die  dann  abfallende  Bewegung  jener  machten  auch  diese  mit  Dafs  eine 
vollkommene  Parallelität  der  Kurven  nicht  möglich  ist,  weil  auch  andere 
Faktoren  wie  Löhne,  Miete,  die  Ergiebigkeit  des  Mehls  und  des  Korns 
auf  den  Preis  einwirken,  ist  schon  früher  ausgeführt  worden.  Doch  sind 
diese  Faktoren  bei  dem  jetzigen  Stande  der  Statistik  nicht  fafsbar.  Na- 
mentlich schwankt  die  Ergiebigkeit  des  Mehles  beim  Verbacken  und  des 
Korns  beim  Vermählen  nach  Ort  und  Zeit  so,  dafs  selbstverständlich  hier 
von  festen  Durchschnittssätzen  nicht  gesprochen  werden  kann,  um  so 
weniger,  als  die  Roggenbrote  in  Berlin  auch  Zusätze  von  Weizenmehl  und 
anderswo  andere  Zusätie  enthalten.  Derartige  Berechnungen  werden  er- 
folgreich wohl  bei  einzelnen  bestimmten  Bäckereien  angestellt  werden 
können,  wo  man  ja  auch  die  anderen  Produktionskosten  wie  Löhne,  Miete 
u.  s.  w.  leichter  mit  berücksichtigen  kann  (vergl.  des  Verfassers  Beiträge 
zur  Statistik  der  Brotpreise,  1893,  S.  26).  Für  die  vergleichende  Betrach- 
tung des  Preisverlaufs  von  Korn  und  Brot  bleibt  man  besser  bei  der  Ge- 
genüberstellung der  gleichen  Gewichtsmenge  bestehen,    zumal   dieselbe   zu 


Im  Jahre  lS9t 

Im  Jahre  1S93 

Monate 

Weizeu- 
brot 

Weizen- 
mehl 

Weisen 

Weisen, 
brot 

Welsen-       «. 
mehi          ^•*»*° 

Janaar    

Kebrum 

Mär» 

April 

Mai 

Jani 

Juli 

August 

September    .... 

Oktober 

November    .... 
Deiember     .     .          ■ 

46,62 
46.43 
4S.82 
4548 
45*71 
44-63 

44>44 
4380 
41.05 
40,45 
39*7 
38.76 

30.00 
30.25 
30»oo 
29,00 
29.50 
29,50 
26.00 
25,00 

83.50 
22.50 
22.00 
22.00 

21,48 
20.S8 
1956 
19,00 
18.48 
l8.S7 
1741 
1594 
15.88 
15.SS 
15.25 
14,86 

38.21 
38,45 
38.25 
37.74 
38,2s 
38,15 
37.49 
37.»« 
37.44 

36.82 
36,89 

36,97 

22,25 
22,25 
22,00 
21,75 
22,50 
22,00 
22,00 
21,75 
20,75 
2O,ü0 
19*50 
20,50 

Durchschnitt 

43,5« 

a6,6o 

17,64 

37,67 

21,44 

15,15 
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gans  hinreichenden  Resultaten  führt»  welche  durch  unnütee  Rechnerei« 
Tüfteleien  nur  verwirrt  werden  können. 

Die  Preise  des  Weizenbrotes  (,,8chrippen'S  bestehend  et 
drei  Vierteln  aus  Weizen-,  einem  Viertel  aus  Roggenmehl»  zum  Preü 
5  Pfennigen  für  2  Stück)  werden  eeit  Herbst  1891  ebenfalls  an 
Dieselben  betrugen  im  Vergleich  mit  den  ICehlpreisen  (diese  nach  de 
öffentliohungen  des  Kaiserl.  Statist.  Amts)  und  den  Weizenpreisc 
100  kg: 

(Siehe  Tabelle  auf  8.  457.) 

Also  auch  hier  ist  ein  bedeutendes  Herabgehen  des  Preises  zt 
statieren,  beim  Weizengebäck  um  13,5,  beim  Weizenmehl  um  19, 
beim  Weizen  um  14,1  Prozent.  Ferner  ist  der  ganze  PreisTerlai 
Rohstoffes  und  des  Fabrikats  ein  gleichmäfsiger. 


Misiellen.  459 


IX. 
Zur  Münz-  und  Währungafrage. 

Von  W.  Lexif. 

1.  Report  of  the  Direetor  of  the  Mint  upon  the  Prodaotioii  of  th« 
precioofl  Metals  in  the  United  States  during  the  Galendar  Year  189^. 
Waah.  1893.     8<^.     260  88. 

2.  Suefs,  Ed.,  Die  Zukunft  des  8ilben.  Wien  und  Leipsig  1892.  8^. 
227  88. 

3.  M  ay  er,  H.,  Münswesen  und  Edelmetallprodaktion  RnftlandB.  Leipsig 
1893.     8».     68  88. 

4.  Heim,  6.,  Ist  eine  Abnahme  der  Goldproduktion  su  befürchten? 
Berlin   1893.     80.     68  88. 

5.  Spiegel,  E.,  Die  südafrikanische  Republik  (TransTaal)  und  ihre 
Goldproduktion.     Berlin   1893.     80.     82  88. 

6.  Wagner,  Ad.,  Die  neueste  8ilberkrisis  and  unser  Münswesen. 
Berlin   1894  (8ep.-Au8g.  aus  den  Preuüs.  Jahrb.).     8*.     72  88. 

7.  Arendt,  0.,  Das  goldene  Zeitalter  Ludwig  Bambergers.  5.  AuÜ. 
Berlin   1898. 

8.  Hertzka,  Th. ,  Das  internationale  Wähmngsproblem  und  dessen 
Lösung.     Leipsig  1892.     8^.     136  88. 

d.  Wolf,  Jul,  Verstaatlichung  der  8ilberproduktion  und  andere  Vor- 
schlage  zur  Währungsfrage.     (Zürich)   1892.    8<>.    68  88. 

0.  Ettinger,  M.,  Eioflufs  der  Goldwährung  auf  das  Einkommen  der 
BeTöIkerungsklassen  und  des  Staates.  Eine  sozial  politische  Studie. 
Wien  und  Leipsig  1892.     80.     172  88. 

1-  Volkmar,  G.,  die  Währungs-  und  die  Arbeiterfrage.  Wien  1893. 
8^     86  88. 

^.  Landesberger,  Jul.,  Wähmngssjstem  und  Relation.  Wien  1891. 
8».     192  88. 

^3<  Derselbe,  üeber  die  Goldprämienpolitik  der  Zettelbanken.  Denk- 
schrift erstattet  zur  Valntareform  in  Oesterreich-Üngarn.  Wien  1892. 
8».     70  88. 

14.  Hecht,  C,  66  Thesen  zur  Währungsfrage.  Frankfurt  1893.  %^. 
24  88. 

15.  Leiffmann,  M.,  Gold,  Silber,  Papier.  Düsseldorf  1893.  8^. 
Q1  AR 
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16,  BoisBfiTaio,  La  problomo  rnon^  lairoet  sa  aoIuÜod.  M^moirf 
qoi  a  remport^  le  ridmier  Trix  aa  Coaeourn  Bim^talliquew     Paht  ci 

Amsterdam   189 L     B^*.      IHO  SS. 

17.  KochusBeD,  Memoire  sur  le  BiroL^tallißme  iDlernational  et  le  ido}«i 
juftte  de  la  rdali0«r  (prtn)^  daus  le  ConcourB  Cernuachi).  La  Eiyt 
1890.      8»,      163  88, 

IH«     Leys»    ßarou  J.,    Etudes    mon^tairea,     Parii   et  AiiTers    lS9it.     8^ 

48  86. 
19.    Bamberger,    L.,    Die   Slichworte    der   SÜberleate.     Berlio    ISd). 

8<>.      136  8S. 
SO.    T  a  u  fa  i  {^ ,  T  h, .  Tbc^  Silver  Situation  ia  the  üoited  Statea,     BalÜaore 

1892.     8^      118  8S. 
21.    Lindsay^    8.  M.»    Die    PreiBbeweguiig   dar    Edelmetalle    seit    Hb^ 

Terglichen    mit    der    der    aiidereD   Malalle    unter    bei^ooderer  Beräck 

ftiohtiguog  der  Produktioiis-  und  KontumliousverhältüisBe.      Jena  189S 
22*    SeweDf    M*,     Sludien    über    die  Zukunft   des  GeldweacHB.     Leipiip' 

1892.     S«»*     91   S8, 
29.     Tabellen  ssnr  WäbruDf^batatiBlik,  verfafst  im  k.  k.  FinanzmioiBleriaio. 

Wien    1893.     foL     356  Sg. 
24.     Huupt,  0.,  ArbiArages  et  parile«.     8.  äd«    Parii  1894.     8^.    921  SS. 

Mun  empfindet  eine  wirkliche  Beruhigung,  wenn  man  in  dem  uo* 
auißeHeUi  auf-  und  abwägenden  Wi(brungsBtrett  ein  Gebiet  6ndet,  in  den 
man  festen  Boden  unter  sich  fühlt  und  atatt  mit  endlos  sich  widenprecheo* 
den  ^f einungen  mit  positüen  Thatäaohen  zn  thun  bat  Einen  soIchsoM 
festen  Standpunkt  gewahrt  uua  die  Statistik  der  Produktion  der  Kdel^l 
metalle.  Nicht  als  wenn  die  von  derselben  dargebotenen  Zahlen  »choö 
genügende  Sicherheit  und  VoUitändigkeit  besäfseu,  rielmehr  Bind  in  dieior 
Besiehung  trot£  grofser  Fortschritte  bisher  nur  die  beecbeidensteD  An- 
Bprüohe  erfüHt.  Auch  ist  diese  Statistik  ebensowenig  wie  irgend  eine 
andere  imstande,  über  die  künftige  Oestaltüng  der  Dinge  bestimmte  und 
sichere  Aufschlüsse  zu  gewähren;  aber  sie  verhilft  un»  doch  xn  einem 
begründeten  Urteil  über  die  th&tsäohlirhen  VerhältnJise  der  Gegenwirt 
und  der  oüchsten  Vergangenheit,  sie  getattet  eine  nachträgliche  entschti- 
dende  Kritik  früherer  Meiaungeii  und  Tora assagun gen  und  benchti| 
Irrtümer,  denen  theoretisch  nicht  beizukommen  ist.  Uebrigeus  wird  wol| 
niemand  bestreiten  wollen,  dnfa  die  Produkte onsstatistik  der  Edetmetatll 
Ru  den  nützlichen  Dingen  gehöre;  ob  aber  auch  zu  den  angenehme 
wird  vielleicht  manchem  zweifelhaft  scheinen.  Solche  werden  eioe» 
besseren  belehrt  durch  die  neue  Schrift  von  E.  Suefs  über  die  Zukunft 
des  Silbers  (Nr.  2)^  die  ebenso  wie  die  frühere  über  die  Zukunft  dei 
Goldes  das  Problem  gelöst  hat,  das  Studium  an üob einend  trockener  unii 
langweiliger  statistischer  Unler»uchun gen  zu  einem  Fourier's  WtinBchen 
entsprechenden  „travail  atlrayant'*  zu  machen.  Suefs  behalt  eben  troti 
der  Heiehhahigkeit  des  dargebotenen  Materials  stets  die  allgemeinee 
ÜesichUpunkte  im  Auge  und  stellt  die  Enlwickelung  der  Gold-  aud  Silber* 
produkHon  in  Vergangenheit  und  Zukunft  im  Liohte  einer  Kulturh-age 
ersten  Kangea  dar,    Einige  Punkte  wird  man  ihm  unter  allen  Umatlnden  zu* 
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ftftidheD  müssen:  einioal  die  rasche  Er^chöpfbarkeit  der  AUuTialgoldlageri  die 
bii  Tor  Dicht  Uager  Zeit  oeuo  Zehutel  allea  gewDuaeDexi  Goldes  geliefert 
li&ben,  sowie  die  ÜawahracheiiiUchkeit,  dafs  neue  Lager  dieser  Art  tou 
der  Bedeuuiug  der  caUtortiiachta  uod  australische a  iu  der  Zukunft  erst 
»aideckt  werdeo ;  audereräeit«  aber  die  Wahrsoheiolichkeit  eiuer  oooh 
wetterea  bedeuteodeD  Steigerung  der  Silberproduktioo  lelbst  bei  den  tief 
geatiokeueti  Preisen  dieses  Metalls  io  der  lelsteu  Zeit  ror  seinem  aeuesteo 
attiis«.  Vielleicht  wird  sioh  sogar  aeigeOp  daTs  selbst  bei  einem  Silber- 
praiae  you  32  Penoe,  wie  er  durchschnittlich  in  der  zweiten  Hälfte  de§ 
iaJiree  1893  bestanden  hat,  die  Produktion  sioh  noch  anf  der  vorher  er- 
itiohtan  Höhe  yon  800 — 850  Mill.  Jährlich  behaupten,  ja  sogar  noch 
Jforiaohritte    machen    kann.     Denn    es    ist   durchaus    nicht  ausgesehloiseni 

rdia    yon  der  Natur  beyorzugten  Gruben  in  Amerika  und  Aastraliea, 
denen  Silber  bei  Anwendung  der  sweckmursigsten  VerhüttnD gerne tho den 
aiit  Produktionskosten  yon  weniger  als  24   Fence  für  die  Dnze  gewonnen 
werden  kann,  den  Ansfalli  der  durch  die  Verdrängung  der  weniger  günstig 
•tfthenden  Bergwerke  entsteht,    rallständig   aussugl eichen    imstande  wären. 
)f&r  die  zweite  HälUe  des  Jahres  IB93  wird  die  Statistik  allerdings  wahr- 
scheinlich eine  bedeutende  V^erminderung  der  Silbererseoguog  nachweisen. 
Will  ohne  Zweifel  in  den  westlichen  Staaten  der  Union  auch  yiele  Gruben, 
die  an  sich   nicht  dasu  genötigt  waren,  den   Betrieb  eingi^stellt  habeCf  um 
«Den  Brock    auf   den  Kongrefs    auszuüben.      Wenn    aber  alle,    denen  der 
Preis    yon  30 — 32  Fence  noch  Oewinn  übrig  IiiTstp    mit  voller  Kraft  und 
lOBÖgljob  mit  weiterer  Ausdehnung  des  Betriebes  und  neuen  technischen 
Terbess^rungen  die  Produktion  wieder  aufoehmeni  so  kann  sehr  wohl  das 
«nriüinte    Ergebnis     erreicht     werden*      Aus    der   giinsiigen    Aussicht   der 
SÜbarproduktion  neben  der  wahrscheinlichen   künftigen  Abnahme  der  Gold- 
|l9dalltion  schliefst  nun   aber  Suefs,  daTs,  wann  überhaupt  das  System  der 
MiUisohe&  Münze  fortbestehe,  das  Silbe  r  das  künftige  Währungsmetall 
dir  Erde   sein  werde.     Der   internationale  Bimetallismus    hätte    nur    noch 
di«  Bedeutung   einer  tJebergangsmafsregel,   die   eine  Teilung   der  Erde  in 
•in  Gold*  und  ein  Silbergebiet  verhindern  solle,  bis  zu  dem  vielleicht  ent- 
ip  yielleicht  auch  näheren  Augenblicke,  in  welchem  Asien  mt^hr  er* 
»n    oder   in    welchem    man    bereit   sein    werdci    auf   die  monetären 
OiiAita   des  Goldes    gänalioh   zu    verzichten.     Es    handele  sich  überhaupt 
uobl   mehr  um  die  Frage,    ob  Silber  wieder  zu  vollwertigem  Münzmetali 
loider  ganzen  Erde  werden  werde,  sondern  darum,  durch  welche  Prüfungen 
laropa  bis  dahin  noch  geführt  werden  solle. 

Dieae  8ätxe  entsprechen  trotz  ihrer  extremen  Silberfreundliohkeit 
kiiacswvga  den  Anschauungen  der  meisten  Bimetallisteo,  da  diese  viel- 
^hr  glauben,  dafs  beide  Edelmedalle  friedlich  nach  dem  gesetzlich  fest- 
festsUtan  Wertverhältnisse  neben  einander  den  Qelddiecst  verrichten  wür* 
teu  Dagegen  stimmt  die  Suef»Vche  Aulfassung  des  Bimetaltisraus  als  einer 
Oibtrgangtbildung  im  Grande,  wenn  auch  von  einem  anderen  Stand  punkte 
^t  mit  den  von  mir  gegen  das  bimetallistiscbe  System  erhobenen  Ein- 
v^dungen  überein.  Ich  habe  wiederhoJt  hervorgehoben ,  dufs  dieses 
^Jitem  zwar  bis  zu  einem  grofsen  Grade  das  Sinken  des  Silber  wertes^ 
aber  das  Steigen  des  Goldwertes   verhindern    kiinue,    dafs    es    hei 
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fortßohroiteoder,    selbit    Dur   relatirer  Abnahme    der    OolüproduktioD    üoi- 
wendig  zur  KnUtehuDgf  eines  immer  mehr  Bteigeodea  Galdagios,  der  itnnicr 
weiter  gehenden  YeTdräagUDg    des  Goldes  aus    der    mooetfiren    in    die  in-  { 
du0 tri  eile  Verwendung    und    sobliefslich   zur   thatsäehlicheo    Silberwähnoi 
führe Q  müsse.     Diese  Entwiokelung  würde  «ich  verhältnianiäXaig  rasch  roiU 
sieben ,    wenn     man     versuchen    wollte «     das    frühere    WertTerhältnis   Att  . 
Edelmetalle  IS^/j  :  1  wieder  herzustellen;    aber    selbst    wenn    der  Doith-  ' 
schnittapreis  des  Silbers  in  den  letzten  Jahren    dem  internationalen    '' 
yerhältniese    zu    Grunde    gelegt    würde  ^    Tnüfste    BchliefBÜch    eine    ähLi.^w. 
Verschiebung  eintreteni  wenn  die  Froduktionsverhälinisae    der  beiden  Me- 
talle sich  wirklich  dauernd  in  der  Torausge setzten  Weise  geitalten  würden. 
In    dieser   Beziehung    bleibt    nun    die   entscheidende    Frage,    wie    aioh  die 
Goldgewinnung  in  der  Zukunft  entwickeln   werde,    und    da    ist  2u  konsU« 
tieren,  dafa  sich  die  Vorauisehungen  von  Suefs  seit  dem  Erscheinen  aeioei 
Buches    über    das    Gold    (1877)    in    wesentlichen  Punkten    nicht    bestütigt 
haben    und    daTs    sie  wahrscheinlich    auch    in    der   nächsten  Zukunft  noch 
immer    weiter   von   den  Tbatsaohea  abweichen    werden.     Die   Erachupfun^ 
der  AlluTiallager  ist  allerdings  immer  weiter  fortgeschritten   und  neue  roa 
erheblichem  Reichtum    sind    nicht    wieder    aufgefunden    worden ;    aber  dir  I 
Quarzbergbau  hat    aufsorord entliche  Fortschritte    gemacht    und    namentlich 
kann  das   Problem  der  Ausziehung  des  Goldes  aus  den  Schwefelkiesen  oli 
nahezu    Tollständig   gelöat    erachtet  werden.     Suefs  selbst  erwähnt   Werk«,    | 
die  90  Froz.  des  in  den  Sulfiden  enthaltenen  Goldes  garantieren,    und  in 
Transraal  kommt  in  der  neuesten  Zeit  schon  ein  Ausbringen  von  95  Proi. 
vor.     Ueberhaupt  läfit  sich  nicht  mehr  bezweifeln,  dafs  die  südafrikaüiecbe 
Republik    allen    übrigen  Goldproduktionsländern    den  Vorrang    abgewinoim 
und  sich  jedenfalls    auf   längere  Zeit    in    dieser  Stellung    behaupten    wird, 
Sie  hat  im  Jahre   1693  abermals  einen  Mehrertrag   von    etwa   18   MilL  H. 
geliefert  f    so  dafs    das  Jahreaerzengnis    ungefähr    115  Hill,  erreicht*    fu\ 
neun  Zehntel  dieses  Goldes  kommen  auf  den  Witwatersrand bezirk,  wo  du 
Edelmetall  in  ganz  eigentümlichen  Lagerungsverhaltnissen    vorkommt,   die 
auf  lange  Zeit  einen  nachhaltigen  und  noch  bedeutend  erweiterungsflLhif^eii 
Abbau  versprechen*      Das  Gold  findet  sich  namlieh  hier  weder  im  Schwetnai* 
lande»    noch    auf  eigentlichen   Quarzgängen,    sondern  in  Quartconploment' 
schichten  von  hohem  geologischen  Alter,  die  sich  in  ungewöhnlicher  Gleich* 
förmigkeit  auf  serordentlich  weit  ausdehnen    und  auch  schon  bis  zu  TiefeQ 
von  800 — 1000  Fufs  mit  noch  lohnendem  Goldgehalte  nachgewiesen    sioH. 
G.   Beim  (Nr.  4)    hat    nach    den    neuesten    von  Sachverständigen  ao  Ort 
und  Stelle  Tor genommenen  Untersuchungen    den    gegenwärtigen  Stand  atid 
die  wahrscheinlichen  Zukunftsauetjichten  des  Qoldbergbaues    von  Transnil 
übersichtlich  dargestellt^  und  wenn  man  auch  den  optimistischen  BertohtiA 
der   mit   engliBchen  GeseÜsc haften    in    Beztehung  stehenden  Bergingenieurt 
nicht  immer  buchstäblich  Glauben  schenken  will,  so  lautet  doch  auch 
Urteil  durchaus  unparteiischer  und  wiesen schaftlichar  Beobachter  so  güo^ 
dafs  man  nicht  umhin  kann,    noch    auf   längere  Zeit    ein    weiteres  Steif 
der  südafrikanischen  Goldproduktion    zu    erwarten.     Auch    in    einem 
liehen  Bericht  au  das    preufsisohe  Handelsministerium,    der    im   Deut 
.Uandelearchiv    ersohieuen    und    sum    gröfsten  Teil    in  der  SpiegelV 
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Broschäre  (Nr.  5)  abgedruckt  ist,  wird  gesagt:  ,,MflQ  nimmt  ao«  dafs  die 
Uoldproduktioo  deä  Transvaal  io  den  kommeoden  Jahren  noch  weiter  zu- 
nehmen  wird  und  eine  Abaahme  derselben  in  absehbarer  Zeit  nicht  xu 
erwarten  steht."  Saefs  beruft  sich  allerdings  darauf,  dafs  von  1888  bis 
1891  der  Goldgehalt  der  Gesamtmasse  der  Erze  von  Witwatersrand  auf 
die  Tonne  von  Jahr  tu  Jahr  abgenommen  habe  und  1891  nur  noch  11,28 
Dwt  (=  Vto  Unze)  gegen  22,65  Dwt  im  Jahre  1888  betragen  habe. 
Dieses  Sinken  des  relativen  Gehaltes  des  verpochten  Gesteins  zeigt  sich 
allerdings  auch  noch  im  Jahre  1892,  das  einen  Durchschnitt  von  nur  9,89 
Dwt.  ergeben  hat  Aber  diese  Erscheinung  erklärt  sich  dadurch,  dafs 
viele  Geöeilschaften  ihre  Pochwerke  verstärkt  haben,  uro  auch  das  weniger 
reichhaltige  Gestein  zu  verarbeiten  und  dafg  auch  viele  weniger  ergiebige 
Minen  durch  Verbesserungeu  der  Technik  und  der  Verkehrsmittel  in  den 
Stand  gesetzt  worden  sind,  ihren  Betrieb  noch  mit  Vorteil  zu  unterhalten. 
Die  Gewinnungskosten  des  Goldes  sind  überhaupt  ebenfalls  stetig  zurüok* 
gangen  und  in  manchen  Betrieben  kann  schon  Quarz  mit  7  Dwt.  Gold- 
gehalt auf  die  Tonne  mit  Gewinn  abgebaut  werden.  Da  in  Amerika  noch 
Quarz  von  2 — 3  Dwt.  Gehalt  lohnend  verarbeitet  wird ,  so  wird  auch  in 
Transvaal  ein  noch  weiterer  Bückgang  der  Eentabilitätsgrenze  zu  erwarten 
sein,  und  da  aufserdem  die  leistungsfähigen  Grorsbetriebe  immer  mehr  die 
ursprünglichen  kleineren  Unternehmungen  ersetzen»  so  wird  natnrgemäls 
der  Abstand  des  Durchschnittegehaltes  des  verarbeiteten  Erzes  von  dem 
noch  eben  lohnenden  Minimalgehalt  immer  kleiner  werden,  während  an- 
dererseits die  absolute  Menge  des  gewonnenen  Goldes  noch  immer  zu- 
nehmen kann.  Dies  ist  denn  ja  auch  bisher  trotz  der  Abnahme  des 
Durchschnittsgehalta  des  Erzes  von  Jahr  zu  Jahr  der  Fall  gewesen.  End- 
lich aber  beziehen  sich  die  obigen  relativen  Gehaltszahlen  nur  auf  das 
im  ersten  Verfahren  einfach  durch  Verpochen  des  Gesteins,  und  Amalga- 
mierung  gewonnene  Gold  also  mit  Ausschlufs  des  in  den  Pyriten  ent- 
haltenen, und  da  diese  nach  der  Tiefe  zu  in  immer  gröfeerer  Menge  auf- 
treten, so  läfat  sich  aus  der  Abnahme  jener  Relativzahlen  noch  keineswegs 
auf  die  Verminderung  des  gesamten  Goldgehalts  des  Gesteins  schlieraen. 
So  wurden  1891  durch  Extraktion  von  den  Pyriten  durchschnittlich  auf 
die  Tonne  Erz  noch  0,97  Dwt.»  1892  aber  schon  2,67  Dwt.  gewonnen^ 
und  demnach  stellt  sich  der  Gesamtertrag  auf  die  Tonne  in  dem  letzteren 
Jahre  auf  12,54  Dwt.,  also  etwas  höher  als  im  Vorjahre,  in  dem  ea 
Dttr  12,20  Dwt.  betrug.  Viele  Gesellschaften  haben  bisher  die  Pyriten 
sich  in  den  „tailings"'  (Rückständen)  anstimmeln  lassen,  die  später  noch 
eine  erhebliche  Nachlese  an  Gold  liefern  werden,  Ueberhaupt  haben  die 
Pyriten  jetzt  ihre  Schrecken  verloren ,  und  wenn  selbst  das  neueste  von 
Siemens  erfundene  (elektrolytische)  Verfahren  die  endgültige  Lösung  des 
Problems  noch  nicht  darbieten  sollte^  so  ist  dooh,  wie  Ueim  mit  Becht 
sagt,  die  Lösung  jedenfalls  nur  eine  Frage  der  nächsten  Zeit  Dafs  in 
den  transvaalsohen  Bergwerksgründungen  und  den  sich  daran  knüpfenden 
weiteren  Spekulationen  besonders  in  deu  Jahren  1886  und  1S89  enormer 
Schwindel  getrieben  worden  ist,  läf^t  sich  ebenBOwenig  bestreiten,  wie  die 
Thatsaohe,  dafs  auch  jetzt  die  überwiegende  Mehrzahl  des  massenhaft  ge- 
gründeten Aktie ngetetlschaften  keinen  Gewinn  bringt;    für  die  ftllgemeine 
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weltwirtschaftliche  Seite  der  Goldproduktioti  ftber  kommt  der  Ec 
der  Miuen  nur  io  dem  Sinne  iu  Betracht^  datB  er  im  ganzen  auflreiebia 
muCä,  um  die  Nachhaltigkeit  der  Prodiiktion  sicberzuBtelleD ;  die  Hanpt- 
trage  in  jener  Hi Deicht  aber  ist  die  Grofae  und  der  Fortachritt  des  Bob- 
erirageSf  und  über  diesen  Funkt  darf  mau  sich  allem  Anfichein  nach  vöUig 
beruhigen.  AuXser  dem  Witwatersrand  und  einigen  weniger  wichtigso 
Mi neo bezirken  besitzt  Transvaal  noch  das  Goldgrubeu gebiet  ron  De  £aap^ 
das  einten  viermal  gröTgeren  Flacheuraum  einnimmt  als  der  Witwateri» 
rauddi strikt}  und  in  aulaerord entlich  zahlreichen  zum  Teil  sehr  mJichtigeß 
und  hochhaltigen  Gängen  ohne  Zweifel  noch  einen  weit  gröfaeren  Reich- 
tum an  Gold  einschlierst  als  der  letztere  Bezirk.  Hier  wurde  namentiiob 
die  berühmte  Shebramine  eröffnet,  die  im  Jahre  1B92  allein  50  000  Uoze& 
Oold  geliefert  hat.  Wenn  auch  diese  io  der  letzten  Zeit  ihren  GewiaD 
hat  schwinden  sehen,  so  lag  die  Ursache  in  den  auTserordentlich  ungaa- 
stigen  TrauBportverhältnissen,  oamentlich  für  Kohlen^  die  400  Kilom.  wstt 
auf  Ochsenwagen  befördert  w^erden  mufsten.  Durch  die  jetzt  im  Bau  be- 
griffene Eisenbahn  von  der  Deiagoabai  nach  Prätoria  wird  nanmehr  auch 
der  De  Kaap-Bezirk  wirtschaftlich  aufgeiichlosisen  und  die  volle  AusbeutaOf 
seiner  Bodenschätze  möglich  werden.  Die  Gold  führenden  Formatiooeo  er* 
itreoken  sich  aber  auch  noch  weit  über  die  Kordgrenze  Transvaals  ia 
das  grofse  Gebiet  zwischen  Llmpopo  und  Zambesi  hinaus.  Die  Ajudeb* 
nuDg  der  Gotdlagerstätten  im  Mashon a-  und  Matabeleland  ist  enarm  gFoSs 
sahireiche  Anfange  der  Ausbeutung  sind  auch  schon  gemacht  wordeo, 
doch  kann  sich  die  Produktion  erst  normal  entwickeln,  wenn  die  Stelloii; 
der  Britischen  Südafrikagesellschaft  in  dieser  ihre  Machtsphäre  sich  befestigt 
hat  und  aufserdem  die  nötigen  Verkehrserleichterungen  geschaffen  &ia<i. 
Die  £rliillang  dieser  Bedingung  ist  aber  nur  eine  Frage  der  Zeit  and  6o 
bildet  also  dieses  grofse  Gebiet  eine  weitere  Reserve  für  die  Goldptodok' 
tion  der  Zukunft  Demnach  hat  man  guten  Grund»  für  die  nächsten  Jahr- 
zehnte iu  Südafrika  einen  Jährlichen  Goldertrag  im  Werte  von  durchschniU- 
jtch  etwa  150  Mill.  M.  lu  erwarten. 

In  Au&tralien  hat  sich    die  Goldförderung   im  Jahre  1892  gegaa  4ii 
Vorjthr  wieder    um    mehr    als    3000  kg.    gehoben    und    rund    51 000  k| 
erreicht     Im  Jahre  1893  hat  sich  der  Ertrag  von  Queensland  wieder  erhöbt, 
obwohl  die  berühmte  Morgan   Mine    ihre  Glansperiode    schon    hinter  sich 
hat    und    seit    1890    immer    weniger    liefert       Der    Anteil    der    Allnvisi- 
üchJchien    an    dem  Jahresergebnis    nimmt    in  Australien    immer    mehr  ah» 
m  Victoria  macht  derselbe  nur  ein  Drittel  des  Ganzen  aus  und  in  ClueenK 
land  beträgt  er  nur  4 — 5  Vtqz,    Dagt^gen  sind  die  sogenannten   deep  laad&, 
die    tiefliegenden    älteren    Waschgoldluger,    die    nur    durch    regelmäfsigeo 
Bergbau    auagebeutet   werdin    könne t^  noch    bei    weitem    nicht    erschöpft« 
sondern  bisher  nur    in    geringem  Matie  in  Angriff  genommen.      Waa  üea 
Uuarzbergbau    betrifft,    so  sind    bisher   vielo  Gruben    aufgelassea    wordeiit 
wenn  man    auf  die  F^rriten  atiefSt    auf  deren   Verwertung    man   sich  niebl 
verstund.  Jetzt  aber  wird  ohne  Zweifel  die  BekämpfuDg  dieser  Schwierig- 
keit mit  tlilfü  der  verbesserten  technisohen  Prozesse  iu  Australien  ebeo*» 
erfolgreich    stattinden     wie    in  Transvaal.      Kuhland  hat  in    der  Tiibin^sT 
Zeitschrift    für  Staats  Wissenschaft    die    ZukunfUsussiohtea    des    Qoldei    lia 
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Anitralien  Tielleieht  zu  optimisiisoli  dargestellt,  aber  im  allgemeinen 
•ehMBt  doch  festiustehen ,  dafs  der  Goldreiohtum  des  Landes  noch  sehr 
grofs  ist  und  dafs  der  Bückgang  der  Produktion  nur  durch  technische 
«nd  wirtfohafÜiohe  Schwierigkeiten  entstanden  ist,  die  durch  die  Hilfsmittel 
daa  Orolsbetriebs  überwunden  werden  können.  Ob  der  durchschoittliche 
Gehalt  der  Qoldquarsgänge  nach  der  Tiefe  zu  abnimmt,  ist  dabei  nicht 
entaoheidend,  wenn  gleichzeitig  durch  Verbesserung  der  Fördcrungs- 
and  Yerhütungsmethoden  die  Herstellungekosten  entsprechend  vermindert 
wvrden.  Wenn  daher  noch  allmählich  die  250  000  Unzen,  die  gegen- 
wSrtig  in  Australien  aneh  aus  dem  oberflächlichen  Schwemmlande  gewon- 
nen werden,  gänzlich  ausfallen  sollten,  so  darf  doch  wohl  angenommen 
werden,  dafs  sich  die  gegenwärtig  durchschnittlichen  Zahlen  der  austra- 
litehen  Gesamtproduktion,  etwa  185  Mill.  M.  jährlich,  noch  anf  unbestimmte 
lange  Zeit  aufrecht  erhalten  werde,  zumal  in  der  neuesten  Zeit  auch  West- 
anstralien  ein  wichtiges  Frodnktionsgebiet  zu  werden  Terspricht 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  dürfte  sich  die  Goldproduktion 
neeh  lange  Jahre  in  derselben  Stetigkeit  erhalten,  die  sie  jetzt  schon  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  aufgewiesen  hat.  Nach  dem  Bericht  des  Münz- 
direktors  (Nr.  1)  hat  sie  sich  in  den  Jahren  1887  bis  1892  nie  mehr 
aU  200  000  Doli,  yon  33  Mill.  Doli,  entfernt,  während  sie  in  den  Jahren 
1880  bis  1886  zuerst  yon  36  Mill.  auf  30  Mill.  zurückging  (1883) 
und  dann  wieder  auf  35  Mill.  stieg.  Der  Ausfall  von  1883  ist  haupt- 
sächlich dem  Verbot  des  hydraulischen  Verfahrens  in  den  für  die  Gold- 
produktion wichtigsten  Grafschaften  Galifomiens  zuzuerteilen.  Besonders 
sehwer  wurde  Nevada  Countj  im  Gebiet  des  Yuba  betroffen,  wo  jenes 
für  den  Flufslauf  allerdings  yerderbliche  System  zur  höchsten  Vollkom- 
menheit ausgebildet  war.  Keine  andere  Gegend  in  der  Welt,  heilist  es 
in  dem  Bericht  des  Münzdirektors,  hat  wohl  auf  gleicher  Fläche  so  yiel 
Gold  geliefert,  wie  diese  Grafschaft  und  keine  andere  yerspricht  eine 
gleiche  Dauer  des  Betriebs.  Es  finden  sich  hier  einige  der  reichsten 
(Quarzgänge  und  namentlich  40  englische  Meilen  weit  ausgedehnte  ältere 
Ooldkieslager  in  gröfseren  Tiefen,  die  eben  mittels  des  hydraulischen  Prozesses 
abgebaut  wurden.  Es  ist  bisher  nicht  gelungen,  andere  Methoden  von 
gleicher  Wirksamkeit  und  Billigkeit,  wie  dieser,  zu  finden.  Das  sogenannte 
Eleyatory erfahren  ist  so  kostspielig,  dafs  es  nur  auf  reiche  Lager  ange- 
wandt werden  kann.  Dasselbe  besteht  darin,  dafs  das  ausgewaschene 
Material  nicht  in  die  Flüsse  geschwemmt,  sondern  auf  bereits  ausgebeu- 
teten Boden  aufgestaut  wird.  Dabei  wird  zunächst  die  gewöhnliche  Wasser- 
menge  für  das  Niederwaschen  der  Kieslager  und  dann  noch  die  dreifache 
für  die  Aufhäufung  gebraucht.  So  müssen  also  jetzt  in  Nerada  Gounty, 
ferner  auch  in  Butte  G.,  Placer  G.  (wo  nach  dem  Verbot  des  hydraulischen 
Verfahrens  der  bergmännische  Abbau  der  tiefen  Kieslager  mit  Schächten 
und  Stollen  —  drift  mining  — gröfsere  Ausdehnung  erlangt  hat),  Plumas  G., 
Sierra  G.,  Yuba  G.  ausgedehnte,  an  sich  durchaus  bauwürdige  Goldlager 
braeh  liegen,  bis  man  Mittel  gefunden  hat,  auch  diese  Schätze  ohne  Ge- 
fährdung anderer  Interessen  zu  heben.  Wenn  dies  gelänge,  so  würde 
■aeh  die  Jahresproduktion  Galifomiens  um  mehrere  Millionen  Dollars  rer- 
g;rSllMrn.     In  einigen  Grafschaften,   wo    das  Material  in    nicht    schiffbare 
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Flüase  geleitet  .wird,    wie   in  Siskiyou  C.  tiod  Trinitj  C.  ist  der  bydr&ti- 
Iieche  Frosefs  noch  geatattet^    uod    die  FrodQktiou  derselben  ist  dAber  in 
deD  ietzIeD  Jahren  erbeblich    geetiegeu,     Jedeufaüs    bseit^t  Californien  tu 
deu  alten,  zum  Teil  von  mitehtigeD  BaBaltdecken  überlagerten  goldhalUgeo 
Kieiscbiühieo,    die   der  DiluTiftl-  oder  vielleicht   auch    der  Fiiocän -Periode 
angehören,  tine  reiche  und  nacbhallige  Reserre  tür  die  Zakiinft.  Die  ober* 
tlächliebeu   Tlacers  sind  auch  in  den  Vereioigten  Staaten  noch  keineswegi 
erschöpfi;    aber    nach    der  Zuruckdrängung   des    hydrauli sehen   Verrahren« 
macht  doch  auch  hier  das  QuarzgüJd    den    weitaus    grörsten  Teil  det  0e*J 
eitimtprodukte  aus,    und  da  die    Verluete  an  den   Pyriten,    die  vor  kumea 
oll  nooh   50—60  Proz.   betrugen ,   jetzt  auch  dort    sich  von  Jahr  zu  Jahr 
vermindern    werden,    bo  ersoheint    die  Annahme,    daTs    die   jährliche  Pra-1 
dukiion  sieb  in  den  nächsten  J&hrzdbnten   noch  auf  durchschnittlich  etwa 
135   Mill,  M.  behaupten  werden,   völlig  gerechlfertigt  i 

In    dem    vierten    Haupigebiet    der    Goldprodukiion ,    dem    russitcheitl 
Reich  spielt  das  Quarj^gold  nur  eine   ganz  untergüordnete  Bolle.    Die  üe- 
winnung  von   Waschgold  hat    in    den    letzten  Jahrzehnten  nicht   allzusehr 
geschwankt.     Der  Gesamter  trag  an  Rabgold  ging  aüerdiogs  von  dem   l8Bü 
erreieltten   Maximum  von  2644  Pud  wieder  bis   1216  Pud  im  Jabre   18^6 
gerade,    stieg    denn  aber    wieder    bis    2403  Fnd  im  Jahre  1890  und   loU 
nach    0.    Haupt    (Nr.    24)    im    Jahre    IB92     sich    auf   2601     Pud    erhöht 
haben,     Suefi  erinnert  jedoch  an  die  Arbeit  von  Striedter,    der  im  Jahre 
1883  zeigte,    dal«    der  Schwerpunkt   der    sibirischen  Qoldprodukiion    sich 
immer   weiter  nach  O^ten    vorschiebe^    und    es    bestätigt   sich    dies    niMth 
für  die  neueste  Zeit  wenigstens  in  Ostalbiriea ,    wo  die    vor    zehn  Jahren 
ergiebigsten   Quellen  jetzt  stark   nachgelassen  haben   und  nur  der  äulserste  | 
Osten,  nämlioh  daa  Amurgebiet,  eine  bedeutende  Zunahme  au t weist.  Anderer« 
seitfi  aber  hat  die  Produktion,  wie  die  in  der  Schrift  von  H.  Mayer  (Nr  ;>)] 
mitgeteilten  Tabellen  zeigen,  im  Ural   und  in   Westsibirien   seit    1881   zu- 
genommen,   und  da  bei  der  euormen   Ausdehnung  des  goldfahrenden  Oe- 
bietes  die  erschöpften  Lager  immer  wieder  durch  neu  erschlossene  ersetzt 
werden »  so  ist  man  immerhin  berechtigt ,  noch  auf  eine  laoge   Reihe  von 
Jahren    eine    durchBehnittlicbe    russische  Goldproduktion    von    mindesteut^ 
90  MilL  M.  jährlich  zu  erwarten.  ■ 

Auf  die  übrigen  Länder  der  £rde^  mit  Ausnabme  von  China,  kam  ia^ 
Jahre    1892    eine    QoJdprodukiion    von    etwa    75  Mill.  M.      Indien    steht 
unter  diesen  jetzt  mit    in   erster  Reihe    und    der  dort  seit  einigen  Jahren 
mit  Erfolg  betriebene  Uuarzbergbau  dürfte    auch  in    der    absehbaren  Zu- 
kunft   noch    10 — 12   Mill.   M.    jahrlich    liefern.      Venezuela    erzeugt    kaum 
noch  ein  Yiertel  des  um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  erreichten  Betrage; 
dagegen    hat    sich    die    Produktion    in    der    britischen ,    französischen    und 
niederländischen  Guyana ,    sowie  auch  in  Columbia  gehoben.     Ueberhanpt 
dürften  iicb   Verlust  uud  Gewinn  in  den    sekundären  Produktionsge bieten 
noch  längere  Zeit  ausgleichen  uud  wenn    wir    das  kUnltig  zu    erwartende 
Durchschnittaerzeugnis  in  denselben   aut   70  Mill.   M.  schätzen,  so  ist  diee 
iichertioh  keine  Uebertreibnng.     Dabei  bleibt,  wie  bemerkt,  China  gänz«f 
lieh  aufser  Rechnung,    obwohl    von    dort    im  Jahre   1892    nach  O.  Kauptfl 
(Nr.  84)  fiir  55  MilU  M«  Gold  nach  Indien  und  England  ausgeföhrt  worden 
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Ut  Ddr  Ursprung  dieae«  Goldi-i  ibt  txtiüich  uugewirs;  Haupt  uiiDrot 
indei  für  die  oeuf^ate  Zeit  36  Mill.  Frct*  jähdiob  als  eigene  Goldprodaktioii 
Olllama  im, 

DemDach  werden  wir  für  die  Dächsien  dreifdig  Jahre  auf  eine  jährliche 
GoldgewioDUtig  im  Werte  Ton  etwa  580  Uill  M.  reebueD  dürfen.  Die» 
t«t  mehr  als  der  Jahretdurch^cbDitt  in  den  glänzendsteD  Periodeu  der  Gold- 
produktioD«  der  tob  Soetboer  für  1851—55  auf  557  MiU.  uad  für  185Ö 
— 1860  auf  564  Mill,  M,  geachätzt  wird  und  im  Vergleich  mit  dem  gesunketi 
Stande  um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  eine  /un&hme  von  35—40  Proz, 
Die  indoBtrielle  Verwendung  det  Goldes  nimmt  gegenwärtig  höchstent« 
280  KilL  M.  in  Anspruch  (^ Haupt  nimmt  nur  285  Mill.  Frcs.  an);  sie 
wird  ohne  Zweifel  noch  langsam  zunehmen,  aber  wenn  nicht  etwa  dem 
Golde  durch  ttugünstige  Behandlung  die  Geldfunktion  ertohwert  werden 
aoUt«,  in  den  nächsten  Jahrzehnten  im  Durohijchnitt  schwerlich  300  MilL  M. 
erreichen.  Für  die  jetzt  im  Besitze  der  gesetzlichen  oder  faktischen 
Goldwährung  beEndlicheo  mafsgebenden  Länder  England ,  Deutachland, 
Frankreich  und  die  Ver.  Staaten  würde  eine  jährliche  Vermehrung  ihres 
vorhandenen  Goldbestandes  um  2  Pro«,  —  die  für  die  europäischen 
Staaten  mehr  als  das  doppelte  Verhältnis  der  BeTÖlkerungszunahme  dar- 
st«;llt  —  im  ganzen  aleo  etwa  200  Mill  M.  reichlich  dem  berechtigten 
Bedürfnisse  nach  Stabilität  des  Geldwertes  entsprechen;  für  andere  Staaten 
blieben  dann  also  noch  jährlich  80  Mill.  zu  Goldprägungen  übrig.  Ob 
diese  Summe  ausreicht,  um  allen  Staaten,  die  nach  der  Goldwährung 
streben^  die  Einführung  oder  Autreohterhaltung  derselben  zu  ermöglichen, 
ist  eine  andere  Frage;  jeden talis  aber  haben  die  in  erster  Reihe  ange- 
fahrten Länder  keinen  Grund,  Geldmangel  und  Preisdruck  als  Folge  von 
Goldverteuerung  zu  befürchten  oder  als  bestehend  anzunehmen.  Nun 
kann  man  freilich  Tom  Suefs^soheu  Standpunkt  sagen :  dieser  relatiy  ge- 
nügende Qoldzufuhr  wird  keinen  dauernden  Bestand  haben,  auch  die  Quarz* 
ginge  werden  sich  erschöpfen ,  und  zwar  um  so  schneller,  je  intensiTer 
und  mit  je  mächtigeren  Hilfsmitteln  die  Ausbeutung  betriebe d  wird,  Saefs 
hat  ohne  Zweifel  YoUkommen  recht  mit  seiner  üeberzeugung,  »»dafs  Yor- 
aussichtlich  nach  wenigen  Jahrhunderten  die  Goldproduktion  sich 
dauernd  und  in  auf^erordentlichem  Maf^e  YermiDdern  werde,'*  Ich  möchte 
sogar  glauben,  dafs  diese  VVeodung  t^chon  nach  e i n  e  m  Jahrhundert  deut- 
lich fühlbar  sein  wird,  und  habe  daher  die  obigen  günstigen  Annahmen 
über  die  Goldproduktion  ausdrücklich  auf  einige  Jahrzehnte,  sagen  wir 
auf  höchstens  fünfzig  Juhre,  beschränkt.  Für  praktische  Zwecke  ist  jedoch 
die  Berücksichtigung  der  Zukunft  in  solcher  Begrenzung  TöUig  genügend. 
Wir  brauchen  uns  nicht  die  Köpfe  unserer  Urenkel  zu  zerbrechen,  weder 
wegen  der  Abnahme  der  Goldproduktioti ,  noch  wegen  der  wlrtsobaftlicb 
weit  mehr  ins  Gewicht  fallenden  Ert^chöpfbarkeit  der  Kupfer-,  Blei-,  Zink- 
und  Zinn  gruben,  die  in  einem  Jahrhundert  wahrscheinlich  ebenfalls  schon 
sehr  merklich  sein  wird,  wie  nach  zwei  Jahrhunderten  die  Menschheit 
sieh  achon  ernstlich  mit  dem  Gedanken  des  Schwindens  der  Kohlenlager 
Yerirmut  machen  mufs.  Mit  dem  Bimetallismus  aber  sind  die  ferneren 
Slkanftsauüsichten ,  wie  diea  ja  auch  Suefs  zugiebt,  jedenfalls  onverein- 
beri   ioh  gUube   aber   auch    nicht,   dafs    dann    die  Silberwährung   in  der 
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Kulturwelt  wieder  sur  Herrachaft  gelangen  werde,  sondeTn  hftlte  es  flr 
weit  wfthrBcbeitilioheT,  dafa  das  Qoldgeld  zunächtt  immer  mehr  auf  dio 
blotse  Funktion  ab  Wertmafs  besohränkt  werde  uud  dafi  man  tohlieC^* 
lieh  I erneu  werde,  es  im  wlrtBcbaftltchen  Verkehr  dborhaupt  zu  entbahreo* 
Hat  eich  doch  tcbon  yor  utiteren  Augeo  der  öäterreicbiiche  Papierguldeo 
unter  aebr  uDgÜDitigen  und  ecbwierigen  Verhältnissen  thaUäoblich  ohne 
Metallbasis,  weil  30  und  mehr  Prozent  über  stiuem  ur^priio glichen  Metall- 
äquiTalentf  weno  auch  nioht  fest,  so  doch  in  leidlichen  SchwaDkangegrenien 
behauptet 

Damit  soll  freilich  nicht  gesagt  teiu,  dafs  der  ,,Oetreidenote'',  wie  sie 
Sewen  vorBehlägt^  ein  gliaaliger  Erfolg  iu  der  Zakuoft  beTorstehe.  Kioe 
KorporalioD  tod  GruDdbesitserD  eoU  bieroaeh  das  Hecht  erhalten,  für 
hioterlegten  Weizen  oder  Roggen  Noten  auszugeben,  die  aU  Umlaufi^ 
mittel  deu  Banknoleu  gleichzuBtellen  wären.  Praktisch  käme  also  die 
Sache  darauf  hinaus^  dafs  die  Grundbesitzer  für  ihr  Getreide  uQTariiiis* 
liehe  und  unkündbore  LombarddarleheQ  in  umlauf&fahigeu  Noten  erhielteo. 
Biese  Noten  sollen  jedoch  auch  jederzeit  in  Wührungsmelall  einlöslioh  sein 
und  es  mufs  daher  auch  ein  eDtspreeheuder  BarTorrat  gehalten  werdeu. 
Die  nicht  metallisch  ged«ckteD  Noten  aber  waren ,  statt  durch  Weehtsl 
und  Lombardfordemogen,  unmittelbar  durch  das  hinterlegte  Getreide  ge- 
deckt. Baa  letztere  würde  den  Einlegern  aber  zu  einem  Preise  angs* 
rechnet,  der  bei  eioer  Veränfserong  unter  allen  Umständen  gesichert  wäre, 
z.  B>  nur  zu  zwei  Dritteln  des  jeweiligen  Marktpreises.  Auch  soll  durek 
beschränkende  Vorschriften  dafür  gesorgt  werden,  dafs  die  Geaamtmengo 
des  hinterlegten  Getreides  eine  gewisse  Stabilität  bewahre  und  nicht 
etwa  unmittelbar  nach  der  Ernte  übermäfsig  anioh welle  und  später  za 
stark  sinke«  ^ 

Kehren  wir  aber  yod  solcbea  Zukunftsphantasien  zur  Gegenwart  zurüeki^ 
und  zwar  zuDächst   zu  der  Frage,    ob    denn    nicht   auch    in    den  Ländern 
mit  effektiver  Goldwährung  die  GeldTerhäkuit^se  durch  das  Bestreben  anderer 
Staaten,  ebenfalle  Gold  an  sich  ziehen,  gestört  würden  und  der  unzweifel- 
hafte Geldmangel  der  letzteren  Gruppe  nicht  fluch  in  der  ersteren  ^,appre* 
tiierend"   auf   das  Geld    einwirken    könne.      Die  Antwort    hängt    von    der 
Zahlungsbilanz    der    in  Betracht    kommenden  Länder    ab.       Wenn    man  in 
Indien    wirklich    zur    Goldrechnung    übergeht n    sollte    und    der    bisher   i& 
Silber  ausgeglichene  PassiTsaldo  Europas    in  Gold    bezahlt  werden    müfsts^^ 
so   würde  wahrscheinlich    auch    für   die  Länder   der    ersten  Gruppe    kein^l 
ausreiohende  Vermehrung  ihres  GoIdYorratB  möglioh  bleiben  und  es  könnte 
dann    dort,    wenn   nicht   etwa    durch   eine  VerTollkommnung    der    Kredit* 
und  BankorganisatioD  weitere  Ersparungeu    im  MetaOumlauf  herbeigeführt 
würden,  allmählich  eine  die  Preisbildung  beeinttusseode  Goldkuappheit  ent* 
stehen«     Bisher  hat  nun    freilich    das  indische  Gesetz    vom    26.  Juni  noch 
ganz  und  gar  nicht  die  erwarteten  Wirkungen  gehabt,  yielmehr  die  indische 
Regierung  in  ganz  neue  ungeahnte   Verlegenheiten   gestürzt.     Die  Einfuhr^ 
Ton  Barrensilber   nach    Indien    ist    trotz    der  Bchliefsung    der  Miinzstätte^fl 
in  der  zweiten   Hälfte  des  Jahree   1893  gröfser  geblieben,  als  sie  bisher" 
in  einem    gleichen  Zeiträume    zu  sein  pflegte*     Sie   hat   z,  B,  in  den  fuuf 
Monaten  von  Juli  bis  Ende  November  62^4  Mi II.  Rupien  betrageui  während 
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ite  in  deo    drei    enteprechendeo   MoDateo    1892  nur    50,1   Mi II,  und   189! 
nur  3U8  Kill.  Rupien  erreichte.     Dioaeni  fortdauernden  AbiuCs  des  Sitbera 
ist  e«  dann  auch  zu  yerdanken,  dafs  die  Aufhebung  der  Sherman-Akte  bis 
Ende   1893  keine  gröfeere  Einwirkung  auf  den  Silberpreis  ausgeübt,  Boadern 
denselben  nur  von  etwa    34    auf   32  Pence  herab  gedrückt    hat     Anderer- 
seits aber  ist  das  Indische  Amt  in  London    dieser  Thatsaohe    wegen  nicht 
imstande    gewesen,    eetne  Couuoil    Bills    zu    dem    festgesetzten    Preise    von 
16  ScllilU  für  die  Bupie  unterzubringen«    ja  selbst  xu  dem  herabgesetsten 
Surae  von   15'/^   Pence  ist  weniger  als  I   Proz.    des  angebotenen  Betrags 
in    Eogierungswechselu    verkauft    worden.      Unter    diesen    letzteren    Kurs 
wollte  aber  die  Kegierung    bis   vor  kurzem  nicht   horabgchen  uod  sie  hat 
daher  vorgezogen,    sich    das    zu    ihren  Zahlungen   in  England  nötige  Gold 
durch  Ausgabe  von  Schatzsoheinen,  auf  Pfd.  Storl.  lautend,  zu  verschaffen, 
Anfangs  Dezember    1893    hatte    sie    auf   Grund    früherer    Ermächtigungen 
bereit«  5  600  000  Pfd*  Sterl.  auf  diese  Art  aufgenommen  und  um  auch  für 
die  Zukunft  gesichert  £u  sein,  hat  sie  sich  durch  ein  neues,  vom  Parlament 
bereiU  angenommenes  Gesetz  autorisieren  lassen,  nach  Bedarf  noch  weitere 
Anleihen  bis  zur  Höhe  von    10  MilL  Pfd.    auszugeben.     Die  Deckung  für 
dieee  Schulden  aber  liegt   in  Indien  völlig  bereit,    es  war    nur  unmöglich, 
diese  Summe  mittels  Wechseln  nach  Europa  zu  übertragen,  ohne  den  Kurs 
de«    Pfundes    Sterling     in    Indien     übermäfsig    emporzutreiben«      Die    Ur^ 
stehen     dieser    eigentümlichen    Erscheinung    sind    noch    nicht    recht   klar* 
Sicher   ist,    dafs   der   erniedrigte    Preis    des    Barrensilbers    gegenüber   der 
Rupie    in    Indien    zunächst    eine   ungewöhnliche    Nachfrage    nach    solohom 
für   industrielle  Zwecke  und    Tielleicht   auch    zur  Schat?.Bammlung   hervor- 
rief und  dafs   eich    daran    eine  lebhafte  Spekulation    mit  Lieforuags-    und 
Differcnzgesohäften  knüpfte.     Die  Furcht  vor  einem  Einfuhrzoll  auf  Btlber 
brachte  aber  diese  Operation    schon    am  Ende  des  Jahres    zum  Stillstände» 
gleichwohl  wollte  sich  der  Absatz  der  Council  Bills  noch  nicht  heben.     Dio 
Sitberprägung     in      den    Münzen     der    Vasallenstaaten,     die     anfangs    die 
Wirkung  der  Schliefsung  der  englisoh-indi sehen  Münzstätten  teilweise  auf- 
hob»   soll  gegenwärtig    ebenfalls   fast    gänilioh    eingeetellt  sein;    auch    hat 
i&ittierweile  die  Periode    der  lebhafteren  indischen  Ausfuhr   begonnen  und 
dennoch  zeigte    sich    keine  Beseerung    des  Eupienkurses.      Schliefslich  hat 
öiQfi   die    indische    Regierung    in    England    nicht   mehr    den    Mut    gehabt, 
difi  einmal    eingenommene  Stellung    fest    zu  behaupten  :   sie  bat   sich    seit 
^im  20.  Januar  bereit  erklärt,  auch   unter    dem    Kurse   von    15  ^/^    Penoe 
Council  Billa  abzugeben  und  nach  einigem  Sträuben  ist  sie  seit  Anfang  Febnmr 
iO  »aehgiebig    geworden,    dafs  sie  bedeutende    Posten    zu    etwa  14   Pence 
lotgeichlagen     hat.      Gleichzeitig    ist    aber    auch    der   Silberpreis    wieder 
111  eins    schnellere    rückgängige    Bewegung    getreten    und    Anfangs    März 
^cHon  bei  29 '/^^   Pence  angelangt.     Der  innere  Wert    einer  Rupie  beträgt 
t>«i  diesem  Preise  kaum  10  Pence  und  der  Versuch,  dieser  Münze  durch  Ein- 
itoUung  der  Prägungen  einen  erhöhten  Kreditwert  zu  verleihen,  ist  demnach 
8*l^gen,  aber  der  Hauptzweck,  die  Stabilität  des  Kurses,  ist  nicht  erreicht 
^örtsa.    üebrigens  entsteht  diese  Werterhöhung  der  Rupie  nicht,  wie  man  in 
fi>jliod  bei  der  vorherrschenden  Befangenheit  in  voraUetan  Anschauungen 
^bt,  dädurehy  dafs  die  Eupie  im  inneren  Verkehr  des  Landes  durch  die  Ein- 
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ttel1yD°;  der  Prägungen  ,,8elt<»ii  gemacht^'  wird,  Boadern  lediglieh  durch  Nieh- 
frage  Europas  naoh  Zahlungsmittel d  für  iDdicn.  Diese  Nachfrage  hat  mh 
Dun  allerdings  seit  der  EinstelluDg  der  Prägungen  hibher  Dicht  so  inteosiT 
gezeigt,  als  mau  erwarten  durfte,  weil  die  Zahlung^biianz  lodieus  sich  an* 
guDBtigar  gestaltet  hat,  was  wenigstem»  zum  Teil  unmittelbar  mit  jeoer 
Maferegel  zueammeu hängt*  Da  der  Kurs  der  Eupie  schon  im  Jahre  1892 
zeitweise  auf  14  Pence  gesunken  war,  so  mag  die  plötzliche  £rhöhuQ| 
derselben  auf  lö  ^/^  Pence  immerhin  einigermafsen  erschwerend  auf  die 
Ausfuhr  indischer  Produkte  nach  Europa  und  erleichternd  auf  die  Einfuhr 
europäischer  Waren  gewirkt  haben  j  weit  wichtiger  aber  war  noch  der 
Kiiiilurü  der  nunmehr  eutataudenen  Kursdifferenz  s wischen  der  Rupie  and 
und  dem  Barrensilber  auf  den  Verkehr  Indiens  mit  den  ostaäia tischen 
Bilberländern,  namentlich  mit  China.  So  belief  sich  der  Geeamtwert  der 
indischen  Warenausfuhr  in  den  fünf  Monaten  Juli  bis  November  1893  auf 
356,7  Mi II.  Hupien  bei  einer  Einfuhr  von  ;jlO,7  MiU.,  der  Uebdrscbu£i 
der  Ausfuhr  also  nur  auf  46  MilL  Rupien»  während  er  1892  in  dem- 
selben Zeiträume  111  Mill.  und  1S91  110  MilL  Rupien  betragen  hatte. 
Da  aber  jetzt  der  Kurs  der  Rupie  wieder  nach  unten  hin  nachgeben 
kann,  so  wird  wahrscheinlich  die  indische  Bilanz  Europa  gegenüber  wieder 
auf  den  alten  Stand  kommen;  ob  auch  China  gegenüberi  bleibt  fraglichi 
da  ja  das  Barrenaüber  parallel  mit  der  Eupie  noch  tiefer  sinkt.  Dos  ver- 
änderte Verhältnis  Indien»  zu  China  würde  vielleicht  die  earopäischea 
Interessen  nicht  unmittelbar  berühren,  vielmehr  die  weitere  Verwondun)^ 
van  Barrensilher  als  liimüsse  von  Europa  nach  Indien  begünstigen,  also 
dt)m  Goldabflufs  entgegenwirken;  aber  möglicherweise  könnte  die  wirt- 
schaftliche Lage  Indiens  duroh  die  Ersohwemng  seines  Ahaatses  nacli 
China  so  gefährdet  werden,  dnfs  die  Regierung  sich  genötigt  sähe,  du 
ganze  Silberexperiment  aufzugeben  und  zur  Beseitigung  der  Ueberwertuof 
der  Rupict  die  Prägung  wieder  freizugeben.  Es  ist  indes  xwecklos,  auf 
solche  Konjekturen  einzugehen ;  zunächst  ist,  wie  gesagt,  zu  erwarten,  daül 
die  indische  Warenausfuhr  nach  Europa  wieder  das  frühere  normale  Ueher 
erhalte  und  demnach  auch  der  Bedarf  an  Zahlungsmitteln  für  Indien  wiod«e; 
die  friihere  Hohe  erlange.  Da  e^  nun  durchaus  unglaublich  ist,  dafs  di 
bisherigen  bedeutenden  Versendungen  von  Barrensilber  nach  Indien  nucil 
längere  Zeit  fortdauern ,  so  würden  bei  der  Wiederherstellung  der  alt« 
Bilanz  Verhältnisse  die  jetzt  so  schwer  anzubringenden  Council  Bills  bal 
nicht  mehr  zur  Zahlungsausgleichung  mit  Indien  ausreichen,  üano  wüni 
eben  der  chronische  Ab^uf^  von  Gold  nach  Indien  drohen  und  dagege 
gäbe  es  meinet^  Erachtens  kein  Mittel,  als  das  in  meiner  früheren  Ai 
handlung  über  diese  Frage  vorgeschlagene  Verfahren  der  englisch-indische 
Kefjierung,  das  zugleich  die  Fortsetzung  der  Silberprägungen  in  Indieo  ai 
Rechnung  der  Regierung  einschliefseu  würde.  Fürs  erste  dürften  nbtti 
die  Council  Bills  nebst  der  Ausfuhr  von  Burrensilber  sur  Deckung  di 
Ueberschusses  der  europäischen  Verbindlichkeiten  in  Indien  noch  gei 
und  daher  eine  unmittelbare  Bedrohung  unseres  Goldbestandes  von 
Seite   her  gegenwärtig  noch  nicht  bestehen. 

Gefährlicher  könnte  RuTsland  werden,  das  in  den  letzten  Jahren  einen 
Goldvorrat  von  mehr  als   1650  Mill  M.  angesammelt  und  nicht  nur  seinen 
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eigenen  Goldertnifl^  zurückgehalten,  sondern  nooh  eine  pnrofse  Summe  von 
•ofsen  besogen  hat  Während  nach  H.  Mayer  z.  B.  die  Goldeinfuhr  im 
Jahre  1881  nur  5  371000  Rub.,  die  Ausfuhr  dagegen  66  925  000  Bub. 
betrug,  waren  die  entsprechenden  Zahlen  für  1891  72  822  000  und  616  000 
Ruh.  undfär  1892  wird  die  Bdelmetalleinfuhr  naoh  Rufsland  zu  110  531  000 
und  die  Ausfuhr  zu  177  000  Rub.  angegeben.  Zu  einem  grofsen  Teil 
r&hrte  diese  Goldeinfuhr  von  auswärtigen  Anleihen  her;  aber  Rufsland 
hat  auch  durch  seine  Zollpolitik  zuwege  gebracht,  dafs  seine  Zahlungs- 
bilanz trotz  seiner  bedeutenden  Verschuldung  an  das  Ausland  günstig  bleibt 
und  es  wird,  wie  die  günstige  Entwickeluns:  des  Rubelkurses  sohliefsen 
liCit,  wahrscheinlich  imstande  sein,  seinen  Goldschatz  zu  bewahren  und 
zu  Tergröfsem.  Es  wäre  auch  jetzt  schon  thatsächlioh  imstande,  die  Pa- 
piergeldwirtschaft aufzugeben,  aber  man  hält  es  in  Petersburg  nicht  für 
zweckmäßig,  das  Gold  im  Umlauf  zu  bringen,  weil  man,  wohl  mit  Recht, 
fürchtet,  dafs  ein  grofser  Teil  desselben  bald  aus  dem  Verkehr  verschwin- 
den und  zur  Thesaurierung  dienen  werde.  Jedenfalls  mufs  RuTsland  von 
den  Goldwährungsländern  als  ein  ernstlicher  Mitbewerber  um  das  Gold 
betrachtet  werden.  Ob  auch  Oesterreich-Üngarn  imstande  sein  wird,  seine 
Verkehrsadern  genügend  mit  Gold  zu  sättigen  und  diesen  Goldumlauf  nicht 
nur  festzuhalten,  sondern  auch  dem  Bedarf  der  wachsenden  Bevölkerung 
entsprechend  zu  vermehren,  also  ebenfalls  seinen  ständigen  Anteil  an  dem 
jährlich  verfügbaren  Betrage  zu  verlangen,  bleibt  noch  abzuwarten.  Nach 
den  für  die  gesamte  internationale  Goldstatistik  sehr  wertvollen,  vor  kurzem 
in  zweiter  Bearbeitung  erschienenen  „Tabellen  zur  Währungsstatistik  (Nr. 
22)  sind  im  Jahre  1892  und  im  ersten  Semester  1893  bereits  195,8  Mill. 
Kronen  in  Gold  geprägt  worden,  aber  im  Verkehr  würden  sich  diese 
Mengen  noch  schwerlich  behaupten  können,  da  der  Kurs  der  Gulden  ö. 
W.  (=3  2  Kronen)  nun  schon  seit  einem  Jahre  die  in  dem  neuen  Münz- 
gesetze fixierte  Höhe  von  170  Pfg.  verloren  und  meistens  unter  165, 
zeitweilig  sogar  auf  161  Pfg.  gestanden  hat.  Teilweise  ist  diese  That- 
saohe  durch  das  Zurückströmen  österreichisch-ungarischer  Wertpapiere 
nach  ihrer  Heimat  zu  erklären,  wie  denn  z.  B.  nach  einer  Angabe  der 
„Neuen  freien  Presse*'  die  Wiener  Bankhäuser  im  Jahre  1893  252,6  Mill.  fl. 
in  solchen  Papieren  eingeführt  und  nur  187,3  Mill.  ausgeführt 
haben.  Da  aber  die  Warenhandelsbilanz  zur  Beschafifung  des  für  die 
effektive  Heratellung  des  Metallumlaufs  erforderlichen  Goldes  nicht  aus- 
reicht, so  ist  es  im  Interesse  der  Reform  eine  keineswegs  wünschens- 
werte Erscheinung,  wenn  das  Ausland  die  österreichisch-ungarischen  Papiere 
aberwiegend,  abstöfst,  zuroal  dabei  jedenfalls  die  Mifsstimmung  mitwirkt, 
die  durch  das  Sinken  des  Kurses  des  Papier-  und  Silberguldens  entstanden 
ist.  —  Die  Frage,  ob  ein  Land  die  effektive  Goldwährung  aufrecht  er- 
halten kann,  ist  überhaupt  ganz  einfach  und  elementar  nach  der  Zahlungs- 
bilanz (die  natürlich  nicht  mit  der  Warenhandelsbilanz  verwechselt  werden 
darf)  zu  beantworten,  nämlich  mit  ja,  wenn  diese  Bilanz  vorwiegend  gün- 
stig, mit  nein,  wenn  sie  vorwiegend  ungünstig  ist.  üeberdies  muT^  man 
noch  zusehen,  ob  sie  nicht  blofs  scheinbar  günstig  ist,  ob  nämlich  die 
Einfuhr  von  Edelmetall  nur  deshalb  eine  Reihe  von  Jahren  das  Ueber- 
gewieht  besessen  hat,   weil    in    dieser  Zeit   grofse  Beträge    in  Sohuldver- 
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•ehreibungen  odeir  Aktien  lutge^krt  worden  tind,  doren  VeniDiiiDg  tpltei: 
tme  d&uemdfl  Ver6ehi6üht«raDf  der  Bllmos  bevirkt.  Die  aoiwirtige  Ter- 
«chuldiiQg  OesterTciob-UugarDs  i»t  jedeoMli  «ehr  b^deatend.  Aas  den 
oben  BQgel^hrtei]  TabeÜen  ergiebt  sich,  daffi  im  Jahre  1892  aUeiti  für  die 
Vursiuiucig  der  Blftsleichfildei]  d«r  beiden  R^ichibälften  107^2  MiU.  M. 
im  Änilsode  bexahlt  werden  niufit«n  (42,1  MilL  Qoldgalden  und  13,6  Gul* 
den  i*  W.)«  A^uherrdem  aber  warden  in  den  Tabellcin  nichututliehe 
lilierreielLische  üod  ungaritehe  Schuld verichrei bangen  nnd  Aktien  angardlirt, 
die  auf  Mnrk^  Frnnea  und  Gnidgnlden  UuteOi  mit  KapitaLiUmmen  too 
209,2  MÜL  M.,  633,6  Hill  Fros/ aad  37,5  MilL  GoldguideQp  die  T#rmut- 
lieb  ebenso  überwiegetid  wie  die  öat^rreiobiicba  Goldreüte  uod  andere 
auf  Gold  Uq  tan  den  Staatipapiere  (nämlioh  zu  80  Pros.)  im  Auslande 
untergebracht  atnd.  Die  Ztnaen  der  Franken papiere  (Frteri  täten  der 
Btaati'  and  Südbaha)  betragen  S  Proz,  dei  Neanwertij  die  der  übrigen 
kann  man  auf  4  Fro£>  anietsen  und  lamit  würde  steh  im  gansen  eine 
Ziaaenaumme  Ton  SD  Hill.  M.  ergebeD^  von  denen  wakrtoheinliob  24  MilL 
im  Auslände  tu  befahlen  tind.  Es  stellt  siöh  somit  eine  nachweisliche 
jahrliohe  Yerbindlichkeit  von  mehr  ala  130  MilL  M*  an  Zioezahlnngeu 
im  Auslande  heraus  und  damit  ist  noch  koineawegi  die  ganze  Belastung 
dieeer  Art  festgestellt.  Auch  wird  dch  dieselbe,  trotz  des  leitweiligen 
Zu  rück  ström  ens  Ton  Effekten,  sobliefilieh  iofolge  der  zur  Yalntarefann 
nötigen  Goldanlelhen  niüht  Termindern,  «ondarn  Tergrörsem.  Der  Beaits 
Oesterreich-Ungarns  an  ausländischen  Wartpspieren  eoheiut  andererseiu 
nur  sehr  mäfiig  ^u  sein.  Der  hei  weitem  grc^fste  Teil  dieaor  Besitzer 
dürfte  in  de  oisleitbanisohen  Retchehälfte  durch  die  Papiere  dargestellt 
sein^  die  aus  Anlafs  das  BörseneteuergesetEas  ?om  18«  September  1692 
im  ersten  Quartal  1899  abgestempelt  worden  sind,  und  deren  gesamter 
Nennwert  beträgt  nach  den  erwähnten  Tabellen  198  827  127  Gulden  ö.  W. 
oder  etwa  929  MilL  M.  Da  Ungarn  sicherlich  nicht  halb  so  viel  an 
solchen  Kapitalanlagen  besitzt  wie  die  andere  Beichshälfte,  so  dürften 
die  Zinsen-  und  Diyidendenbezüge  aus  dem  Auslande  für  die  ganze  Mo- 
narchie 20  MilL  M.  schwerlich  überschreiten  und  es  werden  also  jeden- 
falls über  110  MilL  M.  Mehrforderungen  des  Auslandes  übrig  bleiben. 
Nun  hat  allerdings  nach  der  Handelsstatistik  des  österreichisch-unga- 
rischen Zollgebiets  der  TJeberschufs  des  Wertes  der  Warenausfuhr  über 
die  Einfuhr  im  Jahre  1892  im  Spezialhaudel  100,9  MilL  Gulden  betragen, 
und  in  früheren  Jahren  finden  sich  noch  weit  gröfsere  Zahlen.  Jedoch 
werden  diese  Uebersohüsse  bei  weitem  nicht  durch  Mehreinfahr  von  Edel- 
metall ausgeglichen,  vielmehr  ergiebt  sich  z.  B.  für  1888  nach  Abzug  der 
letzteren  noch  ein  Betrag  von  180,8  MilL  M,  der  also  in  Waren  die  an 
diis  Auslaud  zu  zahlende  Zins-  und  andere  Verbiodlichkeiteu  darstellen 
würde.  lodos  leiden  bekanntlich  alle  Wertangaben  in  der  Handelsstatistik 
an  aufäerordcntlich  grofser  Unsicherheit  und  man  darf  ihoeu  daher  kaum 
mehr  als  eine  blofs  relative  Bedeutung  beimessen.  Dann  beweisen  sie 
aber  wenigstens,  dafs  die  Warenhandelsbilanz  im  Jahre  1892  ungüustiger 
war,  als  sie  jemals  seit  dem  Jahre  1884  gewesen  und  dafs  1893  wenigstens 
im  ersten  Semester  noch  eine  weitere  Verschlechterung  eingetreten  ist. 
Diese     ungünstigere     Gestaltung    der    Waren handelsbilanz    in    den    letzten 
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Jahren  hat  jedenfalls  mindestens  ebenso  viel  snr  Herabdriickung  des  Gul- 
deokoises  beigetragen,  wie  die  Rückströmnng  Ton  Effekten.  Es  ist  natür- 
lieh  nicht  ausgeschlossen,  dafs  der  auswärtige  Handel  in  der  nächsten  Zeit 
wieder  ähnliche  Ergebnisse  bringe  wie  in  den  Jahren  1888  bis  1891 
tnd  dann  würden  die  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  wohl  bald  Tersoh win- 
den. Immerbin  bestätigen  diese  die  Ansicht,  die  ich  bei  früheren  Gele- 
gesheiten  mehrfkoh  ausgesprochen  habe,  dafs  man  sich  in  Oosterreioh  die 
Valatareform  zu  leicht  und  su  einfach  vorgestellt  habe  und  dafs  die  Sache 
toeh  nach  dem  Yoliständigen  Gelingen  der  zunächst  nötigen  Goldanschaf- 
foog  noch  keineswegs  erledigt  sei.  Landesberger  hebt  mit  Recht  in  seiner 
Schrift  über  „Währungssystem  und  Relation''  (Nr.  12)  hervor,  dafs  die 
gfiostige  Warenhandelsbilanz  in  einem  Lande  mit  isoliertem  Währungs- 
ijttem  das  notwendige  Korrelat  seiner  internationalen  Yerschuldang  sei, 
i$h  aber  die  fördernde  Rückwirkung  des  Steigens  der  auswärtigen  Wechsel- 
kune  auf  die  Ausfuhr  sich  kaum  mehr  fühlbar  machen  werde,  wenn  das 
Lisd  Währungsgleichheit  mit  den  übrigen  besitze,  und  am  wenigsten, 
wenn  die  gemeinschaftliche  Währung  Gold  sei.  Es  ist  also  möglich,  dafs 
lieh  die  Warenhandelsbilanz  gerade  infolge  der  Einführung  der  Gold- 
wähning  yerschlechtert  und  dadurch  die  Anfrechterhaltung  der  letzteren 
enchwert  üebrigens  soll  keineswegs  gesagt  sein,  dafs  bisher  bei  der 
österreichisch-ungarischen  Währungsreform  ungeschickt  operiert  worden 
sei.  Es  dürfte  z.  B.  auch  das  Verhalten  der  Bank  durchaus  gerecht- 
fertigt sein,  wenn  sie  trotz  der  vielflsch  erhobenen  Forderung  das  Sinken 
des  Qnldenkurses  nicht  durch  Herausgabe  von  Gold  zu  hemmen  gesucht 
hfl.  Das  erworbene  Gold  würde  dann  bald  verschwunden  und  später 
vielleicht  nicht  unter  so  günstigen  Bedingungen  wieder  zu  erlangen  ge- 
weses  sein  wie  in  den  letzten  Jahren.  Auch  die  Fixierung  des  Wertes 
der  Golden  ö.  W.  auf  170  Pfg.  bei  dem  Uebergang  zur  Kronen  Währung 
behält  trotz  des  Rückgangs  des  Guldenkurses  ihre  Berechtigung.  Wenig- 
Kiens  lehren  jetzt  die  Thatsachen,  dafs  ein  höherer  Wertansatz»  wie  ihn 
allerdings  die  ausländischen  Gläubiger  Oesterreichs  wünschten,  nicht  ge- 
reehtfertigt  gewesen  wäre.  Andererseits  aber  wäre  es  geradezu  eine 
Hechieyerletzung  gewesen,  wenn  man  die  neue  Goldmünze  nach  dem  ge- 
genwärtigen Werte  das  im  Silbergulden  enthaltenen  Silbers  bestimmt  hätte. 
Denn  die  Gläubiger  haben  das  Recht,  nicht  einfach  eine  Silberquantität, 
londero  Geld  mit  einer  bestimmten  gesetzlichen  Zahlungskraft,  öster- 
niehieche  Währung  zu  verlangen,  deren  Wert  sich  thatsächlich  schon 
leit  1879  von  den  ursprünglichen  Metallbasis  losgelöst  hat  und  weit  über 
ihren  ursprünglichen  Metallwert  hinausgegangen  ist.  Wenn  EtUnger,  der 
in  der  oben  angeführten  Schrift  (Nr.  10)  jenen  Standpunkt  vertritt,  sich 
<leraaf  beruft,  dafs  Oesterreioh-Ungarn  juristisch  das  Recht  habe,  seine 
freie  Silberprägung  wieder  aufzunehmen  und  den  Gläubigen  für  jeden 
ichnldigen  Silber-  oder  Papiergulden  je  1 1  ^/q  Gramm  Feinsilber  zu  geben, 
*o  läfst  er  aufser  acht,  dafs  diese  Annahme  mit  dem  Zweck  des  Ueber- 
S^gee  zur  Goldwährung  unvereinbar  ist.  Praktisch  könnte  sie  nur  in 
^^t  Art  verwirklicht  werden,  dafs  der  Staat  so  lange  und  so  viel  Siiber- 
gulden  frei  prägen  liefse,  bis  der  vorhandene  Mehrwert  des  Papiergeldes 
tl^m  sein  ursprüngliches  Silberäc^uivalent  verschwanden  sei.     Dies  würde 
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wahrscheinlich  in  kurser  Zeit  erreicht  werdea,  *bsf  aar  miiteUt  ev 
vielleicht  hundert  oder  mehr  Millionen  Gulden  ausmachenden  Maitenpri 
gun^p  durch  die  der  Wert  de«  »Silber»  zeitweilig  »prangweise  empor 
getrieben  wurde.  Der  Wechselkurs  des  Guldens  ö.  W.  würde  alec  wahr- 
scheinlich nur  wonig  fallen,  die  Aasgleichuog  vielmehr  durch  Steigen  d«-! 
Silbers  erfolgen  —  worin  zu  gleicher  Ztjit  ©in  Beweis  liege,  daf*  es  vorher 
wirklich  geaunken  war,  was  EtUoger  bestreitet.  Wie  »oll  nun  aber  d« 
Staat,  der  eben  erst  diese  grof^e  VertnehruDg  der  Silbermünzen  YeTaulafit 
hätte,  bald  darauf  zur  Goldwährung  übergehen  r  Er  mufste  doch  diese  Mtta- 
3sen  nach  dem  Werte,  den  das  Silber  vorher  wieder  erreicht  hatte,  ein* 
ziehen^  um  sie  dann  mit  einem  enormen  Verlust  za  verkaufen  und  «• 
würde  sich  wieder  dieselbe  priozipielle  Frao:e  erheben  wie  vorher,  ob  mw» 
nämlich  die  EiulÖBung  nach  dem  neuen  gesaokenen  Barren  werte  der  Man- 
jien  vornehmen  dürfe  oder  nicht  Wie  man  übrigens  gerade  angesichti 
der  Öst<?rreichisohen  Geldvprltältni»se  behaupten  kann  —  was  auch  in  d^r 
Broschüre  von  Volkmar  (Nr.  II)  geschieht  —  das  Silber  sei  in  seiDsm 
inneren  Werte  nicht  gesunken,  sondern  nur  das  Gold  sei  gestiegen,  ui 
schwer  verständlich.  Oesterreich  hat  ja  in  »einem  Papi erleid  ein  seil 
vierzehn  Jahren  vom  Silber  und  auch  vom  Golde  unabhängige«  W*rt- 
mafs  besessen,  das  seinen  Wert,  wenn  auch  mit  einigen  Schwan kuo^n, 
im  ganzen  ziemlich  stabil  bewahren  kannte,  da  vermöge  der  Blastiiitlt 
der  Notenemission  die  Gesamtmenge  der  Umlauff^mittel  sich  stets  dstt 
Bedürfnisse  anpassen  konnte.  'Wenn  man  also  mit  der  gleichen  Somi 
Papiergeld  Österreichischer  Währung  im  Jahre  1893  eine  um  mehr 
60  Pro«,  gr^yasere  Gowichtsmenge  Silber  —  dessen  Jahresproduktion  sich' 
mittlerweile  mehr  als  verdoppelt  hatte  —  kaufen  konnte  als  im  Jahre 
1879»  SU  tritt  die  Entwertung  des  Silbers  denn  doch  so  klar,  wie  üb*fi 
haupt  möglich,  zu  Tage.  Wenn  ich  übrigens  die  annähernde  Wertsi 
lität  des  österreichischen  Papiergeldes  seit  1879  angenommen  habe, 
will  ich  damit  doch  keineswet^B  die  von  £,  Hammer  in  mehreren  Bro^ 
schüren  0  behauptete  ün  Veränderlichkeit  des  Gulden  wertes  seit  18. SB  zu- 
geben, Hammer  verwechselt  immer  die  Kaufkraft  des  Guldens  mit 
seiner  gesetzlichen  Zahlungskraft  für  Sohatden  and  die  Meinung,  dafs  dai 
Agio  nur  durch  eine  irrige  Auffassung  des  Geldwesens  seitens  dar  Börss 
entstehe,  bedarf  weiter  keiner  Widerlegung,  als  etwa  des  Hinweises  daraal 
dafs  Gold  in  Paris  und  London  in  der  That  nur  nach  dem  Gewicht  noti( 
wird,  dort  aber  nur  um  den  geringen  Kostenbetrag  im  Preise  stetj 
kann,  der  hier  mit  der  Eißschraelifung  eines  gleichen  Gewichts  in  etwi 
abgeriebenen  Goldmünzen   verbunden   ist. 

Landesberger    hat    vorige  schlagen ,    für   die   Umrechnung    der    Papier^ 
wahruojfsschulden    vom    L    November    1858    ab    bis    zur    Einführung   dtr 
neoen   Wahrung  eine  ganze   Reihe  von  Perioden  mit  verschiedenen  Durch 
sehn ittsk Ursen   des  Papiergeldes  zu  unterscheiden,  um  für  die  BestimmaDj 
der  juristischen   Wertrelation    soweit    wie    möglich    den  Geldwert  zur  Zm 
der  Entstehung   der  Schulden    zu  Grande    zu  legen.     Prinzipit*!!  ist  di 
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Porderaog  wobl  berechtigt;  aber  praktisch  wäre  sie  jeden  fallt  schwer 
darohiiiföhreo  and  überdies  kann  man  gegen  die  von  Landesberger  ange- 
DomasMien  verschiedenen  Mittelkurse  einwenden,  dafs  sie  doch  nar  den 
TOD  den  internationalen  Verkehrsverhältnisen  abhängigen  Wert  des  Papier- 
geidaa  gegen  Silber  oder  Gold  darstellen,  keineswegs  aber  auch  ein  sicheres 
Mala  für  die  gleichzeitig  bestehende  Kaufkraft  dieses  Geldes  im  inneren 
Verkehr  liefern.  Wenn  es  sich  um  Schulden  handelt,  die  Tor  1879  sur 
Mi  de«  Silberaafgeldes  in  Silbergulden  kontrahiert  worden  sind,  so  läfnt 
•ioh  die  Gleichstellung  derselben  mit  den  Papiergeldschulden  bei  dem 
Wihrangswechsel  genügend  rechtfertigen ;  denn  die  Parteien  wufsten  beim 
Absehlals  des  Vertrags,  daüs  der  damals  beetehende  Wertnnterschied 
iwischen  Silbergeld  and  Papiergeld  eine  veränderliche  Gröfse  sei,  und  der 
filiubiger  hat  nur  Anspruch  auf  die  Zurückzahlung  einer  gleichen  Summe 
in  Silberguldsn  mit  Währungskraft,  mögen  diese  nun  mittlerweile  im 
Werte  gesunken  sein  oder  mag  Papiergeld  eine  Werterhöhung  erfahren 
liaben. 

Wenn  man  in  Oesterreioh  vielfach  glaubt,  dafs  die  Anschaffung  einer 
dem  Betrage  des  Staatspapiergeldes  (812  Mill.,  wenn  100  Mill.  in  Salinen- 
lehdoen  ausgegeben  sind)  gleichen  Summe  in  Gold  zur  Herstellung  einer 
effektiven  Goldwährung  ausreichen  werde,    so  befindet  man  sich  in  einem 
grofien  Irrtume.     Das  Gold   wfirde   dann    gar   nicht  in  den  Verkehr  ein- 
dringen,   sich   überhaupt    nicht  als   selbständiges  Umlaufsmittel  behaupten 
können,    sondern    sorgfältig   in   den  Kassen  der  Bank  und  def  Staates  be- 
httiat   werden    müssen,   wie    dies   seit  mehr  als  zehn  Jahren  in  Italien 
gMcheben   ist.     Und   was   ist   der  Erfolji:   der    mit   grofsen  Opfern  ausge- 
führten   italienischen    Währungsreform    gewesen?     Schon    im   Jahre   1887 
itieg  der  Wechselkurs  auf  Paris  vorübergehend  auf  101,76,  in  jedem  der 
folgenden  Jahre    ging   er  zeitweilig  über  102  hinaus,    im  Jahre   1892  be- 
wegte er  sich  zwischen   102  und  105  und  im  Jahre   1893  ist  er  bis   115 
gMtiegen.     Thatsächlich    also  wird   jetzt    die    Barzahlung    wieder    aufge- 
hoben   und    das  Goldagio    wieder    so  hoch,    wie   es  seit  1874  nicht  mehr 
gewesen  war,  und  neustens  ist  auch  der  Zwangskurs  der  Staatsnoten  wieder- 
hergestellt.    Der   Zollkrieg   Italiens   mit   Frankreich    und   die    Abstofsuni; 
der  italienischen  Rente  aus  Frankreich  hat  diese  schlimme  Wirkung  ohne 
Zweifel   begünstigt     Doch   hatte  Italien    andererseits    bisher    noch  immer 
durch  seine    Münz  Vereinigung   mit    Frankreich   den    Vorteil,   sein    Silber, 
lohliefslich    auch    seine  Scheidemünzen    zu    internationalen  Zahlungen  be- 
nnUen    zu    können.     Die    Ausfuhr    der   letzteren    aber    erzeugte    wieder 
Schwierigkeiten  anderer  Art  und  veranlafste  im  Oktober  1893  auf  Italiens 
Wunsoh  den  Abschlufs  einer  Vereinbarung  zwischen  den  Münzbundstaaten, 
Bteh  der  die  italienischen  Scheidemünzen  ihre  bisherige  Zahlungskraft  in 
den  obigen    Vertragsstaaten    verlieren    und    von  Italien    gegen  Gold    oder 
^m  Golde   gleichwertige  Wechsel  in  bestimmten  Fristen  zurückzunehmen 
iind.    In  Paris   hat   die  Kammer  aus  Abneigung  gegen  Italien  sich  nicht 
eatiohliefsen    können,   diesen    Vertrag    bis    zu   dem    festgesetzten    Termin 
(31.  Januar  1894)  zu  genehmigen,    und    vielleicht  wird  sie  ihn  überhaupt 
verwerfen.     Andererseits  ist  schwer  abzusehen,  wie  Italien  die  vereinbarten 
Goldishlungen   zustande   bringen   kann,  obn«  sich   vollends  von  Gold  «u 
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eDlbMieo  und  deo  Rilokfall  io  die  Papiergeldwirttchafi  fiui  anvermeidlich 
«u  machen.  Jedenfalla  durfte  Ilalieo  für  die  nächete  Zeit  unter  den  wirk- 
lichen GoIdwährniigftläDdera  nicht  mitzuzählen  ieiu,  ,  Wenn  dadoroh  dtt 
Kreis  der  Mitbewerber  nm  das  Gold  yereagert  wird,  «o  katin  doch  die 
Zerrüttung  des  italieuiBoheo  UeldweBeos  an  sich  aaf  die  wirischaftliohen 
Interessen  DeutBchlaudi,  denen  der  Verkehr  mit  Italien  anter  dem  neueii 
Handelsvertrag  eine  gedeihliche  Förderung  in  Aussicht  stellte,  nar  nach- 
teilig wirken.  Aber  freilich  die  Schuld  kann  nicht  der  Oo1dw£lhruiig  iti- 
geschoben  werden  und  selbst  die  Einführung  des  Tollen  Bimetanismai 
nach  dem  Cerunschi'sohen  Programm  würde  keineswegs  denjenigen  Staaten^ 
die  eich  jetzt  vergeblioli  um  die  Festhaltung  des  Ooldumlaufs  bemüheti, 
ohne  weiteres  eino  Metallwährnng  versohaffeo  und  noch  weniger  dcö 
dauernden  Bestand  derselben  garantieren.  Die  wirtschaftlichen  MachtTer- 
hältnisiö  «wischen  den  verschiedenen  Staaten ,  die  Verschiedenheit  der 
natürlichen  Produktionsbedingungen  und  der  industriellen  Leistungsfähigkeit, 
die  VcrschuldüngsverhäUiiisfte  würden  ja  durch  die  allgemeine  Doppel- 
währung nicht  verändert  werden,  vielmehr  wurde  die  Verschuldung  der 
vom  Papiergeld  zum  Mutall  übergehenden  Staaten  noch  bedeutend  steigen. 
Denn  auch  das  Silber  miifBle  gekauft  und  swar  von  den  meisten  euro- 
päischen Staaten  gröfsten teils  vom  Auslande  eingeführt  werden  und  dsr 
prägende  Staat  hätte  nur  in  der  ersten  Zeit,  solange  der  Silberpreis  noob 
nicht  dem  neuen  gesetzlichen  Wertverhältnisse  entsprechend  gesüegao 
wSre,  einen  Schlagsehatzgewiiin,  der  aber  das  für  die  Einziehung  des 
Papiergeldes  zu  bringende  Opfer  bei  weitem  nicht  ausgleichen  würde. 
Wenn  nun  aber  auch  wirklich  zunüchst  in  dem  ganzen  Staaten  verbände 
der  Metallumlauf  auf  erweiterter  Basis  in  OoM  und  Silber  hergestellt 
wäre,  was  zugleich  eine  allmähliche,  wenn  »uch  nicht  nach  einem  angeb- 
baren  Verhältnisse  eintretend©  Steigerung  aller  Preise  zur  Folge  hätii 
so  würden  doch  bald  die  früheren  Verhältnisse  der  Zahlungsbilanz  zwisohi 
den  reichen  und  verfchnldeten  Ländern  sich  wieder  herstellen^  da 
dieselben  beslimmendeu  materiellen  Faktoren  durch  die  Doppel währuii 
nicht  geändert  worden  waren.  Das  Metallgeld  würde  also  doch  wied« 
aus  den  Wirtschaft  lieh  schwächeren  Ländern  ab  und  den  stärkereu 
strömen,  und  die  erstereu  würden  bei  dauernd  ungünstiger  Zahlungsbilaoi 
sehliefalich  auch  wieder  der  Papiergeldwirtsohaft  verfallen,  die  einem  ver- 
schuldeten Lande  ohne  genügenden  Barvorrat  allein  die  Möglichkeit  giebt» 
seine  Verbindlichkeiten  im  Auslande  durch  V^aren Sendungen  zu  erfüUeo. 
Kurz  gefafst :  es  kamrat  für  die  Stauten  mit  eflfektiver  Ooldwahmof 
nicht  darauf  an«  wie  viele  anderen  Länder  dieselbe  Währung  selbst 
erheblichen  ünaDziellen  Opfern  erstreben ^  sondern  wie  viele  Ökonomiscl 
imstande  sind,  diese  Währung  affektiT  und  dauernd  einzuführen.  Bufslaod 
wäre  dazu  namentlich  auf  Grund  seiner  bedeutenden  eigenen  Qoldproduktioii 
bei  friedlicher  äufserer  uud  geschickter  Finanzpolitik  in  Europa  am 
meisten  befähigt.  Für  0 esterreich- Ungarn  sind  die  Sehwierigkeiten  schon 
weit  gröfser»  und  für  Italien  eoheiueo  sie  kaum  überwindlioh.  Immerbin 
aber  würde,  auch  wenn  es  den  drei  genannten  Staaten  gelänge,  mehr  oder 
weniger  regelmüfsig  Gold  au  sich  zu  ziehen,  deshalb  für  die  Staaten  dsr 
ersten  Gruppe    kein  Grund  ssur  Beunruhigung  Torlie^en.     Di©  EiofUhruD^ 
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der    wirkliuheD  Ooldwährung    ia  lodieii  dagegeu  wUnle  meines  EracKteüa 

^bne  chroaische  gefäbriiche  BeeititrächtigiiDg  der  earopäifohen  Ooldwahruoga- 

^Beider  nicht  möglich  sein.  Auch  dar  Beitritt  lodicüs  zu  dem  biiuetalliBtisuheo 

Bkijsde    wilide  noch  äholiohe  Dttohteilige  WirkuDgeu   haben  ;    Europa  kanu 

Hui  dauemdes  starkes  Abatrömeu  von  Gold  uaeh  OätaaieD  otcht  ertragen  uud 

«10  binietallittisches  Syetem    i^t  aho  übt^rhaupt  Dur  uoter  der  Voraaseotz- 

aag    deokbar»    dafa    Indien    und    China    als    reine    Silberländer   aurserhalb 

deiaelbeo   blieben. 

Die    orthodoxe    bimetallistiAche  Partei»    die    die  Rückkehr    zum    alten 
VTertTerhältnia  der  beiden  Edelmetalle  Terlaugt,  ist  in  DeutBchlaad»  wo  sie 
in  0.  Arendt  einea  unermiidlichi^o  litterariacheu  Yorkilmpfer  besitzt,  wohl 
im  stärksteuj    wie    denn    auch    noch    vor    kurzem    ihre  parlamentaiischeu 
Vertreter   einen  diesem  Programm    entsprechenden    Antrag    im  Heichata^e 
«iagebracht    haben.     Auch    in    den  Thesen    von    C.    Hecht  (Nr.   14)    wird 
kurzweg    gesagt,    ^»die    inteniationale    WührungskonTention    kann   nur  auf 
die  alta  Relation  zwiechen  Silber  und  Gold  von   l:l5^/jj   begründet    wer- 
iim***     Von  dea   ausländischen  Autoren    spricht  sich  BoisseYain    in    seiner 
?rwsschrift  (Nr.    16)  ebenfalls  unumwunden   für  dieses  Wertverhältnis  aus; 
hgihitens  würde  er  sich  statt  desseu  das  nicht  allzuweit  abweichende  ameri- 
kiaiiohe    (1:16)    gefallen    lassen,    doch    weist   er   auf  die    weit    gröfsere 
^hwierigkeit  hin,  die  eine  Umpräguug  der  enormen  Masse  der  nach  dem 
fnaiöiiachcn   YerhiUtuis    geprägten  Silberm Unzen    im   Vorjs^leich    mit    «^iner 
■olch(»n    der  amerikanischen  Münzen    darbieten    würde.      Der  Grund  p    den 
Boiti«?ain  für  das  Festhalten  des  alten  Verlmltnissea  angiebt,  ist  praktisch 
lilerdings    wohlberechtigt:    man    dürfe    deo  Staaten    der    Franken  Währung 
im   zu    grofses    Opfer    auflegen ,     wenn    der    Bimetalliamus    wirklich    zur 
Atufuhrsog    gebracht  werden  solle.     In    der  That   ist    dies    ein    vielleicht 
«Qtieheidendes  Argument  gegen  die  Eioführuog  eines  neuen,  dem  gesunkenen 
Silberpreise    angepafbten  Wertverhältnisies.     Andererseits    aber    halte    ich 
«ÜB  Wiederherstellung  des  alten  Wertverhältnisse«  bei  den  gegenwärtigen 
Produktiona-    und  KonsumtioDsverhältnisseu    der    beiden    Metalle  für    un- 
möglich,   weil    meines  Erachtcns  ein    steigendes  Goldagio    schon  lediglich 
ifttolge  des  industriellen  Verbrauches    auf   die  Dauer    unvermeidbar  wiire, 
—  liie  Preisschrift  von  Rochussen  (Nr.   17),    eine    geschickte,    auch    die 
dsotichc   Währungalitteratur  ausgiebig  benutzende   Arbeit,    läfst  die  Fraj^e 
dir  Festsetzung    de»    WertTerhaltnisses    zwar    offen»    der  Verfasstr    giebt 
«b<rT  deutlich    genug    su    erkennen,    dafs    er   das    alte   französische  beibe- 
kaltea    sehen    mdohie,  —  Auch    Ad.    Wagner    hält    in    seiner    neu«  steo 
Sckiift  (Nr.  6)  die  Küekkehr    zu   diesem    WertYerhältnvs   für    ausführbar, 
obwohl  er  oioht  weiter  auf  diesen  Punkt  eingeht    und  sich  hauptsächlich 
I       Mlf  sine   Kritik  der  gegenwärtigen  Währungsverhaltnis^e  beschränkt.     Ich 
'       tio  für    meioen  Teil    Tollständig    mit    ihm    einTerstao4en,     wenn    er    die 
durdi   die    Silberentweriung    geschaffenen    Zustände    im    deutschen    Geld* 
L    *(iia  für  keineswegs  normal  und  befritdigend  erklärt.      Wir  haben  nach 
B   ibiug  der    Ton  Oesterreicb  iibernommeniD    Vereiosthaler  wahrs'cheinlioh 
W  t^Qcli  4^0  Mill.  M.  in  Thalero,  die  jct^t  nicht  die  Hälfte  ihres  uri^prüiiglichen 
^•rtM   in    ihrem   Silbergehaltu    repräsentieren     und     d;i2U    471    Miil,    in 
(^  Pros,    minderwertigen  BilbersclieidemüDzen,    abgesehen    von    den    1^0 
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MiU,  in  B«iGh«liAi§eD»che3n6i^.  Im  BarrorrEit  d»r  Beiobibusk  iplelvii  dl^ 
noBitiiell  so  enorai  oberweTUstaii  SUb«insUiiien  rino  noGh  ^qU^tb  ]ioUt, 
ftU  man  Tensuli't  hatt«^  wifi  &u»  der  aulbeBti»eht^Q  Mittetluog  in  den 
oben  frDgefübrt^D  öttefreicbiacli^u  TubeU^D  (^»  142)  hefTorgebt.  Hiiif-^ 
RfeLcb  waren  »m    10.  Mai   13^2   bei  der  Btiuk  Torbatideii 
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ZuMimiMn  SUberacheidemfiDseu   91,5  Hill.  M. 
Im  gABsen  also  Silber        327,1  MilL  M. 

Dasa  Kupfer-9  Niokel-  osd  ansortierte  Soheidemünsen :  5,6  Mill.  If. 
Von  dem  geoaniiUii  Bwrrorrat  kommt  also  etwas  mebr  ala  ein  Drittel 
auf  Silber,  darunter  über  90  Hill.  Silberacheidemünsen,  die  alao  ebeaimUt 
SU  dem  „kurthabenden  deutechen  Gelde''  gerechnet  sind.  Sie  habea  ja  in 
der  That  einen  gesetiliohen  Kurs,  wenn  auoh  nur  einen  besehränkten. 
Auffallend  ist  die  aufserordentlicb  groCie  Summe  in  FünCsigpfennigatnckeii, 
aus  der  man  sohliefsen  mufs,  da(s  diese  Münzen  in  weit  gröCierer  ZaU 
geprägt  worden  sind,  als  dem  Bedarf  des  Verkehrs  entsprieht  Uner- 
freulich aber  ist  Yor  allem,  dafs  jene  327  Mill.  nach  dem  gegenwärtigen 
Silberpreise  innerlich  nur  147  Mill.  M.  wert  sied.  Auoh  Adolf  Wagner 
ist  der  Ansicbt,  dafs  der  bisherige  gesetzliche  und  thatsäohliche  Zustand 
unseres  SilbermümweseDs  nicht  so  bleiben  könoe,  und  die  jetzt  in  Köln 
und  Berlin  bereits  entdeckte  Naohprägung  yollhaltiger  Markstücke  liefert 
einen  neuen  Beweis  für  diesen  Satz.  Gegen  meinen  Vorschlag  eier 
schwereren  Ausprägung  dieser  Münzen  erhebt  Wagner  jedoch  das  Be- 
denken, dafs  dieielben  dann  yielleiobt  zu  unhandlich  werden  könnten 
und  dafs  die  Malsregel  bei  immer  weiterem  Sinken  des  Silbers  nur  Tor- 
übergehend  wirken  könnte.  Indes  wäre  selbst  im  letzteren  Falle  der 
Zustand  doch  weniger  schlimm ,  als  er  beim  Beibehalten  des  jetzigen 
Scheidemünzfnfses  dann  sein  würde;  aufserdem  aber  wäre  es  yielleiobt 
möglich,  durch  diese  Scheidemünzreform  in  Verbindung  mit  der  Um- 
prägung der  Thaler,  auf  deren  Verkauf  also  definitiv  verzichtet  würde, 
andere  Staaten  zu  einer  wenn  auch  nur  beschränkten,  so  doch  regel- 
mäfbigen  Mehrprägung  von  Silbermünzen  zu  bestimmen  und  dadurch  die 
Silberpreise  auf  eine  mälsige  Höhe  —  etwa  in  der  Höhe  von  38  Penoe  — 
eine  leidliche  Befestigung  zu  versehaffen.  Um  die  Uuhandiichkeit  der 
Münzen  zu  vermeiden,  würde  08  genügeo,  wenn  man  als  gröfstes  Stück 
das  Zweimarkstück  (oder  vielleicht  ein  Zweieinhalbmarkstück)  annähme, 
das  dann   ungefähr   das   Gewicht  des    Thalers   erhalten    könnte ,    wobei 
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ooeh  eine  kleioe  ErleichteruDg    sich    dadurob  erreich en    iteiWe ,    duii  mun 
d«&  Kupter^usau    von    10    aul  5  Pros,    herabsetzte«     Die  Scheidemünzen 
TOO    1    AI.  und    wenigi^r    könnte    man    der  Konten    wegen    vielleicht  ungo- 
Biidert   lasteo,  zumal  bie  durch  die  vorauegeFetzte  Hebung  des  Silherpreiee» 
Hli>ch    tabeiitalib    an    innerem   Werte    gewinnen    würden.      Die    Terbes^erteu 
^■weiinarktotück«  wurden  dann  aUo  eine  beeondere  Einsäe  ron  Silbermünzen 
P^den,  und  wann  diese  nach  dem  »Silberwerte  durch Bchnittlich  ihrem  Nenn- 
werte  bia  auf  10—15   ?roz.  nahe    blieben,    sn    könnte    man    ihnen  unbe- 
denklich gi'&i-tzliche  Zahlufigskratt  bis  zu   lüOO  M.  verleiben.     Sie  würden 
ttaturlicb    auch    bei    der  DeckuDg    der  Banknoten    wie    schon    die    gegen- 
wärtigen Scheidemu nzt'D  umi  die  gegen   Priyate    überhaupt    keine    geseü:- 
Ueha    Zehiaug»kralt     beBitzenden     KeichskasseuBoheine     mit    angerechnet 
werden,    wodurch   »ich  ihr  Ktniluls    auf    tJie  Gei^amtcirkulation   weseDilioh 
«rweitem  kann.     Was  die  guläaaige  Menge  der  Silbermünzen  betrifft,    so 
bftt  l>eutsehiand  bei  seiner  HeTölkemng  in  der  ersten  Hälfte  der  achtziger 
Mre  thatsächlich  20  M,  üuI  den  Kopf  gehabt,  ohne  dafe  die  Goldwährung  ge* 
fihrdet  worden  oder  irgend  eine  andere  üble  Folge  bemerkbar  geworden  wure. 
K  El  würde   daher    auch    in    der  Zukunit    nichts    im    Wege  stehen,  dafs  an 
H  klatiiirn  8ilber&cheidemÜDzen  etwa  6  ^/^  M.  und  Ton  der  neuen  HauptAÜber* 
r&aaien      l^^U    ^'     ^^^    ^^^    Kopt    geprägt     würden.     £9     wären    dann 
il«o    zur     Verstärkung     der    auszuprägenden    Münzen    und     2ur     Heratel- 
\mg   des    ungenommenen    Kontingents    TieUeicht  300   Mi  11.  M,    in    Silber 
iitch  dem   neuen  Müuzpreise  erforderlich,  dessen  Ankauf  über  eine  Reihe 
Ton  Jahren    verteilt    werden    könnte»     Es    würde    sich    jedeniaUs    »o  ein* 
nckteo  lassen ,    dal's  namentlich  in  der    ersten  Zeit  der  für  das  Silber  zu 
ithlende  Frei«    noch    erheblich    unter    dem    der  Ausmünzung    zu  Grunde 
gtlegten  atändep  wodurch  der  mit  der  Reform  yerbundene  Kostenaufwand 
ttiD  rine  immerhin  bedeutende  Summe  yermindert  werden  könnte.    Wenn 
mfi  sieht,  wie  grofse  Opfer  Staaten  wie   Italien  nnd  Oesterreich  gebracht 
hibtn  und  nooh  bringen  wolleD,  um  ihr  Geldwesen  in  eine  normale  Ver- 
(uiimg  SU  bringen  f  so  wird  man  die  Kosten,  die  dem  Deutschen   Reiche 
iui  einer  Bcheidemünzreform  erwachsen  würden,  nicht  als  ein  bereohtigles 
Äi^^ment    gegen    dieselbe    annehmen    können.      Die    Nation    würde   ja  in 
dum  höherwertigen  Silbergeide  ein   yoUgiltiges  Aei^ui Talent  für  diese  Aus- 
gi^n  erhalten    und    die   Vorteile  einer  solchen  Befestigung  und  Erweite- 
rung der  Metallbasis    unseres    Geldes    würden    sich    namentlich    im   Falle 
•1B61  Krieges  als  die  Kosten  weit  überwiegend  ergeben,     ÜebrigeDs  könnten 

Idflich  Ausgabe  von  SiJbermünzsoheinen  alle  Kosten  vermieden  werden.  Auch 
imck  der  Reformperiude  würde  Deutschland,  der  Vermehrung  seiner  Bt- 
TdlkiTung  entsprechend  jährlich  für  12 — 13  MilL  M.  Silber  —  nach  dem 
siten  Weriverhuitnitiee  —  autnehmen  können ,  und  wenn  die  übrigen 
i^iftsten  in  ähnlichem  YarhäStniBse  mitwirkten  und  in  Indien  die  Silber- 
pt^ngen  —  wenn  auch  wiel  leicht  anfangs  nur  für  Staats  rech  nung  — 
dvisrnd  wieder  auigeuommen  würden,  so  hätte  mau  guten  Grund,  eine 
mehhulltge  Befestigung  des  Silberprei^es  aut  der  oben  bezeichneten  Höhe 
tu  irwarten« 

Von  den  denkbaren  Vorschlägen  zur  firreiehung  dieses  letatereo  Zieles 
^\  der  tbeti  tkiizierte  der  am  weDigsteu  weit  gehende  und  zugleich  der- 


480 


KUfoU«!!, 


jeQige,  bei  weleheoi  die  deutsche   Goldwährung  gändioh  unberUhrt  Ueibt, 
da  die  HilbermÜDxeu   uiaht  nur  in  beschränkter  Menge,  sondera  auch  ciit 
beiohränkter,    waon    auch    für    die    HiiuplmuQzen  bedeuteod  retgtötturkt 
Zablungikraft   ausgegeben    werden    sollen.      Läf6t    man    dietie    lisUterre  Be- 
dingung fallen,    will   mun    also    den    groben    Silhermilnzen    unbasohrftakU 
gedetsiiohe  Zahhingskraft  *    nleo    den    Währung$^charakter  gobon  ^  Wtnn  ile 
auch  nur  in   bobchränkter  Menge    auf  StaaUreehnung    au^tzuprligen  wäreo, 
so  erhält  man  die  hinkende   Doppelwährung,  moht  wie    bisher  als   bloCie 
Uebergaugsbildung,    sondern    als    stäDdigeä  System.     TbaUächlich    bettsht 
dieses  System  ,    wenn  auch  die  weiteren  Ku^unt^ilberpmgungen  eingestellt 
sind|    in    allen  Staaten    mit   efftktiyer  Goldwührung   mit  Ausnahme  Ea^ 
Lands,    und  es  hat    trotz    der    enormen  Entwertung    daa  Silbers  bisher  m 
keinem  von  diesen  Ländern  schlimme  Folgen  j^ohabt.  Numentlich  hat  ticb 
Frankreich,  das  am  meisten  mit   innerlich  unterwertigem  Silber  uberlads& 
ist,  sich  bei  der  hinkenden  Doppt^lwährung  im  ganzen  ao  wohl  Ktfitndeo^ 
dafs  Landesbarger  (Nr.  13)  das  ,, französische  System"  —  das  gerade  darch 
die  reichliche  Sättigung   des  Verkehrs  mit   Silber  sich    besonder»  oharslE- 
terisiert  —  für    das    praktisch    zweckmarsigbte    hält    und    es    daher  auoh 
für  Oesterreich- Ungarn    empfohlen  hat     Es    ist   indes    sehr    fraglich,   ob 
irgend  i^in  anderes  Land    aufser  Frankreich  eine    so    grofse  Mftsse  Sil 
hroditgeld  —    2500^3000    Hill.    Frcs.  —  ertragen    könnte,     ohne 
diLSLS  das   Gold  aus  dem    gewöhnlichen   Verkehr    verdrängte.     Fraakreii 
kommen    eben    besocders    gün&tige  Umstände  zu   statten:   die  regelmä, 
günstige  Zahlungsbilanz  und  der  grofse  8parsinn  der  Masse  seiner  Beröll 
rung,  der  sich  immer  zunächst  darin  äufaert,  dafs  Fünflrankon*  und  6o] 
stücke    zurückgelegt    werden,    wenn    auch    die  Anlage  bei  Sparkassen, 
Renten    u.  s.  w.  jetzt    weit    rascher    folgt   als    früher.     Dazu    kommt  d\ 
auf 9  er  ordentlich  feste,  weil  unmittelbar,  man  kann  sagen,  durch  die  gan; 
Bevölkerung    gestützte    Staat>kredit    Frankreichs,    der    ohne    Schwiengkett 
die  enorme  Entwertung  des  Silbers  deckt.    Dennoch  ist  diese  Entwertui 
unter  allen   UmstäDden  eine  Abnormität  und  die    prinzipielle  Kmpfehli 
der  hinkenden  Doppelwährung  erscheint  daher  nur  zulässig  unt^r   Vorai 
Setzung  eines  ftir   das  Silbtr    genügend    herabgesetzten   Wertverhültoisses, 
wozu  noch  ferner  gesetzliche  Vorschriften    über    die  Grenzen    der  Silber- 
prägudg  kommen  müfsten.    Wenn  z.  B.  bestimmt  würde,  dar»  die  —  immat 
nur  staatlichen  —  Silberprägungen  jährlich  nur  die  Hälfte  des  gleichzeii 
in  Gold  ausgeprägten  Nennwertbetrags   ausmachen    dürften,    so    wäre 
Vorherrschaft  des  Goldes  genügend  gesichert.     Für  Deutschland,  das  seiaa 
Goldwährung    ohne    Schwierigkeit     nach     dem     oben    angedeuteten    Plaa 
vollenden  kann,  wurde  ich  ein  aolches  Abweichen    von    dem  Prinnp  dar* 
selben  nicht    empfehlen;    aber    für  Oesterreich-Üngam    würde   die    Beibe* 
haltung  von   Kurant^ilber,    wie  aie  Landesberger    empfiehlt  (der  sunichit 
190  Hill.  Silbergulden  neben   417  Mill.  Gulden  in  Gold  annahm),  rielleicht 
die  zweck mäfsigste  Ergänzung  der  Wahrungsreform  bilden.     In  den 
als  Zwei  krönen  stücke  bi  zeichneten  Gulden    ist   das  Silber    bereits  auf 
Wertverhältnis   1:18,3  herubgesetzt,  das  aber  freilich  noch  nicht  genü, 
um    die  Grundlage    der  Ausprägung    neuer    Silbermünzen    mit  voller 
lungskraft    zu    bilden.     Als    einen    besonderen    Vorteil    der    Beibehaltunf 
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eine«  betrüchtliohen  Silberkurtn  tum  lauf«  betrachtet  Landesberger  die  da* 
durch  gegebene  Möglichkeit,  die  Gold&utfuhr  durch  die  ErhebuQg  einer 
Ooldprämie  lu  erschwereD.  Er  sieht  id  der  von  einer  Zentralbank  zu  hand- 
habenden Prämien po  11  tik  eine  wichtige  Ergänzung  der  Diskontopolitik  zur 
Bekätnpfang  der  Goldau»fahr  zn  spekulativen  Zwecken  bei  abnormer  Lage 
des  ausländischen  Geldmarktes  und  er  glaubt,  dafs  die  Bank  von  Frank- 
reich gerade  auf  diesem  Wege  sehr  wirksam  für  die  Erhaltung  ihres 
Ooldbeetandes  gesorgt  habe*  Aber  auch  in  dieser  Hinsicht  bestehen  in 
Frankreich  besondere  Verhältnisse.  Die  Ooldpramie»  wie  sie  auch  an  der 
Börse  notiert  wird  (und  zwar  auf  der  Basis  des  Münspreises  des  Goldes^ 
der  7,44  Fros.  unter  dem  eigen Üiobeu  Prägungswerte  eines  Kilo^rramms 
steht)|  wird  in  Frankreich  durch  die  grofse  Menge  der  aufserhalb  der 
Bank  beündlichen  Goldmünsen  in  engen  Grenzen  gehalten  ,  die  durch  den 
Grad  der  Abnutzung  der  im  Verkehr  beüodlichen  Goldmünzen  gegeben 
sind.  Die  Bank  kann  ihre  Noten  (wenn  sie  nicht  überhaupt  die  Gold- 
ZLililuiig  verweigert,  was  normaler  Weise  nicht  geschieht)  höchstens  in 
ZehnfrankenstUcken  einlösen,  die  bis  zum  Fassiergewicht,  also  um  7  Promille 
abgenutzt  sind»  und  bei  der  Einachmelzung  würde  sich  infolge  der  Aus- 
ttutsung  de»  Bemediutns  in  der  Feinheit  Tielleicht  noch  ein  weiterer  Ver- 
lust Ton  1  Promille  ergeben.  Demnach  kann  die  Goldprämie,  solange 
nicht  auch  im  gewöhnlichen  Verkehr  das  Gold  zurückgehalten  wird,  d.  h. 
solange  die  Goldwährung  intakt  ist,  nicht  mehr  als  etwa  B  Promille,  oder 
in  der  auf  den  Miinzpreis  bezogenen  Börsen notierung  nicht  mehr  als  tu  Pro- 
mille betragen.  Stiege  sie  höher ^  so  würde  man  ohne  Bohwierigkeit  der 
Cirkulation  GoldmÜnseUf  die  durchschnittlich  rielleicht  nur  um  3 — 4  Pro- 
miUa  abgenutzt  sind,  entnehmen  und  einschmelzen  oder  al  marco  für  die 
Ausfuhr  T erkaufen  können.  In  Frankreich  besteht  also  keine  Gefahr, 
dafs  die  Qoldprämie  eine  bedenkliche  Höbe  erlange  und  andererseits  tritt 
bei  der  überwiegend  günstigen  Gestaltung  der  französischen  Zahlungs- 
bilanz die  Notwendigkeit  der  Goldausfuhr  wegen  der  Lage  des  inneren 
Geldmarktes^  namentlich  infolge  von  Ueberspekulation  (wogegen  auch  nach 
Landeaberger  nur  mit  Diikontoerhöhungen  reagiert  werden  kann),  nur 
selten  auf.  In  einem  Lande  dagegen,  das  nur  wenig  Gold  im  Umlauf  hut, 
iit  der  Goldprämie  keine  obere  Grenze  gesetzt;  das  Vorgehen  der  Bank  ver- 
«nlafstdie  privaten  Besitzer  von  Gold,  dieses  noch  höher  zu  schätzen,  es  ver- 
schwindet  gänzlich  aus  dem  Verkehr,  und  wenn  vollends  die  Zahlungsbilanz 
nngünstig  ist,  so  ersoheint  das  echte  Qoldagio,  das  bis  zu  jeder  Höhe  steigen 
kann. 

In  Oeeterreich* Ungarn  würden  die  Voraussetzungen  einer  unsohädÜchen 
Prämien  Politik  im  Binne  Landesbergers  (^ergl.  auch  seine  Denksohrift 
Nr.  13),  nämlich  reichliche  Sättigung  dee  Verkehrs  mit  Gold  und  in  der 
Regel  g&nsüge  Zahlungsbilanz  nicht  gegeben  sein^  die  PrÜmie  würde  ge- 
wissermafsen  ein  böses  Beispiel  geben  und  das  Ausland  würde  in  der 
dadurch  verursachten  Verschlechterung  des  Wechselkurses  auf  Oesterreioh 
I  immer  nur  den  Ansatz  zu  einem  neuen  Ooldagio  sehen,  üeberdies  wird 
in  einem  Lande  mit  schwachem  Goldvorrat  die  Veranlassung,  bei  der  naoh 
Landesbergers  ohne  Zweifel  richtiger  Ansicht  die  Tendenz  einer  Qold- 
ptiaia   allein   gerechtfertigt    ist,    nämüch    das  spekulative  Eingreifen    des 
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intändifiobeD  Kapitals   in    die  0 eidmark tverhälttiisse   des  Äualandes  oar  in 
sehr  geriagem  MaTAe   oder   gar  nicht   Yorkommen.     8q    würden    aach    die 
GoldTersendangen  aua  Oesterreicli-Otigara  immer  fast  auascblielilich  dorch 
die  Warenhandele-    and  Zinszahlungsbilans    verursacht    werden ,    also    der 
PrSmienpolilik  selten  eine  Handhabe  bieten.    Selbst  für  die  deutsche  Eeiohs- 
bank  erscheint  zeitweilige  Erhebung  einer  Ooldprämie  oaoh  fr&niöaiaohem 
Vorbilde»  wie  sie  allerdings  schon  Ton  manchen  Torgeschiagen  worden  iit^ 
nicht  ratsam,  wenn  auch  in  Deutschland  der  ron  Laudesberger  angenommeoe 
Grund  für  die  Berechtigung    einer    solchen  M&fsregel  zuweilen    yorbanden 
sein    mag    und    der  Gesamtbesits    des    Landes  an    Gold    gegen    eine    über- 
ULäTsige  Höhe  der  Prämie  genügende  Garantie  bietet.     Aber    für  Deutsch- 
land handelt  es  sich  auch  darum,  seiner  Markwährung  eine  feste  und  an* 
erkannte  Stellung  auf   dem  Weltmarkte    zu  verschaffen,    vermöge  welcher 
sie    wenigstens    bis    zu    einem    gewissen    Grade    mit     dem   Ffond    Sterliog 
konkurrieren    kann.      Bo^u   aber    ist    eine    möglichst   grofse  Stabilitäl   des 
Wechselkurses    der  Mark    und  deswegen    wieder    die    volle  Gewifsheit  der 
anstandslosen  fiinlöiung  der  Noten  in  Gold  erforderlich.    Es  ist  schon  mirshdvj 
dafs  sich    im  Auslände  besläßdig    die  Meinung    behauptet,    die  Reiohsbank] 
erhebe  Schwierigkeiten  gegen  das  Herausgeben  von  üold   fiir  die  Ausfuhr^  1 
eine  Meinung,  g^^gen  die  auf  der  Brüsseler  Münzkonfereni  von    1892  von.] 
selten  der  de  titschen   Delegierten    ausdrücklieh  Einspruch    erhoben    worden^ 
ist,  die  aber  als  berechtigt  erscheinen  würde,    wenn    die  Bank  sich  wirk* 
lieh,    wenn    auch    nur    unter   gewissen    Bedingungen,    die   Erhebung  einer ^ 
Goldprämie  vorbehielte.  H 

Eiue  eigentümliche  Modifikation  des  internationalen  ßimetallismaa  mil^^ 
herabgesetztem  Silber  wert  hat  der  Bankdirektor  Königs  in  Köln  in  einer 
als  Manuskript  gedruckten  Denksohrift  vorgeschlagen.     Jeder  der  beteiligten 
Staaten    soll    sich    verpÜichten ,    eine    dem    bisherigen    Münssystem     ange* 
pafste  grobe  Silbermünze  mit  voller  gesetzlicher  Zahlungskraft  einzuführen, 
die  wenigetena  ein  Drittel  mehr  Feinsilber  eotbalten  müfste,  als  die  Münia^ 
Ton    gleichem  Nennwerte  nach    dem  bisherigen  System«      Das    neu    anaa>-'^| 
nehmende    Wertverhältnis    könnte    sich    zwischen    li2<i^j^  und    1:21*/^^' 
bewegen  und  innerhalb  dieser  Grenzen  der  einzelnen  Staaten  freier  Sptal- 
räum     gestattet    werden*      Die     Prägung    dieser     Silberkurantmünzen     f^ 
Privatrechnung  wäre  unbeschränkt,   aber  jeder  Staat  soll  verpÜiohtet 
sein,  eine  Frägegebühr   von  mindestens    6   Proz.    zu    erheben,    dia  ei 
jederzeit  mit  kurzer  Ankündigung  um  weitere  6 — 7  Proz.  erhöhen  köontdJ 
Die  Grenze    soll    so    berechnet   werden,    dafs    die    Unze    Silber    bei    dam 
Maximum  der  Prägegebühr    in  London  noch  den  Preis  von  40   Pence  be* 
haupten  kann.     Der  Ertrag  der  Prägegebühr  soll  zur  Deckung  der  Kosten 
der  Umprägung  der  unterwertigen  Silbermünzen  dienen. 

Die  praktische  WirkuDg  der  Ausführung  dieses  Vorschlags    würde  in^ 
wesentlichen    dieselbe    sein,     als    w^^nn    die    beteiligten    Staaten  sich    var* 
pflichteten,    durch    freie  Zulatsung    von    Kurantsilberpragungen    unter    be- 
stimmten Bedingungen    einen  Minimalpreis    desselben    von    40  Pence    auf*! 
rech tzuer halten.     Für  Deutschland  würde   sich    die  Sache   folgendermafsenj 
gestalten.     Das  Reich  verpflichtete  sich,  für    die    neue  Silbermünze»  sagen; 
wir  das  Zweimarkstück^  etwa  das  WertverhÜtoit  1:21  zu  Grunde  iq  legea 
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(der  |Tom  YerfaiBer  gelaAeene  Spielraum  köcute  fäglioh  fallen  gelasBeu 
waiden)p  d.  h.  ein  SUberstUck  Tan  15,08  Gramm  Feingehalt  die  ZahluDge- 
kimft  Ton  2  Mark  in  Gold  haben  aolle.  Wer  aber  1505  Gramm  Feiu- 
Bilber  in  die  Münze  bringt,  erhält  dafür  nicht  200  Mk.  in  geprägten 
Hansen,  sondern  hochsteue  190  M.^  und  bei  Erhöhung  der  Gebühr  auf 
12  Proz,  nur  176  M,  Dem  Wertyerhältnis  1:21  entspricht  ein  Londoner 
Silberpreifl  Ton  44,9  Penoe,  dieser  könnte  aber  nicht  bestehen,  weil  das 
Silber  aeibst  bei  einer  Prägungsgebtihr  yod  nur  5  Proa.  nur  zu  42,6  Pence 
bei  der  Münze  verwertet  werden  könnte.  Da  aber  mindestens  der  Preis  von 
40  Pence  aufrecht  erhalten  werden  soll,  so  darf  das  Maximum  der  Ge- 
bühr nur  10^9  Proe.  betragen.  Steht  sie  zwischen  diesen  Grenzen,  to 
iteUt  eich  der  Preia  in  London  entsprechend  zwischen  42,6  und  40  Pence. 
Von  den  Nebenkosten,  die  den  Londoner  Preis  immer  noch  etwas  weiter  herab- 
drucken  würden,  sehen  wir  hier  ab.  Setzte  ein  einzelner  Staat  die  Ge- 
bühr niedrigsr  an  als  die  Übrigen,  so  würde  diesem  alles  auf  dem  Markte 
Terfügbare  Silber  bis  zur  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  seiner  Münz- 
»iiltten  ansschliefslioh  zaÜiefsen;  der  Silberpreis  würde  «ich  also  im  all- 
femeinen  nach  dem  niedrigsten  Gebührensätze  richten.  £s  ist  aber  durchaus 
anwahrscheiolich  ,  dafs  irgend  ein  Staat  es  dem  anderen  in  der  Herbei- 
siehnntj;  Ton  Silber  zuTorthun  wollte ,  daher  werden  alle  thatsäcblich  die- 
selbe Höhe  der  Gebühren  einhalten,  und  wahrscheinlich  den  Maximalsatx, 
der  bei  dem  WertTerhältnts  1:21  also  10,9  Proz.  betrageo  würde,  und 
die  bimitalli 8 tische  YereinbaruDg  hätte  dann  also  den  Erfolg,  dafs  der  Silber» 
preis  auf  40  Pence  stehen  bliebe^  wenigstens  solange  keine  bedeutende 
weitere  Verschiebung  der  Froduktions-  und  Konsumtionsverhältnigse  der 
Edelmetalle  einträte* 

Als  Vorteil  dieses  Systems  betrachtet  der  Verfasser  die  allmähliche 
0eekung  der  Kosten  der  ümprägung  der  gegenwärtig  vorhandenen  Silber* 
münsen  und  die  Verhinderung  des  Ueberströmens  der  neuen  Silbermünzen 
von  einem  Lande  ins  andere,  da  die  Ausfuhr  derselben  ans  ihrem  Heimat- 
itaate  ja  einen  Verlust  von  6 — 12  Proz.  mit  sich  bringen  würde.  Aber 
die  nnbeschränkte  Prägung  von  Silbermünzen  mit  5 — 12  Froz.  Unterwertig- 
keit hat  andererseits  doch  auch  ihre  ematliohen  Bedenken^  und  was  die 
finanzielle  Seite  betrifft,  so  würde  z.  B.  in  Deotschland»  um  die  Kosten 
der  XJmprägung  der  vorhandenen  Siibermünzen  zu  decken,  bei  einer  Ge- 
bühr von  10  Proz,  die  Neuprägung  (also  neben  der  Umprägung)  von  mehr 
al»  2500  M.  in  Silberkuraot  nötig  sein.  Dann  würde  aber  das  Silber 
die  Uebergewicht  im  Verkehr  erhalten  und  selbst  bei  der  Fortdauer  des 
gtgen  wärt  igen  Verhältnisses  der  Produktion  beider  EdelmetaUe  wahr- 
leheinlieh  auch  bald  ein  Goldagio  sich  einstellen. 

Üeberhaupt  würde  sich  auch  ein  auf  V^o — */,g  herabgesetztes  Wert- 
verhiUtnis  für  das  Silber  durch  eine  bimetallistiscbe  Vereinigung  nicht 
dauernd  festhalten  lassen,  wenn  die  Silberproduktion  in  der  Weise  weiter 
fortechritte,  wie  es  in  den  letzten  Jahren  der  Fall  gewesen  und  wie  ee 
nach  Snefs  bei  einem  Preise  von  40 — 45  Pence  für  die  Zukunft  su  er- 
warten int.  Daher  liegt  es  nahe,  die  Lösung  der  Silberfrage  auch  einmal 
Ton  der  anderen  Seite  her  au  versuchen,  nämlich  nicht  oder  nicht  allein 
durch  Vermehrung  der  Verwendung  des  Silbers,  sondern  durch  Besohrän* 
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koDg;    seioer    Produktion.      Zu    diesem    Zwecke    hat    J«    Wolf     in    seiner 
der  Brütieler  MÜDzkoDferenE    roa  1892  Torgelegteo  Deokschrift  die  Ver- 
ttaEtlicbung    der  SiiberproduktioQ    vorgeschJagen.     In  Europa    würde  sieb 
dieser  Plan    ohne    besoodere  Sohwierigkeitea    yerwirklichen  lassen,    lumal 
iu    deo    beiden  Ländern,  in    denen  der  Silberbergbau  die  TerhältoistDäTsig 
gröfflte  Bedeutung  bositzt,    dem  Deutsoheo  Reioh    und  Oesterreicb^Ungam» 
sieh    ohoehin    schon    Thiele  Qruben    im  Staatseigeatam    befinden«     In    dea 
Vereinigten  Staaten  dagegen  würde  ein  solches   Eingreifen  des  Staates  — 
d.    h.    in    diesem   Falle  ohne  Zweifel    des    Bandes  —  zu    sehr    den    herr* 
sehenden  Traditionen  widersprechen   und  nach  dem  Urteil  der  Amerikaner 
selbst    nicht   durchführbar    sein.     Dasselbe  gilt  Ton  Australien,    von  Chili  ; 
und  in   noch  höherem  Qrade  von  Mexiko,  Peru,   Boliria^  wo  die  Schwäobs  ' 
der  staatlichen  Organisation  and  der  politischen  Unsicherheit  noch  gröfsers 
Schwierigkeiten  erzeugen«     Eher  könnte  man  yielleicht  an  eine  priTSti? 
KaTteUierung    der  Silberproduktion  denken.     Kach  den   merkwürdigen   Er- 
fahrungen    mit    den    amerikanischen    Kiesentrusts    scheint    gerade    in    deo 
Vereinigten  Staaten    die  Bildung  eines  Silbertrusts  recht  wohl  im   Bereich 
der  Möglichkeit  zu  liegen^  und  wie  das  Pariser  Kupfereyndikat  einst  auch 
die  chilenischen  Kupferminen   unter  seinen  Einflufs  zu  bringen  wafste,  so 
könnte    eine  solche  nordamerikanisohe  Yereinigang  wahrscheinlich  wenig- 
stens   für    die    bedeutendsten    Interessenten    in    den    übrigen   Produktions- 
lündem  den  Zentralpunkt  für  eine  gemeinschaftliche  Organisation  oder  die 
Oberleitung    für    eine    gemeinsohaftliche  Preispolitik    bilden.     Eine  solche 
Kartelliernng    würde    um  so  mehr  Erfolg  versprechen,    je  tiefer  der  Preis 
des  Silbers  gesunken  wäre,  da  dann  auch  die  unter  deo  günstigsten  Bedio- , 
gnngen    arbeitenden   Prodazenten    ihre  Existenz    bedroht  sähen   und  über«*! 
haupt  die  Not  dann  auch  auf  die  sonst  Widerstrebenden  ihren  mächtigen  i 
Druck  ausüben  würde.     Daher  wäre  auch  Ton  der  Mafsregel  nicht  sowohl ' 
eine    bedeutende  Hebung    des  Silberpreises,  als  rielmehr  nur  die   Yerhin* 
derung  eines  weiteren  Sinkens  desselben  zn  erwarten.     Die  sonstigen  Vor- 
sehläge, die  Woli  noch  beifugt,  bezwecken  die  Verminderung  des  Goldbedarfs 
durch  Einrichtung  einer  internationalen  Girostelle,  eines  KdelmetaU-Oleari  ng* 
Verkehrs   und    die  Scha^Tang   einer    internationalen  Banknote.     Wenn    die 
Silberfrage     in     den    Hauptkulturl  ändern     endgiltig    zu    Ungunsten     die 
Metalls  gelöst  sein  und  die  Goldwährung  hier  die  unbestritteoe  Herr» 
erlangt   haben    wird,    so  dürfteo  in  der  That  ähnliche  internationale  Ein 
richtungen    sich    bald    als  unentbehrlich  erweisen.      Auch  Sewen  (Nr. 
empEehlt    aufser    seiner    Getreidenote    eine    internationale    Vereinb 
awischen     den    Zentralnotenbanken    in    betreff   der   Ausgabe    von    alla«ttig 
anerkannten  Noten,    die    durch  Silber    nach    einem    vereinbarten  Wartrer^ 
faältnis    gegen    Gold    su    decken    wären«     Eine    eigentümliche    Lösung    der 
Währuogsschwlerigkeiten  hat  ebenfalls  bei  Gelegenheit  der  Brüsseler  Mftai*  ^ 
konferenz    Hertska  in  Vorschlag    gebracht  (Nr.  3):    es    soll    ein    einsig 
aber  in  festem  Gewichte  Verhältnis  ans  Gold  und  Silber  susammengeaetat 
WertmaTs,   also    eine    Mischwährmng,    geschahen    werden.      Die    wirklie 
Prägung   von    Münzen    aus    einer    Gold^Bilberlegiernng    wäre   jedoch    dazt' 
nicht  oder  nur  nebenbei  erforderlich;  es  würde  genügen,  wenn  gesetzlich 
bestimmt  würde,  dafs  aUe  gröfseren  Zahlungen  in  Gold-  and  Silbeniaüaieii 


MisstllftD. 


I 


zuMmmeo    Dach    einem    beitimmteD    MeDgenTerhältuis    zu    leitteo    wären, 
od«r  Doch  zweckmäfsiger,  wenn  gegen  HiaterleguDg  von  Gold  und  Silber  in 
dem  b#Bti minien  Ynrhältnis  Certificate  auagegebün  wurden.     Veräntlerangen 
des   WertTerhäliDi6ie&  von  Gold  und  Silber   tollen  auf  dietem   Wege  nicht 
verhindert  werden,  jeden   Versuch  in  diesem  Sinne  halt  Hertzka  überhaupt 
für    auasichtalos ;    aber  es  wurde  dadurch  erreicht  werden,    daf«  einerseits 
der    ganze  StaatenTerband,    der  dieses  Sjstem  annehme,    mit  einem  reich- 
lichen   Vorrate    an    Metallgeld    versehen^    also    der   Geld  Verteuerung    vor- 
gebeagt  würde,    und    dals    andererseits  die  Eurssohwankungen  des  Geldes 
der    einseinen  Staaten    des  Bundes    von  den  Schwankungen  des  Wertver- 
billaiaaes    der    beiden  Edelmetalle    unabhängig    würden    und    sich    nur  in 
Uuklichen  engen  Grenzen  bewegen  könnten,  wie  gegenwärtig  die  Wechsel- 
kurse zwischen  Ländern  mit  reiner  Goldwährung.     Neben   diesen  Vorzügen 
•eines  Systems   läfst  Hertzka  aber  den  schweren  Nachteil  aufBcr   Beiracht, 
ämitf   das  Miäcbwährungsgeld    bei  Aenderungen    des  iSilberwt^rtes    in    einer 
offenkundigen    Weise    seinen    eigenen    Tausohwert    gegenüber    den    Waren 
Terändern    wurde.     Wenn    die  Mischung    nach    seinem  Voräohlaga    aus   l 
OewTchteteil  Gold  auf  9  Gewiohtsteile  Silber  bestände,  so  würde  bei  einem 
WertTerhältnis     von    Silber    zu    Gold    1  :  20    eine    Legierungsmünze    von 
20  Gramm  Gewicht    einen   Wert    von    8,10   M.    haben.     Sänke  dann   aber 
das    Silber    gegen    Gold    auf  das    Verhältnis    von    1  :  30«    wie   wir  das    in 
der  Gegenwart  erlebt  haben,   so  würde  der  Wert  der  Münze  auf  7,23   M. 
fallen,  oder  ohne  Besiehung  auf  die  Markrechoung  auiigedrüokt,  er  würde 
lieh    im  Verhältnis    von    6,10    zu  7,23  vermiDdern.      Bine  solche  deutlich 
erkennbare  Aenderuog  der  allgemein  giltigen   W^erteinheit  würde  aber  für 
den    Verkehr    unerträglich    sein.     Gegenwärtig    sind    bei  einfacher  Metall* 
Währung    und    selbst    bei  Fapierwähning    die  Bewegungen  des  Geldwertes 
m    sich  —  etwa    infolge    bedeutender  Vermehrung    der  Umlaattmittel   — 
ioi    inneren  Verkehr    gar    nicht    merklich.     Sie    werden   keineswegs  durch 
die  AenderUQgen    des  W^echselkurses    dargestellt^    sondern    sind    durchweg 
TOB  weit  geringerer  Gröfse  als  diese ;  so  weit  sie  aber  wirklich  vorhanden 
bind,  eraohainen  sie  nur  verhüllt  in  den  fiew^egungen  der  Warenpreise  and 
ihre   Wirkung    läfst   sieh    neben    den    aus    anderen   Gründen    entstehenden 
lenderungeu    nicht   ausscheiden,    sie    tritt    nicht    nachweisbar  hervor  und 
wird  daher  im  gewöhnlichen  Verkehr  aufser  acht  gelassen.     Bei  dt?r  Ver- 
wendung   des  Mischwährungsgeldes    würde  dagegen  die  Geldwertänderung 
infolge    der  Verschiebung    des    W^ertverhältnisses    beide   Metalle    sieh    von 
den  übrigen  Ursachen  der  Aenderungen   der  Warenpreise  isolieroD  lassen^ 
et    würde    also    auch  die  aus  dem  Gelde  selbst  hervorgehende  Aenderung 
leiner  Kaufkraft    für    sich  erkennbar  sein  und  die  Gläubiger  würden  steh 
dann   ohne  Zweifel   nicht  mit  der  Kückzahlung  der  dargeliehenen  Summen 
in  dem   neuen  Gelde  begoügen,  sondern  auch  eine  Entiacbädigung  für  den 
Fall    der    gesunkeuen    Kaufkratt    desselbeu    Teriangen.       Kurz    das    Misch- 
wähmogigeld  würde  infolge  der  Schwankungen  des  WertTerhaltnisses  der 
Kd^lmetalie    für    den    inneren    W^arenanstausoh    und  Kredilverkehr    kein 
itfthiles   WertmaDs  bilden.     Die  Möglichkeit  aber,    dafs  bei  diesem  System 
dir  W'eii    des  Silbers  gegen  Gold  sich  fixiere,    nimmt  Hertzka  überhaupt 
Mbt  aa«    und  in  der  That  würde  auf  solche  Art  das  weitere  Sinken  des 
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Silber  wertes  bei  fortiobreiteader  Vermehr  ang  der  Prodaktioa  diesen  MeUUi 
nicht  aufgebulteo  werden  köunQu.  Es  könnte  eben  nur  aio  sehr  mäTsiger 
Bruohteil  der  Jahretproduktion  für  die  Oeldfunktion  Verweodung  finden. 
Im  Jahre  1892  2«  6.  siad  197  000  kg  Gold  gewoanen  worden^  ron  denen 
aber  höchstens  90  000  zur  Yermehrung  des  Geldbestaades  der  KuUurwelt 
dieoen  konuten.  Nach  dem  Hertzka'ecben  System  halten  also  neben  diedeo 
90  000  kg  810  000  kg  Silber  ztir  Deekung  nen  auszugebeoder  Misohwäh* 
riingßcertifikate  hinterlegt  werden  können.  Es  sind  aber  in  jenem  Jahre 
4  730  000  kg  Silber  produziert  worden  und  demnach  würden  3  920  000  kg 
in  dem  Mieohwäbrungabunde  keiue  Verwendung  haben  finden  können.  Jene 
810  000  kg  hinterlegten  Silbers  aber  stellen  noch  nicht  die  Hälfte  des 
SilberquaDtums  dar,  das  im  Jahre  1892  auf  Grund  der  Sherman- Akte  gegen 
Ausgabe  VQü  Schatz uoten  festgelegt  worden  ist  und  das  Silher  würde  stob 
also  unter  dem  Hertska^schen  System  noch  mehr  entwertet  haben»  als  ee 
thatsächlich  der  Fall  gewesen  ist.  Da  nun  bei  koastauter  oder  wenig 
fortschreitender  Goldproduktion  immer  nur  ein  kleiner  Teil  des  jahrlich  neu 
auf  den  Markt  kommenden  Silbers  im  Gelddienst  untergebraoht  werden 
kann,  so  wäre  es  auch  sehr  wohl  möglichf  was  Hertzka  allerdings  nicht 
zugeben  will,  dafs  das  als  Deckung  für  die  Mischwährungscertifikat« 
dienende  Silber  einen  höhereu  Verkehrs  wert  erhielte,  d.  h.  dafs  die  Ger- 
tifikate  bei  weiterer  Entwertung  des  Silbers  eine  höhere  Kaufkraft  be- 
haupteten^ als  sie  sich  rechnungsmäfsig  auf  Grund  der  Metalldeokung  in 
Gold  uud  Silber  bestimmen  würde.  Konnte  sieh  doch  auch  der  Öster- 
reiohiache  Silbergulden,  obwohl  jährlich  noch  immer  mehrere  Millionen 
geprägt  wurden^  blofs  deswegen,  weil  die  Prägung  nicht  unbeschränkt 
war  und  nur  fhr  Rechnung  des  Staates  stattfand,  weit  über  seinem  Werte 
als  Barrenmetal!  dem  Fapiergulden  gleichsteheud  erhalteu.  Man  kann 
sich  vielleicht  theoretisch  eine  solche  Einrichtung  des  Hertzk ansehen 
Systems  denken,  dafs  die  bedenklichen  Seiten  desselben  nur  wenig  her- 
yortraten,  aber  es  würde  im  ganzen  doch  nooh  Terwickelter  sein  als  der 
Bimetalliemus  uud  jedenfalls  wegen  seiner  Fremdartfgkelt  nooh  weniger 
laioht  von  deo  Staaten  und  der  öffentlichen  Meinung  angenommen  werden 
als  der  letztere. 

Nooh  Btit  hier  auch  der  Vorschlag  Ton  Leiffmann  (Nr.  15)  erwähnt: 
Die  Länder,  welche  die  Hauptsilbererieuger  sind,  legen  auf  die  Silber* 
Produktion  eine  hohe  Naturalabgabe,  also  etwa  nach  Art  des  ehemaligen 
Quiuto  im  spanischen  Amerika.  Dieses  Silber  wird  den  Staaten»  die  sich 
der  zu  bildenden  Yereinigung  aüBchliefsen,  zu  einem  um  den  Betrag  der 
Steuer  herabgesetzten  Preise  überlassen  zu  dem  Zwecke,  die  Neuprägung 
der  alten  Silbermünzen  mit  einem  erhöhten  Gewicht  vorzunehmen.  £1 
würde  dadurch  also  einerseits  die  Silberproduktiou  verteuert  und  be* 
schräukt,  andererseits  der  Kostenaufwand  der  beteiligten  Staaten  für  die 
Verbesserang  der  Silber  münzen  vermindert.  Der  Verf.  ist  im  übrigen  för 
Goldwährung»  sieht  aber  keine  Gefahr  darin,  dafs  die  finanziell  kräftigen 
Staaten  ihr  Silbergeld  als  Kreditgeld  —  oder,  wie  er  sich  ausdrückt«  alt 
„Mafs-  oder  Bildgeld*'  —  noch  baibehalten,  jedoch  mit  Anpassung  desselben 
an  deu  gesunkenen  Silberwert.  Ueber  die  künftige  Entwiokelnng  der 
Gold  Produktion    hegt   er   allzu    optimistische    Erwartungen ,    ist    aber    mit 
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Eedht  der  Ansicht,  dafs  nur  die  starken  Länder,  d.  h.  die  mit  günstiger 
Zalilangsbilans ,  die  Ooldwähmng  wirklich  durchführen  können,  die 
sehwachen  Länder  aber  sich  weder  durch  Oold  noch  durch  Silber  eine 
dauernd  gesicherte  Metall cirkulation  zu  yerschaffen  Termögen. 

Baron  Leys  erweist  sich  in  der  unter  Nr.  18  erwähnten  Schrift  als 
streng  konsequenter  Yertreter  der  Goldwährung,  aber  er  hält  andererseits 
die  Ooldknappheit  für  eine  unzweifelhafte  Thatsache  und  führt  auch  die 
Botwertung  des  Silbers  wenigstens  zu  einem  grofsen  Teile  auf  die  Yer- 
teuerung  des  Goldes  zurück.  Das  Fallen  des  Silberpreises  hält  er  an  sich 
für  eine  die  Durchführung  der  Goldwährung  erleichternde  Thatsache,  denn 
es  werde  dadurch  dem  bedrohlichen  Abflufs  des  Goldes  nach  Indien  ent- 
gegengewirkt; er  sucht  statistisch  nachzuweisen,  dafs,  wenn  das  Silbar 
längere  Zeit  annähernd  auf  demselben  Preise  blieb,  die  Goldausfuhr  nach 
{ndien  bald  zunehmen  und  durchschnittlich  100  Mill.  Frcs.  jährlich  er- 
reichte; trat  dagegen  wieder  ein  stärkeres  Sinken  des  Preises  ein,  so 
zeigte  sich  eine  bedeutende  Verminderung  der  Goldausfuhr,  und  zeitweise 
fand  sogar  eine  Rückströmmung  von  Gold  aus  Indien  nach  Europa  statt 
Die  neue  indische  Müozgesetzgebung,  die  darauf  berechnet  ist,  dem  Golde 
den  Hauptanteil  bei  der  Zahlungsausgleichung  zwischen  Europa  und  Indien 
SU  Terachaffen,  würde  der  Yerfasser  ohne  Zweifel  für  sehr  unheilToU  er- 
klären. Im  übrigen  schlägt  er  zur  Hebung  des  Geldmangels  Tor,  einen 
Ersatz  der  kleineren  Goldmünzen  teils  durch  kleine  Papiergeldabschnitte 
(bis  zu  5  Frcs.),  teils  durch  Silbermünzen,  und  zwar,  wie  er  speziell  für 
Belgien  näher  ausführt,  durch  Silberscheidemünzen,  die  in  noch  höherem 
Orade  Kreditgeld  sein  sollen  wie  die  bisherigen,  indem  ein  Teil  der 
Fünffrankenstücke  umgeprägt  und  diese  von  35  auf  15  g  Gewicht 
herabgebracht  werden  sollen.  Die  übrigen  wären  einzuschmelzen  und  so 
gut  es  eben  ginge,  zu  Terkaufen;  die  bedenkliche  Mafsregel  der  Ver- 
schlechterung der  Scheidemünze  soll  eben  nur  ein  Mittel  sein,  den  mit 
diesem  Verkauf  yerbundenen  Verlust  zu  Tcrmindero.  Zweitens  soll,  ent- 
sprechend dem  bekannten  Vorschlage  Bicardo's,  der  Hauptteil  der  Gold- 
reserre  der  Banken  aus  Barren  bestehen,  die  für  die  innere  Cirkulation 
nicht  geeignet  sind  und  nur  zur  Befriedigung  des  Geldbedarfs  für  die 
Ausfuhr  dienen  können.  So  kann  der  Wechselkurs  auf  dem  Paristande 
erhalten  werden,  ohne  dafs  im  Inlande  ein  effektiver  Goldumlauf  zu  be- 
stehen braucht.  Der  Verf.  geht  aber  noch  einen  Schritt  weiter :  auch  die 
Goldmünzen  sollen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  Ereditgeld  yerwandelt 
▼erden,  das  durch  Goldbarren  bei  der  Bank  gedeckt  und  jederzeit  nach 
«einem  Nennwerte  gegen  solche  eingelöst  werden  kann.  So  würde  man 
nach  der  Ansicht  des  Verf.  ohne  Bedenken  die  Torhandenen  Goldmünzen 
«im  10  Proz.  erleichtern  und  dadurch  die  yorhandene  Goldcirkulation 
ihrem  Nennwert  nach  entsprechend  yermehren  können.  Für  Belgien  em- 
pfiehlt er  dieses  Auskunftsmittel  ebenfalls  zur  Erleichterung  des  Verlustes 
bei  den  Silberverkäufen.  Er  fordert  kühn,  dafs  Belgien  seinen  Austritt 
aus  dem  lateinischen  Münzbund  erkläre  und  sich  durch  die  Notwendigkeit^ 
slsdann  seine  Fünffrankenstücke  von  Frankreich  zurückzunehmen,  nicht  ab- 
schrecken lasse.  Wie  er  bei  dieser  Gelegenheit  konstatiert,  verweigert  die 
belgische  Nationalbank  schon  seit  bereits  zwanzig  Jahren  grundsätzlich  die 
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Zahlungikraft  der  Fünffrankenttüoke  beruft*  Itn  pewöhnÜcii^n  Verkehr 
gt^ht  maQ  in  Balgiea  in  der  That  kein  Gold ;  wai  TarhAnden  iet^  liegt  ta 
den  Gewölben  dar  Bank  und  wird  sorgfältig  gehütet 

Es  ist  klar,  dafi  die  obigen  Ynrvohläge  niobl  wirklich  die  Gold* 
knappheii,  wenn  aie  vorbanden  wäre,  autlxt^ben  konuteu^  dann  sie  laufiui 
doch  nur  darauf  hinaus »  Kredithilft mittel  als  Surrogate  des  Goldet  iil 
schaffe D.  Dieter  Zwe^k  liefse  sich  aber  doch  noch  eiofaeher  erreichen 
dnroh  V«rmehritng  der  Auigahtn  yno  niehtmetamsch  gedaokten  NoteAp 
nötigt^nfaUs  auoh  in  kleitieren  Ab«>chnitt<^n  bis  zu  30  Free,  Wie  kommt 
es  nun  aber,  daf»  die  greisen  Banken  fortwährend  drei  Viertel  bii  Tie^ 
FiiDftel  und  manchmal  eine  noch  gröfsere  Quote  ihrer  Notenemission  als 
BarTOrrat  und  xwar  sum  gröfaten  Teil  in  Gold  beiilzen^  wäbrend  man 
früher  eine  mt^talli^ohe  Dritte  Ideokuog  für  ToUkomm«^n  ausreichend 
hielt }  Wenn  der  Verkehr  wirklich  mehr  OolderBatf  mittel  bedüifla^ 
wäxv  diese  Thataach«  doeh  schwer  begretiliob  ;  und  wenn  mui  keiner  £r- 
aaljcmittei  des  Geldes  bedarf,  so  kann  auch  der  Geldmangel  —  der  n&ttirlich 
nicht  iiiil  Mangel  an  flüssigem  Y  er  mögen  verwechselt  werden  darf  — 
nicht  allsu  grofs  sein.  Endlieh  sei  auch  Doeh  ein  Projekt  erwähnt,  das 
von  Fejer  im  Hof  in  ^iner  längeren  Artikelreihe  in  der  Neuen  Züriober 
Zutung  (28.  Sept  bis  12.  Okt.  169S)  vorgeschlagen  worden  ist  Gold 
tuad  Silber  sollen  ohne  gesetxliohe  Fixierung  eines  Weriverhältnisses  an- 
besohräiikt  als  Geldmetalle  Torweudet  werden  solle.  Jedoch  würde  da» 
Silber  das  eigentliehe  ümlaufsgeld  liefern j  Gold  dagegen  nur  zur  Prägung 
Ton  Depot-  und  rheftaurierungfimilnBen  dienen^  Soviel  ersichtlich ,  will 
der  Verfasder  nicht,  wie  bei  der  eigeutlichen  Parallel  Währung,  eine  fort* 
während  nebeneinander  laufende  Bechnung  teils  nach  Qold,  teils  nach 
Silber  fUr  die  versehiedenen  Arten  von  Geschäften  im  gewöhnliehen  Ver- 
kehr; vielmehr  würde  nach  seinem  System  das  Silber  thatsächlich  som 
eigentlichen  Wertmafs  und  das  Gold  würde  einen  veränderlichen  Kars- 
wert erhalten,  d.  h.  mit  anderen  Worten,  es  würde  eigentlich  Silberwährang 
bestehen»  wenn  auch  im  Grofsverkehr  die  Zahlungen  in  Gold  geleistet 
würden.  Der  Verfasser  glaubt  allerdings,  dafs  das  Silber  naoh  seiner 
Wiederherstellung  als  Währungsmetall  wenn  auch  nicht  den  früheren» 
so  doch  einen  den  neuen  Produktionsverhältnissen  angepalaten  stabilen 
Wert  erhalten  würde,  aber  daraus  würde  noch  keineswegs  folgen,  dafs 
auch  das  Wertverhältnis  zum  Golde  eine  genügende  Stabilität  erlangen 
würde,  um  es  zu  ermöglichen,  dafs  beide  Metalle,  wenn  auch  in  ver» 
schiedenen  Gebieten,  zugleich  in  der  Geldfunktion  verwendet  würden. 
Uebrigens  läfst  er  zu  sehr  aufser  acht,  dafs  es  bestimmte  Produktions* 
kosten  für  Silber  überhaupt  nicht  giebt,  sondern  dafs  sich  die  Kosten  für 
die  verschiedenen  Gruben  in  einer  langen  Reihe  von  einem  Minimom» 
wie  gegenwärtig  in  einzelnen  Fällen,  von  9  Peoce  für  die  Unse,  bis  bu 
einem  bei  dem  bestehenden  Preise  nicht  mehr  genügenden  Betrage  ab- 
stufen. Der  Verfasser  verlangt  ferner,  dafs  die  Hauptsilbermünse,  etwa 
dem  Fünffrankenstücke  entsprechend,  jedoch  nur  nach  ihrem  inneren  Metall- 
werte geltend,  in  allen  Staaten  vertragsmäfsig  in  gleichem  Gewioht  und 
Feingehalt  geprägt  werde.     Es  ist  aber  nicht  einzusehen,  was  durch  eine 
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•oldie  inteniatioQale  VeTeinheitlichuDg  des  MünzweseuSp  deren  Schwierig- 
kiit^n  gende  tod  den  BimetalÜökiD  als  u du bereUii glich  aDerkaiint  werden« 
inr  Hai  übrige  System  des  Verfasiers  2u  gewinoeD  wäre.  Zur  ZahliingB- 
laiftleichuDg  zwiechen  den  einielnen  Landern  würde  ja  doch  yorzugAweiie 
Gold  Terweodet  werden p  und  für  das  Silber  käme  es  nur  darauf  an,  daTs 
N  in  möglichst  vieUn  8taaten  überhaupt  wit^der  als  Währuugsgeld  mit 
trmt  Prägung  zugelassen  würde.  Die  enormen  Schwierigkeiten  des 
Dsbtrgaiiga  tod  der  hinkenden  Doppelwäbrung  2u  ditssem  System  läTut 
dtrVer&aaer  unerörtert.  Wie  boH  z.  B.  der  Wert  der  Fünft'raDken stücke 
bei  der  Umweohselang  in  die  neuen  SiJbermünzen  bestimmt  werden  f 
Der  Marktwert  unmittelbar  vor  dem  Währuogs Wechsel  kann  dabei  nicht 
tDLÜi^ebend  sein,  denn  wenn  das  Silber  wieder  allgemein  anerkiinntes  und 
in  tllen  Münzstätten  zu  Terwertendes  Oeldmetall  würde,  so  würde  sela 
Wfrt  auch  ohne  die  Einwirkung  eines  gesetzlichen  WertverhältniiseB 
g«^Q  Gold  jedenfalls  erheblich  steigen.  Wie  weit,  lüfst  sich  freilich 
ueht  fiagen,  und  darin  liegt  eben  die  Schwierigkeit  Wenn  die  Voraus- 
letiTixigen  von  Suefs  eintreffen  sollten,  so  würde  wohl  diese  Ihatsächliche 
Süberwährung  mit  Zuziehung  des  Goldes  als  Deckungsmittel  bei  den 
Bsokdn  und  als  internationales  Zahlungsmittel  sich  schon  Platz  erzwingen 
kÖDQfin;  für  jetzt  aber  wird  der  Vorschlag  in  den  hauptsächlich  ia  Frage 
kommenden  Staaten  sicherlich  keine  Propaganda  machen. 

Wie  man  sieht,  ist  die  Mannigfaltigkeit  der  LösungsYersuche  —  und 
^  oben  angeführten  liefsen  ^ich  andere  anreihen  —  grofs  genug.  £s 
fehlt  aber  auch  nicht  an  Vertretern  der  Ansicht^  dalH  eigen tüch  gar  nicht« 
tu  lösen  sei,  wenigstens  nicht  für  Deutsehland.  Zu  diesen  gehört  in  erster 
Esibe  L,  Bamberger,  der  in  der  augeführten  Schrift  (Nr  19)  wieder  seine 
leharfe  Klinge  für  die  absolute  und  unrerfal  sehte  Gold  währ  rng  führt, 
Vikrend  sein  früherer  Mitstreiter  Soetbeer  in  seinen  letzten  Lebensjahren 
«inifte  menschliche  Schwachheit  für  das  Silber  bekundet  und  sogar  der 
Brüsseler  Konferenz  eine  den  Leyy'schen  Plan  wieder  aufnehmende  Denk- 
Mhrift  Torgelegt  h*t.  Bamberger  geht  mit  diesem  Projekt  streng  ins 
(isriokt,  iälat  et  aber  ganz  auf  Levj's  Konto  stehen  und  nennt  Soet- 
besr'e  Kamen  nicht,  vielleicht  weil  er  füroht^^te,  dafs  schwach  gläubige 
User  bedonklich  werden  könnten,  wenn  sie  hörten,  dafs  die  eine  von 
<i«ii  l>eiden  Haupt^änlen  der  Uold Währung  Bahlierslioh  doch  etwas  ins  Wan* 
ksa  geraten  sei.  Bamberger  bekämpft  also  nicht  nur  den  eigentlichen 
BimstallismuB,  sondern  überhaupt  jede  MaTsregel  zur  Hebung  des  Silber- 
weHm,  Aber  hält  er  denn  wirklich  alles  für  aufs  beste  bei  uns  bestellt? 
Würde  er  im  Jahre  1873  einverstanden  gewesen  sein,  wenn  man  eine 
Bübericheidemünze  mit  60  Proz.  Unterwertigkeit  hätte  einführen  wollen  f 
Uod  was  die  Goldknappheit  betri^Tt,  so  gebe  ich  meinerseits  ZU|  dafs  sie 
|l|lüwärtig  für  Deutschland  nicht  besteht^  aber  wie,  wenn  wirklich  in- 
Uge  der  Aenderung  des  indischen  Münzwesens  jährlich  regeimäfsig  mehr 
<li  100  Hill.  M.  Gold  nach  Ostasien  abüiefsen  soUten,  wie  dies  bisher 
^^T  in  einzelnen  Jahren  yorgekommen  ist  Und  wenn  aufserdem  Amerika 
ioblge  der  Aufhebung  der  Sherman-Akte  sein  Gold  zurückhält  ?  Barn- 
^'TgcT  kann  sich  allerdings  darauf  berufen,  dafs  bisher  die  ^on  mir  als 
Vihrtn heinlich    bezeichneten    Folgen    des    neuen    indischen    Münzgeaetzea 


490 


UUselUi 


nicht  hervorgetreteD  sind,  aber  ioh  halte  die  bisherigen,  allerdin^i  sehr 
un  erwarteten  Erfahrungen  nur  für  abDorme  Ue  bergan  gäerschei  nun  gen  und 
glaube  nicht,  dafs  wirklieh  ala  ein  völligeB  Novum  in  der  wirtschaftliohea 
Weltgesohiohle  ein  dauernder  Umschwung  in  der  indisoh-europäiacheiD 
ZahluDgbilanz  stattfinden  werde. 

Die  praktische  Bedeutung  der  Währungefrage  kaozentriert  ilch  ftehlieT»- 
lioh  in  der  Frage,  ob  Knappheit  oder  ^^/Vppreciation"  des  Goldes  besteh« 
oder,  was  auf  dasselbe  hinausläuft,  ob  die  &ett  beinahe  zwanzig  Jahren 
überwiegende  sinkende  Bewegung  der  meisten  Warenpreise  weaentÜeb 
durch  eine  innere  Aenderungi  eine  Steigerung  des  Geldwertes  und  oioht 
durch  die  Veränderung  der  allgemeinen  Bedingungen  der  Produktion  uod 
des  Verkehrs  Terursaoht  sei*  Die  erstere  Annahme  wird  nicht  nur  toq 
BimetalUsten  ,  sondern  auch  von  enttchiodenen  Anhängern  der  Ooldwäli* 
rung  vertreten:  so  von  dem  oben  erwähnten  Baron  Leye»  der  die  Ü^ 
flache  der  Preiserniedrigung  hauptsächlich  in  den  Diskonterhöhungen  sieht, 
2U  denen  die  grofsen  Banken  und  namentlich  die  Bank  von  England  durch 
die  Goldausfuhr  nach  Indien  genötigt  wurden.  Dieser  Standpunkt  ist  aber 
offenbar  unhaltbar,  da  der  Diskont  und  überhaupt  der  Zinsfufs  seit  1874 
im  allgemeinen  und  durchschoittltch  niedriger  gestanden  hat  als  in  des 
vorhergegangenen  Jahrzehnten^  und  der  Abfluf^}  von  Gold  nach  lodiea 
am  gröfsten  war  in  den  Jahren  1861  —  1870*  —  Vom  bimetallistischn 
Standpunkt  verteidigt  Boissevain  den  Satz  von  der  Gold  Verteuerung  mit 
grofser  Geschicklichkeit.  Die  Behauptung  indes,  dafs  überhaupt  nicht 
das  Silber  im  Werte  gesunken,  sondern  nur  das  Gold  gestiegen  sei,  dürft« 
setzt  angesichts  der  Erfahrungen  nach  der  Einstellung  der  indisch«! 
Prägungen  und  der  Aufhebuag  6herman-Akte  wohl  nicht  mehr  gewagt 
werden.  Es  ist  ja  doch  iru  übrigen  ein  Hauptklagepunkt  der  Bimetallisteiif 
dafs  dem  Silber  schweres  Unrecht  geschehen  sei,  indem  man  es  in  dar 
ah^ndläudiachen  Kulturwelt  von  der  Verwendung  als  Geldmetall  ausge* 
schlössen  und  eben  dadurch  seine  Entwertung  verursacht  habe.  Dafs 
das  Silber  in  Indien  noch  seine  Kaufkraft  gegenüber  der  Arbeit  und  den 
Landesprodukten  durchschnittlich  (wenn  auch  mit  Ausgleichungen  zwiaoheo 
den  verschiedenen  Lande«teilen),  behalten  habe,  ist  zuzugeben,  daraus  folgt 
aber  nur  ein  erhöhter  Wert  des  Goldes  gegen  die  indischen  Erzeugnisse»  keines- 
wegs aber  auch  gegenüber  den  Produkten  des  abendländischen  Eulturkreises. 
Dieser  und  die  ostasiatische  Welt  stehen  miteinaoder  noch  immer  in  einer  blofi 
äufserlichen  Berührung  und  es  kann  daher  lange  Zeitdauern,  bis  die  im  Westen 
unbeitreitbare  Entwertung  des  Silbers  sich  auch  im  inneren  Verkehr  dei 
von  mehreren  hundert  Millionen  bevölkerten  Ostens  stärker  fühlbar  machi 
solange  wenigstens,  als  in  Indien  die  Goldrechnung  noch  nicht  bestehlj 
Dafs  die  Konkurrenz  des  indischen  Weizens  durch  die  Silberentwertuni 
in  Europa  erleichtert  worden  i»%  und  dafs  letztere  insofern  auch  mit  tu 
Verstärkung  des  Preisdruckes  auf  dem  europäischen  Markte  beigetrai^eo 
bat,  läfet  sich  nicht  bestreiten ;  aber  diese  Konkurrens  war  doch  tiiohl 
durch  Goldmangel  verursacht,  Indien  hat,  wie  schon  erwähnt,  io  dieecr 
Zeit  weniger  Gold  an  sieh  gezogen  als  in  den  sechziger  Jahren,  der  Yof^ 
teil  seines  Ausfuhrhandels  bestand  vielmehr  darin,  dafs  das  in  Europa  na 
empfangende  Gold  dort  nach  einem  giinatigeren  Verhältnis  als  früher,  g^gm 
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Silber  einget&uAoht  werden  konnte,  wai  übrigens  bei  der  intenftiyen  KoDkur- 
rens  nur  zu  einer  weiteren  FreiBermäfaigung  führte.  In  betreff  der  enormen 
Ansammlung  toq  Edelmetall  boi  den  grofsen  BaDkea,  namentlich  bei  der 
Bank  voq  Frankreioh,  sagt  BoiBseTain ,  diese  Reichliohkeit  des  verfilg* 
baren  Kapitals  sei  eine  Folge  der  Verteuern ng  des  Goldes ;  die  lange 
dauernde  wirtschaftliche  Depression  habe  das  Kapital  aus  Handel  uod 
Industrie  auf  den  Geldmarkt  und  in  die  Banken  getrieben^  um  eine  zeit* 
weüige  Anlage  zu  machen  oder  um  einfaob  Sicherheit  gegen  die 
durch  dt^n  Kiedergang  der  Warenpreise  drohenden  Verluste  £tt  suchen* 
Uebngens  sei  der  Barvorrat  der  Bank  Ton  Frankreich  gar  nicht  so 
enorm,  denn  ein  grofser  Teil  desBelbeu  bestehe  aus  Bilberfi^eld,  das  für 
die  internattoDalen  Zahlungsbedürfnisse  nicht  mit  in  Eeohnung  komme; 
auTserdem  aber  müsse  der  Barvorrat  nicht  nur  für  die  ausgegebenen  Noten^ 
sondern  auch  für  die  bei  der  Bank  stehenden  stets  fälligen  Depositen 
als  Deckung  dienen,  und  bei  Berucksiohtigung  der  letzteren  ergebe  sioh, 
daCs  1890  die  stets  fälligen  Verbindlichkeiten  nicht  ganz  einem  Drittel 
02  Proz.)  in  Gold  und  zu  64  Proz.  in  Gold  und  Silber  gedeckt  waren. 
Dagegen  ist  zu  bemerken,  dafs  die  französischen  Fünff ranken stüoke 
nicht  nur  in  Frankreich,  sondern  im  ganzen  lateioischeu  Munzbnude  die 
Dienste  des  Qoldes  verrichten  und  dem  Golde  gleich  geaobtet  werden, 
also  auch  die  Preise  sich  so  gestaltet  haben  müssen,  als  wenn  diese 
Münzeu  ebenfalls  aus  Gold  bestanden  bätteu.  Für  die  Deckung  der  De- 
positen thun  sie  also,  solange  der  französische  Staatskredit  nioht  schwer 
eraohüttert  ist^  ebenfalls  gleiche  Dieoste,  wie  Gold.  Was  die  Ordfae  des 
Barvorrats  betrifft,  so  ist  dioser  seit  dem  Erscheinen  der  Boissevain'soben 
Sohrift  noch  erheblich  gewachsen.  Ende  1893  beaafs  die  Bank  nioht 
weniger  als  1711  MilL  Frcs.  in  Gold  und  I2ö4  Mill.  Frca.  in  »Silber. 
Diese  enorme  Summe  von  2975  MilL  in  Metall  lag  aber  doch  keineswegs 
brach,  sondern  sie  war  im  Verkehr  durch  umtaufende  Noten  repräsentiert, 
deren  Gesamtsumme  3478  Mi!!.  Frcs.  betrug,  also  auch  noch  503  Mill. 
nieht  metailioh  gedeckte  Noten  einschlofs,  die  ebenfalls  als  voUgiitige  £r> 
satzmittel  des  Goldes  dienen.  Die  Noten  waren  fast  zur  Hälfte  in  Gold  gedeckt 
für  Noten  und  Depositen  zusammen  (btztere  betrugen  mit  Einschlufs  des 
Kontos  der  Staaten  577  Mill  Frcs  )  ergab  sich  noch  immer  in  Gold  allein 
eine  Deckung  von  42  Proz,,  in  Gold  und  Silber  aber  eine  solche  von 
73  Pros.  Im  Jahre  1869,  als  die  Bevölkerung  Frankreiohs  mit  Elsafs- 
Lothringen  eben  so  grofs  wie  gegenwärtig  und  die  Warenpreise  durch- 
weg höher  waren,  belief  sich  das  Maximum  des  Barvorrats  auf  1267 
liiU.  Frcs.,  darunter  etwa  750  Mill.  in  Gold,  und  das  Maximum  der 
Kotenemission  betrug  1439  MilL  Damals  war  ohne  Zweifel  mehr  Metall- 
geld in  Privatkassen  aufgespeichert,  aber  im  Verkehr  befanden  sich  sicher- 
lich nicht  80  viele  Ümlaufamittel  wie  gegenwärtig«  Die  Summe  der  nicht 
mstalliseh  gedeckten  Noten  ist  jetzt  um  300  Mi  IL  höher  als  damals,  aber 
auf  Grund  des  vorhandenen  Barbestandes  könnten  offenbar  ohne  alles  Be- 
denken noch  weitere  500  MilL  Frcs«  in  Noten  ausgegeben  werden,  was 
nach  dem  neuen  Gesetze^  das  die  Maximalsumme  der  Noten  von  4000  MilL 
zuläfst,  ohne  weiteres  gestattet  wäre.  Aber  der  Verkehr  verlangt  nioht 
mehr  Umlaufsmitteli  trotzdem  sie  ihm  zu  dem  niedrigen  Diskontsatze  von 
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2^/ 2   Proz,    ftDgeboTen    werden.      WeoD    aiio  wirklich  die  GoldTerteucnißf 
daa  Gold    iu    die    Baok    getriebeo    baben    sollte,    lo    bkibt    die    Frage   lu 
beantwortan»   weshalb    jetzt,    bei  einer  thatsächlich  Termehrien  und  Idibl 
weiter    Terinehrbarei]   Menge    der  TJmlaQfßmittel    nicht   auch    wieder  Gold* 
rerbilligang    eintrete.     Wenn    daa    billige  Geld  an  gebot    lo    wenig  Binflaii 
auf  den   Preis  ausüben  kann,  was  wäre  dann  au  erwarten,  wenn  wirklich 
der    bimetalliitiiche    Bund    zustande    käme   und    in  Frankreich    etwa  aia« 
Milliarde  BilbeimÜnzen    mehr  geprägt  würden  ?  Weshalb  sollte  diese  oeat 
Zufuhr    an  Umlaut smitteln  eine  grofsere  Wirkung  auf  den   Markt  ausfibsa 
uud  nicht  einfach  die  Ansammlung  in  den  Gewölben  der  Bank  vergrölsero? 
Thatsächlich    haben    wir  übrigens  in  den  Jahren   1689  und    1B90  geaeben« 
dalB    auch    ohne  Vermehrung    dea  Goldes  eine  aufsteigende  Beweguag  der 
Preise    iböglich    war.     Aber    die  damals  eingeleitete  Wandelung  tum  Bes- 
seren    Tirirrte    aich    unglücklicherweise    in    eine    wüste    Börse n«pekulationf 
und   wenn    in    den    letzten    Jahreu    die    wirtschaftliche  Depression    wieder 
einen    ungewöhnlichen  Grad    erreicht   hat,    so    ist    die«    eine    Naohwirkuo^ 
jener    neuesten  8piel>    und  Bchwindelperiode    die    um    so    weniger  auf  di« 
GoldTerteuerung     zurückgeführt      werden     kann,      als    die    Goldproduktioo 
gerade    in    diesen  Jahren  wieder  einen  neuen  Aufschwung  genommen  hat 
Noch  weiter  als  die  Bimetallisten  geht  Ettinger,  der  aUerdiogs  immer 
spesiell    die    österreichischen    Verhältnisse    im  Auge    hat,    in    aeineu    Aa- 
Behauungen    üher    die  Gold  Verteuerung.      Beiner    Ansicht    nach    ist   Silber 
nicht  nur  nicht  im  Werte    gesunken ,    sondern  noch   etwas  gestit^gen»  and 
der  Abstand  zwischen  dem  Werte  eines  Papierguldens  ö,  W.  und  dem  von 
^Ub  ^^^*  Feinsilber  ist  dadurch  entstanden,  dafs  die  österreichische  Papier- 
währung infolge  der  Verhesserucg  des  Staatskrediu  mit  schnelleren  Schritten 
als  daa  Silber  im  Werte  Tor gerückt  sei,  wenn    sie  auch  das  nooh    raacher 
steigende  Gold  nicht    einholen  konnte.      Auf   eine  Kritik    dieser  Meimtof 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden,  aber  so  viel  ist  doch  Ton  Tornheraa 
klar,  dafs  dif  Erfahrungen  in  einem  nur  wenig  Silber  besitzenden  Fapier- 
wührungslttnde     nicht    für    die    Beurteilung    der    Wertbewegungen    dieses 
Metall«  auf  dem  Weltmarkt  mafsgebend  sein  können*     Zum  Beweise,  dafs 
die  Erniedrigung  der  Warenpreise  durch  die  Verteuerung  des  Goldes  Ter* 
ur sacht  sei,    beruft    er  sich  u.  a.  auf   die  Erfahrungen  beim  Koggen,    der 
doch  ebentalls  tief  im  Preise  gesunken  sei,   obwohl  die  überat^eiache  Kon* 
kurrenz  für  ihn  gar  nicht  in  Betracht    komme.     In    dieser  Bexiehung  ist 
aber  darauf  hinzuweisen,  dafs  Weisen  und  Eoggen  sich  in  einem  breiten 
Grenzgebiet  gegenseitig  Tertreten  und  eine  grofse  Verbilligung  des  Weixeae 
daher  notwendig    auch    auf   deo  Koggen  preis    zurückwirken    mufs ;   femer 
aber^  dafs  für  den  Koggenpreis  die   russische  Konkurreaa  entscheidend 
ist  und  dafi  der  tiefste  Stand  desselben^    nämlich    im  Jahre  1887,   iu  die 
Periode  des  niedrigsten    Kubelkurses  lallt     Wenn    aber  der  Rubel  damaU 
seitweise  unter  17U  Pfg.  stand«  so  hatte  das  ebensowenig  mit  einer  inoereii 
Wert  Steigerung  des  Goldes  zu  thun,    wie  die  üeberaehreitang    des  Eareee 
Ton    240    Ffg.    im    Jahre    1B91    eine    allgemeine    WertTerminderuog    dea 
Goldes  bedeutete.     Es    handelte  sich  immer    nur  um    eigene  Wertachwaa- 
kangen  deA  Papierrubels  selbst;   ein  sinkender  Kubelkurs  aber  erleiohteri 
uniweifelhaft  die  russische   Konkurrenz,    die    dann    bei  einem    niedrigeren 
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Pr«iBe  in  ll&rk  nooh  den  gleiehon  Gowino  in  Rubeln  erlaQfj^n  kann.  — 
Landdiberger  epriüht  sioh  über  die  Frage  der  Goldyerteuerung  alt  Ur- 
sache des  bestehenden  Freisdruoks  nicht  bestimmt  aus;  er  slelli  die  ver^ 
■ohiedtnen  Ansichten  zusammen,  scheint  aber  geneigt ,  wenigstens  teil- 
weise die  Depression  auf  die  Goldwährung  znrückzu fuhren. 

D&Ts  diese  Kontroverse  zu  keinem  Abschluf^  gebracht  werden  kann, 
der  Ton  jedem  wie  eine  nalur wissenschaftliche  Thütsaohe  anerkannt  werden 
mafs,  erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  daia  es  mit  den  Mitteln  der 
Preisstatistik  gar  nicht  möglich  ist^  die  durch  innere  GeldwertanderuDgen  und 
dnrch  Aenderung  der  Produktions- und  Transporibedintningen  eotstehenden 
Wirkungen  auf  die  Preise  tou  einander  zu  sondern.  Man  kann  nun  fest- 
stellen,  daTs  das  Preii^niTeau  sioh  im  allgemeinen  gehoben  oder  gesenkt 
habe,  aber  über  die  Ursache  dieser  Bewegung  ist  ans  so  lohen  Unter- 
suchungen nichts  SU  erfahren.  In  der  unter  Nr.  23  angettihrten  Bohrift 
hat  Liodsay  einen  interessanten  Verbuch  gemacht,  wenigstens  für  die 
wichtigsten  Metalle  die  Produktions-  und  Konsum tionsTerhältnisse  mit 
zur  Beurteilung  der  Ursache  der  Preisbewegung  heranzuziehen.  Aber  er 
gesteht  schliefslich,  wenn  man  auch  sagen  köone,  dafs  die  Metallgruppe 
um  so  und  bo  viel  Prozent  im  Preise  gesunken  sei ,  so  müsue  es  doch 
meisteue  Ansichtssache  bleiben,  wie  viel  Prozent  auf  PraduktiouNände- 
rungen  und  wie  yiel  auf  YerbrauchsäDderungeo  und  andere  Ursachen 
kommen  und  endlich,  wie  viel  dem  Wertmesser  selbst  zuzuschreiben  sei. 
Seiner  Ansicht  nach  sind  10  — 15  Proz.  des  Sinkeos  der  Geldpreise  der 
Metalle  der  Gold  wert  Steigerung  zuzuschreiben,  aber  er  giebt  su,  dafs  er 
keine  zwingenden  Beweise  für  diesen  Satz  beibringen  könne.  Uebrigens 
müfste  aber  doch  auch  hei  allen  Vermutungen  über  die  Ursachen  des 
Preisrückganges  zwis^chen  Europa  und  den  Yerernigten  Staaten  ein  Unter* 
schied  gemacht  werden.  Die  letzteren  haben  doch  thatsachlich  Silber  in 
einem  Mafse  geprägt  oder  als  Papiergelddeckung  hinterlegt,  das  unter  der  Eerr<- 
aohaft  des  internationalen  bi metallist i scheu  Systems  in  diesem  einen  Lande 
sioherlich  nicht  erreicht  worden  wäre.  Wenn  dort  in  16  Jahren  2400  Mi  IL  M. 
in  Silbermünzen  oder  silb  er  gedeckten  Schatzscheinen  ausgegeben  worden  sind, 
so  kann  man  doch  nicht  wohl  von  Mangel  an  Bargeld,  und  da  dieses  Geld 
immer  den  gleichen  Wert  mit  dem  Golde  behauptet  hat,  auch  nicht  von  Mangel 
an  Gold  reden.  Auch  der  Bimetallismus  konnte  doch  die  Goldknappheit 
nur  dadurch  bekämpfen,  dafs  er  das  Silbergeld  zu  einem  sioheren  Gold* 
äquivalent  machte.  Ueber  die  innere  Geschichte  dieser  merkwürdigen 
Silberemiseionsperiode  der  Vereinigten  Staaten  giebt  Tmufdig  in  der  unter 
Nr.  20  angeführten  Schrift  interessante  Mitteilungen.  Er  gelangt  zu  dem 
Resultat,  dafs  die  Silbergeldemisaioo  überhaupt  keinen  Etnäufs  auf  die 
Freisbewegung  gehabt  hat.  Wenn  zeitweise  das  Silbergeld  —  in  Münzen 
oder  Silbemoten  —  in  gröfaerer  Menge  in  den  Verkehr  eindrang,  wie  in  der 
günstigen  Geschäftsperiode  im  Anfang  der  achtziger  Jahre,  so  war  diese 
Vermehrung  des  Qeldumlaufi  nicht  Ursache,  sondern  Folge  des  wirt- 
schaftlichen Aufschwungs  und  der  Preissteigerung.  In  der  Periode  der 
Depression  von  1884  bis  1887  nahm  der  Silberumlauf  (immer  mit 
Binachlufs  der  Gertifikate]  relativ  stark  ab,  d.  h.  es  blieb  eine  immer 
gräfsere  Quote   der  wachsenden  Gesamtsumme  in  den  Händen  des  Schatz- 
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aiDtefl,  obwohl  djesca  dlerlei  Kiinst^rifife  ae wandte  p  um  DoUbtb  und 
Ceitifikata  in  den  Verkehr  eu  bringen,  TaufBig;  siebt  überhaupt  in  dem 
Depositen-  und  Cheokajatem  das  Kauptorgan  des  Güterumlaufer  neben  dem 
dos  bare  Geld  eine  ähu liehe  Rolle  spielt,  wie  die  Seheidemtinse  neben 
dem  WährUDgsgeld«  Dagegen  ist  er  allerdings  der  Ansieht^  dafi  die  jähr* 
Ijohe  YermehruDg  der  Silberumlaufsmittel  dnroh  die  Shennao  Bill  daa 
£ii lässige  Hafs  überschreite  und  zu  einer  TerdräugUDg  des  Goldes 
und  sohliefslioh  auch  zu.  einer  Erhöhung  der  Warenpreise  fuhren 
werde.  Im  übrigen  sieht  er  die  ,fAppreoiatioQ**  des  QDldea  einfaoh  in 
der  Thataaehe^  dais  die  meisteti  Warenpreise  gesnuken  seien,  gleiehTieJ, 
wodurch  diese«  Sinken  verursacht  sei,  £r  findet  die  Ursache  in  den 
Fortichritten  der  Produktion  und  des  Transportweaena  und  da  and^^reraeits 
die  Löhne  die  entgegengesetzte  Bewegung  wie  die  Warenpreise  zeigen, 
so  hat  sich  die  Lage  der  Masse  der  Bevölkerung  bei  dieser  Entwiokelung 
yerbessert.  Auch  die  indaatrieUen  Unternehmer  haben  keinen  Omnd  rar 
Klage,  die  gesteigerte  Prodaktiyität  der  Arbeit  in  Folge  der  Verbaaseningea 
der  Technik  bieten  ihnen  eine  Bntsohädigang  für  die  erniedrigten  Pr«iee. 
Dagegen  erkennt  Tanisig  an,  dab  aich  die  Yerhältnisse  der  Landwirfcaotaaft 
ungünstiger  gestaltet  haben,  aber  nicht  wegen  einer  inneren  Verteuening 
des  Goldes,  sondern  weil  die  die  Kooknrrens  verschärfende  Zunahme  der 
Produktion  hier  nicht,  wie  bei  der  Industrie,  durch  Anwendung  allgemein 
sugänglicher  neuer  Maschinen  oder  sonstiger  technischer 'Verbeaaenmgen 
herrorgerufen  wird,  sondern  durch  den  Anbau  Ton  neuem,  jungfräulichem 
Boden,  gegen  dessen  Mitbewerb  die  Besitser  des  schon  lange  kultiyiertea, 
des  Düngers  bedürfenden  Bodens  nicht  unter  gleichen  Bedingungen  an- 
kämpfen können ;  mit  anderen  Worten,  es  handelt  sich  um  die  E&ckbilduag 
der  durch  die  frühere  Preisentwickelung  entstandenen  Grundrente,  und  die 
Grundbesitzer  Europas  werden  durch  diesen  Rückschlag  natürlich  noch 
empfindlicher  getroffen,  als  die  der  östlichen  Staaten  Amerikas. 

Was  nun  die  Frage  betrifft,  um  wie  viel  das  Niveau  der  Warenpreise 
überhaupt  sich  gesenkt  habe,  so  läfst  sich  dieselbe  nur  annähernd  beant- 
worten und  man  ist  sogar  noch  immer  nicht  einig  über  die  beste  zu 
diesem  Zwecke  anzuwendende  Methode.  Lindsay  hat  eine  kritische  Er- 
örterung der  von  Jevons,  Laspeyres,  Drobisch,  Lehr,  Sauerbeck  u.  a.  be- 
nutzten oder  vorgeschlagenen  Methode  gegeben  und  er  entscheidet  sich 
schliefslich  dafür,  dafs  die  zu  vergleichenden  Preise  der  einzelnen  Waren 
mit  den  verbrauchten  Mengen  dieser  Ware  in  dem  Anfangs-  oder  dem 
Endjahr  der  Beobachtungsperiode  oder  auch  mit  der  jährlichen  Durchschnitts- 
men^e  zu  multiplizieren  (also  nicht  Mengen  aus  verschiedenen  Zeiten  an- 
zuwenden) seien  und  dann  das  Verhältnis  der  beiden  Produktensummen 
zu  bilden  sein.  Das  erstere  Verfahren  ist  auch  von  Paaschs,  das  letztere 
von  mir  vorgeschlagen  worden. 

Die  Ergebnisse  der  verschiedenen  Methoden  weichen  indes  nicht  so 
weit  von  einander  ab,  äeSs  man  es  in  der  Praxis  nicht  vorziehen  sollte, 
die  einfachste  zu  benutzen,  die  in  der  Berechnung  der  Index  Numbera 
nach  Art  des  Economist  besteht  und  im  wesentlichen  identisch  ist  mit 
der  Bestimmung  des  einfachen  arimethischen  Mittels  aus  den  auf  den 
Anfangspreis  =100  bezogenen  veränderten  Preisen  einzelner  Waren. 
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Veberricht  über  die  nenesten  Publikationen  Dentschlanda 
nnd  des  Auslandes. 

1.    Sttebidlf  dir  Wlaaeniehaft.    Sneyklop&diMliM.    Lehrbftehtr.    8p«ieUe 
th«oratiielie  Untertnehniigmi. 

Baschy  £.,  Der  Irrtum  ron  Karl  Harz.  Ans  Ernst  Busch's  Nachlafs  heranftge^ 
gib»  TOB  A.  MtUberger.    Basel,   H.  Mflller,  1894.     8.     58  SS.     M.  1.— . 

Krnst,  P.,  Die  gesellschaftliche  Beprodnktion  des  Kapitals  bei  gesteigerter  Repro* 
diktifitit  der  Arbelt.    Berlin,  Harnisch  (1894).    gr.  8.    48  SS.    M.  1.—. 

GroTsmann,  L.,  Kompendiom  der  praktischen  Volkswirtschaft  und  Ihrer  mathe- 
mditehen  Disdplinen.  Teil  II.  Wien,  Orofsmanns  Selbstverlag,  1894.  Lex.-8.  80  SS. 
Hö.-. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Herausgegeben  ron  (Proff.  D^r.) 
l  Coarad,  L.  Elster,  W.  Lexis  nnd  E.  Loening.  Lieferung  80  u.  31 :  Sueskanal  — 
VsrtBgsrente.     Jena,    G.  Fischer,  1894.     B07.-8.    Bogen  11—86  von  Bd.  VI.     M.  6.~. 

Hildebrand,  B.,  Ueber  das  Problem  einer  allgemeinen  Entwickelungsgeschichte 
im  Rechts  nnd  der  Sitte.  Oras,  Lenschner  &  Lnbensky,  1894.  Lez.-8.  88  SS.  M.  1.—. 
(iDiaguratlonsrede.) 

MuehlpCordt,  W.,  Preis  und  Einkommen  in  der  privatkapitalistischen  Geaellschaft 
KSsigsberg,  Koch,  1894.     gr.  8.     54  SS.    H.  1.—.     (DUserteÜon.) 

V.  Sperber,  O.,  Die  sosialpolitischen  Ideen  Alexander  Henens.  Leipiig,  Dunckerft 
Hablot,  1894.    gr.  8.     X— 147  SS.     M.  8.—. 

Staatslexikon.  Herausgegeben  im  Auftrage  der  Görresgesellschaft  sur  Pflege 
dtr  Wissenschaft  im  katholischen  Deutschland.  Heft  87.  Freiburg  i/Br.  Herder,  1894. 
gr.  8.  Bogen  80—84  des  III.  Bandes.  M.  1,50.  (Inhalt:  Landarbeiter.  —  Landes- 
kiltvgesetBgebnng.  —  Land-  und  Wasserstraitsen.  —  Landwirtechaft.  —  Lassalle.  — 
Uhrlings-  und  Gesellenwesen.  —  ete.) 

Ziegler,  H.  B.  (Prof.,  Freibnrg  i/B.),  Die  Naturwissenschaft  und  die  sosialdemo- 
bttiidie  Theorie,  ihr  Verhältnis  dargelegt  auf  Grund  der  Werke  von  Darwin  und  Bebel. 
Zigleich  ein  Beitrag  lur  wissenschaftlichen  Kritik  der  Theorien  der  derzeitigen  Sosial- 
dmekratie.     Stuttgart,  F.  Enke,  1894.    gr.  8.     IV— 858  SS.     H.  4.—. 


Bl  e  t  o  n ,  P.  A.  (prof.  d'^onomie  polit  k  l'^ole  „La  Martiniire"),  Manuel  d'6conomie 
poUtiqae.     Nout.  ^diHon.     Paris,  Rousseau,  1894.    in-lS  J4sus.     VI— 148  pag. 

Daniel,  A.,  L'ann^e  politique.  XXi^me  ann^e:  1898.  Paris,  Cbarpentier  &  Fas- 
^e,  1894.  8.  VI— 894  pag.  fr.  8,50.  (Avec  un  index  raisonn^,  une  teble  chrono- 
lofiqae,  des  notes,  des  documents  et  des  pi^s  justificatives.) 

Brisbane,  Redella,  Albert  Brisbane,  a  mentel  biography ;  with  a  character 
itedj  b7  bb  wife,  Redelia  Brisbane.  Boston,  Arena  Publication  CS  1898.  8.  VI— 877  pp.» 
doih.  f  2. — .  (Contente  an  aoeount  of  the  early  days  of  St.  Simonianism  and  Fourle- 
rf«».  —  etc.) 

Oietlonary  of  political  economy  edited  by  B.  H.  Inglis  Palgrave.  VIth  part: 
I^gsge  —  Byton.  London,  Macmillan  &  C^  1894.  gr.  in-8.  vol.  I,  pag.  841—800. 
V-i  (Contafaüng  artides  on  the  maln  snbjecte  usually  dealt'  with  by  economic  writers, 
vith  txplanations  of  legal  and  business   terms  which   may  be  fonnd  in  their  works,  and 
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ttiort  ntitices  of  dficttaaad  edgluh,  t^EDfiricuii ,  And  forolga  ecuaoiniftti,  &md  their  cbi«f  eo«i> 
iribatiQii»   to  economic  Utarmturi}«) 

Wilson«  Woodrow  (prof.  of  jurlsprnd.  io  PnDC«toii  UntTer^Uj),  An  old  mutart 
t^od  Qtber  i^oliticml  essjif«.  Kew  York,  Scribner'»  Sooii  IBVS.  IS.  1B5  pp.,  dath,  f  t. — 
(CoaUDts;  ÄQ  Dld  tn««ter^  (a  i^EDpfttbotic  itady  of  Adam  Smltb.)  —  The  itudy  of  p<»li^ 
tic«.  —  Politieal  80ver«igiitj.  —  Cha.rftct«r  of  d«EaocrACj  in  Ihe  U.  StMes.  —  G«>r«ra* 
CDexit  andar  Ibe  coDstUatloß.) 

(DemoH&B|  E«),  SodalUmo:  articolo.  Voghera,  tipogr.  Hieotlnif  1SB3.  S4.  15  pp. 
(fistratto  dalJft  iTBjutegna  n&tlonal«"  m  dalla  »^SdeDta  sociale**.) 

OraKianit  A.,  Le  ide«  ecoaotnich«  de^^lt  lerittoH  cmElIanL  e  romagnoli  aino  al 
iSiSf  maniarl«.  Modena^  Üp«  Soliani  189S.  4-  IST  pp,  iContieaas  L«  taario  e«OBO- 
miGba  nti  tn«dia  ^wo  —  Le  dottriua  dogii  m^rittori  dei  «ecoli  XV^I  e  XVIL  —  £  prsear* 
MiTi  d«lle  rlforme.  —^  Llee  e  riforme  ACDnomicha  e  StiaDziari«.  ^i—  PoDAiAri  a  riforma 
CFODc«rD«nti  ]«i  beueficeiL^a,  ^—  Alcniii  «IrH  sQrittaH  d«]  aec<»j0  XVIII.  —  Malebiorr«  Gioii^ 
Q,  D.  Eomaifnoai  e  Paolo  Euffini.  -^  Scrittori  di  trattati  d«]  lecsolo  XIX.  — -  La  toano* 
grafie    e  il  moviinaTito   aalla  rivist«  a  nella  aceAdamie  iioe  al   1848-    — ) 

V  *  1  d  o  n  i ,  O.  (prof.)»  A  propoaito  dell'  aaaetto  economioo  d'IUlia :  oraiion«  inangarml« 
leU  per  Tapertara  della  r.  anlreraitii  dl  Parma  nell'  ano«  aoolaatieo  1898 — ^94.  Parma, 
Üp.  R.  Ubaldi,  1898.     8.     97  pp. 

Vidanre  j  Oroeta,  Ciam.,  Eoonomia  politio«.  Tomo  III.  Toloaa,  E.  Lopes, 
1898.  8.  (Sommaire:  La  concarreDO«  da  I'offre.  —  La  ooDOurrenoa  de  U  damaode.  — 
De  r4cbange.  —  De  rindaatrie.  —  Da  er^t.   —  Do  eommerca.  — ) 

2.    Oefohieht«  «ad  INürgtaUmig  der  wirtMhafllUkMi  Kvltar. 

B  a  s  e  h ,  J.,  Wirtschamicbe  WelUage.  B8rte  und  Geldmarkt  Im  Jahr  1898.  (IV.  Folge.) 
Berlin,  Prager,  1894.    gr.  8.     84  88.     M.  1.—.    (Ans  der  „Nationalseltmig*«.} 

Bericht  des  niederöaterreichischen  Landeaaasschassea  ttber  aeine  Amtawlrfcsaankelt 
rem  1.  Juli  1892  bia  80.  Juni  1898.  Wien,  Hof-  and  Staatadrackerei,  1894.  Lex -8. 
VI— 648  88.    H.  8,40. 

Sachsen- AI  tan  borgiseber  Vaterllndiaeher  Geschichta-  and  Haaskalender  aof 
daa  Jahr  1894.  Jahrg.  LXI.  Altenbarg,  Hofbachdrackerel,  4.  (8. 1/64«  Jabreeberieht 
Über  die  wichtigsten  Begebenheiten  and  Verftndemngen  im  Hersogtam  Saohsen-Altenbarg 
wfthrend  des  Jahres  vom  l.X.  1898  bis  30.  IX.  1893.) 

Schoenlank,  Bruno,  Soziale  Kftmpfe  vor  dreihandert  Jahren.  Altnürnbergische 
Stadien.     Leipzig,  Dancker  &  Hamblot,  1894.     8.     XII— 818  SS.     M.  4. — 

Wallach,  E.,  Berlin  and  seine  Entwickelang  seit  dem  Jahre  1840.  Mit  besonderer 
Berficksicbtigang  der  Wohoangs-,  MieU-  and  Steaerverh&ltoisse.  Berlin,  Scb wiering,  1893. 
gr.  4.  16  SS.  M.  1. — .  (Sonderabdrack  aas  „Grandeigentam.  Zeitschrift  für  Haasbesitser**, 
Nr.  43/49.) 

Noel,  O.  (prof.  k  l'Ecole  des  haates  Stades  commerciales),  Histoire  da  commerce 
da  monde  depais  les  temps  les  plus  recul^.  Tome  II.  Paris,  Plön,  Nourrit  &  O«,  1894. 
gr.  in-8.  enrichi  de  planches  et  de  cartes  hors  texte,  fr.  80. — .  (Depuls  les  d^couvertes 
maritimes  du  XV«    si^cle  jusquk  la  R^yolution  de  1789.) 

Elliot,  R.  H.,  GK>ld,  sport,  and  coffee  planting  in  Mysore.  London,  Coostable, 
1894.  8.  496  pp.  with  a  map.  7/.6.  (ConUiniag  chapters  on  coffee  planting  in  Coorg, 
the  Mysore  representative  assembly,  the  Indien  Congress,  caste,  and  the  Indien  siiver 
question,  etc.) 

Rawle,  E.  J.,  Annais  of  the  ancient  royal  forest  ex  Exmoor.  Compiled  chiefly 
from  documents  in  the  Record  Office,  together  with  some  account  of  the  forest  laws  and 
charters  and  officers.     London,  Truslove,  1894.     4.     164  pp.     80/. — . 

Scaife,  Walter  B.,  Florentine  life  during  the  renaissance.  Baltimore,  1893.  8. 
VII— 248  pp.,  clotb.  I  1,50.  (Johns  Hopkins  Univers.  studies,  extra  vol.  XIV.  Contents  : 
Florence  and  the  Plorentines.  —  The  government.  —  Public  life.  —  Private  life.  — 
Education  and  intellectual  life.  —  Religion  and  superstltion.  —  Commerce  and  indastry. 
—  Charity,  public  works  and  taxation.  —  Amüsements.  —  Citisenships.  — ) 

Livijn,  C,  Om  moderne  socialpolitiska  lagar  I.  Lund ,  A.  Collin,  1894.  8. 
kr.  2.—. 
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S.  BofUkanmg  und  B«trUk«niiigipolitlk.  Auwaadtnuig  md  KoloBiMtl«&. 
-(  Koloniales  Jalurbaeii:  HtrsosgofolMn  Ton  Oattor  Molneeke.  Jahrg.  VI.  Das 
itis  169».  Borlia,  C.  HojrmaBiis  Verlag,  1S94.  gr.  8.  FV— 811  88.  If.  8.—.  (lohalt: 
Utbor  dia  Assaichtan  ron  tropischen  Kaitoren  in  Ostafrika  and  Nen>Gainea,  ron  F.  M. 
4.  Sitben.  —  Die  Vegetation  des  dealsehen  Sehotsgebietee  in  Sfidwestafrika,  von  (Prof.) 
E  8diins.  —  Die  erangelische  BfissionsthAtigkeft  In  den  devtsehen  Sefaotsgebleten,  Rand- 
lehAs  flb  189S  and  1898,  ron  E.  Wallroth.  —  Die  katholischen  Bfissiooen  in  den  deat- 
MfaiB  Schatagebieten,  TOn  (Prof.)  Hespers»  Kdlo.  —  Landfiragen  in  Oitafrika.  —  Bine 
Schals  (Hr  Tropenpflanser.  —  Die  Kolonial politik  im  Reichstage.  —  Die  Kolonialpolitik 
4m  Bsgiening.  —  Die  deatschen  Kolonien :  Kamemn.  Deatschostafrika.  SSdwestafrika. 
Tflgo.  Schotagebiete  der  Nea-Oaineakompagnie  and  Harschallinseln.  —  ete.) 

Oehlmann,  E.,  Ist  es  mdglieh,  die  deutsche  Aaswandenmg  nach  B^leinasien  a^ 
nlsaken.  Hambarg,  Verlagsanstalt  u.  Dmekerei  A.-G.,  1894.  8.  80  SS.  H.  0,80. 
(A.  a.  d.  T. :  Sammlang  gemeinTerstlndlicher  wissensch.  Vortrige,  Heft  188.) 

Sehotsgebiete,  die  deatschen,  in  ihrer  wirtschaftliehen  Entwickelang  bis  som 
Jahre  1898.     Leipsig,  Uhl,  1894.     gr.  8.     68  SS.     M.  0,80. 

Uhl,  6.,  Bmin  Pascha  and  die  deatschen  Bedtsangen  In  Ostafrika.  Leipiig,  O. 
m,  1894.     gr.  8.     41  88.     H.  0,80. 


B  a  i  1 1  e  (eolonel),  Un  Episode  de  Texpanslon  de  l'Angleterre.  Lettres  an  „Times** 
tnr  rAfiriqae  da  Sad,  tradaites  arec  Taatorisation  speciale  da  conseil  de  r4daotion  da 
„Times**.  Paris»  A.  Colin  &  O» ,  1894.  in-18  j^sas,  aree  one  carte  de  TAfrique  centrale. 
fr.  S,50. 

Chatelardy  £.,  Projet  de  colonisation  an  Soadan.  Paris,  impr.  Dangon,  1894.  8. 
»6pag. 

Oailly  de  Taorines,  Gh.,  La  nation  canadienne.  Btade  historiqae  aar  les  popa* 
htions  fran9aises  du  nord  de  rAm^riqae.  Paris,  PIoo,  1894.  in-18  jesas.  XII^884  pag. 
fr.  1,60.  (Sonunaire:  Originea  et  ^volation  historiqae  de  la  nation  Canadienne.  —  Etat 
•etael,  an  point  de  vae  mat4riel  et  moral,  de  la  natioo  Canadienne,  territoire,  popalation, 
Mstiaent  national.  —  Arenir  de  la  nation  Canadienne.  — ) 

Poterin  da  Motel,  H.  (membre  agr4g4  de  llnstitat  des  actaaires  fran^ais), 
Daige  et  ajostoment  des  tables  de  mortalit4  par  Ages  k  Tentr^e  (thhse).  Paris,  Wamier  & 
0«,  1894.     8.     89  pag. 

West  Afirioa  (Lagos).  Oeneral  report  of  the  Lagos  interior  ezpeditioa,  1898.  Lon- 
don, printed  bj  Eyre  &  Spottiswoode,  1894.     Folio.     1/. — .    (Pari,  paper.) 

i.  Bergbau.  Land-  and  Pontwirtoehaft.  Fiaehereiweten. 
Berg-  and  Hattenkalender  für  das  Jahr  1894.  Jahrg.  XXXIX.  Mit  Beigabe.  Essen, 
G.  D.  Baedeker,  12.  1893.  206  o.  101  SS.  geb.  a.  br.  M.  2,50.  (S.  176—206  des  Haopt- 
teils  enthilt:  Erseagnisse  des  Bergwerks-,  Salinen-  und  Hfittenbetriebs  für  die  Jahre 
1890/92  im  Deatschen  Reiche  and  im  Aaslaode ,  die  Beigabe  bringt  die  sozial  politischen 
Q«Mtse  and  Bekanntmachangen  der  neuesten  Zeit  nebst  den  Verordnongen  etc.  fiber  Dampf- 
keiMl.) 

Böhme,  G.  (OekonB.),  Landwirtschaftliche  Sflnden.  Fehler  im  Betriebe.  2.  Aafl. 
Btrlio,  Parej,  1894.     gr.  8.     IX— 202  SS.     M.  2,50. 

Hejne,  J.  (Schäfereidirektor,  Leipsig),  Die  ongfinstige  Lage  der  Schafzacht  nebst 
Angabs  der  Mittel  so  ihrer  Hebang.  Stattgart,  Metzler,  1894.  gr.  8.  Vin— 92  SS. 
H  1,J6. 

Majr,  H.  (Prof.),  Das  Harz  der  Nadelhölzer,  seine  Entstehong,  Vertellnng,  Bedeo- 
taag  and  Cewinnang.  Für  Forstmänner  etc.  berechnet.  Berlin,  Springer,  1894.  gr.  8. 
Vin-96  SS.  mit  4  Holzschn.  a.  2  lith.  Tafeln.     M.  8.—. 

Mentael  and  v.  Lengerke,  Landwirtschaftlicher  Hilfe-  and  Schreibkalender. 
Jahi|.  XLVU:  1894.  Hrsg.  von  (GOBR.)  H.  Thiel  and  (Prof.)  £.  r.  Wolff.  2  Teile. 
BarHs,  Parey,  1894.  12.  168  SS.  mit  Chromolithographie  a.  460  SS.  M.  2,50.  (Aas 
^  Inhalte  Ton  Teil  II:  Kann  die  deatsehe  Landwirtschaft  das  deotsche  Volk  ernihren? 
von  (60RR.)  H.  Thiel  —  In  welcher  Weise  können  sich  die  Landwirte  an  dem  Kampfe 
(^B  die  Maal-  and  Klaaensenche  wirksam  beteiligen,  von  (Prof.)  Johne.  —  Die  neneste 
^Wsgebong  aaf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Polizei,  ron  A.  Glatzel  (Präsident 
^  OUndeskaltargerichts).  —  etc.) 
Dmta  Foiffs  Bd.  vn  (Lzn).  32 
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Kot,  dl«,  der  L&ndwirto.  Braanichweig,  A.  Limbach^  1894.  gr.  $.  t7  88»  IL  O^K^ 
(A,  u.  d.  T.:  Potitiftche  Brief«,  IV) 

Ruh  1» od,  O.  (Privmtdoi!.,  ZQricb) ,  Agrvpolltiscbe  L«istiiDj7«Q  des  Prol««i«r  Dr. 
Loijo  Brentano  oder  die  alte  und  nene  Scbiile  kritisch  beleucbtet,  MÜDcben*  J*  Scbweiliv» 
1894.     gr.  S.     &1  88,     M.  1  ^. 

T.  8t»bberl-Parkitten,F.,  Wu  können  die  denticben  LuMlirirle  ttnam^  n 
lieb  Qber  Wuser  la  bAlten?  AllüDAtain ,  Haricb«  Bachdritckcrei,  1894.  8.  11  88> 
M.  0,60. 

Uecker^  C.^  Ueber  ZuckerrÜbeaban  Im  nördl  i  eben  Deals  eh  land.  5.  Anfl.  Ankba, 
F.  Krüger,   18d4.     gr    8.      M.  0.80. 

Weber,  C*  (grofib.  bess.  FonUM.) «    Die  Boden irirtscbaft   im  Vog«Iftb«rg  tmd  ibt 
Förderong    insbetoodere    durch    Wiederbewalduug    ond  V«rbe«serung   d«r 
Frankfurt  a/M.,  Sauerlioder,  1894.     8.     Vm— 121  88.     M,  S.— . 
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P  ]  r  e  t ,  J.  (inelen  profe»seur  d'^conomie  r&rale),  Traitd  d^4coDomie  rur&le.  Tome  17» 
feacicale  1.  PatEs  ,  G.  MaMon,  1899.  8.  fr.  4.  (Sommaire:  Le  b4U>l  et  W9u  roli 
^coDomlque.) 

Frudhomme,  A*  (prof.  d'agricultitre  de  la  M«u»e),  Agriealtnre  da  d^partement  < 
1«  Meuse.     Bar-Ie-Duc,    CootantLaguere,    1893.     8.     VIli_874  peg«  et  cart«.     fr. 

B  r  y  A  D  ,    E  n  0  c  b  A  ,  The  mark  in  Europe  and  America :  a  review  oi'  the  disea 
of  early   Isod  lenure.     Bostou,  Oidd  St.  C°,  1893.      12.     I7l   pp.     $  1,10. 

Garnier,  R    M.,  Biatory  of  tbe  Engliah  latided    interest:  its    cattotna,    lawa, 
agricuJtnre.     (Modern  period.)     London,  SoDDenschein,  1894      8.     680  pp,      l€/ 0 

Ü  op  k  1  n  t,  F.  Powell,  Fii»btng  experiencea  of  half  a  centurj  ,  with  InfttrvettoB 
in  the  US«  of  tbe  fajit  reel.     New  York«   Longmans  Green  &  C^   189S,  8.^  clotb.    |  l> — 

Altnanacco  agrario  per  ranno  1894,  pubblicato  per  cura  della  »e^iooe  dt  Trest» 
del  consiglio  proTinoiele  d'igrieoltnra  pel  Tirolo.  Trtnto*  tjp.  Monaani  edit.«  18tS,  8. 
fig.     447  pp. 

Q  Q  e  a  t  i  o  D  e  f  ta^  det  dasio  doganale  eul  grano,  trattata  da  an*  a^eoltor«.  UoS* 
tip.    Wilmant,  1898.     8.     S3  pp. 

6.     Gewerbe  mad  Indaitrie. 

Adrefebncb  de«  Vereins  iür  deutsche«  Kan»tgewQrbe  in  Berlin.  Berlin^  Dni«lt 
von  O.  ▼.  Bolten«  1893.  gr.  6.  £08  bS.  mit  1  Heliogravare  und  mahl  reichen  11]  nstnlloM»- 
(NichC  im  Bändel.) 

R  i  e  d  I  e  r  «  A.  (Prot),  Ein  Rückblick  auf  die  WelUneateUoiig  in  Chicago.  BerUn* 
L.  Simion,  1894.  gr.  8,  86  88.  M.  1  —  Vortrag  gehalten  im  Verein  aar  B«Rirde' 
rung  d«6  Oewerbfleiriies.     (A.  u.  d.  T.;  Volkswirtsebaftlicbe  Zeitfragen,  Heft  117.) 

8  c  h  m  »  d ,  P.  (Rechtsanwalt) ,  Entwurf  eines  Gesetios  betreffend  den  Schilt«  der 
Geschäftszeichtn  nebut  Begrändang.  München,  R.  Oldenbourg^  1894.  4.  26  S8.  M.  0|80. 
(Aus   ., Zeitschrift  für  gewcrbtieben  Rechtsschuta**.) 

Vorachlige  (der  Gewerbekammer  tu  2ittaa)  für  die  Organisation  de«  Bandwerki^ 
und  Regelung  des  Lebrlingswesena  im  Handwerk.  Zittau,  7.  Febr,  1894.  gr«  8.  16  88v 
(Als  Mjikr.  gedruckt  fGr  da»  kgi.  Ministerium  des  Innern  in  Dresden.    Nicht  Im  Haadet) 


A  n  n  u  a  i  r  e  des  ayndtcaU  professionDeJs,  indastriels,  eommerciaux  et  agricolea  «  eoB- 
stitu4s  conform^ment  k  la  loi  da  Sl  mars  1884  en  France  et  en  A]g4rie,  5«  ann4«: 
1893.     Paris,  Berger-LeTraalt  A  D«,  1894.     8.     440  pag.     fr    6  — . 

Durand,  C.  (prof.  k  l'Ecole  snp^r.  de  Nancy),  Les  grandtfs  tndustries  miadrmlee 
en  LorraJne  (sei,  soade  et  fer).  Nancy,  impr.  NicoUe,  1893.  8.  69  pAg.  «▼•€  carte* 
fr,  1.—, 

B  e  l  s  0  n ,  C.  (ing4nieur  de«  arta  et  mannfaetures,  dlrectenr  d'osinee  m^t&UnTfUiaas), 
La  sid^rurgie  en  France  et  k  T^tranger.  9  yoIs.  de  leite,  fermant  l.'VOO  pag.  et  mi  mSbmm 
de  475  plaucbes  gr.  in*4.  Paris,  Bernard  &  O«  ^  1893.  fr.  126.  —  (Somnmfre:  Le» 
minerais  et  combastibtes ;  la  fabrieation  de  la  fönte;  la  fabrication  du  fer  tn&ll^abla;  I» 
fabrication  de  Tacier;  la  fabrication  de;8  tMes  et  aciers  blancs ;  ia  fabrication  de»  bltndagai, 
des  essieuxt  des  roaes  de  wagon,  des  fils  en  acier,  de»  tnbes  en  fer  et  en  acier,  d«e  f«n 
k  cheval ;  la  marcbe  dea  bauts-fourneaux ;  U  fabrication  dee  agg]om4r4B ;  ia 
des  nombrenaea  nsiuea;  la  fabrication  de»  fers  et  aciers  oiiTr4s  dans  lea  pdyis 
Bnasie,  AUemagne»  SoJsae,  Autriche-flongrie,  Belgique,  grand>dnch4  de  Lazambooiig,  K^pagpei^ 
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Fartegal,  SiiMe,  Norrig«,  IteUe,  Grinde-Bretigne,  Btat«-UBi8  d'Am^riqne,  Orient»  Eztrime 
Oiknt  «I  Afriqm,  Am^riqa«  anglats«,  Heziqae,  Antillas,  Am^riqne  iii«ridion«le.  >-) 

d'Hondt,  P^  L'art  d«  la  venrerie.  Hbtoira  et  Cabrieatioii  (en  Venlte).  Paris 
Uhnirto  eeotnle  des  beau  erts,  1894.     8.    iUnstrd.    fr.  6.—. 

Welfs,  Paul  (ing^nieor  ma  eorps  des  mines),  Le  eofTie:  origine,  gisemeots,  pro- 
fMbU,  m^tollvfgie,  AppUcattons,  alUages.  Paris,  BaOU^re  &  fil»,  1894.  in-18  j4siis. 
Vm— 869  |Mig-  *▼•  Agares.    (EncyclopMIe  de  cbimie  faidvstrielle.) 

Bartlett,  Wallaee,  B.,  Digest  of  trade-marks  (registered  in  tbe  United  States) 
fnr  aacbines,  metals,  Jewelry  and  tbe  bardware  and  allied  trades,  witb  a  Synopsis  of  tbe 
liw  sad  praetiee  relating  to  trade-marks.  Washington,  D.  C,  Oibson  brotbers,  1898.  8. 
ist  pp.,  clotti.    $  8,50. 

Brentano,  L.,  Hqua^jud  wages  in  reUtion  to  prodaetion.  Translated  hj  Urs. 
WQfism  Arnold.     London,  Sonnensebein,  1894.     8.     144  pp.     9/.6. 

Cooke,  C.  J.  Bowen,  British  loeomotiTse :  tbeir  bistory,  eonstmetion  and  modern 
dsTslepment.  New  York,  Maemillan  &  C*,  1898.  18.  881  pp.  witb  iUostrations  from 
tkslekes  and  diagrams  bj  C.  C.  Jones  snd  R.  A.  Me  LeUan,  dotb.    $  t.—. 

ilobnson,  J.  and  J.  H.,  Bpitome  of  tbe  law  and  praetiee  eonneeted  wifb  patents 
•id  isTentions.     2nd  edition.     London,  Longmans,  1894.     8.     9/.6. 

K  e  1 1  y  's  Directory  of  tbe  boilding  trades ,  comprising  erery  trade  and  profession 
IS  ID7  way  eonneeted  witb  arcbiteetnre  and  bnilding  trougbont  England,  Seotland,  and 
Wilsi,  and  tbe  principal  towns  in  Ireiand  and  tbe  isle  of  Man.  7tb  edition.  London, 
IiUy,  1894.    Boy.-8.     80/.—. 

8ay  ward  ,  W.  H.,  Tfaongbts  on  tbe  relations  of  employer  and  workman;  a  lectnre 
diUnred  in  Boston,  1898.  New  York,  Funk  &  WagnaUs  0^,  1898.  8.  16  pp.  $  0,10. 
(IUBdard  Ubr.,  N«  178.) 

Wrigbt,  C.  A.  Adler,  Oils,  lata,  waxes,  and  allied  materials,  and  tbe  mana- 
betare  tlierefrom  of  candles,  soaps,  and  otber  prodoets.  Pbiladelpbia,  LIppineott  C*,  1898. 
I.,  illostrated,  clotb.    $  7,60. 

4ftBUxoBoft,  Uo*iM,  FyccKoe  KpyxeBO  M pyocKiA  KpyxesHMi^u.  HsciftxoBaBie 
lerapnecKoe,  lexmrieeKoe  m  craTHcnniecKoe  ete.  0T.-IIeTep6yprL,  1898.  (Die  Sj^tsen- 
iadostrie  nnd  die  darin  bes»chftftigten  Arbeiter  Bnüilands  in  teebniseber  und  statistiseber 
fietieliDiig,  Ton  Sophia  DaTydora.  St.  Petersburg,  Dmck  tou  A.  S.  SouTorin,  1898. 
1  Tut-  n.  1  Knpferband  in  Folio.) 

Atti  del  terso  congresso  dei  sindaci  tennto  in  Fori!  nel  gingno  1898.  Forll,  tip. 
L.  Bordandini  edit,  1898.     8.     184  pp.     1.  8.—. 

Cecioni,  E.,  Relasione  al  ceusiglio  comnnale  di  Firense  snlla  camera  del  lavoro 
^  Kireoie  e  proyincia.     Firense,  tip.  O.  (^relli,  1898.     8.     88  pp. 

6.  Handel  und  Verkehr. 

Bauer,  E.,  Graf  Capriri  nnd  die  Konserrativen.  Ein  Wort  lu  den  Handelsrer- 
tngBTtrbandlnDgen  im  Reichstage.  8.  Anfl.  Leipsig,  Werther,  1894.  gr.  8.  87  SS. 
N.  9,60. 

Dsntseh-mssische  Zollkrieg,  der,  nnd  das  Speknlantentnm ,  beleuchtet  von  einem 
Khmd.     Berlin,  1898.     8.     24  SS.     (Herausgegeben  rom  „Bund  der  Landwirte'*.) 

Ebeli,  G.  A  C^  1898r  Jahresbericht  Ober  Koloniaiwolle.  Berlin,  1894,  Januar. 
P>4.  4  SS.  (Bin-  und  Ausfuhr;  Deutschlands  einheimische  Produktion;  rergleiebende 
Ctb«8ieht  der  Wollpreise  in  Berlin,  1898—1884,  SUtistik  Aber  die  Wollengarn-  und 
Wollwarenbranche  1898—1886.)    Nicht  im  Handel. 

Exportjahrbueh,  Jabr^r.  I.:  1891/98.  Herausgegeben  vom  k.  k.  „Oesterreichi- 
»cUb  Haodelsmnseum«'.     Wien,  Verlag  des  Museums,  1893.    Roy.-8.    XX— 891  SS.    geb. 

Gtek,  Fr.  (Ingenieur),  Der  binnenlKndisohe  Rhein- Weser-Elbe-Kanal  nach  den 
Hm  Entwürfen.  Mitteilungen  Aber  technische  Einzelheiten,  Verkehr  und  wirtschaftliche 
*i«  Bllitiriscbe  Bedeutung  der  neuen  Mitteilandwasserstrafte.  Hannorer ,  Scbmorl  k  r. 
)Mld  Nachf.,  1894.  gr.  8.  48  SS.  mit  8  färb.  Karten  u.  1  VerkehrsUfel.  M.  1,80. 
(Ut  Auftrage  des  Vereins  fSr  Hebung  der  Flufs-  nnd  Kanalschiffahrt  fflr  Niedersachsen 
I«  BannoTsr  unter  Mitwirkung  des  Vorstandes  herausgegeben.) 

Handel,  der,  mit  Heilmitteln  aufserbalb  der  Apotheke.  Denkschrift  des  deutseben 
I>rofQiitenTerbandes  und  der  Droguisteninnung  su  Berlin  fiber  eine  beabsichtigte  Abinde- 
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ruug  dos  §  35  der  Gewerbeordouivg  etc.    (Leipsig,  Druck  voa  B.  Zecbel.)    Juioftr  ISH 
gr.  8^     'iB  8ä.     (Mit  eioem  Aobajig  voa  Apothekenpreiten  in  den  Jehroa  11^91 — d$.) 

Materinliea    sur  Beurteilaag  des  EDlwiirfa    eines    dcutsch-nisfllscheii  HAadelsrcN{ 
trige.     Hör»uigegeb«n  im  Auftrage  von  Mitgliedern  des  Zellbeirmtes.      Borlin*  fitlreeit  di 
ZentralverbftndeA  deatacher  iDdustrieller,  Charlotteostr,  4B  III,   1894.     gr    8.     BS  HS 

Meyer,  Emil  (voroid.  Waren-  u.  Produktenmakler,  Berlin),  ßerieht  über  dtn 
Getreide«,  Oel>  nnd  Bpirituabaodel  in  Berlin  und  seine  internationaleD  Betiehosgen  im 
Jali4re  189^*     Berlin,  Selbstverlag  de»  Verfasser»,   1894.     4.     48  SS. 

Straufs,  A.,  Dte  reuhülcbe  SteUuug  des  Uaudluagslehrüngt .  Mains,  V.  ▼.  Sabmi, 
1894.     gr.  8,     47  SS.     M.   K —     (Diänerutioü,) 

Verhandlangen  des  XVIII.  Deutseben  BandelBtage»  su  Berlin  en  lt.  sa4 
13,  Jaouar  1894.  Berlin,  Liebheit  &  Thieseo,  1894,  gr.  4.  X— Ö4  SS.  (Aue  den  Iq*| 
halte :  Die  prinsipielle  Stellung  von  Handel  und  Industrie  su  den  dem  Stticb«tS{re  nr- 
gelegten  Keichssteuergesetsen  [Beicbsstempel abgaben ,  Tabak-  und  Weinstener].  —  Dt« 
geplante  staatllcbe  Ueberwachong  des  Schiffbaues  und  der  deutsehen  Seeschiffe.  —  Birieht 
Qber  die  ScbaJOTang  einer  Centralstelle  behuf«  Vorbereitang  künftiger  HattdeUvertrift-  — 
Der  Einfiufs  de»  neuen  preu frischen  Gewerb« steuergeseties  auf  dan  Wahlrecht  and  6i 
Btfitragapdicbt  ma  den  preaTsiacben  Handelskammern.  —^) 


^ 
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J  o  7  c  e  f  C.  B.  (oue  of  the  Secrelaries  to  the  Post  Oifice)  ^  A  hUtory  of  tht  Poit* 
Oüce»  from  ita  establisbment  down  to  183Ö.  London,  K.  ßentley  &  Son,  1894.  8.  U/— - 

Manson,  E.,  The  debentures  and  debenture  stock  of  tradtng  and  other  oompsiu*^ 
London,  Cluwea,  1894.     8.     1S/.6. 

Sargeaunt,  B.  A.  (Director- Generat  of  railways),  Administration  report  o«  thi 
railways  in  lodia^  1899—98.     London,  Eyre  &  Spottiawoode,  1894.    8.    wlth  map».  A/^ 

Spelting,  T.  C*,  A  treaiiae  od  trusts  and  monopolies;  oontainlog  an  eipetiiic^n 
of  the  mle  of  publio  policy  against  contracts  and  combinations  in  restreini  of  iride,  tie, 
Boston,  Little,  Brown  &  C»,   1893.     8.     801   pp.     $  3,&0. 

Sabhatini,  L.,  Sul    dUegno    di    legge    per  U    riordiuamento    delle    rappreteatlii* 
ci»mmerciali.     Milano,    tip,  P.  B*  Beüiuif    1893.     8.     €1  pp.      (Belazione  di 
speciale  oomioata  dalla  camera  di  commercio  dt  Milauo.,) 

Dotleris,  A.^  Danmarka  bogbandlere*     Kopenhagen  1894.     8.     kr.  8. 
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7.      Finanzweaen. 

Hausmann,  W.,    Verkehrssteaern.     Ein  Beitrag    zur    Vermehrung    der 
nahmen.     Berlin,  C.  Heymann,   1894.     gr.  8.     IV~99  SS.     M«   9.—. 

Kittel,  Die  Frankensteinsche  Klausel  und  die  deutsche  Pinansreform.  Sine  StaAi* 
aum  Staats-  und  Finanxrechte  des  Deuuchen  Beichs.  Würaburg,  Stabel,  1894  gr,  B* 
Ul— 36  SS.     M.    1.—. 

Mitteilungen  aus   der  Verwaltong    der   direkten  Steaem    im   preufsiachen  &taif 
Kr.  99.     Berlin,  gedruckt  in  dejr  Reichsdruckeret,  1894.     gr.  8.     99  SS* 

Schipfer,  A.,  Die  Reichsstouer reform    and    das    sosiale  Finanssystem.     Berlin,  0* 
Walther,  1894.     gr.  8.     46  SS.     M.   0,80. 

Urban,  K.^  Denkschrift    über    Beform    der    Bierbesteoerung  in  Oesterreieh-Öngan»* 
Prag,  J.  G.  Calve,   1894.     Fotio.     LH  SS.     M.    1,80. 

Urban,  K.,  Entwurf  eines    Gesetses   über   die   Malastetier    ftir   Oesterreicb^lJogans 
Prag,  Calve,  1894.    Folio.    50  SB.    M.  1,80.    (Im  Auftrage  der  am  3».  Mai   1893  afaft^- 
Bierstener^Enquete  verfafst.) 


Eideite,  P.,  Tablean  r^snme  du  bodget  de  TEtat  franfais.  Budget  da  1894 <- 
Paris,  GnUlatmiln  &  0",  1894.  in-18  j^sus.  VI— 284  pa^  f^.  S.— .  (Table  des  malttnar 
IntrodoctioD.  Loi  de  finances  du  98  avril  1893.  —  Traits  g4n4rsttx  du  bndgat  de  1894'' 
—  Disoitasion  du  budget  de  1894  devani  le  Parlement.  —  De  qaelquea  parCiee  du  iMidft^ 
anr  leaqnelles  deü  economies  sont  possibles.  —  Tableau  des  d^penses  par  mtnisU««,  —- 
Tableati  de  variations  de  quelques  il^ments  da  budget  de  l'Etat  pendant  las  AmnMr^^ 
anndes,  —  etc.) 

Banca,  la,  e  le  finaoae  d'Italia.  Firenae,  tip.  di  B.  Baroni,  1894    8.  36  pp« 
Belasione  e  bilaocio  industriale  deir  aaienda  dei  Ubacchi  per  Teaercisio  dal  I* 
1891  al  80  giogoo  1892.     Borna,  tip.  naaion.  di  Q.  Bertero,  1893.  4.   1195  pp.    {Pm 
easione  del  Ministero  delle  flnanae,  Direaione  generale  delle  gabelle )  '^ 
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Rclftmion«  della  DimioiM  generale  delle  impotte  dirette  e  del  eaUsto  per  l'cserei- 
d»  faeneinrio  1891/9t.   Borne,  tip.  Bertero,  1898.  4.  189  pp.  (Pabblieaiione  del  Minittero 

BelftBione  delJ*  Diresione  generele  del  tesoro  per  gli  eserdtt  1890/91  e  189 l/9t. 
Sqo»,  tip.  di  G.  Bertero,    1893.     4.     281  pp.     (Pnbblieaiione   del  Ministero  del  tesoro.) 

8.    CMd-,  Bank-,  Kredit»  nnd  Yendohanmgtweien. 

Beniiger,  N.  (NationalR.  a.  IfitgUed  der  grofeen  JSxpertenkommissioD),  Zor  geplanten 
Knaken-  and  UnlallTerticberang  in  der  Schwell.  Bioe  populäre  Daritellung  der  Geiets- 
atvflrfe.  Basel,  H.  Mfiller,  1894.  Boy.-8.  41  SS.  (Sonderausgabe  ans  den  „Schweiaer 
BUttsrn  Ar  Wirtsebafts-  nnd  Soaialpolitik**.) 

Oenossenscbaftskalender ,  dentseber,  fflr  1894.  Jahrg.  IX.  Hildburgbansen, 
Gtdow  k  Sohn,  1894.  19.  geb.  M.  1,80.  (Darin:  Beschlfisse  der  allgemeinen  Vereins- 
tage  1876  bis  1898.). 

Padberg,  C,  Obligationen  und  Grondscholdbriefe  Ton  Gewerkschaften  nnd  Aktien- 
gMtllsehalien  in  Rheinland  nnd  Westfalen,  deren  Verainsnng,  Tilgung  und  Einl(>snng  pr 
1893.    Jahrg.  II     Düsseldorf,  Schneider,  1894.    gr.  8.    62  SS.     M.  1,80. 

Plato,  F.,  Tafel  aar  Umrechnung  der  Volumenproaente  in  Gewichtsprosente  bei 
Bnoatweinen.  Kach  den  amtlichen  Zahlen  der  kaiserl.  Normalaichung»kommlssion  berechnet. 
Bvlio,  Springer,  1894.     gr.  8.     XVU— 11  SS.     M.  1.—. 

Polte,  H.,  Vorschllge  zur  Reform  des  Unfallyersicherungsgesetaes  vom  6.  Juli  1884 
ood  für  die  Herabmindernng  der  berufsgenossenschafUichen  Verwaltungskosten.  6.  Aufl: 
Dortmund,  Koppen,  1893.     gr.  8.     41  SS.     M.  1,20. 

▼.  Schicker  (ORegR.),  Das  Krankenrersicherungsgesets  und  das  Hilfskassengeseta 
Bit  Brlintemngen ,  Musterstatuten  und  den  sämtlichen  württembergischen  Vollsugsvor- 
Mbrifkeo,  sowie  das  Gesets  Aber  die  wttrttemberKische  KrankenpflegeTersicherung ,  nebst 
VoUsogSTorsehriften.  2.  Aufl.  2  Binde.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1894.  gr.  8.  VII^ 
911  88.     M.  10,60. 

Versicherungskalender,  deutscher,  liir  das  Jahr  1894.  Herausgegeben  von 
Willmanns  Verlag  und  Buchdruckerei.  Lankwita-Gr.-Lichterfelde  (Berlin)  1898.  12.  XVI— 
519  8S.     geb.     M.  10.-. 


TraTaux  et  m4moires  du  Bureau  ioternational  des  poids  et  mesures,  publi^s  sou» 
Im  SBipices  du  comit4  international,  par  le  directeur  du  Bureau.  Tome  X.  Paris,  Gauthier- 
VUlars  k  flu,  1894.     in.4.     CCCCLXU~-128  pag.  avec  figures.     Ar.  16.—. 

Biddle,  A.,  A  treatise  on  the  law  of  Insurance,  including  fire,  life,  accident, 
lurantee,  and  other  non-marine  risks,  with  reference  to  the  decisions  in  the  U.  States, 
Ssclsad,  Scotland,  Canada,  and  the  other  British  provinces.  2  toIs.  Philadelphia,  Kay  k 
brotbsrs,  1893.     8.     768  and  764  pp.    $  10.—. 

May  et,  P.,  Agricultural  Insurance :  in  organic  connection  with  savings  banks,  land- 
credit  snd  the  commulation  of  debts ;  from  the  German,  by  (Rct.)  A.  Lloyd.  New  York, 
IbcmUlan  k  C«,  1893.     8.     888  pp.,  oloth.     $  3,60. 

Colojanni,  N.  (deputato),  Banche  e  parlamento :  fatti,  dlscussioni  e  commenti. 
MiUno,  fratelli  Treves  tip.  edit.,  1893.  16.  VIII— 391  pp.  1.  2.—.  (Cootiene:  La 
btses  romana.  —  L'iochiesta  Parlamentäre.  —  La  qnistione  morale.  —  La  legge  banca- 
rii.  —  1  protagonisti  e  rambiente.  — ) 

9.    Soiiale  Frage. 

Arbeitslosigkeit  und  Arbeits  vermittelang  in  Industrie-  und  HsndelsstSdten. 
BtrUn,  O.  Liebmann,  1894.  8.  222  SS.  M.  8,20.  (Bericht  über  den  am  8.  u.  9.  Oktober 
1998  Tom  Freien  Deutschen  Hochstift  su  Frankfurt  a/M.  veranstalteten  sozialen  Kongrels.) 

Bsrtsch,  M.,  Ueber  Landstreicherei  und  Bettel.  Reichsstrafgesetabach  §  361  Nr.  8 
lad  4.  —  Ein  Beitrag  aar  Lösung  der  Stromerfrsge.  Tfibingen,  Laapp,  1894.  gr.  8. 
iOl  88.    M.  I.—. 

Dodel,  A.  (Prof.,  Zflrich),  Aus  Leben  und  Wissenschaft.  (Gesammelte  Vorträge 
ttd  AofsiUae.  Lieferung  2.  Stuttgart,  Dietz,  1898.  8.  (Bogen  9/16  der  Vortrüge) 
IL  0,76.  (Inhalt:  Konrad  Deubler,  der  oberösterreichische  Banempbilosoph.  —  Vom 
Wiib.  Sdne  soziale  Stellung  und  seine  Beffthigung.  Ueber  die  ältere  Naturverachtung 
»d  die  neuere  Natnrbetrachtung.) 

Hoffmann,  Ad.  (Pastor),  Der  Arbeit  Rechte  nnd  Pflichten.  Christliche  Reden 
&btr  loiiale  Fragen.     2.  Aufl.     Basel,  R.  Reich,  1894.     8.     VUI~-71  SS.     M.  0,75. 
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Qaestioni  sociales.     Ls  r^ser^e  de  1a  fsmill«  dans   tei  siicc«9sioD«.     (Pop« 
Cilibat;  Con^r^fttioDs.)     Psm,  impr.  M&ofreot,   1895.     8.     19  pl^;. 

Balch,  EmUy  E.,  Public  sssUUdc«  of  th«  poor  in  France.  Londoo,  SoooeittebtlB, 
1894.     8.     S/.6.     (Ameriean  EccaomJc  AdsocUtion.) 

Qould,  E.  E,  L^  The  Gotheoburg  System  of  liquor  trefGc.  Prep*r«l 
direction  of  C.  D.  Wright  (Coramisstouer  of  Uborj.  Wusblagtoti,  GoTerooieat 
Onflce,  1893.  8.  25S  pp«  (V.  special  report  of  the  GoaimtsiloDBr  of  Labor.  CoottstS: 
Bistory  of  Scandinavian  liquor  lefcislaiion  and  the  efliabHahmoDt  of  tbe  Goth«obtir|f  tyitsa 
^  Liquor  leglslatioa  iu  iiwedea  aud  Nonray,  —  The  companj  iyatem  ia  Operation,  — 
The  aeoDOoiie  and  social  results  of  the  Company  System :  The  extent  of  the  sysiem  snd 
the  ooQsttmptiou  of  liquor.  Drunkennesa  and  alcoholism.  Crime.  Pauperiim  ^ariafi 
banks.  —  Advantages  and  diiadvantagea  of  the  Company  vystem^  — ) 

Sutter,  Julte^  A  colony  of  mercy :  or^  social  cbristiatilty  at  work«  New  Tofi, 
l>odd,  Mead  &  C^  1898.  8.  364  pp.  ill.,  map.,  cloib  $  2,50.  (Beschreibunir  der  ^ea 
Pastor  Y,  Bodelschwingh  unter  dem  Namen  f,Bethel"  gegrilndeten  Kolonie  für  EpUeptbcfat 
au   Bielefeld  in  Westfalen.) 

F  o  r  II  a  s  i  D  i ,  B  a  f  f.«  Demooraiia  borghese  e  demoeraila  socialistB.  Bologna,  tip. 
Fava  &  Garagnani,   1893.     8,     18  pp* 

Pistoja,  Ad.^  Ai  sodalisti  et  ai  eonservatori :  an  po'  dl  Itiee.  Torino,  tip.  Spttdre 
&  Lassari,   1893.     16.     32  pp. 

Zaiii,  B  (avTOcato),  La  questione  sociale.  Mantovi^  tip.  G.  Mondovi,  18f8.  I* 
40  Pp.     (Eatr«  digll  „AeU  e  memoHo  della  r«  Accademta  vlrgillana  In  Mantora**  ) 

10,    OeteUgebiwg. 

A  dickes^  F.  (OBürgermeiater),  Das  Kommunalabgabengeseli  vom  14.  JttG  lBfS> 
Für  den  praktischen  Gebrauch  mit  einer  geschieht  liehen  Einleitung  and  Erliateraagin 
versehen.     Berün,  Quttentag,   1894.      IS,     VIII~39e  88.     M.  6  --. 

B  u  1  X  e ,  A.  (Reich»Kericht&lt.),  Die  Praxis  des  Beichsgericbts  in  Civilsachen,  Band  X?l 
Leipiig,  BrockhauB,   1894-     gr.  8.     Xi-48l  88.     M.  8,—. 

Braisert,  H.  (WQOBergR.),  Novelle  mm  preufaischen  allgemeinen  Dirggittw 
vom  24  Juni  189^.  Mit  dem  den  Bergban  betreffenden  Gewerberecht  and  mit  KoB* 
mentar.  Zugleich  Nachtrag  zum  Berggeaetskommentar  von  1888«  Bonn,  A.  Marens^  18H. 
gr    8.     VllI-^225  S8      M.  4.-^ 

Entwurf  eines  preufsisehen  Waäsergeaetxes  samt  BegrÜndong.  Amtltehe  Aosfab*. 
Berlin,  Farey,  1894      Lex -8.     iV— 231  SS,     M    3.-. 

Geiershdfer»  K.«  Das  geltende  deutsche  Wucfaerreeht  mit  besonderer  Boriek^ 
aichtfgung  des  Geieties  vom  19.  Juni  1898.  Narnberg,  Heerdegen-Barbeck,  1893  gr.  S 
IV— 88  88.     M.   1,&0> 

V.  Hahn  ,  Fr.,  Kommentar  aam  Allgemeinen  Deatschen  Handelsgesatsbach.  Baad  L 
Lieferung  1 :  Das  erste  Buch  des  HAndelsgesetsbuebs  4.  Aa8.  Braunsdiwaig,  Vieiri^ 
&  Sohn,   1894       gr.  8      378  SS.     M.   7. — 

KommunaiabgabengesetSf   das,    vom    14.  Jul!  1893    nebst   «iaeoi    Aolnaf^ 
enthaltend:  Die  Grundsttge  des  Gesetzes.     Berlin,  Heymann,  1893.    8.    80  S8>.    11.0,80' 


H u c ,  Tb  (prüf,  honor.  des  facultas  de  droit)*  Commenlatre  thäonque  et  pnüSkiptm 
de  Code  civil.  Tome  VI  Paris,  Cotillon,  1894.  gr.  jn-8.  fr.  ft.— .  (Sommair« :  DonAtloBP 
et  testaments.  —  Dons  et  tegs  aux  «StabUssemeots  pu blies.  —  Bubstitutions  permtses.  — 
Partages  d'ascendants.  —    Donation«   et   quotit^    diaponlble    entre    4pouz.  —  (arl.  893  k^ 

uooo 

Le  Ray,  V.  (avocat  k  la  Cour  d^appet  de  P^rts),  Du  payement  des  deittei  racwt 
sorales  per  las  personnes  appel^es  k  la  suocessioo  par  un  testament  (thkse)*  Augen, 
impr.  Burdin  &  C'e ,  1893.     8.     195  pag. 

Peltier,  F.,  Droit  romafn  :  De  la  caution  praedibus  praediisque;  droit  &aa^a[ft: 
Du  gage  immobiUer  dsus  le  tr^s  ancien  droit  fran^ais  (ih^e).  Paris,  Boosaeait,  1893. 
8      160  pag. 

Person»,  Tb.,  The  law  of  contracUi  8th  odition,  by  T.  WillistOQ.  3  rola.  Boeira, 
Little,  Brown  &  C^   1893.     8.     896,   949  and  727  pp      $  1%.—, 

R  0  b  s  0  n  ,  G.  Y.  (barnster^at-law),  A  treatise  on  the  law  of  bankruptcy.  VU^  edhioa. 
London,  Clowes  &  Sodi,  1894.  gr*  in-8.,  clolh.  38/. — .  (Containing  a  lull  esposllioe 
of  the  prindples  and  practice  of  the  law,  induding   the    law  ander  the  Banknsptey  Acts, 
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dtSS  Md  1890$  the  BAakniptey  (Disohargt  and  Glosure)  Act,  1887;  the  Debton*  Act, 
1889;  tb«  bilk  of  8ale  AeU,  1878  and  1882)  saedoa  10  of  Indloatiir«  Aet,  1878,  also 
tka  law  relaling  tha  prirate  arrangameiits  with  eraditon.  —  ete.) 

Walmaaley,  O.  (barritter-at-law),  Goid«  to  th«  miaing  lawa  of  tha  world.  Loa- 
4oa,  prlnted  hj  Eyra  A  SpottUwooda,  1894.     8.     5/.—. 

▼  idari,  S.  (prof.)>  Oorto  dl  dlritto  commarelala.  Volnma  II.  4ß  adiaione  migliorata 
«d  aaeraaeiota.  Milano,  U.  Hoapli,  1893.  8.  vm^698  pp.  1.  18.  (Sommario:  Dalla 
.poracma  (eontinnaaloDa).  —  Dalla  80ciat4  oommareiali  (eoDtiniiasiona).  —  Dalla  assoela- 
aiooi  eommareiall.  —  Dalla  cosa.  —  ate.) 

11.    Staate-  uid  ▼arwaltimgireaht. 

T.  Bmlmarineq,  A.,  Dar  Unprnog  dar  Stadtrarfasaang  Rigas.  Lafpslg,  Donckar 
A  Hmblot,  1894.     gr.  8.     X— 88  88.     M.  8.—. 

Charlottanbarg.  fiarlcht  Abar  dia  Varwaltang  und  dan  Stand  dar  Gamainda- 
■BgalagaDhaltaii  daa  Stadtkraisas  Charlottanbarg  fOr  daa  Euujahr  1898/98.  Charlottan- 
barg, Dmck  Ton  MUnoh  A  Mahr,  1894.     R07.-4.     57  a.  37  SS. 

Daisburg.  Baricht  flbar  die  Varwaltang  nnd  den  Stand  der  Oemeindaangelegen- 
^9Hm  dar  Stadt  Duitbarg  f&r  1898/98  nebst  Haoahaltaetat  für  das  Jahr  1898/94.  Dais- 
borg,  Droek  von  F.  H.  Nieten,  1898.    4.    VI-r-160  n.  XCV  SS. 

Hof-  oad  Staatohandbaeh  für  das  Hersogtam  Anhalt,  1894.  Hrsg.  Ton  (GKanaleiR.) 
TrwkaL    Desaaa,  R.  Kahle,  1894.    gr.  8.     XVI— 575  8S.     geb.  M.  6.—. 

Maeklen  barg- Schwerinscher  Staatskalender,  1894.  Jahrg.  119.  I  Teile.  Schwerin, 
1894.  gr.  8.  (Teil  I:  Zeitkalender  «ad  Persontlstaat,  468  n.  186  SS.;  Teil  U:  Stati- 
4tiach-lopographisehe8  Jabrbaoh,  440  SS.) 

Praafsischer  Temio-  and  Notiakalender  aaf  dae  Jahr  1894.  Jahrgang  XXV. 
Berlin,  F.  Schalse's  Verlag,  1898  18.  869  SS.  geb.  M.  8,50.  (Zam  Oebraach  der 
vHsaiteu  der  allgameinen  Verwaltaag  and  der  Verwaltang  des  Innern.  Radigiert  im 
■Mroaa  des  Ministeriams  des  Innern.) 

▼.  Stengel,  K.  (Frh.,  Prof.,  Wttrsburg),  Das  Staatsreeht  des  Königreichs  Preaftan. 
1.  ToUstlndig  nea  bearbeitete  Aafl.  der  ersten  von  dem  f  (QehR.)  Hermann  Schalae 
Warbaiteten  An«.  Freibarg  i/Br.,  Mohr,  1894.  R07.-8.  XI— 586  SS.  M.  15.—.  (A.  a. 
A  T. :  Baadbaeh  des  dffentliehea  Rechts,  hrsg.  ron  H.  ▼.  Marqoardsen  a.  Max  ▼.  Sejdel. 
1.  Anfl.  hrsg.  Ton  M.  ▼.  Seydel.     Band  II,  Heft  8.) 

Verwaltangeberieht  des  Rates  der  kgl.  Haapt-  and  Residenastadt  Dresden 
4lr  das  Jahr  1898.  Dresdsn,  v.  Zehn  &  Jaensch,  1898.  hoch-4.  VU— 79  a.  879  88. 
•it  graphischer  Daratallnng. 

Wlrs,  J.  0.,  Eanio  FUonardi,  der  letate  Nantias  in  Zftrich.  Zttrich,  Fisi  A  Beer, 
im.    gr.  8.     V— 114  SS.     M.  8.—. 

Ja m  als,  E.  (d4pat4  dn  Gard),  Le  Reichstag  et  les  demi^s  dlections  ea  Allemagne. 
IRaii,  LaTagne-Peyrot ,  1893.  8.  60  pag.  fr.  1. — .  (Trois  articles  eztraiu  de  la 
nKsTse  bleae,  politiqae  et  litt6raire'*.) 

4eLaTaleye,  K.,  Essais  et  Stades.  Tome  L  Paris,  F.  Atean,  1894.  8.  fr.  7,50. 
<8oBBalre:  La  litt4rature  en  France  depals  1880.  —  L'absence  des  partis  en  lulie.  — 
U  ooBTeile  politiqae  rasse.  —  Le  parti  cl^rieal  en  Belgiqne.  —  Le  protestantisme  et 
k  ettholiclsme  dans  lenrs  rapports  aTso  la  libert^  et  la  prosp4rite  des  peaples,  etc.) 

Pirenne,  H.  (prof.  k  rCJniversiti  de  Gand),  L'origine  des  constitntions  arbalnes 
««  aoyen  ige.     Nogent-le-Rotroa,  impr.  DoapeIej-OonTemear,  1898.     8.     88  pag. 

British  imperial  calendar  and  ciril  senrice  list,  1894.  London,  Warrington,  1894. 
1    518  pp.     5/. — 

Haie,  G.  W.  (and  others),  Police  and  prison  cyclopaedia.  London,  printed  hj 
Kjri  A  Spoltiswoode,  1894.  R07.-8.,  eloth.  81/.—.  (Contents  Information  respecting 
iirliOQ  discipline  and  managament,  pvnishment,  food,  statistics,  coarts,  rales  and  regala- 
<^  governing  prostitation  and  the  liqnor  qaestion  in   all  the  principal  coantries  of  the 

Martinelli,  G.,  Home  raie!:  per  an  programma  liberale  italiano.  Milano,  tip. 
^  Verri,  1898.     16.     84  pp. 

Spalding,  T.  A.,  The  Honse  of  Lords:  a  retrospect  aad  a  forecasf.  London 
Cawia,  1894.  8.  880  pp.  10/.6.  (An  attack  and  proposals  for  reform  of  the  Hoosa 
efUrds.) 
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T  up  p  er  ,  C*  L  ,  Oür  lodijin  protectorate :  ad  introduction  to  tbe  ttud/  of  the  fslttlft» 
betweeu  the  British  Koverüment  aud  iu  Indlan  feudatories,  Ntw  York,  Loft|CiD*nff  Oratu 
&  C»,  1»93.     8.     44»  pp.,  cloih.     I  6,— . 

DftDik  (kougcL)  bog'  og  «UUkalender,  tor  U9i.  KopenbAgeii ,  Bssdi«  1«9I  S, 
kr.  8.—. 

S  t  ft  A  t » '  Alnunak  foor   bet   kojUQknjk    der    Ned«rUDdeD,    1894,     Ha^f,    ISH.    1^ 


12.    StatUtik. 

▲  Ugemeia«!. 
TAfecbenboch  fOr  den  kAtfaoliscben  K^ruB«  1694.  jAbrg.  XVI.  Würxbnrjr,  BÜio^, 
1894.  IS.  199  SS.  geb.  M.  1. — .  (InbAU:  AUgememe  Statistik  der  katboUtcbeD  Kirche.  — 
Spezielle  Sutiaiik  der  Diöceaen  vou  BeaUchUnd,    Oeiterreich-UDgAm  ,    der  SebweU  aad 
von  Luxemburg.  —  etc.) 

Oeutscbes  Reich. 
B  Ad  i  seh  6  JuAÜAsUtiiUk    für  dAs  Jabr  1891.     Karhrube  ^    HQlJerfcch«  Hofboekkdl^ 

1893.  4.     VII— 141   läS.     ^BeArbeitet  im  groHtfa.  JaiitzmitiuteriaEQ.) 

B  e  i  (  r  i  g  6  sor  Sutiiük  dea  HerAogtam$  BrAUiiSchirBig,  Heft  X.  BrAiuiedbirAi^^ 
Druck  von  J.  R  Hejer,  1893.  gr.  4.  VI— 38  u.  £3  88.  (InbAit ;  Die  ErgebniAM  d«*' 
Viebztblaiig  vom  1. 12.  189S.  BeArbeitet  vod  (FinHOsR.)  F.  W.  R.  ZumnermÄoii  (Vo^^ 
stAud  de»  «lAtijitii^beii  BUreAOi  beriogL  StAAt^mini^teriumi.) 

Bevdlkeritogswechtel,    der,    in  der  Sudt  LcipAig  im  Jahr«  169S.     L«Ipsi^^ 

1894.  Imp.quer-folio.   44  bektogrAphierte  TAbelleoteileo.   (Bearbeitet  in  aiatistiaclitft  Ai^*' 
der  Stadt  Letpaig.) 

EfgebDisae,  die,  der  Volktiilihiuog  vom  1.  XU.  1890  in  dar  Stade  Lalpaii^^ 
Bearbeitet  im  ftUtifttifichen  Amt  der  Stadt  Leipzig.  Teil  LH«  Leipzig,  Dancker  4  BoaV^ 
blot,  1893.  gr.  8,  X--S66  SS.  M.  1.^.  (SonderAbdrtick  au»  den  atldilAcbao  Ver^-^ 
WAitUDgbborivhton  für  die  JAbre  1891   u.   I89:it.) 

Jahrbuch,  tUtisti&cbe^i  für  dA«  Köaigretcb  Württemberg,  Jahrgang  1893.  Statt'^ — ' 
gart,  Koblhammer^  Desember  1893>  £mp,*8.  173  SS.  Bearbeitet  im  k,  sUti«tiaclie^^^ 
Landesamt.  (luhakt:  BctdeDbeDuisüDg  und  Ernten.  Viebstand.  Forfttwlrt&ehaft.  —  Qawtrb^^ 
und  Uaodei.  Verkehr  und  Verkebramittel.  —  Geld-  und  Kteditw^aan.  Varsicbaroaga— ^ 
we»en.     Preiae  und  Löhne.  —  FiuAuiweaen.  —   etc) 

Mitteilungen    dea    stattstJBcbea    Amtes    der    Stadt    München,     Band  XI,    HeA 
liUncbenf   1894.     l.     (Inbait ;     Der    Hünchener    Marktverkehr    1890  bis    1892    mit    ein« 
graphisch Bu  Oar^teliung  der    Getreidfprei&e  lür    bAjeriBche    Frucht    im  M Unebener  Omfai 
bandel    in    den    eiaKeinen  Monaten   1879 — 1893.  —    Die  Steuern    uod    Gerne indeumlag 
der  Etuwuhtier»i;baft  MUnchens    im  Jabre   1899*  —    Die  Naehzihlung  des  Rlndviab- 
SchwetnebeAtandea   em    I.  Dexbr.  1893^  —    Die  Erheburig    ober    die  Verhiltniss«    der  in. 
Gast-  und  Sc  hau  k  wirtschaften  beschäftigten  Personen  vom  November  1893.   — ) 

Schaefer,  H.,  Ueberaicbt  über  die  Thätigkait  des  freiwiUigen  Feaerfrebrverbaade» 
für  die  Proviua  Bannover  bei  Bekfimpfung  von  Schadenfeuern  im  Jahre  1892.  L<Ui«biirg 
y.  Sternsche  Buchdraikerei  1893.     gr.  imper.-folio.     38  Sä. 

Silbargieit  (Direktor  des  statitt.  Amts  der  Stadt  Magdeburg) ,  Artnenatsliftik 
Migdeburg,  Hofbuchdruckerei  von  K.    Friese,  1894.     4.     31   SS. 

Volksa&hlung,  die^  Am  1.  Dezember  1890  im  Deutschen  Reich.  TabaÜMi  mkü 
Ertkuierungcn.  Herausgegeben  vom  icais.  statistischen  Amt.  Berlinr  PutlkjiiDQier  it,  Mftkl* 
brecht,  1894.  lmp.-4«  VUI— 91  u.  201  SS.  mit  4  kartographischen  DAr»t€l]uu|raa  iiti4 
1   Diagramm    M.  8.^.  (A.  u.  d*  T. :  SUtistik  des  Deutschen  Reichs,  N.  F.  Bd.  LXVIif  ) 

WÜrttembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde  Heraa»f egabca 
von  dem  k.  sutistischen  Landeaamt.  Jahrgang  1893.  Stuttgart,  W  Kohlhammcr,  1893^ 
Deacmber.  Roy.  8.  IV,  XXX1V_324  u.  805  n.  l73  SS.  (Inhalt:  Leber  di«  B«ti«d- 
lung  des  württembergiscben  ScbwarawaJds,  insbesondere  des  obereu  MurgthAls,  von  (P^l*)' 
Hartmann.  —  AbriGi  einer  Geschichtei  der  wUrttemfaerg«  TopogrApbie  etc.,  voa  ^Inap ) 
C.  Regelmann.  —  Die  MinUterverantworllichkeit  und  der  württcmbergisiha  StaatagericblA* 
bot  im  geekihicbtlJchen  Rückblick,  von  Th.  Pistorius.  —  £iQ  Beitrag  aur  Statlatlk  dea 
wfirtttmbergi^chen  V^oikaschulwesens.  —  Ergebnisse  einer  konkurs»tatisü»che&  Erb^onf 
in  Württemberg  1883~-1892,  von  (Finanxass.)  Rettich.  —    Das  Tabakmooopoi  in  WOrt* 
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ttmberg,  von  0,  Linckh,  —  Die  Herkunft  der  Württemberg,  Wildenser  ood  ihre  Vertei* 
luAg  im  Lande  1698  bi»  1752,  von  A.  Röüiger.  —  J>ie  meteorologibcheu  Urtecbezi  d«r 
Fnttfruot  in  WQrtteiuberg  im  J«br  189S,  von  L.  Meyer.  —  Ergebnisse  der  Volk»sJLhlubg 
Tom  1.  XJi.  1890  und  die  Bewegung  der  Bevölkerung  Württembergs  im  Jabr  I89S.  — 
Ifeditinalberichc  von  Württemberg  tilr  da»  Jahr  1891.  —  Neuere  gewerbe»tati9ti»irb« 
Kotisen  aus  Württemberg.  -^  Die  Hagelbe«cbidiguogeu  m  Württemberg  iro  Jahr  189S« 
«^  Die  voriIu£gtn  Ergeboiue  der  Viebzihlung  im  KR.  Württemberg  vom  1,  XII.  1893, 
—  8l«tiftti&€hea  Jahrbuch  für  da»  KR,  WÜrliemberg,  Jahrg.  1893.  —  etc.) 

Frankreich. 
Descampai  A.,  Etüde  itir  uo  docnmeat  atatiatique  du  progi^a  indastrieJ,  maritim« 
«t  commercial  en  France.     Lille,  imprim,   Danel^  1893^     8.      16   pag.  et  pUochea  eo  QoEr 
et  en  couL     (FublJcation  de  la  Societä  LDdmtrieUe  du  nord  de  la  France«) 

Statittique  de  rioduatrie  mincrale  et  de*  appareiU  k  vapeur  en  France  et  ta 
Algerie  ponr  Taan^e  189S.  PariSf  imprimerie  nationale»  1893.  gr.  in*4.  XVI  — 100  et 
226  peg.  avfc  22  diagrammei  et  carte  imp.  in-folio.  fr«  10. — .  ^PublicaLion  du  Uinitter« 
des  tr&vaux  publica »  Direction  de»  route»,  de  Im  navigatiou  et  dea  mice«  ^  DiviAiou  dea 
mines.  Sommaiie:  Rapport  de  la  Commiaaion  de  aiatiaiique  de  Tindusuie  min^rale  etc. 
au  MiniMere  dea  travaux  publica.  —  Eipoad  dea  piincipmlea  donnt^ea  de  la  >tati»tiqae: 
1.  Alinea  et  autrea  exploitation«  min^ralca.  2.  L^t^inee  mctaUurgiques.  3.  Apparetls  4 
vapeur,  —   Statiatique  internationale.  -^) 

England. 

ß  i  r  t  b  s »  deatba,  and  marrUgee  lo  ScoÜand«  :XXXVI|tb  detailed  report  of  the  Registrar 
General.     (AbstracU  of  1891.)     Kdinbargb  1893,     8.     2/.1.     (Blue  book.) 

Biarriagea,  birtha,  and  death^  in  Ireland,  1892.  Dublin,  1893.  8.  1/.7.  (Blae 
book.) 

O  eatarreich. 

Jahrbuch^  atatiatiacbes ,  dea  k.  k«  Ackerbauminiateriuma  für  1892.  Heft  2:  Der 
Bergwerksbetrleb  Oeaterreicbs  im  Jahre  1892.  Lieferung  2:  ßergwerk^verbiltniaae  mit 
Avauabme  der  Hergwerkaproduktiou  ,  Naphthaatatiatik  ,  ludividuaUtatiiitik  der  Berg-  und 
BüLlenarbeiter  und  ihrer  Angehörigen,  ScblagwetteratAtiatik,  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staaia* 
druckerei,  1893.     gr.  8-     268  US. 

Militär -»tatiatiachea  Jiihrbuch  für  daa  Jahr  1892»  lieber  Anordnung  dea  k.  o.  k. 
RaichakriegsminUteriums  bearbeitet  und  herausgegeben  von  der  IIL  Sektion  de«  t«ehni* 
aeketi  und  admiaiatrativen  Miiitarkomitee,  Wien,  Druck  der  k.  k.  Hof-  und  Staat sdruckerei, 
1893.  Roy.-4.  403  u.  LH  SS.  (Inhalt:  Die  Stellung  im  Jahr«  1892.  —  Die  Standea- 
Yerhältnitiae  dea  k.  u.  k.  He^rea  und  der  k,  u.  k,  Kriegamarine  im  Jahre  1892.  —  Die 
SanitäiaverbälUiiaae  dea  k.  u.  k,  Ueerea  im  Jahre  1892.  —  etc.) 

Oeaterreichiacfaea  Stldtebuch.  Statialiache  Berichte  der  gröfseren  öaterreichl- 
9cbcn  Stüdte.  Jahrg.  V.  Redigiert  unter  der  Leitung  dea  Präsidenten  der  k.  k.  ttati- 
ttiacben  Centralkou^miaalon  K.  Th.  v.  luama^Sternegg  (k.  k.  Sektionachef),  von  J  (Frh.) 
T,  Friedenfela  ^k  k.  ViaesekretiLr).  Wien,  k,  k.  Hof-  und  Staatädruckerei,  1893.  Ro/.'8. 
LH— 859  SS.  M.  12—,  (Inhalt;  Wien;  Wiener-Neu*udt ;  Sallburg}  Klagenfurt;  Lai* 
baeh|  Trieut;  Prag  mit  Vororten;  Aua»ig|  Brüx;  Budwei«;  Eger ;  Gabions  a/N.  ;  Ji6tn; 
Kftadeu;  Karlsbad;  Kladno^  Pilaen ;  Reichenberg;  Tetscben  a^E. ;  Brfinn ;  Jglaa;  Keu^ 
titachein ;  Olmüta;  Zaaim ;  Troppau ;  Lemberg;  Krak^au.  —  etc.) 

EafiUnd. 

St.  Peteraburger  Kalender  fQr  daa  Jahr  1894*  Jahrg.  166.  St.  Peterabnrgi  Scbmita- 
dorff,  1894.  6.  407  SS.  mit  Eiaenbahnkarte  des  ruaaiacben  Reiches,  geb.  M.  4.^. 
(Ana  dem  Inhalte:  Areal  und  Bevölkerung  des  ruasiacheu  Helrhea.  —  NacbrkhteD  ilber 
die  Posten  und  Telegraphen.  —  Kapitaliatenkalender.  —  Rufäland«  Wald  Statistik.  — > 

BjtarontuieucKiu,  H  A,,  Cboaulih  cxaTHCTiiitectd^  c6opiiitKi  xosjtic'ni6]fflUX'& 
csiAtfliu  HO  ^eMCKUM-L  noABopBbiux  nepeuMcii^i».  Tom'i  L  Mocxm«  H.  U.  KymKepeB'B, 
1893.  gr.  in<6.  XVI— 264  pp-  (Becueil  »iatibtiqne  du  menage  daa  pajaana  de  Im  Roaal«^ 
ELquetaa  dea  icmatwus^  par  N,  A.  BlagowestlienskjTf  Babd  L) 

CratBCTaHecitiÄ  CBtÄtma  o  ToproB^t  Pocciii  ch  repMauiao  3»  1 886—1892  rr, 
Cx.-netep6ypr]b  Timorp,  B.  Kjrpmdayiia  1893.     Folio.    70  pp,    (Stacittiicher  Ueberblick 
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4%M  H&ndelBverkebrs    swiachen    RalÜslind    und    dem  Dcotäches  K«ich  to  dm  Jthrao  1^91 
— ^  9S  tait  Angaben  der  GawichtsinQQKeQ  ond  «Wert«  (im  Pud  and  Kübeln). 

Oboa^  CBtjctfliH  06%  yMepniHi^  b-l  ropoÄ*  MocKsi  sa  i89t  ro^i..  Mockbb  Iä»1, 
Boy.  in*6.  XI^ö3  pp.  (Di«  8t«rb«niü«  in  HoskftU  im  Jahre  1892.  Publikation  det 
»tatistiftcfaen  BQreaos  der  ^tadt  Moskaa.) 

Serbien. 

Honuc  cranoBHUiTaa  y  Kpa&eDnnir  Cp6itm  81.  Aeueii6p&  1890,  ro^ise.     I,  ^j^;  Q, 
7^;  m,  '/«•     BeorpaA  1892.     Roy.  io-i:  5^8,  ö6ä,  583  pp.    (ZUhiiing  der  BevolkerOftK 
des  KB,  Serbiea  Mm  31.  XÜ.  lt»90,  8  Teile  k  ö  DepftrCemenUheae.  A.  u.  d.  T.:   Gtr 
KpafcOEEne  OpÖHie»  RHSTa  1:  Statistik  det  Königreichs  Serbien,  Band  I,  Tait    '/^.) 

IlalUa. 

Statislica  della  emigrastoue  italUua  avTenuta  nftir  anno  1898,    koma,  üp 
rativa  romaua,   1893,     Koy.  in-8.     XX — 88  pp,     I.   I. — .    (Pabbüc&ftione   del  MiutaC«rt 
agricoltura,  industria  e  commereio :  Diresiüne  generale  della  »taliatica.) 

Statistica  deir  istruaione  elementare  per  l'anno  acolastico  1891^91.  Uiomm^ 
tipogr,  della  Camera  dei  depntati,  1893.  Roy.  in-8.  LXXIV^U?  pp.  l.  S,^.  (CoBa«ot: 
Asili  itifaotili.  —  Numero  e  grado  del  personale  tnaegnaote,  —  8cttole  elementarj  diarsi 
|»ubblieha.  —  äcuole  elemeotarl  diurne  private.  —  Scuole  terali  e  feetire.  ^  Scnolt 
«ormali.  — ) 

N  i^d  er  1  and«. 
Jaarcijfer«  uitgegeven  door  de  Centrale  Co  oimistie  voor  de  •tatistieiE.  Biaaeiüaai 
1898  en  vorige  jarea,  'sGravonhage  I89S,  gr.  iu-S.  XXIV— 843  pp.  (Statistisch«* 
Jahrbuch  des  KR.  der  Niederlande ,  hrsg.  von  der  statistischen  Ceatralkommiasion.  Du 
DtederläncriEiche  Mutterland  ,  1898  und  vorhergehende  Jahre.  Am  detn  Inhalte:  Bev^ke- 
ruug;  l^rBJehunifr  und  Dtiterncht;  Wirtschaftliche  und  sosiale  Zust&ode  der  Bevölkerniif  | 
LebensmiUelpreiAe;  Üeff&ntttche  Armenpflege  und  soziale  Selbsthilfe;  Veriicheraug;  Qrttnd< 
eigentumsvertetlung ;  Kriminal*  utid  Civilrechtspflege;  Koukuff-  und  Gefingaisstatistik| 
Handel  und  Verkehr;  Industrie;  Staats-  und  Kommuoalfinansen.   —  etc.) 
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Spaoie  o. 

Censo  de  ta  pobladon  de  Espana  segiku  empadrouamieoto  hecho  «o  91  de  dieiembra 
de  1887  por  la  Direceiön  general  del  Instituto  geogrÄäco  y  estadfstioo.  Tomo  II.  Madrid 
1891,  Imp.  tn-fotio.  XIV — 598  pp,  (lodice:  Clasification  de  los  habitAutes  seg4tt  Ma 
eidadas,  combinadas  con  el  estado  civil  y  la  instracciön  elemental  —  Cliksifieaiioa  da  loi 
babitantet  següo  sds  profesiooeSf  combinadas  eon  las  edades.  — ) 
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A  ustralien  (Ken-Seetand) 

StAtlstici  of  the  eoloiij  of  New  Zealand  for  the  year  1898,  wfth  abstra«ts  firem 

the  agricultural  ststistics  of  1893    Compiled  in  the  Hegistrar-General't  OfiSce  from  offieial 

retarns.     Wellington,  S  CostalJ  pHnted,  1893.     Folio.     XI— 430  pp.  with  9  broadshtaü, 

18.   Verachiedemei. 

Annalen  der  itädtischen  allgemeinen  Krankenhiuser  <u  München.  Im  Verein 
mit  den  Aeriten  dieser  Anstalten  herausgegeben  von  (Prof.)  v.  ZtemsteOr  1890  bis  IBtf* 
Uüttcben,  J    F.   Lehmann,    1894.     Roy.<8.     IV-^ITT  SS.  mit  19  Abbiidungeii    im  Test«. 

Ans  dem  Leben  König  Karls  voq  Rumänien»  Aufseiübouugeci  eines  AugenavagiA. 
Band  L  Stuttgart,  Cotta's  Nachfolger»  1894.  Roy -8.  XLÜ— 379  SS.  mit  dem  Portrft 
des  Kdoigs.     M    8.— 

B8rners  Bttchsmedisinalkalender  (Hr  Deatsehland  auf  das  Jahr  1894.  8  Tdlt 
fiebst  Beiheft  su  Teil  1.  Herausgegeben  von  f  (GSauR.)  8.  Outtmann  Lefpalg,  O.  Thleme, 
1893.  12  geb.,  Beiheft  br.  Bf.  Ö  — .  (Das  Beiheft  enthftlt  auf  S.  I78C  den  Anika!  r 
Die  moderne  Sozialreftirm^  von  (Rechtssrnw,)  Bergmann.) 

Denkschrift  aber  die  Choleraepidemie  189t.  Berlin  1893.  FoHo.  tV^Ifg  gg. 
iiebft  8  Diagrammen  und  1   Karte.     (Bnudeirat«« Protokoll.) 

Deutsche  Reden.  DenkmAler  sur  vaterlindtscbeo  Geschichte  des  XIX.  Jahrhnud«rl»» 
ll«r»iiSgeg«beo  voo  Tb.  Flathe.  I.  Halbband.  Leipsig,  ▼.  Biedermann,  1893.  8  XXXV — 
188  SS,  M.  5  '.  (Der  I.,  1808--48  gebalun«  Reden  umfaaseade  Halbband  bringt 
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▼OD  Flehte,  A.  Boeekh,  SehleiemiMker,  Lobeek,  Dehlauuio,  Hegel,  ▼.  Botteek,  K.  Hase, 
J.  G.  A.  Wüth,  P.  PAser,  A.  ▼.  Auersweld,  Friedrieh  Wilhelm  IV.,  Jak.  Grimm,  Haase- 
BUB,  T.  Viaefce.  eto.  — ) 

Pftret  Biemarek  and  die  „Hamborger  Naehriehten*'.  Authentiiche  Tagebnehblltter 
▼oa  eiMm  Bingeweihtea.  K.  2.  Aufl.  BerHo,  Beotsel,  1894.  8.  81  88.  M.  1,60. 

T.  Haselberg,  B.  (Reg.- a.  MedB.)  Generalberioht  aber  das  8aQiUUs-  aod  Mediainal- 
wesea  im  Begbea.  Stralsond  auf  die  Jahre  1889  bis  1891.  Stralsund,  Dmek  Ton  B. 
Beradt,  1894.     gr.  8.     107  88.  mil  17  Tabellen. 

Jahrbaeh  der  Wiener  k.  k.  Krankenanstalten.  Herausgegeben  Ton  der  k.  k. 
Niedar-Oesterr.  StotthaltereL  Jahrgang  1,  1892.  Wien,  W.  BraumCUler,  1893.  B«/.-8. 
LX^1041  88.  Mit  82  Tafeln  nnd  1  Kartogramm.  M.  la— .  (Aas  dem  Inhalte:  Ge- 
schiektliehe  Angaben  Aber  die  Bntstehang  nnd  Entwiekelong  der  Wiener  k.  k.  Kranken* 
anscalten  [8.  1—190];  Krankenstatistik  fOr  1892  [8.  242/476].) 

Maf fei,  C,  Die  neae  Wissensehaft.  Gesehiehte  der  Blektrohomfiopathie.  Wis»en- 
sebalttiebes  Testament.     Leipaig,  Fr.  Pfan,  1898.     8.     124  88.  mit  Tafel.     M.  1.-. 

Mitteilungen  der  k.  k.  Geographisehen  Gesellschaft  in  Wien,  1898.  Heraas* 
gegeben  vom  Bedaktions-  nnd  Vortragskomitee,  Bedaktear  J.  M.  Jiittner.  Band  XXXVI 
(der  nenen  Folge  XXVI).  Wien,  B.  Lechner,  1898.  gr.  8.  XI— 706  Sd.  a.  112  u.  61  88. 
and  8  Tafeln.  (Aas  dem  Inhalte :  I>er  Anteil  Oesterreiohs  an  der  naturirissenschaftlichen 
Erforschung  Amerikas,  Ton  A«  Kerner  v.  Marilaun.  —  Die  Begalierang  des  Bheins  swisehen 
Vorarlberg  und  der  Sehweiz  nnd  die  Bntwässeraog  des  Tieflandes,  Ton  (Prof.)  A.  Gel* 
wein.  —  Die  Bubis  von  Fernando  Pöo,  von  (Prof.)  F.  Blnmentritt.  —  Darch  Deutsch 
Mastailand  und  aar  Quelle  des  Kagera-Nil,  von  O.  Baumano.  —  Meine  Beisen  in  Para- 
gvsy»  von  P.  Jordan.  —  Verteilung  der  Niederschlagshöhen  im  Donaugebiete  und  die 
kebisehen  Niederschlagsmengen  im  Donaogebiete,  v.  W.  Trabert  (snsammen  173  88.).  — ) 

Schilder,  8.,  Ueber  die  Bedeutung  des  Genies  in  der  Geschichte.  Leipsig,  Duncker 
k  Humblot,  1894.     Boy.-S.     VI^38  SS.     M.  1.—. 

Vetter,  L.,  Moderne  BXder  erlftutert  am  Stuttgarter  Schwhnmbad.  Stattgart,  Göschen, 
1894.  8.  143  88.  mit  6  Plftnen,  1  AbbUdung  und^  2  TabeUen.  M.  1,60.  (Medisinischer 
Ttil  von  H.  Fetser.) 

Weifs,  A.  (k.  Beg..  u.  GMedB.),  IV.  Generalbericht  Aber  das  öflTenUiohe  Gesund* 
IwltMresen  dee  Begiemngsbeairks  Kassel  für  die  Jahre  1889  bU  1891.  Kassel,  Druek 
▼OB  Weber  &  Weidemeyer,  1894.    gr.  8.     266  88. 

Annuaire  de  l'enseignement prknaire,  publik sous la directlon  de  M.  Joet  (inspeetear 
fMnl  de  l'instraation  publique).  Xüne  ann4e,  1894.  Paris,  A.  Colin  k  O,  1894.  12. 
ym--641  pag.  fr.  2,60.  (Bxtrait  de  toble  des  matiires:  La  sitoation  de  l'institateor 
i  l'itnoger  (Hongrie),  par  Jost.  —  Le  mariage  des  institatrioes,  par  Marie-Gardine.  — 
Ui  ^les  ponr  les  enfants  faibles  d'intelligence  k  i*6tranger,  par  Simonnot.  —  L'6ducation 
dl  Is  fiile  du  peuple  en  Allemagne,  par  (MU«)  Streicher.  -*  L'enseignement  et  i'^ducation 
oriqast  dans  le«  ^oles  d'Angleterre,  par  H.  Le  L6ap  (prof.).  —  Les  congr^  p^dagogi* 
n«  so  1898,  par  Jost.  —  etc.) 

Annuaire  de  l'Universit^  catholique  de  Lonvain,  1894  (68«  ann4e).  Louvain,  tip. 
<!•  J.  Vanlinthuut,  1898.  12.  XXVIU— 466  et  CXXV  pag.  (Bxtrait  de  toble:  Bapport 
w  lestravanz  de  la  Conference  de  Tdconomie  sociale  pendant  Tann^e  academ.  1892—93. 
--  Bspport  sur  les  travaox  du  cerele  agronomique  pend.  l'annde  1892—93.  —  Bapport 
«v  Iss  travaax  du  cerde  industriel  pend.  i'ano6e  aeadtoi.  1892—93.  —  L'Ecole  de  Saint* 
ThooMS  d'Aquin  et  le  s^minaire  L^on  XIII.  — ) 

Blache,  B.,   L'hygitoe   dans   les  cr4ches.     Paris,  imprim.  Alcan-L^v/,  1893.    8. 

»PH 

Dats,  P.,  Histoire  de  la  publicitö  depuis  les  temps  les  plus  recnl^  jusqu'k  nos 
Jotti.  Tome  I,  orni  de  16  illustrations  dessinte  par  Courboin.  Paris,  J.  Bothschild, 
1194.    8.     234  pag.     fir.  3,60. 

Ben  an,  Histoire  du  peuple  d'Israel.  Tome  V.  Paris,  Cahnan  L^vj,  1893.  gr.  in-8. 
4S7  pag.  fir.  7,60.  (Sommaire:  Livre  IX.  Autonomie  Jaive.  —  Livre  X.  Le  peuple 
M  teat  la  domination  Bomaine.  — ) 

Tolstoi,  L.  (le  comte),  Napol4on  et  la  campagne  de  Bussle.  (Physiologie  de  la 
CMrre.)  Traduit  du  Busse  par  Michel  Deiines.  4«  4d.  Paris,  L.  Westhaasser,  1894. 
^H.    f^.  8,60. 

Tr4T4dy,  J.,  Des  gens  inflmes,  selon  la  tr^s  aneienne  ooatume  de  Bretagne. 
Ptrit,  Thorin  ft  fils,  1898.     8.    67  pag. 
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de  Vurlgof,  fl,  L'Ucivenitj  exteniloti  movement,  od  UniTerstt^  ilhi^rMito  d'Afiglt^ 
terre.     Peri»,  Leroox,  1893«     6.     16  pig. 

Wigner,  a,  VftilUöce.  Perb,  Fbchbecber,  18S4,  in-ie.  281  pe«.  fr.  S.ÖOi 
(Table  des  msU^res:  A  k  eooqufite  de  TioerKie.  —  Le  prU  d«  Ia  rie.  —     L'ob^iuanee. 

—  Li  simpilcil^,   —    La    garde    int^netire.  —   L'^ducation    hdroique.  —    Lea  ccmmieoee- 
menta  diJfiolea.  —  L'efTort  et  le  travaiL  —   La  fid^Iild.  —  La  gtdti.  —    L^honneur  Tiril 

—  Aax  infirmes.  —    La  peur,  —    Le  combat.  —    L'esprit    de    la    defenae.  —  L»    bo&fel^ 
r^paratrice,   —  Soraum  corda !   — ) 

Wahl,  UanFf  Lea  premi^rea  anti^ei  de  ta  Revolution  i  Lyon  (1788 — 179S).  Pitfk| 
A.  CoUd  &  O*,  18H.     B.     fr.   10.—. 

Bryant,  Sophie,  Short  atodiea  in  cbaracter.  London  (Ethlcal  llbrmrj]«  8oni»«i- 
scheiii,  1894.  8.  246  pp.  4/.  6*  (Lecturea  delivered  at  variona  ethical  and  «doeftlioaal 
aocietiea.) 

PoyDting,  J.  H.^  The  meau  density  of  the  earth;  an  «Baay  to  vblcb  tbe  Adaiu 
priie  wa»  »djudget  in  1803  in  the  Uoiverslty  of  Cambridge.  LondoOf  Oriflla,  1894.  ]^S. 
176  pp.  with  Illustration  and  7  folding  plates.     IS/« — . 

Rice,  .1  M.,  The  pobticiebool  lystem  of  the  Dnlted  SUtes.  New  York,  Centsry 
C«,   1803.      12      S13  pp.     $  ItöO. 

Sir  ah  an,  S,  A.  K.«  tiuicide  and  insanity:  a  physiological  aad  eocioloipcal  »ttidf. 
New  York,  Macmillao  &  C^  1893.     12.     228  pp.,  doth,     $  1,75. 
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A«  Frankreich. 

ßuUetin     de    statiatique    et    de    Ugiflation     compar^e.      XVlIi^i&e    ann^et     t893r~^ 
D^cembre:  A.  France,  coloniea  etc.:  L«a  bona  du  Tresor.     Variations  da  taox  de  llntMt. 

—  La  caidse  Dätionale  d'^pargne  en  1892.  —  Lea  caissea  d*^p*rgn«  priv4ea  eo  1892.  — 
Lea  contributions  directea  et  le^  taxea  aasimiUes,  aitaation  au  l«r  d^eembre  1893.  —  Las 
reveaua  de  l'Etat,  novembre  et  onze  premicr»  moia.  —  Le  commerce  ext^riaor,  mois  d« 
dicembra  et  onae  premtora  mois.  —  Produit  de  ta  taxe  aur  les  v^loeip^dcs  an  1§9$* 
R61ea  pHmitifs,  —  Tanbie:  Les  droits  aur  les  tranamisaions  imrnobiliferea,  d4er«t  da 
1«*  novembre  1893.  —  B.  Pay»  ^trauf^era:  Europe  et  Canada:  Lea  caiaava  d'4pftritiie 
poatalea.  —  Augleterre:  Les  budgeta  du  Eoyaume-Lnt  —  Paya-Baa:  L«  ooBmerc* 
ezt^rieor  (1847 — 92).  —  Italie:  La  Situation  badgetaire.  —  Norv^ge:  La  eomsacree 
ftztirieur.  —  Ktata-Unis. :  L«  masaage  pr^sideutlcL  —  elc. 

Jonrnat  des  Ecooomitfea.  &2«  ana^e  (1893),  D^cembre:  Arnold  Toynbee  «t  U 
moavement  economique  en  Angleterre^  par  E,  üastelot  ^  Da  premier  essat  de  sociaUama 
d^Etat  soua  Napoleon  111 !  La  caiase  gen^rate  des  aasuraucea  agricoles^  par  A.  Tboina 

—  Les  ofüciera  miniat^riets,    par  L.  Theureau.  -^  Mouvement    »cientifique    et    indaatriel 
par  Daniel  Bellet.    —    Revae  de  TAcad^mie    des  sciences    moralea    et    politiqoes  (do  It 
aodt    au  2.  novembre  1893),    par   J.  Lefort.    .—    Une  viaite    aar    eolonies  Chiooiaaa 
Tonest   de  Boru^o ,   par    de  U eyners    d'Estrey.   —   A  propos    de  la  conl4rence  do 
Bosso^AIlemande,  par  Ladislaa  Domanaky   —  Interrentioii  de  El^tat.     Vn  moi  d'imp^raCriee, 
par  Fr.  Paasy.  ^  Soci^t^  d'^couomie  polidqtLO,  84aKice  du  6  d^cembre  1893:  N^roloigit: 
C.  Bodenbeituer,     Diacaaaion :  De  rinfluetice  des  beaoios  de  Touvrier  dana  la  ddtemuoation 
de  son  »alaire,  etc.  —  Chroniqae  4conomiqtie.   —  etc. 

Re  forme  sociale.  Uli^»«  serie,  tome  VI,  N^7S,  16  D^cembre  1893:  La  qoMtioa 
dea  octroii,  par  K.  Cohen.  —  Les  soci^tt^s  de  lamille  dans  le  droit  civil  portngaia»  par 
F.  Lepelletier.  LHndustrte  lainifere  de  Verviers:  Les  effeta  da  la  r^glemeiitatioii  d9 
travaiL  Le  patronage.  Les  grfeves  de  1893,  par  P.  —  Dne  famille  beureuae,  par  L« 
Broment.  —  Unlona  de  la  patz  sociale,  fHir  A.  Delaire.  —  Chronique  du  mottvamaat 
social,  par  A.  Fougeroasse*  —  etc. 

Revue  d'^conomie  politique,  7"  aiiii6e,  1893^  N^  12,  Dicambre :  L«a  prlacipaliA 
caaaea  d^^conomie   polttiqoe,    par  A.  A.  lasaiew.  —  Le  credit  agricole,    par  Frao^oia.  ^-i 
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Hietoire  ^conomique  de  U  prosp^rit^  et  de  !«  döeedeDce  de  rEspagoe  aa  XVI«  et  ea 
XVII«   ei^cles,  per  If.  Ansienx  (safte  et  fio).  —  Chrooiqae  ^eonomiqae.  — >  ete. 

ReTue  internationale  de  sodolog^e.  N*  6,  NoTembre-IMcembre  189S:  La  latte 
des  eUsses,  par  E.  Cheysson.  —  L' insigniflanee  de  la  foree  bmtale,  par  J.  Novieow.  — 
La  mMeeine  sodale,  par  P.  SoUier.  —  Le  socialisme  de  Saint-Simon,  par  Q.  Wefll.  — 
Chroniqae  dn  mouTement  social  ans  Etats-Unis.  —  Note  sar  1' enseignement  des  sciences 
sodalee  et  poUtiqaes  en  Belgiqae,  par  Boddaert  —  etc. 

R  e  T  n  e  maritime  et  eoloniale.  Pnblieation  da  minist^re  de  la  marine.  Tome  CXX, 
Uvraison  888,  Janvier  1894:  Qaelqaes  formales  de  navigation,  par  E.  Serres.  —  Les 
saeoars  aox  bless^  et  aoz  naafirag^s  des  gaerres  maritimes,  par  Aaffret  (directear  da 
Service  de  sant6  de  la  marine  k  Rocbefort).  —  Vocabalaire  des  poadres  et  explosifs 
(saite).  —  Pdcbes  maritimes:  Notes  d'oc^anographie  relatives  aa  bassin  d'Arcachon,  par 
Thoalet  (prof.  d' ocAanographie).  Elevage  des  salmonides  par  C.  Baveret-Wattel  (snite). 
La  p4che  et  le  oommerce  da  corail  en  Italie.  Essais  d' ostr4lcaltare  dans  le  capitaioerie 
de  Trieste  Pi«cicalcare  marine,  par  C.  Raveret-Wattel.  La  pdcbe  de  la  morae  et  la 
prodaction  de  T  balle  de  foie  de  morae  dans  l'arcbipel  de  Lofoden  en  1898.  Sitaatlon 
de  la  piche  et  de  l'ostr^icaltare  pendant  le  mois  d'octobre  1898.     etc.  — . 

B.  England. 

Board,  tbe,  of  Trade  Joarnal.  Vol.  XVI,  No  90,  Janaary  1894:  Tbe  Man- 
chester ship  canal.  —  Middlesbroagh  iron  trade  in  1893.  —  Sooteh  pig  iron  trade. in 
1893.  —  Aathorised  gas  ondertakings.  —  Mereantile  credits  in  foreign  ports.  —  Depression 
io  tbe  German  cbemical  indastry.  —  The  Hangarian  tobacco  trade.  —  The  railway  System 
of  Bosnia-HerzgOTina.  —  Bailway  development  in  Asia  minor.  —  The  development  of 
Persia.  —  The  phospbate  indostry  of  the  United  States.  —  Tariff  changes  and  castoms 
regalatlons.  —  Proposed  new  tariff  for  the  U.  States.  —  Statistics  of  trade,  emigration, 
fisberies,  etc.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  tbe.  No  367  (pablished  on  Janaary  16,  1894):  Memoire  of 
(Chaneellor)  Pasqaier.  —  The  economy  of  high  wages.  —  The  poetry  of  raral  life.  — 
Populär  literatare  of  modern  Italy.  —  Addresses  of  the  lata  Earl  of  Derby.  —  The 
progress  of  angling.  —  Among  the  Hairy  Ainu.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  Janaary  1894:  The  Ireland  of  to-morrow,  by  X.  — 
The  employment  of  women,  by  (Miss)  Balley.  —  The  trae  discovery  of  America,  by 
(Captain)  Gambier.  —  The  origin  of  mankind,  by  (Prof.)  Baeehner.  —  The  Frenoh  in 
India,  by  Lewin  B.  Bowring.  —  The  Ijebrosy  Commission,  by  (Dr.)  Thin.  —  Prince 
Alexander  of  Battenberg,  by  J.  D.  Boarchier.  —  Tbe  triple  alliance  in  danger,  by 
C.  B.  Lanin.  —  Irish  railways,  by  X.  — 

Hnmanitarian,  tbe.  A  monthly  magasine.  Vol.  IV ,  N*  1 ,  Janaary  1894. 
Edited  by  Victoria  Woodhall  Martin:  The  humanitarian  movement,  by  the  editor.  — 
Biology  and  ethics,  by  (Sir)  J.  Crichton  Browne.  —  The  edacation  question,  by  (tbe 
very  Rev.)  C.  J.  Vaaghan.  —  Aleohol :  its  nse  and  misare,  (a  reply  to  (Sir)  Dyce  Duck- 
worth),  by  G.  C.  Kingsbury.  —  An  italian  view  of  the  womans  movement,  by  Ett.  Socci. 

—  A  revelation  of  heredity,  by  W.  L.  T.  Wbatham.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries.  N^  CLXXII,  January  1894  (Vol.  XXXI, 
part  8):  The  Institute  of  Actuaries:  The  new  mortality  experienee.  —  Hardy  (R.  Pr.), 
An  enquiry  into  the  methods  of  representing  and  giving  effect  to  the  experienee  of  a 
friendly  society,  and  its  experienee  for  the  years  1884 — 91.  Appendix:  On  a  method 
of  exhibiting  the  results  of  a  valuation,  showing,  for  each  age  to  be  subsequently 
attained,  the  present  values  of  tbe  total  sums  at  risk  then  emerging,  and  those  of  the 
preminms  to  be  then  received.  —  The  lifo  assurance  companies  of  the  United  Eüng- 
dooL  —  etc. 

National  Review,  the.  January  1894.  Imperial  Insurance,  by  (Captain)  F.  N.  Maude. 

—  the   decline  of  urban  Immigration,   by  E.  Cannan.  —  People's  banks  by  T.  Mackay. 

—  W.  H.  Smith   as    a  colleague,   by    (Lord)   Ashbourne.    —    How   we  lost   the    United 
States  of  Africa,  by  F.  E.  Garrett.  —  etc. 

New  Review,  the.  Edited  by  A.  Groves.  January  1894:  Anarchists:  their  methods 
and  organiiations,  1.  by  Z.;  8.  by  Ivanoff.  —  Disestabüshment  in  England,  by  Augustine 
Birrell.  —  Some  impressions  of  America,  by  W.  Crane.  —  The  preaching  of  Christ  and 
the  practice  of  bis  churches,  by  (Count)  Lyof  Tolstoi.  —  Is  our  lifeboat  System  effectual  ? 
by  E.  H.  Bayley.  —  Freneh  plays  and  english  money,  by  W.  Archer.  —  Parocbial  self- 
fovemment  (1750—1880),  by  (Rev.)  J.  Frome  Wilkinson.  —  etc. 
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Nineteenth  Centary,  the.  A  moDthJj  fevieir  editod  by  J.  E.DOwl«t,  If^  1 
JaottAry  1894:  Pj-ofe^sor  TyndAJl,  hj  (Fror.)  Hozlej.  —  Tbe  aiandi«»t«r  sliip  cmoAl, 
(Lord)  EgertOD  of  Tttton.  —  SmtiiUry  ineuruioe:  &  »ebemet  by  O.  Walter  St«eree,  -^ 
Tbe  ■«riuxible  lor  gold:  1,  by  (Sir)  Ju!,  Vogel  5  2.  by  J.  P.  Heeeltine,  —  Th«  ISev 
Wioter-Lfliid  (Frenmös.  Nord-Afrika),  by  W.  Sharp.  —  Chartered  goveiruaieiii  to  Atäm^ 
by  A*  8.  Wbjte.  —  Protection  for  surDameä,  by  (the  Earl  of)  DandoaaJd.  —  liec«iit  mtafMii 
by  (Prioce)  Kropolkio.  —  etc. 

Qsarterly  Review,    tbe.     ü^  355    (pabli^bed    oo  January    16,    1894^      Aiiftrcbltt 
Jiteratnre,  —  Cbnrcb  mi^sioDS.  —  Old  eogji&b  cookery,  —  Some  tbeoHe«  of  th«  loe  «g*«^ 
—  BettermeDt  aod  loeat  taxatiou.  —  The  peril  of  Parll&meiit.  —  etc.  ^| 

C.  O  e  3 1  e  r  re  t  c  b  -  U  n  ga  r  Q.  ^* 

Oeiterreichiacb- anganscbe  Revae«  Heratugegeben  aod  redigiert  voa  A.  Mi^er* 
Wyde.  Jabrg,  VUI  (1893),  beaw.  Bd.  XV,  Heft  3;  OefTeDtlieher  oder  Privataxilerykht? 
vOD  K.  Werner.  —  Feldzeagmeiater  Joaef  (Frb,)  v,  Simbscbeo  ^1746 — 1810)  uad  Qteter 
reich»  VerhUtnis  la  Serbien  in  den  Jabren  1805 — 11,  von  Franz  Ilwof.   —  ete, 

E.  Italittn. 
Giornale  degli  Econombti.  Riviita  menftile  degli  iotereast  italiani.     Asno  V,  I8f |  f 
Gennaio:    La  questione    delle    Otto  ore  di  Utoio,    per    L.  Albertini    (contiuitja}.    —  Deila 
libertk  secoudo  il  Ferrara,  (per  6.  Pinna  Ferr&).  —  Note:    11  disegoo  dt    kgge  »tti  moa^^l 
di  pietk,  per  P.  8itta.      Agronomi  che  maoiono  '    E.    Lecoatetix,    F.  Marcoui,    per  A«  L«^| 
Re.  —  Previdenia,    per  C.  BottonL  —  La  aiiuaaioüe  del  mercato   moneuHo,    per  X,  ^ 
Cronaca.  —  «tc.  — 

Q.  Holland, 
de  Economtit,  opgericht  door  J.  L.  de  Brayn  Kops.     XLlU*^  jaargatkg,  ISti» 

Janaary  (in  hoUindj»cher  Sprache) :  Javas  Bevölkening  nnd  Boden be&Qtsaog.  von  Tan  dta 
Berg.  —  Eine  LandbauiDdostrie  in  Bedr&ogDia  (Über  bolJftndiicheAgrareufitändef  IS99 — ft)^ 
▼ou  C.  J.  Steke«s.  —  Die  AeiiJ<»erungen  dreier  Minister  (Lord  Saliabury^  Graf  CapnTl 
und  Pieraon)  Über  die  AS tina frage,  v.  Q.  M.  BoiKsevaln,  ^-  Wirtschaftliche-  und  Haodcls* 
Chronik.  — 

1.  Seh  w  eil. 

Schweiaeriache    Bülter   für  WirUchafts«    und    Sosialpolitik.     Halbmonat^ 
Eedigiart   von  0.  WulUchleger.     Jabrg.  Ü    (1894)  K^  1  and   t  vom   1    und    16. 
Die    britische    GenoMenschafUbew egung,    von    A.  Mälberger.  —    Eine    Enquete    über    dai ' 
Tabakmonopol  (Artikel   i  and  S).  —  Die  OeseUentwürfe  Über    die  Kranken-   und  Oofali- 
▼eraicherung    and    dma  VoUtttbogehren    beirefiTeud    die    onentgeltUche   Krankeupliega,    Toa 
(NationalR.)  Nikol.  Bensiger  —  Soaialpolitiftcbe  Rundschau:  Arbeit&nacbwei«.     Oaa  Raebi 
auf   Arbeit   und    die    cidgenösaisdiea    Rät«.      Die   Arbeitdloeigkeit       Arbeitsaeitung,     Eis 
eidgenÖasi^chea    Arbeitsamt,    —    Oemeindllche    Soaialpolicjk ;    Beschäftigung    von  Arbaila- 
losen.     (Jnentgettlidie    Beerdigung.      Soaiale    Gemein  depolt  ük    in     Frankreich,       (l«w«fb«*_ 
gerichtfl  und  Fabrikinspekioreo.   ~   Wlruchafbchrouik.  —  etc* 

L'DniOQ  poataJe  (Berne).    XIX«  volume,  N^,   1,  1er   Janvier  1894t  Renaeignamenti 
poataux  ftur   TAfrique  m^ridiooate.  —   Le  trafic  portal    de  la  Cdte  d'Or.    —     Le« 
d'4pargne  poitales  de  la  Nouvelles>GaUe»  du  Sud,  —  Le  trafio  pofttal  de  Ceylan.  — 

K,  Amerika. 

Aanals  of  the  American  Academy  of  political  and  social  science.  Vol,  tV,  Ko  4; 
Janaary  1894 :  Indlan  currency,  by  GuiLlord  L.  Moteswortb,  —  Adaption  of  aoeiety  to  ita 
invironment,  by  W.  D.  Lewis.  —  Föderal  revenues  and  tbe  Income  tax,  by  F.  C.  Howi, 
— >  Poltiical  eihicA  of  Herbert  Spencer,  by  Letter  F*  Ward.  —  La  icieooe  aoetale,  by 
P*  de  Rousiera.  —  Personal  notea.    —  etc. 

Political  Sdence  Quarterly.     Edited  by  tbe  faculty  of  poüt.   lelence  of  Colutabli 
College      ToL  VIH,    N*  4.    December    1895:     The   concentration    of  wealth .    by  O.  K:*| 
Holmes,  —  Tbe  economic  tUte^  by  (Prof.)  Lindley  M,  Keaabey.   —  Private  daina 
the  Sute.  by  E,  Freund.   —  Vülainage  in  England,    by  J.  S.  Leadam.  —    ParUameuti 
government  in  Italy,    by    (the  Marqui»)   Pareto.  —    The    unseen    fonodations   o(  aoeie(y|l 
by  E.  A.  Roaa,   —  Record  of  political  eventa,  by  W.  A.  DuDQing.  —  etc. 


at»»ebrif|i^| 
.  Januar;^! 
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▲  ■■ftlen  dM  D«iiU«heB  B«ieht  für  GeMtigebnog,  VerwAltimg  and  StaÜBtik.  Hrgg. 
wm  e.  Hirth  und  M.  ▼.  BeydcL  Jahrg.  XXVII,  1894,  Nr.  1 :  Die  TabaklmteiiMniiig  in 
Dcntschland,  Ton  Frani  Graf  (OZoUInap.,  Paataa).  —  Das  Beichskammargaricht,  Ton 
H.  (Frii.)  ▼.  Raittanatein.  —  SUtistik  dar  UnflUla  in  dar  LandwirtMhaft,  Ton  (Baohtaanw.). 
L.  Fald«  —  Dia  Stauarralorm  in  Preoltan.  — 

ArehiT  fflr  Bftrgarliclies  Raeht.  Hrsg.  Ton  (Prof.)  J.  Köhler,  (Landriehtar)  V. 
Biftg  nnd  (PriTatdoa.)  P.  Oartmann.  Band  VIII,  Heft  1  (Januar  1894) :  Zur  Lehre  Tom 
Vertrage,  Toa  (BegB.)  A.  Affolter  (Solothnrn).  Mit  Bemerkongen  an  Tonteliendem  Anf- 
ealaa,  Ton  J«  Kohler.  —  Ueber  die  Form  der  Zeichnung  dea  Vorstandes,  inabesondere 
aar  Anslegong  des  Artikels  229  Absats  1  des  Allg.  Deatsehen  Haodelsgesetabnehs,  Ton 
(OLaadeaGB.  a.  D.)  Hergenhahn  (Eisenach)  f.  —  Kommissionen,  Komitees,  Aossehfisse,^ 
TOD  Krfiekmann  (Gtfttingan).  —  BechtvgrandsAtse  des  Beichsgerichts  in  systematiacher 
Daratellnng,  Ton  P.  Oertmann.  —  Bechtssitae  ans  gerichtlichen  Entscheidnngen.  Zosam-^ 
■angestellt  Ton  J.  Kohler.  —  Civilistische  Bondschau,  Ton  P.  Oertmann.  — 

Archiv  lllr  Eisenbahnwesen.  Herausgegeben  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten. 
Jahrg.  1894,  Haft  1,  Januar  und  Februar:  Die  Finans-  und  Verkehrspolitik  der  nord- 
asMrikaniachan  Eisenbahnen,  Ton  v.  der  Leyeo.  —  Neuere  Berechnungen  ober  den  Per- 
sonanTerkehr  auf  den  kgl.  preulsiscben  Staatseisenbahnon,  von  Hille.  —  Die  Eisenbahnen 
dar  Catarraichisch-nngarischan  Monarchie  im  Jahre  1889  und  die  Hauptergebnisse  der 
teterraiehischen  EisenbahnsUtistik  fOr  die  Jahre  1890  nnd  1891.  —  Die  Eisenbahnen, 
akandinaviena  im  Jahre  1891/92.  —  etc. 

Archiv  für  soaiale  Ge»etagebung  nnd  Statbtik.  Vierteliabrschrift  hrsg.  von  Hein- 
rich Braun.  Band  VI,  1898,  Heft  3  u.  4:  Die  Entwickelung  der  ArbeitersohnUgeseta- 
leboag  in  der  öchweia,  von  (Fabriklnap.)  F.  Schuler.  —  Die  Forderungen  der  Kriminal- 
politik  nnd  der  Vorentwurf  eines  schweiserischen  ßtrafgaseUbuches,  von  (Prof.)  F.  v.  Lisat. 
—  Cmlegnngand  Zonenenteignung  als  Mittal  rationeller  Städteerweiterung,  von  (OBflrgerm.) 
F.  Adiekee.  —  Die  öaiterreichische  Gewerbeinspektion  mit  besonderer  Bücksicht  auf  den 
Berieht  vom  Jahre  1892,  von  (Prof.)  E.  Mischler.  —  Zur  Lage  der  deutachen  Soaiai- 
lemokratie,  von  H.  Braun.  —  Das  neue  fransösische  Geseta  Über  die  unentgeltliehe  Kranken» 
yflega.  Eingeleitet  von  N.  Brückner.  —  Das  italienisehe  Geseta  vom  16.  VI.  1898  be* 
treSnid  die  Eioseteung  von  „probi-viri'*.  Eingeleitet  von  (Prof)  W.  Sombart  —  Die 
Statistik  der  Unfall-,  Invalidit&ts-,  Alters-  nnd  Krankenversicherung  im  Deutschen  Beicb 
Ar  das  Jahr  1891,  von  E.  Lange.  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Jahrg.  1898.  Nr.  24  vom  Deaember  1898:  Die 
Poit  auf  der  Weltausstellung  in  Chicago.  —  Die  sibirische  Eisenbahn.  —  Benutsung  dee 
Diffirentialgalvanometers  sur  Vergleichung  von  elektromagnetischen  Kräften.  —  Znstand 
and  Entwickelung  des  Schntagebietes  von  Kamerun.  —  etc. 

Christlich-  soaiale  Blätter.  Katholisch-sosiales  Centralorgan.  Jahrg.  XXVI,  1898, 
Htft  21  n.  22:  Ein  Schwabenstreich  und  seine  Folgen,  von  A.  Tr.  (Korrespondena  aus 
Witt  über  Oesterreichs  innere  Politik  nach  Graf  Taaffes  Entlassung).  —  Bekämpfung  der 
8«iisldemokratie.  —  Internationaler  soaialistischer  Studentenkongrefs  (in  Genf).  —  Die 
KoofessioDcn  nnd  die  Universitäten.  —  Zur  Organisation  des  Handwerks.  —  Prina  Liechten- 
ittio  Über  die  soaiale  Frage.  —  Zur  Lohofrage.  —  Zur  Arbeitslosigkeit.  —  Sosiaipoliti- 
Kbit  aas  der  Schweia.  —  etc. 

Deutsche  Bevue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Hrsg.  von 
^  Fleischer.  Jahrg.  XIX,  1894,  Januar :  Aus  dem  Leben  König  Karls  v.  Bnmänien, 
UU.  Artikel  (Schluls).  —  Was  weiter?  Schreiben  aus  St.  Petersburg.  •—  Die  Lage 
^  Frankreich,  von  H.  Geffcken.  —  Lothar  Bucher,  von  H.  v.  Poschinger  (VUI.  Artikel). 
~*  Dis  ewige  Nacht  und  das  ewige  Licht,  von  A.  Schmidt.  —  Die  Entfremdung  der 
SOads  ond  ihre  Folgen,  von  K.  v.   Mangoldt.  —  etc. 

Dsatsche  Bundschau.  Herausgegeben  von  J.  Bodenberg.  Jahrg.  XX  (1893) 
Btod  LXXVU  (Oktober-Desember) :  Freiheitliche  Bestrebungen  im  moslimischen  Asien, 
▼00  H.  Vamb^rj.  —  Das  Viktorialyceum  in  Berlin.  Zu  seinem  ftlnfandswansigjähr.  Be- 
*t«heii,  von  Alice  v.  Cotta.  —  Ein  Staatsmann  der  alten  Schule.  Aus  dem  Leben  dee 
"^«eklsoburg.  Ministers  Leopold  v.  Plessen.  Nach  Staatsakten  und  Korrespondensen  von 
^  ▼.  Hirschfeld  (L  II.  u.  UI.  Artikel.)  —  Unterredungen  mit  dem  Fürsten  Mettemich  im 
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^än  Rud.  Scbifliden.    ^    Badolf    t.  Jbentii^  (f   17.  S«pt.    1892.>   ^  Zar 
L]ttar«tiir,    vqh  Ferd.  TdQaiti.  —  Diq    er^te  Erateif^aDg    de«  SCootblfttic 

e    BlmocbB    d^    FdiereCf    tod     Fi    G&Tatddt    —    Die    G«ldkHsea,    von 

.  —  etc. 

scK^ftUch«    J«.hrb!tcHar.      Band  XXU  (1B93).      ErjErin^aoftb^biid  9: 

fllicb«  Ver8Uchiwe»on    and    die  ThKligkiit    der    Iftudirirtartbaftttchea   Ver- 

«aTdeiis  icn  Jahr«  laSB.     (£44  SS,) 

Andsehnu,     Utltter    lut    Versieh ermigswbi«iitcbftft.     K.  Folga    iftbr^.  V, 

.S:  Di«  GewiiiDVersprechaageD  des  Prearsücheti  BMLititdiirBr^ins  (ScMufb). 

t  Leb«n9T«riicberitrtgiUifcuk    für    D«iiUch]*nd    id    Gotb*.  —    Der  3«lbit- 

kitdi  SacbMn*  ^-^  Die    luralidaa-  Qnd  AlterBTeraicherunii;    der    iäehsii^baii 

iflitra^    «ur    EntfrickaJangtgeacblcbt«    der    Knappiciimf^lEM$ea  im  Koolg- 

ä^hlurA),  —    Irttajfii&tioD  liier    Trauiportv  ersieh  er  angäverbAnd.    —     B«cliti* 

etebaf^ricbta  (3chlQn»)~  <—  etc. 

ig«o  des  Veretui  Etir  WtbraDg  der f^emflinaamon  vlrtacb«flii<tboii  If)t«r«iS«n 
»4WMQ  .4«'^  W«^tf*l6ii,  Eedigiert  von  W  Bumner  (DöwdldoH).  J*hr|r.  18&3t 
AÜ,  li  o.  Üf  oKiflber  bb  Deaerobör:  Die  itiokendeti  Wdtm*rktpf«ia«,  yoo  Wdther 
i^Kroa.  —  Die  be^bilcbllgt«  Beforixi  der  Mc  Kmley  BUL  —  Qaoii«qTje  tandam ,  r«D 
W.  Heumer  (Ueber  die  Erbäbung  der  soslfttpolitbcbeii  Beljutaüg  der  Indaatrie  dtircb  Er- 
weflerang  der  ^rbeitenrer&lcberang).  —  Scbttts  der  Wftrenseicheti  ^  tod  B  Krause.  ^-^ 
Entwarf  einai  OesatEsa  betr.  di«  pri?atrechUichBD  V'erhiltobfle  der  BlnneDBcbiflFabrt  und 
der  Plt^ra^rei.  —  Kachntf  i^n  GehBal  Baniel.  —  et<?. 

Kaue  Eait,  die,  Jabrg.  XLl  (1893/B4)  Ild.  I,  K^  t^lä:  Hor^llscibe  and  an- 
•Dormliseho  SpatlergKnge  von  E.  Bernstein.  —  Der  Soeialiemot  in  Frankreich  wilirevd 
der  grolÄen  Bevolation,  von  C.  Hogo  (Forts.)  —  Die  politischen  Parteien  und  die  letiten 
Wehlen  in  Frankreich,  von  P*  Lafargne.  —  Die  prMÜiitehen  Ltirid  tagt  wählen  und  die 
Soaialdemolaratie,  von  Max  Schippel.  —  Der  Kampf  am  dM  «allgemeine  Wablreebt  utid 
die  politischen  Parteien  in  Oesterreich,  von  W.  Ellenbogen.  —  Nochmals  »nt  Agrarlerland, 
von  F.  Mehring.  —  Der  K51ner  Parteitag.  —  Was  wollen  die  ,, Modernen*'  In  der 
Lltteratnr?  •—  Banem  nnd  Banemparteien  in  Qaliiien,  von  UazL  ZeiiaTbaufn.  —  Die 
Uadwirtsohafüiehe  Krisis  and  die  Zollverhandlaag  mit  RufAlend,  van  Rad,  Heyer.  — 
Der  Riesenaatstand  im  englischen  Kohlengewerbe,  von  Ed.  8 ernste! n.  —  Zar  Frage  der 
Lohnstatistik.  —  Das  Silber  in  den  Vereinigten  Staaten.  —  Der  ßnn^talli^^mi)«  »nd  die 
Arbeiter.  —  Skissen  sar  Tabaksteuer,  von  Unas.  —  PrenPsische  Qewerbeinspektion  im  Jahre 
1892,  von  Max  Qoarck.  —  Eine  materialistische  Propagandaschrift :  „Welt  und  Mensch* 
heit**  von  Wilh.  Strecker,  von  Ed.  Bernstein.  —  Herr  v.  Mayr  uod  die  Reichsfinans- 
reform.  —  Die  Börseostener  und  die  Sozialdemokratie.  —  Das  Ende  der  dentacben 
Schnapsausfuhr.  —  Ein  sozialdemokratischer  Katechismus,  von  K.  Kautsky.  —  Zur  Be- 
wegung der  Handlungsgehilfen,  von  A.  Borchardt  —  Aus  unserem  modernen  Kunstleben, 
von  Fr.  Kunert.  —  etc. 

Preufsiscbe  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  Hans  Delbrück.  Band  LXXV, 
Heft  1,  Januar  1894:  Der  Nationalismus  in  Rufsland  und  seine  wirtschaftlichen  Triger, 
von  (Prof.)  G.  v.  Schulse-Gaevernitz.  —  Ein  katholisches  Kloster,  von  Civis.  —  Die 
Glaubenslehre  der  Reformatoren,  von  (GRegR.  Prof.)  W.  Dilthey.  —  Ist  der  Rechtsanwalt 
ein  Zwischenhändler?  Von  (Rechtsanwalt)  Tb.  Frants.  —  Rechtseinheit  und  Gerichts- 
verfassung, von  (Prof.)  A.  v.  Kries.  —  etc. 

Berichtigun  g. 
Für  den  Artikel    des  Herrn  Wiedenfeld ,    „Der    deutsche  Getreidehandel'S    sind    ans 
nachträglich  von  dem  Verf.  folgende  Korrekturen  zugegangen: 

S.   174  des  Februarheftes  ZI.    17  v.  u.   statt  Cife  —  Cif. 
S.   189     „  „  „       6  v.  o.       „     verhindert  —  vermindert. 

S.   202     ,,  ,.  „      8  V.  0.   „nicht'*  zu  streichen. 

S    367   des  Märzheftes  ZI.  20  v.  u.  ist  zwischen    die  Worte   „gekommen**  and 
,,sind'*  einzuschieben  ,,oder  in  ein  Börseobuch  eingetragen.** 


Fromm»nnsche  Buchdruckerei  (HermaDn  Fohle)  tn  Jena. 
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V. 

Die  unehelichen  Kinder  in  Berlin  und  ihr 

Schutz. 

Von 

Dr.  med.  H.  N'eumann, 

PriTfttdoMnt  an  d«r  Berliner  Universitftt. 

In  dem  Gesuche,  welches  die  Große  Landesloge  im  Jahre  1773 
wegen  Protektion  an  den  König  von  Preußen  richtete,  wurde  die 
Hoifbung  ausgesprochen,  daß  sie  dazu  gelangen  werde,  mit  Hilfe  ihrer 
Logen  in  der  Hauptstadt  ein  Hospital  für  Findelkinder  zu  gründen  0* 
Weiterhin  war  es  unge&hr  im  Jahre  1848,  daß  seitens  der  Berliner 
Kaufmannschaft  behufs  Errichtung  einer  Findelanstalt  etwa  25000 
Tbaler  gezeichnet  wurden,  und  wieder  12  Jahre  später  fand  eine  Ver- 
sammlung von  Aerzten,  Juristen,  Lehrern  und  Kaufimännern  statt, 
welche  einstimmig  beschloß,  eine  „Rettungsanstalt  für  yerlassene  Säug- 
linge mit  dem  Prinzipe  des  Entgelts''  zu  gründen*).  Im  Jahre  1863 
wurde  sogar  von  der  Polizeibehörde  die  Errichtung  eines  Findelhauses 
empfohlen ').  Das  preußische  Abgeordnetenhaus  hatte  sich  zuletzt  im 
Jahre  1890  mit  einer  Petition  um  Errichtung  von  Findelhäusern  ein- 
gehender zu  beschäftigen. 

Es  mag  noch  öfter  der  Wunsch  oder  die  Absicht,  ein  Findelhaus 
in  Berlin  zu  gründen,  öffentlich  ausgedrückt  sein:  in  Erfüllung  ge- 
gangen ist  er  niemals.  Es  ist  daher  bemerkenswert,  daß  zu  dem 
gleichen  Zwecke  jetzt  nicht  nur  ein  beträchtliches  Kapital  an  die 
Stadt  Berlin  gekommen  ist,  sondern  daß  auch  von  der  Itegierung  die 
Annahme  der  Schenkung  —  freilich  unter  Aenderung  der  Bezeichnung 
MFindelhaus"  —  genehmigt  ist. 

1)  Diese  AktenmäTüig«  Mitteilung  verdanke  ich  der  Freundlichkeit  des  Herrn  ▼.  d. 
^yogtert  in  Berlin. 

S)  Berieht  hierOber  in  der  1.  Beilege  snr  Königl.  privil.  Berlinischen  Zeltang  tooi 
IS.  Oktober  1860. 

S)S.  E.  Huppö,  Der  HeuptbtiUndteil  im  Mosialen  Defisit  Ton  Berlin.  Stadt, 
'•^boeh.    4.  Jahrg.     Berlin  187U. 
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Die  Natur  und  Größe  d^  Bedürfnisses   für  eine  derartige  Ein- 

lituog  in  Berlin  ist  wenig  bekooDt;  auch  über  die  Art^  in  welcher 

.^m  BedürfDJs   al)£uhelfeü  ist,  berrscbt  große  Uoklarheit    £ä  dürfte 

^B.ber  gerad'?  im  jetzigen  Augenblicke  angezeigt  sein,  eine  Darstellung 

r  in  Betracht   komtiieDden   Verhältnisse    zu   geben   uud  tnii   ihnen 

>rs€hläge  zu  Verbesserungen  zu  verbinden. 

Einrieb  tu  Eigen  wie  die  Findelhäuser  haben  Damentlich  den  Schutz 
der  unehelichen  Kinder  zum  Zweck.  Man  hotft  der  Fruchtab- 
treibung sowie  der  Tötung  der  Kinder  bei  oder  unmittelbar  nach  der 
Geburt  und  weiter  der  Aussetzung  der  Neugeborenen  vorzubeugen. 
Man  will  überhaupt  in  körperlicber  und  sozialer  Hinsicht  lür  die  un- 
ehelichen Kinder  Sorge  tragen.  Diese  Fürsorge  hört  gewöhnt  ich  mit 
dem  Austritt  aus  dem  Kindesalter,  zuweilen  auch  früher  oder 
später  auf. 

Wir  befich&ftigeD  uns  daher  weBentlich  mit  den  unehelichen  Kindern 
in  Berlin. 

Häufigkeit  der  uneheliohen  Geburten  in  Berlin. 

Nur  verb&ltnism&ßig  selten  dürfte  bei  außerehelichem  Geschlecbta- 
verkehr  Schwängerung  eintreten;  auch  ist  kein  Zweifel,  dall  ihre  Häufig- 
keit nicht  in  gleichem  Maße  wie  die  Unsittlichkeit  zunimmt.  Es 
würde  daher  verfehlt  sein,  die  Zahl  der  unehelicheu  Geburten  ohne 
weiteres  als  zuverlässigen  Maßstab  fflr  die  Höhe  der  herrschenden 
Unsittlichkeit  verwerten  zn  wollen.  Von  welchen  Gesetzen  die  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  beeinflußt  wird,  zu  erörtern,  würde  hier  zu 
weit  führen.  Wir  begnügen  uns,  von  ihrer  Häufigkeit  in  Berlin  einen 
ungefähren  Begriff  zu  geben. 

Zunächst  schicken  wir  die  absoluten  Zahlen,  bis  1880  je  10  Jahre 
zusammenfassend,  voraus: 


1821—1830 

12750 

1881—1840 

15071 

1841—1850 

18986 

1801—1860 

23493 

1861—1870 

38740 

1871  —  1880 

55  934 

1881 

6123 

1882 

6400 

1888 

6170 

1884 

6310 

1885 

6358 

63258 

1886 

6406 

1887 

6355 

1888 

6327 

1889 

6S73 

1890 

6236 

1891 

6818 

1892 

6883 

Wenn  in  den  Jahrzehnten  1861 — 1880  eine  besonders  starke  Zu- 
nahme der  unehelichen  Geburten  auffällig  ist,  so  ist  es  von  vornherein 
wahrscheinlich,  daß  zum  Teil  das  schnelle  Wachstum  der  Berliner  Be- 
völkerung in  diesen  Jahren  hieran  schuld  ist. 
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Eine  genauere  Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  außerehelichen 
Geborten  fttr  die  Bevölkerungszunahme  sovrie  von  ihrer  Häufij^keit 
gegeoQber  den  ehelichen  Geburten  giebt  die  folgende  Tabelle,  welche 
die  H&ufigkeit  aller  Geburten  und  im  besonderen  der  unehelichen  Ge- 
borteD  auf  1000  der  durchschnittlichen  Bevölkerung  berechnet^) 


alle  Gebarten 

aursereheliche  Geborten 

18S1— 1880 

36,0s 

5,77 

1881—1840 

34,77 

5,61 

1841—1860 

32,44 

5,00 

1861-.1860 

36. 18 

5,«8 

1861—1870 

39,81 

5,9« 

1871—1880 

43,06 

5,81 

1881-1890 

36,26 

4,81 

1891 

33.40 

4,98 

Diese  Zahlen  zeigen  in  ihren  Schwankungen  deutlich,  daß  die  Höhe 
der  unehelichen  wie  ehelichen  Geburten  u.  a.  von  gewissen  Bedingungen, 
welche  die  menschliche  Fruchtbarkeit  bestimmen,  abhängt.  Seit  dem 
Jabre  1881  wirken  diese  Bedingungen  auf  eine  Abnahme  der  Geburten 
hin,  während  sie  in  den  Jahren  1861  bis  1880,  abgesehen  von  dem 
Einfloß  der  absoluten  Bevölkerungszunahme,  auch  noch  ihrerseits  zu 
einer  Vermehrung  der  Geburten  beigetragen  hatten. 

Einen  klareren  Einblick  in  die  relative  Häufigkeit  der  unehelichen 
Geburten  erhält  man  jedoch ,  wenn  man  sie  zu  der  Zahl  deijenigen 
Personen  in  Beziehung  setzt,  welche  überhaupt  nur  für  eine  außer- 
eheliche Schwängerung  in  Betracht  kommen  könnten.  Boeckh  ^)  hat 
eine  solche  Statistik  für  die  Jahre  1838—1880  geliefert,  indem  er  den 
Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten  auf  die  am  Jahresanfang  vor* 
haodenen  unverheirateten  Weiber  von  16—45  Jahren  berechnete;  wir 
setzen  die  Berechnung  in  der  gleichen  Weise  für  die  Jahre  1886—1891  *) 
fort.  Der  Prozentsatz  schwankt  zwischen  2,64  Proz.  (im  Jahre  1890) 
und  4,81  Proz.  (im  Jahre  1865)  und  betrug 


in  den  Jahren 

Pro2. 

im  Jahre 

Pros. 

1S40— 1849 

3»S8 

1886 

ZA9 

1850—1859 

3»«4 

1887 

3.07 

1860—1869 

4»2» 

1888 

2,94 

1870—1879 

4»06 

1889 

2,92 

1880 

4«04 

1890 

2,64 

1891 

2,77 

2,97 


Id  gleicher  Weise  berechnete  Böckh  die  Häufigkeit  der  Geburten 
t»ei  den  Ehefrauen,  die  unter  45  Jahre  alt  waren,  und,  indem  er  nun  die 
H&ufigkeit  der  Geburten  bei  Ehefrauen  und  Nicht- Verheirateten  (bis 
2UID  Alter  von  45  Jahren)  verglich,  konnte  er  feststellen,  wieviel  un- 
eheliche Kinder  auf  100  eheliche  Kinder  bei  Berechnung  auf  die  ent- 
sprechende, in  gebärfäbigem  Alter  stehende  weibliche  Bevölkerung 
Berlins  kamen.    Es  schwankte  diese  Zahl  in  den  Jahren   1838—1891 


1)  R.  Boeckh,  BeweKuog  der  BevölkeroDg  der  SUdt  Berlin  1869—1878.     Berlin  1884. 
(t'iDisereebnet  hieraus),  ferner  R.  Boeckh.     Sut.  Jahrbuch  der  SUdt  BerUn.     Jahrg.   1891. 
i)  Bereebnet  au«  Boeckh,  Bewegung  etc.  S.   19. 
8)  Nach  Sut.  Jahrb.    Jahrg.  1891. 

88* 


¥ 


«•««*•«. 


ii  As* 


Gcbv- 

Bcffii  WdMaft  w«*,  eher  ciK  Ab- 
ab  ZnakiK  der  ÜHÜtSckkcit  k%U$dkm  Hlati 
Ib  4erBeikeder  demtschei  StidteMln  BerÜB  bexdgfidi  senier 
Gcbvtei  scho«  ia  fwigea  JakriivMlert  kdiem  ukgässti- 
ges  Pbu  eil  *>,  od  vir  fiadn  es  auch  in  der  iMgodea  Tabelle 
em  aa  der  saebeaten  Stelle.  Wir  sebea  aas  dersdben,  wie  aberbaopt 
die  rdatire  Zahl  der  naehetirbeii  Getortea  aicbt  ia  eiaer  besumiDteo 
Abhäagigjkeit  Toa  der  Gröte  eiaer  Sudt  siehL  —  Die  ft>a  ans  für  das 
Jahr  1^<90  gegebeoea  Zahlen  dürftea  für  die  lecxten  Jahre  aberhaopt  an- 
gefi^r  zotie&ra,  sie  siad  aber  3choa  deshalb  nnuereiitader  aicht  ganz 
gleichwertig,  weil  dazcfaie  SUdte,  wie  Hamburg  Leipzig.  KöId,  sich 
Beaerdin^  erweitert  haben,  bezw.  ihre  Vororte  einrechnen. 

aat  1    XU    ISSO  Mrt«m  r    ^Uem  6«bvt*» 

Mia«e&«m  ^^02^  31.41 

Lm^ts^  357  129  2>4J 

K^:oif3Ä<rf  i    Pr.  161  666  it^^ 

HrtAiAM.  335  iS^  16.^4 

HAaACT«r  163  593  16.1* 

B  «  r  :    a  I  57*  :<14  iz.it 

EAM-MTf     t.A^  zLV .r.ru  569260  II^> 

Fruakf^r.  a.    M.  1799*5  "'-** 

lU^rucxrf  20a  Z30  10. 13 

KMn  2^1  761  9.T« 

1;  r:.rB«7.  VcrMch  «laer  acdli.   Topo^nyhit  ▼«•  Bertis.     Bmiim  ITM 
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Sosiale  Verhältnlflse  dar  aaÜBereheliolieii  Bltem  und  Kinder. 

Was  ist  nun  das  Schicksal  der  6  bis  7  Tausend  Kinder,  die  all- 
jährlich in  Berlin  von  Mädchen,  Witwen  oder  geschiedenen  Frauen 
infolge  eines  außerehelichen  Gteschlechtsverkehrs  zur  Wdt  gebracht 
werden? 

Betrachten  wir  zunächst  die  sozialen  Verhältnisse  der  unehe- 
lichen Kinder  und  ihrer  Eltern! 

Den  Namen  und  Stand  des  außerehelichen  Vaters  nennt  uns  in 
Berlin  keine  amtliche  oder  private  Mitteilung.  Aber  es  schallt  uns 
in  vielstimmigem  Chor  entgegen:  die  Wohlhabenden  sind  es,  welche 
auf  Kosten  der  Reinheit  und  Unantastbarkeit  des  Familienlebens  der 
Armen  ihre  Geschlechtsgenflsse  über  die  durch  die  Rechtsordnung 
gesteckten  Schranken  zu  erweitem  suchen  ^).  Wer  dies  annimmt,  ¥rird 
auch  ohne  Widerstreben  zugeben,  daß  die  so  erzeugten  Kinder  in 
keiner  besonders  günstigen  Lage  sein  werden  und  daher  zusammen 
mit  ihren  Schicksalsgenossen  in  der  Haltepflege  auftauchen  müssen. 
Deberdie  außerehelichen  Väter  der  Haltekinder  haben  wir  nun  wenigstens 
für  Leipzig  Angaben,  die  sich  auf  größere  Zahlen  stützen.  Es  waren 
dem  Beruf  nach  die  Väter  der  Leipziger  Ziehkinder^)  in  Prozent: 
(für  das  Jahr  1891  blieben  23  unbekannte  Väter  außer  Berechnung): 


im  Jmhre 

im  Jah 

1SS4 

1801 

HADdw«rker 

«9.9 

28,2 

Rauneute,  Händler 

I4.S 

11,1 

Marktbelfer,  Handarbeiter 

9.2 

iS.o 

7fl 

lO,» 

Diener,  Kellner 

6.7 

3,7 

Soldaten 

5,9 

7.9 

Beamte 

S,9 

2,7 

Fabrikarbeiter,      Cigarrenmacher ,     Bach- 

drncker  etc. 

4.6 

9.5 

Lehrer,  Gelehrte,  Aerzte,  Advokaten 

4«s 

0,9 

Studenten 

2*9 

2,8 

Sergeanten ,      Feldwebel ,      Unteroffiziere, 

Offiziere 

2,ft 

2,9 

Oekonomen 

2,5 

1,8 

Künstler 

2,1 

0,9 

Rentiers 

1,6 

0,7 

Restaurateure 

— 

0,7 

Für  Berlin  kann  ich  zunächst  nur  über  den  Stand  von  51  außer- 
ehelichen Vätern  berichten :  es  waren  von  ihnen  Arbeiter  6,  Schlosser  4, 
Bäcker  und  Schuhmacher  je  2,  Schneider,  Stellmacher,  Stuckateur, 
Klempner,  Dachdecker,  Maschinist,  Drechsler,  Maurer,  Tischler,  Glaser, 
Küfer,  Möbelpolier,  Schlächter  je  1,  Kutscher  und  Gärtner  je  2,  Haus- 
diener 5,  Heilgehilfe  1,  Schreiber  und  Buchhalter  je  1,  Bureauvorsteher  1, 
Kaufmann  2,  Fechtmeister  1,  selbständiger  Architekt  und  Gerichts- 

1)  Aaton  Menger,  Das  bürgerliche  Recht  und  die  besitslosen  Klassen.  Tübingen 
1890,  8.  61— 6«. 

t)  Max  Taabe,  Der  SchuU  der  unehelichen  Kioder  in  Leipsig.  Leipiig  1898.  Be- 
ncbatt  aas  8.  16,  17,  38. 
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amemof  J6  I»  Bcliliehtenndfiier  2,  Feuerwerker  und  Uoteroffizier 
Botllit2f  (tti&erdeai  «Ären  5  von  deu  schon  erwähnten  Väti^rn  gerade 
bifm  Militär)*).  Eit  er^chüinen  abo  in  BcrliD  ähßlich  wie  \n  Leipzig 
die  Arbdter,  Flaud werker   und  kleineren  Gewerbe  \u  der  Mehr^^ahl,        i 

Müg  mau  von  dem  Stand  der  Männer  bei  demjenigen  Gt^scfalfchts-  ! 
verkehr,  der  kinderlos  bleibt,  denken,  wie  mmn  will,  so  gehi^reu  hier- 
nach jedenfalls  die  auOerehelichen  Väter  ihrer  Mehrzahl  nach  weder 
^u  dem  wohl  habenden  noch  zn  dem  »ogen.  gebildeten  Teil  der  ^vdlke* 
rung.  Wie  Bich  das  Verhältuig  der  Vfiter  tu  der  Zahl  der  in  dem 
gleichen  Stande  lebenden  unverheirateten  Manner  gestalten  würde, 
Mi  %ic]i  freilieb  teidür  nicht  auf  Grund  dieser  Zahlen  berechnen. 

Der  Stand  der  au l^ure belieben  Mütter  ist  für  Berlin  genügend 
bekannt  (berechnet  au»  Stat  Jahrbuch  Jahrg,  1890  und  1891),  Es  waren 
z,  B.  in  den  Jahren  WM}  und  1891  die  einzelnen  Berufsstände  in  der 
falgonden  proscentiscben  Häufigkeit  beteiligt: 

1890  1891 

Pertdolielitr  Dienst  33,1  3StO 

▲rbdtor  ohoe  Dlhere  Angab«  26,5  25,5 

Bekleidung,  Reinigung  a6,s  3j,o 

Ohne  Beraftangabe  9,4  o,b 

Handel  '  2,1  2,5 

Gattwirtsobaft  1,8  1,9 

Konet,  Wisieneehaa  0,9  0,9 

Gerandheltopflege  0,1  o,s 

MeUUlverarbeitnng ,  Textilindustrie,  Nah- 

ningimlttel  and  aonitige  Gewerbe  0,2  0,4 

lieber  die  Hälfte  der  außerehelichen  Mütter  gehört  hiernach  dem 
persönlichen  Dienst,  dem  Bekleldungs-  und  Reinigungsberuf  an,  sie 
sind  also  Dienstboten,  Näherinnen,  Wäscherinnen  u.  dergl.  (ein  Ver- 
hältnis, das  sich  übrigens  in  ähnlicher  Weise  auch  in  Leipzig  findet). 
Ein  Viertel  der  unehelichen  Mütter  sind  Arbeiterinnen. 

Wo  sich  bezüglich  der  Väter  das  Vorurteil  findet,  daß  sie  in  der 
Regel  dem  Stande  der  Begüterten  angehören,  begegnet  man  für  die 
Mutter  der  Annahme,  daß  es  meist  unschuldige  Mädchen  sind,  welche 
den  raffinierten  Verführungskünsten  der  Reichen  erliegen  oder  sich, 
dem  Druck  der  Not  nachgebend,  dem  Laster  in  die  Arme  werfen. 
Andei-e  Sittenrichter,  welche  den  Maßstab  der  bürgerlichen  Ehrbar- 
keit anlegen,  rechnen  die  außerehelichen  Mütter  in  Bausch  und  Bogen 
der  ötfentlicheu  oder  geheimen  Prostitution  zu. 

Um  in  dieser  Richtung  aufzuklären,  schieben  wir  zunächst  eine 
lienierkung  über  die  Fruchtbarkeit  der  öffentlichen  Prostituierten  ein. 

Nach  einer  Mitteilung,  die  ich  der  Oüte  des  Herrn  PrivatdoseDten 
l>r.  (i  hrhrend,  Vorstand  der  städtischen  Abteilung  für  Geschlechtskranke 
\\\  Kuramolsburg  venianko,  waren  Ton  439  Prostituierten  nur  28  schwanger 
^oworiien .    imohdem    »io    unter  polizeiliche  Kontrolle  gestellt    waren,    bei 

5i  l'iuer  b  KHlIeu.  wo  ich  den  Beruf  d^s  Vater»  nicht  erfuhr,  war  einmal  der  Motter 
>olb>t  iler  Veti»r  uubekaunt  ^ehlieben ,  weil  es  ihr  wej»eiitlich  nur  darauf  angekommen 
w«r,  iluich  eiuen  fruchtbaren   Beischlaf  ron  ihrer  Krankheit  befreit  so  irerden. 
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weiteren  23  ist  es  unriober,  ob  sie  beim  Be^Do  der  Kontrolle  erst  schwanger 
wurden  oder  es  schon  waren;  von  den  ersteren  wurden  19,  Ton  den 
litsteren  13  lebende  Kinder  geboren,  so  dals  von  439  Prostituierten  sur 
Zeit  der  betreffenden  Enquete  nur  32  lebende  Kinder  geboren  hatten 
(luter  Zusug  der  ausgetragenen,  aber  Yor  oder  bei  der  Geburt  gestorbenen 
Cnder  40  Kinder).  Wenn  man  bedenkt,  dafs  z.  B.  am  Jahressohlufs 
1890  ea.  4000  Frauenspersonen  sittenpolizeilich  kontrolliert  wurden  und 
die  angegebene  Zahl  von  Oeburten  nicht  nur  1890,  sondern  innerhalb  einer 
lehr  wechselnden  Dauer  der  Prostitution  erfolgt  ist»  so  ergiebt  sich  jeden- 
ftlls  loviel,  dafs  die  Zahl  der  Kinder  öffentlich  Prostituierter  auf  die 
Gestmtiahl  der  unehelichen  Kinder  in  Berlin  keinen  grofsen  Binflofs 
taiübt 

Wenn  die  öffentlich  Prostituierten  verhältnismäßig  wenig  ausge- 
tragene und  im  besonderen  lebende  Kinder  zur  Welt  bringen,  so  ist 
die  Zahl  der  letzteren  freilich  bei  der  geheimen  Prostitution  schon  eine 
größere. 

Bevor  sie  unter  polizeiliche  Ueberwachung  kamen,  hatten  von 
jenen  439  Personen  schon  69  geboren  und  zwar  90mal  lebende  und 
3mfü  tote  Kinder.  Doch  läßt  sich  in  keiner  Weise  feststellen,  wie 
weit  diese  Kinder  eine  Frucht  der  geheimen  gewerbsmäßigen  Un- 
zocht  sind  oder  nicht  vielmehr  eines  außerehelichen  (Geschlechts- 
vericehrs,  von  dem  aus  erst  allmählich  ein  Uebergang  zur  «geheimen 
UDd  schließlich  zur  öffentlichen  Prostitution  stattfand.  Jedenfalls 
dQrfte  nur  ein  kleiner  Teil  der  unehelichen  Mütter  in  Berlin  den  Weg 
zur  Prostitution  einschlagen. 

Einen  gewissen  Einblick  in  die  sozialen  Bedingungen  für  die  un- 
ehelichen Geburten  giebt  uns  auch  ihre  relative  Häufigkeit  in  den  ein- 
zelnen Berufeständen.  Verglichen  mit  der  Zahl  der  in  ihnen  vorhan- 
denen unverheirateten  selbstthätigen  Frauen  ordnet  sich  die  Häufigkeit 
der  unehelichen  Geburten  nach  dem  Berufsstand  der  Mutter  in  der 
folgenden  Reihenfolge  (nach  Stat.  Jahrb.  Jahrg.  1891,  S.  44): 


pro  Min« 

Arbeiter  ohne  Dfihere  Angabe 

46.5 

Ohne  Bernftengabe 

4«.o 

Gastwirtschaft 

37.1 

Persönlicher  Dienst 

26,1 

Bekleidang,  Reinigung 

25,8 

Handel 

10.2 

Kunst,  Wissenschaft 

9»R 

GesundheiUpflege 

6,8 

Sehen  wir  von  denjenigen  Ledigen  ab,  bei  denen  wohl  u.  a. 
deshalb,  weil  sie  noch  in  ihrer  Familie  lebten  oder  von  dem 
Vater  des  Kindes  unterhalten  waren,  die  Angabe  des  Berufsstandes 
fehlt,  so  finden  wir  nach  der  relativen  Berechnung  der  Geburten  die 
Gastwirtschaft  an  zweiter  Stelle,  während  sie  nach  ihrer  abso- 
luten Kiuderzahl  erst  an  fünfter  Stelle  kam:  es  darf  dies  wohl  auf 
einen  außerordentlich  lebhaften  Geschlechtsverkehr  bei  dieser  an  und 
fQr  sich  kleinen  Berufsklasse  bezogen  werden,  der  wohl  wesentlich 
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brik   dar  geheunen   ProatitutiOQ   einzureiheii   wäre.     Der 
e  Dienst  steht  aacki  der  absolutt^ii  Kiiiderzahl  an  erster^ 
btiven  Zahl  an  der  dritten  Steile,  so  da£  hiernach  die 
md   die  anderen  Personen  dieaer   Gruppe   einen   gunsti- 
linnehnieD,  als  man   im  allgemeinen  zu   glauben  geneigt 
ers,   wenn  man  bedenkt,   daü  sie   mehr  als  ein  anderer 
:  über  Gesundheit  und  jugendliche  Kraft  verfügen.    Schlief- 
rir  noch  den  Beruf  der  Arbeiterinnen  herau^^  welche 
oltiten  Kinder  zahl   an  zweiter,  nach  der  Berechnung  auf 
erster  Stelle  stehen  und  in  besonderem  Maße  unser  Interesse 
Trotz  ihrer  vielfach  gedrückten  Lage  halten  wir  bei  ihnen 
die  Annahme   für  berechtigt,  daß  sie  sehr  häufig  der 
mpruDi;^  uer  Reichen   aus  materieller  Not   erliegen.     Hingegen  si>ll 
es  nicht  bestritten  werden,  daß  es  —  atlerdings  nur  7m  eint;m  gewi^^sen 
Teil  —  die  onjiünstiße  materielle  Lage  isl,  welche  besonders  in  diesen 
Kreisen  den  freien  Gescblechtsgenuß  häufig  als   dauernden    oder  vor- 
läufigen Ersatz  für  die  Ehe  gelten   läßt     Im   besonderen    handelt    es 
sich   hier  oft  um   ein  Zusammenleben   in  wilder  Ehe,   welche   unter 
günstigen  äujkren  Verhältnissen   in  eine  bOrgerlich   anerkannte   Ehe 
umgewandelt  wird.    Die  Anschauungen  betrefl^  des  freien  Geschlechls- 
Verkehrs  sind  hier  oft   sehr  duldsam   und   begünstigen   diese  Verhält- 
nisse, wie  andererseits  selbst  eine  gesetzliche  Ehe  ein  Auseinandergeben 
oft  nicht  hindern  kann. 

Von  der  Verftthmng  ei^es  Mädchens,  das  schon  einmal  geboren 
hat,  kann  nicht  mehr  gut  die  Rede  sein;  ein  solchea  Mädchen  kennt 
die  Folgen  des  Geschlechtsgenusses  für  ihre  Person  und  kennt  das 
Schicksal  ihres  Kindes.  Mögen  auch  unter  den  in  der  Charit^  und 
der  Universitätsklinik  entbundenen  Ledigen  etwas  mehr  Mehrgebärende 
sein  als  unter  den  Ledigen  Berlins  überhaupt,  so  sind  in  dieser  Rich- 
tung doch  die  folgenden  Zahlen  von  Interesse  >)•  Von  den  Ledigen 
hatten  schon  früher  entbunden  32,3  Proz.  und  zwar  Kellnerinnen  24,6, 
„Bekleidung,  Reinigung"  29,9,  „persönlicher  Dienst*'  33,1,  Arbeite- 
rinnen 36,7  Proz.  Es  waren  also  ^Z,  der  Ledigschwangereii  zum 
ersten  Male  schwanger.  Es  stimmt  mit  dem,  was  wir  bezüglich  der 
Arbeiterinnen  bemerkten,  überein,  daß  sie  am  häufigsten  von  allen  Be- 
rufsständen Mehrgebärende  haben. 

Wir  werden  nunmehr  den  Lebenslauf  der  unehelichen  Kin- 
der verfolgen  und  schalten  zuvörderst  aus  ihrer  Zahl  die  Gruppe  der 
F  1  ndlinge  aus. 

Formey  *)  sagt  im  Jahre  1796:  „Ob  wir  gleich  keine  Findel- 
Häuser  haben,  so  ist  doch  das  Aussetzen  der  Kinder  sehr  selten.'*  Es 
ist  seither  in  Berlin  ebenso  geblieben,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt, 
welche  in  der  2.  Reihe  die  tot,  in  der  3.  die  lebend  aufgefundenen 
Neugeborenen  angiebt. 


1)  KliiiUche^  Jahrbuch  IV,   1892. 
'J)  1.  c. 
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anfgeftinden 

Sa. 

Jahre*) 

tot 

lebend 

1887 

3S 

13 

48 

1888 

3S 

«7 

62 

1889 

30 

17 

47 

1890 

39 

21 

60 

1891 

39 

3» 

70 

Wie  wenig  von  Polizei  wegen  gegen  Aussetzangen  vorgegangen 
werden  kann,  zeigen  die  Angaben  für  das  Jahr  1890.  In  diesem  Jahre 
liefen  bei  der  Polizei  44  Anzeigen  wegen  Aassetzung  eines  Kindes 
ein  und  worden  deswegen  3  weibliche  Personen  verhaftet  (Stat  Jahrb. 
Jfthirg.  1889  und  1890) ;  es  fanden  im  gleichen  Jahre  wegen  Aussetzung 
Dor  2  Verurteilungen  von  Frauen ,  die  abrigens  bis  dahin  unbestraft 
waren,  in  Berlin  statt  (im  ganzen  Deutschen  Reiche  38)  *). 

Die  lebend  aufgefundenen  Neugeborenen,  deren  Vatersname  mit 
Beziehung  auf  den  Fundort  gewählt  wird,  werden  dem  Waisendepot 
der  städtischen  Armendirektion  zugeführt  und  von  dort  aus  in  Waisen- 
kostpflege  unter  denselben  Bedingungen  wie  andere  von  der  Stadt 
Berlin  unterhaltene  Kinder  untergebracht. 

Von  den  Findlingen  abgesehen,  verbleiben  die  unehelichen  Kinder 
bei  der  Mutter  oder  deren  Angehörigen  oder  sie  kommen  in  entgelt- 
liche Pfl^e. 

Es  ist  wichtig,  festzustellen,  wann  der  lieber  gang  in  die 
Pflege  gewöhnlich  stattfindet.  Mangels  amtlicher  Auskunft  teile  ich 
Zahlen  mit,  die  aus  dem  Berliner  Kinderschutzverein  stammen,  zur 
Verallgemeinerung  aber  geeignet  sein  dürften^).  In  die  Pflege  dieses 
Vereins  traten  in  den  Jahren  1880—1889  von  552  unehelichen  Kindern 
des  1.  Lebenqahres 


im  Leb«ii9monat 


Pro*. 


1 


X3.8 


6    I  7—9  I  10—12 


28,8    l6,5|  10,5   7  2      5,0         11,4  6,7 


Hiernach  darf  man  annehmen,  daß  die  unehelichen  Kinder  am  häufig- 
sten im  2.  Lebensmonat  in  Pflege  kommen.  Später  geschieht  es  immer 
seltener  und  liegt  vielfach  nur  ein  Wechsel  der  Pflege  vor. 

Es  ist  nun  von  großem  Interesse,  festzustellen ,  wie  viele  von  den 
unehelich  Geborenen  überhaupt  in  Pflege  kommen.  Abgesehen  davon,  daß 
unter  den  Haltekindem  auch  einige  wenige,  ihrer  Zahl  nach  nicht  genauer 
bebnnte  eheliche  Kinder  sind,  daß  andererseits  von  dem  Kinderschutz- 
verein eine  geriuRe  Zahl  noch  seinerseits  in  Pflege  gegeben  wird  (z.  B. 
indem  Jahre  1890  und  1891  67,  bez.  57  uneheliche  Säuglinge),  und 
daS  schließlich  eine  gewisse,  nicht  genauer  bekannte  Zahl  in  städtische 

1)  Die  ans  den  Berichten  der  Armen  Verwaltung  der  Stadt  Berlin  entnommenen 
2thlcn  für  die  lebenden  Kinder  beziehen  sich  nicht  aaf  das  Kalenderjahr,  sondern  anf 
^  am  1.  April  beginnende  Verwaltungsjahr. 

S)  SUtistik  des  Deutschen  Reichs.  N.  F.  58.  Kriminalstatistik  1890.     Berlin  1892. 

3)  H.  Neomann,  Der  Berliner  Kinderschutzverein  in  den  Jahren  1880  —  1889.  Vier- 
jabmchr.  f.  dit  Gesnndheitopflege,  Band  23  (berechnet  i^us  Tab.  V). 
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Kostpflege    ühcmeht,   ist  es  hierbei   UDumgänglich    nötig,  die  Legiti- 
mationen ,    den  Zu-  und  Abzug  sowie  die  Sterbefälle  in  Rechnung'  zill 
ziehen.     Dank  den  BeniÜhunfjen   von  Boeckh    ist  es  auf  diesem  Wege' 
gelungen,  wenigstens  für  eioige  Kalenderjahre  über  die  Bewegung  inner- 
halb   des    ersten    Lebensjahres    unterrichtet    zu    sein.     Ist    es    auch 
nicht  möglich  —  mangels   ausreichender  Genauigkeit  in   den  Angaben 
über  die  Haltekinder  —  zu  sagen,   wieviel  uneheliche  Kinder  Ton  der 
Gesamtzahl  in  Haltepflege  kommen,  so  können  wir  doch  wenigstens 
für  bestimmte  Zeitpunkte    das   jeweilige  Verhältnis    auffinden.     Wii 
wissen  nämlich  durch  Boeckh ,   wie  viele  uneheliche  Kinder  des  erstefl 
I^ebensjahres   gegen   Ende   des   Kalenderjahres  in   Berlin    waren    und 
können   ihr  Zahlenverhältnis  zu   den    am   3L  Dezember   des   gteicheii 
Jahres  in  Haltepflege  befindlichenKindern  des  1.  Lebensjahres  berechiieii 
Es  waren  uneheliche  Kinder  des  ersten  Lebensjahres  in  Berlin 


Schlura  des 

hierroD   in 

Di<Aa 

Jahres 

HRlt«pflo^e 

rrOX 

ISSl 

1429 

533 

37i3 

ISSS 

160I 

556 

34>7 

1884 

2117 

55« 

26,0 

)88ö 

3829 

669 

ihfi 

1889 

3112 

568 

17.7 

I8t»0 

2937 

608 

2OJ 

Diese  Prozentzahlen  werden  nicht  nur  dadurch  öberraschen,  daB_ 

sie  an  und  fOr  sich  ziemlich  klein  sind,  während  man  gewöhnlich  an- 
nimmt, daß  ein  überwiegender  Teil  der  unehelichen  Kinder  in  entgelt^ 
lieber  PfleL^e  Ufiter^ebracht  i^^t,  sondern  ebenso  dadurch,   daß  aie  ein 
deutliche  Neigung  zur  Abnahme  verraten. 

Unter  welchen  üm^^tänden  dte  unehelichen  Kinder  in  Pflege  (re- 
geben  werden,  ist  leicht  zu  erraten;  es  wird  dies  wesentlich  von  der 
Natur  des  Berufes,  den  die  Mutter  hat,  abhängen.  Ich  gebe  de^shalb^ 
zunächst  den  Beruf  der  Mutter  von  234  von  mir  poliklinisch  hehan 
delten  unehelichen  Pflegekindern,  sowie  von  2Qb  im  Berliner  Kinder 
Hcbutz verein  aufgenommenen  unehelichen  Kindern.  Für  die  letztere 
Zahlen  wäre  zu  bemerken,  daß  hei  der  Aufnahme  im  Kinderschulx^ 
verein  einzelne  erschwerende  Bedingungen  bestehen,  wie  Würdigkeit 
der  Mutter  und  Kautionsstellung  oder  Bürtrschaft  durch  einen  Ande 
welche  vielleicht  einen  kleinen  Einfluß  auf  die  Art  <les  Materials 
üben.  Die  prozentiscbe  Verteilung  nach  dem  Beruf  der  Mütter  war 
folgende: 
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Dentgegenüber  waren  von  2ö6  in    unentgeltlicher  Pflege  d.  k 
den    Müttern    oder    näcbäteu    Verwaudten    beändiichen    unehelicl 
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Kindern,  die  ich  poliklinisch  behandelte,  die  Mütter  dem  Beruf 
nach  (in  Prozenten):  Arbeiterinnen  51,5,  ,,RekleiduDg  und  Reini- 
gung*' 33,0,  Persöniicher  Dienst  10,7  (hiervon  Anfwärterinneu  4,9),  Kla* 
vierspiderin  0,4,  Stand  unbekannt  4,4  Pioz.  Es  müssen  hiernach  alle 
diejenigen  ihre  Kinder  in  Pflege  geben,  welche  außer  dem  Hause  he- 
schäftigt  sind  oder  überbatipt  kein  eigenes  Heim  haben.     Den  Auswoj?, 

■  die  Kinder  am  Tage  in  Pflege  zu  geben  und  nachts  zu  sich  zu  neh- 
■men,  sah  ich  nur  4mal  einschlagen.  Am  iiäu&gsten  sind  die  Ammen 
vund  dann  die  Dienstboten  gezwungen,  sich  von  ihrem  Kinde  zu  trennen ; 
P  insofern  sie  meist  nach  Berlin  zugezogen  sind,  stehen  ihnen  auch  keine 

nahen  Verwandten  zur  Verfügung,  welche  das  Kind  in  unentgeltliche 
Pflege  nehmen  worden.  Da  die  absolute  Zahl  der  Kinder  von  Dienst- 
boten  (auch  die  Ammen  gehörten  vor  der  Schwängerung  gewöhnlich 
diesem  Stande  an)  die  größte  unter  den  Unehelichen  ist,  so  werden  sich 
daher  unter  den  Haltekindern  vor  allem  Kinder  dieser  Kategorie  finden, 
Itwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Arbeiterinnen;  ein  Teil  von 
L  ihnen,  der  außer  dem  Hause,  z.  B.  in  Fabriken,  arbeitet  und  nur  in 

■  Schlafstelle  wohnt,  giebt  die  Kinder  in  Pflege;  ein  anderer,  größerer 
Heil  aber  ist  im  Hause  mit  Handarbeit   beschäftigt   oder  hat  —  was 

I  liauptsÄchlich  in  Betracht  kommt  —  seine  Familie  in  Berlin,  welche 
■l)ei   der   Verpflegung  de*?   Kindes   aushelfen   kann.      Der    gewöhnliche 

■  Fall  int  dann  der,  daß  die  Arbeiterin  mit  ihrem  Kinde  bei  ihren  Eltern 
Mohnt  und  in  ihrer  Abwesenheit  das  Kind  von  letzteren  verpflegt  wird. 

»Auch  wenn  die  Mutter  sich  mit  Nähen,  Schneidern,  Plätten,  Waschen  —  ±  i. 
1k*kleidung  und  Reinigung  —  beschäftigt,  liegen  die  Verhältnisse  iti 
der  Richtung  ziemlich  günstig,  daß  das  Kind  ziemlich  häufig  in  mütter- 
licher Pflpge  bleiben  kann. 
Im  allgemeinen  darf  man  hinrnach  wohl  annehmen,  daß  die  Tren- 
i      iiPDg  der  ledigen  Mutter    von   ihrem  Kind    nur   in    dem  Maße  erfolgt, 

■  als  sie  aus  ErwerbprOckstchten  notwendig  wird.  Hiermit  hängt  auch 
K  die  oben  berührte  Thatsarbe  zusammen,  daß  die  Kinder  meist  erst  im 
H zweiten  Lebensmonat  in  Pflege  kommen,  insofern  die  meisten  Mütter 
'     erst  um  diese  Zeit  wieder  im«?tanr!e  mnd,   ihrem  Berufe   nachzugehen. 

In  der  polizeilich  überwachten  Haltepflege  bleiben  die  Kinder  bis 

zum  vollendeten  vierten  Lehensjahre;  welchen  Bruchteil  sie  nach  dem 

L   K  Lebensjahr  von  den  in  Berlin  überhaupt  vorhandenen  gleichaltrigen 

■  [Tüehelichen  ausmachen,  ist  nicht  bestimmt  zu  sagen.    Nach  ihrer  ab- 

■  Holuten  Zahl  betrachtet,  finden  sich  nach  dem  2.  Lebensjahr  nur  noch 
I  wenige  in  der  Pflejie;  während  z.  B.  im  Jahre  1890  2193  Kinder  des 
^  L  Jahres   überwacht  wurden,  wurden    io   dem  gleichen  Jahr  aus  dem 

Vorjahr  894  ältere  übernommen  (hierunter  477  im  2,  I^ebensjahre)  und 
traten  neu  220  ein,  so  daß  im  ganzen  nur  1114  1—3  Jahre  alte  Kinder 
überwacht  wurden.  Vermutlich  nimmt  die  Zahl  der  Haltekinder  gegenüber 
den  überhaupt  vorhandenen  jjleichaltrigeö  unehelichen  schnell  ab;  wenig- 
stens waren  unter  den  poliklinisch  von  mir  behandelten  Unehelichen  im 
L,  bez.  2.  Ijebensjahre  315,  bez.  60  Kinder  und  von  ihnen  56,2,  bez.  «>1,7 
Proz.  io  Haltepflege,  hingegen  unter  den  62  älteren  nur  noch  32,3 
Proz,  io  Haltepflege, 
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TtiF  n  die  Resultate  der  entgeltlichea  Pflege  zunächst  in  Ab- 
m  Pflegegeld  stehen  werden,  wäre  es  wichtige  zu 
öch  der  Verdienst  der  Mutter  in  sein  pflegt^  aus 
inlich  den  Unterhalt  für  sich  und  das  Kind  tu  bestreiten 
ieuten  in  Mark  die  ledigen  Mütter  Jährlich 
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Demgegenüber  kostet  in  Berlio  eine  ^te  Säuglingspflege  jährlich 
180 — 216  M,  (meist  ausHchließlieb  der  Kleidung);  freilich  giebt  es  auch 
noch  billigere  Pflege^tellen  für  144  und  selbst  108  M.  Was  sich  hier- 
für bieten  läßt,  tat  leicht  zu  berechnen,  wenn  man  bedenkt,  daß  allein 
der  jährliche  Mikhverbrauch  eines  SäugliDgä  mindestens  54  M.  betragen 
dürfte  (das  Liter  zu  20  Pf.  gerechnet)  *). 

Aus  der  nbigeo  Xitsamm^nstellung  ergiebt  sich,  daß  nur  die  Am- 
men regelniäßig  imstande  sein  werden,  ein  Pflegegeld  in  entsprechender 
Höhe  zu  zahlen.  Unter  den  Müttern  der  übrigen  "/^^  Pflegekinder 
findet  sich  in  jedem  Beruf^stand  fine  Aiizahl»  bei  denen  es  vollkommen 
aasgeschlossen  ist,  daß  sie  sich  selbst  und  ihr  Kind  von  ihrem  Verdienst 
erhalten  können,  sowie  eine  weitere  Zahl,  bei  denen  dies  nur  eben  Qot- 
dürftig  möglich  ist. 

Das  Bild  wird  noch  viel  dunkler,  wenn  man  weiß,  wie  oft  Krank- 
heit und  Arbeitslosigkeit  auf  mehr  oder  weniger  lange  Zeit  einen  Erwerb 
überhaupt  unmöglich  machen.  Physiologisch  —  begründet  in  der  Natur 
der  Verhältnisse  —  besteht  dieser  Zustand  während  des  Wochenbetts. 

Wovon  leben  nun  diejenigen  Pflegekinder,  deren  Mütter  das  Pflege- 
geld nicht  bestreiten  können? 

In  einzelnen  Fällen  leistet  der  außereheliche  Vater  freiwillig  oder 
gezwungen  einen  monatlichen  Beitrag;  in  den  letzten  52  Fällen,  die 
ich  poliklinisch  behandelte  und  die  allerdings  nur  zum  Teil  in  Halte- 
pflege waren,  konnte  ich  15  Mal  in  Erfahrung  bringen,  daß  der  Vater 
einen  mehr  oder  weniger  hohen  und  regelmäßigen  Beitrag  zum  Unter- 
halt des  Kindes  leistete.  —  Zuweilen  gehen  die  Kinder  in  die  städtische  Wai- 
senpflege über;  es  geschah,  „weil  die  meist  uneheliche  Mutter  im  Dienst 
und  lieshall)  zur  Aufnahme  und  Erziehung  des  Kindes  außer  stände 
war^^  im  Jahre  1888/89  109,  1889/1890  69,  1890/1891  74,  1891/1892 
92,  1892/1893  lOOmal.  Außerdem  aber  dürfte  noch  häufig  die  Mutter 
selbst,  einschließlich    ihres  Kindes,   durch   die   Armendirektion   unter- 

1)  Aufserdem   Wohnung,   Beköstigung  etc. 

'2)  Nur  aus  2   Angaben. 

3)  Tnube  (1.  c.)  berechnet  die  baren  AusUgen  für  ein  Leipziger  Ziehkind  i^uf  2,36  M. 

per  Woche. 
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stützt  aeio.  —  Schließlich  ist  es  nicht  selteo,  daß  die  Kosten  der  Ver- 
pflegung die  Pflegepartei  selbst  trägt:  manchmal  zwar  unfreiwillig, 
ohne  aber  von  dem  Rechte  der  Rückgabe  des  Kindes  Gebrauch  zu 
macheo,  oft  aber  auch  freiwillig  und  unter  Umständen  in  der  Absicht, 
las  Kind  später  anzunehmen.  Es  ist  zwar  schwer,  einen  zuverlässigen 
EUnblick  in  die  Haltepflege  zu  bekommen,  insofern  ungünstige  Verhält- 
nisse das  licht  mehr  scheuen  als  günstige;  aber  man  kann  jedenfalls 
mit  ziemlicher  Sicherheit  urteilen,  daß  die  Hingebung  und  Aufopfe- 
rung sich  im  allgemeinen  in  der  Berliner  Haltepflege  nicht  nach  der 
Höhe  des  Pflegegeldes  richtet,  sondern  oft  unverhältnismäßig  mehr 
leistet,  als  es  nach  diesem  äußerlichen  Maßstab  zu  erwarten  wäre. 

Noch  schwerer  als  die  Haltepflege  ist  die  Pflege  der  unehelichen 
Kinder  in  ihrer  eigenen  Familie  zu  beurteilen.  Wir  halten  uns 
nicht  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  die  Kinder  geradezu  durch 
Böswilligkeit  der  Verwandten  gefährdet  sind,  auch  wird  wohl  nur  selten 
die  ledige  Mutter  verstoßen  oder  dem  Kinde  seine  Abstammung  nach- 
tragen werden.  Aber  wenn  auch  in  vielen  Fällen  dem  Kinde  die  größte 
Sor^alt  gewidmet  wird,  so  mag  allerdings  anch  auf  der  anderen  Seite  oft 
geoQg  physisches  und  daneben  moralisches  Elend  vorhanden  sein,  welches 
der  körperlichen  und  ethischen  Entwickelung  hinderlich  ist.  So  finden 
ucb,&hnlich  dem  überhaupt  bestehenden  Verhältnis,  auch  in  der  städtischen 
Armenpflege  von  den  unterjährigen  Unehelichen  viel  mehr  bei  der 
Mutter  oder  nahen  Verwandten  als  in  Hnltepflege  untergebracht. 

Was  wird  schließlich  aus  den  unehelichen  Kindern?  Ein  wesent- 
licher Teil  stirbt  —  hierauf  kommen  wir  noch  zurück ;  ein  nur  kleiner 
Teil  zieht  von  Berlin  weg,  wofür  auf  der  anderen  Seite  einzelne  unehe- 
liche Kinder  zuziehen,  und  ein  dritter  Teil  wird  schließlich  nach  Ver- 
heiratung der  Eltern  legitimiert  und  scheidet  hierdurch  aus  der  Reihe 
der  unehelichen  Kinder  aus.  Wie  häufig  die  Legitimierung  vor- 
kommt, hat  Boeckh  unter  Berücksichtigung  der  Todesfälle  und  des  Zu- 
und  Abzugs  für  das  Jahr  1885  ausgerechnet  (Stat  Jahrb.  Jahrg.  1889/90 
S.96).  „Die  für  1885  berechnete  Tafel  zeigt  als  nicht  legitimiert''  von  1000 
KiDdern  „950,7  im  Alter  von  3  Monaten,  906,6  im  Alter  von  6,  870,1 
im  Alter  von  9,  839,9  im  Alter  von  12  Monaten,  781,4  bei  andert- 
halb, 739,2  im  Alter  2  Jahre,  675,5  im  Alter  3,  633,8  im  Alter  4, 
602,2  im  Alter  5  Jahre.  Es  werden  also  in  der  That  bis  zum  voll- 
eodeten  fünften  Lebensjahr  fast  zwei  Fünftel  der  unehelich 
geborenen  Kinder  legitimiert.^^ 

In  welchem  Umfang  die  Zahl  der  unehelichen  Kinder  durch  das 
Zusammenwirken  der  erwähnten  drei  Momente  reduziert  wird,  ergiebt 
sich  ans  einer  Berechnung,  welche  Boeckh  (Stat.  Jahrb.  Jahrg.  1891,  S.  45) 
für  die  Jahre  1885  und  1886  angestellt  hat.  Er  fand,  „daß  gegenüber 
ß317,  bez.  6121  in  den  Jahren  1880  und  1881  in  Berlin  geborenen 
anehelichen  Kindern  wahrscheinlich  nur  1152  bez.  1177  uneheliche 
Kinder  im  Jahre  1885  bez.  1886  ihr  fünftes  Lebensjahr  hier  vollendeten, 
mithin  nur  182,4  bez.  192,2  Promille  der  crsteren  Zahl'S  Es  bat  sich 
also  die  Zahl  der  unehelich  geborenen  Kinder  nach  5  Jahren  schon 
um  mehr  als  ^If,  vermindert. 


I»  K  e  u  in  A  n  n  , 

Nach  dem  Alter  von  5  Jahren  dürfte  es  kaum  möglich  sein,  Jk 
unehelich  Geborenen  als  besondere  Klasse  weiter  zu  verfolgen  und  »ich 
über  ihr  Schicksal  zu  vergewissern.  Die  heutige  Gesellgchatl  haogt 
ihnen  ira  Gegensatz  zu  früheren  Zeiten  ebensowenig  einen  Makel  aii, 
als  sie  ihnen  besondere  Bevorzugungen  gevfährt 

Immerhin  kann  man  nachforschen,  ob  sich  die  unehelichen  irgendwo  i 
in   größerer  Menge   zusammenfinden,   ym   auf  diesem    Wege   vielldclu 
festzustellen,   ob  flie  abnormen  Verhättntsse  bei  ihrer  Erzeugung  noch 
auf  ihre  spätere  ethische  und    physische   Entwickelung   einen    EiiifluS 
üben. 


ZuDächat  teile  ich  eine  kleine  ZusammenBtelluDg  mitp  die  ich  dtircb 
das  freuiTidliche  Eutgegen kommen  des  kgK  Polizei prädidi ums  macheD  konote- 
Ee  handelt  sich  hiorbei  um  da»  Schicksal  einer  Anzahl  Too  Kiodero,  d)9 
bis  zum  vollendeten  3.  Lebensjahr  in  der  Pflege  des  licTliner  Kindet^chtiln- 
Terems  gestanden  hatten.  Nach  Ab^ug  der  Verzogenen,  Gdatorbenen«^^ 
Legitimierten  und  Adoptierten  blieben  nur  16  männliche  und  24  weitw^| 
liehe  unehelich  geborene  Personen,  die  jetzt  zwischen  15  und  23  hei, 
24  Jahrt^  alt  sind:  ron  den  mannlichen  waren  im  j^uD7.en  4  im  A]ter 
von  II,  16,  20  und  22  Jahren  wegen  Diibstohl;«  bestraft,  Ton  den  weiH- 
lii'heD  eine  im  Älter  Yon  1)  Jahren  wegen  Diebdtabls,  2  im  Alter  Ton 
16  Jahren  we^en  Atbeitsscheu  bez.  wegen  Diebstahls  und  gewerb^mafsig^r 
ÜDZuoht.  Hingegen  waren  unter  den  im  gleieheD  Verein  Terpflegtan 
Ehelichen  später  Ton  IH  mäniilichen  (im  Alter  von  16  bis  28  Jahren) 
einer  wegeu  Diebstahls  hestraft»  ran  21  weiblichen  (im  Alter  Ton  I6~ 
li  Jahren)  eine  für  die  Sittenpolizei  notiert. 

Verhältnismäßig  leicht  und  erfolgreich  war  es,  den  Uiiebelicbea 
in  den  geschlossenen  ErziebuDgsanstal ten ')  nachzusptlren : 
die  hier  in  Frage  komnieudea  Anstalten  nehmen  in  wechselDdem  Ver«^ 
hältnisauf  1)  Kinder,  welche  zur  Zwangserziehung  verurteilt  sind  ^),  2)?aq 
der  ArmendirektioB  in  städtische  Erziehung  genommene  Knaben  odQ 
Mädchen,  die  z.  T.  einen  hohen  Grad  von  Verwahrlosung  erreic 
haben,  und  3)  Kinder»  die  von  ihrer  Familie  wegen  drohender  oder  ein- 
getretener Verwahrlosung  in  Anstaltserziehung  übergeführt  werden. 

Im   Jahre   1882   waren   unter    150  an  die  Stadt  zur    Zwangs* 
er  z  i  e  h  u  n g  überwiesenen  Knaben  (nach  einem  von  Herrn  Verwaltung 
direklor    Fischer    erstatteten    Bericht)    25    Proz.    unehelich    gewe 
Während    der   letzten  5  Verwaltuogsjahre   (bis  April  1893)   waren 
dem    städtischen   Erziehungshaus   für    verwahrloste   Kuaben    (die  de 

J)  Ich  bin  den  Herrea  iDtpektorea  aact  Direktoren  der  AnnUlten  fUr  ihr  freiB(i4IU 
KnrgeKenkommeD  tu  ifror^^tm  Üacke  verpflicbtet. 

8)  Auf  Oruutl  dfts»  Oßitetses  vom    13.  März  1878:  «tWer  Dach  VoUendunn  da*  aeeH 
und  vor  Vollenduni^  de»  swölfren  LQbeD>jtihre!^  eine  strafbir«  üftfidlung  li«neht,  k«na  von* 
ObritekeitH  we^^ea  in  eitie  geeif^iiete  Familie  oder  in  eitic  Kriiebutigs-  oder  Bessern ogMittUlt 
uutergebracbt  werden,    wenn  die  UnterbHagung  mit  Rücksicht    u\k(  die  Be»cbiiiretthet(  d«t 
rntrirbrnrcD  Handlung»  ftuf  die  PersduJtebkeit  der  Kltero  oder  sonKtigeo  KrKicber  der  KindAr 
und  Mif  deuen  Übrige  Leb^otverhftltziisse  sar  Verbütaug  weiterer  siUlicbar  V«rwft|jjij 
erforderUcb  }tf'  (S  1) 
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I    Klasse  1  und  2  angehöreu)  unter  den  590  Neuaufgenommenen  17,6  Proz. 

Bttiiehdich.     In   der  Erziehungsanstalt  am  Urban  (welche  Kinder    aller 

Hg  Klassen  aufnimmt)  befanden  sich  Ende  1893  unter  147  Kindern  40 

H^eheUcbe  und  unter  diesen  5  in  Zwangserziehung.     In  dem  ^«grünen 

»    üause'\   welches   verlassene  ujid   arme    Kinder,   im   besonderen  auch 

solche,   die  in  ihrer  Familie   vor  sittlicher  Entartung   nicht  geschützt 

werden  können,  biugegeu  nur  sehen  Zwangserziehungskinder  aufnimmt, 

fanden  sich  zu  der  gleichen  ZeU  unter  (jU  Kindern  10  uneheJiche  und 

Bunter  letzteren  ein  Zwangserziehungskind.    Im  GoSnerbaus  wurden  in 

W  dm  Jahren  lb90— 1893   aufgenümmen  Madchen   zur  Zwang^ierziehung 

4,  hierunter  unehelich  3;  wegen  Verwahrlosung  42,  hiervon  unehelich 

13;  zum  bchuu  gegen  Verwuhrlosung  10,  hiervon  unehelich  2  —  im 

ganzen  waren  von  56  Mädchen  18  unehelich. 

Aus   dieser  Zusammenstellung,    welche   je   nach   den   Aufnahme- 

■  bedingungen  der  Anstalt  etwas  anders  ausfällt,  geht  mit  Sicherheit 
hervor,  daß  die  Unehelichen  unter  den  verwahrlosten  Kindern  unver- 
hältnismäßig stark  vertreten  sind. 

Wenn  wir  die  erwachsenen  Unehelichen  aufsuchen  wollen,  so  ist 
uns  dies  für  die  Männer  nicht  möglich;  betreffs  der  weiblichen  Per- 
sonen werden  wir  bei  den  Prostituierten  Nachfrage  nach  ihuen 
halten.  Freilich  liegen  die  Erörterungen,  die  sieh  auf  die  Berliner 
Verbältnisse  beziehen,  schon  einige  Jahre  zurück ;  doch  durften  die 
Besultale  auch  jetzt  noch  zutreffen.  Huppe  {).  c)  fand  (1870),  daß, 
während  das  Verhältnis  der  Ehelichen  zu  den  Unehetichgeborenen  im 
allgemeinen  5  ;  1  war,  eine  unter  den  Prostituierten  vorhandene  unehe- 
heb  Geborene  im  allgemeinen  auf  7  ehelich  Erzeugte  kam,  und 
H.  Schwabe  * )  berechnete  aus  den  übt^r  Berliner  Prostituierte  vom 
1.  August  1872  bis  Oktober  1873  gesammelten  Zählblättern,  daß, 
L  wenn  in  Berlin  unter  100  Geburten  14,31  uneheliche  seien,  unter  lOO 
■  Prostituierten  sich  15,7  uneheliche  befänden.  Im  Gegensatz  zu  den 
F  Schlüssen  dieser  beiden  Autoren  dürfen  wir  —  in  Rücksicht  auf  die 
schnelle  Abnahme  der  Unehelichen  mit  zunehmendem  AJter  —  hieraus 
folgern,  daß  die  unehelich  Geborenen  unverbältuismäSig  häufig  der 
Proßtitution  verfallen. 

Woher  nun  dieser  Sittlichkeitsdefekt  bei  den  unehelich  Geborenen? 
Zunächst  werden  krankhafte  Anlagen,  welche  zu  moralischer  Minder* 
Wertigkeit  führen,  in  Betracht  kommen.  Es  ist  nur  die  Fragf,  wie 
lioch  ihre  Bedeutung  gegenüber  den  moralisch  schwächenden  Momenten 
iQzuschlagen  ist,  welche  in  der  Jugend  einwirken.  Während  eine  gute 
Erziehung  krankhafte  Anlagen  mindern  kann,  werden  ungünstige  äulcre 
Verhaltnisse  sie  zur  Entwickelung  bringen,  wie  sie  auch  —  freilich 
weniger  leicht  —  ein  erblich  nicht  belastetes  Gemüt  verderben  werden. 
Einen  besonders  ungünstigen  Einfluß  werden  hier  —  wie  auch  sonst 
—  M&ngel  im  Familienleben  ausüben.  Diese  sind  nicht  nur  für  die 
Pflegiekinder    zu    fürchten,    sondern    wohl    noch    viel  mehr  in    dem 


1)  B.  Schwikb«,  Einblicke  in  du  irmere  uuil  J&uUiir«  Lebsii  der  BerUotr  Froitiitiitr* 
tm,     BwUn.  tlidt.  J«iirbuch,  L  JaIit^,  ßsrUo  1874. 
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•"^        !  Kinder  bei  der  eigeoea  Mutter  leben.     Besouil«rs 

beliehen  Kinde   bei   der   Verheiratung   seiner   Mutter  etn" 
I   beschiedei)   —  unter  Umständen  st*gar  dann,  wenn  sich 
lit  dem  Vater  des  Kindes  verheiratet  und  der  Ehe  weitert 
meßen. 

mmen  wir  auf  einen  Punkt,  welcher  geei^et  ist,  den  Bitt- 
et bei  den  Unehelichen  um  ein  weniges  kleiner  erscfaeinea 
Es  wird  von  einer  lieblosen  Umgebung  jede  fehlerhafte 
r  Handlung  viel  härter  beurteilt,  als  unter  sonstigen  Ver* 
3S  bürgerlichen  Lebens,  und  der  Schritt  wird  darum  schnell 
j  oder  zur    Erziehungsanstalt   gelenkt  —  um   so  schneller, 

es  I  ngehörigen  zuweilen  sehr  erwünscht  ist,  auf  diesem  geseU- 
uuoen  V^ege  sich  cm»  nmd  ^^  den  Augen  schliffen  7M  können.  — 
Wozu  der  mangelnde  Anschluß  an  die  Familie  im  besonderen  bei  den 
Mädchen  führt  (auch  bei  ehelicher  Geburt),  weiß  jeder,  der  den  in- 
dividuellen Ursachen  für  die  Prostitution  nachgegangen  ist.  Sind  in- 
sofern die  unehdichen  Mädchen  schon  besonders  gefährdet,  so  kommt 
noch  da^u,  daß  sie  vielfach  schon  in  ihrer  Jugend  schlechte  Sitten 
vor  Augen  hatten  und,  wie  von  Männern  mit  tangjähriger  Erfahrung 
versichert  wird,  von  vielen  Leuten  in  ihrer  geschlechtlichen  Ehre  von 
vornherein  weniger  respektiert  werden. 

liebensbedrohuDg  der  ITneheUehaii. 

Nach   diesem  Abriß   von  der  Abstammung   und   dem    Lebenälauf 

der  in  Berlin  unehelich  Oeborenen  wollen  wir  untersuchen,  inwiefern 
und  in  welchem  Grade  ihre  Existenz  besonders  stark  bedroht  ist, 
welche  Maßnahmen  zur  Abwehr  getroffen  sind  und  wie  weit  dieselben 
ihren  Zweck  erfüllen ;  hieraus  werden  sich  positive  Vorschläge  ableiten 
lassen. 

Zunächst  verweilen  wir  einen  Augenblick  bei  den  Gefahren, 
welche  der  keimenden  Frucht  drohen.  Schon  sie  sind  um  vieles 
größer  1  ei  der  unehelichen  als  bei  der  ehelichen  Zeugung.  Zahlen- 
mäßig kann  man  das  freilich  nicht  nachweisen;  um  nur  von  den 
absichtlichen  Schädigungen  der  Frucht  zu  sprechen,  so  ist,  wenn  z.  B. 
im  Jahre  1890  116  Anzeigen  wegen  Abtreibung  der  Leibesfrucht  ein- 
liefen und  in  19  Fällen  wegen  dieses  Verbrechens  gerichtliche  Ver- 
urtheiluug  stattfand^),  hierdurch  keine  Andeutung  über  die  wirk- 
lich in  Berlin  stattgefundenen  Verbrechen  dieser  Art  gegeben.  Die 
Straffalligkeit  der  Schwangeren  und  derjenigen  Personen,  welche  ihre 
Hand  zur  Ausführung  des  Verbrechens  bieten,  einerseits,  die  ärztliche 
Pflicht  zur  Verschwii'genheit  andererseits  lassen  nur  verhältnismäßig  selten 
derartige  Verbrechen  ruchbar  werden.  Sieht  doch  ein  Berliner  Krauenarst 
in  (lieser  Richtung;  die  Möglichkeit  einer  Abhilfe  allein  darin,  daß  die  Straf- 
fälligkeit der  Schwangeren  ganz  aufgehoben  wird,  um  hierdurch  häufiger 


1)  SUt.  Jahrb    d.  St.   Berlin  für   1890  und  Statistik  d.   Deutsehen   Reichs.   N.   P.   58. 
KrlmiuaUtatistik  1890. 
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«me  Handhabe  gegen  diejenigen  Personen  zu  gewinnen,  ohne  deren 
sachkundige  Hilfe  die  Verbrechen  gegen   das  keimende  Leben  kaum 
«Btemommen  werden  können.  —  Ebenso  wie  die  Häufigkeit  jenes  Ver- 
brechens  ist  uns  auch   unbekannt,    wie  oft  die  Abtreibung  in    der 
Frivolität  sittlicb  heruntergekommener  Personen   und  wie  oft  sie  in 
der  Furcht  vor  sozialer  Schädigung  bei  solchen  Personen  begründet 
ist,  die  bis  dahin  vor  der  öffentlichen  Moral  intakt  erschienen.    Nur 
fOr  die  letzteren  kämen  Schutzmaßregeln  in  Betracht:  die  Aussicht  auf 
eine  Zuflucht  bei  vorgeschrittener  Schwangerschaft  und  bei  der  Ent- 
Inndung  könnte  eine  oder  die  andere  —  vielleicht  —  von  dem  Ver- 
brechen der  Fruchtabtreibung  abhalten. 

Wir  werfen  nun  zunächst  die  Frage  auf,  wie  sich  die  S t erb- 
lich ke  i  tsverhältnisse  der  unehelichen  Kinder  in  Berlin  im  Ver- 
gleich mit  anderen  Großstädten  gestalten.  Wir  beschränken 
ra»  in  der  Antwort  auf  die  Sterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre,  weil 
die  Zahl  der  später  vorhandenen  unehelichen  Kinder  wohl  nur  für 
Berlin  und  auch  hier,  wie  wir  sahen,  nur  beschränkt  bekannt  ist,  und 
neben  die  Großstädte  nur  heran,  soweit  das  statistische  Material  aus- 
reicht Es  ist  nun  klar,  daß,  wenn  die  Sterblichkeit  der  ehelichen 
Kinder  in  einem  bestimmten  Jahr  besonders  hoch  ist,  dies  aus  den 
gleichen  Ursachen  auch  bei  den  unehelichen  der  Fall  sein  wird,  so 
d&B  wir  nur  aus  einem  Vergleich  der  Sterblichkeit  der  unehelichen 
mit  derjenigen  der  ehelichen  —  durch  Division  —  ersehen  können,  wie 
groB  die  aus  der  unehelichen  Geburt  als  solcher  fließende  Schädigung  des 
kindlichen  Lebens  ist.  Die  sich  hierbei  ergebende  Verhältniszabl  würde 
also  hesagen,  wie  viele  Sterbefälle  unehelicher  Kinder  des  ersten  Lebens- 
jahres auf  einen  Sterbefall  eines  entsprechenden  ehelichen  Kindes  in 
dem  Fall  gekommen  wären,  daß  eine  gleich  große  Zahl  ehelicher  und 
unehelicher  Kinder  geboren  wäre. 

Diese  Zahl  berechDen  wir  zunächst  unter  EinschluTs  der  Totge- 
borenen, um  den  Nachteil  der  unehelichen  Geburt  möglichst  ▼ollständig 
ionndrücken,  und  hierauf  unter  Ausschlufs  der  Totgeborenen,  um  die  OröfiBe 
der  Lebeoffgefährdung  im  Verlauf  des  ersten  Lebensjahres  zu  ermessen.  Die 
Ziblen  sind  freilich  an  und  für  sich  nicht  ganz  zuverlässig,  insofern  sie 
Le^timierung,  Zu-  und  Absug  nicht  berücksichtigen  und  aufserdem  nicht 
bekannt  ist,  ob  dieser  Fehler  bei  allen  Städten  im  gleichen  Mafse  mit- 
wi^;  hierdurch  wird  die  Prozentzahl  der  unehelichen  Gestorbenen  und 
£e  Verhältoissahl  zu  klein,  so  dafs  das  Nonsens  entstehen  kann,  als  ob 
in  einzelnen  Städten  weniger  Uneheliohe  als  Eheliche  gestorben  wären. 
Sine  Berücksichtigung  jener  Punkte  scheint  aufser  in  Berlin  nur  in  Ham- 
burg erfolgt  zu  sein,  wo  in  den  Jahren  1882—1889  von  100  Lebend- 
geborenen  22,06  eheliche,  46,17  uneheliche  starben,  also  die  Verhältnis- 
nhl  2,09  betragen  würde,  während  sie  für  Berlin  für  die  Jahre  1882 — 1886 
(uch  erfolgter  Korrektion)  1,80  wäre. 

(Siehe  Tabelle  auf  S.  580). 

Die  Bedeutung  der  Zahl,  welche  das  Sterblichkeitsverhältnis  der 
Unehelichen  zu  den  Ehelichen  zum  Ausdruck  bringt,  muß  nach  der 

Dritte  rolle  Bd.  vn  QJOfy  34 


Gf«Ce 

m.  GL  m 

«K,  «it  LB.» 
■ekr  0rrä«  et    Abn 

ii  «clekea  Mate  mm  4tm  hjgtcBischcB  ■■<  s*«ialea 
¥*rKelUB  «iacr  Stftdt,  «elefec  4ea  «beliebe«  Kiaden 
t«  C3te   k«KB*s.     sac%    die    saetieli^kes    Ki>4«r  T«il 

Fnakisrts  kater  <la7e&ige&  4er  ■(«§&»  ssdercs  GroCetiiiie  zartck- 
y«ib<ft.  s»  &$t  «tks  iwar  fir  Frmokfisrt  rü&m&th.  abi*r  4er  Ten^lock 
mi(  diar  Socrtytickkeii  sesa^  efirfcfea  Kmiier  xcs^  trocziAtm,  ^ift  a 
i&  Rnck^ackt  aal  iiüae  mAierka  mad  a jpeü^cii  btesccAer»  glasiXigKm  Vcr- 
ktiinfb-Ke  —  ikaJäck  wi^  E^mbrnr^  —  ircrirtirnr^mTtfcg  wtmL£  flr  sbbc 
iMieiid^ea  Kinder  th^L  In  Ge^ensau  ii«»m  iudiiAe&  li\^tng^  mad 
Dresd:^  a  iikiser  Bkiinu  den  erS£B  PIsiCi  ia  4tf  T*ö«£ile  csb  — 
<ik  Filr>i«H^  für  die  miie&icikä<m  Kla^ia'  Sit  «ittct.  vie  wtr  iyjtfr 
nu^^^  «enii^  Am  besten  eiLkWuckiät.  Wa»  Ber&a  liecrA«  9»  stete 
es  m:  FnaiEfin  lud  H-uncorg  «a  Lade  der  Tj&L  Aas  4es  be- 
rcii&i^refl  ZAiita  ier  Scerötkäkei3Ci&i  Läik  ädi  aä  jEeaaiLi  lAr 
Siciieriieiw  fe:^;:^cellea .  dii  viits  oneatiiic&e  äizui  lier  ä^  <^^99eiK  t» 
sc^LTS  ÄOLiriec  2«:  wie  tk?  eäei;cai*.     ^VeriL  «odi  Ta&^  S.  ^^|l 

Verpiicnea  wx  idiliÄiüicä  in*  aoi  «ier   leoiäi  Tafleflifr    wi  die 
auf  Idöeue  S.  bli  xacea  aen^imecea  iMilt^.  ^  iei^  es  ^du  iaS 
ii«e  Grjik    i<er   Scjoie   noca  iie   H.i*itt;fiwh  ier  jaeiitMlcaäi 
i«jca    i:e    niiAin^e    Sviünjcakaii:    iier    eoitüiriieii    and   der 
iiiiidft^  itfs  I    Jojr^fs  ^oa  emetii  ieatücii  ler^irtnKsutei  ^^^^^t*^ 
die    -p^r^iAim  r?qpii  ji^  ^jTifiLmiiiiiiC    Itfs    vn5*Mi>rtt*ifrä    erÄtts£tea   Läbexi 
isc    So    hiLL    Xlndien  im   Vertiälrnis   ini   meisDsi  lürttrfpritie  ~ 
Thwm  Gne  iiernndi  !iti&e  SsHii&cäi&sc,   und 
Ir  ündie&difii  —  iiiäi4^  <ier  dMsxfiiiBi 


Die  nBabalichftD  Kladaar  In  B«rtLQ  und  Ihr  SchaU. 


531 


der  Ehelichen  —  im  Verhältois  zu  den  letzteren  keine  besondere 
schlechte.  Hingegen  bat  Berlin  gegenüber  Städten  wie  München, 
Leiptig  u.  a.  nicht  besonders  viele  uoeht^liche  Kinder^  unter  ihnen  je- 
doch an  und  für  sich  schon  eine  hohe  Sterblichkeit,  welche  aber  bei 
Vergleich  mit  der  Sterblichkeit  der  ehelichen  Kinder  in  einem  noch 
uDgQustigeren  Licht  erscheint« 

Es  ist  vielleicht  nicht  ohne  Interesse,  zu  wissen,  daß  in  Berlin  in  den 
Jaliren  1881  bis  1890  unter  den  Kindern  des  ersten  Lebensjahres  12  039 
weaiger  gestorben  waren,  wenn  die  Sterblichkeit  der  uiieheüchen  nicht 
gtbkr  als  die  der  ehelichen  gewesen  wäre  (im  Jahre  1891  eat> 
Bprechend  1421). 

Vergleicht  man  die  Sterblichkeit  derjenigen  kranken  Kinder  des 
ersten  Lebensjahres^  deren  Eltern,  bez.  Mütter  Armenunterstützung 
g^iiefien,  so  findet  sich  selbst  unter  diesen  allerungünstigsten  Ver- 
kiltnissen  eine  nach  ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  verschiedene 
Sterblichkeit:  so  starben  z.  B,  von  221  kranken  ehelichen  Säuglingen 
3T(lö,7  Proz.),  von  56  unehelichen  22  (39,3  Proz,)^). 

Gehen  wir  genauer  auf  die  Sterblichkeit  der  unehelichen  Kinder 
in  Berlin  ein,  so  berechnete  Boeckh  für  das  Jabr  1885,  daß  von  1000 
llberbaupt  geborenen  unehelichen  (bez,  ehelichen)  Kindern  nach  einem 
Jahr  514,61  (bez.  735,00),  nach  2  Jahreo  noch  446,34  (bez.  669,13), 
flieh  3  Jahren  noch  424,93  (bez.  641,83),  nach  4  Jahren  noch  412,36 
(ba  624,34),  nach  5  Jahren  noch  405,48  (bez,  612,08)  lebten«). 
Hiernach  würde  bis  zum  Ablauf  des  1.  Lebensjahres  ein  sehr  großer 
Teil  der  Unehelichen  absterben,  im  zweiten  (im  Vergleich  mit  den 
Ehelichen)  nur  noch  eine  annähernd  gleich  große  Zahl  und  im  3. — 5. 
Lebensjahre  sogar  noch  weniger  als  von  den  Ehelichen.  Man  hat 
dies  Resultat  irrtümlich  so  gedeutet,  daß  der  Tod  unter  den  Unehe- 
lichen im  1.  Lebensjahre  eine  so  gründliche  Auslese  halte,  daß  das 
bieroach  übrig  bleibende  Menschenniaterial  besonders  widerstandsfähig 
sei  Man  vergaß  hierbei,  daß  nach  der  hohen  Sterblichkeit  im  L 
Lebensjahr  später  verhältnismäßig  nur  wenige  Kinder  bleiben,  welche 
fiücb  sterben  können.  Vergleicht  njan  aber  nun  die  in  einem  bestimmten 
Lebensatter  Gestorbenen  mit  den  im  Beginn  desselben  vorhandenen 
Lebenden,  so  zeigt  sich,  daß  während  der  ersten  ö  Lebens - 
jibre  —  soweit  reicht  nur  die  Berechnung  —  zu  jeder  Zelt  die 
Sterblichkeit  der  unehelichen  Kinder  diejenige  der 
ehelich  en  übertrifft  (Vgl  Stat  Jahrb,  Jahrg.  1885,  S.  52).  Die 
Slerblichkeitskurven  für  Eheliche  und  Uneheliche  erscheinen  daher,  je 
Qichdem  man  von  1000  Geborenen  oder  von  den  in  jedem  Zeitabschnitt 
Lebenden  ausgeht,  verschieden.  Im  ersteren  Fall  senkt  sich  die 
Korve  bei  den  Unehelichen  viel  schneller  als  bei  den  Ehelichen  und 
Terl&trft  dann  mit  der  der  letzteren  annähernd  parallel,  in  dem  an- 
deren Fall  senkt  sich  die  Kurve  der  Ehelichen  schnell,  insofern  auch 


1)  K«ch  d«a  genUligeD  MiiteUcmgeo  roA  t  im  Ostan  B«rlina  wehneodeD  Armeoirstea. 
t)  Attf  a.  ßt5    war    biogegeD  mitgeteilt,    um    wie  ^iel  ai«    alch,    aafier    durch   den 
T»4,  dureJi  Legitimierung  u.  s.   w»  vannindert  hatten. 
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bei  ibneD  die  Sterblichkeit  im  1.  Monat  eine  verhältnismäßig  hohe 
ist  und  fallt  dann  nur  uoch  langsam,  während  sie  bei  den  tu^hb- 
liehen  wegen  der  dauernd  hohen  Sterblichkeit  erst  ^pU  eioeo 
tiefeieo  Stand  erreicht. 

Die  Veriichiedenheit  in  der  Sterblichkeit  der  ehelich  und  oüfk*- 
lieh  erzeugten  Kinder  tritt  schon  t>ei  der  Geburt  in  die  Erscheinung^ 
insofern  schon  im  Mutterleib  oder  unter  der  Geburt  mehr  Unthrlicbe 
als  Eheliche,  absterben.  Nach  Decenuien  berechnet,  hat  die  Häufigkeil 
der  unehelichen  Totgeburten  im  Lauf  des  Jahrhunderts  —  au&t 
in  den  Jahren  1860—1869  —  dauernd  abgenommen,  wobei  allerdingj^ 
zu  berücksichtigen  ist,  daß  der  Begritf  ,,lofgeburl**  nicht  immer  ge- 
nügend scharf  gefaßt  wurde.  Es  kamen  auf  1000  uneheliche  GeburU'D 
Totgeburten  in  den  Jahren  1820—1829:  85,»,  1830-1839:  77,8, 
1840—1849:  73,2,  1850—1859:  69,1,  1860-1869:  76,1,  1870-1Ö79: 
68,7,  1880-1889:  5o,i,  J890:  42,6,  1891:45,6.  Um  fest/.usu'lka, 
um  wie  viel  die  Häufigkeit  der  Totgeburt  durch  die  uneheli 
vermehit  wird,  dividieren  wir  den  Proniille?iatz  der  une 
geburten  durch  den  Promillesatz  der  ehelichen  und  finden  dann  tolgeoäi 
Zahlen : 


1821  — 1880  1,91 

18:^1—1840  ttSl 

1841— 18&0  1,98 

1851— 18S0  1,78 


1861^1870  1.90 

1871  —  1880  1,81 

1881  —  1890  1,68 

(1891  1,7t) 


Hieraus  ersehen  wir,  daS  eine  wesentliche  Abnahme  der  die  Tot* 
geborten  bei  den  Ledigschwan^eren  begünstigenden  ScfaädigungeD  nur 
im  Durchschnitt  des  letzten  Decenniunis  zu  bemerken  ist,  daii  aber 
auch  hier  noch  P/^mal  ^viel  unehelich  als  ehelich  Erzeugte  totgt* 
boren  werden, 

Die   allgemeinen  Ursachen  der   Totgeburten    sind  ungemein 
wickelt   und    mannigfaltig:     akute     und    chronische   Krankheiten   di 
Mutter,   Verletzun^'en   derselben,  Störungen   in   der  Kntwickelung  d< 
Frucht   und    schließlich  Störungen   im  Geburtämechaoismus    kämen 
Betracht    In  besomlerem  Maße   sind  für  die  unehelichen  Tot^^^Kiirti 
die   folgenden  Punkte  von  Bedeutung:   zunächst  steht  die  l: 
der  Totgeburten  bei  den  Erstgebärenden  erheblich  über  dem  mm 
schnitt  und,   wie    wir  früher  sahen,  gehören    von    den    außereheüi 
Schwangeren  mindestens  */j  zu  ihnen.   Ferner  muß  die  Ledigschwangi 
so  lange    und    in   einer   ihrem   Zustande   nicht   entsprechenden    Wi 
arbeiten,  als    es  sich  nur  irgend  mit  ihrem  Zustande   verträgt,    ui 
wenn  sie  sich  endlich  zur  Ruhe  genötigt  sit^ht,    so  dürfte  sie    in  d( 
Regel  in  der  ungünstigsten  seelischen  Verfassung  und  oft  genug  auch 
unter   ungünstigen    materiellen    Verhältnissen    ihrer   Entbindung 
gegen  gehen:    daß  hierdurch    unter  Umständen   auch  die  Leibe^fru^ 
leidet,  bedarf  nicht  der  Erläuterung. 

Eine  ganz  besondere  Wichtigkeit  darf  aber  bei  den  unehelicl 
Totgeburten  die  syphilitische  Infektion  der  Frucht  bean- 
spruchen. Sie  tötet  das  Kind  unter  Umständen  schon  frühzeitig,  oft 
auch  erst  später  im  Mutterschoße,  sie  trägt  die  Schuld  —  um  es  hier 
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leich  zu  erwähnen  —  an  einer  großen  Zahl  der  Todesfälle,  welche  in 
n  ersten  Taften  nach  der  Geburt  eintreten,  wie  sie  auch  später  noch 
freilich  schnell  abnehmender  Häufigkeit  die  Kinder  unter  ihrenn 
leutlichen  Syropfomenbild  oder  auch  unter  dem  Bilde  der  „I^bens- 
hwäche"  sterben  läßt;  schließlich  schafft  sie  eine  Disposition  2;u 
ra^kheiten  der  verschiedensten  Art,  welche  sich  selbst  oder  in  ihren 
Igezuständen  bis  in  das  spätere  Alter  hinziehen  können,  oder  sie 
\hÜi  eine  konstitutionelle  Schwäche ,  welche  den  Säugling  auch 
lüber  anderen  Krankheiten  weni[?er  widerstandsfähig  macht. 
Wen  in  dieser  Richtung  zu  geben,  ist  kaum  möglich ;  nicht  nur  die 
ierin  durchaus  unzuverlässige  amtliche,  sondern  auch  die  ärztliche 
tatistik  bleibt  weit  hinter  den  wirklichen  Verhältnissen  zurück,  weil 
ch  die  Syphilis  der  Neugeborenen  und  Säuglinge  häufig  nur  durch 
le  Leichenöffnung,  zuweilen  sogar  nur  durch  die  mikroskopische  Ge- 
'elisuntersuchun;?  erkennen  läßt.  Um  aber  wenigstens  einen  flüchtigen 
Anblick  in  die  Bedeutung  der  Syphilis,  soweit  sie  hier  in  Frage 
Dinmt,  zu  eröffnen,  sei  aus  mehreren,  wesentlich  übereinstimmenden 
hlen  dieser  Art  eine  Zusaramenstellung  (aus  Paris)  angeführt,  nach 
Icher  der  Erfolg  von  153  Schwangerschaften  syphilitischer  Mütter 
»Ifiender  war:  Fehl-  und  Totgeburt  in  78,4  Proz.,  Tod  bald  nach  der 
burt  in  16^4  Proz.:  üeberlebende  5,2  Proz.  ^). 

Es  wäre  noch  zu  erwägen,  ob  die  Entbindungen  Ledigschwangerer 
Berlin  besonders  vernachlässigt  werden  und  hierin  eine  weitere 
Veranlassung  für  die  größere  Zahl  der  unehelichen  Totgeburten  zu 
hen  ist  Insofern  die  Entbindung  in  öffentlichen  Gebäranstalten 
lattfindet,  ist  bei  dem  heutigen  Stand  der  Geburtshilfe  und  der  ihm 
tsprechenden  Ausstattung  der  Berliner  Gebäranstalten  auf  das  Beste 
r  Mutter  und  Kind  in  ärztlicher  Hinsicht  gesorgt.  Trotzdem  jene 
nstalten  wesentlich  von  Ledigschwangeren  aufgesucht  werden,  stellt 
ch  freilich  die  Zahl  der  dort,  bez.  überhaupt  in  Öffentlichen  Anstalten 
itbundenen  zu  den  überhaupt  in  Berlin  entbundenen  Mädchen  nur 
f  höchstens  40  Proz.  (1887:  37,4,  1888:  37,4,  1889:  39,2,  1890: 
1,4,  1891;  40  Proz).  Vergleicht  man  nun  die  Häufigkeit  der  Tot«e- 
irten  bei  den  Austaltsentbindungen  mit  der  der  privaten  Entbin- 
ungen,  so  ist  sie  unter  beiden  Verhältnissen  wesentlich  die  gleiche 
den  Anstalten  sogar  zuweilen  —  wohl  wegen  der  häufigeren  patho- 
igischen  Fälle  —  ungünstiger),  so  daß  eine  dem  Kind  tödliche 
Vernachlässigung    des    Geburtadctes     kaum    für    Berlin    in     Frage 

Nur  bei  den  privaten  Entbindungen  liegt  die  Möglichkeit  des 
indesmordes  vor,  jenes  furchtbaren  Verbrechens,  das  die  mehr 
der  weniger  ihrer  Sinne  beraubte  Mutter  an  dem  soeben  von  ihr  ge- 
►renen  Kind  begeht.  Der  Wunsch,  dem  Kindesmord  vorzubeugen, 
t  von  jeher  ein  wichtiger  Ansporn  dafür  gewesen,  Fürsorge  für  die  un- 
leUcben  Kinder  zu  treffen.  Heute  spielt  der  Kindesmord  keine  wesentliche 


I)  L*  Pflviu',  Di»  durch  SyphiiU  fa«diq9t«  Kitid«ritflfbUehk«&L     ftefttriirt  in  d-  Fort* 
ilUn  d.  Med.  U90.  S.  Sil. 
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Rolle  mehr;  von  den  z,  B.  im  Jahre  1890  aufgefundenen  39  Kinde»- 
leichen  wird  nur  ein  gewisser  Teil  einem  Morde  zum  Opfer  gefallen 
sein.  Anzeigen  wegen  Verdachtes  auf  Kindesmord  erfolgten  in  dieMm 
Jahre  20»  doch  fand  nur  eine  einzige  Verurteilung  wegen  dieses  Ve^ 
hrechens  in  Berlin  statt  (bei  161  Verurteilungen  im  ganzen  Deutscheo 
Reich)* 

Wir  sahen  schon,   daß  die  Sterblichkeit  im    1.   Lebens* 
monat  am  höchsten  ist;  wenn  z,  B*  nach  der  Geburt   von  1000  üfr 
ehelichen  (bez.  Ehelichen)  noch  942,91  (963.44)  im  Jahre  1885  lebten, 
so  lebten  nach  dem  1.  Monat   nur  noch  828,39   (911,35).    Zergliedert 
man  diesen  Monat  nach  Tagen  und  Wochen,  so  sieht  man  die  Sterb- 
licheit  von  Tag  zu  Taji   und  von  Woche  zu  Woche  abnehmen.    Von 
den  lebendgeborenen  Unehelichen   starben  z.  B.  (1885)  in    den   erstem 
7  Tagen  54,67  pro  mille,  von  den  Uebrigbleibenden   am  8, — 15,  Tage 
31,11,  von   den   alsdann  Bleibenden    am  16*  Tage   bis  zum  Ende  des 
Monats  46,48«    Zunächst  sind  zur  Erklärung  dieser  Verhältnisse  ihn- 
liche  Gründe  wie  für  die  Totgeburten   heranzuziehen:  innere  Erkran- 
kungen, ungünstige  Verhältnisse   bei   der  Geburt    u.    dergl.    könnet 
ebenso  wie  vor  und  bei  der  Geburt   auch  noch   nach  derselben  zum 
Tode  führen,  wie  wir  dies  schon  am  Beispiel  der  angeborenen  Syphilis 
oben    ausführten.     Hierzu    tritt    dann    aber    eine    zweite    Reihe    von 
Schädlichkeiten,  die  schon  vom  ersten  Tage  an  auf  das  Kind  einwirken, 
um  allmählich  immer  mehr  gegenüber  jener  ersten  Reihe  in  den  Vo^ 
dergrund  zu  treten,   und   zwar  stehen   diese   mit  der  Pflege  und  Er- 
nährung  des  Neugeborenen  in  Beziehung.    Es   ist  nun   sehr   wichtig, 
zu  betonen,    daß  jene    ersterwähnte   Reihe   von  Momenten  so  hedeu* 
tungsvoll  ist,   daß  sie   im   ersten  Monat   und    in    ihm    wieder  in  den 
ersten  Tagen  viel  mehr  als  der  Mangel  an  Pflege  und  Ernährung  die 
maximale  Sterblichkeit    dieses  Lebensalters   gegenüber  den   späteren 
Lebensmonaten   der   Unehelichen   sowie  gegenüber  den    gleichaltrigeii 
Ehelichen   verschuldet.     Unter  den   Todesursachen   nimmt   daher   im 
1.  Monat  bei  den  Unehelicheo  die  Lebensschwäcbe  und  —  wenigstens 
im   Vergleich   mit  den  Ehelichen  —  die  Syphilis  den   größten   Raum 
ein'),  während  die  freilich  auch   im    1.  Monat  schon   hohe  Zahl  von 
tödlichen  Magendarmkrankheiten    erst   unter  den   Todesfällen   des  2. 
Monats  an  erste  Stelle  tritt;    diese  Stelle  behaupten  die  Mageodarm- 
krankheiten,  obgleich  sie  vom  2.  Monat  an   allmählich   etwas  zorQck- 
treten,  gegenüber   den   anderen  Todesursachen   während   des    grasen 
ersten  Lebensjahres,     Bei  den  ehelichen  Kindern    treten    hingegen  die 
an   und  für  sich   nicht  so  häufigen   tödlichen  Magendarmkrankheiten 
zwar  ebenfalls  im  2.  Lebensmonat  an   die   erste  Stelle,  sie   erreichen 
aber  erst  im  3,  und  4.  Lebensmonat   unter  den  Todesursachen  drestr 
Monate  die  größte  H^he,   um  dann   allmählich  —  freilich   auch   hier 
immer  an   erster  Stelle   bleibend   —  herunterzugehen.     Erhellt  zwar 
hieraus,  daß  es  zum  Teil  die  gleichen  Ursachen   sein  müssen,  welche 


l)  DU  Rmbrfk  ^iMMligo  Krixnpr«^'  »uUt  nieijt  getkflg«iad  »urffttkilrt«  tddlieh^J 
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die  Todesfälle  an  Magendarni krank heiten  bei  Ehelichen  und  unehe- 
lichen bestimmen,  so  müssen  andererseits  den  unehelichen  eigentüm- 
liche Verhältnisse  die  größere  Höhe  und  das  frühere  Einsetzen  dieser 
Todes ureachen  begünstigen.  Die  in  öffentlichen  Anstalten  entbundenen 
Ledigen  werden  zwar  während  ihrer  ca.  10-tägigen  Verpflegung  thun- 
liehst  zum  Stillen  aogehalten  und  auch  die  in  privater  Pflege  ent- 
bundenen sind,  so  lange  sie  an  das  Wochenbett  gefesselt  sind,  daran 
nicht  verhindert;  aber  oft  genug  wird  aus  mangelndem  Verständnis 
für  die  Bedürfnisse  des  Säuglings  oder  aus  physischem  Unvermögen 
oder  in  Rücksicht  darauf,  daß  aus  äußeren  Gründen  das  Stillen  doch 
nicht  lange  fortgesetzt  werden  kann,  mit  dem  Stillen  nicht  erst  der 
Anfang  gemacht.  Sind  also  infolge  unzweckmäßiger  Ernährung  schon 
im  ersten  Monat  sehr  viele  der  empfindlichen  Säuglinge  dem  Tode 
geweiht^  so  erreicht  im  zweiten  Lebensmonat  die  Zahl  der  Toten  schnell 
ihre  Höhe,  indem  die  bisher  gestillten  Kinder  jetzt  ebenfalls  und  zwar 
meist  ganz  plötzlich  auf  die  künstliche  Ernährung  verwiesen  werden  ; 
denn  jetzt  wird  sich  die  Mutter  wieder  außer  dem  Hause  beschäftigen 
und  deshalb  das  Kind  am  Tage  anderen  überlassen  oder  überhaupt 
in  Pflege  bringen  müssen.  Die  Verschiedenheit  in  der  Häufigkeit  der 
Brusternährung  erhellt  aus  den  Resultaten  der  Volkszählung  von 
1885*);  voD  1000  ehelichen  bez.  unehelicbeo  Kindern  in  den  einzelnen 
Leben »monaten,  bez.  zusammen  in  den  ersten  11  Monaten  wurden 
mit  Brustmilch  ernährt: 


im  BfoDftt 
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Es  nimmt  also  die  an  und  für  sich  geringere  Häufigkeit  der  Brust- 
ernährung bei  den  unehelichen  im  2.  Lebensmonat  so  schnell  ab,  daß 
sie  dann  schon  geringer  ist  als  bei  den  Ehelichen  in  irgend  einem  Monat 
des  ersten  Lebensjahres. 

Was  die  natürliche  Ernährung  für  die  Gesundheit  der  unehelichen 
Kinder  bedeutet,  ergiebt  sich  daraus,  daß,  wenn  eins  von  den  mit 
Brustmilch  ernährten  unehelichen  Kindern  im  Jahre  1885  starb,  von 
mit  Brust-  und  Tiermikh  genährten  4,69,  von  den  mit  Tiermilch  allein 
genährten  5,75  Kinder  starben  *).  Zur  ferneren  Erläuterung  dieses 
Punktes  sei  mitgeteilt,  daß  von  1791  im  Jahre  1885  (bez.  2774  im 
Jahre  1891)  gestorbenen  unterjährigen  Unehelichen  mit  bekannter  Er- 
nährungsart nur  157  (bez.  134)  Muttermilch  und  63  (bez.  31)  Mutter- 
und  Tiermilch  bekommen  hatten;  von  den  im  besonderen  bei  Tier- 
mikh nahrung  gestorbenen  Kindern  Btarben  235,  236,   200  (590,  412, 

1)  B,  Boeckh  I  Die  statistbctiQ  Mei^aiig  des  EiofluAaes  der  Erulhrangsweise  der 
klfl&n«ii  Kinder  aut  die  SterbUeblceit  derselbe o.  VL  iDternetion.  Koogreli  f&r  Hjrg«  u. 
Oemogr.  m  Wien   1887.     Wieo   18S7.     S,  Bette  10  (i^ekümt). 

%)  Die  Sterblichkeit  bei  Anderen  Erofthraoga weisen  Usae   ich   «biicbUifib  ncerwibüt, 
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251  im  Jahre  1891)  im  1.,  2.,  3.  Lebenaraonat,  also  47  Proz,  (65,3  Ptol) 
im  1.  Lebensquartal. 

Die  Gründe  für  die  hohe  Sterblichkeit  bei  kÜDstlicher  ErnÄhninf 
sind  [^enügeDd  durchsichtig:  die  Einführung  einer  verdorben 
runj?  wirkt  schneller  und  leichter  beioi  Säußjling  tötUch  als  ir;L; 
andere  noch  so  grobe  Schädlichkeit  in  der  Pflege.  Daher  stehen  unter 
den  Todesursachen  bei  den  aufgepäppelten  Säuglingen  die  Mai^endarm- 
krankheiten  an  erster  Stelle.  So  starben  von  den  erwähnten  1791  Dneht- 
lichen  des  Jahres  1885  (bez.  von  den  2774  des  Jahres  1891)  802  (bez.  1135) 
an  Magendarmkrankheiten,  und  von  diesen  waren  mit  Brustmilch  25 
(bez.  34),  mit  Brust-  und  Tiermilch  29  (bez.  19),  alle  übrigen  mit 
Tiermilch  und  mit  Surrogaten  ernährt.  Verglichen  mit  den  in  der 
betreffenden  gleichen  Weise  ernährten  Lebenden  der  ersten  11  Lebens- 
monate  war  die  Sterblichkeit  an  Magendarmkraokheiten  bei  gleich- 
zeitiger Brust'  und  Tiermilchemährung  14-  und  bei  TiermilcbnahruD? 
26mal  so  groß  als  bei  Brustmilchnahrung  (bei  den  ehelichen  Kindern 
6-  und  lömal  so  groß). 

Die  Beziehung  der  Sommerhitze  zu  den  Todesfällen  an  Mageih 
darmkrankheiteu  ist  bekannt  genug.  Die  Hitze  des  Juni,  Juli,  Ad- 
gust,  bez.  September  wirkt  sogar  auf  die  Verdauungsorgane  der  nur 
mit  Brustmilch  ernährten  Kinder  ungünstig  ein,  um  wie  vielmehr  moS 
sie  die  Sterblichkeit  der  künstlich  ernährten  Säuglinge  steigern.  Di 
zu  den  letzteren  die  meisten  unehelichen  gehören,  so  fallen  aie  der 
Sommerhitze  in  gro&er  Menge  zum  Opfer.  So  kommt  es»  daß  t.  E 
in  den  Jahren  1890  und  1891  vom  Mai  bis  August,  bez*  vom  Juli  bii 
Oktober  44,3,  bez.  44,4  Proz.  aller  überhaupt  in  diesen  Jahren  gestorbenem^ 
Unehelichen  starben,  üebrigens  ist,  worauf  Boeckh  hinweist,  bei  de 
ünehelicheii  die  Verschiedenheit  in  der  Sterblichkeit  nach  den  Kalender 
monaten  weniger  stark  ausgeprägt  als  bei  den  Ehelichen,  iDsofem 
eben  außer  der  Sommerhitze  noch  genug  andere  Momente  giebt,  welche 
die  Sterblichkeit  der  Unehelichen  ungünstig  beeinflussen. 

Nicht  nur  die  künstliche  Ernährung  ist  es,  welche  durch  ihr  Vor* 
wiegen  die  Sterblichkeit  der  Unehelichen  gegenüber  der  der  Eheliche 
in  die  Höhe  treibt,  sondern  es  läßt  sich  hiervon  noch  ein  zweite 
Faktor  abtrennen,  der  die  Wirkung  der  angeborenen  Krankheitszustäod 
und  der  mangelhaften  Pflege  zum  Ausdruck  bringen  dürfte.  Nehm« 
wir  an,  daß  gleich  viele  eheliche  und  uneheliche  Kinder  mit  Er 
oder  mit  Brust-  und  Tiermilch  etc.  (in  den  ersten  11  Lebensmonaieq 
ernährt  wären,  so  würden  trotzdem  in  jeder  dieser  Ernährungskla 
mehr  uneheliche  als  eheliche  Kinder  gestorben  sein,  und  zwar  wir 
dies  durch  eine  konstante  Zahl  ausgedrückt,  die  z,  B.  im  Jahre  U 
1,62-1,64,  im  Jahre  1886  1,56  bis  1,57  betrug. 


Vorhandene  SchutsmaGBregeln  und  ihre  Wlrkaamkeit. 

Es   wären   hiermit  die   Bozialen   und   hygienischen   Schädigung 
denen  die  unehelichen  Kinder  in  Berlin  ausgesetzt  sind,  in  ihren  Haupt^ 
punkten  dargelegt  und  ihrer  Ausdehnung  nach  bestimmt.    Fragen  von 
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lehr  theoretischem  iDtoresae,  z.  B.  das  Verhältnis  der  beiden  Ge- 
ehlechter  bei  den  Geburten  und  Todesfällen  sind  absichtlich  nicht  be- 
Bbrt.  Es  bliebe  jetzt  noch  zu  erörtern,  welche  Maßnahmen  für 
ie  außerehelich  Gezenp^ten  in  Berlin  getroffen  sind  und  wie 
eit  8ie  dem  aus  dem  Vorhergehenden  leicht  abzuleitenden  Bedürfnis 
tsprechen.  Die  Maßnahmen  beziehen  sich  auf  Schwangerschaft,  Ent- 
induDj;  und  Wochenbett  der  außerehelich  Geschwängerten  und  auf  die 
^ege  des  unehelichen  Kindes, 

Der  fn^ößere  Teil   der  Ledii^schwangeren    sfeh5rt  zu  jener   großen 
ifölkerungslilasse,  die  im  Auf^enblick  der  Arbeitslosiprkeit  subsistenzlos 
M^    M5$;en    auch   einzeln«   einen    Sparpfennig   zurückgelegt   haben, 
H|ni  andere  einen   natürlichen  Rückhalt  in  ihrer  Familie  und  eini^^e 
enige  Unterstützung  hei  dem  Vater  ihres  Kindes  finden,  so  wird  es 
och  immer  eine  Anzahl  Schwangerer  geben,  welche  im  letzten  Stadium 
rrer   Schwangerschaft   nicht    mehr    arbeitsfähig   und  dadurch   hilflos 
ind :  wo  finden  diese  Armen  Zuflucht?     Die  Antwort  kann  nur  wenig 
»friedigen.     In   den  Öffentlichen  Gebäranstalten   werden  die  Mädchen 
I  der  Regel   erst   im    letzten  Monat   der  Schwangerschaft  aufgenom- 
en ,   und   nur  ausnahmsweise  können   sie  schon   in   einem   früheren 
onat  im  Hause  beschäftigt  werden.     Der  Mangel  einer  Fürsorge  für 
cbwangere  wird  auch  dadurch  nicht  verdeckt,  daß  es  in  Berlin  2  Zu* 
oebtsatätten  für  Ledigschwangere  giebt:  die  eine  ist  die  „Heimstätte" 
Bandstraße  19)  und  hat  Platz  für  25  Mädchen  und  ihre  Kinder;  sie  nimmt 
j  jedem  Zeitpunkt  der  Schwangerschaft  zum  ersten  Male  schwangere, 
onst  unbescholtene  Mftdchen  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Konfesaion 
entbindet  sie   (freilich   auch   nur   gegen   eine  Entschädigung  von 
ark)   und   behält  Mutter  und  Kind  6  Monate   lang   unentgeltlich 
eh.     Die  andere  Anstalt  beruht  wie   die  erstere  auf  evangelisch- 
infesMoneller  Grundlage  und  nimmt  in  ihrer  Pflwestätte  Elim  (Moabit, 
W,)   erstgefallene  schwangere  Mädchen   ohne  Unterschied   der  Kon» 
lion  im  letzten  oder   in    den    beiden    letzten  Monaten  hei  sich  auf; 
waren  dies  im  Jahre  1890  40,  im  Jahre  1891  49  Mädchen. 
Von   den   medizinisch    mustergiltigen    öffentlichen   Gebäranstalten 
lacht,  wie  wir  oben  zeigten,  nur  der  kleinere  Teil  der  Ledigschwangeren 
tebmuch:    ohne   Zweifel    ist  manches    erstmals    gefallene     Mädchen 
itUam  genug  geblieben,  um  die  Verwertung  ihrer  Schwangerschaft  zu 
ihrzwecken  zu  scheuen.     Es  wird   die   Errichtung   einer  Gebärabtei- 
ng  bei  dem  Bau  eines  4.  städtischen  Krankenhauses  gpplant:  hoffent- 
lich wird  sie  geräumig  genusr  sein    und   genügend   rücksichtsvoll  ver- 
waltet werden,  um  anständige  Schwangere  anzuziehen.     Denn  die  am 
meisten  gefährdeten  ersten   I^ebenstage  des  unehelichen   Kindes  sind 
nirgends  besser  als  in  einer  guten  Anstalt  geschützt 

Freilich  kommt  die  Hilfe  zu  spät,  wenn  die  Kinder  schon  bei  der 
Gebort  tot  sind  oder  den  Keim  des  Todes  in  sich  tragen  ^).    In  dieser 


1)  Kloe  PoUi«irerfititQD||  ▼om  Jahre  1803  bestimmt,  dftfi  die  Leicheobesichtigaof; 
itltr  to||(»l»oreiien  CMJer  in  den  ersten  21  Stuiideti  gestorbeoea  Uaefaeltcheti  durcb  d«ii 
Bciif]u{»bjpt(kuji  ta  erfolgen  bat. 


588 


H.  K  fl  a  ma  n  q  , 


Hinsicht  ist  der  Hauptnachdruck  auf  die  Verhütung  der  sypbiUtischcii^ 
Erkrankung  der  Frucht  zu  legen.  Die  Häufigkeit  dieser  Erkrank 
wird  sich  bei  der  Unordnung  der  die  Syphilis  vermittelnden  geschl 
liehen  Wechselbeziehungen  im  geraden  Verhältnis  zur  allgemeinen^ 
breitung  der  Syphilis  halten  und  mit  ihr  fallen  und  steigen.  Die  ] 
stitution,  als  die  wesentliche  Vermittlerin  der  Seuche,  mnß  gesundheit- 
lich Überwacht  werden ;  und  in  dem  Maße*  wie  sich  diese  üeberwachung 
vervollkommnet  und  wie  sie  eine  gründliche  Behandlung  der  erkrank- 
ten Prostituierten  nach  sich  zieht,  wird  der  gesellschaftliche  Kreislauf 
des  Giftes  sieb  unterbinden  lassen.  Nicht  viel  weniger  wichtig  ist 
die  Behandlung  der  Syphilis  bei  dem  geschlechtlich  vagierenden  männ-j 
liehen  Teil  der  Bevölkerung.  Schließlich  wäre  durch  die  Behandlung 
der  Ledigschwangeren  selbst  der  Syphilis  der  Frucht  vorzubeugen; 
es  giebt  hier  freilich  einige  sachliche  Schwierigkeiten ,  insofern  he\ 
Syphilis  der  Frucht  die  Mutter  selbst  nicht  immer  syphilitisch  zu  seil 
braucht  und  andererseits  der  Mutter  ihre  thatsächlich  erfolgte  Iofektioil| 
nicht  selten  unbekannt  bleibt  oder  doch  nicht  eine  Behandlung  zu 
fordern  scheint. 

Was  nun  die  Behandlung  der  Syphilitischen  überhaupt  und  besoQ«| 
ders  derjenigen  Mädchen  betrifft,    bei  denen  mit  einer  außereheliche 
Schwängerung  zu  rechnen  ist,  so  sind  für  dieselben,  soweit  sie  Arbeit 
in  unselbständiger  Stellung  sind,  die  für  die  Krankenversicherung  gel*^ 
tenden    Bestimmungen    von   Bedeutung,     Das   Gesetz    hat   leider   d€ 
syphilitischen  Erkrankung  eine  Ausnahmestellung  zngewiesen,  insofer 
es  dieselbe  durch  die  Bestimmung  zu  treffen  suchte,  daß  „Versicherten 
welche   sich   eine  Krankheit  .  .  .  durch  .  .  geschlechtliche  Ausschwet^ 
fungen  zugezogen  haben,  für  diese  Krankheit  das  statutenmäßige  Kran-" 
kengeld  nicht  oder  nur  teilweise  zu   gewähren  ist*'.    Doch  ist  die  un- 
günstige   Wirkung   dieser   Einschränkung    durch    eine   Ministerialver 
fügung   abgeschwächt   worden,   durch    welche   die    Ortskraokenkass 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  sie  nur  dann   zur  Kürzung  oder  Ent 
Ziehung  des  Krankengeldes  berechtigt  sind,  wenn  die  ge^chlechtlic' 
Krankheit  infolge  eines  ausschweifenden  Lebenswandels  entstanden  ist 
Schließlich   hat  kürzlich    der  Magistrat   die  Ortskrankenkassen  aufge 
fordert,  ihre  Syphilitischen  generell  in  die  Krankenhäuser  zur  Beha 
lung  zu  überweisen,  so  daß  hierdurch  der  Wegfall  des  Krankeng  ' 
keine  Erschwerung   bei   der  Aufsuchung   und  Durchführung   der 
liehen  Behandlung  mehr  veranlassen  könnte. 

Insofern  we^^entlich  nur  in  dauerndem  Arbeitsverhältnis  stehend 
Arbeiter  in  der  Industrie,  dem  Handel  und  dem  Handwerk  versiehe 
rungspßichtig  sind,  sind  freilich  von  den  Vorteilen  der  Krankenver 
sicberunjj  gerade  die  Syphilitischen  mancher  Berufsstände  ausgeschlossea 
die  bei  der  unehelichen  Schwängerung  besonders  in  Betracht  kommen;'] 
besonders  bleiben  die  selbständigen  Näherinnen,  Wäscherinnen  o. 
sowie  die  im  persönlichen  Dienst  beschäftigten  Mädchen,  also  die  Dienst 
boten,  Aufwärterinnen  u.  a,  ausgeschlossen.  Bis  vor  einem  Jahr 
die  traurigen  Lage  gewisser  schwangerer  syphilitischer  z.  B.  st 
loser  Dienstboten  noch  weiter  dadurch  verschlimmert,  daß  sie  sich  Die 


aneheücbeii  Klsd«r  in  B^rlfai  nod  ihr  Sdiats. 
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atim  behandeln  lassen  konnten ,  Dar  in  der  Charit^  Aufnahme 
iOden  and  hier  in  die  schliramste  Gesellschaft  kamen.  Es  ist  dies 
itot  anders,  insofern  auch  die  städtischen  Krankenhäuser  den  Syphili- 
m  geöffnet  sind. 
i  normal  verlaufenem  Wochenbett  werden  die  Mütter  nach  9 — 10 
igen  aas  den  öffentlichen  Gebäranstalten  entlassen ;  Mutter  und  Kind 
mmen  hiermit  häufig  in  eine  sehr  schwierige  Lage:  wo  winkt  ihnen 
diesem  Augenblick  Hilfe? 
Die  Stadtverwaltung  hat  im  Jahre  1891  ein  Wöchnerinnenasyl  in 
lankenfelde  gegrtindet,  welches  dem  Prinzipe  nach  auch  unverheiratete 
Otter  nicht  ausschließt  (außer  solchen,  die  unter  sittenpolizeilicher 
Kontrolle  stehen  oder  deren  Abweisuosr  aus  Gründen  der  Moral  ^e- 
oten  erscheint).  So  waren  von  den  28  vom  1.  April  bis  25.  Oktober 
892  verpflegten  Wöchnerinnen  14  unverheiratet  Wenn,  wie  man 
eht,  eine  nicht  nennenswerte  Zahl  unverheirateter  trotz  der  ungün- 
ligen  Lage^  in  der  sie  sich  befinden,  in  das  Asyl  kam,  so  ist  das 
jicht  begreiflich,  insofern  die  Wöchnerinnen  sofort  zahlen  (2,25  Mark 
er  Tag)  oder,  von  der  Armendirektioo  überwiesen,  die  Auslagen  später 
rsetzen  müssen;  sind  sie  hierzu  unvermögend,  so  werden  die  zur 
JnterstützuDg  verpflichteten  Verwandten  thunlichst  herangezogen: 
bensowenig  aber,  wie  die  Ledigen  sofort  und  oft  auch  später  zu 
blen  vermögen,  kann  es  ihnen  erwünscht  sein,  ihren  Verwandten 
!i  dieser  Gelegenheit  zur  Last  zu  fallen.  —  Außer  auf  das  Wöchne- 
innenasy]  hätten  wir  auch  noch  flüchtig  auf  die  beiden  oben  genannten 
fVersor^ungshauser  hinzuweisen;  Elim  hat  außer  dem  zur  Aufnahme 
der  Schwansieren  bestimmten  Haus  in  Moabit  ein  geräumisres  Gebäude 
tor  Aufnahme  der  Entbundenen  und  ihrer  Kinder  in  Weißensee;  dort 
rurden  in  dem  Berichtsjahre  1890/1891  50  Mädchen  und  52  Kinder 
rpflegt* 

Da  diese  Andeutung  einer  Anstaltspflege  für  die  materielle  Not 
er  Mfldchen-Mütter  nicht  wesentlich  in  Betracht  kommt,  so  hätten 
rir  weiter  den  Hilfsquellen  nachzuforschen,  die  sich  ihnen  und  ihren 
indem  eröflfcen. 

Die  Krankenkassen  sind  gehalten,  während  der  4— 6  Wochen, 
I  denen  die  Beschäftigung  der  Wöchnerin  durch  die  Gewerbeordnung 
fitersagt  ist,  dieser,  sofern  sie  selbst  versichert  ist,  ein  Krankengeld 
gewähren ;  in  dem  Falle,  daß  sich  das  Wochenbett  zu  einer  Krank- 
eit  gestaltet,  hat  die  Wöchnerin  Anspruch  auf  volle  Krankenunter- 
Ifltztuig.  Das  Krankengeld  beträgt  die  Hälfte  des  durchschnittlichen 
hns,  der  z.  B*  in  der  Allgemeinen  Ortskrankenkasse  für  Arbeiter 
ßO  Mk.  für  den  Tag  angenommen  ist 

Von  dieser  vorübergehenden  und  spärlichen  Unterstützung  wenden 

uns  zu  der  durch  den  natürlichen  Vater  zu  leistenden  Alimeo- 

tation.    Für  die  praktische  Würdigung   der  aus  ihr  dem  Kinde  er- 

achsenden  Vorteile  müssen  wir  uns  zunächst  den  gewöhnlichen  Ver» 

uf  der  Dinge  vor  Augen  führen,  —  Von  einer  jeden  unehelichen  Ge- 

benachricbtigt  das  Standesamt  das  Vormundsohaftsgericbt.    So* 
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fern  der  Vater  der  außerehelichen  Mutter  lebt,  ist  dieser  der  |;e8et^ 
liehe  Vormund  des  Kindes;  worüber  er  in  praxi  eine  Bescheini^uf 
vom  Gericht  erhält.  Nachdem  er  sich  ein  Armenattest  beschafft  hat, 
ist  er  in  der  Lage  entweder  direct  oder  mit  Hülfe  eines  ihm  bei- 
geordneten »Anwalts  die  Alimentationskla^ye  zu  erheben.  Bis  dahin 
werden  zum  mindesten  3—4  Wochen  verstreichen  und  kommt  hier» 
noch  eine  Zeit  von  1 — 2  Wochen  bis  zum  ersten  Termin.  Insofcn 
aber  der  Vater  der  unehelichen  Mutter  häufijf  auswt^rts  wohnt  und 
mit  dem  Gang  der  Dinge  nicht  vertraut  ist,  wird  in  der  Regel  eine 
noch  längere  Zeit  verstreichen  ').  Kann  der  Vater  aber  nicht  Vor- 
mund werden,  weil  er  verstorben  oder  gesetzlich  hierzu  nicht  beffthiift 
ist,  so  muß  zunächst  der  Waisenrat  angefragt  werden  und  auf  Sfiüen 
Vorschlag?  wird  dem  Kind  ein  Vormund  bestellt:  hier  verfließt  natur- 
gemäß eine  noch  etwas  läni?ere  Zeit,  bis  ein  Alimentationsprozeß  ein- 
geleitet werden  kann.  Um  die  wirklichen  Verhältnisse  zu  keno- 
zeichnen,  habe  ich  aus  den  Akten  des  Berliner  Kinderschutzvereina 
festgestellt,  was  bei  133  Kindern  des  ersten  Lebensjahres  der  uneh^ 
liehen  Mutter  über  den  Vormund  bekannt  war;  ein  Vormund  war  nicht 
vorhanden  oder  wenigtens  der  Mutter  nicht  bekannt 

bei     1 1  Kindern  von  O/l     Monat     6  mml ;     t  m&t  wotint«  ftr  Atifk«rli*lb 
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Auch   wenn  in    einer   Reihe   von   diesen    77  Fällen   das   Kind  u 
seinem  Großvater  einen  Vormund  gehabt  hat,  so  ist  es  doch  jedenfaUi] 
sicher,   daß  hier  zunächst   mangels   der   zeitigen  Ausführung  der  gt 
setzlichen  Vorschriften  oder  naangels  ihrer  Kenntnis  von  der  Einleituo 
eines    Alimcntationsprozesses    keine  Rede    sein   konnte.      Aber   selbi 
wenn  der  Vormund  bestellt  ist,  dürfte  ein  Prozeß  nur  selten  angestreng 
werden.    Oft  hat  sich  die  Mutter  mittlerweile  in  die  Entwickelung  der 
Verhältnisse  hineingefunden   und    dem   Vormund   wird   es   nur  schwer 
gelingen,  die  zur  Elageanstrengung  notwendigen  Anhaltspunkte  von  ihr 
zu  erlangen  —  ganz  abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  es  der  Mutt« 
bewußt  ist,  daß  ihr  Anspruch  aus  den  bekannten  gesetzlichen  Gründe 
unzulääsi^r  ist. 

In  dem  günstigen  Falle,  daß  der  Prozeß  schon  in  erster  In 
zur  Entscheidung  bez,  das  Urteil  zur  Vollstreckung  kommt,  werde 
vielleicht  nur  drei  Monate  seit  der  Geburt  des  Kindes  verflossen  sein^ 
bestreitet  aber  der  Schwängerer  seine  Schuld  oder  legt  er  Berufung 
ein,  sa  schleppt  sich  der  Prozeß  auf  unbestimmte  Zeit  weiter. 


1)  Unter  UmstäQdeQ  kommt  et  vor  dem  VormaadsohnfUrichter,  ohne  Beechf^ 
de»  ProBersweges,  sar  frefwilligen  Anerkennang  der  V«terscb^,  wodarcb  »ich  die 
gedmchteo  P^rUteo  etwe«  verrinfem.     Dieser  P*U  ist  jedoch  ▼erhtltntftml&ig  eelteii. 
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materielle  Erfolg  des  Alimentationsprozesses  wird,  wenn  wir  von  ein- 
lelnen  besonderen  Fällen  absehen,  darin  bestehen,  daß  der  Mutter  als 
selbet&ndiger  Anspruch  fQr  Taufe,  Entbindung  und  Sechs-Wochen- 
kOBten  nach  hiesigem  Ortsgebrauch  60  Mark,  dem  Kinde  bis  zum  4. 
Lebensjahr  13,50  Mark,  vom  5.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebent^jahr 
15  Mark  fQr  den  Monat  zugesprochen  werden.  Die  Verpflegungsgelder 
halten  sich  an  der  unteren  Grenze  in  RQcksicht  darauf,  daß  die 
Matter  nur  eine  Beisteuer  vom  Vater  zu  verlangen  hat  ^ ). 

Aber  abgesehen  davon,  daß  diese  Prozesse  selten  geführt  und 
dann  nicht  immer  gewonnen  werden  dürften,  daß  sie  ferner,  selbst  ge- 
wonnen, gegenüber  einem  zahlungsunfähigen  Verurteilten  ohne  Erfolg 
Udben,  muß  jedenfalls  nachdrücklich  betont  werden,  daß  sie  für  die 
Erhaltung  des  kindlichen  Lebens  in  dem  am  meisten  gefährdeten 
Lebensabschnitt,  d.  i.  in  den  ersten  Lebensmonateo,  nach  ihrem  zeit- 
lichen Ablauf  so  gut  wie  ohne  Nutzen  sind. 

Der  trostlose  Zustand,  in  dem  sich  besonders  die  alleinstehenden 
and  unbemittelten  ledigen  Mütter  befioden,  nachdem  sie  sich  vom 
Wochenbett  erhoben  haben,  wird  durch  öffentliche  Einrichtungen 
kaum  gemildert;  die  Armenpflege  tritt  nur  im  äußersten  Falle  ein. 
Auch  die  private  Wohltbätigkeit  bethätigt  sich  gegenüber  dem  un- 
ehelichen Kinde  im  ersten  Kindesalter  in  nur  beschränkter  Weise 
and  zwar  weniger  aus  Engherzigkeit  als  aus  Mangel  ain  Einrichtungen 
für  arme  Kinder  des  ersten  Lebensalters.  Der  Wöchnerinnenverein 
unterstützt  keine  unehelichen  Wöchnerinnen;  die  Krippen,  deren  es 
nur  3  giebt,  nehmen,  auch  wenn  es  sich  mit  ihren  Grundsätzen  nicht 
verträgt,  Säuglinge  auch  unehelicher  Geburt  auf.  Schon  besser  ist  für 
die  Kinder  im  Alter  von  3—6  Jahren  gesorgt:  Die  Kinderbewahr- 
anstalten  verpflegen,  was  man  gegenüber  vielen  auswärtigen  Anstalten 
gleicher  Art  anerkennen  muß,  wohl  sämtlich  auch  uneheliche  Kinder 
(ich  fand  im  Norden  Berlins  in  einer  Anstalt  sogar  bis  10  Proz.  un- 
eheliche); die  tägliche  Besuchszabl  der  36  Anstalten  beläuft  sich  auf 
aogefähr  3100  Kinder*).  Die  Wichtigkeit  dieser  Einrichtungen  für 
die  unehelichen  Kinder  ist  deshalb  eine  so  große,  weil  viele  ledige 
Mütter,  die  außer  dem  Hause  arbeiten,  sich  nur  in  dem  Falle  von 
ihrem  Kinde  nicht  vollkommen  zu  trennen  brauchen,  wenn  ihnen  wäh- 
rend des  Tages  ohne  große  Kosten  die  Pflege  abgenommen  wird. 

Können  oder  wollen  die  Mutter  und  ihre  nächsten  Verwandten 
das  Kind  nicht  verpflegen,  so  kommt  es  in  Haltepflege.  Hiermit 
kommt  die  Behörde  in  die  Lage,  sich  des  unehelichen  Kindes  in  höherem 
Grade  anzunehmen,    insofern    sie    die    entgeltliche  Verpflegung    von 

1)  Neuerdings  hat  allerdings  in  einer  bei  dem  Amtsger.  I  sn  Berlin  anhftngigen 
SckwlDgerongssmche  das  am  AnslianU  ersuchte  kdnigl.  Poliseipräsidiam  lo  Berlin  folgende 
AfimeDteDsätse  fBr  Aogemeasen  erklärt:  für  das  er&te  Jahr  IS  Mark,  fSr  das  2.  Jahr 
ll,ft0  M.,  für  das  3.  bis  6.  Jabr  16  M.,  fUr  das  7.  bis  14.  Jahr  für  Knaben  16  M.,  für 
Midcben  12  M.  Das  Amtsgericht  hat  die  Sätze  acceptiert  ood  eine  dementsprechende 
Eotscheidang  getroffen.  Urt.  vom  26.  Okt.  1892  in  Sachen  M.  c.  a.  K.  —  28  c  1286/1892. 
Bliitor  mr  Rechtspflege  1892. 

1)  Beriebt  des  Sonderkomitees  IX  der  „Deatsehen  FranenabteUang  bei  der  Welt- 
uasteUimg  in  Chicago  1893**.     Berlin  1898. 
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einer  polizeilichen  Eoezesaion  abbäogig  machen  und  die  Erteilao 
selben  an  bestimmte  Bedingiiiigen  knüpfen   kann.     Auf  diesen« 
führt  das  kgl   Polizeipräsidium ,    unter   Mitwirkung    der    städl 
Waisen  Verwaltung,  über  die  Haltekinder  eine  besondere  Aufsic^ 
welcher  es  wesentlich  nur  diejenigen  Kinder  unter  4  Jahren  auj 
für  welche  die  Fürsorge   der  ötfentlichen  Armenpflege  sowie  soi 
ötfentlicher  Wohkiiätigkeitsanstalten  eintritt^).  !Nur solchen  Frauen 
die  Erlaubnis  zur  entgeltlichen  Pflege  unter  4  Jahre  alter  Kinder  erl 
welche  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  und  nach  der  Besch&ffenhi 
ihrer   WohuuDgen  geeignet   erscheinen,    eine   solche   Pflege   zu   ober 
nehmen;  die  Erlaubnis  muß  vor  einem  etwaigen  Wohnungswechj 
neue  nachgesucht  werden;  sie  kann  bei  übler  Behandlung  der  Kind 
bei  einer  denselben  nachteiligen  Veränderung  der  häuslichen  VerhAltn 
zurückgenommen  werden  (Polizeiverordnung  vom  2.  Dez.  1879).   Wichl 
ist  auch,  dafi   bei   den   vom    Polizeirevier  an  die  vorgesetzte  Behöi 
zu  erbtattenden  Todesanzeigen  von  Haltekindern  anzugeben  ist,  ob 
der  betreöenüen  Haltefrau  mehrfach  Haltekinder  in  kürzerer  Zeit  ver 
storben  sind  (Verfügung  vom  6.  August  1885).     „Sobald  bei  dem  P> 
lizeirevier  nun  die  Anmeldung  eines  Haltekindes  eingeht,   fertigt   di 
selbe    eine   Abschrift    hiervon   dem    Waisenrate  des  Bezirkes   zu, 
welchem  das  Haltekind  sich   befindet.    Der  Gemeinde waisen rat  fül 
dann  über  dieses  Kind  in  gleicher    Weise  die  Aufsicht  wie  über 
übrigen    im    Bezirke   untergebrachten   Kinder"  (Fischer,  S.  233),  n\ 
es  ist  ihm  noch  zur  besonderen  Pflicht  gemacht,   die  Haltekioder  b 
sonders  des  ersten  Lebensjahres  „fortgesetzt  einer  möt,'Iichst  schaH 
Kontrolle  zu  unterziehen,  alle  zur  Beseitigung   von    un^^eeignet  befi 
denen   Pflegestetlen   für   nötig    erachteten   Maßnahmen    ungee&unit 
trefleu'^  etc,  (ßaginsky,  S,  363). 

Daß  diese  behördlichen  Verfügungen  zweckmäßig  sind  und  mancti 
Gute  zu  leisten  imstande  sein  dürften,  wird  keiner  bestreiten  woUi 
und  doch  wird  demjenigen  eine  starke  Ernüchterung  nicht  er8|>J 
bleiben,  der  ihre  Ausführung  in  nächster  Nähe  verfolgt.  W^as  die 
aufsichiigung  der  Haltekinder  durch  den  Waisenrat  und  die  Poli 
organc  betritft,  so  ist  dem  ersteren  weder  die  Häufigkeit  seiner 
suche  vorgeschrieben,  noch  eine  Berichterstattung  zur  Pflicht  gemac 
so  daß  die  Ergebnisse  dieser  Ueberwachung  selbst  an  zuständiger  Sh 
durchaus  unbekannt  sind  und  nur  sehr  gering  angeschlagen  werdi 
Als  polizeiliche  lieber  wach  ungsorgane  sind  die  Schutzmäruier  that 
welche,  wie  ebenfalls  von  zuständiger  Seite  zugegeben  wurde,  scb 
dadurch,  daß  sie  zu  den  am  meisten  und  mannigfaltigsten  beschäftigt 
Beamten  gehören,  für  den  hier  in  Betracht  kommenden  besondet 
Zweig  ihrer  Thatigkeit  nicht  viel  Zeit  übrig  haben.  Auch  kann  man 
dem  Schutzmann  kaum  verargen,  wenn  er  sich  nicht  mit  besoodei 
Vorliebe  der  Ueberwachung  der  Haltemütter  widmet,  da  er  sich  oii 


S)  VergL  A.  BAginskjT,  Ko$t-  aod  H«lUkiDderpflege  in  Berün.  VierUl|«| 
•chHft  f*  öifenü.  G«ftatidheit8pd«g«,  1886,  und  A,  Fi  i  eher,  Die  WeUeopfle^  der  Si 
Berlin,  189S, 
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gut  io  der  Frage,  ob  ein  Kind  und  besonders  ein  Säugling  gut  ge- 
iMbeD  ist,  eine  ausreichende  Zuständigkeit  wird  beimessen  kOnnen. 
im  meisten  wird  aber  die  Deberwachung  der  Haltepflege  seitens  der 
hieno  bestimmten  Organe  in  Berlin  wie  auch  in  anderen  Städten  da- 
dvch  erschwert,  daß  es  für  jeden  humanen  Menschen  unerfreulich  ist, 
dort  Anforderungen  zu  stellen,  wo  man  selbst  mangels  der  entsprechen- 
den  unentbehrlichen  Gegenleistung  an  ihrer  Ausführbarkeit  zweifeln 
muS.  Wenn  man  ein  Kind  von  einer  Pflegestelle  wegnimmt,  so  ist 
hi^nrch  eine  Besserung  der  Pflege  nicht  gesichert,  solange  das  Pflege- 
gdd  nach  wie  vor  unzureichend  bleibt;  oft  aber  besiegelt  man  hier- 
mit geradezu  das  Schicksal  des  Kindes,  wenn  ihm  trotz  gröbsten 
DoTerstandes  und  größter  Unsauberkeit  in  der  bisherigen  Pflege  we- 
nigstens ein  gewisses  Mitgefühl  entgegengebracht  war. 

Um  düe  Ausdehnung  der  polizeilichen  Ueberwachung  der  Berliner 
Haltepfl^e  anzudeuten,  sei  erwähnt,  daß  im  Jahre  1886,  1887,  1888 
4832,  4446,  4662  Frauen  konzessioniert  waren,  139,  140,  163mal  Kon- 
Kflsionsanträge  abgelehnt  wurden  und  30,  17,  35mal  die  Konzession 
irieder  zurü^enommen  wurde  ^).  In  den  letzten  5  Berichtsjahren 
bebrng 


der  Zaguig  Sm  Alter 

Summe  der  Halte- 

▼OD  0/4  Jahre 

kinder 

1SS7 

1787 

3247 

ISSS 

1839 

334a 

18S9 

1783 

3356 

1890 

1845 

3307 

1891 

3052 

3541 

Wie  weit  die  geschilderte  Deberwachung  der  Haltepflege  auf  die 
Sterblichkeit  der  Haltekinder  Einfluß  hat,  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu 
bestiinmen;   um  die  Sterblichkeit  der  Haltekinder  mit  denen  der  Un- 
dielichen  überhaupt  zu  vergleichen,  müßte  man  vor  allem  genau  wissen, 
ia  welchem  Lebensalter  sie  in  die  Pflege  und   wieder  aus  ihr  treten; 
erat  dann  könnte  man  für  die  verschiedenen  Lebensmonate,  Quartale  etc. 
die  in  ihnen  eingetretenen  Todesfälle  auf  die  in  ihnen  vorhandenen 
lebenden  Haltekinder  berechnen.    Wenn  wir  im  Folgenden  einige  Zahlen 
gri)en,  so  werden   wir  darum  aus  ihnen  zunächst  wesentlich  nur  er- 
sehen können,  daß  ebenso,  wie  die  allgemeine  Kindersterblichkeit,  so 
auch  die  der  Haltekinder  heruntergegangen  ist,  ohne  aber  beurteilen 
zo  können,  ob  die  letztere  sich  etwa  über  die  erstere  hinaus  gebessert 
hat     Wir  beschränken  uns  darauf,  den  Prozentsatz  der  im  1.  Lebens- 
jahr gestorbenen  Haltekinder  und  das  Verhältnis  der  im  1.  Jahre  zu 
den  Oberhaupt  unter  4  Jahren  gestorbenen  Ualtekindem  zu  geben  und 
bemerken  hierbei,  daß  sich  unter  den  Haltekindern  am  Ende  der  Jahre 
1888—91  8—6,6  Proz.  ehelicher  befanden.    Es  starben 


1)  8i«b«  Skrieeska,  Wemieh,  Pistor,  Wernioh  und  Wehmer,  Be- 
richt« ttV«r  dms  Mediiinal-  und  SaniUUswesen  der  SUdt  Berlin  Ar  die  Jahre  ISTS— iSax. 
B«rlin  ISSt— 1S9S. 
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. _    L'^berfjah-''  Verpflegten^   Bib«uglieh  der  im   L  LebcBt^jabre 

aufl  der  uaJtepflege  li^ntiaAieQen,  fe^iis teilte.  In  den  Beriehteo  ist  diet 
bald  JD  dieeer  Weise  geichelien,  bald  so,  d&fs  die  im  I.  Leb«D»jahr  Ent- 
lasienen  mit  Terreolmet  wurden  und  der  uDbeabtichtigte  üebetj^ng  ton 
der  einen  zur  anderen  BoreebnuDg  hat  einmal  {im  Jahre  1881)  an  eine? 
irriümliohen  Folgerung  VeranlasäUDg  gegeben«  Natürlich  Bind  die  toq 
mir  gegebenen  Wahlen  zu  uDgüniügf  weil  die  durchlebten  Monate  der  tot- 
zeitig  Entlassenen  nicht  mit  verrcohnet  find,  in  noch  viel  höherem  Maf^e 
aber  zu  güoBtig,  iDsofem  die  Kinder  nur  einen  gewisaen  Teil  des  ersten 
Jahres  in  der  Pflege  zubringen  und  zwar  am  seltensten  gerade  den  am 
meisten  gefährdeten  1.  Lebensmonat;  wären  die  gewöhnlieh  erat  später 
eintretenden  Kinder  schon  ron  der  Geburt  an  in  Haltepflege  gewesen,  so 
wäre  naturgemäfs  eine  weit  gröfsere  Zahl  Ton  ihnen  gestorben^). 

Es  zeigt  diese  Tabelle  zunächst,  daß  bis  mehr  als  '/^  o  der  Todes- 
fälle im  1.  Lebensjahre  eintreten.  Die  Sterblichkeit,  vom  Jahre  1876 
an  betrachtet  (in  welchem  Jahre  die  Haltefrauen  zur  polizeilichen  An- 
und  Abmeldung  der  Kinder  verpflichtet  wurden),  wird  mit  dem  Er- 
laß der  oben  erwähnten  Polizei  Verordnung  vom  Jahre  1879  keineswegs 
plötzlich  beeinflußt,  sondern  steigt  gerade  in  den  Jahren  1880  und  1881 
besonders  hoch^  um  erst  dann  in  einer  übrigens  recht  unregelmäßigen 
Kurve  abzufallen. 

Wir  werden  nicht  so  unvorsichtig  sein,  eine  Beziehung  dieser 
Zahlen  zur  allgemeinen  Säuglinglingssterblichkeit,  zu  allgemeinen 
hygienischen  Einrichtungen,  wie  Wasserleitung  und  Kanalisation,  und 
zu  Maßregeln  der  Gesundheitspolizei,  wie  z.  B.  der  Milchkontrolle,  im 
Genaueren  darlegen  zu  wollen.  Hingegen  dürfte  es  nicht  zwecklos  sein, 
den  Einfluß  der  Verd auungskrankheiten  auf  dieSterb- 
lichkeit  der  in  Haltepflege  befindlichen  Säuglinge  zu 
erörtern.  Denn  gerade  in  der  Sterblichkeit  an  Magendarmkrankheiten 
wird  sich,  abgesehen  von  dem  Einfluß,  welchen  die  oben  erwähnten 
Faktoren  hierbei  ausüben,  auch  die  Güte  der  Verpflegung  besonders 
deutlich  wiederspiegeln. 


1)  Berechnet  mao  die  Todesfälle  aaf  alle  Haltekinder  des  1.  Jahres  (ein  s  ch  1  i  efs» 
lieh  der  innerhalb  derselben  entlassenen)  so  starben  1876 — 1891  in  Pros.:  30,6;  25,0» 
26,1;  38,4;  37,4;  82,6;  30,5;  33,1;  83,6;  26,6;  26,9;  21,7;  19,4;  24,9;  21,6;  22,9. 
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Bt  •oUca  b«  diMer  Bereohnung  die  Tod^tflQla  an  Verdaauoftkniiik* 

ImHoi  «of  die  lebenden   Sfioglinge  (einsohlieCdicb  dar  EindoTf  welohe 

fir  Tottendetem  1.  Lebeniqehre  enüaeten  wnrden)  belogen  werden«    Bei 

einem   Tergleiob   mit  den  übrigen  Tod  et  fällen  würde  die   Ton  anderen 

Momenten   ebbftngige  Höbe  der  letzteren  anf  den  Proientiati   einwirken 

ud  die  TerbiltniMe  rerdonkeln.    Natürliob  tind  anob  diese  Zablen  nnr 

mter  aieb  Tergleiobbar  nnd  würden  viel  böber  aus&llen,    wenn  jedes  der 

Pflegekinder  aein  ganses  1.  Lebensjabr  in  der  Pflege  Terlebt  bfttte.     In 

in  einer  2,  Beibe  wird  der  Frozentsats  aller  TodetfiÜle  an  Verdaunngt- 

lonnkbeiteny  bereobnet  anf  alle  Lebendgeborenen   des  gleioben  Kalender^ 

jibree,  gegeben,  um  festsnstellen,  wie  weit  an  und  für  sieb   in  der  kind- 

H«hen  BeTdlkemng  Berlins  —  aus  den  yersobiedensten  Gründen  allgemeiner 

Nsftor  —   die  Sterbliobkeit  an  Verdaunngskrankbeiten   Ton  Jabr  in  Jahr 

•ekwankte. 

Es  starben  an  Verdanangskrankheiten  im  1.  Lebensjahr 

von  100 
Hsltekindtfn 

17,0 

I7,t 
16,2 
12,8 

11,4 
9.t 

11.4 
12,4 

Bei  dem  Vergleioh  beider  Reihen  zeigt  sich^  daß  sich  die  Sterb- 
&idi»it  an  VerdanungskrankheiteD  bei  den  Hultekindem  von  einein  Jahr 
zum  anderen  immer  in  demselben  Sinne  ändert,  wenngleich  natürlich 
BJcht  in  derselben  Höhe,  wie  bei  allen  Säuglingen  Berlins.  Bei  der  Be- 
deotang  der  aus  dieser  Ursache  eintretenden  Todesfälle  für  die  Gesamt- 
sterblichkeit der  Haltekinder  dürfen  wir  hieraus  schließen,  daß  die 
Abnahme  der  Sterblichkeit  bei  den  Haltekindem  im  wesentlichen  anf 
die  gleichen  Ursachen  wie  bei  den  Berliner  Säuglingen  überhaupt 
zurückzuführen  ist.  Vergleichen  wir  Beginn  und  Ende  derjenigen  Reihe 
welche  die  Haltekinder  betrifft,  so  erscheint  diese  Abnahme  allerdings 
anthllig  groß;  aber  bei  unserer  Unkenntnis  von  der  Alterszusammen- 
setzung der  unterjährigen  Haltekinder  in  den  verschiedenen  Kalender- 
jaluren  dürfen  wir  nicht  wagen,  auf  Grund  hiervon  eine  Besserung  in 
der  Sterblichkeit  der  Haltekinder  über  die  allgemeine  Sterblichkeit 
der  Berliner  Säuglinge  hieraus  zu  folgern. 

Wir  können  uns  daher  nicht  zahlenmäßig  von  einem  günstigen 
Einfloß  der  zum  Schutze  der  Haltekinder  getroffenen  Maßnahmen  über- 
zeugen.   Gewiß  ist  nur,   daß  die  Haltekinder  ebenso  wie  die  unehe- 
lichen im  ganzen   in  viel  höherem  Maße  den  Verdauungskrankheiten 
Mtto  Ftfifft  Bd.  yn  (ZLn).  35 
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H.  Meomsim, 


erliegen  als  die  eheHcheo.  Es  liegt  dies  aber  an  Ursachen,  di«,  wie 
wir  gleich  an  den  Pflegeerfolgen  des  Berliner  KinderscbuU?ereiiia 
sehen  werden,  durch  entsprechende  Maßnahmen  zum  großen  Teil  aus 
dem  Wege  geschafft  werden  könnten. 

Der  im  Jahre  1869  gegründete  Berliner  Kinderschutzverein  stellt 
sich  die  Aufgabe,  Kinder  in  den  drei  ersten  Lebensjahren,  denen  seitM 
der  Eltern  keine  Pflege  zu  teil  werden  kann,  selbst  in  Pflege  zu  nehOMB« 
Die  Kinder  werden  zu  Frauen  in  Pflege  gegeben,  über  deren  Verblilt- 
nisse  zuvor  auf  das  genaueste  recherchiert  ist ;  die  Pflege  wird  durch 
Ehrendamen  sowie  durch  den  Vorstand  überwacht.  In  Erkrankuags- 
fällen  steht  ein  in  der  Nähe  des  Kindes  wohnender  Arzt  zur  Ver* 
fügung,  und  im  übrigen  wird  der  Gesundheitszustand  in  größeren  Zeit* 
räumen  von  dem  Vereinsarzt  beaufsichtigt*  Das  Pflegegeld  von  durch* 
schnittlich  18  M.  wird  vom  Verein  aus  gezahlt  und  ein  Bettrag  der 
Mutter  zu  demselben  entsprechend  ihren  Verhältnissen  geleistet  Euiige 
Ausstattung  sowie  Arzt  und  Arzenei  wird  außerdem  unentgeltlich  ge- 
stellt. Bei  der  Aufnahme  kommt  die  Not  und  Würdigkeit  der  Motter 
in  Betracht,  während  der  Gesundheitszustand  des  Kindes  nur  dann 
ein  Hindernis  abgiebt,  wenn  und  solange  es  von  einer  akuten  schweren 
Erkrankung  befallen  ist.  Nur  ein  Teil,  allerdings  der  größere,  der  im 
Verein  verpflegten  Kinder  ist  unehelich  (1880—1884  64,1  Proz,,  1885 
—1889  74,6  Proz,,  1890—1892  71,9  Proz.).  Da  für  die  frühereo 
Jahre  die  Sterblichkeit  nicht  uach  ehelicher  und  unehelicher  Geburt  be- 
rechnet ist,  können  wir  nur  für  die  letzten  Jahre  bei  verhältntsmäfiig 
kleinen  absoluten  Zahlen  das  Sterblichkeitsprozent  angeben ;  es  starbeo 
von  den  unehelichen  Kindern  im  1*  Lebensjahr  1890  21,6,  1891  13,0;  1892 
8,2,  1893  17,3  Proz.  Bemerkenswert  ist,  wenn  wir  auf  eine  Berecbniug 
zurückgreifen,  welche  die  Jahre  1880—1889  zusammenfaßt^),  dal 
die  Sterblichkeit  der  unehelichen  Kinder  höber  war  als  die  der  ehe- 
lichen, obgleich  beide  unter  wesentlich  gleichen  Pflegeverhältnissea 
standen,  die  Aufnahme  beider  verhältnismäßig  im  gleichen  Lebensalter 
erfolgte  und  sich  die  Todesfälle  bei  beiden  in  ziemlich  derselben  Weite 
über  das  erste  Lebensjahr  verteilten.  Es  starben  von  den  in  10  Jahren 
yerpflegten  Ehelichen  des  L  Lebensjahres  25,9,  von  den  unehelichen 
34,0  Proz.  „Es  dürfte  berechtigt  sein  (1.  c.  S.  474)  die  höhere  Sterb* 
lichkeit  der  unehelichen  Säuglinge  auf  die  geringere  Lebensfähigkeit 
zu  bezieben,  die  ihnen  teils  infolge  der  unehelichen  Erzeugung  von 
Geburt  anhaftete,  teils  durch  schlechte  Lebensverhältnisse  noch 
vor  dem  Eintritt  in  den  Verein  erworben  war". 

Es  läßt  sich  nicht  zahlenmäßig  zum  Ausdruck  bringen,  daß  die 
im  Berliner  Kinderschutzverein  verpflegten  Unehelichen  eine  besonders 
günstige  Sterblichkeit  hatten.  Immerhin  können  wir  auch  hier  die 
Güte  der  Verpflegung  an  dem  Einfluß  der  Verdauungskrankheiteu 
die  Sterblichkeit  zu  messen  suchen,  wobei  freilich  die  ehelichen 
den  unehelichen  zusammengenommen  werden  müssen.  Es  starben 
jener  Krankheitsgruppe  im  Jahre  1889  6,6,  1890  10,7,  1891  5,  189 
2,8,  1893  4  Proz.  der  fast  ausschließlich   künstlich   em&hrten  unter 


1)  Neam^ns,  1.  c. 
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jäbiigeu  Kinder  —  eine  Zahl,  die  jedenfalls  als  recht  günstig  be- 
mdmet  werden  darf.  Leider  können  wir  aber  trotzdem  von  der 
Thätjgkeit  des  Berliner  KinderschtitzTereind  keine  wesentliche  Herab- 
Sitauig  der  Sterblichkeit  bei  den  unehelichen  Kindern  erwarten;  es 
inirdieii  in  üiin  in  dera  Decennium  1880—1889  nur  606  üneheÜche 
forpA^  (von  denen  552  im  L  Lebensjahr  eintraten),  im  Jahre  1890 
Wftr  Bestand  8a,  Zugang  70,  1891«  78  bez.  60,  1892  74  bez.  51, 
1898  85  bez.  60. 

Es  darf  bei  der  Besprechung  der  Schutzmaßregeln ,  welche  für 
die  unehelichen  Kinder  getroffen  sind,  nicht  vergessen  werden,  zu  er- 
örtern^ in  welcher  Weise  im  Erkrankungsfall  für  sie  gesorgt  ist 
Die  häusliche  Behandlung  der  Kinder  findet,  soweit  sie  in  Armen- 
pflege sind,  durch  die  städtischen  Armenärzte  statt;  die  im  Kinder- 
schutz verein  verpflegten  Kinder  werden  durch  Aerzte^  welche  sich 
freiwillig  zur  Verfügung  gestellt  haben,  behandelt  Der  große  Rest 
der  unehelichen  Kinder,  einschließlich  der  polizeilich  überwachten 
Haltekinder,  ist  auf  private  Behandlung  angewiesen.  Es  ist  wichtig, 
sich  klar  zu  machen,  wie  infolgedessen  die  Dinge  liegen:  die  Mutter 
oder  Pflegemutter  muß  bei  Erkrankung  des  Kindes,  die,  je  ärmlicher 
die  Verhältnisse  sind,  um  so  häufiger  eintreten  wird  —  in  dreifacher 
Richtung  Opfer  bringen:  sie  verliert  ihre  Zeit  durch  die  Konsultation 
des  Arztes,  sie  hat  die  Auslagen  für  die  Honorierung  desselben  und, 
was  fast  von  noch  größerer  Bedeutung  ist,  für  Anfertigung  der  Ver- 
ordnungen zu  tragen.  Natürlich  ist  die  Folge  hiervon,  daß,  wenn 
irgend  möglich,  die  ärztliche  Befragung  vermieden  oder  auf  das 
äußerste  Maß  beschränkt  wird;  allenfaUs  —  wenn  nicht  die  Diagnose 
auf  „Abzehrung''  gestellt  und  damit  jede  Behandlung  für  Überflüssig 
erklärt  ist  —  vertreten  alte  Frauen  uod  der  Droguist  die  Stelle  des 
Arztes  und  Apothekers»  Die  gewissenhafteren  Mütter  und  Pflege- 
mütter scheuen  es  freilich  nicht,  unter  Aufopferung  von  recht  viel 
Zeit  die  immerbin  nur  spärlichen  Poliklinikeo  aufzusuchen,  um  sich 
auf  diese  Weise  unentgeltliche  Behandlung,  eventuell  auch  unentgelt- 
liche Arznei  zu  verschafien,  aber  selbst  dazu  reichen  oft  die  materiellen 
Verhältnisse  oder  die  Einsicht  nicht  aus,  so  daß  thatsächlich  der 
Arzt  oft  das  Kind  nur  einmal  —  bei  der  Ausstellung  des  Toten- 
sdieines  —  zu  Gesicht  bekommt 

Gerade  die  unehelichen  Kinder  bedürfen  oft  der  Anstalts- 
bebau  dl  ung.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  sie  sich  leichter  in  einem 
ichlechten  Kräftezustand  befinden  und  daher  durch  Hinzutritt  einer 
Krankheit  stärker  gefährdet  und  darum  einer  sorgfältigen  Pflege  be- 
dürftig sind,  abgesehen  davon,  daß  eine  selbst  nicht  genügende  An- 
Hallfibehandlung  besser  als  keine  Behandlung  sein  dürfte  —  so  sind 
n  auch  rein  äußerliche,  aber  darum  nicht  weniger  gebieterische  Gründe, 
ivetche  die  Anstaltsbehandlung  nötig  machen  können.  Ist  das  Kind 
Tag  und  Nacht  unruhig  oder  erfordert  es  eine  endlose  Abwartung,  so 
kommt  naturgemäß  früher  oder  später  der  Augenblick,  wo  die  Mutter 
mit  ihrem  Kind  aus  der  Schlafstelle  gewiesen  wird  oder  wo  die  Pflege- 
mutter der  Mutter  ihr  Kind  zurückbringt    Was  soll  jetzt  die  Mutter 
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thun?^)  Mit  dem  Kind  auf  dem  Arm  bleibt  sie  untcrkunftslos  Mer, 
findet  sie  auch  eine  neue  Unterkunft,  der  iMöglicbkeit  beraubt, 
ftlr  sich  und  ihr  Kind  die  tägliche  Nahrung  zu  Yerdienen,  bt 
das  Kind  über  das  erste  Lebensjahr  hinaus,  so  findet  es  auf 
direkte  Meldung  oder  auf  Einweisung  durch  den  Armenarzt  tu 
Krankenhaus  Aufnahme.  Auch  bei  noch  nicht  vollendetem  ersten  Leb^s* 
jähr  wird  dies  der  Fall  sein,  wenn  es  sich  um  eine  chirurgische  oder 
eine  Infektionskrankheit  (besonders  Diphtherie)  handelt  Ist  das  Kiad 
an  der  Brust,  so  wird  es  aufgenommen,  falls  die  Mutter  ebenfalls  ein- 
tritt. Alle  diese  Fälle  treten  aber  in  Wirklichkeit  gegenüber  deoeii 
zurück,  wo  unterjährige  Kinder  mit  inneren  Krankheiten  aus  den  oben 
dargelegten  äuHeren  Ursachen  der  Kranken  bauspflege  unbedingt  be^ 
dürfen.  Für  diese  Kinder  gtebt  es  in  ganz  Berlin  eine  Stelle,  wo 
sie  aufgenommen  werden  können  —  ein  Zimmer  mit  wenigen  Betteo 
in  der  Kinderabteilung  des  Gharit^krankenhauses ;  da  dasselbe  der 
Regel  nach  gefüllt  ist,  so  müssen  auch  hier  die  Kinder  gew^VboIidi 
abgewiesen  werden.  Hier  entrollt  sich  nun  ein  herzzerreißendes  Bild: 
an  der  grausamen  Wahrheit  der  Dinge,  welche  hier  vor  die  Acgeu 
treten,  zweifelt  derjenige  nicht,  der  die  Verhältnisse  kennt,  aber  wie 
an  einem  naturnot wendigen  Uebe!  gehen  die,  welche  diese  Dinge  ändern 
könnten  und  sollten,  achsclzuckend  vorüber  Und  so  geschieht  es, 
daß  jahraus  jahrein  in  Berlin  die  ledigen  Mütter  mit  ihren  krankes 
obdachlosen  Säuglingen  Stunden  und  Tage  lang  von  einem  Kranken* 
haus  zum  andern  wandern,  um  überall  abgewiesen  zu  werden.  Die 
Armen  k&nnen  es  in  ihrer  Einfalt  nicht  begreifen,  daß  das  Kind  aof 
ihrem  Arm,  welches  auf  der  endlosen  Reise  von  Staude  zu  Stunde 
schwächer  wird,  nirgends  auf  Hilfe  zu  rechnen  hat  Irgendwo  fiadet 
die  Mutter  schließlich  einen  Unterschlupf,  und  sie  atmet  erleichtert 
auf,  wenn  das  Kind  durch  den  Tod  in  des  Wortes  wahrster  Bedeutung 
erlöst  ist.  Man  wird  glauben,  dieses  Bild  sei  falsch  gezeichnet,  und 
in  der  That  würde  sieb  laut  amtlichem  Bescheid  die  Sache  ganz  andecs 
entwickeln:  die  Mutter  hat  sich,  wenn  sie  für  die  anderweite  Duce^ 
bringung  des  Kindes  nicht  selbst  sorgen  kann,  an  die  RevieraroieB- 
kommission  zu  wenden.  Dieser  bleibt  es  nach  Umständen  Überlaaseii, 
entweder  das  Kind  dem  Waisendepot  zuzuweisen,  worauf  von  dort  aus 
die  etwa  erforderliche  Ueberweisung  in  ein  Krankenbaus  veranlaSt 
werden  würde  oder  gleich  direkt  die  ueberweisung  des  Kindes  an  m 
Krankenhaus  anzuordnen,  nachdem  zuvor  der  zuständige  Armenarit 
(natürlich  in  seiner  Sprechstunde)  die  Krankenhanspflege  für  nötig 
befunden  bat.  Man  sieht,  daß,  wenn  das  kranke  Kind  nur  genügend 
Zeit  hat,  es  schließlich,  wenn  die  Revierarm enkommission,  der  t&glicb 
einmal  das  Waiscudepot  besuchende  Arzt  oder  der  Armenarzt  sich 
der  Notwendi^fkeit  der  Krankenhauspflege  überzeugt  haben  wird,  wir 
nach  dem  Krankenhaus  kommen  wird  —  um  dort  häufig 
Ueberfüllung  der  Abteilung  zurückgewiesen   zu  werden.     Da  aber 


1)  H.  Neam«OQ,  Wu  gtadtieht  in  Berlin  Hlr  kriutke  Qod  biiflos«  Stiigllng«t  , 
kUc.  Wocbe&achr.  1891.     Deutache  medixin«  Ztüiüng,  1891. 
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Mutter  gewöhnlich  nicht  weiß,  daß  sie  di^en  Weg  einzuüchlageu  hat, 
auch  die  in  Betracht  komnoenden  Behörden  —  besonders  wenn  sie 
von  der  Dringlichkeit  im  jeweiligen  Falle  nicht  genügend  unterrichtet 
sind  —  nicht  immer  Veranlassung  haben,  das  Verfahren  zu  erleicbtern 
oder  zu  beschleunigen,  so  bleibt  das  Bild,  das  wir  oben  nach  vielfäl* 
tiger  Erfahrung  gezeichnet  haben,  leider  zu  Recht  bestehen^). 

Nachdem  wir  unsere  Schilderung  dessen»  was  zum  Schutze  der 
unehelichen  Kinder  in  Berlin  geschieht,  beschlossen  haben,  werfen  wir 
die  Frage  auf,  ob  die  Gesamtheit  der  getroflenen  Einrichtungen  die 
Sterblichkeit  der  unehelichen  Kinder  verbessert  hat.  Wir  stellen 
dies  fest,  indem  wir  die  Sterblichkeit  der  Unehelichen  in  Berlin 
während  längerer  Zeiträume  überblicken  wobei  wir  die  Sterblichkeit 
nach  der  schon  wiederholt  ?on  uns  benutzten  Methode  messen.  Es 
besagt  daher  die  Tabelle,  wie  viele  Eheliche  und  Uneheliche  (im 
1.  Lebensjahre)  starben,  wenn  je  Tausend  von  beiden  geboren  wären, 
und  berechnet  außerdem,  wie  viele  Todesfälle  Unehelicher  hierbei  auf 
e  i  n  gestorbenes  Eheliches  kamen.  Das  Maß  der  Fürsorge  vona  Beginn 
der  unehelichen  Zeugung  an  erheUt  bei  Einschluß  der  Todtgeborenen, 
das  Maß  der  den  lebenden  Kindern  von  0 — 1  Jahr  gewidmeten  Für- 
sorge bei  Ausschluß  derselben. 


Es  »t^rben  vod  lüOO 
fiberbatipt  Geborenen 


Icbeodgebortnen 


io  d«D  Jftbreo 

EheHchen 

Uaebel. 

Ehel. :  U&ehel. 

Ebelicbeii 

Uoebei.     ^ 

«=    1  :x 

(1816— leso 

244 

414 

I|70 

206 

36s 

1,77) 

1831—1030 

235 

430 

1«64 

198 

V^ 

1*90 

1831—1840 

236 

412 

1.71 

101 

36a 

1,80 

1841  —  1850 

23' 

401 

I»7t 

197 

344 

1.75 

1851—^1660 

236 

409 

Ii74 

204 

355 

1,74 

1861-1870 

187 

482 

tt(S9 

asi 

435 

1.7a 

1871—1880 

308 

522 

1 ,69 

aSo 

487 

1,75 

1S81— 1890 

276 

465 

1,69 

299 

523 

I.T& 

Hiemach  hätte  bei  Ehelichen  wie  Dnebelichen  die  relative  Sterb- 
lichkeit des  1.  Lebensjahres  im  5.  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  ihren 
niedrigsten  Stand  erreicht  und  wäre  von  diesem  Zeitpunkt  an  mit  jedem 
Jahrzehnt  —  bis  zum  Jahre  1890  —  gestiegen;  im  letzten  Jahrzehnt 
trat  nur  insofern  eine  Besserung  ein,  als  bei  Einrechnung  der  Tot- 
igeburten  ein  Rückgang  der  Sterblichkeit  bemerklich  wird,  während 
derselbe  bei  ausschließlicher  Berücksichtigung  der  Lebendgeborenen 
nicht  vorhanden  ist. 

Ganz  unabhängig  hiervon  verhält  sich  die  Zahl,  welche  ergiebt, 
wieviel  Mal  mehr  Uneheliche  als  Eheliche  starben*  Bei  Einschluß 
der  Totgeburten  zeigt  sie,  mit  Ausnahme  der  zwanziger  Jahre  dieses 
Jahrhunderts,  nur  geringe  Schwankungen ;  innerhalb  derselben  ist  eine 


1)  D&Tft  darch  willkfirlichs  AasDAhnieD  ftoeh  kracke  Kinder  dei  ersUo  LebeatJAhr«» 

|gtl«g«iitlicfa  In  KraDk«Dbiii«er  anfgeDommei]  werden »  oboe  dmts  die  oben  «rw&bnten  bo- 
londtren  VflrhKltni&se  roTÜtgWf  soll  durum  Bicbt  beatritteo  werden.  Neaerdings  ntnunt 
ftoeb  daa  ^eilich  im  äaisersfeen  Norden  Berlms  gelegene  Kaiser-  u,  K eisen n-Friedricb s- 
Kinder krenkenbiiufl  sowie  die  InfekllonsAbteitung  d«r  CburitÄ  kranke  Säuglinge  eui, 
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geringe  Besserung  fär  die  letzten  dreißig  Jahre  zu  bemerken«  lAU 
man  hingegen  die  Totgeburten  unter  den  Geborenen  and  Gestorbenttk 
außer  Ansatz,  so  ergiebt  sich  die  wichtige  Thatsache,  daß  sich  in 
den  letzten  ö  Jahrzehnten,  trotz  aller  sozialen  und  hygienischea 
Fortschritte,  die  Sterblichkeit  der  unehelichen  Kinder  (im 
1.  Lebensjahr)  gegenüber  derjenigen  der  ehelichen  nicht 
verbessert  hat^  sondern  dauernd  ungefähr  1  ^ / ^ mal  so  groß  als 
bei  den  ehelichen  (bei  korrigierten  Zahlen  sogar  noch  grdßer)  ge* 
wesen  ist* 

Bei  Betrachtung  der  einzelnen  Kalenderjahre  ergeben  sich  natOr* 
lieh  etwas  erheblichere  SchwaDkungen ,  welche  durch  jeweilige,  uns 
nicht  immer  bekannte  Verhältnisse  bedingt  sind.  Wir  berücksichtigeo 
im  einzelnen  nur  die  Jahre  1881  bis  1892  und  geben  der  Kürze  halber] 
nur  die  Zahlen,  welche  das  Verhältnis  der  Promille-Sterblichkeit  der 
Unehelichen  (im  L  Lebensjahr)  zu  der  der  Ehelichen  ausdrücken :  es 
werden  die  korrekten  Zahlen ,  soweit  sie  sich  aus  den  Sterblicbkeits> 
tafeln  berechnen  ließen,  angefügt  Die  Differenzen  zwischen  diesen 
und  den  nicht  korrigierten  Zahlen  nehmen  zwar  in  den  letzten  Jahreo 
zu ;  doch  bewegen  sich  die  Schwankungen  von  einem  Jahre  zum  anderen 
in  beiden  Reihen  in  demselben  Sinne. 


Geborene 

überhaupt 

leben« 

1 

Qftch  derSlerb- 

licfakeitiUfel 

1881 

t,76 

1,81 

1882 

l»S6 

1,7« 

1SS3 

1.71 

l«<(5 

1884 

1,«7 

t,7S 

1885 

1,8S 

lidSI 

1886 

Uli 

1,58 

1887 

— 

1.74 

1888 

— • 

1,85 

1889 

^- 

l«71 

1890 

1,9« 

t,ss 

1891 

2,06 

l»90 

1892 

I,S5 

— 

I^Vll 

Hiernach  hat  sich  in  den  letzten  3  Jahren  noch  eine  weitere 
Verschlimmerung  in  der  Sterblichkeit  der  unehelichen  Säuglinge  ge- 
zeigt Es  sind  in  diesen  Jahren  ungefähr  doppelt  si 
viel  uneheliche  als  Eheliche  (und  bei  Ausschluß  der  Tot 
geburten  sogar  noch  darüber  hinaus)  gestorben. 

Aus  alledem  muß  gefolgert  werden,  daß  die  in  den  letztei 
Jahrzehnten  in  Berlin  getroffenen  Maßregeln  um  Schutt 
der  unehelichen  Kinder,  bez.  der  Üaltekinder  auf  ihr^ 
Sterblichkeit  keinen  Einfluß  gehabt  haben.  Die  an  und 
für  sich  immer  höhere  Sterblichkeit  der  unehelichen  hat  zwar  in 
letzten  Jahrzehnten  entsprechend  derjenigen  der  ehelichen  Kind 
variiert  und  Eich  hierbei  sogar  in  den  letzten  Jahren  gebessert;  si^ 
zeigt  aber  trotzdem  —  nach  Aussclialtung  dieser  durch  die  aU| 
meinen  Sterblichkeitsverhältnisse   veranlaßten  Schwankungen  —  ke 


mw 


Di«  aoeholiehen  Kinder  in  Berlin  and  ihr  Schot», 


551 


rKeiguog  zur  B^serung,  sondern  im  Gegenteil  sogar  in    den  letzten 
Jahren  eine  deutliche  VerschUmmerung. 


b 
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Vorachläge  sur  Verbesserung  des  Sohutsea  der  uneheUohen  Kinder. 

Aas  unseren  Darlegangen  ergiebt  sich,  daß  Einrichtungen,  wie  sie 
in  Berlin  zum  Schutze  der  unehelichen  Kinder  bestehen,  gemessen  an 
der  Sterblichkeit  dieser  Kinder,  ohne  erkennbaren  Einfluß  auf  ihr  Wohl- 
ergeben sind.     Will   man   also   für   die  unehelichen   Kinder  über  das 
Maß  der   Fürsorge  hinausgehen,   welche  den   Berliner  Kindern  über- 
haupt in  Farm  allgemeiner  hygienischer  Einrichtungen  gewidmet  wird, 
so  müßten  Maßnahmen  getroffen  werden,  welche  den  bestehenden  weit 
überlegen  sind.    In  Hinsicht   hierauf  ist   es   zunächst   am   Platz,    zu 
fragen,  ob  ein  derartiges  kräftiges  Eingreifen  zu   Gunsten    der   unehe- 
lichen  Kinder  überhaupt   angezeigt  ist.     Man   könnte  sagen   —   und 
sagt  es  thatsächlich  — :  je  schneller  die  unehelichen  Kinder  sterben, 
um  so  besser  für  sie:  denn  sie  führen  doch  nur  ein  elendes  Dasein,  — 
um  so  besser  für  die  Gesellschaft:  denn  sie  wird   dadurch   von  ge- 
fährlichen   Existenzen  befreit,   welche  den   nützlicheren   Gliedern   der 
Gesellschaft  die  Mittel  zum  Dasein  verkürzen.    Wir  stellen  dieser  An- 
sicht  die   folgenden   Erwögungen  gegenüber:   das  elende   Dasein  der 
ÜDehelichen  ist  nicht  durch  natürliche,  sondern  durch  soziale  Verhält- 
uiflse  bedingt,  und  diese  lassen  sich  ändern.    Die  moralische  Minder- 
wertigkeit kommt,  wo  sie  in  vererbten  Neigungen  begründet  ist,  ebenso 
wie  andere  krankhafte   Anlagen  besonders  unter    dem   Einflüsse   un- 
günstiger äußerer  Verhältnisse  zum   Ausbruch;  wo   keine  angeborene 
Anlage  besteht,  sind  allein  die  äußeren  Verhältnisse  zu   beschuldigen. 
Füllt  die  Ungunst  der  sozialen  Verhältnisse  fort,  so  kann  der  Staat  in 
aanÄhernd  gleichem  Maße  die  Kräfte  der   ÜDehelichen   wie   der  Ehe- 
lichen zum  Nutzen  des  Gemeinwesens  verwerten»  während  er  jetzt  durch 
die  Unehelichen  in  ökonomischer  und  ethischer  Beziehung  eine  bedeu« 
teode  Einbuße  erleidet 

Die  verminderte  Arbeitsleistung  der  Ledigschwangeren  und  die 
Aafziehungskosten  der  Kinder,  die,  im  Einzelfall  gering,  unter  Verrech- 
mng  der  infolge  Todesfalles  unnützen  Aufwendungen  bedeutender 
werden,  die  hohen  Kosten  der  Anstaltserziehung  für  die  zahlreichen 
verwahrlosten  Kinder,  die  Kosten  der  Prozessierung  und  Detinierung 
der  aus  den  Verwahrlosten  hervorgehenden  Verbrecher  —  erfordern 
materielle  Aufwendungen,  welche  sich  im  Gegensatz  zu  den  von  den 
Ehelichen  erforderten  unverhältnismäßig  hoch  stellen  und  unVerhältnis- 
DQjUiiig  niedrig  verzinsen  dürften. 

Hierzu  kommt  noch  ein  ethisches  Defizit,  welches,  wenn  auch  nicht 
iDeßbar,  doch  nicht  minder  hoch  anzuschlagen  ist  Die  ungenügende 
Üiats&chliche  Heranziehung  des  natürlichen  Vaters  ermutigt  diesen 
m  Ünsittlichkeit  und  macht  ihn  stumpf  für  die  Lage,  in  die  er  Mutter 
wd  Kind  bringt;  die  Mutter  muß,  abgesehen  von  den  gemütlichen 
uiui  moralischen  Folgen,  welche  die  außereheliche  Schwängerung  nach 
ixh  zieht^  den  Glauben  an   die  gesellschaftliche  Solidarität  verlieren, 
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weon  sie  ihr  Kind  hilHos  zu  Grunde  gehen  sieht,  und  das  Kind  selbst 
ist,  weQO  es  durch  eioeo  Zufall  dem  frühen  Tode  entging,  bereit,  die 
Gesellschaft  entgelten  zu  lassen,  was  sie  an  ihm  versäumt  hat. 

Aber  wenn  seibat  diese  Aufstellung  des  „Soll  und  Haben*',  welche» 
die  Gesellschaft  für  die  Unehelichen  aufmachen  muß,  Icleine  Fehler  1d 
der  Buchführung  enthielte,  wenn  außerdem  Regungen  des  natürlichen 
Mitleids  kein  Recht  auf  Berücksichtigung  hätten,  so  wäre  es  trotzdem 
wünschenswert,  die  Lage  der  unehelichen  zu  bessern.  Wie  ein  tu* 
ständiger  Mensch  es  nicht  mit  seinem  Ehrgefühl  wird  Terän- 
baren  können,  einen  auch  nur  entfernten  Verwandten  auf  der  Strafe 
betteln  zu  lassen  und  wäre  es  auch  nur,  weil  er  fürchtete,  dafi  aua 
in  dem  Bettler  seinen  Verwandten  erkennt,  so  kann  es  ein  Gemeii}* 
wesen  wie  Berlin  unmöglich  für  anständig  halten,  seine  unebelicbeo 
Kinder  verkommen  zu  lassen. 

Mit  dem  Schlagwort  „Findelanstalt'*  ist,  wenn  man  reformierei» 
will,  nichts  gethan.  Ebensowenig  sollte  man  Vorschläge  machen,  welche 
nicht  mit  den  Prinzipien  der  Berliner  Armenpfiege,  mit  bestebendeo 
gesetzlichen  Bestimmungen  und  mit  den  Gewohnheiten  und  Erwerbe 
Verhältnissen  der  unehelichen  Mütter  rechnen*  Es  kann  keiner  des 
Wunsch  haben,  ein  glänzendes  Zukunftsbild  zu  entwerfen  und  da&a 
mißmutig  zur  Seite  zu  treten,  weil  ea  nicht  zur  Wirklichkeit  wird, 
vielmehr  wäre  zu  versuchen,  die  bestehenden  Verhältnisse  zwar  mög- 
lichst gründlich,  aber  doch  auf  einem  solchen  Wege  abzuändern ,  der 
verhältnismäßig  leicht  zu  beschreiten  wäre  und  möglichst  schnell  znsi 
Ziele  führen  würde. 

Zunächst  ist  es  ausgeschlossen,  daß  für  die  unebelicben  Kinder  Eid* 
richtungen  getroffen  werden,  welche  nur  auf  die  besondere  Art  der 
Entstehung  der  Kinder,  nicht  aber  auf  ihre  individuellen  Verhältnisse 
Bücksicht  nehmen.  Es  würde  den  modernen  Anschauungen  wider* 
sprechen,  mit  der  unehelichen  Geburt  irgend  welche  grundsätzlicheo 
Begünstigungen  zu  verknüpfen.  Es  können  also  die  unehelichen  Kinder 
nur  so  weit  in  Betracht  kommen,  als  für  sie  thatsächlich  nicht  ge- 
nügend gesorgt  ist. 

Es  kann  femer  ebensowenig  unsere  Absicht  sein,  die  engen  Band 
welche  die  Natur  zwischen  Kind  und  Mutter  knüpfte,  zu  lockern* 
man  die  Bande  zwischen  Kind  und  natürlichem  Vater   enger  knüpfe 
solle,  ist  nach  verschiedenen  Richtungen  bei  der  Kritik  des  Entwnr' 
eines  neuen  deutschen  bürgerlichen   Gesetzbuches   zur  Erörterung  ge* 
kommen.    Da  wir  hier   nur   mit  den   bestehenden  Gesetzen  rechnen, 
gehen  wir  auf  diesen  Punkt  nicht  ein. 

Unsere  Armengesetzgebung  hat  mit  den  unehelichen  Kindern  no- 
mittelbar  nur  insoweit  zu  thun,  als  sie  verwaist  sind ;  außerdem  über- 
nimmt die  Armenverwaltung  das  Kind,  wenn  die  Mutter  nicht  in  der 
Lage  ist,  dasselbe  zu  versorgen  —  mag  letztere  nun  krank,  im  Gc» 
fängnis  oder  sonst  verhindert  sein  — ;  im  übrigen  wird  das  Kind^ 
mittelbar  —  durch  Unterstützung  der  Mutter  —  unterstützt.  Hier 
nach  hat  die  Gemeinde  keine  gesetzliche  Pflicht,  sich  um  ein  Kind  zu 
bekümmern,  welches  durch  seiner  Mutter  Arbeit  erhalten  wird.    Ins 
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fern  eine  za  weitherzige  ArmeDpflege  nicht  nur  der  Armut  abhilft, 
sonderD  auch  —  was  nicht  erwünscht  ist  —  die  Verarmung  fördert, 
wäre  hiergegen  grundsätzlich  nichts  einzuwenden.  Insofern  aber  der 
eigeiiUiche  Zweck  der  Armenpüege  nicht  dahingeht,  den  Buchstaben 
des  Gesetzes  zu  erfüllen,  sondern  vielmehr  den  hilflosen  Mitmenschen 
innerhalb  gewisser  gesellschaftlicher  Verbände  die  Mittel  zum  Leben, 
wenn  auch  nur  in  einer  eben  ausreichenden  Weise  darzubieten,  wäre 
die  Verpflichtung  der  Gemeinde  gegenüber  den  unehelichen  Kindern 
doch  noch  nicht  durch  Berücksichtigung  der  oben  aufgezählten  Fälle 
als  erledigt  zu  betrachten.  Es  ist  zu  bedenken,  daß,  je  jünger  ein 
Mensch  ist,  um  so  weniger  unter  ein  gewisses  Maß  an  Pflege  und 
Nahrun>^  gegangen  werden  kann,  ohne  Leben  und  Gesundheit  sofort 
in  Gefahr  zu  bringen,  und  daß  auch  in  dem  yorgeschrittenen  Kindes- 
alter jede  Vernachlässigung  des  Leibes  und  Geistes  unheilbare  Schäden 
für  die  spätere  gewerbliche  und  moralische  Bethätigung  des  Indivi- 
duums zeitigen  kann.    Wenn  nun  erfahrungsgemäß  bei  den  unehelichen 

I  Kindern  dieses  Maß  an  Pflege  häufig  nicht  erreicht  wird,  ohne  daß  von 
den  Müttern  darum  die  öffentliche  Hilfe  angerufen  wird,  und  ohne  daß 
die  Benachteiligten  in  der  Lage  sind,  selbst  ihr  Recht  zu  fordern,  so 
muß  Staat  oder  Gemeinde  es  für  ihre  Pflicht  halten',  auch  unauf- 
gefordert darüber  zu  wachen,  daß  die  Verpflichteten  für  das  un- 
eheliche Kind  entsprechende  Sorge  tragen  und,  wenn  es  diesen  un- 
möglich ist,  selbst  unterstützend  einzugreifen.  Es  sind  dies  Forde* 
rungen,  die  eigentlich  selbstverständlich  sind,  —  um  so  mehr,  als 
sie  durch  gesetzliche  Anordnungen  selbst  anerkannt  werden:  wie 
wenig  aber,  trotz  aller  papierenen  Verordnungen,  wirklich  zum  Schutze 
der  unehelichen  Kinder  geschiebt  ^  hoffen  wir  deutlich  gemacht  zu 
haben. 

[  Von  größtem  Wert  für  das  kindliche  Leben  wäre  es,  wenn  mög* 
liehst  bald  nach  der  unehelichen  Zeugung  die  notwendigen  Mittel  für 
eine  gesunde  Entwickelung  des  Kindes  im  Mutterleibe  und  nach  der 
Geburt  sichergestellt  würden.  Wem  diese  Forderung  im  ersten  Augen- 
blick Übertrieben  erscheint,  der  wird  ihre  medizinische  Berechtigung 
aus  unseren  Ausführungen  Über  die  Ursachen  der  Totgeburten  und  der 
Todesfälle  der  Neugeborenen  genügend   ersehen   können.    Aber   schon 

I  lange  vor  dem  statistischen  Nachweise  dieses  Bedürfnisses  hatte  man 
ihm  aus  Erwägungen  des  gesunden  Menschenverstandes  Rechnung  ge- 
tragen* In  Frankreich  geschah  dies  z.  B.  in  sehr  weitgehender  Weise 
schon  durch  den  Arrest  vom  13,  IL  1679  i).  Vor  allem  aber  nahm 
sich  das  allgemeine  Laodrecht  in  sorgfältigster  Weise  der  Leibesfrucht 
an,  sobald  die  Schwangerschaft  angezeigt  war,  indem  es  auf  jede 
thunlicbe  Weise  die  SchwaDgerschaft  und  Entbindung  (unter  anderem 
durch  Heranziehung  des  Schwängerers)  zu  schützen  bestrebt  war. 
(Allgem.  Landrecht  2.  Teil  Tit.  20  §  891  u.  ff,).  Diese  Bestimmun- 
gen sind  durch  das  Strafgesetzbuch  für  den  preußischen  Staat  vom 
14.  April  1851  soweit  aufgehoben,   daß  jetzt  sich  der  Staat  nur  erst 


1)  Citimt  b«i  J,  R  Priok,  Sjrttem  «iner  medie.  PcUtej,  1779,  I,  S,  530, 


554 


H.  N«umattii, 


um  das  uneheliche  Kind  zu  bekümmern  bat,  sobald  sein  Dasein 
vormundschaftlichen  Gericht  bekannt  geworden  ist  (A.  L.  IL  Teil  2^* 
Tit  2  §  614).  Es  können  freilich  jetzt  noch  nachträglich  „durcli 
die  Schwangerschaft  oder  durch  das  Wochenbett  herbeigeftihrte  un- 
vermeidliche Kosten"  von  dem  Schwängerer  gefordert  werden 
(Ges.  vom  24.  April  1854  §  7);  doch  dürften  dieselben  in  praxi  nar 
schwer  zu  begründen  sein  und  fast  nie  zugesprochen  werden. 

In  den  gleichen  Fällen«  in  denen  ein  Anspruch  der  Mutter  gegen 
den  Schwängerer  begründet  ist,  findet  auch  ein  Anspruch  des  im« 
ehelichen  Kindes  statt  (§  IS).  Es  würde  also  nach  dem  Gesetze, 
dem  Kinde  immerhin  eine  gewisse  materielle  Unterstützung  we-i 
nigstens  nach  seiner  Geburt  durch  Heranziehung  seines  außer-j^ 
ehelichen  Vaters  gewährt  werden.  Wir  haben  aber  schon  früher' 
Gelegenheit  gehabt,  auszuführen,  wie  der  Versuch,  auf  geriebt* 
lichem  W^e  dies  zu  erreichen  —  wenn  er  überliaupt  uate^ 
nommen  wird  —  erst  zu  einer  Zeit  zum  Ziele  führen  würde,  wo  m 
großer  Teil  der  betreffenden  Kinder  und  zwar  z.  T.  aus  Mangel  in 
Subsistenzmittein  schon  verdorben  oder  gestorben  ist.  Es  ist  nun 
richtig,  daß  die  zablreichen  Einschränkungen  des  Gesetzes  an  und  für 
sich  der  Einleitung  und  Durchführung  eines  A Urnen tatiousprozesM 
nicht  besonders  förderlich  siod,  daß  es  in  anderen  Fällen  die  Mütter 
in  der  Hoffnung,  sich  mit  dem  Schwangerer  noch  zu  verheiraten 
oder  aus  anderen  privaten  Gründen  vorziehen,  von  der  An- 
strengung eines  Prozesses  abzusehen  oder  daß  auch  ihr  In- 
teresse an  der  Erhaltung  des  Kindes  nicht  genügend  rege  ist 
oder  die  Gewöhnung  an  die  kümmerliche  Lage  des  Kindes  zu 
schnell  eintritt,  als  daß  sie  sich  noch  zu  diesem  Schritte  aufraffen  — 
trotzdem  bliebe  aus  mehr  als  einem  Grunde  die  möglichst  h&ofige 
Heranziehung  des  Vaters  zu  den  Unterhaltungskosten  ihres  natürlichen 
Kindes  in  hohem  Maße  wünschenswert.  Für  uns  wäre  in  erster  Uoie  , 
das  Interesse  an  der  Erhaltung  des  kindlichen  Lebens  maßgebend,  abeifl 
abgesehen  von  dem  Vorteil,  den  auch  die  Moral  davon  hat,  muß  auch™ 
der  Staat,  besonders  die  Arnsen Verwaltung,  an  der  Alimentation  ein 
Interesse  haben,  insofern  sie  hierdurch  weniger  häufig  in  Anspruch 
genommen  zu  werden  brauchen.  Unsere  früheren  Angaben  über  den 
Stand  der  unehelichen  Väter  lassen  für  die  Mehrzahl  der  Viter  die 
Zahlungsfähigkeit  wahrscheinlich  erscheinen. 

Nachdem  sich  die  bestehende  Einrichtung  des  Vormundes  für  diefl 
unehelichen  Kinder  —  nicht  nur  bei  der  Erhebung  der  Alimentationa-^ 
klage  sondern  auch  bei   der  Sorge  für  ihr   späteres  Wohl  —  im  all* 
gemeinen   nicht  bewährt   hat,    würde   es  sich  fragen,   ob  es   für  die 
Unehelichen   nicht  nützlicher   wäre,    wenn   eine   Behörde    die   Pflich- 
ten    des    Vormundes    übernähme.      Liegt    die    gesetzliche    M< 
keit    hierfür    vor?      Nach    der    Vormuudschaftsordnung    (§    13) 
über  einen   Mündel,   welcher   in   eine  unter  Verwaltung    des    Si 
oder  einer  Gemeindebehörde  stehende  Verpflegungsanstalt  aufgenoi 
ist,  bis  zu  dessen  Großjährigkeit  der  Vorstand  der  Anstalt  die  Rech 
und   Pflichten  eines  gesetzlichen   Vormundes,  solange   das  Vormund* 
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schaftagericht  nicht  einen  andern  VorniuDd  bestellt*  Aus  den  Er- 
läuteruDgeo  des  Paragraphen  geht  hervor^  daß  die  Regierungskommis- 
sarien  mit  Zustimmung  der  Kommission  erklärten,  ,4&ß  sich  derselbe 
nur  auf  geschlossene  Verpflegungsanstalten  beziehen  sollte",  und 
es  fand  auch  bei  der  Beratung  des  Vonriuodschaftsgesetzes  in  der 
Kommission  des  Hauses  der  Abgeordneten  eine  Petition  des  Armen- 
djrektionsassessors  Steinbrück  in  Berlin,  welche  in  gewissen  Fällen  den 
Stadtgemeinden  und  anderen  Kommunal  verbänden  die  Führung  der 
Vormundschaft  über  alle  in  ihrem  Bezirke  zu  bevormundenden  ver- 
mögensloseu  Personen  übertragen  wollte,  nicht  genügende  Unterstützung, 
Nach  einer  Entscheidung  des  Kammergerichts  bilden  den  Gegensatz 
zu  den  geschlossenen  Verpflegungsanstalten  ,,solche  Anstalten,  welche 
ihre  Pfleglinge  nicht  bei  sich  behalten,  sondern  anderweitig  unter- 
bringen'^  (VergL  Jobow,  Entscheid,  d.  Kammergerichts  VI,  S.  33  und 
Dernburg,  Vormundschaftsrecht  S.  138,) 

Es  ist  hiernach  kein  Zweifel,  daß  das  geltende  Recht  nicht  eine 
Behörde  oder  ofl^eue  Anstalt  mit  der  Führung  der  Vormundschaft  be- 
traut wissen  will.  Es  ist  bedauerlich,  daß  sich  die  guten  Absichten, 
welche  den  Gesetzgeber  bei  der  Durchführung  des  Prinzips  der  Ein- 
zelvormundschaft leiteten,  für  die  unehelichen  Kinder  nur  wenig 
erfüllt  haben;  wenigstens  für  Berlin  würde  von  einer  behördlichen 
Bevormundung  der  Unehelichen  eher  eine  bessere,  aber  keinenfalls 
eine  geringere  Fürsorge  für  ihre  leibliche  und  geistige  Entwickelung 
zu  erwarten  sein,  als  sie  ihnen  jetzt  zu  teil  wird^), 

El  läfat  sich  an  dem  Beispiel  yoq  Leipzig  zeigen,  welche  Erfolge 
eine  Aendemng  in  dem  angeregten  Binne  erzielen  kann.  loh  beziehe 
mich  hierbei  auf  die  Mitteilungen  des  um  die  Beform  des  Schutzes  der 
unehelichen  Kinder  hochverdienten  und  rostlot  bemühten  Dr.  Taube  (5), 
dem  ich  auch  einen  pergönüchen  Einblick  in  die  Leipziger  VerhältniAse 
zu  yerdünken  habe.  £s  ist  freilioh  auch  in  Leipzig  nicht  erreicht  worden, 
alle  unehelichen  Kioder  mit  ihrer  Geburt  unter  behördliche  Yormund- 
Bohaft  zu  stellen»  sondern  es  erstrecken  sich  die  vormundlichen  befug- 
nisae  des  jeweiligen  Vorstandes  des  Armenamtee  nur  auf  ^alle  gegen  fint- 
gelt in  Leipzig  untergebraohten  £ind<^r'*.  ,^ Ausgenommen  sind  nur  die  bei 
der  Mutter  oder  deren  Eltern  untergebraohten  unehelichen  Kinder/'  Die  Für- 
sorge und  Aufsicht  des  Armendirektoriums,  welche  durch  die  Ziehkinder^ 
anst&lt  ausgeübt  wird,  endigt  mit  der  Aufnahme  der  Ziehkinder  in  eine 
Schule.  —  An  den  Eintritt  der  Kinder  in  die  Fürsorge  des  Armenamtet 
schliefst  sieh  (Taube  l.  o.  S.  31)  ,4i*^  Vorladung  der  Mutter^  BefraguDg  nach 
ihren  Existenz  Verhältnissen  und  denen  des  Vaters  des  Kindes.  Ist  nach- 
weisbar für  die  Existenz  des  Kindes  Ton  beiden  leiten  gesorgt,    so  wird 


1)  Auch  m  dem  Entwurf  einss  tteuen  bürgerlichen  Gesetsbuche«  ist  eine  BeyoriDiLD- 
daug  durch  oBTetie  Austalten  nicbt  vorgei«hea.  Fl«seh  empfiehlt  tu  dem  §  1634  det 
Eatvrurfa  eine  Reihe  von  ZusitieD,  welche  die  BeTormuuduni?  nueh  seitens  gemein- 
nütz'tger  Stiftungea  und  Vereine  (apeaiell  auch  solcher ,  welche  Kinder  in  Fftmilieopflege 
unterbringBo)  gesttitfta  würden.  Schriften  d.  deat^cheu  Verein»  f.  Armeopflege  und 
WohlthÜtigk.,  Heft  8,  S,  35  und  Heft  0. 
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TOD  jedem  weiteren  ElDgeben  abgeetandeD.  Zahlt  der  Vater  oicht. 
wird  er  gleichfallB  id  Gegenwart  der  Matter  Torgefardert  uod  yoü 
geeetilichen  VerpflicbtUDgeD  unterrichtet  Erteilt  er  »eis  ZugoaÜadaii^i 
80  wild  dasselbe  sofort  zu  Protokoll  geDommeD  und  erfolgt  die  Zahlimf 
in  den  meieten  Fällen  an  daa  Amt.  Weigert  sich  der  Vater,  so  witd 
bei  yieleD  Kindern  die  Klage  jetat  von  dem  General  vorm  aud  direkt  ein* 
geleitet,  weil  die  Verhältnisse  demselben  am  genauesten  bekaont  sind  xmi 
dem  uneheliohen  Vater  im  Falle  der  Verurteilung  wesenUiohe  Koaien  ar* 
spart  werden,  wodurch  er  leichter  seinen  Beitrag  «um  Ziehgeld  entrichten 
kann.  Bei  auswärtigen  Vätern  wird  die  dortige  Behörde  um  Zahluig»» 
aufforderung  an  denselben  er^ucbt''.  Um  einen  Einblick  in  den  Erfolg 
dieser  Mafsuahmen  zu  geben^  erwähnen  wir,  dats  im  Jahre  1891  7äl  Kinder 
Bestand  waren  und  985  Kinder  zur  Anmeldung  kamen  (unter  letstem 
798  im  1*  Lebensjahr);  im  gleichen  Jahr  wurden  192  mündliohe  Zahlnn|i- 
auffordemngen  an  uneheliohe  Väter  und  96  schriftliche  durch  VermittS'^j 
lung  anderer  Behörden  erlassen,  i,Ton  denen  wenigstens  ^/,  £rfoIg  nach 
sich  sogen  und  von  denen  der  gröfste  Teil  der  Väter  sonst  sicher  nicht 
seine  Schuld  entrichtet  hätte^'  (L  c.  8.  48).  —  Ein  Teil  der  Vät«r  lahiU 
seiaeD  Beitrag  direkt  an  die  Armenkasse  ein,  von  welcher  ihn  die  Zieb* 
matter  ausgehändigt  erhielt. 

Wie  man  nach  preußischem  Hecht  dem  unehelichen  Kind  eine'] 
rechtzeitige  AlimentiemDg  seitens  des  UDehelicben  Vaters  verschaffen^ 
könnte,  ist  schwer  zu  sagen:  da  es  leider  nicht  möglich  ist,  schoa 
vor  der  Geburt  des  unehelichen  Kindes  Schritte  zu  seinen  GuDSten 
ZQ  thun  —  was  uns  sehr  zweckmäßig  erscheinen  würde  — ,  so  sollte 
wenigstens  vod  dem  Augenblick  der  Geburt  an  der  Apparat,  der 
augenblicklich  für  das  Kind  in  Bewegung  gesetzt  werden  muß,  mög« 
liehst  schnell  arbeiten.  Sollte  es  aber  nicht  doch  noch  darüber  hinim 
möglich  sein,  an  der  Hand  der  bestehenden  Gesetzgebung  durch  direkte 
Einwirkung  des  Vormundschattsgeriehtes  oder  des  Waisenrates  oder 
einer  anderen  zuständigen  Behörde  sofort  nach  der  Anzeige  des  Stao* 
desbeamten  von  einer  unehelichen  Geburt  Schritte  zu  thno,  um  bis 
zur  gesetzlichen  Regelung  der  Vormundschaft  die  Pflege  und  Alimen* 
tierung  des  Kindes  zu  kontrolieren,  bez.  herbeizuführen? 

Selbst  wenn  eine  frühzeitige  Sicherstellung  des  Lebensunterhalte 
für  die  unehelichen  Kinder  häufiger  und  in  ausreichender  Höbe  erreicht^ 
würde,   wären   trotzdem   gewisse    hygienische   Einrichtung 
für  die  Ledigschwangeren  und  die  unehelichen  Kinder  nicht  zu  c 
bebten,  zu  deren  Besprechung  wir  nun  mehr  übergehen. 

Auf  die  Behandlung   der   kranken   Ledigschwangeren   komi 
wir  nicht  mehr  zurück  (vergl.  S.  12).    Für  die  gesunden  Schwan* 
geren  ist,  wie  wir  sahen,  bisher  so  gut  wie  nichts  geschehen.    AuchJ 
wir  wollen  nicht  für  die  Ledigschwangeren  grundsätzlich  sorgen,  sondern] 
nur,  soweit  sie  Fürsorge  erheischen;  wir  dürfen  aber  freilich   diesenj 
Fall  nicht  zu  eng  —  nur  vom  medizinischen  Standpunkt  aus  —  fa 
Es  sollten  solche  Schwangere,  welche  allein  stehen,  unbemittelt  und  in^ 
ihrer  Arbeitsfähigkeit  beschränkt  sind,  eine  rücksichtsvolle  Aufnahme 
in   einer  Anstalt   von   einer   bestimmten  Zeit  an   finden   können.    Die 
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retgung,  sich  io  Anstalten  verpflegen  zu  lassen,  ist  zwar  in  Berlin  im 
allgemeineo  und  besonders  bei  den  Frauen  keine  große ;  bei  der  Leich* 
tigkeii,  mit  der  man  im  Strome  der  Weltstadt  untertauchen  kann, 
werden  die  besser  Gestellten  ebcDSowenig  wie  die  in  der  Familie 
Stehenden  von  einer  solchen  Anstalt  Gebrauch  machen,  aber  manche 
Bedrängte  und  Verzweifelte  dürfte  —  nach  Erfahrungen  in  anderen 
Städten  zu  schließen  —  gerne  an  die  Pforte  einer  Zufiuchtsstätte 
klopfen 4  wenn  sie  weiß,  daß  wahre  Menschlichkeit  —  unabhängig 
von  Formenwesen  und  kirchlicher  Orthodoxie  —  die  helfende 
Hand  entgegenstreckt.  Findet  in  der  gleichen  Anstalt  oder  von 
ihr  aus  auch  die  Entbindung  statt,  so  wird  sich  mit  dem  Schutz 
der  Leibesfrucht  die  noch  wichtigere  Fürsorge  für  das  Neugeborene 
-verbinden  lassen,  die,  wie  wir  schon  betonten,  nirgends  erfolgreicher 
als  in  einer  gut  geleiteten  Anstalt  stattfinden  kann  und  hier  am 
sichersten  dem  Kindesmord  und  der  Aussetzung  vorbeugt 

Eine  anataltsweise  Verpflegung  während  einer  längeren  Zeit  nach 
der  Entbindung  möchten  wir  nicht  empfehlen ;  es  wäre  das  ein  Ex- 
periment, das,  wenn  auch  nicht  mehr  ganz  so  gefährlich  wie  früher, 
sich  aus  mehr  als  einem  Grund  verbietet  und  auch  bei  der  großen 
Menge  der  unehelichen  Mütter  keinen  großen  Anklang  finden  würde. 
Nur  könnte  man  wünschen,   daß  die  Mutter  nach  der  Entlassung  aus 

»der  Gebärabteilung  im  Falle  besonderer  Schwäche  oder   vollkommener 
Obdachlosigkeit  eine  vorläufige  Unterkunft  —  etwa  in  einer  besonde- 
ren Abteilung  der  Zufluchtsstätte  —  fänden  *). 
Die  Lebensgefährdung  ist  für  das  uneheliche  Kind  nach  der  Ge* 
burt  am  größten  und  bleibt  in  den  ersten  Lebenswochen  eine  besonders 

I  große.  Die  Ursache  war  in  angeborenen  Krankheiten  und  Schwäche- 
zuständen sowie  in  den  Erkrankungen  der  Verdauungsorgane 
zu  suchen.  Wir  haben  uns  hier  nur  noch  mit  der  Vorbeugung  der 
•  letzteren  zu  befassen:  sie  muß,  wie  sich  aus  den  früheren  Er- 
.Örterungen  ergiebt,  wesentlich  dahin  zielen,  daß  die  Mutter  ihr  Kind 
selbst  stillt  Dies  läßt  sich  nicht  ausführen,  wenn  die  Mutter,  kaum 
.dürftig  vom  Wochenbett  hergestellt»  wieder  zur  Arbeit  außer  dem 
Hause  eilen  muß.  Der  Absicht,  durch  das  Säugen  für  die  Gesund- 
heit des  Kindes  zu  sorgen  und  die  mütterliche  Zuneigung  zu  dem- 
selben zu  fördern,  kann  freilich  außerdem  der  mangelnde  gute  Wille 
oder  das  Fehlen   der  Milchsekretion   entgegenwirken,  aber  das  öko- 

(  nomische  Hindernis  wird  immer  das  wesentliche  sein,  wie  es  auch  das 
einzige  ist,  welches  man  hoffen  kann,  mit  einigem  Erfolg  zu  bekämpfen. 
Man  würde  das  Säugen  am  einfachsten  dadurch  begünstigen,  daß  man  die 
uneheliche  Mutter  durch  eine  Geldunter  Stützung  in  den  Stand  setzte, 
eine  gewisse  Zeit  hindurch  —  etwa  6—8  Wochen  —  sich  zu  Hause 
L.zu  halten  und  sich,  soweit  nötig,  ihrem  Kinde  zu  widmen.  Dieses 
B> Vorgehen  dürfte  nicht  nur  billiger  als  eine  Anstaltsbehandlung,   son* 

^  1)  Im    Torigen    JAhrboadert   wurden   lange   Zeit  hindurcb    die    Aorser   der  Hb«   ge> 

scbwiiigerten  Personeo  i^iar  Verbütoog  des  Kindes mardes*^  in  die  Cberit^  Aufgonommea 
and  ^aecba  Wocbea  Ung  frej  gebftltea**.  SQ.f«iniJch,  Die  gottlicbe  Ordnung.  111.  (An- 
merkuogen  u.  Zos&tse  von  BaumKon).     Berlm  1776, 
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dem  auch  den  meisten  Müttern  willkommener  sein  und  sich  Idcht 
einbürgern^  Freilich  könnte  sie  nur  dann  den  Müttern  wünschens- 
wert erscheinen,  wenn  sie  nicht  als  ArmenunterBtützimg  erfolgte, 
deren  ßückerstattung  auf  längere  Zeit  die  Mütter  oder  gar  äre 
Verwandten  belastete.  Die  Unterstützung  wÄre  in  ihrer  Höhe  nach 
den  persönlichen  Verhältnissen  zu  bemessen  und  käme  nur  soweit  io 
Betracht,  als  die  Mutter  nicht  schon  ihrem  Berufe  nach  zu  Haase 
lebt  oder  bei  gutem  Willen  leben  könnte  —  hierüber  könnte  nur  eioe 
genaue  Abwägung  der  mütterlichen  Verhältnisse  entscheiden^  für  deren 
Ausführung  wir  weiter  unten  Vorschläge  machen  werden.  In  Paris  ist 
die  Assistance  publique,  wenn  auch  auf  Grund  von  Anschauungen,  diefon 
den  deutschen  abweichen,  durch  langjährige  Erfahrungen  dazu  gekirm- 
men,  die  beste  Fürsorge  für  das  uneheliche  Kind  in  einer  Gelduotar* 
Stützung  der  Mutter  zu  sehen.  Der  „Secours  d'allaitement  materoel'' 
beträgt  dort  im  Durchschnitt  20  Frcs.  für  den  Monat  Eine  solche 
Beihilfe  zum  Stillen  dürfte  sich  auch  unter  Berliner  Verhältnissen  locht 
einführen  und  wir  würden  es,  obgleich  wir  an  dieser  Stelle  hierauf 
nicht  genauer  eingehen  dürfen,  für  durchaus  angezeigt  halten,  aucb 
armen  verheirateten  Frauen  —  besonders  bei  dem  ersten  Kiode  — 
anter  Umständen  Stillungsgelder  zu  bewilligen. 

Man  wird  es  freilich  nicht  hindern  können,  daß  trotz  einer  der* 
artigen  Aufmunterung  uod  Erleichterung  beim  Säugen  einem  Teil  der 
unehelichen  niemals,  einem  anderen  nur  vorübergehend  der  natürlicbe 
Nahrungsquell  fließt.  Dieser  Kinder  harrt  eine  Ernährung  mit  Kuh- 
milch,  die  an  Qualität  wie  an  zweckmäßiger  Durchführung  viel  u 
wünschen  läßt. 

Die  mörderischen  Sommerdiarrhöen  stehen  vor  allem  in  Abbänpg- 
keit  von  der  verdorbenen  Milchnahrung,  die  den  Kindern  des  erateo, 
weniger  des  zweiten  Lebensjahres  gereicht  wird.  Insofern  die  S&n^ 
rung  der  Milch  durch  Verunreinigungen  veranlaßt  wird,  welche  vom 
Augenblick  des  Melkens  bis  zum  Verbrauch  der  Milch  GelegeohQi 
haben,  in  dieselbe  zu  gelangen  und  in  ihr  —  besonders  in  der  W&rme  — 
Zersetzungen  anzuregen,  muß  das  Streben  des  Hjgienikers  dahin  gehen^ 
zunächst  eine  saubere  und  dadurch  haltbare  Milch  als  Ausgangsm&teriil 
zu  haben  und  alsdann  ihre  Verunreinigung  beim  Transport  und  bei 
der  häuslichen  Zubereitung  und  Aufbewahrung  zu  beschränken. 

Es  ist  in  Berlin  selbst  bei  den  ärmeren  Kreisen  üblich,  die 
lingsmilch  unmittelbar  aus  den  Molkereieu  zu  bezieben,  weil  man 
Hofihung  hegt,  hierdurch  eine  gute  Milch  zu  erhalten ;  leider  ist  die 
Erwartung  im  großen   und  ganzen  nicht  berechtigt,  insofern  bei 
nutzung  einer  solchen  Milch   die  Darmerkraukungen  nicht  seltener 
bei  dem  Genuß  von  Landmilch  auftreten  y).    Man  darf  freilich 
daß  allmählich  die  Säuglingsmilch  einer  jeden  Herkunft  haltbarer,  d.1 
sauberer  geliefert  werden  wird  und  zwar  in  dem  Maße,  als  sich  daa  Va 
ständnis   des   Produzenten   und   Konsumenten   für   diese  Verhält 
erweitert,  aber  leider  dürfte  sich,  ebenso  wie  dies  schon  jetzt  der 


1}  HiarQber  wird  »ii  uiderer  SuUa  ftusf&hrlieh  berichtet  werden. 
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ist,  mit  der  Oflte  der  Milch  ihr  Preis  erhöhen  and  dadurch  gute  Milch 
torlftofig  dem  Armen  nozugänglich  bleiben.  Man  sollte  daher  —  wie 
nir  dies  an  anderer  Stelle  noch  weiter  ausführen  werden  —  den  Säug- 
flngen  der  Armen,  also  auch  den  unehelichen  Säuglingen,  soweit  sie 
so  dieser  Klasse  gehören,  eine  gute,  d.  h.  eine  haltbare  Milch  zu  einem 
KDigeD  Preise  —  besonders  im  Sommer  —  liefern  (z.  B.  16  Pf.  per 
Liter)  und  fttr  eine  zwecicm&ßige  Behandlung  der  Milch  im  Hause  auf 
einem  Wege,  den  wir  noch  besprechen  werden,  Sorge  tragen. 

Wir  deuteten  bisher  Verbesserungen  an,  die  der  Gesamtheit  der 
ueheliGhen  Kinder,  soweit  sie  ihrer  bedürftig  w&ren,  zu  gute  kommen 
wfirdeo.  Wir  wenden  uns  jetzt  einer  besonderen  Klasse  unter  ihnen, 
nfimlich  den  Haltekindern,  zu,  deren  Schutzbedttrftigkeit  ebenso 
allgemein  anerkannt,  wie  der  ihnen  gewährte  Schutz  nicht  ansrei- 
ehend  ist. 

Statt  des  Schutzmannes  und  des  Waisenrates  wären  mit  der 
Ueberwachung  der  Haltekinder  Personen  zu  betrauen,  welche  ihrem 
Berufe  und  ihren  Kenntnissen  nach  hierfür  besser  geeignet  sind. 
Wenn  man  plant,  die  Gtesundheitspolizei  besonderen  Organen,  etwa 
G^ondheitsinspektoren,  zu  übertragen  oder  wenn  man  etwa  die  Voll- 
macht der  Waisenräte  gegenüber  der  unehelichen  Kinder  erweitem 
wollte,  so  könnte  auch  eine  solche  Aenderung  nicht  fQr  ausreichend 
gehalten  werden;  die  unehelichen  Kinder  würden  wohl  auch  hierbei 
nur  an  zweiter  oder  noch  späterer  Stelle  für  jene  behördlichen  Organe 
in  Betracht  kommen.  Wir  verlangen  vielmehr  eine  behörd- 
lich geordnete,  sachgemäße  und  sorgfältige  Ueber- 
wachung aller  Unehelichen  —  zu  der  ja  schon  durch  die 
behördliche  Einrichtung  des  Waisenrates  ein  erfolgloser  Versuch  ge- 
macht ist  — ,  mindestens  aber  eine  Ueberwachung  der 
unehelichen  Haltekinder  (ohne  die  ehelichen  auszuschließen), 
für  die  es  ja  noch  weniger  an  einer  gesetzlichen  Handhabe  fehlt 
Unter  einer  sachgemäßen  Ueberwachung  verstehen  wir  Ueberwachung 
durch  Aerzte  sowie  durch  weibliche  Personen,  welche  im  Besitze  der 
hicodFür  nötigen  Kenntnisse  sind.  Bei  der  erheblichen  Ausdehnung 
und  Schwierigkeit  einer  derartigen  Thätigkeit  erscheint  ihre  Ausübung 
als  Ehrenamt  nicht  zweckmäßig  —  ich  erinnere  u.  a.  nur  an  die  ge- 
filhrlichen  Sommermonate,  in  denen  sich  Damen,  die  zur  Uebernahme 
dner  ehrenamtlichen  Thätigkeit  Zeit  haben,  in  der  Sommerfrische  be- 
finden T  sondern  es  sind  für  die  besonderen  Zwecke  geschulte 
Pflegerinnen  nötig,  die  gegen  Besoldung  regelmäßigen  Dienst  thun. 
Freilich  kann  die  behördUche  Ueberwachung  nur  dann  Nutzen  bringen, 
wenn  einerseits  hinter  ihr  die  Autorität  des  Gesetzes  steht,  was  in 
beschränktem  Maße  gegenüber  allen  Unehelichen,  ausgedehnter  aber 
gegenüber  den  Haltekindern  schon  jetzt  der  Fall  ist,  und  wenn  ande- 
rerseits die  überwachenden  Organe  Verbesserungen  nicht  nur  anraten, 
sondern  auch  wirklich  anbahnen  können.  Würde  z.  B.  der  Erfolg  der 
ueberwachung  nur  dahin  gehen,  daß  ein  Kind  wegen  einer  an  und 
für  sich  nicht  genügenden,  aber  dem  Pflegegeld  entsprechenden  Pflege 
aus  der  Pflegestelle  entfernt  wird,  so  würde  eine  andere  PflegesieUe 
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wohl  auch  nicht  mehr  leisten,  der  Wechsel  aber  als  solcher  den  T(m1 
des  EindeB  in  der  Regel  begünätigeo. 

Es  wurde  oben  ausgeführt,  daß  bei  maDgelnden  Subsistenzmltteln 
die  ArmeD Verwaltung  einzugreifen  hat,  die  UeberwachuDgsorgane  *für 
die  UDebelicben  Kinder  sollten  den  Eintritt  dieses  Falles  recbtseitig 
feststellen  und  befugt  sein,  unbeschadet  der  Ansprüche,  welche  die 
Annenbehörde  gegen  die  Verpflichteten  gellend  machen  kann,  sofortige 
Abhilfe  zu  schaffen. 

Die  Ueberwachung  der  unebelichen  Kinder  würde  nur  dano  ge- 
nügend sicher  und  schnell  sein,  wenn  die  Fäden  der  UeberwachiiQB 
bei  einer  besonderen  Behörde  zusammenlaufen,  welche  in  Abhängigkeit 
von  der  Armenverwaltung,  bez.  als  ein  Teil  derselben  funktioiüerte*    j 

Wir  wollen  ei  nicht  unterlassen,  auch  hier  auf  die  Ordnung  diesem 
Yerhältnisee  kurz  einiugehen,  wie  &ie  sich  in  Leipzig  seit  dem  Jahr« 
1884  entwickelt  und  bewährt  hat  Die  Ziehkinder  werden  dort  suDochit 
von  deu  Müttern  nach  fireier  Wahl  Zieheltern  übergeben  und  hierBaf 
von  letzteren  polizeilich  angemeldet;  die  Zieheltern  vereinbaren  mit  der 
Mutter  das  Ziehgeld,  sind  aber  verpflichtet »  ein  einmal  übernommeoai 
Kind  mindeateuB  2  Monate  zu  behalten.  Die  Polizei  macht  vou  der  An- 
Meldung  des  Ziehkindes  dem  Armenamt  alle  14  Tage  Mitteilung.  Abgf- 
sehen  von  der  polizeilichen  Anmeldung,  aind  alle  Einwohner,  welch« 
Ziehkinder  in  Pflege  nehmen,  verpflichtet,  sie  am  n&chiteu  Freitage  lu 
bestimmter  Stunde  auf  dem  Armenamte  anzumelden;  hier  werden  <}it 
Perionalien  des  Ziebkindea  sowie  der  Zieheltern  aufgenommen  und  dil 
Kinder  aofort  dem  Ziehkinderarzt  Torgeftihrt.  tJeber  die  Zieheltern  werden 
beim  Polizeiamt  Erkundigungen  eingezogen,  und  nach  dem  Ausfall  det 
Auskunft  wird  Ton  dam  Ziehkinderamt  entachieden,  ob  die  Kinder 
ihrer  Pflege  zu  belaflaen  aind.  Abgesehen  von  ihrer  Yorstallung  anil 
Freitag  werden  die  angemeldeten  Kinder  innerhalb  der  nächsten  acht 
Tage  vom  Ziehkinderarzt  in  ihrer  Wohnung  besucht,  syphilitische  Kinder 
werden  sofort  in  daa  Krankenhaus  geachriebeni  schlecht  behandelte  dar 
Ziehmutter  abgenommen;  in  diesem  Falle  wird  letzterer  die  Berechtig 
Ziehkinder  zu  halten,  entzogen.  —  Die  weitere  Ueberwachung  flndi 
weeentUoh  durch  besoldete  Pflegerin  nen  statt;  diese  sind  intelligent 
den  besseren  Kreisen  angehörende  Damen,  welche  allmählich  in  ihr 
Beruf  eingefüiirt  werden  und  besonders  bei  der  Vorstellung  der  Kind« 
auf  dem  Armenamte,  bei  der  aufser  den  neu  eintretenden  Ziehkinder 
auch  andere  nach  Bedürfnis  von  der  Pflegerin  dem  Arzte  Torgefllb 
werden,  Gelegenheit  haben ,  ihr  Verständnis  von  der  Kinderpflege 
weitern.  Die  Pflegerinnen  müssen  besonders  die  kleinen  Kinder 
besuchen  (im  Sommer  selbst  2mal  wöchentlich)  und  können  daher 
angestrengter  Thätigkeit  nur  je  100  Kinder  überwachen.  Durch  ein 
zweck mäfsige  Buchführung  wird  die  Pflege  mit  ihren  Kesultaten  fe: 
dauernd  registriert. 

Eine  üeberleitung   in  Armenpflege   scheint   bei    den  Leipziger  Zie 
kindern  selten  zu  sein.     Abgesehen   davon  ^    dafs    das  Armenamt  die  un 
eheUohen  Täter  zur  Zahlung  heranzuziehen    sucht,    überlafst  es  die  Or 
nung  des  Pfiegegeldes   der   privaten  Vereinbarung   darch    die  Matter  tind 
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nimmt  nur  von  dorselben  KennttiiB.  Nur  ia  einemi  fireilioh  wiohtigeii 
Punkt  läfst  daa  Leipziger  Ziehkinderamt  den  ihm  unterstellten  Kindern 
ohne  weiteres  eine  Vergünstigung  zukommen ,  auf  welche  sonst  nur  die 
Armen  Anspruch  haben :  es  hat  die  Arraeoärzte  —  unter  einer  geringen 
Aufbesserung  ihres  Gehaltes  —  verpfl.iGhtet,  die  Ziehkinder  unentgeltlich 
zu  behandeln. 

[  Diese  armenä  rztli  che  Behandlung  der  Leipziger  Zieh- 
kinder steht  in  wesentlichem  Gegensatz  zu  den  Berliner  Verhältnissen, 
unter  denen  die  unehelichen  Kinder  nur  soweit  armenärztlich  behan- 
delt werden,  als  die  Mütter  Armeiiuoterstützung  genießen.  Es  wflrde 
ja  freilich  auch  jetzt  schon  nicht  schwer  halten,  im  gegebenen  Fall 
die  Berechtigung  zur  armenärztlichen  Behandlung  zu  erwirken,  aber 
im  Interesse  der  unehelichen  Kinder  würde  es  uns  vorteilhafter  er- 
scheinen, wenn  die  Haltekinder  als  solche  (abgesehen  von  denen,  die 
sich  in  günstigen  Verhältnissen  befinden)  von  vornherein  hierzu  be- 
rechtigt wären  und  bei  Eintritt  in  die  Pflege  ihrem  Bezirksarmenarzt 
^^ugewtesen  würden.  Dieser  müßte  über  besondere  Wahrnehmungen, 
die  er  bei  der  Behandlung  hinsichtlich  der  Pflege  des  Kindes 
macht,  an  diejeni;;e  Behörde  berichten,  welche  die  Haltepflege  überwacht. 
Außer  der  Behandlung  im  Krankheitsfall  dem  Armenarzt  noch 
die  ärztliche  Aufsicht  über  die  Haltekinder  seines  Bezirks  zu 
übergeben,  dürfte  nicht  empfehlenswert  sein.  Eine  erfolgreiche 
Ueberwachung  der  gesundheitlichen  Verhältnisse  der 
Haltekinder  dürfte  kaum  in  anderer  Weise  als  nach 
dem  Leipziger  System  durchführbar  sein:  durch  einen 
Haltekinderarzt  und  ihm  unterstellte  Pflegerinnen  — 
Bämtlicb  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  einer 
amtlichen  Zentralstelle  für  die  Ueberwachung  der 
Haltekinder  wirkend. 

Wir  sprachen  bisher  von  der  Ueberwachung  der  entgeltlich  in 
Pflege  gegebenen  Kinder.  Wir  glauben  aber,  daß  sich  mit  ihr  in  ge- 
wisser Ausdehnung  eine  Ueberwachung  auch  derjenigen  unehe- 
lichen Kinder  verbinden  ließe,  welche  sich  bei  der  Matter  oder 
Verwandten  aufhalten,  In  München  und  Leipzig  hat  man  die 
zunächst  überraschende  Erfahrung  gemacht,  daß  diesen  Kindern  eher 
ein  noch  geringeres  Maß  von  Sorgfalt  gewidmet  wird  als  den  Halte- 
kindern ;  in  Berlin  haben  wir  für  eine  solche  Annahme  keinen  ge- 
nügenden Anhalt;  sicher  ist  nur,  daß  die  sehr  hohe  Sterblichkeit  des 
ersten  Lebemonats  wesentlich  Kinder  betrifi*t,  die  noch  nicht  in  Halte- 
pflege sind.  Eine  Ueberwachung  dieser  Kinder  wäre  für  Berlin  io 
einer  gewissen,  vorher  nicht  bestimmbaren  Ausdehnung  durchführbar, 
wenn  man  die  Gewährung  einer  Beihilfe  zum  Säugen  oder  einer  billigen 
Kindermilch  von  einer  Ueberwachung  seitens  der  Pflegeriunen  abhängig 
machte.  Letztere  würden  zunächst  die  Notwendigkeit  der  Unter- 
stützung festzustellen  haben,  sie  würden  dafür  sorgen,  daß  mit  dem 
Entwöhnen  die  Beihilfe  zum  Stillen  in  Wegfall  kommt,  sie  würden 
ihren   Rat  für  die  richtige  häusliche  Behandlung  der  billig  gelieferten 

nriU*  Kolfe  Bd.  Vn  (L^ll)-  3ß 
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Säugliügsmilcb  gebeu  und  könoten  bei  geschickter  BenutzuDg  ihrer 
Stetluug  einen  wichtigen  Einiluß  auf  die  Pflege  des  Kiodes  ausabeo. 
Sie  wäreü  schließlich  in  der  Lage,  auf  die  rechtzeitige  BehandluDg 
bei  Erkrankung  hinzuwirken. 

Mit   der   ärztlichen    Ueberwachung*  der  Haltepflege   und    mit  def^ 
armeDtirztlicheo  Behandlung  ist  die  ootwendige  ärztliche  Fürsor 
erschöpft.      Es    bleibt    vielmehr    noch    für    Berlin    die    unab^^ 
Forderung  einer   Krankenhaus  verpfleg  ung   für   die   Halle* 
kinder  {nicht  weniger  überhaupt  für  arme  Säuglinge),     Der  aageo« 
blickliche  unbefriedigende    Stand   der   DiDge,    wie  wir   ihn    oben  gi^\ 
schildert    haben,   hat  sich    in    der   Weise  entwickelt,   daß    man   Ein* 
richtun^en    für   die  Säuglingspflege,   wie   sie  z.  B*  im  Runimelsbarge 
Waisenhause   bestanden,   wegen  der  erschreckend    schlechten  Resultate 
eingehen  lassen    mußte  und  daß  man  aus  deü    gleichen  Gründen  auch 
aus  den  Kranketihäusern   die  mutterlosen  Säuglinge   ausschloß,    KaoD 
es  aber  dabei  sein  Bewenden  haben?     Keinesfalls,  —  Selbst  wenn  die 
Krankenhau^pflege  der  Säuglinge  noch  ebenso  schlechte  Resultate  hätte] 
wie  früher,  ließen  sie  sich,  wie  wir  früher  darlegten,  nicht  entbehreD. 
Glücklicherweise   sind   aber  die   nitdizinisch-bygienischen    Fortschriilö 
gerade  in   den  letzten  Jahren  derart,   daß   man   mit  einigem  Mut  dir 
der   Forderung   einer    Krankenhausbehandlung  von    Säuglingen   wieder 
näher  treten  kann.     Die  Erfolge  werden  außerdem   um  so   besser  seiD,  i 
wenn,  wie  wir  es  vorschlugen,  schon  in  der  Haltepflege  eine  hygienisch»» 
Debeiwacbung  und  ärztliche  Behandlung  stattfindet,  so  daß  die  Kiader 
nicht   mehr,  wie  es  häufig  jetzt   geschieht,    iu  einem    botfoungslofieQ  i 
Zustand  der  Vernachlässigung  in    das   Krankenhaus    eintreten.     Jene] 
Einrichtungen    könnten   es  außerdem   sichern,  daß   nur   bei   Fachlicher  | 
Notwendigkeit  die  Anstaltsbehacdluug  an  die  Stelle  der  Privaibebard- 
long  träte.     Wir  gehen  hier   nicht  auf  die  besonderen  Punkte^   welche 
bei  der  Errichtung  eines  Säuglingtkrankenhauses  in  Betracht  kämen,  ge* 
nauer  ein ;  nur  müssen  wir  mit  Nachdruck  betonen,  daß  ein  solches  Kraokeo- ' 
haus  die  Berechtigung  einer  selbständigen  Existenz  in  sich  trägt  i     '     ^ 
zu  seinem  Nachteil  einem  allgemeinen  Krankeo haus  als  Nebenan 
gegliedert  werden  könnte.    Gegen    die  Vereinigung  mit  einem  Kit 
krankenbaus  lifße  sich  vielleicht  einwenden,  daß  das  vorzüglich  geleii 
Kaiser-    und   Kaiserin- Friedrich- Krankenhaus  sehr  peripher   liegt  usd 
ein  schneller  Verkehr  mit   der  vorgeschlagenen  Centralstelle  hierdurch. j 
erschwert  würde. 

Entsprechend  der  im  Waisendepot  für  vorübergehend  unterkuofts- 
loße  Kinder  eingerichteten  Unterkunft  wäre  es  notwendig,  auch  für| 
Kinder,  welche  aus  der  Haltepflege  von  den  Pflegemüttern  zurück- 
gegeben  oder  von  der  Polizei  genommen  werden,  ein  Asyl  zu  schaffen. 
Beide  Asyle  könnten  vereinigt  werden  und,  ura  die  besonders  für  das  j 
erste  Kindesalter  nötigen  hygienisch- diätetischen  Maßnahmen  sicherzu- 
stellen, als  selbständige  Abteilung  dem  Säuglingskrankenbaus  ange- 
gliedert werden. 

Für    die    Zeit   des   späteren   Kindesalters   wird   man    verinittelst 
einer  thatkräftigeren  Vormundschaft  oder  anderer  Organe  gerade  bei 
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den  unehelichen  KinderD  großes  Gewicht  darauf  legen  müssen,  daß 
sie  in  geordneten  Verbältnissen  aufgezogen  werden;  man  sollte 
hierbei  nicht  nur  auf  Ordnung,  Regelmäßigkeit  und  Ehrbarkeit  im 
Familienleben  seine  Aufmerksamkeit  richten,  sondern  außerdem  die  ge* 
mütliche  Seite  besonders  betonen.  Denn  gerade  die  gemütlichen  Be- 
ziehungen -m  den  Eltern  oder  Pflegeeltern  sind  es,  welche  den  unehe- 
lichen Kindern  eine  Zuflucht  im  Sturme  des  Lebens  eröffnen.  Die 
beste  Anstaltsbehandlung  ließe  in  dieser  Richtung  gegenüber  der 
Familieopflege  zu  wünschen  übrig,  selbst  wenn  die  Berliner  Anstalten 
mehr,  als  es  der  Fall  ist,  daran  dächten,  den  Bedürfnissen  des  kind- 
lieben Gemütes  entgegenzukommen  —  durch  eine  entsprechende  Aus- 
stattung der  Räume,  durch  Gelegenheit  zum  kindlichen  Spiel  und  durch 
HineinziehuDg  des  weiblichen  Elementes,  welches  bei  der  Erziehung 
der  Knaben  und  Mädchen  Mutterstelle  vertreten  sollte. 

Unsere  Vorschläge  für  die  Verbesserung  des  Schutzes  der  un- 
ehelichen Kinder  würden  sich  zu  dem  folgenden  Bilde  vereinigen  lassen. 

Den  Ledigfichwangeren  sollte  eine  Zufluchtsstätte  offen  stehen,  in 
welche  diejenigen,  die  ihrer  bedürfen,  schon  vor  der  Entbindung  ein- 
treten können.  Es  sollte  möglichst  begünstigt  werden,  daß  die  außer- 
ehelichen Entbindungen  in  Gebäranstalten  stattfinden.  Nach  der  Ent- 
lassung soll  Mutter  und  Kind  für  den  Fall  der  Not  eine  vorläufige 
Unterkunft  finden.  Der  Unverheirateten  sollte  es  thunlichst  erleichtert 
werden,  ihr  Kind  noch  6—8  Wochen  zu  stillen  —  am  besten  durch 
eine  Geldbeihilfe  zum  Stillen.  Für  arme  eheliche  und  uneheliche  Kinder 
sollte  zu  einem  billigen  Preis  gute  Säuglingsmilch  —  besonders  in  den 
Sommermonaten  —  verabreicht  werden. 

Es  wäre  ferner  wünschenswert,  die  Vormundschaftsverhältnisse  so 
zu  regeln,  daß  das  uneheliche  Kind  in  dem  Vormunde  einen  recht- 
zeitigen und  thatkräftigen  Förderer  seiner  Interessen  hätte;  der  Vor- 
mund hätte  durch  Heranziehung  des  außerehelichen  Vaters  zur  Alimen- 
tierung  dem  Kinde  reichlichere  Mittel  zum  Leben  zu  verschafi"en  und 
späterhin  u.  a.  für  einen  engen  Familienanschluß  Sorge  zu  tragen. 

Für  die  Haltekinder  wäre  besser  als  bisher  und  zwar  durch  eine 
behördliche  Einrichtung,  die  in  Abhängigkeit  von  der  Armenverwaltung 
stände,  zu  sorgen.  Sie  müssen  ärztlich  und  durch  besoldete  Pflegerinnen 
überwacht  werden;  es  wäre  ihnen  armeDärztliche  Behandlung  und  freie 
Arzenei  ohne  weiteres  zu  gewähren. 

Die  Ueberwachung  durch  einen  angestellten  Arzt  und  durch 
Pflegerinnen  hat  sich  auch  auf  diejenigen  unehelichen  Kinder  zu  er- 
strecken, welche  nicht  in  entgeltlicher  Pflege  sind,  aber  eine  Säugungs- 
beihilfe  oder  Säuglingsmilch  erhalten. 

Die  Möglichkeit)  auch  Säuglingen  eine  Krankenbausbehandlung  zu 
gewähren,  muß  unbedingt  vorbanden  sein. 

Es  könnten  in  der  gleichen  Anstalt  vereinigt  werden  1)  die  Ab- 
teilung für  kranke  Säuglinge,  2)  ein  Asyl  für  vorübergehend  obdach-^ 
lose  Kinder,  3)   die  Zentralstelle  für  Ueberwachung   der  Haltekinder. 

Zu  dem  Ausgangspunkt  unserer  Betrachtung  zurückkehrend^ 
kommen  wir  noch  einmal  auf  die  Frage,  ob  in  Berlin  die  Einrichtung 
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eines  Fiadelhauses  angezeigt  sei.  Wir  braueben  nicht  mehr  aaszu- 
führen,  daß  wir  keine  Pflicht  des  Staates  anerkennen,  sich  bedingQogs* 
los  eines  Kindes  anzunehmen;  die  Aufziehun^  eines  Kindes  in  einer 
geschlossenen  Anstalt  halten  wir  aus  erzieherischen  und  gesuid* 
heitlichen  Rücksichten  im  allgemeinen  für  unrichtig.  Wenn  wir  tosofen 
die  aufgeworfene  Frage  yemeinen,  so  kommen  wir  trotzdem  mit  unseren 
Vorschlägen  der  in  anderen  Staaten  bestehenden  Organisation  des 
Findelwesens  sehr  nahe.  Denn  die  Grundsätze,  von  denen  das  Fiodel* 
wesen  ausgeht,  und  ihre  praktische  Durchfahrung  hab^n  sich  in  den 
meisten  romanischen  Staaten  allmählich  geändert,  ganz  von  der  niodifi* 
zierten  Findel pflege  in  Oesterreich  zu  schweigen.  Durch  Aufbebaog 
der  Anonymität,  durch  Unterstützung  der  Mutter  u.  dergl.  sucht 
man  die  Inanspruchnahme  des  Staates  zu  beschränken;  die  Pflege 
selbst  erfolgt  nach  dem  Prinzip  der  Dezentralisation  und  lenkt 
immer  mehr  in  naturgemäße  Bahnen.  Die  Zentrale  enthält  nur  noch 
den  Sitz  der  Verwaltungsbehörde,  das  Asyl  und  das  Kinderkraokeo- 
haus  —  wie  uns  dies  auch  für  unsere  anders  gearteten  Verhältnisse 
zweckmäßig  erscheint. 

Wo  das  Fiiidelweseo,  wie  in  Frankreich  noch  in  lebendiger  Eot- 
wickeluug  ist  und  wo,  wie  in  Deutschland,  die  Fürsorge  für  die  ao- 
ehelichen  Kinder  in  freilich  vorläuhg  recht  langsamem  Wachsibum  ist, 
berühren  sich  daher  beide  Systeme  immer  mehr,  indem  dort  der  Ventneh, 
die  Kinder  bei  den  Eltern,  bez.  bei  den  Müttern  zu  lassen,  immer 
mehr  ausgedehnt  wird  —  allerdings  zunächst  noch  unter  der  prinzipiellem 
Anerkennung  der  Pflicht  des  Staates,  für  das  Kind  zu  sorgen  —  aod 
indem  hier,  trotz  der  Anerkennung  der  elterlichen,  bez.  matte^ 
liehen  Verpflichtung  gegen  das  Kind,  die  Öflfentliche  oder  private  Wohl 
tbätigkeit  sich  in  ausgedehnterem  Maße  seiner  annimmt 

Dieser  Entwickelungsgang  in  der  Fürsorge  für  das  uneheliche 
ist  ethisch  berechtigt  und  in  bestem  Sinne  modern.  Wenn  wir 
an  und  für  sich  vollkommen  hilflosen  Menschen  —  zumal  unverschi 
—  in  einer  L#age  sehen,  in  welcher  er  mehr  als  irgend  ein  anderer  — 
infolge  des  Unvermögens  der  Nächstverpflichteten  —  dem  Unt^rgaage 
preisgegeben  ist,  so  hat  er  auch  in  höherem  Grade  als  irgend  m 
anderer  auf  die  Unterstützung  durch  die  Allgemeinheit  ein  Anrecht ^> 
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1)  Iq  eio«m  weiteren  AtifsAts,  weTcher  In  einem  der  aftchitSD  HeÜo  d&«Mft  Jikr» 
buche»  erscheinea  wird^  soll  die  moralische  and  pbjrsi&che  Eotwiekeluiig  der  UBthfJM* 
QeboreueD  Berliai  ao  der  Hmnd  der  imlitHriacheii  Stmnmroneo  rerfolgt  wtrtau 
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VIL 

Die   Organisation  des  Handwerks  nnd  die  Segelnng  des 

Lehrlingswesens. 

Von  Dr.  Thilo  Hampke,  Altona. 
(Schlafs.) 

IL  Die  Handwerkskammern. 

Die  eioschlSgigen  Bestimmungen  ftber  diese  neuen  Institutionen  sind 
im   Entwurf  folgende: 

Errichtung. 
XX. 

Die  Fachgenossensohaften  wählen  aus  ihrer  Mitte  die  Mitglieder  der 
Handwerkskammer.  Die  Zahl  der  aus  den  einseinen  Genossenschaften  su 
wählenden  Mitglieder  wird  nach  Anhörung  Gewerbetreibender  (Innungen» 
Gewerbeyereine  etc.)  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  bestimmt. 

Die  Wahl  erfolgt  auf  6  Jahre ;  je  nach  3  Jahren  scheidet  die  Hälfie 
der  Gewählten  aus.     Eine  Wiederwahl  ist  sulässig. 

XXI. 

Die  Wählbarkeit  sum  Mitgliede  der  Handwerkskammer  ist  yon  den 
gleichen  YorauBsetzungen  abhängig,  wie  die  Wählbarkeit  zu  Aemtem  der 
FachgenosseDschaften  (X). 

xxn. 

Das  Amt  eines  Mitgliedes  der  Handwerkskammer  ist  ein  Ehrenamt. 
Die  IJebemahme  kann  nur  aus  Gründen  yerweigert  werden,  aus  denen 
die  Wahl  zum  Beisitzer  eines  Gewerbegerichts  abgelehnt  werden  darf. 

Statut. 

xxin. 

Die  Einrichtung  und  der  Gesehäftsbetrieb  der  Handwerkskammer 
wird  durch    ein  Statut  geregelt»    welches    von   der  höheren  Yerwaltungs- 


566  Natfonalökonomiiche  Oesetsgebong. 

behörde  zu.  genehmigen  ist.  üeber  das  Statut  besohliefst  die  Handweib- 
kammer  unter  Leitung  eines  Kommissars  der  höheren  Yerwaltungsbebdids. 
Kommt  ein  Beschlufs  nicht  zustande,  oder  wird  die  Genehmigung  dem 
Statut  wiederholt  yersagt,  so  eriäfst  die  höhere  Verwaltungsbehörde  dii 
Statut  mit  rechtsverbindlicher  Kraft. 

XXIV. 

Das  Statut  mufs  Bestimmung  über  den  Sits  der  Handwerkskammer,  die 
Wahl  und  Befugnisse  des  Vorsitzenden,  die  Art  der  Berufung  der  Handwerb- 
kammer,  die  Bildung  und  Befugnisse  der  Abteilungen  (Ausschüsse),  die 
Anstellung  des  Sekretärs  —  dieser  darf  nicht  Mitglied  der  Handali- 
kammer sein  — f  die  Verteilung  uud  Einziehung  der  Beiträge,  das  Kassen- 
und  Rechnungswesen  enthalten. 

Aufgaben. 

a)  Obligatorische. 

XXV. 

Die  Handwerkskammern  haben : 

1)  die  Aufsicht  über  die  Fachgenossenschaften  und  Innungen  iluM 
Bezirks  zu  fahren , 

2)  die  DurchführuQg  der  für  das  Lehrlingswesen  geltenden  Tor- 
schriften in  den  Betrieben  der  zu  den  Fachgenossenschaften  gehörendan 
Gewerbetreibenden  zu  beaufsichtigen, 

3)  die  durch  das  Gesetz  auf  dem  Gebiet  des  Lehrlingswesens  ihnen 
sonst  übertragenen  Obliegenheiten  und  Befugnisse  wahrzunehmen, 

4)  bei  der  Ueberwaohung  der  auf  den  Arbeitersohuts  bezüglichen 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  mitzuwirken, 

5)  für  Arbeitsnachweis  und  Herbergswesen  zu  sorgen, 

6)  auf  Ansuchen  der  Behörden  Berichte  und  Gutachten  jüber  ge- 
werbliche Fragen  zu  erstatten. 

b)  Fakultative. 
XXVI. 

Die  Handwerkskammern  sind  befugt: 

1)  die  zur  Förderung  des  Kleingewerbes  geeigneten  Einrichtungen 
und  Mafsn ahmen  zu  beraten  und  bei  den  Behörden  anzuregen, 

2)  Veranstaltungen  zur  Förderung  der  gewerblichen,  technischen  und 
sittlichen  Ausbildung  der  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlinge  la  treffen  und 
Fachschulen  zu  errichten. 

c)  Erlafs  der  Vorschriften. 

XXVII. 

Die  Handwerkskammern  sind  femer  befugt,  Vorschriften  zu  erimssen: 
1)  über  den   Besuch  der  von   ihnen  errichteten    Fach-    und   Fori- 
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Uldongsschuleiiy  soweit  dieser  Besaoh  nicht  daroh  Statut  oder  Gesetz  ge- 
regelt ist» 

2)  über  die  An-  und  Abmeldang  der  Gesellen,  Gehilfen,  Lehrlinge 
ond  Arbeiter  bei  den  Fachgenossen schaften. 

Die  Vorschriften  können  auch  fär  bestimmte  Gewerbe  erlassen 
werden  nnd  bedürfen  der  Genehmigang  der  'höheren  Yerwaltungsbehörde. 


Au  fsicht. 

Kommissar. 

XXVIII. 

Die  Aufsichtsbehörde  der  Handwerkskammer  wird  durch  die  Landes- 
eeniralbehörde  bestimmt.  Für  jede  Handwerkskammer  wird  von  der  Landes- 
eentralbehörde  ein  Kommissar  bestellt. 

Der  Kommissar  hat  die  Rechte  eines  Mitgliedes  der  Handwerkskammer ; 
ein  Stimmrecht  steht  ihm  nicht  eh.  Er  kann  jederzeit  yon  den  Sohrift- 
itücken  der  Handwerkskammer  Einsicht  nehmen,  Gegenstände  zur  Beratung 
stellen  und  die  Einberufung  der  Sitzungen  yerlangen.  Er  hat  das  Becht, 
den  Versammlungen  der  Fachgenossenschaften  beizuwohnen.  Der  Kommissar 
kann  die  Beschlüsse  der  Handwerkskammer  mit  autdchiebender  Wirkung 
beanstanden.  Ueber  die  Beaastandang  entscheidet  nach  Anhörung  der 
Handwerkskammer  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 

Kosten. 

XXIX. 

Die  Kosten  der  Handwerkskammer  werden,  soweit  sie  in  deren 
sonstigen  Einnahmen  keine  Deckung  finden,  von  den  ihnen  unterstehenden 
Pachgenossenschaften  durch  jährliche  Beiträge  nach  Mafägabe  des  Statuts 
aufgebracht. 

Vertreter  der  Gehilfen. 
XXX. 

Bei  der  Beratung  und  Beschlufsfassung  der  Handwerkskammer  über 
diejenigen  Gegenstände,  aaf  welche  sich  die  Zuständigkeit  der  Gehilfen- 
ausschüsse erstreckt  (XVIII),  nehmen  Vertreter  der  Gehilfenschaft  mit 
Tollem  Stimmrecht  teil.  Diese  Vertreter  werden  yon  den  im  Bezirk  der 
Handwerkskammer  bestehenden  Gehilfenausschüssen  aus  ihrer  Mitte  nach 
Mafägabe  des  Statuts  der  Handwerkskammer  gewählt 

Kommt  ein  Beschlafs  der  Handwerkskammer  gegen  die  Stimmen 
•ämtlicher  Vertreter  der  Gehilfenschaft  zustande,  so  können  die  letzteren 
mit  aufschiebender  Wirkung  die  Entscheidung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde beantragen. 
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III.  Gemeinsame  BeatimmuQgen. 

Kor{>oratioii8reehte. 

XXXI. 

Die  Fachg6iioi9eBficbaft6D  und  HaDdwerkBkammeni  käooeB  unter  ihrtm 
Natuen  Hechte  erwerben  und  Verbindlichkeit*  n  eiDgehen,  vor  Gericht  klageö 
und  verklagt  werden.  Pur  die  Verbintlliubkeitt^n  der  Fachgeno»8enscbaft  Uüä 
der  Hacdwerkakammer  haftet  der  Gläubiger  und  das  Vermögen  der  6e- 
nosaenachaft  und  der  Handwerkskammer. 

Stellung  der  InnungeD. 
XXXIL 

Die  den  Innungen  getetElich  übertragenen  £efugni<»fie  werden  inioirri 
aufgehoben»  als  §ie  fiioh  über  den  Kreis  der  Innungf^mitglieder  entreckeii 
(§§   100  e,    rOOfff.  der  Gewerbeordnung). 

Die  von  den  Innungen  erlansenen  Vorsohriften  dürfen  nicht  im  Wider»] 
ipiuch  mit  den  ron  den  Handwerkskammern  und  Faohgenoseenacbalten  ia  I 
Erfüllung    ihrer    gesetzlichen    Aufgaben     getroffenen    Bestimm ungeu    uod 
Aendcrungeu  stehen.     Die  Innungen  ooterliegen   der  Aufaioht   der  Eaod* 
Werkskammern. 


Bestehende  Oewerbekammern. 
XXXIIL 

Die     besiebenden     Gewerbekammern     treten     unier     entapreohMiS 
Aenderung  ihrer  Verfassung  an  die  Stelle  der  Handwerkskammern. 

Dies  sind  die  Yorgesohlagenen  Bestimmungen  über  die  Handwerk»- 
kammerUi  die  im  Entwürfe  leider  in  engste  Verbindung  zu  den  Fachg^^ 
Bossen sühaften  gebracht  sind.  Die  Frage  der  Errichtung  dtr  Handwerks* 
kammern  hl  jedoch  eine  Materie  für  sich,  und  die  erst  im  «weiten  Entwurf 
Torgenommene  Verc|uickung  b&ider  Materien  ist  im  Interesse  der  Sachs 
SU  bedauern. 

Wir  wollen  die  Frage  der  Handwerkskammern  daher  selbstäodif 
behandeln* 

Der  bedeutendste  FortschriU  des  neuen  Entwurfes  gegenüber  dui 
früheren  preufaisehen  Gewerberäten  und  gegenüber  den  Bifmftrek'fchen 
Gewerbekammern  be6>teht  darin,  dafa  man  die  ilandwerkskanmem  idchl 
fakultativ,  sondern  obligatorisoh  ins  Leben  rufen  will  '), 

Kur  in  Saehaen  uud  Bayern  bestehen  bisher  obligrttori^che  Icteretsto* 
yertretungcn,    deren  obligatorischer  Charakter  eich  durchaus  bewährt  hat 

Die  preufaischen  Handelskammern  sind  dagegen  fakultatiTa  Ow§uiß» 
sationen.  Man  wollte  in  Freufsen  nur,  wo  sich  wirklicli  ein  E«dif^ili 
zeigte  derartige  Interessenvertietungen  schaffen,  um,  wie  man  glaubte,  niehi 


l)  HamplEOf  Hmnilwerker-  oder  Gewerbe Ilaid inem  ? 
wtr blieben  Organ ii«tioa*frage|  Jiua  1898,  S.  110  ff. 


Eio  Bdtrsf  t*ar  L4i««tif  4sr  fi^ 


Katlouldkonomiidi«  OflMtsgebiing.  5g9 

SeheinorganisatioDeii  ins  Leben  zu  rofen.  Die  Organisation  der  Handelt- 
kammem  fOr  die  preaTsische  Monarchie  wurde  bereits  durch  die  königl.  Yer- 
ordnung  über  die  Errichtung  yon  Handelskammern  vom  11.  Februar  184S 
Torgenommen.  Obgleich  also  über  diese  Materie  bereits  seit  üast  60  Jahren 
gesetsliehe  Normen  bestehen,  findet  doch  in  den  preufsischen  HandeUkammern 
nicht  viel  mehr  als  die  Hälfte  Preufsens  eine  Interessenyertretung.  Viele 
Kammern  erstrecken  sich  nur  auf  einen  einzigen  Stadtbesirk  und  erst  in 
■merer  Zeit  werden  mehr  und  mehr  Landkreise  mit  in  diese  Xnteressenyertre* 
tnngen  hineingesogen.  Dabei  ist  ee  eine  anerkannte  Thatsaohe,  dafs  Kauf- 
kute  und  Fabrikanten  eher  geneigt  sind,  Mittel  zur  Vertretung  ihrer  ge- 
meinsamen Interessen  aufzuwenden»  wie  kleinere  Gewerbetreibende,  welche 
dio  Kosten  scheuen  und  die  überhaupt  nicht  gern  für  Zwecke  Geld  opfern, 
Ten  denen  sie  nicht  sofort  Erfolg  sehen.  Fakultative  Organisationen 
worden  bei  Kleingewerbetreibenden  sehr  leicht  an  der  leider  sehr  weit 
Torbreiteten  Interessenlosigkeit  und  falschen  Sparsamkeit  derselben  scheitern. 
Bei  fakultativen  Gewerbekammem  soll  die  Errichtung  von  dem  Be- 
dfirfiiis  abhängig  gemacht  werden.  Dieses  Bedürfiiis  wird  sich  doch 
nur  immer  in  einseinen  Orten  geltend  machen.  Wenden  sich  diese  mit 
ihren  Wünschen  an  die  Regierung,  so  wird  dieselbe  wiederum  diesen  Forde* 
rungen  nicht  willfahren  können,  weil  es  bei  einer  Gewerbekammer  sehr 
auf  die  richtige  Festsetsung  des  Besirks  ankommt.  Eine  Gewerbekammer 
wird  sich  in  den  seltensten  Fällen  auf  eine  Stadt  allein  beachränken 
können,  denn  die  kapitalschwachen  Kleingewerbetreibenden  würden  nicht 
m  der  Lage  sein,  diese  Institution  su  erhalten.  Eine  Handelskammer 
kann  sich  leicht  allein  auf  einen  einzelnen  Stadtbesirk  beschränken,  eine 
Oewerbekammer  müüste  schon  aus  pekuniären  Gründen  die  Landkreise 
mit  au  umfiMsen  suchen,  ihr  Besirk  müfste  ein  gröfserer  sein. 

In  einem  gröiseren  Bezirk  das  Bedürfnis  nach  einer  Gewerbekammer 
zn  erwecken,'  ist  jedoch  ungemein  schwer,  weil  die  Landkreise  sich  stets 
ablehnend  verhalten.  Es  ist  daher  kaum  denkbar,  dafs  auf  fakultativem 
Wege  eine  Gewerbekammer  ins  Leben  tritt.  Ist  der  Beitritt  dem  einseinen 
Geweirbctreibenden  freigestellt,  so  ist  die  Beteiligung  eine  su  geringe; 
dann  diejenigen,  denen  es  vermöge  ihres  Fleifses  und  ihrer  Intelligenz 
gut  geh^  bedürfen  einer  Vertretung  ihrer  Interessen  nicht,  glauben 
wenigstens,  einer  solchen  nicht  zu  bedürfen,  diejenigen,  denen  es  schlecht 
geht,  leben  leicht  stumm  und  hoffnungslos  dahin,  sie  scheuen  infolge  ihrer 
Lage  die  Ausgabe.  Von  den  übrigen  sind  viele  su  interessenlos,  bei 
anderen  ist  der  Bildungsgrad  nicht  vorhanden,  um  die  Vorteile  einer  der- 
artigen Einrichtung  zu  erkennen.  Alledem  kann  nur  durch  obligatorischo 
Einrichtung  der  Kammem  begegnet  wenden  und  aus  diesem  Grunde  ist 
die  obligatorische  Errichtung  der  Gewerbekammem  im  Entwurf  mit  be- 
sonderer Freude  zu  begrüfsen.  Hoffentlich  sieht  die  Regierung  bald  die 
naheliegende  Konsequens,  auch  den  Handelskammern  obligatorischen 
Charakter  su  geben. 

Die  Zuständigkeit  der  Handwerkskammer  soll  sich  wie  bei  den  Fach- 
ganossenschaften  auf  alle  mit  Ausnahme  des  Handels  und  der  in  §§  29 
bis  30,  31  bis  37  der  Gewerbeordnung  angeführten  Gewerbe,  aber  ein- 
achlitXtflich    des    Musikgewerbes,    soweit    es    höhere    künstlerische  Inter- 
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eaaen  nicht  Terfolgt,  eratreckdRy  uQd  swar  ßollea  ihr  sa^ehöreo  iUe  Go- 
werbtjtreibende,  welche  ein  Handwerk  betr<3ibeti  oder  ragalmäT^if  mchi 
mehr  aU  20  Arbeiter  beschäftigen. 

El  aolhu  aUo  nicht  nur  Haadwerker,  soodero  au»drüeklich  all» 
kleineren  Induttriellen^  welche  bia  20  Hilfaarbeiter  beachäftigeo,  der  Kammer 
angehören. 

Dieäe  Embeziehung  kleiner  Induttnelleri  im  allgemeinan  hoher  go* 
bildeierer,  intelligenterer  Kreiae  iat  nur  mit  Freude  zu  begruTtea,  döoa 
wollte  man  daa  Handwerk  in  der  Kammer  auf  eich  allein  beaehränkeo, 
ao  würde  dieselbe  leicht  Einseitigkeiten  verfiUen  und  vielfach  entweder 
eine  kümmerliche  oler  eine  uagesunde  Lebensthlitigkeit  entwiokelo,  wit 
diea  die  Handwerksabteilangea  der  preafäiachea  Gewerberate  vom  Jahre 
1849  und  der  preufaiachen  Gewerbekimmern  Tom  Jahre  1884  bowieata 
haben.  Die  Vertr^'ter  des  Eaadwerka  in  der  Kammer  wurden  bei  dtr 
jetzt  herrsch endcD  Strömung  jedenfalls  der  Richtung  angehöreo,  die  fttr 
BefähigungdDachweis  und  Zwaugainnung  ach  wärmt.  Die  klare  Folftj 
würde  dann  die  aein ,  daf«  die  einzelnen  Handwerkakfimmem  einerdeitif 
mit  den  alten »  oft  wiederholten  ^  bisher  aber  immer  noch  —  aelbit  in 
Torliegenden  Eotwurfe  —  teila  fdr  unannehmbar  erklärten  Forderaagao 
ihre  Zeit  verlieren  wurden»  ohne  etwas  Eräprjeriliohei  zu  leiateo  ^)» 

Die  preufai sehen  Uewerberäte,  die  aaa  Handwerkern,  Fabrikanten  tto4 
K^ufleuten  beatandeo,    Vürfolgten    nach    ziemlich    durchgängigem   thatslali* 
Hohem  Ausacheidee  der  beiden  letztgenaDDien  Elemente»  also  nachdem  lia 
sich  zu  Haudwerkerkammero    umgebildet    halten,    in    beachraoktoiter  Eis« 
Beitigkeil  mit  der  moderoeo  Wjrtsohaftswelt  gaoz  uDverembar  und  deahilb  i 
vergebliobe    Forderuogen    gewerblicher    Abachliefäung    und    Gebundenheit  \ 
und   gingen  überall,    mehr  oder  minder  aobnell,    an    g^lnzlicher    Teilaalin* 
loaigkeit  der  Handwerker    von  seibat    zu  Grande').      Die  gleichen   Erfah- 
ruDgen    bat    man    wiederum  in    den  neuen  preuTaiachen  Gewerbekammera 
gemacht,  die  durch  die  Initiative  des  Füraten  Biamarck    durch   Verfuganf 
vom  24.  Juli   1884    ina  Leben    gerufen    wurden.     In    den  Haadwerkerab* 
teiluDgen   dieser  Gewerbekammem,    die  genau    dasaelbe  darstellen     wie  die 
gefoiderteo     Uaodwerkorkammern,     traten    dieselben     unfruchtbaren     Ba* 
strebuQf^eQ  hervor.     In    allen    fast    ohne    Ausnahme    sprach  man  sich  fttr 
obligatori^Ghen   Befähigungsnachweis,    obligatorische  Inoueg    und    alle    dia 
anderen  utopistischen    Wünsche  aus«    deren    Eealiaierueg    bei  den  jetzigea| 
gewerblichen  Yerhältnisaen    ein   Ding   der  Uümöglichkeit    ist»     Auch  hidf^ 
wurde  die  Zeit  mit  undurchführbaren  Bestrebungen  verbracht,  ohne  irgend 
welche    prakti&ch    realidierbarcn   Ziele    zu    vorfolgen.     Aber  nicht    nur    ta 
Freufsen    sind    diese    Erfahrungen    gemacht    wirden,    sondern    in    Bayern, 
Sachsen   und  Baden   ist  ea  ebenso.     In   Biyern,    wo    die  Gewerbeabtoilaag 
der  Handela-  und  Gewerbekammer    eine  Art  Handwerkerkiimmer  darataUt, 
merkt  maa  von  irgend  welcher  fruchtbringenden  Thätigkeit  dieaer  Gewerbe« 
kammern  sehr  wenig.     8ebr  selten  wird  die  Gewerbeabteiluog  darch  eint 


1)  Hiiinpke,  UarOdw^rker*  oder  Oewerbekaaimerii  f    Bin  BaitrA^    aar  Lüsuag  der  ga- 
irerblicbQQ  Oncamiftiioti»rrji^C9,  Jena  1893.   S.  206   ff. 

2)  Gewarh^atisalger,    augleich    NaehrichtaDblatt    daa    Verbandai    deatsclittr  'G«w«rb«- 
vareioa.  U    Jabrg.  Nf.  16.  Satt«  tOS  fg.  ' 
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Sitzaog  aus  ihrem  siifsen  Nichtsthun  aufgerüttelt  Iq  Saohsen  ist  es 
ungefähr  ebenso,  dort  thut  die  Kammer  eigentlich  auch  weiter  nichts,  als 
da£B  sie  dann  und  wann  ein  Gutachten  abgiebt,  ob  der  oder  jener  Innung 
die  Beohte  des  §§  100  e  und  100  f  verliehen  werden  sollen.  In  Saohsen 
habeo  die  bisherigen  Erfahrungen  doch  bereits  dahin  gefuhrt,  dafs  man 
höhere  Gewerbetreibende  in  die  Gewerbeabteilung  einbeziehen  will,  um 
ihr  frisch  pulsierendes  Leben  einzuhauchen.  In  Baden  sprechen  sich  die 
Motiye  zum  ersten  badischen  Gewerbekammergesetzentwurf  darüber  in 
folgender  Weise  aus. 

,yDie  Erfiahrungen  indessen,  welche  bezüglich  der  Wirksamkeit  frei- 
williger Vereinigungen  vorliegen,  deren  Mitgliedschaft  auf  die  Kleinge- 
werbetreibenden, sei  es  infolge  ihrer  Satzungen,  sei  es  infolge  anderer 
Ursachen,  beschränkt  ist,  erwecken  ernstliche  Zweifel  gegen  die  Nützlich- 
ket  einer  derartigen  Isolierung  des  Kleingewerbes,  wenigstens  in  dem 
Xreise  derer,  welche  die  Bedingungen  der  Erhaltung  und  des  Gedeihens 
-des  Kleingewerbes  in  einer  thanlichsten  Anpassung  ihres  Betriebes  an 
denjenigen  der  Industrie  erblicken  und  es  daher  als  im  Interesse  des 
erstoren  gelegen  erachten,  dafs  dasselbe  in  möglichst  lebhafte  Beziehung 
SU  seiner  Lehrmeisterin,  der  Industrie,  gebracht  werde.  Der  weite  Blick, 
den  durch  die  Mitgliedschaft  Industrieller  diese  aus  den  besten  Kräften 
des  Oewerbebestandes  zusammengesetzte  Interessenvertretung  haben  wird, 
wird  sie  davor  bewahren,  in  Dingen  ihr  Heil  zu  suchen,  die  einer  über- 
wundenen Vergangenheit  angehören.  Also  auch  in  Baden  liegen  die  bis- 
herigen Erfahrungen  so,  dafs  man  durch  das  neue  Gesetz  vom  22.  Juni 
1892  nicht  Handwerker-,*  sondern  Gewerbekammern  schaffen  wollte. 

Wie  im  Süden,  so  ist  es  auch  im  Norden  Deutschlands.  Die 
hanseatischen  Gewerbekammern,  die  sich  bisher  am  besten  bewährt 
haben,  sind  die  energischsten  Kämpfer  gegen  Handwerkerkammern  ge- 
wesen. Ueberall  in  Deutschland,  wo  man  derartige  Versuche  gemacht 
hat,  sprechen  die  praktischen  Erfahrungen  gegen  Handwerkerkammern. 

Wer  das  Handwerk  kennt,  der  weifs  auch,  weshalb  sich  überall 
die  gleichen  Resultate  gezeigt  haben,  nämlich  weil  der  kleine  Hand- 
werker leicht  einen  ziemlich  engen,  einseitigen  Interessenstandpunkt 
vertritt.  Ihm  fehlt,  vermöge  seines  Bildungsganges,  häufig  der  weite  Gesichts- 
kreis und  die  Fähigkeit,  sich  den  Fortschritten  unserer  wirtschaftlichen 
Eniwiokelung  schnell  anzupassen  und  sich  mit  den  gegebenen  Verhält- 
nissen in  Einklang  zu  bringen.  Aus  diesem  Grande  huldigt  der  Hand- 
werker im  allgemeinen  leicht  dem  Rückschritt  Er  sieht  unter  Ver- 
kennung der  historischen  Entwickelung  in  früheren  Einrichtungen ,  die 
unter  anderen  Verhältnissen  günstigere  Resultate  hatten,  den  Weg  zur 
Besserung  der  Lage  seines  Standes.  Wenn  man  dies  ausspricht,  so 
schleudert  man  unseres  Erachtens  keine  Beleidigung  gegen  das  Handwerk, 
denn  die  zahlreichen,  hochintelligenten  Elemente  im  Handwerk  gestehen 
die  hier  entwickelte  Ansicht  als  richtig  selbst  zu.  Gerade  die  intelligen- 
testen Schichten,  die  am  besten  zu  beurteilen  wissen,  was  dem  Handwerk 
not  thut,  würde  man  durch  Schaffung  von  neuen  Handwerkskammern  aus 
den  kleingewerbliohen  Interessenvertretungen  hinausdrängen.  Handwerks- 
kammern würden  zu  eng  in  ihrem  Gesichtskreis  sein  und  zu  sehr  an  den 
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rein  örtlichen  Erschein unged  hängen^  ohne  das  richtige  Verttäadoii  fär 
die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Momente  zu  haben.  Deshalb  kann  ein« 
kleiDgeworbliche  IntereBfleiiTeFtretung  nicht  den  fördernden,  hebenden  Ein* 
üufa  dar  etwa«  höheren    Kreise  entbefaren. 

Die  Regierung  hat  au«  diisem  Gedchtspunkte  heraus  die  KleiBin- 
duatrie  in  die  Kammer  hineingezogen  und  diese  ist  dadurch  eine  Gewvrbe- 
kammer  geworden. 

Obwohl  also  die  Regierung  seihet  Qewerbekammem  in  Vonahlag 
bringt,  nennt  sie  dieselben  doch  Kandwerkskammern,  weil,  wie  der  Herr 
Geh.  Ob.-Beg.-Rat  Dr,  Sichert  in  Eisenach  ausführte,  die  Eegierung  nur 
ihre  wohlmeinende  Absicht  dem  Handwerk  gegenüber  habe  auadröekliell 
markieren  wollen,  ohne  hieraus  Konsequenzen  auf  den  Inhalt  der  ViniafS 
zu   ziehen. 

That«ächlioh  hat  dieses  Vorgehen  der  Regierung  den  Erfolg  gehabt^ 
dafs  in  den  In  nun  ga kreisen  die  Opposition  gegen  diese  Qewerbekammera 
nicht  so  grofs  gewesen  ist^  wie  sie  gewesen  sein  würde,  wenn  man  diese 
Organisationen  .yGewerbekammem''  genannt  hätte.  Es  ist  zu  wunsohen, 
dafs  diese  Organiaationen  ihren  wahren  Namen  ^^ Gewerbekammer''  erhalten, 
denn  erstens  sind  aie  keine  Handwerk erkammern,  da  sie  auch  die  Eleto* 
industrie  mit  umfassen,  zweitens  ist  in  unserer  Gewerbeordnung  übi^nll 
Tom  Gewerbe  die  Rede«  Der  Ausdruck  Handwerk  kommt  in  ihr  gar 
nicht  vor  und  dieser  Ausdruck  lärst  sieh,  wie  die  Motire  selbst  sagen, 
nicht  begrifflich  fixieren^  und  drittens  haben  wir  in  Deutachland  schoa 
mehrfach  Gewerbekammern,  nach  denen  man  sich  im  Ausdruck  als  Yer-^ 
bild  richten  kann^). 

Die  Abgrenzung  des  Kli^inbetriebes  von  dem  Grofsbetriehe  hat  die 
gröfste  Opposition  allseitig  herrorge rufen. 

Man  hat  gesagt,  diese  Abgrenzung  könne  nicht  befriedigen,  da  <t 
sehr  Tiele  Handwerksbetriebe  mit  bis  zu  100  und  mehr  Arbeitern  giebt,  welche 
nach  Art  ihres  fietriebes  nicht  zur  Grorsindustrie  zu  rechnen  sind  (Maurei-, 
Zimmermeister  etc.)|  deren  Inhaber  auch  nicht  zu  derselben  gerechnet  werden 
wollen,  sondern  die  ihre  Einbeziehung  in  eine  in  Aussicht  zu  nehmende 
Organisation  des  Handwerks  aus  wichtigen  Gründen  wünschen  müfsen. 
Ferner  giebt  es  sehr  yiele  Gewerbebetriebe ,  welche  weniger  aU  iO 
Arbeitern  beschäftigen  und  die  dennoch  ah  wirkliche  Fabrikbetriebe  n 
rechnen  sind,  also  nicht  in  den  Rahmen  der  in  Aussicht  genommenen  Organi- 
sation des  Handwerks  geht>ren. 

Das  erste  Bedenken  ist  dadurch  gelöst,  dafs  in  Eiseuaeh  seitens  der 
RegierungsTertreter  erklärt  worden  ist,  dafs,  wenn  das  Gewerbe  ein  band* 
werksmäfsiges  ist,  alle  Gewerbetreibenden^  gleichriel  wie  riel  Arbeiter 
sie  haben,  zur  Organisation  gehören  sollen.  Bei  den  Maurermeistern«  { 
Zimmermeistern,  Malermeistern  etc.  wird  man  nicht  zweifelhaft  sein  können, 
dafs  diese,  auch  wenn  sie  100  uad  mehr  Arbeiter  habeo,  zur  Handwerks- ' 
kammer  gehören.      Niemand   hat   sie   bisher   zur   Handelskammer   ziehen 


1)  B«ricbt  über  dift  VtrhAudlaogen  des  XI.  deutschen  GewerbekAmmertages  in  ] 
am  lt.,  13.  und  14.  Oktober  1B9S,  Dresdoi,  S.  56. 
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wollaii.  Bei  yielen  anderen  Gewerben  ist  es  jedoob,  wie  wir  sehen  bei 
den  Faohgenossensohaften  ausführten,  anders. 

Sin  Inhaber  einer  Konditorei,  wie  die  der  Gebrüder  Stollwerk  in 
Köln,  wird  in  die  Handelskammer  und  nicht  in  die  Handwerkskammer 
gehören,  da  seine  Interessen  auf  ganz  anderem  Gebiete  liegen.  Ebenso  ist 
es  bei  den  Inhabern  groIiBer  Uhrenfabriken^  Schuhfabriken,  Kleiderfabriken, 
Iföbelüschlereien  eto. 

Durch  die  Auslegung  des  Herrn  Begierungsyertreters  scheint  uns 
daher  die  Frage  nicht  gelöst.  Wir  würden,  statt  alle  handwerksmäfsigen 
Betriebe  eo  ipso  zu  der  Handwerkskammer  lu  rechnen,  daher  yor- 
sehlagen,  die  Grenze  bis  auf  25  Hilfsarbeiter  zu  erhöhen,  diese  aber 
auch  dann  nicht  nur  für  die  Kleinindustrie,  sondern  auch  für  das  Hand- 
werk gelten  zu  lassen. 

Der  Bundesrat  müfste  dann  bei  Gewerben,  bei  denen  es  zweifellos 
ist,  dafs  sie  zur  Gewerbekammer  gehören,  wie  bei  den  Maurern  etc.,  be- 
stimmen dürfen,  dafs  diese  und  ähnliche  Gewerbe  überhaupt  zur  Hand- 
werkskammer gehören,  auch  wenn  sie  mehr  als  25  Hilfsarbeiter  be* 
sehäfligen. 

Andererseits  müfste  natürlich  auch  durch  Beschlufs  des  Bandesrats, 
wie  dies  auch  im  Entwurf  yorgesehen  ist,  festgestellt  werden,  dais  für 
ganz  bestimmte  Gewerbe,  die  schon  mit  wenig  Arbeitern  Fabrikbetriebe 
sind,  eine  geringere  Zahl  yon  Arbeitern  als  Grenze  festgesetzt  wird. 

Da  es  aber  zweifellos  in  yielen  Gewerben  Betriebe  giebt,  die 
aueh  bei  mehr  als  25  Hilfsarbeitern  nach  Art  ihres  Betriebes  nicht  zur 
Qrofsindustrie  zu  rechnen  sind  und  deren  Inhaber  auch  nicht  zu  derselben 
gerechnet  werden  wollen,  sondern  die  lieber  ihre  Einbeziehung  in  die 
Handwerkskammer  wünschen,  so  sollte  man,  um  diesen  Elementen  gerecht 
zu  werden  und  um  die  Unzuträglichkeiten  abzuschwächen,  ein  Options- 
recht  einführen. 

Alle  Gewerbetreibenden,  welche  mehr  als  25  Hilfsarbeiter  beschäftigen, 
müfsten,  wenn  sie  ihre  Aufnahme  in  die  Wählerlisten  der  Gewerbe- 
kammer selbst  beantragen,  auch  zu  dieser  wahlberechtigt  und  wähl- 
bar sein  ^). 

Das  Optionsrecht  hat  besonders  darin  seine  Begründung,  dafs  nach 
den  seitherigen  Erfahrungen,  die  namentlich  auch  in  den  Gewerbeyer- 
einen  gemacht  worden  sind,  sich  mit  Zuyersicht  annehmen  läfst,  es  werde 
aueh  fernerhin  eine  Anzahl  yon  Fabrikanten  ihre  Teilnahme  an  der 
Förderung  des  Gewerbes,  wie  seither  durch  die  Mitgliedschaft  in  den 
Oewerbey ereinen,  so  durch  Anschlufs  an  die  Gewerbekammern  bethätigen. 
Es  giebt  Fabrikanten,  die  sich  aus  dem  Handwerk  emporgeschwungen 
haben  und  die  gern  ihre  Erfahrungen  dem  Kleingewerbe  zu  nutze  kommen 
lassen.  Derartige  Elemente  können  der  Gewerbekammer  nur  nütz- 
lieh sein. 

Die  Handelskammern  scheinen  zu  fürchten,  dafs  ihnen  doroh  dieses 
Optionsrecht  Grofsindustrielle  in  zu  grofser  Zahl  entzogen  werden  könnten 


1)  Hampke,  Handwerker-  oder   Gewerbekammeni  ?    Ein   Beitrag   aar   Lötang   der 
gewerbUchen  Organisationsfirage,  Jena  1808,  S.  216  IL 
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und  dafa  daraus  Tielfach  bedenkliohe  pekuniäre  Schwierigkeiten  erwachmi 
würden. 

Diese  Befürchtungen  köonen  wir  durchaus  nioht  teilen,  denn  enUm 
liegf?n  die  Interessen  der  Grofsindustrie  mehr  nach  dem  Handel  hin  und 
die  ürofsiuduetrie  weifs  recht  wohl,  was  ihr  frommt,  sie  wird  aUo  aus 
reinem  Vergnügen  nioht  2a  ihrem  eigenen  Schaden  die  HandeUkammem 
verksBeD. 

Um  diesen  Bedenken  jedoch  zu  begegnen,  könnte  man  den  be* 
treffenden  Gewerbetreibenden,  die  optieren,  gleichzeitig  das  aktive  und 
passive  Wahlrecht  zur  Htindelskammer  lassen,  so  dafs  ihre  Er- 
fahrungen und  Beiträge  auch  den  Handelskammern  nicht  rerloren  gehen. 
Viele  Fabriktiöttn  würden  wahrscheinlich  Ton  dem  doppelten  Wahlrecht 
uicbt  Gebrauch  machen,  wöhrend  diejenigen,  die  ein  grofses  Interesse  Am 
Kleingewerbe  haben,  sich  durch  die  doppelten  Beiträge  nicht  von  der 
Beteiligung  an  der  Gewerbekamnier  abschrecken  lassen  würden.  Auf  diew 
Weise  müfsten  die  Ünzuträgllehkeiten,  die  mit  der  rein  mechanischen  Ab- 
grenssuDg  nach  Hilfsarbeitern  verbunden  ist,  abgeschwächt  werden. 

Gerade  diese  Art  der  Abgrenzung  nach  Hilfsarbeitern  hat  man  all» 
gemein  als  ungenügend  angegriffen,  ohne  Vorschlage  Über  eino  ander« 
Art  der  Abgrenzung  zu  machen.  Dafs  diese  rohe  mechanische  Scheidungi- 
art  viel  Mängel  hat,  wird  niemand  leugnen,  bei  unseren  gewerblichen 
VerhältniäBen  ist  jedoch  eine  andere  Art  der  Bcheidung  naoh  unserem 
DafürholteD  unmöglich^]. 

Alle  Angriffe  gegen  die  Scheidung  naoh  Hilfsarbeitern  milssen  lo 
lange  zurückgewiesen  werden,  bis  bessere  Vorschläge  gemacht  wordrn  | 
sind«  Besonders  haben  aber  auch  Handelskammern  gegen  die  Grenze  Toa 
20  Hilfsarbeitern  sich  ausgesprochen,  indem  sie  darauf  hinwiesen,  doli 
ihnen  zu  viele  Elemente  entzogen  würden  und  dafs  sie  nach  Weg&U 
der  Beiträge  der  kleinindustriellen  Kreise  aus  pekuniären  Gründen  kana  | 
noch  existenzfähig  wären.  Dieser  egoistische  Standpunkt  entspricht  doch 
nicht  dem  Kern  der  Frage. 

£b  ist  zweifellos,  dafs  viele  Handelskammern  sehr  schwer  durch  d«iiJ 
Wegfall  der  kleinindustriellen  Kreise  betroffen  werden.  Es  sind  jedockj 
nur  diejenigen  Kammern,  welche  sich  auf  einen  unnatürHoh  kleinen  Be-  j 
zirk  erstrecken. 

Die  Schaffung  der  obligatonschen  Gewerbekammer  von  Heichs  wag«B| 
müXste   selbstverständlich    eine  Keorganisation    der   Handelskammergesetz* 
gebung  zur  Folge  haben.     Die  Handelskammern  müfsten  ebenfalls   obliga- 
torisch durch  das  ganze  Beich   hin  netzartig  errichtet  werden ,    wie    die«  . 
in    Sachsen    und    Bayern    bereits    der   Fall    ist     Umfaljten    die    Handelt- 
kammern     dann     genügend   grofse  Bezirke,    lo   würde    das   pekuniäre  Be-j 
denken  in  Wegfall  kommen« 

Nach  dem  Regierungsentwurf  soll  auch  das  Musikerge werbe,  soweit 
es  höhere  künstlerische  Interessen  nicht  verfolgt»  in  die  Gewerbt^kammer 
hineingezogen  werden.     Auf  dem  Eisenacher  Gewerbekammertag   hat  sich 


I)  Btmpke,  H&tidwerker-    oder  Oewerbekammern  ?     Ein  Beitrag  cur  LSaoag  dtr  fs*  | 
w«rbHcheD  OrgtniBAtioDafrage^  J«jia  1893,  3.  813  ff. 
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eioe  sehr  breite  Debatte  darüber  entwickelt,  ob  die  Musiker  uod  eyen- 
tnell  auoh  die  Gastwirte  in  die  Organisation  hineingeborten.  Wir  halten 
diese  Frage  f&r  eine  mehr  untergeordnete  und  würden  nichts  gegen  eine 
Einbeziehung  beider  Gewerbe  einzuwenden  haben. 

Weit  wichtiger  ist  die  Frage,  ob  auch  der  Kleinhandel,  wie  in  Sachsen, 
in  die  Kammer  aufgenommen  werden  soll  ^). 

Unseres  Dafürhaltens  gehört  der  Kleinhandel  mit  in  die  Handels« 
kammer,  denn  die  Interessen  Ton  Grofs-  und  Kleinhandel  sind  nicht  so 
diyergent,  wie  die  yon  Grofs-  und  Kleingewerbe.  Soyiel  uns  bekannt, 
hat  nie  der  Kleinhandel  das  Bedürfnis  nach  einer  besonderen  Interessen- 
Tertretung  geäulsert,  ein  Zeichen,  dafs  seine  Interessen  bisher  doch  schon 
dureh  die  Handelskammern  gewahrt  worden  sind.  Die  ganz  zufällig  und 
»ehr  vereinzelt  in  die  sächsischen  Gewerbekammem  gewählten  Klein* 
handler  können  nicht  als  Vertreter  des  Kleinhandels  gelten.  Sie  yer- 
mögen  schon  wegen  ihrer  geringen  Zahl  ihr  Spezialinteresse  gar  nicht  zur 
Geltung  zu  bringen  ^). 

Als  Ausgangspunkt  der  gesetzgeberischen  Aktion  seitens  der  Regie* 
rang  ist  die  Regelung  des  Lehrlings wesens  in  den  Vordergrund  gestellt^ 
soll  aber  die  Gewerbekammer  eine  Aufsichtsbehörde  über  das  gewerbliche 
Lehrlingswesen  sein,  so  mufs  das  kaufmännische  Element,  welches  keine 
technischen  Kenntnisse  besitzt,  ausscheiden.  Es  ist  daher  erfreulich,  daüs 
der  Entwurf  das  kaufmännische  Element  aus  der  Handwerkskammer  aus* 
gesehlossen  hat 

Vom  Verbände  deutscher  Gewerbeyereine  ist  auf  seiner  zweiten  Haupt* 
Tenammlung  zu  Wiesbaden  am  26.  und  26.  September  v.  J.  angeregt 
worden,  es  möchte  auch  solchen  Gewerbetreibenden,  welche  sich  nach  er* 
folgreichem  Gewerbebetriebe  zur  Ruhe  gesetzt  haben,  das  Optionsrecht 
gegeben  werden,  so  dafs  diese  berechtigt  wären,  sich  der  Zuständigkeit 
der  Oewerbekammer  freiwillig  zu  unterstellen.  Gerade  solche  Männer 
wären  sehr  schätzenswerte  Kräfte  wegen  ihrer  reichen  Erfahrung  und 
Doabhängigkeit  und  nicht  zuletzt  wegen  ihrer  freien  Zeit  ^). 

Auf  dem  Eisenacher  Gewerbekamm  er  tag  ist  diese  Frage  ebenfalls 
Ton  verschiedenen  Seiten  angeregt  worden  und  Gegenstand  einer  leb- 
i)tften  Debatte  gewesen. 

Die  thatsächliche  Ausübung  des  Gewerbes  ist  Voraussetzung  des 
iktiyen  und  passiven  Wahlrechts  zur  Qewerbekammer,  schon  aus  dem 
Grunde  müfsten  Rentiers,  die  ein  Gewerbe  nicht  mehr  betreiben,  ausge* 
schlössen  sein.  Wenn  auch  die  Rentiers  wegen  ihrer  freien  Zeit  zur 
Deber nähme  derartiger  Ehrenämter  besonders  geeignet  wären,  so  hat  man 
doch  die  Beobachtung  gemacht,  dafs  solche  Personen  zu  sehr  aus  dem 
Gewerbe  heraus  sind  und  nicht  mehr  recht  den  an  sie  herantretenden 
Anforderungen  genügen. 


1)  Bericht  fiber  die  Verhandlangen  des  XI.  dentsoben  Gewerbekammertages  am  18., 
18.  und  14.  Oktober  1893,  Dresden,  S.  58  ff. 

2)  Hampke,  Handwerker-  oder  Gewerbekammem?     Ein  Beitrag  zur  L^toang   der  ge- 
werblichen Organisationsfrage,  Jena  1893,  8.  817. 

3)  Gewerbe-Anseiger,  II.  Jahrg.,  S.  80,  Bericht  über  die  II.  HaaptTersammlnng  des 
Verbandes  deutscher  OewerbeTerine  sn  Wiesbaden  am  86.  und  86.  September  1898. 


576 


NadonftlSkoiiomiftche  OesAfsgebao^. 


8olohd  Personen,  weloHe  gern  in  der  Gewerbekammer  bleibeii  tfoUiDb 
brauchen  nur  ihrea  Betrieb  vieileiclit  in  geringem  Umfange  auflreoltt  n 
erbaltem  oder  freiwillig,  obgleich  sie  keinen  Betrieb  mehr  haben,  dit 
Beiträge  zu  bezahlea»  dann  würde  man  ihnen  das  akiiTO  und  paaÜTe 
Wahlrecht  wohl  lassen  können. 

Von  sehr  hoher  Bedeutung  für  das  Gedeihen  der  Gewerbekammon 
wird  auch  die  Bestimmung  der  GrÖfse  des  Bezirks  seiop  anf  welchen  sich 
die&elben  zu  erslreoken  haben.  Dieser  Bezirk  darf  nicht  «u  klein  sein,  weil 
eonst  die  kapitalenoh wachen  WahlberechtigteD  gar  nicht  in  der  Lage  eeie 
wurden,  die  nötigen  Mittel  autzabringen  ^).  Die  betreffenden  Kammefi 
wiirdtiu  dann  wegen  mangelnder  Mittel  kein  Sekretariat  errichteo  koene 
etc.  Der  Bezirk  darf  aadererseits  uicht  zu  grofs  aeio  p  weil  die  Rörp«f 
aehafteo^  wenn  sie  überhaupt  eine  gedeihliche  Lebenithätigkeit  entwiokeli^ 
ftollenj  von  dem  lutereese  der  Beteiligten  getragen  sein  müssen.  Dasselbti 
wird  unwillkürlich  ein  geringes  sein,  wenn  die  Oeworbetreibeodeo  nie 
fortwährend  die  Leiatuagen  dieser  Körperechaften  vor  Aageu  habeo. ' 
Kommt  den  loteresseDtea  deutlich  zum  Bewuratsein ,  dafi  ihre  Wüusch# 
und  Anregungen  geru  entgegen  genommen ,  gern  diskutiert  und  sehaall 
an  die  zuatäDdigen  Behörden  übermittelt  werden,  so  wird  das  leieress^ 
für  derartige   Körpersohaften  sich  heben. 

Man  wird  also  der  Kosten  wegen  auf  groldere  Bezirke  kommto 
müssen,  die  aicU  yielleioht  mit  einem  preafsischen  Regie rungsbeiirk« 
decken  köouten.  Der  gewerbsreiche  Westen  wird  wahrsohetnlioh  ionsf' 
halb  eines  Jiegieruogsbezlrkea  mehrere  Kammern  nötig  haben ,  wäh- 
rend sich  im  Osten  eine  Kammer  auf  eine  gröfsere  Flänhe  atisdehn«Q 
kannte* 

Wird  der  Bezirk  jedoch  grofs«  so  ist  das  Wahlsystem,  wie  es  dar 
Entwurf  in  Vorschlag  bringt,  eiu   Unding. 

Nach  dem  Eutwurf  sollen  die  Fach  gen  osaüns  chatten  die  Kammermit- 
glieder  wählen,  um  den  faohliohen  Charakter  der  Organisation  zu  wahren  und 
herbeizuführen,  dafs  möglichßt  jedes  Gewerbe  in  der  Kammer  vertreten  #«i. 
Da  die  FachgenosseDschaften  nur  kleinere  Bezirke»  landräUiche  Kreise,  nata^ 
gemäfs  umfassen  sollen ,  und  da  es  mindestens  60  Gewerbe  giebt ,  dl« 
Fachgenosaenschaften  bilden  könnten  (im  Reichstag  wurde  durch  des 
Biehl-Aekermannsohen  Antrag  für  65  Gewerbe  der  Berähigungsnaohweii 
verlangt)  p  so  würden  im  Bezirk  einer  Kammer  wahrscboinlioh  über 
100  Fachgenossenschaften  yorhanden  sein.  Wenn  auch  für  Bäcker, 
Schuhmacher  f  Schneider  eto.  wahrscheinlich  eine  ganze  Anzahl  Faehg^ 
noEsenschaften  für  jedes  Gewerbe  im  Bezirk  der  Handwerkerkammer  toP' 
handen  sind,  die  alle  zusammen  je  einen  Vertreter  wählten,  so  würdf 
die  Kammer  doch,  da  jedes  Gewerbe  vertreten  sein  soll,  mindestens  einige 
60  Mitglieder  haben  mHisen.  Dafs  eine  Kammer  mit  einer  derartiges 
Mitgliederzahl  eio  totgeborenes  Kiod  sein  würde  ^  liegt  auf  der  Haad, 
auch  würden  die  Kosten  für  die  vielen  Diät«o  g»n2  ungebührlich  stetgeo. 

Soll  eine  Kammer  wirklich  Fruchtbringendes  leisten,  so  wird  sie  qü- 


1)  H&rapk«,   HAüdwerker-  oder  GflwerbskAinmeni  ?     Ein  Bettnif  «tir  Ldsong  d«r  fr 
wftrblichaii  Or^iuiit&tiotisfrAg«,     Jena  1898,  %*  SSO. 
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gef&hr  26 — 30  Mitglieder  umfassen  dürfen.  Es  würden  also  alle  Gewerbe 
doch  nicht  yertreten  sein  können  and  man  würde  wiederum  die  Faoh- 
genoasensohaften  verwandter  Gewerbe  zu  Wablkörpem  zusammenwerfen 
müssen.  Wir  halten  daher  die  Fachgenossenschaften  für  sehr  ungeeignete 
WahlkOrper,  wie  wir  die  Fachgenossenschaften  überhaupt  an  sich  yerworfen 
haben. 

Der  Yorsohlagy  dafs  die  den  Wahlkörper  bildenden  'Faohgenossen- 
sehaften  in  einem  bestimmten  Zeitraum  einen  Turnus  in  der  Vertretung  ein- 
treten lassen  möchten,  wodurch  zugleich  die  Gewähr  gegeben  würde,  dafs 
auch  die  kleineren  Fachgenossenschaften  einmal  in  der  Kammer  Vertretung 
f&nden,  würde  sehr  schwer  durchführbar  sein  ^).  Wir  halten  jedoch  den 
ÜMhliohen  Charakter  der  Handwerkskammer  nicht  für  notwendig,  denn 
wenn  eine  ein  nicht  in  der  Kammer  yertretenes  Gewerbe  besonders  be- 
treffende Frage  zur  Yerhandlung  steht,  so  wird,  wie  dies  auch  jetzt  schon 
bei  den  Handelskammern  der  Fall  ist,  die  Gewerbekammer  Sachverständige 
ans   dem    betreffenden   Gewerbe  zur  Begutachtung  zuziehen  können. 

Bei  grofsen  Bezirken  ist  die  indirekte  Wahl  das  einzig  Sach- 
gemäfse.  Der  Hauptvorzag  des  indirekten  Wahlmodus  ist  der,  dafs 
er  als  ein  Filtrierapparat  wirkt,  welcher  die  lokalen  und  persönlichen, 
überhaupt  die  mehr  zufälligen  Interessen  und  Einflüsse  zurückdrängt. 
Ein  Wahlmännerkollegium ,  das  sich  über  die  Wählenden  einigen  soll, 
wird  solchen  Personen  den  Vorzug  geben,  die  der  Mehrzahl  oder  doch 
mehreren  unter  den  Wahlmännem  als  geeignete  Vertreter  des  Gewerbes 
gelten  ;  während  bei  der  direkten  Wahl  sehr  leicht  eine,  etwa  in  einer 
Innung  oder  Fachgenossenschaft  verbundene  Anzahl  von  Genossen  eines 
bestimmten  Gewerbszweiges  ihrem  Kandidaten  die  Mehrheit  verschaffen 
kann,  der  nichts  weiter  ftLr  sich  hat,  als  dafs  er  gerade  in  dieser  Gruppe 
einen  malsgebenden  Ein  Auf s  übt.  Aus  diesem  Grunde  müssen  wir  die 
allgemeine  Einführung  des  indirekten  Wahlmodus  wünschen. 

In  Bremen  und  besonders  in  Sachsen  hat  sich  die  indirekte  Wahl 
bisher  bewährt. 

In  Sachsen  werden  die  Kammerbezirke  in  Wahlbezirke  eingeteilt, 
in  weichen  die  Urwähler  je  eine  bestimmte  Anzahl  von  Wahlmännem 
wählen.  Diese  letzteren  treten  dann  am  Sitze  der  Kammer  zu  einer 
Wahlversammlung  zusammen  und  wählen  dort  die  Kammermitglieder.  Mit 
diesem  System  ist  nur  die  Unannehmlichkeit  verbunden,  dafs  die  Urwahl- 
bezirke  abgegrenzt  werden  müssen. 

Anf  dem  Eisenacher  Gewerbekammertag  ging  die  Ansicht  der  Mehr- 
heit der  anwesenden  Vertreter  dahin,  das  indirekte  System  in  Anwendung 
ZQ  bringen. 

Herr  Geh.  Ober-Reg.-Bat  Dr.  Sieffert  wendete  hiergegen  nur  ein, 
dals  in  Preufsen  das  indirekte  Wahlsystem  zum  Abgeordnetenhaus  be- 
stehe *).  Dies  sei  früher  einmal  von  seiner  Seite  als  das  unglück- 
lichste aller  Wahlsysteme  bezeichnet  worden,    und  dieser  Ausspruch  habe 


1)  Bericht    über    die    VerhandlaDgen    des    XI.    deutschen    GewerbekammertAges    in 
Eisenach  am  12.,  18.  and  14.  Oktober  1898,     Dresden,  S.  68. 

t)  Bericht   Aber   die  Verhandlangen    des   XI.    Qewerbelcainmertages   in  Eisenach   am 
It,  18.  und  14.  Oktober  1898,     Dresden,     S.  6S. 
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den  weiter  D&ch  Imka  ateheDden  Parteiea  eiD  wiUkomme&a«  Schligwori 
gegeben  und  es  Bei  immer  wieder  verlangt  worden ,  da»  indirekte  Wahl^ 
Bjiiem  zu  beseitigen ;  deshalb  sei  ee  ala  verfänglich  ersehienen »  ohot 
zwin^^eude  Grüode  bei  den  Wahlen  zu  den  Gewerbekammem  vom  direkte 
Wahlsystem   abzagehen. 

Sehr  treffend  wnrde  tod  Kirbaeh-Plauen  daraaf  erwidert :  ,,WeD& 
in  Freufsen  in  Be£ug  auf  die  indirekten  Wahlen  zum  Abgeordn«i^Dhaii« 
eine  besondere  MilBstimmuüg  herrüche,  ao  richteten  aioh  die  Eiowendangt»» 
wegen  des  Wahlsystems  doch  hauptsächlich  gegen  den  Censue  und  dl« 
Art  der  Festsetzung  desselbeu,  woran  die  Ausübung  des  WahlrechU  ge- 
knüpft sei  '). 

Die  Flauener  Gewerbekammer  hatte  vorgeschlagen,  die  Wahl  soll* 
in  der  Weise  geschehen,  dafs  die  Yorsieher  oder  AusschafsmitgUeder  dir 
Fach  genossen  Schafte  o  den  Wahlkörper  für  Mitglieder  der  HandwerkikaflnDir 
bilden. 

Wenu  man  die  Fachgen ossen Schäften  überhaupt  verwirft »  so  fitht 
dieser  Vorschlag    hinweg. 

Wenn  man  die  Bezirke  der  Gewerbekammer  grols  macht,  so  würden 
dieee,  da  sie  Selbstverwaltuugskörper  siud,  Uoterorgane  haben  tnüiseo 
Die  Handwerkskammer  kann  vod  ihrem  Sitz  aus,  wenn  sie  ein^u  B«- 
gieruügsbezirk  umfafst^  nicht  da«  gesamte  Lehrlings wesen  etc.  im  einzelofo 
überwachen. 

Aus  diesem  Grunde  ist  namentlich  die  Hamburger  Gewerbekaioiaer 
für  die  Fachgenoesenschaften  eingetreteu,  welche  obligatorische  und  die  ge> 
samten  der  Handwerkerkammer  unterstehenden  Gewerbetreibenden  um* 
fassende  Unterorgane  sein   soüen. 

Wir  kÖDuen  die  Notweodigkeit  einer  obligatorischeo  Organisation  ia 
Fachgetiossen Schäften  aus  diesem  Grunde  nicht  anerkennen.  Man  soUts 
sich  vielmehr  an  das  BesteheDde  atischliefsen  uod  die  Innungen  und  6«- 
werbevereiEje  zu  Unterorgauen  heranziehen.  Hierdurch  würden  dies« 
mehr  Lebensfähigkeit  erlangen  und  gleiohzetig  ihr  luieresse  an  den  Ge«] 
Werbekammern  geweckt  werdeu.  Dafs  sich  eine  gewerbliche  Behörde  au 
freiwillige  InstitutioDen  stützen  kauu,  «eigt  Hessen ,  wo  die  grofsherzog* 
liehe  Zentralstelle  für  Gewerbe  sich  auf  den  Landeagewerbeverein  mit 
seinen  55  fakultativen  Zweigvereinen  stützt. 

Eine  Frage  ist  in  dem  Entwurf  gar  nicht  berührt^  die  wir  jedoek 
für  ganz  besonders  wesentlich  halten. 

Erstreckt  sich  die  Kammer  über  eiuen  weiten  Bezirk ,  z,  B.  über 
einen  Kegierungsbezirk  in  PreuTsen »  so  muTs  sich,  wenn  die  Kaminsr 
lebensfähig  sein  soll,  am  Sitz  dieser  Kammer  eine  Anzahl  Mitglieder  be- 
fiinden,  die  in  der  Lage  ist^  gemeinsam  mit  dem  Sekretär  die  laufeudea 
eiligen  Gesohät^  za  erledigen.  Aus  diesem  Grunde  hatte  der  im  Auf* 
trage  des  Gewerbekammertages  zu  Stuttgart  ausgearbeitete  GeseUentwuif 
bereits  bestimmt:  ,,UeberaU,  wo  der  Bezirk  der  Gewerbekammer  über 
ihren     Biti    hinausgeht,     hat     dieselbe    aus     einem   engeren    und    einem 


1)  B«rkhl    üb«r    die    Verhindliiagen    des    XL    deatsohea    GewerbekunnMrUkges    ja 
Eisaiisch  Am  IS.,  18.  and  II.  Oktober  IS9Z,  Druden,  S.  6a. 
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weiteren  Plenum  zu  bestehen.  Das  engere  Plenum  muls  mindestens  ein 
Driiteil  der  Oesemtzahl  der  Mitglieder  des  weiteren  Plenums  umfassen." 
Im  Artikel  4  des  Entwurfes  war  dann  weiter  bestimmt:  „Bas  engere 
Plenum  hat  die  laufenden  Geschäfte  der  Kammer  zu  führen  und  diejenigen 
Obliegenheiten  derselben  wahrzunehmen,  die  ihm  durch  BesohluTs  des 
weiteren  Plenums  übertragen  werden  ^).*' 

Wir  halten  eine  derartige  oder  ähnliche  Bestimmung  für  durchaus 
erforderlich,  denn  wenn  die  Oewerbekammer  wirksam  ins  Leben  treten 
soll,  müssen  laufende  Geschäfte  erledigt  und  daher  yiele  Sitzungen 
gehalten  werden.  Dies  ist  jedoch  unmöglich,  wenn  stets  alle  die  aus- 
wärts im  ganzen  Regierungsbezirk  zerstreut  wohnenden  Mitglieder  zu 
denselben  herangezogen  werden  sollten.  In  der  That  finden  bei  den 
meisten  der  bestehenden  Gewerbekammbm  alljährlich  nur  einige  wenige 
Sitzungen  statt,  während  z.  B.  die  hamburgische,  welcher  schon  einige 
Befugnisse  der  gewerblichen  Selbstverwaltung  übertragen  sind,  regelmäfsig 
alle  14  Tage  Sitzungen  abhält.  Es  mufs  demnach  Sorge  getragen  werden, 
dafs  vor  allem  die  laufenden  Geschäfte  der  Kammer,  deren  Zahl  sich  sehr 
Termehren  wird,  wenn  die  Kammern  Selbstverwaltungsorgane  werden, 
ohne  Beteiligung  der  auswärtigen  Mitglieder  erledigt  werden  können, 
was  unmöglich  ist,  wenn,  wie  dies  z.  B.  bei  einigen  sächsischen  Kammern 
der  Fall  ist,  fast  kein  Mitglied  am  Sitz  der  Kammer  wohnt.  Auch  bei 
den  jetzt  bis  auf  die  Gewerbekammer  für  die  Provinz  Brandenburg  ein- 
geschlafenen  preufsischen  Gewerbekammern  befand  sich  häufig  kein  Mit- 
glied am  Sitz  der  Kammer  und  hierin  ist  mit  ein  Grund  zu  erblicken, 
daüi  dieselben  keine  lebensvolle  Thätigkeit  entwickelten  ').  Dem  Einwurf 
gegenüber,  dafs  die  Gewerbetreibenden  des  Bezirks  hierin  eine  Verkürzung 
ihrer  Rechte  erblicken  würden,  ist  zunächst  zu  erwidern,  dafs  in  Bayern 
sogar  nur  die  am  Sitze  der  Kammer  wohnhaften  Gewerbetreibenden  für 
dieaelhen  wählbar  und  wahlberechtigt  sind,  ohne  dafs  sich  gegen  diese 
Bestimmung  eine  grofse  Opposition  geltend  machte.  Allerdings  bestehen 
dort  die  sogenannten  Bezirksgremien,  deren  Vorsitzende  jederzeit  in  der 
Kammer  erscheinen  können  und  die  Stimmrecht  in  derselben  haben.  Femer 
ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dafs  den  am  Kammersitze  wohnhaften  Mit- 
gliedern auch  entsprechende  gröfsere  Aufwendungen  an  Zeit  und  Arbeit 
sngesonnen  werden.  Da  beides,  sowohl  die  Beschränkung  der  Wählbar^ 
keit  als  diese  Belastung,  ausschliefslich  im  Interesse  der  Gesamtheit  des 
Oewerbebestandes  geschieht,  für  welche  auf  anderem  Wege  eine  kontinuier- 
lieh  thätige  Vertretung  sich  nicht  wohl  herstellen  läfst,  so  darf  erwartet 
werden,  dafs  beide  Teile  sich  unschwer  mit  der  Einrichtung  befreunden 
werden. 

Gehen  wir  nun  zur  Frage  des  Wirkungskreises  der  Gewerbekammem 
aber,  80  befremdet y  dafs  in  dem  Entwurf  gerade  die  Hauptaufgabe 
wenig  betont  ist. 


1)  Denkschrift  betreffend  die  Errichtung  von  Gewerbekunmem ,  sowie  die  Organl- 
lation  and  Zostündlgkeit  derselben,  im  Jahresbericht  der  hmmburgischen  Gewerbekammer 
fl&r  1882—1888,  Hamburg  1884,     Seite  61. 

2)  Hampke,  Handwerker-  oder  Gewerbekammem?  Ein  Beitrag  sur  Lösung  der  ge- 
werblichen Organisationsfrage,  Jena  1898,  Seite  881. 
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Bio  Gewerbekammera  polten  snoäobst  analog  den  besiehendeo  E&o* 
deUkAmtnern  koasaltative  Qrgaa6  sein,  welche  die  aUgameiaeti  Interwten 
des  GewerbeBtandes  zu  yertreten  und  zu  fördern  haben.  Es  mofi  ihiieii 
das  Eeobt  der  luitiaüye  zustehen,  d.  h.  «ie  können,  auch  wenn  sie  nicht 
getragt  werden ,  unaufgefordert  Anträge,  Wünsche  nnd  thatsätihliohe  Mit- 
teilungen namens  des  Gewerbes  tan  des  den  Hegierangen  ontfrbreit^n 
Diese  Wirksamkeit  ist  nur  im  Entwurf  dadurch  angedeutet,  dafs  nnUt 
den  fakultativen  Aufgaben  gesagt  ist:  ,,Die  Handwerkskammern  sind  be* 
lugt,  die  2ur  Förderung  des  Kleingewerbes  geeigneten  Einrichtaogen  und 
^lafsnahmen  zu  beraten  und  bei  den  Behörden  anzuregen/*  Uater  den 
obligatorischen  Aufgaben  ist  nur  unter  Nr,  6  betont:  ,,Die  Handwerk»- 
kammern  haben  auf  Ansuohen  der  Behörden  Berichte  und  Gutachten  über 
gewerbliche  Fragen  zu  erstatten/* 

Es    ist    dringend    erforderlich,    dafs    der  Charakter  der  Kammern  alt, 
konsultativer  Organe  präziser  im  Gesetz  zum  Ausdruck  kommt. 

Das  WünscheuBwerteste  wäre,  wenn  eine  obligatorische  Verpdichtau| 
der  Eegierung,  diese  Kammern  vor  den  bezüglichen  Gesetzentwürfen  und] 
Verwaliungsakten  gutachtlich  zu  höreo  ,  im  Gesetz  ausgesprouhc'n  würden ^ 
Auf  dem  Eißenaeher  Ge werbe k am roertag  hat  Herr  Geh,  Ober-Kag.-Bi&j 
Dr.  Sieffert  diese  FordtTung  jedoch  als  zu  weit  gehend  abgelehnt  üqI 
dem  Hinweis,  dafs  thatsächÜch  sich  die  Sachlage  wohl  so  gestalten  wüid^l 
dafs  es  jedoch  nicht  aogängig  sei,  eine  Yerpflichtnng  seitens  der  Hegierun|  I 
festzulegen  ^). 

Die  von  dem  Herrn  Eegi er uugs vertretet  zurückgewiectene  Verpflich- 
tung beateht  bereits  in  Oestereich  und  in  den  Hansestädten  und  hat  ficU 
dort  bewährt.  Da  jedoch  durch  das  Bestehen  solcher  konsultaliTer  Orgsuf^ 
bereits  ein  moralischer  Druck  aut  die  Eegierung  ausgeübt  wird,  diesalbea, 
wenn  irgend  angängig,  zu  hören,  so  solle  man  doch,  wie  es  in  Baf«ni| 
Sachsen  und  Baden  in  den  bezüglichen  Gesetzen  geschehen  ist,  auaspreohea, 
dafs  f^soweit  thunlich**  oder  „soweit  es  die  Verhältnisse  ge&tatt4&>u" ,  bid 
jeder  wichtigen  Angelegenheit  die  Gewerbekammem  zur  Begutacb 
heranzuziehen  sind. 

Die    Gewerbekammern    müfsten    alsdann,     wie   die    Handelskamö 
alljährlich  über  die  Lage  der  Gewerbe  und  über  die  Thätigkeit  und  Wirk»] 
Btimkeit  der  Kammern  dem  KiDisteritim  für  Handel  und  Gewerbe  Beiio 
erstatten.     Ferner  müfuten  die  Gewerbekammern,  wie  dies  ebenfalls    seitso 
der  hanseatischen  Gewerbekammern    bereits    geschieht  ^    das    Heoht 
gewerbliche  Sachverständige   zu  ernennen. 

Die  Ci vi Iprozef «Ordnung  üheriäfst  den  Parteien,  sich  SachTerständigv 
zu  wählen.  Die  Parteien  forder d  jedoch  in  der  Regel  den  Richter  auf«  dis 
Saohyere tandigen  zu  ernennen «  so  dafs  die  Ernennung  eigentlich  meist 
in  den  Händen  des  Gerichts  liegt«  Wenn  jedoch  wie  in  Hamburg  und  Brenüi 
für  jede  gewerbliche  Branche  öffentliche  Sachverständige  in  der  Gewarb^ 
kammer  bestellt   sind,    so  greift  der  Richter,   wie  diea  in  den  genanntea 


1)  Bflviebl    Übar    die    Verhuidltuiseti    des    XI,    deatiobm    Oew«rbakainmertafW    ia_ 
£ie«oaeli  »m  19.»   13.  acd   U.  Oktober,  Dresdea  1893,  S.  75. 
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Stfdten  bereits  der  Fall  isi^  gewöhDlioh  auf  diese  suriick.  Die  Oewerbe- 
kammer  wird  wohl  meist  in  der  Lage  sein,  besser  geeignete  Personen  aus- 
sawihlen,  wie  das  Gericht.  In  Hamburg  hat  sich  das  bisherige  Yerfahrea 
bereits  so  bewährt,  daTs  auch  bei  aufsergerichtlichen  Streitigkeiten  die 
öffentlichen  SachTerständigen  vom  Publikum  herangezogen  werden  ^ ). 

Die  erste  obligatorische  Aufgabe,  die  im  Entwurf  den  Oewerbekammern 
sagedacht  ist,  besteht  in  der  Aufsicht  über  die  Fachgenosseoschatten  und 
Innungen  ihres  Berirkes.  Die  Innungen  standen  bisher  unter  der  Aufsicht 
der  Gemeindebehörden,  die  anerkanntermafsen  den  Innungen  häufig  nicht 
die  nötige  Unterstützung  zu  teil  werden  liefsen.  Aus  diesem  Grunde  sind 
auch  stets  auf  den  Innungs-  und  Handwerkertagen  die  Handwerkskammern 
als  Aufsichtsbehörden  der  Innungen  gefordert  worden.  Dieser  Forderung 
soll  hier  Bechnung  getragen  werden.  In  Hamburg  ist  schon  durch  das 
Gesetz  Tom  2.  Februar  1882  die  Gewerbekammer  an  der  Aufsicht  über 
die  Innungen  beteiligt  und  diese  Art  der  Aufsicht  hat  sich,  wie  das 
blühende  Hamburger  Innungswesen  beweist,  durchaus  bewährt. 

Man  könnte  die  Kammern  in  der  Weise  bei  der  geplanten  Aufsicht 
heranziehen,  dafs  die  Lokalbehörden  sämtliche  ihnen  eingereichte  Statuten 
neuer  Innungen  zunächst  an  die  Gewerbekammer  des  Bezirks  mit  dem 
Antrag  auf  Genehmigung  oder  Abweisung  an  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde zu  übermitteln  haben  würde.  Die  Gewerbekammer  würde  weit 
^er  als  die  Gemeindebehörde  in  der  Lage  sein,  in  zweifelhaften  Fällen 
sieh  eine  sachgemäfse  Auskunft  Ton  den  Beteiligten  zu  verschaffen.  Auf 
diese  Weise  würden  einerseits  die  Klagen  der  Innungen  üher  ihre  bis- 
herige Aufsichtsbehörde  beseitigt  werden,  und  die  Innungen  andererseits 
durch  die  Gewerbekammem  Unterstützung  und  Anregung  empfangen. 

Der  Schwerpunkt  der  Aufgaben  der  Gewerbekammem  als  Selbstycr- 
waltungskörper  liegt  darin,  dafs  sie  die  Durchführung  der  für  das  Lehr- 
lingswesen gellenden  Vorschriften  in  den  Betrieben  der  zu  den  Faoh- 
genossen Schäften  gehörenden  Gewerbetreibenden  zu  beaufsichtigen  und 
fSsmer,  dafs  sie  die  durch  das  Gesetz  auf  dem  Gebiet  des  Lehrlings- 
wesens ihnen  sonst  übertragenen  Obliegenheiten  und  Befugnisse  wahrzu- 
nehmen haben. 

Die  ersteren  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die  unter  Nr.  X.  VI 
and  XXYII  getroffenen  Veranstaltnngen  zur  Förderung  der  gewerblichen, 
technischen  und  sittlichen  Ausbildung  der  Lehrlinge  errichteten  Fach- 
schulen und  auf  die  von  ihnen  über  den  Besuch  der  von  ihnen  errichteten 
Fach-  und  Fortbildungsschulen  und  über  die  Anmeldung  und  Abmeldung 
der  Lehrlinge  bei  den  Fachgenossenschaften  erlassenen  Bestimmungen. 
Anfserdem  aber  auch  auf  die  von  den  Fachgenossenschaften  zum  Zweck 
der  näheren  Eegelung  des  Lehrlingswesens  und  der  Fürsorge  für  die  tech- 
nische, gewerbliche  und  sittliche  Ausbildung  der  Lehrlinge  erlassenen 
Yorschriften  über  das  Verhalten  der  Lehrlinge,  die  Art  und  den  Gang 
ihrer  Ausbildung,  die  Form  und  den  Inhalt  der  Lehrrerträge ,  sowie 
über  die  Yerwendung  der  Lehrlinge  auf  serhalb  des  Gewerbes. 

1)  Bericht  fiber  die  Varbandlaogen  des  XI.  deutschen  Gewerbekammertagss  sa  EUe- 
oach  am  12.,  18.  und  14.  Oktober  1898,  Dresden,  S.  76  fg. 
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Die    weiteren    BesümiDUOf^en    erstreokea    sich    hauptaächllch   mol  du 
unter    II  B.    yorgesdhenen    Vorichläi^e    für    die    Hegelang   dei    LehTl]Q|t«< 
weteos  im  Hacdwerk^  deren  Darchfuhrung  von  der  Gewerbekaininer  her^l 
beigefährt  werden   soll. 

Die  hierdurch  den  Gewerbe k&mmem  auferlegten   VerpflichtungeD  and 
damit  ein  (geräumten  Befugniaie  Bind  aufserord  entlich  weitiragend^   Das  Lehr- 
lingfiwesen    ist   der    eigentliche    Kern    der    Handwerkerfrage.     Es    ist   der^ 
wundeste  Punkt  in  der   neuen  Eutwiokelung  des   Handwerks,    an  wekb 
jetxt     energiäoh    der     Kebel     der    Gesetzgebung     angesetzt     werden 
Wenn    die    Yerbeeserungen,    die  das    Gesetz    vom    17.    Juli    1878    berdti  1 
auf  diesem  Gebiet    brachte,    Dicht   recht    2ur  Geltung    gtkommen    sind,  so 
liegt  der  Grund  mit  darin,  dafs  bisher  eine  Behörde  fehlte,  die  die  spezielle 
Aufgabe  hatte,  die  Durch fuhrunjij  der  Bestimmungen  der  §§    126 — 133  iö 
der  K  6.0.  zu  überwachen.      Diesem    Mangel   wird    nun    erfreulicherweiss , 
abgeholfen  werden. 

Ganz  besouderei  Befremden  hat  es  erregt,  dafs  die  Gewerbekamn 
bei    der  üeberwachung    der    auf   den  Arbeiters  ob  ut2    bezügliehen    Bestim*  i 
mungen  der  Gewerbeordnung  mitwirken   sollen. 

Dieser  Punkt  erregt  besanderes  Bedenken ,    weil  von  einer  ahnlieben 
Mitwirkung    einer    beruflichen     Vertretung    sonst    nirgends    die    Bede    ist 
üeber  diese  Trage  hat  in  dankenswerter  Weise  der  Geh.  Heg,- Rat  Dr.  Wilheloi 
in  Eisenach  Auskunft  erteilt*)»    Er  erklärte,  dafs  dieses  Novum  der  Gesets* 
gebung  in  der  Beätimmung  des  §  154  der  Gewerbeordnung  begründet  sei, 
nach  welcher  besondere  Bestimmungen  über  Arbeiterschuts  für  das  Hand- 
werk  in    Aussicht   gestellt   würden.      Bt^i    den    Yorarbeiten    hierzu   habt 
man  sich  gefragt,    wie  die  Durchführung   am    besten    zu  aichern   sei,   umi 
man  babe  geglaubt,  dafs  man  dabei  die  Mitwirkung  der  beteiligten  Kreiss 
in    Anspruch    nehmen    dürfe.     In    dieser   Biohtung    seien    auch    fichoo   tQj 
anderen   Ländern   Erfahrungen    gesammalt    und    auch    in    der  Gewerbeor 
nung  finde  sich  für  dieses  Vorgehen  bereits  ein  Vorgang«     Jeder  gewit 
hafte  Gewerbetreibende    habe    ein    grofses    Interesse    daran,    dafs    die 
sein    Gewerbe    bezüglichen     einsehränkenden    Bet^timmungen     gleicbmäfsif 
befolgt    werden,    da    hierdurch    eine    gewisse  Art   der  Konkurrenz    ausg^ 
schlössen  werde»     Aufserdem  gehe  aus  den  in  Oesterreich  und  der  Scfawcii 
gesammelten  Erfahrungen  klar  hervor,  dafs  es  zweckmäfsig  sei,  die  Gewerbe»^ 
treibenden    selbst   für    die   Durchführung   der  ArbeiCerschutzbestimmungt^H 
zu    interessieren*     Ein    Beispiel    dafür    biete  der  8tickereiTerbaiid    in  de^^ 
Schweiz  und  in  Sachsen ,    der  in  einer   schlechteo  Zeit  gegründet  wordea 
sei,  wo  man  sich  gesagt  habe,  dafs  ein  grofser  Mifsstand  in  den  angleicb* 
mäfsigen  Arbeitsbedingungen    liege,    und  dafs    die  Kleiogewerbetrei binden 
sieh  am  besten  selbt^t  kontrollieren  könnten.  Aber  auch  in  der  G.O.  finde 
sich  ein  Vorgang,  da  die  Innungen  gehalten  seien,  in  ihren  Statuten  die 
Üeberwachung    der  Beobachtung   der  in  §  41a,    I05a — 105g,     120 — ^l'iOa^ 
1*26,    127    der  G.G.    yorgesehenen  Bestimmungen    zu    regeln.     Wenn    d«r 
Reichstag  keine  Bedenken    getragen    habe,    das  in    die  Hände  der  Innunf 


I)  B«tfebt  über  die  Verbandtunfen    des  XI,  d«utseb«ii  OewerbekamoiertagM  in  Bi»^ 
oscb  am  lt.,  tS.  unü  14.  Qktobsr  1893,  Dresdan^  &.  7S, 


tbcr    den   AiMtmdivtt   für   «im 

btror  eia  üitäl 

SImb  Mkte  BadflskoB,  wie  die  »oebca  geeaavte  Beiümnumf ,  htl 
■ndi  die  «BterXXTSz.  ^  — igtit.ih'te  grelinidea^  Mkdi  welcher  die  Gewerbe« 
fciliimcfm  for  AibmUamaAwm  nad  Herbeifsweeca  i«  eoi^en  haben. 

Die  8oige  fir  AitaüeBeekwö»  «ad  Herherftweaea  wer  a«ch  Beatim* 
■aag  Xn,  iMniis  ala  eWigeteritche  AaliEabe  dea  Fftchgeaesseneeheftea 
siigewieMB. 

Gerade  ai  Aibeitaaeehweb  habea  die  laauagea  bisher  nieht  sehr 
bedeateadee  gakiatet,  da  je  aicht  alle  Gewerbetreibeadea  dea  Be* 
sirkea  der  laaaag  aagdiörtea.  Fead  ein  Aibeitaaehender  beim  Arbeita* 
Daehwaia  der  Inaaag  koiae  Arbeit»  ee  wer  er  doeh  genötigt»  bei  den 
NichtinaaagEineisteni  hennaxaleofen  und  an  aehea,  eb  er  dort  nicht  Arbeit 
feade.  VielfiMh  waren  eaeh  mit  dem  Arbeitaaeehweia  för  die  Innung  sa 
hohe  Koatea  ▼asbaadea,  aamentlieh  deswegen,  weil  die  Innungen  denen» 
die  keiae  Arbeit  &adea»  eia  Oescheak  gmbea»  ao  data  kleine  Innungen 
mit  geriagen  Mitteln  gar  nicht  rar  Eiarichtnng  einea  Arbeitanaohweiics 
•ebreitea  koeatea. 

Aaa  dieaem  Groade  aoUea  die  Kammern  das  Recht  erhalten»  da»  wo 
die  Innaagea  aichta  leisten»  an  ihre  Stelle  sa  treten,  d.  h«  die  Kammer 
aoUea  dea  Recht  erhaltea»  durch  umlegen  auf  alle  ihrer  Kompetens  unter- 
stehenden Gewerbetreibenden  die  nötigen  Mittel  aufzabriDgen  ^).  Ebenso 
ist  ee  mit  dem  Herbergswesen»  mit  dem  ebenfalls  meist  ein  Reisegeschenk 
Tcrbunden  ist'). 

Gerede  diese  Aufgaben  der  Selbstrerwaltnng  sind  besonders  ange- 
griffen worden  unter  dem  Hinweis»  dafs  Arbeitsnachweis»  Herbergswesen 
etc.  nicht  in  den  Rahmen  einer  I ntereasenTor tretung »  die  einen  weiten 
Besirk  umfafst»  gehören.  Die  Feststellung  allgemeiner  Grundsätze  für 
derlei  Gebiete»  wie  Arbeitsnachweis  und  Herbergswesen,  die  allgemeine 
Erörterung  dieser  Fragen,  die  Erstattung  von  Berichten  und  Yorbringung 
geeigneter  Anträge  bei  der  Verwaltungsbehörde  fiele  aber  ohnedies  unter 
die  allgemeinen  Aufgaben  der  Handwerkskammer  ^). 

Bei  diesen  Ausführungen  übersieht  man  Tollständig,  dafs  die  Gewerbe- 
kaaimem  nicht  nur  Interessenvertretungen»  sondern  auch  Organe  der  Selbst- 
verweltung  sein  sollen. 

Die  besonders  noch  aufgeführte  freiwillige  Aufgabe  der  Befugnis» 
Veranstaltungen    zur  Förderung  der   gewerblichen,    technischen  und  sitt- 


1)  Hampke,  HandweriLer-  oder  Gewerbekammern?  Ein  Beitrag  aar  Ldtang der  gewerb* 
Ueken  Organiaationsfrage,  Jena,  1898,  8.  284. 

t)  Bericht  Aber  die  Verhandlangen  des  XI.  deuUchen  Gewerbekammertaget  in  Eiie- 
oaeh  am  It »  18.  und  14.  Oktober  1898,  Dresden,  8.  76  fg. 

8)  Gntacbten  der  Aelteiten  der  Kanftnanntchaft  sa  Magdeburg  ttber  die  geplante 
Organisation  des  Handwerks,  Regelung  des  Lehrlingswesens  etc.,  Magdeburg  1898. 
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liehen  AuBbilduD^  der  Geselleo ,  Gehilfen  und  Lehrlinge  zu  trefFen 
Faob»ohtileQ  zu  emohten  ^  hat  überall  Zustimmung  gefunden.  In  Hei««ii 
und  in  Bremen  haben  aäch  derartige  Veranstaltungen,  wie  z,  B.  die  Ein* 
riehtung  ei  Dar  teohnisohen  Mustersammlung  etc.,  »ehr  bewährt. 

Die  Bestimmungen    Über   den  Erlafe    Ton    Vorschriften ,    welche   tück 
auf  den  Besuch  der  von  ihnen  errichteten  Fach*  und  Fortbild ungt&tcbalen 
soweit  dieser   Besuch  nicht  durch  Statut    oder  Gesetz  geregelt  ist ,    ferner I 
aut  die  Anmeldung  und  Abmeldung  der  Gesellen,  Gehilfen,   Lehrlinge  uad^ 
Arbeiter  bei  den  Fachgenossenschaften  beziehen,  haben   fast  allgemein  Zu« 
Stimmung  gefunden. 

Sind  wir  im  allgemeinen  mit  den  Aufgaben  einverstanden,  bis  auf  di« 
Aussende,  die  an  yerschiedenao  Funkten  gemacht  worden  sind,  so  haltea 
wir  es  doch  für  erforderlich,  dafs  besonders  der  behördliche  Charaktsr 
der  Kammer  ausdrücklich  im  Geseia  herrorgehoben  werde,  damit  dss 
Verhältnis  der  neuen  Organisationen  z\x  den  bereits  bestehenden  BehÖrdsii 
sichergestellt  wird ,  denn  sonst  könnten  leicht  wieder  Kompeten£streitig- 
keiten  entstehen,  wie  sie  s.  Z,  die  Lebensfähigkeit  der  Gewerberil«  lur 
Unmöglichkeit  machten. 

In  dem  Entwurf  des  Herrn  Ministers  ist  ein  Regierungskommissar 
Yorgesehen,  dem  die  mannigfachsten  Hechte  zugestanden  sind. 

80  sehr  auch  ein  Kommissar  in  der  Gewerbekammer  als  einer  liiter- 
aBsenyertretuDg  überflüssig  ist ,  denn  dort  wird  er  nur  Tarhindem ,  daft 
die  Mitglieder  frei  und  offen  ihre  Ansichten  zur  Geltung  bringen,  so  sehi 
ifet  er  andererseits  in  der  Kammer  als  SelbitTarwaltuugsbehörde  wünschen*- 
wert,  denn  bei  den  riekn  Rechtsfragen,  die  sich  ergeben  werden,  iil 
sein  Rat  Ton  Vorteil.  £r  bildet  ein  Mittelglied  zwischen  der  Kammer  und 
den  Behörden. 

Die  Vorteile»  die  der  Kommissar  der  Kammer  bringt  arscheitieii  ont 
daher  gröfser  zu  sein   als  die  Nachteile. 

Auf  dam  Eisenacher  Ge werbe kammer tag  ist  sodann  noch  di«  Frage 
erörtert  worden ,  ob  der  8ekretar  der  Kammer  einer  Bestätigung  •eiteni 
der  Regierung  bedarf. 

Wir  möchten  uns  auf  den  Standpunkt  der  Bremer  Kammer  •teilen 
und  eine  Bestätigung  befürworten ,  deon  wenn  auch  der  Sekretär  duroh 
seine  Wahl  seitens  der  Kammer  ein  genügendes  Ansehen  erlangt,  so  wird 
doch  durch  die  Bestätigung  das  Zusammenarbeiten  «wischen  Komtnissai 
und  Sekretär  erieichtert  und  dem  Sekretär  die  Eigeoschaft  eine6  Staats- 
beamten   beigelegt^). 

Eine  yiei  wichtigere  Frage,  man  kann  wohl  sagen  mit  die  wichtigst 
ist  die  der  Beteiligung  der  Arbeitnebmer  an  der  Organisation.  Hier  ma^^ea 
wir  auf  den  für  die  Fach geno säen schaft  geplanten  GehilfenaiiBaohuri  xo- 
rückgreifeo. 

Nach  unserer  Aneicht  verbürgen  die  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung das  §  lOOai  d  und  i  den  im  Handwerk  beschäftigten  Arbeitera  alls 
diejenigen  Rechte,  welche  zur  Wahrnehmung  ihrer  begründeten  InteraasaQ 


1)  Bericbl  über  die  VerbADdiungen  dss  XX.  deaUcben  OewerbekuntnartAgca  la  &»#> 
nach  Am  13.»  13.  and  14,  Oktober  1898,  Dresden,  S,  83  fg. 
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deh  nätslich  erweiten  kSonen.  Die  GeselleDsohAft  hat  freilich  bisher 
wenig  Neigung  gezeigt,  sich  an  einer  gemeinsamen  Thätigkeit  in  der 
Innung  zu  beteiligen,  weil  nicht  alle  Gesellen  teilnehmen  konnten,  sondern 
nur  die,  welche  zufällig  gerade  bei  Inoungsmeistem  arbeiteten.  Wir  würden 
ee  daher  billigen,  wenn  man  alle  auch  bei  Nichtinnnngsmeistern  beschäf- 
tigten Gesellen  zulassen  würde. 

Eine  Beteiligung  an  der  Regelung  der  LehrlingsverhältnisBe  und  ein 
Vetorecht  innerhalb  der  Innung  oder  Fachgenossenschaft  halten  wir  für 
za  weit  gehend.  Das  Yetorecht  würde  wahrscheinlich  die  ganze  Thätig- 
keit der  Innung  oder  Fachgenossenschaft  illusorisch  machen,  da  die  Ge- 
sellen Vertreter  stets  einmütig  zusammenstehen  werden.  Die  versöhnende 
Wirkung  der  gemeinsamen  Arbeit  würde  dadurch  gänzlich  verloren 
gehen. 

Unter  den  vorgesehenen  Bedingungen  würde  überhaupt  nur  selten 
ein  Gehilfenausschufs  zustande  zu  bringen  sein,  denn  erstens  giebt  es  in 
manchen  Gewerben  wenige  Gehilfen,  die  über  80  Jahre  alt  sind,  femer  ist 
die  überwiegende  Mehrzahl  nur  immer  wenige  Monate  bei  einem  Meister 
beschäftigt.  Es  werden  daher  wohl  nicht  zu  viel  Gehilfen  zu  finden  sein, 
die  mindestens  2  Jahre  im  Bezirk  beschäftigt  sind  und  während  dieser 
Zeit  länger  als  ein  Jahr  bei  Mitgliedern  in  Arbeit  gestanden  haben. 

Die  auf  diese  Weise  ausgeschlossenen  Gehilfen  würden  ebenso  das 
Zottandekommen  der  Gehilfenausschüsse  zu  hindern  wissen,  wie  die  jetzt 
bei  Nichtinnungsmeistem  arbeitenden  Gesellen. 

Da  den  Gesellen  jetzt  aus  ihrer  Beteiligung  bei  den  Innungen  keine 
Kosten  erwachsen,  dürften  ihnen  auch  in  Zukunft  keine  Kosten  zuge- 
mutet werden,  wenn  ihre  Befugnisse  nicht  über  den  bisherigen  Eahmen 
hinsusgehen. 

Kann  man  im  Prinzip  mit  einer  Beteiligung  der  Gesellen  in  der 
lonang  oder  Fachgen ossenschaft  einverstanden  sein,  so  liegt  diese  Frage 
anders  bei  der  Gewerbekammer.  8chon  bei  den  Gewerberäten  des  Jahres 
1848  haben  sich  die  Arbeitnehmer  bei  ihrer  meist  einseitigen  technischen 
Ausbildung  zur  Beurteilung  allgemeiner  Gewerbsinteressen  als  nicht  be- 
fiUiigt  gezeigt.  Jedenfalls  würden  die  Arbeitgeber  ablehnen,  mit  ihren 
Arbeitnehmern  zusammen  zu  tagen ,  und  ebensowenig,  wie  man  daran 
denkt,  in  den  Handelskammern  eine  Beteiligung  der  Arbeitnehmer  herbei- 
lofähren,  sollte  man  in  den  Gewerbekammern  dieses  thun. 

Freilich  müfsten  bei  allen  Fragen,  die  die  Gehilfenschaft  direkt  an- 
gehen, Vertretei  derselben  von  der  Gewerbekammem  gutachtlich  gehört 
Verden. 

Eine  aufschiebende  Wirkung  des  Vetos  der  Vertreter  der  Gehilfen- 
ichaft  in  der  Handwerkskammer  würde  dieser  sofort  jede  Lebensfähigkeit 
rauben. 

Dafs  die  Gewerbekammem  Eorporationsrechte  erhalten  müssen,  ist 
nach  unseren  bisherigen  Ausführungen  selbstverständlich. 

Was  die  schwierige  Frage  der  Aufbringung  der  Kosten  zu  den  Ge- 
werbekammem betrifft,  so  sind  wir  der  Meinung,  dafs  die  Gewerbesteuer 
za  Grunde  gelegt  werden  sollte.  Allerdings  wird  eine  grofse  Menge  von 
Handwerkern  eine  Gewerbesteuer  überhaupt  nicht  zahlen.    Es  dürfte  jedoch 
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keine  Sohwierigkeiteo  haben,  'die  beztiglicheo  Betriebe  in  gleiGher  Wiäi 
auf  einen  fingierten  Steuersatz  einzuschätzen,  wie  «olchet  früher  bei  des 
zur  Gewerbesteuer  vom  Handel  nicht  herangezogenen  kaafmünniscbeii 
Firmen  mit  Rücksicht  auf  den  Handelskammerbeitrag  J6U  gesohoKen  hatICL 
Die  Zahl  der  verwendeten  Arbeiter  oder  der  Umfang  der  masohineUes 
Hilfskräfte  kann  einen  yerläTt^lioben  MaXsatab  nicht  abgaben,  da  di#t# 
Umstände  einerlei te  von  der  A.rt  der  Teohoik  des  betreffenden  Gewerboi 
und  Ton  der  teuhnisohen  Entwickeluog  desselben  abhängen,  andereri«iti 
Hie  Arbeiterzahl  (wie  mitunter  auch  die  Zahl  der  Maschinen)  bei  viele« 
Betrieben  eine  veräuderliche  Gröfse  ist,  die  im  Laufe  eine«  Jahres  b^ 
deutenden   Schwankungen  unterliegen   kann. 

Ausdrücklich  i^t  in  dem  Entwurf  zum  Ausdruck  gebracht,  daft  äk 
bestehenden  (iewerbekamroern  unter  entsprechender  Aenderung  ihrer  Ver* 
fassung  an  die  Stelle  der  Gew erbekam mern  treten  sollen.  Mau  will  also 
den  bestehenden  Einrichtungeu,  falls  die  Grundlagen  des  Entwurfes  nioht 
allzusehr  durch  sie  verschoben  werden,  Rechnung  tragen.  Wenn  seiteni 
der  Bundesregieruni^en,  bei  denen  Gewerbekammern  bereita  beeteheoi  eat«^i 
spreohende  Wünsche  laat  werden,  so  dürften  diese  grofiBee  EDtgegenkemiiiea  ' 
seitens  der  R ei ch»re gierung  finden  ^). 

Glauben  wir  t^o  die  wichtio^sten  die  Gewerbekammer  betreffe odtit 
Punkte  genügend  beleuchtet  zu  haben»  so  gilt  es  nun  zum  SohJufs  den 
Bestimmungen  über  das   Lehrliogsweaim  naherzutreten. 

Der  Entwurf  sagt  diesbezüglich: 


B.     Torsohläge    für    die    Regelung    des    Lehrlingawetl 
im    Handwerk.     Befugnis    zum    Halten    und    Anleiten   i 

Lehrlingen. 

I.  Die  Befui^nisi  Lehrlinge  zu  halten  oder  anzaleiten,  staht  soloheo 
Personen  nicht  zu,  welche 

1)  sich  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen   Ehrenrechte  befioden  odif 

2)  infolge  gerichtlicher  Anordnung  in  der  Verfügung  über  ihr  Vtr* 
mögen  beschränkt  sind. 

IL  Die  Befugnis  snr  Anleitung  von  Lehrlingen  steht  nor  denjemgeB 
Personen  zu,  welche 

1)  dab  24.  Lebensjahr  vollendet,  und 

2)  entweder  in  dem  Handwerk,  in  dem  die  Ausbildung  der  Lehrlings 
erfolgen  soU^  oder  in  einem  gleichartigen  Fabrikbetriebe  eine  Ordnung»* 
mäfsige  Lehrzeit  zurückgelegt  und  im  Anschlufs  daran  eine  Gesellen pr&fuBg 
bestanden  haben  oder  mindestens  drei  Jahre  hindurch  jenes  Handwerk  aelth 
•tändig  betrieben  haben. 

Nach  näherer  Bestimmung  der  Landeszentralbehörde  wird  die  Zuriek- 
legung  der  ordnuugsmäfsigen  Lehrzeit  durch  den  Besuch  einer  staatliok 
auerkannteu  Lehrwerkstätte  und  die  Ablegung  der  Gesellen  prüf ung 
dae  Prüfuogszeugnis  dieser  Lehrwerks^tatta  ersetzt. 


1)  Üerieht    üb«r    die    Varlmtidlaogea    des    XL    deutsehen    0«w«rbekuiuDert«fii  is 
Eii«ii»eh  un  IS.,  11.  und  U.  01itob«r  1893,  Dresdtn,  8.  53. 
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Dem  BelbstSadigen  Betriebe  des  Handwerks  wird  die  Leitung  des 
Betriebes  oder  eines  Betriebszweiges  in  einer  Fabrik  gleichgeaohtet. 

Der  Leiter  eines  Betriebes,  in  dem  mehrere  Handwerke  vereinigt 
sind,  ist  befiigt,  in  allen  zu  dem  Betriebe  yereinigten  Handwerken  Lehr- 
linge anzuleiten,  wenn  er  für  eins  dieser  Handwerke  den  Voraussetzungen 
unter  3  entspricht 

Wer  f&r  ein  Handwerk  den  Voraussetzungen  unter  2  entspricht,  ist 
berechtigt,  auch  in  den  diesem  verwandten  Handwerken  Lehrlinge  anzu- 
leiten. Welche  Handwerke  als  verwandte  Handwerke  zu  gelten  haben, 
wird  für  den  Bezirk  ^der  Handwerkskammer  von  dieser  nach  Anhörung 
der  beteiligten  Faohgenossenschaften  mit  Genehmigung  der  höhereu  Ver- 
waltungsbehörde festgestellt 

Lehrzeit. 

III.  Die  ordnungsmäfsige  Lehrzeit  soll  nicht  unter  3  und  nicht  über 
5  Jahre  dauern. 

Die  Lehrzeit  wird  innerhalb  der  angegebenen  Grenzen  durch  die 
Handwerkskammer   nach  Anhörung   der   Eachgenossenschaften   festgesetzt. 

IV.  Der  Bundesrat  ist  befugt,  hinsichtlich  einzelner  Gewerbs- 
zweige Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  II  und  III  Absatz  1  zu- 
zulassen. 

Die  gleiche  Befugnis  steht  der  Handwerkskammer,  auch  hinsichtlich 
der  Bestimmung  unter  III  Absatz  2  im  einzelnen  Falle  zu. 

Lehrvertrag. 

V.  Der  Lehrvertrag  ist  schriftlich  abzufassen  und  auf  Verlangen  in 
einem  Exemplar  der  Fachgen ossensohaft  zur  Einsicht  vorzulegen.  Nicht- 
befolgung  dieser  Verpflichtung  ist  strafbar. 

Gesellenprüfung. 

VL  Die  Gesellenprüfung  erfolgt  durch  die  Innung  oder  durch  einen 
Prüfungsausschufs  der  Fachgenossensohaft ;  ist  diese  ihrer  Zusammensetzung 
nach  hierzu  nicht  geeignet  (gemischte  Fachgenossen schaft),  so  erfolgt  die 
Prüfung  durch  eine  von  der  Handwerkskammer  aus  Fachgenossen  zu  be- 
rufende Prüfungskommission.  Der  Prüfung  hat  ein  von  der  Aufsichtsbe- 
hörde bestellter  Kommissar  beizuwohnen,  welcher  den  BeschluTs  der 
Prüfungskommission  mit  aufschiebender  Wirkung  beanstanden  kann,  üeber 
die  Beanstandung  beschlieüst  die  Handwerkskammer. 

Die  Prüfung  hat  sich  auf  den  Nachweis  zu  beschränken,  dafs  der 
Lehrling  eingehende  Kenntnis  der  im  fraglichen  Handwerk  allgemein  ge- 
bräuchlichen Handgriffe  besitzt,  diese  mit  genügender  Sicherheit  ausübt 
und  über  das  Wesen  und  den  Wert  der  zu  verarbeitenden  Rohmaterialien 
unterrichtet  ist  Wird  die  Prüfung  nicht  bestanden,  so  hat  die  Prüfungs- 
kommission gleichzeitig  den  Zeitraum  zu  bestimmen,  vor  dessen  Ablauf 
die  Prüfung  nicht  wiederholt  werden  darf. 
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Entzieliiing   der    Befugnis    zum    Halten    uod   Anleilea  der 

Lehrlinge. 

VIL  Die  Befugnisp  Lehrlinge  zu  halten  oder  anzuleiten,  kann  «dehn 
Ferftoneu  überhaupt  oder  für  bestimrate  Zeit  untersagt  werden«  welche  sitli 
grober  PEichtverletzuugeu  gegeu  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  sehaldii; 
gemacht  haben,  oder  gegen  welche  Thatsaehen  yorliegen,  welche  «ie  in 
sittlicher  Beziehung  2um  Halten  oder  sur  Anleitung  von  Lehrlingen  oage* 
eignet  eracheinen  lassen.  In  gleicher  Weise  kann  die  Befugnis  zur  Aa* 
leitung  von  Lehrlingen  solchen  Personeu  untersagt  werden,  welche  wegetk 
geistiger  oder  körperlicher  Qebrechen  die  sachgemäTse  Unterweismig  ondj 
Erziehung  eines  Lehrlings  nicht  selbständig  zu  leiten  vermögen. 

Die  Untersagung    wird  auch    auf  Antrag  der  Fach  gen  osseoachaft  ode 
der  Ortspolizeibehörde,    im    letzteren    Falle   nach    Anhörung    der    Faohg^ ' 
noseen Schaft  durch  die  Handwerkskamm er^  verfügt. 

Durch  die  Landeszentralbehörde  oder  eine  von  ihr  zu  besümMendf 
Behörde  kann  die  entzogene  Befugnis  zum  Halten  oder  ^ur  Anleitung  tob 
Lehrlingen  nach  Ablauf  eines  Jahres  wieder  eingeräumt  werden«  ■ 

ZahlderLehrlinge,  ■ 

VIIL  Durch  den  Bundesrat  können  für  bestimmte  Handwerke  Vor- 
schriften über  die  zaläaaige  Zahl  von  Lehrlingen  im  Verhältnis  xu  den 
in  einem  Betriebe  beschäftigten  Gesellen  erlassen  werden.  Solang« 
solche    Vorschriften    nioht    erlaaaen    sind»     sind     die    Hand  wer  kskammem 

zu     deren     Erlafs     mit    Genehmigung    der     höheren    Verwaltungsbehördi 
befugt. 

Lehrverhältnis. 

IX.  ßei  Arbeitern  unter  17  Jahren,  welche  mit  technisohen 
leiitungen  nicht  lediglich  ausuahmsweise  oder  vorübergehend  besc 
werden,  gilt  die  YermutuDg,  da£a  sie  in  einem  Lehrverhältnie  stehen. 
Im  übrigen  ist  die  Frage,  ob  ein  solches  vorliegt,  nach  den  Umstanden 
des  einzelnen  Falles  2u  entecheiden.  Ein  solches  Verhältnis  kann  auch 
dann  angenommen  werden,  wenn  ein  schriftlicher  Lehrvertrag  nicht  abge- 
sohloBseo  oder  im  Arbeitsvertrag  vereinbart  worden  ist,  dafs  das  Verhaltais 
als  ein   Lehrverhaltni»  nicht  gelten  soll. 

Ist  durch  rechtskräftiges  Erkenntnis  festgestellt,  dafs  ein  Lehrlings- 
yerhältnis  vorliegt,  und  kommt  der  Lehrherr  der  AufTorderung  der  Faeb* 
gen  essen  seh  aft,  den  Lehrvertrag  schriftlich  abzuschliefsen,  nicht  nach,  odsf 
ist  eine  gerichtliche  Bestrafung  des  Lehrherro  wegen  des  unbefugtso 
Haltens  von  Lehrlingen  erfolgt,  so  ist  die  Entlassung  des  Lehrling»  aal 
Antrag  der  Fachgenossenschaft  polizeilieh  zu  verfügen. 

M  eisterti teU 

X.  Wer    den    selbständigen  Betrieb    eines  Handwerks   anfängt, 
den   Meistertitel  nur  führen,    wenn  er  eine  Gesellen-  oder  MeiBterprüfuof^ 
eines    Handwerks     bestaoden     hat      Die    Meisterprüfung    kann    vor   einur 
Innung,  vor  einer  Fachgenosseuschaft  oder  vor  einer  von  der  Handwerk** 
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kammdr  aus  FachgeDOSten  beßtelhea  Prüfungekommiseion  abgelegt  werdeo. 
Yorsitzeoder  ist  io  jedem  Fall  ein  von  der  Aufsichtsbehörde  su  beBtellen- 
der  KammisBur« 

Die  Prüfung  darf  sich  Dur  auf  den  Kaobweis  der  BefahiguD^  zur 
selbstäüdigeii  Ausführung  der  gewöhnlich  vorkommenden  Arbeiten  des  Ge- 
werbes oder  Gewerbszweiges  und  auf  daa  Vorhandensein  der  zum  selb- 
ständigen Betriebe  des  Gewerbes  notwendigen  gewerblichen  Kenntnisse 
erstrecken.  (Buch-  und  Reobnungsführung.)  Die  unbefugte  Führung  des 
Meistertitels  ist  strafbar. 

Zu  diesen  gesetzlichen  Vorschlägen  sagen  die  Erläuterungen  des 
Entwurfes. 

,,Die  erhöhten  Anfarderangen,  welche  nach  den  Vorschlägen  für  das 
Anleiten  von  Lehrlingen  gestellt  werden,  verfolgen  den  Zweck,  solche 
Personen  ttach  Möglichkeit  auszuschlierseD,  bei  denen  am  befürchten  ist, 
daia  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  in  teohnischer  und  sittlicher  Ba- 
eiehuug  der  erforderlichen  Fürsorge  entbehren. 

Die  uusreicheude  Gewähr  für  die  gehörige  Erziehung  des  Lehrlings 
soll  in  einem  gereiften  Lebensalter  des  Lehrherm  einerseits  und  in  der 
Zurücklegung  eintjr  ordnungsmäfsigen  Lehrzeit  in  der  Ablogung  einer  Ge- 
sellen piiifuDg  andererseits  gefunden  werden. 

Die  thatsäehliche  Ausübung  des  Gewerbes  während  dreier  Jahre  ist, 
ont  Härten  zu  vermeiden»  mit  den  beiden  letzten  Erfordernissen  für  gleich- 
wertig  erachtet  worden,  in  der  Annahme,  dafs  der  Gewerbetreibende  durch 
die  im  selbständigen  Gewerbebetrieb  gewonnenen  Erfahrungen  in  den  Be* 
sitz  der  ertörderlichen  Fachkenntnisse  gelangt  und  zur  Unterweisung  des 
Lehrlinge  imstande  sein  wird. 

Für  Gewerbetreibende,  welche  gleichseitig  mehrere  oder  verwandte 
Gewerbe  betreiben,  oder  nur  in  einem  Spezialzweige  des  Gewerbes  ihre 
Lehrzeit  «urückgelegt  haben,  mufaten  zur  Vermeidung  der  Unzuträglich- 
keiten  bei  der  Durchführnng  erleichternde  Bestimmungen  gegeben  werden, 
was  um  80  uubedenklicher  erschien,  als  nach  den  Vorschlägen  für  die 
Befugnis  zum  Halten  und  Anleiten  von  Lehrlingen  die  sittliche  Befähigung 
des  Lehrherrn  von  ausschlaggebender   Bedeutung  ist. 

Bei  Festsetzung  der  Mindestdauer  der  Lehrzeit  ist  entscheidend  ge- 
wesen, dafs  eine  dreijährige  Lehrzeit  bisher  die  Kegel  gebildet  hat  tind 
nach  den  gemachten  Erfahrungen  im  allgemeinen  e wecken tspreohend  ist. 
Durch  die  Bestimmung,  dafs  die  Lehrzeit  nicht  länger  als  fünf  Jahre 
dauern  darf»  soll  der  Gefahr  der  Ausbeutung  von  Lehrlingen  namentlich 
für  die  Fälle  vorgebengt  werden,  wenn  für  deren  Ausbildung  ein  Lehr- 
geld nicht  gezahlt  werden  kann*  Bei  der  Art  nnd  Gestaltung  einer  Reihe 
von  Gewerbszweigen  wird  eine  Abkürzung  der  Lehrzeit  unbedenklich  oder 
selbst  notwendig  sein.  Hierüber  allgemein  verbindliche  Vorschriften  zu 
erlassen ,  soll  dem  Bundesrat  vorbehalten  bleiben ;  während  der  Hand- 
werkskammer die  Befugnis  beigelegt  werden  soll,  für  den  Einzelfall  mit 
Rücksicht  auf  die  Individualität  des  Gewerbes,  des  Lehrherrn  und  des 
Lehrlings  Ausnahmen  zuzulassen. 

Die  günstigen  Erfahrungen,  welche  die  Innungen  mit  der  Ton  ihnen 
allgemein  durchgeführten  Schriftlichkeit  des   Lehrvertrages  gemacht  haben. 
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laesen  erkeDnen ,  daXe  6ft  zur  Yermeiduiig  der  Streitigkeiten  mindpiteof 
sweokmäfaig  itij  die  Kechte  und  Pfliobten  zwisoh^n  Meister  and  Lehr- 
ling TOB  vornherein  möglichat  klar  und  bestimmt  zum  Ausdruck  la 
bringen.  Die  hiergegen  hieher  geltend  gemachten  Bedenken  werden  da- 
durch behoben,  da£ä  die  Anerkennung  dee  LehrverhältniAset  ron  dtr 
Scbriftlichkeit  des  LehrYertrages  nicht  abhängig  gemacht  iat,  und  da£i 
die  Frage,  ob  ein  Lehrlings verhültnia  vorliegt,  nur  nach  Lage  des  Einiel- 
Mies  b&urteilt  werden  soll.  Dazu  kommt,  dafi  durch  die  Fachg^BOM»» 
Schäften  über  Form  und  Inhalt  der  Lehrr ertrage  Bestimmungen  ggtoeflre 
und  eine  Kontrolle  der  abgeschlosseneD   Verträge  geübt  wird. 

Durch  die  dem    Bundeti^rat    beigelegte    Befugnis ,    das    Terhälinis  tej 
Zahl  der  Lehrlinge  xu  der  Zahl  der   Gesellen    festzusetsen ,    soll    den 
gemein   beklagten  Uebelstanden   entgegengetreten  werden,  dafs  unter  Hiot-* 
an  Setzung  der  Inttrea&en  der  Ausbildung,    zur  Beschaffung    billiger  Hilf»- 
krätte  aussohlierslich  oder    in    unTerhältnismlTsig    groijfter   Zahl  Lehrüoge 
gehalten  werden. 

Die  Bestimmungen  über  die  Fnhning  des  Meistertitels,  die  our  für 
das  Eandwerk,  also  nicht  für  Werkmdster  in  Fabriken  gelten,  verfolgen 
tdlein  den  Zweck,  den  Inhaber  des  Gewerbebetriebes  nach  aufsen  hin  sk 
gelernten  Handwerker  und  als  solchen  zu  kennzeichnen ,  dem  in  Bc^ 
Ziehung;  auf  seine  technische  Betahigung  die  Befugnis,  Lehrlinge  anio* 
leiten,  beiwohnt.  Hiermit  soll  den  aus  den  Kreisen  des  Handwerks  in* 
haltend  laut  gewordenen  Wünschen  auch  im  Interesse  des  Fublikutti 
Rechnung  getragen  werden." 

Am  freudigsten  von  allen  Vorschlägen  des  Entwurfs  sind  wohl 
allseitig  die  Befitimmungen  über  das  Lehrlingswesen  begrüTst  worden. 
Gerade  die&es  ist  seit  langer  Zeit  der  wundeste  Funkt  im  Handwerk  gr* 
wesen. 

Die  Regierung  lohnt  den  Befähigungs  nach  weis  erfireulioherwaiss 
energisch  ab,  und  macht  die  Befugnis  zum  Anleiten  yon  Lehrlingen  ttV 
davon  abhängig^  dafs  der  Betreffende,  entweder  in  dem  Handwerk,  in  dam 
die  Ausbildung  der  Lehrlinge  erfolgen  soll,  oder  in  einem  gleichartifea 
Fabrikbetriebe  eine  ordnuQgsmäfsige  Lehrzeit  zurückgelegt  und  im  An* 
sdiluTs  daran  eine  Gesellenprüfung  bestanden  oder  mindestens  S  Jahrs 
hindurch  jenes  Handwerk  eelbständig  betrieben  hat. 

Biese  Bestimmung  ist  gerade  von  den  Handwerkern  aDgegriffei 
worden ,  denn  sie  weisen  damuf  hin ,  dafs  durch  eine  ordnungsmilnge 
Lehrzeit  und  bestandene  Geaellenprülung  oder  durch  dreijührige  äelbständif- 
keit  unmöglioh  die  Befähigung  zum  Anleiten  der  Lerlinge  erbracht  wer 
Man  warf  der  Regierung  aus  diesem  Grunde  vor,  dafs  sie  zu  wenig 
technische  und  zu  sehr  die  sittliche  Seite  der  Regelung  des  Lehrling 
Wesens  betone. 

Wir  können  nur  ganz  den  Bestimmungen,  wie  sie  seitens  der  Be> 
gierung  vorgeschlagen  eind,  zustimmen,  denn  wenn  man  den  Befähigung«- 
nach  weis  ablehnt,  dann  kann  mtin  die  Lehrlingausbild  ung  auoh  nicht  von 
einem  solchen  abhängig  machen.  Jedenfalls  werden  die  Torgeschlagenen 
Beatimmungen  eine  grofse  Verbesserung  gegenüber  dem  gegenwärtig««! 
Zustand  bringen,  denn  jetzt  kann  jeder  entlaufene  Lehrling  sich  selb- 
ständig machen  und  sofort  bei  seiner  Etablierung  Lehrlinge  holten. 
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Auf  dem  Biienacber  Oewerbekammertag  siod  auch  seitens  der  Bremer 
und  Lübecker  Gewerbekammer,  die  den  Befähigungsnachweis  ablehnen, 
die  TorschlSge  bemängelt  worden,  ohne  Vorschläge  zu  machen,  wie  sonst 
saohgemälse  Bestimmungen  getroffen  werden  sollten. 

Wünschenswert  wäre,  dafs  die  Befugnis  cum  Halten  von  Lehrlingen 
nicht  Tom  24.  Lebensjahr,  wie  im  Entwurf  Torgesehen  ist,  sondern  yom 
85.  Lebensjahr  abhängig  gemacht  werde,  mit  welchem  Alter  auch  das 
Wahlrecht  zur  Gewerbekammer  erlangt  wird. 

Grofse  Bedenken  hat  auch  erregt,  dafs  der  Leiter  eines  Betriebes,  in 
dem  mehrere  Handwerke  yereinigt  sind,  befugt  sein  soll,  in  allen  in  dem 
Betriebe  yereinigten  Handwerken  Lehrlinge  anzuleiten,  wenn  er  für  eins 
dieser  Handwerke  den  im  Gesetzentwurf  yorgeschlagenen  Voraussetzungen 
entepricht 

Auch  diese  Bedenken  können  wir  nicht  teilen.  Für  die  Notwendig- 
keit dieser  Bestimmung  führte  Herr  Geheimrat  Wilhelmi  sehr  treffend  in 
Eisen aoh  folgendes  an: 

„Die  Gewerbe  der  Anstreicher  und  Tapezierer  sowie  Uhrmacher  und 
Qoldarbeiter  würden  in  Städten  sehr  oft  gemeinsam  betrieben,  diese 
Handwerke  könne  man  aber  doch  wohl  nicht  als  yerwandte  im  Sinne  des 
Entwurfs  oder  nach  allgemeiner  Auffassung  ansehen.  Wie  stelle  man 
lieh  nun  yor,  dafs  ein  solcher  Handwerker  mit  einer  Bestimmung  aus- 
kommen könne,  wonach  er  nur  für  dasjenige  Gewerbe  Lehrlinge  anleiten 
dürfe,  für  welches  er  den  Nachweis  seiner  LehrbefHhigung  erbracht  habe? 
Eine  derartige  Bestimmung  würde  zu  den  gröfsten  Härten  führen.  An- 
dererseits sei  er  aber  der  Meinung,  dafs  eine  solche  Bestimmung  that- 
säehlich  gar  nicht  gehandhabt  würde.  Es  könnten  Zeiten  eintreten ,  wo 
der  Meister  in  dem  einen  Gewerbe,  in  welchem  er  den  Anforderungen 
des  Entwurfs  entspreche ,  wenig  Beschäftigung  für  den  Lehrling  habe, 
während  in  dem  anderen  yon  ihm  noch  mitbetriebenen  Gewerbe  genügend 
zu  thun  sei.  Wenn  der  Meister  nun  in  diesem  anderen  Gewerbe  den 
Lehrling  nicht  beschäftigen  dürfe,  so  werde  er  sich  einfach  über  die  Be- 
stimmung des  Gesetzes  hinwegsetzen.  Eine  ausreichende  Eontrolle  würde 
da  nicht  durchführbar  sein.  Man  sei  deshalb  genötigt,  die  Bestimmungen, 
dafs  der  Meister  seinen  Lehrling  auch  in  seinen  Nebenbetrieben  be- 
•chäftigen  dürfe,  in  dem  Entwurf  zu  belassen  ^). 

Diese  Ausführungen  erscheinen  uns  schlagend. 

Man  hat  weiter  darauf  hingewiesen,  dafs  z.  B.  in  einer  Möbelfabrik, 
in  der  Tischler-  und  Folsterarbeiten  yerfertigt  werden,  wenn  der  Meister 
nur  die  Lehrqualifikation  für  Tischlerarbeiten  hat,  er  einen  Werkmeister 
für  die  Polsterarbeiten  haben  müsse,  der  die  Lehrqualifikation  besitzt  und 
die  Lehrlinge  in  diesem  Zweige  anleitet. 

Meist  wird  wohl  ein  solcher  Werkmeister  yorhanden  sein,  aber  auch 
diese  Bestimmung  ist  nicht  durchführbar,  wenn  man  die  Yerhältnisse  auf 
dem  Lande  in  Betracht  zieht 


1)  Barleht  fib«r  die  VerhAndlaogen  des  XI.  Deatochen  GewerbekammerUges  in 
Eiienacb  am  IS.,  18.  und  14.  Oktober  1893,  Dresden,  S.  105  ff. 

1)  Beriebt  aber  die  Verbandlangen  des  XI.  deutschen  Gtwerbekammertages  in 
Eätenacb  am  IS.,  18.  und  14.  Oktober  1898,  Dresden,  S.  HS  fg. 
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Auf  dem  Lande  ist  ein  Handwerker,  da  er  sich  auf  seine  eise 
lernte  Frofession  nicht  ernähren  kann,  auf  Nebenbeschäftigung  in 
Gewerben  geradezu  angewiesen.  So  ist  auf  dem  Lande  der  Schuhmacher 
zugleich  Satter,  der  Sattler  auch  Tapesierer.  der  iMaurer  besorgt  Maler- 
arbeiten, der  Sohmied  ist  Sohlo«Ber,  der  Schneider  Barbier  —  kon  joder 
fuhrt  die  Arbeiten  ihm  nahestehender  oder  zufällig  rertrauter  Gewerbe 
ah   Nebenbeflohäftigung  aus. 

Es  handelt  «ioh  hier  keineswegs  nur  um  verwandte  Gewerbe,  deoii 
kein  Handwerksmeister  wird  behaupten ,  daTg  das  Glaser-  mit  deo 
Tapeziererhandwerk  verwandt  ist,  da«  Gewerbe  des  Gold-  und  Silberarbeiten 
hat  keine  Verwandtschaft  mit  demjenigen  des  Uhrmachers.  l)at  d« 
Schneiders  steht  nicht  in  verwandtsohaftlicher  Beziehung  zu  dem  dei 
Barbiers.  Die  Forderung,  dafs  für  solche  Betriebe  geprüfte  Werkmeister 
oder  Gesellen  ungestellt  werden  sollen,  ist  daher  auf  dem  Laode  und  in 
kleineren  Orten  überhaupt  nicht  durchführbar*). 

Auch  die  Bestimmung,  nach  der  derjenige ,  welcher  für  einen  ge- 
sondert betriebenen  Zweig  eines  Handwerks  den  Voraussetzungen  unter 
2  entspricht,  auch  berechtigt  »ein  soll,  in  den  übrigen  Zweigen  Lehrlingi 
anzuleiten,  können  wir  nur   billigen* 

Denn  wenn  jemand  in  einem  Spezialgewerbe  seine  Ausbildunt^  er> 
langt  hat,  so  wird  er  meist  nicht  in  der  Lage  sein,  sich  aUein  in  diesem 
Spezialgewerbe  selbständig  ernähren  zu  können.  Er  wird  deshalb  ^ 
nötigt  sein,  das  ganze  Gewerbe  mit  zu  betreiben.  Die  ihm  mangelods 
Kenntnis  wird  eine  kurze  Praxis  schnell  ersetzen,  so  dafs  er  aueh  be- 
fähigt sein  kann,  im  ganzen  Gewerbe  Lehrlinge  anzuleiten.  Verwandt« 
Gewerbe  hängen  so  zusammen,  dafs  es  dort  selbstverständlich  erscheiüv 
dafs,  um  lästige  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  in  diesem  gleichzeitig  Lehr* 
lioge  angeleitet  werden  dürfen. 

Eine  Festsetzung  der  ordnungsmäfsigen  Lehrzelt  zwischen  S  und  4 
Jahren  ist  nnr  dann  erwünscht,  wenn  generell  wie  im  einzelnen  Falle 
leicht  Ausnahmen  erlangt  werden  können.  Solche  sind  auoh  im  Entwuif 
generell  seitens  des  Bundesrates  und  für  den  einzelnen  Fall  aeitent  der 
Gewerbekammer  vorgesehen.  Ohne  solche  Ausnahmen  müfste  die  Fe 
legung  der  Lehrzeit  stets  eine  Benachteiligung  der  geschickteren,  talea 
volleren  Lehrlinge  auf  Kosten  der  ungeschickteren  und  faulen  zur  Folg 
haben.  Denn  ein  talentvoller  Lehrling  wird  in  einem  Jahr  w  ah  rech  ein  lieb 
mehr  lernen,  als  ein  fauler  in  3;  wenn  aber  durch  den  Bundesrat  etnii 
eine  bestimmte  Lehrzeit  festgestellt  ist,  so  wird  eine  Ausnahme  leie 
durch  die  Gewerbekammer  zu  erlangen  sein.  Söhne  von  Handwerke 
welche  eine  bessere  Schulbildung  erhalten  haben ,  werden ,  wenn  le 
Ausnahmen  zu  erlangen  sind,  eich  doch  dem  Handwerk  zuwenden;  wäh- 
rend sie,  wenn  sie  ebenfalls  3  Jahre  lernen  müTsten,  wahrschein  lieh  lidi 
anderen  Berulaarten  widmen  würden.  Die  allgemeinste  Billigung  hat 
wohl  die  Bestimmung  gefunden,  dafs  der  Lehrrertrag  allgemein  sehriftliab 
abgcfaTtt   werden    mufa.      Hier    sollte    mau  der   Gewerbakamnier,    äbnlioh 


El  lieb 
inmi^l 
leiefl 

rkeiJB 
leiein 


1)  Hampk«,  Dor  B«fkhtgai)gsn«ctiwels  im  Band  werke,  Jena  1891,  8.  146  ff 
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wie  M  LD  Hamburg  bereit«  geaohiebt,  das  Recht  gebeo,  alle  Lehrver- 
trig«  zu  beglaubigeo,  am  bei  dieser  Gelegeobeit  zu  prüfen«  ob  der  be- 
treffeode  Vertrag  zur  BegruuduQg  einet  solideo  LehrrerhältoitieB  geeignet 
aneheiot  ^). 

Die  Tergeaebene  OssellenprüfuDg  ist  nicht  etwa  eine  obligatorische, 
loodern  eine  fakultatiYe.  Der  Entwurf  knüpft  Dur  an  die  N^iobtablegung 
der  Prüfung  gewisae  Kaehteile,  £.  B.  die,  dafj  derjenige,  der  aoiohe  Prü- 
fung nicht  bestanden  hat,  er.H  drei  Jahre  sein  Gewerbe  betrieben  haben 
muff,  bevor  er  Lehrlioge  halten  darf. 

Die  Prüfung  erfolgt  entweder  Tor  der  Innung^  dem  Prüfungsaus- 
ftchufti  der  Fachgenoisenscbaft  oder  einer  Prilfutigskommissioo  der  6e* 
Werbekammer  Der  Prüfungsbehörde  hat  Fiett  ein  Kommitpar  beizuwoh- 
nen, der  den  BeHchlufi  der  Prüfung^kommisBion  mit  aufschiebender  Wir- 
kung beanstanden  kaün.  Wünschen«^ wert  ist,  dafs  dieser  Kommissar 
oieht  ein  Beamter  ist,  der  nicht  genügende  tc-chnisehe  Kenntniste  haben 
kann,  sondern  dafa  ein  praktischer  Handwerker  von  der  Gewerbek^itiimer 
für  jede  eineeine  Branche  dazu  ernannt  wird.  Derselbe  würde  etwaige 
ÜD gerecht igkeiten  schnell  erkennen  und  verhindern  köntien.  Die  Prüfung 
soll  sich  nach  dem  Entwurf  auf  den  Nachweis  beschränken,  dafs  der 
Lehrling  eingehende  Kenntnis  der  im  fraglichen  Handwerk  aUgemeio 
gebrauchlichen  Handgriffe  beeiut,  diese  mit  genügender  Sicherheit  ausübt 
and  über  das  Wesen  und  den  Wert  der  su  verarbeit enden  Rohmaterialien 
unterrichtet  ist.  Wän sehenswert  ist,  da  doch  diese  Prüfung  eine  Art 
Torbedingung  cum  Halten  Ton  Lehrlingen  sein  soll^  wenn  sie  sich  auch 
auch  auf  cüe  für  das  Handwerk  sehr  nötige  Buch-  und  Eechoungs- 
fÜhmng  mit  zn  erstrecken  bat  Auf  diese  Weise  wird  der  Lehrmeister 
Terpfliohtetp  seinen  Lehrliog  auch  in  dieee  für  die  Ausbildung  des  Hand- 
werkers notwendigen  Materien  einzuweihen. 

Da£s  das  Halten  von  Lehrlingen  ungeeigneten  Personen  entzogen 
werden  kann,  ist  sehr  notwendig,  uod  diese  Bestimmung  wird  daher  allgemein 
gebilligt 

Den  gröfsten  Widerspruch  hat  die  Bestimmung  ober  die  Zahl  der 
Lelirünge  heryorgerufen.  Nach  dieser  können  durch  den  Bundesrat  für 
bestimmte  Handwerke  Yorschriften  über  die  zulässige  Zahl  TOn  Lehr* 
liogen  im  Verhältnis  zu  den  in  einem  Betriebe  beschäftigten  Gesellen 
erieaien  werden.  Solange  solche  Yonchrifti'O  nicht  erlassen  sind^  sind 
die  Hettdwerkskammem  zu  deren  Erlafs  mit  Genehmigung  der  höheren 
TcrweltQngsbehörde  befugt. 

Durch  diese  Bestimmung  soU  der  Lehrlingszüchterei  energisch  ent- 
gegengetreten werden.  Wir  halten  diese  Feststellung  einer  Yerbältnii* 
Ziffer  ewischen  Gesellen  uni  Lehrlingen  für  gänzHch  undurchführbar,  weil 
)e  nach  der  Beschäftigung  des  Meisters  die  Zahl  der  Gehilfen  eine 
lehwankende  ist.  Hat  jemand  grofae  Aufträge  und  stellt  er  deshalb 
riel  Gesellen  ein,  so  darf  er  Terhältnismafsig  viel  Lehrlinge  halten.  £nt- 
Ufst  er»  nachdem  die  Aufträge  ausgeführt  sind,   die  Oenellen  wieder,    toll 


3)  Hampkt,  H^adw^rker-  oder  Qefrerbakaoiuiora  7    Ein  Beitrag    Sttr  L(baag  der  g«« 
gwertllcbtn  Organ i sali oa strafe,  JeuK  189B,  S.  957. 
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er  dann  die  Lehrlinge  auch   entlasBen   oder  darf  er  dieselbeB    weiter  be- 
flchäftigen  : 

Der  Bundegrat  kann  die  fortwährend  in  den  verachiedenen  Gegettdea 
wechselnden  ArbeiterTerhaltnisetJ  garnioht  so  eingehend  Torfolgan,  «■ 
richtige  Beatimmungeu  orlaaaen  zu  koonen^  Tritt  in  einer  Gegend ,  vii 
dies  öfier  vorkommt,  Mangel  an  Gesellen  ein,  eo  müssen  sich  die  MeitteT 
mit  Lehrlingen  behelfen.  Die  rorgeschlagene  ßeatimmung  würde  dem  Hand* 
werk  unserer  Ansicht  nach  nur  zum  Nachteil  gereichen. 

8ehr  segensreich  werden  jedoch  die  Beilimmungen  über  Fixierunf 
des  Lehrrerhältnisses  zu  wirken  Termögen«  Es  wird  nicht  muhr,  wie  et 
jetzt  leider  vielfoch  geschieht,  der  Arbeitgeber  seine  Lehrlinge  tintar 
17  Jahren  als  jugendliche  Arbeiter  bezeichnen  dürfen,  um  allen  llatigeo 
Kontrollen  zu  entgehen.  £in  Lehrrerhaltnis  liegt  selbst  dann  vor,  weno 
ein  schriftlicher  Lehmrtrag  nicht  abgeschlossen  oder  im  ArbeitsrertrAg 
yereinbart  worden  ist,  dafs  das  Yerhältnis  als  ein  Lehrrerhaltnis  nicht 
gelten  solL  Auf  diese  Weise  können  alle  Arbeitgeber  geswun^n  werden, 
das  LehrTerhältnis  schriftlich  abzufassen. 

Am  freudigsten  ist  in  den  Innungskreisen  die  Sicherung  dee  Meister- 
titeis  begriifst  worden. 

Dnrch  die  Gewerbeordnung  §  H9  Abs.  8  ist  mit  Geldstrafe  bis  su 
30  M.  und  im  UnYermögensfaUe  mit  Haft  bis  zu  8  Tagen  derjenige  bedroht, 
der,  ohne  einer  Innung  als  Mitglied  anzugehören,  sich  als  Innungameister  be- 
zeichnet  Man  hatte  die  schon  damals  geplante  Sicherung  dei  MeiateirtLteti 
in  die  des  Innungameistertitels  umgewandelt.  Dar  Ausdruok  Innongsmeister 
hat  sich  jedoch  gar  nicht  einzubürgern  vermocht  Es  wird  von  den* 
jenigen  Handwerkern ,  die  eine  Heisterprüfung  abgelegt  haben ,  eohwtr 
empfuoden ,  dafs  sieh  auch  jeder  andere  selbständige  Handwerker  Meister 
nennen  kann,  ohoe  die  Prüfung  abgelegt  zu  haben. 

Die  freiwilligen  Meisterprüfungen,  die  mehr  und  mehr  setteni  der 
Innungen  eingeführt  werden,  sind  sehr  zu  empfehlen«  denn  aie  gebea 
dem  Geprüften  das  Gefühl,  etwas  geleistet  zu  haben,  sowie  au  einen 
ordentlichen  AbsohluTs  in  der  Ausbildung  im  Gewerbe  gelangt  zu  seio, 
und  sie  tragen,  da  der  Handwerkerstand  immer  noch  sehr  viel  euf  deü 
Meistertitel  holt,  ungemein  zur  Hebung  des  Standesgefühles  und  dsr 
ötandesehre  bei. 

Treten  die  vorgeachlagenen  Bestimmungen  in  Kraft,  so  ist  daa  Ver* 
hältnis  bezüglich  des  Tit«;l8  im  Handwerk  ähnlich  wie  jetst  bei  den 
Aerzten,  Es  kann  jeder  die  Heilkunde  ausiiben,  der  sieh  dazu  befulcn 
fühlt,  den  Titel  praktischer  Arzt  kann  jedooh  nur  der  führen,  der  di« 
ärztliche  Staatsprüfung  bestanden  hat  Es  kann  sdso  in  Zukunft  jeder 
ein  Handwerk  »elbätändig  betreiben,  Meister  darf  er  sioh  jedooh  nur 
nennen,  wenn  er  eine  Meisterprüfung  in  einem  Handwerk  abgelegt 
Gegen  die  Sioherung  des  Meistertitel»  fallen  die  grofsen  Bedenken^ 
gegen  den  obligatorischen  Befähigungsnachweis,  von  dem  die  8eib&Uüid 
keit  im  Handwerk  allein  abhängen  soll,  zur  Geltung  kommen. 

Fassen  wir  unser  Urteil  über  den  neuen  Organisationsentwurf  zusamiDaDt 
80  müssen  wir  dem  Bestreben  der  Regierung»  den  vielfachen  Wünschen  der 
Handwerker  mit   zweck entspreobenden  Vorschlägen    eotgegeD  zu  koomeni 
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UDsere  volle  AnarkeBiiiuig  Bollen.  Nur  in  Besag  auf  die  FaohgenoBsenschaften 
hat  man  unserer  Anneht  naoh  su  viel  Entgegenkommen  der  zünfüeriachen 
Riohtiing  im  Handwerk  gegenüber  geseigt.  In  seinen  sonstigen  Punkten 
sieht  der  Entwurf  auf  dem  Boden  einer  mafsToUen  Oewerbefreiheit,  deren 
Qrundprinsipien  durch  Ablehnung  des  Befähigungsnachweises  gewahrt 
werden. 

Nachschrift. 

Während  des  Druokes  dieser  Abhandlung  sind  noch  drei  Schriften  er- 
sehienen,  die  sich  mit  dem  Organisationsentwurf  des  Handelsministers 
▼on  Berlepsoh  besohäftigen,  und  die  hier  nur  kurz  erwähnt  werden  sollen. 
£s  sind  dies  folgende  Abhandlungen: 

1)  Hugo  Böttger,  Pur  das  Handwerk.  Eine  Besprechung  des  Ent- 
wnrfii  des  preufsischen  Handelsministers  Freiherrn  von  Berlepsch  sur  Or- 
ganisation des  Handwerks  und  zur  Regelung  des  Lehrlingswesens.  Braun- 
schweig 1894. 

2)  BichardStegemann,  Die  Organisation  des  Handwerks  nach  den 
Yorsehlägen  des  preufsischen  Handelsministers  (Schmollers  Jahrbücher  für 
Oesetsgebung  und  Verwaltung  ond  Yolkswirtschaft  im  Deutschen  Reich. 
XVIIL  Jahrg.  Erstes  Heft,     S.  122.) 

8)  Denkschrift  zu  dem  Entwürfe  des  Verbandes  deutscher  Oewerbe- 
Tereine  betreffend  Organisation  des  Gewerbes  und  Regelung  des  Lehr- 
lingswesens. 

Alle  drei  Arbeiten  stimmen  mit  mir  in  der  Verwerfaog  der  Fachge- 
Doesensohaften  überein.  Im  Einzelnen  gehen  jedoch  die  GegeoTorschläge 
weit  auseinander. 

Was  zunächst  die  Abhandlung  von  B<$ttger  betrifft,  so  stellt  sich 
derselbe  bis  auf  die  Ablehnung  der  Fachgenosseoschaften  dem  Entwurf 
sehr  sympathisch  gegenüber.  Seine  Ausführungen  kommen  fast  durchweg 
zu  den  gleichen  Resultaten,  wie  ich  sie  in  der  obigen  Abhandlang  dar- 
gelegt habe.  Nur  bezüglich  der  Oehilfenausschüsse  gehen  unsere  An- 
sichten weit  auseinander.  Obgleich  Böttger  die  Faehgenossenschaften 
verwirft,  so  möehte  er  doch  die  Gehilfenausschüsse  als  selbständige  In- 
teressenyertretung  der  Gesellen  erhalten  wissen.  Er  wünscht,  dafs 
diese  Gehilfenausschüsse  gebildet  werden  und  als  eine  Interessenver^ 
tretung  der  abhängigen  Gehilfenschaft  für  sich  bestehen.  Wo  Innungen 
sind,  hätte  das  Innungsstatut  in  dem  von  dem  Entwürfe  festgesetzten 
UmliiiDge  die  Mitwirkung  der  Gehilfenschaft  in  allen  diese  angehenden 
Angelegenheiten  zu  regeln,  aus  diesen  Ausschüssen  wäre  dann  ein  Ge- 
hillenhanptaassohufs  zur  Teilnahme  an  den  Arbeiten  der  Handwerks- 
kammer SU  bilden.  Wo  keine  Innungen  bestehen,  soll  es  den  Gehilfen 
gestattet  sein,  sich  nach  Berufsarten  in  Ausschüssen  zu  korporieren  und 
die  Interessen  der  Gehilfen  wahrzunehmen.  Böttger  sieht  in  dem  Ge- 
hilfenaussehuTs  ein  Mittel  dafür,  dafs  sich  die  streitenden  Parteien  in 
einem  geordneten  Gesehäftsgange  über  ihre  Forderungen  und  Bedenken 
aussprechen,  dafii  die  zwischen  ihnen  bestehenden  Mifsverständnisse  Vor- 
iiteile  und  Gehässigkeiten  vermindert  werden,    sobald  die  Teilnehmer  an 
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der  YorgeschlagtitieD  Einrichtung  ihre  Aofgabeti  isii  Verstünditii  aod  mit 
dem  nötigen  BÜtlicheo  ßewufsifteJD  Auffaaeen.  Sodftan  sucht  Böttgtr  dU 
im  einzelnen  gegen  die  GehilfuDauaschÜAie  laut  gewordenen  Bedenken  tu 
widerlegen.  U Querer  Ansicht  nach  übersieht  Böttger  Yollstandig  des 
Uutersohitid,  der  in  der  Beteiligung  der  Geielleu  in  der  Fechgenottea- 
Schaft  und  in  der  Handwerkskammer  besteht,  lu  der  FachgeDoaseoiehafl 
oder  in  der  Innung  kann  der  Hat  der  Gehilfen  bei  Fragen  ^  die  sie  be- 
sonders  angehen,  segensreich  wirken.  In  der  Handwerkskamoier  köaneti 
sie  wenig  nützen,  denn  ea  mangelt  den  Gesellen  der  Ueberbliok  über  die 
allgemeinen  gewerbliolien  Fragen,  die  hier  zur  Beratung  atehen*  Mt& 
würde  die  Gewerbekammern  unserer  Aueicbt  nach  gleich  zum  Scheitern 
bringen,  wollte  mau  eine  BeteDigntig  der  Gesellen  voraehen.  Schon  iti 
den  preufsischen  Gewerberaten  lehnten  die  Arbeitgeber  ab«  mit  ibreo 
Arbeiterm  Eusammeu  zu  tagen  nnd  die  £rfahrangen»  die  von  1848bia  1854 
mit  der  Beteiligung  der  Arbeitnehmer  gemacht  siod«  ermutigen  nicht  zui 
Wiederholung  dieses  Experimentes.  Stegemann  ^  der  ebenfalls  die  Be* 
teiligang  der  Gehilfen  in  der  Handwerkskammer  verwirft,  weist  sehr 
riohti{$  darauf  hin,  dafa  man,  ehe  mau  an  eine  derartige  Beteili^UQ| 
von  Gesellen  herantritt,  doch  erst  Erfahrungen  auf  dem  minder  schwie- 
rigen Gebiete  der  inttilektuell  mm  höchsten  stehenden  Arbeitnehmer,  der 
kuuimännischeu  Angestellteu,  sammeln  möchte.  Bisher  ist  an  eine  Ver* 
tretung  der  kaufmünnischeu  Gehilfen  in  Handelskammern  noch  nicht 
ernstlich  gedacht.  Stegemann  stellt  sich  dann  auch  auf  den  von  mir 
vertretenen  Staudpunkt,  dafs  bis  auf  weiteres  den  beiderseitigen  Bed&rf- 
niisen  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  durch  die  bei  den  Inaungfii 
zumeist  bestehenden  (4eaellenaussohüis&e  Genüge  gethan  ist 

Um  hier  auch  gleich  die  Stellung  des  Verbandes  deutscher  Oewerbe- 
vereine  zu  den  Oehilfenausächüssen  zu  charakterisieren ,  so  lehnt  aoeb 
dieser  dieselben  in  der  Handwerkskammer  vollständig  ab.  Die  Denksehrifl 
dea  Verbandes  sagt  hierüber: 

,,Was  die  Einrichtung  von  Gehilfenansschüssen  anbetrifft,    so    ist  der 
Verband  der  Meinung,    dafs  man  den  Arbeitnehmern  nicht  das  Hecht  ab« 
sprechen  kann,  sich  zu  einer  OrganTsation,  wie  die   Arbeitgeber,    tu    ver* 
einigen.     Er  htilt  aber  eine  Verquickaug  beider  Organisationen  der  ganziu 
Sache  für  nachteilig.     Mag   dem  entgegengehatten    werden,    dafs    die  Zu* 
sammenwirkung  von  Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern   lich  bewährt  habe, 
bei    den  Schiedsgerichten    der    U  nfa  11  benifsgen  essen  Schäften    and    den    Ge*i 
Werbegerichten,    so    muTs   —   ohne    diese  Thatsache    anzweifeln  au  woUeal 
—  doch  darauf  hingewiesen  werden,  daf^  steh  hierbei  der  Arbeiter    genaa^ 
so  fühlt    wie  der  Arbeitgeber,  nämlich  als  unabhängiger  Kiohter,    der  be*  * 
rufen    ist,    Htcht    za    sprechen.      Er    ist  gezwungen,    seine    Stimme    naob 
bestem    Wissen    und  Gewissen    abiageben,    ohne    sich    eine  Meinung  auf* 
drängen  au  lassen. 

Anders  bei  der  Mitwirkung  an  so  weitgehenden  Aufgabeu  aaf  dem 
Gebiete  des  Handwerks  und  Gewerbes.  Wir  bezweifeln,  dafs  durch  diese 
gemeinsame  Arbeit  die  Gehilfen  selbst  befriedigt  werden ,  sind  vielmehr 
der  Ansicht,  dafs  die  Gehilfen  sich  stets  nur  auf  die  Beachlüsse  ihrer 
Geuosaen    stützen    und    so    ein    erapriefslichea    Zusammenwirken    mit  den 
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Sbrig«!!  Mitgliedern  geradezu  unmöglich  machea  werden.  Aach  die  beiten 
Grande  in  der  BeratuDg  müfsleD  an  dem  ihneo  tod  deo  Geoossen  er- 
teilte u  bestimm  Leo  Zwangsmandal  scheitern ,  und  das  Yetoreoht  würde 
eiDc  gedeihliche  Thatij^keit  der  Körperschaften  rollständig  ^rerhiodero* 

Wenn  die  aus  Gewerbetreibenden  Äasammeogeietzte  Kammer  den 
Oehtifen  eine  Mitwirkung  einräumen  wollte,  so  könnte  dieselbe  lediglich 
beim  Arbeitsnachweis  BtaitfiudeQ,  eder  wenn  es  darauf  ankommt  oder 
wüniohenewert  erscheint,  Enqueten  durch  Arbeitnehmer  eder  durch  deren 
Attsschüsse  anzustellen.  In  welcher  Weise  aber  die  Gehilfen  benifen 
sein  BoUeo,  die  wesentlichen  InteresaeD  des  Handwerks  und  Gewerbes 
mitsuTertreten,  ist  uns  nicht  yeratäDdlich. 

Auch  bei  der  Regelung  des  Lehrlin gewesen«  können  wir  im  Hinbliok 
auf  die  sosiakn  Gefabren  eine  Mitwirkung  nicht   einräumen. 

Wir  halten  diese  Bestimmung  fUr  einen  Versuch  der  Begier ung,  Zu- 
ftiedeohcit  In  die  betreffen dt^n  Kreise  zu  tragen^  zweifeln  aber  sehr»  dafs 
diis  durch  solche  OrganiBation  möglich  sein  wird*  Wenn  die  Gehilfen 
zur  Mityerwaltung  von  Einrichtungen,  zu  denen  sie  Beiträge  zahlen  müssen, 
wie  beispieUwi'ise  bei  den  Krankenkasseu,  oder  zur  Mitwirkung  bei  Erlafn 
rcn  Unfall  Verhütung«  Vorschriften,  oder  zur  Rechtsprechung  über  Angelegen- 
heiten, welche  ihre  Genossen  hetreffeui  wie  bei  den  Unfall-,  Schieda-  und 
Oewerbegeriohten,  gesetzlich  berufen  sind,  so  wollen  wir  hieran  nicht«  ge- 
lodert wissen. 

Dagegen  erscheint  uns  fraglich,  ob  es  erspriefslich  ist,  die  Mitwirkung 
auf  die  Regelung  der  Lehrlingsverhältnisse  auszudehnen.  Wir  sind  auch 
der  Meinung,  dafs  die  in  den  letzten  Jahren  erlasienen  sozialpolitist'hen 
Gesetze  für  den  Schutz^  die  Interessen  und  Hechte  dir  Arbeiter  in  reich* 
lichrm  Mafse  gesorgt  haben,  eine  weitere  Ausdehnung  dieser  Mitwirkung, 
inibesondere  auf  Angelegenheiten,  die  nicht  die  Interessen  der  Gehilfen 
onmittelbar  berühren,  halten  wir  nur  für  schädlich  und  zwar  für  beide 
Teile" 

Diese  klaren  Ausführungen  des  Verbandes  deutscher  Gewerbe  vereine 
iclieinen  mir  für  die  Frage  der  Gehilf enatisschüsse  sehr  treffend  und  be- 
achtenswert 

Treten  wir  nun  der  Frage  naher;  ,,Sollen  Handwerker-  oder  Gewerbe- 
kammem  errichtet  werden?"  eo  treten  Böttger  und  Stegemann  für  Hand- 
werk erkammem  ein,  während  sieh  die  Denkschrift  des  Verbandes  deutscher 
Gewerbe  vereine  auf  den  Boden  der  Gewerbekammem   stellt. 

Böttger  tritt,  wie  er  dies  bereite  in  seinem  Programm  der  Hand* 
werk  er  gethan  hat,  dafür  ein,  die  Grenze  gegen  die  Handelskamm  cm  be- 
reite bei  10  Hllfsaibeirern  eintreten  £u  lassen.  Er  will,  dafs  in  der 
Kammer  der  Wille  des  Handwerks  ganz  allein  zum  Aufdruck  komme. 
Einen  ähnlichen  Standpunkt  nimmt  Stegemann  ein.  Er  glaubt,  dafs  die 
Organisation  doch  für  die  Hebung  des  Handwerks  und  nicht  für  die  des 
Kleingewerbes  vorgenommen  werden  solle.  Die  Befürchtung,  dafe  in  reinen 
Hendwerkerkämmern  die  zünftlerische  Bcaktion  die  Oberhand  bekommen 
kSnnte^  so  glaubt  Stege  mann,  würde  auch  ohne  weiteres  auf  die  Gewerbe- 
kammem bezogen  werden  müssen,  da  das  Handwerk  stets  das  Gros  der 
Wihlersohaft  bilden  würde  und  durch  Beimischung  fremdartiger  Elemente 
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diese  Tendenz  kaum  weaentlich  abgeschwächt  werden  würde«  wohl  abil 
würde  durch  die  Vereinigung  heterogener  Interessengruppen  eine  Tir* 
worrenheit  und  Gegensätzlichkeit  in  die  Verhandluageo  biocingetrapa, 
die,  wie  es  sich  bei  deo  preur>ia(:hen  Gewerbekammem  Eur  Genüge  ^ 
xeigi  hatp  nur  zur  TeilDahmslostgkeit  der  Minorität,  zur  Rack§ichtiloti|* 
keit  der  Majorität  führen  kann. 

Die  Heranziehung  der  preufsi sehen  QewerbekammerD    sam  Vergleich 
halten  wir  für  eine  nicht  sutreffünde.     Die  preufsisoben  GewerbekamaierD 
haben  mit  den  beabsioliiigten  Gewerbekammern  nichts  als  den   Kümeii  g»^ 
mein.     In  den  Bismarok' sehen  Gewerbekatnmern    lag  allerdings    eine  Ver- 
einigung  heterogener  IntereiBengrnppen  vor,    denn  sie   bestanden  aus  In- 
dus tri  e,  Handel,  Handwerk  und  Landwirtsohtift,  die  beabsichtigten  Gewerbe- 
kammern  sollen  jedoch  nur  da«  Kleingewerbe  umfassen.    Stege  mann  glauH 
dafs    durch  die  Vereinigung   von  Handwerk    und  K 1  ein gc werbt»    eine  Ver- 
worrenheit   und    Gegensät^lTchkeit    in    die    Verhandlungen    hiDeingMfagSt 
werde,    die  nichts  Gutes    erzeugen    könnte.     Unterer  Antriebt    nach   stahl 
das  eigentliche  Kleingewerbe  dem  Handwerk  häufig  näher^  wie  der  Hund«! 
der  Industrie.     Ist  nun  durch  die  Vereinigung  von   Handel  und   Industri« 
eine    unglückliche    Verworrenheit    und  Gegensätzlichkeit   in    den   Handelt- 
kammern  erzeugt    worden  ?      Wir   glauben    nicht*     Stegemann  m  ufste  also 
eigentlich ,    wie    Budolf    Grätser ,    die    Konsequenz    ziehen ,    daf»,    weofl 
man    gesonderte  Handwerker-    und   Landwirtschaftskammern    BohAffi,  d«iia 
auch     geionderia    Handels-    und    gesonderte    Industriekammirn    gesohHifeB 
werden     müssen.       Nach     Ansicht     Stegemaon's     würde     das     Handwerk 
doch    das  Gros   der  Wählerschaft    bilden    und   durch  Beimiichung    fremd- 
artiger Elemente  würde    die  sünftlerische  Tendenz   dieser  Kammern  nicht 
abgeschwächt  werden.      Die  Hand  werker  kammern  werden    also  aut*h    nach 
Ansicht  ßtegemann^s  reaktionärem  Rückschritt  huldigen.     Was  er  sich  roc 
aolchen  Kammern  dann  für  eine  segensreiche  Wirksamkeit  überhaopt  rvr* 
ipriohti  können  wir  uns  nicht  Torstellen.       Wir  plauhen    die    so    glanÄond 
geschilderte  Buntsoheckigkeit  der  zukunftigen  Gewerbekammern   wird  nicht 
gröfser   sein,   als   die    sehr    erhebliche    Buntscheckigkeit    in    den    jeUigen 
Handelskammern,    die  bisher    dcBhalb  doch    eine   »ehr  segensreiche   Wirk- 
samkeit gehabt  haben.     Ganz  besonders  müssen  wir  uns  jedoch  gegen  die 
Anschauung  wenden,  dafs  alle  Kleingewerbetreibenden,  welche  kaufmännisch 
eingetragene  Firmen  besitJEen  und  einen   höheren  Gewerbesteueraatx  sahlaii, 
auch  wenn    sie  bis  zu  20  Hilfsarbeiter  beschättigeUp   der  Handelskammer 
und  nicht  der  Gewerbekammer  zugehdren.    Durch  die  neuen  Bcatimmangen 
des  Gewerbekammergesetzes  wurden  natürlich  die  älteren  bezüglichen  Be* 
Stimmungen  des  Handalskammergesetzes  vom  24.  Februar  1B70  aufgehoben 
werden,   und    die  im  Regierungsbezirk  Oppeln    mit   eingetragenen    Firmen 
Tersehenen  Fleischer,  Bäckeri  Wurstmacher,  Pfefferküchler,  Gerber,  Klempner, 
Uhrmacher,  Kürgobner  und  Kupferschmiede  würden,  wenn  sie  weniger  als 
20  Arbeiter  beschäftigten,  zweifekohne  der  Oppeln  er  HandeUkammar  ent* 
sogen  werden.     Sehr  bezweifeln   möchten    wir  auch    noch  die  keineswegs 
nachgewiesene  Behauptung,    dafs  weder   das  Handwerk    selbst,    noch  auch 
diejenigen    Elemente,    welche   neben    ihm    in    der    Gewerbekammer    rar- 
treten  lein  sollten,  Wert  auf  die  Interessengemeinschaft  Je  gen,  im  Gegen* 
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itü  baiderseits  auf  das  heflagste  einer  Bolohen  Vereinigung  wideritreben. 
SiageiMHui  seheint  dms  sehr  segensreiohe  Zusammenwirken  von  Kleinge- 
wwbe  und  Handwerk  in  den  OewerbevereineB,  namentlich  denen  Süd- 
deutsohlands,  doch  sehr  zu  unterschätzen.  Stegemann  will,  dafs  nur  der- 
jenige» der  wirklich  Handwerker  ist,  der  Oewerbekammer  angehört  Er 
hili  ^e  Feststellung  des  Begriffes  Handwerker  im  einseinen  Falle  für  eine 
sehr  leiehte.  Er  glaubt,  Schwierigkeiten  bei  der  Feststellung  dieses  Be- 
giiffas  würden  nur  entstehen  in  den  Fällen,  in  denen  der  Betrieb  eines 
Handwerkers  sich  zu  einem  kaufmännischen  oder  fabrikmäfsigen  ent- 
wickelt und  in  denen  der  Inhaber  vielleicht  selbst  den  Ehrennamen  des 
Handwerkers  preisgegeben  hat.  In  solchen  Zweifelsfällen  würde  man  es 
dem  Beteiligten  am  besten  überlassen,  ob  er  sich  cum  Handwerk  oder  zur 
Fabrik  gerechnet  wissen  will,  yorausgesetzt,  dafs  für  ihn  das  Charakteristische 
des  Handwerks,  das  Arbeiten  für  einen  engeren  Markt,  überhaupt  nur 
noch  in  geringfügigem  MaTse  gegenüber  seinem  sonstigem  Geschäft  in  Betracht 
kommt.  In  diesem  Falle  zu  ängstlich  zu  sein,  hiefse  unpraktisch  sein, 
jedenfalls  wäre  es  besser,  einer  Oewerbekammer  gingen  einige  ihrer  Wahl- 
bereohtigten,  über  deren  Heranziehung  man  aber  zweifelhaft  sein  könnte, 
rerloren,  als  man  zwingt  ihr  um  des  Schematismus  willen  eine  bei  weitem 
gröisere  und  widerwillige  Menge  fremdartiger  Bestandteile  Ton  Gesetzes 
wegen  auf. 

Aueh  mit  diesen  Anschauungen  können  wir  nicht  übereinstimmen. 
Wir  glauben,  Schwierigkeiten  der  Feststellung  des  Begriffes  Handwerker 
werden  nicht  in  einzelnen  Fällen,  sondern  in  ungemein  zahlreichen  Fällen 
eintreten,  und  in  dieser  Anschauung  bestärken  uns  die  österreichischen 
Erfahrungen,  denn  dort  ist  es  sehr  häufig  schwer  festzustellen,  ob  der 
Betreffende  den  Befähigungsnachweis  erbringen  mufs,  so  dafs  er  Hand- 
werker ist,  oder  ob  er  Fabrikant  ist,  wozu  er  keinen  Nachweis  seiner 
Befähigung  bedarf.  Stegemann  will  es  dem  Beteiligten  selbst  überlassen, 
ob  er  sich  zum  Handwerker  oder  zum  Fabrikanten  rechnet.  Er  will  nicht, 
dtfs  man  einee  Schematismus  willen  widerwillige  Bestandteile  ron  Gesetzes 
wegen  in  die  Handwerkerkammer  zwingt.  Warum  zwingen  die  Handels- 
kammern die  Gewerbetreibenden,  sich  in  das  Handelsregister  eintragen  zu 
Isteen?  Thun  sie  dies  eines  Schematismus  willen  und  leiden  sie  unter 
den  widerwilligen,  nachträglich  in  das  Firmenregister  eingetragenen  Ele- 
menten? 

Wir  glauben,  daß  die  Heranziehung  zur  Handwerkskammer  sich  nicht 
Bo  leicht  wie  die  zur  Handelskammer  würde  yollziehen  lassen.  Die 
kanfmännisehen  Vereine  und  Vertrauensmänner,  die  sonst  befragt  werden, 
ob  die  oder  die  Gewerbefirma  eine  eingetragene  Firma  haben  müßte, 
werden  im  allgemeinen  viel  objektiver  sein,  wie  die|  Innungen  oder 
Handwerkerrereine,  die  deswegen  befragt  werden  könnten.  Wollte  man 
den  Innungen  eine  Entscheidung  darüber  allein  überlassen,  ob  ein  Klein- 
gewerbetreibender der  Handwerkskammer  angehört,  so  würde  dieser  häufig, 
nur  um  seinen  Beitrag  nicht  zu  verlieren,  selbst  wenn  er  sehr  bedeutend 
iit,  in  die  Handwerkskammern  gezwungen  werden. 

Um  noch  kurz  die  Stellung  des  Verbandes  deutscher  Gewerbevereine 
sa  charakterisieren,    so   stellt  sich   dieser  auf  den  Boden   des  Entwürfet 
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und  tritt  energisch  flir  Gewerbekamniern  elo,  Nut  wtosohi  der  T«r- 
baiid,  daß  die  benit^  besteheDden  Organid&tioDcii  mit  gleiolwo  und  ihn- 
licb^n  Zielen  oiobt  beseitigt  werden  dtirfteD,  Dar  Verband  tagt  daher  in 
§   l   seines  Gegeneotwurfeii: 

,,Iq  denjeoigeo  Bandesstaaten  oder  einseloeD  L^adesteilüc,  in  welchen 
bereits  Eiorichtungeo  bestehen ,  die  nach  dem  urteil  der  betreffendso 
Land  es  zentral  beb  örde  geeignet  eracheineD,  die  Aufgabiti  der  Oewerbe- 
kammern  zu  erfüllen  oder  thataäohlich  seit  Jahren  solehe  erfüllt  habes^ 
treten  dieselben  an  die  Stelle  der  Gewerbekamniem.*' 

Dafs  ßeitene  der  Hegi(;rung  auf  die  bereits  bestehenden  Organ itatioDSD 
die  weitgehendsten  Mcksiohten  genommen  werden  soUeQi  ist  berdti 
seitens  der  KegierungsTertreter  in  Eisenaoh  zugestanden  worden. 

Um   2um  Schlafs    nooh    kurz  auf  die  Regelung   des  Lehrlingswesevi 
einzugehen,  so  stehen  sowohl  Bottger  als  der  Yerband   deutscher  Gewerbe 
vereine    diesen  Yorschla^tn    aufserst  sympathisch  gegenüber.     Stegemana  J 
hat  diese  Frage  überhaupt  nicht  behandelt.  \ 

Die  weaentlichsta  ÄusstelluDg,  die  Böttger  macht,  ist  die,  dafs  er  dii 
Hereohtigung  zum  Halten  toq  Lehrlingen  nur  ron  der  ordnungsmafsigeo 
Lehrzeit  and  der  Gesellen prafuog,  nicht  aber  auch  von  der  miodesteoi 
dreijährigen  lelbstandigen  Führung  des  Geschäfts  abhangig  (;emaoht  wissen 
wilL  Er  ist  der  Ansieht,  dafs  jemand,  der  das  Oesohaft  drei  Jahre  selb« 
ständig  betrieben  hat,  dieiei  doch  nooh  längst  nicht  so  zu  kennen  braucht, 
um  Lehrlinge  ordentlich  anleiten  zu  können.  Für  einzelne  Fälle  muTi 
dies  uEibedingt  zugegeben  werden,  im  allgemeinen  wird  aber  dioeer  Sin- 
wurf  nicht  zutreffen*  Es  wird  auch  nicht  jeder,  der  eine  ordnungsmäfsige 
Lehrzeit  zurückgelegt  und  der  eine  Gesellenprüfung  bestanden  hat, 
die  sich  allein  auf  die  gebrauohliohen  Handgriffe  bezieht,  befHhigt  sein, 
Lehrlinge  anzuleiten.  Wir  können  daher  dem  Vorschlag  Eöttgers',  der 
eine  grofse  Härte  gegen  zahlreiche  Handwerker  in  sich  sehliefst,  nicht 
zustimmen.  Der  Verband  deutscher  GewerbeTereine  will  hingegen  das 
Halten  von  Lehrliogen  nur  Ton  einer  ordnungsmafsigen  Lehrzeit,  nicht 
aber  auch  von  der  im  Entwarf  damit  Terbundenen  Gesellen pru fang  ab- 
hängig machen  Er  ist  der  Ansicht,  dafs  die  Befähigung,  Lehrlinge  an* 
zuleiten,  doth  weniger  durch  die  Gesellenprüfung,  sondern  durch  eine 
mehrjährige  Thätigkeit  als  Geselle  erworben  wird,  wo  der  Betreffende 
schon  vielfach  Gelegenheit  bat,  bei  der  Ausbildung  von  Lehrlingen  mit- 
zuwirken.    Wir  halten  diesen  Einwurf  för  sehr  unwesentlich. 

Der  Verband  wünscht  weiter,  dafs  der  Betriebsleiter  in  einem 
Gewerbebi  trieb,  der  mehrere  Gewerbe  umfafst,  wenn  er  sonst  den  Vor- 
aussetzungen für  das  Halten  von  Lehrlingen  in  einem  Fache  entsprieht,  auch 
in  den  anrieren  Betrieben  Lehrlinge  nicht  anleiten  darf.  Er  will,  dafs  fiir 
jedes  yerschiedene  Handwerk  dann  ein  berechtigter  Leiter  Torhanden  Mn 
muh.  Der  Verband  zieht  hier  die  landlichen  Verhältnisse  gar  nicht  in 
Betracht,  in  denen  sieh  der  Vorschlag  überhaupt  nicht  durchführen  lassea 
würde. 

Bei  den  Prüfungen  wünscht  der  Verband  in  den  Prüfungsausschüssen 
die  Lehrer  der  Fortbildungsiohulen  mit  herangezogen  zu  sehen«  Kr  will, 
dafs   die  Kenntnisie    und  Fertigkeiten,   die    auf   den    Fortbildungsschulen 
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cilAiigt  werden,  bei  der  Prüfung  mit  berackuchiigi  werden,  um  den  Be- 
•aeh  der  FortbildungMchulen  zu  stärken.  Diesen  Vorschlag  halten  wir 
für  selir  beherzigenswert. 

Zum  Behlufs  ist  der  Verband  der  Ansieht,  dafs  man  demjenigen,  dem 

man  niohi  rerwehren  kann,  selbständig  ein  Handwerk  zu  betreiben,  oder 

gar,   wenn  er  sonst  den  Anforderungen    entspricht,    Lehrlinge  zu   halten, 

aucAi  nioht  rerwehren   darf,   sich   Meister   zu   nennen.      Sr   will  daher, 

dafs  deijenige,    der   die    Meisterprüfung    abgelegt    hat,    sieh    „geprüfter 

Meister^  nennen  soll.     Wir  glauben,  dafs  sich  der  geprüfte  MeiHter  eben- 

•ewenig  einbürgern  würde,  wie  der  bisher  geschützte  Titel  Innnngsmeister 

tnd  dafs  «ine  derartige  Bestimmung  dann  überhaupt  ein  Schlag  ins  Wasser 

NU  würde. 

Wir  glauben  in  diesen  sehr  gedrängten  Ausführungen  die  wichtigsten 
iaiiehten  der  genannten  Autoren  charakterisiert  sn  haben. 
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VIII. 

Die  wirtBchaftlichen  Fragen  des  XXII.  deutschen  Juristeo« 

tages. 

Voo  Re^-lUt  Dr    Z  al  lar- D*rm&lidt 

Ton     hervorragendem    Interesse    wur    bei     den     VerhandlunRön    im 
9,  Septi^mber   1893    in  erster  Reihe    die    These:    Wie    ist   den    Mifi« 
hräuubeo,     welche     sich     bei    den     Abzahlungs|EesofaiCt«D 
horausgcstelit      haben,     entgegeDEuwirkenr        AbKahluDjTsg^* 
■chatte  sind  Handelsbetriebe,    bei  welchen  Waren  gegen  aUmähliche  Est 
richtung  des  Preises  in  Baten  abgegeben  werdeo.     Besondere  ReobtsMclu 
über  diese  Form  Ton  Geechäfle»  fehlen  in  Deutschland  (auch  im   Bntworf 
des  bürgerliehen  GesetjEhuchs),    die  gebrauch liohe  Form  i&t  die  des  Eaati 
und    des  Miett-   oder    Leih  Vertrages«      Besondere   Schutzrechte   des  GUitol 
bigers   bei    der  Form   des  Kaufvertrages    sind:    Eigen tumsrorbebalti    Aufl 
ösungs-  und  Yerwirkungaklausel,    sowie  FälligkeitsklauseL      Ersterer  ent- 
hält die  NebenbereduDg,    wonach    der  Uebergang    des  Eigen iums    no  de« 
Käufer  bis  zum  Eintritt  eines  bestimmten  Ereignisses  (Zahlung;  der  letitü 
Kaie)   aufgesohobeii    oder    mit    dem    gewiTs    gewordenen    Ereignis    wieder 
aufgehoben  wird    (üninöglicbkeit  der  Erfüllung).       In  der  Regel   hat  Jens 
Klausel    die    Bedeutung    der    Suspensivbedingang.      Die    sog.    Auflösungf' 
klaueel    (Verwirkungsklauso!)     giebt    dem    Gläubiger    die     Befugnis, 
Zahl ungs Weigerung"  den  Gegen^^tand   zurückzunehmen    und    die    geldit 
Anzahlung    und   fälligen    Ruten    für    sich    zu    behalten*      Die    Fälligkeit 
klausel  i^t  die  Abrede,  dafs  bei  Nichtzahlung  einer  Rate  der  ganze  Kau 
preis  sofort   gezahlt  werden    mufs.      Die    noch    gebräuchlichere   Form   diä' 
Abziihlungsgeschäftes    ht  dir   so^.  Miet-    oder  Leihrertrag,    hauptaäohüob 
der  Möbelleihvertrag.     Bei  beiden  Formen  sind  als  Nebenabreden  üblich, 
teilweise  als  Mifsbrauche  empfunden:  die  Eintritte-  oder  Sei bsthilfeklausel 
(Recht  des  Verkäufers     zum  Eintritt  in  die  Wohnung  und  Fortnahme  der 
Bache    ohne   gerichtliche    Klage   auf   Grund    der  Terwirkungsklausel)^ 
Unterwerfung  unter  den  „Gerichtsstand  des  Yeräufserers,  der  Verzicht 
Gewährleistung    der    .Mangel.      Die    Abzahlungsgeschäfte    gewähren    unb 
mittelten   Leuten    die   Möglichkeit    zu    nötigen  Anschaffungen,    sie    wirk«  _ 
unter    Umständen    dem   Wucher   entgegen.      Die   Nachteile    liegen    in   drr 
Verführung  LeiobtsinnigiT   zu    überäilssigen  Ankäufen,    die  Ursachen  d»r 
ßchädeo  in  den  M ifs brauchen  ^   d.  i.    in   der  künstliobeu  Aoidehnung  auf 
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Inioiit  paBAdnde  Verhältniflse  tmd  in  der  üblichen  Form.  BereiU  der  XXL 
JuristentÄg  (Kölo  IS91)  hatte  sich  mit  ReformTonohlÄgen  besöhäftigt,  ohne 
zu  einem  Ergebojfl  zu  gelangen.  Auch  im  Entwurf  des  türgerlicheD  Gesets 
btiehca  Enden  sich  keine  Bestimmungen  über  Absahlungsgesehäftc,  ebenso 
schweig:t  derselbe  über  bedingte  und  unbedingte  tJebertraguogen  von 
Eigentum,  wenn  auoh  nach  den  Motiven  (Bd.  XII  S,  333)  die  bisher  ab- 
lieben EigentumBTOf behalte  nicht  beseitigt  werden  sollen»  Eine  genaut^ 
ProzefsBtatistik  könnte  die  Aufgabe  dea  Gesetzgebers  wesentlich  erleichtern. 
Bio  für  den  Juriitcniag  bearbeiteten  Gutachten  von  JuBtisrat  Wilke- Berlin 
(welcher  alle  Ab^ahiungsgesohafte  aU  Kaufverträge  erklären  will)  und 
Frofesaor  H  eck-Greifswald  wollen  die  Anwendung  jener  Geschäfte  bei 
bestimmten  Gegenständen,  insbes.  Wertpapieren  und  Luxussachen  aus- 
sehiiefsen  und  die  Verwirkungsklausel  ganz  beseitigen.  Im  übrigen  geht 
letzteres  Gutachten  in  der  Aufstellung  von  Besehränkungen  noch  weiter, 
besonders  für  den  gewerblichen  Betrieb  der  Abzahlungsgeschäfte.  Wir 
heben  aus  den  VorschlägeD  hervor:  Ausdehnung  des  Waoherbe  griff  s^  Be* 
seitiguncf  der  Verwirkungsklausel»  Sichtbarmachung  des  Eigenturnivorbe- 
h altes,  geseteliche  Regelung;  und  B«)aufsiühtigung  des  gewerhlicheo  Ba* 
triebe«,  Konzessionspflicht  der  Abzahlungsba^are,  Förderung  der  Gelegen- 
heit des  billigen  Anschaffungskredites.  Aus  den  Anträgen  geht  die  Be- 
deutung der  Frage  als  eines  sozialen  Problems  hervor»  es  handelt  sieh 
una  den  Schutz  der  ärmeren  Klassen  gegen  Ausbeutung  ihrer  Not  und 
Onerfahrenheit  Ein  eingehend  begründeter  Antrag  von  Justizrat  Makower- 
Berlin  lautete:  „Macht  bei  einem  A be ah lungsgesc hafte  der  Veräufserer 
von  dem  Rechte  Gebrauch,  die  bedingt  veriufserte  Bache  wegen  unpnnkl- 
lieher  Zahlung  einer  Rate  zurückzufordern,  ao  hat  er  auTserdem  noch  An- 
spruch aut  eine  angemessene  Vergütung  für  den  Gebrauch  und  die  aufser- 
gewöhnliche  Abnutzung  bis  zum  Bilckempfang,  Diese  Vergütung  setzt  in 
Streitfällen  der  Richter  nach  freiem  Ermessen  fest  und  bestimmt,  wieviel 
bei  Rücklieferung  der  Vorauf eerer  zurückzuzahlen  oder  der  Käufer  noch 
nachzuzahlen  hat'^  Prof.  Heck  beantragte:  1)  die  übliche  Verwirkungs- 
klausel für  ungiltig  zu  erklären;  2)  durch  ein  besonderes  Gesetz  die  für 
selbständige  Kreditgeschäfte»  insbesondere  für  die  gewerb smafsige  Pfand- 
leihe bestehenden  Betohranknogen  sachgemäfti  auf  die  Abzahlungsgeschäfte 
zu  übertragen.  Auf  dem  XXII.  Juristentage  stellte  Justizrat  Jakobi- Berlin 
den   Antrag: 

1)  Ks  empflehlt  sich,  den  Mifsbräuchen ,  welche  sich  bei  den  Ab- 
zahlungsgeschäften heransgestellt  haben ,  zunächst  nur  durch  die 
Konkurrenz  von  öffentlichen  und  genossen  ichaftli  eben  Muster  an  stalten 
entgegenzuwirken,  daher  deren  Errichtung  durch  geeignete  Mittel  nach 
Möglichkeit  vorzubereiten  und  zu  fördern« 

2)  Dagegen  ist  von  Vorschlägen  für  ein  bezügliches  Spezi algesetr 
zur  Zeit  Abstand  zu  nehmen«  weil  es  sich  erst  nach  Feststellung  des 
bürgerlichen  Rechtes  für  das  Deutsche  Reich  und  dessen  Abgrenzung 
gegen  das  Handelssonderreoht  wird  übersehen  lassen,  ob  und  inwiefern 
es  für  die  Abzahlungsgeschäfte  spezieller  Rechtsnormen  oder  gar  eines 
Atunahmegeietzea  bedarf. 

3)  Es    sind    daher    namentlich    auch    der    Gesetzentwurf    vom    De- 
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sember    1892»   besw.   der   KommiisionBeDtwurf  Nr.  69   der   DrQO^dMt 

der  Reichstagesession  toq    1892/9S  zur  Annahme  nicht  za  erapfeMen, 

Der  Antrag  lehnt  Bich  teilweise  an  das  neueste  GoUchten  too  Joitif* 
rat  .Tastrow- Berlin  an»  das  vor  Erkfg  eines  AusnahniegeseUes  wumt  and 
die  richtige  Hülfe  ▼on  einer  Einschränkung  der  YertragsiVeiheii  durch 
die  dem  Gerichte  einzuräumende  Befugnis,  Verträge  mit  offen  sich  tiftsfi 
UebervorteiluDgen  auf  das  Mafs  des  Zuläisigen  hembsti setzen,  enrartrt 
Der  dem  Eeichstag  in  der  verflossenen  Session  rorgelegene  Gesetzen twuH 
fafste  jene  GeechäftsBrt  als  Kauf  auf,  er  beschränkte  sie  auf  best] mm tt, 
dem  kleinen  Manne  notwendige  Hegenstände ,  spraoh  sich  tihrigeoi  m 
den  Motiven  ^egen  die  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  aus,  rerbot  dir 
SelbKtbilfe,  regeUe  die  Erf^atzan Spruche  bei  Rnok nähme  des  Gegenitandei 
und  nahm  auf  das  Wticher^psetz  Bezug.  Die  KommissionftbeicMüsae  em- 
pfahlen das  Verbot  der  AbzflhlungBgef^chäfle  beim  Handel  mit  Wertpapien»» 
und  Losen.  Referent  J.  erklärte  sich  nicht  als  Gegner  der  Abzahlnnp* 
geschäfte^  in  denen  er  nur  eine  Art  von  Durch  seh  nittskalkulation  suf  Ge- 
winn, Verlust^  Prozeffkoeten  u,  s,  w.  erblickt  und  die  man  nicht  als  Wucbsr- 
geechäfte  ansehen  könne,  da  man  dann  auch  die  stanfliohen  Lotterien  mit 
Ratenzahlungen  und  Verwirkungaklauael  auf  die  gleiche  Stufe  stellen 
mü»8e.  Man  solle  die  Ursachen  beseitigen,  die  jene  Geschäfte  herrorj^ 
rufen  hätten  und  die  in  der  wirtschaftlichen  Schwäche  eines  Teile«  dir 
BeTölkening  lägen.  Mit  einfacher  Repression  könne  man  aolohe  Schidtii 
nicht  heilen.  Ausgiebige  Hilfe  sei  von  gemeinnützigen  Kredit  an  slulteo 
und  der  organisierten  Selbathilft*  zu  erwarten.  Der  Eigentumerorbebalt 
(welchen  auch  der  Gesetzentwurf  anerkennt)  und  die  Tielfiach  angefetodr^f^ 
Verwirkungsklausel  seien  zum  Schutze  des  Gläubigers  gegenüber  seinm 
Schuldner  und  etwaigen  Pfiindungen  Dritter  nötig.  Dagegen  empfehle  ir 
als  Einschränkungen  gegen  Härten  das  richterliche  BrTDäf«>iguDgsreoht  ft 
KonventionalitrafeD,  Zum  Erlafs  eines  SpeztalGiesetzes  sei  die  Zeit  oobli 
nicht  reif,  auch  fehle  eine  genaue  Statistik  über  die  nachteiligen  Wir- 
kungen jener  Geschäfte.  Theoretisch  sei  die  rechtliche  Katur  de«  G^ 
Schaftes  ebenfalls  noch  nicht  klargestellt,  es  erscheine  nach  seiner  Ad- 
sieht  als  gewagte*  Geschäft,  nicht  als  Kauf  oder  Miete.  Erst  dann,  weon 
das  bürf(erliche  Gesetzbuch  allgemeine  Grundsätze  über  die  im  Verkohl 
üblichen  GeschäfUformen  gebracht,  könne  maii  dieser  besondercfn  Art  die 
nötige  geBetzliohe  Grundlage  geban. 

Der  Korreferent,  Rechtsanwalt  Dr.  Fuld-Mainz,  vertrat  den  entgeftn* 
gesetzten  Standpunkt  im  Interesse  des  Schutzes  des  wirtschaftlich  Schwaeheo 
gegen   Ausbeutung  in  dem  Antraget 

1)  Es  empfiehlt  sich  die  Regelung  der  Abzahlungsgeichäfte  durch  eil 
Sondergeset2  nach  Inhalt  des  Gesetzentwurfs  Tom  Dezember  1892,  unter 
Bernoksiohtigung    der    durch  die  Kommission    best^hlossenen  Aenderungeti. 

2}   Die  Vereinbarung,    dafs    die  Nfchterfunung   der   dvm   Käufer   ob- 
liei^euden  Verbindlichkeiten  die  Fälligkeit  der  Ees^tschuld  zur  Folge  hftb 
soll,  ist  gegenüber  dem  unverschuldet  in  Verzug  geratenen  Käufer  zu 
schränken. 

3)  Die  Veräufsemng  von  Wertpapieren  jeder  Art,  insb^eondere  too 
Lotten  elosen  und  Inhaber  papieren  mit  Prämien  im  Wege  der  AbiahltmgS' 
getchäfte  ist  lu  verbieten. 
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Die    Ton    Rechtaanwalt   Fuld   empfohleoBD    OraocklsgeD    des    Gesetze« 

ehen  dmhio:    Üagiltigkeiltierklärung    der  Verwirkungsklausel,    genaue  He- 

eluag  der  EntschädiguiigseQsprüohe  bei  KilekiiahiDe  einer  gekauften  Sache 

wegen   NiehUahlung  der  Katen    (Ersatz   ttir  Aufweudungeo,    Besohädiguug 

and  Beauuuug),    richterliches  Ermäfpiguogsrecht   für  Ken ^eotioDHi strafen, 

Beschränkung  der   Vertallk lausei  auf  Falle    besonderer  Nachlässigkeit  und 

Bäumnis    (2.  B.  bei  Küokstand   in   Zahlung    von    3  Zielen,    wenn    die    ge* 

tehaldate    Summe    mindeftens    '/^^    der   Hehuld    beträgt).      Eechtsnnwait 

Bo]reoa-Stettiti    hob    auf  Grund    genauer  Ermittelungen    heryor,    dafi    das 

Absah! ungsgeschäft  nicht  blofs  den    unbecnittelten  Leuten  diene^   Tielmehr 

auch  bei  grofsen  Lieferungen  (, Maschinen,  EiDriehtun;^  ganzer  Räume)  Tor- 

koouiie«      Er    emphehlt   zum    Schutze    des    Yerkäufers    die   Zulassung    des 

Fiandrechte»    an    yerkauften    beweglichen   Sachen    (sog*   Mobiliarhypothik) 

wegen  dts  kreditierten  Kaufpreis^es ,    mit  Ausachlufe  jeder  anderen  Fona. 

Bexgrat  Qothein- Breslau  mucht  geltend,  der  Gesetzentwurf  würde  die  Ab- 

lahluiigsgeschäfte    überhaupt    uomöglioh    machen,    namentlich    da»    MöbeU 

geachätt   ruinieren^      Man    Terlange    immer    nur    iSchutz    für    den    Käufer, 

Qioht  aber  für  den  Verkäufer.      Man  vergesse«  daTs  z,  B.  der  Möbelhändler 

bewilligen  Käufern  bei  dem   Ahzahtungtgoschkft  oftmals  schutzlos  gegeu- 

äbetsiehe,    denn   es    sei    allgemein    bekannt,    welch    geringen  Wert    abge- 

nutzte   Möbel  haben.      Die   Breslauer  Handelskammer    habi*  deshalb    einen 

Gesetzentwurf  ausgearbeitet,    der  den   Verkäufer  und  den  Käufer  schütze. 

Justisxat  Herz-Wiesbadeo    will    die   Abzahlungsgeschäfte    auf  Gegenstände 

des  winschftftüchen  Bedürfniises  des  jeweiligen  Käufers  besohränken;  die 

l^taoheidung  im  Einzelfall  sei  dem  Richter  zu  überlassen.     Zur  Annahme 

gelangte,  unter  Ablehnung  eines  Spezialgesetzes,  die  Beitimmung  aus  dem 

Antrag    Fuld :    nl^i^    Veräufserung    von    Wertpapieren    jeder 

in,    insbes.    Lotterielosen    und    Inhaberpapieren,   sowie 

i     Tcn    Främien    im  Wege    des    Abzahlungsgeschäftes    ist   zu 

H  Tsrb  ieten." 

P         Von  den  drei,    dem  Gebiete  des  Bank-   und  Börsenrechtes   gehörigen 
Krif en  wurde  die   gesetzliche  Regelung   dos  Bankdepotwesens    und 
I     dos  Differenzgeschäfte fl  erledigt.     Im  geschäftlichen  Verkehr  ver- 
I     fleht  man    unU^r    », Depot**    drei   Terschiadene   Einrichtungen    des  Bankge- 
r     tsbäftes;   1)  die  Aufbewahrung  von  Eftekten  (verschlossen  oder  offen),  das 
nioe    Depot;    2)    die    Sicherung    des    Emptängire    für   gemachte   Aufwen* 
duagen  (Faustpfand  für  Darlehen  und  Yoraohiisae),  das  sog.  Effekten-  oder 
Looibarddepot^   25)  die   nutzbare  Anlage    (verzinsliche    Hinterlegung)    von 
jfderzeit    abhebbareu    Geldern    bei    einem    Bankgeschäfte,   das    eigt^ntliche 
ÖelddepOBitum.      Geschäftliche    AusBOhreitnni^en,    inbes«   Unterschlag un gen 
ia  Bankgeschäften,  haben   auch  auf  diesem  Gebiete    das  Einschreiten    der 
(ietetsgebiing   angerufen.      Bei     1)    und    2)    genügen    die    strafrechtlichen 
tfrondiitse  über  Unterschlagung    und  Untreue.      Schwierig    ist    die  Rege- 
lang der  Frage,  wie  weit  die  VertÜgungsbefuguis  des  Bankiers  über  solche 
Kffeklen  reicht,    welche  er   in    seiner  Eigenschaft  als  Kommissionär  (Art. 
1$^ — 378  Handelsgesetzbuch)  erhält  und  inwieweit  eine  den  Interessen  des 
Kunden    zuwiderlaufende    Verfügung    über    das    Eommissionsdepot    straf- 
jM^Uicher  Ahndung  unterliegt,     ^ach  dem  allgemeioen  Rechtsgefühl  geht 
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das  mit  dem  Gelde  de«  KundeD  gekaufte  Wertpapier  sofort  io  dee»ett  tkpib' 
tum  über;  ftoders  nach  Ansiolit  der  Bankwelt,  Wurde  docli  in  Frosenco 
durah  SAchverdtändige  wiederholt  als  HaDdeUgebrauch  bio^es teilt,  daft  dii 
angekauften  Effektes  tod  dem  £iDkaulskomm]ft»ioDär  dem  Eommitteiiim 
nicht  wirklich  übereignet  werden,  sondero  dafi  ihm  oar  der  Auipruch 
auf  einen  beaümmten  Betrag  dc^r  £ffikteu  JEugeschrieben  wird.  Der  Kom* 
mittent  hat  hiernach  bie  zur  geschehenen  Ueberlragung  lediglioli  eiftra 
obligatorischen  Anspruch  im  Konkurse  des  Kommissionärs  kein  Aitafoinie* 
rQDgsreohtf  nur  eine  Forderung  aui'  Terhalto ismäffti ga  fiefriedigiing  am 
der  Masse,  Hier  erscheint  das  Kinschreiten  der  Uesetsgebusg  gebotta. 
Das  Gutachten  von  Justisrat  Lesae-Berlin  kommt  zu  dem  Satse:  Der  Kos- 
missionär  ist  eum  Zwecke  der  genaueren  Spezialisierung  der  an  gekauften 
Werte  2ur  Nummeraul  gäbe  und  zur  abgesonderten  Verwahrung  för  dea 
Kommittenten  oder  wenigutens  zur  Verzeichnung  der  eufgegebeupu  Kufis- 
mem  im  Depotoonto  des  Kommittenten  oder  sont^t  in  den  üand^lsbäabem 
yerpflicbtet  Kommt  er  dieser  Verpäichtung  binnen  rier  TB,geo  nach  Ott 
Anzeige  Tom  Verkauf  von  in  seinem  Besitz  befindlichen  Papieren,  odir 
nach  der  Lieferung  Ton  Papieren  durch  Dritte  nicht  nach,  so  ist  der 
Kommittent  berechtigt,  von  dem  Geschäft  zurückzutreten  und  Schadeei- 
ersatz  zu  fordern.  Auch  ein  Gutachten  von  Eeeht^anwalt  Goldsehmidt' 
Berlin  rerlangt  Anerkennung  des  Grundsatzes:  Der  Kommissionär  hafia, 
sobald  er  das  Kommisdionsgut  in  Depot  genommen,  civil-  und  strafreofat« 
lieh  nach  den  Regeln  über  fiigentumsTerletzungen  und  ist  zur  Indepet- 
nähme  und  Nummeraufgabe  Terpüichtet  Die  Tora  Juristenlag  gefafft«! 
Beschlüsse  beruhen  im  weaeotlicben  auf  den  Anträgen  tod  Juatisrat  LeTT> 
Berlin  und  lauten : 

1)  Denjenigen  Personen  (Kaufleatei  Vorsteher  Ton  Hand^lsgaeell* 
Schäften  uod  GenossenBchufteD)|  welche  gewerbsmäfsig  Wertpapiere  zur 
Aufbewahrung  oder  in  Pfand  nehmen,  oder  für  fremde  Rechnung  kon- 
miisionsweise  anschaffen  oder  umtauschen ,  ist  die  Verpflichtung  aufiuiar' 
legen : 

a)  solche  Papiere,  soweit  sie  nicht  sofort  an  den  EmptogabarochtlfltQ 
au F geantwortet  werden,  abgesondert  unter  erkennbarer  ßesetofanvif 
der  Empfangsberechtigten  aufzubewahren; 

b)  über  »Üe  Depots  dieser  Art  ein  beeonderes  Verwahrungsbuch  unltr 
Spezialifiierung  der  Stücke  und  der  Empfangsberechtigten  so  fSthrea. 
Zuwiderhandlungen  sind  im  Falle  einer  Benachteiligung  der  Rmpfangf- 
berechtigten  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

2)  Rechtswidrige  Verfügungen  der  zu  I)  genannten  Peraoneo  über 
die  TOn  ihnen  aufzubewahrenden  Wertpapiere  sind  auch  für  den  Fall 
dafs  sie  nicht  den  Thatbe^tand  der  Unterschlagung  od«r  Untreue  «04^ 
halten,  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

3)  Dem  Einkaufskommissionar  ist  ohne  Unterschied  p  ob  «r  lUr  dio 
Kommiiteuten  in  Vorschufs  gegangen  ist  oder  nicht,  die  VerpäiobtOBf 
aufzuerlegen : 

a)  binnen  einer  angemesfienen  kurzen  Frist  Ton  der  Ausführunganaselge 
an  den  Kommittenten  ein  spezialisiertes  Verzeichnis  der  angMohiAan 
oder  Ton  ihm  als  Selbstkontrahenten  zu  liefernden  Woripapttn 
^Nummernaufgabtf)  xu  übermitteln; 
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b)  weno  er  den  Auftrag  als  SelbstkontraheDt  ausführen  will,   diet  ipa- 

lestoue  SQgleiah  mit  der  Augftlhrutigs&Dzeige  su  erklären. 

ZuwiderhacdluDgen  gageu  o)  sind  mit  dem  Verluste  aller  Rechte  des 
Komroittenten  aus  dem  Geschäft  und  der  YerbindlJohkeit  2 um  Schadeos- 
ersats  zu  bedrohen,  weun  der  Kommittent  vom  Geichäft  zurücktritt;  bei 
Uebertr^tungen  zu  b)  ist  der  Selbsteiutritt  des  Kommiasionärs  gegen  den 
WUlen   des  Kommittenten  für  unzulässig  zu  erklären. 

4)  ParteiTerabreduDgeUf  welche  den  zu  1)  und  S)  genannten  Var- 
ptliehtungen  zuwiderlaufen  oder  dem  Inhaber  des  Depots  eigenmächtige 
Verfügungen  über  dasselbe  »um  eigenen  Vorteil  gestatten«  sind  nur  so- 
weit gelten  zu  lassen ^  als  ^ie  schriftliob  und  für  jeden  einzelnen  Fall  be- 
sonders getrofifen  sind. 

6)  Mit  dem  Zeitpunkte  der  Üeberlieferung  oder  Absendung  der 
K  um  in  erlauf  gäbe  (3a),  ebenso  mit  der  Eintragung  des  angeschafften  Wert- 
{^apiiTs  in  das  Yerwahrungsbuoh  oder  dor  Absonderung  desselben  für  den 
Kommittenten  (!a  und  b),  ist  diesem  das  Eigentumsrecht  an  den  für  ihn 
bestimmten,  im  Besitze  des  Kommissionärs  oder  desjenigen,  welcher  den 
OewahfE^am  für  ihn  ausübt^  befindlichen  Wertpapieren  zuzusprechen. 

6)  Bei  Ansantwortung  fremder  Wertpapiere  an  einen  anderen,  zu 
irgend  einen  für  den  Eigentümer  vorzunehmenden  Akt  ist  den  zu  1)  g#- 
aanoien  Personen  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  dem  Empfänger  Mit- 
teilung davon  zu  machen,  daTs  die  Papiere  einem  Dritten  gehören;  Zu- 
Iwiderhandlungen  sind  im  Falle  einer  Benachteiligung  des  Eigentümern 
mit  Btrafe  zu  bedrohen. 
Abgelehnt  wurde  ein  weiterer  Antrag,  welcher  diejenigen^  die  sich 
0fl«Dt)ich  zur  Annahme  Ton  Depositen  in  Geld  oder  Wertpapieren  oder 
nm  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  anbieten,  verptlichten  wollte, 
periodisch,  mindestens  aber  jährlich  am  Schlüsse  des  öeschäfL^ijahres  eine 
von  einem  gtrichllichtn  HachverstaDdigen  geprüfte  Bilanz  ihres  Handlungs* 
Ttrmogena  zu  veröffentlichen. 

Die  ebenfalls  sehr  eingehenden  Vorschläge  des  Korreferenten  Prof 
Strohal^Gättingen,  welche  derselbe  geistvoll  vertrat,  wurden  abgelehnt. 
Derselbe  unterschied  in  fein  juristischer  Auiftihrung  die  einaelnen  Arten 
dtf  Depots;  er  sonderte  das  reelle  Depot  von  dem  modifiiiert  regulären 
und  dteteg  wiederum  von  dem  Yermengungsdepot  und  machte  für  jedes 
tjerselbeu  bestimmte  Vorschläge,  unter  dem  Termin gungsdepot  verstand 
sr  dasjenige,  bei  welchem  ohne  Sonderung  der  Wertpapit-re  der  einzelnen 
Kunden  Stücke  gleicher  Art  in  einem  Sammeldepot  vereinigt  werden* 
Das  modiftziert  reguläre  Depot  erblickte  er  in  dem  Depot,  bei  welchem 
zwar  eine  gesonderte  Verwahrung  der  Effekten  jedes  einzelnen  Bank- 
kasden  stattfindet,  aber  ohne  Haftung  für  Nummemidentitat;  im  Gegen- 
Mlt  au  beiden  steht  das  reelle  Depot,  welches  genau  dem  depositum  re- 
gulas^  des  gemeinen  Rechtes  entspricht  Prof  Strohai  ging  davou  aus. 
Ulfs  im  allgemeinen  jeder  Depotempfänger  ein  reelles  Depot  erhalte  und 
das  Gesetz  ihm  nur  unter  besonderen  Garantien  eine  der  beiden  anderen 
ArleD  gestatten  dürfe.  Eine  besondere  Regelung  empfahl  er  des  weiteren 
Ar  die  Depothaltung  des  Kommissionärs  und  schliefslich  trat  er  für  eine 
Erweiterung  des  §  246  Strafgesetzbuch  ein.     Mit  Rücksicht  auf  die  grofse 
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B#4eu  am  Fr«g6    ttud  die   geittToU«  »chftrfe  Ztigli^äewung   dar  Ao- 

irage  e    BAClitteheiidflT    Wortlaut    derMlbeu     tod     ällgemetneiii    In* 

araehrin  dei  §246  SlQ.B,  bedarf  nicht  allein   mit  Racktuht 

idepütgeichäftti  I    Boadern    aiii    QrÜDd«D    all  ff  em  ein  er    Art  dir 

rcuivkuufip      Anfdsr  der  im  §  346    aüeiii  erwähnteD  recbtswidrtgeii  Ad* 

jmag  Ist   auch  mit  Btrafe  zu  bedrohea  die   seit^D»  deiijcpigeiL »    welcber 

iiomde  bewegliche  ^cheti  ia  aejoem  Besitz  oder  Gawahrsafii  bat,    reehti- 

widrig  Torg^iomaieiie  VerpfäDdung,  aowie  die  Vornahme  tod  YerffiguQgeo^ 

durch  welche  die  Sache  dem  gesetzlichen  Pfandrechte  eioe^  Dritten  weges 

FordeniQgt^D  dea^elben  gegen  dea  YerfiigeDden  autgeaeUt  wird. 

IL  Ea  empEehlt  aich  ausdrücklich  featzuaetzeD ,  dfif»  dem  Kommit> 
teilten  in  Koniequenr  det  Art.  36S  E.O.  in  Aaiehuiig  derjentgao  Saeben, 
welche  der  EonnDtMianär  erwetalieh  auf  ReohntLug  aeines  Komraittent&D 
Yon  eisern  Dritten  erwarben  hat,  auch  wena  rtckiiehtlieh  d0r«#lb«ii  eiiio 
Indepotnahme  noch  nicht  erfolgt  iit,  ein  Auiionderungirecht  im  KonkorM 
det  kommittiouin  svtteht 

nL  £•   empfiehlt  eich,  die   Bankdepotgeeehifte   na«h  folfraden  6e- 
•ichtapoiiktan  sa  regeln: 
A«  Im  allgemeinen. 

1)  Wer  gewerbtmädiig  Wertpapiere  snr  Anfbewahrung,  Yerwaltug 
oder  alt  Pfand  übernimmiy  ist 

a)  snr  reellen  Depothaltnng  rerpflichtet  und  hat  die  fremdra 
Bffekten  getrennt  Ton  den  eigenen  BeatXadeo  mafrabewahren; 
auoh  hat  derselbe 

b)  ein  Depotbuoh  hol  ffthren,  aut  welchem  sowohl  der  jeweilige 
Depotbestand  sowie  die  Ansprüche  der  einzelnen  Empfangt- 
berechtigten  zu  entnehmen  sind. 

2)  Bei  Vorhandensein  gewisser  Oarantien  ist  den  unter  Ziffer  1  be- 
zeichneten Personen  gestattet: 

a)  das  modifiziert  reguläre  Depot  (mit  gesonderter  Verwahmog 
der  Effekten  jedes  einzelnen  Bankkunden,  aber  ohne  Haftung 
für  Nummernidentität); 

b)  das  Yermengungsdopot  (bei  welchem,  ohne  Sonderung  der  Wert- 
papiere der  einzelnen  Kunden,  Stücke  gleicher  Art  zu  einem 
Sammeldepot  vereinigt  werden). 

Als  geeignete  Garantie  für  diese  Art  der  Depothaltnng  iat 
ea  insbesondere  anzusehen,  wenn  der  Verwahrer  das  Effekten- 
depot- und  Kommissionsgeschäft  mit  AusschluTs  von  Propre- 
(und  insbesondere  von  Spekulation8-)Geschäften  betreibt 

3)  In  Ermangelung  der  erforderlichen  Garantien  (Ziffer  2)  sind  die 
unter  Ziffer  1  bezeichneten  Personen  zur  Haltung  eines  streng 
regulären  Depots  verpflichtet.  Auch  hat  der  Verwahrer  in  diesem 
Falle  die  Nummern  und  sonstigen  Unteracheidungsmerkmale  der 
ihm  anvertrauten  Wertpapiere  nicht  allein  in  seinem  Depotbuohe, 
sondern  bei  sonstiger  gewerberechtlicher  Strafe  auch  in  dem  in 
Händen    dea  Kunden    auszufertigenden   Depositum  lu  Terzeiohnen. 

4)  Die  auszufertigenden  Depotscheine  sollen  in  allen  Fällen  die  Ge- 
ataltuug  des  Depotverhällnisses  uniweideutig  beieichnen. 
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6)  Die  unter  Ziffer  1  genannten  Personen  dürfen  Wertpapiere  ron 
jemandem,  der  ihnen  nicht  als  mit  Effekten  gewerhemäfsig  Handel 
treibend  bekannt  ist,  zu  darlehensartigem  Depositum,  irreguläre 
bei  sonstiger  gewerberechtlicher  Strafe  nur  auf  Grund  eines  darauf 
gerichteten  notariellen  Vertrages  übernehmen. 

6)  Bei    Ausantwortung   fremder   Wertpapiere   an   einen   Anderen    zu 

irgend  einem  für  den  Eigentümer  yorsunehmenden  Akte  sind  die 

unter  Ziffer  1  genannten  Personen   gehalten,   dem  Empfiinger  die 

Mitteilung  su  machen,   dafs   die  Papiere   einem  Dritten   gehören. 

.  Depothaltung  des  Eommissionfirs. 

1)  Wer  als  Kommissionär  den  Einkauf  oder  Umtausch  von  Wert- 
papieren oder  die  Geltendmachung  yon  Bezugsrechten  anf  solche 
besorgt,  ist,  auch  wenn  er  hinsichtlich  seiner  Ansprüche  gegen 
den  Kommittenten  noch  nicht  befriedigt  ist,  verpflichtet,  diese 
Wertpapiere  als  Eigentum  des  Kommittenten  in  Depot  zu  nehmen 
und  die  erfolgte  Indepotnahme  dem  Kommittenden  innerhalb  einer 
angemessenen  kurzen  Frist  anzuzeigen. 

3)  Bei  Yorhandensein  der  erforderlichen  Garantien  ist  dem  Kom- 
missionär die  Depothaltung  im  Sinne  A  Z.  2  zu  gestatten. 

3)  In  Ermangelung  solcher  Garantien  ist  der  Kommissionär  gehalten, 
dem  Kommittenden  zugleich  mit  der  Anzeige  der  Indepotnahme, 
bei  sonstiger  gewerberechtlicher  Strafe,  ein  die  Nummern  und 
sonstigen  Unterscheidungsmerkmale  der  angeschafften  Wertpapiere 
enthaltendes  Verzeichnis  einzusenden ;  auch  hat  derselbe  die  Num- 
mern und  sonstigen  Unterscheidungsmerkmale  der  betreffenden 
Papiere  in  das  Depotbuoh  einzutragen. 

4)  An  die  Nichterfüllung  der  unter  Z.  8  erwähnten  Verpflichtung  zur 
Einsendung  des  NummernTerzeichnisses  sind  ciyilrechtliche  Nach- 
teile für  den  Kommissionär  zu  knüpfen,  und  zwar  je  nach  Um- 
ständen die  Befagnis  des  Kommittenten  das  betreffende  Geschäft 
als  nicht  anf  seine  Rechnung  geschlossen  zu  behandeln  und 
Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung  zu  fordern,  oder  Verlust  des 
Anspruches  auf  Proyision.  Die  ersterwähnte  Befugnis  ist  dem 
Kommittenten  auch  dann  zuzugestehen,  wenn  ihm  trotz  seiner 
Bereitschaft  zar  Tollständigen  Befriedigung  der  Ansprüche  des 
Kommissionärs  die  tou  diesem  angeschafften  Papiere  nicht  ausge- 
folgt werden. 

5)  Der  Verzicht  des  Kommittenden  auf  Einsendung  des  Nummem- 
yerzeiehnisses  ist  nur  wirksam,  wenn  er  ausdrücklich,  schriftlich 
und  für  jeden  Fall  besonders  erfolgt  ist.  Selbst  der  giltige  Ver- 
zicht ist  jederzeit  widerruflich  und  entbindet  den  Kommissionär 
nicht  Ton  der  Pflicht  zur  Eintragung  der  Nummern  in  das  Depot- 
buch. 

6)  Der  Vertrag,  durch  welchen  sich  ein  Bankier  einer  Person  gegen- 
über, Ton  welcher  ihm  nicht  bekannt  ist,  dafs  sie  mit  Effekten 
gewerbsmäfsig  Handel  treibt,  als  Proprehändler  zur  Lieferung  yon 
Wertpapieren  yerpflichtet,  bedarf  zu  seiner  Giltigkeit  der  schrift- 
lichen Abfiwsung.     Die  Urkunde  muTs    bei   sonstiger  Ungiltigkeit 
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dee  Yertrages    inebesoiidere    auch    eotweder   die  Be»i]tQinilllf  «mV 
halten^   dafs   zur  Lieferzeit  Barregalieruo^   zu    erfolgen   hMi,  od«r 
die  Zaaage  des  Yerkäafers,    dafs    er  die  beirefifeDdeo   Weripaptere 
gleich  eiuem  Einkauf AkommiBsicoär   in  Depot    oehmea  werde  Q&d  ^ 
dem   Käufer   bi»   zu    ei  Dem    bestimmten  Zeitpunkte    na^h    der  h 
depotuabme  Stuoducg    gewähre,      Id    letzterem  Falle    treffen   den' 
Verkäufer  hiusiohüich  der  Depothahuog  die  Pflichtea  d<3»  Eiiikaub^ 
kommtsfiiouärft. 
Bei    der    Frage;     Wie    soll    die    Oeseisgebuug    Diflereoi- 
geschäfte  behandeln»  bei  welchen  die  eflektiTe  Li  ef  e  ruD| 
saagescbloaaen   wird,    standen    sich    zwei  Antrage    gcgeoübir.     D« 
Antrag  des  0*L.<PräaidenteD    Struokmanu-Köln    trat    für    die   Klaglosigkeit 
ein,    während   Kechtaaowalt  Tiktio-Berlin    nur  den   Erlafs   einer  Vorschrift^ 
befürwortete,    welche   die   Verleitung  zum   Diöereozspiel  unter  Ausbeutung 
des  Letchtsinueii  und   der  Unerfahren  hei  t    mit   gesetzlichen   NackteUen  be* 
droht.     Schon  das  frühere  Oberhaadelsgericht  erklärte  die  reinen  Diffe^ea^ 
gesehäfte,   d.   h.  solche,    bei  denen  schon  bei   Absohlufs   Recht  und   Pflicht 
zur  wirklichen  Lieferung  auf  beiden  Seiten    ausgeschlossen    und   lediglich 
die    Differenz    von    zwei    Preisen    zum    Gegenstand    dea  Vertrage    gemacht 
wtrd^   als  Spiele    für    klaglos.      Da«  Reichsgericht   nimmt   ein    spielarti^eii 
Diflferenzgeschäft    bereits    dann    als    yorhanden    an,    wenn    der    Aasschlabl 
effektiver  Lieferung  nicht  autdriicklich  verabredet,  i^ondern  nur  durch  koa-' 
kludente  Erklärungen    oder  HandluugeD    stillschweigend  vereinbart  wurd«» 
Ein    Beweismittel    sollen    hierbei    die   Verhältnisse    der    Parteien,    ein    ge* 
wichtiges    Argument    das    Mifs Verhältnis    des    Kisikos    zum    Vermögen   dei 
Kunden    bilden.      Das  Gutachten    von  Professor  Cosack-Freiburg    hält  dai 
reine  Differenzgeschaft    (bei    welchem    effektive    Leistung   von    TomheTeii 
aufgeschlossen)  für  gemaingefährlich,    da   es    zu    einer    ungesunden  Preit 
bildung    führe,    und    beantragt    die    Ungiltigkeit    aller    reinen    Dtfferenzg 
Schäfte,     Praktisch  hat  —  wie  das  Gutachten  selbst  zugiebt  —  eine  solch 
gesetzliche  Mafaregel   geringen   Wert,    da  sich  die  Eigeu«iohaft   der  Speku- 
lation im  Einzelfalle  schwer  nachweisen  läfst.     Ein  Vorschlag  von  Senate 
Präsident  Wiener  will  deshalb   den  Wucherbegriff   auf  das  Börse ngesobäft 
durch  die  Bestimmung  ausdehnen:    ,,Wer  gewinnsüchtig   leichtsinnige  oad 
unerfahrene  Personen    zu    gefährlichen   Börsenspielen  verleitet,    soll    straf* 
rechtlich  verfolgt  werden,  seine  Ansprüche  gegen  die  Kunden  sind  kla^o«. 
Präsident  Struckmann    stellte    in    den    Debatten    den  Antrag:    Differentge* 
Schäfte  sind  nicht    klagbar,    wenn    die  wirkliche  Erfüllung   entweder  aat- 
drüoklioh    ausgeschlossen    ist   oder    die  Absicht    der   Vertragsschliefsendeo 
dieselbe  Ausechliefsen   zu  wollen »   aus    den  Umständen  des  Falles    hervol! 
geht.    Korreferent  Rechtsanwalt  Tiktin-Berlin  empfahl  folgende  gesetzlio 
Norm:    Wird  ein  Handelsgeschuft    über  Wertpapiere    dahin  abge^chlosse 
dafs    die    Lieferung    zu    einem    vom  Tage    des    Abschlusses    TerBchiedeoeii  ^ 
Zeitpunkte  zu  erfolgen  hat,  so  steht,   wenn  die  zn  liefernden  Gegenstinds 
einen  Börsen-  und  Marktpreis  haben^  der  rechtlichen  Wirksamkeit  der  Ge- 
schäfte die  getroffene  Abrede  der  Zahlung  der  Differenz  statt  der  Lieferung 
nicht  entgegen.     Wird  jedoch  festgestellt,  dafs  einer  der  Vertragsgenoiseo 
durch  Ausbeutung    «eines    Leichtsinns    oder   der  Unerfahrenheit    sum  Ab- 
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schlusse  einee  solchen  Ge^obäftes  verleitet  worden  ist,  80  ist  der  Vertrag' 
Techtliob  unwirksam«  Biese  Vorschrift  findet  auf  denjenigen  Kontrahenten, 
dessen  Pinna  zur  Zeit  des  Abschluflses  des  Geschäftes  im  Handehre^ster 
eingetragen  war,  keine  Anwendung.  Keferent  gab  einen  Üeberblick  über 
die  Kütwiokeiang  der  Gesetzgebung  in  den  einzelnen  Ländern  und  vertrat 
die  Ansicht,  dafs  man  aus  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Gründen  den 
Autsehreitungen  der  Abzahlungsgeschäfte  entgegentreten  müsse.  Diese 
Mif «brauche  lägen  namentlich  in  der  Ausbeutung  des  Leichtsinns  und  in 
der  Reklame  für  das  BörsenspieL  Eedner  führte  weiter  aus,  sein  Antrag 
stehe  wesentlich  auf  dem  Boden  des  in  England,  Italien  und  Frankreich 
geltenden  Eechtes;  anoh  in  Oesterreich  sei  der  Spieleinwand  bei  an  Börsen 
abgeschlossenen  Gesohäften  beseitigt.  Beohtsanwalt  Keinsen- Hamburg  em* 
pfähl  Aufrechthaltung  der  Beech Hisse  des  früheren  JuristentageS)  welche 
alle  Arten  von  Dilferenzgeschäften  für  klagbar  erklärten  und  die  Beseitigung 
der  Mifii brauche  in  der  Reform  des  Börsen wesens  ntid  in  einer  strengen 
Börsenordnung  erblickten.  Für  den  Antrag  Stmokmann  erklarten  sieh 
auch  die  Professoren  Brunner  und  Gierke-Berlin.  Letzterer  hält  die  gegen- 
wärtige Praxis  des  Reiohsgeriohtes  für  richtig,  entscheidend  bleibe  der 
sittliche  Standpunkt,  da  es  sich  um  ein  Spiel  handle.  Zur  Annahme  ge-* 
langte  der  Antrag  Struckmanu:  Differenzgesohäfte  sind  nicht 
klagbar,  wenn  die  wirkliche  Erfüllung  ausdrücklich  oder 
atiUsohweigend  ausgeschlossen  ist.  Der  Juristentag  hat  hier- 
mit seine  frühere  Stellung  zur  mehrfach  erörterten  Frage  vollständig  ver- 
ändert, sodann  aber  die  neueste  Recht  sprechung  des  Reich  sgeri  eh  ta  gut- 
geheifsen.  In  den  Debatten  wurde  ausdrücklich  betont,  dafs  die  Gesetz- 
gebung auf  dem  Boden  dieser  Rechtaprechung  weiter  arbeiten  müsse  und 
dies  durch  eine  Vorschrift  im  SiDoe  des  gedachten  Besohiusses  zu  g&* 
soheben  habe. 

Yon  sozialpotitischer  und  wirtschaftlicher  Bedeutung  ist  endlich  die 
Frage:  Empfiehlt  sich  eine  grundsätzliche  Vermehrung 
der  bestehenden  Beschränkungen  der  Zwangsvollstreckung 
etwa  in  der  Riohtung  einer  allgemeinen  Kompetenz* 
wo  hl  t ha  t^  Das  Gutachten  von  Amtsrichter  Falkmann-Liegoitz  gelangte 
zu  dem  Resultate,  eine  Vermehrung  der  bestehenden  Beschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung  über  die  Grenzen  des  §  715  Civil prozefsordnung 
(Kleidungsstücke,  Betten,  Hausrat,  Nahrungs-  und  Feuerungsmittel,  Milch-» 
kuh,  Handwerkszeug  usw.)  hinaus  sei  nur  nach  der  Richtung  zu  empfehlen, 
daff  jedem  Schuldner  aufserdem  ein  kleiner  Betrag  an  barem  Gelde  be- 
lassen werde.  Im  übrigen  halt  das  Gutachten  die  derzeitigen  Ffandbe- 
sohränkungen  für  einen  ausreichend  und  für  einen  angemessenen  Ausgleich 
zwischen  den  Interessen  des  SchuldnerB,  des  Gläubigers  und  der  Allgemein- 
heit. Die  Ausdehnung  der  Beschränkungen  sei  kein  geeignetes  Mittel  zur 
Besserung  der  sozialen  Lage  der  Arbeiter,  mindestens  nicht  ohne  gleich- 
zeitige Einschränkung  der  privaten  Dispositionsfreiheit  Zu  einer  Ueber- 
nahme  der  mehrfach  empfohlenen  Frändungsbeschränkungen  des  amerika- 
nischen Rechtes  (Sicherung  einer  geordneten  Wirtschaft)  liege  kein  Be- 
dürfnis vor.  Das  zweite  Gutachten  von  Amtsriohter  Bunsen-Bostock 
kommt    zu    ähnlichen    Ergebnissen    und    spricht    sieh   dahin    aus:    l)  Die 
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EiDführuDg  einer  flllgemeiDen   KompetenzwoMlhai  (d.  t.  die  Belatsaag  der 
Mittel  zum  notweDdigeo  Unterhalte)  empEehlt  aich  oiebt      2)  Eine  weiter« 
BeBOhriiakuDg    der    ZwaogsvoUstreckung   als    aaf    die   dem    Schuldner   iv 
äugen blicklioheü  Erhaltung    von    sich  und    seiner  Familie  uDentbehjücheii 
beweglichen  Qegeustäude,  sowie  auf  die  übrigen  in  §  715   und  749  C.P.O, 
(Arbeits-  uud  Dienfitlohn»  gaset  euch  e  Alimentenford  eräugen,  Krankenkasiea*^ 
bezügef  Sold  und  Invalidenpensioo,  Witwen-  und  Waisenpensioneu  u,  s,  wj 
und    iu    den    sonstigen    H^ehtsgesetzen    beetimmten    Sachen    und    B^ehtaa^ 
empfiehlt  sich  grundsätzlich  nicht.      3)  Ei  dürfte  jedoch  zu  billigen  seta^ 
wenn  die  ZwangsToUstreckuDg    iu    jedem  Falle   bestiglicb   eioat    olLber  sa 
bestimmenden,    zur   Ernährung    des  Bohuldners    und   seiner    Familienange* 
hörigen  aut  etwa  1    Woche    erforderlichen  Geldbetrags    für    unzulässig  er- 
klärt wird. 

Der  Eeferent^  Dr.  Millonich-WieBj  brachte  eioen  deiaillierteo  Antiag 
mit  Vorschlägen  zur  Abäaderung  der  C.P.O*  im  Sinne  einer  weiteren 
Beschränkung  der  Zwangs  Vollstreckung  (Pfänduug)  eio.  (Von  der  Zwangs-^ 
voUstreokuDg  sind  hiernach  ausgeschlossen:  die  auf  eiuen  Monat  erfordere 
liehen  Nahruugs-  und  Feaeruogsmtttel,  eioe  Milchkuh  oder  2  Ziegen,  ein  Geld* 
betrag  vom  Sechsfachen  des  Tagelohues  gewöhnlicher  Tagarbeiter  im  Siane 
des  §  d  des  Krauken versioheraDgBgesetzeSi  der  Ehenug  des  Schaldnen, 
Heiratskautioneu  u.  s,  w.)  und  trat  für  den  Erlafs  eioes  HeimstatteDgaeelaee 
mit  der  Gewährung  von  Beschräukuugeu  in  der  VoUstreckuDg  bei  solchen 
Heimstätten  eio.  Korreferent  Juatizrat  Humaer-Frankfurt  a.  M.  betonis 
dem  gegeu über,  es  handle  sieh  nur  darum,  festzustellen,  dafs  die  jetzigea 
BestimmuDgea  der  C.F.O.  uogenügend  seien,  sowie  yolkswirtsohaftiich  no^ 
sozialpolitisch  yerderbÜch  wirkten.  Jeder  Anwalt  wisse,  wie  wenig  bd 
ZwangsYollstreokuDgen  unbemittelter  Sohuldoer  fiir  den  Gläubiger  heraus- 
komme; dagegen  bedeute  eine  derartige  ZwaügsTollstreckung  in  der  Regei 
die  Untergrabung  einer  Existenz,  Stadtrat  FLesoh-Frankfart  a.  M.  heb! 
die  vielen  nutzloaeo  Schädiguugeu  bei  allen  Zwangsvollstreckuugen  hervor, 
iusbes.  bei  Mobiliar  und  Handwerkszeug  Uu bemittelter.  Hier  müsse  dvrok 
eine  gänzliche  Aenderung  der  O.P,0.  geholfen  werden,  die,  wie  s.  B,  das 
amerikanisohe  Kecht,  alles  frei  lasse,  was  zu  einer  geordneten  Wirtaohalt, 
zur  richtigen  Verwertung  der  Arbeitskraft  gefordert  werde :  damit  sei 
natürlich  der  sozialen  Not  nicht  abgeholfen  und  der  Liederliohkeitr  dt« 
ZOT  freiwilligen  Mo  biliar  versohlend  erong  führe,  nicht  vorgebeugt  Aber 
das  Gesetz  müsse  wenigstens  seine  Hilfe  da  versagen,  wo  die  Folgen  dh 
Untergrabung  wirtschaftlicher  Existenzen  sei.  Die  Debatten  führten  sar 
Annahme  der  Anträge  Humser-Flesoh  mit  dem  Zusatie,  dafs  eine  allgt- 
meine  Kompetenzwohlthat  sich  nicht  empfehle. 
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China  und  die  SilberkxiaiB. 

Von  Dr.  Joseph  Grvniel. 

Bekanotlioh  bettaod  einer  der  tohwerwiegendtten  Einwände,  welche 
gegen  die  im  Jnli  d.  J.  dorchgefahrte  Währungsreform  in  Britisch-Indien 
erhoben  wurden,  darin,  daft  man  eine  Schädigung  des  schwunghaften 
Exporthandels  nach  Ostasien  als  unmittelbare  Folge  der  Beform  in  Aus- 
sieht stellte^).  Durch  die  Einstellung  der  Prägung  Ton  Silber  für  Privat- 
rechnung  und  durch  die  Festsetzung  der  oberen  Kursgrense  der  Rupie 
auf  16  Pence  wurde  trotz  der  gesetilidh  weiter  bestehenden  Silberwäh- 
rung thatsächlich  für  die  praktische  Anwendung  die  Goldrechnung  ein- 
geführt')  und  dadurch  erklärte  sich  Indien  eines  Vorteils  fftr  verlustig, 
den  es  aus  der  Währungsgleichheit  mit  den  Silberländem  Ostasiens  bisher 
gezogen  hatte.  Für  die  Mengen  von  Opium  und  Baumwollenwaren,  welche 
China  jährlich  aus  Indien  bezieht,  wird  China  in  dem  Falle,  als  die 
Divergenz  zwischen  Silber  und  Rupie  zunimmt,  trotzdem  nicht  mehr 
Silber  zahlen  als  vorher ;  dem  Erlöse  in  Silber  wird  jedoch  eine  geringere 
Zahl  Rupien  entsprechen,  und  wenn  auch  die  Kaufkraft  der  Rupie  ge- 
stiegen ist,  so  wird  der  Produzent  dennoch  Schaden  erleiden,  weil  die 
Löhne  und  andere  fixe  Produktionskosten  gleich  bleiben  werden.  Theo- 
retisch genommen  muTs  in  demselben  Mafse,  in  welchem  der  indische 
Export  nach  China  durch  den  Preisfall  des  Silbers  unrentabler  wird,  die 
Produktion  der  diesen  Export  bildenden  Artikel  in  China  eine  Anregung 
erfahren,  denn  der  Silberwert  der  Güter  steigt,  während  die  Produktions- 
kosten dieselben  bleiben.  In  der  Wirklichkeit  werden  sich  allerdings 
die  Produktionskosten  in  dem  letzteren  Falle  viel  rascher  der  Preistendenz 
der  Güter  anbequemen  als  in  dem  ersteren.  In  noch  viel  schärferem 
Grade  mufs  sich  der  nachteilige  EinfluTs  einer  Divergenz  zwischen  Barren- 
silber   und   Rupienwert    bei    jenen  Handelsartikeln   äufsem,   in    welchen 


1)  Der    Komiteebericht   über  die   indische   Wtthrangsreform.     Wien  189S  ,  S.  69  fg. 

2)  Vgl.  W.  Lezis,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Silber-  and  Wihmngsfrage.     Jahrb. 
f.  Nat.  n.  St.     Dritte  Folge,  VI.  Bd.,  S.  12. 
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ludien  mit  SilberläoderD  auf  fremiien  Märkten  koakurriert,  wie  2.  B.  hti 
Thee.  China  uad  Ceylon  werden  sioh  auch  bei  gesunkenem  GoldpmM 
dt)fi  Thees  mit  demselben  Silberpreise  befugen,  während  der  S&diioht 
Händler»  um  konkurrenzfähig  bleiben  su  können,  mit  seinem  Hapienprelit 
wird  heruntergehen  müäseu. 

Wetm  man  den  aus  Indien  verbreiteten  Zei tu  ogsmel düngen  gUobei 
darf,  so  sind  einige  der  befürchteten  Folgen  wenigstens  teilwoisi«  tioii 
momentan  thatääohlioh  eingetroffen.  Tj[>]6eh  für  den  gegeowärtigeo  Zq* 
&tand  kann  die  Lage  der  indiiohan  Baumwolliodastrie  gelten.  Dieser  mit 
englischen  Eapit&lieo  ins  Leben  gerufene  Produkt] onsew*  ig  hat  «ieh  b 
China  ein  ausgedehntes  AbeatEgebiet  zu  sichern  gewuTst  und  speziell  in 
Baumwollgarnen  sogar  dem  englischen  Handel  bo'ieutenden  Abbruch  Tsr* 
ursuchi.  üegenwartig  i&t  jedoch  die  indische  BaumwolUpinuerei  in  m 
Stadium  der  Krise  eingetreten,  da  der  Export  zusehends  nachlafst.  Kun- 
mehr  werden  in  China  selbst  Pabriken  gegründet  und  gleichzeitig  nimnt 
die  Baum  Wollspinnerei  in  Japan  einen  solchen  Aufschwung ,  daiji  lodiea 
auch  von  dieser  Seite  her  eine  gefährliche  Konkurrenz  droht. 

Unter  solchen  Umständen  gewinnt  ein  Bericht  an  Interesse,  welohei 
der  englische  Generalkonsul  in  Shanghai  über  die  Wirkungen  dat  Prcii* 
fälle»  ron  Silber  auf  die  Warenpreise  und  den  Exporthandel  in  China  ao 
das  auswärtige  Amt  in  London  gerichtet  hat^).  Die  Vorbedingungen  tur 
eine  derartige  Untersuchung  sind  in  China  besonders  güoBtiger  Kstur 
Edelmetalle  werden  im  Lande  selbst  in  einer  bemerkenswerten  Mt^i;« 
nicht  produziert,  ihre  Cirkulation  im  Inlande^  wie  ihre  Eiafohr  und  Aai 
fuhr  werden  durch  keinerlei  währungspolitische  liaTsnahmcin  beeinflafit. 
Silber  wird  allgemein  gebraucht,  aber  nicht  in  Form  ron  LandeamÜnst» 
mit  einem  festgesetzten  Wert,  «ondern  einfach  nach  Gewicht;  weder  Silber 
noch  Gold  geoiefsen  irgend  einen  Vorzug  vor  einander,  ihr  gegenteitigfi 
WertTerhältuis  hüngt  Ton  dem  jeweiligen   Londoner   Wechselkurse  ab« 

Die  Zuhlungdbilanz  Chjna!>  wird  weiters  durch  auswärtige  Anleihen 
in  erheblichem  Grade  nicht  ulterierL  Die  kleineren  Aoleiheo,  welohi 
Too  Zeit  zu  Zeit  auf  fremden  Märkten  abgeschlosBen  wurden,  sind  gegen* 
wärtig  fast  alle  2urück^e;£ahlt,  und  hatten  schon  deshalb,  weil  sie  nur 
auf  kurze  Zeil  kontrahiert  waren«  keine  dauernden  Folgen  «u  verseiohast. 

Wie  die  Statistik  des  £delmetallverkehrs  auf  diese  Weise  die  Jafct^ 
sehen  Em-  und  Ausgänge  ziemlich  ungetrübt  wiedergiebt,  so 
auch  bei  der  Warenbewegung  eine  durch  Produktions-  und  Tniosp 
hältnisse  hervorgerufene  Aenderung,  wie  de  sonst  die  NeujEeit  durch  dii 
Einführung  der  Masohintnarbeit  und  der  Dampfbewegung  bracht«,  m 
China  nicht  nachweisen.  In  der  Landwirtschaft «  in  Gewerbe  und  Ia* 
dustrie,  im  Verkehrswesen,  nirgends  ist  seit  erdenklicher  Zeit  ein  Weellitl 
eingetreten .  welcher  die  Produktionskosten  der  Waren  vermindert  9Am 
gedteigtrt  hätte;  selbst  der  zum  Teil  von  fremden  Damptern  beiriabietti 
Kiistenhandel  swischeu  den  einzelnen  VertragshäfoD  teheiiit  hierauf, 
Wirkung  geblieben  zu  sein. 


1)  Raport  QU  tbe  ^(hei  of  the   fall   ia   valat  of  tUver  oa  priQM  of  | 
Cüitt«.  f  MUcsllAaeoiii  Scriss,  No.  S05,     London,  Porvlgn  OfS«s,  189$, 
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Andererseits  stehen  aber  bei  der  gegenwärtigen  Ausdehnung  des 
internationalen  Handelsverkehrs  die  chinesisohen  Stapelplätze  mit  dem 
Weltmarkte  in  innigstem  Eontakte.  Fällt  oder  steigt  der  Preis  für  Seide 
oder  Thee  in  London ,  so  spürt  dieselbe  Veränderung  alsbald  der  Markt 
TOD  Shanghai.  Eine  Yerschiebung  in  dem  Wertrerhältnis  zwischen  Gold 
und  Silber  bringt,  da  beide  Metalle  in  China  nur  als  Ware  in  Betraoht 
kommen,  eine  analoge  Wirkung  hervor. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sieh,  dafs  eine  Prüfung  der  statistisohen 
Daten  über  den  Aufäen verkehr  in  Waren  und  Edelmetallen  annähernd 
richtige  Schlüsse  auf  die  Gestaltung  der  Zahlungsbilanz  ermöglichen  mufs, 
falls  die  betreffenden  Erhebungen  in  zuverlässiger  Weise  erfolgen.  Dies 
ist  auch  thatsächlich  der  Fall.  In  der  Konvention  von  Peking  im  Jahre 
1861  wurde  nämlich  die  den  Chinesen  auferlegte  Eriegsentschädigung 
durch  die  Zollabgaben  garantiert  und  demgemäfs  die  Einhebung  derselben 
einer  international  zusammengesetzten  Behörde  übertragen ;  diese  Insti- 
tution bewährte  sich  in  ausgezeichneter  Weise  und  verblieb  denn  auch, 
als  die  Entschädigung  bereits  bezahlt  war^). 

Betrachtet  man  die  von  der  genannten  Seezolladministration  publi- 
zierten statistischen  Ausweise,  so  ergiebt  sich  f&r  China  mit  Ausnahme 
der  Jahre  1872 — 76  ein  ständiger  und  ansehnlicher  Ueberschufs  der  Ein- 
fuhr über  die  Ausfuhr.  Hieraus  mufste  man  folgerecht  den  Schlufs  ziehen , 
dafs  zur  Ausgleichung  dieser  passiven  Handelsbilanz  jährlich  ein  grofser 
Betrag  in  Edelmetallen  ausgeströmt  sei.  Dies  wäre  jedoch  von  vornherein 
ein  Irrtum,  weil  die  statistischen  Daten  zunächst  einer  allgemeinen  Kor- 
rektur bedürfen. 

Den  in  den  Ausweisen  enthaltenen  Bewertungen  liegt  nämHoh  —  wie 
dies  auch  in  den  meisten  anderen  Staaten  gehandhabt  wird  —  der  je- 
weilige Marktwert  der  Ware  im  Löschungs-  oder  Verschiffungshafen  zu 
Grunde;  dieser  Wert  entspricht  jedoch  keineswegs  der  wirklich  vollzogenen 
Wertübertragung  aus  einem  Lande  in  das  andere.  Nehmen  wir  an,  eine 
englische  Firma  bringt  durch  ihren  Agenten  in  Shanghai  Waren  in  einem 
Werte  von  10  000  Taels  auf  den  Markt  Nachdem  jedoch  der  Agent  an 
Zoll  500  und  an  verschiedenen  Kommissionsgebtihren  400  Taels  su  be- 
zahlen hat,  so  wird  er  nur  9 100  Taels  nach  England  zu  remittieren 
haben,  während  in  der  Importstatistik  für  englische  Provenienz  ein  Wert 
von  10  000  Taels  als  der  Marktwert  eingetragen  wird.  Hätte  umgekehrt 
der  Agent  die  9  100  Taels  wieder  in  Waren  su  remittieren,  so  würde  er 
beispielsweise  500  Piculs  Thee  für  7  500  Taels  kaufen,  1250  Taels  an 
Zoll  und  350  Taels  an  Eommissionsgebühren  entrichten  und  daher  im 
ganzen  9  100  Taels  in  Waren  exportieren.  Den  in  der  Importliste  mit 
einem  Werte  von  1 0  000  Taels  verzeichneten  Waren  würden  aber  nur 
die  7  500  Taels  Marktwert  für  Thee  das  Gleichgewicht  halten. 

Die  Kosten  der  überseeischen  Fracht,  welche  die  Wertstatistik  ein- 
zelner Staaten,  wie  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
erheblich  modifizieren ,  beeinflussen  die  Handels  werte  der  Waren  im 
chinesischen  Aufsenhandel  in  Wirklichkeit  nicht,  da  der  überseeisohe  Ver- 


2)  Gmniel,  J.,  Die  kommenfelle  Bntwlckelang  Chinas.    Leipsig  1891,  8.  8. 
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*iihwegi   duToh   Schiff©   fremder   Flaggen    bworgt    wird,  der 
it  aber  jeD€m  LADda  zu  gute  kommt i    welchem  der  Setuf^i- 

L  &I10  ein  nchtigee  Bild  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  in  W^rcs 
lufs  man  die  aUtisiiftoheD  Daten,  welche  muf  dem  llarktweii 
dtioD  baBiereUf  einer  enUpre^henden   Korrektur  ußterwerfiui, 
lie  ZoUabgabea  und  EommieiionBgebQhren  reo    den   Import* 
KUg    bringt,    bei    den   ExpoTt^iffern  jedoch    hinsozählt.     Die 
.  einer  ac lohen  Korrektur  hat    auch  die  ZollTerwaUang  eio« 
eeit  dem  Jfthre  1690  giebt  sie  den  fiir  die  einzelnen  Ter* 
blieierten  Ausweiien  einen  Anhaog  bei,  in   welohem  >ie  die 
:eit    eotipreohenden  Werte    berechnet  |    all    MaT^tt&b  hierfir 
-^      ^^  Itnport wertem  eioeu  Abzug  toö  7  Froz.,  bei  den  Export- 
werten   einen  ^uwachB    TOn  8   Froi«  in  Anwendung    gebrachte     Der  eng^ 
liiohe  Konsul arbericht  halt  diese  Prozectaätse  für  viel  zu  hoch»  da  auÜior 
den  Zollabgabeo«   deren    H^he  ja   faküach    bekannt  itt,    onr   jene  Lokal* 
ipesen   in    Betracht   kommen ,    welche    auf  dem    Wege   Tom    Schiffe   ziua 
Markte  und  umgekehrt  erwachsen;    nach  den  gemachtcin  ErHahnuigein  be* 
laufen  aich  diese  Kosten  durebsehnittlich  auf  4  Frox. 

Welter  mufs  beachtet  werdeo,  dufe  die  ofüsieUen  Ausweite  bia  £nxa 
Jabre  1867  einen  wichtigen  Faktor  des  auswärtigen  Handels  TolUtandig 
unberückaiehtigt  liefHen,  Zwisohea  dem  Festlande  von  Chipa  und  der 
englischen  Kolonie  Hongkoug  hat  sich  mittels  der  heimischen  Dschunkea 
ein  lebhafter  UandelsTerkehr  entwiokelt,  welcher  der  Zollkontrolle  toU- 
ständig  entzogen  blieb  und  daher  «tatistiich  auch  nieht  oaehweiabar  isL 
Man  schätat,  dafs  anf  diesem  Wege  an  Opium  allein  jahrlioh  1 5  000  bis 
18  000  Kiateii  Opium  im  Werte  ?on  5  bis  6  Mill,  Taele  in  China  zur 
Einfuhr  gelangten.  Erst  mit  dem  Jahre  1887  wurde  dieser  Dachonken* 
verkehr  infolge  einer  internationalen  Konvention  der  Sesolladminiatration 
untertsellt;  aus  den  darauf  gewonnenen  statistischen  Ziffern  lälst  sich  dar 
Schlufs  ziehen,  dafs  im  Wege  dieses  Dschunkenhandels  der  Import  den 
Export  um  nngefahr  5  Mill.  Taels  überschritt,  daher  den  Importsiffem 
bis  zum  Jahre  1887  dieser  Betrag  hinzugerechnet  werden  mufs.  Voll- 
ständig hat  der  Opiumschmuggel  allerdings  auch  heute  noch  nicht  auf- 
gehört. 

Der  Konsul  fiihrt  diese  verschiedenen  Richtigstellungen  durch  und 
gelangt  daher  bezüglich  des  chinesischen  Aufsenhandels  zur  See  zu  fol- 
genden Ergebnissen: 

(S.  Tabelle  anf  S.  617). 

Als  Eesultat  dieser  Ziffernreihen  ergiebt  sich,  dafs  in  den  Jahren  von 
1865  bis  1870  sich  Import  und  Export  so  ziemlich  das  Gleichgewicht 
hielten.  Das  Dezennium  von  1871  bis  1880  hat  eine  konstante  Mehr» 
ausfuhr  zu  verzeichnen,  welche  iu  der  Gesamtsumme  etwa  100  MilL  Taeb 
erreicht.  In  den  Jahren  1881  bis  1889  balancieren  wiederum  Einfuhr 
und  Ausfuhr  gegenseitig,  erst  in  den  drei  letzten  Jahren  hat  sich  eine 
yntschiedene  Uuterbilanz  herausgestellt.  Der  Wert  des  Haikuan  Tael  ist 
eon  6  8.  6  d.  in  der  Periode  1866  bis  1873  allmählich  auf  5  8.  7  d.  in 
den  Jahren    1879   bis   1884,  von  da  an  jedoch  bis  auf  4  s.  4  d.  im  Jahre 


KUsellta 

Einfküir 

Ansfiihr 
in  1000  Haikaui 

Kthrtiiiftir 
TmIs 

Kthraiuftilir 

1865 

55  «61 

60  161 

4300 

186« 

66  35» 

56280 

1007t 

1867 

61950 

58167 

3763 

— 

1868 

62595 

68691 

6096 

1869 

60091 

67  114 

— 

1023 

1870 

61730 

61  471 

949 

... 

1871 

68606 

74  773 

6167 

187S 

66096 

84139 

— 

18043 

1878 

65320 

77207 

— 

II  887 

1874 

63125 

74915 
77308 

— 

11790 

1876 

66344 

— 

10964 

1876 

68558 

89856 

— 

21298 

1877 

71296 

75845 

— 

4  549 

1878 

6895» 

75661 

— 

6709 

1879 

Ü3; 

81  150 

— 

1860 

1880 

87694 

— 

10005 

1881 

8843a 

81 179 

7^53 

— 

1882 

75  "O 

76617 

1507 

1888 

71400 

79163 

— 

7763 

1884 

70650 

76  121 

— 

5471 

1885 

84803 

73899 

10904 

1886 

84163 

87328 

— 

3"^65 

1887 

94701 

95932 

— 

1231 

1888 

III  662 

102596 

9066 

1889 

99056 

107203 

16387 

8147 

1890 

113  082 

96695 

1891 

118733 

III 499 

7234 

— 

1898 

120753 

113  lOI 

7652 

— 
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189S  gefallen.  Ein  direkter  ZaMmmenliang  iwisohen  der  auswärtigen 
Handeltbewegnng  and  den  Schwankangen  des  Taelwertei  läXst  ddh  nioht 
koBftaderen. 

Yiel  schwieriger  als  beim  Warenhandel  gestaltet  sieh  die  statistische 
^•ststeUnng  des  Edelmetallverkehrs,  da  hierüber  erst  seit  dem  Jahre  1888 
Mae  offisielle  Statistik  existiert.  Nach  derselben  belief  sieh  die  Einfuhr 
md  Ausfahr  von  Edelmetallen: 


Einfuhr 

Am 

ftihr 

Gold          8ilb«r 

Gold 

Silber 

in  1000  Haikiuui 

Taeit 

1888 

—                — 

1678 

191 1 

1889 

6005 

1625 

— 

1890 

1783 

3557 

1891 

—                — 

3693 

3"3 

1892 

—                — 

7332 

4825 

Zählt  man  für  dieses  Quinquennium  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  in 
l^sren  und  Edelmetallen  susammen,  so  erhält  man  folgende  Gegenüber- 
iteUnng: 

Einftihr  Ansfobr 

Waren        Edelmetalle  Waren        EdelmeUUe 

in  1000  Haikaan  Taels 

1888—1892           563286             6005  531094           20517 

569291  560  611 
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Aus  didsea  Tabelleo  kommt  der  Koaaalarbericht  za  folgeoden  El- 
8u1tat6D : 

1)  Dafs  ChiDa  seit  eioer  Reihe  von  Jahreu  den  eure päi  sehen  Mttrktea 
kein  Silber  entnommen  hat; 

2)  (JoTs  ein  kleiner  aber  waohseader  Goldabflafs  Ton  China  nsoli 
Earopa  gegangeo   ist* 

Der  Bericht  übersieht  zwar  nicht,  dats  noch  andere  wichtige  Faktoren 
aufäer  dem  Waren-  und  Edelmetallrerkehr  die  internationale  Zatiluiifft- 
bilanz  Chinas  beeinfliLfBen,  er  nimmt  ji^doch  an«  dats  sich  diese  Ein-  Qcd 
Ausgänge  so  ziemlich  das  Gleichgewicht  halten ,  berücksichtigt  sie  dthsr 
nicht  weiter.  Prüfen  wir  einmal,  welcher  Art  diese  WertiibttrlFagnog<eQ 
sein  können. 

Zunächst  Bind  in  China  nicht  unbedeutende  Kapitalien  das  Anslandsi 
investiert,    deren  Zinsenerlrägniase    Eum    grofsen   Teile    auch    fAktisch   im 
Ausland  gehen,  da  die  Eigentümer  nicht  im  Lande  selbst  ihren  Wohniitt 
haben.     Der    Wert    der    im    fremden    Eigeutume    befindlichen    LäQder«isti 
und  Baulichkeiten  wird  in  Shanghai    allein    auf  30  Mill.  Taels  angegeben  i 
und  man    schütet    die  hiervon    ins  Ausland    gehenden  Zinsen    auf    1   )fill| 
Taela  jährlich.     Auch  in  den  übrigen  Vertra^shäfen  wurden  fremde  Kapi* 
talien  angelegt,    jedoch    nicht  in  solcher  Höhe.     Der    Ton    der    Regteranf 
im  Auslände  kootrahierteu  Aalehen  wurde  bereits  gedacht.     Weiter    ^ahlt 
China  nicht  unbedeutende  Summen  jährlich  an  Fr  acht  Verdi  ensien    dec  im 
Eüstenhandel  bosohäftigten  Schiffen    fremder  Flaggen;    euch    die  Ankiofe 
der  chinesischen  Hegierung    von    Kriegsschiffen,    Waffen,    Munition,    Ms* 
schinen  für  die  Arsenale,    und    die  Kosten    der   im  Auslande  expooierttaj 
Konsulate  und  Gesandtschaften  erscheinen    als  Posten    der  Zahlungsbilaoll 
aufserhalb  der  offiziellen  Statistik. 

Diesen  Aasgaben  Btehen  aber  auch  ansehnliche  Eingänge  gegenüber 
Die  in  China  stationierten  fremden  Kriegsschiffe,  Konsulate ,  Getandt- 
schiften  und  Missionsanstalten  ziehen  jährlich  grofse  Geldsummen  ins  Land, 
welche  nahes u  allein  die  oben  angeführten  Ausgänge  balancieren  werden. 
8tark  ins  Gewicht  fallt  hier  die  chinesische  Auswanderung.  Jahraui 
jahrein  verlassen  zahlreiche  Chinesen  die  Heimat,  um  sich  in  OsLasicn, 
Australien,  Amerika,  in  neuester  Zeit  auch  in  Afrika  Erwerb  zu  schien 
und  über  kurz  oder  lang  die  Ersparnisse  wieder  ins  Land  zu  bringen. 
So  wird  beispielsweise  aus  Swatou  berichtet,  dafs  diesen  grofsen  Emi* 
grationshafen  jährlich  an  60  000  Mann  vorlassen,  dafs  aber  auch  ungefähr 
45  000  mit  ansehnlichen  Silbersohätzen  wieder  zurückkehren. 

Eine   wichtige    Einnahmequelle   läfst    der    Bericht    vollitändig    uoef 
wälint:    den  alten  und    ausgedehnten   Ueberlandhandel    mit  Rufsland    (s« 
meist   in  Thee)    und   mit   Korna,    über   den    allerdings    statistische    Au 
Keiohnungeti  nicht  existieren,  von  dem  sich  aber  behaupten  iMist,    dafs 
für  Chinti  in    hohem   Mufse    aktiv  ist.      Dieser  Handel  führt    uns  zuglete 
zu  der  Frage  über  die  Herkunft  der  Goldmengen,  welche  China  im  Laufil 
der  letzten  Jahre  exportiert  hat,  dti  ja  das  Land   selbst  dieses  EdalroelaU 
in  nennous werter  Menge  nicht  produziert. 

Unzweifelhaft  existiert  in  China  ein  gewaltiger  Stock  in  Oold  in  der 
Form  Ton  Schmucksachen    aller  Art;    noch    gröfser   dürfte    der  Vorrat   'm 
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Barrengold  sein.  Die  ohinesischen  Beamten  setzen  ihre  Ersparniase,  die 
sie  während  ihrer  Thätigkeit  in  der  Provinz  durch  die  „Geschenke"  der 
Bewohner  gemacht  haben,  zumeist  in  Barrengold  an,  weil  sie  dasselbe 
Tor  den  Augen  der  Vorgesetzten  am  besten  verbergen  können ;  sie  zahlen 
sogar  eine  Prämie  für  Ooldbarren  und  der  Goldpreis  notiert  in  der  Haupt- 
stadt Peking  gewöhnlich  1 — 2  Pros,  höher  als  in  Shanghai.  Nur  bei 
starker  Preisdifferenz  zwischen  Silber  und  Gold  entschliefsen  sie  sich 
zum  Verkauf;  so  erklärt  sich  zum  Teil  der  chinesische  Goldezport  der 
letzten  Jahre.  Man  darf  aber  nicht  übersehen,  dafs  auch  eine  —  statistisch 
allerdings  nicht  nach ve eisbare  —  Einfuhr  von  Gold  stattfindet.  Die 
Gold  Wäschereien  des  Amur  geben  bedeutende  Mengen  Goldstaub,  welche 
über  die  russische  Grenze  nach  China  hiniibergeschmuggelt  werden  und 
in  Peking  in  Goldbarren  zu  10  Taels  Gewicht  und  mit  einem  Feingebalte 
von  98  ^/j  Proz.  umgeschmolzen  werden  ').  Die  benachbarte  Halbinsel 
Korea  produziert  ebenfalls  Gold,  welches  zum  grofsen  Teil  auch  im  Wege 
des  Schmuggels  zur  Einfuhr  nach  China  gelangt.  Weiter  mufs  auch  be- 
rücksichtigt werden,  dafs  die  aus  Australien  und  San  Frandsoo  zurück- 
kehrenden Emigranten  ihre  Ersparnisse  in  Gold  nach  Hause  bringen. 
Unter  solchen  Umständen  hat  es  nicht  den  Anschein,  als  ob  der  durch  den 
Import  nicht  gedeckte  faktische  Goldabflufs  aus  China  besonders  grofs 
gewesen  wäre.  Eine  weitere  Steigerung  der  Goldausfuhr  ist  jedoch  wahr- 
scheinlich. 

Der  zweite  Teil  des  uns  vorliegenden  Berichts  beschäftigt  sich  mit 
der  Frage  in  wie  weit  der  Preisfall  des  Silbers  auf  die  Warenpreise  in 
den  letzten  20  Jahren  einen  Eioflofs  geübt  hat,  in  welcher  Weise  sich 
also  die  Kaufkraft  des  Silbers  mit  den  Schwankungen  der  Wechselkurse 
geändert  hat. 

Zu  diesem  Zwecke  wurden  in  überaus  dankenswerter  Weise  drei 
Tabellen  kompiliert,  welche  die  Marktpreise  in  Silber  der  Jahre  von 
.1870  bis  1892  enthalten,  u.  zw.  1)  für  die  Waren,  welche  China  haupt* 
sächlich  produziert  und  auch  selbst  konsumiert;  2)  für  diejenigen,  welche 
China  produziert,  zum  gröfsten  Teile  aber  zum  Export  bringt;  und  3)  für 
diejenigen,  welche  aufserhalb  Chinas  produziert  und  in  China  konsumiert 
werden. 

Die  erste  Artikelgruppe,  zu  welcher  namentlich  rohe  Baumwolle, 
Nankingstoffe,  getrocknete  Fische,  Reis,  Weizen,  Vermioellen  (Nudeln), 
Bohnenkuchen,  Baumöl,  Hanf,  ordinäres  Papier,  Blättertabak,  vegetabilischer 
Talg,  weifses  Wachs,  Grastuoh,  brauner  Zucker,  Kartoffelmehl,  Orangen, 
Samschu  (Heisbranntwein)  u.  s.  w.  gehören,  zeigen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen (Weizen,  Beis)  eine  fallende  Tendenz,  welche  ungefähr  9  Proz. 
erreicht. 

Die  zweite  Gruppe,  welche  Seide,  Theo,  Gassia,  Erbsen  und  Bohnen, 
Bindshäute,  Gallnüsse,  Kampher,  Rhabarber,  Chinaware,  Strohgeflechte  und 
Wolle  umfafst,  zeigt  keine  wesentliche  Veränderung. 

In  der  dritten  Gruppe,  in  welcher  sich  die  wichtigsten  Importartikel, 


1)  Report    for   the  year    1898    on   the    foreiga    trade    of    China.      Annoal    Serias, 
No.  1280.     London,  Foreign  Offloe,  1898,  8.  44. 
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wie  Tersohiedene  Baumwollwaren^  Baumwollgarne,  Eisen,  Blei,  ^sDplsHn»' 
Kupfer,    Fen&terglas   uod  PetroleuiDi    vorfinden^    hat  «ch   in    den  dtmli- 
sohnittliehen  Silberprasen    eine  Abnahme   um  mehr  ala   26  Froi.  feltisd 
gemacht. 

Die  beste  Uebersicht  gewinnt  man,  wenn  man  für  die  oben  geDaanteo 
drei  Waren gruppen  die  etit^prechtnden  Silber-  and  Goldpreise  einandtr 
gegenüber  stellL     Idan  sahlte  für  ein  und   dieselbe  Warenmenge:         

In  der  1,  Gruppe  (Wmr«o  d««  Biiiii«nbAi]deU) : 

187d  8i,&6      od«r      36    lO 

l$9S  74,f7         ,,         i6    if 


Abnahm«  8*9 


17,0  Proi. 


Grapp«  (Waren  de»  Bzportbsndet») : 
Hftikuikti  Tftelft  S      eh. 

375,06        oder        12  g    17 


in  der  8. 

lS7a 
1B9S 

Zanfthme   1,6  Proi,  Aba&bme  35,9  Froi. 

in  der  A«  Omppe  (Wiu^eo  dee  ImportbandeU) : 
HalkuanT*el«  £     ib. 

1873  43.09       oder      14      • 

1893  29,98  ,,  6    10 


Abnahme  30,0 


53v«  Pro«. 


Daraus  geht  hervor,  daft  die  Kaufkraft  des  Silbers  in  der  ersten  uod 
dritten  Gruppe^  also  bei  alleo  Waren,  welche  im  Lande  koosamiert  werdeiK 
erheblich  gestiegen  ist ;  in  der  Exportwaren  umfasflenden  sweiten  Grupps 
seigt  fiioh  eine  kleine  und  Torti  hergehen  de  Verringerung  der  Kanfkrali 
des  Silbers,  Die  Kaufkraft  des  Goldes  ist  entsprechend  den  WeohaelkitfMa 
auf  London  stetig  gestiegen. 

Die  Ersoheinong,  daTs  die  fremden  Wechselkurse  auch  die  Wareo  des 
Binnenhandels^  welche  am  AufsenTerkehre  keioe  EoUe  spielen,  beeioflatteii, 
erklärt  sich  aus  dem  Edelmeta) Werkehre.  Bringt  der  Aufsenhandel  Silber 
ins  Land^  so  wird  die  Kaufkraft  desselben  im  In  lande  fallen,  fliefst  da* 
gegen  Silber  ins  Ausland  ab,  so  hat  diese  Bewegung  etae  Steigerung  der 
Kaufkraft  des  Silbers  oder  —  was  dasselbe  ist  —  einen  Fall  der  Bilber- 
preise  der  Waren  aur  Folge.  Aus  den  Preisyeränderungeu  der  Waren  des 
ohinesischea  Binnenhandels  wird  ersichtlich,  da(s  in  der  Zeit  too  1870  bis 
1880  die  Preise  eine  steigende  Tendenz  Terfolgten,  da  iofolge  der  günsljgea 
Handelsbilanz  Silber  aus  dem  Auslände  einströmte,  die  Kaufkraft  deaselbea 
sieh  daher  Terminderte.  Seitdem  jedoch  erweist  sich  der  Silberrorrat  das 
Landes  als  ungentigeed  fdr  die  Bedürfnisse  des  Handels  und  Verkehrt, 
die   Kaufkraft  des  Edelmetalls  ninimt  zu  und  die  Warenpreise   fallen. 

Sehr  bemerkenswert  »ind  die  Folgerungen,  welche  der  Bericht  an  die 
Tabelle  über  die  zweite  Warengruppe  —  die  der  Exportwaren  —  kottpft, 
da  das  Resultat  ein  unerwartetes  ist     Er  besagt: 

„Nimmt  man  2u  irgend  einem  Zeitpunkte  xwischen  einem  Lande 
ßilberwährung  und  einem  solchen  mit  Goldwährung,  z*  B*  zwischen 
und  England,  ein  Gleichgewicht  der  Preise  an,  so  muds  jeder  spätara  i 
des  Goldpreises  too  Silber  bezüglich  der  Exporte  aus  China  eine  von  den  dffil  ^ 
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Volgen  lierbeiftbreD«  Er  muTt  entweder  dem  chineiitohen  Predasenten 
den  Preis  yerteaero,  oder  er  mafs  ihn  dem  englisohea  Koasamentea  Ter- 
aa^em,  oder  die  Differens  bleibt  sie  Gewinn  in  den  Tasohen  des  Ver- 
Bitllers. 

Die  letste  AltemaÜTe  ist  natürlich  für  die  Daoer  aosgescblossen. 
Die  Hnmittelbare  Wirkung  des  Falles  äofsert  sich  ohne  Zweifel  darin,  dafs 
sie  dem  Kaufmann  während  der  Zeit  des  Transportes  einen  höheren  Ge* 
wian  ermöglicht,  der  Wettbewerb  jedoch  setzt  diesem  Zustande  bald  ein 
Bnde.  Besäglich  der  beiden  anderen  Alternatiren  wäre  man  geneigt, 
a  priori  su  behaupten,  dafs  der  gröfsere  Markt  dominieren  wird  und  dafs 
der  Goldpreis  danach  streben  wird,  stetig  zu  bleiben,  indem  er  die  An- 
passung dem  anderen  Markte  überläCst.  In  diesem  Falle  müfste  sich  der 
Silberpreis  in  China  erhöhen. 

Dem  seheint  jedoch  nicht  so  zu  sein.  Bs  ist  eine  in  der  Handels- 
welt  wohlbekannte  Thatsache,  dafs  es  immer  yiel  leichter  ist,  die  Preise 
zu  erniedrigen  als  au  erhöhen.  Kann  man  ^/^  d.  niedriger  anbieten, 
10  ist  das  Geschäft  riel  rascher  gemacht^  als  wenn  man  gezwungen  ist, 
oaen  Preisaufschlag  yon  ^/^  d.  zu  machen.  Danach  hätte  es  den  An- 
schein, als  ob  regelmäfbig  die  Anpassung  am  Orte  des  geringsten  Wider- 
standee  erfolgen  müfste,  dafs  daher  nicht  in  China  der  Preis  steigen,  son- 
dern der  Preis  in  London  fallen  mufs.  Die  Kaufleute  floden  es  nach 
ihren  Ghiindsätzen  leichter,  asiatische  Erzeugnisse  zu  den  alten  Preisen 
zu  kaufen  und  sie  in  London  mit  einem  Nachlafs  zu  verkaufen,  als  daheim 
auf  den  alten  Preisen  zu  bestehen,  um  den  Produsenten  mehr  zahlen  zu 
können. 

Die  Erfiahrung  der  letzten  20  Jahre  zeigt,  dafs  mit  jedem  Falle  des 
Ooldpreiaes  yon  Silber  sogleich  eine  Yerringerung  der  Goldpreise  der 
Waren  eingetreten  ist.  Dies  wurde  yersohieden  bald  dem  Mangel  an 
Qold,  bald  der  gröfseren  Anspannung  der  bestehenden  Vorräte  durch  ihre 
MAere  Verwendung,  bald  einer  Reduktion  der  Produktionskosten  zuge- 
•ebrieben,  kann  es  aber  nicht  hauptsächlich  oder  gänsli«^  auf  den  Mit- 
bewerb  der  Prodakte  aus  Ländern  mit  Silberwährung  zurückgeführt 
werden  ?  Wenn  es  Thatsache  ist,  dafs  in  Indien  und  China  oder  anderen 
Silberländem  keine  allgemeine  Steigerung  des  Silberpreises  der  Waren, 
oder  eine  geringere  Steigerung  stattgefunden  hat,  als  sie  der  Preisfsll 
dss  Silbers  hätte  heryorbringen  sollen,  dann  mufs  der  Goldpreis  solcher 
Produkte  bei  der  Einfuhr  in  Europa  mit  dem  Falle  des  Wechselkurses 
Biiörlich  auch  gefallen  sein. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  beherrscht  in  Wirklichkeit  das  Silber 
die  Welt;  die  Kaufkraft  des  billigeren  Metalls  entscheidet  über  die  Preise 
iUer  Waren.  Ebenso  wie  in  einem  Lande  mit  Bimetallismus  das  billigere 
Metsll  das  teurere  zu  den  monometallistischen  Nachbarn  treiben  wird,  so 
werden  auch  —  im  Verkehre  zwischen  Ländern  verschiedener  Währung 
die  im  Lande  des  billigeren  Metalls  vorwaltenden  Preise  überall  die  Preise 
^  sof  ihr  eigenes  Niveau  herabdrüoken.  Wenn  man  aus  der  bisherigen 
Srfahrang  auch  auf  die  Zukunft  sohliefsen  will,  so  wird  die  Annahme 
wohl  nicht  zu  gewagt  erscheinen,  dafs  die  Preise  von  Waren  in  Suropa, 
soweit  dieselben   in  irgend   einer  ansehnlichen  Menge   aus  Silberländern 
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bezogen  werden  kÖnoeQ ,    mit  jedem    weiteren  Preiifall    des  BilbfTS  Mm 

Die  AnBicbt,  dafs  die  SodIcud^  der  Goldpreise  der  Waren  in  Eoropt 
pyliatiptfiEichlicli  oder  gänzlich*'  dem  Einflüsse  der  Silberländer  sazudchrabM 
ist^  geht  jedenfalls  zu  weit  Die  Produkte,  in  welchen  die  Silberilodcr 
eine  Konkurrenz  mit  anderen  Ländern  su  bef^tehen  haben ,  aind  arvtetu 
nicht  sehr  zahlriich,  und  zweitens  wirken  in  jedem  einzelot^n  Falle  Um» 
stände  mannigfacher  Art  mit  Wer  könnte  beispielsweise  behaupten,  d&Ci 
in  Rohbaumwolle p  in  welchem  Artikel  Amerika,  Ostindien  und  Egjpten 
konkurrieren,  Ostindien  die  Preise  diktiert,  da  ja  nachweiabar  die  EmU 
in  Amerika  und  der  Bedarf  in  Liverpool  die  wichügsten  Faktoren  der 
Preit^gestaUung  sind. 

Aus  diesen  Darlegungen  ergiebt  sich  auch  bereits  die  Beantwortunf 
der  Frage,  in  wie  weit  ein  Preisfall  des  Silbers  den  Exporthandel  aut 
Landern  mit  Silber  Währung  stimuliert.  Kine  gewisse  Anregiiog  erfährt 
der  Export  ohne  Zweifel,  aber  nicht  in  dem  Grade,  alt  man  erwarten 
sollte.  Die  Belebung  erhält  nämlich  ihre  ürwiche  lediglieh  aus  dar 
gröfseren  Nachfrage  seitens  der  Hemden  Kautleute,  welche  su  laufendia 
Preisen  Waren  kaufen  wollen;  höhere  Preis  fordern  n  gen  werden  doh  jf^oeh 
auB  den  oben  angeführten  Granden  nur  selten  und  schwer  durohaetaea 
laßsen. 

Der  Berieht  giebt  eine  Zusammen  Stellung  der  wichtigiten  Export-* 
artikel  und  weist  an  der  Hand  der  gegebenen  Daten  nach^  weloh  groCif 
Ausdehnung  der  Exporthandel  im  Laufe  der  letzten  zwanzig  Jahre  genom* 
men  hat.  Das  ist  unleugbar  richtig  ^  andererseits  rnufs  aber  betont  werden, 
dafs  China  ein  Handelsgebiet  ist  welches  dem  Welthandel  erst  allmäh* 
lieh  erschlossen  wurde  und  dessen  wirtschaftliche  Kräfte  noch  kemeswegi 
voll  entfaltet  eind.  Wieviel  von  diesem  kommerziellen  Aufschwünge  auf 
Beohnung  der  Bilbcrentwertung  zu  setzen  iat,  loTst  sich  demgemäfä  sehr 
Bchwer  bestimmen;  es  dürfte  wohl  kein  groföer  Prosentsatz  sein.  Wir 
geben  hier  die  Liste  der  wichtigsten  Ausfuhrwerte  in  den  leisten  zwaniig 
Jahren : 
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1880 

1688 

Wert  !Q 

1000  Ualktun  Taels 

Seide,  roh 

33762 

33  "7 

«7  736 

Seideojibr&tl 

293 

947 

2603 

Seideownrto 

3  138 

3  4« 

6900 

Tbefli  schwarz  d 

.  grün 

37  3<H 

35  493 

23476 

ZiogekheQ 

785 

»132 

»501 

Bohoen  uod  Erbsen 

246 

t6o 

t  187 

Baumwolle,  roh 

(oaeh  Japan) 

394 

t8o 

5089 

Hiate 

17 

«53 

495 

Strohgeflecht 

»4 

l  227 

aos6 

Wolle 

15 

30 

•S45 

FflLle 

5 

"52 

M»S 

Papier 

260 

5J2 

1572 

MRUen 

438 

S33 

1  293 

Zack  er,  braun 

618 

3  45» 

1  609 

Tabak 

»37 

168 

1074 

Die  auffallende  Abnahme  in  Thee  worde  dadurch  herheigeführtf  da(s 
die  Kultur  der  Theepfianse  in  Indien  und  Ceylon  sich  immer  Tergrßfserte, 
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die  Ausfahr  des  chinesischen  Produktes  daher  sowohl  dem  Werte  als 
auch  der  Quantität  nach  eine  bedeutende  Einschränkung  erlitt.  Im  übrigen 
zeigen  die  meisten  Exportartikel  eine  geradezu  kolossale  Zunahme.  Was 
die  Preise  derselben  anbelangt,  so  wurde  bereits  erwähnt,  dafs  eine 
schwache  Preisbesserung  zu  konstatieren  ist.  Infolge  der  indischen  Wäh- 
rungsreform dürfte  eine  weitere  Steigerung  eintreten,  da  eine  noch  gröfsere 
Entwertung  des  Silbers  in  Erwartung  steht  und  demzufolge  die  Konkur- 
renz Chinas  mit  Indien  sehr  erleichtert  wird. 

Ein  überraschender  Aufschwung  wird  jedoch  kaum  zu  yerzeiohnen 
sein,  denn  China  produziert  zu  wenig  Artikel,  welche  sich  eines  allge- 
meinen Bedarfes  erfreuen  würden.  Allerdings  schlummern  im  Lande  noch 
viele  wirtschaftliche  Kräfte,  welche  durch  den  Bau  von  Eisenbahnen, 
industriellen  Etablissements  u.  s.  w.  nutzbar  gemacht  werden  könnten. 
Solchen  Investitionen,  zu  welchen  in  erster  Linie  ausländisches  Kapital 
zugezogen  werden  müfste,  stellt  sich  die  Begierung  jedoch  nicht  sonder- 
lich günstig  gegenüber. 

Da  die  Einfuhr  von  Silber  sich  nach  dem  üebersohusse  der  Ausfuhr 
über  die  Einfuhr  bemÜBt,  so  dürfte  die  Silberentnahme  Chinas  in  der 
nächsten  Zukunft  kaum  grofse  Dimensionen  annehmen.  Der  Silbervorrat 
des  Landes  soll  ein  überraschend  geringer  sein.  In  Shanghai,  an  dem 
Brennpunkt  des  gesamten  Aufsenhandels ,  soll  sich  der  Vorrat  selten  auf 
mehr  als  7  Mill.  Taels  belaufen;  im  Lande  ist,  selbst  in  volkreicheren 
Städten,  Silber  überhaupt  selten  zu  sehen. 

Wir  sehen,  dafs  in  der  akut  gewordenen  Silberfrage  die  künftige 
Entwickelung  der  Wirtsohaftsbilanz  Chinas  eine  nicht  unwesentliche  Rolle 
spielen  wird. 
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g26    tJebAFsiclit  Ober  die  neuesten  Pablikfttlotieti  Deubchlindi  tind  d«»  Aailtnd«. 


Debersicht   über   die  neuesten  Publikationen  DeutschlinAiJ 
und  des  AuslandeSt 

L     OefeUoht«  der  Witienicha.ft.     Encyklopädiachei.     Lehrbfttlieir     SpeiieUt 
tbeoretUohe  Unterinobuiigen, 

Stammhammer,  Josef  (Btbliotliekar  det  jariditch-polittscheD 
LeieyereiiiB  in  Wien),  Bibliographie  des  Sozialiimua  and  Kommaniimui. 
Jena»  Verlag  tod  G.  Fischer,   1893.     303  SS. 

Deb  Werk  StammhamiDer^B    wird  vielen  Fachgenodaen  eiDO  hoehwiU- 
kommene    Gabe    sein;     laogit   achon    war    der   WuuBch    nach    einer  toII- 
Btändigen  bibliographisoheii   Uebersiebt  über  die  gesamte  bosiaiistisohe  uüd 
kommuDifliiscbe  Litteratur  vorhanden.     Diese  Lücke    ist  nun    durch  8.  in  J 
IreffliohBier  Weide    aasgefüUi    worden.     Mit    aurterordentlicheni    Fieifs  iat  1 
im    vorliegenden    Werke    die    gesamte    diesbezügliche    Litteratur    von  der 
ältesten  Zeit  bis  znm  Jahre   1892   geordnet  and  zusammeDgestellt  worden; 
nicht   nur  die  Broschüren  und   Bacher    sozialistischer  Aatoren    sind  acge* 
geben,    sondern     auch     nanienllich     die    sozialistischen    Zeittcbriften    Qod 
Zeitungen    auf   das    sorgfältigste  verzeichnet    und  zwar  so,    dafs  auch  der 
Inhalt    der  Zeitungen    in    gedrängter  Weise    zusammengestellt    worden  ist. 
Bei  den  einzelnen  soiialisitschen  Autoren  sind  nicht  nur  die  eigenen  Werke» 
sondern   auch  die  über  sie  erschieneneu  Schriften  und  Abhandlungen  auf- 
geführt.    Die  Anordnung  ist  alphabetisch,  so  dafs  die  Namen  der  Aotorea  ■ 
bezw.    die  Titel    der  Zeitungen    in    alphabetischer    Reibenfolge    angefühlt  I 
sind;     zum     Schlufs     ist     ein     Kealkatalog     angefügt  ^     in     welchem    di« 
einzelnen  Probleme  des  Sozialismus  alphabetisch  geordnet  sind,  wie  z.  B/. 
Kapital  und  Arbeit,  Christlicher  Sozialismus,   Parlamentarismus  und  Soziil- 
demokralie  u.  s.  f.,  nnd  bei  jedem  Stichworte  findet  sich  die  dazu  gehörigt 
Litteratur  angegeben*  ■ 

Db  Bibliographie  des  Sozialismus  ist  um  so  wertvoller,  als  gerad^ 
die  tozialiatischen  Schriften  sehr  zerstreut  sind,  teils  auch  verloren  waren 
oder  geheim  gehalten  worden,  teils  überhaupt  verschollen  waren ;  sie  aus 
oder  wenigstens  der  weitaus  gröfste  Teil  davon  ist  nan  wieder  ans  Tage»* 
licht  gebracht  worden.  Sehr  zu  statten  kam  dem  Verfasser,  dafe»  er  dia 
Bibliothek  von  Anton  Menger,  vielleicht  die  reichhaltigste  sozial istischt 
Bibliothek  der  Welt,  bei  seiner  Arbeit  ben atzen  konnte.  Jedenfalls  wird 
S/s  Werk  nicht  nur  für  alle,  die  sich  für  Sozialismus  interessieren«  sondern 
für  jeden  sozialwissenschaftüohezi  Forscher  ein  unentbehrliches  litterarisches 
Hilfsmittel  sein. 


Ü«birtichl  üboir  die  tietiBsten  thiblik&ttofiei)  DeütacblaadB  und  des  Atukndea       ßS? 


Wie  ei  bai  der  ersten  Auflnge  eines  solcheo  bibllograpbiachen  Werkes 
ganz  unrermeidlich  ist,  äaden  sieh  hier  und  da  kleioa  Lücken;  wegen 
diese»  kleinen  Mangels  iat|  wie  ans  soheint^  sehr  mit  Utireoht  dem  Verfasser 
in  den  Kritiken  der  ,^ Neuen  Zeit"  und  der  ,^DeutsobeQ  Woita'^  ein  schwerer 
Torwurf  gemacht  werden*  Unter  den  yielen  Tausenden  von  Schriften»  die 
zu  registnereD  warea^  konnte  natürlloh  die  eine  oder  andere  übersehen 
werden.  Es  wäre  gewifs  dankenswert  und  im  allgemeinen  Interesse  ge- 
legen, wenn  diejenigen,  die  S/s  Werk  benutzen  und  Lücken  in  demselben 
finden^  diese  dem  Verfasser  mitteilten,  so  dafs  bei  einer  event.  Neuauflage 
die  notwendigen  Ergänzungen  gegebi^n  werden  könnten«  Nur  in  diesem 
8iune  müssen  wir  auf  einige  ßüeher  hinweisen,  deren  Angabe  wir  beim 
Durchblättern  vermifiten :  Fichte,  Gesohloasener  Handelsstaüt ;  Schmidt, 
Durch  Schnittsprofit  rate ;  K  a  u  tz  k  y  und  Schönlank,  Sehritten  zum  Er- 
furter Programm ;  Q  u  a  r  k '  a  Arbeiten  über  Eodbertus ;  Baumstark 
Thomas  Morus;  die  Schriften  über  Lassalle  von  Eakowil^a,  Solaizew/ 
Hieronymus. 

Das  vorliegende  Werk  soll  den  L  Teil  einer  umfassenden  Bibliographie 
der  sozialökoüomigßhen  Lttteratur  bitdeUf  welohedie  Bibliographie  der  Sozial* 
politik,  der  theoretischen  Nationalökonomie,  dt-r praktischen  Nationalökonomie, 
der  Finanz  Wissenschaft  umfassen  solL  Sehr  zweckmäfsig  wäre  es^  wenn  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  dem  betr.  Werke  Nachträge  erschienen,  durch  die  es  vor 
dem  Veralten  getohützt  würde.  Der  Fortsetzung  des  so  vortrefflioh  be- 
gonnenen Werkes  wünschen  wir  den  besten  Erfolg. 

Halle  a.  S.  £.  DiehL 

Ehreobergf  V.  (Prof.^  Gättiageo),  Die  dsiitsche  Rechtegeaebiebte  und  die juri&tiaeli« 
Bildung.     Leipzig,  Dnncker  k  UtimbloU  1894.     itoj.-B.     IV— 36  8S.     &!.  0,80. 

Stamtswörterbuch,  Österreich tsche:i.  Hundbucb  des  gei^&mteu  Ö»terreichiseheo 
^ffeotUcheD  Bechte»,  berKUsge geben  von  (Proff.  Drr.)  £.  MIscbler  und  J.  Ulbrich.  Liefe- 
rniiK  1.  Wien,  A.  Holder,  1894.  Lex.-8.  S,  1»S0,  M.  2.  (Dms  voMstllndige  Werk 
wird  16  bis  20  Lisfernngeii  amfessen.} 

Hirscb,  H.,  Ueber»icblen  der  Stnats*  und  VolkswirUcbtfien,  1&94.  Jftbrbucb  fUr 
Politiker,  Ii>diisirielle  und  Bankiers.  Jabrg.  VI.  Berlin,  Haude  &  Spener,  lB9i.  gr  6. 
VllI— 259  88.  M.  ß— .  (Inhalt:  Parlamente.  —  Die  sosiale  Frage.  —  Die  Berllaef 
Börse.  —  etc) 

Lehr»  J.  (Prof.)T  Orandbegnffe  und  Gnindlageo  der  Volkswirtschaft  Zor  EinflUi* 
rnng  in  das  ätudium  der  Siaatsvrissenaebaflen,  Leipzig,  Hirschfeldt  1893.  gr.  8.  VUI — 
Slb  SS.  H.  9. — .  (A.  a.  d.  T. :  Hand-  und  Lehrbuch  der  SuatswisäeoscbaAen ,  hr»g. 
Ton  K.  Frankenstein,  Abteilung  I:  Vulkswtrt&chaftslehref   Bd.   1.) 

Mayer,  G.,  Lassalle  al»  Sozialökonom.  Berlin,  Mayer  &  MQIler^  1894.  gr.  8.  IV — 
188  SS.     M    2,40. 

Mülberger^  A.,  Zar  Kenntnis  des  Marximus.  Kritische  Skissen.  Stttttgurt, 
Göschen,   18«4.     8.     VIU— 48  AS.     M.  L--. 

Schröder,  H  (grofijh.  badischer  OberamtmAnn),  Der  wirtschaftlich©  Wert,  Begriff 
und  Normen.     Berlin,  Puttkaaimer  &.  M.,  1894.     gr,  8.     IV— 108  SS.     M.  2.—. 

Suppe,  K.t  Priüdrich  Ferdinand  Bunge,  Professor  der  Oewei-bekunde.  Ein  Gedenk- 
blütt  SU  seinem  100  tieburtstage  am  8.  Febr.  1891.  Oranienburg,  Frey  hoff.  8.  16  SS. 
mit  Bildnis,     M.  0,50. 

Staatslexikon  Hersusgegeben  im  Auftrage  der  Görresgeitetlscbsft  zur  Pflege 
dir  Wis^enftchaft  im  katboUschen  Deutschland  dun:h  Adolf  Bruder.  Heft  28.  Frelburg  i/B,, 
Herder,  1894.  gr.  8.  (Bd.  IIl  Bogen  35/89).  M.  1,50.  (Leibnit  —  Mensch  und  Menschheit.) 


Annuaire  de  la  SoeiSt^  d'k^nomie  poUtique  pour  1894  (53*   aon^e},    Paris,  impr. 
Heanuyer,  1894.     iQ'32.     64  pag. 
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tJebertfclit  6b«r  die  neiieiteii  Pablik«tion«o  DeotschUnds  tmd  de»  Aoalt 

du  Bouste«  (^Ifl  comt«,  vice-pr^sideui  d'lioao«iir  d«  Im  Soci^t^  d'^conomU  kkuU 
belg«),  Le  collertivi&ine  et  aus  consequcDces.  ßroxelles,  Soci^t^  beige  de  übrairie«  1894. 
in-lB  j^«a«.  IV — 245  pag.  fr  3,60.  ^T&ble  des  maü^res  :  Socialbme.  CoDUDOubme.  ColkfU*  . 
vbme.  —  Le  sociftli&mti  et  Je  collect! visme  duna  rbUtoire.  —  L«  tb^urte  coJleclJVi>l«  «1  j 
AO»  promoiearB.  —  La  plu^-v^lue  et  le  profit  iodtt&trieK  —  La  plue  value  et  le  proAt 
coKDtDercial.  —  La  propri6t6  fonci^re.  —  Le  progi^s  iudujitriel  dUprIs  le  »ociali»»«  — 
Le  traVHJl  des  f^mmes  et  det  enfftuU  et  1«  eonjocture  de  La$aMUe ;  9A  loi  a'airaln 
L'b^rifage  ec  r^pArgoe.  —  L'^UblUBement  du  regime  sucialbte.  —  Le  oiode  d*eiptoiUiioa 
dt  la  riche»ke  publique  ftous  le  collecüviime.  —  L'exploitatioo  de  la  riebe«»«  pabik|ii<  par  VULui 
^-  L'iott^ret  prive.  —  La  loi  de  r^partitiou  du  cüllectivisme.  —  La  tibsrti  da  eboii:  du 
proreaaious.  —  La  libert^  du  domicUe,  —  La  libre  deternaination  dee  beaQlofc  —  Tfttb 
promea^e»  des  ooLlectiviste«:  »uppresaion  de  ritnpdt^  des  d^peasea  superfluee  el  de  li 
iiiii4re.  —  Le  pouvoir  coUectiviste.  —  La  fluppressioQ  de  la  famill«.  —  La  coUectiTiivt 
i  i'^tat  relatif.  ^  Eesumö  et  codcIumoob.  — ) 

JbouD«7,    A. ,    Ksot^rij^m«   et    i^oeialUme,      Le    Chritt  4aotiriiitia ;    la  pbUoaoipUf 
occulie  et  la  sclence  moderoe ;    Je»  pb^noin^iies  spiritueU.     Tours,    impr,    Airaalt  &  O««  * 
1893.     8.     199  pag.     fr,  3—.  I 

Uiotionary  of  national  biogrttpby.  Edited  hy  Sidney  Le«.  Vottme  XXZVQ.' 
MasqueHcr  ^  Mili^ng,     LoodoD,  Smilfa,  Eider  &  C*,  1894.     gr.  iü-8 ,  dolh.     15/.— 

Polewiek  tusschen  pasioor  J,  B  Wijuea  en  „Vrijbeid'*  over  da  kerkradan  ta 
deo  eigeadom.     Rotterdam»  Peute  &  C«.   1893.     8.     72  bU.     fl.   0,60. 

2.     Geiehichte  und  Daratellong  der  wirtscluiftlichen  KoJiur. 

Deliäf  St  R.  (Scbulieiterj,  BeitrA^e  »ur  Laade»-  und  VoJkakunde.  (An«  «^WIaw* 
ftchaflJittbe  MiUeiluQgen  aus  Boiuien  und  der  Heroegoviua*^,  Bd.  |.J  Wi«0|  0*  Gefeldi 
BohD«  1894.     Lex -8.     26  SS.  mit  1   Abbilduug.     U.   1.— > 

Bir»chberg,  J.  (a.  o.  Prot,  Beriin)  ^  Vm  die  Erde.  Eiae  lt«i»eb«achreibiin| 
Leipzig»  G.  Thieme,  1894.     gr.  8.     VII1^53I   »S.     Mit  Karte      M,   12—. 

HobenftolJerUcbe  FiThcbunges.  Jutirbacb  lür  die  Oescbicbte  der  Boheoiolitro, 
iDsbefrOudere  dee  frftnki^cbeu  Zweiges  dersel6cti  uud  ibrer  Laude.  lleraui»gegeb«ti  vuu 
Cbr.  Meyer.  Ji&hrg.  11  {Iq  ^  H^ibbÜDdeo).  BrealaUf  Selbatverlag  des  V'erfaji^ni, 
gr  8.  VlJl— 500  äS.  iDit  Karte  M.  16.^.  (liibalt :  Quellen  zur  Uescbicht«  der 
Hot :  Die  Cbrouik  des  M.  Euocb  WidmaiiD  t.  —  QueiieQ  zur  Geschiebte  dar 
Bayreuth;  Hellers  Chroulk.  —  etc.) 

T.  d  e  D  8  t  e  i  D  e  Q  ,  K.  (Prot.),  Unter  den  Naturvdlkero  Zeotfalbra»illetia.      R«iieadin4»  ' 
ruogeo  und  Ergebniaae  der  iL  hi'bingü^Expeditiun.    1887 — 1888.     Bcrlio,  D.  Reimer,  tB9i 
Euy'8.     XIV^670  äS.  mit  30  Tateln   und  160  Texiabbilduogea.     Praebtbaad.     M    11—. 

Etats  du  Danube  et  des  Balkans.  £4dig4  par  L4oo  Romiaet.  9  yoIs.  Paris« 
HachettB  &  Ci«,  1893.  in- 18  J4siis.  XC— 470  — XXXVllI  pag.  avec  17  ca^rtes  ei  I 
pJAUü,  toJle  fr.  12 — .  iColleciioo  des  guldea  Joauoe.  äommaire;  VoLl;  Haut«-Uuiigr% 
iJuisfre  bongrojse  et  r^giou  des  Tatras,  Oallce,  Bukovioe,  Roumaole;  Vol,  U:  5erbU, 
Bulgarie  et  Houmilie  Orientale.) 

LooDODi  CtJ.,  Le  JapoQ  moderne,  Paris,  Plön,  Nourrit  &  D»^  1891«  io-lS.  Avci 
36  gravure»  d'apr^s  des  pbotograpbies  Japouai^es.     fr.  4  — ■* 

Paula  >»  Des  associaüous  et  corporatious  de  l'ExtT^me-Orieut ,  comparAea  aai 
tuatitutiun«  »ttnilaires  de  l^empire  romatu  d' Auguste  k  Jujttinien.  Angers,  impr  Bordto 
St  O«  ,  1893.  8.  19  pag*  (Eatrait  du  „Bulletin  du  comite  des  travauz  bistor*  et  »eiaeCl- 
fiques*',  »ectiOQ  des  scieuoes  dcunooiiques  et  sociales,  N^  1,   1898) 

RameJLii  de  Satot-P^re,   U ^moire  sur  J^oHgiue  de»  graodes  propri6(4a  foxkciiiea 
eu  Frnnce.     Angers,    impr.  Uurdtn  &  C^«,    1893.     8      12   psg.  (ExLrait    du  ..Bulletin       ~ 
comit^    des  travaux    histor      et  scientif.'",    seciioa    des    scieuces  Äeouomtques    et  «oiiai« 
>i«  1.   J898  ) 

Ho  doeaoaebi »  B.,  Les  corporatioos  ouTri^res  k  Rome  depuis  la  cbate  de  rSmpii 
Romain.  1  vols.  Paris.  Piiard  4  tils,  1894.  gr.  iD<4.  UX— 478  et  470  pag  fr  40—!" 
(Avee  deux  plaocbes  eu  couleur .  repr6seutaut  les  sceatix  de  quelques  eorporatioos  «t  la 
froiitiapice  du  matiuscTit  de  ia  corporatiou  des  cocbars,  de  la  btbltotlilique  national«,  ladas 
et  r^pertoire  de»  bulle»  relHtive»  aux  corporatioos.) 

Cawatoa,  A,,  A  cumpr«b«n»ive  »cbemo  for  street  itaprov«m«Qla  Sa  Loadea, 
Loudoo,  E.  Staaford,  J898.    4.     X1I^138  pp.  with  3  mape  ao<l  «6  plafas,  cJoiä.  Sty — , 


ü«lMnidit  ftlMT  die  nenaitMi  Pnblikationeii  Deitsehlands  vnd  des  Aaslendes.     029 

(Ooolents:  ReMons  for  improvement  —  The  ezemple  of  Paris  and  of  other  townt.  — 
The  power«  neeeeearj  for  London  to  rei^enerate  iteelf.  —  Tlie  adrantaf^es  of  adopting  a 
fODeral  seheme  in  making  improTements.  —  Sn^gestions  towards  the  fonnation  of  a 
general  plan  for  improving  London.  —  The  applieation  of  the  snggestions,  and  the 
•eqvenee  in  earrying  ont  improvements.  —  The  cost,  and  how  to  meet  it.  —  Appendix  I : 
Eridenee  of  Jos.  ChamberUin.  given  before  the  Royal  Commission  on  the  honsiog  of  the 
working  dasses«  Jone  1884.  —  Appendix  II:  Prise  competition  for  a  general  improve- 
Doot  plan  of  the  city  of  Vienna.  — ) 

Cobbett,  W.,  Raral  rides  doring  the  years  18S1  to  188S.  With  economical  and 
politieal  observations.  New  edition  With  notes  by  Pitt  Cobbett.  8  vols.  London, 
ReeTes  A  Tamer,  1894.     crown-8.     1048  pp.     IS/. 6. 

Jalkson,  Lowis,  Ten  centaries  of  European  progress.  Cheaper  edition.  London, 
8.  Low,  1898.     crown-8.     XX — 363  pp.  with  18  maps,  cloth.     S/. — . 

Thrnm,  T.  O.,  Hawaiian  almsnsc  and  annnal,  1894:  a  handbook  of  infonnation 
on  mattere  relating  to  the  Hawaiian  Islands,  original  and  selected,  of  valne  to  merchants, 
ete.     tOtb  year.     Honololn,  Tbnim  1894.     8      168  pp      $  l. — . 

Wordsworth,  Derothy,  Recollections  of  a  tonr  made  in  Scotland,  a.  D.  1808. 
Edited  by  J.  C.  Shairp.  8^^  edition.  Bdinbargh,  Donglas,  1894.  crown-8.  888  pp. 
6/.-. 

8.   B«T8Ikeni]igtl0lire  und  BevSIkeniBgtpolitik.    Avfwaodenuig  und  Kolonltatioii 

Ad  ton,  Quoth  er  E.,  Französische  Agrarpolitik  id  Algerien.  Eine 
kolonialpolitische  Studie.   Leipsig,  Dancker  &  Hamblot,  1893.  S^,  127  88. 

Die  agrarpoli tischen  Versuche,  welche  Frankreich  in  Algier  angestellt 
hat,  sind  uns  Deutschen  im  einselnen  so  gut  wie  unbekannt.  Und  doch 
vermag  eino  Nation,  welche  seit  den  Tagen  der  Hansa  und  der  Deutsch- 
ordensritter erst  jetzt  wieder  su  EoloniRationen  übergeht,  manche  Lehre 
und  Mahnung  aus  den  Erfahrungen  der  Franzosen  in  Nordafrika  zu  schöpfen. 
So  heifsen  wir  denn  Antons  Schrift  fdr  deutsche  Leser  willkommen.  Sie 
giebt  nicht  über  alle  Seiten  der  Agrarpolitik  Frankreichs  in  Algier  Auf- 
sehlufs;  es  sind  zwei  Bestrebungen  hauptsächlich,  auf  die  sich  die  Blicke 
doi  Verf.,  als  er  im  Frühjahr  1892  das  Land  besuchte,  gelenkt  haben: 
die  Besiedelung  der  Staatsländereien  und  die  Yersurhe  mr  Beseitigung 
der  muselmSnnischpn  Bodonverfassung  durch  die  französische. 

Beide  Bestrebungen  sind  charakteristisch  für  die  französische  Politik 
in  Algerien  überhaupt,  die  heute  gut  heifst,  was  sie  noch  geptem  ver- 
worfen, und  die  morgen  wieder  umschlägt  und  zu  den  ursprünglichen 
Ifafaregeln  zurückkehrt.  In  der  Besiedelung  der  Staatsländereien  schwankt 
die  Kegierung  zwischen  den  beiden  Wegen  der  unentseltlichen  Landüber- 
weieung  an  Kolonisten,  die  man  unter  staatliche  Kontrolle  stellt,  und  des 
freihändigen  Verkaufs  der  Landlose  unter  Abschaffung  der  staatlichen  Bevor- 
mundung von  1840  bis  heute  bin  und  her.  In  der  Frage  der  Umwande- 
lung  der  arabischen  Boden  Verfassung  greift  die  Regierung  währenH  der 
ersten  Jahrzehnte  in  ziemlich  brutaler  Weise  in  das  Nutzungs-  und  Eigen- 
tnmsrecht  der  Stämme  am  algerischen  Boden  ein.  Napoleon  III.  proklamiert 
im  Februar  1863  die  Schonung  der  wirtschaftlichen  Orundlasren  der  Ein- 
geborenen als  Ziel  seiner  Politik.  Die  Republik  verwirft  die  kaiserliche 
Yeradhnungspolitik  und  fafst  den  kühnen  Gedanken,  die  mutelmännische 
Boden  Verfassung  zu  französieren,  d.  h.  das  Stammeseigentnm,  an  dem  ein 
Eigentum  des  Einzelnen  im  römisch-rechtlichen  Sinne  nur  schwach  er* 
kennbar  ist,  zu  französischem  Privateigentum  der  Einzelnen  umzugestalten. 
Aber  diese  gesetzgeherisohen  Versuche  zur  XJmwandelnng   der  Araber  in 
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modeme  Priyateigentunier,  ohne  Schonnog  der  ur&lten  Sitten  und  OebräiMlii  | 
und  unter  Anwendung  von  Zwang,  erweisen  Bich  alfl  rerfehlt,  und  healt 
hat  es  den  Ansohein,  ah  wolle  die  Republik  2u  der  weisen  Märtigong 
des  zweiten  Kaigerreichs  zurückkehren»  dessen  Gesetzgeber  einst  die  bs* 
herzigenswerten  Worte  gesprochen:  „Wir  können  Dicht  die  Anroafiunjt 
haben,  die  Sitten  der  Eingeborenen  durch  unseren  Willen  £u  ändern.  Wir 
müssen  yielmehr  abwarten,  bis  Zeit  und  Beispiel  die  im  PriTateigentam 
liegende  Wohlthat  des  modernen  Lebens  den  Stämmen  begreiflich  gemaoht 
und  sie  selbst  bestimmt  haben,  sie  von   uns  zu  erbitten,'' 

Der  Herr  Verf.  hält  mit  seinem  Urteil  und  aeinen  Empfindnnscen  nicht 
surück;  er  spendet  dieser  franeösisohen  Agrarpolitik  in  Algerien  bald 
Lob,  bald  tadelt  er  sie ;  ftir  meinen  Geschmack  sogar  zu  häu£g,  unter- 
bricht er  die  Ersählung  der  Thatsaohen  duroh  kritische  Betrachtungsn, 
aber  man  mufa  zugeben:  sein  Urteil  ist  fast  immer  mafsToll,  gerecht  ab- 
wägend, voller  Unparteilichkeit.  £r  TerschUerst  sich  nicht  der  Anerken- 
nung der  Schwierigkeiten,  mit  denen  Frankreich  ia  Algerien  zu  than 
hat;  er  erklärt  das  Schwankende  in  der  Politik  vor  allem  aus  der  langen 
Bauer  der  Eroberung  und  der  Tielen  Kämpfe,  die  ausgefoohten  werden 
muTaten,  ehe  die  Eingeborenen  zur  Buhe  gebracht  wurden.  Erst  1857 
wird  da»  Gebirgaland  der  Kabylen  unterworfen;  1871  tobt  der  letits 
grofse  Ar  ab  er  aufstand  durch  das  ganze  Land. 

Wir  sind  gewohnt  gewesen,  dem  Herrn  Verf.  bisher  auf  andern 
Gebieten  unserer  Wissenechaft  schriftstellerisch  zu  begegnen;  in  sainsr 
nettesten  Studie  zeigt  er  sich  ala  trefflichen  Beurteiler  agrarpoUtisoher  Ver- 
hältnisse, und  es  wäre  zu  wünschen,  dafs  er  seiner  im  Vorwort  ausge- 
sprochenen Absicht  treu  bleibt  und  uns  die  algerische  Agrarpolitik  nooh 
einmal  in  gr^fserem  Enhmen  und  auf  dem  Hintergrund  der  gesamten  toq 
Frankreich  in  Algerien  befolgten  Politik  yorfiihre. 

Berlin-Charlotten  bürg.  Wilhelm  Naud^      i 

Maorker,  O  (ehem&l.  Offizier  der  Sehtttmlrnppe),  Unsere  8ehtttstrappe  in  Oftftfriki. 
Berlin,  K    SieffftiDQDd,   1893.     8.     Mit  34  lllaitfationen.     H.  $.—* 

Bcbiber,  A.,  Die  frftnkUcben  und  Alemaotii sehen  Siedlnogen  in  Qallieo,  besondirt 
in  Ehftfs  and  LotltrIng:en  Em  Beitrüg  sur  Ur^escbichte  dm  deaUchen  und  frftosdaisebeft 
Volkfflnois.      StrufsbüriT,    Trüboer»    1894.     gr.  «.      IX— 100  88    mit  «  Karten.     M-  4—. 

T  o  1 1  i  n  t  H.,  Oeachicbte  der  frftnzösfftchen  Kolonie  von  MAfdeburir  JubüftofB»- 
9chrift  Bd.  111,  Abteilnnj?  1  C  (Schlafe) :  Die  Rirehe  de»  ReAig«  iiubeM>&dwe  in  llagd^ 
barir.     MiRdebur«,  F*ber,   1894.     gr    8.     Vm-1327  SS      H.    18,90. 

V.  WftItershftoseD,  8«rtorius,  (Prh,)  A-  (Prot  der  Nnionalökon.,  StrATsbttrfX 
Die  Arbeitaverfusani?  der  enfrliecben  Kolonien  In  NorduneHka.  Str&Ciborg ,  Trüboer, 
1894.  irr-  8  Xl— 932  SS.  M.  6.--  (Aas  dem  InbAlte:  Die  stchlicbe  GüterprodokdM 
und  die  Verteilanf^  des  OrandbesttBos.  —  Kolonisntloo  aod  ArbeitsT«rfmMtttig  —  Dieu^ 
bftrkeit  and  Einwandcranf^wedien.  -^  Die  rreten  Lobuarbeiter.  >^  Die  Zwani^AArbeit  der 
Verbrecher.  —  Der  efrikAoische  Mentcbenhand«!  and  die  Kotoni«n.  —  Die  Sklaver«!  tm 
nordaiserikADi8«b«D  WirtiH*bjirt«lebeD.  ^  etc.) 


De»ebftmp8,  L.«  Hi»to{re  iommaire  de  U  colonisftdoD  franse«.  Paris,  Nstina, 
1894.     in-18  Jisa«      XII— 168  p%^,  «rec   13  ^itviirea   et  10  eartM. 

L^enregisCrement  et  les  colonies,  les  pouvoir»  en  CASsadon  et  Im  d4eiaioa$  dt 
tft  mft^iittT&rtire  coloniale  Part-H,  A.  Cballamel,  1894.  16.  fr.  0,50.  (PahllcfttiiM»  de 
l'UnloQ  colonkle  frmn^^iset  N*  8.) 

Forest  ainä,  J.«  L'aatmelie  et  U  coloniMtioa  («n  Algirie).  P«H»|  A.  CbaUeaiel, 
1894.     8.     fr.  l.— . 
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OaIIIj  de  Taurines,  C,  La  nation  canadienne.  Etüde  historiqoe  snr  les  popu- 
]«CioiM  firan^aSs«  du  nord  de  rAm^rique.  Paris,  Plön,  Nourrit&Cfe,  1894.  in-lSJ^sns. 
XU— 889  pair.     fr.  3,50. 

Wallace,  A.  R.,  Australasia.  Vol.  L  Aostralia  and  New  Zealand.  London, 
B.  Stanford,  1898.  8.  605  pp.  with  14  maps  and  69  illostratioDS,  eloth.  16/.—. 
(Coutwts :  Tbe  phTsical  ^eography,  the  nataral  history,  the  geology  of  Anstralia.  —  The 
Austmlian  aborigenes.  —  The  British  eolonisation  of  Anstralia.  —  Material  progress  of 
AsLstralian  eolonies  ete.) 

Pranchetti,  L.  (depntato),  Belaaione  suU*  operato  deir  nfficio  di  agricoltura  e 
eolonisiaiione  eritrea,  presentata  dal  Ministro  degli  affari  esteri  alla  Camera  dei  deputati 
nella  sednU  del  8.  HI.  1893.     Cittk  di  Castello,  tip.  8.  Lapi,  1893.     8.     78  pp. 

Dfldsaarsagerne  i  Kongeriget  Danmarks  Byer  i  Aaret  1891.  Udgivet  af  det 
kgl.  Snndhedskollegium.  Kjebenhavn,  O.  C.  Gren,  1894.  4.  31  pp.  (Todesursachen  in 
den  Stidten  des  Königreichs  Dftnemark  fär  das  Jahr  1891.  Veröffentlicht  im  Anftrage 
des  k.  SanitfttskoUegioms  yon  (Dr  med.)  J.  Carlsen). 

4.    Bergbau.    Land-  und  Fontwirtfehnft.   TiielioraiweMn. 

Kaerger,  K. ,  Die  Arbeiterpachi  Ein  Mittel  zur  LösuDg  der 
liBdliohen  Arbeiterfrage.     Berlin  1893.     283  88.  9  M. 

Eaerger  ist  auf  dem  Oebiet  der  ländlichen  Arbeiterfrage  bekannt 
dnreh  aein  Buch  über  die  Sachsengängerei  und  durch  die  Darstellung 
der  lindlichen  Arbeiterrerhältnisse  des  nordwestlichen  Deutschlands  in  den 
Tom  Verein  für  Sozialpolitik  veranstalteten  Publikationen  über  die  Lage 
der  Landarbeiter  im  Deutsehen  Keiche.  (Cf.  53.  Bd.  der  Schriften  des 
Vereins  für  Sosialpolitik.) 

An  letztgenannter  Stelle  lieferte  Eabrger  auf  Grund  der  ihm  Tor- 
liegenden  beantworteten  Fragebogen  eine  Schilderung  der  Heuerlings- 
TerhSltniaseim  nordwestlichen  Deutschland  und  knüpfte  daran  die  Be- 
merkung, dafs  ihre  üebertragung  auf  das  nordöstliche  DeutschlaDd  vielleicht 
möglich  und  dabei  geeignet  sei,  dem  dort  herrschenden  Mangel  an  länd- 
lichen Arbeitern  absuhelfen.  Er  erhielt  yon  dem  preufsischen  Landwirt- 
•chaftsminister  den  erbetenen  Auftrag,  über  die  im  nordwestlichen  Deutsch- 
land oder  auch  anderwärts  noch  vorkommoDden  Arbeiterpachtverhältnisse 
in  Ort  und  Stelle  sich  zu  informieren.  Das  Kesultat  dieser  Information 
sowie  die  von  Eaerger  daraus  gesogenen  Sohlufsfolgerungen  bilden  den 
Inhalt  des  vorliegenden  Buches. 

In  einem  einleitenden  Abschnitt  sucht  der  Verf.  durch  Ver- 
gjleich  der  Resultate  der  Erhebungen  über  die  ländlichen  Arbeiterverhält- 
nisse  im  Jahre  1878  mit  denen  von  1892  den  Beweis  zu  führen,  dafis 
^e  materielle  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  eine  dauernd  steigende 
Ten  dem  der  Besserung  zeige.  Er  befindet  sich  dabei  teils  in 
üebereinstimmung ,  teils  und  mehr  aber  im  Gegensatz  zu  den  weniger 
optimistischen  Resultaten,  welche  Max  VT  eher  bei  einem  in  derselben 
Frage  angestellten  Vergleiche  gewonnen  hat  (Cf.  55.  Bd.  d.  Schrift 
d  Vereins  f.  Sozialpolitik).  Auf  die  Differenzpunkte  zwischen  Kaerger 
tind  1f eher,  welche  allerdings  für  die  Beurteilung  der  gegenwärtigen  Lage 
der  Landarbeiter  von  hoher  Bedeutung  sind,  kann  ich  wegen  Mangel  an 
Baum  nicht  näher  eingehen.  So  viel  sei  nur  gesagt,  dafs  E.  die  von 
^eber  hervorgehobenen  Schattenseiten  in  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiter 
doch  zu  leicht  nimmt 

Im  zweiten  Abschnitt,   der  den  umfangreichsten   und  wertvollsten 
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Teil  des  Buche»  bildet,  giebt  K»  eine  eingehende  Boftchreibung  der  tu* 
ihm  an  Ort  und  Stelle  studierten  ArbeiierpachiverbältDiiBe  tiud  swif 
derjenigen  der  weBifäliscben  Heuerlinge,  der  boUieiDischen  lofttrn  und 
der  yereinzelt  im  Heg-Bes,  Lüneburg  sowie  in  den  Provinzen  Sohletieo,  ■ 
Pommern  und  Westpreufsen  Torkomm  enden  Arbeiterpäobter.  Der  Yerll 
bewährt  hier  das  bereits  durch  frühere  Hchriften  erwieeane  Otfiohict 
eosiale  und  wirtechaftlicbe  Zustäade  klar  aufzufassen  und  anschaulich  sa 
Bobildera.  Man  darf  sich  freuen,  wenn  man  aus  den  Mitteilungen  £.'f 
ersieht,  dafs  es  nooh  Gegenden  in  Deutschland  giebt,  wo  das  Verhältnii 
zwischen  den  ländlichen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  allgemein  und  durch- 
weg ein  zufriedenstellendes  ist,  wie  solches  tür  die  Ton  K.  geschildertM 
westfiliiohen  und  holateinischeo  Distrikle  zutrifft,  in  denen  die  Arbeiter 
«ugleioh  Pächter  ihrer  Arbeitgeber  sind  In  den  nordöstlichen  preufsischen  Pro- 
Tinzen  hat  K.  das  Arbeiterpachtverhältnis  weit  weniger  verbreitet  gs- 
fuTjden,  als  er  nach  den  Angaben  der  Enquete  tod  1892  erwartete;  auch 
haben  sich  hier  die  Resultate  nicht  so  günstig  gezeigt ^  als  in  Westfalen 
und  Holstein*  Die  Ursachen  dieses  Terschiedeoen  Erfolges  werden  von 
K.  allerdings  nur  flüchtig  berührt;  er  hat  sie  auch  anscheinend  nicht 
richtig  erkannt, 

Dem  letztgenannten  Umetande  ist  es  zuzuschreiben»  dafs  K.  im 
dritten  Ahsehnitt  „Die  Arbeiierpacht  als  Mittel  zur  Leitung  der  lftii(i' 
liehen  Arbeiterfrage^'  zu  Ergebnissen  für  die  praktische  Behandlung  dsr 
ATbeiteryerhältDiäSO  im  nordöstlichen  Deutschland  gelaugt,  deren  Richtig- 
keit sehr  in  Zweifel  gezogen  werden  mufs.  K,  kommt  nämlich  auf  Grund 
der  in  Westfalen  und  Hol&tein  gesammelten  Beobacbtunv'en  zu  dem  Ee* 
sultatp  dafs  die  Anbetzung  toq  Arbeitern  als  Zeitpächtern,  denen  er  dso 
Namen  Heuerlinge  beilegen  will,  der  geeignete  Weg  sei,  um  die  Uebel* 
stände,  unter  denen  die  Landwirte  des  nordöstlichen  Deutschlands  wegea 
Mangel  an  genügenden  Arbeitskräften  leiden,  dauernd  zu  beseitigen.  Kr 
sagt  darüber  u.  &. :  ,. unter  dieser  Yorau&t'etzung  eines  einträchtigen  Zq- 
sammen Wirkens  v^on  Gutsherrn  und  Heuerling,  damit  dieser  aowolü  die 
eigene  Wirtschaft  in  die  Höbe  bringen,  als  auch  seinen  Pflichten  geget 
das  Gut  nachkommen  kann,  glaube  ich  bestimmt,  dafs  die  Arbeittrpackt 
nicht  nur  einen  Beitrag  zur  Löaung  der  ländlichen  Arbeiterfrage  liefero 
wird,  sondern  thatsächlich  die  Lösung  selbst  ist.**  (8.  226«)  Ich  wunschtr, 
ich  könnte  dem  VerfasBer  hierin  beistimmen,  vermag  es  aber  leider  nicht 
Die  sozialen  Verhältnisse,  unter  denen  die  Heuerlinge  Westfulens  lebea 
und  eich  wohl  fiLhlen,  sind  ganz  Terschieden  Too  denen,  unter  welche 
die  von  K,  vorgeschbgenen  Arbeiterpächter  im  nordöstlichen  Deutschland 
gelangen  würden.  Die  Stellung  der  letzteren  wurde  allenfalls  mit  der  der 
holsteinischen  Ineten,  soweit  diese  Pächter  sind,  Tergleichhar  sein.  Aber 
diese  Arbeiterpäehter  kommun  auch  in  Holstein  nur  in  einem  eng  b^ 
grenzten  Distrikt  vor,  in  dem  sich  ausnahmsweise  ein  sehr  günstige«  per- 
sönliches Yerhältnis  rwi sehen  dem  grofaen  Grundherrn  und  ihren  Zeit* 
pachtbauem  bezw.  Arbeiterpächtern  erhalten  hat;  ohne  diee  würden  die 
gej?enw artigen  Vorzüge  der  Arbeiterpacht  sich  in  ebenso  viele  Nuehteile 
Terwandelt  haben,  üebrigens  müssen  die  Ton  K.  geschilderten  Insti^D 
sum  grofsen   Teil    als   kontraktlich  gebundene   GutetagelÖhner   beseichoel 
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werden;  sie  befinden  aioh  wetentlioh  in  keiner  anderen  Lage,  als  die 
Instleate  auf  den  grofsen  Gütern  des  nordöstlichen  Dentsohland.  Wenn 
K.  sie  als  Arbeiterpäohter  oder  Zeitpächter  aufführt  und  damit  gewisser- 
Diafsen  in  Gegensatz  zu  den  Gatstagelöhnem  des  Ostens  bringt,  so  ist 
liee  irreleitend  und  unzulässig. 

Meines  Erachteos  liegt  in  der  Ansiedelung  too  Arbeiterpäohtem  kein 
üittel,  welches  eine  wesentliche  Verbesserung  der  ländlichen  Arbeiter- 
rerbftltnisie  im  Osten  herbeizuführen  geeignet  ist.  Hier  und  da  mag  sie 
ja  am  Platze  sein  und  sich  bewähren,  im  Orofsen  und  Ganzen  wird  dies 
aber  nicht  zutreffen.  Die  Arbeiterpäohter  werden  sich  in  derselben  Un- 
sicherheit bezüglich  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  und  in  derselben 
loziaien  Isoliertheit  wie  die  heutigen  Gufstagelöhner  befinden  nnd  daher 
ebensowenig  wie  die  letzteren  ein  Heimatsgefühl  gewinnen.  Wo  die  ört- 
lieben  Zustände  der  Ansiedelung  von  Arbeiterpäohtem  günstig  erscheinen, 
mag  man  es  damit  rersuchen.  Die  für  die  Ausgesaltung  des  Pachtver- 
hiltnisses  im  einzelnen  zu  beachtenden  Gesichtspunkte  werden  tou  E. 
auf  8.  207  ff.  eingehend  erörtert.  Bedauerlich  wäre  es  aber,  wenn  in 
den  beteiligten  Kreisen  durch  das  Buch  von  K.  die  Meinung  Platz  griffe 
als  würde  durch  die  Ansiedelung  von  Arbeiterpäohtem  die  Sorge  für  die 
Schaffung  eines  zahlreichen  Standes  von  grundbesitzeuden  ländlichen 
Arbeitern  überflüssig  gemacht.  Durch  das  Eaerger'sche  Buch  bin  ich  in 
der  üeberzeugung ,  dafs  eine  Gesundung  der  ländlichen  Arbeiteryerhält* 
oisse  im  Osten  ohne  die  letztgenannte  Mafsregel  unmöglich  ist,  nur  be- 
stärkt worden.  Allerdings  müfste  die  AnMedelung  in  Bauerndörfem  und 
nicht  auf  den  Gütern  selbst  geschehen;  diesen  für  die  Beurteilung  der 
ganzen  Frage  durchschlagenden  Punkt  berücksichtigt  K.  so  gut  wie 
gar  nicht. 

Wiewohl  ich  mit  K.  in  seiner  wichtigsten  Schlnfsfolgemng  nicht  über- 
einzustimmen vermag,  so  kann  ich  die  Lektüre  seines  in  vieler  Beziehung 
lehrreichen  Baches  doch  nur  jedem  empfehlen,  der  sich  über  die  länd- 
liche Arbeiterfrage  orientieren  will.  —  Die  Bemerkungen  auf  8.  282 — 284 
über  die  Verhätschelung  des  Bauernstandes,  welche  nach  K.  gegenwärtig 
einmal  wieder  stattfindet,  hätte  ich  freilich  gerne  vermifst.  An  dieser 
vermeintlichen  Verhätschelung  ist  doch  nur  so  viel  richtig,  dafs  von  den 
verschiedensten  Parteien  und  Personen  mit  grofsen ,  allerdings  wohlfeilen 
Worten  hervorgehoben  wird,  wie  eifrig  sie  um  die  Wohlfahrt  gerade  der 
Bauern  besorgt  seien,  während  thatsächlich  die  Interessen  der  Bauern  viel 
lu  wenig  berücksichtigt  werden. 

Jena.  Theod.  Freiherr  von  der  Goltz. 

Orenbercr,  K.,  Die  Baaernbefreiang  and  die  AnflösaDg  des  g:utsberrlich-baaer- 
Kehen  VerbSUnitses  in  Böhmen,  MShren  nnd  Scblesien.  S  BSnde  Leiptifr,  Doncker  & 
Hoüiblot,  1898—94.  gr.  8.  M.  16.—.  (Teil  I:  üeberblick  der  Entwickelung.  VIII— 
ISS  »8  mit  dem  Erscheinnngajabr  1894  Teil  II:  Die  Heguüernng  der  gntsberrlich- 
bloerlicben  VerbSItnisse  von  1680  bis  1848  nach  den  Akten.  XI— 497  88.  mit  dem 
Encbeinangnjahr  1893.) 

Jabrbach  der  preafsiscben  Porst-  nnd  Jagdgesetigebong  and  Verwaltung.  Heraas- 
Mltben  von  B.  Danckelmann,  redigiert  von  O.  Mondt.  Band  XXVI,  Heft  1.  Berlin, 
BpriDRer,  1894.     8.     68  88.     Preis  des  Jahrg.  in  4  Heften  M.  4.—. 

Jahretberiebt  des  Rbeinisehen  Piscbereivereins  für  1898/98,  erstattet  vom  i.  Vor- 
litModen  Frh.  yon  la  Valette  St  George.  Bonn-Poppelsdorf ,  Drack  von  J.  Paffenhols, 
IMB.    gr.  8.    14  8& 
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Land  wirtseh  II  ft.  die  Unt«rfrinkl9che,  1868^1698.     PdflUehrfft  ittei  Sl^ltiricit  | 
R«|pi«ningspritidentenjubfl&acn    Sr.    Exe,    des  Grftfen  v,   Luxbarg.     0«wids«t    vooi    IMI^ 
wirtAch«ftfichen  Kreiskomitee  fQr  roterrranken  ood  Aschaffenburi^.     Wümbarir,  Dratk  ^ 
Uni^ersitltsdruckerei    tod    R.   StQrtz,    1893      Bo]r.-8.     Vm— 910  SS.     mU    farb«tidrvk* 
Ufol»  KKrteti^  (^rapfiischen  Darntelluafpen  und  PortrÄt»,     M.  6« — . 

Merlo»  C.  (LOerR  u.  D),  Der  Gesetzentwurf  betreffend  9t«dterw«itefmii|r«n  1»^ 
ZonenenteiiTiiuniceD  (lex  Adiekas).  K51n  ft  Rh,,  Kdlner  Veriftgsuietmtt  oiid  Ufwtkmm 
A  .G.,   1894       8      4»  SS      M    1  — 

Preser.  K,,   Dia  Erhftftane  des  BunerasUndes.     9.  AusKsbe.     Lefptlff*  O    Wifftai  ^ 
1894.     irr    8.     XVI— 396  SS.     M.  4,50.     (Noadruck  der  1884  erschiefienen  t.  Anfl.l 

V.  Selcbow.Radnik,  E,  (GRe(f.-  q  LindR    a,  D),    D»i  EvmtKeliiiiii  der  Arbeil  1 
nnd    der    deutsche  ßnner.     OfTeDes    Schreiben    nn    Prof.  LehnuhiiD-fTobetiberir    in  Ktel  tk 
Hrsfc.  der  ZettAchrift:     „Eioii^es  Chris tentom"*     Berlin,    Aktieageiellschftft  Pionier,    18H 
gr.  8.     80  88      M.  0,40. 


Av»c  noe  iiifrt>* 
1894.  8    Vm— 


D  ft  ir  i  d  ,  E,  (ioApectenr  primAire^,    L'Afrrlculture    da  PaA-de-Caliii« 
daction  pur  Mftr^crhaJ  (tD^dnlear-afir''onoine).  Ama,  tmpr    Rohard-Cotirtin, 
4»8  puc. 

deWo^an^  T,  (le  baron)»  Mftaael  de  Tboaime  de  iner.  Parts^  QnanÜQ,  1814 
iQ-18<  fr,  2,60.  (Sommaire.'  Hendre  les  p^ehenrs  prnpndtaires  d«  lettm  bat«a«x.  » 
L*M9tirflnce  in'atuite  sans  ifrever  le  Tresor  public.  —  Les  notivelles  aooes  de  peche.  — 
ConnafsBAnce»  iodi»pen»Ab1ei  aux  bommes  de  1a  piche  —  Manoeavres  de  maarai*  tcspt. 
-^  Manaenvres  dans  leii  bri^«ritat  —  Filaf^e  de  rhtitle  et  de  l'eaa  de  aavon  ^  DalilJ 
d'ouvertiire  de  la  pÄebe  k  1*  mer  eo  France  et  en  An(r'«t«rre    —  etc.) 

Af^ricultural  return»  of  Great  Bntain  wlth  ahütract  returns  for  tha  Untted  Ktaf 
dom,  british  pa<<aä99icins  and  foreiiru  coatitrieti,  1898.  Londr>fi,  printed  by  Bfre  &  SpeCll^ 
woode,  1893.  (^.  tD-8.  L — 184  pp.  (Parliamentary  paper  bjr  oommBnd.)  PnbHeatio« 
of  the  Board  of  AicHealhire. 

Garnier,  Russell  M^  Histary  of  the  Enf^lUh  landed  interest,  its  caitom*.  la«t. 
atid  afTricnUftre  (modern  perlod).  Volume  II.  New  York  ,  Mecmillan  ä.  C^  1894*  4 
584  pp,  cloth.     I  3.60. 

ProÄsard,  J  O«  Tbe  nkkel  orea  of  Sadbory  (CanadaV  London,  Q  Philip  4 
8on,   1894      18      »/,— , 

T  n  n  n  i  n  fr  t  H.,  The  oyster-caltitre.    An  attetnpt  at  a  thort  aecoanl    öf  tbe    preaeBt 
State  and    condition    of   tbls    cuTture      Copeohafren,    A.  F«  Host  4  8oo.    1898      i[r.  fa4i 
Tradnctlon    an    fran^aii^    ibldeoi   1893,     gr.  in'8.      11—84  pa^.     \(^f,^^  et 


n— 84  pp 
fr,   18—. 

H  0  0 1;  a  n  d  i 
WUlink,  1893. 


Ii 


A.,     De    frrootrisseherij    op    de    Noordsee, 
XII— 349  bit.  mat  48  plateo  en  kaarten,     fl 


HaarleiD , 
5J8. 


15«iBk 


S,     Qhewtrbe  nad  Indnftrie« 

Hartwig  (Baumeifiter,  Dresden),    Der  elektrische  Strom  als  Liebt-  nrtd  Kfttfkq|ttiOt| 
neb»t  einer  Erorterunir    der  Fraf^e :  Grofsbetrieb    oder    Kteinbetriob,    efctpm    Schtn&worti?^ 
die  Etektriaitit  tn  i^edrintrter  Küriee  nnd  einem  Anhange:  da«  GasglÜbücbt    Eine  geeeela» 
faFsliche    Darstellting    der    Eraeugnog.     Verschickung    nnd    Verwertung    dea    elektri§eb« 
Stromes.     Drasden-A.,  Selbstverlag  de»  Verfass  ,    bnchbftndl.  Vertrieb   dareb  H-   HenkWi«  i 
1894.     Roy.-8.     VHI— 487  88,     M    6.—      fSonderabdrock    dea    1.  Baches  vom  Berichli  ^ 
das  VerwaltungsausschtiRses    der  Stadtverordneten    au  Dresden    Qbar  das  Ratskommmnikal 
vom  11.  XL  1893  betreffend  die  Errichtung    eines    stftdtischen  Elektrisitltawerkaa  tlU  dSs 
Stadt  Dresden  ) 

Hesse,  A.  (StadtBO,    Der  Befftbigungsnarhweis  nach  dam  Ackermannaebaa 
entwürfe  nnd  nach  dem  Entwürfe  dea  Handolsministen  ▼-  Berlepeeh.     Vortrag.    Ha 
A.  Send,   1894      gr.  8,     53  SS      M.  0,50. 


Chesn  ea  n 
et  Industrie  des 
in-4.     75  pag, 

H*  Sohwartae  ä  C»  (wool  brokers) 


6,  {prof  k  TEcole  nationale  das  minesi,    Rapport  sur  le  r^giin*  i 
faulles    min4rates    en  Autriche^Hongrie.     Paris,    impr.    national«,    1 


LondoiiY    Annnal    re|K>rt   on    woor  for  itlS 
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Loadoo,  jMiiiary  9^^  1894  4  pp.  Imp.  in-fol.  (Contents:  Distribution  of  eolonlal 
vork  into  Enropa  and  Ameriea.  —  Snpply,  consnmption  and  Stocks  in  Evrope.  —  Con- 
lOBptkm  in  tha  U.  Kingdom.  —  Exports  of  manafactnres  and  frarns  from  the  U.  King- 
juBi.  —  Wool  importa  into  England  and  Anstralasian ,  Cape  of  O.  H.  ete.,  1890^98. 
—  London  colonial  wool  snles,  1893.  —  London  foreign  and  low  wool  salee,  1898.  — 
Uverpool  wool  sales,  1898.  —  Prices  carrent  of  the  leading  descriptions  of  eolonial 
wool,  Dec  81,  1893  —  Imports  and  exports  of  wool,  woollen  manofisetures,  yam,  etc. 
faüo  and  fi-om  the  U.  Kingdom,  1884  to  1898.  ->  ete.)    Not  in  trade. 

Wright,  C.  D.  (Commissioner  of  labor),  The  phosphate  indnstry  of  the  United 
States»  prepared  In  compliance  with  a  resolation  of  the  U.  States  Senate  of  Deeember  4, 
1890.  Washington,  Government  Printing  Office,  1898.  8.  145  pp.  with  8  maps  and 
10  pUtes.  (VIth  special  report  of  the  Commissioner  of  labor.  Contents:  The  phosphate 
Indnsttry  of  Florida.  —  The  phosphate  indnstry  of  Soath  Carolina.  —  General  statistics 
of  the  phosphate  indnstry.  Cost  of  prodnction  of  phosphate  in  the  D.  States,  1890/91, 
bnd  mines  and  river  mines.  — ) 

Bardnsco,  L.«  Snlla  concorrenoa  del  laroro  carcerario  al  laroro  libero.  Udine, 
tip.  If.  BardoscOt  1893.  8.  7  pp.  (Relasione  della  Associaaione  fra  commereianti  ed 
faidnstrUH  del  Frinli ) 

MasBola,  F.  (ingegniere),  L'indnstrla  della  seta.  Milano,  tip.  della  casa  edit. 
P.  Yallardi,  1898.     16.    IV—UO  pp.  c.  fig.     1.  1,50. 

Resoconto  del  primo  congresso  delle  camere  del  laroro  .d'Italia,  Parma,  29 — 
80  glagno  —  1®  Inglio  1891.     Parma,  tip.  Ferrari  &  Pellegrini,  1898.     8.     66  pp 

CoIIccqSo  de  legisla^So  indastrlal  coordenada  pelo  (Iro  ofificial  do  Ministerio  das 
obras  pnblicas,  commercio  e  indnstria)  O.  Candido  da  Ora^a  Corrda  Fino  Lisboa,  im- 
pronsa  naeional,  1898.  gr.  in-8.  V— 871  pp.  (Indice:  Estabelieimentos  insalnbres.  — 
Fabrkas,  depositos  e  eondnc^So  de  poWora  e  dynamite.  —  Ensino  indnstrial  e  commer- 
daL  —  Mosens  indostriaes  e  commereiaes.  —  Proprio dade  de  inventos.  —  Marens 
de  labrlca  on  de  commercio.  —  Inqneritos  indnstriaes.  —  Tribnnaes  arbitros-aTindores. 
—  Sociedades  cooperativas.  —  Associa^Ses  de  soccorros  mntnos.  —  Trabalho  dos  menores 
s  das  mnlhere«  nas  fabricas  e  effieinas  (Franen-  und  Kinderarbeit  in  den  Fabriken).  — 
Bolsas  de  trabalho  (Arbeiterbdrsen).  —  Explora^So  de  mioas  e  pedreiras  (Ansbente  des 
Bstriebs  der  Bergwerke  nnd  Steinbrüche).  —  Piscicnltnra.) 

6.  Handel  und  Ytrkehr. 

T.  Basant,  J.,  Die  Handelspolitik  Oesterrelch- Ungarns  1875  bis  1891  in  ihrem 
Vtrblltnis  snm  Dentscheo  Reiche  nnd  su  dem  westlichen  Europa.  Leipsig*,  Dnncker  A 
Hunblot,  1894.     gr.  8.     IV— 198  SS.     tf.  4.—. 

Bericht  der  Handels-  und  Oewerbekammer  in  Budapest  fiber  die  Verhiltnisse  des 
Hisdels,  des  Gewerbes  and  Verkehrswesens  in  ihrem  Beairke  im  Jahre  1898.  Budapest, 
Pttter  Buchdmckereiaktiengesellschaft,  1893.  gr.  8.  V— 244  SS  (Erstattet  an  Se.  Exe. 
den  kgl.  nng.  Handelsminister.     Authentische  Uebersetsung  aus  dem  Ungarischen.^ 

Blumenthal,  H.,  Das  Bachsortiment  and  der  Kolportagebuchhandel.  Sehr  seit- 
RMnifiie  Betrachtungen.     Iglau,  Binmenthal.  1894.     8.     26  SS.     M.  1,40. 

Encyklopidie  des  gesamten  Eisenbahnwesens  in  alphabetischer  Anordnung. 
Hmasgegeben  von  (Gener.-Direktor)  V.  Roll  nnter  redaktioneller  Mitwirkung  der  (Ober- 
istesnieure)  F.  Klenesperger  nnd  Ch.  Lang.  Band  VI:  (Personenwagen  bis  SteinbrScken.) 
Wisa,  C.  Gerolds  Sohn,  1894.  Lex -8.  S.  2619—8102  des  Gesamtwerkes  mit  289  Hola- 
idiB.,  12  Taf.  nnd  5  Eisenbahnkarten.     M.  10.—. 

Frankenstein,  K.,  Materialien  sur  Beurteilung  der  Eisenbahnpolitik  nnd  des 
Kisnbahntarifwesens  in  Rufsland.     Berlin,  G.  Schuhr,  1894.     8.     63  SS.     M.  2.—. 

Friede,  der,  auf  dem  Papier  nnd  der  Friede  eines  thatsiehlichen  stafns  quo.  Eine 
Frigsstellnng  sur  Orientierung  Aber  den  deutsch-russischen  Handelsrertrag.  Berlin,  D. 
BifaDer,  1894.     gr.  8.     30  SS.  mit  Karte.     M.  O^.'iO. 

Haack,  R.  nnd  C.  Busley,  Die  technische  Entwickelung  des  Norddeutschen 
Lloyd  und  der  Hamburg-Amerlkanischen  Pack etfahrt- Aktiengesellschaft  Berlin,  J.  Springer, 
1893.  Folio.  Vni— 244  SS.  mit  572  Textfiguren,  84  lithogr.  Tafeln  und  11  Diagramm- 
blittsm.     M.  32.—.     (Aus  „Zeitschrift  des  Vereines  deutscher  Ingenieure**.) 

Jahresberieht  der  Handelskammer  su  Bonn  (umfassend  die  Kreise  Bonn-Stadt, 
Boua-LaDd,  Bergheim,  Euskirchen,  Rheinbach,  Siegburg,  Waldbröhl)  flir  das  Jahr  1898. 
EntatteC  Bonn,  gadroekt  bei  J.  F.  Carthans,  1898.    gr.  8.    208  88. 
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L  e  r  e  h  e ,  J.«  Die  EUenbaho  der  Zvkttnfl  odtr  d«r  V«rk«hr  ohne  Scbruikea. 
OliTii,   1B94.     8.     82  SS.     M.  0.50, 

Lq  d  o  !  p  h  »  W..  Leuchtfeaer  and  SübaltsiRnate  der  Erde.  Naeb  den  oea^Aten  QatUea 
Juhrtr,  XXIIL  7  Aufl,  Bremen,  M  Hem^ias  KAchfol^er,  1894  fia^ -8.  XXlT— 44  ■> 
97S  SS.     geb.     M.  7,50» 

Protokoll  Ober  die  Verbnndfungen  de»  IX.  Badlschen  Oiind«1st«f«s  \n  K»rl«r«bt 
ftm   11     FebfDiir  1894.     Miinnbeinit.  Verem«tdrQckereU   1894.     8.     38  SS.  j 

RÖck  blick  auf  die  fl3nfundivrAnsiirjftbri|^e  Tbitiekeit  der  Hin  de  bk  Amine  r  t«  LiiM 
ttf^  von   1868  bii   1898.     LeipiIjC.  J    C    Hit>richa'>che  Buchhdl.,    1893-   f^,  8    9t  M         ' 

Woerner,  P.»  Die  Werten  übrune  der  KuriAÜsieranf^  des  Mains  bU  AjckafeDbiiTg, 
AftcbRflTenburK.  Kri^bs,   1894.     i^r,  8      V-^86  SS.     M.   1,60. 

Verhündlntif^en    der  Äelte^ten  der  Raofmiinnscbiift    tn  Mairdebur^.     U.  PI« 
sitcunfc  «m  5.  Februar  1894.     Maizdeburir,  Fabersche  Bnehd rackere!«  1894.      Folio,     tl  I 
(InhaU    der  Verband  Innfcen :    Stell  an  |^nabIne    sam    deatacb-mssiscben    Haodelsrertrafft 
Sraffeltarif  fflr  Getreide.  —  Rhein- We*er-Elbe-Kaoal     —    üeber  die    vor  «inl^r  ZtU 
dem  Herrn  Minister  der  Öffenfl    Arbeiten  au»  ScbÖnebeck  beantraf^te  Wiedergrewlbruft«  im 
früheren  AninahmetaHfea    flir   robe  Kallialze    iron  Stafsfiirt    nach  Schönebeck    etc.)    [Alt 
ManuBkript  gedrackt] 

Annale«  du  comtaerce  eit4r!eur.  Commlftslon  permanente  des  TAlears  de  d(»ttaii^^ 
seMion  de  1693:  Yalenvs  arbirr^ea  poor  189S.     Pari«,  Impr  naHonaU.  1893.     8      351  f 

Carpentier»  A.  (aftr^g6    des  facalMs    de  droiO    et  G.  Maory  (doctetir  en   dn 
Traird    de»    cbemtn«    de    fer.      8    rnl^i.     Bar«le>DaC|    impr«    Contanl^Laj^erre,     1894. 
LXII— 638  pai?  ;  651   pajr. ;  811   pa^.     fr.  SO. — 

L]ron-Caen,  CH  (m<*mbre  de  Tlnstitut^  et  L.  Renan  It  (prof  k  la.  faeulttf  i 
droit  de  Pari») ,  Trait*  de  droit  conini«rciar.  t«  Edition.  Tome  V.  Paris ,  Cotiüon  \ 
Picbon.  1894  8.  fr.  10.—.  (Sommaire:  Des  na  vires.  —  Des  propH^taire»  de  natif 
et  de  leur  re^ponsabtliti    —  De»  i?ens  de  mer.  —    Da  eapitaine   de  TairrMement    — ) 

T  a  b  1  e  a  u  e^n^ral  du  eninmerce    de    la  France  avec    »e«  colnniea    et  1««  paiHam 
^trariff^res  pendant  rannte  1899.     Paris,  imprim   nationale«  1893.     |^r.  tn*4.     XC— ^801  ^«i 
(Piibllratlf^n  de  U  Direcrion  i;^n6ralo  des  doQanes). 

FerKOSon,  J^  Five  yejirs'  ratlwajr  canes.  1889—1895.  With  »Pta  of  FeHfeneil 
and  of  scrlernnt  and  the  ßaflway  and  Canal  Commisiinn  rnles:  beinf  a  sapptetnaat  to 
railway  rifrhtji  and  dutie».     E^Ünbureb,   Green  &  Son,    1894.     8.      134   pp.      5/. — 

Gnoch  &.  Cousens  (AuvtraTasian  und  Cape  of  Gond  Hope  wool  wareboate,  Lot" 
don),  Importation  of  colonial  aod  foreiflrn  wnot  Into  London,  Liverpool,  Hau  and  otlur 
port»,   189S      T^ndon    1894.     Table  (rr.-in  foEio. 

Pendieton,  J.,  Oar  mllwayA,  thetr  development,  enterpri«e,  Ineldent  And  rMftanet. 
i  vol».     London,  Cas^et  k  C°,    1894.     8.     With  300    illa»trations.     t4/,^. 

Poanti,  A..  La  teletrrafia  in  Italia  ed  il  bilancio  1898/94  del  Mitilfbem  delle  pofU 
e  dei  teleipraa.     Roma,  tip.  EUeviriana,  1898.     6.     9  pp. 

Jacobson,  J,  E.,  De  telefonie  van  privaatrecbtelijk  standpant  bevlen.  Anifl«r 
dam,  J.   MDMer,   1893.     nrr-  8.     XI-^192  bla.     fl.   1.96. 

7.      Finanjeweien, 

Di  epolder  ,  A.,  Umfang  der  Steuerfreiheit  der  Standesherren  in  Bayern.  Iffinc'biat 
J.  Si-hweitaer,   1894      »r.  g.     111—80  88.     M.    1.—. 

Mens,  R.,  40  MMlionen  ersparte  Stenern  oder  die  Reform  der  OrganUatlun  4v 
preorsisebeo  StaaCseiaenbabnverwAltonir.  Kritik  und  Vorfclii%e  eine»  Praktiker».  Berlia, 
Reim«r,  1894.     gr,  8.     57  88.     M.  0.90. 

Wahrheit«  die,  Aber  den  Tebak ,  etc.  Mit  Gloasen  Über  die  Bebandinn;  d«f 
Tabakfabrikatsteuer-Geseraesvorlaee  Im  Retcb^taic«  am  lt.,  13.,  13.  nnd  15  Januar  liH« 
Bremen,  Draek  von  Hauacbild,  1894.     8.     87  SS.  mit  Tabelle. 


Renseifcnementt    atati«tiqaes    relatifa    aax   contribations   direetes    et 
aasimil4es.     4«  ann^e      Paris,    irapHnierle  nationale,    1694      8      68  pa|r>     (PnbllwtfoB  i 
Miniat^re  de»  finances.) 

Annaal  loeal  Uxatiou  return^  (EnirUiid) ,  year  1891/92.  Londoo,  prioCed  bf 
fiyre  k  Spottiawoode.  1898.  foUo.  XXI— 88  pp.  (Pari,  paper,  ordered  by  Ihe  H.  of  C^ 
to  be  prititedj  7.  July  1898.  Conteoti :  Poor  rate  retuma.  -^  Valaatfaii  tw  tbe  peer 
r»le,  — ) 
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Loeal  tAzation  returiu  (England).  The  annual  local  Uxation  retnrns,  year  1890/91. 
7  parts  (part  VII:  Sammary).  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1899—98. 
Folio.  7/.8.  (Parliam.  paper,  ordered  by  tbe  H.  of  C,  to  be  printed,  14.  and  17.  Jone 
1898,  and  part  Vil:  7.  Aprii  1893).  [Contents  of  Sammary:  Memorandum  (with  sUte- 
nent  of  the  total  amoont  ontstanding  at  the  eod  of  each  of  the  Uwe  year«  1886/87  to 
1890/91  for  each  of  the  pnrpotea  for  which  the  loans  were  raised,  so  far  as  it  has  been 
foond  practicable  to  identify  tbem).  —  Particulars  as  to  the  flnanciai  transactions  of  the 
faiions  elasses  of  local  aothorities  during  the  flnanciai  year  1890/91.  —  Comparative 
tables  abowing  for  the  flnanciai  year  1890/91.  —  etc.] 

O  r  e  i  d  a  o  a  s ,  0.  J.  J.,  Schets  Tan  de  wet  tot  hefflog  eener  belastiog  op  bedr^fs- 
•■  andere  inkomsten.     's-Boseh,  Tenlings,  1893.     8.     86  bis.     fl.  0,30. 

8.    Geld-,  Bank-,  Kredit-  imd  VertiohernngsweMn. 
Arendt,  O.,  Die  Silberenquete.     Eine  Aaseinandersetsuog  mit  Ludwig  Bamberger. 
Berlin,    H.  Walther,    1894.      gr.  8.     47  SS.     M.  0,60.      (Sonderabdruck  aas  „Deattches 
Wochenblatt.««) 

Assekuransjahrbach.  Heraasgegeben  von  A.  Ehrencweig.  Jahrg.  XV.  Wien, 
Mana,  1894.  gr.  8.  XIV— 479  u.  LIV  88.  geb.  M.  IS.—.  (Aus  dem  luhalte:  Beitrüge 
sar  Refurm  des  ungarischen  Versicheruugsrechtes,  von  J.  F61ya.  —  Ueber  einige  Fragen 
4sr  HypothekeoYerbieherung,  ron  Q.  Freudenstein.  —  Die  rechtliche  Natur  des  Lebens- 
▼ersichemogsvertrages,  von  J.  van  Sehevicbaven.  —  Zur  Aasgleichung  der  Sterblichkeita- 
tsCsln,  von  C.  L.  Landrö.  —  Mi£»braach  statistischer  Durchschnittszahlen  in  der  Hagel- 
▼ersiebening,  von  C.  Schramm.  —  Zur  Qeschichte  der  Feuerversicherung,  von  (Reichsfrh.) 
V.  Boenigk.  —  etc.) 

Bamberger,  L.,  Die  neae  Silberkommission.  Berlin,  Bosenbaum  &  Hart,  1894. 
gr.  8.     38  88.     M.  0,60.     (Abdruck  aus  „Die  Naüon'*.) 

Bericht  der  Bdrseneoquetekommission.  Nebst  8  Anlageo.  Berlin  ,  Drnck  der 
Beiehsdrackerei,  bucbh&ndl.  Vertrieb  durch  Pattkammer  &  Mahlbrecht,  1894.  Folio  und 
p.  4.  M.  30.—.  (Aus  dem  Inhalte:  Bericht  c VI— 190  8S.).  —  Die  hauptsächlichsten 
Börsen  Deutschlands  uod  des  Aaslandes,  Ihre  Organisationen,  Eiorichtungen,  Qebr&uche  etc^ 
Bseh  Originalmaterialien  (IV— 186  SS.).  —  Die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts,  be- 
txclfend  den  Einwand  des  Differenzgftichifts  (46  88.).  —  Uebersicht  über  die  an  der 
Berliner  Bdrse  von  1881  bis  1898  zur  EinfOhrung  gelaugten  Wertpapiere  (396  SS.  mit 
%  graphischen  Tafeln). 

Berichte,  stenographische,  fiber  die  Sachverständigenvernehmungen  der  Borsen- 
isquetekommiuion.  Berlin,  Druck  der  Reichsdruckerei,  buchhäodl.  Vertrieb  durch  Putt- 
kammer  &  Mahlbrecht,  1894.  Folio  und  gr.  4.  M.  70.—.  (Aus  dem  Inhalte:  1.— 66. 
VerbsndlnngsUg,  nebst  einem  Anhang,  enthaltend  7  Gutachten  Aber  Terminhaodel,  ins- 
btkoodere  in  Kammzeug  und  Baumwolle  (3682  88.).  —  Sitaungsprotokolle  aber  die  1. — 92. 
Suaog  (XII— 465  bS). 

Brackner,  E.,  Der  Differenshandel  an  der  B6rse  (die  sogenannten  Differenz- 
(Mcbäfte).  Technisch,  juristisch  und  volkswirtschaftlich  betrachtet.  Berlin,  Haude  & 
Spener,  1894.     8.     86  88.     M.  1,20. 

Orofse  Berliner  Pferdeeisenbahn-Aktiengeselischafc.  Geschäftsbericht  für  1893  zur 
Ocoerslversammlung  am  17.  März  1894.  Berlin,  Drack  von  H.  8.  Hermann,  1894. 
p>  4.  38  n.  6  88.  nebst  4  Tabellen  u.  Plan  von  Berlin.  (Tabelle  III :  Vergleichende 
tleberiicht  des  Anlagekapitals,  der  Gleiselängen  und  der  Betriebsergebnisse  nir  die  Jahre 
1IS4  bis  1898.) 

Hammer,  £.,  Die  Mafsnahmen  aar  Herbeifahrang  deflnitiv  geregelter  Valutaver- 
biltniste.     Wien,  K.  Konegen,  1894.     gr.  8.     80  S8.     M.  1.—. 

Hecht,  K.,  Anti- Bamberger.  Kritik  der  „Stichworte  der  Silberleute*'.  Berlin, 
Pittksmmer  &  Mahlbrecht,  1894.     gr.  8.     IV- 130  88.     M.  2.~. 

Heyn,  O.  (Hambargischer  ARicbter  a.  D.),  Papierwäbrang  mit  Goldreserve  far 
ÖCB  Aoslaudsverkehr.  Ein  Mittel  zur  Lösung  der  Währungsfrage.  Berlin ,  Pattkammer 
k  Milblbrecht,  1894.     gr.  8.     IV— 86  SS.     M.  2.—. 

Howard,  H.  (Prof.),  Die  Währangsfrage.  Wie  gelangt  man  za  einem  Urteil? 
Ulptig,  Hirschfeld,  1894.     gr.  8.     24  88.     M.  0,60. 

Knedel,  F.,  Vergleichende  Zusammenstellung  der  Versieherungsbedingungen  öster- 
rticlüseh-angaiiseher  LebcBttversicherungsgesellschaften.  Tabelle  74  X  ^^  ®°'*  ^'^^^ 
C.  Gerolds  Sohn,  1894.     M.  1.—. 


038     tJfibcrticbt  thttt  difl  tieiiesl«ti  t^ublltittlofien  ÜetiticbtAnds  ttnd  d«i  ABattadtt. 


K  o  1  k  ^  F.,  Dm«  6«bei]ntiis  d^r  BörsenkarM  and  did  Tolk&ausrftabuof  darth  dii 
iDternfttionAle  BaraenznnfL  2,  Aufi.  Leipzigs  H.  Bejeri  1893.  gr.  8.  64  S8.  mit  f  gr^l^ 
•eben  Ttfeln.     M.  1.—. 

▼.  Poartml6Sf  Jam««  (Graf,  »nf  Glmmbowits),  Zur  WKhrttogtfri^»*  Bntlis, 
J.  Haz  &  €*,  1894.     ^*  8.   (bimeUUbtischer  Teodenz). 

d  6  y  b  o  1  d  t  K.  (SchrifUübrer  im  Vomtaiid  der  Uodwirtsch.  Burahgwtn  mnwibift 
Ober-EUars)^  Dm  Oesamtvcrstcheroogsgeaeu.  Eotwurf  eines  die  ge*aint«  Arbeif«rvcr- 
sicheriLDg  umfasse&dcn  UDd  verein  fachend  en  Gesetze»  neb^t  ErliaterousAa-  StralÄbar|  i(£, 
W«  Heioricb,  1894.     8.     68  SB.     M.  0,80. 


Aonuaire-Cbatz.     Le^i  prioctpales    socHtia,    par   aetion»  pour  1893.     S* 
Parifi,    Cbaix,    1894.     ina8  j^sit».     XIV  — 564  pag.     fr.  2.—.     (Sommaire:    Cottp««uici  | 
de  cbemius  de  fer;  iniititiitioD«  de  credit;    baoques ;    soci^t^s  mi&i^is  ,  de  tjmiup«<t,  b- 
dostrielles ;  compagntes  d'asAaraucei^  etc.) 

A  r  D  a  D  d  ,  L.,  Guide  des  cjüsaes  d*6pargne  et  de  leurs  d^pof  aots.  S**"*  Micioo- 
PmtU,  Labur«,   1894.     8      280  pag.     fr.   3,—. 

Favarger,  J,^  RenseignemetiU  pratique«  «t  io6ditA  sar  let    attg«a    appliq«4«  I  U 
D^gc^ciatioti  de«  afTaires  k  terme  k  la  bours«  de  Paria.     S.  Edition.    Parb,  Impf.  Ho«niol,J 
1894.     8.      144  pag.     fr   2.—. 

de  Laniazef  J.^    L'a&surmoce    tur   Ja   Tie.     PaHsi    impr    Lambert-Epiovtte,   UI4l 
8.     68  pag. 

Que»  tioo ,  la,    de    prorogatioo    du    pHvit^ge    de    la  Eanque    de  Fraooe  d^vwit  le^ 
pays;  par  tin  r^pablicain.     Paris,  impr.   Fally,   1894.     8.     165  pag. 

Th^ry,  £>  (directeur  de  rEeoiiomiAie  europ^en],  La  crise  dei  ebange»,  la  b«i««i 
da  l'atgeat  et  »es  consequeuces,  la  »itusüou  moneLaire  da  monde,  le  bim^talliume  aui- 
rersel.     Paris,  A.  L.  Charles,  1894.      12.     fr.  S— . 

GosebeOf  O.  J,,  Tbe  theory  of  foretgo  ezebanga».  I6tk  tdition  London^  8.  WU* 
son  &  C\  1894*     8.      154  pp      «/.— . 

Savings  banks,  1898.  Ketarn  from  each  saviug»  baak  \d  EogUad  and  Wtici, 
Scotlaadf  and  Ireland  for  tbe  year  euded  tbe  SO^^i  daj  of  Norember  189S.  Loedoo, 
priDted  by  Eyre  k  Spottiswoode,  1893,  Folio  90  pp.  1/.—.  (Farllam.  papar,  ord«f«4, 
by  tbe  H.  of  C,  to  be  printed,  80.  June  1893.) 

HoDiilH,  A.f  La  legiailazlone  delle  imprese  d!  assieurasioni  ia  lialia.  BooMi 
tip.  delle  Maotellate,  1893.  8.  157  pp.  (Coniieue :  La  legialaxione  delle  Impraie  41 
asbicurazionj  :  Cagioni  del  teuto  prugreiiso  delte  assicuraaioiii  saMa  Tita  in  ttaUiL.  Li 
legiftlaziooi  straoiere  e  iullaoa.  Dif«tti  dellt  legibiazioue  italiana  che  oe  raodoiio  hm»- 
saria  la  rifonna  CostitmioDe  della  societk,  depoalto  e  garatisiit  eapital«  veraato.  Pitlio 
tecotco  detl^  indiistna^  ravote  di  mortaliti,  saggio  d*iDt<res>e.  Le  associaaiooi  mata^ 
Biland  e  resoconti.  Biüenre  mitematiche,  valutasione  qaJnqneDnale.  Cesdoaaf  CaUimanta^ 
etc.  *•  I  bilanci  deJle  unpraae  di  asaicuraziooe  sulla  vita  per  l'eaercisio  1891.  — ) 


9.    todal«  Fimfe. 
A.f    Frei   Laod :    Ein    MoDacheD recht. 


Ein    Beitn^ 
ZUrioh,  Verlag  toq  CSUtr 


Dr  exler, 
praldinchea  DurchführaBg  der  Bodenbesitsreform. 
Schmidt,   1894. 

Da«  sociale  Zakunfteprogramm  des  Vcrfaigcra  toU  lediglich  die  NcQ* 
ordnuDg  des  Yürhältoisaefi  ziriacbeo  Gruad besitz  uod  Kapital  in«  Aag» 
fataen.  Dafs  nicht  der  Landwirt,  der  den  Boden  bebaut,  Herr  and  B^ 
titser  fleines  Gutes  eei,  Bondero  der  Kapitalist,  dem  er  yerschuldet  itt,  ilt 
nach  dem  Verfasaer  die  Hauptursache  der  Agramct;  hier  mnaae  der  Anr 
gangBpunkt  der  aoziaIeD  Agrarreform  liegen.  Die  praktiBchen  VoraehUgt 
des  Verfaei^ers  laufen  nicht  auf  VerBtaatlichung  dea  Grund  and  Bodena  hisHH, 
•ind  aber  ebenao  radikal  und  praktisch  undurchführbar.  —  Eeformen  dm 
H3rpotb&keDrecklB,  wie  z.  B.  Zinsreduktionen  oder  obligatorische  Amord- 
aatiou,  hält  Drexler  für  PaJliattTmitt^I,  die  nicht  an  die  Warsei  des  üebalt 
heranreichten;  Tielmehr  könne  es  sieh  nur  darum  handeln,  daa  Hypothekar- 


tJebeniehi  Ober  diis  nettesten  PnbUkstlotieti  DeaUchltndi  und  det  AnsUtidea. 


pfandreoht  gaoz  abzuaohaffen  aod  die  GrundBoliuldbücher  zu  sohlieCaeii. 
—  Das  heute  beateheode  Hjpothekarreoht  »ei  eine  in  jeder  Hixisicht  ver- 
derbliche  und  alien  freien  wirtachafUichen  Aufschwung  hemmende  Erb- 
schaft aus  einer  unfreien  und  egoistischen  Trieben  folgenden  Zeit.  Ke 
mÜBse  verfasBUDgämäfsig  der  Grundaatz  aufgestellt  werden,  dafs  auf  Grund 
und  Boden  kein  Pfandrecht  mehr  errichtet  werden  dürfe ;  die  erste  Folge 
werde  dann  sein,  dafs  der  Grundbesitz  nicht  mehr  ein  Ereditobjekt  und 
ein  Objekt  kapitalistischer  Spekulation  sein  werde;  das  EapitaÜntaresBe 
werde  genötigt  sein,  sich  vom  Boden  als  solchem  lo&sutrennen  und  seine 
Hilfe  dem  Erfolge  oder  MifBerfolge  der  Arbeit  anzuvertrauen. 

Bas  freie  Eigentumsrecht  des  Grund  und  Bodens  solle  aber  aUdaon 
Tor  Mifsbrauoh  geschützt  werden  und  e»  werden  deshalb  dem  jedesmaligen 
Eigentümer  eine  Reihe  von  Pflichten  auferlegt,  u,  a*  soll  er  verpflichtet  sein, 
von  seinem  Besitz  in  dessen  ganzem  Umfange  nnd  der  Bestimmung  desselben 
gemäTs  Gebrauch  zu  maoheu  ;  das  Hecht  und  der  Anspruch  auf  freie  Güter- 
tailung  soll  gewahrleistet  werden  ;  ferner  aber  soll  jedem  das  Becht  zu- 
stehen, von  unbenutztem  Grund  und  Boden  ohne  Entgelt  Besitz  %Jk 
nehmen,  unter  der  YerpfliobtuDg,  denselben  menschlichen  Bedürfnissen 
dienstbar  zu  machen  (fl), 
I  Halle  &.  S.  K*  DiehL 

B  e  b  e  1 ,  SozmldemokniUfl  und  Antisemitismu».  Bede.  Nebst  eioem  Nftchlreg.  Uerltn, 
Yerlag  des  ,,Vorwän(t'\   1894,     ^r.  S.     St  äs».     H.  O/iO. 

T«  Die»  kau,  K.,  Wie  Kollen  wir  die  Sosieldemokretie  bekämpleti?  Ein  lieitretf 
stim  VerstJLDduia  uud  lur  Ldsuugf  der  eozialeu  Frage»  BerJiDt  R,  Eck^ktein  Nubcbt,  1894. 
gr    8.     VIU— 107  SS.     AL   1,60, 

Frehands  Wirtacbafuordtiuog.  Necb  den  tod  Dr.  Theodor  Herlska  un  S9«, 
SO.  Hovemberf  1,  Deaember  1993  la  Berlin  gehftkeoea  Vortrigen  bereusgegeben  tou 
der    Berliuer    FreiUiidgruppe.     2.  AuA.    Berlin,    Gersuniiiiti.    1894.    S.    23  SS.     U.  Ovlö. 

6rodc2io5ky,  K.,  Wea  verursacbt  tiod  lordert  die  Utmifriedeobeil?  Sosielpoli- 
tische  BetreehtuDgeD.    BerJiu,  SteiDiu,   1894.     8     66  SS.    M.   1, — , 

LÖsatig,  die,  der  eozmlen  Fr*ge  von  einem  PbiloaopbeD.  Leipsig  ,  M.  8pobr, 
1894.     gr.  8.    85  SS.    M.  l.fia 

M  ü  U  e  r ,  G.,  Die  einzig  moglicb«  ond  wehre  Loeuag  der  sosielen  Frage.  Ein 
Lichtblick  in  dem  wirren  Getümmel  der  Welt  in  der  Gegeawurt.  Leipzig,  Spobr^  1894. 
gr.  8.    99  SS.     M.  1,40. 

M  o  h  e  i  m  f  Q.  (Lendemm&nn),  Die  bervorragendeo  Werke  der  Wohltbfttigkeit  im 
KiDtOD  Uri.  Z&rich,  FiLsi  &  Beer,  1894.  4.  48  8S.  mit  2  Tefeln.  H.  1,70.  (A.  u. 
d.  T.:  94,   Nenjehrsblatt ,    brüg.  ^00    der  BiirAgesellacbiift  in  Zürich  eat'  den  J&hr   1894.) 

Wiebern,  J  ,  Die  EinricbtuEig  ron  Anatelteo  fiir  aittlicb  gef&brdete  kouärmierte 
Knibeu ,  mit  besonderer  lieriicksichtigung  der  von  der  internetion&len  kriuiin&liaii&cben 
Vereinigung  (Gruppe  Deulscheä  Reich)  dem  BeJcbstsge  unterbreiteteo  Petition  betr.  ,,die 
BeblodliLDg  and  Bestrafang  jugendlicher  Verbrecher  and  verwahrJoeter  Perj^oneu^'.  Vor« 
trag.    Ilunbarg,  Ageniar  des  Rauhen  ÜAneea,  1894.    gr.  8.    64  SS.     II    0,60. 


Oayot,  Yres,  Les  principe«  de  89  et  Je  socialbme.  Perl» ,  Cb.  Delegr*YA, 
1894.  in-18  JÄSU9.  XXll— S81  pag.  fr.  1,25.  (Sommaire:  Livre  L  Principe«  et  pr^* 
jug4§.  —  Livre  U.  h^*  principe»  de  1789.  '^  Livre  111.  Les  principea  de  1789  et  les 
doctrlneti  »ucialistes.  —  Lirre  IV.     L'individualljtme  et  le  »OQiali»me.  — ) 

Maillard,  J.  T.,  Aa  prolötariat  frati^ala.  D^laration  de  principe».  Paria,  impr, 
Lambert'Epinette,  1894.     in-16.     87  pag.     fr.  0,40. 

Kentiy.  P.  D.,  How  to  prevent  strike^:  applied  ecoßomics.  London,  Heywood, 
1894.     8      78  pp.     /.0»8. 

B  a  m  ,  Abel  (Mrs*)|  Tbe  llttle  »iatera  of  the  poor.  London,  Longmaoe,  Green  & 
C*,  1894.     crowii-8.     3£6  pp.     6/.—,     (,,Little  aiater»  of  poor''    i^t  der    Name  eixiea  der 


640     tfetersiefat  aber  dit  nMMteii  PubHkiÜoD^n  DeutscbUnda  ttod  det  Aiil«&<lil. 

römis«b-katholUcbea  Kircbe    fttigeborigeo,    in  255  Niederl«Asaog«D    über   die    fAiiU  Sfdi 
Terbreitet«n  Ordeüs,  der  sieb  lodi|(hcb  mit  Werkoa  der  BftrmberBigkeJt  »bgHbt) 

A  1 1 1  del  U  coDgreAno  uezioDale  delJe  opere  piei  tenuto  in  Fireose  oet  tttie  di 
mano   1895.    Firenie»  tip.  Ci&rdeUi,  1893.    8.    919  pp. 

O^gero,  6,  Sorgete !  Tortiio,  tip,  Spaodre  k  LaimAri,  1894.  8,  18  p^."  L  0«$. 
(SocUUamo  pöpoUre^  fA»c.   1.) 

LeaOj  C.  L.f  Het  Aocielisme  eu  bet  chrbteiyk  baiagtiin«  Een^bl^rud^  tociial 
TTAAgstak.     Utreclitf  Breijer,   1893.    gr.  8.    99   bis.     fl.  OfSO. 

Ooaterbout,    K.  A.|    Geen    armoedef    geeo    drookentcbAp    meert 
koloDiMtie  ter  be»trgdmg  vah  pauperUme  eo  alcoboliftme.  AmsterdaoD,  J.  F.  A. 
1893,     gr.  8,     97  bis.     U.  0,40. 

10.     OeietigeboDg. 

Araki,  Torataro»    JipBni»ches    Ehedcblier*ungsrecht.     Eine    bistoHaell-l 
Studie.     GdtlingeD   1894.     gr.  9^     63  SS.    (Diji»erUtioQ.)    M     1,90. 

ßrausfiDweiD,  J.  H.f  Oai  österreichi«cbe  uud  ungftri»cbt  UaiideUrecbC  fa  fish 
gieicbeiider  Dwiitenung.     Wien,  Deuticke,  1894.    Ruy.-8.    VIII -29»  SS-     U.  $.—, 

C  a  3  p  li  r ,  P.  (8u«t»auwali) ,  Da»  preuraiKbe  Ver&aiDmlaßgs-  und  Vereinwtebt 
Systematisch  dargeslelir.     tierltn,  Garteatag,  1894.    8.     VIII'-124  SS.    H.  9*^. 

K  r  ic  be  J  dor  ff ,  F.  (Hefer.),  Baltitug  des  Verkäufer»  bei  bebebbareo  M&agels  der 
Kaufsacbe.    GÖttiDgen  1894.    gr.  8      38  SS.     M.   1  —.    (üiMertation.) 

Pistor,  U.  ^GebMedlt.),  Da«  Apochekenwe^eu  io  Preuieea  aacb  deaUcbem  Reteht* 
und  preuf:it»cbem  Laodeerecbt.  Uoter  BeDatzuog  arotücber  Quellea  bearbeitet  BerUikt  H 
Sohoets,  1894.    gr.  8.     X— 977  SS.     M.   7.—. 

V.  ScbwGJtierf  K.»  Die  RegieruDgarorlagen  betr.  das  Böferecbl  ia  Nieder^estsh 
reich  besprochen.     Kremi«  F.  Oesterreicher,   1894.    gr.  8.     35  SS.     M.  0,60. 

8  i  l  b  e  rv  c  h  m  i  d  t ,  W.  (Amtsricbter),  Die  KDüttehnog  des  deaUcbeo  8aadeligericbla 
Nach  archivalischeD  QueUeo  dargestellt.  Leipzig,  Doncker  &  Haaiblot ,  1894  gr.  8^ 
X— 181  SS.     M.  4.—. 

StUlmark,  Fr,  Beitrüge  zur  Senotni»  der  altJiTl&Ddiicbeu  Baoemreehta.  ftP- 
TimiairGchUiche  Srudie.  Jurjew,  Karow,  1894  gr  8.  68  SS.  M«  1.10.  C8ood«rabdrick 
aus  „Dorpater  juristiAebe  Studieu**.) 

Zürn,  F.,    Das   preufsiAche    fclherecht    und    da«  Becht    der    filtern    atid    Kinder  in 
Gebiete  des  Allgemeiuen  Latidrechts    mit  KiuAchJufs  de»  LQbtsehen   Recht»  and  der  Pon- 
mertchea  BsuerDOrtlnuttg.      Berlin,    Heymann,    1894.     gr.  8.    XXIU— 966  SS«     M.  i.^ 
(A.  a.  d.   T.:  Handbuch  des  FetDtlieD-  und  ErbrechU^  Teil  L) 


Ctaro,  C,   Droit  romain:   De  la  ri^lo  nemo  alter!  stipuien  potest;    droit 
Das  a8suranL*e5  «nr  la  vie  entre  <&poux  (tb^ie).  Orions,    impr,   JUorand   1899.  8.  998  j 

Loi    dn    80  JADvier  1893    sur    la    marine    marchande.      Reglement    d'adraisiitratii 
publique    pour    l'jippiication    de    la  loi.     Tableau    de»   diataocea   de    port  k  pon    poor  I 
oavigatioD  au  cabotage    internatiotial    defini  per  la  loi.     Etablissement   et    mode    d*ca 
du  tableau  de»  diatance».     Pari«,    iinprini.  nationale^    1893.    gr,  ln*4     XXVIll — 857 

As  »am    (tbe)    Labour    end    Emigration  Act,    l882;   as    modvfied  up  to  ibe  t*  Mtf ' 
1893.     Calcutta,  Office  of  the  Superintendent  of  government    prtDttng,    1893.     S,    (PabU' 
ratioD   of  tbe  Legislative  Departmenti  Government  of  India.) 

Baden-Powelt,  B,  H,  Forest  (aw:  a  courte  of  lectares  oa  tbe  prindples  of 
civil  and  criminal  law,  aod  on  the  lair  of  tbe  fore»!  (cbieflj  based  od  tbe  law»  m  foffi 
in  Britii»h  India).     London,  Bradbury,   1894.    8.     500  pp.    7/.6. 

Bri  stowe«  L.  S.,  A  legal  haadbook  for  the  aae  of  hospital  aathorlt]«a.  LoadM. 
Beeves  k  Turner,   1894.    crown-8^    3/>6. 

Jones,  L.  A.,  A  treatise  on  the  law  of  mortgages  oa  personal  prop«rtj,  4tk  tdlliot^ 
rar.  and  enlarged.    Boston,  Uoughtoi],    Mifflin  &  C^    1894.     8*     XIV  — 888  pp.    $ 

W  1 1  e  w  ft  a  1 ,    G.,    Het    toooderpapier    (Das  lobaberpapier).     Een    bargerrecbi 
stodie.    VHage,  Oabr.  BeUnfante,  1894.  gr.  8.  98  bla.    fl.  1,50. 

11.    Staat«-  tmd  VarwAltmigmclit. 
Bismarc  k.     Di«    Reden    des    Ministerpriatdenten    und    Beiebskaoaters    Fflrstao   t. 
BUmarck  im  preufsischen  Landtage  and  im  deauehen  Rdcbstage  1881^1883      Krtti 
Anagabe  besorgt  von  Horst  Kohl.  Stuttgart,  CotU,  1894.  gr.  «,  XXU— 479  SS.  it  f.^ 


Ueberaicht  Über  dl«  ncoesteii  PablikRtioii«ii  Deotsobtandft  ond  des  Aosbuides.    641 


(A.  u.  d.  T. :  Di«  politlscheo  Rudea  des  FQrstea  Biimu-ck.  Historisub-kritlsche  Geiamt- 
atugaba  too  Horst  KohJ.     Bud  IX:  ]  881  ^1883) 

B  r  e  a  1 1  a.  VenrahuDgsberichl  des  Haf^istratfi  der  kgl.  HRopt-  and  Residensvtadt 
BreK]&u  für  die  drei  EtAmahre  vom  ).  April  1889  bi»  81.  lÜLns  1898.  2  Teile.  BresUii, 
Druck  TOD  Graf»  Barth  &  C^,  1893.     fioy.<8      X^608  o.  8S9  SS. 

Breftlaaer  SudibaushiütaetAt  für  du  Jahr  Tom  1.  IV.  1894  bis  31.111.  1895, 
Brwlau,  Druck  vdo  GraX*,  Barth  &  C^,  1894.     4.     XXV— 868  SS. 

Dortznifid.  Bericht  über  Stand  und  Verwaltung  der  GemeiodeatigelegeDbeiUn 
der  Sudt  Dortmund  für  189S/$a.  Dortmaud,  Buchdruckerei  von  Krüger,  1894.  4  144  3S.  ~ 
Bericht  der  Verwaltung  des  Armeoweseuit  der  Stadt  DortmuDd  für  daa  Verwaltung^jahr 
vom  1.  April   169S/93,  ebd.     Buchdruckerei  von  F.  W.  Euhfus,   1893,     4.     51  SS. 

FranrlTü,  Fr.  (Prof«)«  Bayerns  nationale  und  internationale  Stellung.  Ulstoriscb- 
politiacbe  Studie.     München.  Lindauer,   1894.     8.     46  SS      M,  0,80. 

Hambitr^iseher  Staatsli&lender  auf  das  Jahr  189i.  Amtliche  Au.^gabet  Ham^ 
bürg,  gedruckt  bei  Ltitoke  &  Wulff,  1894.     4.     Kalendarinm  und  36a  SS. 

Htlfflbacfa  für  Strafvollsugs-,  Rechtahilfe^  und  Aaslieferungsangelegenbeiteo,  oebst 
Sjtattlichen  AuiUefcrungsverträgen ,  ergänxt  durch  Gesetze ,  Verordnangen,  miniiterielle 
Erlasse  etc.  Mit  Anmerkungen  versehen  vou  C.  Kurts  (AGerE.)  Berlin,  O.  Liebmtun, 
189B.     8.     XI— 269  SS.  geb.  M.  4,fi0. 

liürbin  (Gymuns.-  u.  Lyceumsrektor),  Dw  deutsche  Adel  im  «rstoo  deutscheo 
StaaUrecht.     Luaern,  Gebr.  Räber  &  C°,   1894.     gr  4,     24  SS.     H.   I,fi0. 

Krause,  K.  Cb,  Fr.,  Vorlesungen  Qber  Katurrecbt  oder  Philoaopbie  des  Rechtes 
und  des  Staates  Handacbrirtlicbes  VorlesungsheA  des  Verfassers,  herausgegeben  von 
(Prof.)  Richard  Mucke.     Leipzig,  Felber,    1894-     gn  8.     Xll-SSt   SS.     M.   5—. 

V«  Land  es  Synode  der  evangeliscb-tutberiscbeu  Kirche  nftunovers  1893.  Proto- 
kolle, Hannover,  Druck  von  W.  Jargens,  1894,  8.  XVI— ßöl  SS.  —  Aktenstücke 
u.  75  Drucksachen,     ebd.    1894.     8.     c.  600  SS. 

Lehmann,  Max,  Preufsen  und  die  katholische  Kirche  seit  1640*  Nach  den 
AkUn  des  geh.  Staatsarchives.  Teil  VII:  Von  1793—1797.  Leipzig,  Hirxel,  1894. 
Roj.-S.  VI— 880  SS.  M.  S8.— .  (A,  a.  d.  T. :  Publikationen  aus  den  kgl.  preals. 
StMtSArchivent  Band  LVI). 

Lüneburg.  Anstug  aus  der  Kämme reirecbniiDg  der  Stadt  Lüneburg  flr  das 
Rech nuni^sj ihr  vom  1.  April  189S/93.  LDnebtirg,  Sterusche  Boebdruokerei,  1894.  gr.  4. 
8  8S. 

Hey  er,  G,  (Prof.,  Heidelberg),  Lehrbuch  des  deuischoti  Verwaltnngsreohtes.  3.  Attfl. 
Leipaig,  Duncker  &.  Humblot,  1894.  gr.  8.  VIH— 499  SS.  M.  8.—.  (Inhalt:  Auswj&rtige 
Verwaltung,  —  Militärverwaltung,  —  Finanz  Verwaltung). 

Hioden.  Verwaltungsbericht  des  Magistrats  der  Sudt  Minden  für  1890/91,  1891/9t, 
189S/93.     Minden,  Druck  vou  Leonardy  &  C*»,  1894.     gr.  Lex,-8.     90— VII  SS. 

Protokolle  des  am  S6.  und  S7.  Juni  1893  abgehaltenen  Städletages  des  Hannover- 
sehen Stidtevereins.     Hannover,  Göhmannsche  Druckerei,  1894.     4      78  SS. 

v.  Sühilgen,  Fr.  (OLandesGerR.,  Hamm).  Das  kirchliche  Vermögensrecht  und  die 
Venndgensverwaltung  in  den  katholischen  Kirchengemeinden  der  gesamten  preufsiscben 
Monarchie.  3.  Auil.  Band  III^  Das  Geltungsbereich  des  preu  fsi  sehen  All  gern  einen  Land* 
rechts.     Paderborn,  Bonifaeiasdmckerei,   1894.     8.     VllI— 387  SS.     M.  4 

Schwel  doit2  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegenbeiten 
der  Stadt  Schweidnits  in  der  Zeit  vom  1.  IV.  1899  bis  81.  lll.  1893.  Schweidnlt«,  Bach- 
druckerei L.  Beege.  1894.     4.     IV— 80  SS. 

Stettin.  Verwaltungsbericbt  der  Sudt  Stettin  vom  1.  April  1899  bis  dabin  1898. 
II.  SpesiAlbericht.     StettiB«  Druck  von  F    Hessenhind,  1893.     4.     56  SS. 

V  e  r  w  A  1  tu  n  g  s  b  e  r  i  c  h  t  der  kgl.  württembergischen  Verkehrsan stalten  jFür  das 
Beohnuagsjahr  1892/93.  Stuttgart,  Metxler,  1894.  gr.  8.  VI— 494  SS.  mit  Karte  und 
Proflltafel. 


Deisolliers,  F.  (ancien  d^put^).  Organisation  polHique  de  rAlgdrie,  Expoi^ 
Gritiques  et  reformes.     Paris,  A.  Challamel,   1894.     8.     fr.  5. — . 

Ireland  as  it  is  and  as  it  would  be  under  Home  Rule :  €S  letters  written  by  the 
special  oommissioner  of  tbe  Birmingham  Daily  Gazette,  between  Marcb  and  August,  1898. 
„Birmingham,  Daily   Gazette"  C  and  London,  Simpkin,  1894.     8.     414  pp.     5/.— - 

Lecky^  W.  E.  H.,  The  empire:  ita  value  e.nd  its  growth.  An  inaogural  address 
Dritte  Fotfs  BA.  YH  rLZß)  4^ 
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deÜTered  at  the  Imperial  lostitute,  November  90,  1693^  aoder  th«  presidencf  of  0.  &.  U. 
the  Pfioce  of  Watea.  LaadoD,  Longmani,  GreeD  &  C^  1895.  d/  48  pp.  1/6.  (UeW 
die  staatepolitlsche  und  wirtflchattliche  Bedentaog  der  englbeben  Kolonien  mtd  iu 
tndiscbeo  Kalserreiebs  für  das  engliacbe  Mutterland.) 

Loftua.  Tbe  dlplomatic  remmisceneea  of  Lord  AugQ»ttu  Loflo«.  Second  scrwi. 
2  vols.  London,  Cassell  St  C«,  1994,  B.  32/.—.  (Die  !»,  Serie  amfa&t  die  Qtet&dt^ 
scbaftAperiode  de«  Lords  an  den  Höfen  von  München,  Berlin  und  St  Petereborf,] 

O'Brien,  W.  (M.  Part),  Irbh  ideas.  Loodon,  Longmaos,  Oreen^  k  Co.,  UH 
crown*8.  176  pp.  2/,9,  (Contents:  The  Irisb  national  idea.  —  The  loa!  opportomti«« 
of  the  Irisb  gentry,  —  Among  the  cloud»  in  Ireland.  —  A  gern  of  misgorenuiii&t  n 
Ireland.  —  The  influence  of  the  Irish  langaage.  —  Are  the  Iriih  evicted  tenaat»  koavii  f 
Hr.  Morley'f  task  in  Ireland.  —  Toleration  in  tbe  fight  for  Ireland.  —  An  Irisb  poer 
scbolar.  —  The  irisb  age  of  gold.  —  The  foture  of  tbe  yonng  niea  of  Irelaod    — ) 

Shaw^Lefevre,  O. ,  Engliab  commons  and  forest*:  tbe  story  of  tbe  bettle 
during  tbe  last  tbirty  years  for  public  rights  over  the  coimnoni  aad  foreets  ot  BogiaDi 
and  Walea.     London,  Csieell,  1894.  8.  380  pp.   10/6. 

A  0  o  u  a  r  i  o  de  Direc^Ho  gerti  de  adnünistra^ao  poljtica  e  oiril  b^  aano  (99  de 
Julho  de  199&  a  21  de  Julho  de  1899.)     Liaboa,    imprensa   oacionalf    1898.  8.  Ttl  pp 

O  p  p  6  u  h  e  i  m,  J.,  De  theorie  van  den  organisoben  Staat  en  bare  waarde  voer 
onsen  tijd.  Rede  op  18.  OcL  1898,  bij  de  aanvaarding  van  bet  boogleeraarsaiabC  sae 
de  rijltauniverBiteit  te  Leiden  uitgesproken.  Groningen^  Wolters^  1898.  gr.  8.  84  bis. 
fl.  0,60. 

18.  atatUUk. 

Allgemeines. 

Ztittia*  F.  (Ingenieur).  Statistik  der  scbmalspurigea  Eisenbibnea  flr  dM  6e^ 
Irleb^abr  1891.     Jahrgang  U.  Wiesbaden,  Bergmann,  1894.     hocb-4.     M,  4.—. 

Deutsches  Reich. 

Beitr&ge  sur  Statistik  Mecklenburgs.     Band  Xil,  Heft  9.     Inhalt;  Dl«  BrgebalsM«* 
der  YiehzILhluDg  vom  L  XIl.  1892  Im  Qroftheriogtum  Mecklenbarg^Sobwerin^ 
Stinersche  üofbhdJ.,   1893.     gr.  4.  209  Sä.  (yerMentllcbung    des    grorshen. 
Bureaus  zu  Schwerin.) 

Breslauer  Statistik.  Im  Auftrage  des  Magistrats  herausgegeben  vom 
Amt  der  Stadt  Breslau.  Band  XV,  Heft  1.  Bresteu,  E.  Morgenstern,  1898.  ff.  I* 
118  83«  Nebst  2  graphischen  Darstellungen  über  Breslauer  Durchschnittspreis«  1991 
M.  8.—.  (Inhalt:  Bevälkerungswechael  im  Jahre  1892.  —  Zur  Statistik  der  Srkiaa^ 
kuDgen  im  JaUre  1893.  —  Meteorologische  und  physikalisobe  VerMItniaa»  üo  Jabft 
1892.  Preise  für  Nabmogsmittel  and  andere  Verbraucbsgegenständo  im  9.  Hall^.  1811 
und  im  Jahre  1892.) 

Breslauer  Statiatik.  Im  Auftrage  des  Magistrats  herausgegeben  rom  atetSadadbA 
Amt  der  Stadt  Breslau.  Band  XV,  Heft  3.  Breslau,  E.  Morgenstern,  1898.  gr. 
347  SS.  mit  €  Tafeln  u.  I  Plan  von  Breslau  in  Imp.-quer  folio.  M.  4,60.  (Inhalt :  V« 
waltungsb erlebt  der  städtischen  Bank  für  das  Jahr  1892.  —  Bericht  der  stadli 
Sparkasse  für  das  Jahr  1892/93.  ~  Yerwaltungsbericht  der  Kanal betriebsinspektioo  l 
des  Betriebs  der  Kanal  Pumpstationen  and  der  Rieselfelder  fQr  das  Jabr  1892/98.  -^^^ 
Beriebt  Aber  die  V^erw&ltung  des  Krankenbospitais  lU  Allerheiligen,  das  stidtiscbü 
Krankenhauses  an  d«r  GöpperUtrafse  (IrrenansUU),  des  Wenael  Hanckesehan  Krafikin» 
baases  Hlr  das  Jahr  1892/93.  —  Bericht  über  die  Verweltung  der  stidtlscheti  Promenadi, 
Parks,  Alleen,  der  stidti9cb«»n  Gas-  und  Wasserwerke  für  1892/98.  —  Btiieht  dea  ebeoii- 
sehen  Dntersucbungsamts  für  das  Jahr  1892/93.) 

Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  dea  bersoglichen  Staatsmlaistoirlnaif  tt 
Ootba.  Jahrgang  1893.  Gotba,  C  F.  Tbienemann,  1894.  Polio.  IV— 189  S8.  (Ubifi: 
Die  Ergebnisse  der  Viehaftblung  am  L  XII.  1892  in  den  Hersogt&m«rii  SMliMii>K«b«rr 
und  Ootba.  -^  Krmlttelung  des  Lebendgewichts  und  des  Verkaufswerts  dar  ahmilim 
Viebgattungen  nach  dem  Stande  vom  1.  XIL  1892  und  im  Vergleich  mit  den  ErfebftilWi 
der  Viehiihlung  am  10.  L  1873  und  10.  I.  1883.  —  Die  Ergebnisse  der  ViebsiUc« 
am  1.  XIL  1892  Im  Vergleich  mit  den  Ergebuisfieo  am  10.  L  1878  und  10.  L  I98l>^ 
—  etc.) 
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MitteiltiDgen,  ForBtAUtiBtbche ,  aas  Württembargf  für  du  Jahr  1892.  Jahrg. XI. 
StüttgHTt,  M«l&Ier,  1894.     4.     114  86,     M.  !,->. 

Monatsberichte  dea  atatisüschen  Amt«  dtr  Stadt  Breslaii  (Aber  BeTSlkeruagB* 
wecKiBelf  meteorol.  und  physikalische  VerhiltDisse^  Preise  aad  elnielne  VerwaltUDgtergeb* 
nisie:  [öffentliche  VolksschaleOf  Baathätigkeitf  Qrandbesitzfrechtel,  städtisches  Leihamt, 
stAdtisches  Elektrixitätj^werk,  Wasser*  and  Gaswerke,  SchlachLhofsrerkehr,  etc.]  für  das 
Jahr  1893.  Jabrg.  XX.  BreslaUt  Drack  der  OenosseDschafbbacbdrackerei^  e.  6.,  1894, 
gr.  8.     140  SS. 

Nachweiiaogen,  statbÜMbe,  betr.  die  m  den  Jahren  1886  bis  einschliefsUch 
1889  TolJaodeteu  uad  abgerechnetea  prealVisehen  Staatsbaaten  aas  dem  Gebiete  des 
Hochbaues.  Bearbeitet  von  (GOBaiiB.)  Loreni  und  (Brandfiaulnsp.)  Wiethoff.  YL  Ab- 
teilung. Berlin,  Ernst  &  Sohn,  1894.  Imp.-4.  51  SS.  H.  4.--.  (Aas  „ZeiUchrift  fftr 
Banwesen*'.) 

Statistik  der  Güterbewegmig  auf  deatsehen  EiMobahoeo  nach  Verkehrsbeairkea 
geordnet.  Band  XLYII,  Jahrg.  XI  (1898)  3.  Vierteyahr.  BerÜOf  C.  Hejrmann,  1894. 
Boy.-folio*     363  SS.     geb.     M,  11.—. 

P  r  e  n  fs i sc h  e  Statistik.  (Amt! khes  Qaellen werk.)  Heraasgegehen  in  awanglosen 
Helteo  vom  kgl.  statistischen  BÜreau  in  Berlin.  Heft  li4:  Die  Sterblichkeit  nach  Todes- 
ursacbeii  und  Attersklasaen  der  Gestorbenen  sowie  die  Selbstmorde  und  die  tätlichen 
Yernnglücknogen  im  preulsischen  Suate  während  des  Jahres  1891.  XLVXll — 261  SS. 
M.  7,80.  —  Heft  127;  Die  Gebarten,  EheachlieriaDgea  und  SterbefSlle  im  preafsisehen 
Staate  während  des  Jahre«  189S.     XXII— 310  SS.  M.  8,40.    Berlin,  Verlag  dea  BEreaas, 

1893.  Ro)r..4. 

Statistik  der  zum  Ressort  des  königlich  preafsisohen  Hinisteriams  des  Ion em 
gehörenden  Straf-  and  Gefangen anstalten  für  1.  lY.   1892/93.  Berlin,  Drack  von  A.  Haack, 

1894.  Bof.-4.  rY— 237  SS.  (Inhalt;  Allgemeine  Verwaltnngsstatistlk :  GefaxigeDpersoDal 
und  Bewegung  desselben.  Verpäegang,  Arbeits  betrieb.  Schul-  and  Beligionaanterricht. 
Isoliening.  DissiplinarbestrafangeD.  Briefwechae!  und  Besuche.  Gesund  bei  tJtzastand  und 
Sterblichkeit.  KasBenverwaltung  und  Finansergebüisse.  Vorllnflge  Entlassungen.  —  Per> 
sonalstatistik  der  Zachthaaagefangenen.  —  etc.) 

Wochenberichte  des  atatistischen  Amts  der  Stadt  Breslau  (über  EbescfaHeraangen, 
Geburten,  Sterbefalle,  meteorologische  und  physikalische  Beobachtangen^  sowie  über  polUei- 
lich  gemeldete  Erkrankuegen)  Jahrgang  XX,  1693.  Brealau»  Druck  der  Genossensehafts- 
druckerei,  e.  G.,  1894.     gr.  8.     52  Nrn. 

Frankreich. 

Carte  et  atatistique  des  statlons  centrales  de  dEstribattond*^nerglt^leotriqae,  Stabiles  en 
France  an  1«  Jan  vier  1894.     Paris,  Labore,  1894.     fr.  0,60. 

Compte  gen^ral  de  radministration  de  la  justice  civile  et  commeroiale  en  France 
et  en  Atg^rie  pendant  Tanu^e  1890,,  pr^sentu  an  President  de  la  E^pabli<|ae  par  le  Garde 
des  sceaux:  Ministre  de  la  Justice  (Mr.  E.  On^rin).  Paris,  imprim.  nationale^  1893.  4. 
XLI  pag*  texte  et  174  pag.  tableaax  stattstiques. 

Compte  g^n^ral  de  Padminiatratioii  de  la  jasttc«  criminelle  en  France  et  en  AlgMe 
pendant  l'ann^e  1890,  prdsentä  au  President  de  la  R^publiqae  par  le  Garde  des  sceauz: 
Ministre  de  la  justice  (Mr.  E.  Gnirin).  Paris,  imprim.  nationale,  1893.  4.  XLIX  pag. 
teite  et  172  pag.  Ubleaux  statistiques. 

B  ^  s  u  1 1  a  t  s  stitistiques  de  i'assurance  obligatoire  contre  la  maladie  en  Antriche* 
Paris,  imprim.  nationale,  1893.  gr.  in-8.  147  pag.  fr.  1|50*  (Office  du  travail.  Noticei 
et  comptes  rendus,  fascicule  YI.) 

Statistiqne  des  gr&ves  survennes  en  France  pendant  Tann  je  1898.  Paris,  imprim. 
nationsle,  1893.  gr.  in-8.  186  pag.  fr.  1,50.  (Office  du  travail.  Notices  et  comptei 
rendus,  fasc-  YII.) 

Schweiz. 

Schweiierische  Statistik,  Lieferung  94:  Die  Bewegung  der  Bev5(kerang  in  der 
Scbweia  im  Jahre  1892.  Bern,  Grell  Fiisali,  1894.  4.  34  SS.  (Heraasgegeben  Tom 
statiatiichen  Bureau  des  eidgenöss.  Departements  des  Innern.) 

Norwegen. 
Norges  offidelle  Statistik.     111.  B«kke  (Folge)  N*>  175:  Beretning  om  SkoleTsase* 
nfttd   Tilstand    for    Aaret  1889    (öffentliche  ünterrichtsstatistik).    lY— 95  pp,  —  N«  176? 

41» 


tJ«bersicht  Über  die  D^ueiton  PublikitioneD  DeatAchUnds  und  de» 


Korskfl  SuUtelegTAfs  Sutistik  for  1892.  83  pp.  —  K*  177:  Ber«toinfC  om  KiS«**  ^^f*^- 
ArbeidsinsUltor  for  A*ret  1.  Joli  1890  til  SOt«  Juni  1891.  IV— 94  pp.  —  K«  ]T8:  S4»^ 
tiatik  över  Norged  kommaoati  Fmantser  i  Aaret  1890  XXXIII— 99  pp.  --  N*^  If | : 
Tabetler  vedkommtod«  Norgöi»  PoMvj&soq  for  Aftret  I89S.  VI— 53  pp,  —  K*  180t 
Beretnmg  om  Rigets  DUtrikUfnogaler  (Kreisgef&ngDisse)  for  Aaret  1891.  IV— 47  pp  ** 
N"  181:  BeretoiDg  om  Vet«rinecrvi^»eDet  i  Norge  for  A«rel  1891,  VIU — SOO  pp' — 
N*^  182:  TabeUor  vedkommeode  Norges  almiiideUge  Brau dforsikriogs-mdretitis^  for  Bff* 
nlnger.,.*  i  Äarone  1885—89  (Statistik  der  NorwegUcheo  OebftudaTendebdnuig 
BrandschKdea  in  den  Jaliren  1885—89).  X— 107  pp.  —  N^  183:  Taballer  T^dko 
Horgea  Fbkerier  i  Aar«t  1892  (Norwegiscbo  Bocbseefischerd  im  Jahr  1892)*  XIV— 99pp. ' 
-  N«  184:  Tabetler  vedkommeode  Norges  ErimiDalstatiatik  for  Aar«t  1890.  VI— 57  ] 
^niMDiDOD  10  Hefte.  Kriaüania,  Aacbehong  &  G«,  1893*     gr.  8. 

Spanien. 
Estadiitica   de   la   emigraei6n  e  iDmigracidn  de  Espana  an  lo9    aooa  de  1881 
1890  por  la  DireccI6u    generat    del  lostitüto    geogr4fico  y  estadistico.     Ifadrid,   impmi^l 
de  la  Direccidn  generat  ete.^  1891.     Imp.-8.     642  pp. 

Portugal. 

Ettatifltica  orimmal  e  diadplluar  do  exerctto  relatira  ao  anno  de  1^91. 
imprensa  nacioDAl,  1893.     gr.  ifi-S.     75  pp.     (Statinik  der  militlnsoben  Btrafriebt«p6egm1| 
In  Portagal  für  da«  Jahr  1899.     PabUkation  dea  Krtegtmioisleriams.) 

£atati$tica  geral  des    corr«ioiif    telegraphos  e  pfaaroes,   anno  da  1889. 
impreDsa  nacional,  1892.     4,     XXX — 119  e  VI— 81  pp.  o.  8  mappas  graphiooa     (f 
oa^So  da  Direc^So  geral  don  correlo»»  felegraphos  e  pbaraos.) 

Eatattstica  dos  direitos    do    consumo    de  Liiboa  no  aotio  de  1890.     Liaboa,  : 
preosa    oactotial,    1891*     8.     40  pp.      (Statistik   der    Roasamtioa&abgaben    von    Lk 
im  Jahr  1890) 

Movimetito  da  popula^^o.  Eaiado  civil  Emtgra^ilo«  Estattstica  eapeeiat  IV» 
anoo:  1890.  Lisboa,  imprensa  uaeiooal,  1893,  Roy.  iii-8.  XI— 193  pp.  (Pubtlea^lo 
do  Ministorio  dos  obrai  pablioas ,  commercto  e  ludostrla^  Direc^Jlo  geral  do  commarcio  « 
in  du  Stria.)  I 

Amerika  (Vereicigte  StaateD). 

A DD  aal  report  (IXth)  of  the  Bureaa  of  Sutlstic*  of  labor  of  State  of  Keir  York 
for  the  year  1891.  Part  1  and  IL  Atbany,  J.  B.  Lyoa,  priated  1899.  8.  IV— 1104-1^ 
84  pp.     (äumm&ry :  Part  I.     Rates  of  wages.     Part  IL     Strikes  and  boycotU,   1891.) 

A  n  D  u  a  t  reporl  (Xth)  of  the  Bureau  of  gUtisücs  of  labor  of  tbe  Sute  of  Kew  To 
for  tbe  year  1892.  2  parU.  Albaoy,  J    B.  LyoD,  1893,  gr.  tD>8.  477  +  19;  572  +  I'PP^ 
doth,     (Summary :  Part  I.     Review  of  tbe  economic  developmeut  of  New  Tork  State  i 
10  yearf.  —  Part  II.     Strikes  and  boycotls,  1892.  — ) 

Statistical   tables    exbibitiog    tbe    commerce    of   the    ü.  States    with 
countries  firom  1790  to  1890.     WasbiDgtOD  ^  Government  Priotiog  Office,  1893.     gr.  Ia-| 
LX — 460  pp,,    clotb-      (Prepared    by  the    Chief   of   the    Bureau    of   »tatisüca^    Tr 
Dapartment.     Contents:  Total    vatuea    of  Imports   and    azports,  —    Imports  BJid  txpoH 
by  articles.) 

Aalen  (Japan). 

Jabrboob,    statisUs ohes ,    des   Kaifterroicbs  Japan.     Jahrg.  XII  (1891  und   lS'^'i)i{ 
Tokio  1893.      gr,  I11-8.     1063  8S.      (Ganz    in  japaniaeber  Sprache    mit    elfter    Ttt^»l<<     t#] 
matteres    in    fransJSsiicber    Sprache.     Herausgegeben   vom   kati.  japaniseheii    sti 
Qeneralbüreau.) 

( — )  Ostindien« 
Censua  of  India^  1891.     General  tables  for  british  provincas  and  feudatory  Slilei* 
Voluma  n.     London,  printod  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.    Folio.    IV — 186  pp.  doth. 
(Conteota:  The  popolation  by  caste,    tribe,    or  race.  —   Literacy  and    iaftrmity  by  oaate. 

—  Proportional  reduction  of  the   caste  retums.  —  Sabdivisioos  of  provinees    and  Statci^ 

—  Note  on    age   dLatribntion  in  Indla    and  rate  of  mortality ;   witfa  life  tAblaa,    by  Q.  f. 
Hardy.) 
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Aastralien. 
Coghlan,  T.  A.  (Goyernineiit  statisticiao  of  New  Sovth  Wales),  A  statisticat 
aeeonat  of  the  seren  colonies  oi  Aastralasia.  Sydney,  Ch.  Potter  printed,  189S.  8.  VI — 
•449  pp.  with  map  and  dla^ams.  (ContenU:  PoUtical  dirision«.  —  Areas  and  bonndariee. 
—  CUmate.  —  Shipping.  —  Commerce.  —  Kailways.  —  Post  and  telegraph.  —  Par- 
Uamenta.  —  Defenee.  —  Edncation.  —  Religion.  —  Population.  —  Agrieoltore.  —  Pastoral 
aad  dairy  industry.  —  Mineral  resoorces.  —  Food  sapply  and  eost  of  living.  —  Em- 
ploynent  and  prodnction.  —  Local  goyernment.  —  Finance.  —  Priyate  wealth.  —  Land 
and  aattlement.  —  Social  condition.  — ) 

18.  YenoldedeBea. 

Adrefsbäch  des  gesamten  deutschen  Adels.  Jahrg.  I.  Heft  1 :  OstpreoCsen  and 
Wes^renfsen.  Heraasgegeben  yon  A.  Brode.  Berlin,  Selbstyerlag  des  Heransgebers, 
1894.     gr.  8.     107  SS.     geb.     M.  4.—. 

Annalen  der  schweiaerischen  meteorologbchen  Centralanstalt  1891.  Zürich,  Druck 
yon  Zürcher  &  Fnrrer,  189S.  4.  150,  8,  61,  37  n.  S2  SS.  mit  10  Tafeln.  (Der  schwelle- 
riichen  meteorologischen  Beobachtungen  Jahrg.  XXVIII.) 

Becker,  H.  (Beg.-  u.  MedB.),  Der  Begierungsbeairk  Hannoyer.  Verwaltangs- 
berioht  fiber  dessen  Sanitits-  und  Medisinaiwesen  in  den  Jahren  1889/91.  Nach  den 
Qoallen  bearbeitet     Berlin,  Springer,  1894.     gr.  8.     IV— 118  SS. 

Beschreibung  der  Garnison  Kassel  yom  Standpunkt  der  Gesundheitspflege  an» 
aufgestellt.  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1898.  Lez.-8.  X— 166  SS.  Mit  2  Karten,  66  Tafeln 
und  1  Abbildung  im  Text.  Inhalt:  Die  Stadt.  —  Die  Oarnisonanstalten.  —  Statistbohes. -^ 
(A.  u.  d.  T. :  Qarnisonbeschreibungen ,  yom  Standpunkt  der  Gesundheitspflege  aus  auf- 
gestellt. Herausgegeben  yon  der  Mediainalabteilung  des  kgl.  preulsisohen  Kriegsmi- 
nisteriums.) 

Generalbericht,  VI.,  fiber  das  öffentliche  Gesundheitswesen  im  Regbes.  Mfinster, 
die  Jahre  1889—1891  umfassend,  ersUltet  yom  (Reg.-  u.  MedB.)  Hölker.  Mfinster,  Druek 
der  Krick'schen  Bncbdruckerei,  1894.     gr.  8.     168  SS. 

Oraberg,  F.,  Die  Eraiehung  in  Schule  und  Werkstfttte.  Zfirich,  Orell  FfilUi, 
1894.    8.    80  SS.    M.  1,60. 

Haffter,  E.,  Georg  Jenatsch.  Ein  Beitrag  aur  Geschichte  der  Bfindner  Wirren 
Dayos,  H.  Richter,  1894.     gr.  8.     XIX— 668  SS.     M.  6.—. 

Hildenbrand,  F.  J.,  Matthias  Quad  und  dessen  Europae  uniyersaiis  et  particn- 
laris  descriptio.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Kartographie.  Frankenthal 
1892.    8.    46  u.  68  SS.    M.  2.—. 

Joly,  H.  (Ingenieur),  Technisches  Auskunftsbnch  ffir  das  Jahr  1894.  Notisen, 
TabaUen,  Regeln,  Formeln,  Gesetze,  Verordnungen,  Preise  und  Bezugsquellen  auf  dem 
Gebiete  des  Bau-  und  Ingenieurwesens.  Berlin,  Selbstyerlag,  buohhindlerischer  Vertrieb 
dveh  J.  Springer,  1894.     8.     VI— 882  SS.     geb.     M.  8.-. 

Laacke,  K.  Ch.  F.,  Die  Schulau&icht  in  ihrer  rechtlichen  Stellung.  Eine  Samm- 
lung gesetzlicher  Bestimmungen,  behördlicher  Verordnungen  und  gerichtlicher  Entscbei- 
duBgen  Bum  Schulaufsichtsgesets  yom  11.  Mira  1872.  2.  Aufl.  2.  Nachtrag.  Leipzig, 
H.  Oeeterwita  Naehf.,  1894.     gr.  8.     IV— 224  SS.     M.  8,60. 

y.  Maasenbach  (Frh.,  Reg.-  u.  GMedR.),  Der  Regierungsbesirk  Koblena.  IIL  Ge- 
■eralsanitltsbericht  für  1889/91.  Koblenz,  Buchdruckerei  yon  Kindt  &  Meinardus,  189S. 
kl.  4.     160  u.  4  SS. 

Beyer,  E.  (Prof.),  Entwickelung  und  Organisation  der  Volksbibliotheken.  Leipzig, 
W.  Engelmann,  1898.     gr.  8.     IV— 116  SS. 

y.  Rliha,  F.  (Prof.  Ritter),  Das  Problem  der  Wiener  Wasseryersorgung.  Wien, 
HarUeben,  1894.     gr.  8.     68  SS.     (Abdruck  aus  „Neue  freie  Presse*'.)     M.  1,60. 

8  kr  an  p,  K.,  Die  Kunst  der  Rede  und  des  Vortrags.  Leipsig,  J.  J.  Weber,  1894. 
8.     XVI— 284  SS.  mit  16  TezUbbildungen.       M.  4,60. 

Weber,  Mathilde  (Tfibingen),  Warum  fehlt  es  an  Diakonissinnen  und  Pflege- 
rinnen?    Beriin,  L.  Oehmigke,  1894.     gr.  8.     120  SS.     M.  0,80. 

Wiebecke,  B.  (Reg.-  u.  GMedR.),  Generalbericht  fiber  das  öffentliche  Gesund* 
iMitswesen  im  Regbez.  Frankfurt  a/0.  für  die  Jahre  1889  bis  1891.  Frankfurt  a/0., 
1898.     gr.  8.     196  SS. 
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Aonnftire  de  risstmctioD  pabliqa«  des  beaux-arti  et  d«i  ciiltM  po«r  fanttte  1S94, 
Ndig^  et  ßQbli4  par  MM.  D«]»UiQ  (imprimeurs  de  rUnivorsit^)  Paria ,  DeUl^  trhtm, 
ffoceeMeurft»  1894,     ^.  in-8.     8  SO  pag.  et  carte,     fr.  5  — . 

A  übtet,  £  (capltaine  d'lsfaoCerie  de  marine]^  La  ^erre  ao  Dabomey  1888 — llfS 
d^apr^s  lei  documenta  officieU.  Paris  et  Naocj,  Berger-LfeTraolt  &  C^« ,  1894.  fr.  ia-t 
VIU— 360  p*g.  »vec  «l  croqui«  et  2  cartes.     fr,   7.60. 

CroabboD,  A.  (avocat),  ^^  ftcience  da  poiot  d'hooiieiir*  ParUi  Quaatin,  18f4. 
gr.  iii-8.  600  psg.  fr,  15. — .  (CommeDtaire  rusonii^  sar  roffeiuei  le  dntl»  aas  luafW 
et  ta  l^Alation  es  Europa^  la  reipoDs&bilit^  dvUej  pio&lfl,  religieoae  das  ad^varaalree  at 
dea  t^XDoiDKf  avec  pl^oes  juatificatives ,  m&d^les  de  proc^a-Terbaujc  avaat  at  apr^«  la  m* 
oootre,  index  bibllograpbiqae  des  otivrages  sor  U  daei  publica  ao  FraiKS«  dapnis  la  eaa> 
mencement  du  si^Ie.) 

Dum  äset,  A.»  L^arm^e  oftvale  en  1883.  L'eacadre  miae  an  ProTaaoa.  La  dllaaM 
de  le  Cor»e.  Paris«  Berger-Levrault,  1894.  iD-18  jteaa.  IV — 440  pmg,  arac  97  eroqoii 
ou  YVLW  et  Qoe  carte  de  la  Corse.    fr,  6.^ — . 

Figaier,  L.,  L'ann^e  scieotifiqne  et  indastrielle  oa  azpoa^  annnal  das  travsax 
seien tifiqaeA,  de«  itiventioDA  et  des  principalei  appHeatioaa  de  la  sciaDca  k  lladastria  at 
aiix  art9,  etc,  XXXVUi^mo  «Qti6e  (1893).  Parin ,  Haehette  k  D»,  1884.  io*l8  ]4eat 
840  pp.  fr.  3^50.  (Sommaire ;  M4caiiiqae  —  Art  des  con^tractiotia.  —  Hygl^oa  pobD- 
qua.  —  Agricultora  —  L'EzpoBitioa  tinireraelle  de  Cbioago.  —  Academiea  at  aodAtc» 
aaTantas.  —  ete.) 

de  Molfttiei,  £.,  L'Espagne  da  qaatri^me  centenaire  de  la  d^coayerte  da  Nonveaa- 
Monde,  E:<po»itiob  hiatoriqae  de  Madrid  1892 — 1893.  Pari»,  Qaantici,  1894.  gr.  io-B. 
VUI-844  pag.     fr,  7»Ö0 

Roatier,  O.»  GalUaame  11,  k  Londras  et  ranioo  Fraaeo-Bnata.  Paria,  ft.  Li 
Soudler,  1894.     to-lS  jisasi.     1V^181   pag.     fr.  3,60. 

Alger,  J.  G.,  Gllmpaes  of  the  Freocb  Revolatioii.  Mytbs,  ideal»,  and  raaltfa«. 
Loadou,  Sampiou  Low,  1894.     crowo-8,,  doth.     8/. — . 

MacdonaLd,  A.»  Abnormat  maot  bejng  essays  od  education  and  erime  aod  ralitsd 
»ttbjecta,  Waablngtou,  Qoverumeul  Priottng  Ofüce,  1893.  8-  446  pp.  (Contaota;  latr»- 
dnctloo :  Edncatioo  and  crime ;  classes  of  soijietj ;  relalioo  of  edacation  to  crime ;  eöQ* 
parative  statisttcs  of  crime  and  edueatioa  in  France,  Italy,  Germanjr,  Atutria,  Japaa« 
Württemberg,  and  Saxony,  etc  ^~  Grlminology.  —  Criminal  sociology:  Crmunal  aristo« 
cracy,  or  the  Mafia,  etc.  —  Alcobotism  —  losanity  and  genius:  Biograpbi«aJ  iMli 
showing  eccentrieitle»,  oervoas  diseases,  etc.  —  Soeiologicat,  ethical,  aud  ebaritologieal 
literatore:  Soclilism  and  crime;  caaaea  of  präsent  social  need;  staüstics  of  dironca,  etc 
—  Tbe  XXIt  annaal  congres  of  tlie  National  Prlsoa  Assocfatioii  of  the  ü.  Sl  at  Batti^ 
more,  Dec.  1893.  ~-  Bibtiography.  — )  [Barean  of  Edncatioo,  circular  of  informatioo 
N*"  4,  189S:i 

Report  of  the  Commfttee  of  coancil  on  edacation  (England  and  Wales),  1891/1 
London,  prmted  by  Eyro  &  Spottiswoode,  1693.  gr.  ia-8.  XLVIII — ^868  pp. 
(Pari,  paper  by  command,  blue  book.  Contents:  Etemaotary  ichools.  —  Training  ooUagai, 
—  Tbe  pro^iflion  of  achool  accommodation.  —  The  attendance  of  scbolan,  and  the  ratsi 
of  grant  —  The  aupply  of  teaching  power.  —  The  local  Organisation  for  oieetiiig  eds- 
eationat  deficieneies,  and  carrying  out  the  Tanous  pro^ioions  of  the  EdneatSoa  Actit 
School  boards ;  School  Attendance  Comroittees ;  Aeconnt«  of  sehool  boards  \  Paniloai, 
etc,  —  MiDQteSf  Instructions,  eto.  —  General  abitract  of  statamaots  of  Incoma«  «apea» 
ditnre,  and  liabllities  of  school  boards,  for  the  year  ended  99  IX.  1891  —  Slaosnlnx 
scfaools.     ResalU  of  InspecHon  for  the  year  ending  Sl*^  Aagnst  1898.  —  ata.) 

Wllloughby,  E.  T.,  Handbook  of  pablic  bealth  and  damograplij.  Loiftdat, 
Macmillan  A  C^  1898.     crown-S.     XiX— 609  pp  ,  clotb.     4/.6. 

CappeUaisi:  A.  (:»ac ),  IL  divorziot  piccolo  stndfo.  Lodi,  tip.  rase.  Qalrieo  1 
Csmagni,  1893.  16.  246  pp.  (QoDtieue:  Cause  del  divoraio.  ~  Katora  del  diroralo  * 
Pamiglie  nobili ,  famiglie  borghesi,  famiglie  democratiche  rapporto  al  dtTorsio  —  Raaeati 
ad  ultima  statistiche.   — ) 
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A.     Frankreich. 

Bnlletin  da  Minist&re  de  ragricoltore.  XUUm«  tamU  (1898)  Not  7  et  8,  Dieem- 
bre:  A.  France:  Les  fabriqaes  de  sncre  et  leors  procM^  de  fabrication  pendant  la 
campagDe  1890  i  1891.  —  Le  sncrage  des  Tins  et  des  cidres  aTant  la  fermentation  en 
1891,  1891,  1890.  —  Les  fabriqaes  de  sacre  etc.  pendant  la  campagne  1891  i  1891.  — 
^«antit^  des  rins,  cidres,  alcools  et  biires  consommöes  en  1890,  1891  et  1892  dans  les 
pvindpales  villes  de  France.  —  Prodnction  des  alcools  en  1890,  91  et  91.  —  Campagne 
sneri^re  de  1891/92  et  de  1892/93.  —  Eut  des  loaps  ta^s  et  des  primes  pay^es  en 
1891.  —  B.  Btranger:  Aliemagne:  SUtistiqae  de  Talcool  en  1891  k  92.  —  Belgiqae: 
SCatistiqae  des  alcools,  da  sacre  et  da  tabac  —  Aatriche:  Statistiqae  de  la  prodaction 
de  l'aleool  en  1889  k  90.  —  Boyaome  Uni:  Bapport  sar  les  röcoltes  de  la  Grande-Bre- 
tagne en  1892.  Bapport  sar  la  sitaation  agricole  de  llrlande  en  189S.  —  lies 
Philippines :  Bapport  sar  one  maladie  des  caf^iers.  —  ete.  C.  Diyers :  L'  atilisation  des 
mares  de  Tendanges,  par  A.  Mfints  (prof.)  —  Bapport  sar  les  eartes  agronomiqaes,  par 
Ad.  Camot.  —  etc. 

Bnlletin  de  1*  Office  da  trayaiL  Pablication  da  Minist&re  da  commerce,  de  l'in- 
dnstrie  et  des  colonies.  Ire  ann^e  (parait  toas  les  mois)  N<  1  (Jan vier  1894)  1  Moaye- 
ment  social  en  France:  Le  ch6mage  professionnel.  Les  syodicats  professionnels.  B^snl- 
tats  des  gr^ves  connas  aa  1»  janvier  1894.  Orives  r4saltant  de  Tapplication  de  la 
loi  sar  le  travail  des  femmes  et  des  enfants.  Tableaa  comparatif  da  regime  l^gal  da 
travail.  Conciliation  et  arbitrage  en  1893.  Les  institntions  de  pr4Toyance  en  1892. 
L'  ootillage,  la  prodaction  et  la  consommation  de  1840  k  1892.  Benseignements  indas- 
trSels  divers.  L'Ecole  pratiqoe  de  commerce  et  d'indastrie  de  Nfmes.  Chroniqae  l^gis- 
latire,  ete.  —  Moayement  social  k  r^tranger:  Aliemagne:  Les  assarances  sociales  obli- 
gatotree.  Les  caisses  d'4pargne  en  Prasse.  Orande-Bretagne :  Orive  des  minears  ang- 
laia.     Orkve  des  minears  ecossais.  —  Actes  et  docaments  officiels.  —  etc. 

Bnlletin  de  SUtistiqae  et  de  Ugislation  comparie.  XV1II<^im  ano^e,  1894,  Jan- 
▼ier:  A.  France,  colonies,  pays  sons  le  protectorat  de  la  France:  Les  Ministres  des  iinan- 
ces  depais  1789.  —  Les  revenns  de  l'Etat  Beyoayrements  des  11  mois  de  1893  et 
sitaation  an  1er  Jan  vier  1884.  —  Monnaies  fabriqa^  en  1893.  —  Becettes  et  d4penses 
eompar4es  des  exercices  1881  k  1891,  av.  diagramme.  —  Achats  et  ventes  de  rentes 
ei!eetn4s  poar  le  compte  des  d^partemeots.  —  Les  recettes  des  chemins  de  fer  en  189S 
et  1891.  —  Le  commerce  ext^riear  en  1893.  B^saltats  provisoires.  —  Le  commerce 
eztMear,  mois  de  d^cembre  1892.  —  Sitaations  hebdomadaires  des  principanx  comptes 
de  la  Banqae  de  France  en  1898.  —  Variations  mensnelles  de  Tencaisse  m4talliqae  de 
la  Banqae  1891 — 93.  —  Les  ventes  jadiciaires  d*immeables  en  1890.  —  Les  liqnidations 
lodidaires  et  les  faillites  en  1890.  —  Les  caisses  d*4pargne  an  81  d^cembre  1893.  — 
Tnnisie:  Le  badget  de  la  r^ence  ponr  1898.  —  B.  Pays  itrangers:  Pays  divers:  Le 
tanz  de  l'escompte  en  Earope.  Sitaation  des  principales  banqaes  d'ömission  k  la  iln  da 
4*  trimestre  de  1893.  —  Angleterre:  Le  commerce  ext4rienr  da  Boyaome-Uni:  Impor- 
tations  et  exportations  d«  1898,  1892,  1891,  1890.  —  Italie:  Les  recettes  des  chemins 
de  fer  Italiens  en  1892/93.  Le  contr61e  des  institnts  d'^mission.  —  Belgiqae:  Le  badget 
des  voies  et  moyens.  Le  conmierce  ext^rienr  en  1892.  —  Bnssie:  Le  badget  de  l'Bm- 
pire  poor  1894.  —  Boamanie:  Le  badget  roamidn  poar  1894/95.  —  Serbie :  Le  bodget 
■erbe   poor   1894.  —  Bipubliqae  argentine:   Le   comii^erce   franco-argentin   en  1892.  — 

Jonrnal  de  droit  international  priv4  et  de  la  jorispradence  compar^e.  10«  ann4e, 
1898,  NO«  11/12;  Les  droits  en  Boamanie  d*an  Etat  itranger  appel4  par  testament  k 
reeneillir  la  saccession  d'an  de  ses  suj^U  [aflkire  Zappa],  par  A.  De^ardins  (membre  de 
rinstitat).  —  Etade  sar  les  dedarations  de  riciprocit^,  en  mattere  d*extradition,  öchang4es 
entre  la  France  et  les  paissances  ^trangires,  par  J.  Herbanx.  —  Les  rigles  d'affrUement 
de  Londres  (1898)  par  H.  Fromageot  (avocat  k  la  Coar  d'appel  de  Paris).  —  De  la 
0Qllit4,  Selon  le  droit  h4braiqae,  da  mariage  contractu  eotre  en  jaif  et  une  femme  d'ane 
latre  religion,  par  D.  Castelli  (prof,  Florence).  —  Da  droit  poar  ane  personne  morale 
itrangire  de  reeneillir  par  saccession  an  immeable  sitai  en  France,  par  L.  Benaalt 
(prof.  k  r^cole  libre  des  seiences  politiqaes,  Paris).  —  Da  droit  poar  ane  personne  mo- 
rtle  4trangire  de  recaeillir  par  saccession   an   immeable   sita^   en   Belgiqae,    par  Ch. 
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Wo«ito.  -^  Proprio t^  &rti8tIqoQ,  deüMio  6trang«r,    reproductioD,  Journal  firan^aii,    droit  dt 
cttation.  —  ttc* 

Jooroftl  des  Economiatos.     M*  kunie^    1894|  Jaamr;    1893,   pta  G.  dt  HolUim 

—  Le  march^  finADcier  ea  1893«  par  A*  ßaffalovich.  —  Credit  popalatra  lodttlriil  <m 
agricole,  par  H.  de  M&l&rcc.  —  Treot«  annies  de  libre-Ächaage  eo  Aoglalarra,  ^  6. 
Frao^ois.  —  Eevae  dt&  principales  publicution»  ccoaomiqueA  de  retraogaTf  par  Maar. 
Block»  —  Le  droit  de  poss^der  chez  lea  aASociatioos «  par  Hubert-Valleroaz.  —  LW 
dnatrie  faotiiiifere  eo  GraDdo*Bretaf?]ie ,  par  D.  Bellet.  —  Bulletia :  La»  ejmdicati  pn^ 
fesaioBDai»,  La  politique  douaoi^re  de^  EtaU^UoU  et  la  vibcaUora  fraii9aL&«,  ete.  «* 
Sooi^t^  d^ecoDomie  polltiqu« ,  «eaiice  du  5  Jan  vier  1994.  Dbciuftioii :  Lo  ehanga»  aoo 
miporUnce  croiisai&te  daiu  lei  relations  iaternatiooales ;  n^caMtt^  d'ao  tanir  co«pto  dai» 
Ja»  traitd*  de  commerce.  N^orologie :  H.  M.  Gatu  Dayert.  —  Comptes  reado«.  Chrou^ti 
4eonomique«  —  etc. 

Joaraal  des  Ecoaomiite«,  53»  aünie^  1894|  15  f^rrier;  Le»  cbemins  da  tor  d» 
TEtat  eo  Fraoce  et  k  T^tratiger«  par  E,  Ratoin.  —  Cr6dit  popoJaire  iodoatrieJ  oa  apwoli 
(auite  et  fio),  par  M.  de  Malarce  —  Le  mouremeot  agricole,  par  O  Poaqaet.  —  JUirat 
des  pDiblicaüoas  t^cODorniques  en  langue  fran^aiae,  par  Koiuel.  —  Le  retoar  k  T^eoatBit 
poliliqae  clftAalque,  par  äbield-KichoUon  (tradaic  par  £.  Castelot).  ^  Atiomalia«  ehtiioiilW 
la  pretde,  la  polkiqiie,  par  Meyoera  d'Estrey.  —  La  oompo«Uioii  da  la  populatioa  4m 
£tat»-Unia,  par  D*  Bellet,  —  La  iDorue  oatiouale  et  le*  colonle»!  par  D,  B.  —  La  d«rU 
Ba4r  las  blee.  —  N^crol<igie :  Jos*  Sapicski,  par  Ociapowski.  —  8oct4t^  d'4coaaaüi  paU> 
tique,  slance  du  5  fövner  1894.  Di&cu«siou :  Les  loiä  ouvrifcres  au  poial  da  flntannäiifti 
de  l'Etat,  —  etc, 

Journal  des  £coDomistes.  63<^  anuäe,  1894,  13  Mars:  Les  droits  sur  las  Vli», 
par  Q<  de  MolinarL  —  La  criae  eeonomique  et  Üoaoci^re  de  lltsli«,  par  E.  Poorniv 
da  Plslx.  —  La  orise  en  älcile,  psr  (le  vicomte)  Combes  de  Lo»trade,  —  Le  moavaaaot 
seieotiäque  et  induatriet,  par  Danial  Bellet.  -^  fiavue  de  rAcad^mie  des  scieoee«  moralei 
et  poliüquesi  psr  J.  Lefort.  —  Lettre  d'Atttriche-Hoogriat  par  A.  E,  Uorn.  —  Balls ' 
äa ;  Le  moavement  de  la  populaLioo  en  Fraoce.  Une  questioo  de  TAasociattoo  ds 
riodustrie  et  de  Tagricalture  fran^aUet  et  une  r^ponse  de  la  Cbambre  de  commarca  4» 
Belms*  L'bygiäne  et  la  s^curtt^  des  travailleurs  daas  Jes  4tabltssem«Dts  Jodastriiii.  Im 
enisines  des  restauraots  pariaiena.  —  9octet4  d'4ooDomie  politiquei  s^aaoe  du  5  tnar»  1994 
Diecaision:  Qael  rnpport  et  quelle  diffdrence  j  a-t<H  entre  Je  salaire  nooaioaly  la  salaiii 
r4el  et  le  degrA  de  bien  dtre  des  ouvriersy  —  Comptes  reodut.  —  ChroQiqaa  4eOB^ 
miqoe.  —  etc, 

Journal  de  la  Society  de  sUtiitique  de  PaHv.  XXX Vl^«  aiici4a,  N*  lt.  04* 
cembre  1893:  Proc^s-verbal  de  Ja  s^ance  du  15  novembre  1893.  -^  La  4*^**  aasslia 
de  riostitut  international  de  statifitiqtie  et  TEiposition  de  Cbicagto.  CommoaleatiiMi  4t 
Levassenr,  —  L'impot  du  timbre  devant  la  atatistiquef  par  L.  Salefraoqae.  —  Cbrosiqat 
trimestrielle  de  statistique  g^n^rale,  par  D.  Bellet  —  ate^ 

Journal  de  la  Soel^t^  de  statistique    de  Paris.     XXXlVi<^me    ann^a,  N*  1,  JaaTter 
1894:  Procia^verbal    de   la   s4ance  du  SO  d^cembre  1893.  —  L'Allaa    du  Comit4  eeattil 
des  bonill^Tes  de  France,  par  O.  Keller.  —  Le   d^partement   du   travail    et   les    baraaatj 
de  sutUtique  du  tra?akl    auz  Etats-Ünis,    par  E.  Levasseor,  —  Lea    aoomalias    dant   1« 
statistiqaes  du  commerce  extdrieur,  par  M.  de  Cassano.  —  Cbronique  colooiale,    par  Cb.| 
Gerisier.    —    Cbronique   semestriella    de    d^mographie ,    par    V.    Turquas,    —    Cbroaiqae  j 
Irimettrielle  de  statistique  g^o^ratet  par  A.  Lt^geard.  —  etc. 

Le  Honitenr  dee  assarances.  Tome  XXVI,  Üo*  304  et  30&,  15  Jaarier  et  Ih 
Flvrier  1894:  Productioo  des  compsgnies  iran9aises  d'a&surances  sur  la  vle  an  1991, 
par  L.  Warnier.  —  De  rezercice  des  djff^rents  reeoors  en  eas  d'toceodla  d'aaa  maliei 
appart^nant  diTis^meut  k  ptusieurs  propri^tairet,  par  C.  Oadiette.  —  Etoda  sor  le  eooCral 
d*sssurance  contra  les  accidents,  par  E.  Pagot  (suite).  —  Asaaranoes  sur  la  w\*t  Lt 
double  r4forme  de  1894.     R^forme  des  tariCs.     B^forme  des  c<^mmisaionSf    par  P,  Bldritf. 

—  Commissions  accord^es  aux  tgenia  pour  les  op^rstions  d^assurances  sur  la  vi&  Gir» 
cnlaire  du  comit4.  —  Etode  juridique  sur  le  contrat  d*assorance  contra  l^iaoeadia,  par 
C.  Oudiette  (saite).  —  Le  b^n^fic«  d'une  police  am4rieaine.  Affaire  Bail  eontra  Is 
,iNew  York^'.  —  Approbation  de»  nouvasux  tarlfs  d'assurances  aar  la  vie  pour  la  ««Cliliie 
Palaimelle  et  l'Urbsine^Vie*'.  —  etc. 

R6forme  sociale.  Bulletin  de  la  Soci^t^  d'^onomie  sodale.  Ul>^«se  e^e,  K«<  Tl 
k  76,    Itr    Janvler    k    16    Ferner    1894:    La  Soet4t6    d'^conomie   sociale;   eaa 
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d*AdmInt5trAtion  poar  l'ann^e  1894«  —  L'hlstoire  et  le  bilan  de  iä  gr^re  da  PAB-de-Calili, 
pMT  A.  M&ron.  —  Mgr.  d«  Miollis  et  1«  r^ublUsemeDt  du  coli«  en  ProTenc«  tprto  1» 
B^Toluiioo,  par  CL  Janaet,  —  L'indiutrle  du  cfaiffon  h  Paria  et  Ja  rle  da«  cbiffoniiierai 
par  Ed.  Fuster.  —  La  famllle-sooche,  par  Etcheverry  {Corre*pündance).  —  t^uest-ce  quo 
U  libert6  paiitique,  par  A.  Doajardius  (membre  de  Jloatitut).  Deox  tjp«8  d*^colea  in^oa- 
g^rea;  1,  L'^ole  mdnagire  de  aoei^td  coop^rative  de  Trith-SaiatL^ger  (Nord);  2,  L'öcele 
pratique  de  un^tiage  et  d*4GO&omle  domeatiquei  foad^e  par  (M^d«  la  comteaae)  Z.  k  Za- 
kdpa»^  (6alic«)f  par  J.  Nazarkiewica.  —  üoe  enquete  Parisieaae  aar  Jea  petilea  indaalriaa 
de  l'alimeotatioDf  par  P.  du  Marouasem,  ^—  Lea  meodianU  de  Parias  d'apr^  an  llvre 
r^cent:  ffParia  qai  mendie.  Lea  vrajs  et  lea  faax  pauvrea,  par  L.  Paülian'%  par  Maar* 
VaaJaer.  —  L^aaaiatance  aodale  eu  Frauce  et  lea  aoci6t6$  da  aecoura  mutuels.  Commuiii- 
catjc^o  de  M>  E.  Foaroier  de  FJaiz«  —  Le  colleclirUme  k  i*ätat  relatif  (d^aprö^  mon 
Hvre  r^ceot:  ^^Lo  ooll«ctiTtinie  et  sea  cooa^qaaiicea^'ji  par  le  comte  de  Bouaie«.  — 
Coarier  doa  Pajra-Baa^  par  (le  baroti)  Jatea  d*AnethaQ>  —  l#a  recbercbe  de  U  pateraitii 
par  Jai  Miebel.  —  Le  patronage  h  riiiadtut.  Kapport  aar  1«  prix  Julea  Audeoud  eo 
iS93«  par  O,  Picot.  —  Lea  aasurancea  aur  la  vie,  h  propoa  d'aia  li?re  r^eent:  „'uralte 
da  coatrat  d'asaarance  aar  la  vie,  par  J,  Letort,  tom<i  V\  par  Sidoey  Dean»  —  L*agri- 
coJtare  aui  Etata-UxLia.  ComtDuaicatloti  de  M.  E.  Levaa&eur.  —  Le  aocialiame  SiciUen, 
par  Ippol.  Saotaogelo  Spoto.  —  Cbroniqae  da  moavemeDt  aocial«  par  A.  FougerouBae.  — 
Le  mouvement    aoclal  k  T^trangeri  par  J    Cazajeuz    —  oto, 

Rerme  d^^enomte  polUIque.  8«  Rno^e  1894,  Ko  1:  Jaarier :  L'^YoititloD  ^>coao* 
raiqae  dana  rhiatoirO)  par  Ch.  Favre  (d'apr^s  Karl  Bücber).  —  De  la  tenda&ce  aa  mono* 
pole  dana  le  mouvement  ^conoinlque  actuelt  p^r  Ch  Bodio.  —  Le  conülit  de  la  aoave* 
rainet^  f^d^rale  et  de  la  aouveramete  loeate  aaz  EtAtü-Uaia  d'Am^rique,  par  L.  Dagait.  — 
Cliroiiiqae  l^giilative.  — 

Kevue  d^^cooomie  politiquo*  8«  ajiD4e  N*»  S,  P^vrier  tSdi:  L'icODomle  poÜtlqaet 
sa  tb^orie  et  »a  m^lbode:  1.  Eoonomie  nationale.  2.  Theorie  de  rSconainie  oationale 
oa  ^conomie  potitjqae,  3,  Natare  de  la  mätbod«  ao  gfta^ral.  4.  Etiaembles  de  r^glea 
et  ayatimea  religieux.  5.  Syat^mes  de  morale.  6.  Syatfemea  oa  th^ories  g^odralea  aur 
l'Etat,  le  droit  et  r^onomie  politiqae.  7-  1/obaervatioo  et  la  deacription  en  g^nöral. 
9,  H^tbode  de  la  atatiatique  et  enqa^tes.  9  Histoire  et  m^thode  hiatorique.  10,  Döaig- 
catioas  et  notiona:  clasaificatiODa.  iL  Caoaea.  12.  Mdtbodoa  inductive  et  diäductive. 
13»  R^gnlarit^  et  loia«  par  G.  SchmoUer  (l^r  article).  —  De  la  r^forxne  dea  caiaaea 
d'^pargne,  par  Marc  Mongin.  —  Sur  rorgaaiaalion  de  rindustrie  de  la  soie  k  Venite 
dana  le  niojen-dge  (XllI»  ,  XIV«  et  XVa  ai^clea),  par  Romolo  BrogUo  d'Ajano.  —  Chro- 
nlqae  dooDomiqae.  —  Cbrontqae  legislative.  —  etc. 

Berae  Internationale  de  »ociologie,  publik  aoua  ladireciion  de  fien^  Wonoa.  S^^  an- 
n^e,  1694,  N»  1»  Janvier:  La  aeconde  ann^e  de  la  Revue,  par  Reo^  Wortaa  —  Lee 
canaea  aocialea  da  peasimiamef  par  C.  Dobrogfano-Gherea.  —  La  sirie  hiatoriqae  dea 
^tats  logiqaea,  par  O.  Tarde.  —  MeavemeDt  social :  Chili,  par  E.  Balleateroa,  —  Lft 
aociologie  et  lea  facultas  da  draif,  par  nn  doctear  eo  droiU  —  etc. 

Revne  internationale  de  aociologie,  2.  ann^e^  1894*  N^  8,  F^vrier :  Lea  origfnea  du 
devoir,  par  Maxime  Kovalewsky.  —  Tb^orie  organique  de  la  vie  aociate  ,    par  J.  Pioger. 

—  L'jQveiitioD  de  la  moQnaiei  par  Tb.  Beinach.  —  Lea  popaInCions  agricolea  de  la 
France,  par  A.  BIviUe.  —  Moovetnent  aocial  i  Aatricbe,  par  L.  Oamplowicz,  —  etc. 

Revue  mariÜiDe  et  coloniale*  F^vrier  1894;  Lea  aecoura  aus  bleaada  et  aux  iiao* 
frag^a  dea  guerrea  maritimea,  par  {le  De  med.)  Auffret  (Dtrecteur  du  aervice  de  »anU  de 
la  marine  k  Rochefort)  aaite  et  ßn :  pag.  876  k  S90.  —  Pdchea  maritimea :  Notea  d'eciftnO' 
graphie  relativet  au  baasin  d'Arcachoa  (auitei^  par  (prof.)  J.  Tboolet.  La  p^be  de  la 
morae  en  lalande  en  1898«  La  peche  dea  reqaioa.  Sitoation  de  la  päche  et  de  Toatr^l- 
calCare  pendant  les  moia  de  noveinbre  et  döoembre  1893.  —  etc. 

B    England. 
Board  of  Trade  Journal .     Volume  XVI,  No  91,  February  1894s  The  popalation  of 
Eagland  and  Walea  (nach  Ceasua  of  England  and  W.,   189  L     Vol    IV:  General    repori.) 

—  The  Trana-Sibirian  railway,  —  The  agrieulturai  macbinery  trade  in  Euaala.  —  Deve- 
lopment of  ibe  cotton  apinnlng  indttatry    in  Germany.  —  Tbe    freoch    mining   induatriet. 

—  The  petroleam  induatry  in  Galicia^  —  Increaaed  prodaction  of  cotton  in  Ceutral>Aaii. 
^  Tbe  cotton  apinnlng  indaatry  in  Japan.  -—  Pig  iron  prodaction  of  the  U*  State«  In 
1898.  —  Alterationa  in  Rumanian  Import  dutiea.   —  New    cuatom    law    of   the  Argeutine 
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Bepablic.  —  Teriff  cbüag'es  and  cnstoms  reguUtiooe.  —  EEtrmctt  froa  dSploafttk  ead 
consul&r  reports.  —  State  of  tfa«  ikJlled  laboor  m&rket.  —  Statistlct  of  tradti  amlfnidab, 
fisheries,  etc  — 

CoDtBinporary  Beview,  tbe,  Jitotiary,  Febraary  and  Marcti  1894  t  Tb«  ttfiki  <rt 
1898|  by  E.  Bainbndge,  —  A  üviog  wage,  by  (Prof.)  CunnioghaBi«  —  TW  fkMn  «1 
maritioie  warfare»  by  H.  GeSckeD.  —  Tht  reviva)  of  farmin^,  by  H.  £.  Moor«.  «-> 
Superaomiatioii  of  elementary  teftehera,  by  W.  A.  HanUr.  —  The  Monnpnt,  by  (CIm  Eft.) 
H.  B.  Haweie.  —  Tbe  drift  to  aocialism,  by  A.  Dano-Oardner.  —  How  to  piaiarfi 
the  Honte  of  Lords,  by  A.  Ratsei  Wallace.  —  Tbe  rise  and  development  of  aiiarcUsB, 
by  KarJ  Blind.  —  Ecolesiastet  and  baddbism,  by  £.  J.  Dillon,  —  Tbe  «igbt-fa<mn  dt; 
aod  forei^  c^mpetitioD,  by  J.  Rae<  «^  Tbe  pbUosopby  of  crime,  by  W.  8.  Lilly.  -> 
Tbe  ige  of  athletic  prizemen,  by  W.  Pater.  —  AostralMlA  eod  British  mooey,  by  Her- 
wood  Joung  —  Eeligioos  teacbinfc  in  tbe  board  achool,  by  Br.  Herford.  —  Limits  of 
divorce,  by  C.  Q.  Oarrt«on,  —  Tbe  bitter  try  of  tbe  London  ratepayert  by  fi,  P  C 
Costelloe.  —  Ourdoor  relief:  it  is  so  very  badt  by  W.  A.  Bunter  —  Eelii^oii  a&d   »*• 

rality,  by  (Count)  L.  Tolstoi.  —  Th6  Monnons    (11) ,    by    (the  Eev.)     H.  R,    Hawcb 

Villa^e  lifo  iti  France,  by  a  French  offidaL  —  Marriage   in  East  London,  by   H.  Deadi. 

—  New  Zealand  under  female  francbise,  by  (Mrs,)  H.  Fawceit.  —  Tbe  Hotue  of  Lords 
and  betternient,  by  (Lord)  Hobhouse.  —  etc, 

E  c  o  n  o  m  i  G  Joaroal,  the»  edited  by  F.  G.  Edgeworth.  V'ol.  111  üo  tS,  Decembcf 
1893:  Agricolture  problem^  by  W.  A.  Bear.  —  Bome  controrersary  poini  in  tb«  ad- 
ministration  of  poor  retief,  by  C,  L.  Locb.  ^-  The    iodaMHal    residinizi«    by    H«    Daady. 

—  ObjecÜons  to  bimetaUisio,  by  L.  L.  Price,  —  Indlan  and  tbe  report  of  Üt«  CoflUBtttM 
in  currency^  by  W.  Towler.  —  Competition  aa  it  a0ects  baaking ,  by  F.  E.  Sleal«.  — 
The  coal  dispute  of  1895,  by  C.  M  Percy.  —  Lock-out  In  tbe  coäi-trad««  by  C  24* 
wards.  —  etc. 

Economic  Review,  the.  Publiabed  quarterly  for  tbe  Oxford  UoiTenity  braoeh  «( 
the  Christian  Social  Union.  Vol,  IV,  N»  1,  Jannary  1894 :  Economista  aa  ^§M&[* 
makers,  by  (ReY.  Prof.)  W.  Ciioningbam.  —  8ome  of  the  Christian  eodallsla  «f  1811 
aod  tbe  foUowing  years,  by  J.  M.  Ludiow  (art.  II).  —  Tbe  streas  of  coosfwlUioa  fron 
the  workman's  point  of  view,    by  R.  Hdlstead.  —  Working   men*i    ciobSf    by   J,  Weib 

—  Tbe  coal  war,  L  Cennock  Chase,  by  (Rev.  Preb.)  IL  M.  Orierf  IL  LanoaiWr«,  fay 
J,  Chadbtirn.  —  European  mllitarism  and  an  alternative,  by  Gh«  Roberte.  —  Lagiilate 
parltam.  inquiries,  and  official  retornar  by  E.  Cannan.  —  etc, 

Fortnightly  Review,  the.  February  and  March  1894:  The  late  Prof.  TjmkB 
by  Herbort  Spencer.  —  Oxford  reviaited,  by  (Prof,)  Qoldwin  Smith.  —  Pabiaii  m6bmöait$^ 
by  W.  B.  Mallock*  --  Science  end  Honte  Carlo,  by  (Prof.)  KarJ  Pearson.  —  Antvetka: 
a  vanished  Ai}i»tral  land,  by  H.  O.  Porbes.  —  A  London  boote  of  sbelter,  b/  H,  Beal- 
ton.  —  The  Italy  of  to-day,  by  an  observer.  -—  Tbe  Employers  LiabiUty  BiU,  by  Vang* 
bau  Nash.  —  The  Irelaod  of  to-day  and  to-tnorrow,  by  R.  Plaakett  —  Tbe  sigoiüeascs 
of  carbon  in  the  nniverse,  by  (Sir)  R  Ball.  —  A  poor  maa*i  budget ,  by  W»  M  J 
Williame.  —  The  eipodition  to  Mount  Kenya,  by  J.  W.  Gregory.  —  The  Uteet  Pott 
Office  prank,  by  H.  Heaton,  —  Tbe  firet  edition  manta,  by  W.  Roberte.  —  Etüva; 
development ,  by  J.  St.  Jeans.  —  Fabian  economics ,  part  II ,  by  VIT.  B.  Mailotk,  *> 
Form  Cape  Town  to  Cairo,  by  H.  W.  Lucy.   —  etc. 

Humanit  ar  ian ,    tbe,    edited    by    Victoria    Woodhall    Martin.      February   18944^ 
Heredity    and    pre-naUl  inflaeDces,     An  Interview  witb  A.  Rüssel  Wallace.  —  Tbe  avoll 
tron  of  gorernment,  by  tbe  editor  —  Tbe  Anti-Opiiun  Leagne,  by  (Sargeon^OeiMfAl  Sbll 
W.  Koore.   —    Tbe   story    of  tbe    womens'   trades    nnioo    ieage,   by  (tbe  Rev.)  PtQpfSfe'l 
Brooke.  —  The  echool  system  of  tbe  futare,    by   {th%  Rev.)  J,  Rice  Byrne.  —  Tb«  eiM 
of  tbe  belots,  by  (Miss)  E.  Martyn    —  etc. 

National  Review,  the.  Febmary  1894:  An  appeal  lo  the  Lords,  by  St  Uit 
Stracbey.  —  Tbe  life  of  Arthnr  SUntey,  by  (Sir)  Hountstuart  E.  Oraot-Duff.  -^  PvtJMr 
reäectioni  on  India^  by  H.  E.  M.  James.  —  Tbe  Itviog  wage,  by  Bugh  BelL  —  IUbü 
Society  a  Century  ago ,  by  Ch.  Edwardes.  —  The  Imperial  FederatioB  Lttigiei  ^J 
R.  Beadon.  —  Mr.  Ruskio  in  relation  to  modern  probleme,  by  E,  T,  Ooob,  —  Tki 
University  for  Wales,  by  J.  £.  MacUggart.  —  Edward  Stanhope,  by  W.  St  J.  Brodriok- 

N  e  w  Review,  the,  edited  by  A.  Groves.  February  and  Mareb  1894 :  Sone  ^ 
presslona  of  America,  by  W,  Crane  (concluded).  —  The  preaching  of  Cbrist  Uki^ 
practica    of  cbnrches    (a    reply    to   (Count)  ToUtoi).    —    Nihltiam :    at  U  is :    a  reply.  ^! 
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—  Tb«  mOtonsl  lifeboat  institation  and  its  eritics :  a  repij,  hj  Ch.  W.  Macara. 
—  A  oommonplaee,  chapter  I  and  II,  hj  H.  Crackanthorpe.  —  The  Honse  of  Lords  as 
a  eoostitatioiial  foree,  bj  (the  Lords)  HaUbory  and  Ashboome  and  (the  Earls)  of  Iddes- 
Mgh  aad  Dononghmore.  —  The   Berlin  reconciliation,   by   S.  Whitman.  —  The   offieial 

of  the  rival  navies,  by  „Nanticns**.  —  etc. 
Mineteenth  Centnry.  A  monthly  review  edited  by  J.  Knowles.  No  204,  Fe« 
1894:  The  Khediye  and  Lord  Cromer,  by  Ed.  Scawen  Blnnt.  —  The  position  of 
ibe  liberal  partj,  by  (the  Bct.)  J.  Guinness  Rogers.  —  The  poütical  futnre  of  „labonr** 
bj  T.  B.  Threlfali  (Seeretary  to  the  Labour  Electoral  Association).  —  Eleosinia,  bj 
Ihidlegr  O.  Bnshby.  -^  The  Queen  and  her  second  prime  Minister,  by  B.  B.  Brett  — 
Olä  Wanloek  and  its  foiklore ,  by  (Lady)  Cath.  Mllnes  Gaskell.  »  New  Zealand  ander 
tmm\9  franchise,  by  B.  H.  Bakewell.  —  Feeble-minded  children,  by  (Sir)  Douglas  Oal- 
toa.  —  Mohammedanism  and  christianity ,  by  (Prof)  Max  Müller.  —  Mothers  and 
by  (Mrs.)  Freder.   Harrison.  —  A    letter   to    the  Opium  Commission,  by  (Sir) 

Des  Voeuz  (late  Goyemor  of  Hopg  Kong).  —  Prospects  of  free  trade  in  the 
United  States,  by  Channeey  M.  Depew.  —  etc. 

C.  Oestereich- Ungarn. 

Deutsehe  Worte.  Monatshefte  herausgegeben  ron  Engelbert  Pemerstorfer. 
Jthrg.  XIV,  1894,  Januar-,  Februar-  und  Mfirsbeft:  Das  sosiale  Elend  und  die  Qesell- 
edutft  in  Oesterreich,  Ton  T.  W.  Teifen  (Artikel  I,  II  und  lU  [Scbluls]).  —  Ans  meinen 
PtottÜion-Kollektaneen,  von  A.  Mttlberger  (Krailsheim)  [Artikel  I].  —  Leopold  Jaooby, 
▼oa  M.  Schwann  (Zftrioh-Biesbach).  —  Die  Labour  Gasette.  —  Der  Bauembesits  und 
der  Baoemsosialismus  in  Galisien,  von  W.  Budsynowsky  (Lemberg).  —  Ueber  Mingel 
im  Krankenversicherungswesen.  Ein  Kapitel  aus  der  dsterreicbischen  Gesetaesprazis.  — 
Die  sehweixerisehe  Kranken-  und  Unfallversicherung,  von  D.  Zinner  (Wioterthur).  — 
AgrarpoUtisches  ans  Amerika»  von  G.  H.  Schmidt  (Zflrich).  —  Von  Robert  Mayer,  von 
A.  MAIberger.  —  Friedrich  Nietssche,  von  Th.  Achelis  (Bremen).  —  Die  Frau  im 
twaiudgsten  Jahrhundert,  von  Irma  v.  Troll-BoroflyAni  (Salsburg.)  — 

Monatsschrift  für  christiiche  Sosialreform,  Gesellschaftswissenschaft,  etc.  Jahrg. 
XVy  1898,  Heft  12 :  Fin  de  si^de.  —  Böse  Rechenfehler,  von  (P.)  MatthXus  Kurs, 
(SeUals:)  g)  Ein  Beispiel  ungesunder  Preisbildung.  —  Die  Berufsgenossensehaft  in  der 
Sdiweis.  —  Börsenspekulation  und  Agio,  von  Rudolf  Meyer.  —  Soiialer  Rflckblick.  —  etc. 

Oester  reichisch -ungarische  Revue.  Jahrg.  XlII,  1894  (Bd.  XV,  Heft  4  u.  6): 
Dr.  Weckeries  Reformprojekte,  betreffend  die  direkten  Steuern,  von  K.  Mandello.  — 
Bilvanus  saxanus,  von  Fr.  Pichler.  —  Das  kommerzielle  Bildungswesen  in  Oesterreich- 
Ungam,  von  L.  Fleischner :  (Referat  über  das  besügUcbe  Werk  von  Fr.  Glasser.)  —  etc. 

Zeitsehrift  für  Volkswirtschaft,  Sosialpolltik  und  Verwaltung.  Organ  der  Ge- 
seDtcbaft  österreichischer  Volkswirte.  Hrsg.  von  E.  v.  Böhm-Bawerk,  K.  Th.  v.  Inama- 
Stcmegg,  E.  von  Plener.  Bd.  lU,  Heft  1 ,  (Wien  1894) :  Die  Wfthrunganderungen  in 
Britisoh-Indien,  von  Zuckerkandl.  —  Thfinens  naturgemälser  Arbeitslohn,  von  J.  v.  Komor- 
syaski.  —  Die  Reform  der  öffentlichen  Armenpflege  In  Niederösterreicb,  von  L.  Kun- 
wald.  —  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirts.  —  Aufhebung  des 
Sitageeellen Wesens  durch  die  Arbeiter,  von  E.   Schwiedland.  —  etc. 

D.  Rufsland. 
Bulletin  Russe  de  sUtistique  financiäre  et  de  l^slation.  In  ann^  (1894)  N®  1, 
1«  mars  1894 :  Tralt^  de  commerce  projet^  entre  la  Russie  et  rAllemsgne.  —  Tableaa  A 
st  tableaa  B  (tarifs  conventionnels)  et  protocole  final  annex^s  audit  traiti.  —  Echange 
de  notes  laisant  suite  audit  trait^  et  concemant  la  Finlsnde.  —  Liste  des  prindpaox 
trait^e  de  commerce  conclus  par  la  Russie  depuis  1782.  —  Tableau  des  exportations 
sUenandes  en  Russie,  ann^es  1892  et  1893.  —  Onkase  et  avis  minist4riel  relatifii  k 
r^ehange  des  actions,  etc.  de  la  Gr.  Soci^t6  des  cbemins  de  fer  russes  contre  des  obli- 
gations.  —  Prix  auxqnels  les  coupons  et  las  titres  d'emprunts  or  sont  accept^  en 
paiement  de  droits  de  douane.  —  Recettes  et  d^penses  du  Tresor.  —  Bilan  de  la  Banque 
de  rStat  —  Recettes  des  chemins  de  fer,  1892  et  1898.  —  Commerce  ext^rieur  du  1« 
jsnvicr  au  ler  d^eembre  1893.  —  Un  emprunt  capitalis^  k  ^/g  7o  l'*^'  —  *^ 

E.  Italien. 
Giornale    degli  Economlsti.    Rivista  mensile,   Febbraio  1894:  I  viglietti  dl  scorta 
d«Us  bancbe  di  emissione,  per  G.  B.  Salvioni.  —  L'insurresione  sicUiana,  per  Sicnlus.  — 
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TeoriA  matemAtic»   dei    cunbi   forestieri,    per  V.  Pareto.    —    Cug^nettl    irtmit  P 

—  Pre?idetita,   per    C.  Bottoni.    —    La  tituasiooe    dal    mereato    mooeiailo,  — 

—  et«  «*       ■ 

Rivista  della  bencficenza  pubbllca  e  di  i^ieoa  sociale,  Atiiio  XXI «  V  t1|^ 
31  Decembre  ISdSt  Dell«  respooiablliti  degii  amminlatratori  delle  tstttnviooi  di 
beneficenza,  —  Per  i  monti  di  pieU,  per  (a^Yocato)  J.  Moro.  —  Kutrici  e  lAttanti  Ui  fnaäbi 
X.  —  Soi  moDti  di  pieti.  —  La  Corporaiione  Ptmriatia  e  gii  emigrati  tieiU  tallaii  dat 
P«rein^,  per  (awocato)  O.  Leeca,    —    L*emigraaiono  iuüana  in  Ure*cla,     per  Ö,  SobaallV 

—  Crooaca    deUa    beoeficenaa,    della    prevideoaa,    deUa    cooperaaiooe    e    dt    fatti   iffHrf 
interesaaiiti  i  lavoratori.  —  etc.  —  Riviita  detla  beoeficeuta  pabbliea  •  di  i^leiMi  iikMi 

—  Aono  XXII,  14^  1,  81  Oeanaio  1894:  Sulla  coDoentrabilitk  defCÜ  ötieri  dl  benaieM«, 
per  (a7T<K!ati>)  C.  Alberti.  —  L'ioabilitk  al  latoro  e  le  leggi  a1  ngoardo^  per  N.  Berlofü»» 
PiaacL  —  L'Istitato  dei  clechi  ed  naito  aailo  ^^BfAndolfo**  ta  Milaoo.  —  U  Cotifrmi 
Daxlonale  di  beDeßceoaa  )d  LioDe  Del  ^mgoo  1894.  —  Ossenrastoni  «ul  dleefDO  dS 
per  i  motiti  di  pietä^  per  (Prof.)  P*  Sltta.  —  Lo  sviisppo  della  pediatfla  io  O« 
per  A.  Ba^uftky.  —  Ratsegna  delle  rlvista.  —  Cronaca  della  beueficenaa,  delia  preiridaam» 
della  cooperasione,  etc.  — 

G.  fielgieii  und  Hollaiid. 

Hevae  de  droit  internatioDal  et  de  l^gUiation  eompar^e.  (Si^ge  de  ia 
Bnuellei,)  Tome  XXVi,  1894,  &°  1 .  La  dnqtii^me  coof^reDce  internationaie  des 
de  la  Croix  RoDge.  Compte  reoda  critiqtie,  par  J.  C.  Baziati.  —  Le  »ofErafe«  polUlfia 
ebes  le»  priocipaax  peuples  civilts6s,  par  H.  Pascaad  (34#id»  artiele).  —  Le»  rtlelaes 
moD^tairett  entre  la  France  et  TADgleterre  jasqu'au  XVll«  sl^le,  par  A.  de  Wkna,  — 
R^äexlonj  sur  racqoisitton  d'un  immeuble  par  an  Etat  Strenger,  par  O.  PlklaebleQ.   ^  elc. 

de  EeonomiBl»  apgerichl  door  J.  L.  de  Broyn  Kops.  XLQI*^  Jaftrgafif  ISM. 
FebroArij  eD  Maart  (in  hoUindiftcher  Sprache) :  Der  Ziosfafs  beiw.  der  SUftd  der  Kapttd- 
rentD  in  den  letzten  5  Jahren  (1088 — 99)«  von  (Baron)  J.  d'Aeioii  de  Be«ro«ilL  —  Dit 
näheren,  die  Zuckeracciae  in  Holland  betreffeodeD  Beftimmongeti.  —  Der  6eldaiarkt  }m 
Jahre  1893,  von  6.  M.  BoiaseTain.  —  Die  PfandbriefelnHchtang  der  NatioB«le«crfe^ 
rungabank  su  Rotterdam  zum  scheinbaren  Nulxen  der  bei  ihr  V'eraichertoa«  vw 
A.  S.  van  Roeiema«  —  Die  rnssiacb-tOrkischea  Eisenbahnen  in  Asien,  von  W-  B, 
ooAn.  —  Koloniale  Chronik  und  Litteratar,  von  Qaarles  van  Ufford,  —  Wlrttc% 
Chronik.  —  Bandeischronik.   — 


O.WtflV 
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Oftik,    — " 


l.  S  c  h  w  a  i  s. 

Sehweiserische  B lütter  für  Wirtsc hafU-  und  Soaialpoli^k,  redigiert T«a  O. 
sehJeger.  Jahrg.  II.  Nr  3,  4  u.  5:  1.  u.  16.  Febr.  a.  l,  Mira  1894!  Die 
Krankenpflege  and  das  Tabakmonopot,  von  P.  Pd^r  —  Die  britbche  Qeo 
bewegang,  von  A.  Itftlberger  (ächlafs).  —  Sozialpolitische  Rundschau:  2ar  acKwe 
Sozialpolitik,  Zar  Verstaetlichung  der  Bergwerke.  Landwirtschaftskammern  in  VtwnSum, 
—  Statistische  Notiaen.  —  Ueber  den  Geist  in  der  Sotialpolitik «  von  (Prot)  J. 
<—  Eine  Enqaete  über  das  Tabakmonopol  (Sebln/s) :  Ootacbten  der  Herren  Genf 
and  Weitnaner,  der  Cigarrenarbeitergewerltschaft  Basel,  der  Herren  J.  Neil  und 
berger.  —  Sozimlpolitische  Rnndaehan:  Das  Arbeit erinnenschntigeseta  des  Kentoiia  1 
Intemationaler  Arbeiterschutakongref*  in  Zürich  1894  etc.  —  Wirlschaftachroikik.  — " 
Statistische  Notisen.  —  Modellgemetowesen,  von  Michael  FlOrscheim  (I.  Artikel).  —  Fl^ 
Klnrahrang  der  staatlichen  obligatorischen  Fabrhabeverelcberong  im  KadIoh  Ztrtel^  vei 
(Prof)  E,  Zürcher  —  SoiialpoHtlscbe  Rundschau:  Zar  eidgenöfsischeo  GewerbefWils- 
gebeng.  Zur  Kranken-  ond  Unrallver»icherasg.  Ein  Vermiltelnngsvorsehlaf  iCe.  -* 
Wirtsc hafUchronik*  —  Stetistische  Notisen,  ~  etc. 

L' Union  postale.  XIX.  vol.  N^  S,  Beme  L  f^vrier  1894:  La  eaiase  natieaals 
d*4pargoe  (caisse  d^^pargne  postale)  fran^aise  en  1892.  —  Töchterhort,  Stiftotof  fif  f«r* 
waiste  Tdcbter  deutscher  Reichs-^  Post«  and  Telegraphenbeamten,   —  etc. 

K,   Amerika. 
Journal  de  Social  Science,  containing  Cbe  traosactioni  of  the  Amerleaa  . 
N°  XXXI,  January  1894.*  Saratoga  pepers    of  1893.     Contents:    L  Pepers  of  tbe 
department;    1,  Tbree    factors    of   weetth,    by    £.  J.    Ringsbar j.     %,  BtmetalUsm,  or  tbe 
double    Standard^    by  J.  L.  Greene.      3*    Present    statos    of  silver,    by    C.  B.  Spehr,  — 
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II.  Papers  of  the  eodal  eeonomy  departmeDt:  1.  Phases  of  social  eoonomy,  by  F.  B.  San- 
Wn.  —  2.  Matnal  benefit  »ocleties  in  Connecticat,  by  S.  M.  Hotehltiss.  2.  The  sweat- 
img  tjwUm  in  1893.  — >  III.  Papers  of  the  jurispnidence  department:  1.  Befonnation  or 
retribatioB?  by  E.  Smith.  S.  A  reply  to  Mr.  Smith,  by  J.  Mo  Keen.  S.  Modern  methods 
with  eriminaU,  by  (Prof.)  C.  A.  CoUin.  —  IV.  The  edacation  of  epiieptics,  by  L.  F. 
BrjsoB.  —  etc. 

Qvarterly  Journal  of  Economics.  Vol.  VIII,  N^  1,  published  October  1898: 
Datiea  on  wooi  and  wooUeos,  by  F.  W.  Taassig.  —  The  place  of  abstinence  in  the 
theorj  of  interest,  by  T.  N.  Carver.  —  Value  of  money,  by  F.  A.  Walker.  —  Pmssian 
bwimaii  tax,  by  J.  A.  Hill.  --  Vol.  VIU,  M<^  2,  published  January  1894:  AnalysU  of 
the  pbenomena  of  the  panic  in  the  United  States,  by  C.  A.  Stevens.  —  The  natura  and 
merhawliwn  of  credit,  by  S.  Sherwood.  —  The  nnemployed  in  American  eitles,  by 
C  C.  Closeon.  —  Paln-cost  and  opportonity-cost,  by  D.  J.  Green.  —  Social  and  econo- 
nSeal  legislatioii  of  the  SUtes  1893,  by  W.  B.  Shaw.  — 

Tale  Beview,  the.  A  quarterly  Journal  of  history  and  political  science.  Vol.  U 
K*  tf  November  1898:  Coomient:  (Government  for  the  minority  and  by  the  minority; 
deariiig  Honse  loan  certificatesf  Prof.  Jowett  ae  an  edncator.)  —  Besnlts  of  receat 
investigations  on  pricea  in  the  U.  States,  by  F.  W.  Tanssig.  —  State  sovereignty  before 
1789,  by  D.  H.  Chamberlain.  —  The  scope  of  political  economy,  by  Simon  N.  Patten. 
—  The  financier  of  the  Confederate  States,  by  J.  C.  Schwab.  —  The  genesis  of  capital, 
by  J.  U  Clark.  —  etc. 
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Annalen  des  Deutschen  Beichs  für  Gesetsgebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Hrsg. 
ven  O.  Hirth  u.  M.  v.  Seydel.  Jahrg.  XXVII,  189i,  Nr  2:  Die  Steuerreform  in  Prenisen. 
IL  BrginsungBsteuergesets  (Fortseti.).  UI.  Kommunalabgabengesets.  —  Die  braus* 
schwelgische  Gesetigebung  fiber  das  Schlafgängerwesen  und  die  Unterbringung  von  Arbeitern 
in  Arbaiterkasemen  etc.  nebst  den  dazu  erlassenen  näheren  poliseilichen  Vorschriften,  von 
F.  W.  B.  Zimmermann  (FinaniB.,  Braunschw.).  —  Die  verwaltnngsrechtliche  Beden* 
tOBg  der  Fabrikordnung,  von  H.  Behm  (Erlangen).  —  Nr  8:  Die  Steuerreform  in 
PreuCien.  IV. :  Denkschrift  lu  den  dem  Landtage  vorgelegten  Entwürfen  der  Steuerreform* 
—  Die  preufsische  Steuerreform,  von  (LandB.)  Strutz  (Steioaa  a./0.)  etc. 

Arheiterfreund,  der.  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  Jahrg.  XXXI,  1898,  4. 
Vierteljahrsheft:  Adolf  Lette  und  der  Letteverein,  von  (Prof.)  Vikt.  Böhmert.  —  Das 
bunder^ährige  Jubiläum  einer  gemeinnützigen  Gesellschaft  (Gesellschaft  freiwilliger  Armen- 
frennde  in  Kiel  von  1793  bis  1893).  —  Der  neueste  englische  Parlameutsbericht  über 
die  Arbeiterverhältnisse  in  Deutschland  (veranstaltet  von  der  Boyal  Ck>mmission  on  labour), 
vea  Wilh.  Bdhmert.  —  Materialien  für  praktische  Versuche  zur  Lösung  der  Arbeiter- 
frage. —  VierteJIjahrschronik :  Wirtschaftliches;  Soziales;  Arbeiterfrage  etc.  — 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Jahrg.  1894,  Nr.  2—6:  Das  Post-  und  Tele- 
graphenwesen in  Italien.  —  Die  deutsche  Handelsflotte  und  der  Seeverkehr  in  den  deut- 
lehen  Häfen.  —  Eine  alte  Ulmer  Postkonvention.  —  Grönlandforschung.  —  Die  Fort- 
schritte der  deutschen  Lebensversichemngsgesellschaften  im  Jahre  1892.  —  Der  Schuts 
der  Telegraphenanlagen  gegen  Beschädigungen  durch  starke  Ströme.  —  Aus  dem  Jahres- 
bericht des  Generalpostmeisters  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  —  Ethnographischee 
■ad  Verwandtes  aus  Guayana.  —  Zwei  Bechtserkenntnisse  zu  Gunsten  des  französischen 
Postregals  im  Elsals  wider  unbefugte  Briefbeförderung  ans  den  Jahren  1685  und  1781. 
—  Die  südafrikanische  Bepublik  (Transvaal).  —  Die  zweite  Lesung  des  Euts  der 
Beichs-Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  für  1B94/96.  —  etc.  ^ 

Blätter  für  Zuckerrübenbau.  Hrsg.  von  C.  Hager.  Jahrg.  I,  1894,  Nr.  1  u.  2 
vom  10.  u.  24.  Januar:  Offene  Fragen  des  Bübenbaues,  von  M.  Hollrung.  —  Bewährte 
Maschinen  und  Geräte  im  Zuckerrübenbau,  von  W.  Schmidt.  —  Geschichte  der  Zucker^ 
rüben,    ihrer  Kultur   und  Zucht,    von  (Direktor)  H.  Briem.   (Artikel  1  u.  2.)  —   Einiges 
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über  die  natUrlkheo  GraDdlft|;<n    des  BQbenbjiQes,  >-    Bericht    Kb«r  NMMTlSgtB  Mf  6gm 
Gebiete  des  Rüben*  and  HübenaameDb&ne«,  von  U.  HoUntng.  —  «fec 

Christlich-  soiiale  Blätter.  Katholiicfa'ftOEi&les  CentrftlorgAD.  Jftbrf »  tXVU  UH, 
Heft  1  and  3/3:  Zar  Jabre§wende.  —  Der  Kap!t«]lsmui  fin  de  ii^e:  (Llofortt  Utkm 
aber  die  vorstebendeo  Titel  führende  Schrift  von  Radolf  Mejer),  —  üeber  die  CJrw«hiA4ir 
fr»niö»i»chen  Revolation  (Schlaft  zu  8,  7Ö9  des  Torigen  Jahrgang»),  —  Bt«cbof  Ümt^ 
loujt  über  die  Arbeiterfrage.  —  Aus  O esterreich.  ^  Die  Herkunft  der  preufaisehea  Stsdeatta 
in  ihrer  soiialeo  Bedeutung.  —   Zar  Frag«  der    laodwirt»cha^ftlichen  lnt«r0ai«itT«rtritDi| 

—  Sotlalpolitische  Bundscbsa,  — 

Deutsche  Bevae  Über  das  gesamt«  natiocAle  Leben  der  Gegenwart.  ber«iiig«eibM 
▼on  R,  Fleischer.  Jahrg.  XIX,  1894,  Februar  und  MArt:  China  und  seine  B«ziehBii|tit 
SU  Hinterindien  und  den  VertragamJCchteo,  von  M.  v,  Brandt«  —  Lothar  Bueher,  IX.  i 
X.  Artikel  (Schlufd)!  von  H,  v.  PoAchiDger.  —  Bio  de  Janeiro,  roo  Uor.  Lsmbeiig.  ^ 
Ungedrucktes  au«  dem  Nachlasse  von  Darid  Straufs.  —  Das  gut«  EiDTemabniMi  swiaekic 
Deutschland  und  England^  von  Spencer  Walpote.  —  Die  innere  Lage  und  die  Kirefaa 
TOn  Levin  (Frfa.)  v.  Wintsiogerode- fOiorr.  —  Aus  der  phjftikaliich-technbched  Beid»> 
anstatt  SU  Charlotten  bürg,  von  A.  Förster  —  Soziologie;  „Karl  v.  Schoraer,  das  RscM 
in  der  geschlechtlichen  Ordnung/*  —  NaturwisBeuschah  und  Ethik,  von  W.  F9r»t«r.  - 
Ueber  den  Zeitcbarakter  in  der  Mode,  von  F.  Hotteoroth.  —  etc. 

Jahrbuch  fOr  Geaet«gebang  »  Yeriraltting  ond  Volkswirtschaft  im  D«utsch«a  Baiei 
Jahrg.  XVIII,  1894,  hrsg.  von  Gustav  SchmoHer  Heft  1 :  La  Plaj,  von  A.  v.  Wcaek- 
siern,  —  GQterzertrümmeriing  und  Abnahme  der  Hofe  von  Oberbayem,  von  R,  Sehreibir 

—  Die  Frage  der  ländlichen  Arbeiter  und  der  inneren  Kolonisation  auf  der  GtA«ralrl^ 
Sammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  Berlin  am  SO.  u.  21.  Mira  1893,  voa  L 
Ratbgen.  —  Die  Organisation  des  Handwerks  nach  den  VurscblAgen  des  preafnsebfli 
Handelsministars,  von  R.  Stegemann.  —  Das  neue  badische  Gewerbekainmerigaaata  vob 
22*  VL  1802f  von  Tb.  Hampke.  —  Die  lunongseotwickelang  in  Preufsen,  eine  atatisCisek 
Studie,  von  Th.  Hampke.  —  Die  Zöblitzer  SerpentiDindustrie«  eine  frühere  Hausindustrie. 
von  L.  Th.  Ui&sericb.  —  Parerga  aur  Sozialpbilosophte,  von  G.  SimmeL  —  Die  Ess^ 
Wickelung  der  deutschen  VorscbufsveFelDe  (In  Form  eines  Referats  übar  ,^eidler,  6t- 
schichte    des    deutschen  Genossensobaftsweseos    der    Neaselt**)    von  G«  SchmoUar.  —  etr« 

Journal  für  Landwirtschaft.  Im  Auftrage  der  kgL  Landwirtschaftsgaaailachaft  w 
Hannover  herausgegeben,  redigiert  von  (Prof.)  G.  Liebscher:  Band  XLl,  1804,  Bafl  I: 
ForschuDgen  auf  dem  Gebiete  der  Milobviebhaltung^  von  (Prof.)  Backhaus  (OdttfogaaV  * 
Tierphyalo logische  Untarsuchangerif  von  J.  Neumaoo.  —  etc. 

Landwirtschaftliche  JahrbUcher.  Band  XXIII,  1894,  Heft  1 ;  Mittollsagan  am 
dem  Landwirtschaftsinstitut  des  Staates  Silo  Paulo  (BrasUien),  von  F.  W«  Dafert.  (Nebit 
Abbildung.)  —  Die  eidgenössische  Samenkontrollstation  in  Zürich,  ihre  Versuchsfelder 
daselbst  und  auf  der  Fürstenalp,  nebst  Bemerkungen  über  einige  Alpenwiesen  und  Weidat. 
TOD  L.  Wittmack.  —  Das  althessische  Gestüt  Zapfenburg  (Sababurg)  und  Beberbek 
£ixi  Beitrag  aur  Geschichte  der  deutschen  Pferdesucbt,  von  (Generalsekr.)  W«  Gcdaad 
(Kassel).     Mit  Tafel.  —  etc. 

Masius'  Rundschau.  Bl&tter  fUr  Versicherongswissenschaft  etc,  K.  F*  Jaluf.  Tt 
(1894)  Heft  1:  Die  Invallditits-  und  Alters versicbamng  der  Arbeiter  im  Kdupiicii 
Sachsen.  —  Amerikanische  LebensversichemngsgeseHschaftan.  —  Becbtapreehaiig.  -^  U»* 
abhängige  Wahrscheinlichkeiten.  —  etc.  •  Hefl  t:  Die  Rechte  der  P&QdglJLubiger  aas 
der  Versicherung  des  verpfindeten  Gebindes  bei  der  Gebandebrand versicheraogianitall  am 
Grofsherzogtums  Sachsen.  —  Viehversicherung.  -^  etc. 

Preufsische  Jahrbücher  von  Hans  DelbrGck.  Band  LXXV,  Haft  2  «•  3,  FtbfW 
und  MILrz  1894:  England  und  seine  Kolonien,  von  Hartpole  Leck;.  —  Der  prenfsiaGka 
Jaristenstand,  von  (Landrichter)  K.  Kade*  —  Ueber  eine  Kommunalstenar  vom  Hamslir* 
gewerbe,  von  (EegR,)  Spiefs  (QambiuDen).  —  Der  Nationalismus:  RoTslaod  o&d  sab* 
wirtschaftlichen  Träger,  von  (Prof.)  v.  Schalse-Gaevemitz  (Artikel  2 — ^8).  —  Ksoo  Fiacbifi 
Geschichte  der  neueren  Philosophie,  von  (GLegR.  a.  D.)  C.  R5ssler.  —  Lutban  l#«ka» 
von  der  Obrigkeit,  von  (Prof.)  Max  Leua.  —  Luigi  TantiUo  and  Giordaoo  Braft».  fM 
L.  Kuhlenbeck  (Jena).  —  Karl  Freiherr  v,  Fircks ,  von  Dr.  S.,  Potsdam.  —  Zme  Wlh- 
ruDgsfrageT  von  E.  Koenigs  (Bankdirektor,  Köln).  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen.  Jahrg.  XXIX»  1894^  Kr.  1  a.  2 : 
Neuberechoete  Tafeln  zur  Dienstunfähigkeits*  und  Sterbensstatistik  das  Yarains  diotacte 
Eisenbahnverwaltungen.  —  Dr.  Langfaeinrich  (Nekrolog).  —  etc. 
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VerwaltiingsarchiT.  Zeitschrift  fllr  VerwaltiiDgsreeht  und  Verwaltongsgerichts- 
berkeit  Herausgegeben  von  M.  SohalUenstein  und  A.  Xeil.  Bd.  II,  Heft  8/4,  Januar 
IBM:  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  in  BrandenlRrg-Preuisen.  I.  Artikel»  von 
(Pirof.)  E.  Loeoing  (Halle  a./S.).  —  Die  Politik  der  GeseUe,  das  Vereins-  und  Versamm- 
faiAgsrecht  betrefPend,  in  den  deutschen  Einselstaaten,  von  P.  Berger  (Guben).  —  Die 
Form  der  Jagdpachtrerträge  nach  der  Landgemeindeordnung  vom  S.  Juli  1891 ,  ron 
(LaadB.)  Germershausen  (Krotoschin) .  -—  etc. 

Vierteljahrshefte  sur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Herausgegeben  vom 
kab.  sUtistischen  Amt  Jahrg.  1894,  Heft  1:  Die  Arbeiten  des   kais.    statistischen  Amts. 

—  GroDihandelsprebe  wichtiger  Waren  an  deutschen  Plfttseu  1898  und  1879/98.  —  Be- 
sluid  der  deutschen  Flufs-,  Kanal-,  Haff-  und  KOstenschiffe  1877,  1888,  1887  n.  1898.  — 
Verkehr  auf  den  deutschen  Wasserstral^en  in  den  Jahren  1878  bis  1898.  —  Die  deutsche 
Beeschiffiüirt  in  den  Jahren  1888  bis  1898.  —  Der  Tabak  fan  deuUchen  Zollgebiet,  Be- 
itmisning  des  Tabaks,  Ein-  und  Ausftihr  etc.  1898/98.  —  Die  jugendlichen  Fabrikarbeiter 
und  die  Fabrikarbeiterinnen  im  Deutschen  Reich  im  Jahre  1898.  —  Die  Eheschliefsungen, 
Geburten  und  SterbefUle  im  DeuUchen  Reich  im  Jahre  1898.  —  Ueberseeische  Aus- 
wanderung im  IV.  VierteUahr  1898  und  im  Jahre  1898.  —  Ergebnisse  der  ViehsShlungen 
Tom  1.  XII.  1898  und  vom  1.  XU.  1898.  —  Zar  Statistik  der  Krankenversicherung  im 
Jahre  1898.     Vorlftufige  MitteUung.  — 

Viertel|ahrshefte  sur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  —  Herausgegeben  vom 
kais.  statistischen  Amt.     Jahrg.  1898,  Heft  4:    Stotistik  der  Beichstagswahlen   von  1893. 

—  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze  1887—1898.     Vorllafige  Mitteilung.  — 

—  Schulbildung  der  im  Ersatijahre  1892/93  eingestellten  Rekruten.  —  Ueberseeische 
Auswanderung  im  dritten  Vierteljahr  1898.  —  VerunglQckungen  deutscher  Seeschiffe  in 
den  Jahren  1891  und  1898.  —  ScbiffsnnflUle  an  der  deutschen  KQste  während  des  Jahres 
1898.  —  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten  während  des  Jahres  1898.  —  Salsproduktion 
und  Salabesteuerung  im  deutschen  Zollgebiet  während  des  Etotijahres  1898/93.  —  Tabak- 
baa  und  Tabakernte  im  Erntejahr  1892/98.  Tabakbau  im  Emtejahr  1898/94.  Vor- 
ÜBÜge  Nachweisungen.  Bierbrauerei  und  Bierbestenerung  während  des  Etatsjahres 
1898/98.  —  Stärkeznckergewinnong  und  -Handel  während  des  Betriebsjahres  1.  August 
1898  bis  81.  Juli  1893.  —  Znckergewinnung  und  -Besteuerung  während  des  Betriebs- 
jahres  1892/98.    —  Saatenstands-  und  vorläufige  Erntenaehrichten  f&r  das  Jahr  1898.  — 

Zeitschrift  für  Bergrecht  Redigiert  u.  hrsg.  von  (WGOBergR.)  H.  Brassert. 
Jahrg.  XXXV  (1894)  Heft  1 :  Die  Besteuerung  des  Bergbaues  nach  dem  Kommunal- 
ebgabengeeetse  vom  14.  VU.  1898,  von  (OBergR.)  E.  Engels  (Klausthal).  —  Wie  ver- 
hält sich  das  sächsische  Bergrecht  su  der  Novelle  des  prenisischen  Berggesetses  vom 
84.  VL  1898?  von  (BergADir.)  Wähle  (Freiberg) Gesetsgebnng.   Bergpolizeivorschriften. 

—  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe.  —  etc. 

Zeitschrift  f&r  Kleinbahnen.  Herausgegeben  im  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten.  Jahrg.  I  (1894)  Heft  8  u.  3,  Februar  u.  März:  Vorschläge  f&r  die  Genehmi- 
gungen von  Kleinbahnen  mit  mechanischem  Betriebe,  von  (GORegR.)  W.  Gleim.  —  Die 
Entwiekelnng  des  Kleinbahn wesens  in  Nordamerika,  von  (Direktor)  Kollmann  (Frankf.  s/M.) 
[Forts,  u.  Schlnis].  —  Die  elektrische  Strafsenbahn  Marseille  ~  St  Louis.  —  Der  Ent- 
wurf eines  Gesetzes,  betr.  das  Pfandrecht  an  Privateisenbahnen  und  Kleinbahnen  und  die 
Zwangsvollstreckung  in  dieselben,  von  (GORegR.)  W.  Gleim.  —  Das  hessische  Gesetz 
vom  29.  V.  1884  fiber  die  Nebenbahnen  und  die  Erbauung  von  Sekundärbahnen  im 
Grhst  Hessen,  von  (ORechnR.)  Zeller  (Darmstadt).  —  Der  Landkreis  Bromberg  und 
die  ostdeutsche  KIeinbahnaktiengesellscha[ft.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Kleinbahnen.  Herausgegeben  im  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten.  Jahrg.  L  Heft  1  (Januar  1894):  Die  Aufgaben  der  ZeiUchrift  fOr  Klein* 
bahnen.  —  Ueber  die  Anlagekosten  der  Kleinbahnen  mit  Lokomotivbetrieb,  von  (Reg.- 
Banmstr.)  E.  Fränkel.  —  Die  Entwickelang  des  Kleinbahnwesens  in  Nordamerika,  von 
(Direktor)  Kollmann.  —  Der  elektrische  Betrieb  der  Strafsenbahnen.  —  Ueber  die  Ent- 
wiekelnng des  Kleinbahnwesens  in  Preafsen.  —  etc. 

Zeitschrift  Volt  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte.  Herausgegeben  von  St  Bauer 
(Brfinn),  C  Grünberg  (Wien),  L.  M.  Hartmann  n.  (Prof.)  E.  Szanto  (Wien).  Band  U, 
1894,  Heft  1 :  Der  Versichernngsgedanke  in  den  Verträgen  des  Seeverkehrs  vor  der  Ent- 
stehung des  Versicherungswesens.  Eine  Studie  zur  Vorgeschichte  der  Seeversicherung, 
von  A.  Schaube.  —  Die  Stadt  in  Neu-England,  ihr  Ursprung  und  ihre  agrarische  Grund- 
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]&|«  Andrawi  (IIL  ^^keh  S<;hlui^)  —  Ueber  dtn  Angeblich  gnmdberrltcbeu 

bafamLoi   UV9    ij^naiodiifltrieUeii  I#eiiieDg«w&rbc3  lü  Scbtesie^  utid    di«  W«bem5U.  ^—  tte. 

Zeltschrift  für  die  i^flsint«  ätAAtsfrisBenäehftfi.  HerAUsgegeben  ron  A..  Sdiiffli 
'1  AQg  Lf    1891 ,    Heft  S  i    Di«    dbkUtimniacbe    TBa^ordutitig    v^m    J&bre  301,    toq  £. 

er  (t.  Artikel).  —  tTuterfiicbiiDg  Über  die  Grand  lagen  des  TAHfveieQs  def  BeeschUf* 

von  {Prb.>  T.  Wdb»  (II,  Artikel}.  —  Du  englisch«  Volks^fmiebtiogswe»«!!,  Yi>a  k, 

iTertFetnDgapr  ob  lerne    aua    Ai3J&l$    der    ö&terreicbiacben  W^bireforci»    ron 

lisiellen :  Zum    Bogajiftniiten    gcbwAbei33piegel ,    Ton  (Frb-)  L*  ▼.  Borcb. 

««...,»..  ni^cbeu  TfttnU  ^eitgeAducbtlicbee  Dber  deti  Er^cb  der  KtipfermcA«!]. 
«»«^Uecbefl  ^ran«  l&dO.     Die    prear»£»irb«ii    SuSelUHfe    nach    ministeriell  er  Derttd- 

ItiDg.  —  ete. 

Zeitscbrifc  für  Lllier^tur  und  Oescbicfate  der  &tAAtswiifeascb«fteti^  Brag.  roe 
&.  FfKnkenstaiQ.  Bend  II,  1604,  Heft  9  ti.  4  :  Die  StatUtik  in  ItuHeUi  ^on  (Prof.)  F* 
Virgilll  (Siene).  —  Die  Deuesten  FortAebritl«  enf  dem  Gebiete  de«  Erfegsrecbü,  ron  E. 
Triepot.  -^  äriüken  und  Kefei'ele.  -*  etc.  — 

Z  e  i  ts  c  b  r  i  rt  für  die  gBi*inte  Etr&freclitawlsaetuehmft.  HertQSgegebeii  ¥00  (PrnC  I^^ 
F.  V,  LiB2l  und  K»  r.  Lilientbd.  Bind  XIV,  Heft  3  (1894);  Zilt  Lcbre  von  d«m  «Inf- 
recbtUchaa  Vorsitze  und  dem  Determinisirtus,  von  H*  OrtlafiT  (Weimer),  L  Artikel,  —  Zif 
Uciurecbattiigsfiihigkejt  einer  ScbwiDgeren  Otitejcbten  der  mediJKl machen  Fiikallil  rti 
Hi^tle  f^r  alncD  ktir&IcbfiUcben  Adligen  (1734)  Mitgeteilt  yon  Tb.  Di«tel  (Dresdeo),  — 
Bemfiings frage  in  Ungtrn-  Mitgeteilt  yqh  V'ambery  (Bndmpeit).  —  Die  Hegung  der  d^nh 
»chbn  Gericbtfi  im  MiHdalEur,  von  (Prof.'j  K.  L^hrnftiiQ  (Rostock).  —  Der  österreicJuscbi 
9triuKV9«fc»ouiwurl,   yoü  tr.   litssi.  —  «bc. 

Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistiscbeD  Bareatis.  Jshrg.  XXY,  1893,  Hr.  3; 
Statistische  Kach Weisungen  über  die  Armenpflege  im  KR.  B«^«rn  für  da»  Jahr  3S9I, 
von  (BegAss.)  Steiner.  —  Die  swangsweise  Verltträorung  landwirtscbaAticber  Anw«seti 
in  Bayern  im  Jahre  1898  mit  einigen  ROckblicken,  von  (OEegE.)  Rasp.  —  Die  Vw- 
sichemngsstatistik  im  KR.  Bayern  fUr  das  Jahr  1891,  von  (ORegR )  Rasp.  --  Die  Be- 
wegang  der  Gewerbe  in  Bayern  im  Jahre  1892.  —  Ergeboiase  der  E ranken versicb«rangs- 
statistik  im  KR.  Bayern  fiir  das  Jahr  1891,  von  (OikgE.)  Eaap  —  Ergebnisse  d^s 
Militftrersatsgescbftftes  des  Jahres  1892  in  Bayern.  Kacb  den  UHlelLuDgea  der  MtKutr' 
medizinalabteilnng  des  k.  Kriegsministerioms.  —  Geburt^-  und  äterbUcbk^ltaTerbftltaita« 
in  einer  Aniahl  bayerischer  Städte  im  III.  Vierteljahre  1898.  — 

Zeitschrift  des  kgl.  sächsischen  Büreans,  Jahrg.  XXXIX,  1893,  Heft  1/2: 
Familienstand  und  Alter  der  sächsischen  Bevölkernng  nach  der  Volkszählung  vom  1.  XII. 
1890,  von  A.  Förster.  —  Sächsische  Einkommensteaerstatistik  von  1876 — 1898,  von 
V.  ßöhmert  —  Die  Zahl  der  sächsischen  Gast-  und  Schankwirtschaften  sowie  Klein- 
handlungen mit  Branntwein  in  den  Jahren  1879  und  1893,  von  V.  Böhmert.  — 


Kronimannstl'.c  liiirlidiuckerci  (Hermann  Tohle)  \n  Jena. 
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VI. 

Die  wirtschaftliche  Thätigkeit  der  Kirche  im 
mittelalterlichen  Deutschland. 

Ein  akademischer  Vortrag 


Dr.  phil.  Theo  Sommerlad, 

PriTAtdoient  «n  der  UniTersiULt  Halle- Wittenberg. 

Immer  eindringlicher  und  immer  allgemeiner  erhebt  sich  in  der 
Gegenwart  Ton  verschiedensten  Seiten  die  Forderung,  die  Kirche  in 
wirtschaftlichen  Fragen  und  namentlich  bei  der  Bekämpfung  der  großen 
sozialen  Not  und  der  schweren  Mißstände  unseres  gesellschafüichen 
Lebens  zur  Mithilfe  und  Unterstützung  heranzuziehen.  Da  mag  es 
denn  sehr  wohl  angebracht  erscheinen,  die  wirtschaftliche  Thätigkeit 
der  Kirche  zu  einer  Zeitepoche  zu  untersuchen  und  vorzuführen,  wo 
de  nahezu  ausschließlich  Leben  und  Denken  der  Menschheit  beherrschte, 
im  Mittelalter,  welches  keineswegs  den  Vorwurf  schwärzester  Barbarei 
verdient,  den  man  von  jenen  Toleranzmännern  des  vorigen  Jahrhunderts 
an  bis  auf  die  modernsten  naturwissenschaftlichen  Theoretiker  und 
Realisten  unermüdlich  immer  und  immer  wieder  erhoben  hat 

Bei  ausschließlicher  Betrachtung  der  kirchlichen  Thätigkeit  könnte 
leicht  der  Anschein  hervorgerufen  werden,  als  ob  eine  ähnliche  Wirk- 
samkeit seitens  anderer  Faktoren  des  mittelalterlichen  Geschichtslebens 
nicht  erfolgt  sei.  Es  wird  mein  Bemühen  sein,  überall  ohne  Ueber- 
treibang  zu  sciüldem,  wobei  freilich  berücksichtigt  werden  muß,  daß 
die  mittelalterlichen  Schilderungen  der  einschlägigen  Verhältnisse  zu- 
meist aus  geisüicher  Feder  stammen  und  daß  auch  die  auf  kirchliche 
Institutionen  bezüglichen  Urkunden  im  Gegensatze  zu  weltlichen  Auf- 
zeichnungen bei  wdtem  in  größter  Vollständigkeit  und  Anzahl  erhalten 
sind:  ich  erwähne  nur  jenes  berühmte  Polyptichium  Irminonis  abbatis 
aus  dem  neunten  Jahrhundert^)  aus  der  Reihe  ähnlicher  Verzeichnisse 
von  Kirchengütern,  Schenkungs-  und  Kaufbriefen.    Es  dürfte  daher 


1)  Heranegegebea  too  Go^rard.  8  Bde.  Parle  1886—44. 
Dritte  Folg«  Bd.  Tn  (LXn).  42 
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wohl  nicht  so  ohne  weiteres  Röscheres*)  Ausspruch  zazugebeD  sein: 
,,Fast  alle  Eot Wickelungen   hat  die  Kirche  dem   Staate   vorgemacht''. 

Als  Endpunkt  der  gesamten  Wirtschaftstbätigkeit  der  Kirche  im 
Qiittelalterltcheu  Deutschland  wird  im  allgemeinen  das  dreizehnte  Jahr- 
hundert zu  gelten  haben-).  Es  wird  meine  Aufgabe  sein,  die  Cm* 
stände,  Ereignisse  und  Wandlungen  darzustellen,  die  den  AbschiulJ 
dieser  Entwickelung  herbeiführten.  Hier  will  ich  nur  soviel  erwähütn, 
daS  das  Emporkommen  des  ätädtischen  Lebens  und  der  Geldvvirtsch&lt 
die  Grundlagen  deutscher  Volkswirtschaft  geändert  und  damit  auch 
die  hier  in  Betracht  kommenden  Maßnahmen  einer  anderen  Klasse 
der  Bevölkerung  und  ihren  Organen  in  die  Häode  gelegt  hat. 

Ich  gliedere  meinen  Stoff  in  drei  Teile.  Demgemäß  werde  ich 
handeln 

1)  Von  der  Sorge  der  mittelalterlichen  Kirche  in  Deutschhiud  far 
die  Grundlage  der  materiellen  Lebensexistenz,  für  die  kulturelle 
Hebung  und  Umgestaltung  des  Bodens»  und 

2)  von  ihrer  Sorge  für  die  materielle  Wohlfahrt  der  Bevdlke- 
rung. 

In  einem  dritten  Schlußteile  will  ich  eine   kurze  Schilder 
aus  alledem    resultierenden  Einwirkung   der  Kirche  auf  das    : 
Leben  der  Nation  und  ihrer  Stellung  in  dem   staatlichen  W< 
unseres  Volkes  anschließen. 

Indem  ich  zuvörderst  der  Thätigkeit  der  Kirche  für  die 
schaftliche  Hebung  des  Bodens  näher  trete,  muß  ich  einleitang 
auf  die  Arbeiten  über  diesen  Gegenstand  skizzenweise  etwas  eing^ 

Da  der  Blick  der  kritischen  Geschichtsschreibung,  sobald  sie  lü! 
aus  den  Fesseln  der  Philosophie,  Theologie  und  Recbtswisäenscha 
befreit  hatte,  naturgemäß  zunächst  auf  das  staatliche  und  politi 
Leben  der  Völker  aufmerksam  wurde,  so  wandte  man  sich  von  seit! 
der  Fachhistoriker  anfänglich  überhaupt  nicht  wirtschaftlichen  Frag«! 
zu;  als  aber  das  letztere  dann  doch  seit  Mitte  unseres  Jahrhunderts 
geschah,  doch  noch  keineswegs  dem  hierin  Betracht  kommenden  Gegen- 
stände. Andererseits  lenkte  sich  wohl  die  Aufmerksamkeit 
theologischen  Spezialforscher  auf  die  Mission,  aber  sie  verstanden  i 
Mission  lediglich  Bekehrung  zum  Christentum.  So  ist  das  Verl 
von  Kirche  und  Staat  im  Mittelalter  immer  aufs  neue  untersucht  word« 
so  ist  die  staatliche  Entwickelung  des  Kirchenstaates  selber,  seia 
Finanzwesen  ^)  und  seine  völkerrechtliche  Stellung  Gegenstand  ausführ- 
licher Erforschung  geworden,  aber  an  einer  zusammenhängenden  Dar- 
stellung der  kolonisatorischen  Verdienste  der  mittelalterlichen  Kirch 
fehlt  es  bis  heute  —  und  doch  eröffnet  sich  hier  kulturgeschichtlich« 
Forschung  ein  Feld  vorzüglichster  Beschaffenheit,  üeber  diesen 
vermögen  auch  nicht   die   teilweise   unübertrefflichen  Ausführungen 


1)  Aoii eilten  der  VoUcBwirtschift  I,  13S. 

2>  S.  eio«  ähaliche  ADachnuaag  bei  Kitisch»  GüscbicbU  d«f  deiitieh«n  Volkei  Ul,  t^K 

S)  8.  Woker,  Dm  kirthUebe  PinAttsweien  der  PIpeto,  1678.  ^ 
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Nitzsch's  Geschichte  des  deutschen  Volkes  und  in  y.  Inama-Sternegg*s 
deotscher  Wirtschaftsgeschichte  ausreichend  zu  trösten. 

Die  kolonisatorische  Th&tigkeit  der  Kirche  im  mittelalterlichen 
Deutschland  zerfällt  nach  zeitlicher  Aufeinanderfolge  in  drei  Abschnitte. 
Ich  wende  mich  zunächst  zu  der  ältesten  Periode,  der  Zeit,  die  äußer- 
lich vorzQglich  durch  das  achte  und  neunte  Jahrhundert  bestimmt 
wird.  Hier  sind  vor  allem  die  Leistungen  einzelner  Persönlich- 
keiten fOr  Bodenkultur  und  Kolonisation  vorzufahren. 

Steht  die  kirchliche  Kolonisation  späterer  Zeiten  unter  dem  Zeichen 
der  Melioration,  so  tritt  diese  Thätigkeit  selbstverständlich  zunächst 
hinter  der  Rodung  ins  Wildland  zurQck.  Nicht  zwar  ist  das  rechts- 
rheinische (xermanien  durchaus  ein  sumpfiges  düsteres  Urwaldgebiet 
gewesen,  der  Taciteische  Ausdruck  ^)  „in  universum^^  heißt  nach  unserer 
Redeweise  „im  allgemeinen^'.  Aber  noch  immer  harrte  das  Dickicht 
des  mitteldeutschen  Gtebirges  der  Axt  des  unermfLdlichen  Ansiedlers 
und  Rar  manche  Stätte,  da  vordem  der  römische  Kaufmann  die  Weine 
ond  den  Schmuck  des  Südens  eingetauscht  gegen  Pelzwerk  und  Honigs 
Bernstein  und  Goldhaar  germanischer  Krieger,  war  wieder  zurück- 
gekehrt in  die  Arme  der  Wildnis.  Noch  war  der  freie  Mann  abhold 
dem  Ackerbau'),  noch  erfreute  er  sich  nicht  eines  ausreichenden  Ge- 
brauches mechanischer  Hilfsmittel,  ohne  deren  Anwendung  eine  erfolg- 
rdcbe  Rodung  im  Wildland  nicht  in  Angriff  genommen  werden  konnte. 

In  beiden  Punkten  setzten  die  Vertreter  des  Klerus  ein.  Aller- 
dings die  Hauptthätigkeit  ging  nicht  von  der  verweltlichten  fränkischen 
ffirche  aus,  die  noch  dazu  von  einem  der  Mission  gleichgiltigen  König- 
tum abhängig  war,  sondern  von  den  Resten  der  klösterlichen  Orga- 
nisation, wie  sie  sich  in  Irland  trotz  Ansturmes  der  angelsächsischen 
Bauern  behauptet  hatten  >).  Entsprechend  der  Regel  Benedikts  *)  ent- 
fütete  der  Angelsachse  Winfried  ')  in  Ostfranken,  Hessen  und  Thüringen 
bis  zu  den  schiffahrtsfreudigen  Gauen  der  Friesen  eine  ausgedehnte 
Bodenkolonisation.  Schon  vorher  oder  unmittelbar  nach  ihm  wirkten 
andere  Männer  gleiche  Großthaten.  Hören  wir  von  den  Niederlassungen 
des  Iren  Columban  in  den  Vogesen,  im  Juragebirge  und  in  den 
Forsten  des  Alamannenlandes  *),  von  der  Missionsarbeit  seines  Schülers 
Gallus  in  der  Wildnis  am  Bodensee,  oder  von  dem  Bayemapostel  Cor- 
binian,  der  dem  Stifte  Freising  die  Bahn  wies  für  fortgesetzte  Urbar- 
machung der  Gründe  —  immer  und  überall  tritt  uns  eine  durch  her- 
vorragende Persönlichkeiten  betriebene  und  veranlaßte  planmäßige  Kul- 
turarbeit großen  Stiles  entgegen,  die  sich  namentlich  seit  dem  achten 


1)  Oeniumia  V,  1. 

f)  Ich  pflichte  Nituch  bei  (G.  d.  d.  V.  I,  88)  gegen  Jnstos  Moeser,  Osnabr.  Oesch., 
1848,  Vorrede  IX. 

5)  Ebrard,  Die  hro-schottiscbe  Miisionskirche.     Gfitersl.  1873. 

4)  Vgl.  Levasaeur,  Hiatoire  dea  daaaea  ouvriäres  en  France  dep.  Jolea  C^aar  jusqa'h 
U  R^ToIution.     Paris  1869.     I,  181. 

6)  Vgl.  A.  Werner,   Bonifados,   der  Apoatel   der  Deutschen   ond  die  Romaniaierung 
Ton  Mitteleuropa.     Leipsig  1876. 

6)  Interessant   ist  die  Schrift   von  Ebrard,   Bonifadoa,   der  Zerstörer    dea  Columba» 
niachen  Kirchentnms  auf  dem  Featlande.     Gütersloh  1882. 
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Jahrhundert  Doch  bedeutend  erweiterte.  Auch  iu  der  Karoliogerfeil 
steht  die  Kolonisation  seitens  der  Klöster  weit  derjenigen  der  Wdt 
Geistlichkeit  oder  Welifflrstlichkeit  voran*  „Dieselben  Hände,  die  das 
Gold  von  sich  wiesen«  schämten  sich  nicht  der  harten  Feldarbeit  Qti4 
anderer  Geschäfte,  welche  unendliche  Wohlthateo  über  die  finfitereö 
Gegenden  verbreiteten"').  In  den  Bahnen  Corbinians  Bcbiitt  der 
Bischof  Joseph  von  Freising,  der  Mitte  des  achten  Jahrhunderts  fOn 
Herzog  und  Großen  des  Bajernlandes  ausgedehnte  unwirtsame  Weid^ 
gebiete  ankaufte,  um  sie  Rodung  und  Anbau  zu  unterwerfen*)«  Zu 
Karls  des  Großen  Zeiten  machte  sich  das  Kloster  Amorbacb  im  Oden* 
Walde  ura  Entsendung  von  Missionspriestern  zwecks  koloniaatoriscber 
Bemühungen  im  Norden  verdient^). 

Vorzüglich  greifen  hier  einzelne  hervorragende  Aebte  und  Kircheu- 
fürsten  in  Fulda,  St.  Gallen  und  anderen  wirtschaftlich  gut  geleiteten 
Stiftern  ein,  deren  ich  teilweise  noch  im  zweiten  Teile  Erwähnung  zu 
thun  habe.  Sie  alle  verstanden  nicht  nur  unter  möglichst  günsüg^ti 
Bedingungen  selber  Rodungsrechte  zu  erwerben,  sondern  auch  dunb 
Ausbildung  milder  Formen  der  Rottlandleihe  den  Zuzug  von  Arbeiü»- 
kräften  bedeutend  zu  steigern.  So  gab  unter  anderen  Salzburg  im 
Jahre  815  dreißig  Joch  Waldungen  zum  Ausroden  an  Leibeigene  aod 
dienende  Freie  *)  und  St.  Gallen  suchte  wiederholt  durch  den  Tausch 
yon  bebauten  gegen  unbebaute  Strecken  die  Kolonisation  nea  b  Fiat 
zu  bringen  ^). 

Kirchenfürsten  des  achten  Jahrhunderts  sind  es  daao  gewesen, 
welche  die  Kultur  des  Weinstocks  pflegten  und  erweiterten  und  da- 
durch auch  eine  wesentliche  Urawandlang  des  Bodens  bewirkten.  Seit 
der  Wende  der  beiden  ersten  nachchristlichen  Jahrhunderte  mit  dem 
Getränk^),  seit  dem  Ende  des  dritten  Jahrhunderts  durch  Kais^ 
Probus  auch  mit  dem  Weinbau  vertraut^),  suchte  man  doch  erst  tA 
der  Merowingerzeit  im  rechtsrheinischen  Franken-  und  Bayemlande 
den  Weinstock  dauernd  anzupflanzen^).  Auch  hier  blieb  es  zumeist 
nur  bei  yerheißungsvollen  Anfängen,  bis  dann  in  der  Karolingeneit 
die  geistliche  Grundherrschaft  aus  kirchlichen  und  profanen  Zweck» 
immer  energischer  die  Weinbaukultur  in  AngriS'  nahm  und  damit  ite 
Plauptcharakteristikum  kulturgeschichtlicher  Entwickelung ,  wie^ 
Gervinus  in  seinem  anmutigen  Fragmente  „Geschichte  der 
kunst''^)  ausdrückte,  hegte  und  pflegte.    Gerade  die  unregda 

1)  LoeweoberK,  Scbwtiier  BiJdor,  lS34i  S.  7$. 
1)  ▼,  InMnft.Sternegff,  D    W,   G.  I,  61,  Sl3f. 

3)  P.  F«lk  ia  Pick'9  Moaatssclirm  mr  rhein-weftlf.  Ossch.  U,  >64. 

4)  RleioiiMTni,  NaobricfateD  vom  Zattaode  der  0«K«adeD  und  St^t  JormTk. 
17S4,  4iih.  n*  18. 

6}  Tr.  SADg.  912.  U,  766. 

6)  TacIttLA,  G«rmftiiiA  c.  SS* 

7)  FlATiaa  Vopiictia  c.  18.     fi,   ab«r  den  Scfalufi  »ot  umlteo  mit  Traiibeii 
deut3ch«ii  LftptdftHea  (L&may,    d«  nyUrnols  moDameBtis).     Qaetftch«    Oa«oh.    d.  Ym 
wsM&t  tm  Mittelrh«ln  S.  3 IS. 

8)  BodmAan,    Ehein^uischa   AltArtfinitr   S.    893.      Bahot     KaItiirpflAiia«a. 
1874,  8.  76. 

9)  1888. 
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Art  des  Anbaues,  nicht  nar  am  sonnigen  Waldbang,  sondern  aucb  in 
klimatisch  wenig  gOnstigm  Gegenden  (wie  in  ThQringen,  der  bayrischen 
Hodiebene  und  nördlichen  Schweiz)  ^)  läßt  die  Individualität  einzelner 
Fenönlichkeiten  zur  Genüge  erkennen,  ohne  daß  ich  mit  Namen  wie 
dem  des  Erzbischofs  Bescelin  Alebrand  von  Bremen  (1035—1045)  zu 
behelligen  brauchte,  dessen  Sorge  für  Weinbau  Adam  von  Bremen  in 
trefflicher  Schilderung  bewahrt  hat ').  Die  Pflege  der  Weinkultur  blieb 
auf  lange  Zeit  hinaus  ein  Yorrecht  geistlicher  Grundherrschaften. 
Noch  später  im  dreizehnten  Jahrhundert  hören  wir,  daß  sich  die 
Bemediktinerabtei  Prüm  im  Flußgebiet  der  Sauer  für  die  am  Rhein 
boneits  geübte  Veredelung  des  Weinstocks  durch  Pfropfen  einen  eigenen 
Kunstverständigen  zu  Arweiler  hielt'). 

Dieser  kolonisatorischen  Thätigkeit  entzogen  sich  im  Innern 
Dratschlands  auch  während  des  zehnten  und  elften  Jahrhunderts  die 
grofien  geistlichen  Grundherrschaften  keineswegs.  Der  Abt  von  Nieder- 
altaidi  in  Bayern  hat  beispielsweise  im  Verein  mit  seinen  Eloster- 
SDgdiörigen  in  jenem  Jidirhundert  mehr  als  30  Mansen  im  Böhmer- 
walde  g&rodet^).  Im  Norden  und  Osten  schließt  sich  die  kolonisa- 
torische Kulturarbeit  an  die  beiden  großen  Erzbistümer  Bremen  und 
Magdeburg  an,  die  in  friedlichem  Wettstreit  mit  dem  deutschen  Bauer 
das  SU  erbalten  strebten,  was  der  sächsische  Etheling  und  im  Gegen- 
satz m  ihm  die  Ottonen,  Hermann  Billung  und  der  große  Markgraf 
Gero  mit  dem  Schwert  erobert  und  gewonnen  hatten. 

Zu  erwähnen  ist  auch  noch,  was  das  durch  Heinrich  IL  errichtete 
Bistum  Bamberg  für  die  Kolonisation  jener  Gegend  geleistet  hat. 
Hier  wurde  ein  bis  dahin  mit  Wäldern  bedecktes  Gebiet  in  ein  Land 
umgewandelt,  das  seitdem  seines  Obstes  und  seiner  Gkirtenfrüchte  wegen 
wdt  und  breit  gerühmt  worden  ist. 

Eine  zweite  Epoche  kolonisatorischer  Hauptthätigkeit  seitens  der 
Kirche  führt  dann  das  zwölfte  Jahrhundert  herauf. 

Im  Herzen  des  Vaterlandes  in  altbesiedelten  Gegenden  ließen  die 
geistlichen  Grundherrschaften  unter  dem  Zuzug  rüstiger  Arbeitskräfte, 
wie  ihn  die  Ausgestaltung  freierer  Leihformen  geweckt  hatte  ^),  nicht 
ab  von  der  einmal  in  Angrifif  genommenen  Rodung  und  Urbarmachung 
des  Wald-  und  Wildlandes. 

Holländische  und  flämische  Ansiedler*)  nahmen  seit  der  Wende 
des  elften  und  zwölften  Jahrhunderts  unter  Unterstützung  der  Bremer 
Kirchenfürsten  eine  Kolonisation  niederdeutscher  Gebiete  in  Angriff, 
die  eine  Urbarung  der  großen  Moore  sondergleichen  bedeutete^)  und 

1)  Hehn,  KalturpflanieQ  S.  78. 

t)  II,  67— 7S.  III,  6S.  InteresMnt  ist,  dals  die  Altenberger  Mönche  die  An- 
pIliuiBiing  von  Borgandarreben  vennchten  —  freilich  ohne  Erfolg.  Zaecalmaglio,  Klotter 
Altanberg,  1S86,  I,  48. 

8)  Hontheim,  Historia  Trevireosit  diplometicm.     Ang.  Vind.  1760  f.  I,  686. 

4)  BiMler,  Beir.  Gesch.  I,  771  f.     Vgl.  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I,  1. 

6)  S.  darflber  unten  Teil  II,  Abschnitt  I 

6)  Vgl.  y.  Inama-Stemegg,  O.  W.  G.  II,  12  ff.  Auch  ▼.  d.  Ropp,  Deateohe  Kolonien 
im  12.  nnd  18.  Jahrh.  GieAener  Bektoratsrede  1886.  Schröder,  Die  niederl.  Kolonien 
in  Norddeatschland  aar  Zeit  des  Mittelalters,  1880. 

7)  Vgl.  darftber  neuerdings  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  III,  867  ff. 
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auch  weitschauende  Aebte,  wie   deo  Abt  von  Neumünster,  Vicelima, 
zur  Förtleruug  ihrer  UuterDehmu&geD  veranlaß te  ^). 

Vor  allem  aber  habeo  sich  den  Buhm  aacbbaltig^r  Besiedelaflg 
im  eigeQtiicheü  Kolonialgebiete  des  mittelalterücheQ  Deutscblaid 
zwei  MöDchsorden  erworbeü,  die  voll  jugendlicher  Begeisterung  fori- 
setzten,  was  der  Geburtsadel  und  das  Königtum  des  SachsensunimtÄ 
vorbereitet  hatten:  die  Prämonstratenser  und  Cistercienser  Ihr« 
Wirksamkeit  wird  uns  in  zwei  trefflichen  Monographien  Fr.  Winter'^ 'f 
Bowie  in  einer  im  21.  Band  der  Harzzeitschrift  erschienenen  Abhand- 
lung von  Sebicbt  über  die  Cistercienser  der  goldenen  Aue  ansehaulicb 
geschildert. 

Zuerst  der  Prämonstratenserorden.  Als  Sohn  eines  adeligen  6«^ 
schlechtes  1082  zu  Xanten  geboren,  gründete  Norbert  ^),  nach  N&lttr 
wie  Lebensgang  ähnlich  dem  großen  Reformator  Martin  Luther,  im 
Jabre  1119  in  der  Wildnis  zu  Pr^montr6,  drei  Stunden  von  Laöa  «öt- 
ferut,  den  Orden,  dessen  Regel  die  Vorschriften  der  Heiligen  Aogastio 
und  Benedikt  von  Nursia  in  sich  vereinte.  Aber  die  eigentliche  Kultur 
arbeit  begann  erst  nach  dem  Tode  seines  Stifters,  der  von  Ktiiser 
Lothar,  unter  dem  nach  dem  Bericht  der  Pöhlder  Annalen^)  und  Hei- 
mold*8  Slavencbrouik^)  die  deutsche  Kirche  ihr  goldenes  Zeitalter 
feierte,  zum  Erzbischof  von  Magdeburg  erhoben  und  als  rechte  Httd 
des  Kaisers  vornehmlich  politischen  Dingen  zugewandt,  am  6.  Jutti  1134 
war. 

Besonders  zahlreich  waren  die  Klostergründungen   in  den  Rbeia 
landen   und   in  Westfalen  (am  Mittelrhein   allein  9)^),    aber   auch 
anderen  Gegenden,   so  Gottesgnade  bei  Calbe  au  der  Saale,  Altenbergl 
bei  Wetzlar,  Windsberg  bei  Regensburg,  ürsberg  in  Schwaben.    Schon 
achtzig  Jahre   nach    seiner   Begründung   zählte  der  Orden   24   Laod* 
Schaftsmeister,  lOOD  Aebte,  300  Pröpste  und  500  Nonnenklöster'). 

Allein  zwei  Momente  waren  es,  die  seit  dem  Anfang  des  dr 
zehnten  Jahrhunderts  bereits  die  freudigen  Ansätze  kultureller  Wi 
samkeit  einer  traurigen  Erschlaffung  preisgaben. 

Der  allmälilich  hervortretende  augustinische  Charakter  des  Or 
mußte  jede  an  staatliche  Einrichtungen  gemahnende  Organisation  immer ' 
geringer  achten  und  damit  im  Zusammenhang  die  Eigenschaft,  die  den 
Orden  groß  gemacht  hatte  ^),  das  Beharren  bei  dem  PaternitAts-  uu"" 


gestorben 


I)  S.  über  ibti  dto  eingebend«  Schilderung  b«i  Werseba*  Ueber  die  uied«rli 
Kolanieii,  irekb«  im  ii5rdJ.  DeaUchl.  i.  IS,  Jh.  gestiftet  worden^  18ld  — 1S|6.  8*  ttf  I 
SSS  f.  S«iae  ThfttiglcQit  »chUdert  d«r  Äugeoieoge  Belmold,  Chroxii^  SlftTonun.  Vjrf 
WiLtt«nb»ch,  DuuUchlands  6 Oüch- Quellen  im  M.A.  II,  305,  309 

S)  Die    Prämonstratenjier    de»    12.    Jahrb.    und    ihre    Bedeotttng    CHr    dos    iiordöi 
Deutacbland.     Berlin   1865.      Die  Ciatercienser    de»   oorddHL  DeotscJüAitd« ,    lita^ltt 

3]  S.  über  ibo  Berniium  tu  Syb«ls  U.  Zucht,  XXXV,  1, 
.  4)  Aou&les  Palidenses  Auct.  Theodore  mouAcho  ed.  Perti,    M.  O.  88.  XVI«   48- 
Ad  A.   US5. 

5)  Helmoidi  ChroBic«  SUvoram  ed.  Leppeuberg,  M    G.  88.  XXt,  1—88*  l,  41 

€)  Beyer,    Hittetrhein.    U.  B.  U    Eiul.  p.  CLXXX.      Vgl    aoob    BodiUftiiii, 
Altert.  8.  234. 

7)  ADD.  d.  hiat.  Verein»  ftlr  den  Kiederrbein  I,  8.  8,  141  ff 

8)  8.  Aoa.  d.  hbL  Vereint  ^r  den  Niederrhein  VU,  38  ff.  u.  IL 
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Filiationsverhältnis  der  SUmmklöster,  immer  mehr  verschwinden  lassen. 
Dieser  Eatwickelung  eutspracb  ein  Uebergaog  der  Ordensaügehörigefi 
YOQ  wirtdchaftliehetn  und  tandwirtächaftlichem  Gebiet  auf  das  wissen- 
schaftlicher Arbeit»  obwohl  sie  auch  hier  im  Vergleich  zu  den  Bene- 
diktiner u  über  einen  oberflächticheu  Eklekticismus  nicht  hinauskamen* 

Auf  der  anderen  Seite  trat  der  Orden  in  das  Stadium  ein,  welches 
Arnold  von  Lübeck  bei  allen  Mönchsorden  seiner  Zeit  erkannte,  wenn 
er  sagt'):  „Der  Besitz  wuchs,  die  Frömmigkeit  schwand/*  Die  Aus- 
dehnung der  Landesei^werbungen ,  die  Steigerung  von  Verwaltungs- 
aufgaben  aller  Art  setzten  die  Konzentration  an  die  Stelle  der  Expan- 
sion; die  Erweiterung  müheloser  persönlicher  Genußfähigkeit  an  die 
Stulle  des  Genusses  rastloser  Arbeit. 

Hatten  die  Füi^sten  des  östlichen  und  nordöstlichen  Deutschland 
den  Prämonstratensern  vollauf  ihre  materielle  Unterstützung  zu  Ge- 
bote gestellt,  solange  die  schöpferische  Thatkraft  der  Führer  und  die 
exakte  Disziplin  ihrer  Untergebenen  die  beste  Gewähr  bot  für  eine 
erfolgreiche  Eotwickelung  kulturhistorischer  Mission,  so  wandte  sich 
die  Aufmerksamkeit  bisheriger  Gönner  seit  der  Periode  der  D6cadence 
selbstverständlich  einer  anderen  ähnlich  gearteten,  aber  noch  im  Dienste 
der  Praxis  stehenden  Genossenschaft  zu,  den  Cisterciensern.  Schließ- 
lich überließen  die  Prämonstratenser  selber  ihren  Nachfolgern  neidlos 
das  Feld:  wer  sich  selber  autgiebt,  vollendet  das  Zerstörungswerk 
seiner  selbst*  Mit  der  kolonisatorischen  Wirksamkeit  des  Ordens  von 
Praemonstrat  war  es  endgültig  vorbei, 

Kicht  die  Regel  Benediktes  hat  in  dem  Maße  zur  Kolonisation  des 
Landes  geführt,  wie  die  reformierte  Benediktinerregel  Roberts  von  Citeaux. 
Li  Polemik  gerade  gegen  die  Beschaulichkeit,  das  Lungerleben  und 
die  nichtigen  Kontroversen  der  Benediktinerklöster  entstanden  *),  unter- 
sagt schon  die  Cistercienserregel  Renten  ohne  Arbeit  zu  ziehen  =*)  und 
gebietet  einen  Lebenserwerb  durch  Ackerbau  und  Viehzucht,,  Wald-, 
Wiesen-  und  Weinkultur.  Die  Natur  der  ersten  Cisterciensernieder- 
lasaung  ist  maß<4ebend  geblieben  für  alle  späteren  Aulagen  des  Ordens: 
der  sumpfige  Walddistrikt  von  Citeaux  bei  Dijon,  wo  im  Jahre  1098 
Robert  von  Molesine  mit  zwanzig  Gleichgesinnten  das  Kloster  gründete, 
dessen  Mönchen  sein  Nachfolger  Alberich  für  das  Kloster  die  weiße, 
für  die  Welt  die  schwarze  Kutte  verlieh  *).  Freilich,  eine  Verjüngung 
des  Ordens  brachte  erst  das  Jahr  1113,  wo  der  liL  Bernhard  von 
Cläirvaux  mit  dreißig  Gefährden  demselben  beitrat,  so  daß  ihm  bis 
Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  800  Abteien  angehörten^). 

Bernhardts  Biograph  schildert  den  Eindruck,  welchen  Cläirvaux 
hervorrief*):  ein  stiller  Fleck  Erde  inmitten  finsterer  Waldungen,  um- 
schlossen von  ragenden  Bergen.    Durch  die  Stille  der  Nacht  schallten 


Ij  lü,  10. 

S)  lllgen'a  ZeU&chrlft  für  bhtoHsche  Tbfiologi«.  X,  S,  98,  U5,  116. 

8)  MftDnciu6|  AnoaleB  CUterc.  I,  lill   f, 

4)  S.  Jaziftuschek,  Origioea  Ciiterdetisltim.  Wi«a  1877. 

5)  Vgl.  Dolune^  Di«  Kirchen  dea  CiatsrciQnierordeo».  Leipzig  1869* 
^}  Vgl  Bodm&DD,  Bbemg.  Alttri.  3.   184. 
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nur  der  Arbeitslärm  der  Konversen  und  die  Lobgesitnge  zu  Ehren  der 
Gottheit.  So  lagen  alle  Besitzuogen  weitab  von  den  Wohnöt&tten  der 
MeD8cheD :  in  Wald  und  Sumpfland,  im  Thal  und  am  Fluß  hauBi  der 
Cistercienser.  Darum  kehrt  im  Gegensatz  zu  den  BenediktioerklAsterB 
bei  ihren  Klosternamen  so  häufig  die  Zusammensetzung  mit  Born  m6 
Bach,  Thal  und  Fließ,  Feld  und  Wald  wieder^).  Gnaden Ihal  bti 
Neuß^X  Eberbach  im  Rheingau,  Schön  au  bei  Heidelberg,  Walken- 
ried im  einsamen  Waldthal  inmitten  hoher  Kalkfelsen  bei  Kordhait&€&, 
Volkerode,  Amelungsborn:  überall  Klöster  im  Waldeadickicht,  im 
schattigen  Ufer  kleiner  Flasse^  in  sumpfigen  Gegenden,  die  sogleich 
das  Gemüt  zur  Selbsteinkehr  und  zur  Richtung  auf  das  Ueberirdische 
führten,  wie  sie  andererseits  Arm  und  Hand  bestimmten,  für  das  Di«l* 
seits  zu  arbeiten. 

So  verbreitete  sich  allmählich  der  CistercienserordeD  von  jeoer 
frühesten  Gründungsstelle  auf  deutschem  Boden,  von  Kloster  Alten* 
kamp  in  der  Kölner  Diözese  (1121)  und  von  Heisterbach  aus  nach  dem 
Herzen  und  der  Ostgrenze  des  Vaterlandes,  nach  dem  feuchten  Lttd 
der  goldenen  Aue,  nach  der  Lausitz  und  Kursacbsen.  Im  Verlanfe 
des  zwölften  Jahrhunderts  sind  in  Deutschland  ungefähr  80  Ordeo»> 
klöster  angelegt  worden  ^),  deren  Insassen  überall  das,  was  der  Nator 
des  Bodens  am  meisten  zweckdienlich  und  notwendig  war,  in  Angriff 
nahmen.  So  wandelten  die  Cistercienser  von  Gnadenthal  bei  Neol  dai 
durch  Stromanschwemmungen  gebildete  Land  in  Weidegebiet  *X  ^  ^^ 
warb  sich  das  1131  durch  den  bL  Bernhard  gestiftete  Kloster  Eber* 
bach  bei  Erbach  im  Rheingau  hohe  Verdienste  um  Drbarmacbung,  Be* 
Pflanzung  und  Schutz  der  Rheinsänden  (Auen)  gegen  Hochwasser  und 
Eisgang  ^).  Die  Mönche  des  Klosters  Dünamünde  zogen  im  Jahre  1226 
einen  Kanal,  der  das  Überflüssige  Wasser  aus  dem  Jägelsee  zur  Dum 
hin  leitete  "5), 

Gerade  der  Tadel  der  durch  die  junge  Kongregation  in  Scbatlai 
gestellten  Cluniacenser^)  läßt  uns  die  Cistercienser  noch  höher  schätzen: 
„Was  ist  denn  das  für  eine  neue  Art  von  Glaubensfrömmigkeit  und 
Ordensleben,  wenn  man  den  Acker  gräbt,  den  Wald  ausrodet  und  Mist 
fährt?" 

Den  durch  keinerlei  üeberanstrengung  im  Dienste  des  Kultus  be- 
hinderten Laienbrüdern  oder  Konversen  oblag  die  wirtschaftlicbe 
Thätigkeit^);  der  ausgesuchtesten  Einfachheit  der  Lebensweise  eot* 
sprach  die  konsequente  Durchführung  völliger  Besitzlosigkeit«  Weaii 
das  Generalkapitel  des  Jahres  1183  festsetzte,  daß  diejenigen,  welchi^ 
im  Kloster  Privateigentum  für  sich  hätten,  den  Dieben  gleich  za 


1)  WlDtar  A.  a.  0,  6.  7  a.  9. 

t)  S.  dATÜbor  Baa«r,  Du  RJo»ter  GoAdenthal,  187S. 

5)  Muinq!i«,  AooftL  Cisterc.     S.  Kitzsch,  O.  d.  d.  V.  U,  181. 

4)  LAcomblef,  D.  B.  f*  d.  Gesch.  de»  Niederrheins  II,  408.  A.  «nd  AnhU  O,  991 

5)  Badm&ni),  Bbeing.  Altert.  S.   1S4. 

6)  MoQttmenU  LiTOniae  IV,  14t. 

7)  Hanrique,  Anoml.  CUterc.  1,  $1. 

8)  Ifinriqii«^  Aimtl.  Cisttrc.  I,  83,  84. 
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htbu  wftren  ^),  so  zeigt  dieser  Beschloß  den  vollkommenen  Bestand 
les  Sosialstaates  im  Kleinen,  in  dem  der  Brissot'sche  Grundsatz  „la 
opri6t6  c'est  le  vol'*  yollauf  Geltung  hatte. 

Es  stimmt  völlig  mit  den  Untersuchungen  v.  Inama-Stemegg's  <) 
ereio,  wenn  Winter*)  sagt:  „Vielleicht  hat  es  nie  ein  Beispiel  ge- 
ben«  daß  der  Ackerbau  mit  billigeren  Mitteln,  mit  geringeren  Be- 
ebskosten  und  besseren  Ergebnissen  betrieben  worden  ist,  als  bei 
n  Cisterdensern/^ 

Wenn  daher  v.  Räumer^)  —  wohl  im  Anschluß  an  Bodmann^) 
den  Gistercienser  eine  Zusammensetzung  von  Bauer,  Oekonom  und 
liatlichen  genannt  hatte,  so  wird  man  nach  alledem  den  grauen 
kich  noch  trefifonder  mit  Winter*)  als  eine  Zusammensetzung  von 
loer,  Handwerker  und  Asketen  bezeichnen.  Denn  nicht  nur,  daß  sie 
ireh  Pflege  des  Backer-  und  Baugewerbes '')  den  Namen  Handwerker 
rdienen  —  auch  die  Askese  schimmert  durch  die  strenge  Disziplin 
1  Inneren  ebenso  wie  durch  die  regelmäßige  Wirtschaft  nach  außen. 

Dabei  ermöglichten  die  Reisen  der  Laienbrüder  mit  ihren  Aebten 
dl  Citeaux  und  die  jährlichen  Visitationen  des  Generalkapitels 
ichen  Erwerb  an  Erfahrungen  aller  Art  So  wanderten  die  feineren 
Nitarten  aus  Frankreich  und  Italien  nach  Deutschland  und  die  Kunst 
B  Pfropfens  besserte  die  heimischen  FrQchte:  ich  brauche  nur  den 
irch  die  Gistercienser  von  Pforte  auf  ihrem  Hofe  zu  Borsendorf  an 
r  Saale  gezogenen  Borsdorfer  Apfel  zu  erwähnen  *). 

Wie  in  der  neueren  Geschichte  die  Großgrundbesitzer  ihr  Teil  zu 
r  Germanisierung  Posens  beigetragen  haben,  so  verbreiteten  damals 
B  Großgrundbesitzer  im  Wendenlande,  die  Gistercienserklöster^ 
ntsches  Wesen  und  deutsche  Wirtschaft  unter  den  Stammes  slavischer 
ilkseigentflmlichkeit  Daß  freilieh  die  rechten  Kräfte  an  die  rechte 
eile  gesetzt  wurden,  ist  ein  Verdienst  des  Fürstentums  im  nordöst- 
lien   Deutschland,  dem   im   Hinblick  auf  die  Wirtschaftsform  des 

Eenbetriebes  die  Begünstigung  dieser  Klöster  als  eine  wirtschafts- 
tische  That  ersten  Ranges  erscheinen  mußte  ^).  Die  planmäßige 
iBheitlichkeit  des  Großbetriebes  und  der  Verwaltung  förderte  die 
>Dzentration  des  Grundbesitzes  und  seine  Begünstigung  konnte  die 
ege  der  emporstrebenden  landesherrlichen  Gewalt  nur  ebnen  und  zum 
ele  führen. 

Freilich :  auch  beim  Gistercienserorden  erfolgte  mit  der  Zeit  ein 
Ickschlag,  als  die  Mönche,  durch  die  Entwickelung  der  Dinge  ge- 
engt,  entgegen    ihrer   einstigen    Bestimmung   Zins-,    Lehens-   und 
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666 


Theo  Somnerlftd, 


Cerichtsherreri  wurden  und  damit  immer  mehr  iD  das  i>oli tische  Lebcü 
hineinwuchsen.  Sie  waren  die  Prediger  des  zweiten  Kreustxuge^  ia 
Lothringen  und  Oberdcutschlaod,  sie  erklärten  sich  im  FrühUü«  dcä 
Jahres  1161  für  Alexander  III.  und  versetzten  damit  der  Politik 
Rainalds  van  Dassel  einen  emphodsamen  Schlag,  sie  übernähme»  im 
Jahre  1206  die  Bdtämpfung  der  südfranzösischen  Ketzer.  Wenn  sich 
femer  Otto  IV.  1209  als  Laienbruder  in  diesen  Orden  aufnehmen  Udl, 
dem  auch  schon  Otto  von  Freising  als  Abt  des  Klosters  Morimond  m- 
gehört  hatte  ^),  so  ist  das  nur  ein  Zeugnis  dafür,  wie  innig  die  Be- 
ziehungen der  Cistercienser  zum  Ilofe  und  zur  Staatskuost  im  Laub 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  geworden  waren  und  wie  sehr  die  That- 
sache,  daß  die  Ordensangehörigen  oft  an  die  Höfe  der  Großen  tar 
Neuordnung  ihrer  Wirtschaft  berufen  wurden*),  schließlich  der  Koo* 
gregation  einen  rein  ijolitischen  und  diplomatischen  Charakter  aof- 
prägen  mußte. 

Es  bleibt  aber   kein  geringer  Ruhm   für  den  Cistercieöscrorden, 
wenn  von  ihm  Nitzsch  mit  Recht  sagen  darf  ^):    ^^Deutschlands  schöDStej 
Waldlandschaften    von   Heisterbach    am   Rhein    bis   Oliva    bei  Danzig! 
zeigen  die  Trümmer  der  Cistercienserkultur/' 

War  der  Grundzug  der  Prämonstratenser  mehr  ein  indmdi] 
so  der  der  Cistercienser  ein  genereller.  War  darum  für  Jene  Kn 
arbeit  nur  Mittel  zum  Zweck,  so  bei  letzteren  mehr  Selbstzweck*  Es 
zeigt  sich  auch  hier,  daß  starke  individuelle  Naturen  weniger  aU 
generell  veranlagte  das  materielle  und  praktische  Leben  ins  Auge 
fassen.  Darum  spielen  diese  ^fPioniere  der  Kultur'',  wie  sie  von  RamDer 
einmal  bezeichnet  *),  in  der  Wiäsenschaft  fast  gar  keine  Rolle,  Ate 
der  alte  Spruch  kann  auch  hier  angeführt  werden : 

,, Borna rdus  valles,  montes  Benedictus  amabat, 
Oppida  Franciscus,  celebres  Ignatius  urbes/* 

Nur    durch    seine    kulturelle  Thätigkeit   hat    der  Cisterciens 
orden    sein    gut    Teil    dazu    gewirkt,    daß    der    Begriff    „SittUchkdil 
der  Arbeit"  wieder  einzog  in  das  Bewußtsein  der  Menschheit  und  dali 
die  Anschauung,  als  ob  Krieg,  Jagd  und  Würfelspiel  die  einzigen  dd 
freien  Mannes  würdigen  Beschäftigungen  seien,  überwunden  wurdet 

Freilich  anders  dachte  das  Mittelalter  Da  ihm  der  Wert  der 
Arbeit  nicht  in  der  Güterproduktion  besteht,  so  ist  ihm  auch  diese 
Kulturthätigkeit  etwas  Sekundäres.  Das  Diesseits  ist  Überall  nur  die 
Vor*  und  Durchgangsstufe  für  das  Jenseits  und  die  Arbeit  nur  die 
Dienerin  der  Kontemplation  und  Askese.  So  hat  denn  m.  E.  Winltf 
nicht  die  Anschauungen  der  Cistercienser  selber  gezeichnet,  sondisni 
mehr  die  Anschauung  des  Mittelalters  über  sie,  wenn  er  sagt^): 
f,Scheint  es  doch,   als  ob   vom  Orden  die  Thäler  auch  deshalb  aufge* 


1)  S.  cu  dum  Vorherg«ti«ndei)  NitSAefa^    Öesch,  d    deutschen  VoLk«J    iU    HS«  17 ^ 
137.  III,  86,  41     U,  210. 

5)  S.  BodmAQD,  Ehetüg.  Altflrt.  8.   173. 

3)  Geseb    d.  deuUchen  Volkes  11,  18U 

4)  HobeoiUiifeu  VI,  441  ff. 

6)  ft.  A.  O.   S.  32. 
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sacht  wurden,  weil  die  durch  die  feuchte  Luft  erzeugten  schleichenden 
Fieber  als  eine  Schule  des  Todes,  als  Mittel  zur  Tötung  des  Fleisches 
angesehen  wurden/'  Hören  wir  vielmehr,  was  der  Heilige  yon  Clair- 
?aQX  selber  bekundet^):  „In  den  Tbälern  ist  die  Fruchtbarkeit.  Die 
Tb&ler  hört  man  nennen,  wo  die  Demut  gepriesen  wird.  Dort  pflanzt, 
iro  die  Wasser  fließenr' 

So  danken  wir  Landesmeliorationen  und  Aenderungen  der  natür- 
lichen Bodenbeschafifenbeit,  die  im  Altertum  nicht  nur  einem  Herodot, 
sondern  noch  in  der  Kaiserzeit  einem  Tansanias  als  Thaten  irreligiöser 
ßesinnung  erschienen  waren'),  im  Mittelalter  zum  großen  Teile  der 
Eürche  und  in  ihrem  Schöße  entstandenen  Ordensgemeinschaften. 
Sicherlich  ist  der  Satz  wahr:  Hätte  sich  überall  die  Kirche  mehr  die 
großen  materiellen  Gesichtspunkte  zu  eigen  gemacht  und  mehr  Gewicht 
darauf  gelegt,  schon  das  Diesseits  umzugestalten,  so  wäre  die  Ver- 
schmelzung von  Christentum  und  Deutschtum  früher  als  erst  in  der 
Reformation  erfolgt.  Mir  erscheint  der  Gistercieoserorden  zumal  mit 
seiner  praktischen  Wirksamkeit,  seiner  Höherstellung  der  Arbeit  über 
die  Askese  und  seiner  Wertschätzung  eines  durch  Aeußerlichkeiten 
ungestörten  Gottesdienstes  immer  wie  ein  mittelalterlicher  Vorbote  der 
Reformation. 

Die  Cistercienser  blieben  auf  lange  Zeit  hinaus  der  letzte  Mönchs- 
orden, der  kolonisatorische  Ideale  praktischen  Inhaltes  asketischer 
Innerlichkeit  voranstellte.  Ihr  Lebenswerk,  die  Kolonisation  im  Osten, 
wurde  in  der  Folge  erst  mit  frischer  Kraft  und  mit  eigenartigen  Mitteln 
neben  dem  deutschen  Kaufmann  der  Hansa  von  dem  deutschen 
Orden,  einer  halb  geistlichen,  halb  ritterlichen  Genossenschaft,  von 
neuem  in  Angriff  genommen.  Erst  durch  den  deutschen  Orden  wurden 
in  der  dritten  kirchlichen  Kolonisationsepoche,  die  aber  naturgemäß 
einen  völlig  anders  gearteten  Charakter  aufweist,  seit  dem  vierzehnten 
Jahrhundert  die  Kolonisationspläne,  welche  zwei  Jahrhunderte  zuvor 
die  Cistercienser  verfolgt  hatten,  verwirklicht,  die  Lande  von  der 
knrischen  Nehrung  bis  zur  Narowa  germanisiert.  Nitzsch  betont  mit 
Recht  ^),  daß  im  Gegensatz  zu  den  Cisterciensem,  deren  Generalkapitel 
dem  Kolonisationsgebiete  immer  fern  geblieben  waren,  der  Orden  nur 
deshalb  nachhaltigere  Ergebnisse  zu  erziden  vermochte,  weil  er  im 
Jahre  1309  das  Centrum  seiner  Verwaltung  mitten  in  das  Centrum 
seines  Wirkungsfeldes  verlegte.  Allein  gerade  dieser  Umstand  sollte 
das  Verhängnis  der  Ordensgeschichte  begründen.  Mit  dem  zukunfts- 
reichen Streben,  die  gewordenen  Wirtschaftsverhältnisse  jener  Gebiete 
nach  Möglichkeit  zu  bewahren,  vereinigte  der  Orden  seine  Bemühungen 
um  Begründung  staatlicher  Zentralisation,  die  aber  die  heftigste 
Opposition  des  Erzbischofs  von  Riga  hervorriefen.  So  entwickelten 
sich  die  schweren  sozialen  Kämpfe  mit  dieser  kirchlichen  Macht,  die 
sich  durch  die  Gesamtgeschichte  der  Ritterstaaten  hindurchziehen  und 

1)  Bernardi  Sermones.  Basileae  1566,  p.   102. 

2)  Herodot  I,  174.  Paus.  II,  1,  6.  Vgl.  PUo.  h.  n.  IV,  6.  Tacit.  ann.  XV,  4S. 
Roieber,  Ansiohteo  der  Volkswirttchaft  I,  49. 

8)  Gesch.  d.  deatscheo  Volkes  III,  240. 
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kommenden  Gefichlecfatern  jenes  ChaoB  ständiscber  GegensäUe  über- 
lieferten, dessen  Ueberwindung  erst  mit  dem  Eintritt  des  Protestao- 
tismus  in  die  Ostseeprovinzen  angebahnt  wurde. 

Freilich,  eines  war  doch  gelungen  :  die  Segnungen  deutscher  Kultur 
dehnten  sich  nunmehr  aus  durch  die  weiten  Lande  von  der  Elbe  bis 
an  die  Narowa  und  manches  Stück  der  neuen  Erde  empfand  die  Wahr- 
heit von  Mommsen's  trefflichem  Ausspruch  *):  „Was  der  Krieg  gewinnt, 
kann  der  Krieg  wieder  entreißen,  aber  nicht  also  die  Erobening,  diej 
der  Pflüger  macht/^ 

Indem  ich  nunmehr  dazu  übergehe,  die  Sorge  der  deutschen  mitte)- 
alterlichen  Kirche  für  die  materielle  Wohlfahrt  des  Volkes  iq 
behandeln,  will  ich  zuerst  die  Einwirkungen  auf  die  vrirtschaftliclie 
Organisation  der  Bevölkerung,  demnächst  die  Annen-  uod  Kranken* 
pflege,  also  die  Liebesthätigkeit,  berühren. 

In  der  deutschen  Volksseele  wohnt,  seitdem  überhaupt  historisclie 
Tradition  das  Dunkel  gelichtet  hat,  das  über  der  Kinderzeit  der  Ger- 
manen ruhte,  jener  Hang,  das  Recht  der  Persönlichkeit  zur  Geltung 
zu  bringen  gegenüber  jedem  Versuche  der  Zentralisation,  die  FreUmit 
individueller  Bewegung  sich  zu  sichern  gegenüber  allen  Bestrebungen, 
die  römische  Idee  einer  Staats*,  Rechts-  oder  Religionseinheit  zu  ver- 
pflanzen auf  den  Boden  eiues  unendlich  reich  gegliederten  eigenartigeo 
Lebens. 

Daher  jene  Besiedelung  in  Einzelhöfen ,  von  der  TacituB  apriebt, ' 
daher  jener  instinktive  Widerwillen  der  Germanen  gegen  städtiadiei 
Wesen,  Im  Gegensatze  dazu  auf  gallischem  Boden  eine  durchw» 
städtische  Kultur,  ein  Mangel  an  Vorliebe  für  den  Landbau,  der  stek 
bei  den  Romanen  erhalten  hat  und  noch  im  Frankreich  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  einer  der  Gründe  zur  Entstehung  der  grollen  Revolution 
geworden  ist.  1 

Indem  nun  aber  die  Kirche,  auf  vorwiegend  städtischem  Boden' 
erwachsen,  auch  in  linksrheinischen  Landen  eine  vorwiegend  städtische 
Kultur  vorfand  oder  weiter  entwickelte,  war  von  vornherein  der  Gegen- 
satz des  fränkischen  Episkopates  gegen  alles  deutsche  Wesen  der 
rechtsrheinischen  Bevölkerung  gegeben.  Eine  Einwirkung  auf  diesdbt 
ging  von  anderer,  und  zwar  klösterlicher  Seite  aus,  wie  ich  das  scboo 
geschildert  habe.  Immerhin  entfaltet  auch  der  westfränkiscbe  Klerus 
im  Verlauf  des  sechsten  und  siebenten  Jahrhunderts  keine  Wirksam* 
keit  *)  auf  dem  Gebiet  spekulativer  Theologie  oder  litterarischeD  Lebens, 
sondern  praktischer  Wohlthätigkeit  und  moralischer  Gestaltung  der 
Seelsorge  —  und  insofern  weist  seine  Geschichte  während  diowr 
Epoche  einige  Berührungspunkte  mit  der  Ausbreitung  klösterlicher 
Missionsthätigkeit  auf  austrasischem  Boden  auf.  Auch  im  rechts- 
rheinischen Deutschland  gewann  nur  die  feste  Geschlossenheit  des 
kirchlichen   aus   militärischen,    handelsgewerblichen   und  arbeitenilcB 

1)  Römische  6e»cbichle  I,  1S3. 

>)  Vgl.   W«tt«nb«chf    D«utAchlands  Oeschiebt&quellea  ita  Miet«]ftlt«r  l,    %9.     Ottbot, 
Hlitoire  de  U  CWniMtion  en  Prftnce  uod  Ampere»  Histoire  Litt^riüre  d»  I«  Frmnc«  av 
1a  XIL  ti^le,  18B9,   1840  paAsim. 


I>ie  wirttebaftliohd  ThftÜgkeit  der  Kirehe  im  mittalalterUehen  DevtMhland.     gQ9 

Elementen  zusammengesetzten  Organismus  einigermaßen  Einfluß  auf 
die  b&uerlichen  Stammesgenossenschaften.  Mit  dieser  einheitlichen, 
durch  Mannessucht  bef5rderten  Arbeit  Hand  in  Hand  ging  eine 
EorQckhaltende  vorsichtige  Klugheit,  die  auch  der  gallischen  Kirche 
allmählich  ein  Wirkungsfeld  in  diesen  Gebieten  in  Aussicht  stellte, 
tfadi  dem  Ausweis  der  Volksrechte  aus  dieser  Zeit  machte  sie  noch 
Dicht  den  Versuch,  ohne  RQcksicht  auf  die  ihrer  wartenden  Kultur- 
Mgaben  geistliches  Recht  über  Stammesrecht  zu  erheben  oder  Reich- 
tum und  Macht  mehr  als  Armut  und  wirtschafUicbe  Schwäche  zu 
begünstigen  ^) :  eine  Thatsache ,  worin  Nitzsch  mit  Recht  eine  Erb- 
schaft der  römischen  Vergangenheit  der  Kirche  gesehen  hat 

Freilich  es  ist  ein  merkwürdiges  Schicksal,  dem  Nitzsch  verfallen 
ist.  Der  Vorwurf,  mit  allzugroßem  Optimismus  mittelalterliche  Dinge 
betrachtet  zu  haben,  den  er  Giesebrecht  macht,  kann  auch  ihm  nicht 
erspart  bleiben:  nur  daß  Giesebrecht  in  politischen  Verhältnissen  des 
Mittdalters  optimistisch  sieht,  Nitzsch  dagegen  in  den  wirtschaftlichen 
Dingen.  Deshalb  bildet  gerade  Giesebrecht,  dessen  Korrektiv  Nitzsch 
in  Waitz^  deutscher  Verfassungsgeschichte  erkannte'),  ein  wichtiges 
Korrektiv  wieder  für  Nitzsch.  Wenn  daher  Giesebrecht  zeigt  *),  daß 
der  westfrftnkische  Klerus  seit  dem  Ende  des  sechsten  Jahrhunderts 
m  einem  gewissen  Verweltlichungsprozeß  begrififen,  den  höchsten  Staats- 
zweck in  der  Fürsorge  für  das  Kirchengut  erblickte,  so  sehen  wir  die 
Kehrseite  seiner  Wirksamkeit  nur  allzu  deutlich,  wie  sie  der  im  An- 
fang seines  Schaffens  dahingeraffte  Eicken  trefflich  zeichnete  ^),  indem 
er  nachwies,  dass  die  mittelalterliche  Kirche  in  dem  Streben  der  Welt- 
beherrschung selber  verweltlichte  und  verweltlichen  mußte. 

Der  eigentliche  Ausgangspunkt  der  Gesamtentwickelung,  im  Ver- 
laufe deren  die  Kirche  des  Mittelalters  sich  das  Ehrenprädikat  einer 
Hüterin  des  materiellen  Wohles  der  Bevölkerung  erwerben  sollte,  liegt 
in  den  zahlreichen  Schenkungen  von  Land.  Dem  Glauben,  man  übe 
durch  solche  ein  Gott  wohlgefälliges  Werk,  mischten  sich  häufig  aller- 
hand häusliche  und  politische  Zwecke  bei:  man  fand  bei  dem  treff- 
lichen Verwaltungsapparat  der  Kirche  sowohl  Sorge  für  Haus  und 
Heim  des  Stifters  wie  für  die  Unterkunft  hinterlassener  Witwen  und 
Waifloi. 

Als  dann  nun  gar  die  Fürsten  des  Reiches  selber  immer  mehr 
Grundbesitz  durch  Schenkung  einer  Organisation  übertrugen,  in  der 
sie  die  beste  Stütze  staatlicher  und  wirtschaftlicher  Konzentration  er- 
kannten ^) ,  mußte  sich  der  alte  städtische  Charakter  umwandeln  in 
einen  dem  germanischen  Wesen  konformeren  bäuerlichen.  An  die 
Stelle  der  Besoldung  mit  Geld  trat  die  Pfründe,  an  die  Stelle  der 
Geldsteuer  die  Naturallieferung;  der  Grund  und  Boden  wird  der  maß- 


1)  Vgl.  Rettberg,  Kirchengesehichte  Deatschlands.     Göttingeo  1846,  Bd.  I.     Mittech, 
Oeseh.  d.  d.  Volkes  I,  182,  187,  16S. 

f)  Oeteh.  des  deutschen  Volkes  I,  S9. 

8)  Gesch.  der  deutschen  Kaiserseit  I,  98  ff. 

4)  H.  T.  Eicken,  Geschichte  und  System  der  mittelalterlichen  Weltanschauung,  1887. 

6)  Gegen  v.  loama-Sternegg,  D.  W.  G.  I,  57. 
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gebende  Faktor  des  wirtschaftlichen  Prozesses:  das  Verhäitnis  tu  ihm 
eotscheidet    über    die   soziale    und   staatliche   Stellung   des   einzeloen 
VolksgeDossen.     Ein  Vorgang,    dem   auf  fiDanziellem  Gebiet  die  Min- 
derung' der  Edelmetalle  entsprach,  wie    sie  durch  die  Crluhniung  der  , 
provinziellen  Goldproduklioo,   durch    den    Abfluß    des    römischen  Gol- 
des  nach   dem  Orient  statt  den  Provinzen    seit   den  Beutezügen  der! 
germanischen  Stammeswatiderung  und   durch  die  Thatsache,   daß  die 
VVeltbandeiswege   des   sechsten    bis  achten  Jahrhunderts   DeutscblaDd 
völlig  umgingen,  gegeben  war  und  nur  zu  begreiflich  erscheint.     Wäh- 
rend aber  in  Neustrien  frühzeitiger  ein  Wachstum  ktrchlicfaeD  Grttnd* 
besitzes  sich    vollzog,   welches  König  Chilperich  deu   äügstlichen  Ruf] 
entlockte^):  „ecce  pauper  remansit  fiscus  iioster,  ecce  divitiaL»  nostraöi 
ad  ecclesias  sunt  translatae !**   dürfen   wir  uns  vod  dem  Rdchtum  der] 
Kirche  in  Austrasien  keine  übertriebenen  Vorstellungen  machen.    Er^^tj 
das  achte  Jahrhundert  sah  auch  in  diesen  Gebieten  eine  bedeutendere 
Vermehrung  kirchlichen  Grundbesitzes')«    Immer  noch   ist  aber  auch] 
diese  Entwickeluug  keine  stetige.    Und    die  Folge  jeder  8prungwet«€Q  { 
historischen    Entwickelung   ist    die    stärkste   Reaktion.     Auf   zabUoM ' 
Vergabungen    und  Immunitätsbriefe  der    öffentlichen  Gewalt,    wie  m 
sich  seit  den  Tagen  Cbilderichs  IL  bis  ins  späte  Mittelalter  fortsetzten, 
folgten  Perioden   der  Reaktion   und  Beschränkung.     Dahin   rechne  ich 
vor  allem  jene  Gutssäkularisationeo  unter  Karl  MarteU,  Karlmann  und] 
Pippin,  die  auch  unter  Karl  dem  Großen,   Ludwig  dem  Frommen  und 
den   spateren   Karolingern    fortdauerten    zum    Zwecke   einer   btärkuD« 
der   Finanzkräfte  des  Reiches    und   einer   belob nt^nden   Aaszeicfanufig 
weltlicher  Getreuen.     Einerlei  nun,  welche  Stellung  man  in  der  Roth- 
W^aitzschen  Kontroverse  einnimmt^),  ob  der  Anstoß  zur  Säkulariaatiott i 
von  Karl  MarteU  und  seinen  Vorgängern  oder  seinen  Nachfolgern  aus* 
gegangen  ist,    man  wird  einmal    an  einer  Verteilung  von  Kirchenver*j 
mögen  an  Laien  durch  die  Karolinger,  insonderheit  Karl  MarteU,   mit 
Ribbeck*)    festhalten    müssen    und    andererseits   Oelsner*)    die   Zu* 
Stimmung    nicht  versagen  können,   der   mit  Waitz  zu  dem  Ergebotee 
gelangt,  daß  unter  Karlmann  und  Pippin  keine  Säkularisation,  sonderii 
eine  Restitution  des  Kircheugutes  stat^efunden  habe.     Denn  wir  dürfeo  i 
zunächst  nicht  vergessen,  daß  im  Jahre  818  ausdrücklich  Ludwig  der  j 
Fromme  der  Kirche  das  Versprechen  gab,  keine  neue  Säkularisation  vor-  j 
nehmen  zu  wollen^),  daß  aber  auf  der  anderen  Seite  nach  Hahn's^) 


1)  Gregor  von  Tonrs  \%  46. 

9)  Vgl  Radb&rt,  Aeltest«  bayrUche  Geschicble  S.  S76  If.  { 

3)  Rotbt  Geschichte  des  BeneficiAlweseas  Ton  deo  äUesteo  Zeiteii  bU  suni  10.  Jbdl. 
1860.  Waitz,  Abb.  der  Vumnitftt  S  69  Deatsche  V.  G.  111,  J06O.  Di«  Aomag»  dti 
LebenaweseoA  (Sybel's  bist  Zeitacbr.   1865.  U  101). 

4)  Die  sog.  divisio  dee  frfinki&cheD  Kirchenguies,  1883.  Für  eine  diritlo  ist  KU&m 
WftiUi  Auch  Roth  &.  ^,  O,  Vgl.  übrige ds  den  Ausdruck  der  Vita  Rigoberti  (Aeta  Ssse- 
torum,  Jad.  1,  177)  „Iste  Rartos  omDibos  aadacior  episeopibta»  re^i  FraoeotnuB  latrli 
bomintbus  et  comitibaft  primum  dedit,  ita  ut  episcopis  mhit  potestatia  in  reboa  < 
p^nnitteret " 

6)  Jabrbb.  d.  frlok.  &.  K*  Pippin  ¥,  10  L  Exeurs  Dl. 

6)  Waits^  Verf.  Getck  17^,  S.  185. 

7)  Jabrbb.  d.  frlnk  R  741—768.  Eicurs  XI,  S    178  ff. 
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imd  Breyäig's  *)  ziitretfender  Beurteilung  der  Verhältnisse  jener 
Zeiten  allmählich  durch  das  Institut  der  Prekarie  ^iele  Güter  der 
Kirche  entfremdet  worden  sind*  Indem  noch  das  königliche  Weist  um 
von  951  ausdrücklich  die  Unabhängigkeit  königlicher  Abteien  von 
jeder  Ireniden  Gewalt  normierte,  suchte  Otto  der  Große  gerade  die 
Reichaklöster  vor  einer  neuen  Zwangsanleihe  seitens  der  Reichsgewalt 
sicherzustellen  '*),  Bezeichnend  aber  ftir  die  Anschauung  der  Zeit 
ist  es,  daß  die  weltliche  Obrigkeit  kein  Kircbengut  einzuziehen  wagte, 
ohne  zuvor  die  Verzeihung  Gottes  für  eine  in  staatserhaltendem  Zwecke 
notwendige  Handlungsweise  eiflebt  zu  haben'').  Die  Eigenartigkeit 
der  kirchlichen  Entwickeluog  auf  deutschem  Boden  wird  zudem  da- 
durch noch  besonders  bestimmt,  daß  jene  Säkularisationen  vorwiegend 
gegen  das  Kircheneigentum  in  Gallien,  eigentlich  nie  gegen  den  Kirchen- 
besitz in  Deutschland  gerichtet  waren*)* 

Mit  dieser  Thatsache  ist  denn  auch  schon  das  Spezifikum  der 
deutschen  Eiitwickeluug  gegeben;  hier  blieb  mehr  als  in  irgend  einem 
Lande  der  Grundbesitz  das  eigentlich  Treibende  und  sein  Wachstum 
mußte  die  Grundlage  bilden  ftir  die  Entfaltung  der  organisatorischen 
Thätigkeit  der  Kirche,  für  die  ökonomische  Gliederung  der  durch  und 
mit  ihr  bestimmten  Gesellschaft 

Durch  Begünstigung  der  königlichen  Ämtsgewalt  wurde  die  usuelle 
Konservierung  des  Grundbesitzes  für  die  Familie  in  eine  Garantie  der 
NichtVeräußerung  einmal  erworbenen  kirchlichen  Besitzes  geändert,  and 
an  die  Stelle  genossenschaftlicher  Verfügungsbeschränkungen  rückten 
besondere  Privilegien  des  Gütererwerbs '^):  kurz,  die  karolingische 
Periode  sah  bereits  ein  bedeutendes  Wachstum  kirchlichen  Grund- 
eigentums^ das  sich  bei  einzelnen  Bistümern  und  Abteien  auch  genauer 
verfolgen  läßt.  Karl  der  Große  beschenkte  im  Jahre  802  das  Erz- 
bistum Trier  mit  einer  Landfläche  von  10  □  Meilen  ^).  Fuldas  Besitz 
soll  schon  am  Ende  des  achten  Jahrhunderts  über  löOOü  Hufen  betragen 
haben  ^),  was  bei  der  Einteilung  der  Hufe  (der  Gesamtmasse  der  zu 
einem  Hofe  gehörigen  Ackerfelder)  in  30  Tagewerke  **)  ungefähr  der 
Größe  von  450000  Morgen  entspricht,  und  da  der  Wert  einer  Hufe 
bis  ins  neunte  Jahrhundert  auf  ungefähr  30  Solidi  angesetzt  werden 
kann  (deren  einer  einen  Metallgehalt  von  4^2  g  Gold  hatte)  einem 
Wert  von  450000  Solidi  oder  2025000  g  Gold  gleichkommt.  Da  nun 
der  Solidua  (nach  dem  Münzfuße  des  Deutschen  Reiches  ist  1  g  fein 


1)  Ibid.  S.  123.  Vgl.  auch  S.  34  fif.  u.  Jftff^,  zur  Chrono]  d.  Bonir  Briefe  (Far- 
»eboDgeD  Xj  408)  sowie  Picker,  Eigectnm  de&  Reich«  mn  Reit  hak  irchengnt  (Sitibcr  d» 
Wiener  Akad.  LXVIi)  nod  djuu  WjüU,  GÖttioger  Gel.  Ann,  1873,  Sv  gSl—SSfr. 

t)  YgL  Niixach,  Gesch.  d.  d.  Volkes     I,  348. 

d)  MoD.  Germ.  LL.  I,  18. 

4)  Vgl.  Roth  A.  ii.  O.  S.  537  ff. 

5)  L.  At&m.  I,  1.  L.  ViBfgoth.  V,  1.  U  BaJut.  I,  1. 

6)  Beyer,  MiUelrhein.  U,  ß.  I,  40.  II ,  S.  XLIY, 

7)  MtbmoD,  Annale»  XXlLl,  48 

8)  WaiU^  AUdeafsche  Hnfef  S.  26  T  l^ergl.  auch  Landaa,  Die  Terntorien  in  Bezuf^ 
auf  ihre  Bildung  und  Edtwickeiang,  1854,  S.  36.  S.  anch  Rirchhoff;  Die  Ilteslen  Weie- 
tümefT  der  Stadt  Erfurt,  1870,  S<  255. 
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Gold  =  2,79  M.)  *)  eincD  Metallwert  voo  etwa  12,50  M.  hatte,  so 
der    Wert   jenes    dem    Kloster    Fulda    gehörigen    Grundbesitises   nadl 
UDseren  Münzverhältnissen    uegefähr  5625000  M.   betragen.     J 
falls  staod  Fulda  anderen  Stiften  jener  Zeit  weit  voraus,  wie  das 
aus   einer  Aeußerung    des  Möochs   von   St.  Gallen    über   sein  Klo; 
hervorgeht  ,,cunctis   locis  ioiperii   latissimi   pauperior  visu  est  et 
gustior**'),  welches  nur  über  einen  Besitz  von  4000  Hufen  (^120' 
Margen)  verfügte.    Solche  Zahlen  machen  es  begreifiicfa,  daß  der  Reicf 
tum  der  deutschen  Kirche  so  anwuchs,  daß  sie  bald  die  größte  Grund^i 
besitzerin  des  Reiches  wurde  —  sie  besaß  beispielsweise  iai  Erzbistui 
Köln  nach  dem  Kataster  des  Jahres  1669  noch  den  dritten  Teil  di 
gesamten  bebauten  Bodenääche***). 

lo  diesem  Wachstum  kirchlichen  Grundbesitzes  sehe  ich  den  haupt« 
sachlichsten,  wenn  nicht  ausschließlichen  Grund  jener  Art  der  Bewii 
schaftung,  die  allmählich  die  ursprüngliche  Bewirtschaftung  des  Gruod* 
besitzes  in   der  Form   des  Eigenbetriebes   und   auf  eigene  Bechooag, 
abzulösen  begann. 

Möglich  auch,  daß  hierbei  noch  andere  Momente  mitwirkten: 
mal  steigerten  sich  Bedürfnisse  und  Lebensgenuß  und  damit  im 
gammenhang  Sucht  nach  beschaulicher  Ruhe  und  müheloserem  Erwerb, 
daneben  nahmen  auch  wissenschaftliche  Beschäftigungen  und  Kultos- 
sorgen  aller  Art  Bischöfe,  Prälaten  und  Mönche  immer  mehr  in  Ansprach. 
Aber  alle  diese  Gründe  sind  nicht  die  ersten  Ursachen  jener  ökooo- 
n)iscben  Gliederung  des  kirchlichen  Grundeigentums^  die  sich  im  frühes 
Mittelalter  vollzog.  Ich  wende  mich  damit  ausdrücklich  gegen  v.  Inama* 
Sternegg*).  Das  riesige  Wachstum  des  Grundbesitzes  machte  es  ein- 
fach unmöglich,  daß  die  kirchlichen  Wirtschaften  die  ausgedehnte 
Bodenfläche  durch  ihre  eigenen  Angehörigen  weiter  bewirtschaften 
konnten;  ein  Zuzug  frischer  Arbeitskräfte  war  unbedingt  erforderlich 
und  der  war  nur  zu  erwarten,  wenn  die  Ausgestaltung  der  ökono- 
mischen und  sozialen  Stellung  allen  Erwartungen  entsprach,  die  iidi 
der  zuwandernde  Arbeiter  gebildet  hatte.  ^ 

Aus  zwei  Wurzeln  erwuchs  jene  ökonomische  Gliederung  des  Graad^ 
eigentums,   aus   der   altgermanischen   Form   der  Landüberweisung  air^ 
Unfreie  und  aus  den  römisch-rechtlichen  Institutionen  des  ususfructn«, 
precarium  und  colonatus. 

Schon  Tacitus  berichtet^)  von  dem  Stande  der  servi  bei  deo 
Germanen  und  vergleicht  deren  ökonomische  Stellung  mit  der  dd 
römiscbeo  Kolonen:  sie  wohnen  auf  Grundstücken,  welche  sie  xur 
eigenen  Bewirtschaftung  erhalten  haben,  und  entrichten  feste  Leistuugen, 
Abgaben  von  Vieh,  Getreide  und  Kleidern. 

Bei  solchen  Verhaltnissen  konnte  es  nicht  schwer  halten,  römische 
Formen  verwandter  Arten  der  Landleihe  auf  germanischen  Untergrund 

1)  Vergl.  E,  Schröder^  Lehrbuch  dtr  douUcbeQ  BachUgwchichto,  lSQ9p  S.   iSt. 
»)  ed.  P«rti,  U.  O.  8S.  II,  752 

3)  Bejrer«  Hittelrhein.  V.  B.  11,  p.  CXXXVUI 

4)  Deocscb«  WtrUchafUgescbidtte  1,  120  f 

5)  OermftDi«  fb. 
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ZU  übertrageo.  Aber  dieses  UnterDehmen  hätte  ohne  jene  Anhalts« 
ptjokte  nicht  geliugen  könneo.  Denn  der  Germane  brachte  jedem  Ver- 
suche,  der  von  römischer  Seite  ausging  auf  VeränderuDg  heimischer 
Zustände,  Mißtrauen  entgegen:  mochten  es  nun  die  direkten  Steuern 
dea  Varus  sein  oder  die  Lehren  des  Christentums,  die  erst  Eiugang 
fandeUi  als  der  Heiland  als  Gefolgsherr,  seine  Jünger  als  seine  Bank- 
genossen  durch  die  deutschen  Gaue  zogen.  Und  was  fremd  war  und 
ungermauiBcb  blieb  an  den  Grundzügen  kirchlichen  Wesens,  das  wurde 
abgestofien  in  jahrhundertelangen  Wehen. 

Unter  usuäfructus  begreift  man  die  Uebertragung  des  Grund- 
besitzes auf  bestimmte  Zeit^)  und  den  Genuß  des  Fruchtertrages  gegen 
feste  Abgaben.  Dieses  Institut  verschmitzt  aber  bald  mit  einem  an- 
deren, das  vor  und  neben  ihm  sich  entwickelt  hat,  der  Prekarie. 

Von  precarium  spricht  man,  wenn  ein  Kirchengut  zu  Nießbrauch 
au  einen  Freien  verliehen  wird,  regelmäßig  gegen  Zins,  aber  mit  Vor- 
behalt einer  Erneuerung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  —  ein  Anklang  an 
jene  römische,  nur  für  ein  Lustrum  vereinbarte  Landpacht  *). 

Das  Institut  des  Kolonates  ist  demgegenüber  nie  recht  heimisch 
in  Deutschland  geworden  und  hat  sich  inmitten  des  fremden  rechtlichen 
Anschauungskreises  kaum  bis  zum  Ende  des  achten  Jahrhunderts  be- 
wahrt ^i  Hier  interessiert  uns  nicht  die  Entstehung  dieser  Institution, 
ob  schon  aus  den  agrarischen  Verhältnissen  vorrömischer  Zeiten  der 
Provinzen  *)  oder  aus  den  staatlich  organisierten  Masseuansiedlungen 
von  Barbarenstämmen  im  Hömerreiche  ^),  oder  endlich  aus  einer  modi- 
fizierten Freilassung  der  zum  Ackerbau  verwendeten  Sklaven^), 

Insofern  der  römisch  rechtliche  Begriff  des  colooatus  eine  Land- 
leihe zu  dauernder  Nutzung  gegen  Zins  enthielt,  deckte  er  sich  mit 
der  von  Tacitus  beschriebenen  germanischen  Form  der  Land  leihe  an 
Unfreie,  Aber  die  demselben  ursprünglich  innewohnende  Aufrecht- 
erhaltung der  persönlichen  Freiheit  des  Nutznießers^}  mußte  bald  in 
Widerspruch  geraten  mit  der  dem  Grandherrn  zuständigen  Verfügungs- 
freibeit  über  das  Grundstück^)  und  namentlich  der  Anklang  an  die 
germanische  Knechtleihe  die  Grundzüge  eines  solchen  Rechtsinstitutes 
als   durchaus  ungeeignet  erscheinen   lassen   in   seiner  Anwendung  für 


1)  Y.  InemA-Btertiei^^f  D.  W.  G.  I,  133  »pricht  Docb  von  eiuar  Uobfirtragang  »at* 
Lebeniiftit  des  NutsaieHiers,  obwohl  docb  ßroanar,  Die  LftodsehenkungoD  der  Mero- 
win^tr  nnd  Agilolfioger  S.  S&ff.  m.  £.  mit  Eecbt  betoot«,  dals  lebausläQ^licti««  Eigeotuiti 
nl«  aU  osasfractas  galL 

S)  S.  Brunaer,  Oeutacbe  Bschtogefehicbte  I,  S68.     B4)th,  FeadftliULt,  170  f. 

8)  Vgl  LoeniDg,  Kircbenrecbt  der  Merowinger,  71 T  f. 

4)  Guiiot^  Coars  d*bUtoire  moderne,  1829,  III,  3S7.  SebmltSi  Omodtegaog  sa  einer 
gflscb.  SUatswiueQtcb,  d.  Rdmer,  145  f 

5)  Znmpt  im  Rhein.  Mnseiimf  lS4d>  III,  1S9.  Htuchk«,  Zeaatia  and  SteaerYerfASsang 
der  f ruberen  r6m*  Kalserzeit,  S.  145  f« 

6)  Pncht«^  Kursus  der  InstJtatioDen,  §  214.  Vgl.  übrigena  Earlow»,  E6m.  Rechts* 
geecb.  I|  923,     Hebterbergk^  Die  EaUtehmig  de»  RoIodäU.  Leipiig  1S76, 

7)  Cod,  JasL  XI,  51,  1,  de  eoloa.  ThrAoeDS,  ib.  XI,  47,  94  de  agric.  Not.  Valentin. 
tii.  30  de  col.  T&g.  c.  1,  §  S,  3. 

B)  Cod.  Jost.  XI,  fil,  c.  1  de  Colon,  Tbraceni« 
Dritt«  folc*  Bi«  Tri  (LXIT).  ^^ 
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LandscheDkuDgen  an  freie,  mit  dem  Volksrecbt  der  Persönlichkeit 
gestattete  Pächter. 

Diese  drei  Verleihuogsarten  sind  vornehmlich  die  von  der  mittet- 
alterlicheo  Kirche  ausgebildeten  Formen  der  Landleihe  an  Freie.  Dt* 
neben  aber  kommen  noch  andere  eigentümliche  Vergabangsarten  in 
Betracht.  Im  Rheinland  sind  es  nach  dem  Ausweis  der  Drkunden  dm 
mittelrheinischen  Urkundenbuches')  vor  allem  deren  zweK  die  ich  hier 
erwähnen  muß:  außer  der  Prekarie  gegen  Zins  in  recognitioneiD  doinim 
der  bei  Weinbergen  häufig  angewandte  Teilvertrag,  wonach  dem  Wi» 
Pächter  der  zeitliche  oder  erbliche  Nießbrauch  eines  Kirch engotes  goga 
Abgabe  einer  Quote  des  Ertrages  überlassen  blieb. 

Vor  allen  Dingen  war  aber  durch  die  freie  prekarische  Leihe  ik 
Möglichkeit  gegeben,  jenes  altgermaniscbe  Verhältnis  der  pers^n^ 
liehen  Ergebenheit  hineinzutragen  in  die  wirtschaftliche  Stellung  de 
auf  Dienstverhaltoia  angewiesenen  Bevölkerung,  Diese  Lethverh&liniml 
wurden  unter  dem  technischen  Namen  „beneficium"  immer  häufiger*), 
80  daß  vom  neunten  bis  zum  elften  Jahrhundert  die  freien  prekarischen 
Verträge  in  Deutschland  sehr  verbreitet  gewesen  sind*). 

Das  Hauptergebnis  dieser  Gliederung  des  Grundeigeatttnii  b 
Herrenland  und  Zinsland  —  letzteres  ist  im  Gegensatz  zu  weltlicbeni 
Grundbesitz  bei  der  Kirche  größer  als  das  erstere*)  —  war  die  innig 
Verbindung  des  besitzlosen  kleinen  Gemeinfreien  mit  der  gewaltige 
Macht  des  im  Zeitalter  der  Naturalwirtschaft  über  alles  bedeut 
Grundbesitzes  und  die  Eingliederung  des  gesamten  Arbeitaverhältail 
in  den  Mechanismus  des  Feudalstaates.  Dieses  Werk  hat  die  Kirche 
des  mittelalterlichen  Deutschland  früher  vollbracht  als  der  weltliche 
Grundbesitz:  sie  hat  es  vollbringen  müssen,  gedrängt  von  der  wach* 
senden  Ausdehnung  ihres  Eigentumsrechtes  an  Grund  und  Boden, 
sie  hat  ihre  Pflicht  erfüllt,  doch  in  klarer  Erkenntnis  der  Naturno 
wendigkeit  der  Dinge,  und  besonders  hier  ist  der  Ausdruck  Gc 
am  Platze,  den  er  einmal  mit  Bezug  auf  das  in  Bayern  belegen 
Waldsassen  in  der  ,JtaIienischen  Reise*'  gebraucht  hat:  „köstlict 
sitztümer  der  geistlichen  Herren,  die  früher  als  andere  Meoscheii] 
waren*'. 

Suchte  die  Kirche  aber  durch  Ausbildung  der  Erblichkeit  m 
NichtVeräußerung  einmal  übertragener  Güter  und  durch  Minderuii 
und  Erleichterung  der  Abgabenpflicht  die  Lage  der  durch  Vertr 
mit  ihr  verknüpften  Bebaucr  zu  bessern,  so  verfolgte  sie  ein  gleich^ 
Verfahren  auch  bezüglich  der  durch  Hörigkeit  an  sie  gebundenen  Ijeu 
—  wodurch  es  ihr  immer  vortrefflicher  gelang,  die  Bodenrente 
steigern.  Nicht  nur  die  enge  Verbindung  mit  der  Grundherrschaft 
und  der  rechtlich  höhere  Schutz  der  kirchlichen  Hörigen  bot  eioe 
Stütze  in  den  Schwankungen  des  Wirtschaftslebens  und  eiii«  Garantie 


J)  Band  11  pMsim  aod  Einleitung  p.  GXXXVIU. 
8)  Vgl.  W»ilB  U,  1,  t96  ff.  IV,  2ft8. 

8)  Vgl.  V.  Below,  Urvprung  der  deottcbeo  StadtrerfMittnf  B.  98« 
4)  r,  Invsx^SUmtggf  AoabildaDg  d«r   groCieo  QnmdbemebafteD. 
selittiigexii  78,  I,  1,  8.  75. 
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•jegen  Gefahren  aller  Art;  auch  das  häufig  gewähne  Geschenk  völliger 
Freilassung  zog  gar  manchen  kleinen  Mann  in  den  wirtschaftlich  über- 
aus hoSnunpreichen  Dienst  der  kirchlichen  Gemeinschaft. 

War  schon  in  den  ältesten  Zeiten  das  Hörigkeits Verhältnis  kirch- 
licher Unterthanen  ungleich  milder  als  das  weltlicher  Eigenleiite,  so 
wurde  freilich  um  so  mehr  Freilassung  aas  dem  Hörigkeitsverbande 
damals  nur  ausnahmsweise  Einzelnen  und  nur  gegen  Entgelt  gewährt  — 
aber  später  vollzog  t>ich  nur  allzu  oft  eine  Freilassung  ganzer  der  Kirche 
höriger  Ortschaften  oder  I^andesteile  ^). 

Weiter:  nicht  nur  ihren  Eigenleuten,  auch  den  Elenden  dieser 
Erde  überhaupt  gewährte  die  Kirche  Vorteile  mannigfacher  Natur, 
vornehmlich  durch  die  Weiterbildung  des  Asylrechtes ,  welches  allmäh- 
lich auf  die  W'ohnuDgen  der  kirchlichen  Würdenträger  und  auf  die 
Klöster  tibertragen  wurde.  Unter  den  zahlreichen  Freistätten  des  Mittel- 
alters") nehmen  kirchliche  Höfe  eine  hervorragende  Stelle  ein.  Auch 
auf  städtischem  Boden  errichteten  nächstgelegene  Klöster  vielfach  Zu- 
fluchtshäuser, die  aber  nicht  nur  in  kriegerischen  Zeiten  Schutz  boten, 
sondern  auch  im  Frieden  manchem  von  dem  Zorn  seines  Herrn  bedrohten 
Unglückliehen  eine  heilige  Freistatt  gewährten. 

Die  Gefahren  der  ökonomischen  Gliederung  dürfen  indessen  auch 
nicht  tibersehen  werden.  Nicht  nur  eine  Ausbeutung  wirtschaftlich 
Schwacher  durch  Einwirkungen  aller  Art  auf  das  seelische  Leben, 
sondern  auch  die  Lasten  der  Benefizietiinhaber  mußten  manche  Nach- 
teile mit  sich  führen.  Hat  die  Kirche  einerseits  wohl  versucht,  ihre 
ftuf  städtischem  Grund  ansässigen  Leute  von  der  städtischen  Steuer- 
gewalt zu  exiraieren  ^)  und  hat  sie  nach  Zeumer's  Ausführungen  *)  gerade 
in  geistlichen  Immunitätsbezirken  die  uns  Modernen  gerechter  erscheinen- 
den direkten  Steuern  zu  geregelteren  Formen  herangebildet,  so  dürfen 
wir  nicht  vergessen,  daß  namentlich  die  Zehentpflicht  ihre  nachteiligen 
Folgen  auf  den  kleinen  Pächter  geltend  machen  mußte;  Nachteile,  die 
man  sehr  wohl  denjenigen  zur  Seite  stellen  kann,  die  aus  den  hohen 
Bußsätzen  der  Volksrechte  und  den  Anforderungen  zum  Kriegsdienst 
sich  ergaben  ^).  Es  ist  jedenfalls  für  uns  sehr  schwierig  abzuwägen, 
ob  der  Nutzen  des  Zehen ten  für  die  wirtschaftliche  Lage  geistlicher 
Güter  nicht  zurückstand  hinter  dem  Schaden  für  den  kleinen  Grund- 
besitz und  was  das  volkswirtschaftlich  Bedeutendere  gewesen  ist  Ich 
halte  dafür,  daß  der  kirchlichen  decima  nicht  zum  mindesten  mit  zu 
danken  ist  jene  soziale  Vernichtung  des  freien  Bauernstandes  ^) ,  wie 
wir  sie  seit  dem  Anfang  des  neunten  Jahrhunderts   verfolgen   können* 

Habe  ich  bisher  die  unmittelbaren  wirtschaftsorganisatorischen 
Leistungen  der  Kirche  verfolgt,  so  bleibt  es  mir  nunmehr  vorbehalten, 
die  durch  die  Thätigkeit  der  Geistlichkeit  hervorgerufenen,  also  mittel- 


1)  Vgl    MittDlrhfl'tD.  U.  B.   Hp  C. 

9)  Grimm,  W«i>tüm«r  VII,  S47.    ▼.  Below,  Landstind.  Varf*  III,  S,  %&t, 

8)  Ztnmur^  Die  dentfich«!!   StädUsteuem.     ächmoUer's  Forscliang«a  I,  S,  8. 

4)  Zeamer  ».  ft.  O.    S.  6. 

5)  Vgl.  Lmiiipr«cht,  D«tttscfae  G«Achicht«  II,  9d. 

6)  Vgl.  Lwnprecht  i.  i,  0. 
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baren  Leistungen  hervorzuheben.    Ich  meine  die  durch  Aasübiing  vai' 
Handwerk  und   Handel  und   durch  bauliche  und   kulturelle   Aolageo 
erhöhte  Beschäftigung  vieler  kleinen  Leute. 

Die  Geschichte  aller  geistlichen  Stifter  zeigt,  daß  sich  Anwohner 
iu  der  Nähe  der  Klosterkirche  ansiedelten  und  ira  Schutze  von  Altar 
und  Heiligen  ein  reges  gewerbliches  Leben  entfalteten,  Fröhzeitig 
saßen  auf  deutschen  Klosterhöfen  zahlreiche  Hörige  und  Unfreie  im 
Betrieb  eines  Handwerks.  In  dem  zur  Zeit  Karls  des  Großen  für  dia 
Kloster  St.  Gallen  verfertigten  Baurisse^)  sind  bereits  Werkstatteo 
von  Schustern,  SchneiderUi  Müllern,  Bäckern,  Walkern,  Degenscbmie- 
den,  Schildmachern,  Bierbrauern  und  Glasbrenuern  angebracht  Wij 
dürfen  nicht  glauben»  daß  allein  den  Unterweisungen  kirchlicher  Kuos 
Verständigkeit  der  Germane  die  Kenntnis  gewerblicher  TQchtigkift] 
verdankte:  schon  in  heidnischer  Urzeit  ist  das  Schmiedebandwerk  lud 
die  Weberei  ein  der  bloßen  Hausindustrie  längst  entwachsenes  Gewerb 
gewesen.  Aber  wie  einstmals  die  Griechen  von  Massilia  die  Druiden« 
Weisheit  des  Westens  durch  die  Schreibkunst  gemehrt  und  die  In- 
dustriellen  Italiens,  die  Etrusker,  die  Völker  des  Nordens  die  to11«j 
endetere  Fertigkeit  des  Südens  gelehrt,  so  vertiefte  und  erweiteru 
die  Kirche  in  Deutschland  früher  gepflanzte  Kerne  und  Keime  derl 
Kultur.  Nicht  aber  nur  die  Steigerung  der  Bedürfnisse  und  das  ImIm 
Ansehen,  dessen  sich  bei  der  Geistlichkeit  gute  Speisen,  Gewürz  oüd 
seltene  Südfrüchte  erfreuten,  sondern  noch  mehr  der  zunehmende  Bedarf 
an  Lichtem,  Gewändern  und  Kultusgegenständen  aller  Art  mußte  Hand* 
werk  und  demzufolge  auch  den  Handel  aufs  intensivste  befruchten 
Wenn  man  somit  die  Bedeutung  des  Gottesdienstes  für  den  Verke 
nicht  hoch  genug  anschlagen  kann,  so  darf  mau  getrost  den  Aussprad 
Andrejs')  wiederholen:  „Gottesdienst  und  Handelsverkehr  gingen  mit« 
einander  Hand  in  Hand/'  Wie  die  Kirche  auf  dem  Gebiet  der  fiacht»-] 
findung  eine  bedeutende  Wirksamkeit  entfaltete^),  so  mußte  sie  bald 
innewerden,  daß  manche  Eigentümlichkeit  des  kanonischen  Rechtes') 
dem  Handel  Schaden  bereitete,  so  vorzüglich  der  Eifer  gegen  den  Zini» 
den  Handel  mit  Ungläubigen  und  den  Handel  mit  nicht  selbst  fe^ 
fertigten  Waren  ^)*  Daher  fand  man  in  dem  Rentenkauf  ein  bequanitt 
Mittel  zur  Umgehung  des  kanonischen  Zinsverbotes,  daher  wufite  min 
iu  echt  kaufmännischer  Weise  den  Handelswarencharakter  der  Bück* 
fracht  zu  bestreiten*)  und  jene  zahllosen  Zollprivilegiea  seitens  welt- 
licher Zollherren  zu  erwirken,  wodurch  freilich  wieder  eine  neue  Vcr* 
kehrsbelastung  gegeben  war^),  j 


1)  An,  Geschieht«  tod  St.  Gallen,  S.  54  f. 

1)  0«ographi«  des  Welth&ndets  I,  41.  S.  &aeh  ▼.  I]imai**St«rDBgg,  O.  W,  Q.  I,  MT, 
ÜB,  389 

3)  S.  Lmmprflcht,  DonUcbei  WirtBchAfUIebeo  im  MittslAlter  11^  6t5 

4)  S.  EndemADD,    Die    nat.HSkoo.    6raDd»it2e   der    k&aoaistisabfio    Lebre    ta 
Jfthrbb.   I,  1863.     Vgl.    FUeher,    Geacbiehte  des    deat*chen  Heodel««  1793,  £,  51*  Fto^J 
Oeech.  des  lürcblicben  Zuurerbotes,  1876. 

5)  8.  dftraber  SommerUd,  Die  RbeinxoUe  im  MitteUtter  S.  119. 

6)  T.  loAXDft-Steniegg,  D.  W,  Q,  i,  440 1 

7)  Sommerlftd,  Die  RbeiniMle  im  UitUldter  S,  ISS  ff  n.  8.  119. 
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Diese  Sorge   für  Handwerk,  Handel   iiDd   Verkehr  —  erhob  die 

I  Kirche  doch  sogar  auf  dem  Laterankonzil  des  Jahres  1122  dem  „An- 

Bpruch  einer  BeherrschuDg  der  Rechtsverhältnisse  des  Verkehrs*' i)  — 

I  war  Dicht  nur  allgemein  volkswirtschaftlich  von  Nutzen,  sondern  mußte 

auch    gar    vielen    Einzelnen     im    wirtschaftlichen    Kampfe    zu     gute 

kommen. 

Eine  weitere  Beschäftigung  bot  die  Kirche  ihren  Eigenleuten 
durch  die  ausgedehnte  Bauthätigkeit,  die  sie  sowohl  auf  klftsterlichi^m 
wie  städtischem  Boden  betrieb.  Zunächst  selbstverständlich  sind  es 
vorwiegend  kirchlichen  Zwecken  gewidmete  Bauten,  deren  hier  Er- 
wähnung gethan  werden  muß;  die  Ausbildung  jener  zwei  Bausysteme, 
die  bis  auf  unsere  Tage  den  Typus  christlicher  Kirchen  bestimmen, 
Basilica  und  Zentralbau,  dankt  man  einer  kirchlichen  Gemeinschaft, 
die  durch  alle  Wandlungen  des  Rund-  und  Spitzbogenstils  hindurch 
zu  immer  kühneren  Höhen  emporstrebend  der  Gottheit  eine  würdige 
Anbetungsstälte  bereiten  wollte*  Wie  Tiel  Hände  waren  nötig,  um 
jene  Bauwerke,  die  noch  heute  lebendig  zu  uns  reden,  aufzurichten, 
wieviel  Segen  wurde  hier  durch  eine  richtige  und  exakte  Durchführung 
der  Arbeitsteilung  gestiftet! 

Nicht  aber  nur  um  die  Anlage  kirchlicher  Bauten  erwarb  sich 
die  mittelalterliche  Kirche  in  Deutschland  hohe  Verdienste,  auch  um 
Profan  bauten ,  zu  deren  Ausführung  auch  religiöse  Motive  merkwür- 
digerweise sich  mit  verkehrspolitischen  Gesichtspunkten  durchschlangen. 
Denn  wie  schon  bei  den  Helenen  Nikias  durch  eine  Brücke  den  Sund 
zwischen  Delos  und  Rhenaia  überschlug,  um  der  Verehrung  des 
Lichlgottes  die  Pfade  zu  ebnen  ^),  wie  bei  den  Römern  Kultuszwecke 
die  beiden  Tiberufer  verbanden '*),  so  dankte  auch  im  Mittelalter  gar 
manche  Brücke  religiösen  Beweggründen  Entstehung,  Dauer  und 
Unterhalt.  So  wurde  der  Bau  steinerner  Brücken,  deren  Zahl  bis  ins 
zehnte  Jahrhundert  hinein  nur  mäßig  war,  vielfach  durch  die  Kirche 
gefördert  Wie  der  Kirchen  bau  galt  auch  der  Brückenbau  als  äußerst 
Gott  wohlgefälliges  verdienstliches  Werk,  und  manche  Ablaß-  und 
Indulgenzbriefe  wurden  erteilt,  welche  die  alleinige  Bestreitung  der 
Baukosten  oder  Zuschüsse  zu  denselben  Übernahmen. 

Hier  können  wir  wiederum  der  Thätigkeit  einzelner  Persönlich- 
keiten nachgehen,  die  ja  im  geschichtlichen  Prozeß  stets  da  einzutreten 
pflegt,  wo  es  der  geistigen  Leitung  der  Masse  zu  irgend  welchen 
höheren  Zielen  bedarf. 

Zunächst  einige  Daten  über  die  Sorge  der  Kirche  für  den 
Brückenbau. 

Der  Mainzer  Erzbischof  Willigis  erbaute  eine  Brücke  bei  Bingen 
über  die  Nahe  und  bei  ÄschaÖenburg  über  den  Main  ^),  Bischof  Gun* 


1)  LAmprechc,  D6tit»cbe8  Wirtschrnftutebea  im  Mittelalter     II,  371. 

2)  PlnUrch.  Nilt.  3. 

3V  S.  MommBeD,  Ber.  der  k.  säcbs.  Gescltirbaft  der  WisseDScbafteti  1850,  S,  3S0  H. 
nnd  J^  Becker  im  Archiv  für  Prftnkfnrts  Geschiebte  titid  Ktißit  IV^  1869. 

4)  Ealer,  ErKhticbof  WiUii^is  von  Mainz  in  den  eriten  Jahren  seines  Wirkens. 
Naamburp  iSeO,     S.  42* 
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dekar  von  Eichstätt  (1057  —  1075)  eine  solche  über  die  Allmühl;  aod 
äbuliche  Thateu  werden  uns  von  dem  Würzburger  Bischof  Embrlcbo^y^ 
uod  voD  dem  Bischof  von  Meiücn,  Beano '-),  berichteL 

Was  aber  im  allgemeinen  die  BemühuDgen  einzelner  bervomgeiH 
der  Kirchenfiirsten  für  bauliche  und  industrielle  Technik,  für  Laoibfi»* 
nielioration  und  wirtächaftlicbe  Kultur  aller  Art  anlangt ,  so  oiOge 
folgendes  gesagt  werden. 

Schon  der  im  Becbsten  Jahrhundert  lebende  Bischof  Marius 
Avenches^)  war  als  einer  der  kunstreichsten  Goldschmiede  in  der  Zi 
Gregors  von  Tours  bekannt,  von  dem  berühmten  Mainzer  Bis 
Sidonius  berichtet  der  Dichter  Venantius  Fortunatua*),  daß  er  sici 
besondere  Verdienste  um  Wasserleitungen  und  Wasserbauten  erworim 
habe.  In  Hildesheim  wirkte  im  zehnten  und  elften  Jahrhundert  im 
gelehrte  Bischof  Bernward  (993—1022),  der  als  ausübender  Künstler 
jene  eherne  Thür  gießen  ließ,  die  noch  heutigen  Tages  das  Hanpt* 
portal  des  Hildesheimer  Domes  schmückt  ^).  Nicht  nur  Feldbau  und 
Gärtnerei  pflegte  Bischof  Benno  von  Osnabrück  (1064 — 1079),  sondere 
auch  den  Speierer  Dom  sicherte  er  durch  ungeheuere  GrundUgei 
gegen  die  anstürmenden  Fluten  des  Rheines  ^),  Gleichfalls  dem  elfktt 
Jahrhundert  gehört  der  schon  erwähnte  Bremer  Erzbischof  Bescelm 
mit  dem  Beinamen  Alebrand  an  (1035 — 1045),  der  nach  Adams  uu 
Bremen  Schilderung '')  ebenso  sehr  für  Weinbau  wie  für  kirchlicbt 
Bauthätigkeit  aufs  rührigste  bedacht  war,  und  auch  die  teUwdn 
höchst  hunioristische  Persönlichkeit  des  originellen  Bischofs  Mein  werk 
von  Paderborn  (1009—1036)^).  Hühnerzucht  nnd  Gemüsebau  stand 
auf  seinen  Höfen  in  Blüte;  der  Bischof  selber  streifte  oftmflJs  in 
VerkleiduDg  umher,  um  Zeuge  zu  sein,  oh  seinen  Uten  die  Kak* 
ruug  genüge.  Alles,  was  er  that,  entsprach  der  Natur  des  Landet, 
und  wie  er  die  Stadt  durch  Bauten  verschönte,  so  förderte  er  aiicb 
die  Goldschmiedekunst  in  Paderborn. 

Ich  will  diesen  Teil  meiner  Darstellung  schließen  mit  den  Worten 
des    um    mittelalterliche     Wirtschaftsgeschichte    hochverdienten    W«j 
Arnold^):   „Viel   bedeutsamer   noch   als  die  kirchliche  Hierarchie 
den  Staat   und  seine  Einrichtungen    sind    die  Klöster    für  die   EüeJ 
Wickelung  unserer  Kultur  geworden:   Erziehung,   Unterricht,   Studieoi 
Anbau   des  Landes,   Pflege  der  Kunst  und  des  Handwerks.     Ihütü 


1)  HUtor.  poüt  Blitter  0S  (1868)  S.  449   n.  Sli^bMt,    GMoh,  (!«r  Konst   im  ftif«i 
I.  77,  IW.  

i)  Booa«r  Tbeol.  Littor»turbl&tl  1  (1866)  tir»  le,  8.  847. 

S)  W.  Arndt,    Bischof   MAriui    voo    Aveoticiuii.     Leipi,    1875,     8.    la    die»«ai^ 
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9)  Deutsche  Gsacbkbte  U,  3.  S.  271. 
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verdanken  wir  die  Anfänge  aller  Wissenschaften  und  Kunst  wie  den 
Fortschritt  des  Ackerbaues  und  der  Gewerbe,  Ueberlieferung  der.  alten 
Sprachen,  Geschichtschreibung,  Theologie,  Poesie,  die  ersten  Erzeugnisse 
unserer  eigenen  Litteratur,  Baukunst,  Plastik,  Malerei  und  Musik  wie 
Oartenkultur,  Obst-  und  Weinbau,  Bienenzucht,  Anlage  von  Wasser- 
mühlen, die  Pflege  der  Bauhandwerke,  eine  lebhafte  Anregung  des 
Handels  und  Verkehrs:  das  alles  ist  von  ihnen  ausgegangen  oder 
weiterentwickelt  worden.  So  haben  die  ehrwürdigen  Väter  des  Bene- 
diktinerordens, zu  denen  ja  die  heiligen  Willibrord  und  Bonifatius  und 
die  Alteren  Klöster  sämtlich  gehörten,  nach  den  verschiedensten  Bich- 
toiwen  hin  recht  eigentlich  als  die  Lehrmeister  der  Nation  gewirkt. 
Wohl  darf  man  sagen,  daß  die  Klöster  bis  zum  Aufkommen  der  Städte 
die  geistigen  Mittelpunkte  unseres  gesamten  nationaleu  Lebens  ge- 
wesen sind.'^ 

Ich  komme  nunmehr  zum  zweiten  Abschnitt  meines  zweiten  Teiles, 
in  dem  ich  die  Liebeslhätigkeit  der  mittelalterlichen  Kirche  in 
Deatschland,  ihre  Armen-  und  Krankenpflege  kurz  beleuchten  will. 

Es  ist  merkwürdig,  wie  trotz  der  bereits  in  den  Jahren  1857 
und  1868  erschien^en  Bücher  von  Haeser  ^)  und  Ratzinger  ^)  Rüme- 
lin*)  noch  im  Jahre  1886  solch  herbe  Worte  aber  die  „Unfähigkeit 
des  mittelalterlichen  Staates  zu  aller  Gesundheits-  und  Wohlfahrts- 
I^ege^  schreiben  und  darüber  klagen  konnte,  daß  man  den  Seuchen 
nur  mit  Bittgängen  und  Bußübungen  zu  begegnen  gewußt  hätte.  Man 
darf  selbstverständlich  an  Staat  und  Kirche  des  Mittelalters  nicht  An- 
lorderangen  stellen,  die  auf  der  Entwickelung  des  modernen  Lebens 
und  der  modernen  medizinischen  Wissenschaft  basieren.  Aber  die 
Kirche  hat  es  sehr  wohl  bewiesen,  daß  sie  nicht  nur  Bittgänge  und 
Bnßübangen  forderte,  wenn  es  galt,  Unterstützung  von  Armen  und 
Heilung  von  Kranken  zu  befördern. 

Ratzinger's  Werk  folgten  andere  verdienstvolle  Spezialarbeiteo. 
Die  im  Jahre  1874  veröffentlichte  Schrift  von  Wernher,  Die  Armen- 
und  Krankenpflege  der  geistlichen  Ritterorden  in  froherer  Zeit,  hebt 
besonders  die  durch  die  Kreuzzüge  empfangene  Einwirkung  der  ara- 
bischen Aerzte  auf  die  Krankenpflege  gebührend  hervor,  zu  der  mit 
Ausnahme  des  rein  militärischen  Templerordens  die  übrigen  geistlichen 
Ritterorden  verpflichtet  waren.  Nach  seinen  Ergebnissen  ist  gerade 
die  von  Sprengel^)  verfochtene  Hypothese  von  der  Roheit  der  Praxis 
in  den  Johanniterhospitälern  deshalb  unhaltbar,  weil  nicht  die  Kriegs» 
männer  selber,  sondern  wohlunterrichtete  Aerzte  die  Krankenpflege 
leiteten.  Diese  Werke  —  wozu  auch  noch  ein  Aufsatz  von  Mono  ge- 
hört'^)  —  legten    den   Grund,    auf   dem   dann   andere   weiterbauten. 


1)  Geschichte  der  christlichen  Krankenpflege  und  Pflegerschaften.     Berlin  1857. 

2)  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege. 

8)  Art.  BcTÖlkerungslehre  in  Schönbergs  Handbuch  der  polit.  Oekonomie.      II,  9S8. 
4)  Versuch  einer  pragmatischen  Geschichte  der  Araneiknnde.   8.  Aufl.  HaUe  18S1 — 2S. 
6)  Die  Armenpflege   Tom    18.    bis    16.   Jhdt.   (Zeitschrift   für  Geschichte    des  Ober- 
rheins L  1851.) 
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Außer  der  Arbeit  Riggenbach's  *)  ist  vor  alten  Dingen  der  Stodletl 
des  Lokkumer  Abtes  üblhorn  hier  zu  gedenken.  Im  Jahre  1880  er*-* 
schienen  zunächst  seine  «, Vorstudien  zu  einer  Geschichte  dtfr  dhrist* 
liehen  Liebeathätigkeit  iro  Mittelalter'^  ^)  und  schließlich  sein  groSfS 
Werk  »»Geschichte  der  christlichen  Liebestbätigkeir',  welches  leider  aber 
nicht  über  ein  derartig  ausgedehntes  Quellenmateria)  wie  R^itzißger^ 
Buch  verfügt.  Hering^s  Schrift  über  ,,Die  Liebeathätigkeit  des  Mittel- 
alters  nach  den  Kreuzztigen'' ^)  setzte  der  These  ühlhom's,  die  An- 
schauung von  der  Verdienstlichkeit  des  Almosens  wurzelt  in  eiaein 
falschen  Eigentumsbegriff,  jene  andere  entgegen,  dieser  falsche  Eigeo- 
tumsbegriff  hänge  mit  der  asketischen  Richtung  der  mittelalterlicbea 
Ethik  zusammen. 

Was  den  Gegenstand  nun  selber  betrifft,  so  ergiebt  sich  folgendei^ 
natürlich  nur  in  großen  Zügen. 

Schon  in  der  Epoche  der  Christenverfolgungen  hören  wir  von  einer 
ziemlichen  Armen-  und  Krankenpflege.  So  wurden  nach  dem  Beriebt 
des  Eusebius^)  bereits  im  dritten  nachchristlichen  Jahrhundert  1500 
Arme  von  der  römischen  Kirche  unterstützt.  Die  Kontrolle  wurde  durch 
die  Zentralisation  in  die  Hand  der  Bischöfe  wesentlich  von  Anfang  sd 
gefördert.  Der  Gedanke,  dem  im  Anschluß  an  das  römische  Staatswesen 
die  Kirche  von  jeher  zustrebte,  hat  auch  in  der  Liebeethätigkeit  gute 
Früchte  gezeitigt.  Die  Ergebnisse  blieben  auch  im  Zeitalter  der  Patri- 
stik  die  gleichen.  Man  hielt  fest  an  den  Prinzipien  der  UauRarmeß- 
pflege  und  dem  Institut  der  Diakonie,  sowie  an  der  zusammen fassendeo 
Zentralisation.  Besonders  ist  hier  der  Verdienste  des  hl.  Severin  m^ 
gedenken,  der  in  den  Donauländem  Kranken-  und  Loskaufskassen  eio 
gerichtet  hat*). 

Jene  Fülle  von  Güterübertragungen ,  von  der  ich  oben  sprich, 
stellte  dann  der  deutschen  Kirche  die  Anforderung,  durch  Füm^rf^ 
für  Bedürftige,  Witwen  und  Waisen  der  weltlichen  Macht,  die  seit 
Karls  des  Großen  Sozialpolitik  der  ArmenunterstQtzung  ihre  Sc»gt 
zukehrte,  den  Dank  für  die  Vergabungen  abzutragen. 

Seit  der  Zeit  der  Karolinger  läßt  sich  in  Deutschland  überhaupt 
erst  die  kirchliche  Liebesthätigkeit  einigermaßen  verfolgen.  Dil 
Hospital  bildet  auch  hier  stets  deren  Ausgangs-  und  Mittelpunkt 
War  aber  bereits  im  zehnten  Jahrhundert  der  Wohlthättgkeitsaiii& 
ziemlich  entwickelt  *),  so  führt  doch  erst  das  spätere  Mittelalter  jenes 
Zustand  herauf,  da  kaum  eine  Stadt  in  Deutschland  ohne  Hospital 
war.  Besonders  nahm  man  sich  der  Pilger  an  und  ihrer  Verköstigun^ 
vor  allem  aber  der  Aussätzigen,  deren  Krankheit  seit  dem  viertel 
Jahrhundert  teils  infolge  der  in  den  unteren  Volkskreisen  herrschende! 
Unreinlichkeit,  teils  durch  Verschleppung   aus  Asien   dem   Mittelalter 


I)  Du  ▲nD«owMezi  der  Beform^tioa,  Buel  ]S88* 

si  In  Brieger'i  Zeitscbrift  f&r  KircheD^e«chicfat«  IV,  41. 

3)  Gotha  1S83. 

4)  VI,  48.     Unter  PApit  CornelitiSt  der  S5S  dM  IfArtfrinm  erlitt« 

5)  VkK  Nftzscb.  OeAcb.  d.  deaUcbeti  Volkes  U  139. 

6)  M.  G.  SS.  VU,  247.     Vgl  Laroprecht  io  dieeeo  Jahrbüchern  N. 
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eigentfimlicta  ist  unH  erst  spät  faktisch  durch  neue  Epidemien,  vene- 
rische Krankheiten,  Pocken  und  Pesten,  ausstarb  ').  Ein  solches  „doraus 
leprosoruin*'  war  schon  ira  siebenten  Jahrhundert  in  der  Stadt  Virten  und 
1247  in  Stablo  *),  dessen  Unterhaltung  kirchliche  Pflicht  der  Diözesancn 
von  mttich,  Köln  und  Trier  war.  Nahe  bei  deoi  Kölner  Dom  hatte  schon 
im  siebenten  Jahrhundert  der  hl  Kunibert  ein  Pflegehaus  gestiftet, 
welches  zur  Aufnahme  von  zwölf  armen  Laienbrüdern  bestimnit  war**). 
Eine  ganze  Menge  von  Hospizen  hatten  auf  beiden  Seiten  der  Pyrenäen 
and  bis  tief  nach  Frankreich  und  Deutschland  hinein  die  Jakobsbrüder 
angelegt,  die  seit  dem  elften  Jahrhundert  in  muschelgeschniückter 
Kleidung  nach  Santiago  de  Compostela  wallfahrteten  auf  Pfaden»  die 
eines   der  Uhland'schen  Volkslieder,   das  Jakobalied,  näher  beschreibet 

Unter  Innocenz  IIL,  dem  größten  mittelalterlichen  Papst,  tritt 
auch  die  kirchliche  Liebesthätifikeit,  die  nach  energischer  Vertretung 
durch  die  Cluniacenser  und  Spitalordeo  doch  wieder  erlahmt  war,  in 
die  Epoche  ihrer  größten  Blüte  ein.  Wir  erkennen,  daß  die  Liebes- 
tbätigkeit  nicht  bloß  Anstaltspflege  ist,  sondern  daß  die  Kirche  auf 
Gmnd  zahlreicher  Stiftungen  Almosen  und  Spenden  verschiedener  Art 
auszuteilen  vermochte.  Gerade  jene  „verstreuten  Gaben^*,  wie  sie 
Bugenha^en  nannte,  griffen  gewaltig  in  das  Rädergetriebe  der  unge- 
heuren Maschine  der  Kirche  und  damit  in  das  soziale  Leben  der  ge- 
samten Zeit  ein.  Eine  gewisse  Förderung  wurde  auf  die  Freigicbigkeit 
ausgeübt  dadurch,  daß  häufig  diejenigen,  welche  einem  Hospital  Gaben 
zuwandten,  mit  Ablaß  beschenkt  wurden,  so  durch  Erzbischof  Arnold 
von  Trier  im  Jahre  1248  alle,  die  das  Hospital  St.  Elisabeth  zu 
St.  Maximin  bei  Trier  durch  Almosen  unterstützten*).  Gar  mancher 
Kirchenfürst  ging  dabei  mit  gutem  Beispiel  voran,  so  unter  anderen 
der  schon  genannte  Bischof  Benno  von  Osnabrück,  der  getreu  seinem 
Grundsatze  handelte:  „Es  ist  besser,  einen  Armen  zu  sättigen^  als 
selbst  den  ganzen  Tag  mit  leerem  Magen  zu  gehen  ^).** 

und  noch  viele  andere  ähnlich  gesinnte  Kirchenfürsten  verbanden 
schon  frühzeitig  mit  Kapellen  ihrer  Sprengelhöfe  für  Arme  und  er- 
krankte Wanderer  feste  Gefälle,  die  auf  gewisse  ständige  Gewinnste 
angewiesen  waren  —  so  in  Zons  am  Rhein  auf  den  Lachsfang*). 

Der  Grund  der  gesamten  Liebesthätigkeit  ist  die  Anschauung  von 
der  Heiligkeit  der  Armen  und  Kranken  und  der  kirchliche  Begriff  der 
Cbaritas,  wonach  das  Almosen  als  religiöse  und  moralische  Schuldig- 
keit der  Begüterten  erschien  —  ein  Gedanke,  der  einer  Ausdehnung 
der  Almosen,  at>er  nicht  der  Auswahl  der  würdigsten  Empfänger  zu 
gute  kam.    Der  Lebenskeim  erhielt  dann  erst  in  Städten  und  kleineren 


1)  Vgl.  Sprengeli  Versach  «iaer  pregniAtlschen  Geschichte  der  Arineikunde«  Ball« 
IBIl— 1828. 

tj  B.  Limprecht,  Deatachet  Wirt3<;b«ft»lebeQ  im  MiUelAller  II«  251. 

8]   LAcomblet,  Archiv  f.  Oeschiehte  des  Nivderrheini  I,  57* 

i)  MittelrfaelD.  U.  B    III,  918,  U9. 

b)  WftitflDbftch,  Deatschlftnds  GeschSchtsquelleD  im  MItteUlter  II,  28. 

8)  Lacombtet,  Archiv  für  Geseh.  des  Kiederrheins  U,  336.  S,  üoch  Hittelrbein.  0,  B, 
I,  419,  48&,  441. 
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^taatlicheu  MaclitbezirkeD  neue  Befruchtung,  sa  daß  das  mehr 
weniger  doch  receptive  Verhalten  des  mittelalterlicheo  DeuUcli 
auf  dem  Gebiet  der  Liebesthätigkelt  erst  durch  die  Neukrafti^ui 
weltlicheü  Kreiseu  in  der  Reformatioiisepoche  sich  weiter  entwic 
Und  ausgestaltete.  So  köuDeu  wir  dea  Gaug  der  Liebedthätigkeit  van 
Weltklerus  zu  den  Klöstern  und  weiterhin  zu  den  bürgerliches  Eli 
meuten,  den  Zünften,  Innungen  und  Gilden,  verfolgen.  Erat 
deutsche  Reformation  griff  den  Gedanken  auf,  der  schon 
So/Jalpolitik  Karls  des  Großen  hervorleuchtete  und  der  in  der 
zeit  auch  dem  Staate  wiederholt  vorschwebte,  daß  alle  on 
Armenpflege  Sache  der  Gemeinde  ist^  daß  sie  deren  Hau  i 
aber  im  Bunde  mit  den  Organen  der  Kirche  vollziehen  soll, 
deutscheu  Reformation  erst  gebührt  das  Verdienst,  die  UuterscheM 
zwischen  arbeitäfahigen  und  arbeitsunfähigen  Armen  erkannt  zu  bc 
Indem  der  ultraniontane  belgische  Nationalökonom  P^Srin*)  der 
mation  den  Vorwurf  der  Härte  gegen  die  Armen  machte,  bewie« 
aufs  klarste,  daß  er  weder  die  protestantischen  Armenordnuiigeu  dar 
Reformation,  noch  deren  weittragende  Bedeutung  und  segeosreicbi 
Wirkung  kannte. 

Entsprechend  meiner  Disposition  will  ich  nun  noch  in  einem  driuaa 
Hauptteile  einen  kurzen  Blick  werfen  auf  das  Verhältnis  der  mittet- 
aiterlichen  Kirche  zum  staatlichen  Leben  Deutschlands,  auf  die  am 
ihrer  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  resultierende  Erweitenuig 
ihrer  politischen  Stellung  und  die  spätere  Erschütterung  der  kirdi 
liehen  Gewalt  durch  die  städtische  Entwickelung. 

Während  die  Ausbildung  der  Hierarchie  im  Westfrankenreicbe  *yi 
sich    schon    in    der    Zeit    der   Volksrechte   vollzog    und    die    Kircbll 
dort  auch  in  der  Karolingerzeit  in  politischem  Zank  und  dogmalischeoi  i 
Spintisieren  sich  auslebte,   trug  die  Kirche  auf   deutschem  Boden  dal 
bescheidene  Gewand  eines  anspruchslosen  Missionars  und  überließ  dtf 
Laieuwelt ,   vorab  dem  Laienadel ,    den    bestimmenden  Einfluß  auf  die 
politische  Entwickelung  des   deutscheu    Volkes.     Allein  auf  Erfüllung, 
ihrer  Wirtschaftsmission  gerichtet,  zu  der  sie  die  mannigfachsten  Ur- 
sachen hindrängten,  faßte  sie  Wurzel  in  den  bäuerlichen  Verhältnissetll 
ihrer  neuen  Heimat.     Das  wurde  anders   unter  den  Ottonen.     Gerade  i 
ihre  wirtschaftliche  Thatigkeit  sollte  ihr  Verhängnis  werden,   welcha 
sie  ihrer  eigentlichen  Kulturmission  entfremdete. 

Otto  der  Große,  bestrebt,  der  Idee   dea  universellen  KaiaertUBl 
eine   materielle   Grundlage  zu  geben,    hob  durch   Uebertragaug , 
Privilegien  und  Immunitäten,   namentlich   aber  durch  Verleibauj 
Rechte  des  Verkehrs,  die   deutsche  Kirche  aus  ihrer  Bescheid« 
zum    Hauptträger   des   Handels-   und    Verkehrslebens    im   dami 
Deutschland  empor    Namentlich  an  der  Hauptverkehrsader  der 


1)  VgL  hierzu  Loeningf  ArL  Armenwes^Q  in  Si^höaberg's  H&odbttch  111^  656  C 
S)  De  U  richesAe  dAU*  tei  soci^Ua  chr^tienn^s.     Puls  1S61*    U^  ^7«    S.  tb«r  F^rii 
&otcfa«r,    Ein    atatr    VAr^aob,    dte  VolkifrirUcb&ltslehre    in    kikiboUiiarfta.     (▲fflriohtoa  t* 

3)  Vgl.  tLber  didse»  AbichDitt  Nitzaoh'a  Geacbichte  dei  deiilicli«a  VoUe«s  paulm. 
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gcMwirtschaftlicheD  Epoche,  an  der  natürlicheQ  Wasserstraße  des 
Bbcuis,  lagen  die  GnindbediDgiingen  kirchlicher  Machtentfaltung.  Die 
Uebertragung  von  Gra&chaftsrechten  und  Reichsgut  aller  Axt,  die 
Festigung  der  Stellung  durch  Männer,  wie  Bischof  Burchard  von 
Worms,  wurden  Hauptveranlassung,  daß  in  der  letzten  Zeit  der  Ottonen 
die  königlichen  und  weltlichen  Wirtschaften  weit  von  den  kirchlichen 
überholt  wurden,  ein  Uebergewicht,  dem  die  mächtige  Laiengestalt 
Kaiser  Konrads  IL  vergeblich  Einhalt  zu  gebieten  versuchte.  Schon 
io  der  Epoche  der  salischen  Kaiser  folgen  Kämpfe  zwischen  König  und 
Kirche  um  den  Besitz  der  Einkünfte  von  Handel  und  Verkehr  und 
zwischen  d^  Kirche  und  Bürgerschaft  in  bischöflichen  Städten,  die 
sich  durch  die  ganze  Zeit  des  früheren  Mittelalters  hindurchziehen. 
Nitzseh  ^)  führt  uns  die  Bedeutung  des  ersten  Straßburger  Stadt- 
rachtes  von  1129  vor  zur  Erkenntnis  der  Zustände  einer  Stadt,  in 
weleber  der  Sieg  der  Bischoüsgewalt  entschieden  war.  Der  bischöf- 
liche Hof  ist  Centrum  der  gesamten  Verwaltung,  für  Ordnung  von 
Handwerk  und  städtischen  Aemtem,  für  Steuer  und  Zins,  Handel  und 
Verkehr. 

Zeigt  das  frühere  Mittelalter  eine  Beschränkung  der  bürgerlichen 
<iewalt  durch  die  Bischofsmacht,  so  gehört  dem  ausgehenden  Mittel- 
alter der  umgekehrte  Vorgang  an:  die  allmähliche  Erschütterung  der 
biachöflichen  Gewalt  durch  die  städtische  Entwickelung,  wie  sie  nach 
anfiLnglicher  Begünstigung  durch  die  Salier  und  starker  Zurückdrängung 
durch  die  Staufer  sich  schon  zur  Zeit  der  Thronstreitigkeiten  zwischen 
Philipp  und  Otto  herausgebildet  hatte.  Seitdem  in  der  zweiten  Hüfte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  die  Zünfte  zu  politischer  Mitherrschaft 
in  den  Städten  gelangt  waren,  suchte  man,  der  Unterstützung  durch 
ausgedehnte  Städtebündnisse  sicher,  die  Beeinträchtigung  verbürgter 
Baehte  allerorten  mit  äußerster  Kraft  zu  hindern,  vor  allen  Dingen 
die  der  kaufmännischen  Bevölkerung  gebührende  Ordnung  der  Ver- 
kehrsverhältnisse wieder  vollständig  zu  beherrschen.  Da  wandten  sich 
die  Städte  vornehmlich  gegen  die  Kirche,  deren  alleiniger  Besitz  dieser 
Verkehrsverhältnisse  den  Städten  damaliger  Zeit  ebensowenig  genehm 
war,  wie  im  zehnten  Jahrhundert  den  weltlichen  Großen  der  kirchliche 
Orandbesitz.  Schon  früher  hören  wir  von  gelegentlichen  Städte- 
erhebongen,  so  Kölns  gegen  Erzbischof  Anno  und  von  Straßburg  und 
Worms  gegen  ihre  Bischöfe.  Aber  erst  in  den  achtziger  Jahren  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  ertönt  so  allgemein  der  Ruf  in  den  Städten: 
„Man  soll  die  Pfaffen  schlagen  1^' '}.  Städteerhebuog  auf  Städteer- 
hebung  folgte,  immer  wegen  rein  materieller  Fragen,  wie  der  Steuer- 
oder Zollprivilegien  der  Geistlichkeit;  freilich  die  Folgen  waren  an 
den  verschiedensten  Orten  verschiedene. 

Fasse  ich  zusammen:  die  vorzügliche  Ausbildung  der  wirtschaft- 
lichen Verwaltung  war  es,  die  der  deutschen  Kirche  in  der  Ottonen- 

1)  HiDiftarialitXt  and  BOrgartam,  S.  212,  248,  261  ff.  Vgl.  über  die  Verhältniiso 
d«r  OmsUichkeit  la  HaDdwerkem  and  Stftdten  im  Mittelalter  die  Besprechung  Ton 
Hegel's  „Gilden**  in  den  Grensboten,  1892,  Jahrg.  61,  nr.  23,  464. 

2)  Chronici  Mognntini  miseelU  fragmenta  coilecti  (Boehmer,  föntet  IV,  387). 
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die  ]  BCbe  MitwirkuDg  sicherte»  deren  Erstarken  die  gesamte 
ij  ^  rctächichte  des  mittelalterticheD  Deutschland  aufs  intensivste 
1  L    Aber  gerade  dieses  firstarken  rief   wieder  um  rein  wirt- 

ti&iiuut:  Fragen  die  Angriffe  der   niedergedrückten  Gegner   hervor, 
ihrerseits  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  Kirche  lahm- 
en und  damit  eine  der  Ursachen    der  Reformation  und  der  damit 
Zusammenhang   stehenden   politischen   und   wirtschaftlichen  Ent- 
'^elung  des  deutschen  VolkeB  geworden   sind.    Die  Zerstörung  des 
Is  der  Kirche  auf  allen  Gebieten  des  nationalen   Lebens,  das 
uiw  welthistorische  Bedeutung  der  Reformation.    Nun  erfolgte  auch 
;  Versöhnung  germanischen  Laientums  mit  christlicher  Sittlichkeit, 
dem  Mittelalter  nicht  durchzusetzen  gelungen  war. 
So  ist  man  im   einzelnen,  wie  die  schon  angezogenen   reforma" 
torischen   Armenordnungen    erweisen,    unter    freilich    entsprechenden 
Äenderungen  mittelalterlichen  Tendenzen  auf  dem  Gebiete  der  Wirt* 
schaft^thätigkeit   auch    im    Reformationszeitalter   gefolgt*     Aber  die 
Unterschiede  springen  in  die  Augen. 

Es  herracht  eine  völlig  Yerschiedenartige  Auffassung  der  Mit- 
wirkung des  Christentums  in  wirtschaftlichen  Dingen  im  Mittelalter 
and  in  der  Neuzeit. 

Im  Mittelalter  setzte  die  hier  in  Betracht  kommende  Th&tigkeit 
des  Klerus  nur  ein,  insofern  seine  Vertreter  zugleich  weltliche  Herrscher 
waren  und  als  solche  weltliche  Aufgaben  hatten.  Es  soll  damit  indessen 
nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Kirche  mehr  als  rein  weltlicbe  Forsten 
des  Mittelalters  für  die  deutsche  Wirtschaft  geleistet  hat;  denn  „die 
Nützlichkeit  des  geistlichen  Standes  für  das  ganze  Mittelalter  ableug- 
nen zu  wollen,  wäre  Frevel  und  Thorheit^\  sagt  Schlosser,  dessen 
Standpunkt  in  dieser  Frage  gewiß  kein  voreingenommener  war. 

Der  Gedanke  aber,  wie  er  heutzutage  in  Bezug  auf  eine  Mit- 
hilfe der  Kirche  im  wirtschaftlichen  Leben  gefaßt  wird,  ist  —  das 
dürfen  wir  nicht  vergessen  —  vollständig  modern  und  allein  auf  dem 
Boden  der  Reformation  erwachsen.  Denn  diese  Forderung  erstreckt 
sich  doch  nur  auf  ein  Geltendmachen  der  religiös-sittlichen  Wahrheit, 
daß  im  letzten  Ziele  jeder  an  seinen  rechten  Platz  in  der  Gesellschaft 
gestellt  ist  und  als  solcher  seines  natürlichen  Egoismus  Herr  werden 
muß ;  daß  es  gilt,  alle  Gemeinschaftsgebiete  des  Lebens,  das  des  Hauses, 
des  Staates,  der  Kirche  und  der  Gesellschaft  mit  einem  erhabenen 
Altruismus  zu  erfüllen,  als  dessen  genialster  Vertreter  der  gewaltige 
Königsberger  Philosoph  jenen  kategorischen  Imperativ  proklamierte, 
an  dessen  Verwirklichung  alle,  die  auch  sonst  auf  dem  Boden  der 
modernen  Entwickelungstheorie  stehen,  mitzubauen  berufen  sind. 
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Die  Schwankungen  des  Geldwertes  (der 
Kaufkraft  des  Geldes)  und  die  juristische  Lehre 
von  dem  Inhalte  der  Geldschulden. 

Von 

Dr.  Ernst  Seidler. 

I. 

Wie  einerseits  das  Wirtschaftsleben  ohne  Bücksicht  auf  die  ver- 
wiltongsrechtliche  und  civile  Gesetzgebung  nicht  vollst&ndig  erklärt 
zü  werden  vermag,  so  ist  auch  andererseits,  da  eben  das  Recht  aus 
den  Lebensverhältnissen  —  speziell  das  Vermögensrecht  aus  den  Vor- 
gängen des  Wirtschaf tslebens  —  seinen  Inhalt  schöpft,  die  Nationalökonomie 
bergen,  die  juristische  Dogmatik  in  vielen  Punkten  zu  berichtigen 
und  auf  eine  rationelle  Basis  zu  stellen,  daher  auch  zu  mancher  Re- 
form d^  Normen  des  positiven  Rechts  den  Anstoß  zu  geben. 

Vor  allem  ist  es  das  Geldwesen,  dessen  bisherige  juristische 
Behandlung  in  gewisser  Hinsicht  eine  volkswirtschaftliche  Kritik  geradezu 
herausfordert  Und  zwar  zeigt  sich,  je  mehr  das  Prinzip  der  Geldwirt- 
schaft sich  entwickelt,  desto  zwingender  fQr  die  Jurisprudenz  die  Not- 
wendigkeit, den  Resultaten  der  neueren  nationalökonomischen  Forschungen 
Aber  das  Wesen  des  Geldes  und  die  Gesetze  des  Geldwertes  ihr 
Augenmerk  zuzuwenden  ^). 

In  der  vorliegenden  Abhandlung  möchte  ich  nun  die  Aufmerksam- 
keit der  Fachkreise  insbesondere  auf  den  ökonomischen  Charakter  der 
Geldschulden  lenken,  und  zwar  speciell  auf  den  umstand,  daß  eine  in 
der  politischen  Oekonomie  wohlbekannte  Erscheinung,  nämlich  die 
wechselnde  Kaufkraft  des  Geldes,  in  gewissen  Zeiten  eine 
sehr  bemerkenswerte  Veränderung  in  dem  Inhalte  der  Geldschulden 


1)  Bfleksiehtlioh  des  Strafreobtes  vgl.  meine  Abhandlimg  aber  „die  Geldstrafe 
▼om  Tolkswirtsebaftlioben  und  soiialpoUtiscben  Gksiebtsponkte"  in  diesen  Jsbrbftobem 
N.  F.  Bd.  XX,  S.  Sil  £  1890. 
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hervorbringt,  ohne  daß  die  Juristen  dies  entsprechend  berücksicbttgen^ 
so  daß  hierdurch  ein  Zustand  geschaffen  ist,  der  mit  den  Grundsätzen 
der  Gerechtigkeit,  dem  Geiste  der  besteheuden  Rechtsordnung,  im 
Widerspruche  sich  befindet. 

Das  Wesen  der  SuniiDeDSChuM  —  und  nur  von  dieser  wird  hier 
die  Rede  sein  —  besteht  bekanntlich  darin,  daß  den  Gegenstand  der 
obligatio  nicht  bestimmte  MQnzen  als  W^are  (als  corpora),  noch  m\ 
weniger  als  species  bilden,  sondern  eine  qnantitas^),  ein  gewisM 
Etwas,  welches  durch  die  geschuldeten  Geldstücke  repräsentiert  wird. 
Dieses  Etwas  is^t  oft  der  „Wert**  der  Geldschuld  genannt  worden  ;  und 
es  ist  ein  uralter  Satz  der  Jurisprudenz,  daß  der  Wert,  der  Inhalt  der 
Geldschuldeu  zwischen  ihrer  Entstehung  und  ihrer  Erfüllung  sich  nicht 
ändern  solle*).  Die  Juristen  haben  hierbei,  seitdem  sie  sich  flb^r- 
haupt  mit  der  wissenschaftlichen  Erörterung  des  eben  erwähnten  Prin* 
zips  befassen,  einerseits  die  Veränderung  des  Nenn  wertes,  anderer- 
seits die  des  Metall  wertes,  d,  h.  de»  MetaUgehaltes^)  der  ge- 
schuldeten Münzen  vor  Augen  gehabt;  was  aber  von  der  Ge^etzgebuni; 
niemals,  von  der  RechtswisseDSchaft  bisher  nur  in  ganz  UDZuUoglicber 
Weise  berücksichtigt  wurde,  das  ist  der  Umstand,  daß  dieselbe  Müwe 
bei  UHTerändertem  Metallgehalte  ihre  Kaufkraft  Über  die  Be- 
darfsgüter ändern  und  in  dieser  Art  der  Inhalt  der  Geldschulden 
lediglich  infolge  einer  Veränderun  g  der  ökonomischen 
Sachlage  eine  sehr  wesentliche  Modifikation  erfahren  kann*)* 
Es  sei  mir  gestattet,  hierauf  näher  einzugehen. 
In  den  Schriften  der  römischen  Rechtsgelehrten,  wie  auch  in  den 
Quellen  des  gemeinen  Rechts  finden  wir  über  unsere  Frage  nur  wenig», 
jedem  Juristen  bekannte  Stellen,  die  zwar  das  oben  aufgestellte  Prinfip 
klar  aussprechen,   rücksichtlich  der  hieraus  sich  ergebeoden  Probleine 


1)  l  94f  §  1   Dig.  de  solutioDibaa  et  UberatioDibiu  46«  3. 

3)  1.  SO  Dig,  ood,  Prout  quidqae  üontraotam  est ,  iU  el  solri  deb«l  .....  vtM 
cum  mutuam  dedimus,  at  retro  pecaniae  Untiudem  soki  debeat. 

8)  Es  giebt  Ew«i  Begriffe  des  Metatl wertes.  Metallwert  heifst  eioerseUt  der  Met»t1* 
gebalt  einer  Itfüoie  (ionerer  Wert,  valor  mtriosecus),  «odererseit»  d  i e  KAttfkralt  d<i 
m  der  MUnze  eotbaltenen  MetAlls  im  Gegeo&atze  stun  Taatchwert  der  llfto«#.  Der 
herraebetide  Begriff  des  MetaUwertes  iat  der  erslerwUiinte  und  wenn  Goldacbaldl 
(Handbuch  des  HandelarecbU,  Erlangen  1868^  1«  Band,  8.  1080,  Anmerkaog)  uminttt, 
dar«  die  §§  968  und  989  des  österr.  bürf^erl.  G.  B.  den  zweiterwihntett  Befffff  Itt 
Auge  h*bfln,    io  kann  ich  ihm  hierin  nicht  beistimmen. 

Auch  der  Nennwert  (valor  extriosectuii  raior  pubiicoa)  wird  in  ihiükb^r  Weist 
in  einem  zweifachen  Sinne  mafgefafst;  entweder  ist  «r  die  sUMttiche  Aii|c»l»e  ftfasr  d«i 
MetAllgebalt  der  MQnte  oder  die  »tmatllcb  featgesetste  AeqaiviklentreUiion  swi#eh«a  twti 
Geld^orten  L#eider  werden  diese  TeraebiedeneD  Begriffe  Ton  der  Jonspnideas  —  namest* 
lieb  der  älteren  —  nicht  immer  attseinandergehalten. 

4)  leb  bemerke  anadrUcklieb^  dafa  ich  nicht  die  BaiahlaDg  der  GaldMluüieB  ia 
einem  andern,  ab  dem  voo  vornherein  bestimmten  Münimetalle,  Lnabsaondare  alao 
auch  nicht  den  Einflufä  su  uutersnchen  beabaichtige,  den  eine  YAlatA&oderaBg  aaf 
die  Geldsehalden  ausübt.  Dieaea  Thema  ist  dem  meinen  verwandt,  aber  vcm  düiiiiclbei 
doch  verschieden.  Die  beiden  Fragen  werden  in  der  juristischen  Litteralur  — 
lieb  der  ftlterea  —  Uiu6g  konfundiert,  wodurch  daa  Studium  der  Dogmeiif 
wesentUeh  erschwert  wird.  Sehr  gut  unter  scheidet  dies  indes  schon  Antosine  PftI 
in  denn  Sammelwerke  des  Dominicas  Tarin ua,  Dt  moDfltuiun  ftBgtneelo,  vaih 
et  dlminutione  tractatiLs  varfi,  1$09|  pag.  788^  '    '* 
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jedoch  nicht  das  Mindeste  enthalten  ^).  Erst  im  Mittelalter  b^nnt 
die  Geschichte  der  Rechtsregeln  über  die  Oeldwert&nderang.  Der 
Standpunkt,  den  die  Jorispmdenz  in  dieser  Hinsicht  zanftchst  einnahm, 
ist  unter  dem  Namen  der  Nominalwerttheorie  bekannt.  Sie 
geht  Ton  der  Anschauung  aus,  daß  der  Landesherr,  indem  er  die 
Münze  schlagt,  zugleich  auch  das  Recht  und  die  Macht  habe,  den 
Wert  derselben  zu  bestimmen.  Hieraus  ergebe  sich,  daß  die  Münze 
lediglich  nach  ihrem  Nennwerte  anzunehmen,  daß  eine  Veränderung 
des  Metallgehaltes  irrelevant  sei  und  daß  der  Landesherr  kein  Unrecht 
begehe,  wenn  er  den  Metallgehalt  der  Münze  ändere,  beziehungsweise 
Tmehlechtere.  Es  ist  schwer  zu  sagen,  welcher  von  diesen  Gedanken 
die  Basis  des  andern  gewesen  ist ;  ob  die  Münzverschlechterungen  aus 
der  Nominalwerttheorie  oder  diese  aus  dem  Bestreben  dienstfertiger 
Juristen,  die  Münzverschlechterungen  als  berechtigt  erscheinen  zu  lassen, 
hervorgegangen  sei:  genug  an  dem,  die  angeführte  Lehre,  welche  ins- 
besondere die  der  mittelalterlichen  Eanonisten  war,  hat  durch  längere 
Zeit  die  juristische  und  nationalökonomische  Anschauung  über  unser 
Problem  beherrscht. 

Daß  dieses  Dogma  jedoch  ein  ganz  und  gar  verfehltes  ist,  steht 
seit  langer  Zeit  außer  allem  Zweifel.  Nikolaus  Oresmius,  der 
bdLannte  Aristoteliker  (f  1382)'),  war  der  Erste,  weicherden  landesherr- 
lichen Münzverschlechterungen  mit  Kühnheit  und  Energie  entgegen- 
trat. Die  Argumente,  die  er  —  seiner  Zeit  und  seinem  Stande  ge- 
mäß —  anführt,  sind  freilich  zum  Teil  einer  ethisch-theologisierenden 
Betrachtungsweise  entnommen;  auch  sind  er  sowohl  als  seine  Nach- 
folger bis  in  die  jüngste  Zeit  in  theoretischer  Hinsicht  über  die  be- 
kanntlich schon  von  Aristoteles  und  dem  Juristen  Paulus 
vertretene  Ansicht  nicht  hinausgekommen,  daß  es  die  besonderen 
Eigenschaften  des  Geldstoffes  seien,  welche  dessen  will- 
kürliche Erwählung  zum  allgemeinen  Tausch-  und  Zahlungsmittel 
veranlaßten.  Immerhin  liegt  in  dem  Gedanken,  daß  es  rücksichUich 
des  Wertes  der  Münzen  auf  die  Eigenschaften  des  Geldstoffes  an- 
komme, ein  wesentlicher  Vorzug  vor  der  Nominalwerttheorie.  Soweit 
nämlich  hat  sich  —  und  zwar  auch  bei  den  Juristen  —  die  Auffassung 
des  Geldwesens  geklärt,  daß  heutzutage  die  Anschauung  als  gänzlich 
Qberwunden  zu  betrachten  ist,  als  ob  das  Geld  lediglich  ein  Wert- 
zeichen und  somit  der  Geldstoff,  die  Qualität  und  Quantität 
der  geschuldeten  Metallmenge  für  den  Inhalt  der  Geldschulden  gleich- 
gUtig  sei»). 

Nichts  lag  nun,  nachdem  diese  Erkenntnis  Platz  gegriffen  hatte, 


1)  Vgl.  SftTigDj,  Dm  Obligationenrecbt,  §  44. 

S)  TraitA  de  la  premi^  ioTention  de  monniüe«,  par  M.  L.  Wolowski,  Paris 
1SS4.  —  Ihin  folgt  zonlehst  Biel,  De  monetaram  poteatate  simnl  et  ntilitate  Über 
anrtBfl,  154S. 

3)  Allerdings  fehlt  es  (vgL  Boscher,  Grandlagen  der  Nationaldkonomie,  1S94, 
S.  SOI)  bis  In  die  neuere  Zeit  nicht  an  Nationaltfkonomen,  welche  das  Geld  als  ein 
Wart  seichen  erkllren.  Hieraas  wftrde  nun  allerdings  folgen,  daA  keine  andere  Aende- 
rang  des  Ckldwertes  als  eine  Aendemng  des  Nominalwertes  Yorkommen  kann. 


oäher  als  die  AoDabme,  daß  der  Wert  einer  Geldsumme  sch)echtktii| 
durch  ihren  Metallgehalt  bestimmt  werde.  Die  Stabilisieruüg  des  In* 
baltes  der  Geldschulden  durch  Stabi  liaierung  der  geschuldetei 
Metallmenge  —  dieses  Problem  war  es  denn  auch,  welchea  aeilr^l 
her  die  Jurisprudenz  rücksichtlicb  unserer  Frage  fast  ausschUeSUcb  ^)l 
beschäftigt  hat.  Lediglich  in  der  Methode  der  Lösung  dieses  Pn>* 
blema  hat  sich  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  Üinachwung 
vollzogen.  Zunächst  uamltch  entstand  die  Lehre,  daß  bei  einer  HftQX' 
verscbfechteruug  der  Schuldner  das  ao  Metall  Fehlende  io  Geldstücken 
aufzahlen  müsse,  wie  denn  andererseits  auch  anerkannt  wurde,  dafi 
bei  einer  etwaigen  Münzverbesserun  g  der  Schuldner  den  Deber- 
schuß  abzuziehen  berechtigt  sei.  Im  16.  und  17.  Jahrhuüderi  wird 
der  Satz,  daß  bei  Bezahlung  von  Greldschulden  die  bonitas  intrinseca, 
wie  sie  zur  Zeit  der  Entstehung  der  obligatio  vorhanden  war ,  zu  bes- 
rUcksichligen  sei,  oft  und  oft  wiederholt  und  ausdrücklich  ah  ,,€om- 
munis  opinio  doctorum"  bezeichnet*). 

Diese  Anschauung  hat  sich  bis  in  die  neuere  Zeit  erhalten^)  und 
findet  ihren  Ausdruck  in  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  DOch  io 
Kraft  bestehen*),  losbesondere  wird  allgemein  anerkannt,  daß,  wenn 
die  bedungene  Münzsorte  außer  Kurs  gesetzt  wird,  der  Gläubiger  la 
einer  anderen  Münzsorte,  weno  sie  aus  gleichem  Metalle  besteht,  ge* 
nau  jenes  Metallquantum  beanspruchen  dürfe,  das  in  der  geachuldeteo 
Geldsumme  enthalten  war^). 

Die  moderne  Gesetzgebung  hat  oun  allerdioga  eineo  auderai 
Weg  eingeschlagen,  um  das  Quantum  der  geschuldeten  MetaUmeagQ 
vor  einer  Veränderung  zu  bewahren;  sie  befiehlt  in  Uebereinstimmtuig 


1)  Vo&  der  Kurawsirttheono  uud  von  der  BerücksichtigUDg  d«a  ,tTaiisebw«rt«s*'  w\H 
uuteo  in  eiDetn  andern  ZusammeDhang«  die  Bede  sein. 

S)  Bude  Uns,  Do  monetU  et  re  numaria,   1591»   pag.  168:    ^^Omoes  ret^rea 
recentiores  .  .  ,  noa  tocq  tenaeront,    ««naper  ,  .    debere    attendi   et  exigi  bap!tat«iii  inti 
tecatn  qua«  erat  tempore  contractna   sire  cntutqae    dispositioaia      VgU  aacfa  AI  berti 
Brunn«,  Tractatn«  aagmeoti    et    ditDlontionb    monetaraiD .    ebd,    pag.  B76 ;    Didaeia 
QoTarraviai,    Vetertim  nomUmatum    coHatio  cutn  bis   quae    modo    expendantar 
«bd<    pag.    654    ff. -,    Joannes  Aquila,    De    uütitate  et  poteatat«  monetanuiif    in 
Bammel  werke  des  Dominicas  Tarinus,    pag.  34;    MartiousGarrattiSt    Tracmtttt  i 
raooetiSf  ebd,  pag.  63;  einea  Cnbekanoten  Qoaestionea  nndedm  in  mat«im 
monetaram^  ebd.  pag.  234  a.  A. 

3)  Job.  Ladw.  dobmtdtf  Abb.  tod  den  Hünisorteni  in  welchen  eine  Oel4 
frcbuld  abzutragen  ist,  Jena  178S,  inüb.  S<  S65  und  167;  Chr.  OottL  Ooiello,  Va 
Aufsitaen  Qber  Vertrige^  TQbingea  ITSQ»  S.  50 ;  J.  Glaprotb,  Recht« wissenscbaft 
ncbtiger  und  voraichttger  Eingebung  der  Vartrftge  aod  Rootrakte,  Gdttingan  1798^  IL  T 
ti.  $78f  573;  Uaterbolsner,  Lebre  des  römiecbeD  Beohta  von  deo  SehuldverhiU- 
m«»eD,  Leipzig  1840,  I,  S.  235 ;  OlÜck,  Kommentar,  1841,  5.  83>  84;  P  achte, 
Paiidekteo  1863,  S,  641:  Wind  scheid,  Lehrb.  det  PandektenrecbCA,  1865,  II,  S.  Sl ; 
Kelter,  Pandektea,  1866,  I,  S.  536  u.  A. 

4)  Z.  B.  das  Preursticbe  Landrecht,  1.  T.  IL  Tit  §  787 1  osterr.  &Ug.  bgU  O.  B. 
I  988.  —  Aus  dem  vorigen  Jahrhundert  die  MÜnaordottog  Gkorg  IIL  fUr  di«  korhr«»» 
«ehweigscben  Lande  vom  27*  April  1764  (bei  S  trüben,  Beebtliebe  Bedenken,  HaanoTer 
1777,  8.  T.  8.  49)  etc. 

5)  Vgl.  §  980  de»  österr.  atlg.  bgl.  G.  B«  und  §  669  des  slebtiteli^s  bgl.  Ob 
auch  die  Entaebeidung  de«  Obertribun&la  in  Stuttgart  vom  19.  Mai  1858  io  8eaff«rl'i 
Arthiv  für  Entscbeidongen  der  obersten  OeHcbU,  1859,  12.  Bd.  183. 
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mit  der  berrschendeD  RechtsanschauuDg^),  daß  die  Münzen  zum 
Nominalwerte  angenommen  werden  sollen,  verbietet  aber  zugleicb  die 
Manzverachlecbtemngen,  indem  sie  das  Münzgmndgewicht,  den  Münz- 
foß,  die  Ausprägung,  Schrot  und  Korn,  selbst  das  Remedium  und 
das  Passiergewicht  gesetzlich  normiert  Sie  hat  hiermit  die  frühere 
privatrechtliche  Methode  verlassen  und  den  gewiß  rationelleren  Weg 
der  verwaltungsrechtlichen  Wirtschaftsgesetzgebung  betreten,  um  Gläu- 
biger und  Schuldner  vor  einer  Uebervorteilung  zu  bewahren.  Aber 
die  Problemstellung  selbst  hat  hierdurch  keinen  Fortschritt  gemacht. 
Das  Ziel  der  Gesetzgebung  ist  seit  dem  14.  Jahrhundert  dasselbe  ge- 
blieben: Erhaltung  des  Inhaltes  der  Geldschulden  durch  Stabili- 
sierung der  geschuldeten  Metallquan tit&t. 

Allein  wenn  wir  an  das  dargelegte  Resultat  die  Sonde  der  natio- 
nalökonomischen  Kritik  anlegen,  so  erkennen  wir  leicht,  daß  die 
Jurisprudenz  auch  mit  dieser  Auflassung  des  Problems  hinter  den 
Fortschritten  der  volkswirtschaftlichen  Erkenntnis  weit  zurückge- 
blieben ist. 

Wie  das  Geld  entsteht,  sein  Wesen  und  sein  Ursprung,  bedarf 
nach  den  neueren  Untersuchungen  über  diesen  Gegenstand  ')  keiner 
Erörterung.  Ich  begnüge  mich  damit,  darauf  hinweisen,  daß  nach 
dem  Ergebnisse  dieser  Untersuchungen  das  Geld  von  anderen  Waren 
nur  in  Bezug  auf  gewisse  Eigentümlichkeiten,  nicht  aber  im  Wesen 
sich  unterscheidet.  Es  differenziert  sich  daher  auch  die  Kaufkraft 
des  Geldes  nicht  von  der  Tauschkraft  anderer  Güter.  Daß  sie  mit 
dem  Metallgehalt  der  Münze  im  Zusammenhange  steht,  geht  aus  dem 
(lesagten  von  selbst  hervor:  da  das  Geld  ein  ökonomisches  Gut  ist 
wie  ein  anderes,  so  haben  notwendig  am  selben  Orte  und  zur  selben 
Zeit  12  g  Gold  in  der  hier  entscheidenden  Rücksicht  eine  größere 
Kaufkraft  als  eine  geringere  Menge  dieses  Metalls.  Allein  bei  ent- 
wii^elten  Konkurrenzverhältnissen  bestimmt  sich  mit  Rücksicht  auf 
verschiedene  Märkte  und  insbesondere  auf  verschiedene  Zeiten  die 
Tauschkraft  einer  Ware  nicht  lediglich  nach  seinem  StoSquantum  und 
seiner  Qudität:  keine  Ware  führt  ihre  Tauschkraft  als  Marke,  „als 
von  ihr  umschlossenes  Tauschwertquantum^'  mit  sich;  vielmehr  regu- 
liert sich  die  Kaufkraft  eines  konkreten  Warenstückes  nach  der  all- 
gemeinen ökonomischen  Sachlage,  d.  h.  nach  dem  allgemeinen  Bedarf 
(der  Nachfrage)  und  dem  allgemeinen  verfügbaren  Vorrat  (dem  An- 
gebot) nicht  bloß  rücksichtlich  dieser  Ware  selbst,  sondern  auch  der- 

1)  Vgl.  Pfeiffer,  Praktische  Ansf&hningeD ,  Hannover  1825,  1.  Bd.  S.  66  ff.; 
Sin  te  nie,  Das  praktische  gemeine  Civilrecht,  1868,  S.  Bd.,  S.  62;  Sonchay  in  der 
Oiefs.  Zeitschrift,  N.  F.  IX,  12;  Goldsohmidt,  Handb.  des  HandelsrechU,  1868, 
1.  Bd.,  8.  1167;  Grnohot,  Die  Lehre  Ton  der  Zahlung  der  Geldsohold,  Berlin  1871, 
S.  108;  Dernbarg,  Pandekten,  1886,  II«  8.  76:  besUglich  Oesterreichs :  V.  Hasen- 
$lirl,  Das  österr.  Obligationenrecht,  Wien  1878,  1.  Bd.,  S.  229,  nnd  Ungarns: 
C.  Pnti,  System  des  nngar.  PrivatrechU,  Wien  1870,  S.  198.  —  Art.  1896  des  Code 
Map.  und  §  666  des  bgl.  Gesetsbnches  für  Sachsen. 

2)  Vgl.  insb.  Karl  Menger,  Gmnds&tse  der  VolkswirUchaftslehre,  Wien  1871, 
8.  269  ff.;  desselben  Art.  Geld  im  Handwörterbaoh  der  Staatswissenschaften  IIL  Bd. 
8.  730  ff. 

Dritt«  Folge  Bd.  Vn  (LZU).  44 
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jenigeii,  gegen  welche  sie  umgetauscht  werden  soIL   Daher  hängt  aach 
die  Kaufkraft  eines  gewissen  EdelraetallquaDtums  von  bestimmter  Qua- 
lität —  einer  gewissen  Münze  von  gegebenem  Metallgehalt!  —  eioer- 
seiti^  ab  0  von  BestimmuDgi^gTtLnden ,  welche  auf  Seite  der  Kaufgüter] 
(äußerer  Tauschwert  des  Geldes),  andererseits  von  solchen,  welche  ml 
Seite  des  Geldes  selbst  liegen  (innerer  Tauschwert  des  Geldes)*).  ^^^\ 
da  die  Bedarfs-  und  Vorratsquantitäten  sowohl  der  Edelmetalle  als  der] 
anderen  Waren  vielfach  schwanken,  so  ergiebt  sich,  daß  die  Kaufkraft  der j 
Münzen  auch  bei  unverändertem  Metallgehalte  häufigem  Wechsel  unter* 
würfen  ist,  und  daß  somit  das  nämliche  Edelmetatlquantum  bald  mehr^ 
bald  weniger  Waren  zu  kaufen  vermag;  ja  es  ist  nicht  ausgeschlossen,^ 
daß  —  und   zwar  zumal   infolge   einer   Veränderung  der  Edelmetall^ 
Produktion   oder  des  Edelmetallmarktes  —  eine  leichlere    Mnn7.e  in 
einem  gewissen  Zeitpunkte  eine  größere  Kaufkraft  hat,  als  vorher  die 
schwerere,  bezw.  die  schwerere  Münze  eine  geringere,  als  vorher  du^J 
leichte.     Der  Metallgehalt  ist  somit,   wiewohl   dessen  willktlrlichc  Ver- 
änderung selbstverständlich  die  Kaufkraft  der  Münze  beeinflussen  würde«  | 
doch  nicht  allein  bestimmend  für  dieselbe.    Was  hierbei  noch  in  Be- 
tracht gezogen  werden  muß,  das  sind  die  wechselnden  Bedarfs« 
und  Vorrats quantitäten  einerseits  der  Kaufgüter,   andererseits' 
des  Geldstoffs  selbst. 

Allerdings  neigt  sich   die   populäre  Anschauung  der  Meinung  2U, 
daß  die  Ursache  aller  Preisätiderungen  in  den   ökonomischen  Verhalt- 
nissen  der  Kauf  gut  er  zu  suchen  sei;  die  politische  Oekonomie  aber| 
ist  seit  Jean  Bodin  (2.  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts)  ^)  sich  durch- 
aus nicht  mehr  im  Unklaren  darüber,  daß  die  Veränderungen  im  Werte] 
des  Geldes  ebenso  in  den   wechselnden  Vorrats-  und  Bedarfsqaantt- 
täten  des  Geldes,  beEiehungsweise  der  Edelmetal  le  als  in  deoeii^l 
der  Kaufgüter  ihre  Ursache  haben  können.    Und  gerade  hierauf  lege 
ich   aus  Gründen ,  welche  später  erörtert  werden    sollen ,   das  Hanpc- 
gewicht.    Sicherlich  ist  die  einseitige  üebertreibung  dieses  Gedankens, 
welche  in  der  reinen  Quantitätstheorie  ihren  Ausdruck  gefuodea 
hat,  zu  verwerfen;  aber  wie  denn  meistens  die  Wahrlieit  in  der  Mitte] 
zwischen  zwei  Extremen  liegt,  so  ist  es  auch  hier.     Die  Bestimmungs-j 
gründe  der  Geldpreise  der  Waren   liegen  ebenso  auf  Seite  des  Gel-' 
des  selbst^)  als  auf  Seite  der  Waren,  so  wenig  auch  das  gemeine 
Leben  diesen  Umstand  zu  berücksichtigen  pflegt. 

1)  Vgl.  Ktrl  Menger  a,  a.  O.;  Eugen  von  PhUi  p  po  vi  «bi  Grntidrifi  d«r 
Pol.  Oek.,  189S,   1.  Bd.,  S.  176  ff. 

t)  Ich  bin  mir  vaMkommen  bewufit,  ämHi  d!e  Aa«drQek« ;  intaerer  und  iiir»er«f  Tiweb- 
wert  des  Geldes  nicht  voUkommen  korrekt  sind ;  wenn  Ich  ron  {ntierem  und  iu(Vtn8i 
Tsaschirert  des  Geldes  spreche,  so  meine  ich  hiermit  die  BestimmuDgftgriibde  dei  Preisafti 
welche  Auf  Seite  des  GeJdeSf  resp.  der  Waren  liegen, 

3]  De   repohticA  CAp.  III  nbri    teiti  in   der  BudeltAnA.     Vgl.  Aach   die  sch^neit  Am- 
ftthruDgen  L  a  w  '  a,  Memoire  anr  TusAge  des  monuAies,  bei  DAlre,  Economlst«»  fioAoeitrvt 
insb.  8.  638:  „Comme  1a  munnoie  re^oit   1a  veteur  des  lUACl^res  detqaeltAs  «Ite  ml  ttiu^  | 
et  que   )a   Tetear   de    cea    mAti^res   est   tncerUinef    Ia   moDnoi«    eat  incertaln«  «m  ▼»levr« 
qaoique  contrna^e    du  m^me  poids  et   titre  et  expo^^e  aq  m§me  prix/' 

4)  Dem  Einflüsse  der  Menge  des  edlen  MetAlls  Auf  den  Preis  d«r  W«r«ii  vlrd  M- 
lieh  von    mAnchea  SehriftsteUern   (Tgl.    a.  B.  PAAsche,    Studien    Ikb^r    di«  Nilar  der 
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Die  VeränderungeD  der  Geldpreise,  die  sieb  auf  die  eigenen  Be- 
stiminangsgründe  des  Geldes  zurückfübreo  lassen,  baben  nicbt  zu  allen 
Zeiten  dieselbe  Bedeutung.  Es  giebt  Perioden,  in  denen  die  Bedarfes 
und  Vorratsquantitäten  der  Edelmetalle  so  geringen  Scbwankungen  aus- 
gesetzt sind,  daß  dieselben  einen  wesentlicben  Einfluß  auf  die  Kauf- 
kraft des  Geldes  wobl  nicbt  auszuüben  vermögen.  Aber  andererseits 
lehrt  die  Wirtschaftsgescbicbte,  daß  der  innere  Tauschwert  des  Geldes 
in  gewissen  Zeiten  sehr  empfindliche  Veränderungen  erfahren  hat.  Im 
Altertum  hatte,  als  die  Laurischen  Bergwerke  bedeutende  Silbermengen 
in  den  Verkehr  brachten,  dies  ein  sofortiges  Sinken  des  Geldwertes, 
beziehungsweise  ein  entsprechendes  Steigen  des  Preises  der  Kaufgüter 
znr  Folge;  denselben  Effekt  hatte  in  Rom  das  Zusammenströmen  der 
Gold-  und  Silberschätze  aus  den  Provinzen.  Die  niedrigen  Preise  der 
Kaufgfiter  zur  Zeit  Karls  des  Großen  rührten  dagegen  offenbar  von  der 
damaligen  Knappheit  des  im  Verkehr  befindlichen  Edelmetalls  her  >). 
Durch  die  Entdeckung  Amerikas  wurde  eine  solche  Menge  von  Silber 
und  Gold  in  den  europäischen  Verkehr  gebracht,  daß  hieraus  geradezu 
eine  Preisrevolution  entstand,  deren  Höhepunkt  in  das  Ende  des  16. 
Jahrhunderts  föllt,  und  deren  wahre  Ursachen  schon  von  Jean  Bo- 
din  klargelegt  worden  sind.  Aber  auch  in  der  Gegenwart  ist  der 
Wechsel  der  Bedarfs-  und  Vorratsquantitäten  rücksichtlich  des  Silbers 
und  Groldes  von  höchster  praktischer  Bedeutung.  Gerade  in  den  letzten 
Jahrzehnten  hat  derselbe  eine  sehr  auffallende  Verschiebung  der  Wert- 
relation zwischen  diesen  beiden  Metallen  hervorgerufen.  Wenn  eine 
entsprechende  Veränderung  der  Kaufkraft  des  Geldes  gegenüber  den 
Bedarfsgütern  nicht  vollkommen  klar  zu  Tage  getreten  ist,  so 
ist  dies  ganz  besonderen  Umständen  zuzuschreiben.  Aus  Gründen 
nämlich,  welche  später  zur  Sprache  kommen  werden,  läßt  sich  die 
Einwirkung  des  Wechsels  der  Vorrats-  und  Bedarfisquantitäten  der 
Edelmetalle  auf  die  Kaufkraft  des  Geldes  gegenüber  den  Waren  statistisch 
nicht  mit  voller  Evidenz  feststellen,  und  zwar  am  allerwenigsten  in  der 
modernen  Volkswirtschaft,  da  das  stete  Zusammenwirken  aller  maß- 
gebenden Faktoren  (einerseits  Veränderlichkeit  der  Metallproduktion 
und  des  Bedarfes  an  Geld  in  Verbindung  mit  der  Umlaufsgescbwindig- 
keit  desselben  und  der  Kreditorganisation,  andererseits  Unregelmäßig- 


Geldentwertiing,  Jens  1871,  insb.  S.  19 — 88)  geringes  Gewicht  beigelegt  und  demselben 
ein  direkter  Zusammenhang  mit  der  Preisbewegung  Überhaupt  abgesprochen ;  die 
Wirkung  sei  eine  mittelbare,  ,,weil  der  auf  die  vorhandene  Kaufkraft  basierte  Wille  des 
Geldbesitzers,  mehr  oder  weniger  Waren  als  früher  zu  kaufen,  die  Nachfrage  nach  letzteren 
▼•rindert^  Auch  Lexis  (Ueber  gewisse  Wertgesamtheiten  und  deren  Besiehnngen  zum 
Geldwert,  in  der  Tüb.  Zeitschrift,  1888,  S.  881  ff.)  ist  der  Meinung,  da6  „die  Wertverminde- 
rung  des  Edelmetallgeldes  nur  durch  Vermittelung  eines  vt)lkswirtschaft]ichen  Anf- 
fchwunges  stattfinde'^  Newmarch  in  Tooke*s  History  of  prices,  II.  Bd.,  7.  Abt, 
Helferioh,  Ueber  die  periodischen  Schwankungen  im  Werte  der  edeln  Metalle  ron 
der  Entdeckung  Amerikas  bis  lum  Jahre  1880,  Nfimberg  1848  —  dieser  wenigstens  fBr 
die  Gegenwart  (S.  866)  —  und  vollends  Richard  Hildebrand,  Die  Theorie  des 
Oeldes,  Jena  1883,  Kap.  V,  gestehen  der  Edelmetallmenge  nur  geringen  Binflufs  auf 
die  Preisbewegung  au. 

1)  VgL  Soetbeer,   Materialien  zur  Erläuterung   und  Beurteilung  der  wirtschaftl. 
EdelmeUll- Verhältnisse  und  der  Währungsfrage,  1886,  S.  81. 
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k<iit  der  Warenproduktion)  den  Einfluß,  den  der  eine  oder  der  andene 
dieser  Faktoren  auf  die  Kaufkraft  des  Geldes  nimmt,  nahezu  voll- 
ständig  verschleiert').  Auch  ist  der  Preissturz  des  Silbers,  welcher 
in  den  letzten  Jahrzehoten  erfolgte,  durch  besondere  Maßregeln  (ins- 
besondere durch  die  Einschränkung  resp.  Einstellung  der  freien  Silber- 
prägung  seitens  der  meisten  Staaten)  in  seinen  normalen  Wirkungea 
wesentlich  modifiziert  worden.  Dies  alles  aber  vermag  den  prinzipieileu 
Satz  nicht  zu  erschüttern,  daß  ein  Wechsel  in  der  Lage  des  Edel- 
metall mark  tes  die  Kaufkraft  des  Geldes  gegenüber  den  W^aren  wesent- 
lich zu  verändern  die  Tendenz  hat  und  daß  wir  eine  solche  Verände- 
rung stets  zu  gewärtigen  haben. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  wechselnde  Kaufkraft  und  zumal 
der  Wechsel  im  inneren  Tauschwert  des  Geldes  als  ein  schwerer 
volkswirtschaftlicher  Uebeistand  zu  betrachten  ist^).  Wiewohl  nämlich 
die  Tauschkraft  des  Geldes  —  als  eines  wirtschaftlichen  Gutes  —  auf 
dem  Gebrauchswert  des  Edelmetalls  beruht,  so  kommt  es  doch  —  und 
hierin  unterscheidet  sich  eben  das  Geld  von  allen  anderen  ökonomischen 
Gütern  —  ganz  allgemein  und  nahezu  ausschließlich  als  Tausch* 
mittel  in  Betracht;  ja  durch  die  Prägung  wird  es  zu  dieser  Funktion 
ganz  besonders  qualifiziert.  Was  wirtschaftende  Menschen  beim  Gelde 
im  Auge  haben,  sind  fast  immer  und  ausschließlich  die  Bedarfsgüter, 
die  sie  für  das  Geld  zu  erkaufen  vermögen.  Daß  nun  die  durch  das 
Geld  gewährte  wirtschaftliche  Macht  über  die  Kaufgüter  nicht  unb^ 
trächtlichen  Schwankungen  unterliegt,  muß  als  ein  wirtschaftlic 
Uebeistand  angesehen  werden,  namentticb  soweit  hierbei  die  auf 
des  Geldes  liegenden  Bestimmungsgründe  des  Preises  der  Kaufgüter 
in  Betracht  kommen,  da  gerade  in  dieser  Hinsicht  das  Geld  von  der 
großen  Masse  der  wirtschaftenden  Menschen  für  wertbeständig  ge- 
halten wird.  Jedenfalls  bildet  die  Bewegung  in  der  Tauschkraft,  zumal 
des  inneren  Tauschwertes  des  Geldes  ein  störendes  Element  in  dem 
geld wirtschaftlichen  Grundprozesse,    durch   welchen  die   Ware  gegaa 


1)  DmTs  die  VorraU-  und  BedarfsverhUtntsse  der  Edelmet&lle  auf  die  KAarkrmft  <i«r- 
selben  gegeaüber  deu  Waren  von  Einflnfs  »eleo ,  darauf  könneo  wir  gewiCi  achnebea 
aus  dem  oöen  au  Tage  negenden  ZasammeohaDge  zwiscb«»  den  Prodoktions-  reap.  Bt- 
darfsquantitMeo  dts  Sübers  mit  deaseii  Kaufkraft  gegenüber  dem  Golde  aod  amgakehrt  de» 
Golde«  gegenüber  dem  Silber.  Ein  einziger  Blick  auf  die  grapbiache  Tabelle,  welche  So  et« 
beer  (rgL  auch  die  im  k.  k.  Fiuanzmiolsterium  verfafste  suibtiscbe  Tabelle  aar  Wlb- 
riuigsfrag«  tu  Oesterreicb-Cngarn,  Wien  1892,  S.  37—41)  eotirorfeci  bat,  iteUt  dieaes 
Zaaammeiihaag  aiiiser  Zweifel.  Daa  WertverbiltnU  zwischeo  Gold  und  Süber  ateigt  adi 
1498  —  offenbar  infolge  der  relativen  Mehrproduktion  an  Silber;  ea  erreicht  dl«  Hdbe  voa 
15,61  2U  Anfang  diese»  Jahrhunderts,  indem  die  jährüche  Silberprodaktion  bla  ntht  an 
900  000  kg  sich  erhebt;  sinkt  plötzlich  (atlerdiogs  verhAltnismilaig  wenig  von  ISJb 
auf  IdfSO)  tu  Anfang  der  fUDfaiger  Jahre  bei  gleich aeitiger  VermehruDg  der  Goldproduk- 
CioQ  durch  die  Entdeckung  der  Goldfelder  in  Kalifornien  und  Auitraliaa  in  den  Jabrtu 
1848  und  1851;  und  erhebt  aich  rapid  aeit  1870,  indem  die  Silbergewinnang  bei  aleoi- 
lieh  itabiler  Gold  Produktion  «ehr  betrichtlich  anwftchatf  sugleicb  die  meiaUn  StJuUiD 
Europas  —  und  quo  auch  Indien  —  teils  durch  Cebergang  sur  Goldwährung«  tatli 
durch  Einatelluag  re^p.  Einschränkung  der  freien  Silberprigutig  den  Bedarf  nach  Silbtr 
restringier  en. 

S)  Vgl  hierüber  Philoppovich  a.  a.  O.  und  üub.  Laves,  Die  Wartt&wKbmf 
all  Ergänsaug  der  Edelmetatlwlhrung,   1690. 
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Geld  imd  das  Geld  wieder  gegen  Waren  umgesetzt  wird.  Sie  verhindert 
insbesondere  den  Kaufmann  an  einer  korrekten  Bilanzierung  seines 
Geschftftsbetriebes,  da  er  hierbei  mit  Summen  rechnet,  die  in  ver- 
schiedenen Zeiten  eine  ganz  verschiedene  Bedeutung  haben  können, 
ohne  daß  ihm  ein  Mittel  zu  Gebote  steht,  diese  irrationellen  Elemente 
in  Rechnung  zu  stellen. 

Der  geschilderte  Uebelstand  ist  ein  wirtschaftlicher  und  an  sich 
kein  juristischer.  Was  uns  aber  in  dem  vorliegenden  Versuche  spe- 
ziell inseressiert,  das  ist  die  Frage;  welchen  Einfluß  hat  die  That- 
sache,  daß  die  Kaufkraft  des  Geldes  —  auch  bei  unverändertem 
Metallgehalte!  —  eine  schwankende,  und  zwar  eine  schwankende  aus 
Ursachen  ist,  die  nicht  auf  Seite  der  Waren,  sondern  des  Geldes 
liegen,  auf  den  Inhalt  der  Geldschulden^)? 

Diese  Frage  beantwortet  sich  offenbar  dahin,  daß  der  Inhalt  der 
Geldschulden  mit  der  Kaufkraft  des  Geldes,  mit  der  Fähigkeit  des- 
selben, mehr  oder  weniger  Waren  einzutauschen,  sich  verändert.  Sinkt 
die  Kaufkraft  des  Geldes  nach  Entstehung  der  obligatio,  so  erlangt 
der  Gläubiger  bei  Bezahlung  der  Schuld  eine  geringere  Vermögens- 
macht Aber  die  Kaufgflter,  als  diejenige  war,  die  der  kreditierten  Geld- 
summe im  Momente  der  Entstehung  der  obligatio  zukam ;  der  Schuld- 
ner aber  giebt  eine  geringere  Vermögensmacht  hin,  als  er  erhalten. 
Der  Gläubiger  erleidet  einen  Verlust,  der  Schuldner  macht  aus  dem 
Kreditgeschäfte  einen  Gewinn  ').  Umgekehrt  steht  es,  wenn  die  Kauf- 
kraft des  Geldes  im  Momente  der  Zahlung  größer  ist,  als  sie  im 
Augenblicke  der  Entstehung  der  obligatio  war,  all  dies,  wie  ich  be- 
tone, selbst  dann,  wenn  keine  Aenderung  auf  Seite  der  Waren  statt- 
gefunden hat 

Ein  einfaches  Beispiel  möge  zur  Erläuterung  dienen. 

A  ist  im  Begrifife  für  ersparte  1200  fl  8  Pferde  sich  anzuschaffen ; 
da  ersucht  ihn  B  um  ein  Darlehen  von  1200  fi  auf  die  Dauer  von  5 
Jahren,  und  A  geht  hierauf  ein.  B  bestreitet  von  der  erhaltenen 
Summe  seinen  Lebensunterhalt  während  eines  Jahres.  Nun  sinkt  aus 
irgend  einem  Grunde  der  Wert  des  Geldes;  es  erhöhen  sich  die  Geld- 
preise der  Waren.  Wenn  nun  A  nach  5  Jahren  die  Summe  von  1200  fl 
zurückerhält,  wird  er  nicht  3  Pferde  von  der  gleichen,  sondern  von 
einer  geringeren  Qualität  oder  vielleicht  nur  zwei  Pferde  statt  dreien 
zu  kaufen  imstande  sein,  beziehungsweise  wird  er  auf  die  Darlehens- 
summe eine  entsprechende  Aufzahlung  zu  leisten  sich  entschliessen 
müssen.  Er  erleidet  somit,  da  wir  die  ökonomische  Sachlage  (Angebot 
und  Nachfrage)  rücksichtlich  der  Kaufgüter  als  unverändert  annehmen, 
einen  Verlust  aus  der  wechselnden  Kaufkraft  des  Geldes.  B  aber 
hätte  im  Momente  der  Rückzahlung  jenen  Lebensfuß,  wie  er  ihn  un- 
mittelbar nach  Empfang  des  Darlehens  geführt  hat,  nicht  durch 


1)  Oekonomitch  sind  die  Wertschwtnkangan  des  Geldes  unter  allen  Umständen, 
jaristiseh  aber  nur  dann  von  Bedentnnfc,  wenn  das  Geld  als  Objekt  einer  Obligation 
laftritt.  Bewahre  ich  1000  Thaler  im  Kasten,  so  bin  ich  allerdings  bald  reicher,  bald 
Inner:  eine  jaristische  Frage  knfipft  sich  aber  hieran  nicht. 

8)  S.  die  folgende  Anmerkung. 


6d4 


£riiit  Sdidltr, 


12,  sondern  nur  durch  8  Monate  fortsetzen  können.  Er  macht  — 
lediglich  aus  der  wechselndeD  Kaufkraft  des  Geldes  —  einen  unvor- 
hergesehenen Gewißu  ,  da  er  den  Lebeosunterhalt  von  12  Monaten 
erhalten  hat  uud  einen  solchen  von  nur  8  Monaten  durch  die  Hück- 
erstattuDg  der  Darlehnssumme  aufopfert^). 

Nicht  andei^  ist  es  beim  Kauf  auf  Kredit,  wie  aberhanpi 
bei  allen  KreditieruDgen  von  Geldsummen.  Ich  halte  es  für  über- 
flüssi^^  weitere  Beispiele  äDzufÜhren.  Unter  Umstanden  kann  bei  jeder 
Kreditierung  vod  Geldsummen  ein  unvorhergesehener  und  unberecheu* 
barer  ökonomischer  Gewinn,  resp.  Verlust  des  Gläubigers  oder  des 
Schuldoers  erfolgen^  und  zwar  lediglich  aus  einer  VeräDderung  io  der 
Kaufkraft  des  Geldes,  selbst  wenn  in  den  auf  Seite  der  Kaufgüier 
liegenden  Bestimmungsgründeu  des  Preises  kein  Wechsel  sich 
tragen  hat. 

Es  treten  uns  nun  zwei  Fragen  entgegen:  1)  ob  jener  Gewian« 
resp.  Verlust  ein  berechtigter  ist,  d.  h.  ein  solcher,  welcher  dem  Geiata 
der  positiven  Rechtsordnung,  speziell  bei  Verträgen  der  Willensm 
der  Parteien  entspricht  ?  2}  ob  es  ein  Mittel  giebt,  den  aleatoi 
Charakter  der  Geldschulden  zu  beheben? 


i 


II. 

Daß   die  erste  der  beiden  aufgeworfenen  Fragen  zu  Yemeioen  sei, 
kann  wohi  von  keinem  Juristen  bestritten  werdeo. 

Da  das  Geld,  wie  wir  gesehen  liabeD,  lediglich  als  Tausch  mittel,  i 
als  Repräsentant  von  Bedarfsgütero  ia  Betracht  kommt  und  ebeD  hierin 
von  anderen  Gütern   sich   uaterscheidet,   so   besteht  bei  Geldschulden 
der  eigentliche  Inhalt  der  obligatio  nicht  in  dem  Miln^metalle,   son-j 
dem  in   den  Bedarfsgütern,   welche  für   das  Geld  augeschafft  werdeo 
sollen.    Während   also   ein  Wechsel  der  Tauschkraft  *)  solcher  Güter,  j 
die  in  erster  Linie  durch   ihren  Gebrauchswert  dienen,   lediglich   eine 
Veränderung  in   einer  mehr  oder  weniger  irrelevanten  Beziehung  des  ' 
Schuldgegenstandes    zu   anderen  Gütern    herbeiführt^),    bewirkt 


1)  Es  ist  mögUdi,  dsGi  der  GewmD  des  ScbuldDera  dttfch  einen  Verlast  p&rmlj 
wirdt  den  er  ielbst  etui  dem  Sioken  des  Qeldwertes  erleidet.  Allein  dieser  Umsüutd  be> 
Hebt  nicht  die  Thstsscbo ,  defs  er  aus  dem  Derlefaen  einen  Gewinn  gesogen  ImL 
D«UD  sein  Verlust  wäre  eat^ipruchead  gröfSier ,  wenn  er  thsii&chUch  dfeJeoigeQ  Sedftrfr» 
guter  curfickgeben  mQf»tO|  welche  er  erbftUeo  het. 

S)  Es  dsri  die  Frage  Dicht  gSDs  übergengen  werden,  ob  nicht  stws  itoch  die  wikrad 
der  Deaer  der  obligstio  vor  sich  gehenden  Verlndertingen  im  ent^jektiven  Qebr  euehs- 
wertef  den  der  SchuJdgegeQ3t&Dd  für  Glftab^ger  und  SchnldDer  het^  eine  essentiell«  l 
VsrAoderung  des  Inheltes  der  obligstio  hervorbringt.  Ich  halte  mich  Jedoch  IDr  bs- 
rechtigt^  lediglich  den  Eiodar»  sa  erörtern,  den  die  wechselnde  Tsn^hkmft  des  debaJd^ 
gegenständes  eaf  deo  Inhelt  der  obligatio  susQbt;  denn  darüber  sind  wohl  tU>«  wirt* 
schaltenden  Meni^cheu  im  klaren,  dafs  der  subjektive  Gebrauchs  wert,  da(s  dt«  B«d«iittig, 
welche  ein  gewisses  Gut  anmlttelbar  für  unsere  Bedürfnisbefriedigung  liAi|  wediselt 
kann.     Ein    wirtscheftlich-jaHstiscber  Uebelstaud  kenn    hierin   abo  nicht  erblickt  werdsn. 

3)  Wer  1.  B,  ein  Pferd  leibt,  ist  nicbi  geschädigt,  wenn  er  dasselbe  Pferd  stirft^- 
erhält ,  mmg  auch  der  Preis  des  Pferdes  inswisehea  sich  geindert  h^ben }  ebensowenig 
derjenige,  welcher  ein  Darlehen  in  Getreide  giebt  oder  eioen  Kauf  auf  Lieterm&g  iohUeTsL 
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Wechsel  in  der  Tauschkraft  des  Geldes  eine  Veränderuug  des  Schuld- 
gegenstandes selbst.  Dies  aber  widerspricht  dem  Wesen,  dem  juristi- 
schen Prinzipe  obligatorischer  Rechtsverhältnisse. 

Fassen  wir  z.  B.  das  Darlehen  ins  Auge.  Schon  die  alten 
römischen  Juristen  stellten  den  Satz  auf,  daß  der  Schuldner  ebensoviel 
als  er  erhalten  •—  „tantundem  pecuniae'^  —  zurückzuzahlen  verpflichtet 
sei.  Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  auch  im  Sinne  unserer 
Rechtsordnung  der  Schuldner  ebensoviel  —  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  —  zurückzugeben  habe,  als  er  erhalten,  der  Gläubiger  eben- 
soviel —  nicht  mehr  und  nicht  weniger  —  zurückzuerhalten  habe,  als 
er  dargeliehen  hat.  Otehe  ich  ein  Darlehen  in  Getreide,  so  bin  ich 
berechtigt,  dieselbe  Quantität  von  Getreide  derselben  Qualität  zu  for- 
dern. Beim  Gelddarlehen  besteht  nun  der  eigentliche  Schuldgegen- 
Btand  in  der  Vermögensmacht  über  Kaufgüter,  welche  übertragen  wird. 
Hier  ist  es  also  die  gleiche  wirtschaftliche  Macht  über  die  Eaufgüter, 
wodurch  die  Identität  des  Schuldgegenstandes,  das  „eiusdem  geoeris 
et  eadem  bonitate'^^)  dargestellt  wird.  Diese  —  nicht  die  Metall- 
Quantität  —  ist  es  somit,  welche  nach  der  wahr^  ökonomischen  Ab- 
siebt der  Parteien  unverändert  bleiben  sollte.  Nicht  anders  ist  es  bei 
allen  jenen  Verträgen,  welche  nicht  auf  das  Zurückgeben,  sondern 
auf  das  Geben  einer  gewissen  Geldsumme  gerichtet  sind.  Wenn  ein 
wirtschaftliches  Tauschgeschäft  Zug  um  Zug  abgeschlossen  wird,  so 
müssen  —  unter  normten  Voraussetzungen  —  beide  Teile  sich  über 
den  Wert  des  Gegebenen  und  des  Erhaltenen  klar  geworden  sein,  sonst 
käme  der  Tausch  eben  nicht  zustande.  Ebenso  aber  ist  es,  wenn  das 
«ine  der  Tauschobjekte  in  einer  Geldsumme  besteht:  der  Empfänger 
derselben  weiß  in  der  Regel  genau,  welche  wirtschaftliche  Macht  über 
die  Kaufgüter  er  mittelbar  durch  die  Geldsumme  erhält,  der  Leistende, 
was  an  Bedar&gütern  er  in  der  Geldsumme  hingiebt.  So  steht  die 
Sache,  wenn  ein  Barkauf  geschlossen  wird.  Kreditiere  ich  den 
Preis  des  Kaufgutes,  so  wird  die  Erfüllung  zeitlich  hinausgeschoben; 
vielleicht  wird  diese  zeitliche  Verschiebung  in  einer  vereinbarten  Er- 
höhung des  Preises  ihr  Aequivalent  finden  —  unter  normalen  Ver^ 
bältnissen  aber  wissen  die  Parteien  oder  —  besser  gesagt  —  sie  glauben 


lu  all  diesen  Fällen  ist  der  WiUe  auf  eine  bestimmte  Sache,  resp.  aaf  eine  bestimmte 
<2aantit£t  yon  Sachen  einer  bestimmten  Qualität  gerichtet,  und  eine  Veränderong  dar 
Tanschkraft  dieser  za  anderen  Sachen  kommt  ökonoBusch  in  der  Regel  nor  für  den 
Spekulanten,  juristisch  auch  fUr  diesen  nicht  in  Betracht,  da  er  ja  mit  der  Wert- 
Veränderung  der  Spekniationsobjekte  rechnen  mnfs.  Nur  beim  Gelde  also,  wenn  es 
als  Gegenstand  einer  obligatio,  u.  iw.  einer  Geldschuld  im  eigentlichen  Sinne  auftritt, 
ist  die  Veränderung  der  Kaufkraft  stets  juristisch  releyant  Es  ist  um  so  auffallender, 
dafs  die  Jurispmdeni  diesen  Umstand  ignoriert,  als  sie  die  Fälle,  in  denen  ansnahms- 
.weise  auch  die  Wertsohwankungen  anderer  Sobuldgegenstände  und  Sachen  überhaupt 
Jaristisch  bedeutsam  sind,  sorgfältig  beachtet.  Hier  wird  von  jeher  unterschieden  swiseheo 
qoanti  res  est,  tait  und  erit.  So  nimmt  das  gemeine  Beeht  an,  dafs  beim  Schaden- 
ersatse  in  der  Begel  der  Wert  der  betreffenden  Sache  inr  Zeit  der  Verurteilung,  aus- 
Dahmsweise  die  Zeit  der  Lieferung  in  Betracht  komme  (vgl.  1.  SS  Dig.  De  rebus  creditis, 
XII,  1 ;  1.  4  Dig.  De  condictione  triticaria  XIII,  8) ;  man  denke  femer  an  die  Wert- 
bereehnnng  bei  der  Eviktion,  der  Kollation,  der  laesio  enormis  etc. 
1)  1.  8  D.  De  rebus  creditis  si  certum  petetur,  18,  1. 


es  zu  wissen,  was  sie  nebmen  und  was  sie  hingeben.  Wenn  nun  aber 
iDfolge  einer  Veränderung  der  Kaufkraft  des  Geldes  du  *  "  n  Bedarb- 
guter,  welche  jede  der  Parteien  ina  Auge  gehabt  hat,  tu  ctreSeiide 

Geldsumme  im  Momente  der  Zahlung  nicht  mehr  erhäUUcb  sind,  &4> 
verwandelt  sich  gegen  die  Intention  der  Parteien  das  Gesch&ft 
in  ein  aleatorisches,  und  dies  widerspricht  somit  nicht  nur  dem  Wesen 
des  (Vkonomiscben  Tauschgeschäftes,  sondern  auch  zugleich  dem  Weseti 
des  Rechtsgeschäftes. 

Was  von  den  Tauschgeschäften,  das  gilt  auch  von  ei  n  s  t  *  n 
(lukrativen)  Zuwendungen  (Schenkungen,  Legaten)  und  den  Ob)  ü 

aus  Zuständen.  Ist  z.  B.  jemand  zur  Alimentation  einer 
anderen  Person  verpflichtet  und  wird  diese  Verpflichtung  in  einer  ge- 
wissen Geldsumme  fixiert,  so  schwankt  das  Maß  des  Unterhaltes,  ob- 
wohl er  immer  der  notwend  ige  oder  „anständige*'  sein 
soll,  infolge  einer  Aenderung  des  Geldwertes,  wenn  auch  auf  Seite 
der  Waren  keine  preisändernden  Momente  eingetreten  sind* 

Zu  demselbei»  Resultate  gelangen  wir  rücksichtlich  jener  Geldao* 
Sprüche,  welche  einem  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  ent- 
springen. Ja  hier  tritt  die  Dissonanz  ganz  besonders  hervor.  Wie 
langsam  und  mit  welchen  Schwierigkeiten  vollzieht  sich  bei  sinkendem 
Geldwerte  die  Erhöhung  des  Geldpreises  der  Beumtenarbeit  1  Und  doch 
soll  ^  prinEipiell !  —  der  Lebensfuß,  das  Realeinkommen  eines  öffent* 
liehen  Funktionärs  sicherlich  im  Jahre  1860  gleich  sein  dem  im 
Jahre  1890, 

Ich  glaube  somit,  daß  der  Gedanke,  bei  Geldschulden  dürfe  die 
wirtschaftliche  Vermögensmacht  über  die  Bedarfsgüter,  welche  durch 
die  geschuldete  Geldsumme  repräsentiert  werden,  zwischen  EntstchöDg 
und  Erfüllung  der  Obligation  sich  nicht  ändern,  in  recbtstheoretischer 
Hinsicht  als  ein  begründetes  Postulat  sich  darstellt;  und  es  kaoa 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Gesetzgebung,  indem  sie  den  zu- 
weilen in  den  Inhalt  der  Geldschulden  tief  einschneidenden  VeHUide- 
rungen  der  Kaufkraft  des  Geldes  —  man  denke  insbesondere  an  lang- 
fristige Verpflichtungen,  wie  Hypothekarschulden,  Alimentationen,  Cie- 
halte  und  Pensionen  etc,  —  allzu  wenig  Rechnung  trägt,  mit  ihroi 
eigenen  Prinzipien  sich  im  Widerspruche  befindet. 

Man  würde  allerdings  der  Gesetzgebung  und  insbesondere  der 
Jurisprudenz  sehr  unrecht  thun,  wenn  man  behaupten  wollte,  sie  er- 
blicke den  Inhalt  einer  Geldschuld  geradezu  in  einer  gewissen  Mc- 
tallquan  tität^).     Die  Rechtswissenschaft    unterscheidet    ja    ebea 


1)  Windieheid  «Ihrdiii^  Ut  diet«r  Meioung.     Er  Mfrt  (Lehrbuch  dM  Pandehtoa- 
recbU,   ISefi,    f,  Bd.):    ,,  _  .  .  Dim  Wesen    ...    der  effektiTfO  Mfiot«    beetftht  l«dif* 
lieh  daritif    dJtfs   sie    eine    betümmte  Qa^ntitttt  EdelmeuU    derstent     Deber    ist  dk  Ver^ 
flkhtuiig  2ur  LeiBtUD)?   einer    beatlmmten  Aasiiht    vod    eflektiven  Münien    ihrMn  wtitttk 
heu  InhAlt   nach    nichts  aaderes   als   die  VerpflicbtUDfr    sur  Leiftlanip   eintr    iMallaiaUo 
Mtilät    EdelmeUUs   ia  AfQnsform'*  fS.  20,  Ad  merk,  4)^    und    ,,der   inb«lt    einer  QtU* 
bnld  i»t:  Vcrscheffaog  einer  Quanlität  von  MUnsen^  die  im  Verkehr  &!»  R«prftstnluit««i 
rilner  beatimmtea  QuentJttt    edlen  MetalU  verwertet   werden    können.     Welch«  ll»«ht  da- 
durch   dem  Eigentümer  gewährt  wird,    ist    f&r    den  Inhalt    der    Geldichnld   gtelehftttif*'. 
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scharf  —  wie  ich  eingangs  erwähnt  habe  —  zwischen  der  Schuld 
«Der  bestimmten  Zahl  von  Geldstücken  gewisser  Art  und  der  Summen- 
idndd.  Auch  den  Juristen  ist  es  vollkommen  klar,  daß  das  Geld  — 
wiewohl,  setze  ich  hinzu,  selbst  eine  Ware,  deren  Tauschwert  in  letzter 
Linie  aus  dem  Gebrauchswert  des  Geldstoffes  sich  ableitet  —  doch 
nur  als  Tauschmittel  in  Betracht  kommt,  und  daß  eine  Geld- 
summe eine  gewisse  Vermögensmacht  aber  Bedarfsgüter 
repräsentiere  * ),  daß  somit  der  eigentliche  Gegenstand  einer  Geldobli- 
gation  in  den  Waren  besteht,  die  durch  das  Geld  —  nicht  juristisch, 
wohl  aber  ökonomisch  —  vertreten  werden.  Deshalb  fordert  ja 
die  Bechtswissenschi^t  und  die  Gesetzgebung,  daß  die  geschuldete 
Metallmasse  immer  dieselbe  bleibe,  damit  der  Gläubiger  jene  wirt- 
schaftliche Vermögensmacht  bei  Bezahlung  der  Schuld  erlange,  wie 
sie  zur  Zeit  der  Entstehung  der  Schuld  ihm  gegeben  war;  und  aus 
ganz  richtigem  Gesichtspunkte  fordert  die  Jurisprudenz,  daß  der 
MfiDzgehalt  unverändert  bleibe,  weil  durch  eine  Veränderung  des- 
selben auch  eine  Veränderung  der  hierdurch  verfügbaren  Bedarfsgüter 
in  der  Begel  bedingt  wird  ^).  Allein  wenn  dies  auch  in  der  Regel 
zutriflFt,  so  folgt  daraus  doch  keineswegs  a  contrario,  daß  eine  gleiche 
Metallqnantität  immer  dieselbe  Vermögensmacht  garantiere',  selbst 
wenn  auf  Seite  der  Waren  keine  preisändernden  Momente  eingetreten 
sind.  In  dieser  Beziehung  steht  meines  Erachtens  die  Gesetzgebung 
and  die  ihr  im  großen  und  ganzen  noch  folgende  Rechtswissenschaft 
—  die  abweichenden  Ansichten  werden  wir  im  folgenden  Abschnitte 
kennen  leinen  —  nicht  auf  dem  richtigen  Standpunkte.  Die  Annahme, 
daß  das  Geld  wertbeständig  sei,  hat  sich  in  der  Lehre  von  den  Geld- 
schnlden  mit  eigentümlich  juristischen  Konsequenzen  auch  in  das 
Recht  verpflanzt,  und  so  gestaltet  sich  die  wirtschaftliche  Frage  der 
Gddwertschwankungen  rücksichtlich  der  Geldschulden  zugleich  zu  einer 


1)  SaTigny,  ObligationeDrecht,  1861,  I.  Bd.  insb.  S.  457;  Keller,  Pandekten, 
8.  114;  Hartmann  (Ueber  den  recbtlicben  Begriff  des  Geldes  und  den  Inhalt  von 
Geldtehnlden)  bestimmt  den  Begriff  des  Geldes  dahin,  ,,dars  es  alle  Sachen  sind,  welche 
durch  unseren  Verkehr  tiglich  in  der  ordentlichen  Bestimmung  anerkannt  sind,  nur  durch 
ihren  Tmosebwert  su  dienen**  (S.  84).     So  auch  Goldschmidt  a    a.  O.  S.  1065. 

2)  Der  Gedanke  findet  sich  sclion  in  c.  2  Cod.  De  reterum  numismatis  potestate, 
XI,  10,  dann  bei  B  i  e  1 ,  De  monetamm  potestate,  in  dem  Sammelwerke  des  Dominicus 
Tarinos,  pag.  2 :  „.  .  .  ne  si  quilibet  monetaret,  yalor  eins  (pecuniae)  variaretur  .  .  . 
tt  per  boe  aequalltas  in  commotationibns  non  serraretur;  und  bei  Antonius  Faber, 
Traetatva  de  rariis  nummariorum  debitornm  solutionibns  in  dem  cit.  Sammelwerke, 
pag.  SOS ;  insbesondere  aber  ist  hier  Jean  Bodin,  Discours  snr  le  rehanssement  et 
dimlnntion  des  monnoyes,  1578  (lateinisch  in  der  Budeliana)  lu  nennen.  Hierher  gehört 
such  der  Sats,  da(s  bei  einer  „uniyersalen  MünzXnderung,  nftmlich  einer  Aendemng  des 
MiDaftüaee*'  ingleich  die  Preise  der  Waren  sich  ändern  (vgl.  Hdpfner,  Kommentar 
ftber  die  Heinecdschen  Institutionen,  Frankfurt  am  Main  1804,  S.  851;  aueh  Leyser, 
MedStadones  ad  Pandectas,  pag.  940,  XVI);  und  der  öfters  wiederkehrende  Gedanke 
(Tgl.  BaehoTius  ad  Treutlerum,  Vol.  U,  Disp.  XXIX,  Th.  8,  lit  C,  pag.  999; 
Job.  Ladw.  Schmidt,  Abb.  ron  den  MUnssorten,  in  welchen  eine  Geldschuld  ab- 
ratragen  ist,  Jena  1782,  S.  272  ff.;  G.  J.  Meister,  Praktische  Bemerkungen,  Göttingea 
1791,  1.  Bd,  S.  158),  dafs,  wenn  der  ftnfsere  Wert  einer  Münssorte  infolge  schlechterer 
▲nsprigUDg  einer  kleineren  Geldsorte  gestiegen  ist,  auch  die  (in  dieser  kleineren  MUns- 
Sorte  ansgedrfickten)  Preise  der  Waren  entsprechend  sich  erheben. 
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Ernst  8eld)<r, 


juristischen.  Jedeofalls  ist  mit  einer  „Fiktion  der  Wertb«tiai|^ 
keit  des  Geldes"  hier  nicht  geholfen.  Wir  haben  es  mit  einer  Tw- 
eache  zu  thuii,  vor  der  die  Jurisprudenz  die  Augen  nicht  zu  ter- 
schließen  vermag.  Wenn  A  dem  B  1000  fl.  5chuldet  und  die^r  jCiiik 
nur  999  fl.  zurück,  so  kann  B  den  A  wegen  dieses  einen  OtililfiDfr 
exequieren»  \^enn  aber  1000  fl.  so  im  Werte  sinken ,  da£  lOOÖ 
fl.  —  und  zwar  aus  Ursachen,  welche  auf  Seite  des  Geldes  litgbä 
—  nur  so  viel  Waren  erkaufen,  als  früher  800,  so  hat  es  gtelcbnvU 
bei  der  Schuld  von  1000  fi.  sein  Bewenden,  und  die  Jurispnidai 
kümmert  sich  nicht  um  den  Vermögens  verlast  des  Forderoflgdbe 
tigten,  sie  „fingiert^'  ihn  einfach  hinweg  1 


IIL 

Indem  wir  nun  zu  der  Frage  übergehen,  ob  und  wie  dem  dar- 
gelegten Uebelstande  abgeholfen  werden  könne,  wenden  wir  tim  den 
praktischen  Teile  unserer  Aufgabe  zu. 

Hier  muß  denn  nun  vor  allem  bemerkt  werden,  daß  jene  Ver- 
änderungen der  Geldpreise,  welche  in  den  wechselnden  Bedarfs-  und 
Vorratsquantitäten  der  Kaufgüter  ihre  Ursache  haben,  aus  Tech- 
nischen Gründen  ganz  außer  Betracht  bleiben  müssen. 

Der  beständige  Wechsel    in    den    preisbestiniraenden   Moment 
welche  auf  Seite  der  Kaufgüter  liegen,  ist  nun  einmal  v  i  un 

läßt  sich  selbstverständlich  nicht  beseitigen.    Jeder  ;Versu,  .  .    jr,  d^ 
nominellen   Betrag   der   einzelnen   Schuldsummen    nach   den   Schi 
kuugen  der  Kaufkraft  des  Geldes  auf  Grund  von  Preislisten  venschü 
dener  Waren   zu  berechnen,    d.  h,    unter   Mitberücksichtigung  je 
preisbestimmenden  Momente,    welche   durch   die  Veränderlichkeit  der' 
Vorrats-  und  Bedarfsquantitäten  der  Kauf  güter  gegeben   sind,  er* 
scheint  von  vornherein  als  aussichtslos. 

Es  findet  nämlich  bei  jeder  einzelnen  Ware  eine  selbständige  Ve 
Schiebung  des  Austauschverhältnisses  zum  Gelde  statt,  und  zwar  tkus 
dem  Grunde,  weil  die  Bedarfs-  und  Vorratsquantitäten  der  einzehieD 
Waren  sich  selbständig  verändern.  Jedes  einzelne  Kaufgut  hat  eiae 
selbständige  Teuerungs proportionale  zum  Gelde.  Man  kann  daher 
fast  niemals  davon  sprechen,  daß  der  äußere  Tauscbwert  des 
schlechthin  gestiegen  oder  gefallen  sei.  Diese  Frage  löst  sich  vill 
mehr  in  zahlreiche  Spezialfragen  auf.  ^,Wir  vermögen ,  soweit  iil 
die  statistische  Sachlage  bekannt  ist,  zu  berechnen,  daß  und  in 
chem  Maße  auf  zwei  verschiedenen  Märkten  im  gleichen,  oder 
dem  nämlichen  Markte  in  verschiedenen  Zeitpunkten  die  Einheit  _ 

einer  Reihe  von  Gütern   im  Durchschnitte    höher  oder   niedriger 
stehen,  bez.  gestiegen  oder  gesunken  sind  ....     Der  KückschluB 
diesen  Verbältnisziffern  auf  das  entsprechende  Sinken  und  Steigen 
„äußeren  Geldwertes"   —   etwa,   daß   der  ätißere   Geldwert   auf  m 
verschiedenen  Märkten  schlechthin  nra   '/^  höher  oder  niedriger, 
ziehungsweise  daß  er  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  sohle 
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hin  um  ^/,  gesunken  oder  gestiegen  sei  —  ist  dagegen  unstatthaft'^  ^). 
Eine  Darchschnittsberechnung  der  Bewegung  im  äußeren  Geldwerte 
aber  erscheint  ökonomisch  und  juristisch  als  völlig  wertlos,  da  es  sich 
om  individuelle  Menschen  handelt,  die  ihren  individuellen  GOterbedarf 
gesiehert  wissen  wollen^). 

Zn  keinem  anderen  Resultate  gelangen  wir,  wenn  wir  etwa  die 
Fraise  jener  Mengen  vieler  oder  aller  Güter ,  die  in  einer  gewissen 
Ftsriode  konsumiert  worden  sind,  mit  jener  Summe  vergleichen,  um 
welche  diese  Konsummengen  in  einer  anderen  Wirtschaftsperiode  er- 
kauft werden  müßten 3).  Auch  hier  ist  es  die  mangelnde  Indi- 
vidualisierung, welche  den  Berechnungsschlüssel  als  unvollkommen 
erscheinen  läßt.  Denn  das  gefundene  Ziffernverhältnis  giebt  in  diesem 
Falle  ein  Bild  der  Geldwertbewegung  nur  für  einen  bestimmten  Haus- 
halt, höchstens  den  Haushalt  einer  gewissen  Klasse  wirtschaftender 
Individuen,  nicht  aber  der  Geldwertbewegung  schlechthin. 

Es  li^t  nun  —  und  es  sind  wirklich  derartige  Vorschläge  ge- 
macht worden  ^)  —  der  Gedanke  nahe,  daß  jene  Veränderungen  der 
Preise,  welche  in  den  wechselnden  Bedarfs-  und  Vorratsquantitäten 
der  Waren  ihren  Grund  haben,  bei  Regulierung  der  nominellen  Schuld- 
sammen dann  berücksichtigt  werden  könnten,  wenn  es  gelänge,  die 
konkreten  Güter  oder  die  Mengen  jener  Güterarten,  welche  für  den 
individuellen  Gläubiger  resp.  Schuldner  durch  die  geschuldete 
Gddsiimme  repräsentiert  werden,  von  vornherein  festzustellen.  Es 
mllBten  etwa  in  diesem  Falle  sofort  bei  Entstehung  des  Sohuld- 
verhältnisses  Gläubiger  und  Schuldner  bei  Gericht  ein  Verzeichnis 
erlegen,  aus  welchem  ersichtlich  wäre,  welche  Mengen  der  einzelnen 
Gflterarten  sie  nach  dem  gegenwärtigen  Preisstunde  derselben  für  die 
fragliche  Geldsumme  anzuschaffen  geneigt  wären,  und  diese  Schuld- 
summe müßte  dann  bei  Bezahlung  der  Schuld  so  reguliert  werden, 
daß  die  Parteien  dieselben  Mengen  derselben  Güterarten  erhalten  resp. 
aufopfern  würden.    Das  Mißliche,  welches  jeder  Durchschnittsberech- 

1)  Ktktl  Menger,  Art.  Geld  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  III.  Bd., 
S.  746. 

S)  Wasserrab  (Preise  und  Krisen,  Stuttgart  1889)  gelangt  an  dem  ResulUte,  dals 
di«  Kaalkraft  des  Geldes  in  dem  Zeiträume  1888—1885  gegenüber  1861—1870  im  Durch- 
erhnitte  um  5  Pros,  gestiegen  sei.  Aber  welchen  Wert  hat  diese  Ziffer  angesichts  des 
Unatandes,  dafs  nach  der  ron  Wasserrab  gegebenen  Tabelle  I  jede  der  angeführten 
Warangattangen  einen  besonderen  Preisrfickgangs-Koefficienten  aufweist,  ja  bei  einigen 
aofir  der  Durchschnittspreis  wesentlich  sich  erhöht  hat? 

I>ie  Details  dieser  Methode  (so  insbes.  die  Frage,  ob  der  Berechnung  das  arithrie- 
tiadM  oder  das  geometrische  Mittel  au  Grunde  zu  legen  sei)  haben  viel  Mühe  und  Scharf- 
siui  absorbiert  Zahlreich  sind  die  technischen  Schwierigkeiten,  die  sich  hier  auftürmen. 
8o  atfate  b.  B.  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dafs  suweilea  die  Preissteigerung 
tiaea  Gates  lediglieh  aus  einer  Verbesserung  der  (Qualität  desselben  resultiert  Vgl. 
Uerflber  J.  Lehr,  Beiträge  sur  Sutistik  der  Preise,  Frankfurt  a.  M.,  1885,  S.  78. 

8)  Vgl.  Drobiseh,  Ueber  die  Berechnung  der  Veränderungen  der  Warenpreise 
■ad  das  Geldwerts,  in  diesen  Jahrb.,  1871,  S.  142  ff.  —  Die  mangelnde  Statistik  der 
KoBaunmaogen  wird  gegen  Drobiseh  hervorgehoben  von  Laspeyres,  Die  Berechnung 
aisar  mittleren  Warenpreissteigerung,  ebenda  S.  S96  ff. 

4)  Robert  Zuckerkandl,  Art.  Preis  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaftan,  5.  Bd.,  S.  248  ff.     S.  dort  auch  die  Angaben  über  die  Litteratur. 
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nuQg  anhaftet,  wäre  hier  —  abgesehen  von  dem  umstände,  dfti 
statistisch  erhobenen  Marktpreise  einzelner  Güterarteo  in  gewuen 
Sinne  auch  nar  Durchschnittspreise  sind  —  freilich  vennieden;  miil 
eine  genaue  amtliche  Statistik  der  Warenpreise  darf  sicherlich  nicht 
als  Unmöglichkeit  hingestellt  werden.  Allein  einerseits  würde  es  in 
den  seltensten  Fällen  den  Parteien  leicht  und  bequem  sein,  eine  der- 
artige Klassifikation  ihres  Bedarfes  aufzustellen;  denn  nicht  allen 
Menschen  ist  es  in  jedem  Momente  ganz  klar,  welche  OQter,  reip. 
welche  Mengen  einzelner  Güterarten  für  sie  der  Besitz  einer  gewia^en 
Geldsumme  bedeutet.  Andererseits  würde  hierdurch,  da  die  Gfttcr- 
Zusammenstellung  ja  doch  in  das  Belieben  der  Parteien  gestellt  wirt, 
in  einer  ganz  unzulässigen  Weise  der  Spekulation  Thür  und  Thor  ge- 
öflfhet.  Weiters  aber  ist  zu  bedenken,  daß  die  wirtschaftliche  Indi- 
vidualität der  Menschen  sehr  verschieden  ist,  daß  d  i es elbe  Geld- 
summe für  den  Gläubiger  andere  GQterarten,  jedenfalls  aber  dieselben 
in  anderen  Mengenverhältnissen  bedeutet  als  für  den  Schuldner,  dftt 
bomit  das  Verzeichnis  des  Gläubigers  von  dem  des  Schuldners  gteU_ 
abweichen  würde.  Es  giebt  nun  wohl  keinen  juristischen  Gesiebti 
punkt,  nach  welchem  in  jedem  einzelnen  Falle  entschieden  mtrdi 
könnte,  ob  der  Regulierung  der  Schuldsumme  das  Verzeichnis 
Gläubigers  oder  das  des  Schuldners  zu  Grunde  gelegt  werden  salle^^ 
und  es  ist  daher  auch  diese  —  theoretisch  hochstehende  —  Methodei 
„um  jene  veränderlichen  Geldsummen  zu  bestimmen,  welche  stets  dit 
nämliche  Verfügungsmacht  über  Güter  bedeuten"  \),  nicht  als  eise 
solche  anzusehen,  welche  eine  Lösunj^  des  Problems  verspricht.  Dje 
Berücksichtigung  jener  Veränderungen  der  Warenpreise,  welche  ihr« 
Ursache  in  den  wechselnden  Bedarfs-  und  Vorratsquanti täten  der 
Kauf  gut  er  haben,  würde  uns  in  ein  Labyrinth  technischer  Schwier 
keiten  hineinziehen.  Gegen  jene  Veränderungen  des  Geldwertes, 
sich  auf  die  Kaufgüter  zurückführen  lassen,  giebt  es  somit  teo 
Remedur;  sie  sind  von  dem  Wesen  der  Geldschuld  unzertrennlich  »)•) 

t}ZaGk«rk»iidt  wählt  du  Beispiel  der  Leibrente.  Eine  »ehr  irlBckUcbe  WMl 
Aber  es  ist  dies  nach  gerade  derjettige  FeUi  in  welchem  die  ADgefllhrteo  Seliirierifkeil« 
«m  wenigtteti  za  Tage  treteo.  Denn  hier  dflrfte  wohl  auf  die  Gmpplening  dee  Leib^ 
rentDers  gesebea  werden,  und  dieser  weifs  «ach  siemüch  geoaa,  welche  Gtltor  er  fir  üf 
Reute  <n  konsamteren  gedenkt,  Men  stelle  sich  aber  iwei  Kaitfleate  yor,  beide  aäam 
im  Drang  der  Geschürte,  von  denen  der  eine  sein  Accept  auf  die  von  dem  andaren  ptHea 
tierte  Tratte  sctit?  —  Wie  steht  ea  insbe».,  wenn  der  Wechsel  indossiert,  oder  IfgMd 
eine  Fordentng  cediert  wird?  Kommt  dann  auch  noch  das  VerieicbDia  dea 
resp.  des  ersten  Cedenten  in  Betracht? 

8)  Hierbei  kommt  noch  in  Betracht,  dafs  —  wie  Ich  bereite  mebnxmla 
habe  —  daa  menschliche  ßewnfstsein  mit  den  Scbwankungen  im  ftufsereii  Taasd^ 
wert  dea  Geldes  ToUkomoien  vertraut  ist,  und  daher  auch  aiu  theoretl»ch«zi  Oeekhl»* 
punkte  dieselben  weit  weniger  bedenklich  erscheinen,  als  die  Ve rindern ngeo  tm  Iniiaria 
Tanschwert  de»  Geldee. 

3)  Der  Jansprndeni  ist  der  Gedanke,  bei  Herstellang  des  wahren  Inhalte  der  G«i4* 
aehuiden  auf  das  Austaaschverblltois  des  Geldes  sa  den  Waren  mit  Rücksicht  asf  iit 
schwankenden  Bedarfs-  nnd  Vorrntsqtiantititten  dieser  letzteren  Besag  an  nehnMnii 
nicht  gaiia  fremd.  Die  Juristen  sprecheo  hier  von  einer  Regelung  der  Geldaehslto 
„nach  dem  Tauschwerte  des  Geldes'*  Die  Junsprndens  hat  jedoch  stets  den  erwiliBtta 
Gedanken  kurz   von  der  Hand    gewiesen.     Schon  M  o  I  i  n  a  e  n  s  (bei  Budelias    pa^.  Sif » 


DU  Sdnrankniigan  des  Geldwertes  u.  d.  juristische  Lehre  tod  den  Geldsehulden.    701 

Ifit  Rücksicht  hierauf  konzentriert  sich  unser  Problem  in  der 
Frage:  Giebt  es  ein  Mittel,  jene  Schwankungen  des  Geldwertes  (der 
KaiSkraft  des  Geldes),  deren  Ursachen  im  Gelde  selbst  liegen,  ent- 
weder zu  paralysieren  oder  sie  zu  beheben? 

Zwei  ganz  divergierende  Methoden  liegen  vor  uns:  eine  civil - 
rechtliche,  welche  die  Währungsverhältnisse  als  wirtschaftlich  und 
Offentlichrechtlich  gegeben  hinnimmt;  anderseits  eine  wirtschafts- 
politisehe,  welche  das  Uebel  an  der  Wurzel  faßt  und  eine  Reform 
der  Währungsverhältnisse  selbst  in  Aussicht  nimmt 

Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Währungsverhältnisse  als  ge- 
geben angesehen  werden,  würde  es  sich  darum  handeln,  einen  Modus 
za  finden,  um  nach  den  Schwankungen  des  inneren  Geldwertes  den 
n<miinellen  Betrag  der  Geldschulden  derart  zu  regulieren,  daß  er  in 
dem  von  uns  festgehaltenen  Sinne  stets  dieselbe  Vermögensmacht  über 
die  Bedarfsgüter  repräsentiere. 

Zu  diesem  Behufe  müßte  eine  Messung  der  Bewegung  im  inneren 
Tauschwerte  des  Geldes  geschehen,  d.  h.  jener  Wertbewegung,  deren 
Ursachen  im  Gelde  selbst  zu  suchen  sind. 

Woran  sollen  nun  aber  die  Veränderungen  im  inneren  Tausch- 
werte des  Geldes  erkannt  und  gemessen  werden? 

An  eine  statistische  Erhebung  der  ursächlichen  Elemente  dieser 
Bewegung,  nämlich  der  Vorrats-  und  Bedarfsquantitäten  des  Währungs- 
m^alu  ist  aus  technischen  Gründen  nicht  wohl  zu  denken.  Es  bleibt 
daher  kein  anderes  Mittel,  als  nach  äußerlichen  Merkmalen  die 


biMJchnet  ihn  alt  ridicnlam.  Priniipielle  Argnmente  bringt  Hufeland  (a.  a.  O.  S.  16) 
vor;  gnuidtitsliche  Gegner  der  Beachtong  des  Tanseh wertes  sind  auch  Pnchta  (a.  a.  O. 
8.  M)  and  Windscheid  (a.  a.  O.  S.  22,  Anmerk.  18).  Ebenso  h&lt  Ooldschmidt 
(a.  a.  O.  S.  1159)  den  Uebelstand  fflr  „einen  empfindlichen,  aber  natürlichen,  durch  den 
Gebraneb  des  Metallgeldes  als  Wertmafs  gegebenen,  welchen  das  Recht  nicht  zu  be- 
Nicif«D  Termag/*  Die  technische  UndnrchfÜhrbarkelt  betont  insbesondere  Hartmann 
(a.  a.  O.  S.  69),  auch  Arndts  (Pandekten,  S.  321,  Anm.  5)  und  Vangerow  (Pan- 
dekten III,  8.  31).  Letzterer  konfundiert  allerdings  hierbei  den  inneren  und  ftuTseren 
Tantehwert  des  Geldes;  ganz  richtig  hebt  er  indes  henror,  daTs  insbesondere  bei  Erb- 
paehtongen  der  Wert  des  Kanons  im  Laufe  der  Zeiten  ein  wechselnder  sei.  Ich  glaube, 
daA  Sintenis  diese  Bemerkung  mifsverstanden  hut,  indem  er  (Das  praktische  gemeine 
dTflrecht,  1868,  S.  62,  Anm.  20)  erklftrt,  dafs  „eine  Preisftnderung  des  Gegenstandes, 
woAr  die  Geldschuld  entstanden  ist,  ydllig  gleichgiltig  ist" ;  Vangerow  denkt  hier  wohl 
nidift  an  die  Wertlnderung  der  Emphytense,  sondern  an  die  des  Kanon. 

4)  Man  findet  zuweilen  in  der  Litteratur  (vgl.  z.  B.  Laves  a.  a.  O.  8.  30)  den 
eigiBtflmlichen  Gedanken,  dals,  da  die  Herstellungskosten  der  Bedarfsgfiter  infolge  der 
Prodaktionsfortschritte  sich  allmfthlich  verringern ,  der  Glftublger  „bei  Rückzahlung  für 
sein  Kapital  einen  höheren  Warenwert,  das  heifst  einen  Wert,  für  den  eine  gröfsere 
Meiif«  Waren  mannigfacher  Art  zu  beschaffen  ist*<  zu  verlangen  berechtigt  sei.  Offenbar 
kUagt  hier  die  Theorie  durch,  dafs  die  Wertocbiltsung  der  Güter  durch  deren  Her- 
steHtogskosten  bedingt  werde.  Die  Unhaltbarkeit  dieser  Lehre  ist  indes,  namentlich 
dareh  die  Leistnngen  der  Ssterr.  Schule,  längst  dargethan.  Die  veränderten  Herstellungs- 
kosten haben  mit  der  Identität  des  Schuldgegenstandes  keinen  unmittelbaren  Zusammen- 
hang. Zu  einem  ähnlichen  Resultate  gelangt  freilich  gerade  ans  dem  Gesichtspunkte  der 
„Grenznntaen-Theorie**  Ross  (The  Standard  of  differed  payments,  in  den  Annuals  of 
poUÜeal  and  social  science,  1892,  Vol.  III,  No.  8).  Jedoch  sind  die  Veränderungen  im 
sabjektiven  Gebrauchswerte  des  Schuldgegenstandes,  also  auch  der  durch  das  Geld 
repräsentierten  Bedarfsgfiter  nicht  msisgebend ;  vgl.  Anmerk.  2  auf  S.  694. 
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SebwaDkuDgen  im  inneren  Tauschwert  des  Geldes  zu  bestimmen  m 
zu  messen.  —  Thatsächlich  giebt  es  jedoch  nur  ein  einziges  derartiges 
Merkmal :  nämlich  das  allgemeine,  gleichmaßige  Steigeo  oder  Falleo 
aller  Warenpreise.  Jeder  Versuch,  die  Schwankungen  *  des  Geldwert« 
an  dem  Wertverhältnisse  zu  einer  einzelnen  bestimm teD  Ware  lo 
messen,  ist  vergeblich  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  es  eben  im 
konstantes  Wertmaß  giebt  Die  Auffindung  eines  solchen  hat  bekannt* 
lieh  die  Nationalökonomie  stets  lebhaft  beschäftigt,  ohne  daß  die  be- 
treffenden Bestrebungen  zu  einem  Resultate  geführt  hätteu.  So  weoijf 
als  das  Geld  ein  konstanter  Wertmesser  für  andere  Waren  ist,  ebenso- 
wenig, ja  noch  viel  weniger  ist  irgend  eine  andere  Ware  ein  koo- 
stanter  Wertmesser  für  das  Geld,  Da  die  Bedarfs-  aod  Varrmto" 
quantitäten  jeder  Ware  beständig  zu  wechseln  pflegen,  so  k5Dnfti 
wir  am  Wertverhältnisse  irgend  welcher  W*are  zum  Gelde  nie  ermessen, 
inwieweit  die  Ursache  dieser  Veränderungen  im  Metall  oder  in  der 
Ware  zu  suchen  sei 

Aus  demselben  Gesichtspunkte  ist  denn  auch  jene  Theorie  zu  ver- 
werfen, welche  für  den  rechtlichen  Inhalt  der  Geldschulden  den  Kurs- 
wert der  Münzen  d.  h.  das  Austauschverhältnis  der  ausgedrückten  xo 
einer  anderen  Münzsorte  oder  zu  einem  anderen  Metall  in  Barreo* 
form  als  maßgebend  annimmt  ^). 

Die  erwähnte  Lehre  bedeutet  unleugbar  einen  gewissen  Fort- 
schritt in  der  Behandlungsweise  unseres  Problems*  Denn  sie  beruht 
doch  zum  mindesten  auf  deni  Gedanken,  daß  der  Wert  des  Geldes 
ein  schwaDkeuder  sei,  und  daß  die  Identität  des  Inhalts  einer  Geld- 
schuld, das  „tantundem  pecuniae^^  durch  die  Identität  des  Metallge- 
haltes keineswegs  garantiert  sei.  Hören  wir  doch  hier  ausdrücklich 
davon  sprechen,  ^,daß  es  bei  Schätzung  des  Kapitals  nicht  auf  die 
Species  allein,  sondern  zugleich  auch  auf  den  Nutzen,  den  der  Schuldöfr 
sich  damit  verschafft,  und  auf  den  Wert  ankomme,  in  welchem  er  das 
Greld  ausgegeben  bat*'  ^). 

Allein  die  Vertreter  dieses  schönen  Gedankens  sind  hier  aofeiöei, 
Irrweg  geraten.    Gäbe  es  ein  innerlich  wertbeständiges  Gut,  z.  B* 
gewisses  Metall  oder  eine  gewisse  Münzsorte,  so  könnten  wir  diu 
wegung  im  inneren  Tauschwert  aller  Geldsorten   aus  anderem  Met 


1)  Die  erste  NÜanee  wurde  von  Stniv,  HtTius,  Fr«»tiiinSf  Meister,  Oftden,  Dietse«.^ 
vertreten*  An  die  beiden  lelztgenannteo  schHefat  «ich  Arndtfi,  Piuidtiktcii,  l^fly 
S,  319  Ct  der  indes  die  Lehre  mit  eioer  gewissen  vorsicbtig^o  UnlLlarbeit  vortrl0.  Riff 
ist  much  Wind  scheid  {m  a.  O.  II  ^  S,  82  S.)  iQ  otonen ,  der  mir  ttbfiifvei  fi^ 
in  Widenprücbe  zu  verwiekcln  scbeiot*  Die  zweite  NOftiice  ist  innb.  durch  Sftvlgfl? 
(a.  a.  O.  S.  464  (t)  und  Hofelaud  (Gebor  die  rechtliebe  Natur  der  Oetdsdi«Mni 
Berlin  1851,  diesen  freilich  bezüglich  des  Papiergeldes)  so  Bedeatang  fcUngl  Vgl 
auch  Unger,  Der  Entwurf  eines  bflrgerl.  Oesetsbncbes  f^r  das  Königreicb 
1891^  S.  65.  Ebenso  acceptiert  V  an  g  ero  w  (Lehrb  der  Pandekten,  1869,  III,  S. 
die  Kursworttheortef  scheint  dieselbe  jedoch  gana  eigentümlich  aufanlassea ,  itt^wm 
(8.  3I>  erklärt,  daPd  jener  jtufsere  Wert  (d.  fa.  Kurswert)  zu  Omode  su  legen  t«i.  ^^^^1 
die  genbtten  MQnzstücke  im  Augenblicke  der  JS  ah  lang  babeo,  ohne  dafa  dabei  irfenl  i 
der  grdfsere  oder  geringere  Wert,  den  dieselben  Im  AufenblScke  der  EotJtelmsf  der 
Sobald  hatten,  au  berück ?ichtigeo  Ul^*. 

S)  Glück,  Kemmentar,  IS    Bd.,  8.  87. 
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ge^iß  daran  bemessen  und  vielleicht  auch  die  betreffendeD  Geldschulden 
entsprechend  regulieren.  Allein  —  man  könnte  sich  versucht  fühlen» 
der  Kurswerttheorie  den  Ausruf  des  Archimedes  in  den  Mund 
zu  legen;  ,,Gebt  mir  einen  festen  Punkt  außerhalb  der  Erde,  und  ich 
liebe  sie  aus  den  Angeln."  Auch  der  Kurswerttheorie  fehlt  jener  feste 
Punkt,  in  dem  sie  ihren  Hebel  einsetzen  könnte.  Der  innere  Tausch* 
wert  des  Silbers  kann  nicht  am  Golde  und  der  innere  Tauschwert  des 
Goldes  nicht  am  Silber  gemessen  werden,  weil  eben  keines  dieser 
Metalle  wertbeständig  ist  und  der  Wert  derselben  eines  Maßes  eher 
bedarf,  als  daß  sie  selbst  ein  solches  abgeben  könnten.  Nach  dieser 
Methode  würde  man  in  den  Ländern  mit  Silberwährung  den  Kurs- 
wert nach  dem  Golde,  in  Ländern  mit  Goldwährung  aber  nach  eben 
jenem  Silber  berechnen,  dessen  Wertschwankungen  jenseits  der  Grenze 
Gegenstand  der  Beobachtuiig  und  Messung  wären.  Die  Beobachtung 
des  Kurswertes  hat  nur  Bedeutung  für  Länder  mit  schwankender 
Papiervaluta,  da  im  Vergleich  zu  dieser  das  Edelmetall  allerdings 
eiu  relativ  konstantes  Wertmaß  ist;  es  ist  daher  bezeichnend,  daß 
Hufeland  die  Kurswerttheorie  nur  für  die  Länder  mit  Papierwäh- 
rung accepüert  und  auch  Savigny  zur  Exemplifizierung  seiner  Lehre 
gerade  die  Papierwährung  wählt  ^).  In  Ländern  mit  Metall  Währung 
jedoch  giebt  die  Kurswerttheorie  deo  Parteien  keine  andere  Sicher- 
heit, als  daß  die  Schuldsumme  bei  ihrer  Bezahlung  dasselbe  Quantum 
von  Gold,  resp.  Silber  erkaufen  kann  wie  bei  Entstehung  der  Obligatio. 
Die  Menschen  wollen  aber  für  ihr  Geld  nicht  immer  nur  Gold  und 
Silber,  sondern  tausenderlei  verschiedene  Gebrauchsgüter  erstehen  ; 
und  wenn  somit  die  Bewegung  des  Austauschverhältnisses  der  frag- 
lichen Geldsorten  zu  irgend  einem  Metall  nicht  zugleich  den  Ausdruck 
der  Kaufkraft  jener  Geldsorte  über  die  Gebrauchs  gut  er  enthält, 
so  hat  die  erstere  für  unsere  Frage,  mag  sie  an  sich  noch  so  inter- 
essant sein,  keine  Bedeututig. 
[  Nicht  also  die  Beobachtung  des  Wertverhältnisses  zwischen  dem 
geschuldeten  Metall  und  einer  einzelnen  bestimmten  Ware  (so  auch 
Gold,  Silber,  in  Barren  oder  in  Münzen),  sondern  nur  das  gleichmäßige 
Steigen  resp. Sinken  aller  oder  doch  der  meisten  Warenpreise  gestattet 
mit  einiger  Sicherheit  den  Schluß,  daß  eine  Veränderung  des  inneren 
Geldwertes  stattgefunden  habe,  und  hier  könnte  allerdings  eine  Messung 
der  Geldwertschwankungen  —  in  dem  von  uns  festgehaltenen  Sinne  — 
mit  einiger  Sicherheit  vorgenommen  werden.  Allein  —  wie  selten  läßt 
sich  ein  ganz  allgemeines  gleichmäßiges  Steigen  oder  Fallen  aller  Waren- 
preise konstatieren!  Diese  Erscheinung  hat  zur  Voraussetzung,  daß 
in  einer  gewissen  Periode  zufällig  die  Bedarfs-  und  Vorratsverhältnisse 
aller  oder  doch  der  meisten  Waren  —  falls  sie  nicht  etwa  selbst 
die  allgemeine  Preisänderung  bewirken  ^)  —  unverändert  bleiben.    Da 


I  l)  ObngAtionenrecht  I,  S.  456, 

'  2)  So  erblickt    P  Ansehe,    a.  »,    0.    S.    1&9   ff.,    d«n    eigenüicheo  Gniiid    der    ftll> 

femeiDen  PreiMtsigerang  Ton  1868— 1 878  nicht  in  d«r  Vennefarung  des  umlaufen  den 
Geldes^  sondern  ,^in  der  Vermebrniig  der  Nachfrage  und  dem  »tftrkereD  Begehr  nach 
Waren  allar  Art'*,    heryorgerufen   durch  »»qttaliUtiT  und  quantitatiT  hed«ntend  geatiagaiie 
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dies  aber  schon  bei  ei  Der  eiBzelnen  Ware  selten  der  Fall  ist, 
wie  viel  selteoer  bei  einer  Mehrheit  von  Gütern  ')•  Iö  einer  ^tem 
und  zufälligeD  ErscheinuDg  kann  aber  der  Ausgangspunkt  xu  eioer 
Reform   nicht  gesucht  werden^). 

Wir  sehen  somit,  daß  eine  civil  rechtliche  Lösung  des  Pro- 
blems,  d,  h.  eine  Losung  in  dem  Sinne,  daß  auf  Grundlage  wirtscluft- 
lich  gegebener  Währungsverhältniase  —  wenngleich  unter  der  Vo^aa^ 
setzuDg  Öffentlich  garantierter  Unveränderiichkeit  ri  ^  lUgehalttt 
der  Münzen   —  die  Geldschulden  nach  den  Schwank  Im  Qdd* 

wertes  zu  regulieren  seien,  in  jeder  Hinsicht  undenkbar  ist 

Vielleicht  aber  wird  das  erwünschte  Ziel  auf  dem  zweiten  der 
angegebenen  Wege  zu  erreichen  sein;  nämlich  auf  dem  Wege  der 
Währungspolitik,  beziehungsweise  der  öffentHc^  - 
Wirtschaftsgesetzgebung.  Wenn  dieselbe  über  jenen 
Punkt,  auf  welchem  sie  seit  einem  Jahrhundert  stehen  gebliebeu  iä; 
hinwegzukommen,  wenn  sie  Dämlich  nicht  bloß  den  Gebalt,  sondern 
auch  die  Kaufkraft  des  Geldes  —  soweit  dieselbe  ihre  Bestii»* 
mungsgrüiide  im  Gelde  selbst  hat  —  zu  stabilisieren  und  dessen  Wert- 
schwankungen zu  beheben  vermochte,  wenn  sie  mit  einem  Worte 
ein  wertbeständiges  Geld  zu  schaffen  imstande  wäre  —  dann 
iii  der  That  wären  mit  einem  Schlage  alle  Schwierigkeiten  verschwan- 
den. Dann  könnten  die  Juristen  ruhig  die  Geldschulden  nach  ihrer 
alten  Methode  bebandeln.  Und  nach  diesem  Ziele  sollten  daher  nicht 
nur  die  Wirtschaftspolitiker,  sondern  im  Interesse  der  Aufrech tcrhil- 
tung  des  Inhaltes  der  Geldschulden  auch  die  Juristen  steuern*  Hinur 
den  unberechenbaren  Zufälligkeiten  eines  anarchischen  Wirtschaf iv 
lebens  einherzulaufen,  dies  ist  eine  Danaidenarbeit,  die  nie  eines  be- 
friedigenden Erfolges  sich  zu  erfreuen  haben  wird.  Das  Lebeo,  die 
Geschäfts-  und  Privatwelt  ruft  mit  lauter  Stimme  nach  einem  wert- 


Loben sAtiiprG die    ftUor  Gftsellichiiftakljisseti** ,    d»ßik    f,die  Zunahme    der  B«v6tk«rQ(if  Bii 
da  rapide  Anwachsen  der  j^rof^jen  Städte**- 

1)  Mao  bat  aUerdings  (vgl.  Sootbeer^  a,  a.  O.  S.  Sl  ff.)  da«  allgemeine  $iak«i 
der  Engrospreise  «elt  dem  Anfange  der  siebziger  Jahre  mit  der  durch  die  teilviii* 
Demoneti&ierung  de»  Silbers  und  die  geringe  Goldprodaktion  bervorgomTeoaB  (le)4* 
knappbeit  in  Verbindung  gebracht  Dem  widerspricht  jedoch  die  Verteaeraog  dee  Lrtbe«^ 
fajt^ai^  das  Steigen  der  DetaLlpreiae,  so  dafa  »elbst  aus  einer  so  allitemein  btobttdilrt« 
Erschelnnog,  wie  das  Sinken  der  Engrospreis«,  ein  sieberar  SchlnT«  auf  die  innv«  Weft 
▼erMndemng  des  Geldes  nicht  gesogen  werden  kann. 

2)  Wie  man  aus  der  durchschnittlichen  Veränderung  der  Warenpreise  «ine»  Seklafi 
auf  die  Bewegung  des  üuf^eren  Geldwertes  au  eieheo  Tersachtef  ao  hftt  man  aad 
(vgh  Laves  a,  a.  O,  pa^sim»  Je  von»}  A  »erions  fall  in  the  value  of  gold  aacertalMl 
etc.,  London  1863,  Laspeyres,  Hamburger  Warenpreise  1651  —  186^  und  die  «alifsr» 
niftch- australischen  Goldentdeckungen  seit  1848,  in  diesen  Jabrb,  1864)  daran  fadadft, 
die  Bewegaog  des  inneren  Geldwertes  an  dem  durch  so  h  ni  tt  Itc  h  «n  Stalito  e4v 
FaUen  der  Warenpreise  eu  messen,  AUeiu  die  letstere  Methode  ist  so  oastiehlnllli, 
wie  die  erstere.  Nur  wenn  alle  oder  doch  die  meisten  Warenpreise  g  1  eicliin  Afslf 
sich  Indern,  ist  ein  Schluß»  aaf  die  Bewegung  des  inneren  Geldwerte»  elnifennarsea 
KuUssig.  In  diesem  Falle  mäfite  aber  das  Mafs  dieser  Bewegung  nicht  in  d«r  darek* 
iclmittUchen  Bewegung  aller  (also  auch  der  s!Qkeiiden)|  soudem  In  dar  glalo| 
mifaigfln  Bewegung  derjenigen  Warenpreise  gesucht  werden,  die  eben  etna  eoli 
v<^lkomman  gleich mäTif ige  Bewegung  zeigen. 
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beständigen  Gelde.  Diese  uDabweisliche  Forderang  darf  nicht  mehr 
HbertiOrt  werden.  Und  haben  wir  einmal  ein  im  Wert  stabiles  Taasch- 
and  Zahlungsmittel,  dann  ist  auch  die  Frage  nach  dem  wahren  Inhalte 
der  Gteldscholden  gelöst,  denn  eine  Schuld  in  wertbeständigem 
Oelde  wird  bei  korrekter  Ausprägung  immer  denselben  Inhalt  haben. 
Die  Realisierung  dieses  Problems  darf  nicht  als  ein  Phantom  be- 
feichnet  werden;  jedenfalls  ist  sie  eher  durchzusetzen,  als  die  Auf- 
fiBdang  dner  juristischen  Formel,  welche  bei  schwankendem  Geldwert 
alle  Geldschulden  ihrem  Inhalte  nach  stabilisieren  soll.  Freilich  — 
Yom  internationalen  Bimetallismus  dQrfte  eine  Lösung  der 
Frage  nicht  zu  erwarten  sein.  Die  Anhänger  dieses  Prinzips  stehen 
bekanntlich  auf  dem  Standpunkte,  daß  bei  internationaler  Regelung 
des  Währungswesens  die  gesetzlich  fixierte  Relation  zwischen  Gold 
and  Silber  auch  ad^  dem  Weltmarkte  sich  erhalten  und  daher  auch 
kdieswegs  eine  etwaige  Divergenz  zwischen  der  gesetzlichen  und  der 
Weitmarktrelation  die  Demonetisierung  eines  der  beiden  Metalle  her* 
beifOhren  werde.  Sie  gehen  hierbei  von  der  Erwägung  aus,  daß  durch 
die  Abnahme  des  Bedarfs  an  dem  jeweilig  überwertigen  und  die  Zu* 
nähme  der  Nachfrage  nach  dem  jeweilig  unterwertigen  Metalle  die 
Marktrelation  zwischen  Gold  und  Silber  der  gesetzlichen  sich  bestän- 
dig nähern  werde.  Ist  nun  aber  die  Erhaltung  der  gesetzlichen  Re- 
lation resp.  die  Erhaltung  beider  Metalle  im  Verkehr  schon  an  und 
Ülr  sich  zweifelhaft,  so  würde  überdies  rücksichtlich  der  Stabilität 
des  Austauschverhältnisses  der  Edelmetalle  zu  den  Waren  hierdurch 
nur  wenig  gewonnen  sein.  Das  uns  beschäftigende  Problem  wäre  nicht 
gelöst.  Mögen  auch  die  beiden  Metalle  relativ  d.h.  zu  einander 
wertbeständig  sein,  so  müssen  sie  beide  zusammen  es  nicht  notwendig 
sein  gegenüber  den  Bedarfsgütern.  Die  Bimetallisten  berufen  sich 
freilich  darauf,  es  entstehe  eine  Art  idealen  Elektrons,  „eine  Münz- 
masse, die  ebenso  gleichartig  ist,  als  ob  sie  aus  einem  Metall  zu- 
sammengesetzt wäre";  und  sie  behaupten,  daß,  ,Je  beträchtlicher  die 
Münzmasse  ist,  desto  geringer  die  Schwankungen  werden,  welche  die 
zahlende  Macht  des  Geldes  empfindet,  wenn  das  Münzmaterial  plötz- 
lich steigt  oder  fällt'^  0-  Allein  wenn  selbst  jene  Regulierung  des 
Geldwertes  stattfinden  würde ,  welche  von  einigen  geistreichen 
Schriftstellern  mit  der  Regulierung  eines  Compensationspendels  in 
Parallele  gestellt  wurde,  so  läge  hierin  doch  keine  Garantie  für  die 
Wertbeständigkeit  der  angeblich  einheitlichen  Geldmenge  im  Verhält- 
nis zu  den  Kaufgütern;  für  unsere  Frage  wäre  somit  nichts  gewonnen. 
Eine  so  beträchüiche  Verschiebung  des  Verhältnisses  zwischen  Silber- 
nachfrage und  Silberangebot,  wie  sie  z.  B.  in  den  letzten  Jahrzehnten 
stattgefunden  hat,  wird  —  bei  freier  Ausprägung  —  immer  den 
empfindlichsten  Einfluß  auf  den  Inhalt  der  Geldschulden  ausüben. 
Der  Bimetallismus  kann  vielleicht  als  ein  Präservativ  gegen  die  Kon- 
sequenzen der  Goldnot,  gewiß  aber  nicht  als  ein  solches  gegen  die  Wir- 
kangen    des  Silberüberflusses  gedacht   werden.     Aus    dem  Gesichts* 

1)  Henri  Ctrnatchi,  BimetAlUtehe  Maoze,  Paris  1876. 
Dritte  FolC«  M.  VU  (LXII).  45 
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punkte  der  Kontinuität  des  Geldwertes  haben  wir  aber  Dach  der 
gegenwärtigen  Sachlage  die  Silberabundanz  nicht  minder  xu  fOrcbten 
als  die  Goldnot. 

Nicht  also  vom  Bimetallismus,  noch  weniger  von  der  Silber 
Währung,  vielleicht  aber  von  der  Einführung  einer  internationalen 
Goldwährung  können  wir  eine  einigermaßen  befriedigende  Reform 
erwarten.  Wenn  wir  das  gewiß  wertbeständigere  der  in  Frage  kommen- 
den Metalle,  nämlich  das  Gold,  als  ausschließliche  Währung  acceptieren 
und  die  nicht  abzuleugnende  Tendenz  dieses  Metalles,  knapp  zn 
werden  und  im  Werte  zu  steigen,  paralysieren  durch  Zulassung  eines 
streng  kontingentierten  Umlaufes  von  Silbercourant,  Ausdehnung  des 
Solutionsrechtes  der  Silberscheidemünzen  auf  höhere  Beträge,  Ein- 
richtung eines  internationalen  Clearing,  überhaupt  Ansgestaltnog  der 
Kreditorganisation,  durch  die  ja  am  besten  die  Schwankungen  des 
Goldbedarfes  ausgeglichen  werden,  —  dann  können  wir  vielleicht  hoffen, 
daß  unsere  Forderungen  und  Schulden  ihrem  Inhalte  nach  gesicherter 
sein  werden,  als  es  bis  jetzt  der  Fall  war,  und  dann  wird  das  be- 
handelte Problem  so  weit  gelöst  sein,  als  die  Unzulänglichkeit  mensch- 
licher Mittel  dies  überhaupt  gestattet^). 


1)  Die  idealste  Ldsnng  des  Problemes  wäre  freilieli  die,  wenn  es  dem  Stente  gt- 
ÜDgen  würde,  die  vorhandenen  Geld-  beiiehongsweise  EdelmeUllqoantiUtten  so  sn  rege* 
iieren,  deA  der  innere  Tanschwert  des  Geldes  ein  konstanter  bleibt  Dieser  Gedankt 
bildet  jedoch  so  sehr  ein  Problem  für  sieb,  da(s  dessen  Brörterang  in  den  Bahmen  im 
Torliegenden  Abhandlung  nicht  einbesogen  werden  kann. 
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IX. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Btkrgerlichen  Oe- 
setzbuches  für  das  Deutsche  Seich. 

((Fortgetsnng)  *). 
Von  Amtsrichter  Greif  f.; 

;xxvL 

Die  Beratung  der  von  der  Hypothek  and  der  Ornndschuld 
handelnden  Vorschriften,  welche  den  ersten  und  den  zweiten  Titel  des 
nennten  Abschnitts  bilden,  wurde  eingeleitet  darch  eine  allgemeine  Er- 
örterung der  Frage,  welche  Beohtsformen  für  den  Immohiliarkredit  in 
das  Gesetzbuch  aufzunehmen  seien.  Der  Entwurf  kennt  vier  Formen 
der  Belastung  eines  Grundstücks  mit  einem  auf  eine  Kapitalleistung 
gerichteten  Bechte:  erstens  eine  rein  accessorische  Belastung,  d.  h. 
eine  solche,  die  in  ihrer  Entstehung  und  ihrem  Bestände  schlechthin 
▼on  einer  durch  sie  zu  sichernden  Forderung  ahhängt,  die  Sicherungs- 
hypothek, zweitens  eine  Belastung,  die  zwar  auch  in  ihrer  Entstehung 
und  ihrem  Bestände  im  allgemeinen  von  einer  Forderung  ahhftngt,  na- 
mentlich aber  insofern  von  der  Forderung  unabhängig  gestellt  ist,  als  zu 
Gunsten  eines  Erwerbers  des  Bechtes  der  Grundsatz  des  offen tHohen 
Glaubens  des  Grundbuchs  auch  auf  die  Forderung  erstreckt,  also  die 
Forderung  so;  wie  sie  eingetragen  ist,  als  bestehend  behandelt  wird,  die 
Bachhypothek,  drittens  die  Briefhypothek,  welche,  im  übrigen  der  Bueh- 
hypothek  gleichstehend,  dadurch  noch  Terkehrsfilhiger  ist,  dafs  das  Becht 
an  eine  Urkunde,  den  Hypothekenbrief,  geknüpft  ist,  endlich  die  Grund- 
schuld,  eine  von  einer  Forderung  ganz  unabhängige  Belastung.  Gegen 
diese  Mannigfaltigkeit  der  Beohtsformen  hat  sich  in  der  Kritik  vielfacher 
Widerspruch  erhoben,  und  auch  in  der  Kommission  wurde  eine  Verein- 
fachung des  Entwurfs  lebhaft  befürwortet.  Einverständnis  bestand  im 
wesentlichen  nur  darüber,  dafs  die  Sichemngshypothek  für  den  Zweck 
der  Sicherung  einer  ihrem  Betrage  nach  noch  nicht  bestimmten  Forderung 
nicht  entbehrt  werden  könne.  Neben  dieser  Form  empfahlen  jedooh 
mehrere  Anträge  nur  noeh  die  Grundschuld  aufzunehmen,  weil  diese  das 
Bedürfnis  nach  einer  verkehrsfähigen  Form  des  Bealkredits  in  der  voll- 
kommensten Weise  befriedige,   den  wirtschaftlichen  Vorteil  der  Loslösung 


1)  Vergl.  8.  878. 

46» 
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fl68  Realkredita  vom  Personalkredit  biete  and  den  oatürliobeD  AbsckloCi 
des  modernen  Hypothekenreohtt  bildt^.  Von  anderer  Seite  wurde  Torgt- 
Bchlagen,  die  ßriefhjpothek  zu  beteitigen,  da  aie  neben  der  Buohbypothtk 
und  der  OrundaobuJd  entbehrlich  und  andereraeits  wegen  der  Yonig«. 
die  sie  für  den  Gläubiger  habe,  geeignet  sei,  jene  Reohtsformen  zu  er- 
fitioken.  Ein  Antrag  auf  Beseitigung  der  Grundeohuld  wurde  nicht  ge- 
stellt, sondern  nur  für  den  Fall  vorbehalten,  dafa  die  Kommittion  niobt 
grandaätzlieh  an  der  Vielheit  der  Formen  festhalte.  Die  Mehrheit  ging 
diesen  Anträgen  gegenüber  davon  aas,  dafa  bei  einer  Neuregelung  dei 
Immobiliarkreditreebta  aUes  vermieden  werden  müsse»  was  data  fuhreu 
könnte ,  die  bisherige  Geneigtheit  des  Kapitals  zur  Befriedigung  der  Kn* 
ditbedürfhisÄe  des  Grundbesitzes,  wenn  auoh  vielleicht  nur  vorübergehtod, 
eu  vermindern  oder  gar  zu  vernichten;  hinter  dieser  Erwägung  müise 
der  an  sich  wohlbereohtigte  Wunsch  nach  Vereinfachung  de«  Entwurf 
zurücktreten.  Unter  diesem  Oeiichtspunkt  entschied  stob  eine  gro£i« 
Mehrheit  für  die  grundsätzliche  Beibehaltung  der  vier  bezeichne  tan  Reohts- 
formen.  Insbesondere  hielt  man  eine  Kreditform,  in  der  sich  eine  Tf^ 
kehrsfähige  Hypothek  mit  einer  persönlichen  Haftung  verbindet,  für  ao- 
entbehrlich,  da  in  zahlreichen  Fällen  der  Grundbesitzer  ohne  die  Oebe^ 
nähme  einer  persoalichen  Haftung  keinen  Kredit  Ende  und  das  Gesett 
daher  nicht  unterlassen  dürfe,  eine  dem  Bedürfnisse  dieser  Falle  genügende, 
klar  durchgebildete  Rechtsform  den  Beteiligten  zur  Verfügung  zu  stellan; 
dabei  behielt  man  sich  vor,  die  Härten,  zu  denen  die  Geltendmachung 
der  persönlichen  Haftung  unter  Umstanden  führen  kann,  durch  besooden» 
Yorachriften  thunlichst  zu  beseitigen.  Es  erschien  weiter  auoh  geboiea, 
die  beiden  Formen  der  verkehrsfähigen  aocesson sehen  Hypothek ,  die 
Baohhypothek  und  die  Briefhypothek  beizubehalten,  da  jede  von  ihnen 
ihre  besonderen  Vorzüge  habe  und  in  einem  grofsen  Teile  des  Reiehi 
dem  Verkehre  vertraut  sei,  so  daTs  von  ihrer  Beseitigung  eine  Störung  des 
Realkredits  betUrchtet  werden  müsse.  Für  die  Beibehaltung  der  vier 
Formen  fiel  auch  die  Erwägung  ins  Gewicht,  dafs  durch  sie  das  Zustande- 
kommen  und  die  Einführung  de«  Gesetzbuchs  erleichtert  werde.  Die 
Frage,  ob  neben  jenen  Formen  der  Kapitalbelastung  auoh  die  halatlmg 
mit  einer  Rente  näher  ausgestaltet  werden  aoUe,  blieb  späterer  Entschei- 
dung vorbehalten. 

Die  Kommission  trat  hierauf  tn  die  Einzelberatung  der  Bestimmungen 
des  Entwurfs  ein.  Die  an  die  8pitze  gestellten  Vorsohriften  über  die 
Hypothek  ohne  Hypothekenbrief  eröffnet  dar  §   1063  mit  eioer 


TorUiULg«  Zmammenitellimg  der  EommiMioiiibesolLlÜJS«.     (Fortaetsitiig.) 

VorbemArkuiig.     Im  FotgeDdan   wird  di«  FAsas&ng  d«B  too  d«r  B#dakt] 
miMiofi  fettgsttallttn,  üitwisdieD  bereits  im  Drack  «rschi«ii«(D«D  Entwarft  S«  L«ftiiiig  i 

Äditer  Absohnitt, 

Hypotbtk,     Orundscbuld.     B«Qt«oscfiuld. 

Erster  Tit«l. 

Hypoth#k. 

%  1082.  (I06S.)  Ein  Gmoditfick  kann  in  der  Weiatft  belutet  werdtn«  dtJk  an  datytaifsa. 
tu  d«uflD  OaDitoD  die  Belastang  erfolgt,  eine  beiftiinnite  Oddaumrae  inr  B«fri«dif«ag  *«f« 
•b«r  iboi  tiuteheaden  Forderung  muM  dem  Grntidttücke  sii  tahlen  üt  (Bjpothak), 
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BMÜmmnng  übmr  die  Zuläsugkeit  und  den  Begriff  der  Hypothek.  Diese  ist 
dftiMch  das  ein  Omndsttlek  belastende  Reeht  einer  bestimmten  Person, 
wegen  einer  bestimmten  OeldforderuDg  Befriedigung  ans  dem  Gmndstüek 
SU  Teriangen.  Man  üefs  snnäohst  das  Erfordernis  der  Bestimmtheit  des 
Berechtigten»  doroh  welc;hes  die  Bestellung  einer  Hypothek  für  den  je- 
weiligen Inhaber  einer  Sehnldversehreibung  auf  den  Inhaber  ausgesehlosseu 
werden  würde,  ebenso  wie  in  §  1145  fallen,  eine  Aenderuog,  die  durch  die 
spilar  beschlossene  Zulassung  von  Inhaberhjpotheken  sich  vollends  als  ge- 
boten erwies.  Anlserdem  erschien  es  angezeigt,  die  Definition  der  Hypothek 
TOB  vornherein  so  su  gestalten ,  dafs  in  ihr  die  innere  Yerwandtsohafi 
der  Hypothek  mit  der  Orundschuld  zum  Ausdruck  komme.  Wenn  der 
Uniflieehied  beider  Institute  darin  bestehe,  dafs  bei  der  Hypothek  die 
diB^che  Belastung  mit  einer  Forderung  in  Verbindung  gebracht  sei, 
se  folge  hieraus  f&r  die  Begriffsbestimmung  doch  nicht  die  Notwendigkeit, 
nit  dem  Entwurf  den  Bestand  der  dinglichen  Belastung  von  dem  Be- 
stände der  Forderung  abhängig  zu  machen ;  mit  den  vom  Entwurf  ange- 
nommenen Grundsätzen  i&ber  die  Erstreokung  des  öffentlichen  Glaubens 
dee  Orondbuchs  auf  die  Forderung  und  über  die  Eigentümerhypothek 
•teile  ee  vielmehr  besser  im  Einklänge,  wenn  das  Bestehen  der  Forderung 
nur  als  Erfordernis  der  Legitimation  des  Gläubigers  zur  Geltendmachung 
der  dinglichen  Belastung  aufgestellt  werde.  Die  endgiltige  Fassung 
der  Begriffsbestimmung  mufste  übrigens  bis  nach  der  Feststellung  des 
Hypothekenrechts  vorbehalten  werden.  Einig  war  man  in  der  Ansicht, 
dafs  durch  die  gesetzliehe  Definition  der  juristischen  Konstruktion  der  Hy- 
pothek (ob  dingliches  Becht  oder  Realobligation)  nicht  vorgegriffen 
werde.  Die  der  Ueberschrift  des  9.  Abschnitts  und  dem  §  1062  beige- 
fügten Anmerkungen  erledigten  sich,  soweit  sie  Vorbehalte  für  das  Ein- 
führangsgeeetz  enthalten,  durch  die  Art.  85,  86,  74  des  Entwurfes  die^s 
Gesetzes;  der  für  die  Grundbuchordnung  gemachte  Vorbehalt  wurde 
gebilligt 

Der  S  1063,  welcher  die  hypothekarische  Belastung  des  Bruohteils 
eines  Chmndstücks  nur  zuläfst,  wenn  er  in  dem  Anteil  eines  Miteigen- 
tümers, wurde  einem  Streichungsantrage  gegenüber  aufrechterhalten,  weil 
die  mit  der  Bruohteilsbelastung  verknüpften  Schwierigkeiten  für  die  Bueh- 
führuDg  und  die  Zwangsvollstreckung  es  ratsam  machten,  dieselbe  nicht 
über  das  praktische  Bedürfois  hinaus  zuzulassen.  Die  Vorschriften  des 
§  1064   über  die  Art  der  Eintragung   der  Hypothek  wurden   nicht  bean- 


Vi%  Hypothek  kann  aaeh  für  eine  kfinftige  oder  eine  bedingte  Fordemng  bestellt 
werden. 

I  10S8.  (1068.)  £in  Bmcbteil  eines  Omndsttteks  kann  mit  einer  Hypothek  nur  belastet 
Verden,  wenn  er  in  dem  Anteil  eines  MiteigentSmers  besteht. 

I  10Z4.  (1064.)  Bei  derEintragnng  der  Hypothek  sind  der  Glftnbiger,  der  Geldbetrag  der 
Fordemng  nnd,  wenn  andere  Nebenleistungen  za  entrichten  sind,  ihr  Geldbetrag  im 
Oraadbaeh  anzugeben ;  im  übrigen  kann  zur  Bezeichnung  der  Forderung  auf  die  Ein- 
tragnngsbewilligung  Bezug  genommen  werden. 

Bei  der  Eintragung  der  Hypothek  für  ein  Darlehen  einer  Kreditanstalt ,  deren 
Satzungen  ron  der  zustftndigen  Behörde  öffentlich  bekannt  gemacht  worden  sind ,  genügt 
aar  Beaeiebnnng  der  anfser  den  Zinsen  satznngsgemifk  zu  -entrichtenden  Nebenleistungen 
die  Bezugnahme  auf  die  Satzungen. 
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etftDdet.  Eiue  ErgänzuDg  erfuhr  der  Entwurf  eoUpreoheDd  eiaem  Bt* 
eohluflse  des  preuT«.  Landeg^OekoDomie-Koilegiums  bezüglich  der  Hjpo« 
theken  für  Darlehen  van  Kredi  tan  stalten,  deren  Satznugen  toq  dar  lo- 
ttändigen  Behörde  öffentlich  bekannt  gemaoht  worden  lind.  5»oh  d«ii 
Satzungen  dieser  Anstalten ,  z.  B.  der  preufshohen  Landsohaften,  libc^ 
nimmt  der  Schuldner  neben  Zinsen  und  Kosten  maDuigfache  Neben- 
leistungen, bei  denen  es  sieh  zum  Teil  um  Forderungen  von  unbefttiamten 
Betrage  handelt.  Nach  dem  Entwurf  müfste  für  diese  Forderungen  nebea 
der  Darlehnahypothek  eine  besondere  Sichenrngshypothak  bestallt  wefdua, 
welche  yon  dem  beleihungsfahigen  Grundstücks  wert  abgerechnet  wetdeo 
mufste  und  deshalb  sowohl  den  Ton  der  Anstalt  zu  gewahrenden  Barlehnt- 
kredit  einsohränkeup  als  auch  die  Erlangung  yon  Nachhfpotheken  er- 
gohweren  würde.  Zur  Vermeidung  dieeer  Nachteile  erschien  es  ootweodii 
und  nach  der  Natur  der  fraglichen  Nebenleistuns^en  unbedenklich^  den  Be- 
teiligten die  vertragsmäfsige  Erstreckung  der  Barlehn&hypothek  aut  jeni 
Nebenltistungen  zu  gestatten,  während  für  eine  gesetzliche  Ersireckan| 
der  Haftung  des  Grundstücks  auf  dieeelben  kein  Bedürfnis  bastahe.  Zm 
Erleichterung  des  Verfahrens  sowohl  für  die  Kreditanstalten  aU  flr  dii 
Grundbuchämter  Uefs  man  ferner  eine  Bezugnahme  auf  die  Satzungen  zur 
Bezeichnung  solcher  satzungsmäfsigen  Nebenleistungen    zu.    —    Der    Vor 


Anmerkang.     Es  wird  Tomusf esetit,  d^f$  die  Oraadbücliordüaßg  eine  Var 
enthAlteo  wird»  nach  welcher  die  «intutrsgeadeo  Geldbeträge  in  Beicbswiliriiag  s&cvfiftttl 
sind  (veri^l.  %  29  des  Entw    der  O.B.OJ. 

§  1026.    (1106  —  1108)    Uebor  di«  Hypothek  wird  ein  HypothekeDbrisf  erUUl 

]>ie  ErtettauR    des    Briefes    kano    iiuti^eaclilosseo    werden^     Die  AtuscblieCkiLKg 
ftocb  usL'hträgltch  erfolgen.     Zu  der  AuaschüerstiQg   bt    die  Einiguni^    des  QlEobifsrt  8i4  | 
des  Eigentümers  sowie  die  EiDtrsK^UDHf-    in    dss  Orundbacb  orforderlich ;    die   Vareehritbi 
doe  §  794  Abs.  t  und  der  §§  797,  799  linden  eoUprecbende  Anwendnng, 

Die  Aussohl  iefs  an  g  der  Erteil  an  g  dea  Briefes  kann  «ufge  hoben  werden  }  die  Anfbebaoi  ^ 
erfolgt  in  gleicher  Weise  wie  die  Ausschltsfsang. 

Anmerkung.     Es    wird    ▼oraasgesetsl,    dafs    die    Grandbnchordnatig    Vor 
eathalten  wird,  naeb  deneii 
i,  eine  sieb  gegen  das  Beeht  des  eiogetragenen  Qliabiger«  richtende  Eintragung  in  dt* 

Grundbuch  nur  suliulg  ist,  wenn  der  Hypotheken-,  Grandecbnld*  oder  ReDtADSeluM* 

brief    dem  Orandbacbamte    vorgelegt    wird ,    and    die    erfolgte    Eintragong    aif  dMl 

Briefe  su  vermerken  ht  (vergL  §   31    de&  Entw.  der  O.B.O), 
3.   die  nachtriLijrliche    Ausschlieraung    der    Erteilung    des  Briefea  nur    eingetragen  werden 

darf,    wenn  der  Brief   dem  Grundbuchsmte    EurQckgegeben    oder   im  Wege  de»  Attf> 

gebotsverfahreDS  fQr  kraftlos  erklärt  worden  ist, 
d*  ein  dem  Gntodbucbamte  surtickgegebener  Brief  unbraachbar  su  mAchett  Ist  (vergL  ^  61 

des  Eütw,  der  G.BO. 

§  102Ö  (1110.)  Der  Gläubiger  erwirbt,  sofern  oicht  die  Ert«i lang  des  Hypotlwkea- 
briefes  sosgeächlosseo  ist,  die  Hypothek  erst,  wenn  ihm  der  Brief  von  dem  Sigeattaier 
des  Grundstücks  übergeben  wird.  Auf  die  Uebergsbe  finden  die  VorscbrifteB  dee  {  941 
SsU  S  und  der  §§  643  bis  615  Anweodiaag. 

Die  Uebergabe  des  Briefes  kann  durch  die  Vereinbarang  «rsetst  werden,  d4(|  der 
Gläubiger  berechtigt  sein  soll,  sich  den  Brief  tou  dem  Grundbachsmt  »ttshiiidlgift  ss 
lasaen. 

Ist  der  Gläubiger   im  Besitse   dea    Briefes,    so   wird   vermuteti    dafs    die    Dsb 
erfolgt  seL 

Anmerkong.     Es  wird  voriUBg^setsi,  dafs  die  Grnndbucbordnung  etot  Vorschrifl 
eotbaltea  wird,  nsch  welcher  der  Hypotheken-,  Grondschold*  oder  BeDteuschttldbrief  dm 
fiigeatümer   aossiiblndigen  ist,    sofern    dieser    nicht   die  Aushändigung  an    den  QUa 
bewilligt  hat  (vergl    %  60  des  Entw.  der  G.B.O.). 
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«chlag,  tntfprecheod  früheren  Beschlüiien  auch  eine  TabuUrergiUuog  yoa 
Hypotheken  einEufuhrea.  wurde  abgelehnt,  iDdem  man  annahtn,  dafs  die 
Gründe,  die  für  die  Tubularersitsung  dei  Eigentums,  einer  Grunddienst* 
barkeit  und  einet  Niercbrauohs  an  einem  GrundstUoke  sprächen,  bei  der 
Hypothek  nicht  zuträfen.  Die  Vorschriften  der  §§  1065,  1066  über  die 
nachträgliche  Eintragung  der  Versinsliohkeit  oder  eioes  höheren  Zins- 
•atzes  und  die  Erstreckuag  der  Hypothek  auf  gesetzliche  Zinsen  und  ge- 
wiaee  Kosten  blieben  unangefoohteü. 

Unter  den  Gegenständen,  die  dem  Gläubiger  kraft  der  Hypothek  haften, 
führt  der  §  1067  in  Nr.  1  zonäcbst  auf  „das  Grundstück  in  seinem  je- 
weiligen Bestände*'  (mit  einer  epäter  zu  erwähnenden  Ausnahme).  Soweit 
hiermit  die  Haftung  der  wesentlichen  Bestandteile  des  Grundstaoks  ausge* 
aprochen  werden  soll,  erschien  der  Ausspruch  neben  §  782  Uberflüsdig. 
Die  Bestimmung  will  weiter  besagen,  daTa  die  Hypothek  sich  auf  ein  dem 
belasteten  Grundstück  nachträglich  als  Bestandteil  Kugeachnebenes  Grund* 
stück  erstreckt.  Bei  der  Erörterung  dieser  Yorsohrift  gelangte  man  zn 
der  UeberzeuguQg,  dafs  der  Entwurf  iu  Bezug  auf  die  Frage  Ton  der 
grundbuchmäfsigen  Vereinigung  mehrerer  Grundstücke  eine  Lücke  ent- 
halte* Der  Entwurf  (§  787  Abs.  2)  kennt  nur  eine  Zusammen buohung 
mehrerer  (im  Flurbuch  je  unter  einer  Nummer  aufgeführter)  Grundstücke 
mit  der  Wirkung,  dafs  nicht  das  eine  Grundstück  Bestandteil  des  anderen 
wird,  Bondern  jedes  der  Grundstücke  Bestandteil  des  neu  entstehenden 
Gesammtgrundstücks.  Die  Kommission  nahm  dagegen  an,  dafs  Ton  dieser 
Art  der  Zusammeuschreibung,  welche  zu  dem  Zwecke  Torgenommen  werde» 
mehrere  wirtschaftlich  im  wesentlichen  gleichwertige  Grundstücke  für  die 
Zukunft  SU  einem  rechtlieh  einheitlichen  Gegenstanrle  der  YeräuTserung 
und  Belastung  zu  machen,  nach  der  Auffassung  des  Yerkehra  eine  zweite 
Art  buchmäfsiger  Vereinigung  zweier  Grandstuoke  zu  unterscheiden  sei, 
deren  Zweck  dahin  gehe«  ein  kleineres  Grundstück  mit  einem  gröfseren 
dergestalt  rechtlich  zu  Terbindeo,  dafs  es  bezüglich  der  an  dem  gröfseren 
Grundstück  bestehenden  Hypotheken  etc.  fortan  als  dessen  Bestandteil 
gelten,  also  für  dieaelben  mithaften  solle.  Um  die  Zulässigkeit  dieser 
zweiten  Art  der  Zusammen  Schreibung  aufser  Zweifel  zu  stellen,  fugte  man 
der  Voraobrifi  des  §  787  Abs.  2  („Mehrere  Grundstücke  können  dadurch 
SU  einem  Grundstücke  rereioigt  werden,    dafs  der  Eigentümer  sie  als  ein 


§  1CS7.  (1066.)  Kraft  d«r  Hypothek  haftet  du  Oraodstack  Meli  rar  dl«  geMttliohso 
ZtiiiflD  d«r  Forderung  »owi«  fUr  die  KosUo  der  Kündigaag  iitid  der  die  Betriedii^u^  aas 
dem  GraDd»tQoke  bezfreekeudeD  RechUverfolgung. 

§  1028.  (1065.)  Isi  die  Forderang  UDTeriloslich  oder  fit  der  Zioisats  oiedHgor  ale 
f&nf  Tom  Hundert,  so  keun  die  Hypothek  ohne  Zustimmung  der  im  Bange  gleich*  oder 
nachsiehenden  Berechtigten  dahin  erweitert  werden,  dafe  das  Drunditück  fUr  Zinten  bU 
XU  fäof  vom  Hundert  haftet« 

Zu  einer  Aeoderung  der  Zehluagsxeit  und  des  Zahlungsorte  iat  die  Zustimmung  dieser 
Berechtigten  gleicbfall»  nicht  erforderlich. 

%  I0i9.  (1067  Ko.  2,  d.)  Dte  Hypothek  erstreckt  sich  auf  die  too  dem  Grund- 
stioke  getrennten  Erseognisse  und  sonstigen  Beslandteüet  soweit  sie  nicht  mit  der  Tren> 
Dung  nach  den  §§  B€9  bis  87S  in  des  Eigentum  eines  Anderen  als  des  Bigentümer»  oder 
des  Eigenbetitsers  des  Grundstücks  gelangt  sind,  sowie  auf  daa  Zubehör  des  Grundstücks 
mit  Ausnahme  der  Zubehörstücke,  welche  nicht  in  das  Eigentum  des  EfgeotUmers  des 
Gnindstttcks  gelangt  sind. 
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Grundstück  in  das  Grucdbach  eiotiftgen  lä£it/' )  die  Beatimmafif  bei:  Ein 
Grundstück  kann  dadurch  sum  Bedtandteile  eine«  anderen  Urandtlück»  ge- 
macht werden,  dafa  der  Eigentümer  es  diesem  im  Grnndbuohe  suftchrvib«« 
läfst.  Was  nun  die  hier  fragliche  Yorflchrift  des  §  1067  Nr.  l  aolanst 
so  hielt  die  Mehrheit  der  EommisAion  sie  für  den  Fall  einer  Zasobraibimi 
der  letzteren  Art  aufrecht,  indem  sie  annahm,  da^s  es  dem  Wilbii  4ti 
Eigentümers  und  dem  praktischen  Bedürfnisse  entspreche»  in  toLchev 
Falle  die  an  dem  Hauptgrundstücke  bestehenden  Hrpatheken  auf  Öaa  sq- 
geschlagene  Grundstück,  nicht  aber  die  an  diesem  be«tebenden  Hypothekea 
auf  das  Hauptgrundstüok  zu  erstreoken«  Dagegen  war  man  einig,  dali 
bei  der  erstgedaohten  Art  der  Vereinigung  mehrerer  Grundstücke  die 
gegenseitige  Erstreckung  der  an  «inem  Grundstück  bestehenden  Hypothekaa 
auf  das  andere  unzweckmäfsig  sei,  weil  sie  die  wirischaftlioh  nÜtsHobt 
Yereinigung  erschwere  und  dadaroh  zu  der  nicht  erwünschten  BesteüuDg 
Ton  Eorrealhypotheken  dräoge,  während  sie  den  Zweck,  die  Buohfahnuig 
und  die  ZwangEversteigerung  zu  Tereinfachen,  doch  nur  unToUständig  tr* 
reiche. 

Yen  der  Haftung  der  wesantlichen  Bestandteile  d«r  GrondttEoka' 
macht  der  §  1067  Nr.  l  eine  Ausnahme  bezüglich  der  ungetreoistMi 
Früchte,  welche  einem  im  Besiti  des  Grundstücks  befindlichen  Päohter 
gebühren.  Die  Kommission  hielt  es  für  ssweckmäfsiger,  die  Fra^e,  wis 
die  Stellung  des  Pächters  im  Zwangsversteigerungs-  und  ZwangaToIlstreck* 
ungsTerfahren  zu  regeln  sei,  ganz  der  Entscheidung  des  ZwangsYoll- 
streck  ung8ges6t26i  su  übeilaisen,  und  strich  daher  dia  fragüoha  BettiiD- 
mung.  Die  Vorschriften  des  §  1067  Nr.  2,  3  und  5  blieben  unbean* 
standet;  in  Nr.  5  sollen  jedoch  auch  die  Forderungen  aus  einer  g»- 
mäfs  §  999  b  (der  8.  226  mitgeteilten  Zusammenstellung)  too  ainem 
Niefsbraucher  genommenen  Versicherung  erwähnt  werden.  Ein  im  An* 
schiufs  an  die  Nr.  3  gestellter  Antrag,  welcher  bezweckte,  die  bisher  be- 
schlossenen Auslegungsregeln,  betreffend  die  Erstreckung  der  auf  aift 
Grundstück  besügüchen  dinglichen  Beohtsgeicbifte  auf  das  Zubehör  duroh 
die  dispositire  Bestimmung  zu  ersetzen,  dafs  das  Zubehör  eines  Groad- 
Stücks  den  wesentlichen  Bestandteilen  des  Grundstücks  gleichsteht,  wurde 
abgelehnt,  im  wesentlichen  deshalb,  weil  man  Ton  dieser  Bestimmunfi 
Zweifel  und  Mifsyerständnit-se  befürchtete«  Auch  die  Nn  4  des  §  1067 
fand  die  Billigung  der  Mehrheit;  der  Yorsohlagf  nur  die  Miet-  oder  Facht- 
Zinsford erungtn  gegen  einen  Mieter  oder  Pächter  des  Eigentümer* 
oder  des  Eigen  b  esitzera  der  hypothekarischen  Haftung  zu  unter* 
werfen,  wurde  verworfen,  da  man  es  für  zweckmäfsig  erachtete,  dem  Hy* 
pothekengläubiger  auch  gegenüber  dem  Mieter  oder  Fechter  eines  ikm  im 
Bange  nachstehenden  Niefsbrauühers  den  Zugriff  auf  die  Miet-  oder  Faekt* 
Zinsen  zu  gestatten. 

Nach  §  1068  Abs.  1  werden  getrennte  Erzeugnisse  und  ionstige  Be* 


§  1030.  (1068.)  Werden  Ersengfit»*«  von  d«m  GraDd»tlick  eotfer&t,  btvor  sie  »t| 
GtiD»t«ii  des  Olllubfgrci'^  ^^  Bescblig  geDommcn  worden  ftind ,  so  erlischt  ihre 
et  »ei  dtno,  daf»  die  EnCfernaog  nur  zu  einem  vorübergeheadeD  Zfrecke  erfolgt.  Booiili|ii 
D«»tsiidteile  des  OrUDd^tückft  und  2abehörstücke  werdeu  von  der  Haftung  frei^  weuo  »i# 
TOr  der  BeichUgnahme  veräofsert  oder  bel«»tet  und  infolgede»»«»  von  den»  Orucdii^ek 
enifernt  werden. 
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standteile  sowie  ZubehÖittüoke  Ton  der  in  §  1067  ^t,  2,  3  beBÜmmt^ß 
Haftung  frei,  wenn  aie  Tor  ihrer  BescM&gDubme  sa  Gunsten  des  Hjpo- 
theki-n  gläubig  er  a  yon  dem  Grundstück  entferut  werden.  Diese  Vorsebrifl 
wurde  bezüglich  der  getrennten  Krseugnisse  nicht  beanstandet  und  nur, 
dem  8inne  des  Entwurf»  entsprechend^  dahin  yerdeut licht,  dafs  eine  nur 
2u  einem  vor  übergehenden  Zwecke  erfolgende  Entfernung  die  Befreiung 
Ton  der  HiiftuDg  nicht  herbeiführt.  Dagegen  hielt  man  mit  Eüoktioht 
auf  den  Schutz  de«  Hypotheken  gläubig  ers  nicht  für  angängig,  die  Haftung 
von  sonstigen  getrennten  Bestandteilen  und  Yon  Zubehörstncken  mit  der 
blofsen  Entfernung  dieser  Sachen  Tom  Grundstück  erlöschen  zxx  lassen. 
Andererseits  erschien  der  in  einem  Antrage  aufgenommene  Vorschlag  des 
preufs.  Landes- Oekonomie- Kollegiums,  die  Befreiung  des  Zubehörs  davon 
abhängig  zu  machen,  dais  die  Entfernutig  desselben  in  ordnungsmäTsiger 
Wirtfiohaft  Yorgeoommen  worden  ist,  deshalb  unannehmbar,  weil  er  in 
einseitiger  Begtiostigung  des  Gläubigers  die  Verfügungsfreiheit  des  Eigen- 
tümers in  einem  dem  Volksbewufstsein  widersprechenden  Mafse  beschränke 
und  dadurch  den  Fersooalkredit  zu  erschüttern  drohe,  auch  in  der  An* 
Wendung  su  vielen  Schwierigkeiten  führen  würde»  Eine  billige  Aus- 
gleichung der  Interessen  des  Gläubigers  und  des  Eigenttimers  erblickte 
man  in  der  dem  preufii sehen  Hechte  entsprechenden  Bestimmung,  dafs  die 
Haftung  der  hier  fraglichen  Sachen  nur  durch  die  auf  Grund  einer  Ver- 
äufierung  oder  Belastung  erfolgende  £ntfemung  von  dem  Grundstücke  er- 
lösche. Der  §  1068  Abs.  2p  nach  welchem  im  Fall  der  Veräufserung 
oder  Belastung  von  noch  auf  dem  Grundstück  befindlichen  Bestandteilen 
und  ZubehörstüokeD,  abweichend  von  den  §§  878,  1152,  das  Hecht  des 
Hjpoihekengläubigers  nicht  zu  Gunsten  eines  redlichen  Erwerbers  er- 
lischt, blieb  unangefochten,  wurde  jedoch  durch  den  8 atz  ergänzt,  dafs^ 
wenn  der  Erwerber  die  Sache  von  dem  Grundstücke  entfernt,  eine  vor 
der  Entfernung  erfolgte  Beiohlagnahme  ihm  gegenüber  nur  wirksam  ist, 
wenn  er  bei  der  Entfernung  in  Ansehung  der  Beschlagnahme  nicht  in 
gutem  Glauben  ist.  —  Aus  Anlafs  mehrerer  im  AnschluTs  an  §  1068 
gestellter  Anträge  lehnte  die  Kommission  es  ab,  die  früher  (vgl.  Bd.  LX 
S.  083)  vorbehallene  Trage  zu  entscheiden,  ob  das  Zubehör  eines  Grund- 
stücks oder  eines  in  das  Schiffsregister  eingetragenen  Schiffes  nur  der 
Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  unterworfen  sein  soU; 
sie   iah    keinen    Grund,    zu  dieser  dem    Zwangsvollstreokungsrecht   ange* 


Wird  ein«  der  im  Abs.  1  beteichocteo  Suchen  vor  der  EDtferoaog  veriafsert  oder 
bela»tetf  to  k«tiQ  sich  der  Erwerbtr  dem  Gläubiger  gegenüber  nicht  tUrsof  berufen,  d&Ts 
er  in  An&ehiiDg  der  Hypothek  in  gutem  Giaubei]  gewesen  »ei.  £Q(fenit  der  Erwerber 
die  Sache  von  dem  OraudstQckoi  »o  Isl  eine  vor  der  Entferoticg  erfolgte  BeBchUgniüime 
ihm  gegenüber  cur  wirkstni}  wenn  er  bei  der  Eotferouag  ia  AnsebuDg  der  Beschlag- 
Dshme  iiicbt  in  gutem  GUabeti  i»t. 

I  1031«  (1067  No,  4,  1069  Abs.  3.)  Iit  das  Gracdatflck  vermietet  oder  verpachtet^ 
10  eretreckt  »Ich  die  Hypothek  auf  di«  Miet-  oder  Pacht^in »forde rung. 

Soweit  die  Fordernng  illtig  ist^  wird  aie  von  der  HaftiiDg  frei,  wenn  sie  nicht  inner* 
halb  eine»  Jahres  Qai'h  dem  K&ntrht«  der  Filligkelt  lu  Gunsten  des  Uypothekengl&ubigers 
in  Befechleg  genommeti  wird»  Jat  der  Miet"  oder  Pacbtzini»  im  voraus  tu  entrichten^  so 
erstreckt  sich  die  Befreiung  nicht  luf  den  Miet-  oder  PachUina  für  eine  »pätere  Zeit  ata 
das  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  laufende  iind  das  folgende  Kalendervierteljahrt 
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hörendeo  Frage  Stellung  zu  Dehmeti»  da  die  EDUchddung  derMlbM  olUM 
Kinäuf«  auf  die  Gestaituog  de«  materiaUeo  KeohU  sei. 

Die  Yorsohrifton  des  §  1069,  welche  die  in  §  1067  Nr«  4  betlionl» 
Haftung  der  dort  bezeiohnelan  FordemngeD  befichränken ,  fandeii  ini  vt-* 
sentlicheo  Billl^UQg;  die  Beetimmung  des  Abs.  2  wurde  jedocli  beiögüA 
der  Berechnung  der  Zeit,  für  welobe  Vorauftverfügungen  Über  lli«t^  und 
Paohtziusf Order un gen  mit  Wirkang  gegenüber  dem  Hypothekeogläabtftr 
erfoljjen  können,  in  Einklang  gesetst  mit  der  verwandten  Voriohrift  du 
§  530 0  der  Bd,  LIX  8.  559  mitgeteilten  Zusammenstellung,  und  maa 
nahm  ferner  eiua  dem  dort  mitgt^teiltan  §  530  e  entipreobende  Besdmmatif 
über  die  Befugnis  des  Mieters  oder  Pächters  sur  Aufrechnung  einer  ih« 
gegen  den  Vermieter  oder  Verpäohter  zustehenden  Forderung  gegünEber 
dem  Hypothekengläubiger  auf  (rergl.  den  §  103S  der  mitgeteilles  Fi*- 
sung).  im  §  1070,  welcher  die  Haftung  der  im  §  1067  Nr.  $  tesei«h* 
neten  Forderungen  aus  einer  Versicherung  näher  bestimmt,  blieb  der 
Abs.   1  unverändert*     Der  Abs«  2  untersoheidet  in  betreu  der  Frage«  ab 


§  1082.  (lOöd  Abs.  1,  %.)  Wird  der  Bilet-  oder  Pscktsioa  «ingBaogao»  b«vor  ar  u 
Oaosien  des  Hypoüiekeaglfttibigeri  in  Be^chUg  genominoD  wordea  ist,  odar  wird  v^  im 
B«4cblftgD«bme  eoast  {ib«r  ihn  verrGgt,  so  iüt  die  Verfügung  dem  BjpoihekaairlAabiKa 
geg«DUb«r  wirksam.  Besteht  die  Verf&gung  In  der  Uebertragun^  d«r  Forderung  muf  eSttt 
Dritten,  »o  orliächt  die  Haftung  der  FordertiDg;  «rUngt  ein  Dritter  ein  Recht  aa  4m 
Forderaog,  so  gebt  es  der  Hypothek  im  Bange  Tor* 

Die  Verfügung  ist  dem  HypotbelcaDgläubiger  gegenüber   unwirluata,    «owtlt  eie  ticb 
auf  den  Miet*    oder  Pacbtcins    für  ein«    spätere  Zeit  als  du  lor  Zeit  der  Baecbta^pAlia 
lünfeade  und  das  folgende  Kslendervierte^jubr  beaieht. 

Der  Uebertragang  der  Forderung  eof  einen  Dritten  steht  e»  gleich«  wenii  da«  Gr 
stück  ohne  die  Forderung  ▼•räufaert  wird. 

§   IU33.    Soweit  die  Einsiehmng  de«  Miet-  oder  Pachtsin»ef  dem  UjrpolheJtaagliabSpr  ' 
gegenüber    unwirksam  ist,    kann    der  Sfieter  oder  der  PJichter    nicht    eine  ihm  gagea  deft 
Vermieter    uder   den  Verpftcbter   xa»tehende  Forderung    gegen    den    Hypotbekaagtlablfir 
aafrechneo. 

§  1034     (10$7  No.  4,  1O690    ^^^  ^^^   deta  Eigentam  «a  dem  OmadsiOek  ein  B( 
auf  wiederkehrende    Leistungen   Yerbuuden,    so   erstreckt   sich   die  Hf  pothak  auf  die 
eprQche  auf  die^e  Leistungen.     Die  Vorschriften  des   g  1031   Abt.  S  Sats   t,    das  §  101 
Abs.   If  3  und  des  §   1038   finden    entsprechende    ADwendang.     Eine    vor    der    Beedib 
QiliiDe  erfolgte  VerfUgang  über    den  Anspruch    auf  eine  Leistnogf    die    erst    drei  Ho 
nach  der  Beschlagnahm«  (lllig  wird,  ist  dem  üypothekenglSabiger  gegenüber  anwii 

§    1035     (1067  No    5,  1070  Abs,   1  Sats  1.)     Hat    der  Eigentümer    oder    der 
besitaer  des  Grundstücks  Geg'enstinde ,  welche  der  Hypothek  unterliegen,  unter  Vi 
rung  gebracht,  so  erstreckt  sieb  die  Hypothek    auf   die  Forderung  aus    der  Veraic 
D&s  Gleiche  gilt,    wenn    die  Versicherung   von    einem  Niefibraacher  nach  {  95^  Abs, 
genommen  worden  ist. 

Die  HaftUDg    der   Forderung    au»   der    Versichemng   erllfteht,    wenn    der 
GegoDstand  wiederhergeateUt  oder  Ersati  für  ihn  beschafft  Ist. 

Anmerkung.  Der  Beratung  des  Entirurfes  des  BinfÜhrung$gesotse»  wird  die Sb»- 
Scheidung  darüber  vorbehalten,  ob  antdrücklich  bestimmt  werden  soll,  daf»  die  Vonebriftia 
der  Landesge^etse  über  das  ödfentliche  VerskherDogsweseD  unberührt  bleiben. 

§  1036.  (1070  Abs*  8.)  Ist  ein  Geb&udo  versichert,  ao  kann  der  Versiebe 
Veraicherungssumme  mit  Wirkung  gegen  den  Hypothekengllubiger  an  den  VeraH 
saMen,  wenn  er  oder  der  Versicherte  den  die  Zahlnngspflicbt  begründe ndeo  Unftti 
Hypotbekengläubiger  angeieigt  and  dieser  nicht  innerhalb  eines  MotiaUi  nach  dem  Kl 
p fange  der  Anzeige  dem  Versicherer  gegenüber  der  Zahlung  widersprochen  hat  l| 
Übrigen  finden  die  für  eine  verpflndete  Förderung  geltenden  Vorschriften  Anwendaiifl 
der  Versicherer  kann  sich  jedoch  nicht  darauf  berufen ,  dafs  er  eine  aus  dem  Gruodb 
ersichtliche  Hypothek  nicht  gekannt  habe« 
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der  Veniolierte  übar  die  YersiohenmgBforderung  mit  Wirkung  gegen  den 
Hypothekenglänbiger  yerfügen,  insbeBondere  dieselbe  einziehen  kann, 
swiaehen  Forderungen  aus  einer  Gebäudeyersioherung  und  Forderungen 
ana  einer  anderen  Teraicherung.  Die  bezüglich  der  letzteren  Forde- 
rongen  aoerkannte  TerfUgungsfireiheit  des  Versicherten  blieb  unange- 
foehian;  mao  besohlols  nur,  neben  dem  in  Entwurf  erwähnten  Abs.  1 
dea  %  1069  auch  den  Abs.  3  zur  entsprechenden  Anwendung  zu  bringen. 
Auf  Forderungen  der  ersteren  Art  erklärt  der  Abs.  2  die  Vorschriften 
der  SS  803 — 305  für  entsprechend  anwendbar,  d.  b.  Verfügungen  des 
Veraicberten  sollen  zu  Gunsten  des  Versicherers,  der  die  Hypothek  nicht 
gekmiiBt  haty  in  gleicher  Weise  dem  Hypothekengläubiger  gegenüber  wirk- 
sam aein,  wie  im  Falle  der  Abtretung  einer  Forderung  Verfügungen  des 
biihorigen  Gläubigers  zu  Gunsten  des  gutgläubigen  Schuldners  dem  neuen 
Oliabiger  gegenüber  wirksam  sind;  die  Hypothek  soll  also  nicht  wegen 
ihrer  Eraichtlichkeit  aus  dem  Grundbuch  sJs  dem  Verscherten  bekannt 
gelton.  Im  Gegensatz  hierzu  hielt  die  Kommission  im  Interesse  des 
Schuiies  des  Hypothekengläubigers  für  geboten,  dem  Versicherer  die  Be* 
mfiuig  auf  Unkenntnis  einer  aus  dem  Grundbuch  ersichtlichen  Hypothek 
zu  Torsagen;  sie  nahm  an,  dafs  dem  Versicherer  nicht  zu  nahe  getreten 
werde,  wenn  das  Gesetz  ihm  zumute,  sich  vor  der  Auszahlung  der  Ver- 
sicherungssumme aus  dem  Grundbuch  über  die  eingetragene  Hypotheken  zu 
unterrichten.  Nach  diesem  Besohlufs  würde  der  Veraicherer  nur  mit  Zu- 
stimmung des  Hypothekengläubigers  mit  Wirkung  gegen  ihn  an  den 
Versicherten  zahlen  können.  Demgegenüber  erleichterte  man  seine  Lage 
durch  die  Vorschrift,  dafs  die  Zahlung  auch  dann  wirksam  erfolgen  könne, 
wenn  der  Hypothekengläubiger  nach  einer  ihm  yon  dem  Versicherer  oder 
dem  Versicherten  über  den  Unfall  erstatteten  Anzeige  nicht  innerhalb 
eines  Monats  dem  Versicherer  gegenüber  der  Zahlung  widersprochen  habe. 
Die  Bestimmung  des  §  1069  Abs.  3  wurde  gebilligt,  jedoch  strich  man 
die  dieser  Bestimmung  beigefügte  Ausnahme  für  den  Fall  der  Zwangs- 
rerateigeruDg,  weil  man  sie  mit  Rücksicht  auf  die  §§  36,  37  des  Ent- 
wurfs eines  Gesetzes  betreffend  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbeweg- 
liehe  Vermögen  für  gegenstandslos  hielt.  Die  dem  §  1070  beigefügte 
Anmerkung^  erledigte  sich  in   ihrem   ersten  Teile  durch  den  Art  77  des 


%  lOST.  (1070  Abs.  2,  3.)  Ist  ein  anderer  OegensUnd  als  ein  Oebäude  versichert, 
so  bestimmt  sich  die  Haftang  der  Forderung  aas  der  Versicheraog  nach  den  Vorschriften 
des  S  1081  Abs.  2  Satx  1  und  des  §  1032  Abs.  1,  8. 

§  1038.  (1070  Abs.  1  Sati  2.)  Ist  der  Versicherer  nach  den  Versichernngsbestim* 
mangen  nur  Terpflichtet,  die  Versicherangssamme  aar  WiederhersteUung  des  versicherten 
Oegttostandes  an  zahlen,  so  ist  eine  diesen  Bestimmungen  entsprechende  Zahlung  an  den 
Versicherten  dem  HjrpothekenglXubiger  gegenftber  wirksam. 

§  1089.  (1067  No.  1.)  Wird  ein  Grundstück  einem  aoderen  Orundstfick  im  Grund* 
boebe  augesehrieben,  so  erstrecken  sich  die  an  diesem  Grundstücke  bestehenden  Hypotheken 
aof  das  augesehriebene  Grundstück. 

Anmerkung.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  inwieweit  im  Falle  der  Ver- 
pachtiBg  eines  mit  einer  Hypothek,  Gmndschuld  oder  Rentensehuld  belasteten  Grund- 
stfieks  die  mit  dem  Boden  noch  verbundenen  Früchte  au  Gunsten  des  Fichters  von  der 
Haftnng  befreit  werden  sollen,  bleibt  dem  Gesets  über  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
anbowegliche  Vermögen  überlassen. 
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Ectwurfi  des  EiDführuDgsgesetzeB,  in  ihrem  sweiten  Teile  wtirde  iie  Wi- 
behalteD. 

Der  g  1071  wurde,  neweii  er  beft&gt,  dfifs  die  Hypothek  an  jcda 
Teile  des  GmndBtüoki  besteht,  enttpreoheDd  dem  zu  §  1 1 50  geÜiWn 
Beschlüsse  (vergl.  8  3 SO)  gegtrichen,  im  übrigen  gebilligt.  Die  ^  LOU 
bis  1074  beireffen  den  Schutz  des  HypothekeDgläabigers  gegen  ein«  Mbt 
Sicherheit  gefährdende  YerBchlechterung  dee  Grundstücks.  Im  WwUm  ixo* 
hender  VerschleohteniDg  giebt  der  §  1073  dem  Gläubiger  dae  Reobt«  dii 
gerichtliohe  Anordnung  der  sur  Abwendung  der  Gefährdung  erforderiidlifa 
MaTsregeln  zu  verlangen ,  d.  h,  naoh  der  £rläuteriiog  der  MotiTe  eistn 
im  Wege  der  Eüage  geltend  zu  machende d  Anspruch  gegen  den  Büfo- 
iümer  auf  Duldung  der  gerichtlich  anzuordnenden  MaTsregeln  oad  im 
Hecht,  die  Anordnung  solcher  MaTsregeln  im  Wege  einer  eioitwelliffa 
Teriügung  zu  beantragen;  Voraussetzung  des  beseichneten  Anspmolu  ifC 
dafs  infolge  positiver  Einwirkungen  des  Eigentumers  oder  einet  Drtitia 
die  Yerichlechterung  droht.  Abgesehen  dayon,  daTa  man  dieae  Voran** 
seÜEung  klarer  zum  Ausdruck  brachte,  eraohieo  es  einfacheri  dem  Olftubsgff 
statt  des  stets  gegen  den  Eigentümer  sich  richtenden  Anapniolie  die  Bt- 
Tugnis  beizulegen,  kraft  seines  dinglichen  Rechts  gegen  den  is  gefi^l^ 
dender  Weise  auf  das  Grundstück  einwirkenden  Eigentümer  oder  Dritlü 
auf  Unterlassung  der  Einwirkung  zu  klagen.  Bezüglich  der  Vorrntteaettoai 
des  neben  diesem  Anspruch  bestehenden  Hechte  des  Gläubigen,  gerifllUp 
liehe  SicherungsmaT« regeln  zu  beantragen^  wurde  der  Entwurf  gleäohlkUf 
verdeutlioht  Die  Bestimmungen  des  §  1073  über  die  Rechte  dae  Glia- 
bigere  im  Falle  einer  bereite  eingetretenen  Versohleohterung  dea  GfVii* 
Stücks  fanden  die  Billigung  der  Mehrheit.  Der  §  1074  blieh 
fochtent 


%   1040.    (lOTl,  10T8  Abs.   l)     Besteht    für    die  Porderuo^    eine  Bfpothmk  aa 
reren  Grandslückeu  (Oeuuntliypothek)  ,    »c»  hikri:«t  Jedes  Grandsiück  für  d»e  g 
tQDg.     Der  Gliobifrer  kaoti  die  Befriedigaag  niich  seio«m  Belieben  »ut  jedem  der  Oraad^ 
ftflcke  gftnz  oder  tu  eiiiem  Teile  «achen. 

Der  Otäubiger  lt»t  bereobtigT,  deü  Betrair  der  Forderung  itaf  die  eioteinett  Ona4> 
Stücke  dergesiUlt  eo  verteUeo^  dafa  jede»  Grtind^täck  oar  für  den  zui^eteilteii  B«lxaf  kaAsi. 
Aaf  die  VerteUuiig  ßiideti  die  Vorscbriftea  der  §§  796,  797,  799  «nUfiMelMed«  Aa^ 
wtoduDg. 

%  104 1.  (1073)  bt  iDfolge  einer  Verscblecbteraag  des  Orniid^tfleks  4i*  gkWMi 
der  Hypotbek  gefährdet ,  so  kftim  der  Gläubiger  dem  Eigent&nier  eine  aiigeiii«»MD«  Frift 
mar  Beseitigung  der  Gefthrdung  beetimiDen.  Wird  die  Geflbrdung  nicht  lini«rkalb  der 
Frist  durch  Verbesserung  de»  Grundstücks  oder  durch  anderweitige  HypothekcabvettDuiff 
beseiliift,  so  i^t  der  Olio biger  berecbtigt,  sofort  Befriedigung  aub  dem  Oruiidstteke  m 
»ucheo ;  ist  die  Forderung  ußversinslicb  und  noch  nicht  fäUtg.  so  gebtthrt  dem  Qliablc** 
nur  die  Summe,  welche  mit  Hiusurechnung  der  gesetsltcben  Zinsen  (}ir  die  iSelt  tob  der 
Zahlung  b{§  lur  Fälligkeit  dem  Betrage  der  Fordemog  gieichkommt 

§  1043.  (1072.)  Wird  von  dem  Eigentümer  oder  einem  Dritten  auf  das  Orvodittck 
in  solcher  Weise  eingewirkt,  dafs  eine  die  Sicherheit  der  Hypothek  gefährdend«  Ter« 
tchlechterung  des  OrnndstOckfl  «n  besorgen  ist,  so  kann  der  Gläubiger  auf  Uatertaaesif 
klagen 

Gebt  die  Einwirkung  von    dem  Eigentümer  aus,    to  hat    das  Gericht    anf  ▲utrtg  i 
Gläubigers    die    aar  Abwendung   der    Gefährdung   erforderlichen    Mafsregela    i 
Va»  Gleiche  gitt^    wenn    die  Verschlechterung  deshalb    au    besorgen  Ist^    weil    der 
tömer  die  erforderlichen  Vorkehrungen    gegen  Einwirkungen    Dritter   oder  gegeii 
Beaehädi gongen  unterläfat. 

§  1045.    U074.J    Einer    Verschlechterung   des  Groudttfick«    im    8I110«   der  Sf  iOiU 
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Der  dan  Anspruch  aus  dar  Hypothak  kennzeiohnende  §  1075  be^ 
durfte  mit  Büoksioht  auf  die  Umgestaltung  der  in  §  1062  emthaltenen 
DeAnition  der  Hypothek  einer  Faesungsänderung.  Man  ersetite  ihn  durch 
die  Yorechrift,  dafs  die  Befriedigung  des  Gläubigers,  aus  dem  Orundstüok 
uad  den  mithaftenden  Gegenständen  im  Wege  der  ZwangsTollstreekung 
«lAilgt  Der  Entwurf  spricht  statt  von  ZwangsYollstreokung  von  Zwanga- 
Teisteigening  uad  Zwangsverwaltung  des  Ornndstficks  und  will  damit  auch 
beaüglioh  der  mithaftenden  beweglichen  Sachen  und  Forderungen  die  Be- 
Medigung  des  Gläubigers  im  Wege  der  Zwangsyollstreckung  in  das  be- 
wegliohe  Vermögen  ausschliefsen.  Die  Kommission  besohlofs  dagegen, 
ümB  dem  Vollstreekungsreoht  angehörende  Frage  der  Entscheidung  des 
Zwangavollstrecknngsgesetzes  zu  überlassen,  und  ebenso  die  Frage,  wie- 
weit die  persönlichen  Gläubiger  des  Eigentümers  sich  an  jene  mit- 
haftenden Gegenstände  halten  können.  Duroh  Zusätae  zur  GiTÜproceTs- 
Ordnung  soll  die  Zulässigkeit  des  ürkundenprocesses,  des  Mahnyerfahrens 
und  dee  VoUstreckungsyerfahrens  auf  Grund  einer  vollstreokbaren  Urkunde 
täi  den  Anspruch  aus  einer  Hypothek  auÜBor  Zweifel  gestellt  werden.  — 
Im  Sats  1  des  §  1076,  naoh  welchem  im  Falle  der  Vereinigung  des 
Qliabigerreohts  mit  dem  Eigentum  an  dem  belasteten  Grundst&ck  der 
Sigmtfimer  bei  der  Zwangsversteigerung  und  der  Zwangsrerwaltung  die 
Voxdemng  für  sich  geltend  machen  kann,  erblickte  man  eine  blofse  Fol- 
gerang aut  %  835,  deren  Ausspruch  entbehrlich  erschien.  Die  Vorschrift 
dee  2.  Satses,  daf«  der  Eigentümer  in  dem  rorausgesetzten  Falle  nicht  die 
ZwangSToUstrei^ng  selbst  betreiben  kann,  wurde  dagegen  einem  Streiohungs- 
satimge  gegenüber  gebilligt,  weil  der  Eigentümer  mit  dem  Betreiben  der 
ZwangaToUstreckung  immer  nur  den  Tom  Gesetz  nicht  su  begünstigenden 
Zweck  rerfolgen  könne,  seiner  Hypothek  nachstehende  Bechte  aum  Er« 
Usehen  zu  bringen.     Der  §  1077  blieb  unbeanstandet,  ebenso  der  auf  das 

104S  »teilt  es  gleich,  weuo  Zabehörstficke,  auf  die  sich  die  Hypothek  erstreckt,  Ter* 
schleehtert  oder  ron  dem  Gmndstflck  entfernt  werden. 

%  1044.  (1077.)  Eine  Vereinbamng,  durch  die  sich  der  Bigentttmer  dem  Gläubiger 
verpfliehtet,  das  Orondstfick  nicht  su  Teriufsem  oder  nicht  weiter  wa  beUsten,  ist  nichtig. 

%  1046.  (1084  Abs.  8.)  Der  Bigentümer  kenn  gegen  die  Hypothek  die  dem  per- 
tdnliehen  Schuldner  gegen  die  Forderung  sowie  die  naoh  §  710  einem  Bürgen  sustehen- 
da  Einreden  geltend  machen;  die  dem  Erben  des  persdnUchen  Schuldners  auf  Orund 
des  loTentarrechts  lustehende  Einrede  Icann  gegen  die  Hypothek  nicht  geltend  gemacht 
werden. 

Ist  der  Eigentümer  nicht  der  persönliche  Schuldner,  so  Terliert  er  eine  Einrede  nicht 
dad«reh,  dafs  dieser  auf  sie  rersichtet. 

Anmerkung.    §  1084  Abs.  1,  S  des  Entw.  I  ist  gestrichen. 

§  1046.  (1088,  1086  Abs.  1.)  Die  Vorschriften  der  §|  809  bis  814  gelten  für  die 
Hypolfaek  auch  in  Ansehung  der  Forderung  und  der  dem  Eigentümer  nach  |  1046  lu- 
stebenden  Einreden. 

§  104T.  (1086  Abs.  S,  1111.)  Ist  bei  der  Beetellung  einer  Hypothek  für  ein  Dar- 
lehen die  Erteilung  des  Hypothekenbriefs  ausgeschlossen  worden,  so  genügt  lur  Bin- 
tmgnng  efnee  Widerspruchs,  der  sich  darauf  stütit,  dafs  das  Darlehen  nicht  gegeben  sei, 
der  Ton  dem  Eigentümer  an  das  Grundbuchamt  gerichtete  Antrag,  sofern  er  Tor  dem 
Ahlaaf  eines  Monats  nach  der  Eintragung  der  Hypothek  gestellt  wird.  Wird  der  Wider- 
sprach innerhalb  dee  Monats  eingetragen,  so  hat  die  Eintragung  die  gleiche  Wirkung, 
wie  wenn  der  Widerspruch  lugleich  mit  der  Hypothek  eingetragen  worden  wäre. 

(  1048.  (1116.)  Soweit  die  Unrichtigkeit  des  Grundbuchs  oder  eine  die  Unrichtig- 
keit ergebende  Thatsache  aus  dem  Hypothekenbriefe  oder  einem  Vermerk  auf  dem  Briefe 
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Wahlrecht  dea  Gläubigers  im  Falle  einer  GeBamihypotbek  bezügUcht  Abt.  l 
des  g   1078;   auf  Abs.  2  wird  später  eingegangen  werden« 

Nach  dem  Wesen  der  Hypothek  kann  diese  erst  nach  FiÜligkeit  dsr 
durch  sie  gesicherten  FordernDg  geltend  gemacht  werden,  also^  falls  i}9 
Fälligkeit  toq  einer  Kündtgang  des  Gläubigers  oder  des  BchuldncTi  sk^ 
hängt,  nach  der  Eändigung  des  Gläubigers  gegenüber  dem  Schuldner  odtr 
des  Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger  und  dem  Ablauf  der  Kändigoiigi- 
frigt.  Von  diesen  8ätzen  bestimmt  der  §  1079  eine  Abweichung  fär  te 
Fall,  dafs  der  Schuldner  und  der  Eigentümer  des  belasteten  Grundetiek» 
nicht  dieselbe  Person  sind;  danach  &oU  in  betreff  des  Anspruchs  tat 
der  Hypothek  einerseits  statt  der  Kündigung  des  Gläubigers  gag^nftbrr 
dem  Schuldner  die  Kündigung  gegenüber  dem  Eigentümer  erforderlioh  uid 
genügend  sein,  andererseits  statt  der  Kündigung  des  Schuldners  die  Kfia- 
digung  des  Eigentümers  genügen,  die  Kündigung  des  Schuldners  dagegra 
erst  mit  einer  über  denselben  von  dem  Gläubiger  oder  dem  fiobntdoer 
dem  Eigentümer  erstatteten  Anseige  wirksam  werden.  Diese  Voraduift 
wurde,  soweit  sie  die  Kündigung  des  Gläubigers  betrifft,  gebilligte  Ds- 
gegen  erschien  es  mit  Rücksicht  auf  den  Eigentümer  bedenklich,  der  Kub- 
digung  des  Schuld oers  irgendwie  Wirkung  bezüglich  des  hypothekarisoh«!! 
Anspruchs  beizulegen;  man  hielt  es  f^r  der  AuffaBsung  des  Verkehn 
entsprechender,  den  Eigentümer  und  den  Schuldner  in  der  hier  frmgliohsn 
Beziehung  wie  Gesamtschuldner  zu  bebandeln  und  demnach  die  KUndigos^ 
des  Einen  nicht  gegen  den  Aadem  wirken  zu  lassen.  —  Nach  diesen  Voh 
Schriften  würde  Kündigung  gegenüber  dem  wahren  Eigentümer  und  tou 
Seiten  desselben  erforderlich  sein ;  der  als  Eigentümer  eingetragene  Nicht* 
eigen tümer  würde  nur  im  Falle  der  Unkenntnis  des  Gläubigers  von  dessen 
Bechtsmangel  nach  §  8SS  zu  Gunsten  des  Gläubigers  als  wahrer  Kigei* 
tümer  gelten;  anderenfalls  stände  dem  Gläubiger  nur  die  widerlegbats 
Vermutung  des  Eigentums  des  Eingetragenen  nach  §  826  zur  Seite, 
Kommission  nahm,  um  im  Interesee  des  Eealkredits  die  RechtsYerfolg 
des  Gläubigers  zu  erleichtern,  den  Satz  auf,  dafs  in  betreff  der  Kündigun 
der  als  Eigentümer  Eingetragene  su  Gunsten  des  Gläubigers  schl^olill 
als  Eigentümer  gilt  Ebenso  soll  nach  einem  ferneren  Beschlüsse  d«r 
Eigen tüH] er  Eingetragene  auch  bei  der  Verfolgung  des  Rechts  »iti 
Hypothek  zu  Gunsten  des  Gläubigers  gelten.    Bezüglich  der  Keoht 


herTorgtht,    ist   die  B^rufauf   tmi  die    Vortcbriftsn    der   §§810  bis  Sit   aiUiri»eblo«MV,^ 
Eid  Widermproch  gegen  die  Eichtigkett  des  Grundbuchs  ^  der  sas  dem  Briefe  i>dor  eitieai 
Vermerk    auf    dem  Briefe    hervorgeht,    »teht    eiuem    im  Grandbuch    eiDf^etrAgeaen  Wider- 
»prnche  gleich. 

Anmerkung.  Et  wird  rorsasgeaetit ,  dsfii  dfs  Gntndbaühordnatig  «io«  Vortc^kiift 
entbaltfiß  wird  ^  nech  welcher  ein  Widersprach  gegen  die  CebertreKung  der  ElypotbetaK 
forderang ,  der  Grund^chald  oder  der  RentenschiiJd  auf  den  BesiUer  de»  Hrtcte  sowie 
eine  Vormerkung  oder  ein  Veriofsem Dg« verbot  der  in  den  §|  101,  lOS  beseiehaatis  Art 
gegen  den  Be»itfter  des  Briefes  in  das  Grundbuch  nar  eingetragen  werden  4ätt^  wott 
der  Brief  vorgelegt  wird. 

§  1049  (1079.)  Hängt  die  F&lHgkeiC  der  Forderung  von  einer  KüD^Ügusg  ab,  no 
ist  die  RijndiguDg  tllr  die  Hypothek  nur  wirkssm«  wenn  sie  von  dem  Oltablirsr  den 
li^igeatiimer  oder  von  dem  Eigentümer  dem  Gl&ubiger  erklirt  wird.  2a  0«ael«a  4m 
Glinhiger»  gilt  derjenige,  welcher  im  OruDdbach  als  Eigentttmer  eJogeim^o  ttl|  sk 
Eigentümer. 
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guDg  wird  der  Gläubiger  nach  dem  fiotwürf  nicht  durch  deo  öfifeDÜiehen 
Glauben  dei  GruDdhucha  geaohützt.  Er  ist,  wenn  er  nur  gegen  deo  alt 
EigeDtümer  Eingetragenen  einen  toU  streck  baren  Titel  erlangt  hat,  der  Ge- 
fahr auegesetzt,  dats  der  wahre  Eigentümer  der  Zwangsversteigerung  au« 
dem  formellen  Grunde  widerspricht,  weil  diese  naoh  §  671  der  CiTÜprozefs- 
Ordnung  nur  auf  Grund  eines  gegen  Ihn  voi  In  treck  baren  Titels  zulässig  ist. 
Diese  Gefahr  kann  der  Gläubiger,  wenn  ihm  der  Bechtsmangel  des  ein* 
getragenen  und  die  Person  des  wahren  Eigentümers  bekannt  ist,  nur  mit 
Eohwierigkeiten,  anderenfalls  garnicht  vermeiden.  Die  beschlossene  Vor- 
schrift bezweckt,  dem  Eigentiimer  den  bezeichneten  formellen  Einwand 
gegen  die  ^nlässigkeit  der  ZwangsToUstreckung  abzuschneiden.  Dagegen 
soll  nicht  das  gegen  den  Eingetrageoen  ergangene  Urteil  gegenüber  dem 
Eigentümer  Kecht^ikraft  haben,  vielmehr  soll  dieaem  die  Geltendmachung 
der  ihm  gegen  die  Hypothek  zustehenden  Einwendungen  (im  Wege  der 
Klage  nach  §   690  C.P.O.)  nicht  verwehrt   sein. 

Die  Bestimmung   des  §   1080  über  da»  Hecht   des   Eigentümers,    den 


§  lO&O,  (1Ö80,  1O880  Der  Eifr«iitüiner  ist  b«rechtigt,  den  Gtäubj(?er  au  befriedigen ♦ 
WACH  die  Fordernog  &hm  negfsaliber  fällig  geworden  oder  wenn  der  perEidoUche  8chiildti«r 
zur  Lebt  HD  g  berechtigt  Ut, 

Die  Befriedigung   kftnn  auch    durch  Hinlerlegung    oder    durch  Aafrechnnng  effolgen* 

g  1051.  (1094  Abfi.  l,  2»  i,  1095.)  Ist  der  Eig^uttiiner  üicbt  der  per«dnlicbe  Sebnldner, 
so  geht,  soweit  er  den  Gliubiger  bet^rtedigt,  die  Pürderuug  auf  ihn  über.  Die  Hir  einea 
Bürgen  gelteiideii  Vorsebriften  des  §  719  Abi>  1  findeo  entsprecbeDde  Anwendantc. 

Besteht  für  die  Forderung  eine  Gesamlbypothek,  to  gelten  für  die!»e  die  Vorschriften 
des  §  i08ü. 

§  102^2«  (1096  Ab».  1,  ins:)  Der  £igentuiner  k&un  gegen  BefriedigUDg  des  OIÜq- 
bigers  die  Aatbftndignng  d«a  Hypothekenbriefs  und  der  sonstigen  Urkonden  Terlsngen, 
welche  aur  Beriehtigtuig  de»  Grandbochs  oder  sur  Losehung  der  Hypothek  erforder- 
lich sind. 

Befriedigt  der  Eigentümer  den  GlfluKiger  nur  teilweise,  so  kftnn  er  die  Aushfindfgung 
des  Briefes  nicht  verlangen.  Der  Gläubiger  ist  verpflichtet^  die  teilweise  Befriedigung 
auf  dem  Briefe  zu  Terooerkeii  and  den  Brief  sum  Zwecke  der  Berichtigung  des  Grund* 
buch»  oder  der  Löschung  dem  Grundbucbamt  i>der  aom  Zwecke  der  Herstellung  eines 
Teithypothekenbrief»  für  den  Eigentümer  der  snständtgen  Behörde  oder  einem  auttlndigen 
Notare  vorzulegen« 

Anmerkung,  Es  wird  vorausgesetzt,  defs  die  Gruodbucbordnnng  eine  Vorschrift 
enthalten  wird^  nach  welcher  cur  Herstetlang  von  Tellhypolheken-,  Teilgrundschald-  oder 
Teilrentenscbaldbriefeii  aufser  dem  Gritndbuthamt  auch  die  lu  Beurknndungen  berufenen 
Gerichte  und  die  Notare  sustSndig  sind. 

§  1053.  (1140.)  Liegen  dem  Eigentümer  gegeoQber  die  Voraussetsungea  vor,  nuter 
welchen  ein  Schuldner  in  Vereug  kommt,  so  gebdhren  dem  Otltibiger  Versugsiinaeu  aua 
dem  Grundstücke. 

§  1054,  (1075.)  Die  Befriedigung  des  GliSubigers  aus  dem  GmndstüeJE  und  den 
Gegenständen,  auf  die  sich  die  Hypothek  erstreckt^  erfolgt  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung. 

Anmerkung,  1.  Dem  Gesetz  Ober  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliebe 
Vermögen  bleibt  die  Entscheidung  der  Frage  Überlassen,  ob  der  Hypotheken- ^  Grttnd- 
tchald-  oder  Uentenachuldglftubiger  nur  das  Becht  haben  eoU|  die  Zwangsversteigerung 
and  die  Zwangsverwaltung  su  betreiben,  oder  nb  er  anch  befngt  sein  soll,  sich  an  die 
beweglichen  Sachen  und  Forderungen  ^  auf  die  sich  die  Hypothek,  die  Gruadschald  oder 
die  Bentenschuld  erstreckt,  im  Wege  der  ZwangsTolbIreckung  in  das  bewegliche  Ver- 
mdgun  XU  halten. 

2.  Es  wird  vorauegteetst*  dafs  das  Geseti  üb«r  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliebe  Vermögen  eine  Vorschrift    enthalten    wird»    nach    welcher  die  Hypotheken-, 
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Gläubiger  zu  befriedigen,  wurde  genauer  gefafst ;  die^e«  Recht  eiitil«lit 
üioht  mit  der  Fälligkeit  der  Forderuog,  d.  h.  mit  dem  Zcitpaokt,  toa 
welchem  ao  der  Oläubiger  Tom  Schuldner  BefnediguDg  Terlfttigeii  kasa, 
Bondero  mit  dem  Ziitpaakt,  too  dem  an  der  Sobuldner  aur  Leistuag  b^ 
rechtigt  ist,  und  ferner  dann,  wetio  die  Forderung  duroh  die  g^mÜGi  |  1071 
erfolgte  KüDdiguog  dem  Eigentümer  gegenüber  fällig  gowordco  itl 
Der  §  1031  giebt  da»  AblöauDgftrecht,  d.  h.  das  Hecht,  aar  Abwefiduug  dft 
Zwangs  voll  Streckung  den  Gläubiger  zu  befriedigen ,  jedem,  gegen  deo  dtt 
Anspruch  aus  der  Hypothek  gerichtet  iit,  aUbald,  wt*aQ  der  G lau bif er 
Befriedigung  aus  dem  Grundttiicke  verlangt,  dagegen  anderen  Bealber«6h- 
tigten,  welche  durch  eine  ZwangaTersteigerang  ihr  Becht  zn  verlierefi  0»- 
fahr  laufen,  erst  dann ,  wenn  die  ZwangsTersteigerung  betrieben  wird 
Diese  Hinausachiebung  der  Entatehung  des  AblÖsuogsreohts  ergchieo  unb«* 
rechtigt  und  unzweckmöfsig,  da  sie  dazu  ftlhre^  dafs  die  Kosten  der  ih- 
leitung  der  Zwangsversteigerung  nutzlos  aufgewendet  würden.  Man  knupfli 
daher  das  AblÖsuogs recht  für  alle,  die  im  Falle  der  ZwangsTerfteigerasf 
Gefahr  laufen,  ein  Reoht  an  dem  Grundstück  oder  (wie  namentlich  dar 
Mieter  oder  Pächter)  den  Besitz  des  Grundstücks  au  verlieren,  so  dii 
Voraussetzung,  dafs  der  Gläubiger  —  gerichtlich  oder  auraergerichtlich  ^ 
Befriedigung  aus  dem  Grundstück  verlangt.  Zugleich  nahm  man  für  dsi 
ZwangsvoUstreokungigesetz  die  Bestimmung  in  Aussicht,  dafs  den  bezetck* 
neten  Personen  d»s  AblÖsungarecht  auch  gegenüber  einem  die  Zwsag»- 
versteigarung  betreibenden  persönlichen  Gläubiger  des  Eig^ntümen 
zustehen  soll.     Abweichend  vom  Abs.  S    des   §   1081  wurde    beaefaloMei, 


Orundschuld-  und  Rentea schul df  laubiger  im  Falle  der  Zirangsrerttciiferutig  d&$  Ortsi- 
dtäck»  ftu»  dem  Erlöai}  nur  wegeo  eines  sweijihrigeo  Ziosen-  oder  Beotenrack«tBJ>dci  ■■ 
der  Reelle  des  K&pitab  BefriediitaDg  verUcgen  k^ooen  nod  w«g«o  tUer«r  Rflckilio^i 
den  übrigen  Berocbtigteti  lai  Bange  iischsteben  (vergU  §  10  Nr.  3»  6»  §  14  det  taJot 
des  Z.V.G.). 

3  In  dem  ilrtikel  11  des  Eotirnrfe«  des  Einfdlirafigsgesetses  soll  folgeade  Vortehfift 
sU  Ah%.  a  des  %  555,  eis  Abs,  3  des  §  638  and  sls  Zosats  sn  Nr.  d  des  |  TOt  4# 
CivilprosefsordDong  eingestellt  werden  : 

AU  ein  Anapruchf  welcher  die  Zahlung  einer  Qeldsamme  inm  Oegenstaadt  bit, 
gilt  auch  der  Auapruch  aas  einer  Hypothek,  einer  Orundftchald  oder  einer  UmnUm* 
Hchtild. 

I  1055.  Bei  der  Verfolgung  des  Eecbtes  ans  der  Hypothek  gilt  su  GaniteD  ä» 
Olidbigers  derjenige  ^  welcher  im  Grandboch  alt  Eigentftoier  sing etrafpen  ist ,  als  E\%mr 
tiimer.  Das  Recht  des  nicht  eint^etraigeDen  Eigent&mers ,  die  ÜLtn  gegeii  die  Hf^oihtk 
sostabenden  Einwendungen  geltend  sn  machen^  bleibt  unberflfart. 

§  1056.  (1077.)  Der  Eigentamer  kann,  solange  nicht  die  Rordemng  iüin  fpagvBlkr 
fällig  geworden  ist,  dem  Qlftubiger  nicht  das  Becht  einriumeUf  sum  Zweek«  d«r  Beredt« 
gang  die  Uebertra^ßg  des  Eigentums  an  dem  GroodstUcke  an  verlangen  oder  die  Vw 
Aalserung  des  Grundstücks  auf  andere  Weise  als  im  Wege  der  ZwangtroU Streckung  tt 
bewirken. 

§  1057.  (1081,  1082,  1119.)  Verlangt  der  OUubigw  6«fHwllgan^  «us  dem  Omi- 
stücke,  so  kann  jeder,  der  im  FAlIe  der  Zwan^srersteigerang  Gefahr  tlnft ,  ein  R«e%t  m 
dem  Grundstück  oder  den  Besiti  des  Grundsttleks  tu  rerUeren,  den  Gllabig«r  belHadlfm 
Die  VorechrifVen  des  §  tOAO  Abs.  t  und  der  §§  lOöt,  105S  finden  eaatspT^dMod«  Ab« 
Wendung. 

Anmerkung.  Es  wird  Toraasges  etst^  dafs  das  Geaett  Aber  die  Zwattg«T<itli«r«ekiif 
in  das  unbewegliche  Vermögen  ein«  Vorscbrirt  enthalten  wird ,  nach  welcher  dis  Im 
%  1057  bestimmte  Reeht  auch  gegeoflber  einem  persäultchen  Glinbiger  besteht,  Wilefar 
die  Zwangsirersteigening  betreibt. 
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durch  die  Ausübung  de«  AblösungsrecbU  nicht  iiar  eine  Yerpflichtuog  det 
OLäubigera  zur  AbtretUDg  der  Forderung  ao  den  Ablösenden  eintreten» 
eoudern  die  Forderung,  entiprechend  den  §§  676,  1164,  kraft  Geietzes 
auf  deo  Ablösendeo  übergehen  zu  lassen  ,*  infolge  dieses  Heschlasses  erfuhr 
auch  der  Abi.  3  eioe  Aenderung«     Der  §    I0S2  blieb  unmngefoohten« 

Auch  gegen  den  wichtigen  §  1083^  weloher  die  Yermutuog  für  di« 
Kichtjgkeit  des  Grundbuchs  und  den  öffentLicheo  Glauben  deaselbon  auf 
die  Forderung,  soweit  von  dieser  die  Hypothek  abhäugt,  erstreckt,  wurde 
niohtfl  erinoert.  Der  §  1Ü84  bestimmt  die  dem  Eigentümer  gegen  den 
Anspruch  aus  der  Hypothek  zusteheiiden  Einwendungen  und  erwähnt  in 
Abs.  1  zunächst  die  £iD Wendungen,  welche  sich  in  dem  zwischen  dem 
Eigentümer  und  dem  Gläubiger  bestehenden  persönlichen  Rechts  Ter  halt* 
niflse  gründen.  Die  Erwähnung  dieser  Einwendungen  hielt  man  für  über- 
flüssig, weil  sieh  deren  Zulässigkeit  von  selbst  verstehe,  und  strich  daher 
den  Abs.  1  entsprechend  dem  zu  §  1160  gefafiteD  Beichluase«  Damit 
erledigte  sich  auch  der  Abs.  2,  welcher  nur  bezweckt,  eine  falsche  Fol- 
gerung aus  Abs«  1  abzuschneideo.  Die  Vorschriften  des  Abs.  3  über  das 
Recht  des  nicht  persönlich  haftenden  Eigentümers ,  die  dem  Schuldner 
gegen  die  Forderungen  zustehenden  Einreden  geltend  zu  machen,  wurden 
gebilligt,  jedoch  entspreohend  dem  bezüglich  der  Haftung  des  Bürgen  neu 
aufgenommenen  §  673  a  der  Bd.  LIX  8.  910  mitgeteilten  Zusammenatellung 
dahin  ergänzt,  dafe  der  Eigentümer  die  Befriedigung  des  Gläubigers  zu 
Terweigern  berechtigt  sein  soUi  solange  der  Schuldner  das  der  Forderung 
2a  Grunde  liegende  Rechtsgeschäft  anfechten  oder  der  Gläubiger  sich  durch 
Aufrechnung  gegen  eine  fällige  Forderung  des  Schuldners  befriedigen  kann. 
Der  Kreis  der  dem  Eigentümer  zustehenden  Einreden  wurde  ferner  noch 
dadurch  erweitert,  dafs  man  entsprechend  dem  preufsischen  Recht  auch  die 
Geltendmachung  Ton  Einreden,  die  sich  in  dem  zwischen  dem  Eigentümer 
und  dem  EechtsTorgänger  des  Gläubigers  bestehenden  Bechtsverhäli- 
nisae  gründen,  dann  für  zulässig  erklärte,  wenn  die  die  Einrede  begrün- 
denden Thatsachen  dem  Gläubiger  beim  Erwerbe  der  Hypothek  bekannt 
gewesen  sind.  Man  hielt  die  gegen  die  Zulassung  solcher  Einreden  in 
den  MotiTen  angeführten  theoretischen  Gründe  für  nicht  zutreffend  und 
jedenfalls  nicht  durchschlagend,  dagegen  die  Zulassung  der  Einreden  zum 
wirksamen  Schutz  des  Eigentümers  gegen  wucherische  und  andere  illoyale 
Geschäfto  für  notwendig.  —  Der  §   1085,  welcher  sich  auf  die  Vormerkung 


I  1058.  Wird  di«  Forderaog  gatailt,  so  ist  sur  AeDdemng  des  BangVfirliftltiiiss«« 
dor  Teilbypotheken    unter    eioAnder    die  Zustimmang  des  Eigentümers  nicht    erforderticb. 

§  1069«  (1122,)  Im  Falle  «iaer  Teilung  der  Forderauji;  ksnn^  sofern  nicht  die  Er- 
teilung des  Hypotheken briert  ausgescblonsen  i*t,  fiir  jeden  Teil  ein  Hypothekenbrief  her- 
gestellt werden  \  die  Zu«timmutig  des  Eigentütoerti  des  Grundstücks  ist  nicht  erforderlich* 
Der  Teilhypoibekenbrief  tritt  für  den  Teil,  auf  den  er  sich  besieht,  so  die  Stelle  des 
bisherigen  Briefes . 

Anmerkung.  Es  wird  vorausgesetzt,  dafs  dte  im  §  61  Abs.  S  und  im  §  ST  des 
Entwurfes  der  Grundbuchordnung  enthaltene  Vortehrift,  nach  welcher  die  Htirstelluag 
eines  Teilbjpotheken«  oder  eines  Teilgrundscbaldbriefs  auf  dem  bisherigen  Briefe  ver- 
merkt werden  m  u  f  i  t  dahin  ge&ndert  wird«  dafs  ein  solcher  Vermerk  erfDlgea  soll. 
Zugteich  wird  die  Aufnahme  einer  entsprechenden  Vorschrift  für  die  Benteosdiatd  vor- 
ausgesetzL 
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sur  Erhaltimg  einer  EiDwecdaDg  gegen  die  HjpoUiek  besieht,  bnd  BU- 
lifQDg,  Man  erkltirte  jedoch  auch  den  §  843  für  entsprechend  anwea^bttr« 
Neu  aufgenommen  wurde  die  bei  der  Beratung  dei  §  841  rorhelultint 
Bettimmung,  dafs  bei  Teilung  der  Forderung  zur  Aenderung  de«  Kan^ 
Terhäl toi 6366  der  Teilhjpotheken  unter  einander  die  Zusdininiisg  du 
£igentümerB  nicht  erforderlich  ist* 

Yen  den  folgenden  auf  die  üebertragung  der  Forderung  bestgliAn 
VorBchriften  wurden  dt-r  §  1086  und  dar  §  1087  Aba.  1  gebilligt,  der  Abf.  2 

§  1060,  (1086.)  Mit  d«r  Uebertraguog  der  Ford«miig  gebt  die  Bjrpiktbvlt  mi  in 
neaen  Gl&ubi^6r  Über, 

Die  ForderuDg  kiioQ  nicht  ohns  die  Hypothek,  di«  Hypotliek  kmnii  filcbt  oltti  Ib 
Forderung  übertrAKen  werden 

§  1001.  (10B7  Abu.  1,  ni2  Abs.  1,  %,)  Zur  Abtr«tUD|;  d«r  Fordtfttog  bt  Ek*> 
tunjg  der  AbtreiongserklJiraDjif  in  scbriftlieher  Form  und  Uebergabe  des  Hjrpotliekeskrall 
erforderlich];  die  VorschrifteD  des  §  I0£6  finden  Anwendung.  Der  bUbtrfg«  QUiblfV 
bitt  aar  VerUni^en  des  neuen  Gläubigers  die  Abtretungaerklftruog  auf  »eioe  Koeto  MbI* 
Heb  beglaubigen  £a  Jiiaaeo. 

Di«  schriftlicbe  Form  der  Abtretangserkl&mog  kano  dadurch  «raetit  werte «  4tk 
die  Abtretung  in  dftt  Grundbuch  eiDgetrageo  wird. 

Ist  die  Erteilung  des  Hypothekenbrief»  ausgeftcbloMea,  so  fiodea  auf  die  AbUihf 
der  Forderung  die  Vorschriften  der  §§  794,  799  entsprechtode  AowaadQ&g. 

Anmerkung.  1.  Der  §  1087  Abs.  ^  des  Kntw.  1  ist  gestriobca.  Dar  6tvs^ 
buchordnung  bleibt  vorbehalten,  eine  dem  Inhalte  des  §  1087  Abs.  2  eotaptraebtftds  Tl^ 
Schrift  sufzunebmeu. 

3,  Die  im  Artikel  11  des  Entwurfes  des  Einfübrungigeaetzes  dem  §  731  6m  Otf^ 
prosefi^ordnuDg  gegebene  Fassung  wird  dahin  geändert: 

Zur  Pilnduug  einer  Fordemog,  fÖr  welche  eine  Hypothek  best^t,  Ist  ealWr  dia 
Pfändungsbeschlosse  die  Cebcrgabe  des  HypothekeDbHefs  ao  dei»  OlEubtger  ertsr* 
derlich.  Wird  die  Uebergabe  im  Wege  der  Zwengsvollstreekuag  erwirkl .  i«  fiit 
sie  als  erfolgt,  weou  der  Gerichtsvollaieher  den  Brief  «um  Zwecke  der  Abllaltf«iir 
an  den  Gläubiger  weggenommen  hat.  Ut  die  Erteilung  des  Hypotbekeabrictk 
auBgeschlosseo,  so  ist  die  Eintragung  der  POLndung  in  das  GruodbiiQb  erfordern^; 
die  Eiiitragung  erfolgt  auf  Grund  des  Pfindungsbeschlusses, 

Wird  der  Pfäodungsbescblufs  vor  der  Debergabe  des  Hypothek efibriefs  oder  4a 
Eintragung  der  Pfändung  dem  Dri tisch uldner  aagestelltf  so  gilt  die  Pfä&daag  \km 
gegenüber  mit  der  Zastellung  als  bewirkt 

Soweit  die  Forderung  auf  die  im  §  1069  des  Bfirgerlichen  Gaaatabaelii  b«ii^ 
aeten  Leistungen  gerichtet  ist^    bestimmt  sich  die  Pfändung  nach  dev  aliniiiail 
Vorschriften.     Das  Gleiche  gilt  bef   einer  SicheruDgabypothek  aaeh  von  dar  Mir 
düng  der  Hauptforderung. 
5.    Die  §§  1088,   Hl 3   des  Entw.  I  sind  gestrichen.     Zum  Ersati 
den  Artikel   11    des    Entwurfes    des  Einführungsgeset^ea    folgende  Vor 
der  Civilprozefs Ordnung  eingesletit  werden : 

Zur    Ueberweisung    einer   gepfändeten    Forderang ,    für    weld 
besteht,  genügt  die  Aushändigung  des  Ueberweisungsbeachlnasei 
Ist  die  Erteilung  des  Hypothekenbriefs  ansgeschloaseo,  so  ist  inr  I 
Zahlongsstatt   die  Eintragung   der  Ueberweisung   in    das    QriixulbiMh   arIprdwBd) 
die  Eintragung  erfolgt  aof  Grund  des  öeberwetsungabeaehlnasM. 

Soweit  die  Forderung  auf  die  Im  §  1069  des  B&rgertiebes  G«a«tslMieltt  beMlA 
neten  Leistungen  gerichtet  ist,  bestimmt  sich  die  Ueberweisung  itacli  daa  allf^ 
meinen  Vorschriften.  Das  Gleiche  gilt  bei  einer  Sichemng&hypotheli  aacll  voa  itt 
Ueberweisung  der  Hauptforderung. 

4,  Im  Artikel  11  des  Entwurfes  des  EinfSbrungsgeaaMes  wird  dar  dam  f  IM  d# 
CiTllprosefsordoung  hioEugefDgte  Abs.  6  dahin  geändert: 

Auf  die  Zwangsvollstreckung  in  «ine  Grundschnid  oder  eine  Eaateiisthald  iad« 
die  Vorschriften  Ober  die  Zwangsvollstreckung  in  eine  Forderang,  fdr  waJalii  am 
Hypothek  besteht,  entsprechende  Anwendung. 
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des  §  1087^  eDUpreohecd  dem  zn  §  869  ^efafsten  Beschlüsse,  unter  der 
Voraussetzung:  der  Aufnahme  einer  ihn  ersetzenden  Vorschrift  in  die 
Grund  buch  Ordnung  gestrichen.  Die  Bestimmungen  des  §  1088  über  die 
Uebertragung  der  Forderung  durch  Ueberweisnng  im  Wege  der  Zwangs- 
Tollstreckung  erfuhren  sachlich  insofern  eine  Aenderung,  als  die  Ein- 
tragung der  Uebertragung  auf  Grund  des  üeberwei^nogsbeschlusseB  er- 
folgen soll,  während  der  Entwurf  aufserdem  die  Zustellung  dieses  Be- 
schlusses an  den  DritteohuldDer  erfordert.  Der  für  dieses  Erfordernis  bei 
anderen  Eorderungen  mafsgebende  Grund  erschien  für  Hjpothekenforde- 
ruDgen  nicht  sutreffendp  da  der  Zweck  der  Zustellung  durch  die  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch  erreicht  werde*  Im  Ansohtufis  hieran  strich 
man  auoh  in  dem  auf  die  Pfändung  einer  Hypothekenforderung  bezüg- 
lichen §  731  der  OiTÜprozersordDUDg  (nach  der  Fassung  des  Art.  11  des 
Entwurfes  des  Einfühningsgesetzes)  das  Erfordernis  der  Zustellung  des 
Prändufigibeachlusses  an  den  Dritt^chuldner,  fugte  hier  jedoch  hinzu,  dafs, 
wenn  der  PfäDdungsbeschlufs  vor  der  Eintragung  der  Pfändung  dem  Dritt- 
sohuldner  zugestellt  wird,  die  Pfändung  ihm  gegenüber  mit  der  Zusiellung 
als  bewirkt  gilt.  Die  Vorschriften  des  §  1088  wurden  gleichfalls  in  die 
GiTilprozersordnung  verwiesen.  Der  §  1089»  welcher  die  den  Schute  des 
gutgläubigen  Schuldners  im  Falle  der  Forderungs Übertragung  bezwecke» den 


I  §  106S.    (Uli  )    £rgiebt  sich  da«  Olftublgerrouht  des  B6sitx«n  des  HypothekecbHefa 

mua  einer  stiatinimenhi^gendeii,  auf  eioen  eiDgatrageneiD  Gllabiger  xarückführaadeii  Reih« 
TOD  ÖffeDtJieh  beglaubigten  AbtretUDgaerklftrungeD«  so  fiodea  die  Vorkchriften  der  §§  809 
bis  814  in  gleicber  Weise  AnwendoDip,  wie  wenn  der  Besitzer  des  Briefes  als  Glftabiger 
im  Grundbuch  eiogetragen  wäre«  Einer  öjQreDttich  beglaubigten  Abtretungserklärnng  »tehC 
eisi  gerichtlicher  CJeberweisnngsbeschlufs  und  das  öffentlich  beglaubigte  Aoerkenntnis  einer 
krftft  Geseiftes  erfolgten  Uebertraguug  der  Forderung  gleich. 

Anmerkung.  Der  %  1U5  des  Entw.  I  ist  in  der  Voraossetsaiig  gestrichen  worden, 
daJk  ein«  demielbeD  entsprechende  Vorschrift  in  die  OnmdhnchordDang  aargeoominen 
wird. 

§  1068.  (1089.)  Die  für  die  Uebertragung  der  Forderung  geltenden  Vorschri(t«ii 
der  §§  349  bis  3&1  findeu  auf  das  EechtSTerhAllnis  swiscbea  dem  Eigentümer  und  dem 
neuen  Gtftobiger  in  Ansehung  der  Hypothek  keine  Anwendung.  Der  neue  Glftnbiger  mala 
jedocb  elme  dem  bisherigen  Gifiubiger  gegenüber  erfolgte  EQudigimg  des  Eig«ntüm«n 
gegen  sich  gelten  laasen,  es  sei  denn,  dafs  die  Uebertragung  aur  Zeit  der  Kündigttng 
dem  Eigentümer  bekannt  oder  im  Grundbuch  eingetragen  war. 

§  1064.  Eine  Einrede,  welche  dem  Eigentümer  auf  Omnd  eines  awischen  ihm  u»d 
dem  bisherigen  Gifiubiger  bestehenden  Rechtsverh&l&olssei  gegen  die  Hypothek  aastebt, 
kann  auch  dem  neuen  Gläubiger  entgegengesetzt  werden.  Oies  gilt  Jadoch  nur  nnbe> 
schadet  der  Vorsclirinten  der  §§  810^  BIS  bis  814. 

§  1065.  (Un,  1118,  1123  Abs.  %  Sats  3.)  Der  Oeltendmaohnng  der  Hypothek 
kanB^  sofern  nicbt  die  Erteilung  des  Hypothekenbriefs  aasgeseblossen  ist,  widersprochen 
werden,  wenn  der  Gllnbiger  nicht  den  Brief  Torlegt  $  ist  der  Gl&ubiger  nicht  im  Qrnnd- 
bocb  eingetragen,  so  sind  auch  die  im  §  1063  beseichneten  Urkunden  roraalegen. 

Eine  dem  Eigentümer  gegenüber  «rfolgte  KündigUDg  oder  Mahnung  ist  unwirksam^ 
wenn  der  QlMnbiger  die  nach  Abs.  1  erforderlichen  Orkunden  nicht  vorlegt  und  der 
Eigentümer  die  Kündigung  oder  die  Mahnung  aus  diesem  Grunde  unTerafigllcb  aarUckweist. 

§  1066.  (1130.)  Ist  der  Eigentümer  der  persönlifhe  Schuldner,  so  finden  die  Vor- 
schriften des  §  1065  auch  auf  die  Geltendmachung  der  Forderung  Anwendung. 

%  1067.  (1138  Abs.  1,  Abs.  3  Satt  1.)  Ist  der  Hypothekenbrief  abhanden  g«kom- 
rafo  oder  Teroichtet,  so  kann  er  Em  Wege  dea  AafgebotsTerfabrens  für  kraftlos  erkUrt 
warden. 

An  Stelle  des  für  kraftlos  erkllrten  Briefes  ist  dam  Gllnbiger  auf  Antrag  ein  anderer 
Brief  au  erteilen, 

46* 
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Vorschriften  der  §§  SO 3 — 30 ^  gegenüber  dem  Antpruch  auB  der  Hjpoihik  | 
für  unanwendbar  erklärt,  behielt  man  in  der  Erwägung  hei^  daTi  di#  ▲»> 
wenduug  jener  Voriühriften  die  Buohhypothek  für  den  Verkehr  ttnbwtih 
biir  machen  würde.  Naoh  §  1090  ^aU  1  bettimmi  sich  die  UebcrtagvBg 
dt^r  Forderung  wegen  rückständiger  Zinaen  (und  der  Dicht  tu  WtMtm 
bestimmteu  Betrage  in  das  Grundbuch  eiogetragenen  Kiiaten)  &eeb  im 
für  die  Uebertragung  yan  Forderungen  geltenden  allgemeineo  Yartchiilles; 
eB  bedarf  also  iDsbesondere  zur  Abtretung  nicht  der  Eintragung  ta  du 
Grundbuch.  Diese  Bestimmung  blieb  un^erindert;  den  Vortehlaf,  m 
auf  die  Forderung  wegen  noch  nicht  fälliger  Zinsen  auziideltma, 
lehnte  man  ab,  weil  man  kein  Bedürfnis  sah^  die  Abtretung  bMügüdi 
einer  solchen  Fordemog  in  dieeer  Weise  zu  erleichtern.  Dagegen  wvrdt 
der  2.  Satz  des  §  1090,  nach  welchem  im  Falle  der  Uebertxagung  der 
Forderung  wegen  rückständiger  Zinsen  die  §§  303 — 305  Anwendung  Btuhn. 
auf  die  Uebertragung  noch  nicht  fälliger  Zinsen  entreckt  Nach  d'O 
Entwurf  miifBte  der  Eigeotiimerp  wenn  er,  wie  es  wegen  der  an  die  aa- 
pünktliche  Zinszahlung  geknüpften  Nachteile  häufig  geschieht,  die  Thmwm 
einige  Tage  ror  der  Fälligkeit  zahlen  wollte,  sich  tot  der  Zahlung  dardi 
Einsicht  des  Grundbuchs  Tergewisaern,  daCs  nicht  die  Zinafordening  (alleio 
oder  mit  der  Hauptforderung)  übertragen  iat.  Nach  dem  Beachlitu  der 
Kommission  soll  er  dagegen,  solange  er  die  Uebertragung  der  Ztailoii^ 
rung  nicht  erfahren  hat,  auch  nichtfällige  Zinsen  wirksam  an  den  btt- 
herigen  Gläubiger  zahlen  können  und  zwar  unbedingt  die  in  den 
nächsten  zwei  Kalenderyierteljahren  fällig  werdenden  Zinsen,  weitift 
Zinsen  aber  nur  unbescbadet  der  Vorschriften  des  §  837,  d.  h.  ae,  dali 
die  Zahlung  einem  späteren  Erwerber  der  Hauptforderung,  der  beim  Kr- 
werb  von  derselben  keine  Kenntnis  gehabt  hat,  nicht  entgegengesetst 
werden  kann.  Mit  Rücksicht  auf  den  2u  §  1064  gefafsten  Beeohla£ii  «* 
wähnte  man  neben  den  Zinsen  auch  andere  Nebenleistungen.  Der  kh§^i 
des  §  1090  wurde  beibehalten. 

Die  §§   1091  ff.  handeln  TOm  Erlöschen  der  Hypothek.      Nach  $  1091 


I  1069*  (1090  Aba.  1  8Mz  2,  Abs.  %  1112  Abs.  3.)  Soweit  die  rordtraag  iaf 
ZIhmq  od«r  ^odero  NebcnleistungGD  gerichtet  ist,  fioden  im  Fall«  dar  I7eb«rCragaag  mä 
das  R^cbUTerihltuia  swiscbou  dem  Eigeotüiner  uad  dem  neuen  Gliabigar  die 
der  §§  349  bis  361  AnweoduDg»  Für  ^iDeen  und  andere  Nebeuleiatutif eo ,  4is 
als  in  dem  Kalenderviert«\jahr,  in  welcheni  derEigentömer  von  der  UebortragiUkg 
erlangt,  oder  dem  folgenden  Vierteljahr  flllig  werden,  gilt  diee  jedoeh  oitr  aal 
der  Voraeliriaen  des  §  810- 

§  1069.  (1090  Ab».  1  Sats  1,  Abs.  2,  1112  Abi.  3,  1121.)  Soweit  di«  Fordtfi^ 
auf  RückstJinde  von  Zinsen  oder  anderen  KebenleiBttingen  oder  auf  die  Kfataim^  va 
Softten  gerichtet  ist,  beätimmt  sich  die  Uehertragnng  nach  den  für  die  U«b«itFa^;aaf  vei 
Forderungen  geltenden  allgemeinen   Vorschriften. 

Die  Vorschriften  der  §g  810,  1065,  1066  finden  anf  eme  Fordemnf  dar  Im  Aha  1 
bezeichneten  Art  keine  Anwendung. 

§  1070.     (1092,    1094    Abs.    3    Sats    1,    Abs.    4,    1097.)     Ist   dia 
welche    die  Hypothek  bestellt  ist^    nicht  xur  Entstehung  gelangt,   so  steht  dl«  Ef^ettik 
dem  EigeutAmer  su.     Erliacht  die  Forderung,    so  erwirbt   der  Eigen tüiner  die  O/potkiL 

Eine  Hyi>othek,  fUr  welche  die  Erteilung  des  HTpotbekenbriefs  nicht  aaigiaMbt««« 
iet^  steht  bis  xur  Uebergabe  des  Briefen  an  den  Gllubiger  dem  Eigeut&mer  ea* 

§  1071.  Befriedigt  der  pereönlich«  Schuldner  den  QUiiblger,  ao  gebt  4k  Rj9«M 
insoweit  auf  ihn  über,  als  er  von  dem  Eigentümer  oder  einem  Rechts Torg£ag«r 


t  die  Ef^ik 
die  O/potkiL        . 

ir  eo.  J, 

t  4k  Efp^ä^  m 
ftag«r  desMlb«  ^M 


N«tional0koiiomiselra  Gtsetegebitng.  725 

•rliteht  die  Hypothek  mit  dem  Erldechen  der  durch  sie  gesicherten  For« 
denuigy  soweit  nicht  das  Gesetz  Aasnahmen  hestimmt.  Bine  solche  er- 
gießt eich  einmal  aas  dem  §  1088,  wonach  die  Hypothek,  sofern  das  Er- 
Ididien  der  Forderung  nicht  aus  dem  Orundhuch  ersichtlich  ist,  zu  Gunsten 
iiaee  aaf  die  Bichtigkeit  des  Grundbuchs  Tertrauenden  Erwerbers  als  fort- 
keatehend  behandelt  wird.  Weitere  Ausnahmen  Ton  der  Begel  des  §  1092 
büliinmt  der  Entwurf  in  §  1094  und  in  §  1097;  nach  diesen  Yor^ 
sihfifleB  soll  die  Hjrpothek  nicht  erlöschen,  wenn  die  Forderung  dadurch 
iriia^ty  dafs  entweder  der  Eigentümer  den  Gläubiger  befriedigt  oder  dafs 
die  Foiderang  sieh  mit  der  Verbindlichkeit  (insbesondere  durch  Erbgang) 
in  der  Person  des  Eigentümers  Toreinigt,  yielmehr  soll  die  Hypothek, 
wenn  im  ersteren  Falle  der  Eigentümer  nicht  der  persdnliche  Schuldner 
isty  ttll  der  Forderung  auf  den  Eigentümer  übertragen  werden;  wenn  da- 
gegen im  ersteren  Falle  der  Eigentümer  lugleich  der  persönliche  Schuldner 
kt,  ao  BoU  sie  ebenso  wie  im  Falle  der  Vereinigung  Ton  Forderung 
und  Sehuld  ohne  die  Forderung  auf  den  Eigentümer  übertragen ,  zur 
i^Bigmitiimerhypotbek^  werden.  Der  Grund  dieser  Ausnahmebestim- 
nmigen  liegt  in  der  Rüeksieht  auf  das  Kreditinteresse  des  Eigentümers 
«Ml  die  YerkehrsaufilMsung.  Wer  auf  eine  aweite  oder  spätere  Hypothek 
Geld  darleiht,  mofs  damit  rechnen,  dafs  er  Befriedigung  aus  dem  Grund- 
il&eke  nur  nach  den  Torgehenden  Hypotheken  rerlangen  kann,  und 
kettimmt  hiernach  je  naoh  der  Güte  seiner  Stelle  die  Darlehnsbedingungen, 
nameDtlieh  den  Zinseata;  würde  das  Erlösehen  der  dureh  eine  vorstehende 
Hypothek  gesicherten  Forderung  das  Erlöschen  dieser  Hypothek  und  da* 
dareh  ein  Aufrücken  der  nachstehenden  Hypotheken  sur  Folge  haben,  so 
wirde  den   nachstehenden    Gläubigem   ohne   entsprechendes   Entgelt   ein 


BmtB  TMlaiigui  kann.  Ist  dem  Schuldner  nur  teilweise  Ersati  sa  leisten,  so  kann  der 
B^mtaamr  die  Hypothek,  soweit  sie  auf  ihn  fibergegangfen  bt,  nieht  sum  Nachteile  der 
Hypothek  des  Schuldners  geltend  machen. 

Der  Befriedigung  des  Glftabigers  steht  es  gleich,  wenn  sich  Forderung  und  Schuld 
in  einer  Person  vereinigen. 

i  107  a.  Venichtet  der  Gllnbiger  auf  die  Hypothek  oder  hebt  er  sie  nach  §  1090 
aaf  oder  riiimt  er  einem  anderen  Rechte  den  Vorrang  ein,  so  wird  der  persdnliche 
Schmldner  insoweit  frei,  als  er  ohne  diese  Verffigung  nach  §  1071  aus  der  Hypothek 
kitte  Ersats  erlangen  können. 

i  1076.  Ist  der  persönliche  Schuldner,  falls  er  den  Glftubiger  befriedigt,  von  dem 
Etgeatamer  Brsata  su  verlangen  berechtigt,  so  kann  er,  wenn  der  Glftubiger  die  Zwangs- 
venteiaenuig  des  Grnndstacks  betreibt,  ohne  ihn  unversfiglieh  su  benachrichtig»  n,  die 
BefriedigVBg  des  Gläubigers  wegen  eines  Ausfalls  bei  der  Zwangsversteigerung  insoweit 
verweigern,  als  er  infolge  der  Unterlassung  der  Benachrichtigung  einen  Schaden  erleidet 
Die  Benachrichtigung  ist  nicht  erforderlich,  wenn  sie  unthunlich  ist. 

%  lOTi.  (1006  Abs.  S,  1119.)  Erwirbt  der  persönliche  Schuldner,  fklls  er  den 
OliabAger  befriedigt,  die  Hypothek  oder  hat  er  im  Falle  der  BefHedigung  ein  sonstiges 
reduUebee  Interease  an  der  Berichtigung  des  Grundbuchs,  so  stehen  ihm  die  im  §  106S 
bestimmten  Rechte  zu. 

i  1076.  (1109  Abs.  2.)  Verzichtet  der  Glftubiger  auf  die  Hypothek,  so  erwirbt  sie 
der  Bigentamer. 

Za  dem  Versieht  ist  die  Erklftrung  des  Olftubigers  gegenüber  dem  Grundbnchamt 
oder  dem  Eigentfimer  und  die  Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich.  Die  Vor* 
schrifloD  des  §  796  Abs.  S  und  der  g§  797,  799  finden  entsprechende  Anwendung. 

Verwehtet  der  Glftubiger  fOr  einen  Teil  der  Forderuog  auf  die  Hypothek,  so  stehen 
dem  Eigtnttbner  die  im  §  108S  Abs.  S  bestimmten  Rechte  su. 
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ihoeQ    nicht    gebührt  Dder    Vorteil   zufalleD    auf    Kosten    dei   Kigeatämtiv 
welcher  ein  neaes  Kredit hed&rfais  quo  nicht  unier  den  für  ihn 
Bedingungen  der  früheren,  sondern  nur  unter  den  läftigereo 
einer  spateren  Stelle  befriedigen  könne* 

Von  diesen  Erwägungen  aus  hielt  die  Kommission  es  tUr  ust 
die  Hypothek  nur  in  den  bezeichneten  zwei  Fällen  zur  Eigaotümechypoibik 
werden  zm  lassen,  und  nahm  den  dem  §  1092  entgegengea&txUn  QrvidMli 
au|  dafs  mit  dem  Erlöschen  der  Forderung  der  Eigentümer  die  HypolM 
erwirbt.  Wenn  hiernaoh  die  Forderung  grundsätzlich  nicht  mehr  Toraat* 
Satzung  des  Fortbestehens  der  Hypothek  sein  soll,  so  ergab  aifili  &el> 
wendig  der  weitere  Schritt,  sie  auch  nicht  als  Voraastet^^ung  for  die  £  Bi- 
st eh  uug  der  Hypothek  festzuhalten;  die  Hypothek  soll  vielmehr.  wcM 
die  durch  sie  zu  sichernde  Forderung  nicht  zur  Entstehung  gelaofl  ii^ 
dem  Eigentümer  zustehen.  Dagegen  sah  man  kein  praktischet  B9dftr6u% 
auch  in  dem  FaUe  eine  Eigentümerhypothek  entstehen  zu  lasaeti,  waoa 
nicht  die  Forderung,  eoDdero  die  Hypothek  selbst  wegen  einet  Üa&fili 
des  zu  ihrer  Begründung  erforderlichen  Yertrags  unwirksam  ist.  WM 
aber  erschien  es  aus  den  angefilhrten  Erwägungen  geboten «  den  E|gaa» 
tümer  auch  dann  die  Hypothek  erwerben  zu  lassen»  wenn  der  Oliabifv 
auf  äie  verzichtet.  Der  Entwurf  kennt  einen  Verzicht  mit  di#air  Wir> 
kung  überhaupt  nicht  Er  regelt  nur  (in  §  1091)  die  ToUstäiidig«  Attf- 
hebung  der  Hypothek  durch  Rechtsgeschäft.  Mit  Rücksicht  darauf,  dafr 
durch  die  Aufhebung  dem  Eigentümer  die  Möglichkeit,  die  Hypothek  ia 
erwerben,  entzogen  wird,  erfordert  der  §  1091  Abs,  1»  abweidieod  fen 
den  für  die  rechtsgeschäftliche  Aufhebung  anderer  Hechte  an  eisiB 
Grundstücke  geltenden  Vorschriften»  zur  Aufhebung  der  Hypothek  mm 
Vertrag  des  Gläubigers  mit  dem  Eigentümer,  den  Löschungsantiag  dei 
letzteren  und  die  Löschung  der  Hypothek.  Geht  man  jedoch  mit  der  dia 
Beschlüssen  der  Kommission  zu  Grunde  liegenden  Aii6Pas8ung  daTon  aoi, 
dafs  jede  Hypothek  die  Bestimmung  in  sich  trägt^  sofern  sie  nicht  ihren 
DHchsten  Zweck  gemäfs  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  verwendet  wifd» 
dtim  Eigentümer  zuzufallen,  so  mufs  das  Gesetz  auch  die  Möglichkeit  mam 
nur  das  Recht  des  Gläubigers  aufhebenden  Verzichts  anerkennen,  lo  dff 
näheren  Regelung  dieses  Verzichts  (vergL  den  §  1075)  schlofi  man  sieh 
an  die  neu  aufgenommenon  allgemeinen  Vorschriften  über  die  reolitift- 
Bohäitlicbe  Authebung  des  Hechts  an  einem  Grundstücke  (§  830  a  der  Bi 
LXI  8*  72  mitgeteilten  Zusammenstellung)  an.  Bezüglich  der  richtige- 
Bchäftlichen  Aufbebung  der  Hypothek  selbst  sah  man  keinen  genügend« 
Gruüd^  von  diesen  allgemeinen  Vorschriften  abweichend  einen  Ter  traf 
des  Gläubigers  und  des  Eigentümers  zu  erfordern;  dem  Interesse  dea  ^gee- 
tümers  glaubte  man  dadurch  ausreichend  Rechoung  zu  tragen,  defi  naa 
zu  den  dort  bestimmten  Erfordernissen  hier  das  Erfordernis  der  Zuttimmitaf 
des  Eigentümers  hinzufügte   (vergL  den  §  1090  IL  Lesung). 

Von  der  Regel,  dafs  mit  dem  Erlöschen  der  Forderung  der  Sigsa- 
tümer  die  HypoUiek  erwirbt,  ergtebt  sich  aus  dem  Zweck  und  Wosei 
der  Hypothek  notwendig  eine  Ausnahme  für  den  Fall,  wenn  das  fr^ 
löschen  dadurch  eintritt,  dafk  der  Gläubiger  aus  dem  Grundstück  ^ 
^edigt    wird;    gegenüber   der    neu   beschlossenen    Regel    erschien   ea  gt- 
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boieOy  diese  Aotnahme  im  OeseUbuch  selbst  ausxasprechen  (§  1088  Abs.  1). 
Sine  fernere  Ansnahme  besohlofs  man  für  den  Fall,  wenn  ein  vom  Bigen- 
tumer  Tersohiedener  persönlicher  Schuldner  den  Gläubiger  befriedigt  und 
berechtigt  ist,  Ton  dem  Eigentümer  oder  einem  Bechtsvorgänger  desselben 
SrsAii  SU  Terlangen.  Die  letztere  Voraussetzung  wird  praktisch  hauptsäch- 
lieh  in  den  Fällen  gegeben  sein,  wenn  der  Verkäufer  eines  mit  einer 
Hypothek  belasteten  Grundstücks  dem  Gläubiger  für  die  Schuld  deshalb 
peffifolioh  rerhafbet  bleibt,  weil  die  mit  dem  Käufer  vereinbarte  üeber- 
nahme  der  Schuld  in  Anrechnung  auf  den  Kaufpreis  Tom  Gläubiger  nicht 
genehmigt  wird.  In  solchem  Falle  hielt  man  es  für  der  Billigkeit  ent- 
spreohend,  die  Hypothek  nicht  auf  den  ersatzpflichtigen  Eigentümer, 
•ondem  bb  lum  Betrage  des  Ersatsanspruchs  auf  den  Schuldner  über- 
fdien  SU  lassen,  und  iwar  lehnte  die  Mehrheit  es  ab,  dem  Schuldner 
nur  eine  Sicherungshjpothek  für  seine  Ersatzforderung  an  der  Stelle  der 
anagesahlten  Hypothek  zu  gewähren,  indem  sie  davon  ausging,  dafs  damit 
dem  Interesse  des  Schuldners  nicht  Genüge  geschehen  würde.  Geht  die 
Hypothek  hiemach  nur  teilweise  auf  den  Schuldner,  teilweise  dagegen  auf 
den  Eigentümer  über,  so  soll  dieser  seine  Teilhypothek  nicht  zum  Nach- 
teüo  der  Teilhypothek  des  Schuldners  geltend  machen  können.  Das  Gleiche 
wie  im  Fall  der  Befriedigung  durch  den  Schuldner  soll  gelten,  wenn  der 
ersatsbereohtigte  Schuldner  den  Gläubiger  oder  dieser  jenen  beerbt  oder 
die  Bohuld  des  enteren  sich  mit  der  Forderung  anderweit  vereinigt. 

Wepn  nadi  den  bisher  mitgeteilten  Beschlüssen  unter  den  angegebenen 
Voraossetsungen  die  Hypothek  kraft  Gesetzes  dem  Eigentümer  zufallen 
soll,  00  kann  selbstverständlich  der  Eigentümer  sich  einem  nachstehenden 
ffliabiger  verpflichten,  die  Hypothek  sofort  nach  dem  Uebergäng  auf  ihn 
lösohen  zu  lassen,  um  demselben  dadurch  zu  dem  besseren  Rang  dieser 
Hypothek  zu  verhelfen.  Die  Mehrheit  der  Kommission  glaubte  jedoch,  es 
hierbei  nicht  bewenden  lassen  zu  sollen.  Sie  nahm  an,  in  nicht  seltenen 
Fällen  gehe  die  Absicht  der  Beteiligten  bei  Bestellung  einer  Nachhypothek 
in  der  That  dahin,  dass  beim  Wegfall  der  Vorhypothek  die  Nachhypothek 
auMcken  solle;  dies  werde  namentlich  in  den  Gebieten,  für  die  das  In- 
stitvt  der  Eigentümerhypothek  eine  Neuerung  bilde,  der  Auffassung  der 
fievOlkerong  noch  lange  Zeit  entsprechen.  Zur  Verwirklichung  jener 
Parteiansicht  würde  eine  nur  obligatorische  Verpflichtung  des  Eigen- 
tümers zur  Beseitigung  der  Vorhypothek  nicht  ausreichen;  es  bedürfte 
vielmehr  einer  dinglichen  Sicherung  des  Anspruchs  des  Nachhypothekars. 
Die  Mdgliehkeit  solcher  Sicherung  gewährte  man  dadurch,  dsXs  man  die 
fintragung  einer  entspreehenden  Vormerkung  ausdrücklich  als  zulässig 
anerkannte  (vergl.  §  1086). 

Ton  den  §  1091  ff.  des  Entwurfs  waren  die  §§  1091,  1092,  der 
i  1094  Abs.  1,  3  Satz  1  und  der  §  1097  Abs.  1  durch  die  im  Vor- 
stehenden mitgeteilten  Beschlüsse  erledigt.     Der  §  1093  wurde  in  Verfolg 


§  1076.  (109S.)  Steht  dem  Eigentümer  eine  Einrede  in,  durch  welche  die  Geltend- 
der  Hypothek  dauernd  ausgeschlossen  wird,  so  kenn  er  Terlangen,  dafs  der 
Oliabiger  auf  die  Hypothek  ▼ersiehtet 

i  1077.  (1103  Ahs.  1,  8,  1124  SaU  1.)  Ist  der  Gl&abiger  unbekannt,  so  kann  er 
im  Wege  des  An^ebotsFerfahrens  mit  seinem  Rechte  ausgeschlossen  werden,  wenn  seit 
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Di  sehe  6«»eug«baitg. 


des  zn  §   1092  angenommeDeD  GrundsatjB6s    uod  im  Anschlufs  au  MI" 
§  1192  Abs,  2  gefflifiten  Beschlufe    (oben  S.  391)  umgeat&Uet    (TergL 


der  letitfltk  ftfeb  auf  die  Hypothek  betiehendeo  EiDtrigang  in  da«  OruadtNid))  ^jtij 
J&hre  verstriehttD  sind  uod  dag  Recht  des  Gläubigers  eicht  innerhalb  dicfNkr  fhrtii  i««a 
dem  Eigentümer  in  einer  nach  §  174  cur  IJnterbrechaDg  der  Verjibrttag  g«*igB«tn  W^iht 
anerkannt  worden  iit.  Besteht  für  die  Forderung  ein«  nach  dem  KaUtidcr  K»*tt— «^ 
Zahlungaieitf  so  beginne  die  Fri»t  nicht  vor  dem  Ablaufe  dei  2«hlongatAg«(». 

^it  der  Erlasviing  des  Autsehtnfsurteils  erwirbt  der  li^igentflmor  «Sit  Hypoüieli,  Dir 
dem  Gläubiger  erteilte  Hypothekenbrief  wird  kraAlos, 

%  1078.  (1104  Ab».  1,  ö  Bats  2,  Aba,  6,  1124  SaU  1.)  Der  aub^MSDltt  Oltebiiif 
kann  im  Wege  des  Aafgebotarerfabrens  mit  »einem  Rechte  aach  d«iia  MiifttchtotMi 
werden,  wenn  der  Eigentflmer  sur  Befriedigung  des  Gllabigers  oder  mur  R|sd%si^ 
berechtigt  ist  and  den  Betrag  der  Forderung  Tttr  den  Glftabiger  noler  Versieht  «if  4m 
Beoht  der  Zurücknahme  hinterlegt  hat.  Die  Binterleirung  voo  Sinseo  Ist  umt  «rliirderlklb 
wenn  der  Zinssatz  im  Grundbuch  eingetragen  t»t ;  Zinsen  für  eine  frflbcir»  Z«it  ^t  4tt 
Tierte  Kalenderjahr  vor  der  £rla»9ung  des  Aasschlufs Urteils  sind  aichc  xo  biattrtapi. 
Mit  der  £rlas»ung  des  Ausseblursurteits  gilt  der  QIAabiger  als  befrlediict,  softm  akit 
Mcb  den  Vorsehrißen  über  die  Hioterlegung  die  Befricdigong  achoo  vorher  dofttraka 
fsl.     Der  dem  OUubiger  erteilte  Hypothekenbrief  wird  kraftlos. 

Meldet  sich  der  Gläubiger  nicht  innerhalb  dreifsig  Jahren  nach  der  KrleMMf  dsi 
Austchlursarteila  bei  der  Hinterlegungsstelle,  so  erlischt  sein  Becbt  auf  d«o  bioteriaglsa 
Betrag   und  ist  der  Hinterleger  aar  Zurücknahme  berechtigt 

Anmerkung.     1.  Der  §  1103  Abs.  :e,    der  §  tt04  Abt.  t-^A,  6  Sati  1  «od  6m- 

§   UDO  des  Entw.  I  sind  gestrichen.  Zum  firsatse  derselben  sowie  eines  Teile  d«a  |1IQI 

Abs.  1  and  des    §  1104   Abs.  1    sollen   im   Artikel  II    des  Bntwurfes    dns    ~ 

gesetses  folgende  Vorschriften  in  die  Civllprozefsordnang  et&geatelli  werdea  i 

§  886  X.    Für    das   Anfgebotsverfsbren    zum    Zwecke    der 

Hypotheken-,  Orondsehuld-    oder  RentenschuldglAubigers    auf  Onuid   dar  §f  1077« 

1078  des  BOrgerücben  Gesetxbncbs    gelten    die  nachfolgenden    besooderen  BMli»* 

mungen. 

§  886 y.  (U0&)  ZnstlDdig  Ist  das  Geriebti  in  dassen  Beslrka  das  Mtttitt 
Grundstock  belegen  ist, 

§  836  s.  (1103  Ab».  1^  1104  Abs.  1.)  ADtrmgsbereebtigt  ist  dar  KtgaatfioMr  d«i 
belaateten  Grundstücks. 

I  836  aa.    (1103  Abs.  2  Nr  1,  1104  Abs.  t  Nr.  1.)    Der  Antragsieller  list  i 
der  Einleitung    des    Verfahrens   glaubhaft    su    macheOf    dafs    der  GlAabli^r 
kennt  ist. 

I  83Bbfa.  (U08  Abs,  8  Nr.  2.1  Im  Falle  des  §  1077  des  BÜrgerlieheo  < 
buch»  hat  der  Antragsteller  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens  anch  gJaablMll  m 
machen,  dafs  nicht  eine  das  Aufgebot  ausschlief^iende  Aoerkennnng  dee  Saektts 
des  Glüubigers  erfolgt  i»t. 

Ist  die  Hypothek  für  die  Forderung  ans  einer  ScfanldTerschreibnng  asf  dta  la- 
baher  bestellt  oder  der  Grnndschuld-  oder  Bentenschuldbrief  auf  den  Inhaber  m^ 
gestellt,  so  hat  der  Antragsteller  glaubhaft  lu  machen,  dafs  die  Schul dracMlM* 
bnng  oder  der  Brief  bis  aum  Ablaufe  der  im  §  729  des  Burgern  '  rtsbedl 

bemeicbneten  Frist    nicht    vorgelegt    und   der   Anspruch   nicht    ^'  gilmj 

gemacht    worden    ist.      Ist    die  Vorlegung    oder   die    gerichUtcbe  ^riiciitiiaacibasf 
erfolgt,  so  ist  die  im  Abs.   1  vorgesebriebene  Glaubhaftmaebang  arforderOdt 

Zur  Glaub baftmaehuog  genügt  in  den  Fällen  der  Abs.  1,  t  die  efdlieht  T«^ 
slcbernng  des  Antrags teilers»  unbeschadet  der  Befugnis  des  Gerichts,  andetViillil 
Ermittelungen  anauordnen. 

In  dem  Aufgebot  ist  als  Bechtsnachteil  ansudrohen,  dafii  die  Anasehllerseaf  4a 
Gläubigers  mit  seinem  Hechte  erfolgen  werde. 

§  836  cc.  (1104  Abs,  t  Nr.  %  Abs.  3,  4.)  Im  Falle  des  ^  107S  des  B8i|«' 
liehen  Gesotsbucbs  hat  der  Antragsteller  sich  vor  der  Einleitung  des  Vedkhivti 
lur  Hinterlegung  des  dem  Gläubiger  gebührenden  Betrags  tu  erbieten. 

In  dem  Aufgebot  ist  als  Recbtsnachteü  ansodrohen«  dafs  der  QUIisbl|er  ntc^ 
der  Hinterlegung  des  ihm    gebührenden  Betrags    seine  Befnedtgnog   ftatt  sei  dtf> 
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9  1076).  Bar  §  1094  Abs.  2  in  Yerbindniig  mit  Abs.  4  wurde  saehlich 
bdbehAlteo»  ebenso  der  §  1095,  jedoeh  nnter  Efstreoknng  auf  alle  FSlle^ 
in  welchen  naeh  den  gefafsten  BeschlfUsen  die  Hypothek  dem  Eigen- 
thfimer  oder  dem  persdnlichen  SchuIdDer  zufftüt    ÜDter  die  so  erweiterte 


Onmdstttcka  nur  noeb  ans  dem  hinterlegten  Betrage  verlangen  könne  nnd  tein 
Recht  anf  dieten  erlösche,  wenn  er  sich  nicht  innerhalb  dreifsig  Jahren  naeh  der 
ErlaMong  dea  AoMehlnfsnrteils  bei  der  Hinterlegungsstelle  melde. 

Hingt  die  Fälligkeit  der  Forderung  Ton  einer  Kfindignng  ab,  so  erweitert  sich 
die  AufisebotsArist  om  die  Kfindignngsirist. 

Das  Anasebloftiurteil  darf  erst  erlassen  werden,  wenn  die  Hinterlegong  erfolgt  ist 
§  866  dd.    Die  Vorschriften  der  §§  886  y  bb  886  ee  finden  anf  das  Aal|gebotoTefw 
fahren  tum  Zweoke  der  in  den  §§  605,  1018,  lOSl,  1176  des  BflrgerUehen  Gesets- 
bachs  für   die  Vormerkung,  das  Vorkaufsrecht,   die  Reallast  und  für   das  Pfand- 
recht an  Schiffen   bestimmten  Ausschließung  des   Berechtigten  entsprechende  An- 
wendung. 
».    Bs  wird  ToransgeseUt,  dalli  sum  Ersatae  des  §  UM  Satt  t  des  Entw.  I,  soweit 
derselbe  den  §  llt6  Abs.  %  Sati  1  fflr  entsprechend  anwendbar  erkllrt,   eine  die  Fälle 
der  H  1077,  1078  umfassende  Vorschrift   In  die  Omndbaehordnnng  aufgenommen  wird. 
§  1079.     Eine  Qesamthypothek  steht  in   den  Fällen    des   §  1070  den  Bigentamera 
der  belasteten  Grundstaeke  gemeinschaftlich  su. 

Jeder  Eigentümer  kann,  sofern  nicht  ein  Anderes  vereinbart  ist,  Terlangen,  dalli  die 
Hypethek  an  seinem  Qrundstfick  auf  Oen  Teilbetmg,  welcher  dem  Verhiltnisee  des  Wertes 
eelnee  Orandstfieks  tu  dem  Werte  der  simtUehen  Grundstücke  entspricht,  nach  §  1040 
Abs.  2  beschrankt  und  in  dieser  Beschrankung  Ihm  sugetellt  wird.  Der  Wert  wird  unter 
Absng  der  Belastungen  berechnet,  welche  der  Qesamthypothek  im  Range  Torgehen. 

i  1060.  (1094  Abs.  8  Satm  S,  Abs.  4.)  Befiriedigt  der  Eigentümer  eines  der  mit 
einer  Qeeamthypothek  belasteten  Grundstücke  den  Gläubiger,  so  erwirbt'  er  die  Hypothek 
wm  saiiiem  Onuiidstüeke;  die  Hypothek  an  den  Übrigen  Grundstücken  erlischt.  Der  Be- 
friedigung des  Glftubigers  durch  den  Eigentümer  steht  es  gleich ,  wenn  das  Glftubigerreeht 
asf  den  Eigentümer  Übertragen  wird  oder  wenn  sieh  Forderung  nnd  Schuld  in  der  Person 
des  SgentÜmers  Terelnigen. 

Kann  der  Eigentümer,  welcher  den  Glaubiger  befriedigt,  von  einem  der  anderen 
Ifigentamer  oder  einem  Rechtsvorganger  desselben  Ersati  Terlangen,  so  geht  In  Höhe 
des  Ersatianspruchs  auch  die  Hypothek  an  dem  Grundstücke  des  anderen  Eigentümers 
anf  Ihn  über ;  sie  bleibt  mit  der  Hypothek  an  seinem  eigenen  Grundstücke  Gesamthypothek.. 
i  1061.  Befriedigt  im  Falle  einer  Gesamthypothek  der  persönliche  Schuldner  dea 
Oläobiger  oder  Terelnigen  sich  Forderung  und  Schuld  in  dner  Person,  so  geht,  wenn 
der  Schuldner  nur  Ton  dem  Eigentümer  eines  der  Grundstücke  oder  Ton  einem  Rechts- 
Torganger  des  figentümers  Ersats  Terlangen  kann,  die  Hypothek  an  diesem  Grundstück 
anf  Ihn  über;  die  Hypothek  an  den  übrigen  Grundstücken  erlisdit. 

Ist  dem  Schuldner  nur  teilweise  Ersats  an  leisten  und  geht  deshalb  die  Hypothek 
nur  SU  einem  Teilbetrag  auf  Ihn  Über,  so  hat  sieh  der  Eigentümer  diesen  Betrag  anf  de» 
ftn  nach  §  1079  gebührenden  Teil  des  übrigbleibenden  Betrags  der  Gesamthypothek  an- 
rechnen au  lassen. 

i  lOSa.  Versichtet  der  Gläubiger  auf  die  Gesamthypothek ,  so  flUlt  sie  den  Eigen- 
tamem  der  belasteten  Grundstacke  gemeinschaftlich  sn;  die  Vorschriften  des  §  1071^ 
Abs.  a  finden  Anwendung.  Versichtet  der  Gläubiger  auf  die  Hypothek  an  einem  der 
Graadstücke,  so  erlischt  die  Hypothek  an  diesem. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Gläubiger  nach  §  1077  mit  seinem  Rechte  ausgeschlossen 
wird. 

i  1068.  (1096.)  Liegen  die  Voraussetaungen  der  §§  1070,  1071,  1075,  1079  bis 
1069  nur  In  Ansehung  eines  Teilbetrags  der  Hypothek  Tor ,  so  kann  die  auf  Grund 
disssr  Vorschriften  dem  Eigentümer  oder  einem  der  Eigentümer  oder  dem  persönHehcA 
Schnldner  anfallende  Hypothek  nicht  sum  Nachteile  der  dem  Gläubiger  Terbleibendcn 
Hypothek  geltend  gemacht  werden. 

§  1064.  (1096.)  Vereinigt  sich  die  Hypothek  mit  dem  Eigentum  in  einer  Person, 
ohne  dafii  dieser  auch  die  Forderung  ansteht,    so  Tsrwaadelt   sich  die  Hypothek  fai  eine 
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Vonchrift  f^Ut  nach  der  Aosiclit  der  KommtsfiioQfiiiiehrfaeit  nicht  dar  Fill 
des  §  1097  Abs.  2,  wenn  nur  bezüglich  eioes  Teiles  der  Fordenm^  die 
Yereiniguag  mit  der  Schuld  in  der  PersoD  des  Ei^eotümerä  eiatritt;  fie 
hielt  daher  eine  dem  §  1097  Abs.  2  eotspreohende  Vorschrift  mcbt  fuf 
nötig,  um  klarzustelleo,  dafs  in  diesem  Falle  die  Eesthfpothek  des 
Giäubigeri  nicht  dea  Yorraog  yor  der  Teilhvpothek  des  Blgent^mart, 
sondern  mit  dieser  gleiohea  Eang  hat,  und   stnoh  dea  §   1097  Abi*  3  ia 


GniQdscbald.  fa  Ausehang  der  VeriEiualtcbkeUt  det  ZinsMUes,  d«r  Zalilitiigsi«il  d«r  &9a* 
digUQg  und  d«s  Z&hiuQgsorts  bleibe a  dio  für  die  Forderaag  g^etroffenea  BwtiniaMa|ia 
oaaTjigebBDd. 

Steht  dem  GigeatÜmer  tacb  die  Fordertiog  zn«  so  bestimmea  sich  ,  saluig«  die  Ter« 
•ioigang  besteht  f  seine  Rechte  «ai  der  Hypothek  oech  den  Hlr  eine  Graadsehiild  da 
Eigentümer»  geltenden   Vordcbriftea. 

§  1085.  (1091  Abs.  4,  1101.)  Die  Hypothek  für  Mckstiade  von  Zinfeo  ood  ftadcrea 
Nebenleistungen  sowie  für  Kosten  «  die  dem  Qlftnbiger  su  eratetten  sind ,  erlischt,  wesa 
»ie  »ich  mit  dem  Eigentum  ia  einer  Person  Tereinlgtü  Du  ErlÖscbeu  tritt  nickt  eitt 
solAngo  die  Auf  eine  solche  Leiitnog  gerichtet«  Forderung  mit  dem  Recht«  eines  Dfiim 
bete«tet  ist. 

Zum  Verzicht  euf  die  Hypothek  für  Leistungen  der  im  Abf.  1  beselchneUlt  Alt 
genügt  die  Erkl&rung  des  Gläubigers  gegenüber  dem  Eigentümer.  Solenge  einem  DriKii 
ein  Recht  en  der  muf  eine  solche  Leistung  gerichteten  Furderung  ansteht*,  ist  die  fe 
Stimmung  dej»  Dritten  erturderlich.  Die  Zastimmang  ist  dem  Oläabigsr  fsftsfthtr  ss 
erkliren;  die  Erktirung  ist  uniriderruflich. 

Anmerkung.     Die  g§  1100,  1102  des  Entw.  I  sind  gestrichen. 

§  1086.  Hat  sieb  dar  Etgöntamer  für  den  Fall ,  defi  die  Hypothek  slöh  mit  den 
Eigentum  In  einer  Person  vereinigt,  einem  enderen  yerpfliohtet.  die  Hypothek  Idsskea 
zu  lassen f  so  kann  zur  Sicherung  des  Anspruchs  muf  L^sebuog  eine  Vormerkung  In  dsf 
Grundbuch  eingetragen  werden. 

%  1087,  An  die  Stelle  der  Forderniig,  f&r  welche  die  Hypothek  beetebt,  kasn  «iai 
anders  Forderung  gesetzt  werden  Zu  der  Aenderung  ist  die  Einigung  des  Otlablgin 
und  des  EigentÜoierB  sowie  die  Eintragung  in  das  Gruodbach  erforderlich ;  die  V^r* 
Schriften  des  §  794  Abs.  S  und  der  §§  797,  799  6udea  enupreebende  Anwendaag. 

äteht  die  Forderung,  welche  an  die  Steile  der  bisherigen  Forderung  traitt  aeU, 
nloht  dem  bisherigen  HypothekengUubiffer  su,  so  ist  dessen  Zusllmmuitg  erfordertlsk} 
die  Zustimmung  kann  dem  Grandbuchamt  oder  denvJoQi^^ö  gegenüber  erklärt  werden, 
au  dessen  Gunsten  sie  erfolgt.  Die  Vorschriften  des  §  796  Abs.  S  und  das  |  117 
finden  entsprechende  Anwendung. 

%  1086.  (1078  Abt.  9,  1093.)  Wird  der  Gllubiger  ans  dem  Gmodstüak«  bafHadlgh 
so  erlischt  die  Hypothek. 

Erfolgt  die  Befriedigung  des  Ollubigers  aas  einem  der  mit  einer  GaaaAllijpadbek 
l»elssteten  Grundstück«,  so  werden  auch  die  übrigen  Grundslfiok«  frei. 

Der  Befriedigung  aa4  dem  Groodstiicke  steht  die  Befriedigung  aus  den  GegasoÜadM 
gleich,  auf  die  »ich  die  Hypothek    erstreckt 

§  1089.  Soweit  im  Falle  einer  Gesamthypothek  der  Eigentümer  de«  Grandslacks, 
ans  welchem  der  Gläubiger  befriedigt  wird,  Ton  dem  Eigentümer  eines  der  anderen  Orund- 
stücke  oder  einem  UeelitA^orgiLnger  desselben  Ersats  verlangen  kaaa,  geht  die  Uyp<^tksl 
an  diesem  Grundstück  auf  ihn  über.  Die  Hypothek  kann  Jedoch«  wann  der  Giinbigar 
nur  teilweise  befriedigt  iit,  nicht  aum  Nachteile  der  dem  Gllubiger  verbleibeadan  Hypo- 
thek und,  wenn  d&a  OrundstUck  mit  einem  im  Bange  gleich-  oder  nachstehenden  RacsklS 
belastet  ist,  nicht  aum  Nachtdle  dieses  Rechtes  geltend  gemacht  werden, 

§  1090.  (1091  Abs.  1— 8 )  Zur  Aufhebung  der  Hypothek  durch  Eachtageaekia 
bt  die  Zustimmang  dos  Eigentümers  erforderlich.  Die  Zustimmung  kann  dam  Gt&akigtr 
oder  dem  Grundbachamte  gegeo&ber  erklärt   werden;    die  Erklkraug   ist    mnwidarralliak. 

§  1091.  (1109  Abs.  9.)  Ist  die  Hypothek  erloschen,  so  kann  dar  Biga&tfimer  des 
Grundstocks  von  dem  Besitser  des  Hypothekenbrief!  varlaageo ,  dafs  der  Brief  som 
Xvacka  dar  Berichtigung  des  Grundbuchs  dem  Grundbuclkamie  vorgelegt  wird. 
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diesem  Sinne.  Der  Abt.  1  des  §  1096  blieb  unbean standet.  Im  Abs.  2 
lieHi  man  die  besondere  Hervorhebung  des  Falles,  wenn  der  persönliche 
Sohnldner  lugleieh  der  Eigentümer  ist,  als  entbehrlich  fallen  und  strich 
den  3.  Absats  als  selbstverständlich.  Der  Hauptanwendungsfall  des 
Abs.  2  wird  der  sein,  wenn  der  persönliche  Schuldner  nach  der  früher 
mitgeteilten  neuen  Yorschritt  infolge  der  Befriedigung  des  Oläubigers  die 
Hypothek  erwirbt  Im  AnschluTs  an  jene  Vorschrift  nahm  man  sum 
Sdiuts  des  dem  Eigentümer  gegenüber  ersatzberechtigten  Schuldners  noch 
iwei  weitere  Bestimmungen  auf.  Der  Zweck  jener  Vorschrift  würde  ver- 
eitelt werden,  wenn  der  Schuldner  zur  Befriedigung  des  Oläubigers  auch 
in  solchen  Fällen  verpflichtet  wäre,  in  denen  der  Gläubiger  auf  die  Hypothek 
versiebtet,  sie  aufgehoben  oder  einem  anderen  Rechte  den  Vorrang  ein- 
geräumt hat  und  deshalb  der  Schuldner  die  Hypothek  überhaupt  nicht 
oder  nicht  mit  dem  ursprünglichen  Bange  erwerben  kann.  Um  dies  zu 
verhindern,  gab  man  dem  Schuldner  im  Anschlufs  an  die  auf  die  Bürg- 
•ohaft  bezügliche  entsprechende  Bestimmung  des  §  679  eine  Einrede  gegen 
den  persönlichen  Anspruch  des  Oläubigers  (vergl.  §  1072).  Der  mit  der 
früher  beschlossenen  Vorschrift  bezweckte  Schutz  des  Schuldners  versagt 
femer  ganz,  wenn  die  Hypothek  infolge  der  Zwangsversteigerung  des 
belasteten  Grundstücks  erlischt  und  der  mit  der  Forderung  ausgefallene 
Gläubiger  sich  wegen  seines  Ausfalls  an  den  Gläubiger  hält  Ein  solcher 
Bückgriff  auf  den  Schuldner  verstöfst  namentlich  in  den  nicht  seltenen 
Fällen  gegen  die  Billigkeit,  wenn  ein  Gläubiger,  der  eine  erste  oder  wenigstens 
eine  gans  sichere  Hypothek  hat,  die  Zwangsversteigerung  betreibt,  das 
Grundstück  für  ein  geringfügiges  Gebot  ersteht  und  dann  wegen  seines 
Ausfalls  den  Schuldner  in  Anspruch  nimmt»  obwohl  er  für  seine  Förderung 
durch  den  Wert  des  von  ihm  erworbenen  Grundstücks  reichlich  gedeckt 
ist  Hätte  in  solchem  Falle  der  Schuldner  von  der  Zwangsversteigerung 
rechtzeitig  Nachricht  erhalten,  so  würde  er  den  ihm  drohenden  Nachteil 
dadurch  haben  abwenden  können,  dafs  er  selbst  bis  zur  vollen  Deckung 
des  Oläubigers  mitgeboten  oder  Andere  zum  Bieten  veranlafst  hätte.  Auf 
Grund  dieser  Erwägungen  erschien  es  billig,  dem  die  Zwangsversteigerung 
betreibenden  Hypothekengläubiger  die  Verpflichtung  aufsuerlegen ,  den 
Schuldner,  wenn  thunlich,  zu  benachrichtigen,  und  an  das  Unterlassen  der 
Benachrichtigung  die  Wirkung  zu  knüpfen,  dafs  der  Schuldner  in  Höhe 
des  ihm  dadurch  erwachsenen  Schadens  die  Berichtigung  des  Ausfalls  ver- 
weigern könne  (vergl.  §  1078). 

Die  §§  1098,  1099  bestimmen  den  Inhalt  der  kraft  der  Eigentümer- 
hypothek dem  Berechtigten,  also  dem  Eigentümer  und  dessen  Bechtsnach- 
folger  zustehenden  Bechte.  Der  Entwurf  ist  zur  Aufnahme  dieser  be- 
sonderen Vorschriften  dadurch  genötigt,  dafs  er  die  Eigentümerhypothek, 
obwohl  sie  eine  von  einer  Forderung  unabhängige  Belastung  darstellt, 
doch  von  der  eine  solche  Abhängigkeit  von  vornherein  ausschlieTsenden 
Belastungsform,  der  Grundschuld,  unterscheidet.  Die  Kommission  billigte  lu- 
näehst  die  §§  1098,  1099,  nach  Feststellung  der  Vorschriften  über  die 
Grundschuld  überzeugte  sie  sich  aber,  dafs  man  zu  einer  einfacheren  und 
natürlicheren  Begelung  der  Eigentümerhypothek  gelange,  wenn  man  die 
Hypothek  durch  ihre  Vereinigung  mit  dem  Eigentum  sich  in  eine  Grund- 
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schuld  verwandeln  lasse.  Dadurch  erledigte  dich  eio  besonderer  AuAipr 
der  Vorßchriften  dcB  §  1098  Abs.  1  und  des  §  10Ö9.  AndererieiU  ergab 
eich  daraus  die  Notwendigkeit,  herrorzubebeDf  dafs,  wenn  zugleieh  mit 
der  Hypothek  aach  die  Forderung  sich  mit  dem  Eigentum  in  einer  Penoti 
vereinigt,  z.  B.  im  Falle  dee  §  1094  Abe.  2,  nicht  die  UmwandluDg  der 
Hypothek  in  eine  Gnindsohuld  eintritt,  sondern  nur  für  die  Dauer  derVerBtoi* 
gang  die  Hechte  dea  Gläubigers  sich  in  der  für  die  Onindachald  dee  Eigeo- 
tümera  beetimmten  Weise  (§  1043)  beschränken  (vergl,  den  |  10S4X 
Die  besonderen  Vorechriften  des  §  1100  über  die  Uebertrmfiing  dir 
Eigen  tum  erhypothek  erübrigten  sich  gleichfalls  durch  die  Vorechrift  de« 
neuen  §  1084  Sats  1  abgesehen  davon,  dafs  sie  auch  vom  Standpunkte  des 
Entwurfs  entbehrlich  erschienen.  Der  §  1001  wurde  saohlich  angenommes. 
In  dem  Satz  des  §  1102,  dafs  an  die  Stelle  einer  erloschenen  Hypothek 
eine  andere  nicht  eingetragen  werden  kann,  erblickte  man  eine  lehrhafte 
Folgerung  aus  dem  durch  den  Entwurf  und  die  Besohlüase  zweiter  Leiaii| 
festgestellten  Wesen  der  Hypothek,  für  deren  Ausspruch  im  Gesetze  km 
Bedftrfni«  bestehe.  Die  Vorschriften  der  §§  1103—1105  über  das  Auf- 
gebot einer  Hypothek  erfuhren  sachlich  folgende  Aendenmgen :  Im  Falte 
des  §  1103  soU  nach  dem  Entwurf  das  Aufgebotsverfahren  nur  dann  lu* 
lässig  sein,  wenn  der  Eigen tUmer  das  Erlöschen  der  Forderung  behauptet 
Diese  Voraussetzung  hielt  man  für  nicht  gerechtfertigt  und  lie£i  sie  fistlen. 
Während  ferner  das  Ausschtufs urteil  nach  dem  Entwurf  dem  Eigenlftmer 
nur  das  Recht  giebt,  die  Hypothek  löschen  zu  lassen,  legte  man  demtelbeii  is 
Verfolg  der  früheren  Beschlüsse  die  Wirkung  bei»  dafs  der  Eigentümer 
die  Hypothek  erwirbt  Im  Falle  des  §  1104  erachtete  man  es  nioht  för 
angemessen,  dafs  der  vom  Eigentümer  hinterlegte  Betrag  für  den  unbe- 
kannten Gläubiger  auf  ewige  Zeiten  durch  die  Hinterlegungastelle  verwaltet 
werden  solle,  was  nur  zur  Folge  habe,  dafs  schliefslich  der  ganse  Betrag 
für  die  entstandenen  Kosten  dem  Staate  zufalle.  Zweck mäfsiger  nod 
und  billiger  erschien  es,  das  Recht  des  Gläubigers  erlöschen  zu  lasaeD 
und  den  Hinterleger  zur  Zurücknahme  für  bereohtigt  zu  erklären,  wean 
der  Gläubiger  sich  nioht  innerhalb  dreifsig  Jahren  nach  der  Erlaasunf 
des  Ausschlufsurteils  bei  der  Hinterlegungsstelle  melde.  Im  übrigen  wurdea 
die  das  Aufgebots  verfahren  betreffenden  Vorschriften  in  die  CiTilprateTih 
Ordnung  verwiesen,  üeber  das  Erlöschen  einer  za  Unrecht  gelöeobteo 
Hypothek  durch  Verjährung  des  hypothekari sehen  Anspruchs  nahm  mia 
sodann  eine  den  früheren  Beschlüssen  entsprechende  ßestimmuQg  an,  welahe 
durch  den  S.  220  mitgeteilten  §  84Sb  gedeckt  wird. 

Die  Kommisaion  wandte  sich  hierauf  zur  Erörterung  der  Frage»  wekbt 
besonderen  Bestimmungen  bezüglich  der  Gesamthypothek  (Koirealhypothek) 
aufzunehmen  seien.  Während  der  Entwurf  nnr  wenige  Sätze  Über  die- 
selbe enthält,  waren  aus  der  Mitte  der  Kommission  eine  grofee  AAsakl 
▼on  Anträgen  gestellt  worden ;  man  hatte  diese  zunächst  einer  Sab- 
kommission  zur  Vorberatung  überwiesen.  Die  Beschlüsse  der  Sab- 
kommission  dtenteo  der  Kommission  als  Grundlage  ihrer  Beratung.  Von 
den  im  Entwurf  enthaltenen  Bestimmungen  war  der  §  1078  Abs.  1  sohoo 
früher  gebilligt  Wenn  danach  der  Gläubiger  seine  Befriedigung  Baeb 
seinem  Belieben  aus  jedem  Grundstücke  ganz  oder  zu  einem  Teile  snchea 
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kaaQy  Bo  ertohien  es  zweck mäfsig ,  ihm  aaeh  das  Keoht  zu  gebeop  deo 
Betrag  der  Forderaog  dergestalt  auf  die  eiozelBea  Grtioditücke  su  Ter- 
teüeo,  dafi  jede«  Gruadstück  nur  filr  dea  zugeteiltea  Betrag  haftet  Der 
Gläubiger  kaon  an  solcher  VerteiluDg  z.  ß.  daan  eio  Interesse  haben, 
wasu  er  die  Forderung  teilweise  übertrageD  will  oder  weno  er  den  Eigea- 
lümar  eioeB  der  belastetea  Gmodstüoke  beerbt.  Auf  die  Verteilung  er- 
klärte maa  die  VorsohrifteD  der  §§  830  a,  SSI  (der  Bd.  LXI  S.  72  mit- 
geteilt eo  ZuBammeDsielluDg)  für  entaprechend  anwendbar. 

Die  Bestimmung  des  §  1078  Abs.  2,  wonach  infolge  der  Be- 
üiedigung  dt;«  Gläubigers  aus  einem  der  mit  der  Gesamthypothek  be- 
laateten  Grundstücke  die  Hypothek  auch  an  den  übrigen  Grundstücken 
erlischt»  wurde  gleichfalls  gebilligt.  Hau  nahm  an,  dafs  ebenso,  wie 
eine  Einzelhypothek  mit  der  Erfüiluog  ihres  nächsten  Zwecks ,  dem 
Glaubiger  Befriedigung  aus  dem  Gruudetiiok  zu  verschaffen,  erlösche  auch 
die  Geaamthypothek  mit  der  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  einem  der 
belasteten  Grundstücke  ihren  eiaheitlicheD  Zweck  erfüllt  habe  und  daher 
bezüglich  aller  Grundstücke  erlöschen  müsse«  Die  voo  einer  Seite  ver* 
tretene  entgegengesetzte  AufEassung,  dafs  jedes  der  belasteten  Grundstücke 
für  sich  mit  einer  Hypothek  für  den  vollen  Betrag  der  Forderung  be- 
lastet «ei  und  der  einheitliche  Zweck  der  zur  Gesamthypothek  verbundenen 
Hypotheken  deren  Inhalt  nur  gegenüber  denjenigen  beschränke,  denen 
ein  der  Gesamthypothek  im  Hange  gleich-  oder  naohstehöndes  Recht  an 
wahreren  der  bei  astete  q  Grundstücke  zusteht,  erschien  weder  mit  den  An- 
•diauungen  des  Verkehrs  noch  mit  der  Billigkeit  vereinbar.  Von  der 
Regel  dea  §  1078  'Abs.  2  bestimmte  man  jedoch  eine  Auiuahme  für  den 
FaÜ»  wenn  der  Eigentümer,  aus  dessen  Grundstück  der  Gläubiger  be- 
friedigt worden  ist,  gegen  den  Eigentümer  eines  der  mithafteoden  Grand- 
ttüoke  oder  einen  Rechts  Vorgänger  dieses  Eigentümers  einen  Ersatz- 
anspruch hat.  In  diesem  Falle  würde  der  ersatzpflichtige  Eigentümer 
auf  Kosten  des  ersatzberechtigten  einen  ungerechtfertigten  Vorteil  erlangen, 
wenn  sein  Grundstück  von  der  Hypothek  frei  würde.  Es  erschien  daher 
der  Billigkeit  entsprechender,  diese  Hypothek,  in  Anlehnung  an  die  auf 
das  Geaamtschuldverhältnig  bezügliche  Vorschrift  des  §  337  Abs.  2,  auf 
den  ersatzberechtigtan  Eigentümer  übergehen  zu  lassen,  Jedoch  soll  die 
Hypothek,  wenn  der  Gläubiger  nur  teilweise  befriedigt  ist,  nicht  sum 
Nachteile  der  dem  Gläubiger  verbleibenden  Hypothek  und,  wenn  das 
Grundstück  des  ErsatzpEichtigen  mit  einem  der  Gesamthypothek  im  Range 
gleich*  oder  nach  sieh  enden  Rechte  belastet  ist,  nicht  zum  Nachteil  dieses 
Beehta  geltend  gemacht  werden  können,  letzteres  deshalb,  weil  die  Be- 
rechtigten nicht  in  ihrer  Erwartung,  infolge  der  Befriedigung  des  Gläubigers 
am  dem  einen  Grundstück  vorzurückeui  getäuscht  werden  dürfen. 

Weitere  Vorschriften  wurden  durch  die  Besohlüsie  über  die  Eigen- 
tlimerhypothek  notwendig.  Besteht  die  durch  eine  Gesamthypothek  zu 
sichernde  Forderung  von  Anfang  an  nicht  oder  erlischt  sie,  so  bietet 
die  Anwendung  des  neu  beschlossenen  §  1070  Abs.  1  keine  Schwierigkeit 
für  den  Fall,  wenn  sämtliche  belasteten  Grundstücke  demselben  Eigentümer 
gehören;  die  Gesamthypothek  fallt  ihm  zu.  Gehören  dagegen  die  Grund- 
sioeke  mehreren  Eigentümern,   so  toll  die  Gesamthypothek,    entsprechend 
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der  von  der  KommiiiBioD  aDgeDommenen  Auffassung  Ton  ihrem  Wesao, 
sich  nicht  etwa  in  mehrere  getrennte  Eigentümerhjrpotheken  je  zum  Tollen 
Betrage  der  Forderung  yerwandeln,  Bondern  den  Eigentum em  gemeinsch&ft- 
lieb  zufallen;  die  Eigentümer  sollen  dann  in  Ermangelung  abweichender 
Vereinbarung  die  Verteilung  der  Gesamthypothek  auf  die  einxeliien 
Grundstücke  nach  Verhältnis  des  Wertes  der  Grundstücke  Ton  eioander 
yerlangen  können.  Das  Gleiche  aoU  gelten,  wenn  der  Gläubiger  auf  dit 
ganze  Gesamthypothek  yerziohtet  oder  nach  §  1103  mit  seinem  Beobt 
aui  dieser  ganz  ausgesohlossea  wird.  Erfolgt  der  Verzicht  oder  der  Aoi- 
achlufs  dagegen  nur  bezüglich  der  Hypothek  an  einem  der  belasteten 
Grundstücke,  so  entspricht  es  dem  Wesen  der  Gesamtbypothek,  daXa  dieet 
Hypothek  nicht  dem  Eigentümer  des  Grundstücks  zufallt,  sondern  et* 
lischt  Auch  für  den  Fall^  dafs  der  durch  die  Gesamthypothek  geiieherte 
Glaubiger  voq  dem  nur  gegenüber  dem  Eigentumer  eines  der  belasteten 
Grundstücke  ersatzberechtiglen  persönlichen  Schuldner  befriedigt  wird, 
ergab  sich  die  erforderliche  besondere  Regelung  aus  der  angenommenes 
Gruödauffassung  (vergL  den  §  1081),  Befriedigt  der  Eigentümer  eines 
der  mit  einer  Gesamthypothek  belasteten  Grundstücke,  welcher  zugleich 
der  persönliche  Schuldner  ist,  den  Gläubiger^  so  würde  in  Ermangeluog 
einer  besonderen  Bestimmung  iufolge  des  Erlöschens  der  Forderung  die 
Gesamthypothek  den  Eigentümern  gemeinschaftlich  zufallen.  Da  hier- 
durch jedoch  die  anderen  Eigentümer  einen  unbilligen  Vorteil  auf  Kosten 
des  Zahlenden  erlangen  würde,  so  bestimmte  mao  statt  dessen,  daTs  dar 
Zahlende  die  Hypothek  zum  vollen  Betrage  an  seinem  Grundstüoke  «r^ 
werben,  die  Hypothek  an  den  übrigen  Grundstücken  aber  (abweicheod 
vom  Entwurf  §  1094  Abs.  3  Satz  2)  erlöBchen  solle,  letzteres  jedoch  nar 
insoweit,  als  nicht  der  Zahlende  einen  Ersatzanspruch  gegen  den  Eigen- 
tümer eines  der  anderen  Grundstüoke  habe;  insoweit  eoU  auch  die  Hypo- 
thek an  dem  anderen  Grundstück  dem  Zahlenden  zufallen,  dergestalt,  daTi 
sie  mit  der  Hypothek  an  seinem  eigenen  Grundstück  weiter  eine  Ge« 
samthypothek  bildet 

Ist  endlich  der  Eigentümer  des  einen  Grundstücks,  der  den  Gläubiftr 
befriedigt,  nicht  der  persönliche  Schuldner,  so  würde  nach  dem  lachüeh 
beibehaltenen  §  1094  Abs,  2  dee  Entwurfs  der  Eigentümer  zugleich  mit 
der  Forderung  die  Gesamthypothek  erwerben.  Er  könnte  alsdann  dis 
Hypothek  auf  seinem  Grundstück  löschen  lassen  und  die  Hypothek  an 
einem  der  anderen  Grundstücke  geltend  machen;  der  in  Anspruch  ge- 
nommene Eigentümer  dieses  Grundstücks  würde  durch  Befriedigung  dei 
ersten  Eigentümers  wieder  die  Forderung  und  die  Gesamthypothek«  soweit 
sie  noch  besteht,  erwerben.  Das  Ergebnis  wäre,  dafs  der  zuletzt  in  An* 
Spruch  genommene  Eigentümers  in  Ermangelung  eines  Ersatzanspruchs 
gegen  einen  der  anderen  Eigentümer  schlielslich  den  Schaden  tragen 
müfste  und  auf  die  persönliche  Forderung  angewiesen  wäre«  Die  Mehr- 
heit hielt  es  demgegenüber  für  billiger,  dafs  der  erste  Eigentümer, 
welcher  zur  Abwendung  der  ZwangsTersteigerung  sednes  Orundstünks  den 
Gläubiger  befriedigt,  in  Ermangelung  eines  Ersatzanspruchs  gegen  einen 
der  anderen  Eigentümer  den  Schaden  endgültig  trage.  Er  soll  hiemach 
aufser  der  Forderung    nur   die  Hypothek    an    seinem    eigenen  Grundstück 
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und  gegebeneDfalli  eine  BüokgrifEhypotliek  an  dem  GrondBtück  eines  ihm 
exiatibereohtigten  Eigentümers  erwerben;  im  übrigen  soll  die  Hjpothek 
an  den  anderen  Gmndsttieken  erlösohen.  Da  aber  nach  der  in  grofsen 
Gebieten  des  Beiehs  herrschenden  Yerkehrsauffassung  dem  Umstände  keine 
unterscheidende  Bedeutung  beigelegt  wird,  ob  der  Gläubiger  gegen  Zah- 
lung des  Forderungsbetrags  dem  sahlenden  Eigentümer  Quittung  erteilt 
oder  die  Hjrpothekenforderung  abtritt,  so  erschien  es  nicht  angängig,  im 
Falle  der  Abtretung  der  Forderung  an  den  Eigentümer  andere  Bechts- 
folgen  eintreten  su  lassen,  als  nach  dem  Vorstehenden  im  Falle  der  Be- 
friedigung des  Gläubigers  durch  den  Eigentümer  eintreten  sollen.  Aus 
diesem  Grunde  stellte  man  hier  den  Fall  der  Abtretung,  abweichend  Ton 
den  allgemeinen  Grundsätsen,  dem  Fall  der  Befriedigung  gleieh.  Die- 
selbe Wirkung  wie  der  Befriedigung  des  Gläubigers  durch  einen  der 
Eigentümer  legte  man  auch  der  Vereinigung  der  Forderung  und  der 
Schuld  in  der  Person  eines  der  Eigentümer  bei. 

Die  Kommission  ging  sodann  zur  Beratung  der  Yorschriften  über 
die  Briefhypothek  über  (§§  1106 — 1136).  Yen  den  bezüglichen 
Beschlüssen  sei  hier  nur  noch  zum  Verständnis  des  mitgeteilten  Ent- 
wurfii  IL  Lesang  der  erste  erwähnt  Während  nach  dem  Entwurf  nur 
auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  ein  Hypothekenbrief  erteilt  werden, 
in  Ermangelung  einecr  solchen  dagegen  als  gesetzliche  Begelform  eine  Buch- 
hjpoibek  entstehen  soll,  erhob  die  Kommission  die  Briefhypothek  zur 
Begelform  und  erforderte  für  die  Aussohliefsung  der  Erteilung  eines  Briefr 
eine  besondere  Vereinbarung  der  Beteiligten.  Das  Nähere  Über  diesen 
BesehluTs  mufs  dem  folgenden  Bericht  rorbehalten  werden. 
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Freisaussohreiben« 

Die  im  Jahre  1691  begründete  EolUeodorff-Stiftung  stellt^  Dtchdaa 
Dunmelir  die  defiuitiTe  Eonstituierung  aUttgefunden  hat,  ala  arate  Pro»- 
aufgäbe  folgendes  Thema: 

Die  Behandlung  der  GewohnheitsTerbreober  und    die  bisher  zu  ihnr 

Bekämpfuog  aogeweudeten  Mittel. 
Die  Frei ear bei ten,  welche  iu  deutaoher,  fraosöBisoher,  englischer  odeir  ita> 
lieniBoher  Sprache  abgefafst  aein  können,  müssen  bis  spätestens  SL  D^ 
zember  1895  aa  den  Schriftführer  der  Stiftung,  Herrn  Dr.  Tan  Calker 
in  HaUe  a/S.,  eingesandt  sein.  Dieselben  sind  mit  einem  Erkenn  an  gs  werte 
zu  Ter  sehen»  und  es  ist  ein  Tersiegeltes  Couvert  unter  gleichem  Erken* 
Dungtworte  beizulegen,  in  welchem  der  Name  und  die  Wohnung  dei 
Yerfaftser:!  angegeben  sind. 

ücber  die  eingegangenen  Arbeiten  enticheidet  ein  Preisgericht,  be* 
stehend  aus  dem  GeneraUekret^lr  der  Soci^tee  de  Legislation  Comparee 
DaguiQ*Paria,  und  den  Professoren  Foiaitzkr*8t.  Futersburg,  LuGchini' 
Bologna,  Lammasch-Wien,  van  Harn el- Amsterdam«  Dia  Arbeit,  weloht 
Ton  dem  Preiägaricht  als  beste  und  eines  Preises  würdige  anerkannt  wild, 
erhalt  die  ausgesetzte  Prämie  Ton  10  00  Mark.  Die  preisgekrönte  Arbeit 
wird  mit  d^r  Auszahlung  der  Prämie  ausschlieraliches  litterarisches  Eigen- 
tum der  Holt2endorff-St]ftung,  deren  Vorstand  auf  Vorschlag  des  gesohäft^ 
führenden  Aussohusses  über  ihre  Veröffentlichung  und  IJebersetsuüg  Be- 
stimmung trifft.  Die  nicht  preisgekrönten  Arbeiten  werden  den  Verfaastza 
zur  freien  Verfugung  zurückgesandt.  Die  Entscheidung  des  Preisgerichts 
wird  in  den  Mitteilungen  der  internationalen  kriminal.  Vereinigung  im 
Laufe  des  Frühjahrs    1896  veröffentlicht, 

Anfragen  und  Mitteilungen,  welche  dies  Preisaussohreibea  betreffeOi 
sind  an  den  Schriftfilhrer  zu  richten.  | 

Gleichzeitig  wird  bekannt  gegeben,  dafs  zum  Schatzmeister  der  Holtseo* 
dorff  Stiftung^  an  welohen  noch  sehr  erwünschte  weitere  Bei  trage  zu  der 
Stiftung  einzusenden  sind^  Herr  Ferdinand  Keichenheim,  Berlin  W,  Tier- 
gartaostr.   16  gewählt  ist. 

Dezember  1893« 

Der  gesohiftsführende  Ausschufs  der  Holtzendorff-Stifiung. 
Professor  ron  Liszt,       Professor  A.  Fr  ins,       Dr.  Aschrot  t» 

Halle  a/S.  Brüssel.  Laudriohter  ia  Berlin. 
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XIIL 
Freisausschreiben. 

^fOeiBt  und  Wirkung   der  preuTsisoh-deutsohen   Gtosetzgebung  des 

19.  Jahrhunderts  im  Verhältnis  sur  Entwiokelung  der  beweglichen 

und  unbeweglichen  ProduktionsfUctoren." 

Die  vorstehende  Preisaufgabe  geht  dayon  aas,  dafs  mit  der  sogenannten 
Stein-Hardenbergschen  Periode  auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  und 
privatwirtschaftlichen  Lebens  eine  neae  Zeit  angebroohen  ist.  Es  fehlt 
bis  jetzt  an  einem  Werk,  welches  einheitlich  Absicht  und  Erfolg  der  seit 
jener  Zeit  erlassenen  Gesetze  oder  einschlägigen  administrativen  An- 
ordnungen (Erlasse  etc.)  darstellt  Eine  solche  einheitliche  Darstellung 
erscheint  jedoch  im  hohen  Ghrade  wünschenswert,  da  zu  hoffen  ist,  dafs 
dieselbe  ebensowohl  die  Entstehungsursachen  der  wichtigsten  schwebenden 
Wirtschafts-  und  sozialen  Fragen  aufhellen,  wie  brauchbare  Resultate  dafür 
liefern  kann,  welche  Wege  die  künftige  in  Betracht  kommende  Gesetz- 
gebung einschlagen  müsste,  um  nicht  nur  die  weitere  Verschärfung  der 
gegenwärtigen  Gegensätze  zu  vermeiden,  sondern  zu  befriedigenderen  Zu- 
ständen hinüberführen. 

Aus  diesem  Grunde  hat  die  „Vereinigung  der  Steuer-  und  Wirtflchafs« 
reformer'',  der  „Bund  der  Landwirte"  und  die  „Wirtschaftliche  Vereinigung 
des  Beichstages''  die  obige  Preisaufgabe  zu  stellen  beschlossen.  Den  Be- 
werbern wird  keinerlei  irgend  zwingende  Vorschrift  betreffs  des  einzu- 
schlagenden Weges  und  zu  erstrebenden  Zieles  gemacht  Vielmehr  soll, 
wie  ausdrücklich  betont  wird,  in  dieser  Beziehung  die  vollste  Freiheit  der 
wissenschaftlichen  Forschung  gewährt  sein,  da  es  sich  ja  eben  um  die  Be- 
antwortung von  bis  dahin  nicht  gelösten  und  in  dieser  Art  kaum  aufge- 
worfenen Fragen  handelt. 

Im  speziellen  sei  folgendes  bemerkt: 

Es  wird  zunächst  als  Einleitung  eine  knappe  Darstellung  der 
öffentlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  einschlägigen  Gesetz- 
gebung zu  Anfang  des  Jahrhunderts  gewünscht 

Daran  hat  sich  dann  im  ersten  Teil  eine  chronologische  und 
eine  systematische  Uebersioht  über  die  wichtigsten  Wirtschafte-  und  legis- 
lativen Ereignisse  (Gesetze,  Verordnungen  etc.)  im  Bahmen  des  Themas 
anznsohliefsen.  Hierbei  ist  die  sogenannte  Btein-Hardenberg'sche  Periode, 
die  Gesetzgebung  über  Eisenbahn-,  Gewerbe-,  Patent-,  Staatsverschuldungs  -, 
Münz*  und  Währung«-,  Zoll-,  Steuer-  und  Handelsvertragswesens  zu  be- 
rücksichtigen, woran  sich  besonders  auch  die  Bank-,  Kredit-  und  Handels- 
rechts- (im  besonderen  Oenossenschafts-,  Aktien*  und  Börsenwesen)  und 
sonstigen  gro(sen  Beditskodiffkationen  (Grundbuch-,  Subhastationsordnung, 
Berggesetz,  Beichsjustizgesetze,  speziell  Konkursordnung),  endlich  die  Staats- 
grundgesetze,  die    Selbstverwaltungs-    sowie   neuere   sozialpolitische  (auch 

Dirtit  Foltil  Bd.  Vn  (Lzn).  47 
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Unterstützongswohnßitz-)  Gesetzgebung  aozufichliefsen  haben  w^iirden.  J«doeh 
eoll  auch  in  dieser  Beziehung  durch  die  TorBtehende  Aufsählung  oar  eiot 
Andeutung  über  die  OrundgedankeDi  jedoch  keinerlei  Schnuike  föi  dio 
Arbeit  selbst  gezogen  sein. 

Bei  der  im  zweiten  Teile  zu  führenden  Untersuchung  »elbtt 
dürften  naturgemäfa  in  erster  Linie  diejenigen  einschlägigen  Mateniliea 
zu  berücksichtigen  sein,  welche  in  obigem  Bahmen  aioh  unter  Einbi- 
Ziehung  der  Wirtschaftsentwickelung  aus  der  Oetetzgebuss 
Preufsensy  bezw.  des  Norddeutschen  Bundes  und  di^s  Deat£oheo  Reiobtt 
ergeben.  Jedoch  ist  ebensowohl  die  Berücksoihtigung  anderer  partikularso, 
wie  übergreifenden  oder  vergleichsweise  heranzuziehenden  in temaü analen 
Rechts-  und  WirtsohattsstofTes  durchaus  nicht  ausgeachlosBen,  im  Gegenteil 
sogar  im  hohen  Grade  erwütischt* 

Du  rchgehends  soll  jedoch  dargelegt  werden »  weleb» 
Wirkung,    wie    das  Thema   besagt,    die    betre  I  f  enden  Hr* 
eignisse,    bezw.  gesetzgeberischen  Mafsnahmen  auf  dsi 
Verhältnis  de«  mobilen  zum  immobilen  Kapital  und  beider 
Produkt ionsfaktoren    zu    einander  gehabt   haben  und  «ih. 
überhaupt,  weshalb  undinwieweit  etwadie  Anschauasfl 
begründet     ist,     dafs     erstere     auf     die     n  aohge  wiessnP 
Weise     ein    Ueberge wicht     erhalten     hätten,     besw.    suf 
Kosten  der  letzteren  besonders  gefördert  werden  »eica. 
In    einem    dritten    Schlufs abschnitt    würden     dann    di#    !»• 
fundenen  Ergebnisse    rückblickend  kritisch,    d.  h.  im  Sinne  der  künitigsa 
Gesetzgebung  positiv,  eventuell  mit  Vorschlägen  (Thesen),  die  tu  den  all 
gemeinen  Grundzügen  fijciert  siod,  zur  Darstellung  zu  bringen  sein. 
Für  die  Preisverteilung  sind  zur  Verfugung  gestellt  worden  4100 
Für   die  Bewerbung,    bezw.  Preiszuteilung    sind    folgende  Grundiitw  I 
aufgestellt : 

1)  Die  Prüfung   der   Arbeiten    erfolgt   durch   ein   aus  7  Herren  bt»_ 
stehendes  Preisrichterkollegiuni.     Mitglieder  desselben  sind: 

1.  Graf  von  A  r  n  i  m  •  Muskau,  Hitglied  des  Eeichstages,  Mnakaa; 

2.  Eschenbach,  GerichtsasHeesar,  Berlin; 
8.  Evert,  Begierungsrat,  Berlin; 
4.  Dr*  Fried  her  g,  Professor  der  Staats  Wissenschaften,  Mitglied  d#j 

Beichstages  und  des  Hauses  der  Abgeorbneten,  Halle  (Siudo); 

6*  Dr.  0.  Gierke,   Geheimer   Justizrat   und  Professor   an   der  Ca 
versität,  Berlin ; 

6.  Br,    G,  Eösicke,   GeTiohtsassessor  a.  D.    und    BittergutibesitMt, 
Görsdorf; 

?•  Dr.  Adolf  Wagner,  ord-  Professor  an  der  üniversitli  und  Ge- 
heimer Begierungsrat,  Berlin. 

Im  Füll  der  Verhinderung  eines  oder  mehrerer  Mitglieder  hat  dsi 
Preisrichterkollegium   ein  Reo ptaüon Brecht 

2)  Die  zur  Verfügung  stehende  Summe  wird  unter  swei  oder  aaoli 
drei  Arbeiten  nach  einem  von  dem  PreisriohterkoUegium  zu  bestimmendrs 
Mafststabe  verteilt  werden«  Der  erste  Preis  betrügt  keinaefalls  usur 
3000  M.,  der  letzte  keinesfalls  unter  600  M. 

8)  £s  wird  ausdrücklich  für  zulässig  erklärt,    dafs  swei  Autoren  dsi 
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Thema  gemeinsohaftlich  bearbeiten,  in  welchem  Fall  der  snerkannte  Preis 
denselben  zu  gleichen  Teilen  zugesandt  wird. 

4)  Sollte  keine  Arbeit  als  eines  Preises  würdig  erachtet  werden 
kfinnen,  so  behält  sich  das  Freisrichterkollegiam  vor,  einem  oder  mehreren  Be- 
werbern trotsdem  eine  Entschädigung  Ton  mindestens  500  M.  zu  gewähren. 

5)  Das  geistige  Eigentum  der  preisgekrönten  Arbeit 
oder  Arbeiten  und  die  buchändlerisohe  oder  sonstige 
Verwertung  desselben  yerbleibt  Töllig  dem  Verfasser. 
Jedoch  haben  die  preisaussohreibenden  Vereinigungen  eventuell  ein  Vor- 
kaufsrecht an  dem  oder  den  Werken.  Das  oder  die  gekrönten  Manu- 
skripte selbst  werden  auf  Wunsch  der  Vereinigungen  Eigentum  derselben. 

6)  Die  Manuskripte,  deren  leichte  Lesbarkelt  durch- 
aus Vorbedingung  für  den  Wettbewerb  ist,  sind  bis  zum 
1.  April  1895  an  das  Bureau  der  Steuer-  und  Wirtschaf ts- 
reformer  (Bendant  Stephan),  Berlin  SW.  47,  Hagelberger- 
strafse  18,  eingeschrieben  einzusenden,  und  zwar  unter  einem  Motto 
und  mit  einem  dasselbe  Motto  tragenden,  die  genaue  Adresse  des  Autors 
enthaltenden  Tcrsiegelten  umschlage. 

7)  Die  Arbeiten  sollen  einen  Umfang  bis  höchstens  25  Druckbogen, 
groCs  8®  Format  haben;  die  Darstellung  soll  möglichst  knapp 
sein  und  thunlichst  dicAnregung  zu  weiteren  Forschun- 
gen auf  demselben  Gebiete  enthalten.  Es  bleibt  dem  Preis- 
xiehterkoUegium  Torbehalten,  der  oder  den  gekrönten  Freisschriften  eine 
eigene,  Ton  ihm  zu  unterzeichnende  und  zu  yertretende  Erklärung  über 
seine  eigene  Stellung  zu  dem  Thema  hinzuzufügen,  welche  jedoch  keinerlei 
Kritik  der  gekrönten  Arbeit  oder  Arbeiten  enthalten  soll.  Diese  Er- 
klärang  ist  auf  Wunsch  der  Vereinigungen  mit  zu  drucken  und  soll  den 
Umfang  Ton  1 — 2  Druckbogen  nicht  überschreiten.  Es  ist  femer  Be- 
dingung, dalli  die  gekrönte  Arbeit  oder  Arbeiten  auf  Wunsdi  der  Ver- 
einigungen spätestens  binnen  sechs  Monaten  nach  der  Preiszuerteilung 
im  Buchhandel  erscheinen  und  zwar  mit  einer  auf  dem  Titelblatt  zu  yer- 
leichnenden  Mitteilung  über  die  bei  der  Bewerbung  errungene  Preisklasse. 

8)  Die  Entscheidung  erfolgt  spätestens  am  1.  August 
18  9  5,  worauf  den  nicht  gekrönten  Bewerbern  die  Manuskripte,  dem  oder 
den  Siegern  aber  weitere  Naehrichten  zugehen  werden. 

Berlin,  den  16.  März  1894. 
Der  Vorstand 
der  „Vereinigung  der  Steuer-  und  Der  Vorstand 

Wirtschaftsreformer''.  des  „Bundes  der  Landwirte". 

Graf  T.  Mirbach- Sorquitten.   Frhr.  ▼.  F 1  ö t z - Döllingen. 

y.  Man  teuf  fei -Crossen.      Dr.   t.     Dr.  Roesicke.    Dr.  S  uchsland« 
F  r  e  g  e  -  Abtnaundorf. 

Der  Vorstand 

der  „Wirtschaftlichen  Vereinigung  des  Beichstages". 

y.  PI ötz- Döllingen.     t.  Ka  rdorf  f- Wabnitz. 

Prof.  Dr.  Enneccer US-Marburg. 
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XIV. 
Die  ortsüblichen  Tagelöhne  der  jugendlichen  Arbeiter. 

Von  Dr.  E.  Hiraehborg. 

Im  Jahrgang  1893  dieser  Jahrbücher  hat  der  Verfasser  im  ADtohlnfi 
an  seine  im  Bd.  X  N,  F*  18B5  Teröfietit lichten  Tabellen  die  neneo  E^ 
mittelungen  üher  die  ortsüblichen  Tagelöhne  gewöhnlioher  Tage&rbeitcr 
besprochen.  Es  handelte  sich  nm  die  Featsetsungen  in  GemiLfthait  dsi 
Oeeetzes  über  die  Krankenversioherang  der  Arbeiter  vom   15,  Jttoi  1^81 

Es  war  indessen  nur  soweit  auf  die  frühere  Arbeit  surüok^egmgefl. 
als  die  Lohnsätze  der  erwachsenen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  oneii 
den   Ermittelungen   von   1884  und   1892  verglichen  warden. 

Im  Folgenden  werden  nunmehr  dieselben  Vergleichangen  aaoh  for 
die  jugendlichen  Arbeiter  ausgeführt,  indem  hinsichtlich  der  Art 
und  des  Wertes  der  ermittelten  Lohnsätze  auf  die  Bemerkungen  im  Torif«a 
Jahrgang  verwiesen  und  auch,  wo  es  sweckmäfsig  ist,  auf  die  H^sulUU 
für  die  erwachsenen  Arbeiter  zurückgegangen  wird.  Dabei  wird  Doch- 
mals  darauf  auMerksam  gemacht,  dafs  über  die  Erhebungen  von  ISS|| 
amtliches  Material  teils  gar  nicht,  teils  nur  in  den  Amtsblättern  der  eia«^ 
zelnen  Regierungsbezirke  verstreat  Torlag,  so  dais  die  damaligen  Angabea 
zum  grofsen  Tt^il  auf  privaten  Mitteilungen  beruhten*  Auffallende  Ab*j 
weichongen  von  der  neueo  Erhebung  geben  dem  Verfasser  AnlaCi  zur  Ntcb 
prufung,  namentlich  an  der  Hand  der  Zusammenstellungen  von  SchmiU;,] 
und  es  sind  dessen  Angaben,  soweit  sie  richtiger  erschienen,  hier  und 
benutzt  worden.  Ueberhaupt  hat  das  ganze  Material,  wie  schon  frtiber 
bemerkt  wurde,  nur  einen  approximativen  Wert  Es  giebt  nicht  thst- 
sächliche  Löhne,  sondern  nur  Lohnsätze,  also  Schätzungen  über  die  Lohs- 
höhe.  Gegenüber  den  Tabellen,  im  Jahrgang  1899  ist  noch  nachzutrai^eiit 
dafs  die  Lohnsätze  in  München-Gladbach  im  Jahre  1892  2,20  (statt  1,70) 
für  männliche  und  1,70  (statt  2,20)  für  weibliche  Arbeiter  betrugen.  lo 
Kiel  war  im  Jahre  I8B4  der  Lohnsati  1,60  (statt  1,00),  so  ätSs  sich  der 
Durchschnittslohn  der  Städte  von  50  000  bis  100  000  Binwohnem  tm 
4  Pfennige  erhöhte  und  der  Prozenteatz  änderte. 

Für  ganz  FreoTseD  einsohliefslioh  der  freien  Städte  ^gaben  fiek 
folgende  Lohnsätze  (in  Mark): 


Mitzellen. 


741 


Arbeiter 

188i 

189S 

Gettiegeo 

in 

Pro». 

MADnerlohn  höher  als 
Fnaenlohn  Proz. 

1884            1898 

Erwachsene    J   "" 
Jngendliehe  |  ^ 

1.46 
0,95 

0,80 
0,6  2 

1.68 
1,04 

0.87 
0,68 

11,6 

8.8 
9»7 

1«. 

190 

56,7 

27»9 

Während  sonach  in  den  Jahren  1884  und  1892  die  Lohnsätse  der 
männlichen  Arbeiter  bei  den  Erwachsenen  um  54  bis  57  Frosent  höher 
standen  als  bei  den  weiblichen,  waren  sie  bei  den  jugendlichen  Ar- 
beitern nur  28  bis  29  Prozent  höher.  Der  Lohnsatz  der  erwachsenen  Ar- 
beiter stand  höher  als  der  der  jugendlichen  in  Prozent: 


beim  männlichen  Geschlecht 
y,     weiblichen  ,, 


188i  1892 
82.6  87,4 
58,2     52,9 


Eine  allgemeine  Steigerung  der  Löhne  war  beim  männlichen  wie 
beim  weiblichen  Gesohlecht,  bei  den  erwachsenen  wie  bei  den  jugend- 
lichen Arbeitern   zu   erkennen.     Sie  betrug   ungeffihr    9    bis    12  Prozent. 

Einen  Bückgang  zeigt  der  Durchschnitt  der  Begierungsbezirke  nur 
yereinzelt.  Die  östlichen  Regierungsbezirke  weisen  bei  den  jugendlichen 
wie  bei  den  erwachsenen  Arbeitern  im  allgemeinen  einen  niedrigeren 
Stand  der  Löhne  auf. 

Bilden  wir  wieder  behufs  genauerer  Beobachtung  der  Lohnsätze  nach 
der  Gröfse  der  Städte  und  zum  Vergleich  mit  dem  platten  Lande  die  in 
den  früheren  Arbeiten  zu  Gbmnde  gelegten  Qrölsenklaseen,  so  giebt  die 
Durohschnittabereohnung  ans  den  eingeschobenen  Haupttabellen  das  nach* 
stehende  Besultat: 


Zahl 

der 

Stftdte 

U.S.W. 

Einwohnersahl 

1884 

1892 

Qtat 

in  Pro 

Jofendl. 

legen 
1.  bei 

Erwachs. 

Mftnne 

18 

Jogendl. 

rlohn  h( 
lohn 

Ennich«. 

(her  als 
Proa. 
18 

Jngendl. 

Fraaen- 

98 

Erwach«. 

18 

üb.  100  000  ("• 

1,1« 
0,85 

M4 
0.85 

1,8 

10,0 
3-6 

}3i.8 

58.« 

34,1 

68,1 

13 

üb.  60— 100000/^ 
^w. 

0,»2 
0,68 

I.Ol 
0,77 

9,8 
13,« 

7.0 
7,3 

}35'8 

61,8 

31,« 

60,9 

70 

üb.  80-60  000  ("J- 

0,90 
0,70 

0,97 
0,7  6 

7.8 
8,6 

10,3 

[28.6 

52,6 

27,6 

57,4 

— 

Orte  bis  20  000  1 " 

0,79 
0,61 

0,8ö 
0,67 

7.6 
9,8 

9.7 
8,6 

}29,5 

53« 

26,9 

54,9 

20 

dar.  Orte  mit    1  m. 
5011—5120     /w 

0.74 
0,6  9 

0.87 
0.66 

17,6 

II. 9 

14.2 

10,6 

}25,4 

50,0 

3>,8 

54,8 
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Eine  Zunahme  der  Lohnsätze  hat  hiernach  bei  den  grtfftten  Stidtea 
bei  den  jugendlichen  Arbeitern  beim  männlichen  Geeohleehte  wenig,  beia 
weiblichen  Geschlechte  gar  nicht  stattgefunden.  Im  allgemeinen  sind  die 
Sätze  gleich  geblieben,  während  bei  den  erwachsenen  Arbeitern  Yer- 
besserangen  zu  konstatiren  waren. 

In  den  gröfseren  Städten  —  und  zwar  je  grölser  die  Stadt,  um  so  mehr 
—  war  auch  der  Prozentsatz  grölser,  um  den  die  Lohnsätze  der  männliehan 
die  der  weiblichen  Arbeiter  übertrafen.  Allerdings  zeigte  sich  dies  nur 
im  Jahre  1892,  und  es  ist  daher  nicht  angänglich,  weitere  Sohlüsse  da^ 
aus  zu  ziehen. 

Die  Löhne  der  erwachsenen  Arbeiter  übertrafen  die  der  jugendliehen 
in  Prozent: 

iD  den  Städten  mit  Eimrohnern  1884  189t 

über  100000 


über  50  000^100000 

über  SO  000— 60000 

Orte  bU  20  000 


dAmnter 
mit  5011 


r  Orte    / 
—5120  \ 


minol. 
weibl. 

Gesehl. 

96,4 
63,» 

iia.s 
69,4 

m&Dol. 
weibl. 

Gesehl. 

"7,* 
««,4 

III,* 
72,7 

mfttiiü. 
weibl. 

Gesehl. 

»1 

8a,i 
62,9 

97.» 
6o,i 

mftnol. 
weibl. 

Gesohl. 

82,, 
54,1 

«5.» 

mlonl. 
weibl. 

Gesehl. 

»» 

90,5 

59.» 

8S.1 
57.6 

Hiemach  scheint  beim  männlichen  Geschlecht  und  im  Jahre  189S 
die  Arbeit  erwachsener  Personen  gegenüber  derjenigen  jugendlicher  am 
80  höher  im  Werte  zu  stehen,  je  grölser  die  Stadt  ist  Im  Jahre  1884 
zeigt  sich  eine  solche  Skala  allerdings  nicht;  vielleicht  reichen  die  danh 
künftige  Reyisionen  der  Lohnsätze  des  Krankenyersicherungsgesetzef  vn 
erwartenden  Materialien  zu  einer  gründlicheren  Aufklärung  dieser  Vo^ 
hältnisse  aus. 
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der  jagttDdliehttD  (anter  16  Jahren  alten)  gewöhnlichen  Tagearbeiter  In  Mark 
Ende  der  Jahre  1884  und  189S. 


Eeff«raii  gs  bezirke 

Minti 

18@4 

liehe 

WbiI 
UM 

1893 

KÖaigftbftrg 
QuoibiDiieti 

0,50 

OJI 

o,tt 

0,4ft 
0,fS 

o,ai 
0,50 

Dantig 
Mariea  Werder 

0,«4 

0,7  S 

0.&4 

o,öi 

O.ÄT 

BtHiD  Sudt 

t,aö 

1.50 

1,00 

1.00 

Poudam 

Fraiikfurta^/Oder 

0.91 

0.6& 

0.01 

0,&fi 

o.ss 
o,ei 

StetllD 

Btrabuad 

0,7Ö 
0.8* 
0,&5 

0,78 

0,7  a 

0.70 

O,&0 
0,40 

0,61    . 

o,aft 
0,4a 

BromfaerK 
Poien 

o,sa 

0,50 

0.93 

o,e6 

o,oi 

Oj37 

0,70 
0,4^ 

Breslnu 

LIegpitE 
Oppeln 

0,bh 

0.00 

0.8S 

o,ei 
Otto 

0,40 
0,4  & 
0,44 

0,4i 
0,49 
0,53 

Mi^dflburg 
Meriebtirg 
Erfurt 

0.»4 
0,S3 

o,a« 

03S 

o,s« 
o,ts 

o,t« 

0.«7 

o^es 

0,77 
0,7  l 
0,«4 

BMnwig 

i,se 

0,8S 

0.71 

0,88 

HaosoTer 
AmHch 

Hjld«sbeim 

Lüneburg 

SM«                       , 

Oinabrück 

o,il 

033 

o,»o     ' 

I.OO 
O.iO 
0,S6 

1,1* 

0,8S 

0,T1 
O.i^S 

0,8« 

0,87 
0J7 
0.&» 

0,71 
0.09 

0.7  0 

0,87 

o,a9 

0,7  t 

Münfrter 
»indeD 

Arnsberg 

0,S7 
0,79 

1,01 

o,»a 

1,11 

0,79 
0.fi4 
0.»l 

o,ii 

0,70 

o,i» 

Wieitiaden 

o,si 

0.9S 

l.OB 
1,16 

Q,7S 
0,7J 

0.91 
0,fi 

Kobi«ni 
Dfbieldorf 

KdlQ 

THer 

Aacbeu 

0,90 
O,0T 
O^td 

0,S6 

037 

1,01 
0.0  3 

0,0  & 

0,T1 

0.7S 
0,T1 
0,6  B 
0,7  Ä 

0.74 
0.83 
0,7Ä 
030 
0,7i 

Stgmarliigeii 

033 

0,07 

o,e3 

0,T3 

Hanibitrg  (Staat) 

0,i4 

IfOO 

0,94 

t,00 

Brameo         ,, 

1.14 

t.ie 

S,1B 

0,94 

Labeek          ,, 

0.03 

I.QD 

O,T0 

0,TO 
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Städte  mit  ül>er  100  000  Einwohnern. 


Stidle 

brKnnUehe 

Weibliche 

1864 

1891 

IBBl 

id»f 

BerltQ 

,      t.ao 

1,30 

1.00         1 

I.OO 

Hfefflibttri 

^       1,00 

I»OÖ 

tiOO 

!      I.»« 

BresbiD 

o,aii 

liOO 

o««o 

O,i0 

K€Ln 

I,&0 

t,&0 

o.«o 

ÖiFO 

Magdeburg 

l,fO 

I,ID 

IjOO 

t,00 

Frankfurt  A,/MAiii 

I*|U 

t,4Ö 

1,00 

1,00 

BjUlQOVtl-                                          , 

li»0 

t,to 

1,40 

1,00 

K5DifAbflrK 

liS6 

l,»5 

O.40 

0,40 

BOiseldorr 

I,SO 

1,20 

ü,80 

o.eo 

AUOQA 

IiO(» 

i,oa 

1,00 

1,00 

Elberfeld 

I,ÜO 

1,00 

o,«o 

0,fO 

Bremea 

t,th 

l,V& 

iiia 

fiOO 

DanEi^ 

o,&& 

0,«5 

o,5a 

0,5A 

Barmen 

1,00 

1*00 

ö,ao 

0,80 

Stettin 

l,0O 

1»00 

OjÄO 

O|eo 

Crefdd 

IttO 

lt»0 

[.00 

1,00 

Aachen 

I.OO 

lao 

O,T0 

o#o 

Helle 

i.sa 

i,tü 

t.oo 

I»00 

Dnrchsehoitt 

tas 

1.14 

0.8& 

OiBS 

Stftdte  mit  Aber  50  000— 

-100  000  EinfTohnem. 

Dortmund 

1,20 

I,tO 

0,80 

0,80 

Essen 

1,20 

1,20 

0,80 

0,80 

Charlottenborg 

0,75 

1,00 

0,50 

0,75 

Kessel 

1.22 

1,17 

0,80 

1,00 

Erfurt 

0,70 

O,»0 

0,70 

0,80 

Posen 

0,75 

0,7Ö 

0,50 

0,60 

Kiel 

1,60 

1,00 

0,80 

0,80 

Wiesbaden 

1,00 

1,20 

0,65 

1,00 

Labeck 

I.OO 

1,10 

0,80 

0,80 

GörliU 

0,80 

0,90 

0,60 

0,70 

Duisbarff 

1,20 

1,20 

0,80 

0,80 

Frankfurt  a/Oder 

0,60 

1,00 

0,60 

0,70 

Potsdam 

0,50 

0,50 

0,50 

0,50 

Durchschnitt 

0,92 

1,01 

0,68 

0,77 

Städte  mit  aber  20  000^60  000  Einwohnern. 


München -Gladbach 

1,00 

I.OO 

0,80 

0,80 

MfiDster 

I.OO 

1,00 

0.75 

0,70 

Bochum 

I.IO 

1,10 

O.90 

0,90 

Liegnits 

0,60 

0,60 

0,60 

0,60 

Spandan 

0,80 

O.80 

0,80 

0,80 

Elbing 

0,65 

0,65 

0,55 

0,65 

Bromberg 

1,00 

1,00 

0,75 

0,75 

Remscheid 

I.OO 

1,00 

0,80 

O.80 

Bielefeld 

1,20 

1,20 

0,80 

0,90 

OsnabrOck 

1,10 

1,10 

0,80 

0,80 

Bonn 

I.OO 

1,20 

0,80 

1,00 

Brandenborg  a.  H. 

0,90 

O.90 

0,90 

0,90 

Beuthen 

0,60 

O.90 

0,60 

0,80 

MisielleD. 
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Stidt«  mit  aber  80000—60000  EinwohDCrn. 


MAaDÜehe           | 

Wdbliebis 

SiÄdte 

1884 

iB92 

1884 

1892 

Heusburg 

I,3ü 

0,80 

0,80 

OiO 

Hftlber^lftdt 

0,9<J 

0,c,u 

:     o,»o 

O.80 

Solinfen 

I.OO 

L»0 

o,so 

1,00 

K5dgab£iite(Kr,  Btatbeti) 

OUÜ 

I.OO 

0,öO 

0,80 

Trier 

O.70 

1.80 

0|SO 

0,80 

RUtciorf 

1,00 

1,30 

O.70 

IrOO 

Hftfcan 

1.20 

lt20 

1,00 

1|00 

Hai- bürg 

I,SÖ 

i,to 

0,80 

0,80 

KQttbas 

O.tiO 

O,fi0 

o,«o 

0,80 

HildesbeicD 

lao 

Mo        i 

1,00 

t,00 

Kübieoz 

1.Ö0 

i.oo 

0,40 

0,80 

Altendorf  ^Kr.  Eiwn) 

KtO 

l.OO         I 

O.&0 

0,80 

UtUhdm  «,  Rh. 

I,5Ü 

t,nö 

l,uo 

0,80 

GnbeQ 

O.60 

0,7& 

o.eo 

0,75 

äehäaeberg 

I.OO 

1,30 

0,70 

l.UO 

Borb«ck  {Kr.  Esmr) 

I,SO 

1,00 

0,80 

0,80 

Laiidsberg  A.   W. 

O>60 

O.öO 

0.60 

0.80 

Q^Uenkircbea 

I.IO 

tiAO 

O.dO 

MO 

Linden  i.  Hjidd, 

1,00 

I»00 

0,80 

0.7p 

Hüllifttm  a.   d.  Ruhr 

i.oo 

1,00 

o,eo 

O.80 

StralAnnd 

o,eo 

1*00 

0,4a 

o,&o 

Siablbaaseii  i.  Tb. 

0,70 

0,70 

O»70 

0,TO 

Tbdro 

0.60 

O.60 

aeo 

o,«o 

NordbEuaea 

O.flO 

0,7  0 

O.60 

0,70 

Efl^di  (Kr   GUdbftch) 

I.OÜ 

1,00 

o,ao 

o.io 

WiU«i5  (Kr,  Boebnm) 

lao 

MO 

o,»ü 

o,to 

Ob«rbauflen 

(Kr.  Maib.  m.  d.  R.) 

i,ao 

1,00 

0,80 

o,»o 

H*DMi 

KOO 

MT 

o,iö 

1,00 

Hamm 

1.20 

liSO 

o.go 

0,80 

ächir^dDit« 

0,TÜ 

0,85 

0,50 

0.flU 

Ttlait 

O,&0 

0,80 

0,40 

0,40 

El9kb«a 

(Maiisfe]d€r  Seekraia) 

1,00 

1»00 

0,75 

0.7a 

Stolp  (PommerQ) 

1,00 

IrOO 

O.BÄ 

0.8  a 

Stargard  (Pommarn) 

o.&o 

0|80 

0,40       1 

0,50 

WdfsÄUfels 

1,00 

1,00 

0,80 

0,80 

Göttmg«[i 

O,fl0 

1,00 

o,so 

0,80 

Forst 

0.60 

0*7  & 

0,80 

0,75 

Ascherslfiben 

MO 

tiSO 

0,90 

0,90 

LicbteDberg 

I.OÖ 

I.OO 

0,7a 

0.7a 

Nflttf» 

1,00 

1,00 

0,80 

O.gü 

Hei»« 

O,&0 

0,80 

0,7ü 

o.ao 

iDslerburg 

Ot50 

1,10 

Or4Ü 

0,70 

Viftraeü  (Kr.  6I»dliicb) 

1,00 

ItOO 

0,80 

o,so 

laerlohD 

lab 

t^2b 

0,80 

O.iO 

Dünn 

O,B0 

MO 

0,8  0 

O.ft« 

ZQltX 

0,8ü 

MO 

0,75 

0,80 

Oroifiwald 

1,00 

0,60 

0.4U 

0,4  0 

QuedUnbiirg 

IrlO 

1,10 

o,to 

0,90 

Raiibor 

o,eo 

0,70 

0.5  G 

0,40 

Wsiftl  (Kr.  Eee») 

1,00 

1,00        ' 

o,ao 

0  80 

LQaeburg 

0,öü 

t.oo 

0,10 

O,80 

Waiidsbeclt{Kf  .Stonuarn) 

liOO 

1,A0 

1,00 

ItOO 
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Missttllen. 
Süidte  mit  Aber  SO  000— 50  000  Euiirohii«ro. 


Mtnnlklie 

Wojbliebe 

BUdtfi 

1&B4 

I89S 

1884 

1881 

Glogftu 

0.75 

0,7fi 

0»6u 

o,&« 

Mtldaricb  {Kt.  Eohrori) 

LOD 

1,00 

0,80 

o,io 

Oniidini 

OjHQ 

0,BO 

0,50 

O.40 

MiDdeQ 

O,B0 

OjUO 

0,00 

0,70 

Bd«K 

o,ao 

O.<0 

O.40 

0,40 

Durchschöitt 

0,90 

0,97 

0,10 

0.,* 

20  OrUchafton  mit  5011— 5 ISO  Einwohnern. 

Sooderbufff 

0,00 

o,ao 

o,go 

o,»o 

Worniditt(Kr.Bniukabrg  > 

Oilß 

1,00 

o,a5 

0,TS 

WiebtUktrehtn  (Kr,  Ott^ 

Weiler) 

IfOO 

I,iO 

O,i0 

O.i0 

Qr.  Streblitz  (Kr.  Oppeln) 

0,90 

o,«ä 

O,&0 

0,40 

DnesAD    (Kr.    Fried eberif 

i.  Nm  > 

o,«o 

o,&o 

0,fiO 

o,to 

BotiiberK  (Kr.  Hlir») 

0,ifl 

MO 

0,70 

I.OO 

Kfrita  (Kr.  Ostpriegoitm) 

o,eo 

O,fl0 

0,50 

0,50 

Baveo  (Kr.  HAttiDgvn) 

1,10 

1,10 

o,to 

o,«o 

Buna  Eueb  bürg  l  Fomnwni 

o,eo 

o,to 

O,K0 

0,00 

Dtom«ii  (Kr,  Weät-Scera^ 

birg) 

o,&o 

o,«o 

0,90 

0,80 

Gebimgen  (Steglireb) 

0,T5 

1,00 

0,60 

o,ti 

Wifburg 

o,i& 

1,00 

o,so     1 

0,T5 

Brieaen 

o,&o 

0,60 

0,40 

0,80 

EilendoH      {Lkodkreii 

Aiehen) 

0,80 

1,00 

o,ao 

0*70 

Liebftti  (Kr.   LiDdsbul) 

0,50 

O.fiO 

0,40 

o.&o 

D&blhmu»a     (Kr,    H«t^ 

liDgen) 

I.IO 

i,ao 

0,90 

OSO 

HoKMeti  (Kr.  OsborDick) 

o,&o 

0,00 

0>40 

0,40 

8cbketidUi(KrMer»ebrg.) 

trQO 

i«oo 

0,80 

O.80 

B  ea  dorf(L»tid  k  r.  K  ob  len  a) 

1.00 

1,00 

0,7Ü 

o,to 

BÜtow 

0,40 

0,70 

0,80 

O.&0 

DnrcbicbatU 

0,74 

0,87        1 

o.&i 

0,€$ 

MiiielleD. 
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XV. 

)ie  Ergebnisse  der  Grewerbe-  und  Betriebssteuerveranlagung 
in  Preufsen  für  189394. 

Von  Dr.  B,  Lux. 

Der  Heichfi&nzeiger  yeröfiTenÜichie  kürzlich  (in  seiner  Nr.  22)  die  Ergat^- 
niete  der  Gewerbe-  und  Betriebssteuerveranl&guDg  in  Preurien  für  1893/94, 
die  in  der  Presse  nicht  die  Beachtung  gt^funden  haben,  die  ihnen  xukommt. 

Bei  der  Gewerbesteuerveranlaguug  für  1893,94  kamen  zum  erflten- 
mal  die  VorBohritten  des  Gewerbesteuergefietjse»  vom  24,  Juni  1891  zur 
Anwendung.  Nach  dem  neuen  Gesetz  sind  gewerbeateuerpflichtig: 
alle  in  Preuri^en  betriebenen ,  stehenden  Gewerbe ,  einsohliefslioh  der 
Konsum  vereine  mit  offenen  Läden;  betriebasieaerpflichttg:  die 
Beiriebe  der  Gast-  und  Schankwirtsohaft,  sowie  der  Kleinhandel  mit 
Spiritus  und  Branntwein.  Der  Steuercensus  richtet  sich  nach  dem  Ertrage^ 
bezw.  dem  Betriebskapital  und  wird  in  vier  bezw.  fiiof  Steuerklassen  ab- 
geituft  Ton  der  Gewerbesteuer  sind  nach  §  7  des  Gesetzes  alle  diejenigen 
Betriebe  befreit ,  bei  denen  weder  der  jährliche  Ertrag  1500  M,  noch 
das  Anlage-  und  Betriebskapital  3000  Bf.  erreicht. 

Nach  der  angeführten  Quelle  stellt  sieh  die  Zahl  der  zur  Gewerbe- 
steuer Yerankvgten  1893/94  auf  438  940;  für  1B92/93  auf  89Ü  420,  hat 
sich  aläo  unter  Einwirkung  von  §  7  des  Gesetzes  um  451  480  oder 
60,7  ProÄ»  vermindert. 

Naoh  den  Motiven,  welche  die  Begierung  dem  Gesetzentwurf  bei- 
gegeben hatte,  soUte  durch  die  Befreiung  der  kleinsten  Betriebe  von  der 
Gewerbesteuer  das  Steuersoll  einen  Rückgang  von  ca.  7  Proz.  erfahren^ 
wa  dessen  Ausgleich  die  Betriebdsteuer  in  Vorschlag  gebracht  und  auch 
vom  Landtage  angenommen  worden  ist*  Anstatt  des  erwarteten  Rück- 
ganges ist  aber  eine  nicht  unbedeutende  Zunahme  zu  konstatieren.  Das 
Qewerbesteuer-Yeranlagungi^soll  betrug:  1892/93:  19  206  586,16  M.;  1893/94 
dagegen  19  950910  M.,  das  sind  744923,82  H.  oder  3,9  Prois.  mehr. — 
Ben  erhebliohaten  Beitrag  zu  dem  Mehr  hat  Berlin  mit  651528  M.  ge* 
liefert«  —  Dazu  kommt  aber  noch  das  Betriebssteuersoll  von  161  292 
Steuerpflichtigen  mit  einem  Betrage  von  2  392  565  M.,  so  dafs  die  Reform 
der  Gewerbesteuer  dem  preuftisohen  Staate  insgesamt  ein  Mehr  von 
3  137  B88|82  M.  einbringt,  entsprechend  einer  Steigerung  um  16,34  Proz. 

Auf  die  einzelnen  Klassen  verteilt  sieh  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
und  des  Steuersolls,  wie  folgt: 

(Siebe  Tabelle  suf  B.  748). 

Zunächst  ist  auf  den  ersten  Blick  zu  erkenneni  dafs  naoh  dam  neuen 
Gewerbesteuergesetz  die  gröXseren  Gewerbeinhaber  in  einem  sehr  erheb* 
liehen  Mafse  zu  der  Gewerbesteuer  herangezogen  worden  sind.  Ca.  2^5 
Proz.  der  Gewerbeinhaber  in    den    beiden    ersten    Klassen  tragen  zur  Ge- 


748 


l(iit*tl«n. 


KlM« 

Gewerbe- 

steuerpd. 

a.  Betriebs- 

steuerpfl. 

»t«ii«rsoll       Betrieb»- 
a.  Betrieb»-  1  sleoerpfi.  ') 
steaersoll 

steoamM 

K  mehr  «U  50  000  M    Ertrittr  oder  mehr 
Ala   1000  000  BetnebjikftpiUl 

3389 

5  969  682 

=26.7f% 

224           3;  00c 
=0,147,;  -=****'. 

il    10  000  —  50  000     M,      Ertrag      oder 
150  000—  1  000  000  BtitriebskupJUt 

8854 

=  1,79% 

3650984 

III.  4000—20  000  M.  Ertraj?  oder    30  000 
—150  000  Bcinebük»pitftt 

72897 

6  159  q68 

ISS20          401400 

=94t%:-iMf',; 

iV.  1600—4000  M.   ErURg    oder    3000— 
aOOOO  BetrtöbskftpiU] 

355800 

7005241 

88796    1   l$4l«H 

V,  nnt&T     1500    M.     Ertrag     oder    unter 
aOOO  M.  £etri«b<kftpUAL 

55  797^^ 

558600 

-a»4»% 

SS  797    1    SS»  600 

494  73; 
=  too«/b 

a*  344  475 
=^10070 

t6i  291 
=too«^ 

»100  f4 

werbesteueuer  38»6  Proz.  bei»  alfio  mehr  als  die  7  1,5  Pro2.  der  IT.  Kimm 
Es  fragt  tioli  aber  dooh^  ob  trot2  dieser  stärkeren  HeiUDsidhang  dm 
leistuDi^&fahigoren  Gewerbeinhaber  auch  die  sohwachereu,  wio  e>  auf  dem 
ernten  Bliok  BobeiBt,  enUprecheod  entla&tet  «ind*  Aus  den  Vergleich anftn 
mit  den  Teranlagungen  nach  dam  alten  Oewerbesteuergeseti  ist  6i9H 
Frage  picht  zu  entsoheiden,  denn  nach  dem  ersten  Qeeels  gedchahcn  di« 
Erhebungen  nach  Gewerbekategorien  und  nach  der  Grofae  und  Gawerb^ 
gamk^it  der  Betriebsorte.  I^ur  für  eine  Kategorie»  flr  die  Gast-»  8^hank* 
und  Speisewirte  läfst  sich  diese  Frage  schätzungsweise  eot&oheiden.  Nicä 
der  VeranlaguDg  für  1890/dl  waren  in  dieser  Kategorie  144  2*28  Steuer- 
päichlige  mit  einem  Gewerbesteuersoll  Ton  3  190  635  M,  veranUgt.  DaiQ 
kommen  noch  17  546  Peraoneti«  welche  Handel  mit  geistigen  Getraokcs 
im  Nebengewerbe  trieben  und  249  066  3f.  zahlten.  Im  ganzen  alio 
161774  Oensiten  mit  S  439  701  M*  Gewerbesteuern.  Eine  annähvnid 
gleiche  2;ahl,  nämlich  16  L  292  Censiten  zahlen  pro  1893/94  2  393  565  U. 
ßeiriebssteuer.  Ohne  einen  erheblichen  Fehler  können  wir  dseae  beiden 
Gruppen  der  Censiten  miteinander  identifizieren«  Aber  Ton  den  fcr 
1893/94  mit  Betriebssteuer  Veranlagten  zahlen  65,4  Froz.  aufierdem  aadi 
Gewerbesteuer.  Der  Gesamtbetrag  dieser  Gewerbesteuer  läTst  sich  sohäUen, 
indem  wir  für  die  einzelnen  Klassen  den  durchschnitlUcben  Sat»  ^)  dir 
Gewerbesteuer  ermitteln  und  diesen  Satz  dann  mit  der  Zahl  der  liijtriebi- 
dteuerpiliohtigen  multiplizieren.  Die  I  Klasse  lassen  wir  hierbei  atifiir 
acht »  weil  die  Schätzungswerte  hier  notwendig  allzu  ungenau  w«<rdca 
}iUssen  Wir  erhalten  dann  die  durchschnittliche  Gewerbesteuer  ii| 
filasse  II  mit  292»  in  Klasse  III  mit  80,  in  Klaise  IV  mit  16  M.  MiM 
mer  Zahl  der  BetriebssteuerpEich Ligen  multipliziert,  ergiebt  diea  iiii|e*j 
samt:  2,9  Millionen  M.  Für  1893/94  haben  also  die  Gmst-»  Sohaokv 
t^peisewirte  und  Kleinhändler   mit    Spirituosen    zusammen    etwa    5»8  Eil- 

t)  Die  Betr1ebs5teuerpflichtig^«t)  &ind  »ach  gewerbefiteu«rpflichiif< 

2)  Die  Mittelsitae  in  der  II ,  111.  a.   IV.  Kluie    betrmgisu  besw    $00,  60  d    U  Ü 

Es  »iad  «ber  AbweichuDgen  zul&ssift    in    den    Oreoxeo  158—480  ia  d«r  IL}    SS — IH  äs 

der  tu  ;  4-36   Mark  iti   der  IV%  KUm«. 
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lionen  M.  zu  zahlen,  anstatt  3,4  Millionen  M.  in  1890/91;  oder  mit 
anderen  Worten:  für  diese  Kategorie  der  Gewerbetreibeoden  ist  die  Be- 
triebasteuer  beinahe  ein  reiner  Zuschlag  eu  der  früher  gezahlten  Gewerbe- 
steuer, und  Ton  diesem  Zuschlag  werden  am  meisten  die  55  Proz.  der 
Gewerbetreibenden  in  der  lY.  Klasse,  die  unter  keineswegs  glänzenden 
Verhältnissen  leben,  getroffen.  Während  die  Gensiten  der  III.  Klasse 
zu  ihren  durchschnittlich  80  M.  Gewerbesteuern  noch  einen  Betrieb? steuer- 
zusohlag  Yon  25  M.  oder  21,2  Proz.  zahlen,  haben  die  Censiten  der  IV. 
Klasse  bei  dem  Durchschnittssatz  yon  16  M.  Gewerbesteuer  noch  15  M. 
Betriebssteoer  oder  98,7  Proz.  Zuschlag  zu  zahlen;  nach  dem  alten  Ge- 
•etJM  aber  machte  der  durdisohnittliche  Betrag  der  Sohanksteuer  etc.  nur 
ca.  22  M.  aus!  Für  mindestens  88  796  Gewerbetreibende  die  einen  nur 
•ehr  bescheidenen  Ertrag  aus  ihrem  Gewerbe  erzielen,  bedeutet  also  das 
neue  Gesetz  eine  ganz  erhebliche  Verschlechterung,  zumal  in  Verbindung 
mit  dem  neuen  Einkommensteuergesetz,  das  ja,  infolge  des  Wegfalls  yon 
Steuererlassen  während  der  Sommermonate,  ebenfalls  gerade  diese  Klasse 
der  Gensiten  stärker  heranzieht,  als  dies  früher  der  Fall  gewesen  ist  (auf 
den  Kopf  des  Censiten  etwa  1,8  M.  mehr  ale  früher).  —  Läfst  man  abex 
die  Annahme  zu,  dafs  sich  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  fdr  die 
Uwieren  und  mittleren  Gewerbetreibenden  seit  1890/91  nicht  wesentlich 
gebessert  haben  —  das  Gegenteil  ist  vielmehr  der  Fall  —  so  kann  man 
such  leicht  erweisen ,  dafs  das  neue  Gewerbesteuergesetz  für  diese  Ge- 
werbetreibenden  auch  bei  der  reinen  Gewerbesteuer  eine  erhebliche  Mehr- 
belaitung  mit  sich  gebracht  hat.  An  reiner  Gewerbesteuer  hat  nämlich 
1893/94  jeder  Gewerbetreibende  der  III.  u.  IV.  Klasse  im  Durchschnitt 
203  M.  Gewerbesteuer  zu  zahlen.  Im  Jahre  1890/91  waren  insge* 
samt  865  940  Censiten  vorhanden,  die  mit  18  515  784  M.  Gewerbesteuer 
veranlagt  waren.  Nehmen  wir  davon  die  Klasse  A.  i.  mit  6822  Censiten 
und  1867  716  M.  Steuersoll  als  die  Klasse  der  sehr  günstig  situierten 
Gewerbsinhaber,  sowie  die  Klasse  B  der  kleinen  Händler  mit  421 928 
Censiten  und  5  040  270  M.  Steuersoll  aus,  so  bleiben  421928  Censiten 
mit  10607  798  Steuersoll  übrig.  Die  Durohsohnittsgewerbesteuer  dieser 
Censiten,  die  etwa  der  III.  und  IV.  Klasse  nach  dem  neuen  Gewerbe- 
•teuergeietz  entsprechen  (anoh  der  Zahl  nach),  beträgt  aber  nur,  24,3  M« 
Alao  auch  bei  der  reinen  Gewerbesteuer  ergiebt  sich  für  die  mittleren 
Klaaaen  eine  stärkere  Belastung  durch  das  neue  Gesetz.  Diese  Mehr- 
beleatang  würde  noch  wesentlich  augenfälliger  in  Erscheinung  treten, 
wenn  wir  noch  die  Klasse  H,  in  der  Schiffahrt,  Fracht-  und  Lohn-, 
Fuhr-,  sowie  Pferdeverleihgewerbe  mit  einer  grofsen  Zahl  sehr  kleiner 
Gewerbsinhaber  untergebracht  sind,  bei  unserer  Durchschnittsbereohnung 
ausgenommen  hätten.  —  Eine  Eigentümlichkeit  des  neuen  Gesetzes  aber 
wird  besonders  drückend  gerade  von  den  kleineren  und  mittleren  Ge- 
werbetreibenden empfunden:  das  ist  die  Einschätzung  nicht  nach  dem 
Einkommen  allein,  sondern  auch  nach  der  GröCse  des  Betriebskapitals. 
Gerade  in  den  letzten  Jahren  mit  ihrer  wirtschaftlichen  Stagnation  war 
die  Ghröfse  des  Betriebskapitals  alles  eher  als  ein  zutreffender  Mafsstab 
der  Ertragslähigkeit  des  bezüglichen  Gewerbes. 
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üebersicht   über   die  neuesten  Publikationen  Der 
nnd  des  Auslandes. 

1      OeschiclLte  der  WlBienicliaft.     Encxklop&dUches.     L«hrbteh«T.     BpMi«lli 
tbeoretiAohfl  Untonucbangan 

Garo,  Leopold,  Der  Wucher.  Eine  eosialpotitiBobe  Btudie.  Leipii^ 
Bunoker  &  Humblot,   1893.  gr.  8*\  VU  uod  311   88, 

Eine  ganze  Reihe  ron  litterarisoben  Arbeiten  haben  aich  in  den  letsteD 
Jahren  mit  der  Wucherftage  beicbäftigt.  Diese  Litteratar^  tu  Aettn 
Mittelpunkt  das  Problem  des  Wuchers  auf  dem  flachen  Lande  und 
Folge  Q  für  den  ländlichen^  o am  entlieh  bäuerlichen  Grundbeeitc 
ißt,  hat  entweder  versucht,  neues  ThatsacheDmaterial  über  den  Wucbef' 
in  seinen  konkreten  und  lokalen  Gestaltungen  herbeizuschmfiTen  oder  hit 
zur  Frage,  wie  dieses  Uebel  durch  VoikÄwirtsoh^fts-,  Sozialpolitik  und 
Gesetzgebung  zu  bekämpfen  sei^  Stellung  genommen.  Demgemäfi  haben 
sich  ddese  Schriften  in  den  Bahnen  der  beschreibenden,  statistiieben 
Forschung  bewegt  oder  sie  haben  sich  die  Yorbereitiing  und  Anregaii^ 
neoer  gesetzgeberischer  Mafsregeln  zur  Bekämpfung  des  Wuchers  m 
Ziel  gesetzt«  Eine  weitere  prinzipielle  Verarbeitung  des  zu  Tage  geförderten 
poeitiren  Stoffes  hat  bis  jetzt  gefehlt. 

Die  uns  vorliegende  Arbeit  Caro'e,  der  sieh  bereits  1892  doroh 
einen  soiiaiphiloeopbiech-poUtischen  Essay  „Die  JudenfragOp  eine  etbitohs 
Frage*'  (Leipzig,  Grunow)  bekannt  gemacht  hat,  schliefst  sich  als  wcitfrtr 
Beitrag  zur  Wucherfrage  an  diese  Vorarbeiten  an,  Sie  durchsiobtet  ooch* 
mals  mit  grofsem  Fleifse  und  erheblicher  Geoauigkeit  die  Masaa  des  in* 
l^estauten  Materiale  und  erweitert  den  Kreis  unserer  Kenntnisse  besondenj 
durch  die  Vorführung  der  typischen  Formen  und  Bilder  der  Bewacberan| 
aus  seiner  engeren  Heimat  Galizien»  dem  „klassischen  Lande"  des  Waobt 
Und  gerade  um  deswillen ,  weil  Garo  aus  eigener  Anschauung  je 
charakteristischen  Symptome  dieser  schweren  Krankheit  am  Bosialen  Körper 
kennt,  ihre  Entwickelung  und  ihren  Ausgang  in  allemäobster  Kikt 
studieren  konnte,  ist  uns  dieser  Beitrag  zur  Pathologie  des  sozial* 
ökoDomi sehen  Lebens  sehr  willkommen.  Der  Verf,  sucht  dabei  dem  alten 
Probleme  eine  neue  Seite  abzugewinnen,  indem  er  dasselbe  unter  pHnsipisUf 
Gesichtspunkte  stellt,  psychologisch  auffafst  und  zergliedert.  Sein  Ver* 
dienst  ist  es,  die  Ergebnisse  der  Torausgegangenen  Forachung  zü- 
sammengefafst  und  einheiÜioh  dargestellt  zu  Ihaben.  Mit  gröfster  Aui- 
flibrlicbkeit  sind  in  seinem  Buohe  alle  nur  einigermafsen  beaobtenawBrtao 
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Aeufseroiigeii  und  YorgSDge  aus  Theorie  und  Praxis,  aus  Parlamentsrer- 
liandloDgen  und  öffentliches  Vereammlangeny  aus  Pabliiistik  und  Gelegen- 
heitsaohriften  beigesogen.  Vor  allem  aber  darf  die  hübsohe,  ein  Drittel 
der  Schrift  ausmachende  Monographie  über  den  Wacher  in  Oalixien 
(8.  176 — 284)  nicht  unerwähnt  bleiben.  In  den  hier  geschilderten  That- 
saohen  wird  selbst  derjenige,  welcher  das  Schrifttum  über  die  Wucherfirage 
aufinerksam  Terfolgt  hat,  überraschende,  neue,  höchst  interessante  Mit- 
teilungen finden.  Leider  yerbietet  es  uns  der  yerfügbare  Baum,  an  dieser 
Stelle  weitere  Einselheiten  zu  geben  und  müssen  wir  den  Leser  auf  das 
Budh  lelbsi  yerweisen. 

Das  ganse  Budh  zerfällt  nebst  einer  Einleitung,  welche  allgemeine 
Ridhtpunkte  herrorhebt,  und  einer  Bibliographie  der  Wucherfrage,  in  sechs 
KapiteL  Im  ersten  wird  an  der  Hand  der  Thatsachen  die  Frage  der 
Wucherfreiheit  und  der  Wuchergesetze  als  eine  sozialpolitische  gekenn- 
zeichnet, im  zweiten  werden  die  Zinstazen  und  modernen  Wuchergesetze 
behandelt.  Das  dritte  und  yierte  Kapitel  bilden  den  Schwerpunkt  der 
ünterauchung.  Hier  haben  wir  es  mit  einer  dogmengeschichtlichen 
Foradhung,  mit  der  Gestaltung  des  Wucherbegri£f^  in  der  Wissenschaft 
und  mit  den  Ausführungen  zu  thun,  welche  sich  mit  dem  Wesen  und  dem 
Begriff  dea  Wuchers  befassen.  Eine  Ergänzung  und  spezielle  Anwendung 
dar  gewonnenen  Ergebnisse  bietet  der  folgende  Abschnitt,  der  über- 
sehrieben ist:  Die  Bewucherung  des  kleinen  Mannes.  Endlich  reiht  sich 
daa  gehaltvolle  Schlufskapitel  an,  das,  wie  schon  herrorgehoben ,  den 
Wucher  auf  dem  Lande  in  Galizien  übersichtlich  und  mit  reichem  Material 
Em  Darstellung  bringt  Für  dieses  letztere  standen  dem  Verf.  neben  yer- 
sehiedenen,  teils  eigenen,  teils  fremden  Vorarbeiten  in  polnischer  Sprache 
seiir  ausführliche  handschriftliche  Quellen  und  lokale  Erhebungen  zu  Ge- 
bote. Wie  ich  aus  einer  FuTsnote  auf  S.  281  entnehme,  beabsichtigt  der 
Yerf.  demnächst  ein  gröfseres  Werk  der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben,  das 
in  ausführlicher  Darstellung  die  Organisation  des  Kredits  für  Kleingrund- 
beaitzer  in  Galizien  bringen  soll. 

TJm  sein  Problem  psychologisch  zu  erfassen  und  zu  begriinden,  geht 
Gare  yon  der  Gefahr  aus,  welche  der  Wucher  für  den  gesamten  wirt- 
sehaftlichen  Verkehr,  insbesondere  für  die  Landwirtschaft  bildet  Man 
wild  sieh  der  Einsicht  nicht  yerschlielÜBen  können,  dafs  die  Wucherfrage, 
namentlich  wenn  man  sieh  die  Verhältnisse  dieser  am  Mark  des  Volkes 
nagenden  Krankheit  in  Galizien,  Ungarn,  Bufsland,  Bumänien,  Italien  und 
Iriand  yergegenwärtigt,  eine  soziale  Frage  ersten  Banges  ist  Mit  Bodbertus 
fordert  Garo  für  den  Grundbesitz  gleich  dem  Kapital  und  der  Arbeit  eine 
zweckentsprechende  Gesetzgebung  und  angemessene  Unterstützung,  yon 
deren  Erfüllung  die  Ausgestaltung  des  Staates  zu  harmonischem  Bau  und 
die  Wiederherstellung  des  Gleichgewichts  in  der  Gesellschaft  abhänge« 
Nioht  Vorrechte,  sondern  nur  eigentümliche  Bechte  und  in  erster  Beihe 
ein  besonderes  Erbrecht  und  ein  besonderes  Schuldrecht  yerlange  der 
Grundbesitz.  Nicht:  jedem  das  Gleiche,  sondern:  jedem  das  Seine  müsse 
der  Grundgedanke  einer  friedlichen  sozialen  Beform  werden.  Bei  Er- 
örterung und  Klärung  des  Wucherbegriffes  werden  zunächst  unter  Herein- 
siehung   und  Prüfung   der   zinstheoretischen  Litteratur   die   wesentlichen 
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Merkmale  das  Zinses  &d  sich  ußtereucht.  Beb  Verhältnis  jeiriaeliaii  Sil 
und  Kapital  wird  alsdann  unter  dem  Gesichtspunkte  der  ethieohen  Qtumm 
de«  wirUchaftlichen  Verkehra  betrachtet  und  die  Frage  erörtert,  ob  ttod 
inwieweit  das  Gesetz  yon  Angebot  und  Nachfrage  im  Bcretöbo  4m 
Zinses  Geltung  haben  solle.  Endliob  wird  Tersucht,  die  ethiseh-wiftMihall- 
liohen  Grenzen  des  Zinses  2U  bestimmen.  Die  Erkenntnis,  zu  walehir 
der  Verf.  gelaugt,  läfit  sich  kurz  folgend  er  maTsen  charakterisieren.  Di* 
Höhe  des  Zinses  mufs  aioh  streng  der  jeweiligen  Prodakiivität  des  Kapitals 
anpassen,  mit  ihr  parallel  laufen.  Wo  das  Kapital  gröf^ere  Fruchtbarkeit 
besitzt,  Boll  es  auch  höhere  Zinsen  abwerfen,  wo  dasselbe  dagegim^ 
ein  geringes  oder  gar  kein  Ertragnis  liefert,  da  mufs  sich  auoh  d«r 
allmählich  reduzieren  und  er  mufs  sieh  dem  Nullpunkt  nähern,  wann  di« 
Produktivität  ganz  aufhört  Der  Begriff  des  Wuchers  könnte  so  auf  deo 
ersten  BUok  mit  demjenigen  Zinsbezuge  zusammenfallen,  welcher  über 
die  konkrete  Ertrags fähigkeit  eines  Kapitals  hinausgeht  Und  dieae  Fimg« 
wäre  zweifellos  in  demjenigen  Staate  zu  bejahen,  dessen  Bürger  nioli  in 
erster  Linie  mehr  von  gemeiDSchaftliehen  als  von  privat wirtschafÜteliia 
Beweggründen  im  Wirtschaftsleben  leiten  lassen.  Aber  mit  den  ei&oul 
tbatsächlich  gegebenen  Verhältnissen  des  Lebens  mufs  man  rechii«B« 
Dariun  mufs  schon  aus  Zweck mäfsigkeitsgründen  dar  Fortbestand  irgm^ 
welcher  Zinsen,  als  reiner  Zins  oder  Eisikoprämie,  auch  bei  durohauf  an- 
produktiven  Anlehen  als  notwendig  anerkannt  werden,  weil  sonst  jedes 
wirtaohaftliühe  Motiv  zur  Ablas^^ung  der  Kapitalnutzung  an  andere  ver- 
schwinden mufste.  Der  Verfasser  empüehlt  für  solche  Fälle  die  Be^ 
Stimmung  eines  Zinemaiimums,  welches  sich  den  natürlichen  V erhält mssea 
des  Marktes  anpassen  soll.  Somit  ist  nach  Caro  der  Begriff  des  Wuchert  . 
mit  dem  Zinsnehmen  yon  unproduktiven  Kapitalien  odar  mit  dar  Ein* 
forder ung  von  Zinsbeträgen  über  die  Produktivität  des  Kapitale  hinaus  naab 
nicht  identisch.  Seine  Feststellung  ist  daher  erst  möglich  durch  die  Früfuoff 
der  besonderen  Merkmale :  des  auf  üeb  error  teil  ung  genchteteo  Willem 
des  Gläubigers,  der  unwirtschaftlichen  Eigenschaften  des  Schuldnatra  ttftd 
echliefdJioh  der  Folgen  des  zustande  gekommenen  lleohtsverhältiiiasa«  fftr 
den  Schuldner. 

Hinsichtlich  der  bösen  Absicht  des  Gläubigers,  den  Schuldner  zu  ^bar*  ^ 
vorteilon,    geht   der  Verfasser   davon  aus,   dafs  Grund  und  Voraussetzaaf 
der  Strafe    lediglich    das   Staats-    und    Geaellsohaftsintaresäe,    Zweck    dir 
Strafe  der  Schutz  der  gesellBohaftlichen  Einrichtungen  sei.     Wenn  a«  ans 
das  Gesellschafteiuteresse  erheischt,  dafs  die  Bürger  in  ihrer  Rechtsspbär» 
keine  Unbill  erleiden,  so  bleibt  es  auch  für  den  Ueber  vor  teilten^  wie  ftif 
die  Gesellschaft  von  Bdang,  ob  der  objektiv  ein  Unrecht  Ausübande  tioh 
des&en    auch   subjektiv    bewuTst    sei.      Und   für  den  Wucher    gahl  daraus 
hervor^  dafs  eine  objektive  Verletzung  durch  ein  MifsTarhältnis    ffwiachea  1 
Leistung  und  Gegenleistung  begründet  wird  und  dafs  zum  Wuoharbagriffa  | 
eine   die  Leistungsfähigkeit  des  Schuldners    überschreitende  Verpdtohtuag  I 
genügt,   die    ihn    notgedrungen    ins    Verderben   treiben    odar    doch    dasa 
beitragen  muTs.     Darum    glaubt  Oaro   das  Erfordernis    der   bÖsao  Absiohl 
das  Wucherers  aus  dem  Begriffe  des  Wuchers  ausscheiden  zu  saUan.     2ii 
gleichem  Ergebnis  gelangt  er  hinsichtlich  der  Hereinziahuug   dar  uiswin* 
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'sehaftlioheB  Eigenschaften  des  Scholdoen:  der  Notlage,  des  Leichtsinns 
'und  der  Unerftdirenheit  Denn,  sagt  Caro,  jeder  bewucherte  Schuldner 
isl  entweder  notleidend,  leichtsinnig  oder  unerfahren,  da  er  doch  sonst 
«iehi  einen  Yertrag  eingehen  würde,  der  ihn  früher  oder  später  an  den 
Band  des  Yerderbens  bringen  muTs.  Die  natürliche  Eonsequens  dieser 
Auflkisung  ist  daher  für  ihn  die  Beseitigung  dieses  Ballastes  ans  dem 
Wuoherbegriff.  Für  den  Wucher  im  Sinne  des  Yerfieissers  ist  allein  mafs- 
gebend  Charakter  und  Mafs  der  Folgen,  die  sich  aus  dem  zustande 
gekommenen  Rechtsgeschäfte  für  die  schuldnerische  Wirtschaft  ergeben. 
Jede  Unyerfaältnismäfsigkeit  awischen  Leistung  und  Gegenleistung  ist  wirt- 
sehafllich  schädlich,  aber  nicht  Gegenstand  strafrechtlicher  Ahndung.  Das 
Stral^sets  hat  erst  in  dem  Punkte  Anlafs,  mit  seinen  Machtmitteln  ein« 
angreifen,  wo  das  perfekt  gewordene  Unrecht  ein  solches  Mafs  erreicht 
hat,  dafs  yom  Schuldner  Leistungen  beansprucht  werden,  die  seine 
Monomische  LeistungsfiUiigkeit  übersteigen  und  ihn  dem  Ruin  entgegen* 
treiben,  bezw.  wesentlich  zu  demselben  beitragen  müssen.  Der  strafreoht- 
lioh  Bu  ahndende  Wucher  ist  demgemäfs  die  Ansbedingung  eines  Yer- 
mOgensTorteüs  oder  einer  Leistung  bei  Kreditgeschäften,  gleichTiel  unter 
welohem  Titel,  für  sich  oder  einen  Dritten,  wenn  der  Schuldner  jenen 
Yermögensvorteil  in  seiner  Wirtschaft  (Bernf)  dauernd  nicht  erschwingen 
kann  oder  wenn  jene  Leistung  seine  Leistungsfähigkeit  übersteigt,  so  dafis 
die  Erfüllung  des  Yertrags  sein  wirtschaftliches  Yerderben  herrorrufen 
oder  doch  wesentlich  dazu  beitragen  muTs. 

Die  strafrechtliche  Konstruktion  des  Wuchers,  welche  ein  kompetenter 
Fachmann  auf  ihre  Haltbarkeit  der  juristischen  Technik  gegenüber  prüfen 
mag^  hat  für  mich  als  Nationalökonomen  lediglich  eine  wirtschaftliche, 
eine  psychologische  Bedeutung.  Die  Dogmengeschichte  des  Wucherbe* 
griffee  zeigt,  wie  Garo  uns  durch  die  Zusammenstellung  einer  ganzen 
Reihe  tou  Ansichten  belehrt,  dafs  der  Schwerpunkt  immer  mehr  vom 
Gläubiger  nach  der  Seite  des  Schuldners  yerrückt  wird.  Während  die 
älteren  Schriftsteller  nur  ganz  hervorstechende  Vorteile  als  Wucher  gelten 
lieOien  und  zugleich  dessen  Existenz  von  einer  Anzahl  wirtschaftlicher 
Eigenschaften  des  Schuldners  abhängig  machen  wollten,  legen  die  neueren 
das  Hauptgewicht  vor  allem  auf  die  Lage  des  Schuldners  und  konstatieren 
«chon  überall  da  das  Yorhandensein  einer  Bewucherung,  wo  die  Gläubiger- 
Torteile  die  wirtschaftliche  Kraft  des  Schuldners  übersteigen.  Ebenso 
haben  die  älteren  Meinungen  einen  Wucher  nur  bei  Darlehen  als  möglich 
bezeichnet,  wogegen  die  späteren  diesen  Begriff  auf  alle  Kreditgeschäfte 
und  Bchliefslich  auch  auf  alle  onerosen  Verträge  überhaupt  ausdehnen. 
Caro  zieht  aus  diesem  Entwickelungsgang  der  Lehrmeinungen  folgerichtig 
die  letzte  Konsequenz.  Noch  die  neueste  deutsche  Gesetzgebung  erachtet 
die  Ausbeutung  der  Notlage,  des  Leichtsinns  und  der  Unerfahrenheit  als 
notwendige  Erfordernisse  für  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Wuchers, 
Caro  beseitigt  sie.  Ihm  sind  nur  die  objektiven  Merkmale  ohne  Rück- 
sicht auf  die  subjektiye,  böse  Absicht  des  Gläubigers  und  die  besonderen 
Eigenschaften  des  Schuldners  mafsgebend.  Alle  früheren  Versuche,  vor 
Bewucherung  zu  schützen,  haben  durchgängig  unmittelbar  einen  privat» 
wirtschaftlichen  Ausgangspunkt,  sie  wollen  die  gefährdete  Privatwirtschaft 
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de»  Schnldner«  gegen  AuBbeutuog  siohers teilen.  Erst  mittelbar  tritt  de» 
OetneinBchaftsiuteTesse  h error,  welches  erat  durch  die  8chädi|^i}g  üi&iel* 
wirtschaftlicher  iDterese^D  beteiligt  wird.  Caro'i  GedaokeDgmag  •chlägt 
den  umgekehrten  Weg  ein.  Die  Gesellschaft  hat  suerat  ein  Iniereear, 
den  Wucher  zu  bekämpfen,  der  Staat  hat  die  Aufgabe»  tchütsend  einiii- 
treten.  Er  hat  seinen  Unterthanen  EechteschutK  und  Frieden,  Kultur 
und  Wohlergehen  zu  leisten.  Das  Glück,  nicht  die  Freiheit  des  EinselneR, 
ist  das  Glück  und  die  Freiheit  Aller  und  in  dem  Streben  danftch  ist  dif 
ethische  Aufgabe  des  Staates  enthalten.  In  erster  Linie  steht  die  gieell^ 
sobaftliche Bedingtheit  der  in diriduellen  Wirtschaft,  ihre  dauernde  Lciaton 
fahi^keit  im  Baue  der  ges eil schaftii oben  Organisation,  Die  gedeihUeh«| 
Förderung  des  Ganzen  bringt  aber  naturgemäfa  das  indiTiduelle  Wohlb 
finden  mit  sich.  Btaatshilfe  erfolgt  suerst  für  die  Bedingungen  des  tie 
meinschaftslebens  und  die  diesen  entspringenden  Wohlthateo  Terdtobt 
sieh  wiederum  zu  Reflex  Wirkungen  für  die  Ein  sei  Wirtschaft,  zum  Sebtttl 
privatwirtsohafllicher  Bethätigung. 

Cdro's  Schrift  widmet  neben  dem  ThatBachenmaterial  ToriHglieh  ih 
Anfmerkiamkeit  der  regressiven,  der  strafrechtlichen  Seite  i 
Wucherfrage.      Sie  will  de    lege  ferenda  die    aoztalpolitisohen   Gmn 
für  die  kriminalistische  Formulierung  weiterbilden,    sie  will    ein   Baustein 
sein    für   die    künftige    Gestaltung    des    Wucher strafrechts«      Und    so  sehr 
dieses    Streben    des    Verfassers    Anerkennung    verdient,    so    sehr   wir  ihm 
dankbar  sein  müssen   für  seinen  stattlichen  Beitrag  an  Stoff  und  juristiseliar 
Konstruktion,    so  dürfen  wir    doch  andererseits  nicht   Tergesaen,    dafi  mi 
der    strafrechtlichen   Verfolgung    des  Wuchers    die    Lösung    des  Prol 
allein  eicht  beruht.     Der  Wucher  ist  eine   alte,    tiefwurselnde  Kraol 
im  Körper  des  Wirtschaftsleben  s^  so  alt,    wie  die  Menschheit    sei  bei     In 
Geschichte  und  Fabel,  in  Gesetzgebung  und  Litteratur  spielt  der  Wacher^ 
und    der    Wucherer     eine    Rolle,      Kein    Gesetzgeber  der   alten    wie   d« 
neueren  Zeit  hat  seine  Kunst  in  der  Bekämpfung  des  Wuchers  unTertuehli 
gelassen.     Aber  auch  keinem  ist  es  geglückt,  wie  immer  auch  seine  Maobt^ 
mittel  geartet  waren,  denselben  aus  der  Welt  zu  sobatfen.     Die  HoffouagJ 
dafs    dieser  Sieg   der  Zukunft    vor  beb  alten   sein  werde  ^    ist  höchst  gemg^ 
Gleichwohl   und    trotz    alledem  darf  die  Gesetzgebung  nicht  au£h$reOf 
der   Förderung    dieser  Aufgabe   zu   arbeiten.     Und  in  der  Tbat  läfst  sie 
nicht   in  Abrede    stellen,    dnfs    schon  jetzt    gar   manches    erreioht  wurda^l 
dafä  die  schlimtuBlen  Formen  und  Typen  der  Bewucherung  allmählich  ta 
Schwinden    begriffen    sind.      Der    Zukunft    wird    es    wohl     geliDgao,   dif 
Symptome  noch  weiter  abzuschwächen,  die  Wirkungen  zu  lindem.     Aber 
m.  £.  liegt  heute  der  Schwerpunkt  der  Ueform  in    präyentiren  Vff^ 
anstaltuogen ,     in     Instituten    des     Wirtschaftslebens,    in     entsprechender 
Organisation    des    Kredits,    in    iweckmäfsigen    HiÜB-    und  D&rlehaskasieo, 
deren    Wirksamkeit   der    Bewucherung   den    Boden    entzieht,    in  eittlicher 
Hebung  und  Autklärung  der  Bevölkerung,    namentlich  derjenigen  soziatio 
Klassen I  welche  infolge  ihres  ökonomischen,   intellektuellen  und  sittUcben 
Znstandes  der  Bewucherung  am  meisten  ausgesetzt  sind,    und  —  hurt  not 
leatt  —  in  einer  der  Eigenart  des  Grundbesitzes  entsprechenden  Recht«- 
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tnldung,  Tomehinlioli  in  einer  Umgestaltung  des  SchnldrechtSy  Punkte,  die 
Owo  nur  Irars  berühTt 

Zu  erwShnen  ist  noch  der  Entwurf  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Fragebogens»  den  der  YerfL  als  Anhang  zu  seiner  Schrift  mitteilt. 

Wuraburg.  Dr.  Max  yon  HeokeL 

Felix,  Ludwig,  Kritik  des  Soiialismus.  —  Leipaig,  Verlag  Ton 
Dnnoker  &  Humblot,  1893.     117  88. 

Die  Yorliegende  Schrift  ist  ein  Sonderabdruck  aus  Felix*  Werke: 
«^twickelungsgesohiehte  des  Soaialismus",  woTon  es  den  SohluÜMbsohniti 
des  4.  und  letaten  Teils  bildet.  Wieder  haben  wir  einen  Versuch  yor 
uns,  den  Somalismus  au  bekämpfen ;  doch  ist  es  dem  Ver£  in  keiner  Weise 
gelungen,  seiner  Aufgabe  gerecht  su  werden. 

Bar  Hauptfehler  des  Verf.  besteht  darin,  daTs  er  die  yerachiedenen 
Vertreter  des  wissenschaftlichen  Soaialismus  gemeinsam  unter  der  Bnbrik 
„die  Sozialisten^'  bekämpft,  statt  sie  einaelnsu  behandeln;  die  Verschie- 
deoheiten  «wischen  den  Theorien  von  Marx,  Rodbertusv  Lassalle,  Proudhon 
u.  a.  sind  jedoch  yiel  au  grofse,  als  dafs  man  sie  alle  gemeinsam  einer 
Kritik  unterwerfen  könnte.  —  Aber  auch  da,  wo  F.  einaehie  der  genannten 
soaialistischen  Autoren  herausgreift  und  sie  sum  Gegenstande  seiner  Kritik 
maehty  ist  diese  meist  ungenügend  und  trifft  nicht  den  Kern  der  Sache. 
~  Der  Verf.  kennt  offenbar  die  soiialistische  Litteratnr  nur  oberfläch- 
lich oder  hat  sie  mifsyerstanden ;  sonst  wären  die  vielen  Irrtümer,  die  er 
sich  lu  schulden  kommen  läfst  und  yon  denen  wir  einzelne  mitteilen  wollen, 
nicht  möglich  gewesen. 

F.  beginnt  sein  Buch  damit,  dafs  er  einen  besonders  traurigen  Fall 
wirtachaftlichen  Elends  ans  Wien  berichtet,  wo  sich  im  Januar  1893  ein 
Tagelöhner  erhängt  habe,  weil  er  keine  Arbeit  finden  konnte  und  er  sich 
auch  in  seiner  letzten  Hoffnung,  durch  reichen  Schneefidl  Erwerb  zu 
finden,  getäuscht  gesehen  habe.  —  An  die  Erzählung  dieser  traurigen 
0eechichte  knüpft  der  Verf.  die  Bemerkung  (S.  3):  „Schon  diese  Andeu- 
tungen genügen,  es  begreiflich  zu  machen,  dafs  die  soziale  Frage  ent- 
schieden ethischer  Natur  ist.  Wären  alle  Menschen  wohlwollend, 
arbeitsfreudig,  gewissenhaft,  zuTcrlässig,  haushälterisch,  matsToU,  wären 
alle  gleichmäfsig  Ton  dem  Streben  nach  Vervollkommnung  durchdrungen, 
würden  die  an  äulseren  Gütern  und  geistigen  Gaben  Ueberlegenen  es  stets 
als  Pflicht  betrachten,  die  minder  Glücklichen  ausreichend  zu  unterstützen, 
und  nach  Möglichkeit  zu  sich  emporzuheben,  wären  diese  dagegen  frei 
von  Neid  und  Milsgunst  —  dann  gäbe  es  keine  soziale  Frage'^  —  Damit 
ist  der  Kernpunkt  der  sozialen  Frage  nach  der  modernen  Anschauung  ent- 
schieden unrichtig  erüaCst;  gerade  der  moderne  Sozialismus  und  sein  Haupt- 
Tcrtreter  Karl  Marx  haben  wiederholt  den  anti-ethischen  Oharakter  der 
sozialen  Frage  betont;  gegenüber  der  älteren  „utopischen'^  Auffassung,  die 
schroff  zurückgewiesen  wird,  dafii  nämlich  die  sozialen  Uebel  in  der  sohlechten 
Gesinnung  und  den  sohlechten  Eigenschaften  der  Menschen  ihren  Grund 
haben  —  welche  Annahme  sich  namentlich  im  französischen  Sozialismus  der 
HcTolutionsperiode  Torfindet  —  betont  der  moderne  Sozialismus,  dafs  nicht 
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die  MeoBohen,  sondero  die  Institutionen  tcliuld  aeieii,  daf«  die  kapiUlJ- 
stiache  Gedelisob&t'tBordiiuDg  zum  Elend  der  groraen  Mehrsahl  iUhrea  mtiMe, 
auoh  wenn  die  ein  seinen  Biensohen  alle  gut  und  tugend- 
haftwären. —  In  wanacheDswerteftter  Klarheit  drückt  dies  Marx  be«| 
fionders  an  der  Stelk  eeiner  Vorrede  %nm  ««Kapital'^  (S.  VIII)  aui^  wo  er 
sagt:  ,,Zur  Vermeidung  möglicher  Mifsverständniaae  ein  Wort.  Die  Oe- 
fitalten  von  Kapitalist  and  Orandeigeotümer  zeichne  ich  kein  ei  weg«  in 
rosigem  Licht.  Aber  es  handelt  sieh  hier  um  die  Personen  nur,  M>w0it| 
•ie  die  f  erBoniükation  ökoDomiaoher  Kategorien  sind,  Träger  yon  be«tlfnmt8ii 
KlaBfienverlmltDisBen  und  Interesaen.  Weniger  als  jeder  andere  kann  main 
Standpunkt,  der  die  Entwickelung  der  ökonomischen  Oesellsohaftsformadoü 
als  einen  naturgeschiohtlichen  Prozefs  auffafst,  den  EinEelnen  Tarantwort- 
lieh  maohen  für  Verhältnisse ,  deren  Geschöpf  er  sozial  bleibt,  lo  sehr  er 
sich  auch  subjektiv  über  sie  erheben  mag."  i 

F.  wirft  dem  Bozialismus  vor  (8.  1 8),  er  übersehe,  dafs  in  frühereo  ' 
geschichtlichen  Perioden  und  namentlich  im  Mittelalter  die  Lage  der  Ar- 
beiter eine  noch  ungünstigere  gewesen  sei.  Um  eu  beweisen ,  daXi  die 
Arbeiter  heute  in  viel  beaserer  Lage  wären  als  früher,  weist  F.  auf  die 
elenden  Zustände  der  Bauern  2ur  Zeit  der  Baaernkriege  hin,  sowie  auf 
die  Foltern  und  Prügelstrafen  des  Mittelalters.  Ale  ob  die  Sosialisti^tt  I 
jemals  bestritten  hätten,  dafs  die  Kultur  seit  dem  Mittelalter  Fortschritts 
gemacht  hätte !  Auch  eine  abi^olute  Besserung  der  Lage  der  arbeitendeo 
Klassen  verglichen  mit  früheren  Zeiten  giebt  der  Sozialismaa  zu;  nur] 
wird  Boeialistiacherfieits  behauptet,  dafs  diese  Besserung  lange  nicht  im 
gelben  Mafae  bei  der  arbeitenden  Klasse  eingetreten  sei  als  bei  den  Be-  | 
sitzenden.  In  aller  Deutlichkeit  spricht  sich  Laasalle  gerade  über  dieaeo 
Punkt  aus;  in  seinem  „Offenen  Antwortsohreiben''  sagt  er  (Neue  Gpiamt* 
ausgäbe,  Hand  II,  8.  426 C):  ,,Wenn  Sie  von  der  Lage  der  Arbeiter 
und  ihrer  Verbesserung  sprechen,  so  meinen  8ie  Ihre  Lage  verglichea 
mit  der  Ihrer  Mitbürger  in  der  Gegenwart,  verglichen  olto  U 
mit  dem  Mafsatab  der  Lebenagewohnheiten  in  deraelben  Zeit.  Und V 
man  amüsiert  Sie  mit  angeblichen  Vergleichen  Ihrer  Lage  mit  d«r  Lagt 
der  Arbeiter  in  früheren  Jahrhunderten!  Ob  Sie  aber  «...  eich  heale 
besser  stehen  als  die  Arbeiter  vor  80,  vor  200^  vor  300  Jahren^  —  welelm 
Wert  hat  diese  Frage  für  Sie  und  welche  Befriedigung  kann  8ia 
Ihnen  gewähren?  Ebensowenig  als  die  freilich  ganz  ausgemachte  That^ 
Sache,  dafa  8ie  sich  heute  besser  stehen  als  die  Botokuden  und  di« 
menBchenfresaenden  Wilden!  — **  \ 

Was  die  Ziele  des  modernen  Sozialismaa  anlangt,  so  bemerkt  F  H 
darüber  folgendes  (S.  69):  ,plm  Verlaufe  der  grofaen  franzöaitchen  Eevo-  i 
lution  werden  nicht  nur  alle  Fostulate  des  modernen  Sozialiamua  ver- 
kündigt, sondern  auch  die  daraus  mit  Katarwendigkeit  sich  ergebendeo 
Folgen  in  äoTserater  Un verhülltheit/*  —  Kurz  danach  wird  geradezu  eioa 
einzelne  Grausamkeit  aus  jener  revolutionären  Periode  als  erste  Yor- 
ausaetjEung  des  Sozialiamua  üb  erbau  pt  gekennzeichnet !  (S.  70): 
^Allmählich  wurde  zur  ersten  Voraussetzung  des  Sozialismas,  der  Pr&^ 
skripiton  der  Reichen  geschritten".     Gerade  der   moderne  Sozialismus  hat 
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lieh  aber  wiederholt  iiod  in  offizieller  Weise  gegen  die  Ziele  und  Taktik 
der  SazialreYoIutiooäre  der  grofseD  franzÖMsoben  KevolutioD  ausgesprochen. 
Marx  und  fingelA  haben  öfter  betont,  wie  aossichtatos  ihr  Beginoen 
war,  da  rielmehr  die  kapitalistiBohe  ProduktioDsperiode  eine  notwendige 
geschichtliche  Stufe  aei,  die  sich  Ton  selbst  überleben  müsse^  die  aber 
nicht  durch  Gewaltmafsregeb  beseitigt  werden  könne.  —  Bereits  im 
kommunietischen  Manifest  wurden  die  sozialen  Be7olationäre  folgender- 
mafsen  charakterisiert  (4.  Au0*  S.  29):  ^^Die  ersten  Versuche  des  Proletariats^ 
in  einer  Zeit  allgemeiner  An^egangi  io  der  Periode  des  Umsturses  der 
feudalen  Gesellschaft^  direkt  sein  eigenes  Klasseninteresse  durohzusetsen, 
scheiterten  notwendig  an  der  unentwickelten  Gestalt  des  ProletariatSi  wie 
an  dem  Mangel  der  materiellen  Bedingungen  seiner  Befreiung,  die  eben 
erst  das  Produkt  der  bürgerlichen  Epoche  sind,  —  Die  rcTolutionäre 
Litteratur,  welche  diese  ersten  Bewegungen  des  Proletariats  begleitete,  ist 
dem  Inhalte  nach  notwendig  reaktionär.  Hie  lehrt  einen  allgemeinen 
Atketismus  und  rohe  Gleiohmaoherei".  ^ —  Unreif,  utopisch  und 
phantastisch  nennt  Engels  die  Theorien  und  praktischen  Vorschläge 
der  damaligen  Sozialisten,  bei  denen  sich  oft  die  gauze  Weisheit  des 
modernen  Sozialismus  bereits  finden  soll;  —  diese  Ausführungen  Engeis' 
finden  sich  in  seinem  Werk  „Herrn  Engen  Dühring'a  Umwälzung  der 
Wissen  schaff* ;  dort  giebt  er  einen  Ueberbliok  über  die  Geschichte  des 
Bozialismus  und  bemerkt  speziell  über  die  Periode  der  grofsen  französischen 
Reyolution  (8.  226):  „Der  Vemunftstaat  war  Tollständig  in  die  Brüche 
gegangen.  Der  Rousseau'sche  GesellsohaftsTertrag  hatte  seine  Verwirk- 
iiohuDg  gefunden  in  der  Schreck enszeit,  aus  der  das  an  seiner  eigenen 
politischen  Befähigung  irre  gewordene  Bürgertum  sich  geflüchtet  hatte 
zuerst  in  die  Korruption  des  Direktoriums  und  schtiefslioh  unter  den  Schutz 
des  napoleonisohen  Despotismus  ....  Die  ,^  „Brüderlichkeit"  *^  der  revo- 
lutionären Devise  yerwirkliohte  sich  in  den  Chikanen  und  dem  Neid  des 
Konkurrenzkampfes  ....  kurzum,  vergliohen  mit  den  prunkhaften  Ver- 
heifsoagen  der  Aufklärer,  erwiesen  sich  die  durch  den  ,,,>8ieg  der  Vemunfl"" 
hergestellten  gesellschaftlichen  und  politischen  Einrichtungen  als  bitter 
enttäuschende  Zerrbilder.'*  —  Auf  B.  96  nennt  F.  das  Recht  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag  „das  vornehmste  Postulat  des  Bozialismus^V  Dieses 
Postulat  wurde  jedoch  besondeis  von  Marx  auf  das  heftigste  bekämpft 
und  verspottet,  namentlich  in  dem  Programmbrief,  den  er  1875  an  Bracke 
richtete  (cf.  Neue  Zeit,  1891,  8.  665),  wo  er  den  Begriff  „ArbeiUertrag*^ 
eine  „lose  Vorstellung*'  und  „Phrase"  nennt. 

F.  begnügt  sich  jedoch  nicht  mit  einer  Charakterisierung  des  Sozialis- 
mas  im  ailgemeiDen;  er  kritisiert  auch  einige  spezielle  nationalökonomiBcbe 
Theorien  der  Sozialisten;  hesonders  eingehend  heschaftigt  er  sich  mit  der 
Warttheorie.  Gegen  die  Ro  d  bertus*  sehe  Werttheorie  wendet  P, 
nameotlich  ein,  dals  Eodbertus  das  Moment  der  Brauchbarkeit  übersehen 
und  die  Arbeit  allein  als  werthestimmend  erklärt  habe  (S.  29) :  .^Schon  der 
Name  Gebrauchswert  drückt  es  aus,  dals  das  erste  ihm  Wert  verleihende 
Erfordernis  des  Arbeitsproduktes  Brauchbarkeit  ist,  eine  Eigenschaft, 
die  nicht  allen  Produkten  und  nicht  allen  derselben  Art  im  gleichen  Grade  zu- 
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kommt*  Zuweilen  ereignet  es  sich,  dat's  sogar  auf  BesUlluDg  aogefertlgta 
Gegeniiäüde  surüokgewieseo  werden  mÖBaeo,  weil  der  Besteller  sie  mehl 
br&uehen  kann/'  —  Hierzu  ist  jedoch  zu  bemerken,  data  Kadhertu«  keta«»* 
wegs  die  Brauohbaikeit  als  Wertelemeot  ignoriert  bat;  B.  hebt  &tudriickii«b 
hervor^  dafs  eio  Gut  Brauchbarkeit  besitzen  müsse,  wenn  e«  Geh rauohi wert 
haben  soUe ;  der  Gebrauchswert  eines  Gutes  ist  ihm  die  notwendige  Yorao»- 
setzung  dafür,  dafs  ee  Tauach  wert  erlangen  kann  —  der  Tausohweirt  etoai 
Gutes  ist  nach  EodbertuB  die  Geltang,  die  ein  Gnt  hat  naeb  Qaautitll, 
als  M  affi  anfgefaTtat^  und  nur  für  diesen  so  aufgetarsten 
Tauschwert  glaubte  R.  in  der  Arbeitsmenge  einen  pasaandan  Mafsetab 
gefunden  zn  haben.  —  Wenn  auch  nur  knrz,  so  spricht  sich  doch  E. 
deutlich  übur  den  Gebrauchswert  aus;  in  dem  erste  der  i,ftaf 
Theoreme"  (lS42p  S.  3)  sagt  Hodbertns:  »»Dadurch,  dafs  der  Mensch  sieb 
nun  wirklich  einen  Zweck  vorsetzt,  den  er  durch  ein  dazu  brauchbares 
Mittel  nur  erreichen  kantig  kommt  er  zu  dieser  Sache  in  jenea  gleichkam 
abhäogige  VerhaltDis,  das  Bedürfnis  heifst,  und  die  Sache  gewinut  ledig- 
lich hierdurch  —  als  Bedurftes  —  jene  Bedeutung,  die  „Wert-'  geaasDt 
wird  .  ,  ,  .  „Sache  von  Werf  ist  daher  ein  eugerer  Begriff  aU  „Saohe 
Yon  Brauchbarkeit'S  Hier  ist  .^Werf'  im  Sinne  von  Gebrauchswert  ge- 
maint und  ausdrücklich  die  ,3ra*uchbarkeit'*  als  notwendige  Vorausseltiuig 
det  Gebrauchswerts  und  damit  des  Werts  überhaupt  bazeiohneU 

Auch  Karl  Marx  wird  tod  Felix  mit  Unrecht  der  Vorwurf  gemacht, 
dafa  er  das  Moment  der  Brauchbarkeit  übersehen  habe.  F,  zagt  8.  $7: 
„Ferner  übersieht  Marx,  dafs  nicht  alles,  was  produziert  wird,  mit  Nutzan 
verkauft  werden  kann,  dafs  manchea  Produkt  absatzlos  und  daher,  uogfr* 
achtet  der  darauf  verwandten  Arbeit,  wertlos  bleibt,  dafs  im  Grunde,  mit 
Ausnahme  der  seltenen  Fälle,  in  denen  der  Kapitalist  eine  Art  TOo 
Monopol  besitzt,  die  Eou&umenten  es  sind,  die  hinterher  den  Wert  dar 
Ware  uud  folglich  den  Umfang  des  Unternehmergewinn  es  bestimmen.**  — 
Marx  hat  aber  wohl  die  Kützlichkeit  aU  Wertfaktor  anerkannt  Die 
Waren  haben  nach  M.  Gebrauchswert,  insofern  sie  Nützlichkeit  besitzen; 
die  Nützlichkeit  macht  sie  erst  zu  Gebrauchswerten,  Klar  spricht 
dies  Marx  S.  8  des  „Kapital^'  (3.  Aufl.)  aus:  »,£ndIioh  kann  kein  Diag 
Wart  seiup  ohoe  Gab  rauch  sge  gen  ztand  zu  sein*  Ist  es  nutzlos,  ao  iat  auch 
die  in  ihm  enthaltene  Arbeit  nutzlos,  sählt  nicht  als  Arbeit  und  bildet 
daher  keiuen  Wert^^;  —  nod  8.  56:  „Aodererseits  müssen  sie  (d.  h.  di« 
Waren)  sich  als  Gebrauchswerte  bewähren,  bevor  sie  sich  alz  Warte 
realiaiereD  köcuen.  Denn  die  auf  sie  Terausgabte  mensch- 
liche Arbeit  zählt  nur,  soweit  sie  in  einer  für  Ändert 
ntitzliohen  Form  verausgabt  tat/*  —  Nur  für  den  Tausch* 
wertp  d.  h.  nach  Marx  für  das  Verhältnis,  in  dem  sich  die  ver- 
schiedeuen  Gebrauchswerte  unter  einander  austauschen^  nimmt  ü* 
das  Quactum  geseUsohaftlich  notwendiger  Arbeitszeit  als  Wertstab  au.  Msg 
man  immerhin  die  Werttheoria  von  Hodbartus  und  Marx  für  irrig  halteo 
—  auch  wir  halteo  sie  keineswegs  für  richtig  —  aber  man  darf  nicht  be- 
hanpteo,  diese  Autoren  hätten  in  ihren  Wertiahren  die  „Branchbarkait" 
ignoriert 

Es  wäre  ein  leichtes^    aus  dem  Falix'scheo  Buche   eine    ganze  Eeihs 
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"weiterer  soleher  Irrtümer  ansaführen;  wir  yereiehteii  darauf,  weil  wir 
:glMibeii,  genügend  dargethan  zu  haben»  dafs  die  Schrift  in  keiner  Weise 
hält»  wat  der  Titel  yerBprieht. 

Halle  a.  8.  K.  Diehl. 

WittelBhöfer,  0.,  üntersuebungen  über  das  Kapital,  seine  Natur 
und  Funktion.  Ein  Beitrag  zur  Analyse  und  Kritik  der  Yolkswirtsobaft. 
Tübingen  1890.     Laupp.     S^.     X  und  262  88. 

Der  Yerf.  will  die  yolkswirtscbaftlicben  Erscheinungen  in  der  Weise 
analysieren,  dass  er  den  Einfluij  der  einzelnen  wirksamen  Kräfte  für  sich 
untersucht  und  die  Abweichungen  der  Wirtschaftsentwickelung  infolge  der 
naoh  und  nach  zu  einander  hinzutretenden  Faktoren  nachweist.  Gegen 
diese  Methode  läfst  sich  grundsätzlich  yieles  einwenden;  läCst  man  sie 
aber  gelten,  so  wird  man  dem  Yerfl  die  Anerkennung  nicht  vorenthalten 
können,  da£9  er  sie  mit  Gründlichkeit  und  Scharfsinn  angewandt  hat.  Die 
Ergebnisse  seiner  Untersuchungen  aber  sind  unabhängig  von  der  Methode, 
und  man  wird  den  meisten  derselben  ohne  Einwendungen  zustimmen 
können.  Wittelshöfer  hatte  vor  allem  die  Absicht,  die  schon  von  Bod- 
bertus  aufgestellte  UnterscheiduQg  zwischen  den  Kapitalgegenständen  an 
sich  und  dem  Kapitaleigentum  oder  Frivatkapitaly  oder,  wie  er  es  bezeich- 
net, dem  objektiven  und  dem  subjektiven  Kapital  streng  und  kon- 
sequent durchzuführen,  eine  Aufgabe,  die  angesichts  der  noch  immer  vor- 
kommenden Begriffsverwirrung  über  diesen  Funkt  gewifs  wohlberechtigt 
ist.  Die  Untersuchungen  über  das  Kapital  werden  eingeleitet  durch  eine 
Erörterung  über  die  Elemente  der  Wirtschafti  in  der  namentlich  der  Unter- 
schied zwischen  den  „Bedürfnisbefriedigungsmitteln"  und  den  „Genufs- 
bietungsmitteln''  betont  wird,  dem  der  Verf.  auch  später  eine,  wie  mir 
scheint,  zu  weitgehende  Bedeutung  beilegt  Bei  dieser  ganz  abstrakten, 
von  der  gegebenen  Wirtschaftsform,  der  Eigentumsverteilung  etc.  absehen- 
den Darlegung  der  Grundbegriffe  werden  Konsumtion  und  Produktion,  Be- 
darf und  Arbeit  in  der  Gesellschaft  einander  einfach  quantitativ  gleichge- 
aetzt  Das  gesamte  Quantum  von  Arbeitsleistungen,  das  eine  Individuen- 
gemeinschaft herstellt,  bildet  zugleich  das  Quantum  der  zur  Konsumtion 
disponiblen  Güter.  Das  ist  bei  einer  Gesamtheit  von  naturalwirtsohaftlich 
sich  selbst  genügenden  Einzelwirtschaften  ohne  weiteres  klar  und  wird 
nach  dem  Verf.  auch  durch  die  Arbeitsteilung  nicht  aufgehoben,  sondern 
nur  verschleiert.  Zwischen  den  einzelnen  Teilen  des  Bedarfes  unterein- 
ander und  gegenüber  der  Gesamtheit  des  Bedarfes  besteht  ein  fortwährend 
wechselndes  Verhältnis,  das  nach  dem  Verf.  den  Wert  darstellt.  Der 
Wert  eines  Froduktes  ist  also  das  liafs  der  Fähigkeit  eines  Froduktes, 
Bedarf  zu  befriedigen,  verglichen  mit  der  gleichen  Fähigkeit  anderer  Pro- 
dukte. Hier  mufs  aber  wieder,  wie  bei  allen  Versuchen,  den  nicht  als 
Tauschwert  aufgefafsten  Wert  zu  schätzen,  gefragt  werden:  Welches  ist 
denn  aber  das  quantitative,  auf  alle  Produkte  anwendbare  einheitliche 
liafs  für  die  Fähigkeit,  Bedarf  zu  befriedigen  ?  Und  wie  soll  die  Gesamt- 
summe des  Bedarfes,  eines  Aggregats  von  inkommensurablen  Gröfsen,  aus- 
gedrück^t  werden?     Es  wird   eben    auch    hier  ein  quantitatives  Verhältnis 
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der  EiQzeiwerte  voraußgesetzt ,  dag  eich  in  der  Wirklichkeit  iiiatndi  bt- 
etimmeQ  und  ausdrücken  lafst,  al«o  auoh  tiir  die  wirklioben  Erscheilitiiifn 
keine  Bedeutaog  haben  kann.  Der  Wert  der  einzelnen  BeiriedigUDg»> 
mittel  hHogt  nach  dem  Verfasser  von  der  Vergleichang  der  BelriedigQOf  j 
mit  der  zu  ihrer  Erlangung  notwendigen  Arbeit  ab;  aber  er  beblH 
dann  doch  ein  aubjektivea  Element  in  fich  und  ist  an  aich  ai^l 
nach  einem  für  alle  Güter  geltenden  Mafse  mefsbar,  und  wenn  spüer ' 
Ton  den  Abweiehnngen  zwischen  Wert  und  Preis  die  Bede  ist,  so 
bleibt  die  Bedeutung  dieser  Bifferensen  quantitativ  unklar.  Im  zweiten 
Abschnitt  wird  die  objektive  Kapitalbildung  besprochen,  die  über  dh 
ursprÜDgiichen  Voraussetzungen  einen  Schritt  hinausgeht.  Selbst  die  ein« 
fache  Naturalwirtschaft  kann  mehr  produjpieren,  als  sofort  konsumiert 
wird.  Es  findet  eine  Ueberschulsbildung  statt,  die  allerdings  schliershch 
wieder  der  Konsumtion  zu  gate  kommt.  Mit  steigender  Kultur  wird 
neben  der  Arbeit  p  die  zur  unmittelbaren  Befriedigung  von  BedürfaiaMn 
und  Gen ufswÜD sehen  dient i  die  Vorarbeit  für  den  späteren  Bedttf 
immer  gröfser  uod  wichtiger  werden.  Mit  der  Ausbreitung  der  VoraxMt 
wird  aber  auch  erweiterte  Anwendung  der  Arbeitsteilung  und  -kooien^ 
trierung,  überhaupt  Erhöhung  der  Produktivität  der  Arbeit  möglich  and 
wenn  nun  solche  Vorprodukte  hergestellt  werden,  die  einen  grötteren  Be> 
darf  zu  befriedigen  imstande  sind,  als  die  mit  gleichem  Eraftaufwande  iit 
suocessiven  Einzelprozessen  zu  dem  gleichen  Zwecke  hergesieUten  Pro- 
dukte, so  ist  Kapital  (im  objektiven  Sinne)  gebildet  wonlen,  Dasselb« 
kann  sowohl  aus  fertigen  Produkten  besteheCi  die  vor  dem  Auftreten  des 
Bedarfes  durch  Arbeitskonzentrierung  hergestellt  worden  sind»  ala  aueb 
aus  Teilen  oder  Faktoren  von  später  zu  vollendenden  Produktionen.  Der 
Yerf.  beschränkt  also  das  objektive  Kapital  nicht,  auf  die  eigen tlichea,  gf- 
wissermafsen  aktiven  Produktionsmittel»  sondern  er  rechnet  auch  die  ooeK 
nicht  zu  dem  letzten  Abnehmer  gelangten  KonsumtioDsgegenstonde  dazu] 
das  entscheidende  Merkmal  ist  für  ihn  die  Produktirität  in  moem.| 
Froduktionsüberschufs.  Der  Wert  der  Vorprodukte  aber  hängt  von  de 
künftigen  Werte  der  fertigen  Koniumtionsgüter  ab  und  er  kann  daher 
der  Gegenwart  nicht  genau  bemesseui  sondern  nur  geschätzt  werden«  1 
folgenden  Abschnitt  wird  das  Verhältnis  von  Einzelwirtschaft  and  Oetamt- 
wirtsühaft  besprochen«  wobei  mancherlei  Schwierigkeiten  in  Betracht  kom- 
men^ die  aus  der  Arbeitsteilung  zwischen  den  Einzelwirtschaften  uod  ta»* 
besondere  aus  der  Absonderung  der  Produktion  zu  Konsum tionszweokeo 
von  der  Vorproduktion  entspringen.  Objektiv  erscheinen  die  Yorprodokte 
infolge  des  arbeitsteiltgen  Verkehrs  als  üebersohiisse  der  Gesamtwirtaehaft^ . 
nioht  der  Einzelwirtschaften.  Hier  tritt  nun  aber  das  Kapitaleigentum  eio^J 
es  treten  sich  Unternehmer  und  Lohnarbeiter  gegenüber,  und  sowohl  die^ 
Produktion  wie  die  Verteilung  wird  durch  diese  Ordnung  der  Dinge  aa/ 
das  wesentlichste  beeinflufst  Zugleich  erweist  eich  die  Mitwirkung  des 
Geldes  als  unumgänglich  nötig,  die  Preisbildung  wird  durch  daa  Macht- 
Verhältnis  der  Uuternehmer  den  Arbeitern  gegenüber  verschoben  und  dsr 
Preis  der  Waren  löst  sich  mehr  oder  weniger  vom  Werte  ab.  Der  Verf. 
bietet  über  diese  Punkte  im  vierten  Abschnitte  beachtenswerte  Erörterangea 
dar,  denen  ich  freilich  nicht  überall  zustimmen  kann«    Im  fünften  AbschoitU 


Uebersicht  über  die  neoevten  Poblikitionea  DeatschlAnds  und  des  Antlsodes,     761 


liehandelt  der  Verl  die  Bewertuog  uod  Wertfijtieruog  der  Vorprodukte» 
^aeh  seiner  AuBasflUDg  ist  der  Wert  derselben ,  wie  Bebon  erwähnt ,  an 
sieh  noch  unbeeümmt  und  nur  Gegeuataud  der  Schätzung,  dae  In- 
tereeee  der  Kapitaleigentümer  aber  erzeugt  nun  eiDen  die  Gemein  Wirtschaft 
Ton  Grund  aus  alterierendeu  Prozefs  der  Wertschätzung  der  Kapitalgüter 
und  der  Fixierung  der  Bewertung  derselben,  wobei  die  Geldeinheit  als 
Mafs  dient  Ale  Hauptfälle  der  BewertungBÜxierung  unterscheidet  der 
Yerf.  den  Verkauf  eines  Kapitalgutee »  die  Ausgabe  von  Bankkreditgeld 
(wodurch  die  Noteneigentümer  thatsächlich  Anteil  am  Kapitalyorrate  der 
Unternehmer  mit  fixierter  Bewertung  desselbeo  erhalten)»  Waren  und 
Geldkredit  (wodurch  ebenfalls  ein  dem  Werte  nach  fixierter  Anteil  an  den 
in  der  Unternehmung  eines  anderen  vorhandenen  Kapitalgütem  erlangt 
wird),  endlich  die  Fixieruug  des  Ertrage Sp  den  ein  ausgeliehenes  Ka- 
pital in  den  Händen  eines  anderen  ergeben  kann^  wobei  die  besondere 
,,diiferenzbi!dende'*  Kraft  der  von  einem  Unternehmer  ausgenutzten  Vor- 
Produkte  den  entscheidenden  Faktor  bildet.  Auch  die  scharfe  Sonderung 
und  Gegenüberstellung  Ton  objektiTem  und  suhjektivem  Kapital  wird  in 
diesem  Kapitel  durchgeführt :  das  erstere  entsteht  durch  Arbeit,  das  letvtere 
durch  Diferenzengewinnung  und  Ocoupation ;  das  erstere  umfELfst  die  ge- 
samten yorgearbeiteten  Güter,  das  letztere  die  im  Einzeleigentum  enthalte- 
nen und  bewerteten  Güter  nebst  den  in  Geld  geschätsten  Anweisungen 
auf  gegenwärtige  und  künftige  Leistungen ;  und  so  folgen  noch  mehrere 
Unterscheidungen*  Im  sechsten  Abschnitte  werden  die  Formen  des  sub- 
jektlTen  Kapitals  besprochen  und  in  dem  folgenden  wird  die  bereits  früher 
berührte  Fixierung  des  Kapitalertrages  und  der  Zins  eingehender  unter- 
sucht. Zunächst  wird  der  Begriff  des  wesentlich  auf  Arbettsersparung  be* 
ruhenden  objektiren  Kapitalertrages  festgestellt  und  dann  die  Entstehung 
des  Ertrages  aus  dem  Kapitaleigentum  nachgewiesen^  die  aus  der  Differenz 
zwischen  dem  Preise  eines  Produktes  und  der  Vergütung  für  die  darin 
enthaltene  Arbeit  beruht  Hieraus  ergiebt  sich  zugleich  die  Zinstheorie 
des  Verf,  Den  Gegenstand  des  Schlurskapitels  endlich  bilden  die  wirt- 
schaftlichen Störungen.  Sie  beruhen  auf  der  Ungleichheit  der  Gtitenrer- 
teilung,  die  Elend  und  Luxus  erzeugt,  ferner  aber  auch  auf  der  Unsicher- 
heit der  Leitung  der  Produktion  durch  viele  selbständige  Privatunter- 
nehmer, da  diese  sich  leicht  in  ihren  Schätzungen  und  Voraussehungen 
irren  und  dann  nicht  imstande  sind ,  ihre  Waren  bis  auf  bessere  Zeiten 
zurückzuhalten.  Die  Krisen  entstehen  dadurch,  dafs  vorher  der  Gesamt- 
wert der  vorhandenen  Vorprodukte  allgemein  zu  hoch  geschätzt  wird.  Es 
leigt  sich  dann  ein  Aufschwung  der  subjektiven  Einzelwirtschaft,  mit  der 
ein  zunächst  nicht  sichtbarer  Niedergang  der  objektiven  Gesamtwirtsohaft^ 
eine  objektive  KapitaJverzehrung  verbunden  ist.  Durch  die  Krisia  werden 
die  falsohen  Wertschätzungen  des  Vermögens  und  Einkommens  der  Einzel- 
nen gewaltsam  beseitigt,  während  die  objektive  Leistungskraft  der  Gesamt* 
heit  an  sich  nicht  beeinträchtigt  wird.  Aber  es  tritt  im  Gefolge  derselben 
leicht  eine  verminderte  Anwendung  der  Arbeitskraft  und  dadurch  eine  oft 
lange  dauernde  wirtschaftliche  Stagnation  ein.  Auf  die  Einzelheiten  der 
Ausführungen  des  Verf.  können  wir  nicht  eingehen.    Jedenfalls  gehört  die 
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Schrift  zu  den  wertro Heren  Erficheinungen  der  wirtschaftüeh^theor 
Litteratur,  weon  auch  ihre  aehr  abstrakte   Darstelluogsweiio    ihre  V« 
tung  Id   weiteren  Kr6iBen  nicht  gerade  begünstigen  dürfte. 

Göttingen.  W.  LexTI 

Eeicheaberg,  Naum,  Friednch  Albert  Lange  aU  Kitjo^ 
nalökonom,  Bern»  K  J.  Wyfa,  1892.  gr.  8^  95  88.  (Berner  Bei- 
träge zur  Gesobiobte  der  Nationalökonomie  Nr.  4,  berauagegeben  ▼(» 
A  Qguet  Od  oken.) 

Der  dentaohe  Denker,  Philosoph  und  Sozialpolitiker  Friedriob  All 
Lange,  sein  Leben  und  Wirken,  ist  in  letzlerer  Zeit  mehrfach  Gegenst 
litterarisoher  Arbeiten  gewesen.  Nachdem  anfangs  der  aohtziger  Jatm^ 
H.  Braun  demselben  als  Bosialökonom  eine  umfassendere  Behandlung  gt- 
widmet  hatte,  welche  indes  über  den  ersten  einleitenden  Abscbxutt  niebl 
hinauskam,  hat  neuerdings  Elltssen  ein  Werk  geleistet,  das  plaitlsoh  ttsd 
in  erschöpfender  Weise  der  sozialpoh' tischen  Thätigkeit  Lange^i  geceebt 
wird.  Eine  Nachlese  zu  dieser  rein  biographischen  Schrift,  weloba  ifiTftt 
Charakter  entapreohend  die  nationalökonomisohen  Ansichten  nur  bd- 
läufig  streift,  hat  der  Verfasser  der  Torliegenden  Abhandlung,  eio  Schulef 
Onckens,  Tersucht. 

XJnslreitig  fallt  die  Gedankenarbeit  Lange's  in  eine  Zeit^    uiv  ii^r  dif 
politischen  Yerhältnisse  Deutschlands,  für  dessen  wirtschaftliohes,    sosialti 
und    kulturelles  Leben    höchst    d&nkwürdig  ist.     Sie    fallt  politieob  ift  di» 
Periode   der    Einheitsströmuogen     der    deutschen    Btämme    mm  Dmtiob«! 
Heich    and    sie  ist    ökoDomisch    und    sozial    bestimmt   durch    die  Kiittpfii, 
welche    sich  zwischen    Individualismus    und    Sozialismus    im    Öffantliohas 
Leben  cq  entspinnen  begannen.     So  steht  er  als  Philosoph  und  Katianil* 
okoDOm  an  der  Greazeoheide  zweier  Zeitalter    und  je  mehr  er  jenem  das 
Yortritt  vor  diesem  lärat,  desto  charakteristischer    hebt    sioh  die  Eigeoart 
seiner  Persönlichkeit   Ab  und    um  so  schärfer    zeichnet  sich    sein  BÜd,  ji 
mehr  wir  ihn  sehen,  wie  er  mit  der  ganzen  Kraft entfaltüog  seintis  WL^stai 
zwischen    der  Brandung    dea    individualistischen  Optimismus    und    dos  S<h 
2ialisti sehen   Pessimismus  einen  festen  Boden  fUr  den  Ausgleich 
diesen    Gegensätzen    aufsucht      Die    Harmonie    der    Interessen    sind 
ebenso  fremd,    wie    er  den  Gedanken  einer  sozialen   RevoluUan    von  sie 
weist.     Und    mögen    seine  Ziele    teilweise    dem  Schnitte    eines    rücksicbu 
losen  Operateurs  gleichen,  so  bleibt  für  ihn  doch  immer  das  YorbaadüDiJ 
.<das  gesohichtlich  Gewordene  Grundlage  und  Mafsstab    der  Eefomu     Ssiü' 
Oedankenreihen    sind  die  Niederschläge    der  Zeitrichtung ,    sie    empfiiigitfi 
ihre  Führung  und  Leitung  durch  Lange's  real  politischen  Sinn,    der  dnnek 
seine  mannigfache  Teilnahme    am    praktischen   Leben    seine    AosehatiQQfi* 
.weise  läutert  und  durchdringt. 

Um  deswillen  erblickt  Lange  seine  Angabe  nicht  in  einem,  wenn  iaeb 
noch  so  geistvollen  Aufbau  eines  neuen  wissenichaftUcheD  Systems»  soft* 
dem  für  ihn  liegt  der  Fortschritt  unter  Beisei telassuog  aller  voreilig«» 
Loauagsversuche  in  der  immer  exakteren  Formuliemng  der  wiateoickift- 
liehen     Probleme      Vom    Gefühle    warmer    Teilnahme    für    die    leidfodi 
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Heuflohheit  erfüllt,  will  er  den  ietzUin  ürgachea  der  gcse lUobafUichea 
Cebel  nachgehea  und  diurch  die  Kritik  des  Beatehendeu  su  deu  Grond- 
flätjien  ihrer  Heilimg  TordriDgen.  Ohne  irgend  einer  orthodoxen  Schulr 
meiDUog  ansnhängen  oder  den  dogmatisüben  Frogrammsatsen  einer  be- 
ötimmleEi  Partei at^rilung  zu  huldigen  ,  auchte  er  dasjenige  überall,  wo  er 
es  fand,  berauezug reifen ,  was  ihm  zur  Lösung  brennender  Fragen  beizu- 
tragen schien.  Ben  Qruudtoa  »einer  gesamten  Auffassung  hjidt»t  dabei 
seine  Stellung  zwischen  dem  Idealismus  und  Materialismas,  sein»  leitende 
Tendenz  die  Yersöhoung  beider  Lebensansohanungen,  Yon  denen  der  eine 
Über  die  gegebene  Wirkliohkeit  hinausichweift,  während  der  andere  sieh 
mit  ihrem  einfachen  Vorhandensein  begnügt,  um  damit  zu  einer  höheren 
einheiüicheo  AuflfaBtuog  der  Dinge  zu  gelangen,  und  dieser  höhere  Stand- 
l^unkt  ist  der  Kritizismus. 

Beioheiberg  teilt  seinen  Stoflf  in  nenn  gröfsore  Abschnitte*  Von 
diesen  besehäftigt  sich  der  erste  mit  der  Barstelldog  der  gruodiegendeu 
Verhältnisse,  aus  denen  eine  Persönlichkeit  wie  Lange  hervorwaohsen 
konnte,  während  sich  der  zweite  seinen  Lebensschioksaleu  Kuweudet  Der 
dritte  bis  fünUe  Abi^ohnitt  sind  der  Grundlegung  gewidmet,  von  der  Lange 
bei  seinen  Tolkswirtschafilichen  und  sozialpolitischen  Anschauungen  aus- 
geht, die  seine  Stellung  zu  den  einschlägigen  Problemen  kennzeichnet. 
Die  übrigen  Abteilungen  haben  Lange's  Lehrmeinung  über  die  ßeyölke- 
ruDgs-  und  Arbeiterfrage,  seine  Ansichten  Über  die  Bodenrente i  sowie 
eine  zusammenfassende  Würdigung  seines  ganzen  Qedankengehaltes  zum 
Oegen stand.  Der  verfügbare  Kaum  nötigt  den  Referenten  auf  ein  näheres 
Kingehen  auf  das  Sohriftchen  zu  Terzichten.  Alles  in  allem  bietet 
es  ein  zutreffendes  Bild  des  Nationalökonomen  Lange  und  kann  die  An* 
erkennung  für  sieh  beanspruchen,  eine  anregende  und  recht  lesbare 
Arbeit  geliefert  zu  haben,  die  sicherlich  jeder,  der  sich  über  diesen  inte- 
reesanten  Haon  in  Tolkswirtsohatllicher  Beziehung  unterrichten  will,  mit 
Nutzen  aus  der  Hand  legen  wird. 

Trotzdem  und  trotz  der  Anerkennung,  die  dem  Streben  dea  Verf&tsera 
gebührt,  läfst  sich  die  Anfängerarbeit  nicht  verkennen.  Diese  Mängel 
und  Schwächen  fallen  indes  weniger  dem  Autor  als  dem  von  ihm  ge- 
wählten Thema  Eur  Last;  denn  es  zeigt  sich  eben  wiederum,  dafs  die 
Litterat  arge  schichte  kein  geeignetes  Gebiet  für  Anfängerarbeiten  ist.  Dies 
erhärten  insbesondere  die  allgemeineren  Teile  seiner  Erörterungen,  welche 
zwischen  die  Darlegung  von  Lange's  Ideen  eingestreut  sind.  Sie  sind  im 
Tone  eines  Kollegien heftes  geschrieben  ohne  Eigenart  oder  neue  Gesichts- 
punkte,, sondern  fdhren  nur  nochmals  alles  das  aa,  was  schon  oftmals 
gesagt  worden  ist*  Auch  sind  die  einzelnen  Anschauuugen  Lange's  allsa 
mosaikartig  neben  ei  naudergestellt,  und  die  kleinen  Zwischenräume  zwischen 
den  einzelnen  Steinchen  stören  die  Einheit  des  litterarisohen  Portraits. 
Wir  glauben  daher  öfters  Lesefrüchte  aas  Lange's  Schriften,  Skizzen 
uad  Rohmaterial  vor  uns  zu  haben  an  Stelle  eines  symmetrischen  abge- 
rundete u  Ganzen. 

Die  gemachten  Ausstellungen  mögen  aber  dem  Verfasser  nicht  die 
ichiohtlichea    Studien     und    Arbeiteu     verkümmern! 


I 
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Im  Gegetiteil  hoSTen  wir  m  Zuknoft  ihm  noch  öfters  uh  VerUeler  im 
litterargeicbichtlioheu  ForBchtiDg  m  der  Arena  der  WiMeßaehall  i«  b^ 
gegnen.  Wir  sweifeln  nicht,  daT«  TermÖge  gröXserer  Bifabraof  leiii« 
Untersuchungen  sich  zu  wertToUen  Beiträgen  der  Qeschiolite  der  Xatiimi}* 
Ökonomie  geatalten   werden, 

Würzbarg.  Dr.  Max  too  Heekel 

Qnmplowics,  Ludwig,  8osiologie  und  Politik.  Laipsig «  ^itlic 
von  Duncker  &  Humblot,   1892,      162  88. 

Der  Hauptsweck  der  0 um plo wies' sehen  Schrift^  de«  erw#itaTtoii  Ah- 
druokft  eines  in  der  Geheetiftung  in  Dresden  gehaltenen  Vortrmgaf  bt  im 
Nachweis ,  dafg  die  Soziologie  eine  besondere  Wissen achaft  aei.  Teil 
führt  den  Beweis  negativ  und  positiv;  negativ,  indem  er  der  RiA# 
naoh  zeigt,  dafs  der  Gegenstand  soziologischer  Forschang  nicht  io  das 
Gebiet  anderer  WisBonschaften  gehöre:  in  dieser  Weise  wird  das  VarhUtBii 
der  Soziologie  sur  Sozial  Wissenschaft,  zum  Sozialismus»  zur  GeHoMolits- 
sehreibung»  zur  Eulturgeechichte,  Statistik,  Ethnologie  ^  Gaechichtiplli* 
losophie  und  Hechtsphilosophie  betrachtet;  positiv  wird  geseigt,  woria 
der  Gegenstand  der  Soziologie  besteht. 

Die  Soziologie  soll  nach  G.  die  Wissenschaft  vom  menaehlichen  6^ 
m ein Bchaftsl eben  sein ;  sie  soll  uns  lehren ,  dafs  der  Einzelne  tq  dsr 
Begel  nur  im  Sinne  seiner  Gruppe  denke  und  handele,  daXi  aber 
die  Gruppe  ihr  eigenes ,  von  dem  Einzelnen  unbeetD^ufstai  Lebsa 
führe.  Das  Leben  und  Weben,  das  Streben  und  Handeln  der  lOii^iB 
Gruppen  sei  Gegenstand  der  Sosiologie.  Der  Inhalt  der  Sosiologia  gli«dtri 
sich  in  zwei  Teile,  die  G.  im  Anschlufs  an  Oomte  den  statischen  and 
den  dynamischen  Teil  nennt.  Der  erste  Teil  soll  die  Darstelltuif  im 
vorhandenen  oder  vorhanden  gewesenen  soiialen  Gruppen  enlhalteii  wai 
ihre  gegenseitigen  Beziehungen  darlegen,  wie  e.  B,  der  GeseUaohafiakreiii^ 
die  durch  die  Angehörigkeit  zu  einaelnen  Kirchen ,  Berufen,  Gebortatläiidia 
u.  s.  £.  entstehen.  —  Dieser  statische  Teil  soll  namentlich  die  grSfstfv 
oder  geringere  Biodung  des  Ein  sei  willens  durch  die  Gesamitendeni  im 
Kreises  untersuchen.  Im  zweiten  oder  dynamischen  Teil  der  Soziologif 
sollen  die  Bewegungagesetze  der  sozialen  Gruppen  behandelt  werden«  iU 
denen  sich  die  soziale  Entwickelung  jeder  einaelnen  und  einer  gegebaasA 
Gesamtheit  von  Gruppen  ergiebt.  —  Der  Verf  hat  uns  nicht  übencogaD 
können,  dafs  es  einer  besonderen  Wissenschaft  fUr  die  Behandlung  4v 
soziologischen  Probleme  bedürfe*  Vielmehr  scheinen  uns  alle  von  6- 
erwähnten  sozialen  Probleme  und  Erscheinungen,  soweit  de  Übei^ao|i 
wissenschaftlicher  Betrachtung  zugänglich  sind  and  Eegetmäfaigkatl  (asckt 
Gesetzmäfsigkeit)  aufweisen,  in  das  Gebiet  einer  der  Wissenschaften  aolall» 
die  wir  passend  unter  dem  Namen  Soa  i  al  Wissenschaften  ittaanai»* 
lassen.  Mit  dieser  KolIekiiTbezeiohQUDg  sollen  alle  Wissensohaflteii  gmum' 
mengeiafst  werden,  die  das  geordnete  Gern  ein  schaftaleben  der  llenai^ 
aum  Gegenstande  haben ;  die  gesamte  Beehtswisaenschaft  and  di«  Natio&il* 
Ökonomie  fallen  darunter,  und  zwar  Bechtsgesohichte  ebenso  wie  EeobtfphÜa* 
•ophie^  WirtBchalH.sgeschichte  ebenso  wie  theoretische  Nationaldkonomia»  — 
27ameQtlich   die  Nationalökonomie    hat   den   gröfiiten   Teil    der  Fra^aa  fa 
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untertuohen ,  die  G.  der  Soziologie  zuwei«dn  möchte.  —  Freilich  wäre 
das  aioht  möglich,  we&o  man  die  Aufgabe  der  Nationalökonomie  ao  eng 
fftfat,  wie  G, ;  nach  seiner  Ansicht  scheint  die  Katianulökonomie  mit  der 
Bcatrachtung  der  einzelnen  wirtschaftlichen  Phänomene  wie  t.  B.  Gut, 
Wert,  Prej»,  Kapital  u,  a.  f*  ihr  Gebiet  erschöpft  zu  haben.  Dai  ist  je- 
doch eine  irrige  Auffassung;  schon  seit  John  Stuart  Hill  hat  die  Natio- 
nalökonomie die  nur  atomistische  Be Irach tun ga weise  der  einzelnen  Indi- 
viduen und  der  aus  dem  Tauschverkehr  zwischen  einzelnen  aioh  ergeben- 
den Erscheinungen  aufgegeben  und  gerade  den  geaellsehaftlichenf  auB  den 
sozialen  Zusammen  hangen  sich  ergebenden  Erscheinungen  ihr  besonderes 
Interesse  zugewandt.  Aufser  der  Nationalökonomie  fällt  aber  den  anderen 
genannten  Wissenschaften  die  Aufgabe  zUj  die  soziologiiohen  Probleme  zu 
berachten,  so  dals  für  eine  telbstäudige  Wisaenschaft  kein  Baum  übrig 
bleibt. 

I  Ganz  abgesehen    aber   ron    der  Stellung  der    ,» Soziologie''    im  Kreise 

der  Wissenschaften  scheint  uns  auch  die  Aufgabe,  die  der  Verf.  dieser 
Wissenschaft  zuw4iiöt ,  unrichtig  gefaf st  zu  sein.  Wie  aus  vielen  Aeufseningen 
des  Yerf.  hervorgehti  Tindiziert  G.  seinen  soziologischen  Sätzen  naturga- 
seizliohe  Bestimmtheit  j  S.  95  seiuer  Schrift  sagt  er  geradezu  :  ^^Daa  Schöpfungs- 
wort der  Soziologie  ertönt  erst  da,  wo  man  das  Leben  des  Staate  von  einem 
Naturgesetz  beherreoht  erklärt,"  —  Der  Verlauf  der  ganzen  Geschichte 
eraoheint  G.  als  ein  Naturprozefa,  der  unabänderlichen  Gesetzen  untor- 
Hegt;  es  ist  dieselbe  Auffassung^  die  der  französische  Soziologe  Letourneau 
einmat  duhin  präzisiert,  das  Leben  der  menschlichen  Gesellschaft  sei»  wie 
jedes  andere  Ding,  festen  Regeln  und  Gesetzen  unterworfen  und  daher 
Gegenstand  einer  Wissenschaft.  Es  giebt  abt^r  keine  sozialen  Naturgesetze; 
denn  die  sozialen  Erecheinungen  sind  dem  WiUen  der  Menschen  unterworfen  ; 
daher  kann  von  naturgesetzlicher  Regelmatäigkeit  keine  Bede  sein.  So  ein- 
saitig  es  ist,  alle  geschichtlichen  Ereignisse  auf  die  Willkür  einzelner  Person* 
lichkeiten  zurückzuführen,  so  einseitig  ist  es,  sie  einer  unbedingten,  natur- 
gesetzlichen, voraus  bestimmbaren  Macht,  die  sozialen  Gruppen,  Völkern^ 
Staaten,  Ständen  u.  a.  f  innewohne,  zuzuschreiben.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  gelangt  der  Verf,  dazu,  die  Politik  als  angewandte  Soziologie  aufzufassen; 
der  dritte  Teil  seiner  Schrift  ist  der  Beziehung  zwischen  Politik  und  Soziologie 
gewidmet.  —  Die  Soziologie  hat  nach  G.  als  Lehre  von  den  gesetzraä feigen 
Strebungen  und  Bewegungen  der  sozialen  Gruppen  und  Gesamtheiten  fiir 
die  praktische  Politik  den  Wert,  dafa  sie  den  naturgesetzliohen  und  daher 
notwendigen  und  unvermeidlichen  Gang  der  sozialen  Entwickelung  kennen 
lehrt  und  damit  dem  Staatsmanne  und  Politiker,  wie  auch  jedem  Einzelnen 
den  Weg  weist,  den  er  zu  gehen  hat,  wenn  er  nicht  mit  naturgesetz^ 
liehen  Strömungen  in  Kollision  geraten  will  Demnach  mufs  der  „sozio* 
logisch'^  geschulte  Politiker  den  Gang  der  künftigen  politischen  Entwicke- 

f  lung  TorauBsehen  können.  —  Als  politisches  Hauptentwickelungsgesetz 
betrachtet  G.  die  immer  grofsere  Agglomeration  der  sozialen  Gruppen, 
die  bisher  ihren  potenziertesten  Ausdruck  in  grofsen  Nationalstaaten  gefunden 
habe.  Auch  für  die  weitere  politische  Entwickelung  der  europäisohen 
Orofsstaaten  macht  Q.  einige  Prophezeiungen,  von  denen  ich  ein  Beispiel 
mittaiien  will,  gleichzeitig  zum  Beweis,  wie  problematisch  „soziologische'* 
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WeiBsagungeD  sind«  Als  Reeult&t  einer  soziologiacheo  PfUfuQg  dai  Tif- 
hältniBaei  yan  Frankreich  zu  Deutschland  ergiebt  sich  für  deo  Verf.  die  gröril» 
UnwahrsoheinlichJcoit  eines  deuteoh- französischen  Kriegs»  deim  da  im  aD- 
gei» einen  die  Lust  am  Kriege  mit  der  zunehmenden  Koltur  almehauv  m 
sei  an  und  für  sieh  rwischen  «wei  hochkultivierten  Nationen  Krieg  minte 
wahrscheinlich,  als  zwischen  unkultiviert*>n  ;  noch  unwahrscheinlicher  wwtii 
der  Krieg,  wenn  die  beiden  Nationen  Mitglieder  einer  und  derselbrn  Ko}- 
turwelt  seien,  wie  das  bei  Franzosen  und  Deutschen  der  Fall  »ei*  — 
Zum  Schiasse  giebt  0.  einen  Ueberblick  über  die  neueste  soziologiidü 
Litteratur  in  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Deutschland  und  Qestrmsiok 

Wir  bezweifeln  sehr,  dafs  G,  durch  seine  Schrift  viele  neue  Anhisfer 
tÜT  seine  Auffassung  der  Soziologie  gewinnen  wird. 

Halle  a/S.  K.  Die  hl 

Beer,  Ad.,  Stadien  sar  Oescbichte  der  österrelchhcheii  Volkswirtichalt  a*tif  U»i.k 
TbereaiA  I.:  Die  österreiebtsche  lDdu»tnepolitJk.  Wie«,  F.  Temp^kv,  19^.  La-& 
13S  SS.     M    2,60.     (Ans  „Arcbiv  fUr  östeireiehbcbe  Gescbtcbte".) 

de  Lftveleye,  £.,  Das  Recbt  UDd  die  Sittenlehre  in  der  Volkswirtichalt  Au 
dem  Frantöftleeheo  übersetit  yod  Eagenie  Jftcobi.  N«ufrtedf  Schupp,  18$$.  kl  •  80  tt- 
M.  0,30. 

Ofner,  J.,  Stadien  soiti&Ier  Jarisprudeoz,  Wien^  Holder,  1894.  irr.  ft.  IV — H9k 
M.  1,60  (InhftU:  Die  Junflpntdeo£  als  aoBiale  Technik.  —  Die  sosimle  Ketur  dm  Bunt, 
recbbi    —  Sosiiü Ist i sehe  Gnmdsfttae  des  Vermöge as rechts.  — ) 

Röscher,  W.,  Grundieren  der  Nationnl Ökonomie.  21.  Aufl.  Stuttgart,  Cotta.  IfK« 
gr.  d.     XVI— 809  SS.    M.  11.—.     (A.  u.  d.  T.:  System  der  Vo)k»wirtMih&ft«  Bd.  t^ 

SchultbefV  Eoropiischer  Geechichtakaleoder.  Nene  Folge,  Jabrf.  IX  (18»i 
[der  ganzen  Keihe  XXXlV.  Band].  Heranegegebeo  von  Ban»  Delbrück  Mfiacliea,  B«6t 
1894.     8.     X— 400  SS.     M.  6.—  . 


de  F  o  m  p  e  r  y  ,  E.»  Le  demier  mot  du  ftodalbme  rationnel.  Paria,  Qneilier,  llSi. 
ln-18  j*»us.     136  pag.     fn  8*—. 

Pnitcy,  a,  oi  free  excbange.  Eesayt  by  -?annu3  writers  on  the  econciiDiaal  tti 
social  aspectt  of  free  exchange  and  kindred  sabjecte,  edlted  by  Th.  Makay.  l^eadü* 
J.  Horray,  1694.  8.  12/. — .  (Contents:  On  tbe  sdence  of  econoiDlcs  and  ita  relad» 
to  free  excbange  and  aociatiam,  by  H.  Dnnning  Macleod.  —  Tbe  Coming  indtistrial  »treggU, 
by  W*  Mattland.  —  National  Workshops,  by  St.  Loe  Strachey.  —  State  sootalka  m^ 
the  collapse  in  Auatralia,  by  J.  W.  Fortescne,  —  Tbe  inflaeoee  of  Stal«  b^travltg  m 
commercial  criaes,  by  W.  Hooper.  —  Tha  State  in  relation  to  railways,  by  W.  IL  Acwwik. 
—  The  intereit  of  tbe  worlilog'c]a»8  in  free  ezchange,  by  Th.  Mackay.  —  The  priaei|it 
of  progre»sioo  In  taxAtion,  by  B.  Malle t  —  The  law  of  trade  comblnatiooa, 
telton.  — ) 

V  0  X  olamantinm :  the   gospel    of  the    peaple«    by   writerj,   prcaeber» 
London»  A.  D.  lonea  &  C^    1894.    IS.    IS/.—.    (Containing  a  groap    of   atadiet  i 
in  tbe  relation  of  Christian  doctrine  and  practiee  to  social  qaeetiooB  of  the  day 
well-known  aothora  and  preachers,  brooght  together  by  A.  Reid.) 

Woodf  H.,  The  political  economy  of  natural  law.  Boston,  Lee  A  Sbepard,  Itti 
IS.  V.— 305  pp.,  oloth,  $  1,95.  (Contente:  The  law  of  ee-operatloa.  ^-  Tb«  law  irf 
com  Petition.  —  Combinatione  of  capital.  -»  Combinations  of  labor-  -^  Profit-ahaHag*  ^ 
Socialism.  —  Economic  legiilation.  —  Can  capital  and  labor  he  bamoaiaad?  '—  Thi 
distributioD  of  wealth.  —  Tbe  centraltxation  of  ba»ioe^.  —  Booms  and  pa&ioe.  —  tföMf 
aud  coinage.  —  Tariffs  and  protection.  —  Industrial  edncation.  —  etc.) 

PUatfSry,  M.,  A  lak&s  befolyisa  a  tiraadalomra.  Klaoaenbaig,  J.  BteCat  tlH 
8.     18  pp.    (Dar  fiinflnfd  der  Wohnung  auf  die  GesellacbafL) 

Bonardl,  E.  (prof.),  Evolaiionismo  e  socialismo :  protnsione  ad  an  certo  lihv» 
euUä  dottrina  dell*  «Toluiione,  leiu  neU'  universitk  dl  PUa  11  Sd  novetnbre  189S.  Piüt 
tip.  Qaineiaoa«  189S.    8.    56  pp.    1.  1,50. 
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Malon,  Benoit,  H  socialiamo:  eompendio  storieo,  teorico,  pratico.  Unica  tr»-^ 
auion«  italiana  antoriaiata.  Milano,  M.  Kantarowics  edit.,  1894.  8.  240  pp.  1.  2,50^ 
(Is^e:  U  socialismo  nal  passato.  —  U  soeialismo  Idealista.  —  I  toeialisti  di  tranti- 
itaM.  —  n  foeialifliBO  rMÜlsta.  —  11  eoUetÜTismo  moderno.  —  Le  riforme  social!  argenti- 
—  FroapattHre.  — ) 

Morgan!  Ortit!,  A.,  (prof.),  La  giostiala  sociale :  esame  eritieo  del  malessere 
eeonomleo  e  morale  del  popolo  italiano  e  della  qnestione  sociale,  appogg^to  snl  fatto  e- 
la'  prlndpt  della  filosofia  del  diritto,  del  diritto  pubblico  e  dell'  economla  polltica.  Catania, 
R.  Glurti  ad.,  1898.    8.    288  pp.    1.  2. 

HItti»  F.  8.,  I  Problem!  dellaroro:  prolasione  al  corso  d!  economia  poHtlca,  fatta 
11  4  dieembre  1898  nell'  anlTersiU  d!  Napoli.  ^ma,  tip.  dell'  Uniooe  cooperativa  editriee,. 
1898.    18.    80  pp. 

Boeeo,  L.,  La  soeiologla  e  la  interpretasione  delle  fonü  del  diritto  romano.  Campo* 
baeMS  tip.  Jamieeli,  1898.    8.    40  pp. 

Marx,  K.,  Het  kapitaal.  Kritiek  van  de  staathoisbondknnde.  4«  drak ,  aitgegeven 
door  Fr.  Engels.  In  het  Nederlandsch  vert.  door  F.  van  der  Goes  en  M.  Triebeis. 
Aflar.  1.  Amsterdam,  van  Looy,  1894.  XXX— 84  bis.  fl.  0,80.  (Komplett  in  12  Liefe- 
miigen  k  fl.  0,80.) 

2.    C^atohiehta  und  Dantalliing  der  wirttchafUiehen  Kultur. 

Kern,  Arthar,  Der  neue  OreDssoll  in  Sohlesian.  Seine  Begrün- 
dung und  Entwiokelung  1566—1624.     Berlin,   W.  Weber,    1892.  72  88. 

Die  Torliegende  Abhandlung,  auf  Anregung  Gustav  Sehmoller's  ent- 
ftanden,  beruht  auf  eingehender  sorgföltiger  Verwendung  des  reichen,  bisher 
unganutsten  arehiyalischen  Materials  des  königlichen  Staatsarohiys  und  des 
SladtATchiTs  in  Breslau.  Dadurch  allein  schon  bringt  sie  viel  Neues,  bisher 
Unbekanntes.  Indessen  aneh  aus  anderen  Gründen  verdient  die  Arbeit 
Anerkennung,  und  die  Freunde  schlesischer  Geschichte  werden  aus  ihr 
Bereicherung  ihres  Wissens  schöpfen  können.  Der  neue  OrenzzoU  in 
Sehleeien  wurde  durch  einen  neuen  Herrscher  8chlesiens,  den  Habsburger 
König  Ferdinand  I.,  ins  Leben  gerufen.  Die  Herrscher  Schlesiens  im  aus- 
gehanden  Mittelalter  hatten  der  ständischen  Libertät  den  gröfstmöglichea 
Spielrauin  gegeben.  Mit  der  Thronbesteigung  Ferdinands  I.  brach  auch 
«ne  neue  Entwiokelung  in  der  inneren  Geschichte  Schlesiens  heran.  Die^ 
ununterbroohenen  Türkenkriege  zwangen  Ferdinand,  an  die  Erschliefsung 
nenar  Finanzqnellen  su  denken.  Dasu  sollte  vor  allem  der  Handel  dienen, 
weloher  im  Mittelalter  trotz  aller  Lokalzölle  doch  für  frei  gegolten  hatte. 
1656  wurde  der  neue  schlesische  Ghrenzzoll  errichtet.  Er  war  teils  ein 
Einfuhrzoll  besonders  für  Luxusgegenstände,  teils  ein  Ausfuhrzoll  für 
gewisse  schlesische  Landesprodukte,  teils  ein  Durchfuhrzoll  vornehmlich 
für  polnische  Exportartikel  wie  Ochsen,  Wachs  und  Honig,  für  fremde 
Tuche  und  Weine,  teils  endlich  eine  Verkaufssteuer  für  den  inneren  Ver- 
kehr (Färberöte).  Er  war  lediglich  ein  Finanzzoll,  nicht  von  schutzzöll- 
neriachen  Beweggründen  hervorgerufen.  Die  schlesischen  Stände  mit 
Breslau  an  der  Spitze  waren  zuerst  gegen  diese  Mafsnahme,  als  sie  aber 
merkten,  dalb  die  Krone  von  einem  Aufgeben  derselben  nichts  wissen 
wollte,  sondern  sich  nur  zu  einigen  Ermäfsigungen  des  Zolls  verstand 
und  als  sie  dann  einsahen,  dafs  die  daraus  erzielten  Einkünfte,  da  die 
ICrene  ihrer  nicht  entbehren  konnte ,  sie  bei  der  Aufhebung  auf  andere 
Weise  durch  direkte  Besteuerung  hätten   decken  müssen,   so  verwandelte 
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•loh  der  Kampf  gegen  den  GreozzoU  bald  in  eiDeo  Kampf  um  dentelbiiL 
Die  scblesischen  8täodd  woUtea  die^e  ergiebige  Fin&Qzqaelle  in  ihre  Hiiids 
bekommen.  Dabei  trat  aber  noch  ein  anderes  wesentliches  HomeDt  her- 
Tor.  Die  Interessen  der  landwirtschaftlichen  Kreise  gingen  mit  dei«ii 
der  handeltreibenden  hierin  weit  auseinander  und  dieser  Gegensatz  bradiU 
die  Wirkung,  dafs  die  echutzzöllDorisoh  gesinnte  scbJesisehe  Kaufmami* 
Schaft  jetzt  mit  der  Begieruug  ging,  während  die  landwirtschaftliehea 
Kreise  für  Handelsfreiheit  waren»  denn  hierbei  koanten  dies©  ihre  bsnö- 
trgten  Waren  wohlfeiler  beziehen,  als  wenn  sie  dieselben  Ton  dem  ichle- 
eisohen  Kaufmann  kaufen  müssen.  Als  nun  Kaiser  Hndolf  II.  1 600  bedsu* 
tende  Tariferhöhungen  festsetzte^  den  bisherigen  8tüoksoU  vielfach  in  eiaso 
Wertzoll  verwandelte  und  tot  allen  Dingen  die  bielang  in  Kraft  gewesene 
ZoUfreibeit  des  Adels  aufhob,  einigen  sich  zunächst  beide  gegensäti lieht 
Strömungen  zu  heftigster  Gegenwehr  Die  schlesische  Kaufmanoichift 
wurde  dadurch  beschwichtigt,  dafs  für  den  fremden  Kaufmann  zwei-  bii 
dreifach  höhere  Zollsätze  festgesetzt  wurden.  Diese  ZoUerhöhung  far  dit 
fremden  Kau^eute  erbitterte  um  so  mehr  die  ograri sehen  Kreise«  webbs 
in  den  sohlesiaoben  Ständen  ihre  beredten  Anwälte  fanden.  Die  Siaad« 
sprachen  sich  offen  für  die  Handelsfreiheit  aus  und  erklärten  ^  dafi  der 
Kaiser  durch  die  Unterdrückung  der  ausländischen  Handeiskonkurrenc  dsfi 
Landmann  vollstäudig  dem  einheimischen  Kaufmann  preisgäbe^  welcher 
jetzt  auch  die  Preise  für  den  agrarischen  Produzenten  nach  Belieben 
herabdrücken  werde;  denn  die  neue  Zollgesetzgebung  traf  nicht  oor 
die  Eingangs-^  sondern  auch  die  Ausgangszölle.  Von  1600  bis  Idll 
wogte  nun  dieser  Kampf  s wischen  den  beiden  Interessen tengruppen  Mo 
und  her  Hatte  erst  die  Küufmannschaft  im  Bunde  mit  dem  Kaiser  dso 
JSieg  dayongetragen»  so  erfolgte  1613  der  Gegenscblag,  Im  Anfange  du 
17«  Jahrhunderts  nahm  die  ständische  Bewegung  einen  Anlauf,  weldhtt 
den  Ausohein  erweckte,  uls  ob  die  ständische  Vertretuog  die  Kegierufi| 
völlig  sich  gehorsam  machen  werde.  Da  brach  der  dreif^igjährige  Krieg  ^ 
aus,  er  zeigte,  wie  wenig  wirkliche  Kraft  die  Stände  in  sich  hatten. 
ständische  Vorherrschaft  wurde  völlig  damiedergeworfen  und  siegreich 
die  österreichische  Monarchie  in  allen  ihren  Erblande q  aus  diesem  Kanpb^ 
hervor.  Es  ergingen  jetzt  die  Zolledikte  von  1623,  169i  und  1551« 
durch  welche  die  Gegenstände  des  Zolls  vermehrt^  die  ZolUätse  erhSht 
wurden  und  die  Regierung  den  Wünschen  des  einhaimisohen  Kaolniaas* 
Standes  insofern  Rechnung  trug,  als  sie  den  Ausfuhrzoll  für  fremde  Kattf* 
leute  verdoppelte,  für  die  Juden  verdreifachte.  War  hierduroh  einerseiy 
den  Wünschen  der  schlesischen  Kaufmannschaft  Rechnung  getragen«  » 
konnte  nunmehr  die  Regierung,  wo  die  Stände  ohnmächtig  dar  nieder  lagen, 
sich  ergiebige  Finanzzölle  verschajffen,  —  Wenn  wir  sohliefsUch  nun.  von 
einigen  kleineren  V erste fsen  abzusehen,  die  Bemerkung  nicht  unterdrücke« 
können,  daTs  auf  die  Darstelluugs weise  nicht  immer  die  wüoscheniiwe 
Sorgfalt  verwendet  worden  ist,  so  stehen  wir  doch  nicht  an,  die  K«!rn'i< 
Arbeit  als  eine  dankenswerte,  wertvolle  Bereicherung  unserer  Kenutoll 
von  der  schlesiechen  Yerwattungs*  und  Wirtsohaftsgeschtchte  im  16^11 
Jahrhundert  zu  begrüfsen. 

Brealaa.  K.  Wutki 
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Eircbhöfer,  Eeinhold,  Zur  EDt^tehnng  des  Kurkollegiums. 
Halle  a.  S.,  G,  A.  Kämmerer  u,  Co.,   1893.     190  8S, 

Der  erste  Absohnitt  der  vorliegendea  Abhandlaog  ist  im  Sommer 
1893  kurz  nach  Lindner's  Sokrift  über  deDselbeo  Gegenstand  als  Diaaer- 
tation  erschienea.  lo  dam  hier  zu  beiprechendaa  Oauzen  teilt  der  Herr 
Verfasser  den  Zeitraam  bis  £ur  goldeoen  Bulle,  d.  h.  bis  zur  endgültigen 
BegeluDg  des  Kurfürsten lu ms ^  in  4  Absohnitte  mit  den  Jahren  1198» 
1280  resp.  1237  und  1267  alt  Grenzen,  Darnaoh  bestand  im  Jahr©  1198 
noch  kein  formeil  stärkeres  Stimmrecht  gewisser  Fürsten.  Allem  An« 
schein  naoh  gaben  noch  immer  die  geistlichen  Grofsen  vor  den  weltHehen 
ihre  Stimme  ab,  innerhalb  dieser  beiden  Gruppen  aber  ordnete  man  sioh 
nach  dem  Hange,  also  die  weltiiühen  Fürsten  nicht  mehr  wie  noch  1024 
nach  Provinzen,  Die  angesehensten  Fürsten  aber  waren  in  erster  Linie 
Mainz,  Köln,  Schwaben»  Bayern,  Sachsen;  in  zweiter  Trier,  Lothringen^ 
KheinpfalZj  in  dritter  Salzburg,  Magdeburg,  Bremen,  Brandenburg,  Oester* 
reioh,  Meifsen,  Thüringen,  Böhmen,  Kärnten.  Ais  Erzbeamle  waren  aus* 
gezeichnet:  Pfalz,  Saohsen,  Brandenburg,  Böhmen. 

IL  Abfichnjtt.  Noch  nicht  Vorhandensein  eines  abgeschlossenen 
Kollegs,  aber  der  Momente,  die  es  bilden.  Diese  sind,  wenn  Bef.  nicht 
irrt:  a)  die  1209  gegenüber  Otto  erhobene  päpstliche  Forderung,  dafs 
magni  prinoipes  in  Rom  die  Eechtmifsigkeit  der  Köoigswahl  bezeugen 
aollen  und  b)  die  mit  a  zusammentreff'ende,  zuerst  bei  der  Doppelwahl  Ton 
1198  begegnende,  päpstliche  Betonung  des  stärkeren  Gewichts  gewisser 
fürstlicher  Stimmen.  Denn  jene  Wahlzeugen  und  deswegen  bei  der  Wahl 
zu  beTorzagenden  Fürsten  suchte  man  eben  in  den  sechs  im  lächs.  Lehn- 
recht   IV,  2    genannten  Grofsen. 

III.  Abschnitt  Diese  Anschauung  wird  in  Deutschland  weiter 
gebildet,  namentlich  von  Albert  Ton  Stade,  dar  den  Sechsen  das  ans- 
flchliefiliche  Wahlrecht  zusohreibt.  Thatsäohlioh  treten  sie  indessen  allein 
entscheidend  erst  bei  der  Doppel  wähl  d,  J.  1257  auf  Bei  diesem  Prozefs 
der  Ausschliefsung  der  übrigen  Fürsten  half  den  Begünstigten ,  dafs  sie 
nebenbei  als  Erzbeamte  in  den  Aagen  des  Volks  ausgezeichnet  waren. 

Der  vierte  Abschnitt  endlich  bringt  eine  Ueberaioht  über  den 
mifsglückten  Versuch  Bayerns  und  den  glücklicheren  seines  Nebeubublers 
Böhmen,  in  das  sich  absohliefsetide  WahlkoUeginm  einzudringen.  HerTor* 
hebung  verdient  noch,  dafs  sich  nach  der  Ansicht  des  Verf*  die  Theorie, 
die  Erz  würden  seien  Grundlage  des  Kurreohts,  erst  seit  den  sechziger 
Jahren    des    13.  Jahrhunderts    allmählich   gebildet    hat. 

Dies  in  kurzem  der  Hauptinhalt  der  Arbeit.  Bei  manchen  der  auf* 
gestellten  Behauptungen  drängt  sich  dem  Leser  die  Frage  nach  ihrer  quellen- 
mäTsigoD  Begründung  auf:  so  bei  der  Ansicht,  dafs  in  den  früheren  Zeiten 
des  Wahlkönigtums  die  weltlichen  Grofsen  nach  Provinzen ,  in  apäteren 
nach  ^em  Eange  geordnet  abgestimmt  hätten,  so  bei  der  aufgestellten  Bang- 
ordnung der  Fürsten  und  bei  dem  Abschnitt  über  die  Inhaber  der  Erz- 
ämter am  Ende  des  12.  Jahrhunderts,  Doch  glauben  wir  eines  Eingehens 
ins  Einzelne  hier  überhoben  zu  sein,  da  in  der  Bkizzierung  der  äufseren 
Entwiokelung   des    KorfUrstenkollega    nicht    wesentlich    von    dem   bereits 
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früher  GeBagten  abgegangen  wird.  Mehr  iDtereste  dagegen  beft&ifrtieht 
das  2ur  Begründung  des  Vorzugt  jener  6  FürBten  herangesogaoe  Frtaai^ 
der  WahlbezeaguQg. 

Fragen  wir,  welche  Begrücdung  diese  Ansicht  des  Herrn  Verl  h 
den  Quellen  findet,  to  ffült  zanäohst  in  die  Angen,  data  der  Weftkiil 
der  einaohlägigen  Stelle  des  eachi.  Lehnrechts  (IT,  3),  wo  alitja  jot 
64  Fürsten  als  Wahlzengen  genannt  werden,  and  ihres  Yorbildei,  dea  Tüai 
aootor  de  benefioiis,  der  jene  6  nieht  nennte  gewaltsam  Terdrehl  werdii 
mois,  nm  aus  ihm  das  Recht  der  Wahlbezeagung  als  das  ursprüngliche,  4i» 
Vorsti  mm  recht  als  das  daraus  abgeleitete  Hecht  hin  austeilen.  Ist  di«  Tif- 
suchte  Auslegung  dieser  Stellen  aber  unhaltbar,  so  hat  eine  Abiestaii 
des  VorstiminrechtB  aus  dem  Reoht  der  Wahlbezeugung  überhaopf  Iraist 
Stiiiae.  Wie  steht  es  ferner  mit  jener  feierlichen  Beseugung  det  Eeebt- 
mäTsigkeit  der  Königawahl  ?  Von  den  Quellen  jener  Zeit  erw&hneo  lit» 
soviel  Ret  weifs,  nur  die  beiden  genannten  Hechtsbüoher*  Dmgageo  til 
in  dcD  jeder  Wahl  folgenden^  yon  Deutschland  aus  mit  dem  Fapste  tbtr 
die  KaiserkroDUQg  geführteo  VerhaDdlungen  keine  Spur  davon  su  «t* 
decken,  auoh  nicht  in  der  angesogenen  Forderaug  lonocenz  III.  gegeaiber 
Otto  ▼.  J.  1209.  Aber  nicht  nur  unsicher  ist  diese  Theorie  dea  Hairo 
Verf*,  sondern,  wie  es  Ref.  scheint,  auch  unnötig,  wenn  sie,  wie  man  tsf 
Grund  der  Bemerkung  S.  59  glauben  mufs,  au  dem  Zwecke  harai|gaso§sA 
wurde,  um  durch  sie  besser  als  durch  die  sogen.  Erzämtertheorie  die  £bI- 
stehung  eines  abgeschloaienen  Kollegiums  zu  erklären.  Im  übrigen 
zum  Inhalt  bemerkt,  dafs  es  doch  fraglich  ist,  ob  die  nur  in  einer  Prif 
aoÜEeichnung  Innooenz  III.  begegnende  Aeufaerung  über  ein  stärkere«  Stinm* 
reoht  gewisser  Fürsten  überhaupt  eine  Wirkung  auf  die  offen tliohe  Maiaasi 
in  Deutschiand  ausgeübt  hat  Bedauern  mufs  Ref.  schiiefsüch  nocüi,  dili 
eine  Schrift  wie  die  Ficker's  über  die  fürstliohen  Wille briefe  und  Kit- 
besiegeluogen  allem  Ansohein  nach  nicht  benutzt  worden  tat* 

Was  die  Form  der  Arbeit  betrifft,  so  würde  unseres  Erachlaiis  aiss 
starke  Einaohräakung  der  Polemik  den  Wert  des  Werkes  nieht  beeis* 
trächügt  haben.  Unangenehm  berühren  die  zahlreichen  NaohläsaigkatUfi 
in  Stil  und  Satzbau  und  die  noch  zahlreicheren  Druckfehler. 


Hamburg. 


Wilhelm  Becker« 


Nübling,  £ugen,  ülma  Handel  und  Gewerbe  im  Mittelalter.  Eist 
Sammlung  von  KinzeldarBteUuugen.  Heft  1—4«  1892  u.  1893.  Vhi. 
Gebr.  Nübling. 

Adler,  Georg,  Die  Pleischteuerungspolitik  der  deutscheii  Siidtt 
beim  Ausgange  äoB  Kiitelalters.     Tübingen,  H.  Laupp,  1893. 

Nübling,  der  sich  bereits  durch  eine  gediegene  Arbeit  Über  die  ulniieU 
Weberei  vorteilhaft  bekannt  gemacht  hat,  setst  in  dem  obigen  Wadtt 
seine  wirtschaflsgesohichtlichen  Studien  fort  Auf  Grund  eines  sehr  raii^ 
haltigen  Urkunden-  und  Aktenmaterials,  wie  es  sich  in  den  Eid-  und  Oid* 
nongsbüchem,  dem  Ulmer  Gesetzbuch  aus  dem  16,  Jahrhundert  und  cta^ 
seinen  Yerordnungen  offenbart,  erschliefst  er  uns  die  Verhältniase  eiDsabü 
Gewerbszweige.  Heft  1  behandelt  das  Fisohereiwesen,  Heft  2  die  Fleiaebt- 
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rei,  Heft  3  die  Leben imittolge werbe ,  Heft  4  den  Weinhandel.  Immer 
ftorgfältig  erwägend  uod  Dach  venohiedeDen  Seiten  Umschau  haltend, 
giebt  er  uns  einen  zwar  mitunter  etwas  trockenen  ,  aber  jedenfalls  lehr- 
reichen, syBiematiBch  nach  beatimmten  Gesichtapnnkten  geordneten  Üeber- 
blick»  der  in d erhalb  jedes  Abschnittes  die  Entwickelung  Ton  den  ältesten 
Zeiten  bis  zum  Beginne  des  16.  Jahrhunderts  enthält.  Die  inneren  Ver- 
hältnisse der  Zünlte  berührt  er  kaum;  ihn  beeohaftigt  varsugiweiae  der 
Gesichtspunkt,  wie  die  Einwohnerschaft  Ulms  mit  den  zu  ihrem  Unter- 
halt unentbehrlichen  Gegenständen  yersorgt  wird  und  welche  Mafsregeln 
die  Obrigkeit  ergreift»  um  alle  vor  Sohaden  zn  bewahren  und  aueh  den 
Produzenten  oder  Händlern  Gerechtigkeit  zu  teil  werden  zu  lassen.  Die 
Zustände  anderer  Städte  zieht  er  nur  gelegentlich  zum  yergleich  heran. 
Diese  Beschränkung  hat  etwas  für  sich,  indem  bei  dem  ohnehin  leicht  ver- 
wirrenden Vielerlei  der  BetaÜbeBtimmmngen  das  für  Ulm  gezeichnete  Bild 
nun  reiner  dasteht;  allein  auf  der  anderen  Seite  Terliert  man  den  Mafs* 
Btab  zur  Beurteilung  der  Eiorichtungen  oder  Anordnungen.  Am  anzie- 
hendsten i»t  die  Auseinandersetzung  über  den  WeinhandeL  Der  Verl, 
bewegt  sich  hier  auf  einem  noch  sehr  wenig  angebauten  Gebiete  und 
seine  Schilderung  bringt  zum  erstenmal  die  eigentümliche  Organisation 
dieses  Handelszweiges  übersichtlich  und  eingehend  zur  Anschauung.  Diese 
Darstellung  ist  um  so  dankenswerter,  als  die  Einrichtungen  des  Ulmer 
Weinmarktes  für  die  besten  jener  Zeit  galten  und  deshalb  mannigfach  Ton 
anderen  Städten  als  Muster  benutzt  wurden*  Gerade  daher  wäre  aber 
stärkere  BerückBichtigung  der  Nürnberger  und  Strafbburger  Verhältnisse, 
zu  der  in  den  Publikationen  Yon  Brucker  und  Baader  ausreichendes  Ma- 
terial geboten  ist,  besonders  am  Platze  gewesen.  Immer  bleiben  Nu- 
blings  Forschungen  Quellenstudien  von  bedeutendem  Werte,  deren  thatsäoh* 
liehe  Ergebnisse  kein  Wirtschaftshistoriker  wird  unbeachtet  lassen  dürfen 
und  es  wäre  nur  zu  wünschen^  dafs  der  Verf.  den  Mut  nicht  yerliert, 
diese  mühseligen  und  zeitraubenden  Forschungen  auch  auf  andere  Zweige 
auszudehnen. 

Begnügt  Nübüng  lich  mit  Feststellung  der  aus  den  Urkunden  aus- 
gezogenen Thatsachen,  die  er  für  sich  selbst  sprechen  läfst,  so  falst  Adler 
seine  Aufgabe  weiter  dahin,  Betrachtungen  an  das  gesammelte  Mate- 
rial zu  knüpfen.  Der  hauptsächlichste  Gesichtspunkt  ist  aber  auch  bei  ihm, 
zu  ermitteln»  in  welcher  Weise  am  Ausgange  des  Mittelalters,  als  die 
Yermehrung  des  Tiehstandes  der  Beröikerungszunahme  nicht  mehr  ent- 
sprach, die  BeTölkerung  sich  mit  Fleisch  versorgte  und  ob  die  städtischen 
Obrigkeiten  ihr  dabei  mit  Mafsregeln  yerschiedener  Art  zu  Hilfe  kamen. 
Anders  als  Nübling,  dessen  Arbeit  über  Fleischereiwesen  er  yennutlich  nicht 
mehr  hat  benutzen  können,  giebt  Adler  zwar  gelegentlich  neues  archiva- 
Ibches  Material,  hat  rielmehr  alle  über  sein  Thema  schon  bekannten 
gedruckten  Urkunden  yereinigt  und  baut  auf  ihnen  seine  Auseinander- 
setzung auf.  Die  für  yerschiedene  Städte  übereinstimmenden  Krschei- 
nungen  gruppiert  er  dann  einheitlich  in  bestimmte  Abschnitte,  deren  jeder 
eine  oder  mehrere  Mafsregeln  der  damaligen  Wohlfahrt«polizei  zur  Dar- 
stellung bringt  So  Endet  er  denn^  daCs  die  Obrigkeit  dahin  strebt,  rich- 
tiget Gewicht  und  Güte  beim  Verkaufe  des  Fleisches  zu  garantieren,    den 
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Preis  defl  FleiecheB  io  Taxen  TorzuAolireiben ,  das  Monopol  der  Fltitchir- 
ziiDft«  duroh  Märkte  abzuschwächen,  Verkauf  tod  Fleisch  atioh  dank 
Niohtmetxger  zu  erlauben,  den  Viehhaadel  su  beaufsichtigen  o«  s*  v^~ 
Die  auf  eingehende  Studien  gut  gestützten  Ansiohten  sind  lebhaft  nni 
überzeugend  vorgetragen  ^  die  Sprache  ist  klar  und  anschaulioh.  Dikir 
kanQ  jedem ,  der  sieh  Ton  der  mittelalterlichen  Ge  w  erbe  pol  ixei  eine  Ttr* 
stelluDg  machen  will,  Adlers  Monographie  nur  empfohlen  werden. 
Rostock  i/M.  Wtlh.  Stieda. 

Buiohf  Wilhelm«  England  unter  den  Tudors,  L  Band.  Köotf 
Heinrich  Vn.  1485—1509.  Stuttgart,  Verlag  der  X  0,  CotU'sohett  Bosh* 
baadlung  Nacht,  1892.  4a4  SS. 

Das  Zeitalter  der  Tudors  gehört  zu  den  Geschiohteepoohen  der  ea^  I 
I lachen  Geschichte,  welche  auf  den  Forscher  einen  grofsen  Heiz  austben. 
Um  so  verwunderlicher  ist  es »  dafs  eine  den  jetzigen  Anipraohen  i&t- 
spreoheude  Bearbeitung  so  lange  auf  sich  warten  liefs*  Das  Quellso* 
material  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten,  namentlich  auch  durah  die  Be 
mühangen  der  Engländer  —  ich  enntiere  nur  an  die  von  ihnen  her&ai- 
gegebenen  Reges ten werke  —  aufserordentlich  viel  zugänglicher  und  be- 
kannter geworden ,  und  es  lafst  sich  ein  Werk  aufbauen ,  walehei  A» 
Zeitalter   der  Tudors  ziemlich  erschöpfend  behandelt 

In  höchst  dankenswerter  Weise  hat  der  Professor  Dr.  W.  ßnicli 
sich  entschiossen ,  an  diese  Arbeit  herauzutreten  und  sozusagen  dieielb^ 
zur  Lebensaufgabe  sieh  zu  setzen.  In  sechs  Bänden  gedenkt  er  dk 
näher  bezeichnete  Zeit,  also  von  Heinrich  VII.  bis  sum  Tod  der  Eliiabath 
zu  behandeln. 

Der  erste  Band,  der  vorliegt,  giebt  eine  Geschiohte  detr  Zeit  im 
ersten  Tudors  Heinrich  VU.  Die  Probe  läfst  nur  bestes  erwarten.  Du 
Buch  sticht  vorteilhaft  gegenüber  den  bisherigen  Bearbei taugen  ib. 
üeberall  gewinnt  man  den  Eindruck  einer  mögliehst  abschliersendeol^  mit 
kritischem  Verständnis  und  gröfster  Akribie  ^)  geschriebenen  Geschichte 
£s  ist  schon  ein  Verdienst,  dafs  der  Verfasser  zum  erstenmal  den  T•^ 
such  gemacht  hat,  die  Quellen  einer  kritischen  Untersuchung  aa  tiotfir 
ziehen. 

Auf  die  Details  der  politisohen  Geschichte  kann  hier  nicht  tmp- 
gangen  werden.  Ich  muTs  etwaige  saohliohe  filritik  den  Fachhisiocikm 
überlassen.  Mir  selbst  ist  der  Stofif,  dem  ich  nunmehr  über  IQ  Jskr« 
fem  gestanden,  auoh  etwas  fremd  geworden»  ein  grofser  Teil  der  Kabinstt»- 
und  Heiratspolitik  jener  Tage  könnte  mich  auch  wenig  mehr  reiaea« 

Dagegen  darf  nicht  unterlassen  werden,  gerade  in  dieser  ZeitsoHntt 
darauf  hinzuweisen,  dafs  der  Verfasser  in  seinem  Werk  in  höekn 
schätzenswerter  Weise  den  wirtschaftlichen  und  inneren  sozial t*n  T«^ 
hältniisen  Englands  mit  grofser  Liebe  and  Sachkunde  nachgeht  und  ihaso 


1)  HstiiifamAl  gmixl  dieselbe  ku  PedAnterie^  wie  6eixi«rkuti^«n :    „I^udlej   wat  Bk^> 
Eitt«r,  wie  Psall  8,  SS8  a&ipebt,  Bondero  Esqtiire**    nnd    fthnlicbe    i«igeti.     Sollte 
aielkt  geottgeOf  wsnn    Busch  einfsch  du  Richtig«  giebt? 
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in  attiner  Dantellüiig  einen  breiten  Baum  gönnt;  namentlidh  werden  aach 
Ue  unter  Heinrich  YIL  90  wichtigen  handelspolitischen  Beziehungen  mit 
fiel  Takt  und  Geschick  in  die  politische  Geschichte  eingeflochten.  Der 
Fartaohriti  gegenüber  älteren  allgemeinen  Geschichtswerken  ist  auch  nach 
dieaer  Seite  ein  beträchtlicher  und  man  kann  sich  fiber  diesen  Umsohwong 
in  der  Gesehidhtsschreibung  nur  freuen.  —  Zum  Schlufs  eine  persönliche 
Bemerkong.  Seiner  Zeit  wurde  meine  Geschichte  der  englischen  Handels- 
politik von  Dietrich  Schäfer  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  41,  S.  88  t  be- 
vptothMk.  Darin  wurde  (S.  110)  unter  anderem  in  leidenschaftlicher 
Wfliae  eine  historische  Kombination  von  mir  angefochten:  es  handelte 
nch  um  das  Hereinsiehen  Dänemarks  in  die  hansisch- englischen  Ver- 
handlungen unter  Heinrich  VIL  Der  zünftige  Historiker  Busch  findet 
nun,  da(s  meine  Kombination  doch  Beachtung  verdiene  und  begründet  in 
inaflUirlicher  Weise  S.  345,  dafs  Heinrichs  YIL  „Verbindung  mit  Däne- 
DMurk  nicht  vom  Zusammenhang  mit  seiner  Politik  gegenüber  der  Hansa 
in:  trennen"  sei. 

Würzburg.  G.  Schanz. 

Wuttkcy  Bober t,  Gesindeordnungen  und  Gesindezwangsdienst  in 
Sachten  bis  zum  Jahre  1886.  (Staate-  und  sozial  wissenschaftliche  Forschungen , 
herausgeg.  von  Gustav  SchmoUer ,  Bd.  XU,  Heft  4.)  Leipzig,  Duncker  & 
Hnmblot,   1893.     XI  u.  231  SS. 

Der  Gesindeyertrag  unterscheidet  sich  von  dem  Arbeitsvertrag  da- 
dureh,  dafs  er  nicht  nur  Bestimmungen  über  die  Arbeitspflichten  enthält, 
Mndem  auch  das  Gesinde  unter  eine  gewisse  hausherrÖche  Gewalt  des 
Dienatherren  stellt.  Während  wir  gewohnt  sind,  unter  Oesindediensten 
nur  peraönlidhey  in  häuslicher  Gemeinschaft  geleistete  Dienste  zu  ver- 
st^en,  wurde  im  Mittelalter  der  Ausdruck  Gesinde  in  mannigfaltigerer 
Weiae  angewandt;  auch  der  landwirtsohafüiohe  Arbeiter  auf  dem  Gutshof^ 
aneh  der  Geselle,  der  beim  Zunftmeister  arbeitete,  galt  als  Gesinde. 

Die  Entwickelung  des  ländlichen  Gesinderechts  im  Königreioh  Sachsen 
▼OB  16« — 19.  Jahrhundert  yerfolgt  B.  Wuttke  in  einer  sehr  lehrreiehen 
wirtachaftlichen  Studie;  er  zeigte  wie  Staat  und  Gesellschaft  sich  einst 
dazu  Yerbunden  haben,  die  Oesindeyerhältnisse  zu  yerschlechtern  —  man 
denke  nur  an  die  scharfen  Ausdrücke  Luthers  über  das  Gesinde  —  wie 
Tor  allem  die  Gutsherren  es  gewesen,  welche  die  Mitwirkung  des  Staates 
zur  HerabdrÜckung  des  ländlichen  Gesindes  yerlangten.  Den  gröfsten  Teil 
dea  Gutes  konnte  der  Erbherr  mit  gezwungenen  Kräften,  den  Frönem, 
bewirtschaften;  die  unumschränkte  Disziplinargewalt,  welche  er  über  die 
Fföner  besals,  die  ganze  Battergutsyerfaseung  wünschte  er  auch  auf  die 
geworbenen  Tagelöhner  und  das  Gesinde  auszudehnen.  Die  Beichspolizei- 
ordnungen  des  16.  Jahrhunderts  schufen  das  Gesindeabgangszeugnis.  In 
Saehaen  nahmen  die  Kurfürsten  kraft  ihrer  Landeshoheit  für  sich  das 
Recht  in  Anspruch,  die  Stellung  yon  Gesinde  auf  ihre  Domänen  und  Vor* 
wmtke  zu  fordern.  Die  Bitterschaft  ahmt  dies  nach  und  beantragt  zugleich 
auf  den  Landtagen  neue  Taxen  und  yerschärften  Arbeitszwang  für  müfsiges 
Gesinde.  Nach  dem  dreifsigjährigen  Krieg  gesteht  der  Staat  den  Bitterguts- 
beaitaem  daa  Beeht  auf  den  Geaindezwangsdienst  zu  (1651).  Das  Gesinde 
leistet  Widerstand  und  tritt  in  einen  zehn  Jahre  währenden  Kampf  gegen 
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Staat  und  GeselUchaft  ein.  Nachdem  ea  1661  uatarlegeo,  Ter 
sieh  seiae  Lage  mehr  uod  mehr.  Der  Gesindeswaogsdieiist  wird 
fiter  Form  zur  Anwendung  ge bracht,  der  Geftindelohn  linkt  auf  lebto 
ttefateu  Stand«  das  körperliche  Ziiohtigungsreeht  kommt  in  Uabung.  U 
der  sweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  erleidet  die  LandbeTölkanuii 
noch  weitere  Eiubuffieu  in  ihrer  Freiheit.  Ea  ist  daa  die  traurigste  Zeit  »ai 
der  Gefichichte  des  Gesindereohts,  Erst  im  19.  Jahrhundert,  mit  der  Be- 
freiung der  Bauern  von  Froneo  und  Dienstenp  kommen  auch  der  OMtndt- 
zwaugsdienst  und  die  Lohntagen  in  FortfuU»  während  die  Qaiindeabfug^ 
Zeugnisse  fiir  das  häusliche  Gesinde  sieh  bekanntlich  bis  heute  erhalUi 
haben. 

Die  sehr  umfangreichen  Auszüge,  die  der  Herr  Yert,  eeit  iaton 
einer  der  eifrigsten  Benutaer  des  Dresdener  HauptataatsarehtTS,  sei  dta 
reichen  Schätzen  dieses  Archivs  flir  mannigfache  Zwecke  sieh  aagtlegl 
hat,  eetsen  ihn  in  den  Stand,  seine  Geschichte  des  sächsiechen  Oesia^ 
rechts  auf  den  breitesten  Grundlagen  aufzubauen.  Ueber  weit  mehr,  ila 
man  nach  dem  gewählten  Titel  yermuten  dürfte,  giebt  ans  die  Sehrüt 
Auf&chluTs.  Die  Landwirtschaft,  die  Agrar-  und  Domänenpolitik  wifdia 
Ton  dem  Yerf.  eingehend  berührt  und  beleuchtet*  Für  eine  grofse  Zshl 
wertToller  Notizen  fühlt  man  sich  lu  Dank  rerpfliohtei  An  maoobsn 
Stellen  beeinträchtigt  die  Fülle  der  tfitteilungen  ein  wenig  die  Anschau- 
lichkeit der  Darstellung, 

Berlin-Charlotienburg.  Wilhelm  Naud^ 
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1894.) 

Maytr,  E.  (Prof.),  Zoll,  KAufmanuscbift  und  Markt  iwEscbeo  Rheio  ttnd  hoin 
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Raguaa.     Innibruck,   Wagner,  1894^     gr.  8.     103  SS.     H.  2,40. 

Protokoll  der  XXXI.  Sitzung  der  CeDtralmoorkommission,  18.  und  19.  Destabcr 
189S.     Berlin,  Parey,  1894.     Lex.^8.     111—69  ÖS.  mit  Kart«,     M.  4.—. 

V.  Reitaensteiit  (Frh.,  ForatB.  a.D.),  Betrachtungen  über  die  ReotabilitAl  4ct 
Waldungen.     Bamberg,  Duckatein,  1894.     8.      16  SS.     IL  0,40. 

S  e  r  i  n  g ,  M.  (Prof.),  Da»  Siiaken  der  Getreidepreiae  and  die  Kooknrrena  de«  An*- 
landeü.  Vier  Vorlesungen.  Berlin,  F.  Teige,  1694.  gr  8.  58  SS.  M.  1,50.  (Ali  Uaonakri^ 
gedruckt  für  die  Teilnehmer  am  Ktirsua  für  praktische  Landwirte,  Teraoataltet  vob  ^ 
k.  landwirtsch.  Hochschttte  «u  Berlin  im  Februar  1894.) 

Trefaer,  F,  (Bern),  Die  Grimdpreise  in  dar  Stadt  Barn.  Basel,  H.  MtUler,  1114. 
gr.  8>      16  SS.  und  2  Tafeln.     M.  0,60. 

Werner-(BeHin)  [Prot),  Die  landwirUcbaftUche  Abteilung  der  WellaaaitcUitits  ia 
Chicago.  Vortrag  gehalten  in  det  Oekonomiacbeo  Gcaelhchaft  im  KU^  Saehaao,  Dmdas, 
am  16.  XIL  1893.     Dresden,  G.  Schöofeld,  1694.     gr.  S.     16  SS.     M.  0,40. 

Wilbr  a od t,  C.(Pi«ede>,  Die  agrarifcbe  Frage.  Berlin,  Simlon,  1894  gr.  8  TS 9&. 
M.  9.—.  (A.  u.  d.  T. :  Volk swSrtacbafüi ehe  Zeitfragen,  brag.  von  der  VolkawirtachafkUeka 
Gesellsebalt  au  Berlin,  Heft  119/20.) 

Ztina,  J.,  Kickt  abgetcbickte  Felttion  an  den  hoben  Reichstag  bebufa  Veranhumf 
«iaer  AgrareDqaete.     3.  Aufl.     Frankfurt  a/M.  1694.     gr.  8.     32  SS.     M*  0,60. 


Ballandt  A.  (pharmacien  princlpal  de  Tarm^e),  Bacberehea  aar  Im  bl^,  !«•  btfaia 
et  le  paln.  Parle,  llbrain'e  militalra  H.  Cbarlefi-LaTauacll«,  1894.  gr.  la-8.  909  p$ 
fr.  6.—. 

Dubois  de  Lbermont,  L.  (pr^sSdent  du  tribonal  civil  d'Onbta),  L^arguitedaa 
agricole  et  la  adcherease  de  1898.  Ortbea,  imprim.  Goade*Dtimeanil,  1894.  S.  It2  ^ 
fr.  3.—, 

DamontfJ.,  De  Tempi oi  pratfqoe  et  Äeonomique  des  en grata.  Toolouae,  Mar^tii 
A  O«,  1894.     gr.  in.38.     247  pag.     fr  1,25. 

Cr  Ocker,  £.  K.«  Tbe  educatloti  of  tke  bori«.  London,  Low,  1094.  «ra««*i* 
380  pp.,  iUuair.,  8/.6. 

Doyle,  M.  and  J.  Dartou,  Cottage  and  dairy  farmlog;  or,  bo«  fc»  culifttt 
from  two  to  tweuty  acres.  New  aod  revised  edition.  London,  Dräne,  1694*  It 
«4  pp      1/.—. 

£ppa,  W.,  Land  ayatema  of  Auatralaaia.  London,  Swan  Sonneuacbeln,  1694.  i* 
190  pp.     2/,6. 

KebbeJ,  T.  E.,  The  agricoUaral  labourer,  a  ibort  aommary  of  kia  poeUfoa^ 
2od  edition.     London,  Swan  SooDeoacbeiD,  1693.     8.     clotb      XXVI — 271  pp.     t/1 

Lewis,  H.  C,  Papera  and  notea  on  tbe  glacial  geology  of  Great  Britain  aod  Irelawi. 
Londoo,  Longmans,  1894.     8.     21/. — . 

Lock,    C.  Q>  W.,    Mining  and  ore  draailng  macbinery.     London,   Bpon,   1894.   4d 
26/.—.  1 

Nairna,  A.  K. ,  Tbe  flowering  planta  of  Weafcarn  India  (Bombigf).  Loadoi, 
W.  H.  Allen,  1884      crown-8.     7/.6. 

Memoria   aulia   compagnla   della   peaca  nell'  Adriatko.     Firanaa,    llp. 
1693.     8.     20  pp. 

Mededeeltogen    over    visacherij.     Maandblad,    in   overleg   mat  ImI  UnUif»  * 
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dtt  BeeTiaeeherijeii,  uitgeg.  door  P.  P.  C.  Hoek.  l«  jaerg.:  1994.  Helder,  C.  de  Boer  jr., 
fr.  8.     per  jaarg.  fl.  8,60. 

Morren,  F.  W^  Caltanr,  bereidning  en  hsndel  vas  liberia-kofiie.  Ameterdam, 
J.  H.  de  Bossy,   1894.    8.     86  bis.  met  1  plt.     fl.  l.~. 

SerTi^oe  de  Inspe^So  4«  Tinbas  Das  circainscrip93es  agronomicas  do  Snl  e  Norte 
en  1890.  BeUtorios  apresenUdos  4  Dire9cSo  geral  de  agricnltara.  Lisboa,  impreosi^ 
Baeiooal,  1898.    4.     105  pp. 

5.    Gewerb«  und  bidutrie. 

Baase,  F.  H.  (Ingenieur  and  Patentanwalt),  Leitfaden  für  Patent-  nnd  Mosterseknts 
aller  fitaaten.    Berlin,  t.  Deeker,  1894.     19.     XVI— 245  88.     M.  8.—. 

Jahreaberiehte,  die,  der  kgl.  bayeriseben  Fabriken-  and  Oewerbeinspektores 
Ittr  da«  Jabr  1898.  Mit  einem  Anbange  betreffend  den  Vollsag  der  Gewerbeordnung 
beim  Bergbau.  Mttnehen,  Tb.  Ackermann,  1894.  gr.  8.  VIII— 272  88.  M.  4,80.  (Im 
Aaftrage  des  kgl.  Staatsministeriams  des  Innern,  Abteilang  für  Landwirtschaft,  Gewerbe 
nnd  Handel,  Terdffentlicht) 

Mayer,  Sigm.,  Die  Aafbebang  des  BeOhigongsnacbweites  in  Oetterreich.  Leipsig, 
Dueker  k  Hnmblot,  1894.     gr.  8.     VUI— 8Ö9  88.     M.  6.—. 


M4thodes,  les,  d'essai  des  matManz  de  confttrnction.  Bapport  de  la  Commission 
d'anükcation  des  m^thodes  d'essai,  soos  la  prisidenee  de  M.  A;  Pieard  (prMdent  aa  Conseil 
dfBtnt),  institnte  aa  Ministire  des  travaax  pablica.  4  Tolames  aT.  68  planehes  et  omte 
de  Boabreases  figores  dans  le  texte.    Paris,  J.  Bothschild,  1894.    gr.  in-fofio.    fr.  60. — . 

Belatorio  e  catalogo  da  ezposifSo  indostrial  Portagaesa  realisada  no  masea  in- 
dnstiial  e  commereial  de  Lisboa  em  88  de  Jalbo  de  1898.  Blaborados  por  determlBa9Sa 
do  Ministro  das  obres  pablicas,  commereio  e  indnstria,  Bemardino  Laei  Mäcbado  Gaimarles. 
Lisboa,  imprensa  nadonal,  1898.    gr.  in-8.     580  pp. 

8.    Eaad9l  «Bd  Varkehr. 

Aeafserangen,  gutacbtlicbe,  sum  Binnenseblffahrtsgesetzentworf.  Entwarf  eine» 
Oesetaes,  betreffend  die  priTatrecbtlichen  Verbältnisse  der  Blnnensehiflkhrt  and  Fldfterei. 
Berlin,  Siemenrotb  k  Worms,  1894.  gr.  8.  97  88.  M.  8.—.  (Heraasgegeben  vom  Central- 
Torkin  für  Bebang  der  dentseben  Plafs*  und  Kanalschiflkbrt) 

Handelskammer  sn  Halberstadt  für  die  Kreise  Halberstadt,  Aschersleben, 
Wernigerode,  Oscbersleben,  Kalbe,  Waasleben,  Neubaldensleben,  Wolmirstedt,  Stendal, 
Jerichow  I,  Jericbow  U  nnd  den  Besirk  der  ehemaligen  Gerichtskommission  Brmsleben. 
Jahresbericht  fOr  1898,  die  Zeit  ron  AprU  1898  bis  April  1894  umfassend.  Jahfg.  XX 
(der  erweiterten  Handelskammer  Jahrg.  VU).  Halberstadt,  Druck  von  H.  Meyer,  1894. 
gr.  8.     XX— 278  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Essen  über  1898.  Teil  L 
Oberbaasen,  Buchdruckerei  B.  Kühne,  1894.     Folio.     18  88. 

Jahresbericht  der  gro£ihers.  Handelsluunmer  zu  Offenbach  a.  M.  für  das  Jahr 
1898.     Offenbach  a.  M.,  ^eiboldsche  Buchdruckerei,  1894.    gr.  8.     VIU— 189  88. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Schwaben  und  Menburg, 
1898.     Augsburg,  Druck  ron  Püsiffer,  1894.     gr.  8.     VIII— 98  88. 

Lenz,  H«  K.,  Der  Jude  im  Handel  und  Wandel.  In  der  Beleuchtung  elnee  Tieli^ 
genannten  katholischen  Publizisten  (Sebast.  Brunner)  vorgeführt.  Münster,  A.  Busieil, 
1894.     18.     UI.^58  88.     M.  0,15. 

Zukunft,  die,  des  Eisenbahn-  und  Bauwesens.  lolialt:  Die  Zukunft  des  preuibisehen 
Staatseieeabahn-  and  Staatsbauwesens  und  ihrer  h5beren  Beamten  von  L.  Bhotert  (kgL 
Bsf^-3aumei8terX     8.  Aufl.    Leipzig^  W.  Engelmana,  1894.    gr.  8.    87  88.    M.  1,80. 


Oallois,  E.,  La  poste  et  les  moyens  de  communication  des  peuples  k  travers  lea 
siMes.  Messageries,  chemins  de  fer,  t4Mgraphes,  t^l^phones.  Paris,  Bailll^re  k  Als,  1894. 
8.  888  pag.  avee  186  figures  intercal4es  dans  le  texte.  (Table  des  matlires:  I.  Depois 
l'astiqait^  jusqu'k  Tinvention  des  chemins  de  fer:  1.  Les  moyens  de  oomnmnicatioa  ehe» 
les  penples  de  l'antiquiti.  8.  Les  moyens,  de  communication  dans  Taneienne^  Gaule.^ 
8.  Les  postes  au  moyen  4ge  Jusqu'an  XVI«  si^cle.  4.  La  mar^chalerie  postale.  5.  Les 
eommunications  postales  sous  la  Renaissance.  6/9.  Les  postes  et  lel  messageries  aax' 
XVis  et  XVIIs  si^eles;   aa  XVIIIe  si^e;   sotts   U  B^volution;    sous  TEmpire  et  laBe* 
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üifturaUoo.  —  IL  Depui»  rinTeutioii  deg  cbemios  de  fer:  1.  L*ori|^n«  dm  oliciBtu  dt  Itf , 
i.  Le  senrice  post&I  aur  les  voies  ferr^et.  3/9.  Les  poites  en  AllemK^iM;  «■  Fr«aci{ 
^D  Eorop«!  en  Asie;  en  Afrique;  «n  Aroeriqiie ;  eo  Oc^Anie.  10.  Le  timbr«-po»to.  IL  Ln 
«Arte«    posUles.     12     L'Unbn    posUle  notverselle.    —    Itl.  Les  t^ Id^rmph«».    —   IV.  Im 

M«rchttl,  E«i   L'fttmaAir«  de«  chemius  de  fer  poar  1894.     Paria»  Dtofeii  tili*    I« 

Ir  5,ö0, 

de  Per)  ^  L.  (CoaseiUer  d'Etat,  Directear  du  servioe  iDteroKtioss]  d«  1»  driadt 
8ociät4  des  chemiDs  de  fer  rii9i««)i  Les  r^formes  dea  t«rifi  de  TOfAgvort.  Stade  d« 
tftrifa  exiat&titA.  Les  refonnes  ititroduUes  oti  prctJ^^^^^S  lenri  rd«iiltaU.  Pvk,  J.  BoCb* 
«child,  1894.  frr,  iq-S.  979  pa^.  fr.  5.  (Ou^rag«  pabli^  p«r  ordre  et  eoui  laa  «Baphn 
du  Mioist^re  dea  finftuc««  de  Eas^ie,  Table  dea  tnatiires:  Propositioos  foDdaseat&l«  dt 
r<l forme  des  tarirs  de  royagears.  —  Ezameti  critiqae  dea  rmiaon»  des  rl^roniies  pf^eMea.  — ^ 
£xpoa6  dea  t&rifs  exlaUnt  daos  Je«  diff^reaU  paya^  räformai  projec^«t  OQ  MaHllli  ^ 
Revue  critique  dea  r^foriDee  des  tortfs  de  voysgeara.  —  Considi^ratioiie  gdodmlca  «C  fe»> 
«iuaioDB.  — ) 

Blew,  W»  C.  A.|  Brigbton  and  ita  coaches.  A  hUtory  of  the  Loodoii  ftod  BHffaloi 
road,  with  aome  aecount  of  the  proTiacial  coacbea  that  bare  rno  from  Brifbtöo,  Leodett, 
J.  C.  Kimmo,  1894     RoyaI-8.    With  20  Üluntrattoos  by  J,  and  G.  Temple«  clotb.    11/  -. 

Bradabaw's  Railway  manual,  ahareholdera'  guide,  and  oflBeiAl  dlreetory  ftir  Uli 
London,  W.  J.  Adama,   1894,     8.     18/.—. 

Export  (the)  merchanC  ablppera*  direelory  of  London,  Abardeem,  Beiraat,  BirminfbaB, 
Briatolt  Cardiff,  Liverpool,  GLaagow,  Greeaoek,  Hal^  Newcaatle,  Swm&aea,  etc.  vlth  tbiir 
respecitve  tradlng  ports*  &od  ^^  ctaaa  of  goods  they  costomariJy  ahip*  inclitdiAi  a  Iki 
of  warebouaemen  mnd  manufactnrers.  New  edition :  t9^^  year  of  pnblicatloo.  Leodea, 
Beao  St  Son^  1894.  8.  1&/. — .  (Contents:  Sammaries  of  the  rulea  and  bye-lair»  for  tb* 
regnlaiion  of  tbe  oaTigation  of  the  Hror  Thames;  the  MercbandUe  Marks  Aet;  an  ei^ 
merdiant  abippera*  trade  mark  dlrectory,  etc.) 

Wil  Harns,  H.,  The  steam  nav7  of  England,  paat,  preaent ,  and  fotiire»  Ldndüt 
W.  B,  Allen,  1894^     8.    a08  pp.     13/.«. 

Camera  di  commercio  ed  arti  di  Roma:  relazione  aal  movtment«  «eoBomtflO  dd 
proprio  dialretto  neJl'  anno   1898.     Borna,  tip*  di  O.  Rertero,  189B.    4.     188  pp  1 

Navigation«  in  Trieate  aet  189S.    Trieste,  Upogr,  Morterra  ft  C,  1894.     Fell»*  ^ 
max.     IV— 88  pp.    (Indfce ;  Uovjmento   della    narigasione   in  THeato   uel    1898.  —  D«l- 
iagUo  della  navigaaione  in  Trieate  nel  1893.  — ) 

Engelbreebt«  B.  J.  £.,  e»  H.  M.  Keakeomeester,  Handleidiog  voer  poei* 
ambtenaren.  Versameltng  der  van  kracht  lijnde  wetten«  bealajten^  reglem«oteOt  veo^ 
Schriften  ens.,  tot  regeltng  van  den  dienst  der  posteryen.  8"  verm.  druk.  MeaaliiiSi  J  fii 
der  Endt  A  Zoon.    XVI 11—727  bis.    gr.  8.    Ü.  8,80. 

7.     Flnaiixweien. 

Weis,  HeiDriohy   Die    ordentlicheii    direkten    SUaUeteueni 
£ttrtner  im  Mittelalter«  (MüoBter'sohe  Diseert*)      8^  76  SS*     Müaater  ISdS. 

Bas    Steuerweien    einzelner    milletalterlicHer    Territorien    ist    in    di8 
letsten  Jakreo  niebrlach  Gegenstand  wisse uschaftlieber  Behaadiung  gewaien, 
und   man    wird   dies   dankbar   anerkennen.     Aber   es    will    scheinen,    dafk  | 
aiiob  hier  des  Outen   zu  viel  getban  werden  könnte,    denn  die  Foraobanf  1 
bekommt  in  lolcben  Fällen  nur  £U  leicht  etwas  Sobablonenhaftea,  und  milj 
ihrer  Originalität   leidet  zumeist   auch  die  Zurerläseigkeit  der  Ergeboiisa 
Wei»  bewegt  eich  gane  und  gar  io  den  Ton  Eelow  eingeflchlagenen  Bdboeo 
und  kann  in  dieser  Beziehung  natürlich   nicht«  Neues  biingeti,  eeine  Schrifl 
behandelt  aber  die  Frage  für  eio  Territoriumi  für  welches  ichen  Lampreohl 
in  feinem  Wirtschaftsleben  seine  Ansicht  geäoTsert  hatte.     D#r  Gegensatf 
SU   der    Ansicht   dieses    Forschers   hat   dieser   Schrift    Leben    und    Farbe 
gegebeD«      Wenn    der    Verfasser   aber   mit   einer  gaflisseotüohen    Oexiog* 
echätzung  Ton  Lampreoht  spricht,    so  hat  er  eigentlich  kein  Recht  danu 
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Dean  mag  er  aueh  die  Auffassung  einselner  SteUen  wirklich  beriehtigt 
liabeiiy  SU  einer  das  Gänse  beherrschenden  Widerlegung  hat  er  es  nicht  ge- 
bracht Die  Behauptungen  Lamprecht's  können  eben  nicht  widerlegt  werden 
dadurch,  da(s  man  ihn  milsTersteht,  und  das  letstere  hat  der  Verfasser 
reichlich  gethan«  Was  ntttst  es,  mit  einer  erdrückenden  Fülle  yon  Beispielen 
daisuthun,  daCi  die  Bede  ein  Ausflufs  der  Oeriohtsgewalt  sei  ?  Das  weiXb 
jedermann  und  hat  auch  Lamprecht  (Wirtschaftsleben  I,  1884,  Anm.  4) 
an^Lannt,  nur  hat  er  die  allgemeine  Qiltigkeit  dieses  Saties  bestritten. 
Ob  und  wie  weit  diese  Ansicht  richtig  ist,  ist  m.  £.  ncch  nicht  entschieden. 
Mögen  einige  der  von  Lamprecht  beigebrachten  Beispiele  nicht  zutreffend 
oder  nicht  gana  einwandfrei  sein,  eine  Entscheidung  dieser  Frage  wird  erst 
nach  einer  systematischen  Erforschung  der  gerichtsherrlidhen  und  gmnd« 
herrlichen  Verhältnisse  der  einaelnen  Gemeinden  möglich  sein.  Daf&r  ist 
freilich  noch  nichts  gethan,  gerade  deshalb  aber  hätte  Weis  sich  im  Urteil 
eine  gewisse  Mäfsigang  und  Zurttckhaltung  bewahren  sollen.  —  Zum  Schlufs 
sei  noch  bemerkt,  dafs  die  Darstellung  im  ganaen  gut  UDd  klar  ist,  da(s 
es  anoh  dem  Vedissser  an  Scharfuon  nicht  gebrieht,  unangenehm  aber 
flOlt  ee  auf,  dafs  auf  die  Richtigkmt  der  Gitate  (besonders  in  Kapitel  l) 
niekt  der  geringste  Verlafs  ist 

Leipaig.  Dr.  B.  Hilliger. 

Nachträge  i«  den  AvsfUmiiigstiiireleiuigtn  mm  Binkommtiisteaergesets  vom 
t4.  Jmai  1891     BerUn,  HegroMna,  1894.    gr.  8.    76  88.    M.  1.—. 

Voeke,  W.  (k.  GOReehnlt.  a.  O.),  Die  GmsdsSge  der  Finaoswisseoeehait  Zur 
JOnftbrong  in  das  Stadium  der  Finanswissenaeliaft.  Leipaig,  C.  L.  Hirtcbfeld,  1894. 
gr.  8.  XII— 446  88.  M.  11.—.  (A.  n.  d.  T.:  Hand-  und  Lehrbach  der  Staatswisien- 
■ehaften,  hrsg.  von  K.  Prmnkenstein,  Abteflong  ü,  Band  1.) 


Reglement  d6flnitif  da  badget  de  TEmpire  de  Rassle  poar  fexerdce  189S.  Rap- 
port pr^sent^  aa  Conseil  de  rempire  par  s.  Bzc.  M.  le  eontrdleor  de  remplre.  8t.  Peters- 
boorg  1898.    gr.  in-8.    145  pag. 

Tr41at,  M.  (aaditeur  ao  Conseil  d'Etat),  La  rMbnne  des  Imp6ts  direets  devant 
le  Parlemeat.  Impdt  fonoier;  portes  et  fen4tres|  iaspftt  personnel  mobilier.  Paris,  imprim. 
L«t4,  1894.    8.    48  pag. 

Codice  doganale  italiano,  eon  eommento  e  note  dell*  arroc  Enrico  Brani.  Milano, 
ü.  Hoepll,  edit,  1894.  16.  XXII— 1078  pp.  (Contiene:  Legge  doganale.  —  Tariftt 
generale  del  daaf  doganall.  —  Dogane  e  personale  doganale.  —  Imporlasioni  ed  espor- 
tasionl  temporanee.  —  Magassini  generali.  —  Zone  dl  vigilansa.  —  Riseossione  delle 
malte,  spese  di  giastisla  ed  altri  credit!  gabellart.  —  Istrasioni  di  conUbilitk  per  rammi- 
oistrasione  delle  gabelle.  —  Istrasioni  sal  senrisio  dei  deposltl  a  garansia  dl  determinate 
^^parasioni  doganaU,  di  malte  e  speee  proeessaalL  ^ 

Nicastro,  F.  (depatato),  La  tassa  progressira  e  i  oontriboenti  Itallani:  eonside 
rasioni.    Ragosa,  tip.  Piccitto  &  Antooi,  1894.    8.    40  pp. 

Ornamente  geral  e  proposta  de  lel  das  reeeltas  e  das  despesas  ordinarias  do 
Betado  na  metropole  para  o  exercicio  de  1898—1894.  Lisboa,  imprensa  nacional,  1898. 
Frtio.  XXVn— 118,  188,  88,  87,  47,  109,  28,  88,  107  pp.  (Staatshaashaitsetat  des 
Port^giesisehen  Hatterlandes  für  das  Finaniyahr  1898/94,  Aasgabe  vom  Janaar  1898.) 
—  Or^amento  geral  etc.  etc.  na  metropole  reotlfloadas  para  o  exercicio  de  1898—1894. 
<Entglltiger  8taatshaashaltseUt  Portagais  ohne  die  Kolonien  für  1898/94,  Aasgabe  vom 
15.  Mai  1898.) 

8.    Geld-,  Bank-,  Kredit-  imd  Vsrsieksnuigswssea. 
Baner,  Josef,  Der  Anfsichtsrat     Leipaig,   Verlag  der  Zeitsohrift 
Ar  das  gesamte  Aktienwesen,  1892.     184  88. 

Der  Verfasser   ftthrt   einleitend  die   Bemerkung  der  Begründung   au 
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dem  deatfiohen  Aktiengesetze  von  1884  a,u,  dafs  die  meisten  neaefwi  Os-^ 
•6t£gebuagen  über  Aktieowesen  ein  ständiges  Kontrollorgan  Inx  erforderBs^ 
eraohtet  hätten.  Dieser  Aassprach  darf  nicht  irreführen.  Von  den  ii  ( 
Betracht  kommenden  Staaten  haben  fast  alle  wichtigen,  so  £nglaod,  Frank-  ^ 
reich,  die  Niederlande,  Oesterreich,  die  Schweiz,  Spanien,  einen  derartisen 
Eingriff  in  die  Organisation  der  Aktieo  gesell  Schäften  bisher  Qnterlassea. 
Bei  Zwang  des  deutschen  Eeehtes  hat  za  dem  eigentünnlichen  ErgeboisM 
geführt,  dafs  der  Schwerpunkt  der  Verwaltung  vielfach  in  den  Aufsichtsrit 
Terlegt  ist.  Dieser  umfafst  die  Vertreter  der  an  der  Gesellschaft  beeooden 
interessierten  Geschäftshäuser!  su  welchen  sieh  freilich  Trager  von  Pmnk- 
namen  gesellen.  Bei  dieser  Bedeutung  des  Aufsiohtsrats  für  das  dentsebe 
Wirtschaftsleben  ist  ein  Buch,  welches  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mit- 
glieder dieses  Organs  gesondert  darstellt,  nicht  ohne  Berechtigung.  Dm 
Verlasser  ist  nachzurühmen,  dafs  er  den  gegebenen  Stoff  verständig  ge- 
sichtet und  geordnet  hat.  Seine  Thiitigkeit  als  Redakteur  der  Zeitschrift 
für  das  gesamte  Aktien  Wesen  hat  ihm  auch  mancherlei  Material  lagef^hriy 
welches  sonst  nicht  oder  nicht  ausreichend  benutzt  worden  ist.  Der  Ver- 
fasser rechnet  regelmäfsig  mit  den  Bedürfnissen  der  Praxis,  fEr  welche  «r 
schreibt,  selbst  in  zu  ausgedehntem  Matse,  indem  er  den  Aufsichtsratsmit- 
gliedern  Stimmrecht  für  die  Bilanzgenehmiguug  ztispricht  (S.  134  ff.),  Uffi 
so  aufiTalÜger  ist  sein  Verlangen,  dafs  diese  Mitglieder  die  Inventur  durek  < 
Feststellung  der  Vorräte  und  ihres  Werte«  nachzuprüfen  haben  (S.  86  t). 
Die  Grenae  der  Kontrollpfiicht  wird  durch  das  Erreichbare  gesogen.  Eins 
wirkliche  B  e  sta  n  d  nach  prüf ung  liegt  jenseits  dieser  Grenze*  Von  grund- 
sätzlichen Fragen  spielt  auch  hier  die  neuerlich  viel  erörterte  hineio* 
ob  bei  der  Gründungsprüfung  die  hierzu  berufenen  Personen  ein  ürttil 
namentlich  über  den  Wert  der  Erwerbungen  abzugeben  haben.  Der  Ve^ 
fasser  meint,  dafe  Uebersohätzungen  hierbei  zu  beanstanden  sind,  wena 
ein  begründeter  Anlafs  dazu  vorliegt  (S.  55).  Letzthin  ist  dies  Themi 
von  K.  Sattler  in  seiner  umfangreichen  Schrift  „Die  Eeviaion  bei  Grün- 
dung von  Aktiengesellschaften''  unter  sehr  interessaoter  Darlegung  der  \ 
thatsächlichen  Verhältnisse  und  gesetzgeberischen  Bestrebungen  mit  niobt^'| 
bedenkenfreiem,  der  Ansicht  Bauer's  sich  näherndem  Ergebnisse  b#*  f 
handelt  worden. 

Berlin,  V.  Rtag. 

Alexander,  Edmund,    Die  Bonderrechte  der  Aktionäre.     Berlin, 
Otto  Liebmann,   1892.     XII  u.  185  SS. 

Der  Verfasser  hat  ein  fruchtbares  Land  okkupiert*  Allein  es  ist  ih» 
nicht  gelangen,  die  Früchte  zu  ziehen.  Schon  auf  S.  2  ist  er  mit  i&m 
Satze  fertig:  Sonderrechte  sind  die  Befugnisse,  welche  den  Mitgliedenk 
als  solchen,  d.  h.  im  Verhältnisse  zur  Körperschaft,  zustehen ;  und  alsbaI4  i 
mit  dem  weiteren:  In  Ermangelung  anderweiter  Bestimmung  des  Stalati ! 
sind  die  Mitglieder  bezüglich  ihrer  Sonderrechte  den  Mehrheitsbesehlftatea 
nicht  unterworfen.  Das  war  nicht  zu  behaupten  ^  sondern  tu  beweisaa. 
Es  ist  eben  die  Frage»  ob  den  Aktionären  gegen  die  AktiengfeseUachaft 
unentziehbare  Rechte  gewährleistet  sind.  Eine  Gegenmeinung  kann  auf- 
stellen, dafs  es  derlei  Sonderrechte  nicht  giebt,  dafs  dem  Aktionär  ntoht«, 
als  das  Recht  gebührt,    Mitglied  zu   sein    gleich  jedem  anderen,    und  dafi 
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dies  MitgliedBohafUreoht  nur  in  eine  gesetBliche  Porm  gegossen  ist,  an 
wdeher  nicht  herumgemodelt  weiden  darf.  DaTs  dies  falsch  ist^  hat  ein 
Bach  üher  Sonderrechte  darsathun;  auf  die  herrschende  Meinung  soll  es 
sieh  nicht  yerlassen«  Yen  den  sog.  Sonderrechten  frappiert  sicheilioh  am 
meisten  das  Yorzogsrecht  der  Prioritätsaktien;  und  dies  kann  jetst  nach 
klarer  Norm  durch  ICehrheitsheschluTs  der  Prioritätsaktionäre  beseitigt 
werden.  Sollte  das  Oeseta  hier  prinzipwidrig  sein?  Aber  weiter:  Das 
Sonderrecht,  welches  mit  besonderer  Yorliebe  betont  wird,  das  ür- 
reeht  auf  die  Dividende,  besteht  gesetslich  nur  nach  MaTsgabe  des  Statuts ; 
und  das  Statut  darf  gesetalich  von  der  Mehrheit  geändert  werden.  Also 
«neh  die«  Sonderrecht  zerfliefst,  recht  beleuchtet,  in  ein  Nichts.  Der  Yer- 
Cssser  meint  freilich,  das  Dividendenrecht  ruhe  auf  dem  Statut  und  das 
Statut  sei  insoweit  unabänderlich^  wenn  es  seine  Abänderliohkeit  nicht 
vorsehe.  Wo  bleibt  da  das  Gesetz,  welches  doch  die  Mehrheit  zur  Sta- 
tutenänderung befugt?  um  zu  beweisen,  dafs  nicht  alle  angeblichen  Sooder- 
rechte  sich  in  das  Mitgliedschafbsrecht  einerseits  und  in  Rechte,  welche 
dem  AJdionär  gleich  jedem  Dritten  gegen  die  Aktiengesellschaft  zustehen, 
andererseits  auflösen  lassen,  hätte  vom  besonderen  zum  allgemeinen,  nicht 
umgekehrt,  vorgeschritten  werden  müssen.  Wird  davon  abgesehen,  dafs 
die  Grundlage,  auf  welcher  der  Yerfasser  baut,  ungesichert  ist,  so  mufs 
sein  Scharfsinn  io  der  Behandlung  mannigfscher  Einzelheiten  des  Aktien- 
rechts anerkannt  werden. 

Berlin.  Y.  Ring. 

Bing,  F^lix-M.,  La  socidt^  anonyme  en  droit  Allemand.  Paris, 
G.  Pedone-Lanriel,  und  Berlin,  Carl  Heymanns  Yerlag,  1892.     416  SS. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  wird  im  Auslande  auch  der  rein  juristi- 
schen Gesetzgebung  Deutschlands  eine  ganz  besondere  Beachtung  geschenkt. 
Der  wohlthätige  EinfluTs  des  comit^  de  l^gislation  ^trangire  zu  Paris  ist 
hierbei  nicht  zu  unterschätzen.  Gegenwärtig  hat,  unabhängig  von  den 
Arbeiten  dieses  Instituts,  die  deutsche  Aktiennovelle  von  1884,  welche 
bereits  von  Muralt  in  seiner  rechtsvergleiohenden  Studie  „de  la  fbndation 
des  BOci4t6B  anonymes''  (Lausanne,  1887)  berücksichtigt  worden  ist,  eine 
umfassende  Bearbeitung  durch  Bing  erfahren.  Es  ist  einigermafsen  be- 
schämend, dafs  die  erste  vollständige  systematische  Darstellung  des  gel- 
tenden deutschen  Aktienrechts  in  französischer  Sprache  erscheinen  mufste. 
Der  Yerfasser  begnftgt  sich  indessen  nicht  mit  der  Wiedergabe  der  be- 
stehenden Rechtssätze;  er  würdigt  auch  die  wirtschaftliche  Seite  des 
Aktienwesens  und  madit  beachtenswerte  Yorschläge  f&r  eine  künftige  Ge- 
setsgebung.  Im  Eingange  des  Buches  ist  die  Statistik  der  Aktiengesell- 
schaften ziemlich  ausführlich  besprochen.  Auf  die  XJnzuverlässigkeit  der 
einschlägigen  Zahlen  ist  schon  von  anderer  Seite  hingewiesen  worden  (van 
derBorghtim  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften'',  Bd.  1  S.  128). 
Auch  für  die  spätere  Statistik  ist  die  siohere  Grundlage  so  lange  nicht 
gegeben,  bis  die  unleidliche  Zersplitterung  des  Registerwesens  wenigstens 
dahin  beseitigt  wird,  dafs  die  Bekanntmachungen  der  Aktiengesellschaften  ein- 
heitlich durch  den  Reichsanzeiger  erfolgen  (vgL  über  den  verworrenen  Rechts- 
zuatand  Birkenbihl  im  Archiv  für  bürgerliches  Recht,  Bd.  6  S.  364  ff.). 
Bemerkenswerte   statistische  Mitteilungen   über  die   neuere  Bewegung  der 
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Aktiengesellschaften  Enden  eiofa  Übrigens  jetzt  in  den  Gutachten  det  2% 
D.  Juriitentages,  Bd.  1,  8.  124  ff,,  181  ff.,  217  ff.  and  in  den  lUtittiteiMo 
Anlagen  der  Böree-Bnqaete^Kommission  S.  216  ff.,  366  ff,.  802  iL  Mit  Rkbl 
weist  der  Verfasser  fttif  die  ungesunde  Erscheinaog  der  letzten  Jahre  hin, 
namentlich  des  Jahres  1889,  in  welchem  dem  Markte  wieder  von  360  Gesell* 
Schäften  402,54  Millionen  M.  Aktienkapital  mit  einem  dnrchaehnittliohen 
Kmissionskurse  von  angeblich  ISl  Proz.  für  Bank-  and  144,8  Trox,  för 
Induatrieaktien  zugelnhrt  worden  sind  (die  ha^reri sehen  Oesellsohalten 
dürften  dabei  nicht  einbegriffen  Bein).  Bas  niedtige  BurchschnittskapiUl 
Ton  1,12  Millionen  M.  für  jede  Gesellsohaft  giebt  lu  bekannten  Bedenkso 
Anläse.  Die  Thatsache,  dafs  ein  mit  Strafbestimm  an  gen  voUgestopliei 
Qesets  nicht  vermocht  hat,  einen  neuen  Oründangstaumel  zu  hindfro, 
sollte  zu  noch  erndteren  Erwägungen  führen,  als  der  Verfasser  sie  anstellt 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  vom 
20.  April  1892  mit  seiner  fast  schrankenlosen  Freiheit  ist  nichts,  ale  eise  < 
Bankemtterklärung  des  bisherigen  Systems*  Schon  jetst  wird  übrigens  dis 
Wirkung  dieses  Gesetzes  herber  Beurteilung  unterzogen  und  der  Ruf  oaeh 
Aendemngen  erhoben  (Neokamp,  Kommentar  za  dem  Gesetae,  1899,  Vor* 
bemerkung).  Auf  Einzelheiten  der  legislatorischen  Vorschläge  des  Tsf- 
fassers  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Erwähnt  sei  nor  die  Atu- 
führung  über  die  Bedenken  einer  zwingenden  verbal tnismäfsi gen  Reptr- 
tition  der  Zeichnungen  (8.  67  ff.),  über  die  Unzntriglichkeit  der  Beibe- 
haltung der  alten  Personenfirma  des  gegründeten  Geschäfts  in  der  Firm» 
der  Aktiengesellschaft  (3,  71  ff.),  über  die  bedanerliche  Unterlassung  der 
Begelung  der  Emission  von  Obligationen  (8.  161  ff.},  libar  die  verfthltt 
ZuJai^sung  von  Bauzinsen  (S,  Sil  ff.)  etc.  Der  rein  rechtliche  Teil  steht 
auf  der  Höhe  der  ffeifsig  benutzten,  wenn  auch  wenig  angeführten  WiiMB- 
schaft  des  behandelten  Gebiete. 

Berlin.  V,  Ring* 

Ellstftotler^  IL,  lodieDa  SilberwiLbruiif;.     Eine  virUcbaftiiehe  Studl«,     SSattgi/t, 
Cotta,    1994*    gr.  8.    X^127  8S.  und    grmphlftche    DBrstellatig.    U.  8._w    (A  o,  4   T^' 
Bf  unebener    Tolk«wiit8ch&fÜicbe   Studieo^    brsg.    von  L.  BrentaDO  und  W.  Lola,    Btit  i')^t 

Icbenhienser,  J.,  Pimia  argesti.  Eine  Beantwortoog  des  FragebogMis  im  ffitbir*| 
eiK^aetekommisAiOQ.     Zittau,  Pabl,  1894*    8.    25  SB.    M.  0,75, 

Kobler,  J.  (Prof.),  Dat  BdrseoapiaL  Berlin,  C,  HajmaDn,  1694.  9.  Ol— 4$  89 
M.  1.    (Atu  „Woefaeoscbrifi  lUr  Aktieordcht  nnd  Bankw«»«n*\) 

Heyer,  Mor.  (Doient  der  kgl.  TechniBcben  Hocfascbnle)»  Gold-  oder  I>oippil«ib> 
rang?  Im  Anschlufe  an  die  Silberenqaete  beanwortet.  Bertln,  Trautweia,  11^.  t. 
56  88.    M.  1,50. 

Nammas  orbis   terraruin.     (Eine    freie,    einbeitliehe,    sUberoe   WeltmfioM    ftr  4fi 
HandeUverkehx «    Laienpbantaeien    sar    Wähnmgsfrage.)     Köln ,    Kölner    Ve 
Druckerei,  A.-G.,  1894.    gr.  8.    14  SS.    M.  0,60. 

Rocbassea,    J.  (kgK    Kiederländ.    Ge&andter  a.  D.) ,   Eeicbtgold   oder   Wd 
Berlin,  Pattkammer  ft  MEhlbrecht,  1894.    gr,  8.    17—158  88.    M,  5.^, 
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Annuaire  de   la  financ«   pour  1894.     Paris,    A,  L.  Obarla»,    1894. 
(Banqne«  boarse  et  profeesiona  qni  s^y  rattachent.) 

Cläre,  O.,  Le  marcb^  mon  jtair«  anglais  et  la  clef  des  cbange».  Tradnit  de  l^BiiilMll 
et  annot^  par  O.  Oirand.  Paris,  Lec^ne,  Ondin  k  D«,  1894,  8.  XX— 997  pag.  {M^\ 
d'aoe  itnde  tor  lee  changes  k  base  de  papier-monnaie.) 

Dabancour,  G.,  AMorances  iur  la  vie.    Lern  appUcatloa  anx   diterasi  dlvi 
•oeialea.     Paris  1894.     16. 

de  Rennex,  A.,  L'exlstence  da  rentier*  Paria«  GaÜIaumln  &  0« ,  1894.  ia-l9iA 
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21 — ftSi  pag.  fr.  a,50.  (Table  des  matl^res:  Las  reTSDiia  en  gtoiral.  »  Las  tiimaata 
da  eapital  des  rentiars.  —  La  Vanqae.  —  La  condition  da  rentier.  — ) 

Seherer,  Ch.,  La  nationalisation  du  Systeme  mon^taire  soisse  et  I'adoption  da 
Vtelon  d'or.  Oen^a»  Oeorg  k  C*^,  1898.  gr.  in-8.  Einsehl.  aagehSngter  deatscher  Ueber- 
satsasg.    28  88.    M.  1.—. 

Bolles,  A.  8.,  The  banker's  almanac  and  register  and  legal  direetory  from  ISM.. 
XLIVtb  jear.     New  York,  Hosians  pablUhing  C*,  1894.    18.  doth.    $  8.—. 

Industrial  and  proyident  societies'  report  for  the  year  1892.  London,  printed* 
bj  Ejra  A  Spottiswoode,  1894.    Folio.    /.0,9. 

Bsp  ort,  XXI^t  annna],  of  the  Director  of  the  Mint,  1898.  Washington,  GoTem- 
mma  Priuting  Office,  1898.  gr.  in-8.  822  pp.  |  1.—.  (pp.  224/822:  Monetary  statisUea 
al  ioraign  oonntries.) 

rV^  special  Report  of  the  Commissioner  of  Labor.  Washington,  GoTcmment 
Printing  Office,  1898.  8.  870  pp.,  doth.  (Contents:  Compalsory  insoranee  in  Germany, 
inchiding  an  appendix  relating  to  compalsory  insnianca  in  other  conntries  in  Barope. 
Preparad  uader  the  diraction  of  C.  D.  Wright  (Commisaionsr  of  labor)  by  J.  Graham 
Brooks.) 

W  h  i  t  e '  8  Beference  book  of  railroad  securities,  compiled  from  offidsl  sonrces.  New 
York,  White  A  Kemble ,  1894.  obl.-82.  XVI— 526  pp. ,  doth.  |  8.—.  (Contents  in 
tah«latad  form  the  following  fitcts  regarding  the  railroads  of  the  United  8tates:  names  of 
braaah  roads,  mileage  operated,  teraiini,  how  controlled,  description  of  bonds,  eamings, 
iMght,  passengers,  liabllities,  diWdends,  sorplns,  officers,  and   other  facta  and  sUtistics.) 

Claffi,  Fr.  (avrocato),  La  qnestione  moneUria  e  la  lega  latina.  8abisco,  tip. 
Aagalaed,  1898.    16.    218  pp. 

9.    SoaUla  Vraga. 

Peteredorff,  R.,  Die  soiialen  Oegensätse  und  ihre  Ziele,  für  die- 
Sohnle  und  Familie  beleaohtet.     Strehlen   189S.     8®.     60  88. 

Der  yer£,  Qymnaaialdirektor  in  Strehlen,  yeraucht  in  diesem  Yor* 
tnge  die  wiohtigsten  Punkte  susammenzufassen,  die  für  die  Wirksamkeit 
d«r  höheren  Sohulen  gegen  die  togialdemokratiiohen  Irrlehren  in  Betraeht 
kommen.  Die  Schrift  will  zu  dem  Zwecke  zunäohst  eine  Uebertioht  über 
die  wichtigsten  „sozialen''  Grundsätze,  eine  theoretische  Widerlegung  der- 
selben und  einen  XJeberblick  über  die  bisherigen  Yersuche  lu  ihrer  Ver- 
wirklichung geben.  Dem  stellt  sie  dann  die  bisherigen  Fortschritte  in 
der  Humanität  und  die  sozialpolitischen  Mafsnahmcn  der  neuen  Zeit 
gegenüber,  schildert  die  sozialdemokratischen  Bestrebungen  der  Gegenwart 
und  verbreitet  sich  dann  über  die  Aufgaben,  die  dem  Staate,  der  Kirche, 
der  Schule  und  der  Familie  in  Bezug  auf  die  Bekämpfung  der  sozialistischen 
Ideen  erwachsen«  Zweck  und  Anlafs  der  Schrift  lassen  es  nicht  zu,  die 
Ghrundsätze  fkchmännisoher  Kritik  auf  diejenigen  Ausführungen  anzuwenden,, 
die  sich  mit  Darstellung  und  Widerlegung  der  sozialistischen  Lehren  und 
Bestrebungen  direkt  befassen;  sonst  wäre  mancherlei  daran  zu  tadeln  und 
zu  betonen,  dals  die  gewaltigen  Probleme,  um  die  es  sich  beim  Sozialis- 
BUS  handelt,  doch  eine  andere,  tiefere  Behandlung  erfordern,  als  ihnen 
in  dem  Vortrage  —  nach  der  Vorrede  absichtlich  —  zu  teil  wird«  Der 
Schwerpunkt  des  Vortrags  liegt  in  dem  letzten  Teile  und  innerhalb  des- 
leihen  wieder  in  dem  Abschnitte  über  die  Au^g^aben  der  Schule.  Die 
Schule  soll  den  Sinn  für  alles  Gute,  Wahre  und  Schöne  noch  mehr  ala 
seither  wecken  und  der  Jugend  wahrhaft  sittliche  und  religiöse  Grundsätze 
für  eine  ideale  Lebensauffassung  mitgeben.  Sie  soll  aber  nach  dem  Verf. 
auch  die  reiferen  Schüler  direkt  gegen  die  sozialistischen  Irrlehren  wapp- 
nen,  und  zwar  im   Beligions-  und   namentlich  im    Geschiohteuntenieht^ 
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Der  letztere  doli  ,,die  reiferen  Schüler  in  objektiver  Darsiellans  bbtr  i 
ünausführbarkeit  und  Gefdhrliobkeit  der  sozialdemokratisoheo  Ziele 
klären,  ihnen  den  sicheren  Beweie  für  die  Vorder blichkeit  aller  gewilt- 
eamen  Verauche  der  Aenderung  sozialer  Ordnung  liefern ,  den  bi»henfaa 
itetigen  Fortaohritt  in  der  HumaniUit  kur?  entwickeln  und  die  «oxiii- 
politiaohen  Mafsnahmen  der  neuen  Zeit  und  besonders  des  eigenen  Eemoher- 
hausea  vor  Augen  führen.*^  Wie  das  gemacht  werden  soll  ^  erfahren  wir 
leider  nicht.  Wenn  derartige  Dinge  dem  unreifen  und  mit  dem  fn\- 
tischen  Leben  noch  gar  nicht  Tertrauten  Geist  Torgetragen  werden:  wird 
dann  der  Schiller  später  im  Leben  nicht  yornehm  auf  die  ja  doch  .»unaui- 
führbaren^'  Bestrebungen  der  Masse  herabsehen?  Wird  er  noch  Sinn  aod 
Terstandnis  fiir  die  Lage  der  unteren  Klassen  bewahren?  Wird  er  si 
nicht  vielmehr  für  unnötig  halten  ^  noch  an  der  Hand  des  praktisckso 
Lebens  sorgfHlüg  su  pr&fen,  was  an  den  Bestrebungen  dieser  Klassen  W 
rechtigt  ist  und  was  nicht?  Wird  nicht  dadurch  sohliefalioh  die  £liift, 
die  in  unserem  so^alen  Leben  Torhanden  ist,  noch  tiefer  gertston  werden? 
Der  Verf.  geht  auf  alles  das  nicht  ein,  und  deshalb  kann  er  don  Zweilil 
nicht  zerstreuen,  dafs  die  unmittelbare  Bekämpfung  der  sozialisdsoh«D 
Lehren  in  den  Schulen  mehr  schaden  als  nützen  wird.  Im  Sehuluaier- 
richt  lassen  eich  die  sozialen  Probleme  nicht  nebenherr  klarstellen  p  tud 
gerade  weil  in  den  soei all sti sehen  Bestrebungen  eine  grofse  und  ernfte  6s- 
fahr  liegt,  ist  es  im  höchsten  Mafte  bedenklich  ^  junge  Leute  mit  rsr- 
schwommenen  Ideen  über  den  Sosialismus  in  den  Kampf  dw  Lebens  fit 
schicken.  Bie  Schule  gebe  den  Schülern  idealen  Sinn  und  sittUche  Qrood« 
Sätze  mit  auf  den  Weg  und  lehre  sie  weiterhin  logisch  denken;  diu 
werden  sie  im  späteren  Leben  auch  imstande  sein ,  sich  in  der  rtchti|ll 
Weise  mit  dem  Sozialismus  absuftnden. 
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ßrufla,  £.  (Professor  ao  d.  Univeriität  Turio),  Bat  StaaUreoht  de» 
KöoigreichB  ItalieQ  ^),  (Handbaoh  des  ö£feiitliohen  Rechts»  Vierter  Band, 
erster  Halbband,  Siebente  Abteilung).  FreJburg  i,  Br,  Mohr,  1892.  B*. 
Vm  ti.  525  SS.  M 

Die   Aufaahme    einer    so    umfassenden    Darstellnng    des   Staatsrechte  f 
ihrer  Heimat  in  eine  so  ausgezeiehnete  Sammlang,    wie  das  Handbuch 
des    öffentlichen   Keohts,    erregte     in    allen    italienischen    Staate- 
rechtslehrern  eine  tief  gefühlte  Befriedigong.      Jetzt    kann    auch    Dentseh- 
land    (und   durch    Deotsohland    die    ganze   gebildete    Welt)    wahmehmeD^  i 
daTs   unsere  Verfassung    aud   Verwaltung    keine    knechtische    Naohahmao|| 
der  französiBohen  Einriobtungeny  wie  allgemein   rermutet  war»  sind.    TrotS  { 
der  grofsen  Schwierigkeiten^   welche  die  Beseitigung  der  alten  Ordnangfft  ^ 
der  früheren  Kleinstaaten  Terursacht  hat,  trotz  der  oft  gewaltsamen  Msfi« 
regein,    welche    nötig    wurden,    um    alte    Mifsstände    und    Teraltete    Ein* 
riohtungen  wegzufegen,  trotz  de&  unfertigen  Zustandes  vieler  neuer  Institat«, 
sind  wir  doch    dazu    gelangt^    dem   ganzen    öffentUcben  Leben    eine  Dsae 
Grundlage  zu  sichern.     Die  unerlafslichen  Bedingungen  der  Existenz  liod 
da,  Verbesserungen  und  Fartschritte  wird  die  Zukunft  mitbringen. 

Das  Werk  von  Brusa  ist  wirklich  hervorragend.  Es  besteht  gsr 
nicht  in  italienischer  Spraohe  eine  so  gediegene,  sorgfaltige,  vollkommeo« 
Darstellung  unseres  Staatsrechts.  Der  Verfasser  hat  mit  gutem  Entscblnl« 
die  in  Italien  übliche  Scheidung  des  Verfassungs-  und  des  Yerwaltoog»* 
rechts  nicht  angenommen;  dae  gesamte  Leben  des  Staates  eracheiot  in 
seiner  Darstellung  von  allen  Seiten  beleuchtet 

Und  dieses  Verdienst  ist  mit  einem  anderen  verbunden:   die   itreoft 


1)  Vergl.  die  Beaprechttng  dieses  Werkes  von  E.  Loe&ing  Im  IV.  Bande  der  i.  Fo4lf* 
dieser  „Jahrbfleher  *  8.  146  and  die  redaktionelle  Bemerkiuig  ebendaselbst  8.   148 
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jimttiscbe  BekandluDg  des  GegeDstandea,  während  in  Italien  riele  Staat«- 
rtebt^leliTer  flieh  auf  politische  AnsKchweifungen  sehr  gern  einlassen. 

Bafs  hier  und  da  kleine  Unebenheiten  in  der  DarsteUang  xa  be- 
merken sind,  kann  nicht  auffallen.  Die  gesetzgeberischen  Akten,  welche 
£Q  bearbeiten  waren ,  liegen  in  mehr  als  hundert  dicken  Bänden  zer- 
streut; es  kommen  hinzu  die  Gesetzbücher,  die  parlamentarischen  Yer- 
bandlongen  und  Urkunden«  die  offiziellen  statistischen  Erhebungen  u.  s.  w* 
Zorn  Teil  sind  die  Gesetse  und  Yeroröoungen  von  den  Kommentatoren  voll- 
kommen yernachlässigt  worden  oder  uDberöoksiohtigt  geblieben.  Und  es 
waren  grofse  Arbeitskraft  und  seltene  Ausdauer  notwendig,  um  das  Alles 
2a  bewältigen. 

Der  einzige  hervorzohebeade  Mangel  in  der  systematisohen  Dar- 
stellung de&  verwickelten  Gegenstandes  scheint  mir^  dafs  der  Yerfasser 
die  Verwaltungsgenohtsbarkeit  g.^r  nicht  als  gesondertes  Gebieti  wie  die 
V erwal tun gsre oh t sichrer  gewöhnlich  und  richtig  thun,  behandelt  hat.  So 
die  Bildung  und  die  Attributionen  des  Verwaltungagerichtes  erster  Instanz, 
der  Provinzial Verwaltungsjunta,  werden  ausfuhrlich  da  erwähnt»  wo  ihre 
Funktionen  als  Aufsichtsbehörde  über  die  Lokal verwal tut) gen  und  die 
Stiftungen  zu  schildern  waren :  so  das  obere  Yerwaltungsgeneh^  d*  h.  die 
Abteilung  des  Staatsrates,  und  ihre  Attributionen  gelangen  da  nur  Dar- 
stallungi  wo  auch  die  anderen  Attributionen  dieser  Körperschaft  behandelt 
werden.  Dieses  Yerfahren  verhindert,  nicht  nur  die  Bedeutung,  sondern 
auch  das  innere  Wesen  und  den  einheitlichen  Organismus  des  italienischen 
Systems  der  Yerwaltungsgeriehtabarkeit  klar  zu  erkennen :  was  um  so 
mehr  zu  bedauern  ist,  da  dieses  System  eine  Schöpfung  der  jüngsten  Zeit 
(ea  wurde  von  Gesetzen  der  Jahre  1889  und  1890  ins  Leben  gerufen)  ist 
und  ein  eigentümliches  Gepräge  trägt« 

Dafi  ganze  Werk  ist  zweokmafsig  in  JX  Abschnitte  geteilt,  die  wir 
hier  besonders  angeben,  um  den  Reichtum  des  Inhalte  erkenntlich  so 
machen.  I.  Abschn.  Einleitung  (Geschichte  und  Quellen  des  italienischen 
Staatsrechte).  —  IL  Abschn.  Der  8 1 a a t  (Staatsgebiet,  Staatsangehörige, 
Beohte  und  Pflichten  der  In-  und  Ausländer).  —  IIL  Abschn*  Die  Re- 
gierung des  Staates  (König,  Parlament,  Gesetzgebung!  Exekutiv*  und 
Regierungsbehörden,  Staatsdienst).  —  I Y.  Abschn«  Finan^recht  des 
Staates  (Staatseigentum,  -sohuld,  «Steuer,  -budget).  —  Y.  Abschn.  Die 
Lokalverwaltung  (Gemeinde,  Prorins,  Aufsicht  und  Kontrolle  der 
Regierung,  Gemeinde-  und  ProTinzial£nanzreoht,  Stiftungen).  —  YI.  Absoho. 
Landes  Verwaltung  (Gefangniswesen  und  Polizei  und  die  Yerwaltnng 
in  Beziehung  auf  das  phydische,  ökonomische,  geistige  und  sittliche  Leben 
und  auf  die  religiösen  Interessen).  —  YII.  Abschn.  Die  Kriegsmao  ht. 
—  YIII.  Abschn.  Auswärtige  Angelegenheiten.  —  IX.  Abschn. 
Die  Erythräische  Kolonie. 

Die  Litteraturangaben  am  Anfange  und  in  den  Noten  sind  sahlreich 
und  ausführlieh;  und  bei  dem  heutigen  Mangel  an  Einheitlichkeit  auf  dem 
italienischen  Büchermarkte  und  dem  dürftigen  Zustande  der  öffentlichen 
Bibliotheken  war  es  keine  leichte  Sache,  Kenntnis  Ton  rielen  Werken  aioh 
aa  verschaffen  und  eie  zu  berücksichtigen* 

Bei  der  gegenwärtigen  Verbreitung  der  Kenntnis  der  deutschen  Sprache 

ans 
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uatar  den  italieDiiotiea  SiaaUreohtslehrera  igt  e»  gewif«,  dafs  ilmt  Terdiaoft- 
Tolle  Buch  auch  bei  uns  vielfach  beoaUt  sein  und  eioeo  höohat  TorUü' 
hafiea  EinfloTii  atif  die  wisaentohaftliobe  Bearbeitung  der  oeo^rdii  Qei6li- 
gebuQg  uusübeo  wird.  . 

Fadua.  Carlo  F.  Ferrari«*    1 

Meyer,  Georg  (ordl,  Prof.  der  Rechte  in  Heidelberg)»  Lehrbuch 
de»  deutschen  Verwaltungtrechtet.  2.  Auft.  Teil  I  (Allgefneiae  Lehr»^. 
Innere  Yerwaltung).   Leipzig,  Duncker  St  Hamblot«   1893.  XIV  q.  669 6S. 

Wer  ein  Intereise  an  der  Ausdehnung  verwaltungsrechtlicher  Keeuit* 
nisae  in  den  RreiseD  derjenigeD  hat,  welche  berufen  lind,  an  der  öffevl- 
lioheo  Verwaltung  teilzunehmen«  mufa  in  dem  Brach  ei  neu  einer  oeiMi) 
Auflage  eines  der  -vorhandenen  VerwaliungarechUlehrbUcher  die  ErfaUaii| 
seines  lebhaftesten  Wunsches  eehen.  Nun  sind  wir  wieder  in  den  Btind 
geaetst,  dem,  den  es  angeht,  ein  Buch  in  die  Hand  zu  geben,  das  über  deo 
neueaten  Stand  der  deutschen  Yerwaltungagesetzgebung  in  syatematisebtr 
Weise  orientiert.  Wie  lange  wäre  schan  ein  solehea  Buch  erforderlich! 
Die  Darstellungen  von  M  e  7  e  r  ^  £dg.  Löning,  v.  Siengel  dAÜeree  tat 
den  Jahren  1883,  1884,  1886  t  Gerade  im  Gebiete  dea  VerwaltungsreeliU, 
das  aioh  so  rasoh  entwickelt,  wären  öftere  neue  Auflagen  der  Lehrbiohir 
erforderlich.  An  den  Lehrbüchern  selbst  liegt  es  wahrhaftig  nicbt^  waiic 
sie  nicht  in  kürzeren  Zwisohenräumen  neu  aufgelegt  werden.  Die  Vüf- 
trefflichkeit  der  genannten  Werke  ist  über  allen  Zweifel  erhaben.  Aber 
wer  kauft  denn  solche  ayatematiaohe  Darstellungen  t  8tnd  die  ataatlicbet. 
Behörden  mit  solchen  Werken  T^aehen?  Bei  der  Mehrzahl  ielbii  d«fj 
mittleren  Verwaltungsatelien  wird  man  vergebens  nach  einem  t»t^^* 
buch  dea  Yerwaltungarechiea'*  auchen.  Man  kann  es  ruhig  sagen :  Die 
öffentlichen  Dienstbibliotheken  geben  <*  Z,  dem  Beamten  nicht  die  nSdfao 
Hilfsmittel  an  die  Hand.  Neben  Kommentaren  müssen  auch  mehr  syftt* 
matisohe    Bearbeitungen    der    Gesetze  darin  yertreten  sein. 

Die  sweite  Auflage  des  H/aohen  Werkes  iat  neu  und  alt  zugleielt. 
neu  in  der  umfasaenden  Verarbeitung,  die  der  eo  erheblich  angewach- 
sene gea etz geh eri  sehe  und  litterariache  Stoff  gefunden,  alt  in  den  bewährlis 
wissen schEkftii eben  Prinzipien. 

Wenn  aich  in  letzterer  Beziehung  mit  dem  Y.  in  etwas  rechten  liafia, 
00  wäre  es  die  Frage»  oh  nicht  einige  Aenderungen  dea  Systems  hlttaa 
vorgenommen  werden  aoUen,  Ist  die  Enteignung  nur  ein  Inatitnt  dar 
inneren  Yerwaltung?  Laasen  sich  anderersei ta  die  auf  Peraonenaiuii 
Grofsjährigkeitaerklärung,  Namensänderung,  Korporationen,  Stiftunfsa, 
Patenterteilung  etc.  bezüglichen  Yerwaltnngtakte  als  Akte  der  inneren  Var* 
waltung  bezeichnen?  Ware  es  nicht  angezeigt  geweaen,  mit  Hiofl 
ein  Kapitel  über  die  „Yerwaltung  dea  aubjektiveo  Priratrechtea'*  darch 
Yerwaltungsorgane  auszuscheiden  ?  War  überhaupt  nicht  auch  die  firsi- 
willige  Gerichtsbarkeit  der  Gerichte  kurz  hereinzuziehen  ,  m.  a.  W,  der 
materielie  Yerwal tun gs begriff  zum  Ausgang  au  nehmen  ?  Kitten  an  dia 
Stelle  Ton  „Heimat«*  und  Niederlasaungsreoht"  und  „Reichs-  und  Btaatf 
angehörigkeit"  als  führende  Gedanken  nicht  die  Rubriken  „•ieherhett*- 
poliseidohe  Aufenthaltabeachräukung''  und  „  Arm enrerwaltung*' treten  aoUeo? 

Systematische  Bedenken  begleiten  una  aber  auch  zu  dem  ToUkomaeo 
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neaen  Bestandteile  des  Buches,  zur  Darstellung  des  Arbeiterrersicherungs- 
reehies. 

M.  stellt  die  Arbeiteryersioherung  unter  folgenden  allgemeinen  Yer- 
siehenragsbegriff:  y^Yersieherung  ist  das  B e ch t e Terhültnis ,  kraft  dessen 
jemand  gegen  Zahlung  periodiseher  BeitrSge  den  Anspruch  erwirbt,  Ent- 
sehSdigung  für  gewisse  durch  Unglücksfälle  reranlufste  Yermögensver- 
luflte  SU  erhalten"  (S.  602),  obgleieh  er  zugeben  mufs.  dafs  die  Fürsorge 
für  die  arbeitenden  Klassen,  welche  die  A.  Y.  Gesetze  ordnen,  nur  »pregel- 
mäCsig''  in  dieser  Form  erfolgt.  Es  kommt  auf  diese  Weise  sjstrasatisoh 
nieht  zum  Ausdruck,  wie  die  Gesetzgebung  trotzdem  auch  die  abweichenden 
Arten  der  Arbeiterfürsorge  als  YersicheruDg  bezeichnen  kann. 

Hinsiehtlieh  der  Aufliassung  der  normalen  Art  der  Fürsorge  alz  eine 
Yerriehenmg  im  Bechtssinne  bleibt  Yersohiedenes  zu  bedenken.  M .  stellt 
ToUkommen  zutreffend  fest,  dafs  den  Trägern  der  Arbeiterfürsorge  auch 
da,  wo  die  Arbeiter  Beiträge  zu  leisten  haben,  keinerlei  direkte  An- 
sprüehe  gegenüber  den  Arbeitern  zustehen.  Yersioherungsnehmer  wäre  also 
stets  der  Arbeitgeber  (8.  627,  689).  Aber  rertrSgt  es  sich  mit  dem  Be- 
griff einer  Yersicherung  zu  Gunsten  Dritter,  dafs,  wie  hier,  der  Yersiche- 
rungsnehmer  keinen  Bechtsanspruch  gegen  den  Yersicherer  auf  Auszahlung 
der  Entschädigung  an  den  Yersieherten  hat?  Und  ferner:  wie  kdnneu 
unter  solchen  Umständen  die  Arbeiter  und  nicht  die  Arbeitgeber  als 
die  Mitglieder  der  Yersioherungseinriohtungen  bezeichnet  sein?  Sind 
bei  der  Yersicherung  auf  Gegenseitigkeit  irgendwo  die  Yersieherten  und 
nieht  die  Yersioherungsnehmer  Mitglieder  des  Yereins  ?  Wie  ist  es  endlich 
mdglieh,  die  Beiträge  der  Arbeiter  als  rechtliche  Gegenleistung  zu  erklären, 
wenn  der  Anspruch  gar  nieht  dem  Träger  der  Fürsorge  zusteht? 
Erlangen.  Behm. 

Bielefeld.  Jahresbericht  Aber  Stand  und  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiteu 
der  Stadt  Bielefeld  tUr  1899/98  nebst  HamhaltsplZnen  fAr  1898/94.  Bielefeld,  Druck  der 
A.-Oesellsehaft  „Wftchter**,  1894.    kl.  4.     94  o.  58  SS 

Bacher,  Lothar,  Der  Parlamentarbmus,  wie  er  ist.  S.  Aufl.  Stottgart,  Krabbe, 
1894.     gr.  8.     VII— 186  88.     M.  5.—. 

O  i  e  s  e ,  A.,  Deutsche  Biirgerknnde.  Einfühning  in  die  allgemeine  Lehre  vom  Staate 
etc.  nnd  in  die  Elemente  der  Volkswirtschaftslehre.  Leipiig,  VoigtlZnder,  1894.  8. 
Vill— 127  SS.     M.  1,26. 

Hi  It  j,  C.  (Prof.,  Bern),  Politisches  Jahrbach  der  sehweiierischen  Eidgenossenschalt. 
Jahrg.  VIU:  1898.  Bern,  K.  J.  Wyss,  1894.  8.  IV-.620  SS.  M.  6,40.  (Inhalt:  Ueber 
die  rechtliche  Natur  und  Zukunft  des  Wasserrechts,  von  Edgar  Hiity.  —  Ueber  Krieg 
uiui  Frieden  und  die  Voranssetsungen  schiedsgerichtlicher  Entscheidung  von  völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten.  —  Das  schweiierische  Bundesgericht.  —  Aktenstücke  aar  Rhein* 
regolierong.  —  Aktenstficke  betreffend  die  Arbeiterunruhen  in  Bern  am  19.  Joni  1898. 
-.  etc.) 

Karte  der  deutschen  Beichstagswahlen  vom  16.  Juni  1898  mit  Berficksichtignag 
der  Stichwahlen  in  6faehem  lithogr.  Farbendruck,  nebst  alphabetischem  und  nach  Wahl- 
kreisen geordnetem  Namensverseicbnis  der  Abgeordneten.  Qlogau,  Flemming,  1898.  Imp.« 
FoUo.     (MafssUb  1  :  8  260  000.) 

Landsberg  a/W.  Bericht  des  Magistrats  über  die  Verwaltung  and  den  Stand  der 
GMSÖBdeaagelegenheiten  für  das  Bechnnng^ahr  1892/98.  Landsberg  a/W.,  Dmek  von 
H.  Kaats.  1894.     4      87  SS. 

Meyer,  O.,  Handbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes.  2  Aufl.  Leipsig,  Duocker 
k  Humblot,  1894.  gr.  8.  VIII— 429  SS.  M.  8.—.  (Inhalt:  Auswirtige  Verwaltung.  — 
MlUtlrverwaltnng.  —  Finanzverwaltung.) 

Staats*,  Hof-  und  Kommnnal-Handbuch  des  Reiebs  und  der  Einielstaaten  (suglekli 
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sUtiatiftches  Jahrbuch).  Heraosgei^ebeti  von  J.  KÜrscboer.  IX.  Aoigab« :  1894.  Eittaieh. 
Vorlag  von  KQrscbtiers  StuiUbandb.,  1894  8.  IV^1S36  SS.  mit  8  PörtrAU,  S  Wap^«^ 
und  3  OrdeasUfolii.     M.  6,60. 

VerbandluDgeQ  dM  Kommoaaf Undug^  für  d«D  B*^bei«  KM/äfi  ▼«!&  t8,  NottBUr 
bitt  «iQAchlkralich  14.  Desember  1893.  XIX.  KotDmuziikUandUg.  Kfttsel,  DfMk  Tot 
Web«r  &  Weidemeyer,  1893.  4.  700  SS,  (EnibAtUDd  die  Protokolle  N'  1  bb  7  u4 
die  AniA««  N^   1— ä8.) 

Verben  dlungeo  de«  im  Jebre  1894  ebgebelteotn  85.  WeatlElbcbeQ  Provisihl 
LeDdtages  S  Teile.  Müiuter,  Bucbd ruckerei  von  J.  Bredt^  1894.  4.  (T«ll  l:  Üntk* 
94ichea  857  SS.;  Teil  II:  Protokolle  78  SS.) 


DesJardiDs,  A.  (membre  de  rinstitut).  De  ie  lib«rt6  polldque  dmos  TEtat  Bioday«« 
Paris,  Plön,  Kourrit  &  Qi«,  1894.  gr  in-S.  fr.  7,50.  (Table  det  maki^rM:  Ell  ^ool  est»- 
ikifte  la  libert^  politique ;  lea  couditions  dl^moDtaires.  —  La  übertä  des  ^tectioot*  —  Li 
liberi^  du  Parlement.  —  L'ipdepeodjuie«  dee  joges.  —  La  tibert^  de  U  preeee.  ^  Lt 
Ubert^  d'assoeiation.  —  Le  droit  de  rÄouion.  —  De  la  libert^  politiqae  dAos  lo  &ti& 
tnotiarchiques.  —  De  la  ljbert6  politique  daos  let  Etat«  r^pablicaios  —  Le  »odaliiai  h 
la  liberli.  —  Poarquoi  les  Pran^aie  o'oot  eu  jusqu'ü  ce  |our  qa*ane  oooctptioit  inm»- 
pUte  et  une  posaes^ion  pr^caire  de  Ia  libert^  politique.) 

R  6  m  o  o  d  i  &  r  e  t  L»  A.,  Uoe  cbambre  de  paxft«ui>«    Paria,  Ottillaunniu  h  O  «  1891.  6. 

Bradftbaw,  J.  (tbe  lale),  Sir  Tboiuas  Miuiro,  aud  the  firkiab  ftettlMDeot  »f  tbi 
Madras  preeideocy.     London,   1694.     crowo-8.     Witb  a  map,  cloth.   S/.6. 

Doddf  J.  T.,  The  Parish  Cottaells  Act  explalned  r  vhat  H  will  do,  and  whit  ii 
will  not  do.     London,  B.  Cox,   1894.     erown-S.      1/.8. 

Fi«  l  ding,  T.,  The  Houae  of  Lordi:  ita  hiatorjr,  rights,  snd  tu««.  A4  «difin 
London,  Simpkin,   1894.     8.     /.0,8. 

Hother^olef  Hartley  B.  N.,  The  parish  Councils  gaide.  Londoa,  Jarrold  i 
Sons,  1894,  8  3/. 6.  (Being  tbe  Local  Government  Act,  1894,  together  fn0i  an  talre 
daction  and  exptaiiatory  notea.) 

Stateamen,    past  and   preseat.      Loodon,    Oass«ll,    1894.      S.      Sit    pp,     l^.« 
(Sketches    repriuted   from  tbe  „Daily  News'*.     CoatentA:    The  Uftrquia    of  S^bbiirf.  —  | 
Mr.   Halfour.    —    Mr.    Cbamberlain.    —    Mr.  Speaker.  —    The    Doke    of    Argjtl.    —  f 
Michael  Davitt    —  Mr.  Eryce.  —    Mr.  Campbell* Bannerman.    —    Mr.  Bari.   ^  Sir  Mal 
kigby.  —  Mr.  Stansfeld.  —  The  Dake  of  Devonshire,  —  Mr.  Sextoo.   ^-  Sir  Eich.  T^apl«.  1 

—  Tbe  Earl  of  Rosebery.    —    Mr.  Ooschen.    —    The  Marqais    of  Bipoo.    —   Mr.  J*h>m' 
Lowther.  -^  Mr.  Jobn  Morley.    —    Earl  Spencer.    —    Lord  Berscbell.  —  Sir  H.  Jwnt* 

—  Lord  Halabary.  —  M.  H.  Powler.  —  Sir  G.  Trerelyan.  —  Sir  Ch.  Riim«11.  —  Up« 
Eandolph    Cburcbill.    —    Mr.    H.    H»tbaw«.    —    Sir   John  Gorst.    —    Mr«    Cosrtuay.  - 1 
Mr.  Bums.  —  Älr.  Caraon.  —  Mr.  Ifeilor.  ^ 

de  Lange,  O.  A.,  De  goaveroear^generaal  in  rade,    naar  aAnleidiog  ▼an  hfl  i 
vQor»tel  tot  wijsiging  v«n  de  bejituurslnricfating   in  Nederlmndsch-Iadie.     Atkmaar, 
&  2oon,   1834.     gr    8.     48  bis.     fl.  0,50. 

18.    8Utiitik. 
Allgemeines. 

Btatisti  8C  h  e  8    Handbuoh    der    K 
Vororte  f  d,  J.   1889.     Herausgeg.   v.    d* 
des  Dir*  d.  städt.  atat  fiur.'g   Jq8.  Erbea. 
2e5  83. 

Die  K.  HauptBt  Prag  mit  d*  Vororten  utoli  d^tt  K^ 
gebnissen  der  Volktzählung  T.  31.  Des.  1890,  Heraoageg,  f* 
d.    Btädt.  dtatiBt.    Komm.  Prag   1891.     51   88. 

Die  Arbeiten  des  Prager  atatistiachen  Bareaui  siod  Biet»  toq  allgt* 
meinem  iDteresae  gewesen.  Auch  die  beiden  vorliegenden  Hefte  enthalttfi 
einigea,  worauf  wir  die  Aufmerksam  keil  unserer  Leser  beeonden  hinleaba 
möohten.  In  dem  suerst  angeführten  Werke  wird  nicht  nur  die  Veriuiit* 
rung  des  Besitzstandea  vom  Jahre   1889  verfolgt,  sondern    auoh    die  B«U- 


H  auptst.  Prag  tt.  ifT 
sut.  Komm.,  unter  Bedikt 
N.   F.  7,  Jahrg.  Fi«g  1891 
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ang  der  Bealitätea  und,  woraaf  wir  besonderes  Gewicht  legen,  der 
iasfuTs  der  neuen  Hypothekaranlehen ;  dann  detailliert  die  Preise  pr. 
aatratklafter  Baugrund  und  die  Preise  yersohiedener  Baumaterialien.  Wir 
drmissen  aber  noch  den  Verfolg  der  Höhe  der  Mietsinse  nach  Gröfsenkate- 
)rien,  wodurch  man  allein  einen  tieferen  Einblick  gewinnt,  während  hier 
ar  die  Gesamtsummen  angeführt  sind.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
ifs  es  von  höchster  Bedeutung  ist,  durch  derartige  statistische  Erhebungen 
e  Entwickelung  der  Besitzverhältnisse  und  die  Steigerung  der  Gründ- 
ete in  den  grofsen  Städten  und  die  dadurch  erhöhte  Belastung  der  Be- 
ilkerung  zu  verfolgen.  Es  fehlt  aufserdem  noch  die  Feststellung  der 
ahl  der  Hausbesitzer  im  Vergleich  zur  Zahl  der  Bewohner. 

In  der  zweiten  Schrift  ist  hervorzuheben  die  Ermittelung  des  Bil- 
ingsgrades  der  Bevölkerung,  wobei  leider  nicht  von  der  Bevölkerung 
ach  Vollendung  des  schulpflichtigen  Alters  ausgegangen  wurde,  sondern 
on  der  Gesamtbevölkerung,  von  der  dann  die  Kinder  bis  zum  vollendeten 
.  Jahre  abgezogen  wurden,  dann  der  Umgangssprache  und  der  körper- 
ohen  und  geistigen  Gebrechen. 

Zu  bedauern  ist,  dafs  nicht  den  Endergebnissen  noch  die  Zahlen 
■üherer  Jahre  zur  übersichtlicheren  Vergleich ung  zugefügt  sind. 

J.  C. 

Kaienderund  s tatist.  Jahrbuch  für  das  Königreich 
achsen  f.  d.  Jahr  1893.  Herausgeg.  v.  statist.  Bureau  d.  K.  Sachs, 
[in.  des  Innern.     Dresden  1892.     238  SS. 

Dieser  verdienstliche  Kalender  ist  wieder  auTserordentlich  seitig  er- 
)hienen  und  bringt  in  alter  Weise  eine  Fülle  schönen  Materials.  Von 
885 — 90  hat  Sachsen  wieder  die  stärkste  Bevölkerungsiunahme  von 
len  gröfseren  Ländern  Deutschlands,  10  Proz.  gegen  5,49  Pros,  im 
lirchschnitt  des  Beiches;  obgleich  es  mit  233  Einw.  pr.  qkm  die  gröfste 
^chtigkeit  der  Bevölkerung  besitzt.  Auffallend  ist  die  relative  Abnahme 
er  evang.  Bewohner  von  98,09  Proz.  i.  J.  1884  auf  95,29  Proz.  i.  J.  1890, 
nd  die  Zunahme  der  röm.-kath.  Bewohner  von  1,75  auf  3,67  Proz.,  der 
»raeliten  von  0,05  auf  0,27  Proz.  Auch  in  den  letzten  Jahren  war  die 
ahl  der  Ehesohliefsnngen  eine  so  grofse,  wie  in  den  günstigsten  Zeiten, 
,33  Proz.,  ebenso  die  der  Geburten  (41 — 43  pr.  1000  Einw.)  wie  der 
'odesfäUe  (28  pr.  m.).     Eingehend  ist  die  Säuglingssterblichkeit  behandelt. 

Von  Interesse  ist  die  Entwickelung  des  Sparkassenwesens.  1854  gab 
s  90  Sparkassen,  1889  213.  Das  Guthaben  der  Einleger  war  in  der 
eit  von  28  Millionen  auf  554  Millionen  gestiegen.  Der  Durchschnitt 
ro  Buch  von  14  auf  162  Mk. 

Der  Verbrauch  an  Bind-  und  Schweinefleisch  wurde  pro  Kopf  be- 
schnet  1850  auf  18,9  Kilo,  1865  auf  25,6  Kilo,  1880  traf  29,2  Kilo 
nd  1891  auf  34,4  Kilo.  —  Die  Bestrafungen  wegen  Betteins  und  Vagie- 
3ns  sind  von  1880  bis  1890  von  22  337  auf  13  586  gesunken,  1891 
uf  15  231  gestiegen,  die  Zahl  der  bestraften  Personen  fiel  von  14066 
uf  8815  im  Jahre  1890.  Die  Verhältnisse  haben  sich  im  letzten  Deoen- 
ium  nach  allen  Bichtungen  gebessert 

Wir  vermissen  aber  die  Statistik  der  Ehescheidungen  und  der  Selbst- 
lorde.  J.  0. 
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StatiBtiBohd  BesohreibuDg  der  Stadt  Fmokfort  i^, 
UQ^  ihrer  Bevölkerung,  herausgeg.  Tom  statitt.  Amt«  Teil  L  Dia 
äufisre  VerteiluDg  der  Bevölkeratig ,  bearbeitet  vod  Dr.  H.  Blei  eher. 
Frankfurt  a/M.   1892.      160  SS.     LV  Tab. 

Bisher  gab  der  Verein  für  Geographie  uod  Statistik  mit  •tidtiaehar 
UotersttitzuDg :  Beiträge  ^ur  Statistik  der  Stadt  FraQklurt  faerauA,  die  b 
den  Jahrbüchern  wiederholt  beiproohen  sind.  Fortan  werden  dieae  Patli- 
katicnen  aU  N.  F.  Ton  dem  neu  organieierten  siädtificben  ttatifftiBüheo  Amte 
auf  KoBteo  der  Stadt  herausgegeben  werden ,  und  die  oben  angegebeae 
Schrift  bildet  das  erste  dieser  swaogslo^en  Hefte.  Dieselbe  macht  ia 
Anlage  und  DurohführuDg  einen  sehr  günstigen  Eindruck  und  wir  ba- 
grüTsen  freudig  diese  Erweiterung  statietiseber  Thätigkeit  der  wichtigea 
and  interesaanten  Stadt* 

Bei  Erörterung  der  Bauthätigkeit  hätten  wir  die  Behandlung  dar 
Preise  des  Grund  und  Bodens  wie  des  Wertes  der  neu  erbauten  HHoter^ 
der  hypothekar.  Belastung  sehr  gewünscht,  doch  erkennen  wir  gerae 
an^  dofs  bei  d^m  ersten  Angriff  nicht  alle  Punkte  zugleich  erfafst  werdeo 
können. 

Grofses  Gewicht  ist  dem  Teil  beizulegen,  welcher  die  Gewerbageo- 
graphie  der  Stadt  behandelt.  Wir  müssen  aber  gestehen»  daTs  wir  dataii 
nicht  gans  befriedigt  sind.  Die  Aufgabe  dieses  Abiehmties  ist»  die  Grund* 
läge  in  bilden,  um  die  YerschiebDng  nicht  nur  in  der  Zahl  der  B«trtebe^ 
sondern  vor  allem  in  den  GröfpeDTerbältnissen  zu  verfolgen.  Wir  müsten 
durch  diese  stadtische  Statistik  erfahren»  wie  weit  Tollsiebt  sich  etos 
Verdraugung  des  kleinen  Handwerkes,  als  eine  Hauptfrage  der  Zeil, 
worüber  uns  die  Landesstalistiken  niemals  genügenden  Aufschlufa  bnngea 
werden.  Nur  die  städtische  Statistik  kann  die  nötige  Detaillierung  durch- 
fuhren und  die  ergänzende  Charakterisierung  der  bestimmt  abgrgraiiatea 
Verhältnisse  hiosufügen.  Auch  b«»i  den  Bäckern,  Metzgern,  Sahneidirroi 
SchuhmacherD,  die  detaillirter  behandelt  sind,  hätten  die  einzelnen  Grafsen- 
kategorien  nach  Zahl  der  Gehilfen  aufgeführt  und  dies  für  i-ine  weit 
gröfsere  Zahl  von  Gewerben  verfolgt  werden  müssen. 

Dankbar  ist  dagegen  anzuerkennen  ,  wie  der  Vergleich  mit  friÜierao 
Jahren  und  anderen  Städten,  wo  ti  anging,  veraaoht  wurde.  J,  CL 


$tfttesm*n's  y«ar-book.  SUtbticAl  und  historicAl  «dquaI  >»f  tb«  St*t«s  of  1^ 
World  for  1894.  Edit«d  by  J.  Scott  Kcltte.  Ltiodon,  MacmUtAQ,  1894.  8.,  «luth.  U*fX 
(XXXl't  atiniul  pablkAtion,  rcviied  »Iter  offiei«!  returbs.) 

Deutschst  Reich. 

Btitrige  sar  lAcdwirtacbAftUchei)  SutUtU  von  PreafMo  für  di«  Jabr  18H 
Teil  iL  Bsar  bettet  im  k.  preof».  Ml  nuten  um  fUr  LAudwirtschaft,  Dotnlo«»  und  FonSn. 
Berlin,  Pkrey,  1894.  Roy .8.  VI— 467,  «1,  66»  XXV,  166  S.  (A-  ti-  d.  T,:  Und- 
wirtachftfttiohe  Jahrbficher  XXII.  B«nd  (1898),  ErgiUisunfEsband  IL) 

Jfthrbach  für  bremitcbe  Sutistik.  Uerftvsgoiceben  vom  Bfircaa  fOr  brawlilhl 
Stfttbtik.  Jahrg.  1893,  HefE  L  Bremen,  G,  A.  v  H&lem,  1894  gr  8.  X— tft  88. 
(lobftlt:  Zar  St&tistlk  de»  Schiffä-  und  W&renTerkehrs  im  Jahre  1898.  MU  d«m  An* 
hang:  Die  Hmndelsdotte  der  Weser  (Unlerweser).     Brefnen>»  Aaswan derer befdrdemraf  ete.) 

Statistik  der  im  Betriebe  be^Ddlichen  Eisenbabnen  DeutBchlands  naeli  den  Aa» 
gmb«&  der  £ise&bahnverwaltungeo  bearbeitet  im  RetcbtebenbabDamc«  band  Xlil:  Bfr* 
trleb^ahr  1898/1893      Berlin^  Mittler  k  8olui,    1883.     Imp   FoHo.     IV— 88»    18.  l§^  80^ 
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10,  21,  48,  18,  8,  18,  8,  11,    18,  «17,  9,  16,  9,    11,    8,  8,  18,  29,  U,  14,  26,  11,  12^ 
16,  10,  14,  11,  16,  9,  6,  29,  9,  8  SS.  mit  1  EUenbahnkarte  iu  gröfst.  Imp.-Polio. 

Oesterreieh-Ungaro. 

Hand  bach,  statistische»,  der  k.  Hauptstadt  Prag  ond  der  Vororte  Karolinenthal, 
Smichow ,  k.  Weinberge  und  Ziikow  für  das  Jahr  1891.  Herausgegeben  von  der 
sutistischen  Kommission  der  k.  Haoptstadt  Prag  unter  der  Redaktion  des  Direktors  dea 
städtischen  sUtistlscben  Bfireaus  Jos.  Erben.  N«>ne  Folge,  Jahrg.  IX.  Deatsche  Aus- 
gabe. Prag,  F.  BiTn&£,  1894.  gr.  8.  XU— 881  u.  V  88.  (Ans  dem  Inhalt«:  Be- 
▼ölkernng.  —  Besitz-  und  Zinsverhiltnisse.  —  Erwerbsverhiltnisse.  —  Steuern  im  Jahr» 
1891.  —  Selbsthilfe  und  öffentlicher  BeisUnd.  —  Kulturrerhlltniase.  — ) 

Karpeles,  B.,  Die  Arbeiter  des  M&hrisch-Schlesisehen  Steinkohlenreviers.  Soaial- 
statistische  Untersuchungen.  Bd.  I,  1.  HUfte.  Leipzig,  Dnncker  k  Humblot,  1894.  4. 
Vm— 149  SS.     M.  6,80. 

Hein  dl,  J.,  Das  kirchliche  Oesterreich-Ungam.  Allgemeines  Real-  und  Personal» 
handbuch  der  katholischen  Kirche  in  Oesterreich- Ungarn  einschliefslich  Bosnien  und 
Hercegowina.  Wien,  J.  Heindl,  1894.  gr.  8.  (Nach  amtlichen  Quellen  und  Erhebungen 
bearbeitet).     XU— 1086  SS.     M.  12.—. 

Italien. 
Statistica  del  eommercio  speciale  di  importasione  e  di  esportazione  dal  1*  gennaia 
al    81  dicembre    1898.      12   parti.     Roma,    tipogr.   EliCTiriana.     4.      (Pubbllcaiione   del 
Ministero  delle  flnanie,  Diresione  generale  delle   gabslle.     Ufficio   centrale  de  reTisione  » 
di  sUtistica.) 

Portugal. 

Annnario  estatfstico  da  Direc9lo  geral  das  oontribni^Ses  direetas.  Servi^o  da 
anno  ciril  d«  1889  e  do  anno  ecouomico  de  1889 — 1890.  Porto,  imprensa  Portuguesa, 
1898.     obl.  in-folio.     274  pp.  e  7  cartas. 

Estatistiea  de  Portugal.  Commercio  do  eontinanta  do  reine  e  ilhas  adjaeentas 
com  paises  estrangeiros  e  com  as  provineias  Portugnesas  da  ultramar  no  anno  de  1891» 
Lisboa,  imprensa  nacional,  1898.  Roy  in- 4.  XCVIU— 866  pp.  e  in<fiec.  (PubllcafZo  da 
Hinisterio  da  fadenda,  Conselho  saperior  das  alfandegas.) 

Lista  dos  narlos  de  guerra  e  mareantes  da  marina  Poitagnesa  referida  ao  1*  da 
Janeiro  1898  con  as  respectivas  designa^Ses  etc.  Usboa,  iaprensa  nadonal,  1898. 
gf.  in-8.     82  pp. 

Dftnemark. 
Danmarks  SUtistik.  StatbUske  Meddelelaer,  IU.  Raekke,  18^  og  14^«  Bind. 
KjubenhaTn,  Gjldendal,  1898/94.  8.  (Inholdsfortagnelsa  (Inhalt)  von  Bd.  XIU  (828  SS.)? 
Wahlen  zum  Folkathing  1887—92.  —  Omppianing  der  Wftbler  snm  Folkething  naeb 
ihrer  sozialen  Stellung.  —  Amtliche  Anfiitellung  dar  im  Jahre  1892  geerntaten  Fald- 
(rfichte.  Dänische  Emtestatistik  im  Jahre  1892.  —  Zahl  und  Areal  der  Paehtgilter  in 
D&nemark  nach  der  Aufnahme  vom  1.  Januar  1879,  —  Inhalt  von  Bd.  XIV  (279  SS.): 
Dänische  Sparkassanstatistik  für  die  Zeit  von  1.  IV.  1886  bis  81.  IU.  1891.) 

Australien  (Neu-Sfld- Wales). 
New  South  Wales.  Statistical  regiater  for  1892  and  previous  jears.  Compiled 
from  offidal  retums  by  T.  A.  Coghlan.  Sydney,  Ch.  Potter  printed,  1894.  gr.  in-8. 
VUI—  667  pp.  and  appendiz  6/.— >•  (Contents :  Sbipping.  —  Commerce.  —  Publie 
finance.  —  Accumulation.  —  Agriculture,  settlement,  and  mineral  production.  —  Manu- 
faotories  and  works.  —  Law  and  erima.  —  Population  and  vital  statistics.  —  Ednondon, 
reli^on,  and  charities.  —  ete.) 

18.  VtnnhtoäMMS. 

Aus  den  Archiv  dar  Daotseben  Saawarte.  Jahrg.  XVI:  1898.  HavlMtff,  gadrackt 
b«i  Hemmerich  k  Lesstr  in  Altona,  1894.  4.  Mit  Tafeln.  (Herausgegakan  von  dar 
Direktion  dar  Seewarta.) 

V.  Boenigk,    O.  (Frh.),    Orundaäge    aur    Judenfrage.      Soalologisah-dkoMMsiscb*. 
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Studio,     Uipsig,    W.  Friedrich,    189i.    gr.  8.    IV^158  SS.     M.  3. —    (3.  6S/»I: 
NAtur  dtt»  HtlitiLrUmus.) 

6«iieralbericlit  über  die  SftnitiUverwAltciDg  im  Kdoigretcbe  Bttjero.  Band  IllQ 
<N.  F.  Bd,  XI),  das  Jahr  1891  umfassend.  Umocheti,  Basiermaoo  ,  1893  Raf  4  t)S 
u.  68  Sä.  mit  81  Tabellen,  5  Karto-  und  6  Dia^racnmeu,  (BerMit^agebto  fttoi  kfl. 
StaalsministarSam  des  looem.     Bearbeitet  im  legi,  statistischen  BQraau.) 

Orohmann,  H.  (Major  a.  D.)^  Ceber  den  KuUen  BtAtiÄtischar,  volkiwirlacliilt 
lieber  aud  völkerrechtlicher  Renotnisse  für  den  BerufiofBsier,  MUncheoi  J,  Scbi^filMf, 
1894.    gr    8.    IV— 32  SS,    U    0.80. 

Jahrbuch  der  Astronomie  und  Geophjraiik.  Ctttbaltead  die  wichtig:«lei>  Fortvchnet 
auf  den  Gehleteo  der  Aatrophysik,  BCeteoroIogie  uud  physikallscheii  Erdkojida,  Uttmt- 
gegeben  von  IJ.  J.  Klein      Jabrg.  tV:  1803.    Laipatg,    K.  H.  May«r,  1894.    fr.  t   Ifil 

5  Lichtdruck'  und  Cbromotafeln. 

Jabrbach  der  Gesellschaft  fUr  lothringische  Qeschicht«  und  AlfeectttBakmais 
Jahrg.  V,  1.  BJtlfte.  1893.  Meta ,  Scriba.  IV~873  SS,  gr.  Les.-8.  Pr%b  dat  koD^ 
Jahrg.  lt.  10. — ,  (Aas  dem  Inhalte:  Bischof  Bertram  von  MeU,  too  OOiithar  Veigt, 
Danaig.  —  Histoire  da  comtä  de  Cr^hange,  par  (AUb^)  V.  CfaAtelain.  —  Vattkaaiaili 
Regesten  aar  Geschichte  der  Metaer  Kirche,    von  (Prof)  W,  Wiegand  (Stralabvrg).    ett,) 

Laebr,  U.,  Zar  Reform  des  Irrenwesen»  in  Freuften.  Leipstg,  G.  Thiea«,  1911 
gr.  8.  17  SS.  M.  0,80.  (Sonderabdruck  aoa  der  „Deutscheu  medtsiniscbcn  Woeke»< 
achrift**,  1893.) 

M  a  r  t  i  u  s  t  W.  (Oberpfarrer  in  Dommitzsch),  Ersatt  für  Branntwelo  und  aadart 
starke  Getränke.  Hildeabeim,  1894.  gr.  8  18  SS.  ftl.O.SO.  (Heraasgegebui  Tom  D««t««te 
Verein  gegen  den  Mifsbraucb  geistiger  Oetrftnke.) 

Mendelsobn,  Bf.,  Die  Pflicht  der  Selbstverteidigung.    Eine  Rede.  Berlin,  lobsri 

6  Lefk»a,   1894.    gr.-8.    37  SS.    M    0,30     (Jahresbericht  des  Vortitaenden  in  de»  L  orl 
Geueralreraammlung  des  Central  Vereins  deutscher  Staatsbürger  Jüditcben  Glaabeni ) 

Nath,  B,  (Reg.-  u.  GMedK),  V.  General bericht  8ber  das  6ffentticbe  Gesandhclii. 
wesen  im  Begbea.  KSnigsberg  für  die  Jahre  1889  bis  1891.  Königsberg  L  Pr^  Grl/t  I 
i:naer,  1894.     gr.  8.     IV— 169  SS. 

Ohorn,  A.,  Heraog  Ernit  U.  von  Sachsen-Kobarg-Gotha.  Bin  Lebentblld,  Lelpci^ 
Beoger,  1894.     gr.  8.    VI— S39  SS.     Mit  Portr&t  und  4  Abbilduni^en      If^  8--. 

P  a  r  t  s  c  h  ,  J.  (Prot  der  Erdkunde,  Breslau),  Die  V^erglelscheruug  de$  Eieeeagebiftti 
lur  Eiszeit.  Nach  eigenen  Untersuc hangen  dargestellt«  Btattgart,  Bngelborn,  1894*  gr^  I 
IV— 96  SS.  mit  8  Karten,  4  LichtdrtickUfelo  und  11  Profilen  im  Text.  M,  8.  *.  (A-i* 
d.  T, :  PorschuDgen  aar  deotschen  Landet-  und  Volkskunde,  heranagegeben  von  A.  Klrek- 
hoff,  Bd    VIII,  Heft  2) 

Quittel,  P  (Reg-  und  MedisinalR ),  Dritter  GesamtbeHcht  Über  da*  S&muM» 
GesandheiUiresen  im  Begbea.  Aarich  für  die  Jahre  1889,  1890  und  1891.  Anflog  ttffm 
&  Sohn,  1894      gr.  8      181  SS. 

Rapmund.  G.  (Reg.  IfedR.),  Generalberlcht  Über  das  öffentliche  OeanndbaHiViMi 
des  Regbex.  Minden  für  die  Jahre  1S89— 1891.  Minden  i.  W.,  gedruckt  bei  Bntna,  1114 
gr.  8       V— 838  SS. 

Richter,  M.  M,    Die    Lehre    von    der    Welle uberuhigaog       Berlin,    1894.     fr.  8 

Schulwesen,  das  Kcbweiaeriscbe.  Herausgegeben  aus  Auftrag  des  sehsrciaaftsikwi 
Departement  des  Innern  anliralich  der  Weltausstellung  in  Chic«go  1893.  Redaktioa!  0 
Hunsiker  Zürich,  A.  Raustein,  1893.  gr.  8.  111  SS.  mit  ninnr  kartographiaeban  Dir* 
Stellung  der  RekruteuprOfungeD  von   1888—91. 

Schwärt  a  (Reg-  u.  GMedR  ),  Die  Gesund  hei  Uverblltnisae  und  das  Medtatnalvisn 
4ea  Begbea  Trier  nnter  besonderer  Berücksichtigung  der  Jahre  1889^  1890  mnd  litt 
Trier,  Linta,  1894.    gr.  8.    IV^88  SS.  u.  tabelinriscbe  Anlagen. 

Dchaitre,  F.  (membre  de  la  8oci4t4  de  m^decine  publ  et  d^hfgifcne  prafitebailli}^ 
Material  dea  ^tablissementü  hoipttsHers  religieuSi  militaires,  maritimet.  p^niteatillftt«  4li^ 
bIJaaements  d'tnatruction,  licöes«  collbges,  etc.  t^*  Mtttou,  considemb lernen!  nngmairt^i 
Paris,  V.  Jamati,  1894.  8  664  pag.  aveo  185  ägures  dans  le  taxie.  fr,  10.«.  (Ksli«ll 
de  In  Üble :  CbanSage  et  Ventilation.  —  Epuration  de  Teau.  —  Baina  oit  hjrdrotkafapla 
—  Blanchlssage  du  Unge.  —  Disiafection  et  st^rillsatioo.  —  Cuislnsa.  —  Pkartttein, 
tisaneries.  —  Panifieation.  —  Le  froid  artiflcieJ.  —  Lumt^re  dleotrique.  AppareOs  |4a^ 
-) 
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LiArd,  L.f  L'enseigcBEDBat  sap^mur  bu  Frunco  1709^1899.  Tome  II,  Pum,  A. 
Collm  k  Oe,  1894.  gr.  m-8,  fr.  7,50.  (Tftble  des  m&tilrea:  Le  ConaiilüC  et  TEmpire. — 
La  ResUnratioo,  —  Le  goav«rüement  de  jiiillet.  —  Lm  «eooode  B^pubtiqae.  —  Le  te^ood 
fimpire.  —  Le  trottiftme  R^pabltque,  —  etc.) 

Paavre  Serbie!     Paris,  impnm.  Nojar»  1894.    8.    3S  peg. 

Burdett,  H.  C,  Hospitml  and  cbarities  aonaa)  1894t  ^eiag  the  year-book  of  pbiU 
anthropy.  Vth  year.  LondoD»  Scieratifio  Press,  1894.  crowQ-8.  900  pp.  5/,->.  (ConteDts 
a  review  of  the  poiltion  and  reqairemeute  of  Üie  rolmitary  charitieia ,  aad  an  ezbaa«tivo 
record  of  hospital  work  for  th«  jear;  a  ^ulde  to  British«  CoLoDial«  ladian  and  Americaii 
hospitab,  dUpeosanBi,  nvtriting  aud  coavalesceni  iostittitions,  asylams,  and  charities  of 
«U  deACTiptioiia,) 

Ssaicier,  äiador,  A  magyar  emigriaeok  Törökorsxigbaa  1849 --1861.  Pap 
J4no»  feijegyi^tei  nyomÄn.  Budapest,  R4th,  1893»  8.  482  pp.  (Die  ucganscheo  Emi- 
granten in  der  Türkei  1848 — 1861.  Nach  deo  AufaelchauDgeti  Job,  Papps  von  Alex. 
Sxaleser.) 

Lambroso,  C.»  L'aatisemitboio  e  le  scieaxe  moderne.  Tonao,  L.  Boiix  A  C.  edit.i 
1694.  16.  l&O  pp.  L  2,—.  (Cootieae:  Cause.  —  Dltttü  degli  «breL  —  Epidemia.  — 
Prateel  danni  dell'  aotisemitismo ;  te  mistioqi  di  raaxe.  —  Geai  e  noratori  ebrei.  -^  11 
progreMO  e  l'ebreo. —  Inlereasi  economid;  TautKggi  commarciatl.  >-»  MoraliU  — >  Prorvedi« 
tneoli  ootktre  Taiitlaeiiiitiai&Q.  —  etc.) 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

Annales  de  TEcole  libre  des  eoieoces  poUtiqae«.  K^  1^  JaoTier  1894:  La  tartt 
4«f  douaaee  frao^atsee  de  1892,  le  tarif  des  douanee  allemaudes  et  les  algociAtions 
commercialest  per  C,  Dupais. 

Bulletin  de  TOffice  da  travail.  I»  anoöe,  1894»  N<^  2»  Fevrier:  A.  Mourement 
•oeial  eo  Fraoee :  La  concialiation  et  l'arbitrage  ea  France  et  k  Tätranger.  —  Les  gr^res 
«o  janvier.  -~  La  Cooperation  on  France  et  k  l'^traiigBr.  >—  SituatioD  industrielle, 
Oorrespondancee  regionales.     Statistique  de  rindnstrie  mio^rale,  ^  Chronique  legislative. 

—  B.  Mouvamsnt  social  k  l'^tranger;  Les  effets  de  la  limltation  de  la  dur6e  da  travail 
dea  femmes  et  dos  eurant«  eu  Angleterre  et  aux  Etats-Unis.  —  L»  coodition  des  ouvriers 
soofriere  en  Sicile.  —  Assnrance*  socialas  en  Autricbe-Hoogrie.  —  MouTemeot  toeial  eo 
Ora.nde-BrBtague.   —  etc.  —  C.  Actes  et  doeument«  offieiels. 

Bulletin  de  stattstique  et  de  Ugislalion  comparee.  Mars  1894:  A.  France,  colo> 
nieis  etc.;  Reglement  d'adDuinistration  publique  concernant  la  taxe  militafre.  —  Les 
aaaociatioas  syndicales.  Reglement  du  9  mars  1894,  —  Les  bons  du  Träsor.  Vartations 
da  taax  de  Tint^r^t  (1887 — 94)  —  Les  revenus  de  TEtat,  1694,  deox  premiers  mois  de 
Ja  France  t  premier  mois  d^Algirie.  ^— ^  Le  commerce  eztdrieur^  mois  de  f^vHer.  — ^ 
Produits  de  oontributtons  indireotos  per^oe  et  eonstat^s  pendant  les  annee«  1893  et 
1892.  —  Les  recette»  des  thHtree  et  spectacles  de  Paris,  1850 — 93.  —  Tnnisie  :  Le 
commerce  ext^rieur  de  la  Rögence  pendant  Tano^e  189S  et  annies  donani^res  1875  k 
1898.  —  B,  Pays  ^trangers:  Le  Gomtnerce  ext^rieur  des  principaaz  pays,  —  Angleterre: 
Le  monnayage»  —  ßelgiqae:  Le  produit  des  itnp^ts  en  1893.  —  AUemagne  et  Russle : 
Le  traite  de  commerce  russo-allemand.  —  Italie;  Les  Statuts  de  la  Banque  d*ltatio  (suite). 
L'exposü  6nancier  da  Miniatre  du  Tresor.  Projet  de  lol  sur  la  rente  consolidee  et  les 
iitres  remboursables.  ^-  Ktats-Unls, :    Le   monnayage.   —  Mexique:    Le    budget  mexicain. 

—  etc. 

Journ  at  des  Eeonomistes.  Lille  Ann^e,  1894,  N°  16,  AttU:  Les  finances  itallenDaa, 
par  V,  Pareto.  ^  La  crise  en  Sicile,  par  (b  ricomte)  Combes  de  Le^^trade.  —  La 
caisse  des  retraites  et  le  pro] et  de  la  Commissioo,  par  E.  Rocbetio.  —  Revue  des  prioci« 
pales  publlcaüons  4conoiniques  de  T^tranger,  par  Blaur.  Block.  —  De  la  dorde  de  la 
garantie  d*lntAr&t  accordde    aux  chemios    de    fer  frao^ais,    par  Raphael-Georges  Lirj,  -* 
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ht*  stitUtiqües  commerclaleät  p«T  G.  Fran^ofi.  —  Ooe  vuit«  k  ]a  R^paUUqaa  dt  I^lb^n^ 
par  Heyn  er»  d'Estrey.  —  Lettre  d'Espagnef  par  Polic.  Putor.  —  ButletiD :  Uo>  eipcnaftea 
industrieU«.  hm  joQrii4a  de  hail  beuroa  «n  AngUterr«.  L»  circaUlion 
Fraac«.  —  Soct^U  d'^conomie  politique,  s^anc«  du  6  »ttU  1894;  Nccrolofffi«:  i#t 
Clesikowski.  Dhcrumlon :  Pourquoi  les  ^conorobtes  «ont-ils  iJCroieta*  «t 
£jfoiat6s  ?  —  Cbronlque  ecooomiqae.  —  etc  — 

Journal  de  1*  Soci^t^  de  »Utiitlque  de  Paris.  XXXV^*^  «db^,  H*  t  «  I« 
Fevricr  et  Mars  1894:  Proc^-verbai  de  la  adaoce  da  17  laairier  1894^  —  L«e  ii>rf<l^ 
de  8«cotirt  matoels,  par  A.  Vaonacqae  et  UercotieL  —  Le»  origines  dt  !•  ftocMli  dt 
•talj«ttqne  de  Paris,  par  A.  de  Halarce*  —  Cbroniqae  d«s  trantporta,  p*r  Bmmmritt4h9Ukit, 
-^  Croniqaes  des  bajaques,  cbaoges  et  mätaiix  precieuz,  par  P.  dea  £aa*ra.  -«  Pfiefci 
verbal  de  la  s^aoce  da  IL  f^vrier  1894.  —  Le  inaaveioent  de  la  popuUlioD  eo  Frist« 
pe&daoc  l'aDii^e  1882.     (Eapport  an  Minittre  da  comcntrce,  de  l'iAdattrie  et  das  eokotftaa,) 

—  L«  r^^ime  ti#eal  des  effett  de  comnierce«  par   L.  Salefraoque.     Chrootqne 
de  ttattatiqae  judiciair«,  par  G.  Tvem^  —   Cbrotiiqae  trimettnelJe  de  stAtiMique 
par  0.  Bellet.  —  etc. 

L«  Monitflor  des  aasuraocea«  Revue  meosiiAUe*  Tome  XXVI,  N*  904,  II  lUtt 
1894  :  Lea  atauraDeet  a^icole«.  Etat  ActoeJ  d«  la  queitioiki  par  A*  Thocnerwia;  1,  Oifti^ 
tioD  de  raaenrmoee.  2-  L«t  risqaea  aj^ricolea.  3.  Lea  aoci^t^  d'aaattraH<M  coafirt  ^ 
^r4Ie  et  cotitre  la  morulit«  du  betail,  4.  Prcjeta  d'asaurancc»  agrieolea  daa  k  l'liilltMl«« 
parlemetitaire.  —  AaaaranceA  coatre  riuceudie :  De  rattribution  de»  iadeiomtli  d'üi«- 
r*ocea.  PropositioQ  de  lot  ayaoi  pour  objet  de  modifier  la  loi  da  19  f^vrier  1889*  IMfal 
par  It  S^oat,  par  C,  Oadiette.  —  Asaarance« ^aor  la  vie:  La  noaTcÜe  polloe  da  Cooili 
PropoaiÜoD  de  loi  de  Salnt-OermAlii  concernaot  lea  soci^t^t  4traiig4rM  d'aaittraacaa  iv 
la  vie,  par  P.  8idrac.  ^  etc. 

Eevae  de  droit  bleroationa]  et  de  16gialatioii  compar^e.  Tome  XXVI,  1994,  11*1 
Lea  fitale-Doia  et  la  politique  d'aniiexioa,  par  J.  Baaa«tt  Mo<>r«.  —  L*affaire  Zappa  tl 
le  oon^t  gr<!i<io-roamala.  —  L'arbitrage  iDteroatioDal  dana  le  dtflf^reod  eotrt  la  Hoiiac  tl 
ritalie  am  aqjet  dn  d^ciet  italieD  du  8  novembre  1893«  prefcnvaDt  1«  paieine&t  det 
dt  duaae  en  moDoaie  metailique,  par  J.  Beruej.  —  Quelques  conaid^ratiot&s  aar  l« 
de«  tatu  mariiimea  ditee  territoriales,  par  K.  K^gelbardt  —  Eocore  «i  mol  aar  le  fi^ 
de  r^forme  des  rigles  de  la  eoDtrebaado  de  ^uerre,  par  E,  iUeeo.  —  Il4erol0gia:  Aibtrte 
Krrera.  ^  etc. 

EeTUe  d'^coDomie  politique      8«  aiin4e,  1894,  N*^  8,  Mar«:   Lm  deu  dtracCto«  4» 
la  io«iolofie  coo temporal ne,    par  Marcel  Bers^t,  —  La   protMtioii    d«a    Iiit4f4li  iiiemai 
quea    de    la    femme   marine ,    par  P.  Caaw^.  —  La   meaar«   des   taraoafniMaltfttti   4e  l4 
valear  de  la  mooDaie,  par  B,  ZuckerkaDdL  —  La  loi  d'4^alit«  et  Itta  aaftttiaa  fAalwii, 
par   L.  Kocb.  -^  L'ioduatrie  mint^rale  et  lea  appareila  k  vaptur  an  Fr^ttea,  |Mr  £^  TBlaj^. 

—  Cbroniqne  l^gialttlTt.  — 

Revue  interoatioDale    de    eoeiologie.     i«  aiia4e,  1894,   N^  3,    Mar»;    De» 
de  TEtat  moderne.     Etüde  de    aociolo^e  juridiquef    par  L.  Duguit  —  La 
aocUle,  par  6.  SimmeL  —  MouTemeot   social ;   Hoagritf   par  J.  Haodello^  —  Mmwwm  4es 
livres«  •-  ete. 

Revue  marittme  et  coloniale,  Tome  CXX,  390«  Uvraiaoii,  Mar*  1894 
rdeeott  de  la  marine,  par  A,  Croueau  (prot.  h  TEcole  da  g^aie  marit.)  —  Li 
OD  mer  et  la  loi  du  8  juin  l893i  par  E«o4  Lavigoe^  —  La  podtion  du  Gimad  Ball  (liaii»^ 
tioQ  d^uo  OB V rage  de  Ilorgaard).  —  Vocabntaire  da«  poudret  et  exptoalf»  (auita.)  —  L» 
raariue  peodaut  lea  guerrea  de  rioddpeudanct  de  TAm^rique  du  Sud«  par  Cbabol* 
Araaalt.  —  Chrooiqoea.  ^  P^cbes  maritimea:  Reglementation  da  cbalut  k  eravetlt,  ptr 
P.  Ou^ry.  La  poiaaoonerie  diu  Sable»^d'Otonoe  et  leur  foDctionDtmtot«  par  A«  Odim.  lA 
p4ehe  de  la  monte  en  Utaude,  Embarcatiou  de  sauveUgt«  ajatkne  Cl4m«iit,  par  J.  4t 
8itgiiy,  L*OBtr^iculture  en  Angleterrt.  Situation  de  1«  p4cbe  et  d«  roitr4leBUur«  fn- 
dant  le  moi»  de  jauvier   1894, 


B.  England. 
Board  of  the  Trade  Journal.  VoL  XVL  K°  92,  March  1894:  RnseiM 
relatioca  witb  Central  Aaia.  —  Norwegian  ice  induatry  —  Oevtlopmaot  of 
iodostrice.  —  Tbe  foreign  trade  of  Oermanj  in  1893*  —  The  induaCrial  eondHioa  ^ 
deimnnj.  —  Cattle  breediug  in  the  Oerman  Sontli'^Weat  Afrkan  protectorate.  —  Oeüt 
leaf  dlsease  in  Central  Africa.    —    Tb«    uae    of   crude  potroloum    aa  f^i    in    iIm  OiM 
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StAtM.  —  The  resouTcee  of  OraguAy.  —  Castor  oll  prodactioD  io  British  iDdi«  —  Tju-it)' 
ehuiges  and  customs  re^alatiouti,  —  Extraots  Irom  diplom«tic  Aod  ooDAalAr  reports.  — 
Proceedingf  of  Gbamberft  of  commerce,  —  SUtistict  of  trade  ,  emigratioiif  fish  er  i  es,  «tc. 
Statin  of  the  fikUled  laboar  mArket^  etc,  -^  General  trade  notes.  »^  etc. 

£  c  0  ti  0  m  i  c  Herlew  ,  the,  pnblijhed  quarterly  for  the  Oxford  OniverMty  brandh 
Of  the  Christiao  Social  Union.  Vol.  IV,  K*  3,  April  1894:  Moral  threada  in  social  web» 
by  (Bev,)  E.  S*  Tal  bot.  —  A  defen&e  tgatnst  ,,»weaUa^*S  by  H.  W.  Wolff,  —  Three 
iQdiitb»  in  the  London  milk  trade.  ^  Christianity  and  the  Charity  OrganUation  Society, 
by  (Rev.  Catioo)  8<  A*  Baraett  —  The  proposed  industriat  noiou  of  emptoyers  and 
«tnployed,  by  T.  W.  BathilL  —  Commercial  moratity:  1.  A  riodicatton,  by  S.  B,  Boal- 
Um.  S.  A  r^oiader,  by  (Ber,)  J.  Carter.  - —  SociaLiBin  accordi&g  to  Bebel,  by  Siduey 
BmM,  —  ete. 

Portnightly  Reriew«  the.  April  1891:  The  govenuneQt  and  the  evleted  tenants, 
by  T.  W,  Kästelt .  —  Conatantinople  ae  an  hiatork  city,  by  Pr.  Harriaon.  —  Are  our 
pri^onf  a  failure  ?  by  (the  Her.)  W.  D.  Morrison  ^  Mr.  Mallock's  trampet  Performance, 
by  6.  B.  Sfaew.  —  The  Italian  baok  seaadala,  by  N,  Coliyanai.  -^  Women  as  students 
in  design,  by  (Mrs,)  J.  E.  fl,  Gordon.  —  The  Prenoh  in  Tunis  ♦  by  (Count)  Gleichen. 
—  Labour  representation ,  by  Fred  Hammill,  ^  The  trae  dlscovery  of  America ,  by 
Stoddard  Dewey,  —  etc. 

The  Huma  nitarian.  A  moothly  review.  Vol.  IV,  N^  3  and  4,  March  and 
April  1B94:  Abnormal  chüdren,  by  (Sir)  Doaii;Iat  Qattou.  —  Oor  home  made  heatbeo, 
by  (the  Ber.)  A.  Bobins.  —  Woman  and  natural  selectioa^  by  3.  A.  K,  Sirahao.  — 
Woman  in  ctublaad,  by  Coralie  Glyn  —  A  matrimonial  anomaly,  by  O.  Ford.  —  The 
pro^ess  of  pharmacy,  by  T.  Lander  Brunton.  —  Review  (.^diiicide  and  tnflanity^^)  — 
Correspondeuce.  (i,Excitiment:  its  cause  and  eS'ect  etc.)  Hypnotism^  by  G,  C.  Kings- 
hury,  —  The  vivisection  controversy ,  by  the  (Bev.  Bishop)  Barry.  —  Daaghter  and 
mother  agaidi  by  (Mra.)  Haweia.  —  Social  purlty,  by  the  (most  Rer.)  Archbishop  Ire» 
land.  —  The  phyiical  development  of  women,  by  G.  Mortimer«  —  The  true  function  of 
cannibatism,  by  Morley  Robert«.  —  NoCee  and  comments,  by  W.  H.  Wilkios,  —   etc. 

Journal  of  the  Koyal  SUtistical  Society.  Vol.  LVll,  part  1»  March  1894:  The 
perils  and  protection  of  Infant  lif«,  by  H.  R,  Jones,  witb  diacuasion.  —  Ocean  high- 
ways:  their  bearing  on  the  food  and  wages  ol  Great  Britain«  by  (Lord)  Q.  Hamilton.  — 
Ocean  btghways:  Approaches  to  the  U.  Kingdom,  by  (Sir)  Eawson  W.  Kaw»on.  — 
Miioellaoea:  Commercial  history  and  reriew  of  1893.  Agriculturat  returns  of  t89&. 
The  ioter national  Statistical  Institute  at  Chicago.  Prices  ai  commoditiea  in  1893^  by 
A  Sauerbeck,     Kireü  in  London  and  the  metropotttan  fire  brigade  in  1893.  —  etc 

Nev  Review,  the.  April  1894:  The  setting  and  the  rising  san:  1.  The  pertonaÜti«!. 
3.  liord  Bosebery's  opportun ities.  -^  The  pacification  of  Kyastaland ,  by  W.  Laird 
Clowes.  —  Our  new  protectorate  for  chüdrea,  by  (the  Bev*)  B,  Waugh.  —  Partiei  in 
Ireland  aud  the  Ministry,  by  T.  M.  Bealy.  —  etc, 

Nineteenth  Century ^  tbe.  Harcb  1894:  The  imperial  Bevolutloui  by  (Prof.) 
öoldwin  Smith.  ^  The  Cbamberlain  coalitiou  programme,  by  E.  Dicey*  —  Wastem 
calionf  and  eastem  marketi,  by  Holt  S.  Ballett.  —  Derll-hunting  in  Elikabethan  Eng- 
land, by  T.  6.  Law.  ^  Eletnentvry  education  and  the  decay  of  literature^  by  J.  Aok* 
lAod.  —  Tbe  revolt  of  the  daughten.  —  A  reply  from  ihe  danghters.  ^—  The  8 bah  of 
Paraia  in  England,  by  (Prot)  VarobAry.  —  Improvement  of  Irisb  hanters,  by  Fr.  Wrenoh. 
—  Women  as  ofBclal  iaspectors,  by  (Mies)  L.  Twtnlng.  —  In  the  mountains  of  Egypt* 
bj  £.  N.  Buxtoo.  —  etc. 

I  G.    Oeit«rr«ieh*UDgiro. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  hrsg.  tod  Engelbert  PernerstorfAr.  Jahrg.  XIT, 
1894,  Aprilbeft:  Das  soziale  Elend  und  die  Geselhcbafi  in  Oeaterreich.  III.  Artikel : 
Der  kleine  Mann ,  von  T.  W.  Telfen,  —  Pestalosxb  Ideen  über  Arheiterbildung  und 
aosiale  Frage.  Eine  Eede  von  (Prof.)  P.  Natorp  (Marburg).  —  Henkells  Bacb  der  Freiheit, 
von  M.  Schwann  (Zürich-Eieabach).  — 

Oest  erreich!  seh-  Ungariacbe  Revue,  Jahrg.  VIII,  1 894.  Redigiert  von  A> 
Majar-Wyde.  Bd.  XV«  Heft  6:  Di«  Tiroler  Landesausaiellung,  von  J.  C.  Platter.  ^ 
Die  Forsten  sa  Windisch-OrlLu.  von  P.  v.  Radios.  ^ 

üngariftob«  Revue.  Berauagegeben  von  (Prot)  K.  Heinrich.  Jahrg.  XIV,  1894« 
Januar-  u,  Februarfaed:    Eraberiog    Bainers    Reise    durch    Ungarn,    1810.      Nach  deisea 
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uDgfrdrDcktem  Tagebuch,  von  Ed.  Wertheimcr.  ^-  Valentiii  Eck  und  Ocorf^  W«ni«r.  I 
Lebeosbtider  Ab»    der  Zeit  der  BeaiUergreifuDf?  UDgarni    darch    die  Habsbargtr^   vw  \ 
Bauch  (L  Artikel),  —  Die  Eiufiihraiig    und  Pflege    de«    tUftUwiBMOicliftflliebaii  j 
%n  den  öiterreichischeo  (Jolversitäteii,  ^o&  G    Deutsch.  —  Adft»Kale  mid  sela  Volk,  rm 

J.  Künos  (I.  ArtikeJ).  —  etc. 

E.     ItAllen. 

Oioruftle  degli  EconomistJ.  MA.rmo  1894:  L'espoeimoae  flaaotiariA ,  per  ; 
Eioue  (A,  de  Titi  de  Ifarco  ,  U.  HasEola,  kL  PnoUieoni,  A,  Zorli).  —  DI  alcuni 
foudamentali  per  la  teorift  matematjca  dell'  impostAf  per  Baron«.  —  I  moti  dt  9ie&lia 
per  La  Loggia.  —  Tariffa  daiiaria  di  alcuni  principali  geueri  dt  cooaittlfto  im  «^t|vn  ^m 
comaiii  ühtu»i  della  Sicilia.  —  La  queaüooe  delle  Otto  ore  di  la^oro,  per  AJkanlii 
icoDtinuasiooe).  —  QiudJsii  di  Francesco  Ferrara  tutomo  ad  alcuoi  eooeottUti  iüllaal,  fm 
Fomari.  —  Rivlsta  d«i  credito  popolare,  per  C.  Bottonl.  —  La  «luaaiose  d«l  aemla 
monetariOf  per  X. — Cronaca*  —  etc* 

G.     Belgien  uud  Holland. 

Journal  de  droit  intemattoual  priv^  et  de  la  jurlsprudeace  compar^.  XXI  *  i 
1S94,  K<>*  1/2  :  La  coofireoce    de  La  Heye  relative  au  droit    laterDational  prtf^,    par  i.~ 
Lain^  (prof»  Paris),  —   De  la  rdtroactiyitl    de    la    loi    fraut^se  do  26  juiQ   1889  far  li 
nationatit^^    par  P.  Esperoo    (prof.,    Pavie).  —  L'arbitrage    de    la   mer    de  Behriag, 
H.  Framageot  («vocat,  Parid).  —  De  la  proteetioo  des  er^aoders  d'an    Etat  ^traoger^ 
Kebedgj  (doct.  eo  droit).  —  De  la  cooditioa   juridique   de$   4traogers  d'apr^i  le»  bi»  \ 
trait^  en  vigtiear  aar  Ic  territoire    de    TEmpire    d'Allemagaef    par  J,   Keidel  (attaeM  i 
goovertieineDt  d^partem.  de  la  Haute-Bari&re).  —  etc. 

Revue  sociale  et  polittque    publice    par    la  Soci^td   d'dtadea    sociales  et  polkiqn 
IVi^me  ans^ei  1894,  N^   1:  L^enseigQetnent    primalre  daaa  lea  coloniea  aastralienoei ,  per^ 
E.  BeftD.  —  Des  oDiDistrefl  d'Etat  en  Belgique.     (Lettre  k  M.  le  Secrdtaire  g^ainU)« 
J.  van  den  Heuvel,  —  R^poose  k  la  lettre  pr^c4dente,  par  M.  Vanthier.  —  La  panoBai 
fication    civile    des    aniTersit^,    L :  La  Situation   juridique    de»  uniTersit^  aogUlseSi  ] 
L.   Dupriei  (prof.  k  Loavain).  —  Informattons  diverses«  —  etc 

H.  Schwelt. 
I  [L' Union  postale.  (Beme.)  XIX«  volame  N^«  8  et  4,  ler  mars  et  1«  a^ril  IUI; 
La  oaisse  nationale  d^^pargne  (caisse  d'^pargne  postale)  fran^aise  eo  189t  (fift)-  —  Lt 
tartf  g^n^ral  des  Pays-Bas  autrichiens  de  rannte  17S9.  —  Le  Bervioe  postd  ans  Ktal^ 
Unis  d^Am^rique  pendant  Texercice  1898/93.  —  Edit  de  iHnip^ratriee  Harle-TkMse  la 
fareur  de  la  rdgale  des  postes  dans  les  Pays-Bas  aatrichieos.  —  etc. 

fK.     Amerika. 

A  ßD  als  of  the  American  Academj  of  political  and  social  scienoe  (iaauad  kl«MMlll|^ 
Vol,  IV,  N*>  5,  March  1894:  Idea  of  justice  in  politic«!  economy ,  hy  0.  Bthmclttr«  — 
Classification  of  law,  by  Russell  H.  Curtis.  —  American  life  insuraoee  aietliodt»  hf  IßHm 
M.  Dawson.  —  Relation  of  taxation  to  monopolieSt  by  E.  R.  Johnson.  —  Bnefer  eemaa* 
uications:  The  farmers'  movement,  by  0.  S*  Walker.  The  Orange,  bj  F.  J.  Feüii; 
Pennsylvania  Tax  Conference^  by  B.  R.  Seager.  —  Personal  notes.  —  ete.  8llffJia«t 
to  the  Annais  etc.«  Narch  1894:  G.  Cohn,  A  history  of  political  ecooomy,  tfttnalalad  If 
J,  A.  Hill.  [Das  deutsche  Original  dieser  Uebersetaung  s.  In  CohOi  System  der  Naiieasl 
Ökonomie,  2  Bde»,  StuUgart  1886,  S,  91  —  161  des  I.  Bds.] 

North    American    Review^    the,     February   and    March    1894:    Tbe    i&coma   ^1 
England,  by  (Sir)  J.  Lubbock.  —    How  to  help  the  unemployed ,  by  H.  Oeofrge.  —  < 
we  a  plutocracy,  by  W.  D,  Howells    —    The  eriU  of  early  marriagea,  hy  Q, 
The  Wilson  BiU,  by  (Senator)  Roger  Q.  Mills.  —  Tbe  new  aspect  of  tbe  wonwa  qaflfte,^ 
by  Sarah  Grand.  —    The  House  of  Representatives    and   tbe  House  of  Oommoiiav   by  f 
A.   Herbert.  —  Village  life  in  Eogland,  by  (the  counteaa  oQ  Malmesbury.  —  Prlaeaa  1» 
the  old  World  and  the  new,  by  (Major)  Orifdths.  —  A  naval  nnion    with  Great  BHtsli, 
by  (Sir)  G.  8.  Clarke. 

Yale  Review.  Vol.  O,  N<>  4,  February  1B94:  The  ecdeslastieal  troatment  of  aiar|. 
by  H.  C.  Lea.  —  European  Bureaus  of  labor  ttatistios,  by  E.  R  L.  Qould  —  Jiitfses 
and  the  social  compact  theory,  by  G.  P.  Fisher.  —  EngUsh  labour  in  and  out  of  Pvlii* 
ment,  by  E.  Porritt,  —  etc 
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Bie  periodische  Fresse  Deutschlands. 

AnoAlen  dw  Dentachen  B«iol»  für  Gef«Ug«bang,  Verwfthang  und  SCfttUdk. 
Jtlirg.  XXVIIf  1994,  Kr.  4:  Die  patentrechtlichen  BestimmuDgren  des  deaUch-Öftterr«khi- 
Mibin  UebereinkommeB»  Qb«r  den  gegenseitige d  Pateot-,  Matter-  und  IfArkeaftvhatx  rom 
6.  XXL  1891,  von  (BorR.)  Sehaoze.  —  Die  Eeith»»teaergesetseDtwÜrfe  von  1893.  ^  Nr.  &/e  : 
Dte  Reicbsiteuerge9«t>eotwarfe  von  1893.  II*  Eotwtirf  eiotts  WeSostettergetetseä.  Begrdti- 
dniig  (FortoeUang).  —  111.  Entwarf  eines  Tttbftkflteaerge«etB«s  t  1.  Zoll.  2.  Steuer. 
3.  Scblofs^  tmd  Uebergftngtbestimmangeo.  BegrOndaag.  -^  Die  preiir»i$che  Sieaerrefonn, 
▼OD  (LandB.)  Strutt  (Fort».),  —  RecbnaogsergebDiMe  der  Bernfsgonostenscbaften  für 
189S.  —  Bericht  Über  die  Thitigkelt  des  BetcbikoEnmiasJLrs  fOr  d«»  Aaswenderungswesea 
wihrend  des  Jabres  1893.  «—  Die  VorBchJige  der  Börse nenq oe tekommisao o  ^  Desember 
1693. 

Arehir  für  Eisenbshnwesen.  Hrsg.  im  llinisteniiin  der  dffeittlichen  Arbeiten^ 
Jftlirg.  1894,  Hefl  9,  März  and  April :  Die  8oDQUgsrahe  im  GUterTerkebri»  der  preaXki- 
icben  Süi»tseüeo bahnen,  van  Beydel.  —  Die  Anräoge  der  SaarbrÜcker  Bsbn^  von  Oflen- 
berg.  —  Noch  ein  Wort  sur  Vorbildung  der  höheren  Eisen bslmbeamtea «  von  Leot^e.  — 
Di«  ruäsiicben  Eisenbahnen  im  Jehre  1891.  —  Erweiterung  und  VerToUstJüQdigung  des 
preabiftchen  StaatseitfenbehnnetseB  im  J«hre  1894,  —  Die  Reich  »eise  obub  neu  in  ElsaXa- 
Lotbringen  tind  die  WiJhelm*Ltixemburg- Bahnen.  —  Die  anter  kgt.  sichaidcher  Verwal- 
tung ftebenden  Staats-  und  Privateisen bahnen  im  Kcinigreioh  Sachsen.  —  Die  kgl.  württem- 
bergisehen  Staatseise n bahnen  im  Rechnungfj.  1891/99.  —  Die  k,  k.  Österreichiscbeo  Staats* 
bahnen  im  Geschäftsjahr  189X,  —  etc. 

Christlich* soiiale  Blätter.  Katboliscb-soaialea  Centrmlorgan,  Jahrg,  XXVII,  1 694^ 
Heft  4/5:  Der  KapiUlismus  flu  de  si&cle  (5.  ArHke},  äcblnfs).  —  Ein  karholi^ehsosiale« 
Programm,  —  Die  cbristlieh-soiiaie  Reform.  —  Wie  »ind  bessere  Arbeitsbedingaugen  für 
di«  Arbeiter  %u  erreichen?  —  lieber  die  Organisation  der  Berufs»ti&nde.  —  UrÜodet 
Arbeiterrereine  I  —  Uidcbengymnasien  nnd  Frauenfrage.  —  Qeschäftsbericht  des  Reichs- 
versichernngssmtes  Hlr  das  Jahr  1893.  —  Zwei  amtliche  ScbrifUtQcke  beaüglich  des 
Hirteoäcbreibens  des  Bischofs  Doutreloujc  über  die  Arbeiterfrage.  —  Christentum  und 
aoxiale  Frage.  —  Wohin  steuern  wir  in  Oesterr eich- Ungarn?  —  Sozial poH tische  Rund* 
ichao,  IL 

Deutsche  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart.  Hrsg.  von  Rieb. 
Fleischer.  Jahrg  XIX^  1894,  April.'  Criapi  bei  Bismarck.  Auj»  dem  ReiseUgebnch  etne» 
Vertrauten  des  italleniscben  Ministerpräsidenten  (L  Artikel).  —  Erinnerungen  aus  dem 
Leben  von  Hans  Viktor  ▼.  Unruh,  von  H.  v.  Poscbinger  (I.  Artikel).  —  Die  Gefährdung 
unterer  Geisteskultur,  von  (Prof)  H.  Holtimann.  —  Das  Lebensrätael  ^  von  W,  Preyer. 
—  Ungedrucktea  aus  dem  Nachlasse  von  David  Fr.  Straufs  (II.  Artikel),  Deutsch>ameri» 
kaniscbe  Freundschaft,  von  Poultnej  Bigelow.  — ■  Erinnerungen  von  meiner  Reise  um  die 
Welt  1887/88,  von  Prins  Bernhard  v.  Sachsen -Weimar  (I.  Artikel).  —  8kepd§cbe  Be* 
trachtung  der  Geachichte,  von  E.  (Frb.)  v.  Stockmar.  —  etc. 

Deutsche  Rundschau.  Herausgegeben  von  J.  Rodenberg,  Jahrg.  XX,  Bd.  LXXVIU  t 
Jannar,  Februar  und  Mars  1894 :  Betrachtungen  eines  in  Deutschland  reisenden  Deutschen^ 

von  P.  D.  Fischer  (Artikel  I  n.  II) Ein  Staatsmann  der  alten  Schule:  Leop.  v.  Plesseo, 

nach  SUataakten  etc.  von  L.  v.  Rirscbfeld  (Artikel  IV),  —  Die  Kulturent Wickelung  Austrat 
liens,  von  IL  Reyer.  —  Wirtscbafts-  und  finanipolltisehe  Rundscbao.  —  Merowlngische 
und  karelingische  Bauthätigkeit,  von  K.  Plath.  —  Die  Börsenreform  im  Deutscbeo  Reich, 
von  G.  Cohn.  —  Deutsche  Ausgrabungen  im  Orient|  von  G.  Steindorff.  —  Eduard  ZeiUr. 
Zu  leinem  80.  Geburtotage  (28.  L  1894),  von  D.  Saul.  —  etc. 

Journal  fSr  LandwirUchaft.  XLIL  Band,  Heft  1,  (1S94):  Die  Wertsohätsung  der 
Ackererden  auf  naturwisBeoschaftlich-statistitcher  Grundlage.  IL  Mitteiinngf  von  (Prot.) 
G.  Thoms.  —  Tierphysiologiache  Untersuchungen  ,  IL,  von  J.  Neumann,  —  Zur  Frage 
der  StickstoflTkonservierung  im  StalldÜDgeri  von  H.  TmmendorfT. 

Mas  ins*  Rundschau.  Btitter  für  Versichertingswissenschaft.  Nene  Folge.  Jahrg.  Vl^ 
1894,  Heft  3  u.  4:  Die  Verfallklausel  tn  den  Versicherungsverträgen.  —  Nochmals  die 
Gewion  Versprechungen  des  preufsisoben  Beamtenrereins.  —  Das  Versicherungswesen  in 
der  Schweiz.  —  Prämien  tarifvereinigun  gen.  —  Die  staatliche  Unfall  Versicherung  in  Oester- 
reich  und  Deutschland.  ^-  Die  Lebeosversicherung  des  weiblichen  Geachlecbts.  —  Dn- 
kOndbrnre  Hypotheken.  —  Die  Regelung  der  Prorislonsfrage  in  Frankreich.  —  Der  preufsl- 
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sehe  BfiaUter  dAi  lonera  und  dt«  dAUtsche  LebensTerslohfirnttf?.  —  Dl«  ..Fiktio«  imVu 
tngsfreiheit^*.  —  Die  BasUaerang  d«r    aasUadischea  Aküeo^e««IUcluifl«E  in  0« 

—  Di«  SUftU»afsicht    über    d&a    VoraichertingswoAeQ    Iq    BAdeo,  —   GamwUj 
— ■  ©tc. 

Preafaisch«  J«hrbllcber,  ber«tii{(6g«beo  iroa  Hada  Dttlbrüek.  Band  LXXT^l 
Heft  1,  April  1894:  Neueres  über  dat  britbehe  aod  du  deuUche  Gep  fUjini^hafliwiiH. 
voD  G.  Scbmolier,  —  Die  älteste  Kaltar  der  Deatsohan,  toq  (Prof.)  O  Se«ek.  *  itolvll« 
IQ  seiner  Jugend,  vod  Tb.  Kükolb&iiS,  —  Die  Zollpolitik  EoglAads  sett  1810»  tob  L 
Frifldricbowi&£.  —  Die  RÜckbilduDg  der  deatscbeo  Straf prosefsordaung,  von  (S«iebscir&  t 
O.  Mlttelat&dt. 

Zeitschrift  flir  Kaltargeschichle.  Nene  (i,)  Folge  der  Zeiisehfifk  flr  iilliA 
Kaitargeschichte,  hersasgegebeo  von  O.  SteinhAtueQ,  Bd.  h  1893/94  <,  tieft  1  und  1/1^ 
Detitscbes  Qeistestebea  im  späteren  Mittelslter,  von  (Prof.)  K.  L^mprecht,  —  Theeui 
CempADelU  Bin  Dichterphilosopb  der  it&tienisohen  BenstssAnce,  tod  £.  Ootbem  (Pn4« 
Bona),  —  Aus  dem  Vereiosvresea  iin  rSmisoheo  BeichSf  von  W    Liebenam  (Prof.,  Jeiis^ 

—  Die  BegrilndaQg  einer  sostAlstatietiAcbeo  Methode  in  der  deatseben  OeaoliUhtiebni* 
bung  durch  K.  Ltunprecbt,  too  O.  Winter. 

Zeitschr  ift  für  Litteratar  and  Oeschichte  der  ättkAtsvriseanscIiAfteti*  8«nMnfi> 
gebea  vod  Kano  Frmukenstein  Band  II,  1894,  Heft  5  a.  6:  Die  neiiesteii  WortuMm 
auf  dem  Gebiete  des  Kriegsreohts  (dchlufa),  Yon  (Priratdos,)  K*  TriepeL  —  Der  laUHil^ 
▼OQ  O.  (Prh.)  V.  Boenigk,  — >  BibliogrAphie  des  ArbeiterversicheniQg»w«seika  im  DeCtMla 
Reiche,  von  K,  Frankeaitein  (Artikel  l.  u.  II ),  —  Krttikoii  and  Eeferat«,  —  Zttr  W^ 
graphie  des  Stifters  der  Pbysiokratie,  Fran^ois  Qaesnay,  von  (Prof.)  Docken  (L  Artikel^ 

—  «lustus  Chrbtof  Dithmar,  eio  Beitrag  zur  Ge«cbtcbte  der  Keaordantig  der  LA&d«*T« 
waltung  Ilaler  König  Friedrich  Wilhelm  L  und  tar  Geschichte  der  Uaivertltlt  Fnsk 
fürt  a/0  ,  TOD  (Polizeidirektor)  0.  Gerlaod.  —  Zur  Geschichte  und  StatiAtik  des  Stediesi 
an  dea  italienischeo  Oaiversitftten.  von  K    Franken  stein.  —  etc. 

Zeitschrift  für  SoiiaU  und  Wirtschafttigesebicbte,  HerAusgegeben  too  Sl  Beatr, 
€.  Grfinberg,  L.  M.  HArtmsna,  E.  Szanto.  Band  II,  Heft  8  (1894):  Der  Versieberuf»* 
gedanke  in  den  Verträgen  des  Seeverkehrs  vor  der  Entstehang  des  VertkbecmflgfVAAAAS^ 
Eins  Stadie  zur  Yorgeiohlchte  der  Seeversicherung}  von  A.  Seheabe«  — ^  Db  Sndt  Ia 
Nea-EnglAud,  ihr  Urspruag  and  ihre  agrarische  GruDdlaga,  von  M.  Andrevt.  «  üdber 
den  angeblich  grandherrlicben  Charakter  des  hAusindustrtetlen  Leinengewerbes  in  ScUAtiis 
und  die  Webemöle,  von  C*  OrünhAgeo.  —  etc. 

Zeitachrift  des  kgl.  bAjerischen  statistischen  Bureaus.  Redigiert  fon  (OEAgl^l 
C,  Basp  Jshrg.  XXV  (1893)  Kr.  4:  Die  ßevregang  der  Bevölkerttng  im  Kduifcreloll  Ba|«t 
während  des  Jfthrea  1899,  —  Die  Hauptergebnisse  der  tJaterrichtsstatisUk  In  KB.  BefWi 
für  das  Schuljahr  1891/99.  Referent:  (EegAss,)  Stelner.  —  Die  ttorbiditit  ia  dea  fiäl' 
Anstalten  Bajeras  während  des  Jahres  1899.  —  Statistik  der  aftaatlichaii  SllfluflA 
im  KR.  Bajero  fUr  das  Jahr  189 U  Referent:  (RsgAss.)  Steiner.  —  Naehvebufw 
über  den  Verkauf  von  Getreide  auf  den  bajerischen  Schraoneu  sowie  über  die  «rsisli* 
Durchs« hnittiprelse  für  das  KelenderJAhr  1893.  —  Jahresdurchschntttspreise  der  VlktBAp 
lien  an  verschiedeneu  Orten  BAyerne  fQr  das  J«hr  1899.  —  Qeburts*  and  8t*rUiikl4ttS' 
verkältoii  in  einer  Aoiahl  bayerischer  Städte  im  4.   Vierte^Ahre  189S. 
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vm. 

Depositenbildung  in  England  und  in 
Deutechland. 

Von 

O.  Qlauert. 

Die  geschichtlichen  Rücl^blicke  auf  die  grofie  Entwickelung  den 
Bankwesens  in  Deutschland  während  der  letzten  Jahrzehnte  und  auch 
die  hier  und  da  an  die  Oeffentlichkeit  tretenden  Anregungen  zu  frucht- 
tragender Umgestaltung  yerbesserungsfähiger  Zust&nde  pflegen  in  wissen- 
schaftlichen Darstellungen  sowohl  wie  in  den  fachmännischen  Erör- 
terungen der  Presse  von  Beispielen  und  Vergleichen  mit  den  englischen 
Einrichtungen  begleitet  zu  sein.  Dieser  Weg  der  Parallele  wird  auch 
in  einer  Abhandlung  „Unser  Depositengelder-System  und  seine  Ge- 
fahren^' *)  beschritten  und  ein  „Vorschlag  zur  Abhilfe^  darin  yorgelogt, 
der  nichts  Geringeres  anstrebt,  als  die  Gründung  einer  großen  „einheit- 
lichen Depositenbank'^  unter  Staatsaufsicht,  deren  Filialen  über  ganz 
Deutschland  sich  ausbreiten,  um  verzinsliche  Depositengelder  zu  sammeln. 
Das  aus  Privatmitteln  aufeubringende  Kapital  soll  &d  Millionen  Mark 
betragen,  wovon  25  Proz.  eingezahlt  wenlen,  während  76  Proz.  zu 
Gunsten  der  Depositeneinleger  nachschußpflichtig  bleiben.  Nach 
strengen  Grundsätzen  wird  eine  solide,  geordnete  Verwaltung  der 
verzinslichen  Gelder  statutarisch  festgelegt.  Mit  der  Reichsbank  ist 
ein  enger  Verkehr  geplant,  nicht  nur  durch  Ueberlassung  der  beträcht- 
lichen Barbestände  als  Giroguthaben,  sondern  sie  soll  auch  durch 
Uebernahme  von  Einzahlungen  und  Auszahlungen  an  Orten,  wo  die 
Depositenbank  keine  Niederlassungen  hat,  die  letztere  gewissermaßen 
ergänzen.  Beide  Banken,  die  Beichsbank  als  übergeordnetes  Institut 
gedacht,  treten  für  die  Erhaltung  und  Unterstützung  des  Geldumlaufe 
ein 

Der  Gedanke  hat  manches  Bestechende,  und  da  gewichtige 
Stimmen  ihm  Geneigtheit  zuwenden,  mag  eine  Besprechung  des  bis- 


1)  Cmsat   Strans,  Unser   Depositongelder-System    und   seine    Gefiüiren.     Frankfurt 
a.  Main  1898. 
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herigen   EDtwickelungsgaDges  der    DepositeobilduDg    in   England 
Deutschland  und  ihre  Eiowirkung  auf  die  Gesamtwirtschaft  des  Landes' 
aügebracbt  erscheiüen. 

Der  wirtschaftliche  Wert  der  englischen  Depositen baoken  pflegt 
auf  der  Gmodlage  einer  tod  Statistikern  periodisch  veröffentlicbten 
Zahl  eingeschätzt  zu  werdeo.  Es  ist  die  Höhe  der  in  der  Verwaltung 
von  öffentlichen  Gesellschaften  befindlichen  Depositenkapiint'--  ^e  fiUr 
Ende  Juoi  des  Jahres  1893    vom  Economist  auf  67U— <>-  )0  £ 

einschließlich  der  Depositen  der  Bank  vod  Eoglaud  (ca.  d^LHjUiXJO  tf 
angegeben  wird  ^ ).     Ihre  Bedeutung  wird  dahin  erläutert,  daß  esjia^ 
gigantische    Leistung    eines    Banksystems   darstelle,     BarresennadHH 
solchem  Umfatige,  die  brach   lagen,  gesammelt  und   zu   prodokMI^^ 
Thatigkeit  Kurückgefübrt  zu  haben.  —In  der  That  ist  die  Ziffer  Siauoea 
zu  erregen  geeignet,  zugleich  aber  auch  einiges  Mißtrauen,    wenn 
wogen  wird,   daß  der  gesamte  englische  Seehandel,  Einfuhr^   ÄusJuh 
und  Durchgaijj^sverkehr  zusammengeüommen,  sich  auf  nicht  mehr 
700 — 750  Millionen  £  im  Jahre  beläuft.     Ist  schon  hieraus    und  aut" 
den  Schätzungen   des  Wtchselumlaufs^)   zu  schließen,  daß  der  bloßen 
Uandelstbätigkeit  derartige  Reservekapitalien  nicht  entstammen  köoneft, 
so  ergiebt  sich  andererseits  aus  der  Thatsache,   daß  jeder  PrivatmaDo 
in  England  ein  Bankkonto  zu  hatten  pflegt,  daß  die  Barreservt!n  auch 
Spargelder  einschlitßen ;   es   wird   auf  letztere  noch  zu  rück  zukommen 
sein.    Prüft  man   die  englischen  Angaben   weiterhin  etwas  nähere  iu 
zeigt   sich   nach   zwei   Richtungen   die  Notwendigkeit  eines  allerdiags 
ziffermäßig  nicht  feststellbaren  Abstriches,  um  einen  Vergleich  mit  deö 
Depositen   in  Deutschland  anstellen  zu  können.    Ein  Angriüspunkt  isi 
darin   gegeben,  daß  das  Lombardgeschäft  in  England  anders  geMltet 
ist.     Die   bei   uns  üblichen    Zu-  und  Abschreibungen,  Geldentnahmeo 
und  Rückzahlungen  auf  dem  einmal  erötfuelen  Lombardkooto  (Lombarti* 
Pfandiichein)  nach  Belieben    sind  in  England   nicht  gebräucblieb;  der 
Dalu  lehnsnehmer  in  Englaud  kann  auf  einen  entnommenen  und  seinem 
drawing    account    zugeschriebenen   Vorschuß   wobl   Teürückzahlnogn 
macheu,  hat  er  aber  wiederum  einen  neuen  Teilvorschuß  nötig,  so  mflt 
die   noch   rückständige  Schuld   des  ersten  Vorschusses  beglichen  und 
ein    neuer    zweiter   Vorschuß   erbeten   werden,   für  den    die   gleiche 
Förmlichkeiten  wie  beim  ersten  zu  erfüllen  sind.    Die  englischen 
leute   pflegen   deshalb  Rückzahlungen   nur  dann  zu  leisten,  wcud  sitl 
sicher  sind,   des  Vorschusses  nicht  mehr  zu  bedürfen,  wie  auch  sdmi 
bei  Entnahme  eines  Lombarddarlebens  den  etwaigen  weiteren  G« 
darf  in    naher  Zukunft  mitzuberücksichtigen.    Das  solchergestalt^ 
mehrte  Depositenguthaben  ist  ein  künstliches,  ein  erzwiingenes,  tfs  winl^ 
dem  Betriebskapital   des   Kaufmanns  entzogen.    Zum  Anderen  ist  dit 
Höhe  der   englischen    Depositen    aus  den   herrschenden  Auffassungen 
über   eine  good  balance  zu  erklären.     Die  englischen  DepositenbaQkeo 
haben   es   vortrefflich   verstanden,  den  Handelsstand   zum  Hallm  VW 


1}  EcooomiBt  ▼,  17.  Febr.   189i,  S.  36. 
t)  B.  weiterhiti. 
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Barreserven  zu  erzieheD,  deren  Höhe  unsere  AnforderuogeD  ganz  be- 
trächtlich übersteigt.  So  hat  die  Bank  von  England  den  Grundsatz 
aufgestellt^),  ^^^  die  Führung  eioes  Kontos  für  sie  nur  dann  lohnend 
sei,  wenn  die  Zahl  der  io  einem  Jahre  gezogenen  Checks,  multipliziert 
mit  6''  per  Stück,  dem  Zinsbeträge  des  Mindestguthabens  gleich  sei. 
Bilt  ein  Kunde  500  i?,  so  erachtet  es  die  Bank  für  nutig,  100  £  als 
unbeschäftigt  anzusehen.  Die  verbleibenden  4(J<j  iP,  zu  3  Proz.  ge- 
rechnet, geben  12  £  Zinsen  jährlich.  Sind  nun  im  Jahre  480  Checks 
dem  Konto  zu  belasten^  so  wird  das  Guthaben  als  ausreichend  be- 
trachtet, denn  480  Stück  zu  6**  sind  12  £.  Ist  der  Checkverkehr 
stärker,  so  muß  auch  das  Guthaben  entsprechend  größer  sein.  Für 
Konten,  aus  denen  ihr  nicht  wenigstens  einige  hundert  £  zur  Ver- 
fügung stehen,  hat  sie  überhaupt  wenig  Interesse.  Die  Reichsbank 
fordert  von  Kaufleuten  oft  nur  1000  M.  als  Mindestguthaben;  sie  ist 
weit  entfernt  davon,  auch  nur  annähernd  so  große  Ansprüche  wie  die 
Bank  von  England  zu  stellen.  Die  Anzahl  der  bei  der  Reichshaupt- 
bank geführten  Girokonten  wird  auf  1192  ara  Schlüsse  des  Jahres  1893 
angegeben,  der  Betrag  des  Giroguthabens  mit  76  405900  M.;  das  er- 
giebt  einen  Durchschnittsbetrag  von  64000  M.  für  ein  Konto,  Bei  der 
Bank  von  England  ibt  für  Ende  1886  die  Anzahl  der  Konten  mit  un- 
gefähr 50O0*)  bezeichnet,  was  bei  einem  Stande  der  Privatguthaben 
Ende  1893  von  ca.  30000(X)0  £  im  Durchschnitt  für  ein  Konto 
tKXK)  £  oder  1200(X>  M.  ergiebt  —  es  darf  angenommen  werden,  daß 
die  Anzahl  der  Konten  bei  der  Bank  von  England  namhafter  Ver- 
änderung nicht  unterlegen  hat,  wäJirend  der  gegen  1886  höhere 
Depositenbetrag  auf  der  Vermehrung  der  Guthaben  der  Depositen- 
banken beruht.  Werden  nun  die  englischen  Anforderungen  an  das 
Mindeslguthaben  auf  den  Stand  in  Deutschland  gebracht  nach  dem 
ermittelten  Verhältnis  von  120ÜÜ0  zu  64Ö0(J,  so  stellt  sich  die  Ziffer 
der  Privatdepositen  der  Bank  von  England  auf  16000000  £.  Im  ge- 
samten Verkehr  der  Reichsbank  im  ganzen  Reich  war  das  Dorch- 
schnittsguthaben  eines  Girokontos  Ende  1893  24000  M.  (10441  Konten 
im  Betrage  von  249  766000  M).  Eine  einschlägige  Statistik  von  Joint 
Stock-Banken  steht  nicht  zu  Gebote,  Es  wird  aber  außer  aller  Frage 
sein,  daß  der  Durehschnittöbetrag  ihrer  Guthaben  denjenigen,  z.  B* 
der  Deutschen  Bank  in  Berlin,  die  sich  daselbst  wohl  au  erster  Stelle 
mit  der  Pflege  des  Depositen  Verkehrs  befaßt,  um  ein  Vielfaches  über- 
steigt. Der  Verwaltungsbericht  der  Deutschen  Bank  für  1892  läßt 
aus  1Ö32Ö  Konten  und  42  852  000  M.  Guthaben  einen  Durchschnitt  von 
2800  M.  berechnen. 

Die  englische  Entwickeluug  ist  dahin  zu  umschreiben,  daß  dort 
den  Einzelwirtschaften  erheblich  größere  Betriebskapitalien  behufs 
Depositenbildung  entzogen  werden  als  hier.  Die  unfreiwillig  hinge- 
gebenen Betriebsmittel  müssen  durch  vermehrte  Anleihen,  durch 
Wechseldiskontierungen,  Vorschüsse  u.  s.  w.  von  den  Banken  wieder 
entnommen    werden,    womit    naturgemäß    für    die    Deponenten    eine 


1)  Hioko^t  PHadples  of  Banking,  London  1887,  8.  ÜT* 
t)  EbwidAMlbflt  8.  ISO, 
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Steigerung  der  Betriebskosten  verbunden  ist*  Die  im  Wesen  dei  !  _  ^ 
siten-  und  Checkverkehrs  theoretisch  begründeten  einzel^rirtschaflUdll" 
Vorteile  durch  Beseitigung  der  mit  der  eigenen  Führung  der  Kukq- 
gesehäfte  verknüpften  Mühewaltung,  Gefahr  und  Kosten  werden  ht 
England  in  Wirklichkeit  zu  einem  beträchtlichen  Grade  durch  die  m 
den  Depositenbanken  für  die  Uebernahme  der  Kassiererstelle  iu  dieav 
oder  jener  Form  beanspruchten  hohen  Leistungen  aufgewogen.  Die 
auf  das  Mindestguthabeo  gewährte  Zinsvergütung  bleibt  naturgeiDfÜ 
hinter  den  Gewiiinsten  zurück,  die  pro  rata  aus  dem  laufeud 
Schaft  erzielt  werden.  Zu  diesen  Lasten  tritt  eine  andere,  die 
jähen  Störungen  und  Beunruhigungen  hervorgeht,  denen  das  Gc 
leben  durch  die  Häuägkeit  der  Diskoutveränderungen  und  der 
Diskontsätze  der  Bank  von  Englatid  uaterworfen  ist.  Die  Anzahl  im 
Veränderungen  des  Zinssatzes  betrug  in  den  Jahren 
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sasummeii  io  EngUnd  102,     in  Deittschluid  37, 

ist  also  dort   fast  dreimal  größer  als  hier.    Noch   angünstiger 
das  Bild,  wenn  die  ßankdiskontsätze  von  6  Proz.  einander  gegenObor- 
ges teilt   werden.    Seit  dem  Besteben   der  Reichsbank^   von 
Ende  1893,  ist  ein  Zinssatz  von  6  Proz.  zu  verzeichnen 

io  England 

1878        ▼om  14    Oktober      hU  2L  Norember  wibrend  39  T^g« 

1882  „     80.  Januar  ^^     23.  Febraar  ,«  98      ^, 

1889/90     „     80.  Daiember    ,«     20.         „  ,,  53      „ 

1890  „       1,  NoTtttnber    „       4.         ,,  ,*  «8      « 


zuiatDtDMi  liS  T«ft 
in  Doatsohland 
1876  vom  8.  Januar    bis  18,  Januar     wihrend  16  Ta|^n 


1882 


1.  Febmar 


17.  Februar 


17 


zatammen  33  Tag«. 


Es  wird  nunmehr  darzulegen  sein,  welche  Einflasse  bei  der  P«it* 
Setzung  des  Geldleihwertes  in  England  obwalten  und  welchen  Anteil 
die  Depositenbauken  daran  haben.  Der  Economist  liefert  dazu  8eto 
schätzenswertes  Material,  worin  sich  Jahr  für  Jahr  die  Klage  über 
die  fehlende  Einheitlichkeit  in  der  Diskontopolitik  wiederholt  Die  » 
immer  größerem  Machtbesitz  gelangenden  Depositenbanken  Verfolges 
ihre  Souderinteressen  in  ähnlicher  Weise  wie  vor  1844  die  Proviniial- 
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tenbankeD     darch   schrankenlose  Noteoausgabe   und    die  Bank  von 
Sngland  ist  nahezu  machtloB  dagegen.    Es  erscheint  nützlich,  an    der 
Hand    einiger   Jahresberichte  des  Economist   den   thatsächlichen    Er- 
eignissen nachzugehen. 

In  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1888  war  die  Bank  von  England 
den  Diskontsätzen  des  offenen  Marktes  bis  auf  2  Proz.  gefolgt,  als  in- 
folge von  Goldentnahmen  für  das  Ausland  es  in  der  zweiten  Mai- 
woche nötig  wurde,  die  Bankrate  auf  3  Proz.  zu  erhöhen.  Die  be- 
absichtigte Wirkung,  die  Bankreserven  zu  stärken,  wurde  nur  teilweise 
Bleicht,  da  die  Marktsätee  sich  in  entgegengesetzter  Richtung  be- 
Mregteo.  Deshalb  ging  die  Bank  Anfang  Juni  schon  wieder  auf  2Vi  Proz, 
pturück,  welchen  Satz  sie  bis  Anfang  August  beibehielt  In  der 
Zwischenzeit  fanden  größere  Gold  entnahmen,  meist  für  Südamerika, 
statt  und  es  wurden  iSchritte  zum  Schutze  des  Metallbestandes  der 
Bank  nötig.  Der  Zinsfuß  wurde  auf  3  Proz.  gesetzt,  Mitte  September 
auf  4  Froz.  und  Anfang  Oktober  auf  5  Proz.  Obwohl  die  Notwendig- 
keit dieser  allmählichen  Steigerung  zu  Tage  lag,  versagte  der  offene 
Markt  der  führenden  Bank  vollständig  jede  Unterstützung  und  es  war 
sogar  einmal  der  Marktsatz  für  beste  3 -Monatswechsel  nicht  weniger 
als  2  Proz,  unter  dem  Satze  der  Bank  von  England.  Die  Folge  war, 
daß  da»  Gold  beständig  dahin  schwand  und  um  die  Mitte  November 
war  der  Rankbesitz  an  Münzen  und  Barren  unter  18^/,  Millionen  £, 
dem  niedrigsten  Betrage  seit  mehr  als  20  Jahren!  Diese  Lage  ließ 
die  Bank  zu  dem  Auskunftsmittel  greifen,  im  offenen  Markte  große 
Lombarddarlehen  gegen  Hingabe  von  Konsols  aufzunehmen,  um  auf 
diese  Weise  die  Beschäftigung  suchenden  und  den  Markt  drückenden 
Depositengelder  zu  vermindern.  Es  gelang,  dadurch  den  Marktsatz 
dem  Banksatze  etwas  näher  zu  bringen.  Dennoch  war  es  der  Bank 
nicht  möglich,  den  5  Proz,-Satz  wirklich  wirksam  zu  machen.  Während 
des  größeren  Teils  des  Jahres  waren  Bank  und  Markt  in  fortgesetztem 
Zwiespalt.  Die  Bank  war  bestrebt,  eine  angemessene  Barreserve  zu 
halten,  der  Markt  war  unermüdlich,  ihre  Anstrengunfjen  zu  durch- 
kreuzen. Ende  September  1889  hält  die  Bank  von  England  schon 
wieder  einen  Zinssatz  von  5  Proz.  und  da  er  in  keinem  Verhältnis  zu 
der  Geldflüssigkeit  des  offenen  Marktes  steht,  bleibt  die  erwartete 
günstigere  Wendung  der  ausländischen  Wechselkurse  aus.  Der  Geld* 
ausgang  setzt  sich  fort  und  die  Bankdirektoren  sind  dadurch  genötigt, 
ihre  Rate  in  den  letzten  Tagen  des  Dezembers  auf  6  Proz,  zu  erhöhen, 
—  „Sollen  ernste  Störungen  vermieden  werden",  erklärt  der  Economist, 
„fio  muß  eins  von  drei  Dingen  geschehen:  entweder  1)  muß  die  Bank 
von  England  danach  sehen,  sich  mehr  Gewicht  im  Markte  zu  ver- 
schaffen dadurch,  daß  sie  Zinsen  auf  Depositen  gewährt  —  um  damit 
diejenigen  Gelder  an  sich  zu  ziehen,  die  jetzt  im  Wettbewerb  gegen 
sie  Verwendung  finden  —  und  thätiger  im  Wechseldiskontgeschäft  vor- 
geht; oder  2)  die  Joint  Stock-Banken  selbst  müssen  größere  Reserven 
halten;  oder  3)  sie  müssen  der  Bank  von  England  größere  loyale 
Unterstützung  gewähren  zur  Erhaltung  der  Barreserve,  auf  die  sie 
sich   verlassen.    Und  sonst  mag  etwas  Gutes  gethan  werden,  wenn 
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den  Joint  Stock-Banken  auferlegt  würde,  wöchentliche  Aosweisa  \ 
veröflFentlichen,*'die  u.  a.  je  besonders  die  Beträge  ihrer  eigenen  Kasno* 
bestände  und  ihre  Guthaben  bei  der  Bank  von  England  angeben. 
Geschähe  das,  dann  würde  das  Publikum  bald  sehen,  auf  welcher 
schmalen  Geldbasis  die  Banken  thätig  sind  und  es  würde  aof  mt 
Vergrößerung  bestehen*" 

Die  Störungen,  die  der  Eeonomist  befürchtet  hatte,  traten  «chon 
ein  Jahr  später,  im  November  1890,  ein,  als  die  Barings  in  die  La^e 
versetzt  waren,  ihre  Thüren  zu  schließen.  Dank  der  Initiative  da 
damaligen  Gouverneurs  der  Bank  von  England  und  Rotbschild'^cher 
Vermittelung  konnte  die  Bank  ihre  Reserven  um  4*/,  Mill  £  durch 
Anleihen  in  Paris  und  Petersburg  verstärken,  und  eine  Panik  ver- 
mieden  werden,  die  ähnliche  zerstörende  Wirkungen  berbeigefObrt 
haben  würde,  wie  die  Zahlungseinstellung  von  Overend  Guroey  &  Co.  im 
Jahre  1866  —  der  ganze  Vorgang  aber  bildet  eine  Selbstkritik  d«^ 
englischen  Bankwesens,  wie  sie  nach  den  vielen  lehrreichen  ErfahruDges 
der  Bankseschichte  beschämender  kaum  gedacht  werden  kann.  Im 
Jahre  1866  bot  die  französische  Regierung  der  Bank  von  England 
ein  Darlehen  der  Bank  von  Frankreich  an,  allein  damals  sehdiit 
der  Nationalstolz  sich  gegen  einen  solchen  Schritt  aufgelehat  la 
haben  *). 

Die  Barreserven,  die  die  Privatbanken  halten,  befinden  sich  bei 
der  Bank  von  England,  und  wenn  deren  Reserve  verglichen  wird  mit 
der  Summe  der  Wechsel  und  Checks,  die  durch  daa  Clearingboose 
gehen,  so  ist  das  Ergebnis  überraschend. 


Darcbscbntttireserre  der 

ClMringbous«- 

Bank  von  En^lRnd 

UmsAU 

ISfO 

13  683  000     £ 

7  801  048  000 

1885 

15137000     ,» 

5  $11071000 

1880 

16015000     ,f 

5  7Q4  338  000 

187fi 

II  577  000      „ 

5  685  793  000 

1870 

13400000    „ 

3914220000 

Es  wird   nicht  die  Forderung   erhoben,   daß  jeder  Zanabme 
Menge   der  Wechsel  und  Checks  eine  Zunahme  der  Barreserve  iBt*" 
sprechen   müsse.    Diese   Zahlen   zeigen  jedoch   zur  Genüge,  daß  der 
Aufbau  des  Kredits  weit  außer  Verhältnis  der  Barmittel,   auf  deDeo 
er  ruht,  zugenommen  hat* 

Während  des  ganzen  Jahres  1891  waren  die  bestimmendeii  Ein* 
flttsse  auf  die  Diskontopolitik  wiederum  die  internationaleil  'Goldbe- 
wegungen, Sobald  nur  irgendwelche  Zufuhren  in  Sicht  waren«  gabes 
die  Marktsätze  rapide  nach,  die  Bank  von  England  hatte  zu 
um  nach  kurzer  Zeit  von  neuem  zur  Erhöhung  des  Zinssatzes 
zu  müssen,  wenn  Goldentnahmen  sich  zeigten*  Die  Anzahl 
kontveränderungen  belief  sich  auf  12! 

Der  durch  alle  Ausführungen   über  das  Fallen   und  Steigen  dö 
Zinsfußes  in  England  sich   ziehende  Faden   knüpft  sich  an   die  £^^ 


1)  Max  Wirth,  Oesch.  d*  H4Bd«lBkHs6ii,  FriLtikIhrl  m,  E.   1885,  B.  40S. 
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metallbewegriiüpfen.  Der  hierbei  sich  vollziehende  Vorgranc:  findet  seine 
natürliche  Erklärung  in  detn  Ümsfande,  daß  England  als  Hauptträ^er 
des  Handels  nach  seinen  goldf?ewinnenden  Kolonien  in  Australien,  in 
Südafrika  u.  a.  per  saldo  ununterbrochen  Goldzufuhren  empfänj^t,  die 
zur  Befriedi^npr  engrlischer  Schuldverpflichtungen  und  sonstigen  aus- 
ländischen Bedarfs  wieder  ab^e^jt-ben  werden  müssen.  Die  größere 
oder  gerinjrere  Gelegenheit»  ausländische  Zahluncjsforderuniren  an  Enj?- 
land  in  Goldbezüere  umzuwandeln,  ist  bedingt  durch  den  Stand  der 
Wechselkurse  und  einzig  und  allein  der  geringe  Einfluß,  den  die  Bank 
von  England  auf  sie  ausruüben  imstande  ist,  verursacht  es,  daß  die 
den  „eisernen**  Goldbestand  überschreitenden  Entnahmen  so  häufig 
erst  dann  aufhören,  nachdem  längere  Zeit  ein  sehr  hoher  Zinsfuß  in 
Anwendung  gebracht  oder  der  im  oflFenen  Markte  vorhandene  unlieb- 
same Geldüberfluß  durch  fingierte  und  kostspielige  Lombardierunö^en 
beseitigt  worden  ist.  Eine  von  der  Bank  von  England  nach  geschehener 
unliebsamer  Goldentnahme  beschlossene  Diskonterhöhung  soll  unter 
Drehung  der  Wechselkurse  zunächst  dahin  wirken,  die  ausländischen 
Entnahmen  der  regelmäßigen  Goldzufuhren  am  Londoner  Markte  zu 
erschweren.  Diese  Goldsendungen  werden  in  der  Regel  der  Bank  von 
England  zugeführt  und  soweit  sie  zugleich  zur  Tilgun^r  von  Vorschössen 
dienen,  die  sie  selbst  gewährt  hat,  können  dadurch  ihre  Bestrebungen 
OÄch  Festhaltüng  des  Goldes  unterstützt  werden.  Kommt  dagegen 
die  Valuta  der  Goldeingänge  in  Gestalt  vermehrter  Depositen  dem 
offenen  Markte  zu  gute,  so  drückt  das  vermehrte  Angebot  auf  den 
Marktzinssatz  und  wenn  vorher  die  allgemeine  Laare  des  Marktes 
keinerlei  Erhöhung  gerechtfertigt  hatte,  so  erklärt  sich  daraus  eine 
der  Beweguner  des  Zinssatzes  der  Bank  von  England  entgegengesetzte 
im  offenen  Markte,  folglich  auch  der  andauernde  ungünstige  Stand 
der  ausländischen  Wechselkurse,  und  soweit  der  Mißerfolg  der  Dis- 
konterhöhung der  Bank  von  England  überhaupt.  Im  übrigen  ercheint 
es  vom  Standpunkte  der  Depositenbanken  als  ein  Gebot  der  Vorsicht, 
wenn  sie  den  Zinserböhungen  der  Bank  von  England  zögernd  oder 
gar  nicht  folgen,  weil  sie  hei  gesteigerten  Diskontsätzen  nicht  umgehen 
können,  die  auf  ihre  Depositen  zu  gewährende  Zinsvergütung  ent- 
sprechend zu  vermehren.  Höhere  Zinsen  wiederum  erzeugen  eine 
Vermehrung  der  Depositen*  Die  Last  der  aufzubringenden  Vergütung 
zwingt  zu  vermehrtem  Angebot  auf  dem  Anlageraarkt  und  macht  es 
aomöglich,  zu  gleicher  Zeit  einen  höheren  Diskontsatz  aufrecht  zu  er- 
halten, unter  deesen  Geltung  die  Nachfrage  sich  einschränkt. 

Die  Klagen  Ober  die  Bank  von  England  und  ihre  Organisation 
sind  alt.  Die  fehlerhafte  bankeresetzliche  Regelung  der  Notenausgabe^ 
der  beständige  Wechsel  der  Bankleitung,  die  außerordentlich  unbe- 
deutende Anteilnahme  am  Wechseldiskontgeschäft,  die  geringe  Fühlung 
mit  dem  ganzen,  gewaltig  pulsierenden  Wirtschaftsleben  des  Landes 
die  nur  einmal  wöchentlich  beliebten  Entschließungen  über  Diskont- 
veränderungen sind  viel  erörtert  worden.  Bei  dem  letzteren  Punkte 
wird  die  Erinneruug  an  jene  ambulanten  Banken  geweckt,  die  in 
kleinen  Landstädten  Englands  nur  1 — 2  Tage  in  der  Woche  ihre  Ge- 
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Bchäfte  betreiben  ^).  Die  AbgeschlosBenbeit  und  Einseitigkeit  der 
Bank  von  England  sind  jedoch  keineswegs  allein  scbold  an  dem 
Stande  der  Dinge,  sondern  sie  sind  typisch  für  das  englische  Bank- 
wesen überhaupt.  Die  geschichtliche  Entwickelung  hat  Depositen* 
und  Notenbanken,  Oberseeiscbe  und  Emissionsbanken,  roercbantl)aQken, 
Eflektenhändler  und  Diskonthäuser  hervorgebracht,  also  eine  slreoge 
Arbeitsteilung  im  Bankgewerbe  gefördert,  die  aber!^  so  hervorragende 
Leistungen  im  einzelnen  sie  aufzuweisen  hat,  des  Sammelpunktes  ent-j 
behrt,  der  die  Ergebnisse  der  Einzelthätigkeit  aufzunehmen,  das 
bahren  der  einzelnen  Glieder  zu  beeinflussen,  zu  leiten  hat  DieBaak^ 
von  England  bietet  keine  Verkehrseinrichtungen,  deren  BeoutjEung  be- 
sonders  für  die  Depositenbanken  zwingend  wäre,  und  die  eiaen  Drock 
auf  sie  zuließen.  Die  Landesbank  bescheidet  sich  damit,  in  ihrem 
banking  department  die  gleichen  Geschäfte  zu  betreiben,  wie  dk 
Depositenbanken.  Die  geschäftlichen  Beziehungen  der  letzteren  in 
der  ersteren  sind  beschränkt  auf  den  Depositenverkehn  Nur  aoweii 
es  sich  um  das  Halten  eines  drawing  account  bei  ihr  handelt,  das  im 
wesentlichen  den  Ausgleichungen  aus  dem  Clearinghouseverkehr  dient, 
ist  die  Bank  von  England  die  Bank  der  Banken. 

Die  Londoner  Joint  Stock-Banken  sind  frühzeitig  dabin  gedr&ngt 
worden,  auf  eigenen  Füßen  zu  stehen.    Ihre  Entstehung   war  ein  Er- 
gebnis der  üeberlegung,    die   im   Depositen  verkehr    mehr   Sicherheit 
schaffen  wollte,  ihre  Stellung  zu  der  Bank  von  England  die  der  Wett- 
bewerberinnen,   Sollte  also  den   Deponenten   die  Sicherheit  der  Ein- 
lagen durch  die   selbständige  Stellung  der  Banken   gewährleistet  wer-  j 
den,   so   hielt  man  lieber  Ordnung  im   eigenen  Hause   und   rischnetaJ 
nicht  auf  die  Hilfe   der  Bank   von  England,  deren  Kreise  nach  Auf-" 
hebung   des  Monopols  gestürt  waren.     Bis  zum  Jahre   1834  war  dif 
Bank   von  England   die  einzige  Joint  Stock-Bank   in  London   und  im 
Umkreise  von  130  Meilen  Durchmesser.    Neben  ihr  betrieben  bis  da- 
hin Depositengeschäfte   eine  groBe  Anzahl  angesehener  Privatbank^ 
aus  nicht   mehr  als  6  Teilhabern   bestehend,  die  als   die  Nachfolger    y 
der  alten  Goldschmiede  anzusehen  sind,  welche  zuerst  in  England  milfl 
Depositengeschäften   sich   befaßten.    Auch   auf  dem  Laude   waren  die™ 
Privatbanken  zahlreich,  aber  minder  zuverlässig;  die  Krisen  im  knfm% 
des  Jahrhunderts  hatten  gewaltig  damit  aufgeräumt.    Vom  Jahre  181J  i 
bis  1816  stellten  240  Landbanken  ihre  Zahlungen   ein,   von  Ende  deel 
Jahres  1825  ab  binnen    6  Wochen  70^)1    In  beiden  Perioden  hiUeii 
die  schottischen  Joint  Stock*Banken  sich  außerordentlich  gut  bewikit 
Es  wurde  als  wünschenswert   empfunden,   auch   in  England   dereo  £Q 
besitzen  und  eine  Bankakte  vom  Jahre   1826  regte  zur  Gründang  lOi 
zunächst  zwar  nur  auf  dem  Lande,  denn  innerhalb  Londons   und  da 
erwähnten  Umkreises  stand  das  Privilegium   der  Bank   von  Englaod 
entgegen.     Dessen    Ablauf  im  Jahre   1833  brachte  auch   für   London 
die  Bankfreiheit  mit  der  Ausnahme   des  Bechts   der  Notenauagabe, 


1)  R.  H.  lcf(lb  PftlgTAre,  The    progroM  of  banking,  Banken  Mafasiiie,  Pebr,  lIKk 
S)  £EiC7clot>atciU  BriUnnica,  d.  Ed.,  III  Vol.,  Ediiigbiirfh  187(,  8,  SSO. 
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welches  den  Country  Joint  Stock-Banken  nicht  benommen  war.  Im 
folgenden  Jahre  wurde  als  erete  die  London  und  Wesfniinster  Bank 
f^egründet,  die  80  ansehnliche  Ergebnisse  aufwies^  daß  bald  die  Bildung 
der  London  Joint  Stock -Bank  und  anderer  folgte*  Wenige  Jahre 
später  wurde  das  Bankwesen  wiederum  auf  die  Probe  gestellt  und 
manche  der  Joint  Stock-Banken  bestanden  nicht  Insbc^ondtTe  waren 
fiele  der  Banken  auf  dem  Lande  zur  Zahlungseinstellunir  gebracht 
worden,  weil  sie  einen  allzu  großen  Betrag  von  Noten  in  Umlauf  ge- 
setzt hatten.  Es  waren  dadurch  der  Bank  von  England  ähnliche 
Schwierigkeiten  bereitet  worden,  den  Abzug  ihrer  Metallvorräte  auf- 
zuhalten *X  wie  heute  seitens  der  Londoner  Depositenbanken.  Diese 
Vorfälle  fährten  zu  der  Kontingentierung  des  Notenumlaufs  durch  die 
Baokakte  von  1844  und  zu  der  Bestimmung,  daß  neu  zu  errichtende 
Joint  Stock- Banken  einen  Patentbrief  der  Krone  zu  erwirken 
hätten «). 

Die  ursprünglichste  Form  allen  Bankwesens,  die  Annahme  ver- 
zinslicher oder  nicht  verzinslicher  Gelder  und  deren  Ausleibung  auf 
persönliche  Sicherheit,  gegen  Untertage  oder  gegen  Wechsel  ist  im 
wesentlichen  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  voller  Reinheit  erhalten  ge- 
blieben. Die  noch  vorhandenen  Londoner  Privatbanken  wie  die  jüngeren 
Joint  Stock -Banken  betreiben  ihre  Geschäfte  innerhalb  desselben 
Rahmens.  Die  unendlich  vielseitige  Entwickelung  menschlicher  Thätig- 
keit  innerhalb  zweier  Jahrhunderte  ist  nicht  von  einer  Anpassung  der 
vorhandenen  Vermittler  des  Geld  Verkehrs  begleitet  gewesen,  sondern 
sie  hat  jedem  einzelnen  neu  entstehenden  Bedürfnisse  eine  besondere 
adäquate  Verkehrsform  gewährt.  Die  vielverzweigten  Beziehungen 
des  Erwerbslebens  setzen  jedoch  der  grundsätzlichen  Absch ließung 
eine  Grenze,  so  viele  Vorzüge  der  planmäßigen  Teilung  der  Arbeit 
auch  innewohnen.  Die  Londoner  Depositenbanken  empfanden  dies 
zuerst.  Es  war  von  alters  her  Brauch,  die  angekauften  Wechsel  nicht 
weiterzugeben,  sondern  im  eigenen  Portefeuille  ablaufen  zu  lassen. 
Brauchten  die  Banken  plötzlich  Barmittel,  so  mußten  sie  das  Wechsel- 
portefeuille als  festgelegte  Anlage  betrachten,  denn  bei  dem  Stand- 
puDkte,  den  die  Bank  von  England  ihnen  gegenüber  einnahm,  hatten 
sie  auf  wenig  Entgegenkommen  zu  rechnen.  Die  monatlichen  Aus- 
weise der  Ranken  geben  die  Wechselanlage  nicht  sämtlich  bekannt. 
Schließt  man  jedoch  von  denen «  die  diese  Angabe  machen,  auf  die 
übrigen,  so  erhält  man  für  Ende  1893  für  die  in  der  Anlage  bezeich- 
neten 8  Londoner  Banken  als  Wahrscheinlichkeitaziffer  13000000  iP, 
nämlich  ungefähr  V4  der  die  Discounts  and  Advances  begreifenden 
Summe.  Es  ist  weniger,  als  die  auf  Kündigung  ausgegebenen  Gelder 
ausmachen  und  etwa  15  Proz.  der  in  Verwaltung  befindlichen  Depo* 
siten.  Letztere  stellen  etwa  12'/^  Proz.  der  Totalsumme  der  Depo- 
aiieo  dar,  der  Wechselbestand   etwa  4  Proz.  des  gesamten  Wechsel* 


jn^ 


1)  Mu    Wifih,    Qtach.    d.    Handel skiisen.     Fmiikfiirt    m.    M.    1888.     88,  Ut,  iiS, 
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umkufs.     Die  Landbanken  sowie  diejcnipfeD  Londoner  Banken, 
auf   dem   Lande  Filialen    unterhalten,    verfügen    über  etwas  (?f 
Wechselbestande.     Der  Wechselhesitz  der  Bank  von  Encrland  wird  mit 
höchstens  6-6000000  iP  hinzuzurechnen  sein.    Nach  einer  SchAUang 
Pal^rave's  vom  Jahre  1870/71  war  damals  der  WechseJumlauf  in  Eng 
land  300—350  Mill   £  zu  einer  Zeit  ^   und  die  gleiche  Ziffer  ma 
anzunehmen  sein,  wenn  die  Wechselstempelerträge  der  letzten  Jahre  *| 
der  Berechnnnc:    zu  Grunde   gelegt   werden.    Die   Betrachtung  dif 
Zahlen  unter  Zuziehung  der  Angaben   über   die  den  Banken  «ur  Vor 
ffigung   stehenden  Mittel   führt    notwendig   zum  Beweise  der  geriog 
Pflege  des  Diskontgeschäftes.     Die  Entwickelung   i^t   gehemmt  dsreft^ 
das  herrschende  Isoliersystem.    Die  Bank  von  England  bezeugt  selblt 
durch    die   Feder   Hankey*s,   der    im  Jahre   1851/52  Gouverneur  wir 
und    über   ein   halbes   Jahrhundert   zu   ihren   Direktoren   s^htte,  daS 
Diskonten  die  wünschenswertesten  Anlagen  seien,  die  einzigen,  welche 
absolute  Verläßlichkeit  für   die  Rückkehr  der  Gelder   an   bestimmten 
Tagen  bieten.     Wenn  die  Bauk  auf   diesen  Geschäftszweig   ein  Drittel 
oder  die  Hälfte  ihrer  Depositengelder  verwendete,  so  würde  sie  damit 
erreichen  können,  daß  die  täglich  fällig  werdenden  Wechsel    eine  whr 
befriedigende  Kontrolle  für  die  Rückkehr  ausgeliehener  Gelder  ftlr  sie 
bilden.     Die  dauernde   Erhaltung  eines   grcißeren    Wechsel  besitzen  iüt 
aber  bei  der  Lage  der  Dinge  ausgeschlossen,   da   die  Bank    nicht  xa 
allen  Zeiten    einen  dem  Marktsatze  nahekommenden  Zinsfuß  aiifrechl- 
erhalten  kann.     Deshalb  wird  für  Wechseldiskontierungen  nur  ein  vofJ 
sichtig  bemessener  Betrag  offengehalten,  dessen  üeberschreitung  Dis-' 
kontoerhöhungen  im  Gefolge  hat 

Sind  hiernach  und  auch  aus  anderen  Gründen  Diskontgeachäft« 
der  Bank  von  England  wie  den  anderen  Londoner  Banken  nur  in  be- 
schränktem Umfange  genehm,  so  sind  es  desto  mehr  die  bequemeren 
Anlagen  in  Konsols  und  ähnlichen  Staatspapieren,  die  zwar  in  Q0^ 
malen  Zeiten  den  Vorzug  großer  Kursbeständigkeit  haben:  die  Schwa»» 
kungen  überschreiten  selten  '/g  Proz.  im  Jahr.  Bei  wirtschaftl 
Störungen  ist  der  Verkauf  aber  immer  von  Verlusten  begleitet 
in  der  jüngsten  Krisis,  der  Baring*schen,  litten  die  sichersten 
mit  den  anderen;  der  Verkauf  großer  Posten  Konsols  vor  dem 
bnich  war  alarmierend  M. 

Dem  Bedürfnis  noch  größerer  Pflege  des  Wechseldiskontgescbälttf 
über  die  von  den  Depositenhanken  gewährte  geringe  Befriedigung 
hinaus  ist  in  der  Hauptsache  durch  besondere  Institnte  genügt  worden 
durch  private  Diskonthäuser  und  durch  Diskontbanken,  die  wiedenuD 
zu  einem  wesentlichen  Teile  ihre  Geschäfte  mit  Unterstützung  der 
Depositenbanken  betreiben.  Die  letzteren,  statt  eine  ihrem  Gesch&ft»- 
betriebe  angemessene  wirkliche  Barreserve  zu  halten,  erachten  es  für 
erlaubt,   einen  Teil  dessen ,   was  sie  vielfach  in  ihren  Abschlüssen  als 

1)  NoUs  oa  B&nkinj^»  London  1873,  S,  36. 

«)  Stomps  on  ßiUs  öf  Exchanga  and  PromiBsory  Not«s  \%%\ß\  TUSSO  £,  litl/»^ 
665  031  £.   1870/71   764  093  £. 
8)  Ecooomiat  1691. 
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Barreserve  beKeichnen,  in  der  Weise  nutzbriDgend  zu  beschäftigen,  daß 
sie  in  die  Hände  von  Diskonthäusern  und  Börsenmaldem  gegen  geringere 
Zinsvergütung  gewisse  Beträge  legen,  die  je  nach  üebereinkunft  sofort  auf 
Ersuchen  oder  auf  kurze  Kündigung  rückzahlbar  sind.  Die  Depositen- 
banken gewinnen  durch  die  Bezeichnung  dieser  Anlagen  als  Kasse  oder 
als  money  at  call  den  Schein  zweifelloser  Zahlungsfähigkeit  —  die  Lon- 
don Joint  Stock-Bank  ist  die  einzige,  die  diese  Gelder  in  die  allgemeinen 
Anlagen  einschließt  — ,  sie  erreichen  die  größtmögliche  Ausnutzung 
ihrer  Mittel  und  sie  erlangen  zugleich  damit  den  Rückhalt,  den  die 
Bank  von  England  ihnen  versagt,  während  solche  Grelder  auf  diese 
d«B  Druck  ausüben,  dem  sie  sich  jenen  gegenüber  nicht  aussetzen 
wollte  oder  konnte.  Denn  da  die  moneys  at  call  bei  den  Wechsel- 
und  Börsenmaklern  naturgemäß  nicht  in  bar  vorhanden  sind,  sondern 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  Anlage  gefunden  haben,  so  wird  zu 
ihrer  Rückerstattung  in  letzter  Linie  immer  die  Bank  von  England  in 


Die  Londoner  Joint  Stook-Banken  am  81.  Desember  1893. 


Banks 

Namber 

of 
Omces 

Deposito 
at  Interent 
and  on 
Carrent 
Aoeoant 

Discounts 

and 
Advanees 

Cash  in 
band  and 

at  Bank 
of  England 

Money  at 

call  and 

on  sbort 

notice 

I.    pnrelj  Metropolitan: 

1.  London  &  Westminstar 

17 

27  118 

17025 

4417 

4731 

9.  Union 

II 

12  719 

6875 

2436 

2847 

3.  Glyn,  MUb,  Cuirie  &  Co. 

I 

10878 

5  495 

1347 

2172 

4.  London  Joint  Stock 

23 

13*13 

10348  *J 

2044 

•) 

5.  City 

14 

5917 

4  947 

914 

545 

6.  London  &  Sooth  Western 

99 

5625 

2981 

875 

388 

7.  Oonsoüdated 

12 

3132 

2886 

510 

348 

S.  Martin'» 

9 

1940 

1 107 

415 

568 

_J»6 

8054a 

__5J664 

_"  158_J 

11599 

U.  with  CountryBranches: 

1.  National  Provineial 

170 

41890 

23487 

5080 

2922 

9.  London  &  Connty 

176 

33887 

20127 

4904 

2646 

3.  Lloyds 

186 

24180 

15202 

3223 

2312 

4.  Capital  &  Connties 

167 

"375 

6535 

I  267 

1715 

5.  Williams,  and  Manf.  &  Sal 

S9 

9957 

6666 

1387 

929 

6.  London  &  Midland 

106 

9  160 

6484 

1446 

780 

7.  Parr's  &  Alliance 

62 

10  361 

7  337 

1773 

1951 

8.  London  &  Provineial 

130 

6783 

4817 

732 

100 

9.  Prescott,  Dimsdale  &  Co. 

3 

3700 

2519 

552 

294 

1059 

151293 

93174 

20364 

13649 

(nach  dena 

i  Economj 

»t  V.  177s. 

1894.) 

1)  Einscbliefslicb  money  at  calL 

2)  Eingeschlossen  in  disconnts  and  advanees. 
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Anspruch  genommen.  Die  beige^ebene  Tabelle  macht  erskbtlich, 
welchen  Umfang  diese  Gelder  in  ihrer  Gesamtheit  und  im  eSBMlMB 
bei  den  größten  der  Joint  Stock- Banken  in  London  erreicht  habe»« 
Ihre  Vergleich UDg  mit  den  der  Bank  von  England  zu  Gebote  stehendes 
Reserven  legt  die  Befürchtung  der  Unzulänglichkeit  der  letzterem  lliha. 
Gerät  ein  solches  Diskonthaus,  wie  im  Jahre  1866  die  Ftnoen 
Overend  Gurncy  &  Co.,  ins  Wanken,  so  ist  die  Reserve  bald  erscfaJVpft^ 
da  die  Bank  berechtigten  Anforderungen  zu  entsprechen  nicht  ver- 
sagen kann.  Der  bezeichnete  Fall  gab  schon  damals  dem  EcoDomtst 
Anlaß,  die  Haltung  größerer  Reserven  seitens  der  Bank  von  Fnglasd 
zu  fordern  und  einige  Jahre  später  wurde  der  Gedanke  in  den  Tags- 
Zeitungen  verbreitert  und  vom  Economist  von  neuem  erörtert*).  Alsj 
Handhabe  für  die  Begründung  dieser  Forderung  dienten  die  Guthaben  der 
Depositenbanken  bei  der  Bank  von  England,  indem  aus  deren  Figeo- 
Schaft  als  Barreserven  der  Grundsatz  entwickelt  wurde^  daß  auch  die  1 
Bank  von  England  sie  als  solche  behandeln  müsse.  Diese  Gdder 
würden  behufs  steter  Zahlungsfähigkeit  unbeschäftigt  gelassen  letn, 
wenn  sie  in  den  eigenen  Kassen  der  Privatbanken  geblieben  wircsL 
Es  sei  nicht  zu  billigen,  daß  die  Bank  von  England  sie  zu  gewinnbrtogen* 
der  Anlage  verwende  und  die  Barreserven  in  ihrer  Gesamtheit  da- 
durch vermindere.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  die  Stellung  tu  kenn- 
zeichnen,  die  die  Bank  von  England  zu  dieser  Auffassung  einnlmiDt, 
bezw,  die  Ansicht  wiederzugeben,  die  Hankey  äußert*);  Es  sei  die 
unzweifelhafte  Pflicht ,  die  Depositen  ,  von  denen  sie  gewöhnlich  ein 
Drittel  in  bar  zurückhalte,  wieder  auszuleihen  und  bei  einem  pl5t2* 
liehen  Druck  auf  den  Geldmarkt,  wodurch  er  auch  verursacht  sei, 
den  vollen  Ansturm  auf  ihre  Mittel  auf  sich  zu  nehmen.  Wollte  lie 
die  ihr  übergebenen  Depositen  der  Joint  Stock-Banken  anders  be- 
handeln als  ihre  sonstigen  Depositen,  so  würde  sie  damit  nur  m^ 
besondere  Reserve  schaffen  für  Joint  Stock-Banken,  die  ihre  Mittel 
festgelegt  haben,  was  gänzlich  außerhalb  ihrer  Aufgabe  liege.  Die 
Joint  Stock-Banken  hätten  die  gleiche  Pflicht,  auf  genügende  Bar* 
re^erven  zu  halten,  wie  sie  die  Bank  von  England  sich  zu  etgeo 
mache.  —  Denselben  Bestrebungen,  in  der  Bank  von  England  einen 
sicheren  Hafen  für  finanzielle  Stürme  zu  haben,  entsprang  die  weitere 
Forderung,  daß  zu  allen  Zeiten  gute  Wechsel  bei  der  Bank  von  Eng- 
land verkauflich  sein  sollten.  Darauf  entgegnet  derselbe  Autor,  daß 
es  im  Lande  viele  Parteien  gebe,  deren  Thätigkeit  ein  öflentliches 
Interesse  beanspruche,  deren  Ansprüche  an  die  Bank  von  England 
so  viel  Berücksichtigung  erfordern  wie  die  Besitzer  von  Wechselfl* 
Die  Unternehmer  öffentlicher  Arbeiten^  Eisenbahnen,  SchiSiseigner,  Bau* 
meister,  Dockgesellscbaften,  Landwirte  u.  s.  w,  seien  der  gleichen  Bc- 
günstigung  wert.  Wer  sich  zum  Anwalt  des  Rechts  von  Wechsel* 
inhabern  mache,  verlange  eine  Bevorzugung  einer  Klasse  der  BitSIke* 
rung  auf  Kosten  aller  übrigen. 


1)  EeoDomist  ▼,  16.  Vor.  lS7t. 

S)  PrlDdplea  of  B&aldng»  PrafKc«  S.  V  C,  S8w  3»,  42,  44,  46  n.  a.  •.  O. 
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Faßt  man  den  Gang  der  EDtwickelnng  zusammeo,  so  ist  zu  sageo, 
die  öfientltche  Meinung  in  England,  unterstützt  durch  die  Gesetz- 
ing,  bestrebt  war,  den  Depositenbanken  und  zwar  jeder  einzelneu 
>Q  ihnen,  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit  zur  vornehmsten  PSicht 
u  machen.  Es  sollte  verhindert  werden,  daß  bei  engen  geschäftlichen 
iehungen  der  etwaige  Sturz  eines  Unternehmens  ein  anderes  mit 
iederriß  oder  das  Fehlschlagen  ferner  ab  vom  engen  Wirkungskreis 
egender  Geschäfte  Mißtrauen  hervorriefe.  Ihr  Ansehen  zu  stärken 
ar  ihre  erste  Aufgabe  und  es  wuchs  mit  der  Zunahme  der  Depositen ; 
las  Ansehen  der  Banken  und  der  Umfang  ihrer  Depositen  stehen  in 
Wechselbeziehungen,  Es  sind  Erwerbsanstalten,  die  keine  anderen 
Interessen  wahrzunehmen  haben,  als  die  ihrer  Depositen  gläubiger  und 
ihrer  Aktionäre.  Sie  sind  berechtigt,  von  ihren  verfügbaren  Mitteln 
»nerhalb  der  herkömmlichen  Formen  denjenigen  Gebrauch  zu  machen, 
ler  ihnen  gutdünkt  und  den  die  dabei  beteiligte  Interessengruppe 
Hliigt*  Da  diese  Gruppe  den  größeren  Teil  des  ganzen  englischen 
Ifirtschaftslebens  umfaßt,  so  steigert  sich  damit  die  Privatwirtschaft- 
iche  Bedeutung  der  Depositenbanken  zu  einer  volkswirtschaftlichen. 
Es  tritt  hinzu  als  echt  volkswirtschaftliches  Moment  die  Ersparung 
?on  metallischen  ümlaufsmitteln  üod  die  Vermeidung  ihrer  Abnützung. 
Sntstebt  darüber    hinaus    als  Folgeerscheinung    ein   Widerstreit    der 

EQteressen  der  Gesamtwirtschaft,  wie  hinsichtlich  der  Aufrechterhaltung 
er  Landeswährung»  so  ist  das  zu  einem  Teile  im  inneren  Wesen  des 
tepositengescbäftes  begründet,  zu  einem  anderen  fällt  die  Verant- 
irortung  der  Bank  von  England  und  der  säumigen  Gesetzgebung  zu. 
Für  Deutschland  ist  eine  solche  Gefahr  nicht  vorhanden.  Es 
teht  außer  Frage,  daß  die  Reichsbank  durch  ihre  Organisation  und 
lurch  die  rege  Teilnahme  an  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  des  Landes 
ingkich  besser  gerüstet  ist,  ihrer  Di>kontgebahrung  Geltuog  zu  ver- 
tchaffen,  mag  sie  in  der  Richtung  des  Schutzes  der  Landeswährung 
gründet  sein  oder  in  der  unbefangenen  Beurteilung  übermäßiger 
Ireditausdehnung  und  Börsenunternehmung  den  Charakter  einer  finan* 
dellen  Warnung  haben.  Daß  dies  in  der  für  alle  Interessen  schonend- 
ien Weise  geschieht,  ist  durch  die  seltenere  Anwendung  und  kürzere 
)auer  hoher  Diskontsätze  erwiesen  und  für  die  Zukunft  durch  ihr 
(t&rkes  Wechselportefeuille  und  ihren  Giro-Uebertragungsverkehr  ver- 
lOrgt  Die  Einnahmen  für  Wechselstempel  haben  in  den  letzten 
abren  ca  8  MilL  M.  betragen.  Hiernach  ist  der  Wechselumlauf  auf 
m,  16  000  MilL  M.  zu  schätzen,  abgesehen  von  im  Auslände  aus- 
leatellten  und  im  Auslande  zahlbaren  Wechseln,  deren  Umlauf  in 
>eütschland  steuerfrei  ist,  wovon  gegen  6000  Mill.  M.  jährlich  durch 
ie  Hände  der  Eeicbsbank  gehen.  Nimmt  man  die  Laufzeit  eines 
Wechsels  im  Durchschnitt  auf  3  Monate  an,  so  werden  zu  irgend 
dner  Zeit  im  Jahre  ungefähr  4(R)0  Mill,  M.  Weclisel  umlaufen.  Nach 
en  vom  deutschen  Oekonomist  fortgeführten  Uebersichten  hatten  am 
chlusse  des  Jahres  1892  134  Banken  an  Wechseln  1650  Mill.  M.  im 
besitz,  darunter  die  Reichsbank  606  Mill.  M.  Die  in  die  Hände  der 
leichsbank    gelangenden   Wechsel    pflegen    ersten    Ranges    zu    sein^ 
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Wechsel ,  die  Überall  und  jederzeit  leicht   verkäuflich   sind  tind  die  | 
Dur  einen   Bruchteil    des    gesamten   Umlaufs    darstellen.      Wenn   foti 
solchen  Wechseln,  wie  sie  vorwiegend  auch  nur  für  den  BiVrsenzinssatx 
in  Frage  kommen,  die  Reichsbank  einen  derartig  hohen  Bestand  hiUt, 
so  besitzt  sie  damit  eine  gewichtige  Handhabe,  ihren  Einfluß  auf  den 
Markt   gegebenen  Falles   wirksam  zu    machen.     Sie  kann   auch  damit 
rechnen ,  sich    einen   erheblichen  Wechselbesitz   dauernd   zu  erhalten^ ' 
da  sie  bei  ihrer  großen  DezentralisatioQ   und   insbesondere  durch  die| 
außerordentlichen  Dienste,   die  sie  durch    gebührenfreie  üeberweiSUiig 
von  Zahlungen   für  ihre  Girokunden  leistet,   engere  Beziehangen  mit 
Handel  und  Industrie   gestattet,   als  irgend   eine  andere  LandesbaziL 
Im  Gegensatz   zu   den   englischen  Banken,  die  bei  gesteigertem  Ver- 
kehr auf  dem  drawing  account  ein  höheres  Guthaben  fordern  Ufid  die» 
vielfach   durch   ein   Lombardgeschäft   beschaffen   lassen,    ist   bei   der 
Reichsbank   der   Mindestbestaud   geringer   bemessen;    ihr  genügt  als! 
Entgelt  für  ihre  Mühewaltung  und  sie  beansprucht  je  nach  dem  Üro-I 
fange  derselben   in    gewissen  Fällen,   daß  der   W^ecbselverkehr  durch 
ihre  Hände  geht.     Natürlich    schließt   die  Versagung   dieses  geschäft- 
lichen Verkehrs  die  entsprechende  Erhöhung  des  Guthabens  oicht  atts.j 
Im  übrigen   ist  die  ununterbrochene,  möglichst  genaue  Kenotiiis  allerj 
Wechselverbindlichkeiten  unerläßlich,  soll  die  Bank  imstande  sein,  iaf 
bedrängten  Zeiten  nachdrücklicheren  Beistand   in   der  Gewährung  tohJ 
Personalkredit  zu  leisten,   als    die  Bank  von  England  es  vermag.    Esl 
darf  weiter  behauptet  werden ,   daß  in  Bezug  auf  Krisen  ihre  Tbatig-  \ 
keit  im  W  echseldiskontgeschäft  an  sich  einen  vorbeugeodeo  Charaktar 
dadurch  erhält,   daß  ihr  die   fortlaufende  Beobachtung   der  geschäft- 
lichen Beziehungen,  soweit  sie  im  Wechselverkehr  wahrnehmbar  sind,] 
Kenntnis  von  Kreditüberspannungen  gewährt  und  daß  sie  durch  ZurQck- 
weisung  gewisser  Wechsel  eine  Warnung  ausdrücken  kann.  —  Wollte 
der  offene  Markt  einer  Zinserhöhung  der  Reichsbank   nicht  folgen,  soi 
würde  bei  Verminderung  der  Ansprüche  an  die  Reichsbank  eine  Var»l 
mehrung  der  Nachfrage  im  Privatverkehr  sich  ergeben,  die  im  Verein 
mit  der  erforderlich  werdenden  Beschafiung  der  Deckung  für   die 
dem  Reichsbank-Portefeuille  täglich  verfaltenden  großen  Summen 
dazu  fühi-en  würde,  die  beschäftigungslosen  Kapitalien   aufacti 

In  der  machtvollen  Stellung  der  Reichsbank  liegt  scheinbar  die 
Voraussetzung  für  die  Annahme,  daß  eine  Straus'sche  Depositenbank 
in  Deutschland  nicht  viel  Schaden  anrichten  könne.  Es  würden  sich 
auch  gewisse  Mängel  umgehen  lassen,  die  die  Entwickelung  in  Eng- 
land gezeitigt  hat  Aber  dennoch  würden  auch  bei  uns  die  in  der 
Natur  einer  großen  Depositenbank  einerseits  und  der  Laudesbank 
andererseits  liegenden  Gegensätze  nicht  zu  überbrücken  sein.  Hohe 
Diskontsätze  ziehen  ausländische  Kapitalien  ins  l*and,  die  bei  der 
Depositenbank  Unterkommen  suchen,  sofern  sie  nicht  sogleich  ander- 
weitige Anlage  finden.  Die  Erhöbung  der  Zinsvergütung  seitens  der 
Depositenbank  führt  ihr  aus  dem  Lande  selbst  gleichfalls  Gelder  m, 
die  sie  beschäftigen  muß.  Folgt  sie  nicht  mit  einer  Steigerang  der 
zu  gewährenden  Zinsen,  so  werden  ihr  Depositen  behuCs  beaserer  Ver- 
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wendnng  eDtzogen  und  es  entsteht  durch  die  Schwächung  ihrer  Lage 
die  GreÜahr  einer  Beunruhigung  und  eines  Ansturms  der  Gläubiger. 
Sacht  sie  alle  verfügbaren  Gelder  in  zulässiger  Weise  auszuleihen, 
dann  ist  die  Aufrechterhaltung  des  Zinssatzes,  den  die  Landesbank 
diktiert,  unmöglich.  Die  Betreibung  des  Bankgeschäftes  auf  der  Grund- 
lage verzinslicher  Einlagen  fordert,  wie  aligemein  anerkannt,  die 
äußerst  vorsichtige  Berechnung  und  Prüfung  der  eigenen  Lage.  Jed- 
wede Unterordnung  unter  andere  Interessen  ist  auszuschließen. 

Neben  den  zahlreichen  einzelwirtschaftlichen  Vorteilen,  die  das 
Depositenbankwesen  unleugbar  schafft,  entwickeln  sich,  wie  die  Er- 
fahrung in  England  lehrt,  in  Hinsicht  auf  die  der  Landesbank  zu- 
fallenden Aufgaben  die  Gesamtwirtschaft  schädigende  Einflüsse,  die 
mit  Nachteilen  des  Privatnotenbankwesens  viel  gemein  haben.  In 
diesem  Falle  lockt  das  Noteoprivileg,  im  anderen  zwingt  die  Last  der 
angesammelten  Kapitalien  und  ihrer  Zinsen  zu  Geschäften,  die  vom 
Standpunkte  der  Landeswirtschaft  nicht  jederzeit  berechtigt  sind.  Privat- 
notenbanken, die  nicht  unter  dem  Druck  der  Depositen  stehen,  sind 
aber  wenigstens  in  der  Lage,  ihre  Diskontpolitik  der  der  Landesbank 
unterzuordnen,  wie  das  seit  mehreren  Jahren  zwischen  der  Reichs- 
bank und  den  übrigen  Notenbanken  Deutschlands  bestehende  Ab- 
kommen erweist^).  Die  dem  Gemeinwohl  nachteilige  Durchkreuzung 
der  Diskontpolitik  der  Reichsbank,  die  sich  damals  ergeben  hatte,  ist 
damit  —  solange  der  Vertrag  gehalten  wird  —  beseitigt.  Diese  Ge- 
fabren für  die  Staatswirtschaft  würde  eine  allgemeine  Depositenbank 
f&r  ganz  Deutschland  in  vermehrtem  Maße  bergen;  sie  würden  herauf- 
beschworen werden,  wenn  eine  Staatsaktion,  wie  sie  in  der  Bestellung 
von  Staatskommissarien  liegt,  ein  solches  Unternehmen  förderte.  Auf 
diesem  Wege  darf  der  privaten  Initiative  nicht  vorgegriffen   werden. 

Als  oben  der  Nachweis  unternommen  wurde,  daß  die  hohe  Ziffer 
der  englischen  Bankdepositen,  mit  dem  Stande  in  Deutschland  ver- 
glichen, in  einem  gewissen  Umfange  einer  Ueberschätzung  ihres  inneren 
Wertes  erwecke,  wurde  bemerkt,  daß  darin  Depositen  inbegriffen  seien, 
die  wir  in  Deutschland  als  Spargelder  zu  bezeichnen  pflegen.  Will 
man  an  den  Depositen  die  wirtschaftlichen  Kräfte,  die  wirtschaftliche 
Erziehung  der  Bevölkerung  messen,  so  müssen  notwendig  die  bei  den 
Sparkassen  ruhenden  Gelder  mit  in  den  Kreis  der  Betrachtung  ge- 
zogen werden. 

Die  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  in  England  von  Wohlthätigkeits- 
gesellschaften  (Friendly  Societies)  ins  Leben  gerufenen  Trustee  Savings' 
Banks*)  sind  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  getreu  geblieben. 
Sie  sind  Einrichtungen  der  Wohlthätigkeit  für  den  Empfang  kleiner 
Geldbeträge  der  ärmeren  Klassen.  Ihre  Depositen  hatten  zu  Ende 
des  Jahres  1861,  als  die  Postsparkassen  errichtet  wurden,  41,6  Mill.  Sß 
erreicht  Seit  dieser  Zeit  schwankt  die  Höhe  ihrer  Einlagen  und  zeigt 
Ende  d.  J.  1891  42fi  Mill.  £^  und  damit  zugleich  in  Berücksichtigung 


1)  HartttBg,  in  den  Jahrbttehara  f.  NationalSk.  n.  Sut.  1S91,  Dritt«  Folg«  I,  S.  86S. 
«)  BaeyelopMcH*  BrilMinieis  Edinborg  18S6,  9th  Ed.,  YoL  XXI,  S.  8S7. 


816 


O.  GUiKort, 


der  Zunahme  der  BevölkeniEg  einen  Rückgang  des  Untemehmeoä 
Die  Verwaltung  geschieht  durch  Privatpersonen  unentgeltlich,  aber 
unter  Kontrolle  des  Staates,  Die  Postsparkassen  haben  besseren  Auf- 
schwung genommen  und  weisen  nach  dreißigjährigem  Besteben  zu  Ende 
d.  J.  1891  Depositen  von  71,6  Mill.  £  auf).  Das  Besteheo  beider 
Arten  von  Kassen  ist  nur  durch  einen  Staatszuscbufi  za  den  Kosta 
ermöglicht.  Bis  ein  dahin  gehendes  Gesetz  v.  J.  1880  dies  regelte, 
hatte  sich  ein  vom  Staate  zu  tragendes  Kosten defizit  von  mebrerei 
Millioueti  £  angesammelt,  wie  die  Staatshaushalts  vorlagen  jener  Zeit 
nachweisen.  Die  wirtschaftliche  Nutzbarmachuug  der  Depositen  ist 
beschränkt  auf  die  Anlage  in  Staatspapieren.  Ankauf  und  Verwal- 
tung sind  Angelegenheiten  des  Staates,  Die  englischen  Sparkassen* 
gelder  sind  sonach  für  die  vorliegende  Erörterung  auszuacbetdeB. 
Anders  in  Deutschland. 

Deutschland  hat  den  Ruhm,  den  Gedanken  der  Errichtang  fOB 
Sparkassen  zuerst  verwirklicht  zu  haben.  Die  erste  Einrichtimg  dieser 
Art  in  Europa  entstand  im  Jahre  1765  in  Braunscbweig;  es  falgH 
damit  Hamburg  im  Jahre  1778,  welche  Kasse  noch  besteht,  und  1786 
Oldenburg  -).  In  Preußen  ging  die  erste  Gründung  von  den  städtlsehoo 
Behörden  Berlins  im  Jahre  1818  auä.  86  Sparkassen  entstanden  ifl 
den  folgenden  20  Jahren  und  zwar  waren  darunter  78  von  stAdtischeo 
Behörden  begründete*^).  Zu  erheblicher  Bedeutung  waren  sie  damab 
noch  nicht  gelangt,  ihre  Einlagen  betrugen  Ende  1839  zusammen  18 
MilL  M,  und  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1,24  M.  Die  Preiifiisdkc 
Bank  hatte  zu  jener  Zeit  und  in  den  folgenden  Jahren  ca,  90  MilL  It 
verzinslicher  Depositen.  —  Die  meist  den  örtlichen  Bedürfnissen  aa* 
gepaßten  Statuten  enthalten  nicht  immer  grundsätzliche  Begrensuogen 
des  Wirkungskreises  weder  hinsichtlich  der  Höhe  der  Eiolageo  noch 
der  Personen  dw  Einleger  und  in  der  Anlage  der  verfügbaren  Gelder 
war  ziemliche  Freiheit  gelassen.  Auch  VVecbseldiskontgeschäfte  wares 
in  einigen  Städten  zugelassen.  Durch  das  Geiietz  vom  12.  Dezember 
1838  wurde  die  Errichtung  neuer  Gemeindesparkassen  an  die  Geo^* 
migung  der  Regierung  gebunden  und  damit  sowohl  eine  FördeniQg 
der  Sicherheit  der  Einlagen  wte  auch  die  Ausschließung  der  Gefahr  disrJ 
Störung  und  Zerrüttung  der  Kommunalhaushalte  erstrebt.  Unter  an*! 
derem  wurde  ermatmt,  bei  der  Prüfung  der  Vorschläge  darauf  za  9eheii|l 
daß  die  Einrichtung  selbst  hauptsächlich  auf  das  Bedürfnis  der  irroerea^ 
Klasse  berechnet  sei,  welcher  Gelegenheit  zur  Anlegung  kleiner  E^ 
sparnisse  gegeben  werden  solle,  und  daß  der  Veranlassung  zur  Aus- 
artung der  Anstalten  vorgebeugt  werda  Eine  feste  Grenze  der  Eio* 
lagen  wurde  aber  nicht  gezogen,  sondern  der  Geltendmachung  örtlicher 
Bedürfnisse  ein  freier  Spielraum  gelassen.  Für  die  Anlage  wurden  drei 
Wege  bezeichnet: 


I)  Tli«  dtAte»mAn's  Turbook,  London  1893.  —  finde  1893  oacti  d«m  Sqod  fft- 
•■miDeo   191000  000  £. 

3)  Eücjclopaedi*  BritaDDic«. 

a)  Die  tbauicbljcbea  Angabeo  iind  der  VerölfeiitlJcbiiiig  de«  EcotrmlvwtlB»  \b 
Pt«af#«ii  für  dftii  Wobl  der  «rbeiteoden  R1as5«o  Qb«r  das  8parkJAa«iiwes«o  tu  D««ti^ 
lAAd  cDtoommeo  (Scbmldl  u.  Braemer),  BerLixi  16S4, 
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1.  AasIeihuDg  auf  Hypothek, 

2.  Ankauf  von  Staatspapieren  und  Pfandbriefen, 

3.  Errichtung  mit  den  Sparkassen  in  Verbindung  stehender  Leih- 
häuser 

Von  letzterer  Befugnis  wurde  wenig  Gebrauch  gemacht,  dagegen 
später  auf  vielfaches  Drängen  hin  die  Aniage  in  Wechseln  gestattet 
und  durch  Ministerialerlaß  vom  27,  April  1850  in  der  Höhe  eines 
Drittels  der  SparkassenbestäDde  geradezu  empfohlen.  Dieser  Durch- 
bruch einer  freieren  Anschauung  war  nach  einer  anderen  Richtung  von 
einem  Wechsel  der  Auffassong  über  den  Wirkungskreis  der  Sparkassen 
begleitet  Bei  dem  Erlaß  des  Jahres  1838  ist  von  der  Voraussetzung 
ausgegangen,  daß  gerade  die  städtischen  Gemeinden  zur  Gründung 
von  Sparkassen  und  zur  üebernahme  der  Vertretung  derselben  berufen 
seien.  Diese  Ansicht  wurde  nachmals  durch  die  Aufstellung  des  Ge- 
sichtspunktes verlassen,  daß  der  Kreisbezirk  als  geeignetster  Bezirk 
für  eine  Sparkasse  anzusehen  sei,  namentlich  wegen  der  kleinen  Ge- 
meinden, welche  die  gesetzliche  Garantie  nicht  zu  übernehmen  ver- 
mögen. Die  Kreise  vereinigen  eine  weit  größere  Anzahl  von  Interessen, 
als  sich  in  den  kleinen  Städten  geltend  machen  können.  Die  Schwierig- 
keiten der  Anlegung  der  Kapitalien  hatten  sich  innerhalb  des  engen 
Rahmens  gehftutt  und  auch  in  größeren  Städten  zur  Festlegung  der 
Gelder  geführt.  Manche  Verwaltungen  von  Sparkassen  äußerten  Be- 
sorgnisse vor  Zeiten  einer  Krisis. 

Bestimmend  für  das  allmähliche  Entstehen  der  Kreis-  und  Amts*, 
der  Provinzial-  und  städtischen  Sparkassen  wurde  somit  die  wirtschaft- 
liche Verwendung  der  Einlagen,  namentlich  auch  durch  Ausleihung 
gegen  Wechsel-  und  Hand^cbeine  mit  Bürgschaft.  Die  Sparkassen 
wurden  zu  einem  wichtigen  Hebel  für  die  Besserung  der  Kredit ver* 
hältnisse  des  Landes,  sie  wandelten  die  Wege  der  englischen  Depo- 
sitenbanken, sie  entwickelten  sich  zum  großen  Teil  zu  wirklichen 
Kreditanstalten  für  das  kleine  Kapital  Die  Aktivgeschäftc  gelangten 
im  großen  und  ganzen  auf  solidere  Grundlagen.  Schon  die  Ereignisse 
des  Jahres  1848  und  ihre  Folgen  hatten  ihnen  keine  allzugroße  Er- 
schütterung verursacht  Einzelne  große  Kassen  waren  zwar  in  arge 
Bedrängnis  geraten,  aber  auch  von  den  kleineren  ist  wenigstens  keine 
eingegangen.  Das  Vertrauen  zu  den  Sparkassen  stieg  in  der  Folgezeit 
ganz  wesentlich  und  die  Entwickolung  hat  insbesondere  in  den  letzten 
20  Jahren  einen  umfang  angenommen,  wie  er  nirgendwo  erreicht  ist. 
Zur  Beleuchtung  des  beachtenswerten  Fortschrittes  auf  diesem  Gebiete 
sei  auf  die  kürzlich  an  dieser  Stelle  veröffentlichten  lehrreichen  Tabellen 
verwiesen. 

Die  Zusammensetzung  der  Einlagen  in  Preußen  ist  Ende  1891 
folgende  gewesen: 


8) 


1680839 
940157 
814018 
8S966S 

i  39«  33s 


Stack  m  Bitrlgen  hh  «0  M. 

p      f,  f,        von  60 — 150  M, 

.t      r.  »         I.    löO— 300  ,, 

>t      ff  ti         n    300—600  „ 

*.      ,  .♦       aber          800  „ 
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Berechnet  man  hieraus  nach  dem  Durchschnitt  von  30  h&M.  106, 
225  utid  450  M.  deo  mutmaßlieben  Kapitalbetrag,  so  ergiebt  sich : 

za  1  M.  so  430  000 

„  S  „  98710000 

„  8  „  185400000 

„  4  ,,  400340000 


zuftimmen 
mithin  zu    5 


M.       734870000 

,,    a  67 1  670  000 


Gesamtbetrag  M.     3  406  540  000 

und  ein  Durchschntttsbetrag  für  die  5.  Gruppe  toq  1929  M.  pro  Konto 
Drei  Viertel  aller  DepoaitenkapüalieD  der  Sparkassen  gehöreo  demoad 
der  Klasse  der  Eiolagen  über  600  M.  an;  auf  sie  entfällt  der  Uaapt- 
anteil  der  ganzen  Entwickelung,  nicht  nur  hinsichtlich  des  Betrages, 
sondern  auch  in  der  Anzahl  der  Konten,  Diese  betrugen  im  Jakit 
1860  5  Proz.  der  Gesamtzahl,  im  Jahre  1891  23  Vi  Proz.  Soweit 
diese  Verschiebung  nicht  auf  der  Zunahme  des  Volkswoblstandos  be- 
ruht f  mag  vielfach  an  denjenigen  Orten ,  wo  eine  einwandfreie  Bank 
nicht  besteht,  ein  Uebergaug  von  Kapitalien  aus  den  Händtn  ?flO 
Privatbankiers  auf  die  größere  Sicherheit  bietenden  Sparkassen  stat^ 
gefunden  haben.  Der  Durchschnittsbetrag  von  1920  M.  nitherl 
dem  entsprechenden  Betrage  unserer  größten  Banken  erheblich 
Übersteigt  die  Ziffern  anderer  im  selben  Maße,  soweit  deren  Verwalt 
berichte  darüber  Aufschluß  geben. 

Die  Entwickelung  der  Sparkassen  im  übrigen  Reich  iat  der  ^ 
ßischen  mehr  oder  weniger  äbnlich  gewesen.    Die  Einlagen  betrogim  fiT 
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DeposiUnMldnng  ia  Soglaad  vsd  In  DtntseUind«  319 

Der  Nachweis  von  Depositengeldern  ist  fortzusetzen  durch  die 
Einbeziehung  des  Verkehrs  der  Genossenschaften.  Eine  erschöpfende 
statistische  Behandlung  ist  leider  nicht  zu  geben,  weil  nach  den 
Sehenck*schen  Jahresberichten  Aber  die  auf  Selbsthilfe  g^nründeten 
dentsdien  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  (nach  den  Systemen 
Sehulze-Delitzsch  und  Baiffeisen)  ^um  der  vierte  Teil  der  bestehenden 
Kreditgenossenschaften  Berichte  erstatten.  Ende  1892  ruhten  bei 
1075  Kreditgenossenschaften,  Volks-  und  Gewerbebanken,  Vorschuß- 
Vereinen,  Darlehnskassen  u.  a.  (von  bestehenden  4791)  an  fremden 
Geldern  insgesamt 

434  24S  ooo  M. 

Die  sichtbaren  Depositen  in  Deutschland  sind  sonach  zu  Ende  des 
Jahres  1891  bezw.  1892 

bti  den  Sparlutsseii  5460516000  H. 

„      „    KreditgenottenflchafUn      43424S000    „ 

„     „     Banken^)  2081700000    „ 

Zosunmea    7976464000  M. 

Zo  den  Einw&nden,  die  nach  dem  Mafistabe  der  Gewöhnung  in 
Deoteehland  gegen  die  Höhe  der  englischen  Bankdepositen  oben  zu 
madieD  waren,  tritt  noch  ein  weiterar,  der  den  Teil  betrifft,  der  aus 
^paigeldem  besteht  Die  Stückelung  der  englischen  Staatsanleihen 
ist  sehr  hoch  begrenzt  Die  2'/4-proz.  Konscds  sind  nur  in  Abschnitten 
▼OB  100,  200  ü?  und  500  im  Markt  >);  mithin  ist  die  Gelegenheit  zu 
ihrer  Erwerbung  ganz  erheblich  geringer  als  in  Deutsehland.  Ein 
Sparer,  der  Konsols  kaufen  will,  muß  bei  den  Depositenbanken  in 
fiigland  den  zehn-  bis  dreizehnfachen  Betrag  ansammeln  von  dem, 
was  ein  anderer  in  Deutschland  den  Sparkassen  zu  belassen  braucht 

Die  Vergleichung  der  Gesamtzahlen  der  Depositen  beider  Länder 
als  Ergebnis  der  derzeitigen  Entwickelung  und  ihre  Abwägung  im 
etnaeliien  l&St  die  Ziehung  des  Schlusses  berechtigt  erscheinen,  daß 
die  anter  Berufung  auf  die  Höhe  der  englischen  RoBervekapitalien  so 
häufig  zum  Ausdruck  gebrachte  Behauptung  von  der  wirtschaftlichen 
Deberlegenheit  Englands  in  der  That  keine  allzu  große  Unterlage  hat 
Der  Gang  der  Dinge  in  England  läßt  alle  baren  Gelder,  aus  welcher 
Quelle  sie  auch  kommen  mögen,  in  ein  einziges  Becken  fließen,  aus  dem 
direkt  oder  indirekt  unter  engen  Beschränkungen  eine  bestimmte  An- 
zahl Bäder  des  Wirtschaftsbetriebes  treibende  Kraft  erhalten.  Die 
Eatwiekelung  in  Deutschland  scheidet  die  flberfltissigen  Gtelder,  die 
zur  fiflfentlichen  Verwaltung  gelangen,  nach  ihrer  Herkunft  und  schafft 
ihnen  Verwendung  innerhalb  des  engeren  Kreises.  So  kommen,  von 
mannig&chen  abweichenden  Einzelerscheinungen  abgesehen,  die  Spar- 
kassengelder aus  den  arbeitenden  Klassen  und  aus  dem  Bürger-  und 
Banomstand,  und  ebendaselbst  finden  sie  vorwiegend  Verwendung  in 
welcher  Form  es  auch  sei,  ob  in  Hypotheken  oder  gegen  Schuldscheine 


1)  DmtMber  Oekonomist,  1S98,  S.  467. 

S)  O.  Hamri,  Arbitrage  et  Paoit^t,  Paria  1S94,  S.  459. 
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und  Wechsel  Dem  Kleingewerbe-  uod  EleiDkaafmaDnsstaiid  eßt- 
stamnien  die  Gelder  bei  den  Genossenschaften  und  ihrer  Gruppe  koroiDeft 
Bie  wieder  zu  gute.  Die  geldnebmenden  Institute  sind  zugleich  adbst 
geldgebende.  Ihre  große  Zahl  weist  jedem  von  ihnen  ein  Uebmi 
Gebiet  der  Thätigkeit  zu,  das  dafür  aber  bessere  Pflege  eraOgSdl 
Es  ist  nicht  zu  einer  Ansammlung  gewaltiger  Summen  io  weoigs 
Händen  gekommen  und  wir  sind  von  jenen  Erschütterungen  dm 
samten  Wirtschaftskörpers  verschont  geblieben,  die  wir  von  Zeit 
Zeit  in  England  beobachten  und  als  das  Endergebnis  der  dortigd 
Bankentwickelung  ansehen  müssen.  Die  große  Dezent raUsaiion, 
Fernbleiben  der  Sparkassen  von  den  großen  Geldmärkten,  bat 
zweifellos  segensreich  gewirkt.  Die  Art  der  Aktivgeschäfte  der 
kassen  ist  freilich  nicht  immer  über  allem  Tadel  erhaben  und  aii^ 
die  Kassenbestände,  im  Durchschnitt  ca.  1,7  Proz.  der  Depositen 
Preußen,  sind  unbedingt  als  zu  klein  zu  bezeichnen.  Das  Vert-tÄu 
in  die  Zahlungstähigkeit  beruht  lediglich  auf  der  amtlichen  Verwallua 
und  Kontrolle  und  darin  findet  der  Vorwurf  eine  Stütze^  daß 
meinden,  Kreis-  und  Provinzialverbände  wirtschaftlich  nicht  berechtigt" 
sind,  von  behördlicher  Autorität  getragen  das  Bankgewerbe  zu  be* 
treiben.  War  zur  Zeit  des  Entstehens  dieser  Unternehmougea  das 
Vorgehen  der  Behörden  aus  der  weisen  Erkenntnis  der  aUgeu 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse  vollauf  zu  billigen  und  ist  es  dt 
spätere  Entwickelung  wie  durch  wohlthätige  Ergebnisse  wohl 
fertigt,  so  bleibt  dennoch  zu  erwägen,  inwieweit  hier  und 
Ausartung  sich  herausbildet  Eine  große  Anzahl  von  Sparkassen  träft" 
völlig  den  Charakter  von  Kommunalbankeo.  Es  erscheint  wilnscheati. 
wert,  bei  einer  Neuordnung  des  Sparkassenwesens  beschränkende  Vi 
pflichtungen  hinsichtlich  der  Art  der  Anlagen  aufzustellen  und 
Kassenbestände  in  ein  angemesseneres  Verhältnis  zu  den  Einiagen 
bringen.  In  vielen  Fällen  mag  eine  Loslösung  von  der  behördlii' 
Fürsorge  angebracht  und  die  Form  der  Aktiengesellschaft  der  fr 
Entfaltung  dienlicher  sein.  Eine  Förderung  eigener  wie  allgeo 
Interessen  würde  ferner  die  Einordnung  der  größeren  Kasseo  io 
modernen  Verkehrsformen  des  Bankwesens  durch  Pflege  des  Che 
kehrs  und  durch  Anschluß  an  die  Reichsbank  bedeuten.  Die 
strebungen,  den  Checkverkehr  den  Sparkassen  zu  gestatten,  waren 
jetzt  mit  einer  Ausnahme  erfolglos:  die  Lippesche  Sparkane 
Detmold  (mit  3  Filialen)  betreibt  ihn  seit  1883'). 

Die  Heranziehung  der  Barreserven   der  dritten  Gruppe  und  ihit 
Ansammlung  zu  Bankdepositen  ist  zuletzt  in  die  Erscheinung  getfeti^ 
Mit    geringen    Ausnahmen   besteht  bankmäßiger   Dep08itenverkelirj™ 
Deutschland  erst  seit  dem  Vorgehen  der  Keichsbank  auf  diesem 
biete.    Dem   seit  dieser  Zeit  entstandenen  Bedürfnisse  nach  Bet ' 
mittein   für  die  Ausdehnung  der  Handels-   und   industrielleß  Üb»''* 
nebmungen   genügten   freilieb   diese  Depositengelder   nicht.    Die  Um- 
wandlung   der    Privatbankunternehmen   in  öffentliche    GeseUscbiftai 


1>  Dr.  Berthold  Micbftel,  gp&rka»»eii  niid  Cheekrerkebr,  EerHn  18tt,  a.  9% 
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ad   ihre  VergrößeruDg  durch  Ausgabe  von  Aktien  gewährte  besserem 
itz»    Die  Stabilität  der  Geschäfte   ist  gesicherter  auf  der  Grund- 
lage eines  festen,  dauerndeo  Anlagekapitals,  als  auf  der  fremder,  jeder- 
seit   rückforderbarer  Depositengelder.     Die  Bankdepositen   sind   heute 
lecb   verbältDism&ßig  klein    und    ihre  Vermehrung   geht  seit  einigen 
Jahren  lant^samer  vor  sich.    Es  wird  in  dieser  Erscheinong  der  Beweis 
dafür  zu  erblicken  sein,  daß  das  Vorhandensein  von  vertrauenswerten 
Bankeo  und  die  Aussicht  auf  Zins^enuß  allein  nicht  zugkräftig  genug 
md,  um  das  Deposit enwesen  zu  fordern.    Die  bisherige  Entwickelung 
ist   fast  ausschließlich   der  Einführung  der  Giroüberweisungen  durch 
die  Reichsbank  zu  danken  *).    Die  Benutzung  dieser  Verkehrseinrichtung 
ist  Äum  wichtigsten  Anreiz  für  den  Handelsstand  geworden^  den  Depo- 
aiteii-    und  Checkverkehr  für  sich   nutzbar    zu   machen.    Die   Einen 
waodeo   der  Reichsbank  direkt  sich  zu,   andere  den  Privatbanken,  die 
uebeo    der  Vermittelung  der  üeberweisungen  noch  den  Zinsgenuß  ge- 
wAbren.     Daß    nach   fast    zwanzigjährigem   Bestehen   einer   hochent- 
wickelten Verkehrsfoma    noch  ein  wichtiger  Teil   der  Kaufmannschaft 
sich   ihr  verschließen  sollte,  ist  nicht  anzunehmen;  es  würde  von  der 
Intelligenz    seiner   Mitglieder  ein  schlechtes  Zeugnis   ablegen.     Mau 
wird   daraus   schließen   müssen,   daß   in   diesen  Kreisen   nennenswerte 
Barre^rven  nicht  mehr  vorhanden  sind  und  daß  die  fernere  Zunahme 
der  sichtbaren  Depositen  im  wesentlichen  von  der  Abnahme  der  nicht 
sichtbaren   bei  Privatbankgeschäften   abhängen  wird.    Viele  Kaufleute 
sind  indessen   in   ihrer  Thätigkeit  von  der  Benutzung  des  Giroüber- 
ÄWeisungsverkehres  unabhängig;   sie   können   deshalb  von  den  Banken 
■picht   herangezogen   werden   und   sie  mögen  die  alte  Gewohnheit  der 
^Bigeoen  Kasseführung  freiwillig  nicht  aufgeben.     Andere  —  und  hier- 
um zählen  Geschäftshäuser    ersten  Ranges   —  hängen  an   der  nodi 
schlechteren  Gewohnheit,  ihre  Lieferanten  mit  einer  bunten  Sammlung 
Lyon  Wechseln  zu  bezahlen,  statt   diese  Wechsel   bei   der  Bank  ihres 
■Wohnortes  zu  diskontieren  und  den  schluldigen  Betrag  im  Giroverkehr 
^ÄU    überweisen.      Hier    ist    die    Vereinbarung    besserer    Zahlungsbe- 
dingungen die  Voraussetzung  zu   weiteren  Fortschritten  in  der  Depo- 
sitenbildung.    Koch  andere  wiederum  halten  neben  ihrem  Bankguthaben 
^nehr  oder  weniger  große  Barbestände  in   den   eigenen  Kassen,    weil 
■aie,  um  Zahlungen  zu  leisten,  vom  Checkverkehr  nicht  den  erwünschten 
^weitgehenden  Gebrauch    machen    können.     Aehnliches  gilt   von    den 
wirtschaftlich   unbeschäftigten  Geldern,   die  der  wohlhabende  Teil  der 
Bevölkerung  in  gewiß  nicht  geringem  Umfange  an  sich  hält.    Die  ge- 

I ringe  Neigung,  Checks  zu  geben  und  zu  nehmen  wird,  so  lange  nicht 
überwunden  werden,  bis  die  rechtliche  Natur  des  Checks  die  leider 
schon  zu  lange  entbehrte  gesetzliche  Feststellung  erhält  Die  Ver- 
lallgemeinerung  des  Checkgebraucbs  ist  ferner  gehemmt,  weil  die  Organe 
der  Staats*  und  Kommunalverwaltungen  aicht  mit  dem  so  notwendigen 
.guten  Beispiel  vorangehen  und  dadurch  das  Moment  der  Respektabilität, 


l)  Kiberes  b«i  Hiu-tung,  Die  NoIenbaiikeD  unter  dem  B^nkgeieti  von  187&,  in  dleseo 
1891,  8*  185,  3S6. 
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auf  dem   zum   großen  Teile  die  Eni  Wickelung  des  CheckrerkehrB  h 
England  beruht,  nicht  zur  Durchbildung  gelaugt. 

Wenn  auch  demnach  nach  yielfach  vorhandene  oder  Termatete 
Barreserven  für  das  Gemeinwohl  bisher  nicht  nutzbar  gemacht  worden 
sind,  so  ist  deonoch  die  notorische  Machtstellung,  welche  Deutschlvid 
in  wirtschaftlicher  und  äuaDzieller  Hinsicht  inne  hat,  in  keiMii 
Stadium  der  Entwickelung  je  durch  eineo  Mangel  an  BetriebskapitaHei 
gehemmt  gewesen.  Die  zu  ihrer  Sammlung  und  Verteilung  biaber  m* 
geschlagenen  Wege  sind  zwar  verschieden  von  den  engltachen,  dit 
Teilung  der  Th&tigkeit  im  Geldverkehr  ist  eine  andere,  aber  die  er 
zielten  Erfolge  sind  denen  in  England  ebenbürtig  und  übertreffBo  m 
in  vielen  Beziehungen,  Die  Grundlage  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
ist  ein  geordnetes,  zuverlässiges  Bankwesen  überhaupt.  Das  BOekgrat 
des  Wirtschaftslebens  in  England  bildet  eine  Vielheit  voo  DefNUiteo* 
bankeo,  die  zwar  nach  einer  Richtung  hin  schätzbare  DieDSte  leistea. 
Nach  der  anderen  aber  wirkt  die  von  ihnen  geschaffene  Anhlitfiiiig 
finanzieller  Kraft,  wie  darzulegen  unternommen  wurde,  im  hohem  Mafc 
schädigend.  Die  Förderung  des  Depositenverkehrs  durcli  Gewikrong 
einer  Zinsvergütung  hat  den  Depositenbanken  in  solchem  Umfiiagf 
überschüssige  Gelder  zugeführt,  daß  die  Bank  von  England  mehr  und 
mehr  verdrängt  wird.  Die  Gewöhnung  der  einzelnen  Glieder  der 
produktiven  Stände,  die  Reservekapitalien  zinstragend  au^zuleiheü, 
reicht  hinauf  bis  zu  den  Depositenbanken  und  führt  in  ihren  Wirkungen 
weniger  zur  Erspamng  als  vielmehr  zur  Verdrängung  der  Dmlaufa- 
mittel.  Die  Bank  von  England  steht  darum  andauernd  großen  Schwierig- 
keiten gegenüber,  diejenige  Aufgabe  erfüllen  zu  können^  die  in  d«r 
Gegenwart  die  vornehmste  Bedeutung  beansprucht:  die  gesamte  wir^ 
schaftliche  Thätigkeit  des  Landes  durch  Aufrechterbaltung  der  Landes- 
währung zu  schützen« 

Das  Bankwesen  in  Deutschland  ist  zu  freierer  Eotfaltang  gtlangt 
Es  ist  nicht  eingezwängt  in  Jahrhunderte  alte  Institutionen.  El  hil 
sich  der  wachsenden  und  vielseitigen  Ausdehnung  der  wirtachaftlidica 
Anforderungen  angepaßt  Der  erreichte  Zustand  bietet  eine  Gewähr 
für  die  Erhaltung  geregelter  Geld  Verhältnisse.  Wollte  man  tistemelliDei, 
durch  Sammlung  noch  verborgener  Kapitalien  dem  Bankweeeo  wei(«f 
Kräfte  zuzuführen,  so  dürften  in  Würdigung  der  Darlegungen  Ober  di« 
bereits  vorhandenen  Depositen  aller  Gattungen  die  Ergebnisse  deo 
Erwartungen  vielleicht  nicht  entsprechen.  Eine  Depositenbank  oidi 
dem  Strau8*schen  Plane  würde  in  der  Hauptsache  darauf  auRewiein 
sein,  den  bestehenden  Instituten  Depositen  zu  entziehen.  Es  kmi 
nicht  Aufgabe  des  Staates  sein,  in  dieser  Richtung  mitzuwirken.  Die 
Bestellung  von  Staatskommissarien  zur  fortlaufenden  Beaufsichtignag 
der  Geschäfte  der  Bank  verleiht  ihr  den  Charakter  und  die  Autorität 
eines  Staatsinstitutes,  Damit  werden  diejenigen  Eigenschaften  ge- 
fördert,  die  beim  Sparkassenwesen  zu  beklagen  sind;  sie  führen  snr 
Monopolisierung  des  Bankbetriebes,  Eine  solche  Organisation  würde 
voraussichtlich  der  Bank  namhafte  Depositen  zuführen.  Aber  e» 
wäre  ein  Schritt  zu  einer  Entwickelung,  die  beispielsweise  in  Ftankrach 


DtpositottbildaDg  in  BoglAnd  and  ia  DttUtseblMid. 
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einer  entgegengesetzten  Richtung  zustrebt.  Nachdem  schon  Tor  etlichen 
Jahren  die  französische  Kammer  mit  der  Depositengesetzgebang  be- 
faßt worden  war,  Hegt  neuerdinga  ein  Gesetzentwurf  des  Deputierten 
Chaudey  (Haute  Saone)  vor,  der  die  Annahme  von  Depositengeldern 
auf  den  zweifachen  Betrag  des  Aktien  kapitales  beschränkt  wisseo  will 
Im  Falle  des  Credit  Lyonnais  würde  das  die  Rückgabe   von  800  MiU. 

»Francs  Depositen  bedeuten  ^ ). 
Je  kräftiger  die  geplante  Depositenbank  sich  entwickelte,  desto 
mehr  wird  sich  die  Abneigung  der  Bankleitung  und  die  Schwierigkeit 
aus  der  inneren  Lage  heraus  steigern,  die  Diskontopolitik  fremden 
Interessen  unterzuorduen.  Ein  Zusammenwirkea  mit  der  Reichsbank 
in  der  Aufrechterbaltung  des  Geldumlaufs  erscheint  unmöglich.  Die 
staatliche  Depositenbank  kann  die  der  Reichsbank  zufallenden  Auf- 
gaben so  wenig  zu  dem  ihrigen  machen,  wie  die  Landeabank  sich  nicht 
zur  Annahme  verzinslicher  Depositen  geeignet  erweist  Eine  Depositen- 
bank für  ganz  Deutschland  unter  Staatsaufsicht  würde  in  unser  ge- 
ordnetes Geld-  und  Bankwesen  Störungen  hineintragen^  die  sich  durch 
die  Thätif?keit  des  Finanzinstituts  des  preußischen  Staates  exemplifizieren 
lassen.  Es  sei  in  dieser  Beziehung  als  Beispiel  aus  der  jüngsten  Zeit 
auf  die  Börsenberichte  im  Juli  und  August  des  vorigen  Jahres  ver- 
wiesen. Die  Zollerhöhungen  zwischen  Deutschland  und  Rußland  hatten 
eine  beträchtliche  Getreideeinfuhr  aus  Amerika  hervorgerufen.  Es  war 
lebhafte  Nachfrage  nach  Wechseln  auf  New- York  entstanden  und  Gold- 
sendungen wurden  nötig.  Daneben  wurden  russische  Guthaben  zu- 
rückgezogen. Die  Bank  von  Fankreich  suchte  Goldentoahmen  durch 
Erhöbung  der  Prämie  zu  vereiteln,  die  Bank  von  England  setzte  die 
Preise  für  Barren  und  Eagles  herauf,  die  Niederländische  Bank  er- 
L  klärte,  kein  Gold  mehr  auszugeben.  In  Deutschland  waren  die  laufenden 
■  Ansprüche  an  den  Geldmarkt  gering  und  die  Geldgeber  waren  be* 
r  strebt,  in  der  richtigen  Beurteilung  der  Lage  mit  dem  Angebot  zu- 
rückzuhalten. Dagegen  war  die  Seehandlung  damals  im  Besitze  großer 
Kapitalien,  die  den' Einzahlungen  auf  die  letzte  Anleihe  entstammten 
und  die  bis  zu  anderweitiger  Verwendung  auf  dem  Aolagemarkte 
Unterkommen  suchten.  Das  reichliche  Angebot  zu  billigem  Zinssatz 
bewirkte  mehrfache  Steigerungen  des  englischen  Wechselkurses  bis  in 
die  Nähe  des  Goldpunktes,  Die  Anlage  der  Reichsbank  hatte  in  der 
ersten  Augustwoche  sich  nicht  unerheblich  vermindert  und  der  Status 
stand  im  Widerspruch  mit  der  am  IL  August  erfolgten  Diskonter- 
höhung. Lediglich  weitere  Goldentnahmen  abzuhalten,  war  der  Anlaß 
zu  der  getroffenen  Maßnahme.  Auch  in  den  folgenden  Wochen  hatte 
die  Reicbsbank  nicht  our  gegen  ausländische  Ansprüche,  sondern  auch 
gegen  den  von  der  Seebandlung  geschaffenen  GeldüberfluÜ  im  offenen 
Markte  zu  kämpfen  und  mehrfach  mußte  der  Neigung  zur  Steigerung 
des  englischen  Wecbselkorses  durch  Abgabe  von  Devisen  entgegen- 
gewirkt werden. 

Die  von  den  englischen  Depositenbanken  zurückgelegte  Bahn  weist 
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nicht  auf  staatliche  Einmischung,  soadero  auf  freie  EDtwicbelusg.  Die 
Einmischung  sollte  sich  beschränken  auf  die  Bilanz  und  ihre  möglichsl 
häufige  Veröffentlichung,  um  die  Geschäftsgebahmng  dem  öfienüichen 
Urteil  auszusetzen.  Die  Entwickelung  der  Depositenbildung  sollte  m 
den  geeigneten  Bankkreisen  selbst  Förderung  finden.  Wo  AktieDbanfcei 
es  zu  thun  ermangeln,  werden  sich  überall  im  Lande  solide  Baokim 
finden,  denen  es  vorteilhaft  erscheinen  mag,  durch  Uebergaog  za^G^ 
Seilschaft  mit  beschränkter  Haftung  und  durch  regelmäßige  Bekannt- 
gabe ihrer  Bilanz  nach  dem  Muster  gewieser  englischer  Privatbankien 
sich  das  Vertrauen  weiterer  Kreise  zur  Betreibung  des  Depositeö- 
und  Checkverkehrs  zu  erwerben.  Sodann  ist  es  als  hervorragende 
Aufgabe  des  Staates  zu  bezeichnen,  zum  Chekgebraucb  durch  eigenes 
Beispiel  zu  ermuntero,  um  auf  dem  Wege  der  Ersparung  von  Umlaufs- 
mittein  an  erster  Stelle  zur  Lösung  der  Währungswirren  beizutragen. 
Es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  die  zahlreichen  staatlichen  —  und 
aüch  städtischen  —  Kassen  ermächtigt  werden,  CheckkoDti  zu  unter* 
halten,  um  durch  Checks  Zahlung  zu  leisten,  mittelst  Checks  Abgaben, 
Steuern  u.  s.  w,  zu  empfangen.  Das  an  sich  löbliche  Vorgehen  der 
Postverwaltung,  die  Auflieferung  größerer  Beträge  von  Postanweisungen 
durch  Checkbehändigung  zu  gestatten,  ist  leider  noch  nicht  beweglich 
genug  gestaltet  und  bis  jetzt  vereinzelt  geblieben.  —  Möchte  iodessM 
dieser  Weg  weiter  verfolgt  und  auch  von  anderen  Verwaltangen  unter 
Anpassung  an  das  Bedürfnis  beschritten  werden. 
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IX. 

Das  Familienfideikommifs  in  Ungarn. 

Von 

Prof.  Dr.  BilA  FÖldeti,  Budapest. 

Das  Institut  der  Fideikommisse  warde  io  Ungarn  mit  dem  6e- 
setzartikel  IX  vom  Jahre  1687  eingeführt  anter  der  Regierung  Leo- 
pold t.^).  Veranlassung  dazu  bot  die  Aufhebung  jenes  Punktes  der 
von  Andreas  IL  geschaffenen  goldenen  Bulle,  wonach  das  Land  resp. 
der  Adel  dem  die  Konstitution  verletzenden  König  gegenüber  das  ge- 
setzliche Recht  des  Widerstandes  besaß.  Dieses  Recht  führte  zu 
grofien  Wirrungen  und  gefährdete  die  öffentliche  Ordnung,  obwohl  es 
in  Zeiten  königlicher  Willkür  nicht  ohne  Bedeutung  war.  Da  es  aber 
—  wie  Kossuth  sagte  —  zu  oligarchisch-anarchischen  Auswüchsen 
führte,  so  wurde  es  abgeschafft.  Als  einiger  Ersatz  wurde  dem  hohen 
Adel  das  Recht  der  Begründung  von  Eldeikommissen  eingeräumt 
Gleichzeitig  sollte  damit  der  Thron  mit  einem  leistungskräftigen  Adel 
umgeben  werden.  Abermals  wurde  das  Institut  durch  das  Gesetz  L 
vom  Jahre  1722  geregelt  und  auch  auf  Adelige  ausgedehnt.  Wie  wir 
sehen  werden,  wurden  aber  in  dieser  Epoche  nur  wenige  Fideikommisse 
gegründet  Frühzeitig  machte  sich  auch  eine  Auffassung  geltend, 
welche  dem  Fideikommisse  nicht  gtlnstig  war.  Schon  im  Jahre  1790 
beschäftigte  sich  die  Legislative  mit  dem  Institute  und  die  zu  dessen 
Prtifung  entsendete  Kommission  forderte  eine  Einschränkung  desselben. 
Neuerdings  be&ßte  sich  die  Legislative  in  den  20er  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  mit  den  Fideikommissen;  die  entsendete  Kommission 
führte  viele  Gründe  an,  weldbe  gegen  dieses  Institut  sprechen,  doch 
beschränkte   sich   deren  Vorschlag   bloß   auf  die  Festsetzung   eines 


1)  Es  warden  wohl  Moh  schon  vor  dieser  Zeit  einige  Fideikommisse  gegrflndel, 
doch  wnrden  dieselben  als  Pertinenzen  der  von  angarischen  Magnaten  in  den  öster- 
reichischen Erblindem  gestifteten  fideikommisse  iMtrachtet.  Solehe  Fideikommisse 
waren  die  des  Grafen  KXrl  Harrach  (162S),  des  Grafen  Paol  PUffy  (1658),  der  Grafen 
Leopold  Wilhelm,  Antota  Frani  und  Anton  Bnaeblns  Königsegg  (1681);  andererseits 
hat  der  angarische  hohe  Adel  dem  Bedürfhisse  nach  Fideikommissen  dareh  Gründung 
soleber  in  den  UMerrttdÜsohen  Erbllndem  Genüge  gettutt. 
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Maximums*  Dieses  Opus  kam  neuerdiniits  zur  Verhasdlimic  iai 
1833/36er  Landtag.  Die  bedeutendsten  Männer,  so  Deik,  Kdicsejr 
u.  a.,  sprachen  sich  entschieden  ge^^en  das  Institut  aus  und  wiesen 
dessen  Nachteile  sowie  dessen  ünberecbti^theit  nach.  Auch  andere  toö 
den  bedeutendsten  Staatsmäonem ,  Szechenyi,  Kossuth  etc.  nabraen 
f2;egen  das  Institut  Stellunj?.  Dementsprechend  kam  es  zu  dem  B^ 
Schlüsse,  daß  die  Fideikommi^se  für  alle  Ewigkeit  aufzuheben  uod 
die  bestehenden  nach  dem  Tode  des  gegenwärtigen  Besitzers  aufw- 
teilen  seien.  Dieser  Beschluß  wurde  aber  nicht  zum  Gesetz  erhoben 
und  so  hat  sich  denn  das  Institut  des  Fideikommisses  nicht  nur  bit 
zum  heutigen  Tage  erhalten,  sondern  es  fand  sogar  in  neuerer  Zeit 
eine  starke  Verbreitung. 

Indem  wir  nun  zur  Darstellung  der  statistischen  Verhältnis» 
dieses  Instituts  übergehen,  bemerken  wir,  daß  unsere  Daten  zuin  ge- 
rineeren  Teil  aus  dem  im  ungarischen  Justizministerium  über  die 
Fideikommisse  geführten  Stamraregister,  zum  größeren  Teil  aus  der 
vom  ungarischen  Ackerbauministerium  jüngst  publizierten  Statistik  der 
Fideikommisse  (1894)  geschöpft  sind  und  dem  Zustande  zu  Ende  im 
Jahres  1889  resp.  1893  entsprechen. 

Was  vor  allem  die  Zahl  der  Fideikommisse  betrifft,  so  betriiet 
dieselbe  Ende  1893  91.  In  Ungarn  ist  demnach  die  Zahl  der  Fidei- 
kommisse geringer  als  z,  B.  in  Oesterreich  (nach  Inama  1882;  292V  Dff 
Flächenraum  der  Fideikommisse  beträgt  2313  499  Katastraljoch  tml 
2oln-Klafter.  Die  fideikommiasarische  Fläche  ist  demnach  grMer 
als  in  Oesterreich  (1140192,6  Hektar),  woraus  folgt,  daß  im  Durch- 
schnitt die  Größe  der  Fideikommisse  in  Ungarn  bedeutender  ist  als  in 
Oesterreich.  In  Ungarn  beträgt  die  FlÄche  der  Fideikommisse  4,T,  in 
Oesterreich  3,8  Proz.  der  Kulturfläche.  Der  Katastralertrag  der  Fidlh 
kommisse  beträgt  5342407  fl.  68  kr.  (1889), 

Nach  den  Eulturarten  verteilt  sich  die  fideikommiasarische  Fliehe 
folgendermaßen : 
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Am  stärksten  ist  die  Waldfl&che  vertreten ;  nichtadestowenig^  ist 
auch  das  Verhältnis  der  Ackerfläche  bedeutend;  in  Oesterreich  i«t 
die  Waldfläche  dreimal  so  eroß  als  die  Ackerfläche;  in  Ungarn  fer- 
teilen  sich  die  wichtigeren  Kulturarten  folgendermaßen: 

Ackttrfllcb«  iS,s  Prot.        im  ftUgtoMiiiMi  4t,A     Prot. 

Wald  41,»      „  „  26,g6      u 

Im  Verhältnis  zur  Gfesamtfläcbe  findei)   wir,  daß  von  der  Acker* 
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fliehe  3,3,    Ton    der    Waldflftche   7,5    Proz.   fideikommtssarisdi   ge- 
baoden  sind. 

Wir  betrachten  nun  die  bestehenden  Fideikoinmisse  nach  OrGßen- 
kategorien.    Demnach  waren  Fideikommisse^:' 


—  600  Joch 



500—1000    „ 

3 

1001—5000    „ 

ao 

5001—10000     ,, 

3« 

über  10000    h 

33 

PeeaniaradeikommlA    ., 

I 

Die  Daten  bekunden,  daß  unter  den  Realfideikommissen  die  Lati- 
fundien überwiefl^end  sind.  Die  Mehrsahl  der  Fideikomroisse  bilden 
die  großen  Besitztümer.  Während  in  Oesterreich  von  292  Fidei- 
kommissen  88  eine  5000  Joch  abersteigende  Fläche  repräsentieren, 
sind  in  Ungarn  von  87  Fideikommissen  64,  die  eine  ähnliche  Größe 
aufweisen.    Die  größten  Fideikommisse  sind  folgende: 

ein  Fldeikommili  mit  404444  Joch 

34V  533    » 
»  145476    „ 

„  131 346    >. 

Diese  vier  Fideikommisse  betragen  etwa  40  Proz.  der  gesamten  fidei- 
komroissarischen  Fläche  und  2  Proz.  der  gesamten  Eulturfläche  des 
Landes.  Unterscheiden  wir  die  großen  und  kleinen  Fideikommisse 
nach  der  Zeit  der  Gründung,  so  finden  wir,  daß  die  großen  zumeist 
vor  dem  19.  Jahrhundert  gegründet  wurden,  die  kleinen  während 
dieses  Jahrhunderts.  Von  den  10000  Joch  übersteigenden  Fidei- 
kommissen wurden  11,  also  gerade  ein  Drittel,  vor  dem  19.  Jahr- 
hundert gegründet,  während  die  unter  5000  Joch  betragenden  Fidei- 
kommisse insgesamt  im  laufenden  Jahrhundert  gegründet  wurden. 

Die  territoriale  Verteilung  der  Fideikommisse  gestaltet  sich  fol- 
gendermaßen: Von  der  gesamten  fideikommissarischen  Fläche  ent- 
fällt auf  das  Gebiet 

am  linken  Ufer  der  Donau 
am  rechten  Ufer  der  Donan 
awisohen  Donau  und  Theilii 
am  rechten  Ofer  der  Theils 
am  linken  Ufer  der  Theift 
■wischen  TheiA  und  Ifaroa 
Siebenbürgen 

Im  Verhältnis  zur  gesamten  Fläche  betrug  das  fideikommissarisch 
gebundene  Territorium 

am  linken  Ufer  der  Donau 
am  rechten  Ufer  der  Donau 
swiichen  Donau  und  Theile 
am  rechten  Ufer  der  TheiA 
am  linken  Ufer  der  Theift 
■wischen  Theifs  und  Maros 
Siebenbürgen 
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1)  Diese  Daten  stehen  nur  fttr  die  S7  Fideikommisse  bis  Bnde  ISSt  iiir  VwAgung. 
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Die  meiBten  Fideikommisse  befinden  sich  also  im  Gebiete  la 
rechten  üfer  der  Dooau,  die  wenigsten  zwischen  Theiß  und  Maroe  und 
in  SiebenbürgeD.  Während  das  Gebiet  am  rechten  Ufer  der  Dodhu 
nur  15,5  Proz.  des  gesamten  Gebietes  beträgt,  entfällt  auf  dasselbe 
vom  fideikommissarißchen  Gebiete  fast  die  Hälfte,  von  der  Zahl  der 
Fideikommisse  mehr  als  die  Hälfte.  Von  dem  gesamten  Gebiete  im 
rechten  Üfcr  sind  etwa  14  Proz.  fideikommissarisch  gebunden.  In  ein- 
zelneu  Komitaten  (Oedenburg,  Wieselburg)  steigt  das  Prozentuale 
bis  nahe  30  Proz.  Diese  Verhältnisse  sind  um  so  bedenklicher,  ah 
dieses  Gebiet  auch  ein  hohes  Prozentuale  des  gebundenen  BeaitzcB 
anderer  Kategorie  (Kirchengut)  aufweist  Die  größten  Fideikommisse 
sind  am  rechten  Theißufer,  nahezu  50000  Joch  durchschnittliche  Fl&che, 
was  aber  hauptsächlich  dem  Umstände  zuzuschreiben  ist,  daß  aotcr 
den  wenigen  Fideikomniissen  (8)  dieses  Gebietes  eines  mit  einer  Fläche 
von  241533  Joch  ist.  Hiervon  abgesehen^  erreichen  namentlich  die 
Fideikommisse  am  rechten  Donauufer  und  im  Gebiete  zwischen  Donaa 
und  Theiß  das  Maximum  mit  etwa  25000  Joch.  Die  durchschnittlicbe 
Grftße  der  Fideikommisse  beträgt  in  Ungarn  14  790  Hektare,  Am 
größten  ist  die  fideikommissarische  Fläche  in  folgenden  Komitaten: 

Boreg  56.61   Pros. 

SoprOD  (Ofld  Ott  borg)     27f^s     «« 
MoaöQ  (Wiesel bürg)     20,B9     „ 

In  19  Komitaten  existieren  Überhaupt  keine  FideikommiBSC  tmd 
in  15  Komitaten  betragen  dieaelben  unter  2  Proz. 

Nach  der  Kategorie  der  Familien  verteilen  sich  die  Fideikommiß 
folgendermaßen : 

«rxherzogUch«  FamUiAQ      I 

berzoßlicbe 

gr&aidie 

bkrookittrle 

iDArkgrlflich« 

a,dt\igt 

Am  stärksten  sind  die  gräflichen  Familien  vertreten.  Es  ist  in* 
teressant  zu  bemerken,  daß  nach  dem  Gesetzartikel  aber  die  Rea^ 
ganisation  des  Oberhauses  insgesamt  81  gräfliche  Familien  (mit  Auf 
nähme  der  Indigenas)  notiert  sind. 

Der  größte  Teil  der  Fideikommisse  sind  Primogenituren;  im  ganzen 
sind  aberdies  3  Seniorate,  2  mit  Designation,  1  Fideikommiß-Primo- 
genitur, ev,  Seniorat  u.  s.  w. 

Wir  untersuchen  nun  die  bestehenden  Fideikommisse  nach  der  Zeit 
der  Gründung.    Es  entstammen 

»US  der  Zelt  vor  dem   18.  JftlirbiiDd«rt      6 
AUS  dem  18.  ^  tO 

Untersuchen  wir  näher  die  dem  19,  Jahrhundert  angehörig» 
Fideikommisse,  so  wurden  gegründet 
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iioi— ia60     10 

1861  —  1670  6 

1871—1880  1$ 

1881  —  1890  16 

18dl— 18d5  5 

Wir  sehen  aus  den  ao geführten  Zahlen,  daß  die  Fideikommisae  sich 
hauptsächlich  iD  diesem  Jahrhundert  bedeutend  vermehrt  haben,  na- 
mentlich in  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  und  ragt  hier  be- 
sonders die  Periode  1871—1890  hervor,  Aehuliche  Eracheiouogen 
konstatiert  Conrad  ^)  für  Ostpreußen,  während  in  Oesterreich  in  diesem 
Jahrhunderte  weniger  Fideikommisse  gegründet  wurden  (Inama).  In 
dieser  Zeit,  also  von  1871—1890^  wurden  mehr  Fidei- 
komiase  gegründet,  als  in  dem  ganzen  183  Jahre  um- 
fassenden Zeitraum  von  1687—1870.  Das  Streben  nach  Grün- 
dung von  Fideikommissen  hat  also  in  der  letzten  Zeit  bedeutend  ssu- 
genommen.  Dies  zeigt  auch  der  Umstand,  daß  diese  Sitte  nun  auch 
die  bescheideneren  Grundbesitzer  ergreift,  was  sich  auch  daraus  ergiebt, 
daß  vom  gesamten  fideikommissariscben  Territorium  beinahe  die  Hälfte 
auf  die  vor  dera  19,  Jahrhundert  gegründeten,  über  10000  Joch 
sich  erstreckenden  Fideikommisse  entfällt,  deren  Zahl  bloß  16  heträgt« 
Auch  der  Umstand  bestätigt  diese  Annahme,  daß  fast  die  gesamte 
Zahl  der  von  einfachen  Adeligen  gegründeten  Fideikommisse  in  die 
neueste  Zeit  fällt* 

Sueben  wir  eine  Erklärung  für  diese  überraBcbende  Erscheinung, 
so  müssen  wir  uns  folgendes  vor  Augen  halten.  In  der  ersten  Periode 
des  Bestehens  des  Institutes  wurden  nur  ganz  wenige  Fideikommisse 
gegründet.  Das  Institut  war  keinesfalls  populär.  Unter  der  Regierung 
Maria  Theresias  und  Josefs  IL  wurde  auch  oben  ein  strengeres  Vor- 
gehen befolgt^).  Hierzu  kommt  der  umstand,  daß  die  Gründung  von 
Fideikommissen  bloß  auf  das  erworbene  Vermögen  beschränkt  war 
und  das  ererbte  Vermögen  nicht  zum  Gegenstände  haben  konnte.  Auch 
ist  das  Moment  zu  berücksichtigen,  daß  bei  dem  geringen  Verkehr, 
namentlich  10  Immobilien,  die  Gefahr  der  Entäußerung  des  Vermögens 
eine  geringere  war.  Schon  die  Aviticität  sicherte  den  Besitz  der  Familie; 
ebenso  sicherte  denselben  die  beschränkte  Erwerbsfähigkeit  von  Grund 
und  Boden.  Mit  dem  Anbrechen  der  neuen  Zeit  änderte  sich  dies. 
Die  Aviticität  wurde  abgeschafft  (1848),  die  allgemeine  Besitzfähigkeit 
wurde  ausgesprochen  und  so  war  denn  der  Besitz  viel  größeren  Ge- 
fahren ausgesetzt  als  früher  Hierzu  kamen  noch  andere  Umstände. 
Die  große  Umwandlung,  welche  mit  der  Grundentlastung  verbunden 
war,  verursachte  einen  großen  wirtschaftlichen  Druck.  Die  Bearbeitung 
des  Bodens  erforderte  nun  größere  Kapitalien  als  früher.  Die  Ein- 
führung der  Grundbuchinstitution,  die  Gründung  von  Bodeukredit- 
insti taten  führte  zur  Möglichkeit,   den  Kredit  in  viel  größerem  Masse 


1)  ConrAd,  Die  FidoäkommitM  In  den  6«tJ.  Prorinsen  PrearMos  (Feitjpabe  fCLr  Huinattni 
TflfainK«»  1889). 

2)  Siebe  Inamii- Stern  eggt  Die  Famnieoädeikomiolsse  (SUÜaL  MonAtsiehrifr,  1888), 
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als  früher  in  Anspruch  zu  nehmeD.  Uud  endlich  ist  noch  ein  Moneat 
ins  Auge  zu  fassen.  lu  den  70er  JafareD«  mit  der  EiuwirkEiig  der 
transatlantischen  Konkurrenz ,  stellen  sich  ungünstige  VerhMtaisK 
ein,  es  tritt  die  sogenannte  landwirtschaftliche  Krise  auf.  Ueberdiei 
zeigen  die  70er  Jahre  überhaupt  sehr  ungünstige  Ernt«ertrige.  Die« 
Umstände,  der  Mangel  an  Accommodation,  die  Schwierigkeit,  zu  andera 
Kulturen  überzugehen,  häufig  auch  leichtsinnige  InansprucboabuiC  des 
Kredits,  verursachen  den  Untergang  mancher  angesehener  Gruodbesitter. 
Man  sucht  nach  einer  Schutzwehr  und  glaubt  sie  in  dem  Fideikommit 
zu  finden,  übersehend,  daß  auch  dieses  Institut  gegen  den  Ruin  nicht 
zu  schützen  vermag,  wie  dies  viele  traurige  Beispiele  zeigen, 
abgesehen  davon,  daß  es  ein  zweifelhafter  Gewinn  ist,  wenn  jeo 
ein  überlastetes  Fideikommiß  überkommt,  dessen  Ertrag  durch  8cbl 
Wirtschaft  herabgebracht  wird,  oder  wenn  jemand  ein  mit  Apa 
belastetes  Fideikommiß  zu  verwalten  hat.  Jedenfalls  dürfte  aber  in  deal 
angeführten  Umständen  ein  Hauptgrund  für  die  Zunahme  der  Fidei-^ 
kommisse  in  den  letzten  Jahrzehnten  gesucht  werden.  Das  Streben,  den 
früher  durch  die  Aviticität  gebotenen  Schutz  zu  ersetzen  * ),  ferner  die 
Furcht  vor  dem  Ruin  infolge  der  veränderten  und  die  Mobtlisiemng 
des  Grundbesitzes  begünstigenden  Momente,  die  Depossedierung  vieler J 
angesehenen  Familien  (welche  aber  sehr  häufig  Folge  von  UowirtrJ 
schaftlichkeit  war)  sind  wohl  die  Hauptursache  der  Zunahme  de 
Fideikom  misse. 

Nichtsdestoweniger  ist  diese  Erscheinung  als  eine  bedenkliche  mi 
betrachten.    Unter  anderem  wohl  auch  schon  aus  dem   Grunde, 
ein  Schutz  der  Grundbesitzer,  sofern   er  sich   als  notwendig  erwe 
sich    keinesfalls    auf    den    Großgrundbesitz    beschränken    darf.     Wi( 
das  Fideikommiß  einer  Zeit  entstammt,  wo  auch  dem  bäuerlichen 
durch  Beschränkung  der  Uebertragbarkeit,  Minimums  etc.   Schatz 
währt  wurde,  so  müßten  auch  heute  noch  möglichst  in  gleicher  Weise  beid 
Gruppen   behandelt   werden;   entweder  muß  beiden,  jedem    in  seine 
Weise,  Schutz  gewährt  werden,  oder  müssen   beide  in  gleicher 
der  eigenen  Widerstandskraft   anvertraut  werden.     Für   Ungarn  J 
stets  den  freiheitlichen  Institutionen  auch  auf  dem  Gebiete  der 
schaftspolitik  zugeneigt  war,  dürfte  die  Zukunft  wohl  weniger  in  ' 
Erweiterung,  als  in  einer  Beschränkung  des  Schutzes  gesucht  wer 
Dem  entspräche  mit  Bezug  auf  das  Fideikommiß  eine  Milderung  die 
Instituts.    Viel  wäre  schon  gewonnen,  wenn  die  Bewilligung  der  Fidei* 
kommisse  nicht  mehr  auf  dem  W  ege  der  Majestätsgenehmigung,  sondeni] 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  —   wenigstens  bei   größeren   Fide' 
kom missen  —  stattfände,  wie  dies  auch   in  Oesterreich  der  Fall  ist,^ 
üierdurch  würde  die  Frage    auch    vor    die    Oeffentlichkeit  gebracht 
werden ;    es    würde    in    jedem    einzelnen    Falle    genau    untersucht 
werden,  auf  welche  Verdienste  sich  der  Gesuchsteller  zur  Begründusg 
dieses  Privilegiums  beruft ;  hierdurch  würden  schon  manche  abgeadueekt 


t)  Aodi  in    Oftpr«iiIi«a    in    den    letiten    JfthrsehntAii    lUrko    ZooftliiD«  dir 
inlolg«  Uatwmsdlim^  too  Lt«b«usgüt«ra  (8i«b«  Conrad  il  a*  O.). 
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werden,  die  selbst  daran  zweifeln,  eines  solchen  PriTilegs  würdig  zü 
geiu,  oder  würden  dieselben  durch  Stiftungen  im  öfiFentlichen  Intereese 
sich  würdig  zu  zeigen  suchen.  Dann  würde  auch  genau  untersucht  werden, 
ob  in  dem  betreuenden  Landesteile  nicht  schon  der  gebundene  Besitz 
eine  zu  große  Fläche  bedeckt,  ob  nicht  von  der  Gründung  weiterer 
Fideikom misse  ein  ungünstiger  Einäuü  auf  die  wirtscbaftlichen,  popu^ 
lationistischen  Verbältnisse  etc.  zu  befürchten  ist.  Das  Institut  selbst 
würde  zu  mildern  sein  namentlich  nach  folgenden  Richtungen:  Be^ 
schränkung  der  Zeitdauer  und  Festsetzung  eines  Maximums  der  Fliehe 
nach  0-  Nicht  ohne  Nutzen  würde  es  sein,  wenn  über  die  Verwaltung 
der  Fideikommisse  jährlich  Ausweise  vorzulegen  wären,  und  überhaupt 
die  Bewirtschaftung  einer  öffentlichen  Kontrolle  unterläge.  Auch 
scheint  es  gerechtfertigt,  zu  verhindern,  daß  das  Privileg  des  Fidei- 
kommisses  von  einer  Familie  in  zu  ausgedehntem  Maße  in  Anspruch 
genommen  werde.  Es  giebt  in  Ungarn  Familien,  deren  jeder  einzelne 
Zweig  bedeutende  Fideikommisse  besitzt. 

Wir  wollen  zum  Schluß  einige  Anschauungen  anführen,  die  in  der 
eingangs  erwähnten  Landtagsberatung  vom  Jahre  1832/36  gethan 
wurden.  Einer  der  bedeutendsten  Deputierten  und  Redner,  Franz 
Kölesey,  sagt  unter  anderem:  Zu  Gunsten  dieses  Instituts  weiß  man 
kein  anderes  Argument  anzuführen,  als  die  Erhaltung  der  namhaften 
Familien.  Wenn  das  Wohl  des  Landes  nur  im  geringsten  von  Namen 
abhängen  würde,  dann  würde  dieses  Argument  etwas  taugen.  Wer 
wagt  es  aber  zu  behaupten,  daß  das  Wohl  des  Landes  wegen  der  vor 
1687  verschwundenen  Familien  gelitten?  Werfen  wir  einen  Blick  in 
die  Vergangenheit,  dort  sehen  wir  viele  glänzende  Namen ,  die  heute 
nicht  mehr  existieren.  Wer  erinnert  sich  nicht  der  Namen  derer  von 
Gara?').  Die  Leute  dieses  Namens  dürften  jetzt  in  irgend  einem 
Winkel  des  lindes  den  Pflug  führen  und  säen.  Wo  ist  die  Lücke, 
die  mit  dem  Erlöschen  jenes  Glanzes  eintrat?  Jene  mögen  manches 
Ersprießliche  gethan  haben,  sie  konnten  aber  auch  viel  Böses  thnn 
und  thaten  es:  nach  ihrem  Verschwinden  aber  fühlte  sich  die  Nation  wie 
vorher;  die  heutigen  Landleute  sind  aus  den  Stammbüchern  ver- 
schwunden ,  aber  sie  bevölkern  das  Land ,  bebauen  die  Erde ,  tragen 
die  öffentlichen  Lasten  und  üben  so  im  Dunkeln  mehr  Gutes,  jedenfalls 


1)  Der  angArlseb«  Ack«rt«amiD!ater  spHohC  in  der  DbenerwäfaDten  Piiblik»tioü  gUieh 
alla  die  MeiDUDff  fton^  e«  mUrat«  «b  M&ximiun  fostgeaeUl  werden ;  wie  er  sm^t,  ist  dies 
wichtiger,  &Ia  des  MiDimuoi.  Kur  hftt  dta  Hiaiaiiiin  einen  ftttdereo  Zweck  tiad  d«nun 
fAitch  seine  Ber^chtiguDg.  Ctberdiea  ipricht  er  die  ÄnaicbC  mSi  t»  sollte  our  m  soleben 
Komitaten  die  Orüadang  von  Fideikommi&aen  geaUUet  werden ,  io  welchen  die  bereite 
beatehenden  ein  gewissea  Prozent  dtr  Ptücbe  nicht  übersteigen.  Uebrigena  bemerkt  er, 
dar«  ein  grofaer  Teil  der  Pideikommiaae  gut  bewirtacbaftet  wird  und  viele  Hände  be- 
scbiitigt  (!).  Ea  aei  hier  «ach  duratif  hingewiesen  ^  defa  aach  die  Jetaten  Agrarunruben 
im  nngariachen  Atfold  (Mitte  April)  die  Auftnerkaamkeit  auf  die  Frage  der  FideikomuilsAtt 
lenkte ;  bei  diesem  Anlasse  erklärte  der  angarische  MinisterprJisident ,  dafa  die  gegen- 
wärtige Regierung  In  Oe Währung  von  Fideikomiuiaaeu  s«kr  aar flckh alte nd  ist,  prinxipieU 
aber  gegen  diese  uicbt  Stellung  nimmt»  da  unter  gewiaaeo  UmatiLnden  die  Gründung  von 
Latifundien  sogar  an  wünschen  ist, 

2)  Palatio   und   mäcbtigea   Oligercb. 
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aber  weniger  Böses,  als  die  alten  berOhmten  Oaras  and  Ähnliche.— 
De&k:  Seitdem  mit  den  Verbältnissen  der  Vergangenheit  auch  die 
einstige  Wichtigkeit  glänzender  Familien  versdiwunden,  sehe  ich  nicht 
ein,  warum  dem  bloßen  Namen  die  Entwickelan^  des  Landes,  die 
Stärkung  der  inneren  Kraft  der  Nation,  der  Kredit,  das  allgemeiiie 
Interesse  geopfert  werden?  —  In  einer  größeren  Artikelreihe  sagt 
Kossuth:  Wir  betrachten  die  Majorate  als  ein  ungerechtes,  für  dss 
Vaterland  sittlich  und  materiell  schädliches  und  gefährliches  Institut 
Und  selbst  der  konservative  Oraf  Sz6chen  erklärt  l^zflglich  des  Zwecb 
der  Institution:  Nicht  von  menschlicher  Macht  hängt  der  Aufgang 
und  Niedergang  des  Sternes  einer  Familie  ab. 
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Die  zweite  Lesimg  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  (Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Seich. 

(FortsetiiiDg)  ^. 
Von  Amtsriohter  Oreiff. 

xxvn. 

Fftr  den  am  Ende  des  Torigen  Beriohti  mitgeteilten  Betohlalty  die 
Briefhypothek  su  der  in  Ermangelung  abweichender  Vereinbarung 
eintretenden  gesetzliohen  Begelform  zu  machen ,  war  die  Erwftgung  aus- 
sehlaggebend ,  dafs  diese  Gestaltung  dem  im  grölseren  Teile  des  Beiohs 
geltenden  Bechte  entspreche  und  dort  zu  Mifsständen  nicht  geführt  habe. 
Zar  Ausschliefsung  der  Erteilung  eines  Hypothekenbrieft  erforderte  man 
aufser  der  Vereinbarung  der  Beteiligten  Eintragung  in  das  Grundbuch; 
man  wollte  damit  yerhiDdem,  dafs  trotz  wirksamer  Ausschliefsung  yon 
dam  Grundbnchamt  in  Unkenntnis  derselben  ein  Brief  erteilt  werden  könne« 
Mit  Bücksioht  namentlich  auf  die  Gebiete  ^  denen  bisher  nur  die  Buoh- 
hypothek  bekannt  ist  und  in  denen  daher  die  Beteiligten  Toraussichtlich 
noch  längere  Zeit  es  nicht  selten  yerabsäumen  werden,  bei  der  Begründung 
der  Hypothek  die  Erteilung  des  Briefs  besonders  auszusohlielsen,  erschien 
es  ÜBmer  unerläfslich,  auch  die  nachträgliche  Ausschliefsung  zu  gestatten« 
Um  jedoch  zu  yerhüten,  dals  trotz  solcher  Ausschlielsung  der  erteilte 
Brief  noch  weiter  umlaufe ,  nahm  man  für  die  Grundbuchoidnung  die 
OrdnungsTorschrift  in  Aussicht,  dafs  die  Ausschliefsung  nur  eingetragen 
werden  dürfe,  wenn  der  Brief  dem  Orundbuohamte  zurückgegeben  oder 
im  Wege  des  Aufgebotsyerfahrens  für  krafüos  erklärt  worden  seL  Auch 
die  Aufhebung  der  einmal  erfolgten  Ausschliefsung  glaubte  man  zulassen 
zu  müssen.  Auf  die  Ausschliefsung  wie  auf  die  Aufhebung  wurden  die 
Vorschriften  des  §  828  Abs.  2,  des  %  830  a  Abs.  2  und  des  $  831  (nach 
der  Band  LXI  S.  71  mitgeteilten  Fassung)  für  entsprechend  anwendbar 
erklärt    Die  $§  1106,  1107  waren  durch  diese  Beschlüsse  erledigt    Der 


1)  Vtrgl.  8.  707. 
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§  HOB  wurde  sachlioli  gebilligt.  Dem  §  1109  Abs.  1,  oftch  welehim 
das  Eigentum  an  dem  Hypothekenbrief  dem  jewi^iligen  Kigeniümer  n- 
steht  und  nntrennbar  mit  dem  Hypothek enreohte  yerbunden  ifti,  Ut|t 
naeh  den  Motiven  ein  allgemeiner  Gedanke  su  Grunde»  der  auch  auf  ]ede& 
yon  dem  Sohuldner  ausgestellten  Sohuld&cbein  zutrifit.  Die  Kommitiioa 
hielt  es  für  aogemeAsetier,  den  Gedanken  auch  allgemein  auasuapraehnt 
der  Vorechnft  aber  oiohi  Ewingende,  sondern  nur  ergän sende  Bedeatoeg 
beizulegen^)*      Gegen    den    Abs*  3    dea    §   1109   wurde    niobt«   erienen. 

Der  §  II 10  bezweckt  in  Verbindung  mit  §  60  der  Grundbuchord- 
nung, den  Eigentümer  dagegen  zu  schützen,  dafa  die  Hypothek  auf  Grund 
der  aus  §  1088  folgenden  YermutuDg  für  die  Entstehung  der  Fordarun{ 
gegen  ihn  geltend  gemacht  werden  kann,  bevor  er  den  Gegenwert  der 
Hypothek  erbalten  hat;  nach  dem  §  60  soll  nämlich  das  Gruadbuchaml 
den  Hypothekenbrief  an  den  Eigentümer  und  nur  mit  dessen  Btwüljguoi 
an  den  Gläubiger  aushäDdigen,  und  nach  §  1110  toll  in  den  Fäll«it  io 
welchen  der  Brief  dem  Eigentümer  einzuhändigen  ist,  die  beiceiohneti 
Vermutung  erst  dann  Platz  greifen,  wenn  der  Gläubiger  nicht  Inhaber 
des  Briefes  ist.  Die  Kommission  war  zuoächst  der  Ansicht»  dafs  nifih 
dem  Zwecke  der  Vorschrift  dem  Gläubiger  die  Vermutung  nur  dann  n 
statten  kommen  dürfe»  wenn  der  Brief  ihm  vom  Eigentümer,  nicht  auch 
dann,  wenn  derselbe  ihm  unter  Verleitung  des  g  60  der  G.B.O.  tos 
Grundbuchamt  übergeben  sei »  glaubte  aber  zu  Gunsten  des  im  Besitsi 
des  Bnefs  befindlichen  Gläubigers  die  Vermutung  aufstellen  su  k6iuiea» 
dafs  der  Brief  ihm  vom  Gläubiger  übergeben  worden  sei.  Nach  Beratoni 
der  Vorschriften  über  die  Qrandschuld  erkannte  man  jedoch,  daft  der 
§  1110  wegen  der  Bezognahme  auf  die  Forderung  der  entapreohesto 
AnwendaDg  auf  die  Gruadschuld  Schwierigkeiten  bereite«  während  docli 
ein  ähnlicher  Schutz  des  Eigentümers  auch  bei  der  Grnndschuld  geböte 
erschien.  So  gelangte  man  dasu,  den  §  1110  durch  die  Yorschnften  m 
ersetzen^  dafs  der  Gläubiger  eine  Briefhypothek  erat  mit  der  (in  Gemiiih 
heit  des  §  874  Satz  2  und  der  §§  874  a— 876  der  Bd.  LXI  a  688,  686 
mitgeteilten  Zusammenstellung  erfolgten)  Uebergabe  des  Briefes  aattaoi 
des  Eigentümers  an  ihn  erwerbe ,  dafs  die  Uebergabe  durch  sine  Ver«is* 
barung  ersetzt  werden  könne  ^  welohe  den  Gläubiger  ermächtigt,  sieh  im 
Brief  vom  Grundbuchamt  aushändigen  su  lassen  und  dafs  bia  su  dar  ti 
erfolgten  oder  ersetzten  Uebergabe  des  Briefes  an  den  Gläubiger  die  Hypotbak 
dem  Eigentümer  anstehe  (yergl.  §  1026  und  §  1070  Abs,  2  oben  S.  710» 
734).     Der  §  Uli  blieb  unbeanstandet 

Nach  I  1112  ist  zur  Abtretung  der  dureh  eine  Briefhjpotliok  gt- 
sicherten  Fordernng  eine  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigte  AhtratBagi* 
erklärung    des    bisherigen    Gläubigers ,    (formlose)    AnnahAe    too    antü 


1)  Der  d«m  §  1109  Abs.   1    eDtsprecbend«  §  817  II.   Lftsun^  laatvt: 

D&$  Eifeatiun  «n  dem  über  ein«  Forderung  »tis gestellten  3chald*cheio«  Odkt  < 

QlHubiger  in,     Dia  Eeebt   stne«  Drittsa   an   der  Ford«niog   «rstrackl  aicb  aaii 

den  Sohaldschetn, 

Dfts  Oleicbe    ^It    flr  Urkunden    über    tndere    Rechte,    krsa   der«n    etno  Lelll 

gefordert   werden    kanti,    i&ftbe«)ndere   HLr  Efpothekan*!    Gmndschuld*    aad  KsB 

ecbnidbriefe. 
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des  neuen  Gläubigen  and  Uebergabe  des  BriefeB  an  diesen  erforderlioli. 
Die  Kommission  beschlofs  znnfiohst,  von  dem  Erfordernis  einer  formali- 
sierten Abiretungserklärong  in  dem  Falle  abzusehen ,  wenn  die  formlos 
erfolgte  Abtretung  in  das  Grundbuch  eingetragen  und  der  Brief  dem  neuen 
Gläubiger  ftbergeben  ist;  in  diesem  Fall  mufs  nämlich  nach  §  31  des 
Entwurfs  der  Orundbuchordnung  die  Abtretung  Tom  Grundbuchamt  auf 
dem  Brief  vermerkt  werden,  der  neue  Gläubiger  erhält  also  stets  eine 
öffentliche  Urkunde  ftber  die  erfolgte  Abtretung,  so  dafs  es  einer  weiteren 
Urkunde  zu.  seiner  Legitimation  nicht  bedarf.  Darüber,  dafs  abgesehen 
Ton  diesem  Falle  die  Abtretungserklärung  formalisiert  werden  müsse, 
war  man  mit  dem  Entwurf  einverstanden.  Das  vom  Entwurf  aufgestellte 
Formerfordernis  beruht  auf  der  Erwägung,  dafs  es  sich  empfehle,  nur 
eine  solche  Abtretung  als  rechtsgiltig  anzuerkennen,  welche  dem  neuen 
Gläubiger  auch  zur  Geltendmachung  der  Hypothek  und  zur  grundbuch- 
mäfsigen  Verfügung  ftber  dieselbe  in  Stand  setzt.  Die  Kommission  hielt 
dagegen  diesen  Ausgangspunkt,  abgesehen  davon,  dafs  man  von  ihm  aus 
nur  zu  dem  Erfordernis  öffentlicher  Beglaubigung  der  Abtretungser- 
klärung gelangen  würde,  nicht  für  zatreffend.  Sie  nahm  an,  es  genüge 
fftr  den  neuen  Gläubiger,  wenn  ihm  das  Recht  gegeben  werde,  von  dem 
bisherigen  Gläubiger  eine  öffentlich  beglaubigte  Erklärung  zu  verlangen; 
dies  Becht  folge  an  sich  schon  aus  der  Yorschrift  des  §  301,  von  welcher 
hier  nur  insofern  abgewichen  werden  mftsse,  als  die  Kosten  der  beglaubigten 
Urkunde,  weil  diese  zur  vollen  Geltendmachung  der  Forderung  notwen- 
dig sei,  in  Ermangelung  anderweiter  Abrede  dem  bisherigen  Gläubiger 
zur  Last  zu  legen  seien.  Dagegen  hielt  man  es  für  eine  überflüssige 
Bevormundung,  durch  die  Eegelung  der  Giltigkeitserfordemisse  der  Ab- 
tretung den  Beteiligten  unbedingt  die  mit  der  Beglaubigung  verbundenen 
Yorteil  sichern  zu  wollen.  Man  erwog,  dafs  für  diejenigen  Gebiete,  in 
denen  seit  langer  Zeit  die  Briefhypothek  in  Geltung  und  zu  ihrer  Abtre- 
tung nur  schriftliche  Abtretungserklärung  erforderlich  sei,  wie  in  Preufsen 
und  Mecklenburg,  die  Begelung  des  Entwurfs  den  Hjpothekenverkehr 
ohne  Not  erschweren  und  verteuern  sowie  Bechtsunsicherheit  und  Bechts- 
verluste  zur  Folge  haben  würde.  Aus  diesen  Gründen  wurde  beschlossen, 
für  die  Abtretungserklärung  nur  schriftliche  Form  vorzuschreiben.  Da- 
gegen lehnte  die  Mehrheit  es  ab,  die  Briefhypothek  durch  Zulassung  der 
Blankoabtretung  noch  verkehrsfahiger  zu  gestalten.  Abgesehen 
davon,  dafs  nur  durch  eine  Reihe  von  Sondervorschriften  die  Blankoab- 
tretung zweckentsprechend  und  zweifelf^i  geregelt  werden  könnte,  be- 
fürchtete man,  dafs  ihre  Zulassung  den  Gläubiger  in  erhöhtem  Mafse  der 
Ge&hr  des  Bechtsverlustes  aussetzen,  die  Eintragung  der  Briefhypothek 
in  die  Gebiete,  in  denen  sie  bisher  unbekannt  sei,  erschweren  würde 
und  unter  Umständen  zur  Umgehung  des  Erfordernisses  staatlicher  Ge- 
nehmigung zur  Ausgabe  von  Lihaberschuld verschrei bungen  über  eine 
bestimmte  Geldsumme  (§  701)  miüsbraucht  werden  könnte.  Die  Abs.  2 
und  3  des  §  1112  wurden  sachlich  gebilligt.  Der  §  1113  wurde  durch 
die  in  die  Civilprozefsordnung  einzustellende  Vorschrift  ersetzt,  dals  zur 
Ueberweisung  einer  durch  Briefhypothek  gesicherten  Forderung  die  Aus- 
händigung des  Ueberweisungsbesdilusses  an  den  Gläubiger  (im  Sinne  der 
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C.P.O.)  genüge;  die  Uebergabe  des  Briefea  an  den  Glättbig^r  ie(  mA 
dem  insoweit  Baohlioh  bei  behalte  Den  §  731  der  C.P.O.  in  der  im  Art  U 
des  Entwurfs  dee  EiDführungsgeBetzes  Torgesohlagendn  Fasduttg  sch^n  lur 
Fiänduog  einer  solchen  Forderung  erforderlich. 

Wer  naoh  §  1112  die  ßriefhypothek   von    dem    eingetrageoea  Gl&u* 
biger  erwirbt,  iat  nach  dem  Entwurf  durch  den  Grundiats  des  öffentüobea  i 
Glaubens  geschützt     Man  war   darüber  einig,    dafs  es  hierbei  Terbleibci^ 
müsse.     In  dieeem  Sinne    erfuhr    die    Ton    der  BedakiioiiskommiBsion  be* 
BohloBsene  FaBBung  des  §  837  (vergL  Bd.  LXI  8,  249)  eine  Aenderung  *). 
Nach  §  1114  Boll  der  Schutz  der  §§  83 7^-839  auch    dann  Platz  gnofeii, 
wenn  jemand  yon  dem  Besitzer  des  Briefes,    der    durch    eine  suBamznefi- 
hiingende,    auf  einen    eingetragenen  Gläubiger  zurückführende  Eathe  rviu 
Abtretungserkläiningen    oder  XJeberweiBungsbeschlÜB&en  als  Gläubiger^ 
timiert  iöt^  die  Hypothek  erwirbt  oder  mit  demselben  sich  auf  ein  '. 
geachäft  einläfst.     Die  Kommission    hatte  sich    schon  bei  ihrem 
zu  §   1112  dahin  entschieden,  die  im  §  1114  bezeichnete  Wirkung 
einer  blofs  Bohriftliehen ,    sondern    nur    einer   öffentlich    beglaubigten 
tretungscrklärung  beizulegen ,  um  zu  verhüten ,  daTs  der  Gläubiger  durckl 
den  Verlust    des  Briefes    und    einer    gefalsohten    Abtreiungserklärung    uml 
sein  Hecht  gebracht  werden    könne.     Im  übrigen    wurde  der  §   1114  mill 
folgenden  Aenderungen  gebilligt:   In  Bezug  auf  die  Legitimation  des  BrieM 
besitzerB    fiteUte   man    der    form  garechten    Abtretungserklarang    auch    eill 
Öffentlich  beglaubigtes  Anerkenntnis  einer  kraft  Gesetzes  erfolgten  Heber"! 
tragung  der  Forderung  gleich.     Niobt  gerechtfertigt  ersehieii  es,  mit 
Entwurf  auch  denjenigen  in  Gemäfsheit  des  §  1114  cu  Bchütxeo,    dar 
Forderung  von  dem  legitimierten  Besitzer  durch  Ueberweisang  im  W« 
der   ZwangsvollBtreckung   erwirbt.      Man  erklärte   endlich   aufser   den  inl 
Entwurf  angeführten  §§  837—839  auch  die  §§  836b,   843,   844  nach  d<sf J 
Bd.  LXI  8«  78,  255p  256  mitgeteiUen  Zusammenstellung  für  enttprc-cheodl 
anwendbar.     Der   §  1115    wurde  unter   der  Voraussetsung  der  Aufnahmfl 
einer  entsprechenden  Vorschrift  in  die  Gruadbuchordnung  gestriohetk.  Dit 
Yorechrift  des  §  1116,  nach  welcher  eine  aus  dem  Inhalt  des  Hypothek« 
briefs    ersichtlteha    Thatsache   für   die    Anwendung    der    §§  SS7,    838  i 
dem  Erwerber    der    Hypothek    oder   eines    Rechtes    an    ihr   bekannt   iril^J 
wurde  in    der  Fassung   mit   dem    zu  §  837    gefafsten  Beschlüsse  in  Kio^( 
klaug  gesetzt;  auch  fügte  man  liinzu,  dafs  ein  aus  dem  Inhalt  des  Briefs  brrror*' 
gehender  Widerspruch  gegen  die  Bichtigkeit  des  Grundbuchs  einem  in  di|| 


1)  D«r  «ntspreobeiido  §  809  11.  Lesang  lautet: 

Zu  GuDSlAQ  de^tnigeo,  welcher  «in  Hecht  ao  eitiflED  Grundaitiek  od«r  mm  8s 
■n  eioem  sotcheo  Rechte  durch  B«cht9geschäft  oder  durch  Urteil  erwrrbt,  gHt  i 
Inhait  des  Grundbuchs  aJb  richtit^»  ea  s«t  denn,  dafs  ein  Wider» praeb  g«^a  dt*| 
Uichtit^keit  eiDgetrigon  ist  oder  dafs  die  OoriehtigkeU  oder  eJne  TbatUkeli«,  aisl 
weicher  sie  sich  ergiebt,  dem  Erwerber  bekanDt  itL  Ein  Verla rsAru&Ksrerbol  4m  Ut  ] 
deo  §§  tOlf  102  bezeicbneteji  Art  Ut  dem  Erwerber  gegenüber  nar  wirksMtt, 
es  aus  dem  Oruadbuch  ersichtlich  oder  dem  Erwerber  bekanui  Ut. 

Itt  au  dem  Erwerbe  des  Rechtes  die  Kintragitog  erforderlich,  so  Ut  für  die  Keeet^ 
nie  des  Erwerbers  die  Zeit  der  Stellung  des  Antrags  auf  KintragiiDg  oder  wene  die 
nach  §  794  erforderliche  ElDigang  erst  sp&ter  zostande  kommt,  die  Jßeit  4er  Blalfiai 
mafsgebend. 
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eiogetragenen  Widerspruch  gleichsteht.  Im  übrigen  hielt  man  an  dem  Stand- 
punkt des  Entwurfs  fest,  dafs  bei  einer  Verschiedenheit  des  Inhalts 
des  Buches  und  des  Briefes  der  Buchinhalt  entscheidet  Die  Mehrheit 
erkannte  zwar  den  yon  einer  Seite  angeregten  Gedanken  als  an  sich 
gerechtfertigt  an,  gewisse  nur  das  Becht  eines  bestimmten  Briefbesitzers 
betreffende  Eintragungen,  nSmlich  die  Eintragung  eines  Widerspruchs 
gegen  die  Uebertragung  der  Forderang  auf  diesen  Besitzer  sowie  eines 
YerSufserungsTerbots  oder  einer  Vormerkung  gegen  ihn,  dann  gegenftber 
einem  gutgläubigen  Erwerber  der  Hypothek  nicht  wirken  zu  lassen,  wenn 
sie  nicht  aus  dem  Brief  ersichtlich  seien;  indessen  trug  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  für  den  Verkehr  erforderliche  Einfachheit  des  Gesetzes  Be- 
denken, diesem  Gedanken  Folge  zu  geben.  Andererseits  erschien  ein  Ver- 
zicht auf  eine  solche  materiellrechtliche  Vorschrift  nur  unter  der  Vor- 
aossetzang  angängig,  dafs  durch  eine  Bestimmung  der  Grundbuchordnung 
für  die  Ersichtlichkeit  der  fraglichen  Eintragungen  aus  dem  Briefe  Sorge 
getragen    werde    (vergl.    oben    S.  718  die   Anm.  zu  §  1048  11.  Lesung). 

Nach  §  1117  ist  zur  Geltendmachung  des  Bechts  aus  der  Brief- 
hypothek die  Vorlegung  des  Briefs  und,  wenn  der  Gläubiger  nicht  im 
Grundbuch  eingetragen  ist,  der  ihn  als  Gläubiger  ausweisenden  Urkunden 
erforderlich;  die  Vorlegung  gehört  also  zur  Elagehegrundung.  Der 
Gläubiger  würde  daher  namentlich  im  Urkundenprozesse  mangels  der  Vor- 
legung mit  der  Klage  abgewiesen  werden  müssen.  Die  Kommission  sah 
in  dieser  Begelung  eine  unnötige  Belästigung  und  Gefährdung  des  Gläu- 
bigers. Zum  Schutze  des  Schuldners  erschien  es  ausreichend,  wenn  im 
Urteile  die  Leistungspflicht  desselben  von  der  Vorlegung  Jener  Urkunde 
abhängig  gemacht  werde.  Der  §  1117  erfuhr  daher  eine  entsprechende 
Aenderung  (yergl.  den  §  1065  Abs.  1  II.  Lesung).  Der  §  1118  blieb 
nnangefod^ten.  Im  AnschluTs  an  denselben  beschlofs  man,  der  Kündigung 
des  Eigentümers  gegenüber  dem  bisherigen  Gläubiger  Wirkung  gegen  den 
neuen  Gläubiger  beizulegen,  sofern  nicht  die  Uebertragung  zur  Zeit  der 
Kündigung  dem  Eigentümer  bekannt  oder  im  Grandbuch  eingetragen 
gewesen  sei;  die  Vorschrift  erschien  zum  Schutze  des  Eigentümers  nötig, 
weil  dieser  im  Falle  einer  ohne  Eintragung  erfolgenden  Uebertragung 
unter  Umständen  aufser  stände  ist,  die  Person  des  derzeitigen  Gläubigers 
zu  erfethren.  Die  §§  1119 — 1121  blieben  unbeanstandet.  Auch  den 
§  1122  behielt  man  unverändert  bei;  insbesondere  erschien  es  jedenfalls 
nicht  allgemein  durchführbar  und  nicht  gerechtfertigt,  entgegen  dem 
Abs.  1  Satz  2  zur  Teilung  der  Hypothekenforderung  die  Zustimmung  des 
Eigentümers  zu  erfordern.  Nach  §  61  Abs.  2  des  Entwurfs  der  Grund- 
bnohordnung  mufs  die  Herstellung  eines  Teilhypothekenbriefs  auf  dem 
Stammbrief  vermerkt  werden;  das  Unterlassen  dieses  Vermerks  soll  also 
den  Teilhypothekenbrief  ungültig  machen.  Man  war  darüber  einig,  dafs 
diese  Bestimmung  als  eine  materielle  in  das  Gesetzbuch  gehören  würde, 
hielt  es  aber  für  ausreichend,  den  bezeichneten  Vermerk  durch  eine  Ord- 
nungsvorschrift anzuordnen.  Die  §§  1123  und  1124  wurden  sachlich 
gebilligt,  den  2.  Satz  des  §  1124  erstreckte  man  jedoch  auch  auf  den 
Fall  des  §  1108. 

Die  Kommission  wandte  sich  hierauf  zur  Erörterung  der  Frage,   ob 
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die  Bestellung    einer   Hypothek    für    die    Forderang    aus   einit 
SaholdversehreibuDg  ftuf  den  Inhaber  suzulasten  und  zu  regeln 
sei.     Der  Entwurf  Bchliefst  eine    solche  Hypothekbe§tcllung  aui,   und  dii 
Minderheit  der  Kommiasion  bestritt  das  Bedürfnii,  den  Entwurf  nach  dieter 
Richtung  zu  ergänzen.     Man  war  darüber  einig,  dafö  für  die  Entscheidung 
der  BedürfoiBfrage  die  besonderen  Verhältnisse  sowohl  der  sog.  Eiienbahs- 
prioritatsobligationen  all  auch  der  von  Grtindkreditinftituten  ausgegebeDeii 
Pfandbriefe  auls er  Betracht  eu  lassen  seien  (bezüglich  der  letsteren  TergLi 
den    8.  403 ,    404    mitgeteilten    Beschlufs   der  Kommission).     Im    ubrigea^ 
war  die  Minderheit  der  Ansicht,    dem  Bedürfnis  des  Verkehrt  werde  g»» 
DÜgt  durch  das  in  der  Praxis  au 6 gebildete  und  bewährte  Verfahren»  wooaeh 
kreditbedürftige     Grofsindustrielle     oder     Grofsgnmdbesitiser     TeiUchuld- 
Terschreibungen    gemäfs  Art,  301    des    Handels gesetisbucbs    ausgebt^n   und, 
Eur  Sicherung   der    Gläubiger   eine    EauttooBbypothek    lu   Gunsteo    etnerl 
Bank    oder    einer    sonstigen    dritten    Person    als   Treuhänders     besteUeo,! 
welchem    eine    unwiderrufliche    Vollmacht   zur   Vertretung    d«r  GUubigecj 
hinsichtlich    der    Hypothek   erteilt    wird.     Die   Kommission    war    darüber j 
einverstanden,  dafs  die  rechtliche  Zulässigkeit  dieses  Verfahrens  durch  dasl 
Bürgerliche  Gesetzbuch  nicht  in  Frage  gestellt  werden  dürfe.      Die  Mehr-1 
heit  glaubte  jedoch»  dafs  neben  diesem  Wege,  welcher  nur  Kaufleuteo  iai 
Sinne  des  Uandelsgesetebuchs  zugänglich  sei,  eine  hypothekarische  Siehe 
Stellung  der  Forderung  auB  einer  Schul dyersohreibung  auf  den  Inhaber 
mo'güobt  werden  mäsBe.     Das  Bedürfnis  sei  schon  jetzt  mehrfiaoh  heirTor 
getreten    namentlich    für  Anleiben   politischer  Gemeinden    in    Baden  |   füt 
Bergwerkigesellschaften  in  Sachsen  ;  es  sei  keineswegs  ausgeschlossen,  daftj 
das  Bedürfnis  in  Zukunft  noch  in  weiterem  Umfange  sich  geltend  ma 
Auch  sei  ein  stichhaltiger  Grund  gegen  die  Zulassung  derartiger  lohab 
hypothekeo    nicht    ersichtlich.      Man    behielt    sich  jedooh    die    6odgiltig«| 
Entscheidung    Tor    und   stellte    zunächst    fest,    welche    besonderen    Be*' 
Stimmungen  e  Ten  tu  all  aufzunehmen  sein  würden.  —  EinremehiDeD  bestand  i 
darüber,  dafs  zur  Bestellung  der  Inhaberhypothek  die  einseitige  ErUärung  | 
des  Eigentümers    gegenüber   dem    Grundbuchamt    und    die  Eintragung  in  j 
das  Grundbuch  genügen,  sowie  darüber»  dafs  auf  die  Erklärung  der  S  ^^I' 
Anwendung  Enden  müsse.     Ebenso  wenig  zweifelte  man,  dafa  zur  Deber»! 
tragung   der  Focderung    nicht  Eintragung   in    das  Grundbuch  erforderlio 
sein  dürfe,  sondern  dafs  sich  deren  Voraussetzungen  und  Wirkungen  nacli| 
den   für   Schuldverschreibungen    auf  den    Inhaber    geltenden    Vorsohriftea 
bestimmen,  sowie  dafs,  abweichend  von  §   1D79,  die  Kündigung  des  Au 
stellers   der  8ohuMYerBchreibung    dem  Eigentümer   des   belaitaten   Grund^ 
Stücks  gegenüber  wirksam  sein  müsse.     Man  hielt  fem  er  für  zweckmäCii| 
für  die  allerdings  voraussichtlich  nicht  häufigen  Fälle,  in  denen  der  Kigen«] 
tümer  sich  nicht  vertragsmäfdg  die  Befugnis  vorbehalten  habe,  die  Hype 
thek  löschen  zu  lassen,   wenn  die  Schuldverschreibung  nicht  innerhalb  ge 
wisser  Zeit  zur  Zahlung   vorgelegt    ist^    die  Voraussetzangen    fiir  die  Zq«| 
läasigkeit  der  Ausschliefsung  des  Gläubigers  gemäfs  §   1103    besonders 
regeln  (vorgL  den  §   1098  Abs.  2  IL  Lesung).     Nicht  minder  ergab  lie 
Einverständnis    darüber,    dafs    bei   irgendwie    erhebliohen    Anleihen   dil 
Ausgabe  hypothekarisch  gesicherter  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhab^C 
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i^wockmäfaigerweiee  niolit  an  den  erfolgen  kJSnne  als  unter  Besiellung  eiuea 
Treuhätiden,  der  befugt  iit,  mit  Wirkung  gegen  jeden  «päteren  Gläobiger 
beBÜmmte  Yerfiigungen  über  die  Hypotbek  zu  treffen  und  den  Gläubiger 
bei  der  Geltendmacbung  der  Hypothek  eu  rertreten.  Es  erschien  des- 
halb unerlärsEoh,  die  Bestellung  eines  solchen  Treuhänders  im  Gesetz 
ausdrücklich  als  zulässig  anzuerkennen  und  die  Wirksamkeit  der  Be- 
at ellung  Ton  der  Eintragung  in  das  Grundbuch  abhängig  zu  machen. 
Ueber  die  reohtliche  Natur  des  Verhältniases  zwischen  dem  Treuhander 
und  dem  Eigentümer  des  belasteteu  Grundstücke  sowie  den  jeweiligen 
Gläubigem  waren  die  Aneichten  geteilt.  Die  Mehrheit  erachtete  es  jedoch 
auch  nicht  für  die  Aufgabe  des  Gesetzes^  diese  Frage  im  allgemeinen  zu 
entscheiden.  Nur  darüber  glaubte  sie  keiaen  Zweifel  bestehen  lassen  zu 
sollen,  dafs,  wenn  der  Eigentümer  des  belasteten  Grundstüoksi  sei  er  der 
Besteller  der  Hypothek  oder  ein  Rechtsnachfolger  desselben ,  berechtigt 
ist,  Ton  dem  Gläubiger  eine  Verfügung  über  die  Hypothek  zu  verlangen, 
zu  der  der  Treuhänder  befugt  ist»  er  auch  von  diesem  die  Vornahme  der 
Verfügung  verlangen  könne.  Wenn  man  die  Beitellnng  eines  Treuhänders 
nach  obigem  als  Begel  voraussetzte »  so  sah  man  doch  keinen  Grund,  sie 
durch  Ordnungsvorsohrift  zur  Eedingung  für  die  Zulässigkeit  der  Ein- 
tragung einer  Inhaberhypothek  zu  erheben,  und  ebensowenig  erschien  es 
gerechtfertigt,  in  Fällen,  in  denen  ein  Treuhänder  bestellt  ist,  ihm  die 
ausiohliefsliche  Befugnis  zu  Verfügungen  über  die  Hypothek  einzuräumen. 
Man  ging  vielmehr  davon  aus,  dafs  sowohl  in  Ermangelung  einet  Trea- 
händert  als  neben  einem  solchen  der  jeweilige  Gläubiger  aus  einer  Sohuld- 
verschreibung  bis  zum  Betrage  seiner  Forderung  über  die  Hypothek  ver- 
fügen, also  namentlich  auf  sie  verzichten  oder  vor  ihr  den  Vorrang  ein- 
räumen könne.  Man  verkannte  jedooh  nicht,  dafs  hierdurch  ein  späterer 
Erwerber  der  Schuldverschreibung  in  erheblichem  Mafse  gefährdet  werde, 
und  bescMofa  daher ,  entsprechend  dem  zu  §  1116  gef&fsten  Beschlufs, 
durch  eine  OrdnungsTorsehrift  dafür  Sorge  zu  tragen^  dafs  dem  Erwerber 
nachteilige  Verfügungen  über  die  Hypothek  oder  sonstige  Eintragungen 
zugleich  mit  der  Eintragung  auch  auf  der  Schuldverschreibung  ersicht- 
lich gemacht  würden  (vergl.  die  Anm.  zu  §  1099  unter  1).  —  Bei  der  nun 
folgenden  endgiltigen  Abstimmung  entschied  sich  die  Mehrheit  für  die 
Aufnahme  der  eventuell  beschlossenen  Bestimmungen  in  das  Gesetzbuch; 
sie  legte  das  Hauptgewicht  darauf,  für  den  weiteren  Ausbau  des  Institute 
der  Inhaberhypothek  durch  Wissenschaft  und  Praxis  eine  gesetzliehe 
Grundlage  zu  schaffen^  und  hielt  die  gedachten  Bestimmungen  hierzu  für 
geeignet.  Soweit  diese  sich  auf  die  Uebertragung  der  Forderung,  die 
Wirkiamkeit  der  Kündigung »  die  Bestellung  eines  Treuhänders  und  den 
Schutz  des  Erwerbes  der  Bchuldverschreibung  beziehen ,  wurden  sie  so- 
dann  auch*  auf  den  FaU  erstreckt,  dafs  für  die  Forderung  aus  einem 
Wechsel  oder  einem  anderen  indossablen  Papiere  eine  Hypothek  bestellt 
wird.  Kach  Feststellung  der  Vorschriften  über  die  Sicherungshypothek 
ergab  sich,  dafs  die  Hypothek  für  eine  Forderung  aus  einer  Schuldver> 
Schreibung  auf  den  Inhaber^  einem  Wechsel  oder  einem  sonstigen  indossablen 
Papier  nach  den  fiir  dieselbe  beschlossenen  besonderen  Vorschriften  eich 
Im  wesentlichen  als  Sicherungshypothek  darstelle  ^vergL  den  §  1097 
tl.  Lesung), 
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Uaber  die  auf  die  SioberungsbypotlLek  beiägliehen  Betohttta« 
i»t  nuDmehT  xu  beriohteo.  Bas  Wesen  dieser  Hypothek  besieht  nach  $  112S 
Abfl.   l  darin,   dafs   die  Anwendung  der  Yorschriften  der  §(   10831,    1019 


Torliaflg«  Zusanunenitalliiiig  d«r  Kommiiiioiisb«tehlfliSM^     (FofU«uiuic4  ■ 

%  1092.  (1126,  1186.)  Eine  Hj^pothak  kaon  lo  der  Weise  beetellt  werden.  Mi 
d»i  Recht  det  Ollublgers  aus  der  Hypothek  eich  oar  oech  der  Ford«rQiig  beftionnl  sad 
der  GläQbiger  lich  itun  Beweise  der  Fordern  Dg  niebt  amf  die  EiQtngaaf  bvrvlea  kam 
(SicberQO^sbjpoihek). 

Ble  Hypothek  i»t  im  Qrundbach  mis  Sicherangsbypothek  sa  beseieb»«D. 

§  109S.  (1127,  lltS.)  Bei  der  Sicberungnbypothek  Ut  die  Erteilang  d«»  Bjpo- 
tbekeübriefs  «aftgeecbloMeo. 

Die  Vorschnfteo  der  $  1046,  1047,  1049,  des  |  1061  Abe.  8  und  de»  |  lOCl  lad» 
keine  Anweodiuig. 

§  1094.  Im  Falle  der  DebertrA^uf(  der  Forderoog  kenn  der  Uebergaog  der  I 
ruDgabypotbek  ftTugetcbloueo  werden«  Die  Aiuechliersang  bat  die  Wirkung  ein« 
siebte  auf  die  Hypothek. 

I  1095,  (1134  Sau  1,  8.)  Eine  Sieberangshypothek  kann  in  eine  gewöbolicbe  Hypt- 
tbek,  eine  gewöhnliche  Hypothek  kann  in  eine  Sieberangebypothek  nmgewandeU  weHba 
Die  Zostimmung  der  im  Bange  gleieb-  oder  nacb«tehenden  Berechtigten  iai  nicht  mfyt 
dorlicb, 

§  1096.  (1199)  Eine  Hypothek  kann  in  der  Weise  b«et«llt  w«rdan,  da(^  mr  4« 
Hacbstbetrag,  bis  sn  welchem  das  Grundst&ck  haften  soll,  bestimmt,  im  Qbrigen  die  Fett' 
Btellaog  der  Forderang  vorbehalten  wird«  Der  Hdehstbetrag  mofs  in  das  Orondbneh 
eingetragen  werden. 

Ist  die  Forderang    versinslicb,    so    werden   die   Zinsen    in    den  Hdchatbatrag 
rechnet. 

Die  Hypothek  gilt  als  Stcbemngsbypotbek ,  ancb  wenn  sie  im  Orandbnehe  niebl  ab 
solcbe  btseicbnet  ist, 

(  1097.  Eine  Hypothek  fär  die  Fordernng  aui  einer  Schuld TersclirsiliaDig  aaf  des 
Inhaber,  aus  einem  Wechsel  oder  einem  anderen  PapierSi  das  durch  IndoMaoMoi  6bi^ 
tragen  werden  kann,  gilt  als  Slcherungsbypothek,  auch  wenn  sie  im  Gniiidb«clke  akb( 
als  solche  beseichnet  ist 

%  1096.     Zur  B«ateltang    «tner  Hypothek    für   die    Forderaog   ans    einer   Sekaldv 
•cbreibnng  auf  den  Inhaber  genügt  die  Erklirung  des  Eigentümers  gegenöber  dem  Gfan4 
bucbamte,   dafs    er   die  Hypothek    bestelle,    and  die  Eintragang  in    das  Gmadbaoh ; 
VorschriH  des  §  799  findet  Anwendung. 

Die  AasBchliefsang  des  Olinblf^ers  mit  seinem  Rechte  nach  §  1077  Ist  nttr  i 
wenn  die  im    §  729  bezeichnete  VorUgangsfrist    Terstricben  hL     Ist  innerhalb  dar  ! 
die  ScbaldTerschreibung  vorgelegt  oder  der  Anspruch  aus  der  Urkunde  gericbtlieh  g« 
gemacht  worden,  so  mufs  die  Verjährung  eingetreten  sein, 

§  1099,     Bei    einer  Hypothek  der  im  §  1097  beieichneten  Art  kann  für  den  jcwti-^ 
ligen  Gllabiger  ein  Vertretar  mit  der  Befagnis  bestallt  werden,  mit  Wtrktiog  gagva  J 
späteren  Glftabiger  bestimmte  VerfÜgnngen  über  die  Hypothek  an  treffen  und  dan  GUab 
bei  der  Geltendmachung   der  Hypothak    sn    vertreten.     Zur  Bestellung    das  VsrtisHafs  Ist 
die  Eintragung  in  daa  Grundbuch  erforderlich. 

Ist  der  Eigentümer  berechtigt^  von  dem  Gläubiger  eine  Terßigung  au  varlaafsa«  i 
welcher  der  Vertreter  befngt  ist^  so  kann  er  die  Vornahme  der  Verfügung  Toa  daai  Va 
treter  verlangen. 

Anmerkung.     1.  Es  wird  vorausgeaetst,  dafs  die  Gnindbaebordaang  Vorscbriftai 
enthalten  wird ,  nach  welchen  bei    einer  Hypothek    fUr    die  Forderang   ans  einar 
verschretbang  auf  den  Inhaber  oder  aus  einem  Papiere,  das  durch  Indossament 
werden  kann,    sowie    bei    einer  Grundschal d    oder   einer  Beutansehnid,    bei    walclMr 
Ornodscbuld«  oder  Beuten  seh  uldbrief  auf  den  Inhabar  ansgestelLt  lat, 

1,  die  Eintragung    einer    dem  Erwerber   der    Schuldverschreibung,    das 
oder  des  Briefes  nachteiligen  Verfügung  über  die  Hypothek,  die  Gmndscbaid ' 
die  Bentenechuld  sowie  die  Eintragung  einer  Berichtigung,  ainat  Widarspradbi  oder 
einer  Vormerkung  dieser  Art  auf  Bewilligang  des  Gliubigars  aar  stattflndta  darf, 
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ftaig#iohlofttati  itt,  dafs  aUo  der  öfPentliohe  Glaube  det  Grundbuchs  sieh 
nioht  auf  die  ForderuDg  ers treckt,  die  Hypothek  mithin  schlechtliiQ,  auch 
g^egenüber  einem  gutgläubigen  Erwerber,  von  dem  Bestände  der  Forderung 
abhängt.  Der  Entwurf  kennt  zwei  Arten  einer  recbtsgeichäftlioh  begrün* 
deten  Sioherungtbypothek :  die  Hypothek  für  eine  Forderung  von  fest- 
stehendem Betrage,  welche  durch  befiondere  Vereinbarung  der  Beteiligten 
ada  Sicherungshypothek  begründet  iit  (§  1125  Ab*  1)  und  die  Hypothek 
für  eine  Forderung  von  erst  künftig  feitzui  teilen  dem  Betrage  (§  1139)|  die 
aog.  Kautionehypothek  dea  geltenden  Rechta.  Ueber  die  Ün entheb rlichkelt 
der  letzteren  beatand  Einverständnis.  Dagegen  wurden  gegen  die  Bei« 
behaltung  der  erateren  Art  lebhafte  Bedenken  geltend  gemacht,  weil  diese 
rein  accessonache  Form  der  Hypothek  einem  überwundenen  Stadium  der 
Entwickelung  dea  H^^othekenrechta  aDgehöre  und  neben  der  Buchhypothek 
nicht  aufkommen  werdcp  wahrend  ihre  Aufnahme  da,  wo  dieselbe  bisher 
unbekannt    sei,   zur  Verwirrung   fitliren  müsse,   ihre  Beseitigung  dagegen 


wenn  die  Scheid v6rschT«ibimg,    das   P*pi«r    oder    dar    Briaf  dem    GrandbachASite 
vorgelegt  wird, 

2*  eine  derertifce  Eiotragang  durch  einen  yermerk  »af  der  SchnldTerachreibnog, 
mf  dem  Pepier  oder  dem  Briefe  ersichtlich  zu  neiacheD  iat, 
1,  Die  §§   IISO — 1183    de»  Etitw.  I  sind  (Cft»trichen.     Zum  Ersrntio    derselhen  sollen 
im  Artikel  11  des  Entwurfs    des  EinftihruD|i^gesetifls    folgende  Vorschriften    in  die  Civil- 
profteTsordoang  einKestelli  werden. 

§  757.  Im  Wege  der  Zwani^svolUtreckung  in  ein  OrandstÜck  iat  ftaf  Antrag 
des  Gläubigers  för  die  Forderung  eine  SichorDtngahypotfaek  in  d*s  Grundbuch  ein- 
lutrA^cD.  Die  Hypothek  eoisteht  mit  der  Eintragung.  Dm  Grundstück  hsltet 
Auofa  fSr  die  dem  Schnldner  sur  Last  fallenden  Kosten  der  Erwirkung  der  Ein- 
tragung. 

Solko  mehrere  Orundatiicke  des  Scfaaldners  mit  der  Hypothek  belastet  werden, 
io  muCB  der  Betrag  der  Forderung  auf  die  einseinen  Graudst&cke  verteilt  werden  ; 
die  GrSfse  der  Teile  bestimmt  der  GIKublger* 

Den  Grundstücken  stehen  Berechtig^ungen  gleich  *  die  ein  Blatt  im  Grandbuch 
erbaUen  können, 

§  757  a.  Wird  durch  eine  vollstreckbAro  Entscheidnng  das  au  votUtreckende 
urteil  oder  dessen  vortäu6ge  Vollatreck barkeit  aufgehoben  oder  die  ZwaugsvoU* 
Streckung  für  nnzulMü&ig  erklärt  oder  deren  Ein&teiinng  angeordnet,  so  erwirbt  der 
Eigeut&mer  des  Grundstücks  die  Hypothek 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  durch  eine  gerichtUcbe  Entscheidang  die  einstweilige 
EiostaliuDg  der  Vollstreckung  und  sugleich  die  Aufhebung  der  bisherigen  Voll- 
strecknngsh and! mögen  angeordnet  wird  oder  wenn  die  xur  Abwendung  der  Voll* 
etrackoDg  nachgelassene  Sicherheitaletstung  oder  Hinterlegung  erfolgt, 

§  811.  Zur  Volisiehung  des  Arrestes  in  ein  Grundstück  ist  auf  Antrag  dea 
Gläubigers  für  die  Forderung  eine  äicheruugshypothek  io  das  Grundbuch  einan* 
tragen;  der  in  Gemafsheit  des  §  80S  featgestellte  Geldbetrag  ist  als  der  Höcbsi- 
betrag  zu  bezeichnen,  für  welchen  das  Grundstock  haftet  Die  Hypothek  eotatelil 
mit  der  Eintragung, 

Der  Antrag  auf  Eintragung  der  Hypothek  gilt  im  Sinne  des  §  809  Abs.  2,  3 
als  Voll  siehung  des  Arrestbefehls« 

Auf  die  Vollaiehung  des  Arrestes  finden  die  Vorschriften  des  §  757  Abs.  2,  B 
und  des  §  757a  entsprechende  Anwendung. 
Es  wird  voraosgesetst  ^  dafs  in  die  Grondbuchordcung  eine  Vorschrift  aufgenommen 
wird,  nach  welcher  die  auf  Grund  des  §  757  oder  des  §  811  der  Ctvilprosofsordnung 
erfolgte  Eintragung  einer  Sicherungübypothek  von  dem  Grundbuchamt  auf  dem  vollstreck* 
baren  Titel  oder  dem  Arrestbefehle  zu  vermerken  ist. 

Späterer  Erwägung  bleibt  vorbehslten,  ob  die  Vorschriften  der  %%  757,  757  a  in  daa 
Geaetz  Ober  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  xu  übertragen  sind. 
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fiir  die  Gebiete,  Id  denen  man  bisher  nur  eine  rein  ftooetionaelie  Hjpch 
thek  kenne,  awar  yorübergehende  Bohwierigkeiten  bietdD,  »ohlieC 
aber  Ton  Nutzen  sein  werde.  Die  Mehrheit  entschied  eich  jedoch 
die  fieibehaltung  dieser  Art  der  Sicherungshypothek.  Bte  hielt  f&r 
läfalich ,  dem  Grundbesitzer  eine  Kreditform  zur  Verfügung  su  ft 
welche  ihn  vor  den  mit  dem  öfifentlichen  Glauben  des  Grundhoeh»  ts- 
bun denen  Gefahren  sichert.  Namentlich  aber  erschien  die  Betbehaltuaf 
geboten»  um  die  Einführung  dea  neuen  Rechts  in  die  GeUongegebitte  d« 
rein  acoesBoriechen  Hypothek  nicht  mehr  als  nötig  zu  ersohweroii«  Dit 
Redaktionskommission  erhielt  den  Auftrag,  das  Wesen  der  8i#ll0npigi* 
hypothek  nicht  wie  im  §  U  25  Abs,  1  durch  Yerweieungeo ,  wouitn 
möglichst  gemeinyerständlioh  zum  Ausdruck  zu  bringen  (rergl.  den  |  10$S 
Abs.   l  II.  Lesung). 

Die  §§  1126,  1127  blieben  unbeansUndet.  Der  §  lläd  eohlutU 
Yoii  dt^r  Anwendung  auf  die  Sicherungshypothek  aus  die  Vortchriften  6m 
§§  1079,  1085  und  die  Vorschriften  der  §§  10§4.  1095,  1097  aber  4is 
Eigen  tiimerhypothek  Die  Auasohiiefsung  des  g  1079  und  ebeoao  de«  ta 
§  1125  Abi.  1  erwähaten  §  1089  wurde  zwar  angefochten,  Ton  6m 
Mehrheit  aber  als  dem  Wesen  einer  rein  aooetsorisohen  Hypothek  eot* 
sprechend  gebilligt  Abweichend  Tom  Entwarf  sohlofs  man  von  der  Aik 
Wendung  weiter  ans  den  §  1087  Abs.  1  (und  den  §  1088);  es  aoll  alü 
zur  Abtretung  der  durch  Sicherungshypothek  gesicherten  Forderuiig  nicht 
Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich  sein,  rielmehr  sollen  die  all* 
gemeinen  Vorschriften  über  die  Abtretung  von  Forderungen  gelt«D. 
Der  Entwurf  läfst  eine  Abtretung  nach  diesen  Vorschriften  bei  der  Kath 
tionsbypothek  zu.  Da  diese  jedoch  die  praktisch  wichtigere  Art  d<tr 
Sicherungflhypothek  bildet,  so  hielt  man  es  für  angemessener,  die  gesetx- 
liehe  Regel  so  zu  gestalten,  wie  es  ftir  diese  Art  dem  Bedärfnis  ent* 
sprichL  Das  Erfordernis  der  Eintragung  erschien  auch  deshalb  nicht  ge* 
rechtfertigt,  weil  es  mit  dem  nur  für  die  gewöhnliche  Hypothek  geltendsa 
Gedanken  zusammeohäogt ,  dafs  das  Grundbuch  insoweit  auch  über  dii 
Forderung  geführt  wird,  als  diese  für  die  Hypothek  in  Betraoht  kommt 
Andererseits  wurde  beschlossen,  die  Vorschriften  über  den  Uebergang  iki 
Hypothek  auf  den  Eigentümer  nicht  Ton  der  Anwendung  auf  die  Sidis* 
rungshypothek  aaszuschliefsen.  Für  die  Beibehaltung  des  Entwurlb 
wurde  zwar  geltend  gemacht,  dafs  ohne  sie  die  üebertragung  der  Vor 
Schriften  über  die  Sicherungshypothek  auf  die  beim  Inkralttretan  des  Gt* 
Setzbuches  bestehenden  rein  accessorischen  Hypotheken  unmöglich  sato 
würde.  Die  Mehrheit  ging  jedoch  davon  aus,  dafs  in  erster  Linie  dii 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzbuches  neu  begründeten  Sicheraagt* 
hypotheken  bei  der  Regelung  eu  berücksichtigen  seien.  Bei  der  BasteUuAf 
ei  Der  solchen  Hypothek  oder  einer  Nachhypothek  könne  xwar  der  Rigaa* 
tümer  beabsichtigen»  dafs  mit  dem  Wegfall  der  Forderung  die  NaoK- 
hypotheken  aufrücken  sollen  ;  für  die  Verwirklichung  dieser  Absicht  bifti 
der  neu  beschlossene  §  1086  IL  Lesung  das  geeignete  MitteL  Die  Ab* 
sieht  des  Eigentümers  könne  aber  ebensowohl  dahin  gehen,  den  dem  Br 
trage  der  Sicherungshypothek  entsprechenden  Teil  des  Grund itüokswarin 
endgiltig    zu  seiner  eventueUexi  Verfügung    ausiusoheiden*     Wer   auf  «las 
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eiDer  KautlauBhjpothek  naohniehende  Hypothek  Kredit  gebe,    rechae  natsh 

der  im  Verkehr  herrßchendön  Äüffa»8üDg  darohaua  nicht  darauf,  mit  dam 
Wegfall  der  durch  die  Kaution ehypothek  gesicherten  Forderung  aufsa- 
rüokeo;  ein  flolchea  Aufrücken  würde  nicht  telteo  zu  einer  höchat  un* 
billigen  Benachteiligung  des  EtgentümerB  fuhren.  Die  Frage ,  wie  der 
abweicheodeD  Auffaesimg  des  in  manchen  Gabietdn  geltenden  Hechts 
Hechnung  getragen  werden  könne,  wurde  der  Beratung  des  Einfdhrungi- 
geaetsa«  Torbehalten,  In  Verfolg  dea  Toratehend  mitgeteilten  Beschluatei 
wurde  die  Vorschrift  de«  §  1086  Ab».  2,  dafi  die  Fordemng  nicht  ohne 
die  Hypothek  abgetreten  werden  kann,  fiir  die  Sicheruagshypothek  durch 
den  g  1D94  II.  Lesung  «ersetzt  Auch  besiigiich  der  Vorschriften  über 
den  Ue  her  gang  der  Hypothek  auf  den  persönlichen  Schuldner  sah  man 
keinen  Grund  ^  sie  von  der  Anwendung  auf  die  Bicherungsh}^othek  aus* 
zuachliefsen.  In  §  1129  fanden  die  Abs*  1 — 8  im  weir^entlicheo  sachlich 
Billigung.  Der  Abs.  4  erledigte  sich  durch  den  Beschlufs,  für  die  Ab- 
tretung der  durch  Sicherungshypothek  gesicherten  Forderung  im  allge- 
meinen Ton  dem  Erfordernis  der  Eintragung  abzusehen.  Die  Entscheidung 
dar  Frage,  wie  sich  im  Falle  daa  teitweisen  Erlöschens  der  Forderung 
oder  des  teilweisen  Verzichts  des  Gläubigers  auf  die  Hypothek  die  An- 
wendung der  Vorschriften  über  dia  Eigen  tum  erhypotheb  und  die 
Hypothek  des  den  Gläubiger  befriedigenden  Schuldners  gestalte^ 
glaubte  man  dar  Wiasenichaft  nnd  der  Hechteprechung  ubarlassan  su 
eoUen. 

Nach  §  1130  ist  auf  Verlaogan  eines  persdnliohen  Gläubigers,  welcher 
fö.r  eine  Geldforderung  einen  Tollstreckbaren  Titel  erlangt  hat,  im  Wege 
der  Z w an gHYo  11  Streckung,  also  auf  Grund  eines  unmittelbar  au  das  Grund- 
bachamt gerichteten  Antrags,  eine  Sicherun gshypothak  an  den  Grund- 
stücken des  Schuldners,  eine  sog.  Zwangshjpothek,  einzutragen. 
Obwohl  der  Entwurf  mit  der  Aufnahme  dieses  Institut«  lediglich  dem  im 
weitaus  gröfsten  Teile  des  Reicha  geltenden  Hechte  folgt  und  dasselbe 
sogar  dadurch  wesentlich  mildert,  dafa  er  die  Zwangshypothek  nur  als 
Sicherungshypothek  gestaltet,  ist  er  in  der  Kritik  dennoch  2um  Teil  auf 
antachiedenen  Widerspruch  gestofsen;  u.  a,  hat  sich  das  preufs*  Landas- 
Oakonomie*KolIegium  für  die  Beseitigung  des  InstitutB  ausgesprochen.  Auf 
daa  gleiche  Ziel  war  ein  der  Kommission  vorgelegter  Antrag  gerichtet. 
Zur  Begründung  desselben  wurde  namentlich  bemerkt,  dafs  das  Institut 
weder  durch  das  Intaresse  des  Gläubigers  noch  durch  das  des  Sohuldnara 
gerechtfertigt  erscheine  und  dafs  die  der  Zwangshypothak  antspraohanda 
Judizialhypothek  des  fraDSÖsiscben  Hechts  zu  grofsen  Mifsstanden,  iiisba- 
sondere  zur  Ausnutzung  ftr  Wuoherzwecke  geführt  habe.  Nach  ein- 
gehender Erörterung  entschied  sich  eine  —  allerdingi  kleine  —  Mehrheit 
für  dia  Beibehaltung  der  Zwaugshypothek.  Sie  ging  daTOn  aus,  dafs  es 
im  Hinblick  auf  das  geltende  Hecht  sehr  gewichtiger  Gründe  ba* 
dürfen  würde ,  um  die  Beseitigung  zu  rechtfertigen ,  Termoohto  jedoch 
solche  Gründe  nicht  anzuerkennen.  Die  innere  Eeehtfertigung  des  Iw 
stituts  erblickte  man  in  der  Gestaltung  des  ZwangsvoUstreckungsrechta« 
Wann  nach  diesem  der  persönliche  Gläubiger  durch  dia  von  ihm  erwirkt« 
Beschlagnahme  des  Grundstücks  tur  die  Dauer  daa  V erfahr ena   ein  in  dar 
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Wirkung  einer  Hypothek  gleiches  Vonochareoht  erlange,  so  Hagf  w 
ebenso  im  Interesse  des  Oläubigera  wie  des  Schuldners,  dafi  dem  entcreD 
ermöglicht  werde^  sich  die  gleich©  Recht sstellung  in  veraohalTeii  ohne  die 
Nötigung^  Aofort  unter  Yerhliltnissen ,  die  keinen  günstigen  Erfoif  drt 
Versteigerung  erwarten  liefsen,  zu  dieser  lu  ichreiten.  Betondere  llil»- 
itände  hütten  sich  aas  dem  Institut  im  weitaus  gröfsten  Teile  des  Beieb 
nicht  ergeben.  So  seien  2.  B.  im  rechtsrheinischen  Teile  det  Grofiher* 
zogtnms  Hessen  nach  einer  für  das  Jahr  1889  aufgenommeoen  6t8 
nur  überhaupt  yerhältnismäfsig  wenig  Zwangshypotheken  zur  £intraj$uti| 
gelangt  (0,95  Pros,  gegen  99,05  Proz.  freiwilliger  Hypotheken),  und  dii 
Eintragung  einer  Zwangshypothek  habe  nicht  selten  zur  Abwendaiif  d« 
Zwangsyer Steigerung  gedient,  indem  58,1  Proz.  der  im  Jahre  18ft9_ 
löschten  Zwangshypotheken  infolge  Zahlung  gelöscht  seien.  Bi 
Zwangshypothek  als  Mittel  wucherischer  Ausbeutung  keine  er 
Bolle  spiele»  erhelle  flir  Freufsen  au«  den  fdr  die  Jahre  I886f7, 
1887/8,  1888/9  angestellten  Erhebungen  über  die  Zwangsverstdgenifiiso 
land-  und  forstwirtschaftlicher  Grundstücke  und  die  Ursachen  dereotbeB; 
danach  sind  als  Ursaohen  Ton  ZwangsTertteigerungen  Antbeninng  oad 
üeberTorteilung  überhaupt  nur  in  3.06  bezw.  2.01  bezw.  1,84  Pros,  d« 
Pälle  hervorgetreten.  Die  im  Gebiet  des  französischen  Recht«  gOBflilllsB 
ungünstigen  Erfahrungen  hingen  teils  mit  örtlichen  YerhUtsii««!!  tiOi 
mit  der  vom  Entwurf  abweichenden  Gestaltung  der  Judizialhypothek  in* 
sammen.  (TJebrigens  hat  der  Landwirtsohaftsrat  für  Elsafe-Lotlmiueie 
gegen  den  Entwurf  keine  Bedenken  erhoben  und  die  Einführung  dmt  Vt* 
teils  hypothek  ausdrücklteh  gebilligt.) 

Während  hiernach  der  §  1130  im  übrigen  sachlich  gebilligt  wvrds, 
beschlofs  man  in  einer  Beziehung  eine  wesentUohe  ICildemng  der  T^ 
echriften  des  Entwurfs  zu  Gunsten  des  Schuldners.  Nach  dem  Enlwiaf 
soll  nämlich  der  Gläubiger  die  Eintragung  einer  Gesamthypothek  in 
mehreren  oder  allen  Grundstücken  des  Schuldners  für  die  TollttroeUHmft 
Forderungen  verlangen  können  und  der  Schuldner  nur,  falls  der  6f|iiiU|ir 
dadurch  eine  Sicherheit  erlangt  hat.  die  über  das  für  die  Anlegung  T9fi 
Mündelgeldern  vorgeschriebene  Hafs  hinausgeht,  berechtigt  sain ,  du^ 
Herabminderung  der  Sicherheit  auf  dieses  Mafs  zn  fordern  (§  II 
Während  also  der  Entwurf  sich  dem  preuls.  Gesetz  vom  18.  Juli 
anschliefst,  erblickte  die  Kommission  eine  billigere  Ausgleichung  der 
teressen  des  Gläubigers  und  des  Schuldner«  in  einer  dem  früheren 
Tbi sehen  Recht  entsprechenden  Regelung  dahin,  dafs  auf  mehrere  Grucd- 
stücke  des  Schuldners  nur  eine  Zwangshypothek  über  je  einen,  tob 
Gläubiger  zu  bestimmenden,  Teil  der  Forderung  eingetragen  werden  dürfe* 
Sie  erwog,  dafs  der  Entwurf  mit  dem  im  §  1131  anerkannten  Ansprseki 
dem  Schuldner  nur  eine  scheinbare  Hilfe  gewähre,  da  die  VorauasetKuiiC 
dieses  Anspruches  nur  selten  gegeben  sein  werde  und  die  Erhebung  dee  As- 
sprach s  den  Schuldner  der  Gefahr  aussetze,  dafs  der  Gläubiger  sofort  die 
Zwangsversteigerung  beantrage  j  dagegen  werde  durch  die  beschloeieei 
Regelung  die  Lage  dee  Schuldners  wirklich  gebessert,  und  dem  Gläubiger 
werde  nicht  zu  nahe  getreten.  Um  namentlich  für  den  Fall,  wenn  dl« 
Grundstücke  des  Schuldner«  in   den   Bezirken    Tersohiedener  Qnmdbvcb* 
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imter  Hegen,  die  BurchfükruDg  der  besohloeseDen  Vorsohrift  sioberzu* 
stelleOf  oahm  man  für  die  GrundboübordBung  die  BeBtimmuug  io  Aussicht^ 
dafa  die  Eintragung  einer  Zw  angab  jpothek  yon  dem  Omndbuühamt  auf 
dem  YoUfltreckbaren  Titel  zu  Termerken  eei.  Der  §  1130  erfuhr  ferner 
eine  Ergiozuug  bezüglich  der  Frage,  wie  die  Koaten  der  Eintragung  der 
Zwangfihjpolhek  zu  bebandeln  seien.  Mit  RüokBicht  auf  deu  unbe- 
^edigenden  Zustand  der  preufsischeo  Praxis  erschien  eine  gesetzliche 
Eniacheidung  wünschenswert,  wie  deno  der  §  245  Abi.  l  des  Eotwurls 
des  Zwange TolUtreokmigsgesetzes  eine  bezügliehe  Varsobrtft  enthält.  Ab- 
weichend von  dieser  hielt  man  fUr  das  sweckmäfsigste,  die  Haftung  des 
Qrundstüoks  (im  Angchlufa  an  §  1066)  kraft  Gesetzes  ohne  besondere 
Eintragung  auf  die  Kosten  der  Eintragung  der  Zwangsbypothek  zu  er- 
strecken. 

Nach  §  1132  kann  ein  persönlicher  Gläubiger  auf  Grund  eines  in  das 
Grundstück  des  Schuldners  rollstreokbaren  Arrestbefehls  ^b  Eintragung 
einer  Sicherungshjpothek  an  den  Grund^tüekcn  des  Sobuldners,  einer  ^og^ 
Arresthypothek  ,  rerlangen.  Auch  dieses  Institut  empfahl  die 
Minderheit  zu  beseitigen,  namentlich  deshalb,  weil  dem  Arrestzweck 
genügt  werde  durch  das  Recht  des  Gläubigers,  die  Zwangaverwaltung  zu 
beantragen,  ea  über  diesen  Zweck  schon  hinausgehe,  wenn  man  dem 
Gläubiger  noch  dazu  mit  dem  Entwurf  des  Zwangsvollstreckungsgesetzes 
ein  Yorzugarecht  gebe  und  daher  die  Zulassung  einer  Arresthypothek 
vollends  der  Rechtfertigung  entbehre.  Die  Mehrheit  sah  dagegen  den 
Wert  der  Arresthypothek  darin,  dafs  sie  dem  Gläubiger  eine  dem  Arrest- 
sweok  entsprechende!  ähnlich  gesioberte  Stellung  verschaffe  wie  die  Be- 
fichlagnahme  im  ZwangayerwaltungsTerfahren  ^  ohne  dafs  der  Gläubiger 
genötigt  werde,  zu  der  dem  Schuldner  lästigen  und  nachteiligeu  Mafs- 
regel  der  ZwangsTerwaltnng  zu  greifen ,  und  entschied  sich  für  die  fiei- 
behaltung  des  Instituts.  Die  Kommission  beschlofs  jedoch,  die  Tor- 
aohrüten  über  die  Arresthypotbek  in  die  ClTilprozefs Ordnung  zu  Tersetzen. 
Sachlioh  wurden  die  Bestimmungen  des  §  1132,  von  den  aus  den  früheren 
Befichlüssen  lu  §  1129  Abs.  4  und  §  1131  folgenden  Aenderungen  ab- 
gesehen, gebilligt.  Einzugefdgt  wurde  die  Yorachrift  des  §  245  Abs.  2 
des  Entwurfs  des  ZwangsToUstreckungBgesetzes.  BezügÜoh  der  Frage,  ob 
die  Yorsohriften  über  die  Zwangshypothek  im  Gesetzbuch  zu  belassen 
oder  in  die  Cirilprozefs Ordnung  oder  in  das  ZwangsTollstreckungsgesetz 
einzustellen  seien »  wurde  die  Entscheidung  zunächst  der  Redaktions- 
kommission anheimgestellt  Diese  hat  die  Vorschriften  Torläuig  in  die 
Fr ozefs Ordnung  Terwiesen,  aber  die  Versetzung  in  das  letztgedaehte  Ge- 
setz noch  offen  gehalten.  Die  Verweisung  in  die  Civilprozefsordnung 
machte  notwendig,  neben  Grundstücken  auch  die  Berechtigung,  die  ein 
Blatt  im  Grundbuch  erhalten  können,  zu  erwähnen,  da  an  jener  Stelle 
auch  die  nach  Landesrecht  selbatändig  buohungsfHhigen  Berecbtigungen 
Berücksichtigung  erheiichien.  Die  früher  (yergl.  Bd.  LXI  S.  250)  offen  ge- 
lassene Frage,  ob  der  Grundsatz  des  öffentlichen  Glaubens  des  Orundbochs 
auoh  für  den  Erwerb  einer  Zwangs-  oder  einer  Arresthypothek  gelten  sollte, 
wurde  von  der  Kommission  einstimmig  Terneint,  weil  der  Gläubiger  seine  Be- 
^edigung  nur  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  zu  suchen  berechtigt  sei.  Eine 
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)ch  im  Hinblick  auf  die  FasvoBf  i 
§  837  nicht  nötig.  —  Der  §  1133  giebt  unter  gewiaaen  YorausMizuiq 
dem  Eigentümer  das  Becht,  die  Zwangt-  oder  Arrest bypothek  ohne  Be* 
wiUigiing  dea  Gläubigers  löseben  zu  lassen.  Die  Kommisaion  erachteta 
es  dem  Grundgedanken  ihrer  früheren  Beschlasae  f^r  eatapreehend,  hneh 
in  diesen  Fällen  die  Hypothek  auf  den  Eigentümer  übergehen  «n  listea. 
Dadurch  wurde  zugleich  eine  70m  Entwurf  abweiohetide  Beatimaaoi 
der  Voraussetzungen  des  üebergangs  erforderlich. 

Der  §  1134  gestattet  die  Umwandlung  einer  SicheruiigahjpotKik  m 
eine  gewöhnliche  Hypothek,  verlangt  dazu  aber  einen  swiachen  dsm 
Eigentümer  des  belasteten  Grundstücks,  dem  Gläubiger  und  den  dem  letit» 
ren  im  Range  gleich*  oder  naoh stehenden  Berechtigten  zu  acKliefaenden  Ver* 
trag  und  Eintragung  in  das  Grundbuch.  Daa  Erfordernis  der  Mitwirkoai 
dieser  Berechtigten  liefs  man  fallen,  weil  dieselben  infolge  des  BeaehltttiH* 
die  Vorechriften  über  die  Eigen tumshypothek  auf  die  Siohenmgaliypothek 
zu  übertragen,  an  dem  Fortbestehen  der  Siüberungsbypothek  kein  Ini 
haben.  Der  Satz  3  des  §  1132  wurde,  soweit  er  die  §§  828,  831 
die  Einigung  dea  Eigentümers  und  des  Gläubigers  ftir  entapreoheod 
wendbar  erklärt,  gebilligt;  die  Bezugnahme  auf  die  §§  829,  880,  89 
833  erledigte  sich  durch  deren  Streichung,  während  die  Yerwetiu 
auf  die  §§  837 — 839  entbehrliob  erschien.  Die  hiernach  verbleibeo 
Bestimmung  des  3,  Satzes  ist  im  Entwurf  IL  Lesung  durch  eine  ttulj 
die  allgemeinen  Vorschriften  über  Rechte  an  Grundstücken  aufgenotnm« 
Bestimmung  gedeckt  ^),  Der  Entwurf  erwähnt  nicht  die  Umwandlung  ein 
gewöhnlichen  Hypothek  und  einer  Sicherungshypothck,  durch  daa8chwetj 
würde  jedoch  die  Zulässigkeit  solcher  Verwendung  Teraeint  werden, 
man  hierzu  keinen  Grund  sab,  erstreckte  man  die  zu  §  1134  betohloeaeaaB 
Vorschriften  auf  diese  Verwandlung. 

Der   §    1135,    welcher    den    von    der    Grundaohnld     haadeladeo 
«weiten  Titel  mit  einer  BegrifiFsbesttmmung  einleitet^    blieb  sachlich  aatt* 


Zweiter  Tltal. 

Ornndscliald,     Rente  nsebald, 

I.     Gmodschuld. 

%  1100.  (1135.)  Em  GroDdstfiek  kenn  in  der  Weise  belasUt  werden,  d«X«  tm'i 
jenigen,  xa  desseo  Oansten  die  Belutun^  erfolgt,  eine  beetiiiimte  Oeid^ainai«  aas  ( 
OroQdfctQcke  la  xmhlen  ist  (OruudAchuld). 

Die   BelestuDt;  kann    euch    in    der  Weise  erfolgen,    d^fs  Zinsen  tod    d«r  * 
sowie  andere  Nebenleistnogen  «os  dem  Grundsiüeke  su  eatriebtea  eliid. 


1)  Der  §  798  IL  Lefung  liatet; 

Die  Vor»chrif(eD  der  %%  194,  795,  797  finden  aneh  Mf  Aeodsraitg««  des  In 
eines  Rechtes  «n  einem  Grundstück  Anwendnog 
Die   %%    794,    797    sind   »«chUch   gleich    den    In    Bd.    LXI    B.  7t  inltff«t«atM  {}  1 
830 e  Abs,  2.     Der  %  795  lautet: 

B«i  der  Eintre|ping  eines  Recbtes,    mit  dem  ein  Grnndstfick  belastet  wird, 
soweit  nMl  das  Gebets    ein  Anderes    voracbreibt,    aar   niheren  Beselchnang 
haltes  des  Rechtes  auf  die  Eintrsgangsbewilligang  Besag  genommen  werden. 
In  den    dem  §  831   d^  Entw.  entsprechenden  §   799  IL  Lesung  sind  aueli  die  , 
ItB  Ton  dem  BereehtigteD  abgegebenen  Erklttrangen  hin  eingesogen. 
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gefoobteD.  In  Abs.  9  erwähnte  tqab  neben  den  Zinsen  auch  andere 
Nebenleistungen.  Nach  §  1136  sollen^  soweit  nicht  daraus,  dafs  die 
Grundsehnld  nicht  von  einer  Forderung  abhängt,  and  aus  den  §§  1187 
— 1144  ein  Anderes  sich  ergiebt,  die  Vorschriften  über  die  Brief- 
hypothek Anwendung  finden  und  zwar  soll  nach  §  1138  über  die 
Qrundscbuld  stets  ein  Brief  erteilt  werden  und  ein  Verzicht  auf  die 
Erteilung  an sgesehl essen  sein.  Die  Kommission  hielt  dagegen  nicht  ftlr 
gerechtfertigt^  einen  solchen  Versieht  aussuschliefsen,  da  auch  doroh  den 
Uebergang  einer  fiuchhypothek  auf  den  Bigentümer  eine  Orundschuld 
ohne  Brief  entstehe  und  die  Beteiligten  ein  Interesse  daran  haben 
könnten,  bei  der  Begründung  einer  Grundechuld  die  mit  der  Erteilung 
eines  Briefes  verbundenen  Gefahren  zu  yermeiden.  Man  erklarte  deshalb 
in  §  1136  die  Vorschriften  über  die  Hypothek  für  entsprechend  an- 
wendbar und  strich  den  §  113B.  Ebenso  wurde  der  §  1137  gestrichen, 
da  man  keinen  Qrund  sah,  die  Begründung  bedingter  oder  betagter 
Gmndsohulden  zu  Terbieten«  Die  in  §  1139  aufgestellten  ergänzenden 
Vofsehriften  über  die  Zahlungszeit  und  den  Zahlungsort  wurden  ab* 
weichenden  Anträgen  gegeDüber  als  jsweokmäfsig  beibehalten.  Ebenso 
fand  die  Vorschrifl  des  §  1140  über  das  Hecht  des  Gläubigers  auf  Ver* 
Eugszinsen  Bachltch  Billigung;  man  Teraetzte  sie  aber  in  den  Abschnitt 
Über  die  Hypolhek,  weil  auch  bei  dieser  sich  für  das  Verhältnis  des 
Gläubigers  zu  dem  nicht  persönlich  haftenden  Eigentümer  dieselbe 
Frage  ergiebt,  die  der  §  1140  für  die  Grundschuld  entscheidet,  und  ver- 
mied in  der  Fassung  jede  Stellungnahme  zu  der  Frage  der  rechtlichen 
Natur  der  Hypothek,  Die  §§  1141 — 1143  blieben  sachlich  unangefochten* 
Ans  den  gleichen  Gründen,    auf  denen    die  Beschlüsse    über    die  Inhaber- 


d«8    KitpiUlji ,    d«r   ZiiiMD   und    Aoder^D 
b«»t)[niiit    isti    «o   d«m  Ort«  zu  srfolgeo, 


§  HOL.  (1136^  llSSt  M41J  Aaf  die  Orundjcfauld  finden  die  Vorschriften  Qber 
die  B/potbek  entAprecbeade  Anwendang,  soweit  »ich  nlchc  darAtu  ein  Anderes  ergiebt» 
daTs  die  Qrandscbuld  nicht  eine  Forderung  voraassetat. 

Ftlr  Zinsen  der  Grnndicbnld  gelten  die  VorycbrifleQ  Qber  HjrpntbekenBJnun. 

Anmerkung.     Der  §   1137  de«  Entw,  I  IaI  gestrichen. 

§  1103.  (1139  Abe.  1,  S.)  Das  lUpil«!  der  Gmndschnld  wird  erst  nach  KSn* 
digong  fällig.  Die  Kündigong  fitebt  sawohl  dem  Eigentümer  als  dem  Bliubiger  ma.  Die 
KiodignogafrUt  betrügt  aechs  Monate. 

Abweichende  Bestimm nngen  aind  anllsslg. 

$  1108.  (liaS  Abs.  a,  3.)  Die  Zahlung 
Neben leiitQDgen  bat,  soweit  nicbt  ein  Anderes 
an  welchem  das  Grttndbachamt  seinen  Bits  hat 

§  1104.  Eine  GrnnclAcbald  kann  in  der  Welse  bestellt  werden,  daTs  der  Grnnd- 
scboldbrief  auf  den  Inhaber  anigeatellt  wird.  Auf  einen  solcbeii  Brief  finden  die  Vor- 
ecbrilten  über  SchuldverecbreibuDgen  auf  den  inbaber  eutAprecbende  Anwendung^ 

§  ll05r     (1142;)     Eine  Gruudacbnid  kann  aacb  fUr  den  Eigentümer  bestellt  werden. 

Zu  der  BesteJinng  ist  die  Erklärung  des  EigentÜmerft  gegenüber  dem  Grundbuch- 
amte,  dafs  die  Grundschnld  für  ihn  in  das  Grundbuch  eingetragen  werden  »oll,  and  die 
Siotragang  erforderlich}  die  Vorschrift  des  §  799  findet  Anwendaug. 

S  1106.  (1076  Sau  2,  1099,  1143.).  Ut  der  Eigentilmer  der  Glftabiger,  so  kaim 
er  die  Zwangsvollstreckung  snm  Zwecke  seiner  Befriedigung  nicht  betreiben 

Zinsen  gebßhren  dem  Eigentümer  nur,  wenn  das  Gnandstück  auf  Antrag  eines  Anderen 
anm  Zwecke  der  Zwangs  Verwaltung  in  Beschlag  genommen  ist,  und  nur  für  die  Dauer 
der  Zwangsverwattnug. 

Anmerkung.     Der  |  1076  Sats  l  des  Entw.  1  ist  gestrichen. 
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hypothek  bemheD,  wurde  die  oeue  Besümmung  de»  §  1104  IL  Lmnüi 
aafgeDommeD ,  welche  die  Aadstellang  des  Grandachuldbriefs  «af  dfln 
Inhaber  suläasi.  Dagegen  leKute  die  Mehrheit  nach  eiDgek«oder  ^ 
ÖrteruQg  und  FeatatelluDg  der  eventuell  aufzunehmenden  Yar8clinfte&  m 
ab,  eine  Blankoabtretung  Ton  Grundsohulden  zuzulaat^ii.  Sie  gtn| 
davon  aus^  dafs  das  Bedürfnis  fdr  die  Zulassung  nicht  at&rker  und  dis 
Bedenken  gegen  sie  nicht  geringer,  ja  mit  Bucksicht  auf  |  1142  sogar 
noch  gröfser  seien  wie  bei  der  Hypothek ,  d&fs  es  ferner  kwneafalli 
anginge,  die  Vorschrift  des  §  1114  auf  Blankoabtretungen  aniawendtn, 
and  deshalb  die  Anerkennung  des  Instituts  auch  Diohi  die  tod  Uud  «f 
warteten  praktischen  Vorteile  gewähren  würde. 

Der  §  1144  gestattet  die  Umwandlung  einer  Grundaehuld  in  ab« 
Hypothek  und  einer  Hypothek  in  eine  Grundschuld  and  triSl  fUr  die- 
selbe die  gleichen  Voraohriften  wie  der  §  M34  für  die  Umwandlii&f 
einer  Sicherungshypothek  in  eine  gewöhnliche  Hypothek«  Dieae  T(m 
Bohriften  erfuhren  dieselben  Aendernngen  wie  der  §  1134,  Smdh  dea 
biaher  mitgeteilten  Besohldaaen  könnte  eine  Hypothek  in  der  W«iM 
2ur  Sicherung  einer  anderen  Forderung  bestellt  werden,  dafi  der  Gliu* 
biger  auf  die  Hypothek  verziohtet  und  der  Eigentümer  die  hierdoieli 
für  ihn  entstehende  Grnndaohald  in  eine  Hypothek  für  die  andere  Focd^ 
rung,  sei  es  desselben  oder  einea  anderen  Gläubigers,  umwandelte.  Die 
Kommission  erblickte  hierin  einen  zwecklosen  Umweg  und  besehlofii  dahar, 
die  unmittelbare  Ersetsung  der  ursprünglichen  Forderung  duroh  thi 
andere   zuzulassen.     Diesem  Zweok   dient    der  neu  anfgenommeae  §  1087 


§  1107.     (1U4  BmtM,  l,  2,)     Eiae  Hypothek  kann  io  ein«  GrundAchuld,  ftla«  Grafti- 
»cliuld    k&no    in    eine  Hypothek    umi^ewMidelt    werden.     Die  ZostinuDuag    der   in 
gleich-  oder  Dachstebenden  Berecbtigteo  ist  nicht  erforderlich. 

11.     Rententchnld. 

I  llOd,  Eine  Ornndacbald  kana  in  der  Weise  bestellt  werden  ,  dsla  U  ras^balLif 
wiederkehrenden  Terminen  eine  bestSinmte  Geldsumme  aus  dem  Gntodatflck«  an  takia 
ist  (RenteDScbuld). 

Bei  der  Beste  Hang  der  Heotenachuld  iat  der  Betrag  so  bestifflmea»  dofck  deaiu 
Zahlung  die  Rentenscbnid  abgelöst  werden  kann.  Die  AbJösaogsaitmme  ist  äa  Qraid« 
bocb  anzugeben. 

§  1109.  Auf  die  einielneo  Leistungen  finden  die  fQr  Hypothekenalnasö ,  aaf  At 
Ablösungssumme  finden  die  für  ein  GraDdscbuldkmpital  geltenden  Vorschriften  entaprtclMiilt 
ADwendung. 

Die  Zsbluog  der  Ablösungssumme  an    den  Gläubiger    hat    die    gleiche    WfrkBBg 
die  Zahlung  des  Kapitale  einer  Grundschnld 

§  UIO.     Das  Recht  tvkr  Ablösung  steht  dem  Rigentflmer  su 

Dem  Gliubiger  k^nn  das  Recht,  die  Abldsuog  aa  Terlangen,  nicht  eingeräumt  wui 
Im  Falle  des  §  1041  Satz  2  ist  der  GlAubiger  berechtigt,  die  Zahlung  der  AUfiaH 
summe  aus  dem  Grundstöcke  zu  verlangen. 

§  1111.  Der  Etgeotümer  kann  das  AblSsungsrecht  erst  nach  KQndlgmif  eesibifr 
Die  KÜDdigongsfrbt  betrügt  sechs  Monate«  wenn  nicht  ein  Anderes  bestimnit  IsL 

Eine  Hescbrinkun«^  des  KQndigungsrechts  ist  nur  eoweit  anliesig,  daft  dar  8%*»- 
t&mer  nach  dreifsig  Jahren    unter  Einhaltung    der    secbsmonatigen  Frist    kAndifta  kaaa 

Hat  der  Eigentümer  gekündigt^  eo  kann  der  Gliubiger  Dach  dem  AblA&fa  dar  Xfta* 
digungstfrist  die  Zahlung  der  Ablösunftssumme  aus  dem  Grundstücke  Terlangaa. 

§  1112.     Eine  Benteuschnld  kann  in  eine    gewöhnliche  Grundschnld  ,    eine  fvvdka* 
liehe  Gnindachald    kann    in    eine   Rentenschuld   amgewandett   werden.     Die 
dar  im  Range  gleich*  oder  naehstehendan  Berechtigten  bt  nicht  arforderÜeh. 
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n.  Lesung  (vgl.  oben  S,  730  uod  bezüglich  der  in  §  1087  ftDgeführten 
§§  794  QDd  797  die  Anm.  auf  8.  846;  der  §  7^6  Abi.  2  Btimmt  sachlich 
übereiD  mit  dem  §  890a  AbB.  1  Satz  2  der  Bd.  LXI  S.  72  mitgeteilten 
Ziuammeo Stellung).  Mehrere  Anträge,  welche  bezweckten,  auch  die 
Aufhebung  einer  Ejrpcthek  unter  gleichzeitiger  Bestellung  einer  anderen 
Hypothek  an  derBelben  Stelle  oder  unter  dem  Vorbehalt  spaterer  Be- 
«teUung  einer  solchen  Hypothek  zuzulassen,  fanden  nicht  die  Zustimmung 
der  Mehrheit ;  sie  Termoohte  sieh  von  dem  Bedtirfnis  für  eine  derartige 
Yorschrift  nicht  za  überzeugen  und  befürchtete  Ton  ihr  Verwirrung  des 
Grundbuchs  und  betrügerischen  Mifsbrauch. 

Die  Kommission  wandte  sich  sodann  za  dem  früher  ausgesetzten 
achten  Abaohnittei  welcher  sich  auf  die  Rea Hasten  bezieht  Was  zu- 
nächst den  in  §  1051  behandelten  Begriff  der  Eeallast  betrifft,  so  war 
man  mit  der  Auffassung  derselben  als  einer  dinglichen  Belastung  des 
OrundstUcks  allerseits  einTerstanden^  nicht  dagegen  mit  der  Art,  wie  der 
Entwurf  den  Inhalt  dieser  Belastung  bestimmt.  Danach  soll  die  persönliche 
Haftung  des  Eigentümers  für  die  während  der  Dauer  seines  Eigenlnmes 
fallig  werdenden  Leistungen  einen  wesentlichen  BegriffsbestAndteil  bilden. 
Dies  erschien  für  eine  der  wichtigsten  Arten  der  Beallasten,  die  Geld- 
rantd,  weder  geschichtlich  gerechtfertigt  noch  praktisch  angemessen«  Man 
heschlofs,  die  rein  dingliche  Natur  der  Belastung  durch  eine  der  Defi- 
nition der  Orundachuld  nachgebildete  Faasung  zum  Aasdruck  zu  briugenp 
Daa  in  §  1051  ferner  auigestellte  Begriffsmoment^  dafs  das  Grundstück 
dem  Berechtigten  für  rückständige  Leistungen  nach  Mafsgabe  der  für 
rückständige  Hypothekeuzinsen  geltenden  Vorschriften  haftet,  wurde  aas 
dem  Begriff  ausgeschieden  j  sachlich  aber  behielt  man  den  Satz  bei,  — 
Der  Entwurf  hat  darauf  yerzichtet,  den  zulässigen  Inhalt  you  Eeallasten 
reicherech  dich  einzuschränki^n,  und  es  den  Landesgesetzen  überlassen,  die 
erforderlichen  Beschränkungen  zu  bestimmen  (Entw.  des  Einf.-Ge8,  Art. 
70  Abs.  1  Nr.  2).  Diese  Stellungnahme  des  Entwurfs  wurde,  wie  tu 
der  Kritik,  so  auch  in  der  Kommission  angefochten.  Es  wurde  zum 
Teil  empfohlen r  aoTser  den  Reailasten,  die  einem  dem  Landesrecht  vor- 
behalten en  Bechtsgehiet  angeboren,  nur  die  Leibrente  und  den  Auszug 
sowie  Geld-  und  Getreiderenten  zuzulassen ;  zum  Teil  wurde  vorgeschlagen, 
wenigstens  persönliche  Dienste  als  Inhalt  subjektiv-dinglicher  Reallasten 
ausiuschliefsen  und  andere  Reallasten  dieser  Art  entsprechend  dem  |  967 
zu  beschränken.  Die  Mehrheit  glaubte  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenheiten  des  in  den  einzelnen  Teilen  des  Reiclis  geschichtlich 
entstandenen  Eechtszustandes  und  der  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  an  dem 
Standpunkt    des    Entwurfs     festhalten    ssu    müssen.     Die    vorgeschlagenen 


8i«bttDter  Absohnitt. 
Ee«!  lasten. 

§  1014.  (1051.)  Eia  OntodstÜck  kann  in  der  Weise  belastet  werden,  dsXs  ao 
demjenigen,  lu  dessen  Gunsten  die  Belnstong  erfolgt,  iHederk  ehren  de  Leistangen  aas  dem 
OrnndstQcke  zu  entrichten  sind  (Beanast). 

Die  ReaUa«t  kann  auch  %vl  Gunsteo  des  Jeweiligen  Eigentümers  eines  anderen  Grand- 
sttlcks  bestellt  werden. 
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reichflrechtliohen  BeschräiikaDgeD  hielt  inaQ  teils  für  sn  weitgehaod,  ieili 
gegenüber  dem  in  eioigeD  Gebieten  bestehenden  Zustande  für  nicht  Sfu- 
reichend.  Uebrigens  hatte  der  Entwarf  auch  die  Znetimmang  aämtlichef 
Ke gierungen  gefunden.  Aus  gleichen  Gründen  billigte  man  es  aoch,  di(i 
der  Entwurf  die  Ablösung  der  KeallasteD  der  landesgesetzliohea  Regslasf 
überläTst. 

Der  §  1052p  neoh  welchem  die  ReallasÜeistQDgen  nloht  in  mm 
unterlassen  bestehen  können^  wurde  gestrichen«  Ein  Teil  der  Mehrböt 
hielt  ihn  für  selbsverstandlich^  ein  anderer  Teil  für  deshalb  nieht  ge- 
rechtfertigt, weil  man  auch  beaüglioh  der  in  ihm  berührten  Frage  dsi 
Lan d es ge setzen  freie  Hand  lassen  könne.  Die  in  §  105S  schlecbthia  «B»' 
geschloBsene  Belastung  dea  Bruchteils  eines  Grundstücks  glaubte  mi&, 
ebenso  wie  bejsüglich  der  Hypothek,  für  den  Anteil  eines  Mitetgentümso 
aulassen  zu  sollen.  Der  §  10 &4  blieb  unbeanstandet  Der  §  1065  wttni* 
all  gegenstandgloB  gestrichen»  weil  neben  dem  aus  §  1051  fotgauden  Ad- 
Spruch  des  Berechtigten  gegen  den  Eigentümer  des  belasteten  Groad- 
Stücks  für  einen  anderen  dinglichen  Anspruch  desselben  kein  Hmnm  blnbt. 
Die  in  §  1056  Abs.  1  anerkannte  persönliche  Haftung  des  Eig«ziltiiDiit 
des  belasteten  Grundstücks  wurde  als  Kegel  beibehalten  \  man  hiali  «i 
aber  für  der  geschichtlichen  Entwickelung  entsprechend  and  aadüieib  |t- 
boten,  einen  Aussohlufs  dieser  Haftung  durch  den  BegrundnngtT«ftii| 
zu  gestatten.  Gegen  dem  Abs.  2  wurde  nichts  errnnerL  Dar  §  1057 
wurde,  soweit  er  die  Untren n barkeit  einer  zu  Gunsten  dee  jawaüign 
Eigentümers  eines  Grundstücks  bestehenden  Keallast  yon  dem  Sigentttm 
an  dem  Grundstück  ausspricht,  der  Deutlichkeit  wegen  beibahaltaiL  Z« 
§  1058  erfahr  die  in  Abs.  1  Satz  1  erwähnte  Bestimmung  des  Kig«&- 
tümers   eine   nähere   Regelung.     Der  Satz  d  wurde   mit   den  VorsohrifUti 


§1015.     (1053.)     Ein    Brach  teil    eines    Onindttaeks    kftnn    mit   «ioer    I 
belastet  werdeo,  wenn  er  in  dem  Anteil  emee  HileigADtümers  beslsbt 

g  1016.     (1051,  lOSQ.)     Auf  die    einielnen  Leiattuigcn    finden    dl«    flir 
■inseo  geltenden  Vorschriften  enUprecheode  Anwendung. 

§  1017.  (lOCa.)  Der  Bigentümer  haltet  ftlr  die  während  der  Dmnar  mIms  SlfB> 
iamB  flÜiig  werdenden  Leistoagen,  soweit  nicht  ein  Anderes  bestitnmt  i«t,  lutc^  penialka 

Wird  das  Grundstück  geteilt,  so  haften  die  Eigsotflnier  der  eitmeUiM  Teile  ^ 
Oeeam  tscb  uldn  er. 

§  1018.  (1057  )  Eine  sit  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentfimere  eines  OntsidiCleb 
bestehende  BeaUast  kann  nicht  von  dem  Eigentum  an  diesem  GrenditllolM  fUiwH 
'werden. 

§  lOiO.  (1058.)  Wird  da«  Grundstück  des  Berechtigten  geteilt,  ao  hssjsfct  <ii 
Beallast  für  die  einaelnen  Teile  fort,  Ist  die  Leistung  leUbar,  so  bestinmn  iltb  Id 
Anteile  der  Etgentfloier  nach  dem  Verbiltnisse  der  GrSfse  der  Teile ;  iat  si«  ni^S  «ilte, 
so  finden  die  Vorschriflen  des  §  A7i  Anwendung.  Die  Ausübung  d«e  EecliteB  Ist  isi 
Zweifel  nur  in  der  Weise  suliaaigf  da£s  ai«  fttr  den  Eigentämer  des  beJasiedaii  Qrea^ 
Stücks  nicht  beschwerlicher  wird. 

Der  Berechtigte  kann  bestimmen,  dafs  das  Recht  nur  mit  einem  der  Teile  rerbiiato 
seän  soll.  Zu  der  Bestimmung  ist  die  Erklärung  des  Berechtigten  geganüber  dem  Gfu^' 
buchamt  und  die  Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich  ;  die  Vorschriften  der  ||  Wt 
799  finden  entsprechende  Anwendung,  Verftufsert  der  Berechtigte  einen  Teil  des  Qm^ 
ttücka,  ohne  eine  solche  Bestimmung  sn  treffen ,  so  bleibt  das  Beebt  mit  dam  Teila  ?i^ 
banden,  welchen  er  behält. 

Gereicht  die  Reallaet  nur  einem  der  Teile  aum  Vorteile ,  so  bleibt  ale  odt  iimm 
Teil«  allein  verbunden. 
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über  SchuldTerhältDiaae  mit  einer  Mebxheit  Ton  Gläubigern  (§§  320,  341ii 
der  Bd.  LVfll  8.  724,  726  mitgeteilten  ZuBammensteUaDg)  in  Einklang 
geaetjEt  nnd  duroh  eine  dem  BeBchlusse  zu  §  976  (Bd.  LXII  S.  219) 
eatspreohende  Auslegungsregel  ergänzt  Die  §§  1059^  1060  wurden  ga* 
billigt  Den  §  1061  strioli  man  im  Hinbiiok  auf  die  ihn  deckende  all* 
gemeine  Vortobrift  dei  §  d30a  (nach  der  Bd.  LXI  8.  72  mitgeteilten 
Zutammenstellnng).  Neu  aufgenommen  wurde  eine  B^atimmung  über  die 
Anssohliefgung  des  Berechtigten  im  Wege  deii  Aul  geh  ots  verfahre  na  bei 
flubjektiT-peraönlicheu   Keallaaten. 

Beyer  die  Eommisaion  aioh  wm  Erledigung  der  allein  noch  rüok- 
atändigen  VoracbrÜten  über  daa  VorkaufBiecbt  an  Grnn da t ticken  (§§  952  ff.) 
wandte,    hatte  aie    nooh  Stellung    lu  nehmen  zu  Teraehiedenen  Anträgen, 


§  lOSO.  (1059.)  Eine  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person  bestehende  RisaUasI 
kftnn  nicht  mit  dem  Eigentum  an  einem  Grundstücke  Terbunden  werden. 

Die  Yeräufaerung  und  die  Belastung  des  Keehtee  ist  aoageAehlosaeti ,  wenn  der  An- 
sprach  auf  die  einzelne  Leistung  nicht  Übertragbar  ist 

§  lOSl.  Ist  der  Berechtigte  unbekannt,  so  finden  auf  die  Ausschliet^utig  des- 
selben  mit  seinem  Rechte  die  Vorschriften  des  §  1018  (vergl.  unten  8.855}  eotspracbeiide 
Anwendung. 

Anmerkaug.     Die  §§  1052,  1056,  1061  des  Entw.  I  sind  gestrichen. 


Die  auf  die  Vermerkung  bezQglichen  Vorschriften  lanten  nach  dem  Entwurf  II.  Lesuog ; 

§  803.  Ziir  Sicherung  des  Anspruchs  auf  Erinnerung  oder  Aufhebang  eines  Beehies 
ui  einem  GraadstUck  oder  au  einem  das  GTUnd5tflok  belastenden  Bechte  kann  eins  Vor* 
merkung  in  das  Grundbach  eingetragen  werdeo.^  Die  Eintragung  einer  Vormerkung  ist 
Auch  aar  t^i«herung  eines  künftigen  oder  einet  bedingten  Anspruchs  zulisaig. 

Eine  Verfügung,  die  uscb  der  Eintragung  der  Vormerkuug  über  das  Grundstück  oder 
das  Hecht  getroffen  wird  ^  ist  insoweit  unwirltsam,  als  sie  den  Anspruch  vereiteln  oder 
beeinträchtigen  würde*  Der  rechtsgeschkftliehen  Verfügung  steht  eine  Verfügung  gUich^ 
die  durch  Urteil  oder  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  der  ArrestvoUiiehung 
•r  folgt. 

Der  Hang  des  Bechtes,  auf  dessen  Einräumung  der  Anspruch  gerichtet  ist^  bestimmt 
aieb  nach  der  Eintragung  der  Vormerkung, 

Anmerkung,  In  den  Artikel  13  des  Entwurfes  des  EinfUhrungsgesetses  soll 
ml«  I  19  G  der  Konkarsordnung  folgende  Vorschrift  eingestellt  werden : 

Ist  aar  Sicherung  eines  Anspruchs  auf  Einrinmung  oder  Anthebung  eines  Rechtes 

an  einem  Grundstücke  des  Gemeinschuldners  oder  an  einem  für  denseiben  eingetrage- 
nen Rechte   eine  Vormerkung  im  Grundbuch  eingetragen»  so  kann  der  Gliubiger  von 

dem  Konkursverwalter  die  Kinr&nmung  oder  die  Aufhebung    des  Rechtes  verlangen. 

§  a04.  Die  Kintragung  einer  Vormerkung  erfolgt  auf  Grund  einer  einstweiligen 
VerRkgang  oder  anf  Grund  der  Bewilligung  desjenigen,  dessen  Grundstück  oder  dessen 
Hecht  von  der  Vormerktiog  betroffen  wird.  Zur  Erlassung  der  einstweiligen  Verfügung 
ist  nicht  erforderlich  ,  dafs  eine  Gefährdung  des  zu  sichernden  Anspruchs  gtaubbaft  ge- 
macht wird. 

Bei  der  Eintragung  kann  zur  niberen  Bezeichnung  des  sn  sichernden  Anspruchs  auf 
4i«  «Inalweilige  Verfügung   oder    die    Eintragung» bewilÜgung    Beaug   genommen    werden* 

f  606,  Steht  denjenigen  ^  dessen  Grundstück  oder  dessen  Hecht  von  der  Vor- 
merkong  betroßeu  wird,  eine  Einrede  zu,  durch  welche  die  Geltendmachung  des  durch 
di«  Vormerkung  gesioberten  Anspruchs  dauernd  ausgeschlossen  wird,  so  kann  er  von  dem 
OlÜubiger  die  Beseitigung  der  Vonserkung  verlangen. 

Ist  der  Gläubiger  unbekannt,  so  kann  er  im  Wege  des  Aufgebots  Verfahrens  mit  seinem 
Rechte  ansgeschtosseu  werden^  wenn  die  im  §  1077  für  die  AtLfSchlieTaUüg  eines  Hypotheken- 
gläubiger»  bestimmten  Voraussetzungen  vorliegen.  Hit  der  Erlassung  des  AnsschluDi* 
Urteils  erlischt  die  Vormerkung. 

Anmerkung.     Der  Beratung  des  Erbrechts  bleibt  die  Entscheidung    darftber  vor- 
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welabe  daa  in  der  II.  Lesung  aufgenommene  lostiittt  der  V  ormerkaiif 
Eur  Sicherung  eines  AnapruehB  auf  Einräumung  oder  Aufhebong  mm 
Bechtes  ao  einem  Orundatück  oder  an  einem  das  Grundstück 
Hechte  Daher  zxx  regeln  be^weokten.  Die  &üheren  Beachlüase 
Bd.  LXr,  8.  249»  267)  beiöhräukten  »ich  bezüglich  der  Wrkt 
Tormerkung,  abgesehen  von  ihrer  Wirkung  im  Konkur«e| 
Satz,  dafs  eine  Verfügung,  die  nach  der  Eintragung  der  Vormerkung  öImT 
daa  Orundsttick  oder  das  Reoht  getroffen  wird,  insoweit  unwirk«am  iit, 
als  flie  den  durch  die  Vormerkung  gesicherten  Anipruch  vereiteln  odv 
beeinträchtigen  würde^  Ist  also  —  um  der  Deutlichkeit  wegen  nur  ma 
Beispiel  anzufiihren  —  eine  Vormerkung  cur  Sicherung  des  Aniprvob 
auf  Uebertragung  des  Eigentums  nn  einem  Grundstäok  eingetragen,  le  itt 
hieroach,  wenn  dar  Eigentümer  das  Eigentum  einem  Dritten  übertragfi 
hat«  diese  TJebertragung  zu  Guneten  des  durch  die  Vormerkung  gMcheflta 
Oläubigerä  unwirksam.  Es  bleibt  aber  unentsohiaden^  wie  der  GUhtUfi^ 
seinen  Anspruch  gegen  den  dritten  Erwerber  durchfuhren  kann. 
Anspruch  steht  ihm  nur  gegen  dem  VeräuTserer  zu,  dieser  aber  kann  ih 
das  Eigeotum  nicht  mehr  verschaffen.  Von  den  hier  fraglichen  Aot 
empfahl  nun  der  eine,  dem  Gläubiger  neben  dem  persönlichen  Antpr 
gegen  den  Veräufserer  einen  unmittelbaren  dinglichen  Anspruch  geget 
den  Erwerber  zu  gewahren  und  überhaupt  durch  eine  gr^fsere  Aaiahl 
von  Bestimmungen  das  Institut  der  Vormerkung  als  eine  besondere  A^ 
dinglicher  Büla&tung  auszubilden.  Die  Hehrheit  rermochte  hierfür 
Bedürfnis  nicht  anzuerkeuneo ,  hielt  aber  eine  Entscheidung  der 
deuteten  Frage  für  praktisch  geboten.  Sie  war  der  Ansicht,  dafs^  dea 
Zweck  der  Vormerkung  entsprechend,  welche  nur  einen  persdnlichen  Ansprutb 
sichern  solle,  der  Anspruch  auf  Eigentumsübertr&gung  sich  iinTerisdort 
gegen  den  Veräufserer  zu  richten  habe,  dafs  aber  daneben  dem  Güobifsr^ 
in  Erweiterung  des  im  §  843  ausgeprägten  Gedankens,  ein  dinglicher  An* 
sprach  gegen  den  Erwerber  auf  Erteilung  der  zur  Eintragung  du 
Gläubigers  erforderlichen  Zustimmung  gewährt  werden  müsse.  Zur  Ver- 
meidung von  Mifsverständoissf-n  gab  man  einen  entsprechenden  Aniprvh 
ausdrücklich  auch  demjenigen »  zu  dessen  Gunsten  ein  Vertfufsenmi:»- 
V erbot  eingetragen  ist.  Weiter  wurden  die  Vorschriften  über  die  Vor- 
merkung ergänzt  durch  den  Satz,  dafs  die  Eintragung  einer  soloheo  aosh 
zur  Sicherung  eines  betagten  oder  eines  bedingten  Anspruchs  zuläadg  i«t, 
ferner  durch  Bestimmungen  über  das  Recht  des  toq  der  Vormerkuof 
Betroffenen  auf  Beseitigung  derselben  in  dem  F&llei  wenn  dem  Ansprud 
des  Gläubigers  eine  die  Geltendmachung  dauernd    aussohliersende  Einrsd« 


behalten«  ob  eine  VorMbrifl  saftoitehnieo  bt,  nach  welcher  die  Einred«  de»  IbveoUrrMte 
^e^en  den  durch  eine  Vorm«rkiifis  g«sich«rteQ  Aaspmcb  toq  dem  Sigsntiaar  Am  Gns^ 
stück ä  nur  gfllt«iid  gemacht  werden  kann,  weati  du  GruuditOck  aar  Zeit  &»  ^atraeui 
der  Vormerkung  snin  NachJaase  des  Schuldiier»  gebort  hat 

%  806.  Soweit  der  Erwerb  eine»  eiogetragenen  Recbto»  oder  «tues  Reebtae  •■  ite« 
»olcben  Rechte  gegcuQber  den^enigeo,  tu  de»ieii  Guustea  eine  VoriDerkiiQg  bcMsiU,  ■»- 
wirksam  bt,  kann  dieser  von  dem  Erwerber  die  Zastimmang  in  der  BiBtimfaaf  eitf 
der  Lo5cbuDg  Verlan  gen,  welche  aur  Verwirklich  uug  dea  durch  die  Vormeirktti^  gssfiiifl* 
Anspruchs  erforderlich  ist. 

Das  Qleicbe   gilt,   wenn  der  Anspmob   durch   ein  Veriftrssrongsverbot  fssitbsrf,  m. 
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entgegeDiteht,  Bowie  über  die  AussohlieCiuDg  des  Gläubigers  im  Wege  des 
Anlgeboirverfahrens.  Die  Yorsohrift  des  §  459  f  Satz  2  der  Bd.  LYIII 
8.  886  mitgeteilten  ZasammeiiBtellung,  nach  welcher  der  Verkäufer  eine 
Hypothek,  eine  OrundBohuld  oder  ein  Pfandrecht  auch  dann  £u  beseitigen 
T^^chtet  ist,  wenn  der  Käufer  die  Belastung  gekannt  hat,  wurde 
anf  YonnerkuDgen  cur  Sicherung  des  Anspruchs  auf  Bestellung  eines 
dieaer  Rechte  ausgedehnt;  über  die  Verpflichtung  des  Verkäufers  be- 
ingli«h  anderer  Vormerkungen  hielt  man  nicht  f&r  nötig  eine  Bestimmung 
anfininehmen. 

Die  Kommission  ging  nunmehr  zur  Beratung  des  Ton  dem  Vor- 
kanfsrecht  an  Grundstücken  handelnden  fünften  Abschnitts  über. 
Während  der  Entwurf  das  dingliche  Vorkaufsrecht  reiohsrechtlich  mit 
Aasaehluls  landesrechtlicher  Abweichungen  culäfst  und  regelt,  lagen  der 
Kommission  Anträge  Tor,  die  der  Landesgesetsgebung  vorbehalten  wollten, 
die  Zalässigkeit  dinglicher  Vorkaufsrechte  oder  wenigstens  solcher  ding» 
lieher  Yorkaufsreohte,  die  über  die  Dauer  des  Eigentums  des  Bestellers 
oder  seiner  Erben  hinausbestehen  oder  dem  jeweiligen  Eigentümer  eines 
anderen  Grundstücks  lustehen  sollen,  für  ihr  Gebiet  aussusehliefsen  oder 
so  beschränken.  Zur  Begründung  wurde  darauf  hingewiesen,  die  Be- 
lattnng  einee  Grundstücks  mit  einem  dinglichen  Vorkaufsrecht  beein- 
fluise  die  wirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  des  Eigentümers  und  folge- 
weiee  den  Verkehrswert  des  Grundstücks,  damit  aber  auch  die  Kredit- 
fiOiigkeit  des  Eigentümers  und  die  Bewirtschaftung  des  Grundstücks  höchst 
naehteilig;  es  entspreche  ferner  dem  Gange  der  Beohtsentwickelung,  die 
mehr  und  mehr  zur  Beseitigung  der  gesetzlichen  Vorkaufsrechte  ge- 
führt habe,  nioht,  die  vertragsmäfsige  Begründung  durch  bindende 
reiehsrechtliche  Vorschrift  freizugeben;  wenn  es  auch  mit  Bücksicht  auf 
diejenigen  Gebiete,  deren  agrarische  Verhältnisse  die  Begründung  von 
Bentengütem  wünschenswert  machten,  angezeigt  erscheine,  das  Institut 
des  Vorkaufsrechts  reichsrechtlish  zu  regeln,  so  dürfe  dieses  Institut  doch 
nicht  solchen  Gebieten  aufgezwungen  werden,  in  denen  ein  Bedürfnis  für 
seine  Zulassung  nicht  bestehe.  Die  Mehrheit  billigte  jedoch  den  Stand- 
pmikt  des  Entwurfs.  Sie  ging  davon  aus,  dafs  die  Aufoahme  eines  Vor- 
behalts für  die  Landesgesetze  sich  nur  durch  eine  Verschiedenheit 
der   lokalen  Bedürfiaisse  rechtfertigen    lasse,    eine  solche   aber   vermochte 


Saehster  Absehnitt. 
Vorkanfsreoht 

Anmerkang.  In  dem  Entwurf  des  EinfÜhrongsgeMtses  loll  geeigneten  Ortea 
folgende  Vonchrift  aufgenommen  werden : 

ünberflhrt  bleiben  die  landetgesetzlichen  Vorschriften,   welche  die  Belastung  eines 

Bentenguts  mit  einem  Wiederkaufsrechte  solassen  und  den  Inhalt  eines  solchen  Rechtes 

bestimmen. 

§  1003.  (952  Abs.  1,  Abs.  2  Nr.  2.)  Ein  Grundstfick  kann  in  der  Weise  belastet 
werden,  dafii  deijenige,  su  dessen  Gunsten  die  Belastung  erfolgt,  dem  Eigentfimer  gegen- 
über smn  Vorkaufe  berechtigt  ist. 

Das  Vorkaufsrecht  kann  auch  su  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentümers  eines  anderen 
Orundstflcks  bestellt  werden. 


Nation Al5koti€imb«h«  6ei«tig«bmg* 

Hl         '"^uerkcnaeü.     Dfte  dingliche  Vorkatifir©clit    mm  dtircli*tii  iiiik 

&  TUT       otangüte?    von   Bedeutoög,    Bondem    ebetito    »Qch  för  die  lof 

^^'^Hn        mg    der    Induitriearbeiter    geriditeteo    Bestreb uDgeo.     Vii 

shiHeni  Wickel  im  g  Anlange,    io  h&be  «icb  in    der  neueren  Zeit  milii 

tfebr  die  Äo sieht  Geltang  versebafft^    dafs    die  Belreiiing  des  QitmA 

■I  Bodeni    von  allen    dmuemden  Lasten    keioeftwegB  unbedingt    dmi  StL 

Geiet^l^ebimg  sei;  selbit  au  einer  Zeit,  wo  die  eotßegenge«et«te  Aaf- 

iBiing    hemcbend    war,    habe    die    prenfs.    Abläfttngsgesetxgebung  um 

n&iger  Jahre  dme  dingliche  Torkauisreoht  unberührt  gela§5#ii- 

Bie  VorBchriften  dea  §  952  über  den  regeltnäTfligen  Inhalt  dei  T«f 
kauf 8 rech ti  nnd  desiien  zulaisige  Erweiterungen  wurden  gebilligt;  sit 
atellte  man  klar,  daTs  d&e  VorkaufBreoht  regelmässig  iii&ht  nur  im  Ftllt 
eines  Verkaufa  seitenB  das  BeBlellerB  d^»  Reobta,  sondern  atieh  im  Fallt 
einea  von  seinen  Erben  vorgenon^meneu  Verkaufs  ausgeübt  werden  kam. 
Entaprecbend  früheren  BeBehlÜH^en  trug  die  EommiBston  der  wirtsebift^ 
liehen  ZuBamineu gehörigkeit  des  Zubehörs  mit  dem  Grundatüok  auch  hier 
Rechnung  durch  die  neue  Yortchrift  des  §  1005  H.  Leauns.  Der  §  9&A 
blieb  unbeanstandet  Yen  dem  Bäte  des  §  954,  d&Ta  d&s  Yerhältnis  fwiscbBa 
dem  Berechtigten  und  dem  Yerpfliohteten  lieh  nach  den  Torechrifteü  dtr 
§§  481^48t  bestimmt,  eraohien  eine  Ausnahme  bes^lioh  des  §  4^5  ge- 
boten, soweit  dieaer  die  Ausübung  des  Vor  kauf arechts  im  Falle  eines  frei- 
händigen Verkaufs  durch  den  KoDkursverwalier  ansichliefat;  wegen  der 
dinglichen  Natur  des  hier  fraglichen  Verkaufsrechta  liefa  man  in  aolcheia 
Falle  die  AufiÜbnng  desselben  au.  Für  den  Fall  de«  Verkaufe  i  m  Wege  der 
Z w an gsToIli treckung  wurde  dagegen  eine  entsprechende  Beatimmung  niclit 
aufgenommen ,  weil  sie  zn  Verwickelungen  führen  würde  nnd  der  Be- 
rechtigte sich  durch  Ueberbieten  helfen  kann.  F&r  da«  BechtsTerhältnii 
zwischen  dem  Berechtigten  und  dem  dritten  Erwerber  dea  Ornndstöcki 
sollen  nach  §  954  die  §§  955 — 959  mafsgebend  sein.  Die  EommissioB 
beschlofs  dagegen,  anknüpfend  an  die  BeschlÜBBe  über  die  Vormerkung, 
dem  Vorkaufsrecht  Dritten  gegenüber  die  Wirkung  einer  Vormerkung  lur 
Sicherung  des  durch  die  Ausübung  des  Eechta  entateheoden  Anspruchi 
auf  üebertragung  des  Eigentums  beizulegen.  Der  Berechtigte  kann  also 
von  dem  Erwerber  des  Grundstücks  die  Zustimmung  zu  seiner  Eintragung 


§  1004.  (953.)  Ein  Bruchteil  eines  Grundstücks  kann  mit  dem  Vorkaufsrechte  ntr 
belastet  werden,  wenn  er  in  dem  Anteil  eines  Miteifrentümers  besteht. 

§  1005.  Das  Vorkaufsrecht  kann  auf  daa  Zubehör  erstreckt  werden,  welches  mit 
dem  Grundstücke  verkauft  wird.  Im  Zweifel  ist  ansunehmeu ,  dafs  es  »ich  auf  dieses 
Zubehör  erstrecken  soll. 

§  1006.  (952  Abs.  2  Nr.  1.)  Das  Vorkaufsrecht  beschränkt  sich  auf  den  Fall  des 
Verkaufs  durch  den  Ei^cDtümer,  welchem  das  Grundstück  zur  Zeit  der  Bestellung  geb&% 
oder  durch  dessen  Erben  ;  es  kann  jedoch  auch  für  mehrere  oder  für  alle  VerkaufsfBle 
bestellt  werden. 

§  1007.  (954,  957  Abs.  1,  4,  958.)  Das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Bereeh- 
tij^ten  und  dem  Verpflichteten  bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  der  §§  439  bis  447.  Di» 
Vorkaufsrecht  kann  auch  dann  ausgeübt  werden,  wenn  das  Grundstück  von  dem  Konkar»* 
Verwalter  aus   freier  Hand   verkauft  wird. 

Dritten  gejfenüber  hat  das  Vorkaufsrecht  die  Wirkung  einer  Vormerkung  «ur  Siche- 
rung des^  durch  die  Ausübung  des  Rechtes  entstehenden  Anspruchs  anf  Uebertragang  des 
Eigentums. 
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als  EigeDtÖmer  Terkngen.  Bais  der  Erwerber  tich  ^egen  dieseo  Aoapruoh 
aller  dem  YerpfliohteteD  zuateheDden  Einwendungen  bedienen  könne,  hielt 
man  für  selbetverBtändlioli  und  Btrich  deebaib  den  §  956.  Der  §  956 
will  dem  Erwerber  die  &fÖg]iobkeit  geben^  die  Frage»  ob  der  Berechtigte 
lein  Beoht  ausüben  will,  zur  EDtscheidung  zu  bringen ;  der  Erwerber  aoll 
dem  Berechtigten  den  Inhalt  des  EaufTertrags  und  die  Eigentumsübertragung 
mit  der  Wirkung  anzeigen  können,  dafs  die  Ausübung  des  Hechts  ihm 
gegenüber  auegeBchlosseo  ist,  wenn  sie  ihm  gegenüber  uioht  binnen  xwei 
Monaten  erklärt  wird.  An  dieser  Regelung  erschien  anzweckmilftigf  dafs 
danach  das  Vorkaufsrecht  gegen  den  Yerpäichteten  fortbesteben  kann, 
nachdem  es  gegen  den  Erwerber  seine  Wirkung  Torloren  hat.  Man  knüpfte 
daher  an  die  Mitteilung  des  Erwerbers  die  Folge,  dafs  der  Berechtigte 
die  Ausübung  innerhalb  der  Frist  dem  Verpflichteten  gegenüber  er- 
klären mnfs,  widrigenfalls  die  Ausübung  ausgeschlossen  ist,  und  legte  dem 
YerpÜichteten  die  Verpflichtung  auf,  den  Erwerber  Ton  der  Ausübung  des 
Rechts  oder  dem  fruchtlosen  Ablauf  der  (durch  die  Mitteilung  des  Er- 
werbers oder  des  Verpflichteten  in  Lauf  gesetzten)  Frist  alsbald  zu  be- 
naehrichtigen. 

Von  den  Vorschriften  des  $  957  über  das  Keohtsverhältnis  des  Be* 
rechtigten  zu  dem  Erwerber  des  Grundstücks  erledigten  sich  die  in  Abs.  l 
und  4  enthaltenen  durch  die  zu  §  954  beschlossene  allgemeine  Bestimmung 
Eber    die    Wirkung    des    Vorkaufsrechts    gegenüber   Dritten.     Nach    dieser 


§  1008.  (956.)  Ut  dms  OrtuidatÜck  in  du  Eigaulam  «Ines  Dritten  getsngt,  so  kmiui 
dieser  in  i^leicbar  Weise  wie  der  Verpfilcbtete  dem  Bereohtigteo  den  Inhalt  d««  Kauf- 
▼ertragfl  mil  der  im  |  444   beJitimmiSQ   Wirkuog  mitteilen. 

Der  Verpflichteta  hat  den  neuen  Eigentüoier  sa  benacbrichtlgeD  ,  ftobatd  die  Aus- 
ttbang  des  Vorkaufarecbts  erfolgt  oder  ausgesichloäsen  IaL 

§  1009«  (i57  Ab».  2,  5.)  Ist  der  oeue  Kigeütiimer  der  Käufer  oder  «in  RecbU^ 
nacbfolger  des  Käufers,  so  kann  er  die  Zustimmtiog  zur  Etutraguug  dß&  Berechtigten  als 
Eigeotümer  und  die  Herausgabe  des  Grandatticks  verwclgeroi  bis  ihm  der  zwbchen  dem 
Verpflichteten  und  dem  Kjiufer  vereinbarte  Kaufpreis ,  soweit  er  berichtigt  ist ,  erstattet 
wird.  Hat  der  Berechtigte  die  Eintragung  ala  Eigentämer  erJangi,  ao  kann  der  bisherige 
£ig«otüiner  von  ihm  die  Erstattung  des  berichtigten  Ksiifpreisea  gegen  Heraiug^bd  d«s 
Grundstücks  fordern. 

§  1010.  Soweit  der  Berechtigte  nach  §  1009  dem  Käafer  oder  dessen  Rechtsnach- 
folger den  Kaufpreis  lu  erstatten  hat,  wird  «r  von  der  Verpfitchtnng  xur  Zahlung  des 
ans  dem  Vorkamfe  geschuldeten  Kaufpreises  frei. 

§  1011.  Hat  der  Kiufer  oder  sein  Eechtsnacli folger  infolge  der  Gsitendmachttng 
des  Vorksufsrecbts  das  Eigentum  verloren,  so  wird  der  Kfiufer,  soweit  der  von  ilim 
gaschnldete  Kaufpreis  noch  nicht  berichtigt  ist,  von  seiner  Verpflichtung  frei ;  den  bericli- 
t}gt«n  Kanfpreis  kann  er  nicht  znrflek fordern. 

§  1012.  Ein  tu  Gunsten  des  jeweiligen  Eigentümers  eines  Grundstücks  bestehendes 
Vorkaufsrechts  kann  nicht  von  dem  Eigentum    an    diesem  Grundstücke  getrennt  werden. 

Ein  SU  Gunsten  einer  bestimmten  Person  bestehendes  Vorkaufsrecht  kann  uicht  mit 
dsm  Eigentum  an  einem  Gruadstücke  verbunden  werden. 

§  1013.  Ist  der  Berechtigte  unbekannt ,  so  kann  er  Im  Wege  des  AofgebotsTor- 
fahrens  mit  seinem  Rechte  aufgeschlossen  werden,  wenn  die  im  §  1077  fUr  die  Aus- 
schlieTsung  einss  Hypothekenglftubigers  bestimmten  Voraussetzungen  vorliegen.  Mit  der 
Erlassung  des  A ussch Inf» arte! ts  erlischt  das  Vorkaufsrecht. 

Auf  ein  Vorkaufsrechtf  das  £U  Ounsten  des  Jeweiligen  Eigentümers  eines  Grundstücks 
b«stebt^  finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung. 

Anmerkung.  Der  §  95^  der  §  967  Abs.  3  und  die  §§  959,  960  des  Gotw.  1 
siud  gestrichen. 
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BesiimmuDg  mOIaie  der  Erwerber  seine  Zastimmaog  vor  EinlimgQiif  4it 
Berech tigtea  als  EigeDtümer  erteilen  und  das  in  seinen  Betits  g«Uiigti 
ijrundstüok  dem  Berechtigten  herausgeben,  auch  wenn  er  dem  VerpiLicli- 
tcteo  den  Kaufpreis  gn.nz  oder  znm  Teil  bezahlt  hiitte  ;  er  wäre  aof  den 
Bückfordeningaanspruch  an  den  Verpflichteten  angewiesen.  Wahrend  die 
Minderheit  es  hierbei  belassen  wollte,  hielt  es  die  Mehrheit  für  billig«^ 
und  dem  geltenden  Eecht  entsprechend,  dem  Erwerber  gegen  die  Aa- 
BprÜche  des  Berechtigten  eine  Einrede  bis  aar  Erstattung  de«  gestblteii 
Kaufpreises  zu  geben  und  aufserdem  in  dem  Ealle,  wenn  der  Bereollti|le 
die  Eintragung  als  Eigentümer  erlangt  hat,  einen  selbständigen  Antpnioh 
gegen  den  Bereohtigten  auf  Erstattung  des  Kaufpreises  gegen  Heransgabs 
des  Grundstiieka.  Durch  diese  Bestimmungen  wurde  der  Abs.  2  dos  §  957 
ersetzt  Soweit  nach  demselben  der  Berechtigte  den  Kaufpreis  dem  Ef 
Werber  su  erstMten  hat,  erschien  es  billig,  ihm  Ton  der  Verpfliohtoni; 
2Qr  Zahlung  des  aus  dem  Verkaufe  geschuldeten  Kaufpreises  zn  befreien. 
Zu  Gunsten  des  Erwerbers  nahm  man  sodann  noch  die  weitere  BestimouQi 
des  §  lOl  1  II.  Lesung  auf.  Bezüglich  der  im  Abs.  3  des  §  957  be- 
handelten Frage  hielt  man  eine  besondere  Bestimmung  f^  entbehrlich 
Die  §§  958  —  960  wurden  gestrichen,  der  §  95B  infolge  der  zu  §  9&T 
besohlosaenen  Aenderungen^  der  §  959  als  selbatYeratändlich,  der  §  960 
als  durch  die  allgemeinen  Vorschriften  des  g  880  a  gedeckt.  Neu  aufge- 
nommen wurden  die  den  §|  1057,  1059  entsprechenden  Vorschriflen  du 
§  1012  II,  Lesung  und  eine  Bestimmung  über  die  Ausschiief^ung  dea  Be- 
rechtigten im  Wege  des  Aufgebotavertahrena  bei  subjektir-pcrsönlich« 
Vorkaufsrechten  (§    1013). 

Ein  dingliches  Wiederkaufsrecht  läTst  der  Entwurf  nichl 
Ein  Antrag  auf  allgemeine  Zulassung  wurde  auch  in  der  Kommisaifl 
nicht  gestellt.  Wohl  aber  wurde  empfohlen,  ein  dingliehes  Wiederkaafi^ 
recht  insoweit  reicbarechtlich  anzuerkennen  und  zu  regeln,  als  ein  aoloi 
für  die  Verhältnisse  der  prenfs.  Renteogüter  nach  den  Oetetdrao  toi 
26.  April  1886  und  vom  27.  Juni  1890  unentbehrlich  eraoheine*  Dia 
Mehrheit  hielt  es  dagegen  ftir  angemessener»  die  Befriedigung  diese«  be- 
schränkten  Bedürfnisses  der  Landesgesetzgebung  in  Zusammen hmsg  mit 
der  Regelung  des  HeuteDgüterTechts  su  überlassen ,  und  beschlofs  uttr, 
durch  einen  Vorbehalt  im  Einführuugsgesetz  den  Landeageaetsoa  daii 
erforderlichen  Spielraum  zu  wahren. 

Ea    blieb    nunmehr    noch    die    früher    zurückgestellte  Frage    zu   eatd 
scheiden,    ob    und    wie    die    Belastung    eines  Grundstücks   mil 
einer  Qeldrente  als  Form   des  Immobiliarkredits    neben    den   FonncD 
der  Belastung   mit    einer  Kapitallei stnng   za   regeln    sei.     Kach   dem  E&tf^ 
wnrf  kann  eine    solche  Rentenbelastung    nach    den   Vorschriften    Bber 
Be&llasten  zwar  begründet  werden ;    es    fehlt    aber  an  einer  näheren  Au 
gestaltung«     In    der  Kritik    ist  demgegenüber    neben  yereinselten  Aeufsi 
rungen^    welche  verlangen,    dafs   das  Gesetzbuch    die  Rente nschuld  an  dit 
Stelle  der  Kapitalyerachuldungsformen  setze,  von  sehr  gewichtigen  StimBt& 
die    weitere    Ausbildung   der    Grundrerschuldung    mit    einer    seitens    dm 
Gläubigers  unkündbaren  Rente  lebhaft  befürwortet  worden,  so  nataentlick 
Tom    preufs.  Land  es- Oekonomie- Kollegium    und  vom    deutschen   Landwirt* 
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■ohaftanit  In  der  Eomnussion  bestand  infolgedesten  toq  yornherein 
TöUiges  BinTomehmen,  daTs  diesen  Wünschen  im  Hinblick  auf  die  grofsen 
Erwartungen ,  die  bezüglich  einer  gesunderen  Gestaltung  der  ländlichen 
Kreditverhiltnisse  in  weiten  Kreisen  der  Landwirte  an  ihre  Erfüllung 
geknüpft  würden,  Rechnung  getragen  werden  müsse.  Es  lagen  denn  auch 
eine  Reihe  Ton  Anträgen  nach  dieser  Richtung  vor.  Dieselben  bezweckten 
übereinstimmend,  eine  Rechtsform  zu  scha£Pen,  bei  welcher  der  Berechtigte 
nur  eine  Rente,  nicht  aber  Rückzahlung  des  yon  ihm  hingegebenen 
Kapitals  yerlangen  kann,  gingen  aber  bezüglich  der  Frage  auseinander, 
in  welcher  Art  dieser  Gedanke  am  zweckmäfsigsten  rechtlich  zu  yer- 
wirkliohen  sei.  Die  Anträge  empfahlen  zum  Teil  die  Aufnahme  besonderer 
Yorsohriften  über  die  Rentenschuld  in  den  Abschnitt  yon  den  Reallasten 
und  zwar  entweder  so,  dafs  diese  Vorschriften  auch  für  die  nicht  zu 
Kreditzwecken  begründete  Geldrente,  oder  so,  dafs  sie  nur  für  die  Kre- 
ditrente gelten  sollten.  Ein  anderer  Antrag  wollte  die  Rentenschuld  als 
yersinsliche  und  yon  selten  des  Gläubigers  unkündbare  Grundschuld  ge- 
stalten, wieder  ein  anderer  als  eine  nicht  auf  Leistung  eines  Kapitals 
sondern  auf  Leistung  einer  Rente  gerichtete  G^ndschuld,  für  die  bei  der 
Bestellung  eine  bestimmte  Summe  als  Ablösungskapital  festzustellen  und 
einzutragen  sei.  Die  Kommission  entschied  sich  für  die  letztgedachte 
Art  der  Gestaltung.  Eine  gleichmäfsige  Behandlung  anderer  Geldrenten 
und  der  Kreditrente  erschien  namentlich  bezüglich  der  persönlichen 
Haftung  des  Eigentümers  und  der  Ablösbarkeit  nicht  gerechtfertigt,  die 
Unterstellung  der  Kreditrente  unter  die  Yorsohriften  über  die  Reallasten 
deshalb  unthunlich,  weil  in  allen  wesentlichen  Punkten  nicht  die  für 
Reallasten,  sondern  die  für  die  Grundschuld  geltenden  Bestimmungen  auf 
die  Kreditrente  Anwendung  finden  müTsten.  Yon  den  an  die  Grundschuld 
anknüpfenden  Anträgen  gab  man  dem  zweiten  hauptsächlich  in  der  Er- 
wägung den  Yorzug,  dafs  derselbe  dem  neu  auszubildenden  Rechtsinstitut 
eine  der  natürlichen  Auffassung  entsprechende  und  gemeinyerständliche 
Gestalt  gebe  und  daher  die  Einbürgerung  des  Instituts  erleichtem  werde. 
Die  Grundauffassung  dieses  Antrags  kam  im  §  1108  IL  Lesung  zum 
Ausdruck. 

Einig  war  man  darüber,  dafs  auf  die  einzelnen  Rentenleistungen  die 
Yorsohriften  über  Hypothekenzinsen  entspreohende  Anwendung  zu  finden 
hätten.  Einyemehmen  bestand  femer,  dafs  der  Zweck  des  ganzen  Reohts- 
inttituts  als  gesetzliche  Regel  die  ünkündbarkeit  der  Rentenschuld  yon 
Seiten  des  Gläubigers  erfordere.  Dagegen  ergab  sich  eine  wesentliche 
Meinungsyerschiedenheit  über  die  Frage,  ob  und  wieweit  Ausnahmen  yon 
der  Regel  zuzulassen  seien.  Nur  darüber  zweifelte  man  nicht,  dafs  der 
Gläubiger  unter  den  in  §  1073  bestimmten  Yoraussetxungen  die  Zahlung 
der  Ablösungssumme  aus  dem  Grundstücke  müsse  yerlangen  können.  Die 
Minderheit  wollte  aber  weiter  auch  die  yertragsmäfsige  Yereinbarung 
eines  Kündigungsrechts  teils  allgemein,  teils  für  den  Fall  zulassen,  wenn 
der  Eigentümer  mit  der  Entrichtung  der  Rente  für  mindestens  zwei 
Termine  in  Yerzug  gerate ;  sie  ging  dayon  aus ,  dafs  ohne  die  Zulassung 
eines  solohen  Kündigungsreohts  das  Institut  seinen  wirtschaftlichen  Wert 
einbüfeen  werde,  da  der  einzelne  Kapitalist  alsdann  auf  Rentenschnld  über- 
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hftupt   Dicht   oder   doch   nur  unter  AuBbediDgung   eiadr    hetoüdera  hohes  ^ 
B«Qte  leihen  werde.     Die  Mehrheit   war    teilweise    dar   gerade    enigegeo* 
geaetsten    Antiohtp    data    die    ReDteoaohuld    wertloi    werdeo    würde,   wtoo 
ein   KÜDdiguügBreeht  des  Gläubigers  ausbeduDgeo  werden  könne;  denn  ditj 
Gläubiger  als  der  gewöhnlich  stärkere  Teil   werde    sich    dann    regelaiKiii 
diu  Des  lieoht  vorbehalten.     In  dar  absoluten  Unkündbarkeit  liegte  daa«| 
seheideude    Momeut   de«    neuen    Instituts,      Eine    ausgcdebnte    prak 
Terwertuog  desselben  sei  überhaupt  nioht  von  den  einzelnen   Eapilaliatsq,^ 
Boodern    nur   Ton    grörseren    privaten   odt*r    öfTeutlichen    Genossen» 
oder  Anstalten   2U   erhoffen  und   zu    erwarten,   welche  sieh  swisoheo 
anlagesuchende    Kapital    und   den    kreditbedürftigen    QrandbesiU    als    tsM 
miltelodes  Organ  einschieben.     Ein  anderer  Teil    der  Mehrheit    legte    dtil 
entiicheideDde  Ob  wicht  darauf^    dafs    es    gelte,    der  Henteosehuld    diejenigi] 
Gestaltung  zu  gebend  von  welcher  die  beteiligten  Kreise    sich  weaaniliehal 
Vorteile  fUr  d^n  ländlichen  Kredit  versprächen,    und    dadurch    tu  am^^j 
liehen,  dafs  die  Hentensohnld  neben  den  Kapitalbelastungsrormen  die  „ahr^ 
liehe  Probe  in  der  Praxis'*  bestehen  könne.     Man  besohl ofs    deahalb,    du 
KündiguDgtreoht  des  Gläubigers  absolut  auszuschlietsen. 

Bas  dem  Eigentümer  gewährte  Ablösungsreoht  machte  man  too  eiDsrJ 
Kündiguog  abhängig   und  bestimmte   eine  Zeitgrenze    tut   die  Zulassigk 
einer  Ansschlieft^UDg  des  Kündigungsrechts  (vgl  §   1111).     Der  Yorsefa 
für  die  Ablöaungssumme    eijien    gesetzlichen  üöchstbetrag    zu    bestimmeaJ 
wurde   abgelehnt,    weil    man    zu    einer  Beschränkung    der    Yertrag8freiheil| 
in  dieser  Beziehung  keinen  Grund    sah«     Den  Antrag,    auf  die  Ablösanp»] 
summe  die  Vorschriften  der  §g   10B2,   1095  Abs.  1,   1  UO  und  der  §g  1064 
1076    IL  Lesung    für    entsprechend    anwendbar   zu    erklären,    nahm 
Torbehaltlioh  einer  allgemeinen   Fassung  an  (vergl.  §  1109  Ab«,  l}* 
Zahlung  der  AblögaDgisumme    an    den  Gläubiger   wurde    die  gleioh«  Wh 
kung   beigelegt   wie    der    Zahlung    des    Kapitals   einer   Grund bobuld. 
Büeksioht  auf  das  Bedürfnis   des  Verkehrs    und    das  Interesse    des  Eigen*] 
tümers  erschien  es  endlich  geboten,  die  Umwandlung  der  Eentensohuld 
eine   gewöhnliohe    Grundsohuld    und    einer   solchen   in    eine  R^ntensohnlil 
zuzulassen,  obwohl  dagegen  das  Bedenken  erhoben  wordeu   war,  daTs  darokj 
die  Umwandlung  der  unküod baren  Hentensohnld  in  eine  kündbare  Grund* 
Bchnld  nacbetehende  Berechtigte  benachteiligt  werden  konnten.      Bei  diasiT  j 
Gelegenheit  wurde  streitigi  ob  bei  einer  Hypothek  oder  Qmndsohuld  eins] 
Aenderung    der    Kündignngsbedingungen    ohne    Zustimmung    der    gleich*' 
oder  nachstehenden  Bereohiigten  statthaft  sei.     Die  Kommission  hat  durch 
einen  späteren  Beschlufs  diese  Frage  bejaht,  indem  sie  annahm,  dafs  eiDi  i 
solche    Aenderung    nach    der    jenen    Berechtigten    durch     die    Be&chlüsii| 
zweiter  Lesung  angewiesenen  Stellung    das  Interesse    derselben    niohl  bs> 
rühre  (vergL  §  1028  Abs.  2  IL  Lesung). 

Nachdem   die  Vorschriften    über   die  Immobiliarkreditfonnen  saehUeh 
festgestellt  waren,  trat  in  der  Eedaktionskommission  eine  erhebliche  Ver^. 
Bohiedenheit  der  Ansichten  darüber  hervor,    wie  der  betrefTende  Abaehnin 
des  Entwurfs  nunmehr  redaktionell    zu    gestalten   sei ;    es    erhob   aidh   dil 
Frage,    ob    nach  den  über   die  Hypothek  gefafsten  Beschlüssen  dieiei  In- 
stitut nicht  so  sehr  seinem  Wesen  nach  >ioh   i^s   eine  duroh  die  V«rbia* 
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dang  mit  einet  Forderang  modificierte  Ghiuidsehald  darstelle,  daCs  es  sieh 
empfehle,  die  Grandsohnld  (und  Bentensohold)  Torensnstellen  ond  selbstftn- 
dig  SU  regeln  und  an  «weiter  Stelle  die  für  die  Hypothek  erforderliohen 
besonderen  Vorsehriften  anzunehmen.  Die  Redaktionskommission  stellte, 
um  eine  sichere  Grundlage  für  die  Bntsoheidnng  su  gewinnen,  zwei  toII- 
ständige  Entwürfe  des  betreffenden  Abschnitts  auf,  yon  denen  der  eine 
die  Hypothek,  der  andere  die  Orundsohuld  an  erster  Stelle  behandelt^), 
und  brachte  die  Frage  Tor  die  Hanptkommission.  Diese  hat  sich  für  die 
Voranstellung  der  Hypothek  entschieden.  Sie  hielt  zwar  überwiegend 
die  entgegengesetzte  Anordnung  Tom  logischen  Standpunkte  für  richtiger, 
legte  aber  das  Hauptgewicht  darauf,  dafs  die  Hypothek  voraussichtlich 
noch  auf  lange  Zeit  die  praktisch  wichtigste  Kreditform  bleiben  werde, 
und  dafs  es  daher  darauf  ankomme,  die  für  sie  geltenden  Vorschriften 
in  einer  für  das  Publikum  und  die  zur  Anwendung  berufenen  Beamten 
möglichst  leicht  rerständlichen  Form  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Nach  der  Feststellung  des  gesamten  materiellen  Orundbuchreehts  be- 
schäftigte sich  die  Kommission  femer  noch  mit  der  Frage,  ob  reichs- 
rechUich  eine  Verpflichtung  des  Staates  oder  der  Körperschaft  des 
Sffentlichen  Bedits,  in  deren  Diensten  ein  Ghrundbnchbeamter  steht,  zum 
Ersatz  des  durch  eine  Pflichtrerletzung  des  Beamten  einem  Beteiligten  ver- 
ursachten Schadens  anerkannt  werden  solle.  Die  Zuständigkeit  der  Beich»- 
gesetigebung  zur  Entsoheidung  der  Frage  hielt  die  Mehrheit  für  sweifel- 
loe,  sie  erachtete  femer  diese  Frage  durch  den  früheren  Beschlofs,  eine 
allgemeine  Haftung  des  Staates  für  den  von  Beamten  in  Ausübung 
der  ihnen  anvertrauten  öffentlichen  Gewalt  einem  Dritten  zugefügten 
Schadens  nicht  anzuerkennen,  noch  nicht  für  entschieden,  da  für  eine  auf 
die  Yersehen  des  Grundbuchbeamten  beschränkte  Haftung  besondere,  in  der 
Begelung  des  materiellen  Liegenschaftsrechts  liegende  Gründe  sprächen; 
wenn  jenes  den  Bestand  von  Bechten  an  Grundstücken  im  weiten  Um- 
fange von  der  Eintragong  in  das  Grundbuch  abhSngig  mache  und  dem 
Inhalt  des  Grandbuchs  öffentlichen  Glauben  beilege,  so  bringe  diese  im 
Interesse  der  Gesamtheit  getroffene  Begelung  für  den  einzelnen  Betei- 
ligten notwendig  die  Gefahr  einer  Schädigung  durch  Versehen  der  Grund- 
boohbeamten  mit  sich,  und  es  folge  hieraus  die  Verpflichtung  der  Ge- 
samtheity  also  des  Staates,  für  den  Ersatz  dieser  Schädigungen  einzustehen. 
Um  den  Zusammenhang  der  hier  fraglichen  besonderen  Haftung  mit  der 
Orundbocheinriehtung  klar  hervortreten  zu  lassen,  erschien  es  angemessen, 
die  bezügliche  Vorschrift  in  die  Grundbuchordnung  zu  verweisen.  Es 
konnte  sich  daher  nur  dämm  handeln,  durch  einen  Beschlufs  der 
Kommission  festzustellen,  welche  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage 
sie  mit  Bücksicht  auf  die  Begelung  des  materiellen  Bechts  für  geboten 
erachte.  Die  Mehrheit  sprach  sich  in  erster  Linie  für  die  alleinige 
Haftung  des  Staates  gegenüber  dem  Geschädigten,  vorbehaltlich  seines 
Bückgriffrechts  gegen  den  schuldigen  Beamten,  aus,  weil  sie  diese  für 
ebenso  durch  die  Bücksicht  auf  den  Geschädigten    wie   auf   den  Beamten 


1)  Der  sweite'Entwnrf  ist  abgedruckt  in  den  Beitrigen  snr  ErlSotening  des  denUehsa 
Bechto:  Jahrg.  38  8.  iSiff. 
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geboten  und  der  Würde  de§  Staate«  eDtspreohend  hielt^  wie  eine  loloht 
HaftQDg  denn  auoh  Aohon  in  yerschiedenen  Staaten,  oeuerdingi  mach  Id 
Ebafa-LotbringeD  infolge  des  Gesetzes  vom  22.  Jani  1891,  Rechten»  «ei. 
Immerhin  rerkannte  sie  nicht,  dafs  ge^en  die  alleinige  Haftung  Bedenken 
obwalten  kannten  cind  dafs  eine  blofs  subsidiäre  Haftung  dea  Staalai 
den  überwiegenden  Teil  dea  geltenden  Eechts  för  sich  habe.  In  dieter 
Erwägung  erklärte  sie  in  aweiter  Linie  die  Anerkennung  einer  wenigttcoi 
subsidiären  Haftung  des  Staates  für  geboten  ' ). 

Zum  SchJufs  sind  üoch  einige  Aendemngen  früherer  Beschlüiae  su  ei^ 
wähnen.  Die  erste  ist  im  wesentliohen  von  redaktioneller  Bedeutung. 
Nach  dem  Bd.  LXI  S.  66,  69  mitgeteilten  Beschlüsse  sollte  neben  den 
Begriff  des  ,,Bes]tzes''  der  Begriff  des  ,, mittelbaren  Besitzes^'  geitelli 
werden ;  infolgedessen  muXste  der  mittelbare  Besitz  neben  dem  Besitz  id 
den  einsohlägigen  Yorsohriften  besonders  erwähnt  werden,  Bemgegenüber 
billigte  die  Kommission  im  Interesse  einfacherer  Fassung  den  Yonchlag 
der  Redaktionskommission,  unter  dem  Worte  ,3oftit2"  regelmäftig  auoh 
den  mittelbaren  Besitz  mitzubegreifen.  Hierdurch  wurde  ein  die  An« 
Wendung  auf  den  mittelbaren  Besitzer  ausschliefsender  Zusatz  zu  §  939 
noth wendig.  —  Mit  Rücksicht  anf  den  zu  §  929  gefafsten  Besehlafs, 
durch  den  ein  vindikatorischer  Eigen tumsanspruch  gegen  den  mittelbareo 
Besitzer  abgelehnt  worden  ist,  erschien  et  weiter  bezüglich  der  Unter- 
breohung  der  Ersitzung  geboten,  durch  einen  Zusatz  so  §  887  im 
Palle  eines  mittelbaren  Etgenbesitzes  der  gerichtlichen  Geltendmachung 
des  Ei  gen  tumsanspruch  es  gegen  den  Besitzer,  der  sein  Recht  zum  Beaitis 
vom  mittelbaren  Eigenbesitzer  ableitet,  unterbreche Dde  Wirkung  fit  die 
Ersitzung  des  letzteren  beizulegen. 

Der  Bd.  LXII  S.  225  mitgeteilte  Beschlufs  der  Redakdonskom- 
mission,  in  den  Vorschriften  über  den  Nie fs brauch  an  Sachen 
abweichend  vom  Entwurf  nicht  das  Schuldverhältnis  des  Nie£ibrauchtn 
zum  Eigentümer,  sondern  das  Yerhältnis  desselben  zum  Be- 
steller zu  regeln,  fand  nicht  die  Billigung  der  Eommissionsmehrheit 
Diese  entschied  sich  vielmehr  für  die  Beibehaltung  des  Entwurfs  in  der 
Erwägung,  dafs  beim  Niefsbrauch  —  anders  wie  beim  Faustp5indrecht  — 
der  Eigentümer  eines  besonderen  kraft  Gesetzes  eintretenden  Schutaai 
durch  obligatorische  Ansprüche  gegen  den  Niefsbraucher  bedü.r^  Im 
Interesse  des  Niefsbrauch ers  wurde  jedoch  neben  der  schon  aus  einen 
früheren  Beschlüsse  folgenden  Vermutung  für  das  Eigentum  des  Be- 
stellers die  Vorschrift  aufgenommen,  dafs  im  Verhältnis  zwischen  dea 
Niefsbraucher  und  dem  Eigentümer  zu  Gunsten  des  Niefsbrauch  ers  der 
Besteller  als  der  Eigentümer  gilt,  es  sei  denn,  dafs  der  Niefsbraucber 
wetfi,   da(^    der   Besteller   nicht    der   Eigentümer    ist    —    Beiügliob   dei 


l)  Dia  in  dea  Entwarf  II,  Lesuaif  AufgeDommene  betfiiplieli«  Anm«rkiiii|^  Isntet : 

Eft  wird  vorAOS^esetst,  düfs  die  GraadbacbordoanK  eine  Vorschrift  eotbftlt«a  wird. 
DAch  wftlcb«r  f&r  den  SchAdeo^  den  ein  GrundbQcbbeAmter  doreb  TOrsätiticbe  edir 
fAbrl&s.iige  Verletzung  der  ihm  ei  Dem  ßeteili^n  g^ef^enflber  obtiegeodea  Amtspaidit 
verurüAcht^  der  StAAt  oder  die  Körp«r«cbAft  des  dfTentlicben  Rechlas,  in  d«reo  DiaSiH 
der  BeAinte  atebt,  DAcb  §  768  Abt,  1  ad  Stelle  dee  BeAmten  oder  wenigsten»  iatowdl 
▼«nuitwortlicb  ist^  aLi  der  Befcbidijpte  ulcbt  iron  dem  BeAmtao  ErsAtA  «rlAugMi  kaaa. 
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NiefibrauohB  an  einem  ganzen  Vermögen  wnxde  der  (a.  a.  0. 
8.  986  mitgetdlte)  §  1040  Ab.  2  im  Verfolg  einei  über  das  geeetsliohe 
eheliche  Güterrecht  geüafiten  Besoblasiei  geändert  nnd  der  ebenda  er- 
wähnte Vorbehalt  durch  Anfiiahme  yon  Vorschriften  in  die  O.P.O.  er- 
ledigt ^). 

Die  Bestimmungen  über  das  Schiffspfandrecht  (vgl.  Bd  LXII 
8.  394  ff.)  erfuhren  mehrere  Aenderungen  nnd  Ergänzungen,  weldhe  be- 
zweckten, dieselben  mit  den  Vorschriften  über  die  Hypothek  in  Einklang 
zn  setien').     Insbesondere  erschien    eine  Uebertragung   der  Vorschriften 


1)  Der  dem  §  1040  Abs.  2   entsprechende   §  996   Abs.  2   des  Entwurfs  II.  Lesung 


Der  Miefsbraacher  kann  die  Verbindlichkeit  durch  Leistung  des  geschuldeten  Gegen- 
standes erffillen.  Befindet  sieh  der  geschuldete  Oegenstsnd  nicht  in  dem  Vermögen, 
welches  dem  Nielsbrsuch  unterliegt,  so  ist  der  NieAbnucher  berechtigt,  sum  Zwecke 
der  Befriedigung  des  OUubigers  einen  su  dem  Vermögen  gehörenden  Oegenstand 
SU  Terlulsem,  wenn  die  Befriedigung  durch  den  Besteller  nicht  ohne  Gefahr  abge- 
wartet werden  kann.  Er  hat  einen  yorsugsweise  geeigneten  Gegenstand  ausiuwählen. 
Soweit  er  lum  Ersatse  des  Wertes  yerbrauchbarer  Sachen  yerpflichtet  ist,  darf  er 
eine  Verftulserung  nicht  yomehmen. 

Im  Artikel  11  des  Entwurfes  des  Einflihrungsgesetses  sollen  folgende  Vorschriften  in 
die  Ciyilprosefsordnung  eingestellt  werden: 

§  671a.  Bei  dem  Nießbrauch  an  einem  Vermögen  findet  wegen  der  yor  der 
Bestellung  des  NieDibranchs  entstandenen  Verbindlichkeiten  des  Bestellers  die  Zwangs- 
yoUstreckung  in  die  dem  Niefsbranch  unterliegenden  GtogenstZnde  nur  statt,  wenn 
der  Besteller  su  der  Lebtung  und  der  Mielsbraucher  sur  GesUttung  der  Zwangs- 
yollstreckung  yerurteilt  ist 

§  671  b.  Ist  der  Miefsbrauch  an  einem  Vermögen  erst  während  der  Rechtshlngig- 
keit  oder  nach  der  Beendigung  eines  Rechtsstreits  des  Bestellers  begrflndet  worden, 
so  finden  auf  die  Erteilung  einer  gegen  den  Nieisbraucher  in  Ansehung  der  dem 
Miefsbrauch  unterliegenden  GegenstXnde  yollstreckbaren  Ausfertigung  des  gegen  den 
Besteller  erlsssenen  Urteils  die  Vorschriften  der  §§  666  bis  668,  671  entsprechende 
Anwendung. 

§  702  a.  Bei  dem  Miefiibrauch  an  einem  Vermögen  findet  auf  Grund  eines  gegen 
den  Besteller  vollstreckbaren  Titels  die  Zwangsvollstreckung  in  die  dem  Niefsbranch 
unterliegenden  Gegenstftnde  auch  dann  statt,  wenn  der  Nieisbraucher  in  einer  von 
einem  deutschen  Gericht  oder  von  einem  deutschen  Notar  innerhalb  der  Grensen 
seiner  Amtsbefugnisse  in  der  yorgeschriebenen  Form  aufjgenommenen  Urkunde  die 
sofortige  Vollstreckung  in  die  dem  Niefsbranch  unterliegenden  Gegenstände  bewil- 
ligt hat. 

2)  Die  Bestimmungen  lauten  nach  dem  Entwurf  II.  Lesung : 

§  1166.  (1197.)  Für  das  Pfandrecht  an  einem  im  Schiflsregister  eingetragenen 
Schiffe  gelten  die  besonderen  Vorschriften  der  §§  1167  bis  1178. 

§  1167.  (1196,  1198  Abs.  8.)  Zur  BesteUuog  des  Pfandrechte  Ut  die  Einigung 
des  Eigentümers  des  SchiiTes  und  des  Gläubigers  darüber,  dais  dem  Gläubiger  das  Pfand- 
recht anstehen  soll,  und  die  Eintragung  des  Pfandrechte  in  das  SchiiTsregistor  erforderlich. 
Die  Vorschriften  des  §  794  Abs.  2  und  des  §  799  finden  enteprechende  Anwendung. 

Die  Eintragung  mufs  die  Beseichnung  des  Gläubigers,  des  Geldbetrags  der  Forde- 
rung und,  wenn  die  Forderung  versinslich  ist,  des  Zinssatses  enthalten. 

Anmerkung.  1.  Der  §  1198  Abs.  1,  2  und  die  §§  1200,  1202  des  Entw.  I 
sind  in  der  Voraussetsung  gestrichen  worden,  dafs  das  für  erforderlich  erachtete  Reichs* 
gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtebarkeit  das  Verfahren  vor  der 
Begisterbehörde  regeln  wird. 

2.  Der  §  1199  des  Entw.  I  ist  gestrichen. 

§  1168.  Das  Bangverhältnis  der  an  dem  SchiiTe  bestellten  Pfandrechte  bestimmt 
sich  nach  den  Vorschriften  der  §§  800  bis  802  (d.  i.  der  §§  884  a  bis  884  c  derBd.LXI, 
8.  248  mitgeteilten  Zusammenstoiteng)  nnd  des§  1068. 
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über  die  loh  aber  hjpothek  auf  das  Sohiffspfandreoht  rweckmafsig,  am  iiDi 
dingliche  SioheiUDg  der  häufigen  sog*  PiioritataanleheD  gro£ser  Sohilfahtti- 
Qv&elbohaften  in  einfacher  Weise  £u  ermögltohen. 


§  1169.  (ISOl.)  3olAiiga  dfts  Pfiuidrt&bt  im  Schi£EiroKi»t«r  eingati«g«ii  U(,  bekih 
es  im  Falle  der  Verttafjserang  oder  Bol&staag  des  Bcbiffea  seme  Krikit,  aocti  wtna  d$t 
Erwerber  in  gutem  OUubeo  ist 

Ist  das  Piandrecht  mh  Unrecht  gelöscht,  so  gelten  hn  Falle  der  Verliifseniiig  im 
Schiffes  die  Vorschriften  des  §  849  ^d.  i.  §  878  nach  Bd.  LXl  S.  688^  Abe.  I  tiaii  1« 
Abs.  2  auch  danUf  wenn  der  Erwerber  da»  Ei  gen  tum  ohne  üe  hergäbe  erlangt  |  die  Vor* 
Schrift  des  §  849  Abs.  3  findet  keine  Anweodang.  Wird  ein  Pfandrecht,  welcbat  im 
mit  Uorecht  galdecbten  Pfandrecht  im  Range  nachiteht,  aaf  einen  Drittan  ttbartragm,  le 
Endet  die  Vorschrift  des  §  1117  (d<  i  §  1147  e  nach  der  S.  379  mitg«katlttti  raatoag) 
Anerendnog. 

§  117Q.  (1205.)  Staht  der  Inhalt  des  Schiffsregisters  in  Antehang  eiaea  Pfaad- 
reehts  mit  der  wirltlicfaen  Rechtslage  nicht  im  Einklänge^  so  ka&n  die  Barichtigmag  des 
Registers  nach  den  fdr  die  Bertchtigung  des  Qrandbachs  geltenden  Vorschriftaii  dea  §  811 
verlangt  werden. 

Ist  ein  Pfandrecht  mit  Dnracht  gelöscht,  »o  kann  ein  Widerspradi  gegen  die  Rieh- 
tigkeit  des  Schiffsregisters  nach  §  814  Abs«  9  eingetragen  werden.  Solang«  dar  Widsr^ 
Spruch  eingetragen  ist,  giJt  im  Falle  der  VeriiLfsaraog  oder  Balaatnng  des  Schiffes  dsa 
Erwerbar  gegenüber  das  GleicfaCi  wie  wenn  das  Pfandrecht  eingetragen  wir«* 

§  1171.  Die  Haftung  des  Schiffes  beschränkt  sich  auf  dan  etagatrage&an  Betrag  4m 
Forderung  and  die  Zinsen  nach  Mafsgaba  des  eingetragenen  Zinssatses.  Dia  Hafta^g 
für  gesetslicbe  Zinsen  and  für  Eosten  bestimmt  sich  nach  dar  flir  die  Hypothek  galtandsa 
Vorschrift  des  |  1027. 

Ist  die  Forderung  unverzinslich  oder  ist  der  Zinssata  niedriger  als  fiknf  vom  Bundart, 
so  kann  das  Pfandrecht  ohne  Zustimmung  der  im  Range  gleich-  oder  oacbaulkandsD 
Berechtigtan  dahin  erweitert  werden,  dafs  das  Schiff  ftir  Zinsen  bis  an  fluf  rom  Bandert 
halftet. 

%  1172.  Das  Pfandrecht  erstreckt  sich  auf  das  Zubehdr  des  Scbiftaa  not  AaanahMS 
der  ZubcbÖrstÜoke,  die  nicht  in  das  Eigentum  des  Eigentfimera  das  Schilba  galBOgl  sind. 

Aof  die  Haftung  der  Zabebörstticke  finden  die  für  die  Hypothek  geltandea  VorackrffteB 
des  §  l030  entsprechende  Anwendung. 

§  1173.  (1197.)  Die  VorschriOeii  der  |§  1114  bis  1184  (d.  a,  die  §§  1147~U9fla 
der  angef.  Fassong)  finden  insoweit  keine  Anwendnng ,  als  sich  daraas ,  dala  der  P^d- 
gläubiger  den  Besits  des  Schiffes  nicht  erlangt ,  Abweichungen  ergeben.  In  dam  Falls 
des  §  1161  tritt  an  die  Stelle  des  Aosprncha  auf  R&ckgabe  des  Pfandes  das  Recht,  £t 
Anfbebong  des  Pfandrechts  tu  verlangen. 

§  1174.  Der  Verpf&nder  kann  gegen  Befriedigung  des  Pfand glaabigers  die  Aashia* 
digung  der  aar  Löschung  des  Pfaodrecbts  erforderlichen  Urkunden  verlangen.  Da«  gleich« 
Recht  steht  dem  persdolicheo  Schuldner  au,  wenn  er  ein  rechUiehas  Interesa«  an  dar  Be- 
richtigung des  Schiffsregisters  hat, 

§  1175.  (1204.)  Der  Pfand gl&ubiger  kann  sein«  Befriedigung  ans  dem  Scküs 
und  dem  Zubehöre  nur  auf  Oruod  eioas  voUstreckbaran  Titels  nach  den  für  die  Zwaogt* 
Vollstreckung  geltenden  Vorschriften  suchen. 

Anmerkuag,  Es  wird  vorausgaseiat,  dafs  die  in  der  Anmerkung  au  f  1064  saltf 
2  dem  Geseta  Über  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  Torbehalll 
Vorsehrift  auf  das  Schiffspfandrecht  erstreckt  wird. 

§  1176.  Ist  der  Gläubiger  unbekannt^  so  kann  er  im  Wage  dea  Aufigabotaverfahraas 
mit  seinem  Pfandrecht  ausgeschlossen  werden,  wenn  die  im  §  1077  oder  die  im  §  1018 
für  die  Ausjschliefsung  eines  Hypothekanglkubigers  bestimratan  Voraaasatanagen  vorliegaa. 
Mit  dar  Erlassung  das  AnaschlaTsarteila  erlisobt  das  Pfandrecht 

%  1177.  Das  Pfandrecht  kann  in  der  Weise  bestellt  werden ,  daüs  nur  dair  Hfickel- 
betrag,  bis  an  welchem  das  Schiff  haften  soll,  bestimmt,  im  übrigen  die  Fastaiailnng  dar 
Forderung  vorbehalten  wird.  Der  Höehstbetrag  mufs  in  das  Schiffsregister 
werden. 

Ist  die  Forderung  verainsÜcb,  so  werden  die  Ziasan  In  den  Hdcbstbelng 


In  dem  Abtehnitt  über  dai  Pfandrecht  an  Beohten  (8.  396  ff.) 
wurde  der  Abs.  2  dei  §  1217  wegen  seiner  nur  katnittiBohen  und  er^ 
gSnzenden  Bedentang  als  entbehrlich  gestrichen.  Dagegen  liefs  man  es 
Ar  die  F&lle  des  §  1226a  bei  dem  EündigungB-  und  Bioriehangsrecht 
das  GlXubigers  und  der  Pflicht  des  Schnldnera,  nnr  an  ihn  zu  leitten, 
bewenden. 

Im  übrigen  wurden  die  in  den  früheren  Berichten  erwähnten,  die 
fieschlÜBse  der  Hauptkommission  modifizierenden  Anregungen  der  Bedak- 
tionskommission  durchweg  gutgeheifsen. 

Am  15.  November  y.  J.  war,  Ton  den  rorstehend  mitgeteilten  naoh- 
trftglichen  Beschlüssen  abgesehen,  die  Beratung  des  Sachenrechts  beendet, 
und  die  Kommission  trat  in  die  Brörterung  des  vierten  Buchs,  des 
Familienrechts  ein. 


I  1178.  Auf  das  Pfandrecht  für  die  Forderung  ana  einer  Sehnldyerschreibang  aof 
den  Inhaber,  aus  einem  Wechsel  oder  einem  anderen  Papiere,  das  dareh  Indossament 
ab«rtragen  w«rden  kann ,  finden  die  Vorschriften  des  §  1099 ,  auf  das  Pfandrecht  fttr  die 
Forderung  ans  einer  Schnldverschreibnng  auf  den  Inhaber  finden  aoeh  die  Vorschriften 
des  §  1098  entsprechende  Anwendung. 

§  1179.  (1206.)  Die  Vorschriften  der  §{  1167  bb  1178  gelten  aach  ffir  das  Pfand- 
recht  an  einer  Sehifbpart. 
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XV. 
Zur  Agrarfrage« 

Entgegnung    2a    dsn  Ausftibrtiiigeii    dea   Herrn    8iftftltrtt 
ProfeBior  Dr.  Heinrich  Oeffoken. 

VoD  Dr.  Q.  EafaUnd, 
PrivAtdos«ol  AH  der  ata&tswb9«DftchartlicheD  Fikultit  d«r  UoivcrtiUt  ZAHcli. 

Im  Deeemberbeft  dieser  Jahrblcher  hat  Herr  6ta4itirat  Oeffoken  in 
meinen  agrarpo  litis  oh  en  Auenihrut^gen  Stellung  genommen  ').  Dem  Charak* 
ter  und  der  wi&aenichaftliohen  Bedeutung  Geffcken'«  entaprechend  sind 
diege  Erörterungen  ihrem  inneren  Gehalte  wie  ihrer  Form  nach  das  direkii 
Gegenteil  von  jenem  Vortrage,  der  etwa  gleichzeitig  in  der  t^^ll?-  Ztg.** 
über  meine  agrarpolitisohen  Ideen  von  anderer  Seite  veröffentlicht  wurde. 
Und  mit  wirklicher  Freude  gehe  ich  heute  endlich  an  die  BeautwortUBf 
der  Geöcken^Bchen  Bedenken  und  Fragen.  Zur  leichteren  OriendeniQg 
lehne  ich  mich  dabei  an  die  Geffcken^schen  Dispositioneci  an. 


Geffcken  citiert  zu  Beginn  seiner  Entgegnung  einen  Satt  aus 
meiner  Artikel  in  den  „Münchner  Neuesten  Naühriohteii*^  welcher  iaj 
No*  467  vom  12.  Oktober  1893  erschienen  ist.  Dieser  Sati  lautet: 
Nordamerika,  Rufaland,  Auttralienr  Südafrika  und  Indien  ist  die  indti 
Eni  Wickelung  so  weit  vorgeschritten,  dafs  die  getreidekonsumierende  Be*  1 
vöIkeruDg  den  Ueberfichufa  gerade  aafaehrt'S  Geffcken  bemerkt  hierin, 
dsXs  diese  Behauptung  im  Lichte  der  Thataachen  doch  recht  ftuglich 
erscheint.  Ganz  gewifa!  Aber  —  ich  habe  in  diesem  Sinne  diese  Behaup- 
tung auch  nicht  aufgestellt.  Ausgangspunkt  meiner  Entwickelung  war  ia 
jenem  Artikel  der  Grundsatz  der  interoationalen  Arbeitateilung.  loh  hol» 
hervor,  dafs  England  z.  B.  auf  diesem  einseitigen  und  wie  ich  glaube 
gefahrlichen  Entwickelungswege  schon  soweit  voran geeohritten  aei,  dalb 
es    heute    bereits    ^/^    seiner  Bevölkerung    mit    &emdländifchem  Getieidt 


1)  VfL  JahrbBcher  für  NAtionslSkaoomie  and  Suti4itik  189d|  VI*  Htit,   &  aii^SM. 
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emalirt.  Sie&e  Ziffer  wird  fortwährend  gröTaer«  Noch  einige  Zeit  und 
die  JahreaerDte  EDgUnde  reicht  nur  mehr  ftir  den  Brotbedarf  eeinee  Volkei 
auf  einen  Monat.  ^^An  dem  gleichen  Tage  wird  DeutBchkud  und  Frank- 
reich Tielleiobi  die  Hälfte  von  dem  ernten ,  was  eie  brauchen.  Und  in 
Nordamerika,  KnfalaDd,  Australien,  Südafrika  und  Indien  iat  die  industrielle 
EntwicktluDg  soweit  voran gee chri ttcn ,  dafs  die  getreidekon^umiereude 
Bevölkerung  den  Ueberschufs  der  Ackerbauern  gerade  aufzehrt  Woher 
wollen  aber  dann  die  mitteleuropäieehen  InduatrieBtaateD  ihren  Brot- 
getreid ehedarf  decken  ?'*  ~  Bas  ist  die  betreffende  Stelle  in  meinem 
Artikel.  loh  gebe  zu,  dafs  eie  präziser  in  ihrem  Ausdrucke  sein  könnte* 
Aber  es  ist  halt  ein  Zeitungsarlikt)!^  der  mir  nicht  zur  Korrektur  vor* 
gelegt  wurde.  Aus  dem  Zusammenhange  indes  lüfkt  sich  —  wie  ich 
glaube  —  unschwer  folgern ,  dafa  diese  meine  Bemerkung  über  Nord- 
amerika, Rufäland,  Australien  u.  a.  w.  sich  nicht  auf  die  Gegenwart, 
aondern  auf  eine  fernere  Zukunft  bezieht  und  zwar  auf  jenen  suk&nftigen 
Tag,  an  welchem  die  Jahresernte  Englands  das  englische  Volk  nur  mehr 
wahrend  üines  Monats  ernährt.  Das  Licht  der  Thatsaohen  von  heute 
kann  und  darf  also  zur  Beleuchtung  dieser  Behauptung  nur  insoweit  ver- 
wendet werden^  als  es  sich  um  die  allgemeinen  Entwickelungstendenzen 
innerhalb  dieser  verschiedenen  Länder  bandelt.  Und  auf  dieae  Prüfung 
glaube  ich  es  nach  wir  vor  ruhig  ankommen  lassen  zu  können* 

Geffoken  wendet  sieh  alsdann  meinen  Ausführungen  über  Indien 
tu,  wonach  ,,im  indiiohen  Weizen  4  bis  5  bis  6  Froz«  8taub  enthalten 
ist  und  10  bis  15  bis  20  Froz.  der  Körner  von  Würmern  angefresfien 
lind,  wnt»  mit  der  Thatsache  zueammenhüngt ,  dafs  et«  sich  um  Vorräte 
handelt,  die  oft  5,  10  und  mehr  Jahre  hindurch,  alter  üeberlieferung 
getreu »  als  Notreserve  in  Erdsilos  vergf  aben  waren  und  jetzt  durch  den 
Bau  der  Kieenbahnen  von  ihrer  Bestimmung  freigegeben  werden.  In  dem 
Mafse,  als  diese  Notvorräte  verschwinden,  wird  die  indische  Ware  reiueri 
Terliert  aber  auch  an  Bedeutung  auf  die  allgemeine  Freislage.  Die  Aus- 
fuhrsiffem  gehen  bereits  laogeam  zurück.  Und  dieser  Büokgang  wird 
anhalten,  weil  die  Staatsfinanzen  einen  weiteren  Ausbau  des  Eiaeubahn- 
neties  nicht  gestatten.  Die  wachsendin  Schulden  zwingen  den  Bauern, 
seine  Ernte  bald  nach  dem  Erdrusch  zu  verkaufen  und  Zwischenhändler 
kaufen  sogar  die  Ernte  schon  auf  ein  und  zwei  Jahre  im  voraus^\  Diese 
meine  Aeufserungen  sollen  nach  Geffoken  unrichtig  sein  uod  zwar  auf 
Grund  des  kürzlich  erschienenen  Blaubuchi:  „Minutes  of  Eridence  taken 
before  the  Comittee  appointed  to  inquire  into  the  Indian  Currency,  Lon- 
don 1893''.  Von  der  Unterscheidung  zwischen  altem  vergrabenem  und 
nett  geemtelem  Weizen  findet  sich  nach  Geffcken  darin  kein  Wort,  Aber 
wenn  der  indische  Bauer  früher  Weizen  für  künftigen  Notstand  in  Erd- 
silo« vergrub,  so  hätien  die  partiellen  HungersDöte,  von  denen  Indien 
einst  heimgesucht  wurde »  durch  die  Eisenbahnen  längst  ganz  aufgehört. 
Aufserdem  hat  die  Regierung  für  solche  Notstände  Getreidespeicher  gebaut, 
aber  sie  wird  sicherlich  das  Getreide  nicht  in  Erdsilos  vergraben^  wo  es 
verdtrbL  Die  Weizen  autfuhr  ist  nach  dem  gleichen  Blaubucb  von 
676  908  Tonnen  im  Jahre  1887/88  auf  1  515  349  Tonnen  im  Jahre  1891/92 
gestiegen !  Aufserdem  ergiebt  sich  für  längere  Zeit  der  engste  Zusammen« 
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hang  der  Weisen  ausfuhr   mit    dem    jeweiligen   Ausfall    der  Ernte.     4i 
hier  kommen  also  Erdailos  nicht  in  Betracht,  Ton  denen  die  remomiDtot 
Zeugen  überhaupt  oichts  wiaaen.      Noch    weniger   sei    eine  Abnahme 
Ausfuhr  fiir  die  Zukunft  zu  erwarten !  Was  die  Yerschuldang  des 
betrifft,  HO  soll  dieselbe  in  einzelnen  Gegenden  bestehen,  io  anderen 
deutend    zurückgegangen     sein.      Mr.  Boine    konstatiert,    dafs    der    Aab 
von  Weizen  durch  Vorschüsse  der  Agenten  von  WeiKenausfuhrürm«!  ftäadii 
ausgedehnt    werde    und    in    der    Umgegend    der  Dörfer   werde  Land  nutd 
den  Pfiug  gebracht»  das  bisher  dem  BaumwoUenbau  gedient.    Ebenso  hia 
fdllig  ist  nach  Geffcken ,    was    ich    bezuglioh  der  Behioderang    eines  weil 
teren   Ausbaues  des  indisoheo  Eieenbahnnetzes  gesagt.      In  den    10  Ja 
von   1880  bis  90  sei  dasselbe  um  7000  Meilen  vergröfsert  worden,   wihr 
von    1870  bis  80  nur  5000   Meilen    gebaut  worden  seien.      Die   Regie 
sei  in    der  Lage ,    den   I-Sahnbun    noch    wesentlich  auszudehnen   und  we 
durch  die  Finanzlage  daran    nicht  behindert     Ho  die  Ausführungen  Gtff-I 
cken's  über  Indien  auf  Grund  des  Blaubuohs  über  die  indische  Wibruns 
kommission. 

Darauf  habe  ich  zunächst  zu  konstatieren  ^  dafs  ich  bereits  hn  JahK 
1886  eine  ganz  ähnliche  Auffassung  der  indischen  Weisenken kurreng  v« 
treten  habe  und  Kwer  gelegentlich  einer  eingehenderen  Besprechung  dfj 
damals  neu  erschienenen  Schrift  von  Julius  Wolf  ^^lleber  die  osiindii 
Konkurrenz*^  in  der  Zeitschrift  des  landwirtschaftlichen  Vereins  ftir  Bajora. 
Zu  dieser  Beurteilung  der  Erdsilos  aber  als  Lageiaum  für  Getreide  bii 
ich  im  Jahre  1886  hauptsächlich  durch  das  Studium  der  1  and  wir 
Hohen  8ilolitieratur  gekommen.  Als  ich  dann  im  Winter  1868/89  du 
0^/^  Monate  die  verschiedenen  Weizenproduktionsgebiete  Indiens  bereiti 
habe  ich  oft  solche  Erdeilos  für  Getreide  angetroffen.  Und  als  ich  gletetl 
zeitig  bei  einer  gröfseren  Zahl  von  Fachleuten  in  Indien  Erkondigaag« 
über  die  damit  zusammenhängenden  Fragen  einzog,  lernte  ich  eine  au 
ordentlich  umfangreiche  Spez i all itte rata r  über  dieses  Thema  kennen.  DaT 
will  ich  heute  nur  einen  kleineren  Teil  herausgreifen  und  mir  zun 
eine  Bemerkung  über  diese  Litteratur  selbst  gestatten, 

Geffckeu  scheint  der  Annahme  zu  sein,  dafs  das  Blaubuoh  „Oo 
Indian  Concurreozy  1898"  mehr  oder  minder  über  den  ganzen  Stand 
indischen  Verhältnisse  Infirmation  enthalte  und  daft  man  deshalb  iehliefs< 
dürfe:  „Was  nicht  in  diesem  Buche  enthalten  ist,  existiert  auch  nicht 
Wirklichkeit!**  Ein  solche»  auloritatires  Ansehen  kommt  diesem  Bqc 
allerdings  nicht  zu.  Es  gebührt,  wenn  überhaupt,  dann  nur  einem  eio 
eigen  HIaubuche,  nämlich  dem  berühmten  grofsen  vielbändigen  Famio 
Commission  Report  für  seine  und  die  unmittelbar  vorausgegangene 
Alle  übrigen  Blaubücher  sind  nur  Stückwerk  und  in  einer  gewisaen  Eio* 
«Sicht  sogar  noch   weniger  als  das, 

£s  wird  gewifs  kein  Unbefangener  bestreiten  wollen,  dafs  die  AeoAe* 
rungen  eines  Verwaltungsbeamten  um  deswillen  stets  mit  einer  gewitfw 
Vorsicht  aufgenommen  werden  müssen,  weil  sie  naturgemüfs  von  der 
Richtung  der  Politik  und  deren  leitenden  Persönlichkeiten  beeinftufst  werd« 
Für  Indien  gilt  das  vielleicht  noch  in  erhöhtem  Grade,  nicht  nur,  weil  <iit 
Fragen    der  Währung,    der  Steuerpolitik  u,  s.  w,,   je  naehdein  aie   to  dirl 
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eioen  oder  andereD  Weise  besatwortet  werdeop  einen  tiefen  Eintehnitt  in 
pdie  QeHbörse  der  indiBchen  Beamten  bedeuten,  soodern  auch  deshalb,  weil 
Inie  ganze  mederoe  indische  Entwiokeltin^  hinsichtlich  des  Yerkehrswesens, 
wie  des  Ana  fuhr*  und  Einfahrhandels,  hinsichtlich  der  gröfseren  Bewässe* 
rnngsanlagen  wie  der  medernen  Ordnung  des  Hechts-  und  Verfassungs- 
lebens  überhaopt  mehr  oder  minder  aQssohliefsHoh  auf  die  InitiaiiYe  und 
Energie  der  angio  indiflchen  Eegierung  und  ihrer  Beamten  zurückgeführt 
werden  mufs.  Wer  diese  moderne  Entwiokelung  angreift,  der  greift  die 
aaglo-indischen  Beamten  selbst  an»  umgekehrt  sind  die  Aeuf^rungen 
dieaer  Persönlichkeiten  über  Zustande  in  Indien  im  weeentliohen  Aeofse- 
ruBgen  über  Erfolge  ihrer  eigen en  Handlungen.  Ich  bin  gewifs  der  Letzte, 
der  die  ganz  hervorragenden  Yerdienste  der  anglo-indischen  Beamte u  Dicht 
ToU  und  gaQ2  anerkennt  und  bewundert  Aber  zu  einem  möglichst  wahren 
Bilde  gehört  bekanntlich  Lieht  und  Schatten.  Und  die  Schattenseiten  der 
TerseMedenen  Malsregeln  finden  sich  in  den  indiechee  offiziellen  Publi- 
kationen ebensowenig  scharf  hervorgehobeni  wie  z.  B.  in  einer  speziellen 
Erklärung  einer  deutschen   Regierung, 

Soweit  jedoch  Erklärungen  eines  einzelnen  PriTalmannes  in  Betracht 
kommen,  soweit  darf  nie  yergessen  werden,  dafs  das  indische  Eeich  in 
•einer  räumlichen  Ausdehnung  dem  europäischen  Contiuente  nioht  weit 
nachsteht,  dafs  die  einzelnen  Provinzen  so  grundverschieden  von  einander 
sind,  wie  die  einzelnen  Staaten  von  Europa  und  dafs  wir  in  Bezug  auf 
die  Kenntnisse  dieses  ßiesenreiches  kaum  über  die  ersten  guten  Anfange 
hinauigekommen  sind.  Es  ist  deshalb  m.  E.  ganz  unzulässig,  eine  solche 
Privaiauilierung  ohne  besonderen  Beweis  noch  über  jenes  engere  Qebiet 
binaas  gelten  zu  lassen ,  aus  welchem  sie  auf  dem  Wege  der  Erfahrung 
benm« gewachsen  ist.  Alles  in  allem  genommen  mufs  sich  deshalb  ein 
abschliefsendes  Urteil  über  Indien  zum  mindesten  auf  einer  vollständigen 
Kenntnis  der  einscklägigen  indischen  Litteratur  aufbauen.  Diese 
Litteratur  kann  man ,  ohne  in  Indien  an  Ort  und  Stelle  gesammelt  zu 
haben,  nicht  besitzen.  Und  deshalb  will  mir  allerdings  für  ein  Urteil, 
welches  sich  auf  der  zufällig  in  Europa  bekannten  Litteratur  aufbaut,  die 
Vermutung  gelten ,  dafs  es  znm  mindesten  keinen  Ansprueh  auf  Allge- 
meingiltigkeit  erheben  kann. 
-  Und  wenn  ioh  mich  nun    damit   zunächst  zu   der  Geffcken'sohen  Be- 

■lauptung    wende,    wonach    „die    vernommenen    Zeugen    von    Erdsilos  lUr 
Getreide    Überhaupt    nichts    wissen'',   so    gebe    ioh    die    Bichtigkeit   dieses 
Satzes  auf  Grund  des  Blaubuchs  „On  the  Indian  Currency   1893"  sofort  zu. 
Aber  —  diese  mit  Getreide    gefüllten  Erdsilos    exiätieren  trotzdem.      Und 
der  aktenmäfsige  Nachweis  dafür  findet  siob ; 

1)  in    der   umfaogreicben  anglo  -  indischen  Litteratur  ,^0q  Impuritiet  in 

Indian  WbeaCs'\ 
3}  in  der  Litteratur  über  die  Errichtung  von  Lagerhäusern   nach  amen- 

kanisohem  Muster  in  Indien, 
ft)  in  der  Litteratur  über  die  Bestrebungen  zur  Einführung  der  Dampf* 

dreschmasohine  in  Indien, 
4)  in  der  umfangralehen  Litteratur    über    den    der  tndisohen  Begierung 
wiederholt  gemachten  Vorwurf,    dafs    die  Weiienausfnhr   aus  Indien 
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OUT   den    earopäiachen    Intarei^en    diene ,    die   iDteresten    der   I]i4ier 
aber  lohädige, 

5)  in  der  fast  uDÜberaehbaren  Litteratar  über  iodiftohen  Weiseobau  aad 
Weizenexport  und  endlich 

6)  in  der  Litteratar    über   den  Streit  zwischen    dem  nordainerikaoitehcB 
HtatistiacheD    Bareau    ond    der   engliaohen    Refperang   in  Indteo    Übl^| 
die  Bedeutung  der  oetindiachen  Konkurrenz.  -^^ 
£a  würde  hier  natürlich  viel    zu  weit   führen ,    all    dieae    so   attfter* 

ordentlich  zahlreichen  Stellen  anzuführen ,  welche  meine  Behaoplung  roa 
dem  YorhandenBein  Ton  üetreidereaerven  in  firdailoa  ftir  Indien  be- 
atätigen.     Eine  kleinere  Zahl  dieser  Belege  mag  hier  genügeo. 

A.  In    dem  Blaubuch  Reports    and  Fapera    on    Imparttiea    in    Indi« 
Wheat   1888—1689,    London   1889    berichtet    die  Londoner  Firma   Mi«ii 
Mo  Dougall,  welche  sich  durch  ihre  jahrelang  fortgesetzten   afstematiicbetr^ 
Untersuchungen    der   indischen    Weizenlieferangen    bekaont    gemaoht    bat, 
au    den    Unterstaat agekretär    für    Indien    (8.     3)v     i,The    poor    qaalitj 
the  late  shipmentB  may  arise  from  the  storing    of  wheät  in  piti 
some    part    af    ihe  wheut  ia  almoet    oertain    to  be  damaged  and.  also  g^til 
a  further  admixture  of  dirt     A  remedy   for  this   would    be    to    störe  th»  j 
wheat    in     properly    constrocted     publio    granaries      until     reqaired     fbr 
shipment/' 

B.  In    dem  Blaubuoh  Report    of   the  Proceedings    of   the  Confefreeee 
on  India  Wheat    Impurtties    held    at    the    Indian  Office    on    the  Btb   Msj 
1889    hat    der    sehr   interessante  Bericht    eines   Mr.  W.   Gallon    Aufnahme 
gefunden,    welcher    in   Indien    e.    Z.   mit   Einffihrung   der    Dampfdreseli* 
maachine    betraut   war.     In    demselben    heifat   es    auf    S.    45:    A   fitrther 
source  of  admixture  of  dirt  is  found  in  the  storing  of  wheat  in  pits,  reiort 
ed    to    in  India.     When    prioea    are    low  the  ,,zamindars*^    who    afford 
wBit  for  a  probable  „riae**  in   the  market  may  decide    to    atore    thei 
wheat  for  a  time.     This  is  done  in  the  foUowing  way:    a    hole  eig 
or  ten  feet  deep  aud  about  tive  or  aix  feet  in  diameter  ia  dag  in  a  oarf* 
fully  aelected  auitablo  place,    this  ia  lined    with  chaff  or  ,,bhasa'*  and  tha 
wheat  put  into  it  and    ooTercd    up    Erst  with   chaff   or  „bhuaa**  and  th« 
with  earth.     The  manne r  of  storing  is  in  factalmostprteislj 
similar   to    the    way,    in    which    potatos  are  stored   in  ihii 
oountrj,  only  the  pits  are  deeper'^     Die    Beobachtungen    die 
Herrn  bezogen  sich  alao    auf  Falle ^   in  welchen    ein  indiacher  Grundherr' 
aus  apekulativen  Gründen  Getreide    in  Erdsilos  Tergrub,    die  nach  seiofr 
Beobachtung   ziemlich    genau    so    angelegt   wtirdeo ,    wie    in   England  dls 
KartoffelsiloB. 

C»  Zur  Frage :  Ia  the  trade  a  good  and  natural  one  ?  hat  m 
Jahre  1888  Dr.  George  Watt,  Reporter  on  EcoDomio  Producta  with  the 
Government  of  India  einen  höchst  beachtenswerten  Beitrag  in  das  «Tourosl 
of  the  Royal  agricultural  Society  of  England  geliefert,  in  welchem  auf 
8.  15  aufgeführt  wird,  dofa  die  Beimengung  erdiger  Beatandteile  ia 
indischen  Weizen  mit  der  primitiren  Art  des  Dreschens,  der  Reiniguo£ 
und  der  Aufbewahrung  zuBammenhinge ,  wie  sie  in  Indien  üblich  mi 
Und    auf  8.  27  wird,   unter   spezieller  Bezugnahme    auf  Punjab,   walohii 
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unter  dra  indischen  Provinzen  in  der  Weigenproduktion  die  erste  Stelle 
einnimmt,  au«geführt:  ,,The  grain  ii  stored  in  a  large  jar-like  resBel,  mad 
ot  mud  and  koown  aa  ihe  p^kalotis**  er  it  is  deposited  on  prep&red 
platformfl  in  tbe  apen^  eaoh  heap  oarefully  ooTered  orer 
and  surrounded  by  a  trenchand  hedge.  Ifitis  desired  to  atore 
tlie  grain  fer  anj  len^th  of  time,  it  ie  mixed  with  tlie  aslies  of  oow-dung, 
which  are  «upposed  to  possess  a  special  virtue  in  protectiog  the  grain 
from  weeTil.** 

D.  Das  Ton  der  anglo-indiechen  Begierting  mit  der  umfaiAendaten 
Quellen-  und  Litterdturbenutzyng  herausgegebene  Dictionary  of  the  Eoodo- 
roie  Products  of  India  enthält  in  YoL  VI,  Part,  lY,  1893  in  einem 
113  Seiten  faeaenden  ausgeseichneten  Artikel  über  indischen  Weisen  auf 
5.  162  die  Stelle:  »,Tbere  are  three  different  ways  of  storing  wbeat 
I.  in  moräs,  2.  in  ddlie  and  3.  in  pita  or  „kothis",  ae  is  the  com- 
mon praxie  all  over  Bebar,  the  Nortb-Weatern  Proyincea 
and  Bengal/'  Also:  Anwendung  von  Erdsilos  £ur  Aufbewahrimg  von 
Getreide  ganis  allgemein  in  den  weitaus  wichtigsten  Weizenproduktions- 
gebieten  von  Indien  1 

£.  Am  interessantesten  für  die  Torliegende  Frage  ist  yielleioht  der 
in  den  Jahren  1867,  1888  und  1889  swia^ben  dem  Statistioian  of  the 
Department  of  Agriculture  in  Washington  und  einigen  der  hervorragend- 
sten Mitglieder  der  anglo-indisohen  Regierung  geführte  litterarisohe  Streit 
über  den  Charakter  und  die  Bedeutung  der  ostindisoben  Konkurrens. 

Der  nordamerikaniacbe  Statistiker  ging  yon  der  Tbatsache  aus,  dafä 
m&Q  die  Bedeutung  der  ostindisohen  Konkurrenz  ganz  allgemein  über- 
schätze* Zu  einer  Furcht  vor  der  künftigen  Entwickelung  der  ostindischen 
Weizenausfuhr  liege  gar  keine  Veranlassung  Tor.  Die  Angaben  über 
die  bebaute  Fläche  seien  ao  gleichmafaig  wie  etwa  für  Frankreich  in  den 
letzten  zwanzig  Jahren.  Und  jedenfalls  sei  die  Entwickelung  in  Indien 
hierin  viel  stabiler  als  im  Staate  New*York  oder  in  Ohio.  Niemand  giebt 
die  Flache  des  bebauten  Landes  auf  unter  26  000  000  aorea  und  auf  über 
2B  000  000  acres  während  der  ganzen  Zeit,  für  weiche  Erhebungen  darüber 
Torliegen.  Diese  ziffermafsigen  Thatsachen  sollten  mit  der  Redensart  von 
der  wachsenden  Ausdehnung  des  indischen  Weizenbauea  ein  für  allemal 
aufräumen.  Der  Ausbau  der  Eisenbahnen  hat  die  Ackerfläche  in  ihrer 
Ausdehnung  ziemlich  unberührt  gelassen.  Gelegentlich  unseres  Zuaammen- 
treftens  mit  Sir  James  Caird  in  London  im  letzten  Mai  erhielten  wir 
unsere  beste  Information  über  die  wichtige  Frage  des  indischen  Weizen- 
baues und  wir  haben  uns  davon  überzeugt,  dafs  weder  in  der  Oetreide- 
flikhe  noch  in  der  Oetreideemte  eine  weientliche  Zunahme  eingetreten 
^pt  —  ,,but  the  Burplus  that  had  been  pitted  and  reaerved  for  famine 
^ears  huad  been  exported  owing  to  inoreaaed  faeiliUea  for  iransportation, 
No  man  bas  more  level  judgment  as  to  the  souroea  of  the  wheat  supply 
or  better  opportunity ,  for  personal  ofHoial  investigation ,  to  know  the 
•ereal  resources  of  India  than  Sir  James  Caird^V  Also :  Sir  J  a  m  e  a 
Caird,  welcher  auf  Grund  seines  eingehenderen  Studiums  dieser  Yer- 
Itnisse  an  Ort  und  Stelle  und  in  offizieller  Eigensohaft  von  dem  nord- 
nerikaniscben   amtlichen  Statistiker   ala   die    erste  Autorität    in    diesen 
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Fragen  bezeichnet  wird,  sagt,  dftffi  der  indifohe  Welseaexport 
in  der  Hauptiaohe  jenen  üeberschutB  ausgeführt  habe, 
weteher  für  Hun  ger  s  do  tf  alle  in  Gruban  eingelagert  war. 
Und  das  ist  aach  die  Andoht  der  Oppositionspartei  der  Eiogehoreiien  io 
Indien. 

Die  am  meisten  beachtenswerte  Antwort  darauf  hat  F.  If.  Sohoield 
aus  dem  EeTenue  and  Agrioultare  Department  in  Simla  in  seiner  Sohrift: 
,,Nota  on  Indian  Wheat"  d.  d.  15.  Juni  1889  gegeben.  Aber  Sehofield  be> 
streitet  nicht  etwa  diese  Kotreserren  in  Erdsilos,  er  bettätigt  dieeelbea 
logar  und  läfst  die  Frage  offen,  ob  die  Ausfahrsteigerang  pro  1886  »iehl 
in  der  That  in  der  von  Caird  vertretenen  Weise  bearteilt  werden  n 
Nur  für  die  ine  wischen  sur  Ausfuhr  gelangten  Weizenqo&nttt 
nimmt  er  das  Prädikat  einer  normalen  Entwiokelung  um  deawiUeti 
Anspruch,  weil  sie  durch  die  Zunahme  der  Anbauflächen  entbehrlich  ge«J 
worden.  Nur  hinsiohtlioh  der  aukinftigen  Entwickelang  ist  6ehofield  do 
Meinung,  dafs  die  Nachfrage  auf  dem  Weltmärkte  gedeckt  werden  k5ii 
ohne  dafä  deshalb  der  heimische  Bedarf  gefährdet  werde.  Die 
welche  der  nordamerikanische  Statistiker  zum  Vergleich  für  die  ?o 
liegende  Frage  herangezogen  habep  seien  unbrauchbar.  Es  habe  sich  n£n 
lieh  heraasgestelU,  dafs  die  AnbauflÄohen  für  Getreide  früher  für  IndieQij 
viel  SU  hoch  angegeben  worden  seien.  Sohofield  deckt  diese  Fehler  vd^ ' 
nimmt  die  Korrekturen  Tor  und  kommt  dann  eu  einer  entsprechenden 
Steigerung  der  Anbaufläche ,  welche  trots  der  eigenen  BeTöIkeruogf' 
annähme  die  Ausfuht  voll  und  ganz  gerechtfertigt  erscheinen  llfsL  8o 
sagt  Bchofield  in  dieser  Sobrift  u.  a.  auf  S,  7:  ,,Two  yeart  ago 
Budden  inflation  of  wheat  exports  gaye  rise  to  an  impression  that 
grain-pits  of  the  oountry,  con  taining  the  f  ood-rese  rTei| 
for  famine  yeara^  were  being  emptied»  and  the  populär  ide 
on  tbe  subjecty  haying  found  acoeptance  in  some  offioial  reviews  ef 
Indian  trade  published  at  the  time,  majr  hare  influenoed  8ir  Jamea  Gair 
in  formin g  the  opinion  attributed  to  him  bj  the  Statistioian  of  the  AgrkJ 
cultural  Bureau,  Washington.  It  is  more  probable,  that  the  fMrs  est 
tained  of  a  depletion  of  foodstocks  were  due  to  the  applioatioii  of 
neoua  and  preconoeiTed  estimates  of  the  capaoity  of  India  as  a  food  supp 
to  a  Budden  and  totally  unexported  deTelopment  But  whaiever  mtlf^ 
bave  been  the  true  explanation  of  what  was  then  considered  to  be  so 
abnormal  export,  it  may  now  fairly  be  ooncluded  that,  with  oultiTalioB 
spreading  as  the  6gures  giren  in  tbis  note  show  it  to  be,  Tim^^  witii 
13^  miUion  more  acres  of  wheat  and  3  million  more  of  other  food-grwai 
and  moreoTcr  with  80  million  acres  of  arable  land  still  arailable»  tbari 
need  be  no  apprehension  that  the  country  will  not  bc  able  to  meet  ifl 
future  any  demand  from  foreign  markets  that  may  arise  without  trea<^af 
on  produce  acquired  for  home  oonsumption. 

Das  ist  so  einiges  aus  dem  Quellenmaterial,  das  ich  bei  meiner  ür- 
teilsbildung  über  die  ostindische  Konkurrenz  benutzt  habe.  Und  die 
Argumentation,  welche  ich  darauf  aufbaue*  ist  etwa  die  folgende:  Die  »it 
Getreide  gerillten  Erdsüos  existieren  natürlich  in  Indien  und  iwir  b 
einem  sehr  grofsen    Umfange.     £■   tat  das    die   gewöhnliche   und    ia  im 
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wicihtig9t6D  Getreideexportgebieteti  aUgemein  verbreitete  Art  der  Aufbe- 
wahranj?  von  Getreide  für  läogere  Zeit  Dicie  »^längere  Zeit"  kftiin  lioh 
ebensogut  auf  mehrere  Monate  wie  auf  mehrere  Jahre  erstrecken.  luh 
habe  in  Indien  eine  solche  Grube  öffnen  sehen,  die  nach  den  mir  ge- 
wordenen Angaben  10  Jahre  alt  war  und  ich  fand  den  Weisen  über* 
rmschend  gut  konierviert. 

Früher  war  es  allgemein  Sitte,  in  der  Kegel  mindestenB  eine  Ernte 
in  solchen  Gruben  eingelagert  su  halten  und  wenn  dann  die  neue  Ernte 
kam,  dann  wurden  die  Gruben  geöffnet,  deren  Inhalt  2 um  Konsum  heraua- 
genommen  und  die  neue  Ernte  hineingebracht  Dies  deshalb,  weil  sich 
die  neue  Ernte  natürlioh  länger  kouBerrieren  liefs,  als  die  alte»  Durch 
den  Bau  der  Eisenbahnen  ist  inawiaohcn  diese  Einlagerung  für  f^otfälla 
flberflfissig  geworden.  Aber  deshalb  sind  noch  längst  nicht  alle  Erdsilo« 
mit  Getreide  in  Indien  yerechwunden.  Denn  in  rielen  Fällen  ist  an  die 
Stelle  der  Einlagerung  für  Notzwecke  die  Eiolagerung  für  spekiilatiTe 
Zw0cke  getreten.  In  anderen  Fällen  hat  man  es  immer  noch  nicht  ge-» 
wmgt,  Ton  der  altgeh  ei ligtea  Sitte  abzuweichen.  Und  endlich  kommt  in 
Be^moht,  dafs  das  riesige  indische  Reich  bis  heute  noch  keineswegs  durch 
Eteenbahnen  erschlossen  ist  Ein  Blick  auf  die  Karte  genügt/  um  sich 
davon  zu  überzeugen!  Die  Wege  sind  schlecht  Wenige  hundert  Kilo- 
meter Ton  der  Bahn  oder  FloTslinie  entfernt,  besteht  deshalb  das  alte 
System  der  Getreide  Versorgung  ruhig  weiter.  Langsam  schreitet  der  Aus- 
bau der  Verkehrswege  in  Indien  vorwärts.  Und  deshalb  haben  wir  an 
der  Peripherie  der  Verkehrsent^^ackeiung  fortwährend  diesen  ümwandlungs- 
prosefi  der  in  die  Erde  einprelagerten  GetreideTorräte  aus  Notreserven  in 
eine  für  den  Markt  disponible  Warenmenge. 

Damit  hängt  in  der  Hauptsache  die  Unreinheit  des  indischea  Weizens 
zusammen f  der  heute  noch  uBanceamäfsig  mit  5  Proz.  Staub-  und  Sand- 
}ieimiflohung  auf  dem  Weltmarkte  gehandelt  wird.  Lord  Gross  hat  als 
ünterstaatssekretiür  für  Indien  im  Mai  1889  konstatiert,  dafa  diese  Ziffer 
in  einzelnen  Fällen  auf  7,  B  und  10  Froz.  steigt!  Diese  Beimischungen 
bedingen  es,  dafs  indischer  Weizen  in  den  englischen  Mühlen  nicht  immer 
und  überall  Verwendung  finden  kann,  da  hierfür  besondere  und  sehr 
teure  Keinigungsm aschinen  aufgestellt  werden  müssen ,  welche  sich  — 
nach  dem  Bericht  toq  ßam.  Smith  in  Sheffield  an  Lord  Gross  d*  d. 
1.  Joni  1889  —  kaum  in  einer  unter  zwanzig  englischen  Kühlen  yor- 
finden. 

Ebenso  bekannt  ist  jedem  Händler  mit  indischem  Weiien,  dafs  nur 
zu  häufig  einzelne  Sendungen  des  WürmerCraTses  halber  geradezu  un* 
brauchbar  sind.  Mr.  Charles  Whitehead,  Agrioultural  Adriser  to  the 
PHtj  Council  in  London,  hat  über  die  Gefahren,  welche  durch  die  mit 
indischem  Weizen  importierten  Insekten  für  England  erwachsen  könnten, 
einen  besonderen  Bericht  erstattet,  in  welchem  u.  a.  berechnet  wird« 
dafs  der  direkte  Schaden ,  welcher  dadurch  dem  aus  Indien  nach  Eng- 
land exportierten  Weizen  Terursacht  wird,  jährlich  auf  150  000  £  rer- 
anschlagt  werden  darf  ^). 

^)  Weiter*  nJlhcre  AnifmbftD  bei  E.  C.  Cotos,  Notes  on  Economic  Entomology,  No,   I, 
A  |»r«JiiiiiQsry  accottot  of  tbe  Wbeat  and  Eioe  Weerü  in  ladia,  CalcatU  1S88. 
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Man  hat  tod  versohiedeoen  Seitan 
erst    durch    die    Zwischeohäadler    io    de 
bracht  würden ,    weil    nun  einmal 
die  indiache  Ware  die  Usance  auf 


daTB  diese  BeimteclitiDf«| 
Q    den    inländiachcn    Weizen    kineio^ 
merkwürdigerweise  der  Welthandel  ftr 
5   ProK.   BeimiBchuDg  von   Staub  festg;!'- 


setzt  hätte  und  für  eine  Ware  mit  nur  2  Proz,  Beimischung  x.  B.  keiDs 
besondere  Vergütung  bezahlt  werde.  Für  einzelne  Fälle  aoU  auch  koostatiert 
worden  sein,  dafs  der  indische  Handler  dem  reineren  Weiien  eine  eoi*_ 
sprechende  Menge  Erde  beigemischt  habe,  um  die  erlaubten  5  Proa, 
erreichen.  Da^u  mufs  ich  bemerken,  dafs  ich  das  Vorkommen  soll 
Fälle  gewifs  nicht  bestreiten  will  Im  grofsen  und  ganzen  aber  darf 
Unreinheit  der  indischen  Ware  niemals  auf  den  bö&en  Willen  des  Zwischen- 
handels zurückgeführt  werden.  Die  einzelnen  groft$eu  Handelskammerii 
haben  unzweifelhaft  den  besten  Willen ,  diesen  Uebelstand  zu  beseiÜgeii* 
Aber  die  VerhältniBse  des  Hinterlandes  sind  eben  starker.  Und  hier  kao« 
ich  wieder  weder  das  Dreschen  noch  das  Reinigen  so  besonders  hoch  ac»- 
schlagen.  Denn  jeder  praktische  Landwirt,  der  die  Anwendung  der  Hao^- 
wurfschaufei  bei  der  Saatgutreinigung  kennen  gelernt  hat,  weifs,  dafs  stdi 
damit  so  gute  Kesultate  erzielen  lassen,  wie  mit  irgend  einer  Maschine, 
Es  ist  die  übliche  Art  der  Aufbewahrung  des  Weizens  in  ErdsiloSp  welch« 
die  eigentliche  Beimischung  rerursacht*  Wenn  aber  auf  solche  Weiss 
etwa  ^/id  der  Ware  unrein  geworden,  dann  kann  dem  letzten  Zehntel 
zu  Liebe  die  Usance  freilich  nicht  geändert  werden.  Vnd  wann  der 
Handel  mit  dieser  Usance  im  grofsen  Ganzen  arbeitet,  dann  kano  er 
zwischendrin  eine  einzelne  Ausnahmslieferung  nicht  besonders  bezahlea, 
beßonders  lagern  und  beeenders  verkaufen.  Aus  all  diesen  Gründen  kson 
ich  mich  der  Anschauung  nicht  aasohliefseD ,  dafs  es  lediglich  in  der 
Hand  des  Zwischenhandels  liege,  die  Beinheit  des  indischen  Weisess  so 
dekretieren» 

Wieder  yon  anderer  und  xwar  yon  englischer  Seite  ist  gesagt  wor< 
den,  dafs  die  Behauptung  von  den  in  der  Erde  eingegrabenen  Getreids- 
Torrfiten  Indiens  ins  Keich  der  Fabel  verwiesen  werden  miiesü,  weil  sll- 
jährlich  im  Frühjahre^  bevor  die  Verschiffung  der  neuen  Ernte  begiool, 
die  grofsen  indischen  Getreideürmen  nach  Europa  berichten,  diifs  die  alten 
Stocks  vollkommen  aufgezehrt  seien.  Diese  Einwendung  Terweohaeli  dif 
Vorräte,  welche  sich  in  der  Hand  der  europäischen  Getreideännen  bs*j 
ünden,  mit  jenen  Vorräten  ^  welche  noch  in  erster  und  zweiter  Hand 
Innern  des  Landes  festgehalten  wnrden.  Die  ersteren  Vorräte  sind 
welche  alljährlich  durch  den  Export  aufgezehrt  werden.  Das  Urteil  dst  I 
Handels  bezieht  sich  deshalb  permanent  auf  die  sog.  ,, sichtbaren  Vorrlti''. 
Was  QDsichtbar  im  Boden  eingelagert  ist,  entzieht  sieh  ganz  und  gar  der 
Berechnung. 

Von  dritter  Seite    hat   man    gegen    diese    vielberafene  Bedeutung 
Notreserven  in  Erdsilos  eingewendet^    dafs   sie   deshalb  nicht  von 
Hohem  Ein£ufs  sein  könnten^  weil  für  den  armen  indischen  Royal  Weis 
eine  viel  zu  edele  Frucht  «ei,    als  dafs  sie  für  ihn  als  Nahrungsmittel  ii  I 
Betracht    komme.     Der  Mann  ^    welcher    den    Pflug   führt,    lebe    von    deo 
billigeren    und    ertragreicheren    Pulses-     und    Milletssorten.      Mit    Weifca 
zahle  er  einen  Teil  seiner  Verpflichtungen   ab   und    nur  von  den  ßeieksn 


ttliiell«!!. 
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mod  TOQ  den  Bawobnern  in  den  Städten  werde  er  regelmäfsig  verzehrt. 
Für  einzelne  DiBtrikte  sei  deahalb  konstatiert  worden,  dtiTa  der  Wetzen- 
konsiUD  Hl  eil  auf  weoiger  ala  10  Proz.  der  Berölkerung  beschränke. 
Bi^iaifi  EiDwaDd  gegenüber  ist  zunächat  gewifs  zuzugeben,  dafs  Weizen 
ebeniowenig  wie  Reis  ah  allgemeioes  Nahrungsmittel  für  die  ärmate 
Klasse  der  indischen  Bevölkerung  in  Betracht  kommt.  Aber  es  lafit  aioh 
doeh  anoh  nicht  verkennen,  dafa  der  Weisenbau  in  Indien  nicht  dem 
Zwecke  des  Exports,  sondern  dem  Zwecke  des  Eigenbedarfs  entwachsen 
ist.  Und  wie  gering  auch  der  WeisenkoDanm  in  dem  einen  oder  anderen 
Distrikte  sein  mag,  im  ganzen  ist  der  Weizenbedarf  in  Indien  doch  ein 
so  gewaltiger  Faktor,  dal»  ihm  gegenüber  die  Bedeutung  des  Weizeoexports 
oaoh  Europa  aehr  zurücktritt.  Der  durch  sehn  ittliche  Export  pro  Jahr 
beträgt  nach  offizieller  Statistik,  bis  1890/91  berechnet,  etwa  10  Pros, 
der  Jahresem te.  90  Proz.  der  6  bis  7  MillioDen  Tonnen  Weizen  werden 
also  im  Inland  v«^rzehrt  nnd  also  auch  im  Inland  bis  dahin  gelagert  Ob 
nun  aber  diese  Einlagerung  in  erster  oder  in  zweiter  Hand  geschieht, 
ist  far  die  Bedeutung  und  den  Charakter  dieser  Lagervorräte  ziemlich 
gleiohgiltig, 

Schliefslich  hätte  ich  noch  eines  Einwandes  zu  gedenken ,  der  zum 
mindesten  aus  der  bereits  ei ti orten  sehr  wertvollen  Schrift  Schofield'a  ab- 
geleitet werden  könnte.  Behofield  hat  ja  in  demselben  nachgewiesen, 
daft  für  die  letzten  Jahre  der  Umfang  der  Weizenausfuhr  durch  die  Zu- 
nahme des  Weizenbanes  vollkommen  gerechtfertigt  erscheine,  und  dafs 
deshalb  seitdem  zur  Erklärung  der  Ausfuhrziffer  nicht  mehr  auf  die  ein- 
gelagerten Vorräte  zurückgegriffen  werden  müsse.  Die  vorgeführten 
Ziffern  stimmen  jedenfalls  mit  dieser  Behauptung  voltkommen  übereio 
und  ich  bin  weit  davon  entfernt,  dieselben  in  ihrer  Richtigkeit  zu  be- 
zweifeln oder  auch  nur  bezweifeln  zu  können.  Trotzdem  vermag  ich  je- 
doch  den  daraus  ab^feleiteten  Folgerungen   nicht  beizustimmen. 

Ich  bin  nämlich  der  Meinung,  dafs  zur  Beurteilung  solch  riesiger 
Ländergebiete ,  wie  sie  das  indische  Kaiaorreich  umspannt,  die  Berück- 
siohtigung  der  Sitten  und  Gebräuche  mindestens  ebenso  wichtig  ist,  wie 
die  geschickte  Gruppierung  statistischer  Materialien.  Ücd  in  dieser  Eich- 
iQOg  mnfs  vor  allem  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  der  indische  Weizen 
im  Ganzen  genommen  weit  überwiegend  ohne  kimitliche  Bewässerung  ge- 
beut wird,  nnd  deshalb  ausgeprägter  MaXsen  zu  den  unsicheren  Ernten 
gehört.  Die  modernen  Yerkehrsverbesserungen  haben  ausgedehnte  Ge- 
biete kaum  berührt.  Ein  Massen  trän  sp  ort  von  Weilen  hat  nur  lu  viel- 
fach grofse  Schwierigkeit.  In  weiten  Strecken  ist  deahalb  die  Bevölkerung 
auch  aooh  hinsichtlich  der  Weizenversorgung  auf  sich  angewiesen,  und 
um  anter  solchen  umständen  die  aufserord entliehen  lokalen  Schwankungen 
zu  parieren,  hält  man  heute  noch  in  Indien  auf  dem  Lande  vielfach  an 
dem  Grundsätze  fest,  dafa  mindestens  das  Erträgnis  einer  Ernte  in 
Reserve  stehen  aolL  Das  kann  niemand  überraschen.  Denn  selbst  für 
Süddeut schien d  z,  B.  galt  noch  in  den  50er  Jahren  der  Grundsatz«  dafs 
jeder  richtige  Bauer  drei  Getreideernten  haben  müsse:  eine  im  Kaateni 
eine  im  Speicher  und  eine  draufsen  auf  dem  Feld.  Die  allgemeine 
Statistik  mag  doBhalb  noch  so  exakt  irgend  eine  Synthese  beatätigen^    so- 
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kage    nicht   gleichseitig    eine    eioigermafsen    suverlfUnge  Erhebuog 
den  ümfaag  der  lokalen  WeizenTorräte    und    deren    rückläufige 
exiBtiert,  solange  wird  uosor  ziffermäfsigeB  Bild  von  der  indifoheD  Wdiaa- 
konkurronz  in    einem    «ehr  wesantliohen   Punkte  ein  un  voll  ständige«  i 
Der    YollstäDdige    Mangel    solcher    £rhebaagen    aber    darf    ans    je 
nicht  veraul asten »    den   Beweis    liefern    ^u    wollen,    daTs    die  in   die  Er 
eingelagerten  Weizenyorräta  als  Quelle  für  den  Export  nach  Europa  nio 
mehr  in  Betracht  kommen. 

In  meiner  oben  citierten  Bearleilang  der  ostinditohen  EonkarTvif 
habe  ich  dann  des  weiteren  den  Satz  aufgestellt,  dafs  die  Aasliihrnff«ra 
für  den  indiBcben  Weizen  langsam  auriickgehen,  Qeffoken  citiert  nua  ak 
Gegenbeweis  die  Aasfnhr Statistik  für  1887/8d  bis  1891/92  inkl.  Dieti 
Ziffern  waren  mir  natürlich  sehr  wohl  bekannt  Und  trotzdem  erachte 
ich  mich  nach  wie  Tor  tu  der  obigen  BehAuptung  für  berechtigt.  Di« 
ZifiTerreihe  aber,  welche  ich  für  meine  Beurteilung  dabei  in  Betrftobt  ziehen 
erstreckt  sich  auf  die  ganze  Periode  der  Entwickelang  der  indtscfaen 
Weizenausfahr  und  also  zurück  bis  zu  dem  Jahre  1871/72.  Und  dsf 
YollBtäDdigkeit  halber  setze  ich  auch  noch  die  Ausfuhrziffer  für  1 892/93  J 
nach  dem  Report  of  the  Bombay  Chamber  of  Cbmmerse  hinzu.  Danaolil 
betrug  der  indische  Weizenexport 
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lob  kann  aus  dieser  Ziifemreihe  nar  eine  fallende  Tendenz  hiflä*^ 
lesen,  deuo  die  6  Jahre  1861/82  bis  1886/87  haben  eine  Gesamtftoafükr 
von  114  020  016  Cwt.  gegen  107  874  791  Gwi  in  den  leUten  6  Jakra 
1886/87  bis  18^2/93  inkl.,  was  eine  Abnahme  um  6  145  394  Cwt  e^ 
giebt.  Und  diese  Ueberlegenheit  der  früheren  sechsjährigen  Periode  b#^ 
steht,  trotzdem  das  Jahr  1891/92  bekanntermafsen  als  ein  gm 
axceptionelles  Jahr  zu  betrachten  ist  und  folglich  einer  entspreoheniea 
Korrektur  bedürfte.  Ich  könnte  hier  mehrere  Seiten  fallen  mit  dar 
Spesialgeschiohte  des  indischen  Qetreidehandels  f^r  das  Jahr  1891/92  bo^ 
diese  Spezialgeschiohte  war  mir  natürlich  schon  wohl  bekannt,  ala  icb 
jenen  Artikel  für  die  ,, Neuesten  Nachrichten''  schrieb.  Ich  hatte  astet 
spezieller  Bezugnahme  darauf  den  SaUs  eingefEgt:  «.Wenn  eine  Zeit  kowat, 
in  der  der  russische  oder  indische  Handel  auf  eine  gröfsere  NaohfiaiC 
rechnet,  dann  mufs  der  Baner  den  letzten  Kern  Getreide  hergeben^  vm 
den  Umsatz  des  Handels  zu  yergröfsem.  Das  ist  die  Ursache  ^  dmTs  iieh 
die  £xportfähigkeit  dieser  Länder  in  einem  bestimmten  Jahre  so  schwer 
schätzen  läCst,"     Dieie  Auffassang    hat   sich   iniwisohen   yoUkoDUDeo  br 
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itiiigt     Haoh  dem    ezoeptionelleii   Jahre    1801/92   ist   die   AutfahnifTer 
wieder  auf  ihr  nnprÜDglichea  DnrehschnitUniyeau  surüokgesunkeii. 

Oeffckeo  stellt  dann  die  Behauptung  auf,  dafs  die  indische  Ausfuhr, 
fftr  längere  Zeit  betrachtet ,  mit  dem  jeweiligen  Ansfidl  der  Ernte  im 
engsten  Zusammenhange  steht  und  also  auch  deshalb  nicht  aas  Erdsilos 
kommen  könne.  Oeffoken  hat  leider  fSr  diese  Behauptung  keinerlei  Ziffern 
angeflihTt.  Soweit  mir  aber  solche  Torliegen,  kann  ich  yon  diesem  Zn- 
sammenhange absolut  niehts  erkennen  und  swar  aneh  dann,  wenn  ich 
nach  der  Theorie  Ton  Schofield  nur  die  lotsten  acht  Jahre  in  Betracht 
siehe.     Es  entspricht  einer  Aasfuhr 

Ton  Cwt.  fan  Jshrs  •*"  Jahresernte- 

ertrag  in  Tonoen 

Si  060  519  1885/86  8013000 

SS  263  330  1886/87  7  739  000 

13538169  1887/88  6391000 

17610081  1888/88  7149000 

13  799  324  1889/90  6  363  000 

14320496  1890/91  6123000 

30  306  989  189 1/9S  6  876  000 

18  299  762  189S/98  5  442  000 

Diese  Ziffern  sind  also  viel  eher  geeigoet,  meine  Anffassang  von  der 
ostindisehen  Konknrrens  su  stütsen,  denn  ohne  das  Hinsutreten  yon 
Beeeryen  wären  solche  Schwankungen  der  Exportaiffiem  ans  den  Ernte- 
erträgnissen  nicht  an  eridären. 

Oeffoken  geht  dann  anf  die  Prognose  ein,  welche  ich  der  indischen 
Aosfdhr  f&r  die  nächste  Zukanft  gestellt  habe.  Dieselbe  wird  sich  nach 
seiner  Anffassang  in  einer  steigenden  und  nicht,  wie  ich  meine,  in  einer 
fallenden  Linie  bewegen.  Oeffoken  beruft  sich  dabei  auf  Sir  J.  B.  Lyall, 
welcher  gesagt  habe,  dadi  die  Verschuldung  der  Bauern  swar  in  manchen 
Oegenden  bestehe,  in  anderen  aber  in  letster  Zeit  enorm  surfickgegangen 
sei.  Diese  Behauptung  steht  im  schroffen  Widerspruch  mit  der  gesets- 
geberisehen  Praxis  in  Indien,  welche  fast  überall  Aosnahmegesetse  sum 
Sehutse  des  yerschuldeten  Banemstandes  eingeführt  hat  ^),  und  ebenso  im 
Widerspruch  mit  sämtlichen  mir  yorliegenden  Erhebungen  über  die  Lage 
des  Bauernstandes  in  Indien. 

Oeffoken  fährt  dann  Mr.  J.  A.  Baine  an,  nach  welcher  Autorität  in 
den  leisten  Jahren  durch  Vorschüsse  der  Agenten  yon  Ausfhhrfirmen  der 
Bau  yon  Weisen  ständig  ausgedehnt  werde.  Die  offizielle  Statistik  weifs 
dayon  offenbar  nichts  su  berichten,  denn  nach  derselben  ist  die  Weisen- 
anbanfläehe  pro  1800/91  siemlich  gleich  dem  Durchschnitt  jener  fünf- 
jährigen Periode  gewesen,  welche  mit  diesem  Jahre  endete,  nämlich 
ca.  26^/|  Hill.  Acres.  Ln  Jahre  1891/92  aber  ist  diese  Ziffer  anf  24 
MilL  surückgegangen.  Es  mag  trotsdem  sein,  dafs  Mr.  Baine  die  yon 
ihm  erwähnte    Beobachtung   anstellen  konnte,   aber  daraus  darf  ebenso- 


1)  VgL  meine  Abhandlung  Aber  „Dai  VerfaMongt-  and  Venraltangsreeht  dei  britisoh- 
Indiaehen  Kaiterreichs**  in  der  Zeitschrift  f&r  die  gesamten  Staatiwissensehaften,  189S, 
Btft  U  o.  IIL 
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wenig  eiB  allgemeiner  SobloTs  für  g^nz  Indien  getogeo  werden ,  wie  et 
unstatthaft  Ut,  eine  in  Spanien  gemachte  Beobaohtnng  auf  gans  Earepa 
zu  TerallgemeiaerD. 

Seiner  Bedeutung  nach  nnvertiändlich  bleibt  mir  daa  Qeftckmu'uk§ 
Citat;  ,,In  der  Umgegend  der  Dörfer  werde  Land  unter  den  Pflug  g»> 
bracht,  das  früher  dem  Baamwolleobaa  diente.''  Sollte  damit  getagt 
sein,  dafs  ein  Aoker^  auf  welchem  Baumwolle  wachst,  erat  unter  den 
Pflog  genommen  werden  mMtk,  so  ist  daa  unrichtig.  Denn  jedea  Baum- 
wollen feld  befindet  aich  bereits  unter  dem  Pflug  und  zwar  in  sehr  hoher 
Kultor.  Sollte  damit  gesagt  sein «  dafs  Weisen  die  Baumwolle  TerdriLofl 
habe,  so  ist  das  unwahrscheinlich  und  unmöglich  zugleich.  Ea  ist  oa- 
wahrscheinlich,  denn  die  Baoin wollenem te  ist  die  weitaus  wichtigste  uod 
wertvollste  der  ganzen  indischen  Landwirtschaft.  Es  ist  aber  auch  an- 
möglich ,  denn  Baumwolle  und  Weizen  ergaozen  sich  gegenseitig  In  der 
Fruohtfolge.  Die  Baumwolle  verläfst  das  Feld  gerade  sni  einer  Zeit,  la 
der  der  Weisen  in  Indien  gesät  wird,  und  deshalb  ist  es  eine  fast  allge* 
mein  verbreitete  Begcl,  dafs  sofort  nach  der  Baumwollernte  der  Äcker 
mit  Weizen  bestellt  wird.  Dafs  Weizen  Oelsaaten  £,  B.  verdrängt,  iftt 
ein  öfter  sich  ereignender  FolL  Dafs  aber  Weizen  Baumwolle  irgendwo 
yerdrangt  haboi  scheint  mir  fast  an  möglieh. 

An  letzter  Stelle  hat  Geffcken  eine  Reihe  von  AeuTserungen  angeführt» 
welche    beweisen    sollen ,   dafs   die    anglo*tndisobe   Eegieroag    gewift  ihrt 
Eisenbahnen   noch  wesentlich  Term ehren  werde.     Ich  kenne  im    atnaalBitt 
die  Gründe  nicht ,    welche  die  Geffcken 's  oben  Gewährsmänner    au    aoUliift 
Behauptungen  veranlafst   haben.     Soweit    aber    mein    sehr   umüaog 
bei    der  Eidenbahnzectralbehörde    in  Indien    gesammeltes    Material 
und  soweit  mir  an  Ort  und  Stelle  von  den  besten  Fachleuten  pertönliohal 
Information  zu  teil    geworden    ist,    soweit    ist  an  einen  energischen  Aus*) 
bau  des  Eisenbahnnetzes  in  Indien  und  für  die  nächste  Zukunft  nicht  za| 
denken*     Hier  würde  mich  ein  Eingehen  auf  diese  Materialien    zu  tief  in 
die  Eisenbahn*,  Steuer-    und  Finanzpolitik   des    indischen  Reiches    hiueio- 
(ithren.     Es  möge   deshalb    genügen ,    auf   die    letzten  Verhaudlongen    dar  j 
voreinigten    engÜBchen    Handelskammern    vom    Oktober    1893    über    die 
Frage  an  verweisen. 

In  derselben  wurde  eine  durch  Mr.  Joseph  Walter    eingebrachte  Re*^ 
Solution  einstimmig  angenommen,   welche    fordert,    dafs    man  durch  oiofl[ 
besondere    Deputation    bei    der     englischen    Regierung    die    Notwendigkeit  i 
betonen  möchte»  in  Indien  eine  unternehmendere  Politik    hinsichtlich  das 
Baues   der  Eiaenbahuen  eintreten  zu  lassen,    und  dafs  bei  der  Aitlbri^Uig 
der    Geldmittel     England     Indien     durch    Garantieleistungen    untenlfttsoa 
möchte.     Im    Verlauf    der   Debatte    wurde    darauf   hingewiesen,    dafis    die 
Garantiefiber  nähme  des  englischen  Staates   für   indische  Eisen  bah  nanlaihoa 
wahraobeinlich  um  deswillen  nicht  gewährt  werden  könnte,  weil  die  Ittg» 
lichkeit  nicht  ausgeschlossen    erscheine,    dafs   damit  Engtand    eines  rifti 
für  das  Eisen  bahn  kapital    eineä    fremden  Staates    die  Zinsen  zu    aablea 
habe.     60  einfach  und  glatt  kann  also  der  weitere  Ausbau  des  Eisenbahn* 
netzes    in  Indien    hiernach    doch   nicht    liegen.     Von    seiteu    des    \ntrag* 
stellers  sind  dabei  recht  charakteristiäche  Zifi'ern  produziert  worden,    roa 
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deneD  einige  hier  Raam  finden  mögen:  ^^Die^e«  grofse  inditohe  Kaiser* 
reich  mit  einer  fierblkerung  toq  987  Hill,  bat  heute  nur  IS 042  Meilen 
Eisenbahoen ,  eo  dafs  auf  jede  Meilenlänge  15  907  PerBonea  kommeD, 
Dabei  sind  15  000  Meilen  bo  angelegt,  dar»  aaf  ^/^  der  Flache  dea  ganzeo 
Reiche«  kaum  4000  Meilen  kommen.  Kin  geradexti  verschwindender  Teil 
der  Bevölkening  ist  deabalb  erst  anter  den  Einflufs  der  Eisenbahnen  ge- 
bracht worden*  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben  bei  einer 
BeTölkerung  von  kaum  mehr  als  ^/^  der  des  indischen  Reiches  ein 
zehnmal  ansgedehuteres  Eiienbahnnets.  Und  während  man  in  Amerika 
fUr  den  Bahobau  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ^2,40  £  verausgabt  hat,  be- 
tragen die  gleichen  Autigäben  auf  die  gleiche  Einheit  reduziert  in  Indien 
nur  \Z  8.  In  einem  Jahre  (1887)  haben  die  nordamerikanisohen  Staaten 
IS  080  Meilen  Eisenbahnen  gebaut.  Für  die  gleiche  Leistung  braucht 
man  in  Indien  40  Jahre.  Und  dabei  hat  8ir  A.  Reudel  vor  der  Parla- 
mentskommission von  1884  bereits  erläutert^  dafs  Indien  mindesten  50 
bis  60  000  Meilen  Eisenbahnen  benötige,  bevor  dieses  Reich  als  dem 
Verkehre  erschlossen  bezeichnet  werden  kann*'  >),  Aufih  diese  ZiH^ern 
laasen  die  Hilflosigkeit  and  Armut  des  indischen  Reiches  gegenüber 
Kordamerika  z,  B.  recht  deutlich  hervortreten. 

Und  damit  will  ich  meine  Ausführungen  über  die  ostindische  Kon- 
karrens hier  absohlierien.  um  den  Inhalt  des  mir  vorliegenden  Unelleu- 
materials  auch  nur  skizzenhaft  andeuten  vu  können,  habe  ich  ein  Viel- 
faches von  jenen  zwei  Seiten  gebraucht  ^  auf  welchen  Geffcken  mein  Ur- 
teil als  im  Lichte  der  Thataachen  unhaltbar  erweisen  wollte.  Und  damit 
glnube  ich  wenigstens  geeeigt  2u  haben ,  dafs  sich  auch  meine  kurzen 
Zeitungsartikel  auf  einer  so  breiten  empirischen  Basis  aufbauen,  dafs 
demgegenüber  die  Autorität  eines  einzigen  Blaubuches  kaum  in  Betracht 
kommen  kann.  Die  Geffcken'schen  Einwendungen  können  deshalb  mein 
Urteil  über  die  ostindisohe  Konkurrenz  nicht  abändern.  Aber  ich  gebe 
gern  zu,  dals  jene  kurzen  Sätze  in  dem  Artikel  der  ,^M,  N,  N/*  ver- 
schiedener Deutung  und  also  auch  einer  solchen  fähig  waren,  die  im 
Lichte  der  Thatsachen  besehen  onhaltbar  ersoheiDt,  An  dieser 
Stelle  wird  es  mir  leichter  werden ,  solchen  Mifs Verständnissen  vor- 
zubeugen. 

Wenn  ich  sage^  dafs  in  Indien  die  Anbaufläche  so  ziemlich  die 
gleiche  geblieben  ist  in  der  Zeit,  in  der  sich  die  Weizenaustühr  ver- 
dreizehnfacht  hat,  so  kenne  ich  die  kleinen  Schwankungen  besw.  Steigerung 
der  mit  Weizen  bestellten  Fläche  sehr  wohl.  Aber  ich  kenne  auch  die 
Fehlergrenzen  dieser  Ziffern.  Und  endlich  setze  ich  diese  Zustände  und 
Verhältnisse  in  Vergleich  mit  der  nordamerikanischen  Entwickelung  und 
zwar  in  dem  entscheidenden  Jahrzehnt  1870— 18 80,  Und  wenn  ich 
dann  finde  ^  dafs  hier  die  Weizenfläche  von  19  Hill,  auf  37  Mill.  acres 
I  gestiegen  ist,  so  zögere  ich  nicht  zu  sagen,  dafs  demgegenüberr  die 
Weizenfläohe  in  Indien   ziemlich  die  gleiche  geblieben. 

Wenn  ich  sagte,  dafs  der  indische  Weizen  4  bis  Ö  bts  6  Proz. 
Staub  enthalte    und  oft  10  bis  15  bis  20  Pros«  der  Körner  von  Würmern 
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augtifreiseti  giod,  «o  ist  d&0  eine  BehanptuDg  p   die    mir    ein  jeder 
des  indiecben  Weizent    aU    wahr    betitätigea    wird.     Und    wenn    ieb 
diese  Ware^    im    scharfeo  Gegensätze    zu    dem    frisohan    Kor&    der 
amerikaDiechen    Ausfahr,    als  Kotreserre    bexeichaeie ,    welohe  in 
eiogegraben  war,    so    bat    es    sieb  dabei    für  mich  sunäcKst  am  die 
TorbebuDg  eioes  cbarakteris tischen  Gegensatzes  gegenüber  der    Dordftmüi*! 
kaniscben  Ausfuhr  gehandelt,    der    den    deutschen  Lesern    siemlich  Bob#» 
kannt   war    and    der    deshalb    einer    schärferen    Eetonang     bedurfte.      Ich 
woUte  damit  ebensowenig    sagen,    daXa    die    ganse   indische  Waisanaot-j 
fuhr  nar    als    eine    ^r  Notfälle    eta gelagerte  Reaarve    su    betrachten    scÜ^ 
wie  das  Sir  James   Caird  oder  der  tiordamerikanisohe  Statistiker  das 
wirtschaftltohen    Departements    der    Vereinigten    Staaten     mit     ihrer 
gleioheu    Ausdruoks weise    beabsichtigt    haben.      Ein    Teil    der    Krntaibai^l 
iohüsse  des  Jahrea  wird  selbstverständlich  auch  seinen  direkten  Weg  oiab| 
Europa    Enden.     Das   wird    kein    yernünftiger   Meusch    beatraiteii    wolle 
Aber  auf  der  anderen  Seite  liegt  ee  ebenso  oahe,  dafs  dort^  wo  man  nooll 
das  System  der  Eeservelagerung    beibehalten  hat,    bei    einer  Abgabe   to 
Getreide   nioht    die    frische  Ernte,    sondern    die    älteste  Lagerang  ang 
griffen   wird.     Denn  diese  ist  dem  Verderben  anoächst  au^gesetft,  währ 
die    neue  Ernte    ohne    Schaden    einige    Zeit    gelagert    werden    kann»     Auf 
diesen  Gegenden  wird  also  die  Ausfuhr    trotz  der    neuen  Ernte     nar   aoi^ 
alten  Vorräten    bestehen.      Weloheu    prozentualen  Anteil    nun    im    gaai 
und  innerhalb  der  Terschiedeneo  Monate  der  alte  bexw,  der  neue  Weil 
an  der  Gesamtausfuhr  haben,  das  bleibt  Torläofig  noch  eine  offene  Fragi^l 
Erhebungen  cxi&tieren  darüber  uioht 

Wenn  nun  Geffcken  eine  Aeufserung  citiert,  wonach  Nptvorräta  hanti 
deshalb  nicht  mehr  angesammelt  werden,  weil  die  partiellen  Huo| 
nöte,  von  denen  Indien  einst  heimgesucht  wurde,  durch  die  KiaanI 
längst  ganz  aufgehört  haben«  so  mag  darin  ein  grofser  Eothusiaamus 
die  neuzeitlichen  Verhältnisse  in  Indien  sum  Ausdruck  kommen  ^ 
Anspruch  auf  gewissenhafte  Abwägungen  wird  dieser  Satz  nicht  wha 
können.  Der  Bau  der  Eisenbahnen  in  Indien  hat  bis  heute  gerade  ordenl 
lieh  begonnen ,  wie  aus  den  oben  angeführten  Ziffern  unstreitbar  herror 
gehen  dürfte.  Der  weitaus  überwiegendste  Teil  des  Landes  lebt  heaU 
noch  nach  seiner  alten  Wirtschaftsordnung  weiter.  Nur  aoweit  als 
Reichsgebiet  durch  Eisenbahnen  wirklich  erschlossen  ist,  kann  sich  die 
Ausfuhr  in  der  Hauptsache  auf  die  neue  Ernte  beschränken.  An  dar 
Peripherie  der  neuseitlichen  Verhältnisse  aber,  daran  Kreis  sich  ja  an* 
zweifelhaft  langsam  erweitert,  wird  die  Weixenlieferung  in  der  fiaitp^ 
saohe  aus  alten  Notreserven  bestehen.  Mit  dem  Weizen  in  dar  Hi 
der  Bahn  wird  naturgemufs  die  Jahresausfuhr  beginnen.  Dia  Ton 
Bahn  weiter  entfernt  liegenden  Wirtschaften  werden  erst  später  im  Ja 
zur  Ablieferung  gelangen.  Dort  ist  ea  überwiegend  die  neue  £mta^  hia 
sind  es  überwiegend  eingelagert  gewesene  Vorräte.  Dia  Autfuhr  in  dal 
ersten  Monaten  des  Exports  wird  deshalb  ron  wesentlich  baasarer  Eoo 
dition  teiui  als  jene  der  letzten  Monate  —  was  mit  der  Erfahnuig  toU* 
kommen  übereinstimmt 

Und  noch  eine  Vermutung  ist  r^oht  naheliegend,    Dia  Ziffern,  walofat 
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oben  angeführt  wurden^  haben  ja  gezaigt,  dafs  die  jährliche  Auefuhrmaiige 
mit  ilem  Ausfall  der  Ernte  in  keinerlei  engerem  ZuBamm anhange  steht. 
Die  Nachfrage  von  £uropa  und  Ton  selten  des  Exporthandels  ist  der 
ent«oheidt!nde  Faktor.  Wenn  nun  diese  Nachfrage  eine  kleinere  ist,  dann 
beaehränkt  sich  dieselbe  mehr  auf  die  der  Bahn  und  den  Wasserstrafsen 
tnnächst  gelegenen  Gegenden.  Hier  ist  das  Sj^stem  der  Notreserven  Ter* 
schwanden.  In  Bolohen  Jahren  wird  also  der  Ausfuhr  weniger  Erde  bei- 
gemischt sein.  Umgekehrt  wird  man  in  Jahren  mit  steigender  Nachfrage 
gezwungen  sein ,  weiter  in  das  Land  hineinzugehen  und  damit  auf  jenes 
Qebiet  zuriiokzugreifen,  das  seine  Brotversorgung  noch  auf  etfektiyen  Vor- 
räten aufgebaut  hat.  Gleiohzeitig  werden  in  diesen  Jahren  die  aus  speku- 
latiTeu  Zwecken  eingelagerten  Vorräte  frei.  In  solchen  Jahren  wird  aleo 
XU  vermuten  sein,  dafs  die  Beimischungen  im  indischen  Weizen  nicht 
ns wesentlich  gröfser  sind.  Auch  diese  Vermutung  ist  mir  von  allen  Seiten 
auidrüoklich  bestätigt  worden. 

Ich  sage  deshalb  nach  wie  vor:  der  Anteil,  welchen  die  in  Erdsllos 
eingelagerte  Weisenmenge  an  der  Gesamtaasfuhr  hat,  gehört  zu  den  her- 
Torragendsten  Charakterzügen  der  ostindischen  Weizen  ausfuhr.  In  dem 
Mafsep  als  diese  Vorräte  Tersch winden,  nähert  sich  die  indische  Ware  an 
Reinheit  dem  nordamerikanischen  Weizen.  In  gleichem  Mafae  Terschwiii' 
det  aber  auch  der  Eioflufs  der  indischen  Ausfuhr  auf  die  aUgeroeine  Preis- 
lage des  Weltmarktes.  Denn  bis  dahin  hat  Indien  statt  I8  0ü0  seine 
BU  und  100  000  Meilen  Eisenbahnen.  Bis  dahin  hat  aber  auch  die  in- 
dische Volkswirtschaft  eine  solche  Umgestaltung  erfahren,  dafs  die  10  Froa. 
Weisen,  welche  heute  von  der  Jahresernte  ausgeführt  werden,  uac-hher 
im  Lande  selbst  verzehrt  werden.  Diesem  Ziele  steuert  man  heute  bereite 
mit  Tollem  Bewufstsein  entgegen.  Wenigstens  habe  ich  in  Indien  eine 
Reihe  von  hervorragenden  Fersönliohkc^iten  kennen  gelernt,  welche  die 
indische  Weizenaustuhr  nicht  als  ein  Zeichen  der  Stärke,  ioodem  als  ein 
Zeichen  der  Schwäche  des  Landes  betrachten  und  welche  mit  Toiler  Ent- 
schiedenheit betonten  ,  daTs  diese  Ausfuhr  mit  der  Zeit  aufhören  müsse* 
Und  die  Zahl  der  Anhänger  dieser  wirtsohaftspoli tischen  Anschauung  ist 
nach  meiner  Information  nicht  im  Abnehmen,  sondern  im  Zunehmen 
begriffen. 

Wenn  ich  mich  damit  zu  den  übrigeD  AusföhningeD  Geffoken's  wende, 
so  mufs  ich  zunächst  erklären,  dafs  ich  heute  und  an  dieser  Stelle  natur- 
lieh  nicht  in  der  Lage  bin^  auch  nur  in  gleicher  Weise  wie  bisher  dar» 
auf  2u  antworten.  —  Meine  Antworten  werden  ron  jetzt  ab  noeh  kürzer 
gehalten  sein,  wobei  das  Biehergeiagte  als  Beleg  daftir  gelten  mag,  dafs 
«leine  Aeufserungen  über  die  auswärtige  Getreidekonkurrenz  wahrschoin- 
üoh  io  gut  begründet  sind,  wie  die  Ton  irgend  jemand  auf  der  Welt* 

Geffoken  glaubt  hinsichtlich  Bufslands  mir  nachweisen  zu  können, 
dmft  ich  ganz  mit  Unrecht  dieses  Land  mit  Indien  ant  die  gleiche  Stufe 
stelle  und  in  der  gleichen  Weise  beurteile.  Und  Geffcken  beruft  sich 
dabei  auf  den  Bericht  des  kommerziellen  Attache  der  englischen  Botschaft 
in  Stt  Petersburg,  Ich  mufs  gesteben,  d&fs  ich  heute,  nachdem  ich  eine 
gröfsere  Ztihl  solcher  Wirtschaftöberichte  zu  kontrollieren  in  der  Lage  war, 
nicht  mehr  den  Mut  habe,  auf  solchen  Ausführungen  ernstere  wissen- 
•chafUiohe  Argumenta  aufzubauen.  loh  erachte  denn  auch  das  Bäd,  welahaa 
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Oeffcken  auf  Grund  dieseB  Borichtea  Ton  BiiTalaud  eotwarfeii  h&l,  iU 
wenig  zuireffead  und  swar  auf  Grund  meiner  Reisen  in  EoTtlÄad  90% 
wie  auf  Grund  jener  umfassenden  Unter  Buchung,  welche  mein  Mit 
für  Euroland  inxwieohen  in  yo  n  M  a  jr's  „AUgem.  8  tatiaU  Areliii 
Tübingen  1892  und  1693  veröffentlicht  hat.  Diese  Arbeit  ist  too 
Manae,  der  ein  McDschenalter  hindurch  in  KuTtland  gelebt  uud  in 
grofsen  und  kleinen  wirtschaftlichen  YerhältDisse  einen  tiefert?n  Emb 
gewannen,  der  als  Kanzleidirektor  der  Biga-Dünaburger  Eisenbahn  etad 
Keihe  Ton  sehr  beachtenswerten  wirtschaftapolitisohän  Unters uohungea 
schon  früher  veröfifentlicht  hat  und  jetzt  unter  umfassender  Benutsn^g 
der  besteo  russischen  Quellen  ein  ebenso  fieiTsig  wie  sorgfaltig  doreb- 
gearbeitetes  Bild  Ton  den  einsohlägigcn  Verhältnissen  KuTslands  entworfen 
hat  Nachdem  ich  während  der  Fertigstellung  dieser  Arbeit  mit  diesem 
Herrn  Dr.  Oscar  Merteus  in  regstem  gegenseitigem  Ideenaustausch  ge- 
standen, der  hauptsächlich  auf  die  Parallele  zwischen  Bufsland  und  Indien 
einerseits  und  Bufsland  und  Nordamerika  andererseits  abzielte»  wird  es 
mir  gewifs  niemand  Terargen,  wenn  ich  durch  die  zum  mindasteo  nicht 
sehr  eingehende  Arbeit  TOn  Law,  welche  Oeffcken  als  einzige  Stütze  dieot, 
mich  nicht  Teranlafst  sehen  kann ,  mein  Urteil  über  Bufsland  irgend« 
zu  ändern.  8oweit  aber  die  Politik  der  russischen  Begierung  und  deraB| 
meritorische  Beurteilung  in  Betracht  kommt,  soweit  bin  ich  nicht  in 
Lage,  eine  Annahme  zu  unterstützen,  welohe  die  Weisheit  derselben  we* 
•  entlich  hinter  jener  der  indischen  Begierung  zurückstehen  l&ftt  Bufi- 
land  liegt  uns  näher  als  Indien.  Deshalb  finden  die  abfälligen  Beurtei* 
lungen  russischer  Mafsregeln  häuüger  den  Weg  nach  Deutschland,  aU 
ähnliche  kritische  Urteile  über  Mafsregeln  der  indischen  Regierung,  Des- 
badb  mufs  man  aus  Deutschland  nach  Bufsland  gehen,  um  die  mssitohs 
Politik  Ton  ihren  Lichtseiten  kennen  zu  lernen.  Und  umgekehrt  mu 
man  nach  Indien  geben,  um  zu  erfahren,  was  sich  gegen  die  anglo^indit 
Politik  mit  einer  gewissen  Berechtigung  vorbringen  lafsL 

Geffcken  macht  mir  dann  im  weiteren  den  Vorwurf,  da£s  ieh  auf- 
fallenderweise  eines  der  wichtigsten  Getreideproduktionsländer,  Bu  m&oiei 
nämlich,  ganz  übergangen  hätte.  Für  den  kleinen  Artikel  in  den  „M,  N. 
ist  dieser  Vorwurf  gewifs  zutreffend.  Soweit  aber  meine  Studien 
ioh  salbst  in  Betracht  komme,  soweit  kann  mich  der  Vorwurf  Geffokeo^c^ 
nicht  treffen.  Ich  bin  selbst  die  gaüze  Donau  entlang  gereist  und  habe 
mir  für  Ungarn  und  die  Donauländer  Herrn  Dr.  Jakob  Foljm- 
Budapest  als  Mitarbeiter  erworben,  welcher  mir  von  seiten  eines  höberso 
ungarischen  Beamten  als  die  hierfür  befähigste  Kraft  bezeichnet  ward«. 
Dr.  Polya  hat  mir  auch  bereits  für  Ungarn  und  die  Donauländer  sine 
ähnlich  umfassende  Arbeit  geliefert,  wie  Dr.  Hertens  für  Bufsland,  wm 
Heriiusgeber  und  Verleger  der  „Zeitschrift  für  die  gesamten  Staatswiasso- 
schaiten''  bestätigen  können.  Ein  Aehuliches  gilt  hinsiohtliüh  der  sod* 
amerikanischen  Be publiken,  ron  denen  mir  Geffoken  naohsagli 
dafs  ioh  sie  nioht  einmal  erwähnt  hätte.  Die  redaktionelle  Note  zu  der 
Mertens^schen  Arbeit  über  ^^ufslands  Bedeutung  für  den  Weltgetnidr 
markt"  ^)  giebt  darüber  wenigstens  andeu tun gs weisen   AufBohloTa. 

1)  Ailg.  Staust  AreUr,  TÜbiagaD  189S,  &  169* 
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Zaletst  erübrigt  et  mir  nur  noch,  jenen  BemerkanKen  za  begegnen, 
welche  Oeffcken  aus  den  nordamerikanitohen  Yerhältnissen  nnd 
swar  hanptsächlieh  aus  den  Werken  yon  Bering,  Ratsei,  Peels  and 
Semler  abgeleitet  hat.  Ich  gebe  sehr  gerne  sq,  dafs  diese  Schriftsteller 
Tiel  umflMsendere  Pablikationen  über  Nordamerika  yerSffentlicht  haben, 
ale  ieh  daa  bisher  gethan  ^).  Aber  ich  kann  damit  noch  nicht  zageben, 
dab  mein  Urteil  über  die  yoraussichtliche  Entwickelang  Nordamerikas  ein 
weniger  berechtigtes  sei,  als  das  dieser  eben  genannten  Autoren«  Bas 
Urteil  namentlich  hinsichtlich  der  sukünftigen  Eniwiokelaog  eines  Volkes 
ist  in  erster  Linie  eine  Sache  des  Vergleichs.  Und  gerade  weil  ich  eine 
grSfsere  Zahl  Ton  Ländern  vergleichsweise  untersucht  habe,  gerade  des* 
halb  bin  loh,  der  Meinung,  dafs  die  Zeit  der  nordamerikaoischen  Konkur* 
rens  heute  schon  mehr  als  sur  Hälfte  yorbei  ist 

Was  Oeffcken  gegen  diese  Befürchtung  yorgcbraoht  hat,  war  mir 
natürlich  vorher  schon  wohl  bekannt.  Aber  ich  konnte  diesen  Ziffern 
und  Erwägungen  deshalb  keine  allgemeine  Bedeutung  beilegen,  weil  ich 
sa  oft  sdion  in  der  grofsen  und  kleinen  Praxis  beobachten  konnte,  welch 
tiefgehender  Unterschied  besteht  swischen  der  technischen  Möglichkeit 
der  ProduktionsausdehnuDg  und  der  Wahrscheinlichkeit  in  der  Entwicke- 
luBg.  Die  Oeffcken'schen  Einwendungen  gehören  zumeist  sur  technischen 
Möglichkeit  der  Produktionsausdehnung.  Und  deshalb  halte  ich  an  der 
Ueberseugung  fest,  dafs  die  Entwicklung  einen  gans  anderen  Weg  gehen 
wird«  Die  Zukunft  aber  wird  seigen,  wer  mit  seinem  Urteil  das  Bichtige 
getroffen  hat'). 

II. 

Eine  wirklich  tiefgehende  Verschiedenheit  swischen  meinen  Aus- 
führungen und  den  Darlegungen  Oeffcken's  besteht  eigentlich  nur  hin- 
siehtlioh  der  Beurteilung  der  auswärtigen  Konkurrens.  Das  Material, 
welches  von  meiner  Seite  dasu  vorgelegen  hat,  war  in  der  Hauptsache  aoif 
den  Tcrhältnismäfsig  engen  Baum  eines  einrigen  Leitartikels  der  „M.  H.  N.^' 
sasammen  gedrängt.  Es  kann  also  nichts  Ueberraschendes  an  sich  tragen, 
dafs  die  Basis,  aaf  welcher  sich  die  einseinen  Sätse  autbauen,  nicht  in 
dem  Mafse  eine  Beachtung  in  der  Oeffcken'schen  Kritik  gefunden  hat, 
wie  das  der  Fall  gewesen  wäre,  wenn  ich  das  Oleiehe  in  dem  breiteren 
Bamn  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  gesagt  und  begründet  bitte. 
In  dem  hier  Toransgeschickten  Teile  habe  ieh  das  wenigstens  hinsichtlieh 
der  wichtigsten  Sätse  fdr  Indien  nachsuholen  Tcrsucht.  Und  hier  möchte 
ich  nur  noch  einige  Sätse  über  die  prinsipielle  Beurteilung 
der  auswärtigen  Konkarrenz   folgen  lassen,   bevor   ich   mich  za 


1)  VgL  mdne  üntersaeh«iis«n  „Zar  VanehiildiiiisMtatiftik  dM  OmndbMltMt  la 
MordsMrika,  Z^tschrift  fikr  d.  gw.  Staatsw.  1890,  IH.  H«ft,  f«ni«r  „Dai  latortUt«  Gom- 
mves  Law  ia  MorduBtrika'S  B«Uas«  ü«r  Allff.  Ztg.  Mr.  6,  6,  7  a.  C,  Febrvar  ISOO. 
S)  VgL  meis«  Antrittsrede  Sber  „das  nabead«  Ende  dsr  aotwSrtigen  Oetrslde> 
koakofTMis«,  Zdtselir.  t  d.  ges.  Staatswias.  1894.  Farner  meine  Sclirift:  DU  Zakaalt 
des  Ooldee  aad  die  Saelli'selie  TheorU,  1891  and  die  StatistUL  der  Ooidprodaktloa  seit 
dieeer  Zelt. 
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dem   2Wtii6D  Teile    der  Gtffken'«clien  Auat&bruDgen    weode,    welohar 
mit  der  ftgrari^ohen  DiagnoBe  und  mit  dem  Agrarprogramm  im  b^Ofttecof^ 

befaffit 

Soweit  also  hier  nlobt  die  Materialien  und  die  Ziffern  und  Thai 
an  sich,  sondern  die  Beurteilung  denelben  hin  sichtlich  einer  künitig^A  I 
aialtuDg  in  Betracht  kommeü  ^  soweit  mufs  ich  erklären «  daXi 
Qeffcken  darin  YoUkommen  übereinstimmet  d^fs  wir  ni>ch  lange  und 
nicht  an  der  Grenze  der  Leistungen  angelangt  »ind.  Die  Auadehmiaga- 
möglichkeit  des  Getreide  baue«  ist  auf  unserer  Erde  T\och  eine  gertdeta 
gan^  enorme!  Ich  könnte  hier  nicht  bloCs  tor  Amerika,  »ondera  auch  für 
Kufsland  und  Indien  Ziffern  anfuhren  und  begründen,  welohe  alle  bitherifea 
AeuXserungen  Über  diese  Frage  weit  überbieten.  Und  es  iat  ja  eigenüith 
nur  eiDO  Konsequenz  dieser  meiner  Ueberzeugung,  wenn  ich  ron  Deuttoh- 
laud  z.  B.  gesagt  habe,  da£s  leicht  dag  3-  bis  4-fache  Ton  dem  gebtiui 
werden  könntet  was  heute  an  Getreide  geerntet  wird.  Geffcken  hat  ht«rsafl 
bemerkt,  da£s  diese  Behauptung  aus  der  Luft  gegriffen  tt-L  Das  iat  oidblH 
ät*T  Fall.  Ich  habe  sie  vielmehr  der  landwirtschaftlichen  Fra&it  eoi* 
Uhnt  Und  die  Untt^rlage,  Ton  der  ich  dabu  ausgegangeOi  ii^t  di» 
folgi^nde: 

Die  heiTorragendtsten   Fortachritte  in    der  Technik    des  Getreidet>auo» 
sind  in  den  kuteu  JahrzehnUn  uud  in   Deutscbland  auf  dem  Klostefg 
Hadmersleben  in  der   Provinz  Sachsen  gemacht   worden  ^).     äc»in 
Heine,  —  der^  nebenbei  bemerkt,  in  unseren  Tagen  und  mit  dem  Getl 
bau  in  Deutschland  ein  reicher  Mann  geworden  —  bat  heute  t>eieiti 
Flächen    nicht    unter    5    Hektar  Maximalernten    von  4960    bis  5329  Kilo 
Weizen  pro  Hektar  erzielt.    Nachdem  hier  nur  100  Kilo  zur  AussAat  kommta, 
bringen  diese  Ernten  auf  Hadmursleben  das  49-  und  53-faühe  Koro  der  iui- 
eaat.     Dabei  mufi»  noch  ausdrücklich  konstatiert    werden ,    daXe  nach  dem 
Urteile  Heine's  die  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  damit  noch  keiaeswegi 
erreicht  i^t  und  dafs  die  Erträgnisse  auf  Hadmtrsleben  eine  überratch^ 
Stabilität    und    Unabhäugigkeit    von  den    wechselnden    WittenuigiTerb 
nissen  der  einzeluen  Jahre  zeigen.     Wenn  ich  nun  mit  dieieo  gVmt9a4 
technischen  Fortschritten    das    übrige  Deutschland    vergleiebe,    wo 
schnittlioh  etwa  das  8*  bis  9 -fache  Korn  geerntet  wird,    dann  lög 
auch  heule    keinen  Augenblick    zu  behaupten,    dafs  wir  leicht  daa 
4  fache  an  Getreide  ernten  könnten.     Wenn  man   mich  aber  fragt: 
e&  wahrscheinlich  ist,  d^^ls  demnächst  solche  Erfolge  ercielt  werden! 
aögere  ich  allerdings  ebensowenig,   diese  Frage    auf  das  bettimmtette 
Terneinen.     Und  die  Erklärung  dafür  liegt  sehr  nahe!     Die  ^'euheii  dietiT^ 
technischen  Fortsobritte,  diu  zunehmende  Verschuldung  des  landwirtaehaA- 
liehen  Grundbesitzes  und  die  aus  einer  Reihe  von  Gründen  sehr  langsamt 
Einführung    technischer  Fortschritte    in    den    landwirtschaftlichen    Betriib 
sorgen  düfür,    dafs    die  Ziffer u    der  Getreideerträgnisse  in  Deutschland  in 
kürzeren  Zeiträumen  keine  wetentliche  Yerschiebung  erleiden^     Dia  ibaKr 
sächliche  Entniokelung   bleibt   damit   mehr   oder  miitdeir   weit  hinler  dar 
Mögliohkeii  der  Produkt! onsauadehnung  aurüek. 


t)  V«f<gl.    fBr    die    weHtreo    Details    mehie   soebeo    bei    H    L^app    tn  Tübl&fes 
schal ßetid«  Antrittsrede    Qber   ^Au»    (sehende  Eode    der  ftaswfrtigeo  Getreidekoakarmi*^ 


Misiellen. 

Dieser  Sats  gilt  Dan  nach  meiner  üeberseugmig  nicht  blofs  für 
Bevtfeblaod,  toodern  für  alle  Kulturlttnder  der  Erde.  Ueberall  bleibt 
die  tfaattäehlicbe  Eotwickelung  mehr  oder  minder  weit  hinter  der  Mög- 
lieltkeit  der  ProdttktionsauBdehouDg  zurüelL.  Und  wenn  Nordamerika  Tor 
SO  Jidnen  dayon  eine  Ausnahme  gemacht  hat,  «o  giebt  es  dafür  gans 
beetioMate  Gründe.  In  Nordamerika  hatten  wir  den,  in  der  Geflchiohte 
der  Völker  einsig  dastehenden  Fall,  dafs  ein  Land  mit  yerhältnismäTsig 
junger  Kultur  weite  Flächen  Torzü|(licher  Böden  zur  Verfügung  hatte, 
welohe  dureh  eine,  der  Anciedlung  sehr  günstige  Landpolitik  und  durch 
daa  reiche,  in  den  Altenglandstaaten  angesammelte  Kapital  mit  Hülfe  des 
spekulativen  Geschäftseharakters  der  Bevölkerung  und  mit  Hülfe  der 
fnedemeii  Technik  in  überraschend  kurzer  Zeit  unter  den  Pflug  genommen 
und  mit  Getreide  bebaut  wurden.  All  diese  hierfür  wesentlichen  Voraus- 
setsongen  treffen  weder  für  Sibirien,  noch  für  Kleinasien,  noch  für  Süd- 
amerika noch  für  irgend  einen  «nderen  Teil  der  Erde  bis  heute  und  für 
die  nächste  Zukunft  zu.  —  Und  deshalb  bin  ich  der  Meinung,  dafs  eine 
ähnliche  Kntwickelung  in  keinem  anderen  Lande  demnächst  eintreten 
kann,  und  Nordamerika  selbst  wird  eine  Wiederholung  ihrer  70er  Jahre 
deshalb  nicht  erfahren,  weil  eine  der  wichtigsten,  damals  gegebenen 
Voxmussetzungen :  billiges  Land  nämlich,  inewisohen  entschwunden  ist  und 
statt  dessen  hohe  Grundpreise  mit  einer  wachsenden  Verschuldung  sich 
eingefunden  haben.  In  Ländern  mit  alter  Kultur  aber,  wie  in  Rufsland 
und  Indien  ist  eine  ähnliche  Entwickelung  ebenfalls  ausgeschlossen,  weil 
hier  die  Masse  der  Getreidebauem  hinsichtlich  ihrer  ökonomischen  Qualität 
auch  nicht  im  entferntesten  mit  dem  typischen  Charakter  des  nord- 
amerikanischen  Farmers  Terglichen  werden  können.  Die  Steigerung  der 
Ansfuhrziffem  dieser  Länder  ist  in  der  Hauptsache  Effekt  der  Verkehrs* 
entwickelung. 

Im  Bahmen  des  Ganzen  betrachtet  erseheint  mir  die  Zeit  der  sog. 
auswärtigen  Getreidekonkurrenz  als  die  Zeit  der  Eingliederung  des  land- 
wirCaohaftliohen  Grundbesitzes  in  die  weltwirtschaftliche  Organisation. 
Bieae  Eingliederung  ist  heute  in  den  wichtigsten  Kulturländern  der  Erde 
und  für  die  wichtigsten  Ländergebiete  in  der  Hauptsache  bereits  perfekt 
geworden.  Und  nun  beginnen  die  an  den  Getreideüberschüssen  zehrenden 
Einwirkungen  sich  geltend  zu  machen.  Wie  lange  dieselben  an  dem 
yerhfiltnismäfsig  kleinen  üeberschufs  an  Getreide  zu  zehren  haben,  läfst 
sich  im  Toraus  natürlich,  «ufserordentlich  schwer  sagen.  Aber  eine  Beihe 
TOB  Gründen  lassen  ee  immerhin  in  höchstem  Mafbe  wahrscheinlich  er- 
scheine«,  dals  die  Zeit  der  auswärtigen  Getreidekonkurrenz  heule  bereits 
oMiir  als  zur  Hälfte  vorbei  ist.  Der  Fortdauer  des  heutigen  Zustandes 
auf  dem  Getreidewritmarkt  wird  damit  nur  eine  sehr  kurze  Frist  ge- 
setzt. Und  ich  gebe  zu,  dalSs  ein  anderer  Forscher  auf  Grund  der  gleichen 
Ziffern  und  Thatsachen  zu  einer  nicht  unwesentlich  längeren  Frist- 
bestimmung gelangen  kann.  Diese  längere  oder  kürzere  Frist  spielt  in- 
des keine  Rolle.  Die  Hauptsache  ist,  dafs  kein  Kenner  der  einschlägigen 
Verhältiiisse  sagen  kann :  der  heute  so  weit  Terbreitete  Glaube,  dafs  wir 
wenigsiena  hineichtlich  der  Brot^ersorgung  des  Volkes  im  Sehlaraffen- 
bade  irdiecher  Glückseligkeit  angelangt  seien,  sei  nicht  eitel  Trug. 
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Dtraai  folgen  uun  g^n^  b^timint«  wirtachftftipolitiiclie  Kong^quenien, 

iflra  Z  ie    nur    zu  sehr    gendgt  Ut,    toq  Eaud   2U   Mund  u&d  vvo 

^  rg^Q    lu   leben  I    k&uD    sioli   nur   mit  roUer  Gafätirdoiii  ätt 

,  d«t  8Ui«tet  dem  iUiibertlem  Dogoia  toq  der  iDleroationblen 

..^    weiter  überliaaeo,     £s    handelt   sieh  d««li^b    für  Deutsch- 

um    die  Frage:    ob    ihm  im  Falle    eine«  Eriegee  die  Getreide- 

ju  Kivgeiehnitten  werden  köaDten  ?  londera  vielmehr  um  die  äiid^r« 

i^v.    wah^r   wird    Deutschland    lein   Bortgetreide    nehineD,    wena   tber 

%  oder  lang  ein  Getreidematifel  auf  dem  Weltmarkt  siob  geltend  maeht? 

n  wenn  dieter  Tag  erst  K^kotumen  eein   wird,   dann  kann  die  Greni- 

-i^^iTd  eini^i  eitiEigeu  grofeen  Exportland  ea  wie  Eufftliind  x.  B,  eine  geradeiu 

unabiehbare     Panik     auf    dem    Getreide  markt     herrorrufen ,     welche    dit 

anderen  Stauten  j^wingt,    mit    der  Qreaziperre    zu    folgen*      Und  wai  toll 

daun  aui  den    mitteleuropäieohen  ladustriestaaten    werdeD,    die  eich  h«itte 

mehr    und   mehr    darauf    eioriGhten ,    den    AgTikulturstaatLn     iodustrielie 

Produkte  su  liefern   und  im  Auttausch   dafür  daa  Brotgetreide   für  daa 

Volk  zu  beuehen? 

Das  altengUache  Dogma  von  der  internationalen  Arbeiteteilaag  ift 
m.  S.  unrichtig,  weil  kein  Staatengebilde  der  Welt  linger  als  abeelnt  not- 
wendig auf  der  niedrigeren  SntwiekelungMtufe  einea  Agrikaltantaatai 
beharren  will.  Für  all  dieae  Oetreideezportländer  Ton  lieate  iat  et  nsr 
eine  Frage  der  Zeit,  daft  sie  ihr  Getreide  fftr  ihren  eignen  Bedarf 
brauchen.  Die  Thataaohe,  dafs  die  Oetreideproduktion  llbemll  noeh  an 
daa  so  und  so  Vielfache  auagedehnt  werden  könnte,  bietet  dagegen  gtr 
keine  Sicherheit  Wir  haben  aueh  in  Deutachland  eine  fast  noch  ob- 
übersehbare  Ausdehnungtmtfgliohkeit  des  Getreidebanet  und  trotadem  wichst 
das  Getreidedefiiit  seit  1872  Ton  Jahr  zu  Jahr  und  beträgt  heute  mehr  ali 
1  ^/|  Millionen  Tonnen.  Wenn  aber  dieser  ganz  unabwendbar  anbrechende 
Tag  der  Not  erst  gekommen  ist,  dann  wird  es  sich  zeigen,  dafs  die 
mitteleuropäischen  Industriestaaten  bei  ihrem  Stolz  auf  die  wachsenden 
Ausfuhrziffern  der  industriellen  Produkte  das  Nötigste  rerloren  haben, 
was  wir  Menschen  kennen,  nämlich :  das  tägliche  Brot  Und  sie  kommeo 
mir  vor  wie  ein  Bauherr,  welcher  ein  über  daa  landwirtschaftliche  Parterre 
weit  hinausgreifendes  erstes  und  zweites  Stockwerk  für  Industrie  und 
Handel  baut  und  deshalb  diese  Stookwerke  auf  Säulen  stellt,  welche  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  ruhen.  So  lange  der  andere  Grundeigentümer 
damit  einrerstanden  ist,  geht  es  ja.  Sobald  er  aber,  kraft  eigener  Soure- 
ränität,  diese  Einwilligung  zurück  nimmt  und  die  Säulen  umstofst,  sobald 
mufs  auch  das  stolze  Gebäude  unrettbar  fallen.  Es  ist  deshalb  die  Frage 
nach  der  Erhaltung  der  Selbständigkeit  des  Staates,  welche  uns  das  Problem 
Ton  der  Weiterentwiokelung  der  Getreideproduktionstechnik  sur  Losung 
aufgiebt.  Und  diese  Lösung  mufs  gelingen,  denn  sie  wird  gefordert  Ton 
der  Not 

in. 

Im  übrigen  bezeichnen  die  Geffoken'schen  Ausführungen  eine  Beihe 
Ton  Punkten,  in  denen  sich  unsere  Anschauungen  Tollkommen  deeksa. 
So  namentlich  hinsichtlich  der  agrarischen  Diagnose.     Weder   die  schätz- 
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söUnerisohe,  ooch  die  bimetallitüsehe  Auffassuog  yermag  die  wahre  Natur 
des  agrarischen  Uebels  sa  enthüllen,  das  in  dem  Mirsyerhältnis  z wischen 
Grundpreis  und  Reinertrag  des  Gutes  einerseits  und  swisohen  Arbeits« 
einkommen  und  Belastung  mit  unproduktiTen  Besitssohulden  anderer- 
seits gelegen  ist.  Ich  unterschreibe  ferner  die  Geftoken'sche  Kritik  der 
Sering'sehen  Vorschläge  Wort  für  Wort^  welche  lautet:  »»Hiermit  wäre 
der  Uebersohuldung  allerdings  eine  gewisse  Grenze  gesogen,  aber  doch 
nur  in  so  weit,  dafs  der  Bauer  gerade  noch  seinen  Unterhalt  findet^ 
denn  jene  Grenze  wird  bald  erreicht  werden  und  Ton  einer  Abtragung 
des  Besitskredits  würde  schwerlich  die  Rede  sein.**  —  Und  das  schliefs- 
lioh  angedeutete  Geffcken'sche  Agrarprogramm  scheint  mir  in  seinen 
Gmndzttgen  dem  Gedanken  der  Inkorporation  keineswegs  so  fremd  gegenüber 
SU  stehen,  wie  ich  das  unten  noch  su  erläutern  gedenke.  Zwischendrin 
freilich  enthält  der  Geffken'sche  Aufsatz  noch  so  yiele  Sätze  der  liberalen 
Freihandelsschule,  dals  ee  mir  hier  gestattet  sein  möchte,  als  Antwort 
darauf  den  prinsipiellen  Unterschied  meiner  Auffassung  der  Agrarfrage 
gegenüber  den  Lehre  der  altenglisohen  Freihandelssohule  thunlichst 
scharf  herrorzuheben.  Denn  erst  mit  der  Erkenntnis  der  methodologischen 
Unterschiede  beginnen  gegnerische  Anschauungen  sich  su  klären. 


Das  Charakteristische  der  Frei- 
handelsschule ist  ja  ihre  atomis- 
tiseh  -  individualistische 
Betrachtungsweise.  Sie  geht 
in  allen  Fragen  von  dem  Individuum 
aus  und  beginnt  deshalb  in  der  Regel 
ihre  agrarpolitischen  Srörtemngen 
mit  einer  Ausscheidung  der  Zahl  der 
Landwirte  und  der  nicht  landwirt* 
sehafilichen  Bevölkerung.  Ist  im  ein- 
zelnen Falle  die  Zahl  der  Landwirte 
viel  kleiner  als  die  der  Nichtland- 
wirte,  dann  kommen  nach  dieser 
Sehule  nur  noch  die  Interessen  der 
Konsumenten  und  der  Industrie  und 
des  Handels  in  Betracht.  Die  Sorge 
für  die  Landwirte  ist  dann  ein  über- 
wundener Standpunkt.  Eine  Agrar- 
frage existiert  in  diesem  Falle  über- 
haupt nicht  mehr.  Vertreter  der 
Landwirte,  welche  in  der  Minderheit 
sind,  sind  Vertreter  von  Sonderinter- 
eesen.  Nur  Vertreter  der  Mehrheit 
vertreten  die  Oesamtinteressen. 


Für  mich  ist  das  einzelne  Indi- 
viduum nicht  etwa  Mittel-  und  Aus- 
gangspunkt meiner  Erwägungen,  son- 
dern nur  ein  Splitter  vom  Gänsen. 
Und  die  mifsliohen  Zustände  und  Ver- 
hältnisse der  Einselwirtechaften  sind 
für  mich  nicht  etwa  schon  die  Krank- 
heit selbst,  sondern  nur  die  sympto^ 
matischen  Erscheinungen  der  tiefer 
liegenden  konstitutionellen  Erkran- 
kung des  sozialen  Körpers.  Das  Ab- 
zählen der  landwirtsehaftliehen  und 
nichtlandwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung erscheint  mir  deshalb  ziemlich 
gleichgültig.  Und  dort  wo  die  Zahl 
der  Landwirte  sehr  klein  ist  und 
deshalb  nach  der  Auffassung  der 
Freihandelssohule  keine  Agrarfrage 
mehr  besteht,  erblicke  ich  in  eben 
diesem  Bückgang  des  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerungsanteils  eines  der 
bedenklichsten  Symptome  dafür,  dafs 
das  Uebel  höohst  wahrscheinlich  schon 
soweit  fortgeschritten  ist,  dafs  die 
Gesamtheit  als  unrettbar  verloren 
betrachtet  werden  mufs.  Nur  wer 
in  solcher  Weise  auf  dem  Boden  des 
Ganzen  steht,   kann  m.  K  den  An- 
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lese  erstreckt  sieb  dano  auf  die  BchuU 
deDfreieo  bezw.  weuig  Terachtildeten 
Landwirte  im  Oegeofiatse  zu  den 
üotleidendeti  liandwirten.  Uod  hier- 
bei wird  daoo  weiter  iodiTidaati»ti>ch 
uuterschiedeD  zwischec  den  landwirt- 
fichafüieheo  Arbeiterti ,  dem  Klein *^ 
dem    Mittel-     uod    dem    Grafdgrund- 


Die  Resultate  dieser  Analyac  gipfeln 
danu  luuächät  id  dem  Satze,  dafs 
bis  beute  und  für  absehbare  Zeit  kein 
(■rund  für  eine  trübieüge  Schwarz- 
malerei gegeben  sei*  Hb  könne  Bioh 
deebalb  auch  gar  nicht  um  eine  um- 
fttaende  Unterst ützung  von  Seiten 
dea  Staates  an  die  Landwirte  han- 
deln. Statt  der  Staatshilfe  müsse 
die  Selbsthilfe  beiont  werden.  Hilf 
dir  selbst»  so  hilft  dir  Gott!  Soweit 
CS  i'ieh  aber  dennoch  um  staatliche 
Wohl  fahrtsei  nrichtungen  zu  Gunsten 
der  notleidenden  Landwirte  handeit, 
soweit  dürfen  dieselben  nur  mit  Zu- 
stimmung aller  beteiligten  Kreise 
eingeführt  werden.  Gegen  den  Willen 
der  einzelnen  Beteiligten  in  der  Mehr- 
heit darf  der  Staat  nichts  begionen. 


Spruch  erheben ,    die  Interessen 
Gesamtheit  zu  vertreten. 

Bas  übliche  Auaeioanderreilaeii  der 
Gesamtheit  der  JandwirtattefUiihin 
Grundbesitzer  in  Klein-,  MlUnl-  und 
Grofsgmndbesits  und  in  refnolnildeieo 
und  unyerschuldeten  Berits  echMd 
ungefähr  das  gerade  Gegenteil  Ton 
einer  richtigen  Betrat^tungsweiae 
zu  sein.  Denn  eben  weil  die  Einsel* 
wirtsohaften  in  ihrer  ökonomisohei 
Lage  nur  die  Symptom  träger  des 
Uebels  sind,  an  dem  die  Gnaantbiil 
erkrankt  ist,  kann  man  all  dieae 
Einzelerscheinungen  gar  niebt  Teil» 
kommen  genug  zusammenhalten,  nm 
zu  einem  möglichst  TOÜit&tidifeB 
pathologischen  Gesamtbilde  su  ge- 
langen. 

Dte  Betonung  der  Belbsthilfe  ist 
m«  E.  nur  dort  am  Flatse,  wo  jemand 
Zuwendung  tod  Geschenken  aus  toi 
Steuer ääckel  fordert.  Für  meine  agzar- 
politischen  Anschauungen  kommt  die* 
ser  Gegensatz  von  ,,Staatah]lfe*'  und 
^^Selbsthilfe''  gar  nicht  in  BetraokL 
Für  mich  handelt  e«  sich  eben  nicbt 
um  die  einzelnen  Individuvn,  sen* 
dem  um  die  soziale  Gaeamtheit,  Hier 
scheint  die  vorhandene  Reohtsorf»* 
nisadon  für  den  landwirtachaftliehifo 
Grund  und  Boden  in  Hinzieht  aof 
die  Besitz-  und  VermögensrerteilnBf 
wie  in  Hinsicht  auf  eine  harmonieebi 
Gesamtentwiokiung  in  Selbstandigk^il 
nachteilig  zu  funktionierall.  Dabii 
kann  die  bessere  Eineioht  und  Spar* 
samkeit  der  einzelnen  ebensowciiif 
helfen,  wie  die  Pflege  der  Glied* 
moTsen  bei  einem  Patienten ,  der  an 
der  Lungenschwindsucht  erkraiikt  isL 
Und  weil  n.  m.  A.  nicht  dia  Kinse}- 
wirtsohalten^  sondern  der  ganze  sotink 
Körper  erat  die  TotaUtäi  d«t  agnfi«j 
sehen  Uebels  umsohliertt,  ist  mij 
auch  die  relative  Krträglichkint  darl 
heutigen  landwirtschaftliohenZustlL 
siemlich  gleichgültig.    Ein  besonder« 
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•  Fast  allet  was  man  bisher  sur 
Lösung  der  Agrarfrage  g«than  sn 
baben  glaubt  oder  noch  an  thun 
gedenkt,  dreht  sich  um  die  üeber- 
ceugimg,  dafs  die  IndiTidual  Wirtschaft 
und  deren  Zustande  die  Totalitft  des 
•gmisehen  üebels  umspannt  So  hat 
die  einaelne  Wirtschaft  oft  Schwie- 
rigkelten, einen  billigen  Melioratioos- 
kredit  an  erhalten.  Deshalb  worden 
und    werden  Laadeskulturrentenban- 


Beweis  dafür  oder  dagegen  erseheint 
mir  gana  überflüssig.  Ich  gebe  die 
Lage  der  Einvelwirtschaften  für  die 
Gegenwart  wie  für  die  unmittelbare 
Zukunft  jeder  beliebigen  Betrachtung 
preis.  Die  ganae  grofse  Zu- 
kunft der  Gesamtheit  ist  für 
mich  das  Entscheidende.  Der 
Zustand  ron  heute  mag  deshalb  noch 
so  erträglich  sein,  sobald  er  in  ge- 
schlossener Reihe  alle  jene  Anzeichen 
enthält,  welche  darauf  hindeuten, 
dafs  wir  am  Anfang  Tom  Ende  stehen 
und  dufs  somit  die  grofse  Zukunft 
unseres  Vaterlandes  unbedingt  g»> 
fährdet  ist,  sobald  ist  auch  für  die 
Agrarreform  die  Beddrftiisfirage  er- 
ledigt und  die  Zeit  der  Abhilfe  ge- 
kommen. Ein  verantwortlicher  Poli- 
tiker, der  dann  noch  au  warten  wül,  bis 
sich  die  Mehrheit  der  Beteiligten  für 
diese  speaiflscbe  Reform  entschieden 
hat,  kommt  mir  tot  wie  ein  Arat, 
der  bei  einem  gegebenen  Falle  seinen 
Kenntnissen  nicht  recht  traut  und 
deshalb  den  tieferen  EiogriiF  so  lange 
Tcrschiebt,  bis  auch  der  nidit  speri- 
fiseh  gebildete  Darchschnittsmensch 
die  aufserordentlich  gefähriiche  Er^ 
krankung  erkannt  hat  Mit  einer 
Rettung  des  Patienten  ist  es  dann 
freilich  rorbei!  Aber  auch  rom 
juristisohen  Standpunkte  aus  erachte 
ich  ein  Befragen  der  Landwirte  für 
unrichtig,  denn  nicht  der  eioaelne 
Grundbesitaer ,  sondern  die  sosiale 
Gesamtheit  ist  das  erkrankte  Subjekt. 
Es  ist  für  mich  die  unabweisbare 
Konsequena  all  dieser  Orundsätae 
dafs  ich  die  verschiedenen  bisher  in 
Angriff  genommenen  Wohlfahrtsein- 
riehtungen  und  Abhilfsmafsregeln  für 
das  eigentKche  agrarische  üebel  als 
siemlioh  bedeutungslos  betrachte. 
DaHi  der  SehutazoU  diese  Frage  nieht 
Idst,  davon  hat  man  inawisehen  sich 
schon  allgemeiner  überaeugt.  Dafs 
die  Unkündbarkeit  der  HjpothdkeUy 
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ken  gegrtjDdet,  Da  uiid  dort  werden 
fiRuernböle  gewerbsmafiig  und  sum 
SohadeD  für  die  Gesamtheit  zertrüm- 
mert. Dei^halb  wird  ein  Güterzer- 
triimmerungBgeseU  ge^cbafTen.  Izi 
eäoer  Reihe  yod  Fällen  bringen  Hagel , 
Viehseuchen  ,  Brandacbädeu  u^  s.  w. 
die  kftpi talarmen  Landwirte  zur  Sub- 
bastatioD.  Daraufhin  werden  die  ver- 
schiedenen  YersicheruDgegeietze  ein- 
geführt. Da  and  dort  kommt  es  zur 
Kündigung  Tau  Hypotheken,  wai 
dem  betreffenden  Landwirt  Unao- 
nehmlichkeiten  bereitet.  Darum  die 
grofae  Hochschatzun^  der  uoktind- 
baren  Pfandbriet  schuld,  In  vielen 
Gegenden  macht  sich  der  Wueiier 
bemerkbar.  Also  wurden  Wucher- 
geftet^e  geschaffen.  In  Gegenden  mit 
überwiegendem  Grofsgrundbeeitz  zeigt 
sich  der  Mangel  an  laod wirtschaft- 
lichen Arbeitern.  Also  werden  Be- 
titzungen aufgi kauft  und  zur  Grün- 
dung von  Kleinbaueradörfem  ver- 
wendet,  welche  die  erforderlichen 
Arbeitskräfte  liefern  sollen.  In  Gegen- 
den mit  geeohlossener  Vererb uog  der 
Güter  zeigt  sich  bei  dem  heutigen 
Prinzip  der  freien  Markt  Preisbildung 
und  der  Gleichberechtigung  der  Ge- 
schwister eine  überraschend  starke 
Zunahme  der  Erbschafteschulden,  Also 
toU  ein  beacnderei  Erbrecht  für  den 
landwirtschaftlichen  Grundbesitz  kon- 
itruiert  wetden.  Gegen  die  Fälle  der 
Ueberschuldung  des  landwirtschaft- 
lichen Besitzes  soll  eine  besondere 
Üeberschuldungsgrenze  gezogen  wer- 
den ,  so  dafs  die  Landwirte  gerade 
noch  bestehen  können.  M.  a.  W. 
auf  jede  schmerzhafte  Stelle  der  not- 
leidenden  landwirtschaftlichen  Kiozel- 
wirtsohaft  wird  ein  besonderes  Pfläs- 
terobeo  gelegt.  Am  liebsten  aber 
würde  man  gute  Jahre  mit  besseren 
Preisen  kommen  sehen,  denn  dann 
wäre  die  ganze  Agrarfrage  sofort 
gelöst,  weil  dann  die  Sohmerzen  der 


die  Landeskulturrenten  backen  ,  ^e  ' 
Versicherungsgesetze«  die  Wuchn- 
gesetze,  die  GüiersertrenniingtgeseUo 
u.  s.  w.  diesen  hohe  Ziel  nicht  er* 
reichen ,  darüber  könnte  man  sich 
wenigstens  heute  schon  ^enngeod 
Information  Ter  schaffen ,  Trotidtoi 
wird  man  noch  das  eine  oder  ander« 
Mittelchen  nach  diesem  Grundsatz« 
der  symptomatisoliea  Heilmethode 
anwenden,  bis  man  endUoh  all- 
gemein erkannt  hat,  dafs  es  sieh 
in  all  diesen  Fällen  eigentlich  nur 
um  Morphiumeinspritzungen  für  po- 
litische Schmerzen  handelt  beiw» 
gehandelt  hat.  Und  dann  wird  aaeh 
endlich  die  Zeit  gekommen  sein,  in 
der  man  für  all  diese  Krankheits* 
Symptome  nach  einer  gemeiniameD 
Krankheitsursache  Bucht  und  mit  der 
Beseitigung  dieser  Ursache  die  eigent- 
liche Agrarfrage  einer  glücklichen 
Lösung  entgegen  führt«  Die  Hoffnung. 
dafs  das  Eintreten  günstigerer  Jahre 
mit  höheren  Preisen  die  Agrarfrage 
von  selbst  zur  Lösung  bringen  würde» 
ist  eine  durchaus  trügerische.  Dean 
diese  besieren  Preise  werden  dann 
kommen,  wenn  die  Zeit  des  Getreids- 
mangels  auf  dem  Weltmarkt  begon- 
nen hat  Und  dann  steht  die  eigeiK- 
liehe  Agrarfrage  erst  recht  auf  der 
Tagesordnung,  nur  daTs  sie  statt  ton 
den  Landwirten  wie  heute,  dann  ton 
der  Industrie  und  von  den  Städtern 
aufgeworfen  werden  wird,  deren  Ver- 
treter nachher  unter  dem  Zeichen  der 
Not  wohl  bald  gelernt  haben  werden, 
die  liberale  freihändlerische  Betrach* 
tungsweise  der  agrarischen  Frage  als 
total  Teraltet  bei  Seite  zu  sehiebea 
und  sie  als  die  frage  nach  der  Zuiik- 
tion  von  Grund  und  Boden  im  Leben 
des  Volkes  zu  erfassen  und  zu  lösen. 
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aoileideiideii    Landwirte    mit   einem 
Schlage  Torbei  wären. 

Das  itt  der  agrerpolitieche  Ideen- 
kreif  der  altengliechen  Freihandels- 
•chaley  die  trots  ihres  mehr  als  100- 
jlhrigen  Altert  die  öffentliche  Mei- 
nuDg  heute  noch  fast  Tollkommen 
behezrsoht 

80  sind  es  denn  drei  Fragen,  deren  Erörterung  erst  in  das  tiefere 
Yexständnis  des  eigentlichen  agrarischen  Problems  einführt»  nämlich: 

1)  Die  Frage  nach  der  gemeinsamen  Krankheitsursache  aller  iand- 
wirtedhaftlidien  Schmerzen. 

2)  Die  Frage  nach  den  äafBeren  Anzeichen  dafür,  dafs  wir  hente 
bereits  mit  der  Zukunft  unseres  Volkes  am  Anfang  Tom  Ende  stehen»  und 

8)  die  Frage  nach  der  Funktion  yon  Grund  und  Boden  im  Leben 
des  Volkes. 

Rodbertua  war  es  bekanntlich,  der  zuerst  mit  Tollem  Nachdruck  dar- 
auf hingewiesen  hat,  dafSs  der  landwirtschaftliche  Grundbesitz  keine 
Ware  ist.  Seiner  Bezeichnung  als  Bentenfonds  kann  ich  freilich  nicht 
zustimmen.  Vielmehr  bin  ich  der  Meinung,  dafs  Bodbertus  diese  Quali- 
fikation zu  sehr  aus  seinen  heimatlichen  Verhältnissen  und  aus  seiner 
Zeit  herausgelesen  hat,  und  an  anderer  Stelle  habe  ich  diese  Annahme 
des  eingehenderen  begründet  ^).  Aber  seine  Behauptung,  dafs  der  land- 
wirtaehaftliche  Grundbesitz  gegen  seine  innere  Natur  fälschlich  von 
unserer  heutigen  Gesetzgebung  zur  Ware  dekretiert  wurde,  ist  so  sehr 
wahr,  dafs  heute  noch  alle  landwirtsohaftliohen  Schmersen  auf  diese 
einsige  Ursache  zurückgeführt  werden  müssen.  Die  ganzen  Schwierigkeiten 
des  landwirtschaftlichen  Kreditwesens,  yom  Meliorationskredit  angefangen 
bis  zur  Kündbarkeit  der  Hypothek  und  zur  wucherischen  Ausbeutung 
der  Landwirte,  führen  sich  auf  den  yolkswirtsehaftlicben  Irrtum  der 
liberalen  Schule  zurück,  wonach  beim  landwirtschaftlichen  Grundbesitz 
gans  wie  bei  der  Ware  die  Verschuldungsfreiheit  am  besten  geeignet 
wäre,  dem  Kreditbedürfhis  der  Einzelnen  zu  dienen.  Die  ganze  moderne 
Gesetzgebung  Ton  der  Einführung  der  Landeskulturrentenbanken  bis  zum 
Oenossenschafts-  und  Wuchergesetz  ist  nur  eine  fortwährende  offiaielle 
Wiederholung  der  Ueberzeugung ,  dafs  die  Verschuldungsfreiheit  für  den 
landwirtschaftlichen  Grundbesitz  durchaus  unzweckmäfsig  sei.  Aber  man 
steckt  offenbar  trotz  alledem  noch  zu  tief  in  dem  Bann  der  liberalen 
Volkswirtschaftssohule.  Deshalb  hat  man  sich  nur  zu  diesen  kleinen 
PaUiatiymitteln  entsohliefsen  können.  Die  Versohuldnngsfreiheit  besteht 
als  Sita  des  Uebels  ruhig  weiter. 

Mit  wie  yiel  Gesetaen  war  man  yergeblich  bemüht,  die  tiefgehenden 
Schäden  des  freien  Grundyerkehrs  auch  nur  einigermatsen  zu  mildem! 
So   sollte    das   Arrondierungsgesetz    die  Uebelstände   der    unseligen  Zer- 


1)  Vgl.  mein  „Natflrliehes  WertrerhSltnit   dM   Undwirtschaftllehen  6niiidb«sittst  in 
toiSalui  B«d«ataBg  nntertneht**,  Tttbisgen  1884,  pag.  SS  ff. 
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Stückelung  beieitigea,  aber  wei^n  auch  irgeodwo  mit  Tieler  Mühe  aal 
roit  grofien  Kosten  eine  AiroTidieraBg  gelungen  iit,  die  Freiheit  d*^i  V«r- 
kehrt  beginnt  lefort  wieder ,  die  »chöne  ueue  F«1dordiinn^  lan^eftm,  ib<f 
uü aufgehalten  zu  zerbröckeln .  Welche  Bände  voll  Weiabeit  hat  mti 
nicht  über  das  Problem  too  der  Gütarzertrümmemng  luaammeDgetr^efi^ 
und  wie  Tiel  guter  Wille  gehört  hente  dazu,  um  überhaupt  nur  «lot 
Wirkung  dieser  yerichiedenen  Gesetie  entdecken  za  k(>atiea !  Da  ni4 
dort  h^t  da«  Ororakapital  Quadraim eilen  auf  Quadratmeilen  LAndes  h 
wenigen  Jahren  aufgükauft  und  die  früheren  bäuerlichen  Besitzer  rar- 
dringt.  Man  hat  auoh  darüber  io  den  Yeriohiedenen  Parlamenten  wieder^ 
holt  Aohnn  debattiert  und  Heichlüiie  gefafni^  aber  die  Oeaetxg'ebnng  hit 
ea  biaher  nicht  fertig  gebraeht ,  dieie«  Problem  tod  der  Auft^tigung  dai 
bäuerlichen  fieftitzea  durch  das  Tater  1  an  dsloae  Geld  kapital  auch  nur  aaiii- 
tasten.  In  den  Bzpropriationtgeaetsen ,  in  den  wnaiorreahttiah—  Ba- 
tti»mnnf6D,  in  da»  fald-  und  foratpaliseiliehen  Ano«dn«i^o ,  wia  «mIi 
in  TarMhiedenen  Oanoaaenaohaftageaetian  hat  maa  Tertaahi,  a«a  Jenea 
Arsenal  feiner  jarittisoher  Konatroktionen ,  die  ein  geistreicher  Bsehtsg»» 
lehrter  aiwaal  die  silberne  Sehnnpflabafcsdose  för  die  wiehtenw  Nies  der 
Jastitia  genannt  hat,  in  den  starren  Begriff  Ton  dem  privsitsifc  Omad* 
eigentau  da  und  dort  Bresehe  sn  legen,  aber  all  diese  Beetimmnngsa 
sind  gegenüber  den  grofsen  Koltaraufgaben,  denen  sie  dieaen  sc^lea,  Msi 
rechten  Lichte  besehen,  doob  nnr  ein  Sehlag  ins  Waeser.  Ün4  was  sM 
all  diese  Tersehiedenartigen  und  heole  sehon  so  weit  geösoiwoen  ie» 
strebungen  snr  Einfükning  eines  spesifischen  hineriiobeo  Srtoeehte  aa* 
deres  als  der  Versnch,  die  Warenqoalitttt  des  laadwivteoikafdielMa  Orao^ 
besitses  wenigstens  für  die  Handändemng  Ton  Todes  wegen  so  beseitigan. 
Ich  stehe  diesen  Bestrebungen  gewifs  nicht  feindlich  gegenüber.  Aber 
ich  kann  den  Rechtssnstand,  der  damit  geschaffen  würde,  nicht  für  be- 
sonders konsequent  durchgebildet  erachten.  Denn  entweder  sollte  dar 
landwirtschaftliche  Grundbesitz  als  Ware  behandelt  werden  oder  er  sollte 
nicht  als  Ware  behandelt  werden.  Die  Warenqualität  für  den  Verkehr 
von  Todes  wegen  und  für  die  Bauernhöfe  beseitigen ,  sonst  aber  beibe- 
halten wollen,  ist  eine  Inkonsequens  die  sich  in  einer  Reihe  von  Schwie- 
rigkeiten in  der  Praxi«  äufsern  mufs.  Die  weichenden  Geschwister  wer- 
den es  stets  und  ihr  ganzes  Leben  hinduroh  als  eine  Ungerechtigkeit 
empfinden,  dafs  in  unserer  Zeit  der  Freiheit  und  Gleichheit  vor  desi 
Gesetz  der  Anerbe  den  väterlichen  Hof  zu  einem  aufserordentlioh  niedrigen 
Anschlag  erhalten  soll ,  während  auf  dem  freien  Grundmarkte ,  auf  deo 
sie  tiir  den  Fall  der  Verselbständigung  als  Landwirt  angewieaen  sind,  die 
Grundstücke  nach  wie  vor  nur  zu  einem  so  übertrieben  hoben  Preise  er- 
worben werden  können,  dafs  damit  jede  und  auch  die  eotfemCeste  Gleich- 
Stellung  mit  dem  Anerben  ausgeschlossen  erscheint.  Man  weifs  gani 
genau,  dafs  jede  Erbrechtsreform  erst  mit  der  unbedingten  AnsschlieTsung 
der  Einwirkungen  des  freien  Grundmarktes  ihren  eigentlichen  wirtschafts- 
politisohen  Inhalt  empfängt.  Man  weifs  ebenso  allgemein,  dafs  von  den 
freien  Grondmarkte  herab  das  zerstörende  Gift  in  die  erbrechtlichen  Uebsr- 
gabsverträge  hineinträufelt  Und  trotzdem  will  man  diesen  freien  Grund- 
markt  für  den  Verkehr  unter  Lebenden  beibehalten.     Im  östliehen  Preufssa 
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lial  et  beksnotermarien  die  Freiheit  des  Orundverkehrs  gestattet,  dtth 
8.  2.  die  Basernhöfe  too  den  gröfteren  Chrandbesitiero  aasgekaaft  wardes. 
Jetet  iet  Arbeitermangel  eingetreten,  wodnreh  selbst  nationalpolitische 
lolefeaaen  bedroht  werden.  Man  hat  deshalb  besondere  Oesetie  gesehatfen, 
Q«d  eine  Behörde  ist  eifrig  bemüht,  wieder  eioe  Baaernsohaft  aniasiedeln. 
Dieeer  Presefs  schreitet  mit  einer  erfrenliohen  Rasefaheit  Torwürts.  Aber 
eine  irgendwie  geartete  Sicherheit  für  den  Bestand  dieser  Baaemhdfs  iet 
nieht  gegeben.  Sobald  rieh  also  die  Warenpreise  wieder  ändern,  und 
der  Orofsbetrieb  wieder  rentab^  wird,  steht  die  Wahrscheinlichkeit 
IM:  1,  dafs  diese  Höfe  von  dem  Qrofsgrandbesits  wieder  verschlongeo 
werden« 

Jedermann  weife,  dafs  die  dgentliehe  Schwäche  imserer  landwirt« 
edmltKehen  Zustände  darim  liegt,  dafs  der  Gmndpreis  den  Orundwert  so 
anieerordentlich  übersteigt  and  dafs  die  Landwirte  ihre  Besitinngen  bei 
yid  SU  hohen  Preisen  mit  einem  sn  geringen  BigenTormögen  übernehmen. 
Kommen  dann  magere  Jahre,  so  brechen  diese  ökonomisch  sehwachen 
Ezistenzei»  sosammen.  Und  trotadem  nieht  minder  allgemein  bekannt  ist» 
dab  für  diese  übertrieben  hohen  Preise  nicht  etwa  der  Bioseine,  sondern 
der  Msrkt  Tcrantwortlieh  ist,  wagt  man  nieht  einmal  theoretisch,  die  Be- 
rechtigung des  freien  Gmndmarirtes  in  Frage  sn  sieben.  Und  so  mühee 
md  plagen  sieh  denn  Oesetsgebong ,  Yerwaltnng  und  Politik  auf  alle 
mttgliche  Weise,  um  deo  Stein  der  GrundbesitSTerteilnng  auf  die  Höhe 
der  Bosiaien  Ordnung  bald  da,  bald  dort  etwas  mehr  hinanfkuschieben. 
Sobald  derselbe  aber  auch  nnr  für  einen  Moment  sich  überlassen  ist, 
stftnt  or  auch  schon  wieder  hinab  in  die  Tiefe  frecher  Ausbeutung  go» 
samtheitKeher  Interessen  durch  das  Kapital.  In  vielen  anderen  Fällen 
wäre  man  ridi  gewifs  schon  über  Natur  und  Charakter  dieser  Sisyphvs*- 
arbeit  klar  geworden  Und  hätte  dementsprechend  gehandelt.  Beim  land- 
wtrtschaftliebon  Omndbeeits  jedoch  hat  das  illiberale  Zauborwörtcheo 
^finale  Konkurrenz^  noch  ein  so  mächtiges  Ansehen,  dafs  ein  joder,  der 
dagegen  seine  Stimme  erbebt,  als  „geföhrlicher  Reaktionär'^  oder  doch  alo 
^gärender  Most'*  Torurteilt  wird.  Die  Warroqualität  des  landwirtsehaH- 
Ueben  Grundbeeitzes  ist  natüriieh  trotsdem  die  einsige  Ursache  aller  land- 
wivtsehaftKohen  Schmerzen. 

Zur  Frage  Ton  ernstester  Bedeutung  aber  werden  diese  landwirtsohalt* 
liebes  Mifsstände  erst  dadnvoh,  dafs  sie  für  die  soziale  Gesamtheit  den 
▲aAmg  Tom  Ende  umseblieCsen. 

Man  mag  noch  so  sehr  mit  dem  Beweis  der  relative»  Uaschäd- 
liohkeit  der  Freiheit  des  Omndeigentums  auf  eine  Weise  sich  abmühen, 
die  recht  lebhaft  an  die  Begründung  der  zunehmenden  Wohlhabenheit  im 
ladioB  durch  die  Statistik  der  Sonnen-  und  Regenschirme  erinnert  -**• 
Eines  kann  trotzdem  niemand  bestreiten,  nämlieh  dafs  Dentsohlaad  im 
Jahre  1872  noch  etwa  100  000  Tonnen  Weizen  mehr  ausgefCIhrt  bat 
wmA  dali  heute  sein  Brotgetreidedefizit  schon  1  ^/^  Millionen  Tonnen  nieht 
nnwosentlieh  übersteigt.  Also  in  etwa  %2  Jahren  ein  Mangel  von  nabo* 
zu  1/5  dos  Jahreebrotbedarfs.  Diese  Ziffer  mag  man  für  dio  Gegen  wart 
nnd  für  die  nächste  Zukunft  immerhin  für  unbedenklich  halten.  Bas 
aber    kann    keinem    Zweifel    unterliegen,    dafs    diese   Ziffern    als   B»t* 
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wickeluD^itexideDS  ichoD  für  die  näobAten  60  Jahre    eitie 
beäDgitigende  BedeutuD^  beBitzeo*     Deno  das   Urteil    über    die  autwärll| 
Kookurrene  mag  lauieOf  wie  es   will,  dafi  die  Getreideaber^ohÜBae  auf  de 
Weltmarkte  nicht  ewig  dauern   ued   zwar  schon   deshalb,    weti   kein  A| 
koltarataat  der  Welt  länger,    &!•  absolut    notwendige    auf   dieser  niedrig« 
Entwickelungsstnfe   beharren    will,    wird    tob    ktinem    Unbefangenen 
stritten  werden  können.     Es  ist  also  nar    um    so    schlimmer,    Wtttto  je 
Keoht    behalten,    welche    die    Zeit    des  Getreidemanf^eli    erst    to    »pä 
Jahren  eintreten  lassen.     Das  Dei&zit  des  Brotgetreidebebarfs  im  Deiti 
Reiche  wird  dann  um  so  gröfser  und  getährlicher  sein.     DaTs    unter 
behaltung  des  Privateigentames  an  Grund  und  Boden    daun    nicht  aa 
rasches  Nachholen    der  Getreideprodnktion    gedaoht    werden    kann,    uni 
liegt  nach  der  Erfahrung  aller   Länder  gar  keinem  ZweifeL     Und  Engli 
js.  B.    scheint   diesen    Gedanken    überhaupt    schon    aufgegeben    eu 
Seine  HofiTnung  ruht  hier  ganz   auf  dem  grofsen  Plane  einer  gesehlos 
Vereinigung     mit     seinen    sämtlichen    Kolonien.      Mag    sein,     deXs    dieser 
Plan    gelingt     Das  Mutterland    wird    dann  Kostgängerin    bei    den    jongea 
Kolonien,  was  tu  Zeiten  der  Not  seine  gans  bestimmten  Folgen  hat     Fü 
jeden    anderen    Staat    ohne     eine    ähnJich    reiche    koloniale    Unterst dtzuii 
bedeutet  eine  gleiche  Situation  den  sicheren  Untergang. 

Hiersu  kommt  noch  eine  wesentlich  ergänzende  Erwägung, 
die  Freiheit  des  Grundeigentumes  mit  der  freien  Verschuldung  ea  nie 
z\x  Wege  bringt,  die  Konsnmtionskraft  der  landwirtsehafllicheu  BeTölke 
steigen  xu  lassen,  das  ist  heute,  trots  aller  Kederei  Ton  Yerechwe 
und  Putzsucht ,  eine  feststehende  Thatsaohe.  Die  seit  Ende  der  706 
Jabre  andauernde  laudwirt^chaftliche  Kreditkrisia ,  die  umfassende 
liehe  Unterstützung  aus  Anlafa  der  vorjährigen  Dürre  und  der  fortwährend' 
steigende  Abflufs  der  Landbevölkerung  nach  der  Stadt  bürgen  mit  kräf* 
tigern  Zeugnis  dafür.  Man  hat  zwar  diese  letztere  Erscheinung  aoeb 
wieder  mit  allgemeinen  Hedenanrten  von  der  GennXssucht  der  EinzabiiB 
erklären  wolkn,  aber  ich  kann  mich  diesem  Urteile  nicht  anachlifÜNl 
und  bin  entechieden  der  Meinung,  dafs  die  Einkommensverhäjtni^se 
Bevölkerungsbewegung  beherrschen.  In  den  Staaten  des  Atlantis 
Oceans  z.  B.  rentiert  die  Landwirtschaft  nicht  mehr.  Deshalb  haben  vir 
auch  dort  eine  starke  Entvölkerung  des  platten  Landes.  Wo  sie  im 
fernen  Westen  noch  rentiert,  haben  wir  umgekehrt  eine  Bevölkeningt- 
bewegung  von  der  Stadt  nach  dem  Lande.  Aehnliches  gilt  für  AustrilieB 
und  sohliefslich  für  die  ganze  Welt.  Wer  heute  einen  Landwirt  heinlel, 
der  hat  sein  ganzes  Leben  hindurch  Mühe  und  Plage«  aber  keinen  Ter- 
dienst.  Deshalb  ziehen  die  Mädchen  nach  der  Stadt,  Und  nachdem  aootl 
die  Burschen  draufsen  sich  nichts  Rechtes  su  verdienen  wissen,  foigm 
sie  nach.  Die  mangelnde  lieotabilität  des  landwirtschaftlichen  fie* 
triebes  ist  es,  welche  die  Bevölkerung  nach  den  Städten  drängt. 

Inzwischen  steigt  die  Produktivität  der  Industrie  immer  mehr  ttnd 
mehr.  Ab&atüerleichteruogen  müssen  im  Autland  gesucht  werden^  iiaek^ 
dem  der  lulandskonsum  nicht  steigen  will.  Und  die  Kosten  dafür  mütitt 
aum  Teil  die  landwirtschaftlichen  Interessen  tragen.  Auf  diese  Wetis 
reduziert    sich    das   landwirtschaftliche  Parterre   immer   mehr    itod   mehrt 
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während  daj  nächtte  Stockwerk  für  die  lodustne  immer  mehr  durch  Ao* 
bftUteo  erwaitert  wird,  die  mittelst  Saaten  auf  fremdem  QruQd  und!  Boden 
rohea.  Das  ist  für  den  Augeoblick  alles  gauz  tchöo  und  gut  Aber 
irie  wird  die  Situation  werden,  wenn  diese  verschiedenen  Agrikultur» 
Staaten  eines  Tage«  keine  Schwierigkeiten  mehr  im  Absatz  ihrer  Boden- 
Produkte  finden?  Dann  hängen  all  diese  Anbauten  des  iadastriaÜen 
Stockwerkes  auf  einmal  io  der  Luft  Und  da,  furchte  ich,  werden  sie 
nicht  lange   hängen  bleiben. 

So  droht  olso  ein  doppelter  Zusamraettbruch  in  nicht  2a  femer  Zu- 
kunft: auf  der  einen  Seite  der  Zusammeo  brach  unserer  BrotY erborg ung 
und  wahrscheinlich  gleichzeitig  der  Zuaammeabruch  unserem  industriellen 
Absatzes  im  Auslande,  Ich  kann  mir  nicht  denken,  dafs  irgend  ein  Krieg 
an  zerstörender  Gewalt  diesem  Ereignis  gleich  kommen  könnte. 

Das  sind  die  Aussichten  für  unsere  deutaohe  Zukuoft,  weil  wir  der 
freihandlerischen  Schulmeinung  zu  Liebe  nie  die  Frage  nach  der  Funk-* 
tion  Yon  Grund  und  Boden  im  Leben  des  Volkes  zu  lösen  versucht  haben. 
Ich  kann  dieselbe  hier  natürlich  nicht  umfassend  erörtern  und  will  auch 
£ur  Vereint  ach  UQg  meiner  nur  kursorischen  Betraohtuags  weise  das  städtische 
Grundeigentum  insbesondere  ganz  aiuschliefsen  und  mich  auf  das  land- 
wirtechaftliche  Grundeigentum  beschränken. 

Dafs  nun  das  landwirtschaftiishe  Grundeigentum  die  Funktion  hat, 
daa  Volk  mit  Brot  zu  Tersorgen,  wird  keines  eingehenderen  Beweises  be- 
dürfen. Grund  und  Boden  hat  immer  und  überall  diese  Funktion  gehabt 
Und  nur  jetzt,  nachdem  der  freihändlerische  Irrtum  Ton  der  Waren- 
qualität  des  Uodwirtüchaft liehen  Grund besitses  Zustände  erzeugt  hat,  die 
mit  der  Konsumtions kraft  des  platten  Landes  auch  die  Getreideproduktion 
zurückgehen  lassen,  jetzt  soll  dieser  pathologischen  Erscheinung  durch  den 
weiteren  frei  b  an  die  ri  sehen  Irrtum  von  der  internationalen  Arbeitsteilung 
der  Charakter  einer  physiologischen  Entwiokelung  rerliehen  werden.  Den 
Zirkel  dieser  Argumentation  schliefst  dann  die  Behauptung»  daia  in  Deutsch« 
land  der  Getreidebau  nicht  mehr  rentiere^  und  der  gute  H«t,  deshalb  lu 
anderen  Produktionsarten  überzugehen.  Ich  kann  keinem  dieser  Sätse 
beipflichten,  Dafs  man  den  Getreidebau  in  Deutschland  in  gröfserem 
Umfange  aufgeben  sollte,  ist  ein  ebenso  rerhängnisToUer  wie  unbegründeter 
Hat  £r  ist  verhängnisynli»  weil  dadurch  die  Harmonie  zwischen  Land- 
wirtschaft und  Industrie  in  der  gesAmtheitliohen  Entwiokelung  noch  mehr 
untergraben  und  verdunkelt  wird.  Und  er  ist  unbegründet,  weil  der 
rationelle  Getreidebau  in  Deutschland  heute  so  gut  sich  rentiert,  wie 
irgend  sonst  auf  der  Welt  Nur  bei  diesen  gani  übertriebenen  Grucd* 
preisen  und  bei  der  dementsprechend  hohen  Grundverschuldung,  die  uns 
die  freihändlerischen  Theorien  in  ihrer  Anwendung  auf  das  landwirt- 
schafüiche  Grundeigentum  gebracht  haben,  rentiert  die  in  ihrer  Entwioke- 
lung deshalb  hängen  gebliebene  Getreideproduktionstechnik  nicht  mehr. 
Aber  unter  solchen  Umständen  rendert  auch  jede  andere  Betriebaart  nicht 
nehr  oder  scheint  doch  nicht  su  rentieren.  Als  Beleg  hierfür  braucht 
nur  an  die  Geschichte  des  8ch  wein  eein  fuhr  Verbotes  ron  1868  bis  1S90 
erinnert  su  werden.  Damals  sind  die  dchweineäeischpreise  um  40,  50 
und    60    Pros,    gestiegen,   und  der   nach    der   liberalen   Freihandelsschule 
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orgamsjerteo  L&od Wirtschaft  wa;  ea  nicht  möi^üch,  diese  Kirisifkeit  lee 
6  bis  700  000  Stück  MustBchw einen  pro  Jahr  mehr  zu  produsieieii« 
Mehrproduktion  der  haute  zur  Einfuhr  gelangenden  1  ^/,  HtUioileo  To 
firotgetreide  ist  teohuisoh  ebenso  leicht  und  unzweifelhaft  mögÜeht 
die  Mehr  Produktion  dieser  6  bis  700  000  Mastschweine.  Nur  ein 
fordernis  ist  dabei  uDerläTalich,  und  das  ist  das  prinzipielle  Aufgeben 
frei  bändleri sehen  Grundsätze  für  die  Eeohtsordnuog  de%  landwiriseikafli 
liehen   Orundbesilzes* 

Derselbe  hat    indes  noch  eine  zweite,    nicht   minder    wichtige  Funk* 
tion,  deren  Entwickelung  aus    der  germanischen  Gesohichte   ich   an  etaer 
anderen  Stelle  gegeben  habe  ^)  —  ich  meine  die  Funktion  al«  toU 
iohaftiicher  Lohnregulator.     Diese  Funktion    ist  auch  heute    in  der 
feudal    organisierten    Gesellschaft    ebenso     notwendig    wie    möglich, 
braucht  ja  nur  die  üeffcken'sohe  Stelle  Daehzulesen»  welohe  berieh tet, 
ts  Ificht  sei,  Beispiele  aufzuzählen,  in  denen  die  Güterpreise  in  30  Jabreii 
um  das  Sechsfache  gestiegen  seien.     Also  ein  Bauernhof,  der  vor  äü  Jahrei 
liO  000  M.  gekostet  hat,  ist  inzwischen  auf  f>üü  UÜO  M.  gestiegeo.     Direer 
Frt-is  iöt  natürlich  wie  immer  viel  zu  hoch!     Aber  es  ist  wahrscbeioüoh^j 
dufs  dt;r  Gutsertrag    sich    in    30  Jahren  verfuntfacht  hat.     Der   Buehwe 
des  Hofes  d.  h.  der  ursprüu gliche  Eicikaufspreis  plus  rationell  und  dauerod ' 
investiertes  Kapital  wird  inzwischen  kaum  um    60  000  M.   gestiegen  sein. 
Wie  glänzend  uud  wie  glücklich    könnten    also   diese    landwirlschaftliolMa 
Verhältnisse  sein,    wenn  der  neue  Besitzer  diesen  Hof  zu  diesem   wahna^ 
Werte  wie  „unter  Brüdern*'  erworben  hätte   und  heute ^    im   Vergleich  zU 
30    Jahren    zurück,    über    ein     fünfmal    gröfseres  Arbeitseinkommcti 
fügen  könnte.     Welche  Stütze  wäre  dieser  Bauer  der  heimischen  Kostus^ 
kraft.     Wie  leicht  könnte  er  sich  so  viel  erübrigen,  dals  bei  einer 
Kinderzahl   jeder  Erbe    dem   Wert    nach    einen    gteichgrofsen    Ver 
an  teil    erhält   und    trotzdem    der    Anerbe    den    Hof   ziemlich    sohu 
übernehmen    kann.      Und    wie   sicher    könnten    unter    solchen 
mit    Hilfe    einer    entsprechenden    Organisation    so    Tiele    teohntsche    Fort* 
t^ohritte  in   den  Betrieb    eingeführt  weiden »   dafs  dem  Volke  lortwibreod 
die  Brotversorguüg  im  Lande  gesichert  wäre.     Aber  die   herrscbrode  fr«- 
handelssehule    wiU  solch    glückliche  Zustände    nicht    haben.     Deshalb  hatJ 
man  den  land wirtschaftlichen  Grundbesitz  zur  Ware  d.  h«  zum   beiietiigtaj 
Attsbeutungs Objekt  gemacht  und  die  Freisbildung  dem  freien  Markte  tibtr*  ' 
iaasen.     Der  sorgt  dann  auch  mit  einer  unfehlbaren  Sicherheit  dalür,  daft 
bei  jeder  Ü an li linder ung  der  ganze  Pro dukttvitätszu wachs  der  Arbeit  rem 
Grundpreis    und   seinen    Verpfliohtungen    verschlungen    wird     und    diu  tei 
ausgeraubte   landwirtschaftliche  Arbeit   immer   wieder   auf   das  ursprüag^l 
liehe  ^^iveau    des  Einkommens    zurücksinkt     Deshalb    ist   der   MarktprsiM 
des    Hofes  in    30  Jahren,    statt  von    100  000    auf   nur    160  ÜOO    M ,   feaj 
100  000   auf  600  ÜOO   M,   gestiegen.      In    gleichem   Verhältnis  mitgeeÜegi^ ' 
ist  die  Grundschuld ,    welche    bei    der  Handänderung    aus    dem    nicht 
zahlten  Teil  des  KaufsohiUings    erstanden    ist     Und  jetzt  ist   dae  DaaiSB 
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ÖM  betreffenden  Landwirts,  statt  ein  freudiges  und  glüekliehes,  ein  treurigee 
und  knmmerroUes.  Das  ganxe  Jahr  hindurch  mufs  er  sidi  sorgen  und 
jplngen,  um  «eine  Hypothekensinsen  sosammenBubriDgen,  sonst  wird  er 
fon  Haus  und  Hof  gejagt  und  föUt  der  Armenkasse  lur  Last  Von  einer 
Konsamkraft  im  Lande ,  Ton  einer  Ansammlung  too  Vermögen  für  die 
gleiebmfifsige  Behandlung  der  Kinder  im  £rb£aUe  ist  natürlich  gar  keine 
Eede.  Jeder  erteilte  Bat  über  tedinische  Fortschritte  und  Betriebs- 
▼eränderongen  ist  tauben  Ohren  gegeben,  denn  der  Mann  kann  und 
darf  bei  eeiner  ökonomischen  Lage  das  Kisiko  Ton  BetriebsTevSmderungen 
gar  nicht  auf  sich  nehmen.  So  bleibt  denn  die  landwirtsohafitliohe  Produk- 
tion mehr  und  mehr  hinter  den  Anforderungen  der  sozialen  Gemein- 
sehaft  Burück,  und  wenn  ungünstige  äuüeere  Verhältnisse  kommen,  dann 
ist  die  JKrifiis  da! 

Das  ist  der  gani  einfache  Gegensatz  s wischen  dem  Zustand,  wie  er 
heute  ist  und  wie  er  sein  sollte,  an  der  Hand  eines  EinBclbeispieies  dar^p 
gaiegt.  Aus  dem  Gesichtspunkt  der  Gesamtheit  yerschärit  sich  dieses 
Bild  noch  m^hr.  Da  hätten  wir  im  ersteren  Falle  bei  der  Bewegung 
der  landwirtschaftlichen  Güterpreise  nach  liafsgabe  des  ,,wahren  Wertes** 
nicht  blofs  eine  Verfünffachung  des  ArbeitsTcrdienstes  innerhalb  80  Jahren 
statt  einer  Versechsfachung  der  Grundpreise,  wir  hätten  gans  allgemein 
den  landwirtschaftlichen  Grundbesits  als  eine  ganz  yorzügliche  Arl>eits» 
gelagenheit  und  damit  ein  Verbleiben  der  Bevölkarang  auf  dem  Lande^ 
cTentuell  sogar  noch  einen  Abflufs  der  industriellen  Beeervearmeen  dahin. 
Hand  in  Hand  damit  geht  die  steigende  Konsumkraft  des  Volkes  und 
deshalb  nicht  zuletzt  auch  ein  Steigen  der  industriellen  Arbeitslöhne. 
Die  Tendenz  des  Ganzen  ist  eine  harmonische  Aut'wärtsentwiokeluug  mit 
tiner  Tollkommen  gesicherten  Zukunft  Wie  anders  liegen  die  Veriililt- 
nisee  heute!  Der  freie  Grundmarkt  mit  der  freien  Verschuldung  raubt 
die  landwirtschaftliche  Arbeit  bis  auf  den  letzten  Pfennig  aus.  Die  Land- 
wirtschaft ist  —  trotz  aller  technischer  Fortschritte  in  einzelnen  Fällen 
—  ein  yerachtetes,  weil  unrentables  Gewerbe.  Alles  strömt  nach  der 
Stadt»  wo  wenigstens  hie  und  da  noch  etwas  zu  verdienen  ist.  Die 
Konsumlcraft  im  Lande  nimmt  fortwährend  ab.  Die  industriellen  Beserre^ 
•rmoen  werden  immer  stärker.  Die  Beduktion  der  industriellen  Arbeits» 
löhne  folgt  deshalb  über  kurz  oder  lang  dem  Niedergang  der  Landwirt- 
sebaft.  In  der  Zukunft  des  Volkes  aber  ruht  eine  immer  schärfer  sieh 
anabildende  Disharmonie  der  Entwiekelung,  die  unbedingt  xur  Katastrophe 
führen  mufs. 

Bei  all  diesen.  Brwägon gen  leitet  mich  insbesondere  noch  ein  all- 
gemein^ Gedanke.  AUee  kräftige,  pulsierende  Leben  entsproDst  der 
Wechselwirkung  zweier  Gegensätze.  Die  Philosophie  hat  sieh  mit  diesen 
Oegeneätzen  unter  Terschiedenen  Namen  ja  schon  sehr  viel  be£afst  Aber 
aoeh  die  Nationalökonomie  kennt  wenigstens  aus  der  dentschea  Wirt» 
schaftsgeschiohte  «intn  solchen  Leben  erzeugenden  Gegensatz:  ich  meine 
doQ  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land.  Die  liberalen  Ideen  aind  Ton 
der  iStadt  ausgegangen.  Sie  haben  in  unserem  Jahrhundert  in  der  grafsen 
liberalen  Bpoehe  aoeh  eine  GeiBteswelle  über  das  platte  Land  geworfen,, 
zam  Segen  für  das  Omim   —   unzweifelhaft!     Aber  in   dem  Mafte,   aU 
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dieae   HberaleD  Ideeo   länger    auf   dem    Lande    herrschen ,    in    dem  Hl 
yerwiflcht  fiioh  auoh  dieser  lebenifrische  alt^ermaaisohe  Oegeosatz  awitolMl' 
Stadt  und  Land«     Die  städtiioh- kapitalistischen  Interasaen  dominieren  mehr 
und  mehr   und    bringen    die    ganze  vaterlandische  Erde    unter  ihr«  Herr»! 
Schaft:   zuerst  durch  das  Instrument  der  Hypothek    und  dann  darch  d« 
Beaitztital  selbst.     Wir  haben  ein  solches  Land  in  unserer  Naohba 
Tor  uns!  England.     Von  ihm  berichtete  ja  auch  QefFcktfn»    dafa  dar! 
der  Grundstücke    viel    zu  hoch  sei,   als   dafs    er    yoq  Landwirten  ge 
werden  könnte*     Der  landwirtsohaftüche  Grundbesits   ist    dort  atiCdtis 
LujLusbesitz    geworden.      Man    kauft   die   Grundstücke    otoht    um   Land^ 
wirt,  sondern  um  Grundherr,  um  ,,Landlord'*  su  sein.     An  die  8l^ 
der  Bauerndörfer  mit  Wiesen  und  Feldern  ist  das  Sohlofs  und   da« 
haus  mit  seinen  Wildparks  und  Gärten  getreten»  und  nur  lo    weit,  ali 
dem  „Grundherrn**    gerade   pafst,    wird    den  Pächtern    die  Austtbunj;    da 
Landwirtschaft    gegen  ein  entsprechendes   Entgelt  gnädigst  gestattet, 
GrundbesitzTcrteilungsstatistik   tod  England    mag    deshalb    ausatheot 
de  will,   der   landwirtschaftliche  Grundbesitz    ist   in  England  heute  re 
Bchwunden,    und  die  Fortestiftenz    des  Staates   in  Selbständigkeit    ist   de 
englischen  Kolonien  auf  Gnade  und  Ungnade  überantwortet. 

Mufs    denn   die  Zukunft   der    deutschen  Nation    durchaus    die  gleich 
trostlose    sein?      Mufs    auch    uns    der    gesunde»    lebensfrische    Gegensati 
zwischen  Stadt    und    Land    abhanden    kommen?     Und    steht  dai   Ansebeo 
der  liberalen  Freihandelstheorien  wirklich  hoher  als  die  Titalen  intereiseii^ 
unseres   Vaterlandes?      loh   dächte,    ein    vorurteilslose    Lektüre   iiberalef^| 
Ausführungen    über   die    Agrarfrage    könnte    darüber   nicht   Im    Unklarea^' 
lassen,  dafs  hier  diese  alte  Schillmeinung  ganz  unzulänglich  ist.     In  ihrfr 
aufsteigenden  Bewegung,  da  hit  die   FreihandeUschule  alles   Oute  ron  derj 
Kinäicht    der    EinzolindiTtduen    abgeleitet     Da    war    Schuldenfreiheit   mtl 
intensiyster    und    rationellster    Kultur    ganz    sicher*  in    Aussicht    gettelUl 
worden.     Jetzt    aber,    nachdem    steh    draufscn   auf  dem  Lande    all    diesii 
schönen   Voraussagungen  in  ihr  bitterstes  Gegenteil  Terkehrt  haben,   jetzt 
ist  nicht   etwa    die   angewandte  Theorie  falsoh»    sondern    die  Beschränkt* 
heit  des  Individuums  mufs  an  allem  Bösen  schuld  sein.     Da  haben  dieta 
,, selbstsüchtigen  Agrarier*'  viel  z\x  teuer  gekauft,  mit  riel  zu  viel  6chuld«aJ 
übernommen,  zu  Üott   gelebt,   z\i  wenig    gespart,    zuviel   Kinder   erzsagt|| 
2u  viel  an  dem  Getreidebau  festgehalten  ,    zu    wenig  Viehzucht  geiri« 
u.  dergL  m.      Man  sieht:   Zeus    wird  böse,    denn  er  hat    unrecht! 
nachdem    der  Kardinalsata    der    Freihandelsschule    lautet:    „Der    Bio 
weifs  selbst  am  besten,   was  ikm   nutzt   und  frommt*M    sind  die  heu 
Bchimpfereien  der  liberalen  Schule  über  die  Landwirte  nichts  anderes 
eine   Selbstanmetdung    ihres    agrarpoliti sehen    Bankrotts.      Aber    in    dem* 
selben   Augenblicke ,   in  dem  man  aeine    höchste  Unzufriedenheit  mit 
Einzelindividuum  zum  Auadruck  gebracht  bat,    macht   man  mir  z«  B.  dail 
Vorwurf ,    dafs   ich    in    meinen    Beform  vors  oh  lagen    dem    psychologiacbaBy 
Charakter  der  Bauern  viel  zu  wenig  Rechnung  getragen  hätte*     Die  8ae 
ist  doch  wohl  umgekehrt  I     Die   liberale  Schule   hat   sich  in  dem  psyahe*^ 
logischen    Charakter   der   Bauern    gründlich    geirrt      Und   was    ich    mif»* 
achtet  habe,  iat  nicht  etwa  der  Charakter  der  Bauern  selbst,  sondern  jani 
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bische  Eonttruktioii,  welche  sich  die  liberale  Schale  von  demselben  ge- 
macht hat  Und  was  ich  in  bäuerlichen  Kreisen  an  Oegnem  kennen  ge^ 
lernt  habe,  war  nicht  etwa  der  Bauer  von  echtem  Schrot  und  Korn, 
sondern  der  yereinzelte  Anhänger  liberaler  Irrtümer  in  bäuerlicher 
Stellung.  Man  mag  deshalb  die  Dinge  betrachten,  von  welcher  Seite  man 
auch  will:  die  liberale  manchesterliche  Doktrin  bleibt  unfähig,  ans  sich 
heraus  die  rechte  Antwort  anf  die  Agrarfrage  zu  geben.  Dazu  mufs 
wieder  eine  neue  Nationalökonomie  gefunden  werden,  die  nach  der  so 
äuTserst  prässisen  Definition  des  preufsischen  Finanzministers  Dr.  Miquel 
doch  nichts  anderes  ist,  als  die  Summe  der  Konsequenzen,  welche  aus 
dem  jeweiligen  Zustande  der  wirtschaftlichen  und  technischen  Ver- 
hältnisse gezogen  werden. 

In  welcher  Weise  ich  mir  auf  Grund  all  dieser  Erwägungen  die 
Agrarreform  denke,  habe  ich  des  öfteren  schon  dargelegt.  Ausgangs- 
punkt ist  der  Grundsatz:  Landwirtschaftlicher  Grund  und  Boden 
ist  keine  Ware.  Deshalb  Aufhebung  des  freien  Gnindmarktes  für 
den  gesamten  landwirtschaftlichen  Grundbesitz,  also  auch  fUr  den  Grofs- 
grondbesitz.  Denn  es  handelt  sich  nicht  um  die  Bettung  einzelner  Besitz- 
kategorien, sondern  um  die  Eingliederung  des  gesamten  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitzes  in  die  gesamtheitlichen  Interessen.  Diese  soziale 
Organisation  des  Grundmarktes  würde  in  der  Weise  erfolgen,  dafs  die 
Gesamtheit  bei  jeder  Handänderung  unter  Lebenden  den  betreffenden  Hof 
übernehmen  würde  und  zwar  zum  „wählen  Werte",  wie  ich  das  oben 
angedeutet  habe.  Dieser  Wert  wäre  dann  auch  mafsgebend  für  die  üeber- 
gabe  an  den  neuen  Erwerber,  der  nach  den  Anforderungen  der  sozialen 
Gesamtheit  sich  ausliest.  Grofskapitalisten  sind  Ton  dem  Erwerb  aus- 
geschlossen. Der  deutsche  landwirtschaftliche  Grundbesitz  soll  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeit  reserriert  bleiben.  Aber  auch  der  Landwirt  soll 
gewisse  Erfordernisse  erftlllen.  Er  soll  den  Besitz  nicht  mit  möglichst 
riel  Schulden  erwerben,  sondern  nach  dem  Kauf  ein  möglichst  schulden- 
freier Eigentümer  sein,  so  daCs  sein  Kredit  für  wirtschaftliche  Zwecke 
disponibel  bleibt.  Die  Bewerber  bieten  sich  deshalb  unter  Anerkennung 
des  Wertes  mit  der  gröfseren  Barzahlung  ab.  Der  Bewerber  mit  dem 
geringsten  Bestkaufschilling  erhält  den  Zuschlag.  Heute  wäre  es  z.  B. 
sehr  notwendig,  Landwirte  aus  jenen  wenigen  Gegenden,  in  denen  die 
landwirtschaftliche  Technik  in  der  That  auf  der  Höhe  der  Zeit  steht, 
möglichst  in  alle  Bezirke  zu  bringen.  Die  Entwiokelung  der  Produktions- 
teehnik  würde  auf  diese  Weise  die  kräftigsten  Impulse  erfahren.  Des- 
halb wären  Bewerber  aus  solchen  Gegenden  besonders  zu  bevorzugen. 
An  anderen  Orten,  wie  in  Polen  und  Elsafs-Lothringen,  haben  nationale 
Momente  eine  besondere  Bedeutung.  Hier  darf  der  Verkehr  unter  Leben- 
den nur  sur  Einführung  einer  kerndeutschen  BcTÖlkerung  dienen  u.  s.  w. 
Niemand  wird  verkennen,  welch  gewaltige  Vorzüge  diese  Art  der  Mobili- 
siemng  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  gegen  die  heutige  Mobili- 
siening  zu  Gunsten  des  Kapitals  hat.  Nur  so  läfst  sich  der  Charakter 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  von  gewissen  Centren  aus  nach  den  Interessen 
der  Gesamtheit  in  der  Bichtung  neuiaitlicher  Bedürfiiisse  beeinflussen  und 
umbilden.     Diese  Verschiebung  der  Personen  als  Besitzer,  die  nur  so  in 
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^elbewufster  Weise  durchgeführt  werden  könnte ,  würde  sofort  «tue 
Reihe  grofser  nationaler  Fragen  in  den  Bereich  der  praktitoheo  LÖiUftf 
riiokeo. 

Zu  dieser  sozialen  Ordnung  des  freieo  Grundverkehrs  gehört  not- 
wendiger wei&e  aach  die  Ordnung  der  freien  Tersohttldung.  Sie  ist  suis 
Teil  schon  in  dem  oben  angedeuteten  Modus  der  Festsetztuig  des  Rest* 
kauf  Schillings  entbalten.  Im  ganzen  wäre  Aufhebung  der  Imimdaai* 
hypothek  und  Yerieihung  des  Eealkreditmonopols  an  die  berufagenoisen- 
Bohaftliehe  Gesamtheit  zu  fordern  —  wie  das  Dr.  Albert  Schaeffle  in 
seiner  „Inkorporation  des  Hypothekarkredits*'  znerst  ausgeführt  hat 

Gegen  diese  Yorschläge  hat  Qeffcken  eine  Reihe  Ton  filnwendungett 
erhoben.  Mein  „wahrer  Wert*'  soll  keinen  Sinn  haben.  DeragegenClber 
mufs  ich  zunächst  konstatieren »  dafs  die  herrorragendste  Aatorital  aof 
dam  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Betriebs-  and  TaxatiouelelLre,  Prot 
Dr.  Krämer  in  Zürich ,  ihn  als  eine  höchst  beachtenswerte  neue  Idee  be- 
zeichnet hat  und  der  wohlbekannte  katholische  Sozial politiker  nnd  k.  k. 
Pinanerat  Dr.  Karl  Scheimpflug  hat  sich  neaerdiogs  ebenfali«  in  in- 
stimmender  Weise  zu  diesem  meinem  Grundwertbegriff  geäufsert  So 
ganz  ,,ohne  Sinn"  muls  dieser  ,^wahre  Wert^'  also  doch  nicht  seio.  und 
der  leitende  Gedanke  dieses  Begriffs  ist  ja  auch  ziemlich  Daheliegend. 
Ein  Grundbesitz  ist  vor  30  Jahren  100  000  Mark  wert  gewetea.  In- 
zwischen wurden  60  000  Mark  dauernd  und  rationell  für  MeLioraiioneo 
und  Betriebs^erbesserungen  inYestiert  nnd  eine  Eisenbahn  gebaut 
In  diesem  Falle  sage  ich:  wahrer  Wert  ist  gleich  100  000  Mark  plni 
60  000  Mark,  also  160  000  Mark.  Die  Steigerung  des  WirUchafUertngai 
um  das  Fünffache  ist  zunächst  Effekt  der  gesteigerten  ProduktiTitit  de? 
landwirtschaftlichen  Arbeit,  im  weiteren  aber  Unterlage  und  Objekt  einer 
rationellen  Staats-  und  Kommanalsteuerreranlagung.  Heute  aohneUt  io 
solchen  Fällen  der  Preis  auf  etwa  600  000  Mark  hinauf.  Die  Grond^ 
achnld  beträgt  gleichzeitig  460  000  Mark.  Und  dann  ist  jede  Sli^uer  zo 
schwer  und  der  ganze  Rattenkönig  Ton  landwirtschaftlichen  dohmen«o 
ist  zu  Hause.  In  diesem  meinem  Werlbegriff  liegt  aber  auch  —  wie  ieb 
an  anderer  SUlle  eingehend  ausgeführt  habe  ' )  —  eine  ganz  besümaU 
Lösung  des  Problems  vom  natürlichen  Arbeitslohn  wie  toq  der  Qnmd* 
rente,  die  bekanntlich  immer  und  immer  wieder  die  Forderung  Ton  der 
Boden  Verstaatlichung  auftauchen  lassen.  Im  äbrigen  steht  Geffoken  auf 
ziemlich  dem  gleichen  Boden,  wenn  er  rerlangt,  dafs  an  St^e  im 
heutigen  Grundpreise  der  Ertragswert  zur  Geltung  komme.  Zar  ezttao 
Einführung  bin  auch  ich  mit  dem  Ertragswert  zufrieden,  wenn  di« 
weitere  Kntwiokelung  dann  im  Sinne  meines  Grundwertbegriffs  vor  sich 
geht.  Die  Ton  Geffken  zu  diesem  Zwecke  Torgeschlagenen  Mittel  kano 
ich  allerdings  nicht  billigen,  und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  wir  ran 
England  in  agrarpolitischer  Hinsicht  nur  lernen  köonen ,  wie  man  et 
nicht  machen  soll. 

Geffoken  meint  ferner,  dafs  es  doch  nicht  gelingen  köuD«!   den  Zins* 


1)  ,fDftf  natarlicbe  W^rtvorhlltnii  dm  Ift&dw.  QmodbeslUea'S   Tiblngeo,    iL  U»pf- 

sehe  Buchhuidlang,  1884. 
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ftlff  f&r  den  Landwirt  unter  die  allgemeine  Marktlage  herabzudrücken. 
Darauf  kann  ich  antworten,  dafs  das  auch  gar  nicht  meine  Absicht  ist. 
Da«  erste  Ziel,  welches  ich  im  Auge  habe»  ist  eine  Ordnung  des  Beal- 
kredits  aus  dem  Gesichtswinkel  «oaialer  Interessen  an  Stelle  der  heutigen 
Unordnung  der  sogen,  freien  Grundverschuldung.  Nur  auf  solche 
Weite  wird  der  Wucher  mit  der  Ausbeutung  jeder  Art  radikal  be- 
seitigt 

Dals  bei  einer  unglücklichen  Durchführung  dieser  Neuorganisation 
des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  leicht  das  üebel  der  Yielschreiberei 
sieh  einschleichen  könnte,  gebe  ich  gerne  zu.  Indessen  kann  doch  auch 
nicht  bestritten  werden,  dafs  sich  dieser  Uebelstand  ebenso  gut  vermeiden 
ULfat.  Durch  all  diese  Reformen  wäre  ja  aueh  die  Gmndbuchsordnung, 
die  Grundstenerveranlagung  und  das  Katasterwesen  in  einer  so  ein- 
schneidenden Weise  in  Mitleidenschaft  gezogen,  dafs  auch  diese  Ein- 
richtungen dann  einer  ToUttändigen  Reorganisation  bedürfen.  Ich  denke 
mir  dieselbe  ähnlich  der  neuesten  Yerwaltungsorganisation  der  Bombay- 
PriaidentschafL  Und  wenn  dann  damit  die  berufsgenossenschaftliche  Or- 
ganisation in  Verbindung  tritt,  wird  das  Uebel  der  Yielschreiberei  leicht 
vermieden  werden. 

Ein  weiterer  Einwand  Qeffkens  lautet:  „Wenn  alle,  die  den  Boden 
bei  dessen  Erwerb  nidht  bar  bezahlen  können ,  künftig  ausgeschlossen 
werden  sollen,  so  wird  vielfach  den  Tüchtigsten  der  selbständige  Betrieb 
unmöglich  gemacht.'^  Dieser  Yorwurf  trifft  mich  deshalb  nur  sehr  wenig, 
well  ich  die  Barzahlung  nur  als  Ziel  der  Entwickelung,  nicht  aber  als 
Prinzip  der  Einführung  betrachte.  Derjenige  von  den  Bewerbern,  welcher 
den  Hof  mit  dem  geringsten  Restkaufschilling  übernehmen  kann,  soll  den 
Zuiohlag  erhalten  und  nicht  wie  heute  derjenige,  der  am  wenigsten  be- 
sitst  und  deshalb  am  wenigsten  rechnet  und  am  wenigsten  zu  verlieren 
hat.  Oeffcken  tadelt  ja  selbst  diese  heute  so  üblichen  Käufe  mit  viel  zu 
geringer  Anzahlung  und  beabsichtigt  ein  Minimum  der  Anzahlung  and 
ein  Maximum  der  Yerschuldung  einzuführen^).  Wir  stehen  also  beide 
so  ziemlich  auf  dem  gleichen  Boden,  nur  dafs  ich  mich  der  schema- 
tisehen  Durchführung  dieses  Gedankens  nicht  anschliefsen  kann,  und  in 
Zeiten  anfwärtsgehender  Entwickelung  die  Barzahlung  erreichen  möchte. 
Wenn  aber  erst,  dank  der  Einführung  des  wahren  Wertes,  der  landwirt- 
sehaftliohe  Grundbesitz  wirklich  eine  vorzügliche  Arbeitsgelegenheit  ge- 
worden ist,  dann  ist  es  aueh  eine  leicht  erfüllbare  Forderung,  im  frei- 
händigen Erwerb  alles  bar  zu  zahlen.  Nur  für  den  Verkehr  im  Erbfalle 
wird  eine  Verschuidungsgrenze  nicht  zu  umgehen  sein.  Hierbei  aber 
wäre  ich  der  Meinung,  dieselbe  nioht  über  das  erste  Drittel  des  Wertes 
hinausgehen  ^a  lassen  und  trotzdem  vollständige  Gleiohbehandlang  der 
Geschwister  nach  dem  Werte  des  Vermögens  zu  fordern.  Wer  so  viel 
Geld   nicht   zurücklegen    kann,    vielleicht  auch    der   gröfseren    Zahl    der 


1)  Vgl.  fiber  die  Frage:  ob  der  Tüchtigere,  aber  Aermere  unter  den  heutigen  Rechts- 
▼erhältsissen  oder  nach  meinen  Refonnyorichllgen  besser  fortkommen  kann,  meine  dies- 
bemflgliehen  Ausführungen  in  „Agrarpoliüsche  Leistungen  des  Herrn  Professor  Dr.  Li\jo 
Br«ntano*S  Mfineben,  Schweiser  Verlag  1894. 
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die  Yersohiedeaea  Vor* 
in  dieser  Eichtung  ge* 
Paokt,     zu    dem   m 


Kinder  halber»  der  soll  wi«6eD|  dafs  er  seiDen  Hof  in  seiner  Familie  nlehi 
erbalten  kann. 

Abschli eisend  bemerkt  Gefifken,    dafs    et  offenbar  nicht   aogehe^   aar 
ein    Zukanftsprogramm    zu    entwerfen    und    die    gegenwärtigen    Baaiiser 
ihrem    Schicksale    zu    übürlasseo.     Dieser  Vorwurf    ist    insofern    toU    bt* 
rechtigt,  aU  jedes  praktische  Programm  ächlierslich  auch  die  Aufgabe  bat, 
an    die  gegenwärtigen  Besitzer  und  an  die  bestehenden  Zustände  siob  ao* 
zasohüefsen.     Aber   weder   Schaeffle    nooh    meine    Wenigkeit    sind    dtescf 
Erwägung  fern  geblieben.     Geffeken  seihst  hat  ja 
schlage  angeführt,  welche  von  SchaeMe    und    mir 
macht    worden    sind.      Im    Übrigen     ist     das    ein 
BohaeMe  wiederholt  schon  erklärt  hat,  dafs  er  mit  sich  reden   lasse. 
grofse  Ziel  scharf  und  präzis  festzustellen,  in  dessen  Richtung  tm  lat^ressil 
der   Gesamtheit  die  grofse  Reform  durchgeiübrt   werden  mufs^  das  war  diti 
erste    und   auch   schwierigere  Aufgabe.     Und    hier   mufs    an    dem    einmil| 
als  wahr  Erkannten  unbedingt    festgehalten    werden.     Auf  welohem  prak*| 
tischen  Wege  dieses  Ziel  am  besten  erreicht  werden  konnte»    das  ist  einal 
Frage,    die    in    ihrer  Antwort    gewifs    eine  Reihe   Ton  Möglichkeiten  am«! 
schliefst.     Bo    habe    ich   i.  B.    in   der    letzten  Zeit    öfter    in  Kreisen    detl 
Haiffeisen'sohen  Darlehn skassen  verkehrt,  und  es  erscheint  mir  jetxt  latehll 
möglich ,    diese    Vereine    zum    Ausgangspunkt    der   Reform    lu     Debmca«] 
Wenn  man  einen  Verein  auswählen  würde,    der  bereits  seit  längerer  Zaill 
besteht,    der    infolgedessen    den   genossenschaftlichen    Geist    innerhalb    dat] 
Gemeinde  geweckt  und  geschäftlich  durchgebildet    hat  und  auch  £ist  aU 
G  em  ein  dem  itgli  oder   umsohliefst,    wenn    ferner  die  Raififeisen'sche  Zentral«! 
kasse  nicht  blofs  eine  8par-  und  Darlehnskasse,  sondern  eine  baukteehnitoht] 
Organisation    als    Ergänzung    der    einzelnen    Lokalvereine     geworden    jst|1 
dann   wäre  es  m.  £.  nicht    bedenklich^    diesen   Verein    auf  die  ganze  Ge«| 
meinde  zwangsweise    auszudehnen    und    ihm    auch    das  RealkreditmonopolJ 
mit    der    Ordnung    des    Grundverkehrs    unter    Lebenden     au    übertragen«] 
Diese    einzelne    Gemeinde    könnte    dann     sehr    gewissenhaft     beobachtal] 
werden  und  man  wäre    in  der  Lage,    aus    diesem  Experiment  heraui  (itdl 
ailerwichtigsten  Erfahrungen  für  die  Durchführung  der  Reform  im  grofsea^ 
und  ganzen  zu  sammeln« 

loh  betrachte  auch  diesen  Vorschlag  zur  Einleitung  der  BefonD 
keineswegs  als  nicht  yerbesserungsfähig.  Aber  ich  bin  heote  mehr  slt 
je  davon  überzeugt,  dafs  es  sich  in  der  Agrarfrage  für  die  Zukooft 
unseres  deutschen  Volkes  um  Sein  oder  Nichtsein  handelt  ^). 


1)  Vgl,  flfr   weitere  tnfornuition   melnea   »oeben   bei  Pfttü  Parey-Berlln    erscbieftesia 
„LeitfAdeo  lur  ElafahroDg  in  das  Scadiuro  der  Agr  srpo  Itti  k.**     ^^ 
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Zmunermann,  Alfred,  Oeschichte  der  preufsiBch- deutschen 
Handelspolitik  aktenmäGEOg  dai^estellt. 

AltenbuTg   und  Leipsig,   Schulietche  HotbuchhandluDg.     Y  und  850  88. 
Besprochen  von  A.  ▼.  Matlekoviti. 

Ein  stattlicher  Band,  welcher  auf  411  8eiten  die  Geschichte  der 
preorsischen  und  mit  ihr  Terbunden  der  deutsehen  Handelspolitik  akten* 
mäfsig  Tom  Anfiang  unseres  Jahrhunderts  bis  zam  Jahre  1858,  also  bis 
sor  ToUkommenen  Ausgestaltang  des  deutschen  ZollTereins  entwickelt 
und  in  den  weiteren  450  8eiten  des  Werkes  als  Anlage  jene  Dokumente 
publiziert,  welche  bisher  in  den  verschiedenen  geschichtlichen  Werken 
über  den  Zollyerein  oder  in  den  Oesetsessammlungen  nicht  su  finden 
waren.  Der  VerfiMser  sagt  in  der  Einleitung  seines  Buches,  es  war  ihm 
„TergSnnty  das  gesamte  in  den  preuTsischen  ArdhiTcn  aufgespeicherte  ür- 
kundenmaterial  für  seine  Zwecke  su  verwerten.  .  .  Viele  Hunderte  starker 
Aktenbände  waren  noch  nie  einem  Oeschichtsforscher  zugänglich  ge- 
weaen/^  ,,Die  Durchsicht  der  Urkunden  lieferte  sehr  überraschende  Be- 
snltate.  Viele  ganz  unbekannte  Thataaehen  kamen  zum  Vorschein.  8chon 
bekannte  Vorgänge  erschienen  in  durchaus  veränderter  Beleuchtung.  8o 
manche  in  den  allgemeinen  Olauben  übergegangene  Ansicht  erwies  sich 
als  falsch.  Es  ergab  sich,  dafs  das  landläufige  Urteil  über  die  Beschränlct- 
heit  und  Unfähigkeit  der  vormärzlichen  Bureankratie  nichts  weniger  als 
allgemein  gültig  ist  Der  Widerstand  der  Beamtenwelt  gegen  Friedrich 
List  nnd  die  Schntszöllner  rückten  unter  Berücksichtigung  der  damals 
im  Publikum  nicht  genügend  bekannten  politischen  Verhältnisse  in  ein 
ganz  anderes  Licht.  Zum  ersten  Male  endlich  liefs  sich  in  vollem  Um- 
fange der  EinfluTs  überschauen,  welchen  Buüsland  und  Oesterreich,  Frank- 
reich und  England  auf  die  Entwickelung  der  wirtsehaftlichen  Verhältnisse 
Norddeutschlands  geübt  haben.''  „Die  Politik  dieser  Staaten  ist  es  vor 
allem  gewesen,  welche  die  vielen  kleinen  deutschen  Staatswesen  mit 
elementarer  Gewalt  zur  innigen  Verbindung  mit  Preufsen  gedrängt  hat. 
Durch  seine  geographische  Lage  war  Deutschland  gezwungen,  seine  Han- 
delspolitik jeder  Zeit  der  Bücksicht  auf  die  allgemeinen  Verhältnisse 
unterzuordnen.  Das  Umgekehrte,  was  bei  anderen  Staaten  die  Regel  ist, 
war  ihm  fast  niemals  vergönnt    Dieser  Umstand  ist  heute   noch   gerade 
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80  aoe schlaggebend,    wie   asu  Asfcmg    oder  in  der  Mitte  des  Jahrhaad« 
Nur    weon  die   jeweilige    politische  Lage  gebühreud    iu  Betracht    geiogin 
wird,    kaou  daher    die  deutsche  Handelspolitik   gerecht  beurteilt  werdea." 

Diese  einleitenden  Zeilen  machen  echou  das  Bach  htichst  interetsant 
und  hätte  der  Verfasser  auch  nur  in  geringem  Mafse  dem  entuprocheDf 
was  er  tod  seinen  Studien  erwartete,  so  wäre  sein  Buch  gewifs  jedem  J 
willkommen,  der  uicht  Dur  für  geschichtliche  Entwiokelung  der  Zollpolitik,  ■ 
sondern  überhaupt  für  die  Gestaltung  der  wirt^ohaft liehen  Verhilioitfte  ^ 
Deutschlands  ond  für  deu  Gang  der  Volkswirtschaft  Sinn  hat.  Beim 
Lesen  dieses  höchst  iDteressanteu  Buches  siehen  wie  Nebelgebtlde  die 
Mafaregel  vergangener  Zeiteo  aus  dem  Daukel  hervor.  Das  freihandleriich« 
AlbioD  begegnet  uns  in  den  sehöosten  Wälleo  des  Schatisyatenit,  um- 
geben mit  prohibitiven  Zollen,  mit  den  auBSohliefBenden  Begüustigangeo  der 
Sohiffahrtsakte ,  mit  der  egoistischen  Politik  der  Aufrech terhahung  der 
SuodzÖlle  —  und  demgegenüber  begegnen  wir  dem  Bestreben  der 
preuTsisohen  Regierung,  diese  den  Handel  benaohteiligenden  HaCsoabineti 
Ternichten  zu  wollen»  Da  treffen  wir  die  fast  UDglaubliohe  MaXiregel, 
welche  die  Durchfuhr  in  den  rerschiedeoen  Ländern  mit  schweren  Ab- 
gaben belastete  und  der  Kampf  um  ErmüTsigung  dieser  Zölle  wird  eben* 
fallt  durch  Preufsen  energisch  aufgenommen.  Huräland,  dieser  permaneate 
lield  der  AbschliefsuDgapolitik^  gab  schon  im  Anfang  des  J&hrhunderti 
Anlafs  zu  Vorhand  langen  und  PreoTsen  wünschte  schon  zu  jener  Zeit  die 
HaudclsTerhaltuisse  vertragsmäTsig  geregelt  zu  sehen;  allein  was  jetxt  am 
Ende  des  Jahrhunderts  erat  gelang ,  es  war  während  dem  Laufe  der 
gansen  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  trotz  allem  Bestreben  Preulteai^ 
nicht  zu  erreichen.  Wir  sehen  die  Machtlogigkeit  der  deutacheo  Staaten 
gegenüber  allen  wirtschafüicheo  Yerfügungen  des  Auslandes;  vergebeot 
wird  auf  die  Ungerechtigkeit  der  Sundsälle,  auf  das  Unwesen  der 
räuberiechen  Barbaresken ,  welche  die  Schiffahrt  der  Deutschen  im 
Miitelmeere  ToIlatuDdig  unterbindet,  auf  die  Willkür  der  englischen  und 
französischen  Handelspolitik»  auf  die  Verlassenheit  der  deutachen  Am- 
Wanderer  in  Amerika  hingedeutet:  die  deutschen  Staaten  finden  keinen 
Einigungspunkt,  die  deutsche  Einheit  kann  sich  auch  auf  dem  haiidel«- 
politischen  Felde  nicht  zureoht  finden,  bis  endlich  Preufsen  uad 
Oesterreioh  die  deutsche  Zollunion  als  Programm  ibrer  Politik  auf- 
nahmen und  der  harte  Kampf  um  die  Hegemonie  in  Deotachland 
den  deutschen     Zollverein  unter  Führung  Preufsens  ins  Leben  rufen. 

Das  vorliegende  Werk  behandelt  den  skizzierten  Gang  dar  Oeeohiobt« 
in  fünf  Büchern.  Jedes  Buch  aerfällt  in  mehrere  Kapitel.  Da«  erste 
Buoh  mit  5  Kapiteln  beginnt  mit  der  wirtschaftlichen  SelbstÜndlgkait 
der  Provinzen  PreuTeent  im  18.  Jahrhundert;  es  bestanden  damal«  nicht 
weniger  als  57  eigene  Zolltarife,  jeder  nach  den  Bedürfnissen  der  be^ 
teefienden  Provinz  verfafst;  eine  einheitliche  Zollpolitik  Prenfsent 
existierte  2u  jener  Zeit  noch  niohi  Die  französische  Revolution,  die  Ein- 
führung eines  einheitlichen  Zolltarifs  durch  die  Franzosen  in  Preufsen 
(des  Est^ve'schen  Tarifs),  die  Kontinentaleperre,  dann  nach  dessen  Aaf- 
hebung  Englands  Auftreten,  endlich  aber  auch  die  Verbreitung  der  An- 
sichten   Adam    Smiths    hatten    auch    bei  deu    mafs^ebenden  MKnnem   der 
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preufnKcheii  Bef^erang  die  üohaltbarkeit  einer  Handekpolitik  erwiesen, 
bei  welcher  die  einzelnen  Provinsen  als  eigene  Zollgebiete  betrachtet 
worden.  Ja  der  Versach,  gegenüber  England  einen  einheitlichen  Zolltarif 
an  den  deutschen  MeeresktLsten  einzuführen  und  die  Anordnung  Heyde- 
brecksi  den  Kriegflimpost  thatsSchlich  England  gegenüber  anzuwenden, 
zeigen  bereits  den  Anfang  einer  deutschen  einheitliohen  Handelspolitik, 
welche  aber  natürlich  in  jener  Zeit  der  selbständigen  politischen  Stellung 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  und  vielleicht  auch  bei  der  damals  noch 
so  geringen  Entwickelung  der  Yerkehrsanstalten ,  kläglich  scheitern 
mnfste  und  nur  als  Versuch  von  geschichtlicher  Bedeutung  ist.  Das^un- 
gerechte  Auftreten  aufserdeutscher  Staaten  machte  eine  Einigung  Deutsch« 
landi  auf  wirtschaftlichem  Felde  aufserordentlich  notwendig,  da  nament- 
lich England  durch  die  Einführung  eines  unerschwinglichen  Ein-  und 
Durohfbbrzolles  der  schlesischen  Leinenindustrie  —  damals  eine  Welt- 
Industrie  —  einen  tödlichen  Stofs  yersetzte,  durch  seine  hohen  Getreide- 
und  Holzsölle  die  Ausfuhr  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Produkte 
unmöglich  machte,  Bufsland,  Frankreich,  Holland  ebenfalls  eine  Ab- 
sperrungspolitik Terfolgten,  die  systematische  Verfolgung  deutscher  Schiffe 
durch  die  Barbaresken  den  Handel  der  Deutschen  im  MittdmeereJ  un- 
möglich machte.  Dies  alles  geschah  zu  einer  Zeit,  als  am  Wiener 
Kongresse  auch  die  Lage  der  deutschen  Staaten  Gegenstand  der 
Regelung  war.  Wie  wenig  damals  noch  das  Interesse  für  die  wirtschaftliche 
Einheit  entwickelt  war,  ergiebt  sich  aus  der  mageren  Bestimmung,  welche 
die  Wiener  Bundesakte  betreffend  Handel  und  Verkehr  enthält: 
„Die  Bundesglieder  behalten  sich  Tor,  bei  der  ersten  Zusammenkunft  der 
BondesTersammlnng  in  Frankfort  wegen  des  Handels  und  Verkehrs 
zwischen  den  yerschiedenen  Bundesstaaten,  sowie  wegen  der  Schiffahrt 
nach  Anleitung  der  auf  dem  Wiener  Kongresse  zu  Wien  angenommenen 
Grundsätze  in  Beratung  zu  treten/' 

Es  geschah  also  gar  nichts,  wodurch  die  deutschen  Staaten  sich 
gegenüber  ausländischen  Mächten  auf  wirtschaftlichem  Felde  einheitlich  ver- 
teidigen oder  einheitlich  auftreten  konnten.  Jetzt  tritt  nun  das  in  seinen 
wirtschaftlichen  Interessen  namentlich  durch  BuTslands  und  Englands  Vor- 
gehen direkt  getroffene  Preufsen  selbständig  an  die  Begelong  seiner 
Zollverhältnisse  heran;  nach  schweren  Kämpfen  wird  endlich  das  am 
1.  Januar  1819  eingeführte  Zollgesetz  publiziert;  die  darin  aufgestellten 
epochemachenden  Grundsätze  sind  folgende :  „Alle  fremden  Erzeagnisse  der 
Natur  und  Kunst  können  im  ganzen  Umfange  des  Staates  eingebracht, 
verbraucht  und  durchgeführt  werden.  Allen  inländischen  Erzeugnissen 
der  Natur  und  Kunst  wird  die  Ausfhhr  verstattet  Ausnahmen  hiervon 
sind  zulässig  aus  polizeilichen  Bücksichten  und  auf  bestimmte  Zeit.  Die 
vorstehend  ausgesprochene  Handelsfreiheit  soll  den  Verhandlungen  mit 
anderen  Staaten  in  der  Regel  zur  Grundlage  dienen.  Erleichterungen, 
welche  die  Unterthanen  des  Staates  in  anderen  Ländern  bei  ihrem  Ver- 
kehr geniefsen,  sollen,  soweit  es  die  Verschiedenheit  gestattet,  erwidert 
und  zur  Beförderung  des  wechselseitigen  Verkehrs  sollen,  wo  es  erforder- 
lich und  zulässig,  besondere  Handelsverträge  geschlossen  werden.  Da- 
gegen bleibt  es  aber  auch  vorbehalten,  Beschränkungen,  wodurch  der  Ver- 
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kehr  der  üoterthanen  des  Staates  in  fremd ea  Ländern  wefleotliob  Icfide^ 
darch  angemesaeüo  Mafaregeln  zu  vergelten/*  Wir,  die  wir  in  gau 
anderen  Verbal  tnisseD  die  Entwiokelang  der  Handelspolitik  der  leiitia 
swaniig  Jahren  durohlebten»  sehen  gewifs  nichts  Besonderet  in  dietib 
Prinzipien  des  damaligen  Oeset2ea,  und  glauben,  dafä  daa  geriofaie  MiCi 
Ton  freier  Bewegung,  welche»  der  Verkehr  der  Völker  unbedingt  fördert»  i 
in  diesen  Zeilen  ausgedrückt  ist;  und  wenn  wir  dennoch  mit  dem  Vax-  m 
fasse r  diese  Grundsätze  der  preufsi sehen  Regierung  als  ,, epochemachend^,  ^ 
alao  als  aufsergewöhnliob  für  jene  Zeit  anerkennen,  so  kann  sich  dies« 
üeberceugung  jeder  aus  dem  he  e  pro  ebenen  Buche  geoau  rerschafTen, 
er  wird  den  düsteren  Hintergrund  der  damaligen  Verhältnisse  in  so  dunklaa 
Lichte  erblicken,  daTs  die  für  unsere  Augen  jetzt  schon  erbltoheoeo 
als  leuchtende  Gestirne  und  erhabene  Gedanken  erscheinen  müaaen« 
den  zum  Gesetze  gehörigen  Tarif  war  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  fait 
frei,  Industrieerzeognisse  zablten  einen  Zoll  you  10  Proz.  ihrest  Darob- 
sobnitts wertes  nach  dem  Gewicht  ^  Kolonialwaren  dagegen  bis  20  Proz, 
Der  Transit  war  im  Durohschnitt  mit  ^/j  Thlr,  pro  Zentner  besteuert. 
Und  so  war  am  L  Januar  18 19  Preufaen  in  seinen  Hauptteilen  von  einor 
einzigen  ZoUlinie  umschlossen  l 

Zu  diesem  ersten  Buche  ^nden  wir  in  den  Anlagen  6  tntereuanta 
Mitteilungen:  Ein  Handels-  und  Zolltraktat  mit  Belgien ,  welehea  der 
Generalgouverneur  vom  Nieder-  und  Mittelrhein  ohne  Wissen  und  gegen 
den  Willen  seiner  Regierung  am  29.  Oktober  1814  abgeechlossen  und 
publiziert  hatte;  die  Warschauer  KonventioQ  vom  2L  April  (3.  Mai 
1815)  betreffend  die  Ausführung  des  Wiener  Friedens  hinsichtlich  der 
Flufsschiffahrt  und  des  Verkehrs  in  Polen;  einen  Vertragsentwurf  eines 
Haß  dels  Vertrages  zwischen  Eufsland  und  Polen  mit  Preufsen;  eiii_ 
Memoire  von  Bequalin  mit  dem  Titel  ,,Liegt  Preufseos  Glück  im  ^eal 
Manufakturverkehr'S  in  welchem  der  Standpunkt  des  Schutz  zollet  gegen  tber  ^ 
der  damals  im  preufaischen  Ministerium  zur  Geltung  kommenden  haudela* 
freiheitlichen  Richtung  vertreten  wird  und  welches  mit  folgendem,  auch 
den  Schutzzöllnern  unserer  Zeit  für  richtig  geltenden  Verslein  schlieft: 
fp Stark  ist  das  Volk,  das  sich  der  fremden  Sitte  sowie  der  fremden  Trachten 
wehrt,  und  lohnend  eignen  Fleifs  in  eigner  Mitte  die  Spindeln  wie  dia, 
Pflugschar  ehrt.**  —  Bcbliefelich  eine  Belehrung  an  die  Herren  Fabrik- 
inhaber in  den  Gemeinden  Eheydt»  SüchtelUf  Gladbach,  Vierten  und 
Ealdenkirchen ,  in  welcher  Minister  Hoffmann  die  Befürchtungen  der 
Fabrikanten  wegen  der  zu  liberalen  Zollpolitik  zu  zerstreuen  suohu 

Das  zweite  Buch  bebandelt   in  6  Kapiteln    den    Zeitabschnitt 
1618  bis  1830,   also  namentlich  den  Kampf  der  deutschen  Staaten  g< 
die   preufsische   Zollpolitik,    welche    mit    dem    Zustandekommen    des  Zoll 
Tereios»  also  mit  dem  Siege    der  preufsisoben  Handelspolitik  endigU     Dei 
einheitliche  Zolltarif  Preufsen s  vom  J.  Idl6  hatte  die  an  Preufsen  grenien 
den    deutschen    Staaten    gewifs    hart    getroffen,    da    manche    Vorteile    nnd 
günstigere   Zollsätze    durch    das    einheitliche    und   auch   für    nichtdeutsche 
Staaten    gütige    Zollsystem    aufhörten.      Die    Aufregung    gegen    Preufseos 
Vorgehen  machte  sich    zum  grofsea  Teile   in    dem   Wunsche  geltend«    dafi 
ein  einheitliches  deutsches  Zollgebiet  die  VerkehrsTerhIltnisse  der  deutschen 
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[Staaten  zw&okeat  spreche  od  regeln  möge.  Nebenius  scbrieb  leine  be* 
kannte  Schrift  tchon  im  J,  1819;  der  Leipziger  Verein  und  Li«t 
ag:itierteD  ebenfallt  in  dieser  Riohtung.  Andererseits  war  das  Bestreben*  dem 
Artikel  19  der  Bandesakte  Geltung  zu  rersohaffen;  doch  weder  die  Karls- 
bader noch  die  Wiener  Konferenzen  konnten  bezüglich  dieses  Ponktes 
eine  Einigung  zustande  bringen.  Auch  das  Bestreben  der  Mittel-  und 
Klei  n  Staat en^  dnrch  VereiniguDg  ihrer  Länder  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet zu  schaffen  und  hierdurch  ein  Gegengewicht  für  Preufsens  ein- 
seitiges Vorgehen  zu  stellen,  führte  zu  keinem  Resultate  und  scheiterte 
dieser  Versuch  an  der  Ohnmacht  und  Uneinigkeit  dieaer  Staaten,  Ba* 
f^r  hatte  Preufsen  seine  kleinen  Nachbarn  langsam  an  sich  gezogen. 
8ohwareburg-Sondershau8en  vereinigte  sich  mit  dem  preufsischen 
Zollgebiet  schon  am  25.  Oktober  IBl^;  bald  folgen  diesem  Beispiele 
Rudolstadi,  Weimar,  Lippe,  Mecklenburg-Schwerin  und 
Anhalt.  Die  Südstaaten  wollten  PreuTsens  Zollpolitik  ebenfalls  parali- 
sieren ;  das  angestrebte  eigene  Zollgebiet  bildeten  Bayern  und  Württem- 
berg, und  so  kam  endlich  am  18,  Januar  1828  der  süddeutsche  Zoll- 
vereine zustande.  Vergebens  strebte  Hessen^Darmstadt  mit  den 
übrigen  Ebeinstaaten  einen  festen  Keil  zwischen  die  zwei  Zollvereine  zu 
•ehieben,  denn  der  durch  sie  beabsichtigte  Zollverein  kam  nicht  zustande. 
Nur  Hannover  machte  durch  den  Steuerverein  mit  Oldenburg» 
Braunschweig  und  Kurhessen  die  grofse  Schwierigkeit  für  die  Aus* 
dehnUDg  der  preuTsisohen  Zollpolitik  und  des  deutschen  einheitlichen  Zoll- 
gebietes und  hemmte  hierdurch  lange  Zeit  das  Zustandekommen  des 
deutschen  Zollvereins;  denn  schon  hatte  der  nördliche  Zollverein  mit  dem 
süddeutschen  einen  Handelsvertrag  geschlossen.  Doch  endlich  führten  die 
Verhandlungen  zur  Ausdehnung  des  Zollvereins  auch  auf  mittel-  un^l  süd- 
deutsche Staaten.  An  das  durch  Preafsens  Zollpolitik  begründete  Zoll- 
gebiet schlössen  sich  am  22,  März  1833  Bayern  und  Württemberg« 
am  30.  März  Sachsen  und  am  30.  April  die  th  ü  ringi  sehen  ^Staate  d 
an,     ftÜBT    grofse    Zollverein    konnte    jetzt    dem    ohnmächtigen    Zorn    der 

■  Weifen  und  ihrer  Verbündeten  ruhig  trotzen." 
Während  in  den  deutschen  Staaten  Freufsens  sollpolitischer  Elnflufs 
immer  stärker  wurde,  waren  die  Bestrebungen  der  preufsischen  Regierung 
betreffend  die  Regelung  der  Zollpolitik  der  auswärtigen  Staaten  auch  in 
dieser  Periode  von  geringem  Erfolge.  Mit  Rufsland  wurden  wieder- 
holt Verhandlungen  begonnen,  die  aber  eigentlich  nie  zum  wirklichen  Ziele. 
zur  Erleichterung  des  preufsischen  Handels  mit  und  durch  Rufsland 
führten ;  die  wiederholt  zustande  gekommenen  Vereinbarungen  waren  teil- 
weise zu  mager,  teilweise  aber  wurden  selbst  diese  mageren  Vereinbarungen 
nicht  gehalten,  ^chtig  bemerkte  d^r  Minister  Hoffmann :  ,,Was  uns  Bufs- 
land  giebt,  wird  schon  dadurch  höchst  prekär,  dafs  diese  Macht  gleich- 
seitig zeigt,  wie  wenig  sie  geneigt  ist,  Verträge  länger  zu  erfüllen,  als 
sie  in  ihrem  Interesse  sind.*'  Trotz  des  Versuches,  Rufeland  durch  Kampf- 
zölle mürber  zu  machen,  verfolgte  dieses  Reich  seine  autokrate  Handels- 
politik und  führte  zum  Schutze  seiner  Industrie  den  prohibitiven  Zoll- 
tarif ein,  Cancrin ,  der  zu  jener  Zeit  in  Raf^land  auch  die  volkswirt- 
schaftlichen Angelegenheiten  leitete,  hielt  eben  das  Schutzsystem  iUr  Rufs- 
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land  notwendig  and  mein  tu,  ,ydie  Klagen  dei  Auilandes  »eien  f^ani 
gilUg,  Rufsland  exiitiere  nicht  fürs  Ausland*'. 

Auöh  mit  Eo^laud  ging  ee  in  diesem  ZeitabichDÜte  noch  tefaw«, 
Die  diifereutielle  Behandlung ,  welohe  der  Einfuhr  Canndat  den  Ttf> 
Bprung  vor  der  deutschen  eiDTäumte ;  die  hohen  Zolle  auf  heinenwmnn 
zu  Gunsten  der  irischen  Industrie  und  die  Behandlung  der  SohtA  nni 
Yorteile  der  englischen  Bhederei  hatten  Freulsen  AnlaTs  gegeben,  wiad« 
holt  Vertrags  verband  langen  zu  beginnen.  Man  drohte  England 
Repressalien,  da  der  neue  preufsiache  Zolltarif  auf  die  Einfuhr  Eng 
gar  keinen  Einflufs  hatte,  und  führte  endlich  mit  der  Kabinettordre 
20*  Juni  1822  differentielle  Schiffahrts^ebühren  ein.  England  hatt 
bald  das  bis  dahin  eingehobeoe  Tonuengeld  yon  fremden  Schüfen 
•ehafft  und  da  Huskisson  su  jener  Zeit  bereits  in  handeis freiheiOicIii 
Richtung  arbeitete*,  wurde  endlich  am  2.  April  1S24  ein  »Sohiffahit^' 
vertrag  ab  {geschlossen»  der  wenigstens  betreffend  die  Sehtffe  diu  sclinnand- 
slen  Mifsstände  abschaflfte.  Allein  der  durch  Freufaen  wiederholt  in  An* 
regung  gebrachte  Handelsvertrag  scheiterte  auch  jetst  noch  und  twtr 
um  so  mehr,  da  England  sich  durch  da«  Zustandekommen  des  deuUt^m 
Zollvereins  in  seinen  Handelsinteressen  geschädigt  meinte  und  die  fid-^ 
strebungen   Freufsent  mifsbilligte. 

Aehnliche  Verhältnisse  traten  auch  in  den  Verhandlungeo 
Frankreich  xu  Tage.  Frankreich  hatte  gleich  nach  Fubliiienuig 
neuen  einheitlichen  ZoUtarifä  FreuTsens  Verhandlungen  wegen 
eines  Handelsvertrages  begonnen.  Absicht  desselben  war  die  Er 
mehrerer  Zollsätze  dieses  Tarifes;  demgegenüber  stellte  jedoch  Frmifliea 
die  Forderung  von  Ermafsigungeu  der  fransö^i sehen  Zollsatjce.  Frankreidi 
wollte  nicht  nur  nichts  von  einer  Ermäfsigung  seiner  Zollsätse  witiea, 
sondern  eetete  die  Erhöhung  e^eines  Zolltarifes  fort,  unbdhtodert  der 
Klagen,  welche  namentlich  die  Eheinländer  gegen  diese  prohibitivs 
Zollpolitik  erhoben,  unbehindert  des  Versuches  Englands  auf  Hc 
und  vertragsmäfsige  Regelung  der  fran2öeii^chen  Zollsätse  und 
behindert  auf  die  Bestrebungen  preufsischerfleits,  vielloToht 
fiihrung  von  KampfsöUeo  etwas  erreichen  zu  können.  Frankreich 
die  preuTsisohe  Zollpolitik  dadurch  »chwäohen  zu  können,  daXii  et  nui 
den  Kleinstaaten  und  den  süddeutscheD  Staaten  In  direkte  Verhandlunfea 
trat  und  mit  denselben  spezielle  Handelsverträge  abschliefsen  wollte. 
Es  gelang  denn  auch  mit  Nassau  im  Jahre  1833  einen  Hand^tvertraf 
abzuschliefsen ,  allein  alle  Intriguen  konnten  das  Zustandekommen  des 
Zollvereins  nicht  verhindern.  Die  schweren  Schädigungen,  weicht 
namentlieh  die  Rheinländer  durch  die  französische  Zollpolitik  erdnldati 
mufsten^  wollte  Preufsen  dadurch  irgendwie  lindem,  dafs  et  mit  de» 
Niederlanden,  von  wo  aus  ebenfalls  unangenehme  VerhältniMe  drohtiD, 
einen  Handelsvertrag  abzuschliefsen  suchte.  Die  Verhandlungen  wurde« 
jedoch  durch  die  Julirevolution  unterbrochen. 

Die  Interessen  Freufsens  fanden  von  Seiten  Oastet r#iolii  kfltili 
schonende  Behandlung,  dort  herrschte  auch  fernerhin  di«  Joeeifiniiohi 
Zollpolitik.  Auch  in  anderen  Staaten  hemmen  den  Verkehr  prohibitivt 
Hafaregeln,    so    namentlich   in    Spanien    und    Fortugal;    mit   diMM» 
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letzteren  Staate  renuolite  zwar  Preulseo  wiederboU  Yerhandlungen  anzu* 
kofipfen,  welche  aber  zu  dem  erwÜDicht«D  Handels  vertrag  nicht  führten. 
Mit  der  Türkei  kam  die  Abmachung  Tom  Jahre  181Q  zustande,  welche 
den  3^/f^igen  Zolltatz  für  die  Einfuhr  preurBi&cher  Waren  auch  fernerhin 
feetfttellte.  Mit  den  überBeeischen  Staaten  kamen  nach  langen  Verhand- 
luDgen  MeiBlbegünsügungsTerträge  zustande  und  zwar  mit  Brasilien 
am  9.  Juli  1827,  mit  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
am   L  Mai   1828  und  mit  Mexiko  am   18,  Februar  ISSI, 

Zum  Schlüsse  dieses  Buches  werden  die  trostloien  Zustände  der 
Beesohiffahrt ,  welche  durch  das  Piratenwesen  der  Barbar^sken 
hauptsächlich  zwar  im  Miltelmeere,  wiederholt  aber  auch  ielbst  auf  der 
Kordsee  die  deutsche  Schiffahrt  unsicher  machten  und  die  Anetrengungen» 
welche  die  preufsischen  Hegieruugsmänner  gegen  diese  Verhältnisse 
machten,  geschildert.  Die  ganze  Ohumacht  der  deutschen  Staaten  ergiebt 
aioh  aus  dieser  Darstellung.  Weder  die  Yereuche,  durch  Hilfe  Englands, 
Frankreichs,  0 Österreichs  oder  der  Türkei  irgendwelche^  Garantien  gegen 
diese  Seeräuber  zu  erhalten,  noch  die  Anläufe  durch  direkte  Vertrags- 
Terhandlungen  etwas  zu  erreichen,  führten  zum  Ziele,  bis  endlich  durch 
die  Eroberung  Algiers  und  Tunis  von  sei  ton  der  Franzosen  einige  Buhe 
auoh  in  dieser  Eichtung  eintrat. 

In  den  Anlagen  zu  diesem  Buche  Enden  wir  folgende  Dokumente: 
deu  geheimeD  Artikel  zum  HandelsTertrag  zwischen  Bufaland  und 
Preufsen  vom  19.  Dezember  1818,  betreffend  die  Bestimmungen  über  den 
Transit  preuTsi^oher  Tuche  nach  Aßienj  einen  Entwurf,  Gegenentwurf  und 
Protokoll,  welche  bei  Gelegenheit  der  rusai sehen  Vertragsverhandlungen 
im  Jahre  1824  redigiert  wurden;  den  Entwurf,  welchen  Huekisson  am 
6*  Februar  1824  dem  preufsischen  Gesandten  betreffend  AbschluTs  eines 
Sohiffahrtsverlrages  mitteilte. 
I  Im    dritten    Buche    mit   5    Kapiteln    ist   die   geschichtliohe   Ent- 

Wickelung  von  1830 — 1842  gegeben.  Die  Erweiterung  des  Zollvereins 
machte  auch  in  diesem  Zeitabechnitte  weitere  Fortschritte.  Baden  trat 
am  12,  Mai,  Nassau  am  10.  Dezember  1885  und  Frankfurt  am 
2.  Januar  1836  in  den  Zollverein.  Hannover  verfolgte  auch  ferner 
seine  separatistischen  Bestrebungen  und  trachtete  den  Steuerverein  zu- 
Bammen  zu  halten.  Allein  Braunschweig  wurde  durch  Hannovers 
Verhalten  in  der  StrafseDbauangelegenheit  erbittert  und  so  schlofs  eich 
auch  dieser  Staat  dem  Zollverein  an.  Alle  Bemlihungen  Hannovers  be- 
züglich der  Kintanhaltung  der  Erneuerung  der  Zollvereinsverträge 
soheiterten,  uod  so  kam  denn  am  8.  Mai  3  841  die  Erneuerung  der  Zoll- 
Hannover  sah  somit  ein,  dafs  es 


und    erklärte    sich    endlich 
wegen    des    Zollanschlusses 
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verein sver träge  auf  12  Jahre  zuetande. 
gegen  PreufHen  vergebens  ankämpfe 
Oktober  1841  bereit,  Verhandlungen 
bahnen. 

Preufsen  setzte  auch  in  dieser  Periode  die  Verhandlungen  mit 
Bufsland  wegen  Abschlufs  eines  günstigen  Handelsvertrages  fort,  ohne 
aber  ein  Besultat  zu  erzielen.  Canorin  gab  auch  jetzt  nicht  nach  uod 
BtiTsland  regelte  ganz  autokratisch  und  nach  Belieben  seine  Zollsätze* 
Oesterreicb  stellte  den  Antrags    auch  mit  PreuXsen  ein  Zoükartell  jsu 
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gestebung  toh  ^oUermifiiiguiigeD  geneigt  war  und  0©8terrei<sib  wied« 
seine  Zölle  keineeweg«  ermäfsigea  wollte,  ao  Boheiterten  die  Verhwid- 
lungen  im  Jahre  1839.  Inzwiaohen  tauchte  die  Idee  der  Vereiniguog 
des  frefsiBatei  Krakau  mit  OeBterreich  auf.  und  obwohl  EaTslaod  kebe 
Hindemiise  dieeem  Projekte  entgegenitellte  und  FreuTaen  die  g»iLfi 
Angelegenheit  wenig  wiirdigte^  lieli  Oesterreioh  die  ganse  Sache  cinit- 
weilen  fallen ,  trotz  der  handebpoHtiichen  Wichtigkeit ,  welohe  dlmm 
Staat  infolge  eeiner  geographiaohen  Lage  besafs.  Mit  England,  vö 
man  den  KoÜTerein  mit  eohaelen  Augen  betrachtet6f  konnte  anöh  keine 
Veritändiguiig  erzielt  werden;  die  wied erholt  aufgenommenen  Verhatid- 
luDgeu  wegen  AbschluTs  eines  HandelfiTertrages  ioheit&rt«n,  Aueh  hio- 
eiehtlieb  der  Scbiffahrt  konnte  infolge  der  SohiffaHrtftakte  die  gewünschte 
GleiehBteilung  preurditcher  re«p«  deuticber  Schiffe  mit  deo  engüsehen 
nicht  erlangt  werden  und  der  Schiffj^hrtsvertrag  Tom  5*  Min  Ißil, 
welcher  der  deuteehen  Schiffahrt  aua  den  MütidungBhäfeD  dentAcher 
FlUaae  dieselben  Reohte  zugeitand,  die  mn  OeBterreich  durch  dem 
SchiffahrtsTertrag  für  die  untere  Donau  gesichert  waren,  wurde  in 
Deutschland  sehr  ungünstig  aufgenommen,  und  fand  namentlioh  toq  seiten 
ßüddeutschlandi  scharfe  Angriffe.  Ebenso  ungünstig  gestalteten  sich  die 
Yerhältnisse  mit  Holland.  Dieses  Land  wollte  seine  aggresaiTe  Zoll- 
politik nur  gegen  belrächtliche  Ermäfaigungen  des  deut^chan  Zollt«rJ& 
mildern ;  nach  AbichluCs  eines  Schiffahrt« Vertrages  mm  S>  Juni  1 8S7  kam 
dann  endlich  utiüb  der  HaedelÄTerlrag  Tom  iL  Januar  IS39  zostanda; 
in  diesem  Vertrage  gewährte  Holland  die  Herabsetzung  «einer  ZdUe  auf 
Wein^  Getreide,  Steine,  Holx^  Messer,  einige  Qewebe-  und  Strumpfwaren» 
dam  die  Meintbegünstigung  in  den  Kolonien.  Dafür  erhielt  es  eine  sehr 
erhebliche  Begünstigung  seines  Viehes,  seiner  Butter,  seines  Käses,  dei 
LumpenzuckerSy  Eeises  und  die  Bindung  der  Zölle  fär  die  wichtigsten 
Kolonialwaren.  Die  Beurteilung  dieses  Vertrages  durch  die  öffentliche 
Meinung  war  aufserordentlich  ungünstig;  man  stellte  denselben  für 
wertlos,  ja  mit  Rücksicht  auf  die  Bindung  der  Kolonialwaren  und  Er- 
mäfsigung  des  Heis-  und  Zuckerzolles  für  hinderlich  bei  anderen  Ver- 
handlungen dar,  so  dafs  bei  Ablauf  der  Dauer  desselben  im  Jahre  1841 
die  Erneuerung  des  Vertrages  nicht  angestrebt  werden  konnte.  Mit 
Frankreich  kam  auch  keine  Verständigung  zustande  und  scheiterten 
die  Verhandlungen,  welche  auch  in  dieser  Periode  versucht  wurden.  Die 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  brachten  den  Abschlofs 
eines  Vertrages  mit  dem  Zollverein  in  Anregung,  dessen  Zustandekommen 
jedoch  an  der  Forderung  der  Ermäfsigung  des  Zolles  für  Tabak 
scheiterte. 

Eingehender  wurde  in  dieser  Zeit  die  Frage  des  Sundzolles  be- 
handelt. Dänemarks  Eecht  bezüglich  dieses  Zolles  wurde  bereits  auf 
dem  Wiener  Kongresse  zur  Sprache  gebracht,  doch  konnte  die  Frage 
damals  nicht  ausgetragen  werden.  Was  hauptsächlich  PreuTiBen  schwer 
traf,  war  der  Umstand,  dafs  es  mit  Schweden  bei  der  Anwendung  des 
Sandzolles  nicht  einmal  die  Meistbegünstigung  genofs,  und  wenn  auch 
iroh  den  Vertrag  vom  17.  Juni   1818   dieser  Mifsstand  beseitigt   wurde, 
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60  war  doch  die  dautscbe  Schiffalirt  duroh  die  2ollpiaokereieQ  im  Suode 
sehr  gehemmt  und  deshalb  trachtete  Freufseo  die  Aufhebang  desaelben 
zu  erreicbeo.  Seine  fiestre  bürgen  fände  d  jedoch  dut  yod  Betten 
Schwedens  UnterBtützung.  Selbst  als  Dänemark  einen  Antrag  auf  Ab- 
lösung des  Sundsollea  durch  eDtsprechtfiide  Schadlosbaltung  Dänemarks 
TOD  selten  der  beteiligten  Staaten  stellte*  lebete  denaelben  Huisland 
entsohieden  ab,  England  uud  Holland  machten  eine  zuwartende  Haltung 
and  »o  kam  nichti  zustande.  £s  blieb  also  Freufsen  nicht«  andere« 
ILbrig,  aU  sorgfältig  Material  zu  sammeln^  um  dasselbe  bei  Gelegenheit 
2Q  Gunsteti  der  deutechen  Sohififahrt  yerwerten  2u  können. 

Der  Anhang  enthält  für  diese  Zeitperiade  das  ZollkarteO ,  welohe« 
Oesterreich  mit  Bayern  abgcachlosseD  hatte;  ein  Scbreiben  der  preuTs. 
Kegierung  an  die  Österreichische  Hegierungf  betreffend  die  Verhundlungen 
hinsichtlich  einea  Zollk&rtells  zwischen  Oesterreich  uod  Preufsen  ;  den 
preuffiisohen  Entwuif  einer  Handels-  und  SchiffahrtskonTention  zwischen 
Orofsbritannien  und  Preufsen  sowie  den  übrigen  zum  deutschen  Zoll- 
vereine gehörigen  Staaten;  die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  be- 
ireffend einen  Handelsvertrag  zwischen  Frankieich  und  dem  deutschen 
Zollvereine. 

Bas  vierte  Buch  mit  10  Kapiteln  ist  der  Zeit  von  1B42 — ^1847 
gewidmet.  Die  Handelspolitik  der  deutschen  Staaten  beschäftigt  sich 
hAuptfläcblich  mit  Scbitfahrtsangelegenheiten ,  auch  die  Auswaaderungs» 
frage  und  mit  ihr  die  Eolonisationspolitik  wird  zum  Gegt^nstande  der 
allgemeinen  Diskussion  und  die  Schutzpoliiik  oder,  wie  sie  nunmehr 
euphemistischer  heiTsen  soll,  die  Politik  eines  nationalen  Systems  bewegt 
die  öffentliche  Meinung.  Der  dcutsohe  Zollverein,  auf  12  Jahre  gesichert, 
erfährt  keine  äufser liehe  A ender ung,  allein  um  so  gröfser  ist  der  Kampf 
um  die  Prinzipien,  welche  der  Zollverein  zur  Geltung  zu  bringen 
hittie.  Der  Zolltarif  Preufsens  hatte  bisher  wenig  Anfeindungen  gefun- 
den. Seit  1818  sind  in  demsi^lben  wenig  Veränderungen  eiogetreten. 
Die  deutsche  Industrie  hat  sich  meltr  und  mehr  ausgedehnt,  und  da  die 
prohibitive  Zollpolitik  des  Auslandes  durch  die  bisher  abgeschlossenen 
Handelsverträge  nicht  gemildert  werden  konnte,  sehnte  man  eich  huupt« 
sächlich  in  Siiddeutechland  und  nach  dem  agitatorischen  Auftreten  List« 
nach  höheren  Schutzzöllen.  Die  Zerfahrenheit  der  Schiffahrt,  die  ego- 
iatisohen  Bestrebungen  der  einzelnen  Nordseestuateu  machten  namentlich 
infolge  der  engliichen  Schiffahrtspolitik  den  Wunsch  nach  einer  einheit« 
liehen  Begeiung  der  deutschen  Schiffahrt  rege.  Der  Bürgermeister 
Bremens,  Smidt,  stellie  auch  wiederholt  Anträge  zur  Gründung  eines 
Bchifferbundes,  hatte  aber  weder  bei  Metternich ,  noch  auch  später  bei 
Preufsen  entsprechendes  Entgegenkommen  gefunden*  Die  Presse  be- 
mächtigte sich  ebenfalls  der  Handelspolitik  und  sprach  sich  für  Sohiffahrta- 
getetze,  ünterscheidungszöUe  und  eine  energische  Vereinspolitik  aus. 
Namentlich  wurden  die  Stimmen  immer  lauter,  welche  anstatt  der  han- 
delsfreiheitüchen  Bichtung  Preufseoi  die  Vergeltungspolitik  und  den 
Schutz  der  Industrie  verlangten.  Die  Angriffe  gegen  Preufsen  widerlegt« 
Michaelis  in  einer  Denkschrift.  Die  wiederholte  Beschuldigung  der 
preufsisohen  Beamten,  als  standen  sie    ganz   isoliert   von  dem  wirtschafte 
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liehen  Leben»  noch  mehr  aber  die  wiohtigeQ  Frageo,  die  die  ofienÜieho 
Keioang  betreffend  die  Handebpoliük  beschäftigtao,  bewog^eo  den  Käcic 
Friedrich  Wilhelm  zur  Enichtung  dea  Han  delaam  te  s  am  7.  Joni 
1844.  Die  fortwährenden  Agitationen  ^  namentlioh  wegen  Erhöhung  der 
Zölle  für  Textilwaren  und  Game^  fahrten  endlich  eur  Einbanifung  nner 
Enquete  im  Jahre  1845  (rom  29.  März  bia  9.  April).  Natürlich  vtr* 
langten  alle  Sachverständigen  erhöhte  Zölle  und  Unterfftützuog,  ereotaeil 
nicht  nur  durch  RückzöUe,  sondern  auch  durch  direkte  Staattbeiträ^ 
Der  Kampf  für  Schutzzölle  und  gegen  die  preuftische  Freihan dalipoUtil 
dauerte  fort,  ohne  daTs  der  Status  quo,  also  die  preuftische  Zollpolitik, 
durch  ZoLlveränderungen  alteriert  worden  wäre;  nur  so  Tiel  konnte  d«f 
fortwährtjode  Wunsch  nach  Schutz  erreicheo,  dafs  der  EandelsTertrag  mit 
England  im  Jahre  1846  gekündigt  wurde.  Wiederholt  rersuohte  Preufi«a 
Hannover  Kum  Anschlufs  an  den  Zollverein  zu  bewegen,  und  auch  di« 
öffentliche  Meinung  verlaDgte  die  Ausdehnung  des  Zollrereins  auf  dii 
Nordstaaten ,  allein  diese  Frage  war  noch  nicht  reif  und  konnte  no«b 
nicht  zu   gunsten  des  Zollvereins  gelöst  werden  - 

Mit  dem  Aus  lande  verfolgte  PreuTsen  jene  Bestrebungen,    die  ci  bc* 
reits  in  früheren  Zeiten  wegen   Erlangung  neuer   Absatzgebiete  ang«?bahfU 
hatte.     Von  Knfsland    konnte    aber   ebensowenig    erreioht    werden     all 
ehedem.      RafslandB    Diplomatie   zeigte    sich    auch   auf   dem    Gebiete  d«f 
Handelspolitik    nur    zu   schlau    und   trotz    wiederholtem  Versuche,  Zolle 
mäfsigungen  zu    erreichen,    seiiste    dieses  Reich   seine    prohibitive   PoUtil 
weiter    fort       Oesterreicha     Staatsmänner    erkannten    die     pcliti» 
Wichtigkeit  des  deutschen   ZoUvereinB  und  benutztendie  Furoht  der  ^ä 
Staaten  vor  der  Uebermacht  Freufsens,  um  eine  Annäherung  zu  den  8i 
Btaaten  zu  vereuchen.     Hierzu  war  aber  unbedingt    die  Umgestaltung 
eigenen  Zollpolitik    im    handelsfreiheitlichen    Sinne    notwendig.      Man 
sohlofs  daher  in  einer   geheimen  Ministerberatung   zu  Wien  (1841):  Au 
hebuDg    des  Prohibitivsystem»,    Einführung   angemessener  BchotzzöUc 
die  Einbeziehung  Ungarns  und  Siebenbürgens    in  die  Zoillinie.     Ihr 
der    Bahnen    Wien-Prag-Dresden     und    Wien*Trieet    wurde     ebenfalli 
seh  Jossen.     Wiederholt    traten    die  leitenden  Staatsmänner  Oetterreicba 
Fühlung  mit  mafsgebenden  HandelspoHtikern,    um    die  Möglichkeit    etiid 
Annäherung  an  Deutschland  zu  prüfen.     Preufsen    benutzte   jedocb  eb 
falU  jede  Qelegenheit,  um  diese  Bestrebungen  zu  vereiteln ,    und    ah 
Anschliefiung  Krakaus  an  Oesterreich  das  Hauptaugenmerk    dar  5iieci 
Staatsmänner   war,    wurde    durch   die  Abmachung    rom    21.  Oktober 
Regelung   der    handelspolitischen    Verhältnisse    mit  Oesterreich    bis    185 
vereinbart     Diese    Vereinbarung    setzte    zollfreie   Ein-    und    Ausfuhr 
rohes,  zum   lileieheo   bestimmtes  Leinengarn  zwischen  beiden  Staaten  fei 
bestimmte,  dafa  Oesterreich  dae  auf  der  Grenze  zwischeu   Leobschüiz  ua 
Seidenberg   zum  Verweben    eingehende    rohe  Garn    unter  bestimmter, 
Wiederausfuhr  der  Leinen  Terbürgenden  Eontrolle    nicht  beAteoara;   en4 
Hob  wurden    für   den  Orenzrerkehr  Erleichterungen  eingeführt     Mit 
Türkei  hat  PreuTsen  durch  den  Vertrag   rem  21.  Mai    1851    Jeoe  Tc 
teile  erreicht»    die  England    mittelst  Vertrag    vom  Jahre  1838    ttipuhar 
Ü«)brigen8  wurde    es   immer   mehr  fühlbarer»   dafs  Deataohland  tio 
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iDoine  gehörige  EonaularTertretaiig  habe  und  infolgedeasen  sein  Handel 
keine  hinlängliche  Stütze  besitse.  —  England  tritt  in  dieser  Zeit  seine 
Keformen  an,  Robert  Peel  modifiziert  zweimal  den  Tari(  indem  er  eine 
ganae  Beihe  Ton  Zollsätzen  ermäfsigt;  allein  trotz  dieser  handelsfreiheit- 
liehen  Kiohtung  sieht  England  die  Bestrebungen  des  Zollyereins  mit  un- 
günstigen Augen  an»  will  sie  seine  Bestrebungen  gegen  Eufslands  prohibitives 
Vorgehen  nicht  unterstützen  und  verweigert  entschieden  die  yon  PreuÜBen 
f&r  deutsche  Schiffe  yerlangte  Milderung  der  Navigationsakte;  und 
als  PreuTsen  bei  Ablauf  des  Schiffahrtsyertrsges  yon  1841  die  Erneuerung 
desselben  an  die  Bedingung  der  Modifizierung  der  Navigationsakte  knüpft, 
unterbleibt  der  Abschlufs  eines  neuen  Schiffahrtsvertrages.  —  Mit  Prank- 
reich wollte  der  Zollverein  im  Jahre  1841  einen  Zollvertrag  verhandeln, 
allein  alle  Bemühungen  blieben  hier  sowie  auch  in  Holland,  welches 
den  Handel  mit  Indien  erschwerte  und  die  Bheinschiffahrt  belästigte, 
troti  Androhung  von  Eepressalien,  die  aber  nie  zur  Anwendung  kamen, 
erfolglos.  —  In  Belgien  hatten  die  mafsgebenden  Staatsmänner  die 
Ueberzeugung  gewonnen,  dafs  die  volkswirtschaftliche  Lage  des  Landes 
eine  Annäherung  an  einen  der  grofsen  Kaohbarstaaten  erwünscht  mache. 
Der  Gedanke,  im  deutschen  Zollverein  angenommen  zu  werden,  wurde 
von  PreuTsen  abgelehnt.  Der  Versuch,  mit  Frankreich  eine  Zollvereini- 
gung zu  erzielen,  mufste  auch  aufgegeben  werden,  da  sowohl  Mettemich 
als  auch  Palmerston  gegen  eine  solche  Annäherung  energischen  Protest 
anlegten.  So  blieb  denn  nichts  anderes  übrig,  als  durch  Handelsverträge 
eine  günstigere  Stellung  zu  sichern.  Die  Verhandlungen  mit  PreuTsen 
kamen  in  rascheres  Tempo  als  Belgien  im  Juli  1842  mit  Frankreich  einen 
Handelsvertrag  abschloTs,  infolgedessen  Frankreich  die  Leinengewebezölle 
ermäfsigte,  dafür  aber  von  selten  Belgiens  die  ErmäTsigung  des  Weinzolles 
und  der  Zölle  für  Seidengewebe  erreichte.  PreuTsen  verlangte  nun  Gleich- 
stellung mit  Frankreich,  und  als  es  dies  nicht  erreichte,  drohte  es  mit 
der  Erhöhung  der  Eisenzölle.  Der  deutsche  Zollverein  unterstützte  auch 
thatsäehlich  PreuTsens  Vorhaben,  und  die  deutsehen  Eisenzölle  wurden 
am  21.  Juni  1844  erhöht  und  aulserdem  erfolgte  noch  ein  öO-proz.  Zu- 
schlag für  belgisches  Eisen.  Belgien  antwortete  zwar  damit,  dafs  es  den 
Zollauschlag  auf  preuTsische  Schiffe  erhöhte  und  die  Scheldezollerstattung 
aufhob,  allein  unter  dem  Drucke  der  Kepressalien  durch  die  Eisenzölle 
kam  denn  doch  der  belgisch  -  deutsche  Handelsvertrag  zustande,  (am 
1.  September  1844),  der  den  gesamten  früheren  Zustand  wieder  herstellte. 
An  neuen  Zollherabsetzungen  gewährte  Belgien  nur  Erleichterung  für 
Nürnberger  Spielwaren,  Modesachen,  Mineralwasser  und  Lohrinde.  PreuTsen 
dagegen  verstand  sich  zu  einer  Zollherabsetzung  für  Käse,  Begünstigung 
des  belgischen  Eisens  durch  ErmäTsigung  der  vorgenannten  Zollerhöhung 
um  50  Proz.,  und  überdies  erleichterte  es  die  Hammeleiniuhr  und  die 
Wollausfuhr.  Der  wesentlichste  Punkt  des  ganzen  Abkommens  wurde 
damals  in  der  Befreiung  der  Durchfuhr  von  Belgien  nach  Deutschland 
und  der  Errichtung  von  Zollvereinsentrepots  in  Antwerpen  erblickt 
Deutsehland  erhielt  damit  einen  Nordseehafen  und  konnte  hoffen,  auf 
Holland  und  die  Nordseestaaten  einen  wirksamen  Druck  auszuüben. 

Die  übrigen  Staaten  waren  ebenfalls  Gegenstand  fortwährender  Auf- 
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ni6rk«amkeit   dar    preafsischen   HaBdelspoIitiker.     Mit    Portag«!  wtsidl 
am  20.  Februar  1844  ein  HandelsTertrag  abgeaohlosseD ;   dagegen  flükrten 
die  UDlerh&Ddluiigen  mit  Spanien    iololge  der  dortigen  poütiaohcn  Zq> 
sländ«  nicht  zum  Ziele,     Sardinien  trat  iwar  in  dieter  Zeit   am  lemur 
wirtachatUictien  AbgesclilosaeDheit  heruus,  schlols  auoli  im  Jährt   18!i9  out 
den    Vertiiuigton  Stuaten  Nordamerikas  einen  Handelay ertrag,  konnte  thm 
mit  Prenfden  erat,  nachdem  es  1S43  mit  Dänemark  einen  Yertra|;  auf  GefiH' 
aeitigkeit  abftchlofd,  zur  Einigung  kommen ;  allein  der  RandelaverirAg  ran 
Juni   1845  gab  auch   noch  nicht  hinlängliche  Sicherht^it,  da  Sardinien  troü 
dieses    Vertrages   Bufslands    Schifahrt    mehr    begünstigte,      Dä&einArk 
nahm  noch    immer   durch    die  Sunü zollfrage  Freulsend  Thadgkeit    in  in- 
epruch.      £s    interessieren     sich     nunmehr    aulser    Schweden     auch   iHc 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikaa  für  diese  Frage,  ohne  aber  ein  poeitirtb 
Eeäultut    zu    erlangen.      Endlich    gelang    es    am    26,  Mai    1846    auch  mit 
diesem  Staate  einen  HaudelbTertrag  abzuechliefseu,  in  welchem  nicht  nur 
Zollsätze  des  dänischen  Tarifs  ermäTsigt  wurden,  sondern  auch  für  preu/iitche 
Schiffe   der  Sundzoll   ^iert    und    gewisse  Begünstigungen    bowohl  in  den 
Ausmai's    des    Zolles    als    auch    bei    der  Abfertigung  gewährt  wurden.    — 
Leider  waren  die  Bestrebungen,  welche  Preufsen  in  den  transatlantischM 
Staaten  wegen  Eegelung  der  Üandelsbeziehungen  anbahnte,  mit  wenig  £^ 
folg  gekrönt.     Der  am  2b,  März   1844  mit  den  n  or  dam  eri  kani  schsit 
vereinigten  Staaten  abgeschlossene  HandeJsTertrag  wurde  tod  dem 
Senate  dieser  Staaten  nicht  ratiiiziert»    Brasilien  wollte  dttn  im  Jahre  1838  , 
aus  politischen  Rücksichten  abgeschlossenen  Handel  st  ertrag  nicht  enieuen|| 
und  d)e  Noten wechalung  von  1848  sicherten    nur    die  Meintbcgünaugung 
Mit  Kolumbien  und  später   mit  Venezuela  wurden  vergebliche  Ver< 
bandlungen  geführt     Die  Eröffnung  Chinas  war    zwar  auch   üegenst 
der  Aufmerksamkeit  rreuTseu»,   allein  aufser  der  Entsendung  eines  Beamt 
zur  Informatiou   geschah  einstweilen  nichts. 

Das  ^chlufskapitel  dieses  Buches  ist  dem  Auswanderungswesel 
gewidmet  und  stellt  die  (Jeschichte  der  Kolonisationsbestrebungen  deui 
Vereine,  sowie  die  Kntwicketung  der  öffentlichen  Meinung  für  di^ 
Eegierungstiiätigkeit  in  dieaer  Richtung  dar.  Die  Versuche«  welche  •owoblj 
in  Texas  &1b  auch  in  anderen  Teilen  Mittel-  und  SüdameriküS  gemai^fa 
wurden,  um  deutsche  Kolonien  zu  errichten,  scheiterten.  Das  mifslto 
Schicksal,  in  welches  deutsche  Auswanderer  wiederholt  durch  die  Vof 
Spiegelungen,  wenn  auch  nicht  gewissenloser^  so  doch  weuigatens  laichl 
eiinniger  Anführer  gerieten,  entfaltete  von  vielen  Seiten  den  Wamch 
gesetzlicher  Eegelung  des  Auswanderungsweseo.  PreuTsen  hielt  aich  ab 
möglichst  ferne  von  staatlicher  Einmischung  in  dieser  Sache  und  glaubU 
einstweilen  nicht  eingreifen  zu  sollen. 

Zu  diesem  Buche  enthält    der  Anhang   18  Dokumente,  welche  bisher 
unbekannt  waren.    Es  sind  dies:  der  Brietwechsel  Könnens  und  des  Uande 
kammerpräsidentoD  in  Aachen,  David  Hansemann,  vom  Januar  184^, 
treffend     handelspolitische     A n legen h ei ten ;     die    Zirkularaote     PreuCseii 
vom  27.  Januar  1846  an  die  deutschen  Zollvereinsstaaten,  in  welcher 
handelspolitische    Haltung  Preafsens    entwickelt   und   die  Anlrnfe  g^t( 
wild,    ob    der    Zollverein    noch    überhaupt    ihren    Intereaiett     luid  A&*~ 
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lichten  entspreche,  samt  dazugehöriger  Denkschrift;  die  Denkschrift  des 
Direktors  von  Patow  betreffend  die  Begünstigung  des  direkten  Verkehrs 
iwischen  den  Staaten  des  Zollvereins  und  den  aufsereuropäisohen  Ländern, 
in  welcher  gegen  die  hartnäckige  Auffassung  des  preüfsischen  Finanz- 
ministeriums die  Politik  der  differentiellen  Behandlung  direkter  und  in- 
direkter Warenbezüge  gepriesen  wird;  der  Entwurf  einer  Verordnung 
betreffend  die  Begünstigung  des  direkten  Verkehrs  iwischen  dem  Zoll- 
vereine und  den  transatlantischen  Ländern ;  die  ^^Zusammenstellung 
mehrerer  Gegenstände,  welche  bei  den  Verhandlungen  über  eine  Ver- 
einignng  des  Hannover-Oldenburgischen  Steuervereins  mit  dem  deutschen 
Zollvereine  vorzugsweise  in  Erwägung  kommen  werden";  eine  statistische 
üebersicht  der  Ausfuhr  Preufsens  aus  BuTsland  in  den  Jahren  von  1830  bis 
inkl.  1841;  die  Antwort  Peel's  und  die  Ansichten  Palmerstons,  betreffend 
die  Denkschrift  List's  über  den  deutschen  Zollverein ;  —  die  Antwort  der 
preüfsischen  Begierung  an  England,  betreffend  die  Verhandlungen  ttber 
den  Schiffahrtsvertrag;  die  Denkschrift  zur  preüfsischen  Note  an  Bresson 
vom  7.  Mai  1843,  betreffend  die  Haudelsvertragsverhandlungen  mit 
Frankreich,  nebst  statistischen  Beilagen;  Vorschläge  der  Niederlande, 
betreffend  den  abzuschliefsenden  Handelsvertrag ;  Entwürfe  eines  belgisch- 
preufsischen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  und  preufsischer  Gegen- 
entwurf; die  geheimen  Artikel  des  dänisch-preufsischen  Vertrages  vom 
26.  Mai  1846;  der  zwischen  Preufsen  und  den  übrigen  Staaten  des 
deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  einerseits  und  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  andererseits  am  25.  März  1844  abgeschlossene  aber 
durch  Amerika  nicht  ratifizierte  Handelsvertrag;  die  Note  des  Ge- 
sandten der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas,  Donelson,  vom  8.  Juli  1847, 
betreffend  den  Abschlufs  eines  Handelsvertrages  mit  dem  deutschen  Zoll- 
verein; der  brasilianische  Entwurf  eines  deutsch-brasilianischen  Handels- 
vertrages; Notenaustausch  betreffend  die  Behandlung  der  Schiffe  in 
Brasilien;  die  Denkschrift  des  Kultusministers  von  Eichhorn  über  die 
Stellung  PreuÜBcns  zu  den  deutschen  Auswanderern,  namentlich  in  Nord- 
amerika. 

Das  fünfte  und  letzte  Buch  mit  8  Kapiteln  ist  der  folgereichen 
Zeitspanne  von  1848  bis  1853  gewidmet.  Nur  2  Kapitel  beschäftigen 
sich  mit  dem  Auslande,  die  übrigen  sechs  sind  der  inneren  Ausgestaltung 
des  Zollvereins  gewidmet.  Es  tritt  uns  hier  der  ganze  Kampf  um  die 
einheitliche  handelspolitische  Stellung  der  deutschen  Staaten  entgegen. 
Wir  sehen  die  Ohnmacht,  mit  der  die  Nationalvorsammlung  vergeblich 
nach  einem  einheitlichen  deutschen  Handelsstaat  strebte;  wir  sehen  den 
Einflufs,  den  der  Krieg  gegen  Dänemark  wegen  den  Herzogtümern  haupt- 
sächlich durch  seine  schweren  Folgen  bezüglich  der  Schiffahrt  nach  sich 
zog;  wir  sehen  endlich  den  grofsen  Kampf,  welchen  der  österreichische 
Minister  Schwarzenberg  durch  sein  politisches  Programm,  „Oesterreich  in 
den  deutschen  Zollverein  hineinzubringen",  entfachte.  Die  Gärung,  welche 
nunmehr  in  allen  deutschen  Staaten  entsteht  und  teils  für  Preufsen  und 
gegen  Oesterreich,  teils  gegen  Preufsen  und  für  Oesterreioh  zeigt,  endigt 
endlich  mit  der  Zollvereinigung  aller  deutschen  Staaten  und  mit  dem  Ver- 
trag  Tom   20.  Februar    1853*   in   welchem  Oesterreich    zwar  grofse   Be- 
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gÜDBÜgun^en  yod  PreuTflen  UDd  den  sollTereiBton  Bta&tan  erli£ik,  iliiin 
dem  deutschen  ZollTereiQ  gegenüber  als  separierter  Handeliitant  erscheifit 
und  nur  in  der  Einleitung  zum  Yerirage  nooh  die  ferne  Aussicht  er* 
wähnt  wird,  dafa  die  ZoUeiuigung  mit  Deut»chl»nd  angestrebt  werde! 

Dietem    Buche     sind     19    Dokumente   des    Anh&ngee    beige iehloi»c&; 
Drei  Denkschriften  über  die  Frage  der  Errichtung  einer  deuUohen  ¥lotk, 
die    Denkschrift    der    iächsischen    Regierung,    die    wünscheoawert«   Be- 
rücksichtigung   der   materiellen ,    besondere    der    Zoll-    und    Handelifrigen 
bei  der  Dresdener  Konferenz  sämtlioher  deutschen  Regierungen  betrefeodi 
die    Dokumente     der     durch     den     Ausschlufa     der     NaUoDalTeriammlaiig 
wegen    Einigung    der   deutschen    Staaten    in    Handelfiangelegenheiten   uüi 
zwar    die    Grundlage    der    Beratungen    der    technischen    Kommission,   dar 
Entwurf  einer  Uebereinkunft  zwischen    den    deutschen  Bundeastaattso  zur  ^ 
Förderung  des  Handels  und  des  Verkehrs;    Vorsehläge   über   die  Oarsatit 
des  Zuslandekomroenft    einer    voUetändigen  Handels-   und  Zolleinigung  dtr 
sämtlichen    deutschen  Bundesstaaten,     und    der   reTidierte  £ntwurf  eint^r 
Uebereinkunft    zwischen     den    deutschen   Bundesstaaten     zur    BefordoruDj; 
des  Handels  und  Verkehrs.     Die  Dokumente,  betreffend  die  Verhaodiungtu 
über  die  Zolleinigung  mit  HanooTer,  und  zwar:  Orundzüge  zu  dem  Ent- 
wurf eines  Vertrages  zwischen  PreuXäen    und   Haonorer ,    die   Vereinigung 
des    Steuervereins    mit     dem    Zollyereiu    betreffend,     dann    der    Gebeims 
Separatartikel    zum    Vertrag?    vom    16.    August    1851,     die  Verhandlung*- j 
akten  über  den  Handelsvertrag    vom   19.  Februar   1853    mit  Oesterreich;J 
eine     Denkschrift     (der    preufsischen    Unterhändler),    die     kommerzielle«] 
Verhandlungen     mit     Oesterreich     betreffend;     die    Dokumente,      welc 
sich  auf  die  Verhandlungen  mit  Belgien  beziehen,  namentlich  ein  Memo 
randum    der    belgischen  Regierung    vom  25.    November    1853,     und  dii 
Antwort  der  preuMsohen  Regierung    vom  3.  Dezember    desselben  Jahre| 
—  sowie    ein  Erlafs    an    den  Gesandten    von    Bookeiberg;     Bemerk 
zu    einem    Entwürfe     eines    Handelsvertrages     mit     den     Niederli 
Vertragsentwurf    für     den    preufsißch- französischen    Handelsvertrag;   iBd 
lieh     die     verschiedenen    Akten     bezüglich     der    Aus  wander  ungsfroge, 
ein  Entwurf  eines  Gesetises  zur  Regelung  dee  Auswanderungswesens  dur 
den  Minister    von  der  Heydt    umgearbeitet,     dann    der  Entwurf  der  Ba 
dingungen  bei  Zulassung  von   Agenten  für  Ausläßder,    welche  den  Trans 
port   von    Auswanderern    übernehmen  ^   und  Denksehrift    und    MottTc 
beiden  Entwürfen.  — 

Aus  dieser  wirklich  gedrängten  Darstellung  des  Inhaltes   des   betpro* 
ebenen   Werkes  ist  wohl  das  gediegene  Wesen  desselben  zu  ersahen,     B«i_ 
der    Darstellung    der    geschichtlichen    Entwiokeluog     der    H&ndelspoliti] 
Preufsens  ,,hat  et  sich  der  Verfasser  angelegen  sein   lassen,   diese  krg^h 
niese  seiner  Btudieii  sine  ira  et  studio  in  erster  Linie  in  klares  Licht 
staUen",  gewifs    wird    man    wenig  Partdilichkeit   in    der   Darstellung   dq 
Verfassers    finden,    und   wenn    aber   doch    im    grofsen    und    gaosen 
aufmerksame    Leser    des    Werkes    eine    Verherrlichung   der    preuTsi 
Staatsmänner  und  Beamten  und  der  preufsischen  Handelspolitik  finde 
ist  dies  nioht  nur  dem  Umstände  zuiusohreiben,  dafs  der  Verfasser  aus  de 
Akten  dei  preuTsisohen  Staataarchives  schöpfte,  aondem  und  hauptaaehlieW* 
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dafii  ja  eben  die  preuÜBisobe  Handelspolitik  und  Energie  zur  Zolleinigung 
der  deuUohen  Staaten  führte,  dafa  also  diese  Politik  endlioh  siegreich  aus 
dem  Kampfe  hervortritt.  Es  soll  dies  sicher  kein  Vorwurf  gegen  den 
yerdienstroUen  Verfasser  sein,  und  wir  sind  ganz  der  Ansicht  desselben, 
welche  der  Verfasser  in  der  Einleitung  ausdrückt,  ,,08  ergab  sich,  dafs 
das  landläufige  Urteil  über  die  Beschränktheit  und  Unfähigkeit  der  Tor- 
märzliohen  Bureaukratie  nichts  weniger  als  allgemein  giltig  ist^'  Die 
preufsisohen  Beamten  standen  seiner  Zeit  auf  der  flöhe  einer  wissen- 
schaftlichen und  praktischen  Bildung,  die  gewifs  jeden  hinsichtlich  ihrer 
Befähigung  zur  Leitung  der  Wirtschaftspolitik  beruhigt;  man  lese  nur  die 
Memoires  und  Begründungen,  welche  das  Werk  in  seinem  Anhange  enthält. 

Den  Mangel  an  statistischen  Daten  erkennt  der  Verfasser  selbst. 
», Vollständig  yersagte  eine  für  Würdigung  handelspolischer  Thatsaohen 
sonst  wichtige  Quelle:  die  Statistik.  Die  yorhandenen  Daten  geben  nur 
Kenntnis  Ton  der  Höhe  der  Einfuhr.  Ueber  den  Ausfuhrhandel  liefert 
die  deutsche  Statistik  erst  in  allemeuester  Zeit,  seit  Beseitigung  der  Zoll- 
auBschlüsse,  zuyerlässige  Angaben.  Die  Handelstabellen  anderer  Staaten 
gestatten  ebensowenig  sichere  Schlüsse  für  yergangene  Zeiten,  da  sie  die 
deutschen  Waren  mit  unter  der  Einfuhr  yerschiedener  Seestaaten  auf- 
führen."  So  wahr  auch  diese  Au£fassung  ist,  so  wäre  es  doch  sehr  er- 
wünscht gewesen ,  wenn  die  yielleicht  doch  yorhandenen  statistischen 
Daten  yerwertet  worden  wären ;  das  Wenige,  was  der  Verfasser  im  An- 
hange mitteilt,  wie  beispielsweise  die  Uebersicht  der  Ausfuhr  PreuTsens 
aus  Bufsland  in  den  Jahren  1830  bis  inkl.  1841,  oder  die  Einfuhr 
Deutschlands  nach  Frankreich  im  Jahre  1841,  ist  bei  dem  Mangel  yon 
Daten  älterer  Zeit,  für  jeden  Handelspolitiker  höchst  interessant  Natür- 
lich kann  an  solche  Daten  nicht  der  Mafsstab  angelegt  werden,  den 
man  von  den  gegenwärtigen  Verkehrsdaten  yerlangt,  allein  statistische 
Daten  müssen  ja  immer  mit  gewissem  Vorbehalt  und  mit  Berücksichtigung 
der  Umstände,  welche  bei  ihrer  Aufnahme  zur  Geltung  gelangen,  gebraucht 
werden,  und  die  Verkehrsdaten  der  jetzigen  Zeit  sind  ja  auch  nur  unter 
dieser  Berücksichtigung  zu  yerwenden.  Der  Mangel  yon  statistisohen 
Daten  ist  schon  deshalb  schwer  fühlbar,  weil  das  Werk  g^  gewifs 
auch  den  Zweck  hat,  über  die  Handelspolitik  überhaupt  ein  Urteil  zu  fällen. 

Der  Verfasser  sagt  ganz  richtig  in  der  Einleitung  seines  Werkes: 
JSo  yiele  Werke  über  Handelspolitik  auch  schon  geschrieben  worden 
sind,  so  besteht  doch  über  beinahe  keine  Frage  auf  diesem  Gebiete  Ein- 
heit der  Ansichten.  Der  Kampf  über  die  Vorzüge  yon  Freihandel  und 
Schutzzoll  wird  heute  noch  ebenso  lebhaft  wie  yor  hundert  Jahren  ge- 
führt Der  einzige  Weg,  über  diese  Streitfragen  ins  Klare  zu  kommen, 
dürfte  der  der  exakten  Forschung  sein.  Sobald  erst  das  gesamte  Material 
über  die  Wirtschaftspolitik  der  wichtigsten  Staaten  und  ihre  Ergebnisse 
der  wissenschaftlichen  Forschung  unterbreitet  ist,  wird  es  möglich  sein, 
bestimmte  Gesetze  abzuleiten.  Das  hier  yeröffentliohte  Werk  soll  ein 
erster  Schritt  in  dieser  Bichtung  sein.''  Mit  Freuden  begrüfsen  wir 
diesen  ersten  Schritt  und  hoffen,  dafs  die  Fortsetzung  des  Werkes,  „für 
die  bis  in  neuere  Zeit  bereits  bedeutende  Vorarbeiten  yorliegen'',  bald 
nachfolgen  wird. 
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1.     OMchiobte  der  WtjiensohiLft.     Bnoyklop&diioliet,    Lebxbftelittr.     SpMldlt 

tbeoreUf  oba  XTuteriuobimgcii 

Dr  oxler^  A.,  Frei  Land;  01  q  MenKcheorechL    Eis  Beitr«jt;  stir  prftktStebtt  Dtfiik« 
führang    der    6od«nbesitxreronn.     Zürich,    C.  Schmidt,    1894.     gr.  S.     46  BS.     M.  OJd 

L  e  h  m  «  D  o  ,  E,,  Die  WirtachftfUordnuog  vom  SUudpoiikte  dti  Seelsorger».     Beldil* 
h«rf,  Hörning,  18»4.     p-    8.     23  SS.     M.  U,40. 

8  tAfttslexikon.  Herausgej^ebeo  im  Auftrege  der  GdrreigeeelUckeft  ntr  P!l«ft 
d«r  WisBenschaft  im  katfaoUscheti  DeutBchlaod  darcb  Ad,  Bruder  (Kustos  d,  k.  k.  üid>  1 
▼ersititsbibliothek  Imishmck)  Heft  29.  Freiburg  i/Br.,  Herder,  1894.  gr,  8.  BogeoiO-U] 
des  IIL  Bde.  M,  1,50.  (iDbalt :  Measchenrechte ;  Uexiko;  MUttirgeseUte,  MIlit&rgenehti|| 
Militerismus  ;  MonArcbie  |  Monopol;  Montesquieu;  Hünsrerbrecheu ;  M&nevresen  ;  lliisi«i»| 
icbuti»  etc.) 

StemiDler,  R*  (Prot,  H&Ile  e/S),  Die  Theorie  des  Aüerchismos.  Berlin,  O,  Hiriaf« 
1894.  gr.  8     LV— 44  SS,    M.  0,60.     (Aus    dem  Inhelte :  ProudboD  ;  —  ,,di«  &Atiirf«BiAli«j 
Hermome    und    natürliche    Ordnung    des    regelloseti    measchlicben    ZaseinroexiUbeoi*\ 
Stirner;  —  ,«der  Vereio  toq  Egoisteo**.  —  RecbtsseUuag  und  KoüTeDÜenmlre^el.  — 
neuere  anerchUtiscbe  Doktrin. —  Die  wissenschaftltche  Bedeutung  der  Theorie  d«eABarc 
maa.  —  Begrüadang  des  RecbtsBwaoges.  — ) 

Waentigf  H.,  Augu»t  Comte  und  feine  Bedeutung  für  die  Entwickelung  der  t 
Wissenschaft.     Letpitg,  Dancker  &  Humblot,   1894      gr.  8.    r—593  SS.    M.  S. — .    (X* 
d.  T. :  Staats*  und  soiialwissenscbafllicbe  'Beiträge.  Herausgegeben  von  A*  T.  IHaekon 
Bd.  U,  Heft  1.) 

Wippermann,  H.,    Deutscher    Geschicbttkalender    fBr  1899.     Sachllcli  geor 
ZasammeuüttjlluDg  der  politisch  wichtigsten  Vorgiiuge  im  In*  and  Ausland     Bd.  It 
lig,  Grunow,  1894.  8.  XIV— 306  SS/geb.  M.  6.—.    (Aus  dem  Inhalte:  rUrei  Bli 
—  PirtetbewegUDg.  —  Die  deutschen  Scbutegebtete.  —  InternadooaU  Kongresse*  — ) 


Beriet,  F.  C,   Priudpee   de  eoeiologie   sjiitL4tique.     Parb,    Cbamoel,    1894.     tf. 
4S  pag. 

Diotionnaire  des  Eoances ,   publik    sons   1»   direction  de  L4od  Say  par  M1L 
Foyot  et  A,  Laigalley  (au  Mintstöre  des  finances).  Fasctcule  18.  Pens  et  Xaacjr«  Berg« 
Levrault   &   O« ,    1894.     gr.  in-8.     feuille    79    k    86.      fr.  3,50.     (Sommaire:  Smene. 
Sjndicats.  —  Systeme    de  Law.  —  Tabacs.  —   Taxe   militatre.  —    Tax»    MtiuUdee. 
T^legrapbie.  —  T^Uphones.  — 

Dictionnaire  nniversel  des  contemporains  contenant  toutes  les  personnee  notab 
de  la  France  et  des  pays  ^trangers.     Vli^me  Edition.     Paris,  Hacbett«  Ä  D<  «    Bej.  ia-4 
1629  pag.     fr.  3&.^. 

D  u  f  o  u  s  s  e  t ,  L.  B.  (membre  du  ConseÜ  g4o^rU  de  le  Creose) ,  Qoelquee  qu 
poUtiqueSf  ^coDomiques  et  sociales.     Outlretr  Cler,  1894      8.     143  pag. 

Emile  de  Laveleje,  Lettres  et  souTenirs.     Paris,  Fischbacher,  1894,    16.    114  pig 
fr.  0,60.     (BiMioth^ue  Gilon,  N<»  227.) 

Milli^  Le  ioelallsme  oatholique.     Traduic  de  ritalieo  avee  TMitOTleedoD  de  rBiteer. 
fa«   4d*    Pari»,  Guillaurain  &  C^e,  1894.     gr,  in>8.     X— 410  pp ,  toile.  fr.  t,— .  (Tebls 
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des  matitees:  Sooimlisme  et  christianisme.  —  Les  lüttes  sociales  dans  TantiquiU,  et  le 
soeialisme  moderne.  —  Origines  ^conomiques  du  christianisme ,  et  traditions  sociales  de 
l'^lise  catholiqoe.  —  Le  catholicisme  et  le  protestantisme  dans  la  qaestion  sociale.  — 
Monsignor  ron  Ketteier  et  le  soeialisme  catholiqoe  en  Allemagne.  —  Les  socialistes 
eatholiques  allemands  et  lears  doctrines  ^conomiqaes.  —  Les  solialistes  catholiques  alle- 
mands  et  lear  oeavre  sociale.  —  L'antisdmitisme  et  le  soeialisme  catholiqae  en  Aatriche. 
—  Gaspard  Decortins  et  le  soeialisme  oatboliqae  en  Saisse.  —  Le  soeialisme  catholiqae 
en  France  et  en  Belgiqae.  —  Le  progr^s  du  soeialisme  catholiqae  en  Angleterre,  Am^ri- 
qae,  Espagne  et  Italic.  —  La  papaat^  et  la  qaestion  sociale.  — ) 

de  Pompery,  B.,  Le  demier  mot  da  soeialisme  rationnel.  Paris,  A.  Sarlne,  1894. 
in-18  jteos.     fr.  2. — . 

Weill,  6.,  Un  pr^carsear  da  soeialisme:  Saint-Simon  et  son  oeaTre.  Paris,  Perrin 
&  O« ,  1894.  in-18  jösas.  fr.  3,60.  (Table  des  mati^res :  Vie  de  8ain^Simon.  ~  Les 
lettres  d'an  habitant  de  GenWe  et  l'introdaction  aoz  travauz  scientifiqnes.  —  Le  memoire 
aar  la  sdence  de  lliomme.  —  Saint-Simon  et  Aagastin  Thierry.  —  Les  th^ories  ^cono- 
miqaes  en  1816  et  les  oovrages  de  Saint-Simon.  —  Doctrine  de  Saint-Simon.  Histoire  de 
l'ancien  regime.  —  Critiqae  da  regime  aotael.  —  Organisation  da  noareaa  regime.  — 
Th^rie  sociaiiste.  —  Morale  et  religion.  —  Saint-Simon  et  Aagaste  Comte.  —  Examen 
de  la  doctrine  de  Saint-Simon:  1.  Les  origines.  2.  Les  contemporains.  8.  Les  disciples. 
4.  Saint-Simon  et  Karl  Marx.  —  etc.) 

Waldstein,  C.»  The  work  of  John  fioskin;  its  inflaence  apon  modern  thoaght 
and  llfe.  New  Tork,  Harper,  1898.  16.  IV— 200  pp.,  eloth.  |  1.—.  (Baskin  Ut  in 
dieser  Pablikation  aach  als  soiialpoUtischer  Schriftsteller  gewürdigt.) 

C  o  z ,  W.  G.  and  J.  B.  C I  e  g  g ,  The  Irish  diamal  year,  1898  (1*^  Janaary — 81*t  Decbr.) : 
being  a  record  of  day  to  day,  chiefly  of  Irish  ai&irs  in  and  out  of  Parliament.  With 
an  appendiz  eonsisting  of  Irish  statistics,  eztracted  from  the  Parliamentary  papers  of  the 
year,  a  list  of  Irish  artides  in  the  magasines  and  reviews,  ete.  London,  Harrison,  1894. 
8.     280  pp.     4/. — 

Cornelissen,  C,  Prirat  besit.  Voordracht.  Amsterdam,  J.  Hoekstra,  1894.  8. 
88  blB.     fl.  0,20. 

2.    C^dsehiohte  und  DarsteUnng  der  wirtachaftUehen  Xultor. 

Minzes,  Boris,  Die  Nationalgüterveräufserung  während  der  fraD- 
xÖBiBohen  Beyolution  mit  betonderer  Berüoksiohtigaog  des  Departemeot 
Seine  und  Oise.  (StaatswiBsensohaftliche  Studien,  hrsg.  yon  L.  Elster. 
4.  Bd.  2.  Heft)     Jena  1892,  YU  o.   167  SS. 

Man  wird  nicht  leicht  eine  Epoche  des  historischen  Lebens  der  eoro- 
plisohen  Staaten  finden,  die  im  Gangen  wie  im  Einzelnen  eine  so  tief 
gehende  Aenderung  in  der  Beurteilung  durch  die  Nachwelt  erfahren  hat, 
als  die  Zeit  der  gro£sen  französischen  Beyolution.  Auf  das  „heroische" 
Zeitalter  der  Thiers,  Louis  Blanc,  Mignet  und  Michelet  folgte,  zunächst 
parallel  laufend,  dann  immer  mehr  die  Oberhand  gewinnend,  die  analytisch- 
kritische Forschung  der  TocqueyiUe,  Sorel  und  Taine,  A.  Schmidt  nnd 
Sybel,  deren  Besultat  die  yöllige  Umwälzung  des  hergebrachten  histo- 
rischen Urteils  bedeutete.  Diese  litterarische  Beyolution  hat  nun  yor- 
nehmlioh  ihren  Ausgang  genommen  yon  der  ErschlieTsung  jenes  an 
Beiohtum  und  Gehalt  unschätzharen  Materiales,  das  in  den  Archiyen  der 
Hauptstadt  und  der  Departements  bereit  lag:  yon  allen  Seiten  in  Angriff 
genommen,  flofs  aus  dieser  fast  unerschöpflichen  Quelle  immer  wieder 
neues  Licht  auf  den  realen  Zusammenhang  der  Ereignisse,  losgelöst  yon 
allen  persönlichen  Elementen,  trat  immer  deutlicher  die  Erkenntnis  zu 
Tage,  welche  bereits  Tocqneyille  ausgesprochen,  dass  „die  Franzosen  mit 
den  Trümmern  des  alten  Staatsgebändes  die  Grundpfeiler  der  neuen  Gesell* 
Schaft  angeführt  haben''.  Dafs  dieser  eyolutionistische  Charakter  selbst 
den  äufserlich  durchaus  reyolutionär  erseheinenden  Vorgängen  jener  Zeit 
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innewohDt^  hat  Mioses  in  der  vorliegenden  Studie  fllr  eines  der  wicb- 
tigsten  Probleme  durch  neue  wertvolle  Quellenbelege  klargeitellt;  and 
darin  liegt,  um  es  gleich  hier  auazuflpreohen ,  ein  Hauptverdientt  »eiiiei 
Arbeit.  —  Eine  der  ersten  und  folgenreichsten  Thaten  der  herrichendtn 
Majorität  in  der  fransöuaohen  National  Versammlung  ist  die  Einsiehaog 
des  geeamten  Kirchengutes  gewesen;  welcher  Art  war  nun  die  Wirkuag 
dieser  Mafsregel,  die  notwendig  das  ganze  wirtach&fÜiohe  Leben  Frank- 
reichs tief  berühren  muTste?  Da  aber  die  Kinziehung  der  Kirchenguter 
nur  den  ersten  Schritt  bedeutet,  dem  in  konsequenter  Verfolgung  doi 
Prinzips  die  Konüskation  der  Emigranten  guter,  sowie  die  Teilung  dsi 
Gemeindebesitzes  folgte,  erweitert  sich  die  Frage  dahin«  welchen  £]oflii{i 
diese  gewaltige  Besitzumwölzucg,  die  sich  an  deu  Yerkauf  der  National- 
guter  knüpfte,  auf  die  Gestaltung  der  französischen  Volkswirtaohall  »owi« 
den   Verlauf  der  französischen  Revolution  gewonnen  hat. 

Mio  ECB  hat  sich  von  vornherein  ein  näheres  Ziel  geiteokt 
beabsichtigte  nur  ,,eiDe  objektiv  wissensohaftliohe  Fragestellung  der 
deutung  der  Nationalgüterveräufserung'^  zu  geben.  Ich  bin  nun  der  Mei- 
nung, dafs  der  Verfasser  mehr  als  dies  Ziel  erreicht  hat;  inibesonder« 
durch  Verarbeitung  bisher  unverwerteien  Aktenmaterials  ist  ea  ihm  gs> 
lungeup  Wenigstaus  für  ein  örtlich  abgeschlossenes  Gebiet  auch  eine  wisseo* 
dchaftlich  begräodete  Antwort  auf  jene  Frage  zu  bieten.  —  Zweierlei  gilt 
es  da  zunächst  festzustellen :  erstens,  welche  Stellung  nahm  der  kirchliche 
und  adelige  Grofägrundbesitis  überhaupt  in  der  Bodenverteilung  des  alten 
Fraokreich  ein,  und  zweitens,  wie  sind  diese  Verhältnisse  durch  die  Kt- 
tionalgiiterveräufserung  beeinflufst  worden }  Die  Litteratur,  deren  wide^ 
sprechende  Urteile  über  dieaes  Problem  der  Verfasser  fast  vollzählig  an« 
einander  gereiht  hai,  giebt  hierfür  keine  sichere  Lösung:  nur  eine  muf  dio 
letzten  Quellen  zurückgeheude  Untersucbuug,  wie  sie  der  Verfasser  vor- 
nimmt, kann  uns  hier  weiterführen.  —  Was  nun  die  erste  der  beideo 
aufgestellten  Frugen  betrifft,  so  hut  bereits  Tocqueville  die  Ansieht  aus* 
gesprochen,  die  seither  allgemein  festgehalten,  besonders  von  Taine  mit 
neuen  Belegen  ausgestattet  worden  ist,  dafs  nämlich  zugleich  mit  der  Auf* 
lösung  der  französischen  Feudal  Verwaltung  in  bedeutendem  Ausmafse 
Qruud  und  Boden  in  die  Hände  der  Bauernschaft  zu  Kleinbetrieb  über- 
gegangen ist.  lu  dem  ZusamraentreffcD  dieser  beiden  Faktoren  fand  Teo- 
queville  einen  Hauptgrund  ^r  die  steigeode  Erbitterung  der  LandbeT5lke« 
rung  des  Ancicn  Ke^amc:  Taine  fugt  hinzu,  dafs  gerade  die  zunehmende 
Erwerbung  von  Grundbesitz  dem  französischen  Bauern  immer  schwerere 
8 teuerlast  aufgebürdet  habe,  wie  die  Steigerung  des  Ertrages  der  Taille 
und  Eapitütion  von  60  Millionen  i,  J.  1715  auf  110  MiU.  i.  J,  1789  be« 
weist  Mag  nun  auch  der  adelige  Grofsgrundbositz  thatsächlich  an  nelea 
Orten  in  bäuerliche  Hände  sich  zersplittert  haben,  das  Kircheogut  blieb 
jedenfalls  intakt.  Ueber  dessen  Gröfse  vor  Ausbruch  der  HevoIuÜon  giebt 
der  Verfasser  leider  keine  Auskunft.  Nach  deu  offiziellen  Angaben  TVeü- 
hards  im  Comite  EccL  der  Nationalversammlung  schätzte  man  deu  Wert 
desselben  auf  4  Milliarden,  den  Jahresertrag  auf  300  Millionen  LiTiet» 
den  Kirchenzehent  mit  eingeschlossen.  Wie  sich  nun  in  der  Gesellschaft  | 
des  Anoien  Regime  der  Grundbesitz  wirklich    verteilt   hat,    entzieht    sieh 
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«tatistiscber  Berechnung;  das  etwas  summarische  urteil  Taines,  welches 
jedem  der  sozialen  Faktoren,  dem  Adel,  dem  Klerus,  dem  Tiers  Etat 
und  der  b&aerÜohen  Bevölkerung  je  ein  Fünftel  des  Bodens  xusprioht^ 
das  letzte  Fünftel  dem  Domänengute  yindisiert,  entbehrt  näherer  Begrün- 
dung und  damit  auch  des  inneren  Wertes.  Als  feststehend  kann  man  an- 
nehmen, dafs  die  Reyolution  bei  ihrem  Ausbruche  wohl  einen  gedrückten, 
steueröberlasteten,  persönlich  noch  unterthänigen,  dennoch  aber  bereits 
Orund  zu  Eigen  besitzenden  Bauernstand  antraf;  abgesehen  von  dem 
übereinstimmenden  Urteile  zeitgenössischer  Kenner,  wie  Youngs  und 
Neckers,  findet  diese  Annahme  auch  besondere  Stütze  in  der  französischen 
Bechtsentwickelung.  Ich  möchte  nämlich  darauf  hinweisen,  dafs  das  Erb- 
recht des  Droit  Coutumier  von  Anfang  an  den  Grundsatz  der  realen  Erb- 
teilung bei  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut  der  Yillains  enthalten 
und  fortentwickelt  hat;  in  dem  Gesetz  yom  6.  April  1791  sowie  im  Code 
Napoleon  hat  dieser  alte  Beohtsgedanke  nur  seine  endliche  Anerkennung 
als  gemeines  Becht  Frankreichs  gefunden.  Es  wirkte  somit  die  Ent- 
wickelung  des  öffentlichen  und  privaten  Eechtes  in  Frankreich  zusammen 
dahin,  zu  einer  Zeit,  da  noch  in  Deutschland  der  Grundbesitz  allerorts 
in  der  herkömmlichen  Gebundenheit  lag,  eine  Mobilisierung  des  französi- 
schen Grundeigentums  und  damit  eine  Zunahme  der  bäuerlichen  Klein- 
besitzer herbeizuführen:  das  ist  das  Charakteristikum  der  französischen 
Agrarverhältnisse  des  XYIII.  Jahrhunderts.  Laveleye  bat  hiefur  die  be- 
sondere Erklärung  in  der  langen  Fortdauer  der  Hausgemeinschaften  in 
Frankreich  gesucht,  der  es  zuzuschreiben,  dafs  eine  etwa  der  englischen 
Latifundienbildung  ähnliche  Entwickelung  hier  unmöglich  gewesen  sei. 
Bo  ist  es  denn  zweifelsohne  richtig,  wenn  Minzes  betont,  dafs  der  dritte 
Stand  am  Vorabend  der  Eevolution  einen  grofsen  Teil  von  Grund  und 
Boden  besafs:  nur  dafs  bei  der  sozialökonomisch  unbestimmten  Bezeich- 
nung des  Tiers  Etat  mit  dieser  Erkenntnis  nicht  viel  gewonnen  scheint. 
Soviel  ist  sicher,  dafs  die  französische  Landbevölkerung  schon  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts,  weit  entfernt,  eine  homogene  Masse  zu  bilden,  viel- 
mehr in  deutlichen  Ansätzen  bereits  die  Züge  der  neu  sich  bildenden 
agrarischen  Schichten  zeigt;  neben  dem  verfallenden  Grofsgrundbesitz  und 
seiner  altertümlichen  Bodenbewirtsohaftung  durch  Mdtajers  treten  die 
neuen  Klassen  des  Grofspächters  einerseits  und  des  völlig  landlosen  Agrar- 
proletariers  andererseits  deutlich  hervor.  —  Mitten  in  diese  allseitig;  in 
Umbildung  begriffenen  Verhältnisse  fiel  als  eine  der  ersten  grofsen  Mafb- 
regeln  der  Nationalversammlung,  wenige  Tage  nach  dem  denkwürdigen 
4.  August  1789,  der  Antrag  Tallejrands  auf  Einziehung  des  Kirchen- 
gutes. Minzes  hat  im  3.  Kapitel  seiner  Schrift  die  Stellung  der  ver- 
schiedenen Gesellschaftsschichten  zu  dieser  grofsen  legislatorischen  Aktion 
zu  schildern  versucht.  Das  überreiche  Material  hat  hier  leider  den  Rahmen 
der  Darstellung  gesprengt.  Nur  in  kurzem  sei  auf  einige  Haupt- 
punkte hingedeutet.  Die  grofse  Güterkonfiskation  hat  ihren  Ausgang  und 
ihre  Begründung  lediglich  in  finanzpolitischen  Motiven  gefunden.  Schon 
in  den  Cahiers  des  Adels  und  dritten  Standes  wird  auf  die  Notwendigkeit» 
das  Kirchengut  zur  Beseitigung  der  Finanznot  heranzuziehen,  mehrfach 
hingewiesen;    und   so   ist    denn   auch   die   Bereitwilligkeit  der  Majorität 
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der  As§emh\^G  Ooueiituante,    demgemafB  zu  bcfBohliefsen,    leicht  erkläriitk. 
Die  herrschenden  Parteien  haben  dabei    agratpoli tische  SchJ&gwörie,  m 
die  wüii&cheDS werte  Vermehrung  der  KleiogrundbesiUer  wohl  proklmmierti 
aber  derartige  Tendensen    emstlioh   nicht   verfolgt.      Ihnen    Ug   xanidut 
im  Sinne  die  ««heilige  Pflicht*'«    die  Eückstände  der  StaataschnldstUfen  u 
bezahlen,    sodann    auf  dem    ein  gezogenen  Boden  werte    das    Papiergeld  tu 
fundieren.     Von  Anfang  an  hat  die  Verquickung  dieser  ungeheureo  agrs- 
risohen  BesitzTerschiebung  mit  der  ToUig  korrupten  und  halUoseo  Finaat* 
politik  der  Revolution  unheilroll  gewirkt  i    die   irrigen  Theorien   über  das 
Wesen  von  Oeld  und  Kredit«    welche  Mirabeau    in  glänzenden  Sophiameo 
leidenschaftlich  verfocht,    trugen  den  Sieg  daTon  über  die  BedeokeD  eta- 
siohtiger     Oekonomisten^    wie    Dupoot    de    Ntmour»,    des     rortreffHehiD 
Jüngers    der    Lehren    Quesnaye     und    Turgots«      Ueberdies    beherrschitii  i 
phjsiokratiaohe  Ideen    too   der  Notwendigkeit   des  Orof^grundbeeitxes  diel 
eniscbeidenden   Faktoren    der  Constituante,      So    fanden    denn    die    ODauf«] 
horlichen   Bitten  und  Bestrebungen  der  Bauern bevölkerung  naoh  Land  bei] 
der  National  Versammlung  keine  ehrlich  gemeinte  ünteretützung:   wenn  sich] 
der  Konvent  in  dieser  Frage  etwas  anders  verhielt,    so    liegt  dies  in  4i 
ganz  verschiedenen  sozialen  Struktur  beider  Parlamente  begrüodet.     Allia^ 
dinga  blieb  auch  der  Jakobiniamua   weit  entfernt  daroo«  hier  Sozialpolitik 
im  Grofseu  zu  betreiben;  mufegebend  war  selbst  für  die  TerroristeD  da»  reiaj 
politische  Interesse.     In  dieser  Hiosicht  sind  die  von  Minzes  rerwertcti 
Akten  des  Versailler  Departements-Archivs  besonders  lehrreich ;    selbst 
geringe  Zugeständnisse  an  das  agrarische  Proletariat,    wie  die    mit  Gaset] 
Tom   Z,  Juni   1793  verfügte  Aufteilung  von  Grundstücken    zu    einem 
peot  an  die  völlig  landlosen  Bauern  konnte  den  jakobinischen  Machthaben 
nur    unter    dem    Druck    heftiger    Volksbewegungen    abgerungen    werde 
Immerhin  gewann  —  und  die  jakobinischen  Machthaber  sind  sich  de 
wohl  bewuXst  gewesen  —    die  Eevolution    an    den    neuen  Grundbesitzer 
ihre   zaheaten    Verteidiger;    sind   das    aber   die   Kieiubuuern    des    tlaohe 
Landes  gewesen  r     Das   ist   die    andere  Seite   des    vorliegenden  Prahlen 
Für    das    too    Minzes    in  Betracht   gezogene    Spezialgebiet   lälst    sich 
Frage   meines  Erachtena   unbedingt  verneinen.      Lebendig   tritt   aua   dea 
hier  publizierten  Quellenmaterial  das  Massenelend  des  Öaohen  Landes  un^ 
der  Druck  der  notleidenden  Bevölkerung  auf  die  neue   Verwaltung«   den 
aelben  mit  Landverteilung  zu  begegnen,   hervor;   aber  ebenso  anschanlic 
läfst  sich  die  Untahigkeit  und  Unlust  der  neuen  Regierung  zu  wirkliche 
agrar politischer  Thätigkeit  erkennen.     Man  war  da  überhaupt  der  Ansicht 
dafs    nicht   gerechtere    Laudycrteilung«    sondern    der  Aufschwung    der 
dustrie  dem  Elend  steuern  miisee;   wie  besorgt  die  Volkswirte  der  Natio 
nalversammlung  darauf  bedacht    gewesen«   das  Interesse   der  Industrie 
niedrigen  Lohnen  nicht  durch  einseitige  Hebung  des  Agxarproletariata 
verletzen,    zeigt  das  von  Minzes    publizierte  Protokoll  des    Ton    der  Kon 
atituante  eingesetzten  AussohusBes  für  das  Armeowesen   in  höchst  draiü-l 
scher  Weise.      Wiire    es   dem  Konvent    wirklich   ernst   gewesen    mit  de 
Vermehrung  der  Kleinbesitzer«  so  hätte  er  Tor  allem  die  Modalitäten  de 
Ver&ufaerung    ändern,    ein    Maximum    des    Erwerbes«    ferner    die    Gleio 
Stillung  oder   sogar  den  Vorzug   des  Kaufes    durch  Angebot    einer  Eent 
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igenüber  der  EapitaltbezahluDg  festsetzen  müssen.  Aber  gerade  das 
»genteil  bieryon  geschab,  wie  die  zablreioben  Dekrete  von  1790 — 1795 
ikunden,  und  so  ist  es  denn  nnr  das  Resultat  des  natürlichen  Yerlaafes 
ir  Dinge  y  was  wir  aus  den  yon  Minzes  mit  grofsem  Fleifse  zusammen- 
stellten Tabellen  entnehmen:  in  3  Distrikten  des  von  ihm  untersuchten 
epartements  beträgt  der  Anteil  der  landwirtschaftlichen  BeTölkerucg  an 
>m  neu  erworbenen  Grundbesitz  12 — 15%,  wobei  noch  schwer  ins  Oe- 
ioht  fällt,  dafs  unter  dieser  Beyölkerung  die  Orofspächter  den  Haupt- 
iteil  davontrugen.  Mag  nun  auch  in  anderen,  den  städtischen  Centren 
mer  gelegenen  Landes  teilen  die  städtische  Beyölkernng  in  geringerem 
Mise  an  dem  Ankaufe  yon  Nation algütem  beteiligt  gewesen  sein,  soyiel 
eht,  wenn  man  alle  in  Betracht  kommenden  Faktoren  zu  Bäte  zieht, 
st,  dafs  der  bäuerliche  Eleinbesitz  aus  dieser  grofsen  Oüterumwälzung 
»nen  erheblichen  Vorteil  gezogen  hat.  Was  aber  speziell  letzterem  zu- 
xlacht  war,  wie  die  Teilung  der  Oemeindegüter,  schlug  ihm  yollends 
im  Unheil  aus;  man  wird  daher  keinen  Anstand  nehmen,  das  bittere 
rteil  Taines  über  die  Unfähigkeit  der  reyolutionären  Parteien,  das  wahre 
Fentliche  Interesse  zu  fördern,  gerade  in  diesem  Punkte  bestätigt  zu 
nden.  —  Ein  Deputierter  der  Nationalyersammlung,  Pagnon,  hat  in  der 
nphatischen  Sprache  jener  Zeit  das  Kirchengut  den  Brautschatz  der  Re- 
»Iniion  genannt.  Man  könnte  besser  sagen,  es  habe  als  Brautschatz  der 
euen  Gesellschaft  zur  Konsolidierung  der  zur  Herrschaft  gelangten  Bour- 
Boisie  gedient.  Deshalb  sind  auch  alle  Yersuche,  dieser  ganzen  Legis- 
tion einen  den  Bestrebungen  der  neu  emporgekommenen  Schichten 
■emden  Charakter  aufzuprägen,  erfolgreich  zurückgedrängt  worden,  die 
endenz  nach  Kräftigung  des  Kleingrundbesitzes  ebenso  sehr  wie  die 
gprarkommunistischen  Pläne  der  Hebertisten  und  Babeufs«  Denn  die  Ge- 
)tigebung  einer  bestimmten  Epoche,  mag  sie  auch  welcher  Doktrin  immer 
ntspringen,  deren  Tendenzen  proklamieren,  findet  ihren  wahren  inneren 
elialt  doch  zunächst  in  den  Bedürfnissen  der  gesetzgebenden  Gewalten 
nd  diesen  Bedürfnissen  müssen  auch  notwendig  ihre  Wirkungen  ent- 
prechen. 

Man  muBs  dem  Verfasser  Dank  wissen  dafür,  dafs  er  durch  seine 
rftndliohe  Studie  neues  Material  und  neue  Anregimg  zur  wirtschaftsge« 
shichtlichen  Erforschung  der  Beyolutionsperiode  geboten  hat. 
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I  «jaoliaen  \m  Liebte  dar  TbIUigkait  dae  Lan d w ingeha ftltebii  Otutralvaralaa^    1k^ 
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lin,  Pmnj,  1894.  gr.  8.  IV— 6S9  88.  mit  6  LiehtdnickUfeln  nod  1  Karte.  M.  5.—. 
(Pwtsebrift  sor  Feier  des  50-jJUirigen  Bestehens  des  Ceoiralvereins  der  Provins  8achseii, 
der  Hersogtfimer  Anhalt  nnd  Gotlia,  der  Fflrstent&mer  Sehwarsbnrg-Sondershansen  nnd 
-Bndolstadt.) 

Hneller,  Trangott  (Oeneralsekretlr  des  deutschen  LandwirtschaftsB.),  Die  ameri- 
kanische Bewissemngswirtschaft  und  andere  landwirtschaftliche  Beisebeobachtnngen  aus 
Nordamerika.     Berlin,  Parey,  1894.     gr.  8.     IV— 182  SS.  mit  Sl  Tafeln. 

Neuhau  fs-Selchow,  O.,  Sonst  und  jetst  in  der  Landwirtschaft  auf  dem  leichtem 
Boden  der  Umgegend  von  Berlin.     Berlin,  Parej,  1894.     gr.  8.     100  SS.     M.  1,50. 

Sehenck,  C.  (BegAss.),  Der  Unfall  in  der  Landwirtschaft  und  seine  Verhütung. 
Deduktionen  allgemeinen  Charakters  in  spesieller  Behandlung  der  Verhältnisse  auf  dem 
platteii  Lande  des  Ostkreises  des  Hersogtums  Sachsen-Altenburg.  Altenburg,  Geibel, 
1894.     8.     69  88.     M.  0,80. 

Schenoking,  A.  B.  (Beichskonsnl  a.  D.) ,  Die  Landwirtschaft  in  China  und  in 
Borop»  mit  Angabe  der  Methode  sur  raschen  Hebung  der  landwirtschaftliehen  Reinerträge 
durch  Tiefkultur,  Orfin-  und  Kunstdung.  8.  Aufl.  Mflnster  i/W.,  Schöningh,  1898.  8. 
84  SS.  mit  AbbUdungMi  auf  9  Tafeln.     H.  1.—. 

T.  Sivers-Boemershof,  Max,  Verseichnis  der  in  Livland  anbauwflrdigen 
Gehdls«  naeh  Beissner-Dippelseher  Nomenklatur.  Jurgew  (Dorpat)  1894.  4.  80  SS. 
(A.  o.  d.  T.:  Mitteilungen  der  kais.  livlindischen  gemeinntttsigen  und  ökonomischen 
BouSeat,  No.  14.) 

Waldhecker,  P.  (BegR.),  Die  preufsischen  Bentengutsgesetse  nach  Theorie  und 
Praxis.    Berlin,  Parey,  1894.     gr.  8.     IV— 941  SS.     M.  4.—. 


Pain  k  bon  march^  arec  prix  r^mun^rsteur  pour  le  produeteur;  par  un  vieux 
paysan      Angers,  impr.  Hndon,  1898.     8.     40  pag. 

R  o  o  h  ^ ,  O.,  Pdehes  maritimes  modernes  de  la  France.  Paris,  Oauthier- Villars  &  fils, 
1894.  in-18  jisus.  164  pag.  fr.  2,50.  (Table  des  mati^res:  Considirations  g^n^rales 
BOT  les  grandes  pdehes  maritimes  franfaises.  —  Armements  pour  les  grandes  p^ches.  — 
Teehniqne  gto^rale  des  grandes  p8ches.  —  Mithodes  de  conserration  des  poissons.  — 
Examen  de  quelques  points  eritiqnes  des  grandes  p8ches  fran^aises.  — ) 

Agricultnral  prodnce  sUtistics  of  Great  Britein  showing  the  estimated  total 
prodaee  and  arerage  yield  per  aore  of  the  principal  crops  with  abstract  retums  for  the 
U.  Kiogdom,  1898.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1894.  gr.  in-8.  XXIX— 
85  pp.     (Pnblieation  of  the  Board  of  Agriculture.) 

Bramah,  E.,  English  farming  and  why  I  turned  it  up.  London,  Leadenhall  Press, 
1894.     crown-8.     181  pp.     2/.6. 

Garnier,  Russell  M.,  History  of  the  English  landed  interest,  its  customs  laws 
and  agriculture  (modern  period).  London,  Sonnenschein  &  C®,  1898.  Roy.  in-8.  XX — 
584  pp.,  doth.  10/.—.  (Contents:  I.  The XVIIlth  Century:  The  lasting effects of  feudalism. 
—  The  acquisition  of  seignorial  rights  over  minerals.  —  Story  of  the  national  wood- 
lands.  —  The  new  State  of  England.  —  Unsatisfactory  condition  of  the  land  laws  after 
the  abolition  of  feudalism.  —  The  poütical  economist  and  the  land.  —  The  landed  interest 
la  Hb  relationship  with  the  Community.  —  The  land  taxation  and  fhe  economists.  —  The 
State  protection  of  agriculture.  —  The  making  of  the  land.  —  The  husbandry  of  the 
perled.  —  The  farm  livestock  of  fhe  period.  —  The  scientific  agriculture  of  the  period.  — 
Tbe  Ubour  question.  —  Amateur  farming.  —  The  mismanagement  of  landed  property.  — 
a.  The  XlXtk  Century :  The  land  from  the  dtisen's  Standpoint  —  The  descent  of  the 
landlords  from  political  supremacy.  —  The  progress  of  scientific  agriculture.  —  The 
effeets  of  agricultnral  progress  of  legislation.  —  Cobbett  and  Mill.  —  The  emancipation 
of  Ubour.  —  The  moral  of  this  narrative.  — ) 

Rankine,  J.,  A  lectnre  on  the  Agricultnral  Holdings  (Scotland)  Act,  1898.  With 
annotated  copy  of  the  Act  itself  and  forma  of  notices  and  tenants  daims.  Edited  by 
Isaae  Connell.  Edinburgh,  W.  Green  &  Sons,  1894.  8.  72  pp.  2/.—.  (Scottish  Chamber 
of  Agriculture  series.) 

Rose,  T.  Kirke,  The  metallurgy  of  gold :  being  one  of  a  series  of  treatises  on 
metalinrgy.  Written  by  associates  of  the  Royal  School  of  Mines.  Edited  by  (Prof.)  W, 
C.  Roberts-Ansten.     London,  C  Griffin  &  C^,  1894.     8.     466  pp.     21/.—. 

Tweed ie,  W.,  The  Arabien  horse:  his  oountry  and  people.  London,  Blaekwood 
&  Sons,  1894.     Roy.-4.     With  portraits  of  typical  or  famous  arabians,  ete.    68/. — . 
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Pecilß,  O.  L.  (s«a«tore),  Come  rmvvivve  riDie^&mento  «§rr«no  in  lulia,  Itteltl 

«grmrie  preflio  It  aniversilti :  coDferensA  teouU  «l  eomisio  »grurio  di  Torioo  il  19  gMMio 
1894.     Torino,  UQioDe  tip.-editrice»  1894.     8.     36  pp*     1*  0»50. 

Seuole^  l6i  ftgrftrie  nel  regno  di  Pra&äia.  Cdioe,  Up.  di  G.  SdU,  1894.  4.  11  p^. 
(Atsocluzione  a^rariA  frialauAt  fftac.  4J 

5.     Gewerbe  and  Indostrie^ 

Bericht  der  k.  k.  Geaerftltn&pffktorea  Über  ihre  Amt8tb&ü|z:k«it  im  Jeltrc  t&|t 
Wieo,  Verlig  der  k.  k.  Hof-  und  SUiaUd ruckerei,  1894,  Boj,-8.  XIU— 449  SS,  M  4- 

B  r  a  tt  D  ,  A.^  Ergebois  der  »Utiäti^chen  Crbebongen  über  LobQ-  und  Arb«ili««rliÜN 
Diiae  in  der  Metmiliadustrie  in  Berlin,  Aargenommen  im  Herbei  189S  vom  Verband  ilkr 
in  der  Metallindustrie  bescbfiAigteii  Arbeiter  Berlioa  und  Umgegend.  Kit  Aakuigt  Bekbl 
aber  die  TbItigkeiC  des  Verbandes  aller  in  der  MeUllinduatrie  bescliiltl^o  AfbiUur 
Berlins  Qod  UmgegODd.     Berlin,  O.  Naetber,  1898*     8.     50  SS. 

CentraWereio  für  Arbeitsnachweis  lu  Berlin.  6«sehifts1i«iielit  iAf  dM  Jilr 
1893.     Berlin,  Druck  von  R,  Moeae,   1894.     hoeb*4,     24  SS. 

Fabrikbetriebe,  die,  and  Ihre  Arbeiter  im  Bezirk  der  UADdeU*  und  Gewerbe 
kammer  Plauen.     Plauen,  gedruckt  bei  M.  Wieprecbt,  1894,     gr.  8*     55  SS. 

Hintscbke,  H,  (II.  Sekr.  des  AllKemeiaea  Verbandes  der  deot»eh«A  Erwifbi» 
und  WirtschefLsgenoa9enschaften)|  Die  gewerblicben  Produkt! TgenoaBeaechAftexi  tn  DailM^ 
land.  Ein  Beitrag  zur  Förderung  der  Handwerker-  und  Arbeiterfrage*  CbarloClMbttf, 
A.   Gert»,   1894.     gr,  8.     VIII— 3&0  SS,     M,  6,—. 

Hersbergf  6,  Das  Schneidergewerbe  in  MOncben.  Ein  Beitrag  *i^t  Eenttfab^ 
Kampfe»  der  gewerblichen  Betriebsformen.  Stuttgart,  Cotta,  1894.  gr  $.  X— 156  i 
M.  8,—  ,     (A«  u.  d.  T»:  Müncbeoer  TolkAwirtschaaiicbe  Studien,  Stikck  5  ) 

Jahresbericht    der    grofsheraoglich    badtscbts    Fabrik  In«  pektioo    iHr    das 
1893.     Karlsruhe,    A.  Bielefeld ,    1894.     gr.  8.     Y— 138  SS.     M.  f.— .     (£ 
im  Auftrage  des  grofsh,  Ministeriums  des  Innern.) 

Jahresbericht  der  kgl.  sach»bchen  Gewerbeinspektoreo  für  1803.  Kebst  B»* 
richten  der  kgL  sfichsisehen  Bergtn»pekloren^  die  Verwendung  jagendJicber  nnd  weibiiehrf 
Arbeiter  beim  Bergbau  betreffend.  Dresden^  Buchdruckerei  ron  LommaiLasch,  ISM.  & 
VIII— 369  SS,     (Zusammengestellt  im  kf^l.  säch».  Ministerium  des  Innern,]) 

Kuh  na  (Bergass.,  ßeutben),    Die  Ern&hrungsverhältnisse  der  indaatriallfQ  Arbeit«^^ 
bevölkeruog  in  Oberschle^ion,     LeipiEg,  Duncker  &  Humblot,  1894.    gr    8.    VU^tilf* 
mit  8  kartographischen    DjLrstellungen.     H,  8. — ,      (Im    amtlichen    Auftrag»    im    Winii 
1891/99  ansgeju-beitet,) 

So  leben  die  Bäckerarbeiter  t  Statistische  Zusammenstellung  der  Arb«lli>  asd  Leke> 
verblltnisse  im  Btickerge werbe  in  den  19  Gemein debexirkeu  Wiens,  Neb»t  einam  Anbssf 
Qber  die  Verbültnisse  von  Klosterueuburg  und  Umgebung,  Lina  und  VHikhr^  Saiaboiy» 
Innsbruck,  VUlacb.  Wien,  L  Wiener  Volksbnehbdl.,  1894  tmp*  io-4.  40  SS.  t,  0^ 
(Herausgegeben  von  der  Gewerkschaft  der  Bäckerarboiter  NiederösterreieliSc) 


B  0  r  d  e  r  e  1 ,  J.  (membre  de  la  Chambre  syndicale  des  entrepraKtors  d«  ohai^piatt 
de  la  ville  de  Paris),  Conferences  snr  i'art  dn  chArpentler  et  la  cbarpttatc  prallqMw  Piris, 
impr    Chaix,  1894.     6.     74  pag, 

Grandidier,  E.,  La  c4ramique  cbinoise.  Poreelaine  Orientale  |  dat«  de  sa  dieot* 
▼erte;  expUcation  des  st^ets  de  d^cor;  los  usages  divers,  etc.  Paris,  Flrmin-DidoC«  I89i^ 
gTr  in'4.  1I--936  pag.  avec  häiiogravares  par  Dujardio,  reproduiiant  194  pikot»  de  Is 
coliection  de  l'aateur. 

Onicbard,  P.  (prof,  k  la  Socl^t4  industrielle),  L'ean  dan«  risdaslrie:  p«lll* 
cation,  filtration,  Sterilisation,  Paris,  BaiUikre  &  fiU,  1894.  in.l8  jdsua,  VliI^-417  p^t 
avec  80  figore«. 

H  i  B  t  o  i  r  e  de  TExposition  de  Chicago.  Paris,  Gaügnani,  1894.  On^raf«  cenvisl 
«n  4  fadcules  in-foHo  av.  illustrations  an  trU  grand  nombr«.  fr.  80. — .  (C«ttpi9  tmiU 
detAilU  et  descriptif  de  1' Exposition.) 

Liste  g^D4r&le  des  fabriqoes  de  sucre,  raffineries  et  distiUenes  de  Fraaoe,  de  Bal|i 
qne,  de  Hollande,  d'Angleterre,  d'AUemagne,  d'Autriche-Hongrie  et  de  diirer»es  eotoaiai 
16«  ann^e  de  publication :  Campagne,  1893^1894,  Clermont,  impr.  Daix  Cr4r«a«  IB^i- 
in*18  jcsos.  XX — 384  pag.  (Suivie  de  notes  sur  1«  centrale  cbimiqae,  r«»s«i  dn  eoo- 
bustible  dans  le»  fabriques  de  sucr»,  de  statistiques  sur  la  prodoctjoa  da  i«era«  st  dt  is 
I^gialation  des  Sucres  et  des  usages  commerctaux  eu  France  et  d&ns  las  pftadpaiu  pajs ) 
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Pic,  P.  (prof.  Mgrig^  k  U  facnlt^  de  droit  de  Lyon),  Trait^  ^l^menUire  de  Ugis- 
lation  indastrielle.  I^  partie :  Legislation  du  travail  indostriel.  Paris,  A.  Boiuseaa,  1894. 
S.  VI — 629  pag.  fr.  6. — .  (Sommaire :  B^glementation  administrative  de  l'indnstrie.  — 
Contrats  indnstriels.  —  Confiits  coUectifs  ou  individuels  entre  patrons,  oQTriers  et  apprentis. 
Conseils  de  oondliation  et  d'arbitrage ,  et  jnridictions  contentienses  (Conseils  de  prad'- 
bommes,  etc.)  —  Institntions  destin^s  k  am^liorer  la  eonditionjoridiqoe  et  morale  de  l*oavrier.) 

Rodoeanaehi,  E.,  Les  corporations  oavriires  ä  Borne  depuis  la  ehnte  de  Tempire 
romain.  9  vols.  Paris ,  Pioard  &  fils ,  1894.  in-4.  CX — 485  pag.  et  479  pag.  avec 
gramres  en  noir  et  en  eonl. 

8  a  y ,  L  6  o  n ,  Discossion  de  l'interpellation  concemant  la  boarse  da  travail.  Discours 
k  la  s^ance  de  la  Chambre  des  d^patös  dn  10  fivrier  1894.  Paris,  imprim.  des  Jonmaox 
offleiels,  1894.     82.     44  pag. 

Annnal  report,  Vlllth,  of  tbe  Commissioner  of  Labor,  1892:  Indnstrial  edocation. 
Washington,  OoTernment  Printing  Office,  1898.  gr.  in-8.  707  pp.,  cloth.  (Contents: 
Present  Status  of  indnstrial  edncation  in  the  United  States.  —  Present  Status  of  indastrial 
education  in  Austria.  —  Present  Status  of  indnstrial  edncation  in  Belgium.  —  Present 
Status  of  industrial  education  in  France.  —  Present  Status  of  indnstrial  education  in 
Gennany.  —  Present  Status  of  industrial  education  in  Oreat  Britain.  —  Present  Status 
of  industrial  education  in  Switzerland.  —  Present  status  of  indnstrial  education  in  Italy, 
in  Rnssia  and  in  Scandinavian  countries.  —  Tbe  kindergarten  in  relation  to  maoual 
trahiing.  —  Manual  training  in  coigunetion  with  book  work.  —  Manual  training  and 
trade  Instruction  in  reformatories.  —  The  effeet  of  manual  training  and  trade  Instruction 
upon  the  individual.  —  etc.) 

Cunynghame,  H.,  English  patent  practica.  With  cots,  rules,  forms  and  precedents. 
London,  Clowes,  1894.     8.     illustrated.     25/. — 

Taylor,  B.  W.  Cooke,  The  factory  System  and  the  Factory  Acts.  London, 
Methuen,  1894.     crown-8.    Vlil— 184  pp.     2/.6. 

Della  Volta,  B.,  Le  forme  del  salario.  Firense,  fratelli  Bocca,  1893.  16.  202  pp. 
(Contiene:  Introduxione :  importansa  odiema  delle  questioni  teoriche  e  praticbe  relative 
al  laToro  e  in  particolare  alla  sua  retribustone.  —  Lo  srolgimento  storico  della  orga- 
nisaasione  indnstriale  secondo  le  rieerche  del  Bücher.  —  La  divisione  del  prodotto  tra 
imprenditori  e  lavoratori.  —  I  due  metodi  di  rimunerasione  del  lavoro  piü  comunii  il 
salario  a  tempo  e  quelle  a  cottimo.  —  II  salario  progressiro  e  la  scala  mobile  applicata 
ai  salari.  —  II  salario  collettivo.  — ) 

Verslagen  van  de  inspecteurs  van  den  arbeid  in  het  koninkrijk  der  Nederlanden 
over  1892.  8«  jaargang.  *sHage,  Oebr.  van  Cleef,  1894.  4.  485  bis.  fl.  2,50.  (Uitgegeven 
van  Wege  het  Departement  van  ifaterstaat,  handel  en  nijverheid.) 

6.    Handel  und  Varkehr. 

Bericht  der  Direktion  der  PfUsischen  Eisenbahnen  Aber  die  Verwaltung  der  unter 
ihrer  Leitung  stehenden  Bahnen  in  dem  Jahre  1898.  Ludwigshafen  a/Bh.,  Baursohe 
Bucbdruckerei,  1894.     4.     IV— 141,  41  u.  29  SS.  mit  Karte. 

Handelskammer  su  Frankfurt  a/M.,  Jahresbericht  für  1898.  Selbstverlag  der 
Kammer,  1894.     gr.  8.    XI,  VI~276  SS. 

Handelskammer  für  den  Kreis  Mülheim  a.  Bhein.  XXII.  Jahresbericht  für  1893. 
Mfilheim  a.  Bhein,  Druck  von  KttnsUer  Wwe,  1894.     gr.  8.     VII— 62  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Barmen  pro  1893.  Barmen,  Druck: 
S5hii  &  Ackermann,  1894.     Folio.     56  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Oberbayem,  1893.  Münohen, 
Hof-  und  UnivemitJUsbuchdruckerei  von  Wolf  &  Sohn,  1894.     gr.  8.    XI V— 250  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Stuttgart  für  1898.  Stutt- 
gart, Hofbuchdruckerei  zu  Guttenberg,  1894.  gr.  8.  XV— 210  SS.  (Inhalt;  I.  That- 
sacben.  Handel  und  Industrie :  Nahrungs-  und  Genuismittel.  —  Chemische  Produkte.  — 
Textilindustrie.  —  Bisenwarenmarkt  und  Metallindustrie.  —  Keramik.  —  Holsverarbeitung. 
—  Animalische  Bohprodukte.  —  Polygraphische  Gewerbe.  —  Geld-  und  Bffoktenmarkt. 
U.  Ansichten,  Gutachten  und  Wünsche.  —  etc.) 

Jahresbericht  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  an  Tilsit  über  den  Gang 
des  Handels  im  Jahre  1898.     Tilsit,    Druck   von  Wehmeyers  Nachf.,   1894.    8.    62  SS. 

SB  Weichs-Glon,  F.  (Frh.),  Das  finansielle  und  soiiale  Wesen  der  modernen 
Verkehrsmittel.    Tübingen,  Lanpp,  1894.     gr.  8     VU— 251  BS.     M.  5.^. 
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AßDuairo  de  TUuioQ  frftteroell«  du   commerce  tt  d«  rindoAtrie.     3*  Miote :  llli 
Paris  et  Tours,  Impr.  Usnie,  1894,     g.     XLVn^640  pA|{« 

O  II  r  D  ft  a  i  t ,  E,,  Le  eommerce  roch«l&U.    Le»  Boebelftis  «t  k  Cuiad*.   Im  Wonh^ 
Impr.   MjftrtiD,   1893.     8.     71  pAg. 

Thomat,    H.  (mg^nleor  de»  t^Ugraphes) ,    Tr^it^  d«  t614graplii»  ilttotriqae.    Ftik, 
BMudry  &  Ci» ,  1694.     gr.  in*8.     9SQ  pag.  avec  TOS  grav.  dana  te  text«,     fr.  15.*. 

Ford,  C.  WortbtugtOD  (Chief  of  the  Burefta  of  sutfstie»,  TreMory  Depvtntfit), 
Wool  and  ii]«Dur«cture6  ot  wool.  WaahiDgioo,  Ooveroraeot  Frioiing  Office^  1694.  gr.  la^l 
V— 699  pp.  wilh  88  di»igrain»»  cloth.  (Pablicatioo  of  lh«5  Treasury  Department.  Coa 
tents :  Introdactory  report.  —  Statistical  appetidis ;  L  United  Statei :  Nambcr  of  tbett» 
by  State»,  1840  to  1890,  1876  to  1894.  Prodactioa  of  wool,  1840  to  1890.  Wooi  ellp, 
1866—87  and  1886,  87,  88,  89,  90,  91,  98,  93.  Wool  maBttfacturea ,  efttablUbioeiti, 
and  capital  iovested.  Wooleo  maDafactorea ,  1880  aod  1890.  Prio»  of  wool»  in  N«v 
York,  1824  to  1893.  Price  of  woob  in  Pbiiadelphia,  1865  to  1894,  ExportB  of  dosMOi 
wools,  »he«p,  and  tnaniif&cture»,  1821  — 1893.  Tariffj  on  wool  and  maaulactarM  of  irool, 
1789 — 169Q.  Imports  of  wool,  by  geograpbical  diviaioQa,  1856—1893.  ImpOTti  ud 
dutiet,  1821  —  1866,  1867—83,  1884—93  Imports  of  raw  wooU,  into  New  Yort,  »Mtoa, 
and  Philadelphia,  hy  coanlriea  of  productioa  aod  toimediate  »bipmeot,  1882 — 1895  — 
II.  Dominion  of  Canada,  —  IIL  Europ«.  —  IV.  Tbe  East.  —  V,  Aroerica  (Mutko^i 
Argentine  Repablie;  üntgnay ;  Pem|  Chile;  Brasil;  Jamaic«  |  Mauritius)* —  VL  Aoatrel- 
asia,  —  Worlda  »tock  of  »heep  and  lamb».  —  Wool  and  Woolent.  8jriiop«ia  of  deefciioat 
of  tbe  Treaeury  Department,  ü.  St.,  uoder  tbe  tariff  lawa  of  1883  aod  1890  (J»p.  lU 
to  303).  — 

7.     f  inauxweeen. 

Ettlenatein,  B.,   üar    eine    einzige  Steuer!     Eine  Steaeratudie    (naeb  H^  Qfiorgm 
„Single  Ta&^').     Berlin,  E.  Staude,  1884.     8-     80  S8.     M.  0,50, 

Linckh,  0.,  Da»  Tabakmoucpol  in  W^ttemberg.  Ein  Beitrag  aar  FiiaaDigaKbktill 
Württemberg»,  insbesondere  seit  der  Hltte  de»  vorigen  Jabrbttndert».  Stitttgart,  W, 
bamroer,  1894.     ttoy.-8.     VI— 75  SS.     M.  2,50 

Mareinowski,  F.  (GOFinR.),    Das   LotCeneweaen   im  Köaigreleb  Praiü^ftft.     Br*' 
günzungsheft :  Die  Vorgänge  auf  dem  Gebiete  des  Lotterieweseos  in    den  «labras  ISIS— 
1893.     Berlin,  6.  Reimer,  1894.     8.      19  SS.     11.  0,80. 


Cbarles-RoQZ  (d^put6),  Discassioa  sor  le  projet  et  lea  propoeitioos  de  lol  a|aat 
poar  objet  d'ilever  lo  droit  de  douane  sur  le  bt4.  Discour»  k  la  s^aaee  de  la  Cba^bie 
des  d^put^s  du  12  fdvrier  1894.     Paris,  imprim.  des  journaux  offidela,  1894.  8.  45  fig» 

Financial  (tbe)  reform  almanaek,  1894.  A  vade  mecnm  for  fisoat  rtfOfAin, 
free  trader»,  poHücians,  public  epeaker»,  and  writera  etc  ,  containing  elaboratelf-Caboklid 
•tatistioai  Information.  XXXtieth  yearly  issue.  London,  J.  Beywood,  1894.  ff.  Ia-t< 
220  pp.     1/,^. 

O'Meara,  J.  J«,  Manidpal  taxation  at  bome  and  abroad,  local  goversoieot  tadib- 
tedneis  and  valuation.  London,  Caaaell,  1894.  erowQ-8.  322  pp.  7/.0,  (WUJi  statfe- 
tica  relating   to  tbe  principal  muolcipaHties  of  tbe  world.) 

Relaeione  suir  amministrasiotie  delle  gabelle  per  resereiiio  1891 — 93.  Eema, 
tip.  dl  Bertero,  1894.  4.  148  pp.  (Pubblicaaione  del  Ministen»  dalle  flnaiiM.  OoBtl«M: 
filanltati  finanaiari  generali.  —  Dogane.  —  Taaae  dl  fabbricaaione.  —  Daai  dl  üumiae 
—  Tiibaechi.  ^  Sali.  —  Lotto.  —  Ouardia  di  Önanaa. —  Contenaioso  oirila,  peoala  fi 
amminlstriitliro.  — ) 

Bela»ting  (da)  op  bed^gfa-eii  andere  inkomsten.  (W«i  tbii  f.  Oelobar  1891, 
SUatsbL  N°  149),  met  aanteekeningen  ran  D  Paalraan.  'sHage,  Blankwaardl  4k  Sebooi- 
bf^ven»  1894.      8.     68  blz.     fi.  0,30. 

8.     Geld-,  Bank-,  Xredil-  und  yertiobtnmgaweaen. 

Meosel,  Adolf,  Die  ArbeiterTenicherang  nach  österreiebttchetn 
Bechta,  Mit  Beräokaiohtigung  des  deoUoheo  Heiohiieobtes  systamAtisch  be- 
arbeitet.   Leipfig,  Terlag  von  Dunoker  u,  Humblot,  1893,    XVUI  u.  öäi  8i 

Es  ht  in  unserer  Zelt  mehr  and  mehr  Mode  geworden ,  tibiir  dii 
».Herren  vom  grünen  Titoh'V  die  JaziBten,  Theoretiker  and  Büreaoktmie 
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herzuziehen  and  sie  für  alle  mögliohen  ünliebBamkeiten  onBeret  Staats- 
lebeDt  yerantwortlioh  zu  maoheD.  Manches  an  diesen  Vorwürfen  mag 
seine  Bereohtigong  haben,  zuzugeben  ist  insbesondere,  dafs  der  Formalis- 
mus, aus  dem  noch  heute  mancher  Jurist  nicht  heraus  kann,  nioht^mehr 
in  die  gegenwärtige  Zeit  paTst.  Aber  andererseits  muTs  doch  auch  einmal 
entschieden  betont  werden,  dafs  der  sogenannte  „praktische  Verstand"  für 
sich  allein  mindestens  ebenso  unfähig  ist,  lebenskräftige  öffentliche  Ein- 
richtungen zu  schaffen,  und  dafs  es  auch  für  Gesetze  über  wirtschaftliche 
Verbältnisse  nicht  gut  ist,  die  juristischen  Erwägungen  hinter  den  prak- 
tischen Gesichtspunkten  allzu  sehr  zurücktreten  zu  lassen.  Einen  Tor- 
züglichen  Beleg  hierfür  bietet  die  deutsche  Arbeiterversicherungsgesetz- 
gebungy  die  ja  für  soviele  andere  Staaten,  insbesondere  auch  für  unseren 
Nachbarstaat  Oesterreich  Torbildlich  geworden  ist.  Man  hat  sich,  als 
man  diese  Gesetze  ins  Leben  rief,  redlich  bemüht,  sie  den  Anforderungen 
des  Lebens  entsprechend  auszuarbeiten:  wenn  nun  trotzdem  die  Klagen 
über  die  Schwierigkeit  ihrer  Anwendung  und  die  durch  die  yerschiedene 
Praxis  der  Behörden  entstehende  Hechtsunsicherheit  nicht  Terstummen 
wollen,  dann  kann  man  nicht  umhin,  die  mangelhafte  Durchführung  der 
grandlegenden  Bechtssätze  hierfür  yerantwortüch  zu  machen.  Und  man 
wird  in  dieser  TJeberzeugung  bestärkt,  wenn  man  beachtet,  mit  wie 
geringem  Aufwand  an  juristischem  Denken  diese  Sachen  tou  einem  Teil 
der  dazu  berufenen  Behörden  behandelt  werden.  Auch  hier  erfüllt  sich 
wieder  einmal  das  Dichterwort,  dafs,  wo  die  Begriffe  fehlen,  zur  rechten 
Zeit  das  Wort  sich  einstellt,  und  dieses  Wort  hat  man  in  dem  leidigen 
Ausdruck  „die  wohlwollende  Absicht  des  Gesetzgebers''  glücklich  gefunden. 
Statt  mit  Bechtsgründen  operiert  man  mit  dieser  wohlwollenden  Absicht^ 
mit  der  man  natürlich  alles  beweisen  kann,  was  man  will.  Nur  schade, 
dafs  man  damit  den  erbabensten  Gedanken  desselben  Gesetzgebers,  dafs 
die  Vorteile  der  Versicherung  durch  Arbeit  verdient  werden  sollen,  yer- 
wisoht  und  die  Versicherung  zu  dem  macht,  was  sie  nicht  sein  soll :  einer 
Armenyersorgung,  deren  Zulänglichkeit  im  umgekehrten  Verhältnis  zu  dem 
dafür  erforderlichen  Aufwand  an  Kosten  und  Arbeitskraft  steht. 

Aus  diesen  Erwägungen  heraus  heifsen  wir  jeden  Versuch  willkommen, 
den  durch  die  neue  Gesetzgebung  geschaffenen  Bechtsbildungen  auf 
theoretischem  Wege  näher  zu  treten,  sie  in  ihre  Bestandteile  zu  zerlegen 
and  ihre  Beziehungen  unter  einander,  wie  ihre  Stellung  im  System  des 
Bechts  klarzustellen.  Der  Herr  Verfasser  der  yorliegenden  Arbeit  hat 
sieh  dieser  seiner  Aufgabe  mit  Entschlossenheit  und  Geschick  unterzogen 
and  sie  nach  unserem  Gefühl  mit  Glück  gelöst,  soweit  es  bei  diesem 
Stoff  eben  möglich  ist:  die  eigenartige  Mischung  yon  öffentlichem  und 
privatem  Becht,  das  Zusammenwirken  yon  juristischen,  ,  politischen 
und  wirtschafUiohen  Gesichtspunkten  stellt  allen  Konstruktionsyersuchen 
Schwierigkeiten  entgegen,  die  so  bald  nicht  überwanden  werden  dürften. 
Freilich  liegt  hierin  auch  zugleich  ein  besonderer  Beiz  der  wissenschaft- 
lichen Bearbeitung  dieses  Gebietes. 

Das  österreichische  Arbeiterversicherungsrecht  ist  zur  Zeit  in  drei 
Oesetfen  enthalten:  dem  Unfiallyersicherangsgesetz  vom  28.  Dezember 
1887,  dem  Krankenyersicherungsgesetz  vom  80.  März  1888  und  dem 
Oesetf  yom  28.  Juli   1889,  betreffend  die  den  deutschen  Knappschaftikassen 
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eDtoprechenden  Braderladeo.  Weitere  geeetzgeberisch«  BefitrebungeD  gelten 
der  AaedehüQDg  der  Versicherang  auf  die  «ur  Zeit  noch  nicht  diTOft 
erfafaten  Beruftzweige  and  der  EitifUhruog  einer  allgemeiDeD  loTtlidiUti- 
und  AltersverÄicherung,  die  bisher  nur  fiir  die  Bergleute  gilt 

Dieser  Dreiteilang    des  GesetzesstofTes    eutapricht   die  Anordnung  dei 
Torliegenden  Werkes^  welches  In  je  einem  Buche  die  durch  die  eiDieh^n 
Gesetze  geschafifenen  Einrichluügen  und  Rechtsrerhältoisse  erörtert,  imuiif 
unter    Berüok&ichtigang     der     entsprechenden     deatachen    Bestimmung«&. 
Yorougesohickt  ist  aufser  einer  Einleitung  wesentlich  gesohicbtlicben  loliAlt« 
ein    die    gemeinsamen  Grundlagen    der  Arbeiterversicherung    behandelodei 
Buch^  in  dem  wir  den  wichtigsten  und  wertvolUten  Teil  des  ganzen  Werbi 
sehen  mochten,   freilich  ohne  uo»  mit  dem  Herrn  Verfasser  in  allen  Stiieksn 
einTerstaüdeu  zu  erklären.      Hervorheben    möchten    wir    hier    die    Er6rU* 
Hingen    über    die  vielbesprochenen    Streitfragen ,    ob    die  Träger    der  Ver- 
sicherung Korporationen  oder  AnstalteD  sind,  und  ob  die  Arbeiter  verliehe 
rung  einen  Zweig  des  Versicherungsrechtes    überhaupt  bildet     In  ent«rer 
Beziehung    entscheidet    sich    der    Herr    Verfasser    für    die    Korporationeni I 
denen    er  jedoch  die  Eigenschaft  von  öffentlichen  Korporationen  nicht  ra*  ' 
sprechen  will.     Dieser  die  privatrechtlichen  Elemente  in  den  Vordergumd 
stellenden    Aud'asBong    entspricht    es^     dafs  später,     unter    Ablehnung    dei 
namentlich  von  Rosin  vertretenen  Begriffe»  der  „öffentlichen  Fürsorge"  dit 
Arbeiterversicherung     als     ein    Zweig    des     Versicherungsrechtes     erklärt 
wird,    der  sich  nur  durch  gewisse  Besonderheiten  von  der  übrigens  eben* 
falls    öffentlichrechtliche    Bestandteile    aufweisenden    Versicherung    noter* 
scheide.     Es  scheint  aber  doch,   ah  ob  der  Herr  Verfasser  die  öffentlich* 
rechtliche  Seite    der  Arbeiterversicherung    nicht    genügend    würdigt,    wii 
er    denn    auch  ausspricht,    däfs  „im   grof^en  und  ganzen   in   der  geltendsal 
Qeeetxgebung  die   Unterstützung  der  Arbeiter  nicht  alt  eine  direkte  Auf-  ' 
gäbe  des  Statites  anerkannt    sei'':    wenn  man    seibat    davon    abiieht,    dafi 
diese  Gesetze  überhaupt   nur   deshalb    geschaffen  worden  sind,    weil    mvk. 
hier     eine     bisher    vernachlässigte    Aufgabe     des    Staates    erkannte* 
läfst  sich  doch  auch  das  Einwirken  des  Staates   in  der  Organisation 
Aufiführung  auf  Schritt  und  Tritt  in  einem  umfange  nachweisen,    wie 
sieh  bei  sonstigen  privatrechtlichen  Verhältnissen  nicht  entfernt  wiederfindet 
Leider    gestattet    der    hier    zur  Verfügung  stehende  Kaum    nicht  du 
Eingehen  auf  Einzelheiten.     Auch  hier  fordert  manches   den  Widerspruch 
heraus,  z.  B.  die  Ansicht  des  Verfassers  über  die  versichoruogsrechtlic 
Stellang  der  im  Betriebe  ihres  Ehemannes  thätigen  Ehefrau,    die  vor 
lafi   der    Versichernngsgesetze    wohl    niemand    für    dessen    Arbeiterin 
Beohtssinn  gehalten    haben    dürfte.      Andere  Auafühmngen    sind    nnr  mit 
Bei  füll  zu    begrüfflen ,    wie    z»  B.    die   Stellungnahme    gegen    die    oft 
gror-er  Anmafsung  vorgetragene  Ansicht,  als  ob  der  Arzt  allein  odeir  au 
nur  in  erster  Linie  über  den  Grad  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  urteilen 
fähigt  oder  berufen   wäre. 

Wir  schliefsen  mit  dem  Wunsche,  dafs  auch  das  vorliegende  Werl 
zur  Schaffung  einer  gesunden  Rechtsprechung  beitragen  und  so  an  aeinem 
Teile  zur  Verwirklichung  der  durch  die  Arbeiterversicherung  erstrebtea 
idealen  Zwecke  mitwirken  möge. 

Berlin.  F,  Friedeoel 
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Arendt,  O.,  Die  Lösung  der  Wfthrunffsfrage  durch  internationale  Siibersertifikate. 
Berlin,  H.  Waltber,  1894.     8.     40  SS.     M.  0,50. 

Joseph!,  O.,  Die  allgemeine  Ezistensversicherung.  II.  (Sohlufs-)  Band.  Zttrich, 
Terlagsmagasin,  1894.    gr.  8.    VH— 876  SS.     M.  S.— . 

Kohl  er,  J.  (Prof),  Das  BSrsenspiel.  Berlin.  HcTmann,  1894.  4.  IV— 48  SS. 
M.  1. — .    (Sonderabdmok  aus  der  „Woebenschrift  fttr  Aktienrecht  und  Bankwesen.'*)- 

Ver waltnngsbericht  der  Beiobsbank  für  das  Jähr  1898.  Vorgelegt  in  der 
General irersammlung  am  9.  Mftrs  1894.     Berlin,  Beicbsdruckerei,  1894.  8.   106  SS. 

W  e  7 1 ,  B.  (Privatdoz.  an  der  üniversitit  Königsberg),  Lehrbuch  des  Versicherungs- 
rechts  — ,  Kranken»,  Unfall-,  InTaliditIts-  und  AltersTcrsicherungsrecht.  Leipsig,  Duncker 
iL  Hnmblot,  1894      gr.  8.     XVI— 1064  SS.     M.  80.—. 

Wolff,  O.  (Handelsredakteur),  Praktische  Winke  für  BörsenauftrSge.  Berlin,  Putl- 
kammer  &  Mfihlbrecbt,  1894.    8.    94  SS.    M.  1.—. 


Cypris,  J.,  L'assnrance  sur  la  vie  et  les  caisses  de  retraites.  Paris,  Cbevalier- 
Maresq  k  Cie,  1894.    8.    fr.  6.—. 

Jobit,  M.,  Appeodice  au  regime  fiscal  des  Taleurs  mobili^res  ^traog^res  en  Prance, 
donnant  le  dernier  ^tat  de  la  l^gislation  et  de  la  jurisprudence  eo  mati^re  de  titres 
4trangers,  assorances  et  Operations  de  bourse.  Paris,  Bureau  des  soci^t^s  ^trang^res, 
1894.    8     47  pag.     fr.   1.—. 

Brough,  W.,  Tbe  natural  law  of  money,  the  successire  steps  in  the  growth  of 
money  traccd  from  the  days  of  Barter  to  the  introduction  of  the  modern  Clearing-House, 
and  monetary  principles  ezamined  in  their  relation  to  past  and  present  legislation.  New 
York  and  London,  Putnam's  Sons,  1894.  8.  V — 168  pp..  doth.  6/. — .  (Contents:  The 
beginning  of  money.  —  Bimetallism  and  mono-metallism.  —  Paper-money  and  banking. 
—  Paper-money  in  colonial  times.  —  Monetary  system  of  Canada  as  contrasted  wiSi 
Ihat  of  the  United  States.  —  Money,  capital  and  interest.  —  Mandatory  money  and  Area 
money.  —  The  Hoarding  panic  of  Jaly,  1898.  — 

Cr  and  all,  O.  A.,  The  currency  primer.  Sedalia  (Missouri,  U.  St),  Dexter  book 
and  paper  C®,  1894.  16.  56  pp.  $  0,26.  (Information  about  money,  currency,  banks, 
eorporations,  etc.) 

Jaarboekje  roor  1894,  uitgegeren  door  de  Vereeniging  voor  leTensversekering. 
Amsterdam,  Fr.  Maller  &  C^  1894.    8.    XXII--261  bis.    fl.  1,85. 

9.    BoiUle  Frage. 

ETangelisch-BOziale  Zeitfragen,  Herausgegeben  mit  Uoier- 
«t&tsoiig  des  Eyaogelisch-soEialen  Eongresses  von  FrofSsstor  0 1 1 o  Baam- 
g arten  in  Jena.  Erste  Reihe,  1. — 10.  Heft  Zweite  Beihe,  l.—S.  Heft 
Daa  Heft  2  bis  zu  4  Druckbogen  stark.  Leipzig,  Verlag  von  Fr.  Wilh. 
Omnow.     1891  ff. 

Die  y,BTangelisoh-BOzialen  Zeitfragen''  sind  im  Ansohlufs  an  den  1890 
in  Berlin  abgehaltenen  Evangelisch-sozialen  Eongrefs  entstanden,  bilden 
aber  im  übrigen  ein  von  diesem  Eongrefs  unabhängiges,  selbständiges 
unternehmen,  für  welches  eine  Beihe  Geistlicher,  Nationalökonomen  und 
anderer  Fachjnänner  als  Mitarbeiter  gewonnen  wurden.  Wie  der  Herr 
Herausgeber  im  Frospekte  bemerkt,  hat  der  Eongrefs  dadurch,  dafs  er 
ein  Aktionskomitee  einsetzte,  unzweideutig  den  Entschlufs  einer  statt- 
lichen Zahl  eyangelisoher  Männer,  Geistlicher  und  Laien  aller  Bichtungen, 
bekundet,  für  ein  Eingreifen  auch  der  Eirche  als  solcher,  durch  ihre 
einzelnen  Gemeindeglieder,  in  die  sozialen  Eämpfe  unserer  Zeit  überall  da 
einzutreten,  wo  ein  solches  Erfolg  yerspricht  und  den  Grundsätzen  des 
BTangeliums  gemäfs  stattfinden  kann.  Die  Zeitfragen  sollen  nun  allen, 
welohe  es  als  Angabe  der  Eirche  betrachten,  das  Gewissen  des  Volkes 
auch  für  sein  gesellschaftliches  und  wirtschaftliches  Leben  zu  sein,  Ge- 
legenheit zu   Aussprüchen    bieten.      Sie    sollen    über  die    Zeitfiragen   des 

Dritte  Folffe  Bd.  YH  (LXO).  59 


930     nebenieht  Über  die  neuesten  PnbllkiUontQ  DeotscblAnda  und  d«i  Auluidei.  | 


kirohlichea  Lehent,  für  welche  ein  weites  Publikum  bestehe,  uater  eigener 
YerantwoTilichkeit  und  ohne  andere  Kücksichten  bin  diejenigen  der  Br^tr-  h 
Uohkeit  zu  ihren  Mitbriidem  reden,  was  ihnen  auf  dem  Herren  Hegt*     Ali  H 
Leser   denkt   sich    der    Herausgeber   einerseits    GeisÜicbe    und   kirchlich»      '' 
Laien,    für   den    sozialen  Frieden    interessierte  Arbeitgeber    und   Ärbeiisr, 
welche    den   Willeu  haben ,    an    deo    tod    ihm    skizzierten  Aufgaben   mit* 
zuarbeiteo,  andererseits  aber  solche  weniger  kirchliche  Kreise,  deut-n  doek 
die  Not  und  Gefahr  der  Zeit  ihr  Herz  bewegt  und  das  Denken  beherrsckWi 
Jenen  soll  Klarheit  gebracht  werden  über  Mittel  und  Wege,  wie  die  Kirabel 
sozial  wirksam    werden    könne,    diesen    soll  dazu  verhelfen  werden,   dslll 
sie  in  der  evaugelisohen  Gemeinschaft  den  Ort  erkennen,    wo  sie  am  et* 
spriefslichsten   für   ihre  Lebensinteressen    wirken    könnten.     Kurs    es  soll 
ein  heilsamer  Austausch  zwischen  kirchlichen  und  ökonomiseheu  iDtereiNft 
und  Bestrebungen  hergestellt  werden. 

£s  handelt  sich  also  nicht  etwa,  wie  in  einer  Besprechung  der  »,^^^4 
fragen"   bemerkt  wurde ,    darum,    über    die    sozial-elhischen    Forderungev 
welche  gegenwärtig   die  Staate-  und  Gesellschaftsordnung  bewegen ,   Klar* 
heit  zu  schafiten.     Hierfür  sind  in  unserer  schreibseligen  Zeit  schon  Tieli 
Federn  thätig.    Vielmehr  sollen  die  Geistlichen  für  soziale  Fragen  interessitH 
und  über  solche  belehrt,  es  soll  die  Frage  erörtert  werden,  inwieweit 
Geistlichkeit   mit    gutem  Erfolge    dabei    mitwitken  kann,    um    da^ 
schaftliche   Leben    in    für  Sittlichkeit    und  Wohlfahrt    gedeihliche  Bab&0 
zu  lenken,    endlich   ist   die    Laienwelt   für    die  Aufgaben    der   Kirche 
interessieren p  zwischen  ibr  und  Geistlichkeit  EinTerständnls  und  erspriel^j 
liohe  Wechselwirkung  zu  erzielen. 

Die  protestantischen  Theologen  Deutschlands    folgen,    wenn   sie   sick 
mit  theoretischer  und  praktischer  Volkswirtschaft  befassei)»  dem  ihnen 
katholischer  Seite  gegebenen  Beispiel.     Geistliche  der  katholigchan 
waren  es ,    welche   in    der   neueren  Zeit  zuerst    in    eine  Besprechung 
sozialen  Frage  eintraten  und    für  Belebung    und  Ausdehnung  des  mit 
innige  Fühlung  habenden  Verein swesens    thatig  waren.     Erst   nach  thneji 
rafften  sich  auch  protestantische  Geistliche  zu  Aufgaben  auf,  welche  Über 
die  FÜege  des  religiösen  Lebens  in  dem  engen  Rahmen,  in   welchem  di^ 
selbe  bislang  geübt  wurde,  hinausgreifen.    Auf  einen  Bischof  t«  Kettel«r| 
ein  Pastor  Todtj  den  katholischen  Arbeiterrereinen  eines  Kolping 
später  die  ey an geli sehen  Jünglings-,  Gesellen-  und  HandwarkerTereinii 

Die  theologische  Welt  der  protestantischen  Kirche  hatte  sich  teiHier^ 
in  einem  solchen  MaTse    nur    mit   sich  selbst    und    mit  inneten  reUgiöseo 
Angelegenheiten    beschäftigt,     dafs    man    wohl    schon    mit    Goethe    sagio 
konnte,    dies  ,,ist  wohl  angenehm,    wenn  es  nur  auch  ao  nützlieh  wJ&rf** 
Sie  lief   dadurch  Gefahr,    eich  mehr    und    mehr  zu  isolieren    und   in  den 
Augen  eines  nicht  geringen  Teiles  der  Laien  entbehr iich  zu  machen,     Gsr 
yiele    Streitfragen    des   inneren  kirohlichen  Lebens^    zumal    solche  dogmsr 
tischer  Natur  bildet«n  lediglich  eine  Domäne  der  Geistlichkeit.     Die  Laie 
standen  denselben  firüher  und  stehen  iknen  insbesondere  auch  heute  meti 
ganz  gleichgiltig  gegenüber.     Dinge,  welche  Geistliche  als  Ton  der  ; 
Wichtigkeit  eifrig  behandeln,  liegen  Laien  oft  recht  fem,  sie  bekümm« 
iioh  gar  nicht  um  dieselben.     Das  Studium  der  Theologen  ist  gewöhnlisk 
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ein  eng  begrensteB  and  fest  abgeschlossenes«  Mir  war  es  s.  Z.  nicht  recht 
bepeiflich,  wie  Studienfreunde  Ton  mir  eine  ganze  Beihe  von  Semestern 
hindurch  sich  nur  mit  Dogmatik,  Exegese,  Homiletik,  Liturgik  u.  dergl. 
Dingen  befassen  und  gewaltige  Hefte  nachschreihen  konnten,  ohne  nur 
den  Yersuoh  2u  machen,  auch  einmal  in  jene  Wissensgebiete  einzudringen, 
welche  nicht  durch  Theologen  yertreten  waren.  Wohl  ausgestattet  mit 
allen  Büstzeugen  der  Theologie  tritt  der  junge  Geistliche  in  das  Leben 
ein  und  zwar,  unpraktisch  wie  es  doch  nicht  wenige  sind,  in  Fällen, 
denen  nicht  allein  der  gut  gemeinte,  sondern  vornehmlich  der  praktische 
Bat,  nicht  lediglich  die  Seelsorge,  sondern  auch  gute  Beispiele  und  Auf- 
klArung  in  Fragen  des  praktischen  Lebens  schöne  Erfolge  erzielen  and 
dadurch  die  Pflege  des  reÜgiösen  Lebens  in  der  wirksamsten  Weise  stützen 
könnten.  Schon  ans  diesem  Grunde  ist  es  nicht  zu  verwundern,  wenn 
zwischen  Geistlichkeit  und  der  übrigen  Welt  allmählich  eine  schwer  zu 
überbrückende  Kluft  sich  bildet,  wenn  dem  Pfarrer,  welcher  in  dem  auch 
in  unseren  Zeitfragen  bisweilen  allzu  stark  hervortretenden  pastoralen  Ton 
gleichsam  wie  mit  fremden  Zungen  redet,  nicht  allzu  viel  Verständnis, 
dagegen  oft  umsomehr  Mifstrauen  entgegen  getragen  wird.  Wie  wünschens- 
wert da  auch  noch  Kenntnisse  sind«  welche  über  den  Bereich  auch  der 
nach  dem  Heransgeber  in  die  Pastoraltheologie  neu  aufzunehmenden 
„Theorie  der  sozial-ethischen  Anschauungen  des  Evangeliums  und  der 
pastoralen  Klugheit  für  die  Seelsorge"  hinausgehen,  dies  zu  erfahren  habe 
ich  in  meiner  Jugend  hinreichend  Gelegenheit  gehabt  Mein  Vater,  von 
dem  richtigen  Gedanken  ausgehend,  daÜB  es  mit  der  herkömmlichen  Seel- 
sorge allein  nicht  gethan  sei,  war  eifrig  bemüht,  nachzuholen,  was  ihm 
früher  nicht  geboten  war.  und  dals  die  uneigennützige  Wirksamkeit  und 
die  wohlgemeinten  Batschläge,  deren  er  auf  nichtpastoralem  Gebiete  sich 
befldljBigte«  nicht  die  schlechtesten  Früchte  getragen  haben,  dies  beweist  das 
gute  Andenken,  welches  seine  Gemeinden  ihm  bewahrt  haben. 

Der  Herausgeber  befürwortete,  dafs  auch  die  „Qrundzüge  der  Sozio- 
logie*' in  die  Pastoraltheologie  neu  aufgenommen  werde.  Diesem  Wunsche 
iSfst  sich  ohne  Bückhalt  beistimmen.  Sollen  die  Geistlichen  an  der  Lösung 
verschiedener  Aufgaben  des  gesellschaftlichen  Lebens  sich  mit  bethätigen, 
so  müssen  sie  sich  wohl  schon  die  hierfür  nötigen  theoretischen  Kennt- 
nisse aneignen  und  dürfen  sich  nicht  lediglich  auf  das  beschränken,  was 
sie  ipäter  auf  dem  Wege  der  Empirie  erfahren.  Haben  die  Kirchen- 
väter sich  mit  nationalökonomischen  Fragen  beschäftigt,  so  dürfen  dies 
unsere  heutigen  Theologen  auch  thun.  Und  wenn  sie  auch  nicht  gerade 
wissenschaftliche  Fragen  mit  der  Feder  behandeln,  so  können  sie  dann 
doch  in  ihren  Gemeinden  sich  einer  gedeihlichen  Wirksamkeit  hingeben, 
durch  Verhalten,  Beispiel  und  Bat  einen  nachhaltigen  segensreichen  Ein- 
flnfs  ausüben. 

Allerdings  entsteht  nun  die  grofse  Frage,  inwieweit  etwa  die  Kirche 
an  der  Lösung  sozialer  Aufgaben  sich  mit  bethätigen  oder  gar  in  den 
sozialen  Kämpfen  Stellung  nehmen  solL  Es  ist  nioht  leicht,  dieselbe  be- 
fincdigend  zu  beantworten,  weil  im  praktischen  Wirtschaftsleben  vielfach 
einander  gegenüberstehende  Interessen  in  Betracht  kommen,  die  Kirche 
aber  nicht  Partei   nehmen ,   nicht   die   Leidenschaften    aufregen,   sondern 
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TerBohDend  aod  für  den  Frieden  wirken  goll>  Hier  gilt  es,  mit  richtigfa  j 
Takte  vorsugehen ,  und  es  wird  dabei  oft  weniger  die  formale  Scheidtt 
der  Gebiete  und  dai  Ziehen  toh  Grenzlinien  als  vielmehr  die  gute  Ge 
BinnuDg,  ehrliche  Ueberjseugung,  tüchtige  Ersiehung  und  praktische  Sohn 
lung  den  richtigen  Weg  zeigen.  Bann  giebt  ea  aber  doch  aucb  groD 
Gebiete,  auf  deneo  der  Geistliche  einer  sehr  danken twerti'D  Wirk«aiiik« 
in  neutraler  Weise  aich  widmen  kann.  Der  Kerauageber  hat  in  dici 
Beziehung  sich  mit  allgemeiner  gehaltenen  Andeutungen  begnügt  (L  EeflS 
dagegen  hat  Pfarrer  Mayer  (II.  Heft  2)  greifbar  Gebiete  bezeichnet,  %t 
denen  der  Geistliche  mit  ^tem  Erfolge  Hand  anlegen  kaon.  Es  dikt 
wohl  als  eine  der  ersten  Aufgaben  der  ,, Zeitfragen"  betraohtet  werdei 
gerade  solche  Wege  einer  tüebtigen  praktischen  Wirksamkeit  lu  weiisq 
auf  welcher  der  Pfarrer  wandeln  kann,  ohne  mit  seinen  «eelsorgerliche 
Fliehten  in  einen  Widerspruch  zu  geraten. 

Die  Kirche  &0II  den  Frieden  pflegen ,  der  Geistliche  aich  Ächtao^ 
Vertrauen  und  Liebe  erringen^  er  soll  Wohlwollen  mit  Gerechtigk^ 
paaren  und  das  höchste  und  ßchönste  ohriBtUche  Gebot,  die  Nüeh^tenlieb 
nicht  allein  im  Munde  führen ,  sondern  dasselbe  auch  durch  die  Th 
üben.  In  den  vorUegenden  Heften  ist  diese  Fordern ug  mehrfach  (| 
in  I.  1)  besonders  betont  worden.  Leider  tritt  aber  auch  hie  und 
der  theologische  Eiferer  allzusehr  in  den  Vordergrund,  Der  Zelotismd 
aber  steht  nicht  mehr  auf  dem  christlichen  Boden  der  Nächetentiebef 
hftt  vielmehr  Waffen  in  der  Hand,  welche  zu  Hafa  und  Zwietracht  führ 
Ist  es  auch  nicht  gerade  nötig  und  auch  gar  nicht  wünschenswert, 
der  Geistliche  sich  lediglich  süfslicher  Reden  boüeifaige,  so  dürfte  er  ab 
doch  mit  gewissen  Krafttius drücken  etwas  sparsamer  umgeben  oder  dii 
selben  gänzlich  meiden.  Wer  für  den  Frieden  predigt,  sollte  sieb  it)] 
bedeukeo  ,  ehe  er  den  Vorwurf  des  frechen  Gebahrens»  der  Heuchclti 
des  AtheismuR  und  des  Chris  tu  shasses  erhebt.  Dafs  da«  Manchi*sterta 
atheistisch  sei ,  ist  wohl  leicht  zu  behaupten ,  aber  gegenüber  der  Ths^ 
saohe  schwer  zu  beweisen ,  dafs  in  Wirklichkeit  Tiele  Freihändler  echt 
religiös  gesinnt  waren  oder  es  noch  sind.  Befehdung  und  Kritik 
katholischen  Kirche  sollten  in  den  ,^Zeitfragen'^  möglichst  in  den  Htnti 
grund  gedrängt  werden  oder  auch  ganz  unterbleiben.  Verschiedene  geeohio 
liehe  Ereignisse^  deren  Ursachen  und  Folgen  Gegenstand  des  Streitet 
und  es  auch  immer  bleiben  werden ,  mögeo  an  anderem  Orte ,  aber  nicht 
hier  besprochen  werden.  Hinsichtlich  der  Eeformation  und  Luther  haben 
Protestanten  und  Katholiken  ihre  eigene  Geschichtsauffassung  und  ihre 
eigenen  —  Legenden.  Auch  durch  die  schönsten  Darlegungen  über  dis- 
selben  werden  die  Andersgläubigen ,  sofern  sie  dieselben  überhaupt  Dur 
lesen,  sich  nicht  eines  Besseren  belehren  lassen ,  dagegen  werden  konfet* 
sioneller  und  sozialer  Friede  leicht  durch  dieselben  gestört* 

„Gerechtigkeit  gegen  die  Sünden  des  Volkes"  wird  in  Heft  1  mt* 
langt  j  man  solle  den  idealen  Kern  der  Sozialdemokratie  anerkennen*  U%f$f 
Forderung  haben  wohl  Tersohiedene  Mitarbeiter  genügt;  audere  aber  ifQ<i 
denn  doch  bei  ihrer  Beurteilung  oder  Verurteil uog  über  das  richtige  Zi^i 
hinausgeschoBsen,  sie  wurden  dem  Sozialismus  gegenüber  ungerecht,  inffisl 
dann,  wenn  sie  den  BegrifiF  der  Sittlichkeit  etwas  eogberiig  Tom  Stso4* 
punkt  des  dogmatischen  Erkenntnisses  aus  auffiafsteo. 
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Einen  nichts  weniger  als  günstigen  Eindrack  macht  es,  wenn  —  so 
in  Heft  5  der  Reihe  I  —  Ricardo,  Malthus,  Lassalle  u.  a.  in  einer  sehr 
wohlfeilen  Weite  bekämpft  werden.  Der  Verfasser  des  genannten  Heftes 
sagt  u.  a. :  ,,Jene  drei  Lehren  sind  falsch.  Weder  in  der  manchesterlichen, 
noch  in  der  sosialdemokrati sehen  Nationalökonomie  ist  ohne  weiteres  der 
Satz  richtig,  dafs  Arbeit  allein  die  Werte  schaffe,  oder  dafs  die  Arbeit 
immer  im  gleichen  Verhältnis  zam  Produkte  steht.  Zar  Arbeit  mafs  das 
Kapital,  sei  es  Geld  oder  das  Werkzeug,  sei  es  das  Haus  oder  der  Grund 
and  Boden  hinzukommen;  auch  der  Geist  der  Unternehmung  und  die 
Leitung  der  Geschäfte  haben  einen  grofsen  Anteil  an  der  Produktion. 
Alle  drei  Faktoren  zusammen  schaffen  Werte,  nicht  die  Arbeit  allein". 
Li  den  „christlichen  Zeitfragen'^  sollte  man  es  denn  doch  vermeiden,  auf 
Kosten  der  Gerechtigkeit  offene  Thüren  einzurennen. 

In  1.  Heft  5  wird  uns  gesagt:  „Die  gebildeten,  gelehrten,  besitzen- 
den b^gerlichen  Kreise  Ton  Deutschland  trifft  der  Vorwurf,  die  Geburts- 
Stätten  der  Kirchenfeindschaft  zu  sein ;  der  falsche  Liberalismus  und  Radi- 
kalismus, welche  den  Christushafs  anbesonnen  genug  in  das  Volk  hinein- 
geworfen haben,  sind  die  greisen  Schuldigen.  Sie  haben  gemeint,  die 
Himmelstftrmer  wUrden  stille  stehen,  wenn  sie  es  haben  wollten,  und  sich 
in  Hochachtung  Tor  der  Bildung,  dem  Mammon,  verneigen".  Im  folgen- 
den Hefte  oben  lesen  wir:  „Hätten  die  berufenen  Pfleger  der  christlichen 
Religion  das  soziale  Gebiet  nicht  vernachlässigt,  so  wäre  ihr  das  Urteil 
erspart  geblieben,  dafs  das  Salz  dumm  geworden".  Und  in  Heft  10  heilst 
ea :  „Wenn  diese  Eührersohaft  (nämlich  der  Geistlichen,  welche  von  Gottes 
und  Amts  wegen  die  Führer  des  Volkes  seien)  heute  scheinbar  verschwun- 
den ist  und  statt  dessen  rein  materielle  GesichtspuDkte  die  Herzen  und 
den  Verstand  regieren,  wenn  Mifsverhältnisse  sich  herausgebildet  haben, 
die  notwendig  die  Sozialdemokratie  hervorbringen  mufsteo,  wenn  die  Kirche 
eine  Jammergestalt  erhalten,  dafs  sie  ein  Gespött  der  Gottlosen  geworden 
ist,  so  ist  ohne  Zweifel  in  erster  Linie  die  Kirche,  d.  h.  die  Geistlichen 
dnd  daran  Schuld,  und  es  fällt  die  Verantwortung  für  die  sozialen  Wirren 
der  Gegenwart  zu  einem  groüsen  Teil  auf  sie,  die  in  tausend  Fällen  zu 
gleiehgiltig  nach  unten  und  zu  feige  nach  oben ,  sich  mit  der  abstrakten 
Predigt  begnügt  und  die  Augen  gegen  die  sich  immer  dunkler  zeigende 
and  immer  unchristlioher  sich  gestaltende  Kluft  zwischen  reich  und  arm 
geaohlossen  haben". 

Die  Geistlichkeit  ist  allerdings  zur  Erhaltung  des  sozialen  Friedens 
mitsuwirken  berufen;  man  würde  jedoch  zu  weit  gehen,  wenn  man  sie 
für  die  heutigen  Zustände  in  irgend  erheblichem  Mafse  verantwortlich 
machen  wollte.  Dagegen  hätte  der  Verfasser  von  Heft  5  der  1.  Reihe, 
statt  die  gebildeten,  gelehrten  und  bürgerlichen  Kreise  anzuklagen,  sich 
die  Frage  vorlegen  sollen,  auf  welche  Ursachen  denn  eigentlich  die  von 
ihm  gerügte  Kirchenfeindliohkeit  oder  gar  der  sog.  „Christushafs"  zurück- 
zufahren ist.  Sehr  viele  von  denjenigen,  welche  der  Kirche,  d.  h.  doch 
wohl  „der  Geistlichkeit"  entfremdet  worden  sind,  stehen  in  sittlicher  Be- 
dehang nichts  weniger  als  tief,  vielmehr  weit  höher  als  manche  anderen» 
welche  regelmätsig  die  Kirche  besuchen.  Wir  dürfen  uns  denn  doch  nicht 
verhehlen,  dafs  es  nicht  Sozialdemokraten  allein  sind,  welche  die  Kirche  als 
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61  oe  für  gewisse  Klassen  der  Gesellsohaft  DÜtzliohe  EioriobituDg  betridüm. 
Vor  allem  aber  lollta  die  ecoledia  mÜitanSf  welche  das  gezückte  6diwfil 
zum  DreiDsohlagea  in  der  Haod  hält,  sich  darüber  klar  lein,  dafs  sit  i& 
beeten  Falle  auf  dem  Beden  einer  praktiiohen  £eal>  oder  loteresaeopelitik, 
oiohi  aber  auf  demjenigen  einee  wahrhaften  Christentums  steht 

Die  bis  jetzt  erschienenen   Hefte  behandeln  folgende  Gegenstände: 

Mehr  Herz  fUr^s  Volk!  von  Lio.  Paul  Drews* 

ÜDflere    gewerbliche  Jugend   und    unsere  Ffliehtan  gegen   sie  vea  Q. 
Evert,  Regierungsrat. 

Der  Seelsorger   unserer  Tage   TOn  LiCi    Otto  Baumgarten,    a.  g.  Prot 
der  Theologie  in  Jena. 

Christentum     und   Arbeiterbewegung,      Ein    Zwiegespräch   mitgetuli 
von  Dr.  W«  Lotz,  Fri Tatdozenten  der  ätaatewissenschalteu  zu  Leipstg. 

Sozialdemokratie  und  Sozial monarohie  von  Adolf  Stöcker. 

Reformation  und  soziale  Frage,    Vortrag  von  D.  H.  Freiherrn  von  Soden» 

Die  Aufgaben    der   Kirche    gegenüber   dem    Arbeiterötande    in    Stadt, 
und  Laud  von  Frof.  Dr.  Th.  Frhr.  von  der  Golts  (Jena). 

Die  ZieJe   der   deutschen  Sozialdemokratie    von    Br.  Karl  Oldeobe 
Privatdozent  der  Staatswiaiensohaften  an  der  Universität  Berlin. 

Die  soziale  Not    der    ländlichen  Arbeiter    und    ihre  Abhilfe   TOU    Wj 
Quistorp,  Pastor  in  Schwerinsburg  in  Pommern. 

Unsere    Landgemeinden    und    das    Gemeindeideal    von    Martiii    Bad^ 
Pfarrer  zu  Schönhach,  0»  L» 

Die    ländlichen    Genossenschaften     als    Mittel    £ur    Organisation    des 
Bauernstandes  von  Karl  Mayer,  Pfarrer  in  Dinglingen  (Baden)* 

£rwerb    und    Wiruchaftsführung    im    Arbeiterhaushali   von  Dr,  Otl« 
Kamp, 

Oe  Werbegerichte    und   Einigungsämter  in    Deutachland    und    Eoglaod. 
Zwei  Aufsätze  von  Dr*  Karl  MöUerp    Fabrikant   in  Brackwede    und 
Hirsch»  Sekretär   des  Centralverbandes    deutaoher   Induitrieller    zu 

Die  Religion    der   Sozialdemokratie    von  Dr.  Th.  Arndt,    Prediger 
St,  Petri  in   Berlin. 

Frauenberuf.      Ein    Beitrag    zm   Frauenfrage    von    Lic.   Joh.    We 
a.  o.   Prof,  der  Theologie. 

Unsere  Arbeit£zoit.     Mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Prog 
der  evangelischen  Arbeitervereine  von  Ph.  Traub,  Stadtpfarrar  in  Stui 

Mehrere  dieser  Hefte  enthaltt;n  wertvolle  und  behersigenswert« ' 
ftlhrungeo,  insbesondere  auch  solche^  welche  Ergebnisse  eigener  Beob 
tun  gen    über  Landleben,    Baueninatur  etc.    mitteilen  (ao  II«  Heft  2, 
I.  Heft   10).     Vornehmlich  habe  ich  mit  Vergnügen  gelesen  die  At 
lungen   vou  Drewa,  Oldenberg^  Majer,   Hirsohi  Arndt  und  WeiXi, 

Zum  Schlufs  spreche  ich  den  Wunsch  aus,  es  möchten  in  den  aco 
fiir  Arbeiter  bestimmten  ,, Zeitfragen''  die  nicht  allgemein  verständliche 
Fremd  Worte  fernbleiben^  wie  s.  B.  der  vom  Herausgeber  selbst  gebraii 
Ausdruck  ^iReprinistion"  der  Zünfte  oder  das  Wort  ^Eklektiiismut'^  w« 
Lotz  in  der  wenig  glücklich  gewählten  Form  seines  Zwiegespräches 
Arbeiter  in  den   Mund  legt. 

München.  J*   L  e  h  r* 
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Adltr,  O.,  Uebtr  die  AafljttbeD  des  Staates  anf^iehts  der  Arbeitslosigkeit.  Aka- 
demische Antrittsrede.    TabiDgen,  Laapp,  1894.    8.    03  88.    H.  1,20. 

Berieht  des  Berliner  KrippenTereids  über  die  8iiiglingsbewahrailstalten  (Krippen) 
iür  das  Jahr  1893/94.    Berlin,  Drack  Ton  Oflother  &  Sohn,  1894.    8.    94  SS. 

Jahresbericht  nebst  Bechnnngfsabschltafs  und  Verttiögensbilans  ffir  das  88.  Ver- 
waltnngsjahr  des  Vereins  der  Berliner  Volkskfichen  von  1866.  Berlin,  Drack  rot  O. 
Chast4,  1894.    8.    89  88. 

Müller,  M.,  senior,  Ueber  die  sosialdemokratische  Bewegung  nnd  die  Motwendig- 
kelt  gründlicher  Reformen.    Kiel,  Lipsins  &  Tischer,  1894.    8.    88  88.    M.  0,50. 

T.  Pfeil,  L.  (Oraf)f  Zar  Ldsang  der  socialen  Frage.  8.  Aofl.  Berlin,  F.  Dümmler» 
1894.    gr.  8.    46  88.    M.  0,60. 

Schall,  E.  (lath.  Pastor  in  Bahrdorf)  *  Die  Arbeiter  and  die  besitKenden  Klassetf. 
Die  Notwendigkeit  eTangelisch^soiialer  Arbeiterrereine.  Zwei  Reden  gehalten  am  88.  Febr. 
«md  1.  Mftrm  1894.    Hellbronn,  B.  Salser,  1894.    8.    X— 78  88.    M.  0,60. 


L  e  r  m  I  n  a ,  J.,  Qaestion  sociale.  Ventn  et  eerreaa.  Tours,  Imprim.  Arraolt  &  Ci*, 
1894.    8.    86  pag.    fr.  0,50. 

Halato,  Gh.,  De  la  commune  k  l'anarohle.  Paris,  Tresse  &  Stock,  1894.  in-18. 
tr.  8,50. 

DuMaroussem,  P.,  La  qnestion  ourrl^.  III :  le  Joaet  parisieth  Grands  magosins, 
«fSweBting-systems*^  Gours  libre  profeBs4  k  1«  facult<S  de  droit  de  Paris.  Introdnction  d6 
IC.  Tb.  Funck-Brentano  (prof.).    Paris,  Rousseca,  1894.    8.    807  pag.    fr.  6. — . 

Kenworthy,  J.  C.,  From  bondage  to  brotherfaood:  A  message  to  the  workiM; 
London,  W.  Scott,  1894.    crown-8.    168  pp.    1/.—. 

Bae,  J,  Eigfat  bonrs  for  work.  London,  Maemillata  &  C*,  1894.  croWn-8.  Xll« 
•840  pp.,  cloth.  6/. — .  (ContenU :  The  balance  sheet  of  Short  honrs:  -^  The  eight-hourt 
day  at  work.  —  The  reserves  of  personal  efficiency.  —  The  eight-hoars  day  and  forelgo 
conpetition.  —  The  eight-hoars  day  and  the  unemployed.  —  Eigfat  hours  work  and  tea 
hoors  wages.  —  The  english  eight-hours  morement  of  18S8.  —  The  ei^t-hours  daj^  in 
Vietorla.  —  EHght  hours  by  legislation.  —  etc.) 

Wright,  C.  D.,  The  relatlon  of  economic conditions  to  the  causes  of  crime.  Phila* 
delphia,  American  Aeademy  of  politieal  and  social  scieoce,  1898.  8.  I,  96 — 116  pip. 
4  0,85.    (Pablications  of  the  Society,  N*  91.) 

Wynn,  W.,  Social  inequallties.     London,  Slmpkln,  1894.    crow-8.    154  pp.    l/.->^. 

10.      OM«tlg»bllBg. 

T.  Bernewits  (GRegR.),  Die  BrandTersicherungsgesetagebnng  des  K6nlgreleht 
Saehseii.  Unter  Zugrundelegung  der  Landtagsschriften  mit  Brliaterungen  herausgegeben. 
S.  Aufl.    Dresden,  Wamati  &  Lehmann,  1894.    8.    IV^416  88.    M.  6,50. 

Bosse,  R.  nnd  E.  t.  Woedtke,  Das  ReichsgeseU ,  betreffend  die  luTalidltits- 
«nd  AltersTcrsicberung ,  Tom  88.  Juni  1889.  Erilutert  Kachtrag'  lur  1.  bis  8.  Aufl. 
bearbeitet  Ton  E.  t.  Woedtke.  Leipsig,  Duncker  &  Humblot,  1898.  gr.  8.  V— 174  8ff., 
«eb.  M.  4  —. 

Daubenspeck,  H.  (ReiehsGerR.),  Referat,  Votum  und  urteil.  Eine  Anleitttdg' 
Hkt  praktische  Juristen  im  Vorbereitungsdienst.  6.  Aufl.  Berlin,  Vablen,  1894.  gr.  8. 
VUI— .840  88.    M.  4,60. 

Entscheidungen  des  k.  preufsisehen  Oberverwaltungsgerichts.  Hermusgegebea' 
'▼OB  Jebens,  t.  Meyeren  und  Lobaus.  Band  XXV.  Berlin,  Heymann,  1894.  gr.  8.  XVI 
—468  88.    M.  7.—. 

Friedmann,  F.  (Rechtsanwalt  beim  Landgericht  Berlin  I),  Das  Reichswucher- 
geseti  in  der  Fassung  der  Wuchergesetsnoyelle  Tom  19.  Juni  1893.  Historisch- wissen- 
tflfaaftlicfae  Darstellung  und  Textkommeatar.  Berlin,  Gersttesno,  1894.  8.  IV— 188  88. 
geb.  If.  8,40. 

Holtie,  F.  (Amtsrichter),  Strafrechtspflege  unter  K6nig  Friedrich  Wilhelm  l.  Ber^ 
ilo,  Vahlen,  1894=.  gr.  8.  VIII— 94  SS.  IT.  8  —  (A.  u.  d.  T. :  Beitrige  sur  branden- 
targ<-pre«6isdhe&  RechtsgesefaÜcfate,  Teil  III.) 

Karl,  V.,  Grundiflge  des  bayerischen  Stolreebtes^  Eide  Studio  aus  dem  bay^ 
Hsehen  StaaUkirobenrechte.     Würsburg,  Gnad  &  C^,  1894.   gr.  8.   lU— 48  SS.    M.  1,10. 

K ebner,  Deutscbee  Reichsstaatsrecht.  8.  Aufl.  München,  Buchhols,  1894.  gr.  •; 
TI— 888  88.    H.  4.—. 
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Zu  diesen  Zweiflern  und  Kritikern  gehört  auch  der  Yerf;  der 
TorliegendoD,  recht  yerdienstrollen  Schrift;  wenn  auch  die  positiven  Vor- 
schläge desselben  durchaus  nicht  einwandsfrei  sind,  so  yerdienen  doch  seine 
kritischen  Bemerkungen  die  ernsteste  Beaohtuug. 

Die  Darstellung  des  Verfassers  gliedert  sich  in  zwei  Teile,  deren 
erster  historisch-kritische  Betrachtungen  sowie  Reforrnyorschläge ,  deren 
iweiter  die  Gestaltung  der  WahlbezirkseiDteiluog  des  Orofshersogtums 
Baden  und  diejenigen  Aenderungen  derselben  enthält,  welche  zwecks 
DurohführuDg  der  Vorschläge  des  Verf.  erforderlich  sind. 

Der  erste  gröfsere  Teil  der  Abhandlung  zerßUlt  in  8  Abschnitte: 
dar  1.  Abschnitt  (8. 9--31)  behandelt  das  Wahlrecht ;  der  2.  (8.31—104) 
das   Wahlyerfahren    und  der   8.    (8.  104 — 107)    „einzelne   Nebenfragen". 

Im  1.  Abschnitt  kommt  der  Verf.,  nachdem  er  die  seinen  Ansichten 
entgegenstehenden  Meinungen  geprüft  und  zu  widerlegen  versucht  hat, 
zu  folgenden  Ergebnissen  : 

1)  Die  ZurückleguDg  des  25.  Lebensjahres  als  Bedingung  für  die 
aktive  Wahlberechtigung  ist  beizubehalten  (8.  9 — 11). 

2)  Ebenso  ist  an  dem  allgemeinen  Wahlrecht  festzuhalten 
(8.  11—16). 

8)  Dagegen  ist  das  gleiche  Wahlrecht  zu  Terwerfen,  „weil  es 
bedenklich  ist,  die  Entscheidung  über  das  Wohl  und  Wehe  des  Oanzen 
lediglich  der  arithmetischen  Mehrzahl  anzurertrauoD,  als  seien  alle  Wähler 
nach  politischer  Einsicht  sich  völlig  geich''. 

Kaohdem  sodann  der  Verf.  die  Vorschläge,  die  Wahlberechtigung 
naeh  dem  Vermögen  (Census)  oder  der  Bildung  (Kapazität)  abzustufen 
geprüft  und  verworfen  hat,  kommt  er  zu  dem  Ergebnis,  dafs  lediglich 
«ine  Abstufung  uach  dem  Alter  sich  rechtfertige,  weil  dies  ein  Vorzug 
stiy  der  lediglich  von  der  Natur  Teriiehen  werde.  Er  will  deshalb  — 
und  zwar  aus  statistischen  Erwägungen  —  denjenigen  Personen,  welche 
in  das  50.  Lebensjahr  eingetreten  sind,  eine  Doppelstimme  gewähren; 
jeder  50  und  mehr  Jahre  alte  Wähler  soll  also  zwei  Wahlstimmen  haben. 

In  dem  2.  das  Wahlver fahren  behandelnden  Abschoitt  spricht 
iidbi  der  Verf.  für  die  Aufrechterhaltung  der  geheimen  und  unmittel- 
baren Wahl  aus;  statt  der  bisherigen  sog.  ,» Einer-  und  Mehrheitswahl", 
d«  h.  statt  desjeuigen  Systems,  nach  welchem  jeder  Wähler  nur  einen 
Abgeordneten  zu  wählen  hat  und  bei  der  Wahl  die  absolute  Mehrheit 
entscheidet,  will  Oageur  dagegen  das  Listenskrutinium  und  das  Propor- 
tionalwahlsystem ,  wie  es  zuerst  von  Dr.  Victor  d'Houdt  in  Vorschlag 
gebracht  ist,  (das  sog.  „belgische  Verfahren'*)  eingeführt  wissen. 

Konsequenterweise  müfste  alsdann  das  ganze  Deutsche  Reich  einen 
einheitlichen  Wahlbezirk  bilden,  wie  0.  auch  (8.  54 ff.)  anerkennt; 
nur  aus  praktischen  Gründen  wiU  G.  jedoch(S.  55  u.  125)  das  deutsche 
Beichsgebiet  in  mehrere  Wahlbezirke  von  solcher  Gröfise  einteilen,  daüi 
jeder  Wähler  etwa  14 — 15  Abgeordnete  zu  wählen  hätte.  — 

Nach  Ansicht  des  Berichterstatters  ist  es  Gageur  nicht  gelungen, 
die  Bedenken,  welche  gegen  die  Einführung  des  hier  als  bekannt  voraus- 
geaetzten  sog.  „belgischen  Verfahrens"  sprechen,  mit  Erfolg  zu  wider- 
legen.    Namentlich  ist  einer  der  wichtigsten  Einwände,  dafs  nämlich  das 


I  tb«r  di«  eta«H«a  PalilÜ«iioiti«s  Dmtieliluiaa  vmd  am  Ä>ii>»4ii. 

'     LW9a  IQ    durch    diete    Art    de«    Verf«lireii«    da«    ^beblidie  Tcf- 

iden    würde,    dorcli  die  Aiu&hrtuiffiti  Gftgeor'i  eiolil 

M     '  lIiI   einefi    tog.    ,»WiMaD'\    d*  1l    eioer    »uf  iaine    be«tj 

itiMu^         t^  oder  loierefseDtengnippe  einfeftohworviieB   Pcntoa 

tch  j  uoQ^glieh  ieiD,  da  ja  ichon  die  LifUs  ein«  gwix  betstinsSi 
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M      L  ^.    hit    woxdeii  köoneo.     Gerade    dm$    toh  G^  itidtrvt    mitfe 

PI«  du   üeicliAtag5irftlüeti  dei  Jahres  lSä7  im  Gfofiliersegiciiii 

«ist  dit  Eiahtigkett  dieae«  S*Ue«:  unter  Zugrundelegimg  des  sog.  bei- 

Jieii  Verfahrens  würde  der  Wilde  mit  13  543  Stintmen  kein«»  SiIb  iü 

iottiUge  erhalun  hebaQ,  obwehi  mii  leiiie  Perto  n  irait  mmät  Btimmm 

^^Mlen  Bind,  »k  auf  riele  der  eiBSeliieD  omcb  dieiem  Sj^tmm  all  gewählt 

2u     beUaehteDdeu    Kaodid&teD     der    naüaDailibermlifn,    konAerraüreo    mid 

Cen  trom  apart  ei. 

Noch  mehr  WideiTipmoh  alt  dieteir  die  Abindenug  de«  Wahlrer- 
fahrena  betreffende  Yonehli«  dm  VetCueen  b«Ii  das  mti  üageatei« 
taug  dee  Wahlrechte  gariehtete  Baformprojakt  harmtmC^ 

Denn  mögen  aooh  mit  Grund  gegen  die  Gleichheit  4ae  Wahl^ 
recht»  die  ichwarwiegendeten  Badankan  qnachaa  —  sie  all«  eiad  mit 
▼eidcppelter  Wucht  gagea  den  Voreahlag  dee  Yail  geitaod  am  iBaalieB.  — 
Wenn  nlmlich  der  Yerl,  wie  man  nach  dem  tob  ihm  gagan  dia  Glaick- 
heit  det  Wahlrechte  yorgebrachtan  Argnaant^  ee  batädmiahli^a  nicht  die 
Varachicdanhait  dar  politischen  £insicht,  snnahman  mnl%  ledig- 
lich auf  das  Mals  der  letatarea  die  Abstafimg  der  WahlbevaditigaBg 
basieren  will,  so  ist  nichts  yerkehrter,  ab  lediglich  nadi  dar  Hohe 
des  Altera  den  Umfang  der  Wahlberechtigung  sa  bemeeeen. 

Oder  glaubt  der  VerL  allen  Bmates,  dafa  ein  politiach  unreifer  Meoach 
plötalich  mit  dem  Eintritt  in  das  50.  Lebensjahr  die  doppelte  (bisher 
gar  nicht  vorhandene)  politische  Beife  erlange?  Giaubt  er,  dald  der  60- 
jährige  Portier  im  Ministerium  dem  45-jährigen  Minister,  der  60-jährige 
Fabrikarbeiter  dem  40-jährigen  Fabrikbesitzer,  der  5ö-jähnge  Gerichts- 
diener dem  3 5 -jährigen  Richter  um  das  Doppelte  ,,ao  politischer  Eindcht** 
überlegen  seirl  —  Wohl  schwerlich!  —  Auf  die  sonstigen  Bedenken  gegen 
den  Gageurschen  Vorischlag  hier  des  weiteren  einzugehen ,  wird  um  so 
weniger  erforderlich  sein,  als  derselbe  wohl  kaum  Anseicht  auf  Verwirk- 
lichung hat, 

GöttiDgen  Keukamp. 

Bracder  bardischer  ProviDxiallindtag.  ?0.  Sitiun^pcriode  Tom  18  bi»  eiiudiL 
'26  FeDraar  16S'4.  1.  Prok^lle  11.  Verwaltao^bericht  des  ProTionalaossduus««.  S  Hefte. 
Berl:L.  Druck  oer  Deutvcben  Verlags-  und  Bachdnickerei-AätieiHEes«lUciiafl,  18f4.  lap.-i. 
101    -l:   2i:9   >S. 

Düsseldorf.  HAJsht.iyieta:  für  d»s  Rechnaoic>j»hr  vom  1.  April  1894  bis  31.  Min 
1S95  5  Hefte  L>u*sel1urf.  Krönet ber^'^cße  Dacbdnickerei ,  Linix'scb«  Bacbdmckerei 
i^zd    H.foucf.irucitrei    Voiy   k   O.    1894.     4. 

E  m  a  e  :.  El*:  der  Eiünt^hxe  um  Auj^fS-be  bei  der  Kimmerei  der  Stadt  Emden 
f-r   d*>  Jair    1S94  ^:     v   21    1     Aprii    1S?4    bii   31.    Min    1095.     Emden.    1894.   4.  48  SS. 

FIeL>'  u-fc  UA->hil:airsplAn  der  Sud:  Fiecsbnrg  für  dfts  Kecbnan^sj&br  rooi 
1.   Apr::    18^4    :  *   ul:     Mirr    :S95       Flensiarr.   Drack  Toa    Hejer,    1894.     4.     16  S8 

V     G  ::  e : » : .   R .    De    naiioLftle    Rechisidee    von    den    Stäoden    and    dma    preoXabcke 
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DreikUssenwahlsysteiii.  Ein«  soiialbistorisehe  Stadi«.  Berlin,  J.  Springer,  1894.  gr.  8. 
IV— J72  88.    M.  4.—. 

Od r litt.  Berieht  Aber  Verwaltung  nnd  Stand  der  Gkmeindeangelegenheiten  der 
Stadt  Gfirlits  im  £Uti(}ahre  1812/98.  Odrliti,  Druck  von  Hoffmann  &  Reiber,  1894.  4. 
178  SS. 

Kassel.  Voranschlag  über  Einnahmen  nnd  Ausgaben  der  Resideosstadt  Kassel  fllr 
das  Rechnangs]ahr  1894/95.     Kassel,  Dnick  Ton  Fr.  Scheel,  1894.    4.    216  SS. 

Köln.  Bericht  Aber  Stand  ond  Verwaltoog  der  Oemeindeangelegenbeiten  der  Stadt 
KSlmfUr  deaZeitranm  Tom  1.  April  1892  bis  81.  Mira  189S.  Köln,  Draek  von  Da  Mont- 
Sfihnoberg,  1894.  4.  IV— 211  SS.  —  HaoshaltseUt  f&r  das  Rechnang^jahr  vom  1.  April 
1894  bis  81.  Mars  1896.  Ebd.,  Kölner  Verlagsanstalt  und  Druckerei  A.-G.,  1894.  4. 
Ö64  SS. 

Kfiehler,  Fr.,  Das  Verfusungs-  und  Verwaltungsrecht  des  Grorsherzogtums Hessen. 
A«f  der  Grundlage  des  Haadbuohs  der  Verwaltungsgesetagebung  int  Grorsh.  Hessen  von 
F.  Kfiflhler  und  augleich  als  8.  Aufl.  dieses  Handbuchs  systematisch  bearbeitet  von  A, 
E.  Braun  und  A.  K.  Weber  (KreisamtmXnner  su  Mains).  Darmstadt,  Jonghaus ,  1894. 
gr.  8.    XXIII— 727  SS.    M.  6.—. 

M.  Gladbach.  HausbalUeUts  der  Stadt  M.  Gladbach  fttr  das  Rechnungsjahr  1894/95. 
M.  GUdbaeh,  Druck  von  W.  Hüttar,  1894.    4.    68  38. 

Prenalau.  Bericht  ttber  die  Gemeindeangelegenheiten  der  Stadt  Prenslau  fttr  dtm 
Jahr  1.  April  1892/98.  Prenslau,  Bachdruckerei  von  C.  Vincent,  1894.  hoch-8.  88  S&. 
—  KImmereikasseneUt  der  Stadt  Prenslau  mr  das  But^ahr  1894/95.  Ebd.,  1894.  Imp.-8. 
5f  SS. 

Wiesbaden.  Haosbaltsstats  der  Stadt  Wiesbaden  Ar  die  Zeit  vom  1.  April  1894 
bja  81.  Mira  1895.    Wiesbaden,  Druck  von  Bechlold  &  G^  1894.    4.    201  SS. 


Chevrillon,  A.,  Sydney  Smith  et  la  renaissance  des  id^es  liberales  en  Aogle- 
teiM  au  XIX«  stiele.     Paris,  Haehette  &  O,  1894.    12.    fr.  8,60. 

Dumas,  F.  (prof.),  La  g6n4ralit4  de  Tours  au  XVIU«  siicle.  Administration  de 
riDtsndant  Du  Cauael  (1766  k  1878);  th^se.  Paris,  1894.  8.  487  pag.  av.  portrait  st 
«arte.     Tours,  imprim.'  Deslis  fr^res,  1894.    8. 

A  c  q  tt  o  y ,  J.,  Rechtsgeschiedenis  van  den  adel  in  Nederland.  1«  stak.  Leiden,  van 
Doesbvgh,  1894.    gr.  8.    VIII— 108  bis.   fl.  1,40. 

IS.    StatUtik. 
Allgemein  es. 

Da8  Hersogtum  Oldenburg  in  seiner  wirtBchaftlichen 
Entwickelung  während  der  letzten  vierzig  Jahre.  AAif 
etatietisoher  Grundlage  dargestellt  von  Dr.  P.  Kollmann.  Oldenburg  1893. 
S.    608  88.     Mit  12  graphischen  Tafeln. 

Das  Buch  ist  eine  Neubearbeitung  einer  im  Jahre  1878  unter- gleichem 
ütel  eraohienenen  Arbeit  desselben  Verfassers,  nur  dafs  damals  ein  25« 
jähriger  Zeitraum  statt  des  nunmehr  40-jährigen  zur  Darstellung  kam. 
Nach  dem  Vorwort  hat  es  die  Aufgabe,  ein  übersichtliches  Bild  der  wirt* 
Bchafttichen  Zustände  des  Herzogtums  Oldenburg  auf  Grund  der  vorhandenen 
statistischen  Unterlagen  zu  entwerfen.  Es  ist  weniger  darauf  Gewicht 
gel«gt|  ausführliche  Zahlnachweise  beizubringeui  als  an  der  BLand  soloher 
di«  wirtschaftlichen  Erscheinungen  und  die.  an  denselben  vorsieh  gehenden 
Wandlungen  für  weitere,  mit  Bewältigung  greiser  Zahlenwerke  nicht  ver«* 
traota  Kreise  zugänglich  zu  machen.  Immerhin  ist  den  textlichen  Aus« 
fahmngen  ein  67  Seitan  umfassendes,  übersichtlich  gestaltetes  Tabelleor 
Wflsk  angeschlossen. 

Die  Anordnung  des  8toffes  ist  dieselbe  geblieben  wie  in  der  Aus* 
gäbe  von  1878  ;  hinzugetreten  ist  jedoch  ein  Abschnitt  über  Anbau  und 
Emtan,  worüber  eingehendere,  von  Beichswegen  eingeführte  Erhebungen 
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überhaupt  erst  seit  187B  vorliegen,  ein  Äbfichaitt  über  di4  Reiohitit« 
liahertiDg&weflen  and  endlich  2  andere  über  da«  VoIkivenDÖgea  uod  dii 
iteuerliohe  Belnstuug,  auf  welche  wir  unten  surüokkommen. 

Der  Statistik  des  Grofoherzogtums  Oldenburg  ist  ertt  jfciDg«t  im 
„Handwörterbuch  der  Staattwigeenschaftcn''  wegen  ihrt^r  B^iühbaliigkcU 
und  trefnichen  textlichen   Duroharbeituag    eine  beTortugt  '<^  lu^;»* 

sprochen  worden.  Das  Torliegende  Buch  beetätigt  die  K  j  :it  die»»i 
Urteils.  Mag  auch  eine  Keihe  von  Umständen  dem  oldenbargiBchen 
Btatistiker  zu  Hilfe  kommen :  der  bescheidene  Umfang  de6  Landes,  welche« 
grofs  genug  ist,  um  ohne  theoretisohe»  aber  auch  klein  genug,  um  ohoe 
Ökonomische  Bedenken  manche  anderswo  schwer  ausführbare  detaillierte 
Aufbereitung  zuzulassen,  die  verhältoismäfsige  Einfachheit  der  Verhältniiw» 
welche  eine  Durehdriogun^  bis  ins  IndiTiduelle  ermöglicht ,  die  ODgs 
Fühlung  mit  den  übrigen  staatlichen  Behördt»n  u.  a.  w,  so  bleibt  et  doch 
ein  Verdienst,  wenn  diese  glücklichen  Umstände  gehörig  ausgenutzt  werden. 
Der  Wert  des  Buches  wird  noch  dadurch  erhöht»  dafs  die  wirtsohafüiehea 
Yerhaltoisse  des  Groükherzogtums  diejenigen  des  umgebenden  Preulisii 
Tielfach  wiederspiegeln  und  die  statistisohea  Ergebnisse  für  daa 
Land  bo  gewiAsermufsen  uU  Stichproben  für  das  gröfsere  Game 
können.  Andererseits  entbehren  die  Yerhältniese  des  Grofshtfnoj 
nicht  des  Reizes  mancher  Eigenartigkeit  t  so  die  schroffen  Unte: 
auf  wirtschaftlichem  Gebiet«  zwischen  den  3,  in  der  oldenburgisohcD 
St&üstik  wie  sonst  so  auoh  im  Yorliegendeo  Werke  auseinander  gehalteaca 
Teilen,  der  Marsch,  der  oldenburgisohen  und  der  münsterscheu  Geest,  der 
Torberrscheud  agrarische  Charakter  des  Laude«,  die  hoch  entwickelte  Vieh* 
sucht  ttod  die  Mittel,  sie  weiter  zu  hebeui  der  organisierte  Kampf  gegen 
die  Fluten  der  Nordsee,  der  starke  Prozentsatz  des  aus  Moor  und  Üaids 
bestehenden  unkultivierten  Landes  (39,62  Pros.  i.  J.  IBB7)  und  dessen 
energiBch  verfolgte  Kolonisation^  gewisse  lodustrien,  welche  in  dem  ge^ 
werblich  sonst  weoig  entwickelten  Lande  zur  Blüte  gekommen  sind,  wi» 
Kork-  und  im  Ansohlufs  daran  Linoleum-,  ferner  Ziegel-^^  Zigarren-,  Holt- 
schuh-,  Wurstfabrikation  und  Räucherei. 

Das  Mifsverbältnis  zwischen  der  Reichhaltigkeit  Ae%  Buches  und  dem 
itir    die  Besprechung  verfügbaren   Baum    läfet  nicht  zu,    dem    Inhalte   ins 
Einzelne  nachzugehen.     Die  yerschiedenen  Gebiete  und  Bethätigungen  des 
wirtschaftlichen    Lebens,    das   Grundeigentum,    die    Urproduktion,   die   In«« 
dustrie^  der   Handel,  das  Versicherungswesen  einsohliefslioh   der  im   Grofs*V 
h erzog tnm  besondera  in  landwirtschaftlichen  Konsumvereinen   und  Molkerei- 
genossenschaften   zur    Geltung    kommenden    genossenschaftlichen     Selbst* 
hilfe,  die  öffentlichen  Verkehrswege,    das  Transportwesen,  die  Preise  und 
Löhne  werden    nacheinander  behandelt^    nachdem  wegen  der  z.   B.  in  der 
Sterblichkeit,    in  der  Zahl  der  EheschliefsuDgen    und  dem  Alter  der  Ehe» 
ftobliefsenden,  in  der  Zusammeneetzung  der  Haushaltungen,  in  den  Wande^^ 
rungen    u.  s.  w.    sich    aussprechendeo,    teils    ursächlichen,    teils    srmpto-V 
malischen  Bedeutung   für    die  wirtschaftlichen  Verhältnisse    ein  Absctmitt 
über    Stand    und    Bewegung    der   Bevölkerung    vorausgeschickt    ist      Im 
Grunde  genommen  steht  allerdings  das  gesamte  Kulturleben    eines  Volkes 
in   kausaler    Wechselwirkung    mit    seiner   wirtschaftlichen    Lage    und    m 
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würdan  sioh  beispieliweise  Sohul-,  Krimioal-  und  Wahhtatistik  mit  fast 
derselben  Leichtigkeit  dem  Thema  haben  unterordnen  lassen,  wie  die  Be- 
Tölkerungs-  oder  wie  die  Armenstatistik,  welche  im  letzten  Abschnitte 
des  Buches  über  „Wohlstand  und  Armut*'  su  ihrem  Rechte  kommt. 

Auf  diesen  letzten  Abschnitt  gehen  wir  seines  theoretischen  Inter- 
esses wegen  etwas  näher  ein,  überschlagen  allerdings  das  erste  Kapitel 
über  das  Einkommen,  so  wertroll  die  für  1865,  1890  und  1892  rorge- 
nommene  sehr  detaillierte  Gliederung  der  Steuerpflichtigen  nach  Beruf  und 
Dienststellung  (ob  selbständig  oder  Hilfsperson)  in  Bezug  auf  die  Steuer- 
stufe sein  mögen,  um  bei  dem  2.  Kapitel  über  das  Volksvermögen  zu  yer- 
weilen.  Der  Verfasser  folgt  bei  Berechnung  des  Yolksyermögens  den 
Wegen,  die  Bümelin  und  Schall  für  Württemberg  und  L.  Schott  für  das 
Königreich  Sachsen  eingeschlagen  haben  als  „den  beiden  einzigen  der- 
artigen Berechnungen  für  deutsche  Staaten,  welche  durchweg  auf  Grund 
statistischer  Unterlagen  angestellt  und  in  folgerichtiger  Weise  durchgeführt 
sind'^  Dieses  „durchweg  auf  Grund  statistischer  Unterlagen''  erscheint  etwas 
yiel  gesagt,  denn  die  mehr  oder  weniger  oft  verwendeten  gutachtlichen 
Durohschnittsbestimmungen  Ton  selten  Sachyerständiger  lassen  sich  doch 
kaum  als  statistische  Unterlagen  bezeichnen.  Dafür  bietet  das  yorliegende 
Buch  selbst  einen  drastischen  Beleg,  wenn  der  durchschnittliche  Verkaufs- 
wert eines  Schweines  von  SachTorständigen  1864  auf  86,  1892  auf  4^1  M., 
und  zwar  beidemal  für  den  Dezember,  angegeben  wird.  Es  zeugt  schon 
für  einen  hohen  Grad  der  statistischen  Erfassung  eines  Landes,  wenn  es 
bei  der  Berechnung  des  Volksvermögens  nur  einigermafsen  exakt  hergeht. 
Dafs  und  inwieweit  dies  bei  der  vorliegenden  der  Fall  ist,  möge  die 
folgende  Skizziernng  derselben  zeigen. 

Auf  den  Wert  des  Grund  und  Bodens  sowie  der  Gebäude  aus  den 
Grund-  und  Gebäudesteuerreinerträgen  zu  schliefsen,  geht  für  Oldenburg 
nicht  an,  weil  die  betreffenden  Einschätzungen  einer  zu  entlegenen 
Zeit  entstammen.  Deshalb  wird  für  den  städtischen  Grundbesitz  der  Ge- 
bäudewert aus  dem  Brandkataster  entnommen  mit  ^/^^  Zuschlag  auf  die 
nicht  versicherten  Fundamente  und  Oefen,  der  Fläohenwert  aber  aus  dem 
Verhältnis  118,93  :  1  zwischen  Verkaufswert  und  katastriertem  Beinertrag, 
wie  sich  dieses  im  Durchschnitt  aus  1078  Verkäufen  nicht  behausten 
städtischen  Grundeigentums  ergeben  hat.  Der  Verfasser  macht  selbst 
darauf  aufmerksam,  dafs  die  so  erhaltenen  rund  187  Millionen  M.  nur 
als  Mindestwert  des  städtischen  Grund-  und  Gebäudeeigentums  gelten 
können.  Auch  für  die  Werte  der  übrigen  Hauptbestandteile  des  Volks- 
vermögens können  nur  untere  Grenzen  angegeben  werden.  Auf  das  Ver- 
hältnis der  wirklichen  Werte  läfst  sich  aber  offenbar,  solange  man  keine 
obere  Begrenzung  kennt,  aus  den  gefundenen  unteren  Grenzen  nicht 
schliefsen.  Deshalb  erscheinen  die  diesbezüglichen  Vergleiche,  wie  sie 
der  Verfasser  zum  Schlüsse  anstellt,  zu  ernsthaft  genommen. 

Doch  verfolgen  wir  die  Berechnung  weiter:  Für  die  Landgemeinden 
stellt  sich,  wie  ebenfalls  durch  Beobachtungen  an  Verkäufen  ermittelt  ist, 
der  Wert  der  Grundstücke  beim  behausten  Grundeigentum  auf  das  46,71-, 
beim  unbehausten  auf  das  61,25fache  des  katastrierten  Reinertrags  und 
danach  das  gesamte  ländliche  Grund-  und  Gebäudekapital  auf  ca. 
504  Millionen  M. 
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Der  Wert  der  Yerkehrtmittel,  worunter  Chauaseeo,  Ei«enbahDen, 
Kaoäle,  Deiche  uod  Siele,  Strom-,  Hafenbauten  ttod  Schiffe  begritfeo  sind« 
wild  im  weaeDtliohen  oach  dem  ADlagekapit&l  auf  oa.  121  MillioDeo  IL 
▼eranschlagt.  Diese  Samme  freilich,  wie  dies  später  geschieht,  zur  Feit- 
EteiloDg  des  Geflamtyermögens  zum  Wert  yon  Grund  und  Boden  ohoe 
Reduktion  hiDZuzunehmen,  bedeutet  eine  teilweise  Doppekählung,  denu 
weDD  man  beiBpieliweise  ein  Grundstück  eindeicht  oder  kündtlich  be* 
wüsBert,  80  steigt  sein  Wert,  wie  man  annehmen  kann,  om  die  Anlage« 
kosten  der  Meliorationen,  sein  Bunm^hriger  Wert  ist  also  gleich  dem 
firüheren  plus  jenen  Anlagekosten,  aber  doch  nicht  gleich  dem  jetsigtn, 
Termehrt  um  die  Anlagekosten. 

Zar  Schätzung  des  Mobiliarvermögens  dient  die  durch  die  Volki- 
Zählung  Ton  1880  festgegtellte  Thatsache,  dafs  77,04  Proz.  der  Haus- 
haltungen des  Grofsherzogtums  ihr  Mobiliar  gegen  Feuer  rersichert  hatten. 
Gegenwärtig  können  mindestens  ^/^  der  MobiliarbeBtände  als  yersicherl 
gelten.  Eine  Umfrage  hat  ferner  ergeben,  dafs  1892  bei  35  in>  und  aas«^ 
ländischen  VersicherangsgesellBcbatten  für  250  Mülionen  M.  Mobiliar  aus 
dem  Grofsherzogtum  versichert  war.  Auf  das  Fünftel  der  nicht  rer- 
sicherten  Haushaltungen  wird  ^/^  jener  Summe  zugeschlagen.  Die«  ist 
rechnerisch  nicht  ganz  richtig  und  ergiebt  300  statt  312,5  Millionen  M., , 
indes  kann  man  diese  unfreiwillig©  Reduktion  wohl  hinnehmen,  weil  die  nicht 
versieh erten  Mobiliarbestände  durchschnittlich  minderwertig  sein  dürften. 
Dies  läfdt  sich  für  die  Städte,  wo  die  Wohnnngsmieten  bei  den  Volks- 
Zählungen  erhoben  werden,  durch  Kombination  mit  der  Frage,  ob  das 
Mobiliar  versichert  ist,  leicht  featstdlen.  Für  Breslau  wird  das  Ergebnia 
einer  derartigen  Erhebung  demnächst  veröffentlicht  werden. 

Der  Wort  des  Viehbestandes  wird  aus  den  durch  die  letzte  Vieh- 
zählung gefundenen  Slückzahlea  und  den  durch  Sachverständige  ange- 
gebeneu  Durchschnittspreisen  auf  52,5   Millionen   M.   berechnet. 

Das  private  Geld  kapital  vermögen  ergiebt  sich  aus  den  EinschÄtzungea 
zur  Einkommensteuer.  In  der  betreffenden  Summe  von  215,4  Millionen  M* 
ist  aber  das  kapitalisierte  Reineinkommen  der  Aktiengesellsohafleu  etc. 
von  19,6  Millionea  M,  einbegriffen.  Da  nun  das  Einkommen  ans  Aktien 
doppelt  besteoert  ist,  so  mufs  eine  Reduktion  eintreten.  Es  werden  aber 
nur  ^/^  jener  19,6  Millionen  M,  abgezogen,  weil  nicht  doj  ganze  Rein- 
einkommen den  Aktie uären  ausgezahlt,  sondern  etwa  '/i  auf  Absohreibungec, 
Zuweisungen  an  Reservefonds  u.  s,  w.  verwandt  wird.  Wird  zu  dem 
privaten  Kapital  dasjenige  der  Körperschfllten  addiert,  so  ergiebt  sich  ein 
Betrag  von  219  Millionen  M.^  dem  eine  Schuldenlast  von  157,1  MilL  U. 
gegen überatehtt  Zusammen  geben  die  genannten  Summen  ein  reines  Volki- 
vermögen  von  1086  Millionen  M.  oder  4250,9  M.  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. 

Zu  den  schon  ausgesprochenen  Bedenken  gegen  die  Bereohnnug  sei 
sohliefslich  noch  das  eine  hinzu  gefugt,  dafs  der  Wert  gar  nicht  berüok* 
aichtigt  ist,  den  kaufmännische  und  gewerbliche  Betriebe  über  den  Wert 
ihrer  Warenlager,  Maschinen  u.  e.  w.  hinaus  haben.  Dieser  wirft  doch 
auch  eine  gewisse  Rente  ab,  welche  zu  dem  Arbeitsverdienst  dea  In« 
habers  hinzutritt,  ist  also  auch  ein  Vermächtnis  der  Vergangenheit  an  die 
Gegenwart  und  wäre  deshalb  dem  Volksvermögen  zuzurechnen. 
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Ans  dem  Kapitel  y^Die  öffoDtlichen  Armen''  möge  nur  ein  Ergebnis 
herrorgehoben  werden,  weil  dasselbe  yielleicht  den  Charakter  eines  anch 
anderwärts  zu  beobachtenden  wirtsohaftliehen  Gesetzes  hat,  die  Thatsache 
nämlich,  dala  „der  Umikng  der  Yerarmang  bezw.  die  Armenziffer  iu 
geradem  Verhältnis  zur  allgemeinen  Wohlhabenheit  steht".  Dies  be* 
stitigt  zieh  im  Grofsherzogtnm  nicht  nur  bei  einem  Vergleich  der  Marsch, 
der  oldenbargischen  und  münstersohen  Geest,  sondern  auch  dann,  wenn 
die  Gemeinden  nach  Wohlhabenheitsstufen  zusammengefafst  werden.  Wird 
nämlich  als  Malsstab  der  allgemeinen  Wohlhabenheit  das  Verhältnis  der 
Steuerzahler  mit  mehr  als  3000  M.  zu  denen  mit  weniger  als  600  M. 
Einkommen  genommen,  so  zeigt  sich,  daTs  mit  der  Gröfse  dieses  Verhält- 
nizses  die  Armenziffer  wächst  und  abnimmt. 

Das  letzte  Kapitel  „Die  steuerliche  Belastung*'  fuTst  auf  einem  unge* 
mein  reichen  und  detaillierten  Zahlenmaterial.  Der  Verfasser  hat  für  die 
einzelnen  Jahre  die  Ziffern  für  die  Staats-  und  Kommunalsteuern,  letztere 
unterzohieden  nach  ihren  Zwecken,  ob  für  politische  Verwaltung,  für 
Armen-,  Schul-  und  Kirchen wesen  oder  für  Wasserbaugenossenschaften, 
sowie  unterschieden  nach  dem  Umlageyerfahren,  ob  nach  der  Grund-,  der 
Gebäude-,  der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  erhoben,  zur  Verfügung  und  ist 
in  der  Lage,  schlieTslich  die  Steuern,  welche  auf  dem  Grundbesitz  als 
solchem  haften,  von  denen  zu  trennen,  die  nach  dem  Einkommen  erhoben 
werden.  Es  ergiebt  sich,  dals  der  besteuerte  Grund-  und  Gebäudebesitz 
mit  14,78  Proz.  des  Grund-  und  Gebäudesteuerreinertrages,  das  Einkommen 
auf  Grund  der  Einkommensteuer  mit  3,73  Proz.  und,  insofern  auch  die 
Grund-  und  Gebäudesteuer  Tom  Einkommen  —  allerdings  doch  wohl  Tom 
Bruttoeinkommen?  —  bestritten  werden  mufs,  durch  alle  Steuern  zu- 
sammen mit  6,60  Proz.  belastet  ist  und  zwar  mit  2,85  Proz.  durch 
Staats-,  mit  3,75  Proz.  durch  Kommunalabgaben.  Die  steuerliche  Belastung 
des  Grund-  und  Gebäudebesitzes  erniedrigt  sich  yon  14,78  auf  8,44  Proz., 
wenn  auf  Grund  der  schon  erwähnten  Erhebungen  über  Veräufserungen 
▼on  Grundstücken  und  bei  Annahme  einer  Verzinsung  yon  3^/^  Proz. 
der  jetzige  Beinertrag  statt  des  katastrierten  in  Rechnung  gestellt  wird. 
Der  Grundbesitzer  wird  sich  allerdings  auch  mit  8,44  Proz.  des  Rein- 
ertrages noch  für  zu  hoch  belastet  halten,  deshalb  wäre  es  yielleicht  an- 
gebracht gewesen»  ihn  darauf  hinzuweisen,  daOs  die  besondere  Belastung 
des  Grundbesitzes  wenigstens  zum  Teil  in  gewissen  Gegenleistungen  des 
Staates  und  der  Gemeinde  ihre  Berechtigung  findet,  daTs  femer  der  Grund- 
besitz im  allgemeinen  schon  mit  der  durch  die  Steuer  dargestellten  Be- 
laatung  übernommen,  also,  ein  rationelles  Verfahren  yorausgesetzt,  im 
Kaufpreis  die  kapitalisierte  Grund  und  Gebäudesteuer  yom  kapitalisierten 
Reinertrage  in  Abzug  gebracht  ist,  dafs  es  überhaupt  etwas  anderes 
ist,  Renten-  oder  Arbeitseinkommen  zu  besteuern  u.  s.  w.  Wie  weit  ea 
angemessen  ist,  einseitig  die  Grund-  und  Bodenrenten  und  nicht  auch 
andere  Renten  durch  besondere  Steuern  zu  treffen,  ist  natürlich  eine 
andere  Frage. 

Von  dem  wirtschaftlichen  Leben  könnte  man  mit  dem  Dichter 
sagen,  dafs 

.  .  .  Alles  sich  zum  Ganzen  webt. 
Eins  in  dem  Andren  wirkt  und  lebt. 
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Der  Volkswirt  mufd  aber  ähalich  wie  der  Natarforäcber  die  eioialntQ^ 
Fttsera  aus  dem  lebendigen  Orgaoismas  herausscbäleo,  am  ibnaa  fortcbend 
DftobEagebea,  mufs  dabei  von  den  Beziebaogea  sa  den  aodereo  und  ivm 
Ganzen  vielfaob  abstrabieren,  beim  Einkommen  Ton  dem  Gegaast^k,  deo 
Kosten  der  LebensbaltuDg,  bei  den  Steuern  ron  den  GeganleiatnngeQ  det 
StaAtes  und  der  Gemeinden  u.  s.  w*  Daa  Neben*|  Mit-  und  Darobein&nder 
wird  dabei  in  ein  Nacbeinander  aufgelöflt.  80  ist  ea  aucb  in  dem  vor- 
liegenden Baobe,  und  nob  darüber  beklagen,  wäre  etwa  so  oDgareimt,  wie 
jemandem  varwerfen,  dafti  er  nicht  fliegen  kann.  Soviel  alt  mögliob  tuobt 
überdies  der  Verlasfler  in  einem  lebendig  gescbriebenen  ,3^<)^^^i^^**  '^^ 
Soblufs  die  Teilinbalte  in  ein  Gesamtbild  z\i  rerweben.  — 

Wir  scbliefden  diese  Beapreohung  mit  dem  Wuoscbe,  dafs  da«  Ba«h 
den  Nutsen,  welcben  es  stiften  soll  oder  stiften  kann^  über  oldanburgiichs 
Verhältnisse  leiobt  fafslioh  zu  unterrichten,  den  Statistiker  und  Volkswirt 
2U  neuen  Fragen  und  Porschungen  auznregen,  den  Jünger  der  Witsen- 
sobaft  in  die  Kunst  der  Bewältiguag  eines  grotsen  Zahlenmateriait  iii 
klarer  und  gefälliger  Form  einzuführen»  aaob  wirklich  bringen  m'öge.         1 

Breilau.  Otto  üutscba* 
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PioaDioQ,   LftndmrUchftft  und  Domfineo.) 

Boy  teil.  L.  (UftDdelikemmersekretJtff  Kiel),  Stmtiitisehe  Uebersichten  ft&r  dl«  Pro* 
VIDI  Schteetrig-Bolftteiß.  2.  Aafi.  Kiel,  Lip^ias  &  Tiacher,  1S94>  kl.  8.  VI— 00  SS 
gflb.     M.   1.— . 

Beitr&ge   lar  SUtistik    des    HerzogCuiUB    Braanschwelg,      Heft  XL     BreaiieeJiwel| 

1894.  gr.  4.  126  u  21  ^S.  (Inbelt:  Die  brenntchfreigische  ßeaoiiea-«  WitwAih  and 
Welsen ▼ersorfungsenstelt  in  ihrer  geseUlictaeo  und  fiaenftielloD  geAcbiclitÜoheii  Etitiricke- 
lang  Bejirbeitet  tod  (FiaeosR.)  F.  W.  R.  ZimmeraiAQn  —  Die  Hrgebaikfte  der  Er* 
miUelutig  über  die  von  den  Bewohnern  des  HerzogCums  Brennschweig  in  den  flefare« 
1887,  1888  nod  1889  aafgebrachteo  direkten  Steuern.  Bearbeitet  von  (PinentR.)  Zimmer« 
menn,  —  Die  Gast-  nud  SchankwirtscbiiftGD  und  die  Kleinhandluni^en  mit  Bräunt»«!»  I 
oder  Spiritus  im  U  ersogt  Braun  schweig.  —  Die  Ergebnisse  der  auTserordentlicheu  Viei»- 
sählung  Tom  1.  Xtl    1898    — ) 

Darstellnng«  graphUi^he,  der  Beförderung  einiger  PraobUrtikel  in  den  Verkehre- 
bezirken    der    Statitistik    der   Güter  he  wegnng    anf  deutschen    Eisenbahnen    fUr    das   Jehr 
1892.     Erfurt,    Selbstverlag  der  k.  Eisenbahndirektloo,    1891.     (6  Blatt  Kartografbieo  ie 
grSrst.  Imp -fotio  mit  erläuternden  Anmerkungen  und  reicher  Statistik.     Inhalt:  Blatt  IJUti 
Braunkohlen,  BraunkohlenbriqueCa.     Steinkohlenkoks.  —  Biet!  III:  Welsen  und  S|Mti.  —  J 
Blatt  IV;    Roggen.  ^  Blatt  V:    Mehl.     Müblenfabrikate.     Kleie,  -^  Blatt  VI:    Rob« 
aller  Art>  —  BUtt  Vll :    Fe^oneisen    aller  Art.     Bearbeitet   im  Auftrage  des  kgl.  preafK^ 
Ministers  der  öO'entlichen  Arbeilen  von  der  k.  Eisenbshndirektion  xu  Erfurt ) 

Nachrichten,  statistische,  übor  dte  Eisenbahnen  des  Vereins  deatseher  EieeobahiKj 
Verwaltungen  fUr   das  Beohnuogsjahr    1892.     Heraosgegebeo    von    der   geeehJUlsfÜhfi 
Verwaltung  des  Vereins      JaUrgaog  XLIIL     Berlin,    gedrockt   in    der  Kauckschen  Bi 
druckerei,  1894      loip.-foiio.     220  S8. 

Uebersichten,  tabellarUche«  betreÜ'end  den  Civilstand  der  Stadt  Frankfurt  a./ltai»1 
im  Jahre  1893.  In  V'erbindung  mit  dem  Stadtarite  bearbeitet  dareh  das  St«ti«tiMh«T 
Amt  der  ;Stadt     Prankfurt  a./H.,  Druck  von  Mahlau  &  Waldschmidt,  1894.     Roy.-d.    »0  88 J 

Volta,    H. ,    Statistik    der  Obers chlesischen  Berg^    und    Hüttenwerke    ftr    da»  Jtkhr\ 

1895.  Herausgegeben  vom  Obersehlesiecben  Berg*  und  Hüttenminnischen  Verein.     Satt)»* 
wita,  Selbstverlag  des  Vereins^  1894.     gr.  4.     IV— 8e  SS. 

Fran  kr  ei  c  h. 
Liste  des  bitiments  de  la  marine  fran^aise  (guerre  et  commerce)  et  de  lears  sigatej 
distinctif«    dens   le   oode    Internstlonal    des    signaux,    arrlt^e    U  l«r  {so vier    1894. 


Utbenicht  flb«r  di«  ntOMttn  Pablikmtioiitii  Denttchlands  und  des  Anslmdee.    945 

A.    ChalUmel,     1894.      8.     fr.    8. — .    (Pablieation    da    Service    hydrogrmphiqae    de    U 
marine.) 

England. 

Censas  of  England  and  Wales.  (68  and  64  Vict,  o.  61.)  1891.  Volume  IV: 
General  report,  with  snmmary  tables  and  appendlces.  London,  printed  hj  Eyre  &  Spottis- 
woode,  1894.     Folio.    VI — 148  pp.     (Parliam.  paper  by  eommand  of  Her  Majesty.) 

8ea  fisheries.  Statlstioal  tables  and  memorandom  relating  to  the  sea  fisberies  of 
tbe  United  Elingdom,  inclading  retnm  of  the  qoantity  of  fish  conveyed  Inland  by  railway 
from  each  of  the  prineipal  ports  of  England  and  Wales,  Scotland,  and  Ireland,  during 
eaeh  of  the  years  from  1888  to  1893.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1894. 
Folio.     64  pp.     (Parliam.  paptr.) 

Oesterreich-Ungarn. 

Berieht,  statistischer,  über  die  ▼olkswirtschaftilchen  Znstilnde  des  Ershersogtnms 
Oesterreich  anter  der  Enns  im  Jahre  1890.  An  das  k.  k.  Handelsministeriom  erstattet 
▼on  der  Handels-  nnd  Oewerbekammer  in  Wien.  Bd.  I:  Gewerbestatistik.  1.  Hftlfte : 
Einleitang.  Besonderer  Teil:  Gruppe  1 — 6  der  Erseagongsgewerbe.  Wien,  Braamüller, 
1894.     gr.  4.     XL  VI— 178;  146,  116,  142  a.  106  SS.     M.  10.—. 

Oesterreiehische  Statistik.  Heraasgegeben  Ton  der  k.  k.  statistischen  Zentral- 
kommission. Band  XXXIH,  Heft  9 — 11,  enthaltend  die  Bemfsstatistik  nach  den  Ergeb- 
nissen der  Volkssihlong  Tom  81.  Deiember  1890  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  nnd  LXndem.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1894.  Imp.-4.  (Inhalt:  Heft  2: 
Niederösterreich,  Preis  fl.  8,20;  Heft  8:  Oberösterreich  and  Saliborg,  Preis  fl.  2,20; 
Heft  4:  Steiermark,  Preis  fl.  6,20 ;  Heft  6 :  Kärnten  nnd  Krain,  Preis  fi.  2,40 ;  Heft  6  :  Küsten- 
land, Preis  fi.  8,20:  Heft  7:  Tirol  and  Vorarlberg,  Preis  fl.  6,60;  Heft  8:  Böhmen, 
Preis  fl.  9,80;  Heft  9:  Mähren,  Preis  fl.  6,60;  Heft  10:  Schlesien,  Preis  fl.  1,20;  Heft  11: 
Galiaien,  Preis  fl.  9,80.    (Die  Hefte  1,  12  nnd  18  sind  noch  anter  der  Presse.) 

Oesterreiehische  Statistik.  Heraasgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Zentral- 
kommission. Band  XXXVII,  Heft  3:  Statistik  der  Banken  in  den  im  Reiehsrate  ver- 
tretenen Königreichen  and  Lindem  für  die  Jahre  1890  and  1891.  Wien,  C.  Gerolds 
Sohn,  1894.     Imp.  in.4.     XXIV— 26  SS.     fi.  0,70. 

Statistik  des  answärtigen  Handels  des  Österreich-angarischen  Zollgebiets  im  Jahre 
1892.  Verfafst  and  heraasgegeben  vom  statistischen  Departement  im  k.  k.  Handels- 
ministerium. Band  III.  Vormerkverkehr  —  Warendnrchfahr.  Wien,  k.  k.  Hof-  and  Staats- 
drackerei,  1894.     gr.  8.     XI-.672  SS. 

Italien. 

Cause  die  morte.  SUtistica  degli  1891  e  11892.  Roma,  tip.  Elseviriana,  1894. 
Roy.  in-8.  LXXV — 178  pp.  1.  3. — .  (Pabblicazione  del  Ministero  di  agricoltara,  indastria 
e  commercio,  Direaione  generale  della  ststistica.) 

Notisie  salle  condisioni  demograflche,  edilisie  ed  amministrative  di  alcune  grandi 
dttk  italiane  et  estere  nel  1891.  Roma,  tipogr.  naiion.  dl  G.  Bertero,  1893.  gr.  Lex. 
in-8.  XL— 387  pp.  1.  3.—.  (Indice:  Monografia  della  cittk  di  Roma,  di  Napoli,  di 
Milane,  di  Torino,  di  Palermo,  di  Genova,  di  Firenae,  di  Veneria,  di  Bologna,  di  Catania, 
di  Parig^,  di  Bmxelles,  di  Berlioo,  di  Ambargo,  di  Lipsia,  di  Breslavia,  di  Dresda,  di 
Vienna,  di  Trieste,  di  Budapest,  di  Londra,  di  Bordeaux:  Aumento  e  densitii  della  popo- 
lasione.  Nativitk  e  mortalitä.  Edifizi  pubblici.  Alberghi  e  cafl%.  Vie  alberate,  portici, 
manutenaione  stradale.  Preisi  dei  terreni  fabbricabili.  Preise  delle  pigioni.  Acqua 
potabile.  Fognatura.  Ulaminasione.  Estinsione  degli  incendi.  Servizio  telefonico. 
Vetture  pubbliche,  omnibus  e  tramways.  Guardie  municipali  e  dasiarie.  Statistica  finan- 
ziaria  etc.  — )  (Pubblicasione  del  Ministero  di  agricoltara,  indastria  e  commercio,  Direzione 
generale  della  statistica.) 

Holland. 
Bescheiden   betreffende   de  geldmiddelen ,    XlXde  stak,    lite  gedeelte :   Statistisch 
overzicht  van  de  ontvangsten  en  aitgaven  des  Rijks  over  de  jaren  1849^1891 ;  'sGraven- 
hage,  Mart.  Nijhoff,  1894.     4.     24  bli.     (Uitgegeven  door  het  Departement  van  financiSn 
van  het  Koninkrijk  der  Nederlanden.) 

Verslag  van  de  werkaaamheden   der  Centrale  Commissie  vor  de  Statistiek  (durch 
Dritte  Folre  Bd.  vn  (LZB),  ßQ 
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kgl.  Ordre   vom   6.  Oktob«r    1892    eingesatite  Bahörde)    ovar    d«   jareo    IStl    M   1891. 
s.  1,  (s'Hn?«]  t894      8.     37  blz, 

S  c  h  w  e  i  t, 

Mittenangea,  sUÜAtische  ^  betreffead  den  Kanioo  ZQricb ,  Ja.hr  189  U  B«ft  I 
und  3.  Zürich,  Druck  von  O.  Fafsli,  1894*  8.  (Hormasgegebaü  rom  k«ntOMl«i 
statistischen  Bureau.  (Inhalt.  H«rt  2  :  Landwirtachaftlicb«  Suti»tik.  U.  HüHat  Cr&te* 
eriTÄge.  MilchwtrtAcbaft.  Venchicdenea.  S.  83— «97  mit  8  Karten,  —  Beft  3j  CNnncitide- 
fi Danas tathtjk,  Verteilttog  der  Staatsbetträge  aa  die  Anoeoauftgabeo  der  Gemoindeo  voai 
Jahr  1891.     241  u.    IQ  SS) 

Schweizerische  EisenbaHnatatiatik  fUr  daa  Jahr  1892.    Band  XX.    Bern,  Bach* 
druckerei    Köbber,    1894.    Folio.    IV— 177  $3.    Deutscher    und    franaä».  Text.     (Bei 
gegeben  vom  Schweixertscfaen  PoBt>  und  Etsenbahodepartement.) 

Scbwelserisebe  Siatistik,  Lieferung  96  :  firgebniaa«  der  schweiaerischen  CafalUl 
aibltuig  vom  1.  Aprü   1888  bh  zum  31.   Mära  1891,     Bern,  O reit  Fümi,   1894    4,  XllXi 
— 69  SS.  mit  eiaer,  die  Häufij^keit  der  Veisicheruiig  bei  den  von  Unfall  betroffsoeu  Perv^ 
aooen  beairkaweite  für  die  Jahre    1888 — 91    darstellenden  Kartographie.     (HeruLsgefebea 
vom  «tatlsliachen  Bäreau  dee  eidgenössischen   Departement«  des  Innern.) 

Schweizerisch«   Statistik  ,    Lieferung  96 :  Ergebnisse   der    intlichen  Bekr 
UQterAUchuDg  im  Herbste  1891.    Bern,    Oreli  FOfili,    1894     4.     49  SS,     ^Herau«! 
vom  statistischen  BQreaa  des  eidgenöss,  Departemeati  des  lanero.) 

Bulgarien. 

Asaxenve  H&  HscejieBHeTO  vh  Euraposoto  rhü^oqibo  opts'»  1890  roju 
1894.    (Bewegung  der  Bevölkerung  im  F&rstentum  Bulgariea    wfthrend    des  Jahres  l$9<| 
Sophia,  Buchdruckerei  B.  Silber,  1894.  Imp.  ia-8.  V— 472  SS     VeriiffeuUicht  vom  bulg 
Tischen  statistischen   Bureau.) 

Amerika  (Vtreioigte  Staaten). 
Statistical    abstract   of   the    United    States,    1693.    XVIth  oumber.    Washiag 
Oovemment    Printing    OMce^    1894.     gr    in-8      XII  — 400  pp.    (Prepared    by    tbe  Ba 
of  Statlstics  under  tbe  difectiou  of  the  Secretary  of  the  Treasary.  Contents :  titblea  reti 
to  finance,  coinage,  mining,  commerce,  Immigration,  shlppiog,  postal  «ervice,  poblic  laad^ 
popula^on«  educatioo,  raUroads,  agrioultural  prodactioni  pricesi  maoufactures,  ato,) 

As  ien  (China). 

Cüstoms  Gazette.    N^  100:  October-December  189S.      Shanghai,  Rellj  ä  WaUhl 
and  London,  Eing  k  Son,    1894.    4.     IV~218  pp.     $  1. — .     (China    Imperial    marititaij 
cuatoms.    L  Statistical    series,   K"  2.     Published   by    order    of   the    Inspettor    General 
cQStoms.) 

Australien. 
Coghlan,  T.  A.    (Government    Sutistidan   of   New  South  Wales),    Rastüts    of  the 
Censuk  of  the  seven  colonies  of  Australasia  showing  the  ocoupations  of  tha  peopl«    Sydiftty, 
Ch.  Potter  prlnt.,  1894.    4.    7  pp.    /  0,8.    (CompUed    from  Ute    vanous    of&eial  rentnM^l 

U,   VanoMddenag. 

Dam  US  (Stadtseh ulK.),  Fe&tschrift  zur  bunder^Khrigen  Gedenkfeier  der  Vare(j 
DaDEigB  mit  dem  Königreiche  Preufteo  im  Jahre  1793.    Auf  Veranlassung  der  atidtl 
Behörden  verfafst.     Danilg,    Th.  BenÜDg ,    1893.    gr  8.    VI— 67  SS.    mit  BatiofFavUr^ 
4  Tafeln  Abbildungen  und  1  Karte  in  qtt.-foüo,  geb.  M.  3j50, 

Grün  (Reg.-  u*  HedR.),  Generalbericht  Über  das  öfientliche  Gesandheitsweien  im 
Regbes.  Hiideahoim  in  den  Jahren  1889,  1890,  1891.  Hildeihelm,  v.  Witsieben,  1894. 
gr.  8.    IV— 104  SS, 

Jahrbuch  für  Jugend-  und  Voikaspiele.  Herausgegeben  von  E.  v.  Scheoekeadorff 
und  F.  A.  Schmidt  (Vorsitzenden  dea  Centralausschusses  tar  Forderung  der  Jugefid*  and 
Volksspiele  in  Deutschland).  Jahrg.  111  (1894).  Laipatg,  R  Voigttiuder,  1894.  fr.  8. 
309  SS.,  geb.  M.  2. — .  (Aus  dem  Inhalte:  Die  Jugend-  und  Volksspiele  in  Thaort«  aad 
Praxis.  —  Ceber  den  Stand  des  Jagend-  und  Volksspiets  in  Deutschltud  1892—1893* 
von  V.  V.  Woikowsky-Biedao.  —  Die  Verhandlungen  des  Centralausschussas  und  das 
deutschen  Kongresses  für  Jugend- und  VolksspieJe  an  Berlin  am  3.  und  4.  Febr.   1894.  — ) 
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Jahrbuch  der  Natarwissensebmften  1898/1894.  Eothaltend  die  herTorrmgendsten 
Fortschritte  auf  den  Gebieten:  Physik  and  Chemie,  chemische  Technologie;  Mechanik; 
Meteorologie  und  physikalische  Geographie;  Astronomie  und  mathematische  Geographie; 
Zoologie  und  Botanik;  Forst-  und  Landwirtschaft;  Mineralogie  und  Geologie; 
Anthropologie  und  Urgeschichte;  Gesundheitspflege;  Medisin  und  Physiologie;  LXnder- 
nnd  Völkerkunde:  Handel-  und  Verkehr.  Jahrgang  IX.  Herausgegeben  von  Max 
Wildermann.     Freibarg  i/Br.,  1894.    gr.  8.    XIV~6S6  88.  geb.  M.  7.—. 

Jahrbuch  des  Unterrichtswesens  in  der  Schweia  1892.  Jahrgang  VI.  Bearbeitet 
und  mit  Buodesunterstütsung  herausgegeben  von  A.  Huber  (Sekretär  des  Ersiehungswesens 
des  Kantons  Zfirich).    Zfirich,  OreU  Fülsli,  1894.  gr.  8.  XU— 198  und  161  SS.  M.  5.—. 

Jahresbericht,  XXXIU.,  der  Frankfurter  Oemeinnfttsigen  Baugesellschaft  Aber 
das  Jahr  1898.    Fraokfurt  s/M.,  Naumanns  Druckerei,  1894.    gr.  8.    19  SS. 

▼.  Posch inger,  H.,  Ein  Achtundviersiger :  Lothar  Bachers  Leben  und  Werke. 
Band  lU  (letiter).     Berlin  1894.     IV~897  8S.    M.  8.—. 

Seeliger,  O.,  Das  Seminar  su  Weitsenfels.  Festschrift  rar  Feier  seines  hundert- 
jährigen Bestehens,  den  Zöglingen  gewidmet.  Halle  a/S.,  H.  Schroedel,  1894.  gr.  8. 
U— 102  SS.    Mit  Abbildungen.     M.  1,60. 

Wille,  Bruno,  Philosophie  der  Befreiung  durch  das  reine  Mittel.  Beiträge  sur 
Pädagogik  des  Menschengeschlechts.  Berlin,  8.  Fischer,  Boy.-8.  VUI~899  SS.  M.  5.—. 
(Inhalt:  Idealismus.  —  Mein  Ziel.  —  Das  reine  Mittel.  —  Individualismus.  —  Indivi- 
duelle Mittelwertungen.  —  Das  Schwert  oder  die  physische  Autorität.  —  Die  Rute  oder 
die  pädagogische  Autorität  —  Absolute  Gewaltlosigkeit.  —  Die  religiöse  Autorität  — 
Wirtschsftliche  Ausbeutung.  —  Der  Oewaltstaat.  —  Moralknechtschaft.  —  Parteiherr- 
schaft —  Befreiung.  —  etc.) 


Beurdeley,  P.  (avocat  k la Cour  d'appel),  Les  cat4chismes  r^volutionnaires.  Etüde 
historique  et  p^dagogique  sur  la  morale  clvique.  Paris,  Fischbacher,  1894.  16.  112  pag. 
(^.  0,60.    (Bibliothöque  Gilon,  N®  227.) 

Bigeon,  Maur.,  Les  r4volt^  Scandinaves.  Paris,  A.  Savine,  1894.  in-18  j^us. 
fr.  8,50.    (H.  Ibsen;  B.  Bjomson;  A.  Strindberg,  E.  Orieg,  J.  Lie,  etc) 

C  o  m  p  t  e  renda  du  4>m  Congr^  international  eontre  Tabus  des  boissons  alcooliqnes  k 
U  Heye  du  16—18  aotlt  1898.  La  Heye,  H.  L.  Smits,  1894.  gr.  in-8.  IV-.S71  bis. 
met  1  krt.  en  1  Üb.    fl.  2.—. 

Dejob,  C,  L'instruction  publique  en  France  et  en  Italic  au  XIXe  siöcle.  Paris, 
Colin  &  Cis,  1894.    in-18  jösus.    466  pag. 

Delacroix,  F.,  Les  proe^  de  sorcellerie  an  XVIle  si^le.  Paris,  impr.  Chamer ot 
k  Renouard,  1894.    in-18  jösus.    884  pag.    fr.  8,60. 

Franchau,  L.  H.  (ancien  provlseur  du  lyc^e),  Le  coU^ge  et  le  lyc^e  d'OrUsns 
(1761 — 1892).  Notes,  Souvenirs,  documents.  Orleans,  Herluison,  1894.  gr.  ln-8.  700  pag. 
avee  plans,  vues  et  Agares,    f^.  10. — . 

H  o  ö  1  (directeur  du  bureau  d'hygi^ne  de  Reims) ,  Epidemie  de  typbus  k  Reims, 
juillet-d^cembre  1898.    Paris,  Chaix,  1894.    8.    20  pag. 

Jacot,  A.  (Tabbö,  cur«  de  F^ves) ,  Vingt  ans  apr^sl  Strasbourg,  Trfibner,  1894. 
fai-18  j4sus.  X — 91  pag.  fir.  1. — .  (Table  des  matiires :  Vingt  sns  apr^s.  —  Sous  la 
hotte  prussienne.  —  Desiderata.  —  finterrement  de  la  protestätion.  —  Onsiime  plaie 
d'Bgypte.  —  Le  derg«  et  la  protestätion.  —  La  pierre  de  touche.  —  Calchas.  —  Le 
8  Septembre  1898.  —  etc.) 

Messenet,  H.,  Quelques  causes  sociales  da  crime  (th^se).  Paris,  G.  Masson,  1894. 
8.    84  pag.    (Docaments  de  criminalogie  et  de    m4decine  legale.) 

Pompidor,  P.,  Relation  d'une  4pid«mie  de  chol4ra  en  Bretagne  en  1892  (thtee). 
Orleans,  impr.    Moraod,  1898.    4.    88  psg. 

China.  Imperial  maritime  custonu.  II  Special  series,  N®  2:  Medical  reports  for 
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A.     Frankreich. 

BiiUetiD  du  Mmist^re  de  rsgricultare.     XIU«  ann^e,   N*  1,    Mars  1894:  rrmeet 
Fro€4d^s  pour  reconnuitre  1a   frsude    des   beurres   per    les   toeti^res    greetei    v^^telei  i 
Aoimetes,   per  A.   MÜdU  (prof  1.  —  Rapport  sor    les    exp^rience»  de  «iaificetioa  es  1891, 
per  £.  Keyser  (ciief  des  treveux  du  laboratoir«  de  fermentation  k  Tlnstitut  nationet  e^ODom.).  — 
Rapport  9ur  lue  cxp^rieoce»  effectu^es  k  la  Station  d'eseais  de  machitiei  a^cules,  «xerelee 
1891,  per  Eüngelmann  (prof<  de  geoie  rural  k  VE^le  naüonete  d'agrJealtore  de  Qrlgnett). 

—  etc. 

BuHetin  fle  TOfiSce  da  tre^ail.  !">  uin^e  (1994)  N^  S,  M*res  MooTement  »«del 
eb  France:  Le  chftmege  professionoeL  Houvement  eyadical,  Lee  gr^vea.  CooeÜietiea  it 
erbltrege  en  France  et  k  r^tranger.  Situmtioo  indcuitrieUe.  SUIbtiqtte  de  l'iodaatne  minirftl«. 
Statifttiques  p^oitentiairef  (France,  Siiiaee).  Travail  deA  fetnniefl  et  de»  enfante-  Commii^oi 
dn  travail  de  la  Cbanibre  des  d^pati^a,  La  caisae  de  prets  pour  le»  ebef«  dVtelier»  llaeem 
de  la  ▼ilje  de  Lyon.  —  MoavomeDt  aocial  k  rotrimger :  Le«  conditjonä  da  travail  duM 
lee  Iravaux  publice  en  Angteterref  Beig^ique^  etc.  Commisaion  poar  la  »tati^tique  du  trevafl 
en  AHeroagne.  Belgique  :  La  coop^rative  t,le  Vooruit**  (mabon  da  peupie  de  Gazid)  Gtamim 
Bretagne:  Moavement  social.  Ktats-dnis:  le  eh^mage  k  Boston«  —  Aciee  et  dopuiMli 
ofäciela.  —  etc- 

Bal  lotin  de  etatistiqae  et  de  l^gislation  compar^e  XV|II><b«  aon^e,  1894t  Af  Hl  ^ 
A.  France;  Les  bona  du  Tresor.  —  Le  projet  de  badget  poor  Texercice  1896. —  JiSitiuitios 
de  rexorcicc  189S  eu  85  mare   1894.  —    Les  d^ouverU    da  Tr4tor  au   i«r  janvier   IBS4 

—  La  dette  flottante  et  tea  aervicee  speciaox  da  Tresor.  —  Les  pateate«  en  1893,  — 
Les  revenas  de  l'Erat.  Budget  de  r£tat.  Becoavrement»  des  8  premier«  tnois  de  1994.  — 
Le  commerce  ext^rieur,  mola  de  Mars,  18£^4  —  Les  octrois  en  1892.  ^—  Le  sucnge  des 
yins  et  des  cidre»  avant  la  fermentation.  —  Les  fabriqaes  de  stiere  et  letirs  |iroo4d4e  da 
fabricatlon  pendant  la  campagne  1892/93.  —  Les  recettes  dea  cbemin»  de  fer,  I«  trlaMtO« 
1894  et  1893.  —  B.  Pays  4traogers:  Faya  divers:  Sitontion  des  principelee 
d*^mistion  k  la  fin  du  l^f  trimettre  de  1894.  —  Union  pottale  anivertelle:  L«e 
financiers  da  service  postal  en  1 899.  —  Anglet«rre :  Le&  rdaaltats  de  Taxerdee  ISfj 
L*exp<»s4  bodgetaire  da  Cbanoeller  de  TEcbiquier ;  Taxes  suceesaorales  \  Uh 
Boissons.  —  Italie:  Les  Statuts  de  la  Banque  d'Italie  (soite  et  0a)  Le  cqmsnarD« 
1891,  1899,  1893.  —  Etats-Unia:  Le  rapport  da  Secretaire  da  Tr^r,  r«Mf«ke  lt9t/lt. 

—  etc 

Journal  dea  Ecooomittes.  63«  an  nie  1894,  16  Mai:  Le  S4t)U  «t  rAlg4rU.  Le 
loi  sar  la  propri^t^  fondöre,  par  Ch.  Boussel  —  Le  socjalisme  en  A&gkterre  (d'aprit  le 
pablication:  ,,A  piea  for  liberty'%  by  Tb.  Mikckay),  par  E  Lam^  Fleary.  —  La  etitm 
des  retraites  ouvrilires  et  le  projet  de  la  eommission ,  par  £.  Rochetin  (saite  «I  fio)k  *> 
Le  moavement  agricole ,  par  G.  Fouqeet.  —  Revue  des  publtcations  eeoooeakiiMi  M 
langae  franga.ise,  par  Rouxel  —  Les  placements  en  Angieterre,  par  A.  RaffialO'Tklu  <— * 
Les  oolooies  Jalves  de  TArgentine,  par  D.  Bellet  —  Uoe  aadience  k  la  coar  de  lUda* 
gascar,  par  Meyoers  d'Eilrey,  —  Bulletin :  Le  budget  de  1895  Le  trafic  postal  ea  Kuro^ 
etc.  —  Soci4t4  d'4ooaamie  politique,  tdaoce  du  6  m^  1694:  Rt^ponse  de  Qladsten«  I 
Tadresae  de  la  Soci^t^.  Discnssion:  Les  faits  qui  se  sont  prodaiis  depais  qau^iite  «»• 
justiflent-ils  les  concluaioni  du  pamphlet  de  Baatiat:  „BaccaJaar4ai  et  soeialtsiae*' .  — eis. 

Journal  de  la  Soci4t4  de  statistique  de  Paris.  XXX V^^^  aiio4e,  1894,  M*  4* 
Avril:  Proc^s* verbal  de  la  s^nce  da  21  mars  1894.  —  8tatistiqoe  da  eonaiaree  daa 
Etats-Cnis  de  1790  k  1890,  —  La  criee  des  cbanges,  par  Pierre  des  Essars  —  ftittltoa 
flnanel^re  de  la  8ociet4  de  statistiqa«,  Rapport  de  P.  Cfaalvet.  —  Les  dtrmagan  la 
France,  par  \\  Miquel.  —  Chroniqoe  eemestrteüe  de  atatistiqne  sor  les  qaestions  oavtilm 
et  les  asaurances  sur  la  vis ,  par  Maor.  Bellom.  —  Cbronlqae  trimestneUe  de  etaxkilqai 
generale,  per  A.  Li^geard.  —  etc. 

R 6  forme    aociale,    la.     UI'^»«  sdrie«   K<>«  77  ^79:  1«  man,    16  mtrs  et  1  avfÜ 
1694:  L*assarance  ob  1  igatoire  al lernende  et  Tassarance  Ubre,  par  A.  Gigoi,  —  L'#c« 
rarale  de  la  France  sooa  Henri  IV  (1589  —  1610},  par  G.  Fagoiea.  —  Qoelqaa*  »eita 
Le  Pley,  par  O    Blondel    —    Le    recenaement    canadien  de  1891,    les    alUralioae 
sabiee  et  les  corrections  qall  exlge ,  par  Rameaa  de  Bt.*P^re ,  avee  obiarfstluu  da  UM« 
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des  Cilleuls  et  Cheysson.  —  Le  projet  de  loi  sllenumd  en  fsTeur  des  petits  Mens  bureanz, 
par  £.  Dabois.  —  Comment  Stadler  les  reTendicAÜoos  oavriires,  per  A.  B6chmax.  — 
L'enseignement  du  droit  et  des  sciences  sociales  dans  les  universit^  italiennes ,  par  E. 
Dathoit.  —  EnquSte  sur  la  conditioD  des  ouTriers  agricoles,  par  A.  Pourpory,  I.  Circa- 
Jiüre  de  la  Commission  d'enqadte ;  II.  B^ponse  an  qnestionnaire  pour  la  r^on  de  l'Agenais. 
—  Uoe  noavelie  caase  de  destniction  poar  les  familles  soacbes  pyrto^ennes,  par  L.  Batcave.  — 
Vonloir  et  agir,  k  propos  de  denx  livres  recents:  (i,L'6dacation  de  la  Tolonti**,  par  J. 
Pstjot  et  „L'action,  essai  d'ane  critique  de  la  Tie  et  d'ane  science  de  la  pratiqae**,  par 
Blondel),  par  J.  ADgot  des  Botours.  —  Les  octrois  et  leur  remplacement,  par  A.  des 
Cill«alat  *vec  discassion.  —  Le  moavemcDt  social  k  l'itraoi^r,  par  J.  Caaiy'eaz.  —  Chroni- 
qae  de  mouyement  social,  par  A.  Foagerousse.  —  etc. 

Revue  d'öconomie  politiquCf  8«  aon^Ct  M°  4.  AttU  1894:  L'organisation  da  traTail 

par  les  syndicats    professionnels,   par  Baoal  Jay.  —  L*4conomie   politiqae,    sa   tb4orie  et 

sa  m^thode,    par  G.  Schmoller  (suite).  —    Une   grande   eit6   et   son   marchä   central,    le 

carreaa  des   halles  de  Paris  et  sa  r^glementation   traditionnelle.    Division  qai   domine  le 

eskrreaa,    foire    des    l^gomesi    vendeors   et   achetears,    par  P.  da  Maroossem  (art.  1 :  Les 

Tcndears,  caltivatenrs-m&raichers,  maraichers-jardiniers ;  approvitionnears,  commissionaires, 

facteors.  La  police  da  carreaa,  le  regrat ;  art.  8  :  Les  achetears.  Le  marchand  des  qoatre- 

ftsisoDs.  Beglementation  gön^sle  du  march^  ambnlant,  usure  et  vente  des  mödailles.  Pr4cis 

d'oae  monographie :  la  marcbande  de  l^games ;  art  8  :  Le  carreaa  rdsame,  k  ViUt  embryon- 

naire,  la  qaestion  des  halles.  —  Chroniqae  ^onomiqae.  —  Chroniqae  l^islative.  —  etc. 

Revae  internationale  de  socioiogie.    8«  Annie,  1894,  M°  4,  Avril:    L*anthropologie 

et  le  droit,  par  P.  Manoavrier. —  La  croissance  et  la  dicroissance  des  sociit^s  en  fonction 

du  temps,  par  J.  Novicow.  —  Moavement  social :  lulie,  par  Q.  Fiamino.  —  Les  mariages 

•Qtre  parents,  par  J.  J.  Tavares  de  Medeiros.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  CXXI,  livraison  891,  Avril  1894:  Etüde  sor 
U  marine  de  guerre,  par  Pestitch  (g4n6ral  de  la  marine  russe).  —  Note  sur  les  travaux 
de  d^la9age  dans  les  estuaires  flaviaux  et  maritimes,  par  Dibos  (ingdniear).  —  Le  Japon 
an  moyen  ige,  par  E.  Bertin.  —  Obock  et  Abyssinie,  par  Alvarei.  —  La  marine  pendant 
les  gaerres  de  Tinddpendance  de  l'Amdrique  du  Sud,   par  Chabaud*Amaalt  (saite  et  fin.)- 

—  Chroniqaes.  —  Pdches  maritimes :  La  p4che  maritime  en  Algdrie,  par  Q.  Rochd.  L'ostrdl- 
coltare  en  Belgique.  Situation  de  la  p^che  et  de  rostrdiculture  pendant  le  mois  de  fdvrier 
1894.  —  etc. 

B.  England. 
Board  of  Trade  Jonmal.  Vol.  XVI,  N°  98,  April  1894:  Correspondence  relative 
to  the  payment  of  inoreased  railway  rates.  —  The  Busso-Qerman  commerdal  treaty.  — 
Commercial  enterprise  in  Oermany.  —  The  results  of  a  protectionist  policy  in  Spain.  — 
The  effect  of  the  fiactuation  in  the  value  of  the  dollar  on  the  Chinese  tea  trade.  —  Seal 
fifhiog  in  Japanese  waters.  —  The  developmeot  of  Mosambiqae.  —  Comparative  impor- 
ttnee  of  the  Mexican  Gulf  ports.  —  The  foreign  trade  of  British  India.  —  Regulaüons 
for  the  navigation  of  the  Suea  Canal.  —  Tariff  chaoges  and  customs  regnlations.  — 
Extnets  from  diplomatic  and  consular  reports. —  Proeeedings  of  Chambers  of  commerce. 

—  Statistica  of  trade,  emigration,  fisheries.  —  etc. 

Contemporary  Review,  the.  April  and  May  1894:  The  old  Premier  and  the 
Bew,  by  H.  W.  Mastingham.  —  The  nation*s  loss,  by  R.  Spence  Watson.  —  The  House 
of  Lords  and  betterment ,  by  (the  Duke  of)  Argyll.  —  The  financial  crisis  of  Italy ,  by 
Molhall.  —  Papers  in  the  history  of  allotments,  by  (the  Rev.)  J.  Frome  Wükinton.  — 
The  excavations  at  Sendschirli  by  (Prof.)  D.  H.  Müller.  —  The  Papel  Encydical  on  the 
Bible,  by  the  author  of  „the  policy  of  the  Pope^*.  —  etc.  —  Disarmament,  by  Jules 
Siiaon. —  Mr.  Gladstone,  by  R.  Holt  Button.  —  Philosophy  in  the  market-place  ,  by 
Fr.  Green wood.  —  Disestablishment :  1.  The  church  and  nonconformity  in  Wales,  byTh. 
DvUngtoa.  8.  The  disestablished  church  in  Ireland ,  by  A.  Houston.  —  The  ethics  of 
dynamite,  by  A.  Herbert.  —  The  ragged  school  union,  by  W.  Besant.  —  The  House  of 
Lords  and  betterment,  by  (Lord)  Hobhoute.  —  Practical  Oxford,  by  L.  A.  Selby-Bigge. 

—  Bosnia  and  Hersegovina,  by  E.  B.  Lanin.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  May  1894:  Woman  and  laboar,  by  (Prof.)  K.  Pear- 
Mtt.  —  The  origin  of  cultivation ,  by  Grant  Allen.  —  The  Mines  (eigbt  hours)  Bill,  by 
^.  ▲.  Thomas.  —  The  problem  of  Constantinople,  by  Fr.  Harrison.  —  The  appreciation 
«i  gold,  by  B.   Barclay  (Director  of  the  Manchester  Chamber  of  commerce).  —  The  stamp* 
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collectin^  cmie«  by  W.  Roberts.  —  Engli^h  Aod    french    mmnoers ,    bf  Pr.  Ctml  —  4 
•ociati&t  la  •  corner,  by  W.  H.  tfAlIook.  —  etc. 

HumftDitiirlao.  th«.  £dUed  bj  Victoria  Woodholl  Martin.  May  1814t  Th» 
treiitmtDt  of  babituftl  drunkards  ^  b/  Normin  Kerr.  —  Law  aod  comnioii  teoM  *  bf  tkt 
editor.  —  Womeo  and  gambliiig,  by  (Mr».)  A.  RichArdson.  —  The  tlUterate  toUr^b; 
ß,  O.  Webster,  —  Aoarchbt»  and  the  Hght  of  asylum  ,  by  W,  U.  WiJkl&i  —  k  Amm 
of  an  ideaJ  eity,  by  A.  K.  Owen.  —   etc. 

Journal  of  tho  losthute  of  Actuaries,  N^  CLXSIII,  April  1894!  Od  tb«  secW 
of  deduciug  the  rate  of  mortality  from  the  experieoce  of  as«ared  live«;  with  aont  omt^ea 
of  a  meihod  adopted  in  investigatiog  the  «xpeneoce  of  the  clerical,  medloal^  and  gfiwnl 
life  aasurance  Bociety^  by  W,  J,  H,  Whittall  (fHth  diaciuslon).  —  On  the  tabttla(i<»a  M 
the  faets  extracted  from  the  records  of  a  life  offic«  for  Ihe  parpose  of  iavattlgiltBg  tt» 
mortality  experience ;  nl^to  on  tbe  mortality  among  the  healthy  female  Urtm  inaiired  whk 
tb«  Scottuh  £qaiuble  Life  Assurance  Society,  by  Tb.  Bood  Spragne  (wiili  dkcoatloB). « 
On  a  mode  of  tabulating  the  fact«,  for  tbe  purpose  of  aseertaining  th«  btmbcn  afWMd 
CO  risik,  and  ealrutating  the  rate  of  mortality  ezperienced  by  asaurmnce  cofopaoleii  b|  J 
Heikle  (with  discasaion)    — 

New  Review,  the.  May  1B94:  Secrets  from  the  eourt  of  Spaia.  —  T«tepkOBa»; 
Pa<t^  pre^ent  and  t'ature^  by  J.  Henniker  Heaton.  —  A  charaeter  «ketcb ,  by  &.  R. 
Aaquitb,  —  The  two  Babylons:  London  and  Chicago,  by  W.  T.  Stead.  —  Osr  4o«e»ttc 
aervftnts,  by  (Lady1  Jenoe.  —  London  trees ,  by  H.  Maxwell,  —  Th«  truth  «bost  lli 
London  bakerie»,  by  Ihe  editor  of  ,,tbe  BakerB^  timee**«  —  The  tyraony  of  wooMa,  %f 
(Mra,)  £.  Gosse,  —  etc, 

Nineteentb  Century^  the,  AprÜ  1894 :  Tbe  Hotiae  of  Lords  t  An  unfair  pfuihf 
oo  peersf  by  J.  Brodrick,  6.  K.  Cnr^on,  and  Lord  Woltner:  Reform  by  f.,ref&läfion'\ 
by  (Prof.)  O.  Smith  I  A  dangeroua  anaohroni»tn ,  by  Th«  ßnrt ;  Aboliah  ict  Veto,  by  T 
Wemyes  Keid.  —  Tl^e  evicted  tenants  problem  ,  by  Mich.  Daritt  —  Tb«  hulgoiteace 
of  the  trades  auion  vote,  by  Fr.  Wivks,  —  Early  locial  aelf-govemment,  by  J,  Sleoa,  — 
The  Queen  and  her  ««permanent  Mini«t«rS  by  R,  B.  Brett  —  Tb«  cow  agitatsoa;  or, 
the  mutiny-pUstn  in  lodia,  by  Oday  PerUp  Sitjgb  (Rajah  of  BMnga).  —  Tb«  mtM« 
corruptioD  in  American  politics,  by  A.  St.  Northcote.   —  «tc, 

C.     Oeiterreieh-Ungarti. 

Monatsschrift  fSr  christliche  Sosialreforni ,  OeseüscbaftswlMCoschaft,  «tc,  bi* 
gründet  von  K.  v.  Vogelsaog,  fortgeaetst  von  (Prof.)  J  Scfaeichtr  Jahrg.  XVI,  1894, 
Heft  1:  Woblthfttigkeit  und  soziale  Frag«,  von  J.  Scheicher  —  Die  Balte«,  von  KvA. 
Meyer  (ieschrieben  im  August  1893),  Data  Nachtrag  vom  10,  November  I8$d.  —  later- 
nationaler  Koogrefi  lür  Arbeiterschata ,  ZÖrich  1894.  —  Zar  Qe werk »chmftob«wtgmy  t» 
Oesterreich,    von  M.  V,  —  Was  i^t  Kapital,  von  W,  Hohoff    —    etc. 

Statistische  Monatsschrift  herausgegeben  von  der  k*  k,  lüitlstüichcii  Olttliy» 
kommiftSton.  Jahrgang  XX  (1894)  Heft  1/4,  Jannar  bis  April:  Ernteergabi^af«  dir  wi«li> 
tigsten  Körnerfrüchte  im  Jahre  1893.  ^  Die  IV.  S«ssion  de«  likt«m*tii>tiAl«ii  BttHalkKlmi 
Institute»,  von  J.  Singer.  -  Die  Natural verpflegsstatioaea  in  0««t«rr«lcl&,  itou  Fr«  FvobgL 
—  Die  Hauptergebni!»^o  der  dsterreichiacheii  Benifs»tatistik  ^  von  B  Raacbberig.  (Mit 
4  Karten.)  —  Mitteitangen  und  Misieilen :  Die  Bewegutig  der  Bev$]keniii|f  in  IkiUr^ 
Jahre  1692,  von  Fr.  Probst.  Feuer*  und  HageUchiden  und  deren  Eatiohidigttsg  in  Oaaiir- 
reicb  im  Jahre  1890.  von  K,  K rafft.  Der  Fremdenverkehr  in  Oesterreicb  1891.  ima  IL 
T.  Tomaschek.  Kroteergebnisse  in  Ungarn  im  Jahre  169S  ,  nebat  einer  Debersiebt  4cr 
Hfihe  der  Arbeitslöhne,  von  J,  Deocaer,  Studentenstifiungen  In  0«surreieli  im  Jakf« 
t89S,  von  Bratassevic.  Erhebungen  über  die  Zertrümmerung  binerlkber  Aovevea  im 
Bayern.  Die  Sterblichkeit  in  den  gröfsereo  Stidten  Oeeterreicbs  im  Jahr«  1891^  v«« 
BratiLssevtc,  —  Die  aufserordeDtllcbe  Viebxäblnng  im  Deutseben  Reiche  v«m  L  Deabr. 
1883,  von  J*  —  Oesterreicbs  Bank-  nnd  Kreditinstitut«  im  Jahre  1898*  ^"Mi  H  Bfcrw 
berger,  —  «to. 

£.     Italien. 
Giornale  degU  Economiati    Aprile  1894:  L'acione  dello  Stato  a«]  oocv»  M  mmU 
«d  i  criteri  dell'  ammin ittrasione    italiana ,    per  R.  Benioi,  —    Dati  •  soi«  «olf  i««r<lel«i 
deJ  pubbliei  serviii  eomunall,  p«r  A.  Raddi. —  La  crisi  in  SldLia,  ptr  (  VIm««|«)  Cesb» 
4«  Le« trade.  —    La  qneation«    d«U«    Otto   or«    dl    lavoro,    per    L    Albeirtiaf    (tri.  1).  - 
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QiadiBÜ  di  Fraocesco  Ferrara  iotorno  ad  alcani  economisti  italiani,  per  T.  Fornari  (conti- 
DiDasione).  —  PrevidenBa,  per  C.  Bottoni.  —  La  sitaasione  del  mercato  monetario.  —  Cro- 
naea,  per  V.  Pareto.  —  etc. 

R  i  V  i  8 1  a  della  benefieensa  pabbUca  e  di  igiene  aoeiale.  Direttore :  Q.  Scotti.  Anno  XXII, 
1893,  M*  1  e  2,  81  gennaio  e  28  febbraio:  Sulla  concentrabilitii  degli  oneri  de  benefi- 
rensa,  per  (avvocato)  C.  Alberti.  —  L'inabilitlt  al  lavoro  e  le  leggi  al  rigaardo ,  per  N. 
Bertoglio-Pisani.  —  L'Istitato  dei  ciechi  ed  anito  asilo  „Mandolfo**  in  Milano,  per  8.  — 
LI  CongreMO  nasionale  di  benefieensa  in  Lione  nel  giagno  1894.  —  Osservaaioni  sal 
liaegno  di  legge  per  i  monti  di  pietk,  per  (Prof.)  P.  Sitta.  —  Lo  svilappo  della  pediatria 
in  Germania,  per  A.  BangitlKy.  —  L'organisiasione  operaia  e  la  legislaslone  sociale  in 
^TiBsera,  per  L.  Figarolo  dt  Qroppello.  —  Solla  riforma  dei  monti  di  pietit.  Una  breve 
isposta,  per  (awoe.)  C.  Peano.  —  Rivitta  della  ragioneria  nella  benefieensa.  I.  Studio 
lel  rag.  Danati ;  II.  Studio  del  rag.  Fanelli ;  III.  Stndi  e  voti  del  Collegio  di  Padova, 
;>er  C.  Rosati.  —  Per  il  riordinamento  della  benefieensa  in  Roma.  —  Note  di  ingegneria  - 
»aoitaria.  Biaccbe  di  piombo  e  biaccbe  di  sinco,  per  (ingegn.)  N.  Cbiapponi.  —  Cronaca 
lelia  benefieensa,  della  previdenia,  della  cooperasione  e  di  fatti  sociali  interessanti  i 
iavoratori.  —  etc. 

Q.  Holland, 
de  Economiftt,  opgericht  door  J.  L.  de  Broyn  Kops.  XLIIIste  jaargang,  1894, 
April  (in  boUändiscber  Sprache).  Uebersetsung  des  Inhalts:  Der  hollfindische  Geseta- 
entwnrf  betreifend  die  Erhebung  von  EinfuhrsOUen  nach  dem  Werte  der  Güter.  —  Glad- 
»tone's  Demission  und  die  Zukunft  des  Silbers,  von  H.  N.  Mees.  —  Wirtschaftschronik : 
Volksbanken;  Handwerker-  und  Kunstgewerbeschulen;  Sparkassen;  Das  fransSsische 
Budget;  Die  englische  Arbeiterenquete;  Die  Aufhebung  der  Bland  Bill;  Tarif kimpfe.  — 
Handelschronik.  —  etc. 

Maandcijfers  en  andere  periodieke  opgaven.  Uitgegeven  door  de  Centrale  Com- 
missie  voor  de  Statistiek.  N*  1 :  eerste  maanden  van  1893  ('sGravenhage  1893).  gr.  in-8. 
VIII — 53  bli.  (Inhalt:  Bevölkerungsbewegung  für  die  ersten  6  Monate  des  Jahres  189S 
nsch  Provinsen,  darunter  die  TodesfUle  nach  34  Kategorien  von  Todesursachen ;  Betriebs- 
ergebnisse der  Reichspostsparkasse  für  Januar  bis  September  1893.  —  HoUftndische  Rüben- 
inekerproduktion,  Januar  bis  Oktober  1898.  —  Grofshandelspreise  für  Juli  bis  Deiember 
189S  und  Januar  bis  September  1893.  —  Kleinhandelspreise  von  Kolonialwaren  und 
einiger  anderen  Verbrauchsartikel  auf  Grundlage  der  genossenschaftlichen  Notierungen  im 
Hsag,  in  Rotterdam,  Haarlem,  Amsterdam,  Utrecht  etc.  für  Januar  bis  November  1898. 
^  Brotpreise  in  Amsterdam  und  Leiden  für  Januar  bis  Oktober  1893.  —  Effektenkurse, 
^ochenausweise  der  Niederlindischen  Bank.  Wechselkurse.  —  Betriebsberichte  der  Nieder- 
ilndischen  Eisenbahngesellschaften  für  Januar  bis  November  1893.  —  Uebersicht  der 
Staatseinnahmen  für  Januar  bis  September  1893.  — ) 

J.    Schwell. 
Sehweiserische    Blfttter   für   Wirtoehafts-    und   Sosialpolitik.     Redigiert  von  O. 
Woilschleger.     Jahrg.  U,  1894,  Nr.  6,  7,  8:  15.  MIrs,  1.  April  u.  15.  April;  Nachbar- 
•ciiaftsgilden,  von  (Prof.)  J.  Platter.  —    Die  Unfallfolgen   in  Besug  auf  die  Unfallgesets- 
gebung,  von  C.  Kaufmann  (I.  u.  II.  Artikel).  —    Für  Einführung  der  staatlichen  obliga- 
torischen Fahrhabeversicherung   im  Kanton  Zürich,    von  (Prof.)  E.  Zürcher  (II.  Artikel). 
—  Die  Grundpreise   in    der  Stadt  Bern,   von   Frits  Trefser.  —  Modellgemeinwesen ,  von 
Mieh.  Flfirscbeim.  —  Ethik  und  Sosialpolitik,  von  (Prof.)  F.  Tönnies.  —  Die  allgemeine 
PolikUnik  in  Basel;    ein  Beitrag  sur  Würdigung  der  Frage  der  unentgeltlichen  Krankeo- 
pfl^e,    von  H.  NXgeli-Akerblom.  —  etc.      Soiialpolitische  Rundschau:    Staatliehe  Rnhe- 
Stbalte  für  die  schweiserisobe  Lehrerschaft.   Ein  neues  Krankenversieherungsprojekt.    Die 
Errichtung  eines  arbeitsstatistischen  Amtes   und    die  Anregung   der  Herausgabe  einer  Ar- 
^tsaeitung  in  Oesterreich.     ArbeiUnachweis  and  Arbeiterversicherung.     Ein  Beitrag  sum 
^pitel  „Recht  auf  Arbeit««.  Streikverordnungen.  Die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit 
Mf  industriellem  Gebiete.    Das  System   der  Gewinnbeteiligung  in   fransösischer  und  eng- 
lischer Beleuchtung.    Arbeitsieit  und  Arbeitsleistung.    Sosialpolitisches  aus  Schweden  und 
Norwegen.  —  Wirtschaftschronik.  —  Statistische  Notiien.  ~  Kleine  Mitteilungen.  —  ete. 
I/Union  postaie.     XIX  vol.,  N*  5,    Beme,   1«  mal  1894:  Le   service   postal   aux 
Ktata-Unis  d'Am^rique  pendant  Texerdce  1898/98  (fin).  —   Un  rapport   postal    de   Gand 
^«  rannte  1678.  —  Le  tarif  postal  interne  de  la  R^publique  de  l'Equateur.  —  La  caisse 
d'ipargne  postaie  de  Suide  en  1898.  — 
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K.     Spsnieo. 

MeiiioriA9  de  la  reat  Academia  de  cieoeias  moraJejt  J  politica«.  Tom«  VIl^ 
ano  189&.  (Madrid.)  Inhalt  in  deutscher  U  eher  setz  an  g  :  Bericht  &b«r  die  gelehrten  Arbeita 
der  Akademie  io  den  Jahren  1886 — 1890,  tod  J.  Garda  Barsanalluia,  —  Die  Mtmt- 
frage  (über  Mono-  und  BiioetalliAinus,  Lateioisebe  DnioD,  dan  Pariser  lotentAtionaleo  Mlbt- 
kongrefs  von  1890,  den  PrelKfall  des  Silber»,  etc),  von  R,  F.  Villaverde.  —  0i«  Stuia^ 
▼erfa4&ang  Aragons  Ton  1300  und  die  in  dem  oHmlicbeu  Jahre  oktrojiertan  FntrOi,  f^a 
V.  do  la  Puente^  —  Die  Strafrecbts Wissenschaft  und  die  poftitiri>tJsr1)p  .^chal«  ttafirai, 
Toa  P.   Vida.    —  Das  Civilge&etzhucb  des  Staates  New  York,  von   ">  ^a.  —  Dar^ 

■tdlutjg   der    apanlachen  Staat^wirtächaft    (nach  der  «^^hutsadUneriscri  t  des  A  i$ 

Rivas),  von  (Vicomte  de)  Caoipo^OrAQd«.  ^  Der  Strafkodez  von  V«tteauela  (oaek  du 
S^ammetiUr  von  Fr.  Ocboa),  von  V.  de  ta  Faeote,  — 

L.     Amerika. 

Political  Science  Quarterly,  edited  by  the  Univ«rsily  faculiy  ot  poiitirai  incac« 
of  Columbia  College.  Vol.  IX,  N°  1,  March  1894:  Ideaa  ou  eoostitutiotial  revisioQ,  ^j 
J.  B.  L'hte.  —  The  bank»  and  the  panio  of  1893^  by  A,  D,  Soje^,  —  Ati»tin's  theof^ 
of  sovereignty«  by  (Prof.)  J.  Dewey.    —    Positive  law  and  other  laws^    liy  Ch,  IC    Plltt 

—  The  revolt  agaiott  fendalism  in  England^  by  E  Porritt.  —  British  local  taum, 
1.»  by  G,   H.  Blanden.  —  The  village  in  India,  by  (Profi  W    J.  AsbJey.  —  ele. 

Quarterly  Publication  of  tbe  American  Statistical  Astociatioa.    New  s«rta>,  H*U 
(Vol.  III)  Deceinb«r  1S93;  Papers  read    at    Session    of   the  IntemaLional  äUtiitkal  laiii* 
täte,  Chicago,  Sept.,  1893:  Statistical  data  for  the  stndy  of  the  aasixotlatjoti  of  r«««a  ati4 
natloDalities  in  the  U.  States,  by  R,  Mayo-Smitb.  —  Report  of  an  international  mortality 
Standard»  by  Jos.  Kördsi.   —    Character  and  votume  of  (he  money  of   the  Vnitmd  Äun», 
by  M.  L.  Muhleman.  —  Fluctuations    in    the    ^eotired    circulaiion    of  the    nat' 
and  their  relations  to  the  prices  and  investmeot  valaes  of  hoods,  by  Cbr  A. 
Currency  Reform  in  Auatria- Hu Dgary,  by  J.  Maudello    —  Comparative  stalUtic 
«docatlon,  by  E.  Levasseur.  —   Besults  of  recent  investigatlons    on    prieas  iri 
StAtes,  by  F.  W.  Taas»ig.  —   Geographica!   concentration :    an    fatstoiic    faainjv     . 
ncan  agricultiire^  by  J.  Hyde.  —  The  course  of  wage»  iu    the  United  Statas  tinc«  It^i», 
by  C.  D.  Wright,  —  Some  recent    resalt»  in  railway  statisttc^    in    the  ü.  Slaies,    by  II 
C.  Adams.  —  The  coodition  and  needs  of  stati»tics  of   marriage  and  divorce,    by  S.  W. 
Dike.  —  Railway  statistics  as  applicable  to  earnings  of  pa&senger  trajiis^  by  AI.  Rtebesael. 

—  Comparabitity  of  trade  sUttstiea  of  various  countries,  by  A.  E.  Bata«iAA.  -^  TW 
geographica!  distribution  of  the  popalation  ot  tbe  U.  States,  by  H.  Gannett,  ^  A  ynli* 
minary  report  on  anthropometry  in  the  C  States,  by  E.  M.  Hart  well.  —  Beafcarks  ea 
the  thoory  of  anthropometry^  by  P.  Boa5,  —  On  the  appUeatioo  to  indlvidnal  tuAim'i 
childrea  of  the  me&n  value»  den'ved  froro  anthropological  ine«anrem«iita  by  Ib«  tainiiii* 
sing  method,  by  W.  Town»end  Porter.  —  Anthroparoetric  iUlbtieft  of  Amb«nt  Otilmi 
by  £.  Hitcbeoek.  —  An  antbropometrical  study  of  th«  elfeet»  of  gymoAstic  tnlaivg  •• 
American  fromeD^  by  Claes  J.  Enebuske.  —  Railway  freight  traffic  «latblSct ,  by  C.  f. 
Leland.  — 
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Arohiv  für  Po»t  nnd  Telegrapbie.  Jahrg.  1894,  Kr.  7  and  8,  April  i  Die  i 
•fgeoe  Poslhalterei  in  Berlin.  —  Aa*  dem  Tagebuch  eines  Weltr«isend«ii.  —  Vm 
verbiltnisj«  in  Mittelamerika.  —  Hilfsmittel  bei  der  VerweodiiDg  v<m  UaAmnmmätMm 
—  Der  Postplckereiverkehr  im  Reiehspostgebiet  wihrend  der  Weifiiiiiililwill  IIÜL  ' 
Di«  Robseidegewiaoung  in  den  wiehtigsien  Eraeugiingsi&ndem  der  Erd«  Mit  i88f.«-i 

Arebiv  mr  ölüsnUiches  Recht  Heraoagegeben  von  (Proff.  Drr.)  p.  1 
Stoerk.  Band  IX,  1894,  Bell  3:  Die  PrtvaCrecbtoät«!  im  flffeirt««h»n  I 
Teaner   (Privatdoa.,    Wien).  —    Die    ZnlaMong    von    Qimmuicliaaw    «I 
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Haftpflicht  durch  das  Gcno— anschaftsgeict«  rom  U  Mai  1889,  von  H.  Crfifcr  (Charlotten- 
borg).  —  etc. 

Christlich-  sosiale   Bllttor.    KathoÜMh-soiialet  CMtralorgan.     Jahrgang  XXVII, 
1894,  Heft  6  u.  7:  Aufgaben  und  Organisation  der  Landwirtsehaftakammem. —  Deat«cher 
Inaongs-  nnd  Allgemeiner  Handwerkertag.  —  Ein  kathoUsch-soiiales  Programm  (entworfen 
Sommer  1893  vom  Zentralkomitee  der  katholischen  Vereinigongen  der  arbeitenden  Stände). 
—  Arbeitel5hne  in  der  eoropSischen  Teztilindnstrie.  —  Zum  Antrag  Qraf  Kanite  (betreA 
Abhilfe  der  Notlage  der  Landwirtschaft  in  der  Beichstagssitsnng  vom  18.  April  1894).  — 
Dentsche  Kern-  and  Zeitfragen    (Referat  über   das  SchiffJesche  Bach  gleichen  Titels).  — 
Dentsche  Bevoe  über  das   gesamte  nationale  Leben   der  Gegenwart     Hrsg.  von 
Richard  Fleischer.  Jahrg.  XIX,  1894,  Mai:  Crispi  bei  Bismarck  (U.  Artikel).  —  Wissen- 
schaft and  Autoritlit,  von  J.  Langen.  —  Aach   eine  Erinnernng  an  Lothar  Bacher ,    von 
Karl  Blind.  —  Die  Philosophie  vom  Wahlsensas.  —   Brinnerangen   aas   dem  Leben  von 
H.  V.  ▼.  Unrah,  von  H.  v.  Poschinger  (II.  Artikel).  —  Brinnerangen  von  meiner  Reite 
am  die  Welt   (1887/88),   von  (Prins)   Bernhard  v.  Sachsen-Weimar  (U.  Artikel).  —  Un- 
gedruckte  Briefe   von  Ferd.  Gregorovias,   mitgeteilt  von  Fr.  Althaas  (I.  Artikel).  —  ete. 
Finaniarchiv.   Zeitschrift  fOr  das   gesamte  Finaniwesen.     Herausgegeben   von 
Georg  Schans.    Jahrgang  XI,   1894,    Bd.  I:  Die  Reform   der  direkten  Staatebesteuerung 
in  Preulsen  im  Jahre  1891,  von  Ad.  Wagner  (U.  Artikel).  —  Geschichte  des  italienischen 
Zwingskarses   und  der  Wiederherstellung  der  Valnte,   von  M.  Grunwald.  —  Die  Wein* 
iteasr  im  Grofshenogtam  Hessen.  —  Der  preufsische  Staatohaushalt  von  1886 — 93  ,  von 
C.  Sattler.  —  Die  Finansen  Schwedens,  von  Pontus  Fahlbeck  (Prof.,  Land).  —  Schwara- 
Jbsrg^Rudolstädter  Gewerbesteuergesete  vom  7.  Mära  1893   nebet   Ansftlhrungsverordnung 
▼om  24.  Mlrs  1893.  —  Schwarsburg-Rndolstädter  Binkommensteuergesete  vom  96.  Min 
1893  nebst  Ausführungsverordnung.  —   Die   finansiellen   Gesetsentwürfe   des   Deutschen 
Seiehes  vom  91.  November  1893.  —  etc. 

Jahrbuch  fttr  Qesetsgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutoohen  Reich. 
Jahrg.  XVIII  (1894).  Herausgegeben,  von  GusUv  Schmoller.  Heft  9:  Die  Zentralisierung 
im  gewerblichen  Arbeitsnachweises  im  Deutschen  Reich,  von  K.  Möller.  —  Die  Entwürfe 
fir  eine  neue  Agrargesetegebung  in  Oesterreich,  von  Max  Sering.  —  Die  Bauernbefreiung 
is  Oesterreich  und  Preuben ,  von  G.  F.  Knapp.  —  Zur  neuesten  Litteratur  Über  das 
4tBtsehe  Reichsstaatorecht,  von  Bernateik.  —  Die  internationalen  Goldbewegungen,  ihre 
Ufiachen,  ihre  Riehtangen  und  die  Stellung  der  Bankpolitik  ihnen  gegenüber,  von  K. 
Heiligenstadt.  —  Bericht  über  die  XIII.  Jahresversammlung  des  Deutschen  Vereins  flir 
Amenpflege  und  Wohlthfitigkeit,  von  B.  Münsterberg.  —  Neuere  VerdffentUchungen  über 
die  Arbeiterwohnungsfrage,  von  H.  Albrecht. —  Die  schweiserische  Kranken-  und  Unfall* 
Tersieherung  und  die  Initiative  des  Arbeitorbundes.  —  Kleinere  Mitteilungen :  Die  Recht- 
•prschung  im  Gewerbegerieht,  von  Levin.  —  Ans  den  Ergebnissen  der  nordamerikanischen 
AriieitersUtistik,  von  H.  Zeidler.  —  ete. 

Die  Nene  Zeit.  Jahrg.  XII,  Bd.  I,  1893/94:  Nr.  14—94:  Die  „Red  Van«, 
Agitation  in  England,  von  C.  Hugo.  —  QroMnani  und  Prefsgewerbe.  —  Von  dem  so* 
gtsannton  Rechtsstaate.  —  Das  Sinken  der  Preise  auf  dem  Weltmarkt  —  Der  Bericht 
der  englischen  Arbeitskonmiission  über  die  Arbeiterirage  in  Deutschland,  von  Ed.  Bern* 
Meia.  —  Die  Einffthrong  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  in  der  Sohweis ,  von 
0.  Lang  (Zürich).  —  Der  Kapitalismas  fin  de  si^e,  von  K.  Kauteky  (Fortsete.  und 
Sehluls).  —  Ein  Konkurrent  der  Diamanten,  von  H.  Vogel.  —  Der  jüngste  holländische 
Pirteitag,  von  H.   van  Kolk.  —  Ein  Gtowerkschaftskongrefs  in  Oesterreich,    von  S.  Kaff. 

—  Die  Zigarrenarbeiterl5hne  1878  und  1893.  —  Eine  russische  Konstitution.  —  Wesen 
lad  Entwicklung  der  Parteien  in  England.  Ein  Ausblick  auf  die  kommenden  Wahlen, 
Ten  E.  Bernstein.  —  Der  Agrarier  Not  und  Glück,  von  R.  Meyer.  —  Die  Einkommena- 
Hriiiltnisse  in  Preufsen,  von  H.  Lux.  —  Zar  Lage  der  russischen  Fabrikarbeiter,  von 
B.  Kritschewsky.  —  Herwegh  und  die  Pariser  deuteche  Legion.  —  Preufeisch-deutsches 
FSstwesen.  —  Die  Aussichten  des  Soiialismns  in  Amerika.  Bin  Vortrag,  gehalten  von 
A  Hepner  in  St.  Louis.  —  Die  deutsehe  Ausgabe  einer  Hanptschrift  („de  l'infinito 
isiverso  e  mondi'*)  des  Giordano  Bruno ,  von  Ed.  Bernstein.  —  Die  Entwicklung  der 
flehahmacherei,  von  Dionys  Zimmer.  —  Landwirtschaftliche  Entwicklung  und  sosiale 
ffolution,  von  P.  Ernst.  —  Der  Strike   als  politisches  Kampfmittel,    von  Ed.  Bernstein. 

—  Die  Sosialdemokrade  und  die  Studentenschaft.  —  Zur  Lage  der  Bergarbeiter  im  nord- 
«istfichen  Böhmen,   von  Fr.  LilL  —  Der  Einflub    der    Jahresseit   auf   die  Kriminalitit. 

—  Aufhebung  des  Identitütsnachweises,  von  Rudolf  Meyer.  —  Briefe  aas  England.     Der 
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MAsnbeiiner  Bankkracb.     Eloe  B«trachiQng  ttbtr  Kredit-  und  Wecbft«lfrMeD,  Tan  L.  Q«(^ 
fried.   —  e!c. 

P  reu  falsche  JabrbQcber^  Herausgegeben  von  H,  Delbrück,  Beod  LXXVl,  Heft  I: 
Hai  1894:  Frftftxdsbehe  Eolooielpolitik  in  Nordwe&Ufrtkaf  voo  (Pmr)  Tb,  Kbebtr.  « 
¥«TXÖg:ertiDgen  and  ße^cfaleunigungen  im  deutKben  Strafproxer« ,  von  Damme  <8tul»' 
anwaltK  —  Die  ZollpoHük  Englands  seit  IBW,  von  E.  Fnedricbowies  (II,  Artikel).* 
Die  Parität  im  preufsischen  Staate,  von  (Graf)  P,  y,  Bbentbroecb.  —  etc. 

VerwallangsarcfatT;  Zeitschrift  für  Verwaltiui|r*r»ebt  and  VenrftllsnfBiericbi^ 
barkeit.  Herausf^egeben  von  ^OVerwOH,)  M,  Schuitzenatein  und  (HofkamiDerR.)  A-  Knl, 
Bd.  U,  Heft  5/6,  Mai  1894:  Da»  komttiuoale  Verbiltnie  der  kölniscben  Güter  in  den 
Provinsen  0»t-  and  Weatpreuf*en,  insbetoudere  die  Berechtigung  der  Beaitier  dieser  Üfiur 
sor  Gatsberrscbaft  t  von  (GOBegB,)  Halbey,  —  Gerichte  and  Vcrwaltang»be bürden  ii 
Branden burnr-P reo fsen ,  von  (Prof.)  £.  Loening  (IL  Artikel).  —  Bettrige  aur  l^iitirid- 
long  dea  Poliseibegriffs  nach  prearsiaehem  Recht,  von  (Eeg&dt)  ScbÜUog  (SlgmarififefiL 
—  etc. 

Zeitschrift  fQr  Bergrecht.  Redigiert  and  hr>g.  von  (WGOBergR  )  B.  Brastea 
Jahrg.  XXXV,  1894«  Heft  2:  Zur  Frage  über  die  Berafong  gegen  Crtelte  der  Geverb«- 
gericbte,  insbesondere  der  Berggewetbegerichte«  von  Brauer t.  —  Neuerungen  im  «icbtiitbia 
Majkscheiderwestfft  t  nach  WahJe,  —  Ueber  deo  geeetalJches  Schuts  der  Mineralqneliii 
tmd  Müfetten.  Bericht  der  JastiakomiDlseion  des  prenfa.  Abgeordnet enhauacs  voa 
15.  Februar  1899.  —  Geaetsgebung.  BergpoHteivorachritten.  —  Eatacheidimgea  d« 
Gerichuhöfe,  — 

Zeitftchrifi  fUr  Kleinbahnen.  Herausgegeben  im  Miniaterium  der  dflfattiticilt 
Arbeiten.  Jahrg.  I,  Heft  4  u.  &,  April  and  Mai  1894:  Ueber  den  gegenwirtigaB  Stüt 
de«  Lokalbabnwesena  in  Oesterreich  und  seine  bevorstehende  reich»ge*etsUebc  Keiirtf«liifl|, 
von  E.  A.  Ziffer  (Wien).  —  Vorschläge  für  die  Einjicbtang  der  Betriebsvanralting  ciair 
Elainbabn,  von  (Reg-  u.  BaaR.)  Jacobi  (Rassel).  [Artikel  1  o.  t^.J  —  Das  faeatische  OctrU 
Yom  S9.  Mai  1884  über  die  Erbaonng  von  Sekund&rbahnen  etc.  vom  (ORechnR.)  Eelltr 
(SchJafs).  —  Voll-  oder  Schmalspur  bahn?  (voo  ORegR.  a.  D)  Aue  (Dessau)  —  Dm 
Kleinbabogeseis  im  bannoversebaii  Pro vinaialJand tage,  von  (ORegR.)  Tbom4  (Hannover).  — 
Neuere  Ergebnisse  des  Frobebetriebea  mit  dem  Gasmotorwagen.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Kaltargeschicbte.  Neoe  (4.)  Folge  der  Zeitschrift  flr  dcotstki 
Kulturgeschichte,  hrsg.  von  G.  8teiabausen ,  Bd.  I  (1894)  Heft  4:  Die  AfiOlitf  4tf 
knnbardischen  Wechsler  im  deatschen  Mittelalteri  von  G.  Liebe  (Magdeburg).  —  Dsl 
Beisestammbucb  des  D'*  A.  Plato  Ton  1607 — 1616^  ein  charakteristischer  Baltfif  or 
Peregrinatio  academica,  von  K*  Adam  (Greifswald).  —  Bahrrecht  und  Fürbitte  in  deoletlMi 
Stidten  des  Mittelalters,  von  G.  Liebe.  -—  Zur  Geschichte  dea  FoDdaco  dei  Tedeethi  te_ 
Venedig,  von  H.  Simonsfeld  (München).  —   etc. 

Zeitschrift  nir  die  gesamte  Staats  Wissenschaft.     Hrsg.  von  A.  Schlifla.     Jahrg.] 
(Jubiläamsband),  Heft  3 :  Geaets  und  Budget,    von  (Prof.)  Frieker.   —  Ueber    die 
Entwicklung    des  Gomeindeatenerwesens    auf    Grund    des    preursischen  Kommstnalab 
geeetees  vom  14.  Juli  1898.  —  Zar  Errichtung  der  Bandwerks-  uad  der  LandwirtaekaAl»' 
kammero.  —  Die    selbstlndige  Entstehung   des    deotscben  Konsulates,  von    L.  Wlrrsr.  — 
Hocbmsls    so  Marx*  Werttheorie,    von    Scbubert-Soldern.  —  Die  Bewegung    Ifir  polltiadkB 
und  bände Upoli tische  Föderation  des  brttiseben  Weltreichs.  —  etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrecbtawissenschaft.  Band  XIV,  Heft  8  u  4: 
August  V.  Kries  f,  von  Rob.  v.  Hippel,  -—  Die  Vemeioting  der  Willensfreiheit  \m 
Determinismus^  von  H.  Ortloff  (Weimar),  Forts  ^  Die  neuem  Erscheinungen  auf  krioiatl- 
anthropologischem  Gebiete  und  ihre  Bedeutung,  von  Kicke.  —  Die  ethiscbaii  Ontsdlagia 
dea  Schuldbegriffs,  von  H.  Liepmann  (Halle  a./S.).  —  Der  norwegische  Strafgasataeotwitf 
besprochen  von  (Prof.)  Lammasch  (Wien).  —  Die  deutsche  ätrafgesetcgebung  wom  JsJhrt 
1893,  von  H.  Seuffert  (Bonn).  —  Welche  Wirkung  hat  nach  franaoeisebem  Badit  die 
Miedertegung  von  Pflichtexemplaren  einer  Drucksache  oder  einer  sonstigeD  aur  Vcrftlhal- 
Uchung  bestimmten  Vervteirkltigung?  von  (LandGerR.)  MeUar  (Leipaig)*  -^  etc. 
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